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Das  Recht  der  Üehersetzung  in  fremde  Sprachen  behalte  ich  mir 
hiermit  vor, 

Dr.  Paul  Hikschiüs. 


VORWORT. 


Die  vorliegende  erste  Abtheilung  des  vierten  Bandes  beginnt  mit  der 
Darstellung  des  kirchlichen  Verwaltungsrechtes.  Die  Gründe,  weshalb  ich 
mich  dem  von  E.  Friedberg,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  Leip- 
zig 1884,  S.  VL  XII,  gewählten  und  von  ihm  als  der  Natur  des  kirchen- 
rechtlichen Stoffes  entsprechend  bezeichneten  System  nicht  habe  anschliessen 
können,  sind  von  mir  in  dem  einleitenden  §.  198  näher  dargelegt.  Vielleicht 
spricht  es  für  das  Zutreffende  der  von  mir  gemachten  Anordnung,  dass  in 
Folge  derselben  einzelne  Lehren,  wie  die  von  den  res  sacrae  (§.  206)  und  von 
dem  Asylrecht  (§.  221)  aus  der  bisher  ihnen  gegebenen,  nicht  angemessenen 
Stellang  im  kirchlichen  Vermögensrecht  haben  entfernt  werden  können,  und 
dass  mein  System  es  bedingt  hat,  eine  Reihe  von  Fragen  (vgl.  §§.  215. 
217 — 220.  223.  224)  überhaupt  zum  ersten  Male  oder  wenigstens  eingehender 
als  bisher,  juristisch  zu  erörtern. 

Bei  den  beiden  ersten  Kapiteln  des  Verwaltungsrechtes,  in  welchen 
Rechtsinstitute  als  solche  nicht  in  Frage  kommen,  konnte  es  sich  nur  darum 
handeln,  die  juristischen  Seiten  der  betreffenden  Materien  zu  erfassen  und 
zu  behandeln.  Auf  Dogmatik  und  Litnrgik  bin  ich  dabei  nur  in  so  weit 
eingegangen,  als  dies  fUr  das  Verständniss  der  juristischen  Erörterungen, 
vor  Allem  bei  protestantischen  Benutzem  meines  Werkes,  erforderlich  war. 

E.  Friedberg  hat  a.  a.  0.  S.  VI.  sich  über  den  gegenwärtigen  Stand 
der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  Eirchenrechts  dahin  ausgesprochen, 
dass  das  eigentliche  juristische  Element  gegenüber  dem  theologischen  durch- 
aus vernachlässigt  worden  sei,  und  auch  die  Darstellung  des  heutigen  Rechts 
immer  noch  mehr  einen  statistischen  Charakter,  als  den  einer  juristischen 
Durchdringung  des  umfangreichen  Stoffes  aufweise.  Ausser  den  von  ihm  als 
Vorbild  benutzten  staatsrechtlichen  Schriften  Gerbers  (und  selbstverständlich 
seinem  eigenen  Lehrbuch)  bezeichnet  er  unter  den  kirchenrechtlichen  Schriften 
allein  Rittners  österreichisches  Eherecht  und  Singers  Studien  über  das  Ordens- 


VI  Vorwort. 

wesen  als  diejenigen,  welche  in  der  von  ihm  für  richtig  erachteten  Behandlongs- 
weise  einen  Fortschritt  zeigen.  Dieses  absprechende  Urtheil  hat  mich  nicht 
veranlassen  können,  mit  ihm  in  eine  Erörterung  über  den  Begriff  der  juristischen 
Methode  einzutreten,  noch  von  meiner  bisherigen  Methode  der  Behandlung 
des  Kirchenrechts  abzugehen,  da  in  der  betreffenden  Auflage  seines  Lehr- 
buches mein  Werk,  wie  Thaner  in  Grünhut,  Zeitschrift  für  das  Privat- 
und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart.  Wien.  Bd.  12.  S.  273  bemerkt: 
,, manchem  Paragraph  zu  Grunde  liegt'S  also  Friedberg  selbst  min- 
destens, soweit  es  sich  um  die  praktische  Handhabung  der  Methode  handelt, 
die  meinige  nicht  für  eine  statistische  und  das  juristische  Element  durchaus 
vernachlässigende  erachtet  haben  dürfte.  — 

Auf  vielfache,  mir  gegenüber  geäusserte  Wünsche  habe  ich  Veranstal- 
tung getroffen,  dass  der  letzten  Abtheilung  dieses  Bandes  ein  alphabetisches 
Register  über  sämmtliche  bisher  erschienenen  Theile  beigegeben  wird. 

Endlich  bitte  ich,  die  nachstehende  Berichtigung  zu  beachten.  Sie  ist 
erforderlich  geworden,  weil  der  betreffende  Bogen  schon  gedruckt  war,  ehe 
die  Vorlage  zu  dem  neuesten  preussischen  Kirchengesetz  vom  21.  Mai  1886 
dem  Herrenhause  zugegangen  ist. 

Berlin,  den  29.  Juni  1886. 

Der  Verfasser. 


S.  21  ist  Anm.  7  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

Die  wissenschaftliche  Staatsprüfung,  Bd.  IL  S.  504,  ist,  nachdem  das  Gesetz  vom  31.  Mai 
1882,  Art.  3.  Abs.  1  (»»Von  Ablegnng  der  im  §.  4  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873,  Gesetz- 
Samml.  S.  91,  vorgeschriebenen  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  sind  diejenigen  Kandidaten 
befreit,  welche  durch  Vorlegung  von  Zeugnissen  den  Nachweis  führen,  dass  sie  die  Entlas- 
sungsprüfung auf  einem  Deutschen  Gymnasium  abgelegt,  sowie  ein  dreijähriges  theologisches 
Studium  auf  einer  Deutschen  Universität  oder  auf  einem  in  Preussen  bestehenden  kirch- 
lichen Seminare ,  hinsichtlich  dessen  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  den  Ersatz  des 
Universitätsstudiums  durch  das  Studium  auf  diesem  Seminar  erfüllt  sind,  zurückgelegt  und 
während  dieses  Studiums  Vorlesungen  aus  dem  (Gebiete  der  Philosophie ,  Geschichte  und 
Deutschen  Litteratur  mit  Fleiss  gehört  haben",  vgl.  auch  die  Ministerial-Reskripte  v.  29.  Juni 
1882,  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  Kirchenrecht.  18,  177  u.  178)  die  bezeichneten  Erleichte- 
rungen eingeführt  hatte,  durch  das  Gesetz ,  betr.  Abänderungen  der  kirchenpolitischen  Ge- 
setze V.  21.  Mai  1886  Art  1 :  „Zur  Bekleidung  eines  geistiichen  Amtes  ist  die  Abiegung  einer 
wissenschaftlichen  Staatsprüfung  nicht  erforderlich.  Die  entgegenstehenden  Bestimmungen 
in  den  §§.  4  und  8  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873,  Gesetzsamml.  S.  191 ,  sowie  im  Artikel  3 
des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1882,  GesetzsammL  S.  307,  werden  aufgehoben'',  ganz  beseitigt 
worden. 


Vorwort  zur  zweiten  Abtheilung. 


Das  vorliegende  Schiassheft  der  zweiten  Abtheilung  dieses  Bandes  be- 
ginnt in  Gemässheit  des  S.  3.  4  dargelegten  Planes  mit  dem  5.  Kapitel  des 
Verwaltangsrechtes,  der  Lehre  yon  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar- 
strafgewalt.  Bei  dem  Umfange  des  Gegenstandes  war  es  unmöglich,  das 
Kapitel  in  diesem  Bande  zum  Abschluss  zu  bringen,  falls  der  letztere  nicht 
zu  unförmlicher  Stärke  anschwellen  sollte.  Wenn  ich  die  Darstellung  mit 
dem  Ende  der  Merovingerzeit  abgebrochen  habe,  so  hat  mich  ausser  dem 
eben  gedachten  Umstände  dazu  auch  der  Grund  bewogen,  dass  ich  vielfach 
zu  Ergebnissen  gelangt  bin,  welche  von  den  herrsehenden  Ansichten  wesent- 
lich abweichen,  und  dass  es  mir  wttnschenswerth  erschien,  die  gewonnenen 
Besultate  schon  jetzt  zu  veröffentlichen,  um  für  mein  Fortarbeiten,  da  es 
sich  bei  ihnen  um  die  Grundlagen  und  die  Ausgangspunkte  der  Entwicklung 
bandelt,  die  Urtheile  der  Fachgenossen  über  meine  Auffassungen  verwerthen 
zu  können.  Kann  man  auch  die  Literatur  des  kirchlichen  Strafrechts  als 
eine  verhältnissmässig  reiche  bezeichnen,  so  fehlt  es  doch  bisher  an  einem 
Versuch,  die  geschichtliche  Entwicklung  desselben  nach  allen  in  Frage 
kommenden  Bichtungen  darzulegen.  Ja,  die  Methode,  welche  in  den  neueren 
einschlägigen  Werken  von  Katz  und  München,  zum  Theil  auch  in  den 
Monographieen  von  Kober  angewendet  ist,  die  Quellen  der  verschieden- 
sten Zeiten  als  gleichwerthig  und  das  corpus  iuris  canonici  wie  ein  einheit- 
liches, modernes  Strafgesetzbuch  zu  behandeln,  hat  sogar  die  Einsicht  in 
die  historische  Entwicklung  mehr  getrübt  als  gefördert.  Auch  Löning  hat 
in  seiner  verdienstlichen  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  sich  in 
einzelnen  wichtigen  Punkten,  so  in  Betreflf  der  kirchlichen  Strafen  und  des 
Strafmittelsystems,  noch  zu  vertrauensvoll  auf  die  Ergebnisse  der  bisherigen 
Untersuchungen  verlassen,  obwohl  diese  nicht  einmal  den  Inhalt  und  den 
Sprachgebrauch  des  leicht  benutzbaren  Kreises  der  älteren  orientalischen. 
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gallischen  und  spanischen  Konzilien  in  eingehender  Weise  berücksichtigt 
haben,  und  es  dadurch  sowie  durch  die  yorgefasste  Meinung,  dass  die  kirch- 
lichen Strafmittel  sich  in  ihrem  Wesen  stets  gleich  geblieben  sind,  verschul- 
det worden  ist,  dass  bis  heute  über  die  Bedeutung  gewisser  häufig  vor- 
kommender Ausdrücke  (s.  S.  699.  701.  706  flf.)  noch  fortwährendes  Schwanken 
herrscht,  und  einzelne,  in  der  älteren  Zeit  vorkommende  Strafen  völlig  un- 
beachtet und  unbekannt  geblieben  sind. 

Das  in  der  Vorrede  zur  ersten  Abtheilung  in  Aussicht  gestellte  alpha- 
betische Register  über  die  bisher  erschienenen  vier  Bände,  dessen  Anfertigung 
ich  der  Bereitwilligkeit  des  Herrn  Referendars  J.  von  Lyskowski  ver- 
danke, ist  diesem  Bande  am  Schluss  beigefügt.  Künftighin  soll  jedem  Bande 
ein  solches  beigegeben  werden. 

Endlich  bitte  ich,  bei  der  Benutzung  des  Buches  die  Nachträge  (nament- 
lich zu  S.  21  ff.  und  S.  557  ff.),  welche  sich  auf  die  seit  der  Herausgabe 
der  früheren  Abtheilungen  in  Freussen,  Hessen  und  Baden  eingetre- 
tenen Veränderungen  beziehen,  zu  beachten. 

Berlin,  den  27.  Juli  1888. 

Der  Verfasser. 
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Erstes   Buch: 

Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch 

dieselbe. 

Dritter  Abschnitt. 
Die  Finktitnen  der  kireUiehen  Leitugsergane. 

Zweite  Abtheilung. 
Das  MroUiche  Verwaltungsrecht. 

§.  198-     Einleitung,     Die  verschiedenen  Gebiete  der  kirchlichen  Verwaltung,     Uehersicht 
über  die  Anordnung  der  zweiten  Abtheiktng. 

Wesentlicher  Zweck  aller  Thätigkeit  der  Kirche  ist  die  Entsündigong  und  die 
Heiligung  des  menschlichen  Lebens.  Diesem  dient  in  erster  Linie  die  Ausübung 
der  d&r  Eirche  übertragenen  potestaa  ordims  und  der  ihr  zustehenden  poteatas  ma- 
gisterü^.  Beide  richten  sich  unmittelbar  auf  den  Zweck ,  zu  welchem  die  Kirche 
gestiftet  ist.  Die potestas  iurisdictionis,  welche  der  letzteren  femer  zukommt,  hat  nur 
die  Aa%abe,  die  ordnungsgemSsse  und  gedeihliche  Ausübung  der  beiden  erstgedach- 
ten Vollmachten  zu  ermöglichen  und  zu  sichern.  Die  Verwaltung  der  potestas  or- 
dinis  und  der  potestas  magisterii  nimmt  daher  vom  kirchlichen  Standpunkte  aus  die 
wichtigste  Stelle  unter  den  yerschiedenen  Funktionen  der  kirchlichen  Leitungsorgane 
ein,  und  es  treten  dagegen  die  übrigen  Th&tigkeiten  der  kirchlichen  Verwaltung  — 
die  Regelung  und  Leitung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus, 
die  Betheiligung  an  dem  Unterricht  der  Laien,  die  Handhabung  der 
Zucht-,  Disciplinar-  und  Strafgewalt,  die  Verwaltung  der  Gerichts- 
barkeit in  streitigen  kirchlichen  oder  in  sonstigen  mit  kirchlichen 
Einrichtungen  im  Zusammenhang  stehenden  Angelegenheiten,  sowie 
endlich  die  kirehliche  Vermögens-  und  Pinanzverwaltung  —  zurück. 

Für  das  Gebiet  des  Kirchenrechts  liegt  die  Sache  aber  gerade  umgekehrt.  Da 
die  Lehre  von  der  potestas  iurisdicüoms  seinen  wesentlichen  Lihalt  ausmacht,  so  fUlt 
die  Darlegung  der  diese  Thätigkeiten  beherrschenden  Normen  dem  Kirchenrechte 
entweder ,  wie  dies  in  Betreff  der  Handhabung  der  Zucht- ,  Disciplinar-  und  Straf- 
gewalt und  Verwaltung  der  streitigen  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  der  Fall  ist,  aus- 
schliesslich anheim,  oder  wenigstens  in  soweit,  als  es  sich  dabei  —  und  hier  kommt 
die  Leitung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus,  sowie  die  kirchliche  Ver- 
mögens- und  Finanzverwaltung  in  Frage  —  um  rechtliche  Normen  handelt. 
1  S.Bd.  I.  S.  163  flf. 

H  i  B  8  c  k  i  Q  8 ,  Kirehenrecht  lY.  | 


2  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  198. 

Die  Lehre  von  der  potestas  ordirUs  (die  Spendung  der  Sakramente  und  Sakra- 
mentalien, sowie  die  Verwaltung  des  Gottesdienstes)  und  die  Lehre  von  der  potestas 
magisterii  gehören  dagegen  als  solche  nicht  in  das  Kirchenrecht.  Die  Begriffe:  Sa- 
krament, Sakramentalien,  die  verschiedenen  Arten  des  Gottesdienstes,  der  Inhalt  der 
durch  die  Verwalter  der  potestas  magisterii  darzulegenden  Lehre  haben  an  sich  mit 
dem  Rechte  nichts  zu  thun.  Indessen  untersteht  die  Ausübung  der  beiden  Voll- 
machten immer  gewissen  Rechtsnormen,  und  die  Objekte  der  betreffenden  kirch- 
lichen Thätigkeiten,  die  Sakramente  und  die  heiligen  Handlungen,  sind  rechtlich  nicht 
ohne  Bedeutung. 

Das  Kirchenrecht  bestimmt  einmal ,  freilich  in  Abhängigkeit  von  dem  Dogma, 
wer  zur  Ausspendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien  berechtigt  ist,  ebenso 
wer  die  Befugniss  besitzt,  den  Glauben  der  katholischen  Kirche  zu  lehren,  nicht  min- 
der wer  ein  Recht  auf  die  Spendung  der  einzelnen  Sakramente  und  Sakramentalien  hat, 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  einzelne  Gläubige  verpiiohtet  ist,  solche  zu 
empfangen.  Ebenso  entscheidet  dasselbe  über  die  Befugniss  zur  Anordnung  des 
Gottesdienstes ,  sowie  über  die  Pflicht  zur  Abhaltung  und  zum  Besuche  bestimmter 
Arten  desselben. 

Femer  erzeugen  einzelne  Sakramente  und  einzelne  Sakramentalien  rechtliche 
Wirkungen,  wie  z.  B.  die  Taufe  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  gewährt  und  die 
Konsekration  und  Benediction  unter  Umständen  einer  Sache  den  Charakter  als  res 
Sacra  giebt^  Der  Empfang  eines  bestimmten  Sakramentes  bildet  weiter  die  Voraus- 
setzung für  die  Erwerbung  kirchlicher  Rechte,  so  ist  die  Ablegung  der  Beichte  eine 
der  Vorbedingungen  des  Empfanges  der  höheren  Weihen,  und  die  Ordination  wird 
für  die  Erlangung  hierarchischer  Stellungen  erfordert  \  Endlich  kommen  die  Vor- 
aussetzungen, welche  die  gültige  Spendung  eines  Sakramentes  und  eines  Sakramen- 
tales in  dogmatischer  oder  liturgischer  Beziehung  bestimmen,  weil  von  der  Gültigkeit 
zugleich  die  rechtliche  Existenz  und  Rechtswirkung  abhängt,  indirekt  auch  als  recht- 
liche Voraussetzungen  in  Betracht  und  dasselbe  gilt,  wenn  der  Rechtspflicht  zum 
Empfange  eines  Sakramentes  nur  dadurch  genügt  werden  kann ,  dass  die  Spendung 
desselben  gültig  erfolgt. 

Aus  diesen  Ausführungen  ergiebt  sich,  dass  eine  Darlegung  der  bei  der  Ver- 
waltung der  potestas  ordinis  und  der  potestas  magisterii  in  Betracht  kommenden  Rechts- 
normen nicht  von  einer  Darstellung  des  Kirchenrechtes  ausgeschlossen  werden  kann, 
wie  dies  seitens  einzelner  neuer  Bearbeiter  desselben  ^  geschehen  ist.  Wenn  demnach 


1  Ferner  l>egründen  Taufe  und  Konflimatlon  Yorhebt,  dass  es  für  die  Sakiameute  im  Kirchen- 
dasEhehindemisB  der  geistlichen  Verwandtschaft,  recht  wohl  keinen  Abschnitt  gebe,  nnr  Insoweit 
und  die  Abnahme  der  Beichte  führt  für  den  beizustimmen,  {als  es  sich  um  die  Lehre  von  den 
Beichtvater  die  Pflicht  des  Beichtgeheimnisses  Sakramenten  als  solchen  handelt,  nicht  aber,  so- 
herbei.  weit  die  die  Verwaltung  derselben  betreffenden 
3  Bd.  J.  S.  1  u.  Bd.  II.  S.  480  ff.  Rechtsnormen  in  Betracht  kommen.  Dasselbe 
3  Vgl.  Schulte  K.  B.  I.  10  ff.,  ferner  des-  gilt  femer  für  seine  gleichlautende  Bemerkung 
8 en  Lehrbuch  3.  Aufl.  und  Verl ng,  Lehrb.  d.  über  die  Messe.  Die  meisten  Bearbeiter  des 
K.  R.  2.  Aufl.  Es  ist  daher  nicht  richtig ,  wenn  Kirchenrechts  haben  daher  auch  die  betreffenden 
Schu  Ite  a.  a.  0.  S.  12  Anm.  10  sagt,  dass  man  Materien,  an  sich  völlig  mit  Recht,  in  ihre  Dar- 
die  letzte  Oelung  schwerlich  im  Rechtssysteme  Stellung  hineingezogen,  freilich  dabei  die  recht- 
unterbringen kann.  Für  dasselbe  kommt  die  Frage  liehe  Seite,  in  Folge  der  Vernachlässigung  der 
nach  dem  Rechte  der  Spendung  und  der  Berech-  letzteren  durch  die  bisherigen  wissenscWtlioheu 
tigung,  diese  zu  fordern ,  sicherlich  in  Betracht.  Behandlungen,  viel  zu  wenig  in  den  Vordergrund 
Auch  ist  Schulte,  wenn  er  ferner  a.  a.  0.  her-  gestellt. 


§.  198.]  Das  kirchliche  Verwaltungsrecht.  Einleitung.  3 

die  hierher  gehörigen  kirchlichen  Thfttigkeiten  innerhalb  des  Systemes  des  Kirchen- 
rechtes behandelt  werden  müssen,  so  erscheint  «es  geboten ,  sowohl  der  potestas  or- 
dinis  als  anch  der  potestas  magisterii  einen  besonderen  Abschnitt  zu  widmen  i. 

Abgesehen  von  der  Verwaltung  der  Heilsgüter  und  des  Gottesdienstes ,  sowie 
der  kirchlichen  Lehrgewalt ,  kommen  für  das  Gebiet  des  kirchlichen  Verwaltungs- 
reehtes  noch  die  oben  S.  1  gedachten  Thätigkeiten  in  Betracht.  Die  Handhabung 
der  Aufsicht  und  der  Visitationen  durch  die  Kirchenbehörden  gehört  zwar  ebenfalls 
EU  den  Funktionen  der  kirchlichen  Leitungsbehörden ,  aber  wie  die  Ausübung  des 
Gesetzgebungsrechtes  allen  eben  erwähnten  Thätigkeiten  insofern  selbstständig 
g^enflbertritt,  als  dadurch  die  allgemeinen  gesetzlichen  Grundlagen  geschaffen 
werden,  nach  denen  die  Verwaltung  auf  den  verschiedenen  Gebieten  zu  führen  ist, 
8o  soll  durch  die  Aufsicht  und  die  Visitation  nicht  nur  die  gesetzmässige  Verwaltung, 
sondern  auch  die  Ausübung  des  Gesetzgebungs-  und  Verordnungsrechtes  der 
Kirebenbehörden  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  gesichert  und  nöthigenfalls 
bewirkt  werden.  Von  diesem  Standpunkt  aus  ergiebt  sich  innerhalb  der  Funktionen 
der  kirchlichen  Leitungsorgane  eine  Gleichstellung  des  Gesetzgebungs-  und  Verord- 
nnngsrechtes ,  des  Aufsichts- und  Visitationsrechtes,  sowie  der  Rechtssätze ,  welche 
sich  auf  die  übrigen,  schon  vorhin  aufgezählten  Gebiete  der  kirchlichen  Thätigkeiten 
besieben^.  Es  war  daher  die  Lehre  vom  Gesetzgebungsrecht,  wie  geschehen  (s. 
Bd.  in.  S.  669  ff.)  in  einer  ersten  Abtheilung  voranzustellen  und  die  Lehre  vom 
Anfeichts-  und  Visitationsrecht  zu  einer  eigenen  dritten  und  letzten  Abtheilung  aus- 
zusondern. 

Was  speciell  die  Zweige  der  kirchlichen  Verwaltung  betrifft,  welche  demnach  in 
der  jetzt  folgenden  zweiten  Abtheilung,  dem  kirchlichen  Verwaltungsrechte  im 
eigentlichsten  Sinne  zu  behandeln  sind ,  so  erscheint  mir  innerhalb  dieser  die  nach- 
stehende Anordnung  am  zweckentsprechendsten : 

I.Verwaltung  der  heiligen  Handlungen  und  des  Gottesdienstes. 
2.  Verwaltung  der  kirchlichen  Lehrgewalt.     3.  Regelung  und  Lei- 

1  Was  speciell  die  Lehre  von  der  Sakraments-  Kultus  behandelt,  obwohl  doch  die  Ehehinder- 
▼erwaltang  betriift ,  so  war  Ton  der  Ordination  nisse,  das  Verlöbnlss  sowie  die  Ehetrennnng  ab- 
schon  Bd.  I.  S.  1  ff.  ans  den  dort  angegebenen  solut  nichts  mit  dem  Kultus  zn  thnn  haben. 
Gründen  zn  handeln.  Das  Sakrament  der  Ehe  ^  Die  Lehre  von  den  Kirchenämtern  habe  ich 
nimmt  eine  eigenartige  Stellung  ein  insofern,  als  in  dem  Abschnitte:  „Der  zur  Leitung  der  Kirche 
die  Schliessung  derselben  weder  ein  gottes-  bestimmte  Organismus"  behandelt  (s.  Bd.  II. 
dienstlicher  Akt  ist,  noch  ein  kirchlicher  Amts-  S.  364  ff.),  weil  die  Ausübung  der  Verwaltungs- 
trager  dabei  (wenigstens  der  herrschenden  An-  thätigkeiten  das  Vorhandensein  dazu  berufener 
sieht  nach,  s.  Schulte,  Eherecht  S.  7)  als  Organe,  also  auch  die  Ergänzung  des  betreffeu- 
spendender  minister  mitwirkt.  Zudem  ist  das  den  Organismus  durch  neue  Aemter  und  durch 
Vorhandensein  der  rechtlichen  Voraussetzungen  Besetzung  der  erledigten  Yoraussetzt.  Friedberg 
der  Ehe  Bedingung  für  das  gültige  Zustande-  a.  a.  0.  S.  239  ff.  stellt  dagegen  die  Lehre  von 
kommen  des  Sakramentes ,  während  bei  den  der  Errichtung  und  Aufhebung ,  der  Besetzung 
übrigen  Sakramenten  gerade  umgekehrt  die  et-  und  Erledigung  der  Kirchenämter  unter  die  Ver- 
wftigen  Reehtswirkungen  allein  unter  der  Bedin-  waltung  im  eigentlichen  Sinne ,  trotzdem  ex  für 
gong  eintreten,  dass  die  dogmatischen  Vorsehrif-  sein  System  den  Anregungen  Gerbers  für  die  ver- 
teil über  ihre  Spendung  erfüllt  sind.  Kurz  die  wandte  Disciplin  des  Staatsrechtes  gefolgt  ist, 
Ehe  kommt  für  das  Kirchenrecht  als  Rechts-  und  gerade  dieser  (allgemeines  Staatsrechtes.  35 
inttttnt  in  Betracht,  und  darum  stelle  ich  sie  ff.,  ebenso  wie  andere,  Tgl.  z.  B.  La  band, 
ideht  hierher,  sondern  in  das  zweite  Buch:  Von  deutsches  Staatsrecht  I.  291  ff.  und  G.  Meyer, 
den  Rechten  und  Pflichten  der  Kirchenglieder.  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  2.  Aufl.  S.  276  ff.) 
Es  überrascht ,  wenn  Friedberg,  Lehrb .  d.  die  entsprechenden  Materien  im  Staatsrecht  unter 
K.  R.  2.  Aufl. ,  welcher  besonderen  Werth  auf  den  Abschnitten :  „Von  den  Organen  des  Staates 
die  Systematik  des  Kirchenrechts  legt,  das  ganze  oder  der  Organisation  der  Staatsbehörden''  be- 
Eho^eeht  (s.  S.291  ff.)  unter  der  Verwaltung  des  handelt. 

1* 
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tung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus.  4.  Betheilignng 
der  Kirche  an  dem  Unterricht  der  Laien.  5.  Handhabung  der  Zucht-, 
Disciplinar-  und  Strafgewalt.  6.  Verwaltung  der  streitigen  kirch- 
lichen Oerichtsbarkeit,  und  endlich  7.  kirchliche  Vermögens-  und 
Finanzverwaltung. 

Die  ersten  beiden  Funktionen  dienen  den  wesentlichen  Zwecken  der  Kirche, 
welche  zu  heiligen ,  femer  den  christlichen  Glauben  zu  lehren ,  zu  verbreiten  und  zu 
befestigen  hat.  Sie  müssen  wegen  ihrer  hervorragenden  Bedeutung  für  die  Kirche 
vorangestellt  werden. 

Nach  der  Auffassung  der  Kirche  kann  sie  diese  Zwecke  aber  nur  erfüllen,  wenn 
sie  selbst  die  geeigneten  Personen  dafür  zu  erziehen  und  auszubilden  im  Stande  ist. 
Weiter  erscheint  nach  ihrer  Anschauung  die  Wirksamkeit  ihrer  auf  ihre  wesentlichen 
Aufgaben  gerichteten  Thfttigkeiten  erst  dadurch  völlig  gesichert,  dass  sie  auch  einen 
bestimmten  Einfluss  auf  die  Erziehung  und  Bildung  der  Laien  überhaupt  auszuüben 
hat.  Desshalb  lassen  sich  den  ersten  beiden  Kapiteln  die  Kapitel  3  und  4  ohne 
Zwang  anreihen. 

Während  die  Erziehung  des  Klerus  und  der  Laien  positive  Förderungsmittel  einer 
gedeihlichen  Wirksamkeit  der  Kirche  sind,  betrifft  die  Handhabung  der  Zucht,  Disci- 
plinar- und  Strafgewalt  die  Hinwegräumung  deijenigen  Einflüsse  und  Verhältnisse, 
welche  eine  solche  stören,  schädigen  und  gar  ausschliessen. 

Die  Ausübung  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  in  kirchlichen  Angelegenheiten  und 
in  Rechtssachen  der  Kleriker  (Kap.  6)  soll  das  Eingreifen  einer  fremden  Afacht  in 
die  kirchlichen  Dinge  und  in  die  Verhältnisse  der  Geistlichen ,  sowie  die  dadurch 
nach  der  kirchlichen  Annahme  entstehenden  Schädigungen  fernhalten  und  reiht  sich 
unter  diesem  Gesichtspunkt  als  ferneres ,  freilich  nicht  so  wesentliches  und  wichtiges 
Schutzmittel  der  im  Kap.  5  besprochenen  Verwaltung  an. 

Endlich  bedarf  auch  die  Kirche,  um  ihre  Zwecke  erfüllen  zu  können,  der  welt- 
lichen Güter,  es  ergiebt  sich  also  als  letztes  Kapitel  (7)  die  Lehre  von  der  Vermögens- 
und Finanzverwaltung  der  Kirche ,  in  welchem  zugleich  von  dem  zu  wohlthätigen 
Zwecken  gewidmeten  Vermögen  zu  handeln  sein  wird  i. 

*  Auf  diese  Weise  wird  man  meines  Dafürhaltens  am  meisten  der  Eigenthümlich- 
keit  deijenigen  Organisation,  um  deren  Recht  es  sich  hier  handelt,  gerecht,  jedenfalls 
mehr  als  Friedberg,  welcher  freilich  S.  VI  von  seinem  Systeme  erwartet,  dass  es 
als  ein  juristisches  richtiges  und  der  Natur  des  kirchenrechtlichen  Stoffes  entspre- 
chendes erkannt  wird^. 

1  Abweichend  Ton  Filedbeig  S.  381,  wel-  Klerus).  5.  WohlthätigkeitBanstalten.   6.  Kirch« 

eher  die  Wohlthädgkeitsanstalten  (ab  Abth.  5)  liehe  YermögeusTerwaltang.    Weshalb  ich  diese 

der  kirchlichen  YermdgensTerwaltoug  (Abth.  6)  Systematik  nicht  für  angemessen  halte,  ergiebt 

koordinirt.  sich  znm  grössten  Theil  ans  meinen  Torstehen- 

3  Soweit  es  sich  um  die  hier  in  Frage  stehen-  den  Ansführangen.    Hier  habe  Ich  nur  noch  zn 

den  Materien  handelt,   disponirt  er  folgender-  bemerken,  dass  die  Ausscheidung  der  kirchlichen 

maassen :    Das  kirchliche  Verwaltungsreoht.    I.  Gerichtsbarkeit  Yon  der  Verwaltung  im  elgent- 

Rechtserzeugende  Gewalt  (Gesetzgebung  liehen  Sinne  wohl  dem  Wesen  des  modernen 

etc.).    II.    Kirchliche   Gerichtsbarkeit.  Staates,  aber  nicht  dem  der  katholischen  Kirche 

1.  GiYilgerichtsbarkeit.  %  Straf-  und  Discipli-  entspricht.  Die  Gerichtsbarkeit  im  eigentlichen 
nargerichtsbarkeit.  III..  Verwaltung  im  Sinne  gehört  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  zum 
eigentlichen    Sinne.      1.    Aufsichtsrecht.  Leitungs-    und    Verwaltungsrecht   (zur    iuris- 

2.  Aemteigewalt.  3.  Verwaltung  des  Kultus.  dictio),  lässt  sich  also  im  System  nicht  davon  ab- 
4.  Sorge  für  das  Unterrichtswesen  (Laien  und  trennen. 
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Erstes  Kapitel:  Die  Verwaltung  des  ordo  [der  Sakramente  und  der  übrigen 

heiligen  Handlungen  *) . 

§  199.     I,  Im  Allgemeinen.     Die  Liturgie  j  die  liturgischen  Bücher  und  ihre  rechtliche 
Bedeutung,      Dm  Recht  zu  Anordnungen    in  Betreff  des    Gottesdienstes.     Die  staat- 
lichen Gesetzgebungen  in  Bezug  auf  die  gottesdienstliche  Verwaltung. 

I.  Einleitung.  Die  potestas  ordinis,  die  Weihegewalt,  begreift  die  Fähigkeit^, 
die  Sakramente  zu  spenden,  das  Opfer  Christi  durch  Verwandlung  von  Brot  und  Wein 
in  dessen  heiligen  Leib  darzubringen  und  die  Sakramentalien  ^  zu  verwalten.  Die 
Sakramente  und  das  Opfer  (die  Messe)  ^  sind  nach  der  katholischen  Auffassung 
göttlicher  Einsetzung.  Fflr  die  Verwaltung  der  Sakramentalien  hat  die  Kirche  wenig- 
stens den  allgemeinen  Auftrag  von  Christus  unter  Bestimmung  der  dabei  zu  ge- 
brauchenden, wesentlichen  Elemente  erhalten.  Die  Sakramente  und  Sakramentalien 
mflssen,  um  ihre  heiligende  Wirkung  zu  äussern,  dem  einzelnen  Gläubigen  gespendet 
werden,  aber  es  kann  dies  bei  den  meisten  öffentlich  in  der  Vereinigung  der  Gläubi- 
gen geschehen^.  Dasselbe  gilt  von  dem  unblutigen  Opfer  Christi,  der  Messe,  welche 
die  katholische  Kirche  in  den  Mittelpunkt  ihres  Gottesdienstes  gestellt  hat.  Eine 
solche  gemeinsame  Feier  der  heiligen  Handlungen  entspricht  dem  Bedürhiiss  des 
religiösen  Glaubens,  welcher  erst  die  Yolle  Befriedigung  in  der  gemeinsamen  Bethäti- 
gung  mit  denjenigen,  welche  denselben  Glauben  bekennen,  findet. 

'  Namentlich  mit  Rflcksicht  auf  dieses  Bedürfniss  haben  sich  die  Vollziehung  und 
die  Verwaltung  der  erwähnten  heiligen  Verrichtungen  in  der  Weise  ausgestaltet,  dass 
der  Kern  derselben  mit  einer  Anzahl  anderer  gottesdienstlicher  Handlungen  umkleidet 
worden  ist ,  welche  den  Zweck  haben ,  ihre  Bedeutung  dem  religiösen  Bewusstsein 
näher  zu  bringen,  und  sie  durch  Erbauung  der  Gemflther  der  Gläubigen' frucht- 
bringender und  wirksamer  für  die  letzteren  zu  machen.  Auch  das  Gebet ,  welches 
der  Vereinigung  der  Seele  mit  Gott  dient ,  um  ihm  Verehrung  und  Dank  entgegenzu- 
bringen und  ihm  Bitten  darzulegen,  hat  die  Kirche  nicht  nur  als  gemeinsames  in  den 
Dienst  dieser  feierlichen  Handlungen  gestellt ,  sondern  zugleich  als  selbstständiges 
Mittel  der  Heiligung  benutzt  und  Yerschiedene  gemeinsame  und  öffentliche  Gebets- 
dienste® eingerichtet.  Die  Gesammtheit  aller  dieser  Handlungen,  welche  den  äusseren 

i  Card,  de  Bona,   rer.  litargicar.  libri  II.  laa,  d.  Geist  des  kathol.  Knltas.   Wien  1853; 

Paris  1672.   Tanrin.  1749.  II.  Vol.;  cum  com-  Flnck,  kathol.  Liturglk.    Regensburg  18Ö3— 

ment.  Mst.  Rob.  Sala  ibid.  1763.  III.  Vol. ;  F.  1855.  2  Bde;  J.  B.  de  Herdt,  saciae  Uturgiae 

X.   Schmidt,    Liturglk  der  christkathol.  Re-  praxis  iuxta  ritum  romanum.    Lovanii  1852.  ed. 

Ugion.    Passau  1832.   3.  Aufl.  1840  —  1842.3  VU.  1883  «T.  3toml;  Bouii,  tractatus  de  iure 

Bde;  Job.  Marzohl  u.  Jos.  Schneller,  li-  liturgico.   Paris  1853.   ed.  III.    1873;    J.  Bal- 

turgia  Sacra  oder    die   Gebräuche    der  kathol.  d  esc  hl,  ausführliche  Darstellung  des  Romischen 

Kirche  etc.    Luzem  1834 — 1841.    4  Bde  in  7  Ritus,  herausgeg.  t.  M  t.  Montbach.   Regens- 

Tbln ;  A n  t.  A  d.  H  n og e k ,  christkath.  Liturgik.  bürg  1856. 

Prag  1835—1842.    5  Bde;  F.  A.   Stauden-  2  s.  Bd.I.  S.  1.  164. 

maier  ,  d.  Geist  des  Ghristenthnros  dargestellt  ^  Vgl.  unten  ^.  206. 

in  d.  heil.  Zeiten,  den  heil.  Handlungen  u.  der  ^  S.  unten  $.  208. 

heil.  Kunst.  Mainz  1835.  2.  Aufl.  1838.  2  Bde ;  ^  So  bei  dem  Abendmahl  oder  der  Eucharistie, 

Tossani  Jos.  Romstfe,   opera  liturgica.  ed.  der  Konfirmation  ,  der  Ordination  und  der  Taufe 

nov.  Mechlin.  1838  ;  L  ü  f  t ,  Liturgik  u.  wissen-  (namentlich  in  ilterer  Zeit,  s.  unten  %.  200). 

sehaftliche  Darstellung  des  kath.  Kultus.  Mainz  •  S.  z.  B.  Bd.  L    S.  143  u.  Bd.  II.    8.  141, 

1844—1847.   2  Bdo;   Job.   Hepp,  d.  Gottes-  Vgl.  weiter  unten  S- 209. 
dienst  d.  kath.  Kirche.  Mainz  1853;  M.  Terk- 
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Gottesdienst  bilden,  bezeichnet  man  mit  dem  Ausdruck :  Liturgie^  oder  auch  als 
officium  divinum  im  weiteren  Sinne  \ 

Für  die  Darstellung  des  Kirchenrechtes  kommt  die  Liturgie^  insofern  in  Betracht, 
als  es  sich  um  das  Recht  handelt ,  etwaige  sie  betreffende  Anordnungen  zu  erlassen 
und  darum,  wie  weit  die  rechtlich  bindende  Kraft  der  offiziellen  Bücher,  welche  diese 
enthalten  und  in  der  katholischen  Kirche  entstanden  sind,  reicht.  Weiter  steht  das 
Recht  in  Frage,  Innerhalb  des  durch  die  allgemein  bindenden  liturgischen  Vorschriften 
frei  gelassenen  Raumes  die  erforderlichen  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  des 
Gottesdienstes  zu  treffen. 

Die  Besprechung  der  eben  gedachten  Punkte  ftUlt  natnrgemAss  in  den  Rahmen 
dieses  einleitenden  Paragraphen ,  w&hrend  eine  Besprechung  der  Berechtigung  und 
Verpflichtung  zur  Spendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien,  sowie  zur  Vor- 
nahme der  anderen  gottesdienstlichen  Handlungen  bei  den  in  dieser  Beziehung  Yor- 
kommenden  Verschiedenheiten  und  dem  Mangel  allgemeiner  Normen  den  Einzel- 
erörterungen (§§  200  ff.)  vorbehalten  bleiben  muss.  Wohl  aber  sind  in  diesem  §. 
noch  die  Bestimmungen  der  neueren  Staatsgesetzgebungen ,  soweit  sie  sich  auf  die 
gottesdienstliche  Verwaltung  der  Kirche  im  Allgemeinen  erstrecken,  zu  behandeln. 
Des  weiteren  hat  sich  hieran  in  den  folgenden  §§. ,  da  die  Sakramente ,  wenngleich 
sie  vielfach  in  dem  allgemeinen  Gottesdienste  ihre  Stellung  finden ,  auch  eine  selbst- 
ständige Bedeutung  als  die  wichtigsten  Mittel  der  Heiligung  besitzen ,  die  Darlegung 
der  Rechtsnormen ,  welche  für  ihre  Spendung  und  bei  derselben  in  Frage  kommen, 
anzuschliessen ,  sodann  aus  demselben  Grunde  die  Besprechung  der  für  die  Verwal- 
tung der  Sakramentalien  geltenden  Rechtssätze.  Endlich  sind  die  rechtlichen  Vor- 
schriften für  die  verschiedenen  übrigen  gottesdienstlichen  Handlungen,  vor  allem  für 
die  Messe,  zur  Darstellung  zu  bringen. 

U.  Das  Recht  zum  Erlasse  von  liturgischen  Anordnungen  in 
seiner  geschichtlichen  Entwickelung.  Die  liturgischen  Bücher  der 
Kirche  und  ihre  verbindliche  Kraft.  Ihre  früheste  Ausbildung  hat  die  Li- 
turgie in  den  apostolischen  Earohen  erhalten.  Von  diesen  aus  haben  sich  die  hier, 
also  durch  die  Lokalkirchen  festgestellten  Formeln,  später  Ritualien,  Ritualbücher 
genannt,  weiter  verbreitet  und  es  sind  unter  Benutzung  derselben  auch  eine  Anzahl 
neuer  angefertigt  worden^.    Schon  seit  dem  5.  Jahrhundert  suchten  die  Päpste  den 

1  Im  engeren  Sinne  bedeutet  Litnigie,  wie  Real  -  Encyklopädie  d.  protest.  Theologie.  2. 
Bchon  in  ältester  Zeit  die  gemeinsame  Feier  der      Anfl.  5,  312  u.  9,  769. 

Eucharistie,  so  noch  beute  die  Feier  der  Messe.  ^Renaudot,    collectio  liturgiarum    orien- 

Probst,   Liturgie  der  drei  ersten  christlichen  talium.    Paris  1716.     2  tom.     Francof.   1847; 

Jahrhunderte.  Tübingen  1860.  S.  3.  Krazer,  de  apostolicis  nee  non  antlquis  eccle- 

2  de  Herdt  l.  c.  T.  I.  n.  1.  siarum  Occidental,  liturgiis  etc.  lib.  singularis. 

3  Die  Geschichte  derselben  gehört  nicht  hier-  Aug.  Ylndel.  1786;  £dm.  Martine,  de  an- 
her.  Vgl.  darüber  Jo.  Bapt.  Casalius,  de  tiquis  ecclesiae  ritibus.  Rotom.  1702.  3tomi; 
veteribus  sacris  Ohristianorum  ritibus.  Bom.  Jos.  AI.  Assemani,  codex  liturgicus  ecclea. 
1647;  Probst,  Lehre  und  Gebet  in  den  drei  univ.  Rom.  1749-— 66,  13  tom.  (unvollendet); 
erstenchristlichenJahrhuuderten.  Tübingen  1871  F.  A.  Zaccaria,  bibliotheca  ritualis.  Rom. 
(s.  auch  Anm.  1  a.  E.);  Harnack,  d.  chrlstL  1776 — 81.  2  tom.;  H.  A.  Daniel,  codex  lltur- 
Gemeindegottesdienst  im  apostolischen  und  alt-  glous  eccles.  univ.  Lips.  1847 — 1853.  4  tom. ; 
katholischen  Zeitalter.  Erlangen  1 854 ;  G.  Muratori,  Liturgia Romana  vetus.  Y enet.  1 748. 
Abeken,  der  Gottesdienst  der  alten  Kirche.  2tom. ;  Mabillon,  Museum  Italicum.  Paris 
BerUn  1853;  J.  W.  F.  Höfling,  die  Lehre  der  1687—89  u.  1724.  2  tom. ;  Mabillon,  de  U- 
ältesten  Kirche  Tom  Opfer  im  Leben  und  Kultus  turgia  Gallicana.  Paris  1685.  1729;  Gerbert, 
der  Christen.  Erlangen  1851;  v.  Zez schwitz,  Vetus  liturg.  Allemann.  San-Blas.  1776.  3  tom. 
Artikel:  Gottesdienst  u.  Liturgie  in:  Hexzog,  u.  Monumeuta  vet.  liturg.  Allemann.  ibid.  1779 
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in  Born  flbliohen  KultoB  ^  wenigstens  innerhalb  ihres  Maohtbereiches  zum  herrschen- 
den 2a  machen'.  Aber  trotzdem  haben  noch  Jahrhunderte  lang  die  Partlkolar- 
synoden^  über  Mtorgische  Angelegenheiten  Verordnungen  erlassen.  Seit  dem 
5.  Jahrhundert  erstrebte  man  dabei  wenigstens  die  Einheit  fttr  die  einzelnen  erz- 
bisehöfliohen  Provinzen^,  mitunter  auch  fdr  grössere  Bezirke^  oder  ganze  Länder, 
aber  daran ,  volle  Uniformitftt  in  der  ganzen  Kirche  herzustellen ,  hat  man  bis  zum 
8.  Jahrhundert  nicht  gedachte 

Seit  dieser  Zeit  wurde  indessen  in  Folge  der  Tendenz  der  karolingischen  Gesetz- 
gebung ,  die  kirchlichen  Einrichtungen  nach  dem  Vorbilde  der  römischen  Kirche  zu 
gestalten^,  auch  die  Gottesdienstordnung  im  Frankenreiche  mit  der  römischen  theil- 
weise  in  Uebereinstimmung  gebracht^.   Wenngleich  diese  Bestrebungen  in  der  frän- 


ff.  4tom. ;  Heinr.  Denzlnger,  ritus  Orien- 
UUum,  Coptor.y  Syrer,  et  Armenior.  in  admiui- 
stiuidiB  saoramentU.  Wlrceborg.  1864.  2  tom. 

1  Ansgabeu  des  sog.  ordo  Romanus  yulgatus  von 
Georg  Cass  ander.  Colon.  1559. 1Ö61 ;  dann  in 
M.  Hittorp,  de  divinis  oatholicis  offldis  ac 
ministeriis  eto.  Colon.  1568.  Rom.  1591.  Paris 
1610. 1612  und  TonG.  Ferrarius.  Rom.  1591. 
Paris  1610.  1624.  FAnfzehn  (bez.  16)  ordines 
Romani  sind  herausgegeb.  in  Mabillon  mus. 
Ital.  (s.  vor.  Anm.  und  anoh  Migne,  patrolog. 
78,  851  iL).  Den  ältesten  (daselbst  no  U.),  auch 
beiMuratori(2, 289 ff.)  legt  man  dem  Biichof 
Gelasius  I.  (-1*496)  bei,  obschon  die  ordines  Ro- 
mani nur  Einzelnes  enthalten,  was  aus  den  Zeiten 
desselben  und  Gregors  I.  (4*604)  herrührt,  vgl. 
Rheinwald  in  Ersch  u.  Gruber,  allgem. 
Enoyklopädie.  Sekt  III.  Th.  V  u.  d.  Wort :  Ordo 
Romanus;  CL  Meckel,  üb.  d.  Alter  der  beiden 
ersten  römischen  Ordines  Mabillons  in  der  Tü- 
binger Quartalschrift  1862.  S.  50  ff.;  Jacob- 
aon  u  d.  Real-Encyklop.  v.  Herzog.  2.  Aufl. 
11,90;  Kober  in  Wetzer  U.Weite,  Kirchen- 
lexikon 1.  Aufl.  7,  812  u.  Grisar  in  Zeitschr. 
f.  kathol.  Theologie.  Innsbruck  9  (1885)  S.385. 

2  S.  d.  ep.  Innoo.  I.  ad  Decent.  Eugubin.  v. 
416  (nach  der  Bd.  III.  S.  684  n.,1.  citirten  Stelle) : 
.;Saepe  dileetiouem  tuam  ad  urbem  venisse  ao 
uobiscum  in  ecclesia  convenisse,  non  dubium  est 
et  quem  morem  vel  in  conaecrandis  mysteriis  vel 
in  eeteris  agendis  arcauis  teneat,  cognovisse. 
Qnod  suffleere  ad  informationem  ecclesiae  tuae 
vel  reformationem,  sl  praecessores  tui  minus 
aliqnid  aut  aliter  tenuerunt,  satis  certum  habere- 
muB,  nisi  de  aliquibus  consulendos  nos  esse 
duxlsses^. 

3  S.  die  folg.  Anmerkungen. 

*  So  Vannes  465  e.  15 :  „ut  vel  intra  provin- 
ciam  nostram  sacrorum  ordo  et  psallendi  una 
Sit  consuetudo^.  Gerona  517  c.  1 :  „De  institu- 
tione  missarum,  ut  quomodo  in  metropolitana 
ecclesia  flunt ,  ita  in  dei  nomine  in  omni  Tarra- 
conensi  proTincia  tam  ipsius  missae  ordo  quam 
psallendi  vel  ministrandi  consuetudo  servetur^. 

^  S.  die  Plenarsynode  v.  Carthago  (XI.  v. 
J.  401)  c  9.(Dionys.  c.l02) :  „utpreces  quaepro- 
batae  f^erint  in  concilio  sive  praefationes  sive  com- 
mendationes  seu  manus  impositiones  ab  omnibus 
celebrentur'' ;  und  die  Natioualsynode  v.  Agde  506 
(Bd.  III.  S.  529  n.  7.)  c.  30 :  „ . . .  ut  sicut  ubi- 
qoe  flt  et  post  autiphonas  oollectiones  per  ordi- 


nem  ab  episcopis  vel  presbyteris  dicantur  et 
hymni  matutini  vel  vespertini  diebus  omnibus 
decantentur  et  in  conclusione  matutinarum  vel 
vespertinarum  missarum  post  hymnos  capitella 
de  psalmis  dicantur  et  plebs  collecta  oratiooe 
ad  vesperam  ab  episcopo  cum  benedictione  di- 
mitutur«;  Toledo  IV.  v.  633  c.  2:  „ .  .  .  Unus 
igitur  ordo  orandi  atque  psallendi  a  nobis  per 
omnem  Hispaniam  et  Galllam  conservetur,  unus 
modus  in  missarum  solemnitatibus,  unus  in  ves- 
pertinis  matutinisque  officiis  nee  di  versa  sit 
ultra  in  nobis  ecclesiastica  consuetudo  ... ;  c.  13 
(ToIet.XI.  675  c.  3J  Dist.  XH;  für  das  Sueven- 
relch  BragaL  v.  563  (Bd.  III.  S.694  n.  8.)  o.  1 
—4  (c.  14.  Dist.  XIIJ;  für  das  burgundische 
Epaon  V.  517  o.  27 :  ^^d  celebranda  divina  of- 
flcia  ordinem ,  quem  metropolitani  tenent,  pro- 
vinciales  observare  debebunt^. 

0  Das  zeigt  jedenfalls  der  Brief  Gregors  I.  an 
Augustln,  Jafftf  reg.II.  ed.  n.  1883,  ed.  Bened. 
2,  1 150,  wenn  schon  derselbe  kaum  für  acht  zu 
erklären  ist,  s.  interrog.  III :  „Cum  una  sit  fldes, 
cur  sunt  eoclesiarum  consuetudiues  tam  diversae 
et  altera  consuetudo  missarum  est  in  s.  Romana 
ecclesia  atque  altera  in  Galliarum  ecclesüs  tene- 
tur?  Responsio  b.  Gregorii  papae . . . :  Sed  mihi 
placet,  ut  sive  in  Romana  sive  in  Galliarum  sive 
in  qualibet  ecclesia  aliquid  invenisti ,  quod  plus 
ODinipotenti  deo  possit  placere,  sollicite  eligas 
et  in  Anglorum  ecclesia  quae  adhuc  in  flde  nova 
est,  institutlone  praecipua  quae  de  multis  eccle- 
süs colligere  potuisti  infundas. ...  Ex  singuUs 
ergo  quibusque  ecclesiae,  quae  pia,  quae  reli- 
giosa,  quae  reota  sunt,  elige  et  haec  quasi  in 
fasciculum]  collecta  apud  Anglomm  mentes  in 
consuetudiuem  depone^'  (auch  in  c.  10  Dist.  XII). 

7  Bd.  III.  S.  703. 

8  Admonitio  CaroU  M.  v.  789  c.  80,  Bore- 
tius  capit.  1, 61 :  „Omni  clero,  ut  cantum  Roma- 
num  pleniter  discant  et  ordinabiliter  per  noctur- 
nale  vel  gradale  offldum  peragatur,  secundum 
quod  b.  m.  genitor  noster  Pippinus  rex  decreta- 
vit,  ut  fleret,  quando  Gallicanum  tulit  ob  unani- 
mitatem  apostolicae  sedis  et  s.  dei  ecclesiae  pa- 
cifloam  coucordiam.''  eiusd.  epist.  gener.  zw.  786 
u.  800,  ibid.  p.  80;  Jaff^,  monum.  Carolina 
p.  139;  Abel-Simson,  Karl  d.  Gr.  2,  277. 
Ueber  die  Bemühungen  Ludwigs  d.  Frommen, 
römische  Aiitiphonarien  einzuführen,  s.S  i  m  s  o  n , 
Ludwig  d.  Fr.  1,  294.  Vgl.  femer  die  capit.  de 
examinandis  ecclesiastiois  (802?)  c.  2,  Bore- 
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kischen  Geistlichkeit  ihre  ünterstntznng  nnd  Förderung ^  fanden,  so  ist  doch  anch 
damals  noch  nicht  Yolle  Uebereinstimmang  and  Einheit  erreicht  ^^  ja  mit  dem  Ver- 
fall des  karolingischen  Reiches  die  bereits  anf  die  einheitliche  Gestaltong  der  Li- 
torgie  gehende  Entwickelang  wieder  anterbrochen  worden.] 

Erst  in  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts ,  gleich  am  Beginne  einer  neuen  Epoche 
in  der  Entwickelang  des  Papstthums,  nimmt  deijenige  Papst,  welcher  diese  einleitet, 
Leo  IX.,  die  Bestrebungen,  die  Beobachtung  der  römischen  Ordnung  zur  Geltung 
zu  bringen,  wieder  auf*.  Bald  nacher  sucht  Gregor  Vn.  auf  die  Beseitigung  der 
eigenthümlichen  Liturgie  in  Spanien  hinzuwirken^,  aber  zu  allgemeinen  gesetzgeBe- 


t tu  8  1, 110  :  „Quallterqae  psalmos  habeant  qua- 
literque  cursuin  suam  sive  diumum  vel  noctar- 
nom  adimplere  secundniu  usum  Romanum  pre- 
▼aleant.*" 

1  Vgl.  die  Prüfungsfragen  behufs  Weihe  der 
Geistlichen,  welche  wohl  von  einem  Bischöfe 
nach  803  yerfasst  sind,  c.  4,Boietln8l,  234 : 
„Mlssam  vestram  secandum  ordlnem  Romanum,  ^ 
quomodo  nostis  vel  intellegitls,"  c.  7. :  „Officium 
divinum  secundum  rltum  Romanum  in  statutls 
sollemnitatlbuB  ad  tecantandum  quo  modo  scitis.^ 
Auf  der  Mainzer  Reformsynode  ▼.  813  wurde 
verlangt,  dass  die  Taufe  glelchmässlg  nach  der 
römischen  Welse  gespendet,  c.  4  Mansl  14,  16, 
auf  der  Aachener  v.  836,  dass  die  Blttg&nge  nach 
romischem  Vorbilde  am  25.  April  gehalten  werden 
sollten,  n.  10,  1.  c.  p.  678.  Das  erstere  hat  dann 
die  Mainzer  Provlnzlalsynode  v.  847.  c.  6,  1.  c. 
p.  900.  ausdrücklich  angeordnet.  Vgl.  auch 
WalaMd  Strabo  de  rebus  ecoleslastids  c.  25, 
Migne  114,  955:  Plenarius  offlclorum  ordo  qul 
unus  per  Romanum  orbem  seivatur,  post  antl- 
qultatem  muUis  temporlbus  evolutam  est  Insti- 
tutus  et  ad  omnem  emlnentlam  sanctae  rellglonls 
dilatatus  .  .  .  (p.  956) :  Sed  prlvilegio  Romanae 

sedis  observato factum  est ,  ut  In  omnibns 

pene  latlnorum  ecclesiis  consuetudo  et  maglste- 
rium  elusdem  sedis  praevaleret,  quia  non  est  alia 
traditio  aeque  sequenda  vel  in  fldel  regula  vel 
In  observatlonum  doctrina". 

Für  England  (s.  Bd.  III.  S.  702.  n.  1)  kommt 
In  Betracht  die  Synode  v.  Cloveshoe  v.741  c.  13, 
Mansl  12,  399:  „ut  uno  eodemque  modo  doml- 
nicae  dispensatlonls  In  carne  s.  festlvitates  In 
Omnibus  ad  eas  rite  competentlbus  rebus,  1.  e.  In 
baptislml  officio,  in  mlssarum  celebratlone,  in 
cantllenae  modo  celebrentnr,  luxta  exemplar 
quod  de  Romana  habemus  ecclesla.  Itemque ,  ut 
per  gyrum  totlns  anni  natalitia  sanctorum  uno 
eodemque  die  luxta  martyrologlnm  elusdem  Ro- 
manae eccleslae  cum  sua  sibi  convenienti  psal- 
modia  seu  cantilena  venerentur'^ 

2  Walafrid.  Strabo  1.  c.  p.  956:  „Et  qulaGal- 
Ucana  ecclesia  virls  non  mlnas  perltlssimls  In- 
struGta  sacror.  offlclorum  Instrumenta  habebat, 
non  minima  ex  eis  allqua  Romanomm  offlclis 
Immlxta  dlcuntur,  quae  plerique  et  verbls  et  sono 
se  a  ceteris  cantibus  discemere  posse  fateantur", 
8.  femer  Thomassln,  vetus  ac  nova  disclplina. 
P.  I.  üb.  n.  c.  80.  n.  9,    Vgl.  auch  das  Folgende. 

^  So  bei  der  Bestätigung  des  Primates  für  den 
Erzbischof  zu  Trier  1049  (Bd.  I.  S.  609),  Mansl 
19,  724 :  „Romana  mltra  caput  vestrum  Insignl- 
vlmus :  qua  et  vos  et  successores  vestrl  In  eccle- 


slastlcifl  offlclis,  Romano  more,  semper  utamini 
semperque  vos  esse  Romanae  sedis  dlsclpulos, 
remlnlscamlnl* ;  bei  der  Bestimmung  über  den 
Altar  des  h.  Remlglus  zu  Rhelms  1049,  Anselml 
monacM  Itlnerarlum  ,  Watterich,  vitae  rem. 
pontlf.  1,  123;  Mansl  19,  736:  „nt  ad  altare 
. . .  non  Indlscrete  slcut  hactenus  sacrosancta 
mysteria  agerentur,  sed  secundum  morem  Roma- 
nae eccleslae  VII  tantummodo  sacerdotes  .  .  . 
ad  hoo  offldam  deputarentnr".  Vgl.  femer  die 
Erzählung  In  Ekkehardi  chron.  v.  1053 ,  SS.  6, 
196 ,  nach  welcher  der  Papst  in  Worms  einen 
Diakon  Humbert,  well  er  die  Lektion  zuwider 
dem  romischen  Brauch  singend  vorgetragen  hatte 
und  dem  wiederholten  Befehle  des  Papstes ,  das 
Singen  zu  unterlassen,  nicht  nachgekommen 
war,  abgesetzt  haben  soll,  s.  auch  Stelndorff, 
Heinrich  m.  2, 18a  189.  Gegenüber  den  Orien- 
talen hat  aber  Leo  IX.  einen  andern  Standpunkt 
vertreten,  ep.  ad  Michael.  Constant.  patriarch. 
V.  1053.  c.  29;  Mansl  19,  652:  „omnes  Lati- 
norum  basillcas  penes  vos  clauslstls ,  monachls 
monasteria  et  abbatlbus  tulistls,  donec  vestrls 
vlverent  Institutis.  Ecce  in  hac  parte  Romana 
ecclesia  quanto  dlscretior,  moderatior  et  de- 
mentier vobis  est  I  Sl  quldem  cum  intra  et  extra 
Romam  plarima  Graecorum  repeTlantur  mo- 
nasteria sive  eccleslae,  nuUum  eomm  adhuc  per- 
turbatur  vel  prohlbetur  a  patema  tradltione  sive 
sua  consuetudine  , . .  Seit  namqne ,  quia  nil  ob- 
sant  salutl  credentlum  dlversae  pro  loco  et  tem- 
pore consuetudines,  quando  una  fldes  per  dllec- 
tionem  sperans  bona  qaae  potest ,  unl  deo  com- 
mendat  omnes**  (theilweise  In  c.  3.  Dist  XII); 
8.  auch  Hef  ele,  ConzlL  Gesch.  4,  874. 

*  In  Arragonien  war  die  sog.  gothlsche  oder 
mozarabische  Liturgie  (Palmer  In  Herzog, 
Real  -  Encyklopädie  d.  protestant.  Theologie 
1.  Aufl.  10,  77;  Gams,  Klrchengesch.  t.  Spa- 
nien 1,  81  ff.  103  ff.  339;  llL  2,  391 ;  Hefele, 
Cardinal  Xlmenez  1844.  8.  150  ff.)  i  J.  1071 
durch  die  Synode  zu  Juan  de  la  Penna  (nicht 
schon  durch  die  zu  Jacca  1060  u.  1063,  Hefele, 
Gonzll.  Gesch.  4,  849)  beseitigt  worden,  He- 
fele S.  883,  Gams  H.  2,  422.  Gregor  VH., 
welcher  deswegen  den  König  S  an  cho  1074  be- 
lobte, reg.  I.  63 ,  ed.  Jaff^  p.  82,  forderte  in 
Folge  dessen  in  demselben  Jahre  auch  die  Ko- 
nige Alfons  VL  V.  Leon  und  Sanoho  IL  v.  Ca- 
stilien  zur  Einführung  der  römischen  Liturgie 
auf,  reg.  I.  64, 1.  c  p.  83 :  „adhortor  et  moneo, 
ut  vos  , . .  Romanae  eccleslae  ordinem  et  offldum 
reciplatls,  non  Toletanae  vel  cuiusllbet  aliae, 
sed  Istias ,  quae  a  Petro  et  Paulo  supra  flrmam 
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risehen  Maassnahmen  ist  der  pApstUohe  Stahl  noch  Jahrhunderte  lang  nicht  geschrit- 
ten. Znnftchst  handelte  es  sich  seit  dem  11.  Jahrhundert  Yorerst  um  die  Feststellung 
des  obersten  und  absoluten  Oesetzgebungsrechtes  desselben ,  und  um  die  praktische 
DurohfÜhrung  der  Einheit  in  Angelegenheiten^  welche  ftlr  die  weitere  kirchliche  Ent- 
Wickelung  und  namentlich  flOr  die  Machtstellung  des  Papstthums  eine  viel  grössere 
Bedeutung,  als  die  Einheit  in  der  Liturgie,  hatten.  Später,  als  das  Papstthum  seine 
Ziele  verwirklicht  hatte  y  haben  wohl  einzelne  Päpste  Anordnungen  in  Betreff  neuer 
Feste  und  der  gottesdienstlichen  Feier  derselben  erlassen  S  aber  da  im  Grossen 
und  Ganzen  die  römische  Liturgie  in  Folge  der  Richtung  der  kirchlichen  Entwickelung 
immer  mehr  und  mehr  von  selbst  Eingang  gefunden  hatte,  keine  umfassenderen  Ver- 
suche zur  Herstellung  der  Uniformität  im  Gottesdienste  gemacht. 

Erst  seit  dem  16.  Jahrhundert,  als  gegenüber  der  protestantischen  Keformation 
das  Bedflrfiuss  hervortrat,  die  katholische  Gottesdienstordnung  möglichst  genau  zu 
fixiren ,  sind  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  entscheidende  Schritte ,  welche  den 
heute  geltenden  Zustand  herbeigeführt  haben,  unternommen  worden.  Das  Konzil  von 
Trient  konnte  diese  Aufgabe,  welche  ihm  gleichfalls  zugefallen  war,  nicht  mehr  lösen  ^ 
imd  übertrug  die  Revision  des  Breviers  und  des  Missales  dem  Papste  *.  In  Folge 
dessen  sind  die  noch  heute  für  den  Gottesdienst  massgebenden  Ritualbücher  auf  Ver- 
anlassung der  Päpste  festgestellt  und  von  ihnen  publicirt  worden,  nämlich  ausser  dem 
Breviarnan  Romanum  ^  für  die  Messfeier  das  Mtasale  Romanum  von  Pius  V.  im  J.  1570 
(von  Clemens  Vm.  1604  und  von  UrbanVUI.  1634  verbessert),  femer  für  die  bischöf- 
liehen  Funktionen  das  PorU^cale  Romamm  von  Clemens  VUI.  1596  (verbessert  von 
ürban  VJJUL.  1644  und  vermehrt  von  Benedikt  XTV.  1752) ,  sowie  das  Caerenwniale 
episccporuMj  ebenfalls  von  Clemens  VUI.  1600  (verbessert  von  Innocenz  X.  1650 
und  von  Benedikt  Xm.  1727,    revidirt  von  Benedikt  XIV.  1752) ,  endlich  fttr  die 


petnm  per  Christum  fandata  est . ..  siont  ceteia 
regna.  occidentis  et  septentiionia  teneatis".  Als 
Alfons  diesem  Ennchen  entsprach,  erhob  sich  In- 
dessen eine  lebhafte  Opposition,  deren  Besmtigang 
Gregor  YII.  1076  dem  Bischof  v.  Bargos  an  das 
Herz  legte,  reg.  III.  18,  1.  o.  p.  233.  Aber  aof 
einem  Konzil  zu  Bnrgos  bUeb  bei  dem  fort- 
daoemden  Widerstand  der  Opposition  gegen  die 
Neaerang  nichts  anderes  übrig,  als  den  Zwei- 
kampf entscheiden  zn  lassen ,  bei  welchem  der 
Ritter  der  mozarabischen  Liturgie  siegte  (ob  1077 
oder  1080  ist  nicht  zu  entscheiden),  Gams 
IL  2,  461.  Wenn  nun  auch  1086  ein  Konzil  zu 
Burgot,  an  welchem  ein  päpstlicher  Legat  theil- 
nahm,  die  römische  Liturgie  eingeführt  haben 
ioU,  Man8l20,  574,  und  Gregor  VIL  1.  J.1081, 
reg.  VIIL  25,  I.  c  p.471,  dem  König  Alfons  VL 
ffir  die  Annahme  der  römischen  Liturgie  dankt, 
•0  wurde  doch  auf  der  von  dem  Legaten  Urbans  IL 
1091  zu  Leon  abgehaltenen  Synode  nochmals  die 
Beseitigung  der  spanischen  Liturgie  eingeschärft 
Da  welter  gleichzeitig  berichtet  wird,  Mansl 
20,737 :  ^acerdotes  de  flde  catholica  colloquentes 
statuerunt,  ut  secundum  regulam  b.  Isldori  His- 
palensls  arehieplscopi  ecclesiastlca  offlcla  in 
Hlfpanla  regerentur^,  so  ergiebt  dies  alles,  dass 
man  sich  zu  einzelnen  Konzessionen  in  Betreff 
der  Beibehaltung  gewisser  alter  Eigenthümlleh- 
kelten  hat  yerstehen  müssen ,  H  e  f  e  l  e  5,  180. 
Jedenfalls  ist  die  mozarabische  Liturgie  In  einigen 


Kirchen  Spaniens  In  Geltung  geblieben  und  dies 
auch  durch  Julius  II.  1508  und  1512  geneh- 
migt worden.  Gegenwärtig  wird  sie  noch  in 
sechs  Kirchen  zu  Toledo,  In  einer  zu  Salamanca 
und  In  einer  zu  Yalladolid  beobachtet,  Gu^- 
ranger,   Instltutlons  liturgiques.    Paris  1840. 

2,  292. 

1  So  ürban  IV.  1264  hinslchtUch  des  Frohn- 
leichnamfestes ,  s.  die  betreffende  und  die 
Emeuerungsbulle  für  dieselbe  ▼.  Clemens  V. 
y.  1311  in  Glem.  un.  de  reliqu.  III.  16,  femer 
Bonlfaz  VUI.  in  Betreff  der  Feier  der  Feste  der  12 
Apostel,  der  4  Evangelisten  und  der  4  Doktoren 
(Gregor  I.,  Augustinus,  Ambrosius  und  Hierony- 
mus)  c.  un.  In  VIto  de  reliqu.  et  vener.  ss.  III.  22 ; 
Gregor  XI.  1312  hinsichtlich  der  Opferung  Maria 
(festum  praesensationis)  und  ürban  VI.  1389 
hinsichtlich  der  Heimsuchung  Maria  (festum 
Tisitationis),  Gieseler,  Kirchengeschichte  II, 

3,  272. 

2  Bd.  m.  8.  445.  447. 

8  Sess.  XXV.  contin.  de  indioe. 

*  Bd.  I.  S.  142  n.  1.  Zu  der  dort  angegebenen 
Literatur  ist  noch  nachzutragen :  A.  Berge  1 ,  die 
Emendatlon  des  röm.  Breviers  unter  Papst  Cle- 
mens Vni.  in  Zeitschr.f.  kath.  Theologie  8, 289; 
Probst,  Brevier  in  Wetzer  n.  Weite,  Kir- 
ohenlexikon.  2.  Aufl.  2, 1257 ;  B  e  u  s  c  h ,  d.  Index 
d.  verbotenen  Bücher.  Bonn  1883.  1,  438. 


10 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  199. 


Funktionen  der  Seelsorger  das  Rituale  Ramamm  von  Paul  V.  1614  (roTidirt  von 
Benedikt  XIV.  1752)  i. 

Der  Gebrauch  des  Pontificale  und  des  Caeremoniale  ist  für  die  ganze  latei- 
nische Kirche  obligatorisch  yorgeschrieben  und  zugleich  die  Anordnung  ge- 
troffen; dass  an  ihnen  nichts  ohne  p&pstliche  Oenehmigung  geändert  werden  dtUrfe^, 
so  dass  also  dadurch  auch  die  Rechtsgtlltigkeit  entgegenstehender  Gewohnheiten  aus- 
geschlossen worden  ist  3. 

Das  Missale  und  das  Breviarium  sollte  dagegen  nur  in  denjenigen  Eardien,  in 
welchen  bei  ihrer  Publikation  der  Ritus  der  römischen  Earche  gewohnheitsmftssig 
innegehalten  wurde  oder  beobachtet  werden  musste,  zur  Anwendung  kommen ,  und 
für  dieselben  allein  dann  eine  Ausnahme  statthaben,  wenn  ein  anderer  Ritus  seit 
mehr  als  200  Jahren  und  zwar  zufolge  Billigung  des  päpstiichen  Stuhles  bei  der 
ersten  Einrichtung  der  Earche  oder  zufolge  Gewohnheit  beobachtet  worden  war  ^. 


>  Die  betreffenden  Bullen  und  Breven  sind 
regelmässig  den  Ausgaben  vorgedruckt.  Vgl.  auch 
die  folg.  Anmerkungen. 

Hinzu  treten  noch  das  Martyrologium  ro- 
manum,  verbessert  auf  Veranlassung  Gregors 
Xni.f  s.  const  Emendata  v.  14.  Januar  1584,  re- 
vidirt  unter  ürban  VIII.,  Clemens  X.,  Sixtus  V. 
und  Benedict  XIV.,  und  das  s.  g.  officium  b,  Ma- 
riae  virginis ,  -verbessert  unter  Pins  V. ,  s.  const. 
Sapemi  v.u. März  1571,  buUar.  Taurio.  7,897. 

2  Clemens  VIII.  const  Ex  quo  in  ecclesia  v. 
10.  Februar  1596:  „ . . .  Statuentes :  Pontiflcale 
praedictum  nullo  unquam  tempore  in  toto  vel  in 
parte  mutandum  vel  ei  aliquid  addendum  aut 
omnino  detrahendum  esse  ac  quascunque  per- 
sonas,  quae  pontiflcalia  munera  exeroere  vel  alias 
quae  in  Pontiflcali  continentur ,  facere  aut  exe- 
qui  debent,  ad  ea  peragenda  et  praestanda  ex 
hui  US  Pontiflcalis  praescripto  et  ratione  teneri, 
neminemque  ex  iis ,  quibus  ea  exercendi  et  fa- 
ciendi munus  impositum  est,  nisi  formulis,  quae 
hoc  ipso  Pontiflcali  continentur,  satisfacere  posse. 
Omnibus  igitur  et  singnlis  patriarchis,  archiepi- 
scopis,  episcopis  et  caeteris  ecclesiarum  praelatis 
necnon  aliis  quibuscumque  personis  eccleslasti- 
cis  .. .  praecipimus et mandamus,  utomissis,  quae 
sie  suppressimus  et  abolevimus,  caeteris  omnibus 
Pontiflcalibus,  hoc  nostrum  in  suis  ecclesiis,  mo- 
nasteriis,  conventibus,  ordinibus,  militiis,  dioe- 
cesibus  et  locis  praedictis  recipiant  illoque 
posthac  perpetuo  utantur^ ;  ja  die  const.  Urbans 
VIU. :  Quamvis  alias  v.  17.  Juni  1644  schreibt 
vor,  dass  ausserhalb  Roms  keine  Exemplare  ohne 
Genehmigung  der  Inquisitoren  oder  (in  Ermange- 
lung solcher)  der  Ordinarien  gedruckt  werden 
dürfen.  In  Betreff  des  Caeremoniale  s.  const 
Clemens  VIII. :  Cum  novissime  v.  14.  Juli  1600. 
Für  das  Martyrologium  ordnet  die  oit  const.  Gre- 
gors XIII.  dasselbe  an. 

«  Congr.  rit.  v.  10.  Jan.  1852,  Gardellini 
decreta  authentica  congregationis  sacrorum  ri- 
tuum.  ed.  III.  Romae  1856  ft  n.  5165  zu  IV ;  4, 
159:  „Etiamsi  ecclesia  Cenomanensis  sibi  de 
breviario  iterum  atque  iterum,  ut  libuerit  pro- 
videre  queat ,  an  istiusmodl  facultas  extendenda 
Sit  ad  Pontiflcale ,  Caeremoniale,  Martyrologium 
et  Rituale  Romanum,  ita  videl. ,  ut  praeceptivas 
praedictorum  regulas  tolerante  nempe  aut  per- 


mittente  aut  etiam  aliter  quippe  statuente  reve- 
rendissimo  episcopo  canonici  aliive  sacerdotes 
possint  illaesa  conscientia  infringere  aut  omittere 
sicqne  reved.  episcopi  voluntas  his  in  casibus 
Sit  pro  ipsis  sufflciens  dispensatio  ?  Negative  et 
amplius". 

Unvordenkliche  löbliche  Gewohnheiten,  welche 
schon  bei  Einführung  des  Caeremoniale  bestan- 
den haben,  hat  aber  die  Congr.  rit.  in  fester 
Praxis  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  const  dt. 
Clem.  Vm.  nur  den  „consuetudinibus"  schlecht- 
hin derogirt,  als  durch  das  Caeremoniale  nicht 
beseitigt  erachtet,  Gardellini  ed.  cltn.270. 
n.  318.  479.  1682, 1.  c.  1,  61.  72.  117.  276;  an- 
ders gegenüber  dem  Pontiflcale ,  1.  c.  n.  5158  v. 
29.  März  1851,  1.  c  4,  156. 

*  Const  Pii  V. :  Quo  primum  v.  14.  Juli  1570  : 
„ne  in  posterum  fnturis  temporibns  in  omnibus 
christiani  orbls  provlnoiarum  patriarchalibus, 
eathedralibus ,  collegiatis  et  parochlallbus,  sae- 
cularibus  et  quorumvis  ordlnum,  monasterlorum, 
tam  virorum  quam  mulierum,  etiam  militiarum 
regularibns  ac  sine  cura  ecclesiis  vel  capellis,  in 
quibus  missa  conventnalis  alta  voce  cum  choro 
aut  demissa  celebrari  iuxta  Romanae  ecdeslae 
ritum  consuevit  yel  debet,  alias  quam  iuxta 
missalis  a  nobis  editi  formulam  decantetur  aut 
recitetur,  etiamsi  eaedem  ecclesiae  quovis  modo 
exemptae,  apostolicaesedisindulto,  consuetudine, 
privilegio,  etiam  iuramento,  «onflrmatione  apo- 
stolica  Tel  aliis  quibusvis  facultatibus  munitae 
sint,  nisi  ab  ipsa  prima  institutione  a  sede  aposto- 
lica  approbata  vel  consuetudine  quae  vel  ipsa 
institutio  super  ducentos  annos  missarum  ce- 
lebrandarum  in  eisdem  ecclesiis  assidue  obser- 
vata  Sit:  a  quibus,  ut  praefatam  celebrandi 
oonstitutionem  vel  consuetudinem  nequaquam 
auferimus,  sie  si  missale  hoc ,  quod  nunc  in  In- 
cem  edi  curavimus ,  iisdem  magis  placeret ,  de 
episcopi  Tel  praelati  capitulique  unlversi  con- 
sensu ,  ut  quibusvis  non  obstantibus  iuxta  illud 
missas  celebrare  permittimus ,  ex  aliis  vero  om- 
nibus ecclesiis  praefatis  eorumdem  missalium 
usum  tollende  illaque  penitus  et  omnino  reii- 
ciendo'^  Ebenso  auch  die  const.  Pii  V. :  Qnod  a 
nobis  V.  1568  in  Betreff  des  Breviers  (Bd.  I. 
S.  142  n.  7),  welche  ihren  Geltungsbereich 
gleichfalls  durch  die  Wendungen  :  „orbis  eoclesiis. 


§.  199.] 


Verwaltung  des  Gottesdienstes.  Liturgische  Bücher. 
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Durch  die  erstgecUchte  Beschr&nkang  sind  die  Earchen  der  unirten  Orientalen,  fdr 
welche  keine  Verpflichtung  den  rdmischen  Kitns  einzuhalten  bestand^,  ansgenommen 
worden,  femer  diejenigen,  in  denen  ein  nicht  auf  der  römischen  Liturgie  ruhender 
Ritus,  wie  der  ambrosianische  in  Mailand^  und  der  mozarabische  in  einzelnen  Kn- 
pellen  zu  Toledo  '  beigebracht  war.  Der  Qeltungsbereich  der  Bullen  war  also  und 
ist  noch  heute  abgesehen  von  den  ebenerw&hnten  beiden  Ausnahmen  das  Gebiet 
der  lateinischen  Kirche,  weü  im  übrigen  überall  vorbehaltlich  einzelner  Ab- 
weichungen die  römische  Liturgie  die  Grundlage  bildete ,  und  innerhalb  dieses  An- 
wendungsgebietes blieben  nur  solche  Verschiedenheiten,  welche  seit  mehr  als 
200  Jahren  hergebracht  waren  ^,  unberührt^.  Unzulässig  ist  die  Aenderung  und 
Verbesserung  solcher  Missalien  und  Breviarien  ^  oder  gar  die  Einführung  neuer,  von 
den  römischen  verschiedener.  Dagegen  kann  das  bisherige  alte  Missale  oder 
Brevier  durch  den  Bischof  oder  den  Prälaten  mit  Konsens  seines  Kapitels  inner- 
halb des  Jurisdiktionssprengeis  zu  Gunsten  des  römischen  beseitigt  werden^,  dann 


in  qoibos  alias  offidum  diylnum  Romanae  ecole- 
liae  diel  debet  aut  consueTit"  und  „qaoscamque 
qui  horas  canoniacs  ex  moie  et  ritu  ipsius  Ro- 
otnae  ecclesiae  iure  vel  consuetudine  dicere  vel 
ps&Ilere  debent",  bestiiniiit. 

>  Vgl.  Bouii  1.  c.  p.  267.  268. 

>  Miseale  Ambrosianum  Oaroli  Gajet.  car- 
dinilis  de  Gaisruck  arohiepisoopi  auctoritate 
leeogjutum.  Mediolanl  1831.  S.  August! 
Denkwürdigkeiten  4,  281  ff.  und  Bäumker 
(Birkler)  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon 2.  Aufl.  1,  693.  Seine  Beibehaltung  war 
im  J.  1497  duich  Alexander  VI.  genehmigt 
worden. 

3  S.  0.  S.  8  n.  4. 

*  Wie  dies  z.  B.  in  manchen  franzosischen 
Kirchen ,  so  in  Lemans,  s.  die  species  facti  zu 
der  S.  10  n.  3  mitgetheilten  Entscheidung ,  fer- 
ner bei  Terschiedenen  Mönchsorden  (den  Bene- 
diktinem,  den  Prämonstratensem ,  den  Domini- 
kanern und  Garmellten)  der  Fall  -war. 

^  Eine  andere  Auslegung  der  Bulle  ist  nicht 
möglich.  Die  Beschränkung  auf  die  Kirchen, 
in  welchen  die  römische  Liturgie  hergebracht  oder 
zu  beobachten  war,  kann  ausser  auf  die  im  Text 
genannten  nicht  auf  alle  Kirchen ,  in  denen  ein 
Mos  abweichender  Ritus  bestand ,  bezogen  wer- 
den. Dies  würde  einmal  dem  Zweck  der  BuUe, 
Einheit  zu  schafTen,  widersprechen.  Femer  hätte 
die  allgemeine  Derogationsklausel  für  alle  andern 
alsdie seit 200  Jahren  bestehenden  Abweichungen 
keinen  Sinn ,  da  sie  völlig  gegenstandslos  sein 
würde.  Das  ist  auch  die  überwiegende  Meinung, 
5.  die  vielen  Citate  bei  Bouix  p.  233  ff.  Die 
gedachte  unrichtige  Ansieht  ist  namentlich  in 
Frankreich  geltend  gemacht  worden,  um  hier  die 
bestehenden  Verschiedenheiten  aufrecht  zu  er- 
halten, 8.  Bouix  p.  264  ff.  304  ff.  Daneben  hat 
Ban  dort  freilich  auch  den  von  den  Gallikanem 
vertretenen  Grundsatz,  dass  päpstliche  Anord- 
nungen erst  durch  die  Beception  seitens  der  fran- 
xwisdien  Kirche  Gesetzeskraft  erlangen  fBd.  111. 
S.  743)  geltend  gemacht ,  s.  B  o  u  i  x  p.  217.  In 
Folge  dessen  haben  sich  in  Frankreich  bis  in 
nnsei  Jahrhundert  hinein  vielfache  Abweichungen 
von  den  römischen  Bitualbüchem  erhalten,  auch 


haben  die  Bischöfe  im  Laufe  der  Zeit  neue,  mit 
diesen  nicht  übereinstimmende  eingeführt.  Seit 
dem  J.  1848  hat  die  ultramontane  Partei  sich  be- 
müht, diese  Zustände,  welche,  soweit  es  sich 
nicht  um  den  im  Text  hervorgehobenen  Aus- 
nahmefall handelt,  allerdings  mit  den  Bullen 
nicht  vereinbar  waren ,  zu  beseitigen ,  und  zwar 
mit  Erfolg ,F.  Friedrich,  Gesch.  des  vatika- 
nischen Konzils.  Bonn  1877.  1,  134.  571  ff. 
Ueber  die  besonderen  liturgischen  Bücher  der 
Erzdiöcese  Köln,  sowie  der  Diöcesen  Münster 
und  Trier  s.  die  Liturgie  der  Erzdiöcese  Köln  v. 
e.  Priester  derselben.  Köln  1868  und  dazu  Gl. 
MeckelinReuBch,  theolog. Literaturbl.  1868. 
S.  573. 607;  die  päpstUche  Genehmigung  für  Köln 
belDumont,  Sanunl.  v.  kirchl.  Erlassen  f. 
Köln.  S.  224. 

«  S.  die  Entsch.  d.  Congr.  rit.zu  I,  o.  S.  10  n.  3  u. 
das  Schreiben  ihres  Präfekten  v.  22.  August  1851 
bei  Bouix  p.  365.  Ob  wesentliche  oder  un- 
wesentliche Aenderungen,  deren  Unterscheidung 
an  sich  unsicher  ist,  erscheint  gleichgültig,  Bouix 
p.  302. 

7  S.  S.  10  n.  4,  und  in  Betreff  des  Breviers 
die  cit.  Const.  Pins  V. :  Quod  a  nobis  v.  1568 : 
„eisdem  si  forte  hoc  nostrum  (breviarium)  . .  . 
magis  placeat,  dummodo  episcopus  et  Universum 
capitulum  in  eo  consentiant,  ut  Id  in  choro  di- 
cere et  psaltere  possint,  permittlmus''.  Dass  aber 
auch  Einstimmigkeit  des  Kapitels  erforderlich 
ist,  können  die  Worte  Universum  capitulum  nicht 
bedeuten ,  vielmehr  verlangen  sie  allein  die  Zu- 
stimmung des  Kapitels  als  solchen,  also  Zustim- 
mung, welche  durch  einen  gültigen  Kapitels- 
beschluss  mit  Majorität,  s.  Bd.  II.  S.  128,  zu 
Stande  gekommen  ist,  Cavalieri,  opera  litur- 
gica.  t.  II.  c.  43.  decr.  VUL  (386)  n.  1. 

Die  Frage,  ob  durch  die  Lostrennung  von  Thei- 
len  der  Mailänder  Diöcese  und  Zuweisung  der- 
selben an  ein  anderes  Blsthum  der  Ambrosianische 
Ritus  ohne  Weiteres  beseitigt  wird,  ist  in  einem 
praktischen  Fall  von  der Gongr.  rit.,  Gar  dellini 
1.  c.  n.  4580 ;  3,  180  Indirekt  verneint  worden, 
da  sie  einen  Mittelweg  empfohlen  hat,  s.  darüber 
auch  die  a.  a.  0.  mitgetheilten  Gutachten  der 
Gonsultatoren. 
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bleibt  aber  die  spätere  Wiedereinftthmng  der  alten  Ritnalbücher  fOr  immer  ausge- 
schlossen 1. 

Hinsichtlich  des  Rituale  romanum  endlich  spricht  das  Publikationsbreve  Paulis  V. 
vom  17.  Juni  1614  abweichend  von  den  bisherigen  Konstitutionen  seinem  Wortlaut 
nach  nur  eine  Ermahnung  an  alle  Prälaten,  Pfarrer  und  an  die  übrige  Geistlichkeit 
aus,  dasselbe  bei  den  betreffenden  Funktionen  zu  gebrauchen^.  Damit  war  jedem 
Geistlichen  ^  die  Befugniss  ertheilt ,  sich  bei  allen  von  ihm  vorzunehmenden  Funk- 
tionen des  neuen  Rituales  zu  bedienen.  Dagegen  hat  das  Breve  den  Gebrauch  des 
letzteren  nicht  ausschliesslich  und  obligatorisch  vorgeschrieben^,  und  wenn  die  herr- 
schende Meinung  dem  Rituale  eine  verbindende  Kraft  auf  Grun4  dieses  Breve's  zu- 
schreibt*, so  ist  dies  unrichtig.  Wohl  aber  ist  demselben  durch  spätere  Anordnungen 
der  Congregatio  rituum  wenigstens  indirekt  der  obligatorische  Charakter  beigelegt 
worden®. 


1  So  die  Congr.  rit.  1608  nach  Cavalieri 
1.  c.  n.'3}  8.  femer  Bouix  p.  278. 

Anch  in  Betreff  des  offlcinm  b.  Mariae  virginis 
hat  die  dt.  Gonst.  Plus*  Y. :  Supeml  eine  ähn- 
liche Ausnahme,  wie  sie  für  das  Brevier  und 
Missale  besteht ,  gemacht :  „offlcla  qaaecumqne, 
imprimis  italico  seu  quovls  alio  Tulgari  idio- 
mate  et  sermone  quomodolicet  composita  . . .  de- 
nique  omnia  et  singnla  alia  offlcia  hulusmodi, 
etiam  latino  sermone  . . .  pervulgata,  ab  omnlbns 
. . .  qoi  ad  recitationem  offlcii  B.  Mariae  virginis 
tenentur  et  obligati  sunt ,  tolllmas  et  abolemas 
.  . .  illis  tarnen  offlciis  exceptis  (dammodo  vnl- 
gari  sermone ,  at  praefatur ,  non  sint  composita) 
quae  ab  ipsa  prima  institutione  a  sede  apostoUca 
expresse  approbata  fuerantvel  qnorum  offlciorum 
certnm  nsam  consnetndine  ant  ipsa  institutione 
snpra  tarnen  ducentos  annos  assidue  obser- 
vatum  fuisse  constiterit".  Vgl.  dazu  Bouix 
p.  320. 

2  ^restabat,  ut  uno  etiam  volumine  compre- 
hensi,  sacri  et  sinoeri  catholicae  eoclesiae  ritus, 
qui  in  sacramentorum  administratione  allisque 
ecclesiasticis  functionibus  servaii  debent  ab  iis, 
qui  curam  animarum  gerunt,  apostolicae  sedis 
auctoritate  prodirent  ad  cuius  voluminls  prae- 
Bcriptum  in  tanta  ritualium  multitudine  sua  mi- 
nisteria  tamquam  ad  publicam  et  obsignatam 
normam  peragerent  unoque  ac  fldeli  ductn  inof- 
fenso  pede  ambularent  cum  consensu ...  In  quo  (Ri- 
tual!) cum  receptos  et  approbatos  catholicae  eccle- 
siae  rituB  suo  ordine  digestos  conspexerimus, 
illud  sub  nomine  Ritualis  Romani  merito  eden- 
dum  publice  ecclesiae  Dei  bono  iudicavimns. 
Quapropter  hortamur  in  domino  venerab.  fratres 
patriarchas,  archiepiscopos  et  episcopos  et  dilec- 
tos  fllios  eomm  vicarios  necnon  abbates,  parochos 
nniversos,  ubique  locomm  existentes  et  alios ,  ad 
quos  speotat ,  ut  in  posterum  tamqnam  ecclesiae 
Romanae  fllii,  eiusdem  ecclesiae  omninm  matris 
et  maglstrae  auctoritate  constltuto  rituali  in  sa- 
cris  functionibus  utantur  et  in  re  tanti  momentl, 
qnae  catholica  ecclesia  et  ab  ea  probatus  usus  an- 
tiquitatis  statuit,  inviolate  observent". 

'  Ohne  Konsens  seines  Oberen,  s.  vor.  Anm. 
und  Bouix  p.  836. 

♦  Auf  das  „hortamur"  im  Breve  ist  allerdings 
allein  kein  Gewicht  zulegen,  aber  darauf,  dass  das 


Rituale  das  späteste  in  der  Reihe  der  hier  frag- 
lichen Ritualbücher  bildet,  und  dass,  während  die 
Pnblikations  -  Constitutionen  zu  den  früheren, 
wenn  auch  mit  verschiedenen  Ausnahmen,  den 
obligatorischen  Gebrauch  derselben  vorschreiben 
und  die  entsprechenden  Derogationsklauseln  ent- 
halten, in  dem  Breve  davon  nicht  die  Rede  ist. 
Das  ist  auch  offoTibar  die  Auffassung  der  Congr. 
rit.  in  der  Entsch.  v.  2.Mai  1626,  Gardellini 
ed.  cit.  n.  629;  1,  147  gewesen:  „placere  sibi, 
quod  si  non  est  introducta  observatio  ritu&lis  Ro- 
mani, introducatur^. 

5  S.  Pignatelli  consultat.  t.  Vm.  cons.  73 
n.  45;  Baruffaldus  ad  rituale  Roman,  comm. 
tit  I.  n.  10;    tit.  II.  n.  2.  4.  7.  85;   Bouix 
p.  339  ff.   Die  Berufung  auf  Trldent.  Sess.  VH 
de  sacram.  can.  13,  nach  welchem  die  Lehre,  dass 
die  Ton  der  katholischen  Kirche  angenommenen 
und  recipirten  Riten  bei  der  Verwaltung  der  Sa- 
kramente unterlassen  oder  geändert  werden  dür- 
fen, mit  dem  Anathem  bedroht  wird,  ist  verfehlt, 
da  das  Konzil  nur  die  zu  seiner  Zelt  in  Uebnng 
bestehenden  Riten  im  Auge  hat.    Wenn  weiter 
aus  einzelnen  im  Rituale  selbst  enthaltenen  all- 
gemeinen Anweisungen,  z.  B.  dass  der  Geistliche 
das  Buch  stets  bei  sich  haben  und  danach  am- 
tiren  soll,  argumentirt  wird ,  so  ist  das  eine  pe- 
titio  principii ,  well  es  sich  ja  gerade  fragt ,  ob 
diese   Vorschriften   absolut  obligatorisch,    sind. 
Endlich  kann  auch  auf  das  debent  in  dem  Anm. 
2  zu  Anfang  citirten  Satz  des  Breves  kein  Ge- 
wicht gelegt  werden  (so  Bouix  p.  339),   weil 
derselbe  blos  referirt  und  nur  die  Riten  bezeich- 
nen will,  welche  für  die  Sakramentsspendung  und 
die    andern   geistlichen  Funktionen    überhaupt 
nothwendig  sind ,  ohne  dabei  die  Art  des  Ritas 
in  Betracht  zu  ziehen. 

^  Nämlich  dadurch,  dass  sie  den  Gebrauch  an- 
derer Formulare  als  der  von  ihr  approbirten 
untersagt  hat,  Dekret  v.  7.  April  1832,  Qat- 
dellini  ed.  cit.  n.  4681,  3  app.  p.  108:  „nii 
soll  libri  adhibendi  et  in  illis  tantum  benedio- 
tionibus  ,  quae  Rituali  romano  sunt  conformes^. 
S.  auch  die  Regeln  im  Index  der  verbotenen 
Bücher  $.  4  (für  die  nicht  namentlich  bezeich- 
neten) :  ^^benedictlones  omnes  ecclesiasticae,  nisl 
approbatae  fuerint  a  s.  ritnum  congreg."  und  „Ri- 
tuali romano  additlones  omnes  faotae  aut  faclen- 
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Während  somit  seit  dem  16.  Jahrhundert  im  Gebiete  der  römischen  Kirche  in 
der  Litnrgie  nicht  nur  hinsichtlich  des  als  Kirchensprache  beibehaltenen  Latei- 
nischen ^ ,  sondern  anch  hinsichtlich  des  Inhaltes  überall  Gleichmässigkeit  erreicht 
worden  ist,  hat  die  römische  Kirche  noch  bis  heute  die  Verschiedenheiten  der  Litur^ 
g:ien  bei  den  unirten  Orientalen^  bestehen  lassen,  offenbar,  weil  sie  bei  der  steten 
G^ahr  einer  möglichen  Lostrennnng  derselben  von  Rom  in  Betreff  dieser  mit  Scho- 
nung und  Rücksicht  vorzugehen  genöthigt  ist. 

m.  Der  Erlass  von  Anordnungen  in  Betreff  der  Liturgie  und 
des  Gottesdienstes  nach  dem  geltenden  Rechte.  Das  Recht,  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Liturgie  und  des  Gottesdienstes  zu  treffen,  also  die  Formen  und  Riten 
für  die  Verwaltung  der  heiligen  Handlungen  festzusetzen,  neue  Gottesdienste  und 
Gebete  einzuführen  und  über  Art,  Zeit  und  Ort  des  Gottesdienstes  und  der  Gebete 
SU  bestimmen,  kommt,  weil  es  sich  dabei  um  die  Ausübung  der  Gesetzgebung  handelt, 
f&r  die  ganze  Kirche  dem  Papste  ^  zu^.  Die  dem  Gesetzgebungsrechte  desselben 
durch  das  jus  divinum  gesetzte  Schranke  ^  äussert  sich  hier  darin ,  dass  ihm  die  Be- 
sfämmung  über  die  Spendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien,  sowie  die 
Verwaltung  des  Messopfers  insoweit,  als  die  dafür  in  Frage  kommenden  Vorschriften 
auf  göttlicher  Anordnung  und  Einsetzung  beruhen,  entzogen  ist^. 

Das  Recht  der  Bischöfe  und  der  anderen  Lokalgewalten  (der  übrigen  Ordinarien 
und  der  Partikular -Synoden)  ftlr  ihre  Jurisdiktionsbezirke,  liturgische  Vor- 
schriften zu  erlassen,  ist  in  Folge  der  Einführung  der  bereits  besprochenen  litur- 
gischen Bücher  nur  noch  insoweit  bestehen  geblieben,  als  die  päpstlichen  Publikations- 
eriasse  Abweichungen  von  ihnen  offen  gelassen  haben^ . 

dae  post  reformationem  Pauli  V,  sine  approba-  Benedikt  XIY.  in  der  const  Etsi  pastoraliä  v.  26. 

tione  8.  congr.  rituum".  Vgl.  ferner  o.  S.  10.  n.  3.  Mai  1742,  Bull.  Bened.  XIV.  1,  75.    In  Betreff 

Daher  hat  die  Congr.  rit.  auch  in  einem  Schrei-  der  Rnthenen  in  Kassland  und  Oesterreich ,  der 

ben  T.  1.  Sept.  1850  an  den  Bischof  yon  Troyes  unirten  Griechen  in  Ungarn  und  Siebenbürgen, 

erklärt,   Bonix  p.  345:   ^rituale  Romannm,  der  Oräcomelchiten,  Armenier,  Chaldäer,  Syrer, 

cnius  leges  universalem  afflciunt  eoclesiam'^.  Maroniten,  Kopten u. Abyssinier s. Isid. Silber- 

t  Trident.  Sess.  XXII.  doctr.  de  saorif.  missae  nagel,    Verfassung  und  gegenwärtiger  Bestand 

C.8  u.  de  saent  missae  c.  9.  S.  auch  die  const.  sämmtlicherKirchen  des  Orients.  Landshut  1865, 

Alexandri  YIL :  Ad  aures  nostras  t.  12.  Januar  vgl.    Hergenröther,    die  Rechtsverhältnisse 

i661,  bull.  Taur.  16,  645,  durch  welche  eine  der  verschiedenen  Riten  innerhalb  der  katho- 

französische  Uebersetzung  des  Missale  bei  Strafe  lischen  Kirche  i.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  7 ,  169. 

der  excommunicatio  maior  latae  sententiae  ver-  337  u.  8,  74. 161,  ferner :  Zum  Kirchenrecht  der 

boten  wird.    Eine  Ausnahme  macht  die  Gestat-  unirten  orientalischen  Riten  daselbst  9, 196 ;  die 

tung  der  slavischen  Liturgie  für  die  slavisohen  kirchlichen  Rechtsverhältnisse  des  lateinischen 

Kirdien  des  österreichischen  Küstenlandes,  vgl.  u.  griechischen  Ritus  i.  d.  Lemberger  Kirchen- 

das  Breve  ürbans  VIII.  v.  29.  April  1631  über  provinz  a.a.O.  14,  3  fif.  Vgl.  auch  v.  Schulte, 

die  Approbation  des  verbesserten  romisch-sla-  Lehrbuch  d.  K.  R.  3.  Aufl.  2.  179,  und  Gihr, 

Tischen  Missais  InAssemani  Kalendaria  eocl.  d.  h.  Messopfer,  3.  Aufl.  Freiburg  1884.  S.  304. 

uÜT.  Romae  1755.  1,  116  u.  die  const.  Bene-  n.  1,  endlich  Bd.1.  S.  477  u.  S.  562  ff. 
diktXIV :  Ex  pastoraU  v.  25.  August  1754,  bull.  8  Theoretisch  auch  dem  allgemeinen  Konzile, 

dusd.  4,  96,  welche  ihren  historischen  Anhalt  4  q  »j    y  0  o/v\  «r.^  ua   iit  a  7RA  »    ,»1 

an  dem  von  Johann  Vm.  dem  Erzbischof  Metho-  ^\^'  »J^«V  '  ^ 

dius  880  ertheilten  PrivUegium,  J  af  f  tf  reg.  II.  Z^  ,„  «  jaa  « 

€d.n.3319,  Mansi  17,181,  Dümmler,  Gesch.  ^  ^'  "^-  "•  '^^  '^• 

1  ostfränk.  Reiches  2,  193  ff.  269,  Jiat  ®  ^^^  Pap»*  1»*  daher  nicht  in  der  Lage,  das 

Abgesehen  davon  werden  von  der  Congr.  rit.  ß^®  »der  andere  Sakrament  oder  das  Messopfer 

ach  in  der  Kirche,  soweit  es  sich  nicht  um  die  abzuschaffen,  die  Spendeformel  der  Taufe  oder 

Uturgisch  bestimmten  Gottesdienste  und  Andach-  die  für  die  Bewirkung   der  Transsubstantiation 

ten  handelt,  Gebete  und  Gesänge  in  der  Volks-  ^^im  Messopfer  eingesetzten  Worte  des  Mess- 

ipiaehe  geduldet,  s.  Sentis  in  Arch.  f.  d.  K.  kanons  durch  einen  gesetzgeberischen  Akt  zu 

R.  13,  28  ff.  und  nachher  unter  lU  S.  14.  ändern. 

>  Die  Verhältnisse  der  s.  g.  Italogräci,  d.  h.  ?  Das  Nähere  darüber  ist  schon  0.  S.9ff.  dar- 

4er  unirten  Griechen  in  Italien,  sind  geregelt  von  gelegt,  wegen  der  Formulare  für  die  Exorcismen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


t§.  199. 


In  Betreff  der  übrigen  gottesdienstlichen  Anordnungen  sind  die  Lokalgewalten, 
insbesondere  die  Bischöfe;  insofern  beschränkt,  als  allgemeine  gesetzlicheBestimmimgen 
für  die  ganze  Kirche  in  Betreff  derselben  oder  besondere  Normen  einer  ihnen  über- 
geordneten Lokal-Instanz^  bestehen.  In  ersterer  Beziehung  kommt  vor  Allem  in  Be- 
tracht, dass  sie,  soweit  die  Gottesdienst-  und  Messordnung,  welche  dasBreviariumund 
das  Missale  vorschreiben,  in  den  ihnen  unterstellten  Kirchen  obligatorisch  ist,  keine 
besonderen  Gottesdienste  einführen  können,  welche  die  nothwendige  Celebrirung  der 
Tagesmessen  und  die  Abhaltung  des  officium  divinum  im  Chor  zu  den  festgesetzten 
Stunden  hindern  oder  ausscMiessen  würden  —  weiter  aber  auch ,  dass  sie  bei  der 
Anordnung  bestimmter  öffentlicher  Gebete  und  Andachten  die  für  diese  allgemein 
geltenden  Normen  zu  beobachten  haben  ^.  Endlich  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  wenn 
mit  gewissen  Gebeten  und  Andachten  besondere  Privilegien,  z.  B.  Ablässe  verbunden 
sind,  deren  Gewährung  dem  Ordinarius  nicht  zusteht,  selbstverständlich  die  dennoch 
von  ihm  angeordneten  Gottesdienste  dieser  Art  nicht  die  betreffenden  Wirkungen 
fdr  die  Gläubigen  herbeiführen  können'. 

Im  übrigen  ^  haben  die  Lokalgewalten,  insbesondere  die  Ordinarien  *»,  freie  Hand 
in  den  hier  fraglichen  Angelegenheiten  ö.  Vor  Allem  kommt  ihnen  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  wegen  der  Beweglichkeit  einzelner  hoher  Kirchenfeste  die  Gottesdienst- 
ordnung in  den  einzelnen  Jahren  Aenderungen  und  Verschiebungen  erleidet,  die  Be- 


und  Segnungen  fl.  auch  noch  unten  $.  206.  II. 
und  UI.  B. 

1  So  z.  B.  der  Proyinzlalsynode.  S.  z.  B.  Köl- 
ner Prov.  Konz.  v.  1860 ,  coli.  conc.  Lac.  5, 341 : 
„Usus  nie  frequenter  sanctissimum  sacramchitum 
exponendi  (s.  die  folg.  Anm.)  in  comprecatio- 
nibuB  aliisque  pletatis  offldis  abolendus  et  ah 
ordlnariis  accuratius  ordinandus". 

2  Hierher  gehören  z.  B.  die  Bestimmungen  über 
die  Aussetzung  oder  Ausstellung  (expoaitio)  des 
Sakramentes  (des  sanctissimum,  hochwürdigsten 
Gutes),  mit  welcher  vielfach  das  s.  g.  40stündlge 
oder  das  s.  g.  ewige  Gebet  verbunden  zu  werden 
pflegt,  Dumont,  Sammlung  kirchlicher  Erlasse 
für  die  Erzdlöcese  Köln  S.  58.  Die  Regel ,  dass 
dies  mit  gewissen  Ausnahmen  (s.  unten  §  215) 
nur  in  denjenigen  Kirchen ,  in  welchen  das  Sa- 
krament überhaupt  dauernd  aufbewahrt  werden 
darf  (s.  unten  $203),  abgesehen  von  besonderem 
päpstlichen  Privileg  oder  päpstlicher  Erlaubniss 
zulässig  ist,  beruht  auf  den  speciellen  Folge- 
rungen ,  welche  die  Congregatio  rituum  aus  den 
Principien  des  gemeinen  Bechts  gezogen  hat  und 
welche  in  der  const.  Benedict.  XIY. :  Quamvis 
iusto  ▼.  30.  April  1749.  %.  24,  bull,  eiusd.  3, 30 
anerkannt  sind.  Dasselbe  gilt  von  der  weiteren 
Regel,  dass  die  öffentliche  Aussetzung,  d.  h. 
die  unter  öffentlichem  Gottesdienst  vorzuneh- 
mende Ausstellung  in  der  Monstranz  auf  einem 
erhöhten,  für  Alle  sichtbaren  Standpunkt  (im 
Gegensatz  zu  der  privaten  Ausstellung,  d.  h.  der 
Sichtbarmachung  des  verhüllten  Oiboriums  durch 
Oeffnen  der  Tabernakelthür ,  oder  auch,  wie  es 
namentlich  in  Deutschland  Sitte  ist,  das  Heraus- 
nehmen des  Oiboriums  aus  dem  Tabernakel  wäh- 
rend des  Gottesdienstes)  nur  ex  publica  causa, 
selbst  in  den  Kirchen  der  Regularen,  nach  Prü- 
fung und  Genehmigung  des  Bischofs  erfolgen 


kann,  Probst,  Eucharistie  als  Sakrament.  2. 
Aufl.  Tübingen  1857.  S.  30.  Ebenso  verhält  es 
sich  endlich  mit  der  Regel,  dass  die  Ausstellung 
nicht  zu  oft,  sondern  nur  an  Festtagen  stattfinden 
soll.  a.  a.  0.  S.  28.  Dagegen  hat  der  Ordinarius 
freie  Hand  in  der  näheren  Bestimmung  dieser 
letzteren,  s.  z.  B.  die  Kölner  V.  v.l868  bei  Du- 
mont a.  a.  0.  S.  54. 

8  Beispielsweise  ist  zur  Errichtung  von  Kreuz- 
wegen oder  Kreuzwegsstationen,  wenn  durch  die 
Andachten  an  den  letzteren  die  Ablässe  der  hei- 
ligen Stätten  von  Jerusalem  gewonnen  werden 
sollen,  die  Erlaubniss  des  Papstes  (für  ihn  des 
Sekretärs  der  Breven)  oder  des  Ordensgenerals 
der  Franziskaner  de  observantia  erforderlich,  so- 
fern der  Bischof  nicht  mit  besonderen,  darauf  ge- 
henden Vollmachten  ausgestattet  ist,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  51,  467  und  Dumont  a.a.  0.  S.  HO. 

*  S.  z.  B.  die  Anm.  2  am  Schi. 

^  Das  Recht  des  Bischofs  —  dieser  kommt 
hauptsächlich  in  Frage  —  ergiebt  sich  aus  seiner 
Stellung  zur  Diöcese.  Ausdrücklich  ist  es  z.  B.  im 
bairischen  Konkordat  v.  1817  Art.  12.  lit.  g. 
und  dep  österreichischen  v.  1855  Art.  4. 11t.  d  an- 
erkannt. Der  Beirath  des  Kapitels  wird  nur  dann 
erforderlich  sein,  wenn  es  sich  um  Anordnungen 
für  die  ganze  Diöcese  oder  die  Kathedralkirche 
handelt,  denn  nur  in  solchen  Fällen,  nicht  in  an- 
deren steht  eine  s.  g.  causa  ardua  in  Frage ,  s. 
auch  Bd.  II.  S.  156. 

^  Also  z.B  .betreffend  die  Zulassung  von  Gesang 
und  Musik  beim  Gottesdienste  s.  z.  B.  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  11,  407  u.  14,  257  u.  307;  35, 
370;  52,  53;  und  die  Gestattung  der 
Volkssprache  dabei,  o.  S.  13  n.  1.  Derar- 
tige von  neueren  Provinzialsynoden  erlassene  An- 
ordnungen coli.  conc.  Lac.  1, 168.  368;  3,  5.  58. 
782;  4,  521.  562.  754.  899.  1004. 1058.  IUI. 
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fngniss  zu,  den  Festkalender  (s.  g.  directortum ,  ordo  dimni  officU,  Kalendarium  liiur- 
yMTum),  fflr  jedes  Jahr  für  ihre  Diöcese  ^  festzustellen 2  und  zu  veröffentlichend  Der- 
selbe verpflichtet  nicht  nur  den  Säkular-Elerus,  sondern  auch  alle  Regularen  ^  deren 
Orden  kein  eigenes,  vom  päpstlichen  Stuhle  genehmigtes  Brevier  und  Messbuch 
haben  ^. 

Das  Recht  des  Ordinarius  erleidet  aber  eine  Einschränkung  in  denjenigen  Fällen, 
m  welchen  es  sich  um  den  besonderen  Gottesdienst  ftlr  gewisse  Personenkreise,  deren 
Zagehörige  nicht  die  freie  Verfügung  über  ihre  Zeit  haben  oder  in  ihrem  Leben  einer 
bestimmten  reglementarischen  Ordnung  oder  auch  einer  bestimmten  Disciplin  unter- 
worfen sind,  also  für  das  Militär ,  femer  fOr  Gefangene  und  Kranke  in  Kranken-An- 
stalten, handelt.  Hier  muss  denjenigen  Behörden,  welche  die  Leitung  solcher  Personen- 
kreise und  Anstalten  haben,  eine  entscheidende  Bestimmung  Uber  alles  dasjenige, 
was  nicht  die  dogmatische  und  liturgische  Seite ,  sondern  die  äussere  Ordnung  des 
Gottesdienstes  betrifit,  also  Uber  die  Tage,  die  Stunden,  die  Art,  sowie  die  Dauer 
desselben  ^  vorbehalten  bleiben  ^.  Ein  solcher  Gottesdienst  hat  sich  seiner  Natur  nach 
den  sonstigen  Zwecken  des  betreffenden  Personenkreises  oder  der  betreffenden  An- 
stalt einzuordnen  und  darüber,  wie  dies  zu  ermöglichen  ist,  insbesondere,  wie  die 
Theilnahme  der  in  Frage  kommenden  Personen  an  den  gottesdienstlichen  Handlungen 
mit  ihrer  Stellung  und  ihren  Pflichten  ^  und  mit  der  Hausordnung  der  Anstalt  verein- 
bart werden  kann^,  ist  nur  deijenige  zu  befinden  im  Stande,  welchem  die  Leitung 
und  die  Disciplin  obliegt  ^. 

Aehnliche  Beschränkungen  können  sich  daraus  ergeben,  dass  eine  in  nicht  kirch- 


1196;  5,  33.  483.  357.  475.  720.  861  n.  6,  28.  Ordens,  Oongr.  rit.  v.  1848,  Gardellini,  1.  c. 

177.341.  Wegen  der  Müflik  vgl.  auch  Ferra rlB  ed.  UI.   n.  5115   zu  I.;  3,    143;    de  Herdt 

8.  ▼.  muBiea.  1.  c.   n.  208.  230.     Die   grossen    bedeutenden 

^  Die  Grundlage  dafür  giebt  die  dem  Missale  Orden  besitzen  freilich  ein  eigenes  Brevier  und 

und  dem  Brevier  vorangeschickte  Abhandlung  de  Messbuch,  und  da  sie  exemt  sind ,  wird  für  sie 

anno  et  eius  paTtibus.  Eine  besondere  Bearbei-  der    Festkalender    von    ihren    Oberen    vorge- 

tong  des  Kalenders  für  jede  einzelne  Diöoese  ist  schrieben. 

deshalb  erforderlich,    weil    in    den   einzelnen  5  Selbstverständlich  kann  es  sich  dabei  nur 

Spiengeln  auch  die  besonderen ,  stehenden  Fest-  um  eine  Bestimmung  unter  Wahrung  der  absolut 

tage  (^die  s.  g.  festa  propria)  verschieden  sind.  nothwendigen  Zeit  handeln. 
Die  besonderen  Feste    welche  einzelne  Kirchen  «  So  hat  nach  der  preussischen  MiUtarkirchen- 

iunerhalb  der  Diocese  feiern   können  in  dem  Di-  ^^  ^   ^^  j,^^^^  ^332  j  5^  j^  j^^er  Gar- 

T^^^^^f^\  ^   l^^^^^^"^^  kT"  ^^^^^ »  1«  ^«l«h«  Bi^^l»  ^^^^  bLndere  Garnison- 

den.  Das  Recht  und  die  Pflicht,  diese  nach  den  i,i,^v  '  v«ä«j„*     j^,  _4ii*"-i-  v     n  r  vi  v  u 

^l.„ae„    mu^üche™    VorsWften  in  das  ^1  L^^^^'m^' dtv^^tlS^unr^^a^rn^ 

Sehrod,  ArtUel:  Dtiektoriam  in  Wetz^r  \.  f«t  7^^^^  'hÄ  Mn.itl    ,  .     i   '    ' 

Weite,  'Kirehenlexikon.  2.  Aufl.  3, 1817.  ili^rS    vS'  ?Ä^  m  Äo"'*'^'""' 

9  n     -v  !•  V     -vix  j     -o-    V  if  Tt     V  •  ßo^*  ö.  Dil  Vgl.  auch  Bd.  III.  q.  o42. 

^  Gewöhnlich  wählt  der  Bischof  zum  Bearbei-  o 

ter  des  Direktoriums  den  Präfekten  der  Ceremo-  l  ^ie  bei  den  Soldaten  und  Gefangenen, 

nien^  kraft  Gewohnheit  kann  die  Auswahl  des-  ^^  ^'  ^'  ^  Kranken-  und  Gefangenen-An- 

lelben  auch  dem  Kapitel  oder  dem  ersten  Digni-  stalten. 

tu  des  letzteren  zustehen,  de  Her  dt  1.  ct.  II.  n.  ^  Dass  selbstverständlich  hier  eine  Vereinba- 

208,  woselbst  auch  eine  Anweisung  zur  Aufstel-  rung  mit  den  kirchlichen  Oberen  nicht  ausge- 

^^^  gegeben  ist.  schlössen,  ja  zweckmässig  erscheint,  liegt  auf  der 

'  Jetzt  geschieht  dies  in  der  Form  eines  Ka-  Hand.  Das  trifft  aber  die  Frage  nach  dem  Rechte 

lenderbüchleins.    Früher  liess  der  Bischof  die  der  Anordnung  nicht.  Dieses  letztere  kann  frei- 

^liehe  Festfeier  für  die  Diocese  am  Feste  der  lieh   durch   andere  Umstände  thatsächlich  be- 

Epiphanie  mündlich  verkünden  ,  daher  hat  auch  schränkt  sein,  z.  B.  wenn  kein  besonderer  Geist- 

^  Pontiflcale  Romanum  P.  lO.  einen  ordo  de  lieber  zur  Abhaltung  des  betreffenden  Gottes- 

pubUeatione  festoram  mobilium.  dienstes  angestellt  ist,  und  mit  dem  Kirchen- 

^  Ueber  Einreibung  der  besonderen  Feste  ihres  Oberen  ein  Einvernehmen  darüber  getroffen  wer- 
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lichem  Eigenthum  stehende  Kirche  nicht  ansschliesslich  nnd  ohne  Vorbehalt  zum 
öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt  ist^ 

IV.  Die  staatlichen  Gesetzgebungen  in  Betreff  der  Verwaltung 
der  heiligen  Handinngen,  insbesondere  des  Gottesdienstes.  Was 
das  Verhältniss  des  Staates  zn  der  kirchlichen  Sakraments-  nnd  Gottesdienstverwal- 
ung  betrifft,  so  kommen  dabei  folgende  drei  Gesichtspunkte  in  Betracht:  1.  der  Erlasff 
allgemeiner  kirchlicher  Anordnungen  über  die  Regelung  der  Sakraments-  und  Gottes- 
dienstverwaltung, 2.  die  Freiheit  in  der  Beth&tigung  des  kirchlich  vorgeschriebenen 
Kultus  und  3,  die  Berechtigung  der  nach  dem  Kirchenrechte  zuständigen  Organe, 
die  einzelnen  Kultus-Handlungen  auszuüben. 

In  allen  drei  Beziehungen  sind  staatliche  Beschränkungen  denkbar. 

1.  Die  Regelung  der  Sakraments-  und  Gottesdienstverwaltung  gebührt,  wenn 
man  es  als  Pflicht  des  modernen  Staates  anerkennt,  der  Kirche  die  Selbstverwaltung 
zu  gewähren,  den  zuständigen  kirchlichen  Organen.  Die  Festsetzung  des  Dogmas, 
welches  die  bestimmende  Grundlage  für  die  Art  der  Sakraments-  und  Gottesdienst- 
verwaltung bildet .  ist  principiell  Sache  der  Kirche ,  nicht  des  Staates.  Dasselbe  gilt 
von  der  Bestimmung  darüber ,  wie  die  Sakramente  und  der  Gottesdienst  verwaltet 
werden  sollen,  weil  es  sich  dabei  um  die  wesentlichen  Mittel  handelt,  durch  welche 
die  Kirche  den  ihr  ureigenen  Beruf  der  Heiligung  der  Menschen  ausübt  Soweit  also 
nicht  hierher  gehörige  kirchliche  Anordnungen  etwa  die  staatliche  Anerken- 
nung und  Durchführung  mit  staatlichen  Mitteln  beanspruchen  oder  —  was  nur  in 
Ausnahmefällen  vorkommt  —  das  staatliche  Interesse  berühren  2,  ist  der  Kirche  in 
dieser  Beziehung  völlig  freie  Hand  zu  lassen,  insbesondere  hat  die  staatliche  Gesetz- 
gebung kein  Recht ,  positive  Anordnungen  über  die  Einrichtung  des  Gottesdienstes 
und  der  Sakramentsverwaltung  zu  treffen. 

Im  Mittelalter  ist  der  Grundsatz,  dass  die  Kirche  ihren  gesammten  Kultus  ohne 
jede  staatliche  Mitwirkung  allein  regelt,  ausnahmslos  anerkannt  gewesen  3. 

Das  seit  dem  16.  Jahrhundert  entstandene  Staatskirchenthum  hat  zwar  dieses 
Recht  der  Kirche  principiell  nicht  bestritten,  aber  es  hat  nicht  nur  negative 
Schranken  für  die  Ausübung  desselben  festgesetzt,  sondern  auch  sogar  das  Recht  zu 
positiven  Anordnungen  über  gottesdienstliche  Angelegenheiten  für  sich  in  Anspruch 
genommen. 

Bei  der  Ausdehnung  der  Advokatie  auf  eigentlich  kirchenregimentliche  Beftig- 
nisse  und  der  Behandlung  der  Kirche  als  einer  dem  staatlichen  Zwecke  dienenden 
Erziehungsanstalt^  konnte  man  staatlicherseits  kein  Bedenken  tragen,  bestimmte 
gottesdienstliche  Anordnungen,  welche  das  Interesse  des  Staates  zu  gebieten  schien, 
zu  treffen^,  ja  vereinzelt  führte  auch  das  Bestreben,  in  religiösen  Dingen  Aufklärung 
zu  verbreiten  und  die  Kirche  einseitig  zu  reformiren,  zu  landesherrlichen  Bestimmun- 
gen über  die  Einrichtung  des  Gottesdienstes  ^.  An  den  Vorschriften  des  erstgedachten 


den  must,  dasf  er  Geistliche  dazu  zur  Verfügung  ^  P.  HinschiüsbeiMarquardsen,  Hand" 

stellt.  buch  des  öffentl.  Rechts  I.  1,  206.  207. 

1  Vgl.  darüber  unten  %  219.  *  lieber  ausserordentliche  Gottesdienste,  Ge- 

2  Das  ist  z.  B.  der  Fall  in  Betreff  der  Anord-  bete  und  Fürbitten    für  den  Landesherrn,   s. 
nungen  von  gottesdienstlichen  Feiern  ausserhalb  $.  209. 

der  kirchlichen  Gebinde  und  der  Einführung  von  «  Das  gilt  von  der  österreichischen  Ge- 

Feittagen,  s.  darüber  SS-  210.;211.  214.  setzgebung  Joseph's  II. ,  welcher  z.  B.  (V.  '^• 

»  8.  Bd.  ni.  S.  766.  766.  1.  Dezember  1781,   cod.  iur.  ecclertastici  Jo- 
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Charakters  liat  man  noch  heute  rielfach,  selbst  da,  wo  principiell  die  Antonomie  der 
Kirche  anerkannt,  also  das  frühere  Staatskirohenthnm  angegeben  worden  ist,  fest- 
gehalten^, im  übrigen  aber  haben  selbst  die  noch  geltenden  Gesetze  der  dentschen 
Staaten  aus  der  eben  gedachten  Periode  den  richtigen  Standpunkt  eingenommen  2, 
und  ToUends  kann  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  man  mit  dem  letzteren  gebrochen 
hst,  also  in  Preussen^  Würtemberg^,  Sachsen*,  Baden <*  und  Hessen'^,  end- 
lieh auch  in  0 Österreich^,  von  einem  Recht  zu  positiTcn  Anordnungen  der  Staats- 
gewalt Aber  die  Gestaltung  des  Kultus  keine  Rede  sein. 

Von  negativen  Schranken  kam  in  der  Periode  des  Staatskirchenthums  für  die  Erlasse 
dergeistliehen  Gewalt  in  gottesdienstlichen  Angelegenheiten  dasPlacetin  Betracht^. 
Wo  dasselbe  heute  noch  unbeschränkt  in  vollem  Umfange  besteht,  wie  in  Baiern ^^^ 


MphlnL  Frankfoit U.Leipzig.  1788. 1,  60)  neue 
kiielüiche  Gesänge  einführte  und  fQr  die  Kir- 
chen Wiens  eine  Andaehtsordnung  (1783)  erliess, 
vie  der  Gottesdienst  mit  aller  Auferbsnllcbkeit 
zu  halten  sei.  Vgl.  Maassen,  Neun  Kapitel 
Aber  freie  Kirolke  und  Gewissenfireiheit.  S.  341. 
Weitere  ältere  österreichische  Gesetze  dieses  Cha- 
rakters bei  Grf.  y.  Barth-Barthenheim, 
Oesterreichs  geistliche  Angelegenheiten.  Wien 
1841.  S.  d22ff.  Femer  gehört  hierher  d.  firanzös. 
Organ.  Art.  39  ▼.  1802 :  „H  n'y  aora  qu*une  litur- 
gie  et  un  cat^ehisme  poui  toutes  les  tfglises  ca- 
thoUques  de  France  " ,  eine  Anordnung ,  welche 
sieh  ans  den  früheren  Verhältnissen  (s.  0.  S.  11. 
n.  5)  erklärt. 

t  S.  unten  $$.  209.  214. 

s  So  das  hairische  ReUgionsedikt  Ton  1818, 
8.  jedoch  des  Näheren  noch  unten  Anm.  10, 
die  oldenburger  Verordnungen  ▼.  1831, 
velehe  keine  dahin  gehenden  Vorschriften  ent- 
halten (s.  übrigens  auchrerid.  Staatsgrundgesetz 
V.  1862  Art.  78.  $.1),  Sachsen  -  weimar. 
Gesetz  y.  7.  Oktober  1823.  $|^  6  ff.  Pas  go- 
thaer ReguUtiy  y.  1811.  J.  7.  (Arch.  f.  kathol. 
K.  B.  36,  217)  und  das  eoburger  y.  1813.  %.  6 
(a.  a.  0.  32,  422)  überlassen  den  Pfarrern  der 
katholischen  (Gemeinden,  bis  diese  einem  Bi- 
sehofe untergeordnet  sind,  die  erforderlichen  An- 
ordnungen hinsichtlich  des  Kultus  zu  treffen. 
Thatsächlich  üben  JeUt  die  Bischöfe  yon  Pader- 
honi  bez.  d.  yon  Bamberg  die  betreffende  Befug- 
niss  aus,  s.  des  Näheren  darüber  Ferkel  in 
Marquardsen,  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts  m,  2,  139.  Auch  die  brannschwei- 
gisohe  Verfassung  y.  1832  bestimmt  $.  212: 
R. . .  Die  Anordnung  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten bleibt  unter  dieser  Oberaufsicht  (d.  h.  der 
Landesregierung)  der  in  der  Verfassung  jeder 
dieser  Kirchen  begründeten  Kirchengewalt  über- 
lassen. Im  Zweifel  entscheidet  darüber,  ob  eine 
Sache  rein  geistlich  sei,  die  Landesregierung''. 

'  S.  den  allerdings  aufgehobenen  Art.  15  der 
V.  ü.  y.  31.  Januar  1850.  Vgl.  dazu  P.  Hin- 
schius  in  Marquardsen,  Handb.  d.  öffent- 
lichen Rechtes  1. 1,  247.  n.l.  u.  P.  Hinschius, 
Pfeiss.  Kirchenrecht.  Berlin  1884.  S.  16.  n.  31. 

*  V.  U.  y.  26.  Sept.  1819.  %.  71.  in  Verbin- 
dong  mit  dem  Gesetze  y.  30.  Januar  1862. 

»  Gesetz  y.  23.  August  1876. 

^  Geseu  y.  9.  Oktober  1860.  $.  7. 
Hiaechias,  Crchenreeht  lY. 


"^  Gesetz  betr.  d.  rechtliche  Stellung  d.  Kirchen 
y.  23.  AprU  1875.  Art.  4. 

8  Staatsgrundgesetz  y.  21.  Dezember  1867. 
Art.  15 :  „Jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und 
Religionsgesellschaft  bat  das  Recht  der  gemein- 
samen öffentlichen  Religionsübung ,  ordnet  und 
yerwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbstständig . . . 
ist  aber,  wie  jede  Gesellschaft ,  den  allgemeinen 
Staatsgesetzen  unterworfen''. 

»  S.  Bd.  UI.  S.  749. 

w  Bd.  in.  8. 760.  n.  4  j  S.  763.  n.  2  u.  3  und 
8.  839.  Hier  kommen  neben  den  Vorschriften 
über  das  Placet  in  $.  58  des  Religionsedik- 
tes yon  1818  die  $$.  38  u.  76  desselben  in 
Frage.  $.  38  rechnet  zu  den  innem ,  allein  der 
Normirung  anheimfallenden  Angelegenheiten : 
„die  Gegenstände  . . .  b)  der  Form  und  Feier 
des  Gottesdienstes",  wogegen  nach  $.  76 
„a)  alle  Anordnungen  über  den  äusseren 
Gottesdienst,  dessen  Ort,  Zeit,  Zahl 
etc."  zu  den  Gegenständen  gemischter  Natur  ge- 
hören, welche  die  Kirchengewalt  allein  unter 
Mitwirkung  der  Staatsbehörden  zu  ordnen  befugt 
ist  ($.  77  a.  a.  0.).  Was  zunächst  das  Verhält- 
niss  des  $.  38  und  des  $.  76  betrifft  (welches  £. 
Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  y. 
Bayern.  München  1884.  S.  204  in  juristischer 
Beziehung  zu  bestimmen,  für  unmöglich  erklärt), 
so  kann  in  $.38  unter:  Form  und  Feier  des 
Gottesdienstes  nichts  anderes  als  die  li- 
turgische Gestaltung  des  Gottesdienstes  gemeint 
sein,  während  unter:  äusserem  Gottes- 
dienst der  yon  der  Kirche  liturgisch  geregelte 
Gottesdienst,  insofern  er  in  die  äussere  Erschei- 
nung tritt,  d.  h.  dei^eiiige,  welcher  öffentlich  be- 
hufs Theilnahme  der  Kirchenglieder  gehalten 
.wird,  yerstanden  sein  muss.  Demnach  unter- 
steht die  Bestimmung  über  die  Liturgie,  über 
den  Inhalt  der  Gebete  und  der  sonstigen  hei- 
ligen Handlungen  der  freien,  alleinigen  Entschei- 
dung der  kirchlichen  Organe ,  wohl  aber  hat  die 
Staatsregierung  mitzu:wiriLen  bei  der  Anord- 
nung ,  in  wiefern  die  liturgisch  yon  der  Kirche 
geregelten  Handlungen  zu  einer  gewissen  Zeit, 
zu  gewissen  Tagen  und  Stunden,  an  gewissen 
Orteii  und  in  bestimmten  Wiederholungen  yor- 
genommen  werden  dürfen.  Da  neben  $$.  38  ü. 
76  noch  %.  58  über  das  Placet  in  Betracht  kommt, 
so  müssen  die  Anordnungen  über  die  Liturgie, 
welche  die  Kirche  allein  zu  erllisBen  hat ,  immer 
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Braunsehweig^  Ootha-Cobnrg^,  Lflbeck^,  Elsass-LotkriBgea  und 
Frankreioh^^  sind  aaob  allgemeine  Anordmmgen  der  erwähnten  Art  der  Staats- 
regienmg  zur  Placetimng  vorzulegen.  In  denjenigen  Staaten  dagegen,  welche 
das  Plaoet  auf  die  über  die  rein  geistliche  Sphttre  hinausgehenden  Erlasse  be- 
schränkt haben,  wie  in  Wttrtemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen  und  Sachsen- 
Weimar^,  ist  jede  Betheiligung  der  Staatsregierung  entfallen,  soweit  es  sich  um 
Anordnungen  handelt,  wekhe  nicht,  wie  die  Anordnungen  von  obligatorischen  Fest- 
und  Feiertagen  und  von  Gottesdiensten,  Andachten,  kirohliohen  Versammlungen 
ausserhalb  der  kirchlichen  Glebiude  auf  das  bflrgerliche  und  staatliche  Leben  ein- 
wirken <^.  Dieselbe  Beschräakuog  kommt  aber  auch  für  diejenigen  Staaten  in  Betracht, 
welche  das  Plaoet  ganz  aufgegeben  haben,  also  filr  Preussen,  Oldenburg  und 
Oesterreich^,  denn  in  den  gedachten  Ausnahmefällen  handelt  es  sich  nicht  um 
Angelegenheiten,  welche  rein  dem  kirchlichen  Gebiete  angehören,  sondern  um  solche, 
welche  ihres  Charakters  wegen  nicht  der  ausschliesslichen  Begelung  der  Kirche  unter- 
stehen ®. 

Insbesondere  besitzt  in  Oesterreich  die  Staatsregierung  die  noch  Aber  die 
eben  gedachte  Schranke  hinausgehende  Befogniss^,  die  Ausfdhrnng  solcher  kirch- 
lichen Anordnungen  in  Betreff  des  öffentlichen  Gottesdienstes,  welcher  Öffentliche 
Rficksichten  entgegenstehen,  zu  hindern  ^o. 

2.  Die  Frage,  inwieweit  der  durch  die  kirchlichen  Vorschriften  geordnete  Kultus 
sich  in  Gemässheit  derselben  ungehindert  und  frei  bethfttigen  kann ,  bemisst  sich  vor 
Allem  nach  derjenigen  Stellung,  welche  der  katholischen  Kirche  durch  die  Gesetz- 
gebung des  betreffenden  Landes  eingeräumt  worden  ist.  In  fast  allen  deutschen 
Staaten  hat  sie  das  Recht  der  öffentlichen  Religionsttbung^S  sie  kann  also  mnerhalb 

noch  zur  Placetining  Torgelegt  werden,  wührend  cet  nicht ,  doch  kat  ein  Minist.  Oirk.  y.  21.  De- 

diejenigen,  welche  sich  auf  den  äusseren  Gottes-  zember  1812  die  Mittheilnng  der  ron  den  Bi- 

dienst  beziehen ,  da  sie  rechtlich  ohne  Bethei-  sehöfen  zu  pablicirenden  Diöcesan-Ordines  (s.  o. 

lignng  der  Staatsregiemng  nicht  zn  Stande  koni-  8.  16)  an  den  Minister  Torgeschrieben.,    Ga  n  - 

men  können,  des  Placets  nicht  mehr  bedürfen,  dry,  trait^  de  la  Ugislation  des  cultes.    Paria 

weil  hier  das  Recht  derselben  ein  weitergehendes  1866.  2,  136. 

ist,  nnd  sie  nicht  rein  kirchliche  Erlasse  sind.  ^  Bd.  III.  S.  839.  840. 

Doch  ist,  soweit  es  sich  um  die  Anordnung  Ton  *  Ygl.  darüber  noch  insbesondere  unten  JJ. 

gewöhnlichen  Feierlichkeiten   und  Andachten,  210  ff. 

d.  h.  solchen,  welche  auf  den  geltenden  klroh-  ?  Bd.  III.  S.  762.  768. 

lichenyorschiiftenbeinhen,handelt,TonderNoth*  ^  S.  ebenfalls  noch  unten  $$.  210  ff. 

wendigkeit  der  Placetimng,  ja  Jeder  vorherigen  ^  Gesetz  ▼.  7.  Mai  1874.  %,  17 :  „Findet  die 

Anzeige  durch  die  k.  EntSchliessung  ▼.  20.  Juni  Regierung,  dass  einer,  den  öffentlichen  Gottes- 

1861,    Günther,    Amtshandbuch    f.   protest.  dienst  betreffenden  kirchlichen  Anordnung  of- 

Geistliohe  des  Königr.  Bayern  dless.  d.  Rheins.  fentUcke  Rücksichten  entgegenstehen,  so  hat  sie 

Neue  Aufl.  1888.  1,  373,  ein  für  alle  Mal  abge-  dieselbe  zn  untersagend 

sehen.     S.     auch    Silbernagl,     Verfassung  ><>  Nach  §.  60  des  cit.  Gesetzes  durch  Andro- 

sämmtlicher  Religionsgesellschaften  in  Bayern.  hung  von  Geldbnssen  nnd  durch  andere  zulissige 

2.  Aufl.  S.  296.  Administrativ-Zwangsmittel. 

i  Verfassung  V.  1832.  $.  216.  ^i  So  namentlich  in  Preussen,   Baiern, 

s  S.  Bd.  in.  8.853.  Doch  bedarf  es  auch  nach  Würtemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen, 

den  beiden  S.  17  n.  2  citirten  Regnlatiyen  $$.  6.  Oldenburg,     Sachsen  «Gobnrg- Gotha, 

6,  bez.  6. 7  für  Jede  den  äusseren  Kultus  betref-  Waldeck  und  Elsass-Lothringen,  s.  die 

fende  Einrichtung  nnd  Bestimmung  der  Geneh-  Gitate  bei  P.  Hinschiusin  Marquardsen 

migung    früher   des  Konsistoriums,    Jetzt   des  a.  a.  0.  S.  227.  247,  Sachsen-Weimar,  Ge- 

Staatsministeriums.  setz  ▼.  7.  Oktober  1823.  $.  6,  Braun  schweig, 

3  Regul.  f.  d.  kath.  Gemeinde  t.  14. Juli  1841.  Verf.  ▼.  1832.  $.211.  Eine  Ausnahme  macht  vor 
Art.  12,  Samml.  d.  Verordn.  10,  6.  AUem  Mecklenburg,  wo  regelmässiger  Gottes- 

4  S.  Bd.  III.  S.  760.  u.  S  839  in  dem  dort  dienst  nur  in  den  katholischen  Kirchen  zu  Schwe- 
angegebenen  Umfange.  Demnach  unterliegen  An-  rin  und  Ludwigslust,  und  femer  während  der 
Ordnungen  der  einheimischen  Bischöfe  und  Kir-  Pflngstmarktswoche  zn  Roftoek  nnd  einmal  Jähr- 
chenbehörden in  Bezug  auf  den  Kultus  dem  Pia-  lieh  In  Bützow  katholischer  Gottesdienst  gehalten 
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der  daftir  beaÜHunten,  den  Kirchen*  nnd  Staatsgesetzen  entsprechend  errichteten  Ge- 
btode  ihren  Knltns  frei  und  oSeni  so  dass  der  Zutritt  jedermann  gestattet  ist,  an  allen 
Orten  des  betreffenden  Landes  ohne  jedesmalige  besondere  staatliche  Erlanbniss  ent- 
falten^.  Nicht  inbegriffen  in  dem  Rechte  znr  öffentlichen  Religionatlbung  ist  aber  die 
BefiigsiBS,  gewisse  Akte  des  Kultus  auBserhalb  der  erwähnten  Gebäude  zu  vollziehen, 
Strassen,  Wege  und  öffentliche  Plätze  dazu  zu  benutzen^  und  auf  diesen  letzteren 
Oegenstände  der  religiösen  Verehrung  (Kruzifixe,  Heiligenbilder,  Denksäulen  und 
Statuea  zn  Ehren  gewtdser  kirchlicher  Dogmen)  beliebig  aufzustellen  K 

Die  Ansflbung  des  Gottesdienstes  oder  einer  ein;ielnen  gottesdienstlichen  Ver- 
richtung ist  endlich  für  das  ganze  deutsche  Beich  strafrechtlich  insofern  ge- 
schätst^,  als  1)  die  durch  Thäflichkeiten  oder  Drohungen^  bewirkte  Hinderung  der 
Ausfibung  des  Gottesdienstes,  d.  h.  der  Abhaltung  desselben  oder  auch  der  Theil- 
Bshme  an  demselben*  und  2)  die  vorsätzliche  Störung  oder  Hinderung  des  Gottes- 
dienstes oder  einer  einzelnen  gottesdienstlich^  Verrichtung  in  einer  Kirche  oder  in 
einem  anderen  zu  religiÖBen  Versammlungen  bestimmten  Orte  (z.  B.  einem  Betsaale) 
durch  Erregung  von  Lärm  oder  Unordnung,  mag  der  Thäter  sich  selbst  in  dem  Ge- 
bäude oder  ausserhalb  desselben  befinden,  ein  strafbares  Vergehen  bildet. 

3.  Die  Berechtigung,  die  gottesdienstUchen  Verrichtungen  vorzunehmen,  steht 
innerhalb  der  einzelnen  Staaten  demjenigen  Gdstliehen  zu,  welche  in  denselben  den 
bestdienden  Stattsgesetzen  gemäss  in  kirchlichen  Aemtem  angestellt  sind  ^  oder  welche 
Dach  den  letzteren,  falls  ihr  Amtssits  in  einem  anderen  Staate  sich  befindet  (wie  dies 
namentlich  bei  einzelnen  Bischöfen  der  Fall  ist,  deren  Diöcesen  einzelne  kleinere 
Staaten  umfassen^  oder  denen  wenigstens  die  Katholiken  eines  solchen  zugewiesen 
sind  9),  die  Befagniss  zur  Ausflbnng  ihres  Amtes  in  jenen  Territorien  erlangt  haben. 

werden  dazf ,  s.  (G.  ▼.  S  o  h  r  5 1  e  r)  Die  kathoHaohe  punkte  handelt ,  welche  in  den  Geschäftsbereioh 

BeUgUmfÜlmng  in  Meeklenbnvg.  Schwerin,  ge-  der  letzteren  einschlagen,  z.  B.  dabei  zn  ermessen 

ichlchtUehnndreehtUoh.Jenal66^.S. 27.40.69.  ist,  ob  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  kon- 

SbeosoLäbeek)  wo  den  katholischen  (Geistlichen  fessioneller  Zwist  oder  Störung  des  öffentlichen 

nnr  die  Vornahme  Ton  Amtshandlongen  in  der  Friedens  zu  befürchten  steht.  Besondere  gesetz- 

zvgelastenen  K^lle  und  in  den  Wohnungen  liehe  Bestimmungen  sind  m.  W.  über  diesen 
derQ6meindeglleder(Taiife,  Trauung  und  Sterbe-   "  Punkt  nirgends  erlassen. 

•akramente)  geaUttet  ist,  Reg.  ▼.  14.  JuU  1841.  «  R.  Str.  G.  B.  $.  167 :  ,,Wer  durch  eine  Thät- 

Art.  6.  7,  Samml.  d.  Verordn.  10,  6.  lichkeitoderDrohungJemandbindert,  den  Gottes- 

1  Vgl.  dazu  Wi  Ida  la  der  Zeitschr.  für  deut-  dienst  einer  im  Staate  bestehenden  Gesellschaft 

sehes  Rechti  1 ,  200.  Dass  der  Gebrauch  von  Glocken  auszuüben ,  ingleichen  wer  in  einer  Kirche  oder 

dabei  gestattet  ist ,  erscheint  nicht  wesentlich.  in  einem  anderen  zu  religiösen  Versammlungen 

Geaetzlieh  ist  der  Gebrauch  der  Glo<A:en  gew&hrt  bestimmten  Orte  durch  Erregung  von  Lärm  oder 

dvrsh  das  preuss.  L.  R.  II.  11.  S*  '^'  ^'^  Unordnung  den  Gottesdienst  stört  oder  einzelne 

ba irische  Religionsedikt  y.  1818.  y  29;  den  Verrichtungen  einer  im  Staate  bestehenden  Reli- 

in   El  sass -Lothringen    gleichfalls    geltenden  gionsgesellschaftTorsätzlichyerhindert  oder  stört, 

«gan.  Art  48 :  „L'^v^ue  se  concertera  avee  le  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Jahren  bestraft '^ 
ft^fetpour  rtfgier  lamani^red'appeler  les  fldMes  ^    Also  rechtswidrig   und  Torsätzlich.     Ein 

au  lerrice  divin  par  le  son  des  oloches'';  her-  Beamter,  welcher  einen  Geistlichen  an  einer  den 

könunlieh  ist  er  in  in  einer  Reihe  anderer  Länder,  bestehenden  Gesetzen  zuwider  vorgenommenen 

10  in  Würtemberg,     Sachsen,    Baden,  gottesdienstliohen  Huidlung  hindert,   ist  nicht 

Hessen,  ebenao  auch  in  Oesterrelch.  strafbar,  s.  Olshausen,  Kommentar  zum  Straf- 

>  S.  0.  S.  18,  dazu  unten  $$.  210.  211.  gesetzbuoh.  2.  Aufl.  S.  638. 

'  Denn  Über  die  Strassen  u.  s.  w.  steht  der  0  oig hausen  a.  a.  O.  S.  636. 

kothoUschen  Kirche  die  Verfügung  nicht  zu.  Die  ^  6.  Bd.  n.  S.  603.  682  u.  Bd.  UI.  S.  183. 

EiUttbnias  wird  nicht  nur  Ton  der  Staatsbehörde,  ^  'W'ie  z.  B.  die  Diöoese  Münster  das  Gross- 

v«l«be  die  polizeilichen  und  Elgenthums-Rechte  herzogthum  Oldenburg,  Fulda  Sachsen -Weimar, 

mfibt,  oder  der  betreffenden  Kommunalbehörde,  Freiburg  die  hohenzoUemschen  Fürstenthümer. 
Mtdern  auch  Ton  der  mit  der  Wahrung  des  ^  So  die  Katholiken  in  Waldeck  dem  Bischof 

Kliebenhoheitsreehtes  betrauten  Behörde  zu  er-  von  Paderborn, 
thellen  sein,  weil  es  sich  dabei  auch  um  Gesichts- 


20 


I.  Die  EEierarcbie  und  die  Leitung  der  K.irche  durch  dieselbe« 


[§.199. 


Dagegen  unterliegt  die  blosse  Vomabme  geistlicher  Verriehtongen  durch  nicht 
in  inländischen  Aemtem  angestellte',  insbesondere  fremde  Geistliche,  und  damit  auch 
die  Ansttbnng  gottesdienstlioher  Handlangen  in  deigenigen  deutschen  Staaten,  in  wel- 
chen gleichviel,  ob  der  katholischen  Kirche  die  öffentliche  Religi<msflbung  ringerftumt 
ist  oder  nicht,  ihre  Zulassung  nur  unter  weitgehenden  staatlichen  Beschränkungen, 
z.  B.  allein  unter  Gestattung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Gemeinden,  unter  Vorent- 
haltung der  vollen  Parochialrechte  ftlr  diese  ^  oder  unter  Zulassung  einer  fixirten  Zahl 
von  Geistlichen  erfolgt  ist^,  in  allen  Fällen  besonderer  staatlichen  Ermächtigung^. 

In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Stellung  einer 
privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  oder  vollends  auch  die  Autonomie  ftlr 
ihre  eigenen  Angelegenheiten  gesetzlich  eingeräumt  ist,  ohne  dass  der  Staat  sich  in 
der  hier  fraglichen  Beziehung  ansdrUcklich  bestimmte  Rechte  gewahrt  hat ,  ist  die 
blos  provisorische  oder  interimistische  Verwaltung  von  gottesdienstlichen  Funktionen 
durch  jeden  kirchlich  dazu  autorisirten  Geistlichen  gestattet  4. 

Da  aber  die  staatlichen  Vorschriften  Aber  die  Fähigkeit  zum  Erwerbe  von 
Kirchen-  oder  geistlichen  Aemtem  ^  durch  Offenhaltung  der  erledigten  Stellen  und 
durch  die  Beauftragung  von  nicht  den  staatlichen  Erfordernissen  entsprechenden 
Geistlichen  mit  ihrer  einstweiligen  Verwaltung  umgangen  werden  können ,  so  haben 
sowohl  ältere,  wie  neuere  staatliche  Gesetze  einzelner  dentschen  Staaten  anoh  daftlr 
besondere  Vorschriften  aufgestellt.  Von  den  älteren  Gesetzgebungen  kommen  in  Frage 
die  sachsen-weimarische^  und  die  französische^,  von  den  neueren  die 


i  Wie  in  Brannschweig,  wo  ansioh  öffent- 
liche Religionsübnng  gestattet  ist,  s.  Gesetz  Yom 
10.  Mai  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  19,  405,  §.  16 : 
„Dem  katholischen  Geistlichen  soll  der  Besuch 
der  katholischen  Kranken  und  die  Administration 
der  Sacra  in  deren  Häusern ,  wenn  er  überhaupt 
zu  kirchlichen  Amtshandlungen  im  hiesigen 
Lande  zugelassen  ist,  an  anderen  Orten  (als 
Braunschweig,  Wolfenbüttel  und  Helmstedt) 
ohne  Weiteres  zustehen" ;  S*  ^ '  n^^t^^e'®  katho- 
lische Geistliche  (als  die  in  den  Torgenannten 
Gemeinden  unter  Bestätigung  der  Regierung  an- 
gestellten) sind  zur  Vollziehung  der  in  diesem 
Gesetze  erwähnten  kirchlichen  Amts- 
handlungen" —  (nämlich  Taufe ,  Proklama- 
tion, Kopulation,  Krankenbesuch  und  Begräbniss) 
—  „in  hiesigem  Lande  erst  dann  berechtigt,  wenn 
Jene  ihnen  auf  Ansuchen  vom  herzogl.  Staats- 
ministerinm  gestattet  ist  und  nachdem  sie  gleich- 
falls das  im  J.  22  Torgeschriebene  Angelobniss 
(des  Gehorsams  gegen  das  hier  fragliche  Gesetz) 
zu  Protokoll  bei  der  betr.  herzogl.  Kreisdirektion 
oder  in  einer  sonstigen  Öffentlichen  Urkunde  ab- 
gegeben haben" ;  $.24:  ,, Katholische  Geistliche, 
welche,  ohne  dazu  berechtigt  zu  sein,  kirchliche 
Amtshandlungen  im  hiesigen  Lande  vollziehen, 
verfallen  der  Bestrafung  nach  Maassgabe  der 
Landesgesetze*  ^  Noch  weiter  gehen  das  cit. 
Coburg.  Reg.  v.  1813.  $.  29:  ,,Ohne  vorgängige 
landesherrliche  ErlaubnUs  darf  ausser  dem  ange- 
stellten Pfarrer  Niemand  im  Lande  geistliche 
Verrichtungen  vornehmen,  und  wenn  der 
katholische  Pfarrer  in  irgend  einem  Falle  'eine 
Stellvertretung  nöthig  hat,  so  mnss  er  dieses 
zuvörderst  dem  herz.  Konsistorium  (Jetzt  Staats- 
ministerinm)  zur  Genehmigung  anzeigen  und 


übrigens  für  des  Stellvertreters  Person  und  Hand  - 
lungen  einstehen";  und  das  dt.  gothaer  von 
1811.  §.22 :  „Es  darf  überhaupt  Niemand  geist- 
liche Verrichtungen  vornehmen,  wenn  er 
nicht  in  irgend  einer  inländischen  Diöcese  zu 
solchen  wirklich  angestellt  ist  oder  dazu  mit  Ge- 
nehmigung des  Landesherm  die  besondere  Er- 
lanbniss  eriialten hat*^  S. femer  Lübeck,  Reg. 
für  die  kathol.  Gemeinde  vom  14.  Juli  1841, 
Art.  12.  Samml.  d.  Verordn.  10,6:  „Ohne  dem 
Senate  vorgängig  gemachte  Anzeige  und  dessen 
erfolgte  Genehmigung  darf  der  Geistliche  keinen 
Gehülfen  noch  Stellvertreter,  mag  solcher  von 
ihm  selbst  gewählt  oder  ihm  von  seinen  Vor- 
gesetzten zugeordnet  sein,  zu  der  Ausübung 
irgend  einer  Amtshandlung  zulassen". 

2  In  Mecklenburg-Schwerin  sollen  nicht 
inehr  als  3  katholische  Geistliche  fnngiren ,  Be- 
gulaüv  V,  25.  August  1846  bei  (v.  Schröter), 
die  kathoL  Religionsübnng  S.  63 ,  s.  auch  o.  S. 
18  n.  11. 

'  Hierher  gehört  auch  Schwarzburg-Rn- 
dolstadt,  wo  bisher  nnr  ein  Seelsorger  für  die 
dortigen  Katholiken  zugelassen  ist,  V.  v.  1872, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  36,  411. 

^  Das  ist  der  Fall  in  Baiern,  Oldenburg 
nndanchinWürtemberg,  s.  Bd.  U.  S.  504. 
506. 

6  Vgl.  darüber  Bd.  H.  S.  605. 

«  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823.  %.  17  (s.  Bd.  lU. 
S.  188.  n.  2) ,  welches  die  Nothwendigkelt  der 
staatlichen  Genehmigung  für  die  Pfarrvikaiien 
nnd  Kooperationen  ausspricht. 

^  S.  darüber  Bd.  II.  S.  504  n.  12  und  S.  506 
n.  10  a.  £. 
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Bftohsisehe,  heasisehe  und  österreiehische^)  sowie  anch  noch  immer  trotz 
der  neuerdings  eingetretenen  Aenderungen  die  badisohe  und  die  preussisohe. 

Die  badisohe 2  verlangt  von  allen  Geistlichen ,  welche  kirchliche  Funktionen 
Offentlieh  ausflbon  wollen^,  den  Nachweis  der  ftlr  den  Erwerb  der  Kirchen&mter 
erforderlichen  allgemein  wissenschaftlichen  Vorbildung^,  gestattet  jedoch  davon  ge- 
wisse Dispensationen  ^. 

In  Preussen  mflssen  dagegen  die  fttr  den  Erwerb  geistlicher  Aemter  vorge- 
sehriebenen  Erfordernisse  der  deutschen  Reichsangehörigkeit  ^  und  der  allgemeinen 
wissenschaftlichen  Vorbildung  ^  in  allen  Fällen,  in  welchen  etwaige,  sich  als  Ausübung 


i  Vgl.  Bd.  n.  S.  507  n.  Bd.  III.  S.  186.  Diese 
GefeUgebnngen  haben  seit  der  Herausgabe  der 
beiden  angefäbrten  BUnde  keine  Abindemngen 
editten.  Der  fQx  Oesterreich  abweichende  Min. 
Ed.  ▼.  1873,  Aicb.  f.  katK  K.  K.  49,  466  datirt 
tot  der  Zeit  ror  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
Y.7.Mail874. 

3  8.  Gesetz  v.  5.  Mai  1880,  Ztschz.  f.  K.  B. 
15,  405  n.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  44,  166  n.  Ans- 
ffilmings-T.  T.  11.  AprU  1880,  dt.  Arch.  8. 167, 
wodnich  das  Get.  t.  19.  Februar  1874.  Art.  1. 
Abs.  3  geändert  ist. 

'  Das  Lesen  von  Privatmessen ,  das  Abhören 
der  Belebte,  die  Ertheilnng  der  Eucharistie  und 
der  letzten  Oelung  in  PriTathänsem  ist  also  nnbe- 
schränkt  gestattet.  Ebenso  unterliegt,  wie  die  dt. 
y.  T.  11.  April  1880  S.  5  ausdrücklich  hervor- 
hebt, die  Ausübung  einzelner  kirchlicher  Hand- 
langen (z.  B.  das  Lesen  einer  s.  g.  PriTstmesse) 
durdi  auswärtige,  nur  Torübergehend  sich  im 
Lande  aufhaltende  Geistliche,  wenn  die  ersteren 
blos  zum  Zwecke  der  eigenen  Andachtsübungen 
Torgenommen  werden ,  keinerlei  staatlicher  Be- 
schränkung. 

*  Die  darauf  bezüglichen  früheren  Vorschrif- 
ten (Bd.  n.  S.  Ö08)  sind  durch  Art.  1  des  dt. 
Ges.  Y.  1880 :  „Dazu  wird  regelmässig  erfordert, 
dass  der  Kandidat  Zeugnisse  über  die  von  ihm 
bestandene  Abiturienten-,  bez.  Maturitätsprü- 
fung und  den  dreijährigen  Besuch  einer  deut- 
schen Universität,  sowie  darüber  vorlegt,  dass  er 
während  seines  Universitätsstudiums  Vorlesun- 
gen aus  dem  Lehrkreise  der  philosophischen  Fa- 
kultät in  demselben  Umfange ,  wie  für  die  Stu- 
direnden  der  Rechtswissenschaft,  der  Medizin 
und  des  Kameralf aches  vorgeschrieben  ist,  mit 
Fldss  gehört  habe" ,  insofern  geändert ,  als  die 
wissenschaftliche  Staatsprüfung  beseitigt  ist  Es 
genfigt  also  Jetzt  statt  der  Ablegung  der  letzteren 
der  Machweis ,  dass  der  Kandidat  drei  philoso- 
phische Kollegien  von  mindestens  4  Stunden  die 
Woche  in  den  ersten  drei  Semestern  fleissig  be- 
sucht hat,  s.  Ztschr.  f.  K.  R.  15,  473.  488.  Die 
Zeugnisse  über  den  Nachwels  sller  im  Gesetze 
erwihnten  Erfordernisse  sind  dem  Ministerium 
des  Innern  einzureichen,  V.  v.  11.  April  1880. 

s.i. 

^  1.  Das  Staatsministerium  kann  von  den  Art. 
1  des  Gesetzes  Torgeschriebenen  Erfordernissen 
dlipensiien,  %.  1.  d.  dt.  V.,  2.  das  MinUterium 
des  Innern  eine  ledi^ch  vorübergehende  Stell- 
^ettzetung  oder  Aushülfeleistung  in  einem  die 
öffentliche  Ausübung  kirchlicher  Funktionen  er- 
foiderUchen  Amte  ausdrücklich  oder  stillschwei- 


gend denjenigen  Geistlichen  gestatten,  welche 
den  erwähnten  Anforderungen  nicht  entsprechen, 
$.  4  d.  dt.  V.  3.  Endlich  darf  solchen  Geist- 
lichen eine  lediglich  vorübergehende  Stellvertre- 
tung oder  Aushülfeleistung  einstweilen  und  vor- 
behaltlich des  Einspruchs  des  Ministeriums  des 
Innern  übertragen  werden ,  Jedoch  unter  gleich- 
zeitiger Anzeige  an  dasselbe  unter  Angabe  des 
Anlasses ,  des  Namens ,  des  Wohnsitzes  und  der 
sonstigen  Dienststellung  des  betreffenden  Geist- 
lichen, $.  3.  d.  dt.  V.  Vgl.  übrigens  hierzu  noch 
die  Freiburger  kirchl.  V.  v.  22.  April  1880,  Arch. 
t  k.  K.  R.  44,  168.  In  Gemässheit  der  eben  ge- 
dachten Bestimmungen  ändert  sich  nunmehr 
auch  der  ThatbesUnd  der  Bd.  UI.  S.  187  er- 
wähnten Vergehen. 

6  Bd.  n.  S.  604.  Doch  kann  nach  Art.  3  des 
Gesetzes  yom  31.  Mai  1882.  Abs.  2  der  Kultus- 
minister nach  den  vom  Staatsministerium  fest- 
zustellenden, königlich  zu  genehmigenden  Grund- 
sätzen —  über  diese  ist  bisher  nichts  bekannt 
gegeben  —  auch  Ausländern  die  Ausübung 
einzelner  geistlicher  Amtshandlungen  gestatten. 
Tgl.  dazu  P.  Hinschius  in  Ztschr.  f.  K.  R. 
18,  183. 

^  Die  wissenschaftliche  Staatsprüfung,  Bd.  II. 
S.  504  ist  zwar  gesetzlich  nicht  beseitigt,  indes- 
sen bestimmt  Art.  3.  Abs.  1  des  cit.  Ges.  v. 
1882 :  „Von  Ablegung  der  im  J.  4  des  Gesetzes  r. 
11.  Mal  1873  vorgeschriebenen  wissenschaftlichen 
Staatsprüfung  sind  diejenigen  Kandidaten  be- 
frdt,  welche  durch  Vorlegung  von  Zeugnissen 
den  Nachwds  führen ,  dass  sie  die  Entlassungs- 
prüfung auf  einem  deutschen  Gymnasium  abge- 
legt, sowie  ein  dreijähriges  theologisches  Stu- 
dium auf  einer  deutschen  Universität  oder  auf 
einem  in  Preussen  bestehenden  kirchlichen  Se- 
minare, hinsichtlich  dessen  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  für  den  Ersatz  des  Universitäts- 
studiums durch  das  Studium  auf  diesem  Semi- 
nar erfüllt  sind,  zurückgelegt,  und  während 
dieses  Studiums  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete 
der  Philosophie,  Geschichte  und  deut- 
schen Literatur  mit  Flelss  gehört  haben", 
und  befreit  damit  diejenigen  Kandidaten,  welche 
ein  über  die  Führung  des  erforderten  Nachweises 
Tom  Oberpräddenten  ausgestelltes  Attest  (s.  die 
Ministerial-Reskrlpte  t.  29.  Juni  1882 ,  Ztschr. 
t  K.  B.  18,  177  u.  178"J  beibringen  (s.  P.  Hin- 
schius a.  a.  0.  S.  17o  ff.),  von  der  Ablegung 
der  erwähnten  Prüfung.  Nach  Abs.  2  des  ange- 
führten Art.  3  kann  der  Kultusminister  aber 
auch  nach  den  vom  Staatsminislerium  festzu- 
stellenden   und    königUoh    zu  genehmigenden 
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einer  StellTertretsng  oder  Httlfeleistiing  is  einem  geistliohen  Amte  darstdlende  kirch- 
Uohe  Amtshandlungen  ^  vorgenommen  werden ,  erfUlt  sein.  Die  Bestimmungen  über 
den  staatlichen  Einspruch  kommen  aber  nicbt  mehr  zur  Anwendung,  wenn  1]  geist- 
liche Amtshandlungen  von  einem  zur  Stellvertretung  oder  HUlfeleistung  ermächtigten 
OeistUchen,  welcher  nicht  zum  Pfarrverweser  im  eigentUAen  Sinne  ^  hostet  ist^, 
oder  2)  von  einem  den  Staatsgesetzen  gemäss  angestellten  Oeistiichen  in  dem  Bezirk 
eines  anderen  geistliehen  Amtes  vollzogen  werden^  und  der  letztere  dabei  nicht  die 
Absicht  bekundet^,  dort  ein  geistliches  Amt  zu  1lbemehmen<^.  3)  Fttr  die  Ausübung 
der  mit  dem  bischöflichen  Amte  verbundenen  Rechte  und  geistlichen  Verrichtungen 
in  einem  kanonisch  oder  staatlich  erledigten  Bisthum  oder  einem  solchen,  dessen 
Bischof  durch  gerichtliches  Urtheil  zur  Bekleidung  seines  bischöflichen  Amtes  für 
unfähig  erklärt  ist^,  sind  die  sonst  vorgeschriebenen  Erfordernisse  ^  für  den  FalP 
beseitigt  i®,  dass  ein  Bischof,  welcher  ordnungsmässig,  d.  h.  durch  die  landesherrliche 


Orundsitzen  von  der  Nothwendlgkeit  der  Abitu- 
rientenprüfang  auf  einem  deutschen  Gymnasium, 
dem  theologischen  UniTersitits-Triennium  und 
Ton  der  Ablegung  der  Staatsprüfung  dlspensiren 
(die  Bd.  II.  S.  528  n.  11  erwähnte  Dispensations- 
befugniss  besteht  aber  daneben,  s.  P.  Hin- 
Bohlus  a.  a.  0.  S  180).  Für  die  dispeusirten 
Ausländer  (s.  Tor.  Anm.)  kommt  selbstverständ- 
lich das  Erfordemiss  der  allgemeinen  wissen- 
schaftliehen Vorbildung  überhaupt  nicht  in  Be- 
tracht. 

1  Also  auch  nicht  öffentlich  (im  Gegensatz  zu 
Baden). 

*  Unter  der  Pfarr- Verwesung  im  eigentlichen 
Sinne  versteht  das  Gesetz  t.  11.  Jnli  1883.  Art  1 
(s.  die  folg.  Anm.)  die  Stellvertretung  in  einem 
Pfarr-Amte,  welche  einem  Geistlichen  für  die 
ganze  Dauer  ihrer  Yeranlassung  von  der  geist- 
lichen Behörde  aufgetragen  wird  und  den  Zweck 
hat,  eine  ein  für  allemal  festbestimmte  und  regel- 
mässige Abhülfe  gegenüber  der  Behinderung  oder 
dem  Fortfall  des  eigentlichen  Amtsträgers  zu  ge- 
währen ,  also  sich  nicht  als  eine  blos  gelegent- 
liche, von  schnell  vorübergehender  Dauer  oder  gar 
durch  wechselnde  Personen  bewirkte,  darstellt, 
B.  P.  Hinschius  bei  Kays  er  u.  Caspar, 
preussisches  Archiv.  Berlin  1884.  1,  49  ff. 

«  Cit.  Ges.  V.  11.  Juli  1883.  Art  1 :  ,,Die  Ver- 
pflichtung der  geistlichen  Oberen  zur  Benennung 
des  Kandidaten  für  ein  geistliches  Amt ,  sowie 
das  Einroruchsrecht  des  Staates  werden  aufge- 
hoben :  1)  für  die  Uebertragnng  von  Seelsorge- 
ämtem,  deren  Inhaber  unbedingt  abberufen  wer- 
den dürfen,  2)  für  die  Anordnung  einer  Hülfs- 
leistong  oder  einer  Stellvertretung  in  einem 
geistlichen  Amte,  sofern  letztere  nicht  in  der 
Bestellung  des  Verwesers  eines  Pfarramtes  (Ad- 
ministrators, Provisors  etc.)  besteht". 

*  Ges.  V.  14.  Juli  1880.  Art  6  :  „Den  Straf- 
bestimmungen der  Gesetze  v.  11.  Mal  1873  und 
21.  Mai  1874  unterliegen  geistliche  Amtshand- 
lungen nicht,  welche  von  gesetzmässig  angestell- 
ten Geistlichen  in  erledigten  oder  in  solchen 
Pfarreien ,  deren  Inhaber  an  der  Ausübung  des 
Amtes  verhindert  ist,  vorgenommen  werden, 
ohne  dabei  die  Absicht  zu  bekunden ,  dort  ein 
geistliches  Amt  zu  übernehmen^,   und  Ges.  v. 


11.  JnU  1883.  Art.  3 :  ^Die  Vorschrift  des  Art  5 
im  Ges.  v.  14.  Juli  1880  wegen  der  Straffreiheit 
der  Vornahme  geistlicher  Amtshandlungen  in  er- 
ledigten oder  solchen  Pfarrelen ,  deren  Inhaber 
an  der  Ausübung  des  Amtes  verhindert  ist,  kommt 
für  alle  geistlichen  Aemter,  und  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  das  Amt  besetzt  ist  oder  nicht,  zur  An- 
wendung". Vgl. dazu P. Hinschius,  das preuss. 
Kircheng.  v.  1880.  Beriin  1881.  S.  25  ff.  und  im 
cit  preuss.  Archiv  1,  53  flL 

&  Also  nur  gelegentlich  und  in  einzelnen,  na- 
mentlloh  dringenden  Ausnahmefällen. 

Die  Bd.  U.  S.  506.  n.  10  für  den  Fall  der  Ge- 
fahr im  Verzuge  gemachte  Ausnahme  ist  gesetz- 
lich nicht  beseitigt,  hat  aber  in  Folge  der  im 
Text  gedachten  Milderungen  so  gut  wie  keine 
praktische  Bedeutung  mehr. 

0  Nach  Massgabe  dieser  Modifikationen  der  Ge- 
setzgebung des  J.  1873  bestimmt  sich  Jetzt  der 
Thatbestand  des  $.  23  des  Gesetzes  v.  11.  Mai 

1873.  Abs.  1   und  der  Deklaratoria  v.  21.  Mal 

1874.  Art  1  u-  2  vorgesehenen  Vergehens.  VgL 
dazu  P.  Hinschius,  d.  preuss.  Klrcheu- 
gesetz  V.  1880.  S.  26.  27  und  im  preuss.  Archiv 
1,63. 

Eine  Redaktion  dieser  beiden  Gesetze  unter 
Berücksichtigung  der  Aenderungen  durch  die  Ge- 
setze v.  1880.  1882  u.  1883  bei  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchenrecht  Berlin  1884.  S.  576  und 
681. 

■»  S.  Ges.  V.  14.  Juli  1880.  Art  4  und  P.  Hin  - 
seh  ins,  Kommentar  dazu  S.  18. 

8  Bd.  II.  S.  Ö06.  508  u.  Bd.  IH.  8. 183. 194. 

»  Gesetz  v.  11.  Juli  1883.  Art.  4:  „Die  Straf- 
bestimmung des  $.  4  im  Gesetz  v.  20.  Mai  1874 
findet  nicht  Anwendung  auf  die  Vornahme  ein- 
zelner Weihehandlungen,  welche  von  staatlich 
anerkannten  Bischöfen  in  erledigten  Diücesen 
vollzogen  werdend 

10  Praktisch  hat  die  Anwendung  nur  Bedeu- 
tung in  Bezug  auf  den  Fortfall  des  staatliehen 
Einspruchsrechtes  und  der  eidlichen  Verpflich- 
tung (Bd.  in.  S.  194),  denn  die  anderen  Erfor- 
dernisse (Reichsangehörigkeit  und  wissenschaft- 
liche Vorbildung)  kommen  für  den  einmal  staat- 
lich anerkannten  Bischof  nicht  mehr  in  Frage. 


§.200. 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Taufe. 
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ürkuade,  die  sUstlidte  AnerkenBimg  erhalten  kat  i,  eine  einzelne  aus  dem  bischöf- 
lichen ordo  herfliessende  Weihehandlnng^  gelegentlich  nnd  nnr  anshülfeweise ,  nicht 
in  der  Absieht,  das  bischöfliche  Amt  dort  auszaüben,  vollzieht^. 

EindlMi  k<mimen  noch  fttr  die  AnsILbnng  gottesdienstlicher  Handlangen  die  oben 
Bd.  n.  8.  510,  511  schon  besprocheneu  Beschränkungen  in  Bezug  auf  die  Mitglieder 
der  geistiidieB  Orden  und  ordens&hnliohen  Kongregationen  in  Betracht. 


//.  Die  Verwaltung  der  Sakramente^, 

§.  200.    1,  Die  Taufet. 

Die  Taufe,  hapiumw,  haptiama,  das  Sakrament  der  geistigen  Wiedergeburt  des 
Menschen  durch  Was^r  anter  gleichzeitiger  Anwendung  bestimmter  Worte  ^,  gehört 
zu  den  Sakramenten  der  katholischen  Kirche,  welchen  auch  eine  spezifisch  recht- 
liche Bedeotnng  zakonunt^.  Bei  ihr  besteht  dieselbe  darin,  dass  sie  die  Mitgliedschaft 
in  der  Kirche,  also  die  Bechtafthigkeit  in  derselben,  gewahrt^. 

L  Der  Katechnmenat  und  der  Photizomenat.  In  der  älteren  Kirche 
ging  der  £rtheilung  der  Taufe  der  Regel  nach  ein  längeres  Vorbereitungsstadium, 
der  8.  g.  Katechnmenat,  voraus^,  eine  Einrichtung,  welche  im  Laufe  des  dritten  ihre 
Ausbildung  erhalten  hatte  und  deren  Blüthezeit  in  das  4.  Jahrhundert  fiült^^.    Die 


i  Bd.IL  a  687,  also  nicht  ein  Weihbischof 
und  ein  niehtpreuBfliselieT  Bischof ,  -desBen  Did- 
cew,  wie  die  von  Preg,  OlmÜtz,  Freiburg  preua- 
elsehe  Oebietstheile  mit  umfasst,  denn  aUe  diese 
erhalten  keine  landesherrHdie  Anerkennungs- 
orknnde,  P.  Hinsehinsim  prenss.  Areh.  1 ,  58. 

*  Also  nicht  solche,  welche  zwar  Ausflüsse  des 
ordo,  aber  nnr  des  piiesterlichen  ordo  sind ,  son- 
dern nur  diejenigen,  welche,  wie  die  Firmelung, 
Konsekration  von  Kirchen  und  Altären ,  gerade 
den  ordo  episcopalis  voraussetzen,  s.  B.  11.  S.  40. 
Ob  die  Weihehandlnng,  z.  B.  die  Firmelung, 
gleichzeitig  an  einer  einzelnen  oder  an  mehreren 
Personen  vorgenommen  wird,  ist  gleichgültig. 
YgL  P.  Hinschius  im  prenss.  Areh.  1,  57. 

'  Danach  modifldrt  sich  also  auch  die  Straf- 
bestimmnng  des  $.  4  des  Gesetzes  v.  20.  Mai 
1874  (Bd.  la  8. 187.  n.  6),  P.  Hinschius  im 
prenss.  Archiv  1,  61.  Uebrigens  bezieht  sich  das 
zuletzt  gedachte  Gesetz  nicht  auf  die  Yomahme 
▼on  MschSfllchen  Weihehandlungeu  seitens  eines 
Bischob  in  einer  andern,  nicht  erledigten  DiÖ- 
eese.  Bine  solche  ist  statthaft  und  nicht  strafbar. 

^  Wegen  des  Ausschlusses  der  Sakramente  der 
Ordination  und  der  Ehe  s.  o.  8.  3  n.  1. 

5Jos.  Vlcecomes,  observatlones  ecclesia- 
sticae  de  antiquis  baptismi  ritibus.  Mediol.  1615. 
Paris.  1618;  Jos.Bertieri,  de  sacramentis  in 
genere  baptisrao  et  cOnflrmatione  Ubr.  IIL  Yin- 
dob.  1774;  Reiche,  de  bapt.  orig.  et  necess. 
necBon  de  forma  bapt.  Gotting.  1817;  Bren- 
ner, geschieh tl.  Darstellung  der  Verrichtung 
«nd  Ausspendung  der  Sakramente.  Würzburg  u. 
iMÄberg  1818  if.  Th.  I ;  F.  X.  S  c  h  m  1  d ,  Liturglk 
d.  ehristkathoUschen  Religion,  (o.  S.  5.  n.  1) 
1,126  ff.   Joh.W.  Fr.  Höfling,   das  Sakra- 


ment  der  Taufe.   2  Bde.  Erlangen  1846. 1848; 
2.  (Tit-)  Ausg.  1859. 

•  Gatechism.  Roman.  P.  II.  c.  2.  qu.  4. 

7  Ebenso  wie  der  Ordination ,  s.  Bd.  1.  S.  169. 

8  Vgl.  c  142.  143  (nach  AugU8ttn>  Dist  IV 
de  coiisecr.  und  das  Nihere  unter  Nr.  VI. 

9  Vgl.  über  diesen:  Joh.  Mayer,  Geschichte 
des  Katechumenats  und  der  Katechese.  Kempten 
1868;  A.  Weiss,  die  altkirchliche  Pädagogik, 
dargestellt  in  Kateehumenat  u.  Katechese  der 
ersten  6  Jahrhunderte.  Froiburg  i.  Br.  1860. 
Heft  1 ;  F.  Probst,  Lehre  und  Gebet  in  den  3 
ersten  christlichen  Jahrhunderten.  Tübingen 
1871.  S.  79  ff. ;  d  e  r  s  e  1  b  e ,  Katechese  und  Pre- 
digt V.  Anfang  des  4.  bis  z.  Ende  des  6.  Jahrh. 
Breslau  1884.  S.  39  fll;  Höfling  (s.  Anm.  6) 
1,  144  ff.;  V.  Zezschwitz,  System  d.  christl. 
Katecheük.  Leipzig  1863  ff.  Bd.  1.  S.  91  ff.  und 
in  Herzog,  BrOal  -  Encyklop.  f.  protest.  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  7,  574  ff. 

10  Dagegen  allerdings  Probst,  Katechese 
S.  46.  Der  Zweck  des  Katechumenats  war  die 
Unterweisung  der  angehenden  Christen  in  den 
Lehren  des  Christenthums  und  die  Erziehung 
derselben  zu  christlichem  Leben ,  also  die  Ein- 
führung in  das  sociale  und  Kultusleben  der  Ge- 
meinde. Wer  Christ  werden  wollte ,  hatte  sich 
bei  den  Vorstehern  der  Gemeinde  (im  4.  Jahr- 
hundert bei  den  Diakonen,  welche  ihn  dann  dem 
Bischof  oder  den  Priestern  vorstellten,  Const. 
apost.  Vni.31,  ed.  de  Lagarde  p.267)  zu  mel- 
den. Nachdem  man  durch  eine  Vorprüfung  in 
Betreff  seiner  Person  und  seines  bisherigen 
Lebenswandels  festgestellt  hatte,  ob  er  überhaupt 
geeignet  war ,  als  Katechumene  angenommen  zu 
werden,  wurden  ihm  die  fundamentalen  Sätze 
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ELatechumenen  gehörten  indessen  nur  insofern  der  christliohen  Gemeinschaft  oder 


des  christlichen  Glaubens  mitgetheilt ,  Origenes 
(185  0.  186  bis  etwa  254)  contra  Oelsum  III,  51 : 
ApiOTiavol  H  xaTÄ  tä  66vatov  a^xolc  Ttpoßaoa- 
vtaavxec  xöiv  dbto6eiv  ocpdäv  ßouXofiivoiv  xdl;  yu^oic 
%a\  xaT*  WCotv  itpoeitqloavTe«,  iicdv  (ox&9tv  a^rap- 
xräc  ot  dxpoaTali  Tcplv  eU  tö  %otv6v  eUeX^tv 
l7Ci8e^%£vai  Tcpi;  t6  ^iXeiv  xaX6bc  ßiouv,  tö 
TtjvixöiSe  aOro^c  eWYOüaw.  I5(qi  p.^  icoti^oavTCC 
Tama  t«v  4pTi  dp^o(A^o>v  xal  eUoTfop-lvoiv  xal 
oioiTr»  t6  oöp.ßoA.ON  xoö  dTcoxexaftdipftai  dvei- 
XtjtpÖToiv.  Irepov  5i  tö  twv  %ard  Suvertöv  icapa- 
ornadvToav  iauT&v  t^v  irpcalpeaiv  o6x  ÄXXo  ti 
ßoöXeaftai  ^  tä  vpiOTiavoT«  ßoxoüvra.  Ilap'  ,ot; 
elol  Twe;  TeTaYt^ftoi  irpic  t6  (ptXoTCEUOtelv  toö« 
ßioü«  xal  Toi«  aYt^^a;  täv  irpo«iövT«v,  tva  toi>c 
p,^  xd  iitl^^T^a  irpdrcovra«  di7coxo9X6aa»oiv  '9)%ccv 
elc  t6  xoivov  auT&v  o6XXoyov,  toi>c  5^  f**?)  toi- 
ouTOUcßXin  4'u^TgdiT:o8e^(5p.rvoi,  ßeXTfou«  69T){i.lpat 
xaTaoTceuoCaiotv ;  Mayer  S.  40  £C;  Probst, 
Lehre  u.  Gebet  S.  144  ff.,  und  Katechese  S.  39  It 
Blieb  der  Proselyt  bei  seinem  Vorsätze,  so  erfolgte 
seine  Annahme  zum  Eatechnmenen  darch  Be- 
zeichnung mit  dem  Kreuze  und  durch  Handauf- 
legung unter  Exsufflation  (im  Abeudlande  auch 
wohl  unter  Darreichung  geweihten  Salzes,  c.  3 
Hippon.  V.  393  u.  c  5  Carth.  III.  t.  397),  nach- 
dem er  gleichzeitig  seiner  alten  Lebensweise  ent- 
sagt hatte,  Tertullian  de  poenit.  c.  6  (.^sed  prae- 
cipue  noviolis  istis.'..qui  cum  maxime incipiunt 
divinis  sermonibus  aures  rigare ...  et  dicunt  qui- 
dem  pristinis  se  renuntiare  et  poenitentiam  assu- 
munt"),  const.  apost  VIL  39  (p.  222),  vgl. 
Mayer  S.  48 ff.;  Probst,  Katechese  a  71.  76. 
(Auf  die  gedachte  Aufnahme ,  Insbesondere  die 
Handauflegung,  nicht  auf  die  Taufe  bezieht  sich 
auch  c  39  Elvira  v.  306:  „Gentiles,  si  in  Inflr- 
mltate  desideraverint  sibi  manum  imponi ,  si 
f uerit  eorum  ex  aliqua  parte  honesta  vita ,  pla- 
cuit  eis  manum  imponi  et  fleri  christianos ,  s. 
Hefele,  ConziL  Gesch.  2.  Aufl.  1,  172.) 

Im  Uebrigen  gehen  die  Ansichten  über  den 
Katechumenat  auseinander.  Eine  Anzahl  Schrift- 
steller, z.  B.  Höfling  1, 149;  Zezschwitzl, 
108;  Hefele  1.  Aufl.  1,  402  unddlevon  diesen 
citirten  älteren  nehmen  Jedenfalls  für  das  4.  Jahr- 
hundert 3  verschiedene  Stufen  im  Katechume- 
nate  an  (eine  andere  Ansicht ,  welche  sogar  vier 
solcher  scheidet,  s.  darüber  Funk  in  d.  Tü- 
binger theol.  Quartalschrift  Jahrgang  65  v.  1883 
S.  41,  kann  auf  sich  beruhen  bleiben)  und  thei- 
len  demnach  die  Katechumenen  in  3  Klassen :  1. 
die  dxpo(6|Aevoi ,  audienUs ,  ehrUUanit  mit  dem 
Bechte  und  der  Pflicht,  dem  homiletischen  Theile 
des  Gottesdienstes  beizuwohnen,  2.  die  y^^ 
xXivovrec,  eu^öfUNOt,  öiroTclTTTOvrec»  genuflecten- 
tc8,  cateehumeni  im  eig.  Sinne,  mit  dem  Rechte, 
auch  dem  an  den  erwähnten  Theil  des  Gottes- 
dienstes sich  anschliessenden  Gebete  für  die  Ka- 
techumenen anzuwohnen  (const  apost  YIII.  5. 6. 
p.239)  und  dieses  im  Geiste  mitzubeten,  3.  die 
cpoiTiCofJLevot ,  competentea  j  eleeti,  die  Taufkandi- 
daten,  welche  in  ihrer  Ausbildung  und  Erziehung 
so  weit  vorgeschritten  sind ,  dass  sie  unmittelbar 
zum  Empfange  der  Taufe  vorbereitet  werden 
können.  Andere  dagegen  scheiden  nur  zwei  Klas- 
sen, z.B.  Mayer  S.  47  ff.;    Probst,   Lehre 


S.  108  ff.  151  ff.,  indem  sie  die  andlentes  und 
genuflectentes  als  eine  Klasse  auffassen.  End- 
lich ist  neuerdings  Jede  Klasseneintheilung  im 
Katechumenate  von  Funk  a.  a.  0.  S.  41  ff., 
welcher  die  Photizomenen  oder  oompetentes 
nicht  mehr  zu  den  Katechumenen  zählt,  ver- 
worfen worden. 

In  der  That  ruhen  die  bisherigen  Eintheilungen 
der  Katechumenen  auf  durchaus  unzulänglichen 
Fundamenten.  Die  Breitheilung  soll  zunächst 
hervorgehen  aus  c.  7  Ck>n8tantin.  I.  v.  381,  rich- 
tiger einem  Kanon  d.  Konstantinop.  Synode  v.3d2, 
und  dem  damit  übereinstimmenden  c.  95.  Trullan. 
V.  692 :  ....  itdvra«  to6c  dir'  aik&v  O^ovroic 
irposxtfteodai  xtq  6p%ohoiij.  A^  ^'EXXtjvoc  ^X^H^^* 
xal  x^  npthmp  i^pipav  icotoOpiev  a6xo6c 
XpiotiavoucnJvSi  Stuxipotv  «ax7)xoufiivou^,  elxa 
x^v  xptxt)N  £Eopx(Cop.ev  a^xoi^^  jicxd  xou  £{jiouaav 
Tp(xov  e(c  ^6  icp^oiCQfV  %a\  eU  ^d  6xa  a&xvv* 
xal  o5xo>c  xaxT]youu«v  a6xo0c  xal  icoioDfUN  aOrouc 
Xpovlfci^  eU  T^v  exxXtjola'v  xal  oxpoaa&ai  xwv 
Ypa^ävv  xal  xöxe  a6xoi^c  ßaTcrlCofiev.  Es  ist  un- 
möglich mit  H5flingl,149und  Zezschwitz 
1,  116  hierin  die  3  Klassen  der  Katechumenen 
bezeichnet  zu  finden,  denn  dann  müsste  Jede 
dieser  Stufen  von  diesen  in  einem  Tage  durch- 
laufen worden  sein,  und  ebenso  beweislos  ist  es, 
wenn  Höflingl,  285  meint,  dass  „die  drei  ver- 
schiedenen Tage  zuverlässig  drei  verschiedene 
Stadien  und  Zeitraum^  des  zu  durchlaufenden 
Katechumenats  ( —  also  nicht  drei  Tage  — )  re- 
präsentiren^  Die  Stelle  sagt  deutlich ,  dass  die 
betreffenden  Personen  durch  den  an  ihnen  vor- 
genommenen Ritus  (oQxcDc)  zu  Katechumenen 
gemacht  werden,  handelt  also  von  dem  Annahme- 
Ritus  und  ergiebt  weiter,  dass  nach  längerer  Vor- 
bereitung während  des  Katechumenats,  innerhalb 
dessen  sie  keine  Klassen  erwähnt ,  die  Taufe  er- 
folgt. Ebenso  wenig  beweisend  ist  0.5.  Neocaesar. 
zw.  314  u.  325  (welchem  man  sogar  die  griechi- 
schen Bezeichnungen  für  die  beiden  ersten  Klas- 
sen entnommen  hat):  KaxTr^oufiievoc ,  ^dv  eU- 
epvöfjievoc  eU  xi  xupiaxöv  iv  xj  xuxt^^oiaIvoiv 
xd|ei  OTfjfiLTQ,  ouxo^  hk  ^v^  djtapxdvoav,  Idv  fj,iv 
YÖvu  xXCvoD'v  dxpodado  p.V]xexe  dfjiapxdvoi'v  *  idv 
ii  xal  dxpodbfjievos  Ixt  d(iapxdv^,  i^oidcb^. 
Dieser  Kanon  handelt  gar  nicht  von  Stationen 
des  Katechumenats,  sondern  von  den  verschiede- 
nen Büsserklassen  und  verordnet:  „Wenn  ein 
Katechumene,  welcher  nach  seiner  Annahme  sei- 
tens der  Kirche  schon  in  der  Reihe  der  Kate- 
chumenen steht,  sündigt,  so  soll  er,  falls  er  be- 
reits in  die  Bussstation  der  Kniebeugenden  (auch 
iTTOitlTrcovxe«,  s.  c.  4 — 9.  15.  Neocaes. ,  c.  12. 
Nicaen.  v.  325)  gestellt  ist,  in  die  Bussklasse  der 
dxpodb(X6vot ,  audientes,  versetzt,  falls  er  aber 
auch  dann  wieder  sich  Sünden  zu  schulden  kom- 
men lässt,  ganz  ansgestossen  werden ,  wie  die« 
aach  c.  14.  Nioaen.  cit.  zeigt :  Oepl  xßr*  xaxT^^ou- 
fjkfi^a>v  xal  irapaneo^vxmv  Hoiß  .  .  .  £oxe  xpiAv 
ixdbv  a^ouc  dxpoo>fi.£vouc  (tövoN,  picxd  xa&ca 
c&x^^^  i*-^^  xöbv  xaxT)xoufii^a)V,  s.  auch  Funk 
a.  a.  0.  S.  51  ff.  Dazu  kommt,  dass  die  von  den 
Katechumenen  handelnden  Stellen  der  Konzilien 
von  Ancyra  v.  314  (c.  12)  und  von  Elvira  v. 
306  (c.  4. 20. 41 .  42. 45. 68),  wie  die  der  Kirchen- 
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Kirohe ao,  als  Uuien  wesentlich  PffiehtenS  so  vor  Allem  die,  sich  den  kirchlichen 
Normen  und  den  Anordnnngen  der  kirchlichen  Oberen  zn  fttgen,  oblagen  ^^  da  ihr 
Recht  auf  Antheilnahme  an  dem  homiletischen  (ersten)  Theil  des  Gottesdienstes 


Täter  und  die  const.  aposi  Till.  31  (p.  269:  6 
lUXXcw  xaTT)Yctof^i,  xüa  irr]  xatt^^sCoW)  eben- 
sowenig verschiedene  Stufen  des  Katechnmenats 
erwähnen,  geschweige  denn  irgend  eine  Be- 
stünmnng  über  die  Dauer  des  Verbleibens  In  den 
einxelnen Klassen  treifen,  s.  Fn  n k  a.  a.  0.  S.67  fT. 
Berechtigt  Ist  dagegen  die  Scheidung  der 
f«mC6(ievot  (Tanfkandldaten)  von  den  Katechn- 
menen,  aber  die  ersteren  bilden  nicht  eine  Klasse 
der  letzteren,  sondern  sie  scheiden  mit  dem  Ein- 
tritt in  diese  Stellung  aus  der  Beihe  der  Kate- 
chnmenen  aus.  Wenn  der  Katechumene  die 
vorgeschriebene  Zelt,  welche  gewöhnlich  8, 
auch  woU  nur  3  Jahre  betrug,  aber  abgekürzt 
weiden  konnte,  constlt.  apost.  VIII.  31,'  Elrlra 
c.  42,  Probst,  Lehre  S.  135  (o.  2.  Nicaen.  dt. 
veilangt  nur  eine  längere  Zelt),  den  erforderlichen 
Unterricht  empfangen  und  sich  bewährt  hatte,  so 
wTude  er  auf  seine  Anmeldung  (nomen  dare)  eine 
bestimmte  Zelt  Tor  dem  regelmässigen  Taufter- 
min  (vgl.  unten  Nr.  III  des  Textes),  d.  h. 
Ostern  (40,  auch  30  Tage  vorher,  nach  c.  45 
Laodic.  zw.  343  u.  381 ,  aber  nleht  mehr  nach 
der  zweiten  Fastenwoche)  unter  die  Taufkandl- 
dtten  aufgenommen ,  indem  er  dem  Teufel  zu 
entsagen  hatte  und  unter  Handauflegung  seitens 
des  Bischofs  exorcisirt  wurde,  TertuUian  de 
eoiona  c.  3 :  „ut  a  baptismate  Ingredlar ,  aquam 
aditnri ,  Ibidem ,  sed  et  aliquante  prlus  In 
eodesia  sub  antistitis  mann  contestamur,  nos  re- 
nimtiare  dlabolo  et  pompae  et  angeÜs  eius^, 
Mtyer  S.  74;  Probst,  Lehre  S.  169  und  Ka^ 
tediese  S.  83  ft.  Während  dieser  Zeit  erhielten  die 
Taofkandldaten  von  einemPresbyter  oder  auch  von 
dem  Bischöfe  einen  speciell  auf  die  Vorbereitung 
znrTanfe  und  die  sich  daran  anschliessende  Eucha^ 
listie  berechneten  Unterzieht,  insbesondere  wur- 
den ihnen  die  bei  der  Taute  zu  sprechenden  For- 
meln der  Abrenuntiation  und  des  Glaubens- 
bekenntnisses, das  Vaterunser  und  andere  christ- 
liche Lehrstücke  (nach  einer  vielfach  verbreiteten 
Ansicht  alles  dasjenige ,  was  mit  Rücksicht  auf 
die  angeblich  seit  dem  2.  Jahrhundert  entwickelte 
beaondere  Arkandlsclplin ,  s.  Zezschwltz, 
Kateehetlk  1,  154 IT.  und  In  Herzo  g,  Real-£n- 
cjklopädlel,  637;  Wandlnger  In  W  etzer  u. 
Weite,  Klrehenlexlkon,  2.  Aufl.  1,  1234,  vor 
den  Uneingeweihten,  also  auch  den  Katechu- 
nenen,  g^elm  gehalten  wurde)  mitgethellt, 
Mayer  S.  294  it.;  Probst,  Lehre  S.  172  £f. ; 
iemer  hatten  sie  sich  während  dieser  Zeit  einer 
fieihe  von  Bussübungen  (Gebeten,  Fasten,  Knie- 
Wngongen  und  Na<ätwachen)  zu  unterziehen, 
Mayer  S.  78.  99.  Die  zeitgenössischen  Sohrlft- 
iteller  rechnen  die  Taufkandidaten  nicht  zu  den 
Katechumenen.  Cyrill  v.  Jerusalem  nennt  sie 
in  seinen  für  sie  u.  348  gehaltenen  Katechesen, 
«at.  V,  c  i :  dnh  tou  xarrj^oufiivcDV  iduf^urzo^ 
tk  xbi  ;ri0T6v  fArcaTt(k(A.ivoic ;  cat.  VI.  c.  29 : 
ToSta  td  fAuonfjpta  A  vuv  ilj  ixkXtiaCa  Sitj^sTtal 
001  T^  ix  xaxTjfiwychar*  fASTaßaXXofiivip ,  o6x 
^9ttv  I^  iOvtxotc  ((7]7Siodat.    06  "(äp  idvtx<j> 


Tot  ircpl  Ilaxpöc  xal  Tlou  %a\  dfioi}  nve6|xaToc 
%tt^6(jLeda  p.u9Tif)pta ;  Augustin  de  flde  et  ope- 
ribos  c.  6.  n.  9 :  ^Qnid  autem  aliud  agit  totum 
tempus  quo  catechumenorum  locum  et  nomen  te- 
nent,  nlsl  ut  audiant ,  quae  fldes  et  qualis  vlta 
esse  debeat  Ghrlstiani,  ut  cumse  Ipsos  pro- 
bsverint,  tanc  de  mensa  domini  mandncent 
et  de  calloe  bibant?  . . .  Quod  autem  fit  per  omne 
tempus ,  quo  in  ecclesia  salubriter  constitutum 
est ,  ut  ad  nomen  Christi  accedentes  catechu- 
menorum gradus  exoipiat ,  hoc  fit  multo  di- 
ligentius  et  instantlus  bis  dlebus quibus  co mp e- 
t  e  n  t  e  8  vocantur,cum  ad  percipiendum  baptismum 
nomina  sua  jam  dederunt",  vgl.  aueh  die  schon  der 
Zelt  des  Verfalles  des  Institutes,  dem  6.  Jahrb., 
angehörende  ep.  11.  Ferrandi  Oarth.  ad  Fnlgent. 
episc.  c.  2,  Migne,  patr.  65,  378:  ^^ic .  .  . 
sacramentls  eccleslasticls  imbuendus  ad  eccle- 
slam  tradltur,  lit  de  more  catechumenus ,  post 
aliquantnm  nlhilominus  temporis  proplnquante 
solemnltate  paschali  Inter  oompetentes  offer- 
tur,  scribitur,  eruditur"  (s.  femer  die  zu  Anfang 
der  Anm.  mitgetheilte  Stelle  aus  Origines,  welche ' 
die  Taufkandidaten  noch  nicht  besonders  von 
den  Gläubigen  scheidet).  Diese  Auffassung  ent- 
spricht auch  der  Natur  der  Sache.  Zwischen  den 
Katechnmenen  und  den  Tanfkanditaten  waltet 
ein  Unterschied  wesentlichen  Charakters  ob.  Der 
Katechumene  soll  sich  erst  für  Aufnahme  als 
Mitglied  der  christlichen  Gemeinschaft  bewähren. 
Der  Taufkandidat  dagegen  hat  sich  schon  be- 
währt und  wird  nur  noch  spedell  für  den  Auf- 
nahme-Akt, die  Taufe,  vorbereitet  Er  steht 
daher  den  Gläubigen ,  den  vollberechtigten  Chri- 
sten, beinahe  gleich.  Obwohl  man  ihn  immer 
noch,  well  er  noch  nicht  die  Mitgliedschaft  be- 
sitzt, von  diesen  zu  scheiden  berechtigt  ist,  kann 
man  ihn  begrifflich  nicht  mehr  mit  den  Kate- 
chnmenen zusammenstellen  und  die  Tauf lundi- 
daten  als  eine  Klasse  derselben  bezeichnen,  viel- 
mehr bilden  sie  eine  besondere,  von  den  letzteren 
geschiedene  Uebergangs- Kategorie,  welche  den 
vollberechtigten  Christen  näher  als  den  Katechn- 
menen steht. 

1  Probst,  Katechese  S.  47. 

2  S.  die  in  d.  vor.  Anm.  S.  24  citlrten  c  5  Neo- 
caes.,  c.  14 Nicaen.;  c.  4. 11.  68.  73£lvira,  welche 
für  sündigende  Katechnmenen  die  Zeit  des  Ka- 
techumenats  verlängern.  So  tadeln  auch  die 
Kirchenväter  vielfach  die  Sitte  der  Katechnme- 
nen ,  um  sicher  Vergebung  der  Sünden  zn  er- 
langen oder  vorher  gar  leichter  sündigen  zu  kön- 
nen, den  Empfang  der  Taufe  bis  zum  Todten- 
bette  zu  verschieben,  c.  128  (Chrysostom.), 
Dist  rv  de  consecr. ;  Mayer  S.  49,  Probst, 
Katechese  S.  85,  indessen  haben  die  älteren 
Konzilien  keine  Rechtspflicht  statulrt,  die 
Taufe  nach  einer  bestimmten  Zelt  des  Katechu- 
menates  zu  nehmen ,  sondern  nur  einzelne  Nach- 
theile für  bestimmte  Fälle,  c.  i  (c.  12  Neo- 
caes.)  Dlst  LVU,  s.  Hefele  1,249,  festgesetzt. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


t§.  200. 


(einschliesslich  des  Gebetes  des  Bischofes  Ar  die  Eatechnmenen)  ^  wesentlich  ein 
Korrelat  ihrer  Pflicht,  sich  die  Qualifikation  fllr  die  Aufnahme  in  die  ohrisfliehe  Ge- 
meinschaft zn  erwerben,  war. 

Die  Stellung  als  Tanfkandidat,  in  welche  der  iLatechnmene  nach  Zartlcklegong 
der  Vorbereitnngszeit  eintrat,  gewährte  diesem  zwar  ein  Recht  auf  die  Ertheilnng  der 
Taufe,  aber  damit  noch  nicht  die  Mitgliedschaft,  sondern  erst  ein  Anrecht  auf 
dieselbe^,  welches  der  Natur  der  Sache  nach  immer  noch  durch  schwere  sittliche 
Vergehen  verwirkt  werden  konnte. 

In  beiden  Fällen  handelte  es  sich  demnach  nur  um  gewisse  Pflichten  und  Rechte, 
welche  zu  der  in  Aussicht  genommenen  Mitgliedschaft  in  Beziehung  standen  ^ ,  wie 
sie  überall  vorkommen,  wo  die  Erwerbung  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemein- 
schaft durch  gewisse,  erst  in  einer  längeren  Zeit  darzuthuende  Qualifikationen  bedingt 
ist^.  Sie  haben  indessen  mit  dem  Verschwinden  des  Eatechumenats- Institutes  in 
Folge  der  immer  mehr  sich  ausdehnenden  Christianirung  und  der  sich  allmählich 
befestigenden  Sitte  der  Eindertaufe  ^  bei  der  späteren,  verhältnissmässig  kurzen  Vor- 


1  Wegen  des  letzteren  s.  ausser  der  Auro.  auf  S.24 
noch  c.  19  Laodic.  zw.  343  u.  381;  const.  apostol. 
Vni.  6;  c. 2  Lateransynode V.  487,  Thiel  eplst. 

^rom.  pontif.  1,  263;  Mayer  S.  66;  Probst, 
Katechese  S.  46. 

2  S.  Anm.  auf  S.  24. 

8  Es  ist  deshalb  nicht  richtig,  wenn  Fried- 
berg,  Lehrh.  d.  K.  R.  2.  Aufl.  S*  92  n.  1  sagt, 
dass  in  der  alten  Kirche  auch  die  sich  auf  die 
Taufe  Vorbereitenden  als  Glieder  anerkannt  wor- 
den sind. 

*  So  heute  noch  bei  den  Orden  und  den  ordens- 
ähnliohen  Kongregationen. 

^  Schon  mit  dem  6.  Jahrhundert  ist  die  alte 
Kateehumenatspraxis  in  Verfall  gerathen.  Wenn 
seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts  you  den  rd- 
mischen  Bischöfen  wiederholt  auf  Innehaltnng 
der  alten  Taufzeiten  (Ostern  und  Pfingsten)  ge- 
drungen wird,  c.  11  (Siricius  v.  385),  12.  13 
fLeo  I.  ▼.  447).  17.  18  (Gelasius  I.  a.  492— 
494)  Dist.  rv.  de  consecr. ,  so  kann  dies  nur 
damit  zusammenhängen,  dass  die  regelmässige 
Zeitdauer  f&r  die  Vorbereitung  der  Katechume- 
nen  nicht  mehr  inne  gehalten  wurde ,  ja  Gre- 
gor I.  ep.  23.  VIII.  ad  Faustin.  v.  598  (Jaff^ 
II.  ed.  n.  1511)  erklärt  die  frühere  Zeit  des 
Photizomenats  von  40  Tagen  genügend  für  die 
Vorbereitung  von  Juden  in  Girgenti  auf  den 
Empfang  der  Taufe.  —  In  Gallien  lassen  zwar 
c.  18—20  Orange  I.  v.  441 ,  nach  welchen  den 
Katechnmenen  das  Evangelium  vorgelesen  wer- 
den soll,  andererseits  aber  ihnen  der  Eintritt  in 
die  Baptisterien  verboten  und  ihre  Ausschlies- 
sung von  der  Segnung  der  Gläubigen  angeordnet 
wird,  mindestens  noch  ein  Festhalten  an  der 
alten  Scheidung  zwischen  Katechnmenen  und 
Christen  erkennen  (c.  84.  85  Statut,  antiquae 
eccles.  aus  der  zweiten  Hälfte  des  saec.  V.  ergeben 
ebenfalls  nichts  sicheres),  dagegen  handeln  die 
Konzilien  des  6.  Jahrhunderts  im  Merovin- 
gischen  Reich  nicht  mehr  von  den  Katechn- 
menen (c.  18.  Autissiod.  585  od.  578  u.  c.  3 
Matiscon.  585  setzen  schon  voraus,  dass  nur  Kin- 


der zur  Taufe  gebracht  werden).  Im  Sueven- 
reich  gedenkt  zwar  noch  c.  17  Braga  563  der 
Katechnmenen ,  indessen  zßigt  c.  1  Braga  II.  v. 
572,  c.  56  Dist.  IV.  de  cons.,  schon  den  Verfall 
des  alten  Katechumenatsinstitutes,  wie  nament- 
lich c.  49.  cap.  Hartini  Bracar.  (Bruns  2,  53, 
nach  welchem  die  frühere  Photizomenatszeit  als 
Vorbereitungszeit  für  die  Taufe  erscheint)  er- 
giebt.  Auch  im  spanischen  Westgothen- 
reich  tritt  dieselbe  Erscheinung  hervor.  Wenn 
allerdings  c.  56  (c.  13.  Agde  606)  Dist.  IV.  clt. 
der  Uebergabe  des  Symbols  acht  Tage  vor  Ostern 
an  die  compeUntta  erwähnt,  so  verlangt  c.  93. 
(L  c.  0.  34)  ibid.  doch  nur  eine  Smonatliche 
Katechumenatszeit  für  die  Juden ,  und  c.  15. 
(c.  4.  Gerona  v.  517)  Dist.  cit.  über  die  Inne- 
haltung der  altherkömmlichen  Taufzeiten  beweist 
ebenfalls,  dass  man  die  Vorbereltongszeit  damals 
schon  beliebig  abgekürzt  hat.  Dass  vollends  Im 
7.  Jahrhundert  der  spwisehen  Kirche  jedes  Yer- 
ständnJss  für  die  Bedeutung  des  alten  Katechn- 
menats  abgekommen  war,  kann  bei  der  Zwangs- 
bekehrung  der  Juden  unter  König  Sisibut  und 
der  Anordnung,  c.  b  (c  57  Toledo  IV.  v.  633) 
Dist  XLV ,  dass  so  gewaltsam  bekehrte  Juden 
Christen  bleiben  sollten,  nicht  zweifelhaft  sein. 
Was  endlich  das  karolingische  Reich  betriift,  so 
scheidet  allerdings  Hrabanus  Maurus  de  instit, 
clerioor.  I.  26,  Migne,  patrol.  107,  313,  noch 
zwischen  den  Katechnmenen  und  den  Kompe- 
tenten: „catechumenus  autem  dicitur  pro  eo 
quod  adhuc  doctrinam  fldei  audit  necdum  bap- 
tismum  recepit . . .  Post  catechumenos  autem  ge- 
cunduB  gradus  est  competentium.  Oempe- 
tentes  autem  sunt  qui  Jam  post  doctrinam  fldei, 
post  eontinentiam  vltae  ad  gratiam  Christi  perel- 
piendam  festinant'*.  Dass  es  sich  aber  dabei 
nicht  mehr  um  die  alte  Einrichtung  handelt,  zeigt 
das  folgende  c.  27  de  catechizandi  ordine.  In 
diesem  ist  von  einer  besonderen  Stufe  der  Kom- 
petenten nicht  mehr  die  Rede,  die  rituellen 
Handlungen,  welche  nach  demselben  dazu  die- 
nen ,  ut  (der  Proselyt)  flat  oatechumenus,  sind 
auch  zugleich  diejenigen,  welche  in  älterer  Zeit 
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bereitaiigszeit  ftlr  die  Taofe  um  jm>  mehr  jede  re^le  Bedeutung  yerloren,  als  gleich- 
zeitig auch  die  Fernhaltung  der  hetreffenden  Personen  von  gewissen  Theilen  des 
Gottesdienstes  aufhörte.  Wenn  seit  jener  Zeit  seitens  der  Kirche  keine  Versuche  zur 
Wiederherstallung  der  alten  Katechumenatspraxis  gemacht  worden  sind^,  man  sich 
vielmehr  seitdem,  wie  auch  heute,  mit  der  Forderung  einer  vorg&ngigen  ausreichen- 
den Unterweisung  der  Taufkaadidaten^  oder,  wie  sie  seit  jener  Zeit  immer  noch  be- 
zeichnet  werdra,  der  Katechumenen^,  begnilgt  hat,  so  besteht  das  Recht  derselben, 
welches  sie  von  den  sonstigen  nicht  zur  katholischen  Kirche  gehörigen  Personen 
unterscheidet,  lediglich  darin,  dass  sie,  während  diese  letzteren,  wenn  die  Earche 
wollte,  von  dem  Betreten  der  Gotteshäuser  bei  dem  Gottesdienste  ausgeschlossen 
▼erden  könnten,  ihrerseits  soweit  dies  fttr  ihre  Vorbereitung  erforderlich  ist,  zu  den 
gotteadienstliehen  Versammlungen  zugelassen  werden  mflssen. 

n.  Erfordernisse  der  gflltigen  Taufe.  Da  die  Taufe  als  Sakrament 
die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  gewährt,  so  haben  diejenigen  Erfordernisse,  welche 
dib  Gflltigkeit  des  Sakramentes  bedingen,  zugleich  rechtliche  Bedeutung.  Denn  man- 
gels derselben,  d.  h.  bei  nichtiger  Spendung  des  Sakramentes,  wird  ebensowenig  wie 
die  sakramentale,  auch  die  damit  verbundene  rechtliche  Wirkung,  die  Mitgliedschaft 
in  der  Kirche,  herbeigeführt.  Als  wesentliche  Voraussetzungen  kommen  folgende  in 
Betracht: 

1.  Ein  befähigter  Spender,  minister  sacrcPmmH.  Die  Befähigung  zur 
ErtheUung  der  Taufe  kommt  jedem  Laien,  nicht  nur  Männern,  sondern  auch  Frauen  4, 


fOi  die  Eriaagang  de«  Photlxomenats  l^stlmmt 
vuen,  «nd  an  diese  goblieest  sich  dann  (s.  c.  ^ 
de  tinetUme  baptismi)  die  Tanfe  an.  Es  tAU  hier 
schon  die  Vereinigung  der  liturgischen  Akte  des 
KatoehumenaU,  des  PhotixomeiiatB  und  der  Taufe, 
s.  Höfling  1,  551,  hervor.  (Stücke  aus  der  ci- 
tiiten  Schrift  von  Kaban  auch  in  c.  64.  61.  68. 
64.  66.  68.  70.  8a  91.  Dist.  IV.  de  cons.) 

^  Ein  BedOrfniss  dazu  hätte  sich  allerdings 
nv  da  ergeben  können ,  wo  in  Folge  der  Beruh- 
rang  der  ohriatUchen  Reiche  mit  heidnischen 
Volkersohafton  erheblichere  Zahlen  erwachsener 
Proselyten  für  den  Empfang  der  Taufe  in  Frage 
ktfncB.  Aber  die  mittelalterliche  Mission  ging 
Haad  in  Hand  mit  der  Eroberung  heidnischer 
QeUete,  und  trug  daher  vlelfaeh  den  Charakter 
der  gewaltsamen  Bekehrung  an  sich,  s.  z,  B. 
GaioH  M.  capit.  de  partibus  Saxonlae  c.  8  (775 
—790,  Boretius  1,  69):  „Si  quis  deinceps  in 
gCDie  Saxonorum  Inter  eos  latens  non  baptlzatus 
ie  ahscondeie  voluerit  et  ad  baptismiun  Yenire 
oontempserlt  paganusque  permaaeie  Yoluerlt, 
morte  moriatur",  und  wo  eine  solche  auch  nicht 
tttttfand,  liess  man  blos  eine  einfache  Belehrung 
Toihergehen.  S.  unten  Anm.  3.  Uebrigens  ist 
weh  im  Torigen  Jahrhundet  (1724)  durch  die 
Koiie  die  Einführung  von  Graden  des  Katechu- 
menats  für  die  Mission sgebiete  abgelehnt  wor- 
^n,  Gollectanea  oonstit.  ...  ad  usum  operarior. 
ap.  80C.  missionum.   Paris  1880.  p.  155  n.  255. 

'  Conc.  Trident.  Sess.  VI.  c.  6 ;  catechism. 
Komin.  P.  n.  c.  n.  qu.  29.  n.  3;  vgl.  auch 
Const.  Bened.  XIV  :  Postremo  mense  v.  28.  Fe- 


bruar 1747  $.  41,  ejusd.  bull.  2,  100;  Oongr. 
prop.  y.  1841 :  „tempus  ac  curriculum  catechu- 
menorum  determinare  pro  slngulis  casibus  pru- 
deutiae  ac  pietati  Vicarii  apostolici  pro  tempore 
relinquitur^,  s.  CoUectanea  cit.  p.  14^,  vgl.  auch 
p.  141.  142  ibid. 

»  Monum.  Alcuinlan.  ed.  Jaf  f  tf  n.  68  p.  316 
(Paulinus  Aquit.  patriarcha  in  coUegio  episcopor. 
a  Plppino  rege  convocato  de  ratione  qua  Huni 
baptlzandi  sunt ,  disserit  a.  796)  :  „Denique ,  si 
Visum  fuerit  sacerdoti  et  non  aliter  vis  exigat, 
per  II.  vel  III.  aut  amplius  minusve  ebdomadas 
iuxta  deflnito  numero  non  protrahere  catechu- 
mennm,  faciat  qualiter  Uli  recte  paruerit.  Per 
VII  tamen  illos  dies ,  in  quibus  vespere  sabbati 
quae  in  prima  lucescit  sabbati ,  baptizandus  est, 
in  dicto  ieiunio  catacizetur  cotidie  audiens  un- 
guaturque  oleo  s.  et  in  vespere  . .  .  sabbati  sancti- 
fleetur  aqua  in  fönte  vel  üi  taU  vase ,  ubi  in  no- 
mine s.  trinltatls  trina  mersio  fleri  possit.  Et 
postquam  se  professus  fueiit  credere  in  deum 
patrem  omnipotentem  et  in  Jesum  Christum 
fllium  eins,  dominum  nostrum,  et  in  spiritum  s. 
et  abrenuntiare  se  conflteatur  diabolum  et  pom- 
pis  eins ,  mundum  et  pompis  eins ,  tunc  semel 
dicitnr  a  sacerdote :  Et  ego  te  baptizo  in  n.  d.  p. 
et  f.  et  sp.  s.  Mox  levatus  tertia  de  unda  susci- 
piatur  ab  eo,  qui  ei  splritaüs  pater  est  electus*^; 
8.  femer  S.  26.  n.  5.  a.  E. 

*  Catechism.  Roman.  P.  U.  c.  2.  qu.  18. 
n.3. 


28 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.200. 


gleichviel  ob  sie  rechtgläubige  Obristen  oder  Hftretiker  ^  oder  nicht  getauft  (z.  B. 
Jaden,  Heiden)  sind^,  zn. 

Die  rechtliche  Befogniss  dazu  besitzen  aber  nur  die  Bischöfe^  und  Priester^, 
jetzt  die  Pfarrer^,  d.  h.  diese  sind  berechtigt,  sie  ohne  andere  Voraussetzungen 
als  dass  ihre  Zuständigkeit  durch  das  Domizil  der  Täuflinge^  oder  durch  das  Be- 
gehren derselben  bei  Aufenthalt  ausserhalb  des  Domizils ^  begründet  ist,  zu  voll- 
ziehen, wogegen  der  Diakon  nur  dazu  befugt  ist,  wenn  er  einen  Auftrag  von  seinem 


1  Die  Befähigung  der  Ketzer  ist  noch  im 
3.  Jahrhundert  yemeint  worden,  weil  der  h.  Geist 
ausserhalb  der  Kirche  nicht  wirksam  sei  und 
demnach  ein  ihr  Nichtangehoriger  die  Taufe  nicht 
gQItig  zu  ertheilen  vermöge,  Const.  apost.  VI. 
15  (p.  175)  und  daraus  c.  46  apost. ;  femer  Ter- 
tuUian  de  baptismo  c.  15 ;  Synoden  v.  Karthago 
zw.  218  u.  222,  V.  256  n.  266,  Cyprlan.  ep.  71. 
73  (ed.  Hartel  p.  771.  778;  Tgl.  Hefele  1, 
104.  107) ;  V.  Iconium  zw.  230  u.  235,  Cyprlan. 
ep.  75  c.  7  (p.  815),  vgl.  Höfling  1,  62; 
Hahn,  Lehre  v.  d.  Sakramenten  B.  233. 
Seitens  der  römischen  Kirche  wurde  aber  schon 
damals  die  entgegengesetzte  Ansicht  vertreten, 
Cyprlan.  ep.  74 ;  H  e  f  e  1  e  1 , 1 1 7,  und  diese  ist  seit 
dem  4.  Jahrhundert  die  herrschende  geworden, 
c.  40.  43.  108  (Augustin)  Dist.  IV  de  cons., 
c.  109  (Arles  314.  o.  8)  ibid. ;  c.  8  (Nlcaen.  325. 
c.  8.)  C.  I.  qu.  7,  8.  auch  c.  19  Nlcaen.  In  c.  52 
C.  I.  qu  1  u.  Laod.  zw.  343  u.  381  o.  8;  c.  96 
Trull.  V.  692;  ep.  Leon.  166  ad  Neon.  Ravenn., 
ed.  Baller.  1,  1406;  c.  30  (Pelag.  L  568—660. 
Jafftf  n.  ed.  n.  980)  Dlst.  IV.  dt.;  o.  17.  18 
Arelat  H.  v.  443  o.  462 ;  c.  6  Rothomag.  (u.  660 

0.  saec.  IX.  ?) ,  sowie  durch  Trld.  Sess.  VII.  de 
baptismo  c.  4.  dogmatisch  festgestellt.  Vgl.  des 
Weiteren  noch  unter  Nr.  VI.  2. 

s  Die  Ungetauften  galten  noch  bis  zum  8.  Jahr- 
hundert als  unfähig.  Alle  diejenigen,  welche  die 
Ketzertaufe  nicht  als  gültig  anerkannten ,  ver- 
warfen natürlich  auch  die  Taufe,  welche  ein 
Nichtohrist  ertheilt  hatte ,  s.  ferner  c.  13  (Gelas. 
L  V.  494)  Dist.  XCIII ;  c.  62  (Gregor.  III.  a.  732) 
Dlst  IV.  de  cons. ;  c.  59  (Confessionale  Ps.  Eg- 
bertl  saec.  9.)  C.  I.  qu.  1.  u.  c.  23  (id.)  Dist.  IV 
cit ;  Bened.  Lev.  caplt.  II.  94.  Dagegen  helsst 
es  schon  decret.  Compend.  v.  757.  c.  12  (Boret. 

1,  38:  „Sl  quis  baptizatus  est  a  presbytero  non 
baptizato  et  s.  trlnltas  In  Ipso  baptismo  Invocata 
fnerit,  baptizatus  est,  sicut  Sergius  papa 
(687 — 701,  bekannt  Ist  sonst  nichts  darüber) 
dlxlt.  Imposltlone  tamen  manuum  episoopl  In- 
diget«;  Nikolaus  I.,  c.  24  (v.  866  ad  cons.  Bulg. 
c  104)  Dist  IV.  cit.  bejaht  die  Gültigkeit  einer 
von  Juden  und  Heiden  ertheilten  Taufe,  und  seit 
jener  Zeit  ist  diese  Ansicht  die  herrschende  ge- 
worden, 8.  c.  1.  Later.  IV.  v.  1215  In  c.  1  J.  4  X. 
de  summ.  trln.  1. 1 :  „sacramentum  vero  baptlsml 
quod  ad  del  Invocatlonem  et  indlviduae  trlnltatls, 
\ldellcet  Patrls  et  Fllll  et  Spiritus  sanctl  conse- 
cratur  in  aqua,  tam  parvulis  quam  adultis  in  forma 
eccleslae  a  quocunque  rite  coUatura  proficit 
ad  salutem'';  Catechism.  Rom.  1.  c.  qu.  18.  n.  3. 
VgL  auch  unten  VI.  2. 

9  Seit  der  Entwicklung  des  Bischofsamtes  diese 
zunächst  In  ersterer  Linie,  Tertulllan.  debaptlsm. 


0.  17:  „Dandl  quldem  habet  las  summus  sacer- 
dos,  qui  est  eplscopus :  dehlno  presblteri  et  dla- 
coni,  non  tamen  sine  eplscopi  anctoritate  propter 
eccleslae  honorem^;  Const.  apost.  m.  11.  16. 
(p.  106.  HO);  c.  7  Hispal.  II. 619 :  „neque  coram 
eplscopo  Heere  presbyterls  in  baptltterium  In- 
troire  neque  praesente  antistite  Infantem  tlngere 
aut  Signare";  Vemens.  v.  755  c. 7. (Bo re t  1, 34) : 
„Ut  publicum  baptlsterium  in  ulla  parochia  esse 
non  debeat,  nlsi  Ibl  ubl  eplscopus  constltuerit 
culus  parrochia  est;  nlsl  tantum  si  necesaitts 
evenerlt  pro  Inflrmltate  aut  pro  neoessltate ,  IUI 
presbyterl  quos  eplscopus  in  ipsa  parrochia  con- 
stltuerit. In  qualecomque  loco  evenerit,  licentlam 
habeant  baptlzandl,  ut  omnlno  sine  baptismo  non 
morlantur".  c.  8:  „De  presbyterls.  üt  omnes 
presbyterl  qui  in  parrochia  sunt  sab  potestate 
eplscopi  esse  debeant  de  eorum  ordine  et  ut  nul- 
lus  presbyter  non  praesumat  in  iUa  parrochia  iiec 
baptlzare  nee  missas  celebrare  sine  iussione  epls- 
copi in  coius  parrochia  est" ;  CatedL  Roman.  I.  c 
qu.  18.  n.  2.    S.  auch  die  folgenden  Noten. 

*  Sie  erhielten  das  Recht  zur  Vornahme  mit 
Rücksicht  darauf ,  dass  In  der  älteren  Kirche  die 
Taufe  nur  zu  gewissen  Festzeiten  nnd  in  der 
Blschofsstadt  ertheilt  wurde,  vom  Bischof  über- 
tragen, Const.  apost  III.  11  (p*  106),  s^  auch  vor. 
Aum. 

^  In  Folge  der  Ausbildung  der  Pfarreien  nnd 
des  besonderen  Amtes  des  Pfarrers,  sowie  in  Folge 
der  Veränderungen  In  der  Taufdisclplln  sind  diese 
sogar  die  regelmässigen  Spender  der  Tanfe 
geworden,  Bd.  IL  S.  264.  ff.  294.  DleErtheUungder 
Taufe  gehört  jetzt  zu  den  jura  parochialla,  a.  a.  O. 
S.  294.  301,  und  wie  früher  der  Priester  dieselbe 
nicht  ohne  Erlaubnlss  des  Bischofs  vornehmen 
durfte ,  so  sind  die  Vikare  und  Priester  in  der 
Pfarrei  heute  nicht  ohne  Erlaubnlss  des  Pfarrers 
(selbstverständlich  auch  mit  der  des  Bischofs 
oder  des  sonstigen  Ordinarius)  dazu  befugt ,  Ri- 
tuale Romanum  t  II.  c  1  de  mlnistro  baptismi 
n.  12:  „Legitimus  quidem  minister  baptlsml  est 
paroehus  vel  alius  sacerdos  a  parocho  vel  ab  or- 
dinario  loci  delegatus^,  vgL  Deneubourg, 
^tude  canonlque  sur  les  vicaires  paroissianx. 
Toumai  1871.  p.  236.  und  Bd.  IL  8.  298. 

«  Bd.  IL  S.  43.  297. 

7  A.  a.  0.  S.  301.  S.  auch  conc  Mogunt  v. 
850  0. 862.  c.  16,  LL.  1, 416,  wonach  der  Priestor 
das  ihm  aus  einer  anderen  Pfarrei  gebrachte 
kranke  Kind  ungesäumt  taufen  soll.  Sonst  bedarf 
es  der  Erlaubnlss  des  zuständigen  Pfarrers,  s. 
auch  Ferraris  prompta  blbl.  canon.  s.  v.  bap- 
tlsmus  art.  FV..  n.  18.  Im  Falle  der  Todesgefahr 
ist  aber  jeder  Priester  befugt,  well  es  auch  der 
Laie  ist  (s.  nachher). 
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Bischof  oder  von  dem  ilun  yorgesetzten  Priester  (Pfarrer)  empfangen  hat  ^  oder 
wenn  ein  Fall  vorliegt,  in  welchem  auch  jeder  Laie  die  Tanfe  za  ertheilen  berech- 
tigt wäre  3. 

Laien  haben  die  Bereohtigong  nar  im  Falle  der  Noth,  wenn  die  Tanfe  wegen 
Todesgefahr  oder  ans  anderen  Orflnden  keinen  Auflschab  erleidet,  nnd  der  regel- 
missige  Spender  oder  ein  Priester  nicht  znr  Hand  ist  ^.  Doch  soll  in  diesen  Fällen 
wenn  möglich  einem  Kleriker  vor  dem  katholischen  Laien  nnd  dem  letzteren  vor 
einer  Frau  ^  der  Yorzng  gegeben  werden  \  Häretiker ,  Schismatiker  oder  Nicht- 
getaufte,  i.  B.  Jaden,  dürfen  erst  dann  von  katholischen  Christen  angegangen  werden, 
wenn  es  an  der  Möglichkeit  fehlt,  die  Tanfe  von  einem  Katholiken  vollziehen  zn 
lassen*.  Andererseits  soll  aber  anch  jeder  an  sich  BefUiigte  im  Falle  der  Todes- 
g^dlir  eines  Kindes  die  Taufe  desselben  vornehmen  7.  Freilich  ist  dies  nur  eine 
Ennahnong,  welche  die  kirchliche  Gesetzgebung  wiederholt  hat  ergehen  lassen,  aber 
keine  Bechtspflicht,  namentlich  nicht  eine  solche,  deren  Erfüllung  etwa  durch  Straf- 
androhung gesichert  worden  wäre. 

Die  Taufe,  welche  von  einem  dazu  befUiigten  Spender,  selbst  wenn  derselbe 
f&r  den  gegebenen  Fall  keine  Befugniss  dazu  besessen  hat,  vollzogen  worden  ist,  ist 
immer  gflltig,  insbesondere  gewährt  sie  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  ^. 

2.  Nur  einem  noch  nicht  getauften  Menschen*  kann  die  Taufe 
galtig  ertheilt  werden.  Bei  Erwachsenen  —  und  zu  diesen  werden  in  der 
hier  fraglichen  Beziehung  alle  diejenigen,  welche  die  Stufe  der  infantia  fiberschritteu 
haben,  mithin  volle  sieben  Jahre  alt  sind  i^,  gerechnet  —  darf  sie  allein  mit  Einwilli- 


*  SlTira  0.  77 :  „81  quls  diaconus  regen»  ple- 
bem  sine  episcopo  Tel  presbytero  aliquos  baptl- 
UTeilt,  eplseopoB  eos  per  benedlctlonem  perflcere 
debeblt;  qnod  sl  ante  de  aeoulo  Tecesserint ,  sab 
flde  qua  quis  credldlt,  poterit  esse  justus^,  (wo 
von  dnem  auf  das  Land  depntirten  Diakon  die 
Bede  Ist,  nnd  die  Tanfe  als  gültig  betrachtet  wird): 
cone.  Roman,  n.  402  c.  7,  B  rnn  s  2,  278:  c.  13 
(Gelis.  I.  494)  Dist.  XCIII.  n.  c.  19.  S-  1.  (id.) 
Dist.  IV.  de  cons. ;  Gatecblsm.  roman.  1.  c.  qn. 
18.  n.  3. 

s  Also  In  Nothfillen  s.  die  beiden  letzten  Ci- 
tate  in  d.  tot.  Anm. ;  ferner  anch  York  1195. 
c  4,  Westmlnster  1200.  c.  3 ,  Mansl  22 ,  653. 
715;  Ronen  1281 .  c.  84  'nnd  Ganterbnry  1236. 
c.  12,  ibid.  23,  218.  420. 

Was  die  Kleriker  mit  elnemniedrlgeren  Welhe- 
gnde  als  dem  des  Diakons  betrlflft,  so  stehen  diese 
den  Laien  gleich.  Abgesehen  Ton  constlt.  apostol. 
in.  11  dt.  (diXX*  o&Tc  tot«  Xoiicot«;  xXtjpixoU 
kiTphroiiry  ßatrtlC«iv,olov  dva^vcfcoraic  ^  <|«XTau 
^  «uXiDpoic  t^  &itT}p^tc,  ^  |a6tou  ^t9xöTrotc  xal 
«pcopi>xipoi«,  iSoinjprcoufiivaiv  airol«  täv  5ia- 
lirtm*)  wird  ihrer  nicht  besonders  gedacht. 

'  ElTlra  c.  38 :  »^^co  peregre  naTlgantes  ant 
li  eoeleda  proxima  non  fnerlt,  posse  fldelem,  qni 
kracram  snum  integrum  habet  nee  sit  bigamus, 
baptizare  in  necessitate  inflrmitatis  positnm  oate- 
ckmienum,  ita  nt  si  superrixerit  ad  episcopnm 
oim  perdncat,  nt  per  manos  Impositionem  perflcl 
poisit".  8.  anch  Anm.  1. 

*  Diese  sehüessen  noch  ans  oonst.  apost.  ni. 
9.(p.  106);  Tertnllian.  de  baptlsmo  c.  17;  sta- 
tuta ecelet.  antlqna  c  100 :  ^Mnller  baptlzare  non 


praesnmat" ,  was  wohl  auch  anf  den  Nothfall  zu 
beziehen  Ist  (a.  M.  Phillips  Lehrb.  d.  K.  R. 
2.  Anfl.  8.  5ä3.  n.  22) ,  anders  dagegen  c  4. 
(ürban.  IL  1088—10991 0.  XXX.  qu.  3;  Catech. 
roman.  P.  IL  c.  2.  qu.  18. 

s  Rit  Roman,  tit  IL  c  1.  de  mlnistio  bap- 
tlsmi  n.  13. 

•  c  14  Chalced.  t.  451 ;  Oongr.  s.  Offlcli  v. 
1671,  OoilecUnea .  .  .  missionum  p.  121  n.  196. 
Dasselbe  gilt  von  einem  snspendirten  und  Inter- 
dlcirten  Priester ,  Oongr.  propag.  v.  1789,  ibid. 
n.  196  und  in  Betreff  des  letzteren  schon  decret. 
Vermer.  c  16  (768—768?,  B  o  r  e  1 1,  41) :  „Pres- 
biter  degradatus ,  certa  necessitate  cogente ,  pro 
periculo  mortis ,  si  alius  non  adest ,  potest  inflr- 
mnm  baptlzare^ 

^  Vgl.  z.  B.  die  Provinzialsynoden  t.  Albano 
1703,  ATlgnon  1726  (colL  conc  Lac.  1, 298. 621), 
sowie  diejenigen,  welche  die  Pfarrer  verpflichten, 
die  Parochianen ,  Insbesondere  die  Hebeammen, 
über  die  wesentlichen  Riten  der  Taufe  zu  unter- 
richten und  insbesondere  die  letzteren  anweisen, 
darauf  zu  halten,  dass  kein  Kind  unffetauft  stirbt, 
8.  z.  Sens,  Aix,  Toulouse  (alle  t.  1860),  Auch  v. 
1861  (l.  c.  4,  889.  988.  1062),  Wien  1868,  Cöln 
1860,  Prag  1860,  Oolocza  1863,  Utrecht  1866 
(1.  c.  6,  161.  348.  488.  643).  S.  ferner  Rituale 
Roman,  t.  II.  c.  1.  de  baptiz.  parv.  n.  15. 

8  Catech.  roman.  1.  c.  Vgl.  auch  unten  VI.  2. 

9  Gegen  das  Taufen  von  Leichnamen  c  4 
Hippo  393  (cod.  can.  eccles.  Afrlc.    c.   18). 

10  Congr.  conc  v.  1639,  Richter  Trldentlnum 
p.  47.  n.  9;  Congr.  propag.  t.  1703,  Collectanea 
cit  p.  139.  n.  220;  Benedict  XIV.  const.  Poai- 
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gang  der  betreffeaden  Peraon  yorgenommen  werden  S  indessen  ist  sie  Mangels  einer 
solohen  dennooh  gültig  und  wirksam,  wenn  der  Empälnger  derselben  nor  keinen 
positiven  Widerspruch  entgegengesetzt  hat  2. 

Ausser  an  Erwachsenen  kann  auoh  die  Taufe  anKindern^  yollzogen  werden. 
Die  Kindertaufe  ist  sehen  fllr  das  3.  Jahrhundert  als  feststehende  Uebung  in  der 
christlichen  Kirche  bezeugt^.  Offenbar  geht  aber  die  Sitte  bis  in  das  1.  Jahrhundert 
surück,  nur  hatte  die  Kindertaufe  in  den  ersten  Jahrhunderten  als  Ausnahme  gegen- 
über der  Taufe  der  Erwachsenen  geringe  praktische  Bedeutung ,  und  ist  wohl  zu- 
n&chst  blos  auf  besonderes  Yeriangen  der  Eltern  gegeben  worden^.  Aber  schon  seit 
dem  3.  Jahrhundert  haben  die  Synoden  nilhere  Vorschriften  darüber  aa%estellt,  ob 
die  Taufe  in  allen  Fällen  gleich  nach  der  Geburt  des  Kindes^  ^der  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  der  herkchnmlichen  Zeiten  der  feieriichen  Taufe  nur  aasnihms- 
weise  bei  Lebensgefahr  des  Kindes  ertheilt  werden  dürfe ''.  Die  Statthaftigkeit  der 
Kindertaafe  selbst  lu  betonen,  lag  seitdem  nur  Veranlassung  vor ,  wenn  es  sich  um 
die  Abweisung  der  von  Zeit  zu  Zeit  hervorgetretenen  Bekämpfung  der  Zulässigkeit 
derselben  handelte.  Aus  diesem  Grande  hat  auoh  das  Konzil  von  Trient  die  Kinder- 
taufe zum  Dogma  erhoben  und  ihre  Verwerfung  als  Ketzerei  bezeichnet^. 

Zulässig  und  gültig  ist  die  Taufe  allein ,  wenn  sie  an  dem  neugeborenen  Eande 
selbst  vollzogen  wird ^.  Die  Taufe  der  schwangeren  Frau  wirkt  nicht  für  das  Kind 
im  Mutterleibe  ^^.  Dass  das  ELind  vollständig  vom  Mutterleibe  getrennt  ist,  bildet  aber 


rmo  meme  v.  2a  Febnur  1747.  ^  32,  eiusd. 
buUai.  2,  96. 

*  c.  32  Hlppo  393  (cod.  cäü.  eccles.  Afric  c 
45);  c.  7  (ArauBic.  t.  441)  C.  XXXVI,  qu.  6. 
Zwang  verbieten  speziell  gegen  die  Jaden  c  5.  (c. 
57.  Tolet  IV.  V.  633)  Dist.  XL V.  u.  0. 9  (Clem.  UL) 
X.  de  iudaeisV.  6.  Dass  ein  aolcher  aber  öfters  ge- 
übt ist,  darüber  s.  S.  26  Anm.  5  n.  S.27  Anm.  1. 

2  c  3.  (Innoc.  III.)  X.  de  baptlsmo  HI.  42  er- 
klärt die  Taufe  eines  Schlafenden  oder  Wahn- 
sinnigen für  gültig,  wenn  er  sie  Tor  Eintritt  der 
Willensonfahigkeit  verlangt  hat,  für  nichtig, 
wenn  er  vorher  widersprochen  hat  Daraas  folgt, 
dass  falls  die  betreffende  Person  vorher  ihren 
Willen  gar  nicht  kundgegeben  hat,  die  Taufe 
ihre  Wirkung  äussert  Femer  ist  sie  nach  c  cit 
bei  Anwendung  von  vis  compulsiva  gleichfalls 
gültig,  nur  die  Vollziehung  an  einem  Wider- 
strebenden durch  physischen  Zwang  begründet 
Nichtigkeit,  s.  auch  Bd.  I.  S.  HO.  Von  einer  Be- 
seitigung der  Wirkungen  einer  in  den  erwähnten 
Fällen  zwar  ohne  Willen  der  betreffenden  Per- 
son, aber  gültig  ortheilten  Taufe  kann  vom  Stand- 
punkte der  katholischen  Kirche  keine  Rede  sein, 
da  sich  diese  als  die  allein  berechtigte  kirchliche 
und  religiöse  Gemeinschaft  betrachtet  und  einen 
Austritt  nicht  zulässt.  Der  Getaufte  bleibt  also 
rechtlich  trotz  seines  etwaigen  Widerstrebens 
Christ  und  hat  alle  Pflichten  eines  Mitgliedes  der 
katholischen  Kirche. 

Einem  Wahnsinnigen  darf  die  Taufe  nur  in 
lichten  Augenblicken  auf  Verlangen,  oder  falls 
er  sie  vor  Eintritt  seiner  Geisteskrankheit  be- 
gehrt hat,  ertheilt  werden ,  Rituale  Roman,  t  II. 
c.  3.  n.  12. 13.  Cc  7.  J.  3.  C.  XXVI.  qu,  6,  d.  h. 
c  13.  Arausic.  441 :  „Amentibus  quaecnnque  pie- 
tatis  sunt  conferenda"  will  offenbar  nur  die  Statt- 


haftigkeit aussprechen).  Eine  dieser  Vonchrift 
zuwider  ertheilte  Taufe  würde  aber  Immer  gültig 
sein,  s.  Absatz  1. 

Diejenigen,  welche  von  Geburt  an  gelateskrank 
gewesen  oder  es  vor  Erreichung  des  zurechnungs- 
fähigen Alters  geworden  sind,  werden  in  der  hier 
fraglichen  Beziehung  rechtlich  den  Kindern  gleich 
behandelt,  Rituale  Roman.  1.  c  n.  11 ;  Gongreg. 
offlc  V.  1770  in  Collectanea  dt  p.  136.  n.  218. 

3  Höfling  1,  98  fl::  Walch,  historU  pae- 
dobaptismi  IV»  prior,  saec  Jena  1739;  GuiL 
Wall ,  historia  baptismi  infantum ,  ex  angL  lat 
vertit  ...  Jo.  Lud.  Schlosser,  2  Tom. 
Brem.  1748  ff. ;  Richter,  die  Kindertaufe,  ihr 
Wesen  und  ihr  Recht  in  den  Theelog.  Studien 
u.  Kritiken.  Jahrgang  1861.  S.  219  ff. 

^  Auf  der  karthagischen  Synode  v.  252  ist  nur 
darüber  gestritten  worden ,  ob  die  Kinder  gleich 
nach  der  Geburt  oder  erst  8  Tage  nachher  getauft 
werden  dürften,  die  Kindertaufe  selbst  ist  gar 
nicht  mehr  in  Frage  gestellt  worden ,  Cyprian. 
ep.  64.  adFid.,  ed.  Hartel  p.  718;  Hefele, 
Conc  Gesch.  1,  115.  Ueber  die  Aeusserung 
von  Tertullian  de  baptlsmo  c  18,  welche  nicht 
entgegensteht,  s.  Höfling  1,  109. 

5  Höfling  1,  104  ff. 

6  Das  bestimmen  Garthago  v.  252  (s.  Anm.  4) 
und  418  c  2  (cod.  can.  eocl.  Afrlc.  c  32). 

7  So  Gerona  517.  c.  5;  Auxerre  585  (0.  578) 
c.  18;  Maeon585c  3;  ParU829l.  7,  Mansi 
14,  541. 

8  Sess.  V.  decr.  de  peccato  orig.  c.  4 ;  Seas. 
VII.  de  baptismo  c  12.  13. 

»  Rituale  Rom.  t  H.  c  1.  n.  16. 

^  G.  116  (c  6  Neocaes.  zw.  314  u.  326)  114 
(August)  115.  (Isidor.)  Dist  IV.  de  oons.,  t. 
auoh  vor.  Anm. 
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keiae  nothwendige  Voranssetzimg ,  yiehnehr  wird  die  Taafe  —  und  das  kaifn  bei 
Lebensgefahr  geschehen  —  schon  gflltig  an  dem  ELinde  während  des  Aktes  der  Ge- 
bort vollzogen,  wenn  nur  der  Kopf  desselben  soweit  frei  geworden  ist,  dass  er  mit 
dem  Taofwasser  benetzt  werden  kann  K 

3.  Zur  Vollziehung  der  Taufe  ist  als  Materie  (genauer  als  materia  remota) 
eifordetlieh  natflrliohes  Wasser^,  gleiehgfiltig,  ob  Quell-,  Brunnen-,  See-  oder 
Regenwmwer,  ob  kalt  oder  warm 3.  Dass  daftBclbe  benedicirt  ist,  wird  zur  Gültigkeit 
der  Taofo  nicht  erfordert,  jedoch  soll  derartiges  Wasser  gebraucht  werden,  falls  die 
Taufe  nach  dem  Ritual,  also  nicht  in  Nothfüllen,  ertheilt  wird^.  Eine  Taufe  mit  an- 
deren FlOssigkeiten,  Speichel  ^  Wein^,  Bier,  Milch  ist  dagegen  nichtig. 


1  Insoweit  herrscht  in  den  hierauf  bezüglichen, 
seit  dem  Mittelalter  streitigen  Fragen,  s.  darüber 
Benedict  XIY  de  synodo  dioec  YII,  5;  Moy 
in  Areh.  1  kath.  K.  R.  U.  S.  44  ff. ,  wenigstens 
Uehereinstimmong.  Dafür  die  Synode  v.  Trier 
13ia  c  114;  Mansi  25,  279,  die  Synod.  Stot 
T.  Rhodez  1289.  c  6,  Martine,  thes.  anecdot. 
4,  686,  das  Ritaale  roman.  L  o,  n.  16;  Bene- 
dict XIY.  1.  c.  n.  7.  Streitig  war  dagegen ,  ob, 
falls  das  Kind  ftberhaupt  theilweise  aus  dem 
Matterleibe  heransgekonuueu  sei,  die  Taufe  auch 
an  einem  anderen  Gliede ,  Hand ,  Fnss  n.  s.  w. 
vollzogen  weiden  dürfe,  dafür  z.  B.  Beziers  1342. 
c  10,  Martine  L  c.  p.  644,  dagegen  Trier  und 
Rhodez.  Das  Rituale  rom.  L  c  lagst  die  Taufe 
zn  und  schreibt  Wiederholung  in  bedingter  Form 
(i.  unten  YL  3),  wenn  das  Kind  am  Leben  bleibt, 
▼•r,  gewahrt  indessen  im  umgekehrten  Falle  dem 
Kinde  das  Begräbniss  in  geweihter  Eide. 

Veiter  ist  es  streitig,  ob  eine  Taufe  an  dem 
überhaupt  noch  mit  keinem  Theile  seines 
Korpeis  ans  dem  Mutterleibe  herausgekom- 
menen Kinde  vorgenommen  werden  kann.  Hier 
wiiH  die  Taufe  in  bedingter  Form  und  spätere 
Wiederholung  in  derselben  Form  angerathen, 
Bened.  XIY.  1.  a  n.^-^;  Ansh.  t  kath.  K.  R. 
14,401 

Im  übrigen  vgl.  noch  Rituale  Roman.  1.  c  n. 
18:9lnmonstris  vero baptizandis, si  casus eve- 
Diat,  magna  sautlo  adhibenda  est,  de  quo  si  opus 
f aarit,  Ordinarius  loci  vel  alii  periti  consulantur, 
Bis!  mortis  pericnlum  immineat^.  19 :  „Monstrum, 
qiiod  humamam  speciem  non  prae  se  ferat,  bapti- 
iiri  non  debet;  de  quo  si  dubium  fuerit ,  bapt;!- 
letur  smb  hae  eondltione  \  8i  Ui  t$  homo,  ego  U 
ftopttto  etc.  Illud  vero,  de  quo  dubium  est  una 
neautpluressintpersonae,  non baptizetur, 
donec  id  discematur:  discemi  autem  potest,  si 
kshent  unum  Tel  plum  eapita ,  unnm  vel  plura 
peetora ;  tuno  enim  totidem  erunt  corda  et  aiümae 
hominesque  distincti  et  eo  casu  singuli  seorsnm 
lunt  baptizandi,  unieuique  dicendo :  Ego  te  bap- 
tiza  ete^  Si  vero  periculum  mortis  immineat,  • 
toapisque  non  suppetat,  ut  singuli  separatim 
Uptizentur,  poterit  minister  singulorumcapitibus 
iqnam  infundens  omnea  simnl  b^tizare  dicendo : 
Sgo  TOS  baptizo  in  nomine  . . .  Quam  tamen  for- 
Barn  in  üs  solum  et  in  aliia  similibus  mortis  pe- 
liralis,  ad  plurea  simul  baptlzandos  et  ubi  tem- 
pos  non  patitur,  nt  singuli  separatim  baptizen- 
tor,  alias  numquam  licet  adhibere^  21 :  „Quando 
vero  non  est  certum  in  monstris  esse  duas  per- 


sonas,  ut  quia  duo  oapita  et  dua  peetora  non 
habet  distincta,  tunc  debet  primum  unus  abso- 
lute baptizari,  et  postea  alter  sub  condicione,  hoc 
modo:  8i  non  e$  baptizatuSy  ego  U  hapUzo  in 
nomifu^*  . . .  Wegen  der  Taufe  eines  unreif  zur 
Welt  gekommenen  Fötus ,  welcher  zweifelhafte 
Zeichen  von  Leben  giebt,  s.  HieroiL  Floren- 
tini us ,  disputatio  de  ministrando  baptismo  hu- 
manis  foetibus  abortivorum,  Lugd.  16o8,  wieder 
abgedruckt  An^ect.  Jur.  pontifl  1863.  p.  1280 ff., 
u.  Arch.  1  k.  K.  R.  14,  61. 

2  c  5.  (InnocUI.)  X.  h.  t.  HI.  42;  Trld.  Sess. 
YII.  de  baptismo  c  2 ;  Catechism.  roman.  P.  II. 
c.  2.  qu.  6.  Aber  immer  muss  die  Flüssigkeit 
noch  Wasser,  also  nicht  mit  anderen  Substanzen 
so  stark  versetzt  sein ,  dass  sie  den  Charakter  des 
Wassers  verloren  hat 

3  Rituale  Roman.  1 11.  c.  1.  de  materia  bapt. 
n.  3—7. 

*  Die  Yorstellung  von  d&t  Nothwendigkeit 
einer  Heiligung  des  Taufwassers  findet  sich  schon 
bei  Tertullian  de  bapt.  c  4 ,  vgl.  ferner  c  71 
(Pseudo-Ambros.)  72  (August)  78  (id.)  Dist  lY 
deeous.  S.  Höfling  1,  473  ff.;  Mayer  S.  173. 
Nach  dem  Rituale  roman.  1.  c  n.  4L  soll  dazu  am 
Oster-  oder  Pflngst-Sonnabend  benedicirtes,  mit 
Katechumenen-Oel  und  Cbrisma  untermischtes 
Wasser,  welches  für  den  Gebrauch  aufzuheben  ist, 
verwendet  werden  (den  Ritus  weist  das  Missale 
Romaoum  unter :  Sabbato  sancto  auf ,  s.  auch 
unter :  Sabbato  in  vigilia  Pentecostes).  Erman- 
gelt es  daran ,  so  ist  von  dem  Pfarrer  das  erfor- 
derliche Wasser  neu  zu  benediciren ,  Rituale  L 
c.  n.  6,  vgl.  auch  ibid.  c  7. 

Gewöhnliches  Weihwasser  soll  nicht  genom- 
men werden ,  vielmehr  wenn  es  an  benedicirtem 
Taufwasser  fehlt,  blosses  natürliches  Wasser, 
Collectanea  cit  n.  177.  179. 

s  Ausdrücklich  verworfen  in  c5.  X.  HI.  42.  cit 

^  In  den  responsa  quae  dominus  papa  Stepha- 
nus  II.  (UL  762—757)  in  Cariaco  villa  Brittaniaco 
monasterio  ad  interrogata  dedit,  Mansi  12,  558 
wird  erklärt (c.  11),  dass  derjenige,  welcher  in 
Ermangelung  von  Wasser  ein  todtkrankes  Kind 
mit  Wein  tauft,  nicht  gestraft  werden  soll  „et  in- 
fantes  sie  permaneant  in  ipso  baptismo",  also  die 
Taufe  mit  Wein  als  gültig  betrachtet.  Die  Echt- 
heit des  Schriftstückes  wird  an  sich  nioht  be- 
zweifelt, Oe Isner,  Jahrbücher  des  fräuk. 
Reichs  unter  Konig  Pipin  S.  149,  Jaf  f^  reg.  U. 
ed.  n.  2315;  Martens,  romische  Frage  S.  38, 
jedoch  halten  einige ,  z.B.  Mansi  die  Worte:  et 
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Mit  dem  Wasser  ist  die  Taufe  an  dem  Täufling  durch  s.  g.  ahhah  —  diese  bildet 
die  materia  proxima  —  zu  vollziehen.  Die  ahhitio  kann  bestehen  entweder  in  einer 
immerno,  Untertauchen  des  Täuflings  oder  wenigstens  des  Hauptes  desselben  ^,  oder 
in  einer  infimo,  effusio^j  Begiessung  des  Täuflings ;  namentlich  seines  Kopfes,  oder 
endlich  auch,  in  einer  aspersio^j  Besprengung  oder  Benetzung  ^,  jedoch  ist  es  er- 
forderlich, dass  in  jedem  Falle  der  Kopf  oder  mindestens  ein  Haupttheil  des  Körpers 
durch  das  Tauf  wasser  berührt  wird^.  l)ie  MuHo  ist  der  Regel  nach  dreimal  hinter- 
einander vorzunehmen  *,  indessen  genügt  eine  einmalige  zur  Wirksamkeit  der 
Taufe  7. 

Während  der  Ablution  und  gleichzeitig  mit  derselben  hat  der  Spender  der  Taufe  ^ 
die  Taufformel  über  den  Täufling  zu  sprechen.   Die  Formel  lautet:  Ego  hapüio  te  in 


—  hapiiwio  für  eine  Glosse.  Eine  definitive 
EntscheiduDg  ist  mangels  anderer  Nachrichten 
und  nach  dem  Stande  der  Ueberliefemng  nicht 
möglich.  Jedenfalls  aber  hat  diese  Anschauung 
in  der  Kirche  keine  Anerkennung  gefunden. 

*  Das  Untertauchen  des  Täuflings,  welcher" 
sich  Yorher  zu  entkleiden  hatte ,  TOr  allem  des 
Hauptes  desselben,  und  zwar  in  einem  Fluss, 
sowie  später  in  einem  besonderen  Tanfbrunnen, 
war  in  den  ersten  Zeiten  der  christlichen  Kirche 
die  regelmässige  Form  der  ablutio ,  Acta  apost. 
Vin.  38.  39;  Tertullian  de  bapst.  c.  4.;  const. 
apost.  Vn.  42.  43  (ed.  de  Lagarde  p.  2261;  c 
78  ff.  Dist.  IV.  de  cons.,  Tgl.  Höfling  1,  480; 
Mayer  S.  154.  176;  Probst,  Sakramentes. 
145.  Selbst  noch  im  13.  Jahrhundert  wird  des 
Untertauchens  erwähnt,  Worcester  1240  c.  5, 
Mansi  23,  527;  Exeter  1287  c.  2, 1.  c24. 786; 
Clermont  1268  c  4,  Hardouin  7,  691;  Cöln 
1280  (?)  c.  4,  Mansi  24,348.  Die  spätere  Form 
der  immersio  ist  aber  die  ,  dass  blos  das  Haupt 
in  das  Wasser  getaucht  wird,  wobei  die  Entklei- 
dung des  Täuflings  nicht  nothwendig  ist ,  Bene- 
vent 1693.  t.  XXXVI.  c  5.  6,  colL  oonc.  Lac.  1, 
69;  Rituale  rouL  t  II.  c.  1.  n.  10. 

2  Auch  diese  Form  geht  bis  auf  die  ersten 
Jahrhunderte  zurück  und  ist  wohl  zumeist  ange- 
wendet worden,  wenn  wegen  Mangels  eines  geeig- 
neten Gewässers  oder  Tauf  brunnens  ein  Unter- 
tauchen des  Körpers  des  Täuflings  nicht  möglich 
war,  Ai5ayj?)  to)V  dlTcooröXoD'v  ,ed.  B  ri  e  n  n  i  o  s.  Gon- 
stantinop.*1883.  c.  7 :  „...  'E<iv  ^iai?j  Ivinc  öScop 
C«6v,  eU  dfXXo  55(Dp  ßiTrciöov  ziii  oö  o6vaaai 

fct^eov  elc  rjjv  xe^oXi^v  xpl;  o5a>p  eU  ÄvofAa 
llaTpöc  xal  iloü  xal  07(00  OvEÖfiaTo;" ;  vgl. 
auch  A.  Harnack,  Teineu.  Untersuchungen  z. 
Gesch.  d.  altchristL  Litll.  Leipzig  1884.  Heftl. 
S.  23 ,  welcher  diesen  Modus  allerdings  Asper- 
sions-Taufe  nennt.  Ueber  ältere  bUdliche  Dar- 
stellungen der  Infusio  TgL  Kraus ,  Roma  sotter- 
ranea.  2.  Aufl.  Freiburg  l679.  S.  311.  S.  auch 
P  r 0  b  B  t  a.  a.  0.  S.  145.  Dass  dabei  der  Täufling 
wenigstens  mit  den  Füssen  im  Wasser  steht,  wie 
in  älterer  Zeit ,  ist  längst  ausser  Uebung  gekom- 
men, syn.  Beneyent  dt  1.  c.  c.  6  ff.  c.  2  ff. 

3  Dieser  Modus  wird  auf  Acta  apost  II.  41. 
zurückgeführt.  Vgl.  Catecb.  rom.  P.  II.  c.  2.  qu. 
13.  Er  ist  aber  in  der  römischen  Kirche  nicht  in 
Uebung,  Rituale  romHU.  1.  e.  n.  10. 


*  Ueber  das  Verhältniss  dieser  drei  Arten  vgL 
Höfling  1,  46  ff. ,  femer  Bonner  Zeitschr.  f. 
Philologie  u.  kath.  Theologie  H.  28.  S.  119.  S. 
auch  Funk,  Entstehung  unserer  heutigen  Tauf- 
form in  Tübinger  theolog.  Quartalschrift  64.  Jahr- 
gang (1882)8.  114, 
B  Oatech.  rom.  L  0.  qu.  16. 
«  Das  ist  uralte  Tradition  der  Kirche,  At^^i^ 
I.e.,  Tertullian  de  Corona  miL  c  4  und  ad  Praxeam 
0.  26.  i  f.,  nach  c.  78.  (August)  D.IV.  de  cons. 
im  Hinblick  auf  die  Trinität ,  in  deren  Namen 
getauft  wird,  und  auf  Christus,  welcher  am  dritten 
Tage  auferstanden  ist  c.79  (can.  50.  apost)  ibid. 
droht  dem  Priester,  welcher  nur  eine  einmalige 
Untertauchung  vornimmt ,  Deposition  an ,  wahr- 
scheinlich im  Gegensatz  gegen  die  Lehre  des 
Arianers  Eunomius  (•{•  u.  39i23 ,  welcher  zuerst 
gegen  die  alte  Tradition  ein  blos  einmaliges 
Untertauchen  für  ausreichend  erklärt  hat,  Sozo- 
men.  bist,  eecles.  VI.  26 ;  s.  auch  Socrat  bist 
eccles.  V.  24,  vgl.  Höfling  1,  63  ff.  Gegen  die 
Sitte  des  nur  einmaligen  Untertauehens  auch 
c.  82  (Pelagius  I.  ö58-~560,  Jaff «  II.  ed.  n. 
980.)  D.  cit.,  woraus  sich  ergiebt,  dass  dieselbe 
damals  Verbreitung  gefunden  hatte.  Schon  Gre- 
gor I.  hat  aber  591,  c.  80.  1.  0. ,  den  spanischen 
BiscliÖfen  gegenüber,  welche  im  Gegensatz  zu 
den  Arianem  durch  das  einmalige  Untertanchen 
die  Wesensgleichheit  und  Wesenseinheit  der 
Trinität  zum  Ausdruck  brachten,  beide  Uebungen 
für  erlaubt  erklärt,  und  demgemäss  hat  Tolet.  IV. 
633  c.  6.  (s.  auch  c.  85.  Dist.  dt.)  für  die  spa- 
nische Kirche ,  in  welcher  sich  freilich  auch  das 
dreimalige  Untertauchen  zum  Theil  erhalten 
hatte,  das  einmalige  allgemein  angeordnet.  Seit 
jener  Zeit  galt  auch  das  letztere  als  statthaft,  und 
so  erklärt  wieder  z.  B.  Worms  868  c.  6,  Mansi 
15,  869 ,  beide  Tauf  weisen  für  gleich  berechtigt. 

"^  Vgl.  vor.  Anm.  und  Gateoh.  rom.  P.  II.  c  2. 
qu.  14.  Es  soll  aber  der  bei  jeder  Kirche  her- 
kömmliche Ritus  beobachtet  werden.  Das  Ri- 
tuale rom.  1.  c.  n.  10  schreibt  dreimalige  ab- 
lutio vor. 

s  Die  Vornahme  der  Infusio  durch  einen  an- 
deren als  denjenigen ,  welcher  dabei  die  Tanf- 
formel  spricht,  macht  die  Taufe  nichtig,  min- 
destens wird  die  Wiederholung  sub  condidone 
verlangt,  Ben  ed.  XIV.  de  dyn.  dioec  VII.  6. 
n.  8. 
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nomine  pairis  etßln  ei  epirtius  sancÜK  Wesentlich  ist  die  Nennung  der  drei  Personen 
der  Trinität^  und  das  Aussprechen  einer  Verbindung  derselben ,  welche  ihre  Einheit 
zum  Ausdrucke  bringt  ^^  femer  der  Gebrauch  eines  Wortes,  welches  die  Handlung 
des  Taufens  bezeichnet  ^^  ohne  dass  jedoch  der  Person  des  Taufenden  dabei  gedacht 
za  werden  braucht ^  sodann  endlich  auch  die  Erwähnung  der  zu  taufenden  Person^. 
Der  Anwendung  der  lateinischen  Taufformel  bedarf  es  zur  Gültigkeit  der  Taufe 
nichts,  vielmehr  genügt  der  Gebranch  einer  Formel  in  jeder  anderen  Sprache,  sofern 


*  Und  zwar  nach  dem  Gateckism.  roman.  I.  c. 
qu.  10  nnd  dem  Rituale  loman.  1.  o.  n.  8  ohne 
Hinznfagnng  des  Portes :  Amen, 

3  Die  Formel  des  Textes  eotspricht  den  Ein- 
setztingsworten  bei  Matth.  XYIII.  19.  Dagegen 
legen  Act  apost.  IL  38;  VIII.  16;  X.  48;  XIX. 
5,  wo  nur  der  Taufe  inX  xqi  6v6p.aTi  'Itjoou 
XptffToO  oder  Tou  xup(ou  gedacht  ist,  sowie  Ga- 
Uter  IIL  27.  (eU  Xpwxiv  dpairrbBi^Te)  die  An- 
nahme nahe,  dass  die  Apostel  allein  auf  den  Na- 
men des  Herrn  getauft  haben.  In  der  Praxis  der 
Kirche  ist  allerdings  seit  alten  Zeiten  überwie- 
gend die  Einsetzungsformel  unverändert,  s.  li- 
Itfii  !•  e.  (S.  32  n.  2)  oder  durch  einzelne  Zusätze 
▼ermehrt,  gebraucht  worden  (Tertullian,  de  Corona 
miL  e.  3 :  „dehinc  ter  mergitamur  amplius  aliquid 
respondentea  quam  dominus  in  eTangelio  determi- 
niTit",  const.  apost  VII.  22  :  PairctCovrec  aÖTo6< 
eU  ^fia  Tou  luiTpöc  xal  tou  uloü  %a\  toO  dYlou 
Tttid^/no^,  ^iMoxovxec  oätoC^c  rnpelv  icotvTa  8aa 
ivCTttXifiTjv  6p.Tv  •  xo5  dTTooretAavTO«  Trorpi;, 
TW  iX^^ÖYTOC  t>loö,  Toö  fwpTupi^oavToc  irapa- 
iX'^ou  (dazu  Probst,  Sakramente  S.  148),  vgl. 
tieh  c  49.  apost  El  tu  ^icIoxotco;  ^  rcpecßuTepoc 
xoTÄ  rJjv  xoü  »opiou  Sioka^iv  p.-?)  ßanrloD  eU 
jatipa  xal  ülöv  xal  Äfiov  icveupia,  dkV  eU  xpeu 
ivip^o'jc  ^  tpelc  uloüc  ^  Tpeu  TcapaxXT|TOüc, 
xa^atpebdt»),  indessen  haben  sich  doch  die  Kir- 
chenväter gegenüber  abweichenden  Ansichten 
genöthigt  gesehen,  die  dtirten  Stellen  des  neuen 
Testaments  mit  einander  zu  vereinigen,  was  ge- 
vöhnlich  so  geschehen  ist,  dass  man  in  dem  Na- 
men Christus  die  Bezeichnung  der  drei  göttlichen 
Personen  inbegrilfen  fand,  Höfling  1,  35  ff. 
nnd  man  hat  Jahrhunderte  lang  in  der  Beant- 
wortung der  Frage ,  ob  die  Taufe  blos  im  Namen 
Christi  gültig  sei  oder  nicht,  für  das  erstere  z.B. 
e.  24(NieoL  I.  866)  DistlV.  de  cons.  und  noch 
einzelne  Scholastiker,  Höfling  1,  37;  Hahn, 
Sakramente  S.  147 ;  für  das  letztere  c  83  (Za- 
ekarias  748)  Dist  dt  und  die  späteren  Scho- 
lastiker, Hahn  a.  a.  0.,  geschwankt  Dasselbe 
Sehwanken  hat  auch  in  Betreff  der  Taufe  blos 
nf  die  Trinität  stattgefunden,  für  die  Gültigkeit 
e.  24  dt,  dagegen  c  83  dt  Die  Nothwendigkeit 
der  Erwähnung  der  drei  Personen  ergeben  Ga- 
iechism.  roman.  L  c  qu.  11. 12.  und  Rituale  rom. 
l  c  n.  8,  vgl.  auch  c  1.  §.  4  X.  de  summ.  trin. 
L 1.  Eine  Taufe  allein  in  nomine  dei  wird  in  c. 
30 (Pelag.  I,  Jaf  f  tf  IL  ed.  n.  980)  Dist  IV.  cit 
fir  ungültig  erklärt 

s  Wie  das :  tfi  fiormne  der  vorgeschriebenen 
Tnüormel ;  auch  schadet  es  nichts ,  wenn  das : 
»  nomine  vor  der  Nennung  jeder  Person  der  Tri- 
dat  wiedediolt  wird ,  dagegen  ist  eine  Taufe : 
^ nominänu eie,  ungültig,  Ferraris,  prompta 
Mbliotheea  canonica  s.  v.  baptismus  art.  III.  n. 

HiiiehiuB,  Kirchenreeht  IT. 


22.  23 ,  ungültig  nicht  minder ,  wenn  etwa  die 
Formeln:  cum  patrey  cum  filio  et  cum  spiriiu 
saneto ,  ex  parte  patris ,  ex  parte  ftlii  et  ex  parte 
ep,  9. ,  in  nomine  patris  et  ftlii  et  gratia  sp.  «., 
in  nomine  patris  per  filium  in  apiritu  aar^ctOj  m 
nomine  dei  unttis  et  tiini  oder  gar  in  n.  patemi- 
taÜ8  et  filiationis  et  spirationia  paasivae,  inn, 
deiaanctaeet  veraecrueis,  inn,  Mariae,  gebraucht 
sind,  Ferraris  L  o.  n.  24ff.  Vgl.  auch  Collect 
cit  p.  118.  119.  n.  188.  193. 

Wenn  die  richtige  Formel  angewendet  ist,  dabei 
aber  aus  Unkenntniss  des  Lateinischen  die  Worte 
nicht  mit  dem  richtigen  Oasus  gebraucht  oder 
nicht  korrekt  gesprochen  sind ,  so  schadet  dieses 
der  Gültigkeit  derTaufe  nichts,  soc.  86  (Zacha- 
rias  V.  746)  Dist  cit  in  Betreff  einer  Taufe  mit 
den  Worten :  in  tMmine  Patria  et  Filia  et  epirüua 
saneta. 

4  c  1  (Alex.  UI.)  X.  h.  t  UL  42,  wonach  die 
Untertauchung  eines  Kindes  unter  Sprechung  der 
Worte :  in.n,  p.  et  /l  et  sp,  s.  (ohne  hapti^o)  nicht 
als  Taufe  betrachtet  wird ;  s.  auch  propos.  XXXL 

frohibitae  ab  Alexandre  VIII.  v.  7.  Dezember 
690pro8.  27,  bull.  Taurin.  20,  160:  „Valuit 
aliquando  baptismus  sub  hac  forma  collatus :  In 
thomine  patris  etc. ,  praetermissis  illis :  Ego  te 
6aptixo".  Statt:  haptizo  kann  auch  gebraucht 
werden:  ahluo^  lavo,  Ferraris  1.  c.  n.  18. 
Aber  dne  Taufe :  ego  volo  ministrare  tibi  sacra- 
mentumbapti^mipeccatorum,  ist  ungültig,  Gongr. 
offlc.  V.  1840,  Collect  dt  p.  119.  n.  189. 

^  In  der  lateinischen  Taufformel  bezeichnet 
sich  der  Spender  allerdings  durch :  Ego ,  nicht 
aber  In  der  griechischen  (s,  über  diese  Höfling 
1,  44).  Letztere  lautet :  BairrlCcTat  6  SouXoc  toO 
06OÜ  eU  SvofjÄ  T.  n.  X.  T.  'T.  X.  T.  d,  n.,  aber 
diese  Formel  wird  von  der  römischen  Kirche  als 
ausrdchend  erachtet,  Eugen.  IV.  decr.  pro  in- 
struct.  Armen,  v.  1439,  Mansi  31,  1055,  und 
ihr  Gebrauch  ist  auch  den  unlrten  Griechen  ge- 
stattet, Catech.  roman.  P.  IL  c.  2.  qu.  11 ;  Be- 
ned.  XIV.  const.  EUi  pastoralU  v.  26.  Mai  1742. 
^  2,  bull,  eiusd.  1.  76.  Uebrigens  kann  das 
Ego  in  der  lateinischen  Formd  auch  fortgelassen 
werden,  Oateoh.  rom.  L  c 

®  Das  te  der  lateinischen  Formel  genügt, 
ebenso  das  servus  Christi  der  griechischen;  aber 
Zusätze  wie :  dominationem,  majestatem  vestram 
etc.  sind  statthaft.  Die  Auslassung  des  te  in  der 
ersten  Formel ,  ohne  Substitution  einer  anderen 
Bezeichnung  macht  aber  die  Taufe  nichtig.  Gongr. 
prop.  V.  1841,  CoUectanea  dt  p.  119  n.  190. 

7  Gregor  IIL  ep.  38  ad  Bonll,  Jafftf  mon. 
Mogunt  p.  105 :  ,^111  qulppe ,  qul  baptizati  sunt 
per  diversitatem  et  decllnationem  linguarum 
gentilitatis ,  tamen  quod  in  nomine  triuitatis 
baptizati  sunt,  oportet  eos  per  manus  impositionis 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe 
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in  der  ersteren  nur  alle  einzelnen  Essentdalien  ansgedrttckt  werdend  Indessen  ist 
jeder  Priester  des  lateinisehen  Ritus  verpflichtet,  die  lateinische  Formel  zu  gebrauchen 
und  bei  ihrer  Sprechung  w&hrend  der  Ablution  jede  Abweichung  von  den  vorge- 
schriebenen Worten  zu  vermeiden*. 

Aus  der  biblischen  Taufformel,  welche  eine  Verschiedenheit  des  Täufers  und 
Täuflings  voraussetzt,  ergiebt  sich  auch,  dass  Niemand  sich  selbst  gültig  taufen  kann  \ 

Endlich  muss  der  Spender  bei  der  Vollziehung  der  Taufe  die  intmtio  faciendi  id 
quodfacit  ecclesia^y  die  Absicht,  dasjenige  zu  thun,  was  die  Kirche  durch  die  Hand- 
lung gethan  wissen  will^,  haben.  Die  blosse  Vornahme  der  eine  Taufe  äusserlich 
darstellenden  Handlungen  nur  zum  Schein  oder  aus  Scherz  genügt  also  nicht  <^. 

UI.  Die  Tauf  Zeiten.  Die  alte  Kirche,  ftr  welche  die  Taufe  der  Erwachsenen 
in  erster  Linie  in  Betracht  kam  und  welche  der  Ertheilung  derselben  eine  gewisse 
Probezeit,  den  Katechumenat  (s.  o.  S.  23),  vorausgehen  liess,  wurde,  weil  sie  die 
Aufnahme  der  Katechumenen  in  die  christliche  Gemeinschaft  als  eine  Gemeinde-An- 
gelegenheit in  ihren  Kultus  einreihte,  darauf  geführt,  ein  für  alle  Mal  bestimmte  Zeiten 
für  die  Ertheilung  der  Taufe  festzusetzen.  Als  solche  wählte  man  zunächst  Ostern 
und  Pfingsten^.  Jedoch  trat  im  Orient  auch  bald  das  Epiphaniasfest  ^  hinzu  ^  und  im 
Abendlande  nahm  man,  freilich  im  Widerspruch  gegen  die  römischen  Bischöfe,  welche 
die  alten  beiden  Taufzeiten  festgehalten  wissen  wollten  ^o,  nicht  nur  diese  Sitte  an^^ 


et  sacrl  crlsmatis  confirmari^  S.  aucli  die  Syno- 
den von  Trier  1227.  cl,  Mansi  23,  26;  Fritelar 
1243,  cl,  Hartzheim  3,  672;  Oxford  1222. 
c.  23,  Mausl  22,  1159;  Canterbury  1236.  c  11, 
Worcester  1240.  c  5,  1.  c  23,420.  627;  Lambeth 
1281.  c.  3, 1.  c  24,  407. 

^  So  hat  die  Cougr.  conc  Taufen :  Jo  ie  hatteto 
col  nome  del  Padrt ,  del  Figliulo  e  dcUo  spirito 
Santo,  Mi  te  abbattetso  in  nome  etc. ,  Richter, 
Tridentinum  p.  46  n.  7,  die  Congr.  off.  1817 
eine :  En  te  baptismo  en  nome  do  Padre  e  do  Filho 
edo  Spirito  Saneto,  Collect,  cit  p.  118  n.  188 
f&r  gültig  erklärt.  Ueber  YerBtosse  gegen  die 
Regeln  der  gebrauchten  Sprache  gilt  das  S.  33  n. 
3  Gesagte. 

2  Rituale  roman.  t  IL  c  1.  n.  8.  9. 

3  c  4  (Innoc.  III.)  X.  h.  t  HI.  42. 

*  Eugen.  IV.  decr.  pro  instmct.  Armen,  v.  1439, 
Mansi  31,  1066;  Trid.  Sess.  VII.  de  sacram.  in 
gen.  c  11 ,  de  bapt  c  4;  Gatecb.  Roman.  P.  II. 
c.  1.  qn.  16. 

5  Also  die  Wirkung  hervorzubringen,  welche 
die  Kirche  dem  Sakrament  beilegt  und  als  solche 
bezeichnet ,  selbst  wenn  der  Spender  diese  nicht 
kennt  oder  nicht  billigt  S.  auch  Proposlt  XXXI. 
prohib.  ab  Alexandre  VIII.  7.  Dec.  1690,  wo 
n.  28,  bull.  Taurin.  20,  160  der  Satz  verworfen 
ist:  „Valet  baptlsmus  coUatus  a  ministro,  qui 
omnem  ritum  extemum  formamque  baptizandi 
observat,  intus  vere  in  corde  suo  apud  se  resolvit : 
Non  Intendo  facere  quod  facit  ecclesia^  üeber 
die  Entwicklung  des  Begriffes  der  intentio,  wel- 
cher in  der  katholischen  Kirche  nicht  näher  dog- 
matisch bestimmt  worden  ist ,  und  die  verschie- 
denen Ansichten  darüber  vgl.  Hahn,  Sakramente 
S.  218  ff.  383.  S.  femer  Ferraris  1.  c.  s.  v. 
intentio  n.  14  ff. 

0  Ausdrücklich  ist  das  vom  Trid.  Sess.  XIV. 
doctr.  de  poenit  c.  6  und  de  poenit.  sacram.  c.  9 


nur  für  die  Absolution  bei  der  Beichte  angeord- 
net, doch  wird  diese  Vorschrift  auch  für  alle 
anderen  Sakramente  als  massgebend  betrachtet, 
Ferraris  1.  c.  n.  21.  21 

7  Tertullian.  de  bapt.  c.  19 :  „Diem  sollemnio- 
rem  pascha  praestat ,  cum  et  passio  domini ,  in 
quam  Ünguimur,  adimpleta  est.  Nee  incon- 
gruenter  quis  ad  flguram  interpretabitur ,  quod 
quam  ultimum  pascha  dominus  esset  actums, 
missis  disdpulis  ad  praeparandum :  Invenletis, 
inquit,  hominem  aquam  baiulantem.  Paschae 
celebrandae  looum  de  signo  aquae  ostendit.  £x- 
inde  pentecoste  ordinandis  lavacris  latlssimnm 
spatlum  est,  quo  et  domini  resurrectio  inter  discl- 
pulos  frequentata  est,  et  gratia  Spiritus  sancti 
dedlcata,  et  spes  adventus  domini  subostensa, 
quod  tunc,  in  ooelos  recuperato  eo,  angell  ad 
apostolosdixerunt,  sicventurum,  quemadmodum 
et  in  coelos  conscendit,  utique  in  pentecoste.  Sed 
enim  Hieremias  cum  dixlt :  et  congregabo  illos  ab 
extremis  terrae  in  die  festo ,  paschae  diem  signl- 
flcat  et  pentecostes ,  qui  est  proprio  dies  festus. 
Ceterum  omnis  dies  domini  est,  omnis  hora,  omne 
tempus  habile  baptismo :  si  de  solemnltate  inter- 
est,  de  gratia  nihil  refert".  Mayer  S.  140; 
Probst  Sakramentes.  HO;  Höfling  1,  356, 
vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

8  Als  der  Tag,  an  welchem  nach  der  Tradition 
Christus  die  Taufe  empfangen  hatte,  Mayer 
S.  141;  Höfling  1,369. 

»  Gregor  v.  Nazianz  (f  389  o.  390)  erat  XL. 
de  bapt :  M£v(d  rd  ^drra,  t6  Tzdaja  [loo  Tt(ii<6Tepov, 

ßeXTioN ,  XpiOTtj)  ouvovaarfi"vat  xaxd  Ttjv  dvaoxd- 
oifiov  ifjfA^pov,  To5  itvc6|jLOT0c  Tifiijattt  t9jv  im- 
odvetav. 

10  c.  11  (Siric  386)  14  (Leo  I.  447),  c  17.  18 
(Gelas.  I.  492—496)  Dist  IV.  de  cons. 

U  So  z.B.  in  Spanien  u.  in  Sizilien,  s.  vor.  Anm. 
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sondern  wfthlte  dazu  auch,  namentlich  als  der  Katechnmenat  In  Verfall  gerieth,  noch 
andere  Zeiten,  insbesondere  Weihnachten,  die  Apostel-  und  auch  die  Märtyrer-Tage^. 
Wenngleich  die  Kindertaufe  der  Natur  der  Sache  nach  von  Anfang  an  zu  jeder  Zeit 
gestattet  werden  musste^,  wie  man  auch  selbst  während  der  Blüthezeit  des  Eatechu- 
menats  fflr  den  Nothfall  bei  Erwachsenen  von  der  Innehaltung  der  feierlichen  Tauf- 
zeiten abgesehen  hatte  3,  so  haben  doch,  als  in  Folge  der  umfassenden  Christianisirung 
80  gut  wie  gar  keine  erwachsenen  Proselyten  mehr  vorhanden  waren ,  welche  zu 
Ostern  oder  Pfingsten  die  Taufe  empfangen  konnten ,  seit  dem  6.  Jahrhundert  die 
partikulären  Synoden,  um  wenigstens  die  alten  Taufzeiten  und  die  liturgischen  Ord- 
nungen der  feierlichen  Taufe  einigermassen  festzuhalten,  die  Anordnung  getroffen, 
dass  die  Taufe  gesunder  Kinder  nur  zu  Ostern^  oder  zu  Ostern  und  zu  Pfingsten^ 
stat^den  oder  wenigstens  bei  solchen,  welche  zu  diesen  Zeiten  oder  kurz  vorher  ge- 
boren waren,  bis  zu  den  ersteren  verschoben  werden  sollte^.  Doch  haben  sich  diese 
Vorschriften  nur  theilweise  durchfahren  lassen.  Spätestens  im  13.  Jahrhundert  sind 
sie  fast  völlig  ausser  Gebrauch  gekommen  7,  und  seit  dem  14.  Jahrhundert  wird  schon 
im  Gegensatz  zu  den  früheren  Anordnungen  bestimmt ,  dass  die  Taufe  den  Kindern 
sobald  alfi  möglich  nach  der  Geburt  ertheilt  werden  soll^.  Dies  ist  der  heute  gel- 
tende Grundsatz 0,  nur  werden  die  Oster-  und  die  Pfingstvigilie  auch  jetzt  noch  als 


1  e.  4  Geron«  517,  vgl.  auch  S.  34.  u.  10  und 
Höfling  1,  363  ff. 

«  a  Tertlülian.  (S.  34.  n.  7  a.  E.),  Tgl.  auch 
S.  30.  n.  4 ;  Slrieii  ep.  ad  Himer.  Tanaeon.  c  2, 
Coustantp.  627 :  „Sicut  sacram  ergo  paachalem 
leverentiam  in  nollo  dicimns  minuendam,  ita  in- 
(tnübos  qni  necdom  loqui  poterunt  pei  aetatem 
Td  Ms  quibas  in  qualibet  necessitate  opus  faerit 
lacri  nnda  baptismatis ,  omni  Tolnmns  celeritate 
roecniii." 

3  €.  38  ElYiia  306;  o.  47  Laodicea  zw.  343  u. 
381 ;  c.  4  Geiona  517 ;  Slrieii  ep.  cit.  (s.  tot. 
Anm.);  Leon.  I.  ep.  ad  episcop.  Campan.  v.  459, 
e.  1  ed.  Ball.  1,  1429;  c  16  (Leo  I.)  17.  18 
(Gelas.  I.)  Diät.  IV.  cit. ,  s.  auch  Üb.  diurnug 
n.  VI,  ed.  Roziftze  p.  28,  entnommen  demselben 
Brief,  wie  c.  18  Diät  cit. ,  und  aus  dem  päpst- 
lichen Kanzleibuch  übergegangen  in  Gregor.  II. 
ep.  19  bei  Jaff€  mon.  Mogunt.  p.  79,  dies 
vohl  mit  Bücksicht  auf  die  spätere  Festhaltung 
der  gedachten  Zeiten  für  die  Kindertaufe  (s.  o. 
im  Text). 

*  Maoon  585  c  3;  Auxerre  585  (o.  578)  c.  la 

5  Calchut  V.  787  n.  2,  Mansi  12,  939; 
Diöcesansynode  unter  Karl  d.  Gr.  c  10,  Boret. 
1,  237 :  „ut  nullus  baptizare  praesumat  nisi  in 
pascha  et  pentecoete,  excepto  inflrmo" ;  ep.  KaroL 
M.  ad  Ghaerald.  Leod.  zw.  803—811,  L  c  p.241 : 
..«dUcetaut  certe  statim  alium  InTeniret  sdentem 
(d.  h.  einen  Pathen,  welcher  das  Vaterunser  und 
das  Symbol  gelernt  hat)  aut  sl  infirmitas  non 
impeddret,  expectaret  de  pascha  usquein  pente- 
costem,  donecipse  disceret,  quae  supra  dicta 
•wit";  Mainz  813  c.  4  u,  847  c.  3,  Mansi  14, 
66.  903;  Paris  829  I.  c.  7.  Meaux- Paris  845  u. 
846  e,  48;  1.  c.  14,  541.  830;  Trlbur  895  c  12, 
1.  c  la  139 ;  Ronen  1072  c.  24, 1.  c  20,  40. 
•  Das  folgt  aus  Toledo  XVII.  694  c.  2,  welches 


bestimmt,  dass  der  Bischof  das  Baptlsterlum  bei 
Beginn  der  Quadragesima  yerschliessen  und  Ter- 
siegeln,  sowie  erst  am  grünen  Donnerstag  wieder 
öffnen,  soll.  Die  Anordnung  des  Textes  hat  Rea- 
ding  1279.  c.  4,  Mansi  24,  263.  Doch  ist  die 
Taufe  bei  Kindern  von  Fürsten  im  Mittelalter 
mitunter  noch  länger  aufgeschoben  worden,  so 
hatte  der  nachmalige  deutsche  Kaiser  Friedrich  II., 
als  er  2  Jahr  alt  war,  noch  nicht  die  Taufe  em- 
pfangen, Toeohe,  Kaiser  Heinrich  VL  S.  345. 
346. 

7  Dies  zeigen  die  Synoden  v.  London  1237  c  3 
u.  1268  e.  1 ,  Mansi  23,  449.  1216,  welche  den 
Aberglauben  bekämpfen,  dass  die  Taufe  der 
Kinder  an  den  früher  vorgeschriebenen  Zeiten, 
am  Gharsamstag  und  am  Samstag  Yor  Pflugsten, 
lebensgefährlich  seL  Dagegen  hat  noch  Cölu 
1549,  Hartzheim  6,  555,  die  zu  der  vor.  Anm. 
gedachte  Vorschrift  wiederholt. 

8  Olmütz  1318  c  19,  Hartzheim  4,  272; 
Salamanca  1325  c.  16,  Mansi  24,  1056. 

9  Einen  Anhalt  dafür  hat  man  an  Trid.  Sess. 
V.  de  peccato  orig.  c.  4  gefunden.  Wiederholt 
ist  die  Vorschrift  in  fast  allen  neueren  Provinzial- 
synoden,  zum  Theil  mit  der  näheren  Bestim- 
mung, dass  nicht  länger  als  eine  gewisse  Anzahl 
Yon  Tagen  (z.  B.  3,  7,  8)  nach  der  Geburt  ge- 
wartet werden  soU,  Köln  1860,  Wien  1858,  Prag 
1860,  Gran  1858,  Colocza  1863,  Utrecht  1865, 
colL  concil.  Lac.  5,  348.  162.  489. 18.  643.  813; 
Benevent  1693,  Neapel  1699,  1.  c.  1,  60.  180; 
Urbino  1859,  Ravenna  1855,  Venedig  1859,  1.  c 
6,  11.  152.  330;  Rheims  1849,  Avignon  1849, 
Albi  1850,  Lyon  1850,  Ronen  1850,  Bordeaux 
1850  u.  1856,  Toulouse  1850,  Bourges  1850, 
Auch  1851,  1.  c.  4,  114.  336.  431.  479.  527. 
567.  712.  1052.  1114.  1184;  Westminster  1852, 
Oashel  1853,  Quebec  1854,  Australien  1869,  1. 
c.  3,  929.  832.  634.  1079. 
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36  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  200. 

besonders  passende  Zeiten  fQr  die  Tanfe  betrachtet  ^,  ja  erwachsenen  Täuflingen  soll 
i^ie,  wenn  irgend  möglich,  an  diesen  beiden  Tagen  ertheilt  werden  2. 

IV.  Die  feierliche  Tanfe  und  die  Nothtaufe  (Art  der  Tanfe).  Diealte 
christliche  Kirche  hatte  gleichzeitig  mit  dem  Katechumenat  einen  feierlichen  Tanfritus 
ausgebildet  3,  welcher  zunächst  auch  die  Grundlage  für  den  Ritus  bei  der  Kinder- 
taufe bildete^;  und  auf  welchem  gleichfalls  die  noch  heute  sowohl  fdr  diese,  wie  für 
die  Taufe  der  Erwachsenen  massgebenden  römischen  Ordines^  beruhen^.  Die  nähere 
Darlegung  der  einzelnen  Bestandtheile  dieser  Riten  und  ihrer  Bedeutung  gehört  in 
die  Liturgik^.  Für  die  alte  Kirche  war  die  feierliche  und  zugleich  die  regelmässige 
Taufe  di^enige,  welche  in  der  erwähnten  Form  und  zwar  vom  Bischof  vorgenom- 
men wurde.  Daraus  ergaben  sich  fär  sie  zugleich  als  weitere  Merkmale  die  Voll- 
ziehung zu  bestimmten  Zeiten,  d.  h.  an  den  schon  erwähnten  Tagen  ^j  und  femer  an 
bestimmten  Orten,  nämlich  nach  der  Errichtung  von  Baptisterien,  in  denselben^. 

Den  Gegensatz  dazu  bildete  die  fOr  Nothfälle  zugelassene  und  die  anfänglich 
nur  als  Ausnahme  den  Kindern  gewährte  Taufe  ^^ 

In  Folge  der  schon  berührten  Veränderungen,  des  Eintretens  des  Priesters 
(Pfarrers)  als  regelmässigen  Spenders  des  Sakramentes^  S  der  allgemeinen  Verbreitung 
der  Sitte  der  Kindertaufe  und  des  Fortfalles  von  fest  bestimmten  Taufzeiten  ^2,  ist  die 
feierliche  Taufe  jetzt  diejenige  geworden ,  welche  nach  dem  vorgeschriebenen  ordo 
des  Rituales  oder  Pontifikales  ertheilt  wird.  Da  dieser  aber  für  die  Regel  beobachtet 
werden  solP  3,  erscheint  die  Nothtaufe  heute  als  diejenige  Taufe,  welche  nicht  nach 
demselben  vorgenommen ,  d.  h.  jede ,  welche  nicht  von  einem  Priester ,  sowie  jede, 
welche  zwar  von  einem  solchen,  indessen  wegen  dringender  Gefahr  nur  unter  Voll- 
ziehung der  wesentlichen  Akte  der  Taufe  und  ohne  Beobachtung  der  sonstigen  Riten 
gespendet  wird. 

Im  Zusammenhang  mit  der  erwähnten  Entwicklung  sind  auch  besondere  Vor- 
schriften über  den  Ort  für  die  Vornahme  der  solennen  Taufe  nothwendig  geworden. 
Diese  darf  bei  Vermeidung  arbiträrer  Strafe  seitens  der  kirchlichen  Oberen  nur  in 
solchen  Kirchen,  in  welchen  ein  Taufstein  {/ons  hapiismalis)  vorhanden  ist,  also  in 
einer  besonderen  Tauf  kirche  (Baptisterium)  ^^  oder  in  der  Kathedrale  oder  in  der  Pfarr- 
kirche^^  vollzogen  werden  1^.  Eine  Ausnahme  macht  das  gemeine  Recht  nur  zu 
Gunsten  von  Königen  und  Fürsten  ^^. 

»  Rituale  roman.  t.  II.  c.  1.  n.  27.    Möglich  »  S.  0.  S.  32.  n.  1.  2. 

ist  die  Innehaltang  dieser  Zeiten  gegenüber  den  10  s.  o.  S.  30. 

geltenden  Vorschriften  auch  bei  Kindern,  welche  ^^  S.  0.  S.  28. 

in  der  Woche  vor  Ostern  oder  vor  Pfingsten  ge-  *2  g.  0.  S.  34. 

boren  werden,  vgL  Benevent.  1693,  collect,  cono.  ^  Trid.  Sess.  VII.  de  saoram  in  gen.  c  13. 

Lac.  1,  70.  1«  Ueber  die  Taafkirchen  s.  Bd.  IL  S.  26a 

2  Vor  Allem  in  den  Kathedral-Klrchen ,  Ri-  ^^  Sofern  nicht,  was  in  einzelnen  italienischen 
taale  rom.  1.  c.  Städten,  s.  a.  a.  0.  S.281  Anm.  3  (diesen  ist  noch 

3  Höfling  l,4ö0ff.,  Mayer  S.  BOiT.  Iö7it,  Siena  anzureihen,  Acta  s.  sed.  9.  435,  436)  der 
Probst,  Sakramente  S.  126  ff.  Fall,  nur  das  Baptisterium  der  Kathedrale  unter 

4  Höfling  2, 1  ff.  Ausschluss    der   städtischen    Pfarrkirchen    das 
^  Die  pontiflcales  rltus  pro  baptismo  parvulo-      Tau&echt  besitzt 

rum  und  adultorum  im  Pontiflcale  rom.  T.  III. ,  ^®  So  schon  Meaux-Paris  845  u.  846  c.  48  (S.  35. 

die  fOr  den  Priester  im  Rituale  rom.  t.  II.  c.  2.  Amn.  5).    Das  geltende  Recht  in  dem.  un.  de 

u.  c.  4.  baptismo  III.   15  und  Rituale  rom.  t.  U.   c  1. 

•  Höfling  a.  a.  0.,  Mayer  S.  227  ff.  n.28. 

"^  Vgl.  über  die  Bedeutung  auch  Gatech.  rom.  ^^  dem.  un.  cit  n.  Rituale  Lc.  n.29,  doch  soll 

P.  II.  c.  2.  qu.  51  ff.  dann  die  Taufe  in  der  fürstlichen  Kapelle  statt- 

s  8.  0.  8.  84.  finden.    Auf  regierende  Fürsten  Ist  das  Privileg 
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Ferner  soll  sogar  da,  wo  es,  wie  vielfach  in  den  Missionsländem,  an  einer  Kirche 
flberhaapt  fehlt,  die  Taufe  mit  allen  solennen  Riten  in  einem  Privathause  vollzogen 
werden  ^ 

Abgesehen  davon  kann  femer  die  Tanfe  auch  beim  Vorliegen  eines  vom  Bischof 
gebilligten  genügenden  Grundes  in  der  Sakristei  der  Kathedrale  vorgenommen  wer- 
den 2.  In  ihren  Rechtswirkungen  sind  die  feierliche  und  die  Nothtaufe  gleich.  Die 
Verschiedenheit  liegt  nur  in  der  rituellen  Vollziehung  ^. 


nicht  beschränkt,  Ferraris  1.  c.  art.  VI.  n.  9  ff. ; 
in  Würtemberg  haben  es  kraft  staatlicher  Ver- 
ordnung Y.  1819  die  Mitglieder  der  standesherr- 
lichen Häuser,  v.  Vogt,  Sammlung  kirchl. 
Verordn.  1  Rottenburg  S.  Q2b, 

»  Congr.  propag.  v.1789,  Collectan.  cit.  p.l56. 
n.263. 

2  Dekret  d.  Ck)ngr.  rit  v.  1861 ,  AcU  sed.  3, 
647  u.  Collect  dt  p.  157  n.  266,  Die  partikuläre 
Sitte  ist  aber  vielfach  über  diese  engen  Schranken 
hinausgegangen,  und  man  hat  namentlich  in  der 
Winterszelt  auf  Wunsch  der  Eltern  die  Taufe  im 
Privat-  oder  im  Pfarrhause  vorgenommen ,  ja  es 
ist  dies  sogar  durch  staatliche  Verordnungen  aus 
sanitätspolizeilichen  Gründen  vorgeschrieben  wor- 
den, so  z,  B.  in  Nassau,  V.  v.  2Ö./29.  1808  und 
V.  4.  März  1816  (Verordnungen,  Jahrgang  8.  S.75) ; 
in  Würtemberg,  s.  v.  Vogt  a.  a.  0.  S.  658. 
659  und  in  Baiern  für  Kinder,  die  ohne  Ge- 
fahr für  ihre  Gesundheit  nicht  wegen  weiter 
Entfernung  in  die  Pfarrkirche  gebracht  werden 
können,  Silberna  gl,  Verfassung  sänuntl.  Re- 
ligionsgesellschaften in  Baiem.  2.  Aufl.   S.  268. 

Wenngleich  auch  noch  einzelne  neuere  Pro- 
vinzialsynoden  eine  langjährige  Sitte  der  Haus- 
taufe da,  wo  diese  nicht  beseitigt  werden  kann, 
toleriren,  Wien  1858,  und  Prag  1860,  coli,  oonc 
Lac.  5,  161. 490,  so  gestatten  doch  andere,  abge- 
sehen von  dem  Falle  der  Nothtaufe,  eine  solche 
allein  beim  Vorliegen  eines  genügenden  Grundes, 
wie  Entfernung  der  Kirche  ,  rauhes  Wetter,  Ar- 
muth  der  Eltern,  New-Orleans  1856,  coli.  cit. 
3,  7A%  Dioces.-Syn.  Paderborn  1867  und  New- 
York  1881,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  355  u.  51,  255, 
oder  gar  nur  mit  besonderer  bischoflicher  Er- 
lanbniss,  Köln  1860,  Coloczal863,  Utrecht  1865, 
L  c  5,  348.  649.  814;  Ronen  1860,  Auch  1851, 
1.  c  4,  527.  1184;  Westminster  1852,  1.  c.  3, 
928;  Diöces.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  50,  396 ,  während  die  meisten  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  es  zu  einer  Connivenz  über  die 
im  Text  erwähnten  Ausnahmen  hinaus ,  weil  die 
Clem.  nn.  gemeines  Recht  ist ,  einer  päpstlichen 
Erlaubniss  bedarf  (s.  z.B.  eine  solche  der  Congr. 
prop.  für  Missionäre,  wenn  die  Eltern  nicht  zu 
hewegen  sind,  ihre  Kinder  behufs  der  Taufe  zur 
Kiidbe  zu  bringen.  Collect  cit.  p.  186.  n.  263), 
auf  die  Vollziehung  der  Taufe  in  der  Kirche 
dringen,  s.  die  Anführungen  S.  35.  n.  9. 

'  Sehen  in  der  alten  Kirche  folgte  der  immersio 
neeheine  Salbung  mit  Gel  (mit  Balsam,  Chrisma) 
nnd  eine  Handauflegung,  Tertullian.  de  bapt.  0. 
7:  ^xinde  egressi  de  lavacro  perungimur  be- 
nedieta  unctione  de  pristina  disciplina,  qua  ungi 
oleo  de  eornu  in  sacerdotium  solebant  .  .  .  c.  8 : 
Dehine  manus  imponitur,  per  benedictionem 
adTo<»iifi  et  invitaiis  spiritum  sanctum'*;  Cyprian. 


ep.  10  ad  Januar,  c.  2  (Hartel  p,  768):  „ungi 
quoque  necesse  est  eum  qui  baptizatus  est,  ut 
accepta  chrismate  i.  e.  unctione  esse  unctus  dei  et 
habere  se  in  gratiam  Christi  possit^;  const. 
apost.  lU.  16  (L  c.  p.  111)  xai  {Aera  touto  6 
iizioxoTZOi  XpiÄw  TOüc  ßaTTCicftivcac  xq»  jAüpq) 
(Gel  mit  9()  verschiedenen  aromatischen  Sub- 
stanzen) IL  VII.  43:  %a\  |jL€Td  TOüTO  paircCca« 
auTÖv  dv  Tcj)  övöfiaTi  tou  Traxpöc  •  .  .  ^piodiTa) 
fi.6p(p  inikiyms'  K6pie  6  deö^  .  .  .  ou  xal  vuv 
ToüTo  TÖ  fAÖpov  B6;  he^i^  'je^io^ai  iul  T«p 
ßairciCofAlvtp,  &<3xt  ßlßaiov  xal  iraYiov  Iv  aixq) 
r^v  euoD^tocv  fACivai  toü  Xpiorou  000  xal  ouva- 
TToöav^vra  aurov  oovavaöXTJvai  xal  ouCtjoai  aÜTtj); 
c  48.  Laodic  zw.  348  u-  381 :  "Ott  heX  touc  901x1- 
Cofi^ou;  fX£xd  x6  ßdirrtoua  ^^pUoOai  ^plajiaxi 
^Ttoüpaviq)  xal  ptexö^oo«  elvai  xfjc  ßaat)v£(a;  xou 
Xpioxoö;  vgl.  Höfling  1,  487  ff.;  Mayer 
S.  179  ff.;  Probst,  Sakramente  S.  159.  Wäh- 
rend man  der  immersio  die  negative  Wirkung, 
die  Vergebung  der  Sünden  und  die  Ertödtung 
des  alten  Menschen,  zuschrieb,  legte  man  der 
Handauflegung  die  positive  Wirkung  der  Mit- 
theilung des  h.  Geistes  und  der  Erweckung  des 
neuen  Menschen  bei,  Cyprian.  ep.  72  (H  artel 
p.  775),  Hahn,  Sakramente  S.  80  ff.  Nicht  nur 
wurde  seitens  derjenigen  Partei,  welche  die 
Ketzertaufe  für  gültig  erklärte  (s.  0.  S.28.  n.  1), 
bei  den  von  den  Ketzern  Getauften  die  nachträg- 
liche Handauflegung  für  erforderlich  erachtet  und 
durch  die  Synoden  vorgeschrieben,  c.  8.  Arelat. 
314  (c.  109  Dist  de  cons.),  s.g.  Constantl.  381. 
C.7;  Telepte  (0.  Zelle)  u.  418  c8;  c.57(LeoI.) 
C.  I.  qu.  1,  sondern  auch  für  die  Fälle,  wo  bei 
Todesgefahr  ein  Laie  getauft  hatte ,  Elvira  306 
c.  38.  77.  Diese  Ergänzung  der  Taufe  blieb  zu- 
nächst dem  Bischof  vorbehalten ,  s.  die  cit.  Stel- 
len u.  Hahn  S.  193.  Die  Nothtaufe,  wenngleich 
sie  rechtlich  als  Taufe  betrachtet  wurde,  galt  also 
als  eine  liturgisch  unvollkommene. 

Mit  der  Ausbildungeines  besonderen  Sakramen- 
tes der  Firmung,  dessen  Spendung  stets  dem  Bi- 
schof vorbehalten  blieb,  wurde  die  Handauflegnng 
und  Chrismation  bei  der  Taufe  den  Priestern 
überlassen,  c.  119  (Innoc  1.  416.)  Dist  cit : 
„Presbiteris  (seu  extra  episcopum  seu  presente 
episcopo)  cum  baptizant,  crismate  baptizatos  un- 
gere  liceat,  sed  quod  ab  episcopo  fuerit  cousecra- 
tum,  non  tamen  firontem  ex  eodem  oleo  signare, 
quod  solis  debetur  episcopis,  cum  paracletum 
tradant";  cl20.  ibid  (Greg.L  v.  693.  Jaf  f  tf  II. 
ed.  n.  1281).  Aber  da  die  Laien  immer  von  der 
Vornahme  dieser  Handlungen  ausgeschlossen 
waren,  blieb  das  Bedürfniss  nach  einer  Ergänzung 
der  von  denselben  ertheilten  Taufe ,  ebenso  der- 
jenigen ,  bei  welcher  ein  Priester  wegen  Todes- 
gefJir   nur    die  Essentialien    vollzogen  hatte. 
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V.  Die  Pathen  [sponsores,  fideiussores ^  susceptores  ,  compatresy  commatres^  pa- 
triniy  matrim)  ^,  In  der  alten  Kirche,  als  die  Taufe  der  Erwachsenen  noch  die  Regel 
war  und  zunächst  vor  der  Annahme  des  Proselyten  zum  Eatechnmenen  eine  Prflfung 
seiner  bisherigen  Verhältnisse  angestellt  wurde,  war  es  natürlich,  dass  derselbe  das 
eine  oder  andere,  ihm  bekannte  Mitglied  der  christlichen  Gemeinde,  welches  ttber  ihn 
Auskunft  geben  konnte,  mitbrachte,  sowie,  dass  das  letztere  ihm  auch  während  der 
Katechumenatszeit  mit  Rath  und  That  zur  Seite  stand  und  ihm  bei  dem  Taufakt  as- 
sistirte  (aviBo/o;,  susceptor)  2. 

Bei  derKindertaufe^  dagegen  bedurfte  es  eines  Erwachsenen,  welcher  das 
Kind  zur  Taufe  darbrachte,  während  des  Taufaktes  hielt,  es  bei  den  rituellen  Akten, 
insbesondere  der  Abrenuntiation,  der  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses,  vertrat, 
andererseits  aber  auch  zugleich  die  Bürgschaft  und  Verantwortung  dafür  fibemahm, 
dass  das  Kind  im  Christenthum  unterrichtet  und  erzogen  werden  wflrde  (daher  die 
Bezeichnung  Sponsor,  fideiussor]^. 

An  sich  waren  die  Eltern  diejenigen  Personen,  welche  in  allen  diesen  Beziehungen 
zunächst  fdr  das  Kind  einzutreten  berufen  waren ,  und  in  den  ersten  Jahrhunderten 
ist  ihnen  von  der  Kirche  die  Pathenschaft  nicht  verwehrt  worden  ^. 

Später  aber  vergegenwärtigte  man  sich ,  dass  christliche  Eltern  an  sich  schon 
zur  christlichen  Erziehung  ihrer  Kinder  verpflichtet  seien ,  und  dass  gerade  ftlr  den 
Fall  der  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  seitens  derselben  die  Zuziehung  von 
anderen  Pathen  zweckmässiger  erscheine^.  Femer  aber  hatte  die  fortschreitende 
Rechtsbildung,  beherrscht  von  dem  Gedanken,  dass  die  Taufe  als  eine  geistliche 
Wiedergeburt  und  als  Quelle  eines  reineren,  geistlichen,  der  Blutsverwandtschaft 
zwischen  Eltern  und  Kindern  nachgebildeten  Verhältnisses  zwischen  Pathen  und 
Täufling  betrachtet  wurde  7,  das  Ehehindemiss  der  geistlichen  Verwandtschaft  ent- 


besteheu.  Die  Nothtaofe  hat  also  bis  heute  diesen  „Yiduae  vel  sauctimoniales ,  quae  ad  ministe- 

Mangel  behalten,  und  deshalb  ist  die  Nachholnng  riam  haptizandanim   mulienun  eliguntat,   tarn 

der  unterlassenen  Ceremonien,   vor  Allem  der  instructae  sint  ad  officium,  ut  possint  apto  et 

Chrismation,  vorgeschrieben,  s.  z.  B.  London  1200  sano  sermone  docere  imperitas  et  rnsticas  mulieres 

c3,  Mansi  22,  715;  Trier  1227  c.  1,  L  c  23,  tempore  quo  haptizandae  sunt,  qualiter  bapti- 

26 ;  Fritzlar  1246,  HartzheimS,  572 ;  Rituale  zatori  interrogatae  respondeant  et  qualiter  accepto 

roman.  t.  II.  c.  5.  §.1.  (ordo  supplendi  omissa  baptismate  vivant'^    Daher  konnte  auch  ein  ein- 

super  infantem  baptizatum)  und  %.  2.  (ordo  suppl.  zelner  eine  ganze  Reihe  von  Täuflingen  aus  der 

om.sup.  baptizatumadultum);  Benedict. XIY.  Taufe  heben,  Acta  s.  Sebastian,  martyr.  Surius 

const  InUr  omnigenas  v.  2.  Februar  1744.  §.  19.  20. Jan. :  ^Omnesisti  simul  LXTV  animae  baptizati 

eiusd.  bull.  1,  136;  s.  ferner  die  S.  37.  n.  2  an-  etas.  Sebastiane suscepti  sunt;  feminarum autem 

geführten   Provinzialsynoden    und   die  Diöces.  matres  spiritales  factae  sunt  Beatrix  et  Lucina^ 

Synoden  v.  Paderborn  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  Vgl.  hierzu  Hof  ling  2,  15  ;  Mayer  S.  149  ff. 

20,  356,  und  New-York  1882,  a.  a.  0.  51,  255,  3  VgL  Gerh.  v.  Mas  tri  cht,  de  suscepto- 

fOr  die  Laientaufe  auch  deshalb,  damit  der  zu-  rfi^ug  infantium  ex  baptismo ,  Francof.  et  Ups. 

standige!  GeistUche  die  MögUchkeit  hat,  zu  prü-  1727;    Köhler,    Von  d.   christl.  Taufeeugen. 

fen,  ob  dieselbe  gültig  vollzogen  worden  sei,  und  Zwickau  1785 ;  H  ö  f  1  i  ng  2,  4  flf. 

nothigenfalls  die  Tau^^^^      es  unbedingt,  sei  es  ,  Xertullian.  de  baptismo  c  18:    „Cunctatio 

'Ts%T^^  Anmerkungen.  ^^P^ I  ^**t'  "^  V^'"^^^'^^  circa^parvulos. 

o.  u^owiß««  V                 j  *    ,      v        1-  Quid  enim  neoesse  est,  sponsores  etiam  nerl- 

2  (Pseudo-)  Dionys.  Areop.  de  ecoles.  hierarch.  ^IV,  i„«.^    «„1  ^.  «Jl,  Jl,  «,«^.«*.*!tr /!!. 

o    T..  A^^  -««-**♦   ..^.»JTi    iTTTT  m    r«  oßTi  ®^*<*  ingen,  qui  et  Ipsl  per  mortalitatem  desti- 

I.  !      !,i«^  vlTfi^ i  Jf,  «ilni^,^^  '»«e  proml.slones  «ia»  poesant  ot  piovent« 

erscheinen  die  Diakonen  in  dieser  Stellung,  bei      «,.1.«  i„joi.  r-ma     ^    4ar^a *^  ru.*  »v 

Frauen,  weU  der  Pathe  dem  Täufling  bei  der  Ent-  ^l^fn«                     *               (Angnit.)  Dist  IV 

kleidung  Hülfe  leistete,  Diakonissinnen,  HI.  16  *^®  ^™* 


110):    xal   TÖv    |x^»    dvipa  bnohqii^^m  b  »  Höfling  1,  11. 

i(£xovoc,  Ti?)v  hi  "pivaTxa  1?)  Stax6vtaoa,  ein  An-  •  A.  a.  0.  1,  12. 

klang  daran  in  den  s.  g.  statuta  eccl.  antiqn.  c  12:  "«^  L.  26  (Justinian.  530)  C.  de  nupt.  V.  4. 


hic 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Taufe. 
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wickelt S  und  dies  anch  auf  die  Ehen  der  Pathen  unter  einander  ausgedehnt^.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  gelangte  die  fränkische  Kirche  dahin,  die  Trennung  der  Ehe 
der  Eltern  zu  fordern,  wenn  diese  ihr  Kind  aus  der  Taufe  gehoben  hatten',  und  es 
war  nur  eine  weitere  Konsequenz  aller  dieser  Anschauungen ,  wenn  man  nunmehr 
auch  mit  einem  direkten  Verbote  gegen  die  Uebemahme  der  Pathenschaft  seitens  der 
Eltern  tlber  die  eigenen  Kinder  einschritt^.  Das  Verbot  hat  später  in  der  ganzen 
Kkche  durch  Gewohnheitsrecht^  und  durch  Erneuerung  auf  einzelnen  Partikular- 
Synoden  *  Geltung  gewonnen,  und  auch  noch  heute ,  trotzdem  das  Ehehindemiss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  unter  den  Pathen  durch  das  Trienter  Konzil  beseitigt 
worden 7  ist,  behalten^. 

Ausser  den  Eltern  sind  von  der  Pathenschaft  der  Natur  der  Sache  nach 
ausgeschlossen:  1.  Nichtgetaufte  (Juden,  Heiden  u.  s.  w.]^,  2.  Ketzer  ^^  und  Schis- 
matiker *^  weil  diese,  wie  die  ersteren,  entweder  nicht  dafür  sorgen  können,  dass  dem 
Täufling  die  von  der  katholischen  Kirche  gewollte  christliche  Erziehung  gegeben 
wird,  oder,  wie  die  letzteren,  keine  Garantie  daftlr  bieten,  im  Gegentheil  bei  ihnen  die 
Vennuthung  f&r  die  Erziehung  des  Täuflings  in  der  Ketzerei  oder  im  Schisma  obwaltet, 
—  femer  3.  wegen  mangelnder  kirchlicher  Rechts&higkeit  solche,  welche  öffentlich 
exkommunizirt  oder  interdicirt  sind^^,  sodann  4.  Handlungsunfähige,  also  Geistes- 


i  Vgl.  dar&bei  unten  im  Eherecht,  8.  vorläufig 
Schulte,  Eherecht  S.  188  ff. 

s  Römische  Synode  Gregors  II.  721 ,  welche 
c.  4.  die  Ehe  mit  der  commater  spiritualis  (der 
Mitp&thln)  verbietet,  Mansi  12,  261,  s.  auch 
c  5  (Raban.  Maar.  853)  G.  XXX.  qn.  1. 

»  c.  2  (decret.  Compend.  757  c.  15)  c.  4 
(ChaloDS  813)  C.XXX.  qu.  1.  Dass  dagegeu  c  1 
rDeusdedit,  s.  Jaff^  n.  ed.  a.  615—618.  n. 
2003)  ibid.  eine  Fälschung  ist,  welche  wahr- 
scheinlich in  die  Zelt  des  8.  Jahrhunderts  fällt, 
wird  allgemein  anerkannt 

«  So  Mainz  813  c.  55,  Mansi  14,  75:  „Nul- 
his  proprium  filium  vel  flllam  de  fönte  baptis- 
matis  suscipiat^.  Das  lag  um  so  näher,  als  man, 
wenn  die  Eltern  absichtlich  ihre  Kinder  aus  der 
Taufe  gehoben  hatten ,  um  eine  Trennung  ihrer 
Ehe  herbeizufQhren,  zur  Verhfltung  solcher  Ma- 
chinationen das  weitere  Zusammenbleiben  der- 
selben verlangte,  s.  c.  4  cit  u.  c.  5.  0.  cit ;  c  2 
(Alex,  m.)  X.  de  cogn.  spirit  IV.  11. 

^  Für  die  Entwicklung  desselben  haben  die 
in  den  vorigen  Anmerkungen  dtiiten  Stellen  u. 
c  2  (Alex.  IIL)  X.  cit  den  Anhalt  gegeben. 

«  S.  z.  B.  Westaninster  1200  c  3,  Mansi  22, 
714. 

^  Ses».  XXIV.  c  2.  de  ref.  matrin. 

8  Catech.  roman.  P.  IL  c  2.  qu.  23.  Dieser  er- 
wähnt nur  der  parentes  naturales ,  nicht  mehr, 
wie  die  eitirten  Stellen  des  Dekretes,  s.  auch  c.  3. 
aXXX.  qu.  1,  der  Stiefeltern.  Selbst  in  Fällen, 
in  welchen  wegen  Abgelegenheit  eines  Ortest 
keine  Pathen  zu  erlangen  sind,  dürfen  die  El- 
tern nicht  als  wirkliche  Pathen  fungiren,  sie 
können  aber  formal  die  Fragen  beim  Taufritus 
beuttworten,  ohne  die  Pflichten  zu  übernehmen, 
tlso  ohne  materiell  Pathen  zu  werden ,  Instr.  d. 
Con«.  off.  V.  1869,  ColL  dt  p.  15a  n.  270. 

Die  Qrosseltern  sind  nicht  ausgeschlosseiu 


»  c  102  (Poen.  Theod.)  Dlst  IV.  de  cons. ; 
Catech.  rom.  1.  c;  Rituale  rom.  t  II.  c.  1 
n.26. 

10  Catech.  rom.  u.  Rituale  rom.  L  c  Wenn  ein- 
zelne ältere,  s.  die  Citate  bei  Ferraris  1.  c.  art 
VI.  n.  36,  behauptet  haben ,  dass  im  Nothfalle 
bei  gemischter  Bevölkerung  auch  Ketzer  zuge- 
lassen werden  dürfen,  so  hat  doch  die  Congr. 
propag.  dies  konstant  selbst  für  die  Missions- 
länder gemissbUligt,  CoUect  dt  p.  15&  n.  267 
u.  269  (aucb  coU.  cono.  Lac  6, 671).  In  den  deut- 
schen Diöcesen  werden  Nichtkatholiken  aller- 
dings, wenn  es  nicht  zu  vermeiden  ist,  als  s.  g. 
quasi  patrini  oder  testes  honoraril,  demnach 
nicht  als  wirkliche  Pathen ,  welche  das  Kind  bei 
der  Taufe  berühren,  zugelassen  und  auf  Ver- 
langen der  Eltern  auch  nur  in  der  erwähnten 
Eigenschaft  in  das  Kirchenbuch  eingetragen,  Be- 
richte der  deutsch.  Bischöfe  im  Arch.  t  k.  K.  R. 
23.  298.  314.  451.  460;  s.  femer  v.  Vogt, 
Sammlung  kirchl.  Verordn.  t  Rottenburg  S.  663. 

11  Denn  diese  stehen  den  Häretikern  gleich, 
Congr.  prop.,  collect  cit  p.  158  n.  268,  s.  auch 
die  Provinzlaisynoden  von  Albano  1703,  coli. 
Lac  1,  298;  Gran  1858,  Prag  1860,  Colocza 
1863,  Utrecht  1865,  coli.  Lac  5,  19.  492.  644. 
815;  Lyon  1860,  Ronen  1850,  Bordeaux  1850. 
Alx  1850,  Bourges  1860,  1.  c  4,  479.  327.  56a 
988.  1114;  Cashel  1853,  L  c  3,  832,  doch 
wiederholen  einzelne  der  In  den  folgenden  An- 
merkungen dtirten  Synoden  blos  die  Vorschrift 
des  Rituale. 

13  Rituale  rom.  L  c. :  „sciantpraetereaparochos 
ad  hoc  munus  non  esse  admittendos  infideles  aut 
haereticos,  non  publice  excommunicatos  aut 
interdictos'^.  An  sich  kann  auch  den  excommunl- 
oatl  toleratl  die  Fähigkeit  nicht  zugesprochen 
werden,  s.  auch  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl. 
S.  286—288.  Das  Rituale  gedenkt  offenbar  der 
cxcommunlcati  vitandi  allein  deshalb ,  weil  es 
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kranke^  und  Kinder^,  5.  diejenigen,  welche  noch  nicht  das  Sakrament  der  Firmung 
erhalten  haben ^^  6.  alle,  welche  keine  Gewähr  dafür  bieten,  dass  sie  die  mit  der 
Pathenschaft  verbundenen  Pflichten  erfüllen^,  wohin  das  gemeine  Recht  die  Un- 
mündigen (impuberes)^,  die  der  christlichen  Lehre  Unkundigen <^ ,  Personen,  welche 
als  Verbrecher  bekannt  oder  ihrer  Ehre  verlustig  gegangen  oder  eine  Minderung  der- 
selben erlitten  haben 7,  rechnet  —  das  partikuläre  Recht  alle  notorischen  Sflnder, 
namentlich  öffentliche  Konkubinarier  ^,  diejenigen,  welche  die  Kinder  aus  der  von 
ihnen  eingegangenen  gemischten  Ehe  nicht  in  der  katholischen  Religion  erziehen  las- 
sen ^,  welche  ihre  Ehe  blos  in  der  staatlichen  Form  (alsCivil-Ehe)  geschlossen  haben  ^o, 
welche  sich  von  der  österlichen  Kommunion  ^^  und  längere  Zeit  vom  Gottesdienste 
fernhalten  ^^,  welche  einer  von  der  Kirche  verurtheilten  Gesellschaft  angehören  ^3, 
welche  hinsichtlich  ihres  katholischen  Glaubens  verdächtig  sind  ^^,  endlich  solche, 
welche  ein  unehrbares  und  schimpfliches  oder  verbrecherisches  Gewerbe  betreiben^^. 
7.  Femer  verbietet  das  gemeine  Recht,  theils  wegen  der  Unvereinbarkeit  mit  den 
sonst  übernommenen  Verpflichtungen,  theils  wegen  der  Unangemessenheit  einer  nahen 
Beziehung  zu  dem  Vater  oder  zu  der  Mutter  des  Täuflings,  den  Mönchen  (einschliesslich 
der  Regular-Kanoniker)  und  Nonnen,  welche  einem  päpstlich  approbirten  Orden  an- 
gehören^^, die  Uebemahme  der  Pathenschaft.  Ihnen  stellen  einzelne  Provinzial- 
synoden  auch  die  Mitglieder  der  ordensähnlichen  Kongregationen  gleich  ^7.  8.  Weiter 
schliessen  dieselben  auch  mehrfach  die  Geistlichen  der  höheren  Weihen  aus  ^^  oder 


nur  diejenigen  aofzählt,  welche  der  Pfarrer  unter 
allen  Umstanden  zurückzuweisen  hat.  Jedenfalls 
kann  xißd  muss  der  toleratns  wegen  des  zu  6 
gedachten  Gesichtspunktes,  wenn  seine  Exkom- 
munikation dem  Taufenden  bekannt  ist,  fem- 
gehalten werden.  Die  excommunicati  schlechthin 
ohne  Unterschied  werden  ausgeschlossen  Ton 
Gran  1868,  Köln  1860,  Prag  1860,  Golocza  1863, 
Utrecht  1866. 

1  Rit.  rom.  1.  c. :  ^^qui  nee  sana  mente  sunt". 

3  Diese  haben  ebensowenig  ein  Verstandniss 
für  die  zu  übernehmenden  Verpflichtungen,  wie 
die  Geisteskranken,  so  auch  von  den  neueren 
Provinzialsynoden  Tours  1849,  coli.  Lac.  4, 
276. 

8  c.  102  (Poen.  Theodor.)  Dist.  IV  de  cons. 
Paitikularrechtlich  auch  die ,  welche  noch  nicht 
zur  ersten  Kommunion  zugelassen  sind,  Gran 
1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866,  Tours  1849, 
Sens  1860,  coli.  cit.  4,  889. 

^  Gatech.  rom.  1.  o. :  „qui  eam  gerere  aut  fide- 
liter  nolint  aut  sedulo  aut  accurate  non  queant". 

^  Rituale  rom.  1.  c. :  ^os  autem  patrinos  sal- 
tem  in  aetate  puhertatis  . .  .  esse  maxime  oon- 
venit". 

^  Schon  in  karolingischer  Zeit  ist  vorgeschrie- 
ben worden ,  dass  allein  deijenige ,  welcher  das 
Symbol  und  das  Vaterunser  gelernt  habe ,  Pathe 
sein  dürfe,  s.g.  SUt.Bonlfacü  c.26,  Mansi  12, 
386 ;  ep.  Karoli  M.  ad  Ghaerald.  Leod.,  Boret. 
1,241;  Paris  829.  I.  c  7,  Mansi  14,  641; 
Metz  888  c.  6, 1.  c.  18,  79.  S.  jetzt  Rituale  rom. 
1.  c. :  „neque  qui  Ignorant  mdimenta  fldei''. 

"^  Rituale  roman.  1.  c.  infames,  s.  auch  Lyon 
1860. 

8  Gran  1868,  Köln  1860,  Prag  1860,  Colocza 
1863,  Utrecht  1866,  Tours  1849,  Avignon  1849, 


Albi  1860,  coli.  Lac.  4,  276.337.432;  Lyon  1860, 
Bourges  1860,  Auch  1861,  coli.  cit.  4,  1184. 

»  Gran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866. 

10  Coln  1860,  Prager  Bischofsversammlung 
1868,  colL  cit.  6,  1406,  Rheims  1866,  1.  c  4, 
116,  Albi  1860,  Lyon  1860,  Bordeaux  1860, 
Sens  1860,  Aix  1860,  Bourges  1860,  Auch  1861, 
s.  auch  Y.  Vogt,  Sammlung  kirchl.  Verordn.  t 
Rottenburg  S.  773. 

"  Cöln  1860,  Utrecht  1866,  Urbino  1869,  Ra- 
venna  1866,  coli.  Lac  6,  11.  163,  Westminster 
1862,  L  c.  3,  92a 

i>  Cöln  1860,  Utrecht  1866. 

13  Utrecht  1866  (z.  B.  dem  Freimanrer-Orden). 

i*  Urbino  1869. 

*5  Lyon  1860.  Für  solche  erachtet  offenbar 
Tours:  „ludorum  soenicorum  actores  vel  actri- 
ces" ;  welche  es  gleichfalls  ausschliesst. 

«  c  20  fGreg.  L  694)  C.  XVIII.  qu.  2;  o.  103 
(Auxerre  678)  Dist.  IV.  de  cons. ;  Gapitul.  mo- 
nast.  817.  c  16.  Boret  1,  344:  „Ut  slbi  compa- 
tres  commatresque  non  faciant  neque  osculentur 
feminas'' ,  auch  in  c  104  D.  dt ;  c  8  (incert) 
C.  XVI.  qu.  1 ;  Rituale  rom.  L  c  n.  26 :  ^raete- 
rea  ad  hoc  etiam  admitti  non  debent  monachi  vel 
sanctimoniales  neque  alil  cuIustIs  ordinis  regu- 
läres a  saeculo  segregati". 

*7  Lyon  1860  u.  Auch  1860  Qutriusque  sexus 
fldeles  qui  renuntiantes  seculo  Tota  emiserunt 
in  aliqua  congregatione  Tel  a  summo  pontiflce 
vel  ab  episcopo  approbata"). 

tö  Lyon  1860.  Aeltere  hierher  gehörige  Synoden 
citirt  Ferraris  1.  c  art  7.  n.  43.  Andere  er- 
mahnen dagegen  nur  die  Geistlichen,  keine 
Pathenstellen  zu  übernehmen,  so  Bordeaux  1860, 
Gran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866  oder  Ter- 
bieten,  Rheims  1849,  Bordeaux  1860,  dies  nur 
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lassen  sie  allein  mit  bischöflicher  Erlaub niss  zu^  9.  Endlich  sprechen  sie,  freilich 
nur  vereinzelt,  den  Stammen  die  Fähigkeit  zur  Pathenschaft  ab  2. 

Eine  Vertretung  des  Pathen  bei  der  Taufe  durch  einen  Stellvertreter  ist  ge- 
stattet 3,  jedoch  kann  derselbe  nur  zugelassen  werden,  wenn  er  vorher  bevollmächtigt 
ist^.  Ein  zur  Pathenschaft  Unfähiger  kann  dieselbe  aber  nicht  durch  einen  Stell- 
vertreter übernehmen^,  und  der  Stellvertreter  wird  gleichfalls  die  Qualifikation  zur 
Pathenschaft  besitzen  müssen  ^. 

Wegen  der  aus  der  Taufe  hervorgehenden  geistlichen  Verwandtschaft  dürfen 
hdchstens  zwei  Pathen^  und  zwar  nicht  beide  von  demselben  Geschlecht,  zugezogen 
werden  s. 

Bei  der  feierlichen  Taufe,  mag  sie  auch  ausnahmsweise  nicht  in  der  Kirche, 
sondern  z.  B.  in  einem  Privathause  erfolgen^,  ist  die  Zuziehung  eines  Pathen  ge- 
boten *<>,  für  die  Gültigkeit  der  Taufe  erscheint  sie  aber  nicht  wesentlich.  Daraus 
folgt,  dass  die  Zuziehung  eines  von  der  Pathenschaft  ausgeschlossenen,  eines  nicht 
legitimirten  Vertreters  oder  einer  grösseren  Anzahl  von  Pathen  als  der  gesetzlich  zu- 
lässigen die  Taufe  in  keinem  Falle  nichtig  machen  kann^^ 

Bei  der  Nothtaufe  ist  die  Zuziehung  von  Pathen  nicht  üblich,  ja  sie  ist  vielfach 


dem  Pfarrer  (auch  Vikar  oder  Kapellan)  hin- 
sichtlich der  Kinder  der  Pfarrei  (bz.  des  Residenz- 
ortes). 

1  Sens  1860,  Toulouse  1860. 

2  Oran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866.  Die 
Stummen,  welche  sich  zu  verständigen  fdhig sind, 
aoszusehliessen ,  liegt  kein  Grand  vor,  da  ein 
inderer  in  ihrer  Vertretung  die  nach  dem  Rituale 
an  den  Pathen  zu  stellenden  Fragen  beantworten 
kann.  Daher  erwähnen  ihrer  die  meisten  Syno- 
den nicht,  Aix  1860  hält  auch  nur  fem :  „muti 
quos  suffldenter  de  religione  edootos  non  constat''. 

^  Die  Praxis  der  Congr.  conc  hat  die  Statt- 
haftigkeit stets  (bei  der  Entscheidung  der  Frage, 
wer  in  diesem  Falle  die  geistliche  Verwandtschaft 
eingeht) ,  Torausgesetzt ,  s.  Schulte  Eherecht 
S.  197  u.  Acte  s.  sed,  14,  411. 

^  Da  sonst  nicht  feststeht,  dass  der  Vertreter 
den  Willen  hat,  die  Pathenschaft  und  die  damit 
verbundenen  Pflichten  zu  übernehmen.  Darum 
ist  es  auch  unzulässig ,  dass  die  Eltern  eine  ab- 
wesende Person,  deren  Zustimmung  erst  nach 
der  Taufe  eingeholt  und  beigebracht  werden  soll, 
als  Pathen  bezeichnen,  €k>ngr.  offlc  1869,  collect 
dt  p.  169  n.  270. 

^  Wdl  er  dadurch  seine  Ausschliessung  illu- 
lorisdi  machen  würde,  so  auch  Ronen  1860. 

«  So  auch  Utrecht  1866.  Der  Gesichtspunkt, 
dass  der  Unfähige  die  Pflichten  des  Pathen  nicht 
erfüllen  kann ,  trifft  hier  fireilloh  nicht  zu ,  weil 
die  Pflichten  nicht  vom  Vertreter ,  sondern  vom 
Vertretenen  zu  erfflUen  sind ,  aber  einmal  kann 
weder  deijenlge ,  welchem  die  kirchliche  aktive 
Rechtsfähigkeit  ermangelt  (s.  die  Kategorien  1 
bis  3  des  Textes),  noch  der  Willensunfähige 
(Nr.  4)  als  Vertreter  fungiren :  ferner  ebenso- 
wtnig  deijenige,  welcher  wegen  gewisser  fehlen- 
der kirchlicher  oder  sittlicher  Qualifikation 
(No.  4  bis  6)  von  der  aktiven  Theilnahme  an 
kirckliehen  Handlungen  ausgeschlossen  ist,  end- 
lich auch  nicht  derjenige,    welcher  sich  wegen 


sonstiger  Verpflichtungen  (N.  7.  8)  von  allen  mit 
diesen  nicht  zusammenhängenden  Angelegen- 
heiten fem  halten  soll. 

7  Das  ältere  Recht  liess  nur  einen  Pathen  zu, 
c  100  (Poen.  Theod.)  Dist  IV.  de  cons. :  „In  oate- 
cumino  et  in  baptismo  et  in  conflrmatione  unus 
patrinus  fleri  potest ,  si  necessitas  coglt  (s.  S.  38 
n.  2).  Non  est  tamen  consuetudo  Romana,  sed 
Singuli  per  singulossuscipiant**;  c  101  (LeolV.  ?) 
Dist  dt;  Metz  888  c.  6,  Man  si  18,  79.  Schon 
im  Mittelalter  hat  sich  aber  der  Luxus  ausge- 
bildet ,  eine  grössere  Anzahl  von  Pathen  zuzu- 
ziehen ,  und  die  Partikularsynoden  haben  daher 
die  Zahl  einzuschränken  versucht,  indem  sie  ge- 
wöhnlich nur  3  gestatten,  York  1196  c  4,  Mansi 
22,  653";  Trier  1227  o.  1  (lässt  4  zu),  Worcester 
1240  c.'  6,  1.  c.  23.  26.  627;  Köln  1280  (?) 
c.  4;  Exeter  1287  c.  2,  l.  c  24,  348.  786.  Wenn- 
gleich c  3  (Bonif.  Vm.)  in  VIto  de  cognat.  spirit 
IV.  3  an  die  alte  Vorschrift ,  dass  nur  ein  Pathe 
zugezogen  werden  solle,  erinnert,  so  hat  dies 
doch  nichts  gefruchtet,  da  auch  die  Synoden  des 
16.  Jahrhunderts  mehrfach  noch  2  oder  3  Pathen 
gestatten,  s.  die  Zusammenstellung  bei  Schulte, 
Eherecht  S.  192. 

8  So  das  Trid.  Sess.  XXIV.  c,  2  de  ref.  matr., 
dessen  Beobachtung  fast  alle  neueren  Provinzial- 
synoden  (s.  o.  S.  39.  u.  40.)  einschärfen. 

»  S.  0.  S.  37. 

10  Dies  erglebt  die  feststehende  Praxis  der 
Kirche  in  Verbindung  mit  Rituale  t.  II.  c.  1. 
n.  2.  und  den  in  demselben  enthaltenen  ordines 

I  baptismi. 

11  In  wiefern  trotzdem  das  Ehehindemiss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  entsteht,  darüber 
Schulte,  Eherecht  S.  196  ff.  und  unten  im  Ehe- 
recht Selbstverständlich  ist,  dass  derjenige, 
welcher  von  der  Pathenschaft  rechtlich  ausge- 
schlossen ist,  die  Pflichten  des  Pathen  nicht 
überkommt. 
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durch  Diöcesan-Verordnangen  verboten  worden  ^  Hat  aber  ein  an  sich  Fähiger  (s.  o. 
S.  38]  dabei  als  Pathe  fongirt,  so  ttberkommt  er  damit  die  Pflichten  desselben^  hat 
also  rechtlich  die  Stellung  des  Pathen,  nicht  blos  eines  Zeugen  ^, 

Die  nach  erfolgter  Nothtaufe  vorgeschriebene  Nachholung  der  bei  derselben 
fehlenden  Ceremonien  bedingt  endlich  gleichfalls  die  Zuziehung  einer  Person,  welche, 
ebenso  wie  der  Pathe,  bei  der  feierlichen  Taufe  die  Fragen  des  Rituals  beantwortet, 
des  s.  g.  patrinus  catechesis^.  Auch  ein  solcher  ist  rechtlich  Pathe ^,  und  deshalb  sind 
alle  Personen,  welche  für  die  feierliche  Taufe  von  der  Pathenschaft  ausgeschlossen 
sind,  ebenfalls  unfähig,  dieselbe  in  dieser  Weise  zu  fibemehmen  ^. 

Das  Recht,  die  Pathen  auszuwählen,  steht  vorbehaltlich  der  Prüfung  durch  den 
Pfarrer,  bez.  den  sonst  die  Taufe  vollziehenden  Geistlichen^,  bei  Kindern  demjenigen 
zu,  welcher  das  Bestimmungsrecht  Aber  die  religiöse  Erziehung  besitzt ,  also  für  die 
Regel  dem  Vater,  dann  der  Mutter  oder  dem  Vormunde^.  Der  Erwachsene ,  d.  h. 
jeder,  welcher ,  gleichviel  ob  er  noch  unter  väterlicher  Gewalt  steht  oder  nicht,  be- 
rechtigt ist,  seine  Religion  selbst  zu  wählen,  hat  die  Pathen  auch  selbst  zu  bezeichnen  ^. 
Fehlt  es  an  Personen,  welche  seitens  des  Berechtigten  ausgewählt  sind ,  so  hat  der 


1  So  z.  B.  Eichstadter  Pastoral-Instmktion  v. 
1854  bei  Kutsohker,  Eherecht  3,  322:  „Prohi- 
bemas  vero  inxU  norm&m  ali&nim  dioecesium  in 
baptlsmo  priyatim  in  neceasitate  coUato  adhibere 
patrinos ,  qnippe  qui  ad  solennem  tantam  huius 
sacramenti  admlnistiationem  pertineant^,  s.  auch 
S.  321. 

2  Rlchter-Dove  K.  ß.  S-  253.  n.  13  be- 
zeichnet allerdings  unter  Berufung  auf  Engel 
coUeg.  iur.  can.  in.  11.  n.  7,  die  zugezogenen 
Personen  nur  als  Zeugen  und  ebenso  bemerkt 
Schulte,  Eherecbt  S.  196,  dass  bei  der  Noth- 
taufe keine  eigentlichen  Taufpatben  vorkommen. 
Engel  sagt  aber  blos,  dass  deijenige ,  welcber 
bei  der  Nothtaufe  das  Kind  halte ,  dies  für  die 
Regel  nur  zur  Unterstützung  des  Taufenden, 
nicht  in  der  Absicht ,  die  Pathenschaft  zu  über- 
nehmen, thun  werde.  Das  ist  aber  nicht  die 
Frage,  sondern  es  handelt  sich  darum,  ob  der- 
jenige, welcher  in  einem  derartigen  Fall  wirklich 
als  Pathe  hat  fnnglren  sollen  und  wollen,  die  be- 
treffende Stellung  erhält.  Die  Doktrin  ist  darüber 
einig,  dass  ein  solcher  seit  dem  Tridentinum  das 
Ehehindemiss  der  geistl.  Verwandtschaft  nicht 
kontrahirt,  S chulte a.a.O. S.  195,  Kutschker 
a.  a.  0.  S.  321.  Deswegen  ist  aber  der  Rück- 
schlnss  nicht  erlaubt,  dass  die  betreffende  Person 
rechtlich  nicht  Pathe  werde,  weil  das  Ehehinder- 
nlss  der  geistlichen  Verwandtschaft,  soweit  es  die 
Pathen  ergreift,  auf  die  feierliche  Taufe  be- 
schränkt sei.  Gemeinrechtlich  ist  bei  der  Noth- 
taufe die  Uebemahme  der  Pathenschaft  nicht  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  verboten ,  eine  solche  ent- 
behrt also  der  rechtlichen  Wirkung  nicht.  Das 
gilt  auch  gegenüber  denjenigen  Partikular-Ver- 
ordnungen,  welche  die  Zuziehung  untersagen. 
Denn  diese  drohen  für  das  Zuwiderhandeln  keine 
Nichtigkeit  an ,  und  würden  auch  rechtlich  dazu 
nicht  einmal  befugt  sein ,  weil  darin  eine  Ab- 
änderung des  gemeinen  Rechtes  läge.  S.  übrigens 
auch  conc.  provino.  IV.  Mediolan.  Garoli  Borro- 
maei  (v.  casus  reservat,  cas.  5):  ^nfantis  qui 
domi  ob  necessitatem  baptisatus  est ,  baptismus 


in  llbro  baptisatoram  aparocho  de  more  referatur, 
notato  patrini  nomine  et  qui  domi  adbaptis- 
mum  et  qui  in  ecclesia  ad  catechismum  exorcis- 
mumque  adhibitus  est". 
S  Rituale  rom.  t  n.  c  5.  $.  1.  n.  4. 

4  Denn  da  bei  der  Nothtaufe  regelmässig  keine 
Pathen  zugezogen  werden,  so  hat  die  Nachholung 
der  Solennltäten  auch  den  Zweck,  den  Mangel 
der  ersteren  zu  ergänzen.  Femer  liess  das  mittel- 
alterliche Recht  zwischen  einem  solchen  Pathen 
und  dem  Getauften  das  aufschiebende,  s.  g.  im- 
pedimentum  catechismi ,  welches  allerdings  seit 
dem  Tridentinum  als  beseitigt  gilt,  entstehen, 
c.  5.  (Clem.  III.)  X.  de  cogn.  spir.  IV.  11: 
Kutschker  a.  a.  0.  3,  320.     S.  auch  Anm.  2. 

5  Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  das  Ri- 
tuale roman. ,  welches  t.  II.  c.  1.  n.  25  In  den 
allgemeinen,  einleitenden  Bemerkungen  bei  sei- 
nen Vorschriften  über  die  Eigenschaften  der  pa- 
trini nicht  unterscheidet,  sie  also  offenbar  für 
alle  Arten  derselben  aufstellt. 

0  Rituale  1.  c.  n.  22 :  „Parochus  antequam  ad 
baptizandum  accedat  ab  lis,  ad  quos  spectat, 
exquirat  diligenter,  quem  vel  quos  susceptores 
seu  patrinos  elegerlnt,  qui  infantem  de  sacro 
fönte  suscipiant ,  ne  plures  quam  liceat,  aut  In- 
dignos  aut  ineptos  admittat". 

7  Das  Tridentinum  Sess.  XXIV  de  c.2  de  ref. 
matr.  sagt  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Rituale 
(s.  vor.  Anm.)  gleichfalls  nur:  „Paroehus,  ante- 
quam ad  baptismum  conferendum  accedat,  dili- 
genter ab  eis  ad  quos  spectabit,  siscitetur, 
quem  vel  quos  elegerlnt,  ut  baptizatum  de  sacra 
fönte  suscipiant  et  eum  vel  eos  tantum  admittat 
et  in  libro  eorum  nomina  describaf*.  In  Folge 
dessen  werden  gewöhnlich  die  Eltern  schlecht- 
hin als  berechtigt  bezeichnet  Die  nähere  Prä- 
cisirung  des  Textes  ergiebt  sich  aus  der  familien- 
rechtlichen Stellung  der  gedachten  Personen.  S. 
aber  auch  unter  VII. 

8  D.  h.  jeder,  welcher  volle  7  Jahr  alt  ist,  s. 
0.  S.  29  n.  10  und  nachher  unter  VII. 
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taufende  Pfarrer  oder  der  ihn  vertretende  Geistliche  die  Pathen  seinerseits  zu  be- 
stimmen, da  er  verpflichtet  ist,  die  feierliche  Taufe  nach  dem  Rituale,  also  nicht  ohne 
Pathen,  zu  vollziehend  Wer  sich  ohne  ausdrflckliche  oder  stillschweigende  Zustim- 
mung des  zur  Wahl  Berechtigten  am  Taufakte  betheiligt  hat,  wird  rechtlich  nicht 
Pathe2. 

Andererseits  tritt  aber  die  Pathenschaffc  nur  ein ,  wenn  die  betreffende  Person 
den  Willen  hat ,  dieselbe  zu  fLbemehmen  ^.  In  der  Betheiligung  unter  Zustimmung 
des  Berechtigten  an  dem  feierlichen  Taufakte  in  der  durch  das  I(ituale  vorgeschrie- 
benen Form  liegt  aber  ein  zweifelloser  Willensausdruck  daftlr,  während  das  blosse 
Halten  des  Kindes  bei  der  Nothtaufe  als  solcher  nicht  gelten  kann  ^. 

VI.  Wirkungen  der  Taufe.  1.  Im  Allgemeinen.  Durch  die  gültige 
Taufe  wird  der  Getaufte  Christ,  d.  h.  er  erlangt  nach  katholischer  Auffassung  die 
Mitgliedschaft  in  der  'katholischen  Kirche ,  also  insbesondere  die  Befähigung  zum 
Empfange  der  anderen  Sakramente^,  und  wird  ihrem  Bechte-in  all  und  jeder  Be- 
ziehung unterworfen  8.  Die  Scheidung,  welche  dadurch  zwischen  ihm  und  den  Nicht- 
christen  eintritt,  ist  femer  eine  dauernde.  Die  Taufe  verleiht  ihm  einen  unauslösch- 
lichen Charakter,  character  indeUhüis ,  und  es  ist  ihm  fUr  alle  Zukunft  die  rechtliche 
Möglichkeit,  aus  der  christlichen  Gemeinschaft,  d.h.  der  katholischen  Earche,  auszu- 
scheiden benommen.  Abfall  vom  katholischen  Glauben  oder  vom  Christenthum  über- 
haupt kann  seine  Mitgliedschaft,  sofern  sie  ihn  dem  Becht  der  Kirche  unterstellt  und 
ihm  Pflichten  auferlegt,  nicht  mehr  aufheben  7. 

2.  Die  Taufe  durch  Ungläubige  und  durch  Ketzer^  macht  in  allen 
diesen  Beziehungen  keinen  Unterschied,  falls  sie  überhaupt  gültig  ist,  d.  h.  wenn  sie 
von  einem  ungläubigen  oder  ketzerischen  minister,  welcher,  wie  schon  bemerkt,  an 
üoh  dasa  fähig  ist  (s.  o.  S.  28),  im  Namen  der  drei  göttlichen  Personen  cum  inten- 

*  S.  auch  Ferraris  1.  c.  8.  ▼.  baptismus  cait.  «  Trid.  Sess.  VII  de  baptismo  c.  7:  „Si  quis 
7.  n.  14.  dixerit,  baptizatos  per  baptismum  ipsum  soUas 

*  S.  Trid.  l.  c.  Wenn  weder  die  Eltern  noch  tantum  fldei  debitores  fleri,  non  antem  univer- 
der  Pfarrer  Pathen  deslgnirt  haben,  aber  einzelne  sae  legis  Christi  sorvandae :  anathema  sit" ;  c.  8 : 
Personen  freiwillig  bei  der  Taufe  als  Pathen  ein-  „Si  qnis  dixerit,  baptizatos  Uberos  esse  ab  om- 
treten,  ein  Fall,  welcher  mit  Rücksicht  aaf  die  nlbns  s.  ecclesfae  praeceptis,  qnae  vel  scripta 
Frage  nach  Entstehiing  dei  geistlichen  Verwandt-  vel  tradita  sunt,  ita  nt  ea  observare  non  tenean- 
sehaft  von  den  Kanonlsten  vielfach  behandelt  tur,  nisl  se  sna  sponte  Ulis  snbmittere  volnerint : 
ist,  so  liegt  immer  in  der  nicht  erfolgten  Zurück-  anathema  sit". 

Weisung  solcher  Personen  seitens  des  Pfarrers  ^  L.  c.  c  11 :  „Si  quis  dixerit,  verum  et  rite 

eine  stillschweigende  Auswahl  seinerseits.  coUatum  baptisma  Iterandum  esse  1111 ,  qui  apud 

^  Also  z.  B.  nicht  im  Falle  eines  Irrthums  in  infldeles  fldem  Christi  negaverit,  quum  ad  poe- 

der  Person  des  Täuflings,  ebensowenig  wenn  die  nitentiam  convertitur :  anathema  sit";  Sess.  XIV.' 

Betheiligung  durch  rechtlich  erheblichen  Zwang  de  poenit.  c.  2. ,    Catech.   roman.   P.  II.  c.  2. 

herbeigeführt  qu.  1. 

*  S.  o.  S.  42.  n.  2.  Die  sonstigen  Wirkungen  dör  Taufe,  dleNach- 

*  c.  60  (Poen.  Theod.)  C.  I.  qu.  1,  wieder-  lassung  der  Erbsünde,  sowie  bei  Erwachsenen 
holt  c.  1.  X.  de  presb.  non  bapt.  III.  42;  c.  2  auch  die  der  bisher  begangenen  Sünden  und  der 
(Bonlfac.Vin)  in  VIto  de  cogn.  spir.IV.3 :  „baptls-  Strafen  der  ersteren,  sowie  der  letzteren ,  dieser, 
mum,  sacramentorumfundamentumetianuamre-  soweit  sie  nicht  durch  weltliche  Gesetze  festge- 
Hquorum";  Eugen.  IV.  decr.  pro  instr.  Armen.  setzt  sind,  Trid.  Sess.  V  de  peccato  origin.,  Ca- 
1439,  Mansi  31, 1055;  Catech.  rom.  P.  II.  c.2.  tech.  roman.  P.  II.  c.  2.  qu.  31  ff.,  gehören  nicht 
qu.  3, 29.  Darüber,  dass  dies  Im  Mittelalter  und  dem  Rechtsgebiete  an. 

noch  im  12.  n.  13.  Jahrhundert  nicht  unbestrit-  s  Ueber  die  Ketzertaufe  s.  Mattes  in  d.  Tü- 
ten war,  s.  Hahn.  Sakramente  S.  249.  Namen t-  hing,  theol.  Quartalschrift.  Jahrgang  1849. 
Uch  war  Innocenzin.  ein  Gegner  dieser  Ansicht,  S.  571  ff.  u.  1850.  S.  24  ff. ;  Steitz  in  Herzogs 
8.  e.  3.  X.  de  presb.  non  bapt.  III.  43,  c.  8  X.  Real-Encyklopädie.  1.  Aufl.  7,  524 ff.  u.  2.  Aufl. 
de  dlvort.  IV.  19  und  Hurter,  Innocenz  III.  7,  652  ff.;  Höfling  1,  62  ff. 
3,80. 
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tione  faciendi  id  qnod  facit  ecclesia  ertheilt  worden  ist  ^.  Dies  setzt  also  voraus,  dass 
der  minister  bei  der  Taufe  und  im  Hinblick  auf  diese  unter  der  Trinität  dasselbe  ver- 
standen hat,  was  die  katholische  Kirche  Aber  die  letztere  lehrt  ^^  d.  h.  dass  die  Auf- 
fassung seiner  religiösen  Gemeinschaft  in  dieser  Hinsicht  mit  der  der  katholischen 
Kirche  identisch  ist,  wenn  die  erstere  auch  sonst  betrefft  der  Taufe  in  anderen  Einzel- 
heiten mit  der  letzteren  nicht  flbereinstimmt  3,  oder  dass,  wenn  dies  nicht  der  Fall 
ist,  er  doch  mindestens  selbst  ftlr  seine  Person  die  allgemeine  Absicht  gehabt  hat, 
mit  der  Taufe  das  zu  bewirken,  was  die  katholische  Kirche  damit  bezweckt^. 

Bei  der  praktischen  Handhabung  dieses  Grundsatzes  ist  man  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert zunächst,  soweit  Taufen  deijenigen  anderen  christlichen  Kirchen,  deren  Be- 
kenntnisse eine  mit  der  der  katholischen  übereinstimmende  Trinitätslehre  aufweisen, 
in  Frage  gekommen  sind ,  davon  ausgegangen,  dass  die  Vermuthung  ftlr  die  Gültig- 
keit der  ertheilten  Taufen  spreche,  und  zu  einer  bedingten  Wiederholung  seitens 
der  katholischen  Kirche  nur  dann  geschritten  werden  könne,  wenn  sich  im  einzelnen 
Falle  ein  begründeter  Zweifel  an  der  Gültigkeit  der  Taufe  ergeben  habe.  ^  Jedoch 


*  Diese  Lehre,  welche  in  Betreff  der  Ketzer 
durch  das  Trid.  Sess.  YII.  1.  c.  c.  4  („Si  quis 
dixerlt,  baptismom  qui  etiam  datar  ab  haereticis 
In  nomine  Patris  et  fllii  et  Spiritus  sancti,  cum 
intentione  faciendi  id  qnod  facit  ecdesia,  non 
esse  verum  baptismum:  anathema  sifQ  dogma- 
tisch festgestellt  ist,  führt  schon  im  wesentlichen 
auf  Augustin  zurück,  c.  40.  43.  108  Dist.  IV. 
de  consecr.,  Steitz  7,  592  ff.  (2.  Aufl.  7,  665). 
Die  Konzilien  der  ersten  Jahrhunderte  haben 
meistens  die  betreffende  Frage  speziell  für  be- 
stimmte Arten  Yon  Ketzern  entschieden,  so  Arles 
I.  314.  c.'8  in  Betreff  der  Afrer,  s.  femer  Ni- 
caen.  325 ,  welches  c.  8  bei  den  Katharem  (No- 
vatianern)  keine  neue  Taufe,  c  19  wohl  aber  eine 
solche  bei  den  Paulianisten  verlangt,  Laodicea 
zw.  343  u.  381 ,  welches  c.  7  u.  8  in  gleicher 
Weise  zwischen  den  Novatianem,  Quartodeci- 
manem  (Photinianem?,  s.  Hefele,  Conc  Gesch. 
1,  753*)  einerseits  und  den  Ph^ygiem  (Monta- 
nisten) unterscheidet,  s.  g.  Konstantinopel  I. 
381.  c.  7,  welches  bei  den  Arianern,  Macedo- 
nianem,  Sabbatianem,  Novatianem,  Quartode- 
cimanern,  Apollinaristen  keine  Wiederholung  der 
Taufe,  wohl  aber  bei  den  Eunomianera,  Monta- 
nisten und  Sabellianem  anordnet  S.  auch  die 
folgende  Anm. 

2  Dieser  Gesichtspunkt  tritt  schon  früh  her- 
vor, Arles  I,  314.  c.  o:  „et  si  pervlderint,  eum 
in  p.  et  f.  et  sp.  a.  esse  baptizatum ,  manus  ei 
tantum  imponatur,  utaccipiat  spiritum  sanctum. 
Quod  si  Interrogatus  non  responderit  hanc  trini- 
Utem,  baptizetur",  Arles  IL  443  (o.  452)  c.  16 : 
,,Photinianos  sive  PauUanistas  secundum  patrum 
statuta  baptizari  oportere^';  c.  17 :  „Bonosiacos 
autem  ex  eodem  errore  veiüentes  quos  sicut  Ari- 
anes baptizari  in  trinitate  manifestum  est,  si 
interrogati  fldem  nostram  ex  toto  corde  confessi 
fuerint,  cum  chrismate  et  manus  Impositione  in 
ecclesia  reoipi  sufflclt",  noch  deutlicher  Innoc.L 
ep.  ad  Macedon.  414  (J äff ^  IL  ed.  n.  303)  c.5, 
OouBtant  p.  836:  „Quod  Idcirco  distinctum 
esse  ipsis  duabus  haeresibus,  ratio  manifesta  de- 
clarat,  quia  Paulianistae  in  nomine  p.  et  f.  et 


sp.  8.  mlnime  baptizant;  et  Novatiaui  lisdem 
nominibus  tremendis  venerandisque  baptizant, 
nee  apud  istos  de  unitate  potestatis  divinae,  h.  i., 
p.  et  f.  et  sp.  8.  quaestio  aliquando  commota  est"; 
ferner  auch  Ronen  v.  650  c.  5 :  „Baptisma  unum 
est,  sed  in  ecclesia  catholica  cuius  nos  membra 
effecti  sumus,  ubi  una  fldes  est ,  ubi  in  n.  p.  et 
f.  et  sp.  s.  datur  \  et  ideo  qui  apud  illos  haere- 
tioos  baptizati  sunt,  qui  in  (s.  trinitatls  oonfes- 
sione  baptizant  et  veniunt  ad  nos ,  recipiantur 
quidem  quasi  baptizati  . . .  sed  doceantur  integre 
et  instruantur  sensu  s.  trinitatls  et  mysterio  quod 
in  s.  ecclesia  tenetur,  et  si  consentiunt  credere 
vel  acquiescunt  conflteri,  purgatae  fidel  integri- 
tate  flrmentur  manus  impositione". 

3  So  hat  PiusY.  in  Betreff  der  in  Frankreich 
streitig  gewordenen  Frage,  ob  die  von  den  Galvi- 
nisten  Getauften  bedingter  Weise  wieder  zu 
taufen  seien,  entschieden  und  sich  gegen  die 
Wiederholung  ausgesprochen,  Benedict.  XIY.  de 
syn.  dioec.  YII.  6  n.  9.  Die  Frage  ist  auf  der 
Synode  v.  Evreux  1576  und  auf  anderen  franzö- 
sischen Synoden  des  16.  Jahrb.,  s.  Bened.XIV 
und  Steitz  bei  Herzog,  2.  Aufl.  7,  658  ver- 
handelt worden. 

^  Ob  er  selbst  persönlich  an  die  katholische 
Trinitätslehre  oder  die  übernatürliche  Wirkung 
der  Taufe  glaubt ,  Ist  gleichgültig ,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioec.  IL  6  n.  9.  Vgl.  übrigens 
auch  0.  S.  34. 

B  Entsch.  der  Congr.  conc.  v.  1683,  wonach 
die  Wiederholung  der  Taufe  nicht  statthaft  ist, 
„nisi  dubium  adsit  probabile  invaliditatis  bap- 
tismi",  Ben  ed.  XIV.  L  c.  n.  7.  Dieser  Stand- 
punkt ist  noch  bis  1848  in  einzelnen  Diöcesen 
Deutschlands  festgehalten  worden ,  Bericht  über 
die  Würzburger  Bischofsversammlung  v.  1848, 
coli,  concil.  Lac.  5,  1048.  Dasselbe  bestimmt 
auch  die  Provlnzialsynode  von  Avignon  1849, 
1.  c.  4,  338 ,  während  andere  französische  Sy- 
noden ,  Rheims  und  Aix  1850,  1.  c.  p.  114.  988 
die  Statthaftigkeit  der  Wiederholung  von  der  Ge- 
nehmigung des  Bischofs  abhängig  machen. 
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bat  sich  allmäblicli ,  seit  wann,  ist  nicht  genau  festzustellen^,  offenbar  anter  dem 
Einfloss  nltramontaner  Anschanangen ,  eine  andere  Praxis  geltend  gemacht,  und  sie 
ist  heute  die  herrschende  geworden.  Man  geht  seitdem  davon  aus,  dass  eine  Ver- 
mathung  fQr  die  UngHltigkeit  der  nicht  von  katholischen ,  insbesondere  auch  von 
protestantischen  Geistlichen  ertheilten  Taufen  spreche,  und  dass,  wenn  im  einzelnen 
Falle  die  Ollltigkeit  einer  solchen  nicht  erwiesen  werden  könne ,  die  Taufe  in  der 
katholischen  Earche  bedingter  Weise  wiederholt  werden  müsse  ^. 

Bei  dieser  neuen,  den  ultramontanen  Standpunkt  schroff  herauskehrenden  Praxis 
scheint  man  aber  eine  gerade  för  diesen  bedenkliche  Konsequenz  übersehen  zu  haben. 
Die  katholische  Kirche  gründet  die  von  ihr  beanspruchte  Unterwerfung  der  Prote- 
stanten unter  ihre  Gesetze,  soweit  sie  nur  menschlichen  und  nicht  göttlichen  Rechtes 
sind 3,  darauf,  dass  die  protestantische  Taufe  eine  christliche,  gültige  Taufe  sei,  und 
dass  daher,  weil  es  nach  ihrer  Auffassung  keine  andere  berechtigte  christliche  Kirche 
als  sie  selbst  giebt  *,  auch  die  Protestanten  durch  die  Taufe  die  passive  Mitgliedschaft 
in  ihr  erhalten.  Wenn  man  aber,  wie  dies  die  neuere  Praxis  thut,  von  der  Ver- 
mathang  ausgeht,  dass  die  in  den  protestantischen  Barchen  ertheilte  Taufe  ungültig 
i^,  so  führt  dies  logischer  Weise  dazu,  auch  die  weitere  Vermuthung 
anzaerkennen,  dass  die  Protestanten  nicht  die  Mitgliedschaft  in 
der  katholischen  Kirche  erlangt  haben,  und  dann  kann  man  im 
Zweifel  das  menschliche  Recht  der  letzteren  für  sie  nicht  mehr  als 
bindend  betrachten. 


»  Ob  die  Entgeh,  d.  Congr.  off.  v.  1715,  Acta 
8.  sed.  4,  322 ,  hierher  gehört,  lässt  sich  nicht 
feststellen ,  jedenfalls  ist  die  neue  Praxis  aber 
sehen  Im  18.  Jahrh.  in  England  geübt  worden, 
eolL  eonc  dt.  3,  929. 

*  Auf  der  erwähnten  Würzburger  Versamm- 
lung Y.  1848  wurde  schon  constatirt,  dass  alle 
Protestanten  aus  der  Schweiz  in  Rom  bei  ihrem 
Uebertritt  conditionate  aufs  Neue  getauft  wür- 
den. Eine  offizielle  Aeusserung  liegt  in  der 
Instr.  congr.  offic.  v.  1859  für  Nordamerika,  colL 
Lac  3,  550,  auch  Dumont,  Sammlung  kirchl. 
Erlasse  für  Köln  S.  34,  vor:  „ . . .  Si  autem  in- 
vestlgatione  peracta  adhuc  probabile  dubium  de 
baptismi  TaUditate  supezsit,  tunc  sub  eonditione 
iteratur^. 

Für  Deutschland  sind  schon  seit  1823  spo- 
ndlseh,  seit  1850  vielfach  Ealle  derartiger  Wie- 
derholungen der  Taufe  festgestellt ,  Allgem. 
Kirchenblatt  f.  d.  eyangelische  Deutschland. 
Jahrgang  14  (1861)  S.  100,  und  auf  der  Würz- 
burger Versammlung  i.  J.  1848  ist  die  neuere 
Praxis  als  die  herrschende  für  die  Diöoesen  Kulm 
«nd  BresUu  bezeugt  worden.  Die  Kölner  Provin- 
zialsynode  von  1860,  offenbar  beeinflusst  von  der 
dt.  Instruktion  v.  1859,  bestimmt,  coli.  clt.  5, 
348:  i^gitur  quum  noslJis  temporibus  acatholioi 
bapdsmum  non  raro  ita  conferant,  ut  de  eiusdem 
vüore  merito  dubitandum  sit ,  pro  re  nata  loco- 
nun  et  personarum  momenta  diligenter  atten- 
denda  et  ponderanda  sunt  et  si  dubium  non 
eTtnescity  baptismus  sub  eonditione  iterandus 
^  Quoties  vero  agitur  de  baptismo  a  societa- 
tom,  quae  se  germano-catholicas  aut  oommuni- 
Utes  liberas  vocitant ,  ministris  oollato ,  semper 
^t  iteiindus".    Am  schrofiTsten  äussert  sich  die 


Faderbomer  Diöcesansynode  v.  1867,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  20,  357 :  „Si  agitur  de  adultis  in  commu- 
nionem  ecclesiae  recipiendis  qui  a  ministris  aca- 
tholicis  baptizati  sunt,  in  Universum,  ut  res  nunc 
sunt,  praesumtio  stat  pro  collati  baptismi  iuvali- 
ditate  proindeque  si ,  re  diligenter  investigata, 
dubium  de  valore  baptismi  non  toUatur,  sub  eon- 
ditione iterandus  est,  non  quldem  solemniter, 
sed  adhibitis  tantum,  si  commode  fleri  possit, 
duobus  testibus ,  consulto  tamen  prius  episcopo, 
nisi  forsitan  periculum  mortis  immineat". 

In  England  hat  man  seit  dem  vor.  Jahrb.  (s. 
vor.  Aimi.)  fortdauernd  an  derselben  Praxis  fest- 
gehalten, coli.  Lac.  5, 1050,  s.  auch  Westminster 
1852,  1.  0.  3,  929.  Sie  herrscht  femer  in  Ir- 
land, Thurles  1850 , 1.  c.  3.  779,  in  Frankreich, 
Albi  1850,  Lyon  1850,  Sens  1850,  I.  c.  4,  432. 
479.  889,  und  Holland,  Utrecht  1865,  1.  c.  5, 
815,  nicht  minder  in  Nordamerika,  s.  zu  Anfang 
d.  Anm.  u.  Quebec  1854,  1.  c.  3,  634.  Vgl.  end- 
lich auch  Pondichery  1844 ,  1.  c.  6,  655  u.  662, 
und  Neu-Granada  1868,  1.  c.  6,  501. 

Diese  Auffassung  bestätigt  auch  das  neuer- 
dings Acta  8.  sed.  16,  415  veröffentlichte  De- 
kret der  Congr.  off.  v.  20.  Nov.  1878:  „...  si 
autem  pro  temporum  aut  locorum  investigatione 
peracta,  nihil  sive  pro  validitate  sive 
pro  invaliditate  detegatur,  aut  adhuc 
probabile  dubium  de  baptismi  validitate  supersit, 
tunc  sub  eonditione  secreto  baptizentur;  de- 
mum,  si  constiterit  validum  fuisse,  recipiendi 
erunt  tantummodo  ad  abiurationem  et  profes- 
sionemfldei"  (auch  i.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  55, 192). 

8  S.  Bd.  m.  S.  774.  785. 

*  Vgl.  BuUe  Bonifaz'  VIII. :  Unam  sanctam 
V.  1302  in  c.  1   de  M.  et  0. 1.  8  in  Extr.  comm. 
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3.  Verbot  der  Wiederholung  der  Taufe,  bedingte  Taufe.  Daraus, 
dass  die  Taufe  dem  Getauften  für  alle  Zeiten  einen  character  indelebilis  mittheilt, 
folgt,  dass  sie  demselben  in  seinem  Leben  nur  einmal  gespendet  werden  kann  und 
darfi.  Die  Wiedertaufe  ist  daher  verboten  und  bildet  ein  kirchliches  Vergehen  2. 
In  Fällen,  in  denen  es  zweifelhaft  war,  ob  die  Taufe  an  einer  Person ,  z.  B.  an  einem 
Findelkinde,  bereits  vollzogen  war,  trug  die  alte  Kirche  kein  Bedenken,  selbst  auf 
die  Gefahr  einer  Wiederholung  der  Taufe  hin,  um  die  betreffende  Person  nicht  von 
der  Zugehörigkeit  zur  christlichen  Gemeinschaft  und  von  den  Gnadenwirkungen  des 
Sakramentes  auszuschliessen,  die  Vornahme  der  Taufe  nicht  nur  zuzulassen,  sondern 
sie  sogar  zu  gebieten^.  Seit  dem  9.  Jahrhundert  wandte  man  indessen  für  solche 
Fälle  eine  bedingte  Taufformel  ^  an,  und  dieses  Verfahren  ist  in  Folge  der  Aufnahme 
einer  entsprechenden  Vorschrift  *  in  die  Dekretalensammlung  Gregors  IX.  *  ftlr  die 
Folgezeit  massgebend  und  das  einzig  zulässige  geworden  '^.  Ueberdies  erwies  sich 
dasselbe  zugleich  als  ein  willkommenes  Aushttlfemittel  auch  fflr  andere  Fälle,  in 
denen  ausser  dem  schon  erwähnten  ein  Zweifel  in  Betreff  der  Zulässigkeit  der  Wieder- 
holung entsteht. 

Nach  dem  jetzt  geltenden  Recht  und  der  herrschenden  Praxis  ist  eine  bedingte 
Ertheilung  der  Taufe  vorzunehmen : 

a.  in  dem  Falle ,  wenn  die  Thatsache ,  ob  der  betreffenden  Person  die  Taufe 
überhaupt  gespendet  worden  ist ,  zweifelhaft  erscheint.  Die  Ungewissheit  gilt  stets 
als  ausgeschlossen,  wenn  die  Vollziehung  der  Taufe  auch  nur  durch  einen  glaub- 
würdigen Zeugen  eidlich  aus  eigener  Wissenschaft  bekundet  wird  ^  oder  wenn  die  be- 


1  Das  bat  von  Anfang  an  in  der  Kirche  fest- 
gestanden. Tertulllan.  de  bapt.  c.  15:  „Semel 
ergo  layacrum  inlmus ,  semel  delicta  dilnuntur, 
quia  ea  iterari  non  oportet*';  Cyprian.  ep.  73 
(Hartel  p.  778).  S.  femer  o.  S.  43.  n.  6  u. 
S.  44.  n.  1  ;  Trld.  Sess.  VII  de  sacram.  c.  9  : 
„Si  quis  dixerit,  in  tribas  sacramentis,  baptismo 
sc,  conflrmatione  et  ordine  non  imprimi  cha- 
racterem  in  anima ,  h.  e.  Signum  quoddam  spi- 
rituale  et  indelibile,  nnde  iterari  possunt ,  ana- 
thema  sit". 

2  c.  47  apost.;  Carthago  zw.  346  n.  348  c.l, 
Bruns  I.  1,  112;  c.  107  (Carth.  III.  397)  Dist. 
IV.  de  cons. ;  Lerida  524  o.  646.  c.  9  n.  c.  14 : 
„Cum  rebaptizatis  fldeles  religiosi  nee  in  clbo 
particlpent";  c.  112  (Leo  I.  458)  Dlst.  cit.,  c.  57 
(id.)  C.  I.  qu.  1 ;  c.  118  (Felix  IV.  488)  Dist.  IV 
cit. ;  c.  1  (Greg.  1.592)  Dist.  LXVHI ;  Trid.  Sess. 
VII  de  bapt  c.  13  :  „Si  quis  dixerit,  parvulos  eo, 
quod  actum  credendi  non  babent,  suscepto  bap- 
tismo inter  fldeles  computaados  non  esse,  ac 
propterea,quum  ad  annos  discretionispervenerint, 
esse  rebaptizandos ;  ant  praestare  omitti  eorum 
baptisma,  quam  eos  non  acta  proprio  credentes 
baptizarl  in  sola  flde  ecclesiae;  anathema  sit''. 
S.  auch  die  vorhergehende  Anm.  und  in  Betreff 
der  Irregularität  Bd.  I.  S.  48. 

3  c.  111  (Carthago  VI.  401),  c.  112. 113(LeoI.), 
c.  HO  (Greg.  II.  726)  Dlst.  IV.  de  cons. ;  Tml- 
lan.  692  c.  84. 

4  Zuerst  erwähnen  derselben  die  s.  g.  Statuta 
Bonifacii  c.  28,  Mansi  12,  386:  „Si  de  aliqui- 
bus  dubium  est,  utrum  sint  baptizati,  absque 
ullo  scrupulo  baptizentur,  hls  tarnen  verbis  prae- 


missis :  Non  te  rebaptizo,  sed  si  nondum  es  bap- 
tizatus,  baptizo  te"  etc.  Aber  Worms  868  c.  70, 
Mansi  16,  881,  kennt  die  bedingte  Weihe  noch 
nicht,  wiederholt  ylelmehr  nur  die  Vorschrift 
von  Carthago  VI  fs.  vor.  Anm.),  ja  selbst  West- 
mlnster  1100  c.ö,  Mansi  22,  714  bestimmt 
noch :  „De  baptismate  vel  conflrmatione,  si  dubi- 
tatnr,  ss.  canonum  statuta  sequentes  statuimus, 
ut  conferatur ,  quia  non  dicitur  iteratum ,  quod 
non  scitur  fuisse  collatum.  Ideoque  baptizentur 
expositi,  de  quornm  baptisma  dubitatur,  sive  in- 
veniantur  cum  sale  sive  sine  sale''.  Es  ist  Jeden- 
falls eine  völlig  beweislose  Behauptung  katho- 
lischer Ranonlsten,  s.  z.  B.  Benedict.  XIV. 
1.  c.  VII.  6.  n.  1,  dass  die  alte  Kirche  schon 
die  Taufe  nur  bedingt  zugelassen  habe,  und  dass 
die  Bedingung,  welche  zwar  nicht  in  der  Tauf- 
formel zum  Ausdruck  gebracht  worden,  doch 
stets  als  stillschweigend  beigefügt  gedacht  wor- 
den sei. 

6  Von  Alexander  III. 

«  S.  c.  2.  X.  h.  t.  lU.  42. 

^  Rituale  Rom.  t.  II.  c.  1.  n.  9:  „Cum  bap- 
tismus  iterare  nullo  modo  liceat,  si  quis  sub  con- 
dltione  (de  quo  infra)  sit  baplizandus,  ea  con- 
ditio explicanda  est  hoc  modo :  8i  non  tB  hapii- 
%atu8,  ego  te  baptito  in  nomine  Patris  etc.  Hac 
tarnen  conditionali  forma  non  passim  aut  leviter 
uti  licet,  sed  prudenter;  efubi  re  diligenter 
pervestigata,  probabilis  subest  dubitatio,  infan- 
tem  non  fuisse  baptizatum^ 

8  c  112.  cit.  Dist.  IV  de  cons.;  Benedict. 
XIV  de  syn.  dioec.  II.  6.  n.  4.  So  reicht  nament- 
lich das  Zeugnlss  einer  über  die  Vornahme  der 
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treffende  Person  von  christlichen  Eltern  geboren  ist  und  unter  Christen  gläubig  ge- 
lebt hat.  1. 

b.  Wenn  die  Thatsache  der  Vornahme  der  Taufe  an  sich  feststeht,  es  aber 
zweifelhaft  ist,  ob  die  Spendung  gUltig  erfolgt  ist,  also  ob  z.  B.  sie  an  einem  der 
Taufe  fthigen  Wesen  vollzogen  ist*,  die  wesentlichen  Worte  dabei  gebraucht  worden 
sind  ',  die  erforderliche  ablutio  des  Täuflings  wirklich  stattgefunden  hat  4,  bei  dem 
spendenden  minister  die  nothwendige  Intention  vorhanden  war^. 

c.  Endlich  macht  die  katholische  Kirche  auch  von  der  bedingten  Form  der 
Taufe  Gebrauch  in  Fällen ,  in  welchen  eine  möglicher  Weise  schon  Mher  ertheilte 
Taufe  nicht  in  Frage  steht,  es  sich  vielmehr  darum  handelt,  ob  die  Voraussetzungen 
für  eine  gflltige  Spendung  der  Taufe  flberhaupt  vorliegen ,  nämlich  dieselbe  ftlr  ein 
Weaen  begehrt  wird,  dessen  Tauffähigkeit  fraglich  erscheint,  also  bei  Monstra^  und 
bei  Kindern ,  welche  noch  nicht  mit  dem  Kopfe  aus  dem  Mutterleibe  herausgekom- 
men sind  ^. 

P^r  alle  bedingten  Taufen  gilt  der  Grundsatz ,  dass  sie  einzig  und  allein  dann, 
wenn  wirklieh  ein  durch  vorgängige  Untersuchung  der  Sachlage  nicht  zu  beseitigender 
Zweifel  übrig  bleibt,  vorgenommen  werden  dürfen  \  Femer  muss  bei  der  Vornahme 
derselben  der  Bedingung  ausdrücklich  in  der  vom  Rituale  Bomanum^  vorgeschriebe- 
nen Form  erwähnt  werden*®. 

Die  bedingte  Taufe  kann,  ebenso  wie  die  unbedingte,  eine  feierliche  **  und  eine 
Nothtaufe  sein.  Im  ersteren  Fall  geschieht  sie,  abgesehen  von  der  Taufformel  selbst, 
in  derselben  Form  wie  die  unbedingte.  Es  werden  bei  ihr  gleichfalls  Pathen  zuge- 
zogen, lieber  die  Qualifikation  der  letzteren  gilt  das  oben  S.  38  Bemerkte  *2.  Auch 
erlangt  ein  solcher  Pathe  dieselbe  rechtliche  Stellung,  wie  bei  der  unbedingt  gespen- 
deten Taufe.    Nur ,  wenn  etwa  später  sicher  festgestellt  wUrde ,  dass  die  bedingte 

Taufe  unterricliteten  Hebamme  aus,  und  es  ist  vorkommen,  welche  sich  anf  die  Torher  im  Texte 

die  bedingte  Wiederholung  allein  statthaft,  wenn  erwähnten  Punkte  beziehen, 
sieh  Zweifel  darüber  ergeben ,  dass  sie  dabei  in  Zur  Ausschliessung  der  Ungewissheit  über  die 

den  Essentialien  yerstossen  hat ,  Gongr.  conc.  in  gültige  Vornahme  der  Taufe  genügt  gleichfalls 

Richters  Tridentinum  S.42  n.  3;  Benedict  das  Zeugniss  eines  Zeugen,  s.  o.  S. 46  Anm.  8 

Xrv.  1.  c.  u.  thes.  resol.  Gongr.  conc.  38, 53. 

1  c.  3  (Inn.  ni.)  X.  h.  t.  m.  42.    Selbstver-  «  S.  o.  S.  31  n.  1.  Abs.  3. 

itändlich   können  auch    andere    Indicien  aus-  "^  S.  a.  a.  0.  Abs.  2. 

reichen,  so  hat  die  Gongr.  conc,  thesaur.  resolut  ^  c.  2.  X.  h.  t.  cit. ;  Gatech.  roman.  P.  U.  c.  2. 

34,  41,  für  die  Taufe  präsumirt,  wenn  Jemand,  qu.  46;  Rituale  rom.  1.  c. ;  Benedict.  XIV  de 

der  zwar  von  unbekannten  Eltern  geboren  wor-  syn.  dioec.  YII.  6  n.  2.   Wegen  der  Irregularität 

den  ist,  christlieh  gelebt  und  die  Firmung  erhalten  s.  Bd.  I.  S.  48. 
hat,  femer,  wenn  dem  Findelkinde  ein  Zettel,  »  L.  c.  n.  9.  16.  19.  21. 

dass  dasselbe  getauft  worden,  beigegeben  woiden  lO  S.  vor.  Anm.,  sowie  Rituale  roman.  t.  II. 

and  der  Inhalt  desselben  durch  den  unterschrie-  o.  2.  n.  22  und  c.  4.  n.  45,  s.  ferner  Pins'  const. 

benen  Namen  (z.  6.  eines  Pfarrers)  oder  aus  an-  Auctorem  fidci  y.  28.  August  1794,  wodurch  die 

deieu  Gründen  Anspruch  auf  Glaubwürdigkeit  Aufstellung  der  Synode  von  Pistoja,  prop.  27: 

machen  kann,  Gongr.  conc.  bei  Richter  S.  42.  „Deliberatio  synodi,  qua  praetextu  acUiaesionis 

D.2;  Benedict  xrv.  1.  c.  n.  5.  ad  antiquos  canones  in  casu  dubii  baptismatis 

^  S.  0.  S.  31.  n.  1 ;  einen  andern  Fall  s.  S.  32.  propositum  suum  declarat  de  omittenda  formae 

D.  8.  conditionaUs   mentione"  als  „temeraria ,  praxi, 

'  S.  0.  S.  32.  33.  legi,  auctoritati  ecclesiae  contraria"  verurtheilt 

*  Z.  B.  wenn  es  nicht  festzustellen  ist,  dass  wird. 

W  einer  Taufe  des  Kindes  wahrend  der  Geburt  ^^  Rituale  roman.  t.  II.  c.  2  und  c.  4  (nament- 

dcr  Kopf  desselben,  wie  beabsichtigt  war ,  wirk-  lieh  die  in  der  vor.  Anm.  angeführten  Stellen), 

lieh  vom  Tanfwasser  berührt  worden  ist ,  Gongr.  ^^  Einen  Unterschied  macht  das  Rituale  roman. 

«mc  bei  Rieh  ter  a.  a.  0.  n.  4.  Vgl.  auch  n.  6  t  II.  c.  1.  n.  24.  26  nicht  Ein  solcher  ist  auch 

iMd.  innerlich  nicht  begründet,   denn  die  bedingte 

*  Hierher  gehört  der  Fall  der  Ketzertaufe ,  s.  Taufe  wird  immer  in  der  Voraussetzung  ertheilt, 
0.  S.  44.  Doch  können  auch  bei  dieser  Zweifel  dass  sie  gültig  ist. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  diesribe. 
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Taufe  nichtig  ertheilt  wäre,  z.  B.  weil  eine  frühere  in  der  That  gültig  war,  würde 
damit  auch  konstatirt  sein,  dass  der  Betreffende  nicht  Pathe  geworden  ist^ 

Vn.  Namensänderung  und  Namengebung  bei  der  Taufe.  Da  die 
Taufe  das  Sakrament  der  Wiedergeburt  ist,  so  lag  es  nahe,  dass  in  den  ersten  Zeiten 
der  christlichen  Earche  Erwachsene,  welche  sich  taufen  Hessen,  aus  Anlass  der  Taufe 
ihren  Namen  änderten ,  namentlich  dann ,  wenn  derselbe  an  die  heidnischen  Götter 
erinnerte.  Wenngleich  solche  Namensänderungen  öfters  vorgekommen  sind  2,  hat  sich 
doch  keine  dahin  gehende  feste  Gewohnheit  in  der  älteren  christlichen  Kirche  oder 
auch  nur  in  einzelnen  Theilen  derselben  gebildet  ^. 

Als  die  Kindertaufe  die  Begel  geworden  war  und  bald  nach  der  Geburt  des  Kindes 
vorgenommen  wurde,  war  es  natürlich,  dass  einem  solchen  behufs  der  Taufe  oder  bei 
derselben  der  Name  gegeben  wurde  *.  Doch  ist  die  Namengebung  kein  Bestandtheil 
des  Taufritus  geworden^,  vielmehr  setzen  die  Ordines  desselben  voraus,  dass  das 
Kind  bereits  vor  der  Taufe  seine  Namen  erhalten  hat  ^.  Das  kirchliche  Becht  bestimmt 
in  Betreff  derselben  nur,  dass  die  Pfarrer  den  Gebrauch  obscöner,  fabelhafter,  lächer- 
licher und  an  heidnische  Götter  oder  an  Heiden  erinnernde  Namen  verhindern ,  und 
auf  die  Wahl  von  Namen  der  Heiligen  hinwirken  sollen  ^. 

Vin.  Das  Taufregister.  Der  Pfarrer  hat  ein  Taufregister  oder  Taufbuch 
in  lateinischer  Sprache  zu  führen^,  in  welches  er  jede  von  ihm  vorgenommene  Taufe 
unter  Angabe  der  Namen  des  Täuflings,  der  Eltern  und  der  Pathen  desselben  einzu- 


1  Denn  der  Begriff  des  Pathen  setzt  den  Täuf- 
ling und  die  Taufe  voraus ,  wenn  schon  derselbe 
bei  der  bedingten  Taufe  seinerseits  die  Pathen- 
scbaft  nicht  auch  bedingt  Übernimmt.  Femer  tritt 
in  solchen  Fällen  die  geistliche  Verwandtschaft 
ebenfalls  nicht  ein ,  Kutschker,  Eherecht  B. 
S,  320. 

2  So  gab  der  Bischof  Attikus  der  Athenais, 
mit  welcher  sich  der  Kaiser  Theodoslus  II.  421 
yermählte ,  bei  ihrer  vorhergehenden  Taufe  den 
Namen  Eudoxia,  Socrates  hlst.  eccles.  YII.  21, 
s.  auch  Baron,  ann.  a.  259.  n.  11. 

8  Höfling  1,  369  ff.;  Mayer,  Katechume- 
nat  S.  147. 
*  Höfling  1,371. 

5  Nach  dem  Ordo  baptismi  adultorum,  Rituale 
roman.  n.  5  fragt  der  Priester  den  Katechumenen 
beim  Beginn  des  Aktes :  „Quo  nomine  vocaris'^, 
und  auch  diese  Frage  fäUt  bei  der  Kindertaufe 
fort ,  wird  also  weder  an  die  Eltern  noch  an  den 
Pathen  gerichtet. 

6  Bit.  rom.  t.  II.  c.  1.  n.  55:  „Hls  igitur  ex- 
peditls  et  accepto  nomine  bapüzandi,  positi,  si 
infans  fuerit,  super  brachium  dextrum  iUius, 
qui  eum  defert,  parochus  ad  baptismum  pro- 
cedat". 

"^  L.  c  n.  Ö4 :  ^t  quoniam  iis  qui  baptizau- 
tur,  tamquam  Del  flllus  in  Christo  regenerandls 
et  in  eins  militiam  adscribendis  nomen  imponl- 
tur,  curet,  ne  obscoena,  fabulosa  aut  ridicula  vel 
inanium  deorum  Tel  Implorum  ethnicorum  homi- 
num  nomina  imponantur,  sedpotius,  quatenus 
fleri  potest,  sanctorum,  quorum  exemplis  fldeles 
ad  pie  vivendum  excltentur  et  patrociniis  prote- 
gantUT*'.  Catech.  rom.  P.  II.  c.  2.  qu.  60. 


Ueber  die  Person  desjenigen,  welcher  berech- 
tigt ist,  dem  Kinde  die  Namen  zu  geben,  be- 
stimmt das  katholische  Kirchenrecht  nichts,  und 
in  der  That  bemisst  sich  dies  nicht  nach  kirchen-, 
sondern  nach  familienrechtlichen  Gesichtspunk- 
ten. Das  Becht  steht  demjenigen  zu,  welcher  das 
Erziehungsiecht  über  dasKind  hat,  also  demVater, 
eventuell  der  Mutter ,  bei  unehelichen  Kindern 
der  letzteren  und  in  Ermangelung  von  Eltern 
dem  Vormunde;  R.  Hermann,  über  d.  Recht 
der  Namensführung  etc.  in  Arch.  f.  dv.  Praxis 
45,  158 ;  P.  Hinschius,  das  Reichspersonen- 
standsgesetz V.  6.  Februar  1875.  2.  Aufl.,  Berlin 
1876.  S.  86.  Anm.  32;  v.  Sicherer,  das 
Reichsgesetz  etc.  Erlangen  1879,  zu  $.  22.  no.Y. 

Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  v.  6.  Februar  1875  hat  der 
Sitte ,  die  Namengebung  mit  der  Taufe  zu  ver- 
binden ,  Rechnung  getragen ,  indem  es  für  die 
Angabe  der  Vornamen  nicht  dieselbe  Frist  (von 
STagen),  wie  für  die  Qeburtsanzelge  zum  Standes- 
register  festsetzt,  sondern  $.  22.  Abs.  3  be- 
stimmt :  „Standen  die  Vornamen  des  Kindes  zur 
Zeit  der  Anzeige  noch  nicht  fest,  so  sind  die- 
selben nachträglich  und  längstens  binnen  zwei 
Monaten  nach  der  Geburt  anzuzeigen.  Ihre  Ein- 
tragung erfolgt  am  Rande  der  ersten  Eintragung^. 
Sind  aber  dem  Kinde  bei  der  standesamtlichen 
Geburtoanzeige  die  Vornamen  beigelegt  worden, 
so  ist  eine  Aenderung  derselben  für  das  bürger- 
liche Leben  ausgeschlossen  und  etwaige  andere, 
für  die  Taufe  gewählte,  haben  für  dasselbe  keine 
Bedeutung,  P.  Hinschius  a.a.  0.  S.  85.  Anm. 
31;  v.  Sicherer  a.a.  0. 

8  Bd.  n.  S.  309  ff. 
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tragen  hat*.  Ist  die  Taufe  durch  einen  anderen  Priester  in  Stellvertretung  des  Pfar- 
rers vollzogen  worden,  so  muss  der  Name  des  ersteren  vermerkt  werden  ^. 

Da  mit  dem  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  Aber  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes und  die  Eheschliessung  vom  6.  Februar  1875  am  1.  Januar  1876^  die  von 
diesem  Tage  ab  geführten  Taufregister  *  nicht  mehr  wie  früher  die  Bedeutung  staat- 
licher Geburtsregister  beanspruchen  können^,  so  haben  nunmehr  im  ganzen  deutschen 
Beiche  die  katholischen  Kirchenbehörden  ausschliesslich  und  ohne  die  frühere  staat- 
liche Mitwirkung  über  die  Führung  des  Taufregisters  die  näheren  Anordnungen  zu 
erlassen  ®. 

IX.  Die  Pflicht  zum  Empfange  und  zur  Gewährung  der  Taufe 
(Tauf  zwang).  1.  Nichtgetaufte  (Juden  und  Heiden).  Wenngleich  es  die 
Kirche  als  ihre  Aufgabe  betrachten  muss ,  die  Juden  und  Heiden  zum  Christenthum 
zu  bekehren ;  so  verwirft  sie  doch  eine  direkte  Erzwingung  ihrer  Bekehrung  oder 
ihrer  Taufe ^.   Allerdings  wird  die  letztere  von  ihr,  falls  sie  nur  durch  Drohungen 


1  Das  ergiebt  das  Formular  im  Rit.  rom.  tit.  X. 
c  3.  Danach  soll  bei  unehelichen  Kindern  der 
Name  .^terius  parentis ,  de  qno  constat''  einge- 
tragen werden.  Für  den  nnehellchen  Vater  kann 
dies  aber  nnr  dann  gelten ,  wenn  er  die  Vaterschaft 
seihst  anerkannt  hat.  Sind  die  Eltern  unbekannt, 
so  ist  zn  vermerken :  ^baptizavi  infantem,  cnius 
puentes  ignorantur^,  bei  Findelkindern  das  Nä- 
here über  die  Umstände  ihrer  Auffindung  und 
aber  ihr  wahrscheinliches  Alter.  Auch  dass  eine 
Taufe  nur  sub  condicione  vollzogen  worden,  muss 
beurkundet  werden. 

Das  Taufregister  dient  nach  dem  Formular 
ferner  zur  Eintragung  der  von  einem  andern  als 
dem  Pfarrer,  z.  B.  von  einer  Hebamme  vorge- 
nommenen Nothtaufe  und  des  Vermerks  über  die 
in  solchen  Fällen  später  stattgehabte  Nachholung 
der  Taufceremonien. 

*  S.  das  dt.  Formular.  Durch  Dlocesan-Ver- 
ordnnngen  ist  auch  mitunter  vorgeschrieben,  dass 
die  In  einer  fremden  Pfarrei  vollzogene  Taufe 
dem  Pfarrer  des  Domizils  amtlich  mitzutheilen 
ist.  Silbern agl,  Terf.  sämmtl.  Religions- 
gesellschaften  in  Bayern.  2.  Aufl.  S.  267. 

»  Reichs.  G.  Bl.  S.  23  ff. 

*  In  Preussen  schon  die  seit  dem  1.  Oktober 
1874  geführten,  auf  Grund  des  G^etzes  über  die 
Beurkundung  des  Personenstandes  v.  9.  März 
1874. 

^  Dadurch  ist  für  das  deutsche  Reich  der  früher 
Bd.  2.  S.  307.  310  dargelegte  Rechtszustand  'ge- 
ändert, und  es  sind  nunmehr  die  nach  S.  312 
für  das  Gebiet  des  französischen  Rechtes  gelten- 
den Grundsätze  über  die  Beweiskraft  der  Kirchen- 
bücher maassgebend  geworden,  s.  auch  P.  Hin- 
schius  a.  a.  0.  S.  36.  Anm.  1  und  v.  Siche- 
rer a.  a,  0.  zu  §.  1.  Nr.  1.  Der  %.  76  des  Reichs- 
gesetzes über  die  Grenzpfarreien  ,  welcher  es  bei 
dem  bisherigen  Recht  belässt ,  bezieht  sich  nur 
auf  Geburten ,  welche  innerhalb  des  deutschen 
Tkeiles  derselben  sich  ereignen.  Jn  Betreff  des 
BeveisesderTanfe  haben  die  Kirchenbücher 
aber  hier  die  Bedeutung  öffentlicher  Urkunden 
in  demselben  Umfange  wie  früher,  denn  zur  Be- 
urkundung dieser  sind  die  .Geburtsregister  nicht 
hesümmt,  und  die  katholische  Kirche  hat  in  den 

Hiaickias,  Kirchenrocht  lY. 


deutschen  Staaten  die  Stellung  einer  privilegir- 
ten  öffentlichen  Anstalt,  deren  Geistliche  in  Be- 
treff ihrer  Amtshandlungen  publica  fldes  ge- 
niessen. 

®  Im  Allgemeinen  hat  man  es  bei  der  her- 
kömmlichen Art  der  Register  In  Deutschland  be- 
lassen, s.  z.  B.  den  Rottenburger  Erlass  v.  1875, 
V.  Vogt  a.  a.  0.  8.^779  und  auch  S.  260;  für 
Baiern  s.  Silberna  gl  a.  a.  0.  S.  74.  Nur  ein- 
zelne neuere  Anordnungen  sind  ergangen,  so 
z.  B.  die,  dass  Kinder  aus  einer  blossen  Civilehe 
im  Taufregister  als  ex  civili  matrimonio  procreatl 
einzutragen  sind,  a.  a.  0.  S.  269. 

In  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  ist  es  bei  dem  frühem  Rechts- 
zustand verblieben,  s.  Fachmann,  K.  R.  3. 
Aufl.  2, 178  u.  0.  Bd.  II.  S.  310  u.  S.  313.  Anm.  1, 
wozu  noch  die  Verordn.  des  Fürstbischofs  v.  01- 
mütz  V.  1874,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  33,218,  nachzu- 
tragen ist.  Diese  ordnet  aus  Anlass  eines  Kon- 
fliktes mit  der  Regierung ,  welche  die  s.  g.  Ma- 
triken (Kirchenbücher)  für  staatliche  Register 
erklärte  (s.  Vering,  K.  R.  1.  Aufl.  S.  605  n. 
32),  die  Führung  zweier  Arten  von  solchen,  eines 
für  den  weltlichen  Gebranch  nach  den  staat- 
lichen ,  und  eines  für  den  kirchlichen  nach  den 
kirchlichen  Vorschriften  an. 

^  c.  3  (Gregor.  I.  602)  Dist.  XLV;  Alexand. 

II.  ad.  Landulf.  princip.  Benevent,  v.  1065, 
Loewenfeld,  epist.  pontiflc.  rom.  Lipsiae 
1886.  p.  52:  ,,Llcet  ex  devotionis  studio  .  .  .  no- 
bilitas  tua  iudeos  ad  christianltatis  cultum 
disponlt  adducere  .  .  .  Jesus  Christus  nullum 
legitur  ad  sui  servitium  violenter  ooegisse'';  Alex« 

III.  app.  XX.  conc.  Later.  III.  c.  1,  Mansi  22, 
355  (s.  auch  Boehmer,  corp.  iur.  2,  305); 
c.  9  (Clem.  III.)  X.  de  judaeis  V.  6;  const.  Ho- 
norii  III. :  Sicut  judaeis  v.  1217,  buU.  Taur.  3, 
330;  8.  auch  S.  30.  n.  1.  Allerdings  statuirt  o. 
4  (Greg.  I.  594.  Hb.  IV.  ep.  26)  C.  XXm.  qu.  6  : 
„Jam  Yero ,  si  rusticus  tantae  perfldiae  et  obsti- 
nationis  fuerit  inventus,  ut  ad  Dominum  minime 
venire  consentiat ,  tanto  pensionis  onere  gravan- 
dus  est ,  ut  ipsa  exactionis  suae  pena  compella- 
tur  rectitudinem  festinare"  die  Zulässigkeit  eines 
durch  Vermögensnachtheile  bewirkten  Druckes, 
welcher,    was   man  auch  dagegen   gesagt   hat, 
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herbeigeführt  worden  ist,  als  gültig  ^  und  der  so  gezwungene  als  Mitglied  der  katho- 
lischen Kirche  betrachtet;  früher,  als  das  staatliche  Recht  die  Gewissens-  und 
Religionsfreiheit  noch  nicht  znr  Durchführung  gebracht  hatte ,  ist  ein  solcher  auch 
zum  Verharren  in  der  katholischen  Kirche  genöthigt  worden. 

Denselben  Grundsatz  hält  die  katholische  Kirche  auch  in  Betreff  der  Kinder  der 
nicht  zu  ihr  gehörigen  Eltern  flsst,  d.  h.  Kinder  von  Nichtgetauften^,  nament- 
lich von  Juden  und  Heiden,  dürfen  nicht  ohne  Zustimmung  ihrer  Gewalthaber  (Eltern, 
bez.  Vormünder)  getauft  werden  ^. 

In  erster  Linie  entscheidet  bei  den  Kindern  bis  zum  vollendeten  7.  Lebensjahre 
der  Wille  des  Vaters*,  auf  den  Willen  der  Mutter ,  wenn  sie  der  Taufe  widerspricht, 
kommt  es  nicht  an^.  Der  Wille  der  christlich  gewordenen  Mutter,  das  Kind  taufen 
zu  lassen,  geht  aber  nach  dem  katholischen  Kirchenrecht  dem  entgegenstehenden 
Willen  des  nicht  christlichen  Vaters  vor*^.  Ja,  der  christliche  Grossvater  väterlicher- 
seits hat  ebenfalls  das  Recht ,  seinen  Enkel  wider  Willen  des  Vaters  und  der  Mutter 
taufen  zu  lassen  '^,  und  dasselbe  gilt  auch  für  die  christliche  Grossmutter  von  der 
Vaterseite®. 

Hat  das  Kind  weder  Eltern  noch  Grosseltem,  welche  zur  Entscheidung  über  die 
Taufe  berechtigt  sind,  so  ist  der  Wille  seines  Vormundes  massgebend  ^. 

Im  Falle  äusserster  Todesgefahr  oder  bei  Verstossung  oder  hülf  loser  Verlassung 
des  Kindes  durch  die  Eltern  ^^  bedarf  es  dagegen  der  Zustimmung  der  sonst  berech- 
tigten Personen  nicht >*. 

Die  Vollziehung  einer  Taufe  ohne  die  erforderliche  Genehmigung  hat ,  wenn- 
gleich dieselbe  unerlaubt  ist,  niemals  die  Nichtigkeit  im  Gefolge.  Das  getaufte  Kind 
wird  Christ,  und  muss  seinen  jüdischen  oder  heidnischen  Eltern  weggenommen,  und 

Phillips,  K.  R.2,  402;  Schulte,  System  2,  Meinung  von  Scotus  und  seiner  Anhänger,  vgl. 

464.  n.  2,  mit  dem  in  den  übrigen  Stellen  aus-  noch    Reiffenstuel,  jur.  can.  Y.  6.  u.  53; 

gesprochenen  Princip  nicht  vereinbar  ist.  Uebri-  Arch.  f.  k.  K.  R.  4.  300.  301,  dahin  ging,   dass 

gens  kommen  auch  die  S.  26.  n.  5  u.  S.  27.  n.  1  die  Taufe  wider  Willen  der  Eltern  statthaft  sei. 

erwähnten  Zwangsbekehrungen  nicht  lediglich  wenn  nur  die  Gefahr  der  Todtung  der  Kinder 

auf  Rechnung  der  weltlichen  Gewalt,  sondern  durch  die  letzteren  aus  Haas  gegen  das  Christen- 

ebenso  auch  auf  die  der  Geistlichkeit  der  betref-  thum  ausgeschlossen,    und   Hoffnung   auf  eine 

fenden  Länder  und  Zeiten.  christliche  Erziehung  vorhanden  sei. 

1  S.  0.  S.  30.  Anm.  2.  4  Const.  Postremo  §.  32.    Der  einmal  durch 

2  Du  bapteme  des  enfants  des  infldftles  i.  d.  Anerbieten  des  Kindes  zur  Taufe  geäusserte 
Anal.  jur.  pontif.  1860.  p.  1447  ff. ;  s.  auch  wille  des  Vaters  ist  unwiderruflich.  Aendert  er 
P  hillips  K.  2,  404  ff.  und  Arch.  f.  k.  K.  R.  ihn  vor  der  Vollziehung  der  Taufe,  so  wird  dies 
*»  **94ff.  nicht  beachtet,  s.  ibid.  «.  18. 

3  Papst  Julius  III.  (1560— 1555)  hat  die  Vet-  ,  ,  «  fn.L  ty  ^  v  a.  ..„,r.rc  4«fli  i 
%.  ^  j.  ^  i:  «r^  t^  '  n  ij  A  #  **  c.  i  (Greg.  IX.)  a.  de  convers.  Inflael. 
letzung  dieser  Vorschnft  mit  einer  Geldstrafe      ,,.  33 

von  1000  Dukaten  und  mit  Suspension  bedroht,  j      '   .          ..                       _^.^ 

so  nach  Pignatelli   consult.  can.   t  V.  cons.  ,«•  ^^  (<5-  ^3  Tolet.  IV.  635)  C.  XXVIII. 

i4.  n.  200.  (In  den  Bullarien  steht  eine  solche  qu.  1 ;  Berardi  comm.  in  jus  eccles.  in  V.  lib. 

Constitution  nicht,  die  die  Juden  betreffenden  Jecr.  Gregor.  P.I.  diss.  I.  c.ll.c.l  (ed.  Mediolan. 

V.  Julius  III.:  Cum  iiiMi  v.  1550  u.  Cumzicui  1^47.  p.  212);  c.  2.  X.  cit;    Coiist.    Postremo 

V.  29.  Mai  1554,  bull.  Taurin.  6,  404,482,  han-  S-  16- . 

dein  davon   nicht).    Maassgebend  sind  für  das  7  Const  Postremo  S-  17. 

heutige  Kirchenrecht    Benedict  XIV.   const.  s  Const.  Probe  te.     Dass  dies  auch  auf  die 

PoBitemo  V.  28.  Februar  1747,  bull,  eiusd.  2,  Grossmutter  von  der  mütterlichen  Seite ,  soBe- 

85  und  die  const.  desselben:   Probe  U  vom  15.  ^ardi  I.e.,  auszudehnen  ist,  hat  keinen  Anhalt. 

Dezember  1751,  1.  c  3,  187.  Zu  dem  Satze  des  «  r«««-*  t>^-* ^  q   Ak 

Textes  vgl.  noih  die  erst  angeführte  Constitu-  '  ^^'^'**'  ^^•**'"'°"  S-  1^- 

tion  Postremo  %%.  4—7.  ^^  ^'  ^"-  (ö^eg.  IX.)  X.  de  infant.  et  languid. 

Dies  entspricht  der  Auffassung  des  Thomas  v.  expos.  V.  14. 

Aquino,  summa  III.  qu.  08.  n.  10;  während  die  i'  Const.  Postremo  cit  SJj.  8 — 10. 
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seine  Erziehung  im  christlichen  Olanben  durch  Unterbringung  bei  katholischen 
Christen  gesichert  werden  i. 

Wenn  dagegen  das  Kind  das  siebente  Lebenyahr  überschritten  hat,  und  die 
Tanfe  begehrt,  so  kann  es  auch  wider  Willen  der  Eltern  oder  des  Vormundes  getauft 
und  aus  der  Gewalt  derselben  entfernt  werden,  sofern  nur  eine  anzustellende  Prüfung 
keinen  Zweifel  in  Betreff  seiner  Verstandeskräfte  ergiebt.  Anderenfalls  ist  es  seinen 
Eltern  oder  seinem  Vormunde  wieder  zurück  zu  geben  2. 

In  allen  erwähnten  Fällen,  so  verschieden  sie  auch  sind,  soll  indessen,  wenn  an 
sich  die  Taufe  zulässig  wäre ,  von  der  Vollziehung  derselben  Abstand  genommen 
werden,  falls  die  fernere  Erziehung  des  getauften  Kindes  im  Christenthum  nicht 
sichei^estellt  ist,  also  für  die  Regel,  wenn  beide  Eltern  nicht  christlich  sind  und  das 
Kind  in  ihrer  Obhut  gelassen  werden  muss  ^. 

Die  Frage,  ob  das  über  7  Jahre  alte  Kind,  wenn  seine  Eltern  oder  sein  Vater 
flieh  vom  Juden-  oder  Heidenthnme  zum  Christenthum  bekehrt  haben ,  wider  seinen 
Willen  auf  Veranlassung  der  ersteren  oder  des  letzteren  getauft  werden  kann,  ist  vom 
Standpunkte  des  Kirchenrechtes  aus  zu  verneinen  '*. 

Die  dargelegten  Grundsätze  des  katholischen  Kirchenrechtes  können  in  allen 
modernen  Staaten,  in  denen  die  Gewissens-  und  Religionsfreiheit  anerkannt  ist,  keine 
rechtliche  Geltung  beanspruchen.  Hier  entscheidet  vielmehr  in  Betreff  der  Zulässig- 
keit  der  Taufe  das  bestehende  staatliche  Recht  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder, 
also  im  allgemeinen  der  Grundsatz,  dass  die  Taufe  ohne  Genehmigung  desjenigen, 
welchem  das  Bestimmungsrecht  über  die  erstere  zusteht ,  nicht  vorgenommen  werden 
darf,  und  dass,  wenn  sie  dennoch  ertheilt  worden  ist ,  das  Kind  nicht  als  zur  katho- 
lischen Kirche,  sondern  noch  zur  bisherigen  Religionsgesellschaft  zugehörig  gilt. 
Ebensowenig  hat  das  Kind  selbst  die  Bestimmung  darüber,  ob  es  sich  taufen  lassen 
will,  ehe  es  das  staatlich  festgesetzte  s.  g.  Diskretionsjahr  erreicht  hat  ^. 


*  Con«t.  cit.  SS-  ^6—30;  8.  auch  c  11  (Tolet. 
IV.  633)  C.  XXVIll.  qD.  1.  xi.  c.  94  (id.)  Dist. 
lY.  de  GOD8.  Zam  Beweise  der  Taufe  genügt  auch 
Mer  die  Aussage  eines  glaubwürdigen  Zeugen, 
namentlich  de^enigen ,  welcher  die  Taufe  voll- 
wgen  hat,  1.  c  S-  31. 

«  Const  cit  SS-  32—41.  Ueher  den  Fall 
Hortara  in  Bologna,  in  welchem  diese  Grundsätze 
1858  zur  Anwendung  gehracht  sind,  s.  Katholik, 
Zeitschr.  f.  kath.  Wissenschaft  39.  Jahrgang. 
(1859).  S.  64  «f.  u.  Arch.  f.  kath.  K.  B.  3,  644; 
%  294.  Dieselben  sind  übrigens  schon  vor  ihrer 
geietzUchen  Feststellung  durch  Benedikt.  XIV. 
längst  vertheidigt  worden,  u.  a.  auch  durch  Ul- 
rich Zasius,  de  judaeis  parvulis  baptizandis 
qnaest  Uh  in  opp.  Lugdun.  I6ÖO.  5,  328  ff. ; 
Stintzing,  Ulrich  Zasius.   Basel  18Ö7.  S.  113. 

Uebrigens  ist  die  Taufe  des  Kindes  auch  zu- 
liasig,  wenn  es  vor  Vollendung  des  siebenten 
Jikies  bei  festgestellter  Urtheilsfähigkeit  die 
Taufe  verlangt,  s.  Reiffenstnel  jus  can.  V. 
6.  n.  51 ;  const.  Postremo  S-  32.  Das  war  auch 
der  frühere  Bechtszustand  In  Oesterreich ,  wel- 
clken  noch  die  geheimen  Beilagen  zum  Konkordate 
^"m  1866.  Nr.  1  in  Betracht  ziehen ,  Arch.  f.  k. 
K.R.  18,  460:  „MariaeTheresiae  lege  1765  con- 
^  tancitum  est,  Judaeis  septennio  maiorlbus 
libnam  plane  esse,  fldem  catholicam  amplecti, 


licet  impuberes  adhuc  sint  et  parentes  recla- 
ment ;  septennio  vero  minores  parentibus  invitis 
tunc  ad  baptismum  admittendos  esse ,  quando  ea 
jam  gaudeant  intelligendi  vi,  ut  de  religionis  re- 
bus judicare  possint  Huic  constitutioni  Jo- 
sephi  II.  legibus  derogatum  est ;  attamen  anno 
1806  quoad  aetatem,  qua  Judaeorum  infantes 
parentibtis  invitis  Christi  nomen  dare  possunt, 
restituta  sunt  legis  Theresianae  principia  ,  ita  ut 
mlnime  timendum  sit,  ne  in  Austria  Judaeus 
ideo,  quod  certam  aetatis  metam  non  attigerit ,  a 
regenerationis  sacramento  repellatur''. 

8  Das  ist  die  Praxis  der  Congr.  conc,  s.  Anal, 
jur.  pont  1860.  p.  1457  und  der  Congr.  offlc. , 
Collectanea  cit  p.  126.  n.  207;  p.  133.  n.  213. 

*  So  auch  Pignatelli  consult  t  VII.  cons. 
39  n.  9,  denn  wenn  das  Kind  von  dem  bezeich- 
neten Lebensalter  an  sich  wider  Willen  des  Vaters 
für  die  Taufe  entscheiden  kann,  so  gilt  es  in 
Betreff  der  Religionsfragen  als  adultus  und  sui 
juris,  und  dann  kommt  der  Qrnndsatz  zur  An- 
wendung, dass  erwachsene  Heiden  und  Juden 
zwangsweise  nicht  getauft  werden  dürfen. 

S  Das  Nähere  darüber  unten  in  der  Lehre  von 
dem  Uebertritt  und  der  Zugehörigkeit  zur  Kirche, 
sowie  vom  Konfessionswechsel.  Hier  mag  nur 
bemerkt  werden ,  dass  die  Anm.  2  erwähnten 
Bestimmungen   in   Oesterreich    nicht   mehr 
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2.  Dass  christliche  Eltern  die  Pflicht  haben ,  ihre  Kinder  innerhalb 
kurzer  Zeit  nach  der  Geburt  taufen  zn  lassen,  ist  bereits  o.  S.  35.  bemerkt  worden. 
Aber  selbst  soll  weder  der  Vater  noch  die  Mutter  an  ihnen,  ausser  im  höchsten  Noth- 
falle,  die  Taufe  vornehmend  Die  Vernachlässigung  der  erstgedachten  Pflicht  kann 
nöthigenfalls  an  den  Eltern  mit  geistlichen  Strafmitteln  geahndet  ^  und  durch  solche 
erzwungen  werden. 

Nach  den  mittelalterlichen  Anschauungen  konnte  ferner,  da  die  hartnäckige  Ver- 
weigerung der  Taufe  tdr  die  Kinder  als  Ketzerei  erscheinen  musste,  weltliche  Strafe 
wegen  der  letzteren  eintreten,  und  dies  hat  auch  im  Hinblick  auf  die  zu  seiner  Zeit  in 
Frage  kommende  Lehre  der  Wiedertäufer  der  B.  A.  zu  Speyer  v.  1529  ausdrtteklich 
angeordnet  3. 

In  den  katholischen  Staaten  Deutschlands  sind  dagegen  keine  weltlichen  Gesetze 
erlassen,  welche  bei  der  Nichtbeachtung  der  gedachten  Pflicht  den  katholischen 
Eltern  Zwangsmassregeln  angedroht  hätten ,  offenbar  deshalb  nicht ,  weil  hier ,  wo 
höchstens  einige  Protestanten  vorhanden  waren,  kein  Bedtlrfhiss  dazu  vorge- 
legen hat^.  Wenn  dagegen  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  solche  in  einzelnen 
Staaten,  welche,  wie  Preussen,  nach  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  wesentlich 
protestantische  waren,  ergangen  sind,  so  hatte  dies  seinen  Grund  darin,  dass  man 


in  Geltung  sind,  s.  Gesetz  v.  25.  Mai  1868  (über 
die  interkonfessionellen  Beziehungen  der  Staats- 
bürger) Art.  1.  2.  4.  8.  16,  Arch.  f.  K.  R.  20, 
164. 

1  c.  7  (Johann  VIII.879,  J  äff  « II.  ed.  n.  3258) 
C.  XXX.  qu.  1,  damit  nicht  auch  die  geistliche 
Verwandtschaft  zwischen  Kind  und  Eltern  ent- 
steht (s.  0.  S.  38);  Rituale  roman.  t  II.  c.  1. 
n.  14 :  ^ater  aut  roater  propriam  prolem  bapti- 
zare  non  debent,  praeterquam  in  mortis  periculo, 
quando  alius  non  reperitui ,  qui  baptizet ,  neque 
tnnc  ullam  contrahunt  cognationem,  quae  ma- 
trimonil  usum  Impediat^ 

^  Früher  hat  man  mitunter  auch  Yermogens- 
Btrafen  verhängt,  s.  Taufhuch  der  Pfarrei  Bedbur- 
dyck  y.  1645 :  „neglexerunt  post  binam  aut  tri- 
nam  admonitionem  baptismnm . . .  Iniuncta  Ulis 
mulcta  ecclesiastica ,  nimlrum ,  ut  dent  super- 
pellicium,  Dumont,  Gesch.  d,  Pfarreien  d. 
£r7diöcese  Köln.  XXIL  Dekanat  Grevenbroich. 
Köln  1883.  S.  20.  n.  1. 

3  §.  6  (Koch)  Sammlung  der  Reichsabschiede 
2,  294 :  „Nachdem  auch  kürtzlich  eine  neue  Seot 
dcsWidertauffs  entstanden,  so  in  gemeinen  Rech- 
ten verbotten  und  vor  viel  hundert  Jahren  ver- 
dammt worden  Ist, und  dann  Ihr  Majestät 

. .  .  ein  rechtmässig  Constitution  . . .  auffgerichtf 
und  allenthalben  im  Heil.  Reich  zu  verkünden 
verschafft,  also  lautend:  dass  alle  und  jede 
Widertäuffer  und  WidergetaulTte ,  Manns-  und 
Weibs-Personen,  verständigs  Alters,  vom  na- 
türlichen Leben  zum  Tod ,  mit  Feuer ,  Schwert 
oder  dergleichen,  nach  Gelegenheit  der  Person, 
ohn  vorgehend  der  geistU  Richter  Inquisition, 
gericht  und  gebracht  werden.  Und  sollen  der- 
gleichen Friedbrecher,  Hauptsächer,  Landläuffer, 
und  die  auffrührige  Auffwickler  des  berührten 
Lasters  des  Widertauffs ,  auch  die  so  darauff  be- 
harren, oder  zum  andemmahl  umgefallen,  in 
solchem  keineswegs  begnadet,  sondern  gegen 
ihnen,  vermög  solcher  Satzung  ernstlich  mit  der 


Straff  gehandelt  werden.  Welche  Person  aber 
ihren  Irrsal  für  sich  selbst  oder  auf  Unterricht 
und  Ermahnung  unverzüglich  bekennten,  den- 
selben zu  widerruffen,  auch  Buss  und  Straff  dar- 
über anzunehmen  willig  seynd,  und  um  Gnaden 
bitten  würden,  dass  dieselbige  nach  Gelegenheit 
ihres  Standes,  Wesens,  Jugend  und  allerley  Um- 
stand mögen  begnadet  werden.  Dass  auch 
ein  jeder  seine  Kinder  nach  Christ- 
licher Ordnung,  Herkommen  undGe- 
brauch  in  der  Jugend  tauffen  lassen 
soll.  Welche  aber  das  verachten  und  nicht 
thun  würden,  auf  Meinung,  als  soll  derselbig 
Kinder  Tauff  nichts  seyn ,  dass  dieselben  so  dar- 
auff zu  beharren  unterstünden,  für  ein  Wie- 
dertauffer  geacht  und  obangezeigter  Kay- 
serl.  Constitution  unterworffen  seyn,  und  soll 
keiner  derselben  aus  obangezeigten  Ursachen  be- 
gnadet werden ,  an  andere  Orte  relegirt  und  ver- 
wiesen, sondern  unter  seiner  Obrigkeit  zu  blei- 
ben verstrickt  und  verbunden  werden ,  die  dann 
ein  fleissig  Auffsehen  haben  soll,  damit  sie  nicht 
wiederum  abfallen". 

Wenn  sohon  die  Gesetze  des  angelsächsischen 
Königs  Ine  (688—705)  c.  5:  „Puer  infra  XXX 
noctes  baptizetur.  Si  non  sit,  XXX.  solidis 
emendetur  (d.  h.  vom  Vater,  Schmidt,  Gesch. 
d.  Angelsachsen.  2.  Aufl.  S.  21.  n.  2).  Si  mo- 
riatur  sine  baptismo,  emendetur  tota  pecunia*', 
Strafe  androhen,  so  hängt  diese  Bestimmung  mit 
der  Durchführung  der  Christianlsirung  zusammen. 

*  Wenn  dies  der  Fall  gewesen  wäre ,  würde 
z.  B.  ein  Regent,  wie  Maximilian  I.  .von  Baiem 
(1576 — 1651),  welcher  den  Besuch  des  Hoch- 
amtes und  der  Predigt,  die  Sendung  der  Kinder 
zur  Christenlehre  und  die  Anschaffung  von 
Rosenkränzen  anter  Androhung  von  Strafen  vor- 
geschrieben hat,  Stieve,  kirchl.  Polizeiregi- 
ment unter  Maximilian  I.  München  1876,  S.  51. 
52,  sicherlich  auch  eine  derartige  Anordnung  er- 
lassen haben. 
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trotz  der  hier  geflbten  grösseren  Toleranz,  in  Folge  deren  sich  neue  Ideen  leichter 
geltend  machen  und  die  frühere  allgemeine  Sitte  der  Kindertaufe  in  Frage  stellen 
konnten,  doch  die  christlichen  Kirchen  als  die  prinzipiell  einzig  berechtigten  betrach- 
tete, und  zugleich  das  Interesse  der  Beurkundung  des  Personenstandes  der  Kinder, 
für  dessen  Beurkundung  die  kirchlichen  Taufbücher  damals  noch  dienten ,  im  Auge 
hatte  ^  Doch  sind  diese  Vorschriften  seit  der  Anerkennung  der  Religions-  und  Oe- 
wissensfreiheit  und  der  Einführung  der  staatlichen  Civilstandsregisterflhrung  ausser 
Kraft  gesetzt  worden^. 

Als  christliche  Eltern  kommen  auch  diejenigen  in  Betracht,  welche  anderen 
christlichen  Kirchen  und  Religionsgesellschaften ,  z.  B.  der  protestantischen  Kirche 
angehören,  also  im  Sinne  der  katholischen  Kirche  Häretiker  oder  Schismatiker 
sind.  Da  sie  der  katholischen  Kirche  nach  deren  Anschauungen  unterworfen  sind, 
haben  sie  dieselbe  Pflicht  in  Betreff  ihrer  Eander,  wie  katholische  Eltern,  d.  h.  die 
Pflicht,  die  Kinder  nicht  etwa  durch  den  unberechtigten  ketzerischen,  sondern  durch 
den  als  allein  berechtigt  geltenden,  katholischen  Geistlichen  taufen  zu  lassen.  Liegen  die 
Voraussetzungen  vor,  unter  denen  die  Ketzerei  der  Eltern  als  kirchliches  Verbrechen 
behandelt  werden  muss  und  kann  3,  so  ist  die  Kirche  befagt  ^ ,  die  Kinder  solcher 


1  Für  PreuMen  hat  der  dem  Cirk.  v.  23.  Fe- 
bruar 1802,  Rabe,  Samml.  preuss.  Gesetze  7, 
63,  entnommene  Anhangs-^.  131  z.  A.  L.  R.  II. 
$.  446  Torgescbrieben :  „Kinder  christlicher  El- 
tern sollen  längstens  sechs  Wochen  nach  der 
Gebort  getauft  werden."  Zur  Begründung  dieses 
Erlasses  wird  angeführt,  dass  die  Kindertaufe 
^t  der  bürgerlichen  Verfassung  schon  so  innig 
Terwebt  ist,  dass  die  Ausübung  bürgerlicher 
Rechte  und  mehrere  wichtige  Verhältnisse  im 
Staate,  wenigstens  In  Ansehung  der  Beglaubigung 
daron  abhängen^,  und  femer :  „so  würden  der- 
gleichen Eltern,  wenn  sie  sich  nicht  von  der 
Kirche  mit  Verzichtleistung  auf  alle  davon  ab- 
hängigen bürgerlichen  Verhältnisse  ganz  trennen 
und  bloss  geduldet  seyn  wollen,  gleichsam  als 
Wahnsinnige  betrachtet,  ihren  Kindern  Vor- 
münder bestellt  und  durch  diese  dafür  gesorgt 
werden  müssen ,  dass  die  Unvernunft  der  Eltern 
den  Kindern  nicht  nachtheilig  werde".  Danach 
wurde  bei  Weigerung  der  Eltern  dem  Kinde 
ein  Kurator  bestellt,  und  dieser  hatte  nöthigen- 
falls  unter  administrativer  Mitwirkung  die  Taufe 
desselben  zu  veranlassen.  Femer  gehören  hierher 
die  N  as  8  a  ui  s  0  h  e  V.v.25/29.M'arz  1808,  wieder- 
holt am  4.  März  1816  (Verordnungen,  Jahrgang 
8.  S.  75),  welche  mit  „unausbleiblichen  Strafen^ 
droht,  die  Lübecker  V.  v.  10.  September 
1814,  Sammlung,  d.  Verordn.  1,  162,  erneuert 
24.  Januar  1865,  All.  Kirch.  Bl.  t  d.  ev.  Deutsch- 
land. Jah^ng  1855.  S.  40,  welche  aber  für  die 
katholische  Kirche  keine  praktische  Bedeutung 
hatte,  da  das  Bedfirfniss,  die  Verhältnisse  der 
dortigen  Katholiken  zu  regeln,  erst  viel  später 
hervorgetreten  ist ,  s.  Regulativ  f.  d.  kath.  Ge- 
meinde V.  14.  Juli  1841,  s.  a.  a.  0. 10,  6,  end- 
UehdieKur  hess.  Verordn.  v.  lO.Novembor  1820 
SS-  ^-  B  (Verordn.  S.  87),  welche  angemessene 
^^ZwanggmMgregeln''  erlaubt.  Das  Rescr.  v.  16. 
Dezanber  1826  für  das  Könlgr.  Sachsen,  wel- 


ches Geldstrafen  und  zweckdienliche  Zwangs- 
massregeln androht ,  betrifft  nur  die  lutherische 
Kirche ,  und  erst  die  dasselbe  modiücirende  V. 
V.  28.  Mai  1850,  welche  im  %,  2  die  Frist  bei  der 
Taufe  auf  6  Wochen  ausdehnt,  aber  die  Geburts- 
anzeige zum  Kirchenbuch  binnen  8  Tagen  ver- 
langt, ist  durch  V.  v.  Cult.-M.  v.  21.  Dezember 
1850  in  Gemässheit  eines  Antrages  des  aposto- 
lischen Vikariates  auch  auf  die  Katholiken  aus- 
gedehnt worden,  s.  Schreyer,  Codex  d.  i. 
Sachsen  geltenden  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  S.  270. 
709.  Die  übrigen,  bei  Richter-Do ve,  K.  R. 
$.  264.  n.  12  und  Friedberg  K.  R.  2.  Aufl. 
S.  182.  n.  5  angeführten  Bestimmungen  betreffen 
nur  die  evangelische  Kirche,  für  welche  ^der- 
gleichen Verordnungen  viel  früher  vorkommen. 

2  In  Pre  US  sen  (und  auch  in  Nassau)  zwei- 
fellos durch  $.  56  des  Gesetzes  v.  1874,  betr.  die 
Beurkundung  des  Personenstandes,  wodurch  die 
frühere  Kontroverse ,  ob  der  Anh.  S»  131  durch 
die  Verf.  Urk.  Art.  12  aulgehoben  worden  sei, 
Jacobson,  evangel.  Kirchenrecht  d.  preuss. 
Staates  S.  477,  erledigt  worden  ist.  Die  cit. 
Kurhess.  Verordn.  war  schon  durch  Ges.  die  Re- 
Ugionsfreihelt  betr.  v.  29.  Oktober  1848  %.  1  be- 
seitigt. Die  Lübecker  V.  ist  durch  die  Be- 
kanntmachung V.  2. Oktober  1875.  §..8  (P.  Hin- 
schius,  Reichspersonenstandsgesetz.  2.  Aufl. 
S.  441)  für  fortgefallen  zu  erachten.  Da  in  S  a  c  h  - 
sen  durch  V.  v.  13.  Dezember  1876  §.  5  (Codex 
cit.  Suppl.  v.  1879.  S.  250)  die  Strafbestim- 
mungen der  cit.  V.  v.  1850  (b.  vor.  Anm.)  für 
die  lutherische  Kirche  aufgehoben  worden  sind, 
dürften  sie  auch  für  die  katholische  beseitigt 
worden  sein. 

8  Vgl.  Schulte,  System  S.  401  u.  S.  450  ff. 
und  unten  im  Strafrecht. 

^  Denn  durch  die  Ketzerei  geht  die  väterliche 
und  elterliche  Gewalt  verloren,  c.  4.  (Alex.  IV.) 
S.  4.  i.  f.  in  VIto  de  haeret.  V.  2. 
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Eltern  wider  Willen  derselben  zu  taufen  nnd  sie  diesen  behnfs  der  Sicherung  einer 
rechtgläubigen  Erziehung  wegzunehmen  ^ 

Wenn  dagegen  die  Kirche ^  wie  in  den  modernen  Staaten,  in  denen  die  Beli- 
gions-  und  Gewissensfreiheit  anerkannt  ist,  oder  auch  wegen  anderer  faktischer  Ver- 
hältnisse, wie  in  den  Missionsländem ,  gehindert  ist,  nicht  katholische  Christen  in 
Oemässheit  des  kanonischen  Rechtes  als  Ketzer  zu  behandeln,  so  kommt  der  Gesichts- 
punkt zur  Geltung ,  dass  die  Kirche  ihre  Gnaden  nicht  Unwürdigen  gewähren ,  sich 
vielmehr  der  communicatio  in  sacris  mit  ihnen  enthalten  soll,d.  h.  dass  bei  der  Gefahr, 
dass  das  katholisch  getaufte  Kind  von  seinen  Eltern  eine  häretische  oder  schismatische 
Erziehung  empfängt,  das  Kind  selbst  auf  Verlangen  der  ersteren  nicht  von  einem  ka- 
tholischen Geistlichen  getauft  werden  darf,  es  sei  denn,  dass  dasselbe  in  augenschein- 
licher Todesgefahr  schwebe  oder  an  einer  Krankheit,  welche  voraussichtlich  vor  Er- 
langung des  Unterscheidungsvermögens  den  Tod  herbeiführt ,  leide ,  weil  in  diesem 
Falle  die  Besorgniss  vor  einer  nicht  katholischen  Erziehung  des  Kindes  ausgeschlossen 
ist,  und  die  Pflicht  der  Kirche,  für  das  Seelenheil  desselben  zu  sorgen,  der  Art  vor- 
geht 2,  dass  der  angegangene  katholische  Geistliche  die  Taufe  zu  vollziehen  verbunden 
ist.  Femer  ist  die  Taufe  auf  Begehren  der  Eltern  gestattet,  wenn  eine  begründete 
Hoffnung  für  die  Erziehung  des  Kindes  im  katholischen  Glauben  vorliegt,  insbesondere 
die  Eltern  diese  versprochen  haben,  jedoch  sollen  in  solchen  Fällen  immer  Katholiken 
als  Pathen  zugezogen  werden  ^,  In  Deutschland  *  hat  sich  aber  noch  bis  zur  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  in  einzelnen  Diöcesen  die  Uebung  erhalten,  die  Kinder  akatho- 
lischer Eltern  auf  deren  Wunsch  nicht  nur  im  Falle  der  Todesgefahr,  sondern  auch 
in  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  grosser  Entfernung  des  protestantischen  Geistlichen ,  zu 
taufen^.  Wahrscheinlich  ist  aber,  dass  man  jetzt  überall  den  Standpunkt,  welcher 
eben  gekennzeichnet  ist  und  von  den  Kurialbehörden  vertreten  wird,  eingenom- 
men hat^. 

X.  Die  Blut-  und  die  Begierde-Taufe  [bapiismus  sanguinis  und  h.flaminis 
oder  desiderii) '.    Der  gewöhnlichen  oder  Wassertaufe  [h,fluminis)  wird  die  Bluttaufe 

1  So  sagt  auch  die  Oongr.  piop.  1737,  Ck)l«  unter  Zuziehung  eiaes  katholifichen  Pathen,  wel- 
leotan.  cit.  p.  135.  n.  217:  „Certum  est  quidem  eher  auf  Erziehung  des  Kindes  im  katholischen 
penes  ecclesiam  jus  esse  baptizandl  infantes  fllios  Glauben  hinzuwirken  hatte,  gestattet,  YeTsamm- 
haereticoTum  et  schismaticorum  ac  praepedlie,  lung  der  deutschen  Bischöfe  zu  Würzburg  v. 
ne  parentum  errorlbus  imbuantur,  neque  de  1848,  coli.  conc.  Lac.  5,  1065. 

hoc  ecclesiae  jure  ulla  dubitatio  mo-  ^  Dieser  ist  schon  auf  der  erwähnten  Würz- 

verl  potest^  burger  Versammlung  von  einzelnen  Bischöfen 

2  Das  ist  der  römische  Standpunkt,  welcher  vertreten  worden,  a.  a.  0.  S.  1064.  1065.  Wenn 
sich  aus  der  Instr.  d.  Oongr.  oflf.  v.l767,  Collect.  Vering  K.R.  2.  Aufl.  S.  828.  829  angiebt,  dasb 
cit.  p.  134.  n.  216  ergiebt.  die  unmündigen  Kinder  Ton  Juden,  Heiden  und 

3  S.  die  Bestimmungen  der  Congr.  Offlc.  und  Sektirern  nur  auf  Verlangen  ihrer  Eltern  getauft 
Gongr.  Prep.  v.  1827  u.  1830,  coli.  conc.  Lac.  3,  werden  sollen,  und  selbst  dann  deren  Taufe  nur 
23;  ferner  die  Synoden  v.  Baltimore  1820,  zulässig  ist,  wenn  1.  die  Taufe  des  Geistlichen 
Qaebec  1854,  Halifax  1857,  Thurles  1850,  West-  der  Konfession,  welcher  die  Eltern  angehören, 
minster  1852,  1.  c.  p.  23.  634.  740.  779.  929.  nach  katholischen  Begriffen  eine  ungültige  sein 

^  Wo  früher  sogar  die  katholischen  Pfarrer,  würde,  und  2.  zu  erwarten  ist,   dass  das  Kind 

sofern  ihnen  auch  über  einzelne  Protestanten  in  auch  katholisch  erzogen  wird,  so  ist  dies  nicht 

der  Pfarrei  der  Pfarrzwang  zustand ,    s.  Bd.  2.  ganz  korrekt.   Er  reproducirt  damit  nur  den  auf 

S.  313.  n.  1,  den  Kindern  derselben,  falls  nicht  der  Würzburger  Versammlung  in    Betreff  der 

die  Zuziehung  eines  protestantischen  Geistlichen  Kinder  von  Sektirern  gestellten  Antrag  und  be- 

^estattet  und  beliebt  wuvde,  selbstyerständlich  zieht  sich  allein  auf  die  desfallslgen  Verband- 

auch  ohne  jede  weitere  Voraussetzung  die  Taufe  langen, 

zu  ertheilen  hatten.  "^  S.  Bonner  Zeitschr.  f.  Phil.  u.  kath.  Theo- 

B  Ersteres  war  der  FaU  in  den  Diöcesen  Kulm,  logie.    H.  27.    S.  113;    Probst,    Sakramente 

letzteres  in  Salzburg.    In   Köln  war  die  Taufe  S.  101.  106. 
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d.  h.  das  Erleiden  des  Märtyrertodes  für  Christus  durch  einen  UngetauftenS  und  die 
B^erdetaofe,  d.  h.  der  Tod  eines  solchen ,  welcher  nicht  in  der  Lage  ist ,  die  Taufe 
zu  empfangen,  aber  im  Sterben  sehnsüchtig  nach  ihr  verlangt 2,  entgegengestellt. 
Die  Personen,  welche  in  dieser  Weise  gestorben  sind,  werden  [ex  voio)^  derselben 
Gnaden,  wie  diejenigen,  welche  die  Wassertaufe  erhalten  haben,  theilhaftig.  Recht- 
lich werden  sie  also  von  ihrem  Tode  ab  als  Glieder  der  Kirche  behandelt^  und 
haben  Anspruch  auf  kirchliches  Begräbniss  in  geweihter  Erde^. 

§.201.    2.    Die  Konfirmation  oder  Firmung.  ^ 

I.  Begriff  und  rechtliche  Bedeutung.  Die  Firmung  [confirmatio],  das- 
jemge  Sakrament,  durch  welches  dem  Getauften  der  heilige  Geist  zur  Stärkung  des 
Glaubens  und  die  Kraft  zum  standhaften  Bekenntnisse  desselben  in  allen  Kämpfen 
des  Lebens  mitgetheilt  wird*^,  kommt  für  das  Rechtsgebiet  insofern  in  Betracht,  als 
die  gültige  Konfirmation  eine  der  Voraussetzungen  der  erlaubten  Erwerbung  dei^ 
Ordination,  d.  h.  der  Zugehörigkeit  zum  geistlichen  Stande  bildet^,  weiter  aber 
auch  insofern,  als  die  Betheiligung  bei  der  Spendung  der  Konfirmation  für  bestimmte 
Personen  gewisse  Rechtswirkungen ,  nämlich  das  Ehehindemiss  der  geistlichen  Ver- 
wandtschaft^, erzeugt  ^<>. 

n.  Erfordernisse  der  gültigen  Konfirmation.  1.  Die  Befähigung 
zur  Ertheilung  der  Konfirmation  steht  nicht  jedem  Ordinirten,  sondern  nur  den\jeni- 
gen  zu,  welcher  die  bischöfliche  Konsekration  empfangen  hat^^    Der  Priester  kann 


«  c.  37  (August.)  Dist.  IV.  de  consecr. 

2  c.  34.  149  (Augast.)  1.  c. ;  c.  2  (Innoc.  III.) 
X  de  presb.  nou  bapt.  III.  43. 

3  Trid.  SeflB.  VI  de  justlf.  c.  4. 

*  Vgl.  auch  c.  3  (Innoc.  III.)  X  tit.  cit.  III. 
43:  „quam  quis  non  solum  per  sacramentam 
fldei,  sed  per  fldem  etiam  sacramenti  (d.  h.  durch 
den  8.  g.  baptismus  flaminis)  efflciatur  procul 
dubio  membnim  Christi". 

5  Probst,  Exequien.    Tübingen  1856.  S.  17. 

*  Jo.  Sainte-Bo  euve,  de  sacrmento couflr- 
mationid  et  extremae  unctiouis.  Paris  1686.  4; 
Bertieri(s.  S.  23.  n.  5);  Chr.  Th.  Ziegler, 
die  Feier  der  h.  Firmung  1.  d.  kath.  Kirche. 
Wien  1817;  Brenner  (s.  0.  a.  a.  0.)  Th.  II. 
(Firmung);  A.  Gau,  de  valore  manuum  Impo- 
sitionls  atque  unctlonis  in  sacram.  conflrmat. 
dUs.  hlBt.  dogm.  Colon.  1832;  Welz,  das  Sa- 
krament der  Firmung,  Breslau  1847. 

"^  Decr.  Eugen,  pro  Instr.  Armen.,  Maus i  31, 
1055;  Trid.  Sess.  VII.  de  conflrm.  c.  1.  2;  Ca- 
tech.  roman.  P.  II.  c.  3.  qu.  2—5. 

^  Ihr  Mangel  begründet  die  Irregalaritas  ex 
defectu  fldei,  s.  Bd.  I.  S.  21. 

«  VgL  Schulte,  Eherecht  S.  188  und  unten 
im  Eherecht. 

^^  Die  Erfordernisse  der  gültigen  Firmung 
sind  deshalb  mittelbar  auch  rechtliche  Voraus- 
Setzungen  der  geistlichen  Verwandtschaft  und 
des  Ausschlusses  der  oben  im  Texte  erwähnten 
iirt  der  Irregularität  (s.  vor.  Anm.)  oder  Requi- 
site der  rechtlich  erlaubten  Spendung  der  Or- 
dination. 


1*  Das  wird  gegründet  auf  Act.  apost.  VIII. 
14 — 17  und  auf  die  Succession  der  Bischöfe  in 
die  Vollmachten  der  Apostel,  s.  ferner  Innoc.  IV. 
ad  episc  Tiisculan.  y.  1254,  Pott  ha  st  reg.  n. 
15266,  Maust  23,  578  u.  Trid.  Sess.  VII.  de 
conflrm.  c.  3.  Die  katholische  Kirche  nimmt  an, 
dass  die  Konflrmation  eines  der  von  Christus  ein- 
gesetzten Sakramente  ist ,  Trid.  1.  c.  de  sacram. 
in  gen.  c.  1,  und  dass  dieselbe  yon  Anfang  an, 
also  auch  'in  'der  alten  Kirche,  von  der  Taufe 
unterschieden  gewesen  sei,  s.  noch  Probst, 
Sakramente  S.  159  ff.  Nach  den  Ergebnissen  der 
protestantischen  Forschung  hat  sich  die  Konfir- 
mation erst  als  besonderes  Sakrament  aus  der 
bei  der  Taufe  vorkommenden  Handauflegung 
und  Salbung  entwickelt.  Schon  früh  wurde  in 
einzelnen  Fällen  bei  der  Taufe,  Insbesondere 
der  der  Häretiker,  zur  Ergänzung  derselben  eine 
nachträgliche  Handaufleguug  und  Salbung  sei- 
tens des  Bischofs  verlangt,  s.  0.  S.  37  n.3  u. 
S.  44  n.  1  u.  2;  Hahn,  Sakramente  S.  192  ff. 
Dadurch  erschienen  die  beiden  eben  erwähnten 
Akte  als  etwas  selbstständiges  gegenüber  der 
Taufe ,.  und  schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  be- 
gann sich  die  Ansicht  geltend  zu  machen ,  dass 
jeuer  Akt,  die  Konflrmation,  ein  besonderes, 
von  der  Taufe  verschiedenes  Sakrament  bilde, 
Hahn,  Sakramente  S:  83.  87  ff.  Vom  9.  Jahr- 
hundert ab  hat  diese  Ansicht  immer  mehr  An- 
hänger gewonnen,  s.  c.  2.  3  (Pseudo-Trid.)  Dist. 
V  de  consecr.,  und  mit  dem  Ablauf  des  zwölften, 
seit  Petrus  Lombardus  sentent  IIb.  IV  dist.  2  A., 
ist  sie  die  herrschende  geworden,  Hahn  a.  a.  0. 
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sie  allerdings  ebenfalls  gültig  vollziehen ,  er  bedarf  aber  dazu  einer  päpstlichen  Er- 
mächtigung ^  and  muss  dabei  von  einem  Bischof  geweihtes  Chrisma  (s.  nachher  unter 
No.  3)  anwenden  ^.  Ob  dem  Priester  durch  eine  solche  Delegation  erst  die  Fähigkeit 


5.  107;  8.  auch  das  Glaal)ensbekenntnl8s  des 
Konzils  T.  Lyon  1274,  Hefele,  Concil.  Gesch. 
2,  123.  Als  die  Taufe  nicht  mehr  regelmässig 
durch  den  Bischof,  sondern  durch  die  Priester 
ertheilt  wurde,  überliess  man  diesen  bei  der- 
selben ebenfalls  die  Salbung,  als  deren  Ort  man 
freilich  den  vertex  des  Neophyten  bezeichnete, 
behielt  aber  die  zur  Konfirmation  gewordene 
Handaufleguug  und  Salbung  (an  der  Stirne)  aus- 
schliesslich dem  Bischöfe  unter  Berufung  auf  acta 
apost.  VIII.  17.  cit  vor,  vgl.  Hahn  S.  195  ff., 

6.  femer  Innocenz  I.  in  c.  119.  Dist.  IV  de  cons. 
(S.  37  n.  3),  c.  120  (Gregor  I.)  ibid.,  c  6  (Raba- 
nus  Maurus),  o.  6  (Herard  v.  Toursi  c  7  (Paris 
829)  Dist.  V.  de  cons. ;  c.  un.  J.  7  (Inn.  Hl.)  X. 
de  sacr.  unct.  I.  15. 

1  Man  beruft  sich  dafür  herkömmlicher  Weise 
auf  c.  1  (Gregor I.  ep.  IV.  26.  a.  594)  Dist.  XCV : 
„Pervenit  quoque  ad  nos  quosdam  seandallzatos 
fuisse,  quod  presbiteros  crlsmate  tangere  eos  qui 
baptizati  sunt,  prohibulmus.  Et  nos  quldem  se- 
cundum  vetornm  usum  nostrae  ecclesiae  feci- 
mus.  Sed  si  omnino  hac  de  re  aliqul  contri- 
stantur,  ubi  eplscopl  desunt,  ut  presbiteri  etiam 
in  frontibus  baptizatos  crismate  tangere  debeant, 
concedimus^  Aber  es  bleibt  zweifelhaft,  ob  Gre- 
gor I.  diese  Anordnung ,  welche  an  den  Bischof 
V.  Oagliari  auf  Sardinien  ergangen  ist ,  nicht  als 
Metropolit  der  Insel  erlassen  hat,  da  die  An- 
nahme, dass  Gagliarl  schon  damals  ein  Erzbis- 
thum  gewesen  sei  (so  Neher,  kirchl.  Geo- 
graphie u.  Statistik  1, 310),  durchaus  nicht  sicher 
erscheint  Abgesehen  davon  handelt  es  sich  aber 
nicht  um  die  Delegation  von  Priestern  für  ein- 
zelne Fälle,  soncfem  um  die  allgemeine  Bestim- 
mung ,  dass  in  Ermangelung  des  Bischofs  jeder 
Priester  die  Konfirmation  ertheilen  kann,  wie 
eine  solche  für  den  gleichen  Nothfall  zu  Gunsten 
der  Priester  in  Betreff  der  dem  Bischof  für  die 
Regel  vorbehalten  gebliebenen  Handauflegung 
und  Chrismation  bei  den  zur  Kirche  zurück- 
kehrenden Ketzern  (s.  o.  S.  37  n.  3  u.  S.  44. 
n.  2)  von  den  Konzillen  v.  Orange  441.  c.l  und 
V.  Epaon  517  c.  16  getroffen  worden  ist.  Jeden- 
falls liegt  der  Stelle  Gregors  I.  noch  die  An- 
schauung zu  Grunde,  dass  die  Fähigkeit  zur 
Konfirmation  nicht  dem  Bischof  allein  und  aus- 
schliesslich zukomme.  Später,  in  der  Scholastik, 
hat  sich  allerdings  die  Ansicht  geltend  gemacht, 
dass  nur  der  Bischof,  nicht  der  Priester,  der 
durch  die  Einsetzung  dieses  Sakramentes  be- 
stimmte Minister  sei,  Hahn,  Sakramente  S.  200, 
und  manche  Anhänger  dieser  Neuerung  haben 
sogar  die  Auffassung  vertreten ,  dass  allein  der 
Bischof  und  niemals  ein  Priester  zu  konfirmiren 
fähig  sei,  c.  4  (Innoc.  IIL)  X  de  cons.  L  4  u. 
c.  1.  $.  7  (id.)  X  de  sacr.  unot  I.  15;  Hah  n  a. 
a.  0.  Von  diesem  Standpunkt  ans  war  es  nur 
konsequent ,  wenn  die  Znlässigkeit  der  Konflr- 
mationsspendung  durch  einen  Priester  selbst  auf 
Grund  ertheilter  päpstlicher  Ermächtigung  ver- 
worfen wurde ,  s.  die  Anführungen  bei  Bene- 


dict XIV.  de  syn.  dioec  VH.  7.  n.  4.  Wie  in 
anderen ,  das  Sakrament  der  Firmung  betreffen- 
den Streitfragen,  ist  aber  auch  in  dieser  die  Scho- 
lastik nicht  zu  einem  festen  Resultate  gelangt. 
Daher  waren  die  Päpste ,  umso  mehr  als  die  cit. 
Stelle  Gregors  I.  dafür  einen  Anhalt  zu  bieten 
schien,  in  der  Lage,  an  dem  von  ihnen  und  für 
sie  behaupteten  Rechte  zur  Delegation  festzu- 
halten. Seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts, seit  Nikolaus  IV.  (1288—1292),  sind 
von  ihnen  vielfach  derartige  Ermächtigungen, 
namentlich  an  einzelne  Ordenspriester  der  Fran- 
ziskaner, der  Cistercienser  und  später  der  Je- 
suiten ertheilt  worden,  s.  Innoc.  XIU.  Cum  ad 
$uper8criptum  v.  13.  September  1721,  bull.  Taur. 
21,  889;  Bened.  XIV.  1.  c.  u.  Gonzalez 
Tellez  ad  c.  4.  X  de  consuet.  I.  4.  n.  8,  vgl. 
auch  const.  Bened.  XIV. :  Cum  ad  infraserip- 
tum  V.  9.  Januar  1741,  bull,  eiusd.  1, 12,  worin 
dem  Guardian  des  h.  Grabes  in  Jerusalem  aus 
dem  Orden  der  Franziskaner-Observanten  für  die 
Dauer  seiner  Amtsthätigkelt  das  Recht  gewährt 
wird,  in  Abwesenheit  lateinischer  Bischöfe  an 
den  Orten  des  h.  Landes  mit  bischöflich  bene- 
dlcirtem  Oel  und  Chrisma  zu  firmen,  s.  auch 
Bened.  XIV.  const.  Demandaiam  v.  24.  De- 
zember 1743.  S.  i^.  ihld.  p.  131.  Durch  die 
Praxis  der  Päpste,  deren  Rechtmässigkeit  im 
Verlaufe  der  Zeit  nicht  mehr  in  Frage  gezogen 
wurde,  ist  also  der  im  Text  bezeichnete  Grund- 
satz festgestellt,  und  seit  dem  18.  Jahrhundert 
von  ihnen  auch  ausdrücklich  als  unzweifelhaft 
geltendes  Recht  behauptet  worden,  Bened.  XIV.: 
Eo  quamvis  v.  4.  Mai  1745  §.  8  und  Anno  ver- 
tenU  V.  19.  Juni  1750  S-  4,  eiusd.  bull.  1,  228 
u.  3,  129. 

Wenn  später  diese  Befuguiss  des  Papstes 
nicht  mehr  bestritten  worden  ist ,  so  wurde  doch 
nunmehr  seitens  der  Gallikaner  unter  Heran- 
ziehung der  Stellen  Gregors  I.  und  unter  Hinweis 
auf  die  von  Rom  nicht  beanstandete  Praxis  der 
orientalischen  Elirche ,  in  welcher  der  taufende 
Priester  zugleich  das  Sakrament  der  Konfirmation 
spendet,  s.  Coustant  epist.  Roman,  pontif .  1 . 
857.  n.  c.  van  Espen,  ins  eccles.  P. II.  t.  III. 
c.  1.  n.  5  ff.  das  Recht ,  Priester  zu  delegiren, 
für  die  Bischöfe  in  Anspruch  genommen,  s.  des 
Näheren  darüber  Bened.  XIV.  de  syn.  dioec 
VU.  8.  n.  3  ff.  Von  Rom  ans  ist  diese  Ansicht 
aber  selbstverständlich  stets  bekämpft  worden, 
weil  die  Delegation  eines  Priesters  durch  den 
Bischof  ^ein  Akt  der  Jurisdiktion  sei,  und  daher 
eine  Reservation  des  Delegationsrechtes  für  den 
Papst  durch  Gewohnheitsrecht  und  durch  diesen 
selbst  statthaft  erscheine.  Nach  der  römischen 
Anschauung  ist  daher  die  Konfirmation  durch 
einen  nur  bischöflich  ermächtigten  lateinischen 
Priester  nichtig,  Bened.  XIV.  1.  c.  n.  8. 

2  Diese  Einschränkung  ist  in  der  Regel  in  den 
betreffenden  Indulten  (s.  vor.  Anm.)  gemacht 
worden,  wenn  schon  ausnahmsweise  früher 
auch  Ermächtigungen  an  Priester  auf  die^Zube- 
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zur  Spendimg  der  Konfirmatioii  ertheilt  wird  *,  oder  ob  ihm  diese  an  sich  schon  inne 
wohnt,  and  es  der  päpstlichen  Ermäohtigung  nur  deshalb  bedarf,  weil  die  Ausflbnng 
der  Befthignng  durch  das  Recht  der  Art  an  den  bischöflichen  Ordo  gebunden  ist, 
dass  der  Papst  allein  Ausnahmen  davon  zu  Gunsten  eines  Priesters  gestatten  kann  ^, 
ist  streitig  und  bisher  in  der  katholischen  Kirche  nicht  entschieden  \ 

Dass  der  Bischof  von  kirchlichen  Censuren  betroffen ,  in  Ketzerei  verfallen, 
Schismatiker  oder  Heide  geworden  ist,  schadet  der  Gflltigkeit  der  von  ihm  gespen- 
deten Konfirmation  ebensowenig  wie  dies  bei  der  Ordination  oder  bei  der  Taufe  der 
Fall  ist^.  Selbst  dadurch ,  dass  der  Bischof  selbst  etwa  die  Konfirmation  nicht  em~ 
pfangen  haben  sollte ,  wird  die  Gflltigkeit  der  von  ihm  ertheilten  Konfirmation  nicht 
berührt*. 

Die  Berechtigung  zur  Spendung  der  Firmung  hat  der  Bischof  aber  nur  fttr  seine 
Didcesanen®  und  innerhalb  seines  Sprengeis' ,  der  Weihbischof,  wenn  er,  wie  z.  B. 


reitung  des  Chrismas  ertheilt  worden  sind,  Be- 
tt ed.  1.  e.  n.  1.2.  S.  auch  die  instrnctio  der 
Ck>ngr.  prop.  pro  simplici  sacerdote  sacramentum 
eonflrmationis  ex  s.  sed.  apost.  deleg.  admini- 
strant©  ▼.  1774,  Acta  s.  sed.  7,  306. 

'  Dafür  spricht  c.  4.  X.  I.  4  cit,,  welches  von 
den  darch  Priester  eigenmächtig  ertheilten  Kon- 
firmationen sagt :  ,,ut  ab  his,  qnibus  ea  conferre 
Bon  licet ,  ex  temeritate ,  qaae  lege  damnatnr, 
non  sine  gravi  pericnlo  inaniter  oonferantur, 
qaum  nmbra  qnaedam  ostendatnr  in  opere,  ve- 
ritas  autem  non  snbeat  in  elTectn^,  denn  die  letz- 
ten Worte  zeigen  deutlich,  dass  Innocenz  III. 
solche  Konfirmationen  als  nichtig  ,  nicht  Mos  (so 
Fachmann  K.  R.  3.  Aufl.  2,  184  n.  f.)  als  un- 
heilvoll oder  unerlaubt  betrachtet. 

Dieser  Auffassung  steht  aber  entgegen ,  dass, 
wie  schon  einzelne  Scholastiker  hervorgehoben 
haben,  der  Papst ,  falls  der  Bischof  zufolge  der 
Einsetzung  des  Sakramentes  durch  Christus  die 
Befähigung  zur  Spendung  des  letzteren  erhalten 
hat,  daran  seinerseits  nichts  zu  ändern  befugt 
wäre ,  und  dass  der  an  sich  unfähige  Priester, 
weil  er  durch  die  dem  Rechtsgebiete  angehörige 
Delegation  nicht  den  bischöflichen  Charakter  er- 
kalten kann, auch  niemals  die  Fähigkeit  durch  eine 
solche  zu  erwerben  vermöchte,  Hahn,  Sakra- 
mente S.  202.  203.  Umgekehrt  aber  glebt  es, 
wenn  man  die  Möglichkeit  einer  üebertragung 
der  Befähigung  durch  den  Papst  an  den  Priester 
amiimmt,  keinen  Grund  dafür,  warum  —  das  ist 
auchsehon  von  der  Scholastik  betont  worden ; 
Hahn  S.  201  —  der  Papst  seine  Macht  nicht 
auch  auf  Jeden  konflrmirten  Christen  übertragen 
könnte. 

Dem  Erklärungsversuche  -\on  Gornzalez 
Tellez  1.  c  n.  14,  dass  der  Priester  den  bi- 
tchöflichen  ordo  als  inchoatus  und  imperfectus 
habe,  und  das  ihm  dabei  Fehlende  durch  die 
päpstliche  Delegation  ergänzt  werde,  stehen  die 
Torher  zuerst  gedachten  Gründe  ebenfalls  ent- 
gegen, s. auch  Fachmann  a.a.  0.  S.183.  Einen 
anderen,  aber  ebenfalls  nicht  befriedigenden  Er- 
klärungsversuch giebt  Lehm  kühl  i.  d.  Zeit- 
schrift f.  kath.  Theologie  6,  567. 

^  Diese  Auffassung,  welche  noch  neuerdings 
yon  Fachmann  a.  a.  0.  vertreten  wird,  ent- 


spricht allerdings  der  historischen  Entwicklung 
der  Konfirmation ,  aber  letztere  wird  gerade  von 
der  katholischen  Kirche  geleugnet ,  und  ebenso- 
wenig ist  sie  mit  der  Annahme  vereinbar ,  dass 
die  von  einem  Priester  ohne  päpstliche  Er- 
mächtigung ertheilte  Konfirmation  nichtig  ist, 
vielmehr  müsste  die  letztere,  wenngleich  als 
unerlaubt ,  doch  immerhin  als  gültig  behandelt 
werden.  Es  steht  ihr  endlich  auch  c.  4.  X.  cit. 
I.  4  (s.  vor.  Anm.) ,  femer  Clem.  VIII.  instr. 
super  ritibus  Italo-Graecorum  v.  30.  Aug.  1595. 
$.  4,  in  welcher  den  lateinischen  Bischöfen  be- 
fohlen wild,  einen  von  einem  griechischen 
Priester  Geflrmten  vor  seiner  Ordination  wieder 
zu  firmen  „saltem  sub  conditione :  Nisl  Jam  con- 
flrmatus  es",  bull.  Taurin.  10,  212,  entgegen. 

8  Das  Trid.  VII.  de  confirm.  c.  3 :  „Si  quis  di- 
xerit,  B.  confirmationis  ordinarium  ministrum 
non  esse  solum  episcopum,  sed  quemvis  siropli- 
cem  sacerdotem:  anathema  sit"  zeigt  in  seiner 
Fassung,  dass  es  die  Frage  nicht  hat  entscheiden 
wollen  und  können.  Ebenso  unbestimmt  ist  In 
Folge  dessen  der  Catech.  rom.  F.  II.  c.  2.  qu.  11 
und  das  Pontiflcale  roman.  F.  I.  de  confirmandis. 

*  Bd.  I.  S.  84.  117  u.  0.  S.  28  dieses  Bandes. 
Dasselbe  muss  auch  für  den  vom  Papst  delegir- 
ten  Priester  gelten.  Nimmt  mau  an  ,  dass  ihm 
die  Fähigkeit  erst  durch  den  Papst  übertragen 
wird,  so  kann  sie  nachträglich  durch  die  erwähn- 
ten Umstände  nicht  mehr  verloren  gehen.  Hat  er 
sie  aber  schon,  und  stellt  sich  die  päpstliche  Er- 
mäohtigung nur  als  Ertheilung  der  Erlaubniss 
zur  Ausübung  der  Fähigkeit  dar,  so  muss  für 
ihn  dasselbe  wie  für  den  Bischof  gelten. 

^  Denn  seine  Fähigkeit  ist  Ausfluss  der  Ordi- 
nation, nicht  der  Konfirmation ,  s.  auch  Ferra- 
ris s.  v.  conflrmatio  art.  II.  n.  3. 

ö  Bd.  n.  S.  43.  44. 

"^  Aus  dem  a.a.O.  S.  44  angegebenen  Grunde 
kann  er  die  eigenen  Diöcesanen  erlaubter  Weise 
nicht  in  dem  Sprengel  eines  anderen  Bischofs, 
und.  wenn  er  Metropolit  ist,  nicht  in  dem  eines 
seiner  Suffraganblschöfe ,  ebensowenig  in  der 
Quasl-Diöcese  eines  praelatus  nullius  erlaubter 
Welse  firmen,  Trid.  Sess.  VI.  c.  5  de  ref.,  und  die 
Congr.  oonc.  v.  1627  u.  1687,  s.  Ferraris  1.  c. 
n.  8.  Ebenso  ist  umgekehrt  auch  die  Firmung 
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der  Feldvikar  in  Oesterreioh ,  eine  nach  personellen  Gesichtspunkten  in  ihrer  Zu- 
ständigkeit bestimmte  Jurisdiktion  besitzt,  blos  ftlr  diejenigen  Personen,  welche  dieser 
letzteren  unterstehend  Der  berechtigte  Bischof  kann  seine  Zuständigkeit  auf  jeden 
anderen  Bischof,  also  auch  auf  einen  Titularbischof  und  auf  einen  solchen ,  welcher 
nicht  auf  seine  bischöfliche  Würde  verzichtet  hat  2,  übertragen  ^, 

Die  Befugniss  des  durch  päpstliche  Ermächtigung  delegirten  Priesters  bestimmt 
sich  näher  durch  diese  letztere  und  ist,  weil  es  sich  hier  um  eine  ausserordentliche 
Vollmacht  handelt,  nicht  übertragbar,  also  selbst  nicht  auf  einen  Bischof  4,  es  sei  denn, 
dass  eine  Subdelegation  ausdrücklich  gestattet  wäre  ^. 

2.  Die  Firmung  kann  ihrem  Begriff  und  Wesen  nach  gültig  nur  einem 
schon  Getauften  ertheilt  werden^.  In  der  katholischen  Kirche,  soweit  diese 
den  lateinischen  Ritus  befolgt ,  wird  sie  aber  erlaubterweise  nur  denjenigen ,  welche 
bereits  zum  Gebrauche  ihrer  Vemunfl;  gekommen  sind ,  also  mindestens  das  siebente 
Jahr  zurückgelegt  haben ^,  gespendet,  ausser  dass  eine  etwaige  Todesgefahr  oder 
andere  dringende  und  wichtige  Umstände  eine  frühere  Ertheilung  rechtfertigen  ^. 

In  näherer  Präcisirung  des  gemeinrechtlichen  Prinzips  setzen  manche  neuere 
partikuläre  Anordnungen,  Provinzialsynoden  und  Diöcesanstatuten,  die  regelmässige 


eines  fremden  Diöcesanen  in  der  eigenen  Diöcese 
ohne  Genehmigung  des  Bischofs  desselben  un- 
erlaubt, Congr.  conc.  v.  1602,  s.  Ferraris  1.  c. 
n.  10  ff. 

1  Bd.  11.  S.  337.  338.  n.  6.  Wegen  der  Tl- 
tular-  (Weih-)Bisch()fe  s.  auch  a.  a.  0.  S.  177. 
178,  und  in  Betreff  der  Ertheilung  der  Konfir- 
mation an  Untergebene  der  praelati  nullius  und 
der  exemten  Prälaten  a.  a.  0.  S.  345.  348  und 
Ferraris  1.  c.  n.  16  ff. 

2  Bd.  III.  S.  275.  n.  6. 

3  Das  folgt  daraus ,  dass  allein  ein  Bischof  die 
Fähigkeit  zu  firmen  besitzt,  und  der  kompetente 
einem  Priester  die  Ermächtigung  nicht  ertheilen 
kann,  s.  0.  S.  Ö6  n.  1.  a.  £. 

Während  der  Sedisvakanz  hat  der  Kapitular- 
Verweser  das  Recht  zur  Delegation,  Bd.  II.  S.  244. 
Dagegen  hat  der  Provikar  eines  apostolischen 
Vikars,  Bd.  III.  S.  357  während  der  Vakanz  des 
Vikariates  lediglich  deshalb  weder  die  Befugniss 
selbst  zu  firmen,  noch  das  Recht,  diese ,  wie  der 
dazu  besonders  ermächtigte  apostolische  Vikar 
selbst,  auf  einen  Missionar  zu  übertragen,  Congr. 
propag.  V.  1821,  collect,  cit.  p.  168.  n  302. 

4  Die  von  einem  solchen  vorgenommene  Fir- 
mung wäre ,  wenn  auch  unerlaubt ,  aber  gültig, 
dies  Jedoch  nur  deswegen,  weil  der  Bischof  an 
sich  die  Fähigkeit  zu  firmen,  besitzt. 

d  Dergleichen  Vollmachten  kommen  in  den 
Missiousgebieten  vor»  collect,  cit.  1.  c.  u.  n.  303. 

«  c.  1  (Pseudo-Isid.)  Dist.  V.  de  cons.;  Trid. 
Sess.  VII.  de  conflrm.  c.  1. 

"^  Diese  Praxis  hat  sich  seit  dem  13.  Jahrhun- 
dert mit  dem  Abschluss  der  Entwicklung  der 
Lehre  von  dem  besonderen  Sakrament  der  Fir- 
mung festgestellt,  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioec.  VII.  10.  n.  3.  So  schreibt  z.  B.  schon  das 
Kölner  Provinzialkonzil  v.  1280  (?)  c.  5,  Mausi 
24,  349  vor ,  dass  Kinder  von  7  Jahren  und  dar- 
über zur  Firmung  gebracht  werden  sollen ,  wäh- 
rend noch  die  Statuten  v.  Canterbury  v.  1236 
c.  39,  ibid.  23,  428  voraussetzen,  dass  die  Kinder 


die  Firmung  bald  nach  der  Taufe  erhalten  kön- 
nen. Cateoh.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  14 :  „Omnibus 
quidem  post  baptismum  confiroiationis  sacra- 
mentum  posse  administrari ;  sed  minus  tamen 
expedire  hoc  fleri,  antequam  pueri  rationis  usum 
habuerint,  quare  si  duodecimus  annus 
exspectandus  non  videatur ,  usque  ad  septimum 
certe  hoc  sacramentum  differre  maxime  conve- 
nit^'.  Das  Pontiflcale  roman.  1.  c.  in  der  Einlei- 
tung :  „infantes  per  patrino^  ante  pontiflcem  oon- 
flrmare  volentem  teneantur  in  brachiis  dexteris. 
Adulti  etc.'',  welche  noch  die  Firmung  kleinerer 
Kinder  voraussetzt ,  steht  mit  dem  Katechismus 
nicht  im  Widerspruch ,  denn  da  die  Firmung  der 
letzteren  nicht  nur  gültig ,  sondern  auch  unter 
Umständen  (s.  oben  im  Text)  erlaubt  ist,  so 
musste  es  beide  Fälle  in  das  Auge  fassen,  s.  auch 
Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec.  1.  c.  n.  8. 

9  So  die  Congr.  conc.  v.  1774,  Richter 
Tridentinum  S.  47  n.  1,  und  die  instr.  d.  Congr. 
propag.  Y.  1774,  Acta  s.  sed.  7,  307.  Als  letztere 
gelten  z.  B.  ein  grosser  Umfang  der  Diöcese,  bei 
welchem  es  dem  Bischof  selten  möglich,  alle 
Theile  zu  besuchen,  und  schwere  Erreichbarkeit 
des  Ortes,  an  welchem  sich  die  Kinder  befinden. 

Für  die  unirten  Orientalen  gilt  das  Verbot  der 
sofortigen  Konfirmation  der  Kinder  nach  der 
Taufe  nicht,  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec. 
VII.  9.  Da  aber  in  diesen  Fällen  der  Priesler 
konfirmirt,  so  muss  mindestens  feststehen,  weil 
nach  römischer  Anschauung  ein  solcher  nur  mit 
Ermächtigung  des  römischen  Stuhles  gültig  firmen 
kann  (s.  0.  S.  56),  dass  der  letztere  die  Praxis 
geduldet  hat.  Ist  das  Firmen  aber  den  Priestern 
ausdrücklich  untersagt,  wie  den  unirten  Griechen 
in  Italien  durch  die  instructio  Clemens  VIII.  v.  30. 
August  1595,  bull.  Taur.  10,  211,  und  Bene- 
diktes XIV.  const.  Etai  pcutoralia  v.  26.  Mai  1742 
J.  3 ,  bull,  eiusd.  1 ,  77  und  £0  quamvU  v.  4. 
Mai  1745  $.  4, 1.  c.  229,  so  findet  auch  die  Regel 
der  lateinischen  Kirche  Anwendung,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioec.  VJI.  9.  n.  5. 
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Orenae  auf  die  Zeit  Yom  vollende ten  7.  bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahr^,  oder 
aneh  auf  das  letztere  sohleohthin^  oder  anf  das  zurückgelegte  11.  Lebensjahr^, 
während  allerdings  die  meisten  ohne  n&here  Bestimmung  das  gemeinrechtliche  Alter 
von  7  Jahren  als  frühesten  Termin  zulassen. 

Femer  soll  jeder  Firmling,  welcher  das  Kindesalter  überschritten  hat ,  über  die 
Bedeutung  des  Sakramentes  gehörig  belehrt  und  so  auf  den  Empfang  desselben  aus- 
reichend vorbereitet  sein  ^.  Weiter  wird  gefordert,  dass  er  sich  im  Zustande  der 
Gnade  befindet,  also  für  die  Regel  vorher  gebeichtet^,  und  wie  in  manchen  parti- 
kulären Anordnungen  vorgeschrieben  wird,  auch  die  erste  Kommunion  empfangen 
hat^.  Deshalb  sind  von  dem  Empfange  der  Konfirmation  Ketzer,  Schismatiker,  Ex- 
kommunicirte  und  Interdicirte  ausgeschlossen.^ 

3.  Die  Materie  und  zwar  die  materia  remota  des  Sakramentes  der  Firmung  ist 
das  Ghrisma,  d.  h.  eine  Mischung  aus  Olivenöl  und  Balsam^,  welches  der  Bischof  nur 
am  Gründonnerstag  bereiten  und  benediciren  ^  darf.  Dass  das  Chrisma  von  einem 
Bischof  benedicirt  worden  ist ,  ist  für  die  gültige  Spendung  wesentlich  ^<*.  Darüber, 
ob  dag^en  die  Wirkung  der  Konfirmation  dadurch  ausgeschlossen  wird ,  dass  dem 
Oel  kein  Balsam  beigesetzt  oder  anderes  geweihtes  Oel  (z.B.  Katechumenen-Oelj  ge- 
braucht worden,  streitet  man,  doch  dürfte  die  Meinung ,  welche  die  Nichtigkeit  der 
Sakramentsspendung  annimmt,  richtiger  sein  ^^ 


»  So  Pxov.  Conc.  Wien  1858,  coli.  Lac.  5,  162. 

2  Dies  die  Mainzer  Uschöniche  V.T.  1836  bei 
Schumann,  Samml.  S.  260  iL 

3  So  die  Instruktion  für  die  Diöcese  Rotten- 
barg T.  1848,  V.  Vogt,  Samml.  der  Verordn. 
S.  182.  Ungefabr  das  12.  Lebensjabr  setzt  fest 
Pr.  Syn.  Tuam  18Ö8,  coli.  oonc.  Lac.  3,  883. 

*  Pontificale  roman.  de  conflrmandis ;  Coustlt. 
Benedict.  XIV. :  EUi  minime  v.  7.  Februar  1742 
$.  9,  bull,  eiusd.  1,  49;  cit.  Rottenburger  Instr., 
Kölner  Instr.  v.  1866,  Dumont,  Sammig. 
kirebl.  Erlaase  S.  37;  Westminster  18Ö2,  coli, 
concil.  Lac.  3.  929.  S.  auch  die  Anführungen 
in  den  folgenden  Noten. 

5  Pontificale  roman.  1.  c. :  „Adulti  deberent 
priuB  peccata  conflteri  et  postea  conllrmari  vel 
saltem  de  mortalibus,  si  in  ea  inciderint,  oonte- 
Tantux;  Gatech.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  15.  S.  auch 
femer  die  instr.  Congr.  prop.  cit. ,  Acta  s.  sed. 
7,  307;  Urbino  1869,  Ravenna  1866,  Venedig 
1869,  coli.  elt.  6,  13.  164.  331,  Diöces.  Syn. 
Neapel  1882,  Aroh.f.k.K.  R.  60,  399,  Prov.  Syn. 
Rheims  1849,  Bordeaux  1850,  Bourges  1850, 
eoU.  cit.  4,  115.  568.  1115,  Diöces.  Syn.  New- 
YoTkl882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  51 ,  256 ;  Quebec  1854, 
HalUax  1857,  Thurles  1850,  Cashel  1853,  coli, 
dt.  3,  635.  740.  780.  833. 

6  Cit.  Kölner  und  Rottenburg.  Instrukt., 
Wien  1868,  Prag  1860,  Gran  1868,  Coloczal863, 
Utrecht  1865,  coli.  cit.  5,  162.  494.20.817; 
Avignon  1849,  Ronen  1850,  Auch  1851 ,  1.  c.  4, 
337.  528,  1133. 

"^  S.  Pontificale  roman.  tit.  de  coufirmandis : 
....  „Nullus  excommunicatus ,  interdictus  yel 
gxa?iorlbus  facinoribus  alligatus  .  .  .  ingerat  se 
ad  percipiendom  hoc  sacramentum^  und  die  cit. 
Instrukt  d.  Congr.  prop.,?  Acta  b.  sed.  7,  308.  • 

Ein  Verstoss  gegen  die  im  Text  erwähnten 


Anordnungen  beeinträchtigt  aber  die  Gültigkeit 
der  Spendung  nicht. 

^  Catech.  roman.  l.  c.  qu.  6. 

0  In  der  Messe  in  Assistenz  von  zwölf  Prie- 
stern, sieben  Diakonen  und  sieben  Subdiakonen, 
s.  Pontif .  roman.  P.  in.  de  officio  in  feria  quluta 
coenae  dominl,  cum  benedlcitur  oleum  catechu- 
menorum  et  inflrmorum  et  conficitur  chrisma. 

10  Denn  die  zur  Materie,  dem  Chrisma,  erfor- 
derlichen beiden  Substanzen  können  nur  durch 
die  Beuediktion  eines  Bischofs,  nicht  des 
Priesters ,  zu  dem  unzweifelhaft  nothwendigen 
Chrisma  (s.  Trid.  Sess.  VII.  1.  c)  werden,  s.  Bd. 
II.  S.  40.  Doch  sind,  wie  schon  o.  S.  56.  n.  2. 
bemerkt ,  in  früherer  Zeit  mehrfach  päpstliche 
Delegationen  an  Priester  zur  Bereitung  des 
Chrisma  vorgekommen.  Benedikt  XIV.  de 
syn.  dioec.  VII.  8.  n.  1  rechtfertigt  dies  damit, 
dass  die  Statthaftigkeit  solcher  Ermächtigungen 
lediglich  eine  Konsequenz  der  allseitig  aner- 
kannten Befugniss  des  Papstes  zur  Delegation 
eines  Priesters  für  die  Vornahme  der  Firmung 
selbst  sei.  Da  es  sich  aber  hier  um  wesentlich 
verschiedene  Fähigkeiten  handelt,  ist  dieser 
Schluss  nicht  richtig,  und  namentlich  vor  Bene- 
dikt XIV.  hat  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht, 
welche  die  Möglichkeit  einer  priesterlichen 
Delegation  für  die  Bereitung  des  Chrismas  ver- 
neint, viele  Anhänger  gehabt,  vgl.  Schmalz- 
grueber,  jus  eccles.  1. 15.  n.  5.  Stellt  man  sich 
indessen  auf  den  erstgedachten  Standpunkt,  so 
treten  ganz  dieselben  Schwierigkeiten  hervor, 
wie  bei  den  Ermächtigungen  von  Priestern  zur 
Firmung  selbst,  s.  o.  S.  57. 

11  Für  die  Nichtigkeit  der  Konfirmation  Fag- 
nan.  ad  c.  1.  X.  de  sacr.  unot.  I.  15.  n.  53; 
Pirhing  ins  can.  Ll6.  n.  3;  Reiffenstuel, 
iu8  canou.  1. 16.  u.  18  ff.,  für  die  Gültigkeit  G  on  - 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  201. 


Mit  dem  Chrisma  —  und  darin  besteht  die  s.  g.  materia  proxima  des  Sakra- 
mentes —  muss  von  dem  Spender  desselben  die  Stirn  des  Firmlings  in  Kreazesform 
gesalbt  werden  ^  Die  Salbung  mit  Chrisma  auf  der  Stirn  ist  für  die  Gültigkeit  der 
Konfirmation  wesentlich  ^. 

4.  Die  Form  besteht  in  den  Worten:  y,S%gno  te  signo  enteis  et  confirmo  te  chris- 
mate  sahtiis.  In  nomine  Patris  et  Filii  et  Spiritus  sancti^  ^ ,  welche  der  spendende 
Bischof  gleichzeitig  bei  der  Salbung  der  Stirn  zu  sprechen  hat^. 

Bedingt  ist  die  Gültigkeit  des  Sakramentes  durch  die  Bezeichnung  des  zu  firmen- 
den Subjekts,  die  Erwähnung  des  Kreuzeszeichens,  des  Chrismas  *,  ferner  der  Trini- 
tät<^,  sodann  durch  die  Aussprechung  eines  Wortes,  welches  die  Thätigkeit  des 
Firmens  ausdrückt^. 

Spendet  ein  Priester  mit  p&pstlicher  Vollmacht  die  Konfirmation,  so  hat  er  nicht 


zalez  Tellez  ad  c.  3  X.  I.  16.  n.  11  ff.; 
.  Schmalzgrueber  I.  16.  n.  3  ff.  Weitere  An- 
führangen  darüber  bei  Ferraris  8.  v.  conflr- 
matlo  art.  I.  n.  9  ff.  and  in  der  Pariser  Ausgabe 
Reiffen8tuels(v.  Pelletier,  1864.  1,  616). 
Beiderseits  wird  Bezug  genommen  auf  c.  1  (Inn. 
III.)  X.  de  sacram.  non  Iterand.  I.  16 :  .  .  .  „et  si 
conflrmatlonis  sacramentum  in  eo  debeat  iterari, 
qui  per  errorem  fuit  non  chrismate,  sed  oleo 
delinitus.  Ad  quod  . .  .  duximus  respondendum, 
quod  in  talibus  non  est  aliquid  iterandum ,  sed 
caute  supplendum,  quod  iucaute  fuerat  praeter- 
missum''.  Die  Anbänger  der  Gültigkeit  verstehen 
dies  dabin,  dass  nochmals  eine  Salbung  mit  Oel 
und  Balsam  vorzunehmen  sei ,  aber  so ,  dass  die 
wesentlichen  Worte  dabei  nicht  gesprochen  wer- 
den, oder  dass  dies  wenigstens  nicht  mit  der  In- 
tention, das  Sakrament  zu  wiederholen,  geschieht, 
sondern  nur  mit  der  Absicht,  den  Defekt  zu  er- 
gänzen. Die  Vertreter  der  Ungültigkeit  fassen 
dagegen  die  Stelle  dahin  auf,  dass  von  einer 
Wiederholung  des  Sakramentes  der  Firmung, 
weil  es  ungültig  gespendet  worden  sei,  nicht  die 
Rede  sein  könne ,  und  dass  In  der  nochmaligen 
Vornahme  der  wesentlichen  Formen  die  vom 
Papste  verlangte  Supplirung  des  Defektes  liege, 
somit  erst  dieser  Akt  die  erste  (d.  h.  gültige) 
Firmung  darstelle.  Diese  Auffassung  erscheint 
richtiger ,  well  die  von  den  Gegnern  vorgeschla- 
gene letzte  Art  der  Supplirung,  welche  die  For- 
men des  Sakraments  reproducirt,  immer  eine, 
wenigstens  äussere  Wiederholung  sein  würde, 
und  die  sonst  empfohlene  blosse  Salbung  mit 
Chrisma  an  sich  ohne  die  Spendungsworte  keine 
Wirkung  haben  könnte.  Die  CJongr.  conc.  hat 
1693  in  einem  Falle ,  in  welchem  es  sich  darum 
handelte,  ob  auf  Grund  einer  mit  Katecbumenen- 
Oel  vollzogenen  Firmung  das  Ehehinderniss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  entstanden  sei ,  die 
Instruktion  ertheilt,  dass  ad  cautelam  von  dem 
Ehehindemisse  dispensirt  werde ,  also  die  Frage 
nicht  direkt  entschieden,  aber  jedenfalls  die 
Gültigkeit  der  Konfirmation  nicht  als  zweifellos 
angenommen,  Reiffenstuel  ed.  cit.  1,  616; 
Kutschker,  Eherecht  3,  333. 

*  c.  uu.  S-  7  cit.  I.  15;  Eugen.  IV.  decr.  pro 
instr.  Armenier,  v.  1439,Man8i  31, 1066:  „Ideo- 
que  In  fronte,  ubi  verecandiae  sedes  est ,  conflr- 


matus  inungitur,  ne  Christi  nomen  conflteri  eru- 
bescat  et  praecipue  cruoem  eins ,  quae  Judaeis 
quidem  est  scandalum  j  gentibus  autem  stalti- 
tia,  secundum  apostolum,  propter  quod  signo 
crucis  Signatur". 

2  Es  muss  also  Jedenfalls  das  Chrisma  die 
Stlme  berührt  haben.  So  nach  der  herrschenden 
Ansicht  Ferraris  l.  c.  art.  I.  n.  11  ff.  Eine 
Zusammenstellung  abweichender  Ansichten  bei 
A.  BTtLller,  Lexikon  des  EUrohenrechts ,  2.  Aufl. 
2 ,  888.  Nach  dem  Vorgange  einzelner  erklärt 
die  Rottenburger  Instr.  J.  39  allerdings  die  bei 
den  ersten  Gebeten  vor  der  Salbung  vorkommende 
Handauflegung ,  d.  h.  die  zu  Anfang  seitens  des 
Bischofs  vorzunehmende  Erhebung  der  Hände 
über  die  Gesammthelt  der  Firmlinge  für  wesent- 
lich. '  Aber  das  Ist  allein  richtig ,  dass  die  Firm- 
linge dabei  schon  anwesend  sein  sollen.  Die  Pro- 
vinzialsynode  v.  Rheims  1849,  coli.  conc.  Lac.  3, 
115,  ermahnt  sogar  die  Pfarrer  nicht  zu  lehren, 
dass  diese  Handauflegung  wesentlich  sei. 

3  Eugen,  rv.  instr.  cit. ;  Pontlflcale  roman.  1. 
c. ;  Catechlsm.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  10. 

*  Pontif.  L  c. :  „Et  pontifex  inqulilt  sigillatim 
de  nomine  cuiuslibet  conflrmandi,  sibl  per  patrl- 
num  vel  matrinam  flexis  genibus  praesentati  et 
summitate  polllcis  dextrae  manus  ohrismate  In- 
tincta,  dielt:  Signo  te  aigno  erucis:  quod. dum 
dielt,  producit  pollice  Signum  cruols  in  frontem 
llllus,  deinde  prosequitur :  Et  eonfirmo  te  tte, 

5  Das  ist  die  herrsehende  Meinung,  Ferraris 
1.  c.  n.  19.  Ueber  abweichende  Ansichten  s.  A. 
Müller  a.  a.O.  2,  890. 

«  Die  Anrufung  der  Trlnität  bei  der  Taufe 
macht  sie  bei  der  Konfirmation  nicht  überflüssig, 
weil  damit  angedeutet  wird,  dass  es  der  glelohe 
Glaube  ist,  auf  welchen  getauft  ist  und  für  des- 
sen Festhaltung  das  Sakrament  Stärke  gewähren 
soll,  Ferraris  l.  c.  n.  21.  üeber  die  Art  der 
Erwähnung  der  Trlnität  gilt  das  S.  33  in  Betreff 
der  Taufe  Bemerkte. 

^  Das  Wort  eonfirmo  ist  nicht  absolut  nöthig. 
Der  Gebrauch  von  eorrohoro  statt  „eonfirmo** 
würde  der  Gültigkeit  nicht  schaden,  ebenso- 
wenig wenn  statt :  chrismate  salutls  gesagt  würde : 
ehrismaie  aanctifieationis. 
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nar,  wie  dies  auch  der  Bischof  za  thun  hat^  bei  der  einleitenden  Ermahnung  darauf 
hinzuweisen,  dass  kein  anderer  als  der  letztere  der  ordentliche  Spender  des  Sakra- 
mentes sei  j  sondern  auch  zu  erklären ,  dass  er  dazu  vom  päpstlichen  Stuhle  Voll- 
macht besitze,  und  das  betreffende  päpstliche  Breve  in  der  dem  Volke  verständlichen 
Sprache  zu  verlesen^,  jedoch  fahrt  die  Unterlassung  dieser  Mittheilungen  keine 
Nichtigkeit  der  Konfirmation  herbei  ^. 

m.  Zeit  und  Art  der  Vornahme  der  Konfirmation  sind  für  die  Gültigkeit  der- 
selben gleichgültig^.  In  Folge  des  engen  Zusammenhanges  der  Konfirmation  mit  der 
Taufe ^  galten  die  Zeiten  der  letzteren,  Ostern  und  Pfingsten,  zunächst  auch  als  die 
für  die  Konfirmation  passendsten^.  Ihre  Innehaltung  setzte  freilich  voraus,  dass  alle 
Firmlinge  aus  der  ganzen  Diöcese  nach  der  Bischofsstadt  zum  Empfange  der  Kon- 
firmation in  die  Kathedrale  gebracht  wurden.  Dies  war  indessen,  namentlich  in  den- 
jenigen Zeiten,  in  welchen  man  noch  kleinen  Kindern  die  Konfirmation  ertheilte, 
nicht  praktisch  durchführbar,  und  so  hat  sich  schon  in  karolingischer  Zeit  die  Sitte 
gebildet,  dass  die  Bischöfe  gelegentlich  der  Visitation  ihrer  Diöcese  oder  einer  ander- 
weiten Bereisung  derselben  in  einzelnen  günstig  gelegenen  Pfarrkirchen,  die  Firmung 
spendeten^. 

Jetzt  sollen  die  Bischöfe  die  Konfirmation,  und  zwar  wenn  möglich  in  der 
Pfingstoctave  in  ihrer  Kathedrale  an  die  Firmlinge  der  bischöflichen  Stadt  und  der 
Umgegend  ^,  an  die  übrigen  aber  bei  Bereisung  ihrer  Diöcese  zum  Zweck  der  Visi- 
tation oder  auf  eigenen  Firmreisen  in  den  Pfarreien  spenden^. 

IV.  Die  Firmpathen.  Seit  alter  Zeit  ist  es  üblich  und  noch  heute  als  Regel 
vorgeschrieben,  dass  ebenso  wie  beider  Taufe,  auch  bei  der  Firmung  dem  Firmling 
ein  Pathe  assistiren  soll  ^".  Derselbe  hat  das  kleine  Kind  bei  der  Firmung  zu  hal- 

1  Pontlflcale  roman.,  de  conflrm.    Einleitung.  ^  Jedenfalls  gelegentlich  der  Visitationf  Congi. 

2  Das  schreibt  alles  die  schon  citirte  Instruk-  conc.  in  Richters  Tridentinnm  S.  47.  n.  3. 
tion  Ton  1774,  Acta  s.  sed.  7,  309  vor.  Köln  1860, 1.  c.  6,  333  ordnet  an,  dass  die  Bi- 

8  Congr.  propag.  t.  1841,  collectan.  cit.  p.i68.  schöfe  wo  möglich  jährlich  selbst  einen  Theil, 

n.  304.  und  ihre  Weihbischöfe    den    andern    bereisen 

*  Pontil  roman.  P.  I.  de  conflrm.  1  f.:    „Hoc  sollen.    Vgl.   ferner   Prag   1860,   1.  c.   p.  474; 

sacramentum   potest  conferri  minus  solemniter  Rheims  1849,  Albi  1850,  Toulouse  1850,  1.  c.  4, 

quocuuque  die ,  hora  et  loco,  ex  causa  ad  arbi-  115.  407.  1053.    Näheres  über  die  Vorbereitung 

triam  episcopl'*.    Bei  Kranken  ist  daher  auch  die  und  die  Abhaltung  der  Firmung  ergeben  die  ci- 

Firmung  in  deren  Behausung  nicht  ausgeschlos-  tirten  Kölner  und  Rottenburger  Instruktionen, 

len,  Pontif.  rom.  P.  III.  conflrmatio  uni  tantum  Vielfach  ist  vorgeschrieben ,  dass  die  Fimüinge 

oonferenda.  Einleitung.  Diöces.-Syn.  y.   Neapel  zur  Finnung  einen  s.  g.  Firmzettel  (schedula 

1882,  Arch.  1  kath.  K.  R.  50,  400.  conflrmationis  oder  admissionis) ,   welcher  den 

^  S.  o.  S.  55.  Vor-  und  Zunamen  und  die  Kontrasignation  des 

8  Paris  829  lib.  I.  c.  33,  Man  si  14,  560.  Pfarrers  aufweist,  zur  Taufe  mitbringen,  so  die 

7  Conc.  Germ.  742,  Jaff^  mon.  Mog.  p.  128:  cit.  Rottenburg.  Instrukt.  §.  15;  Neapel  1882, 
^t  quandocunque  Iure  canonico  episcopus  cir-  Arch.  t  k.  K.  R.  50,  394,  wonach  der  Zettel 
cumeat  parrochiam  ad  populos  conflrmandos,  auch  die  Namen  der  £ltem  und  der  Pathen ,  so- 
presbiter  semper  paratus  sit  ad  suscipiendum  wie  Bescheinigung  der  sorgsamen  Vorbereitung 
episcopam  cum  collectione  et  adiutorio  populi,  enthalten  soll;  vgl.  femer  Rheims  cit.,  Tours 
qui  ibi  eonflrmari  debet";  fast  gleichlautend  1849,  Bordeaux  1850,  Toulouse  1850,  Bourges 
SoissoBS  744  c.  4;  Boretius  caplt.  1,  29;  1850,  Auch  1861,  coli,  cit  4,  275.  569.  1054. 
Caplt.  eccles.  818.  819  c.  19,  ibid.  p.  278.  S.  1115.  1185;  Baltimore  1829,  1.  c.  3,  24.  30. 
ferner  Bordeaux  1263  c.  4;  Mansi  23,  1110;  Dagegen  yerlangt  die  cit.  Kölner  Instruktion, 
Wönburg  1287  c  27,  1.  c.  24,  861;  Neapel  dass  dem  Bischof  vor  der  Firmung  ein  vom 
1699,  colL  conc  Lac  1,  218;  Fermo  1726,  l.  c.  Pfarrer  angefertigtes  Verzeichniss  der  Firmlinge 
p.  604.  übergeben  werde. 

8  Catech.  roman.  P.  II.  c  3.  qu.  19;  ürbino  »<>  c  100.  102  (Poen.  Theod.)  101  (incert.) 
1867,  coli.  Lac  6,  13.  Nach  Neapel  1882,  Arch.  Dist.  IV.  de  cons. ,  s.  auch  c.  6  (Nlcol.  I.)  C. 
60,399  kann  es  jeden  Sonntag  in  der  Kathedrale  XXX.  qu.  1 ;  Catech.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  2; 
gespendet  werden.  Pontif.  rom.  1.  o.   Vgl.  auch  die  In  den  vorher^ 
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ten  ^,  grösseren  Kindern  nnd  Erwachsenen  seinen  Fuss  auf  den  rectiten  Fnss  zn  setzen  ^ 
oder,  was  vielfach,  namentlich  in  Deutschland  llblicher  ist,  seine  rechte  Hand  auf  die 
rechte  Schnlter  des  vor  ihm  stehenden  Firmlings  zu  legen  ^. 

Jeder  Firmling  darf  nur  einen  Firmpathen  ^  und  zwar  von  dem  gleichen  Ge- 
schlechte haben  ^.  Auch  der  Firmpathe  hat  die  Pflicht  ftlr  die  christliche  Erziehung 
des  Firmlings  und  die  Förderung  desselben  im  Christenthum  zu  sorgen^.  Diejenigen 
Personen,  welche  von  der  Taufpathenschaft  ausgeschlossen  sind,  dürfen  ebenfalls 
nicht  Firmpathen  sein  ^. 

Der  Taufpathe  soll,  abgesehen  von  dem  Falle  ^  wo  kein  anderer  vorhanden  ist, 
auch  nicht  als  Firmpathe  zugezogen  werden  ^. 

Endlich  ist  es  verboten ,  dass  ein  und  dieselbe  Person  bei  mehr  als  einem ,  im 
Nothfalle  mehr  als  zwei  Firmlingen,  die  Firmpathenschaft  gleichzeitig  übernimmt^. 

y.  Der  Firmling  ist  berechtigt,  behufs  der  Firmung  neben  seinem  Taufnamen, 
noch  den  Namen  eines  anderen  Heiligen  als  Firmnamen  anzunehmen,  welcher 
dann  vorher  dem  Pfarrer,  bez.  dem  Bischof  mitzutheilen  ist^^^. 

VI.  Die  Konfirmation  verleiht,  ebenso  wie  die  Ertheilung  der  Bischofs-  und 
Priesterweihe  und  die  Taufe  einen  character  indelebüis^^  und  darf  daher  nur  einmal 
derselben  Person  ertheilt  werden  ^^.  Bei  gegründetem  Zweifel,  ob  sie  überhaupt  voll- 
zogen ,  ob  dies  seitens  eines  dazu  fähigen  Ministers  geschehen  oder  ob  alle  Essen- 
tialien  der  Spendung  in  Betreff  der  Materie  und  der  Form  beobachtet  worden  sind, 
hilft  man  sich  auch  hier,  wie  bei  der  Taufe,  durch  eine  bedingte  Spendung  ^3. 

Vn.  üeber  die  stattgehabten  Firmungen  soll  jeder  Pfarrer  für  seine  Pfarrei  ein 
Firmregister  oder  Firmbuch  führend   Auch  werden  mitunter  solche  Register 


gehenden  Anmerkungen  citirten partikulären  An-  percipiendum  hao  sacramentum  vel  ad  tenendum 

Ordnungen.  Wesentliche  Bedingung  der  Gültig-  conflrmaudum'^    Des  Weiteren  s.  o.  S.  38  und 

keit  der  Firmung  ist  aber  die  Zuziehung  nicht.  S.  39  ff.    Die  übrigen  Grundsätze  in  Betreff  der 

i  Daher  helsst  der  Firmpatlie  auch  Tenens,  Taufpathen  finden  ebenfalls  auf  die  Firmpathen 

2  Pontif.  rom,  1.  c.   Das  ist  aber  nicht  we-  Anwendung. 

sentlich,  Congr.  prop.  1749,  collect,  dt.  p.  169.  8  c.  100  cit.  Dist.  lY.   de  cons.    Wo  aber  eine 

n.  315.  dem  widersprechende   Sitte  besteht  y    kann  sie 

3  S.  die  citirten  Kolner  und  Rottenburger  In-  nach  der  Congr.  Conc,  Acta8.sed.l6,537;  Arch. 
struktlonen,  vgl.  auch  die  ror.  Anmerkung.  f.  k.  K.  B.  56,  188,  zwar  tolerirt  werden ,  aber 

Nach  dem  Pontif.  rom.  hat  der  Firmpathe  auch  der  Bischof  soll  sich  ihre  allmähliche  Beseitigung 

dem  Firmling  nach  der  Salbung  die  Stirn  mit  angelegen  sein  lassen. 

einem  Linnenstreifen  oder  einer  Linnenbinde  zu  ^  o.  102  cit.  ibid.;  Pontiac,  roman.  P.  1.  1.  c. : 

umwinden  (daher  wird  er  auch  Ligans  genannt).  „Nullus  praesentet ,    nisi  unum  aut  duos ,  non 

Doch  ist  dies  nicht  nöthig  und  kann,  wo  es  auf-  plnres,    nisi   aliter   necessitas    suadeat  arbitrio 

fallt,   unterbleiben,  s.  die  dt.  instr.  v.  1774,  episcopi";    s.   auch   Congr.    conc.    in  Richter 

Acta  8.  sed.  7,  310.  Tridentinum  S.  47.  n.  2. 

*  c.  100.  Dist.  IV.  de  cons.   Derjenige,  wel-  w  Congr.  propr.  v.  1749;  collect,  cit.  p.  169. 

eher  sich  überzählig  herangedrängt  und  es  er-  n.  31Ö. 

moglicht,  trotz  der  Zurückweisung  zu  assistiren,  ^^  Trid.  Sess.  YII.  de  sacram.  o.  9. 

ist  rechtlich  nicht  Firmpathe,   für  ihn  entsteht  ^2  g,  die  vor.  Anm.;  Pontif.  rom.  1.  c:  „Nullus 

also  das  Ehehindemiss  der  geistlichen  Verwandt-  conflrmatus  debet  reconflrmari". 

Schaft  nicht.  >3  Bened.  XIV.   const,  Eisi  paatoraUa  v.  26. 

.   6  So  das  Pontif.  roman.  wegen  der  zu  Anm.  2  Mai   1742.  %,  3,    ball,  eiusd.  1,  77. 

erwähnten  Berührung  des  Firmlings.  Entstehen  Zweifel ,    ob   der  Firmllog  gültig 

®  Catechism.  rom.  1.  c.  Das  wird  auch  durch  getauft  ist,  so  kann  nicht  eine  bedingte  Kon- 

die  cit.  partikulären  Verordnungen  bestimmt.  flrmatlon  ertheilt,  vielfach  muss  erst  die  Taufe 

7  Das  Pontiflc.  rom.  1.  c.  verordnet:  „Nullus  bedingter  Weise  (s.  o.  8.^46)  nachgeholt  wer- 

qui  non  sit  conflrmatus,  potest  esse  in  confirma-  den.    Dann  gilt  der  Firmling  als  getauft,  und  es 

tione  patrinus ,  nee  pater  aut  mater  nee  maritus  steht  der  unbedingten  Sp,endung  der  Koniirma- 

aut  uxor.     Nullus  excommunicatus ,  interdictus  tion  nichts  entgegen. 

Tel  gravioribus  facinoribus  aUigatus  aut  christia-  ^^  S.  Bd.  11.  S.  309.    Das  Formular  dafür  im 

nae  fldei  rudimentis  nonedoctus,  ingerat  se  ad  Rituale  roman.  tit  X.    c.  4,   wonach  auch  die 
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in  einem  zweiten  Exemplar  an  die  bischöfliehe  Kanzlei  abgelieferte  Wo  die  katho- 
lische ELirche  die  Stellung  einer  priyilegirten  öffentlichen  Anstalt  besitzt,  haben  diese 
Register,  soweit  es  sich  nm  den  Beweis  der  stattgehabten  Firmnng  handelt,  öffent- 
lichen Glauben  2. 

Vill.  Das  Sakrament  der  Firmung  ist  nach  der  Lehre  der  katholischen  Kirche 
zum  Seelenheil  nicht  absolut  wesentlich,  nichts  destoweniger  fordert  die  Kirche, 
ohne  dass  freilich  auf  das  Zuwiderhandeln  Strafen  gesetzt  sind,  dass  jeder  Oetaufte 
sich  das  Sakrament  spenden  Iftsst^.  Rechtlich  nothwendig  ist  der  Empfang  nur  für 
diejenigen,  welche  in  den  Klerikalstand  eintreten  wollen^. 


§.  202.    3.  Die  Eucharistie  (Das  Abendmahl)  &. 

Die  Eucharistie  [sacramentum  altarisj  communioj  Abendmahl)  ist  nach  der  Lehre 
der  katholischen  Kirche  dasjenige  Sakrament,  welches  in  der  Geniessung  des  ver- 
mittelst der  priesterlichen  Konsekration  in  den  wahren  Leib  und  das  wahre  Blut 
Christi  verwandelten  Brotes  und  Weines^  besteht  und  dem  Geniessenden  die  Kraft 
zum  Ausharren  im  Kampfe  mit  dem  Bösen  gewährt,  ihn  vor  RflckfaU  in  die  Sflnde 
bewahrt,  die  durch  die  früheren  Sünden  hervorgerufene  Schwäche  aufhebt,  die  läss- 
lichen  Sünden  beseitigt  und  endlich  in  ihm  durch  seine  Vereinigung  mit  Christus  jede 
christliche  Tugend  fördert '. 

Für  das  Recht  kommt  das  Altarsakrament  insofern  in  Betracht,  als  dasselbe  die 
Befugniss  zur  Spendung,  das  Recht  und  die  Pflicht  zum  Empfange  desselben,  sowie 
die  Art  des  letzteren  normirt.  Dagegen  bildet  der  Empfang  der  Eucharistie  im 
Gegensatze  zur  Taufe,  Konfirmation  und  Ordination  nicht  die  Voraussetzung  für  den 

Eltern  und  der  Pathe  des  Finnllng8  zu  verzelch-  ersten  Jahrhunderten.  Mainz  1826 ;  Jac.  Frint, 

nen  sind.  Darstellung  d.  kath.  Lehre  v.  d.  h.  Abendmahle, 

1  Das  ordnet  die  Prov.  Syn.  v.  Aix  1850,  colL  Köln  und  Bonn  1829.  Wien  1830;  F.  Probst, 
conc.  Lao.  4,  989  an.  die  Verwaltung  der  Eucharistie  als  Sakrament. 

2  8.  o.  S.  49.  n.  5.  Tübingen  1853.  2.Aufl.  daselb8tl857;  Probst, 

3  Gatechism.  rom.  P.  II.  c.  B.  qu.  13.  Wenn  Sakramente  und  Sakramentalien  in  d.  drei  ersten 
schon  nach  kirchlichem  Recht  das  siebente  Jahr  christl.  Jahrh.  Tubingen  1872.  S.  194  ff.  Vgl. 
als  die  Grenze  gilt,  mit  dessen  Erreichung  das  femer  Bossuet,  sur  Teucharistie  (Oeuvres 
Kind  sich  selbststandig  entscheiden  kann,  ob  es  compl.  Paris  1828.  t.  32);  Wiseman,  über 
die  TauXe  empfangen  will,  s.  o.  S.  29,  so  muss  die  yomehmsten  Lehren  n.  Gebräuche  der  kath. 
dies  um  so  mehr  auf  die  Konfirmation  Anwen-  Kirche.  Aus  d.  Engl.  v.  Haneber  g.  Regens- 
dung finden.  Demnach  wird  sich  auch  der  mehr  bürg  1838;  W.  A.  Mai  er,  die  liturgische  Be- 
als  siebenjährige  den  Patheu  allein ,  selbst  handluug  des  AUerheiligsten  ausser  dem  Opfer 
Widerwillen  seines  Gewalthabers  auszuwählen  der  h.  Messe.  Regensburg  1861;  Seh  egg, 
berechtigt  sein.  So  weit  aber  staatlicherseits  ein  Abendmahl  u.  Abendmahlsfeier  in  Wetz  er  u. 
höheres  Diskretionsjahr  festgesetzt  ist,  besteht  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  1,34.44,  und 
für  den  Gewalthaber ,  welcher  das  Recht  der  re-  A 1  oy s  Schmidt,  Artikel :  Altarssakrament 
ligiösen  Erziehung  des  Kindes  hat,  keine  Pflicht,  a.  ä.  0.  S.  594  ff. 

Torher   derartige  Entschlüsse   der  Unmündigen  6  Trid.  Sess.   XHI.  decr.  de  ss.  euchar.  sa- 

anzuerkennen  und,  falls  der  letztere  wider  seinen  «jram.  c.  1.  3.  4 ;  de  euchar.  sacr.  can.  1 — 4. 
Willen   die  Konfirmation    in   der  katholischen  ,  ^   ^  ^^^  ^^  ^  ^  g   ^  ^^  ^^^^  ^^^  ^^ 

kirche  nachgesucht  und  erhalten  hat,  ihn  weiter  ^    ^^^^^  ^^    p  ,j   ^  '^  3^  ^  ^^ 

im  katholischen  Glauben  au  erziehen.  Hier  kom-  ',  D,^iv-*OA««a7ß^ 

ji      -L      ciKi'n^^j      m#  auch  Probst  Z,  Aufl.  0.  <o  ff. 
men  analog  die  oben  S.  öl  in  Betreff  der  Taufe 

entwickelten  Grundsätze  zur  Anwendung.  ^^  Darlegung  der  Entwicklung  der  katho- 

4  S.  o.  S.  55.  lischen  Abendmahlslehre  gehört  nicht  in  eine 

5  Brenner,*  geschichtiiche  DarsteUong  der  Darstellung  des  Kirchenrechts. 

Verrichtung  und  Ausspendung  d.  Sakramente  (s.  üeber  die  Eucharistie  als  Opfer  vgl.  unten 

0.  S.23.  n.  15),  Th.  Ul  (Eucharistie) ;  J.  J.  D öl-      $.  208. 
linger,  die  Lehre  v.  d.  Eucharistie  in  den  drei 
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Erwerb  irgend  welcher  kirchlicher  Rechte,  noch  erzengt  die  Spendung  des  Abend- 
mahls Wirkungen,  welche  dem  Rechtsgebiete  angehören. 

Nach  dem  durch  das  Tridentinum  dogmatisch  festgestellten  Resultate  der  Ent- 
wicklung in  der  katholischen  Kirche,  in  welcher  sich  seit  Gregor  d.  Gr.  die  Scheidung 
des  Abendmahls  als  Sakramentes  und  als  Opfers  vollzogen  hat^,  ist  das  in  der  Messe 
dargebrachte  Opfer  die  Voraussetzung  der  Spendung  des  Abendmahls,  da  in  der 
ersteren  Brot  und  Wein  durch  die  Konsekration  nach  der  Transsubstantionslehre  in 
den  Leib  und  das  Blut  Christi  verwandelt  werden,  und  das  Vorhandensein  wenigstens 
des  einen  Elementes,  des  konsekrirten  Brotes  (der  Hostie)  ^ ,  Bedingung  der  Abend- 
mahlsfeier ist,  gleichviel  ob  diese  im  Verlaufe  der  Messe  oder  erst  nachher  stattfindet  3. 

L  Der  Spender  des  Altarsakramentes^.  Die  Fähigkeit,  das  Altarsakra- 
ment zu  spenden,  besitzt  nicht  nur  der  Kleriker,  sondern  auch  der  Laie  \ 

Schon  seit  dem  4.  Jahrhundert,  in  welchem  das  Abendmahl  noch  innerhalb  des 
Gemeinde-Gottesdienstes  unter  gleichzeitiger  Kommunion  der  anwesenden  Gläubigen 
gefeiert  wurde,  hat  aber  das  kirchliche  Recht  nach  der  Ausbildung  des  besonderen 
geistlichen  Standes,  insbesondere  des  bischöflichen  und  priesterlichen  Ordos,  die  Be- 
fugniss  dazu  auf  den  Bischof  und  den  Priester  beschränkt  ^,  und  in  Folge  dessen  auch 
den  Diakonen  die  selbstständige  Austheilung  des  Abendmahls  nur  im  Auftrage 


*  Anch  äasserlich  findet  sich  diese  Scheidung 
im  Tiidentinam ,  welches  sess.  XIIL  von  der 
Eucharistie  als  Abendmahl  und  sess.  XXII.  von 
der  Messe  handelt.  Ueher  die  Messe  s.  unten 
8.!i08. 

2  Wegen  der  Entziehung  des  Kelches  s.  unten 
in  diesem  $. 

8  S.  das  Rituale  roman.,  s.  tit  4.  c.  2:  Ordo 
admlnistrandl  sacram  communionem,  namentlich 
daselbst  n.  1  u.  n.  10. 

*  Das  Folgende  bezieht  sich  biosauf  die  Austhei- 
lung, Spendung  des  schon  bereiteten  Sakramen- 
tes. Dass  der  Spender  auch  der  Konsekrator  sein 
kann  und  es  in  vielen  Fällen  ist,  erglebt  das 
bereits  Bemerkte. 

^  Ganz  abgesehen  davon ,  dass  die  Christen  in 
den  ersten  Zeiten  des  Ghristenthums  ausser  den 
regelmässigen  gottesdienstlichen  Versammlungen 
mitunter  auch  solche ,  in  denen  die  Eucharistie 
ohne  Anwesenheit  ihrer  Vorsteher  gefeiert  wurde, 
abgehalten  haben,  Hatch,  Gesellsohaftsverfassg. 
der  christl.  Kirdien  im  Alterthum.  2.  Aufl. 
v.  Harnack,  Giessen  1883.  S.  117,  n.  A.  Har- 
nack,  Texte  n.  Untersuchungen  z.  Gesch.  d.  alt- 
christl.  Literatur  D.  1,  28.  54  in  der  dort  befind- 
lichen Ausgabe  der  AiSaT?)  twv  dirooröXojv  IX.  1. 
u.  XIV.  1.  und  a.  a.  0.  Ptolegomena  S.  69,  ist 
noch  für  das  3.  Jahrhundert  die  Sitte  ausreichend 
bezeugt,  dass  die  Gläubigen  die  Eucharistie  wäh- 
rend des  Gottesdienstes  nicht  stets  genommen, 
sondern  sie  zu  späterem  Genuss  mit  nach  Hause 
getragen  haben ,  Cyprian.  de  lapsis  c.  26  („cum 
quaedam  arcam  suam,  in  qua  domini  sanotum 
fuit,  manibus  inmundis  temptasset  aperire"); 
(Pseudo-)  Cyprian.  de  spectacuL  c.  5  („ausus 
secum  sanctum  in  lupanar  ducere,  si  potuisset, 
qui  festinans  ad  spectaculum  dimissus  e  doml- 
nico  et  adhuc  gerens  secum ,  ut  assolet ,  eucha- 
xistiam'')  s.  Weiteres  bei  Probst,  Sakramente 


u.  Sakramentalien  S.  241.  243.  Ja,  das  Aus- 
theilen  des  Sakramentes  durch  Frauen  während 
des  Gottesdienstes  ist  erst  viel  später,  s.  Paris 
829  I.  c.  45,  Mansl  14,  565  verboten  worden. 
Wenn  c.  29  Dist.  II.  de  consecr.  (welcher  Unge- 
wisser Herkunft  ist,  jedenfalls  nicht,  so  Fried - 
borg  corp.  Juris  1.  c,  dem  in  das  Jahr  650  oder 
das  9.  Jahrh.  fallenden  Konzil  v.  Ronen  angehört) 
es  den  Priestern  untersagt,  die  Eucharistie  an 
Laien  und  Frauen  zu  geben ,  um  sie  dem  Kran- 
ken zu  bringen ,  so  ist  diese  Stelle  niemals  auf 
Nothfälle,  in  denen  selbst  nicht  einmal  ein  Dia- 
kon zu  haben  ist ,  bezogen  worden ,  s.  glossa  per 
semetipsum  ad  c.  cit. ;  Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  136.  Auch  das  Tridentinum  spricht 
den  Laien  die  Fähigkeit  an  sich  nicht  ab.  Dess- 
halb  kann  auch  Catech.  roman.  P.  11.  c  4  qu.  51 : 
„Solls  sacerdotibus  potestas  data  est ,  ut  sacram 
eucharistiam  conficiant  ao  fidelibns  distribuant", 
nicht  dahin  verstanden  werden,  dass  er  sie  allein 
den  Priestern  beilegt. 

ö  S.  schon  Constit  apostol.  HI.  10:  „dlX  oSre 
XoixoTc  dTtiToiirofJtev  Ttotetv  ti  tw**  Upattxaiv 
lpY<ov,  olov  4uo(av^  ergeben  die  ausschliessliche 
Berechtigung  des  Klerus.  Nach  ihnen  ist  der 
Bischof  der  regelmässige  Spender,  wobei  er  aller- 
dings seitens  der  Diakonen  dadurch ,  dass  diese 
den  Gläubigen  den  Kelch  reichen,  unterstützt 
vrird,  1.  c.  III.  12  ff. ;  %,  auch  Probst  ,•  Sakra- 
mente und  Sakramentalien  S.  218  ff. 

Darüber ,  dass  auch  die  Priester  im  Auftrage 
des  Bischofs  das  Sakranfent  verwalteten  und  spen- 
deten, B.  Cyprian.  ep.  5 :  „ut  presbyteri  quoque 
qui  illlc  apud  confessores  offerunt  singuli  cum 
Singulis  diacones  per  vices  altement^';  Nicaen. 
325  0.  18:  „Xafxßavkooaa'*  (die  Diakonen)  S^ 
xaTÄ  T^v  Td^iv  TJ^  ei^apiorlav  [lerd  toOc  itpea- 
ßuT^pou;,  tJ  toO  iiriax4itou  ^i^4vtoc  aürcoT«  ^ 
Tou  itpeoßuTipou.    S.  auch  die  folgende  Note, 
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oder  in  Abwesenlieit  des  Bischofs  and  des  Priesters  oder  im  Falle  der  Noth  ge« 
stattet  1. 

Wt  dem  AnfhOren  der  Concentration  des  Gottesdienstes  in  der  Kathedrale  nnd 
in  der  Hand  desBischofes,  sowie  in  Folge  der  Ansbildung  der  Pfarreien  ist  der  Priester 
anch  für  die  Spendnng  dieses  Sakramentes,  ebenso  wie  bei  der  Tanfe,  der  regel-^ 
mftssige  Minister  geworden  2. 

Aber,  wenn  anch  jeder  Bischof  nnd  Priester  an  sich  sowohl  die  Befähigung, 
wie  auch  die  Befngniss  hat,  das  Abendmahl  zn  spenden ,  so  mnss  derselbe  doch  das 
Beeht  zur  Anstibnng  der  Befngniss  für  den  einzelnen  Fall  besitzen^.  Dieses  Recht 
haben  kraft  ihres  Amtes  die  Bischöfe  fOr  ihre  Diöcesen  nnd  die  Pfarrer  für  ihre 
Pfarreien  *,  nnd  zwar  innerhalb  ihrer  Sprengel  sowohl  fttr  ihre  Diöcesanen  oder  Paro- 
chianen,  wie  anch  fOr  andere  Personen,  welche  nicht  ihrem,  sondern  einem  fremden 
Sprengel  angehören^.  Alle  übrigen  Priester  sind  dazu  nur  berechtigt,  wenn  sie  vom 
Bischof  oder  vom  Pfarrer  dazu  beauftragt  sind,  sei  es  generell  ^,  sei  es  speziell.  Fer^ 
ner  haben  die  Mönchsorden  das  Privileg,  in  ihren  E^osterkirchen  die  Eucharistie 
jedem  Gläubigen  durch  die  daselbst  celebrirenden  Priester,  gleichviel,  ob  letztere 
dem  Orden  angehören  oder  nicht,  spenden  zu  lassen^. 

Im  Falle  dringender  Noth,  z.  B.  bei  Todesgefahr,  bedarf  es  dagegen  einer  Ge^ 
nehmigung  des  zur  Spendung  kompetenten  Bischöfe  oder  Pfarrers  nicht  ^. 


1  In  den  ältesten  Zeiten  haben  die  Diakonen 
nicht  nm  den  Gläubigen  den  Kelch  gereicht  (s. 
vor.  Note),  sondern  anch  das  konsekiirte  Brot 
yertheilt,  Justin,  apol.  I.  65.  67;  Hefele,  Conc 
Gesch.  %  424.  Abgesehen  ron  dem  Konzil  von 
Arles  I.  314  c.  15,  welches  den  Diakonen  die  yon 
ihnen  wahrscheinlich  In  Zeiten  der  Verfolgung 
nsnipiite  Weihe  der  Encharistie,  also  das  Opfern, 
▼erbietet,  untersagt  ihnen  c  18  Nlcaeu,  cit 
(c  14  Dist.  XCIII.),  den  Priestern  die  Encha- 
ristie zn  reichen ,  nnd  Arles  U.  443  o.  452  o.  15 
überhaupt,  In  Anwesenheit  eines  Priesters  die 
Encharistie  auszutheilen.  Für  die  spätere  Ge- 
sultnng  sind  massgebend  geworden  stat.  eccles. 
ant.  (s.  g.  CarthaglV.)  c.  38  (=  c.  18  Dist.  cit.) : 
gUt  diaconus  piaesente  presbytero  encharistiam 
corporis  Christi  populo,  si  necessitas  cogat,  iussus 
eroget"  u.  c.  13.  %,  1  (Gelas,  I.)  Dist.  dt: 
„Sacri  corporis  prorogationem  sub  conspectu  epis- 
copi  Tel  presbyteri  (nisi  his  absentibus)  ins  non 
habeant  exercendi^  In  üebereinstlmmung  damit 
untersagen  die  späteren  mittelalterlichen  Syno- 
den den  Diakonen  selbst  die  üeberbringnng  der 
Eucharistie  als  Wegzehrung  (vlaticnm)  an  Kranke, 
und  erlauben  dies  ebenfalls  nur  im  Nothfall, 
Aiise994c.l,  Mansi  19,101;  Ronen  1190  c.  3, 
1.  c.  22,  582;  York  1195  o.l,  1.  c.663;  Ronen 
1231  c.  34, 1.  c.  23,  218;  Oanterbury  1236  c.  25 
l  c  p.  423 ;  Mainz  1261  c.  5,  1.  c  p.  1082;  Würz- 
burg 12)87  c.  8,  1.  c.  24,  853 ;  Aschaffeuburg  1292 
c  3,  1.  c.  p.  1082.  London  1138  c.  2,  1.  c  21, 
511,  gestattet  es  allerdings  noch  schlechthin  dem 
Priester  oder  Diakon ,  im  Nothfalle  auch  jedem 
Laien. 

Ein  Verbot  der  Spendung  des  Brotes  und 
Weines  für  die  Subdiakonen  enthält  schon  Lao- 
dicaa  p.  343  u.  381.  c.  26,  Hefele  1,  766, 
welches  in  c.  16  Dist.  cit.  durch  Aenderung  des 
entscheidenden  Wortes  in:   diacones  eine  den 

Hin  ich  im,  Kirchenreoht  IT. 


Abs.  1  citlrten  Stellen  gleiche  Bedeutung  erhal* 
ten  hat. 

2  S.  die  vor.  Anm.;  Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  133. 

3  Weil  zu  der  Befähigung  und  allgemeinen 
Berechtigung  stets  noch  die  jurlBdictio  (hier  die 
interna) hinzutreten  muss,  s.  auch  Barbosa  de 
off.  et  potest.  parochi  P.  IL  c.  20  n.  2;  Probst 
a.  a.  0.  S.  137. 

^  Denn  die  Spendung  der  Eucharistie  gehört 
zur  Ausübung  der  Seelsorge. 

5  Abgesehen  von  der  österlichen  Kommunion 
und  der  ersten  Kommunion  der  heranwachsenden 
Gläubigen  (vgl.  unten  Nr.  IL  und  III.).  Im 
übrigen  besteht  für  den  Empfang  des  Abend- 
mahls kein  Pfarrzwang  mehr,  s.  Bd.  IL  S.  300. 
Selbstverständlich  ist  aber,  dass  deshalb  der 
Pfarrer  oder  der  Bischof  die  Spendung  nicht  ohne 
Genehmigung  des  kompetenten  kirchlichen  Beam- 
ten in  einem  fremden  Sprengel ,  selbst  wenn  es 
sich  um  die  eigenen  Parochianen  oder  Diöcesanen 
handelt,  erlaubter  Welse  vornehmen  darf,  s.  auch 
Bd.  U.  S.  44. 

0  Z.  B.  durch  Bestellung  zum  HÜlfspriester 
bei  Ausübung  der  Seelsorge,  Bd.  II.  S.  320.  In 
der  Erlaubniss  zur  Gelebration  der  Messe  liegt 
auch  zugleich  die,  das  Sakrament  zu  spenden. 
Pjrobst,  a.  a.  0.  8.  138. 

"^  Seit  PaulIY.  die  Franziskaner  und  dann  per 
communicatlonem  (s.  Bd.  III.  S.  811)  seit 
Plus  V.  alle  Regularen ,  Ben  ed.  XIV.  de  syn. 
dioec  IX.  16.  n.  3,  und  desselb.  const.  Magno 
V.  2.  Juni  1751  §.  21,  bull,  eiusd.  3,  173.  Die 
in  Anm.  5  gedachten  Ausnahmen  gelten  aber 
auch  hier.  S.  femer  Probsta.a.O.S.  140. 

8  VgL  Probst  a.  a.  0.  a  138.  Deshalb  kann 
auch  der  Pfarrer  seinen  Hülfspriestem  die  Erthei- 
lung  der  Eucharistie  in  diesen  Fällen  nicht  völlig 
untersagen,  ebensowenig  der  Bischof  den  Pfarrern 
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In  derartigen  Fällen  kann  der  letztere ,  wenn  ein  Priester  nicht  vorhanden  ist, 
auch  einen  Diakonen  ^,  in  Ermangelung  eines  solchen  anch  einen  Kleriker ,  ja  sogar 
einen  Laien  mit  der  Spendnng  beauftragen ,  sowie ,  wenn  eine  solche  Beauftragung 
nicht  möglich  ist,  der  Diakon,  der  niedere  Kleriker  und  der  Laie  die  Spendung  auch 
ohne  jede  weitere  Ermftchtigung  vornehmen  2. 

Sich  selbst  darf  nur  der  konsekrirende  Priester  während  der  Messe  die  Eucha- 
ristie spenden^,  sonst  hat  er  sich  dieselbe  ebenfalls  durch  einen  anderen  reichen  zu 
lassen^.  Bei  Laien  ist  das  erstere  jetzt  der  Regel  nach  ausgeschlossen,  da  das  Mit- 
nehmen der  Eucharistie  in  das  Haus  nicht  mehr  statthaft  ist,  jedoch  kann  ihnen  auch 
heute  noch  beim  Vorliegen  dringender  Orflnde>  —  ein  Fall,  welcher  namentlich  in 
den  Missionsländem  praktisch  vorkommt  —  die  Eucharistie  zur  eigenen  Oeniessung 
tiberlassen  werden  \ 

U.  Berechtigt  zum  Empfange  ist  nur  derjenige,  welcher  Mitglied  der  Kirche 
ist,  also  die  Taufe  empfangen  hat<^. 

Er  muss  femer  die  aktive  Rechtsfithigkeit  in  der  Kirche  besitzen.  Daher  sind 
die  Exkommunicirten  (gleichviel  ob  sie  sich  im  grossen  oder  kleinen  Bann  befinden, 
ob  sie  excommunictjUi  tolerati  oder  vitandi  sind)  ausgeschlossen  ^ ,  nicht  minder  die 
Interdicirten^  die  Häretiker  und  die  Schismatiker^. 


und  deren  Gebülfen,  Gongr.  episcop.  1640  bei 
Probst  S.  139.  n.  3  :  „Non  potest  episcopuB 
probibere  curato ,  ne  adminlstret  TlaÜcum  inllr- 
mis  sine  sua  licentia^ 

1  S.  0.  S.  65.  n.  1 ;  Congr.  rituum  v.  1777  bei 
Gardellini,  decr.  anth.  congr.  ss.  rit.  ed. III. 
n.  4379 ;  2,  495 :  „An  diaconus  in  ordine  tantum 
diaconatUB  constitatas ,  extra  casum  necessitatis 
possit  distribuere  fldelibus  communionem  ?  Resp. 
Negattre.  Vgl.  des  Näheren  Probst  S.  135; 
femer  Congr.  rit.  ▼.  1858,  Collectanea  clt.  p.  180. 
n.  350 :  „Diaconus  qui  ex  mandato  sni  vicarii  de- 
fert  sacr.  viaticum  iniirmis ,  potestne  facere  as- 
persionem  aquae  benedictae ,  dicere  :  Miserere, 
Indulgentiam,  signare  inflrmum  vel  se  Ipsum, 
dicere :  Dominus  voblscum  in  oratione  et  bene- 
dicere  cum  ss.  sacramento  inflrmum  et  assisten- 
tes?  Secus  quid  sit  faciendum?  Resp.  Deflciente 
presbytero  et  vicarii  apostolici  concurrente  li- 
centia ,  affirmative  in  Omnibus"  (s.  auch  Acta  s. 
sed.  3,  611). 

S  Vgl.  Schmalzgrneber  1.  0.  III.  41.  n. 
12.  13;  Probst  S.  136.  138,  s.  auch  0.  S.  64. 

s  Trid.  sess.  XIII.  decret.  de  ss.  euch.  sacr. 
0.  8 :  „. . .  In  sacramentali  autem  sumptione  sem- 
per  in  ecdesia  dei  mos  fuit,  ut  laici  a  sacerdoti- 
bus  communionem  acciperent ;  sacerdotes  autem 
celebrantes  se  ipsos  communicarent ,  qui  mos 
tamquam  ex  traditione  apostolica  descendens, 
iure  ao  merito  retineri  debet^ 

*  Nur  in  Abwesenheit  eines  anderen  Priesters 
kann  er  sie  im  Falle  der  Todesgefahr,  nach  einzel- 
nen auch ,  wenn  er  das  Sakrament  blos  aus  An- 
dacht empfangen  will ,  selbst  nehmen ,  Probst 
S.  134.  Wenn  Ihm  die  Eucharistie  durch  einen 
Anderen  gereicht  wird ,  soll  er  aber  immer  mit 
der  Stola  bekleidet  sein ,  c.  11  (Braga  III.  0.  IV. 
u.  675)  Dist.  XXIH;  Rituale  roman.  tit  IT. 
c  2.  n.  4  Das  letztere  wiederholt  Indessen  die 
in  der  ersten  Stelle  fQr  die  Verletzung  dieser 


Vorschrift  angedrohte  Exkommunikation  nicht; 
die  Strafe  ist  also  fortgefallen.   Probst  S.  212. 

&  Congr.  propag.  1841,  CoUectan.  oit.  p.  178. 
n.  346 :  „An  permitti  potest,  in  hoc  persecutionis 
tempore ,  ut  fldei  confessores  ad  mortem  propter 
fldem  damnati  et  quibus  in  caroere  defertur  ss. 
eucbaristiae  sacramentum ,  occulte  possint  illud 
accipere  suis  manibus  et  sese  occulte  communi- 
care,  ne  sacerdos  illos  more  ordinario  oommuni- 
cans  cognoscatur  et  prehendatur ;  yel  satiusne  est 
in  illo  casu  ab  Ulis  confessoribus  communioandis 
abstinere  maxlmo  cum  illorum  animae  detil- 
mento?  Resp.  Affirmative  ad  primam  partem, 
dummodo  nullo  irreverentiae  aut  alle  periculo 
tantum  sacramentum  exponator". 

Vgl.  übrigens  auch  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioeces.  XIII.  19.  n.  27.  28. 

0  Nach  dem  Ausdruck  der  Theologen  der  ylator 
baptizatus.  S.  0.  8.  43,  also  nicht  der  Katechu- 
mene,  s.  0.  S.  26.  Die  Sitte,  auch  den  verstorbe- 
nen Kirchengliedem  die  Eucharistie  in  den 
Mund  zu  stecken ,  hat  wiederholt  von  der  Kirche 
gemiBsbilUgt  werden  mOssen,  s.  Hippo  393. 
c.  4  (Conc.  Carth.  III.  6);  Auxerre  578  0.  585.  c. 
12;  Trullan.  692.  c.  83;  s.  g.  Statute  Bonifaoii 
c.20,  Maus  112,  385. 

"^  DaB  folgt  aus  dem  Wesen  der  Exkommuni- 
kation, 8.  unten  im  kirchlichen  Straftecht  u. 
Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S.  280  ff.  Der 
Empfang  des  Sakramentes  durch  einen  solchen 
bildet  ein  Sakrilegium,  Kober  a.  a.  0.  S.  282. 
Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

8  Rituale  roman.  tit.  IV.  c.  1.  n.  8 :  „Arcendl 
autem  sunt  publice  indigni,  quales  sunt  exoom- 
municati,  interdicti  manifestlque  infames:  ut 
meretrices,  concubinarii ,  foeneratores ,  magi, 
sortilegi,  blasphemi  et  alii  eins  generis  public! 
peccatores ;  nisi  de  eorum  poenltentla  et  emen- 
datlone  constet  et  publieo  scandalo  prias  satls- 
fecerint*'. 

0  Denn  mit  diesen  ist  die  Communicatio  in 
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Sodann  bedarf  es  der  Handlungsfähigkeit,  d.  h.  der  geistigen  Fähigkeit,  die  Be- 
dentnng  des  Altarsakramentes  zu  erfassen  und  zu  würdigen.  Vom  Genüsse  desselben 
sind  demnach  alle  diejenigen  fernzuhalten,  welche  überhaupt  oder  auch  nur  vorüber- 
gehend des  Gebrauches  der  Vernunft  beraubt  sind,  einerseits  also  die  Geisteskranken  ^ 
(Wahn-,  Blödsinnige,  nicht  genügend  ausgebildete  Taubstumme),  andererseits  Be- 
rauschte und  Bekunkene2. 

Was  die  Kinder  betrifft 3,  so  hat  das  gemeine  Becht  keine  Altersgrenze  für 
den  Empfang  der  ersten  Kommunion  seitens  derselben  festgesetzt^,  vielmehr 
kommt  es  lediglich  darauf  an,  ob  sie  die  erforderliche  Geistesreife  dafür  erlangt 
haben  ^.  Dadurch  ist  aber  das  Partikularrecht  an  der  Festsetzung  eines  bestimmten 
Alters  als  Regel  —  solche  Vorschriften  sind  vielfach  ergangen«  —  nicht  gehindert. 


ueris  verboten.  S.  femer  Probst  S.  142.  Aas- 
drücklieb  ist  dies  aach  von  einzelnen  Partikalar- 
Synoden  vorgeschrieben,  z.  B.  Bheims  1849,  coli. 
eone.  Lac  4,  118;  Neapel  1882,  Aroh«  f.  k.  K. 
B.  ÖO,  401. 

1  Wohl  aber  ist  es  zulässig ,  ihnen  In  liebten 
Zwischenräumen  die  Eucharistie  zn  spenden, 
RitnaL  rom.  t.  IV.  c.  1.  n.  10 :  „Amentibus  prae- 
ter^ seu  phreneticis  communicare  non  licet ; 
licebit  tarnen,  sl  quando  habeant  Incida  inter- 
Talla  et  devotionem  ostendant,  dum  in  eo  statu 
manent,  si  nuUum  indignitatis  periculum  adsit^. 
Unter  Berufung  auf  stat  antiqu.  eccles.  c.  76 
(s.  g.  Garthag.  IV.) :  „Is  qui  poenitentiam  in  in- 
flrmltate  petit,  si  casu ,  dum  ad  eum  sacerdos  in- 
vitatus  venit,  oppressus  inflrmltate  obmutuerit 
Yel  in  phrenesim  versus  fuerit,  dent  testimo- 
oium,  qui  eum  audiemnt  et  accipiat  poeniten- 
tiam. Et  si  continuo  credltur  moriturus ,  recon- 
dlietor  per  manns  impositionem  et  infundatur 
ori  eloB  eucharisüa"  bestimmt  aber  der  Catechism. 
rom.  P.  II.  c.  4.  qu.  49  in  üebereinstimmung 
mit  der  seit  Thomas  von  Aquino  herrschenden 
theologischen  Doktrin ;  „Amentibus  qui  tunc  a 
pietatis  sensu  alieni  sunt ,  sacramenta  dare  mi- 
nime  oportet :  quamvls  si,  antequam  in  insaniam 
indderint,  piam  et  religiosam  animi  voluntatem 
prae  se  talerint :  licebit  eis  in  flne  vitae  ex  eonc 
Garth.4.  c.  76  deoreto  eucharistiam  administrare : 
modo  vomitionis  vel  alterius  indignitatis  et  in- 
commodi  periculum  nullum  timendum  slt'* ;  ver- 
allgemeinert also  die  Zulässigkeit,  in  sofern  als 
er  die  Speudung  des  Viatikums  an  jeden  Wahn- 
sinnigen, welcher  vor  Eintritt  seiner  Geistes- 
krankheit dem  Sakramente  die  gebührende  Ehr- 
furcht bewiesen  hat,  zulässt ,  vgl.  hierüber 
Probst  S.  145  und  Paderbomer  Diöcesansynode 
1867,  pastoralis  instructio  de  oommunione  amen- 
tibiis  vel  ooncedenda  vel  non  concedenda ,  Aroh. 
f.  k.  K.  R.  20,  372. 

2  Doch  gestatten  die  Theologen  die  Spen- 
dung  des  Viatikums ,  wenn  der  Betrunkene  sich 
in  Todesgefahr  befindet  und  die  Trunkenheit 
nicht  durch  seine  Schuld,  z.  B.  durch  Unter - 
mischung  einer  berauschenden  Substanz  in  sein 
Getränk,  herbeige/Qhrt  war.  Probst  S.  148. 

3  M.  Raich,  das  Alter  der  Erstoommuni- 
eanten.  Mainz  1875. 

^  In  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen 
Kirche  wurde  auch  den  Kindern  das  Abendmahl 
gereicht,  Cfpri^n.  de  lapsis.  c.  25 ;    eonst.  apo- 


stolor.  VIII.  12 ;  Innoc  I.  ad  conc.  Milevltan. 
417,  Coustantp.  898,  weil  man  den  Empfang 
des  Abendmahls  zur  Seligkeit  nothwendig  hielt, 
vgl.  auch  Benedict,  XIY.  de  syn.  dioec.  VIL 
12.  n.  1;  Gieseler,  Kirchengesch.  4.  Aufl.  II. 
2,  438.  n.  9.  In  Gallien  war  es  noch  im  6.  Jahr- 
hundert Sitte ,  ihnen  die  Reste  des  Sakramentes 
zu  geben,  Macon  II.  686,  c  6 :  „ . . .  Quaecumque 
reliquiae  sacriflciorum  post  peractam  missam  in 
saorario  supersederint,  quarta  vel  sexta  feria  in- 
nocentes  ab  illo  cuius  interest,  ad  ecclesiam  ad- 
ducantur  et  indlcto  ieiunio  easdem  reliquias  con- 
spersas  vlno  perdpiant^.  Mit  Bezug  hierauf  ver- 
ordnet Tours  813  c.  19,  Mansi  14,  86,  dass  die 
Priester,  wenn  sie  die  Messe  gelesen  haben,  den 
Leib  des  Herrn  nicht  indiscrete  den  Rindern  und 
anderen  Anwesenden  geben  sollen.  Später  haben 
die  Parti  kular-Synoden  aber  das  Reichen  des  Sa- 
kramentes an  kleine  Kinder  verboten ,  s.  Trier 
1227.  c.  3,  1.  c.  23,  28  u.  Bordeaux  1266  c.  5, 
1.  c.  p.  868 ,  welches  nur  die  Spendung  geweih- 
ten Brotes  zu  Ostern  gestattet.  S.  noch  P  e  trus 
Zornlus,  historia  eucharistiae  infantium. 
Berol.  1736;  v.  Zezschwitz  in  Herzog's 
Real-Encyklopädie.  2.  Aufl.  7,  671. 

Trid.  XXI.  sess.  doctr.  de  comm.  c.  4 :  „Denique 
eadem  synodus  docet ,  parmlos  usu  rationis  ca- 
rentes  nulla  obllgari  necessitate  ad  sacramen- 
talom  eucharistiae  communionem ,  si  quidem  per 
baptismi  lavacrum  regenerati  et  Christo  incorpo- 
rati  adeptam  iam  flliorum  dei  gratiam  in  illa 
aetate  amittere  non  possunt.  Neque  ideo  tamen 
damnanda  est  antiquitas ,  si  eum  morem  in  qui- 
busdam  locis  aliquando  servavit.  Ut  enim  ss. 
illi  patres  sui  facti  probabilem  causam  pro  illius 
temporis  ratione  habuerunt ,  ita  certe  eos  nulla 
salutis  necessitate  id  fecisse  sine  controversia 
oredendum  est";  (s.  auch  ibid.  de  commun. 
can.  4)  negirt  nur  eine  Verpflichtung  für  die 
Kinder. 

^  Rituale  roman.  1.  c.  n.  11 :  „lis  etiam  qui 
propter  aetatis  imbedllitatem  nondum  huius 
saeramenti  oognitlonem  et  gustum  habent,  ad- 
ministrari  non  debet^;  Catech.  rom.  1.  c  qn.  47. 

0  So  ist  z.  B.  nach  Utrecht  1866,  coli.  Lac. 
dt.  6,  822  der  früheste  Termin  das  begonnene 
12.  und  der  späteste  das  vollendete  13.  Jahr, 
nach  Albi  1860,  L  c.  4,  413;  nach  ürbino  1869, 
1.  c.  6,  14  und  nach  Plen.  Kono.  II.  Baltimore 
186ß,  1.  c.  3,  446  die  Zeit  zwischen  dem  10.  u. 
14.  Jahr  vorgeschrieben. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eirohe  durch  dieselbe. 


[§.  202. 


Eine  Yerletzang  des  gemeinrechtlichen  Qnmdsatzes  läge  nur  dann  vor,  wenn  dasselbe 
die  Grenze  als  eine  absolut  inne  zn  haltende  hingestellt  hätte,  was  aber  nicht  der  Fall  ist  ^ 
Die  Benrtheünng  darüber,  ob  das  Kind  die  erforderliche  Reife  hat,  steht  dem 
Pfarrer,  welcher  sich  in  dieser  Beziehung  mit  dem  Erzieher  des  Kindes  in  Verbin- 
dung zu  setzen  hat,  zu'.  Denn  er  hat  ordnungsmftssiger  Weise  die  Kinder  seiner 
Parochie  durch  den  Religions-Unterricht  zum  Empfange  der  Kommunion ,  sowie  zur 
Beichte  und  zur  Firmung  vorzubereiten  ^.  Deshalb  ist  auch  nur  der  Pfarrer  des  Do- 
mizils berechtigt,  den  Kindern  die  erste  Kommumon  zu  ertheilen,  und  es  bedarf  jeder 
andere  Priester  seiner  Qenehmigung  —  welcher  selbstverständlich  die  des  Bischoä 
gleichsteht  —  dazu.  *. 


In  Deutschland  war  In  den  ersten  Jahr- 
zehnten dieses  Jahrhunderts  mehrfach  dnrch 
Mschöflicbe  Anordnungen  mit  Rücksicht  auf  das 
Ende  der  Schulpflichtigkeit  die  Zulassung  auf 
das  14.  Lehensjahr ,  so  in  F  r  e  1  h  u  r  g  (Ordinär. 
Erl.  V.  1882,  Weiss,  Arch.  f.  Kirchenrechts- 
wissenschaft 4,  257),  Mainz  (V.  v.  1836, 
Schumann,  Samml.  d.  das  Kirchen-  und 
Schulwesen  betr.  Verordn.  S.  266),  Rotten - 
hurg  (Erl.  T.  1828.  ▼.  Vogt,  Samml.  kirchl. 
u.  staatl.  Verordn.  S.  244)  bestimmt  worden.  Die 
Kölner  Provinzialsynode  v.  1860,  coli.  Lac.  cit. 
5, 365  hat  aber  die  Sitte ,  den  Kindern  erst  nach 
der  Entlassung  aus  der  Schule  die  Kommunion 
zu  spenden,  verworfen.  In  Folge  dessen  sind  die 
betreffenden  Verordnungen  zum  Theil  zurück- 
gezogen worden ,  vgl.  z.  B.  für  Rottenburg  die 
V.  V.  1866  (v.  Vogt  S.  246),  nach  welcher  die 
Kinder  schon  vor  der  Absolvlrung  der  Elementar- 
schule regelmässig  mit  dem  13.  Jahre  zum  Altar- 
sakrament zugelassen  werden  sollen,  dasselbe 
aber  bei  besonderer  Reife  schon  nach  dem  11. 
Jahre  mit  Zustimmung  der  Eltern  empfangen 
dürfen,  üeber  Baiern^  wo  das  Alter  durch 
besondere  Diocesanstatuten  bestimmt  ist,  s. 
Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften, 2.  Aufl.  S.  270. 

^  Denn  die  in  vor.  Anm.  dt.  Bestimmungen 
wollen  nur  das  Durchschnittsalter  bestimmen.  So 
kann  namentlich  dem  Kinde  bei  Torhandener 
geistiger  Reife  im  Falle  der  Todesgefahr  das 
Viatikum  früher  gespendet  werden.  Vgl.  auch 
Benedict.  XIV.  l.cVn.  12*  n.3;  Probst  S.  143. 

8  Catech,  rom.  P.  II.  c.  4.  qu.48:  „Hoc  nemo 
melius  constituere  poterlt ,  quam  pater  et  sacer- 
dos,  cui  Uli  confltentur  peccata ;  ad  illos  perünet 
explorare  et  a  pueris  percnnctari ,  an  huius  ad- 
mirabilis  sacramenti  cognltionem  aliquam  acce- 
perint,  et  gustum  habeant",  woraus  sich  ergiebt, 
dass  der  Pfarrer  die  entscheidende  Stimme  hat. 

8  S.  Bd.  U.  S.  295  und  diesen  Band  o.  S.  59. 
Diese  Vorbereitung  ist  auch  partlknlarrechtlich 
vorgeschrieben ,  Instruktion  Clemens  XTV.  Yom 
20.  März  1773,  AnalecU  Jur.  pontif.  1860 
col.  2273 :  „Rlspetto  pol  quelll  che  sono  capaoi 
dl  comunlcarsi  ciod  che  conosoono  la  dlgniti 
del  sacramento  dell'  eucarlstla,  dovranno  istruirli 
o  farli  istruire  delle  cose  necessarie  per  riceverlo 
degnamente  nella  prossima  Pasqua  . .  Se  1  curati 
avessero  blsogno  dl  coadintorl  per  la  suddetta 
istrulzione  ne  daranno  awiso  alla  secretaria  del 
nostro  tribunale ,  affinchd  da  noi  o  da  Mouslgn. 


nostro  Vicegerente  si  provveda  coli'  occorrenza 
ed  inoltre  potranno  mandare  dettl  flglinoli  e 
flglluole  in  qualohe  luogo  plo,  dove  sogliono 
essere  istruiti ;  con  che  perd  non  possano  da  chi 
dirigge  e  govema  tali  luoghi  pii  essere  ammessi 
per  la  prima  volta  a  ricevere  1  sacramenti,  parti- 
colarmente  la  ssma  eucharlstia,  se  prima  non 
saranno  giudicati  capaci  del  prtfprio  parocco.  Po- 
tranno altresl  incarlcare  i  loro  maestri  o  maestre 
dl  scuola,  che  non  lascino  d'istruirli  .  .  .  E 
quando  aucora  questi  flglluoli  e  flglluole  siano 
statl  in  qualunque  modo  istruiti ,  i  -curati  prima 
dl  ammetterli  ai  ss.  sacramenti  della  confessione 
e  communione  dovranno  esaminarll  per  magglor- 
mente  assicurarsi  della  loro  eapadti";  Kölner 
Provinzialkonzil  1860,  coli.  Lac.  cit.  5,  365; 
Paderbomer  Diöc.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
20,  104;  Rottenburg.  V.  y.  1828,  v.  Vogt  a.  a. 

0.  S.  244;  Wien  1858,  Prag  1860,  Utrecht  1865, 
coli.  Lac.  cit.  ö,  167.  502.  821.  S.  auch  die 
weiteren  Anführungen  In  der  folgenden  Anm. 

^  Das  gemeinrechtliche  Fundament  dafür  giebt 
der  catech.  rom.  P.  11.  c.  4.  qu.  48  (s.  o.  Anm. 
2)  und  Bened.  XTV.  const.  Etsi  nUnime  vom 
7.  Februar  1742,  %,  14,  eiusd.  bull.  1,  50: 
„Monendus  tamen  est  parochus,  ne  alienae  operae 
nlmium  tribuat,  sed  videat  ipse  quo  loco  res  sint, 
cum  puerl  sacramentum  eucharistiae  et  conflr- 
mationis  .  .  .  sibi  administrari  exposcant^.  Im 
übrigen  ist  der  Satz  durch  das  Gewohnheitsrecht 
und  Partikularrecht  festgestellt.  S.  d.  vor.  Anm. 
cit.  Instruktion  Clemens  XIV;  v.  Vogt  a.  a.  0., 
Utrecht  1866  1.  c. ,  wonach  der  Pfarrer  die  Ge- 
nehmigung für  einen  anderen  Priester  nicht  ohne 
genügenden  Grund  ertheilen  soll;  ebenso  in 
Frankreich  Sens  1860,  Aix  1850,  coli.  Lac.  dt. 
4,  890.  991 ,  wo  aber  die  Zöglinge  solcher  Er- 
ziehungsanstalten, in  denen  sich  eine  eigene 
Kapelle  befindet  und  welche  einen  eigenen  Geist- 
lichen haben,  von  dem  letzteren ,  Avignon  1849, 

1.  c.  p.  339,  die  auswärtigen  Zöglinge,  welche 
längere  Zeit  die  Schule  eines  Ortes  besucht 
haben ,  von  dem  Pfarrer  des  Schulortes ,  Rhelms 
1849,  Tours  1849,  1.  c.  p.  117.  273,  die  erste 
Kommunion  empfangen  sollen,  vgl.  auch  Denen- 
b  0  u  r  g ,  ^tude  canonique  sur  les  vioaires  parois- 
siaux  p.  211 ;  über  Belgien  a.  a.  0.  p.  212.  Aus 
diesen  Vorschriften  ergiebt  dch  zugleich ,  dass 
die  Spendung  der  ersten  Kommunion  eine  functio 
parochialis  im  eigentlichen  Sinne ,  keine  functio 
mere  sacerdotalis  (Bd.  II.  S.  301.  3021  ist,  vgl. 
auch  Deneubourg  1.  c.  p.  213.  ^14.    Da- 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Eucharistie. 
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Wegen  ihrer  UnwUrdigkeit  sind  von  der  Zulassung  zum  Altarsakramente  ausge- 
schlossen alle  notorischen  Todsünder  ^,  namentlich  Wucherer^  Eonkabinarier,  Hurer, 
Gotteslästerer,  sowie  alle  diejenigen,  deren  Gewerbe  und  Beschäftigung  die  Begehung 
von  Todsünden  mit  sich  bringt 2.  Ihnen  darf  das  Sakrament,  bis  sie  Busse  gethan 
und  das  gegebene  Aergemiss  abgestellt  haben  ^ ,  auch  öflfentlich  yerweigert  werden. 

Wenn  dagegen  Jemand,  dessen  Todsünden  geheim  sind,  die  Kommunion  Öffent- 
lich verlangt,  so  ist  der  Priester  nicht  berechtigt,  ihn  zurückzuweisen ,  wohl  aber  ist 
er,  falls  dieselbe  nicht  öffentlich  gefordert  wird,  bei  Kenntniss  dieser  Sünden  sogar 
yerpflichtet,  ihm  das  Altarsakrament  vorzuenthalten  4. 

Eine  Beschränkung  für  diejenigen ,  welche  das  Altarsakrament  zu  empfangen 
berechtigt  sind,  in  Betreff  der  Wiederholung  der  Kommunion  besteht  nicht.  In  der 
älteren  Eorche,  bis  zum  4.  Jahrhundert,  ist  es  vielfach  Sitte  gewesen,  täglich  Gottes- 
dienst zu  halten  und  dabei  die  Eucharistie  zu  spenden^.  Wenngleich  der  tägliche 
Empfang  längst  ausser  Uebung  gekommen  ist^,  so  ist  doch  kirchlicherseits  die  alte 
Sitte  niemals  gemissbilligt  worden,  im  Gbgentheil  hat  ein  von  Innocenz  XI.  unterm 


gegen  freilich  Bonix,  tract  de  iure  regulär,  ed. 
n.  %  210,  welcher  dahei  anoh  den  Regulären 
(s.  0.  S.  65)  das  Recht  dazu  zugesteht 

1  Das«  dies  das  Genus  ist,  unter  welches  alle 
die  ein2elnen  aufgeführten  Kategorien  zu  be- 
greifen sind,  zeigt  die  Aufz&hlung  im  Rit.  rom. 
(S.  66.  n.  8)  „manifestlque  Infames  .  .  .  alli  eius 
generis  puhllci  peccatores",  so  auch  Probst 
S.  171.  Vgl  hierzu  Übrigens  noch  Benedict 
Xrv.  de  gyn.  dioec.  VII.  11.  n.  8;  Paderbomer 
pastor.  instructio  de  oommunione  peccatoribus 
Tel  administranda  yel  deneganda ,  Arch.  1  k.  K. 
K.  20,  368  ff. 

In  den  französischen  Prorlnzialsynoden  wer- 
den unter  den  publici  peccatores  noch  besonders 
aufgezählt  diejenigen,  welche  regelmässig  ob- 
seoene  Schaustellungen  zu  besuchen  pflegen, 
Bordeaux  1860.  1863.  1856,  coli.  Lac.  4,  571. 
6^.  707,  diejenigen ,  welche  in  blosser  Givilehe 
leben,  and  Schriftsteller,  welche  ex  professo  die 
Urchliehen  Dogmen  bekämpfen ,  wenn  deren 
Schriften  nicht  ganz  unbekannt  sind,  Rheims 
1849,  1.  e.  p.  118. 

2  Unter  diesem  Gesichtspunkt  schloss  die  alte 
Kirche  die  histriones,  c.  97  (Cyprian.)  Dist  IL 
de  cons. ,  oder  theatrici  und  die  agitatores  (Pferde- 
mid  Wagenlenker),  Arles  443  0.  452  c.  20  aus. 
Rheims  1849,  coli.  Lac.  4,  168  nur  bedingt: 
„Qnoad  eomoedos  et  actores  scenicos  eos  non  re- 
censemns  inter  infames  nee  inter  excommuni- 
eatos.  Verum  tamen,  si,  utplerumque  contingit, 
professione  sua  adeo  abutantur,  ut  rulgo  repu- 
tentur  peccatores  publici ,  impia  nempe  vel  ob- 
•coena  ludentes ,  tunc  amovendi  sunt  a  commu- 
nione  eucharistica^. 

9  Der  Dieb  muss  daher  das  gestohlene  Chit  zu- 
rückgeben, der  Konkubinarier  die  Konkubine 
entfernen,  s.  Innocenz*  XI.  propositiones  damna- 
tae  V.  4.  März  1679.  prop.  61.  62,  bulL  Taurin. 
19,  148. 

Verbrechern ,  welche  zum  ^Tode  verurtheilt 
sind  und  die  Beichte  abgelegt  haben,  kann 
Tor  der  Hinrichtung,  selbst  wenn  sie  das  ihnen 
zur  Last  gelegte  Verbrechen  nicht  gestanden 
haben,  das  Altarsakrament  gereicht  werden,  Be- 


nedict. XIV.  L  c  VII.  11.  n.  3;  Probst 
S.  170,  denn  die  Beseitigung  des  Aergemisses 
tritt  durch  die  Strafe,  welche  sie  zu  erleiden 
haben,  ein.  Doch  wird  es  diesen  als  Viatikum 
gespendet,  und  es  soll  ihnen  wo  möglich  am  Tage 
Yor  der  Hinrichtung,  an  demselben  Tage  nur 
dann,  wenn  keine  Verunehrung  des  Sakramentes 
zu  befürchten  ist,  gegeben  werden,  s.  Gongr. 
propag.  V.  1841,  Collect  dt.  p.  184  n.  363,  und 
die  neueren  französischen  Provinzialsynoden  in 
der  coli.  conc.  Lac.  4,  118.  991.  1116.  1186; 
YgL  noch  Tan  Espen  J.  E.  U.  P.  IL  t.  4.  c  2. 
n.24. 

*  Rituale  roman.  tit.  IV.  c.  1.  n.  9 :  „Occultos 
yero  peccatores ,  si  occulte  petant  et  non  emen- 
datos  agnoverit,  repellat;  non  autem  si  publice 
petant  et  sine  scandalo  ipsos  praeterire  nequeat". 
Die  Kenntniss  darf  aber  der  Priester  nicht  durch 
die  Beichte  erlangt  haben.  Probst  S.  166; 
Tappehorn,  Anleitung  z.  Verwaltung  des 
Busssakramentes.  2.  Aufl.  Dülmen  1880.  S.261. 
Eine  geheime  Abmahnung,  welche  kein  Auf- 
sehen erregt,  ist  aber  auch  im  ersten  Falle  dem 
Priester  gestattet,  c.  2  (Alex.  HL  ?)  X.  de  off. 
lud.  ord.  I.  31.  S.  auch  die  oben  n.  1.  dt  Pa- 
derbomer Instruktion,  a.  a.  0.  S.  368  ff. 

Nach  früherem  Recht  hatte  der  spendende 
Priester  auch  fremde  Parochianen  zurückzu- 
weisen ,  wenn  sie  nicht  die  Erlaubniss  ihres  Bi- 
schofs, Carth.  L  zw.  345  u.  348.  c.  7,  Bruns 
L  1,  114  oder  ihres  Pfarrers  (so  Paris  1212  0. 
1213.  L  c.  10,  Mansi  22,  82i;  Köln  ^.  1280 
0.  7,  L  c.  24,  381;  Lambeth  1281  c.  1,  1.  c. 
p.  406;  Köln  1310  c.  2  (hier  Androhung  der 
Ausschliessung  vom  Abendmahl,  bis  dem  zu- 
ständigen Pfarrer  Satisfaktion  geleistet  ist,  1.  c. 
25,  242)  besassen.  Diese  Konsequenz  des 
früher  bestehenden  Parochialzwanges  ist  aber, 
abgesehen  tou  der  österlichen  Kommunion  (s. 
S.  72)  mit  dein  ersteren  fort  gefallen ,  vgl.  auch 
Bd.  IL  S.  300. 

6  c.  13  (Augustin.?)  Dist.  U.  de  oonsecr.; 
Probst  S.  104  ff.;  s.  auch  0.  S.  64.  n.  5. 

«  Probst  S.  166  ff.  S.  auch  unter  Nr.  HI  des 
Textes, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  202. 


15.  Februar  1679  bestätigtes  Dekret  der  Congregatio  concilii  v.  12.  desselben  Mo- 
nats ausgesprochen,  dass  Niemand  vom  Abendmahl,  wenn  er  dasselbe  auch  täglich 
verlange,  znrflckgewiesen  werden  dürfe  ^. 

ni.  Die  Pflicht  zum  Empfange  der  Eucharistie  (insbesondere  das 
Gebot  der  österlichen  Kommunion}.  Erst  seit  dem  4.  Jahrhundert  war  die 
Kirche  genöthigt,  mit  Verboten  gegen  die  Versäumung  der  Kommunion  seitens  der 
Gläubigen  einzuschreiten  2.  Allerdings  blieb  damals  zunächst  an  vielen  Orten  noch 
die  Sitte  in  üebung,  jeden  Sonntag  die  Eucharistie  zu  empfangen  3,  indessen  musste 
man  sich  schon  im  6.  Jahrhundert  im  westgothischen  Gallien^,  und  später  auch  im  ka- 
rolingischen  Reich  mit  der  Anordnung  begnügen,  dass  die  Gläubigen  die  Kommunion 
dreimal  im  Jahre,  zu  Weihnachten,  Ostern  und  Pfingsten  empfangen  sollten  ^.  Ja,  zum 
Theil  wurde  nur  .einmaliger  Empfang  am  Gründonnerstage  als  absolut  nothwendig 
verlangt^,  wenngleich  man  es  daneben  nicht  an  Ermahnungen  zum  öfteren  Empfang 
hat  fehlen  lassen^.  Zwischen  diesen  beiden  Minimalforderungen  hat  sich  in  der 
Folgezeit  die  kirchliche  Partikulargesetegebung  gehalten^,  und  erst  mehrere  Jahr- 
hunderte später  hat  das  IV.  Lateranensische  Konzil  von  1215  eine  für  die  ganze 
Kirche  geltende,  noch  heute  massgebende  Vorschrift  erlassen.  Nach  demselben  ist 
jeder  Christ,  welcher  zu  den  Unterscheidungsjahren  gelangt  ist,  bei  Vermeidung  der 
interdictio  ingressus  ecclesiae  und  der  Verweigerung  des  kirchlichen  Begräbnisses  ver- 
pflichtet, mindestens  einmal  zu  Ostern  in  der  Kirche  seiner  Pfarrei  die  Eucharistie 
zu  empfangen,  sofern  ihm  nicht  der  eigene  Pfarrer  aus  einem  vernünftigen  Grunde 


1  Abgedruckt  bei  F  e  r  r  a  r  i  s  8.  t.  eucharistia 
n.  41;  Probst  S.  118.  n.  5  und  in  Richter, 
Tiidentinam  S.  67.  n.  1 :  „. . .  Illudqae  omnino 
proTideat  (sc  paroohas  sen  confessaiias) ,  ut 
nemo  a  s.  conyivio,  seu  freqnenter  senquoti- 
die  aceesserit,  repellatnr  et  nihilomlnns 
det  opeiam,  nt  unosqnisqne  digne  pro  devotionis 
et  praeparationis  modo  rarins  ant  crebzins  do- 
mini  corporis  snavitatem  degnstet.  Itidem  mo- 
niales  quotidie  s.  oommanionem  petentes  ad- 
monendae  erunt,  nt  in  diebns  ex  eamm  ordinis 
instituto  praestitatis  communicent  Si  qnae  vero 
puritate  mentis  eniteant  et  favore  spiritus  ita  in- 
calneiint,  ut  dignae  frequentiori  ant  qnotidiana 
SS.  sacramenti  perceptione  yideri  possint ,  id  illis 
a  snperioribas  permittatnr.  .  . .  Porro  episcopi  et 
parocbi  et  confessarii  redargnaut  asserentes  com- 
mnnionem  qnotidianam  esse  de  jare  divino'^. 

2  c.  20  (Toledo  I.  400.  c.  13)  Dist  II.  de 
cons.  Aelter  sind  Verbote  dagegen,  dass  die 
Gläubigen  den  Gottesdienst  nicht  vor  der  Aus- 
theilung  und  Tor  dem  Empfange  der  Eucharistie 
verlassen  sollen,  c.  62  (Antiochien  341.  o.  2) 
Dist.  I.  de  cons.;  can.  10.  (9)  apost.,  wo  Aus- 
schluss aus  der  Gemeinschaft  angedroht  wird. 

8  Probst  a.  a.  0.   S.  106. 

*  c.  19  (Agde  608.  c.  18)  Dist.  U.  de  [cons. 
c  21  ibid.,  in  welchem  dasselbe  vorgeschrieben 
wird ,  mit  der  Inscription :  £x  conc.  Eliberitano 
gehört  dem  Konzil  von  Elvira  nicht  an. 

ft  Tours  813  c  60,  Mansi  14,  71  in  c.  16. 
Dist  cit.  (hier  unter  der  falschen  Ueberschrift 
Fabian) :  „  Ut  si  non  flrequentius ,  vel  ter  laici 
homines  in  anno  communicent,  nisi  forte  quis 


maioribus  criminibus  quibuslibet  impediatur^', 
(Zusatz  bei  Gratian.)  „in  Pasca  videlicet  et  Pente- 
costen  et  Natale  Dominik 

e  Chalons  813  o.  47,  1.  c.  p.  103. 

"J  Regensburger  Synode  (u.  800  oder  nach 
Nagel,  Forschungen  zur  deutsch.  Gesch.  18, 
339  von  743  o.  744)  c.  6  (LL.  3,  466) :  «...  et 
non  sicut  pro  dolor  a  multis  solet  fleri ,  ut  all- 
quando  spatium  anni  pertransit,  quo  non  per- 
cipit  suae  sacramenta  salutis,  qui  numquam 
unam  septimanam  progredi  debuit  At  tamen  ita 
vos  ammonemus,  ut  infra  tertiam  et  quartam  do- 
minicam  a  nobis  (sie)  non  neglegatur,  cum  etiam 
et  Greci  et  Romani  seu  et  Franc!  omni  dominioo 
communicent"  (vgl.  hierzu  die  dem  Theodor  von 
Oanterbury  zugeschriebenen  Bussordnungen  und 
poenlt.  Cummeani,  Wasserschleben,  Bnts- 
ordnungen  S.  147. 167.  196.  492:  „Graeci  omni 
dominioa  die  communicant  sive  clerid  sive  laici 
et  qui  tribus  dominicis  non  communicaverit,  ex- 
communicetur.  Romani  similiter  communicant 
qui  volunt,  qui  autem  noluerint,  non  excom- 
munioentur").  S.  ferner  Aachen  836.  C.  III. 
c.  22,  Mansi  14,694;  Bened.  Lev.  II.  170: 
„ . . .  Et  si  fleri  potest ,  omni  dominioa  die  com- 
municent, nisi  criminali  peccato  et  manifeste 
impediantur".  Die  Regel  Gbrodegangs  v.  Metz 
für  die  Kanoniker  o.  14,  Walter,  fontes  juris 
eccles.  p.  28.  29,  verpflichtet  diese  zur  Kommu- 
nion an  allen  Sonntagen  und  allen  Festtagen. 

8  So  schreibt  die  Mainzer  DiCcesansynode  iw. 
950 u.  951,  Hefele4,  603  vor,  dass  zweimal 
im  Jahre,  zu  Ostern  und  Weihnachten ,  kommu- 
nidrt  werden  soll. 
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die  Fernhaltnng  davOti  gestattet^,  und  im  Anschlass  an  diese  Anordnung  hat  das 
Eonzü  von  Trient  die  Leugnung  der  dadurch  festgesetzten  Pflicht  mit  dem  grossen 
Banne  bedroht^.  Des  N&heren  ist  betreff  dieses  Gebotes,  des  s.  g.  praeceptum  paschale^, 
Folgendes  zu  bemerken : 

1.  Das  Jahr,  innerhalb  dessen  die  Kommunion  mindestens  einmal  zu  nehmen 
ist,  wird  nach  allgemeiner  Gewohnheit  von  Ostern  zu  Ostern  gerechnet  *. 

2.  Zur  ErftUlnng  des  Gebotes  ist  es  nicht  nothwendig,  dass  die  Kommunion  gerade 
an  den  Ostertagen  selbst  genommen  wird,  vielmehr  kann  dies  nach  der  Bulle 
Eugens  IV. :  Fide  digna  in  der  Zeit  vom  Palmsonntag  bis  zum  weissen  Sonntag,  also 
auch  innerhalb  der  Woche  vor  und  der  Woche  nach  dem  Ostersonntag,  geschehen^. 
Femer  ist  jeder  Bischof  befugt,  über  den  Umfang  der  österlichen  Zeit  nähere  Bestim- 
mung zu  treffen^.  Dabei  darf  er  aber  nicht  so  weite  Grenzen  stecken,  dass  diese  Aber 
diejenigen  Wochen,  welche  nach  einer  vernünftigen  Auffassung  füglich  noch  zur 
österlichen  Zeit  gerechnet  werden  können,  hinausgehen^,  andererseits  ebensowenig 
den  Zeitraum  derart  einschränken ,  dass  den  Gl&ubigen  oder  einzelnen  Ellassen  der- 


1  c.  12.  X.  de  poen.  V.  38:  „Omni«  ntrius- 
que  sexns  fldelis,  postquam  ad  annos  discretionls 
perreneiit,  omnia  saa  peccata  saltem  semel  in 
anno  ftdeliter  eonfiteatnr  proprio  sacerdotl  et  in- 
ianctam  sibi  poenitenüam  propriis  yiribns  stu- 
deat  adimplere ,  suscipiens  reverenter  ad 
•  minus  in  Pascha  enoharistiae  sacra- 
m  e  n  t  u  m ,  nisi  forte  de  proprii  sacerdotis  con- 
Bilio  ob  aliqnam  rationabilem  causam  ad  tempos 
ab  bniusmodi  perceptione  daxerlt  abstinendum ; 
alioqain  et  Tivens  ab  Ingressu  ecdesiae  arceator 
et  moriens  Ghristiana  caieat  sepultuia.  Unde 
boc  salutare  statutnm  freqnenter  in  ecclesiis 
pablicetur,  ne  quisquam  ignorantiae  caecitate  ve- 
lamen  excasatlonis  assamat".  (Das  Ritaale  ro- 
man.  tit.  FV,  c.  3.  n.  1  schreibt  vor,  dass  diese 
Publikation  in  der  Qnadragesima  Torgenommen 
▼erden  soll.) 

s  Sess.  XHI.  de  ss.  enchar.  sacr.  can.  9 :  ^Si 
qois  negaverit ,  omnes  et  singnlos  Christi  fldeles 
ntrinsqne  sexus,  qnnm  ad  annos  discretionls  per- 
Tenerint,  teneri  singulis  annls  saltem  in  Paschate 
ad  communioandnm  inxta  praeceptnm  sanctae 
matris  ecdesiae:  anathema  sit^. 

3  Vgl.  auch  die  Abb.  Über  d.  österl.  Kommu- 
nion in  der  TQbinger  theol.  Qnartalschrift  1848. 
S.  22  ff.  nnd  De  la  confession  annnelle  et  de  la 
commnnion  pascale  i.  d.  Analecta  jnr.  pontif. 
1860.  p.  2260  ff. 

*  Manche  rechnen  es  allerdings  voml.  Advent- 
sonntage oder  auch  vom  1 .  Januar,  doch  sind 
diese  Meinungen  yereinzelt  geblieben,  Probst 
S.  83.  S.  auch  die  folgende  Anm. 

5  V.  8.  JuU  1440,  bull.  Taurin.  5.  52: 
„Didmns  expresse,  non  intentionis  legislatoris 
foisse,  animas  illaqueare  fldelium  sub  culpa  mor- 
tali  ad  eommunlcandum  praecise  in  die  resur- 
rectionis  dominicae,  sed  terminum  statuisse  a 
paseha  ad  pascham ,  cum  didt :  S€mel  in  anno 
et  infra  ad  mintu  in  Pascha,  Mens  enim  magis 
quam  Terborum  sonus  est  attendenda  discrete. 
IntelUglmus  itaque  optlmo  jure  satisf actum  esse 
canoni,  si  in  hebdomade  sancta  Tel  Intra  octavam 


paschae  resurrectionls  dominicae  secundum  me- 
liorem  dispositionem  conscientiae  et  aptlorem 
mentis  devotionem  fldeles  praeparatione  debita 
8.  eucharistiae  pignus  acciplant  et  cum  domino 
paseha  celebrent  ad  salutem  et  hole  sententlae 
omnes  volumus  acquiescere". 

0  Die  in  der  vor.  Anm.  citirte  Bulle  betrachtet 
die  betreffenden  Fristen  selbst  nicht  als  abso- 
lute, und  daher  ist  jeder  Bischof  befugt ,  nähere 
Anordnungen  zu  treffen ,  weil  sich  diese  nur  als 
Ausführungen  des  gemeinen  Rechtes  charakte- 
risiren. 

"^  Eine  schärfere  Präcisirung  ist  nicht  mög- 
lich. Für  zulässig  wird  es  demnach  erachtet 
werden  können,  wenn  die  österliche  Zelt  vom 
Bischof  auf  vierzehn  Tage  vor  und  vierzehn  Tage 
nach  Ostern  (so  Gonstanzer  Y.  v.  1804,  Lang, 
SammL  d.  Württemb.  Kirchengesetze  S.  61)  fest- 
gesetzt wird ,  dagegen  erklärt  Benedikt  XIY.  de 
syn.  dioeces.  XII.  6.  n.  10  eine  die  Zeit  vom 
Donnerstag  nach  Aschermittwoch  bis  zum  weis- 
sen Sonntag  ausdehnende  bischöfliche  Verord- 
nung oder  eine  solche,  welche  sie  bis  znm 
Himmelfahrtstage  verlängert,  für  unzulässig. 
Allerdings  bestimmt  damit  im  Widerspruch  die 
Prager  Provinzialsynode  v.  1860,  coli,  condl. 
Lac  5 ,  503 ,  auf  Grund  alter  Gewohnheit  als 
österliche  Zdt  die  Wochen  vom  Donnerstag  nach 
Aschermittwoch  bis  auf  Sonntag  nach  Pfingsten 
(dominica  trinitatis).  Für  eine  so  weite  Ausdeh- 
nung bedarf  es  indessen  (so  auch  Benedikt  XIY. 
a.  a.  0.)  eines  päpstlichen  Indultes ,  wie  solche 
mehrfach  (s.  Benedikt.  XIY.  1.  c. ;  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  50, 402),  in  neuerer  Zeit  namentlich, 
coll.Lac.3, 464, 799,933,  962,  für  Nordamerika, 
Irland  und  England  gegeben  worden  sind.  Der 
Sekretär  der  Congr.  conclL  besitzt  die  Befug- 
niss  (s.  Bd.  I.  S.  458) ,  den  Bischöfen ,  aposto- 
lischen Yikaren ,  abbates  nullius  und  Kapitular- 
Yikarien  die  Vollmacht  zur  Ausdehnung  der  ge- 
setzlichen Zeitfrist  für  Erfüllung  des  praeceptum 
paschale  auf  drei  Jahre  zu  ertheilen  und  von  drei 
zu  dreiJahren  zu  erneuern,  Bangen,  die  rö- 
miscae  Kurie  S.  496.  no.  15. 
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selben  die  Erftlllang  der  Pflicht  an  irgend  einem  Tage  während  der  österlichen  Zeit 
unmöglich  gemacht  wird^ 

3.  Die  österliche  Kommunion  mnss  znr  ErftLUnng  des  (Gebotes  in  der  Pfarrkirche 
des  Domizils  des  Gläubigen  bei  dem  betreffenden  Pfarrer  genommen  werden  2.  Ihre 
Austheilnng  ist  eine  fhnctio  parochialis  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes^.  Der  Pfar- 
rer soll  sie  sogar,  wenn  irgend  möglich,  am  Ostersonntage  selbst  vornehmen^.  Im 
flbrigen  ist  er  befugt ,  damit  mindestens  ftlr  andere  Tage ,  namentlich  wenn  er  die 
dadurch  entstehende  Last  nicht  bewältigen  kann,  einen  oder  mehrere  seiner  ELapläne 
2u  betrauen^. 

In  einer  anderen  als  der  Pfarrkirche  kann  die  Kommunion  nur  mit  Erlaubniss 
des  Bischofs  oder  des  zuständigen  Pfarrers  empfangen  werden  <^. 

Durch  unvordenkliche  Gewohnheit  kann  ein  solches  Recht  nicht  begründet  wer- 
den ^.  Ebensowenig  ersetzt  das  Kommuniciren  in  der  Kathedralkirche  der  Diöcese 
den  österlichen  Empfang  der  Eucharistie  in  der  Parochialkirche®. 

Ans  diesen  Vorschriften  folgt  endlich,  dass  jeder  Geistliche ,  insbesondere  jeder 
Pfarrer,  fremde  Parochianen,  welche  bei  ihm  die  Kommunion  zur  ErftLllung  des  öster- 
lichen Gebotes  nehmen  wollen^,  an  ihren  zuständigen  Pfarrer  zu  verweisen  hat^^. 

Nur  Reisende,  welche  von  ihrem  Domizile  fem  sind,  und  diejenigen  Personen, 
welche  keinen  Wohnsitz  haben,  können  dem  Gebote  in  der  Pfarrei  ihres  Aufenthalt- 
ortes während  der  österlichen  Zeit  nachkommen  ^^. 


*  Daher  hat  es  die  Congr.  conc.  nach  Fagn  an. 
ad  c  12.  X.  cit.  n.45  für  nnstatthaft  erklärt,  dass 
der  Bischof  für  Verheirathete  oder  Kaufleute 
u.  B.  w.  "bestimmte'  Sonntage  oder  Wochentage 
wahrend  der  erwähnten  Zeit  festsetzt  S.  auch 
Collect  societ  mission.  clt  p.  184.  n.  360. 

^  So  wird  der  Ausdruck  proprius  sacerdos  in 
c  12.  X.  cit  (s.  S.  71  n.  1)  allgemein  ausgelegt, 
8.  namentlich  auch  Slxtl  V.  const  Gircumspecta 
V.  9.  August  1686,  bull.  Taur.  9,  250:  „.. .  de- 
daramus ,  non  posse  diel  satisfecisse  canoni ,  qui 
a  domlnica  Palmarum  per  totam  octaram  Pascha- 
lis extra  proprium  parocbiam  sine  sui  parochi 
licentia  communicavit" ;  Benedict  XIV.  const 
Magno  v.  2.  Juni  1751.  ^.21,  bull,  eiusd.3, 173. 
Ygl.aucbProsper.  Lamhertiniinstit.XYIIL 
n.  12  und  Probst  S.  87. 

8  Bd.  II.  S.  301.  302;  Deneubourg,  tftude 
canonique  sur  les  Ticaires  paroissiaux  p.  207. 

*  Rituale  roman.  tit.  IV.  c  3.  n.  3 :  „Dabit 
quoque  operam  parochus,  quoad  eins  Her!  potest, 
ut  in  ipso  die  ss.  Paschae  communicent;  quo  die 
Ipse  per  se ,  nisi  legitime  impediatur ,  parochiae 
suae  fldelibus  hoc  sacramentum  minlstrabit". 

6  Deneubourg  1.  c  p.  206. 

0  Benedict  XIY.  const.  Magno  v.  2.  Mal 
1751.  $.  21,  elusd.  bull.  3,  173;  derselbe 
(Prosper.  Lambertini)  institXVUI.  n.l2|; 
Probst  S.  89.  Vorausgesetzt  ist  hierbei  eine 
specielle ,  nicht  eine  generelle  Erlaubniss ,  so 
auch  Utrecht  1866,  coli.  conc.  Lac.  5,  824,  und 
ein  genügender  Grund,  Wien  1858,  1.  c  p.  165; 
Tuam  1858,  1.  c.  3,  886,  wo  auch  Bescheinigung 
des  fremden  Pfarrers  über  die  österliche  Kom- 
munion verlangt  wird.  Dagegen  soll  nach  Bourges 
1850  und  Auch  1854,  1.  c.  4, 1116.  1186  eine 
solche  Erlaubniss  nicht  leicht  verweigert  werden. 


7  So  Congr.  conc.  v.  1803  InRichter  Trlden- 
tinum  S.  69.  n.  7.  Doch  lässt  Gran  1858,  an- 
seheinend auch  Prag  1860,  coli,  cit  5,  21.  503. 
504,  eine  legitima  consuetudo  zu. 

8  Durch  die  Kathedrale  wird  zwar  an  sich  die 
Verbindung  und  Einheit  mit  der  allgemeinen 
Kirche  für  die  Gläubigen  ebenso  vermittelt,  ¥rie 
durch  die  Pfarrkirche  ,  indessen  kommt  für  die 
österliche  Kommunion  in  Betracht,  dass  dei 
spendende  Geistliche  in  der  Lage  sein  muss,  be- 
urtheilen  zu  können ,  ob  die  betreffende  Person 
nicht  vom  Rechte  zu  kommuniciren,  ausgeschlos- 
sen, und  ob  sie  dazu  würdig  ist  S.  Entscheidung 
Innocenz'  XI.  v.  6.  Februar  1682,  bei  Ferraris 
L  c  1.  V.  Eucharistia  n.  13,  Congr.  conc  v.  1786, 
Richter  p.69.n.6;  Prospero  Lambertini 
instit  XVIII.  n.  11 ,  wodurch  die  gegentheüige 
Ansicht),  8.  darüber  Ferraris  1.  o.  n.  13,  als 
beseitigt  erachtet  werden  kann.  Die  DiÖcesan- 
synode  v.  Neapel  1882,  Arch.  f .  k.  K.  R.  50,  401 
stellt  aber  auf  Grund  einer  antiquissima  con- 
suetudo die  Metropolitankirche  der  Pfarrkirche 
in  der  fraglichen  Beziehung  gleich ,  freilich  im 
Widerspruch  mit  der  in  der  vor.  Anm.  angeführ- 
ten Entscheidung. 

0  Also  nicht  solche ,  welche  blos  aus  Andacht 
kommuniciren  wollen  und  dem  Gebote  entweder 
schon  genügt  haben  oder  ihm  noch  nachzukom- 
men beabsichtigen. 

W  Rituale  roman.  t.  IV.  c  3.  n.  3 :  „Alienae 
vero  parochiae  fldeles  ad  proprium  parochus  re- 
mittet,  praeter  peregrinos  et  advenas,  et  qui 
certum  domicilium  non  habent,  quibus  ipse  sa- 
cram  praebebit  communlonem,  sl  accesserint 
rite  parati:  vel  ubi  est  ea  consuetudo,  eos  ad 
cathedralis  eccleslae  parochum  remittet^. 

1*  Im  Falle  einer  dahin  gehenden  Gewohnheit 
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Ausser  den  Reisenden  sind  von  der  Kommunion  in  der  Pfarrkirche  diejenigen 
Priester  befreit,  welche  kraft  ihrer  Stellung  w&hrend  dieser  Zeit  in  einer  anderen 
Kirche  zu  celebriren  haben ;  diese  empfangen  das  Sakrament  nicht  aus  der  Hand  des 
Pfarrers,  sondern  reichen  es  sich  selbst  ^ 

Die  Regnlaren  von  Manns-  oder  Frauen -Orden  nehmen  die  österliche 
Kommunion  in  ihrer  Klosterkirche^.  Das  gilt  auch  von  allen,  welche,  mögen  sie 
Oeistliche  oder  Laien  sein,  zur  Familie  des  Klosters  gehören ,  d.  h.  allen,  welche  in 
Diensten  des  Klosters  stehen  und  gleichzeitig  in  demselben  Wohnung  und  Nahrung 
erhalten^.  Auf  die  Niederlassungen  und  Qotteshäuser  der  neueren  und  ordensähn- 
liehen  Kongregationen  findet  das  (besagte,  weil  diese  von  der  Pfarr- Jurisdiktion  nicht 
eximirt  sind,  keine  Anwendung^,  noch  viel  weniger  auf  Brüderschaften,  Hospitäler, 
Kollegien  und  deren  Kirchen^.  Die  Mitglieder  dieser  Genossenschaften  haben  daher 
die  österliche  Kommunion  in  der  Pfarrkirche  des  betreffenden  Ortes  zu  empfangen, 
sofern  sie  entweder  in  der  Pfarrei  domilizirt  sind  ®  oder  sofern  der  Zweck  ihres  dor- 
tigen Aufenthalts,  wie  z.  B.  bei  Angehörigen  von  Erziehungs-  und  Unterrichts-An- 
stalten, eine  besondere  Reise  nach  der  eigenen  Pfarrei  zur  Empfangnahme  der  öster- 
lichen Kommunion  ausschliesst^. 


hat  sie  aber  der  Pfarrer  an  die  Kathedrale  zu 
Terweisen.  üehrigens  können  sich  die  Reisen- 
den auch  die  österliche  Kommunion  in  jeder 
Klosterkirche  spenden  lassen,  weil  der  eigene 
Pfarrer  kein  Recht  hat ,  dass  sie  dieselbe  hei  ihm 
empfangen,  Probst  S.  93.   S.  aach  o.  S.  65. 

i  Wenn  aber  der  Oeistliche  nicht  celebnrt, 
z.  B.  krank  ist,  so  hat  er  wie  der  Laie  die  öster- 
liche Kommnnion  ans  der  Hand  seines  Pfarrers 
zn  nehmen,  Ferraris  L  c.  n.  14;  Probst 
S.  92. 

<  Weil  diese  als  exemte  der  ordentlichen 
Pfarr-Jorisdiktion  nicht  unterstehen  und  ihre 
eigene  Seelsorge  haben,  Probs  t  S.  90. 

>  Beide  Erfordernisse  (yon  den  Kanonisten  als 
men»  nnd  dent  bezeichnet)  müssen  Torliegen,  s. 
auch  Trid.  sess.  XXTV.  c.  11  de  ref.  („qni  prae- 
dictis  locls  ant  milltiis  acta  servlont  et  intra 
eonun  septa  ac  domos  resident  subque  eomm 
obedientia  vivnnt^)  n.  Gongr.  conc.  ▼.  1738: 
„reguläres  possunt  laids,  qni  degnnt  intra  septa 
monasterü  eisqne  acta  inservlnnt,  ministrare 
sacramenta  encharistiae  etiam  tempore  paschatis 
ac  extremae  unctionis  necnon  sepoltnram  dare 
in  propria  ecclesia  iaxta  decret.  edit.  in  Medio- 
lanensi,  non  tamen  iis  qai  qnidem  actuin- 
seryiunt,  sed  degant  extra  septa  monasterü 
nee  eomm  familiis^ ;  ebensowenig  wie  den  za- 
letzt  genannten  kann  die  österliche  Kommnnion 
im  Kloster  dort  sich  aufhaltenden  Fremden  er- 
theilt  werden,  CJongr.  conc.  ▼.  1670,  ygl.  Fer- 
raris 1.  e.  n.i8.  19;  Probst  S.  91.  Nicht 
anders  verhält  es  sich  mit  den  Zöglingen,  welche 
in  einem  Kloster  die  Erziehung  auf  eigene 
Kosten  erhalten,  denn  auf  sie  passen  die  angegebe- 
nen Erfordernisse  gleichfalls  nicht,  doch  machen 
einzelne,  vgl.  darOber  Probst  S.  92;  Bouix, 
tiaetat.  de  iure  regularium.  ed.  IL  1,  671  u.  % 
204,  eine  Ausnahme  für  Mädchen ,  da  für  diese 
das  Yerlassen  des  Klosters  mit  Schwierigkeiten 
Terhunden  sei.  S.  aber  des  Weiteren  noch  oben 
im  Text. 


^  Schuppe,  Wesen  und  Rechtsverhältnisse 
der  neueren  religiösen  Frauengenossenschaften 
S.65. 

Was  die  Tertiarier  der  religiösen  Orden  be- 
trifft, so  stehen  diese,  sofern  sie  die  3  feierlichen . 
Gelübde  ablegen,  also  die  Privilegien  der  Orden 
haben,  den  Mitgliedern  der  letzteren  in  der  hier 
fraglichen  Beziehung  gleich,  die  übrigen  aber 
nicht,  Ferraris  1.  c.  n.  16;  Probst  S.  92. 

5  Congr.  conc.  12.  Sept  1750,  Richter  Tri- 
dentinum  S.  69  n.  3:  „Ad  dubium:  An  fami- 
liäres et  domestici  degentes  in  archihospltali 
eidemque  inservientes,  praeceptam  paschale  ad- 
implere  teneantur  in  ecclesia  archihospitalis  seu 
potius  accedere  teneantur  ad  ecdesiam  coUegia- 
tam  et  parochialem  S.  Petri  in  casu?  S.  G.  resp. 
negative  ad  primam  partem ,  affirmative  ad  se- 
cundam«;  u.  v.  11.  Juni  1718,  Probst  S.  92. 
n.  11:  „In  oratoriis  collegiorum  convictoribus, 
discipulls  etdomesticis.  h.  e.  ilUs  qui  actu  degunt 
in  coUegio  et  ilU  inservlunt,  communio  pascha- 
lis  adminlstrari  non  potest''. 

ö  Utrecht  1865,  colL  conc  Lac.  5, 824  schreibt 
vor,  dass  „omnes  qui  commorantur  in  seminariis, 
collegiis  ecclesiasticis  alüsque  congregationibus, 
ab  episcopo  speciali  directori  vel  rectori  concre- 
ditis  aat  ab  eo  approbatis ,  in  ipsius  domus  sa- 
cello,  a  rectore  ipso  vel  ab  eins  delegato  commu- 
nionem  paschalem  recipere  valeant^;  ähnlich 
auch  Tours  1849,  1.  c.  4,  276.  Das  stimmt  aber 
nur  mit  dem  gemeinen  Recht  überein,  wenn  vor- 
ausgesetzt wird,  dass  für  diese  Institute  eine  be- 
sondere, Pfarr-Seelsorge  eingerichtet  ist. 

'^  Man  stützt  dies  auf  den  Begriff  des  s.  g. 
Quasl-Domizils  (s.  Bd.  II.  S.  297).  Das  Richtige 
ist,  dass  solche  Personen,  welche  wegen  eines 
bestimmten  Zweckes  auf  längere  Zeit  von  ihrem 
Domizil  entfernt  sind,  keine  Verpflichtung  haben , 
ihren  Aufenthalt  zu  unterbrechen ,  ebensowenig 
wie  ein  Reisender  genöthigt  ist ,  während  seiner 
Reise  zu  seiner  Pfarrei  zurück  zu  kehren  (s.  o. 
S.  72).* 
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Wenn^eich,  wie  oben  (S.  65)  bemerkt  ist,  die  Mönchsorden  das  Recht  haben, 
die  Eucharistie  in  ihren  Klosterkirchen  spenden  zn  lassen ,  so  wird  doch  durch  die 
Empfangnahme  in  einer  solchen  seitens  der  Gläubigen  dem  österlichen  Oebot  nicht 
genügt,  ja  es  ist  den  Religiösen  sogar  ausdrücklich  verboten,  in  ihren  Kirchen  am 
Ostersonntage  selbst  solchen  Laien,  welche  nicht  zum  Kloster  gehören  (s.  o.  S.  73), 
die  Eucharistie  zu  ertheilen^ 

4.  Die  österliche  Pflicht  tritt  für  jeden  Gläubigen  mit  der  Zeit  ein,  wo  er  zu  den 
Unterscheidungsjahren  gelangt  ist,  also  als  Kind  die  Eucharistie  empfangen  kann 2. 
Exkommunicirte,  Gefangene  ^  und  Kranke  sind  nicht  von  der  Pflicht  entbunden.  Die 
ersteren  haben  sich  um  Erlangung  der  Absolution  zu  bemühen^,  die  Gefangenen  den 
Richter  um  die  Ermöglichung  zu  ersuchen,  und  den  Kranken  ist  nöthigenfalls  die 
Kommunion  zu  Hause  zu  spenden  \ 

Wohl  aber  ist  der  Bischof  oder  der  Pfarrer*  befugt,  beim  Vorliegen  einer  ge- 
rechtfertigten Ursache,  vor  Allem  wenn  er  Zweifel  hegt,  ob  das  Beichtkind  auch  für 
den  Empfang  einer  würdigen  Kommunion  genügend  vorbereitet  ist,  dasselbe  von  der 
letzteren  zurückzuhalten 7,  d.  h.  die  Frist,  innerhalb  deren  es  dem  österlichen  Gebot 
genügen  darf,  zu  verlängern  ^. 

5.  Zur  ordnungsmässigen  Erfüllung  der  Pflicht  gehört  die  vorgängige 
Ablegung  der  Beichte.  Im  Falle  ihrer  Unterlassung  ist  der  um  die  Kommunion  an- 
gegangene Priester  sowohl  berechtigt,  wie  auch  verpflichtet,  die  betreflfende  Person 
vom  Abendmahl  zurückzuweisen^. 

Femer  wird  durch  eine  sakrilegische  Kommunion,  d.  h.  eine  solche,  welche 
wissentlich  im  Be wusstsein  der  Unwürdigkeit  genommen  wird,  der  Pflicht  nicht  genügt  ^  ^, 

6.  Die  Unterlassung  der  Erfüllung  des  österlichen  Gebotes  ist  mit  der  mterdicHo 
ingressusecclestaenndäQTYeTSs^gnn^  des  kirchlichen  Begräbnisses  bedroht^^. 
Die  erstgedachte  Censur  und  die  zuletzt  erwähnte  Strafe  tritt  aber  nicht  ipso  iure  ein, 

1  Das  ist  durch  wiederholte,  auch  päpstlich  he-      quirat  aut  si  causa  alicuius  foreneis  expeditlonis 
bestätigte  Entscheidungen  der  Gongr.  conc.  ent-      impediat  conscientiae  serenltatem'^ 

schieden,  da  die  PrlTilegien  der  Orden  nicht  dar-  »  Da  Bischof  und  Pfarrer  diese  Amtshandlung 

auf  gehen.    Im  Uebrigen  ist  die  Spendung  wäh-  in  ihrer  Eigenschaft  als  Beichtväter  erthellen,  so 

rend  der  österlichen  Zeit  an  Laien  nicht  ausge-  muss  auch  jeder  Beichtvater ,  bei  welchem  das 

schlössen ,  nur  erfüllen  diese  durch  eine  solche  Pfarrkind    berechtigter    Weise    die    österliche 

Kommunion  das  österliche  Gebot  nicht,    vgl.  Beichte  ablegt,  dieselbe  Befugniss  haben,  Probst 

Bened..XlV.   const  Magno  v.  2.  Juni  1761.  8.  85.  86. 

SS.21.  22.  bull,  eiusd.  3,  173  und  dess  elben  »  c.  12.  X.  dt.  setzt  die  Gebote  der  jährlichen 
de  syn.  dioec.  IX.  16.  n.  3  ff.;  Ferraris^l.  c.  Beichte  und  der  österlichen  Kommunion  in  so 
n.  20  ff.;  Richter,  Tridentinum  S.  70  n.  9.  enge  Verbindung  mit  einander,  dass  die  Erfül- 
IO;  Probst  8.  90.  lung  des  erstgedachten  als  Bedingung  der  Ge- 

2  Vgl.  0.  S.  67.  nügung  des  zweiten  angesehen  werden  muss,  um 
>  Denn  durch  unerlaubte  und  strafbare  Hand-  so  mehr,  als  auch  dieselben  Strafen  für  die  Ver- 

lungen  kann  sich  Niemand  von  seinen  kirch-  letzung  des  einen  oder  andern  angedroht  sind, 

liehen  Pflichten  frei  machen.  ^o  Propos.   55    ab    Innocontio    XI.   damnata 

«  Jedoch  sind  nach  der  Gongr.  conc  diejenigen,  4.  März  1679,  bull.  Taurin.  19,  148 :  „Praecepto 

welche  erst  kurz  vor  Ostern  exkommunlcirt  wor-  communlonls  annuae  satisflt  per  sacrilegam  do- 

den  sind,  entschuldigt,  Ferraris  1.  c  u.  26.  mini  manducationem'^ 

^  Rituale  rom.   L  c  n.  4:   ^egrotis  quoque  ^^  c.  12.  X.  cit.;  nicht  mit  der  Exkommuni- 

parochialibus,  etiamsi  communionem  extra  prae-  kation,  denn  das  Tridentinum  (o.  8.  71.  n.  2) 

scrlptOB  paschales  dies  sumpserint,  in  paschalibus  droht  diese  nicht  für  die  blosse  Unterlassung  an. 

diebus  illam  deferet  ac  ministrablt".  Um  die  Unterlassung  zu  konstatiren ,  hat  der 

«  Nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  c  12.  X.  Pfarrer  eine  Kontrole  zu  führen ,   und  zwar  auf 

cit,  8.  0.  8.  71.  n.  1.  Grund  des  durch  da«  Rituale  roman.  (tit.  IV.  c. 

^  Weitere  Beispiele ,    Congr.   conc   v.    1609  3.  n.  2  u.  3.  und  tit.  X.  c.  6)  yorgeschriebeuen 

bei  Probst  8.  88.  n.  8:  „si  tlmeatur  de  relapsu  über  de  statu  animarum. 
in  peccatum  seu  gravitas  delicti  perpetratl  Id  re- 
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Tielmehr  bedarf  es  einer  Yerhängnng  dnrch  besonderes  Dekret  des  Ordinarius  K  Das 
Be^bniss  kann  aber  im  Falle  der  Notorietät  ohne  Weiteres,  falls  der  Widerspenstige 
k^e  Zeichen  der  Bene  vor  seinem  Tode  gegeben  hat,  verweigert  werden 2.  Wenn 
die  Gensnr  fruchtlos  bleibt ,  so  darf  der  Bischof  auch  zur  Yerhängung  der  grossen 
Exkommunikation  und  bei  weiter  fortdauernder  Hartnäckigkeit  zur  Auferlegung  einer 
Greldstrafe  ^,  welche  zu  Gunsten  frommer  Zwecke  verwendet  werden  soll ,  schreiten. 
Als  letztes  Mittel  wttrde  dann  von  dem  freilich  heute  nicht  mehr  überall  durchzu- 
Alhrenden  Standpunkt  des  katholischen  Eirchenrechtes  aus  die  Einleitung  einer 
Untersuchung  wegen  Ketzerei  in  Frage  kommen  K 

Die  Lossprechung  von  der  interdictio  ingressus  ecclesiae  steht  dem  Pfarrer^  oder 
Beichtvater  zu  ^^  ja  der  Bischof  soll  sich  dieselbe,  um  die  Erfüllung  des  Oebotes  nicht 
zu  erschweren,  nicht  einmal  selbst  vorbehalten. 

Da  deijenige ,  welcher  während  der  Österlichen  Zeit  den  Empfang  der  Kom- 
munion aus  einem  gerechtfertigten  Grunde  unterlassen  hat  ^ ,  nur  von  der  ErfdUung 
der  Pflicht  während  der  gedachten  Zeit,  nicht  aber  von  der  Pflicht,  die  Kommunion 
in  jedem  Jahre  mindestens  einmal  zu  empfangen,  befreit  wird,  so  hat  er  derselben, 
sobald  als  möglich,  nachträglich  zu  genfigen  9.  Falls  er  dies  also  nach  Beseitigung 
des  Hindernisses  unterlässt,  können  die  vorhin  erwähnten  Censuren  und  Strafen 
gegen  ihn  verhängt  werden ,  weil  er  sich  nunmehr  einer  strafbaren  Verletzung  des 
Gebotes  der  österlichen  Kommunion  schuldig  gemacht  hat 

7.  Das  Lateranensische  Konzil  setzt  nur  die  Minimalforderung  fest ,  welche  die 
Kirche  an  ihre  Mitglieder  stellt.  Da  sie  aber  einen  öfteren  Gebrauch  der  Kommunion 
für  heilsam  erachtet,  so  ist  die  partikuläre  Gesetzgebung  nicht  gehindert,  einen  mehr- 


1  So  naob  der  Praxis  der  Congr.  oonc. ,  Fer- 
raris 1.  0.  11.24,  und  nach  allgemeiner  An- 
nahme Probst  S.  94. 

Der  Pfarrer  hat  nach  Yorgängiger  Ermahnung 
des  Renitenten  hei  Fruchtlosigkeit  dem  Bischof 
zu  diesem  Behuf  zu.  berichten ,  Rituale  roman. 
tit  4.  c.  3.  n.  2:  „üt  Igitor  hoc  salutare  concllii 
decretum  InTlolablllter  serretur,  descripta  par- 
ochns  habeat  nomlna  suorum  parochlanornm :  et 
qni  dleto  tempore  non  communlcaverint,  et  post 
octavam  paschae  eos,  qul  propriae  salutis  im- 
memores  saeplus  admonltl  non  obtemperaverint, 
ordlnarlo  suo  denuntiet". 

*  Rituale  roman.  tlt.  VI.  c.  2 :  „quibus  non 
licet  dare  eeclesiastlcam  sepulturam^,  n.  6: 
„lis,  de  quibus  publice  constat,  quod  semel  In 
anno  non  susceperunt  sacramenta  confesslonls  et 
commonlonis  In  pascha  et  absque  ullo  signo  con- 
tritlonls  oblerunt". 

Die  CJongr.  conc,  Ferraris  1.  c,  Probst 

5.  94  hält  es  für  statthaft,  dass  durch  Synodal- 
ttatut  der  Gensur  und  der  Strafe  der  Charakter 
der  eensura  und  poena  latae  sententlae  gegeben 
werde.  Darin  liegt  aber  eine  Verschärfung,  d.  h. 
eine  Abänderung  des  gemeinen  Rechts ,  welche 
als  unzulässig  bezeichnet  werden  muss,  s.  Bd. 
in.  S.  830.  Die  neueren  partikulären  Anord- 
nungen halten  sich  von  dieser  Ueberschreltung 
Ihrer  Zuständigkeit  fem,  s.  Kolner  Provinzial- 
konzn  1860,  coli.  Lac.  dt.  5,  349,  Rottenburger 
Brl.  T.  1853,  T.  Vogt  a.  a.  0.  385;  die  Prov.- 
8yn.  V.  Urblno  u.  Venedig  1859 ,  coli.  Lac.  cit. 

6,  16.  332. 


3  Oongr.  conc.  t.  1581 ,  Faguan.  ed.  c.  12. 
X.  cit.  n.  46  u.  Ferraris  L  c.  n.  25:  J.  An 
episcopus  adyersus  eos  qul  temporibus  ab  eccle- 
slastatutis  ad  confesslonls  et  eucharistlae  sacra- 
menta negligunt  accedere  et  poenas  cap.  Omnis 
tUriusque  sezus  contemnunt,  posslt  etlam  ad  ex- 
communicationem  procedere  ?  II.  An  pro  satis- 
factione  poenas  pecuniarias  plo  loco  applicandas 
injungere  ?  III.  An  expediat  tallum  absolutlonem 
slbl  reservare?  Ad  I.  oensuit  Heere,  nisi  forte  de 
proprii  sacerdotis  consillo  ex  ratlonablli  causa 
communlo  ad  tempus  dilata  fuerit.  Ad.  II.  posse 
iniungi  eleemosynas  allcui  plo  loco  applicandas 
pro  hulusmodi  exoommunicationum  emeudatione. 
Ad.  in.  non  expedlre^. 

Freilich  kann  die  Geldstrafe  nach  dem  beste- 
henden Staatskirchenrecht  der  modernen  Staaten 
in  denselben  gewöhnlich  nicht  vollstreckt  wer- 
den, oder  ist  danach  überhaupt  unzulässig,  s. 
darüber  unten  im  kirchlichen  Strafrecht. 

*  Trid.  Sess.  XXV.  c  3.  1.  f.  deref. 

9  Man  stützt  dies  auf  das  freilich  nicht  ent- 
scheidende c  29  (Innoc.  III.)  X.  de  sent  ex- 
comm.  V.  39,  doch  hat  die  Congr.  conc.  diese 
Ansicht  gebilligt,  s.  Anm.  3.  Vgl.  Probst 
S.  96. 

6  S.  Anm.;3. 

7  Z.  B.  weil  er  sich  in  Untersuchungshaft  be- 
fand und  ein  katholischer  Oeistllcher  zur  Spen- 
dung der  Eucharistie  nicht  vorhanden  war. 

8  Probst  S.  86. 
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maligen  jährlichen  Empfang  Torznschreiben  ^ ,  wohl  aber  liegt  es  ausserhalb  ihrer 
Zuständigkeit,  anch  die  gemeinrechtlich  für  die  Nichtbeobachtong  der  österlichen 
Pflicht  angedrohten  Nachtheile  anf  die  Verletzung  ihrer  besonderen  Bestimmungen 
auszudehnen^,  weil  damit  unzulässiger  Weise  eine  nach  allgemeinem  Recht  nicht  straf- 
bare Unterlassung  unter  Abänderung  desselben  fflr  strafbar  erklärt  werden  würdet. 

IV.  Die  Spendung  und  der  Empfang  der  Eucharistie.  Die  Eucharistie 
darf  (abgesehen  von  dem  Viatikum  und  von  den  Fällen,  wo  ein  Kranker  sie  begehrt^) 
nur  in  einer  Kirche  oder  einer  Kapelle ,  welche  dem  öfifentlichan  Oottesdienste  ge- 
widmet ist  * ,  nicht  in  Privat-Kapellen  oder  Privat-Oratorien ,  welche  blos  fttr  den 
Privatgottesdienst  einzelner  Personen,  Familien,  Genossenschaften  oder  allein  fdr  be- 
stimmte religiöse  Zwecke  (wie  z.  B.  die  Feld-  und  Weg-Kapellen)  dienen,  gespendet 
werden.  In  Privat-Oratorien  ist  die  Spendung  nur  mit  päpstlicher  Erlaubniss  ge- 
stattet ^ ,  welche  aber  nicht  ohne  weiteres  durch  ein  Indult,  dort  Messe  lesen  zu  las- 
sen, als  ertheilt  gilt?. 

Die  Spendung  kann  an  allen  Tagen  erfolgen,  —  mit  Ausnahme  des  Charfireitags, 
an  welchem  auch  die  Celebration  der  Messe  nicht  gestattet  ist  ^ ,  femer  nicht  bei  der 
Messe  in  der  Christnacht ^,  —  und  zwar  während  derselben  Stunden,  zu  denen  die 
Messe  gelesen  werden  darf,  d.  h.  von  Tagesanbruch  bis  zum  Mttag^<>. 

Die  Eucharistie  soll  nach  dem  Wunsche  der  Kirche  Ton  den  Gläubigen  unter  der 
Messe  gleich  nach  der  Kommunion  des  celebrirenden  Priesters  genommen  werden^^,  je- 
doch ist  dies  kein  absolutes  Gebot,  vielmehr  ist  die  Reichung  vor  oder  nach  der  Messe 
gestatteti2. 


1  Toulouse  1229  c  13,  Mansi  23,  197;  Can- 
terbury  1236.  c.  18, 1.  c.  p.421;  Albi  1254  c29, 
1.  c.  p.  840 ;  Trier  1310  c.  89. 1.  c  25, 270  schrei- 
ben z.  B.  dieimaligen  Empfang  des  Jahres  vor, 
Tarragona  1317  c.  6,  1.  c.  25,  629  verlangt  dies 
nur  von  den  Rektoren  von  Kirchen  (Pfarrern)  und 
Ton  den  Priestern ,  dagegen  von  den  Kanonikern 
und  Beneflziaten,  welche  nicht  Priester  sind, 
nur  zweimaligen  jährlichen  Empfang.  Aus 
neuerer  Zeit  s.  Tuam  1858,  coli.  Lac.  cit.  3,  855 : 
„Laudabilis  provlnciae  nostrae  consuetudo  in- 
violabiliter  servanda  est,  bis  scilicet  ad  minimum 
in  anno  ad  s.  confesslonem  et  communionem  ac- 
cedendi,  primo  in  pascha  resurrectionis  (quod 
quldem  ecclesiae  piaeceptum  est)  et  circa  natale 
Christi". 

Die  Mönche  haben  indessen  nach  der  Anord- 
nung der  Giern.  1.  S*  ^  ^^  ^^^^  monach.  III.  10 
allmonatlich  am  ersten  Sonntage  die  Kommunion 
zu  empfangen,  und  nach  Trident  Sess.  XXY. 
c  10  de  regul.  soll  in  die  Konstitutionen  der 
Frauenorden  eine  Ermahnung,  dies  monatlich 
einmal  zu  thun,  aufgenommen  werden. 

2  Dies  haben  die  Anm.  1  Abs.  1  citlrten  An- 
ordnungen auch  nicht  gethan. 

8  Bd.  III.  S.  830. 

^  Rituale  roman.  tit  IV.  c  4  de  communione 
inflrmorum. 

^  Das  setzen  alle  Vorschriften  über  die  Eucha- 
ristie, namentlich  das  Rituale  romanum  Yoraus, 
auch  ergiebt  es  sich  aus  den  besonderen  Bestim- 
mungen über  das  Viatikum. 

«  S.  0.  S.  70  citirte  Dekret  v.  12.  Februar 
1679;  „Doceant  in  ecclesiis  seu  oratoriis  privatls 
ex  dispensatione    seu   privilegio  pontiflcis    de 


manu  sacerdotis  sumendam  ss.  eucharistiam^'. 
Doch  kann  der  Bischof  für  bestimmte  Zelt  beim 
Obwalten  eines  gerechtfertigten  Grundes  die 
Spendung  in  einem  Privatoratorium  gestatten, 
Benedict.  XFV.  const.  Magno  v.  2.  Juni  1751 
$.23.  buUar.  eiusd.  3,  173;  Prosper  Lam- 
bertini Instit.  XXXIV.  n.  12;  Probst  S.199. 

7  Prosper  Lambertini  L  c. ,  Probst 
a.  a.  0. 

8  So  nach  fester  Gewohnheit ,  s.  auch  Gongr. 
rit  V.  1622  bei  Ferraris  l.  c.  n.  39,  und  de- 
cret.  rit.  V.  12.  Februar  1679 :  „Curent  etiam,  ut 
circa  communionem  in  feria  sexta  Parasceve  Mis- 
salis rubricae  et  ecclesiae  Romanae  usus  serven- 
tur^.  Darüber,  dass  damit  die  Zeit  zwischen  der 
Darbringung  des  Opfers  vom  grünen  Donnerstag 
bis  zur  Vollendung  der  Messe  am  Charsonnabend 
gemeint  ist,  s.  P  robst  a.  a.  0.  S.  202. 

0  S.  die  Entscheidungen  d.  Gongr.  rit  bei 
Ferraris  L  c.  n.  29;  Probst  S.  198.  203. 
Wegen  der  Regularen  vgL  auch  o.  S.  74. 

>o  Also  nicht  des  Nachts,  Probst  a.  a.  0. 
S.  203. 

li  Trident.  Sess.  XXII  doctrina  de  sacriflcio 
missae  c.  6;  Rituale  roman.  tit.  IV.  c  2,  n.  10: 
„Gommunio  autem  populi  intra  missam  statim 
post  communionem  sacerdotis  celebrantis  fleri 
debet  (nisi  quandoque  ex  rationabili  causa  post 
missam  sit  facienda),  cum  orationes  quae  in 
missa  post  communionem  dicuntur,  non  solum 
ad  sacerdotem,  sed  etiam  ad  oommunicante« 
spectent". 

12  Vgl.  Probs  t  a.  a.  0.  S.  197  «f. ;  über  den 
Ritus  indem  einen  oder  andern  Fall  ebendaselbst 
S..200  u.  S.  204  ff. 
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Bei  der  Spendnng  haben  die  etwa  anwesenden  Priester  nnd  Kleriker  den  Vor- 
rang vor  den  Laien.  Ihnen  wird  das  Sakrament  an  den  Stufen  des  Altars  oder  min- 
destens im  Presbyterinm  gereicht  ^ ,  wogegen  es  die  Laien  ausserhalb  des  letzteren 
empfangen  müssen  2. 

'  Während  eine  Reihe  von  Jahrhunderten  den  Gläubigen  bei  der  Kommunion 
sowohl  das  Brot,  wie  auch  der  Wein,  also  das  Abendmahl  unter  beiderlei  Gestalt, 
gereicht  worden  ist 3,  hat  man  zuerst  im  12.  Jahrhundert,  um  die  Gefahr  einer 
Verschfittung  des  Weines^  zu  vermeiden^,  femer  aber  aus  dem  mit  der  Transsubstantia- 
tionslehre  im  Zusammenhange  stehenden  Grunde,  dass  schon  unter  der  einen  Gestalt 
der  ganze  Christus  genossen  werde  ^ ,  in  einzelnen  Earchen  den  Laien  den  Genuss 
des  Weines  vorenthalten  und  ihnen  die  Darreichung  des  Kelches  entzogen.  Erst  im 
13.  Jahrhundert  verbreitet  sich  diese  Sitte  weiter  ^  und  gewinnt  in  der  Scholastik  immer 
mehr  Vertheidiger  ^ ,  wenngleich  man  damals  zum  Theil  noch  an  der  Spendung  der 


Vor  oder  nach  einer  Messe,  welche  für  die 
Verstorbenen  in  sch-warzen  Paramenten  gelesen 
wird,  darf  aber  die  Kommanion  niemals  gespen- 
det werden.  Während  einer  solchen  ist  dies  nach 
den  neuesten  Entscheidungen  der  Congr.  rit  zu- 
lässig, sofern  die  Kommunion  per  modum  sacri- 
fldi  (nicht  per  modum  sacramenti),  d.  h.  mit  den 
in  der  Requiemsmesse  konsekrirten  Partikeln  der 
Hostie ,  ministrirt  wird,  und  ein  fester  Gebrauch 
fGr  eine  solche  Spendung  besteht,  Probst 
S.  198  und  dazu  Ginzel,  K.  R.  U.  2,  352.  n. 4. 

1  Rituale  roman.  tit  IV.  c  2.  n.  4 :  „sed  prlmo, 
si  sacerdotibus  vel  aliis  ex  clero  danda  sit  com- 
munio,  üs  ad  gradus  altaris  genuflexis  praebeatur 
vel  si  commode  fleri  poterit ,  intra  sepimentum 
altaris  sint  a  laicis  distincti''. 

«  cl9  Laodlcea zw. 343 u. 381 ;  c.  18. Tolet IV. 
a.  633;  c  13  Braga  I.  v.  583 ;  c  29  Dist  U.  de 
eonsecr.  cit  Wenn  es  In  c  1  (c  4  conc.  Turon.  II. 
V.  667)  X.  de  vita  et  hon.  UI.  1.  a.  E.  helsst: 
^d  orandum  vero  et  communicandum  laicis  et 
foemlnis,  sicut  usus  est,  pateant  sancta  sancto- 
rum'^,  so  hat  das  Konzil  wohl  damals  eine  Aus- 
nahme zugelassen  (eine  andere  Erklärung  bei 
Gonzalez Tellez  ad  clX.  citn.6),  jedenfalls 
ist  aber  diese  heute  nicht  mehr  geltenden  Rech- 
tes, da  Laien  überhaupt  nicht  während  des 
Gottesdienstes  in  das  Presbyterium  eingelassen 
werden  sollen,  s.  Probst  S.  214  und  unten 
S.  219.  UL 

®  Aißa^-?J  Torv  diroffröXoov  (ed.  Harnack) 
c  IX.  X.;  constit  apostol.VIILl2.13;  Hefele, 
ConciL  Gesch.  %  Aufl.  2,  484;  c  12  (Gelas.  I.) 
Dist  IL  de  eonsecr. :  „Gonperimus  autem ,  quod 
quidam  sumpta  tantummodo  s.  corporis  portione 
a  calice  sacrati  cruoris  abstineant  Qui  procul 
dubio  (quoniam  nescio  qua  superstitione  docen- 
tur  adstringi)  aut  integra  sacramenta  percipiant 
aut  ab  Integrls  arceantur,  quia  diTisio  unlus 
einsdemque  misterli  sine  grandi  sacrileglo  non 
potest  provenlre":  Tribur  895  c  19,  Mansl 
18,  14^ 

Ja,  im  Gegensatz  zu  der  späteren  und  heutigen 
Hebung  setzt  es  Toledo  XI.  a.  675  c  11  als  statt- 
haft TOraus,  dass  Kranken,  welche  das  Brot  nicht 
geniessen  können ,  nur  der  Kelch  mit  Wein  ge- 
reicht wird. 

^  Schon  früher  hatte  man  aus  diesem  Grunde 


das  Abendmahl  in  der  Weise  gespendet,  dass 
man  den  Kommunikanten  die  Hostie ,  in  Wein 
eingetaucht,  darreichte ,  was  allerdings  Braga  v. 
675.  c.  1  (in  c.  7.  Dist  II.  de  eonsecr.  mit  der 
falschen  Inscriptlon :  ^Julius  papa'O  untersagt  hat 
Im  11.  Jahrhundert  muss  dieser  Gebrauch  aber 
wieder  häufiger  geworden  sein,  denn  sowohl 
Clermont  1096  c  28,  M  ansl  20,  818,  wie  auch 
Paschalis  IL  (ed.  ad  Pontieum  Clem.  abbat  zw. 
1108  u.  1118,  Mansi  20,  1013)  haben  Verbote 
dagegen  erlassen. 

5  VgL  Robert  Pulleyn  (u.  1140)  sentent 
P.  VIII.  c  3 :  „Prlmo  corpus,  post  sanguls  a  pres- 
byteris  est  sumendus :  institutlo  Christi  mutanda 
non  est . . .  Verum  qualiter  a  laicis  eucharistia 
suml  deberet ,  sponsae  suae  commlsit  iudido : 
culus  conslllo  et  usn  pulcre  fit,  ut  caro  Christi 
tantum  laicis  dlstribuatur.  Nlmlrum  periculose 
fleret,  ut  sanguis  sub  Uqulda  specie  multltudlnl 
fidellum  In  ecclesla  dlvlderetur:  longo  pericu- 
loslus,  si  Inflrmis  per  parochiam  deferretur^. 
Weitere  Belege  bei  Gieseler,  Klrohengesch. 
4.  Aufl.  IL  2.  S.  449.  n.  11. 

VgL  überhaupt  Splttler,  Geschichte  des 
Kelchs  L  Abendmahle.  Lemgo  1780;  Hagen- 
bach 1. Herzogs  Real-Encyklopädie.  1 .  Aufl. 
7,  506. 
0  Gieseler  a.a.O.S. 434. n. 6.  S. 440.  n.11.1^ 
7  C51nl279o.l280c.7i.  f.,  Mansi24,343, 
setzt  sie  in  seiner  Anordnung  voraus,  dass  den  Kom- 
munikanten nach  dem  Empfange  der  Eucharistie 
ein  Kelch  mit  Wasser  und  nicht  konsekrlrtem 
Wein  zur  Pnriflkation  dargereicht  werden  soll; 
Lambeth  1281  c.  1,  Lc.406,  schreibt  Yor,  dass 
die  Gläubigen  belehrt  werden  müssen ,  dass  sie 
unter  der  Gestalt  des  Brotes  Leib  und  Blut 
Christi  empfangen,  und  dass  der  ihnen  im  Kelch 
gegebene  unkonsekrlrte  Wein  nur  das  Geniessen 
der  Hostie  erleichtern  solle.  S.  femer  das  Statut 
des  Generalkapitels  der  Clsterdenser  v.  1261, 
Martöne,  thes.  anecdotor.  4.  1418;  „Cum  ex 
perceptione  sanguinis  dominl .  .  .  pericula  Inde 
▼enlunt  gravla  .  .  .  ordinat  capitulnm  generale, 
quod  monachi,  conyersl ,  monlales  ordinis,  ex- 
ceptls  minlstris  altaris ,  ad  callcem  more  sollte 
non  accedantr 

6  Gieseler  a.  a.  0.  S.  444.  n.  12. 
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beiden  Gestalten  festgehalten  hat^  Mit  dem  14.  Jahrhundert  ist  aber  die  neue  Uebong 
zur  Herrschaft  gelangt.  Freilich  ist  schon  im  fünfzehnten  in  Böhmen  seitens  der  Hus- 
siten  die  schriftmässige  Art  der  Spendnng  wieder  gefordert  worden  ^^  aber  das  Kon- 
zil von  Constanz  hat  die  im  Widerspruche  mit  der  h.  Schrift  und  der  mehr  als 
tausendjährigen  Praxis  der  Kirche  aufgekommene  Sitte  sanktionirt  und  di^'enigen, 
welche  die  Berechtigung  derselben  hartnäckig  bestreiten  sollten,  fflr  Ketzer  erklärt^. 
Die  Hussiten  hielten  indessen  an  dem  Laienkelch  fest^,  und  das  Konzil  von  Basel, 
welches  im  wesentlichen  den  Beschluss  der  Constanzer  Synode  wiederholte  5,  war  ge- 
nOthigt,  ihnen  in  dieser  Hinsicht  Konzessionen  zu  machen  ^. 

Denselben  principiellen  Standpunkt  hat  auch  das  Konzil  von  Trient  eingenom- 
men^, indessen  dem  Papste  freigestellt,  nach  seinem  Ermessen  die  Spendung  des 


>  S.  Dioceaan Synode  v.  Exeter  1287  c.  4.  i.  f., 
Mansi24,  789:  (Laicl)  „piiusquam  communl- 
cent,  instiaantui  per  sacerdotes ,  qnod  iUnd  ac- 
cipinnt  sab  panis  spede,  quod  pro  illorum  sa- 
late  pependit  in  crnce:  hoc  snscipinnt  in  calice, 
quod  eflfusum  de  corpore  Christi". 

2  Zuerst  von  Jacobns  von  Misa,  Jacobellns 
genannt,  s.  dessen  demonstratio  per  testimonia 
scripturae ,  patrum  atque  doctorum  commanica- 
tionem  calids  in  plebe  cbristiana  esse  necessa- 
riam,  in  y.  d.  Hardt  cone.  Const.  3,  805.  Des 
Weitereu  Gieseler  a.  a.  0.  II.  4,  420  ff. 
423.  n.  e. 

8  Sess.  XIII.  Y.  1415,  Mansi  27,  727,  decre- 
tnm  contra  commanionem  snb  ntraque  et  contra 
Jacobum  de  Misa  .  .  .  „qnod  licet  in  primitiYa 
ecclesia  reciperetnr  huiasmodi  sacramentnm  a 
fldelibus  snb  specie  ntraqne,  tarnen  postea  a 
confldentibns  sab  ntraqne  et  a  lalcis  tantnm- 
modo  snb  specie  panis  suscipiatur :  cnm  flrmis- 
sime  credendnm  sit ,  et  nollatenns  dubitandam, 
integrum  Christi  corpas  et  sangninem  tarn  sab 
specie  panis,  qnam  sab  specie  vini  Yeradter  con- 
tlneri.  Unde  cnm  hninsmodi  consuetndo  ab 
ecclesia  et  a  ss.  patribas  rationabiliter  intro- 
dncta  et  dlntissime  observata  sit,  habenda  est 
pro  lege,  qnam  non  licet  reprobare  ant  sine  eocle- 
siae  auctoritate  pro  libito  immntare.  Qnapiopter 
dicere,  qnod  hanc  consuetndinem  ant  legem  ob- 
servare  sit  sacrilegnm  ant  illicitnm,  censerl  debet 
erroneum:  et  pertinaciter  asserentes  oppositnm 
praemissarum  tauqnam  haeretici  arcendi  sunt  et 
graviter  punieudi  per  dioecesanos  locornm  sen 
offldales  eomm  ant  inqnisitores  haereticae  pra- 
vitatis  in  regnis  sen  provindis,  in  qnibns  contra 
hoc  decretnm  aliqnid  forsan  füerit  attentatum  ant 
praesnmtum,  inxta  canonicas  et  legitimas  sanc- 
tiones,  In  favorem  catholicae  fldei  contra  haere- 
ticos  et  eomm  fautores  salubriter  inveutas".  In 
einem  Anhange  dazu  wird  auch  allen  Ordi- 
narien, welche  die  Uebertreter  des  Gesetzes  nicht 
zur  Bechenschaft  ziehen ,  die  Exkommunikation 
angedroht 

*  Gieseler  a.  a.  0.  IV.4.  424  ff.;  Hefele, 
Condliengesch.  7,  749.  600  ff.  542  ff.  668  ff. 
605  ff. 

s  Sess.  XXX.  a.  23.  Dezember  1437,  Mansi 
29,  158 :  .  .  .  ,,quod  fldeles  laid  slYe  olerid  com- 
municantes  et  non  conilcientes,  non  adstringun- 
tur  ex  praecepto   domlni  ad   suscipiendum  snb 


ntraqne  speoie  . . .  ss.  encharlstiae  sacramentnm. 
Sed  ecclesia  .  . .  ordinäre  habet ,  quomodo  ipsis 
non  conflcientibus  ministretnr ,  prent  pro  reve- 
rentia  Ipsius  sacramenti  et  salnte  fldelium  yiderlt 
expedire.  .  .  .  L^jidabilis  qnoque  consuetndo 
communicandi  laicum  populum  snb  una  specie 
.  .  .  pro  lege  habenda  est ,  nee  liclte  est  eam  re- 
probare ant  sine  auctoritate  eccleslae  ipsam  im- 
mutare". 

0  In  den  Prager  Kompactaten  zwischen  den 
Synodaldepntirten  und  einem  Theile  der  Böhmen 
(den  Calixtinern)  wurde  die  Forderung  der  Böh- 
men, Monnm.  conc.  general.  saec.  XY.  t.  I. 
Vindobon.  1857  p.  496:  „quod  commnnio  divl- 
nissime  encharistie  ntllis  et  salubrls  sub  ntraqne 
specie,  seil,  panis  et  vlni,  uniYersls  Christi  flde- 
libus in  regno  Bohemlae  et  marchionatn  MoraYiae 
et  locis  eis  In  hac  parte  adhaerentlnm  constltutis 
per  sacerdotes  libere  ministretnr^,  mit  den  nä- 
heren Bestimmungen  genehmigt :  „Articnlus  ille 
in  s.  concilio  discutietur  ad  plenum,  quoad  ma- 
teriam  de  praecepto,  et  videbitur,  quid  drca 
illum  artlculnm  pro  Yeritate  cathollca  sit  tenen- 
dum  et  agendum  pro  utilitate  et  salute  popull 
christlani.  Et  omnibns  mature  et  digeste  pertrac- 
tatls,  nichilominus  si  in  desiderio  habendi  dic- 
tam  communionem  sub  dupllcl  specie  perseue- 
rauerint,  hoc  eorum  ambasslatoribus  indicantibus 
s.  concUlnm  sacerdotibus  dictor.  regni  et  marchl- 
onatus  communicandi  sub  ntraque  specie  popu- 
lum, eas  Yidelicet  personas  que  in  annis  discre- 
tionis  constitute  reYerenter  et  devote  postula- 
Yorint,  facnltatem  pro  eornm  utilitate  et  salute 
in  domino  largietnr;  hoc  semper  observato  quod 
sacerdotes  sie  communicantibus  semper  dicant, 
quod  ipsi  debent  flrmiter  credere ,  qnod  . . .  sub 
quallbet  spede  est  integer  et  totus  Christus. 
Legati  s.  condlii  .  .  .  mandabunt  nniversis  et 
singuUs  .  .  . ,  ut  dictis  Boemis  et  Morauis  uten- 
tibus  dicta  communione  sub  dupUcl  specie,  nemo 
andeat  improperare  aut  eorum  famae  aut  honori 
detrahere.  Et  hoc  Idem  fadet  s.  concilinm^'. 
Vgl.  auch  Hefele  7,  572  ff. 

^  Sess.  XXI.  doctr.  de  eomm.  snb  ntraqne 
spede,  c.  2 :  .  .  .  „Quare  agnoscens  s.  mater  ec- 
clesia hanc  Buam  in  administratione  sacramen- 
tomm  anetoritatem,  licet  ab  initio  christianae 
religionis  non  infreqnens  ntriusque  speciei  usus 
fuisset,  tarnen  progressn  temporis  latissime  iam 
mutata  lila  consuetudine,  graYlbus  et  instis  causis 
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Abend^aUfl  unter  beiderlei  Gestalt  zu  gestatten^.  Darauf  gehende  Indulte  waren 
sehon  vorher  von  PaulUL  (1534 — 1549)  und  Julius  DI.  (1550—1555)  in  der  Form 
ertheilt  worden,  dass  die  apostolischen  Nuntien  die  Befdgniss  erhalten  hatten,  einzel- 
nen Laien  den  Kelch  zu  bewilligen^.  Nach  dem  Konzil  sind  solche  generelle  Pri- 
vilegien zwar  nicht  mehr,  wohl  aber  wiederholt  dergleichen  specielle  VergUnsti- 
gungen  für  eine  Reihe  von  forstlichen  Personen  gewährt  worden  ^. 

Somit  ist  heute  ^nach  allgemeinem  Recht  nur  der  celebrirende  Bischof  oder 
Priester  die  Kommunion  unter  beiderlei  Gestalt  zu  nehmen  berechtigt^. 

Mit  Rficksicht  darauf ,  dass  die  Kirche  auf  einen  würdigen  und  möglichst  heil- 
samen Genuss  des  Abendmahles  seitens  der  Gläubigen  hinzuwirken  bestrebt  ist,  hat 
sie  angeordnet,  dass  das  Sakrament  der  Eucharistie  nur  im  Zustand  der  Gnade  em- 
pfangen werden  soll,  und  dass  daher  jeder,  welcher  sich  einer  Todsünde  bewusst 
ist,  sofern  er  Gelegenheit  dazu  hat,  vorher  die  Beichte  ablegen  soll  ^.  Indessen  han- 
delt es  sich  hierbei  lediglich  um  eine  religiös-ethische  Vorschrift,  nicht  um  eine  recht- 


adducta  hanc  consnetndinem  sub  altera  specle 
communicandi  approbavit  et  pro  lege  habendam 
decrerlt,  qaam  reprobare  aut  sine  ipsius  ecclesiae 
anctoritate  pro  libito  mntare  non  licet''.  De  com- 
mun.  sab  ntr.  specle  can.  3 :  ^Si  qois  uegaverit, 
totum  et  integnun  Christum  omDiam  giatiaium 
fontem  et  auctorem  sab  una  panis  specie  sumi, 
qaia,  at  qoidam  falso  asserant,  non  secandam 
Ipsios  Christi  institationem  sab  atraque  specie 
samator,  anathema  sit*'. 

^  Sess.XXII.  decret.  sap.  petit.  concess.calicis : 
„Insaper,  qaam  eadem  s.  synodas  saperiori  ses- 
sione  II.  articalos  alias  propositos  et  tarn  nondam 
discussos ,  vldelicet :  an  rationes ,  qoibas  s.  ca- 
tholica  ecclesia  addacta  fait,  ut  commanicaret 
laicos  atqae  etiam  non  celebrantes  saceidotes  sab 
ona  panis  specie ,  Ita  slnt  retinendae ,  at  nalla 
ratione  calicis  asas  caiqaam  sit  permittendas ; 
et  an ,  si  honestis  et  christianae  caritatl  consen- 
taneis  rationibas  concedendas  alicai  vel  nationi 
Yel  legno  calicis  asas  yideatar,  sab  aliqailibas 
conditionibas  concedendas  sit ,  et  quaenam  lllae 
slnt,  in  aliad  tempas,  oblata  sibi  occasione,  exa- 
minandos  atqae  deflnlendos  reseryaTerit ;  nunc 
eorum  pro  qnibas  petitai  saluti  optime  consaltam 
Tolens,  decrevlt,  integrum  negotium  ad  ss.  domi- 
num nostrum  esse  referendum,  prout  praesenti 
decreto  refert,  qui  pro  sua  singulari  prudentia 
Id  efßciat,  quod  utile  rei  publlcae  christianae  et 
salutaie  petentlbus  iisum  calicis  fore  iudica- 
▼erit". 

Schon  1556  hatte  Kaiser  Ferdinand  I.  den 
niederösterreichischen  Ständen,  ferner  Herzog 
Albert  v.  Baiem  den  seinigen  den  Gebrauch  des 
Kelches  gestattet,  y.  Wessenberg,  d.  grossen 
Kirchen  Versammlungen  des  15.  u.  16.  Jahrh.  3, 
397.  398,  Gieseler  a.  a.  0.  IlL  1.  S.  395.  n.  6. 
Vom  Konzil  wurde  ebenfalls  eine  Konzession  in 
dieser  Richtung  gefordert,  Yor  Allem  von  Ferdi- 
nand im  Hinblick  auf  die  Protestanten  und  Böh- 
men,  Sickel,  z.  Gesch.  d.  Konzils  v.  Trlent. 
Wien  1872.  S.  64.  283.  337.  345.  348.  369.  372. 
374,  377.  383;  Gieseler  Ul.  2.  S.  629.  562. 
n.  39 ,  und  bei  den  weit  auseinander  gehenden 
Ansichten  und  Voten  der  KonzilsTäter  setzten 


die  Legaten  schliesslich  nur,  um  weitergehende 
Konzessionen  zu  vermeiden ,  die  Annahme  eines 
dem  Dekrete  entsprechenden  Vorschlages  durch, 
Gieseler  a.  a.  0.  n.  39.  Vgl.  über  die  Verhand- 
lungen des  Konzils  Th einer.  Acta  conc.  Trid. 
2,  3  ff.  7 ff.  38 ff.  56.  87 ff.  96 ff.  115.  127 ff. 
132;  P.  SuavisPolani  histor.  conc.  Trident. 
ed.  V.  Gorichemi  1658  IIb.  VI.  p.  464.  471.  480. 
482.  488.  498. 507. 517.  523. 524;  Pallavicini 
historia  del  concilio  dl  Trento  l.  VI.  18.  n.  9, 1. 
XVn.  1.  n.  1.  2;  6;  6.  n.  2ff. ;  7.  n.  1  ff. ;  14. 
n.  10  ff.  XVIII.  c.  3.  4.  5.  n.  1  ff. ;  7.  n.  12.  13. ; 
an.  Iff.;  9.  n.  11.14;  v.  Wessenberg  a.  a.  0. 

4,  114:  Grisar,  Jacob  Lainez  u.  die  Frage  des 
L&ienkelches  auf  dem  Konzil  v.  Trlent :  Ztschr. 
f.  kath.  Theologie.  Jahrg.  ö  (1881)  S.  672  ff. 

2  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VI.  9. 
n.  2  und  tract.  de  sacriflcio   missae  ed.  latin. 

5.  366.  Nach  Benedict  XIV.  hat  auch  Plus  IV. 
(1559-.1565)  dem  Erzbischof  v.  Prag  das  Indult 
gewährt,  einzelne  Priester  zur  Speudung  des 
Abendmahls  unter  beiden  Gestalten  an  Personen, 
welche  darum  nachsuchen,  unter  der  Bedingung, 
dass  die  letzteren  eine  genügende  Betheuerung 
Ihres  katholischen  Glaubens  abgeben,  zu  ermäch- 
tigen, aber  sowohl  Plus  V.  (1566—1572),  wie 
auch  Gregor  XIII.  (1572—1685)  haben  dieses 
und  andere  derartige  Privilegien  widerrufen. 

8  So  hatten  nach  Benedict  XIV.  (s.  vor.  Anm.) 
die  Könige  von  Frankreich  das  Privilegium ,  an 
ihrem  Krönungstage ,  im  Falle  der  Todesgefahr 
und  femer  Jedesmal ,  wenn  sie  es  forderten ,  das 
Abendmahl  unter  beiden  Gestalten  zu  empfangen. 

*  Ausserdem,  allerdings  nur  bei  einem  Ponti- 
ilkal-Amte  des  Papstes,  abgesehen  von  diesem, 
auch  die  beiden  als  Diakon  und  Subdiakon  fun- 
girenden  Kardinäle ,  Benedict  XIV.  de  sacrif . 
missae  l.  c. 

5  Trid.  Sess.  XUI.  de  ss.  euchar.  sacr.  c.  7. 
Das  gilt  auch  von  dem  celebrirenden  und  wäh- 
rend der  Messe  kommunizirendeu  Priester ,  wel- 
cher, wenn  er  die  Vorschrift  nicht  hat  erfüllen 
können,  sobald  als  möglich  nachträglich  beichten 
soU.  Vgl.  des  Näheren  Probst,  S.  164—166. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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liehe  Anordnnng.  Der  Spender  des  Sakramentes  ist  daher  nicht  berechtigt ,  über 
die  ErfOllnng  dieser  Verpflichtung  einen  Nachweis  zu  verlangen  nnd  mangels  eines 
solchen  die  betreffende  Person  zurückzuweisen^. 

Damit  keine  Yemnehrnng  des  Sakramentes  entsteht ,  soll  der  Gläubige  auch 
im  nüchternen  Zustande  ^  zu  demselben  herantreten.  Aber  dieses  Oebot  hat  den 
Charakter  einer  Rechtsvorschrift  ^.  Daher  ist  der  Priester  berechtigt  und  verpflichtet^ 
jedem  Gläubigen ,  falls  er  etwa  Kunde  davon  besitzt ,  dass  der  letztere  schon  etwas 
genossen  hat,  die  Reichung  der  Eucharistie  zu  verweigern^. 

Eine  gleiche  Berechtigung  und  Pflicht  tritt  für  ihn  ein ,  wenn  die  äussere  Er- 
scheinung und  das  äussere  Auftreten  einer  Person  mit  der  Würde  und  der  Feierlich- 
keit des  Aktes  der  Sakramentsspendung  nicht  vereinbar  erscheint,  und  in  der  Rei- 
chung der  Eucharistie  eine  Verunehrung  derselben  liegen  oder  dadurch  ein  öffent- 
liches Aergerniss  gegeben  würde  ^. 

V.  Das  vtaticum^  [Wegzehrung)  ist  das  Abendmahl,  welches  im  Falle  derTodes- 


1  c.  67  (August.)  Dist.  II.  de  consecr. ;  c.  2 
(Eugen.?,  nach  Jaff  ^  ed.  I.  n.  9092  Alex  III.) 
X.  de  off.  lud.  ordln.  I.  31 ,  wo  auf  Judas  Mnge- 
wiesen  wird.  Das  Tridentinum  1.  c.  sagt  gleich- 
falls nur :  „ecclesiastica  consuetudo  declarat*'  und 
das  Rituale  loman.  zählt  diejenigen,  welche  nicht 
vorher  geheichtet  haben,  nicht  unter  den  „arcendi" 
auf,  sondern  gleht  vielmehr  hlos  die  Anweisung  1. 
c.  n.  3 :  „Ideo(paTOchu8)saepiuBpopulumadmone- 
bit,  qua  praep^ratione  et  quanta  religioue  ac  pie- 
tate  et  humili  etiam  corporis  habitu  ad  tarn  divi- 
num sacramentum  debeat  accedere,  ut  praemissa 
sacramentali  confessione,  omnes  saltem  media 
uocte  jejunl  et  utroque  genuflexo  sacramentum 
humiliter  adorent  ac  reverenter  suscipiant,  viri, 
quantum  fleri  potest,  a  mulieribus  separati".  Als 
weiteres  Moment  kommt  hinzu ,  dass ,  wenn  ein 
geheimer  Sünder  nicht  in  allen  Fallen  zurück- 
gewiesen werden  darf  (s.  o.  S.  69),,  auch  eine 
Femhaltung  desjenigen ,  welcher  blos  nicht  ge- 
beichtet hat,  ausgeschlossen  ist.  Derselben  An- 
sicht auch  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  546. 
Wegen  der  Besonderheit  in  Betreff  der  österlichen 
Kommunion  s.  o.  S.  74  und  andererseits  wegen 
des  Vlatikum  s.  unten  unter  V. 

2  c.  64  (August)  Dist.  n.  de  consecr.  In  älte- 
rer Zeit  machte  man  aber  am  grünen  Donnerstag 
eine  Ausnahme,  Hippo  393  c.  28  (Carth.  III. 
c.  29  =  c.  49  Dist.  cit.);  Macon  n.  586  c.  6. 
Der  Ausnahme  erwähnt  dagegen  schon  Auxerre 
578  0.  686  c.  19  nicht  mehr,  ausdrücklich  gegen 
dieselbe  Trullan.  692  c.  29.t  Allgemein  spricht 
sich  für  das  jejunlum  aus  Nicolaus  I.,  respons. 
ad  Bulgar.  866  c.  66,  Mansi  15,  423.  S.  femer 
Rituale  roman.  in  der  vor.  Anm. 

Ausführlich  handelt  Über  das  Jejunium  Probst 
S.  179  ff.  und  die  instmctlo  Paderbornensis  v. 
1867,  Arch.  f.  k.  K.  S.  20,  373.  Hier  genügt  es 
darauf  hinzuweisen,  dass  das  jejunium  in  der 
Enthaltung  von  dem  Genüsse  jeder  Speise  und 
Jedes  Trankes  seit  Mitteroacht  bis  zum  Empfange 
der  Kommunion  besteht,  und  dass  dasselbe  nicht 
durch  Verschlucken  von  Dingen,  welche  nicht 
verdaulich  sind  (z.  B.  von  Holzstücken,  Haaren, 
Fäden) ,  ebensowenig  von  solchen ,  welche  nicht 
von  aussen  in  den  Mund  geführt  werden  (Ver- 


schlucken von  Speichel ,  Speiseresten ,  Blut  aus 
dem  Zahnfleische),  endlich  auch  nicht  durch  den 
Genuss  von  Sachen ,  welche  nicht  als  Speise  ge- 
nommen werden  (Tabak -Rauchen,  Schnupfen 
und  Kauen,  s.  auch  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec. 
XI.  13,  n.  2.  3)  aufgehoben  wird. 

8  Wegen  des  celebrirendeu  Priesters  s.  noch 
unten  in  der  Lehre  von  der  Messe. 

^  So  bezeichnet  auch  die  citiite  instr.  Pader- 
born, das  Gebot  als  lex  ecclesiastica.  Wenn 
das  Rituale  roman.  den  non  jejunus  nicht  un- 
ter den  „  arcendi "  aufführt  uqd  nur  anordnet 
(s.  Anm.  1),  dass  der  Pfarrer  durch  Ermah- 
nungen auf  die  Beobachtung  des  Gebotes  hin- 
wirken soll,  so  bestimmt  es  doch  andererseits 
bei  der  Kranken-Kommunion  tit  V.  c  4.  n.  4 : 
„Geteris  autem  Inflrmis,  qui  ob  devotionem  in 
aegritudine  communicant ,  danda  est  euoharistia 
ante  omnen  cibum  et  potem ,  non  aliter  ac  ce- 
teris  fldelibus,  quibus  nee  etiam  per  modum  me- 
dicinae  ante  aliquid  sumere  licet^  Nach  allge- 
meiner Annahme  ist  nur  der  Papst  von  der 
Pflicht  des  jejuniums  zu  dispensiren  berechtigt, 
Bened.  XIV.  1.  c  V.  a  n.  12,  eine  Reihe 
derartiger  Indulte  aufgezählt  L  c  n.  19. 

Die  Frage,  s.  auch  c.  1  (Pseudo-Hieron^,  c.  7 
(Gregor.  I.  ?)  CXXXIII.  qu.4;  Chalons  836  c.  46, 
Mansi  14,  82,  ob  die  eheliche  Beiwohnung  von 
dem  Empfange  der  Kommunion  abhält,  ist  keine 
rechtliche.  Die  Theologen  streiten  allein  dar- 
über, in  wie  weit  durch  eine  solche  Kommunion 
eine  Sunde  begangen  wird,  vgl,  Pr o  b  s  t  S.  177ff. 

9  Also  wenn  ein  Angetrunkener ,  welcher  sich 
noch  nicht  im  Zustande  der  Unzurechnungs- 
fähigkeit befindet,  an  der  Kommunion  Theil 
nehmen  will.  Unter  denselben  Gesichtspunkt 
fällt  syn.  dioeces.  Paderborn  v.  1867.  P.  IL  s.  2. 
c  30,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  366:  ,,Pariter  com- 
munio  non  est  administranda  mulieribus,  quae 
inhoneste  et  impudice  vestitae  ad  sacram  men- 
sam  accedant". 

0  Diese  Uebersetzung  des  griechischen  l^5iov 
in  c  13.  Nlcaen.  326  sohon  in  der  versio  Diony- 
siana  und  der  versio  Hispana,  c.  9  C.  XXVI. 
qu.  6.  Vgl.  auch  Probst,  Sakramente  1.  d.  drei 
ersten  christlichen  Jahrhunderten  S.  233. 
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gefahr  genommen  wird^  Als  solches  soll  die  Encharistie  gespendet  werden,  wenn 
die  Wahrscheinlichkeit  vorhanden  ist,  dass  der  Gläubige  seinem  Ende  entgegengeht  2. 

Kraft  göttlichen  Qebotes  hat  jeder  Katholik  die  Pflicht,  im  Falle  der  Todes- 
gefahr das  Viatikum  zu  empfangen  \  Ob  aber  derselben  blos  dadurch  genügt  wird, 
dass  der  Gläubige  die  Eucharistie  Inder  Absicht,  sie  gerade  als  Wegzehrung  zu  nehmen, 
empfllngt  oder  ohne  eine  solche  Intention  kommunizirt  (z.  B.  wenn  er  an  demselben 
Tage,  an  welchen  er  plötzlich  in  Todesgefahr  geräth,  sich  vorher  die  Eucharistie 
hat  aus  Andacht  geben  lassen) ,  ist  streitig  und  dogmatisch  nicht  entschieden  K  Die 
Spendung  dy  Ylatikums  ist  ausschliessliches  Recht  des  zuständigen  Pfarrers  ^,  sofern 
aber  eine  dringende  Gefahr  vorliegt,  sind  auch  die  0.  8.  66  bezeichneten  Personen 
und  die  Regularen  ^  dazu  befugt 

Andererseits  hat  der  Berechtigte  auch  die  Verpflichtung,  den  Kranken  das  Via- 
tikum, sobald  als  möglich,  damit  es  noch  mit  der  gehörigen  Vorbereitung  und  Andacht 
empfangen  werden  kann,  zu  spenden  7.  Dem  mehrmaligen  Empfange  des  Viatikums 
während  derselben  Krankheit  steht  nichts  entgegen  ^,  und  daher  ist  der  Priester  nicht 
berechtigt,  dasselbe  zu  verweigern,  im  Gegentheil  verpflichtet,  es  zu  geben  ^. 


^  CateoMsm.  roman.  P.  II.  c  4.  qu.  &. 

*  Rituale  roman.  t.  IV.  c  4.  n.  3:  „Pro  Yia- 
Üeo  autem  (communlonem)  admlnlatrabit ,  cum 
piobablle  est,  quod  eam  ampllns  aumere  non  po- 
test";  n.  4 :  „Potest  quidem  Tiatlcum  brevlmo- 
rituria  dad  non  jerjunls^  Der  Unterschied 
zwischen  der  gewöhnlichen  Kranken-Kommunion 
und  dem  Viatikum  besteht  darin,  dass  bei  der 
ersteren  die  Worte :  „Corpus  domini  nostri  Jesu 
Ohdsti  custodiat  animam  tuam  in  vitam  aeter- 
nam.  Amen'',  wie  bei  der  Spendung  in  der 
Kirche,  bei  der  letzteren  aber  die  Worte:  „Aedpe 
frater,  Tiaticum  corporis  dom.  n.  Jesu  Chr. ,  qni 
te  oustodiat  ab  hoste  maligne  et  perducat  in  Titam 
aetemam''  gebraucht  werden,  Rituale  roman.  tit 
rv.  c  4.  n.  16. 17. 

»  Joann.  VI.  64  ff.,  vgl.  B  enedict.  XIV.  de 
synodo  dioeces.  VII.  11.  n.  2. 

*  Benedict.  XIV.  L  c,  s.  auch  Paderborner 
Dioeesansynode  y.  1867 ,  pastoral,  instruotio  de 
praeceoto  divino  sumendi  viatid  L  Arch.  f.  k. 
K.  R  20,  378;  Probst,  Eucharistie  als  Sakra- 
ment S.  101. 

^  Insoweit  ist  der  Pfarrzwang  nicht  beseitigt. 
Denjenigen,  welche  sich  nicht  in  ihrer  ParocMe 
aufhalten,  ist  indessen  das  Viatikum  Ton  dem 
Pfarrer  des  betreffenden  Ortes  zu  spenden. 
Wegen  der  Zöglinge  in  Klöstern  s.  die  Gitate  aus 
Bouix  0.  S.  73.  n.  3.  Hinsichtlich  des  Bischofs 
bestimmt  das  Caeremoniale  eplscopor.  II.  38. 
n.  4 :  oTum  mi^ori  qua  poteiit  devotione  et  hu- 
mUltate,  saerum  sumat  viaticum,  quod  Uli  de« 
ferat  prima  dignitas ,  comitante  capitulo  et  toto 
clero  cathedraUs  ecclesiae  in  habitu  ecclesiastico 
et  eum  candelis  accensis  et  si  fleri  potest,  magi- 
stratus  deferat  baldachinum*'. 

^  In  anderen  Fallen  aber  nicht,  Tgl.  auch 
Olem.  1.  $.  1  de  priiileg.  V.  7.  Die  Regularen 
▼erfaUen  sogar  der  dem  Papste  Torbehaltenen  ex- 
communioatio  maior  latae  sententiae,  auftecht- 
erhalten  durch  die  eonst  Pii  IX.  y.  12.  Oktober 
1869  (u.  a.  abgedruckt  Areh.  f.  k.  K.  R.  23,  326) 
n.14. 

Hiaichim,  Kirckenrecht  IV. 


7  Rituale  roman.  1.  c  tit  IV.  c  4.  n.  1 :  „Via- 
ticum  sacratissimi  corporis  dom.  nostri  Jesu 
Christi  summo  studio  ac  diligentia  aegrotantibus, 
opportune  tempore  procurandum  est ,  ne  forte 
contingat  illos  tanto  bono,  parochi  Incuria ,  pri- 
yatos  decedere^ ;  Probst  S.  99. 100.  Ueber  die 
Frage ,  ob  der  Pfarrer  selbst  im  Falle  der  Pest, 
(also  auch  einer  anderen  ansteckenden  und  yer- 
heerenden  Seuche)  die  Pflicht  zur  Spendung  des 
Ylatikums  habe,  ist  yiel  yerhandelt  worden.  Die 
übereinstimmende  Meinung  yemeint  die  Ver- 
pflichtung, wenn  er  in  augenscheinliche  Lebens- 
gefahr käme  und  durch  seinen  Tod  die  Pfarrei, 
weil  er  der  einzige  Priester  ist,  einen  grossen 
Verlust  erleiden  würde.  Im  Uebrigen  herrsolit 
Streit.  S.  des  Näheren  P  r  0  b  s  t  S.  233  ff .  Ueber 
die  Besonderheiten  der  Art  der  Spendung  in  sol- 
chen Fällen  vgl.  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec 
XIII.  19.  n.  22  ff.  und  Probst  S.  235. 

8  L.  0^  n.  3 :  „  .  . .  Quod  si  aeger  sumpto  via- 
tiLco  dies  aliquod  yixerit  yel  p'erieulum  mortis 
evaserit  et  communicare  yoluerit,  eins  pio  desi- 
derio  parochus  non  deedt". 

»  Benedict.  XTV.  1.  c.  VU.  12.  n.  46; 
P  r  0  b  8 1  S.  100.  101 .  Mit  der  oben  im  Text  er- 
wähnten Streitfrage  über  die  Nothwendigkeit  der 
besonderen  Intention  hängt  die  weitere  Kontro- 
verse zusammen,  ob  der  Pfarrer  gehalten  sei,  einem 
Gläubigen ,  welchem  er  die  Eucharistie  gegeben, 
noch  an  demselben  Tage  bei  nachher  eingetrete- 
ner Todesgefahr  auch  das  Viatikum  zu  spenden. 
Diejenigen,  welche  eine  Pflicht,  nochmals  die 
Eucharistie  in  der  letztgedachten  Art  zu  em- 
pfangen, annehmen,  erklären  den  angegangenen 
Priester  zur  Reichuug  für  verbunden,  diejenigen, 
welche  die  Pflicht  verneinen,  behaupten  das  Ge- 
gentheil, vgl.  darüber  Benedict.  XIV.  1.  c. 
VII.  11.  n.  2;  Ferraris  1.  c.  s.  v.  eucharistia 
n.  36 ;  instructio  Paderborn,  cit. ,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  20,  178.  Der  erstere  stellt  es  in  das  Er- 
messen des  Priesters,  welcher  Meinung  er  folgen 
wllL  Andere,  so  Probst  S.1  Ol  (nachAlphonsv. 
Liguri)  untersoheiden,  ob  eine  natürliche  Krank- 
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Das  Viatiknm  darf  denjenigen  Personen ,  welche  Oberhaupt  nicht  berechtigt 
sind^  die  Eucharistie  zu  empfangen,  ebenso  wenig  gereicht  werden  2. 

Yorgängige  Beichte  ist  im  Falle  dringender  Todesgefahr  nicht  nothwendig^  und 
dass  der  Kranke  bereits  etwas  genossen  hat ,  also  nicht  mehr  nflchtem  ist ,  hindert 
die  Spendung  des  Viatikums  nicht,  selbst  wenn  die  Beachtung  des  Jcjuniums  mög- 
lich gewesen  wäre  *. 

Wenn  aber  der  Krankheitszustand  der  Art  ist,  dass  das  Sakrament  der  Verun- 
ehrung ausgesetzt  werden  würde,  z.  B.  der  Kranke  alles,  was  er  geniesst,  wieder 
auswirft^  so  muss  die  Spendung  des  Viatikums  unterlassen  werden  ^.       ^ 

Endlich  ist  es  beim  Viatikum  selbstverständlich,  dass  es  in  die  Behausung  des 
Kranken  oder  an  einen  anderen  Ort,  wo  sich  derselbe  befindet,  gebracht <^  und  ihm 
dort  gereicht  wird  7,  sowie  dass  es  auch  am  Charfreitag  gespendet  werden  darf^. 

VI.  Aufbewahrung  der  Eucharistie.  Damit  das  Viatikum  zu  jeder  Zeit 
auf  Erfordern  gespendet  werden  kann,  ist  stets  eine  hinreichende  Anzahl  konsekrirter 
Hostien  zum  Gebrauche  bereit  zu  halten  ^.    Diese  mtlssen  in  der  Kirche  aufbewahrt 


heit  oder  ein  Uuglücksfall ,  eine  anvorgesehene 
Verwundung,  "vorliegt,  und  nehmen  nur  für  den 
letzteren  eine  Pflicht  zur  Empfangnahme  und 
zur  Spendung  an,  nicht  aber  für  den  ersten  Fall, 
weil  der  Kranke,  wenngleich  er  bei  der  gewöhn- 
lichen Kommunion  die  Gefährlichkeit  der  Krank- 
heit nicht  erkannt  habe,  doch  immer  moraliter 
in  articulo  mortis  das  Abendmahl  empfangen 
habe,  eine  Begründung ,  welche  wohl  schwerlich 
als  zutreffend  bezeichnet  werden  dürfte, 

1  S.  0.  S.  66  ff.  Wegen  der  Kinder  und  der  zum 
Tode  Verurtheilten  s.  S.  68.  n.  1  u.  S.  69.  n.  3. 

2  Rituale  roman.  tit  1 V.  c.  4.  n.  1  :  „  . . .  Ca- 
vendum  autem  in  primis  est,  ne  ad  indignos  cum 
aliorum  scandalo  deferatur:  quales  sunt  publici 
usurarii,  concubinarii ,  notorie  criminosi,  nomi- 
natim  excommunicati  aut  denuntiati,  nisi  sese 
prius  Sacra  confesslone  purgaverint  et  pubUcae 
offensioni,  prout  de  iure,  satisfecerint^  Wenn 
hier  nur  der  nominatlm  excommunicati  im 
Gegensatz  zu  c.  1.  n.  8  ibid.  (^s.  o.  S.  66.  n.  8) 
gedacht  wird ,  so  erklärt  sich  dies  daraus ,  dass 
n.  1  nicht  von  der  Berechtigung  zum  Kmpfange 
des  Viatikums,  sondern  von  der  Frage,  in  wessen 
Uaus  dasselbe  überhaupt  gebracht  werden  darf, 
handelt.  Direkt  ist  damit  über  die  Berechtigung 
nicht  entschieden ,  denn  eine  Verweigerung  der 
Spendung  ist,  falls  die  Bedingungen  für  die 
letztere  nicht  vorliegen  oder  nicht  erfüllt  wer- 
den, selbst  wenn  das  Sakrament  schon  in  das 
Haus  gebracht  worden  ist,  keineswegs  ausge- 
schlossen. 

3  S.  0.  S.  80. 

*  Rituale  rom.  tit.  IV.  c.  4.  n.  4 :  „Potest  qui- 
dem  viaticum  brevi  morituris  dari  non  jejunis** 
(s.  die  Fortsetzung  des  Gitats  S.  80  n.  4).  Pa- 
derborn, instructio  de  ieiunlo  naturali  v.  18G7, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  375. 

^  Rit.  1.  c. :  4d  tamen  diligenter  curandum  est, 
ne  iis  tribuatur,  a  quibus  ob  phrenesim  sive  ob 
assiduam  tussim  aliumve  similem  morbum,  aliqua 
indecentia  cum  injuria  tanti  sacramenti  timeri 
potest''.  S.  auch  Probst  S.  189.  Wenn  der 
Kranke  die  Eucharistie  nicht  in  der  Gestalt  des 


Brotes  empfangen  kann ,  darf  sie  ihm  trotzdem 
nicht  in  der  Gestalt  des  Weines  gereicht  werden, 
a.  a.  0.  S.  218.  Ebensowenig  ist  es  erlaubt ,  sie 
blos  zur  Andacht  in  das  Haus  eines  Sterbenden 
oder  Kranken  zu  bringen,  Rit.  1.  c.  n.  5:  „Sed 
alicui  ad  adoraudum  solum ,  seu  devotionls  seu 
cuiusvis  rei  praetextu  ad  ostendendum  non  defe- 
ratur". 

^  Das  Nähere  ergiebt  das  Rit.  1.  o.  n.  6  ff. 
Probst  S.  219ff.  Vor  allem  soll  die  Ueberbrin- 
gung  öffentlich  und  in  Prozession  geschehen, 
jedenfalls  unter  Voraustragung  eines  Lichtes 
(c.  10,  Honor.  III.  X.  de  celebr.  missar.  III.  41), 
sofern  nicht  Nothfälle  eine  Ausnahme  bedingen. 
S.  übrigens  auch  die  facultates  pro  foro  extemo 
n.  16,  Bd.  III.  S.  802.  Anm.  und  die  Fakultäten 
für  den  apostolischen  Provikar  in  Afrika  n.  24, 
Actas.  sed.  7,  303. 

^  Rit.  1.  c.  n.  Uff.,  Probst  S.  218.  227ff. 

8  Congr.  rit.  v.  1622,  Ferraris  1.  c.  s.  v.  via- 
ticum n.  9;  Probst  S.  233. 

»  Trid.  Sess.  XIII.  decret.  de  ss.  euoharist. 
sacramento  c.  6 :  „Gonsuetudo  asservandi  in  sa- 
crario  sanctam  eucharistiam  adeo  antiqua  est,  ut 
eam  saeoulum  etiam  Nicaenl  ooncilU  agnoverit. 
Porro  deferri  ipsam  sacram  eucharistiam  ad  in- 
flrmos  et  in  huno  usum  diligenter  in  eeclesiis 
conservari,  praeter  quam  quod  cum  summa  aequi- 
tate  et  ratione  conlunctum  est,  tarn  multls  in  cou- 
clliis  praeceptum  invenitur  et  vetustissimo  catho- 
lioae  ecclesiae  more  est  observatum.  Quare  sancta 
haec  synodus  retlnendum  omnino  salutarem  huuc 
et  necessarium  morem  statuit";  de  ss.  enchar. 
sacram.  can.  7:  „Si  quls  dixeilt,  non  llcere  sa- 
cram eucharistiam  in  sacrario  reservari ,  sed  sta- 
tim  post  consecratlonem  adstantibus  neeessario 
distribuendam ;  aut  non  licere,  ut  lila  ad  inflrmos 
honoriflce  deferatur :  anathenu  slt".  Die  eonst. 
apostol.  VIII.  12  erwähnen  allerdings,  dass  nach 
dem  Schluss  der  Abendmahlsfeier  „X(£^ovt6c  ol 
^tdxovot  TÄ  iieptaas6oavTa  elc^pcp^Toioav  eic  xd 
TraoTOcp^pta^.  Ein  Beweis  für  die  vom  Triden- 
tinum  behauptete  Sitte  ist  dies  aber  nicht,  und 
Probst,  Sakramente  i.  d.  drei  ersten  christl. 
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werden.  Indeaaen  soll  und  kann  dies  nnr  dauernd  and  fortwährend  in  solehen  £är- 
ehen  gesohehen,  zn  denen  eine  Gemeinde  gehört,  weil  allein  unter  dieser  Voranssetzung 
ein  BedtrMw  dafbr  vorhanden  ist,  also  in  den  Kathedral-,  Pfarr-  ^  (Filial-^)  und 
Klosterkirohen^,  nicht  aber  in  Kollegiatkirchien,  welche  keine  Pfarrkirchen  8ind^ 
ebensowenig  in  Kirchen  von  Hospitälern^,  Tertiariem®,  firommen  Braderscbaften 
und  anderen,  öfifontliehen  und  Privat-Oratorien  ? ,  falls  das  Recht  dasn  nicht  durch 
besonderes  pl^[wtiiiohes  Indult  ertlieilt  worden  ist  oder  eine  unvordenkliche  Gewohn- 
heit dafOr  vorliegt^.    Privilegien  der  gedachten  Art ,  welche  seitens  eines  Bischofs 


Jahrh.  S.  240  bringt  keine  anderen  Belagstellen 
bei.  Das  Nicaenum  c.  13  (c  9.  C.  XXVI.  qu.  6; 
8.  ancli  c.  6  ibid.  v.  Martin  t.  Braga)  kennt  eben- 
falls nnr  das  Abendmahl  als  Viatiknm,  weiss 
aber  nichts  yon  der  erw&hnten  Sitte,  ebensowenig 
Agath.  506.  e.  15  (c.  03  IHst*  I.).  Dagegen 
ordnen  allerdings  die  s.  g.  Synodalstatuten  des 
h.  Bonifaz,  Mansi  12,  383,  c.  4,  an,  dass  der 
Priestfior  mit  dem  Ghrisma,  dem  geweihten  Oel 
und  der  Eucharistie  reisen  und  so  stets  bereit 
sein  soll,  sein  Amt  zu  vollziehen,  und  o.  16  capit 
eecles.  810—813?,  Boretius  capit.  1, 179  (auch 
in  c  93  Dist.  IL  de  cousecr.):  „Ut  presbyter 
semper  eucharistiam  habeat  paratam ,  ut  quando 
quis  InflrmaTerit  aut  paroohus  inllrmus  fuerit, 
staürn  eum  communieet ,  ne  sine  communione 
morlatoi^.  VgL  femer  c.  10  (Honor.  HL)  X.  de 
oelebrat.  missar.  III.  41 :  ^andamus  quatenus  a 
saeeidoUbus  eucharistia  in  loco  singulsri,  mundo 
et  signato  semper  honorifloe  coUoeata  devote  ac 
fldeliter  conservetur'' ,  sowie  eine  Reihe  von 
Partikularsynoden  seit  dem  10.  Jahrhundert, 
welche,  wie  z.  h,  Anse994,  c  2,  Mansi  19, 101 ; 
Bourges  1031,  c  2, 1.  c.  p.  503 ;  Bouen  1072  c  6, 
L  c  20,  36,  8.  weiter  He  feie,  Konziliengesch. 
5,  387.  708.  671.  938,  eine  allwöchentliche  Er- 
neuerung der  aufbewahrten  Hostien  vorschreiben, 
endlich  c  1  TLater.  lY.  1215)  X.  de  custod.  in 
eaehar.  III.  44,  nach  welchem  die  Eucharistie  in 
aUenKirchen  verschlossen  aufbewahrt  werden  soll. 

1  Benedict.  XIV.  const  Quamvi$  juato  vom 
30.  AprU  1749.  J.  24,  buU.  eiusd.  3, 30 :  „Sacro- 
aaacta  euoharistia  in  ecclesiis  quae  parochiales 
non  sunt,  retineri  non  potest  absque  praesidio 
apostolid  indulti  vel  immemorabilis  consuetudi* 
nis,  quae  huiusmodi  indulti  praesumtlonem  in- 
dadt^;  ygL  femer  die  Entscheidungen  der  Gongr. 
eono.  u.  Oenc  rlt  bei  Ferraris  s.  v.  eucharistia 
n.  46.  Für  die  Kathedralkirehe  ergiebt  sich  die 
Übrigens  unbestrittene  Behauptung  des  Textes 
daraus,  dass  diese  immer  zugleich  Pfarrkirche 
ist   S.  auch  Probst  S.  14. 

2  Denn  diese  sind  für  die  Pastoration  eines 
Thfiiles  der  Paroohianen  bestimmt,  vgl.  Probst 
S.  14  und  die  Entscheidung  d.  Gongr.  conc  da- 
selbst S.  15  n.  9.  Doch  mmss  hier  eine  genügende 
Aufsicht  mdglich  sein,  damit  die  Eucharistie  vor 
Yenmehrang  bewahrt  wird.  Daher  gestatten  Wien 
1868  und  Png  1860,  coli.  oone.  Lac  5, 163. 499, 
die  Aufbewahrung  nur,  wenn  bei  der  Filialkirche 
ein  Beneflziat  residlrt  oder  täglich  die  Messe  in 
derselben  gelesen,  und  sie  nicht  zu  weit  von  der 
Pfarrkirohe  oder  einem  Klos^r  entfemt  ist ,  und 
Bouen  1850,  L  c.  4,  529  verbietet  sie  in  Annex- 
kirehen,  welobe  keine  eigenen  Geistlichen  haben. 


3  Weil  bei  diesen  eine  unter  Klausur  lebende 
Klostergemeinde  vorhanden  ist.  S.  auch  Entsch. 
d.  Gongr.  rit  bei  Gardellini,  decret  auth. 
congr.  rit.  ed.  IIL  (Bd.  I.  S.  471.  n.  ♦)  n.  1496; 
1,  260.  Für  die  grangiae  der  Regularen  gilt  dies 
aber  nicht,  Gongr.  cönc.  bei  Probst  S.  15  n.  9. 

In  Betreff  der  Frauen-Orden  bestimmt  femer 
Trid.  Sess.  XXY.  de  reguL  c.  10 :  .  . .  „Quod 
vero  SS.  Ghristi  corpus  intra  chorum  vel  septa 
monasterii  et  non  in  publica  ecclesia  conservetur, 
prohibet  s.  synodus,  non  obstante  quoeunque  In- 
dulte aut  privilegio". 

^  Naoh  d.  Gongr. eonc  bei  Probst,  S.  15  n.  9. 

^  Probst  S.  14,  es  sei  denn,  dass  sie  eine 
besondere  Anstaltsparochie  bilden. 

ö  Selbstverständlich  solcher,  welche  nicht  die 
drei  solennen  Gelübde  ablegen  und  nicht  unter 
Klausur  leben,  also  nicht  wirklich  Orden  bilden. 
Gongr.  episc.  bei  Ferraris  l.  o.  n.  47.  Dasselbe 
muss  auch  von  den  Kirchen  oder  Kapellen  der 
ordensähnlichen  Kongregationen  gelten,  denn 
die  Niederlassungen  derselben  sind  nicht  von 
dem  Pfarrverbande  ezimirt ,  Schuppe,  Wesen 
u.  Rechtsverhältnisse  d.  modernen  Frauenkongre- 
gationen S.  63  ff. 

7  Ygl.  zu  dem  im  Text  Bemerkten  noch  die 
Entscheidungen  der  Gongr.  rit.  bei  M  ü  h  1  b  a  u  e  r , 
decr.  authent.  (s.  Bd.  L  S.  471.  n  ♦)  3, 493  ft 

8  Gonstit  Bened.  XIY.  cit. ,  s.  Anm.  1 ;  de- 
cret. congr.  rit  ad  dub.  26 ,  bestätigt  von  Gle- 
mens  XL  am  12.  Januar  1704,  Gardellini 
Lc.  n.  3670;  2,  22Q. 

Ueber  die  Bedingungen,  unter  welchen  die 
erwähnten  Indulte  gegeben  werden,  s.  Gongr. 
ritv.  13.  März  1593,  Gardellini  l.  c.  n.  51; 
1,  17  u.  Ginzel  K.  R.  IL  2,  354.  n.  5:  „Ex 
special!  posse  privilegio  concedi ,  ut  in  ecclesia 
etiam  quod  non  sitcathedralis,  neque  parochialis, 
neque  collegiata ,  neque  conventualis ,  sed  Sim- 
plex ,  in  locis  ubi  non  adest  parochialis ,  possit 
asservari  ss.  eucharistiae  sacramentum,  de  con- 
sensu  ordinarii ,  et  absque  parochi ,  intra  cuius 
parochiae  flnes  existit,  praeiudiclo,  dummodo 
ecclesia  ipsa  sit  decens,  et  soUta  conferri  in  ti- 
tulum;  et  nunc  habeat  beneflcatum  perpetuum, 
qui  eins  curam  gerat  et  sacramentum  possit  caute 
custodiri,  et  ibi  lampas  perpetua  accensa  habea- 
tur".  YgL  auch  die  Yollmachten  des  Sekretärs 
der  Gongr.  oouc  n.  37,  Bangen,  röm.  Gurie 
S.  467 :  „Die  Aufbewahrung  des  hochheil.  Sa- 
kramentes in  öffentlichen  Orat(»rieu  zu  gewähren, 
wofern  das  Bedürfniss  vorhanden ,  und  Anstalt 
getroffen  ist,  dass  die  gehörige  Ehrfurcht  gewahrt 
werde  und  den  Pfan-Rechteu  kein  Eintrag  ge- 
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eriheilt  worden  sind,  haben  daher  keine  QtUligkeit  nnd  bedürfen  nicht  einmal  einer 
besonderen  Ansserkraftgetznng  ^. 

Wird  eine  Hostie  behnfe  der  Krankenkommnnion  oder  der  Ertheilnng  des  Viati- 
knms  gebraneht,  so  hat  sie  der  spendende  Pfarrer  ans  seiner  Pfarrkirche  zu  ent- 
nehmen. Wenn  indessen  Eile  erforderlich  nnd  die  Pfarrkirche  entfernt  liegt ,  ist  er 
anch  berechtigt^  die  Eucharistie  ans  der  nftohstgelegenen  Klosterkirche  zn  holen, 
ohne  dass  die  Begiliosen  nnter  Berufung  auf  irgend  welche  Privilegien  Widerspruch 
dagegen  erheben  dllrfen  ^. 


§  203.    4,   Das  Sakrament  der  Bussel 

Das  Sakrament  der  Busse  [poenUenüa^  reconciUaHo,  exomohgesis)  ist  dasjenige 
Sakrament ,  durch  welches  die  Vergebung  der  nach  der  Taufe  begangenen  Sfinden 
und  der  Erlass  der  ewigen  Strafen  derselben  (nicht  aber  der  der  zeitlichen  in  vollem 
Umfange)  bewirkt ,  also  die  durch  die  Sünde  verloren  gegangene  Onade  der  Recht- 
fertigung wieder  hergestellt  wird*. 


schehe:  jedoch  bleibt  für  diese  Gewährung  die 
Expedition  eines  Breve  (in  forma  breTis)  erfor- 
derlich, es  sei  denn ,  dass  der  Bischof  um  Nach- 
lass  dieser  Form  bittet  Indulte  für  Missions- 
Under  in  Collectan.  mission.  cit  p.  174  &,  und 
für  England  colL  conc.  Lac.  3,  962. 

^  Entscheid,  d.  Oongr.  conc  v.  1610  bei 
Ferraris  L  c.  n.  46. 

Ueber  die  Aufbewahrung  des  Sanotls- 
simum  mag  hier  zum  besseren  Yerstandniss 
noch  Folgendes  bemerkt  sein : 

Dasselbe  muss  in  der  Kirche  in  einem  beson- 
deren BehaltnisB ,  dem  taeraHum^  iahtmaculum 
von  Holz,  von  aussen  vergoldet  und  innen  mit 
Seide  ausgeschlagen ,  in  der  Regel  über  oder  am 
Hochaltare  der  Kirche,  Rituale  roman.  t.  lY.  c  1. 
n.  6,  in  den  Kathedralen  aber  wegen  der  an 
dem  letzteren  vorzunehmenden  Pontiflkalhand- 
lungen  Über  oder  an  einem  Seitenaltare,  verwahrt, 
und  das  Tabernakel  darf  nicht  zur  Niederlegung 
anderer  Gegenstande,  wie  z.  B.  der  heiligen 
Oele ,  Reliquien ,  benutzt  werden.  Das  Taber- 
nakel ist  vom  Pfarrer  oder  dem  besonders  dszu 
bestimmten  Priester  verschlossen  zu  halten,  und 
der  Schlüssel  dazu  muss  in  dessen  Händen 
bleiben,  o.  1.  X.  cit.  III.  44;  Rituale  L  c.  n.  5. 
6  (von  denen  die  erste  Stelle  für  die  Vemach- 
Ussigung  der  Aufsicht  suspensio  ab  offlcio  auf  drei 
Monate,  und  falls  in  Folge  dessen  ein  Ver- 
brechen am  Sanctissimum  stattgefunden  hat, 
schwere,  arbiträre  Strafe  androht).  S.  des  Nä- 
heren Probst  S.  16  ff.  Vor  dem  Altare,  auf 
welchem  das  AUerheiligste  im  Tabernakel  auf- 
bewahrt wird,  hat  Tag  und  Nacht  mindestens 
eine  Lampe,  das  ewige  Licht,  zubrennen,  Ri- 
tuale 1.  c  n.  6;  Probst  S.  18  if.  Im  Tabernakel 
werden  die  zur  Kommunion  bestimmten  Hostien 
in  einem  silbernen ,  innen  vergoldeten  Gefässe 
{eihorium^  TpyxU)^  welches  mit  einem  Deckel  gut 
verschlossen  und  mit  einem  weissen  Velum 
(seidenem  Tuche)  verhüllt  sein  soll,  verwahrt, 
Rituale  1.  c  n.  ö.  Probst  S.20  ff. 

Die   für  die  Kommunion  der  Gläubigen  be- 


stimmten Hostien  sollen ,  weil  sie  bei  zu  langer 
Aufbewahrung  dem  Verderben  ausgesetzt  sind, 
öfters  erneuert  werden,  Rituale  1.  c  n.  7  („Ss. 
eucharistiae  particulas  firequenter  renovabit. 
Hostiae  vero  seu  particulae  conse<»andae  sint  re- 
centes:  et  ubi  eas  oonseoraverit,  veteresprimo 
distribuat  vel  sumat^.  Die  partikularreehtllchen 
Vorschriften  haben  schon  seit  alter  Zeit  (s.  S.  82. 
n.  9)  als  Frist  eine  Woche  oder  8  Tage  bestimmt, 
ebenso  die  Oongr.  episcop.  1573,  Ferraris  s.v. 
eucharistia  n.  54  (für  die  unirten  Griechen  gilt 
dagegen  eine  Frist  von  14  Tagen),  Probst  S.  22. 
s  Vgl.  Entsch.  d.  Oongr.  rit.  v.  12.  August 
1706,  Gardellini  L  c.  ed.  cit.  n.  3732  n.  I; 

1,  242 :  „An  data  distantia  eoclesiae  parodüalis 
ab  inflrmo  s.  viatioo  reflciendo  et  proxlmitate 
ecolesiae  regnlarium ,  quae  sita  est  intra  limites 
parochiae,  parocho  vel  eins  ooadjutori  urbane  pe- 
tenti  8.  eucharistiam  . .  .  lioeat  regularibus  . .  . 
illam  deuegare?  Non  licere  nee  regularibus,  nee 
preebyteris  saecularibus  etiam  exemptis,  in  cati- 
bus  necessitatis  tantum,  denegare'';    Probst 

S.  2ia 

s  Jo.  Morinus,  oomm.  bist,  de  diseiplina 
in  administrat.  sacr.  poenitentiae  XIII.  prim. 
saecul.  observata.  Paris  1681.  Venet.  1702; 
Denys  de  Sainte-Martbe,  0.  S.  B.  e 
congr.  S.  Mauri,  Traittf  de  U  oonfession.  Paris 
1685;  Heinrich  Klee,  die  Beichte.  Frank- 
furt 1828 ;  E  n  d  r  e  s ,  d.  Busssakrament  Aachen 
1847,  2.  Ausg.  1860;  Steltz,  d.  rdm.  Buss- 
sakrament Frankfurt  a.  M.  1864;  Harlnger, 
Anleitung  zur  Verwaltung  des  h.  Busssakra- 
mentes. Regensburg  1861;  Ed.  Herzog,  d. 
Verwaltung  des  Busssakramentes.  Paderborn 
1869;  Lorinser,  Lehre  von  der  Verwaltung 
des  Busssakramentes.  Breslau  1860.  2.  Aufl. 
1883;  A.  Tappe  hörn,  Anleitung  z.  Ver- 
waltung  des  Busssakramentes.     Dülmen  1878, 

2.  Aufl.  1880;  Wildt  in  Wetzer  u.  Weite, 
Kirchenlexikon  %  Aufl.  2,  221  IT.,  1598  ff. 

^  Trid.  Sess.  XTV.  de  ss.  poenit  saoramento 
can.  1 :    „Si  quis  dixerit ,  In  eathoUea  eeelesia 
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Reohtiüehen  Charakter  haben  alleis  diejenigen  Normen ,  welche  die  Befdgniss 
ssnr  Spendnng  des  Sakramentes,  sowie  das  Recht  und  die  Pflicht  zum  Empfange  des- 
selben regeln.  Abgesehen  von  diesen  Vorschriften  kommt  das  Sakrament  aber  femer 
noeh  Ar  das  Bechtsgebiet  insofern  in  Betracht,  als  die  Entgegennahme  der  Beichte 
far  den  Beichtvater  die  rechtliche  Pflicht  zur  Wahrung  des  Beichtgeheimnisses  Aber 
das  ihm  Mitgetheilte  ersengt  ^ 

I.  Das  Recht  zur  Spendnng  des  Sakramentes  der  Busse.  Die  Be- 
filhignng,  das  Sakrament  der  Busse  zu  verwalten,  steht  nach  der  katholischen  Lehre 
nur  den  Mitgliedern  des  sacerdotium,  den  Bischöfen  und  den  Priestern,  zu^.  Sowohl 
die  flbr^en  Qeistlichen,  wie  auch  die  Laien  sind  von  der  Spendung  dieses  Sakra- 
mentes ausgeschlossen^.   Ihr  desfallsiges  Handeln  ist  also  nichtig. 

A.  Jurisdiktion  nnd  Approbation  im  Allgemeinen.  Der  Bischof 
und  Priester  darf  von  seiner  Befähigung  allein  Oebrauch  machen,  wenn  er  die 
Jurisdiktion  Aber  den  Pönitenten  besitzt,  und  deijenige  Priester,  welcher  kein 
Seelsorge- Amt  verwaltet,  auch  blos  unter  der  weiteren  Voraussetzung,  dass  er  vom 
Bischof  die  Approbation  als  Beichtvater  erhalten  hat  ^. 

Was  zunächst  die  Jurisdiktion  betrifft,  so  steht  hier  allein  die  jurisdicHo pro 


poeDUentUm  non  esse  yere  et  proprie  ssoramen- 
tarn  pro  fldelibus,  qaotles  post  baptisrnttin  in 
peccata  labontur,  ipsi  deo  reeoB«iUandis  aOhriste 
domino  nostio  institmtttm :  anatbema  sit" ;  ibid. 
doctrlna  de  ss.  poenit  et  ertiem.  unet.  sacra- 
mentls ;  1.  c.  Sess.  VI.  deoc  ab  iustifleatione  e. 
14  (. . .  „poena  aeterna ,  quae  tel  saoramento  vel 
sacramenti  voto  ona  cum  culpa  remittitnr,  eed 
pro  poena  temporal!,  quae ,  ut  ss.  literae  docent, 
non  tota  semper,  ut  in  baptismo  flt,  dimittiturQ ; 
Catechismus  Romanus  P.  U.  c  5. 

1  Auf  die  Gescblcbte  der  Bussdisci- 
plin  ist  au  dieser  Stelle  nicht  einzugeben.  Es 
soll  davon  später  in  dem  Kapitel  von  der  Zucht-, 
Dlsdplinar-  und  Strafgewalt  gebandelt  werden. 
Aus  dem  Zusammenbang  der  Entwicklung  der 
kirchlichen  Strafgewalt  und  des  kirchlichen 
Strafreebtes  lässt  sich  die  Bussdisciplin  nicht 
herausreissen ,  namentlich  ist  es  nicht  mdgliobf 
ohne  denselben  die  Stoeitfrage  über  die  Natur 
der  Ponitenzen  zu  erörtern. 

In  denselben  Zusammenhang  habe  ich  auch  die 
Lehre  vom  Ablass  verwiesen,  weil  hierbei  der 
Erlass  Ton  Strafen  in  Frage  kommt. 

s  Trid«  Sess.  XTV.  de  ss.  poenit.  sacram.  can. 
10 :  „81  quis  dixerit  ....  non  solos  sacerdotes 
Mse  ministros  absolutionis ,  sed  omnibus  et  sin- 
gulis  Christi  fldelibus  esse  dictum :  „Quaeounque 
ligaveritis  .  ...  et:  Quorum  remiseritis  pec- 
eata,  remittuntur  eis,  et  quorum  retinueritls,  re- 
tenta  sunt,  quorum  yerborum  lirtute  quilibet 
absolvere  posslt  peccata,  publica  quidem  per  cor- 
reptionem  duntaxat,  si  oorreptus  acquieverit, 
secreta  toto  per  spontaneam  oonfessionem ,  ana- 
tbema Sit" ;  ibid.  doctrina  de  ss.  poenit.  et  extr. 
unet  sacr.  c.  6 ;  Pii  YI.  eonst.  Anctorem  fldel  v. 
28.  August  1794.  prop.  34. 

'  Allerdings  gestatten  die  Synoden  v.  York 
1195  c  4,  M ans!  22,  653  G,ut  non  nlsi  summa 
et  graTi  neoessitate  diaoonus  .  . .  poenitentiam 
eonflteutl  Imponat^;   London  1200  c.  3.  1.  c 


p.  714 ;  Bouen  1231  u.  34,  L  c  23,  218  („nullus 
diaconus  euchaiistiam  det  inflrmis  vel  oonfes- 
siones  audiat  .  .  .  nisl  cum  saoerdos  absens 
fuerifO;  Ganterbury  1236  c.  12,  L  a  p.  420,  den 
Diakonen  noch  imNothfalle  das  Beichthören  und 
die  Auferlegung  von  Bussen.  Dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass,  so  Jedenfalls  nach  prote- 
stantischer Auffassung,  die  Anschauung  von  der 
Nothwendigkeit  einer  Beichte  beim  Priester  und 
von  der  richterlichen  Absolutionsgewalt  sieb 
nicht  früher  als  seit  dem  12.  Jahrhundert  festge- 
stellt hat,  Steitz,  d.  römische  Basssakrament 
S.  139  ff.;  Hahn,  Sakramente  S.  98  iL  183  ff., 
und  dass  die  citirten  Konzilien  noch  theilweise 
auf  dem  Boden  der  früheren  Lehre  stehen.  Selbst 
die  Vorschrift  des  viel  späteren  Konzils  v.  Trier 
1810  0. 110;  Mansi2ö,279:  „...  si  mortis pe- 
riculum  imminet  nee  habere  potest  proprium 
sacerdotem,  quo  etiam  casu  posset  laico  catholico 
conflteri",  welche  für  den  Todesfall  eine  Aus- 
nahme von  der  Vorschrift,  beim  sacerdos  pro- 
prius  zu  beichten,  macht,  kann  kaum  anders  auf- 
gefasst  werden,  als  dass  sie  die  neuere  Anschauung 
noch  nicht  für  alle  Fälle  theilt,  weil  sie  die 
Beichte  bei  dem  Laien  de^enigen  beim  Priester 
als  gleichwerthig  hinstellt,  während  katholi- 
scherseits  diese  Nothbeichte  vor  Laien  nur  für  den 
Ausdruck  eines  heftigen ,  die  Sünden  tilgenden 
Verlangens  nach  dem  Sakrament  erklärt  wird. 
WildtS.  239. 

«  Trid.  Sess.  XXIU.  de  ref.  c  15 :  „Quamvis 
presbyteri  in  sua  ordinatione  a  peceatis  absol- 
vendi  potestatem  accipiant,  decemlt  tamen  s. 
synodus ,  nuUum  etiam  regulärem ,  posse  confes- 
siones  saeoularium,  etiam  saoerdotum  audire,  nee 
ad  Id  idoneum  reputari ,  uisi  ant  parochlale  be- 
neflcium  aut  ab  episcopis  per  examen ,  sl  iUis 
videbitur  neoessarium,  aut  alias  idoneus  iudi- 
cetur,  et  approbationem ,  quae  gratis  detur,  ob- 
tineat;  privilegiis  et  consuetudine  quacunque 
etiam  immemorabiU  neu  obstantlbus'*. 
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/ofo  irUemo  i  in  Frage.  Dieselbe  isl  j  weil  die  Lossprechung  von  den  Sünden  durch 
den  Beichtvater  sich  als  ein  richterlicher  Akt  darstellt^,  nicht  Mos  zmr  erlaubten; 
sondern  anch  znr  gültigen  Spendnng  des  Sakramentes  erforderlich,  und  die 
Absolution  durch  einen  Priester  ohne  Jurisdiktion  entbehrt  der  Gültigkeit  und 
Wirkung». 

Als  ordinaria  kommt  diese  Jurisdiktion  dem  Papst  im  ganzen  Gebiete  der  Kirche 
über  alle  Gläubigen^,  den  Bischöfen  über  ihre  Didcesanen^,  den  mit  jurisdictio  quasi 
episcopalis  ausgestatteten  Prälaten  über  ihre  Untergebenen  <^,  femer  den  Pfarrern 
über  ihre  Pfarreingesessenen  ?,  endlich  den  Ordensgeneralen  über  die  Mitglieder  ihres 
Ordens,  den  Ordensprovinzialen  über  die  Angehörigen  ihrer  Ordensprovins  und  den 
Ordensäbten  über  die  Insassen  ihres  Klosters^  zu. 

Als  quasi  ordinaria  haben  die  Jurisdiktion  die  General-Vikarien*,  die  Kapitular- 
Vikarien^o,  die  Coadjutoren^^  und  apostoltochen  Vikarien^^  über  die  Angehörigen  der 
von  ihnen  verwalteten  Diöcesen. 

Alle  erwähnten  Amtsträger  können  die  Beichtjurisdiktion  über  ihre  Untergebe- 
nen nicht  blos  in  ihrem,  sondern  auch  in  einem  fremden  Amtssprengel  ausüben  ^^ 


1  S.  Bd.  I.  S.  167.  168. 

2  Trid.  SesB.  XIV.  de  ss.  poenit  sacram.  can. 
9 :  „Si  qulB  dixerit,  absolutionem  sacramentalem 
sacerdotis  non  esse  actam  iudieialem,  sed  nudum 
ministerium  pronunciandl  et  declarandi  remlssa 
esse  peccata  ^onfltenti ,  modo  tantam  credat ,  se 
esse  absolatum,  aut  Baoerdos  non  Berio ,  Bed  looo 
abBolvat ;  aut  dlxerit,  non  requirl  confesBlonem 
poenitentifl,  ut  Baoerdos  ipsum  al^Bolvere  posBlt : 
anathema  sit";  ibid.  doctr.  de  bb.  poen.  c  6.  Die 
regelmäBBlge  AbBolnttoUBformel  lautet,  Rituale 
Tom.  Üt.  3.  c  2 :  „Indulgentiam ,  abBolutionem 
et  remlBBionem  peccatomm  toorum  tribuat  tibi 
omnlpotenB  et  mlB^oors  DomlnuB.  Amen.  — 
DomlnuB  noBter  JeBUs  OhristuB  te  abflolvat  et 
ego  auctoritate  IpBluB  te  absolvo  ab  omni  Tincnlo 
exoommunioationls,  BUBpenBlonis  (fällt  bei  Laien 
fort),  et  Interdioti,  in  quantum  poBBum  et  tu  in- 
diges.  Deinde  ego  te  abBolvo  a  peccatia  tula,  in 
nomine  p.  et  f.  et  ap.  b.   Amen^ 

S  Trid.  1.  c  doctr.  e.  7 :  „Quoniam  igitur  na- 
tura et  ratio  iudleii  illud  expoBcit ,  ut  sententia 
in  BubditOB  duntaxat  feratur,  penuasum  aemper 
in  ecclesia  de!  fuit  et  veriBBimum  eaae  ayiioduB 
baec  oonflrmat,  nulliuB  momenti  abflolutionem 
eam  debere ,  quam  aacerdos  in  eum  profert,  in 
quem  ordlnariam  aut  subdelegatam  non  habet 
lariadiotionem^ 

YgL  hierzu  Knopp,  Über  den  aacerdos  pro- 
priuB  zur  Verwaltung  d.  BuBBBakramentea.  Re- 
genaburg  1851 ;  Boner,  üb.  Jurisdiktion  und 
Approbation  des  Beichtvaters  in  Ztschr.  f.  Philo- 
sophie u.  kath.  Theologie  Heft  9  (Köln  1834> 
S.  115  u.  Heft  10.  S.  88 :  Nol  din,  die  Juris- 
diktion über  Poenitenteu  fremder  Diöcesen  in 
Zeitsohr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck,  ö.  Jahr- 
gang (1881).  S.  463. 

In  der  anonymen  Abhandlung  der  Ztschr.  f. 
Philosophie,  Hft  75.  S.  38  (N.  Folge.  Bonn  1860) 
-wird  in  Uebereinstimmung  mit  Morinus  1.  c 
VIII.  23  die  entgegengesetzte  Ansicht  yerthei- 
dift,  weil  Trid.  1.  c  c  7  keine  allgemeine  Be- 
deutunghabe, flieh  vielmehr  nur  auf  dieReservat- 


falle  beziehe.  Dabei  ist  indessen  übersehen,  dass 
das  Konzil  eine  noch  im  li.  u.  12.  Jahrhundert 
nicht  unbestrittene  ,  aber  allmfthlioh  in  immer 
weiteren  Kreisen  angenommene  Auffaseung  (s. 
Hahn,  Sakramente  S.  186  if.)  sanküonirt  hat. 
Seitdem  ist  die  Meinung  des  Textes  die  herr- 
schende geworden  und  geblieben,  s.  die  Ausfüh- 
rungen in  der  Abhandlung  aelbst  S.  39  ff. ; 
Boner  u.  Noldin  a.  a.  0.;  Phillips,  K.  R. 
$.  244;  Pachmann,  K.  R.  3.  Aufl.  2,  190; 
Ginzel,  K.  R.  2,  361;  Silbernagl,  K.  R. 
S.  422. 

*  Für  den  Papst  kraft  der  ihm  ertheilten  Voll- 
machten auch  der  Grosspoenitentiar ,  Const.  Be- 
ned.  XIV. :  Pastor  bonus  t.  13.  April  1744.  $.  6, 
vgl.  Bd.  I.  S.  429,  welcher  aber  eine  iutiB- 
dictio  ordinaria,  nicht  eine  delegata  hat,  s.  Bd.  L 
S.392,  u.  Kaempfe,  d.  Begrifft  der  iuriedlotio 
ordinaria  vgl.  S.  128. 

^  Bd.  IT.  S.  40  ff.  Der  Erzbischof  hat  die 
Jurisdiktion  über  die  Angehörigen  der  Suffragan- 
bisthümer  nur  dann ,  wenn  er  dieselben  visitirt 
und  gelegentlich  der  Visitotion,  c.  6(Bonif.  VIH.) 
in  VIto  de  cens.  III.  20.  Wegen  des  poeniten- 
tiarins  an  der  Kathedrale  s.  Bd.  II.  S.  122. 

6  Bd.  II.  S.  343.  Gleich  stehen  ihnen  darin 
die  vom  Papst  mit  bischöflicher  Juriadiktion 
über  die  Militärpersonen  ausgestatteten  FeM«- 
bischöfe  oder  Feldvikare,  wie  der  östenreichiBohe, 
a.  a.  S.  337. 

7  Bd.  II.  S.  295.  296. 

^  S.  darüber  unten  in  der  Lehre  von  den  Cr- 
deiisoberen,  vgl. vorl&oflg  Ginzel,  K.  R.  2, 361 
u.  1,  364. 

»  Bd.  II.  S.  214.  216.  218. 

JO  A.  a.  0.  8.  246.  246. 

1»  A.  a.  0.  S.  266. 

»2  A.  a.  0.  8.  268.  260. 

^3  Das  folgt  aus  dem  Bd«  II.  S.  44  angegebenen 
Princip.  In  Betreff  der  Pfarrer  ebenso  Bene- 
dict. XIV.  Institut.  LXXXIl.  n.  7  u.  CJongr. 
conc  V.  1707,  Richter,  Tridentinum  8.  206. 
n.  3. 
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Im  flbrigen  bedarf  es  Air  jeden  Priester  der  Delegation  ^  durch  einen  der  ge- 
nannten, mit  der  jurisdictio  ordinaria  oder  qnasi  ordinaria  ausgestatteten  Amts- 
tri&ger  2.  Die  delegirte  Jurisdiktion  reicht  selbstverständlich  niemals  weiter  als  die 
des  delegirenden  Ordinarius  oder  Quasi-Ordinarius.  Der  vom  Bischof  ftlr  die  ganze 
Diöcese  delegirte  Priester  ist  daher  nicht  berechtigt,  die  Beichtjurisdiktion  über  die 
Diöeesanen  desselben  in  einem  anderen  Sprengel,  als  dem  des  eigenen  Bischofs  aus- 
zuüben, und  sie  gflltig  zu  absolviren^. 

Die  Delegation  kann  unbeschränkt^  oder  beschränkt^,  z.  B.  zeitlich  oder  örtlich 
oder  in  Betreff  ihres  materiellen  und  personellen  Umfangs,  ertheilt  werden.  In  den 
letzteren  Fällen  spendet  der  ermächtigte  Priester  die  Absolution  nur  dann  gültig, 
wenn  er  sich  dabei  innerhidb  der  ihm  gesteckten  Orenzen  hält^'. 

Die  schlechthin  oder  ad  beneplacitum  eräieilte  Ermächtigung  erlischt  weder 
durch  den  Tod  des  Delegirenden  noch  dadurch,  dass  er  sein  Amt  als  Ordinarius  oder 
Quasi-Ordinarius  (z.  B.  durch  Verzieht  oder  Absetzung)  yerliert^,  wohl  aber  durch 
Widerruf.  Dieser  kann  nach  strengem  Recht  beliebig  erfolgen^,  und  das  weitere  Han- 
deln des  Delegirten  nach  ihm  mitgetheilten  Widerruf  ist  nichtig.  Der  Pfarrer  kann 
selbstverständlich  dem  vom  Bischof  für  die  Pfarrei  ermächtigten  Priester  (Vikar  oder 
Httlfspriesterj  die  Beich^urisdiktion  nicht  entziehen  und  ist  d^er  auch  nicht  befugt, 
seinen  Vikaren  und  Gehfllfen  die  Verwaltung  des  Busssakramentes  überhaupt  oder 
auch  nur  für  bestimmte  Personenklassen  zu  verbieten  ^. 

Im  Falle  der  Todesgefahr  ^^  hat  indessen  jeder  Priester  ohne  Delegation  das 


>  S«hiiftliohe  Form  ist  zu  ikier  Gültigkeit 
nicht  nöthig,  Oongr.  conc  v.  1668. Nr. IV,  Rich- 
ter, TTidentinam  S.  206.  Ebenso  wenig  bedarf 
es  des  Wortes:  delegsre,  es  genügt  Yielmehr 
jeder  Ausdruck,  welcher  erkennen  lässt,  dass  der 
Priester  ermächtigt  sein  soll,  das  Busssakrament 
EU  verwalten,  also  z.  B.  Gewährung  der  Uoentia, 
Briaubniss  dazu. 

s  Wo  aber,  wie  namentlich  in  Deutschland, 
die  Ernennung  der  Hülfspriester  nicht  dem 
Pfarrer,  sondern  dem  Bisehof  zusteht,  8.  Bd.  II. 
S.  320 ,  da  ist  der  Pfarrer  nicht  mehr  dazu  be- 
fugt, er  kann  hier  eine  Delegation  allein  mit  vor- 
gingiger  Zustimmung  seines  Ordinarius  vor- 
nehmen, so  auch  Prager  Prozinziaisynode  ▼.  1860. 
coli.  GonciL  Laoens.  5,  606. 

3  Denn  der  Bisehof  hat  kein  Recht,  Jemanden 
zum  Amtiien  in  einer  firemden  Diöcese  zu  be- 
stellen. 

*  Bei  unbeschränkter  Delegation  des  Bischofs 
^bedarf  der  ermächtigte  Priester  innerhalb  der 
Diöcese  nicht  noch  der  Erlaubniss  des  betreffen- 
den Ortspfsrrers ,  Ck)ngr.  conc  y.  1631,  Rich- 
ter, Tridentinum  S.  86.  n.  9. 

ft  Wenn,  was  öfters  vorkommt,  in  der  bischöf- 
lichen Ermächtigung  vorgängige  Erlaubniss  des 
Ortspfitfrers  vorgeschrieben  ist  (z.  B.  duroh  die 
Formel :  de  consensu  pastorum  oder  cum  venia 
quorum  interest),  so  wird  im  Zweifel  anzuneh- 
men sein,  dass  dadurch  die  g&ltige  Ausübung 
der  Beichtjurisdiktion  nicht  hat  bedingt  werden 
sollen ,  dass  vielmehr  eine  solche  Beschränkung 
noi  im  Interesse  der  Ordnung  getroffen  ist,  also 
blos  die  erlaubte  Ausübung  berührt ,  weil  nicht 
vermuthet  werden  kann,  dass  der  Bischof  als  der 


vorgesetzte  Kirchen- Obere  die  Rechtswiriisam- 
keit  der  Delegation  auf  den  Willen  des  ihm 
untergegebenen  Pfurers  hat  stellen  wollen, 
vgL  Knopp  a.  a.  0.  S.  36;  Deneubourg, 
tftude  canonique  sur  les  vicaires  paroissiaux, 
p.287. 

8  Gonst  Iniioc.  XllI:  „Apostolici  ministerli  v. 
13.  Mai  1723,  buU.  Taurin.  21,  931,  S- 19:  „De- 
claramus  sacerdotes  tarn  saeciüares  quam  regu- 
läres, qui  ab  episcopis  obtinuerlnt  licentiam  au- 
dieudi  confessiones ,  limitatam  quoad  loeum  vel 
quoad  genus  personarum  vel  quoad  tempus  non 
posse  poenitentiae  sacramentum  admiiilstrare 
extra  tempus  vel  locum  vol  genus  praescriptum, 
quocumque  privilegio  etiam  in  vim  bullae  Gru- 
ciatae  nullatenus  suffragaturo^. 

7  Ferraris  prompta  bibliotheca  s.  v.  appro- 
batio  I.  n.  10.  Man  beruft  sich  auf  c.  9  (Boni- 
fac.  Vm.1  in  VIto  de  off.  lud.  deleg.  1.  14  u. 
c.  36  (id.)  eod.  de  praeb.  III.  4,  weii  es  sich  um 
eine  Gnadensache  handele. 

8  Doch  soll  ein  solcher ,  ebenso  wie  die  Ver- 
weigerung einer  Erneuerung  der  nur  auf  Zeit 
ertheilten  Ermächtigung  nicht  ohne  genügenden 
Grund  statthaben,  so  die  Oongr.  conc.  s.  Ferraris 
1.  c.  n.  14. 

0  Denn  dadurch  würde  er  die  seiner  Verfügung 
entzogene  Delegation  des  Bischofs  thatsächlich 
illusorisch  machen,  Deneubourg,  1.  c.  p.  285. 
289. 

10  Dahin  wird  auch  eine  wahrscheinlich  bevor- 
stehende Todesgefahr  gerechnet,  z.  B.  bei  dem 
Soldaten,  welcher  in  die  Schlacht  geht.  Doch  ist 
dies  auf  den  Fall  zu  beschränken,  dass  ein  sonst 
berechtigter  Priester  nicht  fungiren  kann  oder 
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Recht,  jedem  Pönitenten  die  Beichte  abzunehmen  nnd  ihn  gültig  zu  absolvirenU 
Kraft  allgemeinen  Rechtssatzes  ist  er  unter  der  gedachten  Yoranssetzong  befiogt,  von 
der  ihm  durch  den  ordo  ertheilten  Befähigung  Oebrauch  zu  machen^. 

Endlich  soll  nach  einer  sehr  verbreiteten  Annahme  die  Beichte  und  Absolution 
gültig  sein,  wenn  ein  Priester  ohne  die  erforderliche  jurisdictio  interna  allgemein  als 
berechtigt  zur  Spendung  des  Busssakramentes  gegolten  hat,  und  diesem  Irrthnm  ein 
titulus  coloratus  oder  putativus^  zu  Grunde  liegt ^,  ja  ein  Theil  der  Theologen  und 
Kanonisten  sieht  sogar  von  dem  Erfordemiss  des  Titels  ab  \  Indessen  hat  weder  die 
erste  noch  die  letztgedachte  Ansicht  einen  gesetzlichen  Anhalt^,  und  beide  mflssen 
trotz  der  grossen  Zahl  ihrer  Anhänger  als  unrichtig  bezeichnet  werden^. 

Ausser  der  Jurisdiktion  muss,  das  ist  eine  Neuerung,  welche  das  Konzil  von 
Trient^  gemacht  hat,  jeder  Beichtvater  auch,  wie  schon  bemerkt,  die  Approbation 
des  BischofiB  besitzen. 

Das  Konzil  nimmt  seinerseits  davon  nur  denjenigen  aus,  welcher  ein  Pfurr-Bene- 
fizium  erhalten  hat®.    Selbstverständlich  bezieht  sich  die  Vorschrift  nicht  auf  den 


will,  Barbosa  de  off.  et  potest.  episc.  alleg.  26, 
n.  81;  Ferraris  s.  y.  eonfessarias  art.  I.  n.  16; 
Haringera.  a.  0.  S.  157. 

1  Trld.  Sess.  XIV.  doctr.  c.  7:  .  .  .  „Ineadem 
ecclesia  dei  custoditum  semper  fait,  ut  nalla  sit 
reBerratio  in  articolo  mortis  atqae  ideo  omnes 
sacerdotes  qnoslibet  poenitentes  a  qnibusvis  pec- 
catis  et  censnris  absolyere  possunt^.  Diese  An- 
ordnung bezieht  sich  zwar  nnr  auf  die  Reser- 
Tationen  (s.  unter  D.),  aber  da  für  solche  der 
Priester  keine  Jurisdictio  besitzt ,  so  wird  sie  als 
Ausfluss  eines  allgemein  geltenden  Prinzips  mit 
Recht  auf  alle  anderen  gleichstehenden  Fälle  an- 
gewendet. 

s  Die  herrschende  Auffassung  ist  die,  dass  für 
diesen  Fall  die  Kirche  (s.  Ferrari  s  1.  c.  n.  14; 
Bon  er  a.  a.  0.  Hft.  9.  S.  124.  125)  die  Juris- 
diktion ertheile,  nach  anderen,  s.  Noldina.  a. 
0.  S.  458.  469  thut  dies  der  Papst,  nach  Lo- 
rinser  S.  24  der  Papst  oder  die  Kirche ,  oder 
man  nimmt  stillschweigenden  Konsens,  also  still- 
schweigende Delegation  des  kirchlichen  Oberen, 
an,  s.  Haringer  S.  156.  Alles  dies  ist  aber 
blos  Fiktion ,  vor  Allem  steht  den  beiden  ersten 
Ansichten  der  Umstand  entgegen,  dass  die  Dele- 
gation ein  besonderer  Willensakt  ist,  welcher 
sich  zwar  auch  durch  konkludente  Handlungen 
äussern  kann,  aber  immer  thatsächllch  Torliegen 
muss.  So  bliebe  nur  die  Annahme  einer  ein  für  alle 
Mal  durch  das  Gesetz  ertheilten  Delegation ,  wie 
sie  dem  Kirchenrecht  an  sich  nicht  fremd  ist ,  s. 
Bd.  I.  S.  176,  übrig.  Indessen  spricht  die  ent- 
scheidende Stelle  des  Tridentinums  eine  solche 
nicht  aus.  Die  Schwierigkeit  entsteht  nur  da- 
durch, dass  dasselbe  die  Absolution  für  einen 
richterlichen  Akt  erklärt  hat,  und  man  nun  für 
diesen  und  andere  Fälle  (Beispiele  dafür  werden 
weiter  unten  noch  erwähnt  werden)  das  Vor- 
handensein einer  iurisdictio  delegata  zu  begrün- 
den Tersucht.  Damit  stimmt  es  aber  wieder 
nicht,  dass  man  die  im  Text  erwähnte  Berechti- 
gung, allgemein  in  Ermangelung  eines  anderen 
Priesters  auch  solchen,  welche  irregulär  sind, 
Schismatikern,  Ketzern ,  Ja  sogar  Apostaten  und 


Degradirten  zuspricht,  obwohl  diese  nur  ihre 
unyerlierbare  potestas  ordinis  behalten,  aber  der 
iurisdictio  un^hig  sind. 

3  Z.  B.  dass  dem  Priester  das  berechtigende 
Amt  oder  die  Berechtigung  anscheinend  gültig, 
in  der  That  aber  aus  einem  geheim  gebliebenen 
Grunde  nichtig  übertragen,  oder  die  Berechtigung 
nur  beschränkt  gegeben  und  die  Beschränkung 
unbekannt  geblieben  ist. 

«  S.  die  Aufzählung  bei  Ferraris  1.  c.  n.  36  ff. 
Vgl.  femer  Haringer  S.  158;  Lorinser  S.26. 

5  Vgl.  Ferraris  1.  c.  n.  40. 

0  Als  solcher  kann  1.  3  D.  de  off.  praetor.  I. 
14  (s.  darüber  Bd.  lU.  8. 176  n.  2)  nicht  dienen. 

7  Die  herrschende  Lehre  nimmt ,  um  dem  Er- 
fordemiss der  Jurisdiktion  zu  genügen,  an ,  dass 
diese  hier  dem  Priester  durch  den  error  communis 
in  Verbindung  mit  dem  Putatirtitel  oder  durch 
den  ersteren  allein  gegeben  werde,  Ferraris 
1.  c.  n.  33.  Dagegen  fHlher  schon  Bon  er  a.  a. 
0.  Hft.  9.  S.  127,  welcher  mit  Recht  darauf  hin- 
weist ,  dass  die  Gefahr  ungültiger  Beichten  und 
Absolutionen,  welcher  die  bekämpfte  Ansieht 
vorbeugen  will,  nicht  in  Betracht  kommen  kann, 
weil  nach  Trld.  Sess.  VL  de  iust.  o.  14  (s.  o. 
S.  84  n.  4)  und  Sess.  XIV.  doctr.  c.  4,  durch 
das  Verlangen  nach  dem  Sakramente  (sacramentl 
TOto),  wenn  die  Spendnng  unmöglich  ist ,  eben- 
falls die  ewige  Strafe  getilgt  wird.  Die  Gongr. 
conc,  Richter,  Tridentinum  S.  206  n.  2,  Entsoh« 
T.  1683  hat  solche  Beichten  übrigens  auch  für 
nichtig  erklärt  und  zugleich  angeordnet,  dass 
diejenigen  Beichtkinder,  welche  von  der  Nichtig- 
keit Kenntniss  erhalten  haben,  die  Beichte 
wiederholen ,  und  nur  diejenigen ,  welche  keine 
Kunde  davon  bekommen  haben,  nicht  beunruhigt 
werden  sollen. 

8  Sess.  XXIIL  de  ref.  c  16  (o.  8.  85  n.  4). 

9  Gleich  wird  diesem  ein  Jedes  Seelsorge- Amt 
(z.  B.  eine  Missions-Pfarrei)  zu  stellen  sein,  da 
in  der  Uebertragung  eines  solchen  schon  die 
Tauglichkeitserklärung  des  Beliehenen  liegt,  und 
andererseits  ein  solches  Amt  die  Verwaltung  des 
Bnsssakramentes  in  sich  sohliesst.  Dass  das  Tri- 
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Bischof,  welcher  die  Approbation  ertiieilen  soll,  folgeweise  aneh  nicht  auf  den  ihm 
gleichstehenden  Ordinarius,  wie  den  praelatas  nnllins,  oder  einen  solchen  Qnasi-Or- 
dinarius,  wie  den  General-  oder  Eapitalanrikar,  Coadjutor  oder  apostolischen  Vikar^ 
Die  Approbation  ist  die  Erklärung  oder  das  Zengniss  des  Bischofs,  dass  der  be- 
treffende Priester  die  Fähigkeit  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  besitzt.  Sie 
enthält  also  ein  Urtheil  und  unterscheidet  sieh  von  der  Delegation  der  jurisdictio  in- 
terna dadurch,  dass  diese  einen  Willensakt  des  kirchlichen  Oberen  bildet,  welcher 
einer  anderen  Person  bestimmte,  dieser  bis  dahin  nicht  zustehende  Rechte  gewährt  3. 
Nichtsdestoweniger  wird  die  Ertheilnng  der  Approbation  und  die  Verleihung  der 
Jurisdiktion  bei  der  Behandlung  der  L^xe  yielfach  nicht  in  genllgender  Weise  aus- 
einandergehalten^, weil  die  Ertheilung  der  letzteren  mit  der  der  Approbation  zu- 
sanmen&Uen^,  ja  in  der  Gewährung  der  Approbation  in  vielen  Fällen  zugleich  eine 
stillsehweigende  Delegirung  des  Approbirten  liegen  kann ,  wie  wenn  z.  B.  ein  zur 
Aushülfe  in  einer  Pfarrei  geweihter  Priester  gleich  nach  der  Weihe  eine  schriftliche 
Approbation  ausgehlüidigt  erhält^. 


dentinum  Ton  der  Approbation  blos  für  die  Pfarr- 
benefliien  Im  eigentlichen  Sinne  etwa  mit  Bfiok- 
sicht  auf  den  Pfarrkonknro  abgesehen  haben 
sollte,  ist  ausgeschlossen  ,  weil  auch  das  eigen t- 
liohe  benefloham  paiochiale,  auf  welches  ein 
Laien  -  Patronat  besteht,  nicht  dem  Konkurse 
unterworfen  ist,  s.  Bd.  II.  S.  494. 

1  Darüber  ist  man  einig,  weil  alle  genannten 
Amtstrager  die  iurisdictio  episcopalis  besitzen^also, 
ebenso  wie  derkonflrmirte,  aber  noch  nicht  konse- 
krirte  Bischof  diese  aus  der  Jurisdiktion  herflies- 
sende  Befugnlss  ausüben  können,  Gallemart 
eonc  Trident. cum remission.  A.  Barbosaead 
e.l 5 dt. rem. D.U.  Ferraris s.  ▼. appiobatio art. 
I.  n.  17.  Den  Regularen  ertheilen  ihre  Ordens- 
oberen  die  Approbation,  soweit  es  sich  um  die 
Yerwaltang  des  Sakramentes  für  die  Mitglieder 
des  Ordens  handelt,  Ferraris  1.  c.  n.  23.  Die 
Milit&rkapläne  haben ,  wenn  der  oberste  Militar- 
geistliohe,  FeldTikar  oder  Feldbisohof,  nicht  die 
bischöfliche  Jurisdiktion  über  die  Militargeist- 
liehen  und  Militärpersonen  übertragen  erhalten 
hat,  die  Approbation  nicht  von  diesem ,  sondern 
Ton  den  Ortsordinarien  zu  empfangen,  Ferra- 
ris 1.  c.  n.  87.  88.  Dass  statt  des  Bischof^  der 
Papst  auch  die  Approbation  geben  kann ,  ist  na- 
mentlich seit  dem  Yatikanum  und  seiner  durch 
dasselbe  anerkannten ,  für  jede  Diöcese  konkar- 
rizenden  bischöflichen  Jurisdiktion  unzweifelhaft. 
Ueber  die  jetzt  unpraktische  Kontrorerse,  ob  die 
päpstlichen  Legaten  und  Nuntien  das  Becht  dazu 
besessen  haben ,  was  überwiegend  yemeint  wor- 
den ist,  s.  Ferraris  L  c  n.  26— 38. 

3  Ferraris  s.  v.  approbatio  art.  I.  n.  2, 
Knoppa.  a.0.  S.30;  Noldin  a.a.O.  S.  454; 
LorinserS.  20. 

»VgL  z.B. Walter,  K.R.S.286;  Phillips, 
IL  R.  S.  244;  Silbernagl,  K.  R.  §.  143.  Ja, 
Ginzel ,  K.  K.  2,  363  deflnirt  sogar  die  Appro- 
bation als  WUlensakt  des  Ordinarius,  kraft 
dessen  er  einem  ihm  untergebenen  Priester,  den 
er  zur  Verwaltung  des  Busstakramentes  bereits 
für  tüchtig  erklärt  hat,  ausdrücklich  die  Voll- 
macht ertheilt ,  die  seiner  Gerichtsbarkeit  unter- 


stehenden Gläubigen  von  Sünden  loszusprechen, 
und  wirft  der  hier  vertretenen  Ansicht  vor ,  dass 
sie  vom  technischen  Sprachgebrauch  des  Trienter 
Konzils  abweiche ,  während  das  letztere  an  der 
entscheidenden  Stelle  von  einer  Jurisdiktions- 
übertragung, für  welche  Ginzel  die  Appro- 
bation erklärt ,  gar  nicht  spricht,  und  auch  dem 
gebrauchten  Worte  approbtsHo  ein  solcher  Sinn 
nicht  zukommt.  S.  übrigens  noch  die  unter 
Anm.  5  citirte  Stelle  Benedikts  XIV.  und  die 
Anm.  6  auf  S.  95. 

4  Wie  z.  B.  bei  der  Ertheilung  der  vielfach 
üblichen  sog.  Cura-Instrumente  (,,Gum  diligenti 
examine  secundum  conoilü  Trldentini  et  sum- 
marum  pontiflcum  sanctiones  Institute  idoneus 
compertus  sis  .  . .  per  praesentes  licentiam  tibi 
concedimus  et  facultatem  impertimur  in  .  .  . 
duraturas,  ut  saoramentales  oonfessiones  utrlus- 
que  sexus  christi  fldelium  in  archidioecesi  nostra 
ad  te  venientlum,  non  tamen  monlalium,  ex- 
cipere ,  eosdem  poenitentes  iniuncta  prius  salu- 
tari  poenitentia  in  forma  ecclesiae  consueta  et 
pro  foro  duntaxat  conscientiae  ab  omnibus  cen- 
suris  et  peccatis,  etiam  ab  excommunloatione 
lata  in  procurantes  abortum  ceterisque  ordinariae 
nostrae  iurisdiotioni  reservatis,  exceptis  infta- 
scriptls ,  non  veio  a  casibus  summo  pontifld  re- 
servatis  absolvere,  verbum  dei  praedioare  allaque 
saoramenta,  qnorum  administratio  iis  competit, 
quibus  cura  animarum  commissa  est,  libere  et 
Holte  oonferre  yaleas^,  Dumont,  Samml.  kirchl. 
Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln  S.  99,  nach  dem 
ersten  Kurat-Examen  an  die  auf  €hrund  desselben 
geweihten  Priester,  vgl.  auch  Gerl  ach,  Pader- 
bomer  Diöoesanrechte.  2.  Aufl.  8.  17. 

5  Mit  Rücksieht  auf  solche  Fälle  sagt  Bene- 
dikt. XIV.  const.  Apostolicum  ministerium  ▼. 
12.  Mai  1753  %.  8,  bull,  elusd.  4,  43:  „Etenim 
duos  omnino  actus  complectitur  adprobatio,  qno- 
rum primus  ad  intellectum,  alter  spectat  ad  yo- 
luntatem.  Proprium  est  intellectus,  debita  ac 
necessaris  scientia  in  examinato  deprehensa, 
illum  confessoris  muneri  obeundi  aptum  exlstl- 
mare.  At  nonnisi  voluntatis  est,  facultatem  oon- 
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Der  Ordinarias  kann  die  Oewährnng  der  Approbation  von  der  vorgängigen  Ab- 
legnng  eines  Examens  (s.g.  examm  pro  jurisdictione)  abhängig  machen  ^^  sie  aber  auch 
ohne  ein  solches,  sofern  er  nnr  sonst  in  der  Lage  ist,  die  Qnalifikation  des  betreffen- 
den Priesters  benrtheilen  zu  können  3,  ertheilen.  Gebühren  dürfen  ftr  die  Appro- 
bation nicht  erhoben  werden'. 

Die  Ertheilong  kann  schriftlich,  mündlich  oder  durch  konkludente  Handlungen 
erfolge  4.  Sie  steht  dengenigen  Bischof  oder  Ordinarius  (bes.  Quasi-Ordinarius  s.  o. 
S.  86)  eu,  in  deaien  Sprengel  der  zu  approbirende  Priester  Beichtehören  soll^,  und 
daher  bedarf  der  in  einer  anderen  Diöcese  schon  approbirte  beim  Wechsel  derselben 
einer  neuen  Approbation  seitens  sdnes  nunmehrigen  Ordinarius.  Die  Approbation 
darf  denjenigen  Priester,  welcher  sich  bei  dem  angestellten  Examen  als  tauglich  ge- 
zeigt hat,  wenn  er  sie  nachsucht,  nicht  verweigert  werden  <^,  obgleich  eine  ungerecht- 
fertigte Yersagung  der  Approbation  rechtlich  nicht  der  Erteilung  derselben  gleich 
gestellt  werden  kann^. 

Die  Approbation  kann  entweder  unbeschränkt  oder  beschränkt,  letzteres  in  dem- 
selben Umfange,  wie  die  Jurisdiktion,  gewährt  werden^,  und  zwar  auch  dann ,  wenn 
der  Priester  sich  durch  das  abgelegte  Examen  völlig  tauglich  erwiesen  hat^. 

Sie  gilt  nur  für  den  Amtsbezirk  des  approbirenden  Ordinarius i^.  Mit  dem  Ver- 
luste des  Amtes  seitens  des  letzteren  oder  mit  seinem  Tode  erlischt  selbst  die  blos 
ad  beneplacitum  gewährte  nicht  von  selbst  ^K  Die  unbeschränkte  oder  auf  Zeit  ge- 
gebene ist  der  Ordinarius  jeder  Zeit  zurückzuziehen  berechtigt  ^\  Wenngleich  er  dies 
im  allgemeinen  nicht  ohne  genügenden  Grund  thun  soll  ^3,  so  kann  er  doch  immer 
ohne  Weiteres  die  von  seinem  Amtsvorgänger  oder  seinem  Oeneralvikar  ertheilten 


fessionom  aadiendarmm  libcram  plenamque  fa-  Verhältnisse  obwalten ,  Beichte  zu  hören.    Die 

eere  sententiamqaedeeopioferre,  qui  adprobatori  Besohrinkung  auf  Zelt  hat  den  Yoitheil,  dass  sie 

subiieitar.^  eine  Kontrole  Ober  die  Fortdauer  der  Qiiallflka- 

1  In  den  dentsehen  Diöoesen  dient  zor  Er-  tion  ermöglicht.  YgL  Schmal  zgru  eher  Lc 
mittelang  der  Befähignng  vielflich  das  erste  n.  35.  In  den  enrähnten  Oura-Instrmmenten 
Knrat-Examen,  welches  die  Presbyteranden  Tor  (s.  S.  89.  n.  4)  wird  nicht  die  Approbation  in 
Empfang  der  Weihe  abzulegen  haben ,  s.  Anm.  dem  hier  erwähnten  Sinn ,  sondern  die  Joris- 
4.  auf  S.  89.  diktion  aaf  Zelt  ertheilt.  Da  aber  für  ihre  Wieder- 

2  Die  ohne  ordnnngsmässige  Prüfung  erfolgte  gewähmng  nach  Ablaaf  der  bestimmten  Zahl  Ton 
Oewährnng  macht  die  ertheilte  Approbation  nicht  Jahren  (1,  2  oder  3)  die  Ablegnng  einer  neaen 
nichtig,  unr  handelt  der  betreffende  Ordinarius  Prüfung  erforderlieh  ist,  Damontaa.0.  S.90Ö 
pflichtwidrig.  n.  O erlach  a.  a.  O.  S.  17,  so  ist  mittelbar  auch 

>  Auch  für  die  Verletzung  dieser  Vorschrift  die  Approbation  zeitlich  beschenkt 
hat  das  Konzil  a.  a.  O.  keine  Nichtigkeit  ange-  d  Benedict  XIV.  instit.  LXXXVLn.4.  Der 

droht  oben  n.  6  gedachte  Grund  trifft  hier  nicht  zu. 

*  Vgl.  S.  89  Anm.  5.  »o  Congr.  conc.  v.  1707,  Richter,  Trfdenti- 

&  Weil  das  Recht  der  Ertheilong  aus  der  juris-  num  S.  206.  Nr.  3.   IL  denn  seine  Jurisdiktion 

dictio  episcopalis  herfliesst,  und  diese  dem  Ordl-  reicht  über  diesen  nicht  hinaus, 
narius  für  seinen  Sprengal  allein  (abgesehen  Tom  ^i  Ferraris, 8.T.  approbatio  I.  n.  10.  Frei- 

Papste)    zusteht      Darüber  herrscht    übrigens  lieh  entscheiden  die  dafür  angezogenen  Stellen 

Einigkeit  seit  der  Gonst  Innoc  XII. :  Cum  sicut  (S,  87.  n.  7)  nicht  Der  wahre  Grund  liegt  darin, 

▼.  19.  April  1700,  bull.  Taurin.  20,  929.  dass  die  erwähnten  Ereignisse  die  durch  die  Ap- 

0  Denn  der  Bischof  ist  nicht  berechtigt,  einem  probatlon  bezeugte  Fähigkeit  nicht  berühren  und 

einmal  geweihten  Priester  die  Ausübung  seines  namentlich  nicht  aufheben, 
ordo  unmöglich zumachen,s. Schmal zgru eher  ^  Ferraris  l.  c.  n.  11 — 13.   In  Betreff  der 

V.  38.  n.  S3.  Beichtväter  aus  dem  Mönchsstande  verhält  es 

"7  Ueber  die  betreffende  Streitfrage  Schmalz-  sich  aber  anders,  S.  91  n.  1  und  nachher  unter  B. 
grueber  L  c.  n.  34.  ^  Ferraris  1.  o.  n.  14;  Schmalzgrue- 

s  Es  kann  z.  B.  ein  an  sich  tauglicher  Priester  ber  1.  c.  n.  37,  weil  es  ungerechtfertigte  Will- 
wegen seines  Jugendliehen  Alters  nicht  geeignet  kühr  des  Ordinarius  wäre ,  beliebig  dem  an  sich 
erseheinen,  für  Nonnen  das  Sakrament  der  Busse  tauglichen  Priester  das  Befähigungszeugnlss  zu 
zu  verwalten  oder  an  einem  Orte,  wo  schwierige  entziehen. 
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Approbationen  widerrufen,  nnd  die  betreffeaden  Priester  einer  abermaligen  Prftfong 
unterwerfen  K 

DaiHber,  ob  der  Mangel  der  Torgesehriebenen  Approbation  oder  das  blosse  Vor- 
handensein einer  flür  den  Ort  oder  fär  die  Person  nieht  ausreichenden  oder  der  Ab- 
lauf der  zdtiieh  beschränkten  Approbation  die  Verwaltung  des  Sakramentes  allein 
unwlaubt  oder  die  Vorgenommenen  Akte,  namentlich  die  Absolution,  nichtig  macht, 
enthält  das  Trienter  KoszU  keine  genügend  klare  Bestimmung.  Die  tiberwiegende 
Meinung  erachtet  die  Approbation  flür  ein  wesentliches  Erfordemiss  der  Gültigkeit 
der  Beichte  und  der  Absolution ^  und  zwar  auch,  soweit  es  sich  um  die  l&sslichen, 
nieht  blos  die  Todsünden  handelt  3.  AUsiBitig  wird  aber  die  Ausnahme  gemacht,  dass 
im  Falle  der  Todesgefiahr^  auch  ein  nicht  approbitter  ViTelt-  oder  Ordenspriester 
das  Sakrament  gültig  spenden  kann  ^. 

B.  Die  Regularen  als  Beichtväter.  Besondere  Vorschriften  kennt  das 
kirchliche  Becht  in  Betireff  deijenigen  Beichtväter ,  welche  dem  Regularen  -  Stande, 
also  einem  vom  päpstlichen  Stuhle  genehmigten  Mönchsorden  definitiv  als  Mitglieder 
angehören. 

Der  Anfangs  des  1 3.  Jahrhunderts  gestiftete  Franziskaner-Orden  und  die  übrigen 
seitdem  entstandenen  Bettelorden ,  welche  im  Gegensatz  zu  den  früheren ,  in  Abge- 
schlossenheit von  der  Welt  lebenden  Orden,  die  Ifissionsthätigkeit  unter  dem  Volke 
sich  zum  Ziele  gesetzt  hatten ,  mussten  vor  Allem  die  Predigt  und  die  Verwaltung 


^  Er  soll  in  der  Lage  sein,  sich  selbst  die 
Ueberseognng  von  der  Tangliohkeit  derselben  su 
verschaffen,  ihn  bindet  also  das  Urtheil  seines 
Vorgängers  oder  Vertreters  nicht  Ck)nst.  Pii  V. 
Romani  pontiAcis  Providentia  v.  6.  August  1571 
$.  2,  bnU.  Taurin.  7,  938:  ^b  eplscopo  antem 
snccossore  pro  matori  consdentiae  snae  qnlete 
examinari  de  novo  possnnt^ ;  €k>n8t.  Giern.  X. 
Supema  magni  v.  24.  Juli  1670  (u.  a.  in  Rich- 
ter, Trldentinnm  S.  548)  %.  5:  „Reguläres  vere 
ad  einsmodi  confessionee  praevlo  examlne  sim- 
pUdter  et  absqne  «IIa  temporls  praeflnitione 
ab  ipsomet  episoopo,  seous  antem  ab  eins  vi- 
eario  ant  ab  eins  antecessorlbns  episcopls  appro- 
bates ,  non  posse  ab  eedem  qnl  sio  approbavit, 
itemm  examinari  ant  ab  iisdem  confesstonibns 
andiendis  snspendi  seu  Ucentias  Ulis  coneessas 
revocari,  nisi  nova  snperveniente  oasn,  qnae 
ipsas  cottfessiones  concemat". 

Anf  die  Inhaber  von  Seelsorge-Ämtem  bezieht 
deh  alles  Gesagte  nicht,  da  diese  der  hier  in 
Frage  stehenden  Approbation  nicht  bedürfen.  S« 
im  übrigen  Bd.  UI.  8.  3.  4. 

2  Bar  besä  de  off.  et  pot.  episo.  alleg.  XXV. 
n.  3  ff.;  Sehmalsgrneber  n.  27;  Ferraris 
l.c  n.6ff.;  Phillips,  K.R.$.244;  Oinzel, 
K.  B.  2,  363;  Haringer  S.  154;  Herzog 
9. 85.  Anch  die  congr.  cono.  steht  anf  demselben 
Standpunkte,  s.  namentlich  Richter  a.  a.  O. 
S.  206.  n.  2.  Sehr  stark  siud  die  Grande  fOr 
diese  Andeht  nicht  Man  sagt  einmal,  dass  das  : 
^nuUum  posse""  in  Ttid.  Sess.  XXm.  c.  16.  cit. 
die  Nichtigkeit  ergebe ,  ausserdem  bezieht  man 
dch,  weil  man  Jurisdiktion  nnd  Approbation 
nicht  auseinanderhält,  auf  das  c.  7  Sess.  XIV 
(s.  0.  8.88.  n.  1),  welches  aber  gar  nicht  von 
der  letzteren  handelt     Gegen  die  herrschende 


Mdnung  ist  die  dtirte  Abhandlung  in  Hft.  76. 
a  38  der  Ztsohn  f.  Philosophie  u.  kath.  Theologie 
gerichtet.  Und  in  der  That  steht  diese  Ansicht 
mit  dem  sonstigen  Grundsatz  der  katholischen 
Kirche,  dass  die  Ausübung  des  ordo  seitens  eines 
an  sich  Befähigten  keine  Nichtigkeit  des  kraft 
des  ordo  vorgenommenen  Aktes  herbdführt, 
sondern  nur  unerlaubt  ist ,  in  Widerspruch.  Auf 
dne  spedelle  Vorschrift  des  Tridentinums ,  wie 
de  für  die  Nothwendigkeit  der  Jurisdiktion  be- 
steht (s.  o.  S.  88.  n.  1),  kann  man  sich  hier  nicht 
einmal  berufen. 

3  Dafür,  dass  die  Absolution  bei  Ussliohen 
Sünden  auch  ohne  Approbation  gültig  ist ,  z.  B. 
Schmalzgrueber  1.  c.  n.  27.  Die  andere 
Andeht  vertriU  z.  B.  Ferraris  I.e.  n.  7— 9 
und  die  dort  dtirten.  Das  dafür  angezogene  De- 
kret Innocenz'  XI.  v.  1679  (o.  S.  70.  n.  1): 
„Non  permlttant,  ut  venialium  confessio  flat 
simpUoi  sacerdoti  non  approbato  ab  episoopo  aut 
ordinario'%  beweist  nichts.  Jedenfalls  ist  aber 
die  Unterschddung  zwischen  lässlkhen  und  Tod- 
sünden nach  dem  Wortiaut  des  Tridentinums  un- 
berechtigt 

*  S.  0.  S.  87.  n.  10. 

^  Rituale  roman.  tit  3.  o.  1.  n.  1 :  „Minister 
denique  est  sacerdos  habens  potestatem  absol- 
vendi  vel  ordinär i'am  vel  delegjitam.  Sed 
si  periculum  mortis Immineat  approbatusque 
desit  confessarius,  quillbet  sacerdos  potest  a 
qulbuscumque  eensuris  et  peccatis  absoWeie^; 
welohes  freilich  hier  auch  Jurisdiktion  und  Ap- 
probation nicht  auseinanderhält.  Uebrigens 
herrscht  in  der  gedachten  Frage  Einstimmigkeit, 
Haringer  a.a.  0.  S.  164;  Phillips,  K.  R. 
$.  244;  Ginzel,  K.  R.  2,  363. 
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des  Bnsssakramentes  unter  demselben,  soweit  als  irgend  möglicli,  ohne  Rücksicht  anf 
die  Seelsorge  der  Weltgeistlichkeit  in  die  Hand  zu  bekommen  snchen.  DnrchBegflnstigung 
der  Päpste  und  anf  Grund  der  ihnen  von  diesen  ertheilten  Privilegien^  gelang  ihnen 
dies  in  dem  Umfange,  dass  in  Folge  der  lauten  Klagen  der  Bischöfe  und  der  sonsti- 
gen Weltgeistlichen  InnocenzIV.^um  der  Zerstörung  der  regelmässigen  Seelsorge 
entgegen  zu  treten^,  sich  veranlasst  sah,  ihre  Privilegien  theilweise  zu  beseitigen  und 
einzuschränken,  insbesondere  ihnen  das  Beichtehören  ohne  Genehmigung  des  zu- 
ständigen Pfarrers  zu  untersagen  ^.  Schon  einen  Monat  nachher  fknd  es  aber  sein 
Nachfolger  Alexander  IV.  gerathen,  den  Unwillen  der  Orden  zu  besänftigen^  und 
die  Verordnung  seines  Vorgängers  ausser  Kraft  zu  setzen  ^.  Daher  dauerten  die  bis- 
herigen Uebelstände  und  bisherigen  Klageji  fort  ^,  um  so  mehr  als  seitens  des  päpst- 
lichen Stuhles  die  Privilegien  einzelner  Orden  von  Neuem  erweiterf^  und  dadurch  die 


•  Vgl.  namentiich  Chnegor  IX.  ep.  ad  univ.  prae- 
latosT.  1227,  Matthaeus  Paris  ohron.  maiora 
ed.  Luard  2,  612  (Potthast  reg.  n.  8042. 
8043)  für  die  Dominikaoer :  „qaatenus  flUos  fra- 
tres  einsdem  ordinis  memorati ...  ad  ofAdum 
praedlcandi,  ad  qnod  sunt  ex  professlone  sul  or- 
dinis depatati,  recipiatis  benigne  ao  popnlos  vobis 
commissos ,  ut  ex  ore  ipaorum  yerbi  dei  semen 
devote  suscipiant  et  confiteantur  eisdem, 
cum  ipsis  auctoritate  nostra  liceat 
confessiones  audireac  poenitentias  ininn- 
gere,  sedulo  admouentes  ...  In  suis  necessitati- 
bus  personaliter  assistatis^;  best&tigt  ▼.  Inno- 
cenz  IV.  1244  (Potth.  n.  11391),  1.  c.  2,  613. 
Gleiche  PriTllegien  ▼.  Gregor  IX.  t.  1237  für  die 
Franziskaner  (Pottb.  n.  10816  u.  10386)  Sba- 
ralea  bnll.  Francisc.  1,  214  n.  W  ad  ding, 
annal.  Minoram  ed.  Forsera2,  437. 

3  Mattbaens  Paris  chron.  mal.  a  1246,  2, 
514 :  „Praedlcatores  varlos  ecelesiamm  praelatos 
procaciter  alloqnentes  indnlta  sibi  talia  privilegia 
In  propatulo  demonstrarunt ,  erecta  cervice  ea 
exlgentes  recitari  et  in  eomm  ecclesiis  veneranter 
recipi  et  commendarl  et  ad  praedlcandum  popn- 
Us  sine  aliqaa  contradiotione  Tel  in  sinodis  yel 
in  ecclesiis  parochianls  quasi  legatos  et  etiam 
dei  angelos  admitti.  Et  se  ingerentes  nlmis  im- 
pndenter  rogitabant  slngalos ,  etiam  saepe  viros 
religiöses :  Esne  oonfessus?  qnibns,  sl  responsnm 
fait:  Etiam;  aquo?  A  sacerdote  meo.  Et  quis 
nie  idiota?  numqnam  theologlam  andi-vlt ...  ad 
nos  accedite ,  qnibns  ...  dei  secreta  patnemnt. 
Nobls  confltemini  imperterritl ,  quibus  tanta ,  nt 
Tidetis  et  aaditis ,  conoessa  est  potestas.  Multi 
igitor  praedpue  noblles  et  nobiliam  uxores,  spre- 
tis  proprils  sacerdotibus  et  praelatis ,  ipsis  Prae- 
dicatoribns  confltebantur :  nnde  non  mediocriter 
yiloit  ordinarioram  dignitas  et  conditio  . . .  Vlde- 
bant  insnper  parroohlanos  snos  aadaeter  lam 
peccare  et  impndenter .  . .  Dlcebantqae  susnrran- 
tes  peccaturi  Invlcem :  Perpetremns  quae  nobls 
Yolnptuosa  vldentur  et  plaoentia :  aliqalbas  enlm 
Praedicatorum  vel  Minomm  per  nos  transitum 
faoientibns  qnos  nnmqaam  vidimus  yel  unquam 
Tlsuri  snmus,  cum  oonsommatum  folt,  qnod  de- 
sideramns,  sine  aliqna  mora  confltebimor.  Et  sio 
contemptis  ordlnarlis  et  eomm  disciplinis  pecca- 
tum  coplosins  exubera vlt".  Vgl .  anob  Gieseler, 
Kircbengescbichte  4.  Aufl.  II.  2,  389  ff. 


3  Ep.  ad  univ.  religiöses  y.  21.  Noyember  1264, 
Potth.  n.  15662,  Bulaeus  bist,  unlyers.  Paris 
3,  270:  „quatenus  parocbianos  alienos  diebus 
dominicis  et  festiyis  non  recipiatis  de  caetero  in 
yestris  ecclesiis  seu  oratorüs  temere  ad  divlna 
nee  ipsos  sine  saoerdotis  sul  licentla  ad  poeniten- 
tiam  ullatenus  admlttatis:  cum  si  quis  alleno 
saoerdoti  iusta  de  oausa  sua  yoluerit  oonftteri 
peccata ,  secundum  statuta  gener.  concilii  (o.  12 
X.  de  poenit.  V.  38)  licentlam  prlus  postulare 
ac  obtinere  debeat  a  proprio  sacerdote  vel  saltem 
primo  slbi  conflteri  et  reoipere  absolutionis  bene- 
flcium  ab  eodem :  aliter  namque  ab  ipso  solvi  non 
poterit  cum  duplex  in  iudicando  funlculus,  sc. 
potestatis  et  soientlae  requiratur,  quorum  alterum 
constat  in  alieno  deflcere  sacerdote^  Vgl.  die 
Briefe  aus  demselben  Jahre  bei  Pottb.  n.  15365 
bis  16367. 

4  Gieseler  a.a.  0.  S.  335. 

5  Ep.  ad  univ.  pr<«elatos  v.  22.  Dez.  1254, 
bull.  Taurin.  3,  694  (Potth.  n.  15602)  und  dazu 
ep.  ad  Praedlcat.  y.  1269,  Ripolli  bull.  Prae- 
dloat  1 ,  369  (Potth.  n.  17462):  „quod  yos  de 
licentla  yel  commlssione  aut  eoncessione  lega- 
torum  sedls  apostolice  yel  ordlnariorum 
locorum  llbere  potestis  praedlcare  populls,  au- 
dire  confessiones  aut  poenitentias  inlun- 
gere, saoerdotum  parochialium  assensu 
minlme  requlsito^ 

^  Vgl.  die  der  Mainzer  Synode  y.  1261  yon 
Bischof  Walter  y.  Strassburg  überreichten  Arti- 
kel, Mansl  23,  1106.  C.  46  desselben  Konzils, 
1.  G.  p.  1100,  äussert  sich  missbilllgend  über  die 
Belebten  bei  den  Mönchen  dabin :  „quamyls  ec- 
clesla  doleat ,  quod  de  proprli  sacerdotis  yolun- 
tate  subditi  plebanorum  pro  maturiori  oonsilio 
capescendo  religlosis  qulbusdam  Interdum  confi- 
teantur", und  das  Konzil  y.  Aylgnon  v.  1279  ord- 
net sogar  im  Gegensatz  zu  dem  Priyileg  Alex- 
anders IV.  (s.  yor.  Note) ,  well  es  der  Vollmacht 
der  Legaten  nicht  erwäbnt ,  L  c  24,  244 ,  an : 
„Quodque  delnceps  Uli  rellgiosi  qui  yoluerint 
confessioBes  audlre,  yenlant  ad  praelatos,  ut  ab 
eis  super  confesslonibus  audlendis  recipiant  spe- 
dallter  facultatem ,  quod  etiam  lidem  praelatl 
non  commlttant  rellgioso  allcul  confessiones  gene- 
raliter  audlendas'^. 

7  So  Martin  IV.  für  die  Franziskaner  ep.  ▼. 
1282  ad  mlnistr.  gen.  (Potth.  n.  21837),  Mansi 
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Streiti^eiten  zwischen  den  MOnehen  und  der  Weltgeistlichkeit  blos  vennehrt 
wurden^.  In  Folge  dessen  fand  sieh  endlich  Bonifacios  VUI.  i.  J.  1300  bewogen, 
eine  neue  gesetsliche  Begelang  des  VerhftltBisses  der  Orden  zu  der  WeUgeistüobkeit 
yonranehmen.  Hinsichtlich  der  hier  allein  interessirenden  Yerwaltang  des  Boss- 
Sakramentes  ordnete  er  in  Betreff  der  Dominikaner  und  Franziskaner  an^,  dass  die 
Mönche  znr  Yerwaltang  des  Basssakramentes  ausserhalb  der  Ordensgemeinde  von 
d^  Ordensoberen  blos  für  einzelne  Städte  oder  Diöoesen,  in  welchen  die  Orden 
Niederlassongen  besitzen,  oder  für  solche,  welchen  ihre  l^iederlassongen  benachbart 


24,  388:  „quo  dtliiB  (riohtigar:  oerttms)  de  ipMH 
mm  (fntrum)  circa  eadem  (Predigt  und  Beichte) 
de  aactoriute  apostolica  constabit  tibi ,  Ali ,  ml- 
nistio  generali  per  te ,  vobis  yero  provincii^ibus 
ministris  com  diffinitorlbas  in  provlncialibus 
▼eatrlB  capitalis  congregatii,  committendi  aucto- 
ritmte  apoetoüca  fratribns  eiuedem  ordinis  saeia 
pagina  eruditis,  examinatls  et  approbatis  a  Tobis, 
praedicationis  ofüdam,  audiendi  vero  con- 
fessiones,  absolTendi  poenitentes,  sa* 
lutarea  eis  üiiungendi  poenitentiaa  et  fratribus 
alias  idoneis  <!oncedendi,  eisdem  qnoque  saepe 
fati  ordinis ,  quibus  dicta  offleia  per  tos  taliter 
coneeasa  sen  commisaa  fuerint,  quod  eadem  libere 
Taleant  exercere ,  plenum  damus  et  ooneedimus 
auctoritate  praesentium  facultatem  .  .  .  VolnmuB 
autem  quod  hi  qui  fratribus  oonfltebuntur  eisdem, 
suis  parochialibus  presbyteris  oonflterl  saltem  se- 
mel  in  anno,  prout  generale  ooncilium  statuit,  te- 
neantnr", worin  nicht  ^naial  m^r  die  Nothwendig- 
keHder  Brlaubniss  derLegatenoder  der  Ordinarien 
Terlangt,  andereneits  aber  die  österliche  Beichte 
beim  zuständigen  Pfarrer  eingesch&rft  wird) 
femer  fOr  Dominikaner  gleichfkUs  y.  1282,  Mar- 
tine, thesaur.  aneodot  1,  1172  (Potth.  n« 
21836),  welches  fisst  wörOich  dieselben  Bestim- 
mungen enthält 

^  So  beschlos«  eine  eigens  zu  diesem  Zweck 
1287  abgehaltene  Synode  für  die  Bheimser  Pro- 
Tinz  ihre  Besehwerden  wegen  UebergrüTe  der 
Dominikaner  und  Franziskaner  auf  Qrund  der 
Priyilegien  Martins  lY*  (—  das  können  nur  die 
in  voriger  Anm.  ofctirten  sein  — )  durch  Vertreter 
in  Rom  bei  der  Kurie  zu  betreiben ,  Mansi  24, 
847.  S.  femer  die  Urkunden  Yon  1286  im  Ur- 
kundenbueh  der  Stadt  Halberstadt  Bd.  I.  fOe- 
scUchtsquellen  der  ProTinz  Sachsen :  Halle  1878 
Bd.  7)  S.  166. 171,  n.  208.  21^  216,  woraus  sich 
ergiebt,  dass  die  Franziskaner  und  Dominikaner 
Tielfaeh  an  dem  Beiohtehören  der  Diöcesanen  ge- 
hindert wurden,  so  dass  der  Bischof  genothigt 
war,  für  sie  einzutreten,  indem  er  allein  das  Ge- 
bot, bei  dem  eigenen  Pfarrer  einmal  im  Jahre  zu 
beiditen,  alt  in  Kraft  stehend  bezeichnete.  VgL 
des  Weiteren  auch  Qie  seier  a.  a.  0.  S.  386. 

2  Potth.  n.  24913,  o.  2  in  Extrav.  comm,  de 
sepult.  Vn.  6  u.  Olem.  2  de  sepult.  IIL  7 : 
,.  .  .  ordinamus  auetoritate  praedicta  (i^osto- 
lica),  ut  in  stngulis  ciritatibus  et  dioeeesibus,  in 
quibus  loca  fratnun  ipsomm  coBslstere  dignos- 
euntnr  vel  in  ciritetibus  et  dioeeesibus  lods  ipsis 
vidnis,  in  quibus  loca  huiusmodi  non  habentur, 
magistri,  priores  proylneiales  Praedicatorum  aut 
eorum  yicaiil  et  generales,  et  generales  et  pro- 
▼iBfliales  minletri  et  oustodee  Minorom  ordinum 


prMdietorum,  adpraesentiampraelatorum  eorun- 
dem  locornm  se  conferant  per  se  vel  per  fratres, 
quos  ad  hoc  idoneos  fore  putayerint,  humlliter 
petituri,  ut  fratres,  qui  ad  hoc  eieoti  fuerint,  in 
eorum  civitatibus  et  dioeeesibus  confessiones 
subditorum  suorum  confiteri  sibi  yolentium  audire 
llbeie  yaleant,  et  huiusmodi  confltentibus  .  .  . 
poauitentias  imponere  salutares,  atque  eisdem  ab- 
solutionis  benefldum  impendere  de  licentla, 
gratia  et  beneplaeito  eorundem.  Ac  deinde  prae- 
fati  magistri,  priores,  proyinoiales  et  ministri 
ordinum  praedictorum,  eUgere  studeant  personas 
suffldentes,  idoneos,  yita  probatas,  discretas,  mo- 
destas  atque  peritas  ad  tarn  salubre  ministeiium 
et  officium  exsequendum,  quas  sie  ab  ipsis  elec- 
tas  repraesentent  vel  faoiant  praesentari  praelatls, 
ut  de  eorum  licentla,  gratia  et  benepladto  in  ci- 
vitatibus et  dioeeesibus  eorundem  huiusmodi 
personae  sie  eleetae  confessiones  confiteri  sibi 
yolentium  audiaut,  imponant  poenitentias  salu- 
tares et  beneficium  absolutionis  in  posterum  im- 
pendant,  prout  superius  est  expressum,  extra 
oivitates  et  dioeceses ,  in  quibus  fuerint  depu- 
tatae ,  per  quas  eas  volumus  et  non  per  provin- 
oias  deputari,  confessiones  nuUatenua  auditurae. 
Numerus  autem  personarum  assumendarum  ad 
huiusmodi  officium  exeroendum  esse  debet,  prout 
universitas  oleri  et  populi  ao  multitudo  vel  paud- 
tas  exigit  eorundem.  £t  d  iidem  praelati  petitam 
lioentiam  oonfesdonum  huiusmodi  audiendarum 
oonoessecint,  illam  praefati  magistrij,  ministri 
et  alii  cum  gratiarum  reclpiant  actione  dictaeque 
personae  de  eleetae  comnüssum  sibi  offidum  ex- 
sequantur.  Quodd  forte  iam  dicti  praelati  quem- 
quam  ex  dictis  fratribus  praesentatis  eisdem,  ad 
huiusmodi  offidum  nollent  habere  vel  non  duoe- 
rent  admittendum :  eo  amoto  vel  subtracto  loco 
ipdus  similiter  eisdem  praesentandus  possit  et 
debeat  alius  subrogarl.  Si  yero  iidem  praelati 
praefatis  fratribus  ad  confessiones  (ut  praemitti- 
tur)  audiendas  electis,  huiusmodi  exhibere  lioen- 
tiam reeusarint:  nos  exnuuc  ipsis,  ut  confes- 
siones ubi  confiteri  yolentium  libere  lidteque 
audire  yaleant  et  eisdem  poenitentias  imponere 
salutares  atque  eisdem  benefldum  absolutionis 
impertiri,  gratioae  ooncedimus  de  plenitadine 
apostoUcae  potestatis..  Per  huiusmodi  autem 
ooucessionem  nequaquam  intendimus  personis 
seu  fratribus  ipds  ad  id  taliter  deputatis,  po- 
testatem  in  hoc  impendere  an^liorem,  quam  in 
eo  cutatis  vel  parochialibus  sacerdotibus  est  a 
iure  concessa ,  nid  forsan  eis  ecclesiarum  prae- 
lati uberiorem  in  hac  parte  gratiam  specialiter 
ducerent  faoiendam^. 
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sind,  niemals  aber  ftlr  ganze  Provinzen ,  femer  aneh  nur  in  einer  der  Gesanuntheit 
der  Oeistliehkeit  and  der  sonstigen  Bevölkerung  ent^rechenden  Anzahl  mit  Be- 
Bchrftnknng  eines  jeden  einzelnen  anf  den  ihm  angewiesenen  Bezirk  deputirt  werden, 
sowie,  dass  die  Ordensoberen  geeignete  nnd  tflohtige  Brüder  ansanehen  and  ftlr  diese 
die  ErlaubnisB  bei  den  Ordinarien  des  betreffenden  Bezirkes  einholen  sollten.  Der 
Prälat  kann  fftr  einzelne  der  ihm  prAsentirten  Mönohe  (z.  B.  wegen  ihrer  Untauglich- 
keit)  die  Erlanbniss  verweigern.  Wenn  er  dies  aber  allgemein  tiiut,  so  sind  die  be- 
treffenden Mönohe  kraft  apostolischer  Machtvollkommenhdt  zur  Verwaltung  des 
Busssakramentes  ermächtigt.  Endlich  sollen  die  nach  den  gedachten  Bestimmungen 
berechtigten  Mönche  nur.  diejenigen  Vollmachten,  welche  jedem  Weltpriester  bei  der 
Beichte  und  Busse  zustehen,  besitzen ,  falls  ihnen  von  den  Prälaten  nicht  umfassen- 
dere erüieilt  werden. 

Diese  Vorschriften  wurden  allerdings  schon  von  Benedikt  XI.  (1303 — 1304) 
aufgehoben  ^  und  die  Privilegien  der  Orden  noch  weiter  als  früher  ausgedehnt ,  in- 
dessen hat  das  Konzil  von  Vienne  (1311)  unter  Aufhebung  der  Dekretale  Benedikts 
die  von  Bonifacius  VUI.  getroffenen  Anordnungen  von  Neuem  in  Kraft  gesetzt^,  und 
sie  sind  dann  bis  zum  Tridentinum  allein  massgebend  geblieben  \  Erst  dieses  letztere 


1  c.  1  in  Extr.  oomm.  de  prlTil.  V.  7.  Abge- 
Beben  davon,  dass  danach  anch  die  osteiliehe 
Belebte  bei  den  Mönchen  abgelegt  weiden  kann, 
nnd  diese  Ihie  Beichtkinder  nnr  ermahnen  aol- 
len ,  mindeatenB  einmal  Im  Jahre  bei  dem  zn* 
ständigen  Priester  zn  beichten,  wird  die  Noth- 
wendlgkelt  einer  Erlanbniss  der  kompetenten 
Ordinarien,  ebenso  die  Beschränkung  anf  eine  be^ 
stimmte,  entsprechende  Zahl  der  zu  deputlrenden 
Mönche  beseitigt,  endlich  den  Ordinarien  die 
Möglichkeit  der  Yerwerfung  einzelner  Ordens- 
geistlicher  durch  die  rein  foimale  Yorschiift  ge- 
nommen: „Ut  autem  dloecesanis  honor  debltus 
reserretur,  pr aedplmus ,  nt  provindales  priores 
Praedlcatorum  et  mlnlstrl  Mlnorum  ordlnum 
praefatorum  per  se  yel  per  alles  Terbo  vel  soripto 
eis  signifloent,  se  fratres  ad  hulusmodl  confes- 
sionum  audiendamm  et  poenltentlarum  inlun- 
gendarum  ofAdum  eleglsse,  et  non  nomi- 
nando  aut  coram  ipsis  slstendo  eos  nee 
lllorum  numerum  exprlmendo  petant 
humillter  a  dloecesanis  elsdem,  quod  lldem  eleotl 
fratres  de  ipsorum  benepladto  et  licentla  dictum 
possint  in  eorem  dvitatibus  et  dioecesibus  intra 
eis  determlnatoB  flnes  offldum  exercere.  Quodsi 
denegant  Tel  intra  trlduum  non  ooneedant:  ex 
tunc  eldem  fratres  nihilomlnus  auetoiltate  eadem 
hulusmodl  offlelnm  exsequantur ;  datam  vero  U- 
centlam  per  dioeoesanorum  mortem  nolumus  ter- 
mioari". 

2  Die  Differenzen  zwischen  der  Weltgelstlioh- 
kelt  und  den  Bettelorden  wurden  damit  aber 
nicht  beseitigt.  Da  die  Mönohe  sich  nicht  an 
die  Vorschriften  der  Dekretale  Bonifaz'  YIII. 
kehrten,  so  untersagten  einzelne  Partlkularkon- 
zUien,  wie  z.  B.  Prag  1349  e.  59,  Mansl  26,  7Ö 
den  Pfarrern,  Mönohe  zur  Beichte  zuzulassen, 
wenn  diese  nicht  mit  bisehöflichen ,  auf  den  Na- 
men ausgestellten  Erlaubnissscheinen  yersehen 
wären,  ja  Lambeth  1330  c.  3. 1.  f.,  L  c.  25,  898 
▼erbot  den  Mönchen,    Geistliche  der    höheren 


Weihen,  welche  Todsünden  begangen  haben,  zur 
Belohte  anzunehmen.  Die  Päpste  mnssten  eben- 
falls wiederholt  in  die  Streitigkeiten  eingreifen. 
Johann  XXL  verdammte  1321,  c.  2  in  Extr. 
comm.  y.  3,  die  Sätze  des  Doktors  der  Sorbonne 
JeanPoiUy,  1.  dass  jeder,  welcher  bei  einem  mit 
einer  allgemeinen  Erlanbniss  versehenen  Mönche 
gebeichtet  habe,  seine  SQnden  nochmals  dem  zu- 
ständigen Pfanrr  beiditen  müsse ,  2.  dass  weder 
der  Papst,  ja  nicht  einmal  Gott  die  bindende 
Kraft  des  IV.  Lateranensischen  Konzils  über 
die  einmalige  jährliche  Beichte  beim  eigenen 
Pfarrer  aufheben ,  und  3.  weder  der  Papst  noch 
Gott  eine  allgemeine  Yollmaoht  zum  Beichten 
gewähren  könne,  vgl.  auch  Gleselerll.  3,198. 
Als  1409  der  Franziskaner  Jean  Gorel  u.  A.  ge- 
lehrt hatte,  dass  die  Pfairer  als  solche  nicht  das 
Recht  besässen,  die  Sakramente  zu  verwalten, 
Insbesondere  Belohte  zu  hören ,  dieses  in  erster 
Linie  und  essentiell  den  Mönchen  zustehe, 
zwang  ihn  die  Sorbonne  zum  Widerruf,  und  in 
Folge  dessen  erwirkten,  die  Franziskaner,  welche 
darin  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Privilegien 
sahen ,  eine  Bestätigung  derselben  bei  Alexan- 
der Y.  durch  die  Bulle :  Ilegnans  in  eoolesla  v. 
12.  Oktober  1409 ,  Bula e us  bist.  un.  Paris.  5, 
196.  Die  Sorbonne  sohloss  darauf  diejenigen 
Bettelorden ,  welche  die  Bulle  nicht  ausliefern 
und  auf  ihre  Privilegien  Yerzleht  leisten  wollten, 
von  der  Universität  und  vom  Predigtamte  aus, 
und  Papst  Johann  XXIII.  gab  insofern  nach ,  als 
er  (1410  am  27.  Juni)  die  BuUe  seines  Vor- 
gängers zwar  nicht  widerrief,  aber  doch  erklärte, 
dass  wegen  der  entstandenen  Aergezniise  alles 
in  demselben  Stande  wie  vor  der  Bulle  bleiben 
und  sich  Niemand  mehr  auf  dieselbe  berufen 
soUe,Bulae US  6,2041.  YgL  Giesel er  a.a.O. 
8.  202  u.  Schwab,  Johannes  Gerson  &  469fL 
3  Die  in  der  vor.  Anm.  angeführte  BuUe 
Alexanders  Y.  hat  ebenfalls  die  Yei&nderungen 
Bonlfiiz' YIIL  und  des  Yienner  Koniils  besUtigt 
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hat  die  Notkwendigkeit  der  Approbstion  des  zuständigen  Ordinarios  (s.  o.  8.  86) 
aneh  fllr  die  Mönohe  eingefllhrt  ^. 

Der  geltende  Rechtszustand  ist  demnach  folgender:  Die  Regnlaren  erhalten  die 
Jurisdiktion  und  Approbation  fdr  die  Verwaltung  des  Busssakramentes^  sow^t  es  sich 
um  die  Beichie  und  Absolution  ihrer  Ordensbrüder^  und  der  zu  den  ein- 
zelnen  Kidstern  gehörigen  s.  g.  ftmUiw^  handelt,  von  ihrem  Ordensoberen 
kraft  der  diesen  zustehenden  ordentlichen  Jurisdiktion,  also  YdUig  unabhilngig  von 
den  Bischöfen  und  anderen  Ordinarien. 

So  weit  dagegen  andere  Personen;  also  namentlich  weltliche,  in  Frage 
stehen,  bedürfen  die  Mönche  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  für  dieselben  zu- 
nächst der  Genehmigung  ihrer  Oberen,  jedoch  macht  der  Mangel  derselben  die 
Beichte  und  die  Absolution  keineswegs  nichtig^ ,  weil  die  Erlaubniss  nur  wegen  der 
Oehorsamspflicht  der  Mönche  gegen  die  Oberen  eingeholt  werden  muss,  für  die  Spen- 
dung des  Sakramentes  selbst  aber  an  sich  keine  Bedeutung  hat 

Einer  besonderen  Delegirung  der  Jurisdiktion  bedarf  es  dagegen  für  den  ein- 
zelnen Mönch  nicht.  Jeder  Regularpriester  besitzt  dieselbe  kraft  des  seinem  Orden 
ertheilten  päpstlichen  Privilegs ,  er  ist  also  ein  für  alle  Mal  durch  Privileg  bestellter 
päpstlicher  Delegat  ^  in  Betreff  der  für  die  gültige  Verwaltung  des  Busssakramentes 
nothwendigen  iurisdictio  interna  <^.  Nur  die  Ausübung  derselben  ist  durch  das  Tri- 
dentinum,  welches  die  bischöfliche  Approbation  auch  für  die  Mönche  erfordert ,  sus- 
pendirt'. 


i  8.  0.  S.  85.  n.  4. 

'^  Denn  d^  Tiideaünum  bezieht  siok  nicht 
auf  die  Beichten  dieser,  tondem  nnr  auf  die  der 
saecalares,  s.  anoh  deeret.  Clement  VIII.  y.  2d. 
Mai  1593  und  der  Congi.  eono.  y.  1624,  beitätigt 
Yon  Urban  VIII.  bei  Ferraris  s.  v.  approbatio 
art.  II.  n.  1.  Die  BefngniBS  erstreckt  sich  eben- 
falls auf  die  Norisen ,  wenngleich  diese  anch  bei 
einem  vom  Ordinarius  für  Weltliche  approbirten 
Piiestez  beichten  können,  a.  a.  0.  n.  2;  Boaix, 
tractat.  de  iure  regulär,  ed«  II.  1,  598. 

3  Gonat  Clem.  X :  Superna  y.  21.  Juni  167a 
$.4,  Richter,  Tridentinum  8.543.  lieber  den 
Begriir  der  familia  s.  o.  8.  73.  Die  gesondert 
lebenden  Tertiarier-Orden  gehören  nicht  dazu, 
8.  die  Entsch.  d.  Gongr.  eonc.  bei  Ferraris 
L  c  art.  I.  n.  63. 

*  Das  ist  freilich  nicht  unbestritten  gewesen, 
ygl.  Bouix,  tractat.  de  iure  legularium  II.  ed. 
2.  253.  Für  die  hier  yertretene  Ansicht  die 
Gongr.  episGop.  v.  2.  Mirz  1866,  Acta  s.  sed. 
1,683. 

&  Wie  der  Bischof  in  gewissen  FäUen  (s.  Bd.  I. 
a  176)  durch  das  Trideatinum,  also  durch  Ge- 
setz ernannter  Delegat  des  Papstes  ist. 

8  Die  herrschende  Ansicht  drückt  dies  so  aus, 
dass  die  Mönche  die  Jurisdiktion  yom  Papste 
haben,  Fagnan.  ad  c»  12.  X.  de  poen.  V.  38. 
Ferraris  1.  c  art  I.  n.  42;  Bouix  1.  c.  2, 
214  n. ;  Noldin  a.  a.  0.  8.  456.  475.  Da  in* 
dessen  der  Mönch  im  Einzelfalle  niemals  yom 
Papste  delegiit  wird,  so  ist  diese  Auffassung 
nicht  Tollkommen  korrekt  Diejenigen,  welche 
die  durch  Trid.  Sess.  XKIU.  c.  15.  oit  yorge- 
sehriebene  Approbation  nicht  yon  der  Delegirung 


der  Jurisdiktion  unterscheiden ,  oder  gar  sie  da- 
mit identiflciren,  s.  o.  8. 89,  müssen  konsequen- 
ter Weise  annehmen ,  dass  der  Bisehof  dem  Re- 
gularen die  Jurisdiktion  ertheilt  Dies  wider- 
spricht aber  den  p&psttichen  Privilegien  für  die 
Mönchsorden  (s.  die  Anmerkungen  zu  8.  92). 
In  allen  wird  den  Mönchen  das  Itecht  auctoritate 
apostolica  gewihrt  Die  in  dem  Privilegium  Bo- 
nifaz*  VIU.  erwähnte  licentia  und  gratia  der 
Prilaten,  welche  nachgeiueht  werden  soll,  8. 93. 
n.  2,  bildet  blos  die  Vorbedingung  für  die  er- 
laubte Ausübung  der  Jurisdiktion,  und  ist,  falls 
sie  grundlos  yerwelgert  wird ,  nicht  einmal  er- 
forderlich. Das  Tridentinum  hat  der  Erlaubniss 
nur  die  Approbation  des  Ordinarius  substituirt^ 
sonst  aber ,  da  es  in  der  betreffenden  Stelle  we- 
der der  Jurisdiktion  noch  der  Prifilegien  ge- 
denkt, nichts  geindert. 

7  Vgl.  auch  const  Gregor.  XV.  Inscrutabili 
dei  y.  5.  Februar  1622  $.  5,  Richter,  Triden- 
tinum 8.  540 :  „Gonfessores  yero  siye  reguläres 
siye  saeculares  quomodocunque  exempti  tam  ordi- 
narii  quam  extraordiuarii  ad  confessiones  moni- 
alium  etiam  regularibus  subiectarum  audiendas 
nullatenus  deputari  yaleant ,  nisi  prius  ab  epi- 
soopo  dioecesano  idonei  iudlcentur  et  approba- 
tionem,  quae  gratis  conoedatur,  obtineant^. 
Gegen  Regularen,  welche  ohne  die  Approbation 
in  seinem  Sprengel  das  Busssakrament  spenden, 
kann  der  Bischof  auf  Grund  des  das  unbefugte 
Predigen  betreffenden  $.  6  der  cit  Gonstitution 
als  gesetzlicher  Delegat  des  Papstes  mit  allen 
rechtlichen  Mitteln  einschreiten,  Dekret  d.  Gongr. 
conc.  bestätigt  yon  Innocenz  X.  am  10.  Mai 
1653,  Richter,  Triden^num  8.  205.  n.  1. 


96 


L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  203. 


Die  Saspension  wird  dadurch  beseitigt,  dass  der  Reguläre  die  Approbation  des 
Ordinarius,  in  dessen  Diöcese  er  Beichte  hören  soll ,  einholt,  und  zwar  ist  er  auf  Er- 
fordern desselben  verpflichtet,  dies  persönlich  zu  thun  ^ 

Die  ertheilte  Approbation ,  über  welche  im  Allgemeinen  die  schon  o.  S.  89  an- 
geftahrten  Regeln,  abgesehen  von  den  noch  zu  erwähnenden  Ausnahmen,  zur  Anwen- 
dung kommen ,  giebt  iher  nur  die  Ermftchtignng  ftlr  die  Diöcese  des  approbirenden 
Ordinarius,  für  jede  andere  bleibt  die  Ausübung  der  Jurisdiktion  seitens  des  Mönches 
suspendirt,  bis  er  die  Approbation  des  zuständigen  Ordinarius  erlangt  hat^. 

Der  sich  meldende  Reguläre  hat  ein  Recht  darauf,  dass  der  Ordinarius  das  Exa- 
men mit  ihm  abhalten  lässt.  Der  letztere  ist  also  nicht  befugt ,  ihn  ohne  Weiteres 
zurückzuweisen^.  Wenn  der  Reguläre  als  tauglich  befunden  wird,  darf  ihm  der 
Bischof  die  Approbation  nicht  verweigern ,  ja  dieselbe  auch  nicht  einmal  in  Bezug 
auf  Zeit,  Art  oder  Personen  oder  in  anderer  Weise  beschränken.  Nur  denjenigen, 
welche  sich  nicht  in  allen  Beziehungen  als  geeignet  erwiesen  haben ,  kann  er  nach 
seinem  Ermessen  die  Approbation  vorenthalten  oder  beschränkt  gewähren^.    Die  zu 


1  Cougt.  eono.  ▼.  1755,  a.  «.  0.  S.  006.  n.  4, 
und  bestätigt  durch  Giern.  Xill.  Breve:  Inter 
multiplioeg  v,  11.  Dezember  1768,  bull.  rom. 
€ontin.  1,  7% 

8  S.  0.  S.  87.  n.  6. 

^  Er  hat  nicht  das  Recht ,  das  päpstliche  Pri- 
vilegium  illusorisch  zu  machen.  Ohne  die  Ap- 
probation darf  aber  der  Reguläre  seine  Juris- 
diktion nicht  ausüben ,  denn  die  Vorschrift  der 
Dekretale  Bonlfaz'  VIII,  dass  bei  Weigerung  des 
Ordinarius  der  Reguläre  von  seinem  Recht  Ge- 
brauch machen  kann ,  ist  durch  das  Tridentinum 
beseitigt,  und  später  hat  Urban  VlII.  in  der 
const.  Cum  sicut  acoepimus  ▼.  14  September 
1628,  bull.  Taur.  14,  10  auch  alle  an  Mönchs- 
orden, Kongregationen  und  Kollegien,  ein- 
schliesslich des  Jesuitenordens  ertheilten  Privi- 
legien, ohne  Approbation  des  Ordinarius  Beichte 
zu  hören,  aufgehoben. 

*  Const.  Clem.  X.  Supema  cit  %,  4 :  „Illos 
autem  religiosos  qul  ad  confessiones  audiendas, 
Idonei  generali ter  reperti  fuerint,  ab  episco- 
pis  generaliter  quoque  et  indlstinote  absque  U- 
mitatlone  temporis  ceterorumque  locorum  aut 
generis  personarum  in  dioecesi  propria  admit- 
tendos ;  quoad  ceteios  vero ,  qui  non  adeo  idonei 
reperiuntur,  si  petierint  se  admitti,  arbitrio  or- 
dinariorum  relinqui,  ipsos  cum  limitata  facul- 
tate ,  prout  eisdem  ordinariis  magis  expedire  vi- 
debitur,  probare  et  admittere''.  Damit  ist  eine 
Differenz  zwischen  der  Gongr.  conc  ,  welche  vor 
dem  Erlass  dieser  Konstitution  wiederholt  ange- 
nommen hatte,  Bouix,  tract.  de  jure  regul.  2, 
227 ,  dass  der  Bischof  in  keinem  Fall  eine  be- 
schrankte Approbation  ertheilen,  sondern  die- 
selbe entweder  nui  unbesohiänkt  gewähren  oder 
ganz  verweigern  dürfe ,  und  der  Gongr.  episc  et 
regul. ,  welche  die  von  der  Konstitution  sanktio- 
nirte  Meinung  vertreten  hatte,  Ferraris  L  c 
art.  I.  n.  60,  beseitigt  worden. 

An  der  fortdauernden  Geltung  dieser  Bestim- 
mungen hat  man  deshalb  Zweifel  erhoben  ,  weil 
Bened.  XIY.  als  Erzbischof  von  Bologna  für  seine 


Didcese  ein  Dekret  erlassen  hat :  „Facultatem  au- 
diendae  oonfessionis  certis  limitlbus  condnden- 
dam  volumus,  ita  utannl  spatium  numquam  exce- 
dat  eoqueperacto  sacerdos  tum  regularlstum  sae- 
cularis  iUius  prorogationem  a  nobis  petere  tene- 
atur'',  s.instit  XXXyi.n.4,  und  zugleich  die  An- 
sicht auflUellt,  dass  den  Regularen  in  allen  Fällen 
eine  beschränkte  Approbation  gegeben  werden 
könne,  femer  in  seiner  const.  Apostolieum  v.  30. 
Mai  1763,  $.  9,  bulL  Bened.  XIV.  4,  43  sagt: 
„Gaeterum  oonfessarii  munus  regularibus  deferri 
potest  sine  temporis  determlnatione  vel  cum  li- 
mitatione:  quod  luculenter  constat,  tum  ex 
brevi  a  summo  pontiflce  Urbano  Till,  dato  car- 
dinaU  Sandoral  a.  1639,  inserto  a  Gassabutlo  in 
tbeoria  et  praxi  iuris  canonici  (lib.  I.  c.  10.  n. 
13),  tum  ex  recensita  constitutiOBe  Glementis  X. 
Supema  ad  $.  4"*.  Dieselbe  Erklärung  fast  wört- 
lich auch  de  synodo  dioeces.  IX.  6.  n.  7.  Indessen 
konnte  das  Dekret  f&r  die  Diösese  Bologna, 
welches  mit  der  Gonstit.  Glemens  X.  in  Wider- 
spruch steht,  selbstverständlich  diese  letztere 
nicht  beseitigen,  ebenso  ist  ihr  gegenüber  die 
offenbar  irrige  Ansicht,  welche  Benedikt  XIV. 
als  Schriftsteller  ausgesprochen  bat,  bedeutungs- 
los. In  seiner  Konstitution  nimmt  derselbe 
übrigens,  abgesehen  von  dem  Breve  UrbansTIIL: 
cum  gicut  super  v.  30.  Januar  1629  (bei  Pigna- 
telli  consult.  t.  lY.  cons.  174.  n.  22)  gerade 
die  Konstitution  Glemens'  X.  als  Beweis  in  Be- 
zug, er  kann  demnach  nicht  die  Absieht  gehabt 
haben ,  dieselbe  abändern  zu  wollen.  Es  muss 
daher  sein  Aussprach,  dass  der  Reguläre  be- 
schränkt oder  unbeschränkt  als  Beichtvater  de- 
putirt  werden  kann,  im  Sinne  der  Anordnung 
Glemens*  X.  verstanden  werden,  nach  welcher 
ja  auch  eine  beschränkte  Approbation,  wenn 
schon  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen ,  zu- 
lässig ist.  VgL  über  diese  Frage  die  ausführ- 
liche Erörterung  von  Bouix  1.  e.  2,  231,  s. 
auch  desselben  tract.  de  episcopo,  II.  ed. 
2,249. 
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Unrecht  beschränkte  Approbation  kann  aber  rechtlich  nicht  als  eine  unbeschränkte 
gelten,  yielmehr  darf  der  Reguläre  zunächst  nur  innerhalb  der  durch  die  Be- 
schränkung gegebenen  Orenzen  Beichte  hören,  und  der  Bischof  ist  nöthigenfalls  durch 
Beschwerde  beim  Papste  zur  Gewährung  einer  unbeschränkten  Approbation  anzu- 
halten i. 

Einen  Regularen,  welcher  die  Approbation  auf  Grund  des  bestandenen  Examens 
ohne  Jede  Einschränkung  erhalten  hat,  ist  der  Ordinarius  nicht  berechtigt,  von  Neuem 
einem  Examen  zu  unterwerfen^,  ausser  wenn  sich  etwa  nachher  ein  die  Tauglichkeit 
zum  BeichthOren  beeinflussender  Umstand  ereignet  haben  sollte  ^.  Wohl  hat  er  aber 
eine  solche  Befugniss  in  Betreff  deijenigen,  welche  er  ohne  Examen  unbeschränkt^ 
oder  nach  einem  solchen  in  dem  vorhin  gedachten  Falle  beschränkt,  oder  welche  sein 
General -Vikar  oder  sein  Amtsvorgänger,  selbst  ohne  jede  Einschränkung,  appro- 
birt  haben  ^ 

In  denselben  Fällen,  in  denen  der  Ordinarius  den  Regularen  einem  neuen  Exa- 
men unterziehen  darf,  ist  er  auch  beftigt ,  ihn  vom  Beichthören  zu  suspendiren  oder 
die  gegebene  Approbation  zu  widerrufen^.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Reguläre  sich 
einem  unehrenhaften  oder  Aergemiss  erregenden  Lebenswandel  hingiebt  oder  sich 
ein  Vergehen  zu  Schulden  kommen  lässt^. 

Gründe  ftlr  sein  Vorgehen  in  allen  erwähnten  Beziehungen  hat  der  Bischof  weder 
dem  betreffenden  Regularen  noch  den  Oberen  desselben  anzugeben,  sondern  sie  nur 
auf  Verlangen  dem  apostolischen  Stuhl  zu  eröffnen  ^. 

Wenn  die  Approbation  den  vorstehenden  Regeln  zuwider  einem  Regularen  ent- 
zogen worden  ist,  so  ist  derselbe  nicht  mehr  in  der  Lage,  gültig  Beichte  zu  hörend 


1  Dms  die  wideireoktlich  erfolgte  Betchrän- 
kiing  der  Approbation  als  nicht  beigefüet  gelten 
soll,  sprielit  die  Konstitution  Clemens*  a.  nicht 
ans.  Man  ist  dies  nmsoweniger  anzunehmen  be- 
rechtigt, als  die  Widerreohtlichkeit  stets  der 
Klarstellung  bedarf,  yrenn  der  Bischof  dem 
Regulären 'Nichts  Über  den  Ausfall  des  Examens 
mitgetheilt,  sondern  ihm  nur  eine  beschränkte 
Approbation  gegeben  hat. 

s  Gonst.  Giern.  X.  dt.  $.  6  (s.  o.  S.  91.  n.  1). 

'  Z.  B.  wenn  der  AppioUrte  in  Folge  einer 
schweren  Krankheit  das  Gedlchtniss  verloren 
oder  eine  erhebliche  Qed&chtnissschwäche  bei 
ihm  zurfickgebUeben  ist. 

*  Das  ergeben  die  Worte :  „praevio  examine" 
in  %.  6.  dt 

6  Vgl.  $.  6.  dt.  Der  Kapltularvikar  ist  nur 
berechtigt,  die  vom  verstorbenen  Bisehofe  unbe- 
schränkt  approbirten  Regularen  in  dem  erwähn- 
ten Ausnahmefall  einem  neuen  Examen  zu  unter- 
werfen. Haben  sie  die  Approbation  zeitlich  oder 
sonst  beschränkt  oder  ad  benepladtum  erhalten, 
so  hat  der  Kapltularvikar  auch  in  diesen  Fällen 
kein  grosseres  Recht  als  im  vorigen,  weil  die 
Gonst.  PU  V.  und  die  Gonst.  Giern.  X.  §.  6  (s.  o. 
S.  91.  n.  1)  das  Recht  nur  dem  neuen  Bischof 
vorbehält,  also  dadurch  dem  Kapltularvikar 
entzieht.  Vgl.  Ferraris  1.  c.  art.  I.  n.  54; 
Bouix  de  iure  regulär.  2,  248  ff.  Die  hier  ge- 
wohnlieh angezogene  const.  Glement.  lY .  v.  1265 
^otth,  n.  19210)  fOr  die  Dominikaner  und 
Franziskaner,  Martdne  thes.  anecd.  2,  141, 
Sbaralea,  bull.  Francisc.  3,  18;    Ferraris 

Hinsehins,  Kirekenreoht  IV. 


L  e.  D.  67,  nach  welcher  die  von  dem  Ordinarius 
den  Mönchen  ertheüte  licentia  zum  Beichthören 
nicht  mit  dem  Tode  desselben  erlischt,  vielmehr 
bis  zur  Wiederbesetzung  der  betreffenden  Prä- 
lätenstelle  fortdauert,  also  nicht  während  der 
Vakanz  widerrufen  werden  kann,  passt  nicht, 
weil  die  frAher  von  den  Regularen  einzuholende 
licentia  (o.  S.  93.  n.2)  eine  andere  rechtliche  Be- 
deutung als  die  Tridentinische  approbatio  hatte. 

«  Gonst.  Glem.  X.  cit.  S  5  (»•  o.  S.  91.  n.  1). 

'  L.  c.  J.  6 :  ^orro,  si  reguläres  cum  scandalo 
aut  alias  inhoneste  vivant  vel  aliquod  delictum 
committant,  per  quod  rationabili  episcopi  iudido 
videantur  a  confessionibus  suspendl,  in  quo 
ipsius  episcopi  consdentiam  oneratam  esse  vo- 
lumus,  quum  praedpua  miuistrl  sacramenü  poe- 
nitentiae  qualltas  sit  vitae  integritas  ac  morum 
honestas:  utique  eam  causam  ad  confessionis 
ministerlum  pertinere ,  ac  proinde  nihil  obstare, 
quo  minus  ob  eam  possit  episcopus  reguläres  a 
semetipso  approbandos  suspendere  aut  repellere 
a  confessionibus  audiendis''.  In  Betreff  des  Ka- 
pitularvikars  giU  dasselbe ,  wie  in  dem  Anm.  6 
erwähnten  FalL 

8  L.  c.  %.  5  (nach  der  8.  91.  n.  1)  dtirten 
Stelle :  „De  qua  tamen  haud  necessarium  esse,  ut 
in  actis  constet,  nee  eam  teneri  episcopum  ipds 
regularibus  dgniflcare,  sed  sedi  apostolicae  dum- 
taxat,  ubi  eam  sibi  aperiri  postulaverit". 

^  D^nn  auch  hier  fehlt  es  an  einem  podtiven 
Gesetz,  welches  die  zu  Unrecht  entzogene  Appro- 
bation far  fortwirkend  erklärte. 
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vielmehr  etat  dann,  wenn  d^  Bischof,  z.  B.  anf  Anweiiaitg  des  Papstes,  die  Apporo* 
bation  wieder  ertheilt  hat.  Dies  gilt  aber  licht  fUr  den  Fall,  dass  der  OrdiBarins 
allen  Mönchen  eines  Konventes  die  Approbation  entzieht,  weil  ihm  dies  allein  nat 
Yorwissen  des  ptpstlichen  Stahles  gestattet  ist^. 

Die  Approbation  des  Ordinarius  hindert  nicht,  dass  der  Ordensobere,  selbst 
anssergerichtlich  ex  fnformata  conscientia,  die  den  Regalaren  sam  BeioihtlU^en  er- 
theitte  Brlaabniss  widerroft,  indessen  ist  die  trotzdem  bei  foiidamemder  bisohöflieber 
Approbaüon  von  dem  Mönche  abgehaltese  Beichte  and  die  von  ihm  eriheilte  Abso- 
latien  gftltig^. 

Die  fttr  die  Diöeese  approbirten  Regalarea,  welche  mit  Erlaabniss  ihrer  Oberen 
das  Sakrament  der  Basse  verwalten,  stehen  in  Bezag  aof  diese  ihre  Thitigkeit  anter 
der  Jarisdiktion  des  Bischefs',  als  gesetzlichen  DelegatoA  des  päpstlichen  Stahles, 
and  daher  kann  sie  derselbe  aach  zwingen,  diese  Thätigkeit  aaszattben^*  Ins** 
besondere  haben  sie  die  Yerpfliehtang,  wenn  Kranke  bei  ihnen  gebeiehtet  haben, 
dies  sofort  dem  zaständigen  Füxtex  anzuzeigen  ^. 

C.  Beichtväter  fllr  weibliche  Orden  and  Kongregationen.  Besonder- 
heiten bestehen  ferner  in  Betrefif  der  Bestellnng  and  der  Approbation  der  Beichtväter 
für  die  Nonne n ,  also  fdr  die  Mitglieder  der  päpstlich  approbirteii  Fraaen--Orden ^ 

Die  fttr  diese  bestinmiten  Beichtväter,  sowohl  die  ordentlichen  7,  wie  die  aasser- 
ordentiichen^,  erhattcQ  ihre  Jarisdiktion  and  ihre  Approbation  von  dem  Diöeesan- 
bischof,  wenn  ihre  Erlöster  nicht  unter  der  Leitang  eines  Mannsordens  stehen^,  wäh- 
rend in  dem  letzteren  Falle  ^^  der  Ordenäobere  die  Jarisdiktion,  der  Diöcesanhischof 
aber  die  Approbation  ertheilt  ^^.   Jedoch  genagt  die  vom  Bischof  blos  aUgemein  flUr 

1  Const.  Ott  $.6:   „attamen  oonfesgionee.au-  ^  Vgl.  Gonfesseurs des rtfli^eusea  1. d. An&lect. 

dlendi  facultatem  Omnibus  timul  uniuB  oonven-  iur.  pont  1860  p.  1277  iL  u.  1867  p.  530,  iiia- 

tQB  regalaribuB  confesaoiibaa  adimi  ab  episoopo  bes.  p.  548  ff. ;  K  o  h  n ,  de  monisUam  et  reoen- 

ineousalta  sede  apostollca  non  possef^    Hier  ist  tior.  ooDgregat  rauliermn  oonieaBaiio  i.  Arcli.  t 

Nicbtigkeit  antimehmen,  weil  der  Bisohof  gar  katb.  K.  R.  42,  241,  nameatlicb  S.  258. 

nlcbt  allein  zu  dieser  Massiegel  befagt  ist  ^  Ein  eonfessarias  ordinuiiiB  wird  für  jedes 

Nach  einer  Entsob.  d.  Congr.  conc.  v.  2.  MJktz  Nonnenkloster,  nm  dort  regelmässiges  Beiokt- 

1646  soll  anch  der  Bischof  die  Zahl  der  Beicht-  vater  zu  fnngiren»  bestellt,  Trld.  Sess.  XXY.  c. 

Väter  ans  dem  Regnlarenatande  fflr  jede  Kirche  10  de  regni. ;  Benedict.  XIV.  const.  Pastoralis 

nicht  bis  auf  2  besehrinken,  F  erraris  s.  y.  ap-  cnrae  y.  5.  Augast  1748,  bull,  cit  2,  213:  „reli- 

probatio  art.  L  n.  72.  giosas  mulieres  in  olaustris  degentea,  quib9B  cer- 

s  So  auch  die  Oongr.  episc.  et  reg.  y.  2.  März  tus  et  unieus  sacramenti  poenitentiae  minister  a 

1866,  Acta  s.  sed.  1,  684.  monasterii  piaelato  ad  txes,  ut  minimum,  annos 

«  ext  Oonst  Gregorll  XV. :    Insomtabili  y.  designari  solet". 

1622.  $.  4;  Gonst.  Benedict  XIV.:  Firmandis  y.  8  Ein  solcher  soll  mindestens  in  Jedem  Jahre 

6.  Noyember  1744.  $.3,  Bichter,  Tridentinum  2-  oder  3mal  deputirt werden,  damit  die  Nonnen 

S.  592f  doch  darf  der  Bischof  die  Klosterkirchen,  Gelegenheit  haben,    auch  bei  einem  anderen 

in  denen  sie  Beichte  hören,  und  die  Beichtstühle  Priester  als  dem  regelmässigen  Beichtvater  ihre 

in  denselben  nicht  visitireu,  Oongr. conc.  y.  1623,  Beichte  abzulegen;  Trld.  Sess.  XXY.  c.  10  de 

Analect.  iur.  pontit  v.  18^5  p.  1387.  reguL :   „  . . .  Praeter  ordinaiinm  autem  coDfes- 

*  So  auch  de  Luca,  annot  ad  Trident.  disc  sorem  allus  extraordinaiiuB  ab  episcopo  et  aliis 

2.  n.  13,  welcher  freilich  zu  Unredit  eine  quasi  superioribus  bis  aut  ter  in  anno  offeratur,  qui 

kontraktliche  Pflicht  des  Regulären  gegen  den  Cr-  omuium  confessiones  audire  debet". 

dinarius  annimmt,  während  in  der  That  der  Be-  ^  S.  die  Entscheidungen  der  Congr.  conc.  bei 

gulaie,  welcher  die  Approbation  beim  Bisohof  Ferraris  s.  v.  mo^ialeB  art  V.  n.  1;    Kohn 

zum  Beichthören  nachsacht,  sich  in  so  weit  in  p.  254. 

den  Dienst  der  betreffenden  Diocese  stellt  und  ^  Vgl.  Xrid.  Sess.  XXY.  de  reg.  c.  9. 

als  in  derselben  wirkender  Geistlicher  auch  die  ^^  Trid.  L  c  u.  c  10:  Const  Gregor  XV.  cit 

Pflicht  zur  Ausübung  seiner  Funktionen  über-  InscrutablU  $.  ö :  „Confessaril  vero ,  sive  regu- 

kommt  lares  sive  saecularea,  quomodocumque  exempti, 

5  Const  Clem.  X.  dt  $.  4  i.  f.    Verbieten  tam  ordinaxü,  quam  extraordinarii ,  ad  confesT 

darf  ihnen  der  Bischof  das  Beiohthören  der  Kran-  siones  moniaUum  etiam  reguladbus  subieetarnm 

ken  nicht,  Congr.  conc.  v.  1623,  1.  c.  audiendas  nnllatenus  deputari  valeant,  nisi  prius 
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die  Beichte  von  Welüeuten  gegebene  Approbation  nicEt^,  vielmehr  bedarf  es  einer 
speziellen  Approbation  gerade  fdr  diese  Fnnktion^.  Die  Delegimng  der  Jurisdiktion  nnd 
die  Approbation  darf  nnr  ftlr  ein  Kloster  gewährt  werden',  und  deijenige,  welcher 
ne  für  ein  solehes  erhalten  hat,  kann  in  ein«n  anderen  nieht  gültig  Beichte  hören 
ud  absolvireii^. 

Die  Deleginmg  nnd  Approbirang  des  ordentUehen  Beichtvaters  darf  auf  nicht 
Ifti^er  als  3  Jahre  erfolgen^.  Soll  sie  nach  Ablauf  dieser  Zeit'fQr  denselben  Qeist- 
liehen  nochmals  anf  3  Jahre  ertheilt  werden,  so  ist  dazu  fOr  jeden  Fall  ein 
Indnlt,  also  eine  DiqMnaation,  der  Congregatio  episoopomm  et  regnlarinm^  erfor^ 
derlich^. 

Der  aasserordentliehe  Beichtvater  soll  dagegen  jedesmal  von  Fall  zn  Fall  depa- 
tirt  nnd  approbirt  nnd  Jedesmal  ein  anderer  Priester  dazu  ausgewählt  werden^. 
Seine  Befogniss  erstreckt  sidi  blos  auf  das  betreffende  Erlöster  ^  und  dauert  nur  so 
lange,  wie  es  der  Zweck  seiner  Deputirung  erfordert  oder  auf  die  Zeit,  welche  der 
deputirende  Obere  (Ordinarius  oder  Regular-Obere)  festgesetzt  hat  i^. 

Zm  Beichtvätern  fOr  Frauenkldster  dürfen  nicht  deputirt  werden :  1 .  Die  Mit- 
glieder deijenigen  Orden,  welchen  die  Uebemahme  der  betreffenden  Funktionen 


a1»  episcopo  dioeoesMio  idoB^ei  iudioeiitat  et  ap- 
probttionem ,  qnae  gratis  datur,  obtineant";  s. 
auch  8.  98  Anm.  7.  Doch  kann  der  Bischof  iure 
doTOlntionis  bei  Nachlässigkeit  der  Ordensoberen 
den  aosserordentlichen  Beichtvater  depntlren,  s, 
S.  100.  n.  5, 

1  Const  Clement.  X. :  Sapemaeit.  ^4.  Sokhe 
Geiatliohe  können  also  auch  nicht  Ton  den 
Ordenioberen  in  dem  im  Text  gedachten  Fall 
deputirt  inretden,  Congi.  oonc  v.  1755,  bestätigt 
durch  Breye  Clemens'  XIII. :  Inter  multipUoes 
▼om  11.  Dez.  1758,  bull.  Bom.  eont.  1,  72, 
Bichter,  Tridentinum  S.  413  n.  la 

<  Der  Mangel  detselben  zieht  Nichtigkeit  nach 
sich,  irefl  die  nicht  spezielle  Approbation  recht- 
lich der  fehlenden  gleich  steht.  S.  übrigens  o. 
S.  91  n.  %  So  hat  auch  die  Congr.  oonc.  in  Be- 
treff der  Ton  Ordensoberen  ohne  spezielle  Appro- 
bation des  Bischofs  ertheilten  Absolutionen  ent- 
schieden ,  Bl  e  h  t  e  r ,  Tridentinum  S.  541 .  Nr. 

vm.  IX. 

'  Dass  das  Zuwiderhandeln  hier  Nichtigkeit 
der  Delegirung  und  Approbation  bewirkt,  ist 
nirgends  Torgeschrieben ,  liest  sich  auch  aus  in- 
neren Gründen  nicht  annehmen.  Die  Zuständig- 
keit des  Beichtvaters  erstreckt  sich  aber  nicht 
blos  auf  die  Nonnen  und  Novizen ,  sondern  auch 
auf  die  „saecnlares ,  quae  vel  educationis  causa 
vel  alio  titulo  cum  debitis  facultatibus  commo- 
rantuT",  s.  const  Pastoralis  cit ,  weil  diese  sich 
gleichfalls  innerhalb  der  Klausur  aufzuhalten 
haben. 

4  Conat  Clement,  cit  $.  4.  Nichtigkeit  muss 
hier  aber  angenommen  werden,  well  es  an 
der  erforderlichen  Jurisdiktion  und  Approbation 
fehlt. 

fi  Dies  nach  der  Praxis  der  Congr.  episeop., 
Tgt  Ferraris  s.  t.  moniales  art.  5.  n.  19  und 
Rohn  S.  243;   Dominikaner  und  Cassinenser- 


Mönche  aber  werden  mit  Bftckslcht  auf  ihre 
Ordenskonstitutionen  nur  auf  2  Jahre  bestellt, 
Ferraris  1.  c.  n.  21.  Daraus  folgt,  dass  der  Or- 
dinarius, wie  er  den  tauglichen  Begularen  in  an- 
deren Fällen  unbeschränkt  approbiren  muss  (s. 
0.  S.  96)«  hier  die  Approbation  nur  auf  3 ,  bez. 
2  Jahre  gewähren  darf ;  wenn  er  ihn  aber  nicht 
für  vollkommen  tauglich  hält,  zurückzuweisen 
hat,  weil  der  letztere  eben  auf  3  Jahre  und  ohne 
Beschränkung  seiner  Approbation  fnngiren  soll, 
so  die  Congr.  episc,  s.  Ferraris  s.  v.  approbatio 
art.  III.  n.  13;  8.  auoh  die  EnUch.  v.  1872  in 
Collect,  dt.  p.  269.  n.  526. 

Dass  Nichtigkeit  bei  längerer  Bestellung  als 
anf  3  bez.  2  Jahre  eintritt,  ist  nirgends  festge- 
setzt worden.  Wenn  diese  aber  blos  auf  die  ge- 
dachte Zeit  erfolgt  ist ,  so  erlischt  die  Befugniss 
zum  gültigen  Beichthdren  selbstventändUch  mit 
AbUuf  der  Zeit 

«  S.  B.  Bd.  I.  S.  467. 

7  Nach  der  Praxis  der  Congr.  episc  Ist  bei  der 
ersten  Verlängerung  auf  3  Jahre  die  Zustimmung 
von  zwei  Dritteln  der  stimmberechtigten  Non- 
nen des  Klosters ,  bei  der  zweiten  die  Einwil- 
ligung sämmtlicher  erforderlich,  s.  die  Entschei- 
dungen bei  Kohn  S.  244. 

8  Das  folgt  aus  Trid.  cit.  (s.  o.  S.  98.  n.  11). 
Die  heute  vorkommende  Praxis,  auch  diesen 
ausserordentlichen  Beichtvater  auf  3  Jahre  wie 
den  ordentlichen  Beichtvater  zu  depntlren,  wider- 
spricht dieser  gesetzlichen  Bestimmung,  s. 
Kohn  S.  245. 

9  So  die  Congr.  episc,  s.  Koh  n  S.  245,  Ygl. 
auch  Clem.  const.  cit.  Superna  $.  4. 

10  Für  die  Eegel  erfolgt  eine  solche  Deputi- 
rung auf  4  Monate  und  dann  auf  kurze  Zeit, 
z.  B,  auf  14  Tage,  Ferraris  s,  t.  moniales  ait. 
V.  n.  42. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  ]^roiie  durch  dieselhe. 
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ausdrücklich  untersag  ist^  ferner  nicht  2.  die  Oeneral -Vikare^  und  3.  die 
Pfiurer». 

Sodann  können  fflr  diejenigen  Franenklöster,  welche  dem  Bischof,  nicht  den 
Ordensoberen  unterstehen,  seiteas  desselben  keine  Ordenspriester  zu  Beichträtern 
bestellt  werden^.  Andererseits  sollen  die  Ordensoberen,  welchen  Franenklöster 
untergeben  sind,  mindeatens  einmal  einen  Priester  eines  anderen  Ordens  oder  einen 
Weltpriester  als  ausserordentlichen  Beichtvater  deputiren^.  Endlieh  dttrfen  zu  Beidit- 
vätem  nur  Priester  reiferen  Alters  gewählt  werden,  und  zwar  nach  der  früheren, 
neuerdings  nicht  mehr  festgehaltenen  Praxis  der  Congr.  episcc^rum  solche ,  wdche 
über  40  Jahre  alt  sind^. 

Werden  Priester ,  welche  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  von  der  Ver- 
waltung des  Busssakramentes  fftr  Frauenklöster  ferngehalten  werden  sollen,  dennoch 
zu  Beichtvätern  für  dieselben  verwendet,  so  sind  die  von  ihnen  abgehaltenen  Beich- 
ten und  ertheilten  Absolutionen  nicht  nichtig^,  vielmehr  müssen  sie  nur  so  bald  als 
möglich  abberufen  werden. 

lieber  den  Widerruf  der  von  dem  Ordinarius  bestellten  und  approbirten  Beicht- 
väter gelten  die  allgemeinen  Orundsätze^.  In  Betreff  der  von  den  Ordensoberen  de- 
putirten,  welche  der  Bischof  blos  approbirthat,  kann  er  von  diesen  aus  gerechtfertigten 
Gründen  die  Abberufung  verlangen  und,  wenn  sie  dies  verweigern  oder  verabsäumen, 
seinerseits  dazu  schreiten.  Die  Gründe  ist  er  nicht  verpflichtet,  den  Oberen  anzu- 
geben ^. 


*  Wie  den  Franziskaner  -  Oonventualen  von 
Plus  V.,  vgl.  Ferraris  1.  c  n.  26.  27,  Kohn 
S.  247. 

s  Nach  der  Praxis  der  Congr.  episc,  weil  die 
Nonnen  zu  diesen  möglicher  Weise  kein  Zu- 
trauen haben,  Ferraris  1.  c.  u.  24. 

3  Damit  die  Verwaltung  ihres  Seelsorgeramtes 
nicht  darunter  leidet.  Wenn  dies  nicht  der  Fall, 
ist,  sind  sie  aber  nicht  ausgeschlossen,  Fe  rr  ari  s 
1.  c  n.  25.  30;  Analeet.  1860  p.  1277.  Dasselbe 
gilt  von  dem  canonicus  poenitentiaris  1.  c.  n.  31. 

*  Auch  das  ist  feststehende  Praxis  der  Congr. 
episc,  und  nur  für  den  Nothfall  beim  Mangel  ge- 
eigneter Wel^riester  werden  von  Ihr  Indulte  auf 
Deputirung  von  Regularen  ertheilt,  Kohn 
S.248.  Die  Ordensoberen,  deren  Leitung  Frauen- 
klöster unterstehen ,  haben  dagegen  die  Beicht- 
väter aus  den  Mönchen  ihres  Ordens  zu  depu- 
tiren.  YgL  die  Entscheidungen  d.  Congr.  episc. 
bei  Kohn  S.  255,  und  Benedict.  XIY.  const. 
eit.  Pastoralis  (l.  c.  p.  216) :  „Reguläres  autem 
praelatl  moniaUbus  sibi  subiectis  confessarium 
ordinarium  designant  e  suo  ipsorum  ordine^ 

s  Innoc  Xin.  const.  Apostollci  ministerii  v. 
23.  Mai  1723.  §.  21,  bull.  Taur.  21,  939;  Be- 
nedict XIII.  const  In  supremo  v.  23.  Sept.  1724, 
l.  c.  22,  100  fOr  Spanien,  allgemein  angeordnet 
in  Benedict  XIV.  const  dt  Pastoralis,  L  c. 
p.  217:  „si  vero  ipsi  forsan  hulusmodi  confessarii 
extraoidlnaril  deputationes  intra  praescripta  tem- 
pora  omiserint  vel  semper  proprii  ordinis  regu- 
lärem sacerdotem  ad  hunc  effectum  deputaverint ; 
ita  ut  praefatae  monlales  semel  saltem  in  anno 
confessarium  extraordinarium  e  clero  seculari  aut 
ex  alio  ordine  regulari  non  habeant,  ad  episco- 
pos  dioecesanos ,  omni  appellatlone  remota ,  de- 


volvatur  ins  supplendi  eorundem  praelatorum 
defectum  (si  nempe  pensatls  verum  drcumstantils 
ita  expedlens  esse  iudleaverint)^. 

«  Ferraris  1.  c  n.  49  ff.;  Kohn  p.  263. 
Doch  werden  keine  Indulte  für  Priester  unter  30 
Jahren  gegeben,  s.  Indult  Plus*  IX.  v.  1874, 
Collect,  dt.  p.  270.  n.  527. 

"^  Denn  das  gemeine  Recht  hat  keine  beson- 
dere Qualifikation  festgesetzt  Alles  beruht  auf 
der  Praxis  der  Congr.  eplsoop.,  und  diese  selbst 
hat  in  solchen  Fällen  nur  die  Kntfernuag  der 
betreffenden  Priester  verlangt,  s.  die  vorher  oi- 
tirten  Anmerkungen. 

8  S.  0.  S.  90. 97. 

0  Const.  Qregorii  XV.  dt  $.  Ö :  ^ . . .  Uceatque 
^iscopo  ex  ratlonabili  causa  superiores  reguläres 
admonere,  ut  elusmodi  confessores . . .  removeant 
iisque  superioribus  id  facere  detrectantlbus  aut 
negligentibus,  habeat  episoopus  facultatem  prae- 
dictos  confessores  .  .  .  amovendi,  quoties  et 
quando  opus  esse  iudicaverit'^  Vergleiche  ferner 
die  Entsch.  d.  Congr.  conc  in  Richter,  Triden- 
tinum  S.  642  Nr.  XII :  „Non  teneri  elusmodi  cau- 
sam siguiflcare  superioribus  regularibus,  sed  hoc 
relinqul  arbitrlo  et  prudentiae  episcoporum,  quo- 
rum  consdentias  S.  Congr.  serio  oneravit,  ne 
facultate  sibi  hac  in  parte  attributa  quoquo  modo 
abutantur ,  eins  rei  in  districto  dei  iudicio  ra- 
tionem  reddituri".  Was  das  Verhältniss  dieser 
Bestimmungen  zu  dem  dem  Bischof  durch  die 
const.  Clem.  X.  gegebenen  Widerrufsrecht  in 
Betreff  der  unbeschränkten  Approbation  der  Re- 
guUren  anlangt  (s.  o.  S.  97) ,  so  finden  die- 
selben neben  der  früheren  const.  Oregorli  XV. 
Anwendung,  weil  auch  die  Constitution  Cle- 
mens X.  von  den  Beiehtvitem  der  Nonnen  han- 
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Die  eben  erörterten  YorBchriften  über  die  Beichtväter  fiHr  die  Frauenklöster 
finden  auch  Anwendung  «nf  ^e  wdbliofaen  Kongregationen ,  welche  keine  Orden  im 
eigentlichen  ginne  sind ,  weil  in  ihnea  die  vota  Bolemnia  fehlen,  und  keine  ELlaasur 
gehalt^  wird^.  Wenngleich  dieselben  im  AUgemeinen  mit  ihren  Niederlasanngen 
nicht  von  dem  Parochialrechte  des  Ortspfiarrers  eximirt  sind,  so  fehlt  dem  letzteren 
doch  gerade  die  Beichtjnrisdiktlon  ti>er  die  Mil^lieder  dieser  Oenossensehaften^. 
Es  hat  daher  der  Bischof,  von  dessen  Jurisdiktion  die  Kongregationen  nnd  ihre 
Niederlassungen  nicht  befreit  sind,  als  Ordinarius  sowohl  die  ordentlichen,  wie  ausser- 
ordentlichen Beichtväter  zu  delegiren  und  zu  approbiren  K 


delt,  d.  h.  also  «ob  den  In  der  leteteren  ge- 
nannten Gründen  darf  der  Bisehof  auoh  den 
von  den  Ordenaobeien  deputlitea  Beichtvätern 
die  Approbation  entziehen,  ohne  vorher  die  Ent- 
fernung bei  deren  Oberen  in  Antiag  zn  bringen. 
^  Schon  im  17.  Jahrhundert  hat  die  Congr. 
episcop.  in  ihrer  Praxis  eine  solche  Anwendung 
gemacht,  Ferraris  s.  t.  monlales  art.  V.  n.  19. 
^0.  Eine  gesetzliche  Basis  hat  diese  durch  die 
Gonst.  Benedict  XIY . :  PastoraUs  cit  erhalten,  s. 

L  c  p.  214 :  „Nee  aliud snperest,  nisi  ut 

.  . .  ecdesiarum  antistites  enixe  hortemur ,  ut 
quamvis  Tridentina  synodua  de  solis  daustra- 
libus  monialibus  in  praemisso  decreto  loquatur, 
nihüominus  eandem  diacipUnae  formam  ^obser- 
vent,  tarn  cum  alüs  moniaUbus,  quae  licet  clau- 
surae  legibus  minlme  adstrictae  sint,  in  oommu- 
nitate  tamen  vivunt,  quam  cum  aliarum  quarum- 
cunque  mulierum  aut  puellarum  coetibus  seu 
conserratorüs,  quoties  tam  illae  quam  istae  uni- 
cum  poenitentiae  ministrom  a  superioribus  de* 
signatum  habeant  Quaecunque  enim  droa  mo- 
niales  in  rigorosa  dausura  Tiventes  cavenda 
sunt,  eadem  in  alÜs  quibuscunque  mnlleribus 
sive  regularibus  sive  saecularibus ,  in  communi- 
täte  aut  collegio  degentibns ,  locum  habere  pos- 
sunt;  ideoque  pari  Providentia  üsdemque  re- 
mediis  areeri  autemendari  debent  Et  nos  quidem, 
quum  hanc  consuetudinem  offerendi  confessarios 
extraordinarios  bis  aut  ter  in  anno  singulis  tam 
monialium  non  claustralium  quam  piis  aliarum 
puellarum  et  mulierum  coetibus  et  communita- 
tibus  in  nostra  civitate  et  dioecesi  Bononiensi  in* 
duxerimus,  omnibus  testari  poasumus  vel  potius 
debemuB ,  uberem  spiritualium  utilitatum  mes- 
sem  nos  inde  evidentem  coUegisse".  (Dass  hierin 
die  Bestellung  des  ausserordentlichen  Beicht- 
vateis  nicht  etwa  den  Ordinarien  freigelassen 
wird,  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Papst  den 
Missbrauch,  nicht  einen  solchen,  sondern  nur 
einen  ständigen  zu  deputiren,  s.  die  Worte: 
quoties  tam  etc.  tadelt  und  beseitigen  wiU ,  s. 
auch  Kobn  S.  262.)  YgK  femer  die  die  Eng- 
lischen Friulein  betreffende  const.  Benedict. 
XIV.:  Qa»mviß  iusto  v.  30.  AprU  1749.  %%. 
13.  14,  eiusd.  bulL  3,  28,  sowie  die  Zusammen* 
Stellung  der  Bemerkungen  der  Ck>ngr.  episc  über 
die  ihr  zur  Prüfung  eingereichten  Statuten  einer 
ganzen  Anzahl  neuerdings  errichteter  Frauen- 
Kongregationen  bei  Kohn  S.  266  ff.,  wonach 
von  derselben  überall  darauf  gedrungen  worden 
ist,  dass  hinsichtlich  der  Beichtväter  die  Yor- 
sdiriftender  cit  const.  Benedict  XIY.  Pastoralia 
beobachtet  werden.    S.   übrigens   hierzu  noch 


Schuppe,  Yerhältn.  d.  neueren  religiösen 
FrauengenoBsenschaften  zumBeiohtfater,  i.  Arch. 
t  kath.  K.  B.  19,  357  ff. 

.  3  Das  folgt  daraus,  dass  für  den  Pfarrer  als 
solchen  neben  den  deputirten  Beichtvätern  kein 
Raum  bleibt  und  dass  er  als  Pfarrer  nicht  die 
audi  hier  erforderliche  spezielle  Approbation 
für  die  den  Nonnen  gleichstehenden  Mitglieder 
dieser  Kongregationen  besitzt  S.  auch  Schuppe 
a.a.O.  S.359  und  derselbe,  Wesen  u.  Rechts- 
verhältnisse der  neueren  religiösen  Frauen- 
genossenschaften. S.  64.  68.  Die  Beichte  und 
Absolution  solcher  Frauen  durch  den  Pfarrer 
oder  durch  einen  approbirten  Diöcesanpriester  ist 
also,  sofern  er  nii^t  vom  Bischof  zum  Beicht- 
vater für  die  Sündenerlassung  bestellt  und  ap- 
probirt  ist,  nichtig  (wogegen  SilbernaglK.B. 
S,  423  die  Nichtigkeit  nur  eintreten  lässt,  wenn 
die  Schwestern  im  Cura-Instrument  des  Priesters 
ausgenommen  sind).  Das  gilt  aber  nicht  für  die 
in  eine  solche  Niederlassung  aufgenommenen 
Schülerinnen  und  Pensionärinnen,  auch  nicht 
für  die  Kranken  in  der  mit  einer  solchen  ver- 
bundenen Anstalt ,  denn  diese  gehören  alle  der 
Kongregation  nicht  als  Mitglieder  an ,  können 
also  nicht  wie  die  letzteren,  den  Nonnen  im 
eigentlichen  Sinne  gleichgestellt  werden,  um  so 
weniger ,  als  sich  daa  strenge  Klausurgebot  nicht 
auf  derartige  Genossenschaften  erstreckt 

3  Es  finden  daher  In  dieser  Beziehung  alle 
vorhin  erwähnten  Yorsohriften  Anwendung. 
Freüich  erachtet  Schuppe,  Wesen  S.  69,  den 
Bischof  für  berechtigt,  auch  nach  Ablauf  der  drei 
Jahre  den  bisherigen  ordentlichen  Beichtvater 
ohne  Indult  der  Congr.  episc.  wieder  zu  depu- 
tiren,  aber  die  blosse  Schwierigkeit ,  ein  solches 
bei  der  weiten  Yerzweigung  der  fraglichen  Ge- 
nossenschaften einzuholen ,  ist  kein  juristischer 
Grund  dagegen,  s.  auch  Kohn  S.  270.  Anderer- 
seits ist  es  nicht  möglich ,  die  Yorschriften  über 
die  Bestellung  der  Regularen  zu  Beichtvätern 
und  über  ihre  Ausschliessung  in  gewissen  Fällen 
zur  Anwendung  zu  bringen,  so  auoh  Schuppe 
a.  a.  0.  S.  71,  weil  hier  gar  keine  Orden  in  Frage 
stehen,  und  alle  diese  Kongregationen  dem  Bi- 
schof unterworfen  sind«  Derselbe  wird  daher 
befugt  sein,  nach  seinem  Ermessen  die  Beicht- 
väter aus  dem  Säkular-  oder  Eegularstande  zu 
nehmen.  Dafür  spricht  auoh  di^  const  Benedict. 
XIY.  Quamvis  iusto  cit  ^  13  :  „et  ad  ordlnarios 
praedictos  pertinere,  deputare  directores  spiri- 
tuales  et  confessarios,  qui  slbi  apti  videbantur, 
sive  ex  coetu  presbyterorum  saecularium  sive 
regularium.     Quae  quidem  responsa  nos  pariter 
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D.  Die  ReservatfäUe  {casus  ressrvati)^.  Da  nach  katholischer  Lehre  jeder 
Priester  zwar  die  Beftfaigung  zur  Verwaltang  des  Busssakramentes  besitzt,  derselbe 
aber  zur  wirksamen  Aasttbang  der  ihm  von  den  Eirchenoberen  zn  ertheilenden  Juris- 
diktion bedarf,  so  ist  es  diesen,  sowie  den  Ordensoberen  gestattet,  die  Jnris^ktion 
der  Priester  ihrem  materiellen  Um£ange  nach  zn  beschränken,  ihnen  also  die  Los- 
sprechung von  gewissen  Sünden  zu  entziehen  und  sich  die  letztere  in  derartigen 
Fällen  (daher  der  Ausdruck:  casus  rsssrvatt)  vorzubehalten 3. 


tunc  approbtYlmus  et  nunc  . .  .  conflrmamas  et 
roboramus^ 

^  Mathias  Hansmann,  Geschichte  der 
p&pstlichen  Reservatrechte.  Begensburg  1868; 
J.  B.  BuchleT)  die  Lehre  von  den  Reserrat- 
fallen  mit  besonderer  BerAcksichtlgang  d.  Res. 
i.  d.  Diöcesen  Rottenbarg  n.  WQrzburg.  Schaff- 
hansen  1859;  Jo.  Bapt.  Bertagna,  de  ca- 
SQum  reservatlone  in  sacramento  poenitentiae. 
Taniini  1868.  Vgl.  auch  Benedict.  XIV.  de 
synodo  dloeces.  V.  4  ff. 

>  Das  ist  als  Dogma  Tom  Tzidentinnm  fest- 
gestellt, s.  Sess.  XIV.  doctr.  c  7:  .  .  ^agno- 
pere  vero  ad  christiani  popnli  disdplinam  per- 
tinere  ss.  patribns  nostris  Tisam  est,  nt  atrodora 
qnaedam  et  graviora  erimina  non  a  qnibusris, 
sed  a  snmmis  sacerdotibns  absolverentnr,  unde 
merito  pontiflces  maximi  pro  snprema  potestate 
sibi  in  ecclesia  anlTcrsa  tradita  cansas  aliqaas 
criminum  graTiores  suo  potuerunt  peculiari  iu- 
dido  reserrare.  Neqne  dubitandum  esset,  quando 
omnia,  qnae  a  deo  sunt,  ordinata  sunt ,  quin  hoc 
idem  episcopis  omnibus  in  sua  cuique  dioeeesi, 
in  aediflcationem  tarnen ,  non  in  destructionem 
liceat  pro  illis  in  subditos  tradita  supra  reliquos 
inferiores  sacerdotesauctoritate,  praesertim  quoad 
illa,  quibus  excommunlcationis  censura  annexa 
est.  Hanc  autem  dellctorum  reservationem  oon- 
sonum  est  diyinae  auctoritati  non  tantum  in  ex- 
terna politia ,  sed  etiam  coram  deo  yim  habere''; 
sowie  1.  c.  de  sc  poen.  sacram.  can.  11 :  „Si  quis 
dixerit,  episcopos  non  habere  ins  reserrandi 
casus ,  nisi  quoad  extemam  politiam  atque  ideo 
casuum  reserrationem  non  probibere,  quo  minus 
sacerdos  a  reservatis  yere  absolvat,  anathema  sit^. 

Es  ist  ungerechtfertigt,  das  Vorbandensein  der 
Reserrationen  in  eine  frühe  Zeit,  z.  B..in  das 
6.  Jahrhundert,  zusetzen,  s.  Jacobson  1.  Her- 
zogs Real-Encyklopädie  2.  Aufl.  3,  162  unter 
Berufung  auf  die  absolut  beweislosen  c  12.  13 
(Coelest  I.)  a  XXVI.  qu.  6,  ahnlich  auch  Be- 
nedict XIV.  L  c.  c.  4  n.  3,  welcher  sich  darauf 
bezieht,  dass  schon  im  4.  Jahrhundert  Mörder  zur 
Absolution  nach  Rom  geschickt  seien.  Fälle  der 
letzterwähnten  Art ,  wie  sie  namentlich  seit  dem 
11.  Jahrhundert  vorgekommen  sind,  s.  Tho- 
massin  vetus et noya disc  P.I.l.II.  c.  13 n.  HL; 
▼  an  Espen,  ins  eccles.  uu.  P.  II.  tit  6.  c  7. 
n.  9,  gehören  nicht  hierher ,  denn  hier  waren  es 
die  kirchlichen  Lokaloberen ,  welche  wegen  der 
Zweifelhaftigkeit  der  Sache  und  wegen  der 
Schwere  der  Sünden  Ihrerseits  ihre  Untergebenen 
nach  Rom  sandten ,  andererseits  mehrfach  aus- 
drücklich ihre  Kompetenz  dadurch  wahrten,  dass 
sie  Reisen  dorthin  ohne  ihr  Vorwissen  Terboten, 
s.  Limoges  1031,  Mansi  19,  547:  „Hoc  ab  ip- 


sis  apostolicis  Romanis  et  caeterls  patribus  cau- 
tum  tenemus,  ut  parochiano  suo  episcopus,  si 
poenitentlam  imponit  eumque  papae  dirigit,  ut 
iudlcet ,  utrum  sit  an  non  poenitentia  digna  pro 
tanto  reatu,  potest  eam  conflrmare  auctoritas 
papae  aut  IcTlgare  aut  superadiioere.  ludidum 
enim  totius  ecclesiae  maxime  in  apostoUca  Ro- 
mana sede  constat.  Item  si  episcopus  parochianum 
sunm  cum  testibus  vel  Uteris  apostollco  ad  poeni- 
tentlam accipiendam  direxerit ,  ut  multotles  pro 
gravissimlB  fleri  seiet  reatibus ,  in  quibus  epis- 
oopi  ad  dignam  haesitant  poenitentlam  Imponen- 
dam :  hlc  talis  licenter  a  papa  remedium  sumere 
potest.  Nam  inconsulto  eplscopo  suo,  ab 
apostollco  poenitentlam  et  absolatlonem  nemlni 
accipere  licet";  TgL  auch  Sellgenstadt  1023. 
c.  18,  s.  Bd.  lU.  S.  485  n.  2.  Die  gedachten 
Fälle  berühren  sich  nur  zum  Theil  mit  dem 
treibenden  Gedanken  der  Entwicklung  der  Re- 
servatf&lle  darin  ,  dass  für  schwere  Fälle  die  Ton 
dem  Schuldigen  zu  erleidenden  Nachtheile  noch 
durch  dne  Erschwerung  der  Absolution  ver- 
schärft werden  sollen. 

Die  päpstlichen  Reservatfille  verdanken 
vielmehr  ihre  Entstehung  und  Ausbildung  nicht 
irgend  welchen,  auf  dem  Gebiete  des  forum  in- 
temum.  Insbesondere  der  Handhabung  des  Buss- 
sakramentes hervorgetretenen  Bedürfnissen.  Der 
Ausgangspunkt  der  Entwicklung  liegt  auf  dem 
Boden  des  forum  extemum),  des  kirchlichen 
Straf  rechts.  Im  12.  Jahrhundert  wurde  zuerst  (so 
auch  Hausmann  a.  a.  0.  6.  11.  65)  durch  das 
Konzil  V.  Rhelms  1131,  dann  durdi  das  II.  Late- 
ran-KonzU  V.  1139  bei  der  für  die  violenU 
manuum  Inlectlo  in  dericum  vel  monachum  an- 
gedrohten excommunlcatio  maior  dem  Papste  die 
Absolution  von  derselben  vorbehalten  (Bd.  I. 
S.  118)  und  seitdem  für  dne  Reihe  anderer  Ver- 
gehen (vgl.  Hau6mannS.82ff.)die gldche An- 
ordnung getroffen.  In  allen  diesen  Fällen  handdte 
es  dch  aber  in  erster  Linie  gar  nicht  um  die  Vei^ 
gebung  der  begangenen  Sünde,  um  die  Abso- 
lution von  dieser,  sondern  um  schwere  Vergehen 
gegen  die  kirchliche  Rechtsordnung  und  die  Los- 
sprechung von  der  für  dieselben  angedrohten 
Exkommunikation ,  und  zwar  mdstens  um  Ver- 
gehen ,  deren  Unterdrückung  die  Kirche  gerade 
im  hierarchischen  Interesse,  z.  B.  behufs  Slcher- 
hdt  der  leiblichen  Integrität  der  Kleriker  (s.  den 
dtirten  FaU),  insbesondere  ihrer  hohen  Würden- 
träger, der  Kardinäle  (c.  5,  Bonit  VIU.  in  VIto 
poenis  V.  11),  des  Kirchengutes  (c*  22,  Olem.  III* 
X.  de  sent.  excom.  V.  39),  der  klrchUehen  Beam- 
ten betreffs  Ausübung  der  StraQurisdlktion, 
(c.  11 ,  Lyon  1274,  in  VIto  de  poen.  V.  11,  vgl. 
weiter  die  Bulle :  Coena  und  die  Zusammenstel- 
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Die  voa  den  Päpsten  aasgesproohenen  ReservatioiieE  betreffen  mit  Ausnahme 
einea  einzigen  Falles^  in  erster  Linie  die  Absolation  von  der  grossen  Exkommuni- 
kation, welche  fttr  bestimmte  schwere  Vergehen  gegen  die  kirchliche  Bechtsordnung 
angedroht  ist  2.  Jedes  dieser  Vergehen  bildet  aber  nach  kirchlicher  Auffassung  auch 
zugleich  eine  schwere  SUndCi  und  da  die  Folgen  der  Exkommunikation  sich  sowohl 
auf  dem  Gebiete  des  forum  internum,  wie  des  forum  externum  äussern,  so  muss,  wenn 
die  gedachte  Censur  nioht  einen  Theil  ihrer  Wirkung  gegen  den  Schuldigen  ein- 
büss^  soll,  mit  dem  Vorbehalt  der  Absolution  f^  das  Bechtsgebiet  zugleich  auch 
die  Beservation  für  das  Oewissensgehiet,  d.  h.  der  Vorbehalt  der  sakramentalen  Los- 
sprechnng  von  der  Sünde,  welche  das  Vergehen  bildet,  verbunden  sein.  Weil  also 
d^  Vorbehalt  allein  wegen  der  Censuir  festges^t  ist,  fällt  er  auch  in  allen  Fällen 
fort,  in  denen  diese  wegen  besonderer  Umstände  nicht  eintritt,  mithin  namentlich  bei 
Unkenntniss  von  der  Bedrohung  der  Handlung  mit  der  Exkommunikation  ^. 

Das  Nähere  gehört  demnach  in  die  Lehre  von  der  Exkommunikation^.  Hier  ist 
nur  darauf  hinzuweisen^  daSs  das  Tridentinum  den  Bischöfen,  denen  m  dieser  Bezie- 


luDg  der  soiistigen  Fälle  bei  Ferraris  s.  y.  ex- 
oonununicatio  art,  L  n.  22  u.  art  III),  wänschen 
musste,  und  bei  denen  der  Voibebalt  der  Absolu- 
Üon  für  den  Papst  mitunter,  wie  bei  dem  schon  er- 
wähnten priYileglam  c&nonis ,  eine  Yerschärfung 
der  Strafe  im  Interesse  der  kirchlichen  Beamten 
zur  Folge  hatte.  Gerade  dieser  Umstand  hat  in 
derselben  Zeit  auch  einzelne  Synoden  Yeran- 
lasst,  die  Lossprechnng  von  den  ihrerseits  ange- 
drohten ExkoHununikationen  in  die  Hände  des 
Papetes  zu  legen,  s.  z.  B.  London  1143 ,  Mansi 
21,  604:  „ue  aliquis,  qul  ecclesiam  coemete- 
riomqoe  violaverit  (vel  in  clerico  ant  viro  reli- 
giöse manoB  iniecerlt  violentas)  ab  alio  quam  ab 
ipso  papa  possit  absol  vi^  Alle  erwähnten  Fälle  nnd 
läle,  für  welche  bis  znm  16.  Jahrhundert  die  Ab- 
solution dem  Papste  vorbehalten  worden  ist,  sind 
Fälle  der  Androhung  der  Exkommunikation.  Bis 
zu  dieser  Zeit  galt  iiso  der  Satz :  keine  päpst- 
liche Beservation  ohne  Exkommuni- 
kation. Erst  Sixtus  Y.  hat  1588  sich  die  Ab- 
solution von  der  Suspension  der  Pontiflkalrechte 
für  Ordination  gegen  Geld  oder  Geldes werth  re- 
servirt,  Bd.  I.  S.  104,  also  gleichfalls  von  einer 
Strafe,  und  der  einzige  Fall  der  vorbehaltenen 
päpstlichen  Reservation,  in  welchem  weder  eine 
Censur  noch  Strafe  in  erster  Linie  in  Frage  steht, 
ist  in  der  Bulle  Benedikts  XIY. :  Sacramentum 
V.  1.  Juni  1741  S.  3,  eiusd.  bull.  1,  23,  betref- 
fend die  Yerlockung  zur  Unzucht  durch  Beicht- 
väter [s.  g.  soUlcitatio)  enthalten :  „Quaecumque 
persona,  quae  execrabUi  huiusmodi  flagitio  se  in- 
quinaverit  vel  per  seipsam  innocentes  confessa- 
rios  impie  calumniando  vel  sceleste  procurando, 
ut  id  ab  aliis  Hat ,  a  quocumque  sacerdote  quovis 
pri vllegio,  auctoritate  et  dlgnitate  munito ,  praeter- 
quam  a  Nobis  Kostrisque  successoribus ,  nisi  in 
flne  vitae  et  exoepto  mortis  articulo ,  spe  abso- 
lutloniB  obtinendae,  quam  Nobis  et  successoribus 
...  reservamus,  perpetuo  careat'',  während  in 
dem  anderen,  von  einzelnen  (s.  B  e  r  t  a  g  n  a  p.  28, 
Tappehorn  S.  121)  hierher  gezählten  Fall, 
Niehtzurückstellung  von   Geschenken,    welche 


Ordenspersonen  beiderlei  Geschlechts  gegeben 
haben,  seitens  der  Geschenknehmer,  const. 
Innocent  XIL:  Romanus  pontifex  v.  3.  Septem- 
ber 1691  8-  17,  buU.  Taurin.  20,  166,  der  rich- 
tigen Ansicht  nach  ein  päpstlicher  Yorbehalt 
nicht  ausgesprochen  ist,  s.  Entsch.  s.  Poenitentarla 
vom  16. März  1861  und  Graisson,  manuale to- 
tius  iuris  canonici,  ed.  Y.  n.  1603,  t.  2  p.  124. 

1  S.  die  vor.  Anm.  a.  E. 

2  Das  ist  in  Anm.  2  von  S.  102  nachgewiesen. 
Uebrigens  ist  man  darüber  auch  einig,  s.  z.  B. 
Haringer  S.  167;  Tappehorn  S.  117;  Gin- 
zel  K.  R.  2,  369;  Silberuagl  K.  R.  S.  424. 

3  Hausmann  a.  a.  0.  S.  361;  Bertagna 
p.22. 

*  Ausser  den  im  corpus  iuris  vorkommenden 
Fällen  finden  sich  eine  Reihe  solcher  in  der  s.  g. 
Bulle  Ooenae  (bulla  in  coena  domini,  Abend- 
mahls-, Naohtmahls-Bulle),  d.  h.  einer  Bulle, 
welche  am  grünen  Donnerstage  feierlich  In  Rom 
publicirt  wurde,  und  in  welcher  derartige  Fälle, 
zunächst  in  der  ersten  bekannten  Bulle  Ur- 
bans  Y.  Apostolatus  v.  1363,  buU.  Taur.  4,  620, 
sieben ,  schliesslich  2Ö  in  der  letzten  Redaktion 
Urbans  YIII.,  in  der  Bulle  Pastoralis  v.  1627, 
1.  c  13,  636 ,  darunter  auch  zum  Theil  schon  im 
Corpus  iuris  enthaltene  zusammengestellt  waren 
(vgl.  Hausmann  a.  a.  0.  S.  89».).  Nachdem 
die  feierliche  Publikation  der  Bulle  auf  Befehl 
Clemens*  XTY.  seit  1770  unterlassen  worden  ist, 
Bros  oh,  Geschichte  des  Kirchenstaates  2,  139, 
und  ihre  Bestimmungen ,  wenngleich  sie  immer 
formell  geltendes  Recht  blieben ,  zum  Theil  in 
Yergessenheit  gerathen  waren  ,  hat  sie  Pins  IX. 
durch  die  const.  Apostolicae  sedis  v.  12.  Oktober 
1869,  u.  a.  abgedruckt  bei  Friedberg,  Samml. 
V.  Aktenstücke  z.  Vatikan.  Konzil,  S.  403 ;  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  23,  326 ,  zwar  aufgehoben ,  aber 
einen  wesentlichen  Theil  ihres  Iiüxaltes  in  seine 
eigene  herüber  genommen.  Die  zuletzt  gedachte 
Bulle  kommt  also  für  das  heutige  Recht  In  Be- 
treff der  päpstlichen  Reservatfälle  vor  Allem  In 
Betracht. 
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hang  auch  die  praelati  nnllins  dioeceseos  gleichzustellen  sind  \  als  Bestandtheil  ihrer 
ordentlichen  Jurisdiktion  die  Befagniss  beigelegt  hat^,  selbst  oder,  jedoch  mit  Aus- 
nahme des  Falles  der  Ketzerei',  auch  durch  einen  speziell  erm&chtigten  Stellver- 
treter^, von  allen  p&pstlichen  Reservatfiillen ,  sofern  die  bedrohte  That  geheim  ge- 
blieben ist  ^,  ihre  Untergebenen  ^,  indessen  blos  innerhalb  ihrer  Diöcese  ^,  und  nur  far 
das  Gewissensgebiet  zu  absolviren^. 

Nach  dem  Tridentinum  ist  diese  Erweiterung  der  bischöflichen  Jurisdiktion  aber 
für  alle  durch  die  buHa  Coenae  dem  Papste  reservirten  Fälle  (so  wenigstens  die  herr- 
schende Meinung)  wieder  beseitigt  worden^  Auch  die  Konstitution:  SecUs  aposioUoae 
von  Pius  IX.  1®  kennt  eine  Reihe  von  FÜlen,  die  s.  g.  excommunicatianes  latae  smimtiae 
speciali  modo  Romano  porU^  reservaiaey  ftlr  welche  sie  die  gedachte  Beschränkung 
aufrecht  erhalten  hat  ^^.   Doch  wird,  wie  schon  zur  Zeit  der  Bulla  coenae,  so  auch 


i  Bd.  IL  S.  316  n.  3. 

s  Trid.  SesB.  XXIY.  e.  6:  „liceat  episeopis 
...  in  qxilbiuciinqne  casibus  occultis,  etiam  sedi 
apoBtolioae  leBerratis ,  delinquentes  quosconque 
slbl  BubdltOB  in  dioecesi  Bua  per  Be  ipsos  aut  t1- 
carinm  ad  id  specialitei  deputandum  in  foio 
conBdentlae  gratis  absoWeie,  Imposita  poeniten- 
tia  BalntarL  Idem  et  in  haeroBis  cilmine  in  eodem 
foro  conBcientiae  eis  tantnm,  non  eomm  -vicarüs, 
Bit  permiBsnm^  Da  die  Befagniss  aus  der  ordent- 
lichen Jorisdiktion  des  Bischofs  fliesst ,  so  kann 
er  sie  schon  nach  seiner  Konfirmation  Tor  der 
Konsekration  ansüben,  und  sie  geht  anch  auf  den 
KapitularTlkar  über,  Bd.  H.  S.  244  (and.  Mei- 
nung B  er  tag  na  p.  97)  u.  die  Ck>ngr.  cono.  bei 
Richter,  Tridentinum  S.  338  n.  1,  welche  in- 
dessen speziell  Uebertragung  durch  das  Kapitel 
verlangt,  was  freilich  kaum  richtig  sein  dürfte, 
s.  Bd.  U.  S.  238. 

3  S.  die  Tor.  Anm.  Doch  kommt  dieser  Fall 
wegen  der  bulla  Ck>ena  $.  1  und  der  const.  sedis 
apostolicae  (excomm.  Bpedali  modo  reserratae 
n.  1)  praktisch  nicht  in  Betracht. 

4  Also  z.  B.  den  Generalvikar  oder  den  cano- 
nicuB  poenitentarius ,  s.  Bd.  II.  S.  214.  Es  ge- 
nügt aber  eine  allgemeine  Ermächtigung  für  die 
gedachten  Fälle,  eine  besondere  für  jeden  ein- 
zelnen Fall  ist  nicht  erforderlich,  Kober ,  Kir- 
chenbann 2.  Aufl.  S.  496: 

5  VgL  darüber  Bd.  L  8.  66;  Beitagna  p.98; 
Kober  a.  a.  0.  496. 

«  Bd.  n.  S.  46.  46.  297;  Beitagna  p.  103. 
104. 

7  Das  ist  eine  durch  das  Tridentinum  ausdrück- 
lich festgesetzte  Ausnahme  von  dem  sonst  gelten- 
den Grundsatz,  s.  o.  S.  86  u.  Bd.  U.  S.  44.  Doch 
wird  dies  bestritten,  s.  Bertagna  p.  105  ff. 

8  Durch  eine  solche  Absolution  wird  der  bis- 
her Exkommunicirte  von  der  Sündelosgesprochen. 
Er  ist  also  vor  Gott  und  seinem  Gewissen  tou 
der  Exkommunikation  ftoi.  Die  dem  forum  ex- 
temum,  dem  Rechtsgebiete,  angehorlgen  Folgen 
der  letzeren  sind  damit  allerdings  nicht  Ton  selbst 
beseitigt,  aber  bei  geheim  gebliebenen  Vergehen 
ist  der  AbsolTirte  yorher ,  weil  niemand  wissen 
konnte,  dass  er  exkonununicirt  war,  niemals 
äusserlich  als  Exkommunicirter  betrachtet  wor- 

.  den ,  und  deshalb  kann  er  sich  nach  der  Abso- 
lution in  foro  interne  so  benehmen,  wie  wenn  er 


niemals  exkommunidrt  gewesen  wäre ,  so  auch 
Kobeza.a.  0.  8.471.489. 

Da  die  päpstlichen  Fälle  lediglich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Censur  leservirt  sind,  so  kann,  falls 
der  Bischof  blos  von  der  Exkommunikation  ab- 
soMrt  hat,  nunmehr  Jeder  Priester  ron  der  Sünde 
absolviren,  denn  nach  Beseitigung  dei  Exkom- 
munikation ist  ein  solcher  Fall  nicht  mehr  päpst- 
liches Reservat. 

Ueber  frühere  päpstliche  Ermächtigungen,  Yon 
den  Reserratfallen  zu  absoMren,  s.  Hausmann 
a.  a.  0.  S.  366  ff. 

0  Die  Bulle  ($.  21)  gedenkt  aUerdings  nicht 
ausdrücklich  des  Tridentinums ,  aber  sowohl  die 
Gongr.  conc.  ▼.  1632 ,  Richter,  Tridentinum 
S.  338.  n.  1,  als  auch  ein  Dekret  Alexanders  TIL 
Y.  1656  (dieses  fteiUch  auch  ohne  spezielle  De- 
rogation des  Tridentinums)  bei  Benedict.  XIY. 
de  syn.  dioeces.  IX.  4.  n.  o,  haben  sich  in  diesem 
Sinne  ausgesprochen.  8.  über  die  Jetzt  unprak- 
tische Streitfrage  Benedict.  XIY.  1.  c.  h.  6  ff. 
Bouix  L  c  de  episcopo  2,  224 ff.  Bertagna 
p.  99. 

io  S.  0.  S.  103  n.  4. 

1^  Const.  oit. :  „A  quibus  Omnibus  excom- 
municationibus  hucusque  recensitis  absolutionem 
Romano  pontiflci  pro  tempore  speciali  modo  re- 
serratam  esse  et  resenrari ;  et  pro  eo  generalem 
concessionem  absolYondi  a  casibus  et  censuris 
siYO  excommunicationibuB  Romano  pontiflci  re- 
servatis  nullo  pacto  suffleere  declaramus,  reYO- 
catis  insuper  earundem  respectu  qulbuscumque 
indultis  conoessis  sub  quavis  forma  et  quibusYis 
personis  etiam  regularibus  cuiuscumque  ordlnis, 
congregationis,  societatis  et  instituti,  etiam  spe- 
ciali mentione  dignis  et  quavis  dignitate  consti- 
tutis.  AbsolYcre  autem  praesumentes  sine  debita 
facultate ,  etiam  quoYis  praetextu ,  excommuni- 
cationis  Yinculo  Romano  pontiflci  reservatae  inno- 
datos  se  sciant ,  dummodo  non  agatui  de  mortis 
articulo,  in  quo  tamen  flrma  sit,  quoad  absolutes 
obligatio  standl  mandatis  ecclesiae,  si  oouYalue- 
rint",  und  unter  den  Schlussklauseln :  ^Firmam 
tamen  esse  volumus  facultatem  a  Tridentina 
synodo  episcopis  concessam  Sess.  XXIY.  c  YI. 
de  ref.  in  qulbuscumque  censuris  apostolicae  sedi 
hac  nostra  constitutione  serYatis ,  üs  tantum  ex- 
ceptis,  quas  eidem  apostolicae  sedi  special! 
modo  reserYatas  declaraYimus''. 
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noch  heute  in  den  JabilftnmBbnllen  ^  jedem  von  den  Ordinarien  des  Ortes  approbirten 
Sftknlar-  oder  Regnlarbeichtvater  das  Recht ,  von  allen  Reservaten ,  —  temet  her- 
kömmlicher und  regelmässiger  Weise  auch  den  Bischöfen  verschiedener  L&nder  in 
den  päpstlichen  Fakultäten  die  Ermächtigung^  in  einer  Reihe  von  Fällen  der  gedach- 
ten Art  zu  absolviren,  ertheilt^.  Eine  weit  verbreitete  Meinung^  nimmt  an,  dass 
selbst  die  in  der  Bulla  Coenae  festgesetzten  Reservate  fortfallen,  und  der  Ordinarius 
auf  Grund  des  gemeinen  Rechts  kraft  seiner  bischöflichen  Jurisdiktion  in  fbro  interne 
zu  absolvirenbeftigt  ist,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  welche  wegen  ihrer 
körperlichen  Beschaffenheit,  ihres  OescUechtes  oder  aus  anderen  Orttnden^  an  einer 
Reise  nach  Rom  gehindert  sind,  und  neuerdings  ist  dasselbe  auch  in  Bezug  auf  die 
speziellen  Vorbehalte  der  CWi^.  JpostoUoae  Bedis  behauptet  worden  ^  Die  analoge 
Anwendung  der  besonderen  Vorschriften  in  Betreff  der  Absolution  von  der  violenta 
manuum  iniecüo  in  dericos^,  worauf  sich  diese  Ansicht  stfitzt,  ist  aber  sicherlich 
Ar  die  flbrigen  ReservatUle  der  fraglichen  Art  nicht  gerechtfertigt,  um  so  weniger 
als  die  citirte  Konstitution  die  Ar  dieses  Vergehen  angedrohte  Exkommunikation 
nicht  zu  den  speziell  reservirten  rechnet  ^  und  dabei  ausdrflcklich  die  nach  gemeinem 
Recht  dem  Bischof  vorbehaltenen  Fälle  von  der  päpstlichen  Reservation  ausnimmt, 
andererseits  aber  bei  den  speziell  reservirten  Exkommunikationen  nur  eine  einzige 
Ausnahme,  und  zwar  lediglich  ftlr  den  Fall  der  Todesgefahr,  machte. 

Ausser  dem  Papst  haben  femer  die  Provinzialsynoden^  und  die  Bischöfe, 


1  PÜ IX.  oooBt  Aroano  divlnae  y.  20.  Novem- 
ber 1846 ,  G  i  n  z  e  1 ,  Areb.  f.  KiiohengesobiclLte 
1,  92:  ,/)iil  eo8  ab  exoommiraioatioiilft ,  suspen- 
sioniB  atdsqne  eccleelasticls  censiurls  »  iure  yoI 
ftb  bomlne  qoayis  de  causa  latis  Tel  Inflletis  prae- 
ter infra  exoeptas  neonon  ab  omnibns  peccatif, 
excesslbas,  erimlnlbus  et  delictis  quantumYls 
graTlbus  et  enormibns ,  etlam  locomm  ordlnarlis 
sive  nobls  yel  sedi  apostolloae  special!  licet  forma 
reserratis  et  quomm  absolutio  alias  qnantnmTis 
ampla  non  intelligeretur  eoncessa,  in  foro  con- 
scientiae  et  hac  Tice  tantnm  absolvere  et  llberare 
Tileat^;  s.  auch  Gonst.  Benedict.  XIY. :  Bene- 
dictus  deus  y.  26.  Dezember  1750,  $.4,  bull, 
dt.  3,  120.  Wegen  ibnlicher  PrlYlleglen  in 
den  bnllae  Cmciatae ,  Kreazzngsballen ,  welche 
sieb  nur  auf  Spanien  und  ehemals  spanische 
Linder  beziehen;  aber  noch  wiederholt  y.  Pins  IX. 
ertheilt  worden  sind,  s.  Ferraris  s.  y.  buUa 
Crudatae  n.  46ff.,  Wetzer  und  Weite, 
Kirchenlexikon  2.  Aufl.  2,  1469.  Wegen  ihres 
lokalen  Interesses  gehe  ich  hier  und  im  Folgen- 
den nicht  naher  auf  die  Bestimmungen  dieser 
Bullen  ein. 

*  Bd.  m.  S.  800  fr.  Vgl.  namentlich  die  dort 
S.  801  u.  802  mitgefheilten  Fakultäten  fttr  die 
deutschen  Bischöfe.  An  Stelle  der  früheren  For- 
mel casus  reservati  etiam  in  bnlla  Ck>enae  in  diesen 
tritt  aber  Jetzt  nach  Gongr.  Ofll  y.  1871 ,  Collect, 
miss.  dt.  p.  258  n.  521  die  Formel :  etiam  spe- 
dali  modo  in  bulla:  apostolicae  sedls  Romano 
pontüid  reserYati. 

Der  Orossponitentiax  (s.  o.  S.  86  n.  4)  hat  da- 
gegen nicht  die  Stellung  eines  pipstllchen  Dde- 
gaten. 

>  S.  z.  B.  Beiffenstuel,  ins  can.  Y.  7. 
n.371ff.;  Kober  a.a.O.  S.  498  ff.;  Bertagna 


p.  135;  Bouix,  tract.  de  episcopo  2,  236; 
Graisson,  manuale  totius  iur.  can.  n.  1647, 
2,  141  u.  die  you  diesen  dtirten. 

<  S.  Bd.  I.  S.  122. 

^  AYanzini-Pennacohi,  comm.  inconst 
Apost  Sedis.  Romae  1883. 1,  439  ft 

«  Bd.  I.  S.  122. 

7  S.  Nr.  2  dieser  Fälle  in  der  const.  dt. 

s  Wie  man  unter  diesen  Umständen ,  wo  der 
Wille  des  Gesetzgebers  für  das  Gegentheil  klar 
zu  Tage  liegt,  dch  zu  einer  Analogie,  welche 
diesen  geradezu  ändert,  berechtigt  halten  kann, 
ist  unerfindlich.  Wenn  der  Sekretär  der  Poeni- 
tentiaria,  nach  AYanzlnl-Pennaochi  1.  c. 
p.  440}  auf  die  Anfrage  dnes  Bischofs,  ob  durch 
die  cit.  const.  you  der  den  Bischöfen  durch  das 
ins  commune  und  Gewohnheit  gegebenen  Befug- 
niss,  etwaige  an  der  Reise  nach  Rom  Yorhinderte 
Personen  zu  absolYiren,  etwas  geändert  sei,  prl- 
Yatim  die  Antwort  ertheilt  hat:  ,,Nihll  esse  inno- 
Yatum",  so  beweist  dies  nichts,  da  diese  über 
den  Umfang,  welcher  jener  Beftignlss  beigemes- 
sen wird,  gar  nichts  ergiebt.  Ebensowenig  ist 
die  Berufung  darauf  zutreffend,  dass  nach  der 
Instruktion  der  Gongr.  s.  offldi  y.  1870,  1.  c. 
p.  450,  die  Yor  Erlass  der  Konstitution  gegebenen 
Qninquennal-  und  anderen  Fakultäten  durch  die 
letzteren  unberührt  geblieben  sind,  da  die  kassa- 
torische Klausel  dch  nur  auf  zu  eigenem  Recht 
durch  Indulte  Yerliehene  Befugnisse ,  nicht  aber 
auf  solche  Beftignisse,  bei  welchen  die  Bischöfe 
nur  als  Stellvertreter  kraft  Delegation  des  Papstes 
und  zwar  widerruflich  bestellt  sind,  beziehen 
kann. 

9  Für  das  Mittelalter  vgl.  London  1102.  c  18, 
Mansi  20,  162;  Trier  1227.  c.  4,  I.e.  23, 
28;  Arles  1260.  c.  16,  1.  c.  p.  1010  j   Arles 
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die  letiteren  mit  der  Didoesansynode ^  und  aaoh  aUein  daa  Recht,  den  Pfarrern  und 
PriesteriL  die  Befbgnifis  zur  Absolution  in  bestimmten  FäUen  zu  beschrSnken,  jedoch 
haben  die  Proyinzialsynoden  herkömmlicher  Weise  das  Recht  dazu  nicht  sich  selbst, 
sondern  den  Bischöfen  vorbehalten  2.  Die  bischöflichen  Reservate  ^  unterscheiden  sich 
von  den  pä^tlichen  dadurch ,  dass  sie  nicht  wie  die9e  wegen  der  fUr  ein  kirchliches 
Vergeben  angedrohten  Oensur  ausgesprochen  werden,  sondern  dass  sie  in  erster 
Linie  die  Sflnde  betreffen.  Reservirt  werden  sollen  nur  besonders  schwere ,  in  die 
äussere  Ehrscheinung  tretende,  durch  die  That  vollendete  Sfinden^.  Die  Ordinarien 
sollen  femer  von  ihrer  Befugniss  einen  weisen  Gebrauch  machen,  damit  nicht  durch 
zu  viele  Reservate  und  die  dadurch  hesohr&nkte  Möglichkeit  zu  beichten,  die  Discipiin 
und  das  religiöse  Leben  mehr  geschädigt  als  gefördert  werde,  sowie  bei  der  Ai»wahl 
der  FäUe  die  besonderen  Verhältnisse  ihrer  Diöoese  berücksichtigen^.  £ine  Ver- 
letzung dieser  Anweisungen  begründet,  da  die  Reservation  dem  Ermessen  des  Ordi- 
narius anheim  gegeben  ist,  keine  absolute  Nichtigkeit  des  ausgesprochene  Vorbehalts, 
indessen  ist  der  päpstliche  Stuhl  befugt,  bei  schweren  Verstössen  gegen  dieselben 
die  bischöflichen  Festsetzungen  als  nichtig  zu  kassiren^. 


1275  c.  13 .  1.  e.  24 ,  löO ;  Lambeth  1281  c.  6, 
1.  c.  p.  408;  RaYenna  1286  c.  8,  1.  c.  p,  644, 
sowie  das  für  3  etzblschSfliehe  ProTinzen  1326 
abgekalteue  Koniil  y«  Ayignon  e.  22 ,  1.  c.  26, 
757.  Die  neueren  begnügen  sich  dagegen  mit 
Vorschriften  über  die  Ausübung  des  Besex- 
Tationsiechtes  durch  die  Bisehöfe,  s.  z.  B.  Prag 
1860,  Utredit  1865,  coli.  coao.  Lac  5, 507.  828; 
ATignon  1849,  Sens  1850,  1.  0.  4,  339.  891; 
Gashel  1853,  l.  c  3,  836.  Das  Becht  zu  solchen 
llassnahmen  ergiebt  sish  aus  der  Zuständigkeit 
des  ProTinzialkonzUs^  s.  Bd.  m.  S.  645,  646. 

1  S.  z.  B.  York  1195  c.  11,  Mansi 22,  655; 
Odon.  ep.  Paris,  const,  synod.  u.  1197.  c.  6  n.  5, 
1.  0.  p.  678;  Saintes  1280  c.  14,  1.  c  24 ,  380. 
Dass  dies,  soweit  möglich ,  seitens  des  Bischoll 
nicht  allein  geschehen  soll,  darauf  weisen  Bene- 
dikt XIV.  de  syn.  dioec.  V.  4  n.  3,  und  nach  ihm 
auch  einzelne  der  citirten  Proyinzialsynoden  aus 
der  Jetztzeit  hin. 

2  Das  BeserTationsrecht  kommt  auch  den  prae- 
lati  nullius  dioeceseos ,  Bd.  IL  S.  345.  n.  3  zu. 
Statt  des  Bischofs  kann  es  der  coadiutor  oder 
der  Ticarius  apostolicus ,  wenn  sie  die  Verwal- 
tung der  Diöoese  führen,  ausüben ,  auch  wird  es 
dem  KapituIar^ikar  nidit  abgesprochen  werden 
können,  s.  auch  Bd.  III.  S.  837.  Der  General- 
Tikar,  welcher  nicht  einmal  ohne  SpezialToU- 
macht  Ton  den  bischöflichen  Reserratfallen  ab- 
solviren  darf  (Bd.  IL  S.  216),  hat  dagegen  diese 
Befugniss ,  da  es  sich  hier  um  eine  Angelegen- 
heit von  hervorragender  Wichtigkeit  hamdelt, 
nicht. 

3  Die  heute  bestehende  Praxis  der  bischöf- 
lichen Beservate  konnte  sich  selbstverständlich 
nicht  bilden ,  so  lange  der  Bischof  noch  die  Lei- 
tung der  Bussdisciplin  in  Händen  hatte.  Erst 
als  die  Verwaltung  des  Busssacramentes  in  die 
Hände  der  Priester  gelangt  war,  trat  das  Bedürf- 
niss  für  die  Bischöfe  ein ,  Vorbehalte  für  sich  zu 
maeh^n ,  theils  um  sieh  die  Behandlung  schwie- 
riger Fälle  selbst  zu  sichern,  theils  um  Ihre 
Autorität  den  Priestern  gegenüber  aufrecht  zu 


ertialten ,  theils  aoeh  um  gewisse  Vergehen  als 
besonders  schwere  zu  qualiflziren,  s.  Kober  a. 
a.  0.  S.  473.  Eine  derartige  Praxis  hat  sich  erst 
gegen  Ende  des  12.  Jahrh.  entwickelt,  wahr- 
scheinlich beeinflusst  durch  die  gerade  in  dieser 
Zeit  zuerst  von  den  Päpsten  ergriffene  Maass- 
regel, sich  Oensuren  zur  Absolution  vorzubehalten 
(s.  0.  S.  102.  n.  2).  Daa  bestätigt  auch  der  Um- 
stand, dass  die  S.  105.  n.  9  u.  oben  n.  1  citirten 
Konzilien  meistens  solche  Vergehen  reserviren, 
welche  zugleich  mit  Censuren  bedroht  sind.  Die 
Berufongbei Kober  S.473u.Thomassin  P.L 
L  c.  II.  c.  14.  n.  2  auf  Limoges  1031,  Mansi 
19,  540:  ^esbyteri  autem  de  ignotls  causis, 
episcopi  de  notis  excommunicare  est,  ne  episcopi 
vilescat  potestas^  ist  nicht  geeignet,  das  Gesagte 
zu  widerlegen.  Von  Reservationen  ist  in  der 
Stelle  gar  keine  Bede ,  sondern  nur  von  der  Ex- 
kommunikation. Ueberdies  ist  die  citirte  Stelle 
nicht  einmal  eine  Anordnung  des  Konzils,  son- 
dern es  sollen  damit  nur  die  vorhergehenden 
Verordnungen  über  die  Exkommunikation  be- 
gründet werden. 

*  VgLTrld.Ses8.XIV.c.7cit.;Benedict.XIV. 
de  syn.  dioeces.  V,  4.  n.  5ff.;  Bertagnap.Sff.; 
Tappehorn  S.114;  Silbernagl  K.R.S.425. 
Darin'^eigt  sich  ebenfalls  der  Zusammenhang  mit 
der  historischen  Entwicklung,  wie  denn  auch 
das  Tridentinum  a.  a.  0.  solche  crimina  als  be- 
sonders geeignet  bezeichnet,  „quibus  excommu- 
nicationls  censura  annexa  est.^ 

^  Nähere  Anweisungen  hat  darüber  die  Congr. 
episc.  i.  J.  1601  und  1602  erlassen  und  nament- 
lich verboten,  dass  die  Bischöfe  sich  solche 
Fälle,  welche  in  der  Bulle  Ooenae,  also  jetzt  der 
cit.  Gonst.  sedis  apostolioae  (s.  0.  S.  104)  oder 
sonst  dem  Papst  vorbehalten  sind,  reserviren. 

6  So  hat  die  Gongr.  conc.  1677.  Anal.  iur. 
pont.  1874.  p.  751  ein  Statut,  wodurch  sich  der 
Bischof  aUe  Todsünden  der  Geistlichen  höherer 
Weihen  wider  das  sechste  Gebot  reserviren  würde, 
für  nichtig  erklärt.  Dasselbe  müsste  geschehen, 
wenn  der  Bischof  dies  in  Bezug  auf  alle  Ver- 
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Dae  BeservatBtatnt  des  Bisehoft  kt,  weil  es  ein  Oeseiz  desselben  bildet,  ein  immer 
fortdauerndes  und  veriiert  weder  doroh  den  Tod  noch  dnrch  ein  anderweitiges  Aus- 
soheiden  des  Bischofs  ans  dem  Amte  seine  Geltung  K  In  den  bisohoflichen  Reseryat- 
fiülen  kann  nnr  der  Bisehof  oder  ein  besonders  von  ihm  delegirter  Prieeier^  gttltig 
absolviren,  ausser  dem  Papst'  aber  niemand  anders,  selbst  nicht  ein  Regnlar-Beicht-* 
▼ater,  welcher  befligt  ist,  die  Absolution  in  Betreff  der  päpstlichen  Beservatfäile  zu 
ertheilen^. 

Endlich  sind  ausser  den  Bischöfen  auch  die  Ordens-Prftlaten,  also  alle 
Begular-Oberen,  welche  als  Generale  fiber  alle  KlOster  und  Mitglieder  eines  ganzen 
Ordeiffl,  oder  als  Provinziale  ttber  die  Klöster  und  Zugehörigen  der  Ordensprovinr, 
sodann  auch  als  Aebte  oder  Pröpste  über  ein  Kloster  und  eine  OrdensfamiHe  eine 
der  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  in  foro  extemo  und  iutemo^  analoge  Jurisdiktion 
besitzen,  berechtigt,  bestimmte  Sflnden  ihrer  Untergebenen  sich  zur  Absolution  zu 
reserviren*.  Dieses  Becht  ist  aber  insofern  beschränkt,  als  es  sich  1.  schlechthin  nur 
auf  eilf  Fälle  erstreckt,  wobei  es  dem  Ermessen  des  Ordensoberen  überlassen  bleibt, 
ob  er  alle  oder  nur  einige  vorbehalten  will^  2.  andere  schwere  Bünden  von  d^ 


gehen,  welche  mit  der  exoommunlcatlo  latae  sen- 
tentiae  neminl  reservata  hedioht  sind,  thnn  würde. 
Heute  ftind  übrigent  in  den  denttchen  DiÖ- 
eesen  die  Reserratfälle  wenig  sahlreiofa ,  so  sind 
z.  B.  in  der  Diöcese  Bottenhnxg  reserrirt, 
T.  Vogt,  Sammlung  d.  Yereidnong.  8.591: 
^1.  Homiddinm  voluntarium,  faeto,  praecepto, 
oonslllo  Tel  consensu  deliberato  eommissum. 
Homiddinm  Tero  yeneno  attentatam,  etlam  si  ad 
effeetum  non  alt  4eduetum,  sempei  est  zeser- 
vatum.  2.  Abortus  foetus  sive  animatl  sive  in- 
animati  stndiose  prooniatug  eHectu  subsequuto. 
3.  Climen  inoeiidiariomm.  4.  Matrlmonium 
ooiam  iudioe  olYUi  non  servata  forma  conc.  Trid. 
initum";  in  der  Diöcese  Würzburg:  „i.  inlectio 
mannum  Ti<^enta  in  parentes,  2.  homiddinm  yo- 
Inntarium  et  mandatum  ad  illud  neonon  abortus 
foetus  animati  studiose  procoratus ,  effectu  sub- 
seeuto;  3.  Stupmm  Yiolentum,  4.  Crimen  In- 
cendiariorum'',  a.  a.  0.  S.  35;  in  der  Diöcese 
Mfinster,  Tappehoru  S.  150:  „1.  Crimen  in- 
cendiazii.  2.  Saorilega  calicum  et  monstrantium 
ex  ecelesiis  aut  sacelÜs  ereptlo.  3.  Infanücidium 
proprlae  prolis.  4.  Matrlmonium  cum  impedl- 
mento  ligaminis  sdentla  contractum.  5.  Yiolenta 
oppressio  feminae  (Nothzucht).  6.  Peocatum 
complids  In  re  yenerea^  (s.  darüber  8.110);  in 
der  Diöcese  Köln,  Tappehorn  8. 152  und  Du- 
m  0  n  t ,  Sammlung  kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese 
Köln  8.  100 :  „1.  Iniectlo  manuum  yiolenta  in 
parentes  cum  laesione ;  2.  sacrllega  calicum,  d- 
boriOTum  ostendorumque  ex  ecelesiis  sacellisque 
ereptio^  Wegen  Breslau  s.  Lorin s er  8.  413, 
wegen  Lavant  Aroh.  f.  k.  K.  R.  52,  45,  wegen 
Lemberg  a.  a.O.  14, 17.  In  der  Diöcese  Rom  hat 
der  OardinaUs  yicaiius  urbis  nur  2  Fälle  reser- 
yirt,  Analeetaiur.  pontif.  1855.  p.  1533.2790. 
üeber  die  Reservate  in  der  Diöcese  Turin  ygl. 
Bertagnap.  82.  Ueber  die  Yerhiltnisse  yom 
12.  Ms  zum  vorigen  Jahrhundert  s.  ausser  den 
Giuten  8.  105.  n.  9  u.  8. 106  n.  1  noch  die  Zu- 
sammenstellung bd  Hartzheim  eoncilia  im 
Index  unter :  casus  reservat!. 


i  Benedict  XIY.  de  syn.  dioec.  y.4.  n.  3; 
8.  auch  Bd.  lU.  8.  835,  und  Bertagna  p.  30. 

2  Bpezialyollmacht  braucht  der  Generalvikac, 
Bd.  n.  8.216  (dagegen  Bertagna  p.  74),  nicht 
minder  der  canonicus  poenitentiadus ,  a.  a.  O. 
8.  122,  u.  Congr.  oonc  bei  Blehter ,  Tridenti- 
num  8.  86.  n.  2 ,  welcher  aber  anderezsdts  vom 
Bischof  zur  Annahme  einer  solchen  Delegation 
gezwungen  werden  kann,  s.  ibid.  n.  3.  Der- 
gleidien  Delegationen  werden  den  Beiohtvateni 
namentlich  zu  gewissen  Zeiten  (a.  B.  zur  Oster- 
zdt)  oder  für  gewisse  F&lle,  z.B.  für  die  Beichte 
von  Brautleuten ,  erthdlt.  Ausführlich  darüber 
Bertagna  p.  61  ft  8.  auch  o.  8.  89.  n.  4. 

9  Dass  der  Papst  als  Ordinarius  ordinariorum 
auch  von  bischöflichen  Reservatfallen  abseiviren 
und  dazu  einen  Priester  ermächtigen  kann ,  ver- 
steht sich  yon  selbst.  Von  dieser  letzteren  Be- 
fngnlss  wird  praktisch  während  eines  Jubiliams 
herkömmlicher  Wdse  Gebrauch  gemacht,  da  die 
approbirten  Bdchtväter  nicht  blos  die  Befu^nlss 
von  den  p&pstlich ,  sondern  auch  von  den  bi- 
schöflich reservirten  Fällen  zu  absolviren,  er- 
halten, 8.  o.  8. 105.  n.  1. 

*  Clem.  X.  oonst.  Supema  $.  7;  ygl.  auch 
Richter  a.  a.  0.  8.  85.  n.  4.  5.  6. 

^  Also  in  denjenigen  Orden,  welche  Generale 
und  Provindale,  sowie  die  entsprechenden  Kapitel 
haben ,  besitzen  die  Lokal-Oberen  die  erwähnte 
Befngniss  nicht,  Ferrariss.y.  praelatus  regu- 
laris  n.  56  ff. 

^  Vgl.  hierzu  Bertagna  p.  64  ff. 

'^  Nach  dem  Dekrete  Clemens  YIU.  v.  26.  Md 
1598  bei  Ferraris  1.  o.  n.  53: . . .  „ut  nemo 
ex  regularlum  snperiodbus  peocatorum  absolu- 
tiones  dbi  reservet  exo^tis  üs ,  quae  sequnntur 
aut  Omnibus  aut  eorum  aliquot,  prout  subditorum 
utilitati  expedire  in  domino  iudicaverit,  1.  vene- 
flda,  incantatlones ,  sortilegia.  2.  Apostasia  a 
religione  siye  habitu  dimi^so  siveretento,  quando 
eo  provenerit,  ut  extra  septa  monasterii  seu  con- 
ventus  flat  egresdo.  3.  Nocturna  et  fnrtlva  e  mo- 
nasterio  seu  conventu  egiessio ,  etiam  non  animo 
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äeneral-  oder  Provinzial-ObeTeii  nur  mit  ZaBtimmuiig  ihres  (öener«!-  oder  Provin- 
ziai-)  Kapitels  reservirt  werden  dflrfen^  Femer  mflssea  in  den  einzelnen  Ordens^ 
hänsln  seitens  der  Oberen,  je  nach  der  Zahl  der  dort  lebenden  Untergebenen ,  zwei 
oder  mehrere  Beichtvater  bestellt  werden ,  w^ehen  die  Befogniss  znr  Absolution  so- 
wohl von  den  nicht  resendrten  Fallen  wie  auch,  wenn  ein  reservirter  vorkommt,  von 
diesem  zu  übertragen  ist  2,  und  welche  bei  Weigerung  des  Oberen,  das  letztere  zu  thun, 
ein  ftlr  aUe  Mal  als  papstliche  Delegirte  ermächtigt  sind,  auch  ohne  besondere 
Vollmacht  von  einem  solchen  Falle  zu  absolvirea^ 

Selbstverständlich  ist  der  Papst  ebenfalls  befugt  von  allen  diesen  durch  die 
Ordensoberen  festgesetzten  BeservatfiUlen  zu  absolviren  und  das  Recht  dazu  einem 
anderen  zu  übertragen  4. 

Andere  Falle  der  Reservation  kennt  die  herrschende  Praxis  der  Kirche  nichts 
Das  Wesen  der  Reservation  liegt  in  der  Beschrankung  der  Jurisdiktion  des 
Beichtvaters,  es  wird  ihm  die  kraft  seiner  iurisdictio  ordinaria  zustehende  Befugaiss, 
in  einem  bestimmten  Falle  oder  in  mehreren  solchen  Beichte  en^egenzunehmen  und 
zu  absolviren ,  entzogen  ^  Die  nichtsdestoweniger  erfolgte  Beichte  und  Absolution 
ist  also  nicht  nur  unerlaubt,  sondern  auch  nichtig^. 


apoBtatandi  facta.  4.  Proprietas  oontza  Totum 
paupertatia,  quae  sit  peccatnm  mortale.  5.  Juia- 
mentnm  falaum  in  indicio  regulär!  seu  legitlmo. 

6.  ProonraUo,  aaxilium  teu  oonsilium  ad  abortnm 
fadendnm  poat  anlmatum  foetnm ,  etiam  effectu 
non  lecato.  7.  FaUifloatio  manna  aut  sigilli  of- 
floialium  monasterli  ant  conTentas.  8.  Furtum  de 
rebuB  monaateril  seu  conyentUB  In  ea  qnantltate 
quae  bH  peccatnm  mortale.  9.  Lapsus  oamia  opere 
consummatus.  10.  Occisio  aut  Yulneratio  aut 
graTis  percuBslo  cuiuscumque  personae.  11.  Ma- 
litiosum  impedlmentum  autretairdatlo  aut  aperitio 
lltterarum  a  superiorlbus  ad  inferiores  et  ab  in- 
ferioribus  ad  superiores.  Si  quod  aliud  pecoatum 
grave  pro  religlonis  oonsenratione  aut  pro  con- 
sdentiae  puritate  reserrandum  videtur,  id  non 
aliter  flat,  quam  generalifl  capituU  in  toto  ordine 
aut  provlncialis  in  proTinda,  matura  disonssione 
et  oonsensu.  Superiores  in  singulis  domibus  de- 
putent  duos,  tres  aut  plures  confessarios  pro  sub- 
ditorum  numero  maiorl  vel  minori,  qui  a  non 
reservatiB  eos  absolvant  et  quibus  etiam  xeser- 
Tatorum  absolutio  committatur,  quando  casus 
ocurrerit". 

Damit  diese  Vorscbrift  nicht  umgangen  wer- 
den kann,  hat  die  Congr.  episc  durch  Dekret  Tom 

7.  Juli  1617  entschieden ,  dass  eine  Yerhängung 
Ton  Censuren  auf  Sünden,  die  in  dem  Dekret 
Clemens*  YIII.  nicht  aufj^eführt  sind ,  und  der 
Vorbehalt  der  Absolution  Ton  diesen  durch  die 
Oberen  nur  mit  Zustimmung  des  General- ,  bez. 
ProTinzialkapitels  erfolgen  kann,  Ferraris  1.  c. 
n.  56;  Benedict.  XIV.  I.e.  Y.  5  n.  6. 

1  S.  das  in  der  Tor.  Anm.  citirte  Dekret  Gle» 
mens*  YIII. 

«  Ygl.  a.  a.  0. 

9  Das  hat  ein  von  Urban  YIII.  besUtigtes  De- 
kret d.  Gongr.  episc.  y.  21.  September  1624  be- 
stimmt, Ferraris  1.  c.  n.  54. 

«  Die  in  den  Jublläumsbullen  (s.  0.  S.  105 
n.  1)  den  approbirten  BeiehtYitem  ertheilten  Er- 


mächtigungen begreifen  auch  diese  Fälle  in  sich, 
Ferraris  s.  y.  jubilaeum  art.  II.  n.  4. 

8  Prinoipiell  kann  den  Pfarrern,  weil  sie 
gleichfalls  eine  iurlsdictio  interna  besltien,  das 
Recht  zu  Reserrationen  nicht  abgesprochen  wer- 
den, so  auch  Benedict  XIY.  1.  c.  Y.  4.  n.  2; 
Ygl.  Bertagna  L  c.  p.  4;  doch  ist  ein  solches 
schon  ftüher  nicht  geübt  worden,  da  der  Bischof 
es  jeder  Zeit  in  der  Hand  hatte ,  dasselbe  durch 
Ermächtigungen  seinerseits  praktisch  bedeutungs- 
los zu  machen.  Heute  steht  der  weitere  Umstand 
entgegen,  dass  die  Pfarrer  die  HÜlftpriester  nicht 
mehr  annehmen,  sondern  diese  Yom  Bischof  be- 
stellt werden ,  und  you  ihm  die  Beich^urlsdik- 
tion  Übertragen  erhalten  (s.  0.  S.  87  n.  2). 

^  Die  ReserYstion  trifft  also  den  BelchtYater, 
den  Pdnitenten  nur  indirekt  Darüber  herrscht 
Einstimmigkeit,  s.  z.  B.  Ferraris  s.  y.  reser- 
Yatio  n.  1  ff.;  Haringer  a.  a.  O.  S.  163;  Tap- 
pe hörn  a.  a.  ö.  S.  115.  S.  Übrigens  auch  Rl-> 
tuale  roman.  tit.  III.  c.  1.  n.  12. 

Deshalb  muss  der  BeichtYater,  wenn  ihm  eine 
resenrirte  Sünde  gebeichtet  vird,  die  Pönitenten 
an  den  reBerYirenden  Oberen  Yerweisen.  Er  kann 
aber  auch ,  wenn  er  es  nach  den  Umständen  an- 
gezeigt findet ,  bei  diesem  sich  die  erforderliche 
Yollmacht  unter  Yerschweigung  des  Namens  des 
Pönitenten  erbitten,  Tappehoin  a.  a.  0.  S.  154. 
467. 

^  Dass  trotzdem  dadurch  gewisse  Wirkungen 
herbeigeführt  werden  können  ,  ändert  an  dieser, 
allseitig  anerkannten  Konsequenz  nichts,  weil  die 
ersteren  durch  besondere,  anderweitige  Unutände 
bewirkt  werden.  So  wird  allgemein  angenommen, 
dass  wenn  nicht  leserYirte  und  reserrirte  Sünden 
gebeichtet  sind,  und  der  BeichtYater  unter  Nicht- 
beachtung der  letzteren  die  Absolution  ertheilt 
hat ,  der  Pönitent  wenigstens  indirekt  auch  von 
den  reserrirten  losgesprochen  wird,  weil  er  dem- 
jenigen gleich  steht,  welcher  nicht  im  Stande  ist, 
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Die  Baservationen  binden  fern^,  weil  de  kraft  der  Jurisdiktion  des  Oberen  fest- 
gesetzt werden,  nur  soweit  diese  letztere  reicht.  Daraus  ergiebt  sich  1.  dass  die  in 
einer  fremden  Di5cese  bestehenden  Reservationen  den  B^chtvater  in  der  eigenen 
nicht  berflhren,  d.  h.  dass  er  Angehörige  der  ersteren,  welche  dort  eine  bischöflich 
reservirte  Sflnde  begangen  haben,  kraft  seiner  allgemeinen  Jurisdiktion  absolviren 
kann,  es  sei  denn,  dass  diese  blos  in  fraudem  legis  die  Beichte  ausserhalb  ihres 
Sprengeis  ablegen  wollten  ^ ; 

2.  dass  die  bischöflichen  BesenratfUle  diejenigen  Nonnen ,  welche  von  der  Qe- 
wah  des  Bischofs  eximirt  sind  und  unter  der  Leitung  von  Ordensoberen  stehen,  sowie 
die  Beichtväter  derselben^  nicht  binden^. 

Ofütig  kann  das  Sakrament  in  allen  reservirten  Fällen  nur  administrirt  werden, 
wenn' der  reservirende  Obere  oder  der  diesem  vorgesetzte  (also  in  bischöflichen  Be- 
servatfäUen  der  Papst)  die  Befügniss  dazu  delegirt^.  Eine  solche  Delegirung  ist 
rechtüch  nicht  Aufhebung  der  Beschränkung  der  iurisdictio  ordinaria,  welche  durch 
den  Reservatfall  gennndert  war<^,  sondern  Verleihung  einer  neuen ,  lediglich  auf  be- 
sonderer Uebertragung  beruhenden  und  in  Stellvertretung  des  delegirenden  Oberen 
anszufibenden  Befagniss.  Diese  letztere  kann  daher  allein  nach  Massgabe  der  in  der 
ertheilten  Delegation  enthaltenen  Bedingungen  und  Vorschriften  und  innerhalb  der 
durch  die  letztere  gesteckten  Grenzen  verwaltet  werden^,  und  eine  Ueberschreitung 
derselben  zieht  Nichtigkeit  nach  sich  ^. 

Alle  Reservationen,  selbst  die  dem  Papste  speciali  modo  vorbehaltenen,  fallen 
in  articulo  mortis  ^  fort  K  In  einem  solchen  Falle  kann  daher  nach  Mas^gabe  des  be- 
reits 0.  8.  87  bemerkten  jeder  Priester  gültig  absolviren. 


materiell  vollstindlg  zu  belebten,  b.  Harlnger 
S.  166,  Tappehorn  a.  a.  0.  a  156. 

^  Clem.  X.  const.  eit  Sapema  $.  7 : . . .  „posae 
autem  Tegnlaiem  confessorem  in  ea  dioecesl  in 
qna  eat  approbatas «  eonflaentes  ex  alia  dioeoesi 
a  peccatis  in  ipaa  leserratis ,  non  antem  In  lila, 
uM  idem  eonfessor  est  approbatns ,  abtolTere, 
nUi  eoedem  poenitentes  noTorit  in  frandem  le- 
aerrationia  ad  alienam  dioecetim  pro  absolutlone 
obünenda  mlgratie^  In  fraudem  legis  handelt 
aber  nicht  deijenige ,  welcher  Bioh  anf  Reisen 
oder  in  Oeaohäften  in  der  fremden  Diöcese  be- 
Jbidet  oder  sich)  dorthin  begiebt ,  nm  einen  er<- 
fahreneren  oder  nnbekannten  Beichtrater  auf- 
zosnohen. 

Wenn  umgekehrt  die  in  der  fremden  Diocese 
begangene  Sfinde  des  fremden  Ponitenten  dort 
jdShty  aber  in  der  Diöceae  des  Ton  ihm  angegan- 
genen Beichtvaters  reserrirt  ist,  so  kann  dieser 
nieht  absolTiren,  weil  ihm  die  Jurisdiktion  fehlt. 
Das  ist  jetzt  die  harschende  Ansicht.  Zweifel 
daran  sind  früher  erhoben  worden,  weil  man  die 
Jurisdiktion  des  Beichtvaters  über  die  Fremden 
a«s  der  Jurisdiktion  desjenigen  Bischofs,  wel- 
chem diese  als  Diöcesanen  unterstanden,  her- 
leitete. YgL  hierzu  Bextagna  p.  86 ff.  und 
Nol  di  n  a.  a.  O.  S.  480  ff.  S.  übrigens  auch  noch 
unten  unter  No.  II. 

s  Denn  diese  erhalten  ihre  Jurisdiktion  nicht 
von  dem  Didcesanbischof  (s.  o.  S.  98). 

«  So  Gongr.  conc  v.  1720  bei  Ferraris  s.  v. 
moniales  art.  Y.  n.  8.  mit  dem  selbstverständ- 


lichen Zusatz :  ^praeterquam  quoad  casus  quos 
episcopus  sibi  reservaverit  in  materia  clare  spec- 
tante  ad  inrisdiotionem  delegatam^.  Vgl.  auch 
Bertagnap.  68. 

*  S.  0.  S.  107. 

^  Denn  damit  wird  die  Reservation  als  soldie 
nicht  schlechthin  zurückgezogen,  sie  bleibt  in 
Gültigkeit,  und  gerade  darum  ist  die  Delegation 
nothwendig ,  während  sie  dann  überflüssig  wird, 
wenn  die  bisherige  Reservation  eines  Falles  auf- 
gehoben wird. 

0  Also  nur  innerhalb  der  gesteckten  Zeitgrenze, 
innerhalb  des  bestimmten  Bezirks ,  femer  allein 
durch  Subdelegation  an  einen  anderen,  soweit 
dies  ausdrücklich  gestattet  ist  S.  z.  B.  die  Ein- 
leitung zu  den  päpstlichen  Quinquennal-Fakul- 
täten  pro  foro  interne  Bd.  III.  S.  804. 

7  Denn  insoweit  hat  der  betreffende  Beicht- 
vater nicht  die  erforderliche  Joiisdlktion  besessen. 

9  Also  andi  hier  nicht  blos  bei  vorhandener 
Todesgefahr,  sondern  gleichfalls  wenn  eine  solche 
wahrscheinlich  ist,  s.  o.  S.  87  n.  10 ;  Harlnger 
S.  106;  Tappehorn  S.  105;  Bertagna 
p.  110  ff. 

«  Trid.  Sess.  XIV.  c.  7  dt.  s.  o.  S.  88  n.  1, 
S.  91  n.  5  und  S.  104  n.  11 ;  femer  Rituale  roman. 
tit.  III.  c.  1  n.  23 :  „Si  quis  vero  conflteatur  in 
periculo  mortis  constitutus  absolvendus  est  ab 
Omnibus  peccatis  et  censuris ,  quantumvis  reser^ 
vatis  (cessat  enim  tunc  omnis  reservatio):  sed 
prius,  si  potest,  cui  debet,  satiafadat:  ac  siperi'- 
culum  evaserit,  et  aliqua  ratione  snperlori,  a  quo 
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£.  Der  Fall  des  a.  g.  Complex.  Abgesehen  nm  den  Beeerratiotten  hat 
endlich  das  neuere  allgemeine  Kirehenreeht  jedem  aneh  an  eich  berecktigten  Beieht- 
vater  die  Be&gniss,  gleichviel  ob  sie  ans  seiner  ordentiichen  eder  ans  einer  ihm  de- 
lehrten  Jurisdiktion  henrflhrt,  znr  Verwaltnng  des  Bnsssakramentes  in  einem  singn- 
Iftren  Falle,  dem  des  s.  g.  eomplex  (wörtlich  schnldbetheiligt)  entzogen  K  Deijenige 
Priester  3,  welcher  mit  einer  anderen  Person  weiblichen  oder  aneh  männlichen  Ge^ 
schlechts^  gemeinsam^  eine,  in  die  flnssere  Erscheinung  getretene^,  schwere  Sttnde 
gegen  das  sediste  Gebot  begangen,  sich  also  z.  B.  der  BeiechlaftyoUaiehung,  der 
Verttbung  nnzüohtiger  Handlnngen*(durch  Berthrungen,  Kflsse^^  oder  aneh  nnr  dnrch 
FOhrung  unzflchtiger  Gespr&che^  schuldig  gemacht  hat^,  darf  seinen  IGtschnldigen 


alias  esset  abtolrendus,  se  sistere  teneatui;  cum 
ptirnum  poterit,  eoram  eo  se  slstat,  quidquld 
debet ,  praestitoras^  Die  letztere  Pflicht ,  sich 
dem  Oberen  zu  stellen ,  hat  aber  der  in  perieulo 
Losgesprochene  nur  dann,  wenn  mit  der  reser- 
Yirten  Sünde  zugleich ,  wie  bei  den  päpstlichen 
Reservaten,  eine  Censur  reserrirt  ist,  so  c.  22 
(Bonifae.  YUI.)  in  Vlto  de  sent.  ezcomm.  Y.  11 
u.  TappehornS.  105.  106. 

In  dem  Fall,  dass  Jemand ,  welcher  sich  nicht 
in  perieulo  mortis  beflAdeV  eine  reeerrirte  Sünde 
beichtet,  und  ihm  die  Absolution  aus  einem  zwin- 
genden Grunde  nicht  versagt  werden  kann,  z.  B. 
well  er  e&ne  lange  Reise  antreten  muss  und  ohne 
Absolution  länger  in  der  Todsünde  verharren 
würde,  oder  weil  er ,  um  Aergemiss  zu  vermei- 
den, schleunig  eine  Ehe  einzugehen  in  der  Lage 
ist,  cessiren  die  Reservate  an  sich  nicht.  Wenn 
manche  der  Ansicht  sind ,  dass  der  Pönitent  in 
diesem  Falle  neben  den  reservirten  Sünden  andere 
nicht  vorbehaltene  Sünden  beichten  solle,  damit 
er  durch  die  dliekte  Losspreohung  von  den  letz- 
teren Sünden  gleichzeitig  von  den  reservirten  wie 
deijenige,  welcher  ausser  Stande  sei,  materiell 
vollständig  zu  beichten,  losgesprodien  werde, 
und  dass  er  dann  nur  die  Verpflichtung  habe, 
sich  nachträglich  bei  ^nem  mit  den  erforder- 
lichen Fakultäten  versehenen  Beichtvater  zur 
Erlangung  der  direkten  Absolution  zu  melden, 
s.  Haringer  S.  166;  Tappehorn  S.  löö,  so 
hat  dies  keinen  genügenden  Anhalt  und  stimmt 
auch  nicht  mit  der  Praxis  der  Pönitentiarier  über- 
ein, LorinserS.  414.  Geholfen  weiden  kann 
hier  durch  spezielle  Instruktionen  des  Bischofs, 
und  so  ermächtigen  auch  einzelne  Dideesan-Ri- 
tualien  generell  alle  approbirten  Beichtväter  zur 
Ertheilnng  der  Absolution  in  solchen  Fällen 
unter  Aufsrlegnng  der  eben  gedachten  Verpflich- 
tung, Haringer  S.  166. 

1  Benedict.  XIV.  oonst.  Sacramentum  vom 
1.  Juni  1741,  buU.  eiusd.  ed.  Roma  1760, 1,  22, 
g.  4:  „Omnibus  et  singulii  sacerdotibus  tam  sae- 
cularibus  quam  regularibus  euiuMumque  ordinis 
ac  dignitatis,  tametsi  alioquin  ad  confessioneB 
exoipiendas  mpprobatis  et  quovis  privilegio  et 
induito,  etiam  spedali  expresaione  et  speciaUs- 
slma  nota  et  mentione  digno  suffultis,  aucteritate 
apostolioa  et  nostrae  potestatis  plenitndine  inter- 
didmus,  ne  aliquis  eorum,  extra  easum  extremae 
necessitatis,  nimirum  in  ipsius  mortis  articulo  et 
defleiente  tunc  quocumque  alio  saoerdote,  qui 
coufessarü  munus  obire  possit,  confessionem  sa- 


oramentalem  personae  complicis  in  peccato  turpi 
atque  inhoneeto  contra  sextum  deoaloigi  piaeoep- 
tum  commisso ,  exclpere  audeat ,  sublata  piopte- 
rea  illl  ipso  iure  quacumque  auctoritate  et  iuris- 
dlotione  ad  qualemcumqe  parsonam  «b  huins- 
modi  culpa  absolvendam ,  adeo  quldem ,  ut  ab- 
solutio ,  si  quam  importier! t,  nulla  atque  irrita 
omnlno  sit,  tamquam  impertiia  a  «»cerdote,  qui 
iurisdictione  ac  facultate  ad  valide  absolvendum 
necessaria  privatus  existlt,  quam  ei  per  prae- 
sentos  has  nosCras  adimere  intendimus.  Et  nlhil- 
ominus ,  si  quis  confessarius  secus  facere  ausus 
ftierit ,  maioris  quoque  excommunicatlonis  poe- 
nam,  a  qua  absolvendi  poteatatem  Nobis  solis 
nostrisqae  successoribus  dumtaxat  reservamusi 
ipso  facto  Incurrat''.  Dazu  ist  von  demselben 
weiter  noch  die  oonst.  Apoetoüct  muueris  vom 
8.  Februar  1746  (1.  c.  1,  218)  erlassen. 

s  Tappehorn  S.  113  beschränkt  die  Konsti- 
tution blos  auf  Priester  mit  Beicht -Jurisdiktion 
und  Approbation«  Der  Wortlaut  steht  dem  aber 
entgegen,  wennschon  sie  praktisch  auf  blosse 
sacerdotes  simplices  nicht  Anwendung  finden 
wird ,  weil  diese  heute  kaum  in  die  Lage  kom- 
men, Beichte  zu  hören.  Aber,  wenn  diesen  lets- 
teren  auch  nicht  erst  die  Jurisdiktion,  welche 
sie  nicht  besitzen ,  entzogen  zu  werden  braucht, 
so  spricht  doch  die  ratio  legis  dafür ,  einen  sol- 
ehen  Priester,  wenn  er  überhaupt  nioht  berech- 
tigt ist  und  die  Beichte  des  complex  hdit,  ebenso 
zu  bestrafen,  v^ie  den  wahren  Beichtvater. 

^  Lorlnser  S.  22  spricht  nur  von  einer 
Frauensperson.  Aber  das  sechste  Gebot  geht 
gegen  aUe  Unzuohtssünden. 

4  Denn  sonst  fehlt  es  an  der  GomplidtU. 

6  Darüber  ist  man  einig.  Es  folgt  dies  auch 
daraus,  dass  andernfalls  von  der  Oomplidtit 
nicht  die  Rede  sdn  kann ,  wie  z.  B.  bei  blos 
innerlidiei  Begierde. 

^  Also  gegenseitige,  von  dem  einen  Theil  dem 
anderen  gestattete  oder  gar  verlangte.  Bios  ein- 
sdtiges  Handeln  des  Einen ,  insbesondere  gegen 
den  Willen  des  AnderMi ,  fällt  wegen  des  Man* 
gels  der  ComplidUt  nicht  unter  den  Thatbestand. 

7  Das  ist  die  herrschende,  wenngleich  nioht 
ganz  unbestrittene  Meinung,  ausführlich  darüber 
Avaniini-Pennacchi  1.  o.  p.  344 if. 

8  Gleichgültig,  ob  der  Beiohvater  zur  Zeit  der 
Begehung  der  Sünde  mit  dem  complex  noch  Laie 
oder  Diakon  oder  Priester  oder  gar  zum  Bdeht- 
hören  bestellt  war,  Avanzini-Pennacchi 
p.  213,  Tappehorn  S.  112. 
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idckt  imsentlkh  i  in  Beeng  auf  diese  Sttnde  beiohtb(^]rea  und  Um  nicht  abaolviren. 
Die  etwa  ertiieilte  Absolation  ist  nichtig^,  nnd  er  verfiült  olu&e  Weiteres  der  speziell 
dem  Papste  vorbehaltenen  grossen  EzkommonikatiOin^.  Ausgenommen  ist  nur  der 
Fall  der  TodeBge&hr,  jedoeh  blos  sofern  es  an  einem  anderen  approbirten  Beichtvater 
nnd  aneh  eventuell  an  einem  sacerdos  Simplex  fehlte,  oder  ein  Qeistlioher  der  einen 
oder  anderen  Art  nicht  wegen  Zeürerluates  j  wegen  anderer  dringender  Umstfinde 
oder  auch  nicht  ohne  Erregung  eines  öffentlichen  Aergemisses  herbeigerufen  werden 
konnte  \  Die  bei  yorhandener  Todesge&hr  ertheilte  Absolution  bleibt  auch  gültig, 
wenn  der  sacerdos  oomplex  sie  ohne  wirklich  vorhandene  Nothwend%keit  vorgenom^ 
men  oder  im  Falle  dnes  mögUehen  Aergemisftes  die  geeigneten  Schritte  aur  Hetbei- 
Schaffung  eines  anderen  Priesters  vemachlftssigt  hat ,  indessen  iat  er  seinerseits  nicht 
von  der  Exkommunikation  frri®. 

n.  Das  Recht  zum  Empfange  des  Busssakramentes.  Dae  Wesen  des 
BnassakramentcB  bedingt  es ,  dass  nur  einem  Oetaoften  das  Beoht  auf  die  Abnahme 
seiner  Beichte  und,  wenn  die  erforderlichen  Bedingungen  erfilUt  sind,  auch  das  Beoht 
anf  die  Absolntion  Eukommen  kann  7,  andererseits  aber  aoch,  dass  dieses  Becht  durch 
die  Begebung  schwerer  Binden  nicht  verloren  geht.  Wenngleich  die  letsteren  das  Recht 


<  Ob  'WiBsentliclikeit  zu  erfordern  ist  oder 
nickt,  iflt.ttrelttg.  Eine  Ansieht  -will  die  Kon- 
stitation ftuch  auf  den  Fall  anwenden ,  dass  der 
Beichtrater  seinem  Mitschuldigen ,  oline  llin  zu 
kennen ,  die  Beidite  mbgenimmen  nnd  Um  ab- 
BoMrt  hat,  weil  das  Gesetz  dem  Priester  die 
Jurisdiktion  Über  den  eomplex  entzieht,  also  bei 
Unwissenheit  zwat  keine.  Strafe»  aberdoeh  NUhr* 
tigkeit  der  Absolution  eintrete.  Die  herrschende 
Meinung  schliesst  indessen  für  diesen  Fall  die 
Anwendhartielt  ans ,  yedangt  also  wlssentUefaes 
Handeln  des  BeichtTaters  (ob  der  complex  den- 
selben erkannt  hat  oder  nichtjist  selbstverständlich 
g^chgültlg)L  I)aa  mit  vollem  Becht.  Das  Qesato 
ist  ein  reines  Strafgesetz,  es  verbietet  das  aU" 
dere  exdpere  confessionem ,  setzt  also  dolus 
▼oraus  und  hebt  die  Jurisdiktion  „proptetea^ 
also  wegen  des  dolosen  Verstosses  gegen  das  G^ 
setz ,  auf,  nicht  schlechthin  wegen  des  blossen 
ohjdLtiTen ,  Ton  ihm  bezeichneten  Baadelns.  S. 
auch  Ayanzini-Pennaechil.  c  p,  312 ff. 

3  S.  die  oonst.  St^cramentum  dt.  ]>ie  Nichtig- 
keit ist  aber  nur  auf  die  Absolution  gestellt.  Das 
blosse  Beichthören  ohne  eine  solche  fallt  nicht 
nuter  ihie  Bestimmmigen.  Für  diese  Au^assung 
spricht  auch  die  £ncyklika  Benedikts  XIV. :  In- 
ter  praeteritos  ▼.  28.  November  1747.  §.  Ö9, 1.  c. 
3,  97.  Andererseits  ist  Srber  die  Absolution  in 
all  und  Jeder  Beziehung  nichtig,  sIsq  audi  in 
Betreff  der  übrigen  Sünden,  welche  der  Mitsohul* 
dige  dem  saeerdoe  coraplex.  gebeichtet  hat, 
Avanzini-Pennacohi  p.  323.  350.  Die 
Frage ,  ob  der  letztere ,  wenn  sein  Mitschuldiger 
▼QU  der  gemeinschaftlichen  Ujizuchtssünde  durch 
einen  anderen  Beichtvater  absolvirt  worden  ist, 
die  Beichte  darüber  nochmals  mit  der  über  andere 
Sünden  eoigegennehmen  and  davon  absolviren 
darf,  wild  theils  bejaht,  theils  verneint,  vgl.  1.  o. 
p.  323  ff.  und  Tappehoin  S.  112. 

'  Das  gilt  auch  heute  noch,  s.  die  Gonst. 
Pli  IX. :  Apostolicae  sedis  cit  (o.  S.  104)  unter 


N.  10  der  speciali  modo  reservatae  excommuni- 
eatiosieft,  j&  dnreh  ein  pipstUoh  bestätigtes  De» 
kret  der  Gongr.  s.  ofllcll  v.  1866  ist  angeordnet, 
dass  in  den  Fakultäten  für  die  Bischöfe  auf  Ab- 
selvirvng  von  päpstUchen  Reserratlälleii  dieser 
Fall  immer  ausgenommen  werden  und  als  aus- 
genommen gelten  soll,  Avanzini-Pennacchi 
I4  c.  p.  13.  n.  2,  und  dies  ist  dnidi  ein  anderes 
Dekret  v.  1871  mit  Rücksicht  auf  die  const 
Apostolicae  sedis  besonders  bestätigt  worden, 
CoBeotan.  mlssion.  ett  p.  256  &.d21. 

Der  Ertheiluug  der  Absolntion  steht  in  Bezug 
auf  die  Strafe  der  Fall  gleich,  wenn  der  complex 
bWe  so  thut,  als  ob  ec  abeolvlrt^  Dekret  d*  Cimgr. 
offtcü  V,  1878,  Acta  s.  sed.  17,  555. 

«  Das  besümmt  die  cit  S.  HO.  n.  1  eonst.  Be- 
nedict. XIV. :  ApoBtoUd  muneris.  $.  %  Ein 
suspendirter  oder  exkommunlcirter  Priester  ist 
aber  darunter  nicht  zu  yerstehen.  Ist  nur  ein 
solcher  vorhanden,  so  ist  es  so  gut,  als  oh  es 
überhaupt  an  einem  Priester  fehlte ,  Avanzini- 
Pennacchi  p.  335. 

^  Gonst..  dt.  Apostolici,  $.  3.  Vgl.  dazu  die 
KasuistikbdATanzini-Pennacohip.338ff. 
In  den  JubU&umsbuUen  (s.  0.  S.  106  n.  1)  wird 
trotz  der  weitgehenden  Vollmachten  für  die 
Beichtväter  die  Delegation  für  den  Fall  des  com- 
plex ausdrücklich  ausgeschlossen,  s.  auch  Be* 
nedict.  XIV.  const.  Saeramentum  dt  $.  6. 

0  Dieselbe  hat  auch  hier  den  gleichen ,  schwe- 
ren Gharakter,  Gonst  cit  $.  4. 

7  Ist  die  Gültigkeit  der  Taufe  zweifelhaft  und 
wird  deswegen  eine  bedingte  Taufe  vorgenom- 
men, so  bleibt  es  auch  ungewiss ,  ob  die  vor  der 
letzteren  begangenen  Sünden  durch  dieselbe  ge- 
tilgt werden.  Deshalb  sind  di.ese  nachher  zu 
beichten ,  es  kann  aber  dann  auch  nur  eine  be- 
dingte Absolution  von  ihnen  erfolgen»  So  die 
Gongr.  offlcii  unter  Zustimmung  von  Giemens  XJ. 
i.  J.  1715,  GoUect  mission.  dt  p.  226.  n.  474  ff» 


1 12  I*  Die  Hierareliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe.  [§.  203. 

«nf  den  Empfang  anderer  Sakramente  ansschliessen  oder  suspendiren  können  ^ ,  äo 
ist  dies  hier  aasgeschlossen,  weil  das  Sakrament  der  Bosse  fOr  den  Christen  gerade 
das  Mittel  ist,  die  Vergebung  der  Sünden  und  die  verloren  gegangene  Onade  der 
Rechtfertigung  wieder  zu  erlangen,  und  die  Kirche  keinem  Sttnder  den  Weg  zu  seinem 
Heile  versperren  darf.  Nnr  deijenige,  welchem  die  aktive  Rechtsfthigkeit  auf  dem 
kirohBehen  Qebiete  fehlt,  also  der  excommonicatns,  gleichviel,  ob  er  toleratns  oder 
vitandns  ist,  entbehrt  dieses  Rechtes  ^. 

Die  Geltendmachung  des  Rechtes  ist  aber  durch  die  Handlungsfähigkeit  bedingt 
Diejenigen,  welche  des  Gebrauches  ihrer  Yerstandeskrftfte  beraubt  sind,  wie  die 
Wahn-  und  Blödsinnigen,  sind  zur  Beichte  ausser  Stande  und  dürfen  daher  nicht  zu 
derselben  zugelassen  werden'. 

Dasselbe  gilt  von  solchen  Kindern,  welche  noch  nicht  zu  den  ünterscheidungs- 
jahren  gelangt  sind.  Eine  feste  Altersgrenze  hat  das  gemeine  Recht  nicht  vorge- 
schrieben. Das  Partikularrecht  bestimmt  die  Grenze  theils  indirekt,  indem  es  verlangt, 
dass  der  ersten  Kommunion^  der  Kinder  die  Beichte  derselben  vorgehen  soll,  und 
dadurch  einen  etwas  früheren  Termin  als  den  für  den  Empfang  der  Eucharistie  fest- 
setzt <^,  fheils  ist  auch  direkt  angeordnet,  dass  die  Geistlichen  dafür  sorgen  sollen, 
dass  die  Kinder  über  7  Jahre  zum  Sakrament  der  Busse  geführt  werden  ^. 

In  Folge  des  im  Mittelalter  bestehenden  Pfarrzwanges  "^  war  femer  die  Ausübung 
des  Rechtes  auf  das  Busssakrament  an  die  Pfarrei  des  Pönitenten  gebunden.  Nur  in 
dieser  konnte  ein  solcher  die  Spendung  desselben  beanspruchen,  sofern  er  nicht  die 
Erlaubniss  seines  Priesters  oder  Bischofs  zum  auswärtigen  Empfang  des  Sakramentes 
erhalten  hatte,  oder  ein  gerechtfertigter  Grund  für  die  Spendung  an  einem  anderen 
Orte  (Krankheit,  Abwesenheit  von  der  Heimathsp&rrei)  vorlagt.  Die  Nothwendigkeit 
der  Beichte  bei  dem  Pfarrer  oder  dem  von  ihm  deputirten  Geistlichen  wurde  aber 
schon  im  13.  Jahrhundert  zum  Theil  dadurch  beseitigt,  dass  zufolge  der  den  Mönchs- 
orden ertheilten  Privilegien  die  Mönche,  welche  sich  in  den  einzelnen  Pfarreien  auf- 
hielten, in  denselben  das  Busssakrament  zu  spenden  berechtigt  waren  ^.  Femer  er- 
hielten auch  in  dieser  Zeit  die  Fürsten  das  Privileg,  sich,  sei  es  unbeschrftnkt ^^^  sei 
es  nur  unter  gewissen  Beschränkungen,  ihren  Beichtvater  auszuwählen  ^i. 

1  Z.  B.  der  Eucharistie,  s.  o.  S.  69.  8  Trier  1227  c  4,  M  a  n  s  i  23, 29 ;  Fritzlar  1243 

*  Die  Spendung  des  Sakramentes  an  einen  8ol-  c.  8,  L  c.  p.  728;  Mainz  1310  c.  83,  l.  c.  25, 
chen,  namentlich  die  Absolution  desselben  ist  323;  Toledo  1324  o.  1,  1.  c  p.  734;  Lambeth 
nichtig,  8.  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  1330  o.  2,  L  c.  p.  892;  Prag  1349c.  32,  I.e. 26, 
S.  287.  Daher  enthält  auch  die  regelm&ssige  88;  Salzburg  1418  o.  28,  l.  c  28,  998;  Trier 
Absolutionsformel  ad  cautelam  zunächst  die  Ab-  1423  c  6;  Hartzheim  5,  227;  Tolosa  1429 
Solution  Yon  der  Exkommunikation  und  von  an-  c.  17,  Mansi  28,  1164. 

deren  Oensuren  (s.  o.  S.  86.  n.  2),  um  etwaige  ^  S.  o.  S.  92. 

Hindernisse  der  Wirkung  der  Lossprechung  Tor  ><>  S.  z.  B.  Priyileg  Innoeenz*  IV.  fGr  K5nig 

der  letzteren  zu  beseitigen.  Ludwig  d.  H.  v.  Frankreich  v.  1247,  Teulet, 

•  Tgl.  Tappehorn  a.  a.  0.  S.  273.  274.  layettes  du  trtfsor  des  ohartes.  Paris  1863.  2, 
Während  der  diludda  interralla  darf  ihnen  aber,  6^ ;  Bonifaz*  VUI.  für  Adolf  v.  Nassau  r.  1296, 
wenn  sie  gehörig  disponirt  werden  können ,  das  Kopp,  Gesoh.  d.  eidgenoss.  Bünde  IIL  1,  312; 
Sakrament  gespendet  werden.  Martinas  IV.  für  König  Magnus  y.  Schweden  t. 

«S.  0.  S.  67.  1281,    Sbaralea,    bull.    Francisc.   3,    476 

ö  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac.  6,  829.  (Po tthast  reg.  n.  11189,  24320.  21816). 

«  Plen.  Conc.  Baltimore  1866,  coli.  clt.  3, 477.  "  Pririleg  Nicolaus'  IV.  v.  1291  für  die  K5- 

518 ;  Bordeaux  1860. 1856. 186a  1.  c  4,  872. 707.  nigin  Helena  t.  Serbien ,  sich  einen  Mönch  aus 

826.    Zur  blossen  Beichte ,  nicht  zur  Absolution  dem  Franziskaner  -  Ord^i  zum  Beichtvater  zu 

lässt  Kinder  von  6  oder  6  Jahren  zu  Albi  1860,  wählen,  Sbaralea  1.  e.  4,  230  (Potthast. 

L  c.  4,  433.  n.  23602). 

^  Bd.  II.  S.  300. 
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Ffir  die  Bischöfe  und  die  höheren  geistlichen  Würdenträger,  wie  die  Kardinäle 
führte  die  Anschauung^  dass  der  Beichtvater  wegen  seiner  richterlichen  Stellung  die 
Jurisdiktion  fiber  die  zu  absolvirende  Person  haben  mfisse,  zu  der^Eonsequenz ,  da^s 
diese  nur  bei  ihrem  Vorgesetzten ,  also  für  die  Regel  beim  Papste  beichten  konnten. 
Da  dies  aber  selbstverständlich  nicht  praktisch  durchführbar  war ,  so  wurde  ihnen, 
wie  auch  den  niederen ,  von  der  bischöflichen  Gewalt  eximirten  Prälaten  gesetzlich 
ein  für  alle  Mal  das  Recht  ertheilt ,  sich  ohne  Konsens  des  Oberen  einen  geeigneten 
Beichtvater  zu  wählen  ^ 

Endlich  ist  mit  der  durch  die  erwähnten  und  andere  Umstände  herbeigeführten 
Lockerung  des  Pfarrverbandes^  für  das  heutige  Recht,  etwa  seit  dem  16.  Jahrhundert, 
die  allgemeine  Beschränkung  der  Qläubigen  auf  ihre  Pfarrer  überhaupt  fortgefallen ', 
und  nach  dem  geltenden  Recht  ist  jeder  befugt,  auch  ausserhalb  seiner  Parochie  bei 
jedem  approbirten  Beichtvater  in  einer  fremden  Diöcese  oder  Pfarrei  die  Beichte  ab- 
zulegen und  die  Absolution  zu  empfangen  ^. 

Wie  diese  feststehende  Praxis  mit  dem  oben  besprochenen  Grundsätze,  dass  der 
Beichtvater  behufs  gültiger  Absolution  die  Jurisdiktion  über  den  Pönitenten  besitzen 
müsse,  zu  vereinigen  ist,  darüber  herrscht  Streit.  Theils  wird  die  Jurisdiktion  des 
Beichtvaters  über  die  Fremden  vom  Papste  hergeleitet,  theils  behauptet  man,  dass 
eine  stillschweigende  Delegation  aller  Beichtväter ,  an  welche  sich  der  Diöcesan 
wende,  seitens  seines  zuständigen  Bischofs  und  eine  stillschweigende  Aufhebung  der 
von  ihm  für  die  eigene  Diöcese  fes^esetzten,  seinen  auswärts  beichtenden  Diöcesanen 
an  sich  bindenden  Reservatfülle  eintrete^. 

Weder  die  eine  noch  die  andere  Meinung  kann  für  zutreffend  erachtet  werden. 
Beide  greifen  zu  Fiktionen,  welche  an  den  thatsächlichen  Verhältnissen  keinen  An- 
halt haben.  Weder  der  Papst  noch  der  Bischof  nehmen  in  solchen  Fällen  Hand- 
lungen vor,  in  welchen  eine  stillschweigende  auf  Delegation  gerichtete  Willenserklä- 
rung gefunden  werden  könnte  ^. 


1  c.  16   (Gregor.  IX.    1227 — 1234)  X.   de  machen  Ausnahmen,  wenn  die  Priester  um  Messe 

poenit.  y.  38,  s.  auch  Bd.  I.  S.351.  Ein  solcher  zu  lesen,  beichten  müssen,  und  dies  nicht  bei 

gewählter  Beichtvater  kann  den  Bischof  nach  der  ihrem  Beichtvater  (dem  Pfarrer)  thun  können, 

Congr.  eonc.  auch  von  den  im  Trid.  XXIV.  c.  6  Toledo  1324  o.  1,  1.  c.  25,  734;    Lavaur  1368 

deref.  bezeichneten  Reservaten  (s.  o.  S.  103. 104)  c.  81,  L  c.  26,  520. 

absoMren,  Bertagna  p.  109.  Soweit  nach  dem  Text  und  den  vorstehenden 

För  die  übrigen   Geistlichen    bestand   zwar  Bemerkungen  eine  freie  Wahl  des  Beichtvaters 

keine  vollkommene  Freiheit  in  der  Auswahl  des  gestattet  ist ,  beruht  dessen  Jurisdiktion  auf  be- 

Beichtvaters  (Padua  1350  o.  15,  Mansi  26,  233  sonderem  Privileg.  Kraft  desselben  entsteht  sie 

gestattet  eine  solche  nur  den  praelati  inferiores  in  jedem  Falle  dadurch  ,  dass  der  Privileglrte 

und  den  Pfarrern) ,  Indessen  konnten  sie ,   die  sich  den  Beichtvater  wählt.  Die  Annahme ,  dass 

Pfarrer  mit  eingeschlossen,  zwischen  ihrem  De-  der  Papst,  welcher  das  Recht  gewähre,  auch  dem 

kan  oder  besondem,  vom  Bischof  in  den  einzel-  Gewählten  die  Jurisdiktion   delegire,   Noldin 

neu  Aiebidiakonaten  oder  Dekanaten  bestellten  a.  a.  0.  S.  472,  ist  eine  leere,  den  Thatsachen 

Beichtvätern  wählen,  Oxford  1222  c.  28,  1.  e,  nicht  entsprechende  Fiktion. 

22, 1159;  London  1237  c.ö,  1.  d.  23,  450;  Lam-  2  ßd.  I.  S.  300. 

beth  1281  c  9,  1.  c.  24,  410  (welches  aber  die  3  Knopp  a.  a.  0.  S.  19  ff.  40  ff. ;  Noldin 

Beichte  auch  bei  den  „alii  communes  poeniten-  a.  a.  0.  473  ff. 

tiarii''  gestattet);  Lambeth  1330  c  3,  1.  c.  25,  ^  Knopp  a.  a.  0.  S.  45.  46;  Noldin  a.  a. 

893;   die  Dekane  zwischen  dem  Bischof  oder  0.  S.  473.  487. 

ihrem  Archidiakon  oder  den  vom  ersteren  be-  ^  S.  das  Nähere  darüber  bei  N  o  l  d  i  n  a.  a.  0. 

stellten  Priestern,  S.  Polten  1284  c.  20.  1.  c.  24,  S.  494  ff.,  welcher  sich  weder  für  die  eine  noch 

509.    Dagegen  schreibt  Paris  1212.  I.  c  5,  l.  c.  die  andere  Ansicht  entscheidet,  aber  nur  die  eine 

22,  820  für  alle  Kleriker  die  Beichte  bei  ihrem  oder  die  andere  für  haltbar  erklärt. 

Prälaten  vor  und  gestattet  sie  nur  mit  dessen  Er-  6  Was  speciell  die  Annahme  der  stlUschwei- 

laubniss  bei  einem  andern  abzulegen.    Andere  genden  Jnrisdlktionsübertragung  seitens  des  Bi- 

HiBsehlns,  KiKhenrecht.  lY.  B 


114  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  203. 

Schon  dies  alleiü  führt  daraaf ,  dass  die  Jurisdiktion  über  solche  Pönitenten  anf 
einem  allgemein  geltenden  Rechtssatz  beruhen  muss. 

In  der  That  hat  sich  unter  stillschweigender  Billigung  der  Päpste  ein  Gewohn- 
heitsrecht entwickelt ,  welches  den  ehemaligen  Pfarrzwang  für  das  Busssakrament 
beseitigt  hat.  Wenn  in  Folge  dessen  jeder  Gläubige  sich  das  letztere  in  einer  anderen 
Pfarrei  oder  Diöcese  spenden  lassen  kann,  und  der  ftlr  eine  solche  approbirte  Beicht- 
vater es  zu  verwalten  befugt  ist,  so  folgt  daraus,  dass  in  Bezug  auf  das  hier  fragliche 
Sakrament  die  Jurisdiktion  nicht  mehr ,  wie  in  älterem  Recht  durch  das  Domizil  der 
das  Sakrament  begehrenden  Person  bestimmt  wird ,  sondern  dass  dieselbe  auch  alle 
Personen,  welche  sich  blos  in  dem  Bezirk  des  mit  ihr  ausgestatteten  Kirchenbeamten 
aufhalten,  lediglich  vfegQn  ihrer  vorübergehenden  Beziehung  zu  dem  geographischen 
Gebiet  ergreift,  also  rechtmässig  und  gültig  ausgeübt  wird ,  sowie  ein  fremder ,  sich 
blos  dort  zeitweise  aufhaltender  Pönitent  das  Sakrament  begehrt  ^ 

In  Folge  der  gedachten  Entwicklung  haben  auch  die  o.  S.  113  erwähnten  Pri- 
vilegien auf  freie  Wahl  des  Beichtvaters  erheblich  an  praktischer  Bedeutung  ver- 
loren, und  zwar  um  so  mehr  als  im  heutigen  Recht  selbst  für  die  zum  Empfang  der 
österlichen  Kommunion  nothwendige  Beichte  keine  Beschränkung  auf  einen  bestimmten 
Beichtvater  besteht  (s.  darüber  unter  No.  III.),  und  femer  för  die  kraft  Privilegs  ge- 
wählten Beichtväter  zufolge  der  Vorschrift  des  Tridentinums  2  die  Nothwendigkeit 
der  Approbation  durch  den  Bischof,  dessen  Diöcese  der  betreffende  Geistliche  ange- 
hört, eingetreten  ist  3.  Die  einzige  praktische  Bedeutung  eines  derartigen  Privilegs 
liegt  heute  darin ,  dass  der  Privilegirte  sich  an  seinem  Wohnorte  das  Busssakrament 
auch  durch  einen  einer  anderen  Diöcese  angehörigen  Beichtvater  spenden  lassen 
kann^,  während  dies  für  den  Nichtprivilegirten  ausgeschlossen  ist,  da  ein  solcher 

schofs  des  Diöeesanen  auf  den  fremden  Priester  übersehen ,  dass  es  einmal  durch  das  Wesen  der 
betrifft,  so  führt  diese  zu  der  Konsequenz,  dass,  Jurisdiktion  nicht  bedingt  ist,  dass  ein  Oberer 
wenn  der  Bischof  seinem  Untergebenen  die  dieselbe  für  alle  Fälle  ausschliesslich  besitzt,  und 
Beichte  ausserhalb  der  Diöcese  verbietet,  die  dass  kein  anderer  daneben  gleichzeitig  für  ge- 
Beichte des  letzteren  bei  dem  auswärtigen  Beicht-  wisse  Fälle  eine  konkurrirende  Jurisdiktion 
yater  und  die  Absolution  durch  denselben  nichtig  haben  kann ,  nicht  minder,  dass  gerade  für  die 
sein  würde,  well  der  Beichtvater  In  diesem  Falle  geistlichen  Handlungen ,  für  welche  der  Pfarr- 
der  Jurisdiktion  entbehrt.  Damit  wäre  aber  der  zwang  beseitigt  Ist,  die  Jurisdiktion  der  durch 
gemeinrechtlich  bestehende  Pfarrzwang  für  die  das  Domizil  bestimmten  Oberen,  wenngleich  sie 
Beichte  wieder  hergestellt,  und  indirekt  dem  Bi-  die  regelmässige  ist,  doch  nicht  den  Charakter 
schof  die  Befugniss  beigelegt,  das  gemeine  Recht  der  alleinigen  und  Zwangsjurisdiktion  besitzt, 
abzuändern.  Muss  mau  wegen  der  Beseitigung  und  die  Jarlsdiktlon  des  fremden  Oberen  nicht 
des  Pfarrzwanges  dem  Bischof  die  Berechtigung  mehr  auf  die  in  seinem  Bezirk  domlzillrten  Per- 
zu  einem  solchen  Verbote  absprechen  (so  auch  sonen  ausschliesslich  beschränkt  Ist.  Das  c.  2 
'fappeihorn  S.  100),  und  die  dennoch  aus-  (Bonifao.  VIIl.)  in  VItode  poenit.  V.  10:  „Nulla 
wärts  abgelegte  Beichte  und  erlangte  Absolution  potest  consuetudine  Introduci ,  quod  aliquis 
für  gültig  erklären,  so  ist  auch  die  Fiktion  einer  praeter  sul  superioris  licentlam  confessorem  ribl 
Delegation  seitens  des  Bischofs  unhaltbar.  eligere  valeat,  qul  enm  possit  solvere  aut  ligare'* 
^  Das  ist  auch  eine  weit  verbreitete,  wenn-  beruht  noch  auf  dem  Pfarrzwange.  Mit  der  ge- 
gleirh  nicht  in  der  Welse  des  Textes  näher  for-  wohnheitsrechtlichen  Beseitigung  desselben  ist 
mulirte  Ansicht,  s.  z.  B.  Tappe  hörn  8.  100;  die  Vorschrift  bedeutungslos  geworden. 
LorinserS.23.  Was  Noldln  a.  a.O.  S.492ff.  2  S.  0.  S.  85.  n.  4. 

dagegen  einwendet,  ist  haltlos.    £r  meint,  es  sei  3  d^s  Tridentinum  lautet  ganz  allgemein  und 

erst  zu  beweisen,   dass  der  Papst  durch  Gut-  hebt    die    entgegenstehenden   Privilegien    anf, 

heissung  der  gedachten  Gewohnheit  das  Unter-  s.  auch  Bd.  I.  S.  351. 

thanenverhältniss  geändert  habe,  denn  es  gebe  ^  Denn  insoweit  untersteht  der  Pönitent 
keinen  kirchlichen  Oberen  nur  in  Bezug  auf  die  nicht  der  Jurisdiktion  des  Diocesanbischofs,  und 
Beichte,  vielmehr  bleibe  der  Bischof ,  indessen  der  gewählte  Beichtvater  erhält  seine  Juris- 
Diöcese  der  Poenltent  sein  Domizil  habe,  so  lange  dlktion  kraft  der  zufolge  Privilegs  vorgenomme- 
letzterer ausserhalb  des  Domizils  weile,  immer  nen  Wahl, 
noch  dessen  geistlicher  Oberer.    Dabei  ist  aber 
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Beichtvater  in  der  eigenen  Diöcese  des  letzteren  nicht  die  erforderliche  Jurisdiktion 
nad  Approbation  besitzt  ^ 

Auch  die  in  den  Jubil&nmsbnllen  herkömmlicher  Weise  ertheilten  Privilegien 
anf  freie  Wahl  eines  vom  Ordinarius  des  Orts  approbirten  Beichtvaters  ^  haben, 
nachdem  sich  der  heutige  Rechtsznstand  festgestellt  hat,  nicht  mehr  ihre  praktische 
Bedeutung  in  der  Freiheit  der  Wahl  als  solcher,  sondern  darin,  dass  die  Beichtväter 
während  der  Jubilftnmszeit  besondere,  weitgehende  Vollmachten,  insbesondere  zur 
Absolution  von  allen  Reservatföllen ,  auch  den  päpstlichen ,  besitzen  ^,  und  der  Ab- 
lass  allein  durch  die  Beichte  bei  ihnen  gewonnen  werden  kann.  Nur  in  Betreif  der 
Kegnlaren  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  sowie  in  Betreff  der  Mitglieder 
der  neueren  Franenskongregationen  ist  es  bei  dem  frttheren  Rechtsznstande  ge- 
blieben, dass  diese  auf  die  ftlr  ihre  Niederlassungen  bestimmten  Beichtväter  be- 
schränkt sind  4. 

Indessen  kann  der  Ordensobere ,  weil  er  in  Betreff  der  Beichten  der  Regularen 
die  Veritlgung  hat ,  ihnen  (auch  den  unter  Leitung  des  Ordens  stehenden  Nonnen) 
die  Eriaubniss  geben ,  sich  ausserhalb  des  Ordens  einen  beliebigen ,  selbst  weltgeist- 
lichen Beichtvater  zu  wählen  ^. 

Femer  haben  Regnlaren ,  welche  sich  mit  Eriaubniss  ihrer  Oberen  ausserhalb 
des  Klosters,  z.  B.  auf  Reisen,  auf  Missionen,  befinden,  gleichfalls  das  Recht,  wenn 
ihnen  kein  Ordensbeichtvater  zu  Gebote  steht,  bei  einem  anderen  Priester  zu  beichten®. 

Endlich  wird  in  den  Jubiläumsbnllen  den  Regularen  die  Befiigniss  ertheilt ,  sich 
während  der  betreffenden  Jnbiläumszeit  unter  den  von  dem  Ordinarius  des  Ortes  ap- 
probirten Regulär-  oder  Säkular -OeisÜichen  einen  beliebigen  zum  Beichtvater  aus- 
zuwählen '. 


*  Dies  ist  auch  der  Grund,  dass  trotz  der  heu- 
tigeu  Freiheit  der  Wahl  des  Beichtvaters  fremde, 
LD  der  eigenen  Diöcese  approbirte  Geistliche, 
wenu  sie  in  einer  benachbarten  Diöcese  bei 
dringlichen  Fallen,  z.  B.  bei  Gefahr  im  Verzuge, 
grossem  Andrang  der  Gläubigen,  durrh  Beichte- 
hören aushelfen  sollen,  der  Jurisdiktion  seitens  des 
Ordinarius  der  letzteren  bedürfen.  Diese  kann 
ihnen  ausdrucklich  übertragen  werden,  s.  der- 
artige Erlasse  in  v.  Vogt,  Sammig.  kirchlicher 
Verordn.  f.  Rottenburg  S.  32  und  Duroont, 
Sammig.  kirchL  Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln. 
S.  313,  oder  auch  stillschweigend ,  z.  B.  durch 
bewusste  Duldung  einer  solchen  Uebung  seitens 
des  Bischofs. 

2  Ferraris  s.  v.  jubilaeum  art.  II.  n.  1 ;  vgl. 
z.  B.  die  const.  Benedikts  XIV. :  Benedictus 
deus  ▼.  25.  Dezember  1750,  bull.  ed.  cit.  3,  119 
^  4,  und  die  const.  Pius'  IX. :  Arcano  divinae 
V.  20.  November  1846,  Ginzel,  Archiv  für 
Kirchengesch.  1,  92. 

3  S.  0.  S.  105, 

*  S.  o.  S.  95  u.  S.  98. 

^  8.  const.  Clement.  Vlll.  Komani  pontiflcis 
V.  23.  November  1599,  bull.  Taur.  10,  550: 
^ostrae  intentionis  existere,  quod  iidem  fratres 
et  moniales,  quantum  ad  sacramentum  poeniten- 
tiae  seu  confessionis  administrationem  disposi- 
tioni  suomm  praelatornm  subiecti  sunt,  aposto- 
Uca  auctoritate  tenore  praesentium  perpetuo 
declaramus^.    Ferraris  s.  v.  approbatio  art.  II. 


n.  15  flf.  Der  gewählte  braucht .  selbst  wenn  er 
Geistlicher  ist ,  nicht  die  Approbation  seines  Bi- 
schofs zu  haben,  weil  sich  Trldent.  Sess.  XXIIT. 
c.  15  de  ref.  cit.  nur  auf  die  Beichten  der  Welt- 
leute bezieht,  s.  auch  o.  S.  95.  n.  2. 

ß  Das  ist  in  den  Konstitutionen  für  verschie- 
dene Orden,  so  in  der  Inuocenz'  VII.  v.  1404  für 
die  Dominikaner  und  Sixtus'  IV.  für  die  Franzis- 
kaner V.  1479  ausgesprochen  und  auch  auf  an- 
dere Orden  ausgedehnt  worden,  Ferraris  1.  c. 
n.  9.  Ein  solcher  Beichtvater  kann  auch  von 
den  Reservatfallen  der  Ordensoberen  absolviren, 
Bertagna  p.  70.  In  Betreff  der  Approbation 
gilt  hier  das  a.  E.  vor.  Anm.  Gesagte.  Auf 
Klosterfrauen ,  welche  aus  Gesundheitsrücksich- 
ten oder  aus  einem  anderen  Grunde  zeitweise 
ausserhalb  der  Klausur,  weilen,  findet  das  im 
Texte  Bemerkte  nach  e.  Entsch.  d.  Congr  episc. 
V.  1852,  Dumont,  kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erz- 
diöcese Köln.  S.  321 ,  u.  v.  1872,  Collect,  miss. 
cit.  p.  268.  u.  526 ,  zu  3 ,  gleichfalls,  und  zwar 
mit  der  Maassgabe  Anwendung,  dass  der  Beicht- 
vater nicht  speciell  für  Nonnen  approbirt  zu  sein 
braucht. 

■^  Pii  IX.  const.  Arcano  (s.  oben  n.  2) :  „In- 
super  Omnibus  et  singulis  Christi  fldelibus  sae- 
cularibus  et  regularibus  cuiusvis  ordinis  et  insti- 
tuti.  etiam  specialiter  nominandi ,  licentiam 
concedimus  et  facuUatem,  ut  slbl  ad  hunc  effec- 
tum  eligere  poasint  quemcumque  presbyterum 
confessarium  tam  saerularem  quam  regulärem  ex 

8* 
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Was  speciell  die  Mi^lieder  Franenorden  betrifft ,  so  sind  diese  im  Allgemeinen 
an  ihre  ordenüiehen  und  ausserordentlichen  Beichtväter  gewiesen  ^  Die  Ablegnng 
der  Beichte  bei  den  letzteren  kOnnen  sie  aber  ohne  jeden  Grund  yerweigem^,  da- 
gegen den  ordentlichen  nur  aus  einer  gerechtfertigten  Ursache  zurückweisen^,  end- 
lich auch  im  Falle  einer  schweren  Krankheit  einen  besonderen  Beichtvater  fordern  4. 
Femer  sollen  die  Oberen^  bez.  der  Bischof  fttr  die  ihm  unterstehenden  Klöster,  ihnen 
auch  bei  unfiberwindlicher  Abneigung  die  Bewilligung  eines  solchen  nicht  abschlagen^, 
auch,  wenn  einzelne  Nonnen  ab  und  zu  bei  einem  besonderen  Beichtvater  zu  ihrer 
Gewissensberuhigung  und  Förderung  zu  beichten  wfinschen,  nicht  mit  der  Verweige- 
rung eines  solchen  Begehrens  zu  streng  sein  ^.  W&hrend  des  Jubil&ums  steht  ihnen 
gleichfalls  die  freie  Wahl  des  Beichtvaters  zu,  jedoch  nur  eines  solchen,  welcher  die 
specielle  Approbation  für  Nonnenerhalten  hat^.  Nach  domo.  S.  101  Bemerkten 
finden  diese  Vorschriften  auch  auf  die  Frauen-Kongregationen  Anwendung. 

Eine  Bestimmung  darflber,  wie  oft  die  Spendung  des  Busssakramentes  verlangt 
werden  darf,  kennt  das  kirchliche  Recht  nicht,  weil  sich  dafür  niemals  ein  Bedflrfniss 
geltend  gemacht  hat,  vielmehr  die  kirchliche  Gesetzgebung  ebenso  wie  in  Bezug  auf 
die  Eucharistie^  schon  im  Verlaufe  des  Mittelalters  in  die  Lage  gekommen  ist, 
besondere  Bestimmungen  über  die  Pflicht  zum  Empfange  des  Busssakramentes  auf- 
zustellen. 

III.  Die  Pflicht  zum  Empfang  des  Busssakramentes.  Nach  katho- 
lischer Lehre  besteht  kraft  göttlichen  Rechts  fttr  jeden  Gläubigen  die  Pflicht ,  das 
Bnsssakrament  zur  Vergebung  der  Todsünden  zu  empfangen  und  zu  diesem  Behufs 
die  letzteren  vorher  zu  beichten^.    Näher  ist  der  Umfang  dieser  Pflicht  aber  durch 


tcta  approbatis  loconim  ordinariis,  qua  facnitate  regimini  subsunt ,  ad  regulärem  praelatum  per- 

utl  poBsint  etiam  monlales,   noYitiae  aliaeque  tinet,  ser^atis  serrandis,  pecaliarem  ipsis  desti- 

mulierea  Intra  claustra  degentes ,  dnminodo  con-  nare  oonfessarinm  ex  approbatU  ab  ordlnario  ad 

fessaiias  approbatus  sit  pro  monialibus ,  qul  eo8  confessiones  moniallnm,  vel  si  sacerdos  iUe ,  cnl 

...  in  foro  oonscientiae  et  hac  vice  tantom  ab-  elasmodi  monlalis  oonflteri  capit ,  pro  lUis  non 

soWere  et  liberare  valeat" ;  s.  auch  Benedict.  XIY.  sit  approbatus,  cum  ipso  ordlnario  agendnm  erit, 

const.  1750.  $.  4  (o.  a.  a.  0.) ;  Ferraris  s.  v.  ut  pro  exciplenda  saltem  llllus  monialis  confes- 

jubllaeum  art  II.  n.  2.  sione  et  pro  tot  yicibus ,  quot  expedire  iadica- 

1  S.  0.  S.  98.  bitur,  eundem  approbet^.    Verweigert  der  Obere 

^  Denn  dieser  ist  nur  in  ihrem  Interesse  ein-  hartn&ckig    die    Gewährung    eines    besonderen 

gefQhrt,  Jedoch  müssen   sich  auch  diejenigen,  Beichtvaters,  so  kann  nach  der  daselbst  mltge- 

welche  nicht  bei  ihm  beichten  wollen ,  vor  ihm  thellten  and  Yom  Papst  bestitlgten  Entscheidung 

stellen,  Gongr.  eplsc.  t.  1621  u.  1631  bei  Fe r-  der  Gongr.  episcop.  v.  1573  der  Bischof  aus  den 

rarlSy  s.  T.  monlales  art.  V.  n.  36;  Benedict.  Säkular-  oder  Regularpriestern   deputiren  oder 

XIV.  const  Pastoralis  Y.  1748,  s.  v.  Nihil  aliud  die  Nonne   sich  an    den   Kardinal  -  Pönltentiar 

enlm  requiritur  ab  omnlbus.  wenden. 

3  Ferraris  1.  c.  n.  34.  ^  L,  c.  s.  yerbis:  Quaesltum  denlque  fult  de 

^  Benedict  XIV.  const.  dt. Pastoralis  unter  monlallbus. 

Beseitigung  der  Entscheidungen  d.  Ck>ngr.  eplsc.  7  g,  o.  S.  115.  n.  7.  Wegen  der  Klosterfrauen 

Y.  1647  u.  1649:  „ut  sei  licet  eplscopl  subiectls  ausserhalb  der  Klausur  Ygl.  ebendaselbst  n.  6. 

sibl  monlallbus  In  gravi  inflrmitate  constltutls  et  8  s.  o.  8.  70. 

Id  expetentlbus  pecuUarem  confessarlum  con-  ^  Trldent.  Sess.  XV.  de  ss.  poen.  sacr.  can.  6 : 

eedere  debeant ;  lldemque  idipsum  praestent  erga  „Sl  quls  negaverit  confesslonem  saoramentalem 

monlales  regularlbus  praelaüs  sublectos ,  quum  vel  instltutam  vel  ad   salutem  neoessariam  non 

aliqua  ex  lUis  a  suo  superlore  regulär!  huius-  esse  iure  divlno  ....  anathema  slt^ ;  can.  7 :  „Si 

modi  gratiam  Impetrare  non  poterit'^  quls  dlxerlt ,  In  sacramento  poenltentlae  ad  re- 

^  L.  c :  „ubl  earum  reluctantla  superarl  ne-  mlsslonem  peccatorum   necessarium  non  esse  de 

queat,  confessarlus  extra  ordinem   deputandus  iure  divlno,  conflterl  omnia  et  slngula  peccata 

est,  qul  earum  confessiones  pecullariter  excipiat  mortalla,  quorum  memoria  cum  deblta  et  dlli- 

Id  vero  circa  monlales   eplscopo   sen  ordlnario  gentl  praemedltatlone  habeatur,  etlam  occulta  et 

loci  Bubiectas  ab  Ipso  ordlnario  praestarl  debet.  quae  sunt  contra  duo  ultima  decalogl  praecepta 

Quod  autem  ad  illas  pertlnet ,  quae  regularlum  et  clrcumstantias,  quae  peccatl  speolem  mutant ; 
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das  göttliche  Recht  nicht  bestimmt,  namentlich  nicht  in  Betreff  des  Zeitpunktes 
wann  das  Busssakrament  empfangen  werden  soll  ^j  und  da  bei  dieser  Unbestimmtheit 
des  Gebotes  anch  im  allgemeinen  keine  Strafen  fttr  die  Nichtbeachtung  desselben  an- 
gedroht sind,  so  stellt  sich  dasselbe  in  Wahrheit  als  eine  Vorschrifi;  nicht  rechtlichen, 
sondern  nur  ethisch-religiösen  Charakters  dar. 

Die  herrschende  Lehre  nimmt  anscheinend  mit  Rücksicht  darauf,  dass  jeder 
Christ  das  göttliche  Gebot  mindestens  einmal  in  seinem  Leben  erfällen  müsse,  eine 
Rechtspflicht  zum  Empfange  des  Sakramentes  im  Falle  der  Todesgefahr^  an,  und 
rechnet  femer  hierher  auch  zum  Theil  ausser  tödtlicher  Krankheit  den  Antritt  einer 
ge^rlichen  Schiffahrt  oder  Reise,  das  Bevorstehen  einer  Schlacht,  einer  schweren 
Entbindung,  ja  selbst  den  Fall,  in  welchem  vorauszusehen  ist,  dass  man  nie  mehr  im 
Leben  einen  Beichtvater  erlangen  kann  3.  Aber  selbst  hier  treten  bei  der  Nichtbeach- 
tung des  Gebotes  keine  rechtlichen  Folgen,  insbesondere  keine  Nachtheile  ein^,  nur 
einen  einzigen  Fall  hat  das  positive  Recht  der  Earche  herausgehoben,  insofern  als  es 
dem  öffentlichen  Sünder,  welcher  ohne  Busse  gestorben  ist,  das  kirchliche  Begr&bniss 
verweigerte  Allein  für  einen  solchen  besteht  demnach  die  Rechtspflicht,  soweit  es 
ihm  möglich,  noch  im  Falle  der  Todesgefahr  sich  das  Busssakrament  spenden  zu 
lassend 

Abgesehen  davon  hat  das  positive  kirchliche  Recht,  und  zwar  erst  das  IV.  La- 
teranensische  Konzil  von  1215  in  Verbindung  mit  seiner  Anordnung  in  Betreff  des 
Abendmahles^,  eine  allgemeine  Rechtspflicht  für  alle  Gläubigen,  welche  zu  den  Unter- 
scheidungsjahren gekommen  sind,  wenigstens  einmal  im  Jahre  unter  allen  Umständen 
vor  der  österlichen  Kommunion  bei  dem  sacerdos  proprius  zu  beichten,  d.  h.  sich 
von  ihm  das  Sakrament  der  Busse  spenden  zu  lassen^,  eingeftlhrt,  und  das  Tri- 


.  .  .  aat  demnm  aon  licere  couflteri  peco&ta'  ve- 
lulla :  anathema  slt". 

1  Insbesondere  *  besteht  namentlich  keine 
Pflicht,  die  Todsünden  bei  der  ersten  sieh  dar- 
bietenden Gelegenheit  zn  beichten,  Tappe- 
hornS.  39;  Lorinser  S.  75. 

^  S.  z.  B.  Ferraris  s.  v.  poenitentiae  sacra- 
meutnm  art.  II.  n.  156.  156;  Lorinser  S.7Ö; 
Phillips,  K.  R.  $.  243;  Pachmann,  K.  R. 
2,193;  SUbernagl,  K.R.  S.436. 

S  Ferraris  I.  c  n.  156  ;  Pachmann 
a.  a.  0.;  Tappehoin  S.  39. 

*  Gerade  das  für  die  entgegengesetzte  Meinnng 
angezogene  c.  13  (Lateran.  IV.  v.  1215)  X.  de 
poenit  V.  38,  wonach  die  zn  schwer  Kranken 
gerufenen  Aerzte  diese  Ihrerseits  bei  Strafe  der 
interdictio  ingressns  ecclesiae  znr  Beichte  nnd 
Bosse  ermahmen  sollen,  femer  tit.  5.  o.  4  de  vi- 
sitatione  et  onra  inflrmarum  Ritual,  rom.  n.  8  ff., 
wonach  der  Pfarrer  den  Kranken  eindringlich 
zur  Beichte  seiner  Sünden  ermahnen  und  ihm 
die  Vorschrift,  dass  die  Aerzte  ihn  nicht  länger 
als  3  Tage  besuchen  dürfen,  wenn  er  keinen 
Beichtvater  ruft  (Const.  Pil  V. :  Super  gregem 
V.  a  März  1566,  bulL  Taurin.  7,  430)  vorhalten 
soll,  beweisen  recht  deutlich,  dass  auf  die  Unter- 
lassung der  Pflicht  für  den  Kranken  selbst  keine 
Strafen  gesetzt  sind,  well  hier  durch  Indirekte 
Mittel  die  ErfüUung  einer  rein  kirehllch-ethlschen 
Pflicht  zu  erzielen  versucht  wird. 

5  S.  vorläufig  Rituale  roman.  tit.  VL  c.2.  u.5: 


„Manifestls  peccatoribus ,  qui  sine  poenitentia 
perierunt''. 

^  Praktisch  ist  die  Sache  fast  Irrelevant ,  da 
für  die  Regel  In  solchen  Fällen  eine  Verletzung 
des  Gebotes  der  österlichen  Beichte  (s.  gleich 
nachher  Im  Texte)  mit  konkurrlren  wird. 

^  0.  12.  X.  de  poenit.  V.  37;  s.  •.  8.  71. 
n.  1. 

8  Die  älteren  Vorschriften  über  die  Pflicht  zum 
Empfange  des  Abendmahls  (s.  o,  S.  70)  erwäh- 
nen im  Zusammenhange  damit  gewdhnUch  nicht 
der  Verpflichtung  zur  Beichte.  Die  Verbindung 
zwischen  beiden  zeigt  sich  dagegen  Im  Konzil 
von  Gran  v.  1114,  Mansi21,  100:  „Ut  omnls 
populus  in  Pascha  et  Natali  domini  poenitentiam 
agat  et  commnnicet^.  Die  verhältnissmässig 
späte  Festsetzung  der  allgemeinen  Beioh^fllcht 
und  ihre  Beziehung  auf  das  Abendmahl  erklärt 
sich  daraus ,  dass  wenngleich  schon  in  früheren 
Jahrhunderten  sich  Anordnungen  über  die  Ab- 
legung der  Beichte  finden  (8.Steltz,  das  rö- 
mische Busssakrament  S.  122),  doch  die  An- 
schauung von  der  Nothwendigkeit  einer  Belohte 
beim  Priester  und  von  der  richterlichen,  die 
Sünden  vergebenden  Gewalt  des  Priesters  sich 
nicht  früher  als  seit  dem  12.  Jahrhundert  fest- 
gestellt hat,  vgl.  0.  S.  85.  n.  3.  Erst  auf  dieser 
Grundlage  war  eine  Verordnung  wie  die  des  La- 
teranensischen  Konzils  möglich,  und  sie  hat  dann 
allerdings  dazu  beigetragen,  diesen  Anschau- 
ungen dou  Sieg  zu  verschaffen. 
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dentinum  bat  die  Leugnung  dieser  Pflicht  mit  der  grossen  Exkommunikation  be- 
droht ^ 

Des  Näheren  ist  in  Bezug  auf  diese  Vorschrift  zu  bemerken :  ^^ 

1.  Das  Jahr  wird  auch  hier,  wie  bei  dem  praeceptum  paschaie  in  Betreff  des 
Abendmahls  niöht  als  Kalenderjahr,  sondern  von  Ostern  zu  Ostern  gerechnet  ^. 

2.  Dass  die  Beichte,  wie  dies  für  die  Eucharistie  bestimmt  ist^,  gerade  zur  öster- 
lichen Zeit  abgelegt  werden  muss ,  hat  das  Konzil  nicht  verordnet.  Wenngleich  es 
ein  ebenfalls  durch  das  Tridentinum  empfohlener  Gebrauch  ist,  in  der  Quadragesima 
zu  beichten,  so  kann  doch  der  Pflicht  auch  durch  die  Beichte  zu  einer  anderen  Zeit 
während  des  Jahres  gentigt  werden  ^.  Falls  aber  deijenige ,  welcher  im  Beginne  des 
Jahres  seine  Beichte  abgelegt  hat ,  später ,  ehe  die  Zeit  zur  österlichen  Kommunion 
herangekommen  ist,  in  eine  Todsünde  verÄUt,  so  wird  er  deswegen  vorher  noch  ein- 
mal beichten  müssen,  um  nicht  gegen  das  Kirchengesetz  zu  Verstössen^. 

3.  Die  Pflicht  trifft  alle  diejenigen,  welche  nach  dem  o.  8.  74  Bemerkten  ver- 
bunden sind,  die  österliche  Kommunion  zu  empfangen^. 

4.  Nach  dem  Wortlaute  des  Konzils  ist  die  Beichte  bei  ^^m  proprius  sacerdos 
abzulegen,  welcher  indessen  auf  Verlangen  im  Falle  eines  genügenden  Grundes  auch 
einem  anderen  Priester  die  Erlaubniss  dazu  ertheilen  kann^.  Der  proprius  sacerdos 
im  Sinne  des  Konzils  ist  der  Pfarrer  des  Wohnsitzes  des  Pönitenten.  Nach  dem  da- 
mals bestehenden  Pfarrzwange  hatte  dieser  allein  die  Jurisdiktion  ^,  und  nur  er  konnte 
kraft  dieser  seiner  iurisdictio  ordinaria  in  dem  erwähnten  Falle  einen  anderen 
delegiren. 

Eine  Aenderung  trat  hierin  zunächst  durch  die  den  Mönchsorden  ertheilten 
Beichtprivilegien,  nach  denen  die  durch  das  Konzil  vorgeschriebene  Beichte  auch 
bei  den  Beichtvätern  aus  dem  Regularenstande  abgelegt  werden  konnte  ^o,  ein.  Die 
Sitte,  besondere  Beichtväter  für  die  Geistlichen  zu  bestellen  l^  und  die  auf  Lockerung 


1  Trid.  l.  c.  cau.  8 :  „Si  qnis  dixerit ,  confes-  Kombiuatiou  desselben  mit  der  Anordimng  der 
sionem  omuium  peccatoram ,  qaalem  ecclesia  österUchen  Kommunion  wird  bezweckt,  dass 
servat ,  esse  impossibilem  et  traditionem  huma-  jeder  mindestens  einmal  im  Jahre  seine  Tod- 
nam  a  piis  abolendam  ant  ad  eam  non  teneri  sUnden  beichtet  und  dann  im  Gnadenzustande 
omnes  et  singnlos  utriusqne  sexns  Christi  fldeles  die  Eucharistie  empfängt.  In  dem  im  Text  ge- 
iuxta  magni  coiic.  Later.  constitutionem  semel  dachten  B'all  ist  das  letztere  aber  nur  möglich, 
in  anno,  et  ob  id  suadeudum  esse  Christi  flde-  wenn  die  Beichte  nochmals  abgelegt  wird.  S. 
libuSfUtnon  oonflteanturtemporeQuadragesimae:  Analecta  iur.  pontif.  1866.  p.  2266  und  Lo- 
anathema  sit".  r  i  use  r  S.  78. 

2  Vgl.  hierzu  noch  S.  71.  n.  1.  ?  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  c.  12.  X.  de 

3  S.  0.  S.  71 ,  Ferraris  l.  c.  art.  II.  n.  164 ;  poen.  dt.  beide  Vorschriften  kombinirt. 
Tappehorn  S.  40.  8  C.  12.  X.  cit:  „.  .  .  Si  quis  autem  alieno 

^  S.  o.  S.  71.  sacerdoti  roluerit  iusta  de  causa  sua  conflteri 

5  c«  2  (Sixtus  IV.  1478)  in  Extrav.  comm.  1.  peccata ,  licentiam  prius  postulet  et  obtineat  a 

9:  .,quia  de  iure  tenetnr  parochianus  saltem  in  proprio  sacerdote,  quum  aliter  ipse  illum  non 

Paschate  proprio  conflteri  sacerdoti^'  steht  nicht  possit  absolyere  vel  ligare^. 
entgegen,  weil  der  Papst  diese  Aeusseruug  blos  ^  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit.    Dass  da- 

gelegentlich  der  Bestätigung  eines  Vergleiches  durch  das  Recht  des  Bischofs  und  des  Papstes, 

zwischen  deutschen  Mendikanten  und  Pfarrern  bez.  des  bischöflichen  Pöuitentiars ,  die  Beichte 

gethan  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die  vorer-  mit  derselben  Wirkung  zu  hören ,   nicht  ausge- 

wähnte  Sitte  in  inkorrekter  Weise  über  das  La-  schlössen  worden  ist,  versteht  sich  gleichfalls  von 

teraneasische  Gebot  referlrt,  keineswegs  aber  die  selbst.  S.  übrigens  Kno  pp  a.  a.  0.  S.  7.  17. 
Absicht  kundgiebt,  dasselbe  abändern  zu  wollen.  ^^  Die  massgebende  Konstitution  Bonifaz' VIII. 

Darüber  ist  man  übrigens  einig,    Schmalz-  (s.  o.  S.  93)  schliesst  dies  im  Gegensatz  zu  der 

gr  ueber  V.  38.  n.  18;  Ferraris  1.  c.  n.  166.  Martinas  IV.  (s.  S.  92.  n.  7)  nicht  aus. 
^  Denn  durch  das  Gebot  der  Beichte  und  die  ^^  S.  o  S.  113.  n.  1. 
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des  Pfarrverbandes  1  hinausgehende  Entwicklung  führte  schon  im  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  dazu  ^,  dass  die  Bischöfe  die  Beichtjurisdiktion  ttber  alle  Diöcesanen 
ohne  Rücksicht  auf  die  Zugehörigkeit  derselben  zu  der  einen  oder  anderen  Pfarrei 
an  einzelne  Geistliche  flbertrugen ,  bei  welchen  dann  dem  fraglichen  Grebote  genügt 
werden  konnte  3. 

Auch  darüber  ist  die  Entwickelung  nach  dem  Konzil  von  Trient  noch  hinaus- 
gegangen. Nachdem  einmal  für  die  österliche  Beichte  der  Pfarrzwang  beseitigt  war, 
hatte  die  Beschränkung  der  Pönitenten  auf  die  Priester  der  Diöcese  keinen  Sinn  mehr, 
und  so  liess  sie  die  Praxis,  wohl  auch  von  der  Anschauung  beeinflusst,  dass  die  vom 
Tridentinum  vorgeschriebene  Approbation  (s.o.  S.  88)  unter  allen  Umständen  ausreiche, 
fallen^.  Es  hat  sich  seitdem  durch  allgemeines  Gewohnheitsrecht  der  Grundsatz  fest- 
gestellt, dass  die  vom  Lateran-Konzil  vorgeschriebene  Beichte  bei  jedem  Priester  ab- 
gelegt werden  kann,  welcher  für  den  Beichtort  die  iurisdictio  interna  besitzt  und  von 
seinem  Bischof  oder  sonstigen  Ordinarius  die  Approbation  erhalten  hat^.  Daher  sind 
weder  die  Partikularsynoden  noch  die  Bischöfe  befugt ,  die  einmalige  Jahresbeichte 
auf  den  Pfarrer  oder  auf  einen  von  ihm  delegirten  Priester  zu  beschränken  ^. 

5.  Ob  das  Gebot  der  einmaligen  Jahresbeichte  sich  nur  auf  die  Todsünden 
(äussere  und  innere)  oder  auch  auf  die  lässlichen  Sünden  bezieht,  ob  derjenige,  wel- 
cher sich  keiner  Todsünden  bewusst  ist ,  von  der  Verpflichtung  betroffen  wird  oder 
nicht,  darüber  sind  die  Ansichten  getheilt^.  Eine  Beschränkung  des  Gebotes  auf 
eine  bestimmte  Kategorie  von  Sünden  erscheint  indessen  nicht  gerechtfertigt  K    Sie 


^  Das  zeigeu  die  Anordiiaugen  der  S.  112.  u.  8 
citirten  Synodeu,  welche  sich  gegen  die  £nt- 
▼icklung  richten. 

2  Vgl.  Knopp  a.  a.  0.  S.  19  ff. 

3  So  z.  B.  ein  Diöcesanstatut  v.  Tioyes  aus 
dieser  Zeit  bei  Knopp  a.a.  0.  S.26:  „Sunt 
antem  aliqni  presbyteri  qui  in  die  Paschae  iiihi- 
bent  parochianis  suis  sab  poena  excommunica- 
ttonis,  ne  corpus  Christi  reciplantj  nisi  fuerint  sibl 
rel  potestatem  ab  eis  habentibus  confessi.  Quae 
qaidem  inhibltio  temeraria  yidetur ,  qnia  quam- 
plurimi  sacerdotes  et  rellglosi  habeut  potestatem 
a  dorn,  nostro  papa  seu  dorn,  opiscopo  Treceuäi 
audiendi  confessiones  omnlum  sibi  conflterl  vo- 
lentinm  poenitentiasqoe  iuiungendi  et  absol- 
Tendi.  Quaie  praecipimns  omnibus  presbyterls, 
ut  de  caetero  facieudo  tales  inhibitloues ,  ,ad- 
lungant  ista  Terba :  ^Vel  alteri  qui  super  hoc  po- 
testatem habeat^.  Vgl.  auch  AugsburgerDiöcesan- 
sUtuten  V.  1648,  Hardouin  9,  2045, 

*  Knopp  S.  29,  welcher  aber  zu  weit  geht, 
wenn  er  eine  direkte  Aenderuug  des  Lateran- 
konzils durch  das  Tridentinum  behauptet.  Das 
c  15  Sess.  XXIII.  cit.  stellt  das  Erfordemiss  der 
Approbation  fest,  berührt  also  das  erstere  gar 
nicht. 

5  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  XI.  14. 
n.  14  ff.;  Phillips  S.^i44;  Ginzel,  K.  R.  1, 
326  u.  2,  386;  Silbernagl,  K.R.  S.  425; 
Tappehorn  S.  41;  Lorlnser  S.  79.  Das 
Gewohnheitstecht  wird  auch  vielfach  in  den 
neueren  Provinz ialsynodeu  anerkannt,  s.  Köln 
1860,  Prag  1860,  coli.  couc.  Lac.  5,  350.  507; 


Bheims,  Tours,  Aviguou  falle  v.  1849),  Ronen, 
Bordeaux,  Sens,  Bourges  i850,  Auch  1851,  1.  c. 
4,  121.  276.  340.  529.  671.  891.  1116.  1188. 
(Nur  Pachmauu,  K.R. 2, 193  verlangt  Beichte 
bei  dem  Pfarrer  oder  Stellvertreter  desselben, 
oder  einem  dafür  privilegirten  Ordensmann.)  So 
weit  es  sich  um  Beichtväter  aus  dem  Regularen- 
staude handelt\  ist  der  Satz  übrigens  durch  die 
Privilegien  für  die  Mönchsorden  festgestellt ,  s. 
die  bei  Benedict.  XIV.  1.  c  n.  4  mltgetheilten 
Konstitutionen  Clemens' VIII .  v.  1592  und  In - 
nocenz'  X.  v.  1645,  ferner  Clem.  X.  const.  Su- 
pema  cit.  §. -5:  .;£t  eos,  qui  dictis  religiosis 
simpUciter  approbatis  paschali  tempore  confessi 
fuerint,  constltutloni,  quae  iuclpit  Omnis  utrius- 
que  sexus ,  quoad  coufessionem  duntaxat  satis- 
fecisse  censeiidos". 

Ueber  den  Grund  der  Jurisdiktion  des  gewähl- 
ten Beichtvaters  s.  o.  S.  114. 

6  Solche  Anordnungen  hat  die  Congr.  conc. 
für  nichtig  erklärt,  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  6; 
Phillips  a.  a.  0.  hält  sie  freilich  für  ver- 
bindlich. 

^  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Ferraris 
1.  c  n.  160  und  Sohmalzgrneber  V.  38. 
n.  15  ff.  Für  die  Ansicht ,  dass  die  Pflicht  sich 
.nur  auf  die  Todsünden  erstreckt,  sind  die  meisten 
Moralisten,  unter  den  Neueren  z.  B.  Tappe- 
horn S.  40. 

^  Damit  übereinstimmend  Schmal  zgrueber 

1.  c;  Phillips,  K.  R.  §.243;  Glnzel,  K.  R. 

2,  385;  Analecta  iur.  pontif.  1860p.  2264;  Lo  - 
rlnser  S,  76. 
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hat  weder  einen  Anhalt  am  Wortlaut  des  Konzils  ^ ,  noch  entspricht  sie  dem  Zwecke 
welchem  die  Vorschrift  dienen  soll  ^. 

6.  Femer  gehört  zur  ErfttUung  der  Pflicht*  die  Ablegung  einer  gültigen  Beichte. 
Unter  diesem  Gesichtspunkt  gewinnen  die  wesentlichen  Erfordernisse  des  Buss- 
sakramentes ftlr  das  Recht  gleichfalls  ihre  Bedeutung,  insofern  durch  sie  die  Art  der 
ordnungsmässigen  Erfdllung  des  Gebotes  und  indirekt  der  Nichteintritt  der  straf- 
rechtlichen Folgen  einer  etwaigen  Verletzung  desselben  bestimmt,  wird  ^. 

In  dieser  Hinsicht  ist  folgendes  zu  bemerken:  Für  das  Busssakrament  ist,  ab- 
gesehen von  dem  gehörig  qualifizirten  Minister  (s.  darüber  unter  No.  I,  o.  S.  85  iOf.), 
nach  katholischer  Lehre  wesentlich: 

a.  die  tnateria^  und  zwar  die  materia  remota  und  die  m.  proxima.  Die  m.  remota 
bilden  die  nach  der  Taufe  begangenen  Bünden ;  des  näheren  diejenigen  Todsünden, 
in  welche  man  nach  dieser  verfallen  ist  und  welche  man  noch  nicht  gebeichtet  hat, 
die  m.  r.  necesaaria  et  sufjßciens ,  dagegen  die  nicht  gebeichteten  lässlichen  und  die 
schon  früher  gültig  gebeichteten  Todsünden  die  m.  r,  sufjßciens^  mm  necessaria^. 

Die  materia  proxima  sind  die  actus  poemtentis:  contriiio,  con/essio  et  satisf  actio  ^ . 

Die  contritio  (Reue)  besteht  in  dem  aus  reiner  Liebe  zu  Gott  durch  die  Erinne- 
rung an  die  Sünde  hervorgerufenen  tiefen  Schmerz,  verbunden  mit  dem  sich  ener- 
gisch von  der  Sünde  abwendenden  Willen  und  dem  festen  Vorsatz ,  in  Zukunft  nicht 
mehr  zu  sündigen.  Der  Pönitent  muss  also  so  disponirt  sein,  dass  er,  wenn  er 
zwischen  der  Beleidigung  Gottes  durch  die  Sünde  und  jedem  anderen  Uebel  zu  wählen 
hätte,  sich  unbedenklich  für  letzteres  entscheiden  würde  ^.  Gleich  steht  der  con- 
tritio die  s.  g.  attritio  im  engeren  Sinne  7,  d.  h.  die  unvollkommene  Beue,  welche  aus 
dem  Schamgefühl  über  die  Sünde  und  aus  der  Furcht  vor  Gott  und  den  ewigen 

^  Dasselbe  befiehlt  „omnia  sua  peccata''  zu  deu    brauchen.      Blosse    Uu Vollkommenheiten, 

beichten.   Wenn  die  Gegner  dnrch  Hinweis  dar-  z.  B.  die  Unterlassung  nicht  pflichtmässig   zu 

auf,  dass  das  göttliche  Gebot  sich  allein  auf  die  verrichtender  guter  Werke,  welche  nicht  einmal 

Todsunden  beziehe ,  das  Konzil  in  dieser  engen  lässliche  Sünden   sind ,   machen  keine  gültige 

Weise  interpretiren ,  so  übersehen  sie,  dass  das  Unterlage  für  das  Sakrament  aus.  S.  Lorinser 

positive  Gebot  der  Kirche'  die  Pflicht  erweitem  S.  82. 

konnte  und  dies  durch  seine  Fassung  auch  ge-  &  Trident.  1.  c.  c.  3  :  Rituale  roman.  tit.3.  o.  1. 

than  hat.  n.  1 ;  Gatech.  rom.  P.  II.  c.  ö.  p.  20. 

2  Weil  jeder,  welcher  vorgiebt,  sich  keiner  •  Trid.  1.  c.  c  4;  Gatech.  rom.  1.  c  qu.  22  ff. 
Todsünde  bewusst  zu  sein,  das  Gebot  leicht  S.  Herzog  S.  287  ff. ;  Tappehorn  S.  8ff. ; 
illusorisch  machen  könnte.    Der  Ausweg,  wel-  Lorinser  S.  87,  4. 

eben  einzelne  vorschlagen,  dass  sich  ein  solcher  ''  Trid.  cit  4  cit:   „.  .  .  Illam   vero  coutri- 

dem  Pfarrer  vorstellen  müsse,  um  die  betref-  tionem  imperfectam,    quae  attritio  dicitur, 

fende  Erklärung  abzugeben ,  erscheint  nnzuläs-  quoniam  vel  ex  turpitudinis  peccati  considera- 

sig,  da  das  Kirchengesetz  eine  derartige  Pflicht  tione  vel  ex  gehennae  et  poenarum  motu  oom- 

nicht  festsetzt.  muniter  concipitur,  si  voluntatem  peccaudi  ex- 

3  Propos.  damnat.  ab  Alexandre  YU.  24.  Sept.  cludat,  cum  spe  veniae  declarat,  non  solnm  non 
1665  n.  14,  bull.  Taurin.  17,  388:  „Qui  facit  facere  hominem  hypocritam  et  magis  peccato- 
oonfessionem  voluntarie  nuUam ,  satisfadt  prae-  rem,  verum  etiam  donum  del  esse  et  splritus 
cepto  ecclesiae''.  Vgl.  femer  Schmalzgrueber  sancti  impulsum ,  non  adhuo  quidem  inhabitan- 
1.  c.  n.  21  ff.;  Ferraris  n.  175;  Anal.  cit.  tis,  sed  tantum  moventis ,  quo  poenitens  adiutus 
p.  2263.  viam  sibi  ad  iustitiam  parat"".    Unter  attritio  im 

*  Trident.  Sess.  XIV.  doctr.  c.  5.    Die  Tod-  weitereu  Sinn  wird  die  nicht  durch  den  Glauben 

Sünden  sind  materia  necessaria ,   weil  sie  kraft  an  Gott  hervorgerufene ,  blos  natürliche  Reue, 

göttlicher  Vorschrift  gebeichtet  werden  müssen,  bei  welcher  die  Sünde  als  zeitliches  Uebel  oder 

sufflciens ,  weil  in  Ihnen  eine  genügende  Unter-  als    eine  vernunftwidrige  sittliche   Unordnung 

läge  für  das  Busssakrament  gegeben  ist.     Die  aufgefasst  wird,  verstanden.    Sie  reicht  für  das 

lissllohen bilden  dagegen  eine  materia  sufflciens,  Busssakrament  nicht  hin,  Benedict.  XIV.  de 

weil  sie  gebeichtet  werden  können  und  also  eine  syn.  dioec.  VII.  13.  n.  1  ff, ;    Herzog  S.  279; 

materia  vorhanden  ist.  Die  materia  erscheint  aber  L  o  r  i  n  s  e  r  S.  85. 
non  necessaria,  weil  sie  nicht  gebeichtet  zu  wer- 
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Strafen  entsteht,  sofern  damit  der  Wille  verbunden  ist,  nicht  wieder  sündigen  zu 
wollen  K  In  beiden  Fällen  muss  die  Rene  aber  auch  die  Eigenschaft  der  Universalität 
in  Betreff  der  Todsünden  haben ,  also  sich  auf  alle  begangenen  derartigen  Sünden 
erstrecken^. 

Die  con/essio  (oder  genauer)  con/essio  sacramentaUs  (Beichte)  besteht  in  dem 
speciellen  Bekenntniss  der  nach  der  Taufe  begangenen ,  noch  nicht  erlassenen  Sün- 
den y  welches  der  Pönitent  vor  dem  qualifizirten  Minister  in  der  Absicht,  die  Los- 
spreehung  (absohäio)  von  denselben  durch  den  letzteren  zu  erlangen,  ablegt^.  Daher 
muss  die  Beichte  persönlich  in  Gegenwart  des  Beichtvaters  geschehen  ^,  femer  aber 
mündlich  durch  den  Pönitenten^,  sofern  nicht  die  Nothwendigkeit  etwas  anderes  be- 
dingt^. Weiter  wird  erfordert,  dass  sie  vollständig  ist,  d.  h.  sich  auf  alle  seit  der 
Taufe  begangenen  und  noch  nicht  gültig  gebeichteten  Todsünden  bezieht.  Jedoch 
genügt  die  s.  g.  formale  Vollständigkeit  [integritaa  formaUsy  ^  d.  h.  dass  der  Pönitent 
alle  die  Todsünden  beichtet ,  welche  er  nach  sorgfUtiger  Gewissenserforschung  er- 
kannt hat  und  ohne  physisches  oder  moralisches  Hindernisse  zu  beichten  im  Stande 
ist,  und  dass  er  zugleich  den  Vorsatz  hat,  seiner  Zeit  die  Beichte  über  die  nicht  kund- 


1  Herzog  8.  299;  Tappehoru  S.  22  ff. ; 
Lorinser  S.  86. 

2  Gtteeb.  rom.  Leo.  31.  Dazu  ist  aber  nicht 
nöthig ,  dass  speciell  über  jede  einzelne  Sünde 
eine  besondere  Rene  erweckt  werde,  ylelmebr 
genügt  es ,  wenn  die  Todsünden  überhaupt  ans 
einem  allgemeinen  Motiv  bereut  werden,  und  der 
Pönitent  die  Absicht  hat,  sie  alle  in  seine 
Rene  einzuschliessen.  Das  letztere  erscheint 
mindestens  erforderlich,  denn  das  Bnsssakrament 
soll  dem  Pönitenten  die  Rechtfertigung  wieder 
▼erschaffen«  Diese  kann  er  aber  ihrem  Begriffe 
nach  nicht  erlangen ,  wenn  ihm  nicht  alle  Tod- 
sünden vergeben  sind.  Mit  den  lässlichen  Sün- 
den verhalt  es  sich  anders.  Well  die  Vergebung 
dieser  nicht  mit  der  Rechtfertigung  begrifflich 
identiseh  ist,  kann  die  eine  vergeben  werden,  die 
andere  nicht. 

3  Trldent  1.  c.  c  6 ;  Gatech.  rom.  1.  c.  qu.  33  ff. 
'  Eine  briefliche  Beichte  und  eine  briefliche 

Absolution  sind  ungültig.  Clemens  VIII.  hat  am 
20.  JuU  1602  (bulL  Taurin.  10,  855)  die  Propo- 
sition:  „Licere  per  litteras  seu  intemunoium 
confessario  absentl  peccata  saoramentaliter  oon- 
flteri  et  ab  eodem  absente  absolutionem  obtinere" 
vexnrtheilt.  S.  auch  Gatech.  rom.  1.  c  qu.  45. 

5  Sie  muss  eine  s.  g.  orts  conftsiio  sein,  kann 
also  nicht  so  abgelegt  werden,  dass  der  Pöni- 
tent dem  Beichtvater  ein  schriftliches  Verzeich- 
niss  seiner  Sünden  überreicht.  S.  c  1.  $.  1.  (Be- 
nedikt XI.)  inExträv.  oomm.  V.  7:  „nisi  arti- 
cnlus  necessitatis  occurat,  sacerdoti  facienda  oris 
confessio" ;  Eugen  IV.  decr.  per  instr.  Armen,  v. 
1439,  Mansi  10,1055:  „secunda  parspoeni- 
tentiae  est  oris  oonfessio^.  Aian  beruft  sich  auch 
auf  c88  (dict.  Oratiani)  Dist  Ldepoenit.  Diese 
Stelle  gehört  aber  noch  der  Zeit  an ,  in  welcher 
sich  die  Nothwendigkeit  der  mündlichen  Beichte 
noch  nicht  definitiv  festgestellt  hatte.  Gratian. 
selbst,  s.  dict.  zu  c.  89.  ibid.  lässt  die  Sache  noch 
unentschieden ,  was  die  Gorrectores  Romani  zu 
der  Bemerkung  veranlasst  hat :  ^Gertissimum  est 
et  pro  c^rtissimo  habendum,  peccati  mortalis 


necessariam  esse  confessionem  sacramentalem  eo 
modo  ac  tempore  adhlbitam,  quo  in  concilio  Tri- 
dentiuo  post  alia  condlia  est  constitutum''. 

0  So  z.  B.  wenn  der  schon  Kranke,  welcher 
vor  Zeugen  Beweise  der  contritio  oder  Reue  ge- 
geben hat,  bei  der  Ankunft  des  herzugerufeneu 
Beichtvaters  sich  nur  durch  Zeichen  verständlich 
machen  kann ,  oder  nachdem  er  schon  einzelne 
Sünden  gebeichtet  hat ,  die  Beichte  fortzusetzen 
ausser  Stande  kommt,  vgl.  die  Entsch.  Urbans 
Vni.  V.  1632  bei  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioec.  VII.  15.  n.  8;  Rituale  roman.  tit  3.  c.  1. 
n.  24.  Weiter  gehören  die  Fälle  hierher,  dass 
ein  Stummer  oder  Taubstummer  beichtet,  dass 
der  Beichtvater  etwa  so  schwerhörig  wäre ,  dass 
der  Beichtende  seine  Sünden  aufschreiben 
müsste,  femer  dass  der  Beichtende  keinen  Beicht- 
vater findet,  welcher  seine  Sprache  versteht,  er 
sich  aber  seinerseits  schriftlich  in  einer  dem  er- 
steren  geläufigen  Sprache  auszudrücken  vermag, 
denn  durch  einen  Dolmetscher  zu  beichten,  ist  er 
nicht  verpflichtet.  Die  Scham  des  Pönitenten 
vor  dem  Selbstbekenntniss  seiner  Sünden  bildet 
aber  keinen  s.  g.  articulus  necessitatis. 

"^  Im  Gegensatz  zu  der  inieiffiUu  maUriaUSy 
welche  vorliegt,  wenn  in  der  That  alles  dasjenige, 
was  zu  beichten  ist,  auch  wirklich  gebeichtet 
wird,  vgl.  Tappehorn  S.  42;  Lorinser 
S.89. 

8  Beispiele  für  das  erstere  bilden  eintretende 
Gedächtnissschwäche,  körperliche  Ermattung  bei 
Kranken,  Mangel  an  Zeit  bei  bevorstehender 
Todesgefahr,  für  das  letztere  begründete  Besorg- 
niss,  dass  der  Beichtvater  das  Beichtsiegel  ver- 
letzen oder  durch  die  etwa  au  sich  nothwendige 
Angabe  des  Mitschuldigen,  diesem  oder  dem 
Beichtenden  oder  dem  Beichtvater  ein  grosser 
Schaden  zugezogen  werden  würde.  Nicht  gehört 
hierher  ein  grosses  Zuströmen  der  Pönitenten 
zu  dem  Beichtvater  oder  die  Furcht ,  den  guten 
Ruf  beim  Beichtvater  zu  verlieren,  Tappe- 
horn S.  52,  Lorinser  S.  89,  80. 
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gethanen  nachzuholen.  Dabei  hat  der  Pönitent  die  näheren  Umstände,  also  nament- 
lich genau  die  Art  der  Todsünde ,  soweit  möglich  die  Zahl  ihrer  Wiederholungen, 
erschwerende  und  mildernde  Umstände  u.  s.  w.  anzugeben  K 

Was  endlich  die  saüs/acüo'^  betrifft,  so  besteht  sie  in  der  Leistung  der  von  dem 
Minister  des  Sakramentes  dem  POnitenten  auferlegten  Busswerke  (wie  z.  B.  Ab- 
tödtungen  durch  Fasten,  ferner  Gebete,  Almosen 3).  Aber  als  solche  ist  sie  für  die 
Gültigkeit  des  Sakramentes  nicht  wesentlicher  Theil  der  materia  proxima,  vielmehr 
nur  insoweit,  als  der  Büsser  bei  dem  Empfange  der  Absolution  den  ernsten  und  auf- 
richtigen Willen  haben  muss,  die  Busswerke  zu  erfüllen,  weil  nach  der  geltenden 
Praxis  die  Lossprechung  von  der  Verrichtung  derselben  nicht  abhängig  ist  K  Unter- 
lässt  der  Pönitent  es,  die  Busswerke  zu  verrichten,  so  begeht  er  zwar  eine  Sünde, 
hinterher  wird  aber  die  ihm  gewährte  Spendung  des  Busssakramentes ,  insbesondere 
die  Absolution,  nicht  nichtig^. 

Damit  dem  Kirchengebot  über  die  jährliche  Beichte  genügt  wird ,  muss  diese 
den  im  Vorstehenden  dargelegten  Erfordernissen  entsprechen.  Ist  sie  mangels  eines 
solchen  nichtig,  so  ist  das  Gebot  nicht  erfüllt«,  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Pönitent 
bona  fide  gehandelt  hat^. 

Die  Spendung  des  Busssakramentes  vdrd  durch  die  priesterliche  absoluHo^, 
welche  die  F  or m  desselben  bildet  ^,  vollendet.  Dass  der  P.önitent  auch  diese  erhalten 


*  Tappehoni  S.  44;  Loriuser  S.  88.  Nur 
den  8.  g.  complex  peccati  braucht  der  Pönitent 
nicht  in  der  Beichte  za  nennen,  ja  es  soll  dies 
abgesehen  von  einer  wichtigen  Ursache  (z.  B. 
wenn  ein  die  Art  der  Sünde  verändernder  Um- 
stand ,  wie  beim  Incest  mit  der  Schwester, 
wegen  der  Vollständigkeit  der  Beichte  ange- 
geben werden  mass)  nicht  geschehen,  Tappe- 
horu  S.  58.  Der  Beichtvater  selbst  darf  aber  in 
keinem  Falle  den  Namen  des  Complex  bei  der 
Strafe  der  snspensio  ab  officio  audlendarum  con- 
fesslonnm  ferendae  sentetitiac  erfragen,  ja  für 
diejenigen,  welche  eine  solche  Praxis  durch 
Lehre  und  Schrift  für  erlaubt  erklären,  tritt  ipso 
facto  die  dem  Papste  reservlrte  Exkommunika- 
tion ein ,  8.  Benedict.  XV.  const.  Supema  om- 
nlum  T.  7.  Juli  1745  (für  Portugal),  bull.  cit.  1, 
234,  ausgedehnt  auf  die  ganze  Kirche  durch 
const.  Ubi  prlmum  v.  2.  Juli  1746,  1.  c.  2,  25 
(vgl.  auch  const.  Ad  eradlcandum  v.  28.  Sep- 
tember 1746,  1.  c.  p.  66),  und  Pü  IX.  rx)nst 
Apostollcae  sedls  v.l869  cit,  worin  unter  Nr.  I. 
die  zuletztgedachte  Strafe  als  dem  Papst,  aber 
nicht  speclali  modo  reservlrt  aufrecht  erhalten 
ist,  vgl.  dazu  Avanzinl-Pennacchi,  comm. 
in  const.  Apostollcae  sedls  cit.  p.  461  ff. 

2  Trid.  1.  c.  c.  8.  9. 

»  Ritual,  roman.  1.  c  n.  19.  20;  Catech.  rom. 
1.  c.  qu.  63;  Herzog  S.  431  ff. ;  Tappehorn 
S.  70.  74;Lorln8erS.  92. 

^  Selbst  auch  nicht  der  Empfang  der  Kom- 
munion ,  wenn  keine  Zeit  dafür  bestimmt  wor- 
den Ist. 

5  Tappehorn  S.  72.78;  Lorlnser  S.93ff. 
Der  Satz :  .,ordlnem  praemitteiidi  satlsfactionem 
absolutlonl  Induxit  non  polltla  aut  institutio 
ecclosiae,  sed  ipsa  Christi  lex  et  praescrlptio, 
natura  rei  id  ipsum  quodammodo  dictantc''  ist 


von  Alexander  Vlll.  am  7.  Dezember  1690  (unter 
Nr.  16),  bull.  Taur.  20,  159,  und  ferner  ein 
ähnlicher  der  Jansenisten  durch  die  Bulle  Ole- 
mens*  XI.  Unigenltus  ▼.  8.  Dezember  1713  n.  87, 
I.e.  21,572,  reprobirt  werden ,  nachdem  schon 
die  gleiche  Behauptung  des  Peter  v.  Osma  1479 
durch  Sixtus  IV.,  Raynald,  ann.  ad  a.  1479 
n.  32  (sub  V.),  Garns,  Kirchengesch.  Spanions 
III.  1 ,  434  verdammt  war.  Das  schliesst  aber  nicht 
aus,  dass  der  Beichtende  verpflichtet  werden 
kann,  z.  B.  zum  Beweise  seines  aufrichtigen 
Willens,  einen  Theil  der  Oeuugtbuung  vor  der 
Absolution  zu  leisten. 
«  S.  0.  S.  71.  n.  1. 

7  Schmalzgrueber  V.  88.  n.  21-- 23; 
Lorlnser  8.  30.  Jedenfalls  hat  derselbe  also 
eine  neue  Beichte  abzulegen.  Das  muss  selbst 
in  den  Fallen  gelten,  wo  er  nicht  an  der  Nichtig- 
keit derselben  Schuld  ist,  z.  B.  wenn  er  bei 
einem  Priester  gebeichtet  hat,  welcher  nicht 
gültig  zum  Beichtvater  bestellt  und  approbirt 
worden  ist,  aber  allgemein  dafür  gehalten  wurde. 

8  S.  0.  S.  86. 

0  S.  0.  S.  86.  n.  2.  Absolut  wesentlich  sind 
nur  die  Worte:  Ego  te  absolvo  a  tuU  peccatU 
oder  auch  absolvo  te  a  peccatU,  Streitig  ist ,  ob 
das  blosse:  absolvo  te  genügt,  was  wohl  zu  ver- 
neinen ist,  da  das  Wort  an  sich  keine  ausschliess- 
liche Beziehung  auf  die  Sünden  hat.  Andere 
Ausdrücke,  sofern  sie  wenigstens  das  Aus- 
sprechen der  Sündenvergebung  als  einen  rlchter- 
llchou  Akt  erscheinen  lassen,  genügen  ebenfalls, 
z.  B.  tibi  temitto  oder  eondono  peeeata  tua ,  aber 
deshalb  macht  gerade  eine  blos  deprekative 
Form :  Deus^  Christus  te  absolvat  die  Absolution 
nichtig,  Ferraris  s.v.  absolutio  art.  II.  n.  2ff. ; 
Tappehorn  S.  82;  Lorlnser  S.  97. 
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haben  mass,  sagt  das  Konzil  in  seiner  Anordnung  nieht ,  setzt  es  aber  voraas ,  da  es 
jeden  Glftubigen  zugleioh  zum  Empfange  der  Eucharistie,  welche  nur  im  Zustande  der 
Gnade  empfangen  werden  soll ^  verpflichtet,  überdies  auch  die  getreue  Verrichtung 
der  auferlegten  Busswerke  vorschreibt.  Es  kann  dies  um  so  weniger  zweifelhaft  er- 
seheinen, als  der  Beichtvater  bei  einer  den  vorgeschriebenen  Erfordernissen  ent- 
sprechenden Beichte  verpflichtet  ist,  die  Absolution  zu  ertheilen  und  diese  nicht  ver- 
weigern darf-.  Für  die  Regel  wird  die  Verweigerung  der  Absolution  darin  ihren 
Grund  haben ,  dass  der  Pönitent  die  erforderlichen  Bedingungen  nicht  erftlUt  hat. 
In  diesem  Falle  hat  er  ohnehin  dem  Gebote  nicht  genügt.  Wenn  ihm  dagegen  die 
Absolution  pflichtwidrig  vorenthalten  werden  sollte  oder  der  Beichtvater  ihm  die  Ab- 
solution versagen  muss,  weil  sich  durch  die  Beichte  ein  Reservatfail  herausgestellt  hat, 
so  ist  der  Vorschrift  über  die  jährliche  Beichte  insofern  nicht  genügt,  als  der  Beich- 
tende im  letzteren  Fall  sich  an  den  betreffenden  kirchlichen  Oberen  zu  wenden  hat  ^, 
in  dem  ersteren  ihm  bei  der  Freiheit  in  der  Auswahl  des  Beichtvaters  jedenfalls 
die  Erfüllung  des  Gebotes  unter  regelmässigen  Verhältnissen  nicht  unmöglich,  ja  an 
einzelnen  Orten  kaum  wesentlich  erschwert  wird.  Ist  aber  in  beiden  Fällen  durch 
diese  Umstände  die  Genügung  der  Pflicht  selbst  bis  über  den  Ablauf  des  Jahres  ver- 
zögert worden,  so  wird  gegen  den  Pönitenten,  sofern  ihn  nicht  etwa  selbst  eine  Nach- 
lässigkeit trifft*,  wegen  der  Verletzung  des  Gebotes  keine  Strafe  verhängt  werden 
können. 

Dasselbe  muss  gelten ,  wenn  der  Beichtvater  selbst  die  blosse  Verschiebung  der 
Absolution  für  angemessen  erachtet  hat  und  der  Grund  dazu  nicht  in  einem  schuld- 
vollen Verhalten  des  Pöhitenten,  sondern  in  anderen  Umständen,  für  welche  er  nicht 
verantwortlich  gemacht  werden  kann,  liegt  ^. 

^  S.  0.  S.  79.  mitglitid  Ton  dem  Enipfaugu  der  Eucharistie  aus 

2  Ritaale  romau.  tit.  111.  c.  1.  n.  22:  „Vidoat  einem  gerechtfertigten  Grunde  fern  halten  und 
autcm  diligeuter  sacerdos,  quando  et  quibus  con-  damit  die  Erfüllung  der  österlichen  Pflicht  auf- 
fereuda  vel  deueganda  vel  differenda  sit  abso-  schieben  kann ,  s.  o.  S.  71.  n.  1  und  S.  74. 
lutio,  ne  absolvat  eos  qui  talis  bonoflcii  sunt  in-  Zu  den  Gründen  dafür  gehört  auch  die  nicht  ge- 
capaces:  quales  sunt  qui  nulla  dant  signa  doloris ;  nügende  Vorbereitung  für  das  gedachte  Sakra- 
qui  odia  et  inimicitias  deponcre  aut  aliena,  si  ment,  und  da  bei  solchem  Zustande  des  Pöni- 
possunt,  restituere  aut  proximam  peccandi  occa-  teaton  auch  unter  Umständen  die  Absolution 
sionem  deserere  aut  alio  modo  peccata  derelin-  verweigert  werden  kann,  ja  muss,  so  bezieht  sich 
quere  et  vitam  in  melius  emendare  nolunt:  aut  die  Vorschrift  des  Konzils  indirekt  gleichfalls 
qui  publieom  scandalum  dederunt ,  nisi  publice  auf  die  Verschiebung  der  Absolution.  Indessen 
satisfaciant  et  scandalum  tollant :  neque  etiam  besteht  der  Unterschied ,  dass  man  Im  Interesse 
eos  absolvat,  quorum  peccata  sunt  superioribus  der  Wahrung  der  Würde  des  Sakraments  der 
reservata";  Herzog  S.  459  ff.;  Tappehorn  Eucharistie  den  nicht  genügend  Vorbereiteten, 
S.  84.  193  ff.;  Loriuser  S.  51  ff.  gleichviel  ob  sein  Zustand  durch  seine   Schuld 

3  Wenn  nicht  etwa  der  Beichtvater  selbst  die  oder  ohne  eine  solche  herbeigeführt  wird ,  nicht 
erforderliche  Ermächtigung  nachsucht,  s.  oben  zum  Empfange  des  Abendmahls  zwingen  kann, 
S.  108,  u.  6.  dass  aber  jeder  dafür  verantwortlich  zu  machen 

*  Das  wäre  möglich,  wenn  der  betreffende  Ke-  ist,  wenn  er  schuldhafter  Weise  dem  Beichtgebote 

servatfall  so  genügend  und  ausreichend  bekannt  zu  genügen  ausser  Stande  ist,  also  z.  B.  sich 

gemacht  worden  ist,  dass  der  Pönitent  bei  ge-  nicht  bemüht  hat,  sich  ausreichend  für  die  Beichte 

höriger  Aufmerksamkeit  davon  hätte  Kunde  er-  und  Absolution  vorzubereiten ,    namentlich  die 

halten  müssen  oder  wirklich  Kunde  erlangt  hat,  gehörige  Reue  in  sich  zu  erwecken.    Hier  liegt 

und  nichtsdestoweniger  bei  vollein  Bewusstsein  also  für  eine  Verschiebung  der  Absolution  mit 

der  reservirten  Sünde  so  spät  im  Jahre  sich  an  der  Wirkung,  dass  diese  die  Folgen  der  Nicht- 

den  gewöhnlichen  Beichtvater  wendet,  dass  die  erfüllung  des  Gebotes  ausschliesst ,  kein  Grund 

Absolution  durch  den  Oberen  oder  eine  Dele-  vor.   Dagegen  waltet  ein  solcher  ob,  wenn  der 

gation  des  Beichtvaters  durch  den  letzteren  vor  Pönitent  nicht  für  die  mangelnde  Vorbereitung 

Jahresablauf  nicht  mehr  möglich  ist.  verantwortlich  gemacht  werden  kann,  z.  B.  wenn 

^  Das   Lateranensische  Konzil  selbst   spricht  seine  Erziehung  so  verwahrlost  worden  ist,  dass 

nur  davon,  dass  der  sacerdos  proprius  ein  Kirchen-  er  die  noth wendigen  Glaubenslehren  (dahin  wer- 
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Sollte  etwa  der  Pönitent  die  Absolution  nur  bedingter  Weise  erhalten  haben  ^^ 
so  ist  seinerseits,  da  er  gebeichtet  hat,  Alles  geschehen,  um  seiner  Pflicht  zu  genügen^. 
Freilich  ist  für  alle  diejenigen  Fälle,  in  denen  zwar  die  Beichte  abgelegt  worden  ist, 
aber  der  Pönitent  selbst  an  der  Verweigerung  der  Absolution  Schuld  trägt ,  zu  be~ 
achten,,  dass  hier  der  Beichtende,  wenn  er  selbst  nichts  darüber  verlauten  lässt,  einer 
Verletzung  seiner  Pflicht  wegen  des  vom  Beichtvater  zu  bewahrenden  Beichtgeheim- 
nisses (s.  unter  Nr.  IV.)  nicht  flberfdhrt  werden  kann ,  also  auch  die  Anwendung 
der  zu  Nr.  8  erwähnten  Strafen  gegen  ihn  ausgeschlossen  bleibt. 

7.  Der  regelmässige  Ort,  an  welchem  die  Beichte  abgelegt  werden  muss,  ist  die 
Kirche  und  zwar  in  derselben  der  oder  einer  der  mehreren  darin  befindlichen  Beicht- 
stühle [confessUmaUa]  \  Der  Pönitent  hat  sich  also ,  um  seiner  Pflicht  zu  genügen, 
dorthin  zu  begeben.  Nur  beim  Vorliegen  eines  gerechtfertigten  Grundes  kann  er  be- 
anspruchen, dass  ihm  die  Beichte  an  einem  anderen  anständigen  und  offen  zugäng- 
lichen Orte,  z.  B.  in  der  Sakristei  oder  einem  Privathause,  abgenommen  werde  ^. 

8.  Wie  für  die  Nichtbeachtung  des  österlichen  Gebotes  über  die  Eucharistie, 
droht  das  Lateranensische  Konzil  für  die  Verletzung  der  Pflicht  zur  jährlichen  Beichte 
die  interdictio  ingressus  ecclesiae  und  die  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses 
an^,  und  zwar  sind  beide  ebenfalls  ferendae  sententiae.  Selbstverständlich  können 
die  Strafen  nur  bei  schuldhafter  Versänmung  oder  Verletzung  der  Pflicht  ^  verhängt 
werden.  Ueber  die  Verschärfung  der  Strafe  bei  fortgesetzter  Hartnäckigkeit  und 
über  die  Lossprechung  von  den  Strafen  gelten  dieselben  Grundsätze,  wie  in 
Betreff  des  Gebotes  der  österlichen  Kommunion  7.  Selbstverständlich  entbindet  die 
Bestrafung  nicht  von  der  Pflicht,  das  Gebot  nachträglich  zu  erfdUen ,  doch  bedarf  es 

den  gerechnet  die  Lehren  von  dem  Dasein  Gottes  in  qut  sacras  confessiones  exoipiat :  qoae'sedes 

und  der  Yergeltang  des  Guten  und  Bdsen  nach  patenti  oonspiouo  et  apto  ecclesiae  loco  posita, 

dem  Tode,  femer  auch  von  der  Dreieinigkeit  und  crate  perforata  inter  poenitentem  et  sacerdotom 

der  Menschwerdung   Christi,    s.  Tappehorn  sit instructa^ 

a.  a.  0.  S.  200)  nicht  genügend  kennt  und  erst  ^  Z.  B.  wenu  er  sehr  tauh,  schwach,   krank 

in  diesen  Unterricht  empfangen  muss.  oder  sehr  hoch  hetagt  ist.    Namentlich  soll  dar- 

1  Die  Zulässigkeit  einer  solchen  Ahsolution  auf  gesehen  werden ,  dass  Personen  weiblichen 
Ist  bestritten  (^vgL  darüber  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  Geschlechts  die  Beichte,  soweit  möglich ,  nur  in 
dioec.  YII.  c.  16) ,  und  das  Rituale  roman.  er-  der  Kirche  abgenommen  wird.  Nähere  Anord- 
wähnt  ihrer  nicht,  s.  auch  H  e  r  z  o  g  S.  488,  doch  nungen  darüber  enthalten  die  Provinzial-Synodal- 
hahen  sie  einzelne  frühere  Diöcesansynoden  ge-  und  Synodal- Verordnungen,  s.  z.  B.  Kölner  Pro- 
stattet, s.  Benedict  XIV.  1.  c,  und  auch  nOch  vinzial-Konzil,  coli,  conc  Lac.  5,  351 :  „Confes- 
heute  sprechen  sich  eine  Reihe  von  Schriftstellern  sioiies  feminarum  semper  audiantur  in  ecolesia, 
dafür  aus,  vgl.  Tappehorn  S.87,  Ja  selbst  die  in  trihunalihus  omnium  oculis  expositis,  num- 
Gongr.  offloii  hat  unter  Zustimmung  v.  Clemens  quam  vero  in  sacristia  nee  in  domibus  privatis, 
XI.  1715  eine  bedingte  Absolution  angeordnet,  ulsi  confltentis  surditas,  senectus  vel  inflrm'itas 
Collectan.  mission.  dt.  p.  226  u.  474.  Id  postulent.    Quum  vero  in   sacristia  feminae 

2  Weil  die  bedingte  Ahsolution  nur  in  drin-  oh  causam  ,  quam  diximus ,  confltentes  audiun- 
geuden  Fällen,  in  denen  sie  keinen  Aufschub  tur,  id  ne  aliter  atque  ianua  aperta  flat,  strenue 
erleidet,  ertheilt  wird,  und  zwar  dann,  wenn  ein  prohibemus.  Ante  vel  post  solis  lucem  confes- 
Zweifel  besteht,  ob  der  Beichtvater  die  erforder-  sionale  semper  sit  lumine  illustratum%  s.  femer 
liehe  Jurisdiktion  besitzt ,  ob  der  Pönitent  ge-  Wien  1858,  Prag  1860,  Utrecht  1866, 1.  c.  p.  169. 
tauft  sei,  oh  er  bei  einer  schweren  Krankheit  im  508.  830 ;  Ronen  u.  Toulouse  1850,  1.  c.  4,  570. 
Augenblick  der  Ertheilung  sich  noch  am  Leben  1054;  Ravenna,  1.  c.  6,  159.  Vgl.  auch  Tappe- 
befinde,  ob  er  bereits  anderweit  absoMrt  worden  hörn  S.  162. 163. 

oder  ob  er(z.  B,  wenn  er  in  einem  verschütteten  ö  S.  o.  S.  71.  n.  1. 

Räume  eingeschlossen  ist)  noch  gegenwärtig  sei,  ^  Physische  und    moralische   Unmöglichkeit, 

Tapp  eher n  S.  87.  wie  z.  B.  der  Mangel  eines  Beichtvaters  schllesst 

8  Rituale  roman.  tit  3.  c.  1.  n.  7 :  ,;In  ecclesia,  selbstverständlich   die  Anwendung  der  Strafen 

nonautem  in  privatis  aedihus  confessiones  audiat,  aus.  S.  auch  die  vorhergehenden  Ausführungen 

nisi  ex  causa  rationabili ,   quae  cum  inclderit,  S.  120  ff. 

studeat  tamen  id  decenti  ac  patenti  loco  prae-  "^  Vgl.  S.  75. 
Stare.  8.^abeat  in  ecclesia  sedem  confcssionalem, 
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dazu  nicht  einer  besonderen  Beichte ,  vielmehr  kann  der  in  einem  Jahr  versäumten 
und  der  fftr  das  laufende  Jahr  bestehenden  Pflicht  durch  eine  einzige  Beichte  aller 
in  der  ganzen  Zeit  b'egangenen  Todsünden  genügt  werdend 

9.  Das  Lateranensische  Konzil  hat  nur  die  Minimalpflicht  festgesetzt,  welche 
jeder  Gläubige  zu  erfäUen  hi^.  Die  Kirche  erachtet  aber  prinzipiell  die  öftere  Be- 
nutzung des  Busssakramentes  seitens  ihrer  Glieder  fQr  wünschenswerth  und  noth- 
wendig  zu  ihrem  Heile,  wenngleich  sie  diese  Pflicht  nicht  mit  dem  Charakter  eines 
Rechtsgebotes  bekleidet  hat.  Die  partikuläre  Gesetzgebung  ist  daher  in  der  Lage, 
auf  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  zu  dringen ,  und  so  hat  dieselbe  auch  in  der  That 
schon  bald  nach  dem  erwähnten  Konzile  eine  mehrmalige  Beichte  in  jedem  Jahre 
theils  fftr  alle  Gläubigen,  theils  nur  für  die  Kleriker  vorgeschrieben  2,  ohne  dass  freilich 
dabei  für  die  Nichtbeobachtung  dieser  verschärften  Verpflichtung  hätten  Rechts- 
nachtheile  angedroht  werden  können  K 

Nach  der  Annahme  mancher  Schriftsteller  soll,  abgesehen  von  der  eben  erörterten 
Beichtpflicht«  jeder,  welcher  ein  anderes  Sakrament  (ausser  der  Taufe)  zu  empfangen 
Willens  ist,  per  aecid&ns  verbunden  sein,  sich  vorher  das  Busssakrament  spenden  zu 
lassen^.  Soll  damit  eine  rechtliche  Pflicht  gemeint  sein,  wie  es  den  Anschein  hat,  so 
ist  dies  entschieden  unrichtig.  Dem  Empfange  der  Eucharistie^  und  der  letzten 
Oelung  ^  braucht  die  Ablegung  der  Beichte  und  die  Erlangung  der  Absolution  keines- 
wegs unter  allen  Umständen  vorher  zu  gehen.  Ebenso  wenig  ist  dies  für  die  Ehe- 
eingehnng  nöthig^.  Bei  dem  Sakrament  der  Ordination  wird  sie  gemeinrechtlich 
Mos  vor  Ertheilung  der  höheren,  nicht  der  niederen  Weihegrade  verlangt  ^,  und  was 
endlich  die  Konfirmation  betrifft,  so  ist  sie  zwar  als  Regel  vorgeschrieben,  aber  doch 
nicht  einmal  absolut  ohne  jede  Ausnahme  ®.  Bei  dieser  Sachlage  kann  der  Empfang 
des  Busssakramentes  nicht  als  eine  allgemeine  Voraussetzung ,  deren  Fehlen  das  an 
sich  vorhandene  Recht  jedes  Kirchengliedes  auf  die  bezeichneten  Sakramente  in  seiner 
Ausübung  suspendirt,  bezeichnet  werden.  Nur  so  viel  ist  richtig,  dass  die  Kirche 
die  religiös-sittliche  Pflicht  statuirt  hat,  diese  Sakramente  nicht  anders  als  im  Stande 
der  Gnade  zu  empfangen '<),  sowie  dass  allein  ausnahmsweise  für  einzelne  Sakramente 
als  sicheres  Kennzeichen  dafür  theils  gemeinrechtlich,  theils  partikularrechtlich  die 


1  S.  TtppebornS.  41;Loiin8erS.  77.  3  U  eber  ^e  rechtliche  Unzalassigkeit  derartiger 

^  Für  die  letzteren,  sofern  sie  nicht  Priester  Strtfandrohnngen  s.  0.  S.  76. 

sind,  welche  ihieiseits  vor  der  •Gelebration  der  *  S.Z.  B.  Permaneder,  K.R.S.733:  Pach- 

Messe  die   Beichte  abzulegen   haben,   3malige  mann,  K.  R.  2,  193;  Sil  her  nag  1  S.  426. 

Beichte  im  Jahre  durch  Toledo  1324  c.  7,  Mansi  ^  8.  0.  S.  79. 

26,  739 ;  rar  aUe  GUnbigen  3malige  durch  Tou-  «  Vgl.  den  folgenden  %, 

louse  1229  c.  13;  Canterbury  1236  c.  18,  und  '  Wo  die  forma  Tridentina  noch  nicht  gilt, 

Albi  1254  C.29,  1.  c.  23,  197. 421.  840;  6malige  kann  selbstrerstandlich  bei  unterlassener  Beichte 

im  Jahr  durch  Paris  1429  c.  28,  I.  c  28.  1110.  die  Eheichliessung  gar  nicht  gehindert  werden. 

Die   neueren  Prorinzialsynoden   enthalten    nur  Das  Trident  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref.  matr.  selbst 

Ermahnungen  zum  öfteren  Gebrauch  des  Buss-  ermahnt  die  Verlobten  nur,  vor  der  Eheschliessung 

Sakramentes,  s.  z.  B.  Gran  1868,   Wien  1868,  oder  3 Tage  vor  der  Konsummation  der  Ehe  zu 

Köln  1860,  Prag  1860,  Utrecht  1866,  coli,  conc  beichten  (s.  auch  Rituale  roman.  dt  VII.  c.  1. 

Lac  6,  23.  168.  360.  826.  827,  allein  Gran  ver-  n.  17,  und  Kutschker,  Eherecht3,  588  IT.). 

langt  den  Empfang  ausser  zu  Ostern  noch   zu  ^  Bd.  I.  S.  109. 

Weihnachten  und  von  den  Klerikern  allmonat-  ^  Vgl.  die  S.  59.  n.  6  citirte  Stelle  des  Ponti- 

liehen  Gebrauch.  flcale  roman. 

Was  die  Mönche  und  die  Nonnen  anlangt,  so  ^^  So  formuliren  z.  B.  richtig  Ferraris  s.  v. 

verpflichten  die  oben  S.  76.   n.  1  angeführten  sacramentum poen.  art.  n.  u.  167  und  Tappe- 

Vorsehrlften  diese  auch  zur  Beichte  In  Jedem  hörn  S.  40. 
Monat. 
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voi^ängige  Ablegnng  der  Beichte  in  der  Weise  vorgesehrieben  ist,  dass  bei  Vernach- 
l&ssignng  dieser  Pflicht  die  Spendung  des  betreffenden  Sakramentes  verweigert  wer- 
den darf,  während  im  übrigen  eine  Zurückweisung  nur  unter  dem  Gesichtspunkt,  dass 
der  Spender  nicht  die  Hand  zum  sakrilegischen  Empfange  eines  Sakramentes  bieten 
soll,  erfolgen  kann,  falls  es,  wie  z.  B.  bei  öffentlichen  Sündern,  feststeht,  dass  sich 
die  betreffende  Person  nicht  im  Zustande  der  Gnade  befindete 

Zum  Nachweise  der  Erfüllung  der  Beichtpflicht ,  sowie  namentlich  zur  Kontrole 
der  vorgeschriebenen  Jahresbeichte  sind  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  vielen 
Provinzen  und  Diöcesen  s.  g.  Beichtzettel  (schedulae  confessionis) ,  schriftliche 
oder  nach  einem  gedruckten  Formular  ausgestellte  Bescheinigungen  über  die  Ab- 
legung der  Beichte  eingeführt  worden  ^^,  Jetzt  ist  der  Gebrauch  derselben  in  den 
grösseren  Städten  meistens  abgekommen ,  wogegen  derselbe  noch  vielfach  auf  dem 
Lande  fortbesteht  3.  Bei  der  Ausstellung  derselben  darf  wegen  des  Beichtgeheim- 
nisses (s.  unten  unter  No.  IV. )  kein  Unterschied  zwischen  denjenigen ,  welche  auf 
Grund  der  Beichte  die  Absolution  erhalten  haben,  und  deiyenigen,  welchen  sie  ver- 
weigert worden  ist,  gemacht  werden  ^.  Selbst  da,  wo  sie  noch  in  der  Praxis  üblich  sind, 
können  sie  nicht  als  die  einzigen ,  absolut  nothwendigen  Beweismittel  über  die  Ab- 
legung der  Beichte  betrachtet  werden,  vielmehr  genügt  auch  jeder  andere  Nachweis, 
ja  selbst  die  blosse  Versicherung  des  Betheiligten,  wenn  er  nur  eine  glaubhafte  Person 
ist,  welcher  man  nach  ihrem  sonstigen  Verhalten  in  dieser  Hinsicht  trauen  kann  ^. 

IV.  Das  Beichtgeheimniss  oder  Beichtsiegel  [sigülum  confessionis)^. 
Das  Beichthören  durch  den  Beichtvater  erzeugt  ftLr  denselben  die  Rechtspflicht ,  das 
ihm  in  der  Beichte  seitens  des  Pönitenten  Offenbarte  geheim  zu  halteii. 

Schon  in  der  älteren  Zeit,  ehe  die  Nothwendigkeit  der  Privatbeichte  bei  dem 
Priester  für  die  Spendung  der  Absolution  sich  festgestellt  hatte,  wurde  der  Beicht- 
vater für  verpflichtet  erklärt,  das  Beichtgeheimniss  zu  bewahren 7.    Zu  einer  allge- 

•  Mehr  ordnen  auch  in  Bezug  auf  die  Ver-  in  W  et zeru.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl. 

Weigerung  der  Assistenz  bei  der  Eheschliessung  2,  249;  Jacobson  in  Herzogs  Encyklopädie. 

die  von  Kutschker  a.  a.  0.  mitgetheilten  par-  1.  Aufl.  1,  784  AT.;  Phillips,  Lehr.  d.  K,  R. 

tikulären  Verordnungen  nicht  an,  und  deshalb  hat  $.  245;  München,   kanon.  Gerichtsverfahren 

die  Doctrin  des  Eherechtes  mit  Recht  davon  ab-  u.    Strafrecht  2,    686  ff. ;      Herzog   S.    144; 

gesehen,  den  vorgängigen  Mangel  der  Beichte  auch  Tappehorn  S.250;  LorinserS.  34.  Weitere 

nur  als  ein  aufschiebendes  Ehehinderniss  zu  he-  ältere  Literatur  ist  bei  G  r  ü  n  dler  a.  a.  0.  8.68fl. 

zeichnen.  zu  finden. 

2  Vgl.  Benedict.  XIV.  instit.  XLV.  n.  15;  'So  von  den  Kirchenvätern,  c.j[9  (Augustin.) 
Wildt  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon.  0.  II.  qu.  1 ;  ferner  von  Leo  I.  c.  89.  Dist.  L  de 
2.  Aufl.  2,  267.  poen.  (c.  2.  Dist.  VI.  de  poen.,  nach  welchem 

3  Sie  werden  namentlich  in  Oesterreich  vor  der  Priester  hei  Verletzung  der  Pflicht  „depona- 
Eingehung  der  Ehe  von  den  Brautleuten  gefor-  tur  et  omnihus  diebus  vitae  suae  ignomiiiiosus 
dert,  V.  Schulte,  Lehrb.  d. kath. K.  R.  3.  Aufl.  peregrinando  pergat",  gehört  nicht  Gregor  I.  an, 
S.  444.  n.  19.  vielmehr  wahrscheinlich  erst  in  das  12.  Jahr- 

^  Nach  Benedict.  XIV.  1.  c.  sollen  sie  da-  hundert).    Aus  der  karolingischen  Zeit  kommt 

her  bloB  die  Thatsache  der  geschehenen  Beichte,  in  Betracht  ein  Kapitel  für  die  missi  (spätestens 

nichts  weiter  bescheinigen.  v.  813,  s.  Boretlus  capit.  1,   175.  c.  1):  „Ut 

*  Benedict.  XIV.  1.  c.  hoc  inquiratur,  si  de  partibus  Austriae  verum 

^  Uihlein,  de  sigiUo  confessionis.    Heidel-  est  quod  dicunt  an  non,  quod  presbiteri  de  oon- 

berg  1828 ;  v.Droste-Hülshoff,  rechtsphilo-  fessionlhus  accepto  pretio  manifestent  latrones", 

sophische  Abhandlungen.     Bonn  1824.  Nr.  2;  femer  Doucy  v.  874.  c.  8,    Mansi  17,  296: 

Grundier,     über  die    Un verletzlich keit    des  ,,Ceterum  omnes  clerici  quam  laici  vel  feminse 

Beichtsiegels  in  Weiss,   Archiv  der  Kirchen-  confltentes  secreta  confessione  sacerdotibus  pec- 

rechtswissenschaft  4,  51  ff. ;  Knopp.  d.  katho-  cata  sua  et  ex  dignae  poenitentiae  satisfactione 

lische  Seelsorger  als  Zeuge  vor  Gericht.  Regens-  deflentes ,  nequaquam  sunt  prodendi  et  peccata 

bürg  1844 ;  Du  secret  de  la  confession  in  Ana-  eorum  nulli  a  sacerdote  quacunqne  sunt  signill- 

lecta  iur.  pontif.  1861  p.  8  u.  p.  283;  Wildt  catione  manifestanda  nisl  soli  domino  in  secreta 
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meinen^  dnrch  die  Androhung  von  Strafen  gesicherten  rechtlichen  Pflicht  ist  aber  in 
der  abendländischen  Kirche  ^  die  Beobachtung  des  Beichtsiegels  erst  im  Beginne  des 
13.  Jahrhunderts  durch  die  Gesetzgebung  der  Kirche  erhoben  worden^,  also  zu  einer 
Zeit,  in  welcher  sich  die  dogmatische  Entwicklung  in  Betreff  des  Bnsssakramentes 
abzusckliessen  begann,  und  in  welcher  als  Korrelat  der  gesetzlich  geforderten  Beicht- 
pflicht die  unbedingte  Geheimhaltung  der  in  dieser  zu  offenbarenden  Stlnden  soviel 
als  möglich  gesichert  werden  musste. 

Katholischerseits  wird  allerdings  die  Pflicht  nicht  nur  auf  das  kirchliche ,  son- 
dern auch  auf  das  natOrliche  ^  und  göttliche  Recht  ^  gegründet. 

Die  Pflicht  entsteht  aus  der  sakramentalen  Beichte,  d.  h.  derjenigen,  welche 
dem  Priester  in  der  Absicht  und  zu  dem  Zwecke  abgelegt  wird,  die  sakramentale 
Lossprechung  zu  erhalten^,  gleichviel,  ob  die  Absolution  ertheilt  oder  verweigert 


oratiofie'.  Wenn  dagegen  die  regula  Chrodegangi 
für  die  Kanoniker  c.  14,  Walter,  fontes  inr. 
ecclesiast.  p.  28,  Strafen  dafür  androht,  dass  der 
beichtende  Kanoniker  bei  der  Beiehte  seinem 
Bischof  Sunden  verschwiegen,  aber  einem  andern 
Priester  ans  Furcht,  dass  ihn  der  erstere  absetzt, 
gebeichtet  hat,  also  davon  ausgeht ,  dass  der  Bi- 
sehof dies  durch  den  Priester  erfahren  kann ,  so 
lässt  sich  diese  Vorschrift  mit  der  Pflicht  des 
Beichtsiegels  nicht  vereinigen  ,  erklärt  sich  aber 
daraus,  dass  c  8  dem  Klerus  zweimaliges  Beich- 
ten beim  Bischof  im  Jahre  vorschreibt.  Vgl. 
femer  Ronen  1074  c.  8,  M ans!  20,  400:  „Ne 
quis  presbyter  vel  monachus  publice  peccantem 
criminali  peccato  ad  poenitentiam  nisi  iubente 
episcopo  suscipiat.  Occulte  peccantem  conflten- 
tem  quidem  susoipiat,  sed  poenitentiam  non  nlsi 
eam  quam  episeopus  determinaverit  iniungat. 
Sic  tarnen,  nt  iure  confessionis  secreto  peccantis 
persona  nulli  detegatur^. 

1  Anders  in  der  morgenländischen  Kirche. 
Die  Synode  v.  Dovin  in  Armeniei^  v.  627  c.  20 
belegt  z.  B.  den  Priester,  welcher  das  Beicht- 
geheimniss  verletzt,  mit  dem  Anathema,  He- 
fele,  Concil.  Gesch.  2,  718. 

2  c.  12.  (Later.  IV.  v.  1215  c.  21.)  X.  de 
poenit.  V.  38 :  „ . . .  Caveat  (seil,  sacerdos  j  autem, 
ne  verbo  aut  signo  aut  alio  quovis  modo  aliqua- 
tenuB  prodat  peccatorem.  Sed  si  prudentiori 
ronsilio  indiguerit,  illud  absque  expressione  per- 
sonae  caute  reqnlrat,  quoniam ,  qui  peccatum  in 
poenitentiali  iudicio  slbl  detectum^  praesum- 
pserit  revelare,  non  solum  a  sacerdotali  officio 
deponendum  decemimus ,  verum  etiam  ad  agen- 
dam  perpetuam  poenitentiam  in  arctum  mona- 
sterium  detrudendum*'.  Die  Synode  zu  IMocIea 
in  Dalmatien  von  1199 ,  M  a  n  s  i  22,  702.  (c.  4 : 
.,Districtius  inhibemus,  ne  aliqnis  sacerdos  fllii 
sai  vel  flliae  spiritalis  privatam  confessionem 
alicui  revelare  praesumat.  Quod  si  facere  con- 
viftns  fnerit ,  officio  et  beneficio  ecclesiastico 
perpetuo  spolietur")  ist  zur  Ordnung  des  dortigen 
Kirchenwesens  durch  die  Legaten  Innocenz'  III. 
abgehalten  worden,  Hefele  a.  a.  0.5,  70 ff. 
Duraus  erklart  es  sich ,  dass  sie  schon  dieselbe 
Vorschrift,  welche  später  von  dem  Lateratien- 
siscben  Konzil  gegeben  ist,  aufweist. 

Eine  Wiederholung  der  Anordnung  des  letzte- 
ren enthalten  die  Synoden  v.  Trier  1227  c.  4, 


Mansi  23,29;  Fritzlar  1246  c. 4,  1.  r.  p.  726; 
Köln  1279  c.  8,  1.  e.  24,  366;  Peiiuafiel  1302 
c.  5,  1.  c.  26, 102 ;  Trier  1310  c.  121 ,  1.  c.  p.  282 ; 
Lambeth  1330  c.  3,  1.  c.  p.  893,  und  Prag  1346, 
1.  c.  26,  101.  Wegen  der  in  ihnen  angedrohten 
Strafen  s.  unten. 

3  S.  z.  B.  Schmalzgrueber  V.  38.  n.  69; 
Keiffenstuel  V.  38.  n.  2;  Ferraris  s.  v. 
sigiUum  confessionis  n.  3;  Herzog  S.  146; 
Tappehorn  S.  250;  Lorinse  r  S.  34,  indem 
auf  die  Pflicht,  anvertraute  Geheimnisse  zu  be- 
wahren, hingewiesen  wird,  eine  Pflicht,  welche 
aber  an  sich  eine  ethische,  keine  Kechtspflicht  ist. 

^  Weil  Christus  das  Busssakrament  eingesetzt 
habe,  und  wenngleich  eine  Anordnung  des 
Beichtsiegels  nicht  durch  einen  Text  der  h. 
Schrift  bezeugt  werde,  dies  doch  durch  die 
Tradition  und  Praxis  der  Kirche  feststehe. 
Schmal  zgrueber  L  c;  Fe  rraris  1.  c.  n.  4, 
und  weil  die  Beichte  als  göttliche  Einsetzung 
ohne  das  Beichtgehelmnlss  unerträglich  und 
moralisch  unmöglich  sein  würde,  Tappehorn 
S.  250.  Einzelne ,  L  o  ri n se r  S.  34,  lassen  da- 
her das  Gebot  des  Beichtsiegels  als  göttliches  in- 
direkt im  Gebot  der  Beiehte  mit  inbegriffen  sein. 

^  Auf  dasjenige,  was  dem  Geistlichen  sowohl 
bei  der  Verwaltung  der  Seelsorge  vertraulich, 
selbst  sub  siglüo  oder  „unter  dem  Beichtsiegel'' 
mitgetheilt  ist,  oder  mit  der  Beichte  nicht  im 
Zusammenhang  steht,  erstreckt  sich  das  Beicht- 
siegel nicht,  Schmalzgrueber  1.  c.  n.  61; 
Wildt  S.  251;  Mönchen  2,  696,  Herzog 
S.  161;  Tappehorn  S.  256;  Lorinser  S.  35. 
Andere  bezeichnen  dagegen  als  Objekt  derselben 
auch  dasjenige,  was  dem  Geistlichen  als  solchem 
anvertraut  ist,  so  Gründler  in  Weiss,  Arch. 
S.  78;  ähnlich  Phillips  a.  a.  0.  Das  citlrte 
Kirchengesetz  hat  indessen  die  Pflicht  nur  an 
die  sakramentale  Beichte  geknflpft,  bei  deren 
Geheimhaltung  nicht  nur  das  Interesse  des 
Beichtenden,  sondern  auch  das  der  Kirche  in 
Frage  kommt.  Schon  darum  kann  man  die  Strafe 
nicht  auf  die  Verletzung  einer  sonstigen,  blos 
ethischen  Pflicht  zur  Diskretion  ausdehnen.  Auch 
die  katholischerseits  vertretene  Annahme  eines 
göttlichen  Rechts  als  Grundes  des  Beichtsiegels 
(8.  o.  Anm.  4)  fuhrt  zur  Verwerfung  der  zu- 
letzt erwähnten  Ansicht,  weil  das  entscheidende 
Gewicht  auf  die  Einsetzung  de«;  Busssakramentes 
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wird,  ob  die  Beichte  gültig  oder  nngflltig  oder  gar  eine  sakril ersehe  i^t^.  Sie  bezieht 
sich  aber  nicht  blos  auf  Alles,  was  bei  der  Beichte  selbst  bekannt  worden  ist,  sondern 
anf  Alles,  was  mit  derselben  im  wesentlichen  Zusammenhang  steht,  also  auf  ein  vor- 
läufiges Sündenbekenntniss,  welches  abgelegt  worden  ist,  um  später  die  eigentliche 
Beichte  folgen  zu  lassen  2,  und  anf  Mittheilungen ,  welche  der  Pönitent  dem  Beicht- 
vater unmittelbar  vor  der  Beichte  oder  nach  der  Absolution  über  seinen  Gewissens- 
zustand gemacht  hat,  um  von  demselben  Rath  und  Anweisung  zu  erhalten.  Die 
Pflicht  erstreckt  sich  auf  alle  dem  Priester  innerhalb  der  gedachten  Grenzen  geoffen- 
barten Tod-  oder  lässlichen  Sünden,  die  näheren  umstände  derselben,  alles,  was  zur 
Erklärung  der  Sünden  nothwendig  und  dienlich  gewesen  und  deshalb  angegeben  ist, 
femer  auf  die  Sünden  des  Mitschuldigen  und  anderer  Personen  3,  sowie  die  Namen 
derselben,  die  auferlegte  Busse  und  femer  alles  dasjenige,  dessen  Eundthuung  die 
Beichte  odiös  und  die  Gläubigen  von  der  Beichte  zurückschrecken  könnte,  so  auf 
natürliche  geistige  und  körperliche  Mängel  des  Pönitenten,  welche  durch  die  Beichte 
offenbar  geworden  sind*,  weiter  auf  Tugenden  und  Vorzüge,  wenn  deren  Mitthei- 
lung  dem  Beichtenden  oder  anderen  widerwärtig  sein  könnte^,  auf  die  Art  und  Weise 
der  Ablegung  der  Beichte^ ,  ja  auch  auf  die  Thatsache ,  dass  eine  bestimmte  Person 
gebeichtet  habe ^,  wenn  Jemand  im  Geheimen  gebeichtet  und  gewünscht  hat,  dass 
dies  nicht  bekannt  werde  oder  letzteres  nach  den  Umständen  anzunehmen  ist^. 

Die  Pflicht  liegt  nur  dem  wirklichen  Beichtvater^  und  dem  Oberen  desselben, 


durch  Ohristus  gelegt  wird,  und  demntch  die 
Pflicht  zur  Geheimhaltung  nur  auf  das  bei  der 
Spendung  des  letzteren  Mitgetheilte  erstreckt 
werden  kann.  Ein  sonstiger  Yertrauensmissbrauch 
seitens  des  Geistlichen  kann  möglicher  Weise 
ebenfalls  ein  Disclplinarvergehen  bilden.  Das 
steht  aber  hier  nicht  in  Frage. 

^  War  aber  gar  keine  wirkliche  Beichte  be- 
absichtigt, z.  (B.  blos  zur  Verhöhnung  des 
Priesters  oder  um  ihn  als  Mitschuldigen  eines 
Verbrechens  erscheinen  zu  lassen,  gebeichtet,  so 
tritt  nach  einstimmiger  Annahme  die  Pflicht 
nicht  ein,  Schmalzgrueber  n.  60;  Wildt 
S.  261 ;  Phillips  a.a.  0. ;  Tappehorn  S. 254; 
Lorinser  S.  35;  München  S.  697. 

3  Tappehorn  S.  254.  Dagegen  allerdings 
Wlldt  a.a.O. 

3  Z.  B.  wenn  aus  der  Beichte  sich  ergiebt,  dass 
eine  Herrschaft  Ihre  Dienstboten  vom  Besuche 
des  Gottesdienstes  abh&lt,  dass  der  Beichtende 
seine  Mutter  geschlagen,  weil  er  sie  im  Ehe- 
bruch ertappt  hat. 

«  Z.  B.  uneheliche  Geburt,  Starrköpflgkelt, 
geistige  Beschränktheit  des  Pönitenten,  vgl. 
Tappehorn  S.  256;  Lorinser  S.  39. 

&  Tappehorn  S.  256. 

0  Ob  der  Pönitent  gut  oder  schlecht  Yorbe- 
reitet  war,  ob  er  sich  hartnäckig  und  verstockt 
gezeigt  hat  oder  nicht. 

^  Wenn  also  der  Beichtvater  von  dem  Beicht- 
kinde erzählt ,  es  habe  ihm  eine.^ schwere  SQnde 
oder  einen  Reservatfall  gebeichtet ,  oder  er  habe 
dasselbe  nicht  absolvireu  können ,  so  ist  das  eine 
Verletzung  des  Beichtgeheimnisses ;  berichtet 
er  aber  blos ,  dass  X.  bei  ihm  gebeichtet  habe, 
so  liegt  für  die  Regel  eine  solche  nicht  vor,  da 
es  hierbei  sich  nicht  um  ein  Geheimnlss ,  wel- 


ches ihm  durch  die  Beichte  kund  gethan  wird, 
handelt. 

8  Weil  in  solchen  FäUen  eine  blosse  Mitthei- 
lung, dass  Jemand  im  Geheimen  gebeichtet  habe, 
schon  zu  einem  bestimmten  Verdacht  über  den 
Inhalt  der  Beichte  führen  kann.  Z.  B.  ein  schon 
früher  bestrafter  Mensch ,  von  welchem  bekannt 
ist,  dass  er  für  die  Regel  nicht  beichtet,  ist  eines 
Mordes  dringend  verdächtig,  und  hat  am  Tage 
des  Mordes  im  Geheimen  eine  Beichte  abgelegt 
Würde  der  Beichtvater  dies  erzählen  ,  so  könnte 
dadurch  der  Verdacht  des  Mordes  gegen  diese 
Person  leicht  verstärkt  werden. 

0  Die  herrschende  Meinung  stellt  dem  wirk- 
lichen Beichtvater  Jeden ,  sei  es  Geistlichen  oder 
Laien  gleich ,  welchen  der  Beichtende  bona  flde 
als  einen  solchen  betrachtet  hat,  Schmalz- 
grueber n.  64;  Tappehorn  S.  257,  nament- 
lich, wenn  er  durch  Vorspiegelung  zu  einer  sol- 
chen Annahme  bewogen  worden  ist,  Ferraris 
n.  7;  Tappehorn  8.257;  Lorinser  S.  35], 
Wildt  S.  )251.  253.  Dagegen  beschränkt 
München  2, 679  dies  auf  den  Fall,  in  welchem 
sich  Jemand,  obwohl  er  nicht  Priester  ist,  bona 
flde  für  einen  solchen  hält  Indessen  ist  die 
Pflicht  nur  dem  Beichtvater  als  solchem  auferlegt, 
denjenigen,  welcher  nicht  die  Fähigkeit  hat,  das 
Busssakrament  zu  spenden ,  kann  also  auch  die 
Verpflichtung  nicht  treffen.  Nur  darüber  lässt 
sich  streiten,  ob  allein  derjenige  Beichtvater, 
welcher  die  erforderliche  Jurisdiktion  und  Ap- 
probation besitzt,  oder  nicht  auch  Jeder  Priester, 
welcher  ohne  die  gedachten  Voraussetzungen 
Beichte  hört,  der  Verordnung  des  Lateranen- 
sischen  Konzils  unterworfen  ist.  Meines  Erachtens 
besteht  auch  für  den  letzteren ,  sofern  er  nicht 
ausnahmsweise,  z.  B.  in  articulo  mortis  fnngirt. 
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welchem  der  Pönitent  sich  wegen  der  Lossprechang  von  einem  Reservatfall  vorstellen 
muss  oder  an  welchen  der  Beichtvater  selbst  sich  deswegen  gewendet  hat^,  ob. 

Vielfach  wird  aber  die  Pflicht  darüber  hinaus  ausgedehnt:  1.  auf  den  Beichten- 
den in  Betreff  desjenigen,  was  ihm  der  Beichtvater  mitgetheilt^,  2.  auf  den  Dolmet- 
scher, dessen  sich  der  Beichtende  etwa  bei  seiner  Beichte  bedient  3,  3.  auf  denjenigen, 
welchen  der  Beichtende  über  die  Ablegnng  der  Beichte  vorher  um  Rath  gefragt^, 
4.  welcher  zufällig  oder  absichtlich,  z.  B.  durch  Anhören  der  von  einem  anderen 
abgelegten  Beichte  oder  durch  Lesen  des  von  dem  Beichtenden  gebrauchten,  zurück- 
gelassenen oder  verlorenen  Schriftstückes  von  dem  Inhalt  Kenntniss  erlangt^,  5.  auf 
den  Gelehrten  oder  Theologen,  welchen  der  Beichtvater  seinerseits  mit  Erlaubniss 
des  Pönitenten  in  einem  schwierigen  Falle  konsultirt^,  endlich  6.  auf  denjenigen, 
welcher  durch  einen  Beichtvater  wegen  eines  Bruches  des  Beichtgeheimnisses  seitens 
des  letzteren  von  einer  Beichte  Kunde  erhalten  hat  7. 

Bei  dieser  Ausdehnung  ist  aber  übersehen,  dass  das  positive  Gesetz  der  Kirche, 
der  Lateranensische  Kanon,  allein  in  Betreff  des  Beichtvaters  eine  positive  Rechts- 
pflioht  statuirt  hat^,  die  letztere  also  nicht  über  den  vom  Gesetz  in  Betracht  gezo- 
genen Thatbestand  hinaus  erweitert  werden  kann  ^.  Die  Pflicht  ist  eine  Amtspflicht 
des  Beichtvaters  als  solchen.  Alle  erwähnten  Fälle  unterstehen  daher,  da  es  sich  in 
ihnen  nicht  um  den  letzteren  handelt ,  dem  Rechte  und  der  Pflicht  des  Beichtsiegels 
nicht.  Die  Verletzung  des  Geheimnisses  durch  die  gedachten  Personen  wird  sich 
freilich  fast  immer  als  eine  ethisch  verwerfliche  Handlung  darstellen ,  sie  wird  selbst 


diese  Pflicht  nicht,  denn  auch  ein  solcher  ist 
nicht  Beichtvater,  nicht  fähig,  das  Sakrament 
gültig  ZQ  spenden.  Selbstverständlich  ist  aber, 
dass  Jeder  Kleriker,  gleichviel  ob  Diakon  oder 
Priester,  welcher  unberechtigter  Weise  Beichte 
hört,  disziplinarisch  arbiträr  bestraft  werden 
kann,  nnd  dass  dabei  als  erschwerende  Um- 
stände die  Yorspiegelang  der  Berechtigung  und 
der  durch  die  Mittheilang  einer  solchen  Beichte 
begangene  Yertranensbruch  in  Betracht  gezogen 
werden  müssen.  Nicht  minder  wftrde  gegen 
Laien  in  dergleichen  Fällen  wegen  der  Anmassong 
kirchlicher  Amtshandlungen  und  wegen  Yerun- 
ehrung  des  Sakramentes  mit  der  kirchlichen  Straf- 
und  Zuchtgewalt  vorgeschritten  werden  können. 

^  Penn  dieser  steht  insoweit  dem  Beichtvater 
rechtlich  gleich,  weil  er  nur  von  den  Reservaten 
absolviren  kann.  Darüber  herrseht  auch  Ein- 
stimmigReit. 

2  G  r  ü  n  d  1  e  r  in  cit.  Arch.  4, 81 .  Dagegen  aber 
Schmalzgrueber  n.  65;  Phillips  S-^^; 
Tappehorn  S.  268-,  Wildt  S.  253.  Dass  er 
aus  anderen  Gründen,  z.  B.  aus  Ehrfurcht  vor 
dem  Sakrament  oder  mit  Rücksicht  auf  den 
Priester  ethisch  dazu  verpflichtet  sein  kann,  ge- 
hört nicht  hierher. 

3  Sehmalgrueber  n.  64;  Ferrari  s  n.  7; 
Gründler  S.  81;  Tappehorn  S.  268;  Lo- 
rinser  S.  38;  Wildt  S.  262,  wobei  manche 
der  citirten  dies  auf  Jeden,  welche  bei  dem 
Akte  des  Beiehtens  Mithülfe  geleistet,  z.  B.  den- 
jenigen, welcher  die  Beichte  des  Stummen  auf- 
gesehrieben hat,  ausdehnen. 

^  Schmalzgrueber  L  c;  Ferraris  n.  8; 
Tappehorn  S.  258. 

Hiasehius,  Kirchenrecht  IV . 


s  Schmalzgrueber  1.  c.;  Ferraris  n.  7; 
Wildt  S.  262;  Tappehorn  S.  268;  Lo- 
rinserS.  38.  Dagegen  Gründler  S.  81. 

«  Ferraris  n.8;  Grundier  S.8i;  Tappe- 
horn S.  268;  Wildt  S.  252. 

'  Schmalzgrueber  1.  c. ;  Ferrarisn.  7; 
Tappehorn  S.  258;  Lorinser  S.  38. 

8  Das  ergiebt  schon  die  angedrohte  Strafe  der 
Deposition ,  welche  auf  die  im  Text  unter  1  bis 
6  aufgeführten  Fälle,  wenn  es  sich  um  Laien 
handelt,  gar  nicht  anwendbar  ist. 

d  Gegen  diese  Ausdehnung  auch  München 
2,  699,  welcher  die  Verbindlichkeit  zur  Wah- 
rung des  Geheimnisses  auf  die  allgemeine 
Ghristenpaicht  und  die  Pflicht  zur  Hochhaltung 
des  Busssakramentes  gründet.  Auch  Phillips 
erkennt  dies  indirekt  an ,  wenn  er  die  zu  2.  4 
und  6  bezeichneten  Personen  wegen  Verletzung 
des  Geheimnisses  nor  mit  arbiträren  Strafen  be- 
legt wissen  will.  Lorinser  S.  39  nimmt  im 
Fall  3  und  für  denjenigen ,  welcher  ein  schrift- 
liches Beichtbekenntniss  liest,  nur  eine  natür- 
liche Pflicht  an,  Tappehorn  S.258  ebenso  für 
den  letzteren  Fall,  wenn  die  Schrift  nicht  als  zur 
Beichte  gehörig  anzusehen  sei. 

Was  speciell  den  zuerst  gedachten  Fall  be- 
trifft ,  so  besteht  das  Beichtsiegel  freilich  nicht 
ausschliesslich  im  Interesse  des  Beichtkindes, 
sondern  auch  im  Interesse  der  Kirche.  Aber  an 
sich  ist  Niemand  verpflichtet,  seine  Sünden  ge- 
heim zu  halten.  Wie  er  sie  vor  der  Beichte  jedem 
offenbaren  kann,  darf  er  sie  auch  nach  derselben 
kund  thun. 
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unter  Umständen,  z.  B.  wenn  darin  eine  Veranehrung  des  Sakramentes  liegt,  der  dis- 
ziplinarischen Bestrafung  unterzogen  werden  können,  aber  unter  das  Verbot  des 
Konzils  föllt  sie  nicht. 

Die  Pflicht  zur  Bewahrung  des  Beichtgeheimnisses  bedingt  es,  dass  der  Beicht- 
vater weder  direkt  noch  indirekt  ^  über  das  ihm  durch  die  Beichte  bekannt  Gewor- 
dene irgend  etwas  verlauten  lässt  oder  kund  giebt.  Er  darf  davon  nur  insofern  Ge- 
brauch machen ,  als  die  eben  gedachte  Grenze  nicht  überschritten  wird.*  Er  kann 
wohl  für  das  Heil  des  Pönitenten  beten ,  aus  Anlass  der  Beichte  seine  Kenntnisse 
durch  Studiren  oder  Rathserholung  über  schwierige  Fälle,  welche  ihm  unterbreitet 
worden  sind,  vervollständigen,  sein  kttnfüges  Verfahren  nach  den  gemachten  Erfah- 
rungen einrichten,  in  seinen  Predigten  die  in  der  Gemeinde  vorgekommenen  Sün- 
den, welche  regelmässig  begangen  werden,  im  allgemeinen  berühren  und  besprechen^, 
ja  selbst  einer  aus  der  Beichte  bekannt  gewordenen ,  ihn  bedrohenden  Gefahr  oder 
Beschuldigung  ausweichen ,  sofern  nach  der  Sachlage  ein  nothwendiger  Znsammen- 
hang zwischen  seinem  Benehmen  und  der  Beichte  nicht  zu  erkennen  ist'.  Anderer- 
seits ist  er  aber  nicht  berechtigt,  auch  nur  ausserhalb  der  Beichte  mit  dem  Beicht- 
kinde, ohne  dass  dieses  es  verlangt,  über  dessen  Beichte  zu  sprechen^,  ebensowenig 
mit  Personen ,  deren  Sünden  er  durch  die  Beichte  eines  anderen  kennen  gelernt  hat, 
darüber  zu  verhandeln  oder  sie  zurechtzuweisen  ^ .  Er  darf  femer  nicht,  wenn  er  zugleich 
die  kirchliche  iurisdictio  besitzt  oder  später  erworben  hat,  bei  der  Verwaltung  der- 
selben von  dem ,  was  er  als  Beichtvater  erfahren  hat,  Gebrauch  machen^,  so  z.  B« 


1  Durch  Mittheilungen,  welche  wegen  ihres 
Inhaltes  auf  das  in  der  Beichte  Geoffenbarte 
sohliessen  lassen,  wenn  er  z.  B.  unter  den  meh- 
reren seiner  Pönitenten  einen  besonders  lobt, 
weil  dieser  blos  lässliche  Sünden  begangen  habe, 
oder  durch  Zeichen,  z.  B.  wenn  er  durch  seine 
Mienen  und  Geberden  bei  der  Beichte  bei  den 
Umstehenden  den  Verdacht  erregt,  dass  eine 
schwere  Sünde  gebeichtet  wird ,  ferner  nach  der 
Beichte  sein  Benehmen  gegen  das  Beichtkind  in 
auffalliger  Weise  ändert. 

2  Dabei  Ist  aber  alles  zu  vermelden ,  woraus 
geschlossen  werden  könnte,  dass  er  seine  Kennt- 
niss  lediglich  durch  die  Beichte  gewonnen  hat. 

Ein  Dekret  der  Congr.  oonc  v.  18.  November 
1681  untersagt  den  Missionspriestem  die  ihnen 
durch  die  Beichte  bekannt  gewordenen  Sünden 
auch  nur  Im  Allgemeinen  dem  Pfarrer,  um  Ihn 
zu  energischerer  Seelsorgethätigkelt  zu  veran- 
lassen, zur  Anzeige  zu  bringen,  Tappehorn 
S.  260. 

3  Ausführlicheres  darüber  bei  Ferra  ris  n.  14 ; 
München  S.  703. 

*  Schmalzgrueber  n.  67.'  Wenn  Mün- 
chen S.  700  meint,  dass  hierin  keine  Ver- 
letzung des  Beichtsiegels  läge,  vielmehr  die  Un- 
erlaubtheit daraus  folge,  dass  der  Beichtvater  von 
seiner  Kenntnis«  nur  einen  beichtsakramentAlen, 
keinen  andern  Gebrauch  machen  dürfe,  so  über- 
sieht er,  dass  das  letztere  einzig  und  allein  die 
Folge  des  Beichtsiegels  Ist. 

5  Schmalzgrueber  n. 66.  Auch  dann  nicht, 
wenn  ihm  das  Beichtkind  die  Erlaubnlss  dazu 
gegeben  hat,  in  Betreff  des  Mitschuldigen  des 
letzteren,  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec.  VT. 


11.  n.  1.  1.  f.  S.  anch  die  o.  S.  122.  n.  1  ange- 
führten drei  Konstitutionen  Benediktes  XIV., 
welche  hier  insofern  in  Betracht  kommen,  als  sie 
den  Beichtvätern  verbieten ,  von  den  Beicht- 
kindern die  Namen  der  Mitschuldigen  zu  erfor- 
schen, um  dann  gegen  sie  einschreiten  zu  kön- 
nen.   Vgl.  femer  München  S.  701. 

«  c.  2  (Eugen  III.?  o.  Alexander  lU.?  Jafftf 
ed.  I.  n.  9092)  X.  de  off.  lud.  ordin.  I.  31 :  „Sl 
sacerdos  sdat  pro  certo ,  aliquem  esse  reum  all- 
culus  crlmlnls  vel  sl  confessus  fuerit ,  et  emen- 
dare  voluerit ,  nlsi  ludldario  ordlne  quls  probare 
posslt,  non  debet  eum  arguere  nominatlm,  sed 
indetermlnate,  sicnt  dlxlt  Christus:  Unus  vestrum 
me  traditurus  est  Sed,  si  lUe,  cnl  damnum 
lllatum  est ,  petierit  lustitiam ,  potest  excommu- 
nicare  auctorem  damnl,  licet  etiam  el  confessus 
fuerit.  Sed  tamen  non  nominatlm  potest  eum 
removere  a  communione ,  licet  sdat  'eum  esse 
reum,  qula  non  ut  iudex  seit  sed  ut  deus.  Sed 
debet  eum  admonere ,  ne  se  ingerat ,  qula  nee 
Christus  Judam  a  communione  removlt^,  bezieht 
sich ,  wie  der  Ausdruck  ut  deus  zeigt ,  auf  die 
Privatbeichte,  so  auch  die  herrschende  Annahme, 
s.  Gonzalez  Tellez  ad  c.  2.  cit. ;  Gründler 
S.  87;  Phillips  a.a.  0.;  München  S.  702. 
Dagegen  allerdings  Andres,  neues  Arch  d. 
Crimlnalrechts  1,  576  u.  Glück,  Pandekten 22, 
171.  Dass  hier  doch  ein  gewisser  Gebrauch  des 
In  der  Beichte  Erfahrenen  gestattet  wird  ,  kann 
nicht  auffällig  sein ,  wenn  man  erwägt ,  dass  die 
Stelle  einer  Zeit  angehört ,  In  welcher  die  heu- 
tige Lehre  der  katholischen  Kirche  noch  nicht 
zum  vollen  Abschluss  gelangt,  und  das  Beicht- 
geheimniss  noch   nicht  durch  ein    allgemeines 
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bei  der  Besetzung  Ton  Aemteru  einen  auf  die  erwähnte  Weise  ihm  als  unfähig  be- 
kannten Kandidaten  von  der  Beförderung  ausschliessen  *,  gegen  eine  beabsichtigte 
Eheeingehung  nicht  wegen  ihm  so  kundgegebener  Ehehindemisse  einschreiten  ^. 

Da^enige ,  was  der  Beichtvater  zwar  durch  die  Beichte ,  aber  zugleich  auch 
anderweitig,  sei  es  vorher  oder  nachher,  erfahren  hat,  steht  nicht  unter  dem  Beicht- 
Siegel  3. 

Die  Pflicht,  dasselbe  zu  bewahren,  besteht  auch  über  den  Tod  des  Pönitenten 
hinaus  ^. 

Ob  der  letztere  den  Beichtvater  von  der  Beobachtung  des  Beichtgeheimnisses 
wirksam  entbinden  kann,  ist  streitig.  Einerseits  wird  dies  schlechthin  verneint^, 
andererseits  unter  der  Voraussetzung  bejaht,  dass  der  Beichtende  eine  ausdrückliche, 
nicht  blos  stillschweigende  Erlaubniss  —  deren  Widerruf  ihm  übrigens  jeder  Zeit 
freistehen  soU^  —  vollkommen  frei  und  ohne  irgend  welche  Beeinflussung  ertheilt 
hat',  wahrend  eine  Mittelmeinung  ausser  der  Einwilligung  des  Pönitenten  noch  das 
Vorliegen  eines  guten  Zwecks  oder  einer  erheblichen  Ursache  verlangt^.  Da  in- 
dessen die  Pflicht  zur  Wahrung  des  Beichtgeheimnisses  nicht  blos  im  Interesse  des 
Beichtenden  eingeführt  ist,  so  hat  der  letztere  nicht  die  Macht ,  den  Beichtvater  von 
der  Beobachtung  desselben  zu  entbinden,  und  es  erscheint  die  ausnahmslose  Ver- 
neinung der  Frage  um  so  gerechtfertigter,  als  die  entscheidende  Vorschrift,  das  La- 
teranensische  Konzil,  selbst  keine  Ausnahme  zugelassen  hat  ^. 


Kirchengesetz  gesicliert  war.  Uebrigens  haben 
auch  nach  Erlass  desselben  gerade  über  den  hier 
/raglichen  Pankt  Kontroversen  bestanden,  s. 
Schmalzgraeber  n.  69.  Diese  sind  erst 
durch  Dekret  Clemens'  VUI.  v.  26.  Mai  1594: 
„Tarn  snperiores  pro  tempore  existentes  quam 
confessarii  qui  postea  ad  saperioritatis  gradum 
fnerint  promoti,  caveant  diligentisslme,  ne  ea 
notitia  quam  de  aliorum  peccatls  in  confesslone 
habuerint,  ad  exteriorem  gubernationem  utantar 
.  .  .  Atquo  ita  per  quoscumque  regularium  supe- 
riores  obserrari  mandamus^  and  durch  Dekret  d. 
Congr.  offlc.  v.  18.  November  1682:  „Ne  quls 
publice  aut  privatim  doceat  aut  defendat  licere 
utl  sdentia  ex  confesslone  acquisita  cum  grava- 
mine  poenitentis,  quamvis  secluderetur  quae- 
cumque  eius  revelatio  et  quamvis  multo  majus 
gravamen  eiusdempoenitoBtis  ex  non  usu  seque- 
retnr,  mandans  etiam  nniversis  poenitentiae  mi- 
nistris ,  ut  a  tali  doctrina  in  praxim  deducenda 
prorsas  abstineant"  (Ferraris  n.  13)  entschie- 
den worden. 

Nicht  die  Privatbeichte  betreffen  das  mehrfach 
angeführte  c  3  (c.  5.  Carth.  VIL  a.  419  o.  o.  132. 
133  cod.  eccles.  African.)  C.  VI.  qu.  3;  ebenso- 
wenig c.  5  (Alex.  III.).  X.  de  adult  V.  16  (wozu 
noch  zu  vgl.  Gründler  S.  89). 

*  Schmalzgraeber  n.  70;  München 
2,702. 

*  Schmalzgraeber  1.  c. ,  wo  noch  weitere 
Beispiele. 

3  Weil  er  dann  nicht  blos  durch  die  Beichte 
davon  Kunde  hat  S.  auch  Tappehorn  S.  251 
and  Lorinser  S.  40. 

*  Da  einmal  noch  nach  dem  Tode  der  gute 
Ruf  des  Verstorbenen  gefährdet  werden  konnte. 


und  femer  das  Beichtsiegel  auch  im  Interesse 
der  Kirche  besteht.  Streit  herrscht  In  dieser  Be- 
ziehung nicht. 

6  Gründler  S.  101;  München  2,  690. 

ö  Ferraris  n.  18;  Tappehorn  S.  2Ö1 ; 
Lorinser  S.  37;  Wildt  S.  261. 

"^  So  in  Anhalt  an  Thomas  von  Aquino 
snppl.  III.  part  qu.  11.  c.  4  u.  A.  Seh  mal  z- 
grueber  n.  62.  Phillips  a.  a.0. ;  Perma- 
neder  S.  636;  Lorinser  8.  36.  37,  die  von 
Gründler  a.  a.0.  citirten. 

8  Ferraris  n.ia  19;  Tappehorn  S.  251, 
Dagegen  genügt  es  nach  Wildt  S.  251 ,  wenn 
von  der  Erlaubniss  kein  Gebrauch  gemacht  wird, 
welcher  zu  Aergemiss  Veranlassung  giebt. 

ö  Es  wlre  daher  nur  eine  Lösung  der  unbe- 
dingt bestehenden  Pflicht  des  Beichtvaters 
(Bd.m.  S.  827)  rechtlich  denkbar.  Darüber,  wer 
dazu  etwa  berechtigt  wäre,  fehlt  es  aber  auch  an 
einer  Vorschrift  Der  Beichtvater  als  solcher  hat 
sicherlich  nicht  das  Recht  dazu ,  nach  allgemei- 
nen Grundsätzen  könnte  vielmehr  der  Papst 
allein  dazu  befugt  sein  (s.  a.  a.  0.  S.  825). 
Diesem  müsste  der  Beichtvater  indessen  erst  den 
Fall  zur  Prüfung  und  Entscheidung  unterbreiten, 
um  die  Lossprechung  von  seiner  Verbindlich- 
keit zu  erhalten ,  dadurch  würde  er  aber  schon 
stets  das  Beichtsiegel  verletzen ,  und  eine  nach- 
trägliche Heilung  dieser  Verletzung  ausgeschlos- 
sen bleiben,  wenn  der  Papst  die  Entbindung 
von  der  Pflicht  ablehnt. 

Ein  praktisches  Bedürfhiss  zu  dieser  Aus- 
nahmeliegt übrigens  auch  gar  nicht  vor.  Will  der 
Beichtende,  dass  seine  Beichte  bekannt  werde, 
so  kann  er  den  Inhalt  derselben  selbst  offenbaren 
oder  dem  Beichtvater  die  betreffenden  Eröff- 
nungen nochmals  ausserhalb  der  Beichte  machen 
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Demnach  darf  der  Beichtvater  in  keinem  Falle  etwas  Aber  die  bei  ihm  abgelegte 
Beichte  verlantbaren.  Das  gilt  selbst  dann,  wenn  für  den  Beichtenden  kein  Naoh- 
theil  daraus  entsteht  ^^  wenn  er  durch  die  Beichte  von  der  bevorstehenden  Verflbnng 
eines  Verbrechens  Kenntniss  erhalten  hat^ ,  wenn  die  Entdeckung  des  Gebeichteten  für 
das  Wohl  der  Kirche  oder  des  Staates  von  der  erheblichsten  Wichtigkeit  wäre^,  wenn 
er  durch  die  Beobachtung  des  Beichtsiegels  sich  selbst  der  grössten  Gefahr  oder  den 
schwersten  Nachtheilen  aussetzen  würde  ^.  Ebensowenig  darf  er  auf  Erfordern  der 
Earchenbehörden  oder  einer  anderen,  insbesondere  der  staatlichen  Obrigkeit,  wie 
z.  B.  des  Richters^,  etwas  über  den  Inhalt  der  Beichte,  z.  B.  als  Denunziant  oder' 
Zeuge  angeben  ^. 

Das  Lateranensische  Konzil  bedroht  die  Verletzung  des  Beichtsiegels  mit  der 
Deposition  und  strenger  Einsperrung  zu  ewiger  Busse  in  ein  Kloster  7.  Die  Strafen 
Binä ferendae ,  nicht  latae  sententiae^,  Sie  treffen  allein  den  Beichtvater^,  und  sind 
ausserdem  nur  anwendbar,  wenn  derselbe  vorsätzlich  ^^  die  ihm  gebeichteten  Sünden, 
gleichviel  ob  Tod-  oder  lässliche  Sünden  ^ '  und  zwar  einem  anderen  als  dem  Beich- 
tenden ^2  selbst  durch  Wort  oder  Zeichen  direkt  oder  indirekt  kund  gethan  hat  Die 
Deposition ,  welche  an  sich  die  Amtsentsetzung  und  die  ünAhigkeit  zu  anderweiter 


und  ihn  zu  weiteren  Mittbeilungen  darüber  er- 
mächtigen. 

1  Dagegen  Gründler  S.  100. 

2  A.  M.  z.  B.  J.  H.  Boehmer  J.  E.  P.  V.  38. 
S.50.  S.  aber  Gründler  S.  97;  München  2, 
692. 

3  Ueber  diese  Frage  ausführlich  Gründler 
S.  103.  Wegen  des  Streites  der  Jesuiten  mit  der 
Pariser  Akademie  i.  J.  1611  über  die  Verpflich- 
tung, ein  selbst  durch  Beichte  zur  Kenntniss  ge- 
langtes Vorhaben  eines  Konigsmordes ,  einer 
Majestatsbeloidigung  oder  einer  Verschwörung 
zur  Anzeige  zu  bringen,  daselbst  S.  106. 

^  Also  einer  Gefängnissstrafe  oder  gar  dem 
Tode.  Ueber  Märtyrer  des  Beichtgeheimnisses 
s.  Tappehorn  S.  263. 

5  c.  13  (Honor.  111.)  X.  de  exe  priYÜeg.  V.  31 
yerbietet  solche  Aufforderungen  an  die  Beicht- 
Täter  und  Anwendung  von  Zwang  gegen  die- 
selben. 

^  In  solchen  Fällen  hat  er  seine  Weigerung 
auf  das  Beichtgeheimniss  zu  stützen.  Wenn 
mehrfach  behauptet  wird ,  der  Geistliche  dürfe 
in  diesen  Fällen  erklären ,  er  wisse  nichts,  und 
eine  derartige  Aussage  auch  nothigenfalls  vor  Ge- 
richt beschworen  ,  weil  hierin ,  da  er  die  Kennt- 
niss nur  als  Stellvertreter  Gottes,  nicht  als 
Privatperson  besitze ,  keine  reservatio  mentalis 
läge,  Tappehorn  S.  263,  Lorinser  S.  37, 
so  geht  die  Denunziations-  und  Zeugenpflicht 
auf  Alles,  was  eine  Person  weiss,  gleichviel,  aus 
welcher  Quelle  ihr  Kunde  geworden  ist,  und  da- 
her würde  ein  solches  Verhalten  nach  den  Be- 
grüTen  des  Strafrechts  dem  Geistlichen  eine  Ver- 
urtheilung  wegen  Meineids  zuziehen  können. 

Es  ist  auch  keine,  nicht  einmal  eine  indirekte 
Ausnahme  (so  J.  H.  Boehmer  1.  c.  %.  47),  dass 
das  Breve  Gregor's  XV. :  Unlversi  dominlci  v. 
30.  August  1622.  §.  7  (Ferraris  s.  v.  sollici- 
tatio)  und  die  const.  Benedict!  XIV. :  Sacramen- 
tum  poenitentiae  y.  1.  Juni  1741.   %.  2.  (bull. 


cit.  1,  23)  den  Beichtvätern  einschärfen,  dass 
sie  ihre  Beichtkinder,  wenn  diese  ihnen  über  die 
sollicitatio  ad  turpia  eines  Priesters  (d.  h.  über 
unzüchtiges  Verhalten  desselben  gegen  Beicht- 
kinder bei  der  Beichte  oder  im  Zusammenhang 
mit  dieser)  etwas  in  der  Beichte  kund  thun,  an- 
halten sollen,  den  schuldigen  Priester  zu  denun- 
ziren.  Der  Pönitent  kann  das  Beichtgeheimniss 
nicht  verletzen  ,  und  der  Beichtvater  würde  dies 
auch  in  anderen  Fällen  nicht  thun  ,  wenn  er  die 
Beichtkinder ,  wo  dies  sittlich  geboten  Ist ,  ver- 
pflichtet, von  gewissen  strafbaren  Handlungen 
Anzeige  zu  machen. 
^  S.  0.  S.  127.  n.  2. 

8  Das  ergiebt  der  Wortlaut  des  c.  12  cit.  Die 
Doktrin  ist  auch  darüber  einig,  Reiffenstuel 
V.  38.  n.  9;  Schmalzgrueber  n.  79;  Fer- 
raris n.  28. 

9  Nur  diesem  sind  sie  im  Gesetze  angedroht. 
Daher  erklären  auch  alle,  welche  die  eigen tliche 
Pflicht  des  Beichtgeheimnisses  anderen  Personen 
auferlegen  (s.  o.  S.  129),  dass  bei  Verletzung 
desselben  durch  die  letzteren  nur  poenae  arbi- 
trarlae  anwendbar  seien,  s.  z.  B.  R  e  1  f  f  e  n  s  t  u  e  1 
n.  6;  Schmalzgrueber  n.  80;  Ferraris 
n.  30. 

io  So  die  communis  oplnlo.  Man  beruft  sich 
dafür  auf  das  Wort  „praesumpserit^  in  c.  12.  elt, 
Reiffenstuel  n.  7;  Schmalzgrueber 
n.80;  Ferrarisn.  33. 

11  Also  nicht  andere  Mittheilungen,  welche 
ihm  durch  die  Beichte  bekannt  geworden  sind, 
weil  0. 12  nur  von  „peccatum"  spricht,  Reiffen- 
stuel n.  6;  Schmalzgrueber,  Ferraris 
11.  cc;  München  2,  692. 

12  Well  der  Begriff  des  in  c.  12  cit.  geforderten 
revelare  in  dem  Falle ,  dass  der  Beichtvater  mit 
dem  Beichtkinde  auch  wider  Willen  des  letzteren 
über  die  Sünden  desselben  spricht,  nicht  vor- 
liegt, Reiffenstuel  n.8;  Schmalzgrueber 
n.  80;  Ferraris  1.  c.  n.  34. 


§.  203.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Busse. 
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Anstellung  im  Eirchendienst  nmfasst  ^,  ist  gegen  blosse  Priester  ohne  Amt  oder  Bene- 
fiziom  allein  in  der  Weise  möglich,  dass  ihnen  fttr  immer  die  Berechtigong  entzogen 
wird,  die  priesterlichen  Fanktionen  auszuüben  ^.  Die  angedrohte  Einsperrung  in  ein 
Kloster  hatte  einmal  den  Zweck,  die  wirkliche  Uebemahme  und  Yollführung  der 
Bussleistungen  durch  den  Yerurtheilten,  andererseits  aber  auch  den  Lebensunterhalt 
desselben  zu  sichern^.  Da  aber  in  der  Jetztzeit  die  katholische  Eorche  in  den 
modernen  Staaten  keine  Freiheitsstrafen  verhängen  darf  ^,  so  bleibt  höchstens  statt 
derselben,  wo  und  soweit  dies  zulässig,  die  Verweisung  in  eine  Dementen -Anstalt 
zur  Uebemahme  von  Bussleistungen  flbrig^. 

In  allen  flbrigen  Fällen  der  Verletzung  des  Beichtsiegels  durch  den  Beichtvater, 
wenn  sie  z.  B.  ans  Unachtsamkeit  (culpa) ,  oder  gegenüber  dem  Beichtenden  oder 
durch  Offenbarung  anderer  Mittheilungen  als  der  erwähnten,  erfolgt  ist,  kann  nur 
eine  arbiträre,  geringere,  als  die  erwähnte  Strafe,  z.  B.  suspensio  ab  ordine  auf  Zeit, 
gegen  ihn  verhängt  werdend 

Die  von  der  katholischen  Kirche  entwickelten  Grundsätze  Aber  das  Beichtsiegel 
sind  seit  dem  Mittelalter  in  Deutschland  auch  als  staatlich  bindendes  Recht  anerkannt 
worden,  ja  unter  der  Herrschaft  des  seit  dem  15.  Jahrhundert  entwickelten  Staats- 
kirchenthums  hat  man  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Handhabung  der  kirchlichen 
Disziplinargerichtsbarkeit  an  eine  weitgehende  Kontrole  und  Mitwirkung  des  Staates 
gebunden  worden  ist,  staatlicherseits  besondere  Strafvorschriften  gegen  die  Ver- 
letzung des  Beichtgeheimnisses,  [allerdings  unter  gleichzeitiger  Einbeziehung  der 
bei  der  Amtsverwaltung  dem  Geistlichen  überhaupt  gemachten  Mittheilungen  erlassen'', 


t  Kober,  Deposition  S.  26.  184. 

<  Anden  lässt  sich  bei  einem  solohen  das 
officio  sacerdotali  deponere  nicbt  realisiren.  Dass 
aber  damit  blosse  luhabllitit,  belchtzahöreo, 
gemeint  sei  (soLorinser  S.  43),  widerspricht 
dem  Wortlaut  des  c.  12.  cit. 

Wenn  von  den  S.  127.  n.  2  citirten  Konzilien 
Trier  1227,  Köln  1279  und  Lambeth  1330  die 
Strafe  als  degradatio  honoris  und  degradari  be- 
zeichnen, so  ist ,  wie  ihr  weiterer  Wortlaut  er- 
giebt,  damit  nicht  die  Degradation  im  späteren 
und  heutigen  Sinne  gemeint. 

s  Die  in  c  2.  Dist.  VI.  de  poenit.  angedrohten 
Strafen  der  Infamie  und  des  ewigen  Exils  (s. 
S.  126.  n.  7),  Ton  denen  München 2,  699 noch 
die  erstere  für  praktisch  hält,  würden  selbst 
dann,  wenn  die  Herkunft  der  Stelle  bekannt  und 
ihre  frühere  allgemeine  Gesetzeskraft  sicher  ge- 
stellt wäre,  durch  c.  12  cit  aufgehoben  sein,  wie 
dies  schon  die  Aelteren,  Reiffens  tuel  n.  3; 
Schmalzgrueber  n.  79,  mit  Recht  bemerkt 
haben. 

*  S.  darüber  unten  im  Strafrecht  Wenn  da- 
her selbst  noch  Phillips  a.  a.  0.  in  Ueberein- 
stimmung  mit  Reiffenstuel  c.  37.  n.  111; 
Schmalzgrueber  n.  79  bemerkt,  dass  an 
Stelle  der  Yerwelsung  in  ein  Kloster  längeres 
oder  kürzeres  Gefängniss  getreten  ist,  so  ent- 
spricht dies  nicht  dem  heutigen  Stande  der 
Dinge. 

5  S.  darüber  gleichfalls  unten  im  Strafrecht. 

«  Vgl.  die  Anführungen  in  Anm.  10  S.  132. 

Dass  die  Verletzung  des  Beichtgeheimnisses 
durch  den  BeichtTster  ein  kirchliches  Disziplinar- 


vergehen bildet  und  daher  der  kirchlichen 
Disziplinargerichtsbarkeit  unterliegt  ,  bedarf 
keines  weiteren  Beweises.  Die  älteren  Kano- 
nisten  behandeln  trotzdem  die  Frage*ausführlich, 
ob  die  Bestrafung  yor  den  weltlichen  oder  geist- 
lichen Richter  gehöre,  und  indem  sie  wegen  der 
Sakramentalität  der  Beichte  das  Vorliegen  einer 
res  spiritualis  annehmen ,  gelangen  sie  zu  dem- 
selben Resultat,  wobei  sie  die  weitere  Kontro- 
verse, ob  der  ordentliche  geistliche  Richter  oder 
die  Inquisition  einzuschreiten  habe,  zu  Gunsten 
des  ersteren  entscheiden,  Reiffenstuel  n.  9. 
10;  Schmalzgrueber  n.  81.82;  Ferraris 
n.  35.  36.  Im  Uebrigen  heben  sie  hervor ,  dass 
zum  Einschreiten  gegen  den  Beichtvater  keine 
Erlaubnlss  des  Beichtkindes  erforderlich  sei, 
dass  zum  Beweise  testes  singulares  genügen,  so- 
wie dass,  wenn  der  Beichtvater  den  Einwand  er- 
hebt ,  das  Beichtkind  habe  ihm  die  Offenbarung 
des  Gebeichteten  erlaubt,  er  beim  Bestreiten  des 
letzteren  die  Beweislast  überkomme,  dagegen 
aber ,  wenn  ihn  ein  anderer  angeklagt  habe ,  da- 
von frei  sei,  Reiffenstuel  n.  9ff.;  Schmalz- 
grueber n.  83  ff.;  Ferraris  n.  37  ff. 

^  Preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  §.  80:  „Was  einem 
Geistlichen  unter  dem  Siegel  der  Beichte  oder 
der  geistlichen  Amtsverschwiegenheit  anvertraut 
worden ,  das  muss  er  bei  Verlust  seines  Amtes 
geheim  halten«;  II.  20.  J.  600:  „GeistUche, 
welche  ausser  den  in  den  Gesetzen  bestimmten 
FäUen(Tit  11.  $.82)  Geheimnisse,  die  ihnen 
unter  dem  Siegel  der  geistlichen  Amtsverschwie- 
genheit anvertraut  worden ,  offenbaren  ,  sollen 
nach  Bewandtniss  der  Umstände  mit  wiUkühr- 
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und  diese  sind  erst  durch  das  Reichsstra^esetzbuch  beseitigt  worden  K  Ferner  war 
auch  im  gemeinen  Strafprozess  das  Recht  des  Beichtvaters  anerkannt ,  über  den  In- 
halt der  ihm  abgelegten  Beichte  das  Zeugniss  ^  zu  verweigern ,  und  Anzeigen  in  Be- 
treff desselben  zu  unterlassen^,  wenngleich  darüber  gestritten  wurde,  ob  dieses  Recht 
ausnahmslose  Anerkennung  zu  beanspruchen  habe,  und  welche  etwaigen  Ausnahmen 
davon  zu  machen  seien  *,  Unter  dem  Einflüsse  dieses  Streites  hat  die  deutsche  Parti- 
kulargesetzgebung seit  dem  vorigen  und  in  diesem  Jahrhundert  vielfach  die  Pflicht 
zur  Wahrung  des  Beichtgeheimnisses  für  einzelne  Fälle  verneint^.  Auf  demselben 
Standpunkt  steht  auch  noch  die  heutige  Reichsgesetzgebung. 

Sie  erklärt  den  Geistlichen  sowohl  in  Bezug  auf  das  ihm  in  der  Beichte ,  wie 
auch  in  Bezug  auf  alles  bei  Ausübung  der  Seelsorge  Anvertraute  zur  Verweigerung 
des  Zeugnisses  in  Civil- ^  und  Strafsachen''  für  berechtigt.  Für  den  Civilprozess 
entftlllt  aber  diese  Befugniss ,  wenn  der  Geistliche  seiner  Verpflichtung  von  der  be- 
theiligten Person  entbunden  worden  ist^.  Für  den  Strafprozess  gilt  dies  nicht,  viel- 
mehr hat  der  Geistliche  hier  seinerseits  lediglich  darüber  zu  befinden,  ob  er  Zeugniss 
ablegen  will,  und  wenn  er  sein  Zeugniss  nicht  verweigert ,  darf  ihn  der  Richter  nie- 
mals zurückweisen^. 

Sodann  bestimmt  der  §.139  des  Reichsstrafgesetzbuches:  „Wer  von  dem  Vor- 
haben eines  Hochverraths ,  Landesverraths ,  Münzverbrechens,  Mordes,  Raubes, 
Menschenraubes  oder  eines  gemeingefährlichen  Verbrechens^^  zu  einer  Zeit,  in  wel- 
cher die  Verhütung  d6s  Verbrechens  möglich  ist,  glaubhafte  Kenntniss  erhält  und  es 
unterlässt,  hiervon  der  Behörde  oder  der  durch  das  Verbrechen  bedrohten  Person 
zur  rechten  Zeit  Anzeige  zu  machen,  ist,  wenn  das  Verbrechen  oder  ein  strafbarer 
Versuch  desselben  begangen  worden  ist,  mit  Gefängniss  zu  bestrafen.^  Eine  Aus- 
nahme von  dieser  Anzeigepflicht  ist  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  die  Pflicht  zur 
Zeugnissablegung  ausgeschlossen  ist,  nicht  gemacht,  sie  gilt  daher  auch  für  diese  ^^, 


lieber  Geldbnsse ,    mit  Saspension  Ton  ihren  selben  vorzubeugen.  Weitere  Nacbweisungen  bei 

Amtsverricbtungen  und  Einkünften  oder  Dienst-  GründlerS.  63ff. 

entsetzung bestraft werden^    Auch  der  J.  155  des  6  ReichßciYllprozess-Ordn.  J.  348:  „ZurVer- 

preuBS.  Strafgesetzb.  V.1851 :  „Medizinalpersonen  Weigerung  des  Zeugnisses  sind  berechtigt :  ... 

und  deren  Gehülfen,  sowie  alle  Personen,  welche  4.  Geistliche  in  Ansehung  desjenigen,  was  ihnen 

unbefugter  Weise  Privatgeheimnisse  offenbaren,  bei  Ausübung  der  Seelsorge  anvertraut  ist.  .  .  . 

die  ihnen  kraft  ihres  Amtes ,  Standes  oder  Ge-  Die  Vernehmung  der  Nr.  4.  5  bezeichneten  Per- 

werbes  anvertraut  sind ,  werden  mit  Geldbusse  sonen  ist ,  auch  wenn  das  Zeugniss  nicht  ver- 

bis  zu  500  Thlrn.  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  weigert  wird,  auf  Thatsachen  nicht  zu  richten,  in 

drei  Monaten  bestraft",  umfasste  noch  die  Geist-  Ansehung  welcher  erhellt,  dass  ohne  Verletzung 

liehen.                                                               ~^  der  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  ein  Zeug- 

1  $.  300,  welcher  dem  cit.  $.  155  nachgebildet  niss  nicht  abgelegt  werden  kann". 

ist,  begreift  die  Geistlichen  nicht  mehr.  ^  Keichsstrafprozess-Ordn.  J.  52:  „Zur  Ver- 

2  Heffter,  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Straf-  Weigerung  des  Zeugnisses  sind  femer  berechtigt : 
rechts.  5.  Aufl.  S.  511.  1.  Geistliche  in  Ansehung  desjenigen,  was  ihnen 

3  Weitere  Mittheilungen  über  beides  aus  der  bei  Ausübung  der  Seelsorge  anvertraut  isf^ 
gemeinrechtlichen    Literatur    bei     Gründler  8  Reichscivilprozess - Ordn.  $.  350:   „Die  im 
S.  94  ff.  J.  348.  Nr.  4.  6  bezeichneten  Personen  dürfen 

*  Sehr  viele  rechneten  hierher  den  Fall  der  das  Zeugniss  nicht  verweigern,  wenn  sie  von  der 

Genehmigung  des  Beichtkindes,  manche  auch  die  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  entbunden 

S   132zu  Anm.  1—3  gedachten,  vgl.  Grund-  sind". 

1er  S.  97.  »Löwe,    Kommentar    z.   Reichs-Str.-P.-O. 

6  Das  preuss.  A.  L.  R.  IL  11.  JJ.  81.  82  bei  3.  Aufl.  Berl.  1882.   S.  252.  Nr.  8. 

der  Erlaubnlss  des   Beichtkindes  und  für  die  «0  Vgl.  dazu  Reichs.  Str.  G.  B.  88  306—330. 

Fälle ,  dass  die  Oifenbarung  noth wendig  ist,  um  Es  gehört  hierher  z.  B.  die  Brandstiftung  und 

eine  Gefahr  vom  Staate  abzuwenden  oder  einem  die  Gefährdung  eines  Fisenbahntrausportes. 

Verbrechen  oder  den   schädlichen  Folgen  des-  i*  So  das  Reichsgericht,  III.  Str.  Sen.  vom 
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und  deshidb   ist   auch  der  Beichtvater    der  Anzeigepflioht    des  §.   139   unter- 
worfen ^ 

Ebensowenig  können  durch  die  erwähnten  Heichsgesetze  diejenigen  partikular- 
rechtlichen Vorschriften,  welche  ohne  die  Androhung  einer  Kriminalskafe  eine  weiter 
gehende  Anzeigepflicht  als  die  eben  gedachte  festsetzen  ^ ,  fflr  aufgehoben  erachtet 
werden,  sie  finden  also  gleichfalls  noch  auf  die  Beichtväter  Anwendung  3. 


§.  204.    5,  Die  letzte  Oelung^. 
Die  letzte  Oelung   [extrema  uncüo]  ist  dasjenige  Sakrament*»,  welches  den  dem 


15.  Mai  1880,  Entscheidungen  in  Strafsachen  2, 
57,  and  auch  die  überwiegende  Meinung, 
T.  Schwarze,  Kommentar.  4.  Ausg.  Leipzig 
1879.  S.  402;  John  i.  v.  Holtzendorff , 
Hdbch.  d.  deutsch.  Strafrechts.  Berlin  1871.  3, 
402;  Bern  er,  Lehrb.  d.  Strafrechts.  13.  Aufl. 
Leipzig  1884.  S.  404;  G.  H.  Meyer,  Lehrb.  d. 
Strafrechts.  S-  192. 

1  Wenn  es  auch  prinzipell  richtiger  gewesen 
wäre,  den  BeichtTater  nicht  in  Kollision  mit 
seiner  Pflicht  in  Bezug  auf  das  Beichtgeheimnlss 
zu  bringen ,  so  kommt  doch ,  abgesehen  davon, 
daas  die  Strafe  nur  bei  erfolgter  Begehung  des 
Verbrechens  oder  bei  stattgehabtem  Versuch  des- 
selben verhängt  werden  kann,  in  Betracht ,  dass 
die  Angabe  der  Person  nicht  erforderlich  ist, 
falls  das  Verbrechen  ohne  diese  verhütet  wer- 
den kann.  Auch  würde  es  gerechtfertigt  sein ,  dass 
der  Richter  in  solchen  Kollisionsfallen  auf  das 
niedrigste  Strafmass  von  einem  Tag  Gefangniss 
erkennt. 

2  Wie  z.  B.  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  %.  82 
(s.  S.  134.  n.  5),  weil  der  Zweck  dieser  Anzeige 
nicht  dahin  geht,  den  Verbrecher  den  staat- 
lichen Gerichten  zu  überliefern ,  sondern  blos 
Schaden  zu  verhüten. 

3  Vgl.  Löwe,  Kommentar  a.  a.  0. ;  P.  Hin- 
schius,  preuss.  Kirchenrecht.  Berlin  1884. 
S.98. 

4  Joan.  Dallaeus,  de  duobus  Latinorum  ex 
unctione  sacramentis,  conflrmatione  et  extrema, 
ut  vocant,  unctione  disputatio ,  Genev.  1659 ; 
Joan.  Launojus,  de  sacramento  unctionis 
aegrotorum  Par.  1673  (opp.  t  L  p.  I.  p.  484  ff.) ; 
Gläser,  die  Krankenölung  in  ihrer  biblischen 
u.  histor.  Begründung.  Regensburg  1839;  das 
Sakrament  der  letzten  Oelung  i.  d.  Zeitschr.  f. 
Philosophie  und  katholische  Theologie.  Hft.  30 
fCoblenz)  S.  39;  Weinhart  in  Wetzer  und 
Weite,  Kirchenlexikon,  1.  Aufl.  7,  715; 
SteitzinHerzog,  Realency  clopädie  f.protestant 
Theologie  2,  Aufl.  2,  727;  Binterim,  Denk- 
würdigkeiten VI.  3,  217  ff. ;  Probst,  Sakramente 
u.  Sakramentalien  i.  d.  3  ersten  ohristl.  Jahr- 
hunderten S.  373ff. ;  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioeces.  VIH.  c.  1 — 8. 

5  Trid.  Sess.  XIV.  doct.  de  sacr.  extr.  unct 
c  1 :  „Instituta  est  autem  haec  sacra  unctio  in- 
flrmorum  tanquam  vere  et  proprio  sacramentum 
novi  testamenti  a  Christo  domino  nostro ,  apud 
Marcum  (VI.  13)  quidem  insinuatum,  per  Jaco- 


bum  autem  apostolum  (V.  14  sqq.)  ac  domini  fra- 
trem  fldelibus  commendatum  ac  promulgatum^'. 
Inflrmatur,  inquit,  quis  in  vobis?  inducatpres- 
byteros  ecclesiae  et  orent  super  eum,  unguentes 
eum  oleo  In  nomine  domini ;  et  oratio  fldei  sal- 
vabit  inflrmum  et  allevabit  eum  dominus  et,  si 
in  peccatis  sit,  dimittentur  ei"  u.  de  sacr.  extr. 
unct.  can.  1 :  „Si  quis  dixerit,  extremam  unctio- 
nem  non  esse  vere  et  proprio  sacramentum  a 
Christo  domino  nostro  institutum  et  a  b.  Jacobe 
apostolopromulgatum,  sed  rltum  tantum  acceptum 
a  patribus  aut  flgmentum  humanum :  anathema 
sit".  Das  richtet  sich  gegen  die  protestantische 
Auffassung.  In  der  That  vermag  die  katholische 
Kirche  keine  direkte  Einsetzung  durch  Christus, 
wie  dies  auch  das  Tridentinum  zeigt,  nachzu- 
weisen. Nach  protestantischer  Anschauung  wer- 
den bei  Markus  und  Jacobus  blos  Kranken- 
salbungen mit  dem  im  Alterthum  als  Heilmittel 
geltenden  Gel  zum  Zweck  der  Genesung,  nicht 
zur  Vorbereitung  für  den  Tod  erwähnt  Auch 
die  vielfach  angeführte  ep.  Innoc  I.  ad  Decent. 
Eugubin.  a.  416.  c  8,  Coustant  p.  863:  „Quod 
(Jacob.  V.  14  sqq.)  non  est  dublum  de  fldelibus 
aegrotantibus  accipi  vel  Intelligi  debere,  qui 
sancto  oleo  chrismatis  perungi  possunt ,  quod  ab 
episcopo  confectum,  non  solum  sacerdotibus,  sed 
et  Omnibus  uti  christianis  licet  in  sua  aut  in  suo- 
mm  necessitate  ungendum.  .  .  .  Nam  poenitenti- 
businfundinon  potest,  quia  genus  est  sacramenti« 
Nam  quibus  reliqua  sacramenta  negantur,  quo- 
modo  unum  genus  putatur  esse  concedi?"  (c  3 
Dist.  XCV.),  handelt  noch  von  einer  solchen 
Krankensalbung,  aber  die  Kirche  hat  dieselbe 
damals  schon  als  religiöse  Handlung  (nicht  als 
Sakrament)  in  ihren  Dienst  gestellt,  Steitz 
a.a.O.  S.728,  s.  auch  Hahn,  Sakramente  S.  96. 
Seit  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts  gelangte  die 
Salbung  in  dieser  Anwendung  zur  allgemeinen 
Verbreitung ,  namentlich  in  Frankreich ,  vgl. 
Chalons  813  c  48,  Maus i  14,  104:  „Secundum 
b.  apostoli  Jacobi  documentum,  cui  etiam  docu^ 
menta  patrum  cousonant ,  infirml  oleo ,  quod  ab 
episcopis  benedicitur,  a  presbyteris  ungi  debent 
.  .  .  Non  est  itaque  parvi  pendenda  huiuscemodi 
medicina  quae  animae  corporisque  medetur  lan- 
guoribus«;  u.  Pavia  860  c.  8,  1.  c  p.  931  :  „Illud 
quoque  salutare  sacramentum ,  quod  commendat 
Jacobus  apostolus  dicens  .  .  .  solerti  praedicationi 
populisinnotescendumest,  magnum  sane  ac  valde 
appetendum  mysterium,   per  quod  si  fldeliter 
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Tode  entgegen  gehenden  ELranken  vermittelst  Salbung  mit  dem  Ejranken-Oel  ^  durch 
den  Priester  gespendet  wird 2,  und  welches  die  Sünden,  soweit  solche  noch  nicht 
durch  das  vorher  empfangene  Sakrament  der  Busse  und  der  Eucharistie  getilgt  sind^, 
und  die  Ueberreste  der  Sünden  beseitigt,  die  Seele  des  Kranken  zur  leichteren  Er- 
tragung der  Beschwerden  der  Krankheit  und  zum  Widerstände  gegen  die  Versuchun- 
gen des  Bösen  st&rkt,  ja  auch,  wo  dies  ftir  das  Seelenheil  zuträglich  erscheint,  Ge- 
nesung gewährt^. 


posdtur  et  (pecc&ta)  remlttuntur  et  consequenter 
corporalis  salns  restitaitur. . .  .  Hoc  tarnen  scien- 
dum,  quia  si  is  qiii  inflnnatur  publicae  poe- 
idtentiae  mancipatus  est,  non  potest  hnius 
mysterii  consequi  medicinam ,  nisi  prius  recon- 
ciliatione  percepta  communionem  corporis  et  san- 
guinis Christi  meraerit.  Ciii  enlm  reliqua  sacra- 
menta  interdicta  sunt ,  hoc  uno  uulla  ratione  uti 
conceditur.  Si  autem  inflrmi  qualitas  talis  est, 
ut  per  se  ipsum  visitandum  et  unguendum  dig- 
num  existimet  episcopus,  ab  ipso  quam  plurimum 
competeuter  fleri  valeat ,  a  quo  ipsum  chrisma 
conflcitur  et  cui  peccata  remittendi  officio  privi- 
legii  potestas  concessa  est",  indem  sie  allerdings 
anscheinend  nur  bei  solchen  für  nothwendig  ge- 
halten irurde,  welche  sich  schwerer  Sünden 
schuldig  gemacht  und  für  diese  öffentliche  Busse 
geleistet  hatten.  Seit  jener  Zeit  beginnt  man 
auch  die  Krankensalbung  zu  den  Sakramenten, 
freilich  in  dem  damals  noch  sehr  schwankenden 
und  weiten  Begriffe  des  Wortes,  zu  zählen, 
Hahn  S.  104 ff.  Namentlich  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert (allerdings  vereinzelt  schon  früher)  wird 
ihr  dann  nicht  nur  die  Linderung  der  Schmerzen 
oder  nach  Umstanden  auch  völlige  Heilung,  son- 
dern auch  Vergebung  der  Sünden  und  Versiche- 
rung der  Gnade  Gottes  für  alle  Fälle ,  sei  es  des 
Lebens,  sei  es  des  Todes,  zugeschrieben.  Da  man 
aber  sodann  das  Schwergewicht  auf  die  letztge- 
dachte Wirkung  legte,  war  es  erklärlich,  dass  die 
Krankenölung  der  sich  im  Laufe  desselben  Jahr- 
hunderts feststellenden  Siebenzahl  der  Sakra- 
mente als  das  Sakrament  der  Sterbenden ,  sacra- 
mentum  exeuntium  oder  als  extrema  unctio,  ein- 
gereiht wurde,  Hahn  S.  293.  351.  107;  Steitz 
S.  728. 

^  D.  h.  Oliven  -  OeL  Dasselbe  muss  vom  Bi- 
schof geweiht  sein  (was  gleichzeitig  mit  der  Weihe 
des  Chrisma  und  des  Katechumenen  -  Oeles  am 
grünen  Donnerstage  geschieht,  S.  69  n.  9),  Trid. 
1.  c  c.  1 ;  Rituale  roman.  t  5  c  1  n.  3 ;  Gatech. 
rom.  P.  IL  c  6  qu.  5,  Jedoch  darf,  wenn  das  Gel, 
welches  jährlich  erneuert  wird  —  das  übrig  ge- 
bliebene alte  wird  verbrannt  —  das  Jahr  auszu- 
gehen droht,  dem  geweihten  Gel  nöthigenfalls 
eine  im  Verhältniss  kleinere  Quantität  unge- 
weihten  zugesetzt  werden,  Bituale  L  0.  Salbung 
mit  Gel,  welches  ein  Priester  geweiht  hat,  macht 
die  Spendung  des  Sakramentes  nichtig  und  un- 
wirksam, abgesehen  von  dem  Falle,  dass  derselbe 
dazu  die  päpstliche  Ermächtigung  erhalten  hat, 
Bened.  XIV.  de  syn.  dioeces.  VUI.  1.  n.4.  Für 
das  Gebiet  der  unlrten  griechischen  Kirche ,  in 
welcher  die  Priester  von  jeher  erst  unmittelbar 
vor  der  Spendung  das  Gel  geweiht  haben,  ist  dies 
päpstlicherseits  ein  für  alle  Mal  gestattet ,  s.  das 
fast   wörtlich   bei  Benedict   XIV.    const    Etsi 


pastoralis  J.  4  v.  26.  Mai  1742,  bull,  cit  1,  77 
wiederholte  Dekret  Clemens  VIII.  v.  1695;  const. 
Benedict  XIV. :  Ex  quo  primum  v.  1.  März  1766 
88.  44 ff.,  L  c.  4,  167;  Ferraris  s.v.  extrema 
unctio  n.  7. 

2  Ueber  die  Körpertheile ,  an  denen  die  Sal- 
bung vollzogen  wird,  Rituale  rom.  L  c.  n.  15: 
„Quinque  vero  corporis  partes  praecipne  ungi  de- 
beut,  quos  veluti  sensuum  instrumenta  homini 
natura  tribuit ,  nempe  oculi ,  aures ,  nares ,  os  et 
manus :  attamen  pedes  etiam  et  renes  ungnendi 
sunt ;  sed  renum  unctio  in  mulleribus  honestatis 
gratia  semper  omittitur  atque  etiam  in  viris, 
quando  inflrmus  commode  moveri  non  potest 
Sed  sive  in  mulleribus  sive  in  vlris,  alia  corporis 
pars  pro  renibus  ungi  non  debet",  s.  auch  Catech. 
rom.  1.  c.  qn.  10.  Die  Salbungen  der  erwähnten 
Körpertheile  oder  der  Paare  entsprechender  Kör- 
pertheile erfolgen  nach  einander  und  zwar  unter 
Anwendung  der  Form :  „Per  istam  sanctam  unc- 
tionem  et  suam  .piissimam  misericordiam,  indul- 
geat  tibi  dominus  quidquid  per  visum  (per  audi- 
tum,  perodoratum,  per  gustum  et  locutionem, 
per  tactum,  per  gressum,  per  lumborum  delecta- 
tionem)  deliquisti" ,  Rituale  1.  c.  n.  20  in  der 
Weise,  dass  zu  Jeder  einzelnen  Salbung  die  Form 
mit  Erwähnung  der  Funktion  des  zu  salbenden 
Körpertheiles  gesprochen  wird,  1.  c  c.  2  n.  7  ff., 
jedoch  genügt  im  Nothfalle  (aber  nur  in  diesem) 
die  Salbung  eines  Körpertheils  unter  Bezeichnung 
der  Thätigkeit  aller  regelmässig  zu  salbenden 
Körpertheile  in  der  einmal  zu  sprechenden  For- 
mel, Ferraris  1.  c  n.  18.  19.  Ist  es  zweifelhaft, 
ob  der  Kranke  noch  lebt,  so  ist  die  Salbung  be- 
dingt (Si  vivis,  per  istam  s.  unctlonem  etc.)  vor- 
zunehmen, Rituale  1.  c.  n.  12. 

9  Trid.  1.  c.  c.  2 :  .  . .  „Res  etenim  haec  gratia 
est  Spiritus  sancti ,  culus  unctio  delicta ,  si  qua 
sint  adhuc  expianda  ac  peccati  reliquias  abster- 
git  et  aegroti  animam  alleviat  et  conflrmat,  mag- 
nam  in  eo  divinae  misericordlae  flduciam  exd- 
tando ,  qua  inflrmus  sublevatus  et  morbi  incom- 
moda  ac  labores  levius  fert  et  tentationibus  dae- 
monis  calcaneo  insidlantis  facilius  resistit  et  Sa- 
nitätern corporis  interdum,  ubi  saluti  animae  ex- 
pedierlt,  consequitur**.  In  Betreff  der  Sünden 
bestimmt  dies  der  Catech.  roman.  L  c.  qu.  14 
näher  dahin :  ^boc  sacramento  gratiam  tribui, 
quae  peccata  et  inprimis  quidem  leviora  et,  ut 
communi  nomine  appellautur,  venialia,  remittit ; 
exitiales  enim  culpae  poenitentiae  sacramento 
tolluntur.  Neque  enim  hoc  sacramentum  prima- 
rio  loco  ad  graviorum  criminum  remissionem  in- 
stitutum  est :  sed  baptismus  tantum  et  poeniten- 
tia  vi  sua  hoc  efficiunt". 

4  S.  die  vor.  Anm.  Die  Aufzählung  dieser 
verschiedenen  Wirkungen  neben  einander  erklärt 
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POr  das  Bechtsgebiet  kommt  nur  die  Befogniss  zur  Spendung  und  das  Recht 
zum  Empfange  dieses  Sakramentes  in  Betracht.  Im  Uebrigen  ist  es  ftlr  dasselbe  be- 
deutungslos, da  es  weder  die  Voraussetzung  fflr  bestimmte  kirchliche  Bechte  bildet, 
noch  seine  Spendung  oder  sein  Empfang  rechtliche  Folgen  hervorbringt. 

I.  Das  Recht  zur  Spendung.  Befähigt  zur  gültigen  Spendung  der  letzten 
Oelung  ist  nur  der  Bischof  oder  der  Priester^,  aber  auch  ein  einzelner  Priester  allein'^. 

Die  Berechtigung  dazu  besitzt  indessen  nur  der  Pfarrer,  an  dessen  Stelle  selbst- 
yerst&ndlich  auch  der  Bischof,  dessen  Pfarrei  oder  Diöcese  der  Kranke  durch  das 
Domizil  angehört',  oder  in  dessen  Sprengel  Jemand  bei  vorübergehendem  Aufent- 
halte und  bei  eintretender  Krankheit  das  Sakrament  begehrt  4.  Ein  anderer  Priester 
kann  daher  das  Sakrament  erlaubter  Weise  allein  mit  Genehmigung  des  Pfarrers  oder 
Bischöfe  spenden^,  wenn  nicht  etwa  ein  Fall  dringender  Todesgefahr  vorliegt^. 

Dem  Bischof  hat  der  Sacrista  oder  der  mit  der  Seelsorge  für  das  Kapitel  betraute 
Pfarrer  die  letzte  Oelung  zu  ertheilen  ^. 

Die  Ordensgeistlichen  sind  hinsichtlich  der  Verwaltung  dieses  Sakramentes  in 
keiner  Weise  privilegirt,  verfallen  sogar  dadurch,  dass  sie  das  Sakrament  (ausser 


gicb  daraus,  dass  die  Scholastiker  in  der  näheren 
Bestimmung  der  Hauptwirknng  des  Sakramentes 
nicht  einig -waren,  und  dass  das  Konzil  die  hanpt- 
sächlichsten  Ansichten  neben  einander  hinstellt, 
Hahn,  Sakramente  S.  349 ff.,  Steitza.  a.  O. 
S.  730. 

1  Trid.  1.  c.  c.  3 :  .  . .  „proprios  huius  sacra- 
menti  ministros  esse  eoclesiae  presbyteros,  quo 
nomine  eo  loco  non  aetate  seniores  aut  primores 
in  popalo  intelligendi  Teniunt ,  sed  aut  episcopi 
aut  sacerdotes  ab  ipsis  rite  ordinati  per  imposl- 
tionem  manaum  presby terii" ,  u.  1.  c.  can.  4. 
Anch  der  exkommnnicirte ,  degradirte ,  schisma- 
tische  und  häretische  Priester  oder  Bischof  spen- 
det das  Sakrament  gültig,  Ferraris  1.  c.  n.  23. 

3  Zweifel  sind  daher  entstanden,  dass  Jacob.  Y. 
14  (s.  S.  135.  n.  5)  von  mehreren  Priestern 
spricht.  Sie  sind  schon  durch  c.  14  (Alex.  III.) 
X.  de  V.  S.  V.  40  für  unerheblich  erklärt  wor- 
den, doch  hat  sich  die  Sitte,  dass  die  letzte 
Oelung  von  mehreren  Priestern  ertheilt  wurde, 
in  Frankreich  noch  bis  in  das  13.  Jahrhundert 
hinein  erhalten ,  s.  Diöcesanstatut  Odos  v.  Paris 
(Ende  des  12.  Jahrh.)  c.  8,  Mansi  22,  680: 
„Cum  reverentia  deferatur  oleum  s.  ad  inürmos 
et  eos  ungant  sacerdotes  cum  magno  honore^; 
Benedict.  XIY.  1.  c.  c.  4.  n.  Ö.  In  der  latei- 
nischen Kirche  ist  dieser  Gebrauch  schon  seit 
langer  Zeit  abgekommen.  Ja  jetzt  dürfen  erlaub- 
ter Weise  mehrere  Priester  nicht  fungiren ,  aber 
gültig  würde  das  Sakrament  immer  gespendet 
sein,  wenn  z.  B.  da,  wo  Beschleunigung  erfor- 
derlich ist ,  jeder  der  Priester  an  einem  Korper- 
theil  unter  Sprechung  der  betreffenden  Formel 
die  Oelung  vollzöge,  Benedict.  XIY.  1.  c, 
Ferraris  1.  c.  n.  31 — 33.  In  der  griechischen 
Kirche  hat  sich  dagegen  der  alte  Gebrauch ,  dass 
7,  eventuell  3  Priester  die  letzte  Oelung  vor- 
nehmen und  nur  im  Nothfall  ein  Priester  fun- 
girt,  erhalten,  und  die  katholische  Kirche  hat 
es  dabei  für  die  uuirten  Orientalen,  wo  die  Sitte 
fortbestanden  hat ,  auch  belassen ,  Const.  Bene- 


dict. XIY.  :  Etsi  pastoraUs  v.  26.  Mai  1742 
S.  6.  n.  3,  bull.  cit.  1,  77. 

8  Clem.  1.  de  pri|ViIeg.  Y.  7;  Catech.  rom. 
1.  c.  qu.  13. 

^  Absoluter  Pfarrzwang  In  der  Bedeutung, 
dass  der  Gläubige  ausschliesslich  an  den  Pfarrer 
des  Domizils  gewiesen  würde,  besteht  nicht  und 
kann  bei  dem  eigenthümlichen  Wesen  und  Zweck 
dieses  Sakramentes  auch  nicht  bestehen,  s.  übri- 
gens auch  Bd.  II.  S.  301. 

Das  im  Texte  Gesagte  findet  auch  auf  die  Ka- 
noniker, welche  in  der  Pfarrei  ihr  Domizil  haben 
oder  dort  krank  werden,  Anwendung,  denn  nach 
gemeinem  Rechte  sind  dieselben  nicht  von  dem 
Pfa^rzwange  eximirt,  Bd.  II.  S.  300.  n.  1.  Doch 
kommen  mit  Rücksicht  auf  die  frühere  Exemtion 
der  Kapitel  und  der  Kapitularen  vom  Pfarrver- 
bande  noch  Ausnahmen  vor,  s.  z.  B.  Toulouse 
1850,  coli.  conc.  Lac.  4,  1040:  „canonicis  in 
mortis  periculo  constitutis  et  in  quacumque  ci- 
vitatis eplscopalis  paroecia  degentibus  ultima 
sacramenta  deferantur  solemniter  a  capituli  prae- 
side,  Omnibus  aliis  in  habitu  chori  Ordinate  co- 
mitantibus".  Wegen  der  Zöglinge  in  Klöstern  s. 
S.  73.  n.  3. 

6  Diese  liegt  aber  für  die  dem  Pfarrer  bestell- 
ten Gehülfen  (Yikare ,  Kapläne)  schon  in  ihrer 
Bestellung,  sofern  der  Pfarrer  sich  nicht  etwa  die 
Spendung  in  einem  besonderen  Fall  vorbehalten 
hat,  s.  Deneubourg,  ^tude  canonique  sur  les 
vicaires  paroissiaux  p.  309.  310 ,  vgl.  auch  Bd. 
III.  S.  234.  n.  1. 

6  Nach  der  allgemeinen  Regel,  Bd«  IL  S.  300. 
S.  übrigens  auch  Benedict.  XY.  desyn.  dioec. 
1.  c.  c.  4.  n.  7. 

^  Gaeremon.  episcopor.  IIb.  IL  c.  38.  n.  4,  wo 
es  nach  der  S.  81.  n.  5  citirten  Stelle  weiter 
heisst :  „moneatque  episcopus  sacristam  seu  cu- 
ratum ,  ut  cum  tempus  erit,  extremae  unctionis 
sacramentum  sibi  administret  et  animae  oom- 
mendationem  faciat".  S.  übrigens  dazu  Bd.  IL 
S.  105.  304. 
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beim  Yoriiegen  des  erwähnten  Nothf&lles)  ohne  Erlanbniss  des  zuständigen  Pfarrers 
(oder  Ordinarius)  administriren,  ohne  Weiteres  der  dem  Papste  vorbehaltenen  grossen 
Exkommunikation  ^ 

II.  Das  Recht  zum  Empfange  des  Sakramentes^.  Ein  Recht  auf  die 
Spendung  der  letzten  Oelung  besitzt  nur  der  getaufte  Christ  3.  Er  verliert  dasselbe 
aber  auf  so  lange,  als  seine  aktive  Rechtsfähigkeit  durch  Exkommunikation  * ,  noto- 
rische Ketzerei  oder  Schisma^  beseitigt  ist.  Wegen  Mangels  der  Handlungsfähigkeit^ 
ist  die  Spendung  bei  Kindern,  welche  noch  kein  UnterscheidungsvermOgen  besitzen^, 
also  fAr  die  Regel  bei  Kindern  unter  7  Jahren,  ebenso  bei  dauernd  Wahnsinnigen^ 
ausgeschlossen,  nicht  aber  bei  denjenigen,  welche  erst  später,  z.  B.  in  Folge  einer 
schweren  Krankheit  oder  Verwundung  den  Gebrauch  ihrer  Geisteskräfte  verloren 
und  nach  ihrem  Vorleben  wahrscheinlicher  Weise  das  Sakrament,  falls  sie  ihren 
Verstand  behalten  hätten,  begehrt  haben  würden  oder  vorher  Zeichen  der  Reue  ge- 
geben haben  ^. 

Ferner  ist  das  Recht  wegen  der  Unwflrdigkeit  zum  Empfange  des  Sakramentes 
bei  denjenigen,  welche  unbussfertig  oder  gar  öffentliche  Sünder  sind,  suspendirt^^^. 

Waltet  keins  dieser  Hindernisse  ob ,  so  kann  doch  die  Spendung  des  Sakra- 
mentes nicht  jeder  Zeit  von  dem  Gläubigen  gefordert  werden,  sondern  nur  dann, 
wenn  er  von  einer  schweren,  nach  begi*ündeter  Annahme  lebensgefährlichen  Krank- 
heit befallen  ist  oder  sich  in  so  hohem  Alter  befindet ,  dass  bei  seiner  dadurch  ge- 
minderten Lebenskraft  der  Tod  jeden  Augenblick  eintreten  kann  ^^  Deshalb  hat  der- 
jenige, welcher  blos  gesund  einer  Todesgefahr  entgegengeht,  wie  der  Soldat,  welcher 
in  die  Schlacht  marschirt,  der  Schiffer,  welcher  eine,  wenngleich  gefährliche  Seereise 
antritt,  derjenige,  welcher  zum  Tode  verurtheilt  ist  ^2.  die  Frau,  welche  ohne  schwere 


1  dem.  1.  de  prlvileg.  Y.  7,  s.  auch  o.  S.  81.  nationem  aut  alia  pericula  subiturlB  aut  reis  ol- 
n.  6.  Die  Regalaren  sind  also  nur  befugt ,  ohne  timo  supplioio  mox  afflciendis  aut  puerls  rationis 
die  erwähnte  Erlaubniss  die  letzte  Gelang  den  usnm  non  habentibas^  Vierzehnjährige  können 
Mitgliedern  ihres  Ordens  und  Klosters ,  sowie  es  jedenfalls  empfangen ,  vgL  Köln  1280  c.  6 ; 
den  zur  Familla  des  letzteren  (s.  o.  S.  73.  n.  3)  Mansi  24,  349;  Lambeth  1330,  c.  4,  1.  c  25, 
gehörigen  Personen  zu  spenden.   Auf  die  Nieder-  893. 

lassaugen  der  Kongregationen  mit  einfachen  Qe-  8  in  lichten  Zwischenräumen  können  Wahn- 

lübden  beziehen    sich    alle  diese   Vorschriften  sinnige  aber  das  Sakrament  gespendet  erhalten, 

nicht.  Die  Angehörigen  derselben  sind  nicht  Re-  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VIII.  6.  n.  3. 
gularen      verfallen    also    auch    der   erwähnten  ^  Rituale  1.  c.  n.  6,   s.  o.  Anm.   6.    Wenn 

Strafe  nicht,  Avanzini-Pen  nacchi,  comm.  ^^^^  ^.^  ^^^^^^  ^j„^^  Verunehrung  des  Sakra- 

in  const.  Apostohcae  sed.  p.  27.  n.  1.  ^^^^^^  ^^^^^  ^^^  .^  Wahnsinn,  Tobsucht  oder 

2  Rituale  roman.  t.  V.  c.  1.  n.  8:  „Tmpoeni-  Fieber-Paroxismus  verfallenen  Kranken  vorliegt, 
tentibus  vero  et  qui  in  manifeste  peccato  mortali  go  muss  die  Spendung  unterbleiben,  Rituale  1.  c. 
moriuntur  et  excommunicatis  et  nondum  bapti-  n,  7 .  ^^ged  si  inflrmus,  dum  phrenesi  aut  amentia 
zatis  penitus  denegetur".  laborat ,    verlsimiliter    posslt   quidquam  facere 

8  Trid.  L  c.  doctr.  prooem.  u.  vor.  Anm.  contra  reverentiam  sacramenti ,   non  inungatur, 

*  S.  Rituale  rom.  L  c.  n.  8  (Anm.  2).  nisi  periculum  tollatur  omnino". 

5  Der  Ketzer  und  Schismatiker  erwähnen  ein-  10  Rituale  1.  c.  n.  8,  s.  0.  Anm.  2 :    z.  B.  bei 

zelne  Provinzialsynoden  ausdrücklich,  so  Rheims  öffentlichen    Wucherern,    Mainz   1261    c.    44, 

1849,  Auch  1861,  coli.  conc.  Lac.  4,  122.  1189.  Mansi  23,  1099. 

ö  Rituale  1.  c.  n.  6:  „Inflrmis  autem,  qui  dum  n  Rituale  1.  c.  n.  6:  „Debet  autem  hoc  Sacra- 

Sana  mente  et  integris  sensibus  essent,  illud  pe-  mentum  inflrmis  praeberi,  qui  cum  ad  usum  ra- 

tierint  seu  verlsimiliter  petilssent  seu  dederint  tionis  pervenerint,   tam    graviter   laborant,   ut 

Signa    contritionis ,    etiamsi    delnde    loqnelam  mortis  periculum  imminere  videatux;  et  iis  qui 

amiserint  vel  amentes   eflfecti  sint  vel  delirent  prae  senio  deflciunt  et  in  diem  videntur  morit  uri, 

aut  nonsentiant,  nlhilominuspraebeatur".  etlam  sine  alia  inflrmiute".     Vgl.    auch  Trid. 

7  Rituale  1.  c.  n.  9 :    „NoB  ministretur  etiam  Sess.  XIV.  1.  c.  c.  3;  Catech.  1.  c.  qu.  9. 
praolium  iuituris  aut  navigatioiiem  aut  peregri-  ^^  S.  0.  Anm.  7. 
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Krankheit  ihrer  Entbindung  entgegensieht,  kein  Recht ,  das  Sakrament  zu  fordernd 
Andererseits  ist  die  Ausübung  des  Rechtes  aber  nicht  dadurch  bedingt^  dass  der  Tod 
unmittelbar  bevorsteht,  im  Gegentheil  soll  sogar  die  Ertheilung  des  Sakramentes  und 
die  Beanspruchung  desselben  nicht  so  lange  aufgeschoben  werden,  dass  es  der  Kranke 
nur  noch  ohne  Bewußtsein  empfangen  kann^. 

Ferner  ist  aber  die  Spendung  nicht  davon  abhängig,  dass  der  Kranke  sie 
selbst  gefordert  hat.  Ist  derselbe  wegen  seines  Zustandes  dazu  nicht  mehr  Miig,  so 
ist  jeder  Andere  legitimirt,  für  ihn  in  Ausübung  seines  Rechtes,  den  Pfarrer  oder 
einen  anderen  Priester  um  die  Ertheilung  des  Sakramentes  an  den  Kranken  zu  er- 
suchen 3. 

Durch  den  vorgftngigen  Empfwg  eines  anderen  Sakramentes  als  das  der  Taufe 
ist  die  Geltendmachung  des  Rechtes  auf  die  letzte  Oelung  nicht  bedingt.  Indessen 
soll  derselben  nach  dem  Gebrauche  der  lateinischen  Kirche ,  wenn  möglich  der  Em- 
pfang des  Yiatikums  (s.  o.  S.  81)  und  diesem  der  Gebrauch  des  Busssakramentes 
vorangehen^. 

Endlich  ist  der  ELranke  nicht  berechtigt,  w&hrend  derselben  Krankheit  die  mehr- 
malige Spendung  der  letzten  Oelung  zu  fordern,  wohl  aber  jedesmal  dann,  wenn  er 
von  Neuem  von  einer  lebensgefährlichen  Krankheit  betro£fen  wird,  oder  nach  einge- 
tretener Rekonvalescenz  vor  völliger  Genesung  durch  einen  Rückfall  wieder  in 
Tode3gefahr  geräth.  Das  letztere  gilt  auch,  wenn  die  Krankheit  eine  andauernde 
und  unheilbare  ist^. 

ni.  Eine  Rechtspflicht,  das  Sakrament  der  letzten  Oelung  zu 
empfangen,  kennt  das  kirchliche  Recht  nicht.  Die  Gläubigen  sollen  sich  zwar  das- 
selbe, wenn  sie  durch  Krankheit  dem  Tode  nahe  gebracht  werden,  spenden  lassen. 
Die  Pflicht  ist  aber  nur  eine  Gewissenspflicht,  deren  Verletzung  keine  rechtlichen 
Folgen  nach  sich  zieht  <^. 

1  Benedict  XIV.  1.  c.  c.  5.  n.  1.  sehende  Gewohnheit  ist  dies  aher  firühei  nicht, 
Wird  das  Sakrament  gesunden  Personen  er-      namentlich  nicht  im  Mittelalter  gewesen ,  viel- 

theilt,  so  ist  die  Spendung  nichtig,  Benedict  mehr  hat  ylelfach  die  Sitte  bestanden,  die  letzte 

XIV.  1.  c.  n.  5.  Oelung  vor  der  Eucharistie  zu  spenden,  Bene- 

2  L.  c.  c.  7.  n.  1  fif.  So  auch  verschiedene  dict  XIV.  1.  c.  c.  8.  n.  1.2. 
mittelalterliche  Synoden,  welche  gegen  die  aber-  Daher  kann  die  letzte  Oelung  auch  eben  ge- 
glaubischen  Meinungen ,  dass  deijenige,  welcher  getauften  Neophyten ,  wenn  sie  durch  Krankheit 
die  letzte  Oelung  empfangen  habe ,  seiner  Frau  in  Todesgefahr  gerathen ,  gespendet  werden, 
nicht  mehr  beiwohnen,  kein  Fleisch  essen,  nur  Entsch.  d.  Propaganda  in  Collect,  missionar.  cit 
baarfnss  gehen  dürfe ,  constit.  episc.  Ricardl  n.  685.  686.  p.  323.  334 ,  ebenso  auch  Kindern, 
Samm  a.  1217  c.  68,  Mansi  22,  1167;  Win-  welche  bereits  das  ünterscheidungsvermögen  Or- 
chester 1240  c  19,  hc.  23,  632;  Exeter  1287  langt  haben,  aber  noch  nicht  zur  Eucharistie  zu- 
e.  6,  L  c.  24,  793,  oder  schneller  sterben  müsse,  gelassen  worden  sind,  Prag  1860 ;  Utrecht  1866, 
Bordeaux  1683,  Hardouin  10,  1347  eifern;  coli.  conc.  Lac.  6,  614.  834;  Rheims  u.  Avignon 
gegen   das    letztere  auch    noch  Rheims   1849,  v.  1849,  1.  c  4,  122.  342. 

Avignon  v.  1849,    Bordeaux  1850,    coIL   conc  ^  Rituale  1.  c.  n.  14:    „In  eadem  iiifltmitate 

Lac.  4, 122.  342. 573,  Baltimore  1866, 1.  c.  3, 481.  hoc  sacramentum  iterarl  non  debet,  nisi  dlutuma 

3  Sofern  durch  das  frühere  Benehmen  des  sit;  ut,  si  cum  inflrmus  convaluerit ,  iterum  in 
Kranken  kein  positiver  Anhalt  dafür  gegeben  ist,  perioulum  mortis  ineldat^;  Catech.  L  c.  qu.  11. 
dass  dieser  den  Empfang  des  Sakramentes  von  S.  auch  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  8.  n.  3  ff.  Im 
sich  weisen  würde,  denn  an  sich  spricht  die  Ver-  11.  und  12.  Jahrhundert  ist  allerdings  von  einer 
muthung  dafür,  dass  jeder  Gläubige ,  wenn  er  es  Reihe  von  Schriftstellern  die  Ansicht  vertheidigt 
noch  gekonnt  hätte ,  dasselbe  vor  seinem  Tode  worden  ,  dass  die  letzte  Oelung  nicht  wiederhol- 
begehrt haben  würde,  Bened.  XIV.  L  c.  c  6.  bar  sei,  Hahn,  Sakramente  S.  260.  261.  Die 
n.  5.  seit  dem  13.  Jahrhundert  herrschende  jetzige  An- 

*  Catech.  L  c.  qu.  12:  „servanda  est  catholicae  sieht  hat  auch  das  Xrident.  1.  o.  c.  3  ausdrücklich 

eccleslae  perpetua  consuetudo,  ut  ante  extremam  gebilligt. 

unctionem  poenitentiae  et  eucharistiae   sacra-  ®  Trid.  1.  c.  c.  3:  ,,...  Quare  nulla  ratione  au- 

mentum  admlnistretur.''    Ausschliesslich   herr-  diendi  sunt  .  .  .  denique ,  qui  hanc  extremam 
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[§.  205. 


///.    Die  Spendung  der  Sakramentalien  ^. 

§.205.   1,  Im  Allgemeinen  [Exorcismen,  Weihungen  und  Segnungen). 

I.  Begriff  und  Arten  der  Sakramentalien.  Die  katholische  Kirche 
kennt  ausser  den  Sakramenten  gewisse  rituelle  Handlungen ,  welche  vermöge  der 
Gnade  Gottes  heilbringende  Wirkungen  äussern.  Seitdem  sich  die  Siebenzahl  der 
Sakramente  mit  dem  12.  Jahrhundert  festgestellt  hat^,  werden  sie  im  Gegensatz  zu 
diesen  sacramenialia  genannt  ^,  Die  Wirkungen  der  Sakramentalien  sind  einmal  reini- 
gende; insofern  sie  dämonische  Einflüsse  abwehren^,  Krankheiten  abwenden^,  auch 
die  Vergebung  lässlicher  Sünden  herbeiführen  können  ^,  femer  erwecken  und  fördern 
sie  die  Frömmigkeit  ^^  endlich  sind  sie  dazu  bestimmt ,  Personen  und  Sachen  in  den 
unmittelbaren  Dienst  Gottes  zu  stellen  K 

Je  nachdem  die  Wirkungen  der  ersteren ,  der  zweiten  oder  dritten  Art  für  ein 
Sakramentale  als  das  wesentliche  in  Frage  kommen,  scheiden  sich  dieselben  in 
Exorcismen,  Segnungen  und  Weihungen^. 

n.  Der  Exorcismus  (exorcismus)  ist  die  Beschwörung  eines  bösen  Geistes  im 
Namen  der  Gottheit,  um  ihn  aus  einer  Person  oder  Sache  auszutreiben  und  seine 
Macht  oder  Gewalt  über  dieselbe  zu  brechen  ^^, 

Die  katholische  Kirche  kennt  den  Exorcismus,  abgesehen  von  der  Verbindung 
desselben  mit  der  Taufe  ^^  und  gewissen  Segnungen  ^^,  als  selbstständigen  Ritus 


niictionem  a  fldelibuB  sine  peccato  contemni  posse 
afflrmant^  Indessen  darf  die  Spendung  selbst 
in  Missionsländem  da ,  "wo  gegen  die  Vornahme 
von  Gelungen  unter  den  Eingeborenen  ein  Wider- 
irille  herrscht,  nicht  principiell  unterlassen  wer- 
den, Entsch.  d.  Congr.  off.  n.  Propag.  1.  c.  n.  680  ff. 
p.  322. 

1  P.  M.  Q  a  ar  t  i ,  de  processonibos  ecclesiastlcis 
et  de  litanüs  sanotorum  ac  de  benedictionibos 
deqne  rebus  benedictione  sacraüs  tractatus  duo 
Venet  1727;  J.  Widmer,  d.  Bestimmung  u. 
Anwendung  der  Sakramentalien.  München  1823 ; 
Blsohofsberger,  de  benedictionibus  et  ex- 
orcismis  etc.  In  Suevica  Gemunda  1847 ;  P  r  ob  st , 
kirchliche  Benediktionen  u.  ihre  Verwaltung. 
Tübingen  1857;  Brendel  (Art.  Segnungen)  in 
Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikou.  1.  Aufl. 
10,  24;  Mattes  (Art  Sakramentalien)  a.  a.  G. 
12,  1065;  Dore  i.  Herzog,  Real-Encyklopä- 
die  f.  Protest.  Theologie.  2.  Aufl.  12,  299; 
Dinkel,  d.  Wesen  d.  ordentlichen  priester- 
liehen  Real  -  Benediküonen.  Erlangen  1847; 
Hieron.  Baruffaldus,  ad  rituale  roman. 
commentaria  Aug.  Vindel.  et  Diling.  1735; 
Florent  1847;  Jo.  M.Cavalieri,  opera  omnia 
liturgica  seu  comment  in  authent.  s.  rituum 
oongregat  decreta  etc.  Venet.  1758.  t.  IV; 
Luft,  Liturgik  oder  wissenschaftliche  Dar- 
stellung des  katholischen  Gultus.  Bd.  2.  Mainz 
1847.  S.  409  ff.  478  ff.  Weitere  Literatur  bei 
Probst  a.  a.  G.  S.  2  ff.  VgL  auch  Probst, 
Sakramente  u.  Sakramentalien  in  d.  3  ersten 
Christi.  Jahrhunderten.  Tübingen  1872.  S.  16  ff. 

3  Hahn,    die  Lehre  Yon  den   Saluamenten. 


Breslau  1864.  S.  110  ff.  157  ff.  212  ff.  Wahrend 
die  Sakramente  direkt  durch  Ghristus  gestiftet 
sind,  beruhen  die  Sakramentalien  nur  auf  der 
Einsetzung  der  Kirche ,  welcher  Ghristus  aller- 
dings den  Auftrag  und  die  Gewalt  zu  segnen  er- 
theilt ,  und  dazu  die  zu  Grunde  liegendefl  Ele- 
mente, den  Namen  Gottes,  seinen  eigenen  Namen, 
sowie  das  Kreuzeszeichen  gegeben  hat,  Probst, 
Benediktionen  S.  37  ff. 

8  Ueber  die  verschiedenen  Bedeutungen ,  in 
denen  diese  Bezeichnung  gebraucht  wird,  s. 
Mattes  a.  a.  G.  S.  1065.  1069. 

*  Probst  S.  60  ff. 

5  A.  a.  G.  S.  63.  64. 

«  A.  a.  G.  S.  65  ff. 

7  A.  a.  G.  S.  67  ff. 

8  A.  a.  G.  S.  72.  81. 

9  VgL  auch  Mattes  a.  a.  G.  S.  1069. 

10  Ferraris  s.  V.  exorcismus  n.  1. 

11  Rituale  roman.  tit.  II.  c.  2  (ordo  baptlsmi 
parvulorum)  n.  7  ff.  u.  c.  4.  (ordo  bapt.  adul- 
torum) n.  24  ff.  Da  der  Exorcismus  hier  einen 
Theil  des  Taufritus  bildet,  gelten  in  Betreff 
seiner  die  Rechtsregeln  über  die  Spendung  der 
Taufe.  Ist  eine  Nothtaufo  ertheilt,  so  wird  er 
später  bei  der  Ergänzung  derselben  durch  den 
Geistlichen  vorgenommen,  Ferraris  L  c  n.  6 
u.  0.  S.  37.  n.  3. 

^  Der  Segnung  des  Salzes  bei  der  Taufe,  Ri- 
tuale tit.  II.  c  2.  n.  6  u.  c  4  n.  16 ;  des  Was- 
sers für  den  Taufbrunnen  tit.  IL  c.  7.  n.  4;  des 
Salzes  und  Wassers  für  den  Weihbrunnen  tit. 
VIII.  c.  2  (ordo  ad  faciendam  aquam  benedictam, 
n.  2) ;  der  Weihung  des  Kat^chumenen-Oeles  und 
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jdlein  bei  der  nach  ihrer  Annahme  möglichen  dämonischen  Beschaffenheit  eines 
Glftnbigen  ^. 

Fähig  zur  Vornahme  ist  an  sich  derjenige  Kleriker,  welcher  den  Weihegrad  des 
Exorcisten  besitzt ^  und  jeder  Geistliche  eines  höheren  ordo  ^.  Da  aber  der  Exor- 
cistengrad  heute  lediglich  eine  Durchgangsstufe  fär  die  höheren  Weihen  bildet,  und 
schon  dadurch  die  Ausübung  dieser  Fähigkeit  für  den  Exorcisten  praktisch  ausge- 
schlossen ist^j  so  hat  auch  die  Praxis  der  Kurialbehörden^  und  das  partikuläre  Recht^ 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  bei  der  Schwierigkeit,  die  dämonische  Beschaffenheit  zu 
erkennen,  leicht  dem  Aberglauben  Vorschub  geleistet  oder  Spott  erregt  werden  kann, 
die  Vornahme  von  Exorcisationen  den  Priestern,  einschliesslich  der  Regularpriester, 
ja  selbst  den  Pfarrern  untersagt,  und  die  Befugniss  dazu  von  der  Ertheilung  einer 
besonderen  bischöflichen  Fakultät  oder  auch  von  einer  Genehmigung  des  Bischofs  ^ 
oder  seines  Generalvikars  ^  für  jeden  Einzelfall  nach  stattgehabter  Prüfung  desselben  ^ 
abhängig  gemacht  ^^. 

Endlich  soll  unter  allen  Umständen  bei  der  Exorcisation  kein  anderer  Ritus  als 
der  durch  das  römische  Rituale  yorgeschriebene  angewendet  werden  ^^ 

in.  Die  Segnungen  und  Weihungen.  A.  Begriff  und  Unterschied. 
Die  Segnung  (auch  invokative  Benediktion)  ist  ein  Bittgebet  in  bestimmter  ritueller 
Form,  welches  im  Namen  der  Kirche  über  eiuQ  Person  oder  eine  Sache  gesprochen 
wird,  und  durch  welches  nicht  nur  Gott  um  Mittheilung  einer  heilbringenden  Kraft 
[virlus)  12  für  die  Thätigkeit  der  ersteren  oder  den  Gebrauch  der  letzteren  angefleht, 
sondern  auch  diese  Kraft  in  der  That  vermittelt  wird  ^^.  Während  somit  die  Segnung 
nur  eine  s.  g.  vtrius  actuaUs,  welche  Hülfe  und  Heil  für  diese  oder  jene  Thätigkeit 
oder  für  dieses  oder  jenes  Ereigniss  veiieiht,  gewährt i^,  ist  die  Weihung  der- 
jenige Akt,  wodurch  einer  Person  oder  Sache  eine  s.  g.  virius  habituaUs  mitgetheilt, 
ihr  also  dauernd  eine  heilsame  und  heiligende  Kraft  aufgeprägt  wird.   Die  Person 


des  Chrismas    durch    den  Bischof    am   Grün-  1808,    Lang,  Samml.  d.  vürttemb.  Klrchen- 

donnerstage,  Pontiflcale  roman.  P.  III.  de  officio  gesetze  S.  241) ,  schriftliche  Erlaubniss  verlangt 

in  feria  quinta  coenae  domini.   In  diesem  Falle  Wien  1858,  coli.  cit.  6,  187,  ebenso  Paderborn 

untersteht  er  den  für  die  betreffenden  Segnungen  1867,  Arch.  f.  k.  E.  R.  20,  417. 

und    Weihungen  zur  Anwendung  kommenden  ^  Paderborn  a.  a.  0. 

Regeln.  «  So  Prag  1860  u.  Utrecht  1866,  coli.  dt.  6, 

1  Ritaale  roman.  tit.  X.  c.  1  de  exorelzandls  484.  485.  876. 

obsessis  a  daemone.  ^o  Aus  demselben  Gründe  hat  man  im  rorigen 

«  Bd.  I.  S.  3.  u.  c  2  (Laodio.  343 — 381)  Dist.  Jahrhundert  mitunter  die  Anwendung  des  Exor- 

LXIX;  Baruffaldusl.  c  tit.  CX.  n.  8.  cismus  (so  z.  B.  in  Oesterreich,  R.  t.  1.  März 

a  Weil  der  höhere  Grad  den  niederen  in  sich  1765,  V.  v.  27.  Juni  1758,  Pachmann,  K.  R. 

schUesst,  Bd.  I.  S.  1  u.  DI.    Das  Rituale  1.  o.  3.  Aufl.  S.  443.  n.  c.  u.  d)  von  der  Genehmigung 

spricht  daher  Ton  dem  „sacerdos  seu  alius  legi-  der  Staatsbehörde  abhängig  gemacht, 

timus  minister  ecclesiae"  (n.  1) ,  und  Ton  dem  Wegen  der  besonderen  Vorschriften  über  die 

„saeerdos  sIto  alius  exorcista^  (n.  21).  Exorcisation  von  Nonnen,  welche  nicht  innerhalb 

^  Bd.  I.  S.  6.  der  Klausur  oder  in  der  Klosterkirche  Torgenom- 

^  Dekret  d.  Gongr.  episc.  v.  1625  u.  Encykl.  men  werden  soll,  Ferraris  1.  c.  n.  12  ff. 

d.  Gongr.  ofÄc.  v.  1710  für  Italien  und  die  an-  **  Benedict  XIV.  const.   Inter  omnigenas 

liegenden  Inseln  bei  Ferraris  1.  c.  n.  9.  10;  T.2.  Februar  1744.  §.  18,  u.  SoUcitudo  v.  1.  Ok- 

Baruffaldns  L  c.   n.  11.      Eine    entgegen-  tober  1744.  $.  43,  eiusd.  bull.  1,  136  u.  255. 

stehende  Praxis  missbilligt  auch  die  const.  Be-  ^^  So  z.  B.  Trid.  sess.  VII.  de  conflrm.  c.  2. 

nedlct  XIV.:  Magno  ▼.  2.  Juni  1751.  J.  34  (für  Vgl.  Pro  bst  S.  45  ff.  79. 

Polen),  bull.  cit.  3,  174.  ^3  Dadurch   unterscheidet  sich    die  Segnung 

«  Prov.-Syn.  v.  Neapel  1699,  coli.  conc.  Lac.  Ton   der  Fürbitte,    Probst  S.  36.    Vgl.  auch 

1,  197.  235.   S.  auch  die  folgenden  Anm.  Brendela.a.0.  a24.  25. 

7  V.  V.  1816  für  Rottenburg,  T.Vogt,  Samml.  **  Probst  S.  49.  79. 
d.  Verordn.  S.  179  (s.  auch  Oonstanzer  Cirk.  v. 
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oder  Saehe  wird  dadurch  zur  res  sacra  ^ ,  während  die  blos  gesegnete  Person  oder 
Sache,  wenn  sie  schon  eine  persona  oder  res  henedicta  ist ,  doch ,  weil  die  blosse  Seg- 
nung jene  danemde  Eigenschaft  nicht  verleiht,  nicht  res  sacra  ist.  Durch  die  Wei- 
hung wird  die  Person  zum  Dienste  Gottes,  die  Sache  zum  religi(töen  und  gottesdienst- 
lichen, wenn  auch  nicht  blos  kirchlichen  Gebrauch,  bestimmt  2.  Es  ist  dagegen  nicht 
nothwendig,  dass,  was  freilich  der  Fall  sein  kann,  die  Person  und  Sache  zugleich  von 
allen  Personen  abgesondert  und  damit  unmittelbar  Gott  zugeeignet  zu  werden 
braucht  \ 

Mehrfach  wird  das  lateinische  Wort:  hmedicUo  als  gleichbedeutend  mit  S e g - 
nung  in  dem  angegebenen  Sinne  gefasst,  und  der  Ausdruck:  consecratio  als  identisch 
mit  Weihung  gebraucht^.  Das  ist  aber  unrichtig.  Comecratio  ist  diejenige  Wei- 
hung einer  Person  oder  einer  Sache,  welche  unter  ritueller  Anwendung  der  Salbung 
mit  den  heiligen  Oelen  ^  vorgenommen  wird  ^,  während  es  auch  Weihungen ,  wie  na- 
mentlich die  der  zur  Konsekration  angewendeten  heiligen  Oele  selbst,  femer  der 
priesterlichen  Gewänder,  der  leinenen  Altartflcher  (mappae)  und  der  CorporaUen  für 
die  Hostie  und  den  Abendmahlskelch  giebt,  welche  ohne  eine  Salbung  vollzogen  und 
daher  heneddctiones'^  genannt  werden.  Die  comecraHo  und  die  benedtcHoy  soweit  diese 
letztere  Weihe,  nicht  reine  Segnung  ist,  unterscheiden  sich  nur  darin,  dass  die  erstere 
eine  feierlichere  Handlung  als  die  letztere  bildet. 

B.  Das  Recht,  Segnungen  und  Weihungen  einzuführen,  steht  der 
Kirche  als  solcher  zu ,  Namens  derselben  also  dem  obersten  Gesetzgeber ,  d.  h.  dem 
Papst.  Deshalb  sind  vorkommenden  Falls  diejenigen  Formularien,  welche  in  den  fClr 
die  ganze  Eorche  massgebenden  desfallsigen  Sammlungen,  dem  Rikude  Romanum,  dem 
Ponüfieale  Bamanum  und  auch  dem  Missale  Romanum  enthalten  sind,  zu  gebrauchen^. 
Der  Bischof  hat  allerdings  den  Gottesdienst  und  die  gottesdienstlichen  Handlungen 

1  Probst  a.a.O.;  Meurer,    d.   Begriff  d.  «  So  bezeichnet  das  Pontlflcale  rom.  P.  IL  die 

helligen  Sachen  nnd  des  Kirchengutes.   Habil.  Weihungen  der  Kirchen ,   Altare ,  Patenen  und 

Schrift.  Düsseldorf  1886.  S.  65  ff.  des  Abendmahlskelohes  als  consecratlones. 

^  Meurer  S.  63.  73.  7  Dieses  Ausdruckes  bedient  sich  das  Pontifl- 

3  Bei  der  Sache  genügt  es  also ,  wenn  sie  blos  cale  a.  a.  0.  für  die  yorbezelchneten  Weihungen, 

zu  einem  Instrument  der  Heiligung  gemacht  s.  namentlich  auch  P.  III.  im  officium  des  Qrün- 

wlrd.    Auf  den  letzteren  Fall  schränkt  D 1  n  k  e  1  donnerstags  (^cum  benedicitur  oleum  catechu- 

a.  a.  0.  S.  15  den  Begriff  der  Weihung  ein,  wel-  menorum  et  lnflrmorum%  und  „benedictio  chrls- 

cher  daher  auch  z.B.  das  Weihwasser  nicht  ein-  matis**). 

mal  zu  den  res  sacrae  rechnet.    S.  aber  dagegen  Doch   Ist  der    Sprachgebrauch    kein  absolut 

P  r  0  b  s  t  49.  70.  80 ;  M  e  u  r  e  r  S.  63.  fester,  nicht  nur  in  alter  Zeit  ist  conteerarc  auch 

*  S.   z.  B.   P  ach  mann,    K.  R.  3.  Aufl.  2,  tür  benedicere  gebiAucht  worden,  so  spricht  c  1 

438;  Silber nagl,  K.  R  S.  515.  In  derselben  (Carth.  v.  390),  c.  2  [Carth.  v.  397)  C.  XXVI. 

Bedeutung  werden    auch    die  Bezeichnungen  :  qu.  1  von  der  conBCcratio  ptullarumj  c.  47  (Later. 

benedictio  verbaUs^  diejenige ,  welche  blos  durch  I.  v.  1123)  CXII.  qu.  2  der  contecratio  abbatis 

Worte  und  Zeichen,  und  benedictio  realis  die-  (s.   auch  c.  46.  Dist.  I,  de  consecr.),    sondern 

Jenige,  mit  welcher  eine  Salbung  verbunden  ist,  selbst  das  Pontlflcale  P.  L  hat  für  die  Weihung 

gebraucht,  Probst  S.  78.  der  Nonnen,  bei  welcher  keine  Salbung  erfolgt, 

^  Im  Gegensatz    zu    dem   blos    benedicirten  die  Ueberschrift :  de  benedicttone  et  eonseeratione 

oleum  Simplex  (Rituale  rom.  tlt  VIII.  c  1)  mit  virffinum ,  wogegen  es  die  Weihung  der  Könige 

dem  Chrisma  (s.  0.  S.  59),  dem  oleum  catechu-  und  der  Königinnen,  wobei  eine  Salbung  mit 

menorum,  dessen  Name  daher  rührt ,  dass  es  bei  dem  oleum  catechumenorum  vorkommt ,   nicht 

der  Taufe  gebraucht  wird ,  Rituale  roman.  tit.  II.  minder  die  Glockenweihe  (s.  Anm.  5)  als  bene- 

c.  1.  n.  31,   und  dem  oleum  inflrmorum,   von  dictio  bezeichnet ,  während  bei  der  letzteren  die 

denen  das  erstere  ausser  bei  der  Firmung  und  Worte:    sanctiflcetur    et  cousecretur,    domlne, 

der  Konsekration  des  Bischofs  bei  der  Weihung  Signum  istud'^,  vorgeschrieben  sind.   Vgl.  auch 

der   Patene   und   des  Abendmahlskelches,    das  Dinkel  a.  a.  0.  S.  15  und  Brendel  a.  a.  S 

zweite  bei  der  der  Kirchen  und  Altare,  das  dritte  S.  24. 

gleichzeitig  mit  dem  Chrisma  bei  der  der  Glocken  ^  S.  die  const.  Beuedlct.  XIV. :  Inter  omni- 

gebraucht  wird,  Probst  S.  281  ff.  genas  (S.  141  n.  i  1). 
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in  seiner  Dideeee  zu  leiten,  nnd  da  er  in  dieser  Hinsicht  auch  innerhalb  der  früher 
angegebenen  Schranken  für  diese  letztere  das  Gesetzgebungsrecht  besitzt^,  so  kann 
er  semerseits,  wenn  sich  besondere  Bedürfhisse  in  seinem  Sprengel  herausstellen,  für 
welche  jene  Sammlungen  keine  Formulare  an  die  Hand  geben,  dergleichen  ebenfalls 
einführen.  Aber  die  Ausübung  seines  desfallsigen  Rechtes  unterliegt  der  Controle  des 
obersten  Gesetzgebers  ^ ,  und  daher  hat  die  Congregatio  rituum ,  um  die  aus  einer  zu 
grossen  Verschiedenheit  der  Formulare  hervorgehenden  TJebelstände  zu  vermeiden, 
ein  üebermass  solcher  zu  verhindern,  und  etwa  unpassende  Formulare  auszuschliessen, 
entschieden ,  dass  nur  dergleichen ,  von  ihr  gebilligte  Formulare  gebraucht  werden 
dürfen  8. 

C.  Das  Recht  zur  Ertheilung  von  Segnungen  und  Weihungen  kann 
nur  deijenige  besitzen,  welchem  die  erforderliche,  ans  der  potestas  ordinis  her- 
fliessende  Fähigkeit  zukommt,  also  im  allgemeinen  der  Bischof  und  der  Priester^. 

Ausschliesslich  steht  die  Fähigkeit  dem  Bischof  und  zwar  derartig  zu,  dass  die 
Betrauung  eines  Priesters  nicht  möglich  ist,  in  Betreff  der  Zubereitung  und  Weihe 
des  Ghrismas,  des  Katechumenen-  und  des  Kranken  -  Oeles ,  der  beiden  letzteren 
Gele  *  indessen  nur  in  dem  Gebiete  der  lateinischen  Kirche  ^. 

Femer  kann  der  Bischof  allein  den  bischöflichen  Segen ,  sei  es  den  feierlichen, 
die  s.  g.  henediciio  soUmnis'^ ^  wie  auch  den  privaten,  namentlich  die  s.  g.  henecUctio 
epücopalis  m  via  oder  m  itmerando  ertheilen  ^.  Hierbei  handelt  es  sich  aber  nicht  um 
eine  besondere  aus  der  potestas  ordinis  herfliessende  Krafi;^,  vielmehr  kann  eine  solche 
Segnung  b^riffsmässig  nur  von  einer  Person  ausgehen,  welcher  das  bischöfliche 
Amt  und  in  Folge  dessen  das  Recht  zur  Ausübung  der  Pontifikalien  zukommt.  Weil 
indessen  hier  ein  Amtsrecht  in  Frage  steht,  ist  es  möglich,  dass  diejenigen,  welche 
in  Betreff  gewisser  Amtsrechte,  wie  die  Prälaten,  durch  päpstliches  Privileg  den 
Bischöfen  gleichgestellt  werden,  ebenfalls  eine  derartige  Befugniss  nach  Massgabe 
des  Umfanges  dieser  Gleichstellung  ausüben  können  *ö. 

Dagegen  ist  die  weiter  an  sich  denkbare  Betrauung  eines  Priesters  durch  den 
Bischof  mit  der  Vornahme  einer  solchen  Benediktion  als  Vollzugsorgan  des  letzteren 


1  Bd.  m.  S.  831.  834.  8  Clem.  2  de  privileg.  V.  7;  Caerem.  IIb.  I. 

*  A.  a.  O.  S.  833.  c.  4 :  „Quando  episcopus  ambulat  vel  equitat  per 
3  Entsch.  ▼.23.  Mai  1836,  Gardellini,  de-  suam  civitatem  vel  dioecesim  manu  aperta  sin- 

ereta  anthent.  eongr.  ss.  ritanm ,  cnra  A 1  o  1 8 11  gnlis  benedicit^. 

O&Tdellini  ed.  III.  Romae  1856,  n.  4748  zu  9 ;  »  Das  zeigt  der  Umstand ,  dasB  dasselbe  Recht 

3,  ofteo  p.  150:   „An  formulae  benedictionum  kraft  päpstlichen  Indultes  auch  Nichtbischöfen, 

quae  inveninntur  in  librls  ab  ordinariorum  tan-  nämlich  den  mit  Pontifl kairechten  ausgestatteten 

tum  loeorum  et  non  ab  apostolica  sede  approbatis  Prälaten  gewährt  wird ,  s.  die  folgende  Anmerk. 

retinendae  sint .  .  .  ?  Detur  decretum  In  Arlml-  'O  pie  mit  Pontiükalrecht  ausgestatteten  Prä- 

nens.  diel  7.  April  1832  ad  dublum  5,  nee  aliae  laten  erhalten  nurdle  Befugniss,  die  benedictio  so- 

adhibeantur,   dummodo  non   constet  ab  hac  s.  lemnis,  nicht  die  in  via  zu  spenden,  und  zwar  die 

eongregatione  foisse  adprobatas".    Das  angezo-  ersteren  auch  nur  mit  gewissen  Beschränkungen, 

gene  Dekret  s,  o.  S.  12.  n.  6.  Vgl.  auch  Probst  c.  3in  Vl^o  de  privileg.  V.  7  und  Dekret  Alex- 

S.  88.  anders  VII.  v.  27.  September  1659  §.13,  Fer- 

*  Oültig  kann  daher,  wie  andere  Handlungen  raris  s.  v.  abbas  n.  31 :  „PontiÜcales  benedic- 
des  ordo ,  auch  ein  exkommnnicirter ,  schisma-  tiones  cum  trina  crucis  productione  in  missls 
tischer,  degradirter  Bischof  oder  Priester  Seg-  pontlflcalibus  nee  non  vesperis  et  matutinis  pon^ 
nnngen  und  Weihungen  ▼oxnehmen,  Probst  tiflcaliter  ibidem  celebratis  licere  slbl  tantum 
8. 101.  meminerint     Privatim  Toro  populls,   quamvis 

*  S.  0.  8.  37.  59.  186.  pleno  iure  subiectls ,  nlsl  expresse  ipsis  permis- 
^  Da  sie  bei  den  unirten  Orientalen  auch  von  sum  fuerit,  etiam  pontifl calibus  induti  per  ec- 

den  Priestern  bereitet  werden  können,  s.  o.  S.  136.  clesiam  incedentes,  benedicere  non  praesumant", 

'  Gaeremoniale  eplscoporum  IIb.  I.  c.  25.  s.  auch  Ferraris  s.  v.  benedicere  art  II.  n.  10 ff. 
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rechtlich  nicht  zulässig ,  da  das  gemeine  Recht  die  Bestellung  eines  Stellvertreters 
für  diese  Funktionen  nicht  gestattet  ^ 

Abgesehen  von  der  henedictio  episcopalü  sind  dem  Bischof  noch  andere  Segnun- 
gen und  Weihungen  vorbehalten,  und  zwar  sind  innerhalb  dieser  zwei  Klassen  zu 
scheiden,  nämlich : 

a.  diejenigen,  deren  Vollziehung  allein  durch  den  Papst,  nicht  durch  den  Bischof 
selbst  auf  einen  einfachen  Priester  übertragen  werden  kann,  und 

b.  diejenigen ,  fOr  welche  der  Bischof  seinerseits  einen  Priester  zu  ermächtigen 
befugt  ist. 

Zu  den  ersteren  gehören  die  Benediktion  von  Aebten  und  Aebtissinnen^ ,  die 
Benediktion  von  Nonnen 3,  von  Königen  und  Königinnen^,  die  Konsekration  von 
Kirchen^,  von  Altären  <^,  von  Abendmahlskelchen,  vonPatenen^,  die  Benediktion  der 
Glocken^,  der  priesterlichen  Gewänder^,  der  leinenen  Altartflcher  [mappiiej  tobaleaey^y 
der  Corporalien  fttr  die  Hostien  und  der  Pallen  für  die  Abendmahlskelche  ^S  ^^^ 
Pyxis  und  des  Ostensoriums  (der  Monstranz)  ^^  fttr  die  Eucharistie  i',  der  Behälter  zur 


1  Die  mit  dem  bischöflichen  Amte  verbunde- 
nen PonÜflkalien  sind  nicht  übertragbar,  Bd.  U. 
S.  48 ,  anderen eitB  soll  auch  der  Priester  ausser 
beim  Schloss  der  Messe ,  dem  Volke  nicht  den 
Segen  spenden,  c.  3  (Agde  606)  G.  XXYI.  qu.  6; 
Benedict  XIY.  const.  Exemplis  praedecessoram 
Y.  19.  Mai  1748,  Bull,  cit,  2,  183.  In  Betreff  der 
anscheinend  dagegen  sprechenden  c.  6  S«  2  (Hie- 
ronym.?)  Dlst.  XCV. ;  c  64  (Agde  506)  Dist  I. 
de  consecr.  u.  c  3  (Leo  IX.  ?)  X.  de  off.  archi- 
presb.  I.  24  s.  Gonzalez  Tellez  comm.  ad 
c.  3  dt.  n.  2  und  Benedict  XIV.  L  c. 

2  Ein  päpstliches  Indult  dazu  wird  nicht  ein- 
mal au  benedicirte  Aebte ,  geschwelge  denn  an 
einfache  Priester  gegeben,  Ferraris  s.  t.  abbas 
n.  12.   Vgl.  überhaupt  Arch.  t  k.  K.  R.  2,  199. 

3  Pontiflcale  roman.  P.  I.  Diese  soll  indessen 
nur  noch  vorgenommen  werden,  wenn  sich  ein 
desfallsiger  Gebrauch  erhalten  hat,  Ferraris 
8.  T.  benedicere  art  III.  n.  12. 

4  Pontiflcale  roman.  I.  c 

5  c  10  (Later.  I.  v.  1123)  C.  XVI.  qn.  1; 
c  9  (Greg.  IX.)  X.  de  consecr.  eccles.  III.  40 ; 
c.  1  (id.)  X.  de  rellg.  domib.  in.  39;  Rituale 
roman.  tit  VIII.  c.  27  n.  13:  „Ecclesia  vero, 
qnamvis  a  simplici sacerdote ...benedictasit, 
ab  episcopo  tamen  consecranda  est^.  Päpst- 
liche Indulte  werden  indessen  nach  feststehender 
Kurial-Praxis  für  die  Konsekration  der  Kirchen 
an  einfache  Priester  nur  in  den  seltensten  Fällen 
und  allein  beim  Vorliegen  besonders  dringender 
Gründe,  dagegen  regelmässig  an  diejenigen 
Prälaten ,  welche  ein  territorium  separatum  be- 
sitzen, gewährt,  Ferraris  s.  y.  abbas  n.  33; 
Benediot.  XIV.  de  syn.  dioeces.  XIII.  15 
n.  2ff. 

«  c  16  (Pseudo-Süvest),  c.  30  (Mainz  v.888) 
Dist.  I.  de  consecr.;  c  4  (Pseudo-Leo  I.)  Dist. 
LXXXVIII. ;  c  3  (Agde  506)  0.  XXVI.  qu.  6 ; 
Pontiflcale  roman.  P.  11. 

Päpstliche  Indulte  sind  seit  dem  16.  Jahrhun- 
dert mehrfach  für  Missionsländer,  in  welchen 
ein  Mangel  an  Bischöfen  war ,  Priestern  aus  dem 
FraBziskaner-  und  Jesuiten-Orden  ertheilt  wor- 
den, Ferraris  8.  V.  altare  n.  10. 


Vgl.  hierzu  auch  Ballay,  quid  iuris  abbati- 
bus  regularibus  circa  consecrationem  altarium? 
im  Arch.  t  k.  K.  R.  15,  101  fL 

7  Pontiflcale  roman.  P.  IL  de  consecratione 
patenae  et  calinis. 

^  L.  c.  de  benedictione  slgni  vel  campanae. 
Die  Delegation  eines  einfachen  Priesters  in  der 
Weise,  dass  derselbe  die  Glocken  blos  benedicirt, 
dagegen  die,yorge#chriebene  Salbung  (s.  unten) 
unterlässt,  ist  nicht  statthaft,  Congreg.  rit^ 
von  1857,  collectan.  missionar.  cit.  n.  1318  ff. 
p.  707. 

9  Pontiflcale  roman.  de  benedictione  sacerdo- 
tallum  indumentorum  in  genere. 

*o  L.  c.  de  benedictione  mappanun  sen  lintea- 
minum  8.  altaris,  s.  auch  ibid.  P.  II.  im  Titel 
über  die  Konsekration  der  Kirche  die  benedictio 
tobalearum  et  omamentorum  ecclesiae  et  altaris 
consecratorum. 

>*  L.  c.  de  benedictione  corporalium,  ein  For- 
mular, welches  für  beide  gilt,  da  Gorporale  und 
Palla  früher  ein  Ganzes  gebildet  haben.  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer.    2.  Aufl.  S.  117. 

12  L.  c  de  benedictione  tabernaculi  seu  vasculi 
pro  sacrosancta  eucharistia.  Darüber ,  dass  hier 
unter  tabernaculum  nicht  das  In  Deutschland  ge- 
wöhnlich als  Tabernakel  bezeichnete  Behältniss 
auf  oder  über  dem  Altar  (t.  o.  S.  84  n.  1),  sondern 
das  Gefäss,  in  welchem  die  Eucharistie  unmittel- 
bar aufbewahrt  wird,  also  das  Giborinm  oder  die 
Pyxis  und  die  zur  feierlichen  Ausstellung  be- 
stimmte Monstranz,  ostensorium,  zu  verstehen 
ist,  vgl.  Probst,  Benediktionen  S.  318.  319. 

13  Soweit  bei  den  bisher  gedachten  Weihungen 
von  Sachen  keine  Salbung  augewendet  wird  ,  es 
also  sich  nicht  um  die  von  Altären,  Kelchen, 
Patenen  und  Glocken  handelt,  werden  päpstliche 
Indulte  für  einfache  Priester,  welche  eine  Dignl- 
tät  haben,  gewährt  Kraft  ein  für  alle  Mal  er- 
theilten  Privilegs  besitzen  die  Regular-Prälaten, 
Generäle,  Provinziale  und  Lokal -Oberen  der 
Mönchsorden  eine  solche  Ermächtigung,  jedoch 
nur  in  Betreff  der  Paramente  und  Gefässe,  welche 
für  die  ihnen  unterworfenen  Kirchen  bestimmt 
sind,  Ferraris  s.  v.  benedicere  art.  I.  n.  19} 
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Anfbewahnuig  von  Reliquien  ^  sowie  zur  Aofbe Währung  der  h.  Oele^ ,  femer  die 
feierliche,  d.  h.  öffentlich  unter  Zulassung  des  Volkes  vorzunehmende  Benediktion 
neuer  Kreuze^,  sowie  von  Bildern  Christi,  der  Jungfrau  Maria  und  von  Heiligen '^. 

Dagegen  sind  die  Bischöfe  ihrerseits  befugt,  einem  einfachen  Priester  die  Bene- 
diktion (nicht  die  Konsekration)  des  Grundsteines  einer  neuen  Kirche,  ferner  die 
Benediktion  einer  solchen,  eines  neuen  Oratoriums  und  eines  neuen  Gottesackers 
ihrerseits  zu  delegiren*^.  Weiter  reihen  sich  dieser  Klasse  noch  an:  die  Benediktion 
von  Telegraphen,  die  feierliche  Benediktion  von  Eisenbahnen,  die  Benediktion  gegen 
Mäuse,  Heuschrecken,  Würmer  und  schädliche  Thiere,  der  ELlerikalkleider,  die  bene- 
dictio  cingulorum  in  honorem  S.  Joseph!  sponsi  B.  M.  Y.  und  die  benedictio  pue- 
rorum  et  puellarum  in  festis  piae  unionis  a  sancta  infantia  nuncupatae^. 


Probst  S.  111.  Mit 'derselben  Beschränkung  sind 
auch  dazn  diejenigen  Sakalar-  und  Regulär- 
Prälaten  befugt ,  welchen  durch  päpstliches  Pri- 
Tileg  der  Gebrauch  der  Pontiflkalieu  gestattet  ist, 
Dekret  Alexanders  VIT.  y.  27.  September  1659 
^  18,  Ferrari  8  s.  ▼.  abbas  n.  31 :  „ecclesiasti- 
cam  suppellectilem  pro  servitio  dumtaxat  snarum 
eedesiarum  vel  monasteriorum  benedicant". 

Allerdings  werden  auch  benedlcirten  Aebten 
Indulte  für  die  Konsekration  von  Altären ,  von 
Glocken  und  Ton  h.  Gefässen,  bei  denen  eine 
Salbung  yorkommt,  durch  den  Papst  erthellt, 
Ferraris  8.  y.  benedicere  art  I.  n.  21.  In  sol- 
chen Fällen  dürfen  sie  aber  diese  Befugniss  nicht 
an  Orten ,  welche  ihnen  nicht  unterworfen  sind, 
und  nicht  in  Betreff  von  Gegenständen,  welche 
für  den  Gebrauch  fremder  Kirchen  bestimmt 
sind,  selbst  nicht  einmal  mit  Erlaubniss  des  zu- 
ständigen Ordinarius  ausüben  ,  dt.  Dekret 
Alexanders  YII.  ^  19 :  „Reliqua  pontiflcalia  extra 
loca  ipilB  abbatibus  subiecta  yel  pro  servitio  all- 
enae  eeclesiae  aut  in  subditos  pariter  alienos, 
etlam  de  licentia  ordinarlorum  exercere  non  va- 
leant ,  puta  campanarum  benedictiones,  calicum 
et  Bimilinm ,  in  qulbus  sacra  adhlbetur  unctio". 

^  PontUlcale  P.  II.  de  benedietione  capsarum 
pro  reliquils  et  aliis  sanctuarüs  includendis. 

'  Bitaale  Rom.  app.  benedictio  vasorum  pro 
sacriB  oleis  includendis. 

3  Das  Pontiflcale  P.  U.  rechnet  in  der  Rubrik 
dahin  :  ,^ova  crux  seu  tabula,  in  qua  cruciflxus 
est  depletus",  und  hat  daher  kein  besonderes 
Formular  für  die  benedictio  imaginis  Jesu 
ChritÜ,  dagegen  weist  das  Rituale  tit  YIU. 
c.  24  eine  benedictio  novae  crueis  und  c.  26  eine 
benedictio  imaginum  Jesu  Ohristi  domini  nostri, 
b.  Mariae  virgin.  et  aliorum  sanctorum  auf.  Sein 
Formular  e.  24.  bezieht  sich  daher  nicht  auf  die 
Grueiflxe ,  welche  auf  den  Altar  gestellt  werden 
soUen,  Baruffaldus  l.  o.  tlt.  LXVDL  n.  1  ff . 
Die  Reservation  betrifft  übrigens  blos  die  solenne 
Benediktion,  Congr.  rit.  v.  12.  Juli  1704,  Gar- 
dellini 1.  e.  n.  3697;  2,  229:  ,1.  An  cruoes 
altarium  seu  processionum  sint  benedicendae  de 
praecepto?  2.  An,  sl  non  sint  de  praecepto,  pos- 
iit  Simplex  sacerdos  eos  benedicere  private  et 
non  solrainiter?  Ad  1.  Negative.  Ad  2.  Affir- 
mative^, vgL  auch  Cavalieri  t.  IV.  o.  11. 
decr.  7.  n.  1.  2;  Probst  S.  187,  und  zwar 
aliein  deijenigen  Kreuze,  welche,  wie  z.  B.  die 

Hinschias,  Kirohenreoht  lY. 


Kirchhofskreuze,  Öffentlich  aufgestellt  werden, 
nicht  die  zum  Hausgebrauche  bestimmten,  Congr. 
rit.  V.  12.  August  1854  zu  1  (Oollectan.  misslon. 
cit.  n.  1325.  p.  708) :  „intelligendas  cruces  coe- 
meteriornm  aliasque  publice  exponendas".  Die 
letzteren  kann  der  Priester  nach  dem  Formular 
des  Rituales  privatim  segnen« 

*  Vgl.  die  vorige  Anm.  Wenn  Probst  S.  189 
angiebt ,  dass  ein  einfacher  Priester  mit  bischöf- 
licher Erlaubniss  die  solenne  Benediktion  vor- 
nehmen kann,  so  widerspricht  dies  seiner  eigenen 
Bemerkung  S.  HO.  Die  Unrichtigkeit  dieser  Be- 
hauptung ergiebt  sich  übrigens  daraus ,  dass  das 
Rituale  tlt.  VIH.  in  c.  1—19  die  Formulare  für 
die  den  einfachen  Priestern  zustehenden  Bene- 
diktionen ,  dann  von  c.  20  bis  c  25  die  bene- 
dictiones  ab  episcopis  vel  aliis  facultatem  haben- 
tibus  faciendae,  endlich  erst  c.  26  bis  c  30  die- 
jenigen mittheilt ,  welche  ein  vom  Bischof  dele- 
girter  Priester  vornehmen  darf.  Unter  den  „aliis 
facultatem  habentibus^  der  Ueberschrift  zu  der 
Mittelgruppe  kann  also  nicht  ein  Priester ,  wel- 
cher blos  eine  bischöfliche  Ermächtigung  besitzt, 
verstanden  werden. 

6  Rituale  roman.  tit  VIII.  c.  26  bis  c.  28. 
Nach  Sllbernagl,  K.  R.  S.  515.  n.  1,  s.  auch 
Arch.  f.  k.  K.  R.  2, 225,  gehört  hierher  auch  die 
Segnung  der  Fahnen  des  Militärs.  Das  erscheint 
aber  zweifelhaft.  Das  Pontiflcale  roman.  P.  II. 
hat  ausser  der  unpraktisch  gewordenen  bene- 
dictio et  impositio  crucls  proflciscentibus  in  sub- 
sidium  et  defensionem  fldei  christianae  sen  recu- 
perationem  terrae  sanctae  noch  Formulare  für  die 
benedictio  armorum ,  ensis  und  vexilli  belUci, 
dagegen  enthält  das  Rituale  keine  Formulare 
da^r.  Das  lässt  darauf  schliessen,  dass  sie 
der  Bischof  nicht  dem  einfachen  Priester  zu 
übertragen  berechtigt  ist. 

0  Die  Formulare  für  diese  giebt  der  appendix 
zum  Rituale.  Dass  sie  reservirt  sind,  ist  keinem 
Zweifel  unterworfen,  da  sie  hier  sämmtlich  unter 
den  benedictiones  reservatae  ab  episcopo  vel 
sacerdotibus  facultatem  habentibus  faciendae 
stehen.  Allerdings  finden  sich  unter  dieser 
Rubrik  zunächst  solche  Reservate,  welche  der 
Bischof  seinerseits  nicht  übertragen  kann,  es 
vrird  aber  daraus  nicht  geschlossen  werden  kön- 
nen, dass  auch  die  übrigen  der  bischöflichen 
Delegation  entzogen  sind.  Der  Anhang  stellt 
beide  Arten  ohne  Unterschied  zusammen. 

10 


146 
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Aus  dem  Oesagten  ergiebt  sich,  dass  die  s.  g.  Real-Benediktionen  und  die  s.  g. 
Verbal-Benediktionen  nicht  in  der  Weise  unterschieden  sind^,  dass  der  Bischof 
nur  die  letzteren  einem  Priester  übertragen  kann,  die  Delegirung  der  ersteren  auf 
einen  solchen  aber  dem  Papst  ausschliesslich  zusteht.  Fflr  die  Real-Benediktionen 
ist  allerdings  eine  bischöfliche  Ermächtigung  stets  ausgeschlossen^,  aber  anderer- 
seits  ist  der  Bischof  eine  solche  nicht  einmal  fflr  alle  Verbal -Benediktionen  zu  ge- 
währen befiigt  3. 

Wie  die  Bischöfe  und  die  mit  Pontifikalrechten  ausgestatteten  Prälaten  allein 
die  henedictio  eptscopdUs  speuden  können^,  so  ißt  der  Papst  seinerseits  ausschliesslich 
in  der  Lage,  den  päpstlichen  Segen  zu  ertheilen.  Da  er  aber  nicht,  wie  die 
ersteren  an  die  Schranken  des  gemeinen  Rechtes  gebunden  ist,  so  kann  er  seinerseits 
die  Ertheilung  desselben  anderen,  als  seinen  Vollzugsorganen,  übertragen  ^. 

Ausserdem  sind  dem  Papste  ausschliesslich  die  Benediktion  der  s.  g.  agnus 
dei^y  der  Schwerter  für  Könige  und  Fürsten  und  der  goldenen  Rose',  ferner,  wenn- 
gleich nicht  absolut,  die  der  Pallien  ^  reservirt*. 

Alle  übrigen  Benediktionen  ist  jeder  Priester  vorzunehmen  befähigt  ^^,  ja 
die  Benediktion  der  Osterkerze  (cereus  paschalis)  am  Charsonnabend  kann  sogar  von 
einem  Diakon  vollzogen  werden  ^^ 

Abgesehen  von  dem  eben  erwähnten  Falle  ist  dagegen  jede  Segnung  durch  einen 
Kleriker  eines  niedrigeren,  als  des  Priester-Qrades  nichtig,  weil  ein  solchei;  der  noth- 
wendigen  Fülle  der  potestas  ordinis  ermangelt  ^2. 

Wenn  dagegen  ein  Priester  die  dem  Bischof  vorbehaltenen  Segnungen  und 
Weihungen  vollzogen  hat,  gleichviel,  ob  dazu  ein  päpstliches  Indult  oder  blos  bischöf- 


1  S.  0.  S.  142.  n.  4. 

2  S.  0.  S.  144. 

3  S.  0.  S.  142a.  144.  So  hat  auch  die  Congr.  rit. 
vom  2.  April.  1875,  Collect  nüssion.  cit.  n.  1328 
p.  709,  auf  die  Frage :  y^  episoopi  sWe  ex  iaie 
ordinario  sive  ex  consuetudine  omnes  bene- 
dictiones  descriptas  in  Ritaali  romano  et  reser- 
Tatas,  in  quibas  non  intenrenit  sacra  anctio ,  sa- 
cerdotibas  minoribas  delegare  possint  ?"  nüt  Ne- 
gative geantwortet. 

4  S.  0.  S.  143. 

5  Vgl.  Const.  Benedict.  XIV.  Exempli«  prae- 
decessorum  v.  19.  März  1748,  Ball,  dt  2,  183; 
das  Formalai  für  die  BiBchöfe  im  Arch  f.  k.  K. 
R.  16, 331 ;  B.  ferner  Ritaale  rom.  tit.  Vm.  c.  32 
and  daa  auf  Grand  des  Brevea  Leos'  XIII.  v.  7.  Jali 
1882  daza  veranstaltete  Supplement ,  vgl.  aaoh 
P  r  0  b  B  t  S.  133.  Um  die  Stellung  dei  Delegaten 
alB  YollzagBorganoB  deutlich  hervortreten  zu  las- 
sen, ist  dieser  verpflichtet,  Jedes  Mal  das  betref- 
fende päpstliche  Indult  zu  verlesen. 

0  D.  h.  der  Wachsfiguren,  welche  von  dem 
auf  ihnen  abgedruckten  Bilde  defl  Lammes  Got- 
tes ihren  Namen  führen  und  durch  ihren  reinen 
Stoff  die  anbefleckte  himmlische  Reinheit  der 
Menschheit  Christi  versinnbildlichen.  Sie  wer- 
den vom  PapBte  im  ersten  und  dann  in  jedem 
siebenten  Jahre  seineB  Pontiflkates  am  weissen 
Sonntage  während  des  feierlichen  Amtes  durch 
Weihwasser ,  welches  mit  Balsam  and  Chrisma 
vermischt  ist,  dadurch  geweiht ,  dass  sie ,  wohl 
zur  Erinnerung  an  die  Taufe  Jesu  im  Jordan ,  in 


dasselbe  eingetaucht  werden ,  deoretum  de  rita 
et  usu  oerearum  formarum  v.  1752,  Bull.  Bened. 
XIY.  3,  263;  Ferraris  s.  v.  agnus  dei,  und 
Scheeben  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon. 2.  Aufl.  1,344. 

7  Probst  S.  247. 

s  Denn  diese  kann  in  Abwesenheit  des  Papstes 
der  denselben  vertretende  Kardinal  benedidren, 
Bd.  I.  S.  219.  n.  7. 

9  lieber  die  dem  ältesten  Kardinal- 
bischof  zustehende  Benediktion  deB 
zum  Papste  gewählten  Bischofs  s.  Bd.  I. 
S.  291.  360.  361. 

io  VgLProbstS.  106.  107. 

1»  Caeremon.  episcop.  lib.  II.  c.  27.  n.  7  ff., 
und  Missale  romanum.  Proprium  de  tempore, 
sabbato  sancto ;  Probst  S.  261. 

^  Allein  dem  Priester  und  dem  Bischof  wird 
bei  der  Ordination,  und  zwar  in  Verbindung  mit 
der  Salbung  der  Hände,  bei  ersterem  mit  Kate- 
chumeneu-Oel,  bei  letzterem  mit  Chrisma,  die 
Benediktionsgewalt  ertheilt,  dem  Priester  durch 
die  Worte :  „Ut  quaecunque  benedixerint  (sc  ma- 
nus),  benedicantar  et  quaecunque  oonsecrave- 
rint,  consecrentur  et  sanctiflcentur^,  dem  Bischof 
durch  den  Ausspruch:  „quidquid  benedixeris, 
benedicatuT  et  quicquid  sanctiflcaveris ,  santi- 
flcetur^,  Pontiflcale  rom.  P.  I.  de  ordinat  pres- 
byt.  u.  de  consecrat  eleeti.  Die  Kleriker  der 
niederen  ordines  besitzen  die  BenedikÜonsgewalt 
nicht,  Ferraris  s.  V.  benedicere  art.  I.  n.  15. 


J.  205.]  Die  Spendung  der  Sakramentalien.    Im  Allgemeinen.  1 47 

liehe  Ermächtigang  erforderlich  war  *,  so  ist  die  henedicHo oder  consecraUo  niemals  nich- 
tig* (mro/wfo),  sondern  nur  nnerlanbt  [ülictta]  ^,  Denn  die  Benediktionsgewalt  ist  als 
solche  nicht  an  den  bischöflichen  ordo  geknüpft  *,  vielmehr  sind  den  Bischöfen  ein- 
zelne Segnungen  und  Weihungen  nur  durch  das  kirchliche  Recht  vorbehalten  ^.  Die 
Ertheilung  der  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  letzteren  an  einen  Priester  gewährt 
daher  dem  letzteren  niemals  eine  Fähigkeit;  welche  er  an  sich  nicht  besitzt ,  sie  be- 
seitigt vielmehr  nur  die  Schranken,  welche  das  Recht  der  Ausübung  der  ihm  an  sich 
zustehenden  Fähigkeit  gesetzt  hat,  stellt  sich  also  rechtlich  als  ein  Akt  der  Juris- 
diktions^erwaltung  seitens  des  Papstes  oder  des  Bischofs  dar. 

Bei  denjenigen  Benediktionen,  welche,  wie  der  päpstliche  oder  bischöfliche  Segen 
(s.  o.  S.  146  u.  143),  an  die  Person  des  Amtsträgers  gebunden  sind,  liegt  es  in  ihrem 
Wesen,  dass  die  Spendung  durch  einen  Priester  nicht  die  Bedeutung  einer  von  dem 
berechtigten  Amtsträger  ertheilten  Segnung  haben  kann ,  also  auch  nicht  im  Stande 
ist,  die  an  eine  solche  geknüpften  besonderen  Wirkungen ,  wie  namentlich  die  Gre- 
währung  der  in  der  Regel  damit  verbundenen  Ablässe  ^ ,  herbeizuführen,  wenngleich 
eine  solche  Benediktion  als  einfache  Segnung  nicht  nichtig  erscheint. 

Was  endlich  die  0.  S.  146  gedachten,  dem  Papste  vorbehaltenen  Benediktionen 
betrifft,  so  kann  selbstverständlich  beim  Mangel  eines  besonderen  päpstlichen  Ordos 
die  Reservation  nicht  auf  einer  dem  Papst  im  Gegensatz  zu  den  Bischöfen  eigen- 
thttmlichen  potestas  ordinis  beruhen.  Diese  Vorbehalte  erscheinen  vielmehr  als  mit 
der  Frimatialstellung  des  Papstes  ausschliesslich  verbundene  Ehrenrechte,  wie  denn 
auch  gerade  der  Umstand,  dass  der  Papst,  der  oberste  Leiter  der  ganzen  Kirche, 
diese  Benediktionen  vollzieht,  den  geweihten  Gegenständen  einen  besonderen  Werth 
in  den  Augen  der  Gläubigen  verleiht  7. 

Die  erlaubte  Ausübung  der  in  dem  ordo  episcopalis  und  ordo 
presbyteralis  enthaltenen  Benediktionsgewalt  setzt  das  Vorhandensein 
der  erforderlichen  Jurisdiktion  für  denjenigen  kirchlichen  Amtsträger,  welcher  von 
ihr  Gebrauch  machen  will,  voraus. 

Der  Papst,  welcher  diese  für  die  ganze  Kirche  besitzt,  kann  Segnungen  und 
Weihungen  überall  im  Gebiete  derselben  und  für  alle  Gläubigen  vornehmen ,  sowie 
anderen  die  Befugniss  dazu  delegiren. 

Der  Bischof  hat  das  Recht  nur  für  seine  Diöcese,  seine  Diöcesanen  und  die  in 

1  S.  o.  S.  144.  Tel  piesbytex  valeat  exhibere,  hano  (conflrma- 

^  S.  aach  Entsch.  d.  Gongr.  xit.  v.  1707,  Gar-  tionem)  non  nlsi  sammiu  sacerdos  i.  e.  episcopus 

dellini   n.  3775;   2,  267:    „I.   An   abbates,  debet  conferre'*. 
priores,  guaidiaui  et  alii  religionum praelati pos-  ^  Probst  S.  108. 

sint  benedicere  paramenta  et  Tasa  sacra  ad  asam  6  S  die  Gitate  v.  S.  143.  n.  7  ff.  und  S.  146. 

proprlanimeecle8lanim?II.UtrumbenediceTepos-  "^  Dass   ein  anderer  Amtsträger  dergleichen 

fint  vasa ,  in  qnibns  sacra  anctio  adhibetur  pro  Segnnngen  für  den  Papst  vollzieht ,  wird  prak- 

servitlo    tarn    propriaram    ecclesiarnm ,    quam  tisch  nicht  vorkommen.   Die  Frage ,  welche  Fol- 

etiam  saecnlarium?  111.  An  eadem  paramenta  et  gen  eine  solche  Anmassung  haben  würde,   ist 

vasa  sacra  sint  denuo  benedlcenda  et  respective  daher,  so  weit  ich  sehe,  bisher  gar  nicht  aufge- 

consecranda?  Ad.  I.  negative,  ad  II.  quoad  1  par-  werfen.    Sie  wird   dahin  zu  beantworten  sein, 

tem  quoad  habentes  asum  pontifloalium  Afflrma-  dass  die  betreffende  Sache  zwar  benedicirt  ist, 

tive ;  quo  vero  ad  non  habentes  usnm  pontitlca-  aber  nicht  vom  Papste,  und  dass,  sofern  letzteres 

Uum  Negative.    Ad  III.  Negative,  d.  h.  also  die  rechtlich  wesentlich  ist,  die  sonstigen  Rechts- 

unbereebtlgter  Weise    erfolgten  Beuediktionen  folgen  nicht  eintreten  können,  so  würde  z.  B.  ein 

mid  Konsekrationen  sind  gültig.  vorschriftswidrig  benedlcirtes  Pallium  kein  Pal- 

'  Probst  S.  102  ff.  108.  lium  sein,  an  welches  sich  für  den  Erzbischof 

*  c.  1  (Inn.m.)  %,  7.  X.  de  sacra  unct  I.  15:  die  Bd.  II.    S.  31    erwähnten  Rechte    knüpfen 

^ünde  cum  ceteras  unctiones  simplex  sacerdos  konnten. 
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derselben  befindlichen  Sachen.  Unbedingt  gilt  dies  ftlr  alle  dergleichen  Akte ,  bei 
denen  er  sich  der  Pontifikalien  zu  bedienen  hat  ^  und  welche  öffentlich  vorgenommen 
werden^,  so  z.  B.  ftlr  die  Konsekration  der  Kirchen  ^,  die  hmiedictio  populi  solemm  und 
die  henedictio  in  via^.  Nur  soweit  er  eine  Segnung  privatim  vollzieht^,  also  z.  B. 
eine  solche,  welche  der  einfache  Priester  ohne  Weiteres  vorzunehmen  berechtigt  ist, 
bedarf  er  dazu  nicht  der  Erlaubniss  des  zust&ndigen  Ordinarius^. 

Die  Segnungen  und  Weihungen ,  welche  dem  Bischof  vorbehalten  sind ,  und  fär 
welche  er  seinerseits  nicht  einen  Priester  delegiren  kann,  überträgt  er  aber  dann  er- 
laubter Weise  auf  einen  solchen,  wenn  ihm  vom  Papste  dazu  Vollmacht  ertheilt  ist^. 

Hat  er  von  dieser  letzteren  Gebrauch  gemacht  oder  einen  Priester  mit  einer  ihm 
reservirten  Benediktion  kraft  eigenen  Rechtes  beauftragt ,  so  kann  der  Delegirte  von 
seiner  Befngniss  nur  innerhalb  der  den  Bischof  selbst  bindenden  Schranken  Gebrauch 
machen,  weil  sich  die  Jurisdiktion  des  Delegirenden  nicht  ttber  seine  DiOcese  hinaus 
erstreckt  ®. 

Die  Ermächtigung  zu  Benediktionen,  welche  der  Bischof  kraft  eigenen  Rechtes 
übertragen  darf,  kann  auch  an  seiner  Statt  der  Generalvikar  oder  Eutpitelsverweser 
ertheilen  ^. 

In  welchem  Umfange  die  dem  Bischof  reservirten  Konsekrationen  und  Benedik- 
tionen durch  die  dazu  kraft  päpstlichen  Privilegs  oder  Indultes  er- 
mächtigten Priester,  namentlich  die  Regularen  i<),  erlaubter  Weise  ge- 
spendet werden  dürfen ,  darüber  entscheidet  der  Inhalt  der  betreffenden  päpstlichen 
Urkunde  ^^ 


1  Bd.  U.  S.  48,  8.  namentlich  Anm.  2  da- 
selbst 

2  A.  a.  O.  S.  44 

3  c  10  (Later.  L  v.  1123)  0.  XVI.  qn.  1 : 
„ . . .  Crisma  et  oleam,  consecrationes  altarium ... 
ab  episcopls  (sc  monachi)  accipiant ,  in  qnorum 
parocMis  manent"  ;  c  26.  27  (Gelas.  L)  0.  XVI. 
qn.  7 ;  c  9  (Julian,  epit.  Novell.)  Dist  I.  de  con- 
seci.  u.  c  2  (Inu.  III.)  X.  de  consecr.  eccles. 
III.  40. 

4  Clem.  2  de  privileg.  V.  7.  Der  Erzbischof 
kann  sich  der  Pontifikalien  innerhalb  der  ganzen 
ProYinz  bedienen  und  hier  die  benedictlo  solem- 
nis  und  die  benedictlo  in  via  ertheilen,  Giern.  2 
cit,  Gaerem.  episc.  lib.  I.  c  4.  In  Anwesenheit 
eines  höheren  Amtstrigers  darf  indessen  der 
niedere  nur  mit  Erlaubniss  des  letzteren  bene- 
diciren,  c.  6  (Nicol.  I.)  Dist.  XXI,  so  der  Bi- 
schof nur  mit  Erlaubniss  des  gegenwärtigen  Le- 
gaten, Kardinals  oder  Erzbischofs,  Gaeremon.  Lo. 
und  die  Entscheid,  d.  Gongr.  rit.  bei  Ferraris 
8.  T.  benedicere  art.  I.  n.  10.  11. 

Dem  Bischof  steht  darin,  wie  in  allen  anderen 
Beziehungen  der  coadiutor,  welcher  den  Bischof 
bei  touler  Unfähigkeit  vertritt,  gleich,  amürt 
er  nun  neben  dem  Bischof,  blos  dann ,  wenn  der 
letztere  nicht  amtlren  kann  oder  will,  Bd.  II. 
S.  265,  s.  auch  Ferraris  s.  v.  benedicere  art. 
II.  n.  5. 

^  So  darf  der  Bischof  einzelnen  darum  an- 
suchenden Personen  die  Benediktion  privatim 
geben,  femer,  wenn  er  privatim  celebrirt,  in  An- 
schluss  daran  dieselbe  spenden,  Barbosa  de 
off.  et  pot.  episcopi  P.  II.  alleg.  27.  n.  64.  65. 


«  Aber  wohl  —  vgl.  c.  28  (Orleans  HI.  v.  538) 
G.  VII.  qu.  1  —  in  Betreff  der  Konsekration  der 
Kirchen  und  Altäre.  Statt  des  Bischofs  kann  die 
Genehmigung  auch  der  Kapitelsverweser,  nicht 
aber  der  Generalvikar,  Bd.  U.  S.  215.  Nr.  14  u. 
S.  244  ertheilen. 

Die  Benediktion  des  Königs  und  der 
Königin  weist  das  pontlflcale  roman.  P.  I.  spe- 
ciell  dem  Metropoliten  oder  dem  „Pontifex 
ad  quem  spectat'',  also  dem  Primaten,  welcher 
den  Vorrang  vor  den  übrigen  Erzbischöfen  oder 
Bischöfen  besitzt,  Bd.  L  S.  625,  zu. 

7  Baruffaldus  1.  c.  ttt  LXV.  lu  12.  13. 
Herkömmlicher  Weise  geschieht  dies  für  einzelne 
Fälle  in  den  deutschen  Quinqnennal-Fakultäten 
pro  foro  externe  n.  11,  Bd.  UI.  S.  801.  n.  3. 

8  S.  auch  die  in  der  vor.  Anm.  cit.  Fakultäten 
n.22. 

9  Eine  Beschränknng  kennt  das  Recht  in  dieser 
Beziehung  nicht,  nur  können  sie  keine  Ermäch- 
tigung zur  Ertheilung  der  benedictlo  episoopalis 
geben,  weil  diese  an  die  Person  des  Amtsträgers 
gebunden  ist,  s.  o.  S.  143. 

iO  Das  Nähere  darüber  ist  S.  143  n.  13.  ange- 
führt. 

11  Die  herkömmlichen  Beschränkungen  s. 
ebendaselbst.  Im  Gegensatze  zu  den  Bischöfen 
sind  die  Regulär-Oberen  befugt,  ihr  Recht,  die 
Paramente  und  Gefässe  für  die  ihnen  unter- 
worfenen Kirchen  zu  benediciren,  s.  o.  S.  144. 
n.  13,  ohne  weiteres  ihren  Regularpriestem  zu  de- 
legiren. Indessen  ist  es  wegen  der  const.  Leos'X : 
Religionis  suades  v.  3.  Februar  1514  (nicht  im 
Turiner  Bullarinm)  streitig,   ob  die  Delegation 
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Diejenigen  Segnungen ,  welche  weder  dem  Bischof  noch  einem  höheren  kirch- 
lichen Würdenträger  vorbehalten  sind,  werden  henedictiones  sacerdotales  genannt  Von 
diesen  stehen  einzelne,  die  s.  g.  henedictiones  parocMales,  dem  Pfarrer  in  der  Art  aus- 
schliesslich zn ,  dass  sie  von  einem  anderen  Priester  erlaubter  Weise  nur  mit  seiner 
Genehmigung^  gespendet  werden  dflrfen,  n&mlich  die  benedicüo  nuptialü^,  die  bene- 
dictio  muUerts  post  partium  ^  (die  Aussegnung  der  Wöchnerinnen) ,  die  benedtcüo  domo- 
nun  in  sabbaio  aancto  ^  y  die  benedicHo  super  frühes  et  vineas  oder  agrorum  y  sofern  sie 
feierlich  (im  Frühjahr  namentlich  am  Marcustage  oder  in  dem  Triduum  vor  Himmel- 
fahrt,  den  dies  rogationum  bei  Bittgängen]  ^  vorgenommen  wird ,  die  benedictio  foniis 
baptismoHs  am  Charsonnabend  und  am  Vorabend  (Vigil)  vor  Pfingsten  6,  jedoch  nur 
in  den  gewöhnlichen  Pfarrkirchen  mit  eigenem  Taufstein  ^ ,  die  benedictio  candelarum 
in  die  purißcationie  b.  Mariae  virgwUe^ ,  die  benedictio  cinerum  in  prima  die  quadra- 
geehnae^  und  die  benedictio  ramorum pahnarum  et  olivarum  sive  aUanan  arborum  in  die 
pahnarum^^j  aber  nur  dann^S  wenn  sich  nicht  etwa  in  Betreff  dieser  drei  zuletzt 
gedachten  Benediktionen  eine  Gewohnheit  zu  Gunsten  anderer,  z.  B.  von  Regulär- 
Priestern,  gebildet  hat^^. 

Die  übrigen  Benediktionen  ^^  ist  jeder  Priester  vorzunehmen  befbgt.  Will  er  dies 


nur  unter  Mitwirkung  des  Generalkapitela ,  fer- 
ner ob  sie  nur  für  jedes  Mal  besonders  oder  auch 
generell  ertheilt  werden  kann,  B allay  im  Arob. 
f.  k.  K.  R.  16,  107;  Probst  S.  112. 

1  Barnf  faldus  1.  c.  tit.  XLVII.  n.  3,  nicht 
des  Ordinarius ,  da  dieser  dem  Pfarrer  die  Pfarr- 
Recht«  nicht  innerhalb  seiner  Pfarrei  entziehen 
darf,  CJongr.  rit  v.  22.  März  1631,  öardellinl 
1.  c  n.  90a  909 ;  1,  186. 

3  Sie  wird  regelmässig  mit  der  Yotivmesse  pro 
Bponso  et  sponsa  yerbnnden,  Rituale  rom.  titYII. 
c  2.  n.  4  nnd  darf  allein  unter  Ausschluss  jeder 
entgegenstehenden  Gewohnheit  von  demparochus 
proprius  der  Brautleute  oder  von  einem  seitens 
des  Torgesetzten  Ordinarius  ermächtigten  Priester 
bei  Vermeidung  der  suspensio  ipso  iure  gespen- 
det werden,  Trid.  sess.  XXIY.  c  1  de  ref.  ma- 
trim.,  Probst  S.  164. 

3  Dass  diese  Segnung  hierher  gehört ,  ist  frei- 
lich bestritten,  s.  z.  B.  Gavalieri  t  lY.  c  13; 
Probst  S.  174,  da  das  Ritaale  tit  YIU.  c.  3 
nur  des  sacerdos,  nicht  aber  des  parochus  ge- 
denkt FOr  die  hier  vertretene  Ansicht  das  von 
Clemens'  XI.  1704  bestätigte  decretum  orbis  et 
urbis  der  Gongr.  rit.  v.  10.  Dezember  1703  zu  6 
(„benedictiones  mulierum  et  fontis  baptismalis 
flerl  debere  a  parochis*9,  Gardellini  1.  c. 
n.  3670;  2,  220,  auch  bei  Benedict  XIV. 
instit.  CY.  n.  93;  s.  Bouix  de  parocho  ed.  III. 
Paris  1880.  p.  497,  van  de  Bürgt,  de  ecclesiis. 
ed.  11.  Ultraie45ti  1874. 1,  179,  vgl.  femer  die 
ausf&hrliohe  Erörterung  bei  Deneubourg, 
€tude  canonique  sur  les  vioaires  paroissiaux 
p.  242  fif.  Allerdings  braucht  die  benedictio  nicht 
von  dem  parochus  proprius  gefordert  zu  werden. 

4  D.  h.  während  der  Oharwoche ,  Rituale  ro- 
man.tttYin.  c.  4;  Baruf  faldus  tit  XLYH. 
n.  8;  Gavalieri  1.  c  c.  24.  Ob  dasselbe  in 
Betreff  der  benedictio  domorum  alio  tempore 
facienda,  Rituale  1.  o.  c.  6  gilt,  ist  streitig ,  wird 
aber  riebtlger  verneint ,  da  die  Rubrik  den  pa- 


rochus seu  all!  saoerdotes  als  Spender  bezeichnet, 
Probst  8.129. 149. 

B  Missale  in  litaniis  maioribus  u.  dies  XXY. 
April.;  Rituale  roman.  Üt  YIII.  c.  10;  tit.  IX. 
c.  1.  n.  8  u.  c.  4;  Baruffaldus  tit  LIII. 
n.  10  u.  tit  LXXIX  n.  1 ,  Congr.  rit.  v.  9.  Mai 
1705,  Gardellini  1.  c.  n.  3722,  2,  238; 
Probst  8.  122,  nicht  aber  die  benedictiones 
privatae  super  campos,  welche  daher  auch  von 
Regularen  in  einer  Pfarrei  mit  Erlaubniss  des 
Ordinarius  vorgenommen  werden  können,  Gongr. 
rit.  V.  6.  Oktober  1686, 1.  c  n.  3124;  2,  80. 

^  Missale  sabbato  sancto  und  vigilia  Pente- 
costes ;  B  a  r  b  o  s  a  de  ofll  et  potest.  parochi.  P.  I. 
c  12.  n.  2;  Baruffaldus  tit  lY.  n.  8. 

^  Also  nicht,  soweit  in  Frage  stehen :  1 .  Kirchen, 
deren  Parochianen  hinsichtlich  der  Taufe  an  die 
Kathedrale  oder  ein  dazu  gehöriges  Baptisterium, 
s.  Bd.II.  S.281  gewiesen  sind,  und  2.  Kollegiat- 
und  Regularkirchen ,  in  denen  der  die  Messe  ce- 
lebrirende  Dignitarius  oder  canonicus  hebdo- 
madarius ,  nicht  der  sonst  mit  der  Seelsorge  be- 
traute Geistliche  die  Benediktion  vorzunehmen 
hat,  Gardellini  1.  c.  n.  2096,  n.  4207  zu  5, 
n.  6021,  denn  das  oben  n.  3  citirte  Dekret  von 
1703  verneint  nur  die  Berechtigung  von  Kaplänen 
der  Bruderschaftskirchen  zu  Gunsten  der  Pfarrer, 
s,  auch  Probst  S.  279. 

8  Missale,  festa  Februar,  die  11. 

ö  L.  c  feria  IV.  cinerum. 

10  S.  das  Missale  zu  diesem  Tage. 

11  Also  nicht  immer,  wie  B  arb  o  s  a  1.  c.  n.  4. 
8.  9  und  Baruffaldus  tit  XLYI.  n.  3  an- 
nehmen. 

12  G ar  d eil  ini  L  c.  n.  2444  zu  1.  Daher  er- 
klärt auch  das  Dekret  v.  1703  zu  6  (oben  n.  3), 
dass  diese  Benediktionen  nicht  zu  den  iura  mere 
parochialia  gehören. 

18  Also  namentlich  mit  Ausnahme  der  im 
Text  oben  aufgeführten  alle  diejenigen ,  welche 
das  Rituale  roman.  tit  YIII.  c.  1 — 19  und  der 
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aber  nicht  blos  privatim ,  sondern  feierlich  oder  öffentlich  in  einer  Kirche  oder  Ka- 
pelle thon,  so  hat  er ,  falls  er  erlaubter  Weise  handeln  will ,  die  Zostimmong  des  be- 
treffenden Pfarrers  ^  oder  des  Rektors  der  fraglichen  Kirche^  oder  des  zuständigen 
Ordinarius 3  einholen ,  da  kein  Priester  befugt  ist,  beliebig  Handlungen  seines  ordo 
in  einer  fremden  Pfarrei,  Kirche  oder  Didcese  anszutlben. 

Dagegen  ist  eine  solche  Erlaubniss  für  die  in  einer  Pfarrei  angestellten  oder  in 
dieselbe  deputirten  Httlfspriester ,  Vikare ,  Eutpläne  nicht  erforderlich.  Sie  besitzen 
dieselbe  ein  für  alle  Mal  kraft  ihrer  Stellung  als  Oehülfen  des  Pfarrers  bei  der  Ver- 
waltung der  heiligen  Handlungen.  Allerdings  haben  sie  sich  dabei  an  die  durch  Ge- 
wohnheit oder  Diöcesan-Statut  oder  durch  ihre  Instruktion  vorgeschriebene  €re- 
schäftotheilung  zu  halten,  ja  in  Ermangelung  einer  solchen  ist  der  Pfarrer  berechtigt, 
weil  ihm  die  Leitung  der  Verwaltung  der  geistlichen  Funktionen  obliegt,  ihnen  nä- 
here Anweisungen  zu  ertheilen,  z.  B.  die  Vornahme  einzelner  Benediktionen  von 
seiner  Zustimmung  abhängig  zu  machen  oder  nachherige  Anzeige  in  Betreff  dersel- 
ben zu  erfordern.  Er  kann  sich  sogar  auch  gewisse  Benediktionen  ausschliesslich 
vorbehalten,  indessen  keineswegs  die  Httlfspriester,  wenn  einzelne  Parochianen  von 
ihnen  die  Spendung  von  Benediktionen  verlangen ,  ganz  davon  ansschliessen ,  denn 
dadurch  wttrde  er  ihnen  sowohl  die  Ausübung  ihres  priesterlichen  Ordos  wesentlich 
beschränken ,  als  auch  den  Zweck,  zu  welchem  die  Httlfsgeiatlichen  ihm  an  die  Seite 
gesetzt  sind,  ganz  oder  zum  Theil  illusorisch  machen  ^. 

D.  Die  Pflicht  zur  Spendung  von  Segnungen  und  Weihungen. 
Derjenige  kirchliche  Amtsträger  oder  Geistliche ,  welcher  die  Beföhigung  und  auch 
im  gegebenen  Falle  das  Recht  zur  Vollziehung  von  Segnungen  und  Weihungen  be- 
sitzt, ist  verbunden,  dieselben  vorzunehmen,  und  zwar : 

1.  kraft  seiner  allgemeinen  Amtspflicht  a.  schlechthin,  wenn  die- 
selben einen  Theil  der  von  der  Kirche  vorgeschriebenen  Gottesdi^nstordnung  bilden, 
und  er  zufolge  seines  Amtes  oder  seiner  kirchlichen  Stellung  zur  Wahrnehmung  der 
betreffenden  gottesdienstlichen  Handlungen  verpflichtet  ist  ^ ,  ferner  auch ,  wenn  ge- 


appendix  dazu  unter  der  Ueberschrif t :  henedie-  äugend  ae  prope  modum  Intenta  episcopo  iniun- 

tiontB  non  rttttvaUu  aufführt ,  z.  B.  die  bene-  gendum  censuit ,  ut  revocet  traditam  hulnsmodi 

dictio  aquae  luBtralis,   oandelarum  extra  diem  faoultatem,    ne  parochialis  praedicta  (eoclesia) 

puriflcationis  b.  M.  Y.,  lod  (namentlich  gewls-  frequentia  et  obsequiis  populi  deoiescat  snoque 

ser    Räumlichkeiten    eines    Hauses ,    Probst  iure  priyetur^. 

S.130),  thalami(Barurfaldu8  tit.LI.n.3.4).  «  Vgl.  zu  der  Ausfahrung  des  Textes  auch 
novae  na^is,  panis,  ovoium  (welche letztere  nach  Deneubourgl.  c.  p.  306  ff. 
dem  Dekret  v.  1703  zu  6  nicht  zu  den  bene-  ^  Hierher  gehören  die  bei  der  Messe  voige- 
dictiones  parochiales  gehört,  s.  auch  Baruf-  schriebenen  Benediktionen ,  ferner  die  Zuberei- 
f  aldus  tit.  LYHI.  n.  5).  tung  der  h.  Oele  durch  den  Bischof  als  Theil  des 
^  So  allgemein  die  Gongr.rit.  T.  16. September  Offiziums  am  Gründonnerstag,  Pontiflcale  ro- 
1640,  Gardelliui  1.  c.  n.  1263;  1,  225:  ^Non  man.  P.  III;  Gaeremoniale  episcopor.  IIb.  II. 
posse  in  aliena  ecclesia  quidquam  ordinari  aut  c.  23 ;  die  Feier  des  Offiziums  durch  den  Pfarrer 
exerceri  invito  proprio  parocho**.  am  ersten  Tage  der  Quadragesima  und  am  Palm- 
3  Entsch.  der  Congr.  rit.  1.  c.  n.  1887;  1,  319.  sonntage  und  die  damit  verbundene  Kerzen-, 
3  S.  die  S.  149.  n.  5  cit.  Entscheidung.  Der  Asche-  und  Palmen  -Weihe,  S.  149  n.  9  u.  10, 
Ordinarius  dar  find  essen  von  seinem  Rechte  nicht  vgl.  Congr.  rit  y.  19.  Dezember  1665,  Gar- 
in einer  Weise  Gebrauch  machen,  dass  dadurch  dellini  1.  c  n.  2351;  1,  400;  die  Abhaltung 
das  Recht  des  Pfarrers  generell  ausgeschlossen  des  Offiziums  am  Charsonnabend  und  die  dabei 
wird,  also  z.  B.  dem  Kapellan  einer  anderen  vorgeschriebene  Benediktion  des  Feuers,  der 
Kirche  ein  für  alle  Mal  das  Recht  gewähren,  ge-  Osterkerze  und  des  Tanfbrunnens,  Oongreg.  rit. 
wisse  Benediktionen  zu  spenden,  Congr.  rit.  v.  v.  12.  April  1755,  l.  c  n.  4252  zu  2  u.  4.  Vgl. 
22.  November  1859, 1.  c.  n.  2104  ;  1,  339:  ^pa-  auch  Probst  a  233.  257. 
rochorum  indemnitati  nedum  oouservandae,  sed 
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wisse  Sachen,  welche  für  den  gottesdienstlichen  Qebranch  und  die  ordnnngsmässige 
Abhaltang  des  Gottesdienstes  erforderlich  erscheinen  ^  oder  dafär  ordnungsmässig 
bestimmt  sind  2,  ohne  vorherige  Weihe  dazu  nicht  verwendet  werden  dürfen '; 

b.  femer  ebenfalls  kraft  seiner  allgemeinen  Amtspflicht,  wenn  ein  Be- 
rechtigter Segnungen,  welche  entweder  obligatorisch  angeordnet  sind*  oder  nach 
den  kirchlichen  Vorschriften  gestattet  sind  ^,  für  sich  begehrt. 

2.  Kraft  der  Obedienzpflicht,  wenn  ein  Geistlicher  von  einem  höheren,  vor- 
gesetzten kirchlichen  Beamten  zur  Vollziehung  einer  Segnung  delegirt  ist  ^. 

E.  Das  Recht,  die  kirchlich  statthaften  Benediktionen  und 
Weihungen  zu  beanspruchen  steht  nur  denjenigen  Getauften  zu,  welche  die 
aktive  Rechtsfähigkeit  besitzen,  nicht  den  Ketzern,  Schismatikern^  und  den  in  der 
grossen  Exkommunikation  Befindlichen  ^. 

Geltend  gemacht  werden  kann  es  nur  von  einem  solchen ,  wenn  er  handlungs- 
fiUiig  ist,  d.  h.  das  erforderliche  Unterscheidungsvermögen  besitzt,  um  die  Bedeutung 


1  Also  statt  der  yerhrauchten  neue  Paramente, 
Korporalien  u.  s.  w.  haben  beschafft  werden 
müssen. 

2  Es  sind  z.  B.  derartige  Sachen  einer  Kirche 
zifm  gottesdienstlichen  Gebrauche  geschenkt  und 
rechtsgültig  acceptirt. 

3  Ob  der  Berechtigte  in  allen  diesen  Fallen 
nothwendlg  selbst  handeln  mnss  oder  einen 
Stellvertreter  fongiren  lassen  kann,  bestimmt 
sich  Zunächst  nach  den  allgemeinen  Yorschriften 
über  die  Nothwendigkeit  der  personlichen  Ver- 
waltung des  Amtes,  s.  Bd.  IIL  S.  226.  233,  fer- 
ner aber  auch  danach ,  ob  er  mit  Rücksicht  auf 
den  Charakter  der  fraglichen  Weihung  oder  Seg- 
nnng,  einen  anderen  zu  deleglren  befugt  ist, 
s.  o.  S.  144.  160. 

4  Wie  die  Benediktlon  der  abbates  reguläres 
perpetai  oder  auch  nur  perpetui  ratione  admi- 
nistrationis,  welche  diese  von  dem  Bischof  binnen 
Jahresfrist  nach  ihrer  Wahl  einzuholen  ver- 
pflichtet sind,  Ferraris  s.  v.  abbas  n.  19. 

5  Denn  die  Kirche  hat  in  Gemässheit  des  von 
Christus  empfangenen  Auftrages  diese  Hand- 
langen zum  Heile  der  Gläubigen  Yorgeschrieben. 
Deshalb  dürfen  sie  ihnen  ,  wenn  sie  davon  Ge- 
brauch machen  wollen,  nicht  vorenthalten  werden. 

6  Wenn  die  Delegation  für  einen  Einzelfall 
ertheilt  ist,  unbedingt,  denn  unter  dieser  Vor- 
aussetzung soll  gerade  einem  hervorgetretenen 
Bedürfniss  entsprochen  werden.  Dasselbe  gilt 
bei  genereller  Delegation  für  den  Fall,  dass  die 
Benediktion  nothwendlg  ist  oder  von  einem  Be- 
rechtigten gefordert  wird,  denn  eine  solche  Dele- 
gation soll  entweder  den  eigentlich  Verpflichte- 
ten entlasten  oder  eine  leichtere  oder  bequemere 
Vornahme  der  Amtshandlungen  ermöglichen. 

Bei  Berechtigungen,  welche  auf  einem  Indulte 
beruhen,  kommen  die  zu  1  des  Textes  gedachten 
Gesichtspunkte  in  Betracht  Das  Indult  enthält 
ein  Privilegium,  welches  zugleich  im  öffentlichen 
Interesse  der  Kirche  gegeben  ist ,  vermehrt  also 
nicht  blos  die  Amtsrechte,  sondern  legt  auch 
Pflichten  auf,  Bd.  III.  S.  816. 

7  Das  folgt  aus  dem  Verbot  der  communicatio 
in  sacris.    Verschieden  davon  ist  die  Frage,  ob 


es  eriaubt  ist ,  diesen  Personen  Segnungen  und 
Weihungen  zu  spenden.  Auch  dies  ist  mit 
Rücksicht  auf  das  gedachte  Verbot  zu  verneinen, 
und  es  wird  ihnen  in  Anwendung  dieses  Piindpet 
vom  Rituale  roman.  tlt.  VI.  c.  2.  n.  2  u.  c.  3 
das  kirchliche  Begräbniss,  bei  welchem  eine  Seg- 
nung vorkommt,  versagt.  Allerdings  l&sst  die 
Praxis  unter  gewissen  Voraussetzungen,  nament- 
lich bei  vorher  abgegebenem  Versprechen  auf  Er- 
ziehung der  Kinder  im  katholischen  Glauben 
die  Einsegnung  gemischter  Ehen  zu ,  H  ü  b  1  e  r , 
Eheschliessung  u.  gemischte  Ehen  in  Preussen. 
Berlin  1883.  S.  62  fl. ;  indessen  wird  diese  nicht 
aus  Rücksicht  auf  den  akatholischen,  sondern  auf 
den  katholischen  Theil  gewährt,  um  dem  letzteren 
nicht  zum  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche 
Anlass  zu  geben,  femer  wegen  des  aus  der  katho- 
lischen Erziehung  aller  Kinder ,  vielleicht  auch 
sogar  der  Bekehrung  des  nichtkatholischen  Ckt- 
ten  der  Kirche  erwachsenden  Vortheils.  Es  han- 
delt sich  also  hier  um  ein  exceptionelles  Ver- 
hältniss ,  von  welchem  nicht  auf  die  Erlaubtheit 
anderer  Segnungen  geschlossen  werden  darf, 
um  so  weniger,  als  selbst  bei  gewährleisteter  Er- 
ziehung aller  Kinder  im  katholischen  Glauben 
der  nicht  katholischen  Mutter  die  benedictio 
post  partum  nach  der  bestehenden  Praxis  ver- 
weigert wird,  Kntschker,  Eherecht  4,  805  u. 
Arch.  t  k.  K.R.  41,221. 

s  Und  zwar  sowohl  die  vitandi ,  wie  auch  die 
toleratiy  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S.  286. 
326.  Das  muss  auch  gelten,  wenn  diese  Seg- 
nungen nicht  für  ihre  Person ,  sondern  für  ihre 
Sachen  verlangen.  Baruffaldus  tit  XL VII. 
n.  17  ff.  lässt  dies  aber  bei  der  Segnung  des 
Hauses  nur  für  den  Fall  gelten ,  dass  es  sich  um 
einen  vitandus  handelt,  und  alle  Bewohner  des 
Hauses  ihm  als  paterfamilias  unterworfen  sind, 
nicht,  wenn  die  eine  oder  die  andere  Voraus- 
setzung fehlt.  Dies  erscheint  nicht  richtig,  denn 
auch  der  toleratus  hat  kein  Recht  auf  die  Seg- 
nungen der  Kirche,  und  die  blosse  Rücksicht  auf 
die  nicht  exkommunicirten  Mitwohner]  schliesst 
die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  nicht  aus. 
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und  die  Wirkungen  der  begehrten  Handlung  zu  verstehen^,  also  namentlich  nicht 
von  Wahnsinnigen  und  Eändem  unter  7  Jahren  2.  Wohl  aber  erscheinen  für  solche, 
welche  die  Qrenze  des  zuletzt  gedachten  Alters  überschritten  haben,  Eltern  und  Er- 
zieher als  Vertreter  berechtigt,  ftlr  sie  dergleichen  kirchliche  Handlungen  zu  ver- 
langen 3. 

Endlich  ist  ebenso  wie  bei  den  Sakramenten  die  Geltendmachung  des  Rechtes 
für  solche  Eirchenglieder,  welche  als  schwere  Sflnder  bekannt  sind,  suspendirt  ^,  weil 
die  Wirkung  der  Segnung  von  der  Disposition  des  Empftngers  abhängt,  und  diese 
daher  nicht  eintreten  kann,  wenn  der  letztere  nicht  von  schwerer  Sünde  frei  ist^. 

Was  speciell  die  Benediktion  von  Sachen  betrifft,  so  kann  das  Recht  nicht  aus- 
geübt werden,  wenn  die  an  sich  für  eine  bestimmte  Segnung  geeignete  Sache,  z.  B. 
ein  Haus,  einem  Gebrauche  gewidmet  ist ,  welcher  mit  dem  Wesen  und  dem  Zweck 
der  Benediktion  im  Widerspruch  steht,  also  von  vornherein  die  Gewissheit  obwaltet, 
dass  die  Sache  nicht  zu  einem  Instrumente  der  Gnade  werden  oder  die  Segnung  nicht 
zum  sittlich-religiösen  Heile  des  Begehrenden  gereichen  kann^. 

Weiter  entsteht  aber  die  Frage ,  ob  nur  derjenige  die  Weihung  oder  Segnung 
einer  Sache  zu  beanspruchen  berechtigt  ist,  welcher  kraft  seines  Eigenthums  oder  in 
Stellvertretung  des  Eigenthümers  (z.  B.  als  Vater,  Vormund)  darüber  verfügen  kann, 
oder  auch  ein  solcher,  welchem  ein  blosses  Gebrauchsrecht  zukommt  oder  welcher 
nur  Besitzer  oder  Inhaber  der  Sache  ist. 

Diejenigen  Weihungen ,  welche  bestimmt  sind ,  die  Sache  von  allem  profanen 
Gebrauche  abzusondern  und  sie  für  gottesdienstliche  Zwecke  zu  widmen,  ist  jeden- 
falls nur  der  Eigenthümer  zu  verlangen  und  zu  gestatten  legitimirt,  weil  dadurch  sein 
aus  dem  Eigenthum  herfliessendes  Gebrauchs-  und  Dispositionsrecht  einer  erheb- 
lichen Beschränkung  unterworfen  wird  ^ ,  insofern  er  als  Katholik  die  Eigenschaft 
der  Sache  als  einer  geheiligten  mindestens  kraft  Gewissenspflicht  nicht  unbeachtet 
lassen  kann^,  und  weil  femer,  falls  er  Akatholik  ist,  die  Gefahr  ftlr  die  Kirche  vor- 
liegt, dass  die  Sache  von  einem  solchen  zu  profanen ,  sie  nach  katholischer  Auffas- 
sung entweihenden  Zwecken  (z.  B.  der  konsekrirte  Kelch  zu  gewöhnlichen  Gast- 
mählern) gebraucht  wird. 

1  Damit  insbesondere  bei  Sachen  die  Gefahr  als  Spielholle,  Bordell  oder  zur  Aufbewahrung 

eines  Missbrauchs  ausgeschlossen  ist.  gestohlener  Sachen  dient,  s.  auch  Baruffaldus 

2  Denn  Segnungen  und  Weihungen  sollen  sitt-  1.  c.  n.  18. 

lich-religiöse  Handlungen  anregen  und  bewirken.  '^  Das  ergiebt  auch  c.  2  (Greg.!,  598.  ed.  Ben. 

8  Hiermit  ist  der  Fall  nicht  zu  verwechseln,  Üb.  IX.  ep.  55;  2, 973)  C. XIV.  qu.  6 :  „Comperimus 

dass  ein  gesetzlicher  Vertreter  eine  an  einem  Un-  nuUam  extitisse  causam,  pro  qua  res  Judaeorum 

zurechnungsfähigen   zu    vollziehende    Segnung  potulssent  ratlonabiliter  occupari  atque  eas  esse 

verlangt,   welche  die  Kirche  gerade  in  BetreflP  inconsulte  ac  temere  consecratas.  Idcirco  expe- 

solcher  Personen  (s.  die  im  appendix  zum  Rl-  rlentiae  tuae  praecipimus,  ut  quia  quod  semel 

tuale    enthaltenen  benedictiones    infantls  und  consecratnm  est,  eis  non  valeat  ultra  restitui, 

puerorum  aegrotantium)  gestattet  studii  tui  sit,  ut  ipse  episcopus  debeat  pretium 

*  So  wird  katholischen  Frauen,  welche  in  ge-  dare",  da  hier  die  wider  Willen  der  Eigenthümer, 

mischter  Ehe  leben  und  ihr  Kind  nicht  haben  der  Juden ,  geweihten  Synagogen  als  „temere*', 

katholisch  taufen  lassen  oder  die  Erziehung  des-  als  unzulässiger  Weise    konsekrlrt   bezeichnet 

selben  in  einer  anderen  Religion  gestatten,  die  werden.    Erlaubt  ist  demnach  nur  eine  Konse- 

benedictio  post  partum  versagt,  Kutschker,  kration  mit  Zustimmung  des  Eigenthümers,  d.lL 

Eherecht  4,  804;   Arch.  f.  k.  K.  R.  41,  218.  nur  dieser  kann  sie  für  seine  Sache  fordern. 

220;   Baruffaldus  tit.  XLVIl.  n.  18  erklärt  Wegen  der  Folgen  einer  unerlaubten  Weihe,  von 

die  benedictio  domus  für  einen  schweren  Sünder  welchen  der  zweite  Theil  der  Stelle  handelt,  s. 

nicht  zulässig.  nachher  unten  $.  206. 

6  Probst  S.  116.  8  Reg.  iur.  51  in  VIto  -.  „Semel  deo  dicatum, 

^  Daher  wird  z.  B.  die  benedictio  domus  abge-  non  est  ad  usus  humanes  altekus  tiansferendum." 
lehnt  werden  dürfen  und  müssen,  wenn  das  Haus 
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Die  beiden  zuletzt  erwähnten  Qesiehtsponkte  kommen  aber  auch  ftlr  diejenigen 
Weihongen  in  Frage,  welche  eine  Sache  zwar  nicht  dem  Gebrancb  der  Gläubigen 
entziehen ,  aber  ihr  eine  heilbringende  ELraft  mittheilen  und  deshalb  die  Benutzung 
des  Gegenstandes  (z.  B.  eines  geweihten  Heiligenbildes,  einer  geweihten  Kerze) 
allein  noch  für  religiöse,  Andachts-  und  Erbauungs- ,  nicht  aber  ftlr  profane  Zwecke 
offen  lassen  ^ 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  blossen  Segnung,  welche  den  benedicirten  Gegen- 
ständen keine  besondere  Eigenschaft  yerleiht,  sondern  nur  den  Zweck  bat,  den  Ge- 
brauch derselben  durch  Vertreibung  der  Dämonen  unschädlich  und  zu  einem  im  ge- 
wöhnlichen Leben  heilbringenden  zu  machen  ^ ,  das  Gedeihen  und  das  Wachsthum 
von  Sachen  zu  befördern  ^  oder  mit  ihrem  Genüsse ,  wenn  er  in  rechter  Weise  und 
rechter  Absicht  geschiebt,  eine  leiblich  und  geistig  heilsame  Kraft  zu  verbinden^. 
Ser  tritt  nach  kirchlicher  Auffassung  keine  Veränderung  mit  der  Sache  ein,  femer 
stellt  sich  die  Segnung  auch  nicht  als  ein  Akt  dar ,  welcher  äusserlich  dauernde 
Spuren  seiner  Einwirkung  auf  die  Sache  hinterlässt  oder  den  profanen  Gebrauch  der 
Sache  irgendwie  ausschliesst.  Die  Segnung  ist  in  diesen  Fällen  eine  den  Eigenthtlmer 
gar  nicht  bertlhrende  Handlung,  sie  beeinträchtigt  ihn  in  Betreff  des  Zustandes  und 
Gebrauches  seiner  Sache  nicht,  und  er  hat  nicht  nöthig,  sie  irgendwie  zu  respektiren. 
Deshalb  kann  hier  das  Eigenthum  an  der  Sache  nicht  als  Vorraussetzung  der  Aus- 
übung des  Rechtes  auf  Beanspruchung  einer  Segnung  hingestellt  werden  ^.  Anderer- 
seits ist  aber  die  Geltendmachung  dieses  Rechtes  ausgeschlossen ,  wenn  der  Inhaber 
der  Sache  zu  derselben  in  einem  solchen  rechtlichen  Verhältniss  steht,  dass  er  den- 
jenigen Gebrauch  von  der  Sache,  bei  welchem  überhaupt  eine  Wirkung  der  Segnung 
möglich  erscheint,  gar  nicht  zu  machen  befugt  ist,  denn  die  Kirche  ist  nicht  ver- 
pflichtet, ihre  heiligen  Handlungen  nutzlos  vollziehen  zu  lassen  ®.  Femer  auch  dann, 
wenn  der  Inhaber  blos  vorgeschoben  ist,  um  die  Segnung  für  eine  andere  Person, 
welche  sie  nach  kirchlichem  Recht  nicht  fordern  kann  ^,  zu  erlangen. 


<  So  mü88te  der  katholische  Kunsthändler  Be-  und  bei  Eonventioii&lstTafe  ein  eifriger  Protestant 

denken  tragen,  wenn  ein  anderer  ohne  seine  Zu-  gegenüber  einem   eifrigen  Katholiken  sich  die 

Stimmung  ein  künstlerisch  werthvolles  Heiligen-  Nichtvollziehung  von  Segnungen  in  dem  Mleths- 

bild  oder  eine  solche  Heiligen-Statne  hat  bene-  und  Paohtkontrakte  civilrechtlich  gültig  bedingen 

diciren    lassen,    diese   Gegenstande    an  einen  kann,    erscheint  zweifellos.    In  solchen  Fällen 

reichen  Jüdischen  Kunstliebhaber  zu  veränssem,  würde  dies  auch  aaf  das  ersterwähnte  Verhältniss 

nicht  minder  der  Kaufmann ,  die  ohne  seine  Zu-  Einfluss  haben ,  da  der  Verzicht  auf  Segnungen 

Stimmung  benedicirten  Wachskerzen    zur  Be-  für  gewisse  Fälle  nichts  kirchlich  unerlaubtes 

nutzung  bei  einem  Gastmahl  zu  yerkaufen.  ist  (s.  unter  F),  und  die  Kirche  nicht  zu  Rechts- 

2  Also  mit  der  Segnung  eines  Hauses.  yerletzungen  die  Hand  zu  bieten  hat. 

3  Mit  der  benedlctio  super  fruges  et  vlneas.  6  Derjenige,  bei  welchem  ein  Vorkosthändler 
*  Mit  der  benedlctio  esculentorum ,  z.  B.  ovo-  Eier  und  Brod  zu  Ostern  deponirt  hat,  wird  die 

rum,  panis,  ad  quodcumque  comestibile.  Segnung  nicht  beanspruchen  können.  Als  De- 
5  Es  ist  z.  B.  für  den  Hauswirth  oder  Ver-  positar  ist  er  nicht  befugt,  sie  zu  verzehren,  und 
päehter  ganz  gleichgültig,  ob  der  Miether  die  wenn  er  sie  segnen  lässt,  um  es  zu  thun ,  so 
gemietheten  Räumlichkeiten  ,  der  Pächter  die  würde  dies  in  sündlicher  Absicht  geschehen, 
Erstllngsfirüohte  segnen  lässt.  Die  im  Text  her-  also  die  Kirche  ihre  Segnung  verweigern  müssen, 
vorgehobenen  Gesichtspunkte ,  welche  hier  nur  Aus  demselben  Grunde  kann  der  Dieb  nicht  die 
für  das  öffentlich  rechtliche  Verhältniss  des  In-  Benediktion  der  gestohlenen  Sachen  verlangen, 
habers  der  Sache  zu  den  die  Segnungen  spen-  um  so  weniger,  als  er  auch  wegen  der  schweren 
denden  kirchlichen  Amtsträgem  in  Frage  kom-  Sünde  überhaupt  Segnungen  nicht  zu  bean- 
men,  werden  auch  im  allgemeinen  für  das  nach  spruchen  hat,  s.  o.  S.  152. 
Givilrecht  zu  beurtheilende  Verhältniss  des  erste-  "^  Z,  B.  der  Verwalter  des  Hauses  eines  Ge- 
ren zum  Eigenthümer  entscheidend  sein,  so  z.B.  bannten,  s.  o.  S.  151.  n.  8. 
gerade  für  Pacht  und  Miethe.  Dass  kontraktlich 
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Dass  in  jedem  einzelnen  Falle ,  in  welehem  eine  Weihnng  oder  Segnung  bean- 
sprucht wird,  eine  genaue  und  eingehende  Untersuchung  über  die  rechtliche  Stellung 
der  sie  beanspruchenden  Person  seitens  des  angegangenen  Geistlichen  vorgenommen 
werden  muss,  ist  mit  den  vorstehenden  Ausführungen  selbstverständlich  nicht  gesagt. 
Ein  Verhalten,  wie  es  sonst  im  vermögensrechtlichen  Verkehr,  bei  welchem  ebenfalls 
die  Legitimation  zu  bestimmten  Rechtsakten  in  Frage  steht,  beobachtet  wird ,  genügt 
vollkommen,  und  wie  auf  dem  Verkehrsgebiete  bei  Geschäften  von  weittragender 
Wirkung  mehr  Vorsicht  geboten  ist,  wird  allerdings  bei  den  Weihungen,  durch  welche 
Sachen  dem  pro&nen  Verkehr  entzogen  werden  sollen,  wenigstens  eine  gewisse  Prü- 
fung der  Eigenthumsberechtigung  erfolgen  müssen ,  während  die  blossen  Segnungen, 
sofern  nur  kein  Anhaltspunkt  für  etwaige ,  dieselben  ausschliessende  Momente  gege- 
ben ist,  vollzogen  werden  dürfen,  ohne  dass  der  Geistliche  sich  einer  Verletzung  der 
ihm  durch  sein  Amt  gebotenen  Pflicht  der  Sorgsamkeit  schuldig  macht.  Von  prak- 
tischer Bedeutung  sind  aber  die  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  dann ,  wenn  die 
betreffenden,  für  die  Ausübung  des  Rechtes  massgebenden  Thatsachen  klar  zu 
Tage  liegen. 

Schliesslich  ist  darauf  hinzuweisen ,  dass  ausser  den  bisher  besprochenen  allge- 
meinen Erfordernissen  auch  für  die  speciell  begehrte  Segnung  in  jedem  einzelnen 
Falle  die  besonderen  Voraussetzungen,  z.  B.  die  für  sie  nothwendige  persönliche 
Eigenschaft  1,  der  besondere  Anlass^,  vorliegen  müssen,  damit  das  Recht  ausgeübt 
werden  kann. 

F.  Eine  Rechtspflicht  für  die  Gläubigen,  die  kirchlich  vorge- 
schriebenen und  gestatteten  Weihungen  und  Segnungen  zu  empfangen 
oder  ihnen  beizuwohnen  besteht  nicht.  Eine  solche  ist  durch  kein  Kirchen- 
gesetz allgemein  oder  auch  nur  für  einzelne  bestimmte  Segnungen  vorgeschrieben  ^, 
und  dies  gilt  auch  insbesondere  fttr  die  henedicHo  nuptialis  der  Brautleute  bei  der 
Eheschliessung  ^. 

G.  Die  Erfordernisse  der  gültigen  Spendung  der  Weihungen 
und  Segnungen  kommen  vor  Allem  insofern  in  Betracht ,  als  die  heilbringende 
Wirkung  der  letzteren  von  der  Beobachtung  der  ersteren  abhängt.    Da  aber  mit  den 


1  Z.  B.  bei  der  benedicüo  pneromm  aegrotan-  Recht  des  Pfarrers  her ,  auch  wldei  Willen  des 
tlnm  die  Krankheit.  Ferner  hat  nur  die  Ehefrau,  Hausbesitzers  diese  Segnung  vorzunehmen ,  sta- 
deren  Kind  ehelich  erzeugt ,  nicht  hlos  In  der  tulrt  also  die  Pflicht  des  letzteren ,  sich  dieselbe 
Ehe  geboren  Ist,  ein  Recht  auf  die  henedlctlo  unter  allen  Umständen  gefallen  zulassen.  Das 
post  partum,  Swlentekl.  Arch.  f.  k.K.  R.  41,  Yolentes  bedeutet  also  nur  soviel,  dass  die  be- 
128 ;  P  r  ob  8 1  S.  175  und  Congr.  conc.  v.  18.  Juni  treffende  Benedlktlon  dem  Pfarrer  und  den  Pries- 
1859,  Acta  8.  sed.  1,  347.  tern  nicht  geboten  Ist,  Oavallerl  1.  c  t.  IV. 

2  So  ist  die  henedlctlo  post  partum  nur  für  c.  24.  decret.  III.  n.  3 ,  wogegen  der  erstere  die 
die  Ehefrau,  welche  geboren  hat,  statthaft.  Haus-Segnung  zu  Ostern  aus  eigener  Initiative, 

3  Für  die  Beiwohnung  der  Kerzen-,  Palm-  und  selbstverständlich  mit  Wissen  und  Willen  des 
Aschen  weihe  (s.  o.  S.  149)  verneint  es  auch  Besitzers  vorzunehmen  hat,  s.  auch  Probst 
Probst  S.  239.  S.  129. 

Merkwürdiger  Welse  leitet  Baruffaldus  «  Denn  das  Trld.  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref. 
tu.  XL VIII.  S«  1.  ^«  ^  aus  der  Rubrik  des  Ri-  matr.  ermahnt  nur  die  Brautleute  (vgl.  auch  Ri- 
tuale roman.  tlt.  VIII.  c.  5  (alla  henedlctlo  do-  tuale  tlt.  VII.  c.  1.  n.  14)  nicht  vor  der  Bene- 
morum) :  „Parochus  seu  alll  sacerdotes  volentes  dlktion  in  demselben  Hause  zusammen  zu  woh- 
allquam  partlcularem  domum  vel  generallter  do-  nen,  s.  auch.  c.  3  (Nlcol.  I.)  G.  XXX.  qii.  5. 
mos  fldellum  alle  tempore  (d.  h.  nicht  zu  Ostern)  Vgl.  femer  Baruffaldus  tlt.  XLII.  §.7.  n.  71. 
Infra  annum  aspergere  aqua  benedlcta'^  Indem  72;  Kutschker,  Eherecht  4,  597;  Schulte, 
er  das  voltnies  unzulässiger   Welse  drückt,  das  Eherecht  S.  73. 
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Weihnngen  und  Segnungen  auch  zugleich  gewisse  rechtliche  Folgen  verknüpft  sind 
(s.  den  folgenden  §.  206) ,  so  bilden  die  gedachten  Erfordernisse  wenigstens  mittelbar 
die  rechtlichen  Voraussetzungen,  unter  denen  allein  diese  Rechtswirkungen  ein- 
treten können. 

Wesentlich  fllr  die  Vollziehung  der  Weihung  oder  Segnung  ist  eine  an  sich  für 
die  betreffende  Handlung  taugliche  Person  oder  Sache. 

Soweit  es  sich  um  Personen  handelt  und  nicht  eine  Segnung  in  Frage  steht, 
welche  allen  Gläubigen  gespendet  wird,  hat  diese  nur  Wirksamkeit,  wenn  die  zu  seg- 
nende Person  die  Eigenschaft  besitzt,  mit  Bezug  aufweiche  der  Benediktionsakt  vor- 
genommen wird  ^. 

Ebenso  muss  die  Sache  ein  fttr  die  vollziehende  Handlung  geeigneter  Gegen- 
stand sein.  Bei  der  grossen  Dehnbarkeit  der  Formulare  für  blosse  Segnungen  2, 
welche  nach  denselben  an  aUen  möglichen  Sachen  vollzogen  werden  können,  hat  dies 
Erfordemiss  aber  praktisch  blos  Bedeutung  für  die  Weihungen,  da  nicht  alle  Sachen 
zum  gottesdienstlichen  oder  zum  religiösen  Gebrauch  der  Gl&ubigen  tauglich  er- 
scheinen, und  daher  die  Kirche  den  Kreis  dieser  Gegenstände  näher  bestimmt  hat '. 

Weiter  gehört  es  zur  Gültigkeit  der  Weihung  oder  Segnung,  dass  sich  die  be- 
treffende Person  oder  ßache  in  Gegenwart  des  Ministers  während  der  Vornahme  der 
Handlung  befindet ,  also  eine  unmittelbare  Beziehung  derselben  auf  die  Person  oder 
Sache  möglich  ist  4. 

Femer  ist  der  Gebrauch  des  Namens  Jesu  und  des  Kreuzeszeichens ,  sowie  der 
damit  verbundene  Exorcismus*»  und  das  Gebet  um  die  Wirkung,  welche  die  Kirche 
mit  der  vollziehenden  Handlung  beabsichtigt,  wesentlich.  Dass  die  Gebete ,  wie  sie 
in  den  kirchlichen  Formularen  vorgeschrieben  werden,  gehalten  werden,  gehört  zwar 
zur  ordnungsmässigen  Vollziehung  des  Aktes,  ist  aber  ftlr  die  Gültigkeit  des  letzteren 
nicht  noth wendig.  Dafftr  genügt  es  vielmehr  schon,  wenn  trotz  etwaiger  Abände- 
rungen, Verstümmelungen,  Verkürzungen  oder  Erweiterungen  des  Formulars  die  Ge- 
bete in  einer  Fassung  gesprochen  sind ,  welche  noch  den  wesentlichen  Zweck  der 
beabsichtigten  Segnung  oder  Weihung  erkennen  lassen.  Nach  dem  gleichen  Ge- 
sichtspunkt entscheidet  sich  die  Frage ,  in  wie  fem  die  Weglassung  eines  der  vor- 
geschriebenen Biten  Ungültigkeit  der  Handlung  herbeiführt  oder  nicht.  Insbeson- 
dere ist  die  Besprengung  mit  Weihwasser  bei  jeder  Segnung,  die  Salbung  mit 
heiligem  Oele  bei  jeder  Konsekration  im  engeren  Sinne  wesentlich^. 

1  Die  Abtsbenediktion  kann  z.  B.  selbstver-  bler  auch  von  der  Materie  der  Benediktiou,  als 
ständllch  allein  an  einem  Abte  vollzogen  wer-  solche  wird  die  zu  segnende  oder  zu  weihende 
den  und  ist  für  einen  andern  Geistliohen  oder  Sache  bezeichnet.   Vgl.  Probst  S.  95  ff. 
Mönch  bedeutungslos.  Dasselbe  gilt  von  der  An-  *  P  r  0  b  s  t  S.  96. 

Wendung  der  benedlctio  peregriuorum  ad  loc«  ^  Sofern  dieser  bei  der  einzelnen  Segnung  vor- 

sancta  prodeuntium  für  andere  als  Wallfahrer.  geschrieben  ist,  Dinkel  S.  68. 

2  Vgl.  z.  B.  die   benedictlo  ad  quodcumque  6  Vgl.  Probst  S.  83. 91  ff.;  Dinkel  S.  65 ff. 
comestlbile.  Mau  bezeichnet  diese  Erfordernisse  als  die  Form 

3  Nach  Analogie  der  Sakramente  spricht  man  der  Segnung  oder  Weihung. 
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§  206.    2.  Die  Rechtswirhangen  der  Weihungen  und  Segnungen,    Res  sacrae 
[consecratae  et  benedictae) . 

I.  Segnnngen  and  Weihangen  von  Personen.  Bei  den  Segnungen 
von  Personen ;  welche ,  wie  z.  B.  die  der  Eheleute ,  der  Wöchnerinnen  ^ ,  allein  den 
Zweck  haben,  diesen  für  gewisse  Verhältnisse  eine  heilbringende  Kraft  zu  yermitteln, 
kann  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  sie  denselben  irgend 
eine  besondere  rechtliche  Qualität  geben.  Ebenso  wenig  sind  mit  ihnen  etwaige  be- 
sondere rechtliche  Folgen  verknüpft. 

Ebenso  verhält  es  sich  aber  in  der  ersteren  Hinsicht  auch  mit  den  Weihun- 
gen  von  Personen.  Weder  der  Abt,  noch  die  Aebtissin,  noch  die  Nonne  erhalten 
durch  die  betreffende  Benediklion  (s.  o.  S.  144)  die  entsprechende  Stellung,  vielmehr 
wird  die  Würde  eines  Abtes  oder  einer  Aebtissin  durch  die  regelmässige  Uebertra- 
gung  der  betreffenden  Aemter  erworben  2,  und  die  Nonne  tritt  durch  die  Profess- 
ablegung  in  den  Regularstand  ein. 


1  Weiter  gehören  hierher  die  benedictiones 
peregrinorum  ad  loca  sancta  prodenntimn  und 
po8t  reditum,  Rituale  roman.  t.  VIII.  c.  11.  12 
(sowie  die  benedictio  noTi  militis ,  Pontif.  rem. 
t.1.). 

2  In  Betreff  der  Aebte  bestimmt  c.  1  (Alex. 
III.)  X.  de  suppl.  negl.  praelati  I.  10  far  die 
Gistercienser :  „ut  si  episcopus  tertio  .  . .  requi- 
Situs  substitutos  yestros  abbates  benedicere  forte 
renuerlt,  eisdem  abbatibus  licet  proprlos  mo- 
nachos  benedicere  et  alla,  quae  ad  officium  huius- 
modi  pertinent  exercere  ,*  donec  ipsi  episcopi 
suam  duritiam  recogitent  et  abbates  (benedi- 
cendos)  benedicere  non  recusent^  Die  Bene- 
diktion der  Aebte  ist  seit  dem  6.  Jahrhundert 
üblich  geworden  ,  als  die  Klöster  noch  unter  der 
bischöflichen  Jurisdiktion  standen,  und  aus  der 
Befugniss  des  Bischofs,  dem  zum  Abt  Gewählten 
die  Westerweihe  oder ,  wenn  nöthig ,  alle  Wei- 
hen einschliesslich  der  letzteren  zu  ertheilen 
oder  einem  Priester  die  Erlaubniss  zur  Ueber- 
nahme  der  Abtswürde  zu  geben ,  sich  das  Recht 
der  Einsetzung  des  Abtes  entwickelt  hatte ,  L  ö  - 
ning,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  377. 
Mit  dieser  Einsetzung  wurde  die  Benediktion 
verbunden.  Wenngleich  damit  die  Erwerbung 
der  Abtswürde  erst  zum  Abschluss  gelangte ,  so 
war  dies  doch  keine  Rechtsfolge  der  Benediktion 
als  solcher,  sondern  der  mit  der  Benediktion 
verbundenen  und  in  ihr  liegenden  Einsetzungs- 
handlung (s.  auch  Gonzalez  Tellezadc  1. 
cit  n.  5).  Der  nächste  Schritt  zu  dem  heutigen 
Rechtsstande  wurde  dadurch  gethan ,  dass  man 
schon  seit  dem  7.  Jahrhundert  den  Klöstern  zur 
Sicherung  ihrer  Wahl&eiheit  Privilegien  dahin 
ertheilte,  dass  der  Bischof  4en  gewählten  Abt 
in  sein  Amt  einzuführen  und  zu  benediciren 
verpflichtet  sein  sollte,  Maroni fi  form.  I.  1, 
de  Rozidre,  recueil  des  formules  n.  674;  Lö- 
ning  S.  378.  Das  angeführte  c  1  geht  aber 
auch  darüber  hinaus.   Es  erklärt  die  mit  der  Be- 


nediktion verbundene  Einführung  in  das  Amt 
bei  den  Gistercienser -Aebten ,  welche  dem  Bi- 
schof gemäss  der  Regel  des  h.  Benedikts  vorbe- 
haltlich der  Anordnungen  ihres  Grdens  Gehorsam 
zu  schwören  hatten,  c  43  (Honor.  UL)  X.  de 
Simon.  V.  3,  im  Fall  der  Weigerung  des  Bi- 
schofs für  die  Ausübung  ihrer  Amtsrechte  nicht 
mehr  als  nothwendig  und  entkleidet  damit  die 
Benediktion  und  Einführung  ihres  Charakters 
als  wesentlicher  Akte.  Gegenüber  der  weiteren 
Entwicklung  des  Ordenswesens,  namentlich 
gegenüber  den  Exemtionen  von  der  bischöflichen 
Gewalt  und  den  Yerändemngen  in  der  Bestel- 
lung der  Ordensoberen  blieb  auch  dieser  Zustand 
nicht  mehr  haltbar,  und  es  haben  daher  die 
Päpste  seit  dem  15.  Jahrhundert  für  eine  Reihe 
von  Orden ,  darunter  auch  für  die  Gistercienser, 
in  den  von  ihnen  ertheilten  Privilegien  die  Aus- 
übung der  Amtsrechte  seitens  der  neu  bestellten 
Aebte  von  der  Einführung  durch  den  Bischof 
und  von  der  Benediktion  völlig  unabhängig  ge- 
macht, Gonzalez  Tellez  ad  c.  1.  cit.  2.  4; 
Ferraris  s.v.  abbas  n.  15. 

Die  Formulare  im  Pontiflcale  roman.  T.  I.  für 
die  Benediktion  der  Aebte  mit  ihren  Wendungen : 
^postulantes  a  vobis,  ut  ipsum  in  abbatem  dicti 
mouasterii  dignemini  ordinäre  (oder  auctoritate 
apostolica  dignemini  ordinäre)",  „ut  qui  per 
nostram  manus  impositionem  hodie  abbas  consti- 
tuitur,  sanctiflcatione  tua  dignus  permaneat", 
„accipe  lenam  et  liberam  potestatem  regendi 
hoc  monasterium  et  congregationem  eius  et  omnia 
quae  ad  illius  regimen  interius  et  exterius  spi- 
ritualiter  et  temporaliter  pertinere  noscuntur^, 
und  das  Formular  für  die  Benediktion  der  Aebtis- 
sinnen,  in  welchem  sich  dieselben  Wendungen 
zum  Theil  (nicht  die  erste)  wiederholen ,  stehen 
nicht  entgegen.  Sie  führen  noch  auf  die  Zeit  zu- 
rück, in  denen  mit  der  Benediktion  die  Ein- 
setzung in  das  Amt  verbunden  war. 
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Nur  die  rechtliclie  Folge  knfipft  sich  an  die  Benediktion  des  Abtes,  dass  er  da- 
mit die  Befngniss  erlangt,  seinen  untergebenen  Ordenslenten  die  Tonsar  und  die 
niederen  Weihen  sn  ertheilen.  Jedoch  bildet  dieses  Beoht  nicht  einen  Ansflnss  einer 
etwaigen  durch  die  Benediktion  vermittelten  besonderen  spirituellen  Befähigung ,  da 
dasselbe  auch  durch  päpstliches  Privileg  ertheilt  werden  kann  ^ 

Was  dagegen  die  Benediktion  der  Könige  und  Königinnen  betrifft,  so  wird  nach 
der  kirchlichen  Anschauung  durch  die  mit  der  Benediktion  verbundene  Salbung  für 
den  König  erst  die  königliche  Würde  ^  erworben  ^. 

Heute  ist  selbstverständlich  eine  solche  Bedeutung  der  Krönung  in  den  moder- 
nen Staaten,  soweit  die  letztere  in  denselben  überhaupt  noch  vorkommt,  nicht  aner- 
kannt^. Ebensowenig  hat  man  aber  auch  der  Königssalbung  in  den  früheren  Zeiten, 
weder  zunächst  bei  ihrem  Aufkommen  ^  noch  nachher  fortdauernd,  diesen  Charakter 


1  VgL  Bd.  I.  S.  81. 

2  Das  noch  heute  nuMgebende  Fonnular  Im 
Pontifleale  roman.  1 1.  de  benedictione  et  oorona- 
tioneregisläestin  seinen  entscheidenden  Stellen : 
i^TeTendissime  pater,  postulat  sanota  matei 
ecelesia  cathollca,  ut  praesentem  egregium  mili- 
tem  ad  dignlutem  legiam  sublevetis" ,  i,regiam 
hodie  suscipls  dignitatem  et  legendi  fldeles  po- 
pulos  tibi  commissos  curam  sumis'*,  ^uper  huno 
famulom  tuum  N.  quem  supplici  devotione  in 
regem  eligimus,  benedictionum  tuarum  dona 
multlpliea^,  „ut  hunc  eleetum  in  regem  ooronan- 
dum  benedloere  et  eonsecrare  dlgneris^,  „et  huio 
Camulo  tuo  N.  quem  hodie,  licet  indigni  in  re- 
gem saera  unctlone  delinimus''  nur  der  im  Text 
bezeichneten  Auffassung  Raum.  Das  ergiebt  sich 
weiter  auch  daraus,  dass  sich  der  Konig  erst 
nach  der  Salbung  mit  den  königlichen  Gewän- 
dern bekleidet,  und  es  in  dem  die  Uebergabe  des 
Schwertes,  der  Krone  und  des  Scepters  einleiten- 
den Gebete  heisst:  „famulus  tuus  N.  rex  noster, 
qui  tua  miseratione  snscepit  regni  guber- 
n  ac u  1  a**,  sowie  dass  erst  von  da  ab  im  Formu- 
lar im  Gegensatz  zu  dem  früheren ,  einleitenden 
Theil  der  Gesalbte  schlechthin  als  rex  oder  rex 
ooster  bezeichnet  wird.  Darauf,  dass  von  Gregor 
d.  Gr.,  ja  noch  ron  Petrus  Damiani  und  Stephan 
T.  Blois  (tl200),  Hahn,  Sakramente  S.  96. 
101.  198,  die  Königssalbung  als  Sakrament  be- 
zeichnet worden  ist,  kann  bei  der  schwankenden 
Begrürsbestimmung  des  Sakramentes  in  Jenen 
Zeiten  kein  Gewicht  gelegt  werden. 

s  FfiT  die  Königin  gilt  dies  nur,  wenn  sie  zu- 
gleich Regentin  ist ,  s.  Pontlflcale  dt  de  bene- 
dictione et  coronatione  reginae  ut  regni  domlnae. 
Für  die  Gemahlin  des  regierenden  Königs  fallt 
dagegen  eine  solche  Rechtswirkung  fort  Hier 
kommt  nur  eine  Benediction  ohne  rechtliche  Be- 
deutung vor,  s.  1.  c.  de  benedictione  et  corona- 
tione reginae  (^postulamus  ut  consortem  nostram 
nobis  a  deo  coniunctam  benedicere  et  oorona  re- 
ginall  decorare  dignemini**). 

4  VgL  H.A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsrecht 
2.  Aufl.  Qöttingen  1853.  1,  367.  Das  Weitere 
gehört  in  das  Staatsrecht 

^  Die  Salbung  der  Herrscher  christlicher  Völ- 
ker ist  eine  Nachahmung  der  Judischen  Königs- 


salbung, s.  I.  Samuel.  X.  1  u.  XVI.  12. 13;  II. 
Buch  der  Könige  IX.  6  u.  XXUL  30;  Oehler 
in  Herzog,  Realencyklopädle  t  protest.  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  8,  104.  Zunächst  waltete  bei  ihr 
der  Gedanke  ob ,  dass  Gott  durch  die  Geistlich- 
keit als  Dienerin  der  Kirche  der  Herrschaft  des 
gesalbten  Fürsten  eine  besondere  Weihe  und 
Heiligung  ertheile,  Waitz,  deutsche  Verfas- 
Bungsgesch.  2.  Aufl.  3,  66,  sie  hatte  also  eine 
rein  religiöse  Bedeutung ,  keine  rechtliche ,  sie 
war  (so  Phillips,  K.  R.  3,  68)  „nicht  so  sehr 
die  Anerkennung  eines  entstehenden  als  viel- 
mehr  die  Heiligung  eines  selbst  schon  in  Waiil- 
reichen  bestehenden  Rechts^  Bei  den  Angel- 
sachsen kommt  sie  schon  seit  dem  7.  Jahrhundert 
vor.  Diese  scheinen  sie  von  den  alten  Britten 
übernommen  zu  haben,  Waitz  a.  a.  0.  S.  65, 
Schwarzer  in  Forschungen  z.  deutsch.  Ge- 
schichte 22,  209.  Bei  den  Westgothen  ist  sie 
sicher  seit  Wamba,  672 — 680,  bezeugt,  während 
die  Annahme,  dass  sie  schon  seit  Rekared,  586 — 
601  in  Gebrauch  gewesen  ist ,  äusserst  zweifel- 
haft erscheint,  Dahu,  Könige  der  Germanen  5, 
206  u.  Bd.  6  (2.  Aufl.)  S.  529;  Waitz  3,  66 
n.  2.  In  Betreff  der  Thronbesteigung  Erwichs 
(680)  bemerken  die  Bischöfe  auf  dem  12.  Konzil 
Ton  Toledo  (681)  c.  1 :  „sub  qua  pace  vel  ordine 
.  .  .  Ervigius  princeps  regni  consoenderit  culmen 
regnandique  per  sacrosanctam  unctionem  sus- 
ceperit  potestatem,  ostensa  nos  scrlpturarum  evi- 
dentia  docet".  Damit  kann  nicht  die  Auffassung 
ausgesprochen  sein,  dass  die KönigswOrde  erst 
durch  die  Salbung  erworben  wird.  Denn  anderer- 
seits bemerken  die  Bischöfe :  „Wamba  .  .  .  £r- 
vigium  post  se  praeelegit  regnaturum  saceidotali 
benedictione  ungendum^,  und  „instruxit  . . .  ut 
dominum  Ervigium  in  regno  ungere  deberet"(der 
Erzbischof  Yon  Toledo).  Hierin  wird  also  die 
Erlangung  der  königlichen  Würde  nicht  einzig 
und  allein  von  der  Salbung  abhängig  gemacht, 
ylelmehr  die  letztere  nur  als  einer  der  Faktoren 
der  Rechtmässigkeit  der  Erwerbung  hingestellt. 
Die  Unsicherheit  und  Zweideutigkeit  in  diesen 
Aeusserungen  erklärt  sich  übrigens  hinreichend 
daraus ,  dass  es  sich  für  die  Bischöfe  dabei  um 
Bemäntelung  eines  von  ihnen  begangenen  Rechts- 
bruches handelte,  Dahn  5,  217. 
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t.  Die  Hierarciiie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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beigelegt,  wie  dies  namentlich  die  Auffassung  der  Königs-  und  der  Kaiser-Salbung 
im  Frankenreiche  ^  und  nachmals  in  Deutschland  ^  zeigt. 


1  Während  der  Merovingerzeit  ist  eine  Salbung 
nicht  üblich  gewesen,  Waitz  a.  a.  0.  3,  64 
(3.  Aufl.  IL  1,  174).   Zuerst  kommt  sie  bei  Pip- 
piu  nach   seiner  Erhebung    zum   Konig  (752) 
vor.    Wenn  darüber  berichtet  wird,  s.  Fredegar. 
oontln.  c  117:  ^Pippinus  electione  totius  Frau- 
ciae  in  sedem  regni  cum  consecratione  episcopo- 
rum  et  subiectione  principum  una  cum  regina 
Bertradane ,  ut  antiquitus  ordo  deposcit ,  subli- 
matur  in  regno" ,  ferner  die  s.  g.  clausula  (ygl. 
Oelsner,  Jahrb.  u.  König  Pippin  S.  156  n.  3) 
bei  Bouquet  recueil  519:  „per  auctoritatem  et 
Imperium  .  .  .  Zachariae  papae  et  unctionem  s. 
chrismatis  per  manus  beatorum  sacerdotum  Gal- 
liarum  et  electionem  omnium  Franchorum  .  .  . 
in  regnl  solio  sublimatus  est'' ,  so  kann  trotzdem 
nur  die  Wahl  und  die  Anerkennung  durch  die 
fränkischen  Grossen  als  die  für  die  Erwerbung 
der  Königswürde  entscheidende,  rechtliche  That- 
sache  betrachtet  werden,  denn  die  Wahl  wird  in 
den  Quellen  von  der  Salbung  getrennt ,  und  ab- 
gesehen von  der  clausula  vorangestellt,  s.  auch 
annal.  Lauresh.  mal.  750:    „Pippinus  .  .  .  se- 
cundum  morem  Francorum  electus  est  ad  regem 
et  unctus'^,  und  Hahn,  Jahrb.  d.  fränk.  Reichs 
741—752.  S.  145.   Ferner  ist  es  unmöglich,  die 
Erwähnung  der  alten  Frankensitte  auf  die  Sal- 
bung zu  beziehen,  sie  geht  vielmehr  nur  auf  die 
Erhebung  durch  die  Wahl  und  deutet  gerade  an, 
dass  eine  Neuerung  des  früher  rechtlich  aner- 
kannten Aktes  bei  der  Thronbesteigung  Pippins 
nicht  stattgefunden  hat.    Das  bestätigt  auch  die 
Clausula,  weil  sie  die  zweifellos  juristisch  uner- 
hebliche Zustimmung  des  Papstes  Zacharias  und 
die  Salbung  zusammenstellt.     Die  letztere  war 
also  nur  der  Ausdruck  der  Anerkennung  und 
Huldigung  seitens  der  Bischöfe ,  welche  freilich 
zugleich  das   Königthum   Pippins,    obwohl   er 
nicht  aus  dem  bisherigen  Königsgeschlecht  ab- 
stammte, als  ein  von  Uott  anerkanntes  und  ge- 
heiligtes erscheinen  lassen  sollte,  Waitz  3,66; 
Oelsner  S.  34.  159.  160.   Nur  diesen  letzteren 
Zweck  konnte  auch  die  durch  Papst  Stephan  II. 
i.  J.  754  bei  seinem  Aufenthalt  in  Gallien  zum 
zweiten  Mal  an  Pippin  vollzogene  Salbung  haben. 
Allerdings  berichten  die  Quellen,  s.  z.  B.  chron. 
Moissiac.  SS.  1 ,  293 :  „Stephanus  .  .  .  principem 
Pippinum  regem  Francorum  ac  patricium  Roma- 
norum  oleo  unctionis  perunxit  secuudum  morem 
maiorum  unctione  sacra  flliosque  suos  duos  felici 
successione    Carolum    et    Carlomannum  eodem 
coronavit  honore",  clausula  1.  c. :  „ipse  .  .  .  Pip- 
pinus  rex  .  .  .  per  manus  Stephani  ...  in  regem 
et  patricium  una  . .  cum  flliis  Carole  et  Carolo- 
manno  in  nomine  s.  trinitatis  unctus  et  bene- 
dictus  est'S  Anual.  Einhardi  a.  754 :  „Stephanus 
papa  postquam  a  Pippino  rege  ecclesiae  romanae 
defensionis  flrmitatem  accepit,  ipsum  s.  unctione 
ad  regiae  dignitatis  honorem  oonsecravit  et  cum 
eo  duos  filios  eins,    Karlum  et  Karlomannum" 
(weitere  Stellen  s.  bei  Waitz,  3,  69  n.  2)  in 
einer  Weise,  dass  sie  die  päpstliche  Salbung  als 
den  Akt  der  Uebertragung  der  Königswürde  auf- 
zufassen scheinen.  Indessen  ist  eine  solche  Aus- 


legung gegenüber  der  Thatsache,    dass  Pippin 
schon  mehrere  Jahre  die  Königsherrsohaft  führte, 
sowie  gegenüber  dem  Umstände,  dass  die  gleich- 
falls gesalbten  Söhne  Pippins  dadurch  nioht  die 
königliche  Mitherrschaft  erlangt  haben,  unzu- 
lässig.   Während  für  Pippin  die  Salbung  allein 
die  schon  erwähnte  Bedeutung  haben   konnte, 
sollte  die  Heiligkeit  auch  seinen  vor  der  Thron- 
besteigung geborenen  Nachkommen ,  aber  auch 
seiner  Linie  allein ,  nicht  der  seines  Bruders  ge- 
währt werden,  und  sein  Geschlecht  somit  von  nun 
an  als  das  königliche  erscheinen,  s.  anch  Waitz 
3,  70;  Oelsner  S.  165.  156;  Maassen,  neun 
Kapitel  über  freie  Kirche.    Gratz  1876.  S.  114. 
115.    Dies  beweist  das  ohne  Zweifel  im  Einver- 
ständniss  mit  Pippin  vom  Papst  an  die  frän- 
kischen Grossen  gleichzeitig  kraft  der  Autorität 
Christi  unter  der  Strafe  der  Exkommunikation 
erlassene  Verbot ,  künftighin  jemals  den  König 
aus  einem  anderen  Geschlechte  zu  wählen.    Da- 
rum gebrauchen  femer  Stephan  II.  und  Paul  I. 
in  ihren  Briefen   mehrfach  Wendungen,  wie: 
,4deo  vos  dominus  per  humilitatem  meam  me- 
diante  b.  Petro  unxlt  in  reges**,  Jafftf,  mon. 
Carolin,  p.  41.  76.  122,  welche  allerdings  auch 
der  Auffassung  Raum  lassen,  dass  die  Erwerbung 
der  königlichen  Würde  für  Pippin  und  seine 
Nachkommen  erst  durch  die  päpstliche  Salbung 
vollendet  worden  sei.    Für  das  praktische  Recht 
sind  aber  daraus  in  Jener  Zeit  noch  keine  Kon- 
sequenzen gezogen  worden.    Die  Königssalbung 
ist  zwar  wiederholt  bei  den  Karolingern  vorge- 
kommen, 80  bei  Karl  d.  Gr.  und  Karlmann ,  an- 
naL  S.  Amandi  u.  annal.  Petav.;   SS.  1,  12.  13: 
„Karins  et  Karloroannus  ad  reges  unoti  sunt*", 
weitere  Angaben  bei  Waitz  3,  261 ,  aber  ande- 
rerseits haben  auch  einzelne  Abkommen  des  Ge- 
schlechtes (z.  B.  Ludwig  d.  Deutsche)  den  Königs- 
titel und  die  Königsherrschaft  ohne  kirchliche 
Salbung  geführt,  a.  a.  O.  S.  262  ff.,  und  die  ein- 
zige Formel  für  die  königliche  Salbung  und  Krö- 
nung ,   welche  sich  aus  der  karolingischen  Zeit 
erhalten  hat,  nämlich  diejenige ,  welche  bei  der 
Erhebung  Ludwigs  d.  Stammlers ,  des  Sohnes 
Karls  des  Kahlen,  1.  J.  877  von  Hinkmar  ange- 
wendet worden  ist ,  LL.  1 ,  554 ,   weist  in  dem 
Gebete  bei  der  sacri  olei  Infusio  („hunc  famulum 
....  in  regni  regimine  sublimiter  colloca  et  oleo 
gratiae  spiritus  s.  tui  perunge ,  unde  unxisti  sa- 
cerdotes,  reges ,  prophetas  et  martyres  . .  .  Cuius 
sacratissima  unctio  super  caput  eins  defluat  atque 
ad  interiora  eins  descendat  et  cordis  illius  intima 
penetret  et  promissionlbus ,    quas  adepti  sunt 
victoriosissimi  reges,  gratia  tua  dignus  efliciatur ; 
quatenus  et  in  praesenti  seculo  feliciter  regnet 
et  ad  eorum  consortium  in  coelesti  regno  per- 
veniaf*)  nichts  der  hier  vertretenen  Auffassung 
Widersprechendes  auf. 

Was  die  kaiserliche  Salbung  betrifft,  -^^  ob 
sie  Karl  d.  Gr.  bei  der  Krönung  zu  Rom  i.  J.  800 
empfangen ,  Ist  bestritten  ,  s.  S 1  m  s  o  u  , '  Jahrb. 
d.  fränkischen  Reichs  unter  Karl  d.  Gr.  2,  238 
n.  1  —  so  galt  die  Erwerbung  der  kaiserlichen 
Würde   ebensowenig  davon   abhängig.    Ludwig 
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d.  Fr.  ist  von  Karl  d.  Gr.  1.  J.  813  auf  der  Reichß- 
veisammlung  zu  Aachen  zum  Kaiser  und  Mit- 
regeuten  erhoben,  Slmson,  Ludwig  dei  Fromme 
1,  3  ff.,  Ist  aber  erst  i.  J.  816  in  Reims  Yon  Papst 
Stephan  IV.  (V.)  gekrönt  und  gesalbt  worden, 
a.  a.  0.  S.  71.  72.  Er  hat  seinerseits  schon  817 
seinen  Sohn  Lothar  zum  Mitkaiser  angenommen, 
welcher  erst  823  in  Rom  tou  Paschalis  I.  die 
Krönung  und  Salbung  erhalten  hat,  a.  a.  0. 
S.  103. 192,  Ygl.  auch  Waitz,  2.  Aufl.  3,  260. 
261.  Der  kaiserliche  Titel  und  die  Ausübung 
der  auf  dem  Kaiserthum  ruhenden  Rechte  ist 
demnach  nicht  von  der  Salbung  abhängig  ge- 
wesen, Waitz  a.  a.0. ,  wie  denn  auch  Papst 
PaschaUs  L  selbst  das  Kaiserthum  Ludwigs  d.  Fr. 
nicht  von  seiner  Krönung,  sondern  von  der  Thron- 
besteigung nach  dem  Tode  seines  Vaters  ab  ge- 
rechnet hat,  Jaff tf ,  leg.  ed.  IL  n.  2549  (1937), 
Simson2,  73.  74. 

Unter  den  späteren  Karolingern  ist  die  Auf- 
fassung der  Salbung  allerdings  eine  andere  ge- 
worden. Ludwig  II. ,  Lothars  I.  Sohn ,  hat  die 
Kaiserwürde  i.  J.  860  aus  der  Hand  des  Papstes 
zu  Rom  empfangen ,  AunaL  Berdn.  a.  860,  SS. 
1,  446 :  „Lotharius  fllium  suum  Hludwlcum  Ro- 
mam  ndttit  qui  a  Leone  papa  honoriflce  susceptus 
et  in  imperatorem  unctus  est";  ebenso  Karl  der 
Kahle  i.  J.  875,  Johanns  VIII.  Rede  auf  der 
Synode  zu  Ravenna  877,  Mansi  17  app.  171 : 
„Karolum  .  .  .  supema  Providentia  a  se  et  prae- 
electum  ante  mundi  oonstitutionem  et  praedesti- 
natum  .  .  .  elegimus  hunc  merito  et  approbavi- 
mus  una  cum  anuisu  et  voto  omnium  fratrum  et 
coepiscoporum  nostrorum  aliorumque  s.  Romanae 
eoclesiae  ministrorum  ampllque  tetiusque  Ro- 
mani  populi  gentisque  togatae'';  Johanns  VIII. 
BuUe  für  S.  Vaast,  J af f  tf  ed.  IL  n.  3022  (2267), 
Mansi  17,  261:  ^die  nativitatis  domlni  in  ec- 
clesia  ipsius  b.  Petiri  . .  .  dignitatem  imperialem 
per  imposltionem  manuum  nostrarum  adeptus 
est",  vgL  hierzu  Waitz  4,  82  ff..  Dümmler, 
ostfränk.  Reich  1 ,  328.  833.  834.  Das  Recht 
der  Verleihung  der  katserlichen  Würde  wird  Jetzt 
dem  Papste  zugestanden,  und  die  päpstliche  Sal- 
bung erscheint  schon  damals  ebenso  wie  im  heu- 
tigen Formular  des  Pontiflkales  die  dem  Metro- 
politen oder  Bischof  obliegende  Königssalbung 
als  derjenige  Akt,  welcher  die  Uebertragung  der 
kaiserlichen  Würde  bewirkt  und  zum  Abschluss 
bringt.  So  erklärt  Ludwig  II,  selbst,  Chron.  Sa- 
lemiten.  c.  107,  SS.  3,  623:  „Nam  Francorum 
principes  primo  reges ,  deinde  vero  imperatores 
dicti  sunt,  hli  dumtaxat,  qui  a  Romano  pontiflce 
ad  hoc  oleo  sancto  perfusi  sunt^ ,  und  als  Karl 
der  Kahle  durch  die  italienischen  und  durch 
die  fränkischen  Grossen  die  empfangene  kaiser- 
liche Wfirde  anerkennen  Hess,  erklärten  die 
ersteren  zu  Pavia  876,  LL.  1,  629  :„  qula  divina 
pietas  TOS  .  .  .  per  vicarlum  ipsorum  (Petri 
et  Pauli)  ...  ad  imperiale  culmen  s.  Spi- 
ritus iudiclo  pervexit",  und  die  letzteren  zu 
Ponthion  876 ,  1.  c  p.  633 :  „Sicut  domnus  Jo- 
hannes apostolicus  et  universalis  papa  primo 
Bomae  elegit  atque  sacra  unctione  oonstltuit  om- 
nesque  Italiei  regni  episcopi ,  abbates  comites  et 
reliqui  omnes  ....  imperatorem  Karolum  au- 
gustum  unamini  devotione  elegerunt".  Welches 
Gewicht  auf  die  Salbung  gelegt  wurde,  zeigt 
insbesondere  die  römische  Synode  v.  898  c.  6 


(Mansi  18,  224)  unter  Jobann  IX.  in  Betreff  des 
Papstes  Formosus,  welche  die  KaiserkrÖnung  Lam- 
berts bestätigt  und  die  Amolfs  kassirt  hat,  und 
diese  geradezu  als  unctio  bezeichnet :  „Unctionem 
itaque  s.  chrismatis  in  spiritalem  nostrum  domi- 
num ,  videl.  Lambertum  .  . .  imperatorem  actam 
...  in  aetemum  stabilitam  esse  decemimus.  II- 
lam  vero  barbaricam  Bereugarii  (falsch  für  Ar- 
nulfi,  Dümmler,  Auxilius  n.  Vuigarius,  Leip- 
zig 1866.  S.  13.  n.  5),  qnae  per  susceptionem  ex- 
torta  est,  omnimodis  abdicamus". 

^  Was  zunächst  die  Königswürde  betrifft ,  so 
wurde  dieselbe  bis  in  das  11.  Jahrhundert  hinein 
durch  die  Wahl  der  Fürsten  erworben.  So  ist  es 
bei  Heinrich  I.  der  Fall  gewesen ,  welcher  nach 
seiner  Wahl  (919)  die  ihm  vom  Erzbischof  von 
Mainz  angebotene  Krönung  und  Salbung,  obwohl 
sie  sein  Vorgänger  Konrad  I.  911  empfangen 
hatte  (Dümmler,  ostfränk.  Reich  2,  573),  aus- 
drückUoh  abgelehnt  hat,  Widukind.  rer.  gest. 
Saxon.  L  26;  Waitz,  Heinrich  L  BerUn  1863. 
S.  41.  Bei  der  Wahl  Ottos  I.  ist  mit  der  Wahl 
die  Inthronisation,  als  Akt  der  Besitzübertragung 
der  Königswürde,  verbunden  worden,  Widukind. 
1.  c.  ir.  1 :  „duces  ao  praefectorum  principes  cum 
caetera  prindpum  militum  manu  congregati 
.  .  .  coUocarunt  novum  ducem  in  solle  ibidem 
constructo ,  manus  ei  dantes  ac  fldem  polUcentes 
operamque  suam  contra  omnes  inimicos  spon- 
dentes,  more  suo  feceiunt  eum  regem".  Erst 
daran  hat  sich  nach  den  Berichten  Widukinds 
die  Krönung,  die  Uebergabe  der  königlichen  In- 
signien  und  die  Salbung  durch  den  Erzbischof 
von  Mainz  angeschlossen  (vgL  auch  Waitz  5, 
163;  Köpke-DümmlerS.  33  ff.),  und  wenn 
auch  im  Anfang  der  kirchlichen  Handlung  das 
Volk  befragt  wird :  „En  adduco  vobis  a  deo  eleo- 
tum  et  a  domino  rerum  Heinrioo  olim  designa- 
tam,  nunc  vero  a  cunctis  prinoipem  regem  fac- 
tum Oddonem;  si  vobis  ista  electio  placeat, 
dextris  in  coelum  levatis  signiflcate",  so  ist  das 
nur  eine  an  die  alte  Volkswahl  erinnernde  Form, 
welche  rechtlich  keine  Bedeutung  mehr  hatte, 
und  die  ganze  Krönungshandlung  und  Salbung 
weist  gleichfalls  noch  immer  einen  rein  kirch- 
lichen Charakter  auf.  Seit  Ottol.  ist  die  Königs- 
Krönung  und  Salbung  zur  festen  Regel  geworden, 
Waitz  4,  161.  Ja  selbst  die  überlieferte  Kiö- 
nungsformel ,  welche  sich  an  eine  römische  an- 
sohliesst  und  etwa  bis  auf  die  Zeit  Ottos  III. 
zurückgeht,  Waitz,  die  Formeln  der  deutschen 
Königs-  und  der  römischen  Kaiser-Krönung  vom 
10.  bis  zum  12.  Jahrhundert.  Göttingen  1872. 
S.  17  ff.,  legt  der  mit  der  Krönung  verbundenen 
Salbung  ebenfalls  keine  rechtliche  Bedeutung 
für  die  Erwerbung  der  königlichen  Würde  bei, 
vielmehr  wird  in  der  Formel  vorausgesetzt,  dass 
der  gewählte  König  dieselbe  bereits  durch  die 
Wahl  erlangt  hat,  vgl.  diese  in  der  Abhandlung  von 
Waitz  S.  33.  70:  „deus,  qui  famulum  tuum  N. 
regni  fastig^o  dignatus  es  subllmare",  und  „ut 
famulus  tuns  N.,  quem  populo  tuo  voluisti  pre- 
feni",  p.  36 :  ,,Vis  regnum  tibi  a  deo  concessum 
secnndum  iustitiam  patrum  tuorum  regere  et 
defendere?"  und  p.  35.  71 :  „Benedic,  domüie, 
hunc  regem  nostrum  N.",  alles  Wendungen, 
welche  nach  dem  Formular  dem  der  Salbung 
vorangehenden  Theile  des  Ritus  angehören.  Die 
Anrede,    welche    der  Erzbischof  nach  Uebei- 
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reiehung  der  königliohen  Insignien  hält,  wenn  er 
den  König  zu  dem  Königsthron  führt  (S.  43. 75): 
„Sta  et  retine  locnm  a  modo  quem  hncusqne  pa- 
tema  successlone  tenoisti ,  heredltario  iare  tibi 
delegatom  per  anctoritatem  del  omnipotent!«  et 
presentem  traditionem  nostram ,  silicet  omnlum 
episcopomm  ceterommque  servomm  dei  et 
qnanto  oleram  saciis  altaribns  proprinquiorem 
perspicis,  tanto  ei  potiorem  In  lods  congrois  ho- 
norem impendere  memineris ,  qnatlnna  mediator 
del  et  hominum  te  medlatorem  clerl  et  plebis 
[fadat]",  hebt  nicht  die  Uebertragong  der  Ge- 
walt durch  kirchliche  Hand  hervor  (»o  Waitz  , 
deutsch.  Verfassungsgeschlchte  6,  176),  sondern 
die  kirchliche  Einsetzung  auf  den  Thron,  als  die 
kirchliche  Einführung  und  Einweisung  in  den 
Besitz  des  königlichen  Amtes,  welches  der  Ge- 
wählte schon  erworben  hat.  Nachdem  im  An- 
fang der  kirchlichen  Handlung  der  König  ver- 
sprochen hat,  den  rechten  Glauben  zu  bewahren, 
die  Kirchen  und  ihre  Diener  zu  schützen ,  also 
als  christlicher  König  zu  regieren ,  wird  er  ge- 
segnet und  gesalbt,  um  ihm  den  Beistand  Gottes 
zur  Durchführung  der  ihm  obliegenden  Auf- 
gaben zu  sichern,  und  Insbesondere  beziehen 
sich  die  Anreden  bei  der  Ueberreichung  der 
königlichen  Insignien  nicht  auf  die  Uebertragung 
des  königlichen  Amtes,  vielmehr  erklären  sie 
die  Bedeutung  und  den  Gebrauch  derselben  im 
kirchlichen  Sinne  (wie  z.  B.  das  Schwert  vom 
König  zur  Unterdrückung  der  Ungerechtigkeit 
und  zum  Schutze  der  Kirche  und  Schwachen  ge- 
handhabt werden  soll).  Der  Akt  hat,  wie  es  in 
dem  Formular  selbst  helsst  (S.  42.  76) :  „clerum 
et  populum ,  quem  sua  voluit  opitulatlone  (sc. 
deus)  in  tua  sanctione  congregari,  sua  dis- 
pensatione  et  tua  administratlone  per  diutuma 
tempora  faclat  felidter  gubemari",  die  Bedeu- 
tung der  Heiligung  des  Königs  für  seinen  Be- 
ruf, namentlich  für  die  kirchliche  Seite  des- 
selben, und  die  kirchliche  Inthronisation,  die 
Uebergabe  des  Thrones  durch  die  Geistlichkeit 
bringt  ihn  zum  Absohluss,  indem  der  König 
nunmehr  auch  in  den  Besitz  der  die  Kirche  be- 
treffenden Funktionen  des  königlichen  Amtes 
eingesetzt  wird.  Einzelne  Wendungen  in  dem 
Formular  (S.  34):  „ut  hunc  famulum  tuum  N. 
ad  regem  eligere  digneris,  te  rogamus^,  TS.  361 : 
„Unguo  te  in  regem  de  oleo  sanotiflcato^,  (S.  39) : 
„super  hunc  famulum  tuum  N. ,  quem  supplid 
devotlone  in  regem  eligimus'^,  scheinen  aller- 
dings gegen  diese  Auffassung  zu  sprechen ,  aber 
sie  treten  in  Widerspruch  mit  dem  sonstigen 
Inhalt  und  der  sonstigen  Ausdrucksweise  des- 
selben und  kommen  auch  nicht  einmal  in  allen 
Formularen  vor  (s.  die  Anmerkungen  in  der 
Waitz 'sehen  Abhandlung  zu  den  angeführten 
Stellen).  Endlich  stimmt  es  mit  der  hier  ver- 
tretenen Ansicht  überein,  dass  Konrad  U.  (1024), 
als  er  sich  nach  seiner  Wahl  in  Mainz  zur  Krö- 
nung in  die  Kirche  begab ,  anhielt ,  um  Klagen 
eines  Bauers ,  einer  Wittwe  und  eines  Waisen- 
knaben über  ihnen  zugefügtes  Unrecht  anzuhören 
und  das  Erforderliche  zur  Abhülfe  veranlasste, 
also  schon  vor  der  Salbung  königliche  Rechte 
ausgeübt  hat,  Bresslau,  Konrad  U.  S.  26. 

Anders,  vrie  mit  der  königlichen,  hat  es  sich 
aber  schon  während  der  gedachten  Zeit  mit  der 
kaiserlichen  Würde  verhalten.  Von  Otto I.  ab 


hat  der  deutsche  König  die  Kaiserkrönung  zwar 
als  ein  mit  dieser  Würde  verbundenes  Recht  in 
Anspruch  genommen,  und  dieser  Anspruch  ist 
auch  von  der  Kirche  anerkannt  worden ,  W  ai  t  z, 
Yerfassungsgesoh.  6,  173. 174 ;  aber ,  wie  schon 
in  karolingischer  Zeit  wurde  die  kaiserliche  Stel- 
lung während  dieser  Perlode  nicht  durch  die  Er- 
langung der  deutschen  Königswürde  ohne  Weite- 
res erworben,  vielmehr  bedurfte  es  dazu  der 
Uebertragung  derselben  durch  den  Papst,  Rodult 
Glab.  (t  1050)  Francor.  bist  I.  ö ,  SS.  7,  59 : 
„Illud  nihUominus  nimium  condecens  ac  perho- 
nestum  videtur  atque  ad  pacis  tutelam  optlmum 
decretum,  sdL,  ut  ne  quisquam  audacter  Romanl 
imperil  sceptrum  praeproperus  gestare  princeps 
appetat  seu  Imperator  dici  aut  esse  valeat,  nisi 
quem  papa  sedls  Romanae  morum  probitate  dele- 
geritaptum  rei  publicae  eique  commlserit  Indgne 
Imperiale;  Calixt.  II.  ep.  ad  Henrlc.  Y.  v.  1122, 
Watterich,  pont.  romanor.  vltae2. 146:  „illam 
imperii  dlgnitatem,  quam  per  solius  Roman!  pon- 
tiflds  mlnlsterium  reges  Alemanld  consequun- 
tui^.  Vorher  führte  der  deutsche  König  den 
Kaisertitel  nicht,  Waitz  6,  106.  175.  Als 
der  wesentlichste  Bestandtheil  der  Handlung  gilt 
dabei  während  der  Zelten  der  sächsischen  und 
fränkischen  Kaiser  noch  die  Salbung.  Nicht  nur 
wird  in  dengldchzeitigen  Quellen  die  Wendung : 
ungitur,  eomeeroUur^  bmedieitur,  ordinatur  riei 
häufiger  gebraucht,  als  der  Ausdruck :  eortmatur, 
Hof  1er,  die  deutschen  Päpste  1,  282.  BeaUI, 
sondern  es  ergeben  dies  auch  die  ordines  der  Kai- 
serkrönung selbst.  In  dem  der  sächsischen  und 
fränkischen  Kaiserzeit  angehörigen  ordo ,  LL.  2, 
97  (auch  bei  Watte  rieh  2,  328 ,  vgl.  über  ihn 
Schwarzer,  die  Ordines  der  Kaiserkiönung,  kri- 
tisch untersucht  und  geordnet ,  in  Forschungen 
z.  deutschen  Geschichte  22,  163.  211.  212)  und 
ebenso  in  dem  offiziellen  ordo  LL.  2,  187  (auch 
bei  W  a  1 1  e  r  i  c  h  2,  712,  welcher  allerdings  von 
vielen  nicht  in  die  Zeit  Heinrichs  lU. ,  sondern 
die  Heinrichs  VI.,  aber  mit  Unrecht  gesetzt  wird, 
vgl.  Schwarzer  a.  a.  0.  S.  172  ff.)  lautet  das 
bd  der  Salbung  des  Kaisers  an  der  Konfession 
des  h.  Petrus  gesprochene  Gebet :  „Domlne  deus 
omnlpotens  cuius  est  omnis  potestas  et  dignitas, 
te  supplici  devotlone  atque  humillima  prece  de- 
poscimus,  ut  huic  famulo  tuo  prospernm  Impera- 
toriae  dignltatis  concedas  effectum,  ut  in  tua 
dispositione  constituto  ad  regendam  ecclesiam 
tuam  sanctam  nihil  d  praesentla  offidant  futura- 
que  non  obslstant,  sed  inspirante  s.  Spiritus 
tul  dono,  populum  sibi  subditum  aequo  iustitlae 
libramlne  regere  valeat  et  in  Omnibus  operibns 
suis  te  semper  timeat ,  tibi  luglter  placere  con- 
tendat'',  während  die  Krönung  nachher  an  einem 
Nebenaltar  erfolgt  (vgl.  auch  Schwarzer  S.  192). 
Je  mehr  sich  aber  das  Verhältniss  des  deutschen 
Königsthums  zum  Papstthum  zum  Nachtheile 
desselben  verschob ,  desto  mehr  musste  das  An- 
recht des  deutschen  Königs  auf  die  Kaiserkrone 
geschwächt,  der  rein  kirchliche  Charakter  der 
Kaiserkrönung  zurücktreten  und  die  Verleihung 
der  Kaiserwürde  als  ein  vom  Papst  allein  aus- 
gehender, erst  auf  Grund  eingehender  Prüfung 
vorzunehmender  Verleihungsakt  ersehdnen ,  bei 
welchem  die  kirchliche  Seite  gegenüber  der  welt- 
lichen, der  in  ihr  liegenden  Vergebung  des  deut- 
schen Kaiserreiches,  zurücktrat   Begonnen   hat 
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diese  Entwicklung  schon  gegen  Ende  des 
11.  Jahihnnderts,  als  von  den  Päpsten,  zunächst 
▼on  Gregor  VII.  das  Recht  der  Prüfung  der 
Rechtmässigkeit  der  Königswahl ,  sowie  der  bes- 
seren Berechtigung  zweier  sich  gegenüberstehen- 
der Prätendenten  in  Anspruch  genommen  wurde, 
Waitz,  Yerfaasungsgesoh.  6,  183;  £.  Engel - 
mann,  Anspruch  d.  Päpste  auf  Konfirmation  b. 
d.  deutseh.  Konigswahlen.  Berlin.  Diss.  Breslau 
1886.  S.Tir.  Insbesondere  lässt  c.  34  (InnocIIL) 
X.  de  elect.  1.6:  „Verum  illis  principibus  ins 
et  potestatem  eligendi  regem,  in  Imperatorem 
postmodum  promoYendum,  recognoscimus ,  ut 
debemus ,  ad  quos  de  iure  ac  antiqua  consuetu- 
dine  noscitur  pertinere,  praesertim  quum  ad  eos 
ins  et  potestas  huiusmodi  ab  apostolica  sede  per- 
venerit ,  quae  Romanum  imperium  in  personam 
magniflci  Oaroli  a  Qraecis  transtuüt  iuGermanos. 
Sed  et  principes  recognoscere  debent, .  . .  quod 
ins  et  auctoritas  examinandi  personam  electam  in 
regem  et  promoTendam  ad  imperium  ad  nos  spec- 
tat, qui  eam  inungimus ,  consecramus  et  corona- 
mus^  die  Verleihung  erst  mit  der  Krönung  zum 
Absehluss  kommen.  Von  der  das  Papstthum  des 
späteren  Mittelalters  beherrschenden  Anschauung 
aus,  dass  der  Papst  von  der  in  seiner  Hand  ver- 
einigten obersten  geistlichen  und  weltlichen 
Macht  die  weltliche  dem  Kaiser  zur  Ausübung 
zu  übertragen  habe,  und  die  Wahl  desselben  durch 
die  Kurfürsten  lediglich  auf  widerruflicher  Ein- 
räumung des  päpstlichen  Stuhles  berahe ,  kann 
der  vom  Papst  vorzunehmende  Akt  nur  als  lehn- 
rechtUche  Verleihung  der  Kaiserwürde,  durch 
welche  der  Kaiser  in  die  Stellung  eines  obersten 
päpstlichen  Vasallen  eintritt,  aufgefasst  werden, 
Clem.  un.  de  iureiur.  II.  9,  Oierke,  d.  deutsche 
Genossenschaftsrecht  3,  527  ff. ,  und  dann  kann 
die  Salbung  nicht  mehr  als  der  Hauptbestandtheil 
derUebertragungshandlung  gelten,  weil  sie  ihrer 
Natur  nach  die  Verleihung  der  dem  Papst  zu- 
stehenden weltlichen  Macht  an  den  Kaiser  nicht 
zum  Ausdruck  bringt,  vielmehr  muss  der  mit  ihr 
verbundene  Krönungsakt  dabei  die  wesentliche 
Stellung  einnehmen.  Der  Sachsensp.  III.  62 
$.  1  G,Die  düdeschen  solen  durch  recht  den  ko- 
ning  kiesen.  Swenne  die  geweit  wert  von  den 
bischopen  die  dar  to  gesät  sin  unde  uppe  den 
stul  to  aken  kumt ,  so  hevet  he  koninglike  walt 
unde  koningliken  namen.  Svenne  in  die  paves 
wiet ,  so  hevet  he  des  rikes  gewalt  unde  keiser- 
liken  namen**),  welcher  noch  die  Konsekration 
und  Salbung  als  den  Erwerbsakt  bezeichnet, 
steht  entweder  noch  auf  dem  Standpunkt  der 
früheren  Zeit,  was  bei  seiner  Theorie  von  den 
beiden  Sehwertem  das  wahrscheinlichere  ist,  oder 
begrfift  unter  der  Weihe  den  vom  Papst  zu  voll- 
ziehenden Krönungsakt  in  seinem  ganzen  Um- 
fange. Was  endlich  die  Krönungsformulare  aus 
der  hier  fraglichen  Zeit  betrifft ,  so  kann  es  bei 
dem  traditionellen  Festhalten  der  Kurie  an  den 
überlieferten  Formularen  nicht  auffallen,  dass 
dieselben  keine  vollständige  Umgestaltung  er- 
fahren haben ,  insbesondere,  dass  auch  das  bei 
der  Salbung  gesprochene  Gebet  keine  Aenderung 
erlitten  hat.  Andererseits  weist  aber  der  bei  der 
Krönung  Heinrichs  VII.  1312  gebrauchte  ordo 
(LL.  2,  531)  die  Abweichung  auf,  dass  die  Sal- 
1>ung  nicht  mehr  wie  früher  am  Altar  des  h.  Pe- 
trus ,  sondern  an  dem  Nebenaltar  des  h.  Mauri- 
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tius,  wohl  aber  nachher  die  Krönung,  die  üeber- 
gabe  des  kaiserlichen  Diadems,  des  Scepters, 
Reichsapfels  und  Schwertes  an  dem  ersteren  er- 
folgt ,  diese  also  auch  dadurch  als  der  wesent- 
lichste Theil  der  Handlung  charakterisirt  wird, 
während  der  nicht  offizielle,  auf  die  Krönung  der 
Kjiiser  bezügliche  Qrdo  in  den  LL.2, 97  noch  den 
alten  Ritus  beibehalten  hat,  in  einem  andern,  in 
dieselbe  Zeit  gehörigen  Ordo  gleichen  Charakters 
(1.  c  2 ,  193)  aber  die  spätere  Aenderung  schon 
in  der  Bemerkung  angedeutet  wird:  ^episoopus 
Hostiensis  vel  in  eodem  loco  (depi  Altar  v.  St 
Peter)  vel  ante  altare  s.  Mauridi,  sicut  aliquando 
a  multis  actum  esse  dicitur ,  debet  ei  inungere 
brachium  dextrum  de  oleo  exorcizato  et  inter 
scapulas"). 

Eine  nähere  Besprechung  der  weiteren  Aende- 
rung in  Betreff  der  Erfordernisse  der  deutschen 
Königswahl  kann  hier  übergangen  werden, 
da  sich  die  Entwicklung  nicht  in  der  Richtung 
bewegt  hat,  dass  die  dabei  v(»rkommende  Salbung 
ein  massgebendes  Gewicht  erlangt  hätte.  Der 
Sachsenspiegel  bezeichnet  als  das  Entscheidende 
die  mit  der  Krönung  zu  Aachen  verbundene  Be- 
sitzeinweisung, die  Inthronisation  auf  den  könig- 
lichen Stuhl  zu  Aachen.  Dih  Krönung  hat  also 
nach  demselben  den  Charakter  der  Investitur  in 
das  Königthum  erlangt  (vgl.  Brunn  er  in  v. 
Holtzendorff,  Encyklopädie  der  Rechtswissen- 
schaft, 4.  Aufl.  1,  231)  d.  h.  nicht  schon  durch 
die  Wahl,  welche  nunmehr  allein  das  Anrecht 
auf  die  Krönung  giebt ,  sondern  erst  durch  diese 
letztere  wurde  die  königliche  Würde  erworben, 
eine  Aenderung,  welche  sich  aus  dem  inzwischen 
definitiv  festgestellten  Charakter  des  deutschen 
'  KÖnigthums  als  eines  reinen  Wahlkönigthums, 
der  veränderten  Stellung  der  Fürsten  und  des 
Papstthums  zum  König  erklärt,  vgl.  auch  das 
Reichsweisthum  v.  1262,  LL.  2,  366  (1281  von 
Rudolf  I.  bestätigt) :  „quod  postquam  nos  (Wil- 
helm V.  Holland)  electi  fuimus  a  principibus  in 
Romanorum  regem,  per  summum  pontlfloem  con- 
flrmati  et  consecrati  ac  coronatl,  ut  moris  est, 
solemnitate  qua  decuit  apud  Aquas ,  parebant  et 
competebant  nobis  de  iure  civitates,  castra  et 
omnia  bona  ad  imperium  pertinentia  et  quod  om- 
nes  principes  et  nobiles  et  ministeriales  princi- 
patus  et  feuda  sua  Intra  annum  et  diem  a  nobis 
requirere  et  relevare  tenebantur" ,  und  die  nun- 
mehr geänderte  Formel  (s.  o.  S.  160)  des  Krö- 
nungsformulars (Krönung  Rudolfs  v.  Habsburg 
1273,  LL.  2,  390):  „lU  retine  looum  regium, 
quem  non  Iure  hereditario  necpatrina 
sucoesslone,  sed  iure  principum  seu  electomm 
in  regno  Alemanie  tibi  noscas  delegatum,  maxlmo 
per  auotoritatem  dei  omnipotentis  et  traditionem 
nostram  presentem-et  omnium  episcoporum  cete- 
rorumque  servorum  dei". 

Bei  diesem  Rechtszustande  ist  es  nur  bis  gegen 
die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  geblieben.  In 
Folge  der  Erstarkung  der  Opposition  gegen  die 
Ansprüche  des  Papstthums  ist  zunllchst  durch 
den  Kurverein  zu  Reuse  v.  1338,  dann  durch  das 
Koblenzer  Gesetz  Ludwigs  des  Baiem :  Licet 
Juris  V.  1338  der  Satz:  „quod  per  principes 
electores  concorditer  aut  per  maiorem  partem 
ipsorum  electus  in  regem  et  in  imperatorem 
postea  promovendus  potest  statim  iura  castra  et 
bona  imperii  apprendere  et  administrare  conflr- 
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n.  Segnungen  und  Weihnngen  von  Sachen^.  1.  Die  blosse  Seg- 
nung einer  Sache,  welche  allein  den  Zweck  hat,  mit  dem  Geniessen  derselben 
eine  heilsame  Kraft  zu  yerbinden  oder  das  Oedeihen  der  Sache  zu  befördern  (s.  o. 
S.  141. 153),  ist  rechtlich  von  keiner  Bedeutung,  da  sie  dem  benedicirten  Gegenstände 
keine  besondere  Eigenschaft  verleiht,  die  Sache  vielmehr  wie  bisher,  dem  gewöhn- 
lichen Verkehre  erhalten  bleibt.  Daher  bildet  auch  ein  die  Segnung  missachtender 
oder  profanirender  Gebrauch  der  benedicirten  Sachen  nicht  den  Thatbestand  des 
kirchlichen  Vergehens  des  Sakrilegiums  \  Auch  kann  die  Benutzung  derartiger  Ge- 
genstände zu  abergläubischen  Zwecken  nicht  als  solche ,  sondern  höchstens  nur  der 
sich  in  dem  betreffenden  Gebrauche  kundthuende  Aberglaube ,  z.  B.  wenn  derselbe 
in  Häresie  übergeht,  zu  einer  kirchlichen  Bestrafting  Anlass  geben  '. 

2.  In  Betreff  der  geweihten  Sachen  ist  zwischen  denjenigen  zu  unter- 
scheiden, welche  unabhängig  von  den  Sakramenten  und  dem  Messopfer  zum  frommen 
Gebrauche  der  Gläubigen  geweiht  werden,  wie  Weihwasser,  Kerzen,  Palmen,  Rosen- 
kränze, und  solchen,  welche  entweder  Sakramentsmaterie  sind  (h.  Oel  ,'"Chrisma  und 
Taufwasser)  oder  unmittelbar  zum  Gottesdienste  gebraucht  werden,  wie  Kirchen, 
Altäre,  Kelche,,  priesterliche  Gewänder. 

A.  Die  Gegenstände  der  ersteren  Art  erhalten  zwar  durch  die  Weihung  eine 
heilbringende  Kraft  *,  aber  bei  ihnen  dient  die  Weihung  nicht  dazu,  ihnen  eine  be- 
sondere rechtliche  Qualität  zu  geben.    Sie  sind  für  den  Gebrauch  der  Gläubigen  be- 


matione  papall  uullatenuB  exspectata^,  C.  Mül- 
le r ,  d.  Kampf  Ludwigs  d.  Balem  mit  der  r5m. 
Curie  2,  66  ff.  292  ff.,  namentUoh  S.  SGOa,  auf- 
gestellt, und  dann  durch  die  goldene  Bulle 
Karls  IV.  v.  1356  anerkannt  worden,  c.  1  u.  2, 

0.  Ha r n ack,  d. Kurfürstenkollegium.  Qiessen 
1883.  S.  206.  213,  ohne  dass  diese  der  kaiser- 
lichen   Krönung  anders  als  beiläufig  erwähnt, 

1.  0.  p.  213 :  „is  qui  modo  premisso  in  regem 
fuerit  Romanorum  electus ,  peraota  statlm  elec- 
tione  huiusmodi,  priusquam  in  aliquibus  causis 
aliis  sIto  negocUs  virtute  sacri  imperii  admini- 
stret ,  unlTorsis  ....  electoribus  ecclesiasticis 
et  saecularibus  .  .  .  omnia  ipsorum  priyilegia 
. .  .  conflrmare  et  approbare  debeat .  .  .  ipsisque 
premissa  omnia  innoYare,  postquam  imperialibus 
fuerit  infulis  coronatus*^.  Seit  dieser  Zelt  hatte 
die  kaiserliche  Krönung  durch  den  Papst  keine 
rechtliche  Bedeutung  mehr  für  die  Erlangung 
der  kaiserlichen  Gewalt,  Tielmehr  einzig  und 
allein  nur  für  den  Erwerb  des  Kaisertitels, denn  der 
Gewählte  bezeichnete  sich  bis  zu  der  kaiserlichen 
Krönimg  mit  dem  seit  Lothar  III.  und  Konrad  III. 
aufgekommenen  Titel :  rex  Romanorum ,  indes- 
sen ist  schon  unter  Maximilian  I.  der  Titel :  ^er- 
wählter römischer  Kaiser^  gebraucht  und  nach 
der  Krönung  Karls  Y. ,  welcher  der  letzte  ge- 
krönte Kaiser  gewesen  ist,  die  offizielle  Bezeich- 
nung geworden,  Walter,  deutsche  Rechts- 
geschichte $.  324.  Ebenso  hat  die  Königskrönnng, 
welche  seit  Ferdinand  I.  1668  nicht  mehr  in 
Aachen ,  sondern  am  Wahlort  selbst  erfolgt  ist, 
ihre  Bedeutung  als  Inrestitur-Akt  verloren.  Die 
königliche  Würde  wurde  durch  die  Wahl  selbst 
erworben.  Als  Regierungsantritt  galt  die  darauf 
folgende    Beschwörung    der    Wahlkapitulation, 


welche  an  Stelle  der  von  der  goldenen  Bulle 
vorgeschriebenen  Bestätigung  der  Privilegien 
der  Kurfürsten  getreten  ist,  und  die  Königs- 
krönung hat  nunmehr  den  nicht  mehr  rechtlich 
erheblichen  Charakter  einer  feierlichen  Einfüh- 
rung in  das  Amt  angenommen,  Pfeffinger, 
Vitriarius  illustratus  ed.  III.  1,  831.  870.  871. 

1  Chr.  Meurer,  d.  Begriff  der  h.  Sachen  und 
des  Kirohenguts.  Habil.  Schrift  Düsseldorf 
1886 ;  derselbe ,  Begriff  und  Eigenthümer  der 
h.  Saahen.  Bd.  L  Düsseldorf  (ohne  Jahr)  1885 
erschienen,  in  welchem  die  erst  angeführte 
Schrift  den  2.  TheU  S.  159—256  bildet  Ich  cl- 
tire  nach  der  grösseren. 

3  München,  kanon.  Gerichtsverfahren  und 
Strafrecht  2,  470.  480. 

'  Ja  es  wird  sogar  verneint ,  dass  die  unwür- 
dige Behandlung  solcher  Sachen  überhaupt  eine 
Sünde  sbi,  s.  Quarti  1.  o.  sect  7.  dub.  4:  „In- 
digna  tractatio  rerum  tertii  ordinis ,  quae  bene- 
dicuntur  benediotione  mere  invocativa,  nullum 
continet  peccatum,  ex  hoc  praeciso  caplte,  quia 
eis  Sit  adhibita  benediotio;  huiusmodi  sunt  res 
comestibiles  benedictae,  domus,  naves  etc.  Ratio 
est,  quia  ex  benedictlone  nullum  esse  sacmm 
acquirant,  nee  spedaliter  dicantur  in  cultum 
dei,  sed  solum  benedicantur,  ut  sint  innoxiae 
et  ne  daemon  per  lllas  noceat;  ergo  illarum 
abusus  non  est  contra  virtutem  religionis,  quam- 
vis  opponi  possit  aliis  virtntibus ,  e.  g,  tempe- 
rantiae ,  castitati  etc.  Et  hao  ratione  post  bene- 
dictionem  communis  mensae  et  ciborum  absque 
scrupulo  porriguntur  canibus  aliqui  ex  cibisin 
mensa  positis ;  etiam  domibus  et  navibus  bene- 
dictis  eodem  modo  utimur  ac  aliis  non  benedlctis''. 

*  S.  0.  S.  142.  163. 
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stimmt,  bleiben  also  ebenfalls,  wie  die  blos  gesegneten  Bachen,  im  Verkehr.  8ie 
können  daher  anch,  sofern  sie  nicht  etwa  wegen  der  erfolgten  Weihnng  höher  bezahlt 
werden ,  erlaubter  Weise  verftnssert  werden  K  Die  ihnen  dnrch  die  Weihnng  gege- 
bene besondere  Eigenschaft  bedingt  es  allerdings,  dass  sie  von  den  Gläubigen  nur 
zu  frommen  Zwecken  oder  zur  Erreichung  deijenigen  Wirkung,  um  derentwillen  sie 
geweiht  worden  sind,  gebraucht  werden  2,  aber  der  blosse  Gebrauch  solcher  Gegen- 
stände zu  profanen  Zwecken  ftUt  nicht  einmal  unter  den  Begriff  des  Sakri- 
legiums^. 

B.  Was  dagegen  diejenigen  geweihten  Sachen  betrifft,  welche  un- 
mittelbar dem  gottesdienstlichen  Gebrauche  dienen^,  so  herrscht  in 
Betreff  der  Rechtswirkungen  der  an  ihnen  vollzogenen  Konsekration  oder  Benedik- 
tion noch  bis  heute  Streit. 

Eine,  namentlich  früher  vertretene  Ansicht  behandelt  dieselben  als  res  iuris  di- 
vini  im  Sinne  des  reinen  römischen  Rechts^,  also  als  res  nullius,  und  legt  demgemäss 
dem  Konsekrations- oder  Benediktionsakt  die  Wirkung  bei,  das  bisher  an  der  Sache  vor- 
handene Eigenthum  aufzuheben  und  die  letztere  ausserhalb  jedes  Privatrechtsverkehrs 
zu  stellen.  Diese  Meinung  beruht  auf  der  unzulässigen  Gleichstellung  der  römisch  recht- 
lichen dedicatio  (consecratio),  —  bei  welcher  auf  Grund  der  auctoritas  populi  Romani, 
also  des  Trägers  der  obersten  Staatsgewalt,  eine  Sache  durch  den  Magistrat  unter 
Yorsprechung  der  Formelworte  seitens  des  pontifex  aus  dem  menschlichen  Eigen- 
thumsverbande  herausgehoben  und  zu  göttlichem  Eigenthum  gemacht  wird^,  —  mit 
der  Konsekration  und  Benediktion  der  katholischen  Kirche,  welcher  keine  souveräne 
Ma^ht  Aber  das  Privateigenthum  zusteht.  Sie  flbersieht  femer,  dass  selbst  das  spätere 
römische  Kaiserrecht  diesen  Standpunkt  nach  der  Anerkennung  des  Christenthums 

1  Dies  gilt  selbst  für  die  agnus  dei  (s.  o.  S.  146.  tar  in  loco  indecenti  etc.  Ratio  quia  res  prae- 
n.6),  denn  die  OoDSt  Gregor.  XIII. :  Omnlcertey.  dictae  sunt  In  inflmo  ordine  reram  sacrarnm, 
15.  Mal  1572,  Bull.  Taurin.  8,  10  verbietet  nur  quibus  prolnde  longe  minor  debetnr  cultns  et 
eine  simonistische ,  nicht  eine  andere  Verrusse-  reverentia,  quam  aliis ,  qnae  ad  omatnm  et  cul- 
nmg  derselben,  s.  auch  Ferraris  s.v.  agnns  tum  saoriflcli  vel  sacramentomm  sunt  ordinatae ; 
dei  n.  5.  6.  ergo  non  videtur  culpa  mortalis,  sed  venialis 

Es   ist    daher   auch  nicht    verboten,    solche  iUarum  inhonoratio ,  secluso  gravi  contemptu«: 

Gegenstände  Exkommunicirten  in  die  Hand  zu  Baruffaldus  1.  c.  n.  10.  11. 

geben,  denn  wenn  für  diese  der  Gebrauch  der-  *  Vgl.  vor  Allem  M eurer  (s.  o.  S.  162.  n.  1), 

selben  auch  wegen  ihrer  Ausschliessung  von  der  ferner  G.  Wappaus,  Zur  Lehre  von  den  dem 
Theilnahme  an  den  Suffragien  der  Kirche ,  nicht '    Rechtsverkehr  entzogenen  Sachen  nach  rom.  u 

die  regelmässige  Wirkung  äussert,  so  können  sie  heutigem   Recht.     Göttingen  1867.   S.  49  ff. ; 

ihnen    doch     zur    privaten    Erbauung    dienen,  H.  v.  Po  seh  Inge  r,  d.  Eigenthum  am  Kirchen- 

Quartil.  c.  dub.  8;  Probst  S.  182.  vermögen.   München  1871.   8.  307  ff. 

2  Probst  S.  117;  Baruffaldus  1.  c.  tit  ^  So  unter  den  Neueren  Pu cht a,  Pandekten. 
XLV.  n.  50  ff.;  tlt  LXII.  n.  11.  $.35  u.  Vorlesungen  über  das  heutige  römische 

»  München  a.  a.  0.  S.  2,  470.  480.  Recht8.36;  Sintenis,  d.  praktische  gem.  Civil- 

Gebranch  zu  anständigen  profanen  Zwecken,  recht.  2.  Aufl.  1,  410;  Helfert     Handbuch  d. 

z.  B.  Benutzung  der  geweihten  Kerze  zum  Stu-  Kirchenrechts.  Th.  II.  Prag  1846.  §•  415.  S.  673. 

diren,  Trinken  des  Weihwassers,  um  den  Durst  Aeltere  aufgezählt  bei  v.  Posch  Inge  r  S.  308. 

zu  löschen,  wird  nicht  einmal  als  Sünde  betrach-  "*•  ^' 

tet,  Quart!  1.  c.  dub.  4;  Baruffaldus  1.  c.  «  GalusH.  4ff.;  1.  6.8-  3;  1.  9  D.  de  D.  B. 

tH.  XLYI.  n.  8;  dagegen  bildet  allerdings  eine  I.  8,  s.  namentlich  A.  Pernice,  zum  röm.  Sa- 

blos  niiehrerbietige  Behandlung  solcher  Gegen-  cralrechtl.  in  d.  Sltzgsberichten  d.  Berliner  Aka- 

8tände»chon  eine  lissUche  Sünde,  Quartil.c:  demie  1885.  51,1150.  Vgl.  Wappäus  S.  9.50'; 

^ndigna  tractatio  rerum  sacrarum  seeundl  or-  A.  Pernice,  Labeo  1,  266;  Meurer  S.  171  ff. 

dlnls,  secluso  contemptu  seu  scandalo  pertinet  198,   gegen  dessen  Konstruktion  der  dedicatio 

ad  irrellgiositatem,   quae  communiter  non  ex-  als^  zweiseitigen  Aktes   sich  Pernice   an  der 

cedit  culpam  venialem ,   e.  g.,  si  comburantur  erst  citirten  Stelle  mit  Recht  wendet, 
palmae  benedictae  ad  nsum  profanum  vel  serven- 

11* 


164 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  206. 


nicht  einmal  materiell  festzuhalten  vermocht  hat  ^    Diese  Ansicht  ist  daher  auch 
heute  so  gut  wie  aufgegeben  3. 

Eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  ihr  hat  die  von  der  Glosse  aufgestellte  Mei- 
nung, dass  die  Eonsekration  der  katholischen  Kirche  jedes  Eigenthum  eines  Laien, 
nicht  aber  einer  Kirche  an  der  konsekrirten  Bache  beseitigt ,  weil  eine  solche  nicht 
mehr  zu  profanen  Zwecken  gebraucht  werden  darf  ^.  Sie  ist  aus  der  Verallgemeine- 
rung einer  älteren  päpstlichen  Entscheidung  fttr  einen  Specialfall,  welche  eine  solche 
gerade  wegen  der  Eigenthümlichkeit  desselben  nicht  gestattet ,  hervorgegangen  und 
beachtet  gleichfalls  nicht,  dass  die  ELirche  kein  Recht  hat,  ohne  Weiteres  beste- 
hendes Eigenthum  zu  beseitigen^.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  das  gemeine  Recht 
die  betreffende  Specialbestimmung  als  einen  besonderen  Fall  des  Eigenthumsverlustes, 
beziehentlich  des  Eigenthumserwerbes  fflr  die  Kirche  nicht  recipirt  hat,  schliesst  selbst 
das  heutige  kirchliche  Recht  *  und  die  bestehende  kirchliche  Praxis  ein  Privateigen- 
thum  von  Geistlichen^,  von  Laien  ^  und  von  nicht  kirchlichen  juristischen  Personen^ 


^  Die  Institutionen  Justinlans  II.  8  geben 
allerdings  die  citirte  Stelle  des  Gaius  wieder, 
aber  mit  der  Modifikation :  „sacra  sunt  qaae  rite 
et  per  pontifices  deo  consecrata  sunt".  Die  Wid- 
mung und  Weihung  durch  die  christlichen  pon- 
tifices, d.  h.  die  Bischöfe  (ygl.  Nov.  5.  c.  1),  war 
indessen  keine  altrömische  dedicatio  (consecratio) 
auctoritate  populi  romani,  wodurch  eine  Sache 
allem  menschlichen  Eigenthum  entzogen  werden 
konnte.  Dass  die  frühere  Anschauung  verlassen 
worden  Ist ,  ergiebt  sich  auch  daraus ,  dass  die 
citirte  Stelle  unter  Bezugnahme  auf  1.  21 .  C.  de 
ss.  eccles.  I.  2.  (v.  Ö29)  behufs  Loskaufes  Aon 
Gefangenen  die  Verpfändung  und  Veräusserung 
gestattet ,  ferner  diese  letztere  Stelle  die  Vindi- 
kation solcher  Sachen  durch  die  Bischöfe  und  . 
sonstigen  kirchlichen  Verwalter  zulässt  (vgl. 
ferner  Nov.  120.  c.  10),  denn  damit  ist  ein 
Eigenthum  der  Kirche  an  diesen  Sachen  aner- 
kannt. S.  auch  Meurer  S.  207  ff.  285.  300. 

2  S.  Wächter,  Pandekten  1,  270.  274; 
Windscheid,  Pandekten  $.  147;  Brinz, 
Pandekten  2,  1046;  Dernburg,  Pandekten 
§.  70;  Unger,  Österreich.  IMvatrecht  §,  46; 
Stobbe,  deutsches  Prlvatreoht  S*  ^;  Roth, 
deutsches  Privatrecht  1,  433;  vgl.  ferner  Wap- 
päus  S.  68  und  v.  Poschinger  S.  310;  (von 
neueren  Kanonisten)  Walter,  K.  R.  J.  267; 
Phillips,  K.  R.  %.  209;  Richter-Dove, 
K.  R.  §.  305;  Vering,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  771. 
774;  Hirsch el  1.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  44,  353; 
Meurer  S.  239.  254. 

'  Zu  c2.  C. XIV.  (jn.  6.  s.v.  quod  semel  con- 
secratum  est,  eis  non  valet  ultra  restitui :  „lalcis, 
quia  res  semel  consecrata  non  debet  amodo  ad 
profanes  usus  redigi,  ut  XII.  qu.  2  aurum  (70) 
et  infra  de  consecr.  dl  I.  ligna  (38).  Sl  autem 
res  lila  fuisset  alicuius  ecclesiae ,  illi  bene  esset 
restituenda,  ut  XII.  qu.  2  apostolicos  (13).  So 
auch  Kaim,  das  Klrchenpatronatrecht  2,  60; 
Schulte,  K.R.  2,  680. 

*  Das  cit.  2  (s.  o.  S.  152.  n.  7)  betrifft  die  un- 
reehtmässige  Wegnahme  und  Konsekration  von 
jüdischen  Synagogen.  Wenn  Papst  Gregor  I., 
welcher  diese  an  sich  missbilligt,  aber  nur 
Wertherstattung ,    nicht  Rückgabe  der  konse- 


krirten Gebäude  anordnet,  so  hat  dies  offenbar 
seinen  Grund  darin ,  dass  er  gerade  seitens  der 
Juden  einen  Missbrauch  und  eine  Profanatlon 
der  christlich  konsekrirten  Gebäude  befürchtete. 
So  schon  Fr.  Suarez,  defenslo  fldei  cathol. 
et  apost.  IV.  c.  19;  s.  auch  Th.  Aug.  Müller, 
über  das  Prlvateigenthum  an  katholischen 
Kirchengebäuden,  S.  31.  Hat  die  Kirche  doch 
sonst  (s.  die  folgende  Anm.)  mehrere  Jahrhun- 
derte hindurch  das  Eigenthum  von  Laien  an  den 
konsekrirten  Kirchen  niemals  in  Frage  gestellt. 

s  Wegen  des  früheren  Rechts  s.  namentlich 
Bd.  II.  S.  621  ff.;  weitere  Belege  geben 
Müller  (s.  vor.  Anm.)  u.  Falk,  Kirchen-  u. 
Laienbesitz  während  des  7.  bis  11.  Jahrb.  i.  d. 
Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte  Jahrg.  25. 
S.  576. 

®  Das  erkennen  auch  z.  B.  die  const.  Pii  V. : 
Romani  pontiflcis  v.  30.  August  1567.  $.  1,  bull. 
Taurtn.  7,  609  und  die  dazu  ergangene  const. 
PU  IX.:  Quum  illud  v.  1.  Juni  1847,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  4,  216  in  Betreff  der  Paramente  und 
anderen  Utensilien  der  Bischöfe  an.  Vgl.  auch 
die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1884,  Acta  s.  sed. 
16,  451. 

■^  Hofkirchen,  In  denen  öffentlicher  Gottes- 
dienst abgehalten  wird,  stehen  anerkannter- 
maassen  im  Eigenthum  des  Fürsten  (z.  B.  die 
Theatinerklrche  im  Eigenthum  des  Königs  v. 
Baiem,  Müller  a.a.  0.  8. 123),  solche  Schloss- 
kirchen im  Eigenthum  des  Schlossherrn.  Im 
J.  1875  hat  der  Bischof  v.  Hildesheim  dem  Frei- 
herm  von  Böselager-Heessen  die  katholischen 
Kirchen  zu  Lüneburg,  zu  Harburg,  zu  Verden  und 
die  katholische  Kapelle  zu  Herzberg  zu  Eigenthum 
übertragen ,  Motive  z.  Preuss.  Gesetzentwurf  üb. 
die  Aufsichtsrechte  des  Staates  bei  der  Ver- 
mögensverwaltung in  katholischen  Diöoesen  (zu 
$.  1,  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten, 
12.  Legisl.  Per.  HI.  Sess.  1876.  Nr.  32.  S.  13). 
Nach  B  rinz,  Pandekten  2,  1048  Ist  eine  Mon- 
stranz im  Eigenthum  der  Familie  Lobkowitz 
in  Prag. 

8  Katholische  Garnison-,  Gefangenhaus-, 
Kranken-Anstaltskirchen  befinden  sich  vielfach 
im  Eigenthum   des  Staates ,  letztere  auch  Im 
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an  konsekrirten  Sachen  nicht  aus.  Wenn  also  die  Eigenschaft  einer  Sache  als  kon- 
sekrirter  nicht  mit  dem  Privateigenthnm  an  derselben  unvereinbar  ist,  so  kann  die 
Konsekration  bez.  Benedikidon  nach  dem  geltenden  Kirchenrecht  kein  Akt  sein,  wel- 
cher bestehende  Eigenthumsrechte  aufhebt  und  auf  die  Kirche  flberträgt^ 

Eine  dritte  Ansicht  geht  dahin,  dass  die  rituellen  Handlungen  der  Konsekration 
und  Benediktion  an  sich  allein  keine  rechtlichen  Wirkungen  haben,  dass  vielmehr 
die  demnächst  zu  besprechenden  Rechtsfolgen ,  welche  man  regelmässig  mit  der  Sa- 
certät  einer  Sache  verbunden  sein  l&sst,  lediglich  durch  die  Bestimmung  der  Sache 
zum  gottesdienstlichen  Oebrauche  seitens  des  berechtigten  kirchlichen  Oberen  ent- 
stehen ^.  Auch  diese  kann  nicht  fttr  zutreffend  erachtet  werden ,  da  sie  das  Wesen 
der  Konsekration  und  Benediktion  verkennt  und  einen  nur  fttr  einen  Ausnahmefall 
gegebenen  Rechtssatz  generalisirt  ^. 

Das  Wesen  der  WBihung  (Konsekration  und  Benediktion)  besteht  in  der  Mitthei- 
theilnng  einer  virtus  habitualis,  einer  heiligenden  Kraft  an  die  Bache,  und  durch 
diesen  Akt  wird  die  konsekrirte  oder  benedicirte  Sache  jedenfalls  eine  res  sacra. 
Wenn  die  Kirche  verlangt,  dass  die  hauptsächlich  zum  Gottesdienste  dienenden 
Sachen  vor  ihrem  Oebrauch  konsekrirt  oder  benedicirt  werden  müssen^,  so  ist  ge- 
rade der  rituale  Akt  der  Weihung  derjenige,  durch  welchen  die  Sache  unter  regel- 
mässigen Verhältnissen  zum  gottesdienstlichen  Oebrauche  gewidmet  werden  soll  ^. 
Es  kann  allerdings  in  Fällen,  in  denen  die  gottesdienstliche  Bestimmung  einer  Sache, 
wie  z.  B.  bei  der  Erbauung  einer  Earche ,  schon  bei  dem  Beginne  ihrer  Herstellung 
gegeben  ist,  und  bis  zur  definitiven  Vollendung,  sowie  bis  zur  Erfüllung  aller  vorge- 
schriebenen kirchlichen  Erfordernisse,  eine  längere  Zeit  vergeht,  die  Frage  entstehen, 
ob  es  nicht  gerechtfertigt  ist,  die  rechtlichen  Folgen  der  Sacertät  oder  wenigstens 
einige  derselben  mit  Rücksicht  auf  die  bereits  sicher  feststehende  gottesdienstliche 
Bestimmung  der  Sache  schon  von  einem  früheren  Zeitpunkt  ab  eintreten  zu  lassen. 
Wenn  dies  gerade  bei  den  Kirchengebäuden  insoweit,  als  ihnen  auch  schon  vor  der 
Konsekration  die  s.  g.  Rechte  der  Immunität  beigelegt  worden  sind,  geschehen  ist^. 


Eifenthnm  von  Eommnnen,  y.  Poschinger  mnnlUtiB  adimitur :  quia  obsequlis  ^ivinis  de- 

S.  327.  11.21  u.  S.  328.  n.  27;   Brinz,  Pan-  dicata  nullias  est  temerariis  austbas  profananda''. 

dekten  2,  1048.   Da  mit  Kirchen  der  gedachten  *  S.  in  Betreff  der  Kirchen  c.  1  (dict.  Grat), 

Alt  auch  öfters  die  Seelsorge  yerbunden  ist ,  sie  c  12  (Mogunt.  a.  888).  Dist.  I.  de  conseor. ;  vgl. 

also  Pfarrkirchen,    mindestens    für   Personal-  femer  auch  c.  26.  28.  C.  XVI.  qu.  7,  c.  1.  §.  9. 

gemeinden  sind,  so  ist  es  nicht  richtig,   wenn  Dist.  XXY.  u.  c.  11.  14.  15.  16.  18.  Dist.  I.  de 

Silbernagl,  K.  B.  S.  577  und  Friedberg,  cons.;  in   Betreff  der  Altare  c.  25  (Benedict. 

K.  R.  2.  Aufl.   S.  412  behaupten,   dass  Pfarr-  Levita)  1.  c;  c.  3  (Innoc.  IlL)  X.  de  consecr. 

Urchen ,  da  sie  stets  iuris  publici  sind,  niemals  alt.  III.  40.  Es  ist  femer  Todsünde ,  wenn  der 

Gegenstand  des  PriTateigenthums  nicht  kirch-  Priester  die  Messe  mit  einem  nicht  konsekrirten 

Ucher  Institute  sein  können.    Ein  anderes  sie  Kelche  ,  schwere  Sünde ,  wenn  er  sie  mit  einem 

widerlegendes  Beispiel  im  Aioh.  f.  kath.  K.  R.  nicht  benedicirten  Corporale  celebrirt,  Probst, 

47.  406.  Eucharistie  als  Opfer.  2.  Aufl.  Tübingen  1875. 

1  Sehr  ausführlich  gegen  die  Annahme,  dass  S.  114.  117. 

die  Konsekration  ein  das  Eigenthum  beseitigen-  ^  Sicherlich  wird  doch  das  Oel ,  welches  zum 

der  Akt  ist,  schon  Suarezl.  c  lY.  19  n.  5  ff.,  ELranken-Oel  oder  Katechumenen-Oel  geweiht 

Tgl.  auch  T.  Poschinger  S.  323  ff. ;  Müller  werden  soll,  dadurch,  dass  es  für  die  Weihe  be- 

1.  a.  0.  S.  9  flL;  Meurer  S.  231.  300.  schafft  und  dazu  bereit  gehalten  wird,  also  be- 

3  So  Wappäus  a.  a.  0.  S.  59,  s.  namentlich  reits  zum  gottesdienstUchen  Oebrauche  bestimmt 

Anm.  •••;Richter-DoveS.  305.  n.  1.  und  gewidmet  ist ,  noch  nicht  eine  dem  Verkehr 

^  Diese  Meinung  stützt  sich  auf  c.  9  (Gregor.  in  gewissen  Beziehungen  entzogene  Sache,  viel- 

IX.)  X.  de  immun,  eccles.  III.  49 :  „Ecclesiae,  in  mehr  würde  nichts  entgegenstehen,  es  wieder  zu 

qua  divina  mysteria  celebrantur,  licet  adhuc  non  beliebigen  anderen  Zwecken  zu  gebrauchen, 

extlteiit  coDsecrato,  nullo  iure  Privilegium  im-  6  S.  c.  9.  X.  III.  49.  cit.  (s.  Anm.  3). 
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SO  liegt  darin  eine  Ausnahme  K  Diese  kann  aber  nicht  zur  Regel  für  alle  anderen 
Sachen,  welche  einer  Eonsekration  oder  Benediktion  bedürfen,  gemacht  werden. 
Thnt  man  dies,  so  mnss  man  die  weitere  Konsequenz  anerkennen,  dass  die  Sacertftt 
der  Sache  lediglich  durch  ihre  gottesdienstliche  Bestimmung  herbeigeführt  wird  2. 
Aber  diese  Auffassung  setzt  sich  mit  der  zu  Recht  bestehenden  Vorschrift ,  dass  nur 
geweihte  Sachen  für  den  Gottesdienst  gebraucht  werden  sollen  3,  in  Widerspruch, 
denn  die  letztere  wäre  völlig  irrationell ,  wenn  nicht  der  liturgische  Akt  der  Eon- 
sekration oder  Benediktion,  sondern  die  blosse  Ingebrauchnahme  einer  Sache  für  den 
gottesdienstlichen  Zweck  die  Sacertät  derselben  bewirken  könnte^. 

Wenn  neuerdings  behauptet  worden  ist,  dass  der  Ausschluss  einer  Sache  vom 
profanen  Gebrauch  nicht  schon  durch  den  liturgischen  Sacertätscharakter  gegeben 
sei ,  sondern  dass  derselbe  nur  die  durch  das  positive  Recht  gewollte  Folge  des  sa- 
crum,  also  wohl  ein  konsecutives,  aber  kein  konstitutives  Begriffsmerkmal  bildet  so 
ist  das  allerdings,  wenn  man  das  Gewicht  auf  den  liturgischen  Begriff  der  Weihung 
legt,  richtig.  Aber  dabei  ist  übersehen,  dass  der  liturgische  Akt  der  Weihung,  die 
Mittheilung  der  innewohnenden  heiligenden  Kraft ,  zu  verschiedenen  Zwecken  ange- 
wendet werden  kann  und  wird  ^.  Die  Kirche  will,  dass  gewisse,  unmittelbar  zum 
Gottesdienst  gewidmete  Sachen  von  allem  profanen  Gebrauche  ausgesondert  werden, 
und  gerade,  um  dies  herbeizuführen,  um  sie  als  solche  zu  kennzeichnen,  wendet  sie 
diesen  liturgischen  Akt  bei  ihnen  an.  Der  letztere  bildet  also  das  Mittel ,  um  diesen 
Zweck  zu.  erreichen.  Die  Anwendung  dieses  Mittels  dazu  ist  freilich  durch  das  po- 
sitive kirchliche  Recht  bestimmt.  Aber  durch  die  Weihung  tritt  immer  die  beabsich- 
tigte Rechtswirkung  ein.  Das  positive  Recht  hat  also  nicht  kraft  besonderer  Vor- 
schrift als  accidentelle  Folge  die  Aussonderung  der  res  sacra  vom  profanen  Gebrauch 
an  die  Weihung  angeknüpft,  sondern  weil  es  fftr  gewisse  Fälle  diese  Wirkung  er- 
reichen will,  hat  es  die  Weihung  als  Mittel  zu  diesem  Zweck  vorgeschrieben.  Dem- 
nach soll  die  Weihung  rechtliche  Wirkungen  erzeugen  und  erzeugt  sie,  und  man  kann 
ihr  daher  die  Bedeutung  eines  rechtlich  relevanten  Aktes,  eines  Rechtsaktes  nicht  ab- 
sprechen '. 

*  Als  eine  solche  kennzeichnet  sich  die  Be-  »  S.  163.  n.  4. 
Stimmung  des  c.  9  cit.  zur  Genüge.  Zunächst  *  Die  dnrch  den  Konsekiations-  und  Bene- 
beweist  dies  die  verhältnlssmässig  späte  Zeit  des  diktioDsrltus  der  Sache  zu  yerleihende,  besondere 
Erlasses  der  Dekretale  (1233),  ferner  der  Um-  Kraft  und  Heiligang  hätte  dann  eben  keinen 
stand ,  dass  der  nicht  konsekrirten  Kirche  die  Sinn  mehr ,  wenn  sie  ohne  jede  äussere  recht- 
Eigenschaft  einer  res  sacra  in  der  Stelle  nicht  liehe  Wirkung  wäre,  und  andererseits  müsste  der 
beigelegt  wird,  endlich  der  weitere,  dass  der  gottesdienstliehe  Gebrauch  diese  Riten  ersetzen. 
Oelebrirung  der  Messe,  welche  der  Begel  nach  in  Es  ist  aber  zweifellos ,  dass  eine  ungeweihte 
einer  konsekrirten  oder  mindestens  benedicirten  Kirche  durch  die  Gelebrirung  der  Messe  in  der- 
Kirche  erfolgen  soll,  gedacht  wird,  also  die  Stelle  selben  nicht  konsekrirt]  wird ,  und  ebenso  wenig 
Yoranssetzen  kann ,  dass  die  Kirche  wenigstens  wird  es  nach  der  herrschenden  Ansicht  ein  Kelch 
benedicirt  worden  ist  (so  Gonzalez  Tellez  dadurch,  dass  er  zur  Feier  des  Messopfers  ge- 
ad  c.  9  cit.  n.  2).  Allerdings  hat  die  spätere  braucht  wird,  Probst,  Benediktionen  S.  321. 
Doktrin  im  Gegensatz  zn  der  Glosse  (1.  c.  s.  t.  Nicht  dagegen  c  4  (Urban  III.)  X.  de  relig. 
celebrantur)  mit  Rücksicht  darauf ,  dass  nachher  domib.  III.  36 ,  welches  erklärt ,  dass  „Testes 
blos  in  der  Stelle  der  ecclesia  divinis  obsequiis  et  lignea  yasa  et  alla  utensilia  ad  cultum  rell- 
dedlcata  erwähnt  wird,  die  Vorschrift  auch  auf  gionis  per  pontlflcem' deputata^  nicht  zu  weit- 
nicht  benedicirte  Gebäude,  in  denen  thatsäch-  liehen  Zwecken  gebraucht  werden  sollen.  Denn 
lieh  noch  kein  Gottesdienst  stattgefunden  hat,  mit  der  deputatio  per  pontiflcem  ist  hier  die 
welche  aber  von  dem  Bischof  dazu  bestimmt  Weihung  dieser  Gegenstände  gemeint,  wenig- 
sind, aasgedehnt;  Fagnan.  ad  c.  cit  n.  8;  stens  spricht  nichts  dagegen,  eine  solche  darunter 
Reiffenstuel,  ins  canon.  III.  49.  n.  8;  zu  Terstehen. 
Ferraris  s.  v.  Immunitas  art.  II.  n.  4.  5  So  M  eurer  S.  221. 

2  Diese  Konsequenz  zieht  allerdings  Wap-  ^  Vgl.  das  vorher  S.  162  Bemerkte, 

paus  a.  a.  0.  S.  60.  n.  *.  ^  Anders  Meurer  S.233,  welcher  offenbarzu 
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Was  die  rechtUchen  Folgen^  der  durch  die  KoBBekration  oder  Be^ediktion  den 
gotteBdienstUoheii  Sachen  mitgetheilten  Sacertät  betrifft,  so  darf: 

1 .  Niemand  einen  profanirenden  Gebrauch  von  diesen  machen,  ein  Verbot,  wel- 
ches ausnahmsweise  auf  die  von  dem  Bischof  zu  dem  entsprechenden  Gebrauche 
bestimmten,  noch  nicht  geweihten  Kirchen^  und  Kirchhöfe  ausgedehnt ^  worden  ist, 
und  bei  diesen,  letzteren  Sachen  als  die  eine  der  in  der  sog.  inmumtas  ecclmanm 
begriffenen  Folgen  ^  bezeichnet  wird. 

Nur  einem  profanirenden  Gebrauch,  d.  h.  einen  solchen,  welcher  mit  der  Bestim- 
mung der  bezeichneten  Gegenst&nde  unvereinbar  ist  oder  die  ihnen  geschuldete  Ehr- 
furcht verletzen  wflrde,  verbietet  das  kanonische  Recht ^.  £s  ist  also  unzulässig,  eine 
Eirohe  als  Magazin,  zu  weltlichen  Belustigungen,  insbesondere  zu  weltlichen  theatra- 
lischen Aufitthrnngen,  zu  weltlichen  Gerichtsverhandlungen  und  zur  Aushängung  von 
geschäftlichen  Bekanntmachungen  zu  benutzen,  auf  Kirchhöfen  Wäsche  trocknen  oder 
Vieh  weiden  zu  lassen,  Abendmahls^Kelche  bei  Gastmählern  und  Trinkgelagen  zu 
gebrauchen.  Keineswegs  ist  aber  die  Benutzung  einer  Kirche  ffir  Werke  der  Pietät 
und  christlichen  Liebe ,  z.  B.  für  Verhandlungen  von  Armen-  und  Waisen- Vereinen, 
für  AuffOhrungen  der  ernsten  Künste^  und  ftlr  Zwecke  der  Wissenschaft),  sofern  da- 
durch die  Gottesdienstordnung  fdr  die  Kirche  nicht  gestört  wird,  ausgeschlossen. 

Die  rechtliche  Tragweite  des  gedachten  Prinzipes  ist  aber  darin,  dass  die 
Earchenoberen  keinen  unzulässigen  Gebrauch  der  erwähnten  Sachen  gestatten  dürfen 
und,  falls  ein  solcher  ohne  ihr  Wissen  gemacht  wird ,  dies  zu  verhindern  verpflichtet 
sind,  nicht  erschöpft,  vielmehr  erstreckt  sich  dieselbe  auch  darauf,  dass  Rechts- 


seiner  AnffaMong  dadurch  gelangt  ist,  dass  er 
die  beiden  versdbiedenen  Arten  von  res  sacrae 
und  deshalb  auch  die  verschiedene  Zweckbestim- 
mung der  Welhnng  nicht  genügend  unter- 
Bcheidet. 

1  8.  o.  S.  163.  n.  3. 

s  Beiffenstnelin.49.  n.ll.39ff.  Hierbei 
verhält  es  sich  ebenso  wie  mit  der  Kirche. 

'  Reiffenstnel  III.  49.  n.  4.  Ausserdem 
ist  in  dieser  s.  g.  immunitas  noch  das  Asylrecht 
und  die  Freiheit  von  difentUchen  Lasten  ent- 
halten ,  Berechtigungen ,  welche  nicht  blos  den 
res  saerae,  sondern  auch  anderen  Sachen  zu- 
kommen ,  also  hier  an  dieser  Stelle  nicht  weiter 
in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

^  Das  ergeben  ausser  c.  9.  X.  III.  49.  dt.  c.  4. 
(Laodlc.  zw.  347  u.  381)  Dist.  XIJI:  ^Non  opor- 
tet in  basllicis  seu  in  ecclesiis  agapen  facere  et 
latus  mandneare  et  accnbitus  stemere;  c.  12 
(Innoc.  IIL)  X.  de  vita  et  hon.  cleric  III.  1 :  „Inter- 
dnm  lud!  flunt  in  eisdem  ecclesiis  theatrales,  et  non 
solum  ad  ludibrlorum  speotacula  introducuntur 
in  eis  monstra  larvarum,  verum  etiam  in  aUqui- 
bus  annl  festlvitatlbus  . , .  diaconi ,  presbyteri 
ae  subdlaeoni  vieissim  insaniae  suae  ludibria 
exereere  praesumunt  • .  •  mandamus ,  quatenus 
ne  per  huiusmodi  turpitudinem  ecclesiae  inqui- 
netur  honestas  . . .  praelibatam  . . .  ludibrlorum 
consuetudlnem  . .  .  curetls  a  vestris  ecclesiis  . . . 
eutizpare^;  e.  6  (Luc  III.)  X.  de  immun.  IIL 
49 :  „saeeulares  ludices  causas ,  ubi  de  sanguinis 
effusiene  et  eorporall  poena  agitur,  in  ecclesiis 
vel  ooemiteriis  agitare  sub  interminatione  ana- 
thematis  prohibemus'' ;  o.  2  (Lugdun.  IL  1274) 


in  Vlio  eod.  lU.  23 :  „ . . .  Oessent  in  loois  Ulis 
(sc.  ecclesiis)  universitatum  et  societatum  qua- 
rnmlibet  concllia,  conciones  et  publica  parla- 
menta  . . .  Oessent  in  ecclesiis  earumque  coeme- 
terlis  negotiationes  et  praecipue  nundlnarum  ac 
fori  cuiuscumque  tumultus.  Omnls  In  eis  saecu- 
larium  iudidorum  strepitus  conqulescat.  Nulla 
iuris  causa  per  lalcos,  criminalis  maxlme,  agi- 
tetur ;  sint  loca  eadem  a  laicorum  cognitionibus 
aliena.  $.  1  .  .  .  Et  nihilominus  processus  iudi- 
cum  saeonlarium  ac  spedaliter  prolatae  senten- 
tiae  in  eisdem  locis  omni  careant  robore  flrmi- 
tatis«. 

6  VgL  Trid.  Sess.  XXII.  dec.  deobs.  in  celebrat 
missar.  ^,Ab  ecclesiis  vero  musicas  eas,  ubi  sive 
organo  sive  cantu  lasdvum  aut  impurum  aliquid 
miscetur  .  .  .  arceant"  und  dazu  das  Girkular  der 
Gongr.  rituum  v.  1884  in  Acta  s.  sed.  17,  340. 

0  So  wurden  im  Mittelalter  die  Promo- 
tionen in  den  Kirchen  vorgenommen,  v.  Sa- 
vigny,  Qeschichte  des  römischen  Rechts  i. 
M.  A.  2.  Ausg.  3,  211.  214.  288.  391.  Auf  un- 
sere heutigen  Verhältnisse  passt  dies  nicht  mehr. 
Auch  ist  damit  nicht  gesagt ,  dass  die  Kirche  für 
jeden  wissenschaftlichen  Zweck,  z.  B.  für  Zwecke 
von  grossen  Wander-  (Philologen-  u.  Juristen-) 
Yersammlungen  eingeräumt  werden  kann. 

Kommunal-  und  poUtische  Wahlen  sollten  da- 
gegen ausgeschlossen  sein,  Jedoch  werden  sie 
mitunter  aus  Noth,  in  Ermangelung  anderer  Lo- 
kale zugelassen,  so  z.  B.  In  Preussen,  s.  P. 
Hlnschius,  preuss.  K.  R.  i.  Gebiete  des  A 
L.  R.  Berlin  1884  S.  276.  Anm,  74. 
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Verhältnisse,  soweit  sie  einen  solchen  profanen  Gebrauch  bedingen,  an  diesen  Sachen 
nicht  begründet  werden  können,  d.  h.  dass  ihnen  insoweit,  als  es  sich  um  die 
Begründung  und  Fortdauer  derartiger  Rechte  und  Rechtsverhält- 
nisse handelt  (aber  auch  nicht  weiter],  die  Extrakommerzial-Quali- 
tät  zukommt. 

Hieraus  ergiebt  sich  des  Näheren  Folgendes:  a.  das  Eigenthum  ist  zwar  die  un- 
begrenzte und  ausschliessliche  Herrschaft  über  eine  Sache  und  berechtigt  zu  jed- 
wedem Gebrauch  derselben.  Der  Eigenthümer  kann  daher  seine  Sache  zu  profanen 
Zwecken  verwenden,  aber,  weil  er  gerade  andererseits  die  Macht  besitzt,  eine  der- 
artige Benutzung  auszuschliessen ,  widerspricht  es  dem  Begriff  der  res  sacra  nicht, 
dass  sie  im  Privateigenthum  steht.  Das  ist  namentlich  der  Fall,  wenn  das  Eigenthum 
derselben  einer  kirchlichen  Anstalt  zukommt ,  weil  die  dieselbe  leitenden  und  ver- 
tretenden Organe  die  erforderliche  Garantie  ftlr  die  Innehaltung  eines  erlaubten  Ge- 
brauches bieten.  Aber  ebenso  verhält  es  sich,  wenn  die  Sache  im  Eigenthum  anderer 
Personen  steht,  von  denen;  wie  z.  B.  vom  Staat  in  Betreff  der  Garnison-  und  An- 
staltskirchen oder  vom  Landesherrn  in  Betreff  der  Schlosskirchen  anzunehmen  ist, 
dass  sie  die  dem  Gebäude  einmal  gegebene  Bestimmung  und  die  erfolgte  Weihung 
desselben  achten  werden  ^. 

Das  letztere  kann  aber  jedenfalls  von  dem  Eigenthümer  nur  dann  beansprucht 
werden ,  wenn  er  selbst  in  die  Bestimmung  seiner  Sache  zu  gottesdienstlichem  Ge- 
brauche, d.  h.  in  die  dadurch  bedingte  Einschränkung  seines  Rechtes  eingewilligt 
hat,  und  daher  darf  die  Weihung  der  Sache  allein  unter  der  Voraussetzung ,  dass  er 
seine  Zustimmung  dazu  ertheilt  hat,  vorgenommen  werden.  Ist  dies  ohne  letztere  ge- 
schehen, so  ist  die  Weihung  zwar  nicht  nichtig^,  und  es  wird  der  Sache  die  Eigen- 
schaft als  einer  res  sacra  dadurch  mitgetheilt ,  aber  es  bleibt  nicht  nur  das  frühere 
Eigenthum  an  derselben,  sondern  auch  das  freie  Verfügungsrecht  des  Eigenthümers 
bestehen  3.  Der  letztere  kann  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus  allein  als  in  seinem 
Gewissen  verpflichtet  betrachtet  werden,  die  Sacertät  der  Sache  solange  anzuerkennen, 
bis  ihm  seitens,  des  zuständigen  Oberen  die  Erlaubniss ,  dieselbe  wie  früher  zu  be- 
nutzen, ertheilt  worden  ist^.  Zu  dieser  Erklärung  ist  der  kirchliche  Obere  aber  ver- 
bunden, da  weder  er  noch  seine  Untergebenen  das  Recht  haben,  Eingriffe  in  fremdes 
Eigenthum  zu  machen ,  also  diese ,  soweit  es  angänglich ,  selbst  wenn  dadurch  auch 
nur  eine  Gewissensbelastung  herbeigeführt  worden  ist,  in  Achtung  der  bestehenden 
Rechte  beseitigt  werden  müssen  ^. 

b.  Die  Statthaftigkeit  und  UnStatthaftigkeit  der  Bestellung  von  Rechten  auf  den 
Gebrauch  oder  die  Benutzung  der  fraglichen  Sachen  ^  bemisst  sich  ebenfalls  nach 


1  Daher  werden  andererseits  die  Priyatoratorien  ters  zu  entkleiden.  Das  Weitere  darüber  s.  unten 
nicht  benedlcirt,  Congr.  rit.  v.  11.  März  1820  zu  8.  170. 

Nr.  10,  Gardelllnl  decret.  anth.  congr.  rit.  ed.  ^  Bios  Entschädigung  zu    nehmen    und  die 

IU.3,151. 153  n.  Anm.3  zu  S.  151;  de  Her  dt,  Sache  der  betreffenden  iClrche,   für  welche  sie 

s.  liturgiae  praxis  t.  IIL  n.  396;  d.  h.  nicht  nach  geweiht  ist,  zu  überlassen,  ist  der  Eigenthümer 

dem  Formular  des  Rituales  tit  YIIl.  c.  27  für  nicht  veipflichtet.  Das  ergiebt  sich  aus  der  S.  164 

die  öffentlichen  Oratorien ,  in  denen  Messe  ge-  vertretenen  Auffassung. 

lesen  werden  darf ,  sie  können  vielmehr  nur  wie  ^  Praktisch  kommen  hierbei  nur  die  kirch- 

andere  Oebäude  (s/o.  S.  149  n.  4)  gesegnet  werden.  liehen  Gebäude  und  Kirchhöfe  in  Frage,  weil  sich 

2  Das  ist  nirgends  ausgesprochen.  bei  den  Altären,  Kelchen  und  ähnlichen  heiligen 

3  S.  0.  8.  164.  Geräthsohaften    neben    ihrem    Gebrauche    ein 
*  Um  die  Sache  des  ihr  aufgeprägten  Gharak-  solcher,  welcher  sie  nicht  profanirt,  nicht  denken 
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dem  oben  an  die  Spitze  gestellten  Prinzipe.  Hindern  sie  die  Bestimmung  der  letzte- 
ren nicht  und  fahren  sie  ebensowenig  zu  einer  profanirenden  Behandlung  derselben, 
so  können  sie  gültig  erworben  werden ,  wie  z.  B.  die  Oebrauehsrechte  auf  Kirchen- 
sttthle  nnd  anf  Orabstellen ,  sei  es  unentgeltlich  oder  gegen  ein  Entgelt  ^,  femer  das 
Becht  auf  einmalige  Benutzung  eines  Kirchengebäudes  zu  einem  geistlichen  Con- 
certe  K  Dagegen  muss  die  VerpfiUidung  einer  Kirche ,  eines  Kirchhofes  oder  eines 
konsekrirten  Kelches,  sowie  die  Belastung  eines  Kirchhofes  mit  Wegegerechtigkeiten  ^ 
aus  demselben  Qrunde  fär  unzulässig  und  nichtig  erachtet  werden. 

Nach  denselben  Oesichtspunkten  beantwortet  sich  auch  die  Frage,  inwiefern  an 
den  erwähnten  Sachen  Bechte  durch  Ersitzung  erworben  werden  können. 

c.  Endlich  erscheint  eine  Veräusserung  der  res  Sacra ,  also  die  Ueberlassung  des 
durch  die  relative  Extrakommerzial- Eigenschaft  beschränkten  Eigenthums  an  ein 
anderes  Bechtssubjekt,  sofern  nur  die  Sicherheit  vorliegt;  dass  die  Sache  ihrer  Be- 
stimmung gemäss  w^ter  gebraucht  wird,  nicht  ausgeschlossen^,  also  auch  rechts- 
gflltig^,  und  es  muss  daher  nicht  minder  insoweit  eine  Ersitzung  seitens  einer  anderen 
Person  als  statthaft  anerkannt  werden^. 

2.  Die  Saeertät  der  geweihten  Sachen  ist  insofern  strafrechüich  geschätzt,  als 
die  profanirende  Behandlung  derselben  das  kirchliche  Vergehen  des  sacriUgiumj  ge- 
nauer des  s.  g.  8,  reale  "^  bildet.  Allerdings  ist  der  Thatbestand  des  sacrilegium  viel 
weiter  ^,  und  selbst  der  Begriff  des  sacrüegium  reale  beschränkt  sich  nicht  auf  die  vor- 
hin angegebenen  Momente,  vielmehr  liegt  dasselbe  auch  vor,  wenn  noch  nicht  ge- 
weihte, aber  schon  zum  Gottesdienst  bestimmte  Sachen ,  wie  Kirchen  und  Kirchhöfe, 
in  Frage  stehen^.    Aber  gerade  der  Umstand,  dass  die  Sache  durch  Konsekration 


lasBt.  Vgl.  auch  Ptot.  Konz.  v.  Urbino  1869, 
coli.  conc.  Lac.  6,  10;  „Nemo  Yasa,  veates  aut 
alia  ornamenta  sacrlB  addicta  piofanis  homini- 
boB  aut  ad  profanum  usum  commodare  audeat^ 

1  Denn  darin  liegt  keine  Profanation.  Die 
entgeltliche  ueberlassung  dieser  Sachen  ist  an 
vielen  Orten  beigebracht. 

2  Und  zwar  nicht  blos  widerruflich,  wie  H  e  r  r- 
mann  in  Ztschr.  f.  K.  R.  5,  237  meint,  sondern 
auch  zu  festem  Rechte,  ygl.  daraber  Wappäu  s 
S.64. 

3  Nicht  nur  würde  das  Fahren  mit  Arbeits- 
Wagen  und  das  Viehtreiben  den  Kirchhof  pro- 
faniren,  sondern  auch  das  blosse  regelmässige 
Oehen  über  denselben,  seine  Benutzung  als 
Durchgang  zu  geschäftlichen  und  weltlichen 
Zwecken,  würde  mit  der  Heiligkeit  und  Ruhe 
des  Ortes  nicht  Terträglich  sein.  Man  kann  aber 
deshalb  nicht  jede  Servitut  als  unstatthaft  be- 
zeichnen. Es  dürfte  z.  B.  nichts  entgegenstehen, 
einem  dem  Kirchhof  benachbarten  Grundstück, 
wenn  etwa  der  Eigenthümer  desselben  gestattete, 
dass  seine  Wand  zur  Anlehnung  von  Erbbegräb- 
nissen benutzt  wird,  eine  servitus  altius  non 
tollendi  dahin  einzuräumen,  dass  diese  letzteren 
innerhalb  einer  bestimmten  Höhe  gehalten  wer- 
den müssen. 

*  So  gestattet  c.  6  (Clem.  ni.)  X.  de  rer. 
permut.  lll.  19  zweien  Klöstern  den  Tausch  der 
ihnen  inkoiporirten,  also  ihnen  gehörigen  Pfarr- 
kirchen. In  Preussen  sind  aus  Anlass  der  Sä- 
kularisationen des  Jahres  1803  vielfach  seitens 
des  Staates  konsekrirte  und  benediclrte  Kirchen- 


geräthe  aus  den  aufgehobenen  Klosterkirchen 
anderen  Kirchen  überwiesen,  also  geschenkt  wor- 
den. Ueber  einen  ähnlichen  Fall  vgl.  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  40,  13.  , 

Dass  bei  oneroser  Yeräusswung  die  Konse- 
kration und  Benediktion  nicht  in  Anschlag  ge- 
bracht werden,  also  die  Sache  nicht  dafür  höher 
bezahlt  werden  darf,  weil  darin  Simonie  läge,  s. 
c.  6.  dt. ,  berührt  die  hier  yorliegende  Frage 
nicht. 

5  Soauch  WappäusS.  65;  Uhrig  i.  Arch, 
t  kath.  K.  R.  40,  11  Anm. 

6  Z.  B.  eine  Kirche  kauft  von  einem  Privat- 
manne einen  für  die  Kapelle  desselben  gebrauch- 
ten, konsekrirten  Kelch,  welcher  nicht  ihm,  son- 
dern einer  anderen  Kirche  gehört  hat,  und  in  der 
ersteren  wird  er  die  Ersitzungszeit  hindurch  be- 
nutzt. 

7  Ferraris  1.  c.  s.  v.  sacrilegium  n,  3.  7. 

8  Reg.  iur.  7  in  X.  V.  41 :  „Quidquld  in  sa- 
cratis  deo  rebus  et  episcopis  iniuste  agitur,  pro 
sacrilegio  reputatur ,  quia  sacra  sunt  et  a  quo- 
quam  violari  non  debent^;  München  a.  a.  0. 
S.  469. 

^  Denn  in  Bezug  auf  diese  unterscheiden  die 
Quellen  nicht ,  ob  sie  schon  geweiht  sind  oder 
nicht,  ja  es  gehört  auch  die  Verletzung  von 
blossen,  im  Eigenthum  der  Kirche  stehenden 
Sachen  unter  Umständen  hierher ,  c.  21  (conc. 
Trecass.  v.  878  u.  Ravenna  v.  877)  0.  XVH. 
qu.  4  j  c.  3  (Bened.  Levita)  C.  XII.  qu.  2;  c.  12 
(Pseudo-Isid.)  C.  XVH.  qu.  4. 
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oder  Benediktion  in  den  Dienst  Gottes  gestellt  ist ,  giebt  dem  Vergehen  einen  beson- 
deren erschwerenden  Charakter  i,  und  dies  gilt  namentlich  von  dem  sacrilegiom  reale 
im  engsten  Sinne,  dem  KirehendiebstahP  oder  Kirchenranb,  d.  h.  der  Weg- 
nahme einer  res  saora  ans  einem  geweihten  oder  nngeweihten  Orte  y  oder  einer  nicht 
geweihten  Sache  aus  einem  geweihten  Orte,  nm  sie  sich  anzueignen  3. 

Die  der  Sache  durch  die  Konsekration  oder  Benediktion  au%eprägte,  besondere 
Eigenschaft  haftet  ihr  nicht  unauslöschlich  an ,  yielmehr  kann  sie  ihr  wieder  genom- 
men werden.  Ein  besonderer  ritueller  Entweihungs-  (d.  h.  ein  Profanations-  oder  Exe- 
krations-)  Akt^  besteht  nicht  ^,  yielmehr  genflgt  die  Yerfttgung  des  kompetenten 
Eirchenoberen  nach  stattgehabter  Untersuchung^  und  Feststellung  eines  genflgenden 
Grundes  (ein  s.  g.  decretum  de  pro/anando  oder  de  aUenando),  je  nachdem  es  sich  um 
die  Vernichtung^  oder  um  die  Verftusserung  der  Sache  handelt  Eine  Verftusserung 
ist  aber  bei  Bachen,  welche  im  kirchlichen  Eigenthum  stehen,  nur  statthaft,  wenn  sie 
erfolgt  zur  Bezahlung  von  Eirchenschulden,  zur  Auslösung  von  Gefangenen,  zum 
Unterhalt  der  Armen  in  Zeiten  der  Theuerung^,  oder  wenn  die  kirchliche  Anstalt, 
deren  Zwecken  die  res  sacrae  dienen,  supprimirt  wird^  Femer  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  die  sonstigen  weiteren  Voraussetzungen  der  Verftusserung  von  kirchlichem 
Eigenthnme  oder  der  Suppression  beobachtet  sein  mflssen.  Wenn  demnach  die  Zu- 
rückgabe der  Sache  in  den  Verkehr  die  Wirkung  hat,  die  Sacertftt  derselben  aufzu- 
heben, so  muss  diese  letztere  fortdauern ,  falls  der  betreffende  Akt,  die  Verftusserung 
oder  Suppression,  wegen  Mangels  eines  wesentlichen  Erfordernisses,  z.B.  wegen  Un- 
zuständigkeit des  verfügenden  Eirchenoberen,  nichtig  war.  In  diesem  Fall  wird  also 
die  bisherige  beschrftnkte  Extrakommerzial- Qualität  der  Sache  nicht  beseitigt  und 
eine  Verfügung  über  dieselbe  bleibt,  wie  früher,  nur  innerhalb  der  o.  S.  168  näher 
bezeichneten  Grenzen  statthaft  ^^. 

t  S.S.169  ADm.8,vgl.  auch Q  aar ti  I.e.  sect.  nicht  absolut  oöthig,  Gardellini  1.  c.  p.214, 

yil.  dub.  4 ;  P  r  0  b  8 1 ,  BenedlktioneD  S.  116.117.  solche  Sachen  können  durch  Yeiänssening  auch 

«  c.  21.  C.  XVni.  qu.  4.  dt.  §.  1 :  „sacille-  dem    profanen    Gebranch    überlassen    werden, 

ginm  commlttitnr  auf erendo  sacrom  de  sacro  vel  Dagegen  Ferraris  s.t.  yestis  n.  6,  n.  P r o b s t , 

non  sacmm  de  sacro  sive  sacrum  de  non  sacro^ ;  Benediktionen  S.  315,  aber  sowohl  c.  39  dt.  als 

c.  22  (Clem.  III.)  X.  de  sent.  excommun.  V.  39.  auch  c.  43  (ArTonens.  I.  v.  535)  Dist.  clt.  verbieten 

'Ob  mit  Gewalt  oder  ohne  Gewalt  ist  dabei  eine  Aussergebrauchsetzung  solcher  Gegenstände, 

gleichgültig.  Das  Weitere  darüber  unten  in  der  um  sie  zu  profaniren,  nicht. 

Lehre  Tom  kirchUchen  Strafrecht.  S  i.  21.  G.  I.  2  dt;   Noy.  120.  c.  10;   c.  13 

4  Hie  und  da  hat  sich  der  Gebrauch,  einen  (syn.  gen.  YIIL  v.  869\  c.  14—16  (Greg.  L), 

besonderen  Akt,  z.  B.  das  Schlagen  der  beweg-  c  70  (Ambros.)  GXU.  qu.  2;  c  1  (Einem,  cap.) 

liehen  Sachen  mit  der  Hand  oder  einem  Instru-  X.  ^e  pignor.  IlL  21. 

ment  vorzunehmen,  gebildet,  G ardeil ini  decr.  ^  Bd.  II.   S.  462,  vgl.  auch  U  hrlg  a.  a.  0. 

auth.  coni^.  55  dt.  zu  Nr.  4588,  ad  UI ;  3,  212.  S.  13. 

n.  2,  und  es  ist  auch  die  Noth wendigkeit  der  ^  Das  ist  wohl  auch  die  Ansicht  von  Wap- 

YoUziehung  eines  solchen  Aktes  von   elnzel-  paus,  welcher  a.a.  0.  S. 69  bemerkt:  „Wo  diese 

nen  Kanonisten,  z.  B.  von  H  eifert,  Handbuch  Bedingungen  fehlen,  ist  Jede  Yeräusserung  1.  w. 

des  K.  R.  $.  420  behauptet  worden.  S.,  d.  h.  jede  Uebertragung  eines  Rechtes  an  der 

ft  So    nach    der    von    Plus  VU.   bestötlgten  Sache,   wodurch  sie   ihrer   Sacertit  entkleidet 

Entsch.  d.  Congr.  rlt.  v.  20.  April  1822,  Gar-  werden  soll,  ungültig".  Wenn  Friedberg,  K. 

dellini  1.  c.  3,  212.  213,  wodurch  der  In  der  R.  2.  Aufl.  S.  409.  n.  8  dies  für  unrichtig  er- 

vor.  Anm.  erwähnte  Ritus  reproblrt  worden  ist,  klärt  und  geltend  macht,  dass  alle  von  Wapp&us 

vgl.  femer  Uhr  lg  1.  Arch.  f.kath.K.R.  40,  3  ff.  angezogenen  Stellen  nur  von  unbefugter  Yer- 

*  Weil  für  die  Regel  die  einmal  geweihten  äusserung  der  res  eccledastlcae  handeln,    ohne 

Sachen  Ihrem  Zweck  erhalten  bleiben  sollen.  auf  die  Saoertlt  Gewleht  zu  legen,  so  hat  er  da- 

s.  0.  S.  152.  n.  8.  bei  übersehen,  dass  Jede  res  sacra,   sofern  sie 

^  Z.  B.  durch  Verbrennung  unbrauchbar  ge-  kirchliches  Eigenthum  ist,  den  allgemeinen  Vor- 

wordener  Sachen,  s.  c.  39  (Pseudo- Clem.)  Dist.  schrlften  über  die  Yeriusserung  von  Kirchen- 

I.  de  consecr.  oder  durch  Einschmelzen  goldener  gut  unterliegt ,  und  dass  die  Beseitigung  der 

und  silberner  Kelche  und  Gefässe.  Doch  Ist  dies  Sacertät,  welche  nur  durch  eine  rechtsgültige 
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Befindet  sich  die  Sache  nicht  im  kirchlichen  Eigenthnm,  sondern  im  Eigenthum 
einer  physischen  oder  einer  juristischen  Person  (des  Staates,  einer  Oemeinde) ,  so 
steht  dieser  das  Recht  zu,  darüber  zu  befinden ,  ob  die  Sache  wieder  in  den  Verkehr 
gebracht  werden  soll.  Aber  einmal  unterliegt  die  mit  Zostimmang  ihres  Eigenthü- 
mers  geweihte  Sache ,  ebenso  wie  die  im  kirchlichen  Eigenthome  befindliche  der  für 
die  res  sacra  geltenden  Rechtsregel ,  dass  sie ,  wenn  angänglich,  ihrer  gottesdienst- 
lichen Bestimmung  erhalten  werden  soU^  Femer  ruht  die  Befugniss,  die  Sache 
ihrer  Sacertftt  zu  entkleiden,  welche  bei  kirchlichem  Eigenthum  neben  der  Ver~ 
ftlgungsgewalt  ttber  die  fortdauernde  Zweckbestimmung  dem  Eirchenoberen  zukommt, 
nicht  in  der  Hand  des  Eigenthümers.  Eine  Aufhebung  der  gottesdienstlichen  Be- 
stimmung der  Sache  oder  eine  Veräusserung  derselben  zu  profanen  Zwecken  muss 
daher  in  diesem  Falle  von  der  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen ,  welchem  die 
AuMcht  über  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  der  betreffenden  Sache  obliegt  2,  ab- 
hängig gemacht  werden^.  Diese  wird  aber,  weil  der  Privateigenthümer  leichter  als 
eine  kirchliche  Anstalt  in  die  Lage  kommen  kann,  die  Zweckbestimmung  seiner 
Sachen  zu  ändern,  schon  dann  nicht  verweigert  werden  können,  wenn  ein  auch  nur 
durch  die  Verhältnisse  des  Eigenthümers  bedingter  und  gerechtfertigter  Grund  vorliegt^. 

Die  vorstehend  dargelegten  Grundsätze  über  die  geweihten  Sachen  sind  heut 
nicht  mehr  in  vollem  umfange  von  dem  weltlichen  Rechte  anerkannt. 

Allerdings  gilt  der  Grundsatz,' dass  solche  Sachen  nicht  res  nullius  sind,  viel- 
mehr im  Eigenthum  von  kirchlichen  Anstalten  und  Gemeinden ,  sowie  von  anderen 
jurifitischen  und  physischen  Personen  stehen  können,  nicht  nur  nach  gemeinem 
deatschem^,  sondern  auch  nach  preussischem^  französischem^  und  öster* 


YeiäoBsenmg  erfolgt  und  erfolgen  muss,  bei  et- 
waiger Nichtigkeit  der  letzteren  ebensowenig, 
wie  irgend  eine  andere  Rechtsfolge  eintreten 
kann. 

i  S.  o.  S.  162.  n.  8. 

2  Also  z.  B.  des  Bischofs,  welcher  den  Gottes- 
dienst in  einer  Garnison-,  Straf-  oder  Kranken- 
haas-Kirche zu  beaufsichtigen  bat. 

8  So  weit  icb  sehe,  ist  die  im  Text  behandelte 
Frage  bisher  nicht  erörtert  worden.  Vom  Stand- 
punkt des  Kirchenrechtes  ans  wird  man  aber  zu 
keiner  anderen  Lösung  gelangen  können.  Ohne 
Edanbniss  der  geistlichen  Obrigkeit  würde  die 
Verwendung  der  res  sacra  zu  profanen  Zwecken 
das  Vergehen  des  sacrilegium  bilden,  und  die 
Kirche  kann  es  unmöglich  dulden,  dass  der 
Eigenthümer  vielleicht  heute  die  res  sacra  zu 
profanen  und  morgen  wieder  zu  gottesdienst- 
Uchen  Zwecken  anwendet.  Haider  Eigenthümer 
einmal  seine  Sache  konsekriren  und  benediciren 
lassen  oder  eine  solche  Sache  erworben ,  so  ge- 
schieht ihm  auch  kein  Unrecht ,  wenn  man  ihn 
für  verpflichtet  erklärt,  die  Konsequenzen  da- 
von zu  tragen. 

*  S.  z.  B.  wenn  der  Staat  oder  die  Kommune 
wegen  Nen-Errichtung  eines  grösseren  Kranken- 
hanses  über  die  Kirche  der  bisherigen  Anstalt 
anderweit  verfügen  will,  der  Eigenthümer  eines 
werthvollen  konsekrirten  Kelches ,  welcher  zum 
Messelesen  in  einem  Privatoratorium  gebraucht 
worden  ist,  diesen  wegen  Verarmung  zu  ver- 
inssem  genöthigt  ist.  lieber  die  Fälle,  wo  die 
Zweckbestimmung  nicht    mehr  erfüllt  werden 


kann  oder  wo  Rechte  Dritter  vorhanden  sind ,  s. 
unten  $.  218. 

6  S.  0.  S.  164.  n.  2.  Die  gemeinrechtliche 
Praxis  verwendet  allerdings  noch  mitunter  die 
rein  römische  Theorie  von  der  völligen  Extra- 
kommerzial-Qualitat  der  res  iuris  divini,  s.  z.  B. 
jur.  Rundschau  f.  d.  k.  Deutschland.  Heft  6, 229, 
während  das  Reichsgericht  der  hier  vertretenen 
Ansicht  folgt,  s.  die  Entsch.  v.  21.  Okt.  1881  n. 
5.  Mall882,  Senf  fort,  Arch.  37, 190  u.  38, 302. 

6  A.  L.  R.  n.  11.  S-  170:  „Kirchen  und  an- 
dere dahin  gehörige  Gebäude  sind  ausschliessend 
das  Eigenthum  der  Kirchengesellsohaf  t,  zu  deren 
Gebrauche  sie  bestimmt  sind".  §.  173 :  „Kirchen- 
gebäude, soweit  sie  zur  Feier  des  Gottesdienstes 
und  zu  gottesdienstliohen  Handlungen  bestimmt 
sind,  dürfen  ohne  Einwilligung  der  Gemeine  zu 
anderen  Zwecken  nicht  gebraucht  werden^.  $.  179 : 
„Kirchengefässe  und  andere  zum  unmittelbaren 
gottesdienstlichen  Gebrauche  gewidmeten  Sachen 
baben  mit  den  Kirchengebänden  der  Regel  naob 
gleiche  Rechte";  $.  183 :  „Kirchhöfe oder  Gottes- 
äcker und  Begräbnissplätze,  welche  zu  den  ein- 
zelnen Kirchen  gehören,  sind  der  Regel  nach  das 
Eigenthum  der  Klrchengesellschjiften".  Es  ergiebt 
aber 3.  190  a.  a.  0.,  dass  Kirchhöfe  und  U.  19. 
$.  77  (betreffend  die  öffentlichen  Anstalten), 
dass  auch  Kirchen  im  Eigenthum  anderer  Sub- 
jekte als  der  Kirchengemeinde  stehen  können. 
Vgl.  Förster-Eccius,  preuss.  Priv.  R.  4.  Aufl. 
1,  119;  Dernbnrg,  preuss.  Prlv.  R.  4.  Aufl. 
1,  146. 

''Geigel,   das  französische   und  reichslän- 
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reichischem  Rechtet  Fttr  das  gemeine  Recht  miiss  auch,  weil  in  der  frag- 
lichen Materie  das  kanonische  Recht  in  Deutschland  an  die  Stelle  des  römischen 
Rechtes  getreten  ist^  die  o.  S.  168  näher  eharakterisirte  Extrakommerzial- Qualität 
und  die  daraus  hergeleitete  Beschränkung  der  Begründung  von  Rechtsyerhältnissen 
als  noch  heute  geltend  betrachtet  werden.  Indessen  ist  in  Folge  der  veränderten 
Stellung  der  katholischen  Earche  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  die  Qrundlage 
der  Extrakommerzial-Qualität  eine  andere  geworden.  So  lange  diese  Kirche  die  allein 
berechtigte  war,  und  der  Staat  ihre  dogmatischen  Auffassungen  und  ihre  Rechtsnormen 
Aber  die  rein  kirchlichen  Sachen  als  für  sein  Gebiet  ausschliesslich  massgebend 
erachtete ,  musste  die  durch  die  kircl^iche  Konsekration  oder  Benediktion  gegebene 
innere  Heiligung  allseitig  anerkannt  werden.  Die  res  sacra  war  also  auch  für  das 
staatliche  Recht  mit  der  beschränkten  Extrakommerzial-Quatität  belastet.  Nachdem 
aber  die  katholische  ELirche  ihre  früher  ausschliesslich  berechtigte  Stellung  verloren, 
und  neben  ihr  im  Staate  nicht  nur  andere  Kirchen  gleiche  Berechtigung  erlangt 
haben ,  sondern  auch  allgemein  die  Gewissensfreiheit  und  die  Freiheit  der  Bildung 
anderer  Religionsgesellschaften  verfassungsmässig  gewährleistet  wird,  ist  damit  das 
Fundament  fdr  die  bindende  Kraft  der  Weihehandlungen  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  den  Anhängern  der  anderen  Earchen  und  Religionsgesellschaften  ent- 
fallen ^^  d.  h.  die  dadurch  bewirkte  Ausserverkehrssetzung  hat  im  bürgerlichen 
Rechtsverkehr  ihre  Geltung  überhaupt  verloren ,  weil  es  undenkbar  ist ,  dass  eine 
Sache  nur  bestimmten  Klassen  von  Personen  als  res  extra  commercium,  anderen 
gegenüber  nicht  als  eine  solche  behandelt  werden  kann. 

Andererseits  ist  aber  die  katholische  Kirche  in  den  modernen  Staaten  immer 
noch  eine  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  und  die  Verrichtung  ihres  Gottesdienstes 
ein  staatlich  anerkannter  öffentlicher  Zweck.  Die  Sachen,  welche  für  diesen  bestimmt 
und  gewidmet  sind,  haben  daher  den  Charakter  öffentlicher  Sachen  und  sind  dess- 
halb  wie  die  sonstigen  res  publicae  dem  regelmässigen  Privatverkehr  entzogen ,  frei- 
lich nur  insofern,  als  in  den  Ländern ,  in  welchen  eine  staatliche  Mitwirkung  für  die 
Widmung  solcher  Sachen  fttr  ihren  Gebrauch  (wie  z.  B.  fttr  die  Errichtung  eines 
neuen  Kirchengebändes)  vorgeschrieben  ist,  dabei  die  betreffenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen beobachtet  worden  sind^.  Femer  kommt  in  Betracht,  dass  die  Sache 
auch  dem  öffentlichen  Gottesdienste  innerhalb  der  hergebrachten  kirchlichen  Ord- 
nung, also  einem  Gottesdienste,  welcher  fttr  alle  Glieder  der  Earche  bestimmt  oder 
ihnen  zugänglich  oder  wenigstens  zur  regelmässigen  Befriedigung  der  religiösen  Be- 
dürfhisse einer  gewissen  Personenklasse  (z.  B.  einer  Militär-Gemeinde)  eingerichtet 
ist,  dienen  muss.  Denn  eine  blos  den  Zwecken  eines  Privatmannes  oder  auch  meh- 
rerer Privatieute  gewidmete  Baulichkeit,  in  welcher  von  einem  Geistlichen  der  öffent- 
lich berechtigten  katholischen  Elirche  Gottesdienst  gehalten  wird,  z.  B.  eine  Privat- 
kapelle, oder  eine  Sache,  welche,  wie  ein  im  Privateigenthum  stehender  konsekrirter 
Messkeloh,  zu  solchem  Gottesdienste  benutzt  wird,  erfüllt  nicht  die  öffentlichen 
gottesdienstlichen  Zwecke  der  Earche,  hat  also  nicht  den  Charakter  einer  öffentlichen 

dieche    Staatakirchenrecht.      Strassburg    1884.  ^  Vgl.  aber  in  Betreff  Baiema  unten  S.  174. 

S.  104.  108;   8.  ancb  den  ReehtsfaU  i.  d.  jnr.      n.  1. 

Rundacbau.  Heftö,  192.       ^     .  ^    .      q^-  ^  3  Denn  andernfalls  haben  sie  f ttr  das  betref- 

Band.?  BVr„^h  ^^TZrL.  Z^      ^-^«  «-'*«««'>'«'  ^-"  .<^''-"-  -^«''*- 
1879.  3.  Aufl.   S.  313. 
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Sache.  Die  durch  die  Extrakommerzial-Qnalitftt  bedingte  BeschräDkang  soll  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  die  Öffentlichen  Sachen  dagegen  schützen^  dass  sie  ihrem 
gemeinnützigen  Zweck  entfremdet  werden,  es  liegt  aber  bei  Sachen^  welche  blos  den 
priyaten  Interessen  dienen,  kein  Qrund  vor,  mag  auch  ihr  Gebrauch  ein  gottesdienst- 
licher sein  j  diese  rechtlich  anders  als  andere ,  im  Privateigenthum  stehekide  Sachen 
zu  behandeln  und  ihre  Zweckbestimmung  durch  eine  besondere  rechtliche  Yorsohrift 
zu  schützen.   So  ergiebt  sich  also  als  Resultat : 

Die  nach  kanonischem  Recht  in  Betreff  der  res  sacrae  bestehen- 
den Verkehrsbeschränkungen  sind  auch  noch  heutigen  gemeinen 
Rechtes,  nur  finden  sie  nicht  mehr  Anwendung  auf  diese  als  solche, 
sondern  allein  auf  die  von  den  kirchlichen  Oberen  unter  Innehaltung 
der  etwaigen  staatlichen  Vorschriften  zum  öffentlichen  gottesdienst- 
liehen  Gebrauch  gewidmeten  Sacben'  (im  Gegensatz  zu  den  zum  blossen 


1  In  Ueljerelnstlmmiing  damit  hat  da«  frühere 
Ober-Tribunal  zu  Berlin,  Seuf fert,  Arch.  32, 
438  und  das  Reichsgericht  a.  a.  0.  38,  302,  die 
Zolässigkeit  yon  Gebrauchsrechten  anerkannt. 
Die  im  Allgemeinen  bei  Kirchhöfen  für  ausge- 
schlossen zu  erachtende  Ersitzung  yon  Servituten 
ist  dagegen  yom  ehem.  O.  A.  Ger.  zu  Jena  in 
Anwendung  auf  eine  Ueberfahrtsgerechtigkeit  zu 
feldwirthschaftlichen  Zwecken  für  statthaft  er- 
klärt worden,  a.a.O.  6,  181.  Friedberg,  K. 
R.  2.  Aufl.  S.  410.  n.  13  ist  unter  Berufung 
auf  die  nicht  näher  begründeten  Behauptungen 
von  Unterholzner,  V erjährungslehre. 2.  Aufl. 
Leipzig  1858.  1,  168  u.  Schmid,  Handbuch 
d.  gem.  Rechts.  Leipzig  1847.  1,  190  m  5,  der 
Ansicht ,  dass  die  res  sacrae  als  solche  nicht  der 
Ersitzung  entzogen  sind ,  und  schliesst  dieselbe 
nur  bei  Immobilien  der  Kirche  aus.  Das  letztere 
ist  insofern  unrichtig,  als  bei  solchen  bekannter- 
maassen  die  ausserordentliche  Ersitzung  zu- 
lässig ist,  Windscheid,  Pandekten  $$.  182. 
183.  Das  erstere  erscheint,  soweit  es  sieh  um  im 
öffentlichen  Gebrauche  stehende  gottesdienstliche 
Sachen  handelt,  deren  beschränkte  Extrakom- 
merzialitat  Friedberg  selbst,  soweit  sie  sieh 
im  kirchliohen  Eigenthum  befinden ,  anerkennt, 
unhaltbar.  Diese  müssen  nach  dem  Grundsatze, 
dass  die  res  extra  commercium  Jeder  Ersitzung 
unfähig  sind  (Wi  ndsoheid  $$.  146.  147. 182) 
insoweit,  als  ihre  Extrakommerzialqualität  reicht, 
von  der  ersteren  ausgeschlossen  erachtet  werden. 
Nach  der  Ansicht  Friedbergs  wäre,  wenn  man 
seinen  Irrthum  über  die  UnStatthaftigkeit  Jeder 
Art  der  Ersitzung  an  Immobilien  richtig  ge- 
stellt hat,  auch  eine  ausserordentliche  Ersitzung 
von  Kirchen  und  Kirchhöfen  zu  freiem  Eigen- 
thum und  zu  beliebiger  Verfügung  darüber  mög- 
lich, was  sicherlich  nicht  dem  allgemeinen 
Bechtsbewusstsein  entspricht 

Bpedell  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  der 
Zwangsvollstreckung  bemerkt  F  ri  edb  e  r  g  S.  41 1, 
dasf  von  ihr  die  beweglichen  res  sacrae  nicht 
ausgenommen  seien,  Jedoch  entspräche  es  durch- 
aus den  Prinzipien  derReichsdvilprozessordnung, 
wenn  man  nach  Analogie  des  $.  715  derselben 
die  Zwangsvollstreckung  an  die  für  den  Gottes- 
dienst bestimmten  Sachen ,  so  lange  in  der  be- 


trefTenden  Kirche  Gottesdienst  gehalten  werde, 
aussohliesse.  Wie  weit  dagegen  unbewegliche 
Sachen  der  letzteren  unterliegen,  habe  das 
Reichsgesetz  der  landesgesetzlichen  Bestimmung 
überlassen.  Alles  dies  muss  gleichfalls  als  un- 
zutreffend bezeichnet  werden.  Zunächst  hat  die 
Reichscivilprozessordnung  hinsichtlich  der  Im- 
mobilien der  Partikulargesetzgebung  nur  Freiheit 
in  Betreff  der  Regelung  des  Verfahrens  und  in 
Betreff  der  Bestimmung,  welche  Gegenstände  in 
dieser  Beziehung  zu  den  Immobilien  zu  rechnen 
seien,  gelassen ,  im  Uebrigen  aber ,  weil  sie  sich 
blos  auf  das  Prozessverfahren  bezieht,  gar  nichts 
bestimmt.  Sodann  ist  Jede  analogische  Anwen- 
dung des  %,  715  im  vorliegenden  Fall  ausge- 
schlossen. Dieser  nimmt  gewisse  bewegliche,  im 
allgemeinen  Verkehr  stehende  Sachen  von  der 
Zwangsvollstreckung  aus,  weil  er  sie  als  dem 
Schuldner,  wie  z.  B.  die  nothwendlge  Kleidung, 
absolut  unentbehrlich  betrachtet.  Davon  kann 
aber  bei  allen  gottesdienstlichen  Sachen  nicht 
ohne  Weiteres  die  Rede  sein.  Das  Richtige  ist 
vielmehr  folgendes.  Die  Reichscivilprozessord- 
nung berührt  als  solche  das  materielle  Recht 
nicht  Nach  dem  letzteren  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  eine  res  extra  commercium,  weil  sie 
nicht  im  Verkehre  steht,  kein  Gegenstand  der 
Zwangspfänduug  sein  kann>  und  ferner  be- 
stimmt es  sich  nach  dem  materiellen  Recht, 
welche  Sachen  res  extra  commercium  sind  und 
wie  weit  die  Extrakommerzial- Qualität  reicht 
Die  Prozessordnung  brauchte  daher  diese  Sachen 
gar  nicht  von  der  Pfändung  auszunehmen ,  und 
hat  dies  auch  nicht  gethan.  Wenn  es  richtig 
ist,  dass  die  hier  fraglichen  Sachen  die  näher 
charakterisirte  Extrakommerzial-Qualität  haben, 
so  können  sie  nicht  Gegenstand  der  Zwangs- 
vollstreckung sein,  und  die  Entscheidung  des 
Münchener  0.-A.-Ger.  v.  1842,  Blätter  f.  Rechts- 
anwendung in  Bayern  8,  (1843)  S.  144 ,  dass  in 
die  gottesdienstlichen  Gefässe  und  Gewänder 
einer  Kirchenstiftung  die  Exekution  nicht  voll- 
streckt werden  darf,  ist  nicht  blos,  wie  Fried- 
berg  sagt,  für  das  Gebiet  des  Codex  Maxi- 
milianeus ,  sondern  auch  für  das  gemeine  Recht 
überhaupt,  so  auch  Roth,  bayr.  Civilrecht  2,28. 
zutreffend.  > 
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Priyatgebranch  bestimmten)  i.  Hinsichtlich  der  ersteren  erscheint  es  dagegen  gleich- 
gttltig,  ob  sie  im  Eigenthom  einer  kirchlichen  Anstalt  oder  einer  anderen  juristischen 
oder  physischen  Person ,  wie  z.  B.  die  Oamisonkirchen  im  Eigenthnm  des  Staates, 
Anstaltskirchen  in  dem  einer  Gemeinde,  stehen ,  weil  sie,  wenn  sie  mit  Zastimmong 
des  Eigenthümers  zu  Öffentlichen  gottesdienstlichen  Zwecken  gewidmet  sind ,  dann 
immer  öffentlichen  Zwecken  dienen  2. 


1  Insoweit  stimme  ich  Fried  borg  S.  410. 
411  beL  Daher  ist  es  auch  zutreffend,  wenn  das 
Reichsgericht  durch  Erk.  v.  18.  Februar  1881, 
Seuffert,  Arch.  36.  S.  264  entschieden  hat, 
dasB  das  Recht  an  einem  ürbbegribniss  durch 
Verkauf  des  Gutes,  auf  welchem  sich  dasselbe 
befindet,  yerloien  geht.  Das  reine  kanonische 
Recht  gilt  aber  noch  nach  dem  bairischen  Codex 
Maximilianeus ,  s.  Th.  II.  Kap.  1.  $.  2 :  „Ge- 
weyhte  und  zum  Gottesdienst  unmittelbar  ge- 
widmete Sachen,  z.  B.  Kirchen,  Altäre,  Kelch, 
Monstranzen  und  andere  dergleichen  Gottes- 
Gerith  werden  res  sacrae  genannt ,  was  aber  nur 
mittelbar  dahin  gewidemet  .  .  .  das  heisst  res 
ecdesiastica.  In  beeden  soll  man  sich  zwar  nach 
Geistlichen  Rechten,  Jedoch  allerwegen  denenCon- 
cordatis  oder  dem  Herkommen  gemäss  richten'^ ; 
Kreittmayr,  Anm.  2edazu:  „Wir  stimmen 
also  der  letzteren  Meinung  allerdings  bei,  dass 
Jede  Kirche  selbst ,  so  weit  sie  personam  mysti- 
cam  vorstellet,  die  wahre  Eigenthümerin  Ton 
ihren  rebus  sacris  sei  .  .  .  und  sind  nicht  einmal 
a  dominlo  privato  et  singulorum  gänzlich  aus- 
geschlossen, wie  die  tägliche  Erfahrenheit  an 
Kelchen,  Messgewändem  ,  Reliquien  und  an- 
deren geweihten  Sachen,. die  sich  in  oratorlis  vel 
manibus  privatis  befinden,  mit  sich  bringt.  Zwi- 
schen diesen  und  anderen  eigenthümlichen  Sachen 
ist  kein  anderer  Unterschied,  als  jene  ander- 
gestalt  nicht ,  denn  als  ad  usum  sacrum  et  reli- 
giosum,  Ton  dem  Eigenthümer  applicirt  werden 
dürfen".  S.  auch  das  Erkenntn.  des  Münchener 
O.-A.-Ger.  v.  1878  bei  Hauser,  Zeitscbr.  f. 
Landrecht,  4,  82. 

2  Das  läugnet  Friedberg  S.  410.  411.  Er 
meint,  dass,  mag  sie  der  Eigenthümer  zu  einem 
solchen  Gebrauche  dem  öffentlichen  kirchlichen 
Rechtssubjekte  precario  oder  auf  Grund  eines 
Rechtsgeschäftes  überlassen  oderden  Mitgebrauch 
dritter  Personen  gestattet  haben ,  seiner  aus  dem 
Eigenthum  herfliessenden  Verfügungsgewalt 
keine  andere  Beschränkung  als  eine  solche, 
welche  aus  einem  zu  Gunsten  eines  Dritten  ge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte  herrorgehe,  ent- 
gegengesetzt werden  könne.  Das  ist  aber  nichts 
als  eine  petitio  principii.  Die  auch  tou  Fried  - 
berg  anerkannte  Extrakommerzial-Qualität  der 
im  Eigenthum  Ton  kirchlichen  Anstalten  ste- 
henden, dem  öffentlichen  Gottesdienste  dienen- 
den Sachen  beruht  nicht  darauf,  dass  sie  Eigen- 
thum einer  kirchlichen  Anstalt  sind,  sondern 
darauf,  dass  sie  ordnungsmässig  tou  der  kirch- 
lichen Autorität  zu  dem  gedachten  Zwecke, 
also  zu  einer  bestimmten ,  andere  Benutzungs- 
arten ausschliessenden  Bestimmung  gewidmet 
sind,  denn  das  kirchliche  Eigenthnm  als  sol- 
ches ist  wegen  dieser  seiner  Qualität  nicht  dem 
PrivatTermögensTerkehr  entzogen.   Es  ist  daher 


nicht  abzusehen ,  wie  der  Umstand ,  dass  eine 
öffentliche  gottesdienstliche  Sache  im   Eigen- 
thum einer  kirchlichen  Anstalt  sich  befindet,  die 
gemachte    Unterscheidung    rechtfertigen    soll. 
Wenn  Friedberg  S.  411   n.  17   weiter  be- 
merkt,   es    sei  YÖUig  unerfindlich,    wem  die 
rechtliche  Befugniss  zustehen  solle ,   den  Eigen- 
thümer am  profanen  Gebrauch  zu  hindern,  so 
übersieht  er  einmal ,  dass  es  sich  nicht  blos  um 
das  Yerhältniss  des  Eigenthümers   zu   der  die 
Sache  desselben  benutzenden  kirchlichen  An- 
stalt ,  sondern  um  die  Stellung  der  Sache  über- 
haupt im  RechtSTorkehr ,  also  darum  handelt, 
ob,  so  lange  der  Eigenthümer  seine  Sache  dem 
gedachten  Gebrauch  überlässt,   Dritte  an  der- 
selben Rechte ,  z.  B.  durch  Ersitzung  erwerben 
können.     Femer   aber   verkennt   Friedberg, 
dass,  wenn  der  Eigenthümer  die  ihm  gehörige 
Sache  zum   öffentlichen  Gottesdienst  einräumt 
und  sie,  wie  dies  seitens  der  katholischen  Kirche 
in  diesen  Fällen  geschieht,  konsekriren  oder  be- 
nediciren  lässt,  dadurch  immer  ein  Rechtsge- 
schäft zwischen  der  kirchlichen  Anstalt  und  dem 
Eigenthümer    des  Inhaltes    eingegangen  wird, 
dass  die  erstere  die  Sache  zu  dem  erwähnten 
Zwecke  zu  gebrauchen  berechtigt  ist,  der  Eigen- 
thümer aber  auf  den  profanen  Gebrauch  der- 
selben verzichtet.    Dass  es  sich  in  allen  diesen 
Fällen  beim  Fehlen  Jeder  weiteren  Verabredung, 
namentlich  einer  solchen  über  die  Dauer  des  Ge- 
brauches stets  um  ein  blosses  Prekarium  hau-, 
delt,  lässt  sich  ebensowenig  behaupten,   viel- 
mehr entscheiden  in  dieser  Beziehung  die  Um- 
stände, unter  denen  die  Gebrauchsüberwoisung 
erfolgt,  und  der  speciellere  Zweck ,  zu  welchem 
sie  geschieht.   Die  Widmung  eines  dem  Staate 
gehörigen  Gebäudes  zur  katholischen  Gamiaon- 
kirche  wird  z.B.  eine  Bindung  des  Staates  auf  so 
lange,  wie  die  Garnison  in  der  betreffenden  Stadt 
bleibt,  begründen.    Nicht  minder  wird  man  bei 
der  Erbauung  einer  Kirche  durch  einen  Privat- 
mann, welcher  sich  das  Eigenthum  an  derselben 
vorbehält,  sie  aber  für  die  gottesdienstlichen 
Zwecke  einer  armen  Missionspfarrei  bestimmt, 
annehmen  müssen ,  dass  dieser  die  Kirche  auf 
mindestens  so  lange,  als  ausreichende  Mittel  für  die 
Anschaffung  einer  eigenenPfarrkirche  fehlen, habe 
zur  Verfügung  stellen  wollen.  Bei  dieser  Auffas- 
sung ist  aach  die  für  Fried  berg  unerfindliche 
Antwort  auf  die  Frage,  wer  den  Eigenthümer 
am  profanen  Gebrauche  seiner  Sache  zu  hindern 
befugt  sein  solle,  sofort  gefunden.  Diese  Befug- 
niss hat  ebenso  wie  in  dem  Falle ,  in  welchem 
das  Eigenthum  einer  kirchlichen  Anstalt  selbst 
zusteht,    das  diese  Anstalt  vertretende  Organ, 
soweit  es  sich  dabei  um   den  civilrechtlichen 
Schutz  durch  den  Prozessweg  handelt.    Ausser- 
dem wird  aber  unter  den  Voraussetzungen,  unter 
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Das  prenssisohe  L  andr  echt  spricht  gleichfalls  den  zum  öffentlichen  Gottes- 
dienste gebrauchten  nnbeweglichen  und  beweglichen  Sachen  wegen  ihrer  Zweck- 
bestimmung, nicht  wegen  ihrer  Eonsekration  oder  Benediktion  die  Extrakommerzial- 
Qualitftt  in  dem  wiederholt  n&her  bezeichneten  umfange  zu  i.  Für  die  blos  privaten 
gottesdienstlichen  Zwecken  dienenden  Bachen  ^It  dies  indessen  nicht  ^.  Diese  kön- 
nen aber,  weil  das  Landrecht  auch  eine  Ausserverkehrssetzung  durch  Privatverfflgnng 
für  zulässig  erachtet,  die  Extrakommerzial-Qualität  erlangen,  wenn,  was  freilich  nur 
bei  Immobilien  möglich  ist,  die  Verftlgung  in  das  Grundbuch  eingetragen  ist,  ausser- 
dem auch  in  beschränkter  Weise ,  soweit  der  betreffende  Eigenthflmer  andere  Per- 
sonen ,  z.  £.  seine  Erben  durch  eine  solche  zu  binden  berechtigt  war  oder  die  Ver- 
ftlgung einem  Dritten  bekannt  gewesen  ist  3.  Endlich  weicht  das  preussische  Recht 
Tom  gemeinen  darin  ab,  dass  die  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  derartigen 
beweglichen  Sachen ,  sofern  sie  überflttssig  sind ,  schon  im  Falle  eines  augenschein- 
lichen Nutzens  veräussert  werden  dürfen  ^. 


denen  der  polizeiliche  und  strafrechtliche  Schutz 
(Tgl.  Reichsstrafgesetzhuch  %,  166)  gegen  jeden 
Dritten  in  Ansprach  genommen  werden  darf, 
dieser  anch  gegen  den  ElgenthÜmer,  welcher, 
wenngleich  auf  Omnd  seines  Elgenthnms  St5- 
rangen  des  Gottesdienstes  yerursacht ,  gefordert 
werden  können. 

*  Sie  gehören  zn  den  darch  Gesetz  dem  Ver- 
kehr entzogenen  Sachen ,  A.  L.  R.  I.  4.  $.  14 : 
^Soweit  eShe  Sache  dem  Privatverkehr  ent- 
zogen ist,  soweit  kann  sie  kein  Gegenstand 
von  Willenserklärangen  sein".  $.  16:  „Nicht 
nnr  dnrch  Natur  oder  Gesetz,  sondern  auch  durch 
Privatverfügungen  können  Sachen  dem  Verkehr 
entzogen  werden" ;  I.  9.  §.  581 ,  s.  femer  ohen 
S.  171.  n.  6.  Für  statthaft  hat  die  Praxis  er- 
achtet die  Ersitzung  des  Rechtes  auf  Grahstellen, 
Entsch.  d.  0.  Tr.  61,  223;  Gruchot,  Beitrage 
26, 1022  und  auf  Kirchenstühle,  Entsch.  32, 40, 
da  n.  11.  88-  185.  676  ff.  762  die  Begründung 
von  privaten  Gehrauchsrechten  durch  Vertrag  an- 
erkennen. Auch  wird  die  Benutzung  der  Kirchen 
zu  ernsten  musikalischen  Aufführungen  in  der 
Praxis  als  zulässig  erachtet,  s.  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchenrecht  S.  275  Anm.  Dagegen 
ist  im  Verwaltungswege  die  Benutzung  der 
Baehhöden  der  Kirchen  zur  Aufbewahrung  von 
Waaren,  Vorräthen,  und  ebenso  der  Kirchhöfe 
zum  WischetTOcknen ,  die  der  Kirchen  zu 
Schiedmannswahlen  untersagt,  ebensowenig 
sollen  Chausseen  über  dieselben  geführt  werden, 
vgl  a.  a.  0.  Weiter  hat  das  0.  Tr.  die  Zuläsig- 
keit  der  Ersitzung  von  Wegegerechtigkeiten  ver- 
neint, Entsch.  66,  S.  200.  Eine  K.  0.  v.  14.  April 
1870  (Justiz-Min.  BL  1840.  S.  143)  erklärt  aus- 
drücklich die  Kirchhöfe  der  Suhhastation  ent- 
zogen, s.  Fischer  u.  Kroch,  d.  preuss.  Ges. 
betr.  die  Zwangsvollstreckung  i.  d.  unbewegl. 
Verfahren ,  Berlin  1884.  S.  171 ,  und  das  muss 
selbstverständlich  auch  für  die  Kirchen,  und 
in  Betreff  der  Mobiliarpfändung  von  den  zum 
Gottesdienste  bestimmten  kirchlichen  Geräth- 
sehmften  gelten  (s.  auch  o.  S.  173  n.  1).  Vgl. 
Menü  auch  P.  Hinschius  a.  a.  S.  275.  277. 

In  wessen  Eigenthum  die  dem  öffentlichen 
Gottesdienst  dienenden  Sachen  stehen ,  ist  anch 


nach  preuss.  L.  R.  gleichgültig ,  denn  die  oben 
S.  171  n.  6  citirten  $$.  setzen  zwar  als  Regel 
ein  kirchliches  Eigenthum  voraus,  enthalten 
aber,  wie  der  $.183.  II.  11  zeigt,  keine  absolute 
Vorschrift,  dass  diese  Gegenstände  immer  im 
Eigenthum  der  Kirchengemeinde,  was 
z.  B.  für  die  Domkirchen  schon  nicht  zutrifft, 
stehen  müssen,  so  auch  Dernburg,  preuss.  Pr. 
R.  4.  Aufl.  1,  147^  Nur  muss  die  Bewilligung 
des  Eigenthümers  zum  Gebrauch  von  unbeweg- 
lichen Sachen,  wenn  sie  bindend  sein  soll,  1.21. 
$.  233,  schriftlich  gegeben  werden. 

2  Daher  ist  es  nicht  richtig ,  dass  die  in  der 
vor.  Anm.  citirte  K.  0.  v.  1840  allgemein  auch 
die  Familienbegräbnisse  als  res  extra  commer- 
cium der  Suhhastation  entzogen  hat. 

3  A.  L.  R.  I.  4.  S- 16 :  „Dergleichen  Privatver- 
fügung bindet  einen]  Jeden ,  welchen  der  Ver- 
fügende zu  verpflichten  berechtigt  war".  %,  17 : 
„Doch  darf  auch  ein  Dritter,  welchem  der- 
gleichen Privatverfügung  bekannt  geworden  ist, 
derselben  nicht  entgegenhandeln".  $.  18 :  ^^Die 
blosse  öffentliche  Bekanntmachung  ist  zum  Be- 
weise, dass  der  Dritte  die  Verfügung  gewusst 
habe,  noch  nicht  hinreichend^.  §.  19 :  „Dagegen 
kann  sich  Niemand  mit  der  Unwissenheit  einer 
in  das  Hypothekenbuch  eingetragenen  Verfügung 
entschuldigen". 

«  A.  L.  R.  II.  11.  8.  180:  „Solche  Geräth- 
schaften  können  in  der  Regel  nur  wegen  einer 
dringenden  Nothwendigkeit  unter  Genehmigung 
des  Staates"  (d .  h.  nach  Jetzigem  Recht  s.  Gesetz 
V.  20.  Juni  1875  üb.  die  Vermögensverwaltung 
1.  d.  katholischen  Kirchengemeinden  $.50.  Nr.  2, 
u.  Gesetz  v.  7.  Jani  1876  j:  2.  n.  2,  blos  in  dem 
Fall  unter  Genehmigung  des  Staates,  d.  h. 
Kultusministers,  wenn  sie  zugleich  einen  ge- 
schichtlichen, wissenschaftlichen  oder  Kunst- 
werth  haben,  P.  Hinschius,  preuss.  K.  R. 
S.  262.  276.  456),  „und  der  geistlichen  Oberen 
veräussert  werden".  §.  181 :  ^Doch  können  der 
Staat  und  die  geistlichen  Oberen  dergleichen 
Veräusserungen  Überflüssiger  Kirchengeräth- 
schaften,  auch  wegen  eines  für  die  Kirchen- 
gesellschaften zu  erhoffenden  sicheren  und  über- 
wiegenden Nutzens  zulassen". 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  206. 


Das  sächsische  bttrgerliche  (^esetebuch  hat  keine  besonderen  Vorschriften^, 
es  kommen  also  hier  die  Bestimmungen  des  heutigen  gemeinen  Rechtes  zur  Anwen- 
dung, und  dasselbe  wird  auch  nach  Österreichischem  Recht  anzunehmen  sein^. 

Das  französische  Recht,  welches  ebenfalls  kein  Oewicht  auf  die  Sacertftt  der 
Sachen  legt ,  weicht  insofern  von  dem  deutschen  Recht  ab  y  als  es  die  Extrakommer- 
zial-Qualitftt  der  dem  öffentlichen  Gottesdienst  geweihten  Kirchengebäude  in  weite- 
rem Umfange  anerkennt.  Dieselben  gelten  einschliesslich  des  Rundgangs,  der  Bänke 
und  der  übrigen  dem  Gebäude  dauernd  einverleibten  Gegenstände  (Glasfenster ,  Or- 
geln, Altäre,  Gemälde,  nicht  ohne  Beschädigung  transportable  Bildsäulen) ,  so  lange 
sie  ihrer  Bestimmung  dienen,  als  unveräusserlich ^  und  unverjährbar*.  Sie  stehen 
also,  soweit  es  sich  um  Erwerbung  irgend  welcher  Rechte  von  Privaten  handelt^,  nicht 
im  Privatverkehr  ^ ,  und  es  können  einzig  und  allein ,  weil  sie  zum  Gottesdienst  be- 


1  £8  stellt  nur  den  Satz  auf  $.  58 :  „Sachen 
jeder  Art  können  Gegenstand  eines  Rechts  sein, 
soweit  sie  nicht  dem  Verkehre  entzogen  sind'', 
und  die  Motive,  s.  £.  Siebenhaar,  Kommen- 
tar zu  8.  58,  2.  Aufl.  1,  100  bemerken:  „Welche 
Gegenstände  dem  privatrechtlichen  Verkehr  ent- 
zogen sind ,  dies  zu  bestimmen  gehört  nicht  in 
das  Privatrecht,  sondern  in  das  öffentliche  Recht, 
beziehentlich  Kirchenrecht."  Man  wird  aber 
nicht  behaupten  können ,  dass  deshalb  das  reine 
kanonische  Recht  in  Sachsen  zur  Anwendung 
kommt,  da  dasselbe  hier  durch  die  veränderte  Stel- 
lung der  katholischen  Kirche  ebenfalls  als  modi- 
flcirt  betrachtet  werden  muss.  Anscheinend  so 
auch  B.  G.  Schmidt,  Vorlesungen  ü.  d.  sächs. 
Privatrecht.  Leipzig  1869.  1,  886.  Dagegen 
nimmt  Siebenhaar,  Lehrb.  d.  sächs.  Civ.  R., 
Leipzig  1872.  S.  71  an,  dass  die  betreffenden 
Sachen  in  Niemandes  Eigenthum  stehen ,  indem 
er  offenbar  der  für  das  gemeine  Recht  nicht  als 
richtig  anzuerkennenden  Meinung  (s.  o.  S.  163. 
n.  ö)  folgt 

2  Das  allg.  bürg.  Ges.  B.  $.  288  erwähnt  der 
gottesdienstlichen  Sachen  und  der  res  sacrae 
nicht.  Die  SchHftsteller  des  Österreich.  Partikular- 
rechtes, Unger  und  Ran  da  a.  a.  0.,  s.  auch 
V.  Kirchstetter,  Kommentar  zu  $.  288. 
3.  Aufl.  Leipzig  1876.  S.  154,  erklären  sie  für 
Gegenstände  des  Privat-Eigenthums  und  schei- 
nen daraus  zu  schliessen,  dass  sie,  abgesehen 
von  den  besonderen  Bestimmungen  über  ihre 
Veräusserung,  dem  gewöhnlichen  Privatrecht 
unterworfen  sind.  So  sagtünger  1,  368:  „Nur 
ist  an  diesen  Sachen,  insofern  sie  im  Eigen- 
thum der  Kirche  stehen ,  vermöge  ihrer  ordent- 
lichen Bestimmung  der  Verkehr  erschwert ...  in 
privatrechtlicher  Beziehung  aber  gilt  für  sie  das 
Gleiche,  wie  in  Ansehung  der  übrigen  kirch- 
lichen Güter  (res  ecclesiasticae )''.  Demnach 
müsste  man  also  In  Oesterreich  Kathedralen, 
Pfarrkirchen,  Monstranzen  gültig  verpfänden,  an 
Kirchhöfen  beliebige  Servituten  bestellen  kön- 
nen. Andererseits  bemerkt  Unger  a.  a.  O. 
Anm.  25  indessen  :  „nach  Österreich.  Partikular- 
recht sind  die  res  sacrae  der  Kirche  der  (ausser- 
ordentlichen $.  1472.  a.  b.  G.  B.)  Ersitzung 
unterworfen  und  sind  wohl  auch  unter  ge- 
wissen   Umständen    Rechtsgeschäfte 


über  dieselben  gültig^  Das  widerspricht 
dem  Texte,  denn  hier  wird  die  beschränkte  Extra- 
kommerzial-Qualität  der  gedachten  Sachen  aner- 
kannt Wenn  man  dies  aber  thut ,  dann  muss 
dieselbe  ebenso  begränzt  und  bestimmt  werden, 
wie  sie  es  im  gemeinen  Recht  ist  (so  auch 
Schiffner,  Lehrbuch  d.  österr.  Civ.  R.  Wien 
,1882.  Hft  3.  S.  3  n.  7).  Hat  das  österreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch,  als  Civilgesetzbuch, 
offenbar  aus  denselben  Gründen  wie  das  säch- 
sische ,  nähere  Bestimmungen  über  die  gottes- 
dienstlichen Sachen  aufzunehmen-  unterlassen, 
so  sind  auch  für  Oesterreich  die  durch  die  ver- 
änderte Rechtsstellung  der  katholischen  Kirche 
raodiflcirten  kanonischen  Bestimmungen,  wie  sie 
sich  für  Deutschland  als  gemeines  Recht  gestal- 
ten, zur  Anwendung  zu  bringen.  Ja,  es  dürfte 
die  Frage  gestellt  werden ,  ob  die  ausserordent- 
liche Ersitzung  durch  §.  1472  für  zulässig  er- 
klärt ist  Der  $.  lautet:  „Gegen  den  Fiskus,  das 
ist  gegen  Verwalter  der  Staatsgüter  und  des 
Staatsvermögens,  insoweit  die  Verjährung  Platz 
greift  (88.  287.  289.  1456  u.  1467),  femer  gegen 
die  Verwalter  der  Güter  der  Kirchen,  Gemeinden 
und  anderer  erlaubten  Körper,  reicht  die  gemeine 
ordentliche  Ersitzungszeit  nicht  zu".  Er  nimmt 
allerdings  nur  beim  Staat  die  res  extra  commer- 
cium, das  allgemeine  und  öffentliche  Gut ,  aus. 
Aber  andererseits  entziehen  8.  1455  :  „Was  sich 
erwerben  lässt,  kann  auch  ersessen  werden'',  und 
8.878:  „Ueber  alles,  was  im  Verkehre  steht, 
können  Verträge  geschlossen  werden",  die  res 
extra  commercium,  soweit  sie  ausserhalb  des 
Verkehrs  sind,  jedweder  Ersitzung  und  jeder 
rechtsgeschäftlichen  Erwerbung,  und  treffen  da- 
mit auch  die  dem  öffentlichen  Gottesdienste  die- 
nenden Sachen. 

8  Geigela.  a.  0.  S.  108. 

*  Nach  Code  civil  art  1128 :  „II  n'y  a  que  les 
choses  qui  sont  dans  le  commerce  qui  puissent 
Ätre  objet  des  Conventions". 

5  Auf  Grund  des  code  civil  art.  2226 :  „On  ne 
peut  prescrire  le  domaine  des  choses  qui  ne  sont 
point  dans  le  commerce". 

0  Nach  der  Auffassung  der  ftanzöslschen 
Praxis  kann  ein  seiner  Zweckbestimmung  über- 
gebenes  öffentliches  Gotteshaus  nicht  im  Eigen- 
thum eines  Privaten  stehen ,  und  es  wird  selbst 
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stimmt  sind ,  zu  diesem  Zwecke  Rechte  auf  den  Gebrauch  der  in  ihnen  befindlichen 
Stuhle  j  Bänke  oder  der  zu  ihnen  gehörigen  Kapellen  begründet  werden.  Dagegen 
ermangeln  die  ihnen  nicht  dauernd  einverleibten  beweglichen  Sachen ,  welche  zum 
Qottesdienste  gewidmet  sind,  dieser  £xtrakommerzialität.  Diese  steht  nur  solchen 
Gegenständen ,  welche  einen  kfinstlerischen ,  wissenschaftlichen  und  geschichtlichen 
Werth  besitzen,  zu^ 

Auch  darin  weicht  das  moderne  Recht  vom  kanonischen  ab,  dass  es  den  straf- 
rechtliohen  Schutz  nicht  den  res  sacrae  als  solchen  gewährt  und  den  Begriff  des  ka- 
nonischen saorilegium  reale  ^  nicht  kennt.  Das  Reichsstrafgesetzbuch  ^  behandelt 
vielmehr  nur  als  schweren  Diebstahl^  den  Diebstahl  von  Gegenständen,  welche  dem 
Gottesdienste  gewidmet  sind  ^ ,  aus  einem  zum  Gottesdienste  gewidmeten  Gebäude, 
gleichviel  ob  dasselbe  fttr  den  öffentlichen  oder  Privatgottesdienst  bestimmt  ist^. 
Femer  ist  die  vorsätzliche  und  rechtswidrige  Beschädigung  oder  Zerstörung  von 
Gegenständen,  welche  dem  Gottesdienste  gewidmet  sind ,  als  schwerer  Fall  des  Ver- 
gehens der  Sachbeschädigung  ausgezeichnet  ^,  und  endlich  bildet  die  vorsätzliche  In- 
brandsetzung eines  zu  gottesdienstlichen  Versammlungen  bestimmten  Gebäudes  das 
Verbrechen  der  Brandstiftung  K 


die  auf  Antrag  des  Eigenthümers  zur  Pfarr-  oder 
Vicariatakirche  erhobene  bisherige  Privatkapelle 
ohne  Weiterea  öffentliches  Eigenthum,  Gel  gel 
a.  a.  0.  S.  108.  n.  1.  Nur  In  Betreff  einer  blos- 
sen Annex-  oder  Füialkirche  nnd  Ihres  Mobi- 
liars wird  der  Vorbehalt  des  Eigentbums  seitens 
eines  PriTatmannes  als  statthaft  angenommen , 
indessen  gut  auch  bei  solchen,  weil  in  ihnen  ans- 
hülfsweise  öffentlicher  Gottesdienst  gehalten 
wird,  die  Yeijährung als  ausgeschlossen,  A  n  d  r  ^ , 
cours  alphabtftique  de  la  Hgislation  civile  eccle- 
siastique.  4  €d.  Paris  1877.  1,  78;  2,  99; 
Oeigel  a.  a.D. 

In  Folge  der  Extrakommerzial  -  Qualität  ist 
der  Besitz  an  den  öffentlichen  Gotteshäusern  oder 
Theilen  derselben  ausgeschlossen,  G  ei  gel 
a.  a.  0.  S.  109.  Dieselben  können  weder  ver- 
pfändet werden,  a.  a.  0.  S.  96.  n.  4,  noch  Gegen- 
stand einer  Beschlagnahme  oder  ZwangsTeräusse- 
mng  sein,  a.  a.  0.  S.  109.  n.  4,  endlich  ist  auch 
die  Bestellung  oder  Ersitzung  von  Dienstbar- 
keiten an  ihnen ,  z.  B.  das  Recht ,  Thüren  nach 
dem  Aufgang  und  dem  Rundgang  zu  öffnen, 
Baulichkeiten  auf  Theilen  der  Kirche  mhen  zu 
lassen,  unstatthaft,  a.  a.  0.  S.  108.  n.  1  und 
8.  109.  n.  5. 

Die  Kirchhöfe  sind  nach  französischem  Recht 
Gemeinde-Eigenthum  und  sind  daher  als  Ge- 
meindegüter dem  Verkehr  entzogen,  G  ei  gel 
a. a. 0. S. 202 ;  Zachariä,  Handbuch  d.  firanzös. 
CiT.-Rechts  %%.  175. 176. 

1  Geigela.a.  0.  S.  90.  n.  13. 

'  Das  gemeine  Strafrecht  ist  noch  in  Betreff 
des  Begriffsbestimmung  des  Kirchendiebstahls 
(s.  0.  S.  170.  n.  2)  dem  kanonischen  Recht  ge- 
folgt, G.  C.  G.  azt  172  fl.';  Heff ter,  Lehrb.  d. 


Strafrechts.  5.  Aufl.  $.  504;  y.  Feuerbach, 
peinliches  Recht.  14.  Aufl.  [v.  Mittermaier) 
SS-  343  ff.;  P.  Hinschius,  Art  Kirchenraub 
in  Herzogs  Real-Encyklopidie  d.  prot.  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  7,  786. 

3  S.  ^^.  Nr.  1. 

^  Bedroht  mit  Zuchthausstrafe  bis  zu  zehn 
Jahren. 

^  Die  Sache  muss  also  zum  Gebrauch  bei  der 
Verrichtung  des  Gottesdienstes  selbst  nach  dem 
Torgeschriebenen  Rituale  seitens  der  dazu  be- 
stimmten geistlichen  Personen  dienen,  also  nicht 
▼on  anderen  behufs  der  Thellnahme  am  Gottes- 
dienst, wie  z.  B.  ein  liegen  gebliebenes  Gesang- 
buch, benutzt  werden,  Bern  er,  Strafrecht.  13. 
Aufl.  S.  635;  Y.  Schwarze,  Kommentar  zu 
S.  243.  Nr.  1;  Rüdorf  f-Stenglein,  Kom- 
mentar. 3.  Aufl.  S.  552.  Nr.  5;  Olshausen, 
Kommentar.  2.  Aufl.  S.  900. 

^  S.  die  angeführten  Kommentare. 

^  S«  ^^1  ^  sofern  die  Bestrafung  nicht  von 
einem  Antrage  abhängig  ist  und  nicht  nur  bis 
auf  3  Jahre  Gefängniss  oder  1500  Mark,  sondern 
auch  daneben  auf  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  erkannt  werden  kann. 

Dass  die  durch  den  Eigenthümer  Torgenom- 
mene  Beschädigung,  wenn  sie  sich  nicht  als  eine 
öffentliche  Beschimpfung  darstellt,  immer  straf- 
frei ist,  so  F  r  i  e  d  b  e  r  g  a.  a.  0.  S.  410,  erscheint 
unrichtig,  denn  auch  der  Eigenthümer  kann  un- 
ter Umständen  rechtswidrig  bandeln,  Bern  er 
a.  a.  0.  S.  596,  und  Rüdorff-S tenglein 
a.  a.  0.  S.  696.  n.  % 

B  S-  B06.  Auch  die  fahrlässige  Brandstiftung 
wird  bestraft,  %,  309. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  207. 


IV.  Die  Vertoaltung  des  übrigen  Kultus.  ^ 

§.  207.    1,  Die  Messet. 

I.  Einleitung.  Den  Mittelpunkt  des  katholischen  Oottesdienstes  bildet  die 
Messe  ^j  die  unblutige  Erneuerung  des  Opfertodes  Christi,  welche  der  Priester  sowohl 
als  Stellyertreter  Christi^,  wie  auch  zugleich  im  Namen  der  Kirche  yomimmt,  indem 
er  bei  der  Feier  Weizenbrod  und  Traubenwein  durch  die  Konsekration  in  den  Leib 
und  das  Blut  Christi  yerwandelt^  und  damit  beides  Oott  als  Opfer  <^  zur  stetigen 


1  Der  Begrabnisfgottetdienst,  welcher  Tielfacb 
in  den  Darstellungen  des  Eirchenrechts  in  diesem 
Zusammenhauge  unter  gleichzeitiger  Bespre- 
chung des  Begribnlsaes  überhaupt  bebandelt 
wird ,  Ist  abslcbtllcb  bler  übergangen.  Er  ist  In 
das  II.  Buch  In  die  Lehre  von  den  Rechten  der 
Kircbenmitglieder  yerwlesen. 

3  Gavantl,  thesaur.  sacr.  rltuum  seu  comm. 
in  rubrlcas  mlssalis  et  brevlaiU.  Bomae  1628 ; 
ed.  MeratusBom.  1736  ff.  2tom.;  Bocqull- 
lot,  Laz.Andr.,  tralt^ hlstorlque de la llturgle 
sacr^e  ou  dela  messe.  Paris  1701;  Jo.  Card, 
d  e  B 0  na  de  sacrlfldo  mlssae.  Colon.  171 Ö.  Mech- 
lin.  1826. Paris  1846;  Benedict  XIY.  de sacros. 
mlssae  sacrlflolo  librl  In  den  Ausgaben  seiner 
Werke  (auch  PataT.  1745  u.  bei  Migne,  theolog. 
cursus  compl.  t.  23);  J.  B.  Hlrscber,  mlssae 
genulnam  notionem  emere  elusque  celebrandl  rec- 
tam  methodum  monstrare  tentavit,  Tublng.  1821 ; 
J.  A.  Rothermundt,  d.  Opfer  des  N.  B.  nach 
Scbrlft  und  Tradition.  Landshut  1826 ;  A.  G  rau, 
blstor.  dogmat.  Untersuchung  Üb.  die  Natur  des 
Messopfers  oder  In  wie  weit  die  Messe  ein  Opfer. 
Köln  1830;  F.  J.  Anthony,  praxls  ss.  ritaum 
et  caeremonlarum,  qulbus  In  mlssae  sacrlfldo  ec- 
elesia  utitur.  Monaster.  1831 ;  Schmld,  Fr.  X., 
Messopfer,  MessappUkatlon  und  Messstipendien. 
Passau  1834;  Seitz,  d.  Amt  des  h.  Messopfers 
in  dessen :  Das  Recht  des  Pfarramtes.  Bd.  II.  (Re- 
gensburg 1841)  Abth.  2.  S.  89  ff.;  Marian. 
YerhoeTen,  dlss.  can.  de  sacrlfldo  mlssae. 
Lovan.  1842;  J.  K ö  ssln g ,  Uturg.  Erklirung  d. 
h.  Messe.  YlUlugen  1843.  3.  Aufl.  Regensburg 
1869;  Mar.  del  Monte,  exposlüo  s.  mlssae 
atque  rubrioarum  seu  catechlsmus  Utnrglcus  luxta 
dlcUU  R.D.  J.  Mohren,  Aug.  Trever.  1844; 
Ant  Etzlnger,  conspect.  rltuum  in  missa  tam 
prlvata quam  solemnl.  Ratl8bon.l844 ;  F.  Probe t, 
Verwaltung  d.  Eucharistie  als  Opfer.  Tübingen 
1856.  2.  Aufl.  1867;  F.  P.  v.  de  Bürgt,  de  ce- 
lebrat  mlssar.'  fragm.  lur.  can.  Utrecht  1871 ; 
Nik.  Gihr,  d.h.  Messopfer  dogmatisch ,  litur- 
gisch u.  asoetlsch  erkl&rt.  Freiburg  1.  Br.  1877. 
3.  Aufl.  1884  (wo  S.  IX.  noch  weitere  Literatur 
angegeben  Ist);  Düx  In  Wetzer  und  Weite, 
Kirchenlexikon,  1.  Aufl.  7,  83  ff.;  H.  E.  Steitz 
In  Herzogs  Real-Encyklopädle  t  protest  Theo- 
logie 2.  Aufl.  9,  620  ff. 

3  Von  mlssa ,  ursprünglich  soviel  wie  mlsaio, 


dlmlsslo,  Entlassung.  Das  Wort  wurde  früher 
jedem  der  beiden  ältesten  Hauptabschnitte 
des  Gottesdienstes,  dem  ersten,  bestehend  Im 
Vortrag  der  Schrift,  der  Unterweisung  und  Ge- 
beten, nach  welchem  alle  noch  nicht  in  die  Ge- 
meinde aufgenommenen,  insbesondere  die  Kate- 
chumenen  entlassen  wurden,  mlssa  eateehumeno- 
rurrif  c.  67  (Stat  eccles.  antlqu.)  Dist.  I.  de  con- 
secr.,  und  dem  zweiten,  dem  Abendmahlsgottes- 
dienst der  Gläubigen,  missa  fidelium ,  beigelegt, 
Probst.  Liturgie  d.  drei  ersten  christl.  Jahrh. 
S.35a  366;  Alt,  d.  christliche  Cultus  S.  161  ff. 
Gihr  S.  313.  Andere  leiten  es  von  dem  hebräi- 
schen Mlssah  (Opfer)  ab.  Vgl.  A.  Müller, 
Lexikon  des  E.  R.  2.  Aufl.  4,  81 ;  Fachmann, 
K.  R.  2,  455.  n.  d. 

^  Denn  nach  katholischer  Lehre  wird  in  der 
Messe  nicht  nur  Christus  geopfert,  sondern  er  Ist 
auch  der  Opfernde,  welcher  allerdings  die  Hand- 
lung nicht  selbst,  wie  am  Kreuze,  sondern  durch 
den  Priester  TolUieht,  G  ih  r  S.  98  ff. 

5  Trid.  Sess.  XXII.  dootr.  de  sacrlf.  mlssae 
c.  1.  2;  de  sacrlf.  mlssae  can.  1.  2. 

®  Die  Messe  besteht  aus  drei  wesentlichen 
Theilen  1.  der  auf  das  Opfer  Torbereitenden 
Handlung,  der  Darbringung,  offertorium,  wo- 
durch die  Materie  des  Opfers  von  dem  profanen 
Gebrauch  ausgeschieden  und  mit  Rücksicht  auf 
die  vorzunehmende  Konsekration  Gott  darge- 
bracht wird ,  2.  der  Konsekration ,  wodurch  die 
Transsubstantiation  bewirkt  wird,  demjenigen 
Thell,  dessen  Mittelpunkt  der  Canon  Ist,  und 
endlich  3.  der  commun<oo.«um(to,  dem  Geniessen 
des  Opfers  durch  den  celebrlrenden  Priester, 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  179  ff. ,  G 1  h  r 
S.  328  ff.  Wenngleich  der  letztere  die  von  ihm 
konsekrlrten  Opfergaben  (ausser  bei  der  s.  g. 
nUssa  fraesanetifieatorwn  am  Charflreitag)  ge- 
niessen  muss,  so  besteht  doch  in  der  katholischen 
Kirche  darüber  eine  verschiedene  Auffassung,  ob 
die  Kommunion  mit  der  Konsekration  das  Wesen 
der  eucharistlschen  Opferhandlung  ausmadit  oder 
ob  dieselbe  schon  mit  der  Konsekration  allein 
vollzogen  und  die  Kommunion  des  Priesters  nur 
zur  IntegriUt  oder  Yollständigkelt  des  eucha- 
ristlschen Opfers  gehört  Das  letztere  Ist  die 
herrschende  Meinung,  Probst  S.  181,  Gihr 
8.101 
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neuen  Süline  ftlr  Lebende  und  Todte  ^  darbringt.  Dieses  Opfer  ist  ein  Anbetnngs-  ^, 
Dank-  ^j  vor  Allem  aber  ein  Sühn-  (oder  Versöhnungs-  ^)  und  Bitt-Opfer. 

Als  Sübnopfer  hat  die  Messfeier  sündentilgende  Kraft,  d.  h.  sie  wendet  den 
Menschen  die  am  Kreuze  geleistete  Genugthuung  zu ,  in  der  Weise ,  dass  sie  zwar 
die  schweren  Sünden  nicht  direkt  tilgt,  aber  die  strafende  Gerechtigkeit  Gottes  gegen- 
über dem  Sünder  entwa&et,  die  göttliche  Gerechtigkeit  versöhnt  und  die  Strafe  der 
Entziehung  der  göttlichen  Gnade  abwendet^,  sodann  die  zum  Erlass  der  leichten 
Sünden  erforderte  reumüthige  Gesinnung  und  bussfertige  Stimmung  erweckt^,  end- 
lich dass  sie  den  Nachlass  der  zeitlichen  Strafen,  welche  nach  Vergebung  der 
schweren  und  lässlichen  Sünden  in  dieser  Welt  oder  im  Fegefeuer  noch  abzubüssen 
sind,  bewirkt^. 

Als  Bittopfer  hat  die  Messe  auf  Grund  der  Verdienste  und  der  aktuellen  Inter- 
vention ChriBÜ  die  Kraffc,  die  Güte  und  die  Freigebigkeit  Gottes  zur  Spendung  der 
mannigfachsten  Gnaden  und  Wohlthaten  zu  bewegen  ^.  Als  solches  kann  sie  die 
Gnadenhülfe  Gottes  erwirken,  damit  der  in  schweren  Sünden  befangen  gewesene 
Mensch  Busse  thue,  sich  bekehre  und  das  Leben  der  Gnade  wieder  erlange^.  Aber 
da  die  Messe  als  Bittopfer  ein  sachliches  Gebet  ist,  insofern  Christus  selbst  bei  seiner 
Opferung  Fürsprache  für  die  Menschen  einlegt,  so  kann  sie  wie  das  Gebet  ^^  den  letz- 
teren auch  alle  Güter  ^*,  also  die  der  Gnadenordnung  angehörenden  übernatürlichen 
und  geistlichen  1^,  sowie  die  zeitlichen  i^,  insofern  sie  in  Beziehung  zur  ewigen  Selig- 
keit stehen  ^*,  vermitteln. 

Die  Segnungen,  welche  das  Messopfer  vor  Allem  in  seiner  Eigenschaft  als  Sühn- 
und  Bittopfer  den  Menschen  vermittelt,  werden  Aiefructus  sacrificii  genannt  ^^.  Unter 
diesen  unterscheidet  die  katholische  Kirche  *^  den  fruchu  generalis  oder  ffeneralissimusy 
d.  h.  die  allgemeine  Frucht,  welche  ans  jedem  Messopfer  für  die  Gesammtwohlfahrt 
der  Kirche  entspringt,  den  frttctus  spedaUa^  die  besondere  Frucht,  welche  den  der 
Messfeier  in  würdiger  und  andächtiger  Weise  beiwohnenden  Gläubigen  daraus  er- 
wächst, denfructus  specialissmus  oder  individualis ,  diejenige,  welche  für  den  in  ge- 
bührender Weise  opfernden  Priester  entsteht ,  endlich  den  /ructus  minüterialis  oder 


1  Trid.  l.  c  c.  2  u.  call.  3.  vorum  peccatis ,  poenls ,  satisfaotlonibus  et  aliis 

3  Weil  das  Opfer  seiner  Natur  und  Bestlm-  necessltatlbus ,  sed  et  pro  defunctis  in  Christo 

mung  nach  ein  Akt  der  Anbetung  und  Yerherr-  nondum  ad  plenum  purgatis  rite  iuxta  apostolo- 

lichung  Gottes  Ist,  Gilir  S.  133.  rum  tradltionem  offertur",  und  can.  3;  Qlhr  S. 

3  G  i  b  r  S.  139.  147.  Als  unbekannt  gilt  es  nach  der  katholischen 

4  Trid.  1.  c.  c.  2  u.  can.  3 ;  Catechism.  roman.  Lehre,  In  welchem  Grade  und  Umfange  jedesmal 
P.  II.  c.  4.  qu.  62  n.  1 :  „sed  yere  propltiatorium  diese  Strafen  getilgt  werden ,  als  sicher ,  dass 
sacriflcium,  quo  deus  nobis  placatus  et  propitius  durch  eine  Messe  nicht  die  Strafe  ganz  und  voll- 
reddatur".  ständig  gehoben  wird,  a.  a.  0.  S.  148. 

5  Trid.  1.  c.  c.  2:   „Hulus  quippe  oblatione  «  Gihr  S.  143. 
placatus  dominus  gratiam  et  donnm  poenitentiae  ^  S.  Anm.  6. 

concedens,  crimina  et  peccata  etiam  ingentla  di-  *0  d.  h.  per  modum  orationis  oder  impetra- 

mittit";  Catech.  roman.  I.e.  qu.  54  n.  1  :  „ut  tionis.   Vgl.  GihrS.  153. 

ecclesia  perpetuum  sacriücium  haberet,  quo  pec-  ii  S.  Trid.  1.  o.  o.  2 :  „pro  alils  neoessitatibus" 

cata   nostra  expiarentur  et  coelestis  pater  sce-  und  can.  3. 

leribus  nostris  saepe  graviter  offensus  ab  Ira  ad  ^^  Z.  B.  die  yerschiedenen  Tugenden ,  gute 

miserioordiam ,  a  justae  animadYersionls  severl-  Werke. 

täte  ad  clementlam  traduceretur".  Gihr  S.  142 ff.  >8  Wie  Gesundheit. 

s  Trid.  1.  c.  c.  1 :  ut . . .  lelinqueret  sacriflcium  ^  Ueber  die  Frage,  ob  und  in  wie  fem  diese 

atque  illlus  salutaris  vlrtus  in  remissionem  eo-  impetratorischen  Wirkungen  unfehlbar  eintreten, 

rum,  quae  a  nobis  qnotidie  committantur,  pec-  s.  Gihr  S.  153. 


catorum  appUcaretur« ;  Gihr  S.  146.  »Gihr  S.  169. 

^  Trid.  1.  c.  0.  2:  „non  solum  pro  fldelium  vi-  *«  Bd.  II.  S.  296.  Anm.  1. 
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medku,  d.  h.  die  Frucht  fOr  ^ejenigen,  für  welche  der  Priester  als  Stellvertreter 
Christi  in  specieller  Weise  das  Opfer  feiert,  welchen  er  durch  seine  Intention  die 
Frucht  des  Opfers  besonders  zuwendet,  d.  h.  fttr  welche  er  applicirt^ 

n.  Allgemeine  Regeln  in  Betreff  der  Messfeier.  1.  Die  Befähigung 
und  das  Recht  zur  Celebrirung  der  Messe.  Ffthig,  die  Messe  gültig,  d.h. 
mit  den  ihr  nach  der  Lehre  der  Kirche  zukommenden  Wirkungen  zu  feiern ,  ist  nur 
ein  gültig  ordinirter  Priester,  d.  h.  ein  Presbyter  oder  Bischof^. 

Erlaubter  Weise  kann  ein  solcher  aber  ^e  Messe  nur  feiern,  wenn  er  auch  in 
jeder  Beziehung  erlaubter  Weise  ordinirt^,  nicht  nachher  irregulär  geworden  ist*, 
nicht  der  Eikommunikation,  dem  Personal-Interdikt,  der  Suspension  ab  ordine  oder  ab 
officio  unterliegt^,  und  nicht  die  Strafe  der  Deposition  oder  Degradation  erlitten  hat^ 

Ausserdem  muss  er  entweder  kraft  des  ihm  übertragenen  Amtes,  z.  B.  des  Pfarr- 
Amtes  7,  die  Berechtigung  zur  Feier  der  Messe  besitzen  oder  von  seinem  Ordinarius 
die  Erlaubniss  dazu,  die  s.  g.  Messlicenz,  erhalten  habend.  Insbesondere  dürfen 
fremde  und  unbekannte  Priester  nur  zugelassen  werden,  wenn  sie  litterae  commen- 
datitiae  ihres  Ordinarius  (Zeugnisse  über  ihre  Ordination ,  ihre  Personalien  und  ihre 
Qualifikation]  beibringen^.  Die  Erlaubniss  zum  Celebriren  hat  ihnen  der  Bischof 
oder  sein  Stellvertreter,  der  General-Vikar,  zu  ertheilen^®.  Doch  ist  partikularrecht- 
lich gewöhnlich  den  Pfarrern,  in  deren  Parochie  sie  Messe  lesen  wollen,  das  Recht 
dazu  gewährt,  wenn  es  sich  nur  um  ein  einmaliges  oder  auch  mehrmaliges  gelegent- 
liches Celebriren  während  eines  kürzeren  Zeitraumes  (z.B.  von  8  Tagen)  handelt,  und 
dieselben  sind  gleichzeitig  ermächtigt,  von  der  Vorlegung  des  Zeugnisses  abzusehen,  falls 
sie  den  fremden  Priester  als  tauglich  kennen  ^^    Selbst  die  exemten  Regularen  kann 

i  Die  Macht  und  das  Recht  dazu  erwirbt  der  ^  c.  1  (Alex.  III.)  X.  de  cleric  peregr.  I.  22 

Priester  durch  die  ihm  Termittelst  der  Ordina-  schreibt  unter  Berufung  auf  c.  1  (Pseudo-Silv.) 

tion  übertragene  Weihegewalt.  Dlst.  XCVIII  vor,  dass  cleiicl  transmarini  und  in 

Sei  (Later.  lY.  121 Ö)  $.  3.  X.  de  summ,  remotls    ordlnati    you  6    Bischöfen    besiegelte 

trln.  I.  1;   Trld.  l.  c.  c.  1.  u.  can.  2,  s.  auch  Zeugnisse  beibringen    sollen.     Dies  Ist  durch 

Bd.  L  S.  1.    Wegen  der  Folgen  der  Gelebration  Trld.  Sess.  XXIII.  c.  16.  de  ref. :  „NuUus  prae- 

durch  Laien  oder  durch  Kleriker  niederer  Weihe-  terea  clerlcus   peregrlnns    sine  commendatltlis 

grade  s.  a.  a.  0.  S.  61.    Häretische,   schlsma-  sui  ordlnarli  llterls  ab  uUo  eplscopo  ad  dlylna 

tische ,   abgesetzte   Priester  celebriren  dagegen  celebranda  et  sacramenta  adminlstranda  admltta- 

gültig,  wenn  auch  unerlaubt.  tur^  aufgehoben,  so  auch  Relffenstuel  lus 

8  Bd.  I.  S.  7  ff.  canon.  I.  22.  n.  4.    Dadurch  Ut  gleichzeitig  c  8. 

«  Bd.  L  S.  9  ff.  11  ff.  X.  eod.  tit. ,  welches  unter  l/mständen  das  pri- 

s  Bd.  I.  S.  62  ff.  Wegen  der  excommunlcaüo  yate ,   aber   nicht    öffentliche  Celebriren  ohne 

minor  s.  a.  a.  0.  S.  9.  n.  6.  Vorlegung  des  Zeugnisses  tolerlrt,    beseitigt. 

0  Bd.  I.  S.  53.  Die  von  den  älteren  behandelte  Frage,  wie  beim 

7  Bd.  II.  S.  294.  Verlust  des  letzteren  der  Beweis  für  die  Quali- 

S  Das  folgt  daraus ,  dass  der  Ordinlrte  durch  flkation  zu  führen  sei ,  Ist  unpraktisch ,  da  sich 

die  Ordination  nur  die  Befähigung  zur  Aus-  unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  GeisÜiche 

Übung  der  Weihegewalt ,  also  auch  des  Messe-  leicht  ein  neues  Zeugnlss  verschaffen  oder  durch 

lesens  erlangt ,  und  Ihm  die  Berechtigung  dazu  telegraphische  Rückfragen  legltlmiren  kann. 

allein  durch  den  Ordinarius ,  in  dessen  Diöcese  ><>  Trld.  l.  c.  Näheres  enthalten  die  partiku- 

Niemand  ohne   seine  Genehmigung  geistliche  lären  Anordnungen,  s.  Dumont,  Sammig.  d. 

Funktionen  ausüben  darf,  gewährt  werden  kann,  klrchl.  Erlasse   f.  d.  Erzdiöcese  Köln   S.  312 ; 

Bd.  n.  S.  40.41.43.  Einzelne  Partlkularsyiioden  y.  Vogt,  Samml.  klrchl.  Verordn.  f.  Rottenburg 

schreiben  dies  auch  ausdrücklich  vor,  s.  z.  B.  die  S.  33;   Provinz. -Konzilien  v.  Wien  1858,  Prag 

Neapolitaner  Dlöcesansynode  v.  1882,  Arch.  f.  1860,  coli.  conc.  Lac  5,  156.  167.  463.  657; 

kath.  K.  R.  61.  58.  69.    In  manchen  deutschen  Auch  1861, 1.  c.  4,  1195;  Urblno  1859  und  Ra- 

Diöcesen  erhalten  die  neuen  Priester,   welche  venna  1856,  1.  c.  6,  18.    171;   Diöces.-Syn. 

erst,  nachdem  sie  das  Kurat-Examen  abgelegt  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  61.  59,  und 

haben,  ordlnirt  werden ,  sofort  die  Approbation  New- York  1882,  a.  a.  0.  S.  264. 

pro  cura  und  damit  auch  die  Berechtigung,  Messe  '^  8.  die  Anführungen  In  der  vor.  Anm.  Mit- 

zu  lesen ,  s.  Bd.  DI.  S.  3  und  0  erlach,  Pader-  unter  ist  auch  den  Dekanen  die  Befugnlss  über- 

bomer  Diöcesanrecht.  2.  Aufl.  S.  17.  tragen,  in  weiterem  Umfange  als  die  Pfarrer  die 
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der  Bischof  unter  Androhung  von  Censuren  und  Strafen  hindern,  fremde  Oeistliche 
ohne  den  erwähnten  Ausweis  in  ihren  Kirchen  die  Messe  lesen  zu  lassen^. 

Regnlaren,  welche  ausserhalb  der  zu  ihrem  Orden  gehörigen  Kirchen  celebriren 
wollen,  haben  ausser  ihrer  Ordinations-Urknnde  das  erforderliche  Zeugniss  seitens 
ihrer  Ordensoberen  beizubringen  2. 

Deijenige  Priester ,  welcher  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  an  sich  zum 
Messelesen  berechtigt  ist,  darf  endlich  nur  dann  von  seiner  Befugniss  Gebrauch 
machen,  wenn  er  sich  im  Zustande  der  Gnade  befindet 3.  Deshalb  sollen  die  Ordi- 
narien allen  Priestern,  von  welchen  es  notorisch  und  allgemein  bekannt  ist,  dass  sie 
schwere  Vergehen  begangen  haben,  die  Celebration  verbieten^.  Femer  hat  jeder 
Priester,  welcher  sich  einer  Todsünde  bewusst  ist,  ehe  er  die  Messe  celebrirt,  vorher 
zu  beichten  ^  und  die  Absolution  zu  empfangen ,  ausgenommen ,  wenn  ihm  bei  drin- 
gender Nothwendigkeit ^  die  Möglichkeit  fehlt,  einen  Beichtvater  anzugehen 7,  in 
welchem  Falle  er  die  sakramentale  Beichte  nachher,  sowie  eine  Gelegenheit  sich 
bietet,  abzulegen  verpflichtet  ist^. 


ErlaubDifis  za  ertheilen,  z.  B.  Wien  und  Prag 
a.  a.  0.  Völlig  unbekannte  Priester  dürfen  aber 
niemals  zugelassen  werden,  Trid.  Sess.  XXII. 
decr.  de  obs.  in  celebr.  miss. 

i  Denn  das  Trid.  decr.  de  observ.  in  celebr. 
miss.  berechtigt  die  Ordinarien,  die  betreffenden 
Vorschriften  nicht  nnr  in  dieser  Ihrer  Eigenschaft, 
sondern  „etiam  nt  delegati  sedis  apostolicae"  (s. 
Bd.  I.  S.  177)  zur  Durchführung  zn  bringen,  also 
selbst  arbiträre  Strafen  anzudrohen,  Benedict 
XJV.  de  syn.  dioec  IX.  13.  n.  5,  und  die  dort 
citirten  Entsch.  d.  Congr.  conc.  Allerdings  be- 
darf es  aber  stets  dazu  des  Erlasses  einer  be- 
sonderen Anordnung  der  Bischöfe  oder  auch  des 
ProTinzialkonzUes,  s.  Bd.  lU.  S.  637.  645.  Ohne 
eine  solche  ist  zwar  die  Zulassung  nnbekannter 
Geistlichen  nach  demTridentinum  nicht  gestattet, 
aber  dann  genOgt  schon  die  Erlaubniss  der 
Ordensoberen  und  die  Beibringung  des  erforder- 
lichen Zeugnisses  des  Ordinarius  über  die  Weihe. 

2  Denn  diese  haben  für  sie  die  Stellung  der 
Ordinarien.  S.  auch  const.  Benedict.  XIV. : 
Apostolicum  ministerium  v.  30.  Mai  1753  (für 
die  anglikanischen  Missionen)  $.  6.  Bull,  eius  4, 
42 :  „Porro  huiusmodi  praescriptum  (Trid.  Sess. 
XXIIL  c.  16  cit.)  reguläres  etiam  respicit,  quo- 
ties  extra  dioecesim  versantur,  in  qua  ad  sacros 
ordines  promoti  fuere,  perindeque  susceptum  or- 
dinem  exercere  minime  possunt,  praesertim  in 
ecclesüs,  qnae  ad  propriam  sodalitatem  non 
spectont ,  nisi  prius  episcopis  aut  vicariis  gene- 
ralibns  aut  foraneis  superiorum  suorum  docu- 
menta  proferant,  quibus  et  obtentl  ordinls  testi- 
monium  et  libertas  ab  omni  cauonico  impedi- 
mento  irregnlaritatis  vel  suspensionis  perspecta 
flaf.  Das  gilt  selbst  für  fremde  Regularen, 
welche  in  den  Kirchen  eines*  anderen  Ordens  als 
des  eigenen  celebriren  wollen ,  und  daher  kann 
die  zu  Anm.  1  gedachte  Anordnung  betreffs  der 
▼or^ngigen  Erlaubniss  des  Bischofs  auch  auf 
solche,  selbst  wenn  sie  dem  Kloster,  wo  sie  fun- 
giren  wollen,  bekannt  sind,  ausgedehnt  werden, 
8.  auch  Bouix,  tract.  de  iure  regulär.  2,  189. 
Dagegen  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt,  in  Be- 


treff der  fremden  Regularen  desselben  Ordens 
eine  derartige  Verordnung  zu  erlassen.  Wenn- 
gleich die  citirte  const  dafür  zu  sprechen  scheint, 
so  heisst  es  doch  in  der  allgemeinen  Encyklika 
Benedikts  XIV.  Quam  grave  v.  2.  August  1757. 
$.  12.  1.  c.  p.  234 :  .,licet  non  oporteat  episcopum 
solidtum  esse  de  regularibus,  qni  in  propxüs 
ecclesiis  missas  celebrare  Intendant,  quum  eius 
rei  cura  reserfata  sit  eorum  superioribus  regula- 
ribus". Das  entsprichty  anch  det  herrsehenden 
Praxis,  s.  Bouix  1.  c.  p.  190. 

3  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  67. 

^  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  in  celebr. 
miss. :  „Neminem  praeterea ,  qui  publice  et  no- 
torie  crimiiiosus  sit,  aut  sancto  altari  ministrare 
aut  sacris  Interesse  permittant"  (ordinarii). 

^  L.  c.  Sess.  Xm.  decr.  de  euchar.  sacr.  c.  7. 
Die  Beichte  lässUcher  Sünden  ist  nicht  absolut 
erforderlich.  Für  den  Priester  muss  die  Pflicht, 
im  Gegensatz  zu  der  der  Gläubigen,  die  sakra- 
mentale Beichte  vor  dem  Empfang  der  Eucha- 
ristie abzulegen  (s.  0.  S.  79),  als  Rechtspflicht 
erachtet  werden ,  denn  der  Priester  begeht  beim 
Zuwiderhandeln  eine  Todsünde,  handelt  also 
gegen  seine  Amtspflicht  und  kann  disziplinarisch 
deswegen  Tom  Bischof,  welcher  nach  Trid.  Sess. 
XXIIL  decr.  cit.  für  eine  würdige  Feier  der 
Messe  sorgen  soll,  bestraft  werden. 

0  Z.  B.  wegen  Todesgefahr  oder  wenn  die 
Unterlassung  des  Messel^sens  ein  schweres  Aer- 
gemiss  geben  würde. 

'  Trid.  Sess.  XIII.  c  7  cit.  Das  blosse  Nicht- 
Yorhandeusein  eines  Beichtvaters,  bei  welchem 
der  Priester  zu  beichten  vorzieht ,  genügt  nicht, 
wohl  aber  eines  solchen ,  welcher  von  der  reser- 
virten  Todsünde  zu  absoMren  berechtigt  ist. 

^  Trid.  1.  c.  Auch  diese  Pflicht  muss  für  eine 
Rechtspflicht  erachtet  werden  (s.  Anm.  5).  Vgl. 
die  von  Alexander  VII.  nach  dem  Dekret  v.  18. 
März  1666  vernrtheilten  Sätze,  BulL  Taurin.  17, 
427.,  n.  38  :  „Mandatnm  Tridentini  factum  (sa- 
cerdoti  sacriflcanti  ex  necessitate  cum  peccato 
mortali)  oonfltendi  qnamprimum,  est  consilium, 
non  praeceptum". 
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2.  Die  Pflicht  zur  Celebrirnng  der  Messe.  Eine  Pflicht,  die  Messe  zu 
celebriren,  besteht  zunächst  für  alle  diejenigen,  welchen  ihr  Amt  oder  die  von  ihnen 
verwaltete  kirchliche  Stellung  eine  solche  Verbindlichkeit  auflegt,  und  zwar  in  dem 
Umfange,  in  welchem  die  Feier  der  Messe  durch  die  (jottesdienstordnung  an  der  be- 
treffenden Kirche  geboten  ist  K 

Femer  ist  jeder  Priester ,  welcher  weder  ein  Amt  noch  eine  Stellung  der  er- 
wähnten Art  versieht,  lediglich  kraft  seines  priesterlichen  Ordos  nach  göttlichem 
Recht  verbunden ,  das  Messelesen  nicht  andauernd  zu  unterlassen^,  nach  mensch- 
lichem Rechte  aber  auch  verpflichtet,  mindestens  drei  oder  vier  Mal  im  Jahre ,  falls 
er  nicht  durch  einen  triftigen  Orund  verhindert  ist,  die  Messe  zu  celebriren^.  Die 
Bischöfe  sollen  zwar  daraufhalten,  dass  jeder  Priester  wenigstens  an  allen  Sonntagen 
und  allen  hohen  Feiertagen  celebrirt^,  aber  sie  sind  nicht  befugt,  dies  durch  die 
Strafen  und  Censuren  zu  erzwingen^.  Noch  viel  weniger  besteht  eine  Rechtsver- 
pflichtung ftlr  den  einfachen  Priester ,  an  jedem  Tage ,  an  welchem  dies  zulässig  ist, 
eine  Messe  zu  lesen ^.   Und  dasselbe  gilt  auch  in  Betreff  der  Bischöfe^. 

Endlich  kann  auch  durch  Willenserklärung  des  Priesters  eine  Rechtspflicht  zum 
Celebriren  von  Messen  begründet  werden,  sei  es  durch  üebereinkunft  mit  einem  Pri- 
vaten, sei  es  durch  Uebemahme  einer  dem  ersteren  in  einer  letztwilligen  Yerftlgung 
gemachten  desfallsigen  Auflage  ^. 

3.  Die  Applikation  der  Messe.  Da  durch  die  Messe  der  fructus  ministe- 
rialis  oder  medius^  den\jenigen,  für  welche  sie  der  Priester  darbringt,  zugewendet 
werden  kann,  so  fragt  es  sich,  tfXr  welche  Personen  überhaupt  die  Applikation  vor- 
genommen werden  darf. 

Oültig  kann  die  Messe  dargebracht  werden  für  alle,  welche  der  Wirkung  des 


«  So  z.  B.  für  die  Pfarrer  und  ihre  Gehulfen,  «  c.  11  (Alex.  III.)  X.  de  praeb.  ITI.  5  beweist 

8.  Bd.  II.  S.  295.  320}  für  die  Kapitel  a.  a.  0.  dies  nicht,  denn  es  handelt  von  einer  besonderen, 

S.  141  f  und  für  diejenigen  Priester,  welche  ein  einer  Präbende  gemachten  Auflage.     Uebrigens 

Messbeneflzium  besitzen ,  a.  a.  0.  S.  322.  394.  besteht  kein  Zweifel  darüber.    Es  wird  nur  als 

Vgl.  ferner  auch  Bd.  III.  S.  242.  n.  4.  wünsohenswerth  betrachtet ,  dass  Jeder  Priester, 

2  Selbst  das  ist  nicht  nnbestritten.  Die  herr-  wenn  angänglich ,  täglich  die  Messe  celebrirt, 
sehende  Meinung  bejaht  es  aber  unter  Berufung  Benedict.  XIY.  1.  c.  c.  2,  s.  auch  z.  B.  Proy.- 
auf  Hebr.  V.  1 ;  Luc.  XXII.  19.  u.  Trid.  Sess.  Syn.  v.  Westminster  1852,  coli.  Lac.  3,  930. 
XXII.  c.  1.  u.  can.  2,  indem  sie  die  Nichtbeach-  ?  c.  12  (Honor.  lU.)  X.  IIL  41  erklärt  das  Feiern 
tung  der  Vorschrift  für  eine  Todsünde  erklärt,  einer  täglichen  Messe  für  durchaus  hinreichend, 
Benedict.  XIV.  de  sacrif.  miss.  III.  1;  „nam  et  valde  felix  est,  qui celebrat  digne unam°, 
Prob  st,  Eucharistie  als  Opfer  S.  43.  u.  c.  12  (Bonifac.  VIII.)  in  VIto  de  priril.  V.  8 

3  Dafür  beruft  man  sich  auf  c.  9  (Innoc.  III.)  schreibt  nur  vor,  dass  der  Bischof  täglich  die 
X.  de  celebr.  miss.  III.  41 :  „, .  .  Sunt  et  alii  Messe  lesen  oder  ihr  anwohnen  soll.  S.  auch 
qul  missarum  solennia  vix  celebrant  quater  in  unten  zu  III.  G.  1. 

anno  .  . .  Haec  igitur  et  similia  sub  poena  sus-  8  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  öffentlich 

pensionis  penitus  inhibemus^.  rechtliche  Pflicht.    Allerdings  haben  die  QeUt- 

«  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  14  de  ref.  liehen  die  allgemeine  öflentlichrechtllche  Pflicht, 

&  Also  eine  Rechtspflicht  festzusetzen.   So  hat  auch  für  die  privaten  religiösen  Bedürfnisse  der 

mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Trid.l.  c.  nur  die  Gläubigen  die  heiligen  Handlungen  zu  spenden. 

Worte:  „curet  episcopus''  braucht,  die  Gongr.  Sie  dürfen  daher  nicht  schlechthin  das  Verlangen, 

conc.  nadi  Fagnan.  ad  c  9.  X.  cit  n.  14  ent-  eine  Messe  zu  celebriren,   zurückweisen,   aber 

schieden.   In  Uebereinstimmung  damit  sprechen  die  Verbindlichkeit ,  eine  bestimmte  Messe  zu 

die  neueren  Provinzialkonzilien  auch  nur  dahin  lesen,  ist  damit  nicht  gegeben.   Diese  begründet 

gehende  Ermahnungen  aus ,  s.  Gran  1853 ,  coli.  erst  die  in  der  Annahme  des  Stipendiums  lie- 

conc.  Lac.  ö,  22;  Urbinol869;  Ravenna  1856,  gende  üebereinkunft,   während  allerdings  da« 

1.  c.  6,  16.  199.   Selbst  Prag  1860:  „in  virtute  öffentliche  Recht  den  Priester    hindert,   eine 

s.  conc.  Trid.  compellamus",  1.  c.  6,  462,  kann  solche  Üebereinkunft  wiUkührlich  abzulehnen, 

nichts  anderes  bedeuten,  weil  es  auf  das  Triden-  S.  das  Weitere  darüber  unter  III.  G.  2. 

tinum  Bezug  nimmt.  ^  S.  o.  S.  179. 
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Opfers  fähig  und  bedflrftig  sind,  also,  soweit  es  sich  um  die  Lebenden  handelt, 
für  die  gläubigen  Katholiken  ^ ,  mögen  sie  sich  im  Stande  der  Gnade  befinden  oder 
nichts,  ferner  auch  für  die  Irrgläubigen,  die  Häretiker,  Schismatiker  und  Exkom- 
mnnioirten^,  und  endlich  für  die  Ungläubigen  (Heiden,  Türken,  Juden)  4,  was  da- 
gegen die  Abgeschiedenen  betrifft,  nur  für  die  Seelen,  welche  sich  im  Fegefeuer 
befinden^,  nicht  aber  für  diejenigen,  welche  schon  für  immer  verdammt  sind  *,  end- 
lich für  die  Seligen  und  Heiligen ,  welche  keiner  Gnadenhülfe  bedürfen ,  nicht  als 
Sühnopfer,  und  ebensowenig  als  Bittopfer  im  eigentlichen  Sinne,  wohl  aber  als  Dank- 
opfer, um  in  ihrem  Namen  Gott  für  die  Gnade,  welche  er  ihnen  erwiesen  hat,  zu 
danken  und  um  Gott  zu  bitten ,  ihre  grössere  Verherrlichung  auf  Erden  unter  den 
Menschen  herbeizuführen,  insbesondere  bei  Messen  zu  Ehren  der  Heiligen ,  um  Gott 
anzuflehen,  auf  ihre  Fürbitte  den  Menschen  reichliche  Früchte  des  Opfers  zu  ge- 
währen und  um  gleichzeitig  die  Heiligen  selbst  zur  Einlegung  ihrer  Fürbitte  bei  Gott 
zu  bewegen^. 

Erlaubterweise  darf  aber  für  Ungläubige  das  Opfer  nur  dargebracht  werden, 
wenn  dabei  kein  Aergemiss  entsteht^,  für  Schismatiker  und  Häretiker  beim  Vorliegen 
der  eben  gedachten  Voraussetzung  nur  indirekt ,  d.  h.  zur  Erlangung  ihrer  Bekeh- 
rung ^.  Bios  zu  Gunsten  des  nicht  katholischen  Landesherm  wird  eine  direkte  Ap- 
plikation tolerirt ,  weil  dabei  nicht  allein  seine  Person ,  sondern  auch  seine  Stellung 
als  Regent  des  Staates  und  das  Wohl  des  letzteren  in  Betracht  kommt^<^. 

Sodann  ist  die  Feier  der  Messe  fttr  diejenigen  yerboten ,  welche  sich  in  der 
grossen  Exkommunikation  befinden,  und  zwar  gilt  ^es  sowohl  für  die  exoommumcaü 
vikmdi,  wie  auch  die  toleraüj  obsohon  eine  verbreitete  Meinung  die  Applikation  für 
^e  letzteren  als  erlaubt  ansieht  ^^,   Dagegen  kann  die  Messfeier  für  sie  in  demselben 


1  Also  aucli  für  Kinder,  insofern  es  Bittopfer 
ist,  AnilecU  inr.  ponüf.  1868.  p.  1636;  Gihr 
8.168. 


2  Das  ergiebt  Trid.  Besä.  XXII.  c.  1.  2; 
Analecta  1.  c 


▼gl. 


3  Weil  auch  diese  sieb  in  Sünde  befinden, 
Analecta  1.  c  p.  1544. 

*  Von  diesen  gilt  das  vorher  Bemerkte.  An- 
ders verhält  es  sioh  mit  den  Rateohnmenen,  für 
welche  die  Messe  als  Bittopfer  zulässig  ist, 
Analecte  1.  c.  p.  1637. 

5  Trid.  Sess.  XXII.  o.  2;  Sess.  XXV.  de  pur- 
gat.  Yen  diesen  können  dadurch  die  Folgen  der 
Sünde ,  die  zeitlichen  Strafen ,  genommen  wer- 
den ,  weil  die  Messe  Sühnopfer  ist.  Als  Bitt- 
opfer kann  sie  ferner  auch  zur  Tröstung  der 
Seelen  beitragen. 

6  Denn  diese  sind  für  ewig  von  der  Gnade 
ausgeschlossen. 

^  GihrS.  173  fr. 

S  Vgl.  Analecta  l.  c.  p.  1589 ;  femer  Decr. 
Congr.  s.  off.  v.  12.  Juli  1865,  Arch.  f.  kath. 
K.  B.  37,  474 :  ^ütrum  liceat  sacerdotibus  mis- 
sam  celebrare  pro  Turcarum  vel  aliorumque  in- 
fldelium  intentione  et  ab  lis  eleemosynam  pro 
missae  appUcatione  accipere?  Affirmative  dum- 
modo  non  adsit  scandalum  ac  nihil  in  mlssa 
speoialiter  addatur  et  quoad  intentionem  coustet 
nihil  mali  aut  erroris  aut  superstittonis  in  in- 
fldelibns  eleemosynam  afferentibus  subesse^.    S. 


auch  Gollectanea  const.  s.  sed.  ad  usum  miss. 
Paris  1880.  p.  188.  n.  370.  371. 

ö  Oongr.  8.  off.  V.  19.  April  1837:  „ütrum 
posslt  aut  deheat  celehrari  missa  ac  peroipi 
eleemosyna  pro  Graeco  schismatico,  qui  enixe  oret 
atque  instet,  ut  missa  applicetur  pro  ipso,  sive 
in  ecclesia  adstante  sive  extra  ecclesiam  ma- 
nente  ?  luxta  exposita  non  licere ,  nisi  constet 
expresse  eleemosynam  a  schismatico  praeberi  ad 
impetrandam  conversionem  ad  veram  fidem^, 
Arch.  a.  a.  0.  u.  Collect.  1.  c.  p.  189.  n.372.  Vgl. 
auch  Th.  Specht,  die  Wirkungen  des  eucharist. 
Opfers.  Augsburg  1876.  S.  174  ff. 

»0  Kober,  Kirchenbann  S.  272. 

"  So  Gihr  S.  169.  Weitere  Anführungen  bei 
Kober  S.  267.  Diese  Ansicht  ist  nicht  haltbar. 
Sie  stützt  sich  auf  die  Bulle  Martins  V. :  Ad  vi- 
tanda.  Durch  dieselbe  ist  aber  die  Rechtsstellung 
der  Exkommunicirten  als  solcher  nicht  geändert, 
vielmehr  nur  für  die  übrigen  Gläubigen  eine 
Erleichterung  in  Betreff  des  Verkehrs  mit  den 
vitandi  herbeigeführt  worden.  S.  die  ausführ- 
liche Erörterung  der  Frage  bei  Kober  a.  a.  O. 
S.  268  ff. 

Das  gilt  selbst  von  dei^enigen  Exkommuni- 
cirten, welche  Busse  geleistet  und  sich  gebessert 
haben,  aber  die  Absolution,  welche  ihnen  zwei- 
fellos zu  theil  werden  würde,  wegen  eines  äus- 
seren Hindernisses  nicht  erlangen  können,  c  28. 
38  (Innoo.  m.)  X.  de  sent  exoomm.  V.  89; 
Kober  a.  a.  0.  S.  275. 
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Sinne,  wie  für  die  Häretiker,  d.  h.  zur  Erlangung  ihrer  Besserung  and  Bekehmng 
nicht  als  verboten  angesehen  werden  K 

Unbedingt  ausgeschlossen  ist  aber  die  Darbringung  der  Messe  für  diejenigen, 
welche  ausserhalb  der  Oemeinschaft  der  katholischen  Kirche  gestorben  sind  2,  also 
fftr  alle  Ungetauften,  selbst  die  nicht  getauften  Kinder  katholischer  Eltern,  die  Schis- 
matiker, die  Ketzer  und  die  mit  der  grossen  Exkommunikation  belegten  ^, 

Aus  den  eben  dargelegten  Verboten  ergeben  sich  im  Einzelnen  folgende  Rechts- 
sfttze:  t.  Kein  kirchlicher  Oberer  ist  berechtigt,  die  Abhaltung  einer  Messe  für  die- 
jenigen Personen,  für  welche  sie  erlaubter  Weise  nicht  gelesen  werden  darf,  zu  dul- 
den, noch  viel  weniger  anzubefehlen.  2.  Ebensowenig  ist  ein  Oeistlicher  befugt, 
eine  derartige  Messe  zu  lesen  oder  rechtsgültig  die  Celebrirung  einer  solchen  zu 
übernehmen.  Das  Zuwiderhandeln  bildet  eine  schwere  Verletzung  der  Amtspflicht, 
welche  Disziplinarstrafe  nach  sich  zieht  und  keine  Rechte ,  insbesondere  nicht  das 
Recht  auf  das  gewährte  Messstipendinm^  erzeugt.  3.  Für  diejenigen  Personen, 
welche  der  katholischen  Kirche  gar  nicht  angehören,  besteht  selbst  insoweit  die 
Messfeier  für  sie  erlaubt  ist  (s.  0.  S.  183} ,  kein  Recht,  dieselbe  zu  verlangen,  und 
bei  denjenigen,  welche  wie  die  Ketzer,  Schismatiker  und  Exkommunicirten  nicht 
ausserhalb  der  Kirche  stehen ,  ist  das  Recht  dazu  in  Folge  der  ihnen  fehlenden  ak- 
tiven kirchlichen  Rechtsfähigkeit,  solange  die  Entziehung  der  letzteren  dauert ,  sus- 
pendirt. 

4.  Dies.  g.  Iteration  oder  Bination  der  Messet  Wenngleich  es  von 
der  Kirche  als  wünschenswerth  erachtet  wird,  dass  jeder  Priester  täglich  eine  Messe 
liest,  so  soll  doch  andererseits  auch  von  keinem  solchen  mehr  als  eine  Messe  an 
demselben  Tage  gefeiert  werden,  d.  h.  es  ist  die  s.  g.  iteraüo  oder  bmaüo  mUsarum 
verboten^.    Selbst  deijenige  Priester,  welcher  die  von  einem  anderen  begonnene, 


Nor  für  den  exkommunicirten  Landesherm  beim  Hinscheiden  des  Monarchen  and  seiner 

wird  ans  den  S.  188  gedachten  Gründen  eine  protestantischen  Gemahlin  in  der  Abtei  Exeqoien 

Ausnahme  gemacht,  Kober  S.  272.  gefeiert  werden  sollten,  für  unzulässig  erklärt 

»    S.  Ferraris  s.  ▼.  missa  act.  VIII.  n.  11 ;  ^^^  femer  verboten  wird,  beim  Tode  protestan- 

Arch.  a.  a.  0.  S.  474 ;  S  i  1  b  e  rn  ag  1 ,  K.  R.  S.  513.  tischer  GUeder  des  königlichen  Hauses  das  Mess- 

a  c  1  (Leol.  V.4680.  469)C,XXIV.  ,a.2:  !l^?"fl'?»?"ir rrr!V^«i*«'''^l'l'^i- 


„De  oomiunione  privat!«  et  L  defanoti,.    Hol  1^^  'V'^wf " '  ''  ''  ^'  ^'  "^'   ^^'  "*'' 

rum  causa  iudicio  dei  reservanda  est ,  in  cuius  o  D  e  r  ö.  .4     . 

manu  fuit,  ut  talium  obitus  non  usque  ad  com-  Wenn  aber  der  in  der  Exkommunikation  Ver- 

munionis  remedium  differretur.     Nos  autem  storbene  nach  seinem  Tode  absolvirt  worden  ist 

quibus  viyentibus  non  communicamus,  (^^er  die  Zulässigkeit  der  Lossprechung  s.  vor- 

mortuis  communicare  non  possumus^;  läufig  Kober  S.  525 ff.),  dann  kann  auch  das 

c.  91  (poenit.  Hieron.)  C.  XI.  qu.  3  (Ketzer) ;  Messopfer  für  ihn  gefeiert  werden,  c.  2a  38  X. 

c  21  (Greg.  IIL  v.  732)  C.  XIII.  qu.  2;  c.  12  cit.  Kober  S.  531.  532. 

(Bracar.  664)  C.  XXIII.  qu.  6  (Selbstmörder! ;  <  8.  darüber  unten  zu  HI.  C.  2. 

c.  8  (Later.  III.)  X.  de  haeret.  Y.  7  (Ketzer);  &  S.  J.  Neher,  die  Bination  nach  ihrer  ge- 

c  12  (Innoc.  III.)  X.  de  sepult  III.  28  (Exkom-  schichtlichen  Entwicklung  und  nach  dem  heuti- 

municirte)  ;  c.  28.  38  X.  V.  39  cit.  gen  Recht.    Regensburg  1874;  die  Bination  in 

3  Das  gilt  auch  von  dem  Landesfürsten  und  der  Zeitschrift:  Der  Katholik,  Oktoberheft  1878. 

seinen  Angehörigen,  weil  es  nach  dem  Tode  des-  S.  366  ff.;  J.  Hergenröther  in  Wetz  er  und 

selben  sich  lediglich  um  seine  Privatperson  hau-  Weite,  Klrchenlexikon. 2.  Aufl. 2, 841 ;  Probst, 

delt.    S.  da»  Breve  Gregors  XVI.  v.  13.  Februar  Eucharistie  als  Opfer  S.  81  ff. 

1842  an  den  Bischof  v.  Augsburg  über  die  für  ^  Die  mehrmalige  Feier  der  Messe  durch  den- 

die  protestantische  Königin  v.  Baiem  gehaltene  selben  Priester  an  ein  und  demselben  Tage  ist 

Todtenfeier,  Probst,  Exequien.  Tübingen  1866  zunächst  für  Nothfille  üblich  geworden,  so  er- 

S.  148  n.  13,  und  das  Breve  desselben  an  die  Be-  klärt  es  schon  Leo  I.  ep.  ad  Dioscor.  Alex,  von 

nediktiner-Abtei  Scheyem  v.  9.  JuU  1842,  worin  445,  ed.  BaUer.  1,  628  (theilweise  in  c.  öl  Düt. 

die  Bedingung  einer  königliehen  Stiftung,  dass  I.  de  oonsecr.)  für  statthaft ,  dass  der  Patriarch, 
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nicht  KQ  Ende  gelesene  Messe  vollendet^,  darf  ^  auch  wenn  er  sich  des  Genasses  der 
s.  g.  Ablation  enthält  2,  nicht  noch  eine  zweite  Messe  celebriren^.  Das  Iteriren  ist 
aber  ansnahmsweise  gestattet:  1.  am  Tage  der  Gebnrt  Christi^,  2.  im  Falle  einer  vor- 
handenen Nothwendigkeit^.  Ob  ein  solcher  vorliegt,  darüber  hat  der  Bischof,  nicht 
aber  der  einzelne  Priester  oder  Pfarrer  selbstständig  zu  entscheiden®.     Da  es 


wenn  die  BMllikt  an  hoken  Festtagen  die  Menge 
des  Volkes  nicht  zu  fassen  Yeimöge ,  mit  seinen 
concelebriienden  Geistlichen  eine  zweite  Messe 
feiem  könne  (s.  dazu  Neher  S.  24),  ferner  soll 
nach  der  Synode  t.  Merida  v.  666  c.  19  der  mit 
der  Verwaltung  zweier  armen  Kirchen  betraute 
Priester  an  den  Sonntagen  in  Jeder  derselben  die 
Messe  celebriren,  und  nach  Reglno  de  syn.  caus. 
I.  notitla  n.  34  soll  Jeder  Priester  nach  der  Messe 
bis  Mittag  nüchtern  bleiben,  damit  er  im  Noth- 
falle  für  fremde  Ankömmlinge  noch  eine  zweite 
Messe  lesen  könne.  Bald  warde  die  Iteration 
auch  zuerst  tou  Bischöfen ,  später  Yon  einfachen 
Priestern  aus  blosser  Devotion  vorgenommen  (so 
setzt  Tolet.  XII.  y.  681  c.  5  ein  solches  mehr> 
maUges  Feiem  voraus  und  das  Poenitentiale  Ca- 
ainensec.  101,  Schmitz,  die  Bussbücher,  Mainz 
1882  S.  426  erlaubt  jedem  Priester  die  tägUche 
Gelebration  zweier  Messen,  Ja  das  poenit.  Yindo- 
hon.  c  45,  Wa  SS  er  sc  hl  eben,  Bussozdnungen 
8.  470,  gestattet  sogar  die  Feier  von  sieben  und 
an  Festtagen  auf  Ansuchen  von  soviel ,  wie  ver- 
langt werden,  wenn  es  selbst  über  zwanzig  seien. 
Ferner  verpflichtet  die  Synode  von  Dingolflng 
V.  9S2,  LL.  3,  482  Jeden  Priester  nach  Art  eines 
Busswerkes  an  den  von  ihr  bezeichneten  Fast- 
tagen Je  drei  Messen  zu  lesen,  und  dasselbe  ord- 
net die  Mainzer  Synode  zw.  950  u.  954  wenig- 
stens für  die  Zeit  der  Quadragesima  an,  H  e  f  el  e, 
Konziliengesch.  4 ,  603).  Endlich  war  es  auch 
schon  früh  Sitte  geworden ,  an  einzelnen  hohen 
Festen  (wie  z.  B.  Weihnachten,  Neujahr,  Grün- 
donnerstag, Ostern)  mehrere  Messen  zu  feiern, 
N  eher  S.  31  ff.  Die  Iteration  war  also  etwa  vom 
5.  bis  zum  10.  Jahrhundert  in  voller  Uebung. 
Als  aber  die  von  der  Kirche  in  dieser  Beziehung 
gelassene  Freiheit  zum  Gelderwerbe  benutzt 
wurde  und  zu  einer  Reihe  anderer  Missbräuche 
(z.  B.  der  s.  g.  mi8$a  bifaeiata ,  d.  h.  der  Lesung 
mehrerer  Messen  blos  bis  zum  Offertorium  und 
ihrer  Vollendung  unter  einem  gemeinschaftlichen 
Kanon  und  mit  einer  Konsekration  unter  Hinzu- 
fügung der  entsprechenden  Anzahl  von  Postkom- 
munionen, Neher  S.  58  ff.)  geführt  hatte,  d.  h. 
im  11.  Jahrhundert  schritt  man  mit  beschran- 
kenden Verboten  ein.  So  untersagte  die  Synode 
V.  Seligenstadt  V.1023.  c  5,  H  i  r  s  c  h  -  B  r  e  s  s  1  a  u, 
Heinrich  II.  3,  350,  den  Priestern,  mehr  wie  drei 
Messen  taglich  zu  lesen ,  und  c.  53  Dist.  I.  de 
oonsecr. ,  welches  Papst  Alexander  II.  (schwer- 
lich mit  Recht)  zugeschrieben  wird ,  verbot  die 
Feier  mehrerer  Messen  an  einem  Tage  für  Geld 
oder  aus  Gefälligkeit]  gegen  Laien,  während  es 
zugleich  eine  Messe  täglich  für  hinreichend  er- 
klärte und  nur  im  Falle  der  Noth  neben  der  für 
den  Tag  zu  haltenden  Messe ,  der  missa  de  die, 
eine  zweite  pro  defunctis  gestattete.  Erst  Inno- 
cenz  in.  hat  L  J.  1206,  nachdem  schon  die  West- 
minstersynode  p.  1200.  0.  2,  Maus!  22,  714, 


eine  gleiche  Anordnung  erlassen  hatte ,  auf  spe- 
cielle  Anfrage  die  Lesung  von  mehr  als  einer 
einzigen  Messe  (womit  zugleich  die  missa  bifa- 
eiata getroffen  war)  an  einem  Tage  für  unstatt- 
haft erklärt,  c.  3  X.  de  celebr.  miss.  III.  41,  und 
dieses  Verbot  ist  dann  von  einer  Anzahl  Synoden 
desselben  Jahrhunderts,  s.  z.  B.  Oxford  1222 
c.  6,  1.  c.  p.  1152;  Trier  1227  c.  3,  1.  c.  23,  27; 
Reuen  1231  c.  12,  L  c.  p.  215;  Tarragona  1239 
c.  6,  1.  c.  p.  514;  Köln  1279  c.  7,  1.  c.  24,  351 ; 
Würzburg  1287,  1.  c.  p.  853,  von  welchen  Ox- 
ford und  Ronen  abgesehen  von  Weihnachten  anch 
für  Ostern  eine  Ausnahme  gestatten,  wiederholt 
worden.  Das  Verbot  des  Iterlrens  hat  sich  also  mit 
dem  13.  Jahrhundert  festgestellt  Es  Ist  zunächt 
durch  die  gedachten  Missbräuohe  veranlasst  wor- 
den, seine  Durchführung  war  aber  nach  derFixl- 
rung  derTranssubstantiationslehre  um  so  noth  wen- 
diger, als  in  Folge  derselben  das  Gebot,  die  Messe 
im  Zustande  natürlicher  Nüchternheit  zu  feiem  (s. 
unten  unter  Nr.  7)  eine  erhöhte  Bedeutung  er- 
halten hatte.  Vgl.  übrigens  auch  noch  Neher 
S.  76ff. 

1  Denn  das  muss,  wenn  irgend  angänglieh,  ge- 
schehen, 8.  unten  unter  No.  7. 

2  Nach  der  Puriflkation  des  Abendmahlkelohes 
duich  nicht  konsekrirten  Wein  und  nach  dem 
Genuas  des  letzteren  hat  der  Priester  sich  noch 
Wein  und  W^ser  über  die  Finger  der  rechten 
Hand  in  den  Kelch  giessen  zu  lassen  und  diese 
s.  g.  Ablution  gleichfalls  zu  trinken,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  221.  222. 

8  Congr.  rit.  v.  16.  Dezember  1823,  Gardel- 
lini ed.  cit.  n.  4601 ;  3 ,  244  und  die  dort  mit- 
getheilten  Gutachten. 

«  0.  3  X.  dt.  III.  41  (s.  auch  c.  48  Dist  L  de 
oonsecr. ,  caput  Pseudo-lsidor. ,  und  dazu  Neher 
S.  31  ff.).  An  diesem  Tage  dürfen  sogar  drei 
Messen  gelesen  werden,  s.  die  Formulare  für  diese, 
und  zwar  für  eine  um  Mitternacht,  eine  bei 
Tagesanbruch  und  die  dritte  für  den  Tag  selbst 
im  Missale  romanum,  vgl.  dazu  auch  Probst 
S.  267  ff.  Für  die  unirten  Orientalen  gilt  aber 
diese  Ausnahme  nicht.  Im  Orient  hat  man  seit 
alter  Zeit  daran  festgehalten ,  dass  der  Priester 
das  eucharistische  Opfer  nur  einmal  des  Tages 
darbringen  dürfe,  Benedict  XIV.  oonst  In  su- 
periori  v.  29.  Dezember  1755,  eiusd.  bulL  4, 155, 
Neher  S.  18 ff.  31  ff.,  Hergenröther  a.  a.  0 
S.  341. 

5  c.  3  cit  u.  c.  12  (Honor.  IH.)  X.  HI.  41 ;  s. 
auch  Benedict  XIV.  const  DeclarasÜ  v.  16.  März 
1746  u.  const.  pro  Anglic.  miss.  Apostolicam  v. 
30.  Mai  1753.  S-  11 ,  eiusd.  bulL  2,  6  u.  4,  44. 

ö  Die  Frage  ist  früher  kontrovers  gewesen ,  s. 
die  Anführungen  bei  Neher  S.  84,  da  c.  3  n.  12 
cit  III.  41  nichts  darüber  enthalten.  Im  Sinne 
des  Textes  hat  sich  indessen  Benedikt  XIV.  in 
der  cit  const  Declarasti  ausgesprochen  und  mit 
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sich  indessen  hierbei  nicht  um  Oewähmng  eines  Privilegs  handelt,  welches  etwa 
der  Bischof  einzelnen  Priestern  ertheilen  könnte  ^^  so  darf  er  die  Erlaubniss 
nicht  nach  freiem  Ermessen,  sondern  nur  unter  der  vorhin  gedachten  Voraussetzung 
geben. 

Als  Fall  der  Nothwendigkeit  gilt  nur  der  Umstand,  dass  die  Gläubigen  auf  kei- 
nem anderen  Wege  genügende  Gelegenheit  erhalten  können ,  ihrer  Pflicht  zur  An- 
hörung der  Messe  an  Sonntagen  und  Feiertagen  zu  genügen,  also  lediglich  die  Be- 
friedigung dieses  allgemeinen  öffentlichen  kirchlichen  Interesses  ^,  niemals  die  irgend 
welcher  persönlichen  Einzel-Interessen^.  Das  Biniren  ist  daher  nur  zu  erlauben, 
a.  wenn  ein  Priester  zwei  Pfarreien  oder  zwei  Kirchen  zu  versehen  hat,  und  wegen 
Mangels  eines  anderen  Priesters  die  Messe  in  der  einen  an  den  Sonntagen  und  gebo- 


Reoht,  denn  der  Ordinarins  hat  über  die  Anwen- 
dnngdeBiuscommnuein  seinerDiöceftezu  wachen, 
und  ist  insbesondere  nach  dem  Tridentinum  Sess. 
XXIL  decr.  cit  Terpflichtet,  alle  Missbräuche 
bei  der  Geiebrirung  der  Messe  zu  verhüten  (vgl. 
auch  Congr.  conc.  y.  1862 ,  Acta  s.  sed.  1  y  10). 
Deshalb  sind  direkte  Anordnungen  der  Bischöfe  ^ 
oder  der  ProTinzialkonzilien ,  s.  z.  B.  v.  Vogt, 
Samml.  kirchl.  Yeroidn.  f.  Rottenburg  S.  69, 
Konzilien  y.  Utrecht  1865,  coli,  conc  Lac.  6, 
852;  Avignonl849,  Ronen  1860,  Bordeaux  1860, 
1.  c.  4,  339.  629.  561;  Neher  S.  86,  dass  zur 
Bination  die  bischofliche  Erlaubniss  einzuholen 
ist,  vollkommen  rechtsgültig. 

Dass  bei  der  Iteration  der  Messe  in  derselben 
Kirche  die  bischöfliche  Erlaubniss  nicht  genfigt, 
sondern  papstliche  erforderlich  ist,  so  Analect 
iur.  pontit  1856  p. 646  ff.,  ist  unrichtig,  Bouix 
de  parocho  ed.  III.  p.  461.  Wenn  Ginzel  K. 
R.  2,  326  in  allen  Fällen  die  Genehmigung  des 
Papstes  verlangt,  und  sich  dafür  auf  die  Quin- 
quennal-Fakultaten  der  deutschen  und  österrei- 
chischen Bischöfe  (No.  16,  Bd.  III.  S.  802  Anm.) 
beruft,  so  hat  er  bei  seiner  völlig  vereinzelt  ste- 
henden Behauptung  übersehen,  dass  diese  Fa- 
kultäten aus  den  ursprünglich  den  Missionaren 
ertheilten  entstanden  sind ,  und  dass  dabei  auch 
zugleich  eine  Reihe  anderer  Vollmachten  in  Be- 
treff des  Messelesens  gewährt  werden.  Von  einer 
Aenderung  des  gemeinen  Rechts  durch  die  Fa^ 
kultäten  kann  nicht  die  Rede  sein,  wennschon 
seit  längerer  Zeit,  s.  die  oonst  Benedict.  XIV. 
Dedarastl  dt.  und  die  in  den  folgenden  Anmer- 
kungen angeführten  Entscheidungen  der  Gongr. 
conc. ,  bei  den  Bischöfen  die  Praxis  herrscht ,  in 
irgendwie  zweifelhaften  Fällen  in  Rom  anzufra- 
gen und  sich  Indulte  zu  erbitten. 

Im  äussersten  Nothfalle  würde  ein  Priester 
allerdings  auch  ohne  vorgängige  Genehmigung 
des  Bischofs  handeln  können,  Bon  Ix  1.  c.  p. 
460,  Neher  S.  88,  wie  dies  das  Prov.  Konz.  v. 
Auch  1861  (coli,  conc  Lac.  4,  1195)  ausdrück- 
lich gestattet  Uebrigens  erhalten  vielfach  die 
Dekane  von  den  Bischöfen  die  Ermächtigung,  an 
ihrer  Stelle  in  dringenden  und  eiligen  Fällen  die 
Erlaubniss  zu  ertheilen,  s.  z.  B.  Dumont, 
Sammlung  kirchl.    Erlasse    für  Köln  S.  286; 


v.  Vogt  a.  a.  0. :  Utrecht  1866,  coli,  conc  Lac. 
5,862. 

1  Vgl.  Benedict.  XIV.  oonst.  Dedarastl  dt. 

«  Neher  8.  92  ff. 

3  Also  nicht  die  Dürftigkeit  des  Priesters, 
welcher  sich  In  Folge  der  Bination  Einkünfte 
durch  Messstipendien  zu  verschaffen  beabsich- 
tigt, das  um  so  weniger ,  als  diejenigen,  welche 
die  gedachte  Erlaubniss  besitzen ,  nur  für  eine, 
nicht  für  zwei  Messen  ein  Stipendium  annehmen 
dürfen,  Entsch.  d.  Gongr.  conc  v.  1868  u.  1863, 
Arch.  t  kath.  K.  R.  6,  335  u.  9,  445;  vgl.  auch 
die  Gitate  S.  184.  n.  6.  Ebenso  wenig  genügt 
das  Interesse  der  einzelnen  Gläubigen,  z.  B.  die 
Nothwendigkeit,  einen  Verstorbenen  zu  beerdigen 
nnd  eine  Seelenmesse  für  ihn  zu  lesen  (eine  viel 
erörterte  Frage,  betreffs  deren  Benedikt  XIV. 
const.  Quod  expensis  v.  26.  August  1748.  I., 
eiusd.  bull.  3,  247  bemerkt :  „Neque  vero  haec 
in  praesenti  a  nobis  commemorantur,  quasi  nunc 
etiam  praesente  cadavere  duae  mlssae  ab  eodem 
saoerdote  celebrari  possint ,  quum  iuxta  hodier- 
nam  disciplinam  liceat  presbitero  relicta  missa 
de  die  missam  pro  defunoto,  si  praesens  rit 
corpus  cum  cantu  celebrare,  nisi  tanta  fueiit  so- 
lemnitas,  quae  missam  pro  defunctis  omnino  ex- 
cludit",  s.  auch  Probst  S.  82),  femer  nicht  die 
Nothwendigkeit,  behufs  Beschaffung  der  Hostie 
für  das  Viatikum  eines  Sterbenden  eine  zweite 
Messe  zu  lesen  (da  demselben  durch  Spendung 
des  Busssakramentes  und  der  letzten  Gelung  ge- 
holfen werden  kann),  oder  die  Feier  einer  unauf- 
schiebbaren Hochzeit,  bei  welcher  eine  Brant- 
messe  gelesen  werden  soll,  Neher  S.  95.  99, 
vollends  endlich  nicht  solche  Fälle,  wie  dass  dn 
Fürst  oder  Bischof  an  dem  betreffenden  Tage 
noch  kdne  Messe  gehört  hat,  dass  unerwartet  an 
einem  Orte  eine  Prozesdon  erscheint,  Ferra- 
ris s.  v.  missa  art  V.  n.  26  ff.;  Bouix,  de 
parocho  p.  456;  Probst,  Eucharistie  S.  82, 
oder  gar  dass  verarmte  Adlige ,  um  sich  nicht  in 
ihrer  dürftigen  Kleidung  öffentlich  am  Tage 
sehen  zu  lassen,  an  Festtagen  die  Fder  dner  be- 
sonderen frühen  Messe  fordern,  Entsch.  d.  Gongr. 
conc  V.  1667  in  Benedict.  XIV.  const  Deda- 
rastl dt  u.  Richters  Tridentinum  S.  129. 
n,  3.  U.,  vgl.  auch  ibid.  V. 
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tenen  Festtagen^  nicht  gefeiert 2,  b.  wenn  wegen  Priestermangels ^  in  einer  DiOcese 
ohne  Gestattnng  des  Binirens  an  den  gedachten  Tagen  der  regelmässige  Gottesdienst, 
z.  B.  die  herkömmliche  Frflhmesse,  nicht  gehalten  werden  könnte,  c.  wenn  einTheil 
der  Pfarrangehörigen  (z.  B.  die  Filialisten)  wegen  weiter  Entfemnng  nicht  rechtzeitig 
zu  der  ersten  an  jenen  Tagen  gehaltenen  Messe  zu  kommen  im  Stande  sind^,  endlich 
d.  wenn  die  Kirche  so  wenig  Raum  bietet,  dass  sie  nicht  alle  Gläubigen  zu  fassen 
vermag,  und  auch  in  den  beiden  letzten  Fällen  kein  anderer  Priester  zur  Celebrirung 
der  zweiten  Messe  zu  beschaffen  ist^.  3.  Endlich  ist  das  Biniren  auch  zufolge  päpst- 
lichen Privileges  oder  zufolge  päpstlicher  Ermächtigung^  gestattet.  Vergünstigungen 
der  ersten  Art  sind  aber  nur  ausnahmsweise  für  einzelne  Feiertage  gewährt  worden^. 
Dagegen  ist  die  Erweiterung  der  ZulässigkeitsflEllle  der  Bination  über  den  gemein- 
rechtlichen Umfang  hinaus  durch  Gewohnheitsrecht  unstatthaft,  da  eine  solche  Ge- 
wohnheit einen  Missbrauch  bildet,  es  dem  ersteren  also  an  der  erforderlichen  Ratio- 
nabilität  fehlen  würdet. 

Wenn  das  Biniren  gestattet  ist,  so  ist  auch  eine  mehr  als  zweimalige  Celebrirung 
der  Messe  erlaubt^,  sofern  nur  für  jedes  weitere  Mal  eine  ausreichende  Nothwendig- 
keit  vorliegt  ^<^,  es  sei  denn,  dass  ein  päpstliches  Indult  oder  Privileg  in  dieser  Bezie- 
hung eine  besondere  Bestimmung  enthielte  >^. 

Eine  bestinmite  Strafe  für  das  rechtswidrige  Biniren  ^^  ist  vom  kanonischen  Recht 
nicht  festgesetzt ,  es  kann  also  allein  mit  arbiträren  Strafen  dagegen  eingeschritten 
werden^*. 

5.  OrtderMessfeier.  Die  Messe  darf  nur  in  einer  konsekrirten  oder  wenig- 


1  Also  nicht  an  den  abgeschafften  Feiertagen, 
wenn  schon  der  Pfarrer  an  diesen  pro  populo  die 
Pfarrmesse  zn  appUdren  hat,  Congr.  rit.  v.  1841, 
Gardellini  ed.  dt.  n.  4932 ;  4,62;  Probst 
S.  ^.  84 ,  doch  sind  für  solche  Tage  in  einzelnen 
Fallen  von  der  Oongr.  conc.  Indulte  auf  he- 
stimmte  Zeit  gegeben  worden,  s.  Acta  s.  sed.  12, 
230  n.  Lingen  et  Reuss,  cansae  selectae  s. 
congr.  conc  Ratisbon.  1871.  p.  876.  8.  üherhanpt 
NeherS.  115. 

<  Das  ist  der  allseitig  anerkannte  Normalfall, 
Benedict.  XIV.  const.  Declarasti  cit  nnd  die 
dort  angeführten;  NeherS.  100;  ferner  Congr. 
conc.  y.  1884,  Acta  s.  sed.  17,  377. 

3  Dies  wird  namenüioh  in  den  Missionsländem 
vorkommen,  Benedict.  XIV.  de  sacrif.  missae 
ni.  4.  Den  Missionaren  hat  der  Papst  die  Er- 
lanbniss  zn  ertheilen,  einsd.  const  Declarasti 

4  Benedict.  XIV.  const.  cit.  nnterBemfung 
anf  das  Konzil  y.  Nlsmes  12B4,  M au si  24,  Ö38 : 
„In  istis  solemnitatibns  snpra  proxime  dicüs ,  sl 
omnes  paroohiani  ad  unam  missam  simul  non 
possnnt  conYonire  eo  qnod  in  diversis  locis  habi- 
tant  ab  eeclesia  et  remotis ,  sicut  est  in  monta- 
nis,  nee  sunt  in  eoclesia  dno  sacerdotes  et  dicta 
prima  missa  postmodnm  paroohiani  yenientes 
postolent  missam  aliam  sibi  dicere ,  poterit  ta- 
rnen saeezdos  missam  aliam  celebrare'^ 

5  Benedict  XIY.  const.  cit. 

0  Wie  sie  in  den  Qnlnqnennal-Faknltäten  den 
Bischöfen  mit  der  Befugnlss  znr  Subdelegation 
gegeben  wird,   s.  0.  S.  186.  Anm.    Ueber  die 


Praxis  bei  der  Ertheilung  derartigez  Indulte,  s. 
Richter,  Trldentinum  S.  129.  n.  3  u.  Acta  s. 
sed.  1,  50,  sowie  die  Instruktion  der  Propaganda 
y.  24.  Mai  1870,  Acte  s.  sed.  6, 545,  s.  auch  ibid. 
9,  230. 

7  So  in  Betreff  des  Tages  Allerseelen  für  Spa- 
nien und  Portugal  in  der  const  Benedict  XIV. : 
Quod  expensis  y.  26.  Augast  1748  cit  S.  ferner 
Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VI.  8.  n.  8. 

8  Benedict.  XIV.  const  Declarasti  cit.  Das 
ist  auch  allseitig  anerkannt.  Nur  Silbernagl, 
K.  S.  S.  611.  n.  11  behauptet  unter  Berufung 
auf  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  y.  1862,  Acta  s. 
sed.  1,  10  das  Gtogentheil.  Die  letztere  erklärt 
indessen  ausdrücklich ,  dass  auf  eine  solche  Ge- 
wohnheit keine  Rücksicht  genommen  werden 
darf. 

»  Probst  8.  84. 

10  Schwerlich  wird  diese  für  ein  mehr  als 
höchstens  dreimaliges  Oelebriren  praktisch  ge- 
geben sein. 

^i  So  ermächtigen  die  Quinquennal  -  Fakul- 
täten blos  zu  einem  zweimaligen  Gelebriren. 

13  Vielfach  wird  mit  diesem  DiscipUnaryer- 
gehen  Simonie  (wenn  der  Priester  die  zweite 
Messe  des  Gelderwerbes  wegen  feiert)  oder  Ver- 
letzung des  Gebotes ,  die  Messe  nüchtern  zu  oe- 
lebriren (s.  darüber  unten  Nr.  7)  konkurrlren. 
In  allen  yon  der  Oongr.  conc  bisher  yerhandel- 
ten  Fällen,  s.  Lingen  et  Beuss  p.  833  ff.  und 
Neher  S.  167,  ist  dies  der  Fall  gewesen. 

13  Pignatelli,  consultat  IV.cons.  1.  n.4ff.; 
Neher  S.  167. 
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stens  benedicirten  ^  Kirche  oder  Kapelle  ^,  d.  h.  einem  sei  es  zum  regelmässigen  oder 
aosserordenüichen  Gottesdienst  bestimmten  Gebftnde,  nicht  aber  in  einem  blossen 
Privat-Oratorinm  oder  Bethanse,  d.  h.  einem  im  Eigenthnm  eines  Privatmannes  ste- 
henden, fär  dessen  gottesdienstliche  Zwecke  bestimmten  Oratorium,  welches  inner- 
halb der  Hanem  eines  Privathauses  beschlossen  ist  und  der  öffentlichen  Benutzung 
nicht  offen  steht 3,  ausser  dass  etwa  der  Papst ^  eine  Erlaubnisse  oder  ein  Privileg^ 
dafür  ertheilt  hat^.  Allein  die  Bischöfe ^  und  die  Kardinäle^  haben  ihr  früheres  Vor- 


i  S.  S.  144. 146.  165  und  unten  §.  216. 

2  c  1. 11.  14.  15.  (Pseudo-Iiidor)  c.  33  (Be- 
nedict. Lev.)  Dist  I.  de  oonsecr.  Dass  aber 
ttiXh&t  in  Privatliäusem  das  eucbaristisclie  Opfer 
dargebracht  wurde,  zeigt  das  Synodalschreiben 
T.  Gangra  rw.  316  u.  370,  Bruns,  canones  1. 1, 
107,  das  Verbot  in  c.  58  Laodic.  zw.  343  u.  381, 
das  sacrament.  Gallic.  bei  Mabillon,  Mus. 
Ital.  1,  364,  und  c.  21.  Agath.  v.  506,  welches 
zu  der  Messfeier  in  Privat-Oratorien  blos  für  be- 
stimmte Festtage  die  Erlaubniss  des  Bischofs 
fordert  Während  die  s.  g.  statuU  Bonifacii  c.  2 
die  Vollziehung  der  Hysterien  an  anderen  als 
geweihten  Stätten  yerbieten,  Mansi  12,  383, 
lassen  c.  31  Trullan.  v.  692;  c.  12  (Mainz  888 
c.  9)  Dist.  I.  cit;  Pavia  875  c.  9,  Mansi  17, 
327;  London  1321  c.  6,  1.  c.  25,  676;  London 
1324  c.  1. 1.  c  p.  1157;  Angers  1365  c  33,  L  c 
26,  444,  das  Messelesen  an  anderen  Orten ,  na- 
mentlich in  Privatoratorien ,  auch  mit  Erlaub- 
niss des  Bischofs  zu. 

Für  das  geltende  Recht  Trid.  Sess.  XXIL  decr. 
de  obs.  in  celebr.  missae :  ^ .  .  .  neye  patiantur 
(ordinarii)  privatis  in  domibns  atque  omnino  ex- 
tra eccleslam  et  ad  divinum  tantnm  cultum  de- 
dicata  oratoria,  ab  eisdem  ordinarüs  designanda 
et  yisitauda  sanctum  hoc  saoriflcium  a  saecula- 
ribus  aut  regularibus  quibuscumque  peragi''. 
(S.  auch  unten  %,  214.) 

Die  Kirche  oder  Kapelle  darf  auch  nicht  exe- 
krirt  oder  polluirt  (s.  darüber  $.  216),  noch 
mit  dem  Interdikt  (s.  unten  im  Strafrecht  in 
der  Lehre  Tom  Interdikt)  belegt  sein. 

s  Vgl.  darüber  unten  $.  214. 

4  Bis  zum  Tridentinum  genügte  die  Erlaub- 
niss des  Bischofs,  s.  o.  Anmerk.  2.  Die  Streit- 
frage, ob  durch  dasselbe  das  bisherige  Recht  be- 
seitigt worden  und  dem  Papst  ausschliesslich  die 
Befugniss,  Ausnahmen  zu  gestatten,  vorbehalten 
geblieben ,  s.  darüber  B  ar  b  o  s  a  de  off.  episcop. 
II.  23.  n.  7  ff.,  ist  von  der  Kurie  stets  im  Sinne 
des  Textes  beantwortet  worden ,  Gongr.  conc.  in 
Richter,  Tridentinum  S.  131.  n.  9;  Bene- 
dict. XIV.  de  sacrif.  miss.  III.  6;  eiusd.  const. 
Magno  V.  ^  Juni  1751.  S-  H.  eiusd.  buU.  3, 169, 
auch  bei  Ri  chter  a.  a.  0.  S.  510. 

s  Diese  kann  der  Bischof  auch  nieht  vorüber- 
gehend, selbst  nicht  für  einmal,  z  B.  für  eine 
Krankenkommunion  geben,  Gongr.  conc.  bei 
Pagnan.  ad  c.  30.  X.  de  privUeg.  V.  33.  n.  13 
u.  Anal.  iur.  pont  1858.  p.  634.  Nur  bei  ganz 
dringenden  Ursachen,  namentlich  solchen,  unter 
welchen  überhaupt  von  der  Feier  in  der  Kirche 
abgesehen  werden  könnte  (s.  nachher  im  Text) 
findet  eine  Ausnahme  statt,  Gongr.  conc.  v.  1856, 
Anal.  iur.  pont.  p.  640:  „An  episcopus  possit 
iusta  interveniente  causa  facultatem  concedere 


celebrandi  in  oratoriis  privatis  in  casu  ?  Negative, 
nisi  tamen  magnae  et  urgentes  adsint  causae  et 
per  modum  actus  tantom"  (also  nicht  per  modum 
habitus,  d.  h.  ohne  dass  ein  dauerndes  Recht 
daraus  entsteht).  Die  Ermächtigung  in  den 
Qulnquennal-Fakultäten  der  deutsehen  und 
österreichischen  Bischöfe  n.  15,  s.  Bd.  HL  S.  802 
u,  Qinzel ,  K.  R.  Anhg.  S.  36:  „celebrandi  .  . . 
sub  die  et  sub  terra  in  looo  tarnen  decenti^  be- 
greift auch  die  Befugniss  in  sich  ,  in  Nothfällen 
die  Gelebration  in  Privatoratorien  zu  gestatten. 
Dass  in  Oesteneich  noch  heute  die  Bischöfe  in 
allen  Fällen  statt  des  Papstes  die  Geuehmigung 
ertheilen  können,  so  Richter-Kahl,  K.  R. 
7.  Aufl.  S.  913.  n.  21  unter  Berufung  auf  Hel- 
fe rt,  von  den  Rechten  der  Bischöfe  S.  289,  ist 
nicht  richtig,  s.  auch  das  Prov.-Konz.  v.  Prag 
1860,  conc.  coli.  Lac.  5,  462. 

e  Das  nach  c.  30  (Honor.  lU.)  X.  de  privil. 
III.  33  den  Franziskanern  und  Dominikanern  zu- 
stehende und  auch  anderen  Mönchsorden  ertheilte 
Privileg,  ausserhalbder  Kirchen  und  Kapellen  zu 
celebriren,  ist  durch  das  Trid.  Sess.  XXII.  1.  c, 
welches  ausdrücklich  der  Regularen  erwähnt  und 
an  seinem  Schluss  die  kassatorische  Klausel  ent- 
hält, beseitigt  worden,  s.  auch  Dekret  Glemens* 
XL  V.  15.  Dezember  1703,  u.  a.  bei  Ferraris 
6.  V.  Oratorium  n.  5.  Es  können  also  nur  noch 
rechtlich  solche  Privilegien  in  Betracht  kommen, 
welche  nach  dem  Tridentinum  ertheilt  sind. 

lieber  die  Praxis  der  römischen  Kurie  bei  Er- 
theilung  solcher  Privilegien  und  Indulte  und 
über  die  dadurch  gewährten  Befugnisse  findet 
sich  eine  ausführliche  Erörterung  in  Benedict. 
XIV.  const.  cit  Magno  $.  12  tL 

"^  Alles  Gesagte  bezieht  sich  nicht  auf  die  Bet- 
häuser oder  Oratorien  in  Klöstern,  Seminarien, 
Spitälern,  Gefangenen  -  Anstalten ,  denn  diese 
sind  im  Sinne  des  Tridentinums  keine  domus 
privatae,  vgl.  Ferraris  s.  v.  Oratorium  n.  68. 
72  ff. ;  Probst ,  Eucharistie  als  Opfer  S.  98  und 
unten  g.  214. 

8  c.  12  (Bonifac.  VIII.)  in  VIto  y.  7:  „Quo- 
nlam  episcopi  eorumque  superiores  se  habent 
diversis  ex  causis  a  suis  ecclesiis  et  dloecesibus 
absentare  frequenter ,  nee  possunt  commode  ad 
ecdesias  accedere  pro  missa  oelebranda  vel 
audienda  in  ipsis ,  sine  qua  eos  transire  non  de- 
cet  absque  causa  rationabili  ullam  dlem ,  prae- 
senti  constitutione  indulgemus  eisdem,  ut  altare 
possint  habere  viaticum  et  in  eo  celebrare  aut  fa- 
cere  celebrari,  ubicumque  absque  interdictl  trans- 
gressione  Ulis  permittitur  celebrare  aut  audire 
divina*".  Das  gilt  auch  für  die  Titularbischöfe 
(episcopi  in  partibus)  s.  Gongr.  conc.  bei  Fer- 
raris l.  c.  n.  69  u.  Bd.  n.  S.  178. 

9  Bd.  L  S.  352. 
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recht  ^  behalten ,  die  Messe  in  ihrer  Amtswohnung  oder  in  jedem  anderen  Hause, 
in  welchem  sie  bei  erlaubter  Entfernung  von  ihrem  Amtssitze  vorübergehend  Woh- 
nung genommen  haben,  gleichviel  ob  innerhalb  oder  ausserhalb  ihrer  Diöcese, 
zu  lesen. 

In  äussersten  NothfUlen,  wenn  der  regelmässige  Gottesdienst  nicht  gehalten  und 
für  das  religiöse  Bedürfhiss  nicht  anders  gesorgt  werden  kann ,  z.  B.  wenn  die  Be- 
nutzung der  vorhandenen  Kirche  oder  Kapelle  in  Folge  kriegerischer  Ereignisse, 
wegen  Epidemien,  wegen  Zerstörung  oder  Entweihung  ausgeschlossen  ist,  darf 
die  Messe  an  jedem  anständigen  Orte  celebrirt^,  und  falls  der  Ordinarius  ^ 
nicht  angegangen  werden  kann,  auch  von  seiner  Erlaubnisse  dabei  abgesehen 
werden. 

In  aUen  Fällen  muss  aber  die  Messe  auf  einem  konsekrirten  Altar  ^  und  zwar 
für  gewisse  Fälle  in  der  Kirche  oder  in  den  Oratorien  auf  dem  festen  {aliare  stahüum^ 
ßxvm ,  immchüe)^  sonst,  namentlich  bei  der  Feier  in  anderen  Räumen  und  im  Freien 


i  Das  Tridentlnnm  1.  c.  hat  dieses  Privilegiam 
nicht  beseitigt ,  denn  es  betrifft  nur  solche  do- 
mos  privatae ,  welche  dei  Aufsicht  der  Ordina- 
rien als  kliehUcher  Oberer  unterstehen,  und  die 
Oratorien  in  den  Wohnungen  der  Bischöfe  gelten 
nicht  als  Privatoratorien ,  s.  Benedict.  XIV. 
const.  dt.  Magno  $.  2  ff.  u.  eiusd.  de  saoriflclo 
missae  III.  6.  Durch  Dekret  v.  1703  hatte  wegen 
stattgehabter  Missbrauehe  Clemens  XI.  das  Pri- 
TÜeg  auf  die  regelmässige  Amtswohnung  der  Bi- 
schöfe beschränkt,  die  const.  Innocenz'  III.: 
ApostoUd  mlnisterii  y.  1723  (s.  Bd.  I.  S.  352. 
n.  1)  hat  dasselbe  indessen  wieder  auf  den  Im 
Text  näher  bezeichneten  Umfang  erweitert 

2  Darüber,  dass  derNothfall  vom  Tridentlnum 
nicht  betroffen  wird ,  ist- die  Doktrin  stets  einig 
gewesen,  s.  Ferraris  s.  v.  missa  art.  IV.  n.  3  ; 
Benedict.  XIY.  de  sacrif.  missae  Hb.  III.  c6 ; 
8.  auch  elusd.  const.  Inter  omnlgenas  v.  2.  Fe- 
bruar 1744  S-  22  1.  f.,  eiusd.  bull.  1 ,  136. 
Uebrigens  erhalten  die  Bischöfe  in  den  Quln- 
quennal- Fakultäten  (s.  o.  S.  188.  n.  5),  fer- 
ner auch  die  Feldvlkare  (s.  das  Breve  Plus'  YI. 
für  den  österreichischen  v.  1778  bei  Gin^zel, 
K.  R.,  Anh.  S.  64)  eine  darauf  gehende  Ermäch- 
tigung. 

Vielfach  wird  hierher  noch  der  Fall  gerechnet, 
dass  der  Baum  der  Kirche  die  Masse  des  Volkes 
an  einem  Festtage  nicht  zu  fassen  Yormöge.  Das 
ist  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  richtig,  dass 
die  Gläubigen  verpflichtet  sind ,  an  dem  betref- 
fenden Tage  die  Messe  zu  hören  und  dem  be- 
stehenden Bedürfnlss  nicht  in  anderer  Welse  ab- 
geholfen werden  kann.  VgL  auch  die  Entsch.  d. 
Oongr.  rit.  ▼.  27.  August  1836,  Gardellini 
ed.  clt.  n.  4788;  3,  184,  welche  die  Bewilligung 
eines  beantragten  Indultes  abgeschlagen  hat, 
weil  diese  Voraussetzungen  nicht  vorlagen. 

Für  grössere  Truppenkörper  liegt  ein  Bedürf- 
nlss nur  dann  vor ,  wenn  sie  im  Felde  oder  Im 
Lager  befindlich  sind ,  also  nicht  bei  Paraden 
und  ähnlichen  Gelegenheiten. 

Ob  auch  die  Messe  auf  Schiffen  celebrirt  wer- 
den darf,  darüber  ist  viel  gestritten  worden,  s. 


darüber  Ferraris  L  c.  art.  FV.  n.  6  ff .  Jeden- 
falls ist  die  von  Pro  b st  S.  89  als  sicher  hinge- 
stellte Meinung ,  dass  dies  im  Falle  der  Noth  an 
Festtagen  auf  einem  im  Hafen  liegenden  Schiff 
geschehen  dürfe ,  nicht  als  die  gemeine  zu  be- 
zeichnen. Benedict.  XIV.  de  sacrif.  missae 
1.  c.  billigt  sie  nicht.  Richtiger  muss,'  da  auf 
Jedem  Schiff  die  Gefahr  der  Verschüttung  des 
konsekrirten  Weines  obwaltet,  das  Schiff  also  im 
allgemeinen  kein  geeigneter  Ort  ist,  die  Zuläs- 
sigkeit  verneint  werden.  Doch  sind  wiederholt 
von  den  Päpsten  auch  für  Fahrten  auf  hoher  See 
bei  ruhigem  Meer  Indulte  gegeben  worden,  Be- 
nedict  XIV.  L  c.  und  Ferraris  1.  c  n.  7  ff. 
(s.  auch  das  Breve  Benedikts  XIV.  für  die  Jo- 
hanniter V.  15.  Januar  1752,  eiusd.  bull.  1,  49). 
Mit  dieser  Messe  Ist  die  früher  vorgekommene,  s.g. 
miisa  aicea  oder  nautica,  bei  welcher  Priester 
nur  die  nicht  auf  die  Konsekration  und  die  Kom- 
munion bezüglichen  Oratlonen  sprach,  also  nicht 
celebrirte,  nicht  zu  verwechseln,  s.  darüber 
Neher,  die  Blnation  S.  63.64.  Benedict. 
XIV.  1.  c.  reproblrt  dieselbe  mit  einer  Reihe 
von  Theologen  als  unwürdige  Nachahmung  des 
Messopfers. 

9  Das  wird  z.  B.  In  dem  ersten  in  der  vor. 
Anm.  angeführten  Falle  für  die  Regel  möglich 
sein. 

*  Probst  S.  89.  Unrichtig  ist  es  daher,  wenn 
Ginzel,  K.  R.  2,  326  allgemein  für  alle  Noth- 
fälle  päpstliche  Erlaubniss  verlangt. 

5  c.  13.  (Epaon.  517)  c  32  (Agde  506)  Dlst. 
I.  de  consecr. ;  Missale  roman.  rubr.  gen.  XX. : 
^Altäre  in  quo  sacrosanctum  missae  sacrifloium 
celebrandum  est,  debet  esse  lapldeum  et  ab 
episeopo  sive  ab  abbate  facultatem  a  sede  aposto- 
lica  habente  consecratum  vel  saltem  area  lapidea, 
simillter  ab  episeopo  vel  abbate,  ut  supra ,  con- 
seorata ,  in  eo  inserta ,  quae  tam  ampla  slt ,  ut 
hostiam  et  maiorem  partem  calids  capiat".  Ist 
die  Kirche  oder  Kapelle  nicht  konsekrirt,  son- 
dern nur  benedidrt,  so  muss  der  Altar  oder 
mindestens  der  Altarstein  doch  konsekrirt  sein, 
Gongr.  rit.  in  Acta  s.  sed.  3  ,  592  u.  596;  de 
Herdt,  s.  Uturgiae  praxis  t.  1.  n.  176. 
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auf  einem  tragbaren  oder  beweglichen   (a.  portatUe,  mobile^  viaticum^]^  celebrirt 
werden  ^. 

6.  ZeitderMesse.  Die  Messe  darf  an  allen  Tagen  ^j  mit  Ausnahme  des  Char- 
freitags^,  gelesen  werden,  aber  nur  zu  den  geziemenden  Stnnden^.  Nach  der  herr- 
schenden Praxis  wird  die  statthafte  Zeit^  einerseits  durch  die  Morgendämmerung 
(anrora),  d.  h.  einen  Zeitraum  von  einer  bis  zwei  Stunden  vor  Sonnenaufgang  ^  und 
andererseits  durch  die  Mittagsstunde  des  Tages  begrenzt,  sofern  nicht  etwa  die  Feier 
gewisser  Messen  auf  bestinmite  Stunden  fixirt  ist^.  Indessen  ist  es  erlaubt,  mit  der 
Messe  so  zeitig  zu  beginnen ,  dass  sie  schon  mit  dem  Eintritt  der  Morgendämmerung 
beendigt  wird,  andererseits  sie  am  Tage  so  spät  anzufangen,  dass  ihr  Schluss  erst 
nach  der  Mittagszeit  statt  hat  ^.  Nachts  ist  das  Messelesen  nur  am  Weihnachtstage 
gestattet  ^^^  femer  wenn  ein  dringender  Fall  es  nothwendig  macht  ^^,  oder  endlich  wenn 


^  Dieter  Ist  ein  Stein ,  weleben  man  Überall 
mit  hernmfühien  kann.  Er  muss  aber  gleichfalls 
konsekrirt  sein ,  s.  Pontiflcale  roman.  t.  II.  de 
altarls  portatilis  consecratione.  Ueber  den  Unter- 
schied zwischen  beiden  Arten  von  Altaren  &. 
Probst,  Encbaristie  als  Opfer  S.  104;  v.  d. 
Herdt,  l.  c,  Probstin  Wetzer  u.  Weite, 
Kirchenlexikon,  2.  Anfl.  1, 393  n.  nnten  $.  222. 

2  Der  Altar  darf  ebenso  wenig  wie  die  Kirche 
exekrirt  sein,  Probst,  Encbaristie  a.  a.  0. 
S.  103.  Doch  gewähren  die  8. 188.  n.  5  erwähn- 
ten Faknltaten  den  Bischofen  anch  die  Voll- 
macht, im  Nothfalle  anf  einem  dnreh  Brach  ent- 
weihten Altar  zu  celebriren. 

3  Dieser  Gebrauch  geht  bis  in  das  6.  Jahr- 
hundert zurück ,  c  13  (Innoc.  I.)  Dist.  III.  de 
c^nsecr.,  wenngleich  er  erst  später  allgemein 
geworden  ist ,  denn  Tarragona  v.  516.  c  7  setzt 
noch  voraus,  dass  iu  den  Landkirohen  die  Messe 
nicht  täglich  gefeiert  wird,  s.  auch  Hefele, 
Konz.  Gesch.  2.  Aufl.  2,  676,  dagegen  ergeben 
c  72  (Ghalons  813)  Dist.  I.  de  cons.  und  c  71 
(Paschasius  Radbertus)  Dist  II.  de  consecr.  schon 
eine  feste  Uebung. 

*  An  diesem  wird  nur  die  s.  g.  missa  prae- 
sanctiflcatorum ,  d.h.  eine  solche,  für  welche 
die  Hostie  schon  vorher  konsekrirt  und  blos  vom 
Priester  genossen  wird ,  gehalten ,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  291  ff.  Die  erste  Spur 
in  der  römischen  Kirche  findet  sich  im  s.  g.  sa- 
cramentar.  Gelasianum,  Mabillon  praes.  in 
ord.  Roman,  p.  LXXXIV  ff.  Dagegen  verbietet 
schon  c.  49  Laodicea  zw.  343  u.  381  die  Opfe- 
rung des  Brotes  während  der  ganzen  Quadra- 
geslma,  ausser  am  Sonnabend  und  Sonntag, 
ebenso  gestattet  das  TruUanum  v.  692  c.  62  wäh- 
rend dieser  Zeit  nur  die  liturgia  praesancti- 
floatorum. 

Ein  Verstoss  gegen  diese  Vorschrift  würde  eine 
schwere  Sünde  sein,  Probst  S.  81,  also  auch 
disdplinariich  bestraft  werden  können. 

6  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  mlss.  „. . .  ne 
sacerdotes  allis  quam  debitis  horis  celebrent". 
c.  51  (Leo  I)  Dist  L  de  cons.  schreibt  vor,  dass  auch 
prima  parte  diei  die  Messe  gehalten  werden  soll, 
wenn  ein  Theil  der  Bevölkerung  der  regelmäs- 
sigen Messe  nicht  beiwohnen  kann ,  dagegen  soll 
nach  c.  48  (Pseudo-Isid.)  ibid.  die  Messe  nicht 
vor  der  dritten  Stunde  des  Tages  gelesen  wer- 


den. Beide  Stellen  handeln  aber  nieht  von  der 
Zeit,  in  welcher  überhaupt  Messe  celebrirt  wer- 
den darf,  sondern  von  derjenigen,  in  welcher  die 
regelmässige  Messe  für  die  Gläubigen  zu 
lesen  Ist. 

0  Missale  rom.  rubr.  gen.  XV.  n.  1 :  „Missa 
privata  saltem  post  matutinum  et  laudes  qua- 
cnmque  hora  ab  aurora  usque  ad  meridiem  dici 
potest^ 

'^  Je  nach  der  geographischen  Lage  des  Ortes, 
Probst  S.  86,  für  welche  gewöhnlich  besonders 
berechnete  Tafeln  hergestellt  werden,  s.  de 
Herdt  1.  0.  t.  L  n.  102.  Auf  eine  rein  mathe- 
matische Berechnung  kommt  es  dabei  nicht  an, 
es  kann  daher  auch  der  Tagesanbruch  blos  nach 
den  socialen  Gewohnheiten ,  wo  es  herkömmlich 
ist ,  also  nach  der  Zeit,  zu  welcher  die  Nacht- 
ruhe beendigt  und  die  Arbeit  angenommen  zu 
werden  pflegt ,  bestimmt  werden ,  namentlich  in 
den  Gegenden ,  in  welchen  es  abwechselnd  an- 
dauernd des  Nachts  hell  und  am  Tage  dunkel 
ist,  8.  auch  Congr.  rit.  v.  18.  Sept.  1634,  Gar- 
dellini ed.  cit.  n.  1007;  3,  201. 

8  Wie  bei  den  öffentlichen  Messen ,  s.  unten 
III.  Daher  erwähnt  das  Missale  (Anm.  6)  auch 
nur  die  Privatmesse. 

9  Weil  nicht  genau  mathematisch  gerechnet 
wird;  ja  Benedikt  XIII.  hat  durch  ein  Dekret 
gestattet,  die  Messe  20  Minuten  vor  der  Morgen- 
dämmerung und  ebenso  spät  nach  der  Mittags- 
stunde zu  beginnen ,  Benedict  XIV.  Institut 
Xm.  n.  4.  6. 

10  S.  0.  S.  187.  n.  4.  Doch  ist  es  verboten, 
alle  drei  Messen  in  der  Nacht  hinter  einander  zu 
lesen,  s.  Congr.  rit  e.  1360,  Gardellini  ed. 
dt  1,  236;  Probst  S.  270.  Ueber  den  Ge- 
brauch in  der  päpstlichen  Kapelle,  die  Weih- 
nachtsmesse schon  vor  Mittemacht  zu  beginnen, 
8.  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VL  8. 
n.  13  ff. 

1^  Also  wenn  ein  Sterbender  das  Abendmahl 
begehrt  und  der  Priester  In  Ermangelung  einer 
Hostie  in  der  Nacht  zu  celebriren  genöthigt  ist, 
femer  wenn  ein  Theil  der  Bevölkerang  an  den 
vorgeschriebenen  Festtagen  die  regelmässige 
Messe  zu  hören  ausser  Stande  ist  und  sonst  gar 
nicht  zur  Messe  kommen  würde.  Probst  S.  &, 
und  |de  Herdt  L  o.  n.  102. 
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seitens  des  Papstes  ein  Privileginm  ^  oder  eine  besondere  Ermächtignng  ^  dazu  eitheilt 
worden  ist.  Andererseits  darf  auch  die  Messe  nicht  später  als  eine  Stunde  nach  der 
Mittagszeit,  insbesondere  nicht  des  Nachmittags  oder  Abends^,  sofern  nicht  die  er- 
wähnten Ausnahmen  vorliegen^,  celebrirt  werden^. 

Alles  Bemerkte  gilt  nur  im  Allgemeinen,  also  von  den  Privatmessen  ^,  nicht  aber 
von  denjenigen,  welche  einen  wesentlichen  Theil  des  öffentlichen  und  regelmässigen 
Gottesdienstes  bilden  7. 

7.  Was  die  Celebrirung  der  Messe  selbst  betrifft,  so  darf  sie  der  Priester 
nur  vornehmen,  wenn  er  sich  im  Zustande  natürlicher  Nüchternheit  [fefumum  natu- 
rale) ^  befindet,  widrigenfalls  er  mit  der  grossen  Exkommunikation  bestraft  werden 
kann^.  Nur  dringende  Nothfälle  rechtfertigen  eine  Ausnahme  ^^. 


1  Solche  Privilegien  ^d  namentlich  seit  dem 
15.  Jahrhundert  yerschiedenen  Mönchsorden  ge- 
währt worden,  Ferraris  s.  v.  missa  art  Y.  n. 
6.  7.  Doch  sind  die  früheren  dnrch  das  Trldent. 
SesB.  XXII.  deer.  de  obs.  miss.  aufgehoben  wor- 
den, s.  auch  das  S.  188.  n.  6  citirte  Dekret  Cle- 
mens* XI.  Y.  15.  Dezember  1709. 

2  So  gewähren  z.  B.  die  Qnlnquennalfakultaten 
für  die  dentschen  und  dsterrelohischen  Bischöfe 
(s.  0.  S.  188.  n.  5)  die  Befngniss :  „celehründi 
per  unam  horam  ante  auroram  et  aliam  post 
meridlem".  Noch  weiter  gehende  Vollmachten 
für  Missionsgebiete  in  Collect,  consi  s.  sedls  n. 
384.  386.  p.  196. 197. 

d  Die  const.  PiiV.:  Sanctissimns  in  Christo 
pater  Ad  cnlns  v.  29.  März  1566,  bnll.  Tanr.  7, 
433,  Terbietet  das  „missas  yespertino  tempore 
celebrare  Tel  oelebrari  faeere  sab  poena  perpe- 
taae  snspensfonis  a  diflnls''. 

*  S.  die  betreffenden  Anmerkungen. 

6  Vielfach  wird  noch  angenommen,  s.  z.  B. 
Probst  S.  8§;  de  Her  dt  1.  c,  dass  der  Bi- 
schof (bei  Regnlaren  ihr  Ordensoberer)  aus  einem 
gerechtfertigten  Grunde  in  Betreff  des  geltenden 
terminus  a  quo  und  des  terminus  ad  quem  zu 
dispensiien  befugt  ist,  und  die  Feier  bis  zu 
einer  Stunde  vor  dem  ersteren  und  nach  dem 
letzteren  bei  einem  solchen  Grunde  (z.  B.  wegen 
einer  Reise  und  eines  öffentlichen  Gebets-  oder 
Missioiisgottesdienstes ,  wegen  der  Ertheilung 
der  Weihen  durch  den  Bischof,  wegen  des  Be- 
gräbniflses  eines  Magnaten)  statUiaben  darf.  Das 
hat  aber  keinen  festen  Anhalt. 

e  S.  0.  8.  190.  n.  6. 

7  Darüber  s.  unten. 

8  S.  0.  S.  180.  n.2;  Macon  n.  ▼.  685.  c.  6: 
Jtem  decemimus,  ut  nullns  presbyter,  oonfertus 
dbo  aut  crapulatus  irlno  sacriflcia  contrectare  aut 
missas  priTatls  festlsque  diebus  concelebrare 
praesumat  .  .  .  si  quls  hoc  attentare  curayerlt, 
dignltatem  omittat  honoris^.  Auch  Braga  572 
c  10  droht  Absetzung ,  dagegen  Toledo  VII.  y. 
646  c  2  in  c.  16.  C.  VII.  qu.  1  nur  die  Exkom- 
munikation an.  Vgl.  femer  Sellgenstadt  1023 
0.4;  Hlrsoh-Bresslau,  Heinrich  II.  3,350: 
„ut  presbyter  allquis  post  galli  cantum  bibens 
aestlTls  nootibus  proximo  die  missam  non  ce- 
lebret ,  hlemalibus  similiter  nisi  summa  neces- 
sitas  cogat";  oone.  Const.  Sess.  XIII.  y.  1415, 
Man 8127,  727:  „ss.  eanonum  auctoritas  lauda- 


bllls  et  approbata  ecclesiae  consuetudo,  servavlt  et 
servat,  quod  huiusmodl  sacramentum  non  debet 
conflci  po9t  coenam  nee  a  fldelibus  redpi  non 
lelunis,  nlsl  in  casu  Inflrmltatls  aut  alterius  ne- 
oessitatis  a  Iure  vel  ecclesia  concesso  yel  ad- 
misso^;  Missale  roman.  de  defectibus  circa  mis- 
sam occurr.  IX  n.  1 :  „Si  quls  non  est  ieiunus 
post  mediam  noctem ,  etiam  post  sumptionem 
solius  aquae  vel  alterius  potus  aut  cibi  per  mo- 
dum  etiam  medidnae  et  in  quantacumque  panra 
quantitate  non  potest  communioare  nee  celebrare^. 
n.  2 :  „Si  nulium  ante  mediam  noctem  cibum 
aut  potum  sumpserit,  etiamsi  postmodum  non 
dormierit  nee  sit  dlgestus,  non  peccat:  sed  ob 
perturbationem  mentis  ex  qua  doTotio  tollltur, 
oonsnlitur  aliqaando  abstinendum''. 

Deswegen  darf  der  Priester,  welcher  am  Weih- 
nachtsfest  oder  auch  an  anderen  Tagen  mehrere 
Male  celebrirt,  s.  o.  S.  184  ff.,  erst  am  Sohlnss 
der  letzten  Messe  die  Ablution  (s.  S.  185.  n.  2) 
nehmen,  c.  5  (Innoc  III.)  X.  de  missar.  celeb. 
III.  41 ;  Missale  roman.  ].  c.  IX.  n.  4,  vgl.  auch 
die  Cltate  a.  a.  0. ;  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dloec.  VLan.  ll;Neher,  Blnation  S.  137. 

ö  Nach  0. 16  (Tolet.  VII.)  C.  VII.  qu.  1.  dt. 

10  Wenn  es  erforderlich  ist,  um  das  Messopfer 
zu  Ende  zu  bringen  (s.  S.  192) ,  also  wenn  der 
Priester  nach  der  Konsekration  dch  erinnert, 
dass  er  nicht  nüchtern  ist,  wenn  er  aus  Verwech- 
selung statt  des  Weines  Wasser  konsekrirt  und 
dasselbe  genossen  hat,  wenn  ein  Priester,  welcher 
nicht  mehr  nüchtern  ist,  eintreten  muss,  um  die 
Yon  einem  anderen  begonnene,  aber  wegen 
plötzlichen  Todes  oder  plötzlicher  Erkrankung 
nicht  Tollendete  Messfeier  zu  Ende  zu  bringen, 
wenn  er  nach  der  Puriflkation  des  Kelches  noch 
konsekrirte  Partikeln  der  Hostie  auf  dem  Altare 
oder  an  den  Wänden  des  Kelches  erblickt  (sofern 
sie  von  demselben  Opfer  herrühren),  wenn  er  die 
Messe,  z.  B.  die  Pfarrmesse,  nicht  ohne  schweres 
Aergemlss  zu  erregen,  unterlassen  könnte,  wenn 
er  unter  Androhung  des  Todes  gezwungen  wird, 
Messe  zu  lesen ,  nicht  aber  deshalb ,  weil  er  das 
Vlatikum  spenden  will,  vgl  Ferraris  s.  v. 
missa  art  XI.  n.  8  ff. ;  Probst ,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  183  fl^ ,  s.  auch  die  Instruot  Pa- 
derborn. V.  1867,  Arch,  f.  kath.  K.  R.  20,  376. 

Eine  Dispensation  von  der  Pflicht  zum  jeju- 
nium  kann  nur  der  Papst,  nicht  der  Bischof  er- 
theilen,  vgl.  Benedict  XIV.  const  Quadam 
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Ferner  soll  jeder  Priester  die  Messe  in  andächtiger  nnd  würdiger  Weise  lesen  ^ 
und  dabei  genau  die  von  der  Kirche  vorgeschriebenen  rituellen  Vorschriften  beob- 
achten^, insbesondere  a.  einen  Oehfilfen  (s.  g.  lünistranten)  ^  zuziehen^,  welcher  in 
Ermangelung  von  Klerikern  bei  der  Privatmesse  auch  ein  Laie  m&nnlichen  öe- 
schlechtes  ^  sein  muss,  kein  Häretiker,  Schismatiker,  ferner  nicht  exkommunicirt  sein 
darf®,  und  als  welcher  niemals  der  etwaige  uneheliche  Sohn  des  celebrirenden 
Priesters  fungiren  soll  7.  b.  Muss  er  die  Messe  in  den  vorgeschriebenen  liturgischen  Qe- 
wändern^,  c.  nur  mit  brennenden  Wachskerzen^,  d.  allein  unter  Benutzung  eines 
konseknrten  Kelches  aus  Oold  oder  Silber  ^^,  sowie  e.  nicht  in  Gegenwart  von  Un- 
gläubigen ^S  von  Häretikern,  von  Schismatikern  ^^  und  von  Exkommunicirten  ^3,  welche 
vitandi  sind i^,  feiern**. 

f.  Endlich  besteht  für  jeden  Priester  die  Pflicht,  die  Messfeier,  wenn  er  sie  be- 
gonnen hat*<^,  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zu  Ende  zu  fdhren^also  sie  weder  ttber- 


de  more  ▼.  24.  Milrz  1756.  %,  4,  bull,  eiosd.  4, 
176  und  Probst  ».  ».  0.  8. 186. 

1  Trid.  SesB.  XXII.  decr.  elt  Bei  VerstoBsen 
dagegen  kann  der  Bischof,  selbst  auch  gegen 
Begularpriester,  Censuren  yerhängen.  F  a  g  n  a  n. 
ad  c.  19.  X.  de  off.  lud.  ordin.  I.  31.  n.  46  und 
Benedict.  XIV.  const.  Accepimus  y.  16.  JuU 
1746,  i.  f.  eiusd.  buU.  2,  69. 

3  Trid.  1. 0.  Auch  hier  gilt  das  in  der  vorigen 
Anm.  Gesagte. 

8  c.  61  (nach  Reglno  I.  193)  Dlst.  I.  de  cons. 
yerlangt  für  die  missa  solemnlor  zwei ,  dagegen 
0.  6.  i.  f.  (Alex,  m.)  X.  de  ül.  presbyt.  1. 17  nur 
einen.  Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc  ist  so- 
gar die  Zuziehung  von  zweien  bei  der  Privat- 
messe verboten ,  Acta  s.  sed.  3,  590  n.  YII.  u. 
S.  694  mit  der  Ausnahme:  „quoad  missas  par- 
ochiales  vel  similes  dlebns  solemnloribus  et  quoad 
missas  quae  celebrautur  loco  solemnis  atque  can- 
tatae  occasione  realis  atque  usitatae  celebritatis 
et  solemnitatis  tolerarl  posee  duos  ministros  mis- 
sae  inservientes". 

4  Gegen  das  alleinige  Gelebriren  erklärt  sich 
schon  Mainz  813  c.  43,  Man si  14,  74;  Paris 
829  I.  48,  ibid.  p.  667;  Capit.  v.  Worms  829 
0.  8,  LL.  1,  342.  Diese  s.  g.  misfa  BoliiarkL 
scheint  im  9.  Jahrhundert  namentlich  in  den 
Klöstern  vorgekommen  zu  sein,  s.  Begino  l.  c. 

6  Die  Verwendung  von  Frauen  zu  solchen 
Diensten  verbietet  c.  1  (Nannet  v.  895)  X.  de 
cohablt.  der.  III.  2.  Das  gilt  auch  von  Nonnen, 
de  Herdt  1.  c.  1. 1.  u.  298,  im  Nothfall  darf 
aber  ein  Frauenzimmer  respondiren,  indessen 
nicht  die  anderen  Hilfsleistungen  machen,  Congr. 
rit.  V.  27.  Aug.  1836  Nr.  10,  Gardellini  ed. 
dt  n.  4782,  t.  3  app.  p.  183. 

Die  Zuziehung  des  Ministranten  kann  in 
dringenden  Fällen ,  z.  B.  wenn  behufs  Weihung 
des  Yiatikums  celebrirt,  wenn  eine  fdr  das  Volk 
vorgeschriebene  Messe  gelesen  werden  muss, 
vgl.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  79  u.  de 
Herdt  Uc  n.  295  unterlassen  werden,  sodann 
auch  bei  besonders  ertheilter  päpstlicher  Ermäch- 
tigung, wie  sie  z.  B.  in  den  Quinquennalfakul- 
täten  n.  15  (s.  o.  S.  188.  u.  5)  und  in  den  Fa- 
kultäten für  die  Missionäre,  Collect,  const.  s. 
sed.  miision.  n.  31.  p.  19.  sub  23,  gewährt  ist. 


0  Das  folgt  aus  der  Ausschliessung  dieser 
Personen  von  der  communicatio  in  saciis,  s.  auch 
die  Constit  Plus'  VI.  für  den  österr.  Feldvikar 
V.  1788:  „dummodo  inserviens  missae  non  sit 
haereticus  vel  excommunicatus",  Ginzel,  K. 
R.  Anhang  S.  64. 

7  c  16  (Innoc.  lU.)  X.  de  fll.  presb.  I.  17; 
Trid.  Sess.  XXV.  c  15  de  ref. 

8  Missale  rom.  rubr.  gen.  XVIII.  XIX.  Vgl. 
auch  Probst  S.119ff.,  de  Herdt  Lc.  p.l96ff. 
u.  p.  217  ff. ;  Gihr  S.  250 ff*  281  ff. 

9  c.  14  (Honor.  III.)  X.  de  celebr.  miss.  HI. 
41 ;  Missale  l.  c  XX.  Nur  zufolge  päpstlichen 
Indultes  sind  Kerzen  aus  Fett ,  Harz  oder  auch 
Oellicht  gestattet,  de  Herdt  l.  c  n.  182ff.; 
Gihr  S.  297.  n.  2—4;  Collect,  cit.  n.  414  ff. 
p.  211  ff. 

«0  c.  44  (Tribur  895).  c  45  (incert)  Dist  I. 
de  conseor.,  o.  14  (Honor.  III.)  X.  de  celebr. 
miss.  III.  41,  blos  im  Falle  äusserster  Armuth 
sind  zinnerne  Kelche,  niemals  hölzerne  oder  glä- 
serne erlaubt,  vgl.  Probst  S.  114,  de  Herdt, 
l.  0.  n.  172  ff.  und  Gihr  S.  24^ 

"  0.  1.  S.  1  (Isidor.)  Dist.  25. 

12  Das  folgt  aus  dem  Verbote  der  communi- 
catio in  sacris. 

13  0.  1.  $.  1.  Dist.  dt. ;  c.  43  (Innoc.  UI.)  X. 
de  sent  exoomm.  V.  39;  c  18  (Bonif.  VIIL)  in 
VIto  eod.  V.  11 ,  c.  8  (Id.)  in  VIto  de  privileg. 
V.  7. 

1^  Die  tolerati  haben  zwar  ihrerseits  die 
Pflicht,  sich  in  Uebereinstimmung  mit  den  Vor- 
schriften der  Kirche  von  dem  Messopfer  fem  zu 
halten,  der  celebrirende  Priester  ist  aber,  weil 
ihm  der  Verkehr  mit  ihnen  gestattet  ist ,  nicht 
verbunden,  sie  von  der  Theilnahme  auszuschlies- 
sen,  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S.  323. 326. 

IS  Da  sich  diese  Vorschrift  in  den  Missions- 
gebieten und  in  Gegenden  mit  gemischter  Be- 
völkerung nicht  streng  durchführen  lässt,  so  er- 
halten die  Misdonäre  und  auch  die  Bischöfe  in 
einzelnen  Ländern  in  ihren  Fakultäten  die  Er- 
mächtigung npraesentibus  haeretlds,  schisma- 
tids,  infldelibus  et  excommunicatis ,  d  aliter 
celebrari  non  possit^,  zu  celebriren  und  diese 
Befugniss  zu  subdelegiren,  s.  o.  Anm.  5. 

i<^  D.  h.  wenn  er  nach  Zubereitung  des  Altars 
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hanpt  unvollendet  zn  lassen,  noch  in  die  Celebration  eine  dazu  nicht  gehörige  Hand> 
Inng  einzuschieben  und  dann  erst  die  Messe  zn  Ende  zn  lesen  ^ 

Wenn  indessen  die  Messfeier  noch  nicht  weiter  als  bis  zn  dem  zweiten  Theile, 
der  Eonsekration,  gelangt  ist^,  und  plötzlich  die  Gefahr  einer  Vemnehrung  der  hei- 
ligen Handlung  und  der  zu  konsekrirenden  Elemente,  also  die  Entweihung  der 
Kirche  eintritt  3,  ein  feindlicher  Einbruch  oder  eine  Ueberschwemmung  oder  der 
Einsturz  der  Kirche  droht  ^ ,  so  hat  der  Priester  nicht  nur  das  Recht ,  sondern  auch 
die  Pflicht,  die  Messe  abzubrechen.  Dasselbe  gilt ,  wenn  nach  Beginn  der  Messe  ein 
excommunicatus  vitandus  die  Kirche  betritt  oder  dessen  Anwesenheit  erst  nachher 
Yon  dem  Priester  bemerkt  wird,  sofern  der  Exkommunicirte  sich  nicht  auf  Aufforde- 
rung des  Priesters  entfernt  und  auch  nicht  aus  der  Kirche  ohne  Verletzung  der  der- 
selben schuldigen  Ehrfurcht  entfernt  werden  kann^.  Endlich  hat  der  Priester  die  Weiter- 
celebrimng  der  Messe  auch  dann  einzustellen,  falls  er  sich  erst  nach  Beginn  der- 
selben erinnert,  dass  er  nicht  mehr  nüchtern,  dass  er  exkommunicirt  oder  suspendirt 
ist,  dass  er  eine  begangene  Todsünde  noch  nicht  gebeichtet,  oder  dass  die  Earche 
oder  Kapelle  dem  Interdikte  unterliegt*,  und  in  diesen  Fällen  durch  die  Abbrechung 
der  Messe  kein  Aergemiss  entstehen  würde  ^. 

Ferner  ist  der  Priester  wenigstens  berechtigt,  beim  Vorliegen  dringender  Gründe, 
so  wenn  es  nothwendig  wird,  einem  Sterbenden  die  Sakramente  der  Taufe,  der  Busse, 
des  Yiatikums  oder  der  letzten  Oelung  zu  spenden ,  sowohl  vor ,  wie  auch  nach  der 
Konsekration  ^  mit  der  Messfeier  einzuhalten  ®. 

Unterbricht  er  ausser  den  gedachten  Fällen  die  letztere,  so  kann  der  Ordinarius, 
wenn  er  die  Messe  nach  der  Konsekration  unterbrochen  hat,  ihn  mit  Censuren, 
sonst  blos  mit  angemessenen  Bussen  belegen  ^®. 


wieder  Ton  demselben  herunter  gestiegen  und  ^  Sonst  hat  er  die  Messe  zu  Ende  zn  lesen, 
die  Worte:  In  nomifu  dei  patris  eto.  vor  dem  aber  in  den  entsprechenden  Fällen  mit  dem 
nachfolgenden  Antiphon :  Introibo  ad  äLtart  ge-  Vorsätze ,  die  Absolution  der  gegen  ihn  ver- 
sprochen hat ,  Missale  roman.  rltns  celebr.  III.  hängten  Gensaren  herbeizuführen  oder  die  Tod- 
n.  3  n.  6 ;  P r 0 b  s  t  S.  157  ff. ;  G  1  h  r  S.  335.  sQnde  nachtraglich  zu  beichten. 

»  c.  16  (Tolet  VII.  V.  646)  0.  VII.  qu.  1 ;  c  57  Ohne  Rücksicht  auf  ein  etwa  sich  ergebendes 

(Rom  V.  743)  Dist  I.  de  consecr. ;  Missale  rom.  Aergemiss  muss  er  die  Messe  immer  abbrechen, 

L  c.  n.  4.  wenn  er  vor  der  Konsekration  bemerkt,  dass  die 

^  Unentschieden  und  streitig  ist  es,   ob  die  Materie  ungeeignet  (die  Hostie  oder  der  Wein 

Messe  substantiallter  mit  dem  Lesen  des  Kanon  verdorben)  ist,   und  keine  taugliche  beschafft 

oder  mit  der  Vornahme  des  eigentlichen  Konse-  werden  kann.  Probst  S.  24. 

kratlonsaktes  (s.  o.  S.  178.  n.  6)  beginnt,  ob  also  ^  Im  letzteren  Falle  hat  der  Priester  die  schon 

der  erste  oder  der  zweite  Zeitpunkt  entscheidend  geweihten  Elemente  sorgfältig  zu  verwahren  und 

ist.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  147.    Das  nachher  die  Messe  zu  Ende  zu  lesen  ,  sofern  die 

Missale  (s.  die  folgende  Anm.  4)  spricht  für  das  Unterbrechung    nicht    zu   lange  gedauert  hat, 

entere.  Benedict.   XIV.    de  sacrif.   missae  III.   14; 

»  c  18  in  VIto  V.  11.  cit.  u.  folgende  Anm.  Probst  S.  149. 

P^  Missale  rom.   de  defect.   circa  missam  X.  ®  Die  Spendung  anderer  Sakramente  als  der 

n.  1 :  „Si  sacerdote  celebrante,  violetur  ecclesia,  genannten  berechtigt  aber  nicht,  die  Messe  zwl- 

ante  canonem  dlmittatnr  missa,  sl  post  canonem,  sehen  der  Wandelung  und  der  Kommunion  aus- 

non   dimittatur.     Sl  timeatur  incursus  hostlum  zusetzen,  Probst  S.  148,  vgl.  auch  Benedict, 

vel  allnvionis  vel  mlua  loci,  ubl  celebratur,  ante  XIV.  U  c.  III.  14. 

conseerstionem  dimittatur  missa ,    post  conse-  '^  c.  16.  G.  VII.  qu.  1  dt  droht  die  Exkom- 

erationem  vero  sacerdos  accelerare  poterit  func-  munikation  und  c.  57.  Dist.  I.  de  consecr.  die 

tlonem  saeramentl  omissis  allis''.  Suspension  an.    Die  Congr.  conc  hat  wiederholt 

&  c  18  in  VIto  cit.  V.  11;  Clem.  2  de  sent.  erkannt,  dass  diese  Strafen  nicht  ipso  iure  ein- 

excomm.  V.  10;  Probst  S.  146.  147;  Kober  treten,  und  der  Ordinarius  sie  nur  unter  der  im 

S.  324.  235.  Texte  gedachten  Voraussetzung  verhängen.  In  an- 

^  MissaUl.  c.  VIII.  n.  4.  5;  Probst  S.  146;  deren  aber  allein  Bussen  auferlegen  darf,  Be- 
de Herdtl.  c.  t.  2.  n.  157  ff.  160.  nedlct.  XIV.  1.  c. 

Hiniebiat,  Kircheurecht.  lY.  13 
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Sollte  endlich  der  celebrirende  Priester  durch  Tod  oder  durch  plötzliche  Krank- 
heit an  der  Fortsetzung  der  Messe  verhindert  werden,  so  muss,  falls  dieselbe  'bereits 
bis  zur  Konsekration  vorgeschritten  war,  ein  anderer  Priester  ^  die  begonnene  Messe 
zu  Ende  lesen  ^,  sofern  ein  solcher  nur  irgendwie  zu  beschaffen  ist 3. 

lU.  Besonderheiten  bei  den  verschiedenen  Arten  von  Messen. 
A.  Fest-  und  Tagesmessen  und  Votivmessen.  Wegen  des  mannigfaltigen 
Charakters  und  der  mannigfaltigen  Wirkungen  der  Messe  kann  dieselbe  in  der  ka- 
tholischen Kirche  zu  den  verschiedensten  gottesdienstlichen  Zwecken  verwendet  wer- 
den. Die  katholische  Kirche  betrachtet  sie  als  den  würdigsten  und  vollkommensten 
Qottesdienst,  und  daher  hat  sie  in  der  regelmässigen,  nach  dem  Kirchenjahr  bestimm- 
ten und  stets  einzuhaltenden  Oottesdienstordnung ,  der  gottesdienstlichen  Feier  der 
kirchlichen  Festtage  und  sonst  kirchlich  bedeutsamen  Tage ,  insofern  diese  letzteren 
vor  Allem  durch  die  Celebrirung  der  Messe  gefeiert  werden ,  ihre  centrale  StellnAg. 
Die  Oottesdienstordnung  ist  also  zum  Theil  Messordnung ,  beide  stehen  im  innigsten 
und  engsten  Zusammenhange.  Wie  die  verschiedene  Bedeutung  der  einzelnen  Feste 
und  Tage  dem  Gottesdienst  einen  besonderen  Charakter  verleiht,  so  ist  dies  auch  der 
Fall  mit  den  an  diesen  Tagen  zu  haltenden  Messen.  Die  Messe  hat  zwar  bestimmte 
wesentliche  und  sich  stets  gleich  bleibende  Bestandtheile^,  aber  innerhalb  dieses 
festen  Rahmens  kommen  je  nach  dem  Tage ,  ftlr  welchen  die  Messe  celebrirt  wird, 
gewisse  auf  das  kirchliche  Fest  oder  das  kirchlich  bedeutsame  Ereigniss  Bezug 
habende  Besonderheiten,  besondere  Riten,  zur  Anwendung.  Die  Oesammtheit  dieser 
Messen  bildet  die  regelmässige,  das  Kirchenjahr  hindurch  einzuhaltende  Ordnung  ftlr 
den  äusseren  und  öffentlichen  Oottesdienst  der  katholischen  Kirche,  und  die  an  den 
einzelnen  Festen  und  Tagen  zu  feiernden  Messen  in  ihrer  eigenthümlichen,  durch  das 
Kirchenjahr  bedingten  Gestaltung  sind  die  s.  g.  missae  de  tempore  oder  temporales, 
d.  h.  einerseits  die  Festmessen  [missae  de  festo]  und  andererseits  die  Tagesmessen 
\^mssae  feriaUi)  ^. 

Es  giebt  aber  auch  in  dem*  religiösen  und  kirchlichen  Leben  Ereignisse,  welche 

i  Deshalb  sollte  nach  dem  11.  Konzil  y.  To-  ^uam  co^natum  est ;  yelposset  super  aliamcalicem 

ledo  V.  676  c  14  bei  Kirchen  mit  mehreren  Geist-  praeparatum  Integram  formam  proferre ,  et  ho- 

lichen  dem  celebrlrenden  Priester  stets  ein  an-  stiam  primi  sacerdotls  et  sanguinem  a  se  conse- 

derer  zur  Seite  sein ,  um  bei  solchen  Nothfällen  cratum  sumere  ac  deinde  calicem  relictum  semi- 

die  Messe  zu  Ende  lesen  zu  können.  consecratum^ 

3  c.  16  C.  YII.  qu.  1  cit.;  Missale  rom.  1.  c.  3  Daher  kann  die  Beendigung  auch  durch  einen 

X.  n.  3:  J31  sacerdos  ante  consecrationem  gra-  nicht  mehr  nüchternen  Priester,   s.  o.  S.  191. 

viter  inflrmetur  vel  in  syncopem  inciderit  aut  n.  10  u.  vor.  Anm.,  ja  selbst  im  äussersten  Noth- 

moriatur,  praetermittitur  missa;  si  post  conse-  falle  durch  einen  exkommunicirten ,  suspendir- 

crationem  corporis  tantum  ante  consecrationem  ten  oder  irregulären,  was  freilich  nicht  ganz  un- 

sanguinis  vel  utroque  consecrato  id  accidit,  missa  bestritten  ist,  erfolgen,  Benedict.  1.  c.  III.  14. 

per  alium  sacerdotem  expleatur  ab  eo  loco,  ubi  ^  S.  o.  S.  178  n.  6. 

ille  desiit,  et  in  casu  necessitatis  etiam  per  non  ^  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  256.  257. 

Jejunum.   Si  autem  non  obierit ,  sed  fuerit  in-  Dabei  kommt  weiter  der  Unterschied  in  Betraeht 

flrmus,  adeo  tamen  ut  possit  communicare  et  non  zwischen  den  Messen  für  die  in  der  ganzen  Kirche 

adsit  alla  hostia  consecrata ,  sacerdos  qui  missam  gefeierten  Feste  und  für  die  s.  g.  festa  propria, 

supplet,  dlvidat  hostiam,  et  unam  partem  prae-  d.  h.  solche,  welche  allein  einer  einzelnen  Diö- 

beat  inflrmo,  allani  ipse  sumat.   Si  autem  semi-  cese ,   Kirche  oder  einem  Orden  eigenthümlich 

prolata  forma  corporis  (d.  h.  wenn  er  die  Konse-  e^ind ,  so  dass  nur  für  diesen  Bezirk  oder  Kreis 

krationsworte  über  das  Brod  z^ar  begonnen,  aber  von  Personen  gerade  an  dem  betreffenden  Tage, 

nicht  bis  zu  Ende  gesprochen  hat)  obiit  sacerdos,  wie  z.  B.  am  Tage  der  Kirchweihe,  des  Kirchen- 

quia  non  est  facta  cotisecratio  ,  nön  est  necesse,  patrons    ein    besonderes    offlciam    eingehalten 

ut  missa  per  alium  snppleatur.    Si  vero  obierit  wird ,  a.  a.  0.  S.  321  ff.    Die  allgemein  in  der 

semiprolata  forma  sanguinis ,  tunc  alter  prose-  Ordnung  des  Kirchenjahres  zu  feiernden  Fest- 

quatur  Missam  et  super  eumdem  calicem  repetat  und  Tagesmessen  weist  das  Missale  romanum  in 

integram  formam  ab  eo  loco:  ^Simili  modo  post'  seinem  ersten  Haupttheile,   dem  s.  g- P^^>I^^^^ 
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za  einer  besonderen  kirehlieben  Feier  und  znr  Anrufang  Gottes  wegen  besonderer 
Bitten  Anlass  bieten,  nnd  fflr  welche  die  nach  dem  Kirchenjahr  festbestimmte  Oottes- 
dienst-  nnd  Messordnnng  keine  feste  Stelle  hat  nnd  haben  kann.  Die  Gebete,  welche 
in  den  durch  die  letztere  bestimmten ,  regelmässigen  Fest-  oder  Tagesmessen  vor- 
kommen, passen  vielfach  nicht  zn  dem  Zweck,  zu  welchem  in  den  erwähnten  Fällen 
die  Messe  gefeiert  werden  soll,  und  daher  hat  die  katholische  Earche  für  solche  Zwecke 
eigene  Messen  mit  besonderen  Messformularen  zugelassen.  Es  sind  dies  die  s.  g. 
mUsae  votioae,  die  Votivmessen,  d.  h.  diejenigen  Messen,  welche  ausserhalb  der  regel- 
mässigen Ordnung  des  Gottesdienstes  und  der  Messe  des  Kirchenjahres  stehen  ^  und 
ftlr  specielle  Zwecke,  sei  es  der  ganzen  Kirche ,  sei  es  einer  kirchlichen  Korporation 
oder  Genossenschaft)  sei  es  eines  einzelnen  Gliedes  der  Kirche,  gefeiert  werden. 

Des  Näheren  scheiden  sie  sich  in  3  Klassen  ^:  a.  die  regelmässig  als  Fest-  oder 
Tageamessen  vorkommenden  Messen,  deren  Feier  als  Yotivmesse  verlangt  wird,  denn 
es  kann  die  Celebrirung  einer  Messe  an  einem  bestimmten  Tage  aus  besonderer  An- 
dacht zu  einem  göttlichen  Geheimniss ,  einer  göttlichen  Person  oder  zu  einem  Heili- 
gen, obwohl  zu  deren  Ehren  während  des  Kircheigahree  innerhalb  der  regelmässigen 
Gottesdienstordnung  eine  Messe  gefeiert  wird,  gewünscht  werden,  b.  diejenigen  Mes- 
sen, welche  zwar  auch  als  Tagesmessen  vorkommen,  für  welche  aber,  weil  sie  speciell 
in  ihrem  Ritus  auf  den  Charakter  der  Festzeit  Bücksicht  nehmen,  die  Kirche ,  um  sie 
zn  Votivmessen  geeignet  zu  machen ,  besondere ,  jenen  Charakter  abschwächende 
Formulare  aufgestellt  hat  ^,  c.  endlich  diejenigen,  welche  aus  verschiedenen  äusseren 
Vorkommnissen  gelesen  werden  und  der  Bitte  um  Abwendung  eines  Uebels  oder  um 
Zuwendung  eines  Gutes,  sowie  dem  Dank  fär  Entfernung  eines  Uebels  oder  Gewäh- 
rung eines  Gutes  dienen^. 

Fflr  das  Recht  gewinnt  der  Unterschied  zwischen  den  Fest-  und  Tagesmessen 
einerseits  und  den  Votivmessen  und  ihren  verschiedenen  Arten  andererseits  in  fol- 
genden Beziehungen  Bedeutung : 

misaarum  de  tempore ,  hier  für  die  Zeit  vom  clellen  Formulare  aufgestellt,  Tlelmehr  giebt  das 
ersten  Adventssonntage  Ms  zum  Gliarsonnabend,  Commune  sanctorum  nur  eine  Reihe  von  Ge- 
und  femer  in  dem  nach  dem  s.  g.  ordo  missae  neralformularen  (z.  B.  in  vigilla  unlus  aposti'H, 
(bez.  dem  canon  missae)  folgenden  Theile  für  commune  unius  martyris  pontiflcls,  pro  virgine 
die  Zeit  vom  ersten  Osterfeiertag  bis  zum  Schlüsse  et  martyre)  zur  Auswahl,  falls  die  zu  Ehren  eines 
des  Kirchenjahres,  endlich  die  Messen  für  die  ein-  Heiligen  zu  lesende  Fest-  und  Tagesmesse 
zelnen  Heiligentage  in  dem  proprium  missarum  nicht  verwendet  werden  kann,  Probst  S.  367. 
de  ionetis^  auf.  ^  Die  14  Formulare  in  Commune  sanctorum 
Weiter  unterscheidet  man  noch  nach  den  beziehen  sich  theils  auf  das  allgemeine  Wohl  der 
Tagen  missae  dominicales,  missae  in  honorem  Kirche  (missa  Tpro  eligendo  summo  pontlflce ,  in 
sanctorum,  missae  de  vigilia  (am  Tage  vor  einem  anniversario  electionis  seu  consecrationis  epi- 
hohen Feste).  scopi,  ad  toUendum  schisma,  contra  paganos),  auf 

«  MUme  mbi.  gener.  pr. :  „Ml.«i  dlcitar  ...      ^^^  ^^Tum^Z^^l&nLTZZ  d«  Wohl 
et  extr.  otdinem  offldl  »otlv»  vel  pro  detoncÜB«;       Se9%Ceirn^ü^roT«»cnmque  nec^rit^e,  pro 

8  349«.;  deHerdtl.c.  i.  n.  26    abgeleitet  l':^:t^^:Zli:^^^^ 

nicht  von  Votum,  sondern  ^on  voluntas,  weü  sie  ^^  ^^^^^  /^  ^    ^^^^    ^^^j^  ^^^  |„^  ^,^j 

speeien  von  Jemand  gewünscht  wird.  FlUe  (wie  das  Formular  pro  gratiarum  actione). 

«  Probst  S.  351.  365.  370.  380.  Endlich  gehören  hierher  auch   die  gewöhnlich 

'  Das  Missale  weist  in  dem  Theile :  Commune  von   den  Votivmessen  geschiedenen   s.  g.   Re- 

ionetorum  8  solcher  Messen  auf:  de  trinitate,  de  quiemsmessen  (für  den  Todes-  oder  Begräbniss- 

Angelis,  de  ss.  Apostolis  Petro  et  Paulo,  de  spi-  tag,  den  dritten,  siebenten  und  dreissigsten  Tag 

ritu  sancto ,  de  ss.  eucharistiae  sacramento ,  de  nach  dem  Todestage,  sowie  für  den  Jahrestag  des 

s.  cruce,  de  passione  d.  n.  Jesu  Christi,  de  s.  Todes  nnd  die  zur  besonderen  Andacht  für  die 

Maria,  Pr  o b s  t  S. 371  ff.  Für  die  übrigen  Apostel  armen  Seelen),  Prob s  t  S.  392  fl. 
und  für  die  Heiligen  sind  keine  derartigen  spc- 
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1.  Die  Fest-  und  Tagesmessen  sind  durch  das  öffentliche  Recht  der  Kirche, 
die^Gottesdienst-  und  Messordnung,  vorgeschrieben.  Sie  müssen  der  Regel  nach  ge- 
mäss derselben  an  dem  betreffenden  Tage ,  wie  sie  für  denselben  angeordnet  sind, 
(nach  dem  s.  g.  officium  des  Tages),  gefeiert  werdend 

Die  Votivmessen  sind  als  solche  nicht  an  bestimmte  Feste  und  Tage  gebunden 
und  bilden  nicht  Theile  der  regelmässigen  Gottesdienstordnung. 

Die  Pflicht,  eine  solche  zu  feiern ,  kann  allerdings  für  eine  bestimmte  Gelegen- 
heit durch  kirchliches  Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht  begrflndet  sein  2.  Femer  ist  der 
Ordinarius  far  seinen  Amtssprengel  berechtigt,  bei  wichtigen,  die  Kirche  betreffenden 
Angelegenheiten  die  Feier  einer  solchen  anzuordnen  \ 

Aber  andererseits  hat  auch  jeder  Gläubige,  sofern  er  nicht  der  grossen  Exkom- 
munikation unterliegt  4,  wegen  des  ihm  zustehenden  Rechtes  auf  alle  statthaften  kirch- 
lichen Handlungen  die  Befhgniss ,  die  Celebrirung  einer  Votiymesse  zu  verlangen  ^, 
falls  nur  ein  vernünftiger  Grund  dazu  vorliegt.  Eine  Pflicht  des  angegangenen 
Priesters,  dem  Begehren  nachzukommen,  besteht  aber  allein,  wenn  er  die  Votivmesse 
ohne  Vernachlässigung  der  Pflichten,  welche  ihm  wegen  seines  Amtes  oder  seiner 
kirchlichen  Stellung  oder  wegen  etwaiger  bereits  anderweitig  übernommener  Ver- 
pflichtungen obliegen,  zu  lesen  im  Stande  ist^,  femer  die  betreffende  Messe  überhaupt 
als  Votivmesse  7  und  auch  zu  der  geforderten  Zeit^  gelesen  werden  darf,  und  dem 
Priester  endlich  ein  Stipendium  für  die  Celebrimng  zugesichert  wird  *.  Weil  letzte- 
res kaum  ohne  eine  ausreichende  Ursache  geschehen  wird ,  erachtet  die  herrschende 
Meinung  das  Versprechen  oder  die  Gewähmng  eines  Stipendiums  schon  fllr  einen  ge- 
nügenden Grund  zur  Rechtfertigung  des  Verlangens  nach  einer  Votivmesse  ^ö. 

2.  Die  Pflicht,  alle  vorgeschriebenen  Fest-  und  Tagesmessen  zu  lesen,  besteht 
ftlr  die  Kathedral-  und  die  Kollegiatkirchen*^  Sie  ist  durch  die  tägliche  Feier  der 
s.  g.  Konventualmesse ^^  zu  den  festgesetzten  Stunden^',  ausserdem  aber  auch  noch 


i  Missale  roman.  rubr.  gen.  pr. :  ,;MiBsa  quo-  ^  S.  nachher  anter  Nr.  2, 

tidie  dlcitur  secnndam  ordinem  offlcii:  de  feste  ^  Probet  S.3Ö4.  856;  de  Her  dt  l.  c  n.  27. 

duplid  yel  semidoplici  Tel  simplici,  de  domi-  ^^  Probst  S.  356;  deHerdtl.  c. 

nica  vel  feria  vel  yigilia  vel  octava^  >*  c.  11  (Honor,  in.)  X.  de  celebr.  mlss.  III. 

2  Wie  die  Abhaltung  der  missa  de  spiritu  41;  Bd.  U.  S.  141.  143;  Bonix  de  capitnlU. 
sancto  Yor  der  Wahl  der  Bischöfe  6.  Bd.  II.  ed.  II.  p.  316;  de  Herdt  1.  c.  n.  14;  Ballay, 
S.  661,  und  des  Papstes,  s.  Bd.  I.  S.  276.  n.  5.  de  missa  conventuali  im  Arcb.  f.  kathol.  K.  R. 

3  Z.  B.  aus  Anlass  einer  abzuhaltenden  Mis-  36,  298.  Dagegen  ist  es  streitig,  ob  diese  Ver- 
sion, s.  de  Herdt  1.  c.  t.  I.  n.  27.  pflicbtung  sich  auch  auf  die  Konventskirohen 

^  Weder  der  toleratue  noch  ritandus  hat  ein  der  Regularen,  insbesondere  der  Nonnen  bezieht. 

Recht  auf  die  gottesdienstlichen  Handlungen  der  Manche  läugnen  eine  solche  —  und  das  ist  rieh- 

Kirche.  tig  —  fQr  das  gemeine  Recht  überhaupt  und 

^  Zar  Geltendmachung  des  Rechtes  muss  er  lassen  dieselbe  nur  durch  die  besonderen  Kon- 

aber  auch  das  erforderliche  Unterscheidungsver-  stitutionen  des  Ordens  oder  durch  Gewohnheits- 

mögen  besitzen.  recht  begründet  sein.   Andere  nehmen  allein  die 

^  Denn  diese  Pflichten  gehen  vor.    In  Betreff  Kirchen  der  Bettelorden  aus.    Allseitiges  Ein- 

des  letzteren  Punktes  s.  unten  unter  C.  2.  verstandniss  herrscht  dagegen  darüber ,  dass  die 

^  Nicht  als  Votivmessen  dürfen  die  Fest^  und  Regularen  die  KouTentualmesse  tigUch  in  Ge- 

Tagesmessen  von  den  Sonntagen,  von  den  Tagen  mässheit   der   Vorschriften    des  Missale    lesen 

der  Advents-  und  Fastenzeit,  sowie  von  allen  können,  vgl.  Oavalieri  1.  c.  P.  III.  c.  8.  decr. 

beweglichen  Festen  ,  wie  Ostern  u.  s.  w.,  femer  YII.  (62);  Ballay  1.  c  p.  298;  de  Herdt,  s. 

auch  nicht  Messen  zn  Ehren  eines  blos  Beatifl-  liturg.  praxis  p.  I.  n.  14. 

cirten  oder  eines  s.  g.  tolerirten  Heiligen,  d.  h.  i^  Bd.  II.  S.  141.  143. 

eines  solchen ,   welcher  blos   privatim  verehrt  ^'  Vgl.  unten  zu  B.  bei  der  Erörterung  über 

wird,  ohne  dass  die  Kirche  widerspricht,  gelesen  die  solenne  Messe.  Eine  Aenderung  der  Stunden 

werden ,  P  r  o  b  s  t  S.  366.  366  ;deHerdttI.  ist  nicht  statthaft,  selbst  nicht  durch  abweichende 

n.  36—38.  Gewohnheit,  Acta  s.  sed.  10,  240. 
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an  bestiminten  Tagen  duroh  die  Feier  einer  zweiten  ^  (mitunter  sogar  einer  dritten^] 
derartigen  Messe  zu  erftUlen  \  Da  diese  Messen  Namens  des  Kapitels  zu  celebriren 
sind,  so  liegt  die  Yerbindliehkeit  znnftohst  den  Kapitelsgliedem  ob^,  aber  auch  die- 
jenigen, welche  zum  Ghordienst  verpflichtende  Benefizien  haben  (die  s.  g.  vicarii,  ca- 
pellarü,  mansionarüy  porHonaru)  *,  können  die  Verpflichtung,  dazu  mitzuwirken ,  nicht 
ablehnen^.  Sie  haben  aber  ebenso  wie  die  celebrirenden  Kapitularen  Anspruch  dar- 
auf, dass  ihnen  fdr  jede  derartige  Messe,  welche  sie  feiern,  aus  der  massa  communis, 
dem  fttr  die  Distributionen  bestimmten  Fonds  ^ ,  das  in  der  Diöcese  flbliche  Mess- 
stipendinm  ^  entrichtet  werde  ^. 

Ebensowenig  wie  gemeinrechtlich  etwas  dartlber  bestimmt  ist ,  in  welchem  Um- 
fange die  an  sich  zur  Feier  der  erwähnten  Messen  verpflichteten  Dignitäten  und 
stimmberechtigten  Mitglieder  des  Kapitels  bei  der  Erftlllung  der  gedachten  Pflicht  zu 
konknrriren  haben  ^^,  ist  dies  der  Fall  in  Betreff  des  gegenseitigen  Verhältnisses  der 
Kapitularen  und  der  Domvikarien  ^K  Es  entscheidet  auch  in  dieser  Beziehung,  wie  in 
Betreff  der  eben  erwähnten  Punkte,  das  besondere  Statut,  die  hergebrachte  Gewohn* 
heit  oder  auch  eine  etwa  getroffene  Uebereinkunfk  ^^. 

In  den  Pfarrkirchen  braucht  die  Messe  blos  an  den  Sonntagen  und  Festtagen 
gelesen  zu  werden  i^,  in  Betreff  anderer  Kirchen  besteht  eine  solche  Pflicht  überhaupt 


1  Missale  roman.  robr.  gen.  III.  1 :  „In  ferlis 
tarnen  qnadiagesimae ,  qnatnor  temporum ,  ro- 
gationum  et  yigilils ,  etiamsi  duplex  vel  semi- 
duplex festum  (s.  darüber  S.  198)  Tel  octava 
occurrat,  in  ecclesiis  oathedralibus  et  collegiatis 
cantantUT  duae  missae,  una  de  feste  postTertiam, 
alia  de  feria  post  Nonam'',  weitere  Fälle  ibid. 
n.  2.  u.V.  1. 

2  Nämlich  abgesehen  von  Weihnachten  1.  c. 
XY.  4  auch  an  einem  auf  den  Tag  tot  Himmel  fahrt 
einfallenden  festum  duplex  und  semiduplex ,  s. 
die  Specialmbrik  des  Missales  zu :  In  Tlgilia  as- 
censionis.  Vgl.  näheres  bei  deHerdt,  praxis 
capitularls.   LoTsnii  1881.  p.  292. 

»  Selbst  durch  unTordenkliche  Gewohnheit  kann 
eine  Befreiung  tob  diesen  Pflichten  nicht  herbei- 
geführt werden,  B  e  n  ed  i  ct.XIY.  const  Cumsem- 
per  oblatasT.  19.  August  1744.  $.  16,  eiusd.bull. 
1,  165  (welche  zwar  nur  an  die  italienischen 
Bischöfe  gerichtet  ist,  aber  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  sie  eine  Reihe  Ton  gemeinrechtlichen  Streit- 
fragen entscheidet  und  auch  nicht  auf  Italien 
bezügliche  Entscheidungen  der  Oongr.  conc.  be- 
stätigt, für  die  ganze  katholische  Kirche  Bedeu- 
tung hat),  insbesondere  auch  nicht  Ton  der 
Pflicht,  die  ferneren  Messen  zu  lesen,  Entsch.  d. 
Congr.  conc  t.  1873,  Acta  s.  sed.  7,  626,  Doch 
werden  darauf  gehende  Befreiungs-Indulte  ge- 
währt, s.  a.  a.  0. 

*  Bd.  II.  S.  141  und  Benedict.  XIV.  const. 
cit  %.  12 :  „ecclesiae,  cuius  servitio  addicti  sunt 
quicumque  in  eadem  sIto  dignitates  sive  cano- 
nicatus  sive  mansionariatus  siTe  beneflda  cho- 
raUa  ohtinent  et  missam  couTentualem  suis  re- 
spectiTe  Ticibus  celebrant". 

5  S.  die  Tor.  Anm.  und  Bd.  II.  S.  84. 

«  Congr.  conc.  v.  1822,  Richter,  Tridon- 
tinum  S.  134.  n.30,  t.  28.  Januar  1856  (für  Pa- 
derborn und  Mainz)  Acta  s.  sed.  2.  21 ,  s.  auch 
ibid.  p.  194  u.  4,  531. 


^  S.  darüber  Bd.  UI.  S.  236.  237,  nothigen- 
falls  muss  ein  Fonds  dafür  gebildet  werden,  Be- 
nedict XIV.  const.  cit  S- 19;  Acta  s.  sed.  2, 23. 

8  Eine  Erhöhung  der  Diöcesantaxe  trifft  auch 
ohne  Weiteres  diese  Stipendien,  Analecta  iur. 
pontif.  1869  p.  1038  u.  AcUs.  sed.  3,  412. 

»  Benedict  XIV.  const  cit  J.  18;  Acta  s. 
sed.  2,  204;  Analecta  iur.  pontif.  1869.  p.l038. 
Bestehen  gesonderte  Distrihutionsfonds  für  die 
Kapitularen  und  die  DomTikarien,  so  erhalten 
die  letzteren  den  Betrag  aus  dem  für  sie  be- 
stimmten, 1.  c.  p.  1040;  Acta  s.  sed.  2,  194. 

10  Bd.II.  S.  141.  142;deHerdtl.  c.  p.306. 

1^  Auch  die  const  Benedict  XIV.  bestimmt 
darüber  nichts.  Z.  B.  können  die  Messen  an  den 
Feiertagen  durch  die  Kanoniker,  an  den  Wochen- 
tagen durch  die  Vikarien  bez.  den  Hebdomadar 
der  einen  oder  andern  Klasse  (Bd.  II.  S.  142) 
celebrirt  werden,  Acta  s.  sod.  4,  532. 

«3  Vgl.  Acta  s.  sed.  8,  222;  de  Her  dt  1.  c 
p.  305. 

18  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  14  de  ref . ;  Bene- 
dict XIV.  de  syn.  dioec.  XIU.  25.  n.  4;  de 
Herdt,  s.  llturg.  praxis  1 1.  n.  14  Eine  Ton 
Innocenz  XII.  bestätigte  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
T.  1681  hat  erklärt,  dass  der  Pfarrer,  welcher 
reichliche  Einkünfte  (redditus  pingues)  beziehe, 
täglich  die  Pfarrmesse  celebriren  müsse,  Ferra- 
ris s.  T.  missa  art.  III.  n.  3;  wegen  der  in  Be- 
treff der  Bemessung  der  Höhe  der  Einkünfte 
entstandenen  Streitigkeiten  hat  aber  Benedict. 
XIV.  in  der  const  Cum  semper  oblatas  cit.  $.  6, 
eiusd.  bull.  1, 164,  erklärt:  „nobis  abunde  satis- 
factum  fore  Tobisque  proinde  satis  esse  posse,  dum 
ii,  qui  animarum  curam  exercent,  sacriflcium 
missae  pro  populo  celehrent  atque  applicent  in  do- 
miniois  aliisque  per  annum  diebus  festis  de  prae- 
cepto".  Neuere  ProTlnzialsynoden  ermahnen  aber 
alle  Seelsorger,  täglich  Messe  zu  lesen,  so  z.  B. 
Köln  1860,  coli,  conc  Lac.  5,  379.    Dass  durch 
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nicht,  da  ihre  ZweckbestimmuDg  fär  den  in  ihnen  abzuhaltenden  Gottesdienst  das  ent- 
scheidende ist,  nur  mnss  die  Messe^in  ihnen  tftglich  gefeiert  werden,  wenn  das  h.  Sa- 
krament der  Eucharistie  dauernd  in  ihnen  aufbewahrt  wird  ^ 

Da  die  Votirmessen  keine  feste  Stellung  in  der  Messfeier  des  Kirchenjahres 
haben,  also  eine  Aenderung  der  regelmässigen  Abhaltung  derselben  bedingen,  so  tritt 
zwischen  ihnen  und  den  Tages-  und  Festmessen  eine  Kollision  ein.  Die  regelmässige 
Messfeier  muss  der  Votivmesse,  wenn  dieselbe  überhaupt  statthaben  soll,  weichen, 
aber  sie  kann  dann  nicht  zurücktreten,  wenn  es  sich  um  die  hervorragenden  Feste 
handelt,  an  deren  regelmässiger  Feier  die  Kirche  nothwendig  festhalten  muss.  Die 
Lesung  jeder  Votivmesse  ist  daher  ausgeschlossen  an  allen  gebotenen  Festtagen  ersten 
Banges  2.  Ausserdem  darf  eine  solenne  Votivmesse  nicht  an  den  Sonntagen  der  ersten 
Klasse  3,  am  Aschermittwoch,  an  den  Wochentagen  der  Charwoche,  an  den  Tagen 
(Yigilien)  vor  Pfingsten  und  vor  Weihnachten^,  eine  private  Votivmesse,  abgesehen 
von  den  eben  gedachten  Zeiten ,  femer  an  keinem  Sonntage ,  keinem  festnm  duplex 
(zweiten  Ranges) ,  nicht  innerhalb  der  Oktaven^  von  Epiphania,  Ostern,  Pfingsten, 
an  der  Vigil  vor  Epiphania,  an  Allerseelen^,  endlich  nicht  innerhalb  der  Oktave  des 
Frohnleichnamfestes  ^  celebrirt  werden. 

B.  Private  und  öffentliche  Messen  (mÜBoe  privatae  und  publieae) .  Die 
Privatmesse ,  durch  deren  Gegensatz  erst  der  Begriff  der  öffentlichen  Messe  bestimmt 
werden  kann,  wird  verschieden  definirt^.  Als  Privatmesse  wird  theils  diejenige 
Messe,  welche  in  Privatoratorien  blos  in  Gegenwart  der  einen  oder  anderen  Person 
gelesen,  und  als  öffentliche  jede  andere,  also  eine  solche,  welche  in  Kirchen  an  Sonn- 


besondere Anordnung  des  Bischofs ,  wenn  genu- 
gende geistliche  Kräfte  an  der  Pfarrkirche  vor- 
handen sind  ,  der  tägliche  Messgottesdienst  ein- 
gerichtet werden  kann,  ist  zweifellos.  Die  ci- 
tirteu  Vorschriften  handeln  nur  von  der  persön- 
lichen Verpflichtung  des  Pfarrers  als  solchen. 
Danlber  s.  des  weiteren  unter  B. 

1  So  die  Congr.  rit  v.  19.  März  1833,  G ar- 
deil ini  ed.  cit.  u.  4700,  3.  app.  p.  120. 

2  D.  h.  den  festa  duplicia  primae  classis.  Die 
Feste,  welche  an  einem  bestimmten  Tage  des 
Jahres  gefeiert  werden  und  deren  Feier  niemals 
unterlassen  werden  darf,  werden  als  duplicia 
und  semiduplicia  bezeichnet,  und  zwar  hat  diese 
Unterscheidung  Bedeutung  sowohl  für  das  nach 
dem  Brevier  zu  betende  Officium,  wie  auch  für  die 
Messfeier.  Die  Doppel  feste,  die  duplicia,  hilden 
die  wichtigste  Klasse  der  Festtage.  Die  semi- 
duplicia stehen  dagegen  im  allgemeinen  den 
Sonntagen  gleich,  vgl.  Probst,  Brevier  und 
Breviergebet  S.  185. 187. 190;  Probst,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  343 ;  de  Herd 1 1.  c.  n.  17— 
19.  Den  ersteren  ist  aber  durch  die  Unterschei- 
dung von  duplicia  1  classis  und  2  classis  ein  be- 
stimmtes Rangverhältniss  beigelegt ,  weil  sie  in 
Folge  ihrer  Zahl  und  bei  der  Beweglichkeit  einer 
Reihe  von  Festen  zusammentreffen  können  und 
deshalb  eine  Bestimmung  darüber  erforderlich 
wird,  welches  der  beiden  Feste  seine  ursprüng- 
liche Stelle  behauptet,  und  welches  verlegt 
werden  muss.  Das  semiduplex  hat  mit  den  du- 
plicia das  gemein ,  dass  es  wie  die  duplicia  im- 
mer zu  feiern,  also  auch  nöthigenfalls  zu  ver- 


legen ist,  während  das  letztere  bei  dem  festum 
Simplex  nicht  der  Fall  ist.  Probst,  Brevier 
S.  187.  190;  Eucharistie  als  Opfer  S.  343.  Vgl. 
weiter  Missale  rubr.  gen.  I. :  „Missa  dicitur  de 
duplici  Ulis  diebus  qulbus  in  Kaiendario  ponitur 
haec  nota :  duplex  et  in  festis  mobilibus ,  quan- 
documque  officium  est  duplex.  In  duplidbus 
dicitur  una  oratio  tantum,  nisi  aliqua  00mm  e- 
moratio  fieri  debeat .  .  .  ^  II.  ^issa  de  semi- 
duplici  dicitur.  quando  in  Kaiendario  ponitur 
haec  vox :  semiduplex,  Praeterea  in  domlnicis  et 
diebus  infira  octavas.  In  semiduplidbus  tarn 
festis  quam  domlnicis  dicuntur  plures  orationes''; 
vgl.  auch  1.  c.  IX. 

3  Das  sind  diejenigen ,  an  welchen  die  wich- 
tigsten Geheimnisse  der  Schöpfung  und  Erlö- 
sung gefeiert  werden,  also  alle  Adventssonntage, 
alle  vom  Sonntag  Septuagesimä  bis  zum  weissen 
Sonntag,  der  Pfingstsonntag  und  der  Sonntag 
Trinitatis,  de  Herdt  l  c.  n.  20. 

*  Missale  1.  c.  IV. ;  Congr.  rit.  v.  27.  März 
1779,  Gardelliui  ed.  cit.  U.4393.XX;  2,501. 
502;  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  358. 

^  Der  achte  Tag  nach  einem  Feste ,  weil  die 
Feier  desselben  diese  Zeit  lang  fortgesetzt  wird, 
Probst,  Breviers.  193. 

0  Missale  1.  c. ,  Probst,  Eucharistie  als 
Opfer  S.  354. 

7  Congr.  rit  v.  21.  JuU  1670,  approblrt  v.  Cle- 
mens X.,  Qardellinil.  c.  n.  2505;  1,  430. 

8  Vgl.  darüber  Benedict.  XIV.  de  sacrif. 
mlss.  II.  22;  F.  X.  Schmidt,  Liturgik.  2. Aufl. 
1,293. 
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Uigen  nnd  Festtagen  gefeiert  wird,  bezeichnete  Theils  setzt  man  den  Unterschied 
darin,  d^ss  bei  der  Privatmesse  der  Priester  allein  kommnnicirt  nnd  die  Gemeinde 
blos  als  am  Opfer  geistig  theilnehmend  gedacht  wird  2.  Femer  wird  als  das  wesent- 
liche Merkmal  der  Umstand  betont,  ob  die  Messe  auf  das  Anliegen  Einzelner  oder 
ans  einem  anderen  Qmnde  gehalten  wird  ^. 

Die  Kommentatoren  der  Rubriken  nnd  die  kirchliche  Gewohnheit  verstehen  in- 
dessen nnter  der  Privatmesse  jede,  welche  von  dem  celebrirenden  Priester  sine  cantu 
gehalten,  blos  gesprochen  ^  nnd  unter  der  öffentlichen  eine  solche ,  welche  in  cantn 
(mit  Gesang)  celebrirt  wird^  Diese  Unterscheidung  hat  an  den  Rubriken  des  Mis- 
sales ihren  Anhalt.  Sie  ist  auch  praktisch  die  branchbarste  und  ist  der  Behandlung 
der  hier  einschlagenden  Fragen  zu  Grunde  gelegt. 

Die  öffentliche  Messe  [missa  publica)  zerfällt  weiter :  a.  in  die  feierliche ,  die 
missa  solemnia  (auch  Hochamt)  und  b.  die  nicht  feierliche ,  nicht  solenne  oder  gesun- 
gene (mitunter:  Amt  im  Gegensatz  zu  Hochamt),  die  missa  cantata  oder  media ^. 

Das  Wesen  der  feierlichen  Messe  besteht  einmal  in  gewissen  Eigenthttmlich- 
keiten  ihres  Ritus  7,  in  der  s.  g.  solemnitas  intrinseca ,  welche  freilich ,  je  nachdem  die 
Messe  an  einem  wichtigeren  oder  minder  bedentenden  Feste  (duplex,  semiduplex 
u.  s.  w.)  celebrirt  wird,  eine  grössere  oder  geringere  ist  ^.  Ausserdem  kommt  ihr  anch 
eine  s.  g.  aokmniUu  extrinseca  zn®.  Sie  wird  unter  Assistenz  von  s.  g.  ministris  sacris, 
von  Klerikern,  darunter  einem  Diakon  und  Snbdiakon,  als  Ministranten  ^®,  femer  mit 
einer  s.  g.  pompa  solemnior  ^^  z.  B.  Incensation  (Beräuchemng  des  Altars)  ^2,  beson- 
derer Zurichtung  des  Altars  ^^  u.  s.  w.  celebrirt  1^.  Endlich  können  die  solennen  Mes- 
sen nicht  während  der  ganzen  0.  S.  190  gedachten  Zeit,  sondem,  weil  sie  sich  an 
die  kanonischen  Hören  anschliessen  sollen,  allein  zu  bestimmten,  dazu  passenden 
Stunden  gesungen  werden  ^^. 


1  Im  Zu«ammenhAng  damit    wird  auch  die  Musikbegleitung  Toihauden  ist,  bleibt  die  Messe 

Messe  an  einem  Seitenaltare  (die  von  Luther  als  immer  eine  private. 

Winkelmesse  bezeichnete,  Steitz  in  Herzogs  ^Probst,    Eucharistie  als  Opfer  S.  1;  de 

Eeal-Encyklopädie.  2.  Aufl.  3,  638),  oder  die  Herdtl.  c.  n.  13. 

Messe  an  einem  Wochentage   als  Privatmesse  "^  Diese  ergeben  die  verschiedenen  Rubriken 

eharakterisirt.  des  Missales.  Der  Ritus  Ist  n&her  dargestellt  bei 

«  So  z.  B.  Benedict.  XIV.  const.  Oertiores  Probst  S.  231  ff.;  de  Herdtl.  c.  n.  306  ff. 
T.  13.  Nov.  1754,  bull,  elnsd.  1,  94;  Richter-  ®  Cavalleri  l.  c.  P.  II.  c.  28.  decret  I.  n.  1. 

Krahl ,  K.  R,  S.  910.    Verfehlt  ist  die  übliche  ®  Probst  S.  1.    Auch  diese  geben  die  Ru- 

Berufung  auf  das  Trld.  Sess.  XXII.  c.  6.    Wenn  briken  an. 

dieses  sagt:  ^nec  tamen  . . .  missas  illas,  in  qui-  *"  d«  He'dt  1.  c.  n.  302.    Gebraucht  werden 

hu«  solus  sacerdos  sacramentallter  communicat,  mindestens  9  Kleriker,  Probst  8.  231.    Bios 

ut  prlvatas  et  llllciUs  damnat,  sed  prohat«,  so  mit  einem  Diakon  und  Subdlakon  ohne  andere 

helsst  das  nur  soviel,  als  dass  das  KonzU  sie  Ministranten    darf  sie  nach  Congr.  rit.  t.   16. 

nicht  als  Privatmessen  verurtheilt.  März  1681,  nicht  celebrirt  werden ,  AcU  s.  sed. 

»  So  z.  B.  Permaneder,  K.  R.  S-  426.  Da-  ^'  1^' ^^J'ueri  1   c 
mit  sind  aber  diejenigen  Votlvmessen  deflnirt,  ,^  p^^^^  g  ^^^  ;  de  Herdt  n.  302. 

welche  nar  als  Privatmessen  gefeiert   werden  ,3  Doch  Ist  nicht  nöthig,  dass  alle  diese  ins- 

durien.  seren  Solemnititeu  zusammen  beobachtet  wer- 

*  Welche  Theile  der  Messe  dies  sind,  erglebt  ^en,  es  genügt  die  eine  oder  andere,  Cava- 

Missale  rubr.  gen.  XVI.  n.  1.    Man  nennt  diese  üerl  1.  c.  •  Probst  S.  1.  2. 
Messe  daher  auch  vielfach  stille  Messe,  Lese-  14  Nur  eine   besondere  Art   der  feierlichen 

messe  (missa  bassa,  plana,  lecU,  quotidlana),  Messe  ist  die  Pontlfi kaimesse  (missa  pon- 

Schmldta.a.  0.  S.  294.  tifiealis),  welche  von  einem  Bischof  oder  einem 

5  Cavalleri,  opp.  liturg.  t.  III.  c.  9.  n.  1 ;  Prälaten  mit  dem  Rechte,  sich  der  bischöflichen 

Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  2;deHerdt  Inslgnien  zu  bedienen,  celebrirt  wird.  S.  darüber 

L  c  n.  13.   Wenn  also  der  Priester  nicht  singt,  Caeremonlale  episcopor.  II.  n.  9. 
aber  wohl  der  respondlrende   Chor,   Ja  selbst  ^  Mlssale  rubr.  gen.  XV.  2:   „Missa  autem 
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Der  zweiten  Art  der  öffentlichen  Messe,  der  s.  g.  missa  oarUatay  fehlt  die  inner- 
liche Solemnität  der  feierlichen.  Ihr  Ritns  ist  im  allgemeinen  der  der  Privatmesse  ^ 
Es  genttgt  weiter ,  wenn  sie  nur  unter  Assistenz  eines  Lektors  celebrirt  wird  ^ ,  auch 
kann  im  Nothfalle  ein  anderer  Kleriker  ^^  ja  selbst  ein  Laie  als  Ministrant  fongiren; 
ferner  ist  es  gestattet,  dass  zwei  Akolnthen  dabei  assistiren ^. 

Die  Eintheilung  der  Messen  in  private  and  öffentliche,  bz.  feierliche  und  gesun- 
gene ,  beruht  auf  einem  anderen  Eintheilungsprinzip  als  die  in  Temporal-  und  in 
Votivmessen.  Es  giebt  daher  sowohl  private,  wie  auch  öffentliche,  feierliche  und  blos 
gesungene  Temporal-,  wie  auch  Votivmessen. 

In  Privatangelegenheiten  darf  nur  eine  private  Messe  gefeiert  werden.  Da  aber 
die  Innehaltung  der  regelmässigen  Gottesdienst-  und  Messordnung  keine  Privat- 
angelegenheit bildet,  so  ist  die  solenne  unzulässig,  wenn  es  sich  um  eine  Votiv- 
messe  und  zwar  für  ein  privates  Anliegen  handelte  Wohl  aber  darf  eine  solche  als 
solenne  gefeiert  werden ,  wenn  eine  öffentliche  kirchliche  oder  auch  weltliche  oder 
staatliche  Angelegenheit  in  Frage  steht  ^,  Ob  eine  Sache  dieser  Art  vorliegt,  hat  der 
Ordinarius,  bz.  auch  der  Papst  zu  entscheiden  7. 

Was  dagegen  die  Temporalmessen,  Tages-  und  Festmessen  betrifft,  so  bestehen 
dartlber  keine  allgemeinen  gemeinrechtlichen  Vorschriften^,  inwiefern  diese  in  der 
Form  der  solennen  oder  gesungenen  Messe  gefeiert  werden  mttssen  und  gar  nicht 
als  Privatmessen  gelesen  werden  dürfen.  Nur  soviel  lassen  die  Rubriken  des  Missales 


conventaalis  et  solemnis  sequenti  ordlne  dioi 
dabei  In  festis  dupUcibas  et  semldaplidbas, 
in  dominicis ,  et  infra  oot&vas ,  dicta  in  choro, 
hora  Tertia.  In  festis  simplicibus  et  in  ferlis 
per  annnm,  dicta  Sexta.  In  Adv.  Qnadrag.  et 
Qaat.  temporibas ,  etiam  infra  octavam  pente- 
costes  et  vigiliis,  quae  ieiunantar ,  qnamyls  sint 
dies  solemnes,  missa  de  tempore  debet  cantari 
po8t  Nonam'^.  .  .  .  ^5.  Missae  TOtiTae ,  quia  non 
correspondent  officio,  si  solemniter  oelebrentnr 
pro  re  gravi  yel  publica  causa  cum  populi  fre- 
quentia  dicantnr  post  Nonam^ 

1  Vgl.  Missale  ritos  celebrandi  YI.  n.  8;  de 
Herdtl.  c.  n.  300. 

2  Missale  1.  c.  n.  de  Herdt  1.  o.  n.  300.  $.  1. 

3  Also  aacb  ein  Akolntb,  Snbdiakon  oder 
Diakon,  doch  fnngiren  diese  dann  nicht  in  der- 
selben Weise  wie  bei  der  solennen  Messe ,  d  e 
Herdtl.  c.  S-^n.  n.  301.  J.  3. 

4  de  Herdtl.  c.  n.  300.S-3. 

5  Probst  S.  362.  3ö3;  de  Herdt  I.e.  n.27. 
0  Eine  res  gravis  vel  publica  ecclesiae  causa, 

wie  die  Rubricisten  sagen ,  wobei  unter  der  er- 
steren  vielfach  die  weltliche  oder  staatliche  An- 
gelegenheit verstanden  wird,  Probst  S.  367. 
Beispiele  für  beides  bilden  das  Wohl  und  die 
Erhaltung  des  Papstes,  des  Bischofs,  desLandes- 
herm  oder  seiner  Familie ,  die  Danksagung  für 
Abwendung  eines  dem  Gemeinwesen  drohen- 
den Uebels,  wie  eines  Krieges ,  einer  Epidemie, 
oder  die  öffentliche  Bitte  um  Feinhaltung  der- 
artiger Unglücksfalle.  S.  auch  Probs  t  S.  368. 
Dagegen  gilt  die  Professablegung  eines  Reli- 
giösen, die  Wahl  einer  Aebtissin,  die  erste  Messe 
eines  neu  geweihten  Priesters  (Primiz)  nicht  als 
ausreichender  Grund  für  die  Oelebrirung  einer 
solennen    Votivmesse,   Probst  S.   366.  389; 


de  Herdt  1.  c.  n.  27  und  die  dort  citirten  Ent- 
scheidungen d.  Gongr.  rit. 

"^  Denn  diese  sind  die  zuständigen  Kirchen- 
oberen, Probst  S.  367.  Der  letztere  behauptet 
freilich  nach  dem  Vorgänge  von  Ferraris  s«y. 
missa  art.  XIII«  n.  6 ,  dass  darüber ,  ob  eine  res 
gravis  im  Sinne  einer  allgemeinen  weltlichen 
oder  staatlichen  Angelegenheit  vorläge ,  der  Bi- 
schof und  der  Klerus  zu  befinden  haben.  Das 
entspricht  zwar  der  von  ihm  citirten  Entsch.  d. 
Congr.  rit  v.  19.  Mai  (nicht  März)  1607,  in- 
dessen keineswegs  dem  authentischen  Text  der- 
selben, Gardellinied.  cit.n.361.  XV;  1,82. 
Nach  dem  letzteren  hat  die  Congr.  rit.  in  Betreff 
der  Bitten  um  Regen,  um  gutes  Wetter,  um 
Wiederherstellung  des  Fürsten  u.  s.  w.  erklärt : 
„In  Omnibus  casibus  propositis  potest  dici  res 
gravis,  quando  ab  episcopo  et  universo  dero  et 
dvitate  missa  votiva  solemniter  celebratur  cum 
interventu  magistratus  et  populi^.  Es  wird  darin 
also  blos  die  faktische  Theilnahme  des  Klerus 
und  der  Bevölkerung  betont,  weil  daraus  ein 
Moment  für  die  Allgemeinheit  der  Bitten  im 
Gegensatz  zu  blossen  Privatanliegen  entnommen 
werden  kann.  Davon,  dass  der  Bischof  die  Zu- 
stimmung des  Klerus  (welche  Geistlichen  sollten 
dies  sein?  das  Kapitel  oder  der  ganze  Diocesan- 
klerus?)  vorher,  ehe  er  die  Votivmesse  gestattet, 
einzuholen  hat,  steht  kein  Wort  in  der  Ent- 
scheidung. 

s  Doch  kann  auch  das  Provinzialkonzil  dar- 
über Bestimmungen  treffen.  S.  z.  B.  Köln  1860, 
coli,  conc  Lac.  6 ,  341  :  „Diebus  dominicis  et 
festis  semper  missa  solemnis  celebranda  est, 
canente  sacerdote^.  Ueber  speciell  für  einzelne 
Fälle  in  Frage  kommenden  Vorschriften  s.  nach- 
her im  Text. 


§.  207.] 


Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Messe. 


201 


erkennen,  dass  an  den  Festtagen  auch  der  Bedeutung  dieser  Tage  entsprechend  so- 
lenne Messen  gefeiert  werden  sollen.  Aber  andererseits  Usst  sieh  diese  Vorschrift 
bei  kleineren,  selbst  Pfarrkirchen  (z.  B.  mit  einem  Geistlichen)  nicht  ohne  Ausnahme 
durchfahren  S  und  es  steht  deshalb  die  nähere  Bestimmung  dartlber  deiyenigen 
Kirchenoberen  zu ,  welche  Aber  die  betreffenden  Kirchen  die  Jurisdiktion  besitzen, 
also  auch  die  specielle  Oottesdienst-Ordnung  für  dieselben  festzusetzen  haben.  Fttr 
die  Regel  ist  dies  der  Bischof  (Ordinarius)  ^.  So  hat  derselbe  insbesondere  die  Be- 
fägniss,  obschon  nach  gemeinem  Recht  der  P&rrer  seiner  Pflicht  zur  Applikation 
der  Pfarrmesse  ftlr  seine  Gemeinde  durch  die  Lesung  einer  blossen  Privatmesse  ge- 
nügt^, für  die  Festtage  die  Celebrirung  einer  solennen  Messe  anzuordnend 

Dagegen  muss  die  tmssa  eonveniuaUs^  täglich  in  cantu,  also  als  solenne  Messe  ^, 
mindestens  aber  als  gesungene  Messe ^,  celebrirt  werden^.  Dasselbe  gilt  auch  von 
denjenigen  Messen,  welche  das  Kapitel  zu  gewissen  Zeiten  ^  neben  der  eben  gedach- 
ten (der  missa  de  tempore)  an  demselben  Tage  zu  feiern  hat^<^,  sofern  nicht  etwa 
durch  päpstliche  Indulte  eine  Ausnahme  gestattet  ist^^ 


i  So  hat  selbst  die  Oongr.  rlt.  f&i  den  Grün- 
donnerstag, an  welchem  auch  in  den  Pfarrkirchen 
die  Messe  solenn  gefeiert  werden  soll ,  erlaubt, 
dass  die  Ordinarien  auf  Jedesmalige  Torherlge 
Anfrage  dem  Pfarrer ,  neben  welchem  keine  an- 
deren Kleriker  vorhanden  sind  j  die  Celebrimng 
einer  Priratmesse  gestatten  können,  Acta  s.  sed. 
1,492. 

2  Wegen  der  Mitwirkung  des  Domkapitels  s. 
Bd.  IL  S.  154.  156,  und  der  Rechte  der  Kapitel 
in  dieser  Hinsicht  a.  a.  0.  S.  133.  Vgl.  auch 
Congr.  rit  v.  3.  August  1837,  Gardellini  ed. 
cit  n.  4062;  2,  365:  JII.  An  episcopus  possit 
de  se  praescribere  horas,  in  quibus  celebrari  de- 
beant  mlssae  lectae  in  ecclesia  cathedrali  seu  po- 
tius  cum  consensn  capituU?  Negative  ad  pri- 
mam  partem ;  affirmative  ad  secundam^. 

8  Bd.  II.  S.  295.  Weder  in  Bezug  auf  die  Art 
,der  Messe,  nooh  in  Bezng  auf  die  Stunde  ist  die 
Yerpfliehtnng  durch  das  Tridentinum  und  die 
bezüglichen  päpstlichen  Konstitutionen  näher 
normlrt.  S.  auch  die  Entsch.  d.  Gongr.  rit.  v. 
27.Februar  1827,  Gardellini  ed. cit.  n,  5079 ; 
4,  126:  J[y.  An  parochus  privatim  celebrans 
possit  applicare  pro  suis  Tel  teneatur  applicare  fa- 
cere  pro  populo  sununum  saorum?  Posse  vel  per  se 
▼el  per  alium ,  quin  requiratur  missa  solemnis^, 
u.  Tom  22.  Juli  1848,  1.  c.  n.  5129;  4, 145;  .,Re- 
sponsionem  datam  d.  27.  Febr.  1847  intelligen- 
dam  esse  quoad  missam  solemnem^;  s.  auch 
Bouix  de  parocho  ed.  III.  p.  578.  581. 

^  Wenn  aber  der  Pfarrer  an  einem  solchen 
Tage  zwar  nicht  eine  solenne,  wohl  aber  eine 
PrlTatmesse  zu  lesen  im  Stande  ist ,  so  darf  er, 
da  die  Pflicht ,  für  die  Gemeinde  zu  applidren, 
ihm  persönlich  obliegt  (s.  nachher  unter  G),  wohl 
die  Gelebrirung  der  feierlichen  Messe  einem  an- 
deren Geistlichen  übertragen ,  aber  derselbe  hat 
diese  nicht  pro  populo  persönlich  zu  applidren, 
sondern  der  Pfarrer  muss  seine  desfallsige  Ver- 
pflichtung durch  die  Ton  ihm  gelesene  Prlyat- 
meise  erfüllen,  Bouix  1.  c.  p.  581. 


^  Gonst  Benedict.  XIV. :  Gum  semper  oblatas 
V.  19.  August  1744.  S-  11-  (▼«!.  o^en  S.  197. 
n.  3.) :  „ut  in  singulis  diebus  in  eccleslis  pa- 
triarchalibus ,  cathedralibus  et  ooUegiatls  tum 
horae  canonicae  debitis  modo  et  forma  recitentur, 
tum  etiam  missa  conyentnalis  celebretar". 

«  Gongr.  ritv.  17.  Juli  1627,  Gardellini 
ed.  cit.  n.  697 ;  1 ,  156 :  ^An  in  ferils  quadra- 
gesimae  possit  adstringere  (episcopus)  canonicos, 
ut  a  capellanis  canere  fadant  missam  conven- 
tualem  feriae  cum  diacono  et  subdiacono  ?  Posse 
adstringi";  s.  auch  ibid.  n.  775.  1931;  1,  167. 
326;  Ferraris  s.  v.  canonicus  art.  V.  n.  66ff.; 
de  Herdt.  praxis  capitularis.  Lovanii  1881. 
p.  298;  Ballayl.  c.  p.  296. 

7  Wenn  nicht  die  genügende  Zahl  yon  assisti- 
renden  Klerikern  zu  beschaifen  ist,  de  Herdt 

1.  c  p.  299,  s.  auch  p.  303. 

8  Ausnahmsweise  darf  die  Konventualmesse 
als  Privatmesse  gelesen  werden,  wenn  der  Bischof 
selbst  an  dem  betreffenden  Tage  pontlflcaliter  ce- 
lebrirt, Gongr.  rlt.  y.  12^  November  1831  zu 
Nr.  20,  Gardellini  I.e.  n.  4669;  3  app.  p.74 
77 ;  femer  am  Frohnleiohnamstage ,  wenn  der 
Bischof  selbst  in  einer  Privatmesse  das  Sakra- 
ment für  die  Prozession  bereitet ,  Gaerem.  epl- 
sftop.  II.  33.  n.  31.  Die  Nothwendigkeit ,  ausser 
der  Konyen tualmesse  des  Tages  nooh  eine ,  z.  B. 
eine  Yotlymesse  zu  feiern,  entbindet  aber  das 
Kapitel  nicht  von  der  gedachten  Pflicht,  de 
Herdt,  praxls  capitularis  p.  298.  299. 

»  8.  0.  S.  197. 

10  Missale  rnbr.gen.III.1.2.  u.  XV.  2;  Gongr. 
rit  y.  1630,  Gardellini  ed.  dt  n.  851;  1, 
177  u.  y.  1737.  1750.  n.  4062  XI.  u.  n.  4233  I. ; 

2,  366.  438;  Ballay  L  c.  p.  302. 

11  Solche  Indulte  bei  Gardellini  n.  4880 
u.  n.  4924  U. ;  4,  50.  57,  sowie  Acta  s.  sed.  9, 
600.  Eine  dahin  gehende  Gewohnheit  Ist  aber 
nicht  rechtsverbindlich,  Gardellinl  n.  4542. 
V. ;  3,  97  ;  Acta  s.  sed.  9,  601. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.207. 


Endlich  hat  auch  der  Bischof  an  bestimmten  Festtagen  eine  solenne  Messe,  eine 
s.  g.  Pontifikalmesse,  zu  haltend 

G.  Besonderheiten  in  Folge  der  Applikationspflicht  bestimmter 
Messen.  Gemeinrechtlich  besteht  keine  allgemeine  Regel  darüber,  fttr  welche  Per- 
son die  einzelne  Messe  von  dem  Celebranten  zn  appliciren  ist^.  Innerhalb  der  o. 
S.  182  gedachten  Grenzen  hat  daher  jeder  Priester  seinerseits  darüber  zu  bestimmen. 
Er  kann  daher  nach  seinem  Belieben  die  Messe  für  sich  selbst  oder  für  eine  andere 
Person  appliciren.  Ja,  der  kirchliche  Obere  ist  nicht  berechtigt ,  ihm  in  dieser  Hin- 
sicht bindende  Vorschriften  zu  machen  3. 

Diese  Freiheit  ist  aber  nicht  ausnahmslos.   Zunächst  verpflichtet : 

1.  das  gemeine  Recht  einzelne  kirchliche  Amtsträger,  kraft  ihres  Amtes 
(ratione  ofificii)  gewisse  Messen  in  einer  bestimmten  Weise  zn  appliciren. 

Es  gehört  hierher  erstens  die  Pfamnesse  (missa  paroeMaUs)  ^.  Jedem  Pfurer 
oder  jedem  anderen  Geistlichen,  welcher  kraft  seiner  Stellung  die  Seelso^e  selbst- 
ständig zu  verwalten  hat^  liegt  die  Pflicht^  ob,  eine  Messe ^,  nnd  zwar  persönfieh®, 


1  Das  Gaeremoh.  episcopor.  II.  16. 29  verlangt 
die  Gelebrlning  durch  den  Bischof,  wenn  irgend 
angäiiglioh,  am  Ostersonntag,  ferner  an  Eplpha- 
nia.  Ausserdem  bezeichnet  es  eine  Reihe  yo'u 
Festtagen  (z.  B.  Weihnachten,  Gründonnerstag, 
Himmelfahrt,  Pllngstsonntag)  als  solche,  an 
welchen  die  Bischöfe  selbst  herkömmlicher  Weise 
celebriren.  Vgl.  auch  Bd.  III.  S.  226. 

«  Glhr  S.  167. 

9  Weil  dies  dem  gemeinen  Recht  widersprechen 
würde,  nnd  er  dasselbe  nicht  abzuändern  be- 
fagt  ist. 

*  Bd.  11.  S.  295. 

ft  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  spricht  von  „om- 
nes,  qulbuB  cura  anlmarum  commlssa  sit**  (s.  auch 
ibid.  c.  14),  Benedict  XIV.  const  Cum  semper 
oblatas  y.  19.  Angnst  1744.  $,  4,  eiasd.  bull.  1, 
163  von:  „omnes  et  singuli,  qui  actu  animaram 
curam  exeroent,  et  non  solum  paroohi  aut  tI- 
carli  saeculares,  verum  etiam  parochi  aut  vlcarii 
regulares^  const.  Pii  IX. :  Amantissiml  y.  B. 
Mai  1858,  Areh.  f.  kath.  K.  R.  3,  230  von 
„paroohos  aliosque  omnes  anlmarum  ouram  actu 
gereutes'*.  Es  gehören  ausser  dem  eigentlichen 
Pfarrer  also  hierher  amovibel  angestellte  Seel- 
sorger ,  wie  Missions-  und  Succursalpfaner  und 
Mönche,  welche  eine  Pfarrei  verwalten ,  Pfarr- 
admlnistratoren  (vioarli  residentes) ,  Bd.  II. 
8.  324,  die  Vikare,  welche  für  einen  mit  der 
cura  habitualis  ausgestatteten  Bischof  oder  ein 
Dom-  oder  Kollegiatkapltel  die  aktuelle  Seel- 
sorge ausüben,  Congr.  oonc  v.  1878  u.  1882, 
Acta  8.  sed.  15,  323;  endlich  auch  die  aposto- 
lischen Vikare  nnd  Missionare  In  den  Missions- 
gebieten, aber  allein  unter  der  Voraussetzung, 
dass  Ihnen  elneMlsslonspfarrel  (Bd.  IlL  S.  360) 
zur  Verwaltung  übergeben  Ist,  Propaganda  v. 
1863,  Acta  s.  sed.  1,  407  u.  Ck>UecUu.  s.  sedis 
mlssion.  p.  189.  n.  375.  Dass  dagegen  unter 
keinen  Umstanden  Seelsorger  an  Frauenklöstern, 
Spitälern  und  Gefängnissen,  sowie  Mllitärgelst- 
liohe  die  Pflicht  haben,  weil  ihnen  die  Seelsorge 
nicht  vermöge  Ihres  Amtes  ,  sondern  durch  spe- 
cielle  Delegation  des  Bischofs  übertragen  ist ,  so 


Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  45,  geht  zu 
weit ,  denn  es  giebt  organislrte  Militarseelsorge- 
Bezirke  mit  besonderen  Milltärpfarrem  (Bd.  II. 
S.  339,  8.  dazu  jetzt  noch  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
51, 163),  Anstaltspfarreien  mit  eigenen  Anstalts- 
pfarrem,  welche  ein  Amt  im  eigentlichen  Sinne 
(Bd.  II.  S.  364),  also  ein  Seelsorger-Amt  haben 
und  nicht  blos  Deleglrte  des  Bischofs  sind. 

Die  Pflichten  liegen  auch  den  Seelsorge-Gelst- 
llchen  der  unlrten  Orientalen  ob,  aber  In  Betreff 
der  Tage  ist  das  Recht  der  Occldentaleu  nicht 
massgebend,  Acta  s.  sedls  1,  408. 

^  Nicht  direkt  nach  göttlichem  Recht,  well  das 
Pfanamt  nicht  auf  dem  ins  divinum  beruht, 
denn  das  durch  das  letztere  angeordnete  Seel- 
sorge-Amt Ist  das  des  Bischofs.  Aber  weil  das 
Pfarramt  ein  Hülfsamt  des  bischöflichen  ist,  hat 
die  Kirche  diese  Pflicht  auch  auf  dasselbe  über- 
tragen. Wenn  sie  also  immer  Indirekt  aus  dem 
göttlichen  Recht  herfliesst,  so  bleibt  sie,  well 
sie  durch  das  menschliche  Recht  normlrt  ist, 
doch  dispensabel ,  s.  die  Erörterung  in  Acta  s. 
sed.  1,  390. 

^  S.  0.  S.201. 

s  Das  ergiebt  die  Fassung  des  Tridentinums, 
und  Ist  unstreitig,  sowie  feste  Praxis  der  Gongr. 
conc. ,  8.  die  Entscheidungen  bei  Bon  ix  de 
parocho  p.  576  und  Acta  s.  sedls  8,  186,  u.  14. 
332;  vgl.  auch  Bd.  III.  S.  233.  Weder  eine  diese 
Pflicht  beseitigende  Gewohnheit  oder  eine  Ge- 
wohnheit, dass  der  Seelsorger  sich  beliebig 
durch  einen  andern  von  Ihm  erm&chtlgten  Geist- 
lichen vertreten  lässt ,  selbst  wenn  sie  seit  un- 
vordenklicher Zeit  geübt  worden  sein  sollte ,  Ist 
rechtsgültig,  Benedict.  XIV.  const.  Gum  semper 
dt.  ^  5  und  die  Entseheldungen  d.  Gongr.  conc. 
In  Richter,  Tridentlnum  S.  135  n.36  u.  AoU 
s.  sed.  7,  187.  Dagegen  ist  ein  abwechselndes 
Appliciren  durch  den  Pfarrer  und  die  Ihm  be- 
stellten Hülfsgeistlichen,  wenn  diese  gerade 
nach  den  Anstellungsbedingungen  oder  den  Be- 
stimmungen der  Fundationsurkunde  ihres  Amtes 
zur  Aushülfe  in  den  seelsorgerisohen  Functionen 
dienen  sollen,  statthaft,  Acta  s.  sed.  7,  187,  und 
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fiülfl  nicht  ein  dringender  HinderongBgnud ^  vorliegt 2,  in  der  Pfarrkirche^  an  Sonn- 
und  Feiertagen^  ftlr  die  ihm  anvertraute  Gemeinde^  zu  appliciren^. 


e1>eu80  eine  Uebung ,  dass  bei  obwaltender  cora 
habltnalis  des  Kapitels  statt  des  mit  der  aktuellen 
SeelsoTge  betrauten  Vikars  die  Domherren  selbst 
naeh  einem  bestimmten  Turnus  die  Pfarrmesse 
oelebriren,  1.  0. ,  denn  das  zur  Seelsorge  berech- 
tigte Kapitel  kann  sich  selbst  bestimmte  pfarr- 
amtUehe  Obliegenheiten  vorbehalten ,  vgl.  auch 
Acta  s.  sed.  11,  242. 

1  Z.  B.  eine  berechtigte  Abwesenheit  (Ur- 
laub), Krankheit ,  die  Pflicht ,  die  KouTentual- 
messe  zu  celebriren,  falls  der  Seelsorger  zugleich 
Kanoniker  Ist,  Benedict.  XIV.  const  Cum  sem- 
per  cit  %.  17.  Bei  zwei  aeque  prlnoipaliter  oder 
per  sublectionem  unlrten  Pfarrelen  muss  die  für 
beide  vorhandene  Pflicht  erfQllt  werden,  well  sie 
fQr  diese  fortbesteht.  Daher  kann  der  Pfarrer 
nicht  In  der  einen  oder  andern  blos  eine  Messe 
lesen  und  sie  fflr  beide  Gemeinden  applidren, 
vielmehr  muss  er  an  demselben  Tage  in  Jeder 
eine  Pfairmesse  lesen ,  falls  er  aber  zu  blniien 
(s.  0.  S.  186)  ausser  Stande  ist,  in  der  zweiten 
PCarrel  die  Messe  durch  einen  Stellvertreter  auf 
seine  Kosten  halten  lassen  und  in  Ermangelung 
eines  solchen  fflr  die  letztere  nachträglich  in 
der  Woche  selbst  appUciren,  Bd.  III.  S.  429, 
Acta  s.  sed.  8,  33.  701  und  17,  377. 

*  In  solchen  Fällen  darf  aber  die  Pfarrmesse, 
well  sie  an  den  betreffenden  Tagen  in  der  Pfarrei 
gebalten  werden  soll ,  nicht  unterbleiben ,  viel- 
mehr hat  der  Stellvertreter  des  Pfarrers  diese  zu 
feiern ,  und  wenn  ein  solcher  bei  Verhinderung 
des  Pfarrers  nicht  bestellt  wird,  muss  der  Pfarrer 
selbst  fflr  einen  solchen  sorgen,  so  z.  B.  wenn  er 
durch  die  Gelebrlmng  der  Konventualmesse  oder 
durch  die  Verwaltung  einer  andern  Pfarrei  in 
Anspruch  genommen  Ist,  s.  vor.  Anm.  Doch  ge- 
nügt er  bei  legitimer  Abwesenheit  seiner  Pflicht, 
wenn  er  durch  einen  andern  in  der  Pfarrkirche 
Messe  lesen  lässt  und  selbst  an  seinem  Auf- 
enthaltsort fflr  seine  Gemeinde  eine  Messe  liest 
und  appliclrt,  Acta  s.  sed.  7,  191. 

8  Das  folgt  daraus,  dass  er  fflr  seine  Pfarr- 
an gehörigen  die  Messe  zu  celebriren  hat ,  sowie 
daraus,  dass  die  letzteren  ihren  gottesdienstlichen 
Vereinigungspunkt  in  der  Pfarrkirche  haben,  an- 
dererseits der  Pfarrer  zur  Residenz  bei  derselben 
und  zur  Vornahme  der  Pfarr-Funktionen  in  der 
letzteren  verpflichtet  ist,  s.  auch  Barbosa  de 
offldo  parocM  I.  11.  n.  3;  Boulx  1.  c.  p.  580 
und  die  dort,  sowie  Acta  s.  sed.  7,  188  ange- 
fflhrten  Entscheidungen  d.  Congr.  conc  Jede 
davon  abweichende  Gewohnheit  Ist  ebenfalls 
unzulässig.  Die  vor.  Anm.  a.  £.  cltirte  Ent- 
scheidung steht  nicht  entgegen,  denn  sie  betiifft 
allein  die  Frage ,  wie  der  berechtigter  Welse  ab- 
wesende Pfarrer  seiner  Pflicht  genflgen  kann. 

4  An  den  Feiertagen  de  praecepto  und  nach 
der  cit.  const.  Pii  IX. :  Amantissiml  v.  3.  Mai 
1858 :  „tum  ITUs  etiam  qui  ex  huius  apostolicae 
sedis  indulgentla  ex  dlerum  de  praecepto  festorum 
numero  sublati  ac  translatl  sunt ,  quemadmodum 
ipri  animarum  curatores  debeant,  dum  memorata 
IJrbanl  VIII.  oonstituüo  (nämlich :  Universa  per 
orbem  v.  13.  September  1642,  bull.  Taurin.  15, 
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fest! vi  de  praecepto  dies  imminuerentur  et  trans- 
ferrentur.  Quod  vero  attinet  ad  festos  translatos 
dies  id  unnm  excipimus ,  ut  scilicet  qnando  una 
cum  solemnitate  divinum  officium  translatum 
f uerit  in  dominicum  diem,  nna  tantum  missa  pro 
populo  Sit  a  parocho  applicandum,  quandoquldem 
missa  quae  praedpua  divlni  offlcii  pars  est,  una 
simul  cum  ipso  officio  translata  exlstimari  debet" 
auch  an  allen ,  nach  der  gedachten  Konstitution 
augeordneten ,  aber  jetzt  als  de  praecepto  aufge- 
hobenen Feiertagen,  deren  Officium  nicht  auf 
einen  Sonntag  verlegt  ist  (an  denen  also  die 
Gläubigen  arbeiten  dürfen  und  die  Messe  zu 
hören,  nicht  mehr  verpflichtet  sind ,  F essler, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  5,  342,  vgl.  anch  $.  213). 
In  Betreff  frflher  erlassener,  welter  gehender  Be- 
freiungsindulte,  wie  z.  B.  des  zum  französischen 
Konkordat  v.  1801  gehörigen  v.  9.  April  1802, 
bestimmt  die  Konstitution:  ^Et  quoniam  non 
desunt  animarum  curatores ,  qui  pecullare  ali- 
quod  reductionis,  ut  dlcunt,  indultum  ab  hac 
apostollca  sede  obtinuere,  ooncedimus,  ut  hulus- 
modi  Indnltl  beneflcio  perfrui  pergant,  inxta 
tamen  concessiones  In  Indulte  expressas  et  donec 
parochorum  offlcium  exerruerint  in  paroeciis, 
quas  in  praesentiarum  regunt  et  administrant^, 
s.  dazu  auch  Acta  s.  sed.  12,  514,  Boulx  1.  c. 
p.  672 ff.,  Verhoufen,  de  missae  sacriflcio  . .  . 
offerendo  dlebus  dom.  et  festis  etiam  Indult, 
apost  d.  9.  April  1682  suppressis.  Lovan.  1842. 
Bei  unirten  Pfarreien  kann  der  Pfarrer ,  wenn  er 
fflr  solche  Festtage  keine  Befugniss  zur  Blnation 
hat ,  die  Messe  fflr  die  zweite  Pfarrei  an  einem 
anderen  Tage  appllclren,  Acta  s.  sed.  8,  33. 

ö  Daher  kann  der  Pflicht  nicht  durch  Lesung 
der  Konventualmesse  (s.  nachher  oben  im  Texte) 
genflgt  werden ,  Richters  Tridentinum  S.  135 
n.  35  und  Acta  s.  sed.  15,  323  (vgl.  femer  auch 
unten  S.  204  n.  5) ,  ebensowenig  dadurch ,  dass 
der  Pfarrer ,  welcher  au  den  Festtagen  eine  so- 
lenne Messe  fflr  eine  an  der  Pfarrkirche  errichtete 
Brüderschaft  zu  celebriren  hat,  diese  fflr  die  Ge- 
meinde applicirt  und  in  der  Woche  eine  andere 
Messe ,  welche  er  dann  fflr  die  erstere  applicirt, 
liest,  1.  c.  3,  97. 

6  Die  Geringfügigkeit  des  Pfarreinkommens, 
oder  der  Remuneration  für  die  Verwaltung  der 
Seelsorge ,  selbst  wenn  der  Betrag  so  niedrig  ist, 
dass  der  Geistliche  genöthigt  ist,  durch  Lesen 
von  Messen  gegen  Stipendien  das  zum  Lebens- 
unterhalt Erforderliche  dazu  zu  erwerben,  beseitigt 
die  Pflicht  nicht,  doch  gewährt  die  const.  Bene- 
dict. XIV. :  Cum  semper  $.  8  den  Bischöfen  fflr 
solche  Fälle  die  nachstehende  Dlspensatlons- 
befugnlss :  „Quia  vero  .  . .  agnovlmus ,  allquos 
esse  parochos  adeo  pauperes ,  ut  forme  ex  elee- 
mosynls,  quas  a  fidel ibus  pro  missarum  celebra- 
tione  acdpinnt,  vivere  cogantur,  eos  vero  qui 
ecolesla  parochlali  vacante  ad  animarum  curam 
exercendam  sub  viearii  seu  oeoonoml  nomine  de« 
putantur,  aliqulbus  in  locis  adeo  llliberaliter 
tractari,  ut  exlgua  redditus  Ipsls  constituti  et 
pauca  incerta  emolumenta  eisdem  obvenlentia 
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Ferner  ist  auch  der  Bischof  verpflichtet,  die  Messe  fOr  seine  Diöcesan- 
Angehörigen  darzubringen  ^  Die  frflher  bestehende  Eontroyerse ,  ob  derselbe  die 
Messe  nur  ab  und  zn  oder  an  bestimmten  Festen  für  diese  zu  appliciren  habe^,  hat 
Leo  XIII.  durch  die  Bulle:  In  suprema  rei  v.  10.  Juni  1882  ^  dahin  entschieden,  dass 
alle  Bischöfe  mit  Ausnahme  der  Titularbischöfe ,  an  allen  Sonntagen  und  an  allen 
Feiertagen  dieses  zu  thnn  verpflichtet  sind  ^,  dass  aber  bei  aeque  principaliter  unirten 
Bisthflmem  eine  einzige  Messe  fdr  die  gesammten  Diöcesen  beider  genügt  ^. 

Endlich  sind  die  Dom-  und  Eollegiat-KapiteH  verbunden  ^^  die  tftglich  zu 
feiernde  Konventualmesse  ^  ftlr  die  besonderen  Wohlthäter  der  betreffenden  Kirche 
im  Allgemeinen  und  insgesammt^  zu  appliciren. 


aegre  ad  eorum  vitae  necesBaria  sufttoiant ,  quod 
ils  quoque  uou  raro  evenire  solet ,  qui  in  aliqui- 
bus  ecclesÜB,  liabitnall  oura  apud  alios  mauente, 
actnali  tantum  exeidtlo  saut  addicti ....  quod 
pertinet  ad  praedictos  parochos  egentes,  nnicniqne 
vestrum  faoultatem  concedimus ,  cum  iii ,  qnos 
re  vera  tales  esse  noveritis ,  opportune  dispen- 
sandis,  adeo,  nt  etiam  diebus  festis  hulusmodi 
eleemosynam  ab  aliqno  pio  offerente  recipere  et 
pro  Ipso  saciifloium  applicare ,  quatenns  id  ab  eo 
requiratur,  libere  et  Holte  posslnt  et  yaleant, 
dummodo  ad  necetsarlam  populi  oommoditatem 
in  ipaa  eccleaia  parochiall  mlssam  celebrent ,  ea 
tarnen  adieota  conditione,  ut  tot  missaa  infira  heb- 
domadam  pro  popnlo  applicent,  quot  in  diebus 
festis  infra  eandem  hebdomadam  oeourrentibus 
iuxta  peculiarem  intentlonem  alterius  pii  bene- 
factoris  obtulerint ^^  s.  auch  Richters  Triden- 
tinum  S.  136  n.  34. 

Wird  die  Pflicht  nicht  erfailt,  so  sind  die  be- 
treffenden Messen  immer  noch  nachtraglich  zu 
lesen  und  pro  populo  zu  appliciren,  Acta  s.  sed. 
7,  191f  doch  wird  in  Fällen,  wo  aus  gegründeten 
Ursachen  oder  aus  Irrthum  der  Vorschrift  nicht 
genügt  ist,  Tom  päpstlichen  Stuhle  Absolution 
gewährt,  AcU  s.  sed.  8,  3a  474.  705.  Auch 
kann  der  Bischof  bei  pflichtwidrigen  Yersäum- 
nissen  mit  arbitriLren  Strafen  im  DisdpUnarwege 
einschreiten. 

1  Und  zwar  nach  dem  ins  divinum ,  Trident. 
XXUI.  c.  1  de  ref. 

2  Denn  während  das  Trienter  Konzil  die  Pflicht 
der  Pfarrer  näher  in  der  im  Text  angegebenen 
Weise  normirt  hat,  hat  es  dies  in  Betreff  der 
Bischöfe  unterlassen  (Trid.  L  o.  c.  14  bezieht 
sich  nicht  auf  diese).  YgL  P  r  o  b  st ,  Eucharistie 
als  Opfer,  S.  53 ;  AcU  s.  sed.  1 ,  392  ff.  u.  14, 
536  ff. 

3  Arch.  t  kath.  K.  R.  49,  269. 

^  A.  a.  0.  S.  263:  „decemimus  et  declaramus, 
omnes  et  singulos  episcopos,  quaeumque  digni- 
tate,  etiam  cardinalitia  auetos,  item  abbates  iuris- 
dictionem  quasi  episcopalem  in  clemm  et  popu- 
lum  cum  territorio  separate  habentes,  In  domini- 
cis  aliisque  festis  diebus,  qul  ex  praecepto  adhuc 
serrantur  et  qui  ex  dierum  de  praecepto  festorum 
numero  sublati  sunt  (s.  S.  203  n.  4),  omni  exi- 
gultatis  reditunm  excusatlone  aut  alia  quayis  ex- 
ceptione  remota,  ad  mlssam  pro  populo  sibl  com- 
misso  oelebrandam  teneri  .  .  .  ea  quae  supra  con- 
stituta  sunt,  ad  episcopos  non  spectare,  qui  titn- 
lares  dicantur". 


^  .  .  „declaramus,  eosdem  episcopos  et  abbates 
huic  officio  satis  esse  facturos  per  celebrationem 
unius  missae  pro  universo  populo  sibi  commisso, 
etiamsi  plures  dioeceses  vel  abbatias  aeque  prin- 
cipaliter unitas  regant"  (also  auch  wenn  blos  eine 
unio  per  subiectionem  vorliegt). 

Wenn  aber  der  Bischof  zugleich  Pfarrer  einer 
Pfarrei  ist,  so  erfüllt  er  die  Pflicht,  die  Pfarr- 
messe für  die  Parochlanen  zu  appliciren,  nicht 
durch  die  Messe  für  die  Diöcesanen,  Acta  s.  sed. 
1 ,  408  u.  11 ,  338,  anders  wenn  er  blos  kraft 
seines  bischöflichen  Amtes  in  einer  vakanten 
Pfarrei  celebrirt,  1.  c.  14,  554. 

«  c.  11  (Honor.  III.)  X.  de  celebr.  miss.  III. 
41;  Bd.  II.  S.  141.  148;  Oonst.  Benedict  XIV. 
Cum  semper  cit  (s.  o.  S.  201  n.  5). 

"^  Auch  dann ,  wenn  in  der  Fundations-  oder 
Erektionsurkunde  nichts  darüber  bestimmt  ist 

8  Sind  mehrere  Konventualmessen  an  einem 
Tage  zu  feiern  (s.  o.  S.  197) ,  so  gilt  das  auch 
von  diesen,  Entsch.  d.  Gongr.  in  Richters  Tri- 
dentinum  S.  133.  n.  23  und  in  Acta  s.  sed.  9, 
333 ,  nach  der  Const  Benedict  XIV.  cit.  J.  22 
aber  nur  dann,  wenn  eine  feste  Gewohnheit  dafür 
besteht. 

9  Benedict  XIV.  const  cit  $.  11 :  „ut  sdUcet 
missa  conventualis,  quae  singulis  diebus  canitur 
a  clero  predictamm  ecolesiarum  pro  earundem 
benefactorlbus  in  genere  quotidie  applieetur^, 
es  genügt  alsonicht  ($.  12),  dass  die  Messe  „pro 
certo  aliquo  ecdesiae  benefactore  vel  grati  animi 
vel  ex  vi  oneris  impositi^  gefeiert  wird  oder  gar, 
dass  blos  ($.  13)  „pro  benefactorlbus  in  genere 
aliquae  preces  interdum  flaut  vel  anniversaria 
statis  diebus  sacrlflcia  pro  Ulis  peragantur^ ,  s. 
auch  Richters  Tridenttnum  S.  134.  n.  28.  29. 

Die  Pflicht  kann  nicht  durch  Gewohnh^t, 
selbst  nicht  durch  eine  unvordenkliche  beseitigt 
werden,  const  cit  $.  16.,  s.  auch  Congr.  conc  in 
Richters  Trideutinum  S.  133  n.  21  und  Acta 
s.  sed.  3,  633. 

Eine  Ausnahme  ist  nach  oonst.  cit.  %,  22  bei 
den  Kapiteln  zugelassen ,  bei  denen  eine  solche 
Applikation  bei  der  zweiten  oder  dritten  Messe 
nicht  hergebracht  ist,  „dummodo  in  commemora- 
tione  pro  defunotis  ecdesiae  benefactorum  in  ge- 
nere non  obliviscantur" ,  femer  kann  eine  solche 
für  die  zweite  und  dritte  Messe  oder  eine  Be- 
schränkung der  ersten  auf  Festtage  durch  päpst- 
liches Indult  gewährt  werden :  „attenta  canonlca- 
tuum  et  benefldorum  tennitate^,  s.  l.  c  $.21, 
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2.  Measstiftungen  und  Manual-Messen  ^  Abgesehen  von  den  eben  be- 
sprochenen Fällen  kann  eine  bestimmte  AppUkationspflicht  a.  durch  die  besonde- 
ren Fundationsbedingungen  eines  zum  Zwecke  der  Messfeier  errichteten  Bene- 
fiziums  oder  einer  besonderen  Messstiftung 2,  gleichviel,  ob  dieselbe  als  selbststän- 
dige Stiftung  (z.  B.  als  s.  g.  capella  laicalis)  ^  errichtet  oder  einer  Kirche  oder  einem 
besümmten  Benefizium  zugewendet  worden  ist,  begründet  sein.  Ja,  selbst,  wenn 
nichts  ttber  den  Willen  des  Stifters  bekannt ,  namenüich  von  ihm  nichts  über  die 
Applikation  der  zu  haltenden  Messen  angeordnet  worden  ist ,  hat  der  Priester ,  wel- 
chem das  Benefizium  übertragen  ist  oder  welchem  sonst  die  Celebrirung  der  Messen 
obliegt,  die  Pflicht,  diese  für  den  Stifter  {pro  anima  fimdatoru)  zu  appliciren^.  Nur 
dann ,  wenn  nach  den  obwaltenden  Umständen  eine  dringende  Yermuthung  dafür 
Yorliegt,  dass  der  Wille  des  Stifters  nicht  dahin  gegangen  ist,  tritt  diese  Verbindlich- 
keit nicht  ein\ 

Sofern  fundationsmässig  nichts  anderes  bestimmt  ist,  ist  diese  Pflicht,  die  Messe 
zu  lesen  und  zu  appliciren,  eine  dauernde  und  unterliegt  keiner,  selbst  nicht  der 
hunder^fthrigen  Verjährung  ®. 

b.  Endlich  wird  eine  derartige  Pflicht  auch  in  den  o.  S.  182  erwähnten  Fällen 
be^pründet ,  in  welchen  der  Priester  ein  s.  g.  Stipendium  ^  [eleemow^na ,  genauer  im 
Gegensatz  zu  dem  fundationsmässig  zu  gewährenden,  eUem,  manuaUsj  auch  aüpendittm 
tnanualej  adcmütvum),  zur  Feier  einer  Messe  [nUssa  manuaUa)  oder  eine  mit  einer  sol- 
chen Verbindlichkeit  belastete  einseitige  Zuwendung,  z.B.  ein  Legat,  annimmt^, 
weil  derartige  Messen  kaum  jemals  anders  als  zu  bestimmten  Zwecken,  d.  h.  unter 
einer  näheren  Bestimmung,  wie  sie  applicirt  werden  sollen,  verlangt  werden. 

In  den  zu  a.  gedachten  Fällen  fliesst  die  Pflicht  zur  Feier  und  Applikation  der 
Messe,  sofern  eine  solche  Last  auf  einem  Benefizium  ruht,  aus  der  mit  der  Annahme 
des  letzteren  von  selbst  gegebenen  Amtspflicht  her,  und  nicht  minder  ist  sie  eine 
amtliche,  wenn  eine  besondere  Messstiftung  mit  einem  bestimmten  Benefizium  ver- 
bunden ist. 

Dagegen  wird  in  dem  Falle  b.  die  Pflicht  durch  den  Willensakt  des  Priesters 


Act4  e.  sed.  9,  333;  Richters  Tridentinum  erfolgen,  wenn  blos  eine  bestimmte  Anzahl  yon 

S.  133.  n.  26.  27.  Messen  fQr  ihn  applicirt  werden,  dem  oelehriren- 

Oh  die  drei  Weihnachtsmesseu  sämmtlich  für  den    Geistlichen    aber  das   Nähere    überlassen 

die  Wöhlthäter applicirt  werden  müssen,  ist  strei-  bleiben  soll ,  R 1  c  h ter  1.  c  n.  65 ,  femer  wenn 

tig,  8.  d e  H  erd  1 1.  c.  p.  297.  der  Stifter  gleichzeitig  zwei  derartige  Stiftungen 

1  Darüber,   in  wie  fern  die  hier  erörterten  gemacht  nnd  blos  in  Betreff  einer  die  Applikation 

Grundsätze  durch  das  in  den  einzelnen  Staaten  für  sich  selbst  angeordnet,  in  Betreff  der  anderen 

bestehende  Recht  Abänderungen  erleiden,  kann,  dagegen  Jede    nähere  Bestimmung  unterlassen 

weil   dabei   lediglich    die    vermögensrechtliche  hat,  1.  c  n.  52. 

Seite  in  Frage  kommt,  erst  später  in  der  Lehre  «  Oongr.  oonc  1.  c.  S  138.  n.  75  ;  Acta  s.  sed. 

vom  kirchlichen  Vermögen,  insbesondere  von  den  13,  224.  Ygl.  auch  Richter  S.  138.   n.  76: 

kiiohlichen  Stiftungen  und  kirchlichen  Gebüh-  „Uissae  planae  celebrandae  in  perpetuum  durante 

ren,  gehandelt  werden.  aaeculo  onus  durare  ultra  spatium  centum  an- 

*  Bd.  IL  S.  292.  norum  transactoque  termino  non  remanere  ex- 
«  Darüber  s.  a.  a.  0.  S.  393.  stinctum**. 

*  Nach  der  festen  PraTls  der  Congr.  conc,  '  Gull.  Geiger,  de missarumstipendUs Mo- 
Richter,  Tridentinum  S.  136.  n.  46.  51.  53—  guntlae  1864.  üeber  die  Entstehung  dieser  Stl- 
^ ;  Acta  s.  sed.  3,  625  u,  15,  195.  pendien  vgl.  die  Geschichte  des  kirchlichen  Ver- 

6  So  die  Congr.  conc,  s.  Richter  a.  a.  0.  mögensrechtes. 

S.  137.  n.  55  u.  Acta  s,  sed.  15,  i99.   Als  solche  ^  Gleich  steht  auch  der  viel  seltener  vorkom- 

Ausnahmefälle  hat  sie  es  erklärt,  wenn  nach  An-  mende  Fall ,   dass  sich  der  Priester  freiwillig 

Ordnung  des  Stifteis  die  Gelebration  zu  Gunsten  verpflichtet ,  ohne  Stipendium  für  Jemand  eine 

der  Pfarrgemeinde  oder  bestimmter  Klosterfrauen  Messe  zu  lesen.  S.  darüber  unten  zu  c 
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enengt,  and  zwar  duroh^  einen  einseitigen  bei  Annahme  einer  einseitigen  Zuwen- 
dung (eines  Legates),  durch  einen  zweiseitigen  bei  der  Uebereinkunft  mit  einem 
Gläubigen. 

Die  eleemosyna  manuaUs  y  das  Stipendium  mmae  gilt  als  Liebesgabe ,  w^he  der 
Besteller  dem  angegangenen  Priester  zu  seinem  Lebensunterhalte  darbietet  ^ ,  ohne 
dass  es  allerdings  auf  die  Dllrftigkeit  des  letzteren  ankäme,  also  wohlhabenden 
(Geistlichen  verwehrt  wäre,  solche  Stipendien  anzunehmen  2.  Damit  aber  jeder  simo- 
nistische Handel ,  insbesondere  ein  Unterbieten  in  Bezug  auf  den  Betrag  des  Sti- 
pendiums, andererseits  aber  eine  jede  übermässige  Forderung  hinsichüieh  der  Höhe 
desselben  ausgeschlossen  bleibt,  hat  sich  im  Anhalt  an  die  Vorschriften  des  Triden- 
tinums  ^ ,  nach  welkem  die  Ordinarien  jede  Simonie  bei  der  Verwaltung  des  Mess- 
opfers fernhalten  sollen,  die  Sitte  gebildet,  dass  die  Bischöfe,  sei  es  mit  der  Diöcesan- 
synode,  sei  es  ohne  dieselbe^,  einen  angemessenen  Betrag  ftlr  das  zu  gewährende 
Stipendium  festsetzen^.  Mehr  als  diese  Taxe  bestimmt,  dürfen  die  Priester  nicht  for- 
dern <^,  wennschon  es  ihnen  gestattet  ist ,  ein  ihnen  freiwillig  in  höherem  Betrage  ge- 
botenes Stipendium  anzunehmen^.  Andererseits  sind  sie  nicht  verbunden,  gegen 
ein  geringeres  Stipendium  Messe  zu  lesen  ^,  haben  sie  aber  dasselbe  einmal  angenom- 
men, dann  wird  aber  dennoch  die  Pflicht  dazu  für  sie  begründet^. 

Für  die  Fundationsmessen  bestimmt  sich,  sofern  nicht  etwa  die  Celebrirung  der 
Messe  zu  den  dem  Oeistlichen  wegen  seines  Benefiziums  obliegenden  Amtspflichten 
gehört,  also  die  Einkünfte  des  Benefiziums  zugleich  ftlr  die  betreffenden  Mühewaltun- 
gen mitgewährt  werden ,  das  Stipendium  nach  Massgabe  der  Stiftungsbedingungen, 
in  Ermangelung  solcher  Bestimmungen  nach  der  bestehenden  Taxe  für  die  Manual- 
benefizien.  Aeussersten  Falls  hat  der  Ordinarius  einen  angemessenen  Betrag  dafür 
festzusetzen^®.  Damit  aber  ein  ausreichendes  Stipendium  gewährt  werden  kann,  hat 
der  Ordinarius  bei  der  etwa  ihm  obliegenden  Prüfung  ^^  von  Stifliingen  für  ewige 
Messen  oder  Messen  auf  eine  längere  Zeit  darauf  zu  sehen,  dass  ein  ausreichendes 
Stiftungskapital  ausgesetzt  wird  ^\ 

1  Benedict  XIV.  de  8yn.  dioeces.  V.  8.  synode  v.  1867,  olt  Arch.  20,  116.  In  Ermange- 
n.  ö ff. ;  Phillips,  Lehrbuch  d.  K.  R.  2.  Aufl.  lung  einer  solchen  ist  die  gewohnheitsmässige 
S.  551;  Qeier  1.  a  p.  37.  Höhe  entscheidend,  Richter  a.  a.  0.  S.  138. 

2  Ein  desfallsiges  Verbot  besteht  nicht,  doch  n.  72. 

ist  die  Frage  nicht  ganz  unbestritten  gewesen,  ^  Für  besondere  Leistungen,  z.  B.  einen  weiten 

Tgl.  darüber  Fagnan.  ad  c.  11.  X.  de  praeb.  Weg,  ist  dies  aber  gestattet,  Geier  L  c.  p.  43. 
III.  5.  n.  41  ff.  "^  Nach  d.  Congr.  conc.   kann  der  Ordinarius 

3  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  Obs.  in  cel.  missae:  dies  nicht  einmal  yerbieten,  Richter  S.  138. 
„ .  .  .  culusTis  generis  mercedum  conditiones,  n.  70. 

pacta  et  quicquid  pro  missis  novis  datur  necnon  ^  Der  Ordinarius  ist  sogar,  weil  er  die  Herah- 

importunas    atque    illiberales    eleemosynarum  Würdigung  des  Messopfers  und  des  geistlichen 

exactiones  potius    quam  postulationes  aliaque  Standes   zu  yerhindern  hat,    berechtigt ,    den 

huiusmodi  quae  a  simoniaca  labe  vel  certe  a  Geistlichen  die  Uebemahme  von  Mauualmessen 

turpi  quaestu  non  longo  absunt,  omnino  prohl-  gegen    zu    geringe    Stipendien    zu    yerbieten, 

beant^  VgL  Geier  1.  c.  p.  41.  42.  Richter  ,  Tridentinum  S.  13a  n.  73. 

^  Daher  Synodal-  oder  Diöcesan-Taxe.   Auch  ^  Von  Urban  VIU.  bestätigte  Entsch.  d.  Congr. 

für  die  von  den  Regularen  in  ihren  Kirchen  zu  conc  (tertio)  hei  Richter  a.  ä.  0.  S.  144. 146. 

lesenden  Manualmessen  ist  der  Ordinarius  be-  ^^  S.  a.  a.  0.  (Quinto)  S.  144.  146  u.  Congr. 

rechtigt,  die  Hohe  des  Stipendiums  zu  bestim-  conc.  a.  a.  0.  S.  138.  n.  72. 

men.  Richter,  Tridenüuum  S.  138.  n.  71.  ^^  Die  Behauptung  t.  Schulte's,  dass  alle 

^  Beispiele  bieten   die  Limburger  und  die  Messstiftungen    unter   kirchlicher    Verwaltung 

Rotteuburger  bischöfliche  V.  v.  1862  bez.  1869  stehen  (Lehrb.  d.  K.  R.  3.  Aufl.  S.  Ö66.  567),  ist 

im  Arch.  f.  kath.  K.  R.  11,  428  ff.,  und  bei  y.  thatsächlich  nicht  richtig,  s.  z.  ß.  AcU  s.  sed. 

Vogt,  Sammig.  v.  Verordn.  f.  d.  Bisth.  Rotten-  14,  261. 

buTg  S.  210,   sowie  die  Paderborner  Diöcesau-  >'  Vgl.  z.  B.   die  cit.  Limburger  V.  v.  1862, 
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Die  fnndationsiiUtosig  oder  durch  Annahme  eines  Manoalbenefinams  begrttndete 
Pflicht,  die  Messe  zu  lesen  y  ist  im  Allgemeinen  keine  persönliche.  Der  Geistliche, 
welchem  sie  obliegt,  kann  sie  vielmehr  auch  durch  einen  anderen  erfdUen  lassend 
Dies  gilt  im  ersten  Fall  sowohl,  wenn  die  Messstiftung  einer  Kirche  oder  Kirchen- 
fabrik  gemacht  2,  wie  wenn  sie  mit  einem  Benefizium  verbunden  oder  ein  eigenes 
Benefisium  fttr  die  Celebrirnng  gewisser  Messen  gegründet  worden  ist.  Hat  aber  der 
Stifter  ausdrücklich  die  Persolvirung  der  Messe  durch  einen  bestimmten  Geistlichen 
oder  durch  den  Benefiziaten  angeordnet ,  so  kann  ein  solcher  die  persönliche  Erfül- 
lung nur  beim  Vorliegen  eines  dringenden  Hinderungsgrundes  unterlassen  und  hat 
bei  längerer  Dauer  desselben ,  z.  B.  bei  anhaltender  ELrankheit ,  die  Messe  durch 
einen  anderen  lesen  zu  lassen  ^.  In  diesen  Fällen  muss  aber  dem  Stellvertreter,  wel- 
cher die  Messe  ftlr  einen  anderen  celebrirt,  der  volle  Betrag  des  dem  Vertretenen 
zukommenden  Stipendiums  ohne  jeden  Abzug,  selbst  wenn  das  letztere  höher  als  die 
Diöcesantaze  ist,  verabfolgt  werden^.  Wenn  indessen  die  Pflicht  auf  eiaem  Bene- 
fizium ruht  oder  stiftungsgemftss  mit  einem  Benefizium  verbunden  ist,  kann  der  Bene- 
fiziat  den  üeberschuss  für  sich  behalten ,  weil  in  diesem  Falle  die  für  die  Feier  von 
Messen  ausgesetzten  Vortheile  den  Charakter  des  Amtseinkommens  haben  ^. 

Ebensowenig  braucht  eine  Fundations-  oder  Manual -Messe,  wenn  sich  nicht 
etwas  Anderes  aus  der  Art  der  Stiftung  ergiebt  oder  besonders  angeordnet  worden 
ist,  in  einer  bestimmten  Kirche  oder  an  einem  bestimmten  Altar  gelesen  zu  werden^. 


Arch.  f.  kath.  R.  R.  11,  429,  und  die  Pader- 
bomer  Dlöcesansynode  ▼.  1867,  a,  a.  0.  20,  117. 
Bei  einer  von  dem  Ordlnarias  mnabhängigeu 
Mesastiftang  fallt  diese  Prüfnug  allerdings  fort. 
Wenn  z.  B.  den  Erben  Tom  Tesutor  aufj^egeben 
Ist,  beetinunte  Messen  lesen  zn  lassen ,  so  haben 
diese  den  Geistliehen  zn  beschaffen ,  nnd  dann 
kommen  die  Grandsätze  von  den  Manoalbene- 
flzlen  zur  Anwendung.  Bei  einer  mit  nicht  ans- 
reiohendem  Kapital  gegr&ndeten  capella  laicalis 
würde  dagegen  der  Bischof  die  Annahme  derStif- 
tong  und  die  £inräamnng  eines  Altars  oder  einer 
Kapelle  (s.  Bd.  II.  S.  393)  verweigem  können. 

1  Das  ist  feste  Praxis.  S.  anch  die  folgenden 
Anmerkangen. 

3  In  diesem  Falle  hat  die  betreffende  Kirche, 
Nameiie  derselben  der  leitende  Geistliche  (fttr 
die  Regel  also  der  Pfarrer),  die  Pflicht,  für 
die  Celebrirnng  zn  sorgen.  Werden  die  Messen 
▼on  ihm  selbst  oder  yon  einem  der  angestellten 
HÜlfsgeistllchen  gelesen ,  so  geschieht  dies  kraft 
ihrer  Amtspflicht,  weil  die  betreffenden  Geist- 
lichen die  ihrer  Kirche  obliegenden  kirchlichen 
Lasten  zn  erfüllen  haben.  Wegen  der  s.  g.  ca- 
pellae  lalcales  s.  noch  Bd.  II.  S.  393. 

3  Congr.  conc.  bei  Richter  S.  138.  n.  66. 
Vgl.  auch  Bd.  in.  S.  242.  n.  4. 

«  Ri  ch t e r  L  c  n.  66. 69 ;  von  Urban  YIII.  be- 
sUtigte  Entscheidung  v.  21.  Juni  1626  decimo 
Richter  a.  a.  O.  S.  145.  146;  s.  auch  bull.  Taur. 
13, 336u.20,d07;  Aotas.  sed.8, 75.84  Garnichts 
erhalt  der  Kaplan  des  Pfarrers,  wenn  er  innerhalb 
der  ihm  bei  der  Anstellung  auferlegten  Pflichten 
für  die  ihm  gewährten  Einkünfte  auch  dem  Pfar- 
rer bei  dem  Messelesen  Aushülfe  zu  leisten  hat, 
Arch.  t  kath.  K.  R.  11,  432.    Lastet  die  Pflicht, 


die  Messen  oelebriren  zu  lassen,  auf  einer  Kirche 
oder  Kirchenfabrik  oder  einer  frommen  Anstalt, 
so  darf  von  den  Verwaltern  an  Ausgaben  für 
Unterhaltung  des  Kirchengebiudes ,  des  Altars, 
sowie  für  Beschaffung  von  Ministranten,  Para- 
mente,  Lichter,  Wein ,  Hostien  u.  s.  w.  allein, 
wenn  diese  Anstalten  keine  anderen  Einkünfte 
beziehen,  das,  was  wirklich  für  die  einzelne 
Messe  nothwendig  war,  abgezogen  werden ,  a.  a. 
0.  ad  septimum,  s.  auch  Acta  s.  sed.  4,  537. 

^  A.  a.  0.  Ad  ootamm,  s.  auch  Aroh.  f.  kath. 
K.  R.  11,  431.  Dasselbe  gilt,  wenn  den  Pfarrern 
in  dieser  ihrer  Eigenschaft  etwaige,  die  Diöcesan- 
taxe  übersteigende  Stipendien  als  Theil  ihrer 
Gongrua  zufliessen  und  sie  Messen  durch  andere 
Priester  persolviren  lassen,  Congr.  conc.  y.  1874, 
Acta  s.  sed.  8.  65,  oder  wenn  ein  höherer  Betrag 
aus  Rücksicht  auf  die  Person  des  Empfangers, 
z.  B.  des  Pfarrers,  gegeben  worden  ist ,  1.  c.  14, 
266.  Endlich  ist  es  gesUttet,  dass  der  Mehr- 
betrag zurückbehalten  wird ,  wenn  der  Vertreter 
ihn  freiwillig  zurückweist,  Geier  L  c.  p.  51. 
lieber  Ausnahmefälle,  wo  durch  Indulte  der 
Gongr.  oonc.  solche  Abzüge  gestattet  worden 
sind,  vgl.  ibid.  8,  650. 

0  S.  hierzu  Benedict.  XIV.  const.  Quanta  cura 
Y.  3a  Juni  1741.  §.  2,  eiusd.  bulL  1,  25:  „in 
illa  enim  potius  missas  esse  celebrandas  qulsque 
▼ult,  ad  quam  religionls  et  pietatis  stimulis  duc- 
tus  eleemosynas  confert  aut  in  qua  quispiam 
fortasse  tumulatus  est,  quam  in  alia  ecclesia  sibi 
prorsus  ignota'^. 

Der  Geistliche,  welcher  kraft  der  seinem  Be- 
nefizium obliegenden  Pflicht,  nicht  in  seiner, 
sondern  in  einer  anderen  Kirche  celebrirt ,  hat 
daher  die  Auslagen  für  Wachskerzen,  Wein, 
Hostien  nnd  Abnutziing  der  Paramente  zn  er- 
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ABdererseitB  rnüBsen  aber  die  Messen  an  den  Tagen,  an  welchen  sie  vorgeschrie- 
ben oder  bestellt  sind,  oder  innerhalb  des  vorher  bestimmten  oder  sich  ans  den  Um- 
ständen ergebenden  Zeitraumes  celebrirt  werden.  Daher  soll  kein  Geistlicher  Sti- 
pendien fär  Messen  annehmen,  welche  an  dem  bezeichneten  Tage  nicht  gelesen 
werden  dürfend  Ebensowenig  darf  er  neue  Messen  annehmen,  wenn  er  bereits  Sti- 
pendien ftlr  eine  so  grosse  Anzahl  erhalten  hat,  dass  er  diese  erst  im  Verlanfe  län- 
gerer Zeit  zn  persolviren  im  Stande  ist^,  widrigenfalls  er  die  empfangenen  Stipendien 
zurückzuerstatten  hat  3. 

Sodann  ist  die  Messe,  soweit  dies  überhaupt  erlaubt  ist^,  nach  der  Intention  des 
Stifters  oder  des  Bestellers  zu  appliciren  ^,  und  daher  gilt  fdr  die  Fundations-  und  die 
Manual-Messen  derselbe  Grundsatz ,  wie  für  die  P£eut-  und  die  Konventual-Messen, 
dasB  der  Pflicht  allein  durch  die  Feier  einer  besonderen  Messe  genügt  werden  kann^. 
Wenn  daher  eine  bestimmte  Anzahl  von  Messen  für  den  als  Stipendium  gewährten 
Betrag  vom  Stifter  oder  Besteller  vorgeschrieben  sind ,  so  müssen  sie  alle  celebrirt 
und  applicirt  werden^.    Endlich  ist  es  auch  nicht  statthaft,  Messen  im  Voraus  fdr 


setzen,  Richter  a.  a.  0.  S.  137.  n.  62.  Wer- 
den aber  mlssas  relictas ,  d.  h.  ein  für  alle  Mal 
in  einer  bestimmten  Anzahl  zu  lesende  Messen 
In  einer  Klosterkirche  von  den  Mönchen  selbst 
gehalten,  so  ist  nichts  f&r  die  erwähnten  Aus- 
lagen zu  entrichten,  n.  63. 

1  S.  0.  S.  198. 

2  Von  Urban  VIU.  bestätigtes  Dekret  d.  Congr. 
conc,  Richter  a.  a.  0.  S.  142:  „Eleemosynas 
vero  manuales  et  quotidianis  pro  missis  cele- 
brandis  ita  demum  iidem  accipere  possint,  si 
oneribus  antea  imposltis  ita  satisfecerunt ,  ut 
nova  quoque  onera  susclpere  valeant,  alioquin 
omnino  abstineant  ab  huiusmodi  eleemosynis, 
etiam  sponte  oblatis  in  futurum  reeipiendis ,  et 
capsulas  auferant  ab  ecclesiis  cum  inscriptione 
lila:  eUemosyfM  pro  mi$8i$  vel  alia  simili  sub 
iisdem  poenis  ipso  facto  incurrendls ,  ne  fldeles 
hac  ratione  frustrentur^.  Näher  ist  diese  Bestim- 
mung dahin  deklarirt,  dass  1.  die  Strafen  (inter- 
dictio  ingressus  ecdesiae,  für  Mönche  Verlust 
der  Aemter,  sowie  des  aktiven  und  passiven 
Wahlrechtes,  verbunden  mit  Unfähigkeit  zum 
Erwerbe  von  Aemtem)  nur  Anwendung  finden 
bei  der  Uebemahme  von  onera  missarum  perpe- 
tua  ohne  Erlaubniss  der  Oberen,  2.  dass  die 
Uebemahme  neuer  Messen  nicbt  verboten  ist, 
wenn  allen  bereits  übernommenen  Verpflich- 
tungen „infra  modicum  tempus"  genügt  werden 
kann ,  oder  der  Besteller  sich  damit  einverstan- 
den erklärt,  dass  die  früheren  Obliegenheiten 
erst  erfüllt  werden, 

Partlkularreehtlich  ist  das  modicum  tempus 
näher  flxirt,  so  durch  die  Diöcesansyn.  v.  Pa- 
derborn 1867  und  von  Neapel  v.  1882,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  20,  117  u.  51,  61  dahin,  dass  der 
Geistliche  nicht  mehr  an  Messen  pro  defunctis 
übernehmen  darf,  als  er  in  einem  Monat,  an 
Messen  pro  vivis,  als  er  in  zwei  Monaten  zu  lesen 
im  Stande  ist,  während  das  Prov.  Konz.  v.  Wien 
1858,  coli.  conc.  Lac.  5,  166  für  beide  Fälle  den 
Zeitraum  auf  2  Monate  festgesetzt  hat.  Die 
Congr.  conc.  hat  1655  einen  Monat  als  modicum 
tempus  erklärt,  Richter  S.  141  n.  90. 


3  Das  Zuwiderhandeln  gilt  allgemein  als  Sünde, 
s.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer,  S.  68  ff.  Dar- 
aus folgt  aber  auch  die  Pflicht,  das  sündhaft 
zurückbehaltene  Stipendium  zu  restituiren ,  wie 
dies  auch  ausdrücklich  für  den  in  Anm.  7  ge- 
dachten Fall  vorgeschrieben  ist. 

*  S.  0.  S.  182. 

5  S.  0.  S.  205. 

6  Richter  a.  a.  0.  S.  138  n.  67,  s.  auch 
Congr.  conc.  best.  v.  Urban  YIIL  a.  a.  0.  S.  146 : 
„Sacerdotes,  quibus  diebus  tenentur  mlssas  cele- 
brire  ratione  benefldl  seu  eapellae,  legati  aut 
salaiii,  si  eleemosynas  pro  aliis  etiam  missis  cele- 
brandis  susceperlnt,  non  posseper  eandem  missam 
utrique  Obligation!  satisfacere".  Sind  daher  von 
mehreren  Bestellern  die  vollen  Stipendien  gege- 
ben worden ,  um  eine  Messe  zu  gleichem  Zweck 
zu  lesen,  z.  B.  in  die  commemoratlonis  omnium 
fldelium,  so  kann  dieser  Pflicht  nicht  durch  eine 
einzige  Messe  genügt  werden ,  es  sei  denn ,  dass 
alle  Besteller  einverstanden,  oder  vorher  auf  an- 
gemessene Weise,  z.  B.  durch  eine  in  der  Kirche 
angebrachte  Bekanntmachung  darüber  belehrt 
worden  sind,  dass  dies  geschehen  werde,  s. 
Congr.  conc  v.  1877,  Acta  s.  sed.  10, 120.  Nach 
der  von  Alexander  YII.  unterm  24.  September 
1665  verurtheilten  prop.  8  :  „Duplicatum  Stipen- 
dium potest  sacerdos  pro  eadem  mlssa  licite  ac- 
cipere, applicando  petenti  partem  etiam  spe- 
cialissimam  fructus  ipsimet  celebranti  corre- 
spondentem  idque  post  decretum  Urbani  YIII.", 
bull.  Taur.  17,  388 ,  kann  der  Priester  dadurch, 
dass  er  den  ihm  zukommenden  fructus  speclalis- 
simus  (s.  0.  S.  179)  dem  Besteller  zuwendet, 
kein  Recht  auf  ein  doppeltes  Stipendium  er- 
halten, also  auch  nicht  dadurch ,  dass  er  diesen 
einem  anderen  Besteller  zuweist ,  eine  einzige 
Messe  für  zwei  gleichzeitig  celebiiren. 

^  Congr.  conc.  besät  V. Urban VIII.,  Richter 
a.  a.  0.  S.  142:  ^ita  ut  alioquin  ii,  ad  quos 
pertinet,  suae  obllgationl  non  satisfaciant ,  qui- 
nimo  graviter  peccent  et  ad  restitutionem  te- 
iieantur''. 
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Personen,  welche  etwa  sp&ter  eine  solche  verlangen  und  ein  Stipendium  dafttr  ge- 
wahren sollten,  zu  celebriren  und  zu  appliciren  ^. 

Nachdem  die  von  der  Congregatio  concilii  nnd  der  Praxis  entwickelten  Grund- 
sätze in  Betreff  der  Fnndations-  nnd  Mannalmessen  dargelegt  sind,  erübrigt  es  noch, 
den  rechtlichen  Charakter  des  Verhftltnisses  zwischen  dem  Priester  und  zwischen  dem 
Besteller  einer  Mannal-Messe  zu  erörtern^. 

Daran,  dass  zwischen  beiden  fiberhaupt  ein  Rechtsverhältniss  begründet  wirdj 
dass  also  der  Priester  sich  durch  beliebige  Rückgabe  des  Stipendiums  nicht  von  der 
Celebrimng  der  Messe  befreien,  nnd  ebensowenig  der  Besteller  es  willkürlich  vorher 
zurückfordern  kann,  lässt  sich  nach  dem  Mitgetheilten  kein  Zweifel  erheben.  Fordert 
doch  die  Kirche,  dass  die  übernommenen  Verpflichtungen  pünktlich  erfüllt  werden, 
wie  dies  vor  AUem  die  Anordnung  zeigt,  dass  die  Priester  nicht  zum  Nachtheil  schon 
früher  eingegangener  Verpflichtungen  neue  Messen  übernehmen  sollen  3. 

Entsteht  aber  die  rechtliche  Gebundenheit  beider  Theile  schon  durch  eine  Ver- 
einbarung über  die  Gewährung  des  Stipendiums  und  über  das  Lesen  der  Messe?  Ist 
das  Verhältniss  ein  zweiseitiger  Konsensualvertrag,  nach  welchem  der  Priester  gegen 
Beiehung  des  Stipendiums  die  Messe  zu  lesen  verpflichtet  und  gegen  Anerbieten  der 
Messe  das  Stipendium  zu  fordern  berechtigt,  der  Besteller  das  letztere  gegen  Offeri- 
mng  der  Messe  zu  zahlen  verbunden  und  gegen  Reichung  die  Feier  derselben  zu 
verlangen  befugt  wäre?  Bei  dieser  Auffassung  würde  das  Verhältniss  als  ein  oneroser 
Vertrag,  bei  welchem  die  Gewährung  des  Stipendiums  die  Gegenleistung  für  die  Cele- 
brimng der  Messe  wäre,  erscheinen,  also  den  Charakter  eines  simonistischen  Ge- 
schäftes haben,  obwohl  gerade  solche  Verträge  in  Betreff  der  Messen  besonders  ver- 
boten sind^,  und  die  katholische  Kirche  die  wegen  der  Zulassung  der  Messstipendien 
in  dieser  Richtung  erhobenen  Vorwürfe  zurückweist  \  Der  gedachten  Konsequenz 
entgeht  man  auch  nicht  dadurch ,  dass  man  das  Wesen  des  Stipendiums  als  eines 
Beitrags  zum  Lebensunterhalt  des  Geistlichen  betont,  denn  wenn  Jemand  freiwillig 
die  Verbindlichkeit  eingeht,  einen  solchen  in  bestimmter  taxmässiger  Höhe  gerade 
für  die  Celebrimng  einer  Messe  zu  entrichten ,  so  ist  es  immer  die  heilige  Handlung, 
wegen  deren  und  für  welche  das  geldwerthe  Aequivalent  gegeben  wird ,  und  der 
Charakter  desselben  als  Gegenleistung  wird  dadurch  nicht  beseitigt,  dass  man  ihm 
noch  die  besondere  Zweckbestimmung,  zum  Lebensunterhalt  des  Celebrirenden  zu 
dienen,  beil^^. 


t  Richter  a.  a.  0.  138.  n.  68.    Nach  dem  vielfach  für  den  Kleriker  Jede  Sttpalirung  eines 

cü.  Dekret  d.  Gongr.  conc.  a.  a.  0.  S.  142 ,  sind  Süpendinma  oder  eines  angemessenen  Beitrags 

alle   früher   darauf    gegebenen  Indulte  wider-  zum  Unterhalt,  ehe  er  sich  zur  Spendnng  von 

rafen.  Spiiitualien  verpflichtet,  für  gültig  erachtet  wird, 

«   Die    Messfundationen    stehen    unter    den  »•  Schmalzgrueber  V.  3.  n.  89ff.  und  die 

Eeohtsregeln   der  Stiftungen,   und  diejenigen,  dort  angeführten.    Aber  die  Zweckbestimmung 

welche  Beneflzien  sind,  unter  denen  der  letz-  ^es  Stipendiums  Uegt  hier  ganz  ausserhalb  des 

IQ^^Q^  Rahmens  des  Verhältnisses  und  ist  für  dessen 

«  a       e  OAQ    TM          <        A  lA              11.  juristische  Konsjtruktion  gleichgültig.  DerGeist- 

»  S   0.  S.  m   Die  wenigen  Aelteren,  welche  '^^^^  ^^  ^^^^^  gehindert  das  Stipendium  zu  an- 

auf  dieFrage  eingehen    s.  S.  210  n  1,  zweifeln  deren  Zwecken,  z.  B.  zur  Unterstützung  von  Ar- 

^^^^^         Vorhandensein  eines  Rechts-  ^^^  ^^  verwenden,  wleer  es  gleichfaliranzuneh- 

vecnaitnisses.  ^^^  berechtigt  ist,  wenn  er  mehr  als  das  zu  sei- 

«  Trid.  Sess.  XXn.  decr.  de  obs.  miss.  „em  Lebensunterhalt  Nöthige  an  Einkünften  be- 

5  8.  z.  B.  Geier  1.  c  p.  1.  36.  zieht,  s.  o.  S.  206  n.  2. 

<  Das  ist  allerdings  der  Grund,  aus  welchem 

HiDschins,  Kirchenrecht  IV.  14 
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Die  Klippe,  ein  simoniBtisckes  Geschäft  zn  konstmiren,  kann  man  nnr  umgehen, 
wenn  das  Verhältniss  nicht  als  ein  oneroses  anfgefasst  wird. 

Von  dem  katholisoherseits  vertreienen  Standpunkt  ans,  das»  das  Stipendinm  eine 
Liebesgabe  zum  Unterhalte  des  Priesters  ist  (s.  o.  8.  206),  erseheint  die  Hingabe 
eines  solchen  als  Schenkung.  Das  damit  verbundene  Verlangen  einer  Messe  seitens 
des  Bestellers  stellt  sich  dann  als  eine  der  Schenkung  gemachte  Auflage,  als  s.  g. 
modus,  dar  K  Nimmt  der  Geistliche  das  Stipendium  an ,  so  entsteht  dadurch  für  ihn 
die  Pflicht,  die  Auflage  zu  erfüllen,  also  die  Messe  in  der  geforderten  Weise  zu  cele- 
briren.  Andererseits  ist  aber  auch  der  Besteller  insofern  gebunden,  als  er  die  Hin- 
gabe des  Stipendiums,  ebensowenig  wie  eine  andere  perfekte  Schenkung,  seinerseits  nicht 
beliebig  widerrufen  darf.  Dagegen  kann  er  das  gewährte  Stipendium  zurückfordern, 
wenn  der  Priester  sich  nicht  in  der  Lage  befindet^,  die  Auflage  zu  erfüllen  oder  sie 
nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Zeit^  oder  nicht  in  der  gewünschten  Art  erfüllt 
hat.  Ferner  steht  ihm  auch  das  Recht  zu,  die  Erfüllung  der  mit  dem  Stipendium 
übernommenen  Auflage ,  soweit  dies  nach  den  öffentlich  rechtlichen  kirchlichen  Vor- 
schriften möglich  ist^,  zu  verlangen. 

Die  rechtliche  Bindung  beider  Theile  vollzieht  sich  also  mit  der  Perfektion 
des  durch  Hingabe  und  Annahme  des  Stipendiums  eingegangenen  Schenkungs- 
vertrages, 

Kann  sie  aber  allein  dadurch  bewirkt  werden  oder  ist  es  rechtlich  möglich,  dass 
schon  durch  eine  blosse  Verabredung  dahin,  dass  der  Besteller  das  Stipendium  unter 
der  gedachten  Auflage  schenken ,  der  Geistliche  die  Schenkung  annehmen  und  die 
gewünschte  Messe  lesen  werde  (mit  anderen  Worten,  durch  einen  obligatorischen 
Schenkungsvertrag  über  eine  donatio  sub  modo] ,  ein  rechtlich  bindendes  Verhältniss 
zwischen  beiden  Theilen  zur  Entstehung  gelangt?  Dies  muss  m.  E.  verneint  werden. 
Die  Erfüllung  eines  solchen  Schenkungsvertrages  ist  nicht  Schenkung,  vielmehr  ist 
in  Folge  desselben  schon  die  rechtliche  Verpflichtung  des  Bestellers  begründet.  Die 
Gewährung  des  Stipendiums  würde  sich  also  als  rechtlich  nothwendige  Erfüllung  des 
Vertrages,  nicht  mehr  als  die  den  Vertrag  begründende  Reichung  einer  Liebesgabe 
darstellen.  Der  Geistliche ,  welcher  in  einem  solchen  Falle  das  Stipendium  fordert, 
beansprucht  eine  ihm  rechtlich  zustehende  Leistung,  während  Liebesgaben  nicht 
kraft  Rechtspflicht  verlangt,  sondern  nur  freiwillig  dargeboten  werden  können.  Fer- 

1  Fagnan.  ad  c3.  X.  desepuli  III.  28.  n.  81  der  Geistliche  seinen  Unterhalt  von  den  Glaubi- 

erklärt  das  Verhältniss  als  stipulatio  und  „con-  gen  empfängt ,   aber  doch  nur  von  denjenigen, 

tractas,  qualisdiciturcelehrariinterdantemelee-  dann  aber  auch  von  allen,   für  welche  er  die 

mosynam  et  sacerdotem ,  nempe  do ,  ut  facias^,  geistlichen  Fonktionea  zu  voUziehen  hat  Es  ist 

Pignatelll  consult  can.  t  lY.  conc  227  n.  3  jedoch  nicht  in  der  Gerechtigkeit  begründet,  dass 

für  eine  „obligatio  mutua  quae  oonsurgit  inter  sa-  derjenige ,  welcher  von  einem  Priester  eine  ein- 

eerdotem  et  dantem  Stipendium^,  und  die  Theo-  zige  geistliche  Funktion  beansprucht,  diesem  den 

logen  bemerken,  dass  die  Pflicht  zur  Gelebrirung  Unterhalt  oder  auch  nur  einen  Thell  desselben 

der  Messe  in  Folge  der  Annahme  des  Stipendiums  gewährt. 

ex  titulo  Justitiae  hervorgehe ,  vgl.  Geier  l.  c  ^  Z.  B.  die  Messe  an  dem  Tage,  an  welchem 

p.  44.    Das  weist  alles  auf  die  AufiFassung  als  sie  verlangt  ist,  nicht  gelesen  ,  s.  o.  S.  198,  oder 

Real kontrakt  hin,  nähert  sieh  aber  der  hier  ver-  nicht  so  wie  gefordert,   appliclrt  werden  darf, 

treten en  Auffassung.    Die  Konstruktion,  s.  z.  B.  s.  o.  S.  182. 

Schmalzgrueber  T.  3.  n.  96,  Geier  1.  c.  ^  Selbst  wenn  die  Messe  etwa  zu  spät  gelesen 

p.  45 ,  dass  es  sich  um  einen  Vertrag  über  die  ist,  G  e  i  e  r  1.  c.  p.  53.  64. 

nähere  Bestimmung  der  naturalen  Verpflichtung  ^  Also  nicht  in  dem  in  der  Anm.  2  erwähn- 

der  Gläubigen,  für  den  Unterhalt  des  Geistlichen  ten  Falle,  ebenso  wenig,  wenn  der  Geistliche  die 

zu  sorgen,  handelt,  erscheint  jedenfalls  verfehlt  Messe  unzulässiger  Weise  gegen  das  o.  S.  208 

Die  Gerechtigkeit  erfordert  es  allerdings ,   dass  gedachte  Verbot  übernommen  hätte. 


§.207.]  Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.   Die  Messe.  211 

ner  wird,  da  das  Stipendium  aUein  gegen  das  Erbieten ,  die  Auflage  zu  erfüllen,  ge- 
fordert werden  könnte,  dadurch  die  Celebrirung  der  Messe  in  die  Stellung  der  Gegen- 
leistung geschoben,  d.  h.  das  Geschäft  nimmt  die  Natur  eines  zweiseitigen  Vertrages 
mit  Leistung  und  Gegenleistung ,  mithin  den  Charakter  eines  simonistischen,  an  ^. 
Demnach  wird  man  eine  Verabredung  auf  Lesung  einer  Manual-Messe  zwischen 
einem  Priester  und  dem  Besteller  derselben  allein  als  eine  yorläufige,  nicht  bindende 
Vereinbarung,  nicht  aber  als  einen  rechtsgültigen  Schenkungsvertrag,  aus  welchem 
jeder  Theil  wider  Willen  des  anderen  die  Erfftllung  fordern  dörfle,  behandeln 
können^. 

Begründet  demnach  allein  die  vOrg&ngige  Leistung  des  Stipendiums  die  Pflicht 
zur  Celebrirung  der  gewünschten  Messe,  so  tritt  nur  derjenige  Geistliche ,  welcher 
das  Stipendium  vom  Besteller  empfangen  hat,  zu  diesem  in  ein  Bechtsverhältniss, 
selbst  wenn  er  nach  der  Lage  des  Falles  berechtigt  ist,  die  der  Schenkung  gemachte 
Auflage  durch  eihen  anderen  erfüllen,  also  die  Messe  durch  einen  von  ihm  substi- 
tuirten  Geistlichen  lesen  zu  lassen,  d.  h.  er  haftet  dem  Besteller  dafOr,  dass  sein  Ver- 
treter die  Messe,  sowie  sie  gewünscht  worden  ist,  persolvirt,  und  hat  dem  ersteren, 
wenn  dies  nicht  geschieht,  das  Stipendium  zurückzugewähren.  Die  Ansicht,  dass  der 
substituirteGeistliche,  weil  der  vom  Besteller  angegangene  Priester  die  Obligation  von 
sich  ablehne,  diese  mit  dem  ihm  voll  von  dem  letzteren  auszuzahlenden  Stipendium  auf 
sich  nehme  ^,  erscheint  haltlos.  Die  Pflicht  des  Substituenten,  dem  von  ihm  gewähltes 
Persolventen,  das  Stipendium  voll  auszuzahlen,  entsteht  nicht  aus  dem  Empfange  des- 
selben seitens  des  Bestellers  der  Messe  und  bildet  keine  gegenüber  diesem  letzteren 
bestehende  Obligation.  Der  Besteller  will  nur  Erfüllung  der  von  ihm  gemachten 
Auflage,  für  ihn  ist  es  völlig  gleichgültig ,  ob  der  von  ihm  ersuchte  Priester  das  Sti- 
pendium an  den  Persolventen  entrichtet  oder  nicht  *.  Dass  derselbe  den  empfangenen 


1  Das  erklärt  sich  daraus,  dass  schon  die  Sach-  pactum  vel  exactio  avaritiae  spedem  praeferens, 
Schenkung  mit  einem  modus  zum  Besten  des  qualis  esset,  sl  denegaret  aliquis  peragere  spiri- 
Schenkers  keine  vollkommen  reine  Schenkung  tualia  antequam  pecunia  numeretur  yel  cautlo 
ist,  und  diese  Trübung  des  Scheukungsbegriffes  pro  ea  praestetur,  nam  in  his  animus  et  affectus 
bei  einem  solchen  obligatorischen  Schenkungs-  quodammodo  Simonisens  exprimitur". 
yertrage  nur  noch  stärker  hervortritt.  Ein  Ver-  2  Der  Priester ,  welcher  auf  Grund  einer  sol- 
trag ,  In  welchem  sich  A  verpflichtet ,  dem  B  10  eben  Uebeieinknnft  vor  Empfang  des  Stipen- 
zu  schenken  unter  der  Auflage ,  dass  letzterer  diums ,  wenn  auch  in  Erwartung  desselben  die 
eine  bestimmte  Handlang  zu  seinen  Gunsten  Messe  gelesen  hat,  wird  dasselbe  daher  nicht  eln- 
vomimmt,  kommt  praktisch  auf  den  onerosen  fordern  können.  Speciell  erörtert  ist  die  Frage, 
Vertrag,  nach  welchem  A  dem  B  10  für  die  Vor-  soweit  ich  sehe,  nicht.  Für  die  Richtigkeit  des 
nähme  der  Handlang  verspricht ,  also  auf  eine  hier  vertretenen  Standpunktes  spricht  aber  der 
Dienstmiethe,  hinaus.  Man  nehme  an,  dass  ein  Umstand,  dass  die  vorher  angeführten  Entscheid 
katholischer  Priester  während  weniger  Tage  mit  düngen  und  Dekrete  der  Oongregatio  concilii  und 
30  bis  40  Personen  derartige  Verträge  auf  das  die  citirten  partikulären  Verordnungen ,  so  weit 
Lesen  von  30  bis  40  Messen  schliessen  und  dann  sie  von  den  hier  in  Betracht  kommenden  Ver- 
ven jedem  Besteller  den  versprochenen  Betrag  ge-  pflichtuogen  handeln,  stets  den  Empfang  des 
gen  Erbieten  zur  Celebrirung  der  Messe  einfordern  Stipendiums  seitens  des  Geistlichen  voraus- 
würde. Hier  kann  man  unmöglich  die  Auffas-  setzen ,  niemals  aber  den  Fall  einer  blossen 
sung,  dass  die  Messen  als  Mittel  zum  Gelderwerb  Verabredung  zwischen  einem  Geistlichen  und 
dienen  sollen,  also  juristisch  gesprochen,  Gegen-  dem  Besteller  einer  Messe  ohne  Entrichtung  des 
Leistungen  für  den  zu  zahlenden  Betrag  sind,  Stipendiums  behandeln.  Ebenso  sprechen  die 
von  der  Hand  weisen ,  mindestens  stehen  Ver-  o.  S.  210.  n.  1  genannten  Schriftsteller ,  vgl. 
hältnisse  in  Frage,  ^quae  a  simoniaca  labe  vel  ferner  Geier  p.  56,  nur  da  von,  dass  die  Obligation 
eerte  a  turpi  quaestu  non  longe  absunt"  (s.  oben  durch  das  Geben  und  Annehmen  des  Stipen- 
S.  206.  n.  3).     Selbst  diejenigen ,  welche  wie  diums  entsteht. 

Schmalzgrneber  1.   c   (s.  o.  S.  209.  n.  6)  3  s.  Pignatelll  I.e.  t.  IV.  cons.  227.  n.  8. 

Verträge  über  Messstipendien  an  sich  für  bin-  *  Wenn  Pignatelli  meint,  der  Besteller  be- 

dend  erachten,  bemerken:  „abesse  debet  turpe  stimme  das  Stipendium   blos    für  denjenigen, 
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Betrag  für  die  Regel  in  voller  Höhe  heraasgeben  muss,  ist  vielmehr  eine  durch  das 
öffentliche  Recht ,  im  Interesse  der  Femhaitang  jedes  simonistischen  Handels  gege- 
bene Vorschrift,  deren  Anwendung  für  den  einzelnen  Fall  der  Besteller  nicht  einmal 
durch  seine  Willensbestimmung  zu  hindern  oder  zu  modificiren  befugt  ist.  Es  er- 
scheint daher  als  eine  Verkehrung  des  richtigen  Verhältnisses ,  wenn  gesagt  worden 
ist,  dass  auf  dem  Stipendium  das  onus  celebrandi  missam  hafte  und  mit  dieser  letz- 
teren Verpflichtung  das  Recht  auf  das  erstere  auf  denjenigen,  welcher  die  Last  auf 
sich  nehme,  ttbergehe  *. 

c.  Darüber  endlich ,  dass  der  Priester  sich  zur  Celebrirung  einer  Messe  einem 
dritten  gegenflber  rechtsgültig  ohne  Stipendium,  also  ohne  jede  Gegenleistung 
verpflichten  kann,  besteht  in  der  kanonischen  Doktrin  kein  Zweifel  2. 

d.  Die  Sicherung  der  Persolvirung  der  Messen,  die  Eondonation, 
die  Reduktion  (Mutation)  und  Translation  derselben.  Die  kolossale 
Anzahl  von  Stiftungen  und  Legaten  zu  Messen  in  Verbindung  mit*der  Uebemahme 
von  Manualmessen  hat  seit  Jahrhunderten  eine  so  grosse  Last  von  Messverpflich- 
tungen für  eine  Reihe  Kirchen  und  deren  Geistliche  herbeigeführt,  dass  vielfach  und 
wiederholt  die  Unmöglichkeit  hervorgetreten  ist,  diesen  Verbindlichkeiten  zu  genfigen. 

Zur  Verhütung  solcher  Missstände  hat  die  Congregatio  concilii,  abgesehen  von 
dem  schon  erwähnten  Verbot  in  Betreff  der  Manualmessen  ^,  hinsichtlich  der  üeber- 
nähme  von  ewigen  M es s lasten  folgende  Anordnungen  getaroffen  ^: 

Kirchliche  Korporationen  (Kapitel),  Kongregationen,  Gesellschaften  und  kirch- 
liche Institute  jeder  Art  ^  können  keine  derartigen  Lasten  (Stiftungen  oder  Legate) 
durch  ihre  Vertreter  rechtsgültig  ohne  die  schriftliche  (aber  unentgeltliche)  Erlaub- 
niss  des  Ordinarius  oder  seines  General-Vikars®  auf  sich  nehmen^.  Behuft  Erthei- 
lung  der  Genehmigung  soll  genau  geprüft  werden,  ob  die  zur  Disposition  stehenden 
geistlichen  Kräfte  die  früheren  und  die  neu  zu  übernehmenden  Lasten  zu  erftlllen  im 
Stande  sind,  und  die  zugewiesenen  Einkünfte  ihrer  Höhe  nach  zu  einer  genügenden 
Honorirung  der  Geistlichen  und  zur  Deckung  der  entstehenden  Kosten  und  Auslagen 
ausreichen^. 


welcher  wirklich  celebrire,  so  ist  das  eine  An-  ^  S.  die  von  Urban  VUI.  bestätigten  Dekrete 

nähme,  welche  JedenfaHs  nicht  in  allen  Fällen  y.  21.  Jnnl  1625,  Richter  a.  a.  0.  S.  141. 

zatrifTt.  s  Vgl.   auch  das   v.  Innocenz  III.  bestätigte 

1  SoPignatelli  1.  c. ,  welcher  das  Stipen-  Dekret  der  Congr.  conc.  y.  23.  Dezember  1697. 
dium  ratione  obligationis  ad  offerendum  sacrl-  $.27,  Rieh  ter  a.  a.  0.  S.  148. 
flcium  erworben  werden  lässt,  während  nach  den  ^  Bei  den  Regularen  Ist  Erlaubniss  des  Ge- 
Ausführungen des  Textes  diese  Obligation  ge-  nerals  oder  ProYinzials  nöthig. 
rade  erst  durch  die  Annahme  des  Stipendiums  7  l.  c.  $$.7.  8,  Richter  a.  a.  0.  S.  142. 
entsteht,  aber  nicht  Yorher  begründet  ist.  S.  hierzu  auch  die  citirten  Limburger  u.  Rotten- 

^  Fagnan.  ad  c.  8.  X.  de  sepult.  HL  28.  burger  Yerordn.  Auf  die  Annahme  ohne  die 
n.  81 ,  weil  nach  kanonischem  Recht  jedes  er-  Yorgeschriebene  Genehmigung  sind  die  S.  208. 
laubte  Pactum  gehalten  werden  muss,  c  1  (Garth.  n.  2  gedachten  Strafen  als  latae  sententiae  ge- 
348)  X.  de  pact  I.  35,  und  hier  you  Simonie  setzt  Doch  hat  das  fOr  die  Weltgeistlicben  an- 
keine Rede  sein  kann.  gedrohte  interdictum  ab  ingressu  ecdesiae  zu- 

Was  die  Errichtung  you  Stiftungen  und  die  folge  der  Const.  Pii  IX. :    Sodis  apostolicae  y. 

letztwilligen  Zuwendungen  zum  Zweck  der  Ce-  12.  Oktober  1869  seinen  Charakter  als  censura 

lebrirung  you  Messen  betrifft ,  so  fallen  solche  latae  sententiae  Yerloren. 

ebenfalls  nach  der  einstimmigen  Annahme  und  ^  Ferner  sollen  die  Zuwendungen  in  sicheres 

der  Jahrhunderte  langen  Praxis  der  Kirche  nicht  Depositum  gegeben  und  sobald  als  möglich  in 

unter  das  Simonie-Verbot ,  Schmalzgrueber  fruchttragenden  Grundstücken  unter  ausdrück- 

y.  3.  u.  82  ff.,  da  es  sich  hierbei  nicht  um  we-  lieber  Kundmachung  der  darauf  ruhenden  Lasten 

sentlich  onerose  Geschäfte  handelt  angelegt,  auch  wenn  diese  Immobilien  Yeräussert 

3  S.  0.  S.  208.  werden  müssen,  ebenfalls  in  derselben  Weise  in 
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Damit  stets  eine  leichtere  Uebersicht  Aber  die  bestehenden  Verpflichtungen  zn 
gewinnen  ist ,  soll  in  jeder  Kirche  an  einem  zng&nglichen  Ort  eine  tabella  onemm 
perpetnomm  et  temporaliam  ausgehängt  werden  K  Ausserdem  mllssen  in  der  Sakristei 
2wei  Blicher  gehalten  und  geführt  werden,  eins  für  die  onera  perpetna  und  tempo- 
ralia,  das  zweite  für  die  Manual-Messen ,  in  welchen  das  Erforderliche  Aber  die  Er- 
ftUlung  der  betreffenden  Verpflichtungen  einzutragen  ist^,  damit  diese  alljährlich 
durch  den  Ordinarius^  kontrolirt  werden  kann^. 

Endlich  ist  die  Fflhrung  dieser  Tabellen  und  Bficher  auch  ftlr  Brflderschaften, 
Gesellschaften,  Hospitäler,  Kapellen  und  firomme  Institute^,  welche  entweder  unter 
der  ausschliesslichen  Verwaltung  von  Laien  oder  der  gemeinsamen  von  Laien  und 
Geistlichen  stehen,  und  welchen  die  Last  von  Manual-  und  ewigen  Messen,  sowie  auch 
von  Messen  Ar  bestimmte  Zeiten  obliegt,  angeordnet^. 

Ehe  diese  Vorschriften  eriassen  worden  waren ,  hatte  sich  schon  das  Trienter 
Konzil  veranlasst  gesehen  7,  mit  Rücksicht  auf  die  zu  seiner  Zeit  eingetretenen  Uebel- 
stände  den  Bischöfen,  wenn  in  den  ihrer  Leitung  unterstehenden  Kirchen  die  nach 
den  Zuwendungen  verstorbener  Wohlthäter  zu  lesenden  Messen  so  zahlreich  wären, 
dass  ihnen  in  der  vorgeschriebenen  Weise  nicht  genügt  werden  könne,  oder  wenn 
dafür  wegen  unzureichender  Fonds  blos  so  geringe  Stipendien  gewährt  werden  könn- 
ten, dass  sich  nur  sehr  schwer  Geistliche  zur  Celebrirung  solcher  Messen  bereit  finden 
Hessen,  die  Vollmacht  zu  ertheilen,  auf  der  Diöcesansynode^  die  geeigneten  Mittel 
zur  Beseitigung  dieser  Verhältnisse  zu  ergreifen^. 

Die  Congregatio  concilii  hat  die  Ermächtigung  des  Konzils  nur  als  eine  vorüber- 
gehende und  ausserordentliche  Vollmacht,  welche  allein  in  Betreff  der  schon  vorher 
bestandenen  Messlasten  und  zwar  auf  der  nächsten  abzuhaltenden  Diöcesansynode 
ausgeübt  werden  dürfe  ^^,  aufgefasst  ^i,  und  in  Folge  dessen  hat  das  unter  der  Auto- 


Betreff  der  Wiedersnlegong  verfahren  werden,  und  den  Generalen  der  Orden  gegeben,  welche 

1. 1.  $.  7.  die  betreffenden  Massregeln  anf  ihren  General- 

1  Das  verordnet  das  v.  Innocenz  Xu.  bestä-  Kapiteln  festzusetzen  haben. 

tigte  Dekret  der  Gongr.  conc.  v.  23.  Dezember  9  Jedoch  so :  ^nt  eomm  seraper  defunctorum 

1697.  J.  18,  s.  Richter  a.  a.  0.  S.  147.  Wenn  commemoratio  flat,   qui  pro  snamm  animaram 

die  sich  ans  der  Tabelle  ergebenden  Belastun-  salnte  legata  ea  ad  plos  nsns  reliqaemnt^. 

gen  die  Annahme  neuer  Verpflichtungen  aus-  ^  Richter,  Tridentinum  S.  139.  n.  88  u. 

schliessen,  so  soll  dies  auch  auf  dieser  selbst  be-  Benedict.  XIY.  de  syn.  dioec.  XIII.  26.  n.  18. 

merkt  werden.  Auch  hat  sie  erklärt,   dass  die  Befugniss  sich 

2  L.  c.  §.  19.   Auf  die  Nlchterf&llung  dieser  nicht  auf  die  bei  der  Fnndation  eines  Bene- 
Yerpflichtung  sind  für  Weltgeistliche  die  Sus-  flzlnms  auferlegten  Lasten  erstrecke, 
penslon,  für  Regularen  die  S.  208.  n.2  gedachten  ^  Deutlich  und  klar  Ist  die  Vorschrift  des  Trl- 
Strafen  gesetzt  $.  21  a.  a.  0.  dentlnums  In  dieser  Beziehung  nicht,   Uebrigens 

'  Die  Kontrole  wird  mitunter  den  Dekanen  über-  waren  schon  In  Bezug  auf  das  vortrldentinlsche 

tragen,  s.  die  citirte  Limburger  Yerordn.  v.  1862,  Recht  die  Meinungen  nicht  einig.    Theils  erach- 

Arch.  11,  433.  tete  man  unter  analoger  Anwendung  des  c.  12 

4  Die  Unterlassung  der  Kontrole  Ist  mit  den  X.  de  constit.  I.  2  den  Bischof  bei  eingetretener 
vorhin  (Anm.  2)  angegebenen  Strafen  bedroht,  Unzulinglichkeit  der  für  die  Messstipendien  be- 
§.  21.  dt  stimmten  Fonds  zur  Verminderung  der  Messver- 

5  Das  citirte  Dekret  V.  1697$.  27  zahlt  auf:  pfllchtungen  kraft  seiner  ordentlichen  Juris- 
„archleonfratemltates ,  confratemltates ,  sodeta-  dlktlon  für  befugt,  oder  wenigstens  dann, 
tes,  congregatlones ,  hospltalla,  altarla,  capellas,  wenn  die  den  Erben  obliegenden  Leistungen 
oratoria  et  eccleslas  ac  alla  loca  et  opera  pla^  vermindert    worden    waren,    theils  wurde  auf 

•  Die  Nlchtbeobachtung  der  gedachten  Vor-  Qrmd  der  Clem.  2  de  rellg.  domlb.  III.  11  eine 

sehrlften  soll  mit   arbltr&ren  Strafen ,  eventuell  solche  Berechtigung  des  Bischofs  bestritten  und 

der  Exkommunikation  geahndet  werden,  $.28  dt.  In  Trld.  Sets.  XXV.  c.  4.  dt  eine  Bestätigung 

t  Sess.  XXV.  c  4  de  ref.  dieser  Ansicht  gefunden ,  Fagnan.  ade.  12  X. 

s  Die  gleiche  Vollmacht  Ist  auch  den  Aebten  L  2.  dt  n.  20  ff.;  Benedict  XIV.  1.  c  n.  17. 
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rität  UrbanB  Vm.  von  ihr  erlassene  ^  und  von  Innocenz  Xu.  nnter  Ehrweiterangen 
bestätigte  Dekret  ^  die  entsprechenden  Massregeln  ftlr  die  Zukunft  ausschliesslich  dem 
apostolischen  Stuhle  vorbehaltend 

Als  solche  kommen  in  Frage:  1.  die  r$ductio,  auch  moderatio  genannt,  und  2.  die 
commutaäo  oder  mutaUo ,  nicht  aber  die  freilich  gleichfalls  uneigentlicher  Weise  als 
reducHo  bezeichnete  eondoruUioy  remmio  oder  absohUio. 

Diese  letztere  ist  die  Entbindung  von  der  Pflicht,  eine  Messe,  welche  bereits 
hätte  celebrirt  werden  müssen,  mithin  versäumt  worden  ist,  nachzuholen.  Sie  erstreckt 
sich  also  allein  auf  die  Vergangenheit^  und  kann  den  Missständen,  welche  aus  der 
flbermässigen  Anhäufung  der  Messverpflichtungen  entstanden  sind,  niemals  für  die 
Zukunft  abhelfen ,  wennschon  die  eingetretene  Unterlassung  der  Persolvirung  vieler 
Messen  unter  Umständen  einen  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  Erfüllung  der  bestehen- 
den Messlasten  zur  Unmöglichkeit  geworden  ist,  also  die  Veranlassung  zu  den  er- 
wähnten, auf  die  Zukunft  berechneten  Massnahmen  abgeben  kann^.  Die  Befhgniss 
zu  solchen  Kondonationen ^  steht  ausschliesslich  dem  Papste^  zu^,  und  sie  soll  nur 
gegeben  werden ,  wenn  wirklich  dringende  Gründe  für  die  Unterlassung  vorhanden 
gewesen  sind ,  namentlich  die  Unterlassung  nicht  absichtlich  im  Hinblick  auf  die  zu 
erwirkende  Kondonation  erfolgt  ist^. 


1  V.  21.  Juni  1626.  S-  3,  Richter  a.  a.  0. 
S.  141. 

2  V.  23.  Dezember  1697.  SS-  16.  17,  a.  a.  0. 
S.  147. 

3  §.  3  cit. :  „Ac  primo  districto  prohibet  atque 
interdldt ,  ne  eplBcopi  in  dioecesana  synodo  aut 
generales  in  capitolis  generalibus  vel  alias  qno- 
qaomodo  reducant  onera  ulla  missarum  celebran- 
damm,  aat  post  idem  concilium  imposita  aut  in 
limine  fundationls,  sed  pro  hls  omnibns  redu- 
cendls  aut  modeiandis  vel  commutandis  ad  apo- 
stolloam  sedem  recanataT,  qnae  re  diligenter 
perspecta  id  statuet,  quod  magis  in  domino  ex- 
pediTe  arbitrabitnr ;  alioqnin  Tednctiones,  mode- 
rationcs,  commutationeB  huiusmodi,  si  qaas 
contra  hnius  prohibitionis  formam  flerl  oonti- 
gerit ,  omnino  nnllas  atque  inanes  deoernit". 
Die  frühere  Doktrin  hat  vielfach  angenommen, 
dass  diese  Vorschrift  nur  da  Geltung  habe ,  wo 
das  betreffende  Dekret  des  Tridentinums  nnd  die 
citirten  Dekrete  der  Gongr.  conc.  recipirt  worden 
seien  ,  so  dass  bei  der  Nichtreception  beider  der 
Bischof  allein  (selbst  ohne  die  Diöcesansyuode) 
zu  den  erwähnten  Massregeln  befugt  sei,  vgl. 
G  a  r  ci a  s ,  Tractet  de  benef.  P.  VII.  c.  1.  n.  137 
(welcher  dies  für  einzelne  spanische  Bisthümer 
behauptet),  Schmal  zgrueb er  III.  41.  n.  148. 
149. 164  (für  Deutschland  in  denjenigen  Theilen, 
in  welchen  die  jährliche  Abhaltung  von  Diöcesan- 
Synoden  nicht  üblich  sei).  Femer  ist  dies  auch 
in  Frankreich  Praxis  geworden,  und  anscheinend 
besteht  dieselbe,  wenn  auch  nicht  unangefoch- 
ten, noch  jetzt,  Iltfriconrt,  loix  ecclesiastlques 
de  France  p.  530;  Andr^,  conrs  alphab^tique 
etc.  de  la  Mgislation  civile  ecclesiastique.  Paris 
1868.  s.  V.  fondations  3,  135;  Craisson,  ma- 
nuale  totius  iuris  canonici,  ed.  YL  Pictavii  1877 
n.  1047,  1,  551,  und  Fabrikdekret  v.30.  Dezem- 
ber 1809.  Art.  29. 


Die  neuere  Disoiplin  der  Kirche  beobachtet 
aber  ausser  in  Italien  auch  in  Oesterrelch,  s. 
Wiener  Prov.-Syn.  v.  1858,  coli.  conc.  Lac.  ö, 
166,  Prag  1860,  ibid.  p.  464,  in  Deutschland,  s. 
Dumont,  Samml.  klrchl.  Erlasse  für  die  Erz- 
diöcese  Köln  S.  45 ,  Paderbomer  Diöcesansynode 
V.  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  a  20,  118,  und  in 
Holland,  Utrecht  1865,  coli.  Lac.  5,852  die  Vor- 
schriften der  erwähnten  Dekrete. 

«  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioeces.  XIII. 25. 
n.  16. 

s  Daher  wird  vielfach  eine  Absolution  oder 
Kondonation  für  die  Vergangenheit  mit  solchen 
Massnahmen  verbunden,  s.  z.  B.  Acta  s.  sed.  3, 
440,  und  die  weiteren  Anführungen  in  den  die 
Reduktion  betreffenden  Anmerkungen. 

®  Diese  stellen  sich  als  gesetzgeberische  Mass- 
nahmen der  Bd.  IIL  S.  827  unter  Nr.  5  gedachten 
Art  dar ,  weil  derjenige ,  welcher  zur  Cele- 
bration  oder  zur  Bewlrkung  derselben  (Acta  s. 
sed.  12,  615.  618)  verpflichtet  war,  von  dieser 
Verbindlichkeit  befreit  wird. 

7  Die  Ertheilung  erfolgt  durch  die  Pöniten- 
tarien  oder  auch  die  Gongr.  conc  (namentlich  in 
den  zu  Anm.  6  erwähnten  Fällen)  oder  auch 
durch  die  Gongr.  fabricao  S.  Petri  (s.  Bd.  I. 
S.  482),  vgL  Benedict.  XIV.  L  c  n.  15. 

s  Das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  4  de  ret  berührt  die 
Kondonation  nicht. 

0  Wenn  sie  von  der  Gongr.  fabricae  S.  Petri 
ertheilt  wird ,  so  ist  an  die  Fabrica  ein  massiger 
Betrag,  eine  s.  g.  compo^UiOy  zu  entrichten ,  und 
zugleich  wird  einigen  dazu  an  der  Vatikauischen 
Basilika  angestellten  Kapellanen  der  Auftrag  ge- 
geben, eine  angemessene  Anzahl  von  Messen  für 
die  Seelen  derjenigen  zu  lesen ,  für  welche  die 
unterlassenen  Messen  hätten  appUcirt  werden 
sollen,  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  15.    Mit  Bezug 
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Die  Reduktion,  welche  dem  pApsÜicben  Stnhle  mit  Ausnahme  des  Falles  vor- 
behalten ist,  dass  von  vornherein  der  Stifter,  der  Donatar  oder  der  Testator  dem 
Bischof  die  Befagniss  dazu  seinerseits  eingeräumt  hätte  K  und  meistens  durch  päpst- 
liches Indult  den  Bischöfen  auf  bestimmte  Zeitperioden  flbertragen  wird  ^ ,  besteht  in 
der  Verminderung  der  auferlegten  Messverpflichtungen  3.  Sie  kann  nur  stattfinden 
bei  solchen  Messen,  welche  onera  perpetua  sind 4.  In  Betreff  der  Manualmessen 
ist  dagegen  blos  eine  Eondonation  statthaft^.  Femer  bezieht  sich  ein  päpstliches 
Indult  auf  Reduktion  durch  den  Bischof  niemals  auf  diejenigen  derartigen  Ver- 
bindUehkeiten,  welche  durch  besondere  Vereinbarungen  der  kirchlichen  Oberen 
»der  Institute  oder  Qenossenschaften  mit  den  betreffenden  Donataren  ttbemommen 
worden  sind*. 

Die  Reduktion  wird  beim  Vorliegen  dringender  Gründe  vorgenommen,  vor  Allem, 
wenn  eine  Verringerung  der  ursprünglich  zur  ErfdUung  der  Messverpflichtungen  be- 
stimmten Einkünfte  für  alle  Zukunft  eingetreten  ist^.  Besteht  daher  ein  Anspruch 
gegCB  den  Rechtsnachfolger  des  Stifters  oder  des  Testators  auf  Ergänzung  des  ver- 
loren gegangenen  Betrages^,  so  bleibt  die  Massregel  ausgeschlossen,  und  es  ist  vor* 
erst  von  dem  Verpflichteten  das  von  diesem  nachträglich  zu  Leistende  einzufordern 
und  beizutreiben  ^. 

Femer  kann  eine  Reduktion  stattfinden,  wenn  die  ursprünglichen  Fonds  zwar 


hierauf  bestimmt  das  Dekret  y.  1697.  $.  17: 
opraefatas  condonationes  et  reductiones  ab  eadem 
sede  nonnisi  ex  rationabili  causa  seu  aequa  com- 
mlseratlone,  compositiones  vexo  a  dicta  fabriea 
Qtente  suis  facoltatibus  et  privileglls,  nonnisi 
ex  eaasa  parlter  rationabili  et  cum  clansulis  op- 
portnnlB  et  psaeeertim  cum  lila :  Dummodo  ma- 
litiose  non  omiaerint  animo  habendi  composl- 
Honem,  alias  gratia  nuüo  modo  mffragetur  ad- 
mitti  consaevisae  et  solere".  De^enige,  welcher 
abaolvirt  wird ,  hat  übrigens  femer  anch  selbst 
eine  ihm  bestimmte  Anzahl  von  Messen  für  die- 
jenigen, für  welche  er  die  unterlassenen  zu  ap- 
pllciien  hatte,  als  Sühue  zu  lesen ,  Acta  s.  sed. 
§,  440 ;  13 ,  80.  Endlich  werden  auch  die  Bi- 
schöfe durch  Indulte  anf  eine  gewisse  Zahl  von 
Jahren  zur  Ertheünng  solcher  Eondonationen  er- 
mächtigt, Acta  8.  sed.  3,  440. 

1  Congr.  conc.  in  dem  t.  Innocenz  XU.  bestä- 
tigten Dekret,  $.15,  Richter  a.  a.  0.  S.  144. 146. 

2  Bei  den  Ohrden  den  Generalen,  Benedict. 
XIV.  de  syu.  dioec.  1.  c.  n.  20.  21.  Die  Er- 
mächtigungsformulare coli.  condL  Lac.  1,  369 
und  Acta  s.  sed.  3,  440.  Vgl.  auch  die  dem  Se- 
kretär der  Ck>ngr.  conc  zustehenden  Vollmachten, 
bei  Bangen,  die  romische  Kurie  S.  495.  Nr.  6. 
7.  10.  19  bis  22. 

3  Uneigentlicher  Weise  spricht  man  auch  yon 
Redaktion,  wenn  die  Messstiftung  von  einem 
Betheillgten,  dem  Erben,  als  nichtig  angefochten 
und  dadurch  hinfällig  gemacht  wird,  femer  wenn 
Messen ,  welche  allein  in  bestimmter  Zahl  oder 
für  eine  bestimmte  Zeit  haben  celebrirt  werden 
sollen ,  nach  Erfüllung  der  Zahl  oder  der  Zeit 
fortfallen,  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  9.  Beide 
Fälle  gehören  nicht  hierher. 

*  Auch  den  Lasten,  welche  in  noch  nicht  accep- 


tirten  Zuwendungen  auferlegt  sind,  Benedict. 
XIV.  1.  c  n.  19.  Doch  ist  hier  der  Vorbehalt  zu 
machen ,  dass  der  zur  Minderung  derselben  Be- 
rechtigte einer  solchen  nicht  zugestimmt  hat. 
Wäre  dies  der  Fall ,  so  konnte  von  einer  Reduk- 
tion nicht  die  Rede  sein,  weil  bei  der  Minderung 
vor  erfolgter  Annahme  die  Last  überhaupt  und 
von  vornherein  nur  in  dem  verringerten  Betrage 
rechtlich  wirksam  geworden  wäre, 
ö  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  29. 

6  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O.  S.  140. 
n.8ö;  Benedict.  XIV.  1.  c.  n. 25. 

7  Benedict  1.  c.  n.  28;  Richter  a.  a.  0. 
S.  139.  n.  82;  Lingen  et  Reuss,  causae  se- 
lectae  congr.  conc.  p.  331  ff. 

^  Das  hängt  von  der  Art  der  Zuwendung  ab, 
also  davon ,  ob  durch  den  Testator  oder  Stifter 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Vermögensstücken 
oder  auch  eine  bestimmte  Summe  allein ,  unter 
Beschränkung  auf  das  Ausgesetzte,  gewidmet  ist, 
um  die  Messverpflichtungen  zu  erfüllen ,  oder  ob 
er  die  PersoMrung  derselben  unter  allen  Um- 
ständen hat  vorschreiben  und  seinen  Rechts- 
nachfolgern selbst  für  den  Fall,  dass  die  zur 
Realisirung  dieser  Absicht  in  erster  Linie  be- 
stimmten Vermögensbestandtheile  nicht  dauernd 
zureichen  sollten ,  die  Pflicht  zur  Er^nzung  der 
Fonds  hat  auferlegen  wollen.  Die  kanonistische 
Doktrin  und  Praxis  bezeichnet  den  ersten  Fall 
als  eine  taxative ,  den  zweiten  als  eine  demon- 
strative erfolgte  Zuwendung,  Benedict.  XIV. 
1.  cn.  32;  Richter  a.a.O.  S.  139  n.  79;  Acta 
8.  sed.  1,569;  3,376;  13^310;  Lingen  et 
R  0  u  8  s  causae  selectae  conc.  Trident.  p.  329 ; 
Acte  s.  sed.  17,  470  u.  18,  143. 

ö  S.  unten  S.  216  n.  3. 
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nicht  verringert  sind,  aber  wegen  der  veränderten  Preis-  und  Oeldverhältnisse  nicht 
mehr  znr  Oewähmng  ausreichender  Honorare  für  die  ausgesetzte  Zahl  von  Messen 
hinreichen  S  weiter  wenn  es  wegen  der  Armuth  der  Priester,  welche  fttr  den  geringen 
ausgesetzten  Betrag  nicht  celebriren  können,  unmöglich  wird ,  die  Messen  celebriren 
zu  lassen^,  endlich  auch,  wenn  diejenigen,  welche  die  nöthigen  Fonds  zu  gewähren 
haben ,  wegen  Yermögensausfalles  oder  Armuth  nicht  im  Stande  sind ,  die  erforder- 
lichen Zuschfisse  zu  geben'. 

In  den  drei  zuletzt  erwähnten  Fällen  ist  fllr  den  Umfang  der  Reduktion  das  fOr 
Manualmessen  übliche  Stipendium  zur  Orundlage  zu  nehmen,  und  die  Zahl  der  Messen 
so  weit  herabzumindern ,  dass  fdr  jede  der  Betrag  des  Stipendiums  gewährt  werden 
kann^. 

Die  Reduktion  wird  nach  der  Praxis  der  Congregatio  concilii  in  jedem  Bedflrf- 
nissfall  nur  einmal,  nicht  wiederholt  ertheilt^,  ausser  wenn  etwa  später  ein  neuer 
und  weiterer  Grund  für  eine  solche  eintreten  sollte^. 

Wenn  sie  aber  gewährt  worden  ist,  wirkt  sie  für  alle  Zukunft^.  Ausnahmsweise 
wird  sie  indessen  unter  Umständen  auch  nur  auf  Zeit  gegeben^. 

Die  oomirrnUaüo  oder  tnutatio  besteht  in  der  Aenderung  der  Art  der  Persolvirung 
der  vorgeschriebenen  Messen,  also  z.  B.  in  der  Anordnung,  dass  statt  der  vom  Stifter 
gewollten  missae  cantatae  blos  Privatmessen  gefeiert  werden  sollen.  Sie  ist  nichts 
als  eine  Abart  der  Reduktion,  weil  auch  bei  ihr  eine  Aenderung  und  Minderung  der 
vom  Stifter  oder  Testator  auferlegten  Lasten  herbeigefdhrt  werden  soU^,  und  unter- 
liegt daher  denselben  Grundsätzen,  wie  die  blosse  Reduktion. 

Nichts  als  eine  besondere  Art  der  Kommutation  ist  endlich  die  Translation  der 
Messen,  d.  h.  die  Ueberweisung  solcher  Messen,  welche  nach  den  Vorschriften  des 
Stifters  in  einer  bestimmten  Kirche  oder  an  einem  bestimmten  Altare  gehalten  werden 
sollen,  behufe  ihrer  Persolvirung  an  eine  andere  Kirche  und  an  deren  Geistliche ,  sei 
es  in  derselben  oder  in  einer  anderen  Dlöcese.  Sie  ist  ein  Mittel,  die  Reduktion  der 
Messen  zu  vermeiden,  wenn  die  oben  S.  215  ff  gedachten  Gründe  nicht  vorliegen,  aber 

1  Das  wird  namentlich  dann  eintreten,  wenn  biltnissmässig  zn reduciren  sind,  Benedict  XIV. 
wegen  der  gedachten  Umstände  das  Stipendium  1.  c.  n.  23;  Richter  a.  a.  0.  S.  139  n.  80.  81. 
fQr  Manualmessen  schon  hat  erhöht  werden  müs-  &  Reductio  reductionis  non  concedltur,  Ri  ch  - 
sen,  Benedict.  XTV.  L  c  n.  28;  Richter  ter  a.  a.  0.  S.  140.  n.  82. 

a.  a.  0.  S.  139.  n.  82;  Acta  s.  sed.  3,  420;  18,  6  z.  B.  wenn  nach  eingetretener  Redaktion 

205;  Arch.  f.  kath.  K.  R.  3,  561.  der  damals  noch   übrig  gebliebene  Betrag  der 

2  Richter  a.  a.  0.  S.  139.  n.  82.  Fonds  spater  durch  irgend  welche  Zufälle  eine 

3  A.  a.  0.  S.  139  n.  82;  Acta  s.  sed.  12,  445.      ^f  V-!.  ^k™1^T"?/v«**^'',i^k*'  w^  ^' 

615  •  13  80  Jedoch  wird  sie  herkömmlicher  Weise  unter 

'      »      "      ^                               ^  der  Klausel:  ^Quodsi  reditus  augeantur,  augeri 

Doch  sind  auch  in  anderen  Fällen  Reduktionen  quoque  debeat  missarum  numerus«  ertheilt. 

vorgenommen  worden,  so  z.  B.  behufs  Erhöhung  8  Wenn  sich  z.  B.  durch  Zuschlagung  der  zu 

der  Remuneration  ron  HülfsgelstUchen  bei  völU-  Messen  zu  verwendenden  Beträge  die  verringerten 

ger  Armuth  der  Gemeinde,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  ponds  wieder  ergänzen  lassen,  Richter  a.  a.  0. 

3,  442;  behufs  ErmögUchung  eines  regelmässl-  g.  139.  n.  82.    Andere  Fälle  s.  Acta  s.  sed.  3. 

gen  Ohordienstes,  LingenetReuss,  causaese-  475  ,|,  fg  2O6. 

lectae  oongr.  conc  p.  349  ff.  9  sie  wird  auch  vielfach  mit  einer  Reduktion 

^  Benedict.  XIV.  L  c  n.  28.    Ruhen  auf  verbunden  sein ,  z.  B.  wenn  für  die  vom  Stifter 

den  Fonds  noch   andere  Lasten    zu    frommen  vorgeschriebenen  missae  cantatae  die  EinkQnfte 

Zwecken  als  Mess Verpflichtungen,  so  ist  zunächst  nicht  ausreichen  und  erstere  nach  Massgabe  der 

in  Betreff  der  ersteren  die  Reduktion  zu  verfQgea,  üblichen  Höhe  des  Stipendiums  auf  eine  diesen 

es  sei  denn,  dass  nach  den  Umständen  als  sicher  entsprechende  Zahl  reducirt  werden ,  der  etwa 

anzunehmen  wäre,  dass  dem  Stifter  oder  Testator  verbleibende  Ueberschnss  aber  zur  Celebrirung 

die  Erfüllung  beider  Arten  von  Pflichten  gleich  blosser  missae  lectae  verwendet  wird ,  oder  gar 

wichtig  gewesen  sei ,  in  welchem  Fall  beide  ver-  bei  einem  auf  beide  Arten  von  Messen  gerichte- 
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sonst  dringende  Umstände  eine  solche  Massregel  rechtfertigen  S  namentlich  die  M^s- 
verpflichtnngen  wegen  einer  zn  geringen  Zahl  von  Geistlichen  an  der  Kirche,  in  welcher 
die  Messen  eigentlich  celebrirt  werden  sollten,  nicht  erfüllt  werden  können  2.  Da  hierin 
wie  in  den  vorher  gedachten  Fällen  eine  Abweichung  von  den  fdr  die  Messlasten 
bindenden  Anordnungen  Dritter  liegt,  kann  sie  ebenfalls  nur  vom  Papste  erlaubt 
werden  ^y  doch  werden  auch  darauf  den  Bischöfen  Vollmachten  für  gewisse  Zeit- 
räume ttbertragen^. 

IV.  DiePflicht,  derMessfeierbeizuwohnen.  Nach  älterem  Recht  hatten 
die  Gläubigen  die  Rechtspflicht,  der  Messfeier  an  allen  Sonntagen  und  Festtagen  bei- 
zuwohnen und  dieser  Pflicht  in  der  eigenen  Pfarrkirche  zu  genügen^.  In  Folge  der 
Lockerung  des  Pfarrverbandes®,  insbesondere  in  Folge  der  Ausbildung  des  öffent- 
lichen Gottesdienstes  in  den  Klosterkirchen^  und  der  den  Mönchsorden  ertheilten 
Privilegien  ^  ist  aber  die  eben  gedachte  Beschränkung  fortgefallen^.  Es  genügt  daher 
nach  heutigem  Recht  ^^,  wenn  die  Messe  an  den  gedachten  Tagen  voll  und  ganz  ^^ 
ausser  in  der  Pfarrkirche  in  einer  anderen  öffentlichen  Kirche  oder  öffentlichen  ELa- 


ten,  &bei  unzureichendem  Legat  die  missae  can- 
tatae  ganz  beseitigt  und  dafür  dieselbe  Anzahl 
von  Privatmessen  vorgeschrieben  wird,  Bene- 
dict. Xrv.  I.e.  n,34;  Richter  a.a.O.  S.  140 
u.  83.  84. 

1  Sie  wird  namentlich  dann  gestattet,  wenn 
der  Testator  in  erster  Linie  sein  Seelenheil  In 
Betracht  gezogen  hat,  nicht  aber  dann ,  wenn  er 
gerade  aus  besonderen  Gründen  die  bestimmte 
Kircbe  gewählt ,  z.  B.  die  Verehrung  eines  be- 
stimmten Heiligen  oder  die  Yermehruug  des 
Gottesdienstes  in  einer  bestimmten  Kirche  für 
die  dazu  gehörigen  Gläubigen  im  Auge  gehabt 
hat,  Richter  a.  a.  0.  S.  140  n.  86. 

«  S.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  14,  133  und  Lingen 
et  R  e  u  B  s ,  causae  select.  congr.  conc  p.  317. 
Einen  Fall,  wo  sie  wegen  Krankheit  des  Priesters 
auf  eine  gewisse  2eit  gestattet  worden  ist,  ibid. 
p.369. 

3  Wenn  aber  die  Messverpfliohtung  an  einem 
beliebigen  Orte  erfüllt  werden  kann,  ist  dies 
nicht  nöthig.  Dann  darf  deijenige ,  welcher  für 
die  Persolvirung  der  Messen  zu  sorgen  oder  diese 
selbst  vorzunehmen  hat,  die  Messen  auch  an  einem 
Orte  celebriren  lassen. 

*  Vgl.  die  Vollmachten  des  Sekretärs  der 
Congr.  conc.  bei  Bangen,  röm.  Gurie  S.  495. 
No.  6.  8—10.  S.  ferner  y.  Vogt,  Samml.  v. 
Verordn.  f.  d.  Bisth.  Rottenburg.  S.  213. 

&  c.  64  (Agde)  Dist.  I.  de  cons.  setzt  für  die 
Verletzung  der  Pflicht  als  Strafe  öffentliche  Rüge 
durch  den  Bischof  fest,  c.  66  (statuta  eccles.  ant) 
ibid.  Exkommunikation ,  wenn  der  Gottesdienst 
an  einem  Festtage  wegen  Theilnahme  an  Schau- 
spielen versäumt  worden  ist,  vgl.  auch  c  35 
(Agde)  l.  c.  Fremde  Parochianen,  welche  aus 
Verachtung  ihres  eigenen  Pfarrers  die  Messe  in 
einer  anderen  Pfarrkirche  hören  wollten,  sollten 
daher  aus  dieser  ausgewiesen  werden ,  0.  4.  5 
(Nantes  IX.  saec.  ?)  C.  IX.  qu.  2  u.  c.  2  (Id.)  X. 
de  paroch.  lU.  29. 

^  Die  späteren  partikularrechtlichen  Beetim- 


mungen, welche  für  die  Nichtbeachtung  der  ge- 
dachten Pflichten  Strafen,  z.  B.  Versagung  des 
kirchlichen  Begräbnisses,  Pomesan.  Statuten 
1480,  Jacobson,  Gesch.  der  Quellen  d.  kath. 
K.  R.  V.  Preussen.  Anh.  S.  169 ;  halbes  Pfund 
Waohs,  bei  Wiederholungen  Femhaltung  von  der 
Osterkommunion ,  Trier  1678,  Hartzheim  10, 
67  androhen,  s.  auch  Bd.  IL  S.  300  n.  7,  hatten 
die  Tendenz,  diese  Entwicklung  aufzuhalten. 

7  Vgl.  c.  2  Extrav.  comm.  L  9,  s.  dazu  Bd.  IL 
S.  300  n.  4. 

8  S.  Const.  Leon.  X.  v.  13.  November  1517 
bei  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec  XI.  14  n.  8: 
„omnes  christi  fldeles  qui  non  contempto  proprio 
sacerdote  parochiali  in  eoclesiis  fratrum  men- 
dicantium  dominicis  et  festis  diebus  missas  audi- 
ant,  satisfaoere  praecepto  ecclesiae  de  missa 
audienda  nee  in  aliquam  labern  mortalis  pecoati 
poenamye  incurrere",  s.  auch  daselbst  die  weite- 
ren Privilegien  von  Plus  V.  t.  1567  und  von 
Glemens  VIII.  t.  1592,  von  denen  sich  das  letz- 
tere auch  auf  die  Jesuiten  bezieht. 

9  Denn  das  Trldentinum  deer.  de  obs.  miss. 
enthält  allein  die  Anordnung,  dass  die  Bischöfe 
die  Gläubigen  ermahnen  sollen,  wenigstens  an 
Sonntagen  und  Fetttagen  der  Messe  In  Ihrer 
Pfarrkirche  beizuwohnen. 

10  Abgesehen  Ton  den  für  die  Mönchsorden  ge- 
gebenen Privilegien  hat  sich  dies  lediglich  durch 
Gewohnheit  festgestellt,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
n.  10. 

11  Also  alle  drei  Theile  ein  und  derselben 
Messe  (s.  0.  S.  178  n.  6),  da  schon  c.  64  Dist.  I. 
de  consecr.  cit.  das  Verlassen  der  Kirche  vor  der 
Beendigung  der  Messe  verbietet  S.  auch  die  von 
Innocenz  XL  unterm  2/4.  März  1679  reproblrte 
prop.  53,  Bull.  Taur.  19,  148:  „Satisfacit  prae- 
cepto ecclesiae  de  audiendo  sacro ,  qui  duas  eins 
partes ,  imo  quatnor  simul  a  diversis  celebranti- 
bus  audit^  Weitere  Kasuistik  bei  Ferraris 
s.  V.  missa  art.  XVL  n.  3ff. 
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pelle  1  gehört  wird  ^.  Ja  es  sind  sogar  partikuläre  Anordnungen,  welche  die  ErfflUnng 
der  Pflicht  auf  die  erstere  beschränken,  nichtig,  weil  dadurch  das  geltende  gemeine 
Gewohnheitsrecht  abgeändert  wird  '.  Dagegen  ist  das  frühere  Recht  insofern  in  Gel- 
tang, als  die  Verbindlichkeit  der  Gläubigen  immer  noch  eine  Rechtspflicht  geblieben 
ist^,  also  bei  ersichtlieher,  gröblicher  Verletzung  derselben  auch  mit  arbiträren 
Strafen  und  Censuren  ^  eingeschritten  werden  kann. 

§.  208.    2.   Die  öffmÜichm  ÖeheU  und  Andachten^. 

Dem  Zweck  des  Gottesdienstes,  der  Elrhebang  und  Vereinigung  der  Seele  mit 
Gott,  dient  vor  Allem  das  Gebet,  welches  demselben  Verehrung  und  Dank  entgegen* 
bringt  und  Bitten  darlegt  Die  Gestaltung  des  Gebetes  ist  dem  einzelnen  Eirehen- 
gliede  frei  flberlassen,  jedoch  innerhalb  der  Schranke ,  dass  es  dabei  nicht  gegen  die 
Glaubenslehren  der  Kirche  Verstössen  darf  ^.  Aber  schon  der  Erlöser  selbst  hat  fEür 
alle  Zeiten  ein  Mustergebet  hinterlassen,  und  ebenso  haben  sich  in  der  Kirche  ver- 
schiedene Gebetformen  festgestellt^.  Diese  kann  jeder  Gläubige  ohne  Weiteres  fttr 
seine  Zwecke  gebrauchen,  nicht  aber  die  Gebete ,  welche  von  einzelnen  Geistlichen 
oder  Privatpersonen  entworfen  sind ,  insbesondere  nicht  die  Sammlungen  derartiger 
Gebete,  also  Gebets-  oder  Andachtsbflcher.  Diese  bedflrfen  vielmehr  der  Appro- 
bation durch  den  Bischof,  ehe  sie  für  die  private  Andacht  verwendet  werden  können^. 

Nach  den  Vorschriften  des  Evangeliums  ^^  sollen  die  Gläubigen  fleissig  dem  Ge- 
bete obliegen ,  aber  die  Kirche  hat  fär  dieselben  in  dieser  Hinsicht  weder  überhaupt 
noch  auch  in  Betreff  des  Gebrauches  bestimmter  Gebete  eine  Rechtspflicht  festgesetzt  ^^ 
Eine  solche  besteht  nur  hinsichtlich  des  täglichen  Gebetes  ftlr  die  Kleriker  der  höheren 
Weihen  und  für  alle  Geistlichen,  welche  ein  kirchliches  Benefizium  besitzen  ^^. 

i  Also  auch  in  den  Kapellen  der  Kardinäle  öffentlichen  Rüge  (s.  o.  S.  217  n.  5)  keine  Strafen 

und  Bischöfe,  weil  diese  nicht  als  Privatoratorien  festgesetzt. 

gelten,  Ferraris  1.  c  n.  14,  nicht  aber  in  den  ®  Probst,  Lehre  n.  Gebet  in  den  drei  ersten 

Prlvatkapelleu  oder  Oratorien,   abgesehen  von  christlichen  Jahrhunderten.   Tübingen  1871. 

demjenigen,  welcher  das  Indult  erhalten  und  von  "^  Denn  diese  haben  die  Gläubigen  anzunehmen 

den  sonst  nach  demselben  zur  Theilnahme   an  und  zu  beachten.  EineVerletzung  dieser  Schranke 

einer  solchen  Messfeier  berechtigten  Personen.  kann  unter  Umständen  das  kirchliche  Verbrechen 

YgL  darüber  $.  214  der  Ketzerei  bilden. 

2  Krankheit,  dringende  Amtspflichten,  Mutter-  ®  Wie  das  Ave  iMaria  (der  s.  g.  englische 
pflichten,  nicht  aufschiebbare  Geschäfte ,  noth-  Gruss,  seit  dem  11.  Jahrhundert  gebräuchlich), 
wendige  Reisen,  Ueberschwemmungen  u.  s.  w.  das  aus  dem  Pater  noster  und  dem  Ave  Maria 
entbinden  aber  von  der  Erfüllung  der  Pflicht,  komblnirte  Rosenkranz-Gebet ,  das  Angelus-Ge- 
F  e  r  r  a  r  i  s  1.  c  n.  6.  bet  (Danksagung  für  die  Menschwerdung  Christi, 

3  v«i  Do^A^f^l   -vTv   I   -  «  44    ^»^^^*        welches  des  Morgens,  Mittags  und  Abends  auf 
^  Vgl.  Benedict.  aIV.  1.  c.  n.  11,  nament-        .  ,  n?i.««v  v^a^^ji 

lieh  kann  der  BLchof  «ll,.t  bei  hartnäckiger  !l»  Ä^  ofi^U  .«u  L™  *lfi    UhÄiS 

Verweigerung  de.  Be.uche8  der  Pfarrkirche  keine  «v?,Jvf  f  "„?v?ti  w«  t,1fr  .„d  W  «U«  K^ 

Strafen  androhen ,  so  die  Congr.  conc ,  8.  conc  «"»«'»)..»•  <" \t  in  WeU e r  nnd  Weite,  Klr- 

Trident.  ed.  Gallemart.  p.  246  n.  ».  Auch  hat  '''Ät^^LXi^n^ihr^W^  „^^^^ 

Alexander  VII.  durch  Dekret  v.  30.  Januar  1669  .  "  ^'^,  Approbation  «lebt  »ber  noch  nicht 

erklärt,  das«  die  Lehre,  e.  sei  Niemand  in  seinem  ^"  ^^f^  ^"^  »«'«'>«'«»'«»  f  »'".''"'"f '  ^,^- 
r>     i  i.     j  w    xA  j     \r        t         beim  Kirchen-  und  Schulgebrauch ,  denn  die- 

fr«rpÄ?.Sr'^.i?.I^^^^  «el^«  ^«^*«^*  «l<^^  ^^'  *^f  <üe  kirchliche  Korrekt- 

seiner Pfarrkirche  beizuwohnen,  keine  Censur      ^^^^  ^^j^^^^  ^^^^^      „^^^^  ^^^  ,^^^  praktische 

verdiene,  Ferraris  1.  c.  n.  11.  Brauchbarkeit,  vgl.  Dumont,  Sammig.  kircbL 

«  Die  erwähnte  Entwicklung  hat  niemals  die  Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln  8.  28. 

Rechtspflicht  an  sich  in  Frage  gestellt,  sondern  lo  Luc  XVIU.  1 ;  Rom.  XII.;  Ephes.  VI.  18. 

nur  die  älteren  Vorschriften  über  den  Ort  der  "  Namentlich  hat  sie  auf  die  Verletzung  dieser 

Erfüllung  geändert.  Pflicht  als  solcher  keine  Strafen  gesetzt. 

5  Denn  das  geschriebene  Recht  hat  ausser  der  ^^  Bd.[I.  S.  142. 
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Das  Gebet  eignet  sich  aber  aneh  weiter  dazu,  Theil  des  änsseren  nnd  des  öffent- 
lichen, Ton  dem  Klems  geleiteten  Gottesdienstes  zu  sein.  Gebete  bilden  einen 
Theil  des  Spendungs-Ritas  der  Sakramente  nnd  der  Sakramentalien ,  femer  einen 
Theil  der  Messfeier. 

Femer  kennt  die  katholische  Kirche  einen  besonderen  öffentlichen  Gebets- 
Gottesdienst  in  dem  s.  g.  officium  dkmumy  welches  in  den  Kathedral-  und  KoUegiat-, 
sowie  in  den  Klosterkirchen  nach  den  Vorschriften  des  römischen  Breviers  abzu- 
halten ist  ^ 

Da  indessen  mit  diesen  fttr  die  ganze  Kirche  im  wesentlichen  einheitlich  gere- 
gelten Gebetsdiensten  für  das  religiöse  Bedürfniss  der  Gläubigen  noch  nicht  genügend 
gesorgt  ist,  können  femer  auch  andere  gemeinsame  und  Öffentliche  Gebetsgottesdienste 
(Andachten,  Anbetungen 2)  für  die  einzelnen  Theile  der  Kirche,  z.  B.  einzelne  Diö- 
cesen,  oder  auch  blos  für  einzelne  Kirchen  eingerichtet  werden  3. 

Ebensowenig  wie  der  Staat,  weil  er  der  Kirche  die  Autonomie  in  ihren  An- 
gelegenheiten zu  gewähren  hat  und  heute  auch  far  die  Regel  verfassungsmässig  ge- 
währleistet, principiell  ihr  die  Gottesdienstordnung  vorzuschreiben  berufen  ist^, 
ebensowenig  ist  er  berechtigt  5,  von  den  kirchlichen  Behörden  die  Einlegung  einer 
besonderen  Fürbitte  (für  den  Landesherra,  die  Obrigkeit^)  oder  bei  besonderen  An- 
lässen die  Veranstaltung  öffentlicher  Gebete  oder  öffentlicher  Dankfeste  zu  bean- 
spruchen''.  Allerdings  nehmen  eine  Reihe  der  neueren  Staatsgesetze  einen  anderen 
Standpunkt  ein.  Das  preussische  allgemeine  Landrecht s,  die  französischen 
organischen  Artikel^,  welche  heute  noch  für  Elsass-Lothringen  in  Betracht 
kommen,  das  bairische  Religionsedikt ^^,  die  königlich  sächsische^S  die  sach- 


1  A.  Ä.  0.  8.  143. 

3  Vgl.  z.  B.  die  erzbisohöfliche  Kölner  Y.  von 
1865  fiber  die  Einführung  der  Salve  -  Andacht 
zum  Gedäohtniss  der  EinfQbrung  des  Dogmas  von 
der  unbefleckten  Empfängniss  der  Jnngfrau  Ma- 
ria, Dnmonta.  a.  0.  S.  185. 

8  Ueber  das  Recht  zur  Anordnung  s.  o.  S.  18 
und  über  die  Zulassung  der  Yolkssprftshe  dabei 
S.  13  n.  1  u.  S.  14  n.  6. 

«  S.  0.  a  la 

6  Der  Standpunkt  der  katholischen  Kirche, 
welober  allein  in  dieser  Beziehung  nicht  mass- 
gebend sein  kann ,  ist  näher  dargelegt  in  der 
oonst.  Benedict.  XIY. :  Quemadmodam  preces  v. 
23.  März  1743,  eiusd.  bull.  1,  119,  welche  den 
Fürsten  das  Recht  zur  Anordnung  öffentlicher 
Gebete  abspricht. 

^  Darüber,  dass  in  der  katholischen  Kirche 
auch  die  Messe  für  den  nicht  katholischen  Lan- 
desherm  applicirt  werden  kann,  s.  o.  S.  183. 
Das  Missale  enthält  in  der  Liturgie  des  Ohar- 
freitags  eine  oratio  pro  imperatore ,  welche  aber, 
weil  sie  sich  auf  den  Kaiser  des  ehemaligen  rö- 
mischen Reiches  deutscher  Nation  bezog,  ent- 
fallen und  nach  der  Auflösung  desselben  zufblge 
einzelner  bischöflicher  Verordnungen  dnrch  eine 
oratio  für  den  Landeshorm  ersetzt  worden  ist ,  s. 
z.  B.  für  Württemberg  L  a  n  g,  Saromlg.  der  wür- 
ttemb.  Kirchengesetze  S.  158.  166.  170. 

^  Abweichender  Ansieht  Richter-Kahl,  K. 


R.  S.  938  ;Thudichum,  deutsch.  Kirchenrecht 
%  9,  welcher  meint,  dass  sich  dies  auch  vom 
Standpunkt  der  Gewissensfreiheit  Tertheidigen 
Hesse. 

s  IL  11.  $.34:  „Die  Anordnung  öffentUcher 
Bet-,  Dank-  und  anderer  ausserordentUcher  Fest- 
tage hängt  allein  vom  Staate  ab''. 

»  Von  1802.  Art  49 :  „Lorsque  le  gonveme- 
ment  ordonnerades  priores  publiques,  lesevdques 
se  coneerteront  aveo  le  prüfet  et  le  commandant 
militaire  du  lieu,  pour  le  Jour,  Theure  et  le  mode 
d'extfcution  de  ces  ordonnances''.  Dies  Recht  hat 
aber  das  Staatsoberhaupt  selbst  wahrzunehmen, 
das  Staatsministerium  kann  das  Recht  allein  kraft 
besonderen  Auftrags  ausüben ,  D  u  r  s  y ,  Staats- 
kirchenrecht in  Elsass  -  Lothringen  1 ,  348 ; 
Gaudry,  trait^  de  la  l^gislation  des  cultes. 
Paris  1856,  1,  244  Für  Elsass-Lothringen  ist 
diese  Befugniss  dem  Statthalter  nicht  übertragen. 

»0  Vom  26.  Mai  1818.  J.  55:  „Der  Regent 
kann  bei  feierlichen  Anlässen  in  den  verschiede- 
nen Kirchen  Seines  Staates  durch  die  geistlichen 
Behörden  öffentliche  Gebete  und  Dankfeste  an- 
ordnen". 

ti  Gesetz  v.  23.  August  1876:  „Dem  Könige 
steht  zu,  in  den  katholischen  Kirchen  des  König- 
reichs Feierlichkeiten  und  (lebete  zu  verlangen, 
und,  vorbehaltlich  der  besonderen  Einrichtungen 
des  katholischen  Gottesdienstes,  über  die  Art 
solcher  Feierlichkeiten  zu  bestimmen''. 
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sen-weimarisohe^,  sowie  die  sachsen-gothaische^-coburgische^  Ge- 
setzgebung* legen  dem  Landesherrn  das  Recht  bei,  öffentliche  Gebete  und  Dankfeste 
anzuordnen  oder  zn  verlangen  ^. 

Femer  ist  in  einzelnen  Staaten  die  regelmässige  Abhaltung  des  Eirchengebetes 
ffir  den  Landesherm  durch  die  Staatsgesetzgebung  vorgeschrieben^.  Alle  diese  An- 
ordnungen gehören  mit  Ausnahme  des  königlich  sächsischen  und  weimarischen  Ge- 
setzes noch  der  Periode  des  Staatskirchenthums  an ,  und  auch  die  beiden  letzteren 
sind  noch  von  den  Anschauungen  des  letzteren  beherrscht '^. 

Von  der  hier  vertretenen  Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staate 
und  der  kathoUschen  Kirche  aus  ist  der  erstere  allein  berechtigt,  ein  Recht  der  vor- 
herigen Zustimmung  in  Anspruch  zu  nehmen ,  wenn  dergleichen  Gottesdienste  von 
der  Kirche  mit  obligatorischer,  also  mit  einer  sich  auf  das  öffentliche  und  bflrgerliche 
Leben  erstreckenden  Wirkung  angeordnet  werden  sollen,  und  nur  insoweit  können 
fllrPreussendie  vorhin  erwähnten  Vorschriften  des  Landrechts  und  der  organischen 
Artikel  noch  in  Kraft  stehend  erachtet  werden^,  nicht  aber  insoweit,  als  sie  den 
kirchlichen  Behörden  die  Rechtspflicht  auferlegen,  jeder  staatlichen  Anordnung  der 
gedachten  Art  Folge  zu  leisten.  In  deigenigen  Ländern,  in  welchen  diese  Pflicht^ 
noch  heute  gesetzlich  besteht,  fehlt  es  flbrigens  fast  flberall  ^^  an  jedem  Mittel ,  die 
Erftlllung  derselben  zu  erzwingen  ^^. 


i  Gesetz  y.  6.  Mal  1857  üb.  Abänderung  des 
Gesetzes  v.  7.  Oktober  1823.  $.  1,  Arch.  f.  katb. 
K.  R.  45,  211 : . . .  „Werden  aber  Yon  dem  Landes- 
herm bei  besonderen  Ereignissen,  z.  B.  einer 
Dank-,  Erinnernngs-  oder  Trauerfeier,  kirchliche 
Feierlichkeiten  als  allgemeine  Feste  angeordnet, 
so  wird  nach  vorgänglgem  Benehmen  auch  von 
der  bischoflichen  Behörde  das  Geeignete  Yorge- 
sohrleben  werden". 

2  Regulativ  y.  1811.  S-  29,  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  36,223:  „Wenn  der  Landesherr  ausserordent- 
liche Gebete  vorschreibt ,  so  sind  solche  in  der 
katholischen  Kirche  ebenso  wie  in  der  lutheri- 
schen zu  verrichten". 

8  Regulativ  v.  24.  Juni  1813.  %.  12,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  32,  423 :.  .  .,ln  dem  gewöhnlichen 
Kirchengebet  ist,^  wie  in  den  protestantischen 
Kirchen,  für  den  Landesherm  und  dessen  fürst- 
liche Familie  zu  beten,  und  die  ausserordentlichen 
im  Lande  vorgeschriebenen  Gebete  sind  in  der 
katholischen  Kirche,  wie  In  der  protestantischen 
zu  verlesen ,  weshalb  der  katholische  Pfarrer  die 
Anordnungen  des  heizoglichen  Konsistoriums 
(jetzt  Staatsministeriums)  zn  erwarten  hat". 

4  Hierher  gehört  auch  Lübeck,  s.  Regulativ 
für  d.  kirchL  Gemeinde  v.  14  JuU  1841.  Art.  5 
(Samml.  d.  Yerordn.  10,  6). 

^  Nicht  hierher  gehört  französisch,  organ. 
Art.  40  v.  1802:  „Ancun  cnr^  ne  pourra  ordonner 
des  priores  pubUques  extraordinaires  dans  sa 
paroisse,  sans  la  permission  de  l'^v^que",  well 
dieser  das  Recht  des  Bischofs  zu  sichern  bezweckt. 

8  Weimarisches  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823. 
§.  9:  „Das  Gebet  für  den  Grossherzog  und  das 
grossherzogl.  Hans  wird  in  das  Kirchengebet 
für  allgemeine  Anliegen  eingeschaltet.  Das 
dieserhalb  von  der  bischöflichen  Behörde  entwor- 
fene Formular  ist  zur  landesherrlichen  Genehmi- 
gung vorzulegen".  Gothaer  Regulativ  v.  1811. 


$.  7 :  „Auch  ist  bei  Einrichtung  des  Kultus  auf 
Verrichtung  eines  Kirchengebets,  in  welchem  des 
Landesherrn  und  seines  Hauses  Erwähnung  ge- 
schieht, Rücksicht  zu  nehmen  und  hierzu  das  von 
dem  Landesherrn  vorzuschreibende  Formular  zu 
brauchen ;  "Coburger  Regulat  %.  12  (o.  Anm.  3). 

"^  So  bemerken  die  Motive  zu  dem  sachsischen 
Gesetz  v.  1876,  Ztschr.  f.  K.  R,  14,  209,  nur: 
„Die  Berechtigung  des  Landesherm,  aus  Anlässen 
des  staatlichen  Lebens  kirchliche  Feierlichkeiten 
und  Gebete  zu  verlangen,  Ist  ausser  Zweifel". 

s  In  Folge  der  durch  die  preussisohe  Yer- 
fassnngsurkunde  v.  1850  Art  15  der  kathoUschen 
Kirche  eingeräumten  Autonomie  in  ihren  An- 
gelegenheiten. Die  Minlsterialpraxls  nach  1850 
hat  übrigens  ebenfalls  die  Genehmigung  zu  den 
blos  kirchlich  zn  feiernden  Gottesdiensten  für  be- 
seitigt erachtet,  Rl  chter  in  der  dt.  Ztschr.  1, 112. 

9  In  der  Fassung  der  citirten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen waltet  allerdings  der  Unterschied  ob, 
dass  in  dem  baltischen  Religionsedikte  und  in 
den  organischen  Artikeln  den  gelstiichen  Behör- 
den die  Pflicht  auferlegt  wird,  die  Anordnungen 
über  die  Feier  auf  das  Erfordern  des  Landesherm 
zu  treffen ,  während  die  übrigen  das  Recht  zur 
Anordnung  dem  Landesherm  oder,  wie  das  säch- 
sische Gesetz,  ihm  das  Recht,  solche  Gottesdienste 
allgemein  in  den  katholischen  Kirchen  zn  ver- 
langen, beilegen.  D.  h.  im  ersteren  Fall  trifft  die 
Rechtspflicht  nur  die  geistliche  Behörde ,  im  an- 
deren Falle  auch  die  einzelnen  Geistlichen,  welche 
die  Feier  vorzunehmen  haben ,  vom  Standpunkt 
des  Staates  bedarf  es  also  für  diese  nicht  erst 
einer  besonderen  Anweisung  durch  den  Bischof, 
wie  In  Balem  und  In  Frankreich. 

io  Nach  dem  sächsischen  Gesetz  v.  1876.  $.  34 
sind  allerdings  Exekutivstrafen ,  namentiich  Geld- 
strafen zulässig. 

ii  Es  bliebe  nur  übrig,  den  Gottesdienst  durch 
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Dasselbe  muss  anch  von  der  Pflicht  zur  Abhaltung  eines  regelmäsngen  Kirchen- 
gebetes oder  einer  regelmässigen  Fürbitte  für  den  Landesherm  gelten  ^. 

Umfassendere  Rechte  können  anch  in  den  flbrigen  deutschen  Staaten ,  in  denen 
keine  besonderen  gesetzlichen  Bestimmungen  bestehen ,  also  namentlich  nicht  in 
Wflrttemberg,  Baden,  Hessen  und  Oldenburg  (ebensowenig  in  0 es ter - 
reich),  in  Anspruch  genommen  werden ,  weil  eine  weitergehende  Beftagniss,  als 
die  vorher  erw&hnte,  nicht  prinoipiell  aus  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  folgt. 

Seitens  der  kirchlichen  Behörden  wird  allerdings  derartigen  Anforderungen  des 
Staates ,  sofern  die  gewünschten  Gottesdienste  nicht  eine  den  kirchlichen  oder  den 
herrschenden  ultromantanen  Anschauungen  widerstehende  oder  auch  unliebsame  Be- 
deutung haben,  Rechnung  getragen.  So  wird  die  Feier  des  Geburtstages  des  Landes- 
herm und  auch  der  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familie  regelmässig  auf  Anord- 
nung der  kirchlichen  Behörden  begangen  3.  Auch  ist  bei  den  regelmässigen  Gottes- 
diensten ein  Gebet  für  die  deutschen  Regenten,  insbesondere  den  deutschen  Kaiser^, 
für  den  Landesherm  und  mitunter  auch  für  seine  Familie  üblich  4,  ja  theils  durch  den 
Papst,  in  den  Konkordaten^  oder  durch  besondere  Indulte^  vorgeschrieben 7. 

§209.   3.  DieProzesnonen^. 

L  Begriff  und  Arten.  Die  Prozessionen  (sacrae  processumes  s.  mpp" 
Ueaüones)  sind  festliche ,  mit  gottesdienstlichen  Feierlichkeiten  (namentlich  Gebeten 


einen  Priester ,  welcher  sich  etwa  bereit  finden 
Hesse  —  was  heute  freilich  kaum  der  Fall  sein 
wird  —  halten  zu  lassen,  vgl.  auch  Gaudry 
1.  cl,  244  245. 

<  Reohtlicb  Terhält  es  sich  damit  nicht  anders, 
wie  mit  Jedem  anderen  Gebete.  Vgl.  auch  unten 
Anm.  7. 

2  S.  z.  B.  fflr  Preussen  die  Erlasse  bei  D  u  - 
mont  a.  a.  0.  S.  176;  für  Württemberg  bei  y. 
Vogt,  Samml.  klrchl.  Verordn.  f.  Rottenburg. 
S.  310.  312.  Anders  in  Italien,  s.  Gel  gel 
in  Archiv  t  kath.  K.  R.  54,  309. 

3  V.  Vogt,  a.  a.  0.  S.  243. 

*  Z.  B.  in  Baiern,  Silbern a gl,  Verfassung 
sammtL  Religionsgesellschaften.  2.  Aufl.  S.  69; 
in  Württemberg  v.  Vogt  a.  a.  0.  S.  308.  309. 

s  Art.  8  des  französischen  Konkordats  y.  1801 , 
Nussi,  conventiones  inter  s.  sedem  et  clYilem 
potestatem  p.  141 :  ^ost  divina  offlcia  in  Omni- 
bus catholicls  Galliae  templis  sie  orabitui:  Do- 
mine ,  salvam  fac  rempublioam ,  domine ,  salvos 
fac  consules'* ,  wofQi  1804  durch  Anordnung  des 
Papstes :  „imperatorem  nostrum  Napoleonem"  ge- 
setzt worden  ist,  Dursy,  Staatskirchenrecht, 
Elsass-Lothringen  S.  348,  Ygl.  auch  die  folgende 
Anmerkung. 

^  So  für  den  Kaiser  von  Oesterreich  in  sehr  wei- 
tem Umfange ,  vgl.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  6,  37a 
465,  und  1867  für  den  Kaiser  Napoleon  O., 
Dursy  a.  a.  0.  S.  349.351. 

^  Durch  das  Ordinariat  für  Württemberg, 
s.  die  Erlasse  bei  v.  Vogt,  a.  a.  0.  S.  308.  309. 

Allerdings  haben  einzelne  dieser  Anordnungen 
ihreuAnhalt  an  früher  ergangenenlandesherrliohen 
oder  staatlichen  Erlassen  ,  so  z.  B.  beruht  das  in 


Baiern  und  Württemberg  übliche  Kirchen- 
gebet noch  auf  solchen,  D5111nger  Samml.  2, 
96 «f.;  V.  Vogt  a.  a.  0.  S.  308.  n.  2  u.  Lang, 
Samml.  kirohL  Gesetze  S.  24.  275.  In  Baiern 
hat  die  Beilage  IV.  J.  4  zur  Verf.-Urk.  v.  1818 
femer  ein  Kirchengebet  für  die  Standesherren 
und  deren  Famihen  in  den  Standesberrschaften 
vorgeschrieben,  vgl.  dazu  auch  Döllinger 
Samml.  4,  38  u.  22,  186. 

Für  Frankreich  ist  auf  Grund  des  Konkordates 
(s.  Anm.  5)  durch  die  organischen  Artikel  (51) 
bestimmt:  „Lescur^s,  aux  prönes  des  messes 
paroissiales,  prieront  et  feront  prier  pour  la  pros- 
perit^  de  la  republique  frau^aise  et  pour  les 
consuls**,  und  es  sind  in  Folge  der  Verfossungs- 
änderungen  in  Frankreich  nach  dem  Sturze  Na- 
poleons L  die  Bestimmungen  über  die  Aenderung 
der  Worte :  consules  durch  die  Staatsgewalt  ge- 
troffen worden,  s.  D  urs y  a.  a. 0.  S.  347  (vgL  aber 
auch  Anm.  5).  In  Elsass-Lothringen  wird  dieses 
Gebet  für  den  deutschen  Kaiser  gehalten,  Gei- 
gel,  das  franzosische  und  reichsländische  Staats- 
kirchenreoht   S.  41.  42. 

Für  das  franzosische  Rechtsgebiet  Preussens 
gilt  das  franzosische  Konkordat  nicht ,  die  Be- 
stimmung des  Art.  51  ist  hier  aus  den  schon  o. 
S.  220  n.  8  erwähnten  Gründen  für  aufgehoben 
zu  erachten. 

8  Jac.  Gretserus,  de  sacris  eccleslae  pro- 
cessionibus  et  supplicationibus  libr.  II.  Ingol- 
stadt 1606  (auch  in  opp.  Ratisbon.  1734  1736. 
t.  V.);  Joseph.  H.  de  Bonis,  de  processioni- 
bus  eocleslasticis.  Mediolani  1773;  F.  X. 
Schmidt  in  Wetzer  und  Weite,  Kirchen- 
lexikon 1.  Aufl.  8,  803;   Gibt  ebendaselbst 
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und  GesäBgen)  unter  geisüieher  Leitung  veranataltete  kirohlieke  ümEüge  der  Geist- 
lichkeit einer  Eirohe  oder  eines  Ortes  oder  der  Angehörigen  eines  Klosters  oder  aneh 
der  Geistlichkeit  and  der  Laien  einer  Pfarrei,  einer  Stadt  oder  einer  bestimmten  Ge- 
nossenschaft (z.  B.  einer  kirchlichen  Bruderschaft)  zu  gottesdienstlichen  Zwecken,  d.  h. 
behnfs  Abstattnng  des  Dankes  gegen  Gott,  behn£9  Anflehnng  seiner  Hfllfe,  oder  behnft 
Beförderung  der  Frömmigkeit  (der  Anbetung  Gottes  oder  der  Verehrung  der  Heiligen  >). 

Die  Prozessionen  sind  entweder  ö  f  f  en  t  li  che  {ptiblieae^  generaiea) ,  wenn  sie  unter 
Betheiligung  der  Geistlichkeit  aller  Kirchen  eines  Ortes,  einer  Stadt,  oder  private 
(privatae,  pariieuiaresjj  wenn  sie  blos  in  einer  Kirche  (z.  B.Pfarr-  oder  Klosterkirche) 
gehalten  werden  2. 

Femer  sind  sie  ordenttiche  [ordmarias),  welche  an  bestimmten  Tagen  des  Jahres, 
sei  es  nach  allgemeiner  kirchlicher  Vorschrift ,  sei  es  auch  nur  nach  der  Gewohnheit 
der  betreffenden  Kirche  gefeiert^  oder  ausserordentliche  [extraordmariae) ,  welche 
bei  besonderen  Anlftssen^  yorgeschrieben  werden. 

Endlich  werden  auch  die  procesaümes  solmnnes  und  non  solenmes  geschieden.  Zu 
den  ersteren  gehören  vor  Allem  die  s.  g.  theophorischen^  welcbe  unier  Tragung 
der  Eucharistie  gehalten  werden  (wie  die  Prozessionen  am  Frohnleichnamsfeste ,  zur 
Zeit  des  40-stttndigen  Gebetes),  ausserdem  die  Prozessionen  am  Markustage,  am 
Tage  Maria  Reinigung,  am  Palmsonntage  und  die  pro  rogationibus ^,  Alle  sonstigen 
sind  nicht  solenmes  ^. 


%  Aufl.  2,  894;  vgl.  über  das  OeschichtUche 
auch  Binterim,  Denkwürdigkeiten  der  christ- 
kathol.  Kirche  Bd.  IV.  Th.  I.  8.  665  ff. 

1  Rituale  roman.  tit.  IX.  c.  1  n.  1 :  „Publicae 
gacraeque  proceasiODes  aeu  supplicationes,  qnibaa 
ex  antiqniasimo  sa.  patmm  institnto  catholica 
ecclesia  vel  ad  exdtandam  fldeliam  pietatem  vel 
ad  commemoranda  dei  beneflcia  eique  gratias 
agendas  vel  ad  divinum  anxilium  implorandum 
uti  consaevit,  qaa  par  est  religione  celebrari  de- 
bent ;  oontinent  enim  magna  ac  divlna  mysteria, 
et  salutares ehiistianae  pietatls  fructus  eos  pie  ex- 
sequentes  a  deo  conseqnuntor :  de  quibus  Melea 
praemonere  et  erudire,  quo  tempore  magis  oppor- 
tun um  fuerit,  paiocliorttm  officium  est'^. 

2  S.  die  vor.  Anm. ;  B  ar  u f  f  al  d  u  s  ad  ritaale 
roman.  comm.  tit.  LXXYI.  n.  7;  deHerdt,  s. 
Uturgiae  praxis  t.  lU.  n.  313. 

3  Rituale  roman.  1.  c  n.  8:  „Processiones  antem 
quaedam  sunt  ordinariae  quae  flunt  certis  diebus 
per  annum,  nt  in  feste  pnriflcationis  b.  Mariae  sem- 
per  Virginia  et  in  dominicapalmarum  et  iulitaniiB 

'  maioribus  in  feste  S.  Marci  et  in  minoiibns  roga- 
tionum  triduo  ante  adscenslonem  domini  et  in 
festo  corporis  Christi  vel  aliis  diebus  pro  consaeti- 
dine  ecdeslarum.'^  Die  Formulare  für  den  Ritus 
dieser  Prozessionen  s.L  c  2 — 6  und  für  die  beiden 
ersten  auch  im  Missale  an  den  entsprechenden 
Tagen.  Über  die  Abhaltung  der  gedachten  Pro- 
zessionen bei  der  Kathedrale  s.  femer  Caeie- 
moniale  episooporum  U.  16.  21.  32.  33.  Vgl. 
anch  Anm.  6. 

*  Rituale  1.  c  c  1.  n.  9 :  „Quaedam  vero  sunt 
extraordinaxiae,  nt  quae  variia  ac  publicis  ecde- 
siae  de  causis  in  dies  indicuntur^,  und  Oaeremon. 
ep.  n.  33  n.  8 :  ^d  slmilitudinem  harum  (am 
Feste  des  h.  Marcus)  regulari  poterunt  et  aliae 


processiones  extraordinariae ,  quae  fleri  quan- 
docunquecontingatadplacandamiram  dei."  n.  9: 
;,Si  vero  celebrandae  eirunt  processiones  ex  causa 
laetitiae  et  pro  gratiarum  actione  aut  etiam 
pro  translatione  aliquarum  inaigniam  reliqnia- 
rum  sanctorum,  ordinari  poterunt  ad  exemplum 
processionis  sanctissimi  sacramenti.^  Für  solche 
ausserordentliche  Prozessionen  hat  das  Ritaale 
folgende  Formulare  c.  6 :  „  Ad  petendam  pluviam^ 
0.  7 :  ,;Ad  postulandam  serenitatem",  c  10 : 
„tempore  mortalitatis  vel  pestis'*,  c.  11 :  ^n  qua- 
ounque  tribulatione^  und  c  14 :  ,4^  tfanslatione 
sacrarum  reiiquiarum  insigniom.'' 

s  Über  diese  vgl.  Probst  Eucharistie  als 
Opfer.    S.  60  ff. 

6  Congr.  Tit.  V.  1606,  Gardellini  ed.  lU.  n. 
330;  1,  76:  „cum  ex  privllegio  £  r.  Gregor.  XIII 
dioti  fhitres  obtlnuerint,  nt  mulieres  recto  trami- 
te  poBsent  comitari  processiones  solemnes  quae  per 
olaustra  monasteriorum  elusdem  religioniB  fleri 
contigerit,  pettit  declarari :  quaenam  intelligan- 
tur  processiones  solemnes?  an  illae  quae  flunt 
pro  Bolemni  procesaione  smi  saerameoti  vel  quan- 
do  smum  sacramentnm  pro  qnacumque  causa 
publica  vel  privata  defertur  in  processione  et 
quae  flunt  pro  festo  S.  Mard  et  pro  rogationibos 
et  in  die  pnrifloationis  b.  Mariae  et  in  dominica 
palmarum  ?  an  etiam  illae  intelligantur  solem- 
nes processiones,  quae  flunt  pro  xosario,  pro 
B.  Maria  de  Garmine,  pro  cordula  S.  Francisei 
et  cintnra  S.  Monicae,  ut  aliqui  existimant?  S. 
R.  0.  declaravit :  solemnes  processiones  esse  in- 
telligendas  primas  hie  nominatas ,  caeteias  vero 
de  rosario,  de  earmine  etc.,  non  esse  solemnes, 
nisi  in  propriis  ecolesüs,  ubi  a  prindpio  fnenint 
institutae^ 

^  Ausser  denjenigen  besonderen  Prozessionen) 
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n.  Das  Recht  znr  Anordnung  von  Prozessionen  steht  abgesehen  von 
dem  Papste  dem  Ordinarius  innerhalb  seines  Amtssprengeis  zu  *. 

Es  können  aber  ohne  seine  Genehmigung :  1 .  diejenigen  proeessiones  particulares, 
welche  im  Rituale  oder  Missale  ^  für  bestimmte  Tage  vorgeschrieben  sind  3,  in  den 
Kathedralen  und  den  Kollegiat-  und  anderen  Säkular-Kirchen  gehalten  werden,  weil 
diese,  wenn  irgend  angänglich,  gefeiert  werden  sollen*.  2.  Dasselbe  gilt  von  anderen 
hergebrachten  Prozessionen,  mögen  sie  private  oder  auch  öffentliche^  sein,  jedoch  ist 
der  Bischof  aus  gerechtfertigten  Gründen  befugt,  diese  trotz  der  für  dieselben 
bestehenden  Gewohnheit  zu  beseitigen^.  3.  Was  speciell  die  Regulären  und  die 
kirchlichen  Brüderschaften  betrifft,  so  haben  diese  das  Recht,  öffentliche  Prozessionen 
am  Frohnleiohnamstage  und  in  der  Oktave  des  Frohnleichnamsfestes  ohne  Erlaub- 
niss  des  Bischofs  zu  veranstalten*^.  Andere  Prozessionen^  dürfen  sie,  wennschon 
dieselben  durch  ihre  Regeln  oder  Konstitutionen  vorgeschrieben  oder  genehmigt  sind  ^, 
allein  innerhalb  ihrer  eigenen  Kirchen  und  Klöster  halten,  und  falls  die  ersteren 
eines  Boosters  entbehren,  zwar  ausserhalb  der  Kirche,  aber  nur  im  Umgänge  um 


welche  bei  bestimmten  Kirchen  zuerst  einge- 
führt sind.  Wegen  dieser  letzteren  s.  die  vor. 
Anm.  a.  £. 

Der  Begrüf  der  processlo  publica  und  p.  ordi- 
naria  deckt  sich  also  nicht  mit  dem  der  processlo 
solemnls.  Die  processlo  solemnls  am  Frohnleieh- 
namstage,  am  S.  Marknstage  und  die  processlo 
rogatlonum  sind  allerdings  anch  zugleich  pro- 
eessiones publlcae  nnd  ordinariae,  die  prooessio 
am  Palmsonntag  und  an  Maria  Reinigung  ist  da- 
gegen eine  particnlarls ,  andererseits  aber  eine 
ordinaria  nnd  solemnls. 

Nicht  zu  den  hier  zu  besprechenden  Pro- 
zessionen gehören  die  Prozessionen  zum  Empfange 
eines  höheren  PriUaten  oder  eines  Fürsten  (vgl. 
Caerem.  episcop.  I.  2  und  pontiflcale  roman. 
P.  in  ordines  ad  reclpiendum  processionallter 
praelatum  vel  legatum,  imperatorem,  regem, 
prlncipem  magnae  potentiae,  imperatricem  vel 
reginam,  principissam  magnae  potentiae).  Diese 
sind  solenne  Begrüssungen  der  gedachten  Per- 
sonen, dienen  aber  nicht  gottesdienstlichen 
Zwecken.  Das  letztere  ist  dagegen  der  Fall  bei  der 
Prozession,  mittelst  welcher  am  grünen  Donners- 
tage nach  der  Messe  die  für  den  Oharfreitag  ge- 
weihte Hostie  innerhalb  derselben  Kirche  an  ihren 
Aufbewahrungsort  getragen  und  derjenigen,  mit- 
telst welcher  dieselbe  am  CharfVeitag  nach  dem 
Hochaltar  zurückgebracht  wird ,  P  r  o  b  s  t ,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  287.  297.  Bei  beiden  handelt 
es  sich  um  integrirende  Bestandteile  des  Gottes- 
dienstes der  betreffenden  Tage ,  sie  reihen  sieh 
also  der  Prozession  am  Palmsonntag  an. 

1  Das  folgt  aus  der  iurisdictio  episcopalls,  de 
Bonis  1.  c.  P.  n.  c  1;  Ferraris  s.  v.  proees- 
siones n.  4;  de  Herd 1 1.  c.  n.  314. 

2  S.  o.  S.  222  Anm.  3. 

5  Dies  sind  die  an  Maria  Reinigung,  am  Palm- 
sonntag, sowie  die  am  grünen  Donnerstag  und 
Charfreitag,  weil  diese  in  jeder  Kirche  besonders 
gehalten  werden  und  sich  nicht  ausserhalb  der 
Kirche  bewegen. 

*  deHerdt,  L  c  n.  314. 


^  Von  den  ordentlichen  öffentlichen  kommen 
hier  In  Frage  die  Frohnleichnamsprezession  und 
die  Prozessionen  am  Markuatage ,  sowie  die  pro- 
cesslo rogatlonum,  denn  diese  sind  nioht  auf  eine 
Kirche  beschrankt,  s.  auch  Congr.  rit.  v.  1661, 
OardelllBi  ed.  rit.  n.  2189;  1,  364. 

e  Congr.  rit.  bei  Gardellini  n.  528.  933. 
268Ö;  1,131.190.445. 

•»  Congr. rit.T.  1839, Gardellinll.e.n. 4866; 
4,  29.  Diese  Regel  hat  sich  auf  Grund  der  Const. 
Gregor  XIII. :  Cum  iuterdum  v.  11.  März  1573 
$.2,  ball.  Tann 8, 41,  gebildet:  „UniTorsisetsin- 
gulis  cleroet  clericis  acpersonis  ecclesiasticis,  tarn 
saecnlarlbus  quam  ordinum,  religlonum  ac  müi- 
tiarum  regularibus  ....  llceat  ipsis,  tarn  die  ipsa 
domlnlca  Infraoctavam  corporis  Christi  quam  allis 
totlus  oetarae  praedictae  diebus  proeessiones  suas 
celebrare  nee  super  eo  tam  ab  ordinis  praedica- 
torum  hulusmodl  quam  aliis  quibuscunque  perso- 

nis quomodollbet  molestarl ,  inquietarl 

Tel  perturbari . . .  tenore  praesentium  concedimus.'' 

s  Decretum  generale  der  Congr.  conc,  Congr. 
episcop.  et  reguL  u.  der  Congx.  rit.  t.  27.  Juli 
1628  bestätigt  von  ürban  VIII.  am  21.  Aug.  1628, 
1.  c  u.  1934;  1,  326:  ,,Regulaiibns  autem  et 
confratemltatlbas  in  eeclesüs  regularium  esse  per- 
missum  intra  eorum  ecclesias  et  daustra  tantum 
proccesiones  facere  et  non  extra :  si  vero  ecclesiae 
daustro  careant,  eisdem  regularibus  et  confrater- 
nitatibus  licere  proeessiones  faceie  intra  ambitum 
dnmtaxat  earumdem  ecolesiarum,  h.  e.  prope 
muros  ecclesiae ,  sive  exeundo  a  ianua  ecclesiae 
et  Intrando  per  aliam,  sive  per  eamdemianuam  et 
aemper  prope  muros  ecclesiae  et  non  extra  dictum 
ambitum,  nisi  de  lioentia  et consensu  ordinarü  aut 
cum  cruce  parochi,  prlvilegiis  parlter ,  ut  supra 
apostollcis  (d.  h.  s.  Tridentino  concilio  posteriorl- 
bus)  contrarlum  disponentibus ,  quibus  per  hoc 
decretum  mlnlme  censeatur  derogatum" ;  erlassen 
auf  Grund  einer  früheren  Entsch.  d.  Congr.  conc 
s.  Richters  Trideutinum  S.  416  n.  10. 

»  Congr.  rit.  n.  1343;  1 ,  233  u.  n.  3670  zu 
XXI.  u.  XXII. ;  2,  220. 
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dieselbe,  es  sei  denn,  dass  ihnen  die  Oenehmigong  des  Bischofs ^  oder  des  Pfarrers, 
dessen  Pfarrei  die  Prozession  berflhren  soll^,  gegeben  worden,  oder  dass  sie  ein  weiter 
gehendes  Privilegium  des  päpstlichen  Stahles ,  welches  aber  nach  dem  Konzil  von 
Trient  gewährt  sein  mnss,  anÜEUweisen  hätten  ^.  Diejenigen  Brflderschaften ,  welche 
keine  eigenen  Säknlar-Eirchen  besitzen,  sondern  in  anderen  errichtet  sind,  bedflrfen 
zu  solchen  Prozessionen,  selbst  wenn  sie  blos  innerhalb  der  Earche  veranstaltet  wer- 
den sollen,  stets  der  Erlaubniss  des  Pfarrers  oder  des  Vorstehers  derselben 4.  Wird 
den  Regularen  oder  den  Brflderschaften  die  vorgeschriebene  Genehmigung  des  Bischofs 
oder  des  Pfarrers  verweigert,  so  können  sie  sich  an  den  apostolischen  Stuhl  wenden, 
damit  dieser  die  Erlaubniss  ergänzt^. 

Jede  Prozession,  welche  nicht  vom  Bischof  angeordnete^  ist  und  von  einer  Pfarr- 
kirche ausgeht,  kann  allein  mit  Genehmigung  des  betrefifenden  Pfarrers  durch  andere 
Pfarreien  gefnhrt  werden ''.  Nur  für  die  Prozessionen  am  Frohnleichnamsfeste  und 
in  der  Oktave  desselben  ist  eine  solche  nicht  erforderlich  ^. 

Fflr  alle  Prozessionen ,  welche  ohne  bischöfliche  Erlaubniss  abgehalten  werden 
dflrfen,  gilt  der  Grundsatz,  dass  sie  stets  den  Weg,  welchen  sie  das  erste  Mal  ge- 
nommen haben ,  einhalten  mflssen ,  und  dass  zu  einer  Aenderung  desselben  die  Be- 
willigung des  Bischofs  einzuholen  ist^. 

Das  Recht  des  Ordinarius  in  Betreff  der  Prozessionen  bethätigt  sich  demnach 
1 .  wenn  es  sich  um  die  Anordnung  öffentlicher  ausserordentlicher  oder  auch  neuer 
privater  Prozessionen  oder  2.  um  die  Abänderung  der  Wege  der  hergebrachten  Pro- 
zessionen, selbst  wenn  fflr  dieselben  an  sich  seine  Erlaubniss  nicht  nöthig  ist,  oder  3. 
um  die  Verlegung  derartiger  Prozessionen  handelt  i^^.  Bei  den  desfallsigen  Beschluss- 
fassungen hat  er  das  consilium  capituli  einzuholen  ^^  Der  Generalvikar  ist  zur  Ver- 
tretung des  Bischofs  allein  kraft  ihm  ausdrflcklich  ertheilter  Specialvollmacht  oder 
im  Falle  der  Abwesenheit  des  Bischofs  ermächtigt  ^2. 

II.  Die  Pflicht  zur  Betheiligung  an  den  Prozessionen.  A.Auf  Er- 
fordern des  Ordinarius  haben  sich  die  Säkular-  und  Regulargeistlichen ,  selbst  wenn 


1  S.  0.  S.  223  n.  8  und  n.  3760  zu  XXII.  dt.  Pfairers  igt  selbstverstiUidlich  auch  Beschwerde 

«  L.  c.  n.  723  u.  n.  1636;  1,  159  n.  287;  s.  ^  den  Bischof  zulässig. 
auchda8Dekretinn.8,  S.  223,  in  welchem  das  cum  *  Vgl  Anm.  2  a.  E. ;  ferner  n.  4841 ;  4,  24. 

emcc  paroehiali  soviel  als  Konsens  oder  Betheill-  "^  Congr.  rit.  n.  1790,  1,  307,  und  n.  4841  clt. 

gung  des  Pfarrers  an  der  Prozession  bedeutet.  ^^^  ^^  Domkapitel  ist  aber  eine  solche  nicht  er- 

Neben  der  Genehmigung  des  Pfarrers  i«t  aber  die  forderlich,  n.  Ö09.  1154;  1,  127.  217. 
des  Bischofs  nicht  nöthig,  s.  ausser  den  cltirten  ^  L.  c.  n.  1705;  1,  297  und  n.  4841  cit.  VgL 

Bntsch.  noch  n.  873  u.  n.  970  zu  1. 1, 180  u.  196.  ^^^^  8.  223  »•  7.   ^^ ^    ^     ^^ 
Andererseits  hat  der  Pfarrer,  falls  der  Bischof  \^'  «•  "»•  Ö13.  2^;  1>  127  421. 

die  Erlaubniss  erthellt  hat,  seinerseits  nicht  noch  *®  Congr.  rit  n.  528.  933.  2686  j  1, 131.  190. 

besonders  zuzustimmen,  sein  Widerspruch  ist  Darausfolgt,  dass  das  Kapitel  oder  der  Pfarrer 

also  rechtlich  unerheblich,  1.  c.  n.  1607.  n.  2512;  ^^^^  das  Recht  besitzen ,  private  Prozessionen 

1,  262.  431,  n.  2970  zu  VI.  n.  3670  zu  XXH. ;  selbststandig  einzuführen ,  s.  die  cit.  Entschei- 

2,  36.  220;  Congr.  conc.  bei  Richter  S.  416  ^^^^^  ^^^  Ferraris  1.  c.  n.  4.  S.  11.  Wegen 
n,  10.  ^®'  Verlegung s.  noch  Gardellini  1.  o.  n.  3369. 

»  S.  0.  S.  223.  n.  8.     Ein  solches  Privileg  ^^^^5  ^»  ^t^'wv?' i  .    <    4ft4         Qon4  t 

haben  z.  B.  die  Dominikaner  für  die  processio  s.  ,, .  «     m     ^'l'X  Wu  '  q*  4^  „'^''ph 

rosarii  am  ersten  SonnUg  des  Monate  Oktober,  1?;.;'  .*?i;  7\itlLl     n'n  \    uj\.' 

i?o*..*i<>i   «   «  Q4  Schneider, d. bischoflichen  DomkapiteL  Mainz 

Ferraris  Lc.n.  31.  1886  8.352. 

«  Congr.  rit  n.  1263  u.  I. ;  1,  226.  12  l.  c.  n.  880,  n.  2586,  n.  3201  cit.  zu  HI. 

^  S.  die  Entsch.  der  Congr.  episeop.  et  regul.  Selbstverständlich  bedarf  der  Generalvikar  auch 

bei  Ferraris  1.  c.  n.  27.    Bei  Weigerung  des  des  gedachten  consiliums. 
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sie  exemt  sindS  an  den  öffentlichen  Prozessionen,  d.  h.  den  hergebrachten 
und  femer  allen  ausserordentlichen,  welche  der  Ordinarins  ans  einer  öffentlichen 
Ursache  angeordnet  ^  hat,  zn  betheiligen  3. 

Von  den  Klerikern  sind  aber  diejenigen  befreit,  welche  weder  ein  kirchliches  Be- 
nefizinm  noch  ein  kirchliches  Offizium  inne  haben  ^,  es  sei  denn  dass  sie  der- 
jenigen Kirche,  welche  die  Prozession  veranstaltet,  adscribirt  wären ^,  femer  die- 
jenigen, welche  ausserhalb  der  Stadt  bei  einer  Earche  mit  einer  eigenen  Gemeinde 
residiren,  insbesondere  die  Pfarrer  von  Landparochien^. 

Hinsichtlich  der  Regularen  erstreckt  sieh  das  Recht  des  Bischofs  nicht  auf  die- 
jenigen, welche  in  strengerer  Klausur  leben  7,  femer  nicht  auf  diejenigen,  deren 
Klöster  Aber  eine  halbe  Meile  von  der  Stadt  entfemt  liegen^,  endlich  auch  nicht  auf 
solche,  welche  nach  dem  Tridentinum*  durch  besondere  päpstliche  Privilegien  Be- 
freiung von  der  gedachten  Verpflichtung  erhalten  haben  ^^, 

Im  Falle  der  Weigerung  ist  der  Ordinarius  berechtigt,  sowohl  gegen  die  Welt- 
geistlichen, wie  auch  gegen  die  Regularen  trotz  etwaiger  Exemtion,  weil  er  insoweit 
die  Jurisdiktion  beätzt,  mit  Kommonitorien,  Androhung  und  Verfügung  von  Censuren 
und  anderen  arbiträren  Strafen  (z.  B.  Geldstrafen)  vorzugehen  ^i,  um  die  Erfüllung 
der  Pflicht  zu  erzwingen,  sowie  auch  die  Verletzung  der  letzteren  zu  ahnden. 

Ob  die  kirchlichen ,  aus  Laien  bestehenden  Brüderschaften  verbunden  sind ,  an 


1  Trld.  Se88.  XXV.  c.  13  de  regul.  . .  .  „Ei- 
empti  antem  omneB,  tarn  derlei  saecalares  qaam 
reguläres  qulcnnque  etiam  monachl ,  ad  pablieas 
proeessiones  vocatl  aecedere  compeUantnr,  iis 
tantum  exceptis  qul  in  Btrictiori  clansura  perpe- 
tno  "fivimt," 

3  Die  Gongr.  conc.  hat  nach  ihren  Entschei- 
daugen die  Bedentnng  der  processio  publica  in 
c.  13  cit  dahin  erklärt :  ^litae  et  consuetae  et 
necnon  eae  quae  indictae  fuerunt,  pro  bono  pu- 
blico  publicoTe  honore",  Richter,  Tridentinum 
S.  415.  n.  1. 

3  Das  bezieht  sich  aber  nicht  auf  die  einem 
territorium  separatum  angehörlgen  Kleriker, 
Barbosa  de  off.  et  pot  episc  alleg.  78.  n.  9. 
10 ,  denn  für  dieses  Gebiet  steht  der  praelatus 
nullius  dem  Bischof  gleich,  Bd.  n.  S.  343. 

«  S.  die  Entscheidungen  der  Gongr.  conc  bei 
Barbosa  1.  c.  n.  910;  Ferraris  L  c  n.  67; 
de  Bonis  1.  c.  P.  IL  c  4.  n.  16.  Solche  Geist- 
liche können  nur  zur  Betheiligung  ermahnt 
werden. 

^  Benedict  XIV.  instit.  31  und  de  Bonis 
1.  c  n.  16. 17. 

*  Gongr.  cono.  in  Richters  Tridentinum 
S.  416.  n.  7. 

'  Trid,  Sess.  L  c ,  d.  h.  diejenigen ,  welche 
nicht  im  Ghor  singen  und  auch  keine  Todten  zu 
Grabe  begleiten,  Barbosa  1.  c  n.  16  ff. 

8  So  nach  einer  Bestimmung  Gregors  XIII., 
Fagnan.  ad  c.  16  X.  de  exe  praelat  V.  31. 
n.  11 ;  d  e  B  0  n  i  s  1.  c.  c  5.  n.  19.  Falls  aber  eine 
entgegengesetzte  Gewohnheit  vorliegt,  fällt  diese 
Befreiung  fort,  Richters  Tridentinum  S.  416. 
n.6. 

9  Das  ergiebt  sieh  aus  der  Derogationsklausel 
Hiniehini,   Kirchenrecht  lY. 


in  Trid.  Sess.  XXV.  o.  22  de  reg.,  Tgl.  Fagnan, 
ad  0. 16  eit  n.  10. 

10  Eine  Anzahl  derartiger  Privilegien  finden 
sich  aufgezählt  bei  Ferraris  1.  o.  n.  73  fl.;  s. 
auch  deBonisLc.o.6.  Z.  B.  gehören  hierher 
die  Jesuiten  nach  der  const  Gregoiii  Xm. : 
Quarumeumque  sactarum  religionum  v.  16.  Juli 
1676,  bull.  Taurin.  8,  143. 

11  Dieses  Recht  folgt  aus  der  Befugniss  zum 
compelUre ,  welche  das  c  13  Trid.  clt  den  Ordi- 
narien gewährt  Vgl.  auch  die  Entsch.  d.  Gongr. 
conc  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  416.  n.  8;  Bar- 
bosa n.  26;  Pignatelli  cons.  can.  1  lU.  oons. 
46;  Ferraris  n.  13.  67;  de  Bonis  1.  c  c  6. 
n.  22.  23,  speziell  in  Betreff  der  Regularen  auch 
das  von  Urban  YHI.  am  21.  August  1628  bestä- 
tigte General-Dekret  der  Gongr.  conc.,  der  Gongr. 
episcop.  et  regul.  und  der  Gongr.  rit  v.  27.  Juli 
1628,  Gardellini  Leu.  1934;  1,326;  „Posse 
episcopos  poenis  sibi  bene  visls  compellere  quos- 
cumque  reguläres  recusantes,  etlam  monachos 
et  quomodolibet  exemptos,  ad  infra  scriptas  pro- 
eessiones aecedere  atque  illis  Interesse ,  exceptis 
dumtaxat  in  strictiori  clausura  viventlbus  et  mo- 
nasterüs  ultra  medium  milliaie  a  civitate  distan- 
tibus ,  nempe  in  die  festo  ssmi  corporis  Ghristi, 
in  litaniis  maioribus,  in  rogationibus  ac  In  qul- 
busvis  aliis  publicis  et  consuetis  vel  pro  bono, 
causa  et  honore  publice  ab  episcopis  indlctis  pro- 
cessionibus ,  non  obstantibus  quibuscumque  pri- 
vilegiis,  oonsuetudinlbus  vel  praescriptionibus 
etiam  immemorabilibus ;  privilegiis  tantum  apo- 
stolicis  s.  Trldentino  concilio  posterioribus  con- 
trarium  desuper  disponentibus  minime  sublatis.'^ 
Es  ist  daher  die  Beschränkung  auf  andere  Strafen 
als  Gensuren,  namentlich  auf  Geldstrafen,  welche 
einzelne  Schriftsteller  machen  wollen ,  durchaus 
ungerechtfertigt. 
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den  erwähnten  Prozessionen  auf  Erfordern  des  Bischofs  theilznnehmen,  and  ihre  Be- 
theiligong  auf  dieselbe  Weise,  wie  gegen  die  Weltgeistlichen  und  die  Begolaren  er-* 
zwangen  werden  kann,  ist  streitig  K  Im  Allgemeinen  wird  die  Pflicht  derselben  za 
verneinen  sein,  weil  sie  nar  Vereinigangen  za  bestimmten  and  sehr  verschiedenartigen 
kirchlichen  Zwecken  sind,  and  die  Jarisdiktion  des  Bischofs  über  dieselben  ihm  kein 
Recht  giebt,  ihnen  aasser  den  in  ihren  Stataten  and  Konstitationen  Ubemommenen 
Verbindlichkeiten  andere  Pflichten  aafzaerlegen.  Wohl  aber  ist  der  Ordinarias  die 
Theilnahme  an  der  Prozession  za  verlangen  befagt ,  wenn  diese  innerhalb  der  ge- 
meinsam za  erfallenden  Zwecke  der  Genossenschaft  liegt  ^  oder  eine  solche  daroh  die 
Stataten  3  oder  das  Partikalarrecht  ^  vorgeschrieben  oder  darch  Gewohnheitsrecht 
begründet  ist^.  In  wie  weit  er  Zwangsmittel  anwenden  kann,  das  bestimmt  sich 
gleichfalls  nach  Massgabe  des  Partikalarrechtes<^  oder  der  Gewohnheit  7.  Abgesehen 
davon  wird  der  Ordinarias  nar  dann  mit  arbiträren  Censaren  and  Strafen  einschreiten 
können,  wenn  eine  absolate  Pflicht  zar  Theilnahme  an  der  Prozession  ^  nach  Maas- 
gabe des  Vorstehenden  begründet  ist  K 

Für  die  übrigen  Eirchenglieder,  welche  Laien  sind,  besteht  eine  derartige 
Rechtsverbindlichkeit  nicht,  es  ist  also  gegen  diese  jeder  rechtliche  Zwang  aasge- 
geschlossen  lo. 


1  Für  die  Yemelnende  Ansicht  z.B.BArboga 
1.  c  n.  24.  Weiteres  Material  über  die  Streitfrage 
deBonisl.  o.c7n.64.68lt 

2  Wenn  sie  sich  der  besonderen  Yerehmug 
eines  Heiligen  gewidmet  haben,  und  bei  einer 
öffentlichen  Kalamität  der  Bischof  eine  Prozession 
zu  Ehren  und  zur  Erwirkung  der  Fürbitte  des- 
selben anordnet. 

9  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit 
^  Das  ProTlnzlalkonzil  y.  Avlgnon  y.  1849 
statuirt  eine  solche  Pülcht  für  die  piocessiones 
generales,  welche  im  Laufe  des  Jahres  hergebracht 
oder  welche  vom  Ordinarius  angeordnet  sind, 
setzt  aber  als  Strafe  allein  die  Veisagung  einer 
eigenen,  besonderen  Prozession  oder  die  der 
Theilnahme  an  der  Frohnlelehnamsprozession 
fest,  coli.  cono.  Lac.  4,  354. 

&  Für  die  Meinung,  welche  In  allen  F&llen  das 
Bestehen  einer  Pflicht  annimmt,  wird  in  der 
Begel  Bezug  genommen  auf  die  Entsch.  d.  Congr. 
cono.  V.  1622  u.  1627,  Ferraris  l.  c.  n.  84; 
Mühlbauer  decr. authent.  congr. ss. rit. 2, 845 : 
„processionlbus  solitls,  ut  confratres  oonTenlant, 
compellere  potest  eplsoopus  sub  poenls  arbitrlo 
llllus,  maxime  staute  possesslone  eosTOcandi  per 
edleta^,  d.  h.  also  wenn  der  Bischof  gewohnheits- 
massig  das  Recht  ausgeübt  hat.  Damit  ist  aber, 
wie  andere  mehrfach,  s.  z.  B.  bei  Pignatelll 
cons.  can.  t  I.  cons.  o07;  de  Bonls  1.  c.  n.  08 
angeführte,  spätere  Entscheidungen  ausdrücklich 
lauten,  nur  eine  durch  Gewohnheit  begründete, 
nicht  eine  allgemeine  Pflicht  anerkannt.  Wenn 
endlich  die  Congr.  rit  n.  3341,  1.  c  2,  135  eine 
Verbindlichkeit  von  Brüderschaften ,  welche  in 
der  Kirche  von  Frandskaner-KonTentnalen  er- 
richtet waren ,  an  bestimmten  Prozessionen  der 
letzteren  Theil  zu  nehmen,  anerkannt  hat,  po 
wird  damit  ebensowenig  eine  allgemeine  Pflicht 
aller  Konfratemitäten  ausgesprochen.  Das  Pro- 
vinzlalkonzU  y.  Ravenna  1865,  colL  conc  Lac.  6, 


209  erkennt  ebenfalls  nur  eine  lege  seu  legitlma 
consuetudine  bestehende  Pllicht  an. 

e  S.  Anm.  4. 

"^  Denn  dadurch  wird  der  Inhalt  der  Pflicht 
näher  bestimmt.  So  geht  die  durch  das  Konzil 
T.  Avignon  (s.  Anm.  4)  auferlegte  Verbindlich- 
keit  nicht  auf  Betheiligung  unter  allen  Um- 
ständen, sondern  die  Nichtbetheiligung  führt  nur 
gewisse  Nachtheile  herbei. 

8  S.  die  vor.  Anm. 

d  Und  zwar  auf  Grund  der  ihm  allgemein  zu- 
stehenden Jurisdiktion  ,  kraft  welcher  er  befugt 
ist,  die  Erfüllung  der  kirchlichen  Rechtspflichten 
zu  erzwingen ,  nicht  aber  auf  Grund  des  Tiid. 
Sess.  XXV  cl3.  de  reg.  Aus  dieser  Auffassung 
erklärt  sich  wohl  die  von  Pignatelll  1.  c.  cltirte 
Entsch.  der  Congr.  conc.  v.  1663,  welche  staute 
obllgatlone  inducta  ex  synodo  provindali  et  staute 
consuetudine  interveniendi  omnibus  processioni- 
bus  die  Befugniss ,  mit  Rücksicht  auf  c  13  cit 
Zwang  anzuwenden,  verneint  hat. 

10  Kein  Kirchengesetz  hat  eine  solche  Verbind- 
Uohkelt  ausgesprochen*  Das  Rituale  roman.  1.  c 
n.  1  (s.  0.  S.  222  Anm.  1)  weist  in  Überein- 
stimmung damit  auch  nur  den  Pfarrer  an,  die 
Gläubigen  über  den  Werth  und  die  heilsameu 
Folgen  der  Prozessionen  zu  belehreiu  Von  den 
Entscheidungen  der  Congr.  rlt,  welche  Mühl- 
bauer  1.  c.  p.  802  und  p.  845  unter  obligatio 
lalcorum  beibringt,  bezieht  sich  die  eine,  Gar- 
dellini  1.  c  n.  3470  zu  IV;  2, 167  nur  auf  die 
Pflicht  der  Gläubigen  von  Pfarrkirchen,  am  Frohn- 
leichnamstage  in  Prozession  zur  Mutterkirche  zu 
kommen.  Hier  handelt  es  sich  also  nicht  um  die 
Pflicht  zur  Teilnahme  an  einer  Prozession  über- 
haupt, sondern  um  die  Verbindlichkeit,  einen 
die  matrloitas  anerkennenden  Akt  vorzunehmen, 
s.  Bd.  II.  S.  408;  die  andere,  Gardellini  n. 
4015  zu  IV ;  2, 337 geht  dahin,  dass  der  Magistrat 
von  Fano,  einem  zum  Kirchenstaate  gehörigen, 
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B.  Was  die  partikulären  oder  privaten  Prozessionen  betrifft^  so  bestehen 
über  diePflieht  zur  Theilnahme  an  diesen  keine  besonderen  Bestimmnngen.  Ans  der 
Natur  der  Sache  ergiebt  sich  aber,  dass,  da  diese  Prozessionen  allein  von  einer  be- 
stimmten, einzelnen  Kirche  abgehalten  werden,  blos  diejenigen,  welche  zu  derselben 
gehören,  sich  an  solchen  zu  betheiligen  verpflichtet  sein  können.  Unter  denselben 
trifft  die  Verbindlichkeit  aber  nur  die  Personen ,  welche  zufolge  ihrer  Stellung  und 
ihres  Amtes  die  Pflicht  haben,  den  von  und  bei  der  betreffenden  Kirche  veranstalteten 
gottesdienstlichen  Handlungen  beizuwohnen  S  also  bei  den  Dom-  und  KoUegiatkirchen 
die  Kanoniker  und  den  übrigen  Klerus,  bei  den  Pfarrkirchen  den  Pfarrer,  seine  Kap- 
l&ne  und  Hülfsgeistlichen^,  mithin  nicht  die  Laien ,  als  solche  3.  Diese  können  aber 
kraft  besonderer  genossenschaftlicher  Pflicht  dazu  gehalten  sein,  wenn  sie  einer 
Brüderschaft  angehören  und  diese  innerhalb  ihrer  statutarischen  Zwecke  eine  Pro- 
zession veranstaltet 

m.  Das  Recht  zur  Betheiligung  an  den  Prozessionen.  Da  die 
Prozession  eine  gottesdienstliche  Handlung  ist,  so  hat  im  allgemeinen  jeder  Gl&ubige^, 
sofern  er  das  nöthige  Unterscheidungsvermögen  besitzt  ^,  das  Rechte  sich  an  solchen 
zu  betheiligen,  insbesondere  ist  auch  das  weibliche  Geschlecht  nicht  ausgeschlossen  <^. 
Suspendirt  ist  aber  das  Recht  fttr  die  in  der  grossen  Exkommunikation  Befindlichen'^, 
für  die  Häretiker  und  Schismatiker  ^.  Das  Recht  auf  Antheilnahme  an  den  kirchlichen 
Prozessionen  unterliegt  aber  noch  weiteren  Beschränkungen,  denn  daraus ,  dass  Je- 
mand im  Allgemeinen  nicht  als  unqualifizirt  zurückgewiesen  werden  darf,  folgt  noch 
nicht  seine  Beftiguiss ,  sich  überhaupt  an  jedweder  kirchlichen  Prozession  zu  be- 
theiligen. 

Zwar  sind  selbstverständlich  sämmtliche  Personen,  Körperschaften  und  Genossen- 
schaften, welche  die  Pflicht  haben,  an  bestimmten  Prozessionen  theilzunehmen,  auch 
dazu  berechtigt^,  aber  diejenigen,  welche  blos  ein  Theilnahmrecht  ohne  irgend  welche 
Verpflichtung  besitzen,  können  eine  Betheiligung  nur  dann  beanspruchen ,  wenn  sie 


direkt  UDter  Rom  stehenden  Bigthum,  die  Pflicht  sagt  nur  die  auch  sonst  verbotene  Darstellung 
hat,  sich  bei  bestimmten  Prozessionen  zu  hethei-  von  Engeln ,  Heiligen  durch  Knaben  und  Mad- 
ligen. Es  Uegt  auf  der  Hand,  dass  es  sich  dabei  chen  (unter  7  Jahren).  Unerwachsene  schliesst 
um  besondere  Beziehungen  der  Stadtobrlgkeit  die  bestehende  Praxis  nicht  aus. 
zum  Bischof  gehandelt  hat,  und  dass  jedenfalls  ^  Rituale  1.  c  n.  4:  ^aici  a  cleriois,  feminae 
daraus  sich  eine  allgemeine  Regel ,  dass  sich  die  a  virls  separatae,  orantes  prosequantur**. 
Obrigkeiten  den  Prozessionen  ansohliessen  müs-  "^  Das  folgt  aus  ihrer  Stellung,  s.  auch  Kober, 
sen,  nicht  herleiten  lässt  Kirchenbann  %  Aufl.  S.  326,  und  zwar  ohne  Unter- 

1  Dass  sich  Trident  Sess.  XXV*  c.  13  de  reg.  schied  zwischen  vüandi  und  toleratiy  nur  besteht 
auf  solche  Prozessionen  nicht  bezieht,  hat  die  in  Betreff  der  letzteren  keine  Pflicht,  sie  von  der 
Congr.  conc.  nach  Pignatelli  LctlV.  cons.  Theilnahme  auszuschliessen.   S.  auch  S.  193. 

30  n.  4,  entschieden.  8  Wegen  des  Verbotes  der  communicatio  in 

2  S.  auch  Pignatelli  Lc  t  YIL  cons.  46.  saoris.  Notorische  und  öffentliche  Sünder  können 
n.  7.  dagegen  mangels  einer  besonderen  Bestimmung 

^  Da  sie  nicht  zur  Theilnahme  an  allen  gottes-  nicht  für  ausgeschlossen  erklärt  werden ,  denn 

dienstlichen  Funktionen  ihrer  Pfarrkirche  vor-  die  Gründe,  welche  ihre  Fernhaltung  von  der 

bunden  sind,  s.  auch  vorher  im  Text  Pathenschaft  (s.  o.  S.  40) ,  von  dem  Empfange 

^  Also  Akatholiken  nicht,  weil  es  sich  hier  um  des  Abendmahls  (s.  o.  S  .69)  und  Ton  den  Bene- 

eine  aktive  Betheiligung  am  Gottesdienst  der  ka-  diktionen  (s.  o.  S.  152)  bedingen ,  walten  hier 

tholischen  Kirche  handelt  nicht  ob  ,  um  so  weniger,  als  die  Theilnahme  an 

&  Nur  diejenigen ,  welche  noch  in  so  unreifem  einer  Prozession  gerade  aus  bussfertiger  Gesin- 

Alter  sind ,  dass  wegen  mangelnden  Verstand-  nung  hervorgehen  kann« 

nisses  Störungen  von  ihnen  befürchtet  werden  ^  S.  o.  S.  226 ,  und  diejenigen ,  bei  welchen 

können ,  sind  selbstverständlich  ausgeschlossen.  die  Verpflichtung  blos  in  ihrem  eigenen  Interesse 

Die  Oongr.  rit  n.  2423  zu  VIT,  1.  c  1,  414  unter-  beseitigt  ist  (s.  z.  B.  S.  225  n.  8> 
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zu  dem  Bezirke  ^  oder  der  Kirche  ^  oder  der  Körperschaft  oder  Oenossenschaft  ge- 
hörea ,  voa  welcher  und  fOr  welche  die  ProzesBion  veranstaltet  wird.  Die  gottes- 
diensüichen  Handlongeii  sind  in  erster  Linie  stets  für  einen  gewissen  lokalen  Bezirk 
und  fUr  die  dazu  gehörigen  Gläubigen  bestimmt.  Dies  ist  im  Interesse  eineri  die  all- 
seitige Befriedigang  der  religiösen  Bedflrfnisse  aller  Gläubigen  herbeiführenden  Ord- 
nung des  Gottesdienstes  und  der  heiligen  Handlungen  geboten,  und  damit  ist  der 
Rechtsanspruch  auf  gottesdienstliche  Funktionen  auf  den  lokalen  Bezirk ,  welchem 
der  einzelne  angehört,  beschränkt.  Ffir  die  einzelnen  Körperschaften  und  Genossen- 
schaften insbesondere  ergiebt  sich  dies  daraus,  dass  diese  ihre  gottesdienstlichen 
Handlungen  zunächst  für  ihre  Mitglieder  ausflben.  Desshalb  ist  es  aber  nicht  aus- 
geschlossen, dass  auch  andere,  an  sich  überhaupt  theilnahmefähige  Personen,  zu- 
gelassen werden  dürfen^,  sofern  dadurch  nicht  die  öffentliche  Ordnung  gestört  wird^ 
oder  sofern  nicht  etwa  besondere,  für  den  einzelnen  Fall  m  Frage  kommende  kirchen- 
rechtliche Vorschriften  entgegenstehen  \ 

Selbstverständlich  ist  endlich,  dass  die  Ausübung  des  Rechtes  der  Theilnahme 
an  der  Prozession  durch  ein  würdiges  und  andächtiges,  dem  religiösen  Zweck  der- 
selben entsprechendes  Benehmen  bedingt  ist®,  und  dass  jede  an  sieh  fähige  Person, 
welche  sich  dem  widersprechend  verhält,  namentlich  durch  ihr  Benehmen  Anstoss 
erregt^,  von  der  ferneren  Teilnahme  an  derselben  ausgeschlossen  werden  kann. 

lY.  Das  Recht  zur  Leitung  der  einzelnen  Prozession,  sofern  diese  eine 
öffentliche  ist  oder  für  die  Kathedralkirche  gehalten  wird ,  steht  dem  Bischöfe,  in 
seiner  Abwesenheit  dem  Generalvikar^  zu.  In  diesem  Rechte  liegt  die  Befhgniss  die 
Stunde  für  die  Prozession  ^,  den  Versammlungs-  und  Ausgangsort ,  sowie  den  End- 
punkt, falls  diese  nicht  schon  durch  die  Natur  der  Prozession  bestimmt  sind^®, 


1  Also  bei  den  öffentlichen  Prozessionen  in 
einer  Stadt  diejenigen  Brüderschaften  in  der- 
selben, welche  an  sich  nicht  zur  Betheilignng 
Terpflichtet  sind,  femer  anch  die  Regnlaren 
der  dort  befindlichen  Klöster ,  deren  Orden  ein 
Privileg  auf  Befreiung  besitzt. 

s  Bei  der  Partiknlarprozession  einer  Pfarrei 
brauchen  also  flremde  Parochianen  nicht  zuge- 
lassen zu  werden. 

3  Wer  die  Befngniss  dazu  hat ,  darüber  nach- 
her anter  lY. 

^  Also  etwa  bei  einer  in  einer  kleinen  Kirche 
zu  haltenden  Prozession  die  Menschenmenge 
durch  die  Betheillgung  yon  Fremden  so  gross 
wird,  dass  jede  Ordnung  aufhört  und  die  Würde 
des  Gottesdienstes  dadurch  beeintrichtigt  wird. 

&  Wie  die  über  die  Klausur  bei  den  Ton  den 
Orden  innerhalb  ihrer  Klöster  Teranstalteten  Pro- 
zessionen. So  hat  die  Oongr.  rit.  nach  Aufhe- 
bung einer  gegentheillgen  Bestimmung  Pauls  Y. 
durch  Gregor  XIII.  es  wiederholt  Terboten ,  dass 
Frauen  bei  derartigen  Prlyatprozessionen  oder 
auch  bei  irgend  welchen  anderen  ohne  Erlanbniss 
des  apostolischen  Stuhles  In  die  Klausur  einge- 
lassen werden ,  alle  Tivae  yocIs  oraculo  ertheÜ- 
ten  Indulte  für  kassirt  erklärt  und  die  Gewährung 
solcher  wiederholt  abgeschlagen;  Gardellini 
1.  c.  n.  816.  904  912.  920.  1033.  1216.  2430. 
2784.  2836  zu  III.;  1,  173.  186. 187.  188.  204. 
221.  415.  486.  497.  Auch  dürfen  an  den  Prozes- 
sionen der  Nonnen  innerhalb  der  Klausur  nicht 


zu  dem  Kloster  gehörige  Personen  nicht  thell' 
nehmen,  Ferraris  1.  c.  n.  36. 

e  Ygl.  auch  Rituale  roman.  1.  c  n.  2.  3.  6. 

7  Unter  diesem  Gesichtspunkt  wird  auch  noto- 
rischen und  öffentlichen  Sündern  die  Theilnahme 
verwehrt  werden  können. 

s  Nicht  dem  Kapitel  ausschliesslich,  selbst 
nicht  bei  Abwesenheit  des  Bischofs  für  den  Thell 
der  Prozession,  In  welchem  es  mit  den  Benefizia- 
ten  der  Kathedrale  seinen  Platz  hat ,  congr.  rit. 
bei  Gardellini  1.  c  n.  181.  2586;  1,  42.  445. 

«  L.  c  n.  317;  1,  72.  Doch  ist  die  Einholung 
des  Konsiliums  des  Kapitels  erforderlich,  L  c. 
n.  3201  zu  I. ;  2,  101. 

10  Also  z.  B.  bei  der  Frohnleichnamsprozession 
in  der  Bischofsstadt  die  Kathedrale  oder  ihr  Yor- 
platz,  Gaeremon.  episcop.  II.  23,  ein  anderes  Bei- 
spiel bei  Gardellini  1.  c  n.2814;  1,  493.  Die 
allgemeine  Regel  ist ,  dass  die  Yersammlung  bei 
der  Kirche  stattfindet  und  die  Prozession  bei  der- 
jenigen endet ,  von  welcher  die  Prozession  aus- 
geht, L  c  n.  2221  zu  HI.;  1,  376;  n.  2273  zu 
lY. ;  1,  385;  n.  3118.  n.  3179  zu  11. ;  2,  77.  95. 
Dieser  Ort  ist  aber  für  die  öffentlichen  Prozessio- 
nen die  angesehenste  Kirche  des  Ortes,  somit  in 
der  BUohofsstadt  die  Kathedrale,  1.  c  n.  691. 
1901;  1,  166.  301;  n.  4022  zu  YH.  2,  340,  in 
anderen  die  Pfarrkirche ,  n.  3027 ;  2,  60 ,  sonst 
die  angesehenste  KoUegiatkirche  n.  4042  zu  IL ; 
2,  348,  bei  mehreren  Pfarreien  die  erste  Pfarr- 
kirche, also  namentlich  die  etwaige  Mntterkirche, 
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sowie  den  Weg  der  letzteren  und  die  von  derselben  zn  betretenden  Kirehen  ^  end- 
lich auch  innerhidb  der  bestehenden  Vorschriften  die  Ordnung  der  sich  an  der  Pro- 
zession betheiligenden  Personen,  Körperschaften  und  Oenossenschaftien  festzusetzen  ^^ 
ausserdem  die  weitere  Befugniss,  unberechtigte  Theilnehmer  und  solche ,  welche  die 
Ordnung  stören,  auszuschHessen  ^.  Betheiligt  sich  der  Bischof  an  der  Prozession,  so  ist  er 
der  Führer  derselben^,  und  in  seiner  Abwesenheit  tritt  der  Oeneralvikar  für  ihn  ein^. 

Die  Prozessionen  in  den  Pfarreien  werden  von  dem  Pfarrer  ®,  die  besonderen 
der  Regularen  von  dem  Vorsteher  des  Klosters ,  die  der  approbirten  Brüderschaften 
von  ihrem  etwaigen  Kaplan  geführt ,  so  fem  sie  in  eigenen  Kapellen  oder  Kirchen 
errichtet  sind ''. 

Eine  Jurisdiktion,  wie  der  Bischof,  besitzt  zwar  der  Pfarrer  oder  der  Kapellan 
einer  Brüderschaft  nicht,  aber  trotzdem  wird  ihm  die  Befugniss,  die  Ordnung  der 
Prozession  zu  bestimmen  ^  und  unberechtigte  Teilnehmer  fern  zu  halten,  zugesprochen 
werden  müssen,  da  die  ihnen  obliegende  Leitung  einer  gottesdienstlichen  Handlung 
ohne  die  Befugniss,  hinsichtlich  der  äusseren  Feier  die  nothwendigen  Anordnungen 
zu  treffen,  nicht  gehandhabt  werden  kann  ®. 

Die  Zulassung  und  Abhaltung  zweier  Prozessionen  an  demselben  Orte  an  dem- 
selben Tage  zu  gleicher  Zeit  ist  für  die  Regel  verboten  ^®,  nur  einzelnen  Regularen  ist 
dies  ausnahmsweise  erlaubt ,  bei  solcher  Konkurrenz  müssen  aber  die  Prozessionen 
auf  verschiedene  Stunden  verlegt  werden  <  ^  Die  erforderlichen  Anordnungen  in  dieser 
Beziehung  hat  der  Ordinarius  zu  treffen  ^2. 


n.  1047  zu  ÜL ;  1,  206  u.  n.  4013  zu  I. ;  2,  336. 
Uebrlgens  sind  diese  Vorschriften  auch  für  die 
Regularen ,  welche  der  Prozession  beizuwohnen 
Yorpflichtet  sind ,  massgebend ,  s.  die  Torher  d- 
tirten  Entscheidangen. 

1  Bei  diesen  Festsetzungen  hat  der  Bischof 
oder  GeneralTikar  aber  vorher  das  Konsilium  des 
lUpitels  einzuholen,  1.  c.  n.  614.  138a  1417. 
1649  zu UI;  1,  144.  23a  263  und n. 3201  zuL; 
2,  101. 

2  Vgl  darüber  nachher  unter  V. 

3  Dies  folgt  ebenfalls  aus  dem  Leitungsrecht 
des  BischofiB. 

^  Pas  bedingt  aber  nicht»  dass  er  an  der  Spitze 
der  Prozession  geht.   Vgl.  darüber  zu  V. 

fi  Der  anwesende  Bischof  tnigt  bei  der  Frohn- 
leichnamsprozesslon  das  Sanktissimum,  bei  seiner 
Abwesenheit  tritt  in  dieser  Beziehung  aber  nicht 
der  GeneralTikar,  sondern  der  erste  Dignitar, 
eventuell  der  diesem  an  Rang  nachfolgende  Dig- 
uitar  oder  Kanonikus  ein,  welcher  vorher  die 
Messe  celebrirt  hat ,  Caerem.  episcop.  II.  33.  n. 
3Ö.  Dies  gilt  auch  für  die  übrigen  theophori- 
sehen  Prozessionen,  bei  denen  sonst  der  etwa  an- 
wesende Bischof  das  Sanktissimum  trägt ,  6  a  r  - 
dellini  n.  110  zu  II.  n.  363.  366.  739.  1013 
zu  m.  u.  IV.  n.  lOia  1047  zu  II.  n.  1063. 1054. 
1073.  1077.  1324. 1480.  1686. 1753;  1,  76.  86. 
202.  203.  206.  207. 209.  210.  231.  257.  276.  303 
und  n.  3900  zu  UI. ;  2,  297.  Der  Führer  oder 
Leiter  der  Prozession  und  der  s.  g.  Oelebrant  sind 
also  nicht  immer  identisch. 

^  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  er  den  Gottes- 
dienst in  der  Parochie  zu  leiten  hat,  und  findet 
auch  Anwendung ,  wenn  bei  der  Kirche  ein  be- 
sonderes Kollegiatkapitel  oder  eine  besondere 


Brüderschaft  errichtet  ist,  1.  e.  n.  3034  u.  3048 ; 
2,  62.  67.  Bei  mehreren  Pfarreien  (falls  die  Pro- 
zession nicht  als  partikulare  für  eine  Pfarrei  ge- 
halten wird),  an  demselben  Ort ,  ist  es  der  Pfar- 
rer oder  Leiter  deijenigen  Kirche ,  bei  welcher 
die  Prozession  ihren  Ausgangspunkt  hat ,  s.  0.  S. 
228  n.  10. 

7  deBonisl.  c.  c7n.  64ff. ,  oder  eine  an- 
dere als  eine  Pfarrkirche  zur  Disposition  haben, 
Ferraris  s.  v.  confratemitas  art.  6.  n.  42.  Bei 
den  Partikularprozessionen  tragt  dieser  auch  das 
Sanktissimum,  Oongr.  conc^  bei  ReussetLln- 
g  e  n  1.  c.  p.  814. 

8  Das  wird  praktisch  wichtig  bei  öffentlichen 
Prozessionen,  welche  der  Pfarrer  zu  leiten  hat 

0  Das  Recht  ist  aber  ein  beschränkteres  als  das 
des  Bischofs ,  weil  es  sieh  dabei  nur  um  herge- 
brachte oder  besonders  vom  Bischof  zugelassene 
Prozessionen  handeln  kann  und  für  diese  die 
schon  gedachten  Schranken  bestehen,  s.  0.  S. 
223  u.  S.  224. 

w  Congr.  rit  n.  1426;  1,  247  u.  Congr.  conc. 
bei  Mühlbauer,  decreta  auth.  s.  congr.  rit.  2, 
847.  Diejenige  Prozession ,  welche  später  ein- 
geführt ist,  muss  zurücktreten.  Insbesondere 
gilt  das  Verbot  für  die  Frohnleiohnamsprozession, 
welche  nur  von  der  Kathedrale,  MühlbauerL  c. 
p.  801 ,  oder  von  der  Mutterkirche  ans  gehalten 
werden  darf,  Gardellini  n.  630;  1,  147  und 
n.  4860;  4,  29. 

11  Vgl.  die  von  Innocenz  XIL  bestätigte  Entsch. 
der  Congr.  rit.  v.  1696  bei  Ferraris  1.  c  n.  29fl: 
u.  Mühlbauer  L  c.  p.  848,  sowie  die  am  letz- 
teren Orte  mitgetheilten  Entsch.  d.  Congr.  episc. 
et  reguL 

12  S.  die  Oitate  in  den  vorhergehend.  Anmerk. 
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y.  Die  Ordnung  der  Prozession  bestimmt  sich  im  AUgemeinen  nach  den 
Regeln  ttber  die  Präcedenz  der  kirchlichen  Beamten  unter  einander^.  Der  Ehren- 
platz in  der  Prozession  befindet  sich  nicht  an  der  Spitze ,  sondern  am  Schlüsse  des 
Zuges  ^.  Demnach  nehmen  die  Spitze  desselben  die  Laien  ein  ^^  ihnen  folgen  die 
Laien-Brflderschaften^,  demnächst  die  Regulären^,  dann  der  Säkularklerus ^  (unter 
diesem  zuerst  die  Pfarrer,  nach  ihnen  die  KoUegiatkapitel  und  hinter  diesem  der  Ea-< 
thedralklerus^);  schliesslich  der  Bischof^. 


»  Vgl  Bd.  U.  S.  376. 

^  Massgebend  sind  nach  der  Oongr.  rit.,  Gar- 
dellini n.  4081  zu  I.  IL;  2,  373,  die  Vor- 
schriften des  Gaeremon.  episcop.  S.  ibid.  IL  33. 
n.  5 :  „ut  praecedant  coiäraternitates  laicomm, 
deinde  religiosi  secundum  ordinem  antiqnitatis 
Yel  prent  de  iure  vel  consnetudine  praecedere 
solent;  postmodnm  onriales  et  offlciales  portantes 
intorticla  accensa ,  inter  qnos  ultimo  loco  Ibunt 
nobiliores  et  maglstratus,  et  deinde  clerus,  h.  e. 
primo  minister  portans  crucem  ecclesiae  cathe- 
dralis ,  medlns  inter  duos  clericos  portantes  II 
candelabra  cum  candelis  accensis;  deinde,  si 
aderunt,  derict  seminarii  et  post  eos  curati  eccle- 
siarum  parochiallum  cum  cottis;  tum  ecclesiae 
collegiatae  cum  eomm  insignlbus ,  si  alias  illa 
deferre  solent;  et  ultimo  loco  clerus  ecclesiae  ca- 
thedralis,  cuius  saltem  Till  beneflciati  seu  man- 
sionarli  erunt  paratl  cum  pluvlallbus  albis 
pro  deferendis  hastis  baldachini  in  principio 
processionis,  ut  infra  dicitur,  et  deinde  ibunt 

ante  canonlcos inoiplendo  a  iunioribus 

et  inferioribus  hoc  ordine,  Tid.  primo  subdiaconl 
et  diaconi .  .  .  deinde  presbyteri .  .  ultimo  loco 
dignitates  .  .  et  si  erlt  arcbieplscopus  portabitur 
Immediate  ante  praedictos  YIII  beneflciatos  pa- 
ratos  et  canonlcos  per  aliquem  subdiaconum  pa- 
ratum,  medium  inter  II  acolythos  oeroferarios 
crnx  archiepiscopalis^  n.  6:  „Ante  episoopum 
immediate  ibit  minister  de  baculo  serriens  seu 
iuxta  loci  consuetudinem  dignitas  vel  canonicus 
paratus  pluviali  baculum  praedictum  a  terra  am- 
babus  manibus  portans,  prout  in  c.  XYIL  %,  4.  IIb. 
I.  de  mitra  et  de  baculo  pastorali  dicitur^'.  n.  7  : 
„A  lateribus  binc  inde  ibunt  YIII  capellani  cum 
cottis,  qul  in  missa  senrierunt ,  IV  pro  qualibet 
parte  ...  et  post  eos  II  acolytbi  cum  duobus 
thuribulis  oontinne  sacramentum  per  viam  thuri- 
flcantes^  n.  8 :  „Sequetur  episcopus  sub  balda- 
chino  capite  detecto  portans  manibus  suis  sanc- 
tissimum  sacramentum  In  tabemaculo  seu  osten- 
sorio  incluBum,  medius  Inter  II  diaconos  assisten- 
tes  paratos ,  hinc  inde  pluvialis  flmbrias  elcTan- 
tes^.  n.  9 :  „Post  episcopum  immediate  minister 
de  mitra  serviens ,  cum  cotta  et  velo  ad  coUum, 
mitram  ipsam  manibus  gestans^.  n.  10:  „Si  ade- 
rit  legatus  de  latere  Tel  alins  cardinalis  aut  me- 
tropolitanus  seu  nuntius  apostolicus  habens  fa- 
cQltatem  legati  de  latere ;  vel  alius  praelatus  ipso 
episcopo  superior ,  Ibunt  immediate  post  episoo- 
pum cum  cappa".  n.  11 :  „Alil  yero  episcopl  ex- 
tranel  et  praelati  post  eos  in  habltu  eorum  ordi- 
uario ,  h.  e.  mantelletto  supra  rocchettum^  . . . 
Das  Rituale  roman.  1.  c.  c  1  n.  3  bestimmt  nur, 
dass  die  clerici  „suo  loco''  gehen  sollen. 

3  Unter  diesen  gehen  die  Kinder  und  Jüng- 


linge Yoran.  lieber  die  Trennung  nach  Geschlech- 
tem s.  S.  227  n.  6. 

*  Vor  diesen  abgesondert  von  den  übrigen 
Laien  der  etwaige  Patron  wegen  seines  honor 
processionis ,  s.  Bd.  HI.  S.  64  und  de  Bon is  1. 
c  P.  n.  c  11. 

lieber  das  Yerhaltniss  der  Brüderschaften ,  s. 
de  Bonls  1.  c.  c  10.  Unter  mehreren  hat  die- 
jenige, welche  im  Besitze  des  Vorrechtes  ist, 
eventuell  die  früher  errichtete  den  Vorzug,  Gar- 
dellini 1.  c  n.  103;  1,  25,  doch  gebührt  bei 
den  theophorischen  Prozessionen  einer  etwa  vor- 
handenen confratemitas  ss.  sacramenti  der  Vor- 
zug ,  sofern  sie  den  sonstigen  Prozessionen  und 
zwar  unter  Anerkennung  des  ihr  im  Uebrigen 
gebührenden  Platzes  anwohnt ,  und  bei  anderen 
Prozessionen  immer  einer  solchen  Brüderschaft, 
welche  sich  in  Gemasshelt  der  const  Gregor  XIIL 
Y.  1583  (Bd.  U.  S.  378  n.  1)  als  Kleidung  des 
s.  g.  Saccus  bedient  oder  zuerst  bedient  hat,  G  ar- 
dellinl  n.  377.  439.  1079. 1164.  1739.  2153; 
1,  9^  108.  210.  217.  301.  365;  n.  4302;  2,  464 
und  n.  4571.  4598;  3,  163.  243,  sowie  die 
Entscheidungen  der  Gongr.  oono.  In  Acta  s.  sed. 
3,  306;  13,  162  u.  17,  114. 

In  Betreff  der  Musiker  und  Sänger  be- 
stimmt das  oaerem.  episcop.  für  einzelne  Fälle 
(s.  z.  B.  1.  c.  I.  2.  n.  4) ,  dass  sie  hinter  dem 
Kreuz  des  Säkular -Klerus  (s.  Anm.  2),  also 
nach  den  Regularen  gehen  sollen ,  doch  ist  diese 
Anordnung  keine  allgemeine  und  obligatorische, 
der  Bischof  kann  ihnen  vielmehr  einen  anderen 
passenden  Platz,  jedoch  nicht  unter  den  olerici  be- 
nefldati,  wohl  aber  namentlich  nach  den  Brüder- 
schaften und  vor  den  Regularen  anweisen,  indes- 
sen soll  aus  der  ihnen  zugetheilten  Stelle  niemals 
irgend  ein  Präjudiz  fOr  die  Zukunft  hergeleitet 
werden,  Gardellini  n.  434.  436.  1620.  1670. 
1647.  2386.  2399  zu  in.,  1,  107.  284.  291.  313. 
407.  409 ;  n.  4815  und  n.  4981 ;  4,  6.  82. 

^  Ueber  ihre  Rangordnung  unter  einander 
Bd.  IL  a  376;  de  Bonis  1.  c.  c  9  und  die  Ent- 
scheidungen bei  Mühlbauer  L  c  p.  780 ff. 

^  Des  Näheren  s.  Bd.  IL  a.  a.  0.;  de  Bonis 
Lee.  8;  Mühlbauer  1.  c  p.  791  ff.,  und  auch 
Acta  s.  sed.  14,  126. 

7  Vor  diesem  die  Vertreter  der  weltlichen 
Obrigkeit,  der  magistratus  (s.  Anm.  2);  Gar- 
dellini  n.  1401  zu  Via;  1,  240;  MÜhl- 
bauer  p.  43.  Nach  dem  Gaeremon.  I.  14.  n.  2 
und  II.  33.  n.  13  kann  der  Bischof  bei  längeren 
Wegen  Mitglieder  der  Obrigkeit  neben  Adligen 
und  angesehenen  Bürgern  deputiren,  um  abwech- 
selnd mit  den  Klerikern  die  Stangen  des  Bal- 
dachins zu  tragen. 

8  Wegen  anderer  hoher  kirchlicher  Würden- 
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Streitigkeiten,  welche  bei  ö  ffentlichen  Prozessionen  über  die  Rangor dnongent- 
stehen,  ist  der  Ordinarius  auf  der  Stelle  und  summarisch  zu  entscheiden  berechtigte 
Sein  Ausspruch  ist  sofort  vollstreckbar,  und  die  Befolgung  desselben  kann  von  ihm 
durch  Geldstrafen,  sowie  durch  Androhung  und  Verhängung  der  Exkommunikation 
erzwungen  werden  2. 

VI.  Die  Staatsgesetzgebungen.  Das  frühere  Staatskirchenthum  hat  in 
Folge  der  Tendenz,  in  OemUssheit  seiner  Anschauungen  die  Kirche  zu  reformiren 
und  das,  was  nach  diesen  als  Missbrauch  oder  als  unnütz  erschien,  abzustellen,  der 
Entwicklung  der  kirchlichen  Prozessionen  keinen  freien  Raum  gelassen,  vielmehr  die 
Zulassung  derselben  vielfach  in  erheblichem  Maase  beschränkt  3. 

Da  der  moderne  Staat  der  Kirche  die  Gestaltung  ihres  Kultus  zu  überlassen 
hat,  so  erseheinen  Anordnungen  des  gedachten  Charakters  als  unstatthaft.  Aber 
andererseits  hat  die  katholische  Kirche  nur  einen  Anspruch  darauf,  ihren  Oottesdienst 
in  den  besonderen  dazu  bestimmten  Oebäuden  zu  entfalten.  Oeffentliche  Strassen 
und  Plätze  sind  nicht  zur  Abhaltung  des  Gottesdienstes  bestimmt,  und  es  ist  daher 
keine  Verletzung  der  Kultusfreiheit,  wenn  die  staatliche  Gesetzgebung  die  Prozes- 
sionen lediglich  auf  das  Innere  der  gottesdienstlichen  Gebäude  beschränkt. 

Sollen  sie  aber  ausserhalb  der  letzteren  zugelassen  werden,  so  kommt  nicht  nur 
der  polizeiliche  Gesichtspunkt  in  Frage,  dass  die  Benutzung  der  öffentlichen  Strassen 
und  Plätze  zu  ungewöhnlichen,  den  Verkehr  beschränkenden  und  hemmenden 
Zwecken  nicht  ohne  vorgängige  Genehmigung  der  betreffenden  Staatsbehörde  er- 
folgen darf ,  sondern  es  handelt  sich  ausserdem  auch  darum ,  in  welchem  Umfange 
eine  solche  Benutzung  der  katholischen  Kirche  gegenüber  den  durch  die  staatliche 
Kirchenhoheit  zu  wahrenden  Interessen  zu  gestatten  ist.     Hierbei  kommen  die  den 

trager,  welche  sich  an  der  Prozession  betheiligen,  mieden  weiden  und  auch  vorher  aasgeglichen 

8.  0.  S.  230  n.  %  weiden  können,  sollen  die  Anordnungen  über  die 

1  Nach  Trid.  Sess.  XXY.  o.  13  de  reg. ,  s.  Bd.  Rangordnung  schon  vorher  zeitig,  In  der  Bischofs- 
IL  S.  378.  Stadt  anter  Zuziehung  des  Geremonlenmeisters, 

2  Caeremon.  episc.  II.  33.  n.  3.  Die  gedachte  getroffen  werden ,  Caerem.  episc  II.  33  u.  3.  4, 
Befugnlss  des  Bischöfe  wird  vielfach  auf  jedwede  s.  auch  Baruffaldus  comm.  in  Rituale  romaii. 
Prozession  ausgedehnt,  s.  Ferrari8s.v.  praece-  tit.  76  n.  41. 

dentia  1.  c.  n.  1  und  die  dort  citirten.  Es  ist  un-  3  So  hat  Joseph  II.  durch  Dekret  v.  2.  Dezem- 

zwelfelhaft,  dass  der  Bischof  kraft  seiner  Juris-  her  1782,  codex  iur.  ecdes.  Joseph.  Frankfurt 

diktion  auch  dergleichen  Streitigkeiten,   sofern  1788. 1,  128,  abgesehen  von  den  Prozessionen  in 

es  sich  um  nicht  exemte  handelt,  zu  entscheiden  der  allgemeinen  Bittwoche  und  den  theophori- 

hat,  aber  die  sofortige  Vollstreckbarkeit  ist  einer  sehen ,  sowie  etwaigen  aus  besonderen  allgemei- 

solchen  Entscheidung  gesetzlich  nicht  beigelegt.  nen  Anliegen  (z.  B.  wegen  Bitte  um  Regen  an- 

AUerdlngs  wird  sich  der  dadurch  Beschwerte  zu-  geordneten) ,  alle  übrigen  verboten  und  nur  in 

nächst  jedes  Zuwiderhandelns  gegen  den  bischof-  jedem  Jahr  2  weitere,  an  einem  Feiertage,  nicht 

liehen  Ausspruch  enthalten  müssen ,   aber  er  ist  an  einem   Sonntage  abzuhaltende  Prozessionen 

auch  nicht  verpflichtet,  ihn  positiv  zu  befolgen,  gestattet.  Vgl.  noch  Friedberg,  Grenzen  zwi- 

d.  h.  er  würde  trotz  der  bestehenden  Pflicht,  sich  sehen  Staat  und  Kirche  S.  179.  611.    Nach  dem 

an  der  Prozession  zu  betheiligen,  um  nicht  einen  preussischen  Landrecht  war  die  staatliche 

seiner  Meinung  nach  ihm  zu  Unrecht  zugewie-  Genehmigung  zu  Prozessionen  ebenfalls  noth- 

senen  Platz  einzunehmen,  ohne  Rechtsuachtheile  wendig ,   da  öffentliche  Dank-  und  Betfeste  der 

fem  bleiben  dürfen,  was  bei  einer  auf  Grund  des  Anordnung  des  Staates  vorbehalten  waren  (II.  11. 

Trldenünums  gefällten  Entscheidung  nicht  statt-  L  c  34,  s.  o.  S.  219  n.  8),  und  die  Genehmigung 

haft  wäie.  des  Staates  für  die  kirchlichen  Ordnungen  in  Be- 

Handelt  es  sich  um  eine  Prozession ,  welche  treff  der  äusseren  Form  und  Feier  des  Gottes- 

ein  Pfarrer  oder  ein  kirchlicher  Amtsträger  ohne  dlenstes  (a.  a.  0.  $$.  46.  47)  erfordert  wurde.  In 

Epiflkopalgewalt  leitet ,  so  kann  es  sich  hier  nur  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  waren  in 

darum  handeln ,  Aufsehen  und  Skandal  zu  ver-  Württemberg  die  Prozessionen  an  Sonntagen 

hüten,  und  nur  in  so  weit  darf  der  Betheiligte  verboten,  Lang ,  SammL  d.  württemb.  Kirehen- 

den  Anweisungen  desselben  nicht  direkt  ent-  gesetze  S.  794    Auch  haben  in  der  damaligen 

gegentreten.  Damit  Streitigkeiten  möglichst  ver-  Zeit  die  Bischöfe  selbst  mitunter  auf  die  Be< 
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ttbrigen  Kirchen  und  Religionsgeselisohaften  staatUcherseits  gewiUirte  Stelinng  und 
die  Rücksicht  auf  die  religiösen  Anschauungen  der  Mitglieder  dieser  Anstalten  und 
Vereinigungen,  sowie  das  Verhalten  der  katholischen  Kirche  zu  diesen  ^  und  sn  dem 
einzelnen  Staate ^  als  massgebende  Momente,  deren  Beurtheilnng  nicht  innerhalb 
der  Zuständigkeit  der  mit  der  Wahrung  der  Strassen-  und  Verkehrspolizei  betrauten 
Behörde  liegt  und  liegen  kann ',  in  Frage. 

Von  den  heute  noch  geltenden  (besetzen  verbieten  das  gothaische^  und  das 
coburgische^  sowie  das  Iflbeckische  Regulativ^^  alle  Prozessionen  ausserhalb 
der  ftr  den  katholischen  Kultus  gewidmeten  Oebftude^.  In  Frankreich  und 
Elsass-Lothringen^  sind  sie  nur  an  demjenigen  Orten  untersagt,  an  welchen 
sich  Gotteshäuser  verschiedener  Konfessionen*  befinden,  in  soweit  nicht  etwa  der 
andere  Reli^onstheil  zustimmt  ^^.  Die  nach  diesen  Bestimmungen  an  sich  statthaften 
Prozessionen  können  aber  immer  aus  polizeilichen  Orflnden  verboten  werden  ^^ 


schräukung  der  Prozessionen  hingewirkt ,  s.  a.  a. 
0.  S.  766. 

1  Z.  B.  die  Frage,  ob  nicht  etwa  eine  Störung 
des  konfessionellen  Friedens  zu  befürchten  ist. 

3  Der  Gesichtspunkt,  ob  nicht  aus  einer  Ge- 
stattung solcher  Prozessionen  weitergehende  An- 
sprüche hergeleitet  oder  diese  zu  kirchenpoliti- 
schen Demonstrationen  benutzt  werden  können. 

3  Anscheinend  a.  M.  Fr  1  ed her g ,  K.  R. 2.  Aufl. 
S.  286,  welcher  nur  Ueherwachung  vom  polizei- 
lichen Standpunkte  aus  für  zulässig  zu  halten 
scheint. 

*  Regulat  V.  1811.  $.  33  (Arch.  f.  kath.  K.  B. 
36,  223):  „Alle  kirchlichen  Handlungen  und 
Ceremonien  dürfen  in  der  Regel  nur  in  der  dem 
katholischen  Kultus  gewidmeten  Kirche  verrich- 
tet  und  Insbesondere  ausser  deiselben  keine 
öffentlichen  Umgänge  gehalten  werden.  Bei  sol- 
chen gottesdienstlichen  Verhandlungen  aber, 
welche  ihrer  Natur  nach  ausserhalb  dieser  Kirche 
bewirkt  werden  müssen,  wie  dies  bei  Begräb- 
nissen und  bei  Reichung  des  Abendmahls  an 
Kranke  der  Fall  ist,  insbesondere  aber  bei  der 
durch  die  letztere  Veranlassung  nothwendig  wer- 
denden Ueberbringung  der  Monstranz  in  die 
Wohnung  des  Kranken ,  haben  die  Pfarrer  und 
Glieder  der  katholischen  Kirche  Alles  zu  ver- 
meiden, was  den  Bekennem  einer  anderen  Kon- 
fession auffallend  und  anstösslg  sein  oder  ein 
öffentliches  Aergemiss  nach  sich  ziehen  könnte^ 

»  V.  ▼.  24.  Juni  1813.  $.  13  (cit.  Arch.  32, 
424)  gleichlautend  mit  dem  in  der  vor.  Anm. 
citirten  $.  33,  nur,  dass  die  Worte  des  zweiten 
Satzes  Ton  :  „wie  bei  Begräbnissen^  bis :  f^Ln  die 
Wohnung  des  Kranken"  fehlen  und  es  dann  statt : 
„d  i  e  Pfarrei"  heisst :  „d  e  r  Pfarrer". 

«  Für  die  katholische  Gemeinde  y.  14.  Juli  1841 
Art.  10.  SammL  d.  Verordn.  10,  6:  „Wie  der 
Geistliche  von  den  Gebräuchen  seinerKirdie  nichts 
zu  öffentlicher  Schau  bringen,  also  auch  keiner- 
lei Prozessionen  und  Aufzüge  halten  darf  so"  etc. 

7  Eine  besondere  Strafe  ist  für  das  Zuwider- 
handeln nicht  angedroht  Es  kann  also  mit  Ad- 
ministrativzwang dagegen  eingeschritten  und  auf 
Grund  der  Verletzung  des  polizeilichen  Verbotes 
öffentlicher  Aufzüge  jeder  Art  Polizeistrafe  ver- 
fügt werden,  s.  auch  G.  Meyer,  Lehrb.  d. 
deutsch.  Staatsrechtes  S.  605.  622. 


s  Organ.  Art  45  v.  1802 :  ,,Aucune  ctfrtfmonie 
religieuse  n'aura  lieu  hors  des  ^diflces  consacr^s 
au  culte  catholique,  dans  les  villes,  oü  11  y  a  des 
temples  destin^s  ä  diff^rentes  cultes/' 

9  Jedoch  nur  solcher  Religionsgesellschaften, 
welche  als  öffentliche  Anstalten  oder  Korpora- 
tionen anerkannt  sind,  also  der  katholischen, 
lutherischen  und  reformlrten  Kirche ,  sovHe  der 
Juden ,  G  e  1  ge  1 ,  f^nzös.  Staatskirchenrecht  S.  6, 
46.  Die  Synagoge  muss  aber  eine  Syiugoge  am 
Konsistorial- Hauptorte  sein  (d.  h.  eine  solche, 
welche  mit  Juristischer  Persönlichkeit  ausgestattet 
ist,  nicht  eine  blosse  Rabbinatssynagoge,  welche 
der  letzteren  entbehrt) ,  Gaudry,  trait^  de  la 
Mglslation  des  cultes  1,  307.  602.  Dass  die 
protestantische  Kirche  des  Ortes  eine  Konsisto- 
rial kirche  (für  Pfarrelen  von  zusammen  mindestens 
6000  Seelen)  ist,  wie  früher  von  der  Ministerial- 
Praxis  angenommen  worden,  Gaudry,  L  o.  p. 
1,  305,  erseheint  nicht  erforderlich,  s.  üin.-ErL 
V.  1849,  Aroh.  f.  kath.  K.  R.  43,  417,  Dursy , 
Staatskirchenrecht  in  Elsass-Lothringen  1,  354, 
wohl  aber  muss  in  der  Kirche  ständiger  und 
regelmässiger  Gottesdienst  gehalten  werden.  Vgl. 
Geigel,  S.  46n.  1. 

10  Dazu  genügt  schon  das  Unterlassen  des  Ein- 
spruchs gegen  die  Prozession,  s.  den  Min.-£r1. 
V.  1849  (vor.  Anm.).  Auch  dann  findet  eine  Aus- 
nahme statt ,  wenn  das  Staatsoberhaupt  die  Er- 
richtung des  (Gotteshauses  der  anderen  Konfession 
blos  mit  dem  Vorbehalte  genehmigt  hat,  dass  der 
bisherige  umfang  des  Kultus  des  bis  dahin  allein 
vorhanden  gewesenen  Religionsthells  nicht  be- 
schränkt werde,  Geigel  8.  47.  n.  3.  Die  f^n- 
zösische  Verwaltungspraxis  erachtet  demnach 
den  Art.  45  nicht  als  eine  absolut  gebietende 
Vorschrift  des  öffentlichen  Rechtes ,  welche  im 
Interesse  des  öffentlichen  Friedens  derReligioos- 
parteien  und  im  Interesse  des  Staates  gegeben  ist. 

Auf  feierliche  Leicheuprozessionen  flndetArt.46 
nachDekr.v.23.Prair.XIIArt  18,  Dursy,  1,364, 
ebenfalls  Anwendung,  doch  Ist  das  Verbot  nicht 
überall  zur  Anwendung  gebracht  worden ,  G  e  i  g  e  1 
S.  47.  n.  4.  Unbedingt  trifft  der  Art.  45  für  die 
feierliche  Einholung  eines  höheren  Geistlichen 
durch  den  Pfarrer  im  Kirchen-Ornate  und  unter 
Prozession  der  Gläubigen  zu,  Geigela.a.O.n.2. 

i^  Wenn  öffentliche  Unruhen  zu  befürchten 
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Während  frflher  in  Baiern  Prozessionen  überhaupt  nnr  dann  gehalten  werden 
konnten,  wenn  es  die  Staatsbehörde  gestattet  hattet  gut  eine  solche  Erlaubniss  jetst 
Air  die  regelmftssigen  und  gewöhnlichen  als  ein  für  alle  Mal  ertheilt^.  Aosserordent- 
liehe  Prosessionen  ausserhalb  der  Kirche  bedürfen  indessen  der  Genehmigung  der 
Distriktspolizeibehörde  ^,  ausnahmsweise  der  des  Königs,  wenn  sie  aus  Anlass  eines 
politischen  Ereignisses  stattfinden  oder  die  Kirchenangehörigen  von  der  Kirchenbe- 
hörde zur  Theilnahme  unter  Einstellung  der  Arbeitsthfttigkeit  im  Gewissen  verbinden 
oder  Geistliche,  welche  die  bairische  Btaatsangehörigkeit  nicht  besitzen  oder  einem  im 
Iniande  nicht  aufgenommenen  Orden  angehören ,  zur  Vornahme  ausserordentlicher 
Feiern  von  der  kirchlichen  Oberbehörde  herbeigerufen  oder  ermächtigt  werden  sollen  *. 

Eine  Reihe  anderer  Gesetzgebungen  unterwerfen  die  Prozessionen  ausserhalb 
der  gottesdienstlichen  Gebäude  lediglich,  und  zwar  dies  theilweise  selbst  nur  mit  ge- 
wissen Beschränkungen ,  den  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  über  Vereini- 
gungen im  Freien  und  über  Aufzüge  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen. 

Hierzu  gehört  zunächst  Preussen,  wo  die  Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche 
der  vorgängigen  schriftlichen  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  bedürfen^,  aber 


sind  odez  die  Rüokslcht  auf  den  Verkehr  dies  noth- 
wendig  enoheiuen  l&sst,  so  Ordonnance  ▼.  1842, 
G  audry,  1,225  n.  Min. -Erl.  v.  1849(vor.  Anm.). 
Denn  die  TerkehrspoUzeilichen  Bestimmungen 
berührt  der  Art  45  nicht.  Doch  ist  die  Frage 
niohtnnbestritten.Gandry,  1,225.391;  Geigel 
S.  48.  n.  6.  Soviel  ist  aUerdings  sicher,  dass  die 
Ortspolizei  kein  generelles  Verbot  der  Prozes- 
sionen erlassen  darf,  da  dadurch  der  Art.  45  ganz 
beseitigt  werden  würde.  Bei  Zuwiderhandeln  der 
Kirchenbehorde  gegen  die  betreffenden  Bestim- 
mungen ist  Rekurs  wegen  Amtsmissbrauch  an 
den  Staatsrath  zulissig  (Organ.  Art  6 ;  Gaudry 
1,  391)  und  Bestrafung  wegen  Verletzung  von 
Pollzeiyerordnungen  über  die  Benutzung  öffent- 
licher Wege  (s.  auch  code  p^nal  art  471.)  statt- 
haft, während  umgekehrt  auch  die  kirchliche 
Behörde  bei  unzulässigen  Beschränkungen  durch 
die  Verwaltungsbehörden  zur  Erhebung  des  Re- 
kurses berechtigt  ist  (Organ.  Art  7.). 

1  So  nach  dem  Religionsedikt  y.  1818 ;  denn 
nach  ^  76  bilden  „alle  Anordnungen^ber  den  äus- 
seren Gottesdienst"  und  „über  die  Beschränkung 
oder  Aufhebung  der  nicht  zu  den  wesentlichen 
Theilen  des  Kultus  gehörigen  Feierlichkeiten, 
Prozessionen^  s.  g.  Gegenstände  gemischter  Natur, 
in  Betreff  deren  Ton  der  Kirchengewalt  ohne  Mit- 
wirkung der  weltliehen  Obrigkeit  keine  einsei- 
tigen Anordnungen  geschehen  dürfen  ($.  77),  und 
bei  denen  der  Staatsgewalt  zusteht,  „Einsicht  zu 
nehmen  und  durch  eigene  Verordnungen  dabei 
alles  dasjenige  zu  hindern,  was  dem  öffentlichen 
Wohle  nachtheilig  sein  könnte'' ;  ygl.  E.  M  ay  er , 
die  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  v.  Baiern. 
München  1884.  S.  403. 

^  Das  folgt  aus  den  Bestimmungen  der  zur 
Ausführung  des  Religionsediktes  erlassenen  kön. 
Entschl.  V.  20.  Juni  1851,  Günther,  Amts- 
handlung t  d.  prot.  Geistlichen  d.  Kön.  Bayern 
d.  d.  Rh.  N.  Aufl.  München  1883.  1,  373  (auf- 
rechterhalten im  Erl.  v.  20.  November  1873, 
Ztschr.  f.  K.  R.  12, 259),  denn  dieselbe  lässt  nur 
die  Im  Text  erwähnten  Beschränkungen  bestehen ; 


Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften in  Baiem.  2  Aufl.  S.  29.  299 ; 
£.  Mayer  a.  a.  0. 

3  Nach  Beligionsedikt  $.  79  ist  die  spedelle 
königliche  Genehmigung  für  alle  ausserordent- 
lichen kirchlichen  Feierlichkeiten,  besonders 
wenn  sie  an  Werktagen  stattfinden  sollen,  vor- 
geschrleben.  Sie  ist  jetzt  ein  für  alle  Mal  ge- 
geben, aber  mit  dem  Vorbehalt,  dass  die  Distrikts- 
polizeibehörde nach  Massgabe  des  Vereinsgesetzes 
y.26.  Februar  1850  Art.  4,  nach  dessen  Abs.  2 
herkömmliche  Prozessionen  und  Bittgänge  nicht 
zn  den  erwähnten  Feierlichkeiten  zu  rechnen 
sind,  zu  ertheUen  hat.  Das  Zuwiderhandeln 
kann  auf  dem  Administrationswege  gehindert  und 
nach  dem  Vereinsgesetze  bestraft  werden. 

«  S.  die  Anm.  2.  citirte  Entschliessungv.  1851. 

5  Vereinsgesetz  v.  11.  März  1850.  $.  9: 
„Oeffentllche  Versammlungen  unter  freiem  Him- 
mel bedürfen  der  Yorgängigen  schriftlichen  Ge- 
nehmigung der  Ortspolizeibehörde.  —  Die  Ge- 
nehmigung Ist  Yon  dem  Unternehmer,  Vorsteher, 
Ordner  oder  Leiter  derselben  mindestens  48 
Stunden  vor  der  Zusammenkunft  nachzusuchen 
und  darf  nur  versagt  werden,  wenn  aus  Abhaltung 
der  Versammlung  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  oder  Ordnung  zu  befürchten  ist.  — 
Soll  die  Versammlung  auf  öffentlicheu  Plätzen, 
in  Städten  und  Ortschaften  oder  auf  öffentlichen 
Strassen  stattfinden,  so  hat  die  Ortspolizeibehörde 
bei  Ertheilung  der  Erlaubniss  auch  alle,  dem 
Verkehr  schuldige  Rücksicht  zu  beachten.  Im 
Uebrigen  finden  auf  solche  Versammlungen  die 
Bestimmungen  der  $$.  1.4.5. 6  u.  7  Anwendung." 
J.  10:  „Den  in  den  vorher  erwähnten  JJ.  er- 
wähnten Versammlungen  werden  öffentliche  Auf- 
züge in  Städten  und  Ortschaften  oder  auf  öffent- 
lichen Strassen  gleichgestellt.  Bei  Einholung 
der  Genehmigung  ist  der  beabsichtigte  Weg  an- 
zugeben. Gewöhnliche  Leichenbegäng- 
nisse, sowie  Züge  der  Hoohzeitsver- 
sammlungen,  wo  diese  hergebracht 
sind,  kirchliche  Prozessionen  ,  Wall- 
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frei  gehalten  werden  können,  wenn  aie  an  den  betreffenden  Orten  hergebracht  sind^ 
und  in  der  hergebrachten  Art  stattfinden 2.  Im  Orossherzogthnm  Hessen^  bedarf 
es  ^eichfalls  der  Qenehmigong  der  Obrigkeit^,  indessen  braucht  diese  hier  weder 
schriftlich  noch  unter  allen  Umständen  vorher,  sondern  sie  kann  auch  nachträglich 
und  stillschweigend  ertheilt  werden  ^,  so  dass  praktisch  der  Rechtszustand  dem  in 
Preussen  sehr  ähnlich  ist®. 

Im  Königreich  Sachsen  ist  dagegen  ohne  Ausnahme  für  alle  Prozessionen 
Yorgängige  Genehmigung  der  Strassenpolizei-Behörde  erforderlich ''. 

Sachsen-Weimar^  endlich  gestattet  nur  solche  Prozessionen,  welche  in  der 


fahrten  und  Bittgänge,  wenn  sie  In  der 
hergebrachten  Art  stattfinden,  be- 
dürfen einer  yorgängigen  Genehmi- 
gung und  selbst  einer  Anzeige  nicbt^ 

1  S.  das  vor.  Anm.  cit.  Gesetz.  §.  10. 

3  Die  Auslegung,  dass  es  Mos  auf  das  in  der 
katholischen  Kirche  Hergebrachte  ankomme ,  s* 
Erk.  des  Kompetenzgerichtshofes  v.  1855,  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  19,  472  ist  unhaltbar,  ebenso  die 
darin  erfolgte  Gleichstellung  der  Leichenbegäng- 
nisse und  hergebrachten  Hochzeitszüge  mit  den 
Prozessionen,  welche,  weil  sie  eine  lediglich  auf 
eine  bestimmte  Kirche  beschränkte  Bedeutung 
haben  und  die  Ausübung  eines  spezifisch  kon- 
fessionellen Gottesdienstes  bilden,  sich  Ton  den 
Aufzügen  der  erstgedachten  Art  wesentlich 
unterscheiden.  Sprachlich  kann  das  „in  der  her- 
gebrachten Art''  im  Zusammenhang  mit  der  Be- 
stimmung über  die  Angabe  des  beabsichtigten 
Weges  nur  auf  das  lokale  Herkommen,  nicht  die 
durch  die  kirchlichen  Anordnungen  oder  durch 
allgemeine  kirchliche  Gewohnheit  allgemein  fest- 
gestellte Art  bezogen  werden,  was  sich  übrigens 
auch  aus  den  Materialien  des  Gesetzes  ergiebt. 
Die  Prozession  muss  also  am  Orte  ihrer  Art,  ihrer 
Zeit  und  Form  nach  hergebracht,  also  wiederholt 
bei  den  gegebenen  Anlässen ,  in  der  Weise  wie 
«ie  stattfindet  oder  stattfinden  soll,  gehalten  sein. 
So  auch  die  Praxis  des  früheren  Ober-Tribunals, 
s.  Entsch.  24.  S.  497  (PraJ.  v.  14.  April  1853); 
Goldtammer,  Arch.  für  preuss.  Strafrecht  1., 
381,  9,  335;  10,  770  u.  11,  604,  Entsch.  40.  S. 
43,  Zeitschrift  f.  K.  R.  4,  225 ;  und  des  Kammer- 
gerichts,  Jahrb.  d.  Entsch.  des  Kammergerichts, 
2,  245,  s.  auch  Reskr.  des  Ministers  des  Innern 
und  des  Kultusministers  v.  1874,  Ztschr.  f. 
K.  R.  13,  231.  Doch  gilt  die  Befreiung  auch  für 
solche  Prozessionen ,  in  Betreff  deren  sich  erst 
nach  Eriass  des  Yereiusgesetzes  ein  Herkommen 
gebildet  hat 

Widerrechtlich  gehaltene  Prozessionen  können 
aufgelost  werden ,  $.  6  des  cit.  Gesetzes.  Die 
Veranstaltung,  Leitung,  Theilnahme  ist  mit 
Polizeistrafe  bedroht,  $.  17. 

S  Ges.  betr.  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen 
gez.  T.  23.  AprU  1875.  Art.  4  Abs.  5,  Ztschr.  f. 
K.  R.  13,  213 :  „Oeffentliche  Wege  und  Plätze 
können  zu  kirchlichen  oder  religiösen  Feierlich- 
keiten nur  mit  Zustimmung  der  Obrigkeit  be- 
nutzt werden." 

^  D.  h«  der  Polizeibehörde,  s.  Motive :  ;,Es  soll 
durch  diese  Bestimmung  dem  Missverständniss 
vorgebeugt  werden,  als  ob  in  dem  Recht  der 
öffentlichen  Gottesverehrung  das  Recht  enthalten 


sei,  öffentliche  Wege  und  Plätze  zu  gottesdienst- 
lichen Handlungen  auch  dann  benutzen  zu  dürfen, 
wenn  einer  solchen  Benutzung  polizeiliche  Rück- 
sichten im  Wege  stehen". 

^  Vgl.  die  Motive:  „üebrigens  ist  es  nicht  die 
Absicht,  die  Einholung  einer  ausdrücklichen 
polizeilichen  Erlaubniss  in  jedem  einzelnen  Falle , 
soweit  dieselbe  nicht  schon  nach  anderen  gesetz- 
lich bestehenden  Bestimmungen  nöthig  ist,  vor- 
zuschreiben. Vielmehr  kann  die  Zustimmung 
der  Obrigkeit,  von  welcher  hier  die  Rede  ist, 
auch  stillschweigend  erfolgen ,  und  es  wird  eine 
solche  stillschweigende  Zustimmung  insbesondere 
dann  der  Regel  nach  vorauszusetzen  sein ,  wenn 
diese  Feierlichkeiten,  um  die  es  sich  handelt, 
unreinem  bisher  geübten  Herkommen 
entsprechen." 

0  S.  die  vor.  Anm.  Auch  ergiebt  sich  aus  den 
citirten  Motiven,  dass  bei  Verstoss  gegen  die 
Bestimmungen  Polizeistrafe  und  polizeiliche 
Inhibirung  auf  Grund  der  V.  betr.  die  Verhütung 
des  Missbrauchs  der  Volksversammlungen  v.  17. 
September  1849  $.  12  sUtthaft  ist. 

7  Vereinsgesetz  v.  22  November  1850,  %  13, 
Sohreyer,  cod.  d.i.  Kön.  Sachsen  geltenden 
Schulrechts  S.  722  :  „Versammlungen ,  sowie 
öffentliche  Auf-  und  Umzüge  und  Festlichkeiten, 
zu  welchen  öffentliche  Plätze  und  Strassen  in 
Ortschaften  benutzt  werden  sollen,  bedürfen  der 
vorgängigen  Genehmigung  derjenigen  Behörde, 
welcher  die  Strassenpolizei  über  jene  Räumlich- 
keiten zusteht.  Dass  diese  Genehmigung  gehörig 
nachgesucht  werde,  dafür  haben  die  Unternehmer, 
Vorsteher,  Ordner  und  Leiter  der  Versammlung, 
des  Auf-  und  Umzugs  oder  der  Festlichkeit  ge- 
meinschaftlich zu  haften.  S.  auch  $  17,  welcher 
die  Anwendbarkeit  des  cit.  $  13  auf  die  Ver- 
sammlungen ,  welche  lediglich  „d)  zur  regelmäs- 
sigen kirchlichen  Erbauung  nach  der  Verfassung 
der  einzelnen  Konfessionen  stattfinden",  nicht 
aber  auf  Prozessionen  ausschliesst.  Ueber  die  Be- 
rechtigung zur  Auflösung  gesetzwidriger  Aufzüge 
und  zur  Verhängung  von  Polizeistrafen  s.  $$.  30. 
33  des  Gesetzes. 

8  Ges.  V.  6.  Mai  1867.  J.  2:  „Prozessionen 
richten  sich  nach  dem  Herkommen  der  Parochie, 
bei  welchem  es  auch  femer  bewendet;  jedoch 
bleibt  bei  denselben  wie  bei  Wallfahrten,  sobald 
Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
Sittlichkeit  zu  besorgen  ist,  die  geeignete  poli- 
zeiliche Massnahme  vorbehalten.  Der  §.  8  des 
Gesetzes  vom  7.  October  1823  ist  hierdurch  auf- 
gehoben." 
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betreffenden  Parochie  herkömmlich  sind,  jedoch  kann  die  Polizeibehörde  auch  diese 
bei  vorliegender  Besorgniss  einer  Oefilhrdnng  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
Sittlichkeit  bestimmten  Einschränkungen  nnterwerfen  oder  ganz  verbieten. 

Im  Gegensatz  zu  den  erwähnten  Oesetzgebnngen  lässt  Oesterreich  alle  Pro- 
zessionen zu,  nur  ist  die  Regierung  berechtigt,  wenn  einer  darauf  bezüglichen  kirch- 
lichen Anordnung  öffentliche  Rücksichten  entgegenstehen ,  die  Prozession  zu  unter- 
sagen ^ 

Was  die  bisher  nicht  erwähnten  deutschen  Staaten  betrifft,  in  denen  keine  spe- 
cieUen  gesetzlichen  Vorschriften  in  Betreff  der  Prozessionen  bestehen ,  so  bestimmt 
sich  in  diesen  zunächst  ihre  Zulässigkeit  oder  UnStatthaftigkeit  nach  der  Stellung, 
welche  prinzipiell  der  katholischen  Kirche  in  dem  betreffenden  Lande  gewährt  ist. 
Fehlt  ihr  im  Allgemeinen  das  Recht  zur  öffentlichen  Ausübung  ihres  Gottesdienstes 
und  ist  derselbe  nur  an  bestimmten  Orten  und  in  gewissen  Kirchen ,  sowie  allein 
unter  bestimmten  Beschränkungen  gestattet,  wie  in  Wal  de  ck^  und  Me  ekle  n  bürg  ^ 
so  ist  jedes  Ueberschreiten  dieser  Grenze  —  und  ein  solches  würde  auch  die  Veran- 
staltung von  Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche  bilden  —  ohne  besondere  Staats- 
genehmigung unstatthaft^.  Eine  solche  muss  auch  in  den  Staaten,  welche,  wie  B  r  au  n- 
schweig  zwar  öffentliche  Religionsübung  gewähren  ^,  aber  diese  der  Aufsicht  des 
Staates  unterstellen^,  sowie  für  jede  specielle  Verfügung  eines  auswärtigen  kirchlichen 
Oberen  das  Placef^  vorbehalten,  fUr  erforderlich  erachtet  werden. 

Anders  verhält  es  sich  mit  denjenigen  Staaten,  in  welchen,  wie  in  Württem- 
berg^ und  Baden^  der  katholischen  Kirche  das  Recht  der  öffentlichen  Gottesdienst- 
übung prinzipiell  eingeräumt  und  das  Verhältniss  derselben  zum  Staat  in  den  einzelnen 
Beziehungen  auf  Grundlage  der  Anerkennung  der  Stellung  als  einer  öffentlichrecht- 
lichen Anstalt  und  der  Autonomie  der  eigenen  Angelegenheiten  geregelt  ist.  Wenn 
auch  damit  an  sich  nur  die  Freiheit  der  Ausübung  des  Gottesdienstes  in  den  dafQr 
bestimmten  Gebäuden  gewährt  ist,  so  ergiebt  sich  doch  daraus,  dass  die  Prozessionen 
keinen  besonderen,  aus  dem  Kirchenhoheitsrecht  herfliessenden  Beschränkungen 
unterworfen  sind^^^,  die  weitere  Konsequenz,  dass  sie  nicht  an  und  ftir  sich  als  ver- 


1  Ges.  Y.  7.  Mai  1874.  §.  17  (o.  S.  18  n.  9>  in  Mecklenburg  -  Schwerin ,  gescMcbflich  und 
in  Zusammenhalt  mit  dem  allerdings  formell  rechtlich.  Jena  1852.  S.  74;  Veiing  a.  a.  0. 
aufgehobenen  Konkordate  v.  1856  Art.  4 :  „  . .  S.  212. 

episcopis  .  .  .  liberum  erlt  ...  3.    praescribere  ^  Dasselbe  dürfte  auch  von  Anhalt,  Mel- 

Yel  Indicare  preces  pnblicas  allaque  pia  opera,  nlngen, Schwarzburg-Sondershausen, 

cum  id  bonum  ecclesiae  aut  Status  popnlivepostu-  Hamburg  und  Bremen  gelten ,  wo  die  Ver« 

lat,  supplicationes  et  peregrinationes  Indicere.''  hältnisse  der  in  geringer  Anzahl  vorhandenen 

Die  Mittel ,  die  Anordnung  durchzusetzen,  be-  Katholiken  sich  lediglich  nach  den  besonderen, 

stehen  nach  %  60  des.  Ges.  in  Geldbussen  und  von  den  Regierungen  gewährten  Konzessionen 

anderen  zulässigen  Zwangsmitteln ,  also  hier  in  bestimmen,  s.  auch  Y ering  a.  a.  0.  S.  231. 

der  Auflösung  der  Prozession.    Dem  Vereinsge-  &  Landschaftsordnung  v.    11.   Oktober   1832. 

setze    V.  16.    November   1867  unterliegen   die  S^l^  ;  vgl.  Verl ng  a.  a.  0.  S.  210. 

Prozessionen,  Wallfahrten  und  sonstigen  Aufzuge  «  Cit.  Ordn.  $27:  ...  ^eussere  Bellgions- 

zur  Feier  eines  gesetzlich  anerkannten  Kultus  Übung  ist  der  Oberaufsicht  des  Staates  unter- 

nicht ,  U 1  b  r  i  c  h ,  Staatsrecht  der  5sterr.-ungar.  worfen''. 

Monarchie  inMarquardsen,  Hdbch.  d.  offen tL  ''  Bd.  III.  S.  761.  n.  4.     Vgl.  auch  Vereins- 

R.  rV.,  1,  62.  gesetz  v.  4.  Juli  1853.  SS-  17  ff. 

2  Die  Verfassungsurkunde  v.  17.  August  1852.  »  Verf.  ürk.  v.  25.  September  1817.  SS-  70.  78 
$§.  40-— 42  gewährt  der  katholischen  Kirche  wohl  und  dazu  Gesetz  v.  30.  Januar  1862. 
Autonomie  in  ihren  Angelegenheiten,  aber  nicht  ®  Ges.  v.  9.  Oktober  1860.  S  1* 

freie  öffentliche  Ausübung  ihres  Gottesdienstes,  iO  Das  dtirte  württembergische  und  das  ba- 

▼gl.  auch  Vering,K.  R.  2.  Aufl.  S.  216.  dische  Gesetz  kenneu  solche  nicht 

3  (G.  V.  Schr5ter)D.kathol. Religionsübung 
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boten  erscheinen,  dass  sie  vielmehr  nar,  weil  sie  sich  als  öffentliche  Anfzflge 
darstellen  und  mit  ihnen  eine  Benutzung  der  öffentlichen  Wege  nnd  Plätze  verbunden 
ist,  den  in  dieser  Beziehung  geltenden  polizeilichen  Vorschriften  unterworfen  sind  ^ 

Dasselbe  wird  auch  fftr  Oldenburg,  obwohl  hier  die  Regelung  des  Verhält- 
nisses noch  auf  den  Prinzipien  des  früheren  Staatsrechtes  beruht  2,  wegen  der  späteren 
gesetzlichen  Beseitigung  der  gerade  für  den  Fall  zurAnwendung  kommenden  älteren 
Bestimmungen  3  angenommen  werden  müssen. 

In  allen  Fällen  kann  aber  seitens  der  katholischen  Kirche  bei  der  öffentlichen 
Veranstaltung  von  Prozessionen  von  den  ihr  nicht  Angehörigen  niemals  du  Verhalten 
beansprucht  werden,  welches  eine  Anerkennung  der  religiösen  und  dogmatischen  An- 
schauungen dieser  Kirche  zum  Ausdruck  bringt,  z.  B.  die  Zollung  besonderer  Ehren- 
bezeigungen (wie  Hutabnehmen,  Niederknieen  bei  Vorbeitragung  des  Sanktissimum) , 
wenngleich  allerdings  der  Nichtkatholik  sich  andererseits  jeder  Bezeigung  von  Miss- 
achtung, noch  viel  mehr  der  von  Spott  und  Hohn  gegen  Dinge,  welche  einer  anderen 
Religionspartei  heilig  sind,  zu  enthalten  hat  K  Vollends  der  Gewissensfreiheit  wider- 
sprechend und  ungerechtfertigt  ist  es ,  wenn  der  Staat  in  Nachgiebigkeit  gegen  die 
Ansprüche  der  katholischen  Kirche  auf  Alleinherrschaft  diejenigen ,  welche  wie  die 
Beamten^  und  Militärs^  in  einem  besonderen  Treuverhältniss  zu  ihm  stehen,  in 
Folge  ihrer  Amts-  und  Dienstpflicht,  namentlich  wenn  sie  einer  anderen  Konfession 
als  der  katholischen  angehören,  zwingt ,  den  Prozessionen  beizuwohnen  oder  dabei 
Ehren  zu  erweisen,  welche  mit  ihren  religiösen  Gefühlen  und  Anschauungen  unver- 
einbar sind  ^. 


1  Git.  bad.  Gesetz  $.  13:  ,;In  ihren  bürger- 
lichen und  staatsbürgerlichen  Beziehungen  blei- 
ben die  Kirchen  . .  .  den  StaatBgesetzen  unter- 
worfen.^ S.  anch  badisches  Vereinsgesetz 
V.  21.  Norember  1867.  $.  10  ff. 

In  Württemberg  fehlt  es  an  einem  das  Yereins- 
nud  Versammlnngsreoht  regelnden  Gesetz,  s. 
Ganpp,  württemb. Staatsrecht  beiMarq aar d - 
sena.  a.0.  m.  1,29. 

Dieser  Gmppe  mussauch  Lippe-Detmold 
und  Schwarzburg-Rudolstadt  angereiht 
werden.  Hier  ist  durch  Edikt  v.  9.  März  1854, 
bez.  durch  V.  v.  1872  (Arch.  f.  kath.  K.  R.  36, 
411)  dem  Bischof  von  Paderborn  dieselbe  Stellung, 
wie  den  preussischen  Bischöfen  eingeräumt,  also 
für  die  katholische  Kirche,  soweit  nicht  besondere 
Bestimmungen  bestehen,  eine  gleiche  Rechtslage 
wie  in  Preussen  geschaffen. 

«  8.  d.  V.  V.  5.  April  1831,  das  NormatiT  von 
demselben  Tage  und  den  Vertrag  t.  5.  Januar  1850, 
A.  Müller,  Lexikon  des  K.  R.  1.  Auü.  5, 
399.  ff 

8  Der  Prozessionen  erwähnen  die  citirten  Ord- 
nungen nicht.  Wegen  der  Ausdehnung  des  Pla- 
cets  auf  Jede  Verfügung  des  Bischofs  (Bd.  III.  S. 
761.  n.  3)  bedurften  sie  aber  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung. Das  Placet  ist  indessen  durch  die 
Verfassungsurkunde  v.  1862  (a.  a,0.  S.  763.  n.  1) 
beseitigt   worden.  Weiter  finden  vercinspolizei- 


liche  Beschränkungen  nach  Art.  75  auf  Religions- 
gesellschaften mit  Korporationsrechten  keine  ^- 
wendung.  So  bleiben  daher  die  Prozessionen 
jetzt  nur  den  etwaigen  polizeilichen  Vorschriften 
über  die  Benutzung  öffentlicher  Strassen  und 
Wege  zu  Aufzügen  unterworfen. 

^  Weiter  geht  das  österreichische  Gesetz 
vom  28.  Mai  1868  (betr.  die  interkonfessionellen 
Verhältnisse  d.  Stoatsbürger)  Art  13,  Ztschr.  f. 
K.  R.  8,  149,  welches  die  Unterlassung  alles  des- 
jenigen, ;,was  eine  Störung  oder  eine  Beeinträch- 
tigung der  Feier  zur  Folge  haben  konnte ,  bei 
den  herkömmlichen  Prozessionen  auf  den  Plätzen 
und  in  den  Strassen ,  durch  welche  sich  der  Zug 
bewegt",  vorschreibt. 

^  2§o  mussten  sich  in  Baiern  unter  König 
Ludwig  I.  die  Beamten  in  Uniform  an  der  Frohn- 
leichnamsprozession  betheiligen,  Silbernagl 
a.  a.  0.  S.  299. 

^  Noch  heute  hat  in  Baiern  jede  Wache,  also 
auch  der  protestantische  Soldat,  bei  Vorbeitra- 
gung des  Sanktissimum  unter  das  Gewehr  zu 
treten ,  bei  der  Frohnleichnamsprozession  muss 
die  Garnison  ausrücken ,  wennschon  seit  1873 
protestantische  Soldaten  bei  Bildung  des  Spaliers 
bei  diesen  Prozessionen  nicht  mehr  verwendet 
werden  dürfen,  Silbernagl  a.  a.  0. 

7  Vgl.  auch  Thudichum,  deutsch.  K.  R. 
1,37. 
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§210.    4.  Die   Wallfahrten^ 

Die  Wallfahrt  [peregrinatio)  ist  eine  ans  Frömmigkeit  nnternommene  Reise  oder 
Wanderang ,  um  eine  entfernte  heilige  Stätte  ^^  einen  Gnaden-Ort  oder  ein  Gnaden- 
Bild  ^  zn  besuchen  und  dort  in  Betrachtung  der  sich  an  solche  knüpfenden  Erinnerungen 
und  Gnaden  oder  unter  Verehrung  des  betreffenden  Heiligen  einer  besonderen  An- 
dacht obzuliegen. 

Die  Wallfahrt  kann  von  einem  Einzelnen  oder  auch  von  Mehreren ,  gleichviel, 
ob  diese  durch  irgend  ein  gemeinsames  Band,  wie  z.  B.  die  Mitglieder  derselben 
Pfarrei,  derselben  Brüderschaft,  verknüpft  sind  oder  nicht,  ausgeführt  werden.  Die 
von  einer  grösseren  Anzahl  von  Gläubigen  unternommene  Wallfahrt  unterscheidet 
sich  von  der  Prozession  dadurch,  dass  sie  nicht,  wie  die  letztere  ein  regelmässiger 
Theil  des  Kultus  oder  eine  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  von  der  Kirchen- 
behörde besonders  angeordnete  kirchliche  Feierlichkeit  ist,  sondern  von  der  katholi- 
schen Kirche  nur  als  ein  lobenswerthes  und  verdienstliches  frommes  Werk  betrachtet 
wird^.  Die  Veranstaltung  von  Wallfahrten  ist  daher  dem  freien  Entschlüsse  der 
Gläubigen  überlassen.  Eine  kirchliche  Pflicht,  eine  solche  zu  unternehmen ,  besteht 
nicht.  Nur  ausnahmsweise  kann  sie  durch  ein  darauf  gerichtetes  Gelübde  oder  durch 
Auferlegung  einer  Wallfahrt  als  Busswerk  begründet  werden^.  Die  Wallfahrten  sind 
also  immer  eine  Privatangelegenheit  eines  oder  mehrerer  Kirchenglieder  und  daraus 
erklärt  es  sich,  dass  das  Kirchenrecht  sehr  wenige  Normen  in  Bezug  auf  dieselben 
aufzuweisen  hat. 

Nachdem  Rituale  romanum^  sollen  die  Wallfahrer,  gleichviel  ob  einer  oder  meh- 
rere, von  ihrem  Ordinarius  oder  ihrem  Pfarrer  einen  offenen  Brief  oder  ein  Empfehlungs- 
schreiben''^ erbitten  und  ausgehändigt  erhalten,  sowie  nach  Ordnung  ihrer  Angelegen- 
heiten und  nach  Ablegung  der  Beichte  die  Messe  anhören^  und  die  Eucharistie  em- 
pfangen. Am  Schlüsse  der  Messe  wird  ihnen  endlich  die  besondere  benecUctio 
peregrinorum  ertheilt.  Wenn  auch  Wallfahrten  ohne  Beobachtung  dieser  Vorschriften  an 


^  Joan.  St&lenius,  Peregrinusadlocasancta  ^  Das  Nähere  darüber  bei  den  betreffenden 

orthodoxns  et  pins  demongtratas  sive  vindiciae  Lehren, 

sacrar.  peregrinaUonnm.  Golon.  1649;  J.  Marx,  ^  tit.  Vlll.  e.  11. 

d.  Wallfahrten  L  d.  kathol.  Kirche.  Trier  1842;  '^  Ein  Formular  dafQr  bei  Baruffaldns,  ad 

G.  PatisB,  die  Wallfahrten  In  ihrer  providen-  rituale  roman.  comm.  tit  LIY.  n.  16,  ed.  eil  2, 

tiellen  Bedeutung  fftr  unsere  Zeit  Mainz  1875 ;  24.  Der  Zweck  ist  einmal,  die  Wallfahrten  unter 

ygl.  auch  Binterim,    Denkwürdigkeiten  der  die  Aufsicht  der  Kirche  zu  stellen,  um  entweder 

christkath.  Kirche.  Bd.  lY .  Th.  I.  S.  606  ff. ;  unnütze  oder  schädliche  Wallfahrten  zu  verhin- 

Jacobu8Gretseru8(zuS.  221  n.  8).  dern,  andererseits  bei  zu  billigenden  Wallfahrten 

>  Namentlich  die  h.   Stätten  in  Jerusalem,  den  Betheiligten  die  erforderlichen  Anweisungen 

femer  die  Gräber  von  Aposteln  (z.  B.  der  Apostel  und  Belehrungen  zu  geben ,  femer  den  letzteren 

Petras  und  Paulus  in  Rom) ,  von  Märtyrern  oder  auf  der  Reise  und  am  Bestimmungsort  die  Erlan- 

HeÜigen ,  oder  solche  Orte ,  an  denen  Reliquien  gung  der  nöthigen  Hülfe  und  Unterstützung  zu 

von  Christus,  der  Apostel,  Märtyrer  und  Heiligen  eileiohtera,  endlich  den  kirchlichen  Oberen  und 

aufbewahrt  werden.  Amtsträgem  an  den  zu  berührenden  Zwischen- 

8  D.  h.  dicijenigen  Orte  und  Bilder,  an  wel-  orten  und  an  dem  Ziel  der  Reise  die  Möglichkeit 
ehen  oder  durch  welche  Gott  öfters  und  in  äugen-  einer  Kontrole  zu  gewähren  und  sie  gegen  Aus- 
fälliger Weise  den  Gläubigen  auf  ihr  Gebet  in  beutung  durch  Betrüger  zu  schützen,  Patiss 
besonderer  und  wunderbarer  Weise  Gnaden  er-  S.113;  Probst,  kirchliche  Benediktionen  S.  136. 
zeigt  hat.  ^  Die  besondere  (VotiT-)  Messe  des  Missales 

^  Vgl.  Trid.  Sess.  XXY.  decr.  iuTOcat.  sancto-  pro  peregrlnantibus  oder  eine  Messe ,  in  welcher 

ram ;  M  ar  X  S.  118  ff.  die  Oration  für  diese  letzteren  eingelegt  ist. 
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sich  nicht  aasgeschlossen  sind  j  so  sind  doch  Wallfahrten  im  Sinne  der  Kirche  nur 
diejenigen,  bei  welchen  sie  beobachtet  worden  sind  ^ 

Die  Kontrole  Aber  die  Wallfahrten  und  die  Wallfahrer  steht  den  Ordinarien 
des  Ortes,  von  welchem  aus  die  letzteren  ihre  Wallfahrt  unternehmen,  derjenigen  Orte, 
welche  sie  berühren,  und  endlich  des  Ortes,  welcher  das  Ziel  der  Wallfahrt  ist,  zu  2. 
Schädliche  und  unnütze  Wallfahrten  ist  der  Ordinarius  des  erstgedachten  Ortes  zu 
hindern  berechtigt^.  In  diesem  Fall  haben  die  Wallfahrer  kein  Recht  auf  die  Qe- 
wfthrung  der  kirchlichen  Hülfe  und  der  kirchlichen  Segnung,  welche  das  Rituale 
Romanum  vorschreibt.  Was  insbesondere  die  Segnung  betrifit,  so  ist  dieselbe  weiter 
davon  abhängig ,  dass  selbst  bei  gebilligter  Wallfahrt  die  übrigen  Bedingungen ,  also 
die  Ablegung  der  Beichte,  die  Anhörung  der  Messe  und  der  Empfang  der  Eucharistie 
erfüllt  sind,  weil  die  Kirche  diese  als  Mittel  der  gehörigen  und  würdigen  Vorbereitung 
zu  einer  heilbringenden  und  erfolgreichen  Wallfahrt  erfordert. 

Wird  eine  Wallfahrt  von  einer  grösseren  Anzahl  von  Personen  veranstaltet ,  so 
soll  sie  —  doch  ist  dies  kein  Rechtsgebot,  sondern  nur  ein  Rath,  —  womöglich  von 
einem  Oeistlichen,  mindestens  aber  von  einem  erfahrenen,  von  dem  Pfarrer  dazu  em- 
pfohlenen Manne  geführt  werden  4,  damit  Missbräuche,  namentlich  ungeeignete  Oebete 
und  Gesäuge  verhütet  werden,  und  die  Theilnehmer  Anleitung  zu  einem  frommen  und 
würdigen  Benehmen  erhalten.  Eine  Jurisdiktion  über  die  Wallfahrer  gewährt  das 
Kirchenrecht  einem  solchen  Leiter  nicht,  wohl  aber  wird  er  befligt  sein,  die  faktischen 
Mittel,  welche  sich  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  darbieten,  zu  gebrauchen, 
also  sich  unwürdig  verhaltende  Mitglieder  zurückzulassen,  die  übrigen  zurAbbrechung 
jedes  Verkehrs  mit  solchen  aufzufordern  und  nöthigenfalls  die  Hülfe  des  Ordinarius 
in  Anspruch  zu  nehmen ,  in  dessen  Sprengel  er  sich  mit  den  Theilnehmern  der  Pro- 
zession befindet. 

Das  Rituale  weist  endlich  ein  Formular  für  die  Segnung  der  Wallfahrer  nach 
ihrer  Rückkehr  auf  ^.  Diese  Benediktion  ist  eine  Danksagung,  andererseits  eine  An- 
wünschung,  dass  die  Früchte  der  Wallfahrt  fortdauern,  und  Qott  die  Wallfahrer  fort 
und  fort  beschützen  möge.  Die  Nachsuchung  derselben  ist,  wenn  schon  für  die  Wall- 
fahrer die  ethisch-religiöse  Pflicht  zum  Dank  gegen  Gott  besteht,  keine  Rechtspflicht, 
trotzdem  gehört  die  Erfüllung  dieser  Vorschrift  aber  immer  zu  einer  ordnungsmässigen 
Wallfahrt  im  Sinne  der  Kirche. 

Für  das  staatliche  Gebiet  hat  die  Veranstaltung  der  Wallfahrt  seitens  eines 
Einzelnen  oder  mehrerer  Personen,  welche  sich  nach  Art  sonstiger  Reisenden  zu  den 
heiligen  oder  Gnaden-Orten  begeben ,  kein  besonderes  Interesse.    Selbstverständlich 


1  SelbstyenUndlich,    sofern  sie  beobachtet  ^  Vgl.  auch  Präger  Provinzialkonzil  ▼.  1860, 

werden  können.    Das  ist  aber  bei  den  als  Buss-  coli.  cono.  Lac.  5,  478. 

werke  auferlegten  Wallfahrten  nicht  immer  in  ^  Der  Pfarrer  kann  nur  davon  abmahnen ,  sie 
allen  Beziehnngen  der  Fall,  z.  B.  kann  der  in  der  aber  nicht  definitiv  verbieten ,   weil   er   keine 
grossen  Exkommunikation  Befindliche  die  ge-  Jurisdiktion  besitzt  Dass  der  Ordinarius  einzel- 
dachten Yorachriften  nicht  alle  erfüllen ,  weil  nen  Geistlichen,  falls  die  ErfQllung  ihrer  Amts- 
ihm  das  Abendmahl  und  die  Benediktion  ver-  pflichten  wichtiger  erscheint  als  die  Wallfahrt, 
weigert  werden  muss,  s.  0.  S.  66  u.  151.    An  die  Thellnahme  untersagen  kann,  versteht  sich 
freiwillig  unternommenen  kirchlichen  Wallfahr-  von  seihst,  s.  auch  Bd.  III.  S.  225  ff. 
ten  können  daher  diejenigen,  welche  kein  Recht  ^  S.  Prag  a.  a.  O.  p.  478;  Golocza  1863,  1.  c. 
auf  die  erwähnten  Sakramente  und  Segnungen  p.  712. 
haben,  nicht  theilnehmen  und  sind  nöthigenfalls  ^  L.  c.  c.  12. 
von  ihnen  anszuschliessen. 
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sind  aber  solche  Wallfahrer  dep  in  jedem  Lande  und  in  den  betreffenden  Orten  be- 
stehenden fremden-  nnd  reisepolizeilichen  Vorschriften  unterworfen. 

Anders  verh&it  es  sich  mit  den  Wallfahrten^  welche  in  grösseren  Massen  nnd  in 
geschlossenen  Zflgen  nntemommen  werden  nnd  sich  durch  ihr  äusseres  Verhalten, 
z.  B.  durch  Gebete  und  Qes&nge,  durch  die  Theilnahme  von  Geistlichen  u.  s.  w.  ohne 
Weiteres  ihrem  Charakter  nach  als  kirchliche  Aufzüge  kundthtin.  Diese  behandeln 
einzelne  Staatsgesetzgebungen  unter  ausdrücklicher  Erwähnung,  sodiepreussische^ 
und  die  weimarische  3  rechtlich  ebensowie  die  Prozessionen;  oder  sie  sind  den  letz- 
teren dadurch  gleichgestellt,  dass  sie  ebenso  wie  diese  unter  die  Kategorie  der  öffent- 
lichen Umgänge  (so  Gotha^  und  Coburg^),  der  öffentlichen  Aufzüge  (Sachsen^), 
der  religiösen  Feierlichkeiten  ausserhalb  der  Kirchen  (z.  B.  f^rankreichjElsass- 
Lothringen^,  Baiern'',  Hessen^),  subsumirt  werden  müssen.  In  Betreff  ihrer 
Zulässigkeit  und  der  etwaigen  für  sie  zur  Anwendung  kommenden  Beschränkungen 
gelten  also  die  o.  S.  282  ff.  dargelegten  Grundsätze. 


ö.  Die  Verehrung  der  Heiligen,  ihrer  Reliquien  und  Bilder. 

§  211.  A,   Die  Verehrung  der  Heiligen  [heatißcatioy  canomsatio^), 

I.  Geschichte.  In  den  ersten  christlichen  Jahrhunderten,  während  der  Zeit  der 
Verfolgungen  genossen  diejenigen  Glieder  der  Christengemeinden,  welche  sich  durch 
lebendigen  Glauben ,  musterhaften  Wandel  und  standhaftes  Bekennen  im  Leben  und 
im  Sterben  als  Geheiligte  des  Herrn  hervoi^ethan  hatten,  besonderer  Verehrung. 
Wie  den  Christen  das  Bewusstsein  der  fortdauernden  Gemeinschaft  mit  ihren  abge- 
schiedenen Glaubensgenossen  theuer  und  werth  war,  so  bewahrten  sie  vor  allem  das 
Andenken  an  diejenigen,  welche  als  Blutzeugen,  martyres,  für  den  christlichen  Glauben 
ihr  Leben  hingegeben  hatten.  Schon  seit  der  2.  Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  wurde 
es  Sitte,  dass  ganze  Gemeinden  an  den  Todestagen  ihrer  Märtyrer  (^eviOXta  xcov  ^ap- 
Tuptt)v,  nataUtiamartyrum)  ^^,um  die  fortdauernde  Gemeinschaft  mit  ihnen  zu  bekunden, 
und  zwar  an  den  Orten,  wo  die  Leiber  derselben  bestattet  waren,  Gottesdienst  ab- 
hielten, bei  welchem  die  Geschichte  ihres  Leidens  und  Bekenntnisses  vorgetragen,  und 

*  S.  0.  S.  233.  n.  5.  sammtausgabe  der  Werke  von  Azevedo.   Rom 

2  S.  0.  S.  234.  n.  a  1747.  Bd.  I— IV  und  die  appendices  in  Bd.  VIT) ; 

3  S.  o.  S.  232.  n.  4.  Benedictl  XIV  acta  canonizationlB  sanctorum 
^  S.  0.  S.  232.  n.  6.  ...  nna  cum  apostolicis  literis  (in  cit  Aasgabe 
5  S.  0.  S.  234.  n.  7.  der  Werke  Bd.  V);  Benedict!  XIV  acta  et 
^  S.  0.  S.  232.  n.  8  und  G  e ig e  1  a.  a.  0.  S.  47.  decreta  in  causis beatificationum  etc.  (cit.  Ausgabe 
"'S.  0.  S.  233.    und  Silbernagl   a.   a.  0.       Bd.  VI);    Ferraris  prompta    bibUoth.  5.   v. 

S.  299.  veneratio  sanctorum ;  y.  M  o  y ,  Beatiflcation  u.  Ka- 

s  S.  0.  S.  234.  n.  3.  Wegen  der  übrigen  Staaten  nonisation  in  Wetzer  u.  Weite,  Klrchenlexi- 

8.  S.  235.  kon.  2.  Aufl.  2,  141.  Der  kurze  Aufsatz  in  den 

d  Mich.   Salier,    eccleslae   catholicae   de  Analeota  lur.  pontif.  1861.  p.  1067.  de  la  oano- 

cnltu  sanctorum  doctrlna.  Monach.  1747. —  Codex  nlsatlon  zählt  ImWesentlichen  nur  die  wichtigeren 

constitutionum  qua«  summ!  pontiflces  edlderunt  Kanonlsatlonen ,  deren  bis  Gregor.  XVI.  loa  er- 

In  solemnl  canonlzatlone  sanctorum  ab  a.  983  ad  a.  folgt  sind,  auf. 

1729  aceurante  lustoFontanlno.  Rom  1729 ;  ^o  Geburtstag  In  höherem  Sinne  genannt,  well 

G.  F.   de  Matt a  de  eanonlsatione  sanctorum,  man  annahm,  dass  die  Märtyrer  durch  Ihren  Tod 

Rom  1678  ;Benedlctus  XIV,  de  servorum  del  zum  Paradlese  eingingen,  Gleseler,  Kirchen - 

beatificatione  et  beatorum  eanonlsatione.  Bonon.  geschichte,  4.  Aufl.  I.  1,  244     Vgl.  auch  die 

1734;  ed  II.   Patav.  1743.  IV  Toml  (in  der  Ge-  folg.  Anm, 
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die  Kommunion  unter  Darbringung  der  oblatio  pro  defunotis  auch  fttr  sie  gefeiert 
wurde  i. 

Nachdem  die  christliche  Kirche  im  4.  Jahrhundert  als  berechtigte  Religions- 
genossenschaft im  römischen  Reiche  anerkannt  worden  war,  und  damit  die  Ver- 
folgungen ihr  Ende  erlangt  hatten ,  strahlte  das  Märtyrerthum  nur  noch  in  höherem 
Glänze.  Man  baute  nunmehr  Kirchen  und  Kapellen  über  den  Qräbem  der  Märtyrer  ^ 
oder  hob  ihre  körperlichen  Ueberreste  aus  denselben  hervor,  um  sie  in  den  Kirchen, 
namentlich  unter  den  Altären,  aufzubewahren^.  Zugleich  macht  sich  die  Anschauung 
geltend,  dass  den  bei  dem  Herrn  weilenden «  abgeschiedenen  Märtyrern  als  himm- 
lichen  Fürsprechern  Bitten  und  Anliegen,  um  Dir  dieselben  bei  Qott  einzutreten,  unter- 
breitet werden  könnten^. 

Damit  entwickelt  sich  aus  der  Märtyrer -Verehrung  ein  ausgedehnter  Hei- 
ligenkultus, indem  man  nunmehr  auch  andere  durch  frommen  Wandel  und 
Verkehr  ausgezeichnete  Christen,  namentlich  Mönche,  von  denen  Wunder  bei  ihren 
Lebzeiten  verrichtet  oder  an  ihren  Gräbern  geschehen  sein  sollten,  den  Mär- 
tyrern anreihte.  Der  Unterschied  gegen  die  ersten  Zeiten  des  Christenthums  liegt 
darin,  dass  diejenigen,  welche  ftlr  heilig  erachtet  werden,  über  die  Linie  des  rein 
Menschlichen  hinaustreten ,  dass  für  sie  nicht ,  wie  für  die  übrigen  abgeschiedenen 
Gläubigen  gebetet  zu  werden  braucht^,  dass  sie  vielmehr  wegen  ihrer  Verdienste, 
welche  ihnen  den  unmittelbaren  Zutritt  zu  Gott  verschafft  haben,  mit  Bitten  und  An- 
liegen angegangen  werden  können ,  und  dass  ihrer  Fürbitte  bei  Gott  eine  besondere 
Kraft  zukommt.  Zwar  gebührt  ihnen  nicht  Anbetung,  XaxpeCa,  adoraüo,  wie  Gott  und 
Christus,  wohl  aber  Verehrung  und  Anrufung,  SooXeia,  TrpocxivYjaic,  imocatio^.  Für 
nothwendig  hat  die  katholische  Kirche  die  Heiligenverehrung  freilich  niemals  erklärt, 

^  Bandschreiben  der  Gemeinde  Smyma  über  admoneantur,  ne  illa  loca  frequentent,  nt  qui 

den  Martyrertod     ihres  Biflcbofs  Polykarp    (u.  recte  saplunt ,  nulla  ibi   snperstitioae   derincti 

106 — 117)  bei  EusebiuB  bist,  eccles.  IT.  23  (15),  teneantur.    Et  omnino  nnlla  memoria  martyium 

ed.  Laemmer,  p.  286:   ,,toutov  (jl^v  y^P  ^^^v  piobabiliteraoceptetor,  nlsinbi corpus antaliqoae 

^vra  Tou   OeoD  (d.   b.  Christus)  icpocxuvou{jiev,  rellquiae  sunt  aut  oiigo  alicuius  habitationls  Tel 

To6c  hk  (jidprupac  (&c  p.a&72Tdc  xal  (AtfiTjrdc  tou  possessionis  yel  passionis  fldelissima  origine  tra- 

xup(ou  dYaic&fiCv  dSÜnc ,  Svexev  euvoCac  dlvuitep-  ditur.  Nam  quae  per  somnia  et  per  inanes  quasi 

ßXtjTOUT^ceUTÖvtSiovßaoiX^aTcaKiSdLoxaXov.  tiiv  revelationes  quorumlibet  homlnum  ubicumque 

Y^voiTO  xal  i/)fiac  oupcoivorvoOc  Te  %al  ouuixa&Tjrdc  constltuuntui  altaria,  omni  modo  improbentnr.^ 

Yfiv^odai  ....  oStoic  t6  '^{ieic  öotcpov  dvtXöp^voi  Nacb  Ghalcedon ,  451.  c.  6  können  Mester  auf 

Tot  TifAidbrepa  Xtdosv  troXureX&v  %al  (oxifM&repa  eine  solche  Kapelle  ordiniit  werden ,  vgl.  auch 

bnio  ypuotov   öorä  a6T0(>  dicedlpieda  Snou  )cal  Hefele,  Conc.  Gesch. 2.  Aufl.2,  457.  458.  523. 

dxöXouftov  9Jv.lvda  d»;  Suvotröv  Tb{i7v  ouva^ofiivoi^  '  Gies eler  a.  a.  0.  1. 2,  265. 

is  dYYoXXidocixalxapqiiiapiEei  6  x6pioc iitixeXeiv  *  Gieseler  a.  a.  0.  S.  2,  267  ff. 

To0uapTup(oua6Tou(d.b.de8  Polykarp) i^fik^pav^e-  ^  Ja  Augustin  serm.  17.  erklärt  dies  sogar  für 

vd^Xiov,  eU  "^e  tifjv  tcuv  iipoY)&X7]xÖTe9V  (AVi^p.T2V  unschicklich :  „Iniurla  est  enim  pro  martyre  orare, 

xal  T&v  p^XXövxesv  dax-Mis  xe  %a\  iTot{iao(av^.  cuius  nos   debemus    orationibus   commendarl*^. 

YgL  auch  Cypriau.  ep.  39.  ed.  Hertel  2,  583:  Tgl.  femer  Gieseler  a.  a.  0.  S.  271,   s.  aucb 

^criflcia  pro  eis  semper ,  ut  memlnlstis  offeri-  c.  6  $.  2.  (Innoc.  111)  X.  de  celebr.  missar.  m. 

mufl,  quotiens  martyrum  passiones  et  dies  annl-  41,  worin  er  die  dtirte  Stelle  Augustins  als  sacrae 

yersaria  conunemoratione  celebramus.  scripturae  auctoritas  anführt ,   um   dadurch  die 

s  Solcher  erwähnen   die  Konzilien  seit  dem  AenderUng  der  alten  Formel  ^annue  nobis  ,  do- 

4.  Jahrhundert  mehrfach,  s.  Laodicea  343 — 381  mine ,  ut  anlmae  famuli  tui  Leonis  haec  prosit 

c  9;  Carth.  YI.  y.  401  c.  17  (cod.  eceles.  Afric  oblatio^  in  die  neuere:  „annue  nobis,  quaesumus, 

C.83, auchc76Dict.ldeconsecr.):  ^templacult,  domine,  ut  intercesslone  b.  Leonis  haec  nobis 

ut  altaria,  quae  passim  per  agros  et  per  Tias  tam-  prosit  oblatio''  zu  rechtfertigen, 

quam  memoriae  martyrum  constituuntur,  in  qui-  ^  So  schon  das  Konzil  ▼.  NicäaT.781  sess.  VIT, 

bus  nuUum  corpus  aut  rellquiae  martyrum  conditae  M  a  n  s  i  13 ,  377,  H  e  f  e  1  e  3,  472. 

probantur,  ab  episooplsquilocis  iisdempraesunt,  Eine  Geschichte  des  Heiligenkultus  in   der 

si  fleri  possunt,  evertantur.    Si  autem  hoc  per  katholischen  Kirche  kann  natürlich  hier  nicht 

tomultus  populäres  non  sinitur,   plebes  tarnen  gegeben  werden. 
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wohl  aber  ist  sie  der  Verwerfung  derselben  entgegengetreten  and  erachtet  sie  nicht 
nnr  fttr  nützlich  und  heilsam  \  sondern  hat  anch  die  Verehrung  bestimmter  Heiligen 
zum  regelmässigen  Theile  ihrer  Gottesdienstordnnng  gemacht^. 

FUr  die  rechtliehe  Betrachtnng  tritt  die  Frage  in  den  Vordergrund,  welchem 
kirchlichen  Organ  während  der  besprochenen  Entwicklung  die  Befdgniss  zugestanden 
hat ,  einem  Abgeschiedenen  den  Charakter  eines  Heiligen  beisuilegen ,  ihn  also  fftr 
eine  Person,  welcher  die  Gläubigen  die  schon  gedachte  Art  der  Verehrung  entgegen- 
bringen durften,  zu  erklären. 

In  der  ältesten  Zeit ,  als  es  sich  blos  um  die  Bewahrung  des  Andenkens  der 
Märtyrer  handelte,  hing  die  Einftlhrung  einer  gottesdienstlichen  Gedächtnissfeier 
offenbiur  von  den  Vorstehern  und  später  dem  Bischof  derjenigen  Einzelgemeinde  ab, 
welcher  ein  solcher  Märtyrer  angehört,  und  in  welcher  er  gelebt  und  gelitten  hatte, 
da  die  Thatsache  des  Martyriums  klar  yor  aller  Augen  lag ,  und  es  keiner  weiteren 
Untersuchungen  darüber  bedurfte  3.  Von  hervorragenden  Märtyrerthaten  wurde  an- 
deren Gemeinden  vielfach  Kunde  gegeben  *,  oder  es  verbreitete  sich  eine  solche  durch 
mündliche  oder  schriftliche  Ueberlieferung  weiter  ^,  und  daher  war  es  natürlich,  dass 
mit  der  Entwicklung  des  Heiligenkultus  eine  Anzahl  Märtyrer,  deren  Kuhm  über  ihre 
Heimathsgemeinde  hinaus  gedrungen  war ,  anch  in  weiteren  Kreisen  als  Heilige  ver- 
ehrt wurden.  Im  übrigen  war  es  wesentlich  das  christliche  Volk,  welches  angeregt 
durch  die  Visionen  Einzelner ,  sowie  durch  die  Entdeckung  wirklicher  oder  angeb- 
licher Märtyrer-Gräber,  auch  bewogen  durch  die  besonderen  Tugenden,  Entsagungen 
und  durch  erlebte  oder  berichtete  Wunder  frommer  Männer  und  Frauen,  neue  Heilige 
schuf;  indem  es  diesen  seine  Verehrung  darbrachte.  Für  kirchengesetzliche  Anordnungen 
über  die  Heiligsprechung  lag  daher  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen  Kirche 
kein  Bedürfhiss  vor,  im  Gegentheil  sahen  sich  einzelne  Synoden  durch  manche  hervor- 
getretene Missbräuche  veranlasst,  der  Ausbreitung  des  Heiligenkultus  durch  das  Verbot 
der  Märtyrerkapellen ,  in  denen  keine  Leiber  der  Heiligen  ruhten  oder  an  solchen 
Orten,  zu  welchen  ein  Märtyrer  in  keiner  Beziehung  gestanden  hatte,  entgegenzutreten, 
und  die  Bischöfe  mit  der  Durchftlhrung  dieser  Anordnung  zu  betrauen^,  und  noch 


1  Trid.SeBs.XXydeinTOcatloneetc.ganctomm:  plicare,  Imple  senttre^.     In  dem  Trienter  Qlaa- 

„Mandat  s.  synodos  omnibus  episcopis  et  oeteiis  bensbekenntnias  von  Pins  IV.  (1564):  „aimlliter 

docendi  mnnus  corarnqne  sustinentibas,  nt  iuxta  (seil,  conatanter  teneo)  et  sanctos  ana  cum  Christo 

catbolicae  et  apostolicae  ecclesiae  usam  a  prl-  regnantea    venerandos    atqae    invocandos    ease 

maeria  chriatianae  religionis  temporibus  reoep-  eosqneorationes  deo  pro  nobis  offerre"  ist  dagegen 

tarn,  88.  patrom  consenslonem  et  ss.  concillomm  die  Noth wendigkeit  der  Verehrong  mindestens 

decreta,  in  prlmis  de  aanctomm  intercessione,  angedeutet. 

invocatione,  reliqniaram  honore  et  legitimo  ima-  ^  Durch  die  Feier  von  regelmässigen  Festen, 

ginnm  uan  fldeles  diligenter  instruant,  docentes  s.  auch  o.  S.  183.  194.  195. 

eos,  sanctos  ona  cum  Christo  regnantes  orationes  ^  S.  o.  S.  240.  n.  1. 

snas  pro  hominibiis  deo  oiferre,  bonum  atqae  ^  Das  S.  240  n.  1  cit  Rundschreiben  der  ^x- 
utile  esse  suppliciter  eos  invocare  et  ob  beneflcia  xXtjola  tou  ^oö  i^  Trapoixouaa  2fx6pvav  ist  adres- 
impetranda  a  deo  per  flllum  eins  lesum  Christum  sirt :  „rn  lxxXiQo(qc  tou  ^eou  tiq  irapoixo6(r|Q  h 
dominum  nostram,  qui  solus  noster  redemptor  <PiXo}XY)Xitp  %al  7t(£oaic  xaTc  xatä  Trctvca  töttov 
et  saWator  est,  ad  eorum  orationes ,  opem  auxi-  rfj?  «Ylac  xa^Xix-fjg  ^xXTjala;  itapoixlaic".  Vgl. 
liumque  confugere,  illos  vero, qui negant,  sanctos  auch  Benedict.  XIY.  de  beatiflc.  I.  c.  4. 
aetema  felicitate  in  coelo  fruentes  invocandos  ^  So  namentlich  durch  die  Martyroiogien,  vgl 
esse,  aut  qui  asserunt,  Tel  illos  pro  hominibus  (Rettberg)-Zöckleri.  H e r k o g s  Real-En- 
non  orare  vel  eorum,  ut  pro  nobis  etiam  singulls  cyklopädie.  2.  Aufl.  1,  121  if. 
orent,  invocationem  esse  Idolatriam  vel  pugnare  ®  S.  Carth.  VI.  v.  401  c.  17  (o.  S.  240.  n.  2). 
cum  verbo  dei  adveraarique  honori  unlus  me-  Für  Italien  haben  sich  die  Päpste  seitdem  5.  Jahr- 
diatoris dei  et  homiuum  lesu  Christi,  vel  stuUum  hundert  das  Recht  der  Zustimmung  zur  Konse- 
esse, in  coelo  regnantibus  voce  vel  mento  sup-  kration  von  Oratorien  vorbehalten,  um  die  De- 

HinBchiQB,  Kirchenrechi  IV.  |(5 


242 


I.  Die  BUerarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.211. 


die  karolingische  Gesetzgebung  war  genöthigt,  derartige  Anordnungen  zn  wiederholen  ^, 
Zugleich  ergiebt  sich  hieraus ,  dass  die  Zuständigkeit  in  Betreff  des  Heiligenkultus 
und  damit  auch  die  Befugniss ,  die  Verehrung  von  Heiligen  nach  stattgehabter  Prü- 
fung zuzulassen,  den  Bischöfen  oder  den  partikulären  Synoden  zukam,  und  die 
gleichzeitigen  und  späteren  Nachrichten  bestätigen  es ,  dass  dieses  Kecht  von  ihnen 
bis  in  das  12.  Jahrhundert  hinein  geflbt  worden  ist 2. 

Seit  dem  10.  Jahrhundert  wandten  sich  aber  schon  einzelne  Bischöfe,  um  für 
die  Verehrung  eines  Heiligen  eine  grössere  Autorität  zu  erlangen  und  dieselbe  über 
die  Grenzen  ihres  Bisthums  hinaus  zu  verbreiten,  an  den  römischen  Btuhl.  Die  erste 
sichere  derartige  Heiligsprechung  ^  ist  die  des  h.  Ulrich  von  Augsburg  seitens  des  Papstes 
Johann  XV. v.J.  993^.  Diese  und  die  weiteren  aus  dem  1 1. Jahrhundert^  sind  unter 
Zuziehung  von  Synoden ,  namentlich  von  grösseren  (den  von  mir  als  päpstliche  be- 
zeichneten) vorgenommen  worden  ^.  Im  folgenden  Jahrhundert  hat  aber  der  päpstliche 
Stuhl,  wenngleich  er  freilich  bei  sich  darbietenden  Gelegenheiten  noch  mehrfach  all- 


dikation  derselben  für  unbekannte  und  ungeeig- 
nete Personen  zu  hindern,  s.  darüber  unten  $.  215. 

1  Die  admonitio  generalis  Karls  d.  Gr.  v.  789. 
c.  42,  Boretius  capit.  1,  56  wiederholt  das 
eben  cit.  c.  17  im  Auszuge ;  ygl.  femer  Reichs- 
synode V.  Frankfurt  v.  794.  c.  42  a.  a.  0.  p.  77 : 
„Ut  uulli  novi  sitnoti  colantur  aut  invocentur,  nee 
memoria  eorum  per  tUb  erigantur ;  sed  hU  soll 
in  ecclesia  venerandi  siiit  qui  ex  auctoritate  pas- 
sionum  aut  vitae  merito  electi  sint";  Capit  mis- 
sor.  in  Theodon.  yilia  II.  v.  805  c,  17,  a.  a.  0. 
p.  125  :  „De  ecclesiis  seu  sanctis  noviter  sine  auc- 
toritate inveutis ,  nisi  episcopo  probaute  minime 
yenerentur:  salva  etiam  de  hoc  et  de  omnibus 
ecclesiis  canonlca  auctoritate". 

2  Ueber  das  5.  Jahrhundert  s.  Gregor.  Turon. 
X.  31,  SS.  rer.  Meroving.  1,  445,  wonach  der 
Bischof  Perpetuus  v.  Tours  (460 — 490)  die  Feier 
Yon  Natalia  mehrerer  Heiligen  angeordnet  hat. 
Vgl.  fem  er  Gesta  episcoporum  Gamerac.  I.  35 
zum  J.  728,  SS.  7,  415:  „Huius  (Hadulfl  epis- 
copl  Gamerac.  et  Atrebat.)  vero  sanctitas  proce- 
dente  tempore  multis  mirisque  portentis  ostensa 
est.  Quorum  predpuus  testis  edituus  monasterii 
8.  Yedasti  Engrano  Cameracensi  episcopo  visiones, 
quas  plemmque  viderat,  propalavit.  Qui  ergo 
testem  idoneum  animadvertens  sanctum  corpus 
levavit.  In  qua  eloTatione  ad  dedaranda  saucti 
viri  merlta,  mulier  quaedam  ab  immundo  spiritu 
miriflce  liberata  est,  unde  episcopus  laetus  verbo 
facto  ad  populum,  b.  Hadulfl  solemnia  in  numero 
sanctomm  notiflcavit,"  und  für  das  12.  Jahrh. 
Sigeberti  Gemblac  chron.  a.  iilO,  SS.  6,  372: 
^Wibertus  fundator  Gemmelacensis  cenobii,  ubi 
et  sepultus  requiescit,  quem  deus  multis  et  mag^ 
nls  miraculorum  signis  per  annos  XII  longe  late- 
que  clariflcayerat  auctoritate  Frederlci  Golonien- 
sium  aichiepiscopi  et  assensu  generalis  synodi  a 
domno  Obberto  Legiensi  (Lüttich)  episcopo  ele- 
Yatnr.  Quae  elevatio  innumerabill  coucursu  et 
gaudio  populorum  celebrata  est  IX.  Kai.  octo- 
bris".  Die  synodus  generalis  ist  hier,  da  der  Suff- 
ragan  Otbert  y.  Lüttich  die  Zulassung  der  Hei- 
ligenverehrung beantragt,  entschieden  als  Pro- 
Tinzialsynode  zu  denken,  s.  auch  Bd.  III.  S.  488. 
Selbst  noch  im  J.  1153  hat  der  Erzbischof  Hugo 


▼.  Ronen  einen  Mönch  heilig  gesprochen,  Pagi 
breviarium  pontiflcum  romanor.  3,  115. 

3  Darüber,  dass  Leo  III.  nicht  den  h.  Suidbert 
804  heilig  gesprochen  hat ,  ist  man  längst  einig. 
s.  Benedict.  XIV.  L  c.  t.  7  n.  12.  13;  Fer- 
raris L  c.  n.  20. 

4  Mansi  19,  169:  „Gumque  perlecta  esset 
vita  praedicti  ss.  episcopi ,  ventum  est  ad  mlra- 
cula  quae  sive  in  corpore  sive  extra  corpus  gesta 
sunt,  Yid.  ooecos  illumlnasse,  daemones  ab  ob- 
sessis  corporibus  eifugasse. . . .  Quae  omnia  lepida 
satis  urbanitate  expolita  recepimus  et  commuui 
oonsilio  decrevimus,  memoriam  iliins,  i.  e.  s.  Udal- 
rld  episcopi,  affectu  piissimo,  devotione  flde- 
lissima  venerandam :  quoniam  sie  adoramus  ( !  s. 
0.  S.  240)  et  colimus  rellquias  martyrum  et  con- 
fessorum,  ut  honor  redundet  in  dominum  .  .  .  ac 
perinde  nos  qui  flduciam  nostrae  iustitiae  non 
habemns,  ülorum  precibus  et  meritis  apud  cle- 
mentissimum  deum  iugiter  adiuTemur,  quia  di- 
vina  salubeirima  praecepta  et*  ss.  canonum  ac 
Yenerabil.  patrum  instabant  efflcaciter  documenta 
omnium  ecclesiarum  dei ,  pro  con<iderationis  in- 
tuitu ,  immo  apostolici  moderaminls  annisu,  uti- 
litatum  commoditatem  atque  flrmitatis  perflcere 
integritatem ,  quatenus  memoria  Udalrici  .... 
divino  cultui  dicata  existat  et  in  laudibus  dei  de- 
Yotissime  persolvendis  semper  valeat  profleere''. 

s  Des  h.Simeon  durch  Benedikt  IX.  1042, 
Beyer,  mittelrhein.  Urkdbch.  1,  370;  Gerhards 
V.  Toul  durch  Leo  IX.  1050,  SS.  4,  506  und 
Mansi  19,  769;  des  Eremiten  Theobald  durch 
Alexander  II.  zw.  1066  u.  1073,  Fontan. 
cod.  cit.  p.  23  (hier  mit  Unrecht,  s.  Jaf  f^  reg. 
ed.  II.  n.  4756,  Alexander III.  zugewiesen);  des 
Nikolaus  Peregrinus  durch  U  r  b  an  11. 1097,  Acta 
SS.  Jan.  1,  249;  Migne  patrol.  löl ,  488;  der 
Kaiserin  Adelheid  durch  denselben  zw.  1089 — 
1099,  Loewenfeld,  epistolae  pontif.  Roman. 
Lipsiae  1885  p.  65;  des  Peter  y.  Anagni  durch 
PasohalisU.  1109,  Mansi  20,  1001. 

^  Die  Heiligsprechung  tou  993  ist,  wie  die 
Unterschriften  zeigen ,  auf  einer  Synode  der  zur 
römischen  ProTinz  gehörigen  Bischöfe  erfolgt. 
Darauf  deutet  wohl  auch  das :  „ooUecta  Roman! 
cleri  spleiidida  fraternitate"  in  der  Bulle  Bene- 


$.211.: 


Die  Verwaltung  des  Übrigen  Kultus.  Die  Verehrung  der  Heiligen. 


243 


gemeine  oder  pftpstliche  Synoden  zur  Mitwirkung  herangezogen  hat  ^  die  Znstimmang 
solcher  nicht  mehr  für  rechtlich  noth wendig  erachtet^,  was  ofifenbar  mit  der  gerade 
in  dieser  Zeit  hervortretenden  Anschauung  zusammenhängt,  dass  die  Beschlüsse  der 
Synoden  erst  durch  den  römischen  Bischof  die  erforderliche  Autorität  erlangen  ^, 
Dass  trotzdem  wiederholt  in  derselben  Zeit  von  den  Päpsten  betont  worden  ist,  dass 
nach  der  bestehenden  Praxis  eine  Heiligsprechung  für  die  Regel  allein  auf  einer 
grösseren  (päpstlichen)  oder  einer  allgemeinen  Synode  erfolgen  dürfe  ^,  kann  nicht 
befremden.  Einmal  erhielt  dadurch  eine  Heiligsprechung  durch  den  Papst,  blos  unter 
Zuziehung  der  Kardinäle  und  der  eben  bei  ihm  anwesenden  Bischöfe,  den  Charakter 
einer  besonderen  Gunstbezeigung ,  und  andererseits  wurde  durch  das  Betonen  der 
erwähnten  Uebung  die  bisherige  Praxis,  nach  welcher  die  kirchlichen  Lokalgewalten 
das  Recht  zu  Heiligsprechungen  geübt  hatten ,  zwar  nicht  ausdrücklich,  aber  wenig- 
stens indirekt  gemissbilligt  ^. 

Vorgekommene  Missbräuche  boten  Alexander  HI.  Anlass,  den  Lokalinstanzen 
ihr  bisher  geübtes  Recht  insoweit  ausdrücklich  abzusprechen,  als  die  öffentliche  Ver- 
ehrung einer  Person  als  eines  Heiligen  stattfinden  sollte  ^,  und  die  Oestattung  einer 
solchen  ausschliesslich  der  Genehmigung  des  päpstlichen  Stuhles  vorzubehalten  7. 


dikt«  IX.  Um  Leo  IX.  war  eine  s.  g.  päpst- 
liche Synode  versammelt,  s.  Bd.  III.  S.  517.  n.  8. 
Die  Balle  Alexanders  II.  erw&hnt  keiner  Synode, 
da  es  aber  in  derselben  heisst:  rJLWnm  celebri 
memoria  dlgnam  decroTlt  Romana  ecclesia^  und 
dieser  Papst  -wiederholt  Synoden  gehalten  hat, 
Bd.  in.  S.  518.  n.  6 ,  80  hat  wahrscheinlich  ein 
Konzil  mitgewirkt.  Die  vonUrban  II.  Tollzogenen 
Heiligsprechungen  sind  nach  den  cit.  Briefen: 
„in  synodall  concillo**  und  j^n  synodo  Romana'' 
also  wohl  auf  päpstlichen  Synoden  ausgesprochen 
worden,  s.  Bd.  III.  S.  521.  n.  4.  Vgl.  ferner  auch 
Urbans  11.  ep.  zw.  1088  und  1099,  betreffend  die 
Heiligsprechung  des  Abtes  Gurloäsius,  Analecta 
inr.  pontlf.  1869  p.  514 :  ^^non  enim  sanctorum 
quisqne  debet  canoni  admlscerl ,  nisl  et  testes 
adslnt,  qni  elus  vlsa  miraoula  suis  oculis  attesten- 
tur  et  plenariae  synodi  flrmetur  assensu''  (d.  h. 
einer  allgemeinen  oder  päpstlichen  Synode). 

1  Zur  Heiligsprechung  des  Bischofs  Konrad 
T.  Gonstanz  durch  Oalixt  II.  die  Lateran-Synode 
y.  1123,  Mansl  21,  289;  des  Bischofs  Godehard 
Y.  Hildesheim  durch  Innocenz  II.  die  päpstliche 
(synodus  plenaria)  zu  Rhelms  von  1131 ,  L  c. 
p.  463,  und  zu  der  des  Abtes  Sturm  von  Fulda 
durch  denselben  die  Lateranenslsche  von  1139, 
1.  c.  p.  638. 

»  Schon  der  Brief  Paschalis'  U,  (S.  24^  n.  5) 
erwähnt  der  Betheillgnng  einer  Synode  nicht 
mehr.  Ebensowenig  ist  die  Heiligsprechung  des 
Bisehofs  Hugo  v.  Grenoble  durch  Innocenz  II. 
zw.  1134  u.  1136,  Matfsi  21,  417,  unter  Mit- 
wirkung einer  solchen  erfolgt.  Ja  Eugen  III.  er- 
klärt bei  der  Heiligsprechung  des  Kaisers  Hein- 
rich II.  (vgl.  Bernhardi,  Konrad  III.  2,  476  ff.) 
ausdrücklich,  ep.  ad  Egilbert  episc.  Bamberg,  v. 
1146,  Mansl  21,  631 :  „devotionem  vestram  et 
ecclesiae  Bambergensis  .  .  .  dlligenter  conside- 
rantes ,  tametsi  huiusmodl  petitlo  nlsi  in  gene- 
rallbus  condliis  admittl  non  soleat,   auctoritate 


tarnen  s.  Romanae  ecclesiae ,  quae  omnlum  con- 
clllornm  Armamentum  est,  petitionlbus  Testris 
aequiescimus  atque  eiusdem  memorabilis  viri, 
culus  exaltationem  requiritis ,  fratrum  nostrorum 
archiepiscoporum  et  episooporum,  qui  praesentes 
aderant,  communicato  consUlo ,  memoriam  inter 
sanctos  de  caetero  fieri  censemus  et  anniyersarlum 
Ipslus  dlem  celebrarl  constitulmus^. 

s  S.  die  ep.  cit.  Eugen.  III.  in  d.  Tor.  Anm. , 
sowie  Bd.  III.  S.  352.  n.  2  und  S.  371.  Deshalb 
beruht  es  schwerlich  auf  einer  unvollständigen 
Ueberlieferung,  wenn  bei  der  Heillgsprechug 
durch  Paschalis'  II. ,  s.  S.  242.  n.  5 ,  nichts  von 
der  Zuziehung  einer  Synode  berichtet  wird.  An- 
dererseits konnte  Eugen  III.  mit  Rücksicht  auf 
die  in  den  vor.  Anm.  zusammengestellten  Fälle 
sehr  wohl  die  vorher  mitgethellte  Aeusserung 
machen. 

*  S.  0.  S.  242.  n.  6  und  die  Anm.  2.  Ja,  Alex- 
ander III.  hat  noch  1161  bei  der  Heiligsprechung 
Konig  Eduards,  des  Bekenners,  von  England, 
erklärt,  Maus  121,  871.  1047:  „quamvis  nego- 
tium arduum  et  sublime  non  frequenter  soleat 
nisi  in  solemnibus  concilils  de  more  concedl". 

^  Wo  es  geschehen  konnte ,  Hess  der  römische 
Stuhl  wenigstens  seine  Legaten  mitwirken ,  so 
ist  dies  bei  der  Heiligsprechung  des  Bischofs 
Arnulf  V.  Soissons  auf  der  1120  für  mehrere  erz- 
biscböfliche  Provinzen  abgehaltenen  Synode  von 
Beauvals  geschehen,  s.  Bd.  III.  S.  536. 

^  c.  1  X.  de  rellqulis  UI.  45 :  „quod  quldam 
.  .  .  hominem  quemdam  In  potatione  et  ebrietate 
occlsum  quasi  sanctum  more  infldellum  veneran- 
tur**.  Diese  vielfach  willkürlich  bestimmte  De- 
kretale ist,  was  Friedberg  in  seiner  Ausgabe 
und  ebenso  Jaf  f  tf  reg.  ed.  I.  n.  9260  entgangen 
ist,  an  König  Kanut  von  Schweden  zw.  1171 
und  1180  erlassen,  s.  Llljegren  dlpl.  Succ. 
1,  61,  auch  bei  Jaff  tf  n.  8767. 

^  L.  c.  „nium  ergo  praefatnm  non  praesumatis 
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Da  gerade  an  Alexander  III.  eine  grössere  Anzahl  von  Gesuchen  am  Heilig- 
sprechnngen  als  an  seinen  Vorgänger  gerichtet  worden  sind  ^y  so  hat  er  ausreichende 
Gelegenheit  gehabt ,  den  neuen  Grundsatz  in  die  kirchliche  Praxis  einzuführen,  und 
selbst  gegenüber  einer  sich  geltend  machenden  Opposition^  zur  Anerkennung  zu 
bringen. 

Auch  darin  bildet  die  Regierung  Alexanders  lU.  den  Wendepunkt,  dass  er,  ob- 
schon  die  Mitwirkung  von  Synoden  durch  ihn  selbst  noch  als  herkömmlich  bezeichnet 
worden  ist  ^,  seinerseits  niemals  eine  solche  zu  den  von  ihm  vorgenommenen  Heilig- 
sprechungen zugezogen  hat^.  Aeusserlich  endlich  tritt  die  Umbildung  des  bis- 
herigen Rechtes  weiter  darin  hervor,  dass  seit  seiner  Zeit  das  früher  nicht  gebrauchte 
Wort:  canomzare^  und  namentlich  die  vorher  sehr  selten  vorkommende  Wendung: 
adscriberej  annumerare  catalogo  sanctorum^  üblich  wird. 

Die  Nachfolger  Alexanders  III.  haben  das  neue  Reservatrecht  unbeanstandet  und 


de  cetero  colere,  quum  etiamsi  per  eum  miracula 
plurima  flerent^  nonliceretyoMsipsumpro  sancto 
absqne  anctorltate  Romanae  ecclesiae  publice 
venerari".  (Die  cursiv  gedruckten  Worte  sind 
partes  decisae.) 

1  Alexander  III.  bat  1161  Eduard  den  Beken- 
ner,  S.  243.  n.  4.  u.  Reuter,  Geschichte  Ale- 
xanders III.,  %  Aufl.2,  179;  1169  Herzog  Knud 
Laward  y.  Schleswig  (ermordet  1131),  Thor- 
k  e  1  i  n ,  diplomat.  Arna-Magnaenum.  Hann.1786. 
1,  27,  Reuter  3,  773;  1173  Thomas  Becket  v. 
Ganterbury,  Gilberti  Foliot  epist.  ed.  Giles. 
Oxon.  1845.2,  68,  Reuter  a.  a.  0.  3,  166; 
1174  Bernhard  v.  Clairvaux,  Jaf  ftf  reg.  ed.  I. 
n.  8287— 8290;  Maus i 21,  1048;  Reuter  3, 
184,  heilig  gesprochen.  Ausserdem  sind  bei  ihm 
die  Heiligsprechungen  des  Erzbischofs  Anselm 
V.  Ganterbury  und  des  Peters  v.  Tarantaise  nach- 
gesucht worden,  Reuter  1,  289  u.  3,  523.  52ö. 

^  Diese  ging  sogar  yon  seinen  eigenen  Partei- 
gängern aus,  blieb  aber  vereinzelt.  Thomas  Becket 
war  schon  gleich  nach  seiner  Ermordung  (Ende 
1170)  zum  Gegenstande  der  Verehrung  gemacht 
worden,  Reuter  3,  lllff.  523,  Ja  einzelne  eifrige 
Thomisten  hatten  sich  dahin  ausgesprochen,  dass, 
da  Gott  ihn  selbst  durch  Wunder  als  Heiligen 
bewährt  habe,  es  der  Aussetzung  der  Verehrung 
und  des  Gottesdienstes  bis  zu  einer  päpstlichen 
Heiligsprechung  nicht  bedürfe,  Reuter  S.  523. 
Durch  die  Vornahme  der  letzteren  seitens  des 
Papstes  (s.  vor.  Anm.)  ist  aber  derStreit  zu  Gun- 
sten der  päpstlichen  Ansprüche  erledigt  worden. 

Wenn  dagegen  1 168  der  Erzbischof  Rainald  Das- 
sel V.  Köln  die Heiligsprechang  Karlsd.  Gr.  unter 
der  Autorität  des  Gegenpapstes  Paschalis  III., 
Reuter  2,  213.  586,  vollzogen  hat,  so  beweist 
dies  nur  dafür,  dass  die  Nothwendigkeit,  sich  der 
Zustimmung  des  päpstlichen  Stuhles  zu  verge- 
wissern, in  weiten  Kreisen  anerkannt  war. 

8  S.  S.  243.  n.  4. 

*  In  Betreif  der  Heiligsprechung  Anselms  v.Gan- 
terbury  hat  er  dem  Thomas  Becket  folgende  Er- 
mächtigung ertheilt;  Gilberti  Foliot  epist  2,  61 : 
„quatenusepiscopos. .  .sufTraganeostuos  etabbates 
atque  alias  religiosas  personasin  tiiaprovinciacon- 


stitutas  . . .  convoces  et . . .  (Anselmi)  vlta  perlecta 
et  miraculorum  serie  pubUce  declarata  cum  con- 
silio  et  assensu  convenientium  fratrum  super  illo 
canonizando ,  secnndum  quod  in  consilio  eorum 
inveneris,  nostra  fultus  anctorltate  procedas",  d. 
h.  also  aus  eigener  alleiniger  Machtvollkommen- 
heit die  Befugniss  zur  Heiligsprechung  delegirt. 
Bei  der  Heiligsprechung  Bernhards  v.  Glairvaux 
wird  nur  des  Beiraths  der  anwesenden  Bischöfe 
gedacht,  M  a  n  s  i  21. 1048 :  „Omnibus  pensatis  . . 
in  concilio  fratrum  nostrorum  expositis".  S.  fer- 
ner Bosonis  vita  Alex.  III  a.  1173,  Watterich, 
pontif.  roman.  vltae  2 ,  420 :  „Romanus  pontifex 
eundem  martyrem  (Thomam)  cauonizavit  anctorl- 
tate apostolica  et  inter  oaeteros  sanctos  oonscribi 
praecepit.  In  die  namque  puriflcationis  b.  Mariae , 
convocatis  episcopisabbatibusque  Gampaniae  apud 
Signlam  in  honore  ipsius  speciallter  missarum 
solemnia  celebravit  et  passionis  eius  diem  IV. 
Kai.  Januarii  perpetuo  agi  constituit."  Die  Hei- 
ligsprechung hat  also  der  Papst  allein  verfügt,  und 
die  Bischöfe  und  Aebte  sind  von  ihm  nur  zu  der 
veranstalteten  Feier  zugezogen  worden ,  s.  auch 
S.  243.  n.  4. 

^  ep.admonach.  Garthaus.  1473,  Jaf  f^  ad.  I.  n. 
8201,  Mansl21,  905:  „praefatum  archiepisco- 
pum  (Thomam) . . .  deliberato  cum  fratribus  nostris 
consilio  solemnitercanonizavimus  eumquedecre- 
vimns  sanctorum  collegio  annumerandum",  eben- 
so ibid.  p.  906,  Jaff^  n.  8202,  nur  „sanctorum 
catalogo  adscribendum".  —  Jafftf  n.  8212, 
Fontanin.  cod.cit.  p.  18 :  „canonizavimus  cata- 
logo sanctorum  numerantes" ,  s.  ferner  ep.  1 174 
ad  reg.  Francor. ,  J.  n.  8290;  F.  1.  c.  p.  20: 
„canonizandum  decrevimus",  ep.  ad  Glarevall., 
J.  n.  8281 ;  F.  1.  c.p.  22 :  „canonizationem  ipsius 
postulastis''.   Vgl.  auch  Anm.  4. 

8  Dieser  Ausdruck  findet  sich  allerdings  schon 
in  dem  in  ep.  Urban  U.  mitgethellten  Antrage, 
s.  S.  242.  n.  5 :  „eundem  .  .  .  anctorltate  nostra 
in  sanctorum  catalogo  adnumerari  instantissime 
postulavit^,  nicht  aber  in  derDecisive.  Im  übri- 
gen vgi.  die  vor.  Anm.  Allein  ohne  canonizare 
steht  die  Wendung  in  ep.  v.  1174,  J.  n.  8289; 
Mansi21,  1048. 
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zwar  gleichfalls  ohne  jede  Mitwirkung  von  Synoden*  ausgeübt 2,  und  Gregor  IX. 
konnte  nicht  nur  die  dasselbe  prinzipiell  zum  ersten  Male  beanspruchende  Dekretale 
Alexanders  III.  in  seine  als  Gesetzbuch  publicirte  Dekretalensammlung  aufiiehmen, 
sondern  auch  dabei  die  von  Alexander  lü.  in  Betreff  der  Gestattung  der  öffentlichen 
Verehrung  gemachte  Beschränkung  ^  fallen  lassen  *. 

Ohne  Zweifel  hatte  durch  diese  gesetzliche  Vorschrift  auch  die  Gestattung  jeder 
beschränkten  Verehrung,  sowohl  blos  innerhalb  eines  Ortes  oder  innerhalb  einer  Ge- 
meinschaft (z.  B.  innerhalb  eines  Ordens),  wie  auch  in  Betreff  des  Gottesdienstes  von 
der  Genehmigung  des  apostolischen  Stuhles  abhängig  gemacht  werden  sollen,  und  seit 
Alexander  lU.  sind  auch  nachweisbar  derartige,  auf  eine  blos  beschränkte  Verehrung 
gehende  Bewilligungen  von  dem  päpstlichen  Stuhle  ertheilt  ^  (d.  h.  nochmals  s.  g*  Beati- 


1  Yielmehi  nur  der  Kardinäle.  Auch  ist  es 
üblioli  gewesen ,  andere  in  Rom  anwesende  Prä- 
laten, namentlich  diejenigen,  welche  znr  Be- 
treibung der  Heiligsprechung  dorthin  gekommen 
waren,  dabei  zuzuziehen,  vgL  die  folgende  Anm. 

2  Clemens  UI.  r.  1189,  Maus i  22,  549,  An- 
weisung an  mehrere  Bischöfe  und  Aebte :  ^qua- 
tenus  de  vita  ipsius  —  des  Bischofs  Otto  v.  Bam- 
berg —  et  miraculis  diligenter  inquiratis  ...  et 
si  non  inveneritis  aliquid  quod  obstat,  ipsum  ca- 
nonizatum,  auctoritate  fretiapostolicasolemniter 
et  publice  annuncletis" ;  1189,  Jafftf  n.  10141, 
F  0  n  t  a  n.  cod.  cit  p.  27 :  „ut|ip8um  —  Stephanum 
ordlnls  Grandimontensis  instltutorem  —  inter 
sanctos  auctoritate  qua  fungimur ,  nos  denunciet 
adscripsisse ,  deinceps  in  sanctorum  catalogo  nu- 
merandum,"  1190  (betr.  den  Bischof  Malachias 
Y. Irland),  J.  n.  10183,  F.  1.  c.  p.  642 :  ,4n  sancto- 
rum catalogo  etcommunifratmmnostrorum  con- 
silio  duximus  adscribendum ^;  Coelestin  III. 
1192,  Mansi  22,  596:  „de  commnni  fratrum 
consiUo .  .  ,  canonizantes  praedictum  sanctum 
auctoritate  bb.  apostolorum  Petr.  et  Pauli  (betr. 
den  Bischof  UbaldT.Gubbio);  1193,  J.n.  10404; 
F.  p.  29 :  „fratrum  nostrorum  deliberatione  ha- 
blta praedictum  reverend.  virum  —  Bischof  Bern- 
wazd  Y.  Hildesheim  —  in  sanctorum  catalogum 
duximus  numerandum^' ;  1193,  J.  n.  10438, 
F.  p.  31 :  „canonizavlmns  etnumero  confessorum 
Christi  decrevimus  adiungendum''(8cil.  Johannem 
Galbertum  instltutorem  congregat  Yallis  Umbro- 
sanae);  v.  1195  (betr.  den  Bischof  Peter  y.  Ta- 
rantaise) :  „de  fratrum  nostrorum  consilio  sanc- 
torum cathalogo  censulmus  adscribendum^  (L  0  0  - 
wenfeld  eplst.  cit.  p.  257);  y.  1197,  J. 
n.  10645,  F.  p.  33 :  (seil.  Geraldum  fuudatorem 
monast.  Silvaemaioris)  „de  fratrum  nostrorum 
consilio  canonizaYlmus  et  decrevimus  in  sancto- 
rum catalogo  numerandum";  Innocenz  III., 
dessen  Bullen  sich  durch  ausführlichere  Mitthei- 
lungen über  die  Verdienste  und  die  Wunder  der 
Heiliggesprochenen  you  den  früheren  unterschei- 
den, 1199  (betr.  Homobonus  v.  Cremona) ,  opp. 
ed.  Migne  1,  483;  F.  p.  36:  ,4p8um  catalogo 
sanctorum  duximus  adscribendum^' ;  1200  (Kai- 
serin Kunigunde),  Migne  4,  59;  F.  p.  39:  „de 
fratrum  nostrorum  consilio  et  pontiflcum  multo- 
rum  apud  sedera  apostolicam  existentlum  ipsum^ 
etc.  (wie  vorher) ;  1203  (Bischof  Wulstan  y.  Wor- 
chester)  M  i  g  n  e  2,  59 ;  F.  p.  40  (mit  derselben 


Formel);  —  HonoriusIII.  1218  (Erzbischof 
Wilhelm  y.  Bourges)  P  0 1 1  h  a  s  t  reg.  n.  5803 ;  F. 
p.  50 ;  1220  (Bischof  Hugo  v.  Lincoln)  P.  n.  6195 ; 
F.  p.  52  (beide  mit  der  angegebenen  Formel) ; 
1224  (Abt  Wilhelm  y.  Rosküde)  P.  n.  7146;  F. 
p.  54 :  „de  fratrum  nostrorum  et  multorum  prae- 
latorum  apud  sedem  apostolicam  consistentium 
oanonizavlmus  consilio  et  sanctorum  statuimus 
catalogo  adscribendum" ;  1225  (Erzbischof  Lau- 
rentius  v.  Dublin)  P.  n.  7505 ;  F.  p.  64 :  „cata- 
logo sanctorum  adscripsimus  et  annumerandum 
decrevimus  coUeglo  confessorum";  1226  (Erz- 
bischof WUhelm  v.  York)  P.  n.  7551 ;  F.  p.  59 : 
„ipsum  de  communi  fratrum  nostrorum  et  aliorum 
praelatorum  qui  praeseutes  erant,  consilio  ad- 
scripsimus vel  potius  adscriptum  denunciavimus 
sanctorum  confessorum  catalogo'*;  Gregor  IX., 
unter  welchem  die  Formel :  „catalogo  sanctorum 
duximus  adscribendum''  am  häufigsten  ist,  1228 
(Franz  v.  Assisi)  P.  n.  8236  u.  8242;  F.  p.  63. 
60;  1232  (Minorit  Antonius)  P.  n.  8937.  8938. 
8941 ;  F.  p.  66.  64;  1233  (Erzbischof  Virgilius 
V.  Salzburg)  P.  n.  9238;  F.  p.  68;  1234  (h.  Do- 
minikus)  P.  n.  9489;  F.  p.  70;  1235  (Landgräfln 
Elisabeth  v.  Thüringen)  P.  n.  9929 ;  F.  p.  73. 

3  S.  0.  8.  243.  Praktisch  hatte  dieselbe  aUer- 
diugs  keine  Bedeutung  gehabt,  da  mit  dem  Ver- 
bot der  öfTentlichen  Verehrung  auch  die  Abhal- 
tung des  Gottesdienstes  durch  den  Klerus  aus- 
geschlossen war. 

^  Dadurch,  dass  in  c.  1  X.  cit.  III.  45  (s. 
S.  243.  n.  7)  das  publice  gestrichen  wurde. 

^  Ep.  lunocent  III.  ad  episcop.  Grosselaii.  v. 
1202,  Fontan.  cod.  cit.  p.  644:  „cum  b.  m. 
MartinuB  praedecessor  tuus  olim  ad  fei.  record. 
Alexandri  (UI.)  praedecessoris  nostri  praesentiam 
accessisset,  supplicavit  eidem,  ut  b.  GulUelmum 
sanctorum  adscrlberet  catalogo  venerandum.  Idem 
.  .  .  exauditurum  se  preces  ipsius  promisit  tem- 
pore opportune ,  et  Interim  mandavit  eidem ,  ut 
in  anniversario  pro  divlni  nominis  gloria  et  eius- 
dem  sancti  memoria  officium  confessoris  solem- 
niter  celebraret  et  in  sua  dioecesi  faceret  solem- 
nlter  celebrari.  Ideoque  .  .  mandamus,  quateiius 
et  tu  praedecessoris  nostri  mandatum  in  maiori 
ecclesia  exequaris  et  dioecesanis  tuis  nuncies  exe- 
quendum*^.  Honorius  HI. ,  ep.  ad  abbat  Molis- 
mensem Y.  1222,  Pott  hast  reg.  n.  6758,  bull. 
Taurin.  3,  383,  erklärt  auf  die  Nachsuchung  der 
Kanonisation  des  früheren  Abtes  Robert,  dass  er 
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fikaüonen  vorgenommen)  worden.  Bei  solchen  war  aber  die  Einreihung  der  betreffen- 
den Person  in  die  Zahl  (den  s.  g.  Katalog  oder  Kanon  der  Heiligen) ,  wie  bei  den 
bisher  besprochenen  Kanonisationen  nicht  möglich,  da  es  sich  bei  den  letzteren  nm  die 
Anerkennung  und  Verehrung  als  Heilige  in  der  ganzen  Kirche  handelte  K  Es  ent- 
wickelte sich  daher  seit  jener  Zeit  der  Unterschied  zwischen  der  von  dem  Papst  ver- 
fügten Heiligsprechung  und  der  blos  gestatteten  lokalen  Verehrung.  Der  Kanonisirte 
heisst  nunmehr  ausschliesslich  sanctus^,  während  dagegen  fdr  denjenigen ,  dessen 
Verehrung  päpstlicherseits  blos  in  einem  gewissen  beschränkten  Umfange  gestattet 
wurde ,  die  fräher  vielfach  mit  sanctus  als  gleichbedeutend  gebrauchte  Bezeichnung : 
beaius^  sich  im  kurialen  Sprachgebrauch  als  ofßziell  erst  viel  später,  nämlich  erst  mit 
dem  17.  Jahrhundert,  festgestellt  hat^. 


zwei  BlBcliöfe  mit  der  Unteisachimg  des  Lebens 
und  der  Wunder  des  letzteren  betraut  habe ,  zu- 
gleich aber :  „concedimus  yobis,  ut  eum  tanquam 
sanctum  in  vestra  ecclesla  venerantes ,  eins  apud 
deum  Buifragia  fldudaliter  imploretis".  Nach  Acta 
SS.  28.  April  3,  601  soll  femer  Gregor  X.  den 
Kultus  des  Luchesius  gestattet  haben. 

Benedikt  XIY.  erklärt  I.  44.  n.  13  (im 
Widerspruch  mit  seiner  mit  der  Ansicht  des 
Textes  übereinstimmenden  Annahme  in  I.  37. 
n.  9)  das  oben  erwähnte  Schreiben  Urbans  11.  in 
Betreff  des  Nikolaus  Peregrinus  (s.  S.  242.  n.  5) 
für  die  erste  s.  g.  Beatiflkation ,  indem  er  be- 
hauptet, I.  44  n.  9 )  dass  die  Päpste  niemals  die 
Vornahme  von  Heiligsprechungen  anderen  kirch- 
lichen Würdenträgern  überlassen  hätten.  Das 
letztere  ist  entschieden  unrichtig,  wie  dies  die 
von  Benedikt  XIY.  übersehene  Delegation  der 
Heiligsprechung  Anselms  von  Canterbury  an 
Thomas  Becket  (s.  o.  S.  244.  n.  4)  beweist  (selbst 
wenn  man  die  Ermächtigung  Clemens*  Ul.  in 
Betreff  des  Bischofs  von  Bamberg ,  S.  245  n.  2. 
so  Benedikt  XIV.,  welcher  sich  darauf  steift,  dass 
es  in  dem  Schreiben  nicht  „canonlzetis^,  sondern 
„canonizatum  annuncietis^  heisst ,  nicht  hierher 
rechnen  will).  Abgesehen  davon ,  gestattet  aber 
der  Brief  Urbans  II.  auch  die  ihm  von  Bene- 
dikt XIV.  gegebene  Auslegung  nicht  Wenn 
Urban  II.  auf  den  Antrag  des  Erzbischofs  von 
Trani,  den  Nikolaus  „in  sanctoram  catalogo  adnu- 
merari^,  erklärt :  „nos  causam  ipsam  eidem  fratri 
nostro  commisimus ,  de  eius  nimirum  probitate 
ac  scientia  nihil  haesltantes,  ut  quod  ei,  revelante 
domino,  visum  fuerit,  maturiori  deliberatione 
constituat  ad  laudem  et  gloriam  Hlius ,  qui  gra- 
tuita  misericordlafamulos  suos  miriflce  gratiflcare 
consnevit" ,  so  ist  die  delegirte  causa  die  Heilig- 
sprechung im  eigentlichen  Sinne ,  und  von  der 
Beschränkung  der  Delegation  auf  die  später  s.  g. 
Beatiflkation  ist  nicht  die  Rede,  da  der  Papst 
seinem  Delegaten,  vne  die  weitere  Anweisung 
zeigt,  ausdrücklich  volle  Freiheit  nach  eigenem 
Ermessen  zu  handeln,  einräumt. 

1  Einzelne  der  vorher  (S.  244  ff.)  citirten 
päpstlichen  Briefe  über  Heiligsprechungen 
haben  nicht  allgemeine  Adressen,  wie  an  alle 
Prälaten  der  Kirche  oder  an  alle  Christen, 
sondern  richten  sich  an  die  Bischöfe  bestimmter 
Provinzen,  die  Aebte  einzelner  Orden  u.  s.  w., 
aber  wegen  der  in  ihnen  gebrauchten  Ausdrücke 


unterliegt  es  keinem  Zweifel ,  dass  es  sich  dabei 
um  die  Verehrung  in  der  ganzen  Kirche  handelt, 
so  auch  Benedict  XIV.  1.  c.  I.  39.  n.  11.  12. 

2  Diese  Bezeichnung  kommt  schon  in  den  älte- 
ren Bullen  vor. 

3  Diesen  Sprachgebrauch  ergiebt  namentlich 
das  vielfach  übliche  Prädikat  beata  virgo  fOr  die 
Jungfrau  Maria.  Weitere  Nachweisungen  bei 
Benedict  XIV.  1.  o.  I.  37.  n.  7. 

*  In  dem  S.  245.  n.  5  citirten  Schreiben  Inno- 
oenz*  IIL  wird  der  nach  späterem  Sprachgebrauch 
Beatiflcirte  noch  sanctus  genannt,  und  in  dem 
Schreiben  Honorius  III.  (s.  a.  a.  0.)  angeordnet, 
ihn  „tamquam  sanctum^  zu  verehren.  Auch  fin- 
det sich  keine  der  Kanonisationsformel  ent- 
sprechende feste  Beatiflkationsformel.  Dasselbe 
gilt  auch  noch  für  das  15.  und  16.  Jahrhundert, 
vgl.  das  Breve  Sixtus  1 V.  v.  1481 ,  F  o  n  t  a  n.  1.  c.  p. 
189 :  „Cum  alias  animo  revolveremus  merita  bea- 
torum  Martyrum  Berardi,  Petri,  Othonis,  Accursii 
et  Adjuti ,  qui  ordine  ff.  miuorum  .  .  .  f uerunt, 
qui  post  multa  tormenta  sub  rege  Marochiorum 
pro  Christo  mortem  subierunt  (1220)  et  martyril 
palmam  gloriose  promerentes,  plurimis  mlraculis 
ipsa  morte  et  post  daruerunt .  .  .  concessimus 
ex  auctoritate  apostolica  et  benignitate  vivae  vocls 
oraculo,  ut  fratres  praedictl  ordinis  minoram  pos- 
sin t  publice  et  solemniter  celebrare  in  suis  eoclesils 
missas  et  horarum  officium  de  supra  memoratis 
sanctis  martyribus  .  .  .  ne  tarn  divinum  et  pium 
opus  possit  aliquis  in  posterum  impedire,  tenore 
praesentium  ex  certa  scientia,  auctoritate  aposto- 
lica coucedimus ,  quod  praedictl  fratres  minores 
ubique  solemniter  et  publice  officium  plurlmorum 
martyrnm  pro  ipsis  Berardo,  Petro,  Accursio, 
Adiuto  et  Othone  sab  officio  duplici  maiore  ao  de- 
mum  etiam  die  XV.  Januarii,  qua  die  ab  hoc  sae- 
sulo  per  martyrium  decesserunt ,  llbere  ac  cum 
Sana  et  serena  conscientia  dicere  ac  celebrare  pos- 
sint,  inhibentes  praefata  apostolica  auctoritate, 
ne  quis  huic  nostrae  concessioni  audeat  se  op- 
ponere,  nonobstantibusincontrarium  facientibus 
quibuBcumque'^;  Leon  X.  v.  1513  (betr.  Francls- 
cus  V.  Paula,  Acta  SS.  April  1, 165) :  „Nos  igitur, 
qui  fideles  quoslibet  ad  sanctornm  dei  venera- 
tionem  et  iugem  erga  eos  devotionem  indtamus 
.  .  .  libenter ,  huiusmodi  supplicationibus  indi- 
nati  eisdem  fratribus ,  ut  .  .  .  In  eorum  domi- 
bus  officium  in  memoriam  eiusdem  Frandsci  de 
nno  oonfessore  sub  nomine  beati  Frandsci  huiut- 
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Es  hängt  dies  offenbar  damit  zusammen ,  dass  das  Verfahren  für  die  Heilig- 
sprechnngen  oder  ELanonisationen ,  theils  wegen  der  hervorragenden  Bedentong  der 
fragliohen  Angelegenheiten,  theils  auoh  wegen  des  viel  früheren  Eingreifens  des 
päpstlichen  Stuhles  zuerst  seine  genauere  Ausbildung  gefunden  hat^  während  die 
sog.  Beatifikationen  natnrgemäss  eine  mehr  untergeordnetere  Bedeutung  hatten  2. 

Gerade  deswegen  war  auch  die  an  sich  richtige  Auffassung  der  Dekretale 
Alexanders  DI.,  dass  dadurch  zugleich  die  blosse  Beatifikation  dem  päpstlichen  Stuhle 
vorbehalten  worden  sei  (s.  8.  243),  nicht  zu  durchaus  unbestrittener  Anerkennung  in 
der  Kirche  gelangt,  vielmehr  haben  sogar  noch  bis  in  das  17.  Jahrhundert  hinein 
einzelne  Bischöfe  die  öffentliche  Verehrung  von  frommen  Männern,  welche  sich  nach 
ihrem  Tode  durch  Wunder  bewährt  hatten ,  angeordnet  ^.    Dazu  kam  weiter ,  dass 


modi  annisgiagulisiit  8upra(yorher  sind  die  Tage 
näher  angegeben)  celebrare  et  In  eorom  missis 
et  matntinls  et  vesperis  eiusdem  Francisd  com- 
memoiationem  sab  nomine  beati  Francisci  de 
Paula  huiusmodi  recitare  elusque  imaginem 
depingi  facere  et  in  eccleslis  domorum  suarum . . . 
teuere  libeie  et  liclte  yaleant,  ordlnarionun  loco- 
rum  et  cniusvls  alterius  licentia  super  hoc  minime 
requisita,  auctoritate  apostolica  tenore  prae- 
sentium  licentiam  et  facultatem  concedimus*'.  In 
beiden  Schreiben  kommt  zwar  die  Bezeichnung 
beatus  vor ,  aber  nicht  in  der  Weise ,  dass  die 
Beatiflclrten  f flr  beati  erklärt  werden ,  sondern 
nur  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  von :  fromm, 
selig ,  und  heilig ,  wie  denn  auch  nicht  nur  in 
früherer ,  sondern  auch  in  derselben  Zelt  dieses 
Prädikat  denjenigen  ,  welche  kanonisirt  werden, 
In  den  betreffenden  Bullen  beigelegt  wird ,  s.  z. 
B.  Font  an.  p.  12.  24.  61.  161.  192.  Wenn  es 
In  dem  Breve  Sixtus'  IV.  bei  Raynald  ad  a. 
1260  n.  61  heisst :  „concedlmus,  quod  ipse  beatus 
Joannes  Bonus ,  ut  ple  inter  sanctos  in  superna 
patria  coUocatus  . .  .  posslt  pro  beato  in  Om- 
nibus et  singulis  citltatibus,  terris  et  locis  ao 
monasteriis  et  eccleslls  venerari  et  ad  eum ,  ut 
beatnm  preces  porrigl  et  sufTragia  eins  implorari, 
donec  aliud  per  nos  vel  sedem  praedictam  fuerit 
solemniter  ordinatum^  (ähnlich  auch  in  dem  Gle- 
mens*  VIL  v.  1527,  Acta  SS.  JuU  1 ,  492),  so  zeigt 
sich  hier  schon  der  Ansatz  zu  einem  festen 
Sprachgebrauch,  aber  auch  nicht  mehr,  da  das 
vorher  citlrte  Schreiben  desselben  Papstes  andere 
Wendungen  aufweist. 

1  So  wurden  zur  Feststellung  der  Wunder  und 
zur  Heiligsprechung,  sowie  zur  Berathung  über 
dieselben  zunächst  die  Synoden  zugezogen ,  s.  S. 
242,  dann  seit  Alexander  111.  die  Kardinäle  und 
die  in  Rom  anwesenden  Prälaten,  s.  0.  S.  244.  n. 
4.  5  und  S.  245.  n.  1.  Seit  Innocenz  III.  hat  man 
auch  Zeugen  bei  der  Kurie  verhört  und  vereidigt, 
s.  die  Gltate  a.  a.  0.  n.  2.  und  Delegaten  er- 
nannt, um  an  Ort  und  Stelle  Erhebungen  zu  ver- 
anlassen, ep.  Honorü  111.  cit.  v.  1218  u.  1224. 
1226  (a.  a.  0.),  vgl.  auch  Benedict  XIV.  1.  c. 
I.  1. 14.  Auch  wurden,  nach  der  Ausbildung  der 
päpstlichen  Konsistorien  (s.  Bd.  I.  S.  364),  ehe 
die  Sache  an  die  Kardinäle  und  die  Prälaten  ge- 
bracht wurde ,  zunächst  Yorberathungen  in  den 
geheimen  Konsistorien  mit  den  Kardinälen  ge- 


halten ,  Bulle  Nikolaus'  Y.  betr.  den  Minoriten 
Bernhard  ▼.  Slena  v.  1460,  Fontan.  p.  167,  s. 
auch  ibid.  p.  173,  denen  mitunter  noch  ein  öffent- 
liches Konsistorium  und  die  Anordnung  von  Ge- 
beten um  Erleuchtung  in  der  grösseren  Versamm- 
lung gefolgt  ist  (so  unter  Sixtus  IV.  1482 ,  1.  c 
p.  192.  209)l  Zuletzt  fand  dann  in  der  eben  ge- 
dachten Zeit  die  feierliche  Vollziehung  der  Ka- 
nonisation  in  der  Kirche  (S.  Peter)  statt,  1.  c.  p. 
173.  179.  186.  192,  199.  209;  vgl.  auch  Bene- 
dict. XIV.  1.  c.  1,21. 

2  Die  im  Vergleich  zu  den  KanonisationsbuTlen 
In  viel  geringerer  Zahl  überlieferten  Beatifl- 
kationsbuUen  oder  Breven  lassen  keine  ge- 
naue Ausbildung  des  Beatiflkationsverfahrens 
erkennen ,  wennschon  man  allerdings  auch  hier 
vorher  Untersuchungen  angestellt  hat,  s.  die  S.246. 
n.  4  dtirte  Bulle  Leos  X.  Damit  stimmt  es  auch 
überein,  dass  die  Glossatoren  und  Kommentatoren 
des  13.  Jahrhunderts  in  ihren  Erörterungen  zu 
c  l.X.  III. 45,  s.Z.  B.  Innocenz IV.  apparat.  ad  c. 
1. 1.  c ;  Hostiensis  summa  aurea  1.  c.  n.  34;  glossa 
zu  c.  1.  cit.  B.  V.  miracula  und  zu  c.  un.  in  VI. 
h.  t  IIL  22.  s.  V.  apostoUcae ,  und  auch  Thomas 
von  Aquino,  vgl.  quaest.  quodlib.  IX.  qu.  7.  art. 
16  der  Beatifikation  Im  Gegensatz  zur  Kanoni*» 
sation  niemals  besonders  erwähnen.  Ja,  selbst  die 
const  Sixtus' V.  Immensa  v.  1687  (Bd.  I.  S.  471) 
gedenkt  bei  der  Bestimmung  über  das  Ressort  der 
Congr.  rituum  nur  der  Kanonlsationen ,  nicht 
aber  besonders  der  Beatiflkatlouen.  Ebenso  spricht 
der  Umstand,  dass  noch  im  16.  Jahrhundert  in  den 
Beatiflkationsschreiben,  s.  z.  B.  das  Julius'  II.  v. 
1612,  Acta  SS.  April  1, 696  und  das  Clemens'  YII. 
V.  1627,  ibid.  Jul.  1,  492  und  bei  Raynald  a. 
1627.  u.  105,  Glauseln,  wie :  propterea  cttnonizatus 
aut  <Ui€t$  approbatus  uon  censeatur  oder  ähnliche 
beigefügt  worden  sind,  dafUr,  dass  für  die  sog.  Bea- 
tifikationen noch  keine  so  feststehenden  Formen 
und  Formeln ,  wie  für  die  Kanonisation ,  ent- 
wickelt waren. 

3  Chronic  episc  Mindensium  a.  1373,  Pisto- 
ri  US  rer.  germ.  scrlpt.  Ratisbon.,  1731.  3,  816: 
„Eodem  anno  s.  Felicianus  miraculis  coruscare 
coepit  et  ideo  praedictus  eplscopus  Wedekindus 
(II.  1369—1383)  festum  eins  per  totam  dioecesim 
Mindensem  celebrari  institui^.  Femer  hat  Franz 
Piccolomlni,  Bischof  v.  Siena  (nachmals  Plus  III.) 
1489  die  Yerehrungder  Wittwe  Aldobrandesca  an- 
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der  fromme  Eifer  der  Gläubigen ,  sowie  der  Mitglieder  einzelner  Orden  und  Kongrega- 
tionen vielfach  geneigt  war,  henrorragenden  Personen,  weiche  nach  allgemelBer  An- 
nahme als  Heilige  gestorben  waren,  diesen  unbekümmert  darum,  ob  ihnen  die  offizielle 
Beatifikation  oder  Kanonisation  zu  Theil  geworden  war ,  dieselben  Ehren ,  wie  den 
kirchlich  anerkannten  Heiligen  zu  erweisen  S  und  dass,  wenn  auch  eine  private  Ver- 
ehrung solcher  Personen  nicht  verboten  war,  es  doch  bei  manchen  derartigen  Hand- 
lungen^ in  Zweifel  gezogen  werden  konnte,  ob  sie  sich  innerhalb  dieser  Grenze  hiel- 
ten oder  darüber  hinausgingen.  Gegen  die  zuerst  gedachten  Missbräuche  war  der 
päpstUche  Stuhl  schon  seit  Jahrhunderten  mit  Einzelverboten  wiederholt  einge- 
schritten^  In  letzterer  Hinsicht  sah  sich  Clemens  VIU.  (1592 — 1605)  veranlasst  4, 
eine  allgemeine  Regelung  der  Angelegenheit  in  Angriff  zu  nehmen ,  jedoch  fahrten 
die  betreffenden  Schritte  nicht  zu  einem  Ergebniss. 

Nachdem  dann  im  16.  Jahrhundert  kurz  vorher  durch  die  Keorganisation  der 
Kurial-Behörden  unter  Sixtus  Y.  in  der  Congregatio  rituum  ein  besonderes  Organ  fQr 
die  Bearbeitung  der  hier  fraglichen  Angelegenheiten  geschaffen  worden  war  ^ ,  fand 
sich  schliesslich  Urban  YHI.  durch  die  erwähnten  Uebelstände  bewogen,  mit  gesetz- 
geberischen Massnahmen  einzuschreiten,  welche  noch  jetzt  die  Grundlage  für  das 
geltende  Recht  bilden^.  Die  betreffenden  Bestimmungen  behalten  vor  Allem  das 
Recht,  die  öffentliche  Verehrung  von  Abgeschiedenen  zu  gestatten,  dem  päpstlichen 
Stuhle  vor,  verbieten  bestimmte  Arten  der  Verehrung  der  noch  nicht  vom  päpstlichen 
Stuhle  beatificirten  oder  kanonisirten  Personen ,  regeln  die  zulässige  vorläufige  Er- 
hebung des  Thatbestandes  durch  die  Ordinarien  behufs  späterer  Beatifikationen  und 
Kanonisationen,  und  ordnen  endlich  das  Verfahren  in  diesen  Angelegenheiten^.  In 
Folge  dessen  fand  nunmehr  auch  das  Beatifikationsverfahren  seine  feste  Gestaltung, 
und  die  Beatifikation  wurde  in  einen  näheren  Zusammenhang  mit  der  Kanonisation 
gestellt,  insofern  als  sie  jetzt  als  Vorstufe  der  letzteren  behandelt,  und  jede  Kanoni- 
sation ohne  vorgängige  Beatifikation  ausgeschlossen  wurde  ^. 


georduet,  AcUSS.  April  3,476.  n.  37.  Ja  der  Erz-  Sacrosancta  v.  15.  März  1642.     Sie  stehen  im 

blschofMathlasv.Mechelu  hat  noch,  nach  stattge-  app.  I  zu  Hb.  II  des  citirten  Werks  Benedikts 

habterUntersnchung,  in  Betreff  des  Bischof  Bonifaz  XIV.  (opp.  ed.  Azeyedo7,  257  ff.),  ferner  zun 

V.  Lausanne  (f  1239)  folgendes  Dekret  i.  J.  1603  Theil  in  den  BuUarien  (Taurin.  13,  308 ;  14,  436 

erlassen,  Acta  SS.  Februar  3, 154:  „Qua  de  oausa  u.  15,    170)    und  einzelne    sind    auch   sonst, 

TOS  bis  litteris  assentimur,  ut  praedictum  corpus  so  z.  B.  bei  Ferraris  1.  c  n.46  ff.,  Nioollis, 

in    posterum    elevatum    maneat    et    tamqnam  praxis  canonica2,  553  abgedruckt.  Von  späteren 

venerabilis  et  beati  viri  honoretur,  ometur  et  de-  päpstlichen  Erlassen  kommen  noch  in  Betracht  das 

vote  Yisitetur  ab  omnibus   christi   fidelibus  et  Dekret  Innocenz' XI.  Sanctissimus  v.  15.  October 

devotis  personis,  non  tamen  honorem  admittimuB  1678,  bull.  Taurin.  19,  123  und  das  Schreiben 

ei  fleri,  qui  canonizato  proprius  est^  Benedikts  XIV. :  Solioitudini  v.  1.  October  1745, 

1  Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  c.  8.  9.    Dabei  ist  eiusd.  bull.  1,  250. 

es  auch  Öfters  vorgekommen,  dass  Personen,  denen  ^  Das  Nähere  darüber  bei  der  Darstellung  des 

nach  der  Anschauung  der  Kurie  solche  Ehren  nicht  geltenden  Rechtes. 

gebührten,  derselben  theilhaftlg  wurden.  »  Seit  Urban  VUI.  wird  die  offizielle  Wen- 

2  Oeffentliche  Nennung  des  Namens  mit  dem  düng :  beattu  nuneupari ,  titulo  beati  decorari 
Prädikat :  Sanctus  oder  beatus,  Knieen  und  An-  stehend  gebraucht,  und  der  Titel :  beatus  tech- 
rufen der  betreffenden  Person  seitens  einzelner  nisch,  eiusd.  const.  v.  10.  Oktober  1625,  bull. 
Gläubigen  am  Grabe  derselben.  Taur.  13,  332  und  die  Anführungen  bei  Bene- 

3  S.  z.  B.  die  Breven  ürbans  V.  a.  1368  bei  dict.  XIV.  1.  c.  1.24.  n.  s.u.  215.  n.  2.  Die  Vor- 
Benedict XIV.  1.  c.  II.  8.  n.  2.  3.  nähme  eines  feierlichen,   die  Beatifikation  ab- 

^  Benedict.  XIV.  l.  c.  II.  c.  8.  schliessenden Aktes  in  Rom  selbst  nach  Analogie 

5  Bd.  I.  S.  391.  471.  der  Kanonisation  (s.  a.  S.  247.  n.  1)  ist  indessen 

^  Dekrete  Urbans  VIII.  t.  13.  März,  2.  Oktober  erst  später  ,  nämUch  erst  unter  Alexander  VII. 

1625,  T.  12.  März  1631,  v.  12.März  1642,  ferner  i.  J.  1662  aufgekommen,  Benedict.  1.  o.  I.  24. 

Breve :  Caelestis  Hierusalem  v.  5.  Juli  1634 ;  const.  n.  1.5. 
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U.  Geltendes  Recht.  A.  Begriff  und  Unterschied  der  Heilig- 
und  der  Seligsprechung.  Die  Heiligsprechung  [canomzaüo)  ist  der  durch  das 
Oberhaupt  der  Kirche  abgegebene  Ausspruch,  dass  ein  abgeschiedener  Diener  Christi 
als  Heiliger  (sanctus)  zu  betrachten,  dem  Verzeichniss  (Album,  Katalog)  der  Heiligen 
einzureihen,  sowie  in  und  von  der  ganzen  Kirche  zu  verehren  sei*.  Dagegen  besteht 
die  Seligsprechung  (beatificaüo)  in  der  Erklärung  des  Papstes ,  dass  ein  solcher  Ab- 
geschiedener für  selig  [beatus)  zu  erachten,  und  innerhalb  eines  beschränkten 
Theiles  der  Kirche,  also  an  einem  Orte,  in  einer  Diöcese,  in  einem  Lande  oder  inner- 
halb eines  Ordens  verehrt  werden  könne  oder  auch  (freilich  seltener)  müsse,  ja  mit- 
unter, was  pnncipiell  nicht  ausgeschlossen  ist,  ihm  Verehrung  in  der  ganzen  ELirche 
zu  Theil  werden  dürfe  2. 

Der  Unterschied  zwischen  beiden  beruht  nicht  darin ,  dass  etwa  nach  Annahme 
der  Kirche  der  Heilige  eines  höheren  Grades  der  Seligkeit  als  der  blos  Beatificirte 
theilhafdg  geworden  sei.  In  dieser  Hinsicht  stehen  sieh  vielmehr  beide  gleich ,  von 
beiden  erachtet  die  Earche ,  dass  sie  zur  ewigen  Seligkeit  eingegangen  sind.  Der 
Unterschied  besteht  vielmehr  darin ,  dass  die  Kirche  ihr  eigenes  Verhältniss  und  das 
ihrer  Mitglieder  zu  den  beiden  Kategorien  verschieden  bestimmt.  Die  gewöhnliche 
Meinung  charakterisirt  dies  in  Betreff  der  Heiligen  dahin ,  dass  die  kirchliche  Ver- 
ehrung derselben  obligatorisch  und  allgemein  für  die  ganze  Kirche  angeordnet,  in 
Betreff  der  Seligen  aber  nur  erlaubt  und  zwar  blos  unter  der  Beschränkung  auf  einen 
bestimmten  Theil  der  Kirche  gestattet  werde  ^,  Aber  einmal  sind,  wenngleich  freilich 
selten,  von  den  Päpsten  Beatifikationsbreven  erlassen  worden,  welche  die  kirchliche 
Verehrung  von  Seligen  innerhalb  eines  gewissen  Umfanges  vorschreiben*.  Femer 
haben  sie  auch,  allerdings  sehr  vereinzelt,  die  Verehrung  eines  Seligen  in  der  ganzen 
Erche  erlaubt^.    Darum  kann  der  Unterschied  nicht  in  die  eben  erwähnten  beiden 

^  Darüber  sind  alle  Schriftsteller  einig,  s.  z.  B.  .  gusti  inter  sauctas  yirgines  pia  devotione  recoli 

F  a  g  II  a  n.  ad  c  1 .  X.  III.  45  dt.  11.  2 ;  R  6 1  f  f  e  n  -  debere.  In  nomine  patris  et  fllii  et  spliitus  sanctl. 

Sinei,  Ins  oanon.  III.  46.  n.  2;  Ferraris  1.  c.  Amen".  Vgl. anoh  Benedict.  XIV.  debeatif.I. 

n.  4.    Es  ergiebt  sich  dies  auch  aus  der  geschieht-  3ß.  $.  7. 

liehen  Entwicklung,  ferneraus  der  Kanonisa tions-  2  s.  die  folgende  Anmerkung, 
formel.  Die  ältereren ,  s.  0.  S.  244  ff.  Die  jetzt  3  Daher  wird  abweichend  yon  der  von  mir  im 
übliche,  s.  das  Ton  Leo  XIII.  erlassene  Dekret  Texthingestellten  Begriffsbestimmung  seitens  der 
V.  8.  Dezember  1881,  Acta  s.  sed.  14,  238  lautet :  herrschenden  Lehre  das  die  Beatiflkation  von  der 
„Ad  honorem  sanctae  et  Indivlduae  trinitatis ,  ad  KanonlsaÜon  unterscheidende  Wesen  in  die  bei- 
exaltatlonem  fidel  catholicae  etreligionischristi-  den  Momente  blosser  Qestattung  (nicht  Anord- 
anae  augmentum,  auctoritate  domlni  uostri  Jesu  nung)  der  Verehrung  und  Beschränkung  derselben 
Christi,  bb.  apostolorumPetrlat  Pauli  (hier  hin-  gesetzt,  s.  die  Anm.  i  citirten  ,  ferner  Wal- 
ter ist  sicherlich  durch  einen  Druckfehler  ausge-  t  e  r,  K.  R.  $.  291 ;  P  e r  m  a  n  e  d  e  r,  K.  R.  §.  431 ; 
fallen  :  ac  nostra,  matura  dellberatione  praehablta  Bangen,  röm.  Kurie  S.  218 ;  de  A  n  g  e  1 1  s , 
et  divlua  ope  saepius  Implorata ,  s.  Benedict.  praelectiones iur.  canou. III. 45.  n. 2 ;  Richter- 
XIY.  acta  canoniz.  opp.  cit.  5,  492,  und  die  Kahl,  K.  R.  $.  242.  Dagegen  Benedict  XIV. 
KanonlsaÜon  unter  Pius  IX.  v.  J.  1862,  Acta  1.  c.  I.  39.  n.  7ff. 

conc.  colL  Lac.  6,  873)  ac  de  venerablL  fratrum  *  S.  die  bei  Benedict.  XIV.  1.  0. n.  8  ange- 

nostrorum  s.  Romanae  ecdesiae  cardinalium,  pa-  führten  Breven  Leos  X.  und  Clemens'  IX.  v.  1669 

triarchamm,  archieplscoporum  et  episcoporam  In  (letzteres    für  Peru :    „ipsiusque   beatae  Rosae 

Urbe  cxistontlum  consillo,  bestes  Joanuem  Bap-  festum  in  universo  regno  hulusmodi  de  patrona 

tlstam  de  Rubels,  Laurentium  aBrunduslo,  Bene-  principaliori  ab  omnibus  utriusque  sexus  Christi 

dictum  Josephum  Labre ,  confessores ,  et  Ciaram  fldelibus  lllic  degentibus  de  praecepto  servarl  et 

a  Crace  vlrginem,  sauctos  esse  decerni-  sicut  alia  festa  de  praecepto  celebrari  elusque 

mus  et  deflnimus  ac  sanctorum  oata-  officium  ab  uuiverso  clero  tum  saeculari    tum 

logo  adscrlbimus,  statuentes ab  ecclesia  unl-  regulär!  de  principaliori  patrona  luxta  rubricas 

Tersali  illorum  memoriam  quolibet  anno,  nempe  breviarii  Roman!  Inibl  recitari...  mandamus^. 

Joannis  Baptistae  die  XXIII  Mai!,  LaurentüVlI  ^  S.  das  0.  S.  246.  n.  4  citirte  Breye  Sixtus' 

Julii,  Benedict!  Joseph!  XVI  Aprllls  Inter  sanctos  IV.,  betreffend  Johannes  Bonus, 
confessores  non  pontlfices ,  Clarae  die  XVIII  Au- 
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Momente  gesetzt  werden ,  wenngleieh  sie  der  Regel  nach  bei  der  Beatifikation  ob- 
walten. Das  eigenthflmliche  Wesen  der  Eanonisation  bildet  vielmehr  der  Umstand, 
dass  der  Papst  durch  dieselbe  einen  definitiven  Ausspruch  Aber  die  Heiligkeit  des 
abgeschiedenen  Dieners  Christi  giebt  ^  als  dessen  Folge  die  Noth wendigkeit  der  Ver- 
ehrung desselben  in  der  ganzen  Kirche  erscheint,  während  derBeatifikationserkUrung 
ein  solcher  Charakter  nicht  zukommt,  und  diese  nur  die  Bedeutung  hat,  dass  die  An- 
nahme, der  für  selig  Erklärte  sei  gewürdigt,  das  Antlitz  Gottes  zu  schauen,  wenig- 
stens in  soweit  begrflndet  ist  ^,  dass  die  Verehrung  innerhalb  gewisser  Grenzen  ge- 
stattet, ja  auch  angeordnet  werden  könne.  Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  allerdings 
die  Verbindung  des  Gebotes ,  den  selig  Gesprochenen  in  der  ganzen  Kirche  zu  ver- 
ehren, mit  der  Bealdfikation  ausgeschlossen  ^,  weil  damit  materiell  das  definitive  Ur- 
theil  Aber  die  aUgemein  anzuerkennende  Heiligkeit  gesprochen ,  mithin  dne  Kanoni- 
sation  erfolgt  sein  wtlrde. 

B.  Das  Recht  zur  Beatifikation  und  Eanonisation  stehtnaoh dem  gel- 
tenden Rechte  dem  Papste  ausschliesslich  zu^.  Die  Frage,  ob  auch  ein  allgemeines 
Konzil  dazu  berechtigt  ist,  hat  keine  praktische  Bedeutung  mehr,  denn  dasselbe  ist  nach 
dem  jetzigen  Recht  nichts  ohne  den  Papst,  und  eine  unter  Zustimmung  der  Minorität  von 
dem  letzteren  getrofifene  Anordnung  würde  rechtsgiltig,  ein  von  ihm  nicht  genehmigter 
Beschluss  der  Mehrheit  der  Konzilmitglieder  aber  nicht  rechtswirksam  sein^    Die 


1  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  14.  Daher  haben 
schon  Tiele  Schriftsteller,  so  auch  Benedikt  XIV. 
selbst,  I.  c.  42.  43,  vor  dem  Vatikanischen  Kon- 
zile angenommen,  dass  der  Kanonisationsaus- 
sprach  des  Papstes  als  nnfehlbar  zu  betrachten 
sei,  und  vom  Standpunkt  des  Yatikanums  wird 
diese  Ansicht  als  richtig  erachtet  werden  müssen, 
dafür  auch  de  An gelis  1.  c  n.  2.  II.  2,  340. 

3  Darüber  giebt  die  Beatifikation  also  nur  eine 
provisorische  Entscheidung ,  was  namentlich 
durch  die  älteren  hierhergehörenden  päpstlichen 
Anordnungen,  s.  o.  S.  245.  n.  5,  bestätigt  wird. 
Allerdings  hat  sich  schon  vor  längerer  Zeit  auch 
hinsichtlich  der  Beatifikation  die  Ansicht  geltend 
gemacht,  dass  die  betreffende  Anordnung  des 
Papstes  gleichfalls  unfehlbar  sei,  vgl.  darüber 
Benedict.  XIV.  1.  c.  I.  42.  n.  2.  Aber  dieser 
selbst  erklärt  sich  dagegen,  1.  c  n.  9  ff.t  weil  da- 
mit der  blos  provisorische  Charakter  der  Beatifi- 
kation verläugnet  werde.  Ans  demselben  Qrunde 
wird  auch  noch  nach  dem  Vatikanum  die  Unfehl- 
barkeit zu  verneinen  sein,  so  auch  deAngelis 
1.  c. 

3  Benedict  XIV.  1.  c  o.  39.  n.  13. 

Nach  der  Ausführung  dos  Textes  ist  also  auch 
die  vielfach  vertretene  Ansicht,  dass  die  Beatifi- 
kation ihrem  Wesen  nach  dasselbe,  wie  die  Kano- 
satlon  sei,  und  sich  beide  nur  accidentell ,  näm- 
lich wie  eine  partikuläre  und  generelle  unter- 
scheiden, B.  Pignatellit.  4.  consultat.  53.  n. 
2;  Ferraris  1.  c.  n.  11.  12,  welche  beide  frei- 
lich den  Papst  auch  in  Betreff  der  Beatifikation 
für  unfehlbar  erachten,  nicht  haltbar.  Auch 
Benedict  XIV.  1.  c  n.  2.  9.  14  erklärt  sich 
gegen  die  Annahme ,  dass  die  Beatifikation  eine 
partikuläre  Kanonlsatlon  sei. 

*  c.  1.  X.  III.  45  cit ,  0.  S.  243 ;  Dekret  Urbans 
VIII :  Sanctissimus  v.  13.  März  1624  $.  1  (opp. 


Benedict.  XIV.  cit.  p.  257):  „  . .  .  decrevlt,  ue 
quornmvis  hominum  cum  sauctitatis  seu  martyrü 
fama  (quantacumque  illa  sit)  defunotorum  ima- 
giiies  aliaque  praedlcta  et  quodcunque  aliud 
venerationem  vel  cnitum  prae  se  ferens  et  in- 
dlcans  in  oratorüs  aut  locis  publicis  seu  privatis 
vel  ecclesiis  tam  saecularibus  tam  regularibus 
cuiascunque  religionls,  ordinis,  instituti,  con- 
gregationis  aut  sooietatis  appouantur,  ante- 
quam  ab  apostolica  sede  canonlzentnr 
aut  beatl  declarentur  et  (sl  quae  appositae 
sunt)  amoveantur,  prent  eas  siatim  amoveri  man- 
davlt" ;  elusd.  const.  Caelestis  Hierusalem  v.  5  Juli 
1634.  SS-  1-  ^• 

6  Bd.  III.  S.  629. 630.  Was  das  vorvatikanische 
Recht  anlangt,  so  musste  sich  die  Frage  nach  der 
herrschenden  Lehre  vom  Verhältnlss  des  Papstes 
zum  allgemeinen  Konzil  entscheiden.  Für  die 
mittelalterliche  Zeit  und  die  Zeit  des  Trlden- 
tinums  ist  die  Ansicht,  s.  auch  Benedict  XIV. 
1.  c.  I.  11.  n.  5  ff. ,  dass  ein  allgemeines  Konzil 
ohne  den  Papst ,  selbst  im  Falle  der  Erledigung 
des  päpstlichen  Stuhles  keine  derartige  Akte  vor- 
zunehmen berechtigt  ist ,  als  begründet  zu  er- 
achten, s.  auch  Bd.  III.  S.  361.  625.  Für  die 
Zeit  der  Reformkonzilien  kann  dies  allerdings 
nicht  angenommen  werden,  denn  von  dem  Stand- 
punkt, dass  das  allgemeine  Konzil  die  Ver- 
tretung der  gesammten  Kirche  bilde  und  seine 
Gewalt  unmittelbar  von  Christus  habe,  s.  a.  a.  0. 
S.  380.  404.  406,  ist  es  unmöglich,  ihm  die  be- 
treffende Befngniss  abzusprechen.  Eine  Kano- 
nlsatlon oder  Beatifikation  hat  indessen  kelns  der 
Reformkonzllien  vorgenommen.  Ueber  die  in 
derartigen  Sachen  erlassenen  vorbereitenden  An- 
ordnungen des  Konstanzer  Konzils  vgl.  Bene- 
dict. XIV.  l.  c.  n.  11  ff. 
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Die  Verwaltung  des  abrigen  Kultus.  Die  Verehrung  der  Heiligen. 
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gedachte  Befhgniss  des  Papstes  ist  an  seine  Person  gebunden  ^.  £r  kann  sie  nicht 
durch  Delegation  auf  einen  anderen,  selbst  nicht  auf  einen  legatns  a  latere  übertragen, 
und  noch  viel  weniger  ist  der  letztere  kraft  seiner  Stellung  berechtigt,  Heilig-  und 
Seligsprechungen  vorzunehmen^.  Den  Bischöfen  ist  die  Berechtigung  dazu  in  Folge 
der  bereits  (S.  243)  dargelegten  Rechtsentwicklung  entzogen,  wohl  aber  kommt  ihnen 
—  und  ebenso  den  sonstigen  Ordinarien^  —  noch  die  Zuständigkeit  für  die  Pest- 
stellung etwuger  Wunder  und  die  Führung  des  jede  Beatifikation  und  Eanonisation 
einleitenden,  nach  dem  geltenden  Recht  dafür  nothwendigen,  ersten  prozessualischen 
Verfahrens  zu  4,  und  zwar  ausschliesslich  *•. 

C.  Subjekt  der  Beatifikation  und  Kanonisation.  Unfähig,  beatificirt 
oder  kanonisirt  zu  werden,  sind  nicht  getaufke^  Personen,  femer  diejenigen,  welche 
noch  am  Leben  sind  ^,  endlich  auch  Kinder,  welche  bei  ihrem  Tod  noch  nicht  das 
Unterscheidungsvermögen  erlangt  hatten  ^,  ausser  wenn  sie  ausHass  gegen  den  christ- 
lichen Glauben  oder  bei  einer  Verfolgung  der  Bekenner  desselben  getödtef  worden 
sind  ®. 


1  Darüber ,  dass  dies  nicht  die  ursprüngliche 
AufTassnng  gewesen  ist,  s.  o.  S.  244.  n.  4  und  S. 
245.  n.  5.  Die  geltende  Reohtsanffassang  ist  es 
aber  entschieden.  Ganz  abgesehen  davon ,  dass 
die  Gongreg.  ritnnm  zu  allen  die  Yorbereitnng 
der  fraglichen  Angelegenheiten  betreffenden 
Akten  der  Genehmigung  des  Papstes  bedarf,  Bd. 

1.  S.  472 ,  ist  dies  auch  dadurch  bedingt ,  dass 
für  die  Kanonisationen  die  Unfehlbarkeit  be- 
hauptet wird,  und  diese  letztere  allein  dem  Papste 
für  seine  Person  zukommt. 

«  c.  1  (Innoc.  III.)  X.  de  off.  leg.  I.  30  und 
Benedict.  XIV.  1.  c.  11.  n.  4. 

3  Da  es  sich  hierbei  nur  um  die  jurisdictio 
episcopalis  handelt,  so  steht  nicht  nur  der  kon- 
flrmirte,  aber  noch  nicht  konsekrirte  Bischof, 
sondern  auch  derKapitels-Verweser,  der  aposto- 
lische Vikar,  der  bischöfliche  Koadjutor  und  der 
praelatus  nullias  dioecesis  dem  bereits  konsekrir- 
ten  episcopns  gleich,  Benedioti  XIV.  const. 
SoUcitudini  cit.  §.  6;  Benedict.  XIV.  1.  c.  II. 

2.  n.  1  ff.,  s.  auch  Bd.  H.  S.  240.  265.  260.  344. 
675.  Den  päpstlichen  Nuntien  sind  indessen 
solche  Erhebungen  ausdrücklich  durch  die  Oongr. 
cono.  i.  J.  1631  verboten  worden,  Benedict 
XIV.  1.  c.  n.  10.   Vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

*  Denn  dieses  Recht  ist  den  Ordinarien  durch 
c  1.  X.  IIL  46  cit.  niemals  genommen  worden, 
Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  c.  1.  n.  2,  s.  auch 
Trid.  Sess.  XXV.  decr.  de  invocat :  ^nulla  etiam 
admittenda  esse  nova  miracula  nee  novas  reliquias 
recipiendas,  nisi  eodem  reoognoscente  et  appro- 
bante  episcopo ,  qui  simulatque  de  iis  aliquid 
compertnm  habuerit,  adhibltis  in  consilium  theo- 
legis  et  aliis  piis  viris  ea  faciat ,  quae  veritati  et 
pietati  consentanea  iudicaverit".  Des  Weiteren 
vgl.  über  diese  Stelle  den  folgenden  $.  über  die 
Reliquienverehrung  S.  265.  n.  6  u.  S.  266.  n.  1. 

^  Nach  einer  seit  Ende  des  16.  Jahrb.  fest- 
stehenden Praxis  wird  der  Prozess  in  Rom  nie- 
mals, ohne  dass  das  vorbereitende  Verfahren  vor 
dem  Bischof  stattgefunden  bat,  eingeleitet, 
wenngleich  dies  allerdings  mit  päpstlicher  Dis- 
pensation zulässig  wäre,  Benedict.  1.  c  n.  4. 


Andererseits  ist  durch  Dekret  Urbans  VIII.  vom 
12.  März  1631  (ed.  cit  7.  283),  allen  „personis 
eoclesiasticiB,  tam  saecularibns  quam  regularibus, 
etiam  s.  Joannis  Hierosolymitani,  societatLs  Jesu 
vel  aliorum  qnantnmvis  speciali  nota  dignorum*' 
ausser  den  Ordinarien  untersagt,  „ne  audeant 
ipsi  per  se  aut  per  alles  capere  informationes 
super  sanctitate  aut  miraculis  alicuius  defnncti 
neque  ullo  modo  exquirere  aut  obtinere  ad  hunc 
effectum  extraiudiciales  testificationes  aut  sub- 
scriptionessubpoenis  arbitrio  sacr.  congregationis 
infligendis".  Offen  gelassen  ist  nur :  „Quodsi  su- 
periori,  sacristae  seu  alteri  offlciali  illius  eccleslae, 
in  qua  requiesdt  corpus  ipsiusmet  defuncti  vel 
alterius  etiam  eccleslae  fuerint  revelata  aliqua 
miracula  seu  prophetiae  dona,  possint  ea  recipere 
sub  sigilli  secreti  ab  ipsis  tan  tum  relatoribus, 
in  quorum  gratiam  contigisse  narrabitur.  Tene- 
antur  tamen  quam  primum  commode  poternnt 
eadem  deferre  vel  obsignäta  transmittere  epis- 
copo loci  cum  expressa  declaratione,  quod  reve- 
lationes  sie  ut  supra  receptae,  non  faoiant  allquem 
probationis  gradum  etiam  cuiusvis  longissimi 
temporis  cursu". 

<)  Die  Taufe  braucht  aber  nicht  die  Wasser- 
taufe gewesen  zu  sein ,  namentlich  kommt  auch 
die  Bluttaufe  in  Betracht 

Die  Heiligen  des  alten  Testaments  scheiden 
deshalb  aus,  weil  sie  Gott  selbst  in  der  h.  Schrift 
den  Menschen  als  Heilige  offenbart  hat,  Bene- 
dict. XIV.  1.  c.  I.  14.  n.  2,  und  daher  dem 
Papst  in  Betreff  ihrer  nur  die  Bestimmung  über 
die  Art  ihres  Kultus  offen  bleibt,  1.  c.  Üb.  IV. 
P.  II.  c.  29. 

^  Benedict.  XIV.  I.  14.  n.  11  ff. 

9  Weil  sie  nicht  die  Möglichkeit  gehabt  haben, 
sich  in  diesem  Leben  als  Heilige  zu  bewähren, 
Benedict.  XIV.  1.  c.  I.  14.  n.  3. 

9  So  hat  die  Kirche  die  auf  Veranlassung  des 
Herodes  getödteten  Kinder  schon  seit  früher  Zeit 
als  Märtyrer  verehrt  Doch  giebt  es  kein  Beispiel, 
dass  eine  derartige  Kanonisation  seitens  der 
Päpste  erfolgt  Ist,  Benedict  XIV.  1.  c  n.  3ff. 
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Eine  fUiige  Person  darf  aber  allein  dann  zum  Gegenstande  der  öfifentlichen  Ver- 
ehrung in  der  Kirche  erhoben  werden ,  wenn  sie  sieh  in  ihrem  Leben  durch  sog.  he- 
roische Tugenden  i,  d.h.  durch  solche,  welche  die  Anforderungen  der  Natur  überschrei- 
tend den  höchsten  Grad  der  Vollkommenheit  darthun,  und  welche  den  damit  Gezierten 
weit  über  die  anderen  Gerechten  emporheben  2,  bewährt  hat.  Als  höchster  Beweis 
der  erforderlichen  heroischen  Tugenden  gilt  das  freiwillige  Erleiden  eines  gewalt- 
samen Todes  um  des  christlichen  Glaubens  oder  der  Ausübung  christlicher  Tugenden 
willen  ^.  Ausserdem  ist  aber  erforderlich ,  dass  die  zu  beatificirende  oder  kanoni- 
sirende  Person  *  von  Gott  durch  Wunder  *,  insbesondere  nach  ihrem  Tode,  verherr- 
licht worden  ist®. 

D.  Die  Beatifikation  und  die  Kanonisation  kannftlr  die  Regel  nicht  an- 
ders erfolgen,  als  dass  ihre  Voraussetzungen  in  einem  besonders  und  genau  geregelten 
Verfahren,  dem  s.  g.  Beatifikations-  bez.  Kanonisationsprozess  festgestellt  werden^, 


>  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  c.  21. 

3  Besonders  müssen  in  solohem  Grade  die  drei 
theologischen,  sich  auf  Gott  beziehenden  Tugen- 
den, Glauben,  Liebe  und  Hoffnung ,  ferner  auch 
die  vier  Eaidinaltugenden  der  Klugheit,  der  Ge- 
rechtigkeit ,  des  starken  Muthes  und  der  Mässi- 
gung  mit  allen  ihren  Voraussetzungen  und  Wir- 
kungen vorhanden  gewesen  und  in  einer  Mehr- 
zahl, nicht  in  wenigen  Fällen  heroisch,  sowie 
bereitwillig  und  freudig  geübt  worden  sein,  auch 
darf  die  betreffende  Person  niemals  die  Bahn  der 
Tugend  verlassen  haben.  Es  ist  aber  nicht  er- 
forderlich ,  dass  alle  Kardinaltugenden  in  glei- 
cher Weise  heroisch  bethätigt  worden  sind,  son- 
dern es  genügt ,  dass  es  gerade  bei  demjenigen, 
deren  Uebung  durch  die  Stellung  der  betreffen- 
den Person  vor  Allem  gegeben  war,  also  bei 
Männern  in  staatlichen  und  kirchlichen  Würden 
den  Tugenden  der  Gerechtigkeit  und  Massigkeit, 
bei  Päpsten  dem  Eifer  für  die  Erhaltung  und 
Ausbreitung  des  christlichen  Glaubens,  sowie 
für  die  Reform  der  Kirche  und  die  Wahrung  ihrer 
Rechte,  der  Fall  gewesen  ist.  Ausführlich  han- 
delt über  dies  Alles  Benedict.  XIV.  1.  c.  III. 
c.  21  ff. 

9  Ueber  den  Begriff  des  Martyriums,  soweit  er 
hier  in  Frage  kommt,  vgl. Benedict  XIV.  1.  c 
III.  0.  11  ff.,  s.  auch  Ferrariss.  v.  martyrium. 
Daher  wird  in  Prozessen ,  welche  Märtyrer  be- 
treffen, das  Beweisverfahren  nicht  auf  die  heroi- 
schen Tugenden  als  solche ,  wie  bei  den  Nicht- 
märtyrem  oder  confessores,  sondern  auf  das  Mar- 
tyrium gerichtet  Das  dubium  lautet  hier  nicht : 
an  eonstet  de  virtutibus ,  sondern  :  an  constet  de 
martyrio  et  causa martyriiy  Benedict.  XIV.  1,  0. 
I.  c.  17  n.  16. 

^  Das  gilt  auch  bei  der  Beatifikation  und  Ka- 
nonisation wegen  des  Martyriums,  so  gegen  die 
abweichenden  Meinungen  einzelner  älterer 
Schriftsteller  B  e  n  e  d  i  c  t  XI V.  1.  c.  1.  c  28  und 
die  feste  Praxis  des  päpstlichen  Stuhles,  a.  a.  0. 
c.  29.  30. 

^  Dass  beide  im  Text  erwähnten  Erfordernisse 
erfüllt  sein  müssen,  ist  gleichfalls  feste  Praxis, 
welche  an  dem  Wortlaute  einzelner  älterer  Ka- 
non IsationsbuUen  ihren  Anhalt  hat,  s.  z.  B.  ep. 


Innoc  III.  V.  1199,  S.24Ö  n.  2:  „duo  tarnen,  vir- 
tus  videlicet  momm  et  virtus  signorum,  opera 
seil,  pietatis  in  vita  et  miraculorum  signa  post 
mortem ,  ut  quis  reputetur  sanctus  in  militantis 
ecclesia,  requiruntur" ;  fast  wörtlich  wiederholt 
in  ep.  Gregor.  IX.  v.  1232,  F.  p.  65,  s.  oben 
a.  a.  0. 

Ueber  den  Begriff  des  Wunders  handelt  aus- 
führUch  Benedict.  XIV.  1.  c.  lib.  IV.  P.  1.  0. 
1.  2.  5  ff. 

ö  Ueber  die  Zahl  der  Wunder  vgl.  decret  gen. 
Benedict  XIV.  v.  23.  April  1741  c  1  (eiusd.  acta 
et  decreta  in  causis,  ed.  cit.  6,  6)  n.  6 :  „Deinde 
vero  tum  in  causis  beatiflcationis  per  vlam  cultus 
immemorialem  aut  indulto  procedentibus  (vgl. 
unten)  de  stylo  praesentl  sit,  ut  approbato  iam  ex 
testlbus  de  auditu,  ut  supra  adminiculatis,  mar- 
tyrio aut  virtutibus  in  gradu  heroico,  ex  duobus 
deinde  miracuiis  ad  solemnem  eorum  cauoniza- 
tionem  deveniatur,  in  posterum  non  duo,  ut  hac- 
tenus,  sed  quatuor  ad  eorum  canonizatio- 
nem  probari  debeant  miracula,  et  qui- 
dem,  ut  dictum  est  de  visu.  n.  7  :  In  causis  autem 
simplicium  servorum  dei  procedentibus  per  viam 
non  cultus  (vgl.  unten)  servetur,  qui  iam  pridem 
invaluit  mos,  ut  probatis  ex  testibus  de  visu  vir- 
tutibus, ex  duobus  deinde  miracuiis  ad 
beatiflcationem  procedatur.  At  ubi  virtutes  aut 
martyrium  ex  testlbus  de  auditu,  ut  supra ,  fue- 
rint  probatae,  non  duo ,  ut  hactenus ,  sed  qua- 
tuor omnino  ad  beatiflcationem  ac  deinde  duo 
alia  post  illam  facta ,  ut  moris  est,  ad  eorum  ca- 
nonizationem  ex  testibus  pariter  de  visu  debeant 
approbari". 

"7  Zum  Verstand niss  der  verschiedenen  in  Frage 
kommenden  Bestimmungen  ist  eine  kurze  Dar- 
stellung der  wesentlichen  Grundzüge  des  Ver- 
fahrens erforderlich. 

I.  Das  erste  vorbereitende  Verfahren 
findet  vor  dem  Ordinarius  des  Ortes,  an  welchem 
der  s.  g.  Diener  Gottes  (servus  dei)  begraben  ist, 
statt,  8.  0.  S.  251  n.  5.  Diejenigen ,  welche  das 
Verfahren  betreiben  wollen,  die  s.  g.  po$tulatores, 
haben  einen  procurator  zu  bestellen,  welcher  um 
die  Einleitung  des  Verfahrens  beim  Ordinarius 
mit  der  ausdrücklichen  Bitte,  seiner  Zelt  die 
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und  zwar  muss  jetzt  jeder  Kanonisation  erst  die  Beatifikation  yorangehen.  Das  Beati- 
fikationsyerfahren  sohliesst  mit  der  Ausfertigung  des  Breyes  über  die  yom  Papst  be- 


Akten an  den  päpstlichen  Stuhl  einzusenden, 
nachsucht.  Das  Verfahren  wird  von  dem  Ordi- 
narius oder  von  dem  yon  ihm  deputirten  General- 
Tikar  oder  von  einem  anderen  durch  den  ersteren 
delegirten,  mit  einer  Dignität  bekleideten  Geist- 
lichen unter  Zuziehung  des  promotor  flscalis  und 
des  bischöfliGhen  Kanzlers  (Notars)  als  Protokoll- 
fQhrers  —  beide  sind  vorher  speciell  de  officio 
fldeliter  exercendo  zu  vereidigen  —  geführt  Das 
Verfahren  zerfällt  a.  in  eindn  speciellen  Prozess 
de  non  euliu  vel  de  pofitione  decretorum  und 
b.  einen  allgemeinen  de  $anctitate  vUae  (virtuti- 
bus)  et  miraculis. 

a.  Der  specielle  Prozess  ist  zufolge  der  Oonst. 
Urbans  VIII.  cit.  %.  1  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
durch  die  Dekrete  vom  13.  März  und  2.  Oktober 
1625  die  öffentliche  Verehrung  vor  der  Beatifi- 
kation ,  bez.  Kanonisation  untersagt  worden  war 
(s.  0.  S.  250.  n.  4),  erforderlich,  weil  die  congre- 
gatio  rituum,  falls  ein  früherer  Kultus  festge- 
stellt wird,  ihrerseits  nicht  das  vor  sie  gehörende 
Verfahren  beginnen  darf.  Durch  das  Urtheil  des 
Ordinarius  soll  das  Unterbleiben  des  Kultus  oder 
die  Befolgung  der  gedachten  Dekrete  ausge- 
sprochen werden ,  woraus  sich  die  erwähnte  Be- 
zeichnung für  diesen  speciellen  Prozess  erklärt. 
Den  erforderlichen  Beweis  haben  die  Antrag- 
steller durch  ihren  Prokurator  zu  erbringen ,  wo- 
gegen der  Prokurator  von  amtswegen  opponirt. 
Zum  Beweisverfahren  gehört  auch  die  vom  Richter 
vorzunehmende  s.  g.  visitatio  sepulcri  (des  Die- 
ners Gottes),  um  festzustellen ,  dass  dort  keine 
Zeichen  religiöser  Verehrung  angebracht  sind. 

Die  Anordnungen  Urbans  VIII.  beziehen  sich 
ihrem  Wortlaute  nach  (s.  Dekret  v.  13.  März  1625, 
ed.  cit.  7,  258)  nicht  auf  diejenigen :  „qui  aut 
per  communem  ecclesiae  consensum  vel  imme- 
morialis  temporis  cursum  aut  per  patrum  viro- 
rumque  sanctorum  scripta  vel  longlssimi  temporis 
scientia  ac  tolerantia  sedis  apostollcae  vel  ordi- 
narii  ooluntur",  wo  unter  der  unvordenklichen 
oder  der  sehr  langen  Zeit  nach  der  const.  Cae- 
lestis  cit.  (1.  c.  p.  262)  ein  Zeitraum  von  100 
Jahren  zu  verstehen  ist.  Liegt  ein  solcher  Fall 
vor ,  so  muss  dies  durch  das  Verfahren  und  das 
Urtheil  des  Ordinarius  festgestellt  werden.  Der 
betreffende  Prozess  heisst  dann  processus  super 
eosM  exeepto ,  docb  ist  er  entbehrlich ,  wenn  für 
den  Kultus  ein  päpstliches  Indult  vorliegt  oder 
davon  durch  den  Papst  dispensirt  wird ,  Bene- 
dict. XIV.  de  beatif.  II.  17.  n.  4.  5. 

b.  Nach  dem  speciellen  Prozess  folgt  der  a  1 1  - 
gemeine,  in  welchem  die  Antragsteller  durch 
ihren  Prokurator ,  während  der  Promotor  wider- 
spricht, den  Beweis  für  die  Tugenden  und  Wun- 
der zu  erbringen  haben  (vgl.  dazu  auch  noch 
Benedict.  XIV.  const.  Solicitudini  cit.  §.  5).  Mit 
dem  Aktenschluss  ist  in  diesem  Verfahren  die 
Thätigkeit  des  Ordinarius,  welcher  aber  sein  Gut- 
achten über  die  Sache  und  die  Personen  der 
Zeugen  den  Akten  beizufügen  hat,  beendet. 

Die  Originalaktenbeider  Prozesse  werden,  nach- 
dem beglaubigte  Abschriften  genommen  worden 


sind,  in  getrennten  Umschlägen  nach  Rom  an  die 
Congr.  rituum  eingesendet,  vgl.  über  Alles  Be- 
nedict. XIV.  de  servor.  dei  beatif.  I.  c.  22; 
Bangen,  romische  Kurie  S.  227. 

II.  Verfahren  vor  der  Congregatio  ri- 
tuum imBeatifikationsprozess.  a.  Vor- 
her ei  tun  gs  verfahren.  Für  die  Betreibung 
der  Angelegenheit  bei  der  gedachten  Behörde 
haben  die  Antragsteller  einen  procurator  (s.Bd.  I. 
S.  473)  zu  bestellen,  und  um  Eröffnung  dTer  ver- 
siegelten Prozessakten  und  Deputirung  eines  s.  g. 
Kardinal -Relators  zu  bitten,  jedoch  kann  dies 
nach  dem  Dekret  Innocenz'  XI.  (s.  o.  S.  248.  n.  6) 
ohne  päpstliche  Erlaubniss  nicht  früher  als 
10  Jahre  nach  der  Einreichung  der  Akten  ge- 
schehen. Da  die  Beatifikation  und  Kanonisation 
eine  öffentliche  Angelegenheit  der  Kirche  ist, 
müssen  femer,  wie  die  Dekrete  Urbans  Vm. 
vorscbreiben,  eine  Reihe  von  Gläubigen,  nament- 
lich angesehene  Personen ,  wie  Fürsten ,  darum 
wiederholt  bitten ,  weshalb  derartige  Gesuche 
dem  Antrage  beizufügen  sind.  Darauf  erfolgt 
die  commissio  introduotionis  causae  durch  den 
Papst,  d.  h.  die  Ueberweisung  der  Sache  zur  vor- 
läufigen Verhandlung  an  die  Ritus-Kongregation, 
Benedict.  XIV.  1.  c  II.  c  36  (s.  auch  Acte 
s.  sed.  17,  399.  512),  demnächst  in  einer  ordent- 
lichen Sitzung  derselben  der  Erlass  des  Dekretes 
über  die  Eröffnung  der  Prozessakten ,  sowie  fer- 
ner die  Ernennung  des  Kardinal-Relators  durch 
den  Papst.  Der  Kardinal  berichtet  in  der  näch- 
sten ordentlichen  Sitzung  über  den  Hauptinhalt 
der  Akten  und  die  Beobachtung  der  wesentlichen 
Förmlichkeiten,  und  in  einer  weiteren  wird  dann 
auf  erneuten  ausführlichen  Vortrag  des  Relators, 
welcher  vorher  den  promotor  fidei  gehört  hat 
(Bd.  I.  S.  472),  darüber  beschlossen :  „an  locus 
Sit  admissionis".  Nach  bejahendem  Votum  er- 
lässt  der  Papst  die  General-Kommission  an  die 
Ritus-Kongregation,  d.  h.  die  Ermächtigung  für 
die  Leitung  des  ganzen  Prozesses  (das  Formular 
dazu  in  den  Dekreten  Urbans  VIII. ,  ed.  cit.  7, 
269).  Die  Kongregation  prüft  zufolge  desselben 
zunächst  unter  Zuziehung  des  Prokurators  und 
des  promotor  fidei  den  vom  Ordinarius  geführten 
Prozess  super  non  cultu.  Auf  Vortrag  des  Kar- 
dinal-Relators wird  in  einer  ordentlichen  Sitzung 
darüber  befunden :  „An  sententia  ordinarii  N.  de 
non  cultu  confirmanda  sit  vel  infirmanda^'  (vgl. 
auch  Acte  s.  sed.  3,  109).  Wenn  gegen  den  Pro- 
zess nichte  zu  erinnern  ist,  ergeht  der  Beschluss 
„Affirmative,  si  videbltur  sanctissimo'^  und,  hat 
der  Papst  seine  Genehmigung  ertheilt ,  so  wird 
nach  weiterer  Vorbereitung  durch  den  Kardinal- 
Relator  unter  Anhörung  des  promotor  fidei  in 
einer  anderen  ordentlichen  Sitzung  unter  Berück- 
sichtigung des  vom  Ordinarius  geführten  Pro- 
zesses über  die  Frage  berathen :  „An  sint  conce- 
dendae  litterae  remissoriales  et  commissoriales 
et  compulsoriales  ad  effectum  oonfldendi  pro- 
cessum  super  sanctitete  vitae ,  virtutibus  et  mi- 
raculis  servi  dei  N.  in  gen  er  e?"  Erst  mit  der 
günstigen,  vom  Papst  bestätigten  Entocheidung 
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schlossene  Seligsprechung  und  mit  der  Publikation  desselben  an  einem  von  ersterem  be- 
stimmten Tage  Inder  Peterskirche  ^  durch  den  Archiyisten  und  Notar  des  dortigen  Ka- 
pitels unter  Zuziehung  des  Notars  der  Rituskongregation  während  eines  feierlichen 
Gottesdienstes  in  Gegenwart  der  Kardinäle  der  Rituskongregation  und  der  Konsultoren 
der  letzteren  ab  ^.  Erst  nachdem  dieser  Akt  vollzogen  ist,  darf  die  öffentliche  Verehrung 


diesei  Frage  endet  das  Präliminaryerfahien,  and 
nunmehr  gelangt 

b.  der  Beatifikationsprocess  in  sein 
erstes  Stadium,  die  auf  Grund  der  päpst- 
lichen Vollmacht  vorzunehmende  General-In- 
quisition über  das  Lehen,  den  Ruf  der  Heilig- 
keit, die  Tugenden  und  Wunder  des  Verstorbenen. 
Die  Kongregation  erlässt  in  Folge  des  vorhin  ge- 
dachten Beschlusses  s.  g.  litterae  remissoriales  et 
compulsorlales  (Formel  in  den  Dekreten  Urbans, 
ed.  cit.  7,  274)  in  genere  an  mehrere  Ordinarien 
der  Bezirke,  in  denen  der  Diener  Gottes  gelebt, 
gestorben  und  Wunder  gewirkt ,  oder  in  welchen 
überhaupt  etwas  Über  sein  Leben  zu  ermitteln 
ist,  und  zwar  unter  Beilegung  von  Beweisartikeln 
und  Fragestücken.  Die  von  diesen  Kommissarien 
Torzunehmenden  Untersuchungen  haben  den 
Zweck,  ein  festes  Fundament  für  die  weitere 
Verhandlung  zu  schaffen,  da  die  Erhebungen  des 
Ordinarius  (s.  Ja.)  blos  provisorische  sind  und  nur 
zur  Information  für  dieEntschliessung  des  Papstes, 
ob  der  von  ihm  allein  einzuleitende Prozess  über- 
haupt in  Gang  gebracht  werden  soll,  dienen.  Es 
handelt  sich  bei  der  General-Inquisition  darum, 
den  allgemeinen  Ruf  der  Helligkeit  und  die  all- 
gemein in  den  erlaubten  Grenzen  stattgehabte 
Verehrung  definitiv  festzustellen,  noch  nicht  aber 
darum ,  über  die  spedellen  Erfordernisse  für  die 
Beatiflkation  (die  heroischen  Tugenden  und  die 
Wunder  im  einzelnen)  Ermittelungen  anzustellen. 
Nach  Eingang  der  betreffenden  Verhandlungen 
hat  die  Kongregation  in  der  früher  erwähnten 
Weise  darüber  zu  entscheiden :  „An  oonstet  de 
validitate  Processus  remissorialis  et  oompulsorialis 
in  genere ,  an  testes  in  eo  sint  rite  et  recte  exa- 
minati  et  an  iura  in  eo  producta  sint  rite  com- 
pulsata,  in  casu  et  ad  effectum  de  quo  agitar  etc^ 
Ist  der  Remissorialprozess  korrekt  geführt,  so  wird 
in  einer  weiteren  von  dem  Papst  selbst  zu  halten- 
den Sitzung,  jetzt  meistens  ohne  sein  Beisein  — 
in  welchem  Fall  an  ihn  zu  berichten  ist  —  da- 
rüber befanden :  „An  constet  de  relevantia  Pro- 
cessus remissorialis  super  fama  sanctitatis ,  vir- 
tntum  et  miraculorum  in  geuere  et  ad  effectum 
dandi  remissoriainspede^,  jedoch  kann  auf  beide 
Dubien  auf  Anweisung  des  Papstes  in  ein  und 
derselben  Sitzung  entschieden  werden.  Bei 
günstigem  Ausfall  der  Entscheidung  tritt  der 
Prozess 

c.  in  das  zweite  Stadium,  welches  den 
Zweck  hat,  den  heroischen  Grad  der  theologischen 
und  moralischen  Tugenden  und  die  Vollbringung 
von  mindestens  zwei  Wundem  (s.  S.  252.  n.  6), 
auf  Fürbitte  des  servus  dei  zu  Gott  festzustellen. 
Die  Kongregation  lässt  zu  diesem  Zweck  die  s.  g. 
remissoriales  in  specie  (Formel  a.  a.  0.  7,  280) 
an  die  betreffenden  Ordinarien  ausfertigen.  Sind 
die  von  den  letzteren  geführten  Verhandlungen 
eingegangen  ,  so  ist  von  der  Kongregation  wieder 
zunächst  über  die  Gültigkeit  dieses  Specialpro- 


zesses zu  befinden.  Mit  Rücksicht  auf  die  Vor- 
schrift in  den  Dekreten  Urbans  VIII.,  dass  eine 
Beatifikation ,  bez.  Kanonisation  erst  60  Jahre 
nach  dem  Tode  der  betreffenden  Person  vorge- 
nommen werden  soll  (Benedict  XIV.  de  bea- 
tiflcat.  I.  22.  n.  9),  werden,  falls  diese  Zeit  noch 
nicht  abgelaufen  ist ,  die  Akten  versiegelt,  und 
alle  weiteren  Erörterungen  eingestellt.  Auch 
kann,  wenn  darauf  der  Termin  abgelaufen  ist, 
eine  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nur  auf 
ausdrücklichen  Befehl  des  Papstes  erfolgen. 

Wenn  dagegen  der  entgegengesetzte  Fall  vor- 
liegt ,  so  ist  darüber  zu  befinden  :  „An  constet  de 
virtutibus  theologalibus :  fide,  spe  etcharitate,  et 
cardinalibus :  prudentia,  iustitia,  fortitudine  et 
temperantia  in  casu  etc.  et  ad  effectum  etc^  Da- 
rüber wird,  wie  über  alle  weiteren  massgebenden 
Fragen,  in  einer  unter  dem  Vorsitze  des  Papstes 
gehalteneu  Cteneral  -  Kongregation  entschieden. 
Darauf  ist  noch  das  zweite  nothwendige  Dubi- 
um:  „Au  et  de  quibus  miraculis  constet  eta" 
zu  erledigen.  Wird  dieses  bejaht,  so  sind  die 
Erfordernisse  der  Beatifikation  festgestellt  Doch 
pflegt  in  neuerer  Zeit  der  Papst  zunächst  noch 
ein  consistorium  semipnblicum  zu  halten,  in 
welchem  namentlich  die  in  Rom  anwesenden 
Prälaten  erscheinen  (Bd.  I.  S.  366.  n.  6),  und  in 
welchem ,  was  freilich  blosse  Form  ist ,  noch  die 
Frage  beantwortet  wird :  „An  staute  probatione 
virtutum  et  mlraculornm  tuto  procedi  possit  ad 
indultum  beatifioationis".  Dann  beschliesst  der 
Papst  die  Beatiflkation,  und  es  wird  nunmehr 
von  der  secretaria  brevium  ein  Breve  über  die- 
selbe ausgefertigt.  Die  jetzt  übliche  Form  des 
wesentlichen  Theiles  lautet,  s.  die  Breven  Bene- 
dikts XIV.  in  dessen  acta  et  decreta.  Romae,  ed. 
cit  6 ,  107  ff. :  „de  supradiotae  congregationis 
(sc  rituum)  consilio  et  assenso,  auctoritate  apos- 
tolica  tenore  praesentium  indulgemus ,  ut  idem 
servus  dei  GamiUus  de  Lellis  in  posterum  Beati 
nomine  nuncupetur  eiusque  corpus  et  reli- 
quiae  venerationi  fidelium  (non  tamen  in  pro- 
cessionibus  circumferendae)  exponantur,  ima- 
gines  quoque  radiis  seu  splendoribus  exomentur 
ac  de  eo  quotannis  XV  m.  Julii  redtetur  officium 
et  missa  de  communi  confessoria,  non  pontifids, 
cum  oratione  a  nobis  approbata  iuxta  rubricas 
breviarii  et  missalis  Romani^ (worauf  dann  nähere 
Anordnungen  über  den  Gottesdienst,  welche  na- 
türlich für  die  einzelnen  Fälle  verschieden  sind, 
folgen).  Vgl.  hierzu  Benedict  XIV  de  beatif. 
1.22.24;  Bangen  a.  a.  0.  S.  236 ff.  Wegen 
des  Kanonisationsprozesses  s.  unten  S.  255.  n.  4. 

1  Const  Benedict.  XIV. :  Ad  sepulcra  v.  23.  No- 
vember 1741,  bull,  eiusd.  1, 42 ;  auchopp.  7,  23. 
S.  aucho.  S.  24an.  8. 

<  Protokolle  über  solche  Publikationen  in  app. 
IV.  ad  Ben  ed.  XIV.  de  beatif.  IIb.  1,  ed.  dt  7, 
114ff. ;  s.  auch  1.  c.  Hb.  I.  c  24.  n.  3  ff. 
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des  Seliggesprochenen  beginnen,  und  der  in  dem  Breve  gestattete  Gottesdienst  <  zu 
seinen  Ehren  in  anderen  Kirchen  gehalten  werden  2. 

Nach  der  Beatifikation  wird  nicht  sofort  zur  Kanonisation  geschritten,  ftlr 
diese  ist  vielmehr  erforderlich,  nicht  nur  dass  sich  der  Ruf  der  Heiligkeit  des  Selig- 
gesprochenen weiter  verbreitet  nnd  die  Verehmng  desselben  nnter  dem  Volke  ge- 
steigert hat,  sondern  auch,  dass  nach  der  Beatifikation  auf  seine  Fflrbitte  durch  Gott 
noch  weitere,  mindestens  zwei  Wunder  gewirkt  worden  sind^.  Ist  dies  in  dem  darüber 
angestellten  Verfahren  (dem  Kanonisations-Prozess)^  dargethan,  so  schliesst  die 
Kanonisation  mit  der  feierlichen,  vom  Papst  selbst  in  der  Peterskirche  ^  vorzunehmen- 
den Heiligsprechung  ^  ab  7,  über  welche  demnttchst  eine  besondere  Bulle  ausgefertigt 
wird^ 


1  Das  Nähere  darüber  Benedict  XIY.  de 
beatif.  IIb.  IV.  P.  II.  c.  1—5. 

2  Benedict  XIV.  1.  c.  1.24.  n.  14.  Dies 
wird  auch  stets  ausdrQcklich  In  den  Beatiükations- 
breven  bestimmt. 

•  S,  Dekret  Urbans  VIII.  nnd  Clemens*  IX.  ▼. 
10.  Sept.  1668 1.  c.  c.  25.  n.  2.  4. 

*  Das  Verfahren  wird  durch  Antrag  nnd  Me- 
moriale  des  Prokurators  der  Postalatoren  an  die 
Congr.  rit  In  Gang  gebracht.  Auf  Vortrag  In  der 
Kongregation  erthellt  der  Papst,  weun  er  zu- 
stimmt, derselben  die  eommissio,  und  die  Kon- 
gregation erlässt  dann  an  die  betreffenden  Ordi- 
narien Remlssorialien,  worauf  diese  die  nothwen- 
digen  Feststellungen  vornehmen.  NachEinsendung 
der  Verhandlungen  wird  die  Gültigkeit  des  Ver- 
fahrens (das  dubium  de  validitate)  geprüft ,  und 
bei  günstigem  Ausfall  die  weitere  Frage :  „An 
constet  de  relevantia  contentorum  in  processibus 
N.  N.  de  iis  quae  supervenerunt  post  indultam 
beato  N.  veneiationem  in  casu  etc.",  erörtert 
Wird  sie  bejaht,  so  ist  das  Verfahren  in  der  Ritus- 
konkregation  beendet  Nunmehr  hält  der  Papst, 
nachdem  er  die  Entscheidung  der  letzteren  be- 
stätigt hat  (s.  auch  Acta  s.  sed.  14,  237.  238), 
zonichst  ein  geheimes  Konsistorium,  in  welchem 
er  den  Kardinälen  seinen  Entschluss  mittheilt, 
den  Seliggesprochenen  zu  kanonisiren,  und  diese 
um  ihren  Rath ,  um  ihr  placet  oder  nicht  placet, 
befolgt ;  dann  folgt  ein  weiteres  öffentllohes  Kon- 
sistorium ,  in  welchem  ein  Konsistorial- Advokat 
zur  Information  über  die  Kanonisation  einen  Vor- 
trag hält  (Bd.  I.  S.  366.  n.  2),  —  dies  ist  aber 
jetzt  bedeutungslos  (vgl.  Bangena.a.  O.S.  246) 
—  und  endlich  ein  drittes,  und  zwar  ein  semi- 
publioum ,  zu  welchem  die  in  Rom  anwesenden 
Bischöfe,  gleichfalls  zur  Abgabe  ihres  Gutachtens, 
zugezogen  werden.  In  diesem  wird  der  Endbe- 
schluss  vom  Papste ,  nachdem  zuerst  die  Kar- 
dinäle ,  dann  die  Bischöfe  gefragt  worden  sind, 
gefasst,  nnd  das  Nöthige  in  Betreff  der  Vornahme 
des  solennen  Aktes  der  Kanonisation  angeordnet, 
Benedict  XIV.  L  c.  IIb.  I.  0.  34,  während 
Bangen,  a.  a.  0.  S.  24Ö,  das  letzte  Konsistorium 
als  ein  öffentliches  bezeichnet,  eine  Differenz, 
wdche  aber  keine  sadiliche  Bedeutung  hat ,  s. 
Bd.  I.  S.  366.  In  der  coli.  ooncU.  Lac.  6,  859. 
861  (betreffend  dieKanonisaÜonen  t.  1862)  wird 
übrigens  das  Konsistorium  ebenfalls  als  seml- 
publieum  bezeichnet. 

^  Wenn  der  Papst  in  Rom  residirt,  vgl.  da- 


rüber Benedict  XIV.  de  beatif.  1.36.  ^.1.2. 

«  Die  Formel  s.  0.  S.  249.  n.  1. 

"^  An  dem  bestimmten  Tage  beglebt  sich  der 
Papst  in  feierlicher  Prozession  in  die  Kirche.  Er 
nimmt  auf  dem  Throne  Platz,  und  nach  Empfang 
der  Obedienz  durch  die  Kardinäle,  Bischöfe,  Äbte 
und  Pöuitentiarien  stellt  ein  Konslstorial- Advo- 
kat in  Gegenwart  des  für  die  Postulation  der  Ka- 
nonisation bevollmächtigten  Prokurators  dreimal 
die  Bitte,  dieselbe  vorzunehmen.  Auf  die  ersten 
beiden  Male  eröffnet  der  Sekretär  der  Breven  (Bd.  I. 
S.  446)  die  Meinung  des  Papstes  dahin,  dass 
erst  inständige  Gebete  an  Gk)tt  gerichtet  werden 
müssten ,  und  es  wird  nach  dem  ersten  Male  die 
Litanei  der  Heiligen,  nach  dem  zweiten  der 
Hymnus :  Veni  creator  Spiritus  gesungen.  Erst 
nach  dem  dritten  Male  erklärt  der  Sekretär ,  dass 
der  Papst  die  Kanonisation  vornehmen  werde,  und 
nunmehr  spricht  der  Papst  diese  unter  Gebrauch 
der  citirten  Formel  (s.  0.  S.  249.  n.  1)  aus.  Darauf 
bittet  der  Konsistorial-Advokat  unter  Darbringang 
seines  Dankes  den  Papst  darum,  die  Ausfertigung 
der  Kanonisationsbulle  anzuordnen.  Dieser  ant- 
wortet mit :  Decernimus.  Nunmehr  ersucht  der 
AdYOkat  die  anwesenden  Protonotarien  nm  die 
Aufnahme  einer  oder  mehrerer  Urkunden  über 
die  Kanonisation,  was  von  dem  ältesten  Proto- 
notar  durch  die  Anrufung  der  nmden  päpstllohen 
Thron  Versammelten  mit  den  Worten:  „vobis 
testibus"  zugesagt  wird.  Demnächst  wird  das: 
Tedeumlaudamus  angestimmt  In  dem  Gonflteor, 
welches  durch  den  Diakon  gesungen  wird,  und  in 
der  Oration  wird  des  Namens  des  neuen  Heiligen 
gedacht  Endlich  erthellt  der  Papst  die  Absolu- 
tion und  den  Segen,  ebenfalls  unter  Erwähnung 
des  Kanonisirteu,  Benedict  XIV.  1.  c  $.9. 
Die  Feierlichkeit  sohllesst  mit  einer  feierlichen 
Messe,  welche  der  Papst,  oder  bei  seiner  Verhin- 
derung durch  Alter  oder  Krankheit,  einer  der  Kar- 
dinäle zu  Ehren  des  neu  kanonislrten  Heiligen 
celebrirt,  1.  c  $.  10.  Über  die  dabei  und  zwar 
bei  dem  Offertorium  dargebrachten  symbolischen 
Oblationen  (Wachskerzen,  Turteltauben,  Brode, 
Fässchen  Wein  u.  s.  w.)  vgl.  1.  c.  88-  11—13. 
S.  auch  die  in  den  Acta  oanonizationis  Benedicti 
XIV.  (opp.  dt.  Bd.  V.)  enthaltenen  Aktenstücke, 
namentlich  daselbst  p.  478  ff.  und  den  Bericht 
über  die  Kanonlsationen  Plus'  IX.  v.  J.  1862  in 
den  Acta  cono.  coli.  Lac.  6,  866  ff. 

8  Beispiele  solcher  Bullen  bei  B  e  u  e  d  i  c  t.  X I V. 
actacit  p.  Öl6ff.    Vgl.  auch  Benedict  XIV. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieaelbe. 


[§.   211. 


Neben  der  eben  besprochenen  Art  der  Beatifikation^  bez.  Kanonisation,  der  s.  g. 
heati/icatio,  bez.  canonizaüo  formalis  kommt  noch  als  Ausnahme  die  h,  oder  can,  ciequi- 
poUens  YOTy  d.  h.  eine  solche,  welche  der  Papst  ohne  vorgängiges  gerichtliches  Ver- 
fahren und  ohne  Feierlichkeiten  in  der  Weise  verfUgt,  dass  er  za  Ehren  eines  Dieners 
Gottes,  dessen  Verehrung  hergebracht  ist,  über  dessen  heroische  Tugenden  oder  ttber 
dessen  Martyrium  nach  der  übereinstimmenden  Ueberlieferung  kein  Zweifel  obwaltet 
und  dessen  fortwirkende  Wunderkraft  vom  Volk  angenommen  wird ,  die  Abhaltung 
eines  Offiziums  und  die  Oelebration  der  Messe  an  einem  bestimmten  Tage  anordnete 

Das  Verbot  der  öffentlichen  Verehrung  eines  Seligen  oder  Heiligen  ohne  vor- 
gängige Beatifikation  oder  Kanonisation,  sei  sie  eine  formalis  oder  aequipoUens,  trifft 
nach  den  Vorschriften  Urbans  VUI.  nicht  die  s.  g.  casus  excepH'^,  d.  h.  diejenigen,  in 
denen  eine  solche  Verehrung  entweder  auf  der  Uebereinstimmung  der  ganzen  oder 
des  grössten  Theiles  der  Eärche  ^  oder  auf  der  Ueberlieferung  der  Kirchenväter  oder 
anderer  heiliger  Männer^  oder  auf  einen  Indult^  des  päpstlichen  Stuhles  oder  der 
Oongregatio  rituum  ^  oder  auf  einer  unvordenklichen ,  d.  h.  mehr  als  hundert  Jahre  ^ 
zurückreichenden  Gewohnheit  beruht^.  Die  Beobachtung  und  Festhaltung  des  bis- 
herigen Kultus  ist  in  diesen  Fällen  nicht  davon  abhängig,  dass  von  irgend  einer  Seite 


de  beatif.  1. 36.  $.  14.  Neben  dieser  allgemeinen 
Kanonisationsblüle  werden  mitunter  auch  noch 
päpstliche  Schreiben  über  die  Kanonisation  an 
alle  Bischöfe  des  Vaterlandes  des  Heiligen,  oder 
an  einzelne  Mönchsorden  oder  auch  an  einzelne 
Fürsten  erlassen,  welche  zugleich  zur  Verehrung 
des  Kanonisirten  auffordern. 

i  Benedict.  XIY.  de  beatit  I.  40.  n.  1  und 
41.  n.  1.  Ein  Beispiel  bietet  die  Kanonisation 
des  h.  Romulus  durch  Clemens  YIIL,  vgl.  const. 
Pia  mater  ▼.  9.  Juli  1593,  bull.  Taur.  10,  201 : 
„cardinalium  congregationi  ss.  rituum  praeposl- 
torum  Gonsilio  et  assensu  eiusdem  s.  Romualdi 
nomen  et  diem  festum  in  Kaiendario  romano  . . . 
die  YII.  febr.,  quo  die  eins  translatio  facta  est, 
adscribendum  eiusque  officium  a  quibusoumque 
personis  ecclesiasticis  saecularibus  et  regularibus 
ubique  terrarum  existentibus  sub  ritu  duplici  de 
communi  confessorum  non  pontiflcum ,  ubi  pro- 
prium deest,  praeter  lectiones  seoundi  noctumi, 
quae  propriae  assignantur ,  ab  eiusdem  congre- 
gationis  cardinalibus  approbatae,  celebrandum 
esse  . .  .  decemimus  et  statuimus^  Weitere  Bei- 
spiele bei  Benedict.  XIY.  1.  c.  $$.  2 IT. 

2  S.  252.  n.  7.  Ueber  diese  im  Allgemeinen 
Benedict.  XIY.  LcU.  17. 

3  Nicht  aber  blos  eines  einzelnen  Theiles. 
Hierunter  können  indessen  die  Fälle,  in  denen 
▼or  der  Reservation  Alexanders  III.  die  Yer- 
ehrung  in  der  Kirche  sich  bereits  nach  anfäng- 
licher Oenehmigung  durch  den  betreffenden  Orts- 
bischof festgestellt  hat,  nicht  verstanden  werden, 
da  der  Papst  den  so  nach  früherem  Recht  gültig 
zum  Heiligen  oder  Seligen  Erklärten  nicht  noch 
einmal  beatiflciren  oder  kanonisiren  kann.  Des- 
halb ist  dieser  Ausnahmefall  unpraktisch  geblie- 
ben, Benedict  1.  c  II.  19.  n.  3. 

^  Benedict.  1.  c.  n.  5  ff.  Doch  ist  nach  dem- 
selben kein  Fall  vorgekommen ,  wo  dieser  casus 
exceptus  allein  ohne  gleichzeitige  Bezugnahme 


auf  die  unvordenkliche  Zeit  festgestellt  worden 
wäre. 

^  In  dem  o.  S.  252.  n.  7.  citirten  Dekret  fin- 
det sich  dieser  Fall  nicht  ausdrücklich  erwähnt, 
wohl  aber  in  den  das  Verfahren  betreffenden  De- 
kreten Urbans  YUI.  (Benedict.  XIY.  aoU  et 
deor.  cit.,  opp.  7.  269) i  „  .,  quando  aliquis  pos- 
tulator  allegaret,  se  versari  in  uno  casibus  exceptis, 
nempe  quod  cultus  fuerit  adhibitus  ex  indulto 
sununorum  pontificum  vel  permissione  sacrae 
congregationis  vel  per  communem^  (das  folgende 
bis  vel  ordinarii  wie  in  der  angeführten  Stelle). 
Das  Indult  kann  auch  vivae  vods  oraculo  gegeben 
sein,  Benedict.  XIY.  de  beatif.  II.  20.  n.  3. 

®  Dies  ist  vor  Urbaii  YIII.  vorgekommen.  Da 
aber  seitdem  die  Kongregation  in  allen  hier- 
her gehörigen  Angelegenheiten  die  päpstlictie 
Bestätigung  ihrer  Entscheidungen  einzuholen 
hat  (Bd.  I.  S.  472.  n.  4),  so  ist  der  Fall  seitdem 
unpraktisch,  Benedict.  XIY.  l.  c.  11.21.  n.  1. 

7  S.  0.  S.  252.  n.  7 ;   vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

9  Dies  ist  der  praktisch  häufigste  Fall.  YgL 
über  ihn  Benedict.  XIY.  l.  c.  II.  22.  23  (s. 
auch  Acta  s.  sed.  17,  398).  Andere  FäUe  zählt 
Benedikt  XI Y.  nicht  auf,  indem  er  die  letzten  Worte 
der  cit.  Dekrete  Urbans  YIII. :  „vel  longissimi 
temporis  sdentia  ac  tolerantia  sedis  apostolicae 
vel  ordinarii"  als  gleichbedeutend  mit :  „per  im- 
memoriabilem  temporis  cursum",  IL  19.  n.  2.  und 
22.  n.  %  auffasst,  und  für  beide  FäUe  den  Nach- 
weis der  Kenntniss  oder  Duldung  des  aposto- 
lischen Stuhles  oder  des  Ordinarias  verlangt,  L  c. 
c23.  n.  11,  offenbar  wegen  derVorschrift  des  Breves 
Urbans  YIII.  Gaelestis:  „Insuper  longissimum 
tempus  illiosve  immemoriabilem  cursum,  de  quo 
in  praedioto  deoreto  intelligi  declaravimus  esse 
tempus  centum  annorum  metum  excedens",  durch 
welche  allerdings  der  Unterschied  zwischen  der 
unvordenklichen  Zeit  und  dem  longissimum  tem- 
pus verwischt  worden  ist. 


§.  211.]  Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.   Die  Verehrung  der  Heiligen. 
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die  Beatifikation  oder  die  Kanonisation  beantragt  wird  ^  Bestehen  Zweifel ,  ob  die 
erwähnten  Voraussetznri^n  vorliegen,  so  hat  der  Ordinarius  darüber  zu  befinden 2. 
Eine  Bestätigung  seines  Ausspruches  durch  den  Papst  ist  nicht  erforderlich  ^.  An 
den  päpstlichen  Stuhl  kann  eine  solche  Angelegenheit  allerdings  durch  Anfrage  sei- 
tens des  Ordinarius  gebracht  werden.  Auch  entscheidet  der  Papst  unter  Beihülfe 
der  Congregatio  rituum,  wenn  bei  ihm  ausdrücklich  um  Genehmigung  des  bisherigen 
Kultus  gebeten  wird  ^.  Erfolgt  in  einem  solchen  Fall  eine  günstige  Entscheidung,  so 
liegt  darin  eine  heat^catio  oder  canonizaHo  aequipollens^ , 

Zu  dem  Specialprozess,  durch  welchen  das  Vorliegen  eines  s.  g.  casus  exceptus 
festzustellen  ist  ^,  kommt  es  dagegen  allein,  wenn  von  den  Betheiligten  die  Selig-  oder 
Heiligsprechung  formell  betrieben  wird  ^.  Allerdings  ist  es  in  einem  solchen  Falle, 
nachdem  der  casus  exceptus  dargethan  worden  ist,  keineswegs  ausgeschlossen,  dass 
der  Papst  ohne  weiteres  formelles  Verfahren  zu  einer  beatificatio  oder  canonizatio 
aequipollens  schreitet^. 

£.  Die  Wirkung  der  Beatifikation  und  der  Kanonisation.  1.  Ver- 
ehrung der  Heiligen  und  Seligen  im  Allgemeinen.  Die  Beatifikation  und 
Kanonisation  unterscheiden  sich  in  ihren  Wirkungen  dadurch ,  dass  den  Kanoni- 
sirten  eine  grössere  Verehrung  als  den  blos  Beatificirten  gebührt.  Die  Heiligge- 
sprochenen ^  sind  1 .  in  der  ganzen  Ejrche  und  von  allen  Gläubigen  als  Heilige,  sancii, 
anzuerkennen  ^^,  2.  Sie  werden  in  den  öffentlichen,  namens  der  Kirche  gehaltenen 
Gebeten  um  ihren  Beistand  und  ihre  Fürbitte  angerufen  ^^.  3.  Zu  Ehren  und  zum 
Andenken  der  Heiligen  dürfen  Kirchen  und  Altäre  errichtet  und  Gott  geweiht  wer- 
den. 4.  Es  ist  gestattet,  sie  bei  der  Darbringung  der  Messe  und  bei  Abhaltung  der 
kanonischen  Tageszeiten  anzurufen  i^.    5.  Die  Kirche  feiert  zu  Ehren  jedes  Heiligen 


i  L.  0.  IL  17.  n.  7.  Beüpiele  für  die  öffent- 
liche Verehrung  nicht  Beatiflcirter  and  nicht 
Kanonisirter  1.  c.  c.  18. 

2  Trid.  Sess.  XXV.  docr.  de  Invocat.  vener.  et 
reliquüB,  Benedict  XIV.  1.  c.  II.  17.  n.  7. 

8  Benedict.  XIV.  1.  c. 

<  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  7. 

6  L.  c  I.  40.  n.  1.  Der  Kultus  darf  aber  dann 
ohne  päpstliche  Genehmigung  nicht  über  den 
früheren  Umfang  ausgedehnt  werden,  doch  ge- 
wählt der  Papst  bei  der  Beatifikation  vielfach 
erweiternde  Concessionen,  L  c.  u.  Hb.  IV.  P.  II. 
c.  3.  Es  ist  aber  aach  möglich ,  dass  der  Papst, 
obwohl  er  den  Kultus  nicht  billigt,  ihn  doch  nicht 
direkt  untersagt,  ihn  vielmehr  mit  Rücksicht  auf 
die  bestehenden  Verhältnisse,  namentlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Gläubigen  des  betreffenden 
Ortes,  tolerirt,  also  den  Status  quo  bestehen  lässt, 
sich  aber  andererseits  gegen  Annahme  einer  Bil- 
ligung seinerseits  verwahrt.  Darin  liegt  natürlich 
keine  beatificatio  aequipollens.  Beispiele  dafür 
I.e.  1.40.  n.  2ff. 

•  8.  0.  S.  263  Anm. 

7  Benedict  XIV.  1.  c  II.  17.  n.  Iff. 

8  Ein  Beispiel  dafür  bei  Benedict  XIV. 
1.  c.  I.  41.  $.  6.  Der  Papst  wird  selbstverständ- 
lich eine  beat  oder  oan.  aequipollens  nur  vor- 
nehmen, wenn  die  Erfordernisse  eines  casus  ex- 
ceptus vorliegen,  weil  erst  dann  die  nöthigen 
Voraussetzungen,  welche  sonst  durch  den  for- 

Hinschins,  Kirchenrecht  lY. 


mellen  Prozess  festgestellt  werden,  dargethan 
sind.  Der  proeessus  specialis  super  casu  excepto 
ist  aber  dazu  nicht  nothwendig,  und  es  ist  daher 
unrichtig,  wenn  v.  Moy  a.  a.  0.  S.  151  das  We- 
sen der  beat.  aequipollens  darin  sieht ,  dass  ein 
solcher  Prozess  vorausgeht. 

9  Benedict  XIV.  1.  c.  1.38. 

>0  Das  drückt  die  Formel:  Einverleibung  in  den 
Katalog  der  Heiligen,  s.  0.  S.  249,  aus.  Ein  be- 
sonderer, offizieller  derartiger  Katalog  wird  in  Rom 
bei  der  Kurie  nicht  geführt ,  auch  ist  darunter 
nicht  etwa  das  Martyrologium  romanum,  in  wel- 
chem neben  den  sancti  auch  beati  vorkommen, 
zu  verstehen,  vielmehr,  wie  die  betreffenden 
Schriftsteller  sich  ausdrücken,  der  „mentalis  in 
corde  et  mente  ecclesiae  catalogus",  also  die  Eiu- 
reihung  unter  die  Zahl  der  Heiligen,  Bene- 
dict. XIV.  1.  c.  I.  38.  n.  2. 

11  Deshalb  darf  auch  nicht  für  sie  gebetet  wer- 
den, 8.  0.  S.  240.  n.  5. 

w  Das  aber  nicht  ohne  Weiteres.  Sofern  dies 
nicht  etwa  schon  zu  der  Zelt,  als  der  Kanonisirte 
beatiflcirt  wurde,  in  einer  Kirche  und  in  be- 
stimmtem Umfange  gestattet  worden  ist,  genügt 
weder  die  feierliche  Kanonisation ,  noch  die  Ka- 
nonisationsbulle  allein ,  um  ein  Recht  oder  eine 
Pflicht  zur  Feier  der  Messe  und  zur  Recitation 
des  Offiziums  in  der  ganzen  Kirche  zu  begründen, 
vielmehr  bedarf  es  dazu  noch  einer  besonderen 
päpstlichen  Anordnung ,  selbst  dann ,  wenn  bei 
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jährlich  einen  oder  mehrere  Festtage  K  6.  Ihre  Bildnisse  dürfen  mit  den  Zeichen  der 
Heiligkeit,  Strahlen  oder  einer  Krone  oder  einem  sonstigen  entsprechenden  Schmuck 
in  den  Kirchen  angebracht,  sowie  7.  ihre  Körper  oder  Reliquien  der  letzteren  in 
entsprechender  Weise  in  der  Kirche  aufbewahrt  und  zu  gewissen  Zeiten  zur  öffent- 
lichen Verehrung  für  die  Gläubigen  ausgestellt  werden. 

Den  Seligen  (beaii)  darf  dagegen  die  öffentliche  Verehrung  allein  in  denjenigen 
Umfange ,  wie  sie  seit  unvordenklicher  Zeit  hergebracht  oder  in  dem  Beatifikations- 
Indulte  zugelassen  worden  ist ,  erwiesen  werden  ^.  Sofern  aber  auf  diese  Weise  der 
Kultus  nicht  näher  bestimmt  werden  kann ,  ist  die  Herumtragung  ihrer  Reliquien  in 
Prozession  ausgeschlossen  3.  Auch  bleibt  die  Ausdehnung  ihrer  öffentlichen  Ver- 
ehrung über  den  Ort  hinaus,  für  welchen  sie  gestattet  ist,  verboten*.  Femer  dürfen 
ihre  Bildnisse  und  Reliquien  nicht  öffentlich  in  den  Kirchen,  Sakristeien  oder  irgend 
welchen  Oratorien ,  vor  allem  nicht  in  solchen,  in  denen  Messe  gelesen  wird,  ohne 
päpstliche  Erlaubniss  ausgestellt  ^,  falls  aber  eine  solche  ertheilt  ist ,  doch  nicht  auf 
den  Altären,  sondern  nur  an  den  Wänden  angebracht  werden^.  Zur  Errichtung  von 
Altären  und  zur  Feier  besonderer  Feste  zu  Ehren  der  Seligen  bedarf  es  gleichfalls 
einer  päpstlichen  Genehmigung^,  und  ebensowenig  dürfen  ohne  Weiteres  die  kanoni- 
schen Tageszeiten  öffentlich  zu  ihren  Ehren  abgehalten  ^,  noch  ihre  Namen  in  die 
Kirchengebete  eingeschaltet  werden^. 

Ist  die  Errichtung  von  Altären  durch  den  Papst  gestattet  worden,  so  ist  damit 
noch  nicht  die  Erlaubniss  ertheilt ,  die  Seligen  in  der  Messe  und  in  den  kanonischen 
Tageszeiten  anzurufen  ^^.  Wenn  aber  die  Feier  der  Messe  zu  Ehren  derselben  aus- 
drücklich vom  Papste  erlaubt  sein  sollte  ^^  so  dürfen  trotzdem  nicht  einmal  andere 
Geistliche  als  diejenigen,  welche  zu  der  bezüglichen  Kirche  oder  zu  der  bezüglichen 
Gemeinschaft  (z.  B.  dem  Orden)  gehören ,  eine  solche  in  der  betreffenden  Eärche 
celebriren  ^^.  Endlich  können  Feste  zu  Ehren  der  Seligen  nur  zufolge  speciellen 
päpstlichen  Indultes  gefeiert ^3,  und  ihre  Namen  allein  in  die  Kalender  für  diejenigen 

der  Kanonisatioii  oder  iu  der  Balle  der  Messfeier  aactas  et  extensas,  eo  c&sa  s.  eadem  cougr.  eau- 

und  des  Offiziums  besonders  erwähnt  ist,  weil  dem  iu  pristtimm  statam  reduci  iubet." 

auoh  in  dem  letzten  Fall  der  Ritns  nnd  die  Art  ^  Decret.  Alex.  cit.  u.  11. 

des  Festes  (ob  duplex  u.  s.  w.)  noch  nicht  fest-  *  L.  c.  n.  4. 

steht  und  nicht  aus  den  Rubriken  des  Missales  •">  L.  c  n.  1. 

und  Breviers  entnommen  werden  kann,  Bene-  ^  L.  c.  n.  2.    Gestattet  ist  es  aber,  wenn  die 

dict.  1.  c.  n.  3 — 7.    Über  die  Art  der  die  Messe  zu  Ehren  des  Seligen  kraft  päpstlicher  Er- 

Messe  und  das  Offizium  gewährenden  laubniss  celebrirt  werden  darf,    Gongr.  rit.  t. 

Konzession  s.  des  Näheren  1.  o.  IIb,  IV.  P.  II.  17.  April  1660,   Gardelliui  n.  2046.  I. ;  1, 

c.  6.  346;  Benedict.  XIV.  1.  c. 

.„....:.     ^r    V         IX  "^  Decr.  Alex.  cit.  n.  3. 

1  Hier  gilt  das  Vorbemerkte.  8  l.  c.  n.  5. 

2  Dekr.  d.  Congr.  rit.  v.  5.  Okt.  1652,    Gar-  «  L.  c.  u.  9.  10. 
dellinied.  cit  n.  1654;  1,  289  u.  Benedict  »o  l.  o.  n.  3. 

XIV.  1.  c  I.  37.  n.  13,  ferner  Dekret  Alexanders  i*  In  den  Kirchen,  in  denen  dies  gestattet  ist, 

VIL  ▼.  27.  Septl659,  Benedict.  XIV.  I.e.  u.  dürfen  auch  ihre  Reliquien  ausgestellt  werden, 

Gardellini  n.  2002;    1,  337:    „Sacra  Urnen  Cougr.  v.  17.  April  1660  dt,  Gardellini  n. 

congr.  . . .  remoTore  non  intendit  cultum  beatis  2046.  IV. 

per  communem  ecclesiae ,  consensum  vel  im-  ^'^  Dies  gilt  selbst  von  den  Kardinälen,  decret. 

memorabilem    temporis    cursum    aut    per    pa-  Alex.  cit.  n.  6,  und  in  Betreff  der  Kirchen  eines 

trum  Yirornmque  sanctorum    scripta  vel    tem-  Ordens  von  den  demselben  augehörigen  Bischöfen, 

poris  C  annorum  metam  excedentis  scientiam  ac  auch  wenn  diese  zufolge  besonderen  päpstlichen 

tolerantiam  sedis  apostolicae   aut  ordinariorum  Indultes  trotz  ihrer  Promotion  (s.  dazu  Bd.  IL 

hactenus  praestitumac  certis  modo  et  forma  ab  eo  S.  489)  noch  der  Privilegien  des  Ordens  theil- 

tempore  eis  exhibitum.  Verum,  si  a  G  annis  citra  haftig  geblieben  sind,  Congr.  rit.  cit.  n.  1660.  V. 

cultus    hniusmodi   aliqua   ex  parte   constiterit  i^  Decret.  Alex.  cit.  n.  7. 
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Orte  und  diejenigen  Personen-Oesammtheiten ,  für  welche  der  Kultus  mit  Messfeier 
und  Abhaltung  der  kanonischen  Tageszeiten  gestattet  ist,  eingetragen  werden  K 

2.  Insbesondere  von  der  Verehrung  der  Heiligen  als  Kirchen- 
patrone 2.  Nur  die  Heiligen,  sancti,  nicht  die  beati,  d.  h.  diejenigen,  welche  ka- 
nonisirt  oder  als  Heilige  in  der  ganzen  Kirche  rechtmässig  verehrt  werden  ^,  können 
zu  s.  g.  patroni,  Patronen  gewählt  werden  ^,  d.  h.  es  dürfen  Kirchen,  Kapellen,  Ora- 
torien, ferner  einzelne  Ortschaften,  Diöcesen,  Provinzen  und  Länder,  sowie  kirchliche 
Genossenschaften  (Orden,  Kongregationen,  Brüderschaften  ^)  unter  den  Schutz  eines 
Heiligen  gestellt  werden ,  welcher  vorzugsweise  für  die  zu  den  betreffenden  Insti- 
tuten ,  Bezirken  und  Oemeinschafiien  gehörigen  Personen  als  Fürsprecher  bei  Gott 
erscheint  ^  und  darum  seitens  derselben  einer  besonderen  und  ausgezeichneten  Ver- 
ehrung geniesst.  Die  Wahl  des  Patrons  ^  steht ,  wenn  es  sich  um  eine  Ortschaft  oder 
einen  Distrikt  oder  um  ein  Land  handelt,  dem  Volke  (nicht  allein  den  Kommunal-  oder 
Staatsbeamten)  unter  Zustimmung  des  Bischofs  und  des  Klerus^  zu,  und  bedarf  der 
Bestätigung  der  Congregatio  rituum^.  Was  dagegen  die  Patrone  von  Kirchen  betrifft, 
so  hat  diese  'endgültig  derjenige  kirchliche  Obere  zu  bestimmen ,  welcher  für  Er- 
richtung der  kirchlichen  Anstalt  zuständig  ist  i^.  Wird  die  Kirche  nach  dem  Patron 
genannt,  so  heisst  er patronus  tihdaris^^.  Es  ist  auch  zulässig  für  eine  Kirche  oder 
einen  Distrikt  oder  Ort  statt  eines  mehrere  Patrone  zu  wählen  ^2,  jedoch  kann,  abge- 


1  L.  c  n.  8. 

2  Patrons  et  titnlaires  in  den  Analect.  iur.  pon- 
tif.  1866.  p.  850  ff. 

8  Daher  auch  die  Engel  und  die  Jongfraa  Maria, 
Benedict.  XIV.  debeatif.  IIb.  IV.  P.  II.  c  30. 
n.  6ff.;  Probst,  Brevier.  2.  Anfl.  S.  268. 

*  Nicht  also  blosse  beati,  decr.  Urbanl  VIII.  v. 
23.  März  1630,  n.  1,  Gardellini,  1.  c  n.  852; 
1,  178  nnd  Ferraris  s.v.  patroni  sancti  n.  1. 
Vor  dem  oit.  Dekrete  ist  dies  allerdings  vorge- 
kommen nnd  auch  vom  päpstlichen  Stahl  zuge- 
lassen worden,  s.  Benedict  XIV.  I.e.  c.  14. 
n.  3.  6  ff. 

&  So  hat  Leo  XIII.  auf  Ansuchen  den  h.  Vin- 
ceuz  V.  Paula  zum  Patron  aller  Brüderschaften, 
welche  Werke  der  christlichen  Barmherzigkeit 
üben,  erklärt,  Acta  s.  sed.  18,  45  ff. 

<)  Gott  selbst  kann  daher  nicht  zum  Patron  ge- 
wählt werden,  ebensowenig  Christus ,  weil  die- 
ser, wenn  auch  Fürsprecher  der  Menschen,  es 
doch  in  höherem  Sinn,  und  zugleich  Richter  der- 
selben ist,  Probst  a.  a.  0.  S.  26a 

^  Decr.  Urban.  cit. :  ^.  Quod  de  patrono  civi- 
tatis electio  fleri  dobeat  a  populo  medlante  oon- 
sillo  generali  illius  civitatis ,  non  autem  ab  offl- 
cialibus  solum  et  quod  acoedero  debeat  consensus 
expressus  episcopi  et  cleri  illius  civitatis.  Idemque 
servari  debeat  in  patrono  regni ,  qui  pariter  eligi 
debeat  a  populo  slngularum  civitatum  proviuciae, 
non  autem  a  repraesentantibus  regnum ,  nisi  ad 
hoc  habeant  speciale  mandatum  et  pariter  cum 
cousensu  episcopi  et  cleri  dlctarum  civitatum. 
3.  Quod  causae  olectionis  novorum  patronorum 
debeant  In  s.  Rituum  Cougregatione  deduci  et 
examinari ,  ac  demum  causa  cognita ,  ab  eadem 
oongregatione  approbari  et  conflrmari''. 

8  Sind  in  dem  Lande  mehrere  Bischöfe,  so 
werden  alle  zuzustimmen  haben,  unter  dem  Kle- 
rus auch  der  Regularklerus ,   namentlich   well 


er  das  Offizium  und  die  Messe  zu  Ehren  des  Pa- 
trons mitzufeiern  hat,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
n.  4.  5. 

^  Orden,  Congregationen  und  Klöster  sind  zur 
Wahl  eines  Patrons  mit  der  Wirkung ,  dass  das 
Offizium  desselben  gefeiert  wird,  allein  kraft 
päpstlichen  Indultes  fähig,  Gardellini  l.  c. 
n.  3833  IL;  2,  275;  de  Her  dt  sacr.  liturg. 
praxis  t  III.  n.  119,  weil  der  Stifter  ihres  Ordens 
Ihr  Patron  ist  S.  überhaupt  Analecta  1855  p.  882. 

10  Also  bei  Kathedralen  und  KoUeglatkirchen 
der  Papst,  Bd.  IL  S.  385.  387,  bei  Pfarr-  und 
anderen  Kirchen  der  Bischof  a.  a.  0.  S.  388.  Die 
Nothwendigkeit,  einen  bestimmten  Patron  zu  wäh- 
len,' kann  aber  dadurch  begründet  werden ,  dass 
deijenige  ,  welcher  keine  kirchenrechtliche  Ver- 
pflichtung hat,  zum  Bau  einer  Kirche  die  Mittel 
zu  gewähren,  an  die  Hergabe  der  letzteren  eine 
darauf  gehende  Anordnung  knüpft,  s.  a.  a.  0. 
S.  392.  Schon  bei  der  Benediktion  des  Grund- 
steines und  dann  bei  der  Konsekration  oder  Be- 
nedlktion  der  Kirche  wird  der  Name  des  Patrons 
ausdrücklich  genannt,  s.  die  betreffenden  For- 
mulare im  Pontificale  und  Rituale. 

li  Denn  titulus  ist  der  Name,  die  Bezeichnung 
der  Kirche,  Bd.  I.  S.  63.  n.  4.  Es  ist  indessen 
nicht  erforderlich,  dass  die  Kirche  nach  dem  Pa- 
tron benannt  wird ,  es  kann  vielmehr  ihre  Be- 
zeichnung auch  von  einem  göttlichen  Geheimniss, 
der  h.  Trinität,  dem  b.  Geist,  dem  h.  Herzen 
Jesu,  hergenommen  werden.  In  diesen  Fällen  ist 
der  titulus  und  das  patrooinium  der  Kirche  nicht 
identisch,  der  Patron  also  nicht  zugleich  titularis 
der  Kirche,  Probst,  Brevier  S.  268. 

12  Das  geschieht  auf  dieselbe  Weise ,  wie  in 
Betreff  des  Hauptpatrons,  Analecta  1855  p.  864. 
865 ;  d e  H  er d  1 1.  c.  n.  120.  Am  häufigsten  fin- 
den sich  für  die  Ortschaften  solche  Nebenpatione, 
Probst  S.  274. 
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sehen  von  einem  besonderen  päpstlichen  Indult  oder  einer  unvordenklichen  Ge- 
wohnheit nur  einer  zum  8chntzp9,tron  {patr onus  prtncipalis  oieiprincipalior^)  bestimmt 
werden.  Die  anderen  gelten  neben  ihm  nur  als  Fflrspreoher  in  zweiter  Linie  (als 
s.  g.  patroni  minus  principaUs,  secundarti)  und  dflrfen  daher  nicht  in  derselben  Weise, 
wie  die  ersteren  gefeiert  werden  2. 

Abgesehen  von  einer  Suppression  der  betreffenden  Kirche  ^  kann  der  Patron 
allein  mit  Zustimmung  des  päpstlichen  Stuhles  geändert  werden^,  und  wird  erst  nach- 
träglich ein  weiterer  Patron  gewählt ,  so  tritt  er ,  falls  ein  päpstliches  Lidult  nichts 
anderes  bestimmt,  dem  früheren  nur  als  patronus  secundarius  zur  Seite  ^. 

Der  Unterschied  zwischen  den  Haupt-  und  Nebenpatronen  hat  wesentlich  für 
den  öffentlichen  Gottesdienst  Bedeutung.  Das  Fest  des  Patrons,  patronus princi- 
palisy  kann  und  muss  als  festum  duplex  erster  Klasse^  mit  der  Oktave^  gefeiert  wer- 
den^, und  zwar  in  suo  loco  oder  in  ecdesia^,  jedoch  gilt  dies  nicht  für  blos  öffentlich 
zugängliche  Kapellen  oder  Oratorien,  welche  sich  in  bischöflichen  Palästen,  in  Semi- 
narien,  Spitälern,  Ordens-  und  auch  Privathäusem  befinden  ^<^,  so  dass  also  praktisch 
allein  die  Kathedralen,  KoUegiat-,  Pfarr-  und  Klosterkirchen ^^  sowie  solche  nicht 
mit  Pfarr-Rechten  ausgestattete  Kirchen,  in  welchen  täglich  Messe  gelesen  ^'^  wird, 
und  welche  für  den  allgemeinen  Gottesdienst  bestimmt  sind,  sofern  ein  besonderer 
Klerus  an  ihnen  angestellt  ist  ^^,  in  Frage  kommen.  Die  Kirche  braucht  nicht  kon- 
sekrirt  zu  sein,  es  genflgt,  wenn  sie  nur  benedicirt  ist^^. 

Kirchlich  zu  feiern  hat  das  Fest  der  Klerus,  soweit  er  zu  demjenigen 
Kreise  gehört,  auf  welchen  sich  das  Patrocinium  des  betreffenden  Hauptpatrons 
bezieht.  Mithin  ist  das  Fest  des  Patrons  der  Diöcese,  der  Kathedrale  oder  der 
Bischo6stadt  >^  von  allen  zur  Diöcese  gehörigen  Klerikern  ^^,  insbesondere  auch  von 

1  Zwei,  wenn  sie  so  eng  verbanden  gedacht  sitns  oder  depositionis  genannt) ,  Probst,  £a- 
werden ,  dass  sie  von  der  Kirche  an  einem  Tage  charlstie  als  Opfer  8.  375,  bei  der  Jnngfran  Ma- 
gefelert  werden,  wie  z.  B.  Peter  nnd  Pan),  Ger-  rla,  wenn  sie  ohne  weiteren  Beisatz  zur  Patronin 
vaslus  nnd  Protasins,  deHerdtl.  c  gewählt  ist,  an  Maria  Himmelfahrt,  Congr.  rlt 

2  Das  wird  ans  der  Vorschrift  in  der  Gonst.  bei  Oardellini  n.  4427  zn  L  II. ;  3,  15. 
Urbans  YIII. :  Uni  versa  v.  13.  September  1642,  ^  Das  erglebt  der  Begriff  des  Pattocinlnms, 
bull.  Tanr.  15,  206  über  die  Feier  der  Festtage  Probst,  Brevier  S.  270. 

der  patroni  prlnclpaliores  als  festa  de  praecepto  ^  Congr.  rlt.  vom  12.  Nov.  1831  n.  4669  zu 

hergeleitet.    S.  auch  Gardell Ini  1.  c  n.  4587;  XXXIY.;  Gardellini  3  app.  p.  75.  78:  „An 

3,  210  nnd  Anm.  1  dazu ,  und  n.  4954 ;  4,  70 ;  festum  titularls  capellamm  publlcarum  et  orato- 

Benedlct.  XIY.  1.  c.  c.  15.  n.  3.  de  Herdt  rlorum  quae  exlstunt  In  aedibus  eplscopallbus, 

1.  c.  n.  122.  seminarlls,   hospitallbus ,    domibus  regularlum 

s  S.  Bd.  II.  S.  461.  domlbusque  prlvatls  celebrarl  debeat  sub  ritu 

^Gardelllnll.  c.  n.  1888;  1,  318;  n. 4954  dupllcl  I.  class.  cum  credo  et  octava  (nam  ora- 

cit. ;  Gardelllnl  Note  1  zu  3,  210  u.  n.  1  Im  toria  publica  vocantur  etlam  ecdesiae)?  Nega- 

app.  Ibid.  p.  138.  tlve^,  womit  aber  nur  die  Feier  als  Fest  ersten 

^  Gardellini  L  c  n.  4587  cit ;  de  Herdt  Ranges,  nicht  jede  Feier  überhaupt  verboten  ist, 

I.  c.  n.  123.  Probst,  Brevier  8.  277.  278!; 

«  S.  0.  S.  198.  n.  %  11  de  Herdt  L  c.  t.  U.  n.  219. 

^  S.  a.  a.  0.  n.  5.  12  Dass  es  ab  und  zu  geschieht,  genügt  nicht, 

s  Brevlar.  roman.  rubr.  gen.  I.  n.  1 :  „Officium  G  a r  d  e  1 1  i  n  1  1.  c.  n.  5079  zu  II. ;  4,  126. 

flt  duplex  ...  In  feste  patroni  unlus  vel  plurium  la  Gardelllnl  1.  cn.  5183  zu  XYI.;  4, 169. 

alioulus  loci  vel  titularls  ecdesiae'';  rubr.  gen.  1«  L.  c.  3833  zu  I.;  2,  275;  de  Herdt  1.  c. 

YII.  n.  1 :  ,^e  octava  flt  oCflclum  vel  saltem com-  n.  219;  Probst,  Brevier  S.  271.  272. 

memoratlo  (quando  allquo  festo   vel  domlnlca  ifi  Gewöhnlich  Ist  dies  für  alle  drei  Fälle  der- 

Impedltur)  pdr  YIII  dies  continuos.    Flt  de  oc-  selbe  Heilige. 

tava  ...  in  festo  principalls  patroni  et  titularls  ^  So  die  Congr.  rituum  für  den  Patron  derDiö- 

lod  vel  eccleslae'';  Probst,  Brevier  S.  269,  de  cese,    Gardellini   1.    c.  n.  4044  zu  L  und 

Herdt  1.  c.  t.  II.  n.  222,  und  zwar  an  dem  n.4611;  2,  355.  u.  3,  282;  für  den  der  Käthe- 

Todestage  des  Patrons  (beim  Märtyrer  dies  na-  drale,  1.  c.  n.  4119  zu  YIII.;  2,  388;  für  den  der 

talls,  s.  0.  S.  239.  n.  10,  beim  Confessor  dies  trän-  Bischofsstadt,  1.  c  n.  1155  zu  L  u.  n.  1883 ;  1, 
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den  Mönchen  und  Nonnen ,  selbst  wenn  sie  exemt  sind  nnd  ein  anderes  Brevier  als  das 
römische  gebrauchen  S  das  des  Patrons  einer  anderen,  insbesondere  der  Pfarrkirche, 
von  denjenigen  Oeistliohen,  welche  an  derselben  ein,  wenn  auch  noch  so  geringes 
Benefizium  inne  haben  ^  oder  derselben  von  dem  zuständigen  Ordinarius  fest  zuge- 
theilt  sind  3,  nicht  aber  von  solchen ,  welche  in  der  Pfarrei  wohnen  und  blos  im  Ein- 
verständniss  des  Ordinarius  einzelne  Amtshandlungen  im  Interesse  der  Eingesessenen 
ausüben  ^ ,  zu  feiern.  Die  Pflicht  und  das  Recht  zu  einer  derartigen  solennen  Feier 
fällt  aber  in  Betreff  der  Patrone  der  Bischofsstadt ,  Kathedrale  oder  Diöcese  fttr  die- 
jenigen Geistlichen,  in  deren  Eärchen  ein  specieller  Patron,  sei  es  der  Eärche  oder 
des  Ortes,  verehrt  wird,  fort  5. 

Der  Landes-  oder  Stadtpatron  endlich  wird  in  der  erw&hnten  solennen  Weise 
nicht  in  dem  ganzen  Lande  und  im  Bezirke  der  Stadt,  vielmehr  allein  in  denjenigen 
Orten  und  Kirchen,  welche  eines  eigenen  Patrociniums  entbehren  <^,  gefeiert. 

Das  Hauptpatrocinium  unterscheidet  sich  femer  von  dem  Nebenpatrocinium 
darin,  dass  der  Ordinarius  die  Feier  des  ersteren  zu  einem  Festtage  de  praecepto  fllr 
die  betreffenden  Gläubigen  zu  erheben  berechtigt  ist^,  jedoch  nur  das  Patrocinium  des 
Ortspatrones  für  die  Ortschaft  und  das  des  Patrons  eines  grösseren  Bezirkes  fftr  den 
letzteren  ^,  soweit  nicht  in  den  Ortschaften  der  Eärchen  derselben  ein  besonderer 
Hauptpatron  verehrt  wird^. 


217.  319.  Ein  Widerspnicli  zwischen  diesen  Ent- 
scheidungen liegt  nicht  vor ;  es  mnss,  wenn  die 
Patrone  verschieden  sind ,  das  Fest  eines  jeden 
gefeiert  weiden,  so  f&r  den  Patron  der  Kathedrale 
und  der  Stadt  L  c.  n.  3019.  zu  I.  n.  n.  4349 ;  2, 
48, 479 ;  sofern  nicht  eine  abweichende  Gewohn- 
heit für  die  Feier  eines  einzigen  besteht ,  d  e 
HerdtLc.  n.  224. 

1  Jedoch  feiern  es  die  Regalaren  ohne  Oktave, 
Gardellini  1.  c  n.  866;  1,  179;  n.  3134  zu 
1.  u.  n.  3803;  2,  84.  266,  falls  ihnen  nicht  das 
Gegentheil  durch  päpstliches  Indult  oder  durch 
die  päpstlich  approbirten  Konstitutionen  gestattet 
ist,  deHerdtL  c;  Probst,  Brevier  S.  275. 

s  deHerdtl.  c.  n.  220. 

3  S.  g.  derlei  ecclesiae  stricte  adseripti,  de 
Herdt  1.  c  n.  227. 

*  S.g. derlei non stricte adscripti,  s.  deHerdt 
1.  c  Deshalb  haben  die  in  der  Pfarrei  ansässigen 
Regularen  das  Fest  des  Pfarrpatrons  nicht  mit  zu 
feiern,  Probst,  Brevier  S.  277  und  Eucharistie 
als  Opfer  S.  333.  Bei  ihnen  triU  das  Titularfest 
der  Klosterkirche  an  die  Stelle,  s.  Probst,  Eu- 
charistie als  Opfer  S.  333.  Im  übrigen  ist  der  Pa- 
tron eines  Ordens  im  eigentlichen  Sinne  der  Stifter 
desselben,  haben  sie  aber  noch  einen  andern  pa- 
tronus  principalis,  s.  o.  S.  259.  n.  9 ,  so  finden 
auf  diesen  die  Regeln  über  den  patronuslod  oder 
ecclesiae  Anwendung,  Probst  a.  a.  0.  S.  334. 

&  YgL  im  Allgemeinen  Gardellini  1.  c  n. 
4404  zu  I ;  2,  356 :  „An  in  occurrentia  festorum 
eiusdem  ritus  et  alias  quomodocumque  partum 
Sit  eorum  praelationis  causa  religio  aut  etiam 
natio.  .  .?  Primo  loco  habebit  offldum  ecdesiae 

rrticularis,  2.  ordinis  seu  religionis,  3.  dioecesis, 
nationis,  Ö.  ecclesiae  universalis";  für  den  Vor- 
rang des  spedellen  Kirchen-  oder  Ortspatrons  vor 
dem  Patron  der  Bischofsstadt  1.  c.  n.  1883  u.  1933 ; 
1. 319, 326 ;  Breve  Pins'  VII.  v.  1818,  L  c  n,  4562 ; 


3,  130;  n.  4611  zu  I,  ibid.  p.  282;  4642  zu  I. 
L  c.  app.  p.  46;  n.  5207  zu  I;  4,  180;  s.  auch 
Cavalleriopp.  Uturg.  1. 1.  c.3.  decr.  6  (36); 
de  Herdt  1.  c.  n.  225.  In  anderer  Weise,  nur 
nicht  mit  der  Oktave,  darf  aber  das  Fest  kirchlich 
gefeiert  werden. 

«  Vgl.  Gardellini  1.  c.  n.  4404.  cit  (s.  vor. 
Anm.)  und  n.  2207;  1,  374.  Vgl.  Probst,  Bre- 
vier S.  276  und  Eucharistie  als  Opfer  S.  332. 
Ebenso  steht  das  Fest  des  Ortspatrons  gegenüber 
dem  Fest  des  besonderen  Kirchenpatrons  zurück, 
Probst,  Brevier  S.  278. 

^  D.h.  sie  werden  dann  verpflichtet,  der  Messe 
beizuwohnen  und  sich  aller  knechtischen  Arbeiten 
zu  enthalten,  s.  darüber  $.213  über  die  Feiertage. 

8  Oonst  ürban  VTII. :  Universa  v.  13.  Sept. 
1642,  buU.  Taurin.  15,  206:  „ . .  .  dumtaxat 
dies  pro  festis  ex  praecepto  colendos  esse .... 
unius  ex  prindpalioribus  patronis  in  quocumque 
regno  sive  provinda  et  alterius  in  quacumque 
dvitate,  oppido  vel  pago,  ubi  hos  patronos 
haberi  et venerari  eontigerit" ;  Congr.  rit  bei  G  ar - 
dellinl  1.  c.  n.  4131.  zu  I;  2,  393. 

9  So  nach  der  Praxis  der  Gongr.  rit.,  welche  die 
Bulle  Urbans  VIII.  (s.  vor.  Anm.)  in  dieser  be- 
schränkenden Weise  auslegt,  1.  c.  n.  4611  zu  I; 
3,  282  und  namentUch  1.  c.  n.  4667  za  XLI;  3, 
app.  p.  76 :  ^Civitates  et  oppida  quae  iam  habent 
patronum  prindpalem  debentne  aut  saltem  pos- 
sunt  continuare  celebrationem  protectoris  prin- 
cipalis  dioecesis  sub  ritu  duplici  I  dassis  cum 
octavis  et  cum  obligatione  utriusque  praeoepti 
ex  consuetudine  ?  Affirmative  ad  I  partem  seu  con- 
tinnationem  offlcii,  negative  quoad  secundam 
seu  quoad  obligationem  utriusque  praecepti  iuxta 
decreta  alias  edita''.  Die  abwdchende,  einen 
Spedalfall  betreifende  Entscheidung  1.  c  n.  4532; 
3,  38,  ist  besonderer  päpstlicher  Bestätigung 
unterbreitet  worden. 
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Das  Fest  des  Nebenpatrons  wird  zwar  ebenfalls  als  festam  duplex  malus,  aber 
immer  ohne  Oktave  gefeiert',  sofern  nicht  eine  Gewohnheit  für  eine  weitere  solenne 
Celebration  besteht^.  Verpflichtet  zur  Feier  sind  diejenigen  Säknlar-Eleriker,  welche 
es  auch  in  Betreff  des  Hanptpatrons  sind  ^^  niemals  aber  die  Regalaren  und  Nonnen^. 
Ausserdem  ist  das  Fest  des  Nebenpatrones  kein  ftlr  die  Gläubigen  verbindlicher 
Feiertag  und  darf  nicht  einmal  vom  Ordinarius  zu  einem  dies  festns  de  praecepto  er- 
hoben werden  *». 

Was  endlich  die  Feier  der  Patrocinien  der  o.  S.  260  gedachten  Kapellen  und 
Oratorien  betrifft,  in  welchen  die  solenne  Celebration  selbst  des  Hauptpatrons  unzu- 
lässig ist^,  so  sind  diese  nach  dem  durch  den  Kalender  vorgeschriebenen  Ritus  zu 
feiern''. 

F.  Die  Verehrung  nicht  kanonisirter  oder  beatificirter  Diener 
Gottes,  d.  h.  solcher  Personen ,  welche  im  Gerttcht  der  Heiligkeit  verstorben 
sind ,  oder  welche  nach  der  Meinung  des  Volkes  Wunder  gewirkt  haben ,  ist  an 
sich,  d.  h.  so  lange  sie  kirchlicherseits  in  Betreff  einer  einzelnen  Person  nicht  ver- 
boten worden  ist,  statthaft®.  Aber  der  Kultus  derselben,  der  s.  g.  sancH  tolerati, 
darf  kein  öffentlicher ,  sondern  nur  ein  privater  sein.  Damit  ist  zunächst  jede  Feier 
derselben  durch  die  Geistlichkeit  in  der  Kirche,  also  die  Celebration  der  Messe  oder  der 
Recitation  der  kanonischen  Tageszeiten  zu  Ehren  solcher  Personen,  sowie  jede  sonstige 
kirchliche  Feier  ihres  Todestages  ausgeschlossen  ^.  Ebensowenig  dürfen  ihre  Bilder 
oder  Statuen  in  den  Kirchen  oder  öffentlichen  oder  Privatoratorien  ^®  und  an  ihren 
Gräbern  angebracht  oder  an  oder  bei  den  letzteren  brennende  Lichter  oder  Lampen 
aufgehängt  werden  ^^     Kurz,  es  sind  alle  Beweise  der  Verehrung  seitens  einzelner 


1  Das  Umgekehrte  ist  nach  Breviar.  rnbr.  gen.  atqi|e  imagines  ex  cera  aut  argento  seil  ex  alia 
VIT.  n.  1.  (s.  0.  8.  260.  n.  8)  unznlässig.  Im  quacnmque  materia,  tam  pictas  qnam  flctas  atque 
Übrigen  vgl.  Probst,  BreTierS.  274  nnd  Encha-  exoulptas  appendi  aut  afflgi  lampades  siTe  alia 
ristiealsOpferS.  330;  de  Herdt  1.  c  II.  n.  223.  quaecnmqne    lumina  accendi  sine  recognitione 

2  Congr.  conc.  1.  c.  n.  4134  zn  IL  u.  n.  4218,  ordinarli  omnino,  prout  snpra  facienda  sedlque 
1.  c.  2f  395.  431.  apostolicae  referenda  ac  probanda^    Das  weitere 

3  de  Her  dt  1.  c.  n.  223.  Dekret  t.  2.  Oktober  1625  erläutert  dies  dahin, 
*  Sie  dürfen  es  nur  mit  päpstlicher  Rrlanbniss  dass,  wenn  Bilder  oder  ähnliche  Zeichen  der  Ver- 

feiem,   Oongr.  rit  1.  c.  n.  3019.  zn  I.  und  3143  ehrang  als   Beweis   für  gewirkte  Gnaden  dem 
zu  IV.  u.  V.,  1.  c  2,  47.  85;  deHerdtl.  c.  Leiter  von  Kirchen  und  Oratorien  übergeben  wer- 
.    ^  VgL  die  const.  olt  Urban.  VIII.  den,  dieselben  nicht  zurückgewiesen,  sondern 
6  Die  Geistlichen  derselben  haben  aber  in  der  mit  Bescheinigungen  der  Darbringenden  und  et- 
gedachten  Weise  das  Hanptpatrooinlum  derjenl-  walger  Zeugen   der  Vorgänge  nach  eingeholter 
gen  Kirche,  zn  welcher  ihre  Kapelle  gehört,  mit-  Genehmigung  der  Ordinarien  an  einem  beson- 
zufeiem ,  Gongr.  rit  n.  5079  zu  III.  u.  IV. ;  4,  deren,  nicht  zugänglichen  Orte  aufbewahrt  wer- 
126;  Probst,  Brevier  S.  277.  den  sollen,  damit  sie  später  bei  einem  etwaigen 
"^  Probst  a.  a.  0.  S.  278  und  Encharistie  als  Beatiflkations-  oder  Kanonisationsprozess als  Be- 
Opfer 8.  333;  de  Flord  t  1.  c.  n.  219  u.  t.  III.  weismittel  benutzt  werden  können, 
n.  125.  Femer  bestimmt  das  zuerst  angeführte  Dekret 
Die  A  Itäre  können  ebenfalls  zu  Ehren  oinos  $.  2:  „Ac  pariter  imprimi  de  caetero  inhibuit  11- 
Heiligen  konsekrirt  werden,  aber  für  diesen  wird  bros  eorumdem  hominum,    qul  sanctitatis  sive 
ebensowenig ,  wie  bei  den  im  Text  gedachten  roartyrii  fama  vel  opinione  (ut  praefertur)  cele- 
Kapellen  das  Patrocinium  als  eigenes  und  ansge-  bres  e  vita  migraverint,  gesta,  miracula  vel  reve- 
zeichnetes  Fest  gefeiert ,  und  es  gilt  auch  hier  lationes  seu  quaecunque  beneflda  tanquam  eomm 
das  im  Text  Bemerkte.    Vgl.  Probst,  Brevier  intercessionibus  a  deo  accepta  continentes,  sine 
S.  278  und  Eucharistie   als  Opfer  8.  333 ;  d  e  recognitione  atque  approbatione  ordinaril ,  qui  in 
Herdt  1.  c,  III.  n.  125.  iis  recognoscendis  theologos  aliosque  pios  ao  doc- 
s  Benedict  XIV.  de  beatlf.  IL  9.  n.  1.  4.  tos  vires  in  consilium  adhibeat,  et  ne  delnceps 
^  L.  c.  n.  4  firaus  aut  error  aut  aliquid  novum  ac  inoidina- 
10  Dekret  Urbans  VIII.  o.  S.  250.  n.  4.  $.  1.  tum  in  re  tam  gravi  committatur,   negotium  in- 
1*  Citirtes  Dekret  Urbans  VIII.  $.  3:  „Ad  ho-  strnctumadsedemapostolicamtransmittateiusqne 
mm  sepulcra  vetuit  etiam  ac  inhibuit  tabellas  responsum  expectet''. 


§.  212.]  Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.   Die  Verehrung  der  Reliquien.  263 

Gläubigen  ausgeschlossen,  welche  sich  nicht  rein  als  Akte  der  persönlichen  und  pri- 
vaten Werthschätznng  des  Einzelnen  darstellen  und  änsserlich  knndthnn  ^  Daher  kann 
der  Einzelne  wohl  den  Abgeschiedenen  als  Heiligen  bezeichnen ,  seine  Fflrbitte  an- 
rufen ,  Bilder  und  Statuen  ohne  Heiligenschein  und  ähnliche  Zeichen  in  seiner  Be- 
hausung aufhängen  und  aufstellen ,  fßr  sich  auch  an  dem  Grabe  Gebete  verrichten 
und  sonst  zu  seinen  Ehren  am  Todestage  oder  an  anderen  Tagen  beten ,  sowie  zu 
seinen  Ehren  fasten  oder  andere  Kasteiungen  vornehmen.  Gleichgültig  ist  es,  ob  dies 
andere  Personen  sehen  und  hören  2,  weil  dadurch,  dass  die  Verehrung  des  Einzelnen 
nicht  geheim  erfolgt  y  noch  nicht  ohne  Weiteres  der  Schein  erzeugt  wird ,  als  ob  der 
Kultus  unter  der  Autorität  der  Kirche  geübt  wird,  dies  aber  zum  Begriffe  des 
öffentlichen  Kultus  wesentlich  ist. 

Ausschreitungen  über  die  erlaubten  Grenzen  haben  die  Ordinarien  ^  zu  über- 
wachen und  zu  ahnden^  gegen  Kleriker  nöthigenfalls  mit  Suspension  und  Entziehung 
ihrer  Aemter  4,  gegen  Laien  mit  arbiträren  Strafen  ^. 

§.212.    B.   Die  Verehrung  der  Reliquien  wid  der  Heiligenbilder^. 

I.  Die  Reliquien.  A.  Einleitung.  In  Verbindung  mit  dem  Heiligenkultus 
hat  sich  im  4.  Jahrhundert  auch  die  Verehrung  der  s.  g.  reliquiae  (XeitJ^ava),  d.  h.  der 
Heiligenleiber  und  der  Ueberreste  derselben,  sowie  derjenigen  Gegenstände,  welche 
von  Christus  oder  der  Jungfrau  Maria  herrühren,  entwickelt^.  Bei  dem  grossen 
Werth,  welchen  man  auf  den  Besitz  derartiger  Gegenstände  legte ,  und  bei  dem  Be- 
streben, sich  solche  auf  jede  mögliche  Weise  zu  verschaffen,  war  schon  die  römische 
Kaisergesetzgebung  Ende  des  4.  Jahrhunderts  genöthigt,  mit  Anordnungen  zum 
Schutze  der  Märtyrerleichen  einzuschreiten^. 

Von  Erfolg  war  dies  freilich  nicht.  Im  Abendlande ,  in  welchem  zunächst  der- 
gleichen Reliquien  nicht  so  leicht  zu  erlangen  waren ,  musste  man  sich  vorerst  zum 
grossen  Theil  mit  blossen  Andenken  an  die  Heiligen  oder  mit  Tüchern ,  mit  welchen 
die  Körper  derselben  berührt  worden  waren  ^,  begnügen  ^^. 

1  Dieses  Prinzip  lisst  sich  aus  den  Anordnnn-  ecclesiae   cathol.    de  cultn  sanctorum  doctrlna. 

gen  Urbans  YIII.  entnehmen.  Monach.  1797. 

^  Vgl.   Reiffenstuel  ins  canon.    III.  45.  "^  Hanck  in  Herzogs    Real  -  Encyklopädie. 

n.  21.  22.  2.Anfl.   12,689;    Oieseler,  Kirchengesch.  1. 

3  Nach  dem  Dekret  Urbans  VIII.  v    13.  Mirz  2,  269. 

1626.   $.  5  anch  die  Ketzer-Inqnisitoren,  ebenso  ^  c.7(Gratian,Valentiniana.Theodo6iasn.  386) 

anch  const.  elt.  GaelesÜs  $.  5.  IIb.  IX.  tit  17  :    „Hnmatnm  corpus  nemo  ad  al- 

^  S.  a.  a.  0.  1.  c.  temmlocum  transferat;  nemo  martyrem  distrahat 

&  Gegen  diese  setzt  das  Dekret  im  Allgemeinen  nemo  mercetnr^  (znm  Theil  auch  c.  3.  C.  Inst, 

keine  Strafen  fest ,  die  const  $.  5  lässt  arbiträre  I.  2). 

Censnren  nnd  Strafen  zn ,  ordnet  aber  in  Ueber-  ^  S.  z.  B.  bei  Gregor  I.  ep.  lY.  30,  v.  594,  ed. 

einstimmnng  mit  $.  7  des  Dekretes  an :   „Qui  Bened.  2,  709 :    „ .  .  .  Romanis  c^nsnetudo  non 

antemlibrosimpresseTintantlmaginespinxerint,  est,  qnando  sanctorum  reliqnias  dant ,  ut  quid- 

seolpserint  seu  qnomodo  afflxerlnt  vel  formaTO-  quam  tangere  praesumant  de  corpore,  sed  tantum 

rint  ceteriqne  artiflces  circa  praemissa  qnaliter-  in  pyxide  brandenm  (leinenes  Tuch)  mlttitur  at- 

cumqne  delinqnentes  praedicta  omnia  amittant  que   ad   sacratissa    corpora    sanctorum   ponitur. 

et  insnper  pecnnlariis  alilsqne  corporalibns  poe-  Quod  levatum  in  ecclesia ,  quae  est  dedicanda 

nls  inxta  eriminis  gravitatem  eorumdem  ordina-  debita  cum  veneratione  reconditnr:   et  tantae  per 

riomm  sen  inquisltomm  arbitrio  afflciantur^.  hoc  ibidem  Tirtntes  flunt ,  ac  si  iilnc  specialiter 

Gegen  die  Regnlaren  ist  in  beiden  Erlassen  11.  eomm  corpora  deferantur''.      Vgl.   anch   F.  X. 

cc.  als  Strafe  Verlust  ihrer  Offizien  nnd  snspen-  Kraus,  Roma sotterranea.  Freiburgi.  Br.  2.  Anfl. 

do  a  dlTinis  festgesetzt.  1879.  8.  30.  31. 

^  Dom.  Anfossins,   de  sacrar.  reliqaiamm  iO  So  übersendet  Gregor  I.  ep.IX.  122,  v.ö99, 

cnltis  et  veneratione.  Brix.  1610 ;  M  ich.  S  a  i  1  e  r ,  ed.  Ben.  2,  1031 ,  dem  Westgothenkönig  Reccared 
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Bei  dem  überall  hervortretenden  Bedürfnisse  nach  sinnlichen  Gegenständen  des 
Kultus  und  dem  nicht  nur  im  Volke,  sondern  auch  unter  der  Geistlichkeit  herrschen- 
den Wunderglauben  fand  die  kirchliche  Gesetzgebung  in  den  ersten  Zeiten  seit  der 
Ausbildung  der  Reliquienverehrung  keine  Veranlassung,  mit  besonderen  Bestim- 
mungen einzugreifen.  Die  wenigen  derartigen  Vorschriften ,  welche  sich  vorfinden, 
ergeben  aber  so  viel  als  unzweifelhaft«  dass  den  partikulären  Gesetzgebnngsorganen. 
vor  Allem  den  Synoden  und  den  Bischöfen  das  Recht  zu  näheren  Anordnungen  über 
die  Behandlung  und  Verehrung  der  Reliquien  ^,  insbesondere  den  letzteren  die  Be- 
fugniss  zur  Prüfung  der  Aechtheit  derselben  zukam  2. 

Dieser  Rechtszustand  hat  sich  nicht  nur  während  der  karolingischen  Zeit,  seit 
welcher  die  Einführung  ächter  und  unächter  Reliquien  in  das  Frankenreich  einen 
besonderen  Aufschwung  nahm  3,  namentlich  weil  es  jetzt  in  Gemässheit  einer  Vor- 
schrift des  Nicänischen  Konzils  v.  787  ^  üblich  geworden,  keine  neuen  Kirchen  ohne 
Niederlegung  von  Reliquien  in  ihnen  zu  konsecriren  ^,  sondern  auch  noch  lange  über 
dieselbe  hinaus  erhalten^. 

Erst  als  immer  neue  Reliquien  entdeckt  wurden ,  um  die  Gläubigen  zu  frommen 
Gaben  für  die  sie  aufbewahrenden  Kirchen  zu  bestimmen ' ,  und  als  in  Folge  der  Kreuz- 
züge zahllose  derartige  Heiligthümer  nach  dem  Abendlande  gebracht  waren  und  der 
Handel  mit  denselben  immer  grössere  Ausdehnung  annahm  ^,  grifif  die  allgemeine  Ge- 


einen Nagel,  in  welchem  Eisen  von  den  Ketten 
des  h.  Petrus  eingeschlossen  war.  Eine  Anzahl 
derartiger  Gegenstände  werden  in  den  Schriften 
Gregors  v.  Tonrs  erwähnt,  s.  die  Znsammen- 
stellang  bei  Hanck  a.  a.  0.  S.  691. 

1  Vgl.  die  spanischen  Provinzialkonzilien  von 
Saragossa  592.  c.  2 :  „ut  reliqolae  in  qnibuscnm- 
que  locis  de  Ariana  haeresi  in^entae  fuerint,  pro- 
latae  a  sacerdotibus  in  qnornm  ecclesiis  reperlnn- 
tur,  pontiflcibns  praesentatae  igneprobentui^,  und 
Braga  675.  c.  5,  welches  gegen  die  Eitelkeit  ein- 
zelner Bischöfe ,  sich  die  Reliquien  nm  den  Hals 
zu  hängen  nnd  sich ,  als  ob  sie  selbst  die  Reli- 
qnienschreine  wären,  herumtragen  zu  lassen^ 
eifert  In  beiden  Fällen  sind  es  ganz  specielle 
Gründe,  welche  die  betreffenden  Vorschriften  her- 
vorgerufen haben.  Ausserdem  erwähnt  nur  die 
für  mehrere  Provinzen  zu  Toledo  597  abgehaltene 
Syno&e  (s.  Bd.  ni.  S.  529)  c  2  beiläufig,  gelegent- 
lich einer  anderen  Vorschrift,  des  ^osüarius  qui  et 
sanctarum  reliquiarum  Inminaria  omni  subse- 
quente  nocte  aocendat". 

2  Das  zeigt  c.  2,  Saragossa  592  (s.  vor.  Anm.), 
welches  den  Bischöfen  aufgiebt,  die  Feuerprobe 
mit  den  Reliquien  behufs  ihrer  Aechtheit  anzu- 
stellen, aber  nicht,  so  He  feie,  Ck)no.  Gesch. 
2.  Aufl.  3,  57,  die  Verbrennung  durch  Priester 
(I)  anordnet.  Auch  die  0.  S.  240.  n.  2.  citirte 
Garthagische  Universalsynode  spricht  für  dieses 
Recht  der  Bischöfe. 

Ueber  die  im  Zusammenhang  mit  dem  Bilder- 
sturme (s.  unter  II)  stehende  Verfolgung  der  Re- 
liquien durch  Kaiser  Konstantin  Kopronymus  und 
die  spätere  Empfehlung  der  Reliquien  Verehrung 
durch  das  Konzil  v.  Nicäa  v.  787,  s.  Hefele, 
Concil.  Gesch.  2.  Aufl.  3,  417.  428.  466.  472. 

3  Gi eseler,  Kirchengesch.  II.  2, 153 ff.  Man 
stahl  zu  diesem  Zweck  auch  Reliquien  in  Rom, 


Roth,  Gesch.  d.  Beneflcialwesens.  Erlangen  1850. 
S.  255. 

«  c7,  Man8il3,427.  Hefele  a.  a.  0.3,70. 
versteht  den  c.  2  der  ihrem  Orte  nach  zweifel- 
haften fränkischen  Synode  des  7.  Jahrhunderts, 
B  r u  n  8  1. 2, 259 :  „Ut  altaria  allbi  consecrari  non 
debeant  nisi  in  bis  tantum  ecclesiis ,  ubi  corpora 
sepulta  non  sint'^,  dahin ,  dass  die  Konsekration 
von  Altären  in  anderen  Kirchen  als  in  denen ,  in 
welchen  sich  Heiligen-Leiber  befänden,  verboten 
wird ;  aber  c.  2  spricht  nicht  von  Heiligen-Leich- 
namen, und  ordnet  gerade  an,  dass  Altäre  da,  wo 
Leichname  begraben  seien,  nicht  geweiht  werden 
sollen. 

^  Für  die  karolingisohe  Zeit  vgl.  o.S.242.n.l. 

«  S.  ferner  Mainz  813.  c  61 ,  M a n s il4,  75  (c 
37  Dist.  L  de  00ns.):  „Deinceps  vero  corpora  sanc- 
torumde  locoad  locum  nullas  praesumat  transferre 
sine  consilio  principis  vel  episeoporum  et  sanctae 
synodi  licentia''. 

So  prüft  z.  B.  Bischof  Mein  werk  v.  Pader- 
born den  ihm  im  J.  1030  geschenkten  Körper  des 
h.  Felix  auf  seine  Aechtheit,  vitaMelnwerk  c  209, 
SS.  11 ,  156 :  „experiri  volens  ipsins  auxilio  si 
sibi  suoque  succurrere  posset  populo,  rogum 
maximum  in  medio  claustri  sub  dio  fleri  praece- 
pit,  in  quem  cum  tercio  corpus  misisset  totiensque 
in  favillam  redactus  ignis  exstinctus  fuisset,  cum 
maxima  omnium  exaltatione  et  laudum  iubila- 
tione  corpus  manibus  propriis  excipiens ,  super 
principale  altare  detulit  et  omnium  veneratione 
solempnem  sanctum  illum  deinoeps  haberi  insti- 
tuit«. 

7  Gieselera.  a.  0.  II.  1,  308 ff. 

8  A.  a.  0.  IL  2,  458  ff.  Vgl.  auch  die  grössere, 
von  päpstlichen  Legaten  gehaltene  Synode  von 
Poitiers  1160  (Bd.  III.  S.  635  Annu)  c.  12, 
M  a  n  8  i  20, 1124 :  „Ut  sanctoram  reliquias  causa 
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setzgebnng  der  Kirehe  ein.  Das  IV.  Lateranensische  Konzil  v.  1215  ordnete  an,  dass 
Reliquien  niemals  ausserhalb  ihrer  Behälter  gezeigt ,  noch  gegen  Entgelt  ausgestellt, 
femer,  dass  neue  Reliquien  nicht  ohne  vorgängige  Genehmigung  des  Papstes  Öffent- 
lich verehrt,  auch  seitens  der  Prälaten  alle  Täuschungen  der  Gläubigen  durch  falsche 
Reliquien  und  falsche  Beglaubigungsdokumente  derselben  verhütet  werden  sollten  ^ 
Auch  spätere  Partikularsynoden  sind  gegen  die  gedachten  Missbräuche  eingeschritten  \ 
Und  wenn  dann  das  Trienter  Konzil  den  Bischöfen  zur  Pflicht  gemacht  hat,  gegen 
solche,  sowie  gegen  jeden  bei  dem  Reliquienkultns  hervortretenden  Aberglauben  ein- 
zuschreiten, femer  seitens  desselben  die  Aufioahme  neuer  Reliquien  in  die  Kirchen  von 
der  vorgängigen  Untersuchung  und  Billigung  der  Ordinarien  abhängig  gemacht  wor- 
den ist^,  so  hat  es  doch  die  Reliquien- Verehrung  im  G^ensatz  gegen  die  protestan- 
tische Lehre  nicht  nur  den  Gläubigen  empfohlen ,  sondern  auch  die  Verwerfung  des 
Reliquien-Kultus  als  unnützen  und  überflüssigen  Dienst^  verdammt. 

B.  Geltendes  Recht.  1.  Reliquien  (reliqtUae)  sind  Leichname  oder  Ske- 
lette von  Heiligen,  einzelne  Theile  oder  Stücke  solcher  Körper  oder  Skelette  (Kopf, 
Finger ,  Haare ,  Knochen] ,  die  daraus  entstandene  Asche  oder  der  von  dieser  her- 
rührende Staub ,  sowie  diejenigen  Gegenstände ,  welche  die  Heiligen  bei  ihren  Leb- 
zeiten, wie  Kleider,  Marterwerkzeuge,  gebraucht  haben,  oder  in  welche  ihre  Körper 
oder  Theile  derselben  nach  dem  Tode  eingehüllt  gewesen  sind^. 

2.  Eine  öffentliche  Verehrung  ist  nur  in  Betreff  von  Reliquien  der  schon 
Kanonisirten  oder  Beatificirten  gestattet.  Die  etwaige  Aechtheit  solcher  hat  der  Bischof 
festzustellen,  und  erst,  nachdem  er  die  Bewilligung  ertheilt  hat,  ist  der  Kultus  erlaubt^. 


pecnniae  et  quaestus  eircamferentes ,  ad  praedi- 
cationem  non  admittantoi''. 

i  c62,  Mansi  22,  1049  (in  c.  2X.1.  c.  t. 
III.  4ö):  „Cum  ex  eo  qnod  qnidam  aanctomm 
reliqoias  exponnnt  Teuales  et  eas  passiin  osten- 
dnnt,  Ghriatiauae  religioni  sit  detractom  saepiiu : 
ne  detrahatnr  in  posternm,  praesenti  deereto  sta- 
taimna ,  ut  antiquae  leliqoiae  amodo  extra  oap- 
aam  uon  ostendantar  nee  exponantni  venales. 
Inventaa  antem  de  novo  nemo  pablice  venerari 
praesnmat ,  nifi  piins  anthoiitate  lomani  ponti- 
flcis  foerint  appiobatae.  Pxaelati  rero  de  ceteto 
non  permittant  illos  qnl  ad  eoium  eoclesias  cansa 
veneratlonis  aceedant ,  vanis  flgmentis  aat  falsis 
deeipi  docnmentis,  sicut  et  in  plerisqne  lods  oc- 
caslone  quaestus  fleri  consnevit^. 

2  So  wiederholt  Bordeaux  1255.  c  9,  L  e.  23, 
859,  die  Vorschriften  des  lateranensischeu  Kon- 
zUs,  Ravenna  1311 ,  L  c  25,  453 ,  ordnet  Pra- 
fang  aller  Reliquien ,  welche  ausserhalb  der  Al- 
tire aufbewahrt  werden ,  an ,  und  schreibt  vor, 
dass  diejenigen,  deren  Aechtheit  nicht  festzu- 
stellen Ist,  zurückgelegt  und  nicht  für  das  Volk 
ausgestellt  werden  sollen,  Martiac  1326  o.  41, 
ibid.  p.  793  unter  Republikation  der  Anordnung 
der  Lateransynode :  „nee  quaestor  aliquis  per- 
mittatur  portare  rellquias,  cruoem  Tel  catenas 
nee  publice  in  ecclesils  praedlcare  ultra  suarum 
continentiam  llterarum  propter  falsa  quae  inter- 
dum  Interserunt:  nlsl  de  eorum  ordinariorum 
lieentia  speciali''. 

3  Vgl.  darüber  des  Näheren  unter  B. 

*  Sess.  XXV.  decr.  de  Invocat  ven.  [et  reli- 


quüs  .  .  .  „Sanctorum  quoque  martyrum  et  alio- 
rum  cum  Christo  viventium  sancta  oorpora  quae 
Viva  membra  f  uerunt  GhrisU  et  templum  spirltus 
sancti,  ab  ipso  ad  aetemam  vitam  susdtanda  et 
glorifleanda  a  fldelibus  yeneranda  esse,  per  quae 
multa  benefloia  a  deo  homlnibus  praestantur,  ita 
ut  afflrmantes  sanetorum  reliquUs  Tenerationem 
atque  honorem  non  deberi  vel  eas  allaque  sacra 
monumenta  a  fldelibus  inutiliter  honorari  atque 
eorum  opis  impetrandae  causa  sanetorum  memo- 
rias  frusta  frequentari,  omnlno  damnandos  esse, 
prout  lam  pridem  eos  damnavlt  et  nunc  etiam 
damnat  ecdesia". 

&  Das  ist  die  herkömmliche  Definition  in  der 
katholischen  Kirche,  Tgl.  Ferraris  s.  t.  vene- 
ratio  sanctor.  n.  52;  Reiffenstuel  III.  45 
n.  24.  Sie  geht  also  über  den  Wortlaut  des  Tri- 
enter Konzils  hinaus ,  da  dieses  der  Gebrauchs- 
gegenstände nicht  ausdrücklich  erwähnt.  S.  aber 
0.  S.  263. 

«  Vgl.  die  oben  S.  251.  n.  4  angeführte  Stelle 
aus  dem  cit.  Dekret  des  Tridentiniims.  Bei  der 
Untersuchung  soll  er  Theologen  und  andere 
fromme  Männer  als  Beirath  zuziehen  und  (s.  decr. 
cit.)  „Quodsl  aliquis  dubius  aut  difflcllis  abusus 
Sit  exstirpandus  vel  omnlno  aliqua  de  Üs  rebus 
graTior  quaestio  incidat,  episcopus  antequam 
controversiam  dirimat ,  metropolitani  et  compro- 
vincialium  episcoporum  in  concilio  proTineiali 
sententiamexspectet;  ita  tameu,  ut  nihil  incon- 
sulto  sanctissimo  Romano  pontiflce  noTum  aut  in 
ecdesia  hactenus  inusltatum  decematur^  Der 
Sicherheit  wegen  unterbreiten  aber  die  Bischöfe 
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Was  dagegen  aufgefundene  Reliquien  solcher  frommer  Personen  betrifft,  welche 
zwar  im  Rufe  der  Heiligkeit  gestorben,  aber  bisher  weder  der  Kanonisation  noch  der 
Beatifika^on  theilhailig  geworden  sind ,  so  ist  deren  Untersuchung  und  Approbation 
ausschliesslich  dem  päpstlichen  Stuhle  vorbehaltend 

Der  öffentliche  Kultus  besteht  darin ,  dass  die  Reliquien  nach  Anordnung  des 
Bischofs  2  in  den  Kirchen  ^  auf  den  Altären  zur  Verehrung  der  Gläubigen  ausgestellt 
und  ihnen  zum  Küssen  dargereicht,  sowie  dass  sie,  sofern  sie  von  kanonisirten  Hei- 
ligen herrflhren^,  in  Prozession  herumgetragen  werden  können^.  Wenn  endlich  die 
Reliquie  eine  s.g.  reliquia  insignU  eines  SanetuSy  welcher  sich  im  römischen  Martyro- 
loginm  verzeichnet  findet,  ist^,  d.  h.  in  dem  ganzen  Körper  desselben  oder  in  einem 


vielfach  derartige  Angelegenheiten  der  Congre- 
gatio  indulgentianim  (s.  die  folg.  Anm.)  zur  Ent- 
scheidung, Tgl.  Acta  8.  sed.  2,  102.  168.  245. 

*  c.  2  X.  cit.  III.  45  spricht  von  den :  ^reliqniae 
inventae  de  novo^  das  Tridentinum  an  der  citirten 
Stelle ,  in  weichem  es  den  Bischöfen  das  Recht 
zur  ReiLOgnition  nnd  Approbation  der  Reliquien 
beilegt,  von  :  „novae  rellquiae  reciplendae".  Diese 
nicht  vollkommen  mit  einander  harmonirenden 
Stellen  vereinigt  die  herrschende  Doktrin  in  der 
Weise,  dass  sie  annimmt ,  c.  2  X.  cit.  sei  durch 
das  Tridentinum  nicht  beseitigt,  und  in  Folge 
dessen  die  Anordnung  des  letzteren  auf  die  Re- 
liquien von  schon  Kanonisirten  oder  Beatiflcirten 
beschränkt ,  das  c.  2  X.  cit.  aber  auf  solche  be- 
zieht ,  welche  von  noch  nicht  heilig  oder  selig 
Gesprochenen  herrühren ,  Fagnan.  ad  c.  2X. 
cit.  n.  5fr. ;  Barbosa,  de  off.  eplsc  P.  III. 
alleg.  97.  n.  11 ;  Reiffenstuel  III.  45.  n.  28; 
Benedict  XIY.  de  beatif.  II.  1.  n.  12;  Ban- 
gen, die  römische  Kurie  S.  218.  n.  2.  Diese 
Vereinigung  hat  Ihre  wesentliche  Stütze  darin, 
dass,  wenn  man  die  den  Bischöfen  durch  das 
Trienter  Konzil  beigelegte  Befngniss  auch  auf 
die  Reliqnlen  der  zuletzt  gedachten  Art  beziehen 
würde,  damit  diesen  wenigstens  indirekt  das  dem 
Papst  reservirte  Recht  zur  Heilig-  und  Selig- 
sprechung beigelegt  w&re. 

Die  püpstlif  he  Behörde ,  welche  die  betreffen- 
den Angelegenheiten  bearbeitet ,  ist  die  Gongre- 
gatio  indulgentiarum  et  ss.  reliqularum,  s.  Bd.  I. 
S.  473.  Nach  erfolgter  Approbation  in  Rom  hat 
der  Bischof  desjenigen  Ortes,  an  welchem  die 
Reliquien  öffentlich  verehrt  werden  sollen,  immer 
noch  vorher  die  Identität  der  In  Rom  approbirten 
mit  den  ihm  vorliegenden  zu  prüfen ,  Dekret  d. 
Congr.  rit.  t.  12.  August,  bestätigt  von  Inno- 
cenz  XII.  am  19.  Oktober  1691  (den  Ausgaben 
des  römischen  Breviers  vorgedrackt,  s.  auch 
Anm.  6  —  die  dafür  gewöhnlich  ausserdem 
angeführte  const  Sixti  V.  v.  13.  Nov.  1588,  bull. 
Taur.  9,  41  betrifft  einen  Specialfall  und  enthält 
nichts  hierher  Gehöriges  —0 ;  Gardelllni  ed. 
cit.  n.  4542.  Anm.  1 ;  3,  99;  de  Herdt  1.  c.  t. 
II.  n.  192. 

Der  Ortsbischof  kann  dagegen  bei  den  von 
einem  anderen  Bisehof  Innerhalb  seiner  Zustän- 
digkeit approbirten  Reliquien,  wennschon  eine 
solche  Approbation  für  den  Privatkultus  genfigt, 
de  Herdt  l.  c. ,  seinerseits  die  Prüfung  noch 
selbstständig    vornehmen,    s.    die    Entsch.    der 


Congr.  indulg.  v.  1749,  Collectan.  mission.  Paris 
1880  n.  1173,  p.  628. 

Das  gedachte  Prüfungs-  und  Approbationsrecht 
kommt  dem  Bischof  auch  hinsichtlich  der  exemten 
Regularen  zu ,  denn  das  Trienter  Konzil  gewährt 
ihm  diese  Befugnisse  ausschliesslich,  Ferraris 
s.  v.  reguläres  art.  U.  n.  53. 

2  S.  das  cit.  Dekret  v.  1691,  auch  in  Betreff 
der  Kirchen  der  Regularen,  vor.  Anm.  a.  E. 

3  Und  zwar  der  Reliquien  der  Kanonisirten  in 
allen  Kirchen,  Congr.  rit.,  s.  Gardellini  1.  c. 
n.  3231 ;  2,  109 ,  der  ron  Beatiflcirten  aber  nur 
in  demjenigen  Kirchen ,  in  denen  Offizium  und 
Messe  zu  Ehren  derselben  gehalten  werden  dür- 
fen ,  s.  0.  S.  258.  n.  11.  Dass  die  Aussetzung 
nicht  offen ,  sondern  nur  in  entsprechenden  Be- 
hältern geschehen  soll,  ordnet  schon  c.  2  X.  III. 
45  cit.  an.  Des  Weiteren  vgl  über  die  nähere 
Art  der  Aussetzung  (Lampen,  Lichter  u.  s.  w.) 
de  Herdt  l.  c.  n.  194.  Ueber  die  den  Reli- 
quien durch  Kniebeugung  oder  Vemeigung  des 
Hauptes  zu  erweisende  Ehre  seitens  des  Priesters, 
welcher  sich  anschickt ,  an  dem  betreffenden  Al- 
tar Messe  zu  lesen,  s.  1.  c.  1. 1.  n.  200,  nnd  über 
die  Incensatlon  ausgestellter  Reliquien  bei  der 
feierlichen  Messe,  s.  Mistale,  ritus  eelebrandi  IV. 
n.  5  und  de  Herdt  1.  c  1 1.  n.  309. 

«  S.  o.  S.  257. 

&  Nicht  aber  mit  dem  Sanetlsslmum  zusam- 
men. Des  Näheren  s.  de  Herdt  1.  o.  t  II. 
n.  195. 196.  Vgl.  auch  Rituale  roman.  t  IX.  o.  14. 

fi  S.  das  Anm.  1  dtirte  Dekret  ▼.  1691: 
„Offlcia  sanctorum  ratione  corporis  seu  Insignis 
rellquiae  recitanda  ex  decr.  sao.  rit  cong.  11 
August.  1691  Intelligi  debere  de  sanotis  dnm- 
taxat  in  martyrologio  Romano  descriptls,  et  dum- 
modo  oonstet  de  identitate  corporis  seu  rellquiae 
insignis  illiusmet  sancti ,  qui  reperitur  in  mar- 
tyrologio descriptns;  de  caeteris  autem  sanctis 
in  praedicto  martyrologio  non  descriptis  aut  qui- 
bus  a  8.  sede  non  fnerit  spedaliter  coneessum, 
offlcia  recitari  et  missas  celebrari  vetuerunt,  non 
obstante  quod  iptomm  corpora  vel  insignes  rell- 
quiae in  ecclesiis  asserventnr,  quibus  tamen  ab 
ordinariis  locorum  approbatis  debitam  fldelium 
venerationem  (prout  hactenus  servatum  est)  ex- 
hlbendam  esse  censuemnt ,  sed  absque  officio  et 
missa  sub  poenls  de  non  satisfaciendo  praecepto 
recitandi  offlcium  aliisque  in  constitutione  s. 
Pii  V.  (s.  Bd.  I.  S.  143)  contentis«. 
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grösseren  Theile,  8ehädel ,  Arm  oder  Bein  oder  auch  in  einem  wenn  anch  kleineren 
KOrpertheil;  an  welchem  der  Märtyrer  gelitten  hat^  besteht  2,  so  kann^  in  derjenigen 
Kirche ,  in  welcher  eine  solche  Reliquie  aufbewahrt  wird  *,  an  dem  Tage  des  Todes 
oder  des  Martyriums  des  betreffenden  Heiligen  ^  das  Offizium  und  die  Messe  ^  gefeiert 
werden  ^. 

Ebensowenig  wie  in  Betreff  der  nicht  heilig-  oder  seliggesprochenen  Frommen 
ist  aber  der  private  Kultus  von  Reliquien  derselben  durch  die  vorgängige  päpstliche 
oder  bischöfliche  Approbation  bedingt^.  Jeder  Gläubige  kann^  solche  nicht  blos  in 
seinem  Hause  haben,  sondern  auch  bei  sich  tragen ,  sie  küssen  und  ihnen  sonst  Ver- 
ehrung erweisen  ^^, 

3.  Der  rechtliche  Charakter  der  Reliquien  und  die  Möglichkeit 
von  Rechtsverhältnissen  an  ihnen.  Von  manchen  Kanonisten  ist  behauptet 
worden,  dass  die  Reliquien  als  res  sacrae  in  Niemandes  Eigenthnm  stehen  können  ^^ 
Sie  werden  also,  wenngleich  man  diese  Behauptung  vor  Allem  zur  Begründung  ihrer 
Unverkäuflichkeit  aufgestellt  hat ,  als  Sachen ,  welche  ausserhalb  jedes  Verkehres 
stehen ,  betrachtet.  Andere  nehmen  dagegen  die  Möglichkeit  eines  Eigenthums  an 
ihnen  an,  insofern  sie  ihre  Veräusserung  nur  desshalb  ausgeschlossen  wissen  wollen, 
weil  sie  zu  den  werthvoUsten  Gegenständen  der  Kirche  gehören  12. 

Bei  einer  prinzipiellen  Erörterung  der  Frage  kann  es  zunächst  nicht  in  Betracht 
kommen ,  dass  nach  der  heutigen  gemeinrechtlichen  Lehre  der  Leichnam  eines  Men- 
schen, welcher  zur  Ruhe  bestattet  werden  soll  oder  bestattet  worden  ist,  in  Nieman- 
des Eigenthnm  steht ,  und  nur  durch  das  öffenüiche  Recht  gegen  jede  Entweihung 
oder  Störung  seiner  Ruhe  geschützt  wird  ^\  Denn  einerseits  ist  allgemein  anerkannt, 
dass  unter  Umständen  auch  Skelette  und  Theile  von  Leichen  im  Privateigenthum 
stehen  können  1^,  weil  nur  der  Leichnam ,  welchem  der  ewige  Friede  des  Grabes  zu 


1  Ck>ngr.  rit  bei  Gardellini  ed.  cH.  n.  539  so  kann  eine  Feier  allerdings  durch  päpstliches 
I.  n.  740.  III.  n.  892;  1 ,  13ö.  162.  183;  Congr.  Indult  oder  durch  die  Congr.  rlt.  gestattet  wer- 
indnlg.  ▼.  1822,  AcU  s.  sed.  3,  270;  vgl.  de  den,  s.  Gardellini  1.  0.  (vor.  Anm.). 

Her  dt  1.  c  n.  197;  Probst,  Encbaristie  als  ^  Darüber  ist  die  Doktrin  einig,  da  ein  solcher 

Opfer  S.  341.  Knltus  niemals  verboten  worden  ist,  Fagnan. 

2  Als  reliqtäae  imigniB  gelten  ausserdem  noch  ad  0.  2  X.  dt.  n.  11.  12;  Reif  fenstnel  1.  c. 
Theile  vom  Krenze  des  Erlösers  oder  von  der  n.  29;  Ferraris  veneralio  sanotorum  n.  60. 
Domenkrone  desselben ,  sowie  die  Instrumente  ®  Sofern  nnr  Jeder  Aberglaube  dabei  vermie- 
selnes  Leidens,  0 a valier i  op.  litnrg.  t.  I.  c  4  den  wird. 

decT.  81;  de  Herdt  1.  c.  n.  197.  In  Betreif  der  «0  Relff  enstuel  1.  c.  n.  30. 

Art  des  Kultus  dieser  Reliquien  bestehen beson-  ^^  Gonzalez  Tellez,  ad  c  2  X.  III.  45  clt. 

dere  Privilegien,  de  Herdt  L  c.  n.  199,  wenn-  n.  7;  Fagnan.  ad  c.  2  dt.  n.  2 ;  Ferraris  l. 

gleich  ein  besonderes  Fest  zu  Ehren  derselben  c.  n.  68,  unter  Berufung  auf  1.  9  D.  de  rer.  dlv. 

allein  bei  einem  darauf  gehenden  päpstlichen  I.  8;  c  3  0.  de  ss.  eccles.  I.  2.  (s.  0.  S.  263.  n.  8) 

Indult  gefeiert  werden  darf,  Gardelllnl  1.  c.  oder  gar  auch  1.  38.  §.  4  D.  de  leg.  3.  XXXII. 

n.  4474.  IV.;  3,  36.  12  Engel,   oolL  lur.  un.  can.  III.  13.  n.  5; 

3  MuBS  es  aber  nicht,  denn  als  festum  de  prae-  Schmier,  lurispmd.  can.  civil.  1.  III.  tr.  I.  P. 
eepto  Ist  eine  solche  Feier  nirgends  vorgeschrie-  II.  c.  4.  n.  45,  welcher  dies  aber  auf  die  rellqulae 
ben.  Andererseits  bedarf  es  Indessen  keiner  beson-  notablies  besohrinkt. 

deren  Erlaubnlss  der  Congregatio  rltuum  oder  ^  v.  Wächter,  Pandekten.  Leipzig  1880.  1, 

des  Ordinarius  dazu,  de  Herdt  1.  c  n.  198  zu  3.  276 ;  Unger,  österr.  Privatreoht  1 ,  368.  n.  28. 

*  Also  auch  nur  von  den  derselben  angehörl-  Deshalb  kannte  auch  das  gemeine  deutsche  Straf- 
gen Geistlichen,  de  H erdt  l.  c.  198  unter  6.  recht,  s.  He f f  ter ,  Lehrb. d. Strafrechtes  J. 364 

5  A.  a.  0.  unter  3.  ein  besonderes  Vergehen  der  sepulcri  vlolatlo, 

*  Und  zwar  sub  rltu  dupllci  mlnorl,  Congr.  wie  auch  das  heutige  RelehsstrafgesetzbuohS.  160 
rit  bei  Gardelllnl  L  c.  n.  4409.  III. ;  3,  8.  und  $.367  Nr.  1  die  Wegnahme  eines  Leichnams 
Das  Nähere  darüber  bei  de  Herdt  1.  cunterÖ.  als  Vergehen    und  die   von  Lelchenthellen   als 

7  Wenn  nicht  eine  rellqula  inslgnls,  wohl  aber  Uebertretung  ahndet 

eines,  g.  notabllls  in  der  Kirche  vorhanden  ist,  ^*  Vgl.  v.  Wächter  und   Unger  a.  a.  O. 
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Theü  geworden  ist,  sich  ausserhalb  jedes  Verkehres  befinde,  nnd  andererseits  sind 
nicht  alle  Reliquien  menschliche  Körper  oder  Theile  von  solchen ,  sondern  es  fallen 
unter  diesen  Begriff  auch  andere  Sachen,  nämlich  die  Gegenstände,  welcher  sich  die 
Heiligen  während  ihrer  Lebzeiten  bedient  haben,  ja  die  werthvoUsten  Reliquien, 
wie  die  Leidensinstrumente  Christi,  Stflcke  vom  Kreuze  desselben,  Theile  der  Domen- 
krone u.  s.  w.  gehören  der  zuerst  erwähnten  Kategorie  überhaupt  nicht  an. 

Schon  desshalb  ist  eine  juristische  Konstruktion  auf  der  eben  gedachten  Grund- 
lage ausgeschlossen.  Dazu  kommt  aber  weiter,  dass  die  Heiligenleiber  und  die  Theile 
derselben  gerade  zum  Zweck  ihrer  kirchlichen  Verehrung  der  Ruhe  des  Grabes  ent- 
rissen sind. 

Fasst  man  die  allgemeine  kirchliche  Gesetzgebung  und  die  Praxis  der  Kirche  in 
das  Auge ,  so  ist  durch  die  erstere  das  Ausstellen  der  Reliquien  behufii  des  Geld- 
erwerbes untersagt^,  und  die  Partikulargesetzgebung 2,  sowie  die  Doktrin ^  haben 
daraus  auch  das  Verbot  der  entgeltlichen  Entäusserung  derselben  abgeleitet.  Damit 
ist  aber  noch  nicht  die  Möglichkeit  jedweden  Rechtsverhältnisses  an  den  Reliquien, 
wie  dies  namentlich  die  zum  Gottesdienst  bestimmten  und  geweihten  Sachen  zeigen  \ 
ausgeschlossen.  Im  Gegentheil  ist  es  gestattet,  aus  den  römischen  Katakomben  reli- 
quiae  insignes  an  Kirchen  von  einer  gewissen  Bedeutung,  an  hervorragende  Prälaten 
und  Fürsten,  geringere  Reliquien  sogar  an  andere  Personen  zu  flberlassen  ^.  In  päpst- 
lichen Schreiben  wird,  um  von  der  Praxis  des  Mittelalters,  welche  ebenfalls  die  Mög- 
lichkeit von  Rechtsverhältnissen  an  Reliquien  angenommen  hat^,  abzusehen,  wieder- 
holt eines  concedere  oder  danare  von  solchen  erwähnt^,  und  mehrfach  ist  die  Rflck- 


Daber  wird  auch  die  Mogliehkeit  eines  Dieb- 
sUhles  an  solchen  Gegenständen  angenommen, 
s.  7.  B.  H.  Meyer,  Lehrb.  des  Straf  rechtes 
%.  174  undy.  Liszt,  Lehrb.  d.  Strafrechtes. 
5  Aufl.  1884.  8.327.  623. 

1  Nur  das  kann  das  :  „nee  exponantnr  yenalee'' 
in  c.  2.  X.  III.  45  cit.  (s.  0.  266  n.  1)  bedeuten. 

2  Edikt  des  Provikars  von  Rom  v.  1716,  Fer- 
raris  c  y.  agnns  del  n.  8:  „che  nesson  orefloe 
OYvero  oltra  persona .  .  .  ardlsca  pnblicamente  nh 
prlvatamente  vendere ,  far  yeudere  0  tenere  per 
vendere  in  oasa,  bottega  e  in  mostra  dl  detta  bot- 
tega  0  altroye  qnalsiyoglla  sorte  dl  saore  reliqnie 
e  agnns  dei  nh  pnre  piocole  parti  dl  esse^ 

3  S.  z.  B.  Glossa  zn  c.  2  XU.  46  cit  s.  v.  ye- 
nales;  Fagnan.  ad  c.  2  dt  n.  2;  Reiffen- 
stuel  ni.  46.  n.  31;  Ferraris  s.  y.  yeneratlo 
sanctomm  n.  68.  Eine  MeinungByerschledenheit 
besteht  nicht.  Bei  diesen  Erörterungen  wird 
wiederholt,  s.  z.  B.  Gonzalez  Tellez  L  c  n. 
7,  Schmalz gxnebex  XU.  46.  n.  67.  68  die 
Thatsache  erwähnt,  dass  einzelne  Christen  Reli- 
quien von  Ungläubigen  gegen  Entgelt  erworben 
haben ,  und  dies  nicht  als  ein  Kauf,  sondern  als 
Zahlung  für  die  Beseitigung  der  Gefahr  der 
Schändung  bezeichnet  Dagegen  lässt  es  de  An- 
gelis,  praeleotiones  iuris  canon.  II.  2,  343 
als  Ausnahme  von  dem  Verbot  wegen  des  löb- 
lichen Zweckes  gelten. 

«  8.  o.  S.  167  ff. 

6  Breve  Clemens'  X.  y.  13.  Januar  1672  bei 
Benedict  XIV.  de  beatlf.  IIb.  IV.  P.  2.  c.  28. 
n.  11:  „Quoniam  yero  eadem  sancta  corpora  et 


insignes  rellquias  .  . .  nee  in  priyatis  aedibus 
neque  apud  laicos  homines ,  sed  in  ecclesia  re- 
ligiöse et  coUocari  fas  est,  ideo  iubemus,  ea  et 
eas  nemini  in  posterum  concedi ,  qui  oidinarii 
literas  non  afferat ,  qulbus  ad  . . .  pro  tempore 
existentem  yicarium  (v.  Rom)  commendetur  ec- 
olesiae ,  pro  qua  petantur,  dignitas  testatumque 
flat,  operae  pretium  esse,  petitis  sanctorum  reli- 
quiis  ecclesiam  lUam  donari ,  ut  in  futurum  ea, 
qua  decet ,  religione  oustodiantur  et  colantur. 
Exdpiendos  tamen  yolumus  magnos  principe« 
et  praedpuos  ecclesiae  praelatos,  cum  quibus 
liberalior  ageudum  erit,  et  ne  ceterorum  quoque 
fldelium  pietas  hoc  sancto  munere  omnlno 
priyetur ,  minus  insignes  rellquiae  Ulis  con- 
cedentur**  (auch  buU.  Taur.  18.  296> 

^  S.  den  Schiedsspruch  des  päpstlichen  Le- 
gaten y.  1226,  Gustay  Schmidt,  Urkdbch.  d. 
Hochstifto  Halberstadt,  Leipzig  1883,  1,  607, 
wonach  ein  Streit  über  yerschiedene  Reliquien, 
welche  der  Bischof  yon  Halberstadt  yerschenkt 
hat,  dabin  entschieden  wird,  dass  die  Streittheile 
die  Reliquien  In  bestimmter  Weise  theilen  sollen. 

7  Ausser  der  Anm.  6  ygl.  auch  Clem.  VXII. 
Breye  y.  1692  L  c.  c.  22.  n.  17 :  „de  consensu 
ordinaril  Antuerpiensis  ecclesiae  presbyterorum 
S.  J.  praedictae  oiyitatis  ab  eodem  dye  donata 
rreliquia)  fuerit^,  und  Congr.  rit  y.  1614,  ibid. 
18:  „ut  posslnt  brachlum  elusdem  b.  Conradi 
dare  et  concedere  canonicis  et  dero  d.  dyitatis 
Placentinae".  Femer  erwähnt  Ferraris  l.  o. 
einer  weiteren  Entsoh.  y.  8.  Juli  1608,  nach  wel- 
cher eine  reliquia  modlca  lam  facta  alienabllis 
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gäbe  einer  heimlich  entfremdeten  und  einer  anderen  Kirche  zugewendeten,  sowie 
einer  wegen  feindlicher  Verfolgungen  einer  Kirche  znr  Auf  bewahnmg  übergebenen 
Reliquie  an  die  berechtigte  Kirche  durch  die  Päpste  unter  Androhung  von  Kirchen- 
strafen angeordnet  worden  ^. 

Die  Annahme  eines  Eigenthums  an  Reliquien  erscheint  also  durch  die  kirchliche 
Oesetzgebung  und  Praxis  nicht  ausgeschlossen.  Wenn  man  die  res  sacrae  unter  Be- 
rufling  auf  nicht  mehr  passende  römische  Rechtsanschauungen  als  ausserhalb  jedes 
rechtlichen  Verkehrs  stehend  erkl&rt  hat,  so  flült  der  dabei  in  Betracht  kommende 
Qrund  fftr  die  Reliquien  fort,  weil  bei  ihnen  die  irriger  Weise  der  römischen 
dedicatio  gleichgestellte  consecraüo'^  nicht  vorkommt.  Die  Reliquien  sind  ihrer 
Beschaffenheit  nach  nicht,  wie  z.  B.  Licht,  Luft  u.  s.  w.,  von  jedem  Rechtsverkehr 
ausgeschlossen,  und  eine  ausdrückliche  Vorschrift  des  Kirchenrechts,  welche  sie  ge- 
setzlich für  res  extra  commercium  erklärt,  giebt  es  nicht.  Es  ist  daher  nur  geboten, 
sie  in  soweit  dem  Verkehr  zu  entziehen,  als  dies  durch  die  besonderen  Eigenschaften, 
welche  ihnen  die  kirchliche  Lehre  beilegt,  und  durch  die  nach  derselben  von  ihnen 
zu  erftUlende  Zweckbestimmung  bedingt  wird.  Da  sie  nach  kirchlicher  Auf- 
fassung die  Ueberreste  von  HeUigen,  also  von  solchen  Abgeschiedenen  sind ,  deren 
Fürbitte  bei  Gk>tt  von  den  Gläubigen  erfleht  werden  kann,  und  den  letzteren  durch 
die  Verehrung  der  Reliquien  religiöse  Wohlthaten  erwiesen  werden,  so  stehen  sie, 
sofern  sie  kirchlich  approbirte  Reliquien  sind^,  den  durch  die  Weihung 
mit  einer  besonderen  virius  habttuaUs  ausgestatteten  res  sacrae^  gleich^.  Es  müssen 
daher  für  sie  im  Allgemeinen  die  für  die  letzteren  geltenden  Rechtsnormen  zur  An- 
wendung kommen. 

Demgemäss  ist  auch  hier  der  Grundsatz  an  die  Spitze  zu  stellen,  dass  nur  die- 
jenigen Rechte  und  Rechtsverhältnisse  von  ihnen  ausgeschlossen  sind,  welche  eine  der 
ihnen  gebührenden  Verehrung  widersprechende  Behandlung  bedingen,  und  dass  alle 
Rechtsgeschäfte,  welche  auf  die  Begründung  derartiger  Rechte  abzielen,  als  nichtig 
behandelt  werden  müssen  (s.  o.  S.  167.  168). 

Das  Eigenthum  als  solches  fällt  aber  nicht  unter  die  erwähnte  Kategorie.  Ge- 
rade der  Eigenthümer  ist  wegen  seiner  unbeschränkten  Verfügungsgewalt  in  der 
Lage,  die  ihm  gehörenden  Reliquien  vor  jeder  unehrerbietigen  oder  profanirenden  Be- 
handlung zu  sichern.  Deshalb  erscheint  auch  weiter  jedes  Rechtsgeschäft  auf  Er- 
werbung des  Eigenthums,  welches  keine  Simonie  enthält,  also  Schenkung ^  letzt- 
willige Verfügung,  ja  selbst  ein  Tausch,  sofern  die  andere  Sache  ein  geistliches  Gut, 

alicui  eceleaiae  vel  oratorio  donari  potest«  (bei  i  Vgl.  die  bei  Benedict.  XIV.  1.  c  26  n.  23 

Gaxdellini  findet  sie  sich  freilich  nicht).    S.  mitgetheilten    drei   Schreiben    Clemens'    Till. 

aneh  die  Synodalstatnten  des  Erzb.  Max.  Heinrich  (ohne  Datnm). 

V.  Köln  (1612 — 1650),  Dnmont,  Sammlung  s  s  o   S   16B 

kirchl.  Erlasse  f.  Köln.  S.21i  :  „In  elaigiendis  s. 

reliqniishaec ratio delncepsob8ervetur,utnemini  ^  S.  o.  S.  266.    Wegen  demjenigen,   welche 

donentnrumqnam,  nisi  ut  loco  sacro  reponantnr,  hlos  privatim  verehrt   werden    dürfen,    s.  am 

maiore  ant  non  minore  saltem  pietatis  studio  Schluss  dieser  Erörterung. 

ibidem  servandae ,  quam  ubi  antea  servabantur ;  4  g.  q.  S.  141. 

notabües  vero  reliqularum  partes,  ne  ullus  prae-  Kar!       ' .       ««..       ,  j 

latus,  rectorecclesUeaUusvesuperiorextrahere,  «  So  rechnen  sie  z.  B.  Schmier  1.  c.  cl.n. 

multo  minus  ex  dvitete  et  dioeoesi  nostra  Oolo-  ^^  ,''''\^^^^^^'^^^U  Anmerkungen  z.  Cod 

nlensi  exportare  aut  dare  transferendas  alicui,  ^*^i°^-  ^*^Y"   ^"  ^  "'   '^*^'  1.  8-  2.  n.  2 

sine  speciali  summi  pontifids  seu  nostra  licentia  geradezu  zu  den  res  sacrae. 

serlpto  ohtenta   praesumat,    gravissime  Inter-  ^  S.  o.  S.  268. 

didmus''. 
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z.  B.  gleichfalls  eine  Reliquie  ist,  statthaft  und  gültig,  während  jedes  onerose  Geschäft, 
namentlich  der  Kauf  ^  der  Nichtigkeit  unterliegt  2.  Ebensowenig  würde  der  unentgelt- 
lichen Ueberlassung  an  einen  anderen  zur  Verehrung  ^  oder  der  Deposition  bei  einer 
anderen  Kirche  etwas  entgegenstehen  ^. 

Wenn  die  Ueberweisung  von  Reliquien  aus  den  römischen  Katakomben  in  ge- 
wissen Beziehungen  beschränkt  ist^,  so  wird  man  doch  diese  Anordnung  nicht  dahin 
auffassen  können,  dass  damit  nur  die  o.  S.  268  erwähnten  Personen  ftir  filhig  erklärt 
worden  sind ,  allein  Eigenthum  von  Reliquien  zu  erwerben.  Ausdrücklich  ist  dies 
weder  in  dem  gedachten  Breve  noch  sonst  durch  ein  Kirchengesetz  bestimmt,  und  das 
erstere  will  offenbar  blos  Vorsichtsmassregeln  im  Interesse  einer  würdigen  Aufbe- 
wahrung der  Reliquien  treffen. 

An  sich  wird  man  daher  jeden  Katholiken  des  Eigenthnms  von  Reliquien  für 
fähig  erklären  müssen  ^.  Andererseits  hat  aber  der  Katholik  die  Pflicht ,  sich  den 
Anweisungen  der  kirchlichen  Oberen  ^  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Reliquien  zu 
unterwerfen,  weil  diese  nicht  nur  berechtigt  sind,  die  Art  ihrer  Verehrung  zu  regeln, 
sondern  auch  die  Pflicht  haben,  die  erforderlichen  Massregeln  gegen  eine  Profanirung 
derselben  zu  treffen.  Wegen  der  eigenthümlichen  Beschaffenheit  des  Objektes  muss 
aber  hier  diese  Befngniss  eine  viel  weiter  gehende ,  als  bei  den  res  aacrae ,  die  im 
Privateigenthum  stehen  ^,  sein. 

In  der  That  erklärt  auch  die  kirchliche  Praxis  die  Aufbewahrung  von  reliquiae 
insignes  (s.  o.  S.  266]  durch  Laien  und  in  Privathäusem  für  unstatthaft^,  und  es  wird 
selbst  von  den  Fürsten,  denen  solche  überwiesen  werden,  gefordert,  dass  sie  dieselben 
in  gottesdienstlichen  Räumen  niederlegen  ^^. 

Das  Eigenthumsrecht  ist  femer  insofern  beschränkt ,  als  selbst  die  kirchlichen 

1  S.  0.  S.  268.  kation  unterliegt,  überhaupt  erwerbsunfähig,  s. 

2  Das  gilt    abor  nur  von  der  Reliquie  als  c.  10  (Innoc.  III.)  X.  de  haeret  Y.  7. 
solcher.     In  Betreff  des  Behältnisses  oder  der  "^  Also  der  Ordinarien  und  in  zweifelhaften 
Fassung ,  in  der  sie  sich  befindet ,  ist  ein  one-  und  schwereren  Fällen  des  allein   zuständigen 
roses   Geschäft    weder   verboten    noch   nichtig.  Papstes,  bez.  für  ihn  der  Congr.rlt.,  s.  Trid.  Sess. 
Solche  erklärt  auch    das  Edikt    des  römischen  XXY.  decr.  cit. 

Provikars  v.  1716  bei  Ferraris  s.  v.  agnus  dei  ^  Denn  bei  diesen  kann  etwaigen  Missbräuchen 

n.  8  für  gestattet  und  Profanirungen  schlimmstenfaUs  durch  Ent- 

3  Wenn  z.  B.  ein  Fürst  eine  ihm  gehörige  Re-  ziei^ung  der  Sacertät  (s.  o.  S.  170)  entgegenge- 
llquie,  ohne  sein  Eigenthum  daran  aufzugeben,  treten  werden,  bei  der  einmal  kirchlich  appro- 
einer  Kirche  überweist,  damit  sie  dort  der  Ver-  ^i^^^n  Reliquie  Ist  es  aber  unmöglich,  ihr  die 
ehruug  durch  die  Gläubigen  zugänglich  gemacht  Eigenschaft  als  eines  der  Verehrung  würdigen 
^jjj  Gegenstandes  wieder  abzusprechen. 

Ac  j»      V  i  n         j*    *    vixr    1           oß  ö  So  Benedict.  XIV.  1.  c  c.  28.  n.2  In  An- 

*  S.  das  bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  2Ö.  n.  ,  ...  ^„  ,..  n.«,,«  nio«»««-»  y    „  «  a  oßo  «   r 

e\»    jAi_x     o  u    im.       rtt           »  vriw»         j      n*  halt  au  das  Breve  Olemens  a.,  s.  o.  S.  Zoo.  n.  o. 

24  cltltte  Schreibe»  ClemeM'  VIII.  .n  den  Bl-  „  j^          c.v.Ueri,  opp.  Uturg.  t.  I.  c.  4. 

schof  V  Zamor.  in  degsenKuche  der  Korper  des  ^^,  öS-uABtl.  -  In  dei  Entech.  dfcougr.  rlt 

h.  I  defense  zurSichernng  vor  den  Saruenen  de-  ^  ^r^^^    G.rdoUinl  1.  c.  n.  77.,  1,  21:  „D. 

ponlrt  war.  yerpf.ndung  und  Vermlethnug  wäre  g^^^yj' ,  j^^^^^    ^  ,^  pr^ästantis  viri  snppli- 

dagogen  unstatthaft  und  nichtig.  ^^^^^  ^^^^^  ^^  _  ^^  ^^  ^^  ^^^^  „„a^''^. 

5  S.  0.  S.  268.  n.  5.  liquias  domi  suae  in  aliquo  loco  decenti  religiöse 
0  Im  Geiste  des  kanonischen  Rechtes  müssen  asservare  easque,  cum  voluerit,  devote  ac  debita 
aber  Juden  und  Ungläubige,  ferner  auch  Häretiker  cum  veneratione  etiam  ad  Collum  deferre^,  han- 
für unfähig  erklärt  werden.  Juden  können  nach  delt  es  sich  offenbar  um  eine  reliquianon  insignis. 
der  0.  S.  152.  n.  7  u.  S.  164.  n.  4  gedachten  Spe-  Man  wird  aus  derselben  nicht  herleiten  können, 
cialvorschrift  nicht  einmal  konsekrirte  Kirchen  dass  zur  Aufbewahrung  solcher  Reliquien  in 
In  Eigenthum  haben.  Uebrigens  bemerkt  auch  einem  Privathause  stets  die  Genehmigung  der 
Benedict  XIV.  L  c.  c  26.  n.  21,  dass  die  Weg-  gedachten  Kongregation  erforderlich  Ist ,  da  die 
nähme  von  Reliquien,  welche  sich  im  Besitze  von  Erlaubniss  sehr  wohl  zur  Erlangung  der  zuletzt 
Ungläubigen  befinden ,  kein  DiebsUhl  sei.  Die  erwähnten  Befngniss  nachgesucht  sein  kann.  S. 
Häretiker  sind,  weil  ihr  Vermögen  der  Konfls-  auch  Gavalierl  1.  c.  n.  13. 
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Inatitate,  weil  dies  der  geMhreBden  Verehning  widerspricht,  ihre  Reliquien  nicht 
serth^en  dürfen  i.  Eine  Zerstflokelong  ist  vielmehr  nur  mit  päpstlicher  Erlanbniss 
ge^ttet^. 

Endlieh  hat  die  päpstliche  Praxis  bestimmte  Normen  ttber  die  s.  g.  translatio 
reUquiarum  ausgebildet.  Man  versteht  darunter  die  Ueberftlhrung  einer  Reliquie  von 
ihrem  Aufbewahrungsort  in  einer  Kirche  an  einen  anderen  \  Eine  solche  darf  bei  den 
Reliquien  von  Beatificirten  allein  mit  Oenehmigung  der  Congr.  rituum  oder  des 
Papstes  vorgenommen  werden^.  In  Betreff  der  Translation  von  Reliquien  der  Hei- 
ligen, herrseht  Streit^.  Nach  einer  Meinung  soll  dazu  die  Genehmigung  des  Bischofs 
unter  eingeholtem  Konsens  des  Kapitels  geniigen  ^,  nach  anderer  allein  die  des  Papstes ''. 

Juristisch  kann  die  Translation  eine  sehr  verschiedene  Bedeutung  haben.  Wird 
blos  der  Aufbewahrungsort  geändert  j  um  die  Reliquien  vor  Verderben  zu  schtttzen, 
oder  um  sie  an  einem  besseren  Aufbewahrungsort,  z.  B.  in  einer  statt  der  alten  er- 
bauten neuen  Kirche  unterzubringen ,  so  steht  eine  rechtlich  gleichgültige  Handlung 
in  Frage.  Die  Translation  kann  aber  auch  Restitution  einer  entfremdeten  Reliquie 
oder  Deposition  einer  solchen  in  einer  anderen  Kirche  zur  Aufbewahrung  y  sowie 
Rfickgabe  einer  deponirten  sein  ^,  endlich  aber  auch  eine  Veräusserung  enthalten. 

Die  Praxis  der  Kurie  beansprucht ,  dass  fQr  alle  Fälle  der  Translationen  der 
Reliquien  von  Heiligen,  welche  sich  in  Kirchen  befinden,  die  Genehmigung  des  päpst- 
lichen Stuhles  eingeholt  wird  ^,  sofern  es  sich  nicht  um  die  blosse  Veränderung  des 
Aufbewahrungsortes  in  derselben  Kirche  handelt  ^o.  Der  Grund  daftlr  liegt  offenbar  in 


1  Nicollis,  praxis  c&nonica  T.  II.  Lit  U. 
S.  I.D.  11;  PignatelliconsQlt.  IV.  107.  n.  4. 

Nicht  nui  aus  demselben  Grande,  sondern  auch 
wegen  des  darin  herrortretenden  Aberglaubens 
ist  es  unzulässig,  von  den  Gebeinen  der  Heiligen 
St&ckchen  abzuschaben  und  diese  Kranken  in 
Flüssigkeiten  zum  Einnehmen  zu  geben ,  N  i  - 
collisl.c  n.  9. 

2  S.  o.  S.  268.  n.  7.  Auch  ist  in  dem  einen  der 
o.  S.  269.  n.  1  gedachten  Fälle  bei  der  Rück- 
gabe des  blos  deponirten  Heiligenkörpers  die 
Zurückhaltung  einiger  Partikeln  des  letzteren  der 
Kirche,  in  welcher  derselbe  bisher  aufbewahrt 
worden  war,  gestattet  worden. 

3  Gleichgestellt  wird  auch  die  Veränderung 
des  Behälters,  in  welchem  die  Reliquie  aufbe- 
wahrt wird,  der  s.  g.  capsa,  Benedict  XIV.  1. 
c.  22.  n.  7.  8. 

*  Benedict  1.  c  n.  7ff.  Dabei  wird  auch 
zugleich  entschieden ,  ob  die  Ueberführung  cum 
pompa  oder  sine  pompa ,  mit  Feierlichkeiten  (z. 
B.  in  Prozession)  erfolgen  soll.  Die  vorgänglge 
Genehmigung  der  Congr.  rit  oder  des  Papstes 
wird  offenbar  deshalb  verlaugt,  um  den  be- 
schränkten Kultus  der  Beaüflcirten  (s.  o.  S.  258) 
innerhalb  der  erforderUchen  Grenzen  zu  halten. 

&  Auf  die  Ansicht,  dass  die  Genehmigung  des 
Fürsten  nöthig  ist ,  vgl.  darüber  Fagnan.  ade 
2  X.  m.  45.  n.  17,  braucht  nicht  näher  einge- 
gangen zu  werden.  Sie  beruft  sich  auf  c  1. 10. 
14  C.  de  relig.  III.  44  und  l.  8  D.  de  relig.  XI. 
7,  Stellen ,  welche  selbstverständlich  nicht  von 
Reliquien,  sondern  von  Leichen,  welche  der  Be- 
stattung übergeben  sind,  handeln.  Das  Mainzer 
Konzil,  e.  37  Dlst  I.  de  cons.  (s.  o.  8.  264.  n.  6) 


fordert  blos  das  consilium  principis  und  hat  nur 
Bedeutung  für  die  karolingische  Zeit 

^  So  Fagnan.  1.  c.  n.  Uff.  29  u.  Schmalz- 
grueber  1.  c.  III.  45.  n.  60 ff.  unter  Berufung 
auf  c.  37  cit.,  sowie  auf  die  Stellung  des  Bischofs 
und  des  Kapitels,  lieber  die  Unteransicht,  dass 
der  Bischof  dazu  nur  berechtigt  sei,  wenn  es  sich 
um  Körper  und  Reliquien  handelt ,  welche  noch 
nicht  dauernd  der  Bestattung  überwiesen  sind, 
vgl.  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  12. 

"^  Dafür  werden  die  Anm.  5  cit.  leges  aus  dem 
Corpus  iuris  civilis  in  Bezug  genommen  ,  indem 
bemerkt  wird,  dass  bei  der  Natur  der  Angelegen- 
heit der  Papst  an  Stelle  des  römischen  princcps 
treten  müsse,  Reiffenstuel  III.  45.  n.  32, 
oder  man  beruft  sich  auf  c.  un.  (Ambitiosae 
Pauls  II.  1468)  in  Extr.  comm.  III.  4,  s.  nament- 
lich Pignatelli  consult  IV.  107.  IL  1,  wo- 
gegen Fagnan.  1.  c  n.  35  bemerkt,  dass  sich 
dieses  Kapitel  allein  auf  vermögenswerthe  Sachen 
bezieht 

8  S.  0.  S.  269. 

9  Diese  Praxis  belegt  Benedict  XIV. durch 
eine  Reihe  von  Beispielen ,  1.  c.  c.  22.  n.  15  ff. 
S.  auch  die  von  ihm  n.  14  angeführten  Entsch. 
der  Congr.  conc.  ohne  Datum:  „An  qui  trans- 
tulerunt  corpus  s.  Christinae  vlrginis  et  martyris 
indderint  in  poenam  excommunicationis?  Ss. 
mu8  dominus  noster  respondit,  transferentes  non 
esse  excommunioatos ,  sed  tamen  obtinuit  hodie 
ex  stylo,  talem  translationem  non  esse  faciendam 
inconsulta  sede  apostolica''.  (Vgl.  dazu  noch 
unten  S.  272.  n.  3.) 

^0  Darauf  beziehen  sich  offenbar  die  Ausfüh- 
rungen Benedikts  XIV.  nicht  (s.  namentlich  noch 
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der  Befagniss  des  päpstlichen  Stahles,  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Verehmng 
der  Heiligen  and  ihrer  Reliquien  zn  treffen.  Damit  ist  aber  nicht  aasgesprochen,  dass 
eine  Translation  lediglich  desshalb  vorgenommen  werden  kann ,  weil  sie  der  pl^t- 
liche  Stahl  genehmigt,  vielmehr  werden  je  nach  der  juristischen  Bedeutung  des  Aktes 
die  im  Uebrigen  zur  Vornahme  dessdben  zuständigen  Organe  eine  solche  Massregel 
zu  beschliessen  haben.  Bei  der  Translation,  mit  welcher  eine  Veräusserung  der  Reli- 
quien verbunden  sein  soll,  müssen  daher  die  Verwalter  der  Kirche,  welcher  die  Reli- 
quie gehört,  also  bei  einer  Kathedrale  der  Bischof  mit  hinzutretendem  Konsense  des 
Kapitels  1,  unter  Beobachtung  der  für  die  Veräusserung  bestehenden  Normen  2,  den 
entsprechenden  Beschluss  fassen ,  ja  nach  der  Kurialpraxis  ist  bei  der  Veräusserung 
einer  reliquia  insignis  auch  die  päpstliche  Genehmigung  erforderlich  ^.  Dass  der  Papst 
kraft  seiner  Machtvollkommenheit  auch  einer  kirchlichen  Anstalt  dasEigenthum  durch 
einen  gesetzgeberischen  Akt  zu  entziehen  befugt  ist ,  steht  ausser  Zweifel ,  ebenso 
dass  er  in  Folge  seines  Rechtes  für  die  angemessene  Aufbewahrung  der  Reliquien 
Sorge  zu  tragen,  femer  die  üeberfahrung  einer  bedeutenden  Reliquie  aus  einer  kleinen 
Kirche  in  eine  hervorragendere  anordnen  kann. 

Aus  dem  Umstände,  dass  die  Reliquien  den  res  sacrae  gleichstehen,  ergiebt  sich 
endlich  für  das  strafrechtliche  Gebiet,  dass  die  profanirende  Behandlung  einer  Reli- 
quie, ebenso  wie  die  einer  res  sacra,  das  kirchliche  Vergehen  des  iocriUgiwn^  bildet^. 

Alle  vorstehenden  Ausfahrungen  treffen  nur  ftlr  diejenigen  Reliquien  zu,  welche 
kirchlich  approbirt  sind ,  denen  also  ein  öffentlicher  Kultus  gewidmet  werden  kann 
(s.  0.  S.  266).  Bei  den  anderen  fehlt  dasjenige  Moment,  welches  eine  den  res  sacrae 
gleiche  rechtliche  Behandlung  statthaft  erscheinen  lässt.  Sie  sind  Gegenstände,  wel- 
chen nur  von  einzelnen  Gläubigen  nach  ihrer  privaten  Auffassung  ohne  kirchliche 
Billigung  Verehrung  erwiesen  wird,  und  können  dadurch  keine  besondere  rechtliche 
Qualität  erhalten^. 

1.  c.  c.  22.  u.  14.).    Derselben   Meinung  auch  nicht  direkt  entgegen  steht,  so  hat  doch  die  const 

Pignatellil.cn.3.9;Ferrariss.T.yeneratio  Pius'  IX.:  Apostolicae  sedis  v.  12.  Oktober  1868 

sanctomm  11 .  64.  (exoommnnicationes  nemini  reserratae  n.  3)  indem 

1  S.  Bd.  II.  S.  153 ;  Fagnau.  ad  c.  2  X.  III.  sie  die  durch  die  Extravagante  angedrohte  £x- 

4ö.  n.29;  Beiffenstael,  lus  can.  III.  45.  n.  kommnnlkation nur f&r die^ienantes et redpere 

32 ;  femer  bei  einer  Pfarrkirche  die  Verwalter  praesumeutes  bona  eccleslastica  absque  benepla- 

des  Lokal -KirchenYermogeus ,  mithin  der  Pfar-  cito  apostolicae  sedis^  aufrecht  erhält,  also  durch 

rer  und  die  Kirchenyäter.  den  Gebrauch  der  Worte :  ^bona  eccleslastica^  die 

-  Stellt  sich  die  Translation  blos  als  eine  Yer-  Ansicht  hilligt ,  dass  es  sich  bei  den  mohiUa  um 

waltungsmassregel  von  Bedeutung  dar ,  wie  z.  B.  Yermögensstücke ,   die  einer  Schätzung  in  Geld 

wenn  die  Reliquie  in  einer  anderen  Kirche  depo-  fähig  sind,    handeln)  müsse,  vgL    Avanzinl 

nirt  werden  soll,  so  hat  der  Bischof  nur  das  con-  comment.  in  constit.  apostol.  sedis  2,  146.  n.  1 ; 

silium  capituli  einzuholen,  s.  Bd.  II.  S.  156.  Heiner,   d.  kirchlichen  Gensuren.    Paderborn 

3  So  hat  die  Gougr.  oonc  am  8.  Juli  1602 ent-  1884.  S.  268,  die  Unzulässigkeit  der  gedachten 

schieden,  s.  Ferraris  s.  v.  alienatio  art  I.  n.  Strafen  ausgesprochen.    Es  können  dmhalb  nur 

s  ;  Bouix,  tract  de  iure  regulär,  ed.  II.  2,  292 ;  poeuae  arbltrariae  zur  Anwendung  gebracht  wer- 

vgl.  auch  Barbosa  de  oif.  episc  alleg.  95.  n.  39.  den. 

Streitig  ist  dagegen ,  ob  die  in  der  Extrav.  «  S.  0.  S.  169. 

Ambitiosae  (s.S.  271.  n.  7)  vorgesehenen  Strafen,  ^  Vgl.  Ferraris  veneratio  sanctor.  n.  69; 

namentlich  die  dort  angedrohte  excommunicatio  Schmalzgrueber  1.  c.  n.  65.    S.  übrigens 

latae  sententiae  Anwendung  findet    Gegen  das  auch  0.  S.  270.  n.  6  a.  £. 

Eintreten  dieser  Strafen  Fagnan.  Lcn.35,  ^  MitRücksichtaber  darauf,  dass  solche  Sachen 

welcher  dieExtravagante  überhaupt  nicht  auf  die  später  in  Folge  der  Beatiflkation  oder  Kanoni- 

Veräusserung  von  Reliquien ,  welche  keine  ver-  sation  derjenigen  Person ,  von  welcher  sie  her- 

mögenswerthen  Sachen  seien,  bezogen  wissen  rüliren,   die  Eigenschaft  als  Reliquien  erhalten 

will.    Unentschieden  Benedict  XIV.  l.  c.  n.  können,  hat  sich  bei  der  Kurie  die  Praxis  fest- 

22  n.  14.    Wenngleich  der  Wortlaut  der  Extra-  gestellt,  dass  eine  translatio  derartiger  Ueberreste, 

vagante ,  welche  von  „preciosa  mobilia''  spricht,  wenn  der  Papst  die  General-Kommission  für  den 
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Was  BcUiessUoh  die  Frage  betrifft,  in  wie  weit  die  vorstehend  ent- 
wickelten Ornndsätze  in  Deutschland  fflr  das  weltliche  Oebiet  An- 
erkennung zu  beanspruchen  haben,  so  müssen  sie  im  Allgemeinen,  weil  das 
kirchliche  Recht  fiELr  die  gottesdienstlichen  Verhältnisse  im  Mittelalter  das  allein  mass- 
gebende geworden  ist,  als  gemeinrechtliche  betrachtet  werden.  Indessen  wer- 
den durch  die  heut  veränderte  Stellung  der  katholischen  Kirche  folgende  Ab- 
weichungen bedingt.  Aus  dem  o.  8.  172  gedachten  Grunde  können  sie  nicht  mehr  in 
Betreff  aller  kirchlich  approbirten  Reliquien,  sondern  allein  derjenigen,  welche 
ftr  die  öffentliche  Verehrung  bestinmit,  also  dem  öffentlichen  Gottesdienste  ge- 
widmet sind^  zur  Anwendung  kommen  2.  Ebensowenig  sind  nach  dem  heutigen 
gemeinen  Recht  die  Nichtkatholiken  vom  Erwerbe  von  Reliquien  ausgeschlossen^, 
und  endlich  kann  ein  Erwerb  gegen  Entgelt  nach  demselben  nicht  als  nichtig  be- 
zeichnet werden^. 

Das  Gleiche  muss  fOr  das  Königreich  Sachsen  angenommen  werden,  weil  hier 


Beatlflkatioiiflprozefls  bereits  gezeichnet  hat  (8.  o. 
S.  253  Anm.),  nicht  ohne  die  Genehmigang  des 
letzteren  statthaft  ist,  während  sonst,  'sofern  es 
sich  um  die  üeberfühmng  bestatteter  Körper 
oder  Rörpertheile  solcher  firommer  Abgeschiedener 
handelt ,  denen  ein  zulässiger  Privatkoltos  ge- 
widmet wird ,  die  Anordnung  des  Bischofs  für 
genfigend  erklärt  wird,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
c.  22.  n.  3.  4 

Sind  die  Ansfühmngen  des  Textes  über  die 
MogUchkeit  des  Eigenthums  an  Reliquien  richtig, 
so  ergiebt  sich  als  Konsequenz,  dass  die  Erhebung 
und  Üeberfühmng  von  solchen  bisher  bestatteten 
Leibern  und  Theilen,  welche  bisher  in  Nieman- 
des Eigenihum  standen,  zugleich  die  Erwerbung 
des  Eigenthums  (und  zwar  durch  Occupation) 
für  diejenige  Kirche,  für  welche  jene  Ueberreste 
erhoben  und  in  welcher  sie  zur  Aufbewahrung 
niedergelegt  werden,  bildet,  und  dass  sie ,  wenn 
die  kirchliche  Approbation  stattgefunden  hat,  der 
rechtlichen  Eigenschaften  der  Beliqulen  theil- 
haftig  werden. 

Besondere  Bestimmungen  endlich  hat  der  päpst- 
liche Stuhl  für  die  Erhebung  von  Reliquien  aus 
den  römischen  Katakomben  erlassen.  Die  Weg- 
nahme Yon  Reliquien  aus  diesen,  sofern  es  gewiss 
ist ,  dass  sie  von  Kärtyrem  herrühren  (über  die 
Kennzeichen,  auf  Gkund  deren  dies  angenommen 
wlrd,vgL  Benedict  XIV.  1.  c.  c  27.  n.  13 ff.) 
und  in  soweit  sie  in  Leibern  oder  Theilen  solcher 
bestehen,  darf  nur  mit  schriftlicher  Erlaubniss  des 
vicartus  urbis  (Bd.  I.  S.  486)  erfolgen ,  und  das 
Zuwiderhandeln  ist  für  die  Thäter,  deren  Ge- 
hülfen und  Begünstiger  mit  der  dem  Papst  vor- 
behaltenen  excommunicatio  maior  latae  sententiae 
(aufrechterhalten  durch  die  oonst.  Apostolicae 
sedis  Plus'  IX.  dt,  s.  unter  diesen  Exkommuni- 
kationen n.  15)  bedroht  Bei  der  Ausgrabung 
muss  ein  von  dem  gedachten  Vikar  bOYollmäch- 
tigter  Priester  anwesend  sein ,  um  die  Qualität 
der  Reliquien  zu  konstatiren ,  sie  in  Behältnisse 
zu  thun ,  diese  zu  yersiegeln ,  und  die  Reliquien 
abzuliefern,  damitsie  der  Congregatloindulgentia- 
rum  et  ss.  reliquiamm  zur  Approbation  übergeben 
werden.  Erst  dann  dürfen  sie  an  einzelne  Kirchen 
und  einzelne  Personen  vertheüt  werden  (s.  o.  S. 

H  i  s  8  e  h  i  n  B ,  Kirckeiirecbt  IV. 


268  n.  5).  Vorher  werden  sie  aber  erst  in  ein  be- 
sonderes Verzeichniss  unter  Angabe  der  Em- 
pfänger und  der  Kirchen,  denen  sie  überwiesen 
sind,  eingetragen.  Vgl.  Über  Alles  das  cit  Breve 
Clemens'  X.  v.  1672  und  B  e  n  e  d  i  c  t  XI V.  1.  c.  c 
28.  n.  1  iL,  welcher  noch  weitere  hierher  gehörige 
Anordnungen  angiebt  S.  auch  desselben  Breve : 
De  Gongregationis  y.  5,  März  1742,  bull,  eiusd. 
1,  58.  Uebrigens  wird  solchen  Reliquien,  wenn 
nicht  festzustellen  ist,  von  welchem  Märtyrer  sie 
herrühren,  um  die  Gläubigen  zu  eifriger  Vei^ 
ehmng  zu  veranlassen ,  ein  Name  beigelegt  (in 
der  Kurialspraehe  wird  diese  Namengebung  mit 
baptisuire  bezeichnet,  weshalb  solche  Heiligen 
saneti  haptiaati  genannt  werden),  jedoch  nur  ein 
nomen  appellativum ,  welches  auf  alle  Heiligen 
passt,  wie  felix,  fortunatus,  deodatus  u.  s.  w.,  wo- 
bei als  Grund  die  Verhütung  von  Täuschungen 
der  Gläubigen  angegeben  wird,  Benedict.  XIV. 
L  c.  n.  12 ff.;  Cavalierl  opp.  liturg.  P.  L  c. 

4.  decr.  56.  n.  17. 

1  S.  0.  S.  173.  Es  ermangeln  also  nicht  blos 
die  nicht  kirchlich  genehmigten ,  sondern  auch 
die  kirchlich  approbirten  Reliquien ,  sofern  sie 
nicht  in  öffentlichen  Gotteshäusern ,  z.  B.  wenn 
sie  in  Privatkapellen  aufbewahrt  werden ,  nach 
staatlichem  Recht  der  beschränkten  Extrakom- 
merzial-Qualität 

3  Wegen  des  strafirechtlichen  Schutzes  s.  o. 

5.  177. 

s  Denn  die  Grundsätze  des  kanonischen  Rechts 
(s.  0.  S.  270.  n.  6)  über  die  Rechtsstellung  der 
Ungläubigen  und  Ketzer  sind  in  Folge  der  ver- 
änderten Stellung  der  Religionsgesellschaften 
beseitigt,  und  eine  besondere  positive  Vorschrift, 
welche  diese  vom  Erwerbe  ausschliesst,  weist  das 
gemeine  Recht  nicht  auf.  Praktisch  kann  der 
Fall  vorkommen,  wenn  z.  B.  eine  Missionskirche 
auf  den  Namen  eines  katholischen  Privatmannes 
im  Grundbnche  eingetragen  ist ,  und  diese  mit 
den  darin  befindlichen,  demselben  gehörigen  Re- 
liquien ,  auf  einen  Protestanten  durch  Erbgang 
übergeht 

*  Das  weltliche  Recht  kennt  das  Vergehen  der 
Simonie  als  solches  nicht,  und  ebensowenig  ein 
Veräusserungsverbot  der  Reliquien. 

18 
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dnroh  das  bürgerliche  Gesetzbuch  das  frflhere  Recht  in  Betreff  der  öffentlichen  gottes- 
dienstlichen Sachen  nicht  beseitigt  worden  ist  S  und  anch  die  Vorschriften  des  p  r  eu  s  - 
sischen  Landrechts  ftthren  für  das  Gebiet  des  letzteren  zu  demselben  Resultate 2. 

Nach  französischem  Recht  ist  dag^en  bei  Reliquien  die  Voraussetzung  der 
durch  dasselbe  abweichend  vom  deutschen  Recht  bestimmten  Extrakommerzial- 
Qualität  die  dauernde  Einverleibung  in  eine  Eorche'. 

Allein  nach  österreichischem  Recht  ist  die  entgeltliche  Veränsserung  von 
Ereuzpartikeln  und  Reliquien  ausdrücklich  verboten  ^.  Lisoweit  stimmt  also  das  er- 
wähnte Recht  mit  dem  kanonischen  überein.  Weil  aber  die  Zahlung  eines  Geldäquiva- 
lentes für  die  Fassung  der  Reliquien  nicht  für  unstatthaft  erklärt  ist  ^,  wird  man  umso- 
weniger  annehmen  können ,  dass  nach  österreichischem  Recht  die  Möglichkeit  eines 
Eigenthums  an  ihnen  ausgeschlossen  ist.  Femer  können  sie  G^enstand  einer  frei- 
gebigen und  letztwilligen  Verfügung  sein^.  Sie  haben  also  nur  dicßdbe  beschränkte 
Extrakommerzialität,  wie  nach  kirchlichem  Recht  7.  Mit  demselben  hannonirt  aber 
abweichend  vom  gemeinen  Recht  das  österreichische  auch  insofern,  als  es 
Akatholiken,  also  namentlich  Protestanten  und  Juden,  des  Erwerbes  von  Reliquien 
für  unfthig  erklärt  8. 

n.  Die  Verehrung  der  Bilder^    A.   Einleitung.   Wie  man  auch  die 


1  S.  0.  S.  176. 

^  Die  Reliquien  müssen  zu  den  im  %.  179. 
II.  11.  A.  L.  R.  (s.  0.  S.  171.  n.  6)  erwähnten 
gottesdienstlichen  Sachen  gerechnet  werden.  Es 
Anden  also  des  weiteren  anch  die  S.  176  darge- 
legten Gmnds&tze  des  prensslschen  Rechts  An- 
wendung. 

'  Also  dass  sie  2.  B.  in  einem  Altar  zur  danem- 
den  Anfbewahmng  niedergelegt  sind,  vgl.  Gei- 
gel  a.  a.  0.  S.  107.  n.  9  und  0.  S.  176. 

«  Hofkanzleidekret  y.  30.  Sept.  1805.  Kro- 
patsohek,  SammL  d.  Gesetze  20,  644:  „Der 
YeriLauf  der  Monstranzen  und  Piramiden  nach 
dem  Werthe  derselben  ist  gestattet,  jedoch  auf 
das  strengste  Terboten ,  die  in  denselben  enthal- 
tenen Kreuzpartikeln  und  Reliquien  als  gehei- 
ligte Dinge,  welche  keiner  GeldschUzung  unter- 
liegen ,  und  weder  zum  Kauf  noch  Verkauf  ge- 
eignet sind,  in  Anschlag  zu  bringen".  Vgl.  femer 
Hofdekret  y.  16.  (bez.  Jnsüz-Hofdekret  y.  25.) 
November  1826,  cit  Sammlung,  Fortsetzg.  von 
Grutta  52,  387:  „Dass,  da  Kreuzpartikeln  und 
Reliquien  kein  Gegenstand  der  Schätzung  und 
Veräussemng  sind ,  deren  Verkauf  sowohl  in  als 
ausser  dem  Versteigerungswege,  sowie  deren  Be- 
schlagnehmung  in  Gonours-  und  Verlassen- 
sehaf ts-Fallen ,  dann  die  Uebertragung  an  Akatho- 
liken  als  Erben  nicht  gestattet  werde,  dass  daher 
in  allen  diesen  Fällen,  wenn  sich  Kreuzpartikeln 
oder  Reliquien  in  s.  g.  Reliquiarlen  befinden, 
mit  Zuziehung  eines  Kommissärs  des  katholischen 
Konsistoriums,  wenn  dieses  im  Orte  sich  befindet, 
sonst  des  katholischen  Ortsseelsorgers  die  Kreuz- 
partikeln  oder  Reliquien  von  der  Fassung  zu 
trennen,  und,  wenn  dieses  unthunlich  befunden 
werden  sollte ,  dieselben  sammt  der  Fassung  an 
das  Konsistorium  oder  den  Ortsseelsorger  zu  über- 
geben seien.  Die  Art,  wie  sich  die  Ortsseelsorger 
hierbei  zu  benehmen,  wie  sie  über  die  über- 


nommenen heiligen  Sachen  zu  verfügen  haben, 
ist  von  dem  Ordinariat  zu  bestimmend 

<»  S.  das  cit.  Dekret  v.  1826. 

e  S.  a.  a.  0. 

"^  Das  ist  auch  die  Auffassung  der  heutigen 
österreichischen  Jurisprudenz  im  Gegensatz  zu 
der  früheren  Ansicht,  dass  die  Reliquien  absolut 
extra  commercium  seien ,  vgL  U  n  g  e  r ,  österr. 
Privatreoht  l,366n.l6;Randa,  Besitz.  3.  Aufl. 
S.  313;  Schif  f  ner,  österr.  Privatreoht,  Heft  3 
S.  19. 

8  Das  dt.  Dekret  v.  1826  spricht  allerdings 
nur  von  der  Uebertragung  zu  Erbrecht.  Die 
Ausdehnung  auf  unentgeltlichen  Erwerb  unter 
Lebenden  (der  entgeltliche  ist  überhaupt  ausge- 
schlossen) kann  aber  wegen  der  Gleichheit  des 
Grundes  keinem  Bedenken  unterliegen. 

Die  rechtlichen  Folgen  bei  entgeltlicher  Ver- 
äussemng oder  bei  Uebertragung  an  einen  Aka- 
tholiken  sind  in  den  cit.  Dekreten  nicht  bestimmt. 
Es  wird  aber  Nichtigkeit  des  Geschäftes  und  der 
Veräusserung  anzunehmen  sein,  well  die  Extra- 
kommerzial- Qualität  in  Betreff  dieser  beiden 
Fälle  anerkannt  ist.  Wenn  das  Dekret  v.  1826 
weiter  bestimmt,  dass  bei  der  Noth wendigkeit 
der  Veräusserung  die  Reliquien  von  der  Fassung 
getrennt  werden  und  an  den  Bischof  oder  Orts- 
pfarrer übergeben  werden  sollen  und  nur ,  sofern 
eine  solche  Trennung  unthunlich  ist,  die  Reliquie 
mit  der  Fassung  an  die  erwähnten  kirchlichen 
Beamten  auszuliefern  ist,  so  bezieht  sich  dies 
offenbar  auf  Fälle ,  in  denen  der  Eigenthümer 
das  Eigenthum  nicht  behalten  wilL  Eine  Kon- 
fiskation zur  Strafe  spricht  das  Dekret  nicht  aus. 

9  Gabriel  Pal laeot US,  de  sacris  Imagini- 
bus.  Ingolstadt  1598;  Lüdtke,  Bilder  in  der 
Kirche  u.  Bilderverehrung  in  We  t  z  e  r  u.  We  1  te, 
Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  1,  814  u.  828;  Her- 
zog, Bilderverehrung  in  seiner  Real-Encyklo- 
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Streitfrage,  in  welcher  Weise  sich  die  älteste  Kirche  zur  Kunst  gestellt  hat,  beant- 
worten mag^  so  kann  es  doch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  erst  seit  dem 
5.  Jahrhundert  die  Verehrung  von  Bildern  Gottes,  von  Christus  und  der  Heiligen  und 
zwar  Buerst  im  Orient  sich  zu  verbreiten  angefangen  hat  2,  während  man  dieselbe  im 
Abendlande  damals  noch  ftlr  verwerflich  erklärte  K 

Qegen  die  im  Orient  immer  mehr  ttberhand  nehmende  Bilderverehrung  schritt 
im  8.  Jahrhundert  Kaiser  Leo  HL.  der  Isaarier  (716—741)  ein,  indem  er  dieselbe 
als  Götzendienst  abzustellen  befahl  und  die  Bilder  in  und  an  den  Kirchen,  sowie  an 
anderen  Gebäuden  zerstören  liess^.  Nicht  nur  eine  Partei  unter  den  moi^enländi- 
schen  Bischöfen  ^  sondern  auch  die  römische  Kirche  und  Italien  trat  dieser  Verfolgung 
der  Bilder  entgegen^.  Nachdem  der  Nachfolger  Leos  III.,  Konstantin  V.  Kopronymus 
(741 — 775)  die  Befehle  seines  Vaters  durch  eine  Synode  v.  Konstantinopel  i.  J.  754 ' 
hatte  kiroUieh  sanktioniren  lassen,  ging  er  mit  noch  grösserer  Strenge  und  Härte 
gegen  die  Büderverehrung  und  gegen  die  Anhänger  derselben,  namentlich  gegen  die 


p&die  fOr  protettantisohe  Theologie.  2.  Aufl. 
2,  470. 

1  S.  die  cit.  Artikel  v.  Ladtke  u.  Herzog, 
ferner  F.  X.  Kr  ans,  Borna  sotterranea.  2.  Aafl. 
S.  216  ff. 

s  Oieseler,  Kirchengesoh.  4.  AafL  I.  2, 
490  ff. 

a  Synode  ▼.  Elvira  v.  306  (s.  36 :  „Placvit ,  at 
pictoras  in  ecclesia  esse  non  debere,  ne  quod  co- 
lltnr  et  adoratnr  in  parietlbaa  deplngatnr^^  Wer 
diesen  Kanon  unbefangen  betrachtet,  muss  ihn 
dahin  yeistehen ,  daas  Gemälde  ans  den  Eirchen 
flberhanpt  aasgeschlossen  sein  sollen,  damit  man 
nicht  dssjenige,  was  yerehrt  und  angebetet  wird, 
auf  die  Wände  malt  So  hat  ihn  auch  Hef  ele, 
Concil.  Gesch.  1.  Aufl.  1 ,  141  yerstanden  und 
sieh  gegen  die  vielfachen  Versuche  an  dieser  für 
die  kathoUsohe  Lehre  unbequemen  Bestimmung 
herumzndeuten  und  sie  beschränkend  auszulegen 
erklärt,  s.  darüber  Gieseler  a.  a.  0.  I.  1,  375 
n.  6  und  Funk,  Tübinger  theolog.  Quartalschr. 
Jahrgang  1883  (Bd.  65)  S.  271.  Neuerdings  hat 
sich  Hef  ele  (2.  Aufl.  1,  170)  aber,  ebenso  wie 
Kraus  a.  a.  0.  8.222 und  Bossl,  Boma3,  475, 
der  Erklärung  angeschlossen,  dass  wegen  der 
diokletianlsohen  Verfolgung  die  Bilder  in  den 
Kirchen  über  der  Erde  vor  der  Verunehrung  durch 
die  Heiden  nicht  sicher  gewesen  wären,  und  die 
Synode  deshalb  die  Anbringung  Yon  solchen 
untersagt  habe.  Gegen  diese  für  die  hier  ver- 
tretene Auffassung  jetzt  noch  Funk  a.  a.  0. 
8.  276. 

Auch  Gregor  I.  erklärt  noch  in  ep.  ad  Seren. 
MasslL  V.  599.  ed.  Ben.  IX.  105;  2,  1006: 
„indico  dudum  ad  nos  pervenisse,  quod  fratemi- 
tas  vestra,  quosdam  Imaginum  adoratores  adspi- 
denseasdemin  ecclesiis  imaglnes  oonfiregit  atque 
proiedt.  Et  quidem  zelum  vos ,  ne  quid  manu- 
factum  adoraripossit,  habuisse,  laudamus,  sed 
fingere  easdem  picturas  non  debulsse  iudica- 
mus.  Iddrco  enim  piotura  in  ecclesiis  adhibetur, 
ut  hl  qui  litteras  nesdunt,  saltem  in  parietibus 
legant,  quae  legere  in  codldbus  non  valeant" 
(zum  Theil  auch  in  c.  26  Dist.  HL  de  consecr.). 
Anders  lautet  alleidings  dess.  ep.  ad  Seoundinum 
V.  599,  ed.  Ben.  IX.  52,  2,  964 :  „Scio  quod  ima- 


glnem  salvatoris  nostrl  Ideo  non  petls,  ut  quasi 
deum  colas,  sed  ob  recordationem  fllii  dei  in  eins 
amore  recalescas,  cuius  te  imaginem  videre  desi- 
deras.  Et  nos  quidem  non  quasi  ante  divlnitatem 
ante  iUam  prostemimus,  sed  illum  adoramus, 
quem  per  imaginem  aut  natum  aut  passum ,  sed 
et  in  throne  sedentem  recordamur^,  aber  diese 
Stelle  gehört  zu  den  in  der  einen  der  beiden 
überlieferten  Textrecenslon  fehlenden  Stücken 
dieses  Briefes ,  und  scheint  ein  späterer  Zosatz 
zu  sein,  vgl.  auch  Jaff  ^,  reg.  II.  ed.  n.  1673. 

*  Die  Ansicht,  dass  dies  schon  durch  ein  Edikt 
V.  726  und  nicht  erst  durch  ein  solches  v.  730 
angeordnet  worden  ist,  erscheint  dlebegründetere, 
namentlich  ergeben  dies  die  zum  Schutze  der 
Bildervehrung  geschriebenen  Briefe  Gregors  IL 
an  den;  Kaiser,  Maus!  12,  959  u.  975,  von 
denen  der  erstere  jedenfalls  vor  730 ,  etwa  1.  d. 
J.  729  zu  setzen  ist,  Jaf  f  ^  reg.  U.  ed.  n.  2180. 
2181.  Vgl.  darüber  He  feie  Conc  Gesch.  2. 
Aufl.  3,  376.  Daselbst  ist  auch  S.  371  die  Li- 
teraturangegeben. Uebersichtliche  Darstellungen 
des  Bilderstreites  enthalten  die  Artikel  v.  L  ü  d  t  k  e 
bei  Wetzer  u.  Weite  a.  a.  0.  S.  821  und  von 
Vogel  bei  Herzog  a.  a.  0.  S.  468. 

6  Hefele  a.  a.  0.  S.  380.  407. 

«  Vgl.  die  cit.  Briefe  Gregors  IL(Anm.4)  und 
die  römische  Patriarchal  -  Synode  Gregors  III.  v. 
731  (Bd.  IIL  S.  509.  n.  2),  vita  Gregorii  III.  in 
Vignoli  IIb.  pont.  2,  43:  „Ut  si  quis  deinceps 
sacrarum  imaginum  depodtor  atque  destructor 
et  profanatorvel  blasphemus  extiterit,  slt  extorris 
a  corpore  et  sangulne  Jesu  Christi  vel  totius  ec- 
dedae  unitate  atque  compage". 

7  Sie  war  als  eine  allgemeine  beabdchtlgt,  von 
338  Bischöfen  besucht,  unter  welchen  aber  nicht 
nur  der  Bischof  v.  Rom ,  sondern  auch  die  unter 
sarazenischer  Herrschaft  stehenden  Patriarchen  v. 
Alexandrien,  Antiochien  und  Jerusalem  fehlten, 
Hefele  a.  a.  0.  S.  411.  In  dem  von  der  Synode 
erlassenen  6poc,  M ans!  13,  205heisstesp.324: 
&oiCofit€v  dicößXTjTov  elvai  xal  dXXotplav  xal 
^5eXuY(i^vY2v  ix  Tfjc  T6bv  XptöTtav6»v  ix7tXYjo(ac 
iiaoQcv  stxöva  h.  icavxoUic  5Xt)c  xal  ^pof&aroupYi- 
xtjc  Tobiv   Zioyfpd^patt  xaxoTe)^vtac  it€irotTj(jLiv7)v". 
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an  derselben  festhaltenden  Mönche  vor  ^  Aber  es  gelang  ihm  nicht ,  ^eselbe  völlig 
zu  unterdrücken  ^.  Die  Kaiserin  Irene,  welche  nach  dem  Tode  ihres  Gemahls  Leos  IV. 
(775 — 780)  die  Regierung  für  ihren  mindeijfthrigen  Sohn  Konstantin  VI.  Porphyre- 
genitus  fflhrte,  und  der  Bilderverehrung  freundlich  gesinnt  war,  berief ,  um  das  im 
Morgenlande  entstandene  Schisma  und  die  Trennung  des  Orients  von  Italien  zu  be- 
seitigen, eine  allgemeine  Synode  nach  Nicaea  (die  siebente  v.  787)  ein',  an  welcher 
auch  Abgesandte  des  Papstes  theilnahmen  ^.  Diese  stellte  die  Bilderverehrung  wie- 
der her,  indem  sie  die  Wiederanbringung  der  Bilder  Christi,  der  Jungfrau  Maria, 
der  Engel  und  der  Heiligen  anordnete,  damit  der  Beschauer  dadurch  zur  Verehrung 
der  Urbilder  (nicht  der  allein  Oott  gebfihrenden  Anbetung),  angeregt  werde,  weil  der- 
jenige, welcher  das  Bild  verehre,  auch  der  durch  dasselbe  dargestellten  Person  Ehre 
erweiset 

Im  Frankenreich  fanden  indessen  die  Beschlflsse  des  erwihnten  Konzils  keine 
Anerkennung,  vielmehr  wurden  sie  auf  der  von  Karl  d.  Or.  zu  Frankfurt  i.  J.  794 
abgehaltenen  Synode  verworfen^.  Die  fränkische  Kirche  nahm  den  Standpunkt  ein 7, 
dass  zwar  die  Bilder  aus  den  Kirchen  nicht  zu  entfernen  seien,  dass  ihnen  aber 
keine  Verehrung  gebühre^,  sie  vielmehr  blos  bestimmt  sein  sollten,  zur  Erinnerung 
und  zur  Belehrung  zu  dienen  ^.  Dieselbe  Anschauung  hat,  als  die  (Gesandtschaft  des 
Kaisers  Michaels  n.  des  Stammlers  (820 — 829)  in  Folge  des  im  Orient  durch  seinen 
Vorgänger  Leo  V.  den  Armenier  (813 — 820)  von  Neuem  eröffneten  Bildersturms 
König  Ludwig  d.  Fr.  zu  gewinnen  suchte  ^^,  die  zu  Paris  i.  J.  825  zusammenberufene  Sy- 
node vertreten  ^^  und  so  ist  die  Bilderverehrung  in  der  fränkischen  Kirche  während  des 
9.  Jahrhunderts  verworfen  geblieben.  Einen  Versuch,  die  römische  Lehre  im  Franken- 
reich zur  Geltung  zu  bringen,  haben  die  Päpste  nicht  unternommen  ^^,  wohl  aber  Hess 
Nikolaus  I.  auf  der  von  ihm  863  einberufenen  Patriarchalsynode^'  mit  Rftcksicht  auf 

1  Hefele  a.  a.  0.  S.  418.  421.  «  S.  Bd.  m.  S.  706.  n.  6. 

2  Die  unter  den  Sarazenen  stehenden  Patriar-  ?  Dies  enreben  die  auf  Yeranlassong  yon  Karl 
chen  ▼.  Alexandrien ,  Antiochien  nnd  Jernsalem  d.  Gr.  n.  790  abgefassten  s.  g.  libii  Carolinl,  vgL 
erklärten  sich  für  die  Bildenrerehrang,  ebenso  Hefele  a.  a.  0.  S.  694 ff;  Wagenmann  in 
auch  die  Lateransynode  y.  769  unter.  Stephan  HI.,  Herzog,  Real-Encyklopadie  2.  Anfl.  7,  536  ff. 
s.  Bd.  HL  S.  632.  n.  1 ,  act.  lY,  s.  femer  Dens-  8.  anch  Benter ,  Qeseh.  d.  religiösen  Anfkli- 
dedit  coli.  can.  II.  131.  rang  i.  Mittelalter.   Berlin  1875.  1,  10  ff. 

3  Bd.  III.  S.  333.  Anm.  2  a.  £.  8  Freilich  haben  weder  die  Frankfurter  Synode 
^  Bd.  I.  S.  601.     Vgl.  auch  die  Schreiben      noch  die  iibri  Garollni   den  yon  dem  Nioäner 

Hadrians  I.  v.  785,  Mansi  12,  1056.  1077,  Konzil  gemachten  Unterschied  zwischen  XatpcCa 
Jaff^lL  ed.  n.  2448.  2449,  (adoratio)  und  iipocx6v729ic  (veneratio)  beach- 
te S.  den  Spoc  der  sess.  YII.,  Mansi  13,  tet,  wolü  irregeleitet  durch  die  schlechte ,  yon 
377:  „6p(Co(i«v.. .  iCQipaicX7]o(aK  Tcbi^nou  toD.  ..  Hadrlan  I.  an  Karl  gesandte  lateinische  Ueber- 
oraupoü  dvorldco^at  xdic  oeircdc  xatd^lac  eixövac  setzung  der  Akten  des  gedachten  Konzils,  Hefele 
.  .  ,  h  Tau  djCaic  TOü  dcou  lxxX7]9(aic,  h  (epoic  a.  a.  0.  S.  694. 

oxe6eot  %a\  iamoi,  To()^otc  xsxal  oavCoiv,  olxotc  tc  ^  Deshalb  erklären  sich  auch  die  Iibri  Garolini 

•mlX  ZloiQ . . .  xa(  Ta6Tatc  doitaofi^v  xa\  TifAT)TcxiPjv  gegen  die  Gleichstellung  der   Bilder  mit  dem 

icpocx6vT)oiv  dirov£uetv  (o6  p,i?)v  x^v  xotd  ic(oTtv  Kreuz ,  derh.  Schrift,  den  heiligen  Gefassen,  den 

'^pi.&v  dX7]divi?)vA.aTpe(av,  4)  icp£icct  (Jk6v^  tq  Reliquien  der  Leiber  und  der  Kleider  der  Hei- 

^e(^  cp69ct ,   dXV  8v  xp^rcov  tip  T6ii(p  tou  .  .   .  llgen ,  welche  nach  alter  Tradition  im  Abend- 

oraupou  xal  toTc  dY(otc  66aYY6X(oic  xal  tote  Xottcotc  lande  yerehrt  würden ,  s.  die  Zusammenstellung 

Upotc  dvo^^fiiaat)  %a\  dufAiafAdrcDV  xal  »cbraiv  bei  Hefele  a.  a.  0.  S.   707  und  danach  bei 

TcpocotYOTVjv  icpöc  T^  to6toiv  T(p.7]v  icotstoVat ...  H  e  r  z  0  g  a.  a.  0. 7,  543.  Damit  hielt  die  fr&nki- 

-^  Y^p  t7|c  eixövoc  Tip.1^  hd  xö  «poxöxuirov  (ta-  sehe  Kirche  im  wesentlichen  den  Standpunkt 

ßatvei  xat  6  npocxuvAv  x9jv  eixöva  npocxuvst  iv  Gregors  I.  (s.  o.  S.  275.  n.  3)  fest 
aixTQ  xoö  if(pa<foiUso\)  x^v  &ir6öxaoiv".    Vgl.  >o  Hef  ele  a.  a.  0.  4,  1  ff  38 ff. 

auch  das  Glaubensbekenntniss  der  Synode  ibid.  ^  Bd.  III.  S.  706.  n.  7;  Hefele  a.  a.  0.  4, 

p.  132 :  „xotc  eüjCac  xal  oeirxdc  eix^voc  dnoUx6[U%a  42  ff ;  S  i  m  s  o  n ,  Ludwig  d.  Fr.  1 ,  248. 
%a\  doicaCöfAcva  xal  nepiirruosöpie^  . . .  xtftöpxv  ^^  VgL  Gieseler  a.  a.  0.  U.  1,  99.  n.  10. 

xal  d<3i:ai6\u%a  xal  xt(i.7]xixwc  irpocxuvouiAev**.  *8  ßd.  III.  S.  509.  n.  3.    Es  war  dieselbe  Sy- 
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die  oströmisohen  Verhältnisse^  die  von  Rom  angenommene  Lehre  wieder  erneuern 2, 
und  das  unter  Betheiligong  von  päpstlichen  Gesandten  abgehaltene  ^  8.  allgemeine 
Konzil  von  Konstantinopel  (869)  hat  ebenfsdls  eine  mit  derselben  und  mit  der  Synode 
von  Nicäa  tibereinstimmende  Anordnung  getroffen^. 

Seit  dem  Ende  der  karolingischen  Epoche  ist  mit  der  zunehmenden  Heiligen-  und 
Reliquien-Verehrung  die  römische  Anschauung  Aber  den  Bilderkultus  zu  allgemeiner 
Geltung  im  Abendlande  gelangt,  und  das  Konzil  von  Trient  hat  zwar  gegenüber  den 
Vorwürfen  der  Protestanten  betont,  dass  nicht  auf  die  Bilder  als  solche  Vertrauen  zu 
setzen  sei,  indessen  den  von  den  erwähnten  allgemeinen  Synoden  und  von  der  römi- 
schen Kirche  seit  dem  8.  Jahrhundert  vertretenen  Standpunkt  festgehalten  ^. 

n.  Geltendes  Recht.  A.  Verehrung  gebührt  den  Bildern  (Gemälden  und 
Statuen)  Christi^,  der  Jungfrau  Maria,  der  Engel,  Apostel,  Evangelisten ^  und  der 


uode,  auf  welcher  Photius  v.  Konstantinopel  ab- 
gesetzt wurde,  Hefele  4,  269. 
t  Vgl.  Hefele4,  10611:228«. 

2  c.  6  in  ep.  ad  Michael,  imp.  (welches  frei- 
lich der  7.  allgemeinen  Synode  nicht  erwähnt), 
Mansi  15,  182:  „dlfflnimus  de  sacris  et  vone- 
randis  imaglnihns  dorn.  n.  Jesn  Christi  eiusqne 
semper  vlrglnis  genitricis  Maiiae,  omninm  sanc- 
tOTom ,  qni  deo  ab  Abel  iusto  plaenisse  credan- 
tor,  qnos  ecclesia  sancta  in  nnlTerso  orbe  diffusa 
antiqnitus  acoepit  qnaeqne  sedis  apostolicae  piae- 
snles  pro  eis  decrey^ont,  illibata  persisteie  atque 
intemerata  mauere^';  wiederholt  in  ep.  ad  der. 
Oonstanttnop.  ibid.  p.  249  n.  16,  109. 

3  Bd.  I.  8.  501  u.  Bd.  III.  8.  335. 

^  c.  3,  Mansi  16,  161:  „Saoram  imaglnem 
d.  n.  Jesn  Christi  ....  aeqno  honore  cnm  libro 
sanotommevangelioromadoraridecemimns.  Sic- 
nt  enlm  pei  syllabaiam  eloqnia  qnae  in  libro 
femntui,  salntem  conseqnemnr  omnes,  Ita  per 
oolorum  Imaginariam  operatlonem  et  sapientes  et 
idiotae  cuncü ,  ex  eo  qnod  in  promptn  est,  per- 
firnantnr  ntilltate ;  qnae  enlm  in  syllabis  sermo, 
haec  et  scriptnra  qnae  in  coloribns  est,  praedicat 
et  commendat ;  et  dignnm  est,  nt  secnndnm  con- 
gxuentiam  latlonis  et  antlqnisslmam  traditionem 
propter  honorem ,  qnia  ad  prinoipalla  ipsa  refe- 
mntnr,  etiam  derlyatlve  iconae  honorentnr  et 
adorentnr  aeqne  nt  saqctomm  sacei  eYangelioinm 
über  atqne  typus  pietiosae  cmds.  Si  qnis  ergo 
non  adorat  Iconam  salvatoris  Christi ,  non  Tideat 
formam  eins,  quando  veniet  in  gloria  patema 
gloriflcari  et  gloriflcare  sanctos  snos ,  sed  alienns 
Sit  a  commnnione  ipslns  et  claritate;  similiter 
antem  et  imaglnem  intemeratae  matris  eins  et 
dei  genitricis  Mariae ;  insnper  et  ioonas  sancto- 
rum  angelomm  deplngimns ,  qnemadmodum  eos 
flgnratdlTlna scriptnra;  sed  etlaudabilisslmomm 
apostolomm,  prophetamm ,  martyrom  et  sancto- 
mm  -viromm  simnl  et  omninm  sanctomm  et  ho- 
noramns  et  adoramns.  Et  qni  sie  se  non  habent, 
anathema  sint  a  patre  et  fllio  et  splritn  sancto'^. 

6  Decr.  dt  de  invoc.  Sess.  XXV. :  .  .  „Ima- 
gines  porro  Christi ,  deiparae  vlrglnis  et  aliomm 
sanctornm  in  templis  praesertim  habendas  et  re- 
tinendas  eisqne  debitnm  honorem  et  veneratio- 
nem  impertlendam ,  non  qnod  credatnr  inesse 
aliqua  in  eis  diVinltas  vel  virtns ,  propter  qnam 


sint  colendae  yoI  qnod  ab  eis  sit  aliquid  peten- 
dnm  yel  qnod  flduda  in  Imaginibns  slt  Agenda, 
velnti  flebat  olim  a  gentlbus,  qnae  in  idolls  spem 
snam  collocabant,  sed  qnoniam  honor,  qui  eis  ex- 
Mbetnr ,  refertur  ad  prototypa ,  qnae  lila  reprae- 
seutant,  ita  nt  per  imagines,  qnas  oscnlamnr  et 
coram  qnlbus  Caput  aperimus  et  procumblmus, 
Christum  adoremns ,  et  sanctos  quorum  illae  si- 
militudinem  gerunt,  veneremnr.  Id  qnod  conci- 
liomm,  praesertim  vero  Ilae  Nicaenae  synodi  de- 
cretls  contra  imaginnm  oppugnatores  est  sanci- 
tnm.  Illnd  yero  dlligenter  doceant  eplscopl,  per 
historias  mysterlorum  uostrae  redemptionis,  pio- 
turis  yel.aliis  similitudlnibns  expressas  erudiri 
et  conflrmari  populnm  in  articnlis  fldei  comme- 
moiandis  et  assidue  recolendls ;  tum  vero  ex  om- 
nibns  sacris  imaginibns  magnum  fructum  perdpi, 
non  solum  qula  admonetur  populns  beneflciomm 
et  munemm ,  quae  a  Christo  dbi  coUata  sunt, 
sed  etiam  qnia  dei  per  sanctos  mlraoula  et  saln- 
taria  exempla  oculis  fldelium  subldantur,  nt  pro 
Üs  deo  gratlas  agant ,  ad  sanotorumque  imitatio- 
nem  yitam  moresqne  componant  excltenturqne 
ad  adorandum  ac  diligendum  deum  et  ad  pietatem 
oolendam.  Si  quis  autem  bis  decretis  contraria 
docuerit  ant  senserit :  anathema  slt^. 

6  Der  Bilder  Gottes  erwähnt  das  Trldentinnm 
ebensowenig  wie  dies  seitens  der  allgemeinen 
Konzillen  v.  Nicäa  (787,  s.  0.  8.  276.  n.  51  und 
y.  Konstantinopel  (v.  869,  s.  0.  Anm.  4)  und 
der  römischen  Synode  y.  863  (s.  8.  276.  n.  13) 
geschehen  ist  Alexander  VJll.  hat  aber  durch 
Dekret  y.  7.  Dezember  1690,  bull.  Tanrln.  20, 
158  n.  25  die  Behauptung  reprobirt :  „Dei  patris 
sedentis  slmulacrum  nefas  est,  christiano  in 
templo  coUocare'',  und  es  gilt  als  erlaubt ,  Gott 
In  den  Gestalten,  in  denen  er  nach  der  h.  Schrift 
den  Menschen  erschienen  ist,  abzubilden,  da  das 
Tridentlnum  dies  keineswegs  yerboten  hat ,  Be- 
nedlcti  XIY.  Breye:  SoUdtudlni  y.  1.  Okt  1745 
SS.  11  ff.,  elnsd.  bull.  1,  250.  Auch  gebührt 
nach  der  katholischen  Lehre  des  Näheren  den 
Bildern  Gottes  und  Christi  zwar  nicht  eine  ab- 
solute, wohl  aber  eine  relative  Anbetung  (latria), 
nicht  blos  eine  relative  Verehrung  (yeneratio,  du- 
bia, vgl.  0.  S.  240),  s.  Ferraris  s.  y.  imagines 
n.  26.  27. 

'^  Diese  drd  Kategorien  nennt  das  Trldentinnm 
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kanonisirten  Heiligen  ^.  Aber  auch  nur  diese  2  dürfen  öffentiich  verehrt  werden.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  sie  auf  den  Altären  aufgestellt  3,  und  sie  können  auch  in  Pro- 
zession herumgetragen  werden^. 

In  den  Bildern  und  in  den  Statuen  sollen  die  Gestalten  Christi  und  der  Heiligen 
nicht  anders  als  in  der  in  der  katholischen  Kirche  seit  alter  Zeit  herkömmlichen  Weise 
dargestellt  werden^.  Vor  Allem  ist  die  Au&teUung  von  anstössigen  und  Itlstemen 
Bildern,  sowie  von  solchen,  welche  falsche  dogmatische  Auffassungen  bekunden  oder 
Ungebildeten  zu  gefährlichen  Irrthllmem  Veranlassung  geben  können,  verboten^. 

Ausserdem  darf  die  Au&tellung  ungewöhnlicher  Bilder  und  Statuen  zur  öffent- 
lichen Verehrung  in  Eürchen  und  an  anderen  Orten  niemals  ohne  Erlaubniss  des 
Diöcesanbischofs  erfolgen  ^. 

Eine  vorgftngige  Benediktion  ist,  ehe  ein  Bild  oder  eine  Statue  der  öffentlichen 
Verehrung  gewidmet  wird,  nicht  erforderlich^,  wohl  aber  gestattet  und  vielfach 
übUch». 

B.   Was  den  rechtlichen  Charakter  der  in  Frage  stehenden  Bilder  und 


allerdings  nicht  nach  der  Jungfrau  Maria,  sie 
sind  aber  In  demselben  unter  den  „dei  sanctl'^ 
begriffen ,  vgl.  const.  Urbans  VIU. :  Sacrosanota 
Tridentina  v.  15.  Mai  1645,  bull.  Taurin.  15, 170. 

1  S.  auch  0.  S.  258. 

2  Wegen  der  Beatiflcirten  s.  0.  S.  258. 

3  Darüber  Tgl.  de  Herdt  1.  c.  t.  I.  n.  191. 
u.  t.  II.  n.  25.  II ,  und  über  die  Incensatiou  bei 
der  feierlichen  Messe  die  Gitate  ▼.  S.  266  n.  3  a.  £. 

4  Ferraris  8.  ▼.  prooessiones  n.  37.  38. 

^  Const.  Urbani  YIII.  cit. ,  welche  dasselbe  auch 
in  Betreff  der  Bekleidung  der  Statuen  yorschreibt 
und  namentlich  die  Darstellung  In  der  Tracht 
vom  religiösen  Orden  verbietet.  Vgl.  hierzu 
Benedict.  XIV.  de  beatif.  lib.  IV. P.  IL  c.  21. 
n.  4  ff.  und  die  Eutscb.  d.  Gongr.  rit.  bei  d  e  H  e  r  d  t 
1.  c.  t.  I.  n.  191  und  de  Angells,  praelect. 
iur.  can.  II.  2,  347  ff. 

6  Trid.  Sess.  XXV.  decr.  cit.  und  Urbans  VIII. 
const.  cit.,  welche  In  Betreff  der  Durchführung 
der  in  ihr  gegebenen  Anordnungen  bestimmt  (s. 
auch  vor.  Anm.) :  ^Quatenus  vero  ipsi  (d.  h.  alle 
geistlichen  Institute,  Korporationen,  Würden- 
träger und  Personen)  praesertim  reguläres  ao 
moniales,  praesentlbus  literis  ac  omnibus  in  eis 
contentls  parere  neglexerlnt,  possint  et  debeant 
episcopi  et  locorum  ordinarii  et  metropolitani, 
primates  et  patriarchae,  nuncil  et  legatl  apostolld 
de  latere  missi  tamquam  in  hoc  a  sede 
apostolica  speciallter  delegati,  contra 
omnes  et  singulos  praedictos  et  quoscumque  alles 
quomodolibet  inobedientes  et  transgressores  pro- 
cedere  et  qnacunqueappellatlone,  recursu,  reola- 
matione  aliisque  iuris  et  facti  remediis  ordinarlis 
et  extraordlnarüs  peultus  et  omnino  remotis  ad 
omnimodam  observantiam illos  praevia  unica 
monitione  censuris ecclesiasticis  et  aliis eorum 
arbitrlo  et  praesertim,  quoad  loci  superiores  etiam 
privationis  offlcii  et  vocis  aotivae  et  passivae  poenis 
compellere''. 

'^  Trld.  Sess.  XXV.  decr.  dt :  „  .  .  .  neminl 
licere  ullo  in  loco  vel  ecclesia,  etiam  quomodo- 
libet exempta,  uUam  insolitam  ponere  vel 
ponendam    curare  imaginem,    nisl  ab  episcopo 


approbata  fuerit".  Das  gilt  also  auch  für  die 
Exemten  und  ihre  Kirchen,  also  namentlich  für 
die  Regularen.  Bei  einem  Zuwiderhandeln  gegen 
diese  Vorschrift  wird  in  den  meisten  FUlen  auch 
gegen  die  Anordnungen  der  const  Urban.  VIII. 
Verstössen  sein,  also  der  Bischof  mit  den  dort  (s. 
vor.  Anm.)  gedachten  Massregeln  vorgehen  kön- 
nen. Sollte  die  erwähnte  Voraussetzung  nicht 
zutreffen ,  so  ist  er  immer  nach  gemeinem  Recht 
in  der  Lage,  die  Wegnahme  solcher  Bilder  durch 
Gensuren  zu  erzwingen,  und  zwar  auch  nach  dem 
Tridentinum  gegen  die  Exemten. 

Manche  Synodalstatuten,  so  die  v.  Münster, 
Krabbe,  stat.  syn.  Monast.  p.  53,  die  Provinzial- 
synoden,  Wien  1858,  Köln  1860,  coli,  oonc  Lac  5, 
179.  342,  sowie  die  Diöcesansynoden  v.  Pader- 
born 1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  20, 423 ;  Neapel 
1882,  a.  a.  0. 51, 55,  verlangen  für  die  Aufstellung 
neuer  Bilder,  schlechthin  die  Genehmigung  des 
Bischofs  oder  Ordinarius.  Diese  Vorschriften 
Verstössen  in  sofern  nicht  gegen  das  Tridentinum, 
als  nach  demselben  der  Bischof  berechtigt  und 
verpflichtet  ist ,  alle  MissbnLuche  in  Betreff  der 
Bilderverehrung  zu  verhindern,  und  das  Konzil 
blos  eine  absolut  zu  beobaQ^tende  Massregel  fest- 
gesetzt hat,  ohne  weiter  gehende  auszuschliessen. 

B  Das  ist  zwar  streitig.  Für  die  Nothwen- 
digkeit  der  Benediktion  Baruffaldus  ad  ri- 
tuale  Roman,  comment.,  tit  LXX.  n.  5,  dagegen 
Gavalieri  opp.  liturgic.  P.IV.  c.  11.  decr.  188 
und  de  Herdt  1.  c.  t.  IIL  n.  290,  welche  mit 
Recht  darauf  hinweisen,  dass  die  Rubriken  des 
Pontiflkales  und  des  Rituales  (s.  0.  S.  145.  n.  3.) 
keine  Pflicht  zur  Benediktion  einführen,  und 
dass ,  wenn  nicht  einmal  die  Altarkreuze  bene- 
didrt  zu  werden  brauchen  (b.  a.  a.  0.),  dies  noch 
viel  weniger  tdnsiditlich  der  Bilder  der  Fall  sein 
könne. 

0  Partikularrechtlich  ist  vorgingige  Benedlk- 
tion  vielfach  vorgeschrieben,  s.  D  u  m  0  n  t ,  Samm- 
lung kirchl.  Erlasse  für  Köln.  S.  164;  Provinz. 
Syn.  V.  Lyon  u.  Bonrges  1850,  coli,  ooncil.  Lac. 
4,  479  u.  1113,  sowie  Urblno  1869  u.  Ravenna 
1855,  1.  c.  6,  27.  180. 
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Statuen  betrifft,  so  müssen  fOr  sie,  falls  sie  znr  öffentlichen  Verehrang  bestimmt  sind, 
die  0.  8.  163  ff.  entwickelten  Grondsfttse  Aber  die  dem  Gottesdienste  gewidmeten 
res  sacrae  ^  zor  Anwendung  kommen  ^,  weil  sie  dem  gleichen  Zwecke  dienen.  Dies  gilt 
aber  nicht  blos ,  wenn  sie  benedicirt ,  sondern  auch  wenn  sie  ohne  Benediktion  zur 
öffentlichen  Verehrung  aufjgestellt  worden  sind ,  da  bei  ihnen  die  Benediktion  nicht 
den  Akt  bildet ,  durch  welchen  sie  ausschliesslich  ^  ihrem  Zwecke  gewidmet  werden 
dürfen. 

§.  213.    6.  Die  Festtage  und  Feiertage^, 

I.  Begriff.  DieFeier  des  Gottesdienstes  kann,  wie  alles  menschliche  Thun,  allein 
innerhalb  der  Zeit,  an  einzelnen  Tagen,  aber  andererseits  auch  an  jedem  Tage  statt- 
finden. In  der  That  wird  schon  seit  längerer  Zeit  in  vielen  katholischen  Kirchen  (in 
den  Kathedralen-,  in  den  hervorragenden  Kollegiat-  und  Pfarrkirchen)  täglich 
Gottesdienst  gehalten.  Aber  die  gottesdienstliche  Feier  an  sich ,  selbst  wenn  sie  far 
bestimmte  Kirchen  und  eine  bestimmte  Klasse  der  an  ihnen  angestellten  Geistlichen 
vorgeschrieben  ist^,  macht  den  Tag,  an  welchem  sie  statthat,  noch  nicht  zum  Feier- 
tag oder  Festtag  [diesfestus,  festum] .  Das  Wesen  desselben  beruht  vielmehr  darin, 
dass  der  Gottesdienst  an  einem  solchen  in  Erinnerung  an  die  bedeutungsvollen  Momente 
der  christlichen  Erlösung^  oder  an  andere  fttr  die  Kirche  und  ihre  Entwicklung  wich- 
tige Begebenheiten  ^  und  desshalb  auch  in  entsprechender  liturgischer  Ausgestaltung 
(vielfach  mit  besonderen  Feierlichkeiten)  gehalten  wird,  dass  daher  einerseits  die  Ver- 
pflichtung zur  Feier  ftlr  alle  Kirchen ,  welche  den  regelmässigen  gottesdienstlichen 
Bedürfnissen  der  Gläubigen  oder  bestimmter  Kreise  derselben  dienen,  besteht,  an- 


1  S.  0.  S.  167  fr.,  171 ;  selbstrentändlich,  so- 
weit es  sich  um  das  Gebiet  des  weltUohen  Rechtes 
handelt,  auch  die  dort  dargelegten  Normen  des 
gemeinen  und  des  Partiknlairechtes. 

Geweihte  Bilder  dagegen ,  welche  sich  Im  Ge- 
hranche  der  einzelnen  Glänblgen  befinden  nnd 
diesen  elgenthümllch  gehören ,  stehen  rechtlich 
den  geweihten  Keizen,  Palmen  n.  s.  w.  gleich. 
S.  0.  S.162.  Nicht  einmal  die Ueberlassung  der- 
selben an  Heiden  ist,  falls  keine  Gefahr  derPro- 
fanlmng  yoillegt,  nnd  die  Absicht  obwaltet ,  die 
letzteren  dadurch  zum  christlichen  Glauben  zu 
^flhren,  von  derOongr.  oif.  verboten  worden,  Col- 
lect, mlsslon.  Paris  1880.  p.  628.  n.  1174. 

2  Wenn  dieCongr.  couc.  entschieden  hat,  dass 
solche  Bilder ,  welche  In  hoher  Verehrung  beim 
Volke  stehen,  nicht  ohne  Genehmigung  des  päpst- 
lichen Stuhles  transferirt  oder  veräussert  werden 
soUen,  Boulx,  tract  de  regularibus  ed.  II.  % 
'XSfl\  Ferraris  s.  V.  Imaglnes  n.  37,  so  braucht 
dafür  die  Extravagante  Ambltiosae  (s.  o.  S.  271. 
n.  7.)  nicht  massgebend  gewesen  zu  sein,  vielmehr 
kann  dafür  auch  die  o.  S.  271  gedachte  Anschauung 
den  Ausschlag  gegeben  haben. 

Wegen  der  profanirenden  Behandlung  solcher 
Bilder  s.  o.  S.  169  und  o.  2  1.  f.  (Gregor  X.)  in 
Vlio  de  oif.  ordln.  L  16. 

8  Wie  dies  bei  den  oben  S.  163  besprochenen 
res  sacrae  der  Fall  Ist 

4  L.  Thomassin,  hlstorU  fester.  Par.  1682. 
u.  öfter;    Jac.  Gretserus,  de  festis  christla- 


norum  IIb.  II.  in  opp.  Ratisbon.  1735.  Tom.  V. 
P.  II;  Jos.  Val.  Paur,  d.  h.  Zeiten  u.  Feste 
d.  kath.  K.  gesohichtl.  dargestellt.  Prag  1820; 
M.  A.  Nickel,  die  heil.  Zelten  und  Feste  nach 
ihrer  Geschichte  und  Feier  in  d.  kath.  Kirche. 
Mainz  1836.  2.  Ausg.  1844.  6  Bde.;  Augusti, 
die  Feste  d.  alten  Christen  (Denkwürdigkeiten, 
Lelpz.  1817ff.  Bd.1— III)  3Bde.;  Blnterim, 
Denkwürdigkeiten  d.  christ-kath.  Kirche.  Bd.V. 
Th.  1.  S.  lif.;  Probst,  Art.  Feste  in  W e t z e r 
u.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  4,  1391  ff.; 
Prosper.  Lambertini  (Benedict. XIV.),  com- 
mentde  J.  Chr.  matrlsqueeius  festis.  Patav.  1745. 
1752.  2Tom. ;  N.  Nllles,  de  ratlonlbus  festo- 
rum  mobillum  utriusque  ecdeslae  ocdd.  atque 
Orient  comm.  Vindob.  1868;  Tralt^des  fetes  in 
den  Analect.  iur.  pontif.  1863,  p.  1349 ff.;  Jos. 
F  e  s  s  1  e  T ,  Ueber  die  abgeschafften  Feiertage  etc. 
in  Arch.  f.  kath.  K.  R.  5,  185.  321.  (Vermischte 
Schriften.  Freiburg  1869.  S.  215 ff.);  Bouix, 
de  Iure  llturgico.  ed.  3.  Paris  1873.  p.  347. 

5  Wie  die  Konventualmesse  und  der  Ghordienst 
bei  den  Kathedralen  undKolleglatklrohen,Bd.n. 
S.  141. 

0  So  der  Sonntag  zur  fortwährenden  Erinne- 
rung an  die  Auferstehung  Christi,  femer  vor  Allem 
Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten. 

7  Wie  die  Marienfeste,  Festtage  der  Apostel, 
Märtyrer  oder  die  Feste  zur  Feier  besonderer  Ge* 
helmnisse,  das  Frohnldchnamsfest. 


2g0  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.213. 

dererseita  auch  diese  letzteren  verbunden  »nd ,  dem  Gottesdienste  beizuwohnen  und 
sich  der  Andacht  zu  widmen,  sowie  auch  aller  Arbeiten,  Geschftfte  und  Ye^nflgungen, 
welche  diese  stören  und  hindern,  zu  enthalten.  Vom  Standpunkte  der  späteren  Ent- 
wicklung und  der  heutigen  Verhältnissen  genflgt  aber  schon  das  Vorhandensein  der 
erstgedachten  Pflicht,  um  den  Tag  noch  immer  als  kirchlichen  Festtag  erscheinen  zu 
lassen,  und  das  Hinzutreten  des  zweiten  Momentes  begrttndet  nur  einen  besonderen 
rechtlichen  Charakter  der  betreffenden  Festtage  ^ 

n.  Geschichte.  Die  Feier  der  wichtigsten,  an  die  Begebenheiten  der  christ- 
lichen Erlösung  erinnernden  Feste,  wie  auch  des  dem  Andenken  an  die  Auferstehung 
Christi  gewidmeten  Sonntags  hat  sich  naturgemäss  von  selbst  in  den  ersten  chrisflichen 
Gemeinden,  also  durch  Gewohnheit  festgestellt^,  und  ist  selbstverständlich  seitdem 
mit  der  Ausdehnung  des  Christenthums  weiter  verbreitet  worden^.  Zu  besonderen 
desfallsigen  Anordnungen  der  kirchlichen  Leitungsorgane  lag  daher  zunächst  kein 
Bedttrfiiiss  vor,  und  noch  Jahrhunderte  lang  hat  sich  ein  solches  kaum  geltend  ge- 
macht. Lokale  Feiern  wuchsen  aus  dem  Bedürfnisse  des  Volkes  und  der  Geistlichkeit 
heraus,  und  die  üebertragung  der  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche  gefeierten  Feste 
auf  andere  Gebiete  geschah  gleichfalls  durch  Gewohnheit,  indem  die  Verbreitung  der 
verschiedenen  Ealendarien  und  Martyrologien  über  ihre  Entstehungskreise  hinaus 
dabei  fördernd  hinzutrat.  Fflr  diese  Art  der  Entwicklung  spricht  der  umstand,  dass 
fttr  eine  Reihe  von  Jahrhunderten  hindurch  sehr  wenige  Anordnungen  über  die  Ein- 
führung von  Festtagen  vorhanden  sind,  und  dass  auch  diese  mehr  das,  was  sich  ge- 
wohnheitsmässig  festgestellt  hatte,  fixiren,  als  dass  sie  neue  Bestimmungen  treffen^, 
andererseits  aber  im  9.  Jahrhundert  gegenüber  den  älteren  Zeiten  eine  entschiedene 
Vermehrung  der  kirchlichen  Feste  und  Feiertage  hervortritt^. 

Nach  der  Lage  der  damaligen  Verfassungsgestaltung  der  katholischen  Kirche, 
in  welcher  sich  noch  nicht  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  einer  Centralinstanz ,  des 
Papstthums,  entwickelt  hatte,  waren  es  allein  die  partikulären  Verwaltungs-  und  Ge- 
setzgebungsorgane für  die  einzelnen  Theile  der  Kirche  und  für  die  verschiedenen  Län- 
der, welchen  die  rechtliche  Befngniss  zukommen  konnte,  in  Betreff  der  kirchlichen 
Festtage  Anordnungen  zu  erlassen.  Das  verhältnissmässig  geringe,  erhaltene  QueUen- 
material  ergiebt,  dass  ein  solches  Recht  von  den  einzelnen  Bischöfen®,  femer  aber 

1  DaBs  der  Tag  jähilldi  in  regelmässiger  Wie-  ^  S.  die  Anführongen  in  den  folgenden  An- 
derkehr gefeiert  wird ,  gehört  nicht  zum  Begriff      merknngen. 

des  Festtages,  sondern  nur  des  ordentlichen.  Der  ^  YgL  die  nachfolgenden  Citate  aus  der  karo- 

ansserordentliche  Festtag,  welcher  aus  Anlass  lingisohen  Zeit;   femer  die  in  den  Beginn  des 

eines  besonderen  für  die  Kirche  wichtigen  Er-  9.  Jahrh.  zu  setzenden  s.g.  Statuta  Bonifac  c.34, 

eignisses  gefeiert  wird,  ist  gleichfalls  ein  Fest-  Mansi  12,  386;  cap.  Salisburg.  a.  799  o.  800. 

tag,  wenn  mindestens  das  eine  der  im  Text  ge-  c41;   Boretius  capit  1,  230  (in  Betreff  der 

dachten  Momente  Torliegt.  Marienfeste).  S.  auch  FesslerS.  190 ff. 

2  Die  apostolischen  Konstitutionen  VUI.  32  ^  S.  die  Aufeählung  der  bei  Gregor.  Turon. 
schreiben  die  Einsetzung  dieser  Feste  der  An-  bist  Francor.  X.  3l,  SS.  rer.  MeroTiug.  1. 1,  445, 
Ordnung  der  Apostel  Petrus  und  Paulus  zu,  wohl  Ton  dem  Bischof  Perpetuus  ▼.  Tours  (etwa  460 
deshalb ,  weil  diese  wenigstens  zum  Theil  schon  bis  490)  eingef&hrten  Feste.  Vgl.  audi  die  fol- 
von  den  Aposteln  gefeiert,  und  demnächst  auch  gende  Anm.  und  Binterlm  a.  a.  0.  S.  295. 
Ton  den  ältesten  Christengemeinden  beobachtet  Für  die  karolingische  Zeit  s.  o.  8  der  Ca- 
worden  sind.  pitula  des  Bischofs  Hatte  v.  Basel  u.  822,  Mansi 

3  Dass  in  diesen  Zeiten,  wie  auch  noch  später,  14,  396:  „Octavo  pronnntiandum  est,  ut  sciant 
die  ganz^  Entwicklung  wesentlich  auf  Gewohn-  tempora  feriandi  per  annum,  1.  e.  omnem  dond- 
heit  beruht,  zeigt  der  Umstand,  dass  sich  bei  den  nicam  a mane  usque  ad  vesperam,  ne  iudaismo  ca- 
meisten Festen  nicht  genau  bestimmen  lässt,  piantur.  Feriandi  vero  per  annum  istl  sunt  dies : 
wann  und  wo  sie  aufgekommen  sind,  vgl.  F  e ss-  Natalls  domini,  s.  Stephani ,  s.  Johannis  eyange- 
ler  i.  cit  Arch.  S.  190. 191.  listae,  innocentium,  octaya  domini,  Theophania, 
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«loh  von  den  National-  oder  RdohsBynoden  S  ja  selbst  von  den  Fürsten ,  so  lange 
sie,  wie  die  Karolinger ,  zun&ehst  in  ihrem  Reich  in  kirchlichen  Sachen  die  Gesetz- 
gebnngsgewalt  besassen^,  ausgeübt  worden  ist'.  Als  das  letztere  im  Verlauf  der 
mittelalterlichen  Entwicklung  fortge&Uen  war  ^,  waren  es  nunmehr  zunächst  die  Bi- 
schöfe^ und  die  kirchlichen  Synoden^,  welche  noch  allein  eine  derartige  Befugniss, 
freilich  blos  für  ihre  Sprengel ,  besassen. 

Seit  dem  11.  Jahrhundert,  etwas  früher  als  das  päpstliche  allgemeine  Gesetz- 
gebungsrecht 7,  hat  sich  aber  das  Recht  des  Papstes ,  Festtage  für  die  ganze  Kirche, 


parifloatio  s.  Marias,  s.  Pascha  .  . .  rogationibns 
tribns  diebus,  ascensio  domini,  sabbatums.  Pen- 
teeostes, 8.  Joannis  baptlstae,  XJI  apostolorum, 
maxime  ss.  Petri  et  Pauli. . .  assumptio  b.  Mariae, 
dedicatio  basllioae  s.  Michaelis  archangeli,  de- 
dicatio  euiuscumqueontoiii  seu  coinslibet  sanctl, 
in  cuins  honore  eadem  ecelesia  fundata  est,  quod 
Yidnlstantum  eiionmmorantibus  Indicendum  est, 
non  generaliter  omnibus ....  Beliquae  festivl- 
tates  yeio  per  annnm,  s.  Bemigii,  s.  Mauritii,  s. 
Martini  non  sunt  cogendae  ad  feriandam,  nee 
tarnen  prohibendnm,  si  plebes  hoc  caste  et  zelo 
dei  cnpiont  exercere''  (mit  gewissen  Aenderongen 
auch  in  c  1.  Dist.  III.  de  cons.),  s.  feraer  cap. 
Herardi  aichiep.  Toron.  a 868,  c  61,  H ardo n in 
5,  454;  cap.  Walter!  AnreUan.  a  871.  c.  18, 
Mansilö,  508. 

1  So  hat  die  erste  von  Chlodwig  511  nach  Or- 
leans bemfene  merowingische  Nationalsynode 
(Bd.  m.  S.  539)  c.  27  die  Feier  der  dreitägigen 
Rogationen  für  aUe  Kirchen  des  Reiches  Yorge- 
schrieben ,  nachdem  diese  wahrscheinlich  zuerst 
von  dem  h.  Mamertas ,  Bischof  v.  Yienne  (um 
die  Mitte  des  5.  Jahrb.)  für  seine  Diöcese  ange- 
ordnet waren,  Gihr  in  Wetzer  u.  Weite, 
Kirohenlexlkon.  2.  Aufl.  2,  894,  und  die  west- 
gothisohe  Reichssynode,  X.  von  Toledo  656,  c  1, 
die  Feier  von  Maria  Verkündigung  im  Interesse 
der  Einheit  In  den  spanischen  Kirchen  auf  den 
18.  Dezember  —  abweichend  von  dem  romischen 
Blanche,  nach  welchem  das  Fest  für  die  Regel 
am  25.  März  gefeiert  wurde  und  wird,  Blnterim 
a.  a.  0.  S.  154  —  festgesetzt. 

2  Bd.  DL  S.  706ir. 

3  So  ordnet  von  den  belAnsegiscapituLlib.  11. 
mitgetheilten  Kapitularien  Ludwigs  d.  Fr.  c  33 
u.  a.  auch  die  Feier  der  assumptio  s.  Mariae  an. 
Die  gewöhnliche  Auffassung  (so Blnterim  a.a. 
O.  S.  294;  Boretius  capit.  1,  178)  geht  dahin, 
dass  dies  durch  das  Konzil  v.  Mainz  813,  c,  36, 
M  a  n  s  1 14, 73.  geschehen  sei.  Dasselbe  war  aber 
blos  eine  vorbereitende  Synode,  Bd.  III.  S.  550; 
wenn  es  daher  in  dem  capit.  CaroU  M.  bei  An- 
s^s.  I.  158.  a.  £.  heisst :  „De  adsumptione  s. 
Mailae  interrogandum  rollquimus^  (s.  auch  Bo- 
retius 1,  178.  c  19),  also  darüber  noch  eine 
weitere  Berathung  (offenbar  mit  den  Bischöfen) 
vorbehalten  wird ,  so  kann  die  Mainzer  Synode 
nicht  in  ihrem  c.  36  diese  Frage  zum  Abschluss 
gebracht  haben ,  sondern  es  hat  vielmehr  umge- 
kehrt Karl  d.  Or.  auf  ihren  Vorschlag  in  dem  dt 
e.  36  die  definitive  Beschlussfassung  bis  zur  Ein- 
holung der  C^utaohten  der  Bischöfe  anderer  Pro- 
vinzen ausgesetzt   Das  wird  dadurch  bestätigt, 


dass  Ansegls  noch  827  das  Kapltular  Karls  in 
Buch  I.  als  c.  154  aufgenommen  hat,  und  erst  in 
IL  33.  die  betreffende  Anordnung  Ludwigs  d.  Ft., 
welche  fast  wörtlich  dem  c.  36  des  Mainzer  Kon- 
zils entspricht,  wiedergiebt  Der  letztere  kann 
also  die  fragliche  Bestimmung  in  Gemässheit  der 
Vorschlage  der  gedachten  Synode  (vgl.  auch  B  o  - 
retius  1,  312.  c.  3)  erlassen  haben. 

Dafür,  dass  für  das  kaiolingische  Reich  nur 
durch  den  König,  bez.  Kaiser  allgemeine  Fest- 
tage eingeführt  werden  konnten,  spricht  auch  ep. 
Gathaulfl  ad  Carol.  M.  u.  775,  Jaf  ftf ,  monum. 
Garol.  p.  340 :  „ml  rox,  si  vobis  placeat  hoc  con- 
silium,  pro  his  omnibus ,  pro  te  et  pro  exeroitu 
christianorum :  ut  unum  diem  post  ieiunium  in 
anno  in  honore  s.  trinitatis  et  unitatis  et  ange- 
lorum  et  omnium  sanetorum  celebrem,  oonstitues 
super  regnum  tuum  cum  consillo  synodi  Fran- 
oonun;  et  missam  s.  Mlohaelis  et  s.  Petri  passio- 
nem  in  publice  celebrare  regno  tuo  constitues.^' 

4  Der  Uebergangszeit  in  Deutsehland  gehört 
das  in  Ansohluss  an  das  Erfurter  Konzil  v.  932 
in  demselben  Jahre  abgehaltene  balrische  zu 
Dingolflng  an ,  welches  gleichfalls  die  zu  feiern- 
den Festtage  bestimmt  hat,  LL.  3,  483. 

s  In  c.  1.  Dist.  m.  de  consecr.  ist  (schon  nach 
dem  Vorgang  Burchards  v.  Worms  n.  77,)  die  o. 
S.  280.  n.  6.  mitgetheilte  Stelle  aus  Hatte  v.  Basel 
nach  den  Worten :  „dedicatio  cuinscumque  ora- 
torii^,  dahin  geändert :  „et  omnium  sanetorum  et 
s.  Martini  et  illae  festivitates ,  quas  singuU  epis- 
copi  in  suis  episoopiis  cum  populo  collaudaverint, 
quae  vlcinls  tantum  drcummorantibus  indioendae 
sunt,  non  generaliter  omnibus^,  also  das  Recht 
der  Bischöfe,  nach  Bedürfniss  des  Volkes  lokale 
Feste  anzuordnen,  allgemein  anerkannt,  und  dies 
ist  auch  in  c.  5  (Gregor.  IX.)  X  de  ferUs  U.  9: 
„ceterisque  solennltatibus  quas  singuli  episcopi 
in  suis  dioecesibus  cum  clero  et  populo  duxerint 
solenn! ter  venerandas^  wiederholt  Vgl.  femer 
c  2  (Alex,  in.),  eod.,  nach  welchem  das  Trini- 
titsfest  noch  nicht  in  Rom  eingeführt  war ,  aber 
die  Feier  in  den  verschiedenen  Provinzen  bei 
etwaigem  Herkommen  unbeanstandet  gelassen 
wird. 

0  Desfallsige  Bestimmungen  in  den  Provinzial- 
synoden  v.  Oxford  1222.  c  8,  Mansl  22,  1153; 
Trier  1227.  o.  6.  i.  f.  und  Tarragona  1239.  c.  3, 
L  c.  23,  31.  513;  Mardac  1326.  c.  42,  1.  c  25, 
793;  London  1328.  c.  1.  2,  L  c.  p.  829,  ferner 
in  der  von  mehreren  Provinzen  gehaltenen  Synode 
V.  Toulouse  1229  (Bd.  IIL  S.  536.  537)  c  26, 
1.  c.  23,  200. 

^  Bd.  lU.  S.  725ff. 
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deren  Anordanng  ftlr  die  erwähnten  Organe  wegen  ihres  territorial  besehränkten 
Wirkungskreises  unmöglich  war,  im  Znsammenhange  mit  den  zunächst  von  einzelnen 
Bischöfen  nachgesuchten  Heiligsprechungen  ^  entwickelt.  Nachdem  die  Päpste  zuerst 
nur  die  Verehrung  ded  neuen  kanonisirten  Heiligen  angeordnet  hatten^,  war  es  blos 
ein  weiterer,  nahe  liegender  Schritt,  wenn,  wie  dies  schon  von  Benedikt  IX.  ^  (1042) 
und  von  Leo  IX. ^  (1050)  geschehen  ist,  zugleich  ein  bestimmter  Tag  als  Fest  des 
Heiligen  vorgeschrieben  wurde  ^.  Als  sich  im  Lauf  des  1 1.  Jahrhunderts  das  oberste 
päpstliche  Oesetzgebungsrecht  festgestellt,  und  demnächst  das  Papstthum  seine  cen- 
trale Stellung  erlangt  hatte ,  verstand  sich  die  erwähnte  Befugniss  als  Ausfluss  des 
ersteren  von  selbst,  und  ist  von  den  Päpsten  namentlich  seit  dem  13.  Jahrhundert^ 
fort  und  fort  ausgeübt  worden.  Mit  der  in  Folge  der  Ereuzzflge  und  der  Vermehrung 
der  Mönchsorden  eingetretenen  Erweiterung  der  Zahl  der  Heiligen  und  der  immer 
grössere  Ausdehnung  annehmenden  Verehrung  der  Jungfrau  Maria  ^  wuchs  die  Zahl 
der  allgemeinen  und  der  lokalen  Kirchenfeste  und  damit  die  der  Festtage  so^  an, 
dass  dadurch  nicht  nur  das  bürgerliche  Erwerbsleben  empfindliche  Störungen ,  son- 
dern auch  die  Moral  des  Volkes  schwere  Schädigungen  erlitt,  und  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert sowohl  seitens  der  Geistlichkeit^,  wie  auch  seitens  der  Fürsten  eine  Beihe 


1  S.  darüber  S.  242  fl: 

2  In  der  ältesten  Kanonisationsbulle  Johanns 
XV.  y.  993  ffir  den  heil.  Ulrich  von  Augsburg, 
M  a  n  8  il7, 170  heisat  es  nur :  ^qnatenns  memoria 
Udalrioi  .  .  .  dlvlno  cultui  dlcata  existat  et  in 
landibns  dei  deyotissime  persolvendis  semper 
valeat  proflcere." 

3  Beyer,  mlttelrhein.  Urkdhch.  1,  370,  betr. 
den  h.  Simeon  y.  Trier:  „sanctnm  proonl  dubio 
esse  nominandum  einsque  natalem  singulis  snnis 
reonrrentem  passim  sollempniter  obseryandum 
etferialitercelebrandum  acyenexandumad  instar 
diel  festi.'' 

4  Auf  der  romischen  Synode  y.  1050,  Bd.  III. 
S.  517.  n.  8. 

&  Maust  14,  770:  „Decreyimus  igitur  sie  an- 
nuente  et  laudante  synodo,  ut  ex  hoc  sanotus 
habeatur  (Gerhard  y.  Toul)  et  sanctus  colatur 
8  Kai.  Maias  tarn  Leuohae,  sicut  s.  Mansuetus  et 
s.  Aper,  quam  ubique  terrarum  sicut  caeteri 
sandl^  Eine  gleiche  Festsetzung  für  Gampanien 
in  Betreff  des  heilig  gesprochenen  Peter  y .  Anagni 
in  der  KanonisationsbuUe  Paschalis*  II.  y.  1109, 
Mansi20,  1001. 

«  8.  0.  8.  9.  n.  1. 

"^  Vgl.  Gieseler,  Kirohengesch.  4  Anfl.  II. 
2,  458  ff.  467  ff.  und  II.  3,  477.  478. 

s  S.  die  folgende  Anmerkung. 

9  Vgl  das  yom  Erzbisohof  y.  Canterbury  1362 
abgehaltene  Konzil y.  Maghfleid,  M  a  n  s  i  26, 417 : 
„inconstantia  tarnen  hnmana,  ut  plerumque  in 
deteriora  labente,  quod  in  electorum  dei  receptnm 
erat  honorem,  conyenum  est  in  blasphemiam 
et  abominationem ,  dum  yidelicet  couyenticulae, 
negotiationes  et  alia  exercitia  illlcita,  diebus 
huiusmodi  potisslme  ingeruntur:  quod  yero  ad 
deyotlonis  parabatur  compendium,  in  dissolu- 
tionis  erigitur  cumulum,  dum  in  ipsls  fesüyi- 
tatlbus  colitur  tabema  potius  quam  ecclesia, 
commessationes  abundant  et  ebrietates  uberius 
quam  lacrymae  et  orationes ;  lasciYÜs  insistitur 


et  oontumelüs  magls  quam  otio  contemplationis 
et  quod  praetermittendum  non  est,  mercenarii, 
sine  quorum  operibus  respublica  regi  non  poterit, 
sub  colorelicito  sie  ab  operibus  meehanicis  diebus 
etiam  quos  sibi  festiyos  oonstituunt,  et  sanctorum 
yigiliis ,  abstinent ,  licet  non  minus  per  hebdo- 
madam  capientes  propterea  de  salario ,  quo  uti- 
Utas  reipublieae  grayiter  retardatur ,  quin  potius 
impeditur:  nee  propter  dei  honorem  sicntdeoeret, 
sabbatizant,  sed  etiam  iuxta  praemissa,  deum 
ipsum  et  sanotam  ecclesiam  in  diebus  huiusmodi 
per  abominationes  suas  pessimas  soandalizant, 
tamqnam  solemnitates  Ipsae  ad  profanationes  et 
peryersitatis  exercitium  gratis  fnerlnt  institutae ; 
quae  quanto  magis  protenduntur  in  numero,  tanto 
abundantius  cultores  abusionum  huiusmodi  in 
suis  excessibns  insolescunt.  Ut  igitur  tam  super- 
stitiosis  adinyentionibns  .  . .  occurratur  .  .  .  re- 
seryata  facultate  ylris  eodeslasticis  aliisque  ma- 
ioribus  ac  sibi  ipsls  sufAdentibus  quommcumque 
festorum  ...  in  ecolesüs  suis  yel  cappellis  so- 
lemniter  celebrandi ,  de  firatrum  nostrorum  con- 
silio  dies  festos  praesentlbus  Inserere  duximus, 
quibus  yidelicet  ac  uniyersis  popularlum  operibus 
etiam  reipublieae  utilibus ,  per  nostram  Gantua- 
riens.  proyinciamfueritregularlterabstinendum : 
In  primis  sacr.  diem  dominicum  ab  hora  diel  sab- 
bati  yespertina  inchoandum,  non  antehoram  ipsam 
praeyeniendum ,  ne  iudaicae  oonfessionls  parti- 
cipes  yideamur,  quod  in  festis  quae  suas  habent 
yigilias  obsenretur.  Item  festa  n&talls  domlnl ; 
sanctorum  Stephan!,  Joannls,  innocentium,  Tho- 
mae  martyris;  circumdsionis ,  epiphanlae  do- 
mlnl, purlflcatlonisb.Mariae,s.  Matthiae  apostoli, 
annundationis  s.  Mariae,  s.  parasceyes ,  pasohae 
cum  III  diebus  sequentlbus,  s.  Mard  eyangellstae, 
apostolorum  Philippl  et  Jaoobl,  inyentionis  s. 
cruds,  ascensionis  dominl ,  pentecostes  cum  III 
diebus  sequentlbus,  corporis  Christi,  natlyitatis 
8.  Joannls  baptistae,  tnnslationls  s.  Thomae,  s. 
Mariae  Magdalenae,  s.  Jaoobl,  assumptionls  s. 
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Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Festtage  und  Feiertage. 
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▼on  Klagen  wegen  der  durch  die  vielen  Feiertage  herbeigeführten  üebelstände  erhoben 
wurden^  Trotzdem  hat  das  Trienter  Konzil  keine  entschiedenen  Reformen  vor- 
genommen ^^  vielmehr  ist  erst  durch  ürban  VIII.  in  seiner  Bnlle:  üniversa  vom 
13.  September  t642  in  Folge  der  Bitten  vieler  Bischöfe,  welche  ihm  die  ünhaltbarkeit 
der  bestehenden  Verhältnisse  dargelegt  hatten ,  die  Zahl  der  von  den  Olänbigen  zu 
feiernden  Festtage  vermindert  ^  und  gleichzeitig ,  nm  eine  abermalige  Vermehrung 
solcher  Tage  durch  lokale  Feiern  zu  verhindern,  an  die  Ordinarien  die  Ermahnung 
erlassen  worden,  sich  möglichst  der  Anordnung  neuer,  allgemein  zu  beobachtender 
Feiertage  zu  enthalten 4.  Die  Bulle  Urbans  VIII.  erwies  sich  aber,  weil  sie  noch 
nicht  eingreifend  genug  vorgegangen  war ,  für  die  Beseitigung  der  bisherigen  Miss- 
stinde  nicht  als  ausreichend^.  Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
wurden  von  den  Bischöfen  verschiedener  Länder,  zum  TheÜ  auch  von  einzelnen 
weltlichen  Fürsten ,  unter  Hinweis  auf  die  früher  schon  wiederholt  hervorgetretenen 
und  nicht  definitiv  beseitigten  Nachtheile,  dem  päpstlichen  Stuhle  *  mehrfiich  Gesuche 


Hariae,  b.  Bartholomaei,  8.  LaurentU,  natlTltatis 
8.  Mariae,  exaltationls  s.  Crods,  s.  Matthaei  apos- 
toli,  8.  Michaelis,  s.  Lucae  evangelistae ,  aposto- 
lorom  Simonis  et  Judae  ,  omnium  sanctoram ,  s. 
Andreae  apostoli,  s.  Nicolai,  conoeptionis  b.  Ma- 
liae,  8.  Th(Hnae  apostoli,  dedicationum  ecclesiamm 
paTo<diialiiim  et  sanotonun,  in  quorain  honore 
ecelesiae  paiochiales  dedicantur,  aliaque  festa 
quae  slngulis  dictae  proTinolae  dioecesibus  per 
locomm  ordlnarios  ex  eerta  soientia  peeulianter 
indicuntv." 

^  S.  namentlich  die  centam  grayamina  der 
deutschen  Nation  o.  37,  Gaertner,  Oorp.  inr. 
eceles.  2, 182:  ^nsnper  et  feriamm  festoramqne 
diemm  tanta  copia  laicomm  Tulgns  non  medio- 
criter  nrgetnr.  Nimirnm,  quum  tot  sint  religiosi 
facti  dies,  nt  tIx  aegre  tempns  agrioolis  sappetat, 
quo  fractus  agri,  tot  sudoiibus  e  terra  pellectos, 
aliquando  aqua,  pluTla  immodicoye  aestu ,  non 
raro  etiam  grandine  allaye  tempestate  periolitante«, 
in  horrea  conferant,  quos  tamen  fructus,  si  non 
feriamm  solennibus  praepediti  forent,  oommode 
aut  citra  lacturam  ex  agro  legere  domumque  ferre 
potuissent.  Adde ,  quod  feriatis  quoque  diebus, 
qui  dubio  procul  bono  consilio  ac  in  dei  opt  max. 
honorem  primnm  bene  sunt  feriati,  innumera 
perpetrantur  delicta  peccataque  et  scelera  potius, 
quam  bis  omnipotens  colatur  yeneieturque.  Id 
quod  res  ipse  notorium  facit ,  tantum  abest  ut 
testibus  hoc  egeat.  Eamque  ob  causam  Sacr.  Ro- 
man, imp.  Status  laici  consultius  putent  ac  rei- 
publicae  christianae  conducibilius ,  si  effraenis 
feriamm  (quae  animis  quam  extemo  cultu  chris- 
tianis,  h.  e.  bis,  quibus  a  peccatis  semper  f eriandum 
est,  rectins  oelebrantur)  festommqne  dierum  nu- 
mero  paulo  coerceatur  in  arctum  mlnuaturque.^ 

2  Sess.  XXY.  decr.  de  inyoo.  sanotor.  bestimmt 
nbr:  ^et  sanotomm  celebratione  ac  reliquiamm 
▼isitatione  homines  ad  commessationes  atque 
ebrietates  non  abutantur,  quasi  feeti  dies  in  ho- 
norem sanctorum  per  luxum  ao  lasciyiam  agan- 
tur.** 

3  Buli  Taurln.  15 ,  206 :  ^dedaramus  infra 
scriptas  dumtaxat  dies  pro  festis  ex  prae- 
eepto  eolendos  esse,  quos  nempe  vel  ab  initio 
yeneraada  sacravit  antiquitus  vel  universalis  ec- 


elesiae probavit  eonsuetudo  vel  omnium  gentium 
unanimis  pietasveneratur:  dominicos  soll,  toüus 
anni,  nativitatis  d.  n.  J.  C,  drcumoisionis,  epi- 
phaniae,  resurrectionis  cum  duabus  pariter  se- 
quentibus  feriis,  ascensionis,  pentecostes  cum  II 
pariter  sequentibus  feriis,  ss.  trinitatls,  solemni- 
tatis  corporis  Christi  et  inventionis  sanctae  craois, 
neenon  purifloationis,  annuntiationis,  assumptio- 
nis  et  nativitatis  deiparaevirginis,  dedieationis  s. 
Michaelis  archangeli ,  nativitatis  s.  Joannis  bap- 
tistae,  86.  Petri  et  Pauli,  s.  Andreae,  s.  Jaoobl,  s. 
Joannis,  s.  Thomae,  ss.  Philippl  et  Jacobi,  s.  Bar- 
tholomael,  s.  Matthaei,  88.  Simonis  et  Judae  et 
8.  Matthiae,  Christi  dominl  apostolomm,  item 
8.  Stephan!  protomartyris ,  6.  Silvestri  papae  et 
confessoris,  s.  Joseph!  cont  et  s.  Annae  deiparae, 
respective  sponsi  ac  genetrids,  solemnitatis  om- 
nium sanctoram,  atque  unius  ex  prindpalioribus 
patronis  in  quorumque  regno  slve  provincia  et 
alterius  pariter  principalioris  in  quacumque  dvi- 
tate,  oppido  vel  pago,  ubi  hos  patronos  haberi  et 
venerari  contigerit." 

^  L.  c :  „Ne  autem  dies  festos  a  locomm  ordi- 
nariis  nimia  aliquoram  facilitate  aut  populorum 
importunitate  deinceps  multiplicari  contingat, 
eoadem  ordlnarios  in  domlno  monemus,  ut  ad 
ecclesiasticam  ubique  servandam  aequalitatem, 
de  caetero  perpetuis  futuris  temporibus  ab  in- 
dictionesubpraeceptonovomm  festorum  studeant 
abstinere/' 

^  Allerdings  hatte  UrbanYIII.  eine  Reihe  von 
Festen  im  Vergleich  zu  den  in  c.  ö  (Gregor.  IX.) 
X.  II.  9  dt  aufgeführten  beseitigt,  indessen  auch 
einzelne  neue  eingeführt,  s.  die  nihere  Nach- 
weisung bei  Fe  ss  1er  a.  a.  O.  S.209.  Dazu  trat, 
nachdem  schon  InnocenzX.  das  durch  UrbanYIII. 
zur  Unzufriedenheit  der  Spanier  aufgehobene  Fest 
der  Empfängniss  MariS  für  Spanien  durch  die 
const.  In  bis  v.lO.  November  1644,  bull.  Tanrin. 
15,  333,  wieder  eingeführt  hatte,  dieaes  Fest  zu- 
folge der  const.  Clement  XI. :  Commissi  v.  6.  De- 
zember 1708,  L  c  21,  338,  für  die  ganze  Kirche. 
Ueber  später  für  einzelne  Länder  neu  angeordnete 
Feste  8.  AnaleeU  iur.  pontif.  1863,  p.  1365  ff. 

^  Zuerst  aus  der  Provinz  Tarragona  1727,  noch 
unter  Benedikt  XIII.,  dann  seitens  einer  Reihe 
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Hm  weitere  Vernündening  der  Festtage  oder  wenigstens  um  Dispensation  von  dem 
Verbot  der  knechtisehen  und  groben  Arbeiten  an  den  letzteren  nnterbreitet.  Dadurch 
fand  sich  Benedikt  XIVJ  yeranlasat,  eingehendetVerhandlungen  über  die  zu  treffen- 
den Massnahmen  zu  veranstalten.  Das  Ergebniss  derselben  war,  dass  der  Papst  eine 
weitere,  der  von  Urban  Vni.  vorgenommenen  ähnliche  allgemdne  Vermindemng  der 
Festtage  ablehnte,  dagegen  AbhtUfe  durch  Dispensertheilnng  in  der  Weise  in  Aussicht 
stellte,  dass  nnter  Festhaltung  der  kirchlichen  und  weltlichen  Feier  der  wichtigeren 
Festtage  auf  das  Ansuchen  der  einzelnen ,  mit  den  Verhältnissen  ihrer  Diöcesen 
besser  vertrauten  Bisehöfe  filr  eine  Beihe  von  minder  hohen  Festen  zwar  die  Pflicht 
eine  Messe  anzuhören,  fOr  die  Gläubigen  fortbestehen,  aber  den  Aerm^ren  die  Er- 
laubniss  zur  Verrichtung  ihrer  Arbeiten  gewährt  werden  sollte  2.  Diesen,  von  Bene- 
dikt XIV.  nach  dem  Vorgange  Benedikts  XIU.  betretenen  Weg^  hat  der  päpstliche 
Stuhl  bisher  eingehalten.  Keiner  der  Nachfolger  Benedikts  XIV.  hat  eine  weitere  allge- 
meine Reduktion  der  Festtage  vorgenommen ,  wohl  aber  sind  seitdem  fär  eine  ganze 
Reihe  von  Ländern  Dispensationen  der  gedachten  Art  und  zwar  auch  mit  gleichzeiti- 
ger Reducirung  der  Festtage  und  mit  Entbindung  von  der  Pflicht,  die  Messe  an 
den  beseitigten  Tagen  zu  hören,  ertheilt  worden^. 


spanischer  Bischöfe  und  König  Philipps  Y.,  sei- 
tens der  Bischöfe  von  Neapel  und  Sizilien  nnd 
König  Karls  lY.,  sowie  seitens  des  Fürstbischofs 
von  Bamberg  in  den  Jahren  1740 — 1745  (unter 
der  Regierung  Benedikts  XIY.),  FesBlera.a.0. 
S.  212.  213.  Schon  Benedikt  XIU.  hatte  in  Folge 
dessen  eine  Dispensation  betreffs  der  Enthaltung 
Ton  Arbeiten  für  gewisse  Festtage  gewährt. 
Aehnliche  Bewilligungen  Benedikts  XIY.  für 
einzelne  spanische  Diöcesen  und  für  Nizza  v. 
3.  September  1742  u.  11.  April  1746,  eiusd.  buU. 
1,  94.  227.  S.  auch  die  folgende  Anm. 

^  Benedikt  XIY.  verfasste  selbst  eine  umfang- 
reiche dissert  de  imminutione  festorum  de  prae- 
cepto,  welche  in  sein  Werk :  de  servorum  dei  bea- 
tiflcatione  et  canonizatione  beatorum  lib.  1 Y.  p.  IL 
c.  16  aufgenommen  ist,  und  in  welcher  die  im 
Text  und  in  der  vor.  Anmerkung  besprochenen 
Yorgange  näher  dargelegt  werden,  und  unterbrei- 
tete sie  einer  Anzahl  gelehrter  Männer,  Kardinä- 
len, Bischöfen  und  Professoren  der  Theologie  und 
des  kanonischen  Rechts  zur  Begutachtung ,  wie 
er  selbst  in  seiner  oonst  Non  multi  ▼.  14.  No- 
vember 1748,  1.  c.  2,  231  erzählt.  Ygl.  auch 
Analecto  1.  c.  p.  1373. 

2  Oonst  Non  multi  dt. :  „ut  ftrmam  et  ratam  re- 
linquentes  utramque  legem  de  audienda  missa  et 
de  abstinendo  ab  operibus  serrilibus  in  omnibus 
diebus  dominicis  et  in  praedpuis  quibusdam  anni 
festivitatibus ,  aliarum  minus  solemnium  sancti- 
flcationem  ita  deinceps  fleri  permitteremus ,  ut 
audita  missa  reliquum  diei  tempus  pauperibus 
liberum  esset  ad  laboriosa  quaeque  opera  exer- 
cenda.  Neque  yero  faeilem  adltum  apud  nos  in- 
▼eaerunt  aliorum  antistitum  preoes  qui  festorum 
dierum  imminutionem  alia  via  et  ratione  in  suis 
dioecesibus  fleri  optabant ,  translatis  nimirum  in 
dies  dominicos  saiictorum  festivitatibus  per  heb- 
domadas  oocurrentibus".  Ygl.  auch  Benedict 
XIY.  de  syn.  dioec  Xm.  la  n.  12. 

'  Oonst.  Oum  sicut  quaedam  v.  12.  Dezember 


1748  (reductio  in  regno  NeapoUtano)  L  c  2,  234 
und  ein  gleichlautendes  Breve  für  Oesterreioh  v. 
1745  Acta  historlco-ecclesiastica  15,  907  ff.; 
Fesslera.  a.  0.  S.  217. 

^  So  schon  für  die  österreichischen  Erblande 
auf  Ansuchen  von  Maria  Theresia ,  weil  sich  das 
von  Benedikt  XIY.  gegebene  nicht  ausreichend 
erwiesen  hatte,  von  Olemens  XIY.  im  Breve  vom 
22.  Juni  1771,  nach  welchem  auch  an  den  abge- 
schafften Feiertagen  die  Pflicht  zur  Anhörung 
der  Messe  aufhören  sollte ,  Fachmann,  K.R. 
3.  Aufl.  2,  496;  Fessler  S.  218 (ausserdem  von 
Plus  YI.  1775  fOr  die  unirten  Griechen  der  Diö- 
cesen Fogaras,  Munkacs  und  Swidnitz,  jetzt 
Kreuz,  mit  der  Ermächtigung  für  die  betreffen- 
den Bischöfe,  ausser  bestimmten  Hauptfesten, 
die  sonst  bei  den  Qriechen  üblichen  Feiertage 
nach  eigenem  Ermessen  zu  vermindern ,  F  e  s  s  - 
lerS.219> 

Für  die  östlichen  Theile  der  preussl- 
schen  Monarchie  kommt  in  Betracht  das  zu- 
nächst für  Breslau  von  Olemens  XIY.  erlassene 
Breve  v.  27.  Januar  1772  und  das  für  die  gleiche 
Diöcose  ergangene,  dasselbe  ergänzende  und  re- 
producirende  Breve  Plus'  YI.  v.  19.  Apiil  1788, 
u.  a.  abgedruckt  bei  Dumont,  Samml.  d.  kirchl. 
Erlasse  f.  die  Erzdiöcese  Köln  S.  164.  167,  des- 
sen massgebende  Bestimmungen  lauten :  „Reti- 
neantur  nempe  ac  celebrentur  festivi  dies  resur- 
rectionis  cum  sequenti  et  pentecostes  item  cum 
sequenti  aliique  per  annum  dies  dominid  necnon 
nativitatis  domini  n.  J.  0.,  circumcisionis,  epi- 
phaniae,  ascenslonis  et  corporis  Ohristi ;  tum  Y. 
dicati  b.  Mariae  virgini,  s.  puriflcationis,  annunda- 
tionis,  assumptionis ,  nativitatis  et  conceptionis, 
praeterea  ss.  apostoL  Petri  et  Pauli,  omnium  sano- 
tornm  et  s.  Stephan!  protomartyris  et  unius  tantum 
principalloris  patroni.  Sed  si  alicubi  plures  patro- 
nos  aeque  principaliores  haberi  contigerit,  diligen- 
ter  inquiras  neoesse  est,  vener.  ftater,  quinam  ex 
dictils  principalioribus  potiorem  cultum  et  vene- 
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In  Fnuikreieh  hat  man  trote  dieser  Entwicklung  bis  znm  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts noch  daran  fes^ehaiten,  dass  den  Bischöfen  auf  Omnd  der  alten  Kanones 
das  Becht  snstehe,  die  Festtage  zn  vermindern  K  Daher  sind  nach  dem  Erlass  Bene- 


Tationem  in  ea  vel  ciTitate  vel  oppido  vel  pago 
habeat  et  eias  tantum  feitivitatU  praeoeptam 
designet .  Dies  autem  festtTitaÜs  patroni  caiasqae 
loci  non  ea  impoBterum  slt,  quae  propria  dicitoi, 
aed  domlnica  dies ,  quae  propriam  diem  proxime 
subsequetur  in  eamque  festum  cum  officio  et 
missa  cadere  neenon  et  piaeceptom  intelligatur 
.  • .  Indulgemus  etiam  ac  TOlumus ,  ut  solemnia 
assamptionis  et  nafltatis  b.  Mariae  Yirg.  festa 
(quae  omnino  retineuda  sunt)  transferas  in  do- 
minift^m  diom  infra  octa^am ,  ita  ut  ea  ipsa  die 
ofiela  et  missae,  tanquam  lila  festa  suo  loco  mota 
non  faerint,  eelebrentur,  facta  in  officio  et  missa 
oommemoratione  dominicae  ipsoque  etiam  trans- 
lato  in  antecedentem  sabbati  diem  ieiunio  .... 
si  in  aliquo  loco  sit  ipse  (s.  Laurentius)  prlnci- 
palior  patronus,  pro  eo  loco  .  .  mandamus,  ut 
is  prindpalior  patronus ,  s.  nimirum  Laurentilus, 
suam  habeat  flxam  statamque  festlTltatem  in  ea 
domlnica  die  quae  diem  propriam ,  Xam  nempe 
m.  August!  proxime  antecedlt  Praeterea  cum 
BoruBsiae  rex  slgnificaTerit  nobis,  se  yehementer 
eupere ,  ut  designetur  dies  pio  solemnibus  quo- 
tannis  ad  deum  faciendls  predbus  ad  obtinendos 
uberes  ex  agris  proventus ,  qul  dies ,  seil,  feria 
lYa  Illae  bebdomadae  post  pascha  sit  festivus 
.  .  .  tibi  committimus,  ut  eum  Ipsum  assignes 
pro  solemnibus  eiusdem  preclbus  quolibet  anno 
celebrandis  diem  tuisque  dioecesanis ....  Indi- 
cas.  In  praefatis  Igitur  omnibus  festis  diebus 
pro  yetere  catbolicae  ecolesiae  Institute  chilsti- 
fldeles  sacris  adesse ,  a  servilibus  operlbus  absti- 
nere  et  ieiunlum  in  eoiundem  vlgilils,  qulbus 
adnexum  sit,  observare  debeant  et  teneantur.  In 
reliquis  Tero  festis  non  solum  laboriosas  aitium 
exercitationes  et  servilia  opera  peimlttimus  et 
Indulgemus ,  sed  insuper  eosdem  ohristifldeles  a 
quaeumque  Tigiliae  seu  ieiunü  praeeedentibus, 
dummodo  aliunde  rel  ratlone  quadragesimae  Tel 
raüone  quatuor  temporum  non  praeelpiatur  et 
audiendi  missam  in  praedictis  festis  obligatione 
abfolTimus  et  liberamus*'.  Für  die  Erzdlöoese 
Posen  Tgl.  übrigens  nocb  Ffirstentbal,  Samml. 
aller  d.  Kireben-  und  Schulwesen  betr.  Gesetze. 
Oöslin  1838 ff.  1,  414,  femer  Lemann,  Pro- 
▼Inzialrecht  der  ProTinz  Westpreussen ,  Leipzig 
1830.  1,  268.  {Für  das  linke  Rheinufer  galt  das 
zum  französischen  Konkordat  gehörige  indultum 
de  reductione  festorum  t.  9.  April  1802,  Weiss, 
corpus  iuT.  eccles.  cathol.  p.  74.  Indessen  ist 
durch  das  BroTO  Leos  XXL  t.  2.  Dezember  1828, 
bull.  Roman,  contin.  17,  419,  auch  bei  D  um  ont 
s.  a.  0.  S.  169,  und  durch  das  das  letztere  erläu- 
ternde BroTO  Plus'  VIIL  t.  7.  August  1829,  D  u  - 
mont  S.  174,  die  Festordnung  der  ÖsUlchen 
ProTinzen  auch  auf  die  westlichen,  in  denen 
durch  das  Indult  t.  1802  ihre  Zahl  noch  mehr 
Terringert  war,  übertragen,  jedoch  mit  Rücksicht 
auf  die  Yermehrung  der  Festtage  zugleich  die 
Bestimmung  getroffen  worden  (s.  das  zuletzt  ci- 
tlrte  BroTo) :  „ut  catholici  quique  in  urbibus  Tel 
oppidis  Tel  pagis  tnae  Ooloniensis  dioecesis  ad 


utramque  Rheni  ripam,  qui  acatholiols  mixti  dluma 
meroede  Titam  sustentant,  festis  diebus,  excep- 
tis  dominicis  festivltatlbusque  natiTltatis  et  as- 
censionis  d.  n.  J.  G.  et  omulum  sanctorum  nen- 
nen assumptionls  b.  Mariae  Tirg.  immaeulatae 
(quod  tamen  festum  in  proximam  dominlcam, 
prout  asseritur,  translatum  est)  sacro  audlto,  ope- 
rlbus serrllibus  possint  Tacare  atque  ita  in  tua 
dioecesi  ac  aliis  metropolitico  iure  eidem  sublec- 
tis  haue  disdplinam  conformem  futuram  declara- 
mus"  (s.  ferner  die  Festordnung  für  die  Erz- 
dlöcese  Köln  t.  7.  Mai  1829  nebst  Nachtrag  t. 
3.  November  dess.  J.  bei  Du  mont  S.  170. 175). 
Ueberhaupt  für  Preussen  noch  zu  Tgl.  F*  Pi- 
per, Kirchenrechnung.   Berlin  1841.   S.  66  ff. 

Die  Festordnung  in  B  a  1  e  r  n  gründet  sich  auf 
ein  BroTo  Clemens'  XIY.  t.  16.  Mal  1772,  pu- 
blicirt  durch  V.  v.  14.  Dezember  1772,  Döl- 
linger,  Samml.  8,  1182.  Danach  sind  die  ge- 
botenen Festtage:  Oster -Sonntag  und  Montag, 
Pfingst-Sonntag  und  Montag,  alle  Sonntage  des 
Jahres,  Weihnachtsfest,  Neujahrstag,  Fest  d.  h. 
drei  Könige,  GhrisÜ  Himmelfahrt,  Frohnleich- 
nam ,  Maria  Reinigung  (Liohtmess) ,  Maria  Ver- 
kündigung, Maria  Himmelfahrt,  Maria  Geburt 
und  Empfingniss ,  die  Feste  des  h.  Joseph ,  Jo- 
hannes des  Täufers,  der  Apostel  Petrus  und  Pau- 
lus, Allerheiligen,  das  Fest  des  Erzmärtyrers 
Stephan  und  des  Tomehmsten  Patrons  jeder 
Kirche,  im  ehemaligen  Herzogthum  Baiem  noch 
das  Fest  d.  h.  Benno,  wofür  in  den  später  erwor- 
benen Landen  der  frühere  Landespatron  an  die 
Stelle  gesetzt  werden  darf,  endlich  die  Feier  des 
Dlöcesanpatrons  (im  Umfang  der  betreffenden 
Diöcese,  aber  olme  Nöthigung  zur  Einstellung 
der  Arbeit),  wogegen  in  der  Rheinpfalz  das  oben 
erwähnte  französische  Indult  Ton  1802  gilt, 
Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften in  Baiem,  2.  Aufl.  S.  307. 

Für  das  Königreich  Sachsen  kommt  das  BroTO 
Pins*  VIIL  T.  14  November  1830,  A.  Müller, 
Lexikon  desK.  R.  2.  Aufl.  2,  872,  endlich  für  die 
Diöcese  Mainz  das  BroTO  Gregors  XVI.  y.  19.  De- 
zember 1836,  auf  welchem  die  bisehöfllohe  V.  t. 
10.  Februar  1837,  Schumann,  SammL  d.  das 
Kirchen-  und  Schulwesen  betr.  landesherrl.  u. 
bischöfl.  Verordnungen  u.  Erlasse.  Mainz  1840. 
S.  260,  ruht,  in  Frage. 

Eine  Uebersloht  über  die  tou  Clemens  XIII. 
bis  Gregor  XVL  für  die  Terschiedenen  Bisthümer 
und  Länder  erlassenen  derartigen  Indulte  in  den 
Analecta  iur.  pontil  1863,  p.  1386fl: 

1  S.  0.  S.  281.  n.  5,  indem  man  aus  dem  dem 
Bischof  zustehenden  Reoht  der  Einführung  auch 
die  Befugniss  zur  Aufhebung  der  Festtage  her- 
leitete. Daher  haben  mehrere  französis^e  Pro- 
Tinzialkouzilien  im  16.  Jahrhundert  die  Bischöfe 
ermahnt,  die  Feiertage  so  Tiel  wie  möglich  zu 
redudren,  Durand  de  Mailiane,  diction- 
naire  de  droit  canonique.  II.  tfd.  2, 476 ;  B  o  u  i  x , 
de  iure  liturgloo  p.  348,  und  es  ist  dieses  Recht 
nicht  nur  im  17.  und  18.  Jahrhundert  von  den 
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dikts  XIY.  ans  den  französisohen  Diöoesen  keine  Qesache  um  Bednktionen ,  wie  aus 
denen  anderer  Länder  gestellt  worden,  und  erst  in  Folge  des  Absohlusses  des  Kon- 
kordates von  1801  gelang  es  dem  Papst,  für  Frankreich  das  betreffende  Recht  durch 
das  noch  heute  massgebende  Indult  v.  9.  April  1802  >  zur  Ausübung  zu  bringen. 
Aber  sowohl  vorher,  wie  auch  noch  kurz  nachher  haben  auch  einzelne  deutsche  Ordi- 
nariate ,  beeinflnsst  von  den  gallikanischen  Anschauungen  ^,  dergleichen  Verminde- 
rungen vorgenommen  3,  welche  noch  heute  für  die  betreffenden  Diöcesen  massgebend 
geblieben  sind^. 

in.  Das  Recht  zur  Anordnung  und  Aufhebung  der  Festtage.  Wie 
sich  aus  der  vorangehenden  üebersicht  ergiebt ,  kommt  nach  dem  jetzt  geltenden 
Recht  dem  Papste  (bez.  dem  allgemeinen  Konzil)  die  erwähnte  Befngniss  in  Betreff 
der  fflr  die  ganze  Kirche  zu  feiernden  Feste  zu. 

Für  die  Bischöfe  und  andere  Ordinarien  kann  ihrer  Stellung  nach  blos  das  Recht 
zur  Einführung  neuer  Feste  in  ihren  Amtssprengeln,  und  zur  Aufhebung  dieser, 
femer  die  Befngniss  zur  Beseitigung  der  allgemein  in  der  Kirche  gefeierten  Fest- 
tage in  Frage  kommen.  In  der  früheren  Zeit  haben  sie  diese  Befugnisse  sämmtlich, 
also  auch  die  zuletztgedachte,  besessen^,  und  bis  zum  Ende  des  t6.  Jahrhunderts 
sind  sie  ihnen  nicht  einmal  seitens  des  päpstlichen  Stuhles  bestritten  worden®. 
Erst  seit  dem  Erlass  der  Const.  üniversa  ürbans  VIII.  (s.  o.  S.  283)  ist  es  frag- 
lich geworden,  ob  und  in  wieweit  ihnen  die  betreffenden  Befugnisse  genommen 
worden  seien.  Eine  Ansicht,  welche  namentlich  von  den  Oallikanem^  vertreten 
worden  ist^;  behauptet  die  Fortdauer  des  früheren  Rechts  und  betrachtet  die  Er- 
mahnung ürbans  VIU.  an  die  Ordinarien,  sich  der  Einführung  neuer  Feste  zu  ent- 
enthalten ^,  nicht  als  ein  rechtliches  Verbot  ^o.  Von  anderer  Seite  ist  aber  der  letzteren 

französischen  Bischöfen  geübt  worden ,  Actes  du  ^  Soweit  sich  nach  Massgabe  des  gedruckten 

dergtf  de  France,  ed.  1716.  6,  1304 ;  B  o  u  1  x  1.  c  Materials  übersehen  lässt,  ist  das  der  Fall  In  der 

p.  H54,  sondern  anch  dnrch  das  kön.  Edikt  t.  Diöoese  Bottenbnrg  mit  den  i.  d.  tot.  Anm.  an- 

169Ö,  Art.  28  (s.  Dnrsy,  Staatskirchenrecht  t.  geführten  Verordnongen. 

Elsass-Lothringen,  1,  48.  n.  2.)  ansdrücklich,  ^  g.  o.  S.  281. 

YorbehaltUch  der  kön.  Genehmigung,  anerkannt  6  Das  Trldentinnm  Sess.  XXV.  de  reg.  c.  12 : 

worden.    Gegen  diese  auch  ansserhalh  Frank-  „Dies  etiam  festi,  quos  In  dioeoesi  servandos  idem 

reichs   (Kopp,   kathol.  Kirche  im   19.  Jahr-  episcopnspraecepcffit, ab exemptisomnibns, etiam 

hundert.   Mainz  1^0.  S.  331)  yerbreitete  Auf-  regnlarlbns,  serventur"  erkennt  das  Recht  der 

fasBung,  s.Benedict  XIY.  de  syn.  dioec.  XIII.  Bischöfe  zur  Einführung  neuer  Festtage  noch  an, 

18.  n.  1 1.  YgL  übrigens  auch  noch  unten  Nr.  HL  und  Clemens  VIII.  (1592—1606)  hat  nach  einem 

i  S.  285.  Anm.  Brief  des  Kardinals  d'Ossat  an  Heinrich  lY.  von 

2  Rechnet  doch  noch  Frey,  krit  Kommentar  Frankreich  mit  Bezug  auf  eine  von  dem  letzteren 
über  das  K.  R.  2,  146  die  betreffende  Befugniss  gewünschte  Yerminderung  der  Feste  erklärt,  eine 
des  Papstes  zu  den  zufälligen  Rechten  des  Pri-  solche  müsse  dem  Urtheil  der  Ordinarien  über- 
mates.  lassen  bleiben,  Actes  du  derg^  de  France  5, 1283 ; 

3  S.  die   bisoböflich  Konstanzer  Yerordn.  v.  Boulx  1.  c.  p.  349. 
1782  u.  1803,  welche  sich  auf  die  Breyen  Cle-  ?  S  o  S  285 

""T,?^  B  /^  ?."!f"3*'UV„*is^.ri;„t'?  «  Man  berief 'sich  dabei  anf  die  allen  Kanone« 

f      !    fS^t^  ^^^L^^Kil^^^l      nndd«,TridentInam,«,wIedmuf,d.«.dleB«lle 

k"^^;^"'^d''dr^^tSe^'ÄS!  sriix^i;  rrairBTnr^r rrt? 

v  -  4Qna  .  .  A  Q  QO  i?!.^«.*  ^«vis.4>  Ai^  derogirt  nabe,  vgl.  auch  Boulx  1.  c.  p.  öoi, 
K-  Ai^^'ntLn^'Jl^AlT^  ^^«H?  Andere  KanonUten  wie  z.  B.  Kelffenstuelll. 
^SiVVi^rI^,^r^^^I^v^JlL    Lt'^.      »•  "•  12;  Plrhlng  H.  9.  n.  10.  »eteen  diese  Be- 

liehen  VikarUten   erlassen  worden    sei,    Re-  »  S.  o.  S.  283.  n.  4. 

gierungs  -  BUtt   y.  1811.    S.  53.      Ob  die  bei  ^  So  z.  B.  auch  Gayal ieri  opp.  Uturg.  T.  II. 

Richter-Kahl(K.  R.S.  937.  Anm.  10)  ohne  o.  13.  decr.  4  (104.)  n.  13.  und  Ferraris  1.  c 

Quelle  oitirte  biscböfl.  Y.  für  Fulda  y.  18.  Juni  feste  n.  2. 

1778  hierher  gehört,  muss  dahingestellt  bleiben. 
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dieser  Charakter  beigelegt,  und  von  diesem  Standpunkt  ans  die  Befugnissder  Bischöfe, 
andere  als  die  in  der  Konstitution  zugelassenen  Feste  einzufahren  und  die  vom  Papste 
festgesetzten  zu  ändern,  abgesprochen  worden ,  umsomehr  als  man  bei  jener  Auf- 
fassung der  gedachten  monitorischen  Klausel  auf  den  Grundsatz  verweisen  konnte, 
dass  die  Bischöfe  keine  Macht  besitzen,  allgemeine  Anordnungen ,  welche  der  Papst 
ftlr  die  ganze  ELirche  erlassen  hat ,  zu  ändern  und  zu  beseitigen.  Diese  Ansicht  ist 
seit  der  Konstitution  Urbans  Vni.  die  bei  der  Kurie  herrschende  ^  gewesen,  und  aus- 
drflcklich  auch  von  der  Congregatio  rituum  angenommen  worden  2.  Sie  muss  auch 
nach  Massgabe  des  heutigen  Rechtszustandes  für  die  allein  begründete  erklärt  werden. 
Die  frühere  Freiheit  der  Bischöfe  konnte  gegenüber  den  Zwecken,  welche  UrbanVIII. 
mit  seiner  Bulle  verfolgen  wollte,  nicht  mehr  bestehen  bleiben,  und  wenngleich  der 
Wortlaut  der  von  ihm  ausgesprochenen  Ermahnung  diese  nicht  als  rechtliches  Verbot 
charakterisirt,  also  der  Bulle  gegenüber  immer  noch  das  alte  Becht  als  geltend  be- 
trachtet werden  musste ,  so  ist  die  Frage  doch  durch  die  gedachte  Entscheidung  der 
Congregatio  rituum,  sowie  dadurch  erledigt,  dass  die  für  die  einzelnen  Diöcesen  und 
Länder  erlassenen  Breven  über  die  Verminderung  der  Festtage^  sich  als  positiv  ge- 
bietende und  verbietende  Anordnungen  des  höchsten  Gesetzgebers  der  Kirche  dar- 
stellen, und  daher  seitens  der  einzelnen  Bischöfe  nicht  durch  abweichende  Bestim- 
mungen geändert  werden  können. 

Es  steht  also  nach  heutigem  Becht  den  Ordinarien  nicht  mehr  die  Befugniss  zu, 
die  durch  päpstliche  Anordnungen  vorgeschriebenen  allgemeinen  Feiertage  zu  be- 
seitigen, oder  gar  neue  obligatorische  Feiertage  einzuführen,  und  nur  insoweit,  als 
ihnen  die  besonderen  für  ihre  Diöcesen  erlassenen  Breven  oder  Indulte ,  in  Er- 
mangelung solcher  aber  die  Vorschriften  der  cit.  Const.  Urbans  Vm.  in  Betreff  der 
Bestimmung  der  Festtage  der  Patrone  ausdrücklich  Freiheit  lassen,  haben  sie  noch  das 
Recht,  solche  Tage  festzusetzen,  die  so  eingeführten  abzuändern  und  zu  beseitigen  ^. 

Damit  hat  auch  für  das  geltende  Recht  die  früher  vielfach  erörterte  Streitfrage, 
ob  die  Bischöfe  hinsichtlich  der  Anordnung  von  Festtagen  an  die  Zustimmung  des 
Klerus  und  des  Volkes  ^  oder  blos  an  den  Konsens  ihrer  Kapitel  gebunden  sind,  ihre 

^  YgL  z.  B.  Benedict.  XIY.  de  epis.  dioec.  Papstes  und  der  Bischöfe  ankommt,  für  welche 

XIII.  18.  n.  11.  die  blosse  Unterscheidung  zwischen  dem  Gebiete 

2  S.  Entsch.  ▼.  23.  Juni  1703,  Qardeliini,  der  ganzen  Kirche  und  der  einzelnen  Diöcese 
deer.  auth.  congreg.  rit  III.  ed.  n.  3661,  n.  IL  nicht  ausreicht 

2j  214:    „An  episcopus  In  sua  dloecesl,  fesU  ^  Wegen  der  Vorschrift  In  c  1.  Dist  III.  de 

praedicta  (1.  e.  lila  quae  conflnnata  erant  TOto  consecr.  und  0.  5.  X.  de  ferils  II.  9.  (s.  0.  S.  281. 

alicuius  oommunitatis)  posslt  conflrmare ,  adeo  n.  ö.  und  auch  Bd.  IL  S.  154,)  so  z.  B.   noch 

ut  sint  obllgatorla  et  an  alia  festa  instltuere  de  Plrhing  1.  c,  n.  10;  Ferraris  1.  c  n.  9. 10, 

praecepto  praeter  lila  quae  in  dicta  bulla  (Ur-  welcher    allerdings    zwei    Entscheidungen    der 

bans  YIIL)  exnressa  sunt?  Negatiye.^  Congr.  rit  t.  1602  und  1604  anfuhrt,  nach  wel- 

3  S.  0.  S.  284.  oben  neue  obligatorische  Feste  nicht  wider  Willen 
*  So  Beul X  L  c  p.  361.   Dagegen  wird  viel-  des  Volkes  eingeführt  werden  sollen.   Bei  0a r- 

fach  noch  in  der  neueren  Literatur  den  Bischöfen  dellini  finden  sich  diese  nicht  Selbst  wenn 
für  ihre  Diöcese  und  auch  den  Erzbiachöfen  filr  sie  acht  sind ,  können  sie  sehr  wohl  die  Bedeu- 
ihre  Provinz  das  Becht  zugespio  eben ,  besondere  tung  haben,  dass  der  Bischof  nicht  ohne  Bedurfhiss 
Festtage  einzuführen ,  diese  zu  verändern  und  neue  Feste  einführen  soll,  dies  aber  bei  entschie- 
aufziiheben,  s.  Permaneder,  K.  B.  $.433;  denem  Widerspruch  des  Volkes  nicht  als  festge- 
Qinzel,  K.  B.  2,  331;  Silbernagl,  K.  B.  stellt  anzunehmen  ist,  brauchen  aber  nicht  so 
S.  626;  Blchter-KahL  8.  Aufl.  S.  937.  Da-  aufgefasst  zu  werden,  dass  der  Konsens  des  Volkes 
bei  ist  aber  übersehen ,  dass  eine  derartige  Be-  absolute  Bedingung  für  die  rechtsgültige  Eln- 
sohrinkung  der  Rechte  des  Bischofs  weder  an  der  f  ührung  ist ,  um  so  weniger  als  eine  solche  An- 
Bulle Urbans  Vm.  noch  an  den  späteren  Breven  nähme  nicht  einmal  durch  die  citlrteu  Kanones 
ihren  Anhalt  findet,  und  dass  es  gerade  auf  die  geiechtfertigt  wird. 
Bestimmung  des  Verhältnisses  des  Rechtes  des 
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praktiaehe  Bedeatong  verloren,  denn  eine  solclie  Massnahme  kann  heute  überhaupt 
nur  innerhalb  der  vorhin  gedachten  Schranken  vorkommen.  Nach  dem  jetzigen  Recht 
genflgt  jeden&lls  der  Konsens  des  Kapitels  ^ 

IV.  Die  Feier  der  Sonntage  and  Festtage  besteht  einerseits  in  der  Ab- 
haltung des  Gottesdienstes  in  den  einzelnen ,  daftr  bestimmten  Kirchen  seitens  der 
bei  diesen  angestellten  oder  verwendeten  Oeistlichen,  andererseits  in  der  Theilnahme 
der  Gläubigen  (einschliesslich  der  nicht  zum  Amtiren  verpflichteten  Kleriker)  an  dem 
Gottesdienst ,  endlich  in  einem  der  religiösen  Bedeutung  der  betreffenden  Tage  ent- 
sprechenden Verhalten  derselben. 

Je  nachdem  der  Tag  in  allen  gedachten  Beziehungen  zu  feiern  ist  oder  nur  eine 
gottesdienstliche  Feier  durch  die  Kirche  stattfindet,  unterscheidet  man  die /esta  fori 
uüi/esta  chori,  eine  Unterscheidung,  welche  schon  seit  dem  9.  Jahrhundert  mit  der 
Vermehrung  der  Feiertage  hervortritt  2.  Die  ersteren  bezeichnet  man  auch  mit  Blick- 
sieht  auf  das  an  ihnen  stattfindende  Ruhen  der  Gerichtsverhandlungen  und  der  Arbeit 
als  dies  feriandi^  d.fertaU  oder  feriae^  und  im  Hinblick  auf  die  Pflicht  der  Glftubigen, 
an  ihnen  dem  Gottesdienst  beizuwohnen  und  femer  im  üebrigen  der  Feier  obzuliegen, 
9\s/esta  depraecepto^,  gebotene  Festtage  ^ 

Die  Art  der  kirchlichen  Feier  der  Feste  und  ihre  Reihenfolge  zu  bestimmen, 
steht  nach  dem  heutigen  Recht  dem  Papste  zu.  Fllr  die  regelmässigen  Feste  sind 
aber  die  betreffenden  Vorschriften  längst  in  den  verschiedenen  liturgischen  Bflchern, 
deren  o.  S.  9 ff.  des  Näheren  gedacht  ist,  gegeben^. 

Den  Ordinarien  kommt  eine  solche  Befugniss  nur  noch  insoweit  zu,  als  die  be- 
treffenden Ritualien  oder  besondere  päpstliche  Anordnungen  nichts  festsetzen  oder 
ihnen  derartige  Verfügungen  ausdrücklich  offen  lassen  7. 

Was  die  Feier  der  Sonntage  und  Festtage  durch  die  Gläubigen  betrifft,  so 
schreiben  schon  die  älteren  kirchlichen  Gesetze  vor,  dass  die  letzteren  dem  Gottes- 
dienste an  den  betreffenden  Tagen  ^  und  zwar  in  deijenigen  Kirche ,  zu  welcher  sie 
gehören  (der  Kathedrale,  später  auch  der  Pfarrkirche)^  beizuwohnen,  verbunden 


1  S.  Bd.  II.  S.  154.  n.4.  und Ph.  Schneider,  kurze  Zeit  ausgesohlosBen  sein  ,  Hefele ,  Conc. 

Die  bischöflichen  Domkapitel.  Mainz  1886.  S.  364.  Gesch.  2,  Aufl.   1,   164;  Koher,  Deposition 

s  S.  z.B.  das  Kapitel Hatto*8T.  Basel, o.S. 280.  S.  69),  eine  Vorachrift,  welche  Sardica  y.  343 

n.  6.  c.  11  (griech.  T.)  u.  c.  14  (lateln.  T.)  auf  die 

8  Vgl.  die  in  d.  TOT.  Anm.  eitirten  Kapitel  und  Bischöfe  aasdehnt:  „Meminl  antem  snperiore 
c.  6.  (Gregor.  IX.)  X.  de  feriis  II.  9.  concilio  fratree  nostros  oonstitaisse,   nt  si  quis 

*  So  seit  der  Balle  Urhans  VIIL  (s.  o.  S.  283.  lalcns  in  ea  qoa  commoratar  eirltate,  III  doml- 

n.  3.)  nicos  dies,  i.  e.  per  III  septimanas  non  cele- 

6  Den  Gegensatz  bilden  die  dies  non  de  prae-  brasset  oonTentnm,  commanione  prlTaretar.    Sl 

cepto,  die  nicht  gebotenen  Feiertage.  In  der  Mitte  haec  drca  laloos  constitata  sant,   malto  magls 

stehen  diejenigen,  an  denen  zwar  die  Glaablgen  eplscopo  nee  licet  nee  decet,  si  nalla  gravis  ne- 

der  Messe  belznwohnen  verpflichtet  sind ,  aber  cessltas,  qnae  detlneat,  nt  amplias  a  sapra  scrlpto 

sich  nicht  der  Arbelt  za  enthalten  branchen,  s.  o.  tempore  absens  slt  ab  eoclesia  saa.  Unlversl  dlxe- 

S.  284.  n.  2.  4.  runt,  plaoere  slbf ,  wiederholt  im  Trallan.  a. 

9  Ueber  die  Pflicht  zar  Messapplikation  an  den  692.  o.  8  anter  Androhung  der  Absetzung  fflr 
seit  Urban  YHI.  aufgehobenen  Festtagen  s.  o.  Jeden  Kleriker  und  der  Exkommunikation  fflr 
S.  203.  n.  4.  die  Laien. 

"^  Vgl.  auch  0.  8.  13  ff.  o  S.  die  vor.  Anm. ,  bei  Abwesenheit  in  der 

9  Elvlra  V.  306  o.  306.  c.  21 :  „Sl  quls  in  cl-  nächsten  Kirche,  c  31  Aurel.  L  ▼.  611  (c.  4  Dlst. 

▼Itate  positus  III   domlnicas  ad  eccleslam  non  ni.  deconsecr.):  „Eplsoopus  si  Inflrmltate  non 

accesserlt,  pauco  tempore  abstlneatur,  ut  correp-  fuerit  Impeditus ,  eccleslae ,  cui  proximas  fuerlt, 

tus  vldeatur^  (d.  h.  er  soll  von  der  Theilnahme  die  domlnico  deesse  non    liceat^    Wegen   der 

am  Gottesdienst,  von  der  Gemeinschaft  des  Ge-  Oratorien  auf  dem  Lande  vgl.  c.  25  ibid.  und 

betes  und  den  aktiven  kirchlichen  Rechten  auf  c.  35  Dlst  I.  de  conser.,  s.  auch  Bd.  II.  S.  263. 
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sind.  Diese  Pflicht  ist  eine  Rechtspflicht ,  denn  ihre  Verletzung  ist  mit  kirchlicher 
Strafe  bedroht^. 

Während  die  älteren  Kanonen  allgemein  die  Theilnahme  am  Gottesdienste  for- 
dern ^^  betonen  schon  einzelne  Konzilien  des  sechsten  Jahrhunderts  nnr  die  Pflicht^ 
der  Messe,  dieser  aber  voll  und  ganz  anzuwohnen^.  In  Folge  der  Bedeutung,  welche 
die  Messe  im  Gottesdienste  der  katholischen  Kirche  erlangt  hat,  und  der  im  Zu- 
sammenhange damit  aufkommenden  Sitte,  nicht  mehr  blos,  wie  in  alter  Zeit,  einmal, 
sondern  mehrere  Mal  in  derselben  Kirche  Messe  zu  lesen  ^,  ist  indessen  die  Rechts- 
pflicht der  Gläubigen  darauf  beschränkt  worden,  an  den  Sonntagen  und  den  flbrigen 
gebotenen  Festtagen  ^  eine  Messe  ganz  zu  hören,  und  auch  die  Nothwendigkeit,  dies 
in  der  Pfarrkircjie  zu  thun^,  ist  später  fortgefallen. 

Die  Sonntage  und  Festtage  sollen  aber  nicht  nur  durch  Theilnahme  am  Gottes- 
dienst, sondern  auch  durch  fi*omme  und  religiöse  Betrachtungen  gefeiert  werden^. 
Deshalb  haben  sich  die  Gläubigen ,  um  diesen ,  namentlich  dem  Gebet,  obliegen  zu 
können,  nicht  nur  aller  öffentlichen  und  lärmenden  Lustbarkeiten  zu  enthalten,  son- 
dern auch  die  Besorgung  ihrer  täglichen  Nahrungs-  und  Bernfegeschäfte  einzustellen, 
sowie  die  Erledigung  anderer  weltlicher  Angelegenheiten  ruhen  zu  lassen. 

Dnrchftthrbar  waren  aber  die  Anforderungen  hinsichtlich  der  Feier  der  Sonn- 
tage und  Festtage  nur  dann,  wenn  der  Staat  seine  Ansprüche  an  die  Gläubigen  in 
Betreff  der  staatlichen  Verwaltung,  der  gerichtlichen  Thätigkeit  und  des  Militär- 
dienstes seinerseits  gleichfalls  fdr  diese  Tage  ^  aufgab  oder  mindestens  nachliess. 
Nachdem  das  Ghristenthum  im  römischen  Reiche  als  berechtigte  Religion  anerkannt 
war,  wurden  daher  auch  von  den  Kaisem  eine  Reihe  von  Verordnungen,  welche  den 
Christen  in  dieser  Beziehung  die  erforderliche  Freiheit  zu  gewähren  bestimmt  waren, 
erlassen.   Kirchliche  Vorschriften  über  die  Pflicht  der  Gläubigen,  an  dem  betrefien- 


1  S.  S.  288.  n.  8  u.  9.  Spatere  Konzilien  setzen  Elnstellnng  aller  Geschäfte,  abgesehen  von  noth- 
anch  weltliche  Strafen  fest,  so  verlangt  z.  B.  wendigen  Feldarbeiten  am  Sonntag  (nach  Sozo- 
lonlouse  v.  1229.  c.  25,  Mansl  23,  200  Besuch  men.  bist,  eccles.  I.  8  auch  am  Freitag)  angeord- 
der  Predigt  und  der  Messe  bei  Strafe  von  12  Tu-  net ,  c.  1  0.  Th.  de  feriis  H.  8;  c.  3  (2)  C.  J. 
ronesen,  von  denen  die  Hälfte  dem  Grundherrn,  eod.  tit.  III.  12,  wiederholt  mit  der  Erweiterung 
die  Hälfte  dem  Priester  und  der  Kirche  zufallen  auf  die  Schiedsrichter  und  die  Einforderung  von 
soll,  vgl.  auch  Beziers  1233  c.  5,  Albi  1264.  c.  Schulden  i.  J.  386  durch  c  18  0.  Th.  ibid.  Dann 
30,  L  c.  p.  271.  839.  Hier  hat  es  sich  aber  um  wurden  398  u.  399  die  Cirknsvorstellungen  und 
Massnahmen,  welche  unter  Mitwirkung  der  weit-  Schauspiele  an  Sonntagen  verboten ,  c.  20.  23 
liehen  Gewalt  zur  Ausrottung  der  Ketzerei  ge-  ibid. ;  und  389  und  392  die  Feier  auch  auf  die 
troffen  worden  sind,  gehandelt,  s.  Bd.  III.  S.  537  Osterzeit  (8  Tage  vor  und  8  Tage  nach  Ostern, 
Anm.  4  u.  S.  536.  c.  19.  21. 1.  c,  c.  8  [7]  C.  J.  III.  12) ,  1.  J.  400 

2  S.  0.  S.  28a  n.  8,  vgl.  auch  Macon  v.  585  auf  Epiphania  und  Weihnachten,  c.  24  1.  c.  und 
c.  1.  i.  J.  425  auf  Pfingsten ,  c  5  0.  Th.  de  spectac. 

»  S.  0.  S.  217.  n.  5  u.  11.  XV.  5.  ausgedehnt,  vgl.  c  7  (6)  0.  J.  de  fer. 

^  Vgl.  darüber  Neher,  die  Bination  nach  IlL  12,  welche  die  c  19  clt.  mit  Interpolationen 
Ihrer  gesch.  Entwicklung  u.  nach  d.  heut.  Recht  aus  den  anderen  cltirten  Stellen  des  Codex  Theo- 
Regensburg  1874.  S.  17  ff.  dosianus  wiedergiebt.    Die  in  den  älteren  Aus- 

^  S.  0.  S.  288.  gaben  des  Codex  Justlnlaneus  m.  12  sich  fln- 

•  S.  0.  S.  217.  dende  c.  2  ist  unecht,  s.  v.  Savlgny,  Gesch. 

^  Macon  v.  585.  c.  1 :  „estote  omnes  in  hym-  d.  rom.  Rechts  2.  Ausg.  4,  367  ff.   Vgl.  übrigens 

nls  et  landibus  dei  anlmo  corporeque  intenti . .  .  auch  noch  In  Betreff  des  Ruhens  der  Kriminal- 

sint  oculi  manusque  vestrae  totoillo  die  ad  deum  prozesse  während  der  Quadrageslma  o.  4  C.  Th. 

expansae,  ipse  est  enim  dies  requletlonis  perpe-  de  quaest  IX.  35  (380)  und  c.  6  (5)  C.  J.  III. 

tuns" ;  vgl.  auch  c  16  Dist.  III.  de  consecr.  12  (Ausnahmen  für  Quästlonen   gegen  Räuber 

9  So  hat  KonsUnÜn  schon  321  das  Ruhen  der  in  c  7  C.  Th.  IX.  35  v.  408,  auch  o.  10  [8]  C.  J. 

gerichtlichen  Verhandlungen  (mit  Ausnahme  von  III.  12).    S.  endlich  noch  die  die  früheren  Ver- 

Emancipationen  und  Freilassungen),  sowie  die  böte  zusammenfassende  c.  11  (9)  C.  J.  1.  c.  v.  469. 

Hi  n  8  c  h  i  u  8 ,  Kirehenrecht  IV.  1 9 


290 


I.  Die  Hieraroliie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  2ia. 


den  Tage  die  Feiertagsrohe  zu  beobachten,  finden  sich  dagegen  in  jenen  Zeiten  nor 
spärlich  1,  nnd  dies  erklärt  sich  daraus,  dass  fflr  derartige  Anordnungen  noch  kein 
Bedttrfhiss  vorlag,  nnd  es  sich  allein  dämm  handelte,  vorerst  die  unter  der  Herrschaft 
des  Heidenthums  der  Festtagsfeier  entgegenstehenden  Hindemisse  zu  beseitigen. 

In  den  Germanenreichen  erwiesen  sich  indessen  dergleichen  Vorschriften  als  er- 
forderlich. Hier  sind  sie,  so  lange  die  katholische  Kirche  unter  romanischen  Herr- 
schern stand,  von  den  Provinzial-Konzilien  oder  den  Konzilien  mehrerer  Provinzen 
erlassen  worden  2.  Im  merovingischen  Reiche  waren  es  die  Reichssynoden  ^  welche 
hierhergehdrige  Anordnungen  getroffen  haben.  Da  aber  die  von  diesen  beschlossenen 
Kanones  nur  kirchliche  Geltung  hatten,  also  allein  mit  kirchlichen  Mitteln  durchge- 
fahrt  werden  konnten,  trat  hier  noch  die  Sanktion  des  Königs  hinzu,  ^um  sie  mit  staat- 
licher Kraft  zu  bekleiden  und  durch  staatliche  Massregeln  zu  sichem  ^. 


*  c  29  Laodicea  zw.  343  u.  381  ordnet  die 
Feier  des  Sonntags  an  und  verbietet  die  des  Sab- 
baths,  und  c.  5  Garth.  Y.  v.  401  (cod.  eccles. 
Afric  61)  untersagt  an  den  Sonntagen  und  Feier- 
tagen Scliauspiele  und  ähnliche  Lustbarkeiten. 

2  Aus  dem  Westgothenreich  gebort  von  den 
Synoden  der  letzteren  Art  die  von  Agde  mit 
c.  47  (c  64.  Dist.  I.  de  consecr.),  s.  Bd.  III. 
S.  329.  n.  7.  und  diesen  Bd.  0.  S.  217,  welches 
nur  kirchliche  Strafe  androht ,  hierher.  Ferner 
kommt  das  Verbot  der  Provinzialsynode  v.  Tarra- 
gona  516.  c.  4.  (c.  1.  0.  XV.  qu.  4.)  an  die  Bi- 
schöfe und  Kleriker,  Sonntags  Gerichtsverhand- 
lungen zu  halten,  in  Betracht. 

3  Klar  zeigt  dies  c.  1.  Macon  v.  585 :  ,,nullus 
vestrum  litium  fomitlbus  vacet ;  nuUus  causarum 
actiones  exerceat;  nemo  sibl  talem  necessltatem 
exhlbeat  quae  iugum  cervicibus  iuvencorum  im- 

ponere  cogat Si  quis  itaque  vestrum  hanc 

salubrem  exhortationem  parvi  penderit  aut  con- 
temptui  tradiderit ,  sciat  se  pro  qualltatis  merito 
principaliter  a  deo  puniri  et  deinoeps  sacerdotali 
quoque  irae  implacabiliter  subiacere :  si  causi- 
dicus  fuerit,  irreparabiliter  causam  omittet;  si 
rusticus  aut  sorvus ,  gravioribus  f ustium  ictibus 
verberabitur ;  si  clericus  aut  monachus,  mensi- 
bus  VI  a  consortio  suspendetur  fratrum",  und 
das  Edikt  Guntrams  v.  586  dazu,  Boretius 
oapit.  1,  11  :  „Idcirco  huius  decreti  ac  deflni- 
tionis  generalis  vigore  decernimus ,  ut  in  Omni- 
bus diebus  dominicis  ...  vel  quibuscunque  re- 
liquis  solemnitatibus ,  quando  ex  more  ad  vene- 
randa  templorum  oracula  universae  plebis  con- 
iuuctiodevotionis  congregatnr  studio,  praeter  quod 
ad  victum  praeparari  convenit,  ab  omni  corporali 
opera  suspendatur  nee  ulla  causarum  praecipue 
iurgia  moveantur."  Wenn  die  weltlichen  Strafen 
des  Verlustes  des  Rechtsstreites  nnd  der  Prügel 
für  Bauern  und  Sklaven  nicht  in  dem  Edikt, 
sondern  Im  Kanon  stehen ,  so  erklärt  sich  dies 
daraus,  dass  der  König  das  Konzil  selbst  zur 
Beschlussfassung  über  die  im  Edikt  bestätigten 
Punkte  aufgefordert  und  wahrscheinlich  den- 
selben Vorlagen  darüber  hatte  zugehen  lassen, 
s.  Bd.  III.  S.  542.  n.  3.  Die  anderen  fränkischen 
Konzilien,  s.  Orleans  III.  538.  c  28,  welches  die 
Uebertreibnng  der  Feier  in  J  üdischer  Weise  unter- 
sagt und  die  Enthaltung  von  Feldarbeiten  vor- 


schreibt, femer  Ohalons  (644--660)  c  18  (Wie- 
derholung der  letztgedachten  Anordnung),  selbst- 
verständlich auch  die  Diöcesansynode  v.  Anxerre 
585  (578)  c  16  (gleiche  Bestimmung)  drohen  keine 
weltlichen  Strafen  an ,  die  beiden  ersteren  sogar 
ausdrücklich  nur  castigatio  oder  districtio  sacer- 
dotis,  andererseits  verordnet  aber  c.  14  decret 
ChUdeberti  II.  v.  596,  Boretius  1.  c  p.  17: 
„De  die  dominico  similiter  placnit  observare ,  nt 
si  quiscumqne  ingennus ,  excepto  quod  ad  co- 
quendum  vel  ad  manducandum  pertinet,  alla 
opera  in  die  domlnica  facere  praesumpserit ,  si 
Salicus  fuerit,  solides  XV  componat ;  si  Romanns 
VII  et  dimidlum  solidi.  Servus  vero  aut  III  soli- 
des reddat  aut  de  dorsnm  sunm  componaf  Noch 
härtere  Strafen  finden  sieh  für  Baiem  nnd  Ale- 
mannien,  L  Baiuav.  app.  1,  LL.  3, 334  :  „Si  qnis 
die  dominico  operam  servilem  fecerit :  über  homo, 
si  bovem  iunxerit  et  cum  carro  ambulaverit, 
dextrum  bovem  perdat,  si  autem  secaverlt  fennm 
vel  collegerit  aut  messem  secaverlt  aut  coUegerit, 
vel  aliquod  opus  servile  feoerit  die  dominico  eor- 
ripiatur  semel  vel  bis  et  sl  non  emendaverit,  rum- 
patur  dorso  eins  50  percusslones ,  et  si  iterom 
praesumpserit  operare  die  dominico,  anferatur  de 
rebus  eins  tertlam  partem,  et  sl  nee  cessaverit, 
tunc  perdat  llbertatem  suam  et  sit  servus  qui 
noluit  in  die  sancto  esse  Über.  Sl  servus,  autem 
pro  tale  crimine  vapuletur,  et  si  non  emendaverit, 

manum  dextram  perdat et  sl  quls  in  itinere 

positus  cum  carra  vel  cum  nave ,  pauset  die  do- 
minico nsque  in  secunda  feria.  Et  si  nolnerit 
custodire  praeceptum  domini ....  cum  12  solidls 
condamnetur,  et  si  frequens  hoc  fecerit,  snperioTa 
sententla  subiaceat^ ;  1.  Alamannor.  (unter  Land- 
fried 717— 719 ,  so  Brunner,  Siteungsberichte 
d.  Akademie  d.  Wissenschaften  v.  12.  Februar 
1885.  VUI.  S.  23),  s.  g.  Hlothar.  38,  LL.  3,  57 : 
„Ut  die  dominico  nemo  opera  servile  praesumat 
facere ...  Si  quis  servus  in  hoc  vicio  Inventus 
fuerit,  vapuletur  fustibus.  Liber  autem  corripiatnr 
usque  ad  terdum.  Si  autem  post  terdam  cor- 
repclonem  in  hoc  viclo  inventus  fuerit  et  deo  va- 
care  die  domenlco  neglexerit  et  opera  servilem 
fecerit,  tunc  tertlam  partem  de  heredltatem  suam 
perdat.  Si  autem  super  haec  Inventus  fuerit,  nt 
die  domenlco  honore  non  impendat  et  opera  ser- 
vilem fecerit,  tunc  coactus  et  probatus  coram 
comite,  ubi  dux  tunc  ordlnaverlt  in  servlcio  tra* 
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Im  karolingiBchen  Reiche  haben  dagegen  in  Folge  des  veränderten  VerhftltnisBes 
zwischen  Staat  nnd  Kirche  nnd  der  dadurch  herbeigeftlhrten  Umbildung  der  Syno- 
den^, die  Herrscher,  sei  es  mit  den  Reichstagen,  bez.  Synoden,  sei  es  allein  eine  Reihe 
hierher  gehöriger  Bestimmungen  getroffen,  jedoch  ist  es  bemerkenswerth ,  dass  in 
diesen  ftlr  die  Verletzung  der  Sonntagsfeier  keine,  insbesondere  keine  weltlichen 
Strafen  angedroht  werden  2.  Die  Ahndung  der  betreffenden  Vorschriften  ist  also 
lediglich  der  Kirche  überlassen  geblieben,  d.  h.  diese  konnte  allein  mit  ihren  kirch- 
liehen Strafmitteln  einschreiten  ^.  Die  letzteren  haben  indessen  offenbar  nicht  ausge- 
reicht *  oder  sind  nicht  regelmässig  zur  Anwendung  gebracht  worden,  denn  seit  dem 
Elmde  der  Regierung  Karls  d.  Qr.  und  unter  seinen  Nachfolgern  sind  von  den  kirch- 
lichen Synoden  wiederholt  Anträge  auf  Durchführung  der  äusseren  Feier  der  Sonn- 
tage und  Festtage  gestellt  worden  ^  ohne  dass  freilich  die  Gesetzgebung  unter  den 


datur  et  qui  noluit  deo  yacare  in  Bempitemum 
serms  permaneat'^  Der  Verlust  des  Drittels  des 
Vermögens  als  Strafe,  welchen  beide  Stellen 
haben,  kommt  in  dem  s.  g;  Poenlt  Theodori  Oan- 
tuar.  XL  $.  1 :  „Qni  operantur  die  dominiea,  eos 
Qraeci  prima  vice  argnnnt ,  secunda  tollunt  ali- 
qnid  ab  eis,  tertla  Tioe  partem  tertiam  de  rebns 
eonim  ant  vapnlaat  vel  VII  dlebns  poeniteant^, 
Wasserschieben,  Bossordnnngen  S.  195  (s. 
aoeh  S.  146.  167)  und  poenlt  Cnmmean.  XII. 
$.  6f  Tor.  Offenbar  sind  diese  BeichtbQober  das 
Vorbild  der  lex  Alamannoram  gewesen ,  welche 
dann  wieder  in  Balem  benatzt  worden  ist ,  mag 
man  die  Entstehnngszeit  des  append.  1.  leg.  Bainar. 
nnter  Karl  Martell  oder  wie  Ri  e  z  l  e  r  i.  Forschgn. 
z.  deutsch.  Qeseh.  16,  441  ff.  erst  zw.  766  nnd 
769  0.  770  setzen. 

Die  westgothischen  ReichskonzÜien, 
welche  nach  der  Bekehrung  der  Westgothen  ge- 
halten worden  sind,  weisen  keine  einschlagenden 
Vorschriften  auf,  allein  das  ProYlnzialkonzil  ▼. 
Narbonne  droht  wegen  Verletzung  der  Sonn- 
tagsfeler  durch  Arbeiten  gegen  Freie  Geldstrafen, 
gegen  SklaTonPrQgel  an.  S.  darüber  des  Näheren 
Bd.  UI.  S.  698.  n.  1.  Aus  der  lex  Wisigothorum 
gehört  hierher  IIb.  IL  I.l  (tou  Ghindaswinthoder 
Reoeswinth),  welche  die  Abhaltung  Ton  Gerichts- 
verhandlungen und  die  Beitreibung  Ton  Schul- 
den untersagt 

«  Bd.  III.  S.  647 ff.,  702ff. 

«  Das  Gapitul.  Vemens.  v.  766  unter  Plppin 
C.14,  Boretius  1,  36,  vgl.  dazu  Bd.III.  S.648, 
wiederholt  die  Vorschrift  des  8.  Konzils  v.  Or- 
leans y.  638.  0.  28,  welches  castigatio  sacerdotis 
vorschreibt  (s.  o.  S.  290.  n.  3.) ;  s.  ferner  die  s.  g. 
admonitio  generalis  Carol.  M.  v.  789,  c  81, 
Boretius  1,  61:  „Statnlmus  quoque secnndum 
quod  et  in  lege  dominus  praecipit,  ut  opera  ser- 
viUa  dlebns  dominicis  non  agantur ,  sicut  et  b. 
m.  genitor  mens  in  synodallbus  edictis  mandavit 
(s.  cap.  Vem.  oit),  i.  e.  quod  neo  viri  ruralia 
opera  exeroeant  nee  in  vinea  oolenda  nee  in  eam- 
pis  axando  metendo  velfoenumseoandovelsepem 
ponendo  nee  in  silvis  stipare  vel  arbores  oaedere 
vel  in  petris  laborare  neo  domos  constmere  nee 
in  orto  laborare;  nee  ad  pladta  oonveniant  nee 
venationes  exerceant  Et  III.  carraria  opera  licet 
fleri  in  die  dominico,  i.  e.  ostllia  carra  vel  vio- 
tualia  vel  si  forte  necetse  erit  corpus  cuiuslibet 


dncere  ad  sepulcmm.  Item  feminae  opera  textilia 
non  faciant  nee  capulent  vestitos  neo  consuent 
vel  acupictile  faciant ;  nee  lanam  carpere  nee  11- 
num  battere  nee  in  pnblioo  vestlmenta  lavare  nee 
berbices  tundere  habeant  licitum ,  ut  omnimodis 
honor  et  requies  diel  dominicae  servetur.  Sed  ad 
missamm  solempnia  ad  aeclesiam  undique  oon- 
veniant et  laudent  deum  In  omnibus  bonis ,  quae 
nobis  in  illa  die  feclt"  Selbst  die  zur  Regelung 
der  Verhältnisse  in  Sachsen  erlassene  capitu- 
latio  (776—790,  welche  für  die  Festhaltung  des 
Heidenthums  Todesstrafe  androht,)  c.  9.  10, 
Boretius  1,  69,  bestimmt  nur  c.  18:  „Ut  in 
dominicis  diebus  conventns  et  placita  publica 
non  faciant ,  nisi  pro  magna  necesiBitate  aut  hos- 
tilitate  cogente,  sed  omnes  ad  eeclesiam  recurrant 
ad  audiendum  verbum  dei  et  oratlonibus  et  iustis 
operibus  vacent  Slmiliter  et  festlvitatibns  prae- 
elaris  deo  et  ecclesiae  conventui  deserviant  et 
secularla  placita  dimittant^.  Diese  Anordnung 
steht  in  auffälligem  Gegensatz  zu  den  harten 
Strafen  der  lex  Alamannorum  und  lex  Baiuar.  s. 
S.  290.  n.  3,  sowie  auch  zu  der  Anordnung  des 
Dingolflnger  Konzils  unter  Thassilo  769—771. 
c  1 ,  LL.  4,  469 :  „De  die  dominico  ita  constituit, 
ut  tali  honore  habeatur ,  sicut  in  lege  (s.  die  an- 
geführte Stelle)  scriptum  est  et  in  decretis  cano- 
num.  Et  si  quis  praesumpsit  frangere  contra  le- 
gem aut  decreta  canonum  tali  poena  subiaceat, 
sicut  ibi  scriptum  est^.  Die  Oitate  v.  Rieht- 
hofens  LL.  6,  41.  n.  33,  welche  in  Vorstehen- 
dem nicht  angeführt  sind ,  sind  keine  Kapitula- 
rien, ändern  übrigens  sachlich  nichts. 

*  Das  wird  durch  c  14  Vemens.  765  (s.  vor. 
Anm.  a.  Anfg.)  bestätigt. 

*  Namentlich  nleht  gegenüber  den  höheren 
Beamten,  den  Grafen,  von  denen  die  Einstellung 
öffentlicher  Verhandlungen  und  die  Freilassung 
von  angeordneten  öffentlichen  Arbeiten  an  den 
Feiertagen  abhing. 

6  So  schon  von  den  vorbereitenden  Synoden 
des  J.  813,  nämlich  Arles  c  16,  Mansi  14,  61, 
(wiederholt  in  den  capit.  ex  can.  excepta  bei  Bo  - 
retius  1,  174.  c.  16)  und  Mainz  c.  37  (auch  in 
Bened.  Levit  I.  163),  Mansi  14,  73,  und  zwar 
dahin,  dass  an  Sonntagen  die  Abhaltung  von 
Märkten  und  öffentlichen  Verhandlungen,  ins- 
besondere die  Verhandlung  von  Anklagen  auf 
Hand  und  Hals,  sowie  die  Vornahme  knechtischer 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  213. 


spftteren  Karolingern  ihren  bisher  eingehaltenen  Standpunkt  aufgegeben  nnd  sich 
dazu  verstanden  hfttte,  mit  weltlichen  Strafen  einzuschreiten  ^ 

Abgesehen  von  der  Auferlegung  von  Bussen  bei  der  Handhabung  des  Beieht- 
sakramentes  ^  blieb  die  Kirche  nach  wie  vor  auf  die  Anwendung  ihrer  kirchlichen 
Strafmittel  beschränkt,  im  Laufe  des  9.  Jahrhunderts  nach  der  Ausbildung  der  Send- 
gerichte zog  sie  aber  die  Sonntagsentheiligung  als  Sendvergehen  vor  diese  ^,  wo  sie 
auf  Sendrttge^  mit  den  üblichen  Sendgerichtsstrafen  belegt  wurde  •'^.  Mit  dieser  Ent- 
wicklung war  aber  andererseits  der  Grundsatz  zur  Anerkennung  gelangt ,  dass  die 
Anordnung  und  Durchführung  der  Festtagsfeier  zur  Zuständigkeit  der  Kirche  gehöre. 
Und  in  den  wenigen  Ausnahmefällen,  in  denen  bis  zur  Abfassung  der  ältesten  Samm- 
lungen des  Corpus  iuris  canonici  die  weltliche  Gewalt  bei  dem  Erlasse  hierher  ge- 
höriger Bestimmungen  mitbetheiligt  gewesen  ist,  hat  es  sich  entweder  um  Vorschriften 
gehandelt,  für  welche  diese  Zustimmung  von  wesentlichstem  Nutzen  war<^,  weil  sie 
das  staatliche  Leben  berührten,  oder  um  Fälle ,  in  welchen  die  DurchfOhrnng  des 
Christenthnms  in  Frage  stand,  und  Kirche  und  Staat  durch  das  gemeinsame  Interesse 
an  derselben  zu  vereintem  Handeln  bewogen  wurden^. 


Arbeiten  verboten  sein  sollte.  Die  Pariser  Sy- 
node Ton  829  I.  60  (s.  auch  III.  19),  M an si  14, 
532.  603 ,  fordert ,  dass  der  Kaiser  an  Sonntagen 
Märkte,  Placlta,  Feldarbeiten  und  carrigationes 
(Arbeltsfohren)  untersagen  möge ,  und  Meaux- 
Paris  845.  846.  o.  77,  Maus  1 14,  840,  dass  das- 
selbe an  den  acht  Tagen  des  Osterfestes  in  der 
gleichen  Weise  beobachtet  werden  solle. 

>  Die  einzige  Vorschrift,  welche  sich  findet, 
ist  die  im  capit.  missor.  v.  863.  c.  8,  LL.  1,  419: 
„Ut  missi  nostri  comitibus  et  omnibus  rei  pu- 
blicae  ministris  flimiter  ex  verbo  nostro  denun- 
cient  et  praecipiant ,  ut  a  I V  feria  ante  iuitium 
quadragesimae  nee  in  ipsa  quarta  feria  usque 
post  octavas  paschae  nullum  vel  placitam  publi- 
cum, nisi  de  concordia  et  paciflcatlone  discordan- 
tium  teuere  praesumant". 

Die  italienischen  Synoden  des  8.  u.  9.  Jahr- 
hunderts, s.  Friaul  v.  791.  c.  13,  Mansi  13, 
862;  ferner  conc.  Roman,  v.  826  c.  30.  31.  36, 
welche  die  Festfeier  einschärfen,  und  von  denen 
die  letztere  das  Verkaufen  Yon  Waaren ,  Abhal- 
tung von  Kriminalsitzungen  und  Tänzen  ver- 
bietet, drohen  gleichfalls  keine  Strafen  an. 

2  lieber  die  Vorschriften  in  den  Bussbüchem 
vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Schmitz,  die 
Bussbücher  und  die  Bussdisciplin  der  Kirche. 
Mainz  18ö3  S.  860  im  Register  unter:  Sonntag. 

3  S.  c  16  der  nicht  in  das  7.,  sondern  sicher 
in  das  9.  Jahrhundert  gehörigen  Synode  v.  Ronen 
(vgl.  Hefele,  Conc  Gesch.  3,96;  Dove  in 
Ztsch.  f.  K.  R.  4,  44) :  „Ut  populus  admoneatur, 
ut  in  dominicis  et  festis  diebus  omnes  ad  vesperas 
et  noctumas  vigilias  et  ad  missam  omni  modis 
occurrant  et  ut  decanl  in  civitatibus  et  in  vicis 
publicis  virl  veraces  et  deum  timentibus  consti- 
tuantur  qui  desides  et  negligentes  commoneant, 
ut  ad  dei  servitium  absque  dilatione  properent, 
et  ut  ipsi  decanl  sacramento  adstringantur ,  ut 
nulla  luterveniente  causa,  seil,  aut  amoris  Aut 
timorisautpropinquitatis,  muneris  negligentes  et 
transgressores  reticeant  quin  proprils  sacerdotibus 
proprias  eomm  culpas  manlfestent    Sacerdotum 


autem  erlt ,  ita  eorum  vitia  zelo  et  amore  divino 
cum  debita  disdplina  corrigere,  siout  ipsl  nolunt 
pro  aliorum  reatibus  sententiam  iustae  damna- 
tionibus  suscipere«  Et  ut  dies  fest!  a  vespera 
usque  ad  vesperam  absque  opere  servil!  cum  de- 
bito  honore  celebrentui^ ,  in  welcher  Stelle  die 
decanl  jedenfalls  nicht  als  kirchliche  Land- 
dekane oder  Erzpriester,  vielmehr  als  Laien 
zu  betrachten  sind;  ob  als  obrigkeitliche  Per- 
sonen oder  Verwalter  von  geistlichen  Gütern  (so 
Dove  a.  a.  0.  S.  43.  44),  bleibt  freiUch  zweifel- 
haft ,  da  auch  an  ad  hoc ,  d.  h.  zur  Rüge  des  be- 
treffenden Vergehens  bestellte  Männer  gedacht 
werden  kann,  vgL  die  Sendfrage  bei  Regino  IL  6. 
n.  69:  „Si  in  unaquaque  parochia  decanl  sunt 
per  villas  constituti,  viri  veraces  et  deum  timentes, 
qui  ceteros  admoneant ,  ut  ad  ecclesiam  pergant 
ad  matutinas,  missam  et  vesperas,  et  nihil  operis 
in  diebus  festis  faciant,  et,  si  herum  qulsquam 
transgressus  f  uerit,statim  presbytero  adnuncient'', 
weil  ein  solcher  decanus  in  Jeder  Parochie  einge- 
setzt werden  soll  und  zu  dieser  Funktion  doch 
nicht  Jeder  Gutsvorsteher  oder  Güter  Verwalter 
ohne  Weiteres  immer  geeignet  erscheinen  konnte. 

*  Regino  II.  5.  n.  57 :  ^st  aliquis  qui  in  die 
dominica  vel  in  praecipuis  festivitatibus  quid- 
quam  operis  faciat  et  si  ad  matutinas  et  ad  mis- 
sam et  vesperas  bis  diebus  impraetermlsse  omnes 
concurrant?"  S.  auch  Dove  a.  a.  0.  6,  5. 

5  Dovea.a.  0.  6,  34 ff. 

8  Es  gehört  hierher  die  von  der  Reichssynode 
zu  Erfurt  (Bd.  Ul.  S.  560.  n.  9.)  932,  c.  2,  LL. 
2,  18.  unter  Zustimmung  König  Heinrichs  I.  er- 
lassene Anordnung,  dass  an  Sonntagen  und  Fest- 
tagen keine  gerichtlichen  Verhandlungen  der 
weltlichen  Gerichte  gehalten,  sowie  keine  ge- 
richtlichen Ladungen  an  diesen  Tagen  und  zu 
gewissen  heiligen  Zeiten  ergehen  sollten ,  auch 
in  0.  2.  C.  XV.  qu.  4,  wo  freilich  das  „rex  ad 
augmentum  christianae  religionis  concessit"  in : 
„presente  rege"  abgeändert  ist. 

7  S.  das  als  Sendrecht  der  Main-  und  Rednitz- 
wenden  bezeichnete  Synodalstatut,  LL.  3,  486, 
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Den  Yorkin  erwftlmten  Standpunkt  nimmt  das  Dekret  Gratian's  i ,  vor  Allem 
aber  die  Dekretalensammlung  Gregors  K.  ein.  Gregor  IX .  liess  die  Forderung  des  Main- 
zer Konzils  V.  813  2,  dass  an  Sonntagen  und  Festtagen  keine  Märkte,  keine  öffenüichen 
Versammlungen,  insbesondere  nicht  Gerichtsverhandlungen  in  peinlichen  Sachen  ge- 
halten, sowie  alle  knechtischen  Arbeiten  unterbleiben,  auch  keine  Eidesleistungen 
statthaben  sollten  ^,  als  erstes  Gesetz  des  betreffenden  Titels  in  seine  Sammlung  auf- 
nehmen ^  und  fügte  selbst  die  neue  Bestimmung  hinzu,  dass  bei  einer  Verletzung  des 
erstgedaehten  Verbotes,  auch  wenn  die  Parteien  damit  einverstanden  gewesen  wären, 
jede  Prozesshandlung  und  jede  Sentenz  nichtig  sein  sollte  *.  Nicht  minder  wurde 
die  Dispensation  von  dem  Verbote  der  Feld-  und  anderer  Arbeiten  fttr  dringende 
Fälle  als  ausschliessliches  Recht  der  kirchlichen  Gewalt  in  Anspruch  genommen^. 

Da  in  beiden  erwähnten  Sammlungen  ausreichende  Anordnungen  über  die 
ausserkirchliche  Feier  der  Festtage  enthalten  waren  und  auch  das  leitende  Prinzip 
in  ihnen  hinreichend  klar  hervortrat^,  blieb  der  späteren  Partikulargesetzgebung 
der  Kirche  nur  noch  übrig ,  dieselben  von  neuem  einzuschärfen  und  für  einzelne  be- 
sondere Fälle  zur  Anwendungzu  bringen,  sowie  gegen  etwaige  eingerissene  Missbräuche 
mit  Androhung  von  Censuren  einzuschreiten^.    Auch  die  allgemeine  Gesetzgebung^ 


Dove  L  ZtscliT.  f.  K.  R.  4,  160,  welches  der 
letztere  der  Diöeese  WOrzburg  and  dem  Ende  des 
9.  oder  10.  Jahrhunderts  zuweist,  Rio  zier  aber 
in  denForschgn.  z.  deutsch.  Gesch.  16,  397  ff.  für 
einen  wahrscheinlich  unter  königlicher  Bestäti- 
gungergangenen Eichstädter  Synodalbeschluss  aua 
dem  10.  Jahrhundert  erklärt.  Dasselbe  droht  für 
Nichtbeachtung  der  Feiertage  und  Yomahme  von 
Arbeiten  an  denselben  erst  Pfändung  eines  werth- 
ToUen  Gegenstandes,  z.  B.  eines  Rindes,  als 
Zwangsmittel  zur  Bussleistung  und  bei  weiterer 
Hartnäckigkeit  Exkommunikation  und  Wegnahme 
des  Ton  dem  Fiskus  oder  Herren  überlassenen 
Gutes  an.  Diese  harten  Strafen  erklären  sich  aus 
dem  Streben ,  die  Ghristianlrung  durchzuführen. 
Dasselbe  gilt  tou  den  Konstitutionen  König  Ste- 
phans y.Ungamu,  1016,  welche  e.  6  die  Handarbeit 
mit  Konfiskation  der  gebrauchten  Thiere  (Rinder, 
Pferde)  und  Werkzeuge ,  sowie  a  7  hartnäckige 
Yemachlässigung  des  Kirchenbesuches  an  den 
Bauern  mit  PrQgeln  und  Kahlscheereu  des 
Kopfes  bedrohen,  Maus  119,  370.871;  theil- 
weise  und  unter  Ausdehnung  auf  das  Jagen  wie- 
derholt in  der  Synode  v.  Szaboles  v.  10^  c.  11. 
12,  Mansl  20,  763  (unter  Androhung  der 
Suspension  fflr  Kleriker  im  letzteren  Fall).  Da- 
gegen schreibt  die  spanische  Reichssynode  von 
Coyaca  (Bd.  IIl.  S.  576.  Anm.)  1060.  c.  6, 
Mansl  19,  788,  ohne  jede  Straffestsetzung  vor, 
dass  die  Gläubigen  am  Sonnabend  zur  Vesper, 
am  Sonntag  zur  Matutin  und  zur  Messe  kommen 
und  den  Hören  beiwohnen,  auch  nicht  knechtische 
Arbeiten  verrichten  sollen. 

1  Das  zeigt  die  Aenderung,  welche  In  c.  4. 
C.  XYI.  qu.  4.  an  dem  Texte  gemacht  ist,  s.  o. 
8.  292.  n.  6. 

>  S.  0.  S.  291.  n.  5. 

3  Dieses  Yerbot  ist  ein  Zusatz ,  welcher  sloh 
schon  bei  Reglno  L  386.  und  in  den  nachfolgen- 
den Sammlungen  findet. 

4  0.  1.  X.  de  feriis  II.  9. 


5  c.  5.  X.  eod.  tit 

^  Durch  Aufnahme  der  eine  solche  Dispen- 
sation gewährenden  Dekretale  Alexanders  HI.  in 
c.  3.  X.  eod. 

7  S.  c  1.  2.  C.  XVI.  qu,  4.  dt,  0. 16  (Sma- 
ragdl  expos.  regulae  s.  Benedicti)  Dist  111.  de 
oonsecr.  ....  „die  autem  dominico  nihil  agen- 
dum,  nisi  deo  vacandum.  NuUa  operatio  in  lila 
die  saneta  agatur,  nisi  tantum  ymnis  et  psalmis 
et  cantids  splritualibus  dies  lila  transigatur^ ; 
femer  c.  1.  3.  5.  X.  II.  9.  cit. 

8  S.  z.  B.  Paris  1212  o.  1213.  P.  IV.  c.  18 
(Einschärfung  der  Ueberwaohung  des  Verbotes 
der  Hand-  und  Feldarbeiten,  Mansl  22,  843); 
Bourges  1286  c.  32  (Zuwiderhandlungen  gegen 
das  eben  gedachte  Verbot  sollen  die  Priester  bei 
Vermeidung  der  Suspension  dem  Bischof  behufs 
Verhängung  arbiträrer  Strafen  anzeigen,  1.  c.  24, 
641);  Ronen  1299.  c.  2  (Androhung  der  excom- 
munlcatlo  ipso  facto  an  weltliche  Richter,  welche 
Gerichtssitzungen  halten)  1.  c.  p.  1204  (wieder- 
holt von  Notre  Dame  du  Pr^  bei  Ronen  1313. 

c.  3, 1.  c  26,  626);  Trier  1310  c.  35  (Verbot  an 
die  weltlichen  Herren,  ihre  Unterthanen  zu 
Frohndiensten  anzuhalten),  1.  c.  26,  269;  Be- 
ziers 1310.  c  15  (Verbot  des  öffentlichen  Feil- 
haltens von  Waaren  bei  Strafe  des  Interdikts, 

d.  h.  der  Exkommunikation  ipso  iure)  1.  c  p.  363 ; 
ValladoUd  1312  c  4  (Verbot  der  Hand-  und 
Feldarbeiten  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  bei 
Strafe  der  Exkommunikation)  1.  c.  p.  698;  Apt 
1365.  c.  13  (Verbot  der  Märkte  unter  Androhung 
arbiträrer  Strafen  und  der  Herbeiführung  des 
Einschreitens  der  weltlichen  Obrigkeit),  Maust 
26,460. 

0  Das  Tridentinum  enthält  allein  die  S.  283. 
n.  2  oitirte  Stelle  und  erwähnt  In  Sess.  XXV, 
contin.  de  delectu  olborum  der  dierum  festorum 
devota  et  religlosa  celebratio  als  eines  Büttels, 
dessen  sich  die  Gläubigen  zur  Vermehrung  der 
Frömmigkeit  bedienen  sollen.  Die  const.  Plus'  V. : 
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ist  seitdem  nur  mit  einzelnen  Spedalyerordnungen  in  besonderen  Fällen  einge- 
sehritten K 

Naeh  heutigem  Recht  sind  gemeinrechtlich,  wenn  der  Inhalt  der  bisher  an- 
geführten Vorschriften  zosammengefasst  werden  soll,  an  den  Sonntagen  und  den 
gebotenen  Festtagen  gerichtliche  und  andere  öffentliche  Verhandinngen  über  welt- 
liche Angelegenheiten,  die  Vornahme  von  Arbeiten  des  landwirth-  und  forstwirth- 
schaftlichen,  gewerblichen  und  Handels -Betriebes^  und  die  Abhaltung  der  regel- 
mässigen Klein-  oder  Wochen- Märkte  ^  verboten.  Femer  ist  mindestens  während 
der  Stunden  des  Gottesdienstes  die  Abhaltung  von  Jahrmärkten^,  das  Offenhalten 
von  Läden  und  Magazinen  behufs  Verkaufs  von  Waaren  ^,  sowie  die  Bewirthung  von 
Gästen  in  offenen  Wirthshäusem ,  endlich  die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Auf- 
zügen, Schauspielen  und  anderen  Schaustellungen  ausgeschlossen,  ohne  dass  es  der 
kirchlichen  Partikulargesetzgebung  verwehrt  wäre,  in  den  oben  gedachten  Beziehungen 
strengere  Vorschriften,  wenn  deren  Durchführung  sich  ermöglichen  lässt,  zu  treffen  ^. 

Andererseits  sind  aber  die  Sonntage  und  Feiertage  der  Kirche,  letztere  abgesehen 
von  gewissen  Ausnahmen  ^,  Tage  der  Freude.  Deshalb  werden  den  Gläubigen,  sofern 
sie  ihre  kirchlichen  Pflichten  erfüllen,  Vergnügungen,  welche  mit  der  Bedeutung  der 
gedachten  Tage  nicht  unverträglich  erscheinen,  gestattet^. 

So  weit  es  sich  um  die  Beachtung  der  erwähnten,  die  weltliche  Festfeier  be- 
treffenden Bestimmungen  handelt ,  wird  der  Sonntag  und  der  Festtag  nach  einer  seit 
mehreren  Jahrhunderten^  feststehenden  Gewohnheit  in  bürgerlicher  Weise,  d.  h.  von 
Mittemacht  zu  Mitternacht  gerechnet  ^o. 


Com  primum  apostoUtus  v.  1.  April  1566.  $.  7, 
bull.  T&orin.  7,  436,  verbietet  gleichfalls  nur 
generell  „senrile  opus,  meroatus,  profanas  nego- 
clationes  et  iudiclomm  streplins'^. 

1  Hierher  gehört  die  constit.  Benedict  XIY. : 
Nihil  profecto  y.  12.  Angnst  1742  eiasd.  bull. 
1,  92,  welche  gewisse  in  italienischen  Dlöcesen 
an  Festtagen  üblich  gewordene  Renn^  nnd  Ring- 
spiele nackter  Jünglinge  untersagt ;  femer  des- 
selben const  Ab  eo  tempore  v.  5.  NoTomber  1745, 
1.  c.  p.  260,  betreffend  das  Verbot  der  Märkte. 

3  Doch  sind  in  einzelnen  Fällen  bei  Armutb 
der  Bevölkerung,  u  B.  für  Fischer,  welche  sonst 
nicht  ihren  ausreichenden  Lebensunterhalt  ge- 
winnen konnten,  durch  die  Gongr.  conc  Indulte 
dahin  gewährt  worden ,  dass  das  Gewerbe  früh 
Morgens  vor  und  Abends  nach  dem  Gottesdienste 
betrieben  werden  dürfe,  Richters  Tridentinum 
S.  470.  n.  8;  const.  Benedict.  XIY.:  Ab  eo  tem- 
pore cit  $.  26. 

8  Mereaim ,  nach  Benedict  XIY.  const  dt. 
$.  16 :  „qui  flunt  In  rebus  minoribns  ad  quoti- 
dianas  necessitates  pertlnentibus  et  flunt  slngulls 
septimanls  et  ab  homlnibus  de  viclno  Ibidem 
convenlentlbus^. 

*  Nundinae  (italienisch:  fiere)  im  Gegensatz 
zu  mercatus  nach  Benedict  XIY.  1.  c. :  „quae 
sunt  de  rebus  maioribus  et  semel  in  anno  flunt 
vel  raro  In  eodem  loco  et  de  longlnquo  ibidem 
conveniunt  homlnes^  Diese  schllesst  der  Papst 
In  der  const  dt.,  um  nicht  durch  ein  ^nzliohes 
Yerbot  den  Gläubigen  die  Möglichkeit  zum  Ein- 
kauf zu  entziehen  und  den  Handelsverkehr  nicht 
zu  sehr  zu  schmälern,  nicht  unbedingt  aus. 


5  8.  z.  B.  Prager  Provlnzialkonzil  von  1860, 
coli.  conc.  Lacens.  5,  469. 

^  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  8. 293.  n.  9  u. 
diese  Seite  n.  1  erwähnten  Yerbote  bloes  das  Mini- 
mum dnd,  welches  durch  eine  im  Sinne  der  Kirche 
zu  beobachtende  Festtagsfeier  bedingt  wird,  nicht 
aber  als  das  höchste  zulässige  Maximum  betrachtet 
werden  können,  wie  dies  auch  aus  den  Entschei- 
dungen der  Oongr.  conc. ,  welche  Benedikt  XIY. 
Inder  dt.  const  mltgethellt,  s.  auch  Richter 
a.  a.  0.  8.  470.  n.  3  ff. ,  zu  entnehmen  ist.  8o 
enthält  auch  das  Edikt  der  Bischöfe  der  Marken 
und  der  Provinz  der  Urbino  v.  18Ö0 ,  coli,  conc 
dt.  6,  78 ,  zum  Thell  strengere  Bestimmungen. 

7  Wie  z.  B.  die  Feiertage  In  der  Fastenzeit 

8  Eine  Stiftung,  um  zur  Ehre  des  Patrons 
einer  Stadt  an  dessen  Festtag  nach  der  Kirche 
gewisse  Yergnügungen  für  das  Yolk  zu  veran- 
stalten, hat  die  Gongr.  conc.  1868  für  gültig  er- 
klärt, Acta  s.  sed.  4,  36.  S.  auch  dt  Pnger 
Konzil  1.  c.  p.  469. 

0  Gonzalez  Tellez  ad  c  1  X.  de  ferlis  II. 
9.  n.  3  u.  Ck>ngr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O. 
S.  471.  n.  8. 

10  Im  Gegensatz  zu  der  Berechnung  für  die 
kirchliche  Feier,  d.  h.  vom  Yorabend  des  Sonn- 
tags oder  des  Festtags  bis  zum  Abend  desselben, 
Laodlc.  c  29;  Admonitio  gen.  v.  789.  c.  15, 
Boretius  1,  65:  „ut  a  vespera  usque  ad  ves- 
peram  dies  dominlca  servetui^,  ebenso  conc. 
Francot  v.  794.  c.  21 ,  1.  c.  p.  76  u.  Ronen  (9. 
Jahrb.),  s.  8.  292.  n.  3.  Dies  war  früher  auch 
für  die  weltliche  Feier  massgebend.  Schon  Ale- 
xander III.  hat  aber  c  2  X.  de  ferlis  U.  9.  er- 
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Von  den  bestehenden  Verboten  kann  für  Nothfälle  der  Bischof  oder  dessen 
Oeneralvikar  dispensiren  ^ ,  aneh  ist  durch  partikuläre  Anordnungen  das  Recht 
dazu  entweder  allgemein ^  oder  auch  fttr  besonders  dringende  Fälle,  in  denen  der 
Bischof  nicht  angegangen  werden  kann  ^,  auf  die  Pfarrer  übertragen  worden. 

Die  in  das  corpus  iuris  aufgenommenen ,  als  gemeinrechtlich  zu  betrachtenden 
Normen  entiialten  für  die  Verletzung  der  besprochenen  Vorschriften  keine  Straf- 
androhungen. Früher  wurden  Strafen  durch  die  Sendgerichte  verhängt^,*  und  seit 
dem  13.  Jahrhundert  haben  einzelne  Partikularsynoden  ^ ,  später  auch  bischöfliche 
Verordnungen  Censuren  und  Strafen  ®  angedroht.  Die  Festsetzung  und  Verhängung 
solcher  ist  auch  nach  heutigem  Recht  nicht  ausgeschlossen ''^  namentlich  wenn  es  sich 
um  grobe  und  Aergemiss  erregende  Verstösse  handelt.  Indessen  haben  die  neuerdings 
zusammengetretenen  Provinzialsynoden^  sich  derartiger  Straffestsetzungen  enthalten. 
Nach  der  bestehenden  Praxis  wird  jetzt  bei  der  Handhabung  des  Beichtsakramentes 
auf  die  Beobachtung  der  betreffenden  Bestimmungen  hingewirkt  und  gegen  die  Ver- 
letzung derselben  mit  den  Mitteln,  welche  die  Beichtpraxis  gewährt,  eingeschritten. 

V.  Die  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  hinsichtlich  der  Fest- 
tagsfeier. Die  modernen  Staatsgesetzgebungen.  Das  seit  dem  16. 
Jahrhundert  entwickelte  Staatskirchenthum  hat  in  Folge  seiner  Tendenz,  refor- 
mirend  in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  einzugreifen  und  die  Kirche  als  eine  den 
staatiichen  Zwecken  dienende  Anstalt  zu  behandeln ,  mehrfach  ein  direktes  Anord- 
nungsrecht in  Betreff  der  Regelung  der  Festtagsfeier  fttr  den  Staat  in  Anspruch  ge- 
nommen. Wenn  ein  solches  selten  hinsichtlich  der  Aufhebung  der  kirchlichen  Festtage 
ausgeübt  worden  ist,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Kurie  selbst,  welche  der  herr- 
schenden Strömung  seit  dem  17.  Jahrhundert  nicht  mehr  absoluten  Widerstand  leisten 
konnte,  ihrerseits  eine  Reduktion  der  Festtage  vorgenommen  hatte ^  und  weiter- 
gehenden Wünschen  der  einzelnen  Fürsten  durch  die  Gewährung  von  Indulten  ent- 
gegengekommen ist  ^^. 

Dagegen  haben  die  Regierungen  wiederholt  für  Festtage,  deren  Begehung  ihnen 
angemessen  erschien|,  auch  die  kirchliche  Feier  angeordnet ^i,  wenngleich  die  Kurie 


klart,  dass  in  Betreff  des  Anfanges  and  des  Endes  trlo  nostro  sen  vicarit  nostri  in  nrbe,  in  allis  autem 

die  Gewohnheit  der  einzelnen  Kirchen  als  ent-  lods  arbltrio  ordlnariorum  et  aller  am  maglstra- 

scheidend  In  Betracht  komme.  tanm,  Ita  nt  praeventloni  locus  sit'^    Die  ange- 

1  Ferraris  s.  ▼.  festam  n.  21  ff.    Die  Er-  ordnete  Konfiskation   der  Zagthiere  ist  freilich 

lanbnlss  mnss  aber  gratis  erthellt  werden.  nicht  praktisch  geworden ,  s.  Pignatelll  con- 

«  ProTlnz.  Konz.  T.Wien  1858,  colL  conc.  dt  sultat.  VIII.  10.  n.  26  a.  Ferraris  1.  v.  festa 

ö,  165.  n.  30. 

«  Prager  Konzil  a.  a.  O.  6,  469.  8  in  den  Beschlüssen  der  Bd.  III.  S.  505  er- 

*  S.  0.  S.  292.  wähnten  Synoden  finden  sich  wohl  Anordnungen 

6  S.  0.  S.  293.  n.  8.  und  Ermahnaugen  In  Betreff  der  Feier  der  Sonn- 

0  Vgl.  Ferraris  1.  c  n.  28 ff.  Für  das  Gebiet  tage    und  Festtage,    aber    nirgends    Straffest- 

des  Kirchenstaates  sind  anch  wiederholt  weltliche  setznngen. 

Strafen,  so  Geldstrafen,  Gefangnlss,  Konfiskation  »  S.  o.  S.  283. 

der  nnerlanbter  Welse  zum  Verkauf  ansgebotenen  w  g.  o.  S.  284.  Ein  Beispiel  der  Reduktion  von 

Waaren  angedroht  worden,  s.  das  Edikt  des  Kar-  Festtagen  durch  die  Regierung  bildet  die  ba- 

dinaWlkars  v.  1727  bei  Ferraris  n.  17  und  das  dlsche  Verordnung  v.  1811,  s.  o.  S.  286.  n.  3. 

S.  294.  n.  6.  cltirte  Edikt  Ton  1860.  "  So  in  Malland,  z.  B.  das  Breve  Innoccnz'  X. 

f  ConstPü  V.:    Cum  prlmnm  apostolatas  v.  v.  1653  bei  Ferraris  n.  8.    Für  Schlesien  Ist 

1.  April  1666.  S-  7. ,  bull.  Taurin.  7,  436 :   „Qul  1742  die  Feier  eines  Basstages  befohlen  worden ; 

Tero  in  dlebns  praefatls  opus  allqaid  llUdtum  Fr.  Lehmann,  Preussen  und  die  katholische 

fedsse  deprehensas  fnerit,  praeter  divlnam  al-  Kirche  seit  1640.  2,  111.  114  120.127,  obgleich 

tlonem  et  amissionem  anlmallum,  qulbas  ad  toc-  die  äussere  Feier  den  Katholiken  zunächst  frei- 

tnram  utetnr,  etiam  graves  poenas  incorrat  arbi-  gestellt  wurde,  a.  a.  0.  S.  236.  238.    Offenbar 
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unter  Festhaltung  ihres  frttheren  Standpunktes,  dass  der  staatlichen  Gewalt  keine  der- 
artige Befugniss  zustehe  ^  dies  als  unstatthaft  erklärt  hat.  Ja  selbst  in  Betreff  der 
Art  der  gottesdienstlichen  Feier  sind  mitunter  seitens  der  weltlichen  Gewalt  nähere 
Vorschriften  erlassen  worden^. 

Vom  prinzipiellen  Standpunkt  aus  ist  der  moderne  Staat,  welcher  der  Kirche 
die  Autonomie  in  ihren  Angelegenheiten  zu  gewähren  hat,  nicht  berechtigt,  der- 
gleichen Anordnungen  zu  erlassen.  Die  Festtage  zu  bestimmen,  aufzuheben  und  ihre 
kirchliche  Feier  zu  regeln ,  sowie  Vorschriften  über  das  Verhalten  der  Gläubigen  an 
diesen  Tagen,  soweit  es  sich  dabei  um  das  religiöse  Verhalten  handelt^,  zu  geben,  steht 
der  Kirche  zu,  weil  einer  ihrer  wesentlichen  Zwecke  die  Gottesverehrung  ist,  und  ihr  des- 
halb auch  die  Befugniss  zukommen  muss,  die  Art  und  Weise  derselben  festzusetzen. 
Das  staatliche  Interesse  wird  erst  dann  berührt,  wenn  die  Kirche  in  einseitiger  Weise 
ihre  Forderungen  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  die  ihr  Angehörigen  auch  im  weltlichen 
Leben  stehen  und  ihrer  Berufsarbeit  und  ihren  weltlichen  Geschäften  nachgehen  müssen, 
so  überspannt,  dass  dadurch  die  Erfüllung  der  weltlichen  Pflichten,  welche  die  Sorge 
für  den  Lebensunterhalt,  den  Beruf  und  die  Familie  an  den  einzelnen  stellt,  gehin- 
dert oder  dass  gar  durch  die  wegen  einer  zu  grossen  Zahl  von  Festtagen  im  Ueber- 
mass  gebotene  Unthätigkeit  statt  der  von  der  Kirche  zu  erstrebenden  Heiligung  des 
weltlichen  Lebens  Müsslggang  und  Laster  heiTorgerufen  werden.  Treten  solche  Miss- 
stände ein ,  dann  erscheint  allerdings  der  Staat  berechtigt ,  seinerseits  einzuschreiten 
und  nicht  nur  von  der  Kirche  eine  Minderung  der  Festtage  und  Einschränkung  der 
Festfeier  zu  beanspruchen,  sondern  auch  nöthigenfalls,  wenn  dieselbe  sich  ablehnend 
verhält,  seinerseits  selbstständig  darauf  abzielende  Anordnungen  zu  erlassen. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  katholische  Kirche  durch  die  schon  o.  S.  283 
erwähnte  Minderung  der  Festtage  seit  dem  17.  Jahrhundert  den  fi*üheren  Miss- 
ständen ^  abgeholfen  hat,  haben  die  neueren  Gesetzgebungen  deijenigen  deutschen 
Staaten,  welche  noch  auf  den  alten  staatskirchlichen  Anschauungen  beruhen,  für  die 
Landesherren  oder  die  Regierungen  nur  noch  das  Recht  in  Anspruch  genommen, 
ausserordentliche  Festtage  anzuordnen^,  und  einzelne  derselben  ferner  die  Bestim- 


steht  auch  das  preussische  Landrecbt  auf  dem-  droht,  a.  a.  0.  S.  187.  210.  240.    Vgl.  übrigens 

gelben  Standpunkt,  denn  wenn  es  II.  11.  $.  35  auch  o.  S.  16.  n.  6. 

bestimmt:  „In  wie  fern  die  bereits  angeordneten  ^  So  auch  Thudicbum,  deutsch.  K.  R.  1, 

Kirchenfeste  mit  Einstellung  aller  Handarbeiten  123. 

und  bürgerlichen  Gewerbe  begangen  werden  sollen  *  S.  o.  S.  282. 

oder  nicht,  kann  nur  der  Staat  bestimmen^,  an-  &  S.  o.  S.  219. 220.  Weiter  geht  allerdings  das 

dererseits  aber  dem  Staate  $.  34  die  Anordnung  weimarische  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823.  $.  7: 

„ausserordentlicher  Festtage^  yorbehält ,  so  sind  „Diejenigen  Feier-  und  Festtage ,  welche  beiden 

unter  den  letzteren  alle  „bisher  nicht  angeord-  Konfessionen  bisher  gemeinschaftlich  waren,  z.B. 

neten''  zu  verstehen.  Ostern,  werden  von  beiden  beibehalten.    Solche 

^  S.  das  dt.  Breve  Innocenz^  X. :    „cum  prin-  Feste  hingegen ,  welche  entweder  von  den  Ka- 

cipes  laid  ....  non  habeant  facultatem  impe-  thollken  oder  von  den  Protestanten  allein  be- 

randi  dies  festos  in  honorem  sanctorum.*^  gangen  werden,  sind  in  der  Regel  auf  den  nächst 

3  In  Schlesien  waren  zwar  in  Uebereinstlm-  vorhergehenden  oder  den  nächst  folgenden  Soun- 
mung  mit  dem  für  Oesterreich  1745  erlassenen  tag  zu  verlegen.  Der  Charfreitag,  ingleichen  der 
Breve  (o.  S.  283.  n.  6.1  die  Festtage  reducirt,  Busstag  in  der  Adventszeit  ist  von  beiden  Eon- 
Lehmann,  a.  a.O.  3,  395.  397.  436.  441.  461.  fessionen,  gemäss  den  darfiber  bestehenden  ge- 
515,  nichtsdestoweniger  wurde  von  Friedrich  II.  setzlichen  Anordnungen,  zu  begehen."  Vgl.  dazu 
angeordnet,  dass  die  Messe  an  den  freigelassenen  noch  das  Abänderungsgesetz  v.  6.  Mai  1857,  $.  1, 
FestUgen  nicht  über  8  Uhr  Morgens  hinaus,  um  Arch.  f.  kath.  K.  R.  45,  214 :  ^n  Beziehung  auf 
das  Volk  nicht  von  der  Arbelt  abzuhalten,  ge-  die  bisher  beiden  Konfessionen  gemeinschaft- 
lesen werden  sollte,  a.  a.  0.  S.  546.  550;  4,  167  liehen  allgemeinen  kirchlichen  Feiertage,  sowie 
und  auch  Strafe  für  das  Zuwiderhandeln  ange-  auch  in  Beziehung  auf  die  besonderen  klrch« 
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mang  getroffen ,  dass  die  landesherrlich  angeordneten  allgemeinen  Feste  auch  von 
den  Katholiken  zu  feiern  sind  ^,  abgeschaffte  Festtage  aber  nicht  mehr  beobachtet  wer- 
den dflrfen^.  Abgesehen  davon  halten  aber  von  diesen  Gesetzgebungen  noch  die  b  ai- 
rische^,  gothaische^,  coburgische  ^  und  die  elsass-lothringische  (fran- 
zösische)^ daran  fest,  dass  die  Kirche  keine  neuen  Feiertage,  selbst  nicht  blos 
kirchlich  zu  begehende,  ohne  staatliche  Genehmigung  anordnen  darf. 

Diese  Beschränkung  der  Kirche  geht  sicherlich,  sofern  blos  Festtage  mit  kirch- 
licher Feier  ohne  Gebot  der  Theilnahme  der  Gläubigen  an  dem  Gottesdienste  in  Frage 
kommen,  zu  weit  ^,  da  der  Staat,  falls  sich  durch  eine  übermässige  Vermehrung  solcher 
Tage  oder  aus  anderen  Gründen  Missstände  ergeben  sollten,  seine  Interessen  genügend 
durch  Kepressivmassregeln  zu  wahren^  in  der  Lage  ist.  Ja  selbst,  wenn  die  Kirche 
die  Theilnahme  der  Gläubigen  am  Gottesdienste  verlangt  oder  gar  unter  Androhung 
von  Straf-  und  Zuchtmitteln  vorschreibt^,  erscheint  eine  derartige  Sicherung  für  den 
Staat  noch  nicht  geboten. 

In  den  übrigen,  bisher  nicht  genannten  deutschen  Staaten,  insbesondere  in  den- 


lichen  Festtage  Jeder  einzelnen  Konfession  be- 
wendet es  bei  dem  jetzigen  Qebrancbe^. 

*  Hierber  gebölt  Sachsen-Weimar  (s.  vor. 
Anm.);  dasOothaer  Regulativ  v.  1811.  $.30, 
Arcb.  f.  k.  K.  B.  36,  223 :  „Die  kathoUscbe  Ge- 
meinde bat  in  der  Regel,  ausser  den  Sonntagen 
und  denjenigen  Festtagen ,  -welche  anch  in  der 
lutherischen  Kirche  dieses  Landes  beibehalten 
worden  sind ,  sowie  die  hiernächst  Yon  dem  Lan- 
desherrn angeordneten  allgemeinen  Feste,  in  so- 
fern sie  der  Intherischen  Kirche  nicht  eigenthüm- 
lich  sind,  zu  feiern.  So  wie  daher  die  abgeschafiTte 
Feier  der  dritten  Feiertage  auch  in  der  katholi- 
schen Kirche  nicht  stattfinden  darf ,  so  hat  sich 
hingegen  dieselbe  der  Feier  des  Busstages ,  des 
Emdtefestes  oder  anderer  anzuordnenden  ähn- 
lichen Feste,  nicht  zu  entziehen^;  das  Oo- 
bur ger  Regulativ  v.  24.  Juni  1813.  §.  11 :  ,^lle 
Feste  und  die  allgemeinen  Buss-  und  Bettage 
-werden  in  der  katholischen  Kirche ,  wie  in  der 
protestantischen,  in  sofern  sie  der  letzteren  nicht 
eigenthfimlioh  sind,  nach  den  bevorstehenden 
Vorschriften  des  Landes  gefeiert.^ 

2  S.  das  Gothaer  Regulativ  in  deryor.  Anm. 

'  Vgl.  SS-  38.  76.  des  Religionsediktes  v.  1818 
und  dazu  o.  S.  17.  n.  10,  ferner  die  königl.  Ent- 
schliess.  v.  20.  Juni  1861 ,  G  ü  n  t  h  e  r,  Amtshand- 
buch f.  d.  prot.  Geisti.  Neue  Aufl.  1883.  1, 374, 
nach  welcher  zwar  nicht  mehr  die  Einholung  der 
Genehmigung,  sondern  nur  eine .vorgängige  An- 
zeige bei  der  Anordnung  aller  nicht  gewöhn- 
lichen kirchlichen  Feierlichkeiten  und  Andachten 
zu  machen  ist,  welche  sich  indessen  nur  auf 
ausserordentliche,  d.  h.  einmalige  Feierlichkeiten, 
nicht  auf  die  neu  einzuführenden,  regelmässigen 
Festtage  bezieht.  Die  Feier  eines  ohne  Geneh- 
migung der  Staatsgewalt  eingeführten  Festtages 
kann  nach  S.  78  dos  Rel.  Ediktes  durch  Admini- 
strativzwang gehindert  werden. 

*  Cit.  Regulativ  t.  1811.  S-  30:  .  .  .  „Nicht 
minder  hat ,  soviel  die  der  katholischen  Kirche 
eigen thümlichen  Feste  betrifft,  der  Pfarrer  ein 
Yerzeichniss  derjenigen,  welche  seine  Gemeinde 
regelmässig  zu  feiern  wünscht,  bei  dem  Ober- 


Consistorio,  als  der  bestellten  Behörde,  einzu- 
reichen und  diesfallslge  Genehmigung  zu  er- 
warten.'' S*  31 :  ;,Ausser  den  iu  der  vorgedachten 
Masse  regulirten  Festtagen  darf  auf  keinerlei 
Veranlassung  oder  Verwand  Irgend  ein  Festtag 
angesetzt  und  gefeiert  werden,  wenn  solches 
nicht  bei  vorkommenden  ausserordentlichen  Fäl- 
len zuvor  bei  der  vorgesetzten  Behörde  angezeigt 
und  Ton  dieser  genehmigt  worden  ist." 

5  Cit  Regulativ  ▼.  1813.  S-  H  :  n  •  •  •  Sollte 
die  katholische  Gemeinde  ausser  diesen  (s.  Anm. 
1.)  für  sich  besonders  ein  Fest  regelmässig  zu 
feiern  wünschen ,  so  hat  sie  dieses  bei  dem  her- 
zogl.  Gonsistorium  als  der  bestellten  Behörde  an- 
zuzeigen und  desfallsige  Genehmigung  zu  er- 
warten«. Vgl.  auch  S-  6  a.  a.  0. 

6  Organ.  Art.  v.  1802.  Art.  41 :  „Aucune  fete 
ä  Texception  du  dimanche  ne  pourra  etre  Stabile 
Sans  la  permission  du  gouvememeut."  Von  D  u 
Pin,  manuel  du  droit  public  eccl<(siastique 
fran^ais.  Paris  1847.  p.  223  wird  diese  Anord- 
nung blos  auf  die  s.  g.  fetes  ch6m^es,  d.  h.  die- 
jenigen, welche  auch  bürgerlich  durch  Enthaltung 
Ton  der  Arbeit  gefeiert  werden  sollen,  bezogen, 
dagegen  aber  Gaudry,  tralttf  de  la  Mgislation 
des  cultes.  Paris  1866. 1, 247,  welcher  selbst  eine 
Ankündigung  von  blos  für  die  Gewissen  der  Gläu- 
bigen verbindlichen  Festtagen  für  unstatthaft  er- 
klärt. Ferner  sollen  die  aufgehobenen  Festtage 
weder  in  den  zum  Gottesdienst  gebrauchten  Bü- 
chern besonders  hervorgehoben,  noch  die  Gläu- 
bigen an  diesen  Tagen  durch  das  übliche  Geläute 
zur  Feier  eingeladen  oder  gar  zur  Beiwohnung 
derselben  kirchlich  angehalten  werden.  S.  die 
Cirkulare  bei  Dursy  a.  a.  0.  1,  355;  Tgl.  Gei- 
gel,  französ.  u.  rcdchsländisoh.  Staatskirchen- 
recht. S.  49. 

^  A.  M.  Thudichum  a.  a.  0.  1,  123. 

8  Vgl.  0.  S.  296. 

0  Des  Näheren  ist  über  diesen,  sowie  über  den 
hiervon  zu  unterscheidenden  Fall,  in  welchem 
ausserdem  absolute  Enthaltung  von  den  bürgei- 
lichen  Geschäften  kirchlicherseits  geboten  wird, 
noch  das  nachher  im  Text  Gesagte  zu  vergleichen. 
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jenigen,  in  welchen  man  bei  der  Regelung  des  Verhältnisses  von  Staat  nnd  Kirche  den 
früheren  staatskirchlichen  Standpunkt  verlassen  hat,  wie  namentlich  inPreussen^ 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Sachsen^,  bestehen  gesetzlich  keine 
derartigen  Beschränkungen.    Dasselbe  gilt  auch  fUrOesterreich'. 

Was  dagegen  die  staatliche  und  bürgerliche  Feier  betrifft,  so  hat  in  dieser 
Beziehung  der  Staat  allein  zu  befinden  und  die  betreffenden  Anordnungen  zu  erlassen. 

Soweit  der  Stillstand  oder  die  Beschränkung  der  Amtsthätigkeit  der  Behörden, 
des  Dienstes  der  staatlichen  Verkehrs -Anstalten,  des  Unterrichts  an  den  staatlichen 
und  öffentlichen  Schulen,  des  militärischen  Dienstes,  der  Zwangs-Arbeit  in  den  öffent- 
lichen (Gefangen-,  Eorrektions-,  Besserungs-  etc.]  Anstalten,  femer  die  gänzliche 
oder  zeitweise  Hemmung  des  öffentlichen,  Gewerbe-  und  Handelsverkehrs,  sowie  die 
damit  zusammenhängende  Festsetzung  von  weltlichen  Strafen  für  die  Verletzung  der- 
artiger Beschränkungen,  endlich  die  rechtliche  Behandlung  gewisser  Tage  als  Festtage  ^ 
in  Frage  kommt,  handelt  es  sich  lediglich  um  VerfQgungen,  welche  die  staatliche 
und  bürgerliche  Sphäre  berühren,  lieber  diese  steht  der  Kirche  keine  Herrschaft 
zu.  Sie  ist  also  nicht  befugt,  darauf  bezügliche  Vorschriften  zu  erlassen.  Weder  der 
Staat  noch  die  einzelnen  Unterthanen  brauchen  diese ,  weil  sie  staatlich  nichtig  sind, 
anzuerkennen  und  zu  beachten,  ja  die  Beobachtung  kann  sogar  rechtliche  Nachtheile 
zur  Folge  haben  ^. 

Es  Aragt  sich  indessen  weiter,  ob  die  Kirche,  welche  einen  Festtag  ohne  Ge- 
nehmigung des  Staates  anordnet,  befugt  ist ,  indirekt  die  bürgerliche  Feier  desselben 
dadurch  zu  erzwingen,  dass  sie  kirchliche  Verbote  oder  gar  Androhungen  von  kirch- 
lichen Strafen  in  Bezug  auf  die  Vornahme  von  Arbeiten,  das  Botreiben  der  Handels- 
und Gewerbethätigkeit  u.  s.  w.  an  die  einzelnen  Gläubigen  erlässt.  Soweit  diese 
letzteren  wegen  einer  etwaigen  staatlichen  oder  öffentlichen  Dienstpflicht,  weil  sie 
z.  B.  Staats-  oder  Kommunal-Beamte  sind ,  oder  in  Folge  civilrechtlicher  Verpflich- 
tungen, wie  Handlungsgehilfen ,  Gesellen,  Dienstboten,  zur  Leistung  von  Diensten, 
Arbeiten  und  zur  Verrichtung  anderer  Handlungen  verpflichtet  sind,  greift  eine  der- 
artige Anordnung  zweifellos  über  das  kirchliche  Gebiet  hinaus ,  weil  die  Beachtung 
einer  solchen  die  Nichterfüllung  der  erwähnten,  auf  dem  staatlichen  Rechte  beruhen- 
den Verbindlichkeiten  bedingen  würde.  Eine  Lösung  von  derartigen  Verpflichtungen 
oder  eine  Aufschiebung  ihrer  ErfQllung  kann  aber  nicht  die  Kirche,  sondern  nur  der 


1  Die  S.  295.  n.  11  citirteu  Vorschriften  des  das  Gesetz  v.  7.  Mai  1874.  $.  17  erkennt  diese 

A.  L.  R.  II.  11.  $$.  34.  35  müssen  durch  den  indirekt  dadurch  an,  dass  der  Regierung  allein 

freilich  später  aufgehobenen  Art.  15  der  Yerf.  das  Recht  gegeben  ist,  gegen  eine  den  öffentlichen 

Urk.  185()  insoweit  für  beseitigt  erachtet  werden,  Gottesdienst  betreifende  kirchliche  Anordnung 

als  es  sich  um  die  Anordnung  Yon  blossen  kirch-  ein  Verbot  zu  erlassen ,  wenn  öffentliche  Rück- 

lich  zu  feiernden  Festtagen  handelt.    So  auch  sichten  der  Feier  entgegen  stehen.  Vgl.  auch  das 

die  Ministerial-Praxis,  welche  die  Staatsgeneh-  Minist.  Reskr.  v.  1869,  Arch.  f.  d.  kath.  K.  R. 

migung  allein  dann  für  erforderlich  erklärt  hat,  23,  121. 

wenn  die  Kirche  verlangt,  dass  die  Festtage  sei-  ^  Z.  B.  als  solcher,  an  welchen  dvilrechtliche 

tens  der  Behörden  und  im  Verkehr  Anerkennung  Verbindlichkeiten  nicht  erfüllt  zu  werden  brau- 

finden  sollen ,  R  i  c  h  t  e  r,  Zeitschr.  f .  K.  R.  1,112  chen. 

und  Reskr.  v,  8.  Mai  1852 ,  Beiträge  z.  preuss.  *  Z.  B.  Civilrechüiche  wegen  Nichtbezahlung 

K.  R.  Hft.  2.  S.  8.  einer  Schuld ,    straf-  und   disdplinarrechtliche 

*  Die  neueren,  für  diese  Länder  in  Frage  kom-  wegen  Nichtleistung  vorgeschriebener  militäri- 
menden  Gesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung  scher  Dienstleistungen  oder  Nichtinnehalten  der 
keine  einschränkenden  Vorschriften.  Bureaustunden  durch  einen  Beamten  an  einem 

*  Das  Konkordat  ▼.  1855  Art  4  lit  d.  hatte  nur  kirchlich  Yorgeschriebenen,  aber  nicht  staat- 
den  Bischöfen  darin  volle  Freiheit  gelassen ,  und  lieh  anerkannten  Feiertage. 
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Staat  aussprechen.  Ja,  dasselbe  mnss  auch  von  solchen  Verfügungen  der  Kirchen- 
gewalt  gelten,  welche  blos  Theilnahme  am  Gottesdienste  ohne  Einstellung  der  Arbeit 
an  Festtagen  verlangen ,  insofern  dadurch  die  dem  einzelnen  Gläubigen  kraft  recht- 
licher Pflicht  obliegenden  Leistungen  ganz  oder  theilweise  unmöglich  werden  ^  In 
Betreff  derartiger  Anordnungen  der  Kirche  gilt  das  vorher  Bemerkte  2. 

Sofern  andere  als  die  gedachten  Personen  in  Frage  stehen,  also  z.  B.  Gewerbe- 
treibende, welche  in  der  Lage  sind,  ihre  Magazine  und  Läden  zu  schliessen,  Ar- 
beiter, welche  auf  Tagelohn  ausgehen,  also  an  sich  das  Arbeiten  für  einen  Tag  unter- 
lassen können,  möchte  man  vielleicht  geneigt  sein,  da  hier  eine  Beeinträchtigung  von 
bestehenden  rechtlichen  Verbindlichkeiten  nicht  stattfindet,  der  Kirche  eine  An- 
ordnungsgewalt in  dem  erwähnten  Umfange  zuzugestehen.  Indessen  wird  ihr  diese 
gleichfalls  abgesprochen  werden  müssen.  Es  ist  ein  staatliches  Interesse ,  dass  das 
Verkehrsleben  nicht  Aber  die  Gebühr  geschmälert  und  den  Unterthanen  die  Mög- 
lichkeit, ihrem  Erwerbe  nachzugehen,  nicht  ohne  Prüfung  der  daraus  für  das  All- 
gemeinwohl hervorgehenden  Folgen  beschränkt  werde  3.  Durch  kirchliche  Vor- 
schriflien  der  gedachten  Art  geschieht  dies  aber  mindestens  indirekt,  und  es  wird 
dadurch  auf  einem  Umwege  eine  Pflicht  zur  bürgerlichen  Feier  von  Festtagen  herbei- 
geführt ,  welche  der  Staat  seinerseits  als  solche  nicht  anerkennt  und  vielleicht  nicht 
anerkennen  will.  Ueberdies  greifen  die  verschiedenen  Thätigkeiten  des  staatlichen 
Verkehrs-  und  Erwerbslebens  so  in  einander,  dass  eine  Unterscheidung  der  ge- 
dachten Art  durchaus  unangemessen  sein,  ja  sogar,  da  der  Staat  vielfach  solche  Be- 
triebe, in  welchen  neben  ihm  Private  thätig  sind,  in  der  Hand  hat,  der  Gerechtigkeit 
widersprechen*  würde. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  auch  Anordnungen,  welche  die  Einstellung  der  Ar- 
beiten, der  bürgerlichen  Erwerbsthätigkeit  und  der  Erfüllung  der  Berufspflichten  an 
den  kirchlich  angeordneten  Feiertagen  seitens  der  einzelnen  Gläubigen  fordern,  nicht 
von  der  Eorche  einseitig  und  gültig  erlassen  werden  können.  Solche  Bestimmungen 
berühren  nicht  mehr  die  kirchliche ,  sondern  die  bürgerliche  Feier ,  selbst  wenn  sich 
die  Earche  darauf  beschränken  will  und  beschränkt,  sie  mit  ihren  kirchlichen  Mitteln 
zur  Durchführung  zu  bringen. 

Die  dargelegten  Grundsätze  müssen  daher  auch  in  allen  vorhin  genannten 
Staaten  (s.  0.  S.  298),  in  denen  der  Kirche  die  Einführung  von  Festtagen  mit  kirch- 


1  Das  kann  z.  B.  bei  Beamten  der  Fall  sein,  <  Der  Staat  kann  nnmoglich  kirchliche  An- 
wenn  sie  genöthlgt  sind ,  wegen  der  Theilnahme  Ordnungen,  welche  den  Betrieh  der  Eisenbahnen , 
am  Gottesdienst  ihre  Dienststunden  zu  yers&nmen.  Bergwerke  n.  s.  w.  an  einem  Festtage  verbieten, 

2  Es  würden  sogar,  wenn  darch  die  Androhung  für  diese,  wenn  er  selbst  der  EigenthQmer  ist, 
▼on  Straf-  und  Zuchtmitteln  die  Erfüllung  Staat-  als  unTerbindllch ,  aber  für  die  in  Händen  tou 
lieh  gebotener  Dienstleistungen  kirchlicherselts  Privaten  oder  Privatgesellschaften  befindlichen, 
verhindert  werden  sollte,  nach  Massgabe  der  als  statthaft  und  bindend  gelten  lassen, 
staatlichen  Gesetze  über  die  Anwendung  solcher  Dazu  kommt  endlich ,  dass  die  Kirche  selbst 
Mittel  zur  Beeinträchtigung  der  Beobachtung  der  kein  Interesse  hat,  eine  solche  Unterscheidung 
gesetzlichen  Vorschriften,  z.  B.  nach  dem  preus-  aufrecht  zu  erhalten.  Wenn  der  Staat  einen 
slschen  Gesetze  v.  13.  Mal  1873  §§.  2.  3,  Krimi-  Festtag  für  diejenigen  Glieder  der  Kirche,  welche 
nalstrafen  gegen  die  klichUchen  Oberen  verhängt  die  erwähnten  öffentlichen  oder  privatrechtlichen 
werden  können.  Pflichten  haben,  nicht  als  massgebend  anerkennt, 

3  Der  Tagearbeiter  hat  es  allerdings  in  der  hat  es  keinen  Sinn  mehr ,  die  Beobachtung  der 
Hand,  an  einem  Tage  nicht  zu  arbeiten ,  aber  er  Festtagsfeier  von  einem  Theil  der  Bevölkerung 
wird  für  die  Regel ,  um  sich  und  seiner  Familie  zu  fordern. 

den  Unterhalt  zu  sichern ,  die  Arbeit  nicht  ein- 
stellen können. 


300  I-  I^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe.  [§.213. 

lieber  Feier  ohne  Oenehmigung  des  Staates  freisteht,  als  geltenden  Rechtes  anerkannt 
werden  ^. 

Andererseits  hat  aber  der  Staat ,  wenn  er  der  katholischen  Kirche  wegen  der 
Zahl  ihrer  Angehörigen  und  wegen  ihrer  Bedeutung  fftr  das  Kulturleben  des  in  ihm 
wohnenden  Volkes  die  Stellung  einer  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  gewährt,  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen ,  dass  er  der  von  ihr  vorgeschriebenen  Festtagsordnung ,  inso- 
weit es  mit  den  staatlichen  und  wirthschafUichen  Interessen  vereinbar  ist ,  freie  Be- 
thätigung  offen  lässt,  also  auch  die  bürgerliche  Feier  der  erforderlichen  Anzahl  von 
Festtagen  zu  gestatten.  Das  ist  aber  in  den  deutschen  Staaten  im  allgemeinen  der 
Fall  y  da  überall  die  bürgerliche  Feiertagsordnung  auf  der  christlichen  beruht,  und 
sich,  wenngleich  nicht  vollständig ,  doch  in  Betreff  der  christlichen  Hauptfeste  mit 
derselben  deckt  Ueberdies  ist  auch  in  vielen  Staaten  die  bürgerliche  Feier  einzelner 
specifisch  katholischer  Feiertage ,  wenngleich  freilich  nicht  aller  in  den  päpstlichen 
Indulten^  als  geboten  bezeichneten,  angeordnet 3. 

Die  staatliche  Gesetzgebung  ist  aber,  theils  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  kirch- 
liche Festtagsordnung  auch  der  bürgerlichen  entspricht,  theils  darauf,  dass  die  katho- 
lische Kirche  die  Stellung  einer  privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  einnimmt, 
noch  weiter  gegangen,  insofern  sie  ihrerseits  Vorschriften  erlassen  hat,  welche  die  Art 
und  Weise  der  bürgerlichen  Feier  näher  bestimmen  und  dazu  dienen ,  die  kirchliche 
Feier  durchzuführen  und  zu  sichern. 

Die  deutscheReichsgesetzgebung  weist  blos  vereinzelte,  hierher  gehörige 
Vorschriften  auf.  Sie  überlässt  die  Bestimmung  der  Festtage  dem  Partikularrecht, 
hat  aber  andererseits  auch  nur  die  in  den  Einzelstaaten  durch  diese  oder  mindestens 
unter  staatlicher  Anerkennung  festgesetzten  Feiertage ,  also  nicht  blos  kirchlich  an- 
geordnete, im  Auge*.  Zunächst  gehört  hierher  der  §.  366  des  Str.-G.-B.,  welcher 
die  Wirksamkeit  der  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Feier  der  Sonntage 
und  Festtage  zu  sichern  bezweckt^. 

Femer  schützt  die  Reichsgewerbe-Ordnung  die  gewerblichen  Arbeiter,  nament- 
lich die  jugendlichen,  gegen  die  Verkümmerung  ihrer  Sonntags-  und  Festtagsfeier  in 
gewissem  Umfange  ^. 


1  Für  Oesterreich  s.  insbesondere  noch  Gin-  Handels -G.  B.  and  der  deutsch.  Wechs.  Ordn. 
zel,  K.  R.  2,  334.  Hier  wird  die  Noth wendig-  (s.  die  folgenden  Anm.)  mit  dem  Ansdmck: 
keit  der  Staatsgenehmigong  zur  Einführung  ge-  Festtag  in  dem  B.  Str.  G.  B.  und  der  R.  Gewerhe- 
botener,  also  bürgerlich  zu  feiernder  Festtage  Ordn.  gleichbedeutend  ist,  kann  kein  Zweifel 
darauf  gegründet,  dass  auf  Ansuchen  der  Regle-  sein.  Er  bedeutet  einen  zufolge  staatlicher  An- 
rung  eine  Verminderung  dieser  letzteren  durch  Ordnung,  also  you  Allen  bürgerlich  zu  feiernden 
päpstliches  Indult  stattgefunden  hat.  Das  ist  Tag,  gleichviel  ob  diese  Feier  für  das  ganze 
aber  eine  petitio  principU,  denn  es  fragt  sich,  ob  Staatsgebiet  oder  nur  für  einzelne  Theile  dessel- 
nicht  mit  der  Freiheit,  kirchliche  Festtage  ein-  ben  oder  einzelne  Orte  angeordnet  ist.  Für  die 
zuführen,  die  Im  Text  gedachte  Befugnlss  ge-  letzteren  ist  der  Tag  immer  ein  allgemeiner 
währt  ist.  Feiertag. 

2  S.  0.  S.  284.  6  ;,Mlt  Geldstrafe  bis  zu  sechszlg  Mark  oder 
^  Vgl.  0.  a.  a.  0.  n.  4.  mit  Haft  bis  zu  vierzehn  Tagen  wird  bestraft: 
^  So  auch  das  Reichsger.  in  Bezugauf  $.  681  d.  R.  1)  wer  den  gegen  die  Störung  der  Feier  der  Sonn- 

Gly.Proz.Ordn.,Entsch.d.Strafsachen2, 398.  Die  und  Festtage  erlassenen  Anordnungen  zuwider- 

Kritik  dagegen  Arch.  f.  k.  K.  R.  47,  79,  wonach  handelt". 

ein  allgemeiner  Feiertag  ein  von  der  Beyolkerung  ^  Y.  21.  Juni  1869  in  der  Fassung  des  Ab- 
allgemein gehaltener  und  von  der  Kirche  geböte-  änderungsgesetzes  y.  17.  Juli  1878.  $.  105 :  .  .  . 
ner  Feiertag  sein  soll,  ist  völlig  unzutreffend.  „Zum  Arbeiten  an  Sonta-  und  Festtagen  können 
Daran ,  dass  die  Bezeichnung :  allgemeiner  die  Gewerbetreibenden  die  Arbeiter  nicht  ver- 
Feiertag in  der  R.  C.  P.  u.  St.  P.  0.,  dem  deutsch.  pflichten.   Arbeiten ,  welche  nach  der  Natur  des 
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Weiter  haben  sich  nach  der  Reichs -Civ.-  und  Reichs -Str.- Pr.- Ord- 
nung^ die  Gerichte  und  gewisse  der  Rechtspflege  dienende  staatliche  Organe 
abgesehen  von  dringenden  Fällen^  an  Sonntagen  nnd  Feiertagen  ihrer  amt- 
lichen Thätigkeit  zn  enthalten,  nnd  damit  ist  anch  den  Parteien  nnd  anderen 
sonst  betheiligten  Personen  (wie  z.  B.  den  Zeugen)  die  Möglichkeit  der  Festtags- 
Feier  gewährt. 

Endlich  beseitigen  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  ^  und  die  deutsche  Wechsel- 
ordnung ^  die  Nothwendigkeit  der  ErfdUung  von  Handels  -  und  wechselrechtlichen 
Verpflichtungen,  sowie  der  Vornahme  der  ftlr  die  Erhaltung  des  Wechselrechtes  noth- 
wendigen  Handlungen  an  Sonntagen  und  Feiertagen^. 

Wie  diejenigen  Tage,  welche  bürgerlich  zu  feiern  sind,  in  Deutschland  durch 


Oewerbelietriebes  einen  Aufschub  oder  eine  Unter- 
brechung nicht  gestatten ,  fallen  unter  die  vor- 
stehende Bestimmung  nicht.  —  Welche  Tage  als 
Festtage  gelten ,  bestimmen  die  Landesregierun- 
gen"; $.i2ß:..^T  (der  Lehrherr)  darf  dem 
LehrUng  die  zu  seiner  Ausbildung  und  zum  Be- 
suche des  Gottesdienstes  an  Sonn-  und  Festtagen 
erforderliche  Zelt  und  Gelegenheit  durch  Ver- 
wendung zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  ent- 
ziehend $.  134:  „Auf  Fabrikarbeiter  finden, 
wenn  die  Fabrikarbeiter  als  Lehrlinge  anzusehen, 
die  Bestimmungen  der  $$.  126  bis  133  Anwen- 
dung^. (Andererseits  gelten  aber  $$.  105.  126 
nach  $.  154  nicht  für  Gehülfen  und  Lehrlinge  ^n 
Apotheken  und  Handelsgeschäften^)  $.  136 :  . . . 
„An  Sonn-  und  Festtagen,  sowie  während  der 
Yon  dem  ordentlichen  Seelsorger  für  den  Kate- 
ehumenen-  und  Konfirmanden-,  Beicht-  und 
Kommunion-Unterricht  bestimmten  Stunden  dür- 
fen jugendliche  Arbeiter  nicht  beschäftigt  wer- 
den'^.  Das  Zuwiderhandeln  gegen  $.  136  wird 
an  den  Gewerbetreibenden  nach  $.  146  mit  Geld- 
strafe bis  zu  2000  Mark ,  im  Unvermögensfalle 
mit  Gefängniss  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 
Vgl.  auch  das  osterreich.  Abänderungsges.  zur 
Gew.  0.  Y.  8.  März  1885,  welches  $.  75  Abs.  1 
alle  gewerbliche  Arbeit  an  Sonntagen  verbietet 
und  Abs.  4  bestimmt:  „An  den  Feiertagen  ist 
den  Hilfsarbeitern  die  nöthige  Zeit  einzuräumen, 
um  den  ihrer  Konfession  entsprechenden  Ver- 
pflichtungen zum  Besuche  des  Yormittagsgottes- 
dienstes  nachzukommen". 

*  C.  P.  0.  S.  193 : . .  ,^uf  Sonntage  und  auf  all- 
gemeine Feiertage  sind  Termine  nur  in  Noth- 
fällen  anzuberaumen". 

$.  171 :  „An  Sonntagen  und  allgemeinen  Feier- 
tagen darfeine  Zustellung,  sofern  sie  nicht 
durch  Aufgabe  zur  Post  bewirkt  wird ,  nur  mit 
richterlicher  Erlaubniss  erfolgen".  Das  gilt  nach 
S*  37  Str.  Pr.  0.  auch  für  den  Strafprozess,  jedoch 
kann  nach  $.36  a.  a.  0.  die  Genehmigung  bei 
den  von  der  Staatsanwaltschaft  veranlassten  Zu- 
stellungen auch  seitens  des  Staatsanwaltes  ertheilt 
werden. 

$.  681  0.  P.  O. :  . .  ;^n  Sonntagen  und  allge- 
meinen Feiertagen  darf  eine  Y  o  1 1  s  t  r  e  c  k  u  n  g  s - 
handlung  nur  mit  Erlaubniss  des  Amtsrichters 


erfolgen,  in  dessen  Bezirke  die  Handlung  vorge- 
nommen werden  soll.  Die  Verfügung,  durch 
welche  die  Erlaubniss  ertheilt  vrird,  ist  bei  der 
Zwangsvollstreckung  vorzuzeigen". 

$.  210  a.  a.  0.:  .  .  „Fällt  das  Ende  einer 
Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feier- 
tag ,  so  endigt  die  Frist  mit  Ablauf  des  nächst- 
folgenden Werktages";  ebenso  auch  Str.  P.  0. 

2  Die  Str.  P.  0.  hat  daher  keine  dem  $.  193 
d.  0.  P.  0.  entsprechende  Yorsohrift  In  Betreff 
der  Termine.  Desshalb  ist  insbesondere  die  Fort- 
setzung einer  unterbrochenen  Hauptverhandlung, 
welche  spätestens  am  vierten  Tage  fortgesetzt 
werden  muss,  $.  228  Str.  P.  0.,  an  einem  Sonn- 
tage oder  Feiertage  nicht  ausgeschlossen.  Auch 
moss  an  solchen  die  Vernehmung  eines  Verhaf- 
teten oder  Vorgeführten  erfolgen,  SS-  HO-  1^. 
132.  135,  wenn  der  Vorschrift,  dass  diese  späte- 
stens am  nächstfolgenden  Tage  vorzunehmen  ist, 
nicht  anders  genügt  werden  kann. 

3  Art.  329 :  „Fällt  der  Zeltpunkt  der  Erfül- 
lung auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feier- 
tag, so  gilt  der  nächste  Werktag  als  der  Tag  der 
Erfüllung".  Art.  330 :  .  .  .  „FäUt  der  letzte  Tag 
des  Zeitraums  auf  einen  Sonntag  oder  allgemei- 
nen Feiertag,  so  muss  spätestens  am  nächst- 
vorhergehenden Werktage  erfüllt  werden". 

*  Art.  92:  „Verfallt  der  Wechsel  an  einem 
Sonntage  oder  allgemeinen  Feiertage ,  so  ist  der 
nächste  Werktag  der  Zahlungstag.  Auch  die 
Herausgabe  eines  Wechsel-Duplikats,  die  Erklä- 
rung über  die  Annahme,  sowie  jede  andere  Hand- 
lung können  nur  an  einem  Werktage  gefordert 
werden.  Fällt  der  Zeitpunkt,  in  welchem  die 
Vornahme  einer  der  vorstehenden  Handlungen 
spätestens  gefordert  werden  musste,  auf  einen 
Sonntag  oder  allgemeinen  Feiertag,  so  muss  diese 
Handlung  am  nächsten  Werktage  gefordert  wer- 
den. Dieselbe  Bestimmung  findet  auch  auf  die 
Protesterhebung  Anwendung". 

&  Wegen  der  einheitlichen  Bestimmungen, 
welche  in  Betreff  des  Garnisondlenstes  beste- 
hen, vgl.  Thudichum,  deutsch.  K.  R.  1,  122. 
n.  1. 
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die  Partiknlargesetzgebnng  festgesetzt  sind^  so  ist  des  Weiteren  auch  die  Art  ihrer 
bürgerlichen  Feier  auf  demselben  Wege^  geregelt  3. 

Des  näheren  wird  durch  die  hierher  gehörigen  Anordnungen  übereinstimmend 
verboten : 

Die  Verrichtung  aller  Arbeiten  des  landwirthschaftlichen,  des  forstwirthschaft- 
liehen  und  des  Gewerbe-  und  Fabrikbetriebes*,  das  Feilbieten  von  Waaren  im  Um- 
herziehen ,  sowie  aller  Handel  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen  (also  auch  die 


1  InPreussen  sind  nach  den  verschiedenen 
darüber  ergangenen  königlichen  Anordnungen  ge- 
setzliche, d.  h.  kirchlich  und  bürgerlich  zu  feiernde 
Festtage  fvgl.  P.  Hinschius,  preuss.  K.-R. 
S.  19.  n.  41)  ausser  den  Sonntagen :  Neujahr,  der 
erste  und  zweite  Tag  von  Weihnachten ,  Ostern 
und  Pfingsten,  der  Charfreitag,  ein  am  Mittwoch 
nach  Jubilate  abzuhaltender  Buss-  und  Bettag, 
Himmelfahrt  und  der  AllerheUigentag  (nur  für 
die  Katholiken) ;  diese  gelten  auch  für  die  Rhein- 
provinz, 8.  die  Kab.-O.  v.  6.  Juli  1832,  7.  Februar 
1837  und  22.  Juli  1839.  Dies  sind  weniger  Tage, 
als  die  in  den  o.  S.  285  Anm.  erwähnten  papst- 
lichen Breven  als  gebotene  Festtage  angeordneten. 
Diese  letzteren  sind  nach  der  ausdrücklichen  Er- 
klärung in  der  erst  citirten  K.-O.  nicht  als  ge- 
setzliche Festtage  anzusehen,  und  essoll  an  ihnen 
weder  eine  Einstellung  der  Amtsverrichtungen 
der  öffentlichen  Behörden  erfolgen,  noch  sind  sie 
unter  den  gesetzlichen,  die  Festtage  erwähnenden 
Vorschriften  zu  begreifen.  Da  die  Kab.-O. 
weiter  bemerkt ,  dass  sie  dagegen  als  kanonisch 
gültige  Feiertage  nur  kirchlich  zu  beobachten 
seien ,  so  besteht  also  auch  keine  staatliche  Ver- 
pflichtung für  die  Gläubigen,  den  bürgerlichen 
Gewerbe-  und  Handelsverkehr  einzustellen,  wohl 
aber  eine  kirchliche ,  denn  insoweit  hat  der  Staat 
die  betreffenden  Anordnungen  anerkannt.  — 
Ueber  Baiern  s.  o.  S.  285  Anm.,  über  das 
Königreich  Sachsen  Schreyer,  Codex  d.  i. 
Sachsen  geltenden  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  S.  221. 
n.  2;  für  Württemberg  sind  die  bürgerlich  zu 
feiernden  Festtage  durch  die  V.  v.  27.  Dezember 
1871  S.l,vgl.  auch  S.  11,  U.A.  bei  V.Vogt,  Samml. 
d.  kirchl.  Verordn.  für  Rottenburg  S.  612,  AUg. 
Kirchenbl.  f.  d.  ev.  Deutschld.  v.  1872  S.  992; 
für  Baden  durch  V.  v.  28.  Januar  1869 SS-  i-  3- 
u.  a.  bei  V.  S p  oh  n ,  Kirchenrecht  d.  ev.  Kirche  in 
Baden  2,  277.  und  Ergänzungs -Verordn.  v.  20. 
November  1879,  Allg.  Kirchenbl.  v.  1880.  S,  59 
bestimmt;  über  Hessen  vgl.  Köhler,  Handbch. 
d.  kirchl.  Gesetzgebg.  i.  Grosshgthm.  Hessen- 
Darmstadt  1847.  2,  427 ff. ;  für  Oldenburg 
Sonn-  und  Festtagsordn.  v.  3.  Mal  1856 ,  Allg. 
Kirchenbl.  v.  1856.  S.  587;  für  Gotha  V.  d. 
Staatsministeriums  v.  6.  Sept.  u.  1.  Dezember 
1879,  a.a.O.  1881.  S.  17.88;  für  Frankreich 
und  Elsass-Lothringen  s.  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht 1 ,  354  u.  G  e  1  g  e  1,  flranzös.  u.  reichs- 
länd.  Staatskirchenrecht  S.  49. 

^  Das  Buch  von  Irml scher,  Staats-  u.  Kir- 
chenverordnungen über  die  ohristl.  Sonntagsfeier, 
Abth.  I. ,  ErUngen  1839  ist  veraltet.  Vgl.  jetzt 
die  Zusammenstellung  d.  lud.  deutschen  Bundes- 
staaten geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  betr. 
die  Ruhe  an  Sonn-  und  Feiertagen  i.  d.  Druck- 
sachen des  Reichstages  6.  Legisl.  Periode  U.  Ses- 


sion 1886/86.  Nr.  71 ,  auch  separat  Berlin  1886 
erschienen. 

3  Und  zwar  theils  auf  dem  Wege  allgemeiner 
Gesetze  und  Verordnungen  oder  specieller  Polizei- 
verordnungen für  einzelneBezirke(Provinzen  etc.). 
In  erster  Beziehung  vgl.  die  in  der  vorvorigen 
Anm.  enthaltenen  Gitate  für  Württemberg, 
Baden,  Oldenburg  und  Gotha;  dazu  tritt 
für  Baiern  dieKön.  V.  v.  30.  Juli  1862,  Allg. 
Kirchenbl.  1872.  S.  197,  die  Nachtrags -V.  v. 
4.  August  1883  (G.  u.  V.-Bl.  S.  393ff;  vgl.  auch 
Polizeistrafgesetzbuch  v.  26.  Dezember  1871.  Art. 
2  Nr.  2  und  v.  Riedel,  d.  Polizeistrafgesetzbuch 
f.  Bai  er  n.  3  Aufl.,  Nördlingen  1875.  S.  120); 
für  das  Königreich  Sachsen  das  Ges.  u.  Aus- 
führungs-V.  v.  10.  Sept.  1870,  Allg.  Kirchenbl. 
1871.  S.  529.  534;  für  Hessen  Polizei- Straf- 
gesetzbuch V.  10.  Oktober  1871,  Art.  224—228; 
Braun  schweig  Ges.  v.22.|31.  Dezember  1870; 
Gotha  V.  V.  6.  Sept.  1879;  Coburg  V.  v. 
30.  Sept.  1879;  für  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  V.  V.  9.  März  1855  u.  v.  10.  Mai  1876, 
AUg.  Kirchenbl.  1858.  S.  112  u.  1879.  S.  560 
(vgl.  im  übrigen  die  vor.  Anm.  cit.  Zusammen- 
stellung) ;fürFrankreichdas  Gesetz  v.  12.  Juli 
1880  u.  für  Elsass-Lothringen  das  durch 
letzteres  beseitigte  französische  Gesetz  v.  18.  No- 
vember 1814,  dessen  Geltung  in  Frankreich  frei- 
lich gegenüber  der  Charte  V.  1830  schon  in  Zweifel 
gezogen  war,  s.  Andr<^,  cours  alphab^tique  etc., 
de  Mgislation  civileeccl^siastique  4.  ed.  2,  448ff., 
Geigel  a.  a.  0.  S.  50.  51.  Für  Preussen 
kommen  dagegen  eine  Anzahl  einzelne  Punkte 
betreffende  Kab.-Ordres  (s.  P.  Hinschius, 
preuss.  K.-R.  S.  19.  u.  43)  und  spedelle  Erlasse 
der  Verwaltungsbehörden  in  Frage,  s.  die  in  der 
vor.  Anm.  cit.  Zusanunenstellung  S.  5  ff.  und  die 
Ober -Präsidial -Erlasse  für  die  Provinz  Schle- 
sien V.  1880  Allg.  Kirchenbl.  1880.  S.  364.  Der 
bei  Richter -Kahl  cit.  Ob.-Präsid.-Erl.  für 
Sachsen  v.  1882 ,  AUg.  Kirchenbl.  1883.  S.  400 
ist  vom  Kammergericht  für  ungesetzlich  erklärt 
worden,  Jahrbuch  d.  Entschdgn  d.  Kammerge- 
richts 4,  256.  Vgl.  auch  noch Rödenbeck,  d. 
Polizeiverordnungsreoht  in  Preussen  mit  beson- 
derer Beziehung  auf  die  Sonntagsruhe.  Magde- 
burg 1885.  —  Das  08 terr.  Abänderungsgesetz 
zur  Gewerbe  -  Ordn.  v.  8.  März  1885  bestimmt 
$.  75 :  „An  Sonntagen  hat  alle  gewerbliche  Arbeit 
zu  ruhen.  Ausgenommen  hiervon  sind  alle  an 
den  Gewerbelokalen  und  Werksvorrichtungen 
vorzunehmenden  Säuberungs-  und  Instandhal- 
tungsarfoeiten".  Ausnahmen  kann  der  Handels- 
minister im  Einvernehmen  mit  den  Ministem  des 
Innern  und  dem  Kultusminister  gestatten.  S.  die 
betreffende  V.  v.  27.  Juni  1885,  R.-G.-B.Nr.  83. 

*  Jedoch  werden  ausgenommen  Arbeiten  für 
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Abhaltung  von  Jahr-  und  Woohenmärkten)  i,  die  Abhaltung  öflfentlioher  Versteige- 
rangen^  nnd  die  Veranstaltung  von  Treibjagden. 

Dagegen  ist  blos  während  der  Stunden  des  Gottesdienstes  jedes  störende  und 
lärmende  Geräusch  in  der  Nähe  der  Kirchen  untersagt ,  femer  auch  und  zwar  zum 
Theil  allein  während  des  Vormittagsgottesdienstes  das  Offenhalten  der  Magazine^ 
Läden,  Verkaufsstellen  und  Buden  der  Handels-  und  Gewerbsleute,  die  Veranstaltung 
von  öffentlichen  Aufzttgen  und  von  öffentlichen  Versammlungen,  jeder  lärmende  Ver- 
kehr (Zechen,  Kegel-,  Karten-Spielen)  und  jede  geräuschvolle  Belustigung  (z.  B.  Kon- 
zerte) in  Gast-  und  Wirthshäusem,  die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Vorstellungen, 
und  andern  öffentlichen  Lustbarkeiten  (Vogel-,  Scheiben-Schiessen,  Tanzbelustigungen 
und  BäUen)  ^,  endlich  vielfach  auch  die  Vornahme  von  Feuerwehr-,  Schiess-  und 
ähnlichen  Uebungen  ausgeschlossen. 

An  gewissen  Feiertagen,  namentlich  solchen,  welche  Tage  der  Trauer,  der  Busse 
und  der  Sflhne  sind,  z.  B.  am  Charfreitage,  am  Todtenfest  und  am  Landesbusstage  3, 
ist  aber  die  Feier  eine  strengere,  da  an  diesen  alle  öffentlichen  Belustigungen,  nament- 
lich auch  Bälle  und  Tanzvergnttgungen ,  sowie  Theatervorstellungen  mit  Ausnahme 
der  in  stehenden  Theatern  stattfindenden  4,  ganz  verboten  sind. 

Für  die  Verletzung  der  betreffenden  Verbote  tritt  auf  Grund  des  R.-8tr.-G.-B. 
§.  366,  Nr.  1  die  dort  angedrohte  Strafe  ein^ 

Der  Betrieb  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten,  vor  Allem  der  Eisenbahnen, 
wird  im  allgemeinen  nicht  eingestellt,  bei  einzelnen  aber,  so  bei  den  Post-  und  Tele- 
graphen-Anstalten, der  Verkehr  mit  dem  Publikum  beschränkt.  Das  Nähere  darüber, 
ebenso  wie  in  Betreff  der  Einstellung  der  Thätigkeit  der  öffentlichen  Behörden,  der 
Aussetzung  des  Unterrichts,  der  Arbeit  in  öffentlichen  Straf-  und  ähnlichen  Anstalten 
ist  in  den  besonderen  Anordnungen  der  betreffenden,  leitenden  Aufsichtsbehörden 
bestimmte 

Endlich  kommen  noch  die  auf  dem  partikulären  Civilrecht  beruhenden  Vor- 
schriften in  Betreff  der  Befreiung  von  der  Vornahme  von  Rechtshandlungen,  nament- 
lich von  der  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  in  Betracht  7. 


dringende Bedfirfnisse  zum  täglichen  Bedarf  (z.  B.  z.  B.  am  Charfreitag  unterbleiben,  und  es  sind 

Betrieb  des  Droschkenkutscher-Gewerbes),  unauf-  an  solchen  allein  Konzerte  mit  ernsten  Musik- 

sehiebbare  Arbeiten  während  der  Ernte  und  Wein-  aufführungen  gestattet, 
lese ,  Arbeiten,  welche  wegen  ihrer  Technik  eine  ^  Vgl.  a.  S.  300. 

Unterbrechung  nicht  zulassen  (wie  z.B.  der  Betrieb  ^  Nur  einzelne  der  a.  S.  302  n.  3  citlrten  Ge- 

Ton  Hochofen),  Arbeiten,  welche  von  dem  Arbeits-  setze  und  Verordnungen,  so  z.  B.  das  sächsische 

herm  und  seinen  Hausgenossen  im  Innern  der  Gesetz  $.  2  und  die  badische  Verordnung  $.  2 

Räume,  ohne  sich  durch  Geräusch  oder  sonst  offent-  Zusatz  enthalten  hierüber  besondere  Vorschriften, 

lieh  bemerkbar  zu  maoheii ,   verrichtet  werden.  Wegen  der  Thätigkeit  der  Gerichtsbehörden  vgl. 

^  Diese  können  jedoch  nach  manchen  Gesetzen  o.  S.  301.  Die  partikularrechtliohen  Bestimmungen 

ausnahmsweise  ausserhalb  der  Zeit  des  Gottes-  kommen  nur  für  die  nicht  dnrch  die  Reiohsjustiz- 

dienstes  zugelassen  werden.  gesetzgebung  organisirten  Gerichte,  dL  h.  die  der 

2  Die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Tanzbe-  partikulären  Bestimmung  überlassenen  Sonder- 

lustigungen  ausser  der  gedachten  Zeit  ist  mehrfach  gerichte  zur  Anwendung, 
von  besonderer  polizeilicher  Genehmigung  ab-  "^  Die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  s.  o. 

hängig  gemacht.  S.  289.  —  Vgl.  femer  preuss.  A.-L.-R.  113. 

^  Nach  einzelnen  Verordnungen  treten  diesen  $.  48 :  ^Trifft  die  Erfüllung  einer  Pflicht  auf 
auch  andere  hohe  Feiertage ,  so  z.  B.  die  ersten  einen  Tag,  an  welchem  nach  allgemeinen  Polizei- 
Festtage  des  Weihnachts-,  Oster-,  Pfingstfestes,  Verordnungen  oder  nach  den  Religionsgrundsätzen 
auch  wohl  das  Frohnleiohnamsfest  und  Maria-  des  Verpflichteten  dergleichen  Handlungen  nicht 
Himmelfahrt  hinzu.  vorgenommen  werden  dürfen,  so  ist  der  Verpfllch- 

^  Vorstellungen  in  den  letzteren  sollen  nach  tete  in  der  Regel  an  dem  nächstfolgenden  Tage 

manchen  Verordnungen  auch  an  einzelnen  Tagen,  zur  Leistung  verbunden''.   Damit  sind  aber  nicht 
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Die  erwähnten ,  die  bürgerliche  Feier  betreffenden  Bestimmungen  haben ,  falls 
der  betreffende  Tag  staatlich  als  Feiertag  anerkannt  ist ,  bei  einem  nur  einer  Eon- 
fession, z.  B.  der  katholischen  Kirche  angehOrigen  Festtage,  auch  die  Zugehörigen 
aller  anderen  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  zu  beachten,  weil  der  fragliche  Tag 
nicht  blos  als  kirchlicher,  sondern,  mag  der  Orund  selbst  in  der  konfessionell  kirch- 
lichen Bedeutung  desselben  liegen,  zugleich  als  staatlicher  Feiertag  anerkannt  ist.  Je 
mehr  aber  der  Staat  sich  in  seiner  Festtagsordnung  den  Anschauungen  einer  be- 
stimmten Kirche ,  namentlich  einer  solchen ,  welche  im  Vergleich  zu  anderen  eine 
grosse  Anzahl  solcher  Festtage  feiert ,  unterordnet,  desto  mehr  werden  dadurch  die 
Angehörigen  anderer  Konfessionen  benachtheiligt.  Zu  einer  aktiven  und  positiven 
Feier  solcher  Tage  sind  diese  zwar  nicht  verbunden  *,  wohl  aber  haben  sie  sich  einer 
Reihe  von  Thätigkeiten  und  Oeschäften  zu  enthalten,  welche  nach  ihrer  religiösen 
Auffassung  erlaubt  sind.  Kann  dies  auch  in  einem  gewissen  beschränkten  Umfange 
gefordert  werden ,  weil  die  verschiedenen  Konfessionen  in  demselben  Staate  zu- 
sanmienleben  und  deshalb  in  gewissen  Beziehungen  gegenseitig  auf  einander  Rück- 
sicht zu  nehmen  haben,  so  wird  doch  durch  die  Vermehrung  solcher  Festtage,  welche 
wenigstens  negativ  von  den  Angehörigen  der  anderen  Konfession  gefeiert  werden 
müssen ,  ftlr  diese  eine  Rechtsungleichheit  und  ein  zu  weitgehender  Oewissensdruck 
herbeigeführt.  Die  hieraus  entstehenden  Schwierigkeiten  lassen  sich  auf  eine  doppelte 
Art  vermeiden.  Entweder  erklärt  der  Staat  nur  die  gemeinsamen  christlichen  Feste 
und  vielleicht  den  einen  oder  anderen  katholischen  Festtag,  diesen  auch  nur  ftlr  be- 
stimmte Orte  und  Bezirke  mit  starker  katholischer  Bevölkerung  fttr  bürgerliche  Feier- 
tage^ und  schützt  etwa  noch  ausserdem  an  gewissen  anderen,  einer  Konfession  eigen- 
thümlichen  Festtagen  den  Oottesdienst  in  den  Kirchen  vor  äusseren  Störungen'. 
Oder  er  gewährt  in  Betreff  der  von  ihm  auch  fttr  bürgerliche  erklärten  Festtage  der 
einen  Konfession  den  Anhängern  der  anderen  unter  gewissen  Voraussetzungen  be- 
stimmte Milderungen^.    Bei  diesem  System  ist  es  selbstverständlich  nicht  ausge- 


dle  blos  kirchlich  zu  feiernden  Festtage  gemeint.  macht  werden,  an  dem  äusseren  Gottesdienste  der 
Das  ergieht  sich  aus  $$.  34.  35  und  $$.  28  ff.  II.  anderen  Antheil  zu  nehmen^',  ausdrücklich  aus, 
11  daselbst.  Das  sächsische  bürgerliche  Ge-  es  versteht  sich  dies  aber  überall  da,  wo  Ge- 
setzbuch enthält  keine  entsprechende  Vorschrift.  Wissensfreiheit ,  wie  in  den  deutschen  Staaten 
Nach  den  Motiven  zu  $.  711  wollte  man   eine  besteht,  von  selbst. 

solche  nicht  aufnehmen,  yielmehr  die  Pflicht,  ^  So  ist  es  in  Preussen,  s.  o.  S.  302  n.  1, 
Verbindlichkeiten  an  Sonntagen  und  Feiertagen  in  Sachsen  und  Baden, 
zu  erfüllen,  soweit  nicht  die  polizeilichen  Vor-  8  cit.  sächs.  Ges.  $.  9:  „Die  Bestimmungen 
Schriften  dies  hindern,  bestehen  lassen,  s.  Com-  dieses  Gesetzes  leiden  auf  den  Gründonnerstag 
mentar  y.  Siebenhaar  a.  a.  0.  Das  cit.  Ge«  und  die  Lokalfeiertage ,  an  welchen  öffentlicher 
setz  y.  1870  hat  aber  $.  2  angeordnet:  „Arbeiten  Gottesdienst  gehalten  wird,  z.  B.  Kirchweih  feste 
oder  Dienste,  zu  deren  Leistung  Jemand  sich  ver-  keine  Anwendung,  vielmehr  ist  an  diesen  Tagen, 
pflichtet,  dürfen,  soweit  nicht  durch  den  Zweck  der  Jedoch  unter  Vermeidung  störenden  Geräusches 
Leistung  oder  den  ausgesprochenen  Vertragswillen  in  der  Nähe  der  Kirchen  der  Handels-  und  Markt- 
etwas anderes  bedingt  wird,  an  Sonn-,  Fest-  und  verkehr,  der  Betrieb  der  Landwirthschaft,  sowie 
Busstagen  nicht  gefordert  werden".  Der  Code  der  Gewerbe-  und  Fabrikbetrieb  gestattet".  Die 
civil  und  das  Österreich,  allgemeine  bürgerliche  cit.  b  ad  i  sehen  Verordnungen  S-  2»  bez.  $.  3 
Gesetzbuch  weisen  ebensowenig  eine  dem  preus-  machen  den  Ausschluss  aller  geräuschvollen  Be- 
sischen  Landrecht  gleiche  allgemeine  Vorschrift  schäftigungen  und  Handlungen ,  durch  welche 
auf.  Wegen  einzelner  besonderer  Bestimmungen  der  Gottesdienst  und  andere  religiöse  Feierlioh- 
s.  Dalloz,  r<^pertoire  de  Itfgislation  s.  v.  jour  keiten  gestört  werden,  davon  abhängig,  dass  der 
feritf  24,  t  29.  p.  212  und  Schi  ff  ner,  Lehrb.  feiernde  Religionstheil  in  der  betreffenden  Ge- 
d.  österr.  allg.  Civilrechts.  Bd.  I.  Wien  1882.  meinde  Pfarr- Rechte  besitzt.  S.  ferner  den  cit. 
Hft.  5.  S.  157.  Ob.-Präsid.-ErL  für  Schlesien  $.  6. 

<  Das  spricht  das  bair.   Rel.-Edikt  %.  80:  «  In  Baiern  entscheidet  in  konfessionell  ge- 

„Keine  Kirchengesellschaft  kann  verbindlich  ge-  mischten  Orten  (vgl.  dazu  v.  Riedel,  d.  Polizei- 
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schlosaen,  dass  daneben  auch  ftlr  andere  kirchliche  Festtage,  und  um  den  Ansprüchen 
der  einen  Kirche  in  noch  weiterem  Umfange  gerecht  zn  werden ,  blos  in  der  schon 
erwähnten  Weise  Störungen  des  Gottesdienstes  durch  staatliche  Anordnungen  fem- 
gehalten werden  *. 

Dasselbe  Yerhältniss ,  dass  ein  kirchlicher  Feiertag  zwar  nicht  als  bürgerlich 
gebotener  gilt,  aber  die  Abhaltung  des  Oottesdienstes  an  demselben  durch  staat- 
liche Anordnungen  geschützt  wird  (man  nennt  solche  mitunter  halbe  Feiertage)  2, 
kann  femer  abgesehen  von  dem  Grunde,  dass  der  betreffende  Tag  blos  fftr  die  eine 
oder  andere  Konfession  in  Betracht  kommt,  auch  dadurch  herbeigeftlhrt  werden,  dass 
der  Staat  eine  kirchliche  Feier  desselben  fElr  angemessen ,  aber  es  andererseits  nicht 
für  zweckmässig  erachtet,  die  regelmässige  Thätigkeit  seiner  Behörden  einzustellen 
und  das  wirthschaftliche  und  öffentliche  Leben  zu  beschränken  ^. 


staatsgesetzbuch  in  Baiern.  3.  Aufl.  1.  121)  be- 
züglich der  Einstellung  der  Arbeits-  und  Gewerbe- 
thätigkeit,  sowie  der  ScbUessung  der  Läden  die 
Yereinbarung  zwiseben  beiden  Religionstheilen. 
In  Ermangelung  einer  solchen  findet  $.  82  des 
ReL-Ed.  Anwendung,  nach  welchem  keiner  schul- 
dig ist,  die  besonderen  Feiertage  des  anderen 
ReUgionstheiles  mitzufeiern,  yielmehr  an  solchen 
Tagen  sein  Gewerbe  und  seine  Handthierung 
ausüben  darf,  jedoch  ohne  Störung  des  Gottes- 
dienstes des  anderen  Theils  und  ohne  die  anderen 
Beligionsgesellschaften  schuldige  Achtung  zu  ver- 
letzen; s.  Silbern a gl  a.  a.  0.  309.  Aehnlich 
lässt  die  cit.  württemb,  V.  %.  13  für  kon- 
fessionell gemischte  Orte  in  erster  Linie  eine 
Yereinbarung  oder  ein  Herkommen  darüber  ent- 
scheiden, in  wie  weit  der  andere  Theil  die  allge- 
meinen staatlichen  Verbote  wegen  der  Festfeier 
an  solchen  Tagen  zu  beachten  hat.  Es  bindet 
ihn  aber  in  Ermangelung  einer  Uebereinkunft 
oder  eines  Herkommens  unbedingt  an  die  ge- 
dachten Vorschriften,  falls  nur  der  feiernde 
Religionstheil  an  dem  betreffenden  Orte  regel- 
mässigen Gottesdienst  ausübt.  Geschieht  dies 
durch  beide  Theile,  so  hat  der  nicht  feiernde  sich 
blos  aller  „geräuschvollen  Beschäftigungen  und 
Handlungen,  durch  welche  der  Gottesdienst  oder 
andere  religiöse  Handlungen  der  den  Tag  feiern- 
den Konfession  gestört  würden^,  zu  enthalten. 
Bas  österreichische  Gesetz  v.  25.  Mai  1868 
(über  die  interkonfessionellen  Verhältnisse  der 
Staatsbürger)  Art.  13 :  „Niemand  kann  genöthigt 
werden,  sich  an  den  Feier-  und  Festtagen  einer 
ihm  fremden  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  der 
Arbeit  zu  enthalten.  —  An  Sonntagen  ist  jedoch 
während  des  Gottesdienstes  Jede  nicht  dringend 
noth wendige  öffentliche  Arbeit  einzustellen.  Fer- 
ner muss  an  den  Festtagen  was  immer  für  einer 


Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  während  des 
Hauptgottesdienstes  in  der  Nähe  des  Gotteshauses 
Alles  unterlassen  werden,  was  eine  Störung  oder 
Beeinträchtigung  der  Feier  zur  Folge  haben 
könnte^,  gehört  nicht  hierher.  Es  enthält  keine 
Anordnungen  über  die  Art  der  Feier  der  von  dem 
Staate  angeordneten  Fest-  und  Feiertage ,  son- 
dern bestimmt  lediglich  darüber,  in  wie  fem  eine 
Kirche  oder  eine  Religionsgesellschaft  die  Beach- 
tung der  von  ihr  allein  eingeführten  Feiertage 
seitens  der  Anhänger  der  anderen  zu  fordern  be- 
rechtigt ist.  Das  ergiebt  sich  nicht  nur  aus  dem 
Zweck  des  Gesetzes  und  dem  Wortlaut  des  Art  13, 
sondern  auch  daraus,  dass  die  österreichische  Re- 
gierung davon  ausgegangen  ist,  dass  die  Fest- 
stellung der  Festtage  zu  den  der  staatlichen  Ein- 
wirkung entrückten  inneren  Angelegenheiten  der 
Kirchen  und  Beligionsgesellschaften  gehöre,  und 
ihr  eine  direkte  imperative  Einwirkung  auf  die 
Verminderung  der  Feiertage  nicht  zustehe.  Min. 
Reskr.  v.  1869  im  Arch.  f.  S.  K.  R.  23,  121. 

1  So  erklärt  die  würUemb.  V.  $.  1  Frohnleieh- 
nam  und  Maria  Himmelfahrt  für  staatlich  gebotene 
Feiertage,  auf  welche  die  in  der  vor.  Note  ge- 
dachten Vorschriften  Anwendung  finden ,  in  die 
im  Texte  erwähnte  Kategorie  stellt  sie  dagegen 
$.  11 :  Maria  Geburt,  Maria  Empfängniss,  Aller 
Heiligen  und  Joseph. 

2  Korrekt  ist  der  Ausdruck  freilich  nicht,  denn 
man  kann  den  blos  kirchlichen  Feiertag  im  Ge- 
gensatz zu  dem  bürgerlichen  nicht  halben  Feier- 
tag nennen. 

8  Freilich  kommen  beide  Gründe  gewöhnlich 
zusammen  in  Betracht.  Nur  bei  nicht  konfessionell 
gemischter  Bevölkerung  tritt  der  letztere  bei  den 
blos  katholischen  Festtagen,  wie  z.  B.  dem  Frohn- 
leichnamsfeste  und  ähnlichen,  mehr  in  den  Vor- 
dergrund. 


Hlmehins,  KircheBreckt  lY. 
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7.  Die  für  den  Gottesdienst  bestimmten  Oertlickkeiten,  insbesondere  die 
gottesdienstlichen  Gebätide^. 

§  214.    A,  Im  Allgemeinen,    Die  verschiedenen  Arten  der  gottesdienstUchen  Gebäude. 

I.  Einleitung.  Die  Vornalime  der  gottesdienstlichen  Handlungen  erfolgt  fär 
die  Regel  an  ein  ftlr  alle  mal  dazu  bestimmten  Orten  und  zwar  in  besonders  zu  diesem 
Zwecke  hergerichteten  Gebäuden,  nicht  unter  freiem  Himmel,  ebensowenig  in  Räu- 
men, welche  weltlichem  Gebrauche  dienen.  In  beiden  Beziehungen  sind  bei  der 
Spendung  der  Sakramente  unter  bestimmten  Voraussetzungen  Ausnahmen  zulässig  ^, 
Bei  gewissen  Segnungen  ist  die  Vollziehung  derselben  ihrer  Natur  nach  in  der  Barche 
ausgeschlossen^.  Femer  bedingen  die  Prozessionen  und  Wallfahrten  ^,  erstere  wenn- 
gleich nicht  immer  ^  die  Verrichtung  von  Andachtsübungen  ausserhalb  der  Eärche. 
Endlich  kommen  derartige  Ausnahmen  in  Betreff  der  Feier  der  Messe  vor  ^. 

Soweit  keine  gemeinrechtlichen  Vorschriften  über  die  Regel  und  die  Ausnahme 
bestehen,  ist  der  Bischof  und  jeder  andere  Ordinarius  kraft  seiner  jurisdiotio  befugt  7, 
Ausnahmen  der  bezeichneten  Art  zu  gestatten  ^. 

n.  Die  verschiedenen  Arten  der  gottesdienstlichen  Gebäude. 
Die  gottesdienstlichen  Gebäude,  Kirchen,  ecclesiae^,  unterscheiden  sich  je  nach  der 
Art  des  Gottesdienstes^^,  für  welchen  sie  bestimmt  sind,  und  fdr  diese  bildet  das  ver- 
schiedene Bedürfhiss ,  welchem  sie  in  der  kirchlichen  Organisation  und  Verwaltung 
dienen,  das  entscheidende  Moment. 

Zugleich  wird  damit  aber  auch  ein  Unterschied  in  der  rechtlichen  Stellung  der 
betreffenden  Gebäude  begründet,  denn  gewisse  Gottesdienste  und  gewisse  kirchliche 
Funktionen  dürfen  nicht  in  anderen,  als  den  daftlr  bestimmten  Kirchen  ^^  oder  wenig- 


*F.  P.  vandeBurgt,  de  eoolesils.  2  Voll.  n.  vers.  Dionys.;  xupiax^v  (seil,  olxeiovl,  c  28 

ültraiect  1872.  ed.  H.  1874.  clt.  u.  Euseb.  bist,  ecoles.  IX.  10,  In  der  vere. 

*  Wegen  der  Taofe  s.  o.  S.  36 ,  wegen  des  Dlonys.  y.  c  28  mit  domieilium  divinum  wieder 
Abendmahles  S.  76.  82,  wegen  des  Beichtsakra-  gegeben;  hatilicaj  r,  5.  6  (Gelas.  I)  Dist.  I  de 
mentes  S.  124,  wegen  der  letzten  Oelnng  S.  137  consecr. ;  c  4  Dist  XLII,  s,  anch  Bd.  II.  S.  263  fit. 
and  wegen  der  Ordination  Bd.  I.  S.  111.  266.  n.3,  im  Frankenreicb  gewöhnlich  ffir  Kapel- 

3  So  z.  B.  der  Konsekration  des  Omndsteines  len,  s.  aach  Loning,  Gesch.  d.  dentseh.  Kirchen- 
einer Kirche  (o.  S.  145),  der  Benediktion  eines  rechts  2,  354.  n.  2;  icpoceuxT^piov ,  Enseh.  1.  o. 
neuen  Gottesackers  fs.  S.  145),  der  henedictio  VIII.  1  und  lateinisch  Oratorium,  c.  7  (Gelas.  I) 
domns  oder  agromm  (o.  S.  149).  Dist.  I  de  consecr.  (namentlich  für  kleinere  Kir- 

*  8.  0.  S.  222  237.  chen,  s.  Bd.  II.  S.  263);  titulus,  s.  Bd.  I.  8.  63. 
»  8.  0.  8.  223.  310 ff.  335.  338  u.  Bd.  II  S.  267,  sowie  Löning 
^  8.  0.  8.  188.  189.  a.  a.  0.  Das  Wort  templum  ist  in  den  ersten 
''  Vgl.  anch  o.  8.  13.  Jahrhunderten,  weites  die  Bezeichnung  fßrheld- 
8  8o  wird  In  Missionspfarreien  unter  ümstän-  nische  Kultusstätten  war,  so  gut  wie  nicht  ge- 

den,  s.  Bd.  II.  8.  390.  n.  1  der  Bischof  Yorläuflg  braucht  worden,  Tgl.  B  Interim,  Denkwürdig- 
die  Benutzung  eines  geeigneten  Saales  für  den  keiten  d.  ohristkath.  Kifthe  IV.  1,  18.  19. 
Pfarrgottesdienst  erlauben  können.  Ebenso  hat  ^0  In  Bezug  auf  das  Halten  Yon  Predigten 
er  die  Erlaubniss  zur  Abhaltung  Yon  Gottes-  besteht  im  allgemeinen  kein  rechtlicher  Unter- 
diensten bei  s.  g.  Volksmissionen  unter  freiem  schied.  Solche  können  in  den  gottesdienstlichen 
Himmel  zu  erthellen.  Gebäuden  jeder  Art  stattfinden,  Ygl.  des  Näheren 

®  Das  Ist  die  umfassendste  Bezeichnung.  Neben  darüber  unten  $.  227.  Nr.  V.  u.  VII. 
ixxXi^ota,  eecUsia,  s.  z.  B.  c.  38.  52  Eliber.  a.  306 ;  "  Z.  B.  die  Taufe,  falls  eine  Taufkirche,  eccle- 
c.  28  Laodicea  zw.  343.  u.  381  (c.  4.  Dist.  XLII)  sia  baptismalis,  für  einen  bestimmten  Bezirk  be- 
kommen auch  in  älterer  Zeit  folgende  Ausdrucke  steht,  allein  in  dieser,  s.  Bd.  II.  8.  281.  307  und 
Yor:  oixoc  tou  ^oO,  domus  <iei,  c  6  Laodicea  Acta  s.  sed.  9,  435.  436  n.  17,  545,  das  officium 
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9teB9  di^eaigen,  welohe  an  gottesdienstliehe  Qeb&iide  einer  höheireii  Ordnimg  ge- 
btndeii  sind,  uoht  in  denen  einer  niederen  vorgenommen  werdend  Abgesehen 
daron  kann  aber  ein  weiterer  rechtlieher  Unterschied  auch  innerhalb  der  Eärchen 
der  gleichen  Gattung  dadurch  hervorgerufen  werden,  dass  einzelne  von  diesen 
mit  besonderen  Pnvilegien  ansgeetattet  sind,  und  in  Folge  dessen  innerhalb  ihrer 
Kategorie  eine  besonders  bevorrechtigte  Stellnng  vor  den  ftbrigen  erhalten  haben  3. 

Massgebend  ist  fQr  die  rechtliche  Stellung  in  erster  Linie  der  Unterschied  zwi- 
schen deiyenigen  kirchlichen  Gebäuden,  welche  dem  (öffentlichen  und  denjenigen, 
welche  dem  Privatgottesdienst  gewidmet  sind. 

1.  Die  ö  ff  entlichen  kirchlichen  Geb&ude  sind  solche,  in  welchen  ein  f&r  alle 
Kirchenglieder  ohne  Unterschied  der  Person  berechneter ,  jedem  zugänglicher ,  also 
öffentlicher  Gottesdienst  gehalten  wird  und  welche  daher  auch  mindestens  einen,  fftr 
jeden  offenen  und  freien ,  von  den  öffentlichen  Verkehrswegen  aus  zu  erreichenden 
Eingang  haben  sollen^.  Zu  ihnen  gehören: 

a.  Die  Kathedral-Kirchen.  Die  eccUsia  cathedralis  oder  Domkirche^  ist 
die  Kirche  des  Diöcesanbischofe.  Sie  ist  fUr  Vornahme  der  Pontifikalhandlungen^ 
seitens  des  Bisehoft  und  die  kraft  seines  bischöflichen  ffirtenamtes  abzuhaltenden 
Gottesdienste  ^,  und  zugleich  auch  ftlr  die  Verrichtung  der  dem  Domkapitel  obliegen- 
den gottesdienstlichen  Funktionen  bestimmt^.  In  ihr  befindet  sich  die  cathedra  des 
Bischofs  ^y  und  von  ihr  gehen  die  öffentlichen  Prozessionen  aus  ®.  Kurz  sie  hat  die  erste 
Stelle  vor  allen  anderen  Kirchen  der  Diöcese  und  heisst  daher  auch  ecclesia  matrtx  ^o. 

Die  Metropolitan-  (Primatial-)  und  Patriarchalkirchen,  welohe  im  allgemeinen 
rechtlich  den  Kathedralen  gleichstehen,  haben  den  Vorrang  vor  den  zu  ihren  Be- 
zirken gehörigen  bischöflichen  Kathedralen,  weil  dem  bei  ihnen  residirenden  Bischof 
als  Erzbischof  (Primas)  oder  Patriarch  ein  höherer  Rang  zukommt  ^K  Anders  verhält 
es  sich  mit  den  fünf  s.  g.  Pakiarchalkirchen  oder  hadUoae  maiares  oder  pairiarehales 
in  Rom  ^^.  Unter  diesen  ist  die  Laterankirche  die  eigentliche  Kathedrale  des  Papstes, 


diTinum  und  die  KonyentutlineMe ,  welche  das  derselben,  nicht  in  eiiiei  anderen,  selbst  ni<^t  in 

Domkapitel  SU  halten  hat,  anr  in  der  Kathednle,  der  KoUeglatkixohe  desselben  Ortes  die  h.  Oele 

a.  a.  0.  S.  141.  aufbewafaort,  um  zum  Gebrauche  in  den  Pfarreien 

1  So  darf  die  Messe  in  allen  öffentlichen  Kir-  der  Diöoese  veitheüt  sn  werden,  Oongr.  rit.  Ton 
chen,  nicht  eher  in  Privatoratorien  gelesen  wer-  1619,  Gar  dellin  I  ed.  dt.  n.  574  zu  IH;  1, 140. 
den,  s.  nachher.  lo  c.  22  (Innoc.  UI.)  X.  de  Y.  S.  Y.  40. 

2  Wie  z.  B.  die  s.  g.  basllicae,  woraher  das  li  Bd.  I.  S.  574.  632  u.  Bd.  IL  S.  376. 
Weitere  bei  Anm.  i%                                                  ^  NiUnUoh  S.  Gioranni  in  Laterano,  S.  Pietro 

3  Die  Riohtii^elt  dieser  Begriflsbesümmnng  in  Yaticano,  S.  Paolo  faori  le  mara,  S.  Maria 
eigiebt  die  n&here  Ansführong  über  den  Begriff  Maggiore  (oder  Liberiana)  und  S.  Lorenzo  foori 
der  priTaten  kirchlichen  Gebäude.  Dass  das  Ge-  le  mora.  Ygl.  dardber  Gaetano  Moroni 
binde  eine  Thür  oder  Pforte  nach  einer  offent-  dizionario  dl  emdizione  storioo-eoclesiastica  11, 
liehen  Strasse  odei  einem  dffentUchen  Wege  hat,  262  n.  12,  19.  236.  200.  109.  62.  PatiUrchal- 
ist  zwar  ein  regelmissiges  Kennzeichen  des  ora-  Urehen  helssen  sie ,  weil  sie  als  Kirchen  der 
toiiam  publicum  oder  der  öffentlichen  Kapelle,  Petiiarchen ,  nimlich  der  Lateran  als  die  des 
Ferraris  s.  t.  Oratorium  n.  4;  Analecta  iur.  Bischofs  von  Rom ,  des  Patriarchen  des  Abend- 
pontlf.  1668.  p.  661;  yan  de  Bürgt  1.  c.  p.  landes,  S.  Peter  des  Patriarchen  von  Konstanti- 
206,  aber  nicht  absolut  wesentlich.  S.  dar&ber  nopel,  S.  Paul  des  P.  von  Alexandrien,  8.  Maria 
unten  in  diesem  $.  unter  Nr.  2.  des  P.  von  Antloohien  und  8.  Lorenz  des  P.  von 

«  YgL  Bd.  IL  8.  62.  n.  1.  Jerusalem  gedacht  werden,  um  der  UniversaUat 

s  Bd.  IL  8.  40.  und  der  Einheit  der  kathc^ehen  Kirche  in  Rom 

6  Bd.  UI.  8.  225  u.  226.  einen  sichtbaren  Ausdruck  zu  geben,  Moroni 

7  Bd.  n.  &  141;  8.  aucho.  8.  196.  11,  262;  Heuser  t  Wetzer  u.  Weite,  Klr- 

8  Bd.  a  8.  47.  chenleziken  2.  Aufl.  2,  20. 


®  8.  0.  8.  228.  n.  10.    Ebenso  werden  auch  in 
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[§.  2R 


also  schon  wegen  dieser  ihrer  Stellang  die  erste  Kirche  in  der  katholischen  Welt  ^ 
Die  flbrigen  ^  gelten  gleichfalls  als  yom  Papst  neben  seiner  Hanptkathedrale  bmiatete 
Kathedralen  ^  nnd  würden  daher  auch  schon  deswegen  vor  allen  übrigen  Kirchen  den 
Vorrang  besitzen.  Aber  abgesehen  davon  sind  sie  vor  diesen  auch  noch  dnrch  be- 
sondere Privilegien  aasgezeichnet,  welche  ihnen  eine  hervorragende  and  eigenthfimliche 
Stellang  verleihen  4,  and  sie  damit  in  die  Klasse  der  s.  g.  hanUeae  im  eigentlichen 
Sinn^,  d.  h.  der  besonders  bevorrechtigten  Kirchen  erheben^. 

b.  Die  ecdesiae  commkuUes'^  oder  coüegiatae^  im  weiteren  Sinne,  d.  h.  diejenigen 


1  Dies  ist  amdrüoklioli  anerkannt  dnrch  die 
coust.  Gregors  XI. :  Super  universas  ecdesias  ▼. 
13.  Januar  1372,  bull.  Taurin.  1,  634:  „ss.  La- 
teran, «cclesiam  . . ,  inter  omnes  alias  urbis  et 
orbis  ecolesias  ac  basillcas,  etiam  super  ecclesiam 
seu  basilicam  prindpis  apostolorum  de  Urbe 
supremum  locum  teuere  eamque  de  iure  maiorem 
Omnibus  aliis  ecdesils  ac  basilicis  supradictls  ac 
super  omnes  et  singulas  praefatas  eccleslas  seu 
baeilicas  prioritatis,  dignitatis  et  praeeminentiae 
honore  laetari" ,  bestätigt  durch  oonst.  Plus'  Y. : 
Inflrma  aevl  v.  21.  Dezember  1569,  1.  c  7,  794 

S  Denn  die  Patriarchate,  für  welche  sie  be- 
stimmt gelten  (s.  S.  307  n.  12) ,  existiren  nicht 
als  lateinische  Patriarchate,  s.  Bd.  I.  S.  560. 561. 

9  In  Jeder  befindet  sich  ein  päpstlicher,  der 
Haupt-Altar,  an  welchem  ausser  dem  Papst  Nie- 
mand, nicht  einmal  ein  Kardinal  ohne  Indult 
desselben  celebriren  darf,  Moroni  1. eil,  262. 

^  Vor  allem  haben  sie  das  PrlTÜeg ,  dass  der 
Papst  in  ihnen  bestimmte  Funktionen  yomlmmt 
(das  Nähere  dardber  bei  Moroni  IL  oc. ,  s.  auch 
d.Yor.  Anm.),  sowie  das  weitere,  dass  (abgesehen 
Ton  S.  Lorenzo)  der  Jubiläums- Ablass  durch  den 
Besuch  dieser  vier  Kirchen  oder  einiger  derselben 
gewonnen  wird,  c.  1  (Bonifac.  VIII.  y.  1300)  In 
Extrar.  comm.  de  poenit  Y.  9  und  die  Jubiläums- 
bulle  Benedikts  XIV.  y.  5.  Mai  1749  %  6,  eiusd. 
bull.  3,  59.  60.   S.  auch  die  Anm.  6. 

ft  Unter  basilica  im  weiteren  Sinne  wird  über- 
haupt eine  Kirche  (s.  o.  S.  306  n.  9)  oder  ge- 
wöhnlich eine  durch  ihre  Grösse  oder  durch  Schön- 
heit oder  durch  eine  andere  Eigenschaft  herYor- 
ragende  Kirche,  wie  es  die  Kathedralen  mehrfach 
sind,  Yorstanden,  s.  auch  Fagnan.  ad  c  9  X. 
de  immun,  eceles.  III.  49.  n.  4. 

^  Ausser  den  eben  gedachten  s.  g.  basilicae 
maiores  giebt  es  auch  s.  g.  basüieae  minores.  In 
Rom  haben  8  Kirchen  diese  Stellung,  welche  fast 
alle  Kardinalütel  sind,  Moroni  1.  c.  II,  263. 
Auch  sind  wiederholt  Kathedralen  ausserhalb 
Boms  (s.  die  BroYen  Gregors  XVI.  y.  1834  für 
Parma,  Lucera  und  Vercelli,  bullar.  roman. 
conün.  19,  641.  651  u.  657)  zn  basilicae  minores 
„cum  Omnibus  et  singulispriYilegiis,quibus  basili- 
cae minores  utuntur  et  frui  possunt^  (u.  das  BreYe 
Pins' IX.  für  Orleans  Y.  1855,  Reif  fenstuel, 
ins  canon.  ed.  Pelletier  5,  717  „ad  instar  ba- 
sllicarum  minorum  almae  Urbis  nostrae'')  erhoben 
worden.  Die  Congr.rit.  hat  1836  erklärt,  dass  unter 
diesen  PriYllegien,  welche  rechtlich  nirgends  be- 
stimmt sind,  folgendes  zn  Yerstehen  ist,Gardel- 
lini  ed.  dt.  n.  4781,  3app.  p.  173 :  „conopaeum, 
omni  tamen  auri  et  argenti  omato  ab  eo  exduso, 
titinnabulum  et  usum  maguae  cappae".     Cono^ 


paewn  (magnum  umbraculum,  tabemaculum, 
padiglione,  sinnlcchio)  Ist  ein  zdtartiger  Schirm, 
welcher  mit  einem  Glöokchen  (tintinnabulum)  an 
einem  aus  Holz  geschnitzten  Gestell  bei  den  Pro- 
zessionen der  Basilika  und  den  gemeinsamen 
Prozessionen  des  römischen  Klerus  mit  dem  Kreuze 
Yor  der  Geistlichkeit  der  betreffenden  Kirche  ge- 
tragen wird,  s.  Moroni  L  c.  49,  49  u.  50,  102, 
cappa  magna  der  Ghormantel  mit  Hermelin  ge- 
füttert für  den  Winter,  welchem  im  Sommer  die 
Gotta,  Ghorrook  mit  weiten  Aermeln  Yon  Lein- 
wand und  mit  Spitzen  entspricht.  Diese  Aus- 
zeichnungen haben  natürlich  auch  die  basilicae 
maiores ,  ja  you  ihnen  führt  die  Laterankirehe 
2  Kreuze,  2  Titinnabula  und  2  Padiglloni,  Mo- 
roni 12,  33.  Nur  fällt  das  Tragen  der  Gappa 
magna  für  diejenigen  Basiliken  bdder  Art  fort, 
in  welchen  der  Gottesdienst  you  Regularen  abge- 
halten wird,  ebensowenig  ist  thatsächlich  das 
Gonopeum  bei  diesen  in)  Gebrauch ,  Heuser 
a.  a.  0.  S.  22.  Da  die  8  basilicae  minores  In  Rom 
keine  Kathedralen  sind,  so  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dass  die  prlYilegirte  Stellung  der  basilica 
nicht  nothwendig  durch  die  Eigenschaft  der 
Kirche  als  Kathedrale  bedingt  ist,  wie  denn  auch 
1817  eine  KoUegUtkirche  zu  Galtagirona  (Si- 
zilien) zur  basilica  minor  erhoben  worden  ist, 
allerdings  mit  der  Beschränkung,  dass  die  Aus- 
zeichnungen nur  in  der  Kirche  und  nicht  bei 
Funktionen,  bei  denen  das  Kapitel  der  Dom- 
kirche mit  betheiligt  ist,  gebraucht  werden 
dürfen,  s.  Gardellini  I.e. p.  175.  Anm.  Daraus 
folgt  also,  dass  eine  Kirche  durch  die  PrlYi- 
legirung  als  basilica  rechtlich  nicht  aus  der 
Kategorie,  wdcher  sie  an  sich  angehört,  heraus- 
gehoben wird.  Uebrigens  hat  auch  Benedikt  XIV. 
die  Franziskanerkiiche  zu  Assisi  nicht  nur  zur 
päpstlichen  Kapelle,  sondern  auch  zur  batiUea 
patriarehaliSj  als  das  caput  und  die  mater  Grdinis 
firatrum  minorum  S.  Frandsd  erhoben ,  s.  const. 
Fidelis  dominus  y.  25.  März  1754  $•  6,  eiusd. 
bull.  4,  83. 

^  Alex.  U. ep.  gen.  1061—1068  (Jaf f  ^  ed.  U. 
n.4641,  Y.  Pflugk-Harttung  Aetaponttf. 
roman.  Tübingen  1881. 1,  36  (für  eine  KoUegUt- 
kirche mit  Klerikern  und  mit  Ylta  communis), 
aus  dem  13.  Jahrh.  Mecklenburg.  Urkboh.  i,  354: 
„ecclesiam  coUYentualem  canonioorum^ ;  W  ü  r  d  t  - 
wein,  dioeces.  Mogunt  1,  69:  „eodesiam 
collegiatam  sIyo  oonYentualem" ;  Miraeusop. 
diplom.  1 ,  444 :  „ecdesia  coUegiata  et  couYen- 
tualls^  (dipL  Y.  1303). 

8  Für  Klosterkirchen  in  c.  3  Qnnoc  HI.)  X. 
de  elect  I.  6,  s.  auch  Bd.  II.  S.  62.  n.  4. 
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Kirchen,  bei  welchen  ein  einheülich  unter  einem  Vorsitzenden  organisirtes  Kollegium 
(oder  wi  Konvent)  gleichberechtigter  Mitglieder  den  Gottesdienst  versieht,  uai  welche 
nicht  zugleich  Kathedralen  sind  K 

Es  gehdren  hierher  zunächst  die  eccUsiae  ooUegiatae,  Kollegiatkirchen, 
Stiftskirchen  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  diejenigen,  bei  denen  das  Kollegium 
entweder  aus  Weltgeistliohen  (SAkular-Kanonikem  oder  Stiftsherren)  mit  festen  Kar- 
nonikaten^  oder  aus  Ordensgeistlichen  (Regular-Kanonikem,  d.  h.  nach  mönchischer 
Art  unter  Ablegung  der  drei  Mönchsgelflbde  lebenden  Kanonikern  \  deren  wesent- 
licher Zweck  die  Verwaltung  des  Gottesdienstes  in  der  betreffenden  Kirche  ist)  ^ 
besteht. 

In  den  Sikular-KoUegia&irchen  ist  das  divinum  officium  nach  dem  Breviarium  ^ 
und  die  Konventnalmeese  zu  halten^.  Und  wenngleich  in  ihnen  die  Eucharistie  nicht 
aufbewahrt  werden  darf  ^,  so  ist  doch  die  fdr  den  grünen  Donnerstag  vorgeschriebene 
Messfeier ^  in  ihnen  erlaubt'.  Ebenso  ist  die  Ausstellung  des  Sanktissimum  während 
der  Oktav  des  Frohnleichnamfestes  ^^,  fdr  das  40stflndige  Gebet  ^^  und  auch  mit  Er- 
laobniss  des  Bischofiii  für  kürzere  Zeit  gestattet  ^^.  Endlich  können  in  diesen  Kirchen 
oder  seitens  der  bei  ihr  angesteUten  Priester  alle  rein  priesterlichen ,  nicht  aber  die 
parochialen  gottesdienstlichen  Funktionen  vorgenommen  werden  ^3,  also  z.  B.  wohl 
die  Abhdrung  von  Beichten  ^^,  nicht  aber  die  Vollziehung  von  feierlichen  Taufen  ^^,  die 
österliche  Kommunion  ^<^,  die  Spendung  des  Viatikums  i^,  die  Eheeinsegnung,  die  Aus- 
segnung der  Wöchnerinnen ,  die  Segnung  der  Häuser  am  Ostersonnabend  und  die 
feierliche  Segnung  der  Früchte  und  Aecker^^. 

Die  Begular-Kollegiatkirchen  und  ebenso  die  Klosterkirchen  (die 
eccUdae  convenUtales)  haben  insofern  eine  andere  Stellung,  als  sie  im  Gegensatz  zu  den 
Säkular-KoUegiatkirchen ,  welche ,  obschon  sie  zugleich  Pfarrkirchen  sein  können, 
es  doch  nicht  ihrem  Begriff  und  Wesen  nach  sind ,  stets  wegen  der  bei  ihnen  vor- 
handenen Regularen,  welche  von  der  Pfarr-Gewalt  ausgenommen  sind,  für  diese  die 
Seelsorge-Kirche  bilden,  also  mit  ihnen  immer  Pfarrei-Rechte  verbunden  sind.  Daher 
können  in  denselben  alle  Pfarr- Rechte  und  alle  Pfarr -Funktionen  fär  die  Mönche 


i  Ja  selbst  die  Domkirchen  werden  mit  Bftek-  9  Probst,  Eacharistie  als  Opfer  S.  284. 
siebt  aaf  das  bei  ihnen  einen  conTontas  bildende  d  Das  hangt  damit  znsammen ,  dass  am  Chai- 
Domkapitel  im  weiteren  Sinne  unter  den  teck$iae  .ficeltag  keine  Hostie  konsekrirt  werden  darf,  o. 
eotweiüwae9  begriffen,  c.  14  (Goelest  HI.)  X.  S.  190  und  dass,  wenn  die  Messfeier  am  Grün- 
de eleet.  I.  6,  e.  25  (Clem.  IIL)  X.  de  Inrepatr.  donnerstag  gehalten  wird ,  die  für  den  Freitag 
III.  88,  Bd.  III.  S.  61.  n.  6  n.  S.  62.  n.  1.  bestimmte  Hostie  aufbewahrt  werden  muss,  Ga- 

s  Vgl.  auch  Aeta  s.  sed.  16,  181.  .  yalieri  opp.  liturg.  t.  IV.. e.  1.  decr.  II. 

8  Bd.  n.  S.  57.  58.  10  Caeremon.  episcopor.  U.  33.  n.  83—35. 

^  Gerade  dadurch  untencheiden  sie  sich  von  ^^  Denn  zu  den  functiones  mere  parochiales 

den  Klosterkirchen,   eofiüsnttial««  eedUaiae   im  gehört  diese  expositlo  nicht ,  decr.  Ck)ngr.  rlt  v. 

eigentllehen  Sinne,   bei  welchen  dem  Mönchs-  1703,   Gar  d  eil  In  i  ed.  cit.  n.  3670  zu  XI.; 

konvent  des  betreffenden  Klosters  als  solchem  2,  221 ;  s.  auch  Acta  s.  sed.  18,  298. 

diese  Funktion  nicht  obliegt,  wennschon  sie  In  i^  van  de  Bürgt  1.  c  1 ,  204.  247  und  die 

den  hier  fraglichen  Hechten  denselben  gleich  d<^    angeführten  Entscheidungen    der  Oongr. 

stehen.    Uebrigens  werden  einzelne  Pfarr-  und  concilil. 

auch  andere  Kirchen  mitunter  Mos  ad  honorem  ^  Vgl.  dazu  Bd.  II.  S.  300.  301 ,  s.  auch  Bd. 

zu  KoUeglatklrchen  erhoben.  Dann  haben  sie  blos  III.  S.  233. 

den  Ehrenvorrang  der  KoUeglatklrchen ,  s.  Acta  <*  S.  o.  S.  113.  124. 

8.  sed.  18,  84  16  S.  0.  8.  36. 

5  Bd.  I.  8. 143.  w  S.  0.  S.  72. 

«  VgL  Bd.  n.  8.  141  n.  diesen  Band  o.  S.  196.  "  8.  o.  8.  83. 

201.  204.  «8  Vgl.  0.  S.  149. 

^  S.  0.  8.  83. 
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und  diejenigeB  Personen ,  welehe  sonst  zur  Faniiie  des  Klosters  gehören  ^  ansgettbt 
werden.  Weiter  ist  die  fortdauernde  Aufbewahrung  der  Eucharistie  in  ihnen  ge- 
stattet 2.  In  ihnen  wird  in  Oemftssheit  des  ftlr  sie  geltenden  Missales  und  Breviers 
der  Gottesdienst  abgehalten  3.  Es  kann  in  ihnen  endlich  durch  ordnungsmässig 
approbirte  Regularen  ^  etwaigen  nicht  zur  Klostergemeinde  gehörigen  Personen  die 
Beichte  abgenommen,  und  diesen  die  Eucharistie  mit  Ausnahme  des  Ostersonntages 
selbst  wfthrend  der  Messe  gereicht^,  sowie  jede  andere  priesterliche  Punktion <^  vor- 
genommen werden,  während  die  Regularen  ausserhalb  der  Kirche  nicht  einmal  ohne 
Weiteres  ^  zur  Ausübung  dieser,  geschweige  denn  der  Pfarr-Rechte  und  P&rr-Funk- 
tionen  ^,  berechtigt  sind  ^. 

c.  lÄQ  eoelesiae paroehtaiea ,  Pfarrkirchen,  sind  diejenigen  kirchlichen  Ge- 
bäude, welche  zur  Vomahn^e  aller  die  Seelsorge  betreffenden  Handhingen  und  kirch- 
lichen Verrichtungen  für  eine  gewisse  Anzahl  von  Personen  bestimmt  sind,  und  welche 
daher  die  regelmässige  Stätte  für  die  Ausübung  der  Pfarr-Rechte  und  P&rr- 
Funktionen^^  bilden.  Die  Personen,  deren  religiösen  Bedürfnissen  die  PfkrrUrche 
dient,  sind  fttr  die  Regel  durch  ein  geographisches  Gebiet  (die  Pfarrei  oder  ParocMe) 
und  den  Wohnsitz  in  derselben  bestimmt,  indessen  wird  ausserdem  mitunter  noch  eine 
besondere  Eigenschaft,  wie  die  als  Militärperson  bei  Garnisonkirchen,  ferner  die 
dauernde  oder  vorübergehende  Zugehörigkeit  zu  einer  gewissen  Anstalt,  dies  z.  B. 
bei  Kirchen  in  Krankmihäusem^^,  G^fiingnissen ,  s.  g.  Anstaltskirchen,  wenn 
solche  Kirchen  die  Rechte  der  Pfarrkirchen  erhalten  haben,  erfordert. 

Dass  eine  Pfarrkirche  im  kirchlichen  Eigenthum  steht,  erscheint  nicht  noth- 
wendig  ^^. 

Ebensowenig  bedingt  es  der  Begriff  der  Pfarrkirche,  dass  dieselbe  lediglich  und 
ausschliesslich  der  Vornahme  der  vorhin  gedachten  Funktionen  gewidmet  ist,  viel- 
mehr können  Kirchen  sowohl  höherer  Berechtigung,  wie  die  Katiiedralen  ^',  als  auch 


^  S.  0.  S.  73.  minlBtrare  sacramenUln  domibns  tertiariorum  seu 

3  Vgl.  0.  S.  83.    Die  Augsetzimg  ist  aber  nur  centuratorum  aggregatomm  praeterquam   sacra- 

mit  ErlaubnisB  des  Ordinarius  (g.  0.  S.  14.  n.  2),  mentam    poenitentiae ,    administrationem   yero 

abgesehen  von  der  Oktale  des  Frohnleiohnams-  caeteronunsaorameDtorampertinereadonratam"; 

festes  während  der  Messe  and  bei  der  Vesper  s.  auc^  Sehmalz grneber  m.    29.   u.    13, 

zulässig.  Oongr.  rit.  t.  1641,  Qardelllni  ed.  Benedict.  XIY.  de  syn.  dioec  IX.  16.  n.  3; 

dt  n.  1321;  1,  230.  ansfQhrliohflberdieStraitfingeyan  deBnrgtl, 

s  8.  darüber  0.  S.  11.  n.  4.  Wegen  der  Feier  der  222 ff.  Wegen  Ertheihing  der  ersten  Kommunion 

Messen  zur  Zelt  der  Pfarrmesse  oder  vor  dersel-  s.  0.  S.  68  n.  4. 

ben,  8.  auch  unter  d.  s  Also  z.  B.  nicht  die  Häuser  der  Laien  am 

^  8.  0.  8.  95.  Gharsonnabend  zu  segnen. 

^  Vgl.  0.  8.  66  und  8.  74.  0  Was  spedell  die  Klosterkirchen  der 

s  Wegen  der  Prozessionen  insbesondere  s.  0.  vrei blichen  Orden  betrifft,   so  bedingt  bei 

8.  223.  diesen  die  Klausur  rtne  Theilung  der  Kirche  in 

7  Wohl  aber  kraft  Privileges ,  wie  z.  B.  zum  einen  inneren  (den  Chor)  und  in  einen  äusseren 
Beiehthören,  0.  8.  91  ff.  und  wie  zur  Abhaltung  und  allgemein  zugänglichen  Raum.    In  diesem 
gevrisser  Prozessionen ,  0.  8.  223.    Ueber  das  letzteren  sind  dieselben  gottesdienstlichen  Funk- 
Recht  der  Regularen,  die  Kommunion  (abgesehen  tionen,  wie  in  den  Klosterkirchen  der  Mannsorden 
vom  Yiatikum)  ausserhalb  der  Klosterkirchen  in  fOr  die  Gläubigen  gestattet,  s.  van  de  Bürgt 
den  Häusern  zu  spenden,  wird  gestritten.  Einen  1,  213. 
direkten  Anhalt  daför  geben  die  Privilegien  für  10  Bd.  II.  S.  295.  301.  302. 
dieMönchsordennicht(s.  0.8.  65),  vielmehr  sind  „  -  !i^„  u.ii  *„  a«*.  -  ,1a   at  Aon 
sie  der  richtigen  Ansicht  nach  aif  die  8pendung  *  f  *  ^*^"  ^*^V      o                   ' 
der  Eucharistie  in  der  Kirche  zu  beschränken,  ^  8«  <>•  S.  164.  n.  8. 
so  auch  Gongr.  rit.  v.  1609,  Oardellini  ed.  >3  ygi.  Bd.  II.  8.  302 ff. 
cit.  n.  407  zu  II ;  1,  100 :  „Non  posse  religiöses 


$.214.] 


Die  Verwahang  des  Kultus.  Die  gottesdienstliehen  Gebäude. 


311 


sdelie,  welchen  an  sieh  geringere  Rechte  als  den  Pfiurkirchen  zukommen  \  zugleich 
die  reehtiiehe  BteUnng  dieser  letzteren  haben. 

Endlich  wird  die  Eigenschaft  als  P&rrkirche  dadurch  nicht  beeinträchtigt ,  dass 
einflolne  Pfkrr-Reehte,  wie  namentlich  die  Taufe ;  in  derselben  nicht  vorgenommen 
w^den  dtrfen^y  die  Pfiarr- Angehörigen  wegen  dieser  vielmehr  an  eine  andere  Kirche 
gewiesen  sind  '. 

d.  Die  Öffentlichen  Kapellen  oder  die  Öffentlichen  Oratorien  [ca- 
pMie^  ptMioae,  artttoria^ publica) .  Diese  sind  solche  kirchliche  Oebäude^  in  welchen, 
sei  es  regelmässig,  sei  es  nur  ausnahmsweise  bei  gewissen  Oelegenheiten  öffentlicher 
Ctotteedienst  gehalten  wird ,  welche  aber  der  rechtlichen  Eigenschaft  als  Pfarrkirche 
ermaoigelB  ^. 

DemgemäSB  ist  in  ihnen  ausgeschlossen  ^ :  die  Spendnng  der  feierlichen  Taufe  ^, 
die  Eheeinsegnung  ^,  die  Anssegnung  der  Wöchnerinnen  ^®,  die  Oelebrirung  der  feier- 
liehen Messe  ^  am  Orftndonnerstag  ^^,  sowie  die  anderer  feierlichen  Messen  während 
des  Jahres  1^,  die  dauernde  Aufbewahrung  der  Eucharistie^^,  endlich  ftlr  die  Regel 
auch  die  Feier  einer  gelesenen  oder  gesungenen  Messe  vor  der  P&rrmesse  ^^.  Statthaft 
ist  dagegen  die  Feier  einer  solennen  Messe  an  den  besonderen  Festtagen  der  Kapelle  ^^, 


i  wie  z.  B.  die  KoUegiatkliclien,  Bd.  IL  S.  304, 
8.  Acta  8.  sed.  13, 20,  wonach  bei  einer  Theilung 
einer  Pfanei  In  mehrere  für  eine  der  neuen 
Pfarreien  eine  einer  Bruderschaft  gehörige  und 
dieser  belassene  Kirche  zugleich  zur  Pfarrkirche 
erhoben  worden  ist. 

*  S.  die  nihere  Erortemng  darüber  Bd.  U. 
&306ir. 

8  Wie  namentlich  an  eine  besondere  Tanf- 
kirehe  oder  Tanfkapelle,  s.  g.  eceUiia  baptitmalUy 
s.  darüber  Bd.  U.  S.  307. 

^  Das  Wort  eaptUa,  seit  der  karoliugischen 
Zeit  gebräuchlich,  wird  abgeleitet  Ton  der  Mantel- 
kapuze (cappa,  capeUa)  des  h.  Martin  y.  Tours, 
des  HeiUgthums,  welches  die  firinklschen  Könige 
mit  in  den  Krieg  nahmen,  und  bedeutet  zun&ohst 
den  Ort,  wo  diese  aufbewahrt  wurde ,  dann  auch 
eine  für  den  König  besimmte  Kirche,  Waitz, 
deutsche  Yerfassungsgesch.  2.  Aufl.  3,  516 IT., 
(ohne  dsss  damit  der  Begriff  eines  kleineren 
Gotteshauses  Terbunden  wird ,  so  heisst  die  Yon 
Karl  d.  Or.  zu  Aachen  errichtete  Kollegiatklrche 
TleUach  capella,  Einhard.  ann.  a.  829,  SS.  1,  218, 
s.  auch  Abel-Simson,  Kad  d.  Qr.  2,  557. 
n.  8),  —  ferner  schon  im  9.  Jahrh.  ebenfalls  die 
Kirchen  der  welüiohen  Grossen,  Paris  y.  846 
c.  74,  Mansl  14,  889,  s.  auch  Bd.  U.  S.  267. 
n.  2.  und  endlich  die  nicht  mit  Pfarr- Rechten 
Yersehenen  Kirchen  auf  dem  Lande,  s.  Bd.  IT. 
S.  188.  n.  9.  Selbst  die  Dekretalen  weisen  noch 
keinen  festen  Sprachgebrauch  auf,  so  begreift 
capella  incdS  (Innoc.  III)  X  de  praeb.  UL  5. 
e.  25  (Glem.  m)  X  de  iurepatr.  III.  38  u.  c.  1 
(Luc  UI)  X  de  N.  0.  N.  V.  32  auch  die  Pfarr- 
kirchen ,  Ja  mit  diesem  Ausdruck  wird  sogar  In 
c.  16  (Innoc  UI)  X  de  prhrüeg.  V.  38  eine  Kol- 
legiatklrche ,  welche  zugleich  die  Hofkirche  des 
Herzogs  y.  Burgund  ist,  bezeichnet. 

&  S.  0.  S.  306  n.  9 ;  auch  oraeulum  ist  in 
frilherer  Zeit  gebrIiuchUch ,  Bd.  U.  S.  206.  n.  3. 


Femer  kommt  noch  der  Ausdruck  saeeUxim  vor, 
Bd.  a  S.  321.  n.  6. 

^  Yon  den  Kollegiatkirchen  unterscheiden 
sich  die  Kapellen  dadurch ,  dass  bei  Ihnen  kein 
für  die  Wahrnehmung  des  Gottesdienstes  organi- 
sirtes  Kollegium  YOn  gleichberechtigten  Geist- 
lichen besteht. 

7  Für  die  Abgrenzung  der  Berechtigten  kommt 
Yor  Allem  das  o.  S.  149.  n.  3  citlrte  Dekret  der 
Bituskongregatlon  y.  1703  In  Betracht.  Dasselbe 
bezieht  äch  allerdings  auf  das  Yerhältnlss  der 
Pfarrer  und  Pfarrkirchen  zu  den  Bruderschaften 
und  deren  Kapellen,  aber  da  seine  Anordnungen 
auf  der  Scheidung  Yon  Pfarr-  und  priesterlichen 
Funktionen  beruhen ,  so  hat  es  allgemeine  Be- 
deutung, so  auch  Benedict.  XIV.  instlt.  OV. 
n.  109  ff.  und  die  Praxis  der  Congr.  rit  selbst, 
Gardelllnl  ed.  dt.n.  3874  u.  n.  4026.  2,  289 
u.  427. 

8  S.  0.  S.  36.  Daher  kann  auch  die  Einseg- 
nung des  Taufbteins ,  welche  ebenfalls  eine 
functio  parochialis  ist,  in  einer  solchen  Kapelle 
nicht  Yorgenommen  werden. 

9  S.  0.  S.  149. 

10  a  a.  a.  0. 
"  S.  0.  S.  199. 

«  Cit.  Dekret  y.  1708  n.  8. 

**  A.  a.  O.  h.  10,  8.  aber  wegen  der  Aus- 
nahme unten  Anm.  16. 

>4  Cit  Dekret  n.  26,  wonach  es  dazu  eines 
päpstlichen  Indultes  bedarf. 

^  A.  a.  0.  n.  19,  doch  kann  der  Bischof  darüber 
eine  andere  Bestimmung  treffen.  Vgl.  auch  S.312. 
n.  1.  Zur  Aufstellung  Yon  Beichtstühlen  zum 
Beichthören  bedarf  es  derErlaubnlss  des  Bischöfe. 
Congr.  rit.  y.  1749,  Gardellini  t.  ed.  cit. 
n.  4206  zu  III,  2,  427. 

1«  S.  0.  Anm.  13. 
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die  Celebrirang  von  PrivatmesseBS  die  AusBetzang  des  Sakramentes  behuft  des  yienig- 
stUndigen  Oebetes^  und  zugleich  mit  der  Ausstellung  der  Reliquien  und  der  Heiligen-* 
bilder  der  ELapelle  ^,  die  Abhaltung  von  Prozessionen  innerhalb  und  im  UmkrMS  des 
Gebäudes  ^,  endlich  auch  die  Recitation  der  kanonischen  Hören  mit  und  ohne  Gesang  *. 
Damit  sind  diejenigen  Funktionen  bezeichnet  y  welche  flberhanpt  in  den  öffiontiichra 
Kapellen  stattfinden  dürfen ,  also  das  Maximum  der  Rechte,  welches  ihnen  in  gottes- 
dienstlicher Beziehung  zustehen  kann.  Wie  weit  aber  innerhalb  dieser  Grenze  die 
Berechtigung  einer  einzelnen  ELapelle  reicht,  das  richtet  sich  nach  dem  Zweck,  zu. 
welcher  sie  gegründet  worden  ist,  sowie  nach  den  näheren  dabei  getroffenen <^  oder 
den  allgemein  dafür  geltenden  ^  Bestimmungen.  So  werden  vielfach  in  den  EiapeUen 
der  Hospitäler,  Kranken-,  Armenhäuser,  Gefangen- Anstalten  und  Brüderschaften  alle 
erwähnten  Funktionen  yollzogen.  Andererseits  kann  aber  auch  nur  die  eine  oder 
andere  Funktion  in  ihnen  erlaubt  sein,  z.  B.  bei  einer  kleinen  Kapelle,  welche  bloa 
behufs  Celebrirung  einer  Frühmesse  errichtet  ist,  oder  einer  solchen,  in  welcher  nur 
die  Feste  bestimmter  Heiligen  gefeiert  werden  sollen. 

Im  allgemeinen  sind  die  Kapellen  als  solche  von  dem  Pfarrer  der- 
jenigen Kirche,  in  deren  Pfarrei  sie  belegen  sind,  unabhängig  ^,  weil  demselben  eine 
jurisdictio  externa  nicht  zukommt.  In  Folge  dessen  ist  er  auch  nicht  berechtigt,  selbst 
in  ihnen  ohne  Weiteres  gottesdienstliche  Handlungen  vorzunehmen  und  Anordnungen 
über  den  Gottesdienst  daselbst  zu  treffen.  Diese  Befugnisse  stehen  nicht  ihm,  sondern 
dem  Ordinarius  derjenigen  Diöcese  zu,  zu  welcher  die  Kapelle  gehört. 

Andererseits  giebt  es  aber  Kapellen ,  welche  in  rechtlicher  Abhängigkeit  von 
einer  Pfarrkirche  oder  einer  anderen  Kirche  stehen.  Hierher  gehören  zunächst  alle 
diejenigen,  welche  einen  Theil  derselben  bilden,  oder  mit  ihr  sonst  räumlich  (z.  B.  als 
Anbau)  verbunden  sind.  Wenngleich  in  ihnen  zufolge  besonderer  Stiftnngsbedingungen 
oder  der  Bestimmung  der  Kirchenoberen  (wie  des  Bischofs)  gewisse  Gottesdienste 
gehalten  werden,  so  besitzen  sie  doch  keine  Selbstständigkeit.  Deshalb  hat  derjenige 


i  Aber  nur  assentiente  ordinario,  wennschon  personis,  ne  impediant  ipsos  fratres ,  quando  eis 

contradlcente  parocho,  cit.  Dekret  n.  15.  Im  In-  placaerit,  tarn  in  diebns  dominicis  seu  fesÜTis  seu 

teresse  des  Besuches  der  Pfarrmesse  an  den  Sonn-  aliis  toüns  annl  temporibus  eampanas  pulsare  et 

tagen  und  gebotenen  Feiertagen  kann  aber  der  etiam  tempore  quo  ipsi  celebraverint ,   missas 

Bischof  die  Feier  ron  Messen  gleichzeitig  mit  der  celebrare'' ;  Ferraris  s.  v.  oampana  n.  18  und 

ersteren  oder  vorher  yerbieten,  B  ene  dict.  XIY.  s.  v.  missa  art.  3.  n.  29;  Bouix,  tractat  de  Jure 

const.  Etsi  minime  t.  7.  Februar  1742.  $.  U,  regulär,  ed.  IL  2,  341;  Acta  s.  sed.  11,  595. 

eiusd.  bull.  1,  50:  „quoad  parras  ecolesias  pa-  ^  Cit.  Dekret  n.  11. 

rochiali    proxlmas    expressa    lege    (durch    den  '  A.  a.  0.  n.  12. 

Bischof)  cayeatur,  ne  quisantea  sacrlfldum  faciat,  ^  S.  o.  S.  223  u.  dt  Dekret  n.  21. 

quam  paroohus  missam  celebraverit ,  sermonem  &  Was  für  die  Kapellen    der  Brüderschaften 

habuerit  ceterasque  sui  muneris    partes  absol-  prakt^hist,  cit  Dekret  n.  14,  aber  mit  der  Be- 

Terit^.   Vgl.  Ferraris  d.  Y.  missa  art  5.  n.  34 ;  schränkung :  „nisl  aliter  statuat  Ordinarius  ex  ratio- 

B  ene  dict.  XIV.  de  syn.  dioeces.  XII.  7.  n.  7;  nabili  causa.^  Daher  kann  er  die  Recitation  wih- 

Aota  s.  sed.  4,  250;  12,  249.  u.  14,  404.    Bei  rend  oder  vor  der  Pfarrmesse  untersagen.  Wegen 

abweichender  Fundationsbestimmung  darf  Jedoch  der  Benediktion  der  Kerzen,  Palmen  u.  a.  w.  s.  o. 

der  Bischof  die  Celebrirung  zur  Zeit  der  Pfarr-  S.  149. 

messe  oder  Yorher  nicht  hindern,   Gongr.  con.  6  Durch  den  Ordinarius  oder  den  Stifter  unter 

T.  1869,  Anal.  iur.  pontif.  1869.  p.  1081.    Auf  Zustimmung  desselben. 

die  Kirchen  der  Regularen  bezieht  sich  dies  aber  ^  Durch  Diocesansynodalst^tuten  oder  durch 

nicht  Den  letzteren  kann  der  Bischof  nicht  yet-  Vorschriften  der  Provinzialsynode ,  s.  s.  B.  Auch 

bieten,  Tor  und  zu  der  Zeit  der  Pfsrrmesse  die  v.  1851,  coli.  cono.  Lac.  4,  1192. 

Glocken  läuten  und  Messe   halten   zu   lassen,  8  g.  das  cit  Dekret  t.  1703 ,    vgl.   auch  die 

Pii  V.  const  Etsi  mendicantium  t.  16.  Mai  1567.  Entsch.  d.  Gongr.  oonc.  t.  1877  in  AcU  s.  sed. 

S.  2  n    22  bull.  Taur.  7,  580:   „Prohibemus  10,  605. 
insuper  elsdem  ordiuariis  ac  aliis  quibuscumque 
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Qeiatliche  oder  kirchliche  Beamte ,  welcher  die  ÄBordnungen  Aber  den  Gk>tte8dien8t 
in  der  Kirche  zn  treffen  berechtigt  ist,  YorbehaltUch  der  besonderen  Zweckbestimmung 
derselben  S  über  die  Benntsnng  dieser  Kapellen  zu  gottesdienstlichen  Funktionen  zu 
verftlgen^. 

Das  Oeb&ude,  weldies  den  Zwecken  eiiier  anderen  Kirche  dient,  kann  aber  auch 
eine  eigene,  sdbststindige ,  an  dnem  anderen  Orte  befindliche  Kirche  oder  EöipeUe 
sein,  Eine  solche  Abhängigkeit  wird  durch  Yerftlgung  des  kirchlichen  Oberen  (in  Be* 
treff  der  Kapellen  zu  Gunsten  der  Pfarrkirchen  durch  den  Bischof  3)  oder  durch  Ver- 
jährung^ begrt&ndet  So  kommt  es  häufig  vor,  dass  eine  besondere  KapeUe  für 
einen  entlegeneren  Theil  einer  Pfarrei  besteht,  damit  fdr  die  dort  wohnenden  Pfarr- 
Eingesessenen  durch  einen  eigenen ,  sei  es  auf  ein  festes  Benefizium  oder  blos  als 
Hülüigeistlichen,  angestellten  Priester  ^  bestimmte  Gottesdienste  und  geistliche  Funktio* 
neu  vorgenommen  werden  \  Eine  solche  Kirche,  welche  eeclesia  iuccursdU»^  adjiUrix 
oder ßUaUs  heisst^,  hat  in  gottesdienstlicher  Hinsicht  rechtlioh  keine  andere  StelkiBg, 
als  eine  mit  der  Hauptkirohe  räumlich  yerbundene  KapeUe  ^.  Der  Pfarrer  der  ersteren 


1  Aber  wohl  zur  Erginza|ig  derselben.  Wenn 
z.  B.  der  Stifter  die  Zelt  fQr  die  In  der  Kapelle 
zu  eelebrlrenden  Hessen  nloht  bestimmt  hat ,  so 
hat  der  Pfarrer  das  Nähere  darüber  anzuordnen, 
Tgl.  Acta  s.  sed.  3,  92. 

s  Cit.  Dekret  Ton  1703 :  „I.  An  confratemlta- 
tes  laiconun  legitime  ereotae  In  ecolesUspaxoehla- 
llbuB  habeant  dependentlam  a  paiocho  in  explen- 
dls  functlonlbns  eceleslastlcis  non  parochlallbus? 
II.  An  diotae  confratemitates  erectae  in  capellls, 
oratorlis  tarn  pnblids  quam  privatis  adnexls  pa- 
rochlalibos  eodesüs  et  ab  eis  dependentibos  ha- 
beant dlctam  dependentlam  a  paiocho  quoad  die- 
tas  fnncüones?  Ad.  I.  et  II.  Afflimatiye«.  Yj^. 
auch  Acta  s.  sed.  18,  193. 

^  Gonst.  Innoc.  XIII.:  Apostollcl  ministeril 
T.  13.  Mai  1723  %.  14;  bulL  Taurin.  21,  936: 
;yquoties  ob  locorum  dlstantiam  slve  Itlnerls  dlfll- 
ciütatem  paroehlani  sine  magno  Incommodo  pro 
sacramentls  perdpiendis  dlvlnlsque  offlclis  au- 
diendls  aocedere  ad  eodeslam  parochlalem  ne- 
qneant ,  tnnc  qnidem  memlnerlnt  eplscopi  licere 
slbl  pro  suo  arbltrlo  inyltls  etlam  rectoilbiis  vel 
Intra  easdem  parochias  desünare  alias  ecdesias, 
in  qnibns  sacerdotes  parochornm  coadlatores  sa- 
cramenta  minlstrent  et  onltnm  divinum  exhlbeant 
▼el  noTas  parochias . . .  constltuere^.  Vgl.  Bd.  IL 
8.417.   427u.  vandeBnrgtl.  c.  1,  244. 

*  Bd.  n.  S.  468. 

5  Bd.  II.  S.  328. 

6  Bd.  n.  S.  306.  307  und  anch  Acte  s.  sed. 
16,  137  (Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1883,  betref- 
fend eine  besondere  Hülfokirche  mit  dem  Rechte 
der  Geistlichen  zur  Oelebrirang  der  Messe  an 
Festtagen ,  zur  Spendnng  der  Sakramente,  anch 
der  Sterbe-Sakramente ,  sowie  zur  Katb  :hismns- 
lehre  unter  Torbehalt  der  Taufe,  der  Eheeinseg- 
nung ,  der  österlichen  Kommunion ,  der  Kinder- 
Kommunion  und  der  Begräbnissfunktionen  fQr 
den  Pfarrer  der  Hauptklrdie). 

7  Ein  solches  Yerhältniss  kann  auch  zufolge 
einer  s.  g.  unio  sublectiva  entstehen.  Bd.  II. 
S.  427.  430.  Dies  Mutter-  und  Tochter-Yerhält- 
niss  unterscheidet  sich  von  der  Bd.  ü.  S.  307 
u.  S.  408  gedachten  matrioltas  dadurch,  dass  bei 


letzterer  die  fllia  nicht  rechtlich  iu  der  Abhän- 
gigkeit einer  Hülfskirche  zur  s.  g.  mater  steht. 

s  In  Hannover  heissen  solche  Hül&klichen 
Kapellen  und  die  dazu  gehörigen  Pfarreingeses- 
senen: Kapellen-Gemeinden,  P.  Hlnschius, 
Kirohengesetxe  v.  1874  u.  1875.  S.  122.  Anm.  2. 
Femer  gehören  hierher  die  in  Frankreich  und  in 
der  Rheinprovinz  vorkommenden  Kapellen  und 
Kapellengemeinden  (ehapelU$ ,  genauer  dutpeUea 
vioarialetji  d.  h.  solche  kirchlichen  Gebäude 
nebst  ihren  Zngehöiigen ,  welche  für  eine  Kom- 
mune zu  deren  Bequemlichkeit  (z.  B.  wegen  zu 
grosser  Entfernung  Ton  der  Pfarrkirche,  wegen 
beschwerlicher  Wege,  wegen  räumlicher  Be- 
schränktheit der  Hauptkirdie)  innerhalb  einer 
eigentlichen  oder  einer  Sukkursal-Pfarrei  (Bd.  II. 
S.  294.  n.  1)  errichtet  sind,  unter  Leitung  eines 
der  Aufsicht  des  Pfarrers  oder  des  Desservants 
der  Sukkursal-Pfanel  unterworfenen ,  zur  Resi- 
denz veipflichteten  Kaplans  stehen  und  von  allen 
zur  Kapelle  gehörigen  Einwohnern  der  Kommune 
unterhalten  werden,  weshalb  diese  keine  Beiträg9 
zu  den  Kultuskosten  der  Pfarrkirche  zu  leisten 
haben,  femer  die  ehapeUes  simpU$  ou  oommuna' 
lesy  welche  sich  von  den  ersteren  dadurch  unter- 
scheiden ,  dass  der  Kapellan  bei  ihnen  nicht  zu 
residiren  braucht,  nicht,  wie  der  Vikar  beider 
Yikariatskapelle  ein  Staatsgefaalt  bezieht ,  sowie 
dass  falls  ihm  keine  Wohnung  beschafft  ist,  die  zur 
Kapelle  gehörigen  Gemeindeglieder  au<^  zu  den 
Kosten  der  Pfarrkirche  mit  beizutragen  haben, 
8.  Dekret  v.  30.  September  1807  Art.  8  ff. ,  ins- 
besondere art.  13:  ;,Les  chapelles  ou  annexes 
d^pendront  des  eures  ou  succursales  dans  Varron- 
dissement  desquelles  elles  sraont  plao^es.  Blies 
seront  sous  la  surveillance  des  curtfs  ou  desser- 
vants et  le  pr^tre  qul  y  sera  attaoh^  n'exercera 
qu'en  qualittf  de  vicaire  ou  de  chapelaln^  Andr  ^ 
cours  idphabi^tique  de  Itfgislation  oivile  ecclesl- 
asUque  lY.  M.  4,  420;  Dursy,  Staatsklrohen- 
rechti.  Elsass-Lothringen  1,  200;  Staatsraths- 
gutachten  v.  10.  Dezember  1810,  Dursya.a.0. 
1,  206;  Ordonnanz  v.  26.  August  1819,  a.  a.  O. 
1,  101,  vgL  femer  <3^ au dry,  trait^  de  Mglslation 
descultes2,  307;  Andr^  a.  a.  0.  2,  92;  Gel- 
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ist  also  befugt,  ttber  die  Verwaltang  des  Qottesdienstes  unter  denyorhin  «ngegebenen 
Beschränkungen  zn  bestimmen  und  auoh  selbst  in  derselben  zu  fungiren^. 

2.  Die  Privatoratorien  oder  Privatkapellen.  Den  Gegensatz  gegen  die 
bisher  besprochenen  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebäude  bilden  die  s.  g.  oratoria 
prnmta  oder  domesHca^  capellae  domea(ioae^y  d.  h.  derjenige  Raum  in  einem  geiröhn- 
liehen  Hanse  oder  auch  ein  selbststftndiges  Gebäude ,  in  welchem  gottesdienstliche 
Funktionen  durch  einen  Priester  ftr  einzelne  Personen  oder  einen  bestimmten  Per- 
sonenkreis, ohne  dass  andere  das  Recht  des  beliebigen  und  freien  Zutritts  haben,  vor- 
genommen,  und  nicht  blos  seitens  einz^ner  Gläubigen  oder  mehrerer  private  An- 
dachtsübnngen  und  Gebete  verrichtet  werden.  Besondere  Räume  der  letzteren  Art 
(oratoria  privata  im  weiteren  Sinne]  kann  sich  jeder  ohne  Genehmigung  der  kirch- 
lichen Oberen  3,  namentlich  des  Bischoft^,  herstellen  lassen.  Sie  bleiben  aber  ebenso 
profane  Orte,  wie  die  Wohn-  und  anderen  Zimmer ,  in  denen  Jemand  regelmässig  zu 
beten  und  seine  Andachtsflbungen  abzuhalten  pflegt. 

Sollen  in  solchen  Räumen  und  Baulichkeiten  dagegen  gottesdienstliche  Verrichtun- 
gen durch  einen  Priester  vorgenommen  werden,  so  bedarf  es  der  Erlaubniss  der  geist- 
lichen Oberen.  Nach  älterem  Recht  war  für  das  Messelesen  die  Genehmigung  des 
Bisehoft  erforderlich^,  nach  dem  Tridentinum^  genfigt  allein  ein  päpstüches  In- 


ge i»  d.  firaazog.  n,  relchtländlsohe  Staatskirelien- 
recht  S.  185;  ferner  die  ehapelle$  de  «eeotirs, 
HülfskapeUen,  welohe ,  da  sie  weder  einen  eige- 
nen 0ei8tli<Aien  haben ,  sondern  der  Ootteedienst 
in  ihnen  zu  bestimmten  Zeiten  (mehrmals  im 
Monat)  Ton  den  Geistlielien  der  Pfankirchen  be** 
sorgt  wird ,  und  da  ihnen  aneh  kein  besonderer 
Sprengt  Innerhalb  der  Pfarrei  zngetbeilt  wird, 
weder  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  noch 
sonat  als  selbststandig ,  sondern ,  obgleich  riam- 
lloh  getrennt,  doch  nur  als  Nebenaltäre  der  Pfarr- 
kirche gelten,  Gandry  a.  a.  0.  p.  315;  Andr^ 
2,  98;  Gel  gel  a.  a.  0.  S.  187,  endlich  die  s.  g. 
Annexkirchen,  annexes,  welche  nicht ,  wie 
die  eben  gedachten  Kapellen  Einrichtungen  der 
Kommnne  sind,  sondern  auf  Verlangen  eines 
Theiles  der  bdchstbestenerten  Mitglieder  einer 
solchen  (der  Pfarrei)  gegen  eine  Ton  ihnen  durch 
privatrechtlicben  Akt  übernommene  Unterhal- 
tnngspflicbt  gegründet  sind ,  ohne  dass  die  Ver- 
pflichteten dadurch  Ton  den  übrigen  Pfarrlasten 
frei  werden,  und  an  denen  ein  besonderer  Kaplan 
fungirt,  s.  das  cit.  Dekrete.  80.  September  1807, 
Gaudrya.a.0.  2,  315;  Andrtf  a.  a.0. 1, 168; 
Geigel  a.  a.0.  S.  190,  ygl.  auch  Van  den  esc  h, 
die  Kapellen  u.  Annexklrcben  auf  dem  linken 
Rheinufer.  Paderborn  1874.  So  verschieden  die 
RechtssieUung  dieser  Kapellen  hinsichtlich  Ihrer 
äusseren  Verhältnisse  (der  Termögensreohtlichen 
Stellung  und  Unterhaltungspflicht)  ist,  so  dienen 
sie  doch  alle  in  gottesdienstlioher  Beziehung  den 
Zwecken  der  Pfarrkirche,  in  deren  Sprengel  sie 
belegen  sind,  und  der  bei  ihnen  fungirende  Geist- 
liche ist  in  diesen  Beziehungen  von  dem  Pfarrer 
abhängig,  s.  das  dt.  Dekret.  Art.  13;  Auoh  ▼. 
1851,  coli.  conc.  Lac  4,  1193:  „Oratoria  ruralia, 
quae  vulgo  eecleslae  annexae  diountur,  subjlcian- 
tnr  parocho.  In  bis  annuente  episoopo  et  cunctis 
in  statu  decenti  compositis  eelebrare  licet  Quoad 
alias  functiones  pastorales  illae  iantum  peragen- 


tur  quae  ab  episoopo  fuerint  determlnatae^;  nur 
bei  den  Vi kariatskap eilen  erhält  öfters  der 
Vikar  oder  Kaplan  von  dem  Bischof  die  ordent- 
liche Pfanjurlsdtktlon  übertragen  und  ist  dann 
in  der  Verwaltung  derselben  von  dem  Pfarrer  un- 
abhängig, Albi  Y.  18Ö0, 1.  c.  4,  416 :  ;,cum  pen- 
sionem  stabilem  .  .  .  a  gubemio  recipiant,  com- 
munius  oonceditur,  ut  proprio  nomine  agaut  et 
iurisdictione  fruantur  ordinaria :  potiuntur  Igitur 
iuribus  parochorum  et  fere  eisdem  pariter  subia- 
cent  oneribus.  Posteriores  vero  (die  Kapläne  der 
Annexkirchen)  preoario  tantum  süpendio  donati, 
communiter  iurisdictionem  mere  delegatam  red- 
piunt,  et  in  muneribus  obeundis  parocho  prlnci- 
palis  ecclesiae  subilciuntur,  nlsl  eplscopus  cuius 
est  suam  cuique  iurisdictionem  determinare,  ali- 
ter  statuerit''. 

i  S.  0.  S.  313.  n.  1  u.  2. 

s  Gianbattista  Gattico  de  oratoriis  do- 
mestids  et  de  usu  altaris  portatilis.  Rom  1752. 
1770,  auch  Rom  1766  (mit  Jos.  de  Bonls,  tr. 
de  oratoriis  publids  u.  FortunatusaBrixia, 
de  oratoriis  domesticis).  Diese  beiden  letzten 
Abhandlungen  stehen  auch  in  der  zu  $.  221 
Anm.  dt.  Ausgabe  der  Schrift  von  Assemanus. 
Traittf  des  chapelles  domestlques  in  den  Anal, 
iur.  pontif.  1858.  p.  615  fr. 

s  Denn  sie  haben  für  das  Recht  keine  Bedeutung. 

*  c  33  (Pseudo-Oapit.  Ingelheim  v.  826.  c.  6, 
Walter  oorp.  iur.  can.  2,  370  aus  Bened.  Lev.  I. 
383  u.  n.  102}  Dist  I.  de  consecr. 

s  S.  0.  S.  168.  n.  2.  Allerdings  verbieten  noch 
Paris  V.  829.  I.  47  das  Messelesen  in  Privat- 
häusem,  NothflOle  ausgenommen,  Mansi  14, 
366;  schlechthin  Mainz  851  o.  852  c.  24.  LL. 
1,  415,  und  Metz  888  c.  8,  Mansi  18,  80,  in- 
dessen  ist  mit  Rücksicht  auf  die  oben  dtirten 
Stellen  wohl  zu  ergänzen :  ohne  Erlaubniss  des 
Bischofs. 

«  S.  0.  8.  188.  n.  2.  a.  E. 
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doli  1 .  Es  gewilirt  HbBeher  Weise  das  Reebt,  die  Messe  (aber  ^eine  feierUehe  ^)  dorok 
eines  Tom  Ordinaiiiis  des  Orts^  approbirten  Weitester  oder  einen  mit  ßrloubniss 
seines  Oberen  versehenen  Ordensgeistliehen  einmal  an  jedem  Tage  ^  mit  Ausnahme 
der  hohen  Festtage  ^  lesen  zu  lassen.  Voraossetanng  ist  aber,  dass  der  als  Oratorlnm 
hrantate  Ranm  ans  Kanerwetk  hergestellt  nnd  passend  eingerichtet  ist^,  und  dass  der 
Ordinarins  nach  vorgiDg^;er  üntersnöhang  nnd  TangHchkeitseitlirang  die  Oeneh- 
mlgmig  zu  der  Messfbier  eräieilt^.  Das  Privileg  ist  an  das  Hans  oder  Gebäude,  Ar 
welches  es  gewllhrt  worden  ist ,  gebunden^.  Die  Messe  darf  geleiert  werden,  nicht 
nnrwenn  derPrivilegirte,  anwdehen  das  Breve  gerichtet  ist,  sondern  anch  eine  andere 
Person,  welcher  im  Text  des  Breves  die  Beftigniss  gewftlurt  ist,  die  Messfeler  zu  veiv 
langen  ,  derselben  anwohnt^.  Der  kirchlichen  Pflicht,  die  Messe  an  allen  Sonntagen 
nnd  an  den  gebotenen  Festtagen  zn  hören  i<^,  kann  der  Privilegirte  nnd  jeder,  welchem 
in  dem  Privileg  die  BeftigniBB  zur  Anwesenheit  bei  der  Messe  beigelegt  ist^S  ^^  ^^^ 


1  Denn  dM  TUdentinum  hatdM  frClhereBeelt 
beseitigt.  Dahin  hat  sich  schon  Panl  T.  in  einer 
Eneyklikav.  1616,  mitgeiheilt  hei  Benedict. 
XIV.  de  sAcriflcio  missae  III.  6,  ansgesi^rochen, 
vgl.  auch  Fagnan.  ad  c  27  X.  de  cens.  m.  39. 
n.  Iß  IT.  S.  ferner  Benedict.  XIY.  oonst.  Magno 
muneTe  r.  2.  Joni  1751.  $$.  11  ff.,  eiusd.  bull. 
3,  171.  Ein  solches  Indult  lautet  seinem  her- 
kömmlichen Inhalte  nach :  .  . .  ;,Tibi ,  nt  in  pri- 
ta;to  domns  toae  Solltae  haMtationis  In  dieeeesi 
N.  existentls  oratorio  ad  hoc  decenter  mnro  ex- 
Btnieto  et  omato  sen  exstniendo  et  omando  ab 
omnibns  domesticis  usibus  libero  per  ordinariom 
prins  visltando  et  approbando  ae  de  Ipslns  ordi- 
naril  licentia,  elus  arbitilo  dmraturo,  nnam  mis<» 
sam  pro  nnoqnoqne  die,  dnmmodo  In  eadem  domo 
eelebrandi  licentia  qnae  adhno  dnret,  alteri  con- 
eessa  nen  fnerit,  per  qnemcamqne  saoerdotem  ab 
eodem  ordinailo  approbatom  saeo«larem  sen  de 
snperlor«m  Ucentia  regulärem,  sine  tarnen  qno- 
mmcumqne  intlnm  paatocMaHnm  praelndido  ao 
pasehalis  resurrectionls ,  penteoostes,  natlvltatis 
domini  nostd  Jesu  Ohiistl  aliisque  solemnioribus 
anni  festis  dlebus  (vgl.  dazu  Benedict.  XIV.  oonst. 
dt.  %.  1!2 :  „quos  intei  etlam  enumerantur  dies 
epiphanlae  et  ascensionls  domini,  annundatfonis 
et  assumptionis  b.  Marlae  vlrg. ,  omnlum  saneto» 
rum  uecnon  s«.  apottolorum  Fetri  et  Pauli  ac  ti- 
tulaiis  ecclesiae  lod'Q  exceptis,  in  tua  ac  famillae 
et  boepttum  nobillum  tuoinm  praesentla  oelebrarl 
(teere  libere  et  Udte  possls  et  valeas  aucCoritste 
spostolioa  teuere  praesentlum  concedlmus  etin- 
dulgemus  Don  obstantlbus  ete.  Volumus  autem, 
quod  familiäres  servltiis  tuis  tempore  dletae 
mlsBae  actu  neu  necessarüs  Ibidem  missse  hulus« 
uodi  luteressentes  eb  obUgatione  audiendi  mis- 
sun  in  ecclesia  diebus  feetis  de  praecepto  mlulme 
Uberl  censeantur''  (bei  Ferraris  s.  ▼.  Oratorium 
n.  6>  Vgl.  dazu  auch  AnaleoU  L  c.  p.  642.  Die 
Behörde,  irelche  die  Privilegien  ertheilt,  ist  die 
Sekietarle  der  Breven,  Bd.  I.  8.  42(2>  in  zirelf^ 
haften  FUlen,  wo  s.  B.  beeondere  Begünstigungen 
iu  Plage  kommen ,  auch  die  Oongregatio  oondlü 
oder  rituum  oder  eplseoporum  et  regulsrium, 
Antlect.  I.  e.  p.  642. 

2  Analeota  1.  c.  p.  648. 


9  Nur  überhaupt  tum  Hesseleseu ,  nieht  spe- 
dell,  Ferraris  1«  c.  n.  40. 

*  Privilegien  auf  die  Feier  einer  zweimaligen 
Messe  sind  allerdings  auch  vorgekomiueu ,  Bene* 
dict.  XIV.  const  cit.  %.  13.  Ist  das  Prlvil^ 
zwar  auf  eine  Messe,  aber  auch  an  den  sonst  aus- 
genommenen Festtagen  gewährt ,  so  können  zu 
Weihnacht«!  drei  Messen  (s.  o.  S.  185)  oelebrtrt 
werdep.  1.  c,  %.  18. 

6  S.  das  mltgetheüte  Formular. 

0  Er  soll  allem  profanen  Gebrauche  entzogen, 
daher  durch  Mauern  von  den  übrigen  Räumen 
abgeschlossen  sein ,  die  Form  einer  Kapelle  und 
eine  besondere  Thür  besitzen,  Benedt<^  XIY. 
eonst.  dt  $.  12,  a  auch  Analeot.  1.  c  p.  644; 
Ferraris  1.  c.  n.  17;  Probst,  Eucharistie  als 
Opfer  S.  99. 

7  Das  in  Rom  gebräuchliche  Approbations- 
dekret Analecta  1.  c  p.  646.  Wenn  der  Ort  ge- 
eignet Ist,  muss  der  Bisdiof  die  Erlattbulss  geben, 
da  er  das  päpstliebe  Privileg  zur  (Geltung  eu  brin- 
gen verpfUohtet  ist  und  es  nicht  durch  sein  Ver- 
halten Illusorisch  maehen  darf ,  Ferraris  1.  o. 
n.23. 

9  Soll  der  Raum  Innerhalb  desselben  verlegt 
werden,  so  bedarf  das  neu  eingerichtete  Oratorium 
wieder  der  Approbation  des  Ordinarius,  Analect. 
1.  c.  p.  645. 

9  S.  Benedict.  XIV.  const.  cit.  $$.  14 ff.; 
Probst  a.  a.  0.  S.  101. 

10  8.  e.  8.  217. 

ii  Unter  der  familla  des  Privilegirten  werden 
die  nahen  Angehörigen  des  Privilegirten,  also 
seine  Frau,  ferner  seine  Kinder,  Eltern,  Oe- 
sehwister,  andere  Verwandte  und  deren  Ehe- 
gatten, aber  nur,  sofern  sie  zu  sdnem  Hausstande 
gehören,  verslanden,  nicht sokhe,  welche,  ob- 
gleich de  in  demselben  Gebäude  wohnen ,  doch 
eine  eigene  getrennte  Wirthsohaft  führen ,  Fer- 
raris 1.  e.  n.  M.  66.  Die  femer  berechtigten 
hospites  noblles  sind  zufolge  Ihres  Geschlechtes 
oder  ihrer  Würde  oder  ihrer  Stellung  angesehene 
Gastfreunde,  welche  vorübergehend  im  Hause  des 
Indultars  verweilen.  Weiteres  Detail  a.  a.  O. 
n.  57.  58.  Die  Famlilaren  des  letzteren,  also 
namentlich  seine  Dienstleute ,  gehören  im  All- 
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Oratorium  genflgen  ^.  Die  Eommiinion  darf  in  demselben  während  der  Messe  allein 
mit  Erlanbniss  des  Bischofs  ^  ertheilt,  und  das  Sakrament  der  Busse  nnr  in  solchen 
Fällen,  in  denen  dies  auch  sonst  in  PriYathäasem  statthaft  ist',  verwaltet  werden^. 
Aasgeschlossen  ist  endlich  die  Vornahme  von  Parochial-Fonktionen ,  —  also  insbe« 
sondere  die  feierliche  Taufe,  die  Eheeinsegnung,  die  Aussegnung  von  Wöchnerinnen, 
sowie  die  Spendung  der  öffentlichen  Kommunion  nicht  sulässig  \ 

Hat  der  Bischof  nach  stattgehabter  Untersuchung  die  Erlaubniss  zur  Ausübung  des 
Privilegs  ertheilt,  so  ist  er  später  zu  beliebigen  Visitationen  berechtigt  <^,  nicht  blos  aus 
gegebenen  Anlässen  (z.  B.  auf  Denunziation,  zufolge  umlaufender  öffentlicher  Gtorttchte) 
befugt,  sich  davon  zu  überzeugen,  ob  das  Oratorium  in  dem  geeigneten  Stande  unter- 
halten wird 7.  Wenn  das  nicht  der  Fall  ist,  so  kann  er  die  gegebene  Erlaubniss  zur 
Benutzung  zurflckziehen  ^,  womit  freilich  das  Privilegium  als  solches  nicht  erlischt^. 

Auch  die  Widmung  des  Oratoriums  zu  pro&nen  Zwecken,  wozu  der  Privilegirte 
an  sich  berechtigt  ist,  womit  aber  die  Befugniss,  die  Messe  weiter  lesen  zu  lassen, 
aufhört ,  beseitigt  das  Privileg  nicht  seiner  Substanz  nach  ^^,  der  Begünstigte  kann 
also  später  unter  den  schon  gedachten  Bedingungen  ein  neues  Oratorium  anlegen  und 
dann  wieder  von  seinem  Privileg  Oebrauch  machen  i^. 

Wohl  aber  ftUt  dasselbe  mit  dem  Tode  des  Privilegirten  zusammen  ^^  und  geht 
nicht  auf  dessen  Erben  über^'. 

Ohne  das  Vorliegen  eines  päpstlichen  Privilegs  darf  der  Ordinarius  selbst  nicht 
einmal  vorübergehend  im  Falle  eines  gerechtfertigten  Orundes  das  Messelesen  in 
Privatoratorien  gestatten  ^^,  vielmehr  ist  dies  nur  unter  denselben  Voraussetzungen 


gemeinen  nicht  zu  denjenigen  Personen ,  welche 
dnrcli  Anwohnnng  einer  solchen  Messe  der  be- 
zeichneten Pflicht  nachkommen,  Tielmehr  ist 
dies  nur  der  Fall  bei  solchen ,  welcher  der  Prlvi- 
legirte  während  der  Zelt  der  Messe  in  seinem  Hanse, 
also  nicht  gerade  (z.  B.  wegen  Krankheit  bei  der 
Messe)  selbst  benöthigt  ist,  a.  a.  0.  n.  52.  60. 

1  Für  die  Festtage ,  an  denen  die  Messe  nicht 
gelesen  werden  soll ,  gilt  dies  selbstverständlich 
nicht,  es  sei  denn ,  dass  das  Privileg  darauf  lau- 
tet, oder  gerade  deshalb ,  weil  der  Privilegirte 
wegen  Krankheit  nicht  zur  Kirche  gehen  kann, 
ertheilt  worden  Ist. 

2  Denn  mit  dem  Privileg  ist  eine  solche  Er- 
laubniss nicht  ohne  Weiteres  gegeben,  vgL  Be- 
nedict. XIV.  const  cit.  $.  23. 24 ;  eiusd.  insüt. 
XXXIY.  n.  12.  Für  den.  Fall  der  Noth  bedarf  es 
der  Oestattung  nicht.  Des  Weiteren  s.  o.  8.  76. 

3  S.  0.  S.  124. 

«  Gonst.  Benedict.  XIY.  dt.  $.  20. 

^  Nach  dem  ausdrücklichen  Wortlaut  der  In- 
dulte. 

0  Das  schreiben  auch  besonders  die  Prov. 
KonziUen  v.  Tarragona  1717  u.  Auch  1851,  coli, 
conc  Lac.  1,  762  u.  4,  1193  vor. 

7  Die  Doktrin,  welche  die  Ylsitationsberechtl- 
gung  des  Ordinarius  verneint,  hat  dies  aus  o.  27 
rOregor.  IX.)  X.  de  censib.  UL  39  u.  c  1  $.  1 
(Innoc  rv.)  in  VIto  eod.  IIL  20,  wonach  von  Privat- 
oratorien keine  Yisitations-Prokuration  gefordert 
werden  kann,  hergeleitet,  s.  darüber  Fagnan. 
discept.  de  grangils  hinter  c.  27  X.  cit  n.  2ö; 
Ferraris  l.  e.  n.  25;  AcU  s.  sed.  17,  24,  in- 


dessen mit  Unrecht,  denn  das  Yerbot  der  Proku- 
raüon  schliesst  das  Yisitationsrecht  als  solches 
nicht  aus,  vgl.  auch  die  vor.  Anm. 

s  Denn  ebensowenig,  wie  er  die  Erlaubniss 
wlUkürUch  verweigern  darf,  o.  8.  315.  n.  7,  ist 
er  beftgt  sie  beliebig  und  ohne  gerechtfertigten 
Grund  zurückzunehmen,  Analecta  L  c  p.  646. 

0  Nur  die  Ausübung  des  Privilegs  ist  von  der 
Erlaubniss  des  Ordinarius  abhängig,  folglich  kann 
die  Zurückziehung  dieser  das  Privileg  selbst  nicht 
vernichten. 

^  Weil  darin  allein  noch  keine  konkludente, 
einen  Yerzieht  begründende  Handlung  liegt ,  ?. 
auch  Bd.  IIL  8.  816. 

11  Dies  ist  auch  die  herrschende  Meinung, 
Ferraris  L  c  n.  20. 

12  Denn  es  wird  immer  für  eine  bestimmte 
oder  mehrere  bestimmte  Personen  ertheilt,  iat 
also  ein  persdnliches,  s.  auch  Bd.  III.  &  817. 

^  Im  übrigen  kommen  die  allgemeinen  von 
den  Privilegien  geltenden  Grundsätze  zur  An- 
wendung. So  erlischt  es  z.  B.  nicht  mit  dem 
Tode  des  Papstes,  welcher  es  ertheilt  hat,  wohl 
aber  kann  es  der  Papst  widerrufen,  Bd.  ni. 
8.  817.  818. 

1^  Dies  hat  man  früher  mehrfach  angenommen, 
s.  Gallemart,  conc  Tridentin.  Sess.  XXII. 
decr.  de  obs.  oelebr.  missae  n.  6  und  die  Anfüh- 
rungen bei  Bouix,  tractat.  de  episcopo  ed.  II. 
2,  126,  so  auch  noch  Probst  S.  99,  indem  das 
Yerbot  des  Trldentlnums  nur  auf  die  llcentia 
perpetua  celebrandi  per  modum  habitus,  nicht 
aber  auf  die  llcentia  per  modum  actus  pro  aliquo 


5.  «4.1 


Die  Verwaltang  des  Kultus.  Die  gotteediensüiohen  Gebäude. 
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zulässig ,  unter  welchen  anoh  an  jedem  anderen  anständigen  Orte  ansserhalb  der 
▼orgeschriebenen  Kirchen  celebrirt  werden  darf  ^. 

Die  praktisch  wichtige  Frage  nach  der  Znstftndi^eit  des  Bischofs  und  des  Papstes 
mt  Gestattong  der  Messfeier  and  anderer  gottesdienstlicher  Funktionen  in  den  Ora- 
torien bestimmt  sich  also  danach,  ob  dasselbe  ein  öfTentliches  oder  privates  ist.  Ent- 
scheidend daflir  ist  einmal  die  Zweckbestimmung ,  welche  der  Eigenfhümer  dem  von 
ihm  errichteten  Oratorium  geben  will,  und  femer  der  weitere  Umstand,  ob  dasselbe 
Bach  Beschaffenheit  und  nach  Lage  für  den  gewollten  Zweck ,  namentüch  wenn  es 
ein  öffentiiches  sein  soll,  gebraucht  werden  darf.  Ein  Oratorium,  welches  nur  durch 
die  Privaträume  des  Eigenthtimers  betreten  werden  kann ,  erscheint  fdr  den  öffent- 
lichen Gebrauch  nicht  geeignet.  Liegt  dasselbe  zwar  innerhalb  der  Privaträume,  ist  es 
indessen,  ohne  dass  es  sich  an  einer  Offentiichen  Strasse  befindet,  2.  B.  durch  Privat- 
wege oder  durch  einen  Hofraum  frei  zugänglich,  so  ist  seine  Benutzung  als  öffent- 
liches Oratorium  nicht  absolut  ausgeschlossen^.  Es  genügt,  dass  in  einem  solchen 
Falle  der  Eigenthümer  in  einer  öffentlichen  Urkunde  die  Verpflichtung  übernimmt, 
den  etwaigen  seiner  Verfügung  unterstehenden  Zugang  ftir  die  gottesdienstlichen 
Zwecke  stets  offen  zu  halten  ^. 

Da  das  Tridentinum^  die  Messfeier  nur  in  Privathäusem  verbietet,  so  gelten  die- 
jenigen Oratorien,  welche  ihrer  Lagenach  zwar  als  private  zu  betrachten  sein  würden, 
aber  sich  in  anderen  als  Privat-Gebäuden  befinden,  nicht  als  private,  sondern  als  öffent- 
liche. Dies  ist  der  Fall  bei  den  Oratorien  in  den  Palästen  der  Kardinäle  und  Bischöfe  ^, 


tempore  bezogen  wurde.  Das  Txidentinum  macht 
aber  diesen  Unterschied  nieht ,  and  so  hat  schon 
Fagnan.  ad  c  30  X.  de  privUeg.  T.  33.  n.  13 
sieh  unter  Bemlüng  anf  mehrere  Entscheidungen 
der  Congr.  conc  dagegen  erklirt.  Damit  stimmt 
audi  die  neuere  Praxis  der  letzteren  überein ,  s. 
die  Eutsoh.  1847  fQr  Münster,  Analect.  1.  c. 
0.  684,  Ben  SS  et  L  in  gen,  cansae  selectae 
Congr.  coüe.  S.  856 :  „non  Heere  episoopo  hnins- 
modi  licentias  qnoeomqne  snb  obtentn  conoedere 
ne  pro  aetn  qnidem  mere  transennte: 
hane  faenltatem  eese  soll  Romano  pontlfici  reser- 
vatam,  eidemqne  eplscopo  llteras  s.  congregatio- 
nie  a  Paulo  V.  approbatas  expedlri  et  quoad  fa- 
cultates  hueusque  alias  quam  a  Romano  pontifloe 
concessas  consulendum  Sanctissimo  pro  earum- 
dem  sanctlone'',  s.  auch  die  Entsch.  von  1861, 
Reuss  et  Lingen  l.  c.  p.  855.  868. 

1  8. 0.  S.  189.  Nur  so  ist  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  T.  1856,  Analecta  1.  c.  p.  640  (s.  o.  S.  188. 
n.  5)  zu  verstehen. 

>  Insbesondere  wird  die  Tauglichkeit  nicht  da- 
durch beseitigt,  dass  das  Oratorium  nicht  ganz 
freisteht  und  nicht  von  den  benachbarten  Privat- 
hjlusem  isolirt  ist,  Analecta  1.  c.  p.  652. 

*  80  nach  der  Praxis  der  Congr.  conc.  1.  c. 
p.  661.  662.  Aus  früherer  Zeit  haben  sich  in 
manchen  Dloceeen  Oratorien  oder  Kapellen  erhal- 
len ,  welche  mitten  in  Schlössern  oder  Pausten 
tiegen ,  in  welchen  aber  ausser  der  Familie  des 
Eigenthümers  ein  Thell  der  nahe  wohnen- 
den BoTolkerung  regelm&ssig  die  Messe  gehört, 
auch  wohl  die  Beichte  abgelegt  und  die  Eucha- 
ristie empfangen  hat,  für  welche  mitunter  sogar 


kirchliche  Beneflzien  errichtet  und  endlich  selbst 
Ablassprivilegien  erthellt  sind ,  ohne  dass  diese 
Gebäude  einen  Zugang  von  der  öffentlichen  Strasse 
aus  besitzen.  S.  hierher  gehörige  Fälle  bei  Fer- 
rari s  1.  c.  n.  87 ff.:  Analecta  1.  c  p.  636.  664; 
Acta  B.  sed.  8,  59.  60;  Reuss  et  Lingen, 
eausae  selectae  p.  858  (vgl.  auch  H.  v.  u.  z.  Auf- 
s e SS,  Rechtsverhältniss des Privat-Oottesdienstes 
u.  des  öffentlichen  Gottesdienstes ,  nachgewiesen 
a.  d.  Gesch.  d.  Schlosskapelle  zu  Freyenfels.  Er- 
langen 1846.  S.  15.  39.  86. 116.  136).  Die  Con- 
greg.  oonc.  hat  solche  Oratorien  fi&r  öffentliche 
erklärt ,  und  die  bestehenden  Verhältnisse  unter 
der  Bedingung  aufrechterhalten ,  dass  entweder 
der  Eigenthümer  auf  das  Elgenthum  des  Zugangs- 
terrains verzichtet  oder  mindestens  eine  Erklärung 
der  im  Text  gedachten  Art  ausstellt. 

*  S.  0.  8.  188.  n.  2. 

^  8.  0.  S.  188.  In  diesen  können  die  Bischöfe 
die  Messe  lesen  und  auch  bischöfliche  Funktionen 
vornehmen ,  z.  B.  firmen  und  ordiniren ,  sofern 
nicht  etwa,  wie  für  die  General- Ordinationen, 
durch  das  Gesetz  die  Benutzung  einer  bestimm- 
ten Kirche  (Bd.  I.  S.  114)  vorgeschrieben  ist, 
const.  Benedict  XTV.  Magno  dt.  $.  1;  van  de 
Bürgt  1.  c.  p.  200.  201.  Auch  dürfen  andere 
Priester  selbst  während  der  Vakanz  des  bischöf- 
lichen Stuhles  in  denselben  die  Messe  lesen.  Die 
Gläubigen,  welche  der  Messe  in  einer  solchen 
Kapelle  bewohnen ,  genügen  der  vorgeschriebe« 
nen  Pflicht  (s.  0.  S.  217),  s.  die  Ents(^.  d.  Congr. 
conc.  bei  Ferraris  1.  c  n.  69.  u.  d.  Congr.  rit. 
bei  Gardellini  ed.  dt.  n.  2107;  1,  359  und 
n.  6200;  4,  178. 
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in  don  KlMem  \  in  den  für  kirohliche  imd  {tomtm  Zwecke  mit  Gtenehwignng  der  kink- 
Hohen  Oberen  (des  Papstes  oder  der  Biaehöf«)  g^rflndeten  Anstalten ,  so  in  den 
Hftnsem  ordensfthnlicher  Kongregationen,  in  den  kircUiehen  Seminarien,  HoBpitilem, 
Waise&hftuaemyErnehuBgsanstalten  und  in  den  Hftnsem  kirohlickerBmderBekaften  \ 
endlich  auch  in  solchen  Anstalten,  welche  zwar  nicht  unter  kirchlichor ,  aber  öffent- 
licher, staatlicher  oder  kommunaler  Autorität  (wie  die  Gefangen-,  Waisen- und  Stanken- 
hAuser]  erridbütet  sind  3.  In  allen  diesen  Fällen  kann  also  der  Bischof,  soweit  sie 
nicht  exemt  sutd  ^,  die  Oelehration  der  Messe  und  alle  Funktionen,  welche  an  sich  int 
Offentliehen  Kapellen  vorgenommen  werden  dflrten^,  gestatten®.  Es  ki^uien  alsa 
auch  die  Gläubigen,  soweit  sie  nicht  durch  das  Kirchengesets  gehindert  sind 7,  oder 
etwa  der  Bbchof  oder  der  Obere  der  Anstalt  Nichtängehörig^  den  Zutritt  verbietet  ^, 
dem  Gottesdienst  beiwohnen  und  ikrer  Pfficht  in  Beeng  auf  die  Messe  geo^en  ^. 

§.215.    B.  Die  Errichtung  der  kirchlichen  Oehäude^^, 

I.  Das  kirchliche  Recht.  Soweit  die  Errichtung  von  kirchlichen  Gebäuden 
gleichzeitig  mit  der  Neubegrflndung  kirchlicher  Organisationen  oder  Anstalten  (z.  B. 
eines  Bisthums,  einer  Pfarrei  oder  einer  Kollegiatkirehe]  und  mit  der  Veränderung 


^  Sofern  dieselben  mit  Oenehmigang  det  Ge- 
neral- oder  Provinzial  -  Oberen  (nicht  blos  der 
Lokal-Oberen)  errlcbtet  sind,  Reiffenatnel 
m.  41.  n.  19;  Ferraris  1.  c.  n.  72flf.  79,  nnd 
zwax  kdnuen  In  denaellMn  niobt  nur  BegvUx-, 
sondern  auch  Weltpriestei  die  yUawt  lesen,  sowie 
die  GUubigen  ihie  Pfttoht,  die  Messe  zu  hdien, 
erfüllen.  IHe  Oratorien  in  den  giangiae  der 
Kldstex  oder  Mdache,  d«  h.  in  ländlichen,  den 
Zweekjen  des  Ackerbanes  dienenden ,  wesentlich 
für  Laienbrüder  bestimmten  Gebäuden  oder  in 
solchen,  in  welchen  nnr  einzelne  Mönche,  z.  B. 
znrErholnni;  sich  aoihalten,  bei  welchen  aber 
kein  Konvent  besteht,  sind  indessen  oratozta  prl- 
vata,  für  welche  dasselbe,  wie  für  die  gewöhn- 
lichen Prlyat-Oratorien  gUt,  Fagnan.  diso,  de 
grangiis  ad  c.  27  X.  de  cens.  m.  39i  n.  %  3; 
Ferrails  L  c  n.  78;  yan  de  Borgt  L  c. 
p.193. 

In  den  Nonnenklöstern,  d.  h.  solchen ,  welche 
der  Klansnr  unterworfen  sind ,  dürfen  zwar  auch 
Oratorien  errichtet  werden ,  aber  diese  können, 
weil  dies  durch  die  Klausur  gehindert  wiid,  nicht 
der  öffentlichen  Benutzung  freistehen,  also  nicht 
öffentliche  Oratorien  sein,  wennschon  durch 
päpstliches  Indult  das  PriTileginm  gewährt  wird, 
nach  Untersnchung  des  Ordinarius  dort  für  kranke 
Nonnen  die  Messe  zu  lesen  und  ihnen  die  Eucha- 
ristie zu  spenden,  Fagnan.  ad  c.  27  dt.  n..  26; 
▼an  de  Bürgt  p.  197. 

2  Fagnan.  ad  c  1  X.  de  ptlvileg.  V.  33. 
n.  21  ff. 

3  Entsoh.  d.  Gongr.  OoncY.  1847  bei  L  in  gen 
u.  Beussl.  c.  p.  ^8. 

^  Ist  dies,  wie  bei  den  Oratorien  in  den  Klö- 
stern der  exemten  Orden  der  Fall,  so  hat  der 
Ozdensobere  das  Recht  zur  Ertheilung  der  noth- 
wendigen  Genehmigang. 


5  S.  0.  S  311. 

8  Ist  es  noch  selbst  zulässig ,  dass  dergleichen 
Anstalten  zu  Pfarreien  erhoben  werden  können, 
s.  0.  S.  310 

7  Z.  B.  Frauen  au  dar  TheUnahme  des  Gottc«- 
dienstes  in  den  innerhalb  der  Klausur  belegenen 
Oratorien  in  Mannsklöstem. 

8  Zunächst  sind  diese  Kapellen  füx  die  Zweeke 
der  betreffenden  Anstalt  und  die  Zugehörigen 
derselben  bestimmt,  und  haben  deswegen  nieht 
den  Gharakter  der  öffentlichen  Kapellen,  well 
der  Besuch  jedem  Gläubigen  fteistäit,  sondem« 
weil  die  Gebäude ,  in  denen  sie  sich  befinden, 
im  Sinne  des  Trldentinums  nicht  zu  den  Privat- 
häusern  gerechnet  werden  können.  Begrifflieh 
ist  also  bei  Ihnen  die  Fernhaltung  anderer  Per- 
sonen nicht  ausgeschlossen,  und  eine  solche  kann 
gerade  im  Interesse  der  Anstalten  und  der  Errei- 
chung ihrer  Zwecke  (wie  z.  B.  bei  Gefangenen- 
Anstalten)  oder  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  bei 
Hospitälern  für  mit  ansteckenden  Krankheiten 
beliaftete  Personen)  geboten  sein.  So  auch  yan 
de  Bürgt  1.C  pi  201.  20Ö. 

9  Das  ist  in  Bezug  auf  die  zuletzt  besproche- 
nen Anstaltskapellen ,  in  Betreff  welcher  keine 
direkten  Vorschriften  darüber,  wie  In  den  Privi- 
legien für  die  Regulären  yorliegen ,  nicht  unbe- 
stritten ,  entspricht  aber  der  herrschenden  Mei- 
nung, ygl.  darüber  yan  de  Bürgt  1.  o.  p.  204. 
Diese  ersohelpt  begründet,  weil  der  Pfanzwang  in 
Bezug  auf  die  Messyerpfiichtung  überhaupt  nieht 
mehr  besteht  (Bd.  II.  S.  300)  und  weil,  wenn  die 
Kapellen  dieser  Anstalten  rechtlich  als  öffentlich 
gelten,  kein  Grund  yoxUegt,  sie  in  der  firagUchen 
Hinsicht  anders  zu  behandeln ,  als  die  sonstigen 
Oratorien  der  gedachten  Art,  s.  o.  S*  188. 

10  Jo.  Phil.  Carrach,  diss.  de  iure  oondendi 
oapeUai.  Hai.  SaL  1760. 
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solcher  (wie  z.  B«  eiaar  Pfiurr-£K9m6mbr«tioii)  erfolgt,  kommen  die  soboa  Bd.  II. 
S.  387  ff.  besprooheaeii  Oraudafttze  sor  Anwendung.  Hier  steht  daher  nur  nooh  die 
^xiditaii^  anderer  Kirchen,  welohe  nioht  den  erwähnten  Zwecken  dienen,  wie 
namentlich  die  von  öffentlichen  Kapellen  in  Frage  ^. 

Erfordorlii^  ist  dafllr 

1.  die  Zastimmang  des  Bisehoö  ^  oder  des  Ordinarius  ^  der  betreffenden  Diöceae, 


1  Wm  die  Bniobtung  Ten  KlofterUrt hm  be- 
trifft ,  80  gelten  d&f är  die  Regeln  über  die  Nen- 
begründnng  -ron  Klöstern  überhaupt,  welche  erst 
unten  in  d«i  Lakxe  Ton  den  Orden  bespionhen 
werden  können. 

«  C.U  (cÄpit  ap.  Salz  t.  803)  0.  XVI.  qu.  1 ; 
c.  4  (Alex.  IV.  V.  1266)  in  VIto  de  privlL  V.  7. 

Die  Genehmigung  des  Papstes  ist  niemals  für 
alle  Kirchen  gefordert  worden.  Das  Fragm.  Ni€Ol.  I. 
xw.  858  u.  867  ad  denun  et  pl<(b.  Nenens.  (o. 
Nocens.^  bei  Deusdedit  coli.  can.  I.  128  u.  c.  8 
Dist  I.  de  consecr. :  „ecclesia,  1.  e.  catholicorum 
eeUectio ,  quomodo  sine  apesloUeae  ftedis  insti- 
tuetur  nutu,  quando  iuxta  sacra  decreta  nee  ipsa 
debet  absque  preceptione  papae  basilica  noviter 
coBstmi,  que  ipeae  caUioUeonun  inte»  semet 
amplecti  catenram  dinoscitur^,  bezieht  sich  wohl 
auf  die  Errichtung  einer  Kathedrale,  wozu  bereits 
im  9.  Jahäiimdert  die  ZusHmmmng  des  Papstes 
gefordert  wurde,  Bd.  IL  S.' 381.  382,  da  schon 
i.  879 ,  also  bald  nachher  ein  Bischof  von  Nona 
(später  zum  ErzMethun  Speleto  gehörig)  vor- 
iommt,  Gams,  series  episooporum  p.  411,  und 
die  Dekretale  ffiglich  die  (Mndung  dieses  Bis- 
thums  betroffen  haben  kann. 

In  Italien  haben  die  römisohen  Bischöfe  seit 
dem  5.  Jahrhundert  allerdings,  allein  innerhalb 
der  Grenzen  des  zömischui  Montropolitanbezirks, 
zwar  nioht  die  Befugnis«  der  Zustimmung  zur 
Neu-Errichtun^  von  Kirchen  und  Oratorien,  wohl 
aber  die  praktisch  zu  demselben  Ergebniss  füh- 
rende Befugnlss,  die  Erlaubnis«  zur  Konsekration 
zuertheilen,  in  Anspruch  genommen,  ep.  Gelas.  I. 
ad  episc.  Lucan.  ▼.  4i94  c.  4  (in  c.  6  pr.  Dist  I  de 
consecr.):  „basilicas  noviter  Institutas  nonpetitis 
ex  more  praeceptiLonibus  dedicare  non  audeant^u. 
c  25  (o.  4  Dist.  oit.) ;  fragm.  Gelas.  L  484  o.  495 
(c.  5.  Dist.  cit.),  fragm.  einsd.  495  0.496  (c.  7 
Dist  dt) .  s.  auch  die  Anweisung  Gelaslus  I. 
V.  493  0.494  an  den  Bisohof  Y.LaTino  auf  Bitten 
der  Gründer  einer  Basilica,  diese  zu  dedi4}iren, 
bei  Loewenfeld,  epistolaepontilroman.  p.l, 
und  dieses  Recht  ist  praktisch  von  ihnen  auch 
bis  in  das  7.  Jahrhundert  hinein  geübt  worden, 
8.  gleiche  Anweisungen  y.  Pelagius  II.  zw. 
565—560  bei  Deusdedit  UI.  207,  Mansi  9,  734 
(Bd.  I.  316.  n.  2.);  ▼.  Gregor  I.  ep.  IX.  84,  ed. 
Bened.  2,  994;  X.  2, 1.  c  p.  1043;  XII.  11 , 1. 
c  p.  1187  u.  Bd.  I.  S.  316.  n.  7.  (Jaf  f  tf  reg.  IL 
ed.  n.  1707. 1692. 1696)  und  die  Citate  Bd.  II. 
S.  316.  n.  3,  sowie  im  Über  diumus  ed.  de 
Bozi^re  n.  10  p.  36  (petitio  dedieaUonis  ora- 
torii)  und  n.  11  p.  38  (resnonsum  oratorii  dedi- 
candi),  ygl.  auch  n.  18-^29.  p.  46 ff.  Die  römi- 
schen Biaehöfe  haben  diese  Befugniss  zur  Gel- 
tung zu  bringen  gesucht,  um  die  Dedikation  der 
Kirchen  für  unbekannte  Heilige  oder  gar  als 
Ketzer  verstorbene  Personen  zu  Terhindem,  ep. 


dt  ad  epise.  Lucan.  o.  25.  Thiel  p.  376:  „Hoo 
sumus  tamen  indicio  detestabüiore  permoti,  quod 
in  quocunque  nomine  defunctorum,  et  quantum 
didtor,  neoomnino  üdelium,  conetrucÜMies  aedi- 
flcatas  saczis  processionibus  (d.  h.  dem  öffent- 
lichen Gottesdienst,  s.  Bd.  n.  S.  619.  n.  4)  au- 
daotec  inetftaeie  memorantui^  und  diee  hängt 
mit  der  Tendenz  zusammen,  die  sich  Immer  mehr 
ausbreitende  Heiligen -Terehrung  (s.  o.  S.  241 
n.  6)  wenigsten«  auf  den  Kultus  geiedguetec  Per- 
sonen zu  beschränken ,  wie  dies  namentlich  der 
Umstand  ergiebt,  dass  In  dem  dtirten  Schreiben 
«tels  der  Heilige  enrihnt  wird,  und  in  den  For- 
mularen des  über  diumus  sich  ebenfalls  eine  ent- 
sprechende Stelle  dafür  findet.  Dass  dabei  nicht 
die  Prüfling  der  Zulissigkeit  der  Eirlohtang  der 
Kirchen  und  Oratorien  überhaupt  in  Frage  ge- 
standen hat,  zeigt  sich  darin,  dass  diese  gewöhn- 
lich amsdzüeklieh  dem  Bischof  seitens  de«  Papstes 
überlassen  wird  (s.  z.  der  Worte :  „si  in  tua  dioe- 
cesi  memorata  constructlo  iure  consistit^  iu  ep.  dt. 
Pelagü  L  und  Über  diumu«  n.  11).  Auseerhalb 
des  römischen  Metropolltanbezlrkes  ist  daher  auch 
von  der  Nothwendlgkeit  der  päpstlichen  Ge- 
nehmigung zur  Konsekration  und  Dedikation 
nioht  die  Bede ,  ja  Zachadas  I.  wdst  selbst  In 
einem  Briefe ,  in  welchem  die  seit  Gelaslus  I. 
▼orkommenden  Formulare  benutzt  sind,  die 
Konsekration  unbeschränkt  den  Bischöfen  zu 
(Bd.  I.  8.  316.  n.  4> 

Wie  in  fränkischer  Zeit  das  Recht  des  Bischofs 
zur  Ertheilung  der  Genehmigung  f  är  die  Errich- 
tung und  Konsekration  von  Kirchen  und  Ora- 
torien (s.  auch  Bd.  II.  S.  384;  Löning,  Gesch. 
d.  deutsch.  Kirohenrechts  2 ,  361)  nirgends  be- 
zweifelt wird ,  so  ist  auch  später  durch  die  Par- 
tikularsynoden gegen  ylelfach  Torkommeude  Ver- 
letzungen das  Recht  des  Bischofs  zur  ILonsens- 
erthellung  wiederholt  betont  worden,  s.  z.  B. 
London  1102.  c  15,  Mansi  20,  1161 :  „Ne  novae 
capellae  flaut  sine  consensu  ^isoopi'* ;  London 
1138  c  12,  i  c21,  513 :  „ne  quis  absque  Ucentla 
episcopi  sui  in  possessione  sua  ecclesiam  vel  ora« 
torium  consütuat" ;  Mainz  1261  o.  14, 1.  c.  23, 1084 
(gegen  die  Mönche  unter  Androhung  der  Zer- 
störung der  so  erbauten  „ecciesia");  Malland 
1287  0.  24  (1.  c.  24 ,  879 :  „oratoria,  altaria,  ca- 
peUae  et  ecclesiae'');  Trier  1310  c.  62  (1.  c.  25, 
264 :  „ecdesiae,  c^eUae,  oratoria,  hospitalia  seu 
alla  pla  loca  et  reUgiosa^O ;  Paris  1314.  c  11,  l. 
c.  p.  635  (gegen  den  Bau  von  „oratoria  vel  ca- 
pellae'^ durch  Exemte);  Mardae  1326.  c  37,  1. 

0.  p.  790  (desgleid^n);  Magdeburg  1370  c  31, 

1.  c.  26,  583  rdesgleichen);  Synodalstotuten  v. 
Camin  aus  d.  16.  Jahrh.  im  Arch.  1  kath.  K,-  R. 
37,  236. 

s  Also  z.  B.  des  praelatus  nullius,  Bd.  II. 
S.  344 ;  bei  Erledignng  des  bischöflichen  Stuhles 


320 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  J15. 


und  zwar  auch  in  dem  Falle,  dasB  innerhalb  derselben  die  Errichtung  seitens  eines 
exemten  Ordens  oder  einer  exemten  Körperschaft  beabsichtigt  wird  i,  wogegen  solche 
Nengrttndimgen  seitens  der  letzteren  innerhalb  ihrer  exemten  Gebiete  allein  der  Ge- 
nehmignng  des  Papstes  bedürfen^. 

Ob  die  Zustimmung  des  Bischofs  ausdrücklich'  oder  stillschweigend^,  schon  vor 
der  Errichtung  oder  nach  derselben  ertheilt  werden  muss,  ist  streitig.  Aus  dem  dem 
Bischof  für  die  NeugrflndungYorgeschriebenen  Verfahren  ergiebt  sich  aber^,  dass  diese 
Oenehmigung  eine  ausdrückliche  sein  muss  ^.  Im  Voraus  braucht  sie  nicht  gegeben 
zu  werden,  vielmehr  kann  der  Bischof  auch  ein  schon  vorhandenes,  geeignetes  ein- 
gerichtetes Gebäude  zur  Kirche  oder  KapeUe  bestimmen  und  konsekriren  7. 

2.  Muss  eine  JUS ta  causa,  ein  genügender  Grund,  eine  necemUu  oder  eine  utUitas 
oder  ein  8.  g.  ineremenium  cultus  vorliegen^. 

3.  Wird  selbst  für  eine  blosse  öffentliche  Kapelle  eine  ausreichende  dos,  Dotation 
fttr  die  bauliche  Unterhaltung  derselben,  die  sächlichen  Ausgaben  des  Gottesdienstes 
und  für  den  besonderen  Geistlichen,  falls  ein  solcher  zur  Verwaltung  des  letzteren 
angestellt  oder  auch  und  widerruflich  damit  betraut  werden  soll,  verhingt^.  Das 
Maass  de^enigen,  was  in  dieser  Hinsicht  erforderlich  ist ,  hat  der  zuständige  kirch- 
liche Obere  mit  Rücksicht  auf  den  Zweck,  welchem  die  Kapelle  dienen  soll,  zu  be- 
stimmen ^^. 

Die  Dotation  hat  derjenige  zu  beschaffen ,  welcher  die  Earche  oder  KapeUe  er- 
richten lässt  und  sie  der  öffentlichen  Benutzung  übergeben  will  <^  Die  Quellen  ver- 
langen daher ,  dass  der  Erbauer  sich  in  einem  öffentiichen  Instrumente  zur  Hergabe 


des  KapitelsTervesers,  &.  a.  0.  S.  244.  Dem  Qe- 
neraMkar  steht  ohne  Special -YoUmacht  das 
Recht  nicht  zu,  da  es  sich  am  eine  Qnadensache 
handelt,  a.  a.  0.  S.  214,  Tan  de  Bargt  p.  21. 

t  c.  4  in  Vlto  n.  7  eit. 

*  c  4  cit.  Wenn  van  de  Bargt  p.  19  es 
nach  dem  Worlant  der  Stelle  nnentschieden  sein 
l&sst ,  ob  nicht  ansserdem  die  Genehmigung  des 
Bischofs  erforderlich  sei ,  so  erscheint  diese  Auf- 
fassung deshalb  unhaltbar ,  weil  der  letztere  In 
den  exemten  Gebieten  keine  Jurisdiktion  besitzt 
Das  Terlaugt  auch  z.  B.  Malland  1287  c.  14 
(S.  819  n.  2) ,  welches  im  wesentlichen  das  c.  4 
dt  reproduzlrt,  nicht 

Statt  des  Bischofs  kann  auch  der  Papst  die 
ErlaubnlsB  zur  Neugründung  gew&hren  (s.  z. 
B.  Clemens  lU.  1196,  Jaff^  reg.  ed.  I.  reg. 
n.  10619)  oder  ein  dahin  gehendes  Prlrileg  (fOr 
Mönchsorden ,  wie  die  Mlnoriten ,  Innocenz  IV. 
1243,  Potthast  n.  1115Ö;  die  Augustiner- 
Eremiten  Innocenz  lY.  1.  c.  n.  14060;  die  Klu- 
nlacenser  und  die  Karmeliten  Urban  IV.  1261. 
1.  c  n.  12866  u.  n.  18326;  für  ein  Hospital  der 
Augustiner  Nikolaus  IV.  1291,  L  c  n.  13738)  er- 
theilen,  doch  gilt  im  Zweifel  die  Erlaubnlss  des 
Diöcesanbischofs,  welche  dann  freilich  aUeln  aus 
einem  gerechtferügten  Grunde  verweigert  werden 
kann ,  als  vorbehalten ,  so  die  Congr.  conc.  bei 
Ferraris  s.  ▼.  ecdesia  art  III.  n.  14. 16.  An- 
weisungen an  Bischöfe,  die  Erbauung  zu  gestatten 
Ton Innocenz  ni.  1207,  Potthast  reg.  n.  3184; 
Innocenz  IV.  1246,  1.  c.  n.  11809 ;  Alexander  IV. 
1266, 1.  c.  n.  16661. 

3  So  z.  B.  Beiffenstuel  in.  48.  n.  7. 


4  Durch  stillschweigende  Duldung  der  Errich- 
tung ohne  nachtrigllche  Ratihabltlon ,  so  Bar- 
be sa  jus  eccL  II.  2.  n.  6.  . 

5  Pontlf.  Roman.  P.  11.  de  benedictione  et  im- 
posltione  Primarii  lapldis:  „Nemo  eccleslam 
«ediflcet,  priusquam  pontiflcis  ludicio  locus  et 
atrium  deslgnentur  et  quid  ad  luminarla ,  quid 
ad  reotoris  ministrorumque  stipendia  suflleiat, 
quidque  ad  eccleslae  dotem  pertineat ,  dellniatar 
et  per  eum  tel  eins  auctoritate  per  sacerdotem 
crux  In  loco  Agatur  et  lapls  prlmarius  In  fanda- 
mento  ponatur**,  eine  Rubrik,  welche  Im  wesent- 
lichen c.  9  (nov.  Justinian.  67.  c  1)  Dlst.  I.  de 
eonsecr.  wledergiebt. 

0  Neuere  Proylnzialsynoden  Terlangen  schrift- 
liche Genehmigung,  Wien  1868,  coli.  conc. 
Lac.  6,  179,  oder  Torg&nglge  Einreichung  der 
Bauzeichnungen,  Köln  1860 ,  1.  c.  p.  373 ;  Prag 
1860, 1.  c.  p.  626.  629. 

^  Congr.  rit  ▼.  1843  bei  Gardellini  ed.  dt. 
n.  4969,  4,  18. 

fi  Bd.  II.  S.  388.  Vgl.  dazu  auch  weiter  unten 
zu  Nr.  4. 

9  S.  dleSteUen  inAnm.  6,  femer  c.  1  0. 1.  qu.  2 
u.  c  8  (Honor.  III)  X  de  eonsecr.  eooles.  in.  40. 

10  Bei  Kapellen,  welche  blos  für  einzelne 
gottesdlenstllche  Handlungen,  z.B.  zur  Feier  Ton 
Messen  an  bestimmten  Heiligentagen  errichtet 
werden  sollen ,  und  an  welchen  kein  besonderer 
Geistlicher  angestellt  wird ,  bedarf  es  daher  blos 
eines  Fonds  f&r  die  bauliche  Unterhaltung  und 
die  B&ohlichen  Kosten ,  einschliesslich  der  MeM- 
stlpendlen. 

"  S.  Anm.  9. 
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der  Dotatiaii  verpffiehte^.  Auch  ist  eis  salcher  selbst  ohne  die  Uebernahme  einer 
derartigen  Verbindlichkeit  ^,  sowie  nach  seinem  Tode  sein  Erbe  ^,  zwar  nicht  lediglich 
durch  die  Thatsache  der  Errichtung ,  wohl  aber ,  wenn  auf  seine  Veranlassung  die 
Kirche  konsekrirt  oder  benedicirt  worden  ist  ^,  für  die  Dotation  verhaftet.  Die  älteren, 
bisher  citirten  Quellen  setsen  voraus,  dass  der  Erbauer  sich  sowohl  des  Eigenthums 
de»  von  ihm  beschaflien  Bauplatzesund  des  zur  Kirche  bestimmten  Gebäudes,  wie 
auch  der  zur  Dotation  ausgewiesenen  VermOgensetücke  entäussere.  Wie  man  aber 
in  der  karolingischen  Zeit  die  Konsekration  einer  Kirche  mit  der  Fortdauer  des  Eigen- 
thums des  Stifters  nicht  ftlr  unvereinbar  gehalten  hat  ^,  so  ist  es  auch  nach  heutigem 
Recht  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Kirche  oder  Kapelle  mit  ihrer  Einrichtung  und 
den  ftlr  ihre  kirchlichen  Zwecke  gewidmeten  Fonds  im  Eigenthum  ihres  Erbauers 
verbleibt  ^.  Eine  absolute  Nothwendigkeit)  die  Abtretung  des  Eigenthums  vor  der  Ge- 
nehmigung des  Gebrauchs  des  Gebäudes  zur  Kirche  oder  Kapelle  und  vor  der  Kon- 
sekration oder  Benediktion  desselben  zu  verlangen,  besteht  daher  ftlr  den  kirchlichen 
Oberen  nicht.  Seine  Prüfung  hat  sich  vielmehr  nur  darauf  zu  erstrecken ,  ob  die 
dauernde  Benutzung  des  Gebäudes  zu  den  in  Frage  kommenden  gottesdienstlichen 
Zwecken  und  die  Femhidtung  jeder  Profanation,  sowie  die  bauliche  Unterhaltung  des 
Gebäudes  und  die  Beschaffang  der  s<^nst  erforderlichen  Kosten  gesichert  ist.  Dies 
wird  aber  ftlr  die  Regel  der  Fall  sein ,  wenn  Kirchen  und  Kapellen  durch  kirchliehe 
Korporationen  oder  Genossenschaften,  z.  B.  durch  ein  Erlöster  oder  eine  fromme 
Bruderschaft  oder  vom  Staat  oder  von  einer  Kommune  für  ihre  Zwecke  (als  Bruder- 
schafts-, Garnison-,  Krankenhaus-,  Strafanstalts- Kapellen)  gegründet  werden.  Ja 
selbst,  wenn  ein  Privatmann  mit  Vorbehalt  seines  Eigenthums  unter  Darbietung  der 
nöthigen  Sicherheiten  "^  eine  Kapelle  errichtet,  wird  der  Ordinarius  ^  befugt  sein,  falls 

'  S.  die  Torher  in  Bezug  genommenen  Stellen  so  Usst  eich  die  Konsequenz,  dass  ndthigenfalls 

MB  dem  Dekret.   Die  seit  Gelasias  I.  gebrilnch-  die  Kapelle  oder  Kirclie  wieder  exekrirt  werden 

Hohen  Formnlare  ffir  Genehmignng  der  Kon-  mnss,  falls  sich  Niemand  znr  Besohaffung  der 

sekratlon  von  Oratorien  (s.  o.  S.  319  n.  2)  setzen  nöthigen  Mittel  bereit  linden  lässt,   doch  nicht 

rielfaeh  yorherige,  gehörig  insinnirte  Schenkung  abwenden. 
In  den  Worten :  „snecepta  oder  percepta  priraitns  ^  Bd.  II.  S.  623. 

donatione  .  .  .  gestisqae  mnnicipalibus  allegatis''  ^  S.  o.  S.  163.  164. 

verans.    Auch  hente  ist  es  noch  gebränchHch,  ?  Dafür,  dass  die  gottesdienstliche  Benützung 

derartige  schriftliche  Yerpfiichtangserklärungen  danemd  gestattet  bleibt,  nnd  femer  dafür ,  dass 

zn  fordern,  Prag  1860,  coli,  conc  Lac.  5,  Ö20.  neben  dieser  kein  profanirender  Gebrauch  ge- 

^  e.  8  X  m.  40  cit.  macht  wird.   In  letzterer  Beziehung  kommt  anch 

8  Das  ist  die|emeine  Meinung,  s.  z. B.  Fer-  die  Art  der  Anlage  des  Gebäudes,   namentlich 

Taris  1.  c.  n.  So.  sein  Zusammenhang  mit  anderen  Räumlichkeiten 

*  S.  darüber  Bd.  III.  S.  26.  n.  2.    Falls  der  in  Betracht.    Nach  fester  Praxis  der  römischen 

Erbauer  oder  sein  Erbe  unvermögend  sind ,  soll  Kongregationen  (episcoporum ,  rituum  ,  concilii 

nach  der  berrschenden  Annahme  der  Kanonisten,  nnd  immunitatis)  »ist  weder  die  Anlegung  von 

s.  Barbosa^  J.  £.  U.  II.  2.  n.  21 ;  Relff  en-  Fenstern  mit  Aussiebt  in  dieKircbe,  um  von  dort 

stuel  m.  40.  n.  9  und  Ferraris  1.  c.  n.  9,  aus  die  Messe  und  den  Gottesdienst  zu  hören,  nocb 

sowie  die  dort  cilirten,  der  Bischof,  welcher  die  die  Oeffnung  von  privaten  Thüren  nachdem  eige- 

Kirehe  ohne  das  Vorhandensein  einer  genügenden  nen  Hause,  selbst  für  weltliche  Grosse,  gestattet, 

Dotation  konsekrirt  hat,  für  diese  zwar  nicht  mit  und  es  werden  nur  unter  besonderen  Umst&nden 

dem  Vermögen  seiner  Kirche,  wohl  aber  mit  sei-  (z.  B.  wegen  schwerer  Krankheit  des  Bittstellers, 

nem  eigenen  Vermögen  nach  Analogie  der  Unter-  besonderer  Verdienste  um  die  Kirche)  Indulte 

haltungspflicht  des  Ordinators   gegenüber  dem  darauf  gewährt,  s.  Ferraris  s.  v.  ecclesia  art  5. 

ohne  Titel  geweihten  Kandidaten  ,  Bd.  I.  S.  78,  n.  1  ff.  und  die  Entsoh.  bei  Rens  s  et  L  in  gen, 

haften.  Das  ist  indessen  unhaltbar.  Einquellen-  causae  selectae  oongr.  conc  p.  863.  864.  866. 

m&ssiges  Fundament  hat  diese  Ansicht  nicht,  und  Femer  soll  soviel  als  möglich  verhindert  werden, 

80  weit  mir  bekannt ,  hat  sich  in  der  Praxis  kein  dass  sich  Schlafzimmer  über  den  Decken  und 

dahin  gehendes  Gewohnheitsrecht  gebildet   Da  Wölbungen  der  Kapellen  befinden,   Reuss  et 

man  übrigens  darüber  einig  ist ,  dass  der  Bisehof  L 1  n  g  e  n  1.  c. 
beim  Mangel  eigenen  Vermögens  nicht  haftet,  ®  Vgl.  dazu  auch  o.  S.  168. 

HlBsohias,  Eirehenreeht.  lY.  21 
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die  Gründung  einer  solchen  wUnschenswerth  erscheint ,  dieselbe  Aber  unter  anderen 
Bedingungen  nicht  erlangt  werden  kann,  die  Oenehmignng  zu  eriheüen  und  das  Ge- 
bäude zu  benediciren  oder  zu  konseknren  ^ 

4.  Ferner  hat  der  Ordinarius  darauf  zu  sehen,  dass  die  Neu -Errichtung  nicht 
zum  Naohtheil  der  bereits  vorhandenen  kirchlichen  Anstalten  gereicht  >. 

Diese  sollen  fflr  die  Regel  dadurch  an  ihrem  Vermögen  keine  Einbnsse 
erleiden  K  Dagegen  hindert  der  mögliche  Verlust  an  zufiUligen  Einnahmen  aus  frei- 
willigen Gaben  der  Gläubigen,  z.  B.  an  Oblationen,  Messstipendien  fflr  eine  schon  be- 
stehende Kirche,  die  Einrichtung  einer  anderen  oder  einer  Kapelle  nichts. 

Ausser  dieser  materiellen  Seite  kommt  aber  weiter  als  bestimmendes  Moment  der 
Umstand  in  Beiaraoht,  ob  nicht  durch  die  Neu-Erriohtung  die  ErftUlung  der  gottes- 
dienstlichen Zwecke ,  zu  welchen  gerade  die  bereits  bestehende  Kirche  bestimmt  ist, 
eine  empfindliche  Schmälerung  erleiden  wflrde.  Deshalb  sollen  im  Falle  der  Neu- 
grflndung  von  Kapellen,  welche  nicht  den  Zwecken  des  Pfarrgottesdienstes  und  der 
Pfarr -Verwaltung^,  sondern  anderen  gottesdienstlichen  Handlungen  dienen®,  der 
Pfarrkirche  ihre  Pfarr-Bechte  vom  Ordinarius  bei  Ertheilung  der  Erlaubniss  vorbe- 
halten werden  7.  Daher  ist  auch  im  Mittelalter  bei  der  privatrechtlichen  Behandlung 
öjQfentlicher  Gerechtsame  vielfach  die  Zustimmung  der  berechtigten  alten  Kirche,  bez. 
ihres  Vorstehers  gefördert  worden^. 


1  Da  derartige  Kapellen  In  einzelnen  Diöceeen 
seit  alter  Zeit  bestehen,  s.  o.  S.  317.  n.  3,  so 
kann  es  auch  nleht  absolnt  verboten  sein ,  ihre 
Nen-Errichtung  zuzulassen.  Diejenigen ,  welche 
die  unhaltbare  Meinung  vertreten ,  dass  ein  Pii- 
vatcAgenthum  an  kirchlichen  Qehluden  überhaupt 
ausgeschlossen  ist,  müssen  allerdings  die  Aus- 
führungen des  Textes  für  unrichtig  erklären. 

3  c  44  (eapit.  ap.  Salz  803  c.  3,  Boretius 

1,  119)  C.  XVI.  qu.  1 :  ,  .  „Verum  tarnen  omnino 
providendum  est  episcopo,  ut  aliae  ecclesiae  anti- 
quiores  proptez  novas  suam  iustitiam  aut  dedmam 
non  perdant,  sed  semper  ad  antiquiores  ecclesias 
persolvantur";  c.  1  (Luc  III.)  X.  de  N.  0.  N. 
y.  32 :  „nulla  ecclesia  in  praeiudiciam  estalterfus 
eonstrueuda^. 

3  S.  jedoch  Bd.  IL  S.  407. 
*  WeU  die  alte  Kirche  darauf  kein  Recht  hat, 
f.  auch  van  de  Bürgt  L  c  p.  30. 
s  S.  darüber  Bd.  IL  S.  403.  409  und  o.  S.  312. 

6  Wie  z.  B.  Bruderschafts-Kapellen  oder  Ka- 
pellen zu  Ehren  einzelner  Heiligen. 

7  Das  ist  feste  Praxis  der  Congr.  cona,  s.  F  e  r  - 
raris  s.  y.  ecclesia  art.  III.  n.  43  ff.  Schon  die 
0.  S.  320.  n.  2  augeführten  päpstlichen  Schreiben 
enthalten  z.  B.  eine  die  Pfarr- Rechte  wahrende 
Klausel.  S.  auch  const.  Benedict.  XIV.  o.  S. 
31Z  n.  1, 

B  S.  z.  B.  dipl.  des  Bischofs  t.  Schwerin  für 
Kloster  Doberan  t.  1280 ,  Mecklenb.  Urkdbch. 

2,  632 :  ^dulgemus,  ut  in  area  vestri  monatteril 
quam  habetis  Rozstoc  iutra  terminos  parroohie  s. 
Jacobi  Oratorium,  sc.  capellulam  habeatis  in  qua 
andire  possltis  officium  et  per  vos  aut  aliquem 
vettrum  in  eadem  nichilominus  oelebrare,  adii- 
cientes  etiam  de  oonsensu . .  .  Heinrici  plebanl 
loci  eiusdem ,  qnod  si  qui  seculares  clerici  vel 
laici  quandoque  ad  audiendum  divinum  officium 
causa  devodonis  acoeMerint  ibique  snas  oblatio- 


nes  pro  reverencia  ditina  obtulerint ,  eas  . . .  in 
usus  vestri  monasteril  convertere  valeatls,  ita 
tarnen  quod  per  hoc  eadem  panooMalis  eedesta 
debitis  et  oonsuetis  oblationibus  non  fraudetur" ; 
vgl.  auch  die  Urkunde  v.  1380  bei  Binterlm 
Mooren,  Eisdlöcete  Köln  i,  289.  Ja,  gegen- 
über den  im  Mittelalter  hervortretenden  Bestre- 
bungen, für  besondere  Zwecke  und  aus  rein  spe- 
dellen,  sei  es  religiösen,  sei  es  egoistit^en  Mo- 
tiven Kirchen  und  Kapellen  zu  gründen,  sind 
vielfach  von  den  P^Mtem  einzelnen  kirchlichen 
Instituten  Zusicherungen  und  Privilegien  dahin 
ertheilt  worden,  dass  dies  nicht  ohne  Znsttm- 
mung  derselben  (und,  wie  vielfach  hinzugefügt 
wird,  des  Diöcesanbi&chofs)  geschehen  solle,  to 
V.  Urban  IL  für  ein  Regularstift  bei  Solssons 
1089  (Jaf  f  ^  ed.  IL  n.  5391,  AnaleoU  iur.  pon- 
tit  18^9.  p.  615 :  ;,nullique  llceat  novam  eccle- 
siam  vel  atrium  infra  terminos  parochiamm  vestra- 
Tum  Blno  vestro  et  eplscopi  vestri  eontensu  oon- 
stituere^);  Lucius  UL  für  das  Domkapitel  v.  Pia- 
cenza  v.  1182,  Jaf  f  tf  ed.  I.  n.  9463  (hier  aber 
vorbehaltlich  der  Ertheilung  päpstlicher  ErUub- 
niss)  und  ein  anderes  v.  1184,  ibid.  n.  9611 
(vgL  auch  das  Schreiben  Urbans  III.  v.  1186/87 
bei  L 0 e  w  e  n f  eld  epist  pontif.  loman.  p.  236); 
V.  Honorius  IlL  1220  zu  Gunsten  eines  Klosters 
in  Schottland  für  die  Pfarreien  desselben  Pott- 
hastreg.  n.  6263.  Aus  derselben  Brsohetnung 
erklären  sich  auch  die  wiederholten  Androhungen 
der  Partikular-KonziUen  seit  dem  13.  Jahrhun- 
dert, s.  0.  S.  319.  n.  2,  dass  ohne  Konsens  des 
Bischofs  gebaute  Kirchen  wieder  zerstört,  und  die 
Gründer  mit  Amtssnspension,  Exkommunikation 
und  anderen  Strafen  Megt  weiden  sollen,  femor 
Anordnungen,  wie  die  Honorius*  HI.  v.  1221, 
Potthast  n.  6737,  an  den  Erzbisohof  v.  Niko- 
sia, die  überflüssigen,  ohne  bisohöfliche  Geneh- 
migung und  ohne  Dotation  errichteten  Kapellen 
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DaB  gemeine  Beeht  ist  nicht  so  weit  gegangen ,  hat  aber  demjenigen ,  welcher 
sich  durch  einen  Yom  Bischof  gestatteten  kirchlichen  Neubau  beschwert  fühlt,  abge- 
sehen Yon  der  ihm  an  den  Erzbischof  zustehenden  Appellation  oder  der  Be- 
schwerde an  den  pftpstlichen  Stuhl  ^  auch  die  rdmischrechtliche  novi  operis  nunciaüo 
gewährt  2.  Die  Nuntiation  kann  wegen  eines  beabsichtigten  Neubaues  erhoben  wer- 
den, so  lange  derselbe  noch  nicht  vollendet  ist  3,  und  zwar  gegen  denjenigen,  welcher 
die  neue  Kirche  oder  Kapelle  errichtet.  Sie  hat  die  Wirkung ,  dass  der  letztere  zu- 
nidist  unter  allen  ümst&nden  mit  dem  Bau  einhalten  muss,  widrigenfalls  er  zur 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  auf  seine  Kosten  verpflichtet  wird^.  Selbst 
durch  Bestellung  einer  Sidierheit  für  die  künftige  Zerstörung  des  Gebäudes  erlangt  er 
die  BefngidsSy  den  Bau  fortzusetzen,  nicht,  vielmehr  muss  er  dem  Nuntianten  3  Monate 
zur  Geltendmachung  seines  Widerspruchsrechtes  offen  lassen  \  Da  aber  nach  römi- 
schem Recht  die  Nuntiation  berechtigter  Weise  nur  auf  ein  durch  den  beabsichtigten 
BaubeeinträdbytigtesPrivatreoht^  oder  einekri^G^etzes  allgemein  gewährleistete  Be- 
fngniss  ^  gegründet  werden  kann,  so  wird  sie  nach  kanonischem  Becht  in  dem  hier  in  Bede 
stehenden  Anwendungsfall  allein  für  statthaft  erachtet  werden  dürfen ,  wenn  etwaige 
dem  Nuntianten  oder  dem  von  demselben  vertretenen  Institute  wirklich  zukommende 
BechtC)  nicht  blosse  Vortheile  durch  die  beabsiditigte  Neu-  Errichtung  in  Frage  ge- 
stellt werden^.  Dass  deijenige,  welcher  den  Bau  unternimmt,  der  dem  Nuntianten 
vorgesetzte  Earchenobere  ist,  hindert  die  Nuntiation  nicht  ^,  sofern  nur  noch  über 
demselben  eine  höhere  kirchliche  Instanz,  welche  über  die  Bechtmässigkeit  der  Nun- 
tiation, bez.  die  Bemission  derselben  beAnden  kann,  vorhanden  ist^^^.  Wohl  aber 
muss  die  Nuntiation  in  denjenigen  Fällen  als  unstatthaft  erachtet  werden,  in  welchen 
der  kirchliche  Obere  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  berechtigt  ist ,  Neu-Errichtungen 
von  kirchlichen  Gebäuden  zum  Pri^udiz  bestehender  Kirchen  zu  verfügen,  also 
namentlich ,  wenn  er  aus  Anlass  der  Dismembration  einer  Pfarrei  den  Neubau  einer 
Pfarrkirche  für  die  abgezweigte  Pfarrei  oder  die  Erbauung  einer  Filial-  oder  Hülfs- 


lu  beseitigen,  Mac  Latrie  histolre  de  Ohypie.  dt,  die  Eigenthunuieobte  durch  Bau  auf  dem 

Paria  1865.  3,  618.  Grund  und  Boden  einer  anderen  Kirche ,  c.  3  X. 

Ueber  die  später  den  Mönchsorden  ertheilten  tit.  cit. ,  nicht  aber ,  weil  der  Qelstiiche  einer 
PiiTllegien ,  dass  überhaupt  in  einer  bestimmten  Kapelle  befürclitet,  dass  ihm  in  Folge  der  Errich- 
Entfernung  yon  ihren  Klöstern  keine  andere  tung  einer  weiteren  in  nicht  allxu  grosser  Ent- 
öffentliche Klosterkirche  oder  keine  Kirche  mit  femung  freiwillige  Gaben  der  GUubigen  ent- 
gemeiusam  lebenden  Weltgeistlichen  errichtet  gehen  können. 

werden  dürfe  Tgl.  Barbosa   J.  E.  U.  II.  13.  ^  Dafür  kann   man  sich  freilich  nicht  mit 

n.  73 ff.;  Ferraris  1.0.  art  ni.n.  20.  Relffenstuel  V.  32.  n.  18  auf  1.  8.  pr.  D. 

1  Barbosa  J.  £.  U.  11.  2.  n.  4;  Ferraris  tit  dt  berufen,  in  welcher  der  superior  nicht 

s.  V.  ecclesia  art.  3.  n.  43;vandeBurgtl.  c.  der  Obere,  sondern  ein  höher  gelegener,  nicht 

p.  90.  unmittelbar  angrenzender  Nachbar  ist,  indessen 

s  c.  i(Lucni.)X.  deN.O.N.y.82.  Ygl.Dig.  schliesst  das  kanonische  Recht  die  Nuntiaüon 

XXXIX.  1 ;  Ood.  VIU.  11 ;  Wind  scheid,  Pan-  gegen  den  Oberen  als  solchen  nicht  aus ,  wie  na- 

dekten  ^.  466.  mentllch  c.  2  (Innoc  III.)  X.  h.  t.  zeigt,  in  wel- 

'  L.  1.  D.  tit  cit  chem  die  Nuntiation  gegen  den  vom  Erzbischof 

*  L.  20  pr.  $.  8  D.  eod.  unternommenen  Bau  einer  Kirche  für  Slkular- 

s  c  un.  C.  tit  cit ,  c  3  (Honoi.  III.)  n.  c.  4  Kanoniker  seitens  der  das  Kathedral-Kapitel  zu 

(Gregor.  IX.). X.  de  N.  0.  N.  Canterbury  bildenden  Mönche  wegen  der  Beein- 

0  Wie  die  Freiheit  des  Elgenthums  oder  eine  tnichtlgung  der  desfallsigen  Rechte  desselben  für 

negative  Dienstbarkeit.  gerechtfertigt ,  und  der  Amtsnachfolger  fOr  die 

f  Betreffs  der  Benutzung  öffentlicher  Sachen,  Handlungen  seines  Amtsvor^ngers  für  haftbar 

L  1.  SS.  16ff.  D.  1.  0.  erklärt  wird,  s.  auch  Fagnan.  adc.2cit  n.  3ff. 

9  Also  die  Pfarrei-Rechte  durch  Bau  einer  zur  i^  Darum  Ist  gegen  den  Papst ,   welcher  die 

Ausübung  solcher  bestimmten  Kapelle ,  ebenso  Neu-Errichtung  einer  Kirche  anordnet,  die  Nun- 

die  Taufreehte  einer  ecclesia  baptlsmalis,  c.  1  X.  tiatlon  ausgeschlossen. 

21» 
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kirohe  znr  Vornahme  einzelner  Parochial-Handlnngen  ftlr  entfernt  wohnende  Pfarr- 
Eingesessene  angeordnet  hat,  weil  das  speoielle  nnd  individnelle  Recht  der  beein- 
trächtigten Kirche  stets  dem  öffentlichen  Interesse  der  Beschaffdng  ausreichender 
kirchlicher  Einrichtangen  nntergeordnet  ist,  und  die  Befriedignng  der  dadurch  be- 
dingten Bedürfnisse  nicht  auszuschliessen  geeignet  erscheint  ^ 

U.  Die  staatlichen  Gesetzgebungen.  In  Betreff  der  Frage  naeh  der 
Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Errichtung  neuer  kirchlicher  Gebäude  kommen  die 
schon  Bd.  U.  S.  464  ff.  besprochenen  Vorschriften  zur  Anwendung,  sofern  die  Errich- 
tung im  Zusammenhang  mit  der  Begründung  oder  Aenderung  von  Bisthtimem  und 
Pfarreien  steht,  die  bisherige  Pfarreintheilung  berührt  oder  endlich  gleichzeitig  mit 
der  Schaffung  einer  neuen  Pfründe ,  für  deren  Inhaber  die  betreffende  Kirche  be- 
stimmt ist,  erfolgt  2. 

Soweit  solche  Verhältnisse  nicht  in  Frage  stehen ,  also  soweit  es  sich  um  die 
Neu -Errichtung  von  Kapellen,  welche  für  den  öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt 
sind,  oder  in  denen  ein  allgemein  allen  zugänglicher  Gottesdienst  gehalten  wird,  oder 
gar  um  die  Begründung  vonPrivatkapellen  handelt,  bedarf  es  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  (in  Baiern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Olden- 
burg, in  den  preussischen  Provinzen  Hessen -Nassau,  Hannover,  Schles- 
wig, HohenzoUern,  sowie  in  Lippe-Detmold)  keiner  Genehmigung  der 
Staatsregierung  ^. 

Dagegen  ist  eine  solche  ausdrücklich  vorgeschrieben  für  die  altpreussi- 
schen  Provinzen,  in  denen  das  Landrecht  .gilt*,  für  Sachsen-Weimar* 
und  für  Holstein^  zur  Errichtung  von  kirchlichen  Gebäuden,  sofern  sie  fär 
öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt  sind 7.  Ja,  das  französische  Recht  geht 
noch  weiter,  indem  es  die  staatliche  Genehmigung^  nicht  nur  für  die  Errich- 
tung der  Vikariats-  (einfachen  oder  kommunalen)^,  der  Hülfis-Ki^ellen  oder  Kir- 

1  In  den  erwähnten  beiden  Fällen  istdie  Appel-  6  Bd.  IL  S.  467.  n.  7  und  S.  468.  n.  12. 
Ution  mit  SaspenslT-Effekt  ausgeschlossen ,  Bd.  ^  Bd.  II.  S.  468.  n.  12.  n.  $.  4  des  dort  citir- 
II.  S.  409 ,  um  die  Ausfährang  der  Massregel  ten  Gesetzes  t.  14.  Juli  1863.  §.  4 :  „Oeffentliche 
nicht  auf  zu  lange  Zeit  in  Frage  zu  stellen.  Die  religiöse  Handlangen  dürfen  nur  in  solchen  Ge- 
Znlassung  der  Nuntiation  des  Pfarren  der  alten  bänden  .  . .  Torgenommen  werden,  welche  für  die 
Stammpfairei  würde  aber  gerade  dieselbe  Wir-  Abhaltung  derselben  mit  Genehmigung  der  Be- 
kung  haben.   Auch  das  bestätigt  die  Richtigkeit  glerang  bestimmt  sind**. 

der  Ausführung  des  Textes.    Erörtert  sind  die  ?  Für  Preussen  und  Sachsen- Weimar 

oben  berührten  Fragen ,  soweit  ich  sehe ,  in  der  ergiebt  dies  das  im  A.-L.-R.  gebrauchte  Wort : 

früheren  Literatur  überhaupt  nicht.  Kirche,  für  Holstein  die  tot.  Anm. 

Von  der  Nuntiation  ist  selbstrerständlich  die  9  Und  zwar  des  Staatsoberhauptes. 

Geltendmachung  eines  Nichtigkeitsgrandes  beim  *  Bei  beabsichtigter  Errichtung  solcher   Ka- 

Ordinarias,  z.  B. ,  dass  eine  Kirche  oder  Kapelle  pellen  (s.  o.  S.  813.  n.  8)  ist  das  Gesuch,  welches 

ohne  die  vorgeschriebene  Genehmigung  des  Bi-  von  einzelnen  Einwohnern  der  Gemeinde  aus- 

schofiB  Ton  einer  Korporation  oder  einem  Privat-  gehen  kann,  dem  Bischof  einzureichen.   Da  der- 

mann  errichtet  worden  sei,  oder  dass  es  an  der  artige  Kapellen  nur  beim  Vorliegen  der  im  Dekret 

erforderlichen  Dotation  fehle,  zu  unterscheiden.  v.  30.  Sept.  1807  art  8  (s.  a.  a.  0.):  ^^ans  los 

2  S.  namentlich  Bd.  IL  S.  468.  paroisses  ou  succursales  trop  ^tenduee  et  lorsque 

3  Die  betreffenden  staatlichen  Gesetze  sind  la  difficult^  des  Communications  Texigera,   11 
a.  a.  0.  S.  466  ff.  mitgetheilt  pourra  etre  ^tabli  des  chapelles^  bezeichneten 

*  U.  11.  $1^.  176.  177,  Bd.  IL  S.  466.  n.  5  a.  Gründe  errichtet  werden  dürfen,  muss  das  er- 

S.  468.  n.  12.    S.  dazu  auch  P.  Hinschius,  forderliche  darüber  im  Gesuche  angegeben  sein, 

preusslsches  Kirchenrecht  im  Gebiete  des  allg.  Der  Bischof  theilt  dasselbe ,  wenn  er  einyer- 

Landrechts.    S.  276.  n.  77.    Die  Genehmigung  standen  ist,  dem  Präfekten  mit.  Letzterer  hat  es 

giebt  der  Minister  der    geistlichen  Angelegen-  dem  conseil  munidpal  zu  unterbreiten,  und  die- 

helten.   Bine  Verpflichtung  zur  Ertheilung  der-  ser  darüber  unter  Bestimmung  des  Gehalts  des 

selben  besteht  nur ,  wenn  die  im  ^,  177  Yorge-  Kaplans  Beschluss  zu  fassen.    Der  Präfekt  legt 

sehenen  Voraussetzungen  vorliegen.  darauf  dem  Kultisminister  den  Gemeinderaths- 


§.  215.]        Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Errichtung  der  kirchlichen  Gebäude. 
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cheni  xinä  der  s.  g.  Annexkirohen^,  sondern  sogar  auch  für  die  Errichtung  von 
Privatkapellen  fordert^.  Diese  Vorschriften  haben  noch  iuElsass-Lothringen 
▼olle  Geltung^,  in  der  preussischen  Bheinprovinz  aber  nur  insoweit,  als  es  sich 
um  die  Errichtung  öffentlicher,  nicht  um  die  von  blossen  Hauskapellen ^  handelt^. 


besebluss  mit  gntachtlichem  Berichte  tof  ,  und 
ebenao  reicht  der  Bischof,  welchem  gleiohfüls 
eine  Ausfertigung  des  Beschlusses  zuzustellen 
ist,  bei  demselben  sein  Gut&cbten  ein.  Schliess- 
lich wird  auf  Vortrag  des  Kultusministers  und  des 
Ministers  des  Innern  und  auf  Berathung  im  Staats- 
rathdie  Ordonnanz  des  Staatsoberhauptes  erlassen, 
8.  die  AusfCLbrungsrerordnungen  t.1809  bis  1833 
bei  Dursy  a.  a.  0.  1,  201  ff;  yg\,  auch  Andr^ 
1.  c.  1,  169  u.  2,  92ff;  Geigel  a.  a.  0.  S.  185. 

1  Ueber  die  Errichtung  dieser  (s.  o.  a.  a.  0)  hat 
zunäohst  der  Fabrikrath  zu  besehliessen ,  aber  es 
bedarf  auch  eines  zustimmenden  Gemeinde- 
bescblusses  wegen  der  etwa  entstehenden  Be- 
lastung der  Gemeinde  durch  die  Kosten  des 
Gottesdienstes  und  die  Pflicht  zur  baulichen  In- 
standhaltung. Im  übrigen  haben  die  in  der  Tor. 
Anm.  bezeiehneten  Instanzen  in  derselben  Weise 
mitzuwirken,  Andr^2,  98;  Geigel  S.  188. 

2  Vgl.  0.  a.  a.  0.  Dekret  v.  30.  Sept.  1807. 
art.  1 1 :  „Ilpourra  ^galement  Stre  ^rig^une  annexe 
Bur  la  demande  des  prindpaux  contribuables 
d'une  commune  et  sur  robligation  personelle, 
qu*ll8  souscriront  de  payer  le  Tlcaire.  laquelle 
sera  rendue  ex^cutoire  par  Thomologation  et  It 
la  dlUgenoe  du  prüfet ,aprd8  r^rectlon  de  l'annexe^; 
art.  12:  „Exp^ditions  des  dites  delib^rations, 
demandes,  engagements,  obligations  seront 
adresstfes  au  prüfet  du  d^partement  et  li  V^T^que 
dioctfsain,  lesquels  aprto  s*etre  concert€s,'adreBse- 
ront  ehacun  leur  afis  sur  T^rectiom  de  Tannexe  It 
notre  minlstre  des  cultes ,  qui  nous  en  fera  rap- 
port"»  Des  N&heren  s.  über  das  Verfahren  die 
schon  dtirten  Ausführungsrerordnungen  bei 
Dursy  a,  a.  0.  u.  Andrtf  1,  169.  Vgl.  auch 
Geigeis.  190. 

3  Organ.  Art.  44 :  „Lee  ehapelles  domestiques, 
lee  oratoires  particuüers,  ne  pourront  6tre  ^tablls 
Sans  une  permission  expresse  du  gouvemement, 
accordtfe  sur  la  demande  de  T^T^que".  Das  franzö- 
sische Recht  Tersteht  darunter  auch  diejenigen 
Kapellen,  welche,  wie  die  Oratorien  von  Bi- 
sehöfen, Ton  kirchlichen  Genossenschaften  und 
Ton  kirchlichen  und  öffentlichen  Anstalten  im 
Sinne  des  Tridentinums ,  also  kirchenrechtlich 
nicht  als  Privatkapellen  betrachtet  werden  (s.  o. 
8.  317),  s.  Dekret  t.  1812,  Andrtf  2,  100  u. 
Dursy  1,  212)  art.  2 :  „Los  demandes  d*oratoires 
particuliexs  pour  les  hospices ,  les  prlsons ,  les 
maisons  de  dtftentlon  et  de  trayall ,  les  tfcoles  se- 
oondaires  eccMsiastiques ,  les  congr^gations  reli- 
gieuses,  leslyc^es  et  les  colMges  et  des  ehapelles 
et  oratoires  domestiques  It  la  ville  ou  k  la  cam- 
pagne,  pour  les  individus  ou  les  grands  Etab- 
lissements de  fabriques  et  manufactures  seront 
aoeord^es  par  nous  en  notre  conseil ,  sur  la  de- 
mande des  ^T^ques.  A  ces  demandes  seront  join- 
tes  les  d^iberations  prlses  k  cet  effet,  par  les  ad- 
mlnistrateurs  des  Etablissements  pnblics  et  Tavis 
des  maires  et  des  prEfets" ;  art.  3 :  „Les  pensionnats 
pour  les-Jeunes  Alles  et  les  Jeuues  gar^ns  pour- 


ront Egalement  et  dans  les  memes  termes,  obtenir 
un  oratoire  particulier ,  lorsqu'il  s'y  tiouvera  un 
nombre  süffisant  d'Eldves  et  qu'il  y  aura  d'autres 
motifs  dEterminants''  (s.  auch  die  Instr.  v.  1828 
bei  Dursy  1,  213).  In  den  Städten  soU  für 
solche  Privatoratorien  die  Erlaubniss  nur  aus  ge- 
wichtigen Gründen  und  allein  auf  die  Lebens- 
dauer des  Eigenthümers  gegeben  werden  (Art.  5), 
während  in  den  Privatkapellenauf  dem  Lande  der 
Gottesdienst,  welcher  den  Pfarrgottesdlenst  nicht 
beeinträchtigen  darf,  blos  durch  die  vom  Bischof 
ermächtigten  Priester  gehalten,  auch  die  Erthei- 
lung  der  Sakramente  durch  die  letzteren  nur  mit 
besonderer  Ermächtigung  des  Ordinarius  und  unter 
Oberaufsicht  des  zustandigen  Pfarrers  erfolgen 
soll  (Art  6.  7).  Die  Einweihung  solcher  Ka- 
pellen kann  der  Bischof  nicht  anders ,  als  nach 
Vorlegung  einer  Ordonnanz  des  Staatsoberhauptes 
vornehmen  (Art.  4).  Werden  sie  ohne  diese  Er- 
mächtigung zum  Gottesdienste  benutzt ,  so  sind 
sie  durch  die  Staatsgewalt  zu  schliessen  (Art.  8). 
Vgl.  GelgelS.  37n.  1. 

*  Nur  tritt  an  Stelle  des  Staatsoberhauptes  der 
Statthalter,  V.  t.  28.  September  1885  Nr.  1 ,  Reichs- 
gesetzbl.  S.  273,  des  Präfekten  der  Bezirkspräsi- 
dent und  des  Unterpräfekten  der  Kreisdirektor. 

ö  Allerdings  nimmt  das  R.  des  Kultusministers 
▼.  30.  September  1874,  P.  Hinschius  preuss. 
Kirchenrecht  S.  275.  n.  77  an ,  dass  der  o.  Anm. 
3  oitirte  Art.  44  über  die  Hauskapellen  durch 
die  preuss.  Verfassungsurkunde  nicht  aufgehoben 
ist.  Das  geht  aber  insofern  zu  weit,  als  dadurch 
auch  die  Staatsgenehmigung  sogar  zur  Errichtung 
solcher  Kapellen,  welche  blos  dem  Gottesdienste 
des  Eigenthümers  und  der  Angehörigen  desselben 
dienen,  verlangt  wird.  Einen  solchen  Gottes- 
dienst zuzulassen,  ist  Sache  der  Kirche,  nicht  des 
Staates.  Seine  Interessen  werden  dabei  nicht  im 
Mindesten  berührt ,  denn  sollten  auch  einzelne 
Parochianen  dem  Gottesdienst  In  der  Hauskapelle 
beiwohnen,  so  hat  doch  der  Staat  als  solcher  nicht 
über  die  Wahrung  des  Pfarrgottesdienstes  zu 
wachen.  In  Betreff  der  äusseren  Parochialver- 
pflichtungen  wird  durch  die  Errichtung  einer 
solchen  Hanskapelle  nichts  geändert,  ebenso- 
wenig wie  eine  derartige  Kapelle  die  Rechte 
eines  privilegirten  Gebäudes  und  der  an  der- 
selben fungirende  Geistliche  wegen  dieser  Stel- 
lung die  staatlichen  Privilegien  der  Geistlichen 
erlangt,  da  er  nicht  im  eigentlichen  Kirchen- 
dienste angestellt  oder  verwendet  wird,  s.  P. 
Hinschius  a.  a.  0.  S.  47.  n.  27.  Das  Reskript 
ist  also  nur  insoweit  aufrecht  zu  erhalten ,  als  es 
sich  um  solche  Kapellen  handelt,  welche  zwar 
das  französische  Recht  unter  den  Privatkapellen 
begreift,  die  aber,  wie  die  Anstalts- etc.  Ka- 
pellen nicht  der  blossen  Andacht  eines  Privat- 
mannes dienen  (s.  die  vor.  Anm.). 

«  Uebrigens  ist  die  unmittelbare  Anwendbar- 
kelt der  S.  324  n.  Off.  dtirten  französischen  Aus- 
führungsverordnungen in  der  Rheinprovinz  aus- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe. 


[§.216, 


Endlich  können  anoh  in  deiyenigen  deutschen  Staaten ,  in  welchen  der  katholi- 
schen Kirche  keine  volle  nnd  freie  Entfaltung  ihrer  Koitus -Einrichtungen,  sondern 
die  Austtbung  ihres  Gottesdienstes  blos  in  einem  sachlich  nnd  lokal  beschränkten  und 
festbestimmten  Umfang  gewährt  ist,  also  in  Braunschweig,  Saohsen-Koburg 
und  Ootha,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Mecklenburg,  Lübeck^,  ohne 
besondere  staatliche  Oenehmigung  keine  neuen,  dem  öffentlichen  Gottesdienst  ge- 
widmeten Barchen  oder  Kapellen  ^  errichtet  werden. 

§.216.    C,    Die  Konsekration,   Benediktion  und  Reconciliaiion  der  kirchUchm  Gebäude 
(TituU  ecclesiae,   Pollution ,  Esekraiion). 

I.  Konsekration  und  Benediktion.  Jede  far  den  öffentlichen  und  feier- 
lichen Gottesdienst  bestimmte  Kirche  muss ,  ehe  sie  in  Gebrauch  genommen,  insbe- 
sondere ehe  Messe  in  derselben  gelesen  wird,  geweiht 3,  d.  h.  konsekrirt  oder  min- 
destens benedicirt  werden  K 

Die  Konsekration  ist  eine  reale  Weihe ,  welche  unter  Anwendung  von  Chrisam 
nnd  unter  besonderen  Feierlichkeiten  durch  den  Bischof  vollzogen  werden  muss  ^, 


geschlossen ,  nicht  nur,  weil  die  ZusUndigkeit 
der  Behörden  anders  geregelt  ist,  statt  des  Staats- 
oberhauptes ertheilt  der  Minister  der  geistliehen 
Angelegenheiten  die  Oenehmigung,  s.  Ges.  v. 
20.  Juni  1875  S.  60  Nr.  4  u.  v.  7.  Juni  1876  J.  2 
Nr.  5,  V.  V.  27.  September  1875  Art  1  u.  V.  v. 
29.  September  1876.  Art.  1,  Hinschius  a.a.O. 
S.  262.  268.  456.  459,  sondern  auch  deshalb, 
weil  der  Fabrikrath  durch  die  nach  dem  citirten 
Gesetz  t.  20.  Juni  1875  gewählten  Kirchenvor- 
stande  (s.  $.  57)  ersetzt  Ist,  nnd  weil  yon  einer 
Mitwirkung  der  bürgerlichen  Gemeinde  in  Folge 
der  durch  Gesetz ▼.  U.März  1880.  $.  1  beseitig- 
ten Pflicht  zur  Aufbringung  der  Kultusbedürf- 
nisse  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann. 

i  S.  die  Nachweisungen  o.  S.  17  u.  S.  19.  20. 

2  Die  Errichtung  von  Hauskapellen  fQr  den 
Gottesdienst  des  EigenthOmers  und  seiner  Fami- 
lie Ist  aber  dadurch  nicht  ausgeschlossen ,  sofern 
überhaupt  die  katholische  Religion  geduldet  ist. 
Doch  kommen,  soweit  es  sich  um  Funktionen  von 
Geistlichen  in  diesen  handelt,  die  o.  S.  19. 20  ge- 
dachten Beschränkungen  zur  Anwendung.  Für 
Mecklenburg-Schwerin  ist  die  Frage  in 
derv.  Kettenburg  'sehen  Angelegenheit  prak- 
tisch geworden,  s.  die  Protokolle  der  Bundesver- 
sammlung V.  J.  1853  in  d.  Beiträgen  z.  preuss. 
u.  deutsch.  Kirchenrechte.  Paderborn.  1854  ff. 
Hft.  3.  S.  61  ff. 

»  S.  0.  S.  141. 165. 

*  S.  die  o.-S.  165  n.  4  und  a  188  n.  2  ange- 
führten Stellen.  Einzelne  dieser  Stellen  nehmen 
die  Fälle  der  magna  oder  summa  necessitas  aus. 
Damit  sind  aber  solche  gemeint,  in  denen  auch 
ausserhalb  jedes  kirchlichen  Gebäudes,  selbst  im 
Freien  Messe  gelesen  werden  konnte,  s.  o.  S.  189. 
Einen  weiteren  Ausnahmefall  bildet  ferner  der 
Umstand,  dass  sUtt  der  bisher  von  Katholiken 
und  Protestanten  gemeinschaftlich  gebrauchten 
alten  Simultankircbe    eine  neue  errichtet 


wird.  Allerdings  ist  in  Deutschland  die  Praxis 
in  dieser  Hinsicht  eine  verschiedene  gewesen, 
hier  haben  einzelne  Bischöfe  die  Konsekration 
und  Benediktion  abgelehnt,  andere  die  Konse- 
kration vollzogen,  wenn  sie  der  protestantischen 
Einweihungsfeier  zuvor  kommen  konnten,  s.  Arch. 
f.  kath.  K.-R.  22,  265;  coli.  conc.  Lac.  5,  1052. 
Vgl.  auch  unten  $.  220. 

^  S.  das  Pontiflcale  Roman.  II.  de  eoclesiae  de- 
dicatione  seu  oonsecratione.  Den  Kern  der  Hand- 
lung bildet  die  Zeichnung  von  12  Kreuzen  mit 
Chrisma  an  die  Kirchenwände ,  welche  der  Bi- 
schof von  der  Rückseite  des  Altars  anfangend 
vornimmt,  indem  er  bei  jedem  Kreuze  die  Worte 
spricht :  „Sanetiflcetur  et  oonsecretur  hoc  temp- 
lum.  In  nomine  patrls  et  fllü  et  Spiritus  sancti 
in  honorem  dei  et  gloriosae  Virginia  Mariae  atque 
omnium  sanctorum  ad  nomen  et  memoriam  sancti 
N.  Pax  tibi".  Die  Congr.  rit.  erachtet  diese  Hand- 
lung für  so  wesentlich,  dass  sie  in  einem  Falle,  in 
welchem  der  Bischof  durch  Krankheit  verhindert 
war,  den  Konsekrationsritus  bis  zu  derselben  vor- 
zunehmen, die  Wiederholung  desselben  von  An- 
fang an  für  erforderlich  erachtet  hat.  s.  Entsch.v. 
12.  AprU  1614,  Gardellini  ed.  dt.  n.  486,  1, 
118.  Die  Feier  der  am  Schlüsse  des  Konsekratlons- 
aktes  zu  haltenden  Messe,  c3(cap.  Wormat.  829) 
Dist.  I  de  consecr. ;  Pontiflcale  roman.  I.e.,  ist 
dagegen  für  die  Konsekration  nicht  wesentUoh. 
Kann  die  letztere  auch  an  jedem  Tage  gültig  vor- 
genommen werden,  c2(InnocIIL)X  de  consecr. 
lil.  40,  60  soll  sie  doch  möglichst  an  einem  Sonn- 
tage oder  Heiligenfeste  statthaben.  Pontiflcale  1.  c. 

Die  von  den  Klrohenmauem  mitumschlossene 
Sakristei  wird  durch  die  Konsekration  der 
Kirche  ebenfalls  zu  einem  konsekiirten  Ort, 
Arch.  f.  kath.  K.-R.  41,  405. 

Der  Konsekration  oder  auch  der  Benediktion 
der  Kirche  geht  die  Benediktion  de«  Grundsteines 
der  Kirche  voran,  Pontif.  roman.  tlt  II.  de  bene- 
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während  die  Benediktion  als  yerbale  Weihe  ^  dureh  einen  vom  Bischof  delegirten 
Priester  vorgenommen  wird^.  Die  Benediktion  bildet  nur  einen  Nothbehelf^.  Sie 
findet  statt,  wenn  ein  Bedflrfniss  nach  sofort^^er  Benutzung  einer  neuen  Earche  vor- 
liegt, und  sich  die  Eonsekration  durch  den  Bischof  nicht  vorher  ermöglichen  Usst. 
Diese  letztere  soU  aber  später  in  seichen  Fällen  immer  nachgeholt  werden  4. 

Dagegra  erhalten  die  öffentlichen  Oratorien  oder  Kapellen  allein  die  Benediktion, 
mtibi  die  Konsekration  ^.  Privatki^ellen  endlich  dürfen  ttberhaupt  nicht  benedicirt 
werden  <^,  weil  die  Dauer  ihrer  gottesdienstliohen  Bestimmung  von  dem  Willen  des 
Eigenthümers  abhängt 

Zuständig  fOr  die  Konsekration  ist  der  Bischof  des  Ortes  7,  an  welchem  die 
Kirche  errichtet  ist^  für  die  Benediktion  ein  von  diesem  delegirter  Priester^.  Die 
Konsekration  durch  den  nicht  kompetenten  Bischof  ist  nicht  nichtig®,  wohl  aber 
trifft  deigenigen  Bischof,  welche  eine  solche  ohne  Erlaubniss  des  zuständigen  Ordi- 
narius in  einem  fremden  Bezirk  vornimmt,  eine  ipso  facto  eintretraide  einjährige  Sus- 
pension von  der  Ausübung  seiner  Pontifikalrechte  i<^. 

Die  einmal  konsekrirte  Kirche  darf,  so  lange  die  Wirkung  der  Konsduration 
nicht  durch  einen  besonderen  Umstand  beseitigt  ist^S  i^cht  zum  zweiten  Male  kon- 


dlettone  et  impositione  piimaiii  lapidif  pxo  eoole- 
sU  aediflcanda  und  Rituale  xoman.  tlt.  VUI.  o.  26, 
doch  ist  dies  keine  wesentliche  Yoihedingung  für 
die  Konsakntion ,  da  auch  Geb&ude ,  ohne  dass 
sie  Ton  Anfang  zu  gottesdlenttUchen  Zwecken 
bestimmt  waren,  nachtr&gllch  in  kirchliehen  Ge- 
brauch genommen  und  zu  diesem  Behufe  kon- 
sekxirt  werden  können,  s.  o.  S.  320. 

i  Rituale  xoman.  tit  YUL  e.  27.  Hierbei  fällt 
die  in  der  Yor.  Anm.  gedachte  Bezeichnung  mit 
den  Kreuzen  fort  An  ihre  Stelle  tritt  nur  die 
Besprengung  der  W&nde  mit  Weihwasser,  und  d«r 
eigentliohe  Benediktionsakt  beginnt  mit  der 
Oratio:  „Omnipotens  et  misericors  deus''  und 
schliesst  mit  der  Oration :  „Dens  qui  looa  nomini 
tuo  dicanda  sanctllicas,  effunde  super  hanc  ora- 
tionis  domum  gratiam  tuam ,  ut  ab  omnibus  hie 
nomen  tnum  inToeantlbus  auxilinm  tuae  miseri- 
cordiae  sentiatur.  Per  dom.  nostr.  Jes.  Christum 
flllum  tuum,  qui  tecumTiTit  et  regnat  in  uuitate 
Spiritus  sancti  etc." 

«  S.  0.  8. 146. 

s  Denn  die  Konsekration  Ist  nach  dem  Ponti- 
flcale  roman.  L  c.  das  Regeimissige,  s.  auch 
Probst,  kirchliche  Benediktionen  &  290. 

*  Rituale  rem.  Üt.  YIO.  c  27.  n.  13 :  „Ecdesia 
TOTO  quamris  a  simplid  sacerdote ,  ut  supra,  Sit 
benedicta,  ab  episcopo  tamen  oonsecranda  est". 
Oonc.  Mediolan.IY.  ▼.  1676,  L  19,  Hardouin 
10,  828 :  „Ecdesiae  saltem  parochiales,  non  con- 
secratae  intra  annum  in  dvitate,  per  dioecesim 
▼eroinfra  biennium  omnino  consecrentur^;  das 
Römische  ProTinzialkonzil  t.  1726,  coli.  conc. 
Lac.  1,  386  schreibt  nach  London  1237.  c.  1, 
Mansi  23,  447  Yor,  dass  die  Kathedral-  und 
Pfarrkirchen  spltestens  innerhalb  2  Jahre  kon- 
sekrirt  werden  sollen. 

ö  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Pontiflcale 
I.  c  nur  einen  Ritus  für  die  conseeratio  eee(€si<i* 
nan,  das  Rituale  dagegen  einen  solchen  fOr  die 
Bedediktion  einer  nova  ecclesia  seu  publicum 
Oratorium  aufweist,  und  nur  die  benedidrte  ec- 


clesia, nicht  das  Oratorium  publicum  nachträglich 
konsekrlrt  werden  soll,  s.  die  vor.  Anm.  Vgl. 
auch  Baruffaldus,  ad  rit.  Roman,  comm. 
tit  72.  n.  89.  80. 

«  S.  0.  S.  i6a  n.  1. 

"^  Bin  p&pstliches  Privileg  für  den  Erzbischof 
y.  Magdeburg,  die  Kirchen  auf  seinen  Besitz- 
thümem  in  fremden  Diöcesen  zu  konsekriren 
T.  1312  bd  G.  Sohmid,  p'ipsa.  Urkunden  und 
Regesten,  Halle  1886.  S.  81. 

8  S.  0.  8.  147. 

»  S.  0.  8. 146.  147. 

10  Trident.  Sess.  VI.  c  6  de  re£  Die  durch  c. 
28.  0.  Vn.  qu.  1  (s.  o.  S.  148.  n.  6)  weiter  fest- 
gesetzte suspensio  latae  sententiae  vom  Messe- 
lesen für  ein  Jahr  tritt  nach  der  const.  Pü  IX. : 
Apostolicae  sedis  v.  1869  nicht  mehr  ein. 

Wegen  der  p&pstüchen  Indulte  für  die  Kon- 
sekration von  Kirchen  durch  blosse  Priester  vgl. 
0.  8. 144.  n.  5.  Die  Regularen  haben  das  Pri- 
vileg, dass  sie,  wenn  der  Diöcesanbischof  auf  Er- 
suchen nicht  den  Grundstein  für  ihre  Kirchen 
benedicirt  oder  dieselben  nicht  konsekrlrt  oder 
dies  über  4  Monate  anstehen  lässt,  diese  Akte 
durch  jeden  anderen  Bischof  vornehmen  lassen 
können,  ein  Privilegium,  welches  Honorius  IV. 
zuerst  den  Dominikanern  1286  ertheilt  hat,  Ri- 
poll,  bullar.  ord.  ff.  praedicator.  Rom  1729  ff. 
$.  6  (Potthast  reg.  n.  22646>  Dasselbe  ist 
durch  das  Tridentinum  c.  6  cit.  nicht  aufjgehoben, 
da  es  nur  gemeines  Recht  enthSlt,  vgl.  c  1.  X. 
de  suppl.  neglig.  clericor.  L  10;  Barbosa  de 
officio  episc  P.  II.  alleg.  27.  n.  11. 

Ferner  haben  die  General-,  Provinzial-  und 
Lokal-Oberen  der  Mönchsorden  kraft  p&pstUchen 
Privilegs  die  Befngniss,  die  Benediktion  der  Kir- 
chen und  öffentlichen  Kapellen  ihres  Ordens  mit 
d«r  Wirkung,  dass  in  denselben  Gottesdienst, 
namentlich  die  Messfeier,  gehalten  werden  kann, 
zu  vollziehen,  Barbosa  1.  c.  n.  44;  Ferraris 
s.  V.  ecclesia  art.  IV.  n.  8. 

11  Vgl.  darüber  nachher  unten  in  diesem  ^ 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  216. 


sekrirt  werden  K  Erscheint  es  aber  zweifelhaft,  ob  eine  Konsekration  stattgofbnden 
hat  2,  so  ist  eine  solche  immer  noch  zu  Yoliziehen^« 

Der  Tag  der  Eonsekration  wird  später  als  Fest  der  Eirchweihe  (inumersarimn 
dedicaüams)  alljährlich  an  dem  entsprechenden  Datam^  (nicht  an  einem  ander^iTage) 
gefeiert^,  sofern  der  Konsekrator,  was  ihm  indessen  allein  während  des  Aktes  der 
Konsekration  und  am  Schlosse  der  dabei  zn  celebrirenden  Messe  <^  freisteht  7,  nicht 
einen  anderen  Tag  dabei  bestimmt  hat^.  Fflr  blos  benedicirte  Kirchen^  also  namentlieh 
für  Öffentliche  Kapellen  oder  Oratorien  ist  dagegen  ein  solches  Fest  nicht  gestattet*. 

U.  Die  Pollution  und  Reconciliation.  Der  Charakter,  weichereinem 
kirchlichen  Oebände  durch  die  Konsekration  oder  die  Benediktion  aufgeprägt  worden 
ist,  kann  durch  gewisse  Handlungen  in  den  Augen  der  Gläubigen  der  Art  beein- 
trächtigt werden ,  dass  dasselbe  nicht  mehr  als  eine  heilige  und  reine  Stätte  fttr  die 
gottesdienstlichen  Verrichtungen  erscheint,  also  der  Gottesdienst  vorläufig  eingestellt 
werden  muss,  bis  eine  Sühne  der  dem  Orte  angethanen  Schmach  erfolg^  ist  Eine 
solche  Beeinträchtigung heissttechnisch/7o//ti^  10^  Kuch  violaüo^^  (Befleckung).  Sie 
tritt  nicht  durch  jede  yerbrecherische  Handlung  ein,  sondern  nur,  wenn 

1 .  innerhalb  der  Kirche  widerrechtlich  eine,  eine  schwere  Sflnde  darstellende 
Gewaltthat^^  gegen  einen  anderen  vorsätzlich  oder  fahrlässiger  Weise  verübt  worden  ^^ 
ist,  welche  eine  erhebliche  Vergiessung  menschlichen  Blutes  i^  zur  Folge  gehabt*^  hat, 


*  c.  3  (Incertum)  Dist  LXVIIL,  wiederholt 
c.  20  Dist  I.  de  consecr. 

*  Fehlt  es  an  Schriftstücken ,  an  Zeugen ,  an 
den  Kreuzen  der  Wände  (s.  o.  S.  326  n.  6),  so 
gilt  auch  der  Umstand,  dass  regelmässig  das 
Klrchireihfest  (s.  im  Text)  gefeiert  worden  Ist, 
als  Beweis  für  die  Konsekration ,  Congr.  rlt.  y. 
1706,  Gardelllnl  ed.  dt  n.  3756;  2,  260. 

3  0.  16  (Pseudoisid.)  u.  c.  18  (oapit.  reg. 
Franc  zw.  810  n.  813  o.  6 ;  Anseg.  1. 146,  B  o  r  e  - 
1 1  u  s  1, 178  u.  412 :  „Ut  ecclesiae  vel  altarla,  quae 
amhiguae  sunt  de  oonsecratione ,  oonsecrentur^ 
Dist.  I.  de  consecr. 

*  Congr.  rit,  ed.  Gardelllnl,  n.  264  1012. 
1605.  2676.  4898.  I. 

6  Vgl.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  326 
u.  de  Herdtl.  c  t  m.  n.  114 ff.  Doch  hat  dies 
hei  der  Redudrung  und  der  Verlegung  der  Fest- 
tage auf  Sonntage ,  Insbesondere  der  Feier  aller 
Kirchen -Annirersarien  auf  einen  bestimmten 
Sonntag  praktisch  keine  Bedeutung  mehr,  s. 
Probsta.  a. 0.8.327  u.  de  Herdtl.cn.  114; 
über  Balem  insbesondere  Silbernagl,  Ver- 
fassung simt).  Religlonsgesellsehaften  2.  Aufl. 
S.  308  u.  Arch.  t  d.  K.  R.  17,  339. 

0  Wenn  er  das  Volk  segnet  und  die  Ablässe 
verkündet 

7  S.  Congr.  rit.  t.  1844,  L  c.  n.  4976 ;  4,  80. 
B  Später  bedarf  er  zur  Bestimmung  des  Tages 

besonderer  päpstlicher  Erlaubnlsa,  L  c  n.  2427, 
1,  406;  n.  2873.  zu  I;  2,  9;  n.  4736  zu  I; 
3  app.  p.  137. 
0  Congr.  rit  t.  1196,  n.  4463  zu  I;  3,  3^ 
Ueber  die  Wahl  des   titulus  bez.  des  Patrons 
für  die  Kirche  s.  o.  S.269.  Die  doit  angegebenen 
Regeln  gelten  auch ,  wenn  etwa  der  titulus  und 
der  Patron  yerschieden  sind  (s.  o.  S.  269.  n.  11), 
für  den  titulus. 
10  8.  die  Citate  i.  d,  Anm.  1 ;  c.  10  (Gregor  IX.) 


X.   de  consecr.  m.  40;   c.  un.  (Bonlfac  VUL) 
in  Vlio  eod.  III.  21. 

>»  c  19  Dist.  I.  de  consecr. ;  c  un.  in  VIto  m. 
21  dt ,  s.  auch  Rituale  roman.  tit.  VIII.  c.  28 : 
Ritus  reconciliandi  ecoleslam  yiolatam.  Vgl.  dazu 
Baruffaldusl.  c  tlt  73.  n.  6ff. 

13  Von  den  Quellen  bezeichnen  die  betreffende 
Handlung  c.  3  Dist  LXXVUI,  bez.  c  20  Dist  I 
de  consecr.  cit.,  c  10  X  dt  u.  c.  un.  in  VIto  um 
als  effutio  $<mguiniif  c  4  X III.  40  als  vulncra  in- 
ferre.  Die  nähere  Bestimmung  des  Thatbestan- 
des  ist  durch  die  Doktrin  erfolgt,  in  den  Grund- 
zügen findet  sich  sie  schon  in  der  Glosse  zn  c.  un« 
In  VIto  dt  im  casus  und  s.  y.  sanguinis. 

^  Eine  zufällige  Verletzung  der  gedachten  Art 
oder  eine  durch  einen  Unzurechnungsfähigen 
herbeigeführte  stellt  sich  also  ebensowenig  als 
Pollution  dar,  wie  die  Zufügung  einer  solchen  Im 
Zustand  der  Nothwehr  oder  die  Begehung  einer 
Handlung,  welche  nicht  als  schwere  Sünde  be- 
trachtet werden  kann ,  z.  B.  eine  gegenseitige 
Schlägerei  von  Knaben  oder  eine  geringe  Ueber- 
schreituug  des  väterlichen  Züchtigungsrechtes. 
Eine  kulpose  Handlung  polluirt ,  da  die  Doktrin 
nicht  ohne  Grund  hier  die  Regeln  über  die  irregu- 
laritas  ex  delicto  (s.  Bd.  I.  a  41.  46)  als  Ana-» 
logie  herangezogen  hat,  Barbosa  de  off.  episc 
IL  28.  n.  16. 

14  Nicht  also  die  Vergiessung  einiger  Tropfen 
Blutes,  selbst  wenn  die  Gewaltthat  an  sich  eine 
sehr  schwere  gewesen  ist. 

15  Die  That,  welche  diesen  Erfolg  gehabt  hat, 
muss  also  in  der  Kirche  selbst  begangen  oder  wenig- 
stens in  derselben  zum  Abschluss  gelangt  sein 
(wie  bei  der  Verwundung  einer  in  der  Kirche  be- 
findlichen Person  durch  einen  Schuss  von  aussen). 
Daher  liegt  eine  Pollution  vor ,  wenn  der  in  der 
Kirche  Verwundete,  ehe  ein  starker  Blutverlust 
eingetreten  ist,  noch  hat  entfliehen  können,  nicht 


§.  216.]      Die  Verw.  d.  KuHuii.  Die  Pollution  u.  Reconciliation  d.  kirohl.  Gebäude. 


329 


2.  wenn  innerhalb  derselben  vorsätzlich  oder  fahrlässiger  Weise  widerrechtlich 
eine  den  Tod  eines  Menschen  bewirkende  Handlang  vorgenommen  worden  ist^, 

3.  wenn  in  der  Kirche  eine  vorsätzliche  mnd  onerlaubte  oder  sündhafte  Ver* 
giessnng  menschlichen  Samens  stattgefunden  hat  3, 

4.  endlich)  wenn  in  derselben  eine  nicht  getaufte  Person  oder  ein  exoommunicatas 
vitandos  (also  auch  ein  notorins  perimssor  derici)  beigesetzt  oder  begraben  worden  ist  ^, 

jedoch  ist  in  aUen  Fällen  weiter  erforderlich,  dass  die  Thatsachen,  welche 
die  Pollntion  bewirken,  anch  Öffentlich  bekannt  oder  notorisch  geworden  sind^, 
sei  es  sofort  oder  anch  erst  später  ^ 


aber,  wenn  Jemand  aua  der  Kirche  auf  eine 
ausserhalb  derselben  befindliche  Person  schiesst, 
oder  nachdem  er  ausserhalb  derselben  Terwundet 
worden  ist,  in  der  Kirche  einen  starken  Blutver- 
lust erleidet. 

Ueber  die  In  den  Anm.  13  bis  15  angegebene 
Begründung  des  Thatbestandes  ist  die  D(^trin 
einig,  s.  Barbosade  off.  episcop.  II.28.n.30ff; 
Belffenstuel  IIL  da  n.  2eit  u.  Ferraris 
s.  ▼.  ecdesia  art.  4.  n,  26  ff.  Vgl.  auch  den  Fall 
Im  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  217. 

1  c.  19  (incert.)  Dist  I  de  consecr.  u.  c  4  X III. 
40.  dt ,  in  weioheu  schlechthin  des  homlcidium 
erwähnt  wird.  £s  ist  in  diesem  Falle  also  gleich- 
gültig ,  ob  die  T5dtung  unter  Blutvergieesen  er- 
folgt ist  oder  nicht.  Auch  der  im  zureohnungs- 
fihigen  Zustande  begangene  Selbstmord  poUulrt 
die  Kirche,  so  schon  Johannes  Andreae  zu  c.  un. 
in  YVo  m.  21  cit.  und  übereinstimmend  die 
spätere  Doktrin  (s.  die  unten  folgenden  Gitate). 
Ist  die  Zurechnung  oder  die  Strafbarkeit  ausge- 
schlossen (also  bei  Wahnsinn  und  Nothwehr), 
dann  tritt  iüe  Pollution  nicht  ein.  Wegen  der 
kulposen  Tödtung  s.  S.  328  n.  13.  Der  Zweck  der 
TSdtung  erscheint  gleichgültig.  Die  Kirche  wird 
daher  auch  dadurch  pollmiit ,  dass  Jemand  In  ihr 
den  Mirtyrertod  erleidet.  Es  genügt  femer  schon 
zu:^  Pollution ,  dass  die  Handlung  widerrechtlich 
in  der  Kirche  rorgenommen  wird ,  ohne  dass  sie 
selbst  als  solche  widerrechtlich  ist ,  wie  z.  B.  die 
HiniiclLtung  eines  Verurtheilten.  Ueber  die 
Frage ,  in  wiefern  die  Handlung  in  der  Kirche 
blos  Torgenommen ,  bez.  zum  Abschluss  gelangt 
sein  oder  auch  ihre  Wirkung  gelussert  haben 
muss,  gflt  das  in  der  Tor.  Anm.  Bemerkte.  Vgl. 
Barbosal.cn.  2ff;  Reiffenstuell.  o.n.  19; 
Ferraris  L  c  n.  Slft 

s  Nach  c  19  Dist.  I.  cit.  wird  die  Pollution 
herbelgefahrt :  adulterio,  nach  c  20  ibid.  u.  c.  10 
X.  m.  40  cit  semine,  nach  c.  un.  in  Vlto  m.  21 
dt.  semlnis  effusione,  also  durch  eineBeischlafi- 
Yollziekung,  welche  sich  als  fomicatio,  stupratio, 
adulterium  darstellt  oder  durch  Begehung  der 
Sodomiterei  und  Päderastie,  nicht  aber  durch  un- 
freiwilligen Sameu-Erguss  oder  durch  Menstrua- 
tion. Auch  die  Vollziehung  des  Beischlafes  unter 
den  Ehegatten  wird  von  den  Kanonisten  hierher 
gerechnet,  und  nur  der  Nothfall  (z.  B.  wenn  die 
Gatten  zur  Zeit  eines  Krieges  in  der  Kirche  zu 
wohnen  genothigt  sind,  und  eine  Gefahr  der  Un- 
enthahsamkeit  rorliegt)  ausgenommen ,  glossa  s. 
T«  seminis  zu  c.  un.  in  VI^  cit.;  Barbosa 
n.42ff;  Reiffenstueln.20;  Ferraris n. 45. 

»  Arg.  c  27  (Poen.  Theod.)  Dist  I.  de  cons. : 


„Ecclesiam  ubi  paganus  sepultus  est ,  non  liceat 
cousecrare  neque  mlssas  in  ea  celebrare  sed  iactare 
foras  et  mundari  oportere*',  s.  femer  c.  7  (Innoc. 
III.)  X  de  consecr.  III.  40.  Ob  unter  die  nicht 
getauften  Personen  auch  die  ungetaaften  Kinder 
Ton  Katholiken  zu  rechnen  sind,  ist  in  der  Dok- 
trin nicht  unbestritten,  ygl.  Ferraris  I.e. n.  53, 
die  überwiegende  Meinung  stellt  sie  aber  den 
übrigen  Ungetauften  gleich,  s.  Belffenstuel 
l.  c.  n.  21 ,  so  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  Im- 
munit  Y.  18.  August  1821 ,  Analect.  iur.  pontlf. 
1863.  p.  1557.  1558,  und  macht  nur  eine  Aus- 
nahme zu  Gunsten  der  Katechumenen ,  B  a  r  b  o  s  a 
l.  0,  n.  53. 

Nach  älterem  Recht  (so  lange  der  Unterschied 
zwischen  den  excommunicati  tolerati  und  ritandi 
noch  nicht  eingeführt  war)  trat  die  Pollution 
durch  die  Beisetzung  jedes  Exkommuniclrten  in 
der  Kirche  ein,  c.  7  X  cit.  Da  aber  mit  Rück- 
sicht auf  die  Neuerung  Martins  Y.  durch  die 
const.  Ad  Titanda  v.  1418  den  excommunicati 
tolerati  die  Beerdigung  an  geweihter  Statte  nicht 
mehr  y  ersagt  wird,  K  o  b  e  r ,  Kirchenbann,  2.  Aufl. 
S.  337 ,  so  kann  jetzt  folgeweise  auch  die  Pol- 
lution allein  durch  die  Bestattung  eines  excom- 
municatus  vltandus  —  und  zu  diesen  gehört  auch 
der  notorins  peroussor  derlei,  s.  Bd.  I.  S.  121  — 
bewirkt  werden,  Tgl.  Belffenstuel  III.  28. 
n.  91  u.  Kobera.  a.  0.  S.  339. 

Die  Beisetzung  anderer  unwürdiger  Kirchen- 
glieder polluirt  die  Kirche  nicht.  Dies  gilt  auch 
yon  den  notorischen  Ketzern,  denn  das  c  2 
(Alex.  IV.)  in  Vlto  de  haeret  V.  2  ist  jetzt  nur 
noch  auf  die  namentlich  in  den  Bann  gethanen 
Ketzer  zu  beziehen,  so  auch  die  herrschende 
Meinung,  Bei  ff  enstuel  lU.  40.  n.21  u.  Fer- 
raris n.  54. 

*  Die  Quellen  sprechen  dieses  Erfordemiss 
nicht  «US ,  aber  schon  die  Glosse  s.  y.  pollui  zu 
c.  un.  in  YI^  III.  21  hat  dasselbe  unter  Heran- 
ziehung des  Satzes :  ;,quae  sancta  sunt,  coinqui- 
nari  non  possunt^,  s.  o.  5  (Nicol.  L)  G.  XV.  qu.  5 
u.  0.  7  (Luc  lU.)  X.  de  cohabit.  der.  UI.  2 
aufgestellt,  weil  die  Kirche  nach  c.  llfAlex.  IL) 
Dist.  XXXIL  u.  0.  34  (Innoc.  III.)  X.  de  sim. 
V.  3  nicht  über  das  Verborge/ie  urtheile,  und  die 
Heiligkeit  der  Stätte  erst  durch  eine  bekannt  ge- 
wordene Pollution  in  den  Augen  der  Gl&ubigen 
beeinträchtigt  werde.  Diese  Auffassung  ist  dann 
in  Doktrin  und  Praxis  herrschend  geworden ,  s. 
Barbosa  n.  37ff;  Reiffenstuel  III.  40. 
n.  22u.  Ferraris  n.  56.  57. 

s  S,  die  Anführungen  a.  £.  d.  Tor.  Anm. 


330 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  216. 


Von  dem  Augenblick  ab,  in  welchem  die  die  Pollution  bewirkende  Handlang 
öffentlich,  d.  h.  in  einer  Weise,  dass  sie  zur  allgemeinen  Eenntniss  gelangt  ist,  stat^ 
gehabt  hat  oder  anderenfalls  spiter  allgemein  bekannt  geworden  ist,  darf  in  der 
pollnirten  ELirohe  weder  die  Messe  gelesen  noch  sonst  Gottesdienst  gehalten  ^  noch 
eine  Leiche  begraben  werden  2. 

Andererseits  soll  aber  sobald  aU  möglich  der  pollnirende  Qegenstand  beseitigt', 
nnd  die  Entsflhnnng  der  Kirche  vorgenommen  werden^.  Diese  heisst  technisch: 
reconciUatio^,  Sie  hat,  da  die  PoUation  die  Wirknng  der  einmal  erfolgten  Konse- 
kration oder  Benediktion  nicht  gänzlich  aufhebt,  sondern  nur  suspradirt,  nicht  die 
Bedeutung  einer  neuen  Konsekration  oder  Benediktion  ^,  sondern  nur  die  einer 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  7. 

Falls  die  Kirche  konsekrirt  war,  hat  nur  ein  Bischof  die  Fähigkeit,  die  ßecon- 
ciliation  zu  vollziehen^.  Befugt  dazu  ist  der  Diöcesanbisohof  des  betreffenden  Ortes 
oder  ein  anderer  mit  seiner^  oder  auch  päpstlicher ^^  Brlaubniss.  Eine  blos  benedi- 
cirte  Kirche  zu  rekonziliiren,  ist  dagegen  ein  Priester  fthig,  doch  bedarf  er,  um 
dies  erlaubter  Weise  thun  zu  können,  der  Deputation  durch  den  örtlich  zuständigen 
Bischof". 


1  c  10  X  HL  40  dt.,  s.  auch  c.  27.  28  (Poen. 
Theodor.)  Dlst.  I.  de  consecr.  Ueber  das  Ab- 
brechen der  Messe  bei  eintretender  PoUntlon,  s. 
0.  S.  193  n.  3. 

Die  Irregularität  trifft  den  Priester,  welcher  In 
einer  pollulrten  Kirche  celebrirt ,  nicht ,  Bd.  I. 
8.  53.  n.  9,  wohl  aber  begeht  er  eine  schwere 
Sünde  und  ein  Disziplinarrergehen.  Daher  kann 
der  Bischof  Jedenfalls  mit  arbiträrer  Strafe  gegen 
ihn  vorgehen. 

3  Aach  nicht  anf  dem  sie  umgebenden  oder 
an  sie  anstossenden  Kirchhof,  denn  dieser  wird 
durch  die  Pollution  der  Kirche  ebenfalls  poUuirt, 
c.  un.  in  Vlto  UI.  21  cit. 

8  Wegen  der  Entfernung  der  unzulässiger 
Weise  bestatteten  Leichen  s.  c.  27.  28  Dist.  I. 
cit.,  im  übrigen  c.  10  X.  III.  40  dt. 

*  c  4.  9,  c.  10  X.  dt.  Früher,  s.  c.  20  (cap. 
ine.)  Dist.  I.  de  cons. ,  wurde  eine  neue  Konse- 
krauen  verlangt,  c.  21  ead.  (Pseudo-Isld.)  ge- 
hört nicht  hierher ,  da  hier  eine  ungültige-  Kon- 
sekration vorausgesetzt  ist. 

s  Durch  die  Feier  einer  Messe  wird  die  pol- 
luirte  Kirche  nicht  rekoncUiirt,  so  Congr.  rit. 
v.  1634,  collect,  mission.  n.  393.  p.  206. 

^  Sie  wird  daher  auch  nicht  in  diesen  Formen 
vollzogen,  vielmehr  blos  unter  Gebrauch  von 
Weihwasser,  Wein  und  Asche,  Pontif.  roman. 
tit.  II.  de  ecdesiae  et  eoemeteri  reoondllatlone, 
durch  den  Bischof,  dagegen  nur  unter  Benutzung 
des  Wdh Wassers,  Rituale  roman.  tlt.  YIII.  c.  28, 
durch  den  Priester. 

^  Vgl.  Baruffaldus  L  c.  tit.  73.  n.  12ff; 
Probst,  kirchliche  Benediktionen  S.  307. 

8  c.  9  (Gregor  IX.)  X  de  consecr.  III.  40.  Da- 
nach darf  er  „quia  licet  episoopus  oommittere  valeat 
quae  iurisdictionis  existunt ,  quae  ordinis  tarnen 
episcopalis  sunt,  non  potestinferioris  gradus  cle- 
rieis  demandare"  auch  nicht  dnen  einfachen  Prie- 
ster zu  diesem  Akte  delegiren ,  wohl  aber  kann 
dies  der  Papst  thun,  s.  Congr.  rit  1607,  Gar- 
dellinln.  351  zuX;  1,  82;  Rituale  l,  c.  cit 


n.  8:  ^Simplex  sacerdos  tantum  ex  privileglo 
sedis  apostolicaepotest  eodesiam  ab  eplscopo  con- 
secratam  reooncUiare  et  tunc  utatur  ritu  in  pon- 
tiflcali  praesoripto ,  procedatque  indutus  amictu, 
alba ,  oingulo ,  stola  et  pluviali  albi  ooloris ,  ad- 
hibitis  secum  alUs  presbyteris  et  derids  8up«r- 
pelliceis  indutis,  cum  aqua  ab  eplscopo  ad  huno 
usum  ritebenedicta^.  Dahin  gehende  Privilegien 
(doch  unter  Gebrauch  des  vom  Blsdiof  benedi- 
cirten  Weihwassers ,  falls  dieser  nicht  über  zwei 
Tagereisen  entfernt  ist)  haben  die  General-, 
Provinzial-  und  Lokal  -  Oberen  der  Mönchsorden 
für  die  ihnen  untergebenen  Kirdien  seit  Leo  X., 
Ferraris  \.  e.  n.  68.  69.  Auch  wird  den  Bi- 
schöfen in  den  Quinqu^ual- Fakultäten  n.  11 
(Bd.  III.  S.  801.  Anm.  3)  die  Vollmacht  erthellt, 
einfache  Priester  mit  der  Reeondliatlon  zu  be- 
trauen. Die  Ermächtigung  eines  Abtes  schon  in 
ep.  Olem.YL  v.  1350  bei  G.  Schmid,  päpst. 
Urkund.  u.  Regesten.  HaUe  1886.  8.  393. 

9  S.  0.  8.  327,  insbesondere  auch  Anm.  10,  und 
Congr.  rit  1608,  1.  0.  n.  371 ;  1,  87. 

10  S.  das  Privileg  Clemens*  V.  1312  bei  G. 
Schmidt,  päpstL  Urkunden  u.  Regesten  8. 81. 
Ein  Privileg  Clemens*  VI.  v.  1360  auf  Auswahl 
eines  beliebigen  Bisohof^  a.  a.  0.  S.  303. 

11  Die  Delegation  wird  von  manchen,  s.  Reif- 
f enstuel  UI.  4a  n.  28;  Ferraris  l.  c  n.  72; 
Benedict  XIV.  de  syn.  dioec.  XIIL  15.  n.  2. 
mit  Rückdoht  auf  c  10  X.  dt.  („aqua  protlnus 
exordzata  lavetuz,  ne  divinae  laudis  Organa  sus- 
pendantur^)  nicht  für  erforderlich  erklärt;  aber 
das  Rituale  roman.  tit.  VUI.  c.  28n.  1  bestimmt: 
„eccledae  violatae  recondliatio  per  saoerdotem  ab 
eplscopo  delegatum  Hat  hoc  modo^.  Demnach 
handelt  also  der  Priester  ohne  bischöfliche  Voll- 
macht unerlaubt.  Auch  erscheint  der  Grund,  dass 
die  Reeondliatlon  durch  die  Einholung  der  bi- 
schöflichen Vollmacht  entgegen  der  Absidit  des 
e.  10  X  dt.  zu  lange  aufgehalten  werden  würde, 
an  sieh,  und  vor  Allem  gegenüber  den  heutigen 
Verkehrsmitteln,  unzutreffend.   Dass  die  Reoon- 
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in.  Die  execrafiOy  Bntweihnng.  Die  Entweihung  unterscheidet  sich  von  der 
Pollution  dadurch,  dass  sie  den  einem  kirchlichen  Gebäude  durch  die  Eonsekration 
oder  die  Benediktion  aufgepr&gten  Charakter  und  die  damit  yerbundenen  Wirkungen 
aufhebt.  Sie  erfolgt  einmal  dadurch,  dass  das  Gebäude  durch  die  zuständigen  kirch- 
lichen Organe  wieder  in  den  fireien  Verkehr  zu  profanem  Gebrauch  gegeben  wird  i. 

Femer  aber  tritt  sie  ein  j  wenn  mit  dem  Gebäude  eine  solche  Veränderung  vor- 
geht, welche  die  Wesensgleichheit  des  veränderten  mit  dem  früheren  aufhebt,  d.  h. 
wenn  eine  Kirche  abgerissen  oder  zerstört  worden  ist  3,  mag  sie  auch  mit  denselben 
Materialien  wieder  aufgebaut  sein',  wenn  sie  unter  Einreissung  der  Haupttheile, 
namentlich  der  Wände  umgebaut  wird^,  wenn  Feuer  den  grösseren  Theil  der  letzteren 
namentlich  an  der  inneren  Seite  zerstört  hat,  oder  die  Wände  in  demselben  Umfange 
behuft  der  Restauration  abgekratzt  worden  sind^,  nicht  aber,  wenn  blos  ein  Anbau 
von  geringeren  Dimensionen  als  die  Kirche^  oder  eine  Restauration  im  Innern  vor- 
genommen worden  ist^,  oder  eine  Zerstörung  des  Daches  oder  anderer  Aussentheile 
durch  Feuer  oder  sonstige  Ereignisse  stattgehabt  hat®,  endlich  nicht,  wenn  nur  einzelne 
Tfaeile  erneuert  worden  sind,  sollte  auch  durch  eine  nach  und  nach  wiederholte  Vor- 
nahme solcher  Erneuerungen  das  Gebäude  dadurch  ein  vOUig  anderes  als  das  ursprüng- 
lich geweihte  geworden  sein^. 

Die  exekrirte  Kirche  steht  der  neuerrichteten  gleich.  Es  bedarf  daher  für  sie 
stets  einer  neuen  Konsekration  oder  mindestes  einer  nochmaligen  Benediktion  '^. 


oUiation  ohne  eine  solche  nicht  nichtig  Ist ,  ver- 
steht sich  von  selbst ,  da  sogar  eine  von  einem 
Priester  ohne  päpstliche  Delegation  vollzogene 
Beeoneiliatlon  einer  konsekrirten  Kirche  trotz  der 
anscheinend  anderes  ergebenden  Aeussemng 
Gregors  IX.  In  o.  9  X.  oü  (s.  8. 330.  n.  8)  nicht 
an  Nichtigkeit  leiden  würde,  s.  Arch.  t  kath.  K. 
R.  2,  219  n.  0.  8.  146.  n.  147. 

Wenn  eine  blos  benedldrte  Kirche  pollnlrt 
worden  ist,  so  mnss  natürlich  die  RecondUation 
der  Konsekration  vorhergehen.  Dagegen  kann 
von  der  Pollution  einer  noch  nicht  benedldrten 
Kirche,  selbst  wenn  der  Grundstein  benedidrt 
war,  begrifflich  nicht  die  Rede  sdn.  Vor  der  Be- 
nediktion müssen  allerdings  auch  bei  einem  sol- 
chen Geb&ude,  falls  eine  sonst  die  Pollution  be- 
wirkende Handlung  8puren  hinterlassen  h&tte, 
diese  getilgt,  also  z.  B.  etwa  dort  bestattete  Lei- 
chen entfernt  werden,  c.  27.  28.  Dist  I.  dt 

^  Einen  besonderen  Ritus  giebt  es  dafür  nicht, 
s.  0.  8.  170.  Ueber  die  Gründe  hat  der  Bischof 
zu  befinden ,  da  sich  kdne  näheren  Nonnen  da- 
rüber entwickelt  haben.  Immerhin  müssen  es 
triftige  Gründe  sein,  namentlich  die  Unmöglich- 
keit, die  Kirche  weiter  zu  unterhalten,  s.  oben 
a  170.  171.  und  Bd.  U.  8. 462,  vgl.  auch  Oongr. 
conc  T.  1885 ,  Acta  s.  sed.  18,  263 ,  welche  na- 
mentlich das  0.  8.  171  Ausgeführte  bestätigt. 

2  c  24  (ep.  YigiUi  a  Pseudo-  Idd.  deformata, 
Jaf  f  ^  ed.  II.  n.  907)  Dist.  I.  de  consecr. 

3  Denn  unter  dieser  Voraussetzung  ist  das  Ge- 
bäude immer  ein  neues,  s.  Barbosa  de  off. 


episc  P.  II.  alleg.  27.  n.  14.  15;  Reiffen- 
stuelUI.  40.  n.  11}  Schmalzgrueber  IIT. 
40.  n.  24. 

«  c.  6  (Innoc.  111.)  X.  de  consecr.  lU.  40. 
Dass  auf  die  Veränderung  der  Innenseite  der 
Winde  soviel  Gewloht  gelegt  wird ,  erklärt  dch 
aus  dem  Ritus  der  Konsekration  und  Benediktion, 
s.  0.  8.  326  n.  5.  u  8.  327.  n.  1. 

6  Entsch.  d.  Oongr.  rlt  v.  1859  in  Acta  s.  sed. 
3,628. 

0  Hier  brauchen  die  neuen  Wände  blos  mit 
Weihwasser  besprengt  zu  werden.  Wenn  der 
Anbau  aber  so  bedeutend  ist ,  dass  die  firühere 
Kirche  sich  nur  als  dn  verhältnissmässig  kleiner 
Theil  des  nunmehrigen  Gebäudes  darstellt,  so 
gilt  das  Umgekehrte,  Barbosa  1.  o.  n.  19; 
Reiffenstuel  n.  14;  Schmalzgrueber 
n.  29. 

^  Aber  ohne  die  im  Texte  bezeichneten  Ver- 
änderungen der  Wände. 

S  Well  die  Konsekration  oder  Benediktion  an 
der  Inneuadte  der  Wände  haftet,  Schmalz- 
grueber n.  23. 

^  Die  Glossatoren  und  Kommentatoren  haben 
vielfach  das  Gegentheil  angenommen,  die  neuere 
Meinung  hat  sich  aber  mit  Recht  gegen  sie  er- 
klärt ,  denn  bd  der  Vollendung  der  jeweiligen 
Erneuerung  ist  die  Kirche  immer  noch  dieselbe, 
wdche  de  vorher  war,  s.  Reiffenstuel  n.  12; 
Schmalzgrueber  n.  27. 

10  0.  24  Dist.  I.  dt.  u.  c.  6  X.  dt. 


332  L  I^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  217. 


§.217.    D,    Die  BesUmmung  über  die  äussere  und  im^'e  Einrichtung  sowie  die  dauernde 
Ausschmückung  der  h'rchliohen  ö^äude, 

I.  AeasBere  and  innere  Einrichtung.  A.  Geeignetheit  fllr  den 
Gebranchszweck.  Die  änsBere  und  innere  Einrichtong  der  kirchlichen  Gebände 
bestimmt  sich  vor  Allem  durch  die  besonderen  Zwecke,  denen  die  einzelne  Kirche 
dienen  soll«  Dieselbe  muss  so  eingerichtet  sein ,  dass  sie  für  die  gottesdienstlichea 
und  liturgischen  Funktionen ,  welche  in  ihr  ihrer  Bestimmung  gem&ss  zu  verrichten 
sind,  geeignet  ist^ 

Darüber  hat,  sofern  es  sich  um  die  Neu-Begründung  einer  kirchlichen  Einridi- 
tung,  welche  ein  Kirchengebäude  erfordert,  handelt,  deijenige  kirchliche  Obere  zu  be- 
finden, welcher  für  die  Errichtung  der  ersteren  zuständig  ist,  d.  h.  er  hat  den  Bau- 
plan und  den  Plan  fOr  die  innere  Einrichtung  des  neu  aufzufahrenden  Gebäudes  zu 
genehmigen  oder  zu  prüfen,  ob  ein  etwa  schon  vorhandenes  Gebäude  für  den  Zweck 
der  beabsichtigten,  neuen  kirchlichen  Anstalt  passend  erscheint,  und  welche  baulichen 
Aenderungen  an  demselben  etwa  zu  diesem  Behufe  erforderlich  sind  ^. 

Handelt  es  sich  um  die  Begründung  neuer  Bisthümer  oder  KoUegiatstifler,  so 
kommen  diese  Befugnisse  dem  Papste  3,  in  allen  übrigen  Fällen  dem  Ordinarius  zu^. 

Wenn  dagegen  blos  die  Wiederherstellung  verfallender  Gebäude  oder  Erweite- 
rungs-  oder  Abänderungsbauten  an  solchen  in  Frage  kommen,  so  gilt  zwar  für  die 
zuletzt  gedachten  Fälle  das  gleiche^,  aber  nicht  für  die  Kathedralen  und  KoUegiat- 
stifter®.  Bei  diesen  hat  vielmehr  der  Bischof  und  zwar  bei  der  Kathedralkirche  unter 
Einholung  des  Rathes  des  Kapitels ^  darüber  zu  bestimmen,  ob  die  beabsichtigten 
Bauten  und  die  dabei  in  Aussicht  genommenen  Aenderungen  und  inneren  Einrich- 
tungen den  liturgischen  Anforderungen  entsprechen. 

B.  Bestimmung  über  Baustil  und  sonstige  Einrichtungen  bei  an 
sich  geeigneten  Gebäuden.  Innerhalb  der  gedachten  Grenze  bleibt  aber  noch 
ein  grosser  Raum  für  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf  den  Baustil  und  die  Art  der 


1  Fflr  eine  Kathedrale  ist  selbstTerstSndlich  nahmen  ernannten  päpstlichen  Exekntor  über- 
eine andere  äussere  und  Innere  Einrichtung  als  lassen,  s.  a.  a.  O. 

fOr  eine  sonstige  Kirehe,  für  eine  Kolleglatkirche  ^  In  Ueberelnstlmmnng  hiermit  schreiben  die 

eine  andere  als  für  eine  Pfarrkirche  in  der  Stadt  neueren  Partiknlarsynoden  vielfach  die  yorgan- 

oder  anf  dem  Lande  nothwendig.  gige  Elnreichnng  der  Baupläne  vor,  s.  o.  S.  320. 

*  Dies  folgt  daraas,  dass,  soweit  für  diekirch-  n.  6;  s.  auch  Diöces.  8301.  Neapel  1882,  Arch.  f. 

liehe  Anstalt  ein  besonderes  gottesdlenstllohes  kath.  K.  R  51,  54 :  ,;Nemo  praesumat  allquam 

Gebäude  erfordert  wird ,  die  Bestimmung  In  Be-  eccleslam  aut  Oratorium  publicum  eilgere  sine 

treff  des  letzteren  ein  wesentlicher  Bestandthell  praevia  nostra  licentla  et  appiohatione  de  loco, 

des  Errichtungsaktes  Ist,  und  eine  solche  Bestim-  forma   et  decore  ipslus  ecclesiae  vel  oratoril^ 

mung  nur  unter  Prüfung  der  Geeignetheit  des-  Dahei  kommt  auch  der  S.  321.  n.  7  gedachte 

seihen  erfolgen  kann.  Gesichtspunkt  in  Betracht 

Vorausgesetzt  Ist  hier ,  dass  die  nothwendlgen  5  Die  in  der  vor.  Anm.  dt.  Synoden  schrelhen 

Mittel  für  die  Herstellung  des  Gehäudes  vor-  die  bischöfliche  Genehmigung  ehenfalls  für  solche 

banden  sind.    Die  Erörterung  darüber ,  In  wel-  Aenderungen  vor. 

chem  Umfange  diese  von  etwaigen  Filichtigea  ^  Denn  dem  Papst  ist  allein  die  Errichtung 

zu  beschaffen  sind ,  gehört  nicht  in  diesen  Zu-  und  Yeränderung  der  Bisthümer  und  Kollegtat- 

sammenhang.  Stifter  als  solcher  vorbehalten.   Darum  handelt 

3  Bd.  II.  S.  387.  Freilloh  wird  gewöhnlich  die  es  sich  hier  aber  nicht, 
nähere  Bestimmung  dem  herkömmlicher  Weise  "^  Well  hier  Immer  eine  wichtigere  Veränderung 

für  die  Durchführung  der  erforderlichen  Mass-  in  Frage  steht,  Bd.  II.  S.  156. 
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iimereii  Einriehtusg  der  ELirohe  offen.  Die  Entacheidnng  darüber  gehört  an  sich  nicht 
zn  dem  Qesohäftskreis  der  den  kirchlichen  Oberen  zustehenden  Lfcitung  der  gottes- 
dienstlichen  EHnrichtnngen  und  ihrer  Aufsicht  Aber  dieselben ,  vielmehr  kommt  diese 
denjemgen  zu,  welche  das  Gebäude  auf  ihre  Kosten  errichten  lassen  oder  zu  er- 
richten verpflichtet  sind ,  beziehentlich  den  Organen  der  kirchlichen  Anstalt,  welche 
das  Vermögen  der  letzteren  zu  verwalten  und  aus  diesem  oder  aus  den  fflr  die 
Anstalt  zu  beschaffenden  Mitteln  die  Baukosten  zu  gewähren  haben  K 

Soweit  es  sich  um  die  freiwillige  üebemahme  eines  Kirchenbaues  handelt,  ist 
deijenige,  welcher  das  Qeld  dazu  gewährt,  (z.  B.  der  Stifter  einer  ELirche)  befugt, 
die  näheren  Bedingungen  für  die  Verwendung  seines  Geldes  festzusetzen. 

Nicht  anders  liegt  der  Fall,  wenn  der  Baulastpflichtige  oder  ein  kirchliches 
Venndgensverwaltnngs-Orgaa,  welches  für  eine  Pflichtige  Gemeinde  aus  dem  Kirchen- 
vermögen  oder  durch  Ausschreibung  vcm  Aufla^n  die  Kosten  zu  decken  hat,  mehr  als 
den  nothwend%en  durch  die  rechtliche  Pflicht  bedingten  Betrag  sieh  auCsubringen 
verbietet. 

Der  kirckliche  Obere  ist  kraft  seiner  OberauMcht  Aber  die  Vermögensverwal- 
tung nur  einzugreifen  befugt,  wenn  es  sich  lediglich  um  den  nothwendig  zu  gewäh- 
renden Bekag  handelt ,  weil  er  das  Mass  des  absolut  Erforderlichen  zu  bestimmen 
hat,  und  soweit  das  Verwaltungsorgan  mehr  als  dieses  gewähren  will,  insofern  als 
er  solche  Aufwendungen ,  welche  fttr  die  kirchlichen  und  finanzidlen  Verhältnisse 
der  betheiligten  Gemeinde  unangemessen  sind  und  sich  als  Verschwendung  darstellen 
würden,  ^u  untersagen  befagt  ist. 

Abgesehen  davon  folgt  aber  weiter  aus  dem  Oberauftichtsrecht  der  kirchlichen 
Oberen  über  die  Gk>ttesdienstverwaltung,  dase  ihnen  die  Prüfung  darüber  zusteht, 
ob  die  in  Aussicht  genommene  äussere  und  innere  Einrichtung  des  kirchlichen  Ge- 
bäudes nicht  nur  mit  der  Würde  des  katholischen  Gottesdienstes  vereinbar  ist,  son- 
dern auch  ob  dieselbe,  wennschon . sie  die  Baulichkeit  in  ihrer  Gestalt  und  Einrich- 
tung als  an  sich  zum  liturgischen  Gebrauch  geeignet  erscheinen  lässt,  der  kirchlichen 
Anschauung,  dem  kirchlichen  Herkommen  und  dem  Stil  kirchlicher  Kunst  überhaupt 
entspricht. 

In  den  Fällen,  in  denen  die  Stiftung  einer  Kirche  freiwillig  angeboten  ist,  bleibt 
allerdings,  wenn  der  Stifter  sich  nicht  fügen  will,  nichts  anderes  übrig,  als  die  Ge- 
nehmigung für  die  Errichtung  derselben  abzulehnen. 

Dagegen  kann  der  Kirchenobere  in  den  anderen  Fällen,  selbst  wenn  die  Baupflich- 
tigen mehr  als  das  unbedingt  Nöthige  auf  den  Bau  verwenden  wollen,  beanspruchen,  dass 
eine  Aenderung  der  Vorschläge  in  den  von  ihm  beanstandeten  Punkten  erfolgt,  und 
nöthigenfalls  selbst,  wenn  keine  Einigung  zu  erzielen  ist,  die  erforderlichen  Festsetzungen 
machen.  Die  ihm  amtlich  untergebenen  Verwalter  kirchlicher  Mittel  haben  rechtlich 
eine  andere  Stellung  als  eine  Person,  welche  der  Eärche  aus  dem  zu  ihrer  freien  Ver- 
fügung stehenden  Vermögen  Zuwendungen  macht.  Sie  sind  verpflichtet,  die  kirch- 
lichen Fonds  nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  zu  verwalten  und  zu  verwenden; 
dürfen  also  auch  da,  wo  sie  im  kirchlichen  Interesse  mehr  als  das  gerade  rechtlich 
Erforderliche  zu  gewähren  beschliessen,  nicht  dieses  oberste,  ihre  amtliche  Thätigkeit 


^  Z.  B.  dem  Patron  für  die  Patronatkirche,      -den  KlrchenaltesteD ,  in  PreoMen  dem  Kirchen* 
wenn  er  die  Banlast  allein  trägt,  dem  Pfarrer  mit      Toxstande  für  eine  Pfarrgemeinde. 
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regelnde  Prinzip  unaaer  Acht  lassea,  und  wo  dies  geschieht,  ist  der  kirchliche  Obere 
berechtigt/kraft  seines  An&ichtsrechteB  korrigirend  einzugreifen^. 

U.  Dauernde  Ausschmückung  der  kirchlichen  Gebäude.  Abge- 
sehen von  der  inneren  Einrichtung  des  kirchlichen  Gebäudes ,  welche  zu»  gottes- 
dienstlichen Gebrauch  nothwendig  ist,  kommt  femer  die  zur  Vermehrung  der  Andacht 
und  zur  Verschönerung  dienende  Ausstattung  oder  Ausschmückung  der  Kirche  >, 
sowie  die  Anbringung  von  Erinnerungszeichen  an  besondere  Begebenheiten  und  an 
einzelne  verdiente  Personen,  namentlich  solche,  welche  zu  der  Kirche  in  Beriehung 
gestanden  haben,  in  Frage  ^. 

So  weit  dergleichen  Gegenstände  aus  dem  Vermögen  der  betreffenden  kirchlichen 
Anstalt  beschafft  werden  sollen,  hat  das  zur  Verwaltung  desselben  bestimmte  Organ  ^ 
bei  Kirchen,  welche  im  Eigenthum  einer  nicht  kirohlichen  juristischen  oder  phyaiflohen 
Person  stehen,  diese  darüber  zu  befinden,  es  sei  denn,  dass  die  Kirche  auisehliees- 
lieh  und  lediglich  dem  öffentlichen  Gebrauche  überwiesen  worden  wäre  \  Handelt 
es  sich  um  freiwillige  Zuwendungen  solcher  Sachen  durch  dritte  Personen,  so  ist 
auch  die  Annahme  derselben  durch  dasjenige  Organ ,  welches  die  durch  die  Frei- 
gebigkeit bedachte  ELirche  in  yermögensrechtücher  Beziehung  vertritt  <^,  erforderiich. 

Weiter  kommt  hier  ebenfalls  der  Gesichtspunkt  in  Betracht,  dass  alle  diese 
Gegenstände  nichts  der  Lehre  der  katholischen  Eorohe  Widersprechendes  darstellen, 
mit  der  Würde  des  Gotteshauses  und  Gottesdienstes  Unvereinbares  und  das  fromme 
Gefllhl  und  die  Andacht  Störendes  enthalten  dürfen.  Die  Entscheidung  darüber  liegt 
in  den  Händen  desjenigen  kirchlichen  Beamten,  welcher  den  (Gottesdienst  zu  leiten 
hat.  Dieser  ist  also  befhgt,  die  Aufstellung  und  Anbringung  von  Gegenständen, 
welche  den  gedachten  Erfordernissen  nicht  entsprechen,  zu  untersagen  und  nöthigen- 
falls  solche  entfernen  zu  lassen.  Dieses  Recht  ist  aber  seiner  Natur  nach  ein  nega- 
tives ^  und  enthält  nicht  die  Beftigniss,  positive  Anordnungen  über  die  Beschaff^ 
und  Anbringung  solcher  Gegenstände  zu  treffen^. 


*  Zu  weit  geht  daher  m.  E.  das  Prager  Prov.  mang  des  Fabrikiathes  bei  Aasgaben  über  den 

Konz.  T.  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  625:  „ArcM-  Betrag  von  50  frcs.,  l.  c.  Art.  12),  Tgl.  auch 

tectarae  forma  sen  dispositio  com  multiplex  esse  Andrtf,  coars  alphab^tiqne  de  U  l^sUtion  ci- 

possit,  illa  pro  arbitrio  episcopi  eligatar,  qaae  vile  eccMsiastiqae  4.  4d,  %  533,  so  auch  in  El- 

praesertim  repraesentandls  orthodoxae  Adel  mys-  sass-Lothringen,  w&hrend  In  .der  preuss. 

terijs  et  traditloni  eeclesiasticae  aeqne  ac  arti,  Rheinprovinz  der  Kirohenvorstand  nach  dem  Ges. 

duce  ecclesia  excnltae,  apprime  convenit^ ,  wenn  vom  20.  Jan!  1875  $$.  5.  8.  57  an  Stelle  des 

es  alles  in  das  Belieben  des  Bischofs  stellt.   Nicht  Kirchmeisterbareans  getreten  ist 

so  weit  Köln  1860,  L  c.  p.  373.  ^  Denn  dann  hat  sich  der  Eigenthümer  Jeder 

2  Dnrch  Gemälde ,  Statuen ,  gemalte  Fenster,  Disposition  über  die  Kirche  begeben.    An  seine 

Reliefs  an  den  Kanzeln,  Verziemug  der  AHire,  Stelle  tritt  das  die  Kirche  verwaltende  Organ, 

der  Ciborien  n.  s.  w.  Anders  steht  es  bei  den  dem  öffentlichen  Gottes- 

'  Von  Inschriften,  Grab-  und  anderen  Monu-  dienste  überlassenen  Kapellen ,  welche  in  erster 

menten,  Statnen  oder  Bilder  berühmter  Personen  Linie  noch  den  Zwecken  des  Eigenthümers  die- 

(s.  B.  der  Stifter  oder  GeUtlichen  der  Kirche).  nen,  s.  S.  317.  n.  3. 

^  S.  0.  S.  333.  n.  1  vorbehaltlich  der  Mltwir-  ®  Weil  es    hier    eines  vermögensrechtlichen 

knng  des  kirchlichen  Oberen  kraft  seiner  Anf-  Aktes,   n&mlieh  der  Annahme  der  Schenkung 

sieht  über  die  Vermögensverwaltung  (s.  darüber  oder  der  letztwilligen  Zuwendung  bedarf,  selbst 

0.  S.  333).  Für  das  Gebiet  des  französischen  Rechts  dann,  wenn  keine  Lasten  damit  verbunden  sind, 

vgl.  Fabrikdekret  T.  1809  Art  37:  „Lesoharges  de  ^  Ungeeignete  GegensUnde,    welche    dritte 

la  fabrlquesont : ...  3.  de  pourvoir  k  la  dtfcoration  stiften  wollen ,  müssen  auf  Anordnung  des  zu- 

et  aux  dtfpeuses  relatives  1  Tembellissement  in-  ständigen  kirchlichen  Beamten  durch  die  zur  An- 

t^rieur  de  r^glise",  so  dass  also  hier  in  Ueberein-  nähme  befugten  Organe  zurückgewiesen  werden, 

Stimmung  mit  dem  im  Text  entwickelten  Prin-  und  ist  eine  solche  bereits  erfolgt,  so  dürfen  sie 

zip  das  Kirchmeisterbureau  (le  bureau  des  nar-  doch  nicht  in  der  Kirche  aufigestellt  weiden. 

quiUiers)  entscheidet  (vorbehaltlich  der  Zustim-  ^  Denn  in  dieser  Beziehung  kommt  nicht  das 
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Der  suständige  kirehliobe  Beamte,  welcher  das  gedachte  Recht  ansznüben  hat, 
ist  d^enige  Geiattiche,  welchem  die  unmittelbare  Leitung  des  (Gottesdienstes  an  der 
in  Frage  stehenden  Kirche  zukommt^,  also  fUr  die  Regel  der  Pfarrer 2.  Partikular- 
rechtlich  ist  aber  die  Aufstellung  und  Anbringung  neuer  Bilder  und  Statuen  über- 
haupt ^  sowie  die  Errichtung  und  Aufteilung  von  Denkmälern,  die  Anbringung  von 
Inschriften,  Wappen  und  ähnliche  Erinnerungszeichen  von  der  Erlaubniss  des  Or- 
dinarius *>  abhängig  gemacht. 

Ueber  Aenderungen  in  Betreff  der  genannten  Gegenstände  und  der  damit  zu- 
sammenhängenden Einrichtungen,  femer  ttber  ihre  Entfernung  aus  der  Kirche  haben 
dies^en  Personen  und  Organe^  zu  beschliessen ,  welche  Ober  die  Zulassung  und 
Anbringung  zu  bestimmen  berechtigt  sind^,  und  ebenso  hat  dabei  der  zur  Leitung 
des  Gottesdienstes  berufene  Geistliehe  das  vorhin  gedachte  Widerspruchsrecht. 
Partikularreehtlieh  ist  aber  fAr  derartige  Yerftlgungen,  sofern  sie  erhebliche  Verän- 
derungen bedingen  oder  werthvolle  Gegenstände  betreffen,  gleichfalls  die  Genehmi- 
gui^  des  Ordinarius  vorgeschrieben  ^. 


Recbt  zur  Leitung  des  Gottesdienstes ,  sondern 
dte  Frage  naeh  der  leditlieken  Pfliclit  zur  Be- 
schaffiing  der  für  den  Gottesdienst  nothlgen 
Saeben  nnd  die  Befagnlss ,  die  Erfüllung  dieser 
Pllieht  va.  erzwingen,  in  ^traoht. 

i  a  auch  Andrei,  c  %  553. 

^  Das  gemeine  Recht  yerlangt  allein  für  die 
Aaistellnng  nngewöhnlleber  Bilder  und  Btataen 
die  Genehmigung  nicht  des  Ordinarius ,  sondern 
des  Diöcesanbischofs  (s.  0.  S.  278)  und  bestätigt 
dadurch  die  im  Text  hingestellte  Regel.  In  Ueber- 
eintUmmung  hiermit  die  neueren  Partikular- 
synoden,  s.  die  Fror.  Konz.  y.  Wien  1858 ,  Köln 
1860  u.  Utreoht  1865,  coli.  eono.  Lac.  5,  i7& 
373  u.  864;  vgl.  femerQuebeo  1854  u.  Tuam  1858, 
I.  n.  3,  860,  880;  Dioeee.  Syn.  ▼.  Fünfkirohen 
1863,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  12,  442;  Prag  1863, 
a.  a.  0. 14,  287 ;  Paderborn  1867,  a.  a.  0. 20,  423. 

«  a  0.  S.  278.  n.  7. 

«  S.  Utrecht  1865,  coli.  oonc.  Lac  5, 865  („monu- 
menta,  mausolea  Tel  alia  id  genus  erigere  titulosve 
lapidl  eonsignatos  inscribere") ;  Urbino  1859, 
L  e.  9,  30  OyOlogia ,  inscriptlonee  et  quae  sunt 
buius  generls") ;  Rayenna  1855,  a.  a.  O.  6,  175 
(insoriptiones  aut  epitaphia,  res  gestas  defuncto- 
rom  aut  virtutes  referentia**) ;  Neapel  1882,  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  51 ,  55  (^ovas  insoriptiones  ap- 
poneie  sive  in  muris  sive  in  atiiis  sive  in  pavi* 
memtis  sive  in  sacrario  ipsius  eeclesiae  vel  ora- 
torli''>  Diese  Beschränkung  des  Rechtes  des  Pfar- 
ren ist  gemeinreohtlieh  statthaft,  veil  es  sieh 
hierbei  nicht  um  Dinge  handelt,  welche  an  sich 
für  den  gottesdiensüichen  Gebrauch  des  Gebäudes 
bestimmt  sind  oder  diesem  zu  dienen  bezwecken, 
also  die  Bestimmung  darüber  schon  über  die 
blosse  gottesdienstUohe  Leitung  und  Aufsicht  des 
PfSÜrers  hinausgeht.  Es  kommen  hierbei  eine 
Reihe  anderer  cfesiohtspunkte,  so  namentlich  die 
Aufrechterhaltung  einer  einheitlichen  Praxis  für 
Ehrenbezeugungen,  welche  dabei  gewissen  Per- 
sonen und  deren  Familien  erwiesen  werden,  wei- 
ter die  Prüfung  der  Bedeutung  der  durch  kirch- 
liche Inschriften  zu  Terewigenden  Ereignisse, 
ferner  (so    bei   der  Anbringung  von  Wappen, 


welche  als  Beweismittel  fQr  Patronat-  und  andere 
Rechte  auf  Kirchen  benutzt  werden  kdnnen, 
Ferraris  s.  y.  arma  n.  14fl),  die  Untersuchung 
der  Berechtigung  darauf  gehender  Ansprüche  und 
die  Wahrung  der  kirohlidien  Rechte  in  Frage. 

Das  franzosis.  Fabr.  Dekr.  v.  30. Dezember 
1809  Art  73 :  ^ul  c^notaphe,  nullesinscrlptions, 
nuls  raonuments  ftindbres  ou  autres  de  quelque 
genre  que  ce  soit,  ne  pourront  ^tre  plac^s  dans  les 
Elises  que  snr  la  proposition  de  T^T^que  dioc^sain 
et  la  permission  de  notre  ministre  des  cultes^  ver- 
langt ausser  der  Genehmigung  des  BischofiB  auch 
die  des  Kultusministers  (in  Elsass-Loth- 
ringen  des  Ministeriums),  An dr  tf  L  0. 3,  247 ; 
G  e  i  g  e  1,  d.  franzos.  u.  reichsländ.  Staatskirchen- 
recht S.  38.  Für  die  preussisohe  Rheinprovinz 
ist  aber  die  letztere  durch  den  Art  15  der  Verf. 
Urk.  y.  1850  beseitigt  worden,  da  es  sich  hierbei 
um  die  Verfügung  über  den  inneren  Raum  der 
Kirche  handelt,  und  diese  weder  eine  staatliche 
Angelegenheit  ist,  noch  das  staatliche  Interesse 
berührt. 

5  S.  0.  S.  334. 

0  Bestehende  Rechte  auf  Beibehaltung  solcher 
Gegenstände,  z.  B.  das  Recht  des  Patrons  anf  sein 
Wappen,  Bd.  111  S.  65,  oder  ähnliche  duroh  Vor- 
behalt bei  der  Stiftung  für  den  Stifter  und  seine 
Erben  begründete  Rechte  dürfen  aber  nicht  be- 
einträchtigt werden. 

7  Utrecht  1865,  colL  cono.  Lac  5,  865:  »Abs- 
que  consensn  ordlnarii  nulla  altaria  fl&a  diiuere 
licet,  nullas  picturas,  statuas  aliasve  sculpturas 
amovere  et  cum  aliis  immutare,  nulla  monumenta 
demoliri";  Westminster  1852,  L  c.  3.  942: 
„Nihil  innovet  (rector)  vel  addendo  vel  alienando 
vel  etiam  notabiliter  immutando,  ineonsulto 
episoopo'' ;  Fünfkirchen  1863,  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
12, 442 :  „neo  antiqna  altaria  diruantur  vel  monu- 
menta destruantur  sine  annutu  oxdinariatus^; 
Neapel  1882,  a.a.O.  51,  55:  „nefas  sit,  Ulis 
(rectoribus  ecolesiarum)  tabulam  prindpalem  al- 
tarium  vel  quamcumque  allam ,  eüam  praetextu 
novam  et  meliorem  substltuendi ,  a  suis  lods 
amovere  sine  nostra  vel  vicarii  nostri  generalis 
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III.  Die  Yotiv-Oeschenke^  Voten,  Votiytafelii.  Bchon  seit  dem 
5.  Jahrhan  dert  ist  die  Sitte  bezeugt,  dass  die  Gläubigen  aus  Dankbarkeit  ftor  erfolgte 
Qebetserhörungen  Bilder,  welche  auf  den  Vorgang  bezügliche  Darstellungen  ent- 
hielten, oder  auch  Nachbildungen  von  KOrpertheilen  aus  edlem  Metall  oder  aus 
Wachs  zur  Aufstellung  und  Aufhängung  in  den  Kirchen  und  an  den  Altären  dar- 
brachten^, und  diese  Gewohnheit  hat  sich  bis  heute  in  der  katholischen  Kirche  er- 
halten. Solche  Gegenstände  haben  im  Gegensatz  zu  den  unter  II.  gedachten  in  erster 
Linie  den  Zweck,  der  BeMedigung  der  religiösen  Gefühle  des  einzelnen ,  nicht  dem 
allgemeinen  Zweck  einer  angemessenen  Ausstattung  und  Ausschmückung  des  kirch- 
lichen Gebäudes  zu  dienen  \  Zweifellos  sollen  solche  Sachen  nach  der  Absicht  der 
sie  widmenden  Gläubigen  in  das  Bigenthum  deijenigen  kirchlichen  Stiftung,  für 
welche  sie  bestimmt  sind,  übergehen.  Die  Schenkung  ist  aber  hier  mit  dem  Modus 
belastet,  dass  diese  Gegenstände  an  einer  bestimmten  Stelle  der  Kirche  aufgehängt 
oder  aufgestellt  werden.  Darüber,  ob  die  Erfüllung  dieser  Auflage  statthaft  ist,  hat 
unter  der  Berücksichtigung  der  darüber  bestehenden  allgemeinen  und  partikular- 
rechtlichen Normen,  welche  gewisse  Gegenstände  ausschliessen^,  derjenige  Geist- 
liche, welchem  die  Leitung  des  Gottesdienstes  zukommt,  zu  befinden,  sofern  nicht 
etwa  in  einzelnen  Fällen  dem  Ordinarius  die  Befngniss  dazu  vorbehalten  ist^,  denn 
hierbei  kommen  die  o.  S.  335  gedachten  Gesichtspunkte  ebenfalls  in  Betrachts 

Was  die  Nothwendigkeit  einer  Zustimmung  des  das  Kirchengut  yerwaltenden 
Organs  oder  des  Eigenthümers  des  kirchlichen  Gebäudes  betrifft,  so  erscheint  diese 
für  den  Fall ,  dass  in  einer  Didcese  oder  einer  Kirche  die  erwähnte  Sitte  besteht, 


lioentia,  quae  post  tfBltatlonem  localem  in  s^ip- 
a»  concedetuT.  Qni  secns  feoerint ,  praeter  poe- 
uas  nostro  arbitrio  infligendas  tenentur  omnia  in 
pristinum  quam  dtiselme  restltuere . . .  Item  sine 
nostra  licentla  et  approbatione  nefas  alt ,  veteres 
inscriptiones  a  proprio  loco  remoyere".  Vgl. 
über  die  Nothwendigkeit  der  erzbischöflichen  Ge- 
nehmigung für  Köln  Dnmont,  Samml.  kirohl. 
Erlasse  S.  253.  2ö4  (wegen  Aufbewahrung  von 
Kriegsdenkmünzen  in  der  Sakristei).  Nicht  soweit 
geht  Wien  1858,  coli.  Lac  5,  176:  „Imagines  et 
omamenta,  quae  -retustate  deform  ata  esse  Tiden- 
tnr,  absquevlrorum  peritoram  consilils  non  remo- 
Teantnr ,  ne  contingat,  nt  rebus  arte  et  indnstria 
potioribns  snbstitnantor  allae  quae  nnllam  qnam 
noYitatls  commendationem  habent^.  Derartige 
Anordnungen  ,  wie  die  mitgetheilten ,  liegen  in 
der  Zuständigkeit  der  Provinzial  -  Synoden  und 
Ordinarien,  weil  hier  auch  die  Oberaufsicht 
fkber  die  Bewahrung  werthvoller  Kirchensachen, 
also  das  Recht  zur  Leitung  der  Vermögensyer- 
waltnng,  mit  in  Frage  kommt. 

*  S.  Theodoret,  Bischof  v.Cypern,  'EXXtjvoti&v 
^pancuTix^  7ra0Y)fjteiT(DV  (ed  Herm.  Galsford« 
Oxon.  1839)1.8;  vgl.  Binterim,  Denkwürdig- 
keiten der  christkatholischen  lürche  IV.  1, 653  it. 

^  Daher  tragen  diese  Geschenke  Tielfach  die 
Bezeichnung :  ex  voto. 

0  Selbstrerständllch  können  aus  denselben 
Gründen  auch  solche  Sachen,  welche  für  die  zu- 
letzt gedachten  Zwecke  und  für  den  kirchlichen 
Gebrauch  (wie  z.  B.  Kelche)  bestimmt  sind ,  ge- 
stiftet werden. 


*  S.  0.  S.  278  u.  Congr.  rit.  t.  1881 ,  Arob.  f. 
k.  K.  R.  49,  129,  wonach  Wachsbilder,  welche 
geheilte  Körpertbeile  darstellen,  nicht  aufgehängt 
und  unter  Belehrung  des  Volkes  mOgHohst  ent- 
fernt werden  sollen.  Aus  fHlherZeit  gehört  hier- 
her Anxerre  ▼.  585  (o.  578)  e.  3 :  „  . .  .  quloum- 
que  TOtam  babuerit ,  in  ecclesla  rigilet  et  matri- 
culae  (dem  Verzeichniss  der  Kleriker,-  zum  Besten 
derselben)  Ipsum  Totum  aut  pauperibus  reddat, 
nee  soulptilia  aut  pede  aut  homine  lineo  (soll 
heissen  llgno,  s.  c.  4  und  He  feie,  Oonc.  Geseh. 
342)  fleri  penitus  praesumat"  aus  der  neuesten, 
s.  Diöces.  Syn.  Neapel  t.  1882 ,  Arob.  f.  kath. 
K.  R.  51,  56 :  „Imagines  ex  cera  Tel  tabellas  to- 
tivas ,  si  quid  minus  honesti  prae  se  ferunt,  pa- 
rietibus  eccleciae  rel  aris  yel  simulacris  in  testi- 
monium  accepti  beneflcli  suspendi  prohlbemus: 
et  generattm  quaecumque  pictnrae  et  soulptnrae 
genera  in  ecclesia  apponi  sine  curlae  nostrae 
districte  vetamus.  Item  imagines ,  quae  animas 
in  purgatorio  poenam  admlssorum  luentes  re- 
praesentant,  ab  altaribns  remorerl  iubemas". 

(  S.  die  S.  335  in  den  Anmerkungen  citlrten 
Stellen,  welche  in  Bezug  der  Bilder  und  Statuen 
nicht  nach  dem  Zwecke ,  zu  welchem  sie  aufge- 
stellt werden  sollen,  unterscheiden,  also  auch 
für  solche  Weihegeschenke  zur  Anwendung 
kommen. 

0  Wird  die  Aufstellung  oder  Aufhingung  aus 
derartigen  Gründen  verweigert ,  so  ist  die  Sache 
dem  Eigenthümer  zurückzugeben ,  well  der  Mo- 
dus nicht  erfüllt  werden  kann. 
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nicht  erforderlich,  weil  dnrch  die  Bestimmung  des  kirchlichen  Gebäudes  zur  gottes- 
dienstlichen Verehrung  dasselbe  auch  ohne  Weiteres  mit  für  diese  Zwecke  ^  zur  Ver- 
fOgung  gestellt  ist  2.  Sowie  aber  solche  Weihegeschenke  einen  anderen  als  den  üb- 
lichen Charakter  haben ,  oder  nicht  an  dem  dafUr  bestimmten  Platz  untergebracht 
werden  können^,  fällt  die  Anbringung  solcher  aus  dem  Rahmen  des  stillschweigend 
Gestatteten  hinaus,  und  stellt  sich  entweder  als  eine  besondere  Ausstattung  oder  Aus- 
schmückung des  Innern  des  Gebäudes  oder  mindestens  als  eine  Disposition  über  den 
nicht  zu  dem  gedachten  Zwecke  ein  für  alle  Mal  bestimmten  Raum  dar.  Es  wird  da- 
her in  solchen  Fällen  dasjenige  Organ  oder  dasjenige  Rechtssubjekt,  welches  über 
das  Kirchengut  zu  verfügen  hat,  seine  Zustimmung  zu  ertheilen  haben  *, 


E.  Die  Benutzung  der  kirchlichen  Gehebude, 

§.  218.  a.  Zu  den  bestimmungsmässigen  ff ottesdienstlichen  Zwecken.  Besondere  Verhältnisse 
bei  gewissen  Kirchen,    Gebrauchsrechte  an  den  Kirchen  und  den  Kirchensitzen. 

I.  Im  allgemeinen.  Jedes  kirchliche  Gebäude,  welches ordnungsmässig zum 
Gottesdienste  bestimmt  ist,  dient  in  erster  Linie  denjenigen  gottesdienstlichen  Zwecken, 
zu  welchen  es  errichtet  ist.  Zu  diesen  kann  und  soll  es  nach  Massgabe  der  näheren 
Zweckbestimmung^  und  nach  Massgabe  der  allgemeinen  liturgischen  Vorschriften <^, 
sowie  der  besonderen  für  die  DiOcese ''  bestehenden  und  der  lokalen  Gottesdienst- 
ordnung ^  benutzt  werden.  Werden  besondere  Anordnungen  erforderlich,  so  hat 
diese  der  Ordinarius,  beziehentlich  auch  der  Vorsteher  der  betreffenden  Kirche  zu 
erlassen*. 

U.  Die  Benutzung  der  öffentlichen  Kirchen  und  Kapellen,  welche 
im  Privateigenthum  nicht  kirchlicher,  juristischer  oder  physischer 
Personen  stehen.  Das  Gesagte  gilt  auch  bei  den  Kirchen  oder  Kapellen,  welche 
nicht  im  kirchlichen  Eigenthum  stehen,  sofern  sie  nach  der  Bestimmung  oder  in  Folge 
der  Qestattung  des  Eigenthümers  dem  öffentlichen  Gottesdienste  gewidmet  worden 
sind  ^®.  Denn  auf  diesen  steht  dem  Eigenthümer  als  solchem  keine  Einwirkung  zu, 
und  hat  er  einmal  den  Gebrauch  zu  dem  gedachten  Zwecke  gestattet,  so  hat  er  sich 
damit  auch  der  Einwirkung  auf  die  nähere  Bestimmung  desselben  begeben.  Eine 
solche  muss  er  sich  vorher  wahren,  ehe  er  das  Gebäude  der  kirchlichen  Benutzung 
anheim  giebt.  Dabei  ist  er  berechtigt,  die  Dauer  derselben  zu  bestimmen  *^,  femer 
Bedingungen  hinsichtlich  der  Art  des  Gottesdienstes  zu  machen ,  so  fern  diese  nach 
den  allgemein  geltenden  liturgischen  Vorschriften  an  sich  statthaft  i^,  und  die  etwaigen 
Modalitäten  der  Abhaltung  mit  diesen  vereinbar  sind  ^3. 


i  Das  gilt  namentlich  far  Wanfahrtskirchen,  ^  S.  9. 

für  welche  eine  solche  Sitte    oft  Jahrhunderte  ^   S.  13  flf. 

lang  besteht  8  S.  16.  n.  1. 

«  In  der  hier  etn  für  alle  Mal  gestatteten  Auf-  ö  s.  S.  16.  n.  1  ff, 

hängung  liegt  auch  zugleich  die  stillschweigende  *<>  Vgl.  0.  S.  168. 

Annahme  der  Schenkung.  ^*  Also  auch  den  Gebrauch  nur  precarlo  oder 

*  Wenn  es  sich  z,  B.  um  ein  grosses,  sehr  viel  anf  Widerruf  einzuräumen,  s.  0.  S.  174  n.  2. 
Platz  beanspruchendes  Gemälde  oder  eine  grosse  ^^  Wie  die  Abhaltung  bestimmter  Votlrmessen, 
Stotue  handelt.  s.  0.  S.  194.  196.  196. 

*  Vgl.  0.  S.  334.  *3  So  kann  z.  B.  nicht  die  Abänderung  der  li- 
^  S.  0.  S.  306 ff.  turglschen  Formulare  bei  der  Messe,  nicht  die 
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Derartige  Beschränkungen  können  ausdrücklich  oder  stillschweigend  gemacht 
werden.  Das  letztere  ist  namentlich  der  FaU,  wenn  das  kirchliche  Gebäude  nicht 
schlechthin  für  den  öffentlichen  Gottesdienst,  sondern  blos  zu  den  Zwecken  und  fQr 
die  Bedttr&isse  einer  bestimmten  Anzahl  von  Personen  überlassen  wird,  wenn  z.  B. 
der  Staat  eine  Garnison-,  eine  Gefängniss-,  eine  Kommune  eine  Krankenhaus-Kirche 
errichtet.  Hier  soll  die  Kirche  stiftungsmässig  gerade  für  den  Gottesdienst  dieser 
Personen  dienen,  und  daher  haben  die  kirchlichen  Oberen,  wenn  sie  die  gottesdienst- 
liche Bestimmung  solcher  Kirchen  durch  ihre  Widmung  oder  ihre  Konsekration  ge- 
nehmigt haben,  die  Gottesdienstordnung  fELr  dieselben  nach  den  gedachten  Bedürf- 
nissen einzurichten  und  in  Gemässheit  der  letzteren  auch  den  Gottesdienst  abhalten  zu 
lassen  ^  Da  aber  auch  in  diesen  Fällen  den  Leitern  und  Behörden  solcher  Personen- 
kreise und  Anstalten  an  sich  kein  Recht  zu  gottesdienstlichen  Anordnungen  zusteht, 
so  sind  diese  nicht  befugt,  die  Abhaltung  ausserordentlicher  Gottesdienste  ohne  die 
Genehmigung  der  zuständigen  Kirchenbehörde  vorzuschreiben^. 

Eine  analoge  Stellung,  wie  die  Leiter  und  Behörden  der  erwähnten  Anstalten 
hat  ferner  der  Eigenthümer  bei  einer  Kapelle,  welche  von  demselben  zwar  in  erster 
Linie  für  seinen  eigenen  Gottesdienst  und  den  seiner  Familie  errichtet  worden  ist, 
welche  aber,  weil  er  auch  andere  Personen  daran  theilnehmen  lässt,  den  Charakter 
öffentlicher  Kapellen  erhalten  hat  3.  Auch  dieser  kann  nicht  kraft  seines  Eigenthums- 
rechtes,  aber  kraft;  der  Zweckbestimmung,  welche  er  seiner  Kapelle  gegeben  hat, 
zunächst  die  Berücksichtigung  seiner  gottesdienstlichen  Bedürfnisse  seitens  der  von 
ihm  angestellten  oder  zugezogenen  Geistlichen,  soweit  es  sich  um  die  äussere  Ord- 
nung des  Gottesdienstes  innerhalb  der  vorhin  gedachten  Grenzen  handelt,  verlangen. 
Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  derjenigen  Personen ,  welche  er  an  dem  Gottesdienste 
theilnehmen  lässt,  braucht  er  nicht  zu  nehmen,  da  es  für  den  öffentlichen  Charakter 
der  Kapelle  schon  genügt,  dass  er  ihnen  ein  für  alle  Mal  den  Zutritt  gewährt*.  Be- 
schränkungen in  dieser  Beziehung  können  aber  dadurch  eintreten,  dass  er  den  kirch- 
lichen Oberen  oder  einer  kirchlichen  Gemeinde  ein  fELr  alle  Mal  ein  festes  Recht  auf 
einen  bestimmten  gottesdienstlichen  Gebrauch  gewährt  hat,  wobei  selbstverständlich 
das  Mass  dieser  Einräumung  des  Näheren  über  den  Umfang  der  Benutzung  ent- 
scheidet*». 

Ebensowenig  erscheint  eine  Ersitzung  eines  derartigen  gottesdienstlichen  Ge- 
brauchrechtes gegen  den  Eigenthümer  zu  Gunsten  einer  Pfarrgemeinde  ausge- 
schlossen^, wobei  sich  der  Umfang  nach  Massgabe  der  Ersitzungshandlungen  be- 
stimmt. 

Endlich  schützt  auch  die  unvordenkliche  Verjährung  diejenigen,  welche  eine 

Abhaltung  derselben  an  einem  dazu  ungeeigneten  pfarrei,  welche  bisher  keine  eigene  Kirche  be- 
Tage (z.  B.  am  Gharfreitage)  und  zu  einer  unzu-  sitzt,  einräumen. 

lässigen   Stunde  Torgeschrieben   werden ,    s.    o.  ^  Denn  derartige  Rechte  sind  an  sich  nicht  von 

S.  190  ff.  der  Ersitzung  ausgenommen ,  da  das  kanonische 

i  S.  0.  S.  16.     lieber   das   Recht   zur  Aus-  Recht  dieselbe  bei  kirchlicben  Rechten  in  weite- 

Schliessung  fremder  Personen,  s.  o.  S.  318.  n.  8.  stem  Umfange  zulässt,  s.  Bd.  II.  S.  457,  und  auch 

2  S.  0.  S.  219.  der  Charakter  des  Gebäudes  als  eines  gottesdienst- 

3  S.  0.  S.  317.  liehen  die  Erwerbung  der  erwähnten  Rechte  nicht 
*  S.  0.  S.  317.  hindert,  s.  o.  S.  169.  Die  Erfordernisse  der  Er- 
^  Der  Eigenthümer  kann  z.  B.  die  Abhaltung  Sitzung  sind   die  allgemeine^  kanonischiecht- 

des  Pfarrgottesdienstes  während  des  Umbaues  der  liehen,  Tgl.  Bd.  III.  S.  82,  sofern  nicht  etwa,  wie 
Pfarrkirche  gestatten ,  er  kann  aber  auch  seine  in  Preussen,  besondere  partikularrechtliche  Nor- 
Kapelle  für  den   Gottesdienst   einer  Missions-      men  gelten. 
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derartige  Kapelle  oder  Kirche  fftr  ihren  gottesdienstlichen  Zweck  gebraucht  haben, 
gegen  jede  Einschränkung  oder  gar  gegen  die  Verhinderung  der  seit  solcher  Zeit 
geübten  Benntsnng  derselben^. 

Besteht  aber  eine  Verpflichtang  des  Eigenthttmers  seine  Kirche  dauernd  dem 
gottesdienstlichen  Gebrauch  zu  erhalten,  falls  dieselbe  nicht  eine  Priratkapelle  in  der 
0.  S.  314  näher  dargelegten  Bedeutung  ist? 

Wenn  die  Kirche  für  die  Zwecke  einer  bestimmten  Anstalt  oder  einer  gewissen 
Personenklasse  errichtet  war,  so  liegt  in  dieser  Widmung  schon  vornherein  die  Be- 
schränkung, dass  beim  Eintritt  von  Umständen,  welche  solche  Veränderungen  in 
Betreff  der  Anstalt  oder  des  Personenkreises  herbeifdhren,  dass  das  Gebäude  für 
diese  nicht  mehr  gebraucht  werden  kann  3,  die  Verbindlichkeit  für  den  Eigenthfimer 
aufhört,  sich  einer  anderweitigen  Verfügung  über  das  Gebäude  zu  enthalten.  In 
diesen  Fällen  ist  daher  der  kirchliche  Obere  auch  verpflichtet,  die  etwa  geweihte 
Kapelle  zu  exekriren^. 

Im  übrigen  entscheidet  sich  die  Frage  zunächst  nach  dem  Umfange  der  Ver- 
bindlichkeiten ,  welche  der  Eigenthümer  bei  der  Einräumung  des  öffentlichen  Ge- 
brauches seiner  Kapelle  auf  sich  genommen  hat.  Hat  er  blos  anderen  Personen  die 
Theilnahme  an  dem  fttr  sich  und  seine  Familie  gehaltenen  Gottesdienste  gestattet,  so 
wird  selbst,  wenn  er  die  o.  S.  317  erwähnte  Erklärung  über  die  Offenhaltung  des 
Zuganges  zur  Kapelle  abgegeben  hat,  im  Zweifel  nicht  anzunehmen  sein,  dass  er 
sich  damit  ftlr  immer  jeder  Verfügung  über  sein  Eigenthum  habe  begeben  wollen, 
vielmehr  kann  er  den  Gottesdienst,  sowie  für  ihn  das  Bedürfniss  nach  einem  solchen 
fortAllt^,  einstellen  und  die  Exekration  der  Kapelle  seitens  des  kirchlichen  Oberen 
fordern. 

Bestehen  aber  durch  Vertrag  oder  Ersitzung  oder  unvordenkliche  Verjährung 
erworbene  Gebrauchsrechte  ftlr  Dritte,  so  kann  er  diese  dagegen  nicht  einseitig 
schmälernd 

Was  andererseits  die  Frage  betrifft,  ob  der  kirchliche  Obere  berechtigt  ist,  die 
gottesdienstliche  Benutzung  von  Kapellen  der  einen  oder  anderen  Art  wider  Willen 
des  Verfügungsberechtigten  oder  Eigenthümers  für  immer  zu  hindern ,  so  wird  die- 
selbe zu  verneinen  sein.  Ist  der  gottesdienstliche  Gebrauch  einer  solchen  öffentlichen 
Kapelle  einmal  genehmigt,  und  ist  dieselbe  gar  geweiht,  so  ist  die  Einrichtung  Theü 
des  kirchlichen  Organismus  seines  Sprengeis  geworden.  Das  dauernde  Verbot  des 
Gottesdienstes  würde  in  seiner  Wirkung  der  Suppression  kirchlicher  Anstalten  und 
Benefizien  gleichkommen,  und  wie  eine  solche  nicht  ohne  gerechtfertigten  Grund  statt- 
haben soll ,  so  wird  dies  auch  für  einen  solchen  Fall ,  wenn  es  sich  gleich  nicht  um 

i  Denn  auch  diese  findet  nach  k&nonisohem  denn  die  Zweckbestimmung  gebt  in  solchen  Fäl- 

Recht  auf  solche  Befugnisse  Anwendung,  s.  Bd.  II.  len  wesentlich  auf  das  eigene,  nicht  auf  das  Be- 

S.  467  u.  Bd.  IIL  S.  29.  dürfniss  Fremder. 

2  Wenn  die  Garnison  aas  der  Stadt,  in  welcher  5  üeber  die  Frage,  in  wie  fern  er  auch  für  die 
sich  die  bisherige  Qamisonkirche  befindet ,  oder  bauliche  Unterhaltung  einzustehen  hat,  ist  damit 
eine  Qefangen-Anstalt  an  einen  anderen  Ort  ver-  noch  nichts  entschieden.  Darüber  das  Nähere  in 
legt,  eine  Brüderschaft,  welcher  der  Eigenthümer  der  Lehre  von  der  Baulast.  Hier  mag  nur  darauf 
den  Gebrauch  seiner  Kapelle  eingeräumt  hat,  hingewiesen  werden,  dass  den  Gebrauchsberech- 
sich  anflöst  oder  durch  den  Bischof  aufgehoben  tigten  durch  Vertrag  diese  Pflicht  ganz  oder  theil- 
wird.  weise  auferlegt  sein  kann ,  und  sie  sich  während 

3  S.  0.  S.  171.  der  Ersitzungszeit  ebenfalls  bei  den  Reparaturen 
*  Also  wenn  er  z.  B.  seinen  Wohnsitz  verlegt,       betheiligt,  also  die  Gebrauchsrechte  blos  unter 

wenn  er  zu  einer  anderen  Konfession  übertritt,       dieser  Beschränkung  ersessen  haben  können. 
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eigentliche  Benefizien  handelt,  für  massgebend  erachtet  werden  müssen  ^y  da  dnrch  die 
Beseitigung  solcher  Einrichtungen  stets  eine  Beschränkung  des  Gottesdienstes  her- 
beigefnhrt,  ja  mitunter  die  Befriedigung  der  religiösen  Bedürfnisse  bestimmter  Per- 
sonenklassen, z.  B.  von  Kranken,  Gefangenen,  empfindlich  geschmälert  wird. 

Was  dagegen  die  zeitweise  Binstellung  des  Gottesdienstes  betrifft^,  so  richtet 
sich  diese  nach  denselben  Grundsätzen ,  welche  für  andere  ELirchen  gelten ,  denn  in 
dieser  Hinsicht  bedingt  der  Umstand,  dass  die  hier  fraglichen  Kapellen  nicht  im 
kirchlichen,  sondern  im  Eigenthum  anderer,  physischer  oder  juristischer  Personen 
stehen,  keine  Besonderheiten. 

ni.  Die  Benutzung  der  Kirchen  durch  die  Gläubigen.  A.  Im  all- 
gemeinen. Jeder  Katholik ^  hat  das  Recht,  den  öffentlichen  Gottesdiensten, 
d.  h.  solchen,  welche  in  den  öffentlichen  Earchen  und  ELapellen  gehalten  werden^, 
anzuwohnen  ^.  Was  dagegen  die  Privatkapellen  betrifft,  so  ist  das  Beketen  derselben, 
da  sie  allein  für  die  religiösen  Bedürfhisse  des  Eigenthümers  oder  einer  besonderen 
Personenklasse  bestimmt  sind,  von  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Ge- 
nehmigung des  Eigenthümers  oder  des  sonstigen  Verfügungsberechtigten  abhängig^. 

Ferner  ist  auch  jeder  Katholik  befugt,  die  gedachten  Gotteshäuser  zu  denjenigen 
Tageszeiten,  an  welchen  sie  offen  gehalten  werden,  zu  seinen  Privatandachten  zu 
benutzen  und  sie  zu  diesem  Zweck  zu  betreten  7. 

Die  Gläubigen  dürfen  aber  dem  Gottesdienst,  vor  Allem  der  Feier  der  Messe, 
nicht  in  dem  für  die  Geistlichkeit  bestimmten  Raum,  dem  Chor  oder  dem  Pres- 
byterium,  beiwohnen s.  Das  gilt  auch  für  Laien  von  hervorragender  Stellung,  z.  B. 
für  Fürsten,  hohe  Beamte,  welche  in  dieser  ihrer  Stellung  an  dem  Gottesdienste 
theilnehmen^.  Nur  regierenden  Fürsten  wird  ein  Platz  im  Presbyterium  eingeräumt  ^^ 

1  S.  Bd.  II.  S.  460.  ^  Das  Gesagte  bezieht  aber  nicht  auf  diejenigen 

2  Also  z.  B.  wegen  einer  etwaigen  Pollntlon  Räume  der  Kirche,  in  welchen  kein  öffentlicher 
oder  wegen  einer  durch  Zerstörung  oder  ähnliche  Gottesdienst  gehalten  wird,  namentlich  nicht  auf 
Ereignisse  herbeigeführten  Exekration,  wegen  des  die  Sakristei  Da  diese  zur  Aufbewahrung 
äusseren  Zustandes  des  Gebäudes ,  welcher  das-  der  h.  Gefässe  und  Paramente ,  sowie  zur  Vorbe- 
selbe  für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  nicht  reitung  der  Geistlichen  auf  den  Gottesdienst  be- 
mehr  geeignet  erscheinen  lässt.  stimmt  ist ,  so  darf  sie  von  den  Laien  für  die 

S  In  wie  fem  jugendliches  Alter  und  ähnliche  Regel  nicht  betreten  und  auch  nicht  als  Durch- 
Verhältnisse eine  Ausnahme  bedingen,  davon  in  gang  benutzt  werden,  Prag  1860,  coli,  conc  Lac. 
der  Lehre  Ton  den  Rechten  der  einzelnen  Kirchen-  5,  643. 
glieder.  ^  c.  i  Tours  567  in  c.  1  X  de  Tita  et  honest 

Nicht  katholische  Christen  und  UngeUufte  clerlc  IIL  1 ;  c.  69  TruUanum  y.  692 ;  c.  30  (syn. 
haben  das  erwähnte  Recht  nicht ,  doch  hat  man  Roman.  826)  Dist.  I  de  consecr. ;  c.  1  1.  f.  (syn. 
ihnen  von  jeher  die  Theilnahme  am  Gottesdienst  cit.)  X  de  cohabit.  cleric.  IIL  2;  s.  g.  statuta 
(früher  allein  an  der  missa  catechumenorum)  er-  Bonifacii  c  6,  Mansi  12  app.  p.  108;  Rom  964, 
laubt  und  gestattet  sie  noch  heute,  c.  6  Laodi-  L  c.  18,  474.  YgL  Gongr.  ritbei  Gardellini 
cea  zw.  343  u.  381  steht  mit  seinem  Verbote  für  ed.  cit.  n.  233.  257.  413.  2269.  2373.  2414; 
die  Häretiker,  so  lange  sie  in  der  Ketzerei  ver-  1,54.58. 101. 404.414.  Auch  einzelne  neuere  Kon- 
harren ,  vereinzelt  da.  Ja ,  c.  84  des  s.  g.  conc.  Zilien,  Köln  1860 ,  Prag  1860  und  Utrecht  1865, 
Garth.  v.  398  (oder  s.  g.  statuta  eccles.  antlqn. ,  ooU.  conc.  Lac.  5,  339.  464. 866  haben  diese  Vor- 
in  Wahrheit  eines  gallischen  Konzils  aus  der  Schriften  wieder  eingeschärft ,  letzteres  mit  dem 
2.  Hälfte  des  5.  Jahrh.)  untersagt  dem  Bischof,  Vorbehalt:  „nisi  forte  popull  f^equentiae suflflcere 
solche  Personen  aus  der  Kirche  weisen  zu  lassen.  aliter  non  valeat  sacrae  aedis  angustia^  Wegen 
S.  auch  He  feie  Conc  Gesch.  1,  753.  des  Empfanges  der  Kommunion  s.  o.  S.  77.  n.  2. 

4  S.  0.  S.  307  ff.  9  Nach  dem  Caexemon.  eplscopor.  L  13.  n.  13 

^  Daher  verbietet  die  Newyorker  Diöces.  Syn.  rollen  die  Sitze  „pro  uobilibus  viris  laicis,  ma- 

V.  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  51,  26  die  Erhebung  gistratibus  ac  principibus  quantumlibet  magnis 

eines  Eintrittsgeldes  mit  Recht.  et  primariae  nobilitatis"  stets  „eiLtra  chorum  et 

®  S.  0.  S.  314  und  wegen  derjenigen  Kapellen,  presbyterium"  hergerichtet  werden,  s.  auch  Gar- 

welche  nicht  in  Privathänsem  belegen  sind  und  dellini  1.  c.  n.  2320;  1,  394. 

deshalb  als  öffentliche  gelten  o.  S.  318.  n.  8.  lo  c  69  Trullanum  cit  gesUttet  dem  Kaiser 
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Abgesehen  davon  haben  die  Laien  nicht  nnr  in  passender  Kleidung  ^  beim 
Gottesdienst  zn  erscheinen,  sondern  sich  auch  der  sonst  in  der  Earche  eingeftthrten 
Ordnung  sn  ftigen^,  sowie  jedes  Verhalten,  welches  mit  der  Würde  des  Gotteshauses 
und  mit  der  Pflicht,  den  gottesdiensüichen  Handlungen  mit  Andacht  beizuwohnen^, 
unyereinbar  ist^,  namentlich  den  Gottesdienst  und  die  Andacht  anderer  stören 
könnte,  zu  vermeiden.  * 

Soweit  darüber  nicht  n&here  Anordnungen  von  den  Provinzial-  oder  Diöcesan- 
Synoden  oder  den  Ordinarien  getroffen  sind ,  ist  auch  der  Leiter  des  Gottesdienstes 
an  der  betreffenden  Kirche,  also  für  die  Regel  der  Pfarrer  zuständig,  derartige  Vor- 
schriften zu  erlassen^.  Ebenso  steht  ihm  das  Recht  zu,  darüber  zu  wachen,  dass 
seitens  der  einzelnen  in  der  Kirche  anwesenden  Personen  nicht  gegen  die  gedachten 
Vorschriften  Verstössen  werde '^.  Er  ist  auch  befugt,  nöthigenfalls  Personen,  welche 
sich  unwürdig  und  unpassend  benehmen ,  aus  der  Kirche  entfernen  zu  lassen  ^,  und 
das  Einschreiten  des  Ordinarius  mit  entsprechenden  Gensuren  und  arbiträren  Strafen 
gegen  dieselben  zu  veranlassen^. 

B.  Die  G  ehr  auch  sr  echte  an  Kirchenplätzen  und  Kirch  en  sitzen  *o. 
In  älterer  Zeit  hatten  die  Laien  dem  Gottesdienst  stehend  anzuwohnen  ^^  während  der 


allein  bebnfB  des  Opfers  den  Eintritt  in  das  Pres- 
byteriom,  was  freilich  auch  anderen  Laien  frei- 
stand. In  Byzanz  war  indessen  dem  Kaiser  ein 
für  alle  Mal  ein  Platz  in  dem  gedacbten  Raum 
vorbebalten,  Theodoret.  bist  ecdes.  VI.  18 ;  So- 
zomen.  bist,  eccles.  VII.  25.  Nach  dem  Berichte 
beider  soll  Theodosias,  als  er  dieser  Sitte  gemäss 
in  Mailand  nach  dem  Opfer  im  Presbyterium  ge- 
blieben nnd  von  Ambrosias  auf  die  Unzulässig- 
keit seines  Verhaltens  aufmerksam  gemacht  wor- 
den war ,  seinen  Sitz  im  Presbyterium  auch  in 
Byzanz  aufgegeben  haben.  Im  Abendlande  hat 
man  aber  dem  Kaiser,  welcher  in  einzelne  Stifte, 
selbst  in  Rom  als  Kanonicus  aufgenommen  wurde 
und  bei  gewissen  feierlichen  Gelegenheiten  als 
Snbdlakon  fnngirte,  Bd.  II.  S.  76  wieder  einen 
solchen  Ehrenplatz,  später  sogar  allen  reglerenden 
Fürsten  eingeräumt.  Die  cit.  Stelle  des  Gaerem. 
hat  man  anf  die  letzteren  niemals  für  anwendbar 
erklärt,  Pignatelli  consnlt.  III.  3.  n.  9  u.  van 
de  Bürgt  1.  c  p.  139. 

i  So  wird  namentlich  den  Frauen  verboten,  in 
auffalligem  Putz  in  der  Kirche  zn  erscheinen, 
decr.  Olem.  XI.  v.  1701  n.  3  (s.  die  Anm.  4) ; 
conc  coli.  Lac.  6,  80.  747. 

2  Z.  B.  der  Trennung  der  Geschlechter  in  der 
Kirche ,  welche  In  manchen  Kirchen  Deutsch- 
lands, Frankreichs,  Grossbritanniens  und  Italiens 
vorkommt,  s.  decr.  dem.  XL  dt  d.4;  coli.  conc. 
Lac.  3,  881  u.  6,  747;  Andr^  cours  alphab^ti- 
qne  etc.4tfd.4,  109,  oder  der  Ausschliessung  der 
Frauen  von  gewissen  Theilen  der  Kirche,  wie  den 
Emporen,  D u  m  on  t,  Sammig  klrchl.  Erlasse  für 
Köln.  S.  408. 

3  Trid.  Sees.  XXII  decr.  de  observand.  in  Be- 
treff der  Messe:  „ac  nlsi  prius  qni  intersint  de- 
center  composito  corporis  habltn  declaraverint, 
se  mente  etiam  ac  devote  cordis  affectu,  non 
tolnm  corpore  adesse^ 

*  Vgl.  const.  Pii  V. :  Cum  primnm  v,  %,  April 


1566,  bull.  Tanrin.  7 ,  434  nnd  für  Italien  anch 
die  anf  Befehl  Clemens  XL  pnblicirte  Encyklika 
der  Congr.  episcopor.  et  reg.  v.  26.  Juli  1701 
bei  Ferraris  c.  v.  ecclesia  art.  V.  n.  48;  das 
von  den  Bischöfen  der  Marken  nnd  von  Um- 
brien  1849  zu  Loretto  erlassene  Edikt,  coli,  conc 
Lac.  6,  79.  80. 

5  Verboten  sind  auf  Grund  der  cit.  const.  Pii  V 
$.  4  in  Italien  namentlich  „vana  atque  profana 
colloquia ,  deambnlationes ,  strepitns ,  clamores, 
amores*^  l.  c.  6,  63.  747;  das  Mitbringen  von 
Waffen,  Hunden ,  von  Körben  mit  Hühnern,  das 
Betteln  in  den  Kirchen  (s.  const  Pii  V.  cit.  $.  5) 
und  unmittelbar  in  den  Vorräumen,  decr.  Clem. 
XI.  cit.  5.  n.  12;  l.  c.  6,  80. 

^  Ein  Formular  für  Frankreich  bei  Andrtf 
l.  c.  p.  109. 

7  Diese  kirchenpolizeiliche  Befugniss  des  Rek- 
tors der  Kirche,  welche  aus  seinem  Recht  der 
Leitung  des  Gottesdienstes  folgt,  erkennen  z.  B. 
die  französischen  nnd  italienischen  Provlnzialkon- 
zllien  ausdrücklich  an,  coli.  conc.  Lac.  4,  266. 
330;  6,  63.  747.  Als  untergeordnete  Organe 
haben  unter  seiner  Leitung  die  Küster,  Kirchen- 
diener u.  8.  w. ,  s.  Bd.  UL  S.  322.  324  für  die 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  zu  sorgen. 

8  Schlimmstenfalls  mit  Hülfe  der  Polizei. 

fl  Vgl.  R.  Str.  G.  B.  J.  166 :,....  wer  in  einer 
Kirche  oder  an  einem  anderen  zu  religiösen 
Versammlungen  bestimmten  Orte  beschimpfen- 
den Unfug  verübt ,  wird  mit  Gef  ängniss  bis  zn 
drei  Jahren  bestraft",  nnd  o.  S.  19. 

10  Die  Literatur  über  das  Kirchstuhlrecht  in 
der  evangelischen  Kirche  ist  absichtlich  nicht 
aufgeführt,  weil  hier  die  Verhältnisse  anders, 
wie  in  der  katholischen  Kirche  liegen. 

11  In  älterer  Zeit  werden  sie  daher  als  :  stantes, 
stantinm  plebs  bezeichnet,  Cyprian.  ep.  19,  ed. 
Hartel  2,  526 ,  s.  auch  die  S.  340.  n.  8  ange- 
führten Stellen. 
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Bischof  und  die  Geistlichkeit  sich  der  Sitze  zu  bedienen  berechtigt  waren,  and  es 
noch  sind^  In  späterer  Zeit  hat  man  aber  auch  für  die  Laien  den  Gebrauch  von 
Sitzen,  Stühlen  oder  Bänken  [sedei,  sedUia^  $uhseü%a,  scamna)  gestattet^,  nur  dürfen 
sie  für  diese  unter  keinen  Umständen  im  Presbyterium  aufgestellt  werden^. 

Ob  der  Gebrauch  derartiger  Sitze  erlaubt  werden  soll,  hängt  von  dem  Befinden 
des  zuständigen  Ordinarius  ab  ^.  Die  Genehmigung  dazu  kann  selbst  stillschweigend 
durch  blosse  Duldung  ertheilt,  ebenso  die  Entscheidung  darüber  von  ihm,  auch  auf  die 
eben  gedachte  Weise  dem  Vorsteher  der  betreffenden  Kirche  (z.  B.  dem  Pfarrer)  über- 
lassen werden^.  Wird  die  Erlaubniss  gegeben,  so  kann  diese  dahin  gehen,  dass  sich 
die  Laien  entweder  ihre  eigenen  Stühle,  welche  dann  in  ihrem  Eigenthum  yerbleiben, 
halten  dürfen  ^,  oder  es  können  auch  solche  auf  Kosten  der  Kirche  zur  Benutzung  fdr 
die  Laien  angeschafft  werden^. 

Femer  hat  der  Ordinarius  oder  der  Leiter  der  Kirche  über  die  Form  der  Stühle, 
Sitze  oder  Bänke,  über  den  Raum ,  in  welchem  dieselben  aufgestellt  oder  angebracht 
werden  sollen,  sowie  über  die  Art  ihrer  Anbringung,  z.  B.  darüber,  ob  sie  am  Boden 
befestigt 9  oder  blos  beim  Gottesdienst  hingestellt  werden  sollen^,  zu  befinden. 

Weiter  unterliegt  die  nähere  Bestimmung  über  die  Art  der  den  Laien  zu  ge- 
stattenden Benutzung  der  Verfügung  des  Ordinarius.  Nur  soll  er  nach  der  Praxis  der 
Kurialbehörden  nicht  gestatten,  dass  den  Laien  dauernde  und  ewig  währende  Rechte 
auf  solche  Sitze  und  mit  dem  Charakter  der  beliebigen  Uebertragbarkeit  eingeräumt 
werden ^<>,  es  sei  denn,  dass  der  Stifter  einer  Kirche  sich  ausdrücklich  ein  solches 


1  lieber  die  cathedra  episcopalis ,  deren  sich 
anch  privileglrte  Prälaten  bedienen  dürfen,  s. 
Bd.  II.  S.47.  B46.  348;  über  die  stalla  derStifts- 
herm  a.  a.  0.  S.  62,  van  de  Bürgt  1.  c.  p.  132 
und  über  die  Sitze  der  celebrirenden  Geistlichen 
L  c.  p.  136. 

2  Erwähnt  werden  sie  schon  im  13.  Jahrhun- 
dert ,  wenngleich  damals  ihr  Gebranch  noch  ein- 
geschränkt wird,  Bd.  III.  S.  64.  n.  6. 

3  S.  340.  n.  9;  Gardellinl  1.  c.  n.  123a 
1394.2320;  1,224.  239.  394;  n.  3129.  3166. 
3182;  2,  81.  H8.  96,  welche  den  Erwerb  eines 
Rechtes  darauf  durch  Veijährong  oder  unvor- 
denklichen Besitz ,  selbst  zn  Gunsten  von  welt- 
lichen Grossen  und  Obrigkeiten  für  unstatthaft 
erklären.  Auch  die  neueren  Partikularsynoden 
schärfen  das  Verbot  wieder  ein,  Rom  1725 ,  coli, 
conc.  Lac.  1,  76  und  Köln  1860,  1.  c.  5,  373, 
Diöces.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.K.  B.  51, 
65.  Wegen  des  Patrons,  welchem  eine  konni- 
yirende  Praxis,  namentlich  früher,  einen  Sitz  im 
Chor  gestattet  hat,  s.  Bd.  III.  S.  64. 

Dagegen  ist  es  nach  dem  v.  Clemens  XI.  be- 
stätigten Dekret T.  3.  Oktober  1701,  s.  Ferraris 
L  c.  n.  28  verboten,  dass  sich  die  Laien  (nur  per- 
sonae  regales  ausgenommen)  Teppiche  und 
Polster  (strata)  mit  in  die  Kirche  bringen,  und 
die  Kirchenrektoren ,  welche  dies  dulden ,  sind 
mit  der  Exkommunikation  bedroht ,  jedoch  ist 
diese  heute  nicht  mehr  eine  excommunicatio 
latae  sententiae ,  da  sie  in  der  const.  Pii  IX. : 
Sedis  apostolicae  nicht  aufrechterhalten  ist 

^  Da  er  zu  allen  Anordnungen  in  Bezug  auf 
den  Gottesdienst  für  seinen  Sprengel  zuständig 


ist,  so  auch  die  Gong,  episc.  et  reg.,  s.  Ferraris 
8.  V.  ecclesia  art.  I.  n.  22. 

^  Ferraris  1.  cn.  10;  van  deBurgtLc 
p.  140. 

^  Sie  können  dann  in  einem  Nebenraume  der 
Kirche  aufbewahrt  werden. 

7  Die  Bereitstellung  solcher  für  Arme  schreibt 
die  Synode  t.  Utrecht  1865  vor,  colL  conc.  Lac. 
5,866. 

8  Die  Entsch.  d.  Congr.  rit  bei  *Gardellini 
ed.  dt.  n.  88;  1,  23  untersagt  dies  blos  für  eine 
bestimmte  Kapelle,  enthält  also  kein  allgemeines 
Verbot 

0  Ebenso  darüber,  ob  solche  Leute,  welche  be- 
wegliche Stühle  für  ihre  Rechnung  vermiethen, 
zugelassen  werden  sollen ,  Neapel  1882,  Arch.  t 
kath.  K.  R.  61,  67. 

10  Die  Congr.  episc  et  reg.  hat  1583  u.  1686 
erklärt :  „Non  si  dee  permettere  quella  propriet^ 
de*  luoghi ,  che  alcuni  si  persuadouo  avere  nelle 
chiese,  quasichd  loro  fossero  eredetarii,  come 
sono  le  case  et  le  possessioni ,  che  si  oomprano^, 
Ferraris  1.  c.  n.  8,  9. auch  Congr. cono.  v.1665, 
ibid.  n.  9.  Nichtig  würde  aber  mangels  eines  Ver- 
botsgesetzes eine  solche  dauernde  Ueberlassung 
nicht  sein.  Die  Entsch.  d.  Congr.  rit  v.  1642, 
Gardellini  ed.  dt  n.  1418;  1,  246:  ^Utmm 
laicis  aliquod  ins  adquiratur  in  sedibus  et  scam- 
nis,  quae  in  ecclesiis  teuere  consueverunt,  ita  ut 
ab  ipso  episcopo  removeri  non  possint?  Resp. 
Laicis  ins  in  praedictis  non  adquiri  quominus 
episcopo  llceat  ex  causa  super  his  dlsponere^ 
handelt  blos  von  der  öffentlich  rechtlichen  Be- 
fugniss  des  Bischofs,  nöthigenfalls  derartige 
Rechte  zu  beseitigen.   S.  darüber  nachher. 
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dauerndes  Recht  ftlr  sich  oder  anch  ftlr  seine  Familie  und  andere  Personen  vorbe- 
halten hat^. 

Dagegen  ist  ihm  nicht  verwehrt,  die  entgeltliche  Ueberlassnng  zn  gestatten,  nnd 
zwar  kann  diese  in  der  Weise  geschehen,  dass  eine  zn  bestimmten  Zeiten  wieder- 
kehrende Miethe,  je  nach  Umständen,  für  einen  Sitz  oder  einen  Platz  anf  einer  Bank, 
welche  znm  Inventar  der  Kirche  gehört,  oder  anch  blos  fQr  eine  räumlich  bestimmte 
Stelle  (im  Kirchengebäude,  um  dort  einen  von  der  Kirche  bereit  gehaltenen  oder  einen 
im  Eigenthum  des  Miethsberechtigten  stehenden  Stuhl  aufzustellen)  entrichtet ,  oder 
dass  für  die  Einräumung  solcher  Gebrauchsrechte  auf  eine  Reihe  von  Jahren  ein  ftlr 
alle  Mal  ein  bestimmtes  Entgelt,  also  als  Kaufpreis,  gezahlt  wird.  Ausgeschlossen 
sind  derartige  Rechtsgeschäfte  nicht,  da  die  Extrakommerzial-Qualität  der  kirchlichen 
Gebäude  nur  in  einem  bestimmten  Umfange  wirkt,  und  gerade  die  hier  fraglichen 
Rechte  nicht  in  diesen  Kreis  fallen  ^.  Ebensowenig  können  solche  Geschäfte  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Simonie  ftlr  nichtig  erklärt  werden  ^,  denn  das  Entgelt  stellt 
sich  nicht  als  die  den  Erwerb  eines  geistlichen  Gutes  bestimmende  Gegenleistung, 
vielmehr  lediglich  als  ein  Aequivalent  ftlr  die  Gewährung  eines  festen  Platzes  oder 
Sitzes  und  als  Beitrag  ftlr  die  Unterhaltung  des  letzteren  und  der  Kirche  dar. 

Endlich  hat  der  Ordinarius  auch  darüber  zu  bestimmen,  wie  hoch  die  etwaigen 
Geldleistungen  bemessen  werden  sollen ,  und  nicht  minder  darüber,  ob  derartige  Ge- 
brauchsrechte auch  anderen  Personen  als  denjenigen,  für  welche  die  fragliche  Kirche 
bestimmt  ist,  überlassen  werden  dürfen. 

Alle  desfallsigen  Anordnungen  des  Ordinarius  beruhen  auf  seiner  öffentlich 
rechtlichen  Stellung ,  kraft  welcher  er  die  Art  der  gottesdienstlichen  Benutzung  der 
kirchlichen  Gebäude  näher  zu  regeln  hat^,  nicht  auf  seiner  Stellung  als  Vertreter 
und  Verwalter  der  betreffenden  einzelnen  Kirchen  und  des  Vermögens  der  letzteren. 
Daraus  fblgt,  dass  gegen  seine  desfallsigen  Anordnungen  keine  Rechte  von  den 
Verwaltern  der  letzteren  eingeräumt  noch  solche  seitens  anderer  Personen  ^tig  er- 
worben werden  können. 

Wenn  daher  die  Benutzung  eines  bestimmten  Raumes  zur  Aufstellung  eigener 
von  den  Laien  beschaffter  Stühle  oder  fest  angebrachter  Bänke  durch  eine  derartige 


1  Denn  nm  eine  gesetzlich  Terbotene  Stiftung«-  nicht  dentschen  (über  Frankreich  s.  nachher 
bedingnng  handelt  es  sich  hierbei  nicht,  umso  nnten  bei  der  Besprechung  der  Partikularrechte), 
weniger,  als  für  den  Patron  ein  solches  Recht  in  Italien,  Gel  gel,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  54,  319, 
anerkannt  ist,  s.  Bd.  II.  S.  392  u.  Bd.  III.  S.  64.  Nordamerika,   Konzil  v.  Baltimore   18Ö5,  colL 

2  S.  0.  S.  168.  169.  conc  Lac  3,  162,  Syn.  v.  Newyork  1882,  Arch. 

3  Das  würde  allerding«  der  FaU  sein,  wenn  f.  kath.  K.  R.  51,  263,  Halifax  1857,  coli,  cit  3, 
nnr  Personen,  welche  eine  Kirchstuhlmiethe  ent-  755,  nnd  in  Australien,  1.  c.  p.  1078,  üblich, 
richtet  hätten,  znm  Gottesdienst  zugelassen  wür-  Selbst  wenn  die  kirchlichen  Gebäude  nicht  im 
den,  weil  in  diesem  Fall  die  Theilnahme  an  dem-  Eigenthum  kirchlicher  Institute,  sondern  anderer 
selben  durch  die  Entrichtung  eines  Geldwerthes  physischer  undjuristiseher  Personen  stehen,  sind 
bedingt  wäre.  Die  kanonistische  Theorie  steht  auf  solche  Rechtsgeschäfte  nicht  ausgeschlossen ,  so- 
dem  Standpunkt  des  Textes,  Pignatelli  con-  fem  nur  die  Einnahme  für  die  Unterhaltung  der 
sult.  IX.  147;  Reiffenstuel  III.  28.  n.  69;  Stühle  und  der  Kirche  nicht  zu  anderen  Zwecken 
▼  andeBurgt  l.  c.  p.  141 ;  auch  ist  eine  Ver-  verwendet,  und  die  Theilnahme  am  Gottesdienst 
miethungYonRirohenstÜhlen  so  wohl  in  einzelnen  nicht  ohne  Entgelt  ganz  ausgeschlossen  wird. 
Didcesen  Deutschlands ,  in  der  Kölner  s.  D  u  -  ^  Daher  können  auch  die  Dlöcesan-  und  Pro- 
mont ,  Sammig  kirchl.  Erlasse  t  Köln,  S.  408,  vinzlalsynoden  derartige  Anordnungen  erlassen, 
in  Berlin,  in  den  bairlschen  Diöcesen,  Silber  -  s.  z.  B.  S.  342.  n.  7  und  Tuam  t.  1858,  coli.  conc. 
nagl,  Verfassung  u.  Verwaltung  sämmtl.  Reli-  Lac  3,  881:  „Nemini  in  eeclesia  pro  sedillbus 
gionsgesellschaften.  2.  Aufl.  S.  414.  n.  18  a.  E.  imponendis  loca  concedantur.  Sedilium  positorum 
u.  Arch.  t  kath.  K.  R,  17 ,  177 ,  sowie  auch  in  dominium  nulli  tribuatur''. 
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Anordnung  nur  widerroflich  oder  bis  anf  Weiteres  gestattet  ist,  so  sind  Mieths-  oder 
Kaufverträge  der  erwähnten  Art  nichtig  and  ebensowenig  würde  ein  festes  Recht  auf 
den  Qebranch  durch  die  an  sich  statthafte  Ersitzung^,  weil  die  Benutzung  in  einem 
solchen  Falle  allein  auf  einem  Precarium  beruht,  möglich  sein. 

Andererseits  folgt  aber  aus  dem  oben  Bemerkten,  dass,  wenn  die  Einräumung 
fester  Rechte  durch  die  fttr  die  Diöcese  oder  die  einzelnen  Kirchen  in  Betracht  kom- 
menden Anordnungen  des  Ordinarius  oder  der  Partikularkonzilien  nicht  ausge- 
schlossen ist ,  die  Bestellung  derselben  nicht  in  den  Befugnissen  des  Ordinarius  als 
solchen  liegt,  sondern  dass  derartige  Rechte,  da  es  sich  um  die  Verwaltung  des 
Kirchengates  handelt,  allein  durch  Rechtsgeschäft  mit  den  zur  Vermögensverwal- 
tung legitimirten  Organen  oder  gegen  diese  durch  Ersitzung  erworben  werden 
können. 

Bestehen  keine  allgemeinen  Anordnungen  fdr  die  Diöcese  oder  Provinz  darüber, 
ob  besondere  Rechte  auf  Plätze  oder  Sitze  in  der  Kirche  eingeräumt  werden  dürfen, 
und  in  welcher  Weise  dies  des  Näheren  zu  geschehen  hat,  so  haben  die  eben  ge- 
dachten Organe  freie  Hand,  darüber  zu  verfügen,  da  keine  der  gedachten  Be- 
nutzungsarten durch  das  gemeine  Recht  verboten  ist ,  und  aus  diesem  Umstände  in 
Verbindung  mit  der  Thatsache ,  dass  in  den  einzelnen  Diöcesen  eine  sehr  verschie- 
dene Praxis  statthaben  kann  und  obwaltet,  die  Annahme  gerechtfertigt  erscheint,  dass 
der  Ordinarius  den  einzelnen  Kirchenvertretungen  (unter  Kontrole  des  Rektors  der 
Kirche,  soweit  es  sich  um  die  Wahrung  der  für  den  Gottesdienst  in  Frage  kommen- 
den Gesichtspunkte  handelt) ,  habe  freie  Hand  lassen  wollen ,  nach  Massgabe  der 
lokalen  Verhältnisse  und  Bedürfhisse  die  entsprechenden  Einrichtungen  zu  treffen. 

Unter  der  gedachten  Voraussetzung  kann  also  der  einzelne  Gläubige  ein  Ge- 
brauchsrecht auf  einen  Platz  in  der  Eürche,  sei  es  zur  Aufstellung  seines  eigenen 
oder  eines  der  Kirche  gehörigen,  oder  auch  auf  einen  in  derselben  befindlichen  Sitz 
oder  auf  einen  festen  Platz  auf  einer  dort  angebrachten  Bank  erwerben. 

Dieses  Recht  hat  insofern  eine  den  privaten  Gebrauchsrechten  an  Sachen  ver- 
wandte Natur,  als  es  den  Interessen  des  Berechtigten  dient,  aber  eine  privatrecht- 
liche Befugniss  ist  es  nicht  ^.  Sein  Inhalt  geht  nicht  auf  eine  privat-  und  vermögens- 
rechtlichen Zwecken  dienende  Benutzung,  vielmehr  auf  eine  solche,  welche  theils 
in  Ausübung  der  öffentlich  rechtlichen  Befugniss  des  Kirchengliedes,  theils  in  Er- 
füllung der  öffentlich  rechtlichen  Pflicht  desselben ,  dem  Gottesdienst  anzuwohnen, 
erfolgt^.  Bei  dem  Erwerbe  einer  derartigen  Berechtigung  kommt  der  Berechtigte 
nicht  schlechthin  als  einzelnes  Individuum  oder  Rechtssubjekt,  sondern  in  erster  Linie 
als  Glied  der  kirchlichen  Gemeinschaft  in  Betracht,  denn  nur  als  solches,  als  in  den 
gedachten  Beziehungen  Berechtigter  und  Verpflichteter,  kann  er  das  Recht  überhaupt 
erwerben^,  und  es  handelt  sich  bei  der  Kirchstuhlberechtigung  nur  um  die  nähere 
Bestimmung  der  Ausübung  des  betreffenden  Benutzungsrechtes  der  Kirche  und  der 

*     1  S.  0.  S.  169.  auch  Wach,  Hdbch.  d.  deutsch.  Clytlprozess- 

^  Anderer  Meinung  Wappäus,  Lehre  ▼.  d.  rechts,  Leipzig  1886.  1,  90.  91. 
dem  Rechtsverkehr  entzogenen  Sachen  S.  70  und  ^  Denn   der  Inhalt  des  Rechtsverhältnisses, 

das  Reichsgericht,  Entsch.  1.  Oivilsachen  7,  136  folgeweise  auch  die  Berechtigung  und  Yerpflioh- 

u.  Seuffert,  Archiv  88,  302,  wo  die  Privat-  tung  des  Einzelnen  als  Gliedes  gegenüber  dem 

rechtsnatur  daraus   hergeleitet  wird,    dass  das  Ganzen    entscheidet   über    die  privatreohtliche 

Recht  aus  privatrechtlichen  Erwerbstiteln  ent-  oder  öffentlich-rechtliebe  Natur ,  Wach  a.a.O. 

steht ,    obwohl   Vertrag ,    Ersitzung   u.    s.   w.  S.  93.  94. 
auch  Titel  öffentlicher  Rechte  sein  können.  Vgl.  <  S.  340.  n.  3, 
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Art  der  ErftUlung  der  entsprechenden  Pflichte  Dass  ans  einem  solchen  öffentlich 
rechtlichen  Verhältniss  Beziehungen  entstehen,  welche  nach  privatrechtlichen  Grund- 
sätzen zn  beortheilen  sind,  ist  eine  bekannte  Erscheinung,  welche  den  Charakter  der 
Berechtigung  an  sich  nicht  ändert  2. 

Das  Recht  auf  Benutzung  eines  Eirohenplatzes,  Eirchensitzes  oder  Stuhles  kann 
durch  Gesetz 3,  durch  Rechtsgeschäft  und  durch  Ersitzung  erworben  werden. 

Das  Rechtsgeschäft  kann  ein  einseitiges  oder  zweiseitiges  sein.  Das  erstere  ist 
der  Fall,  wenn  sich  der  Stifter  ein  derartiges  Recht  bei  der  Stiftung  einer  kirchlichen 
Anstalt  vorbehält,  das  letztere,  wenn  das  Recht  durch  Vertrag,  sei  es  ohne  Entgelt ^ 
oder  gegen  ein  einmal  zu  zahlendes  oder  in  bestimmten  Perioden  zu  entrichtendes 
Aequivalent  begründet  wird. 

Das  vertragsmässige  Recht  richtet  sich  des  näheren  nach  dem  Inhalt  der  getrof- 
fenen Vereinbarungen^.  Danach  bestimmt  sich  also  die  Dauer  des  Rechtes,  der  Umfang 
desselben,  die  Höhe  und  die  Art  der  Entrichtung  des  etwaigen  Aequivalentes,  sowie 
die  Frage,  ob  dasselbe  an  andere  Personen  überlassen  werden  darf  oder  nichts  Ist 
in  letzterer  Beziehung  nichts  vereinbart,  so  wird  man  eine  absolute  Unttbertragbarkeit 
nicht  annehmen  können,  denn,  obwohl  das  Recht  dem  persönlichen  Bedürftiiss 
des  Einzelnen,  dem  Gottesdienst  anzuwohnen,  dient,  so  befinden  sich  doch  immer 
eine  Anzahl  anderer  Personen  in  dem  gleichen  Falle,  und  können  darum  auch  von  dem- 
selben Gebrauch  machen.  Aber  andererseits  ist  das  Recht  kein  vermögenswerthes, 
über  welches  der  Einzelne  beliebig,  um  dadurch  Geld  zu  erwerben,  verfQgen  könnte. 
Das  letztere  würde  wenigstens  der  Simonie  sehr  nahe  kommen.  Deshalb  wird  be- 
hufs der  Eontrole  die  Nothwendigkeit  der  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  bei 
einer  beabsichtigten  üebertragung  gefordert  werden  müssen^. 


i  Für  den  Fall,  dass  nach  kirchlicher  Anord-  werden,  s.  den  fürstblschöfl.  Erlass  für  Brixen 

nnng  zwar  kein  Kirchstuhlgeld  gezahlt  wird,  yiel-  v.  1860,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  6,  465.  i^ne  Schen- 

mehr  den  Kirchengliedern  bestimmte  Plitze  an-  kang  liegt  hier  nicht  Tor,  weil  weder  eine  Yer- 

entgeltlich  zur  YerfQgung  gestellt  werden,  dafQr  minderang  des  Vermögens  der  Kirche  noch  eine 

aber  Ton  ihnen  nach  ihrem  Vermögen  jährlich  Vermehrnng  des  Vermögens    des  Berechtigten 

eine  Steuer,  s.  g.  Kirchstuhlsteuer,  ausgeschrieben  eintritt. 

wird,  dürfte  Niemand  behaupten,  dass  es  sich  um  ^  Mögen  sie  des  näheren  festgestellt  werden  oder 

ein  priTatrechtliehes  Gebrauchsrecht  handelt  Da-  in  den  erlassenen  amtlichen  Bekanntmachungen, 

durch  aber,  dass  nur  derjenige,  welcher  sein  Recht  z.  B.  den  Kirchstuhlordnungen ,   enthalten,  und 

der  Benutzung  der  Kirche  bequemer  als  andere  darum  für  jeden  einzelnen  Fall  als  Tereinbart 

ausüben  und  seine  Pflicht  bequemer  erfüllen  will,  anzusehen  sein. 

einen  besonderen  Beitrag  zu  entrichten  hat,  wird  ^  So  verbietet  der  oitirte  Erlass  (s.  Aum.  4} 
der  juristische  Charakter  des  Verhältnisses  nicht  die  Üebertragung  bei  Strafe  des  Verlustes  des 
ein  anderer,  um  so  weniger  als,  wenn  die  klrch-  Rechtes.  Ist  das  Recht  ausdrücklich  einer  be- 
uche Gemeinschaft  ihre  öffentlich  -  rechtliche  stimmten  Familie  oder  einem  Hause  überlassen, 
Pflicht,  den  zur  Anwohnung  des  Gottesdienstes  so  ist  damit  von  selbst  die  Unübertragbarkeit  ge- 
▼erpflichteten  Kirchenglied em  die  Möglichkeit  geben. 

dazu  zu  gewähren ,  unter  Herstellung  besonderer  ?  Das  ist  auch  der  Standpunkt  der  Gongr.  conc, 
bequemerer  Einrichtungen  erfüllt,  sie  Ton  den-  s.  Ferraris  1.  cn.9.  Anderer  Ansicht  Wap- 
jenigen,  welche  diese  benutzen,  für  ihre  Zwecke  paus  S.  70,  welcher  eine  beliebige  und  entgelt- 
höhere Leistungen  zu  fordern  berechtigt  ist.  liehe  Veräusserung  zulässt  Eine  solche  wird  Tom 

2  Denn  publieistische  Leistungen,  Zahlungen,  Standpunkt  des  katholischen  Kirchenrechts  nur 
Eigenthumsübertragungen  u.  s.  w.  können  sich  zulässig  sein,  wenn  der  Veräussemde  nicht  mehr 
eben  nicht  anders  vollziehen,  als  die  privatrecht-  erhält,  als  dasjenige,  was  er  verauslagt  hat. 
liehen,  Wach  a.  a.  0.  S.  97.  Die  Ausübung  kann  allerdings  einem  anderen 

3  Das  ist  der  Fall  bei  dem  allerdings  blos  par-  precario  Überlassen  werden .  freilich  dann  nicht, 
tikularrechtlichen  honor  sedis  des  Patrons,  Bd.  HI.  wenn  dem  Berechtigten  mit  Rücksicht  auf  seine 
S.  64.  amtliche  Stellung  ein  besonderer  Ehrenplatz  ein- 

^  Auf  diese  Weise  kann  es  an  bestimmte  Fa-  geräumt  worden  ist. 
millen  oder  Häuser  in  der  Gemeinde  überlassen 
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Wenn  ttber  den  umfang  der  Berechtigung  nichts  n&heres  bestimmt  ist ,  wird 
anzunehmen  sein,  dass  es  sich  auf  die  Benützung  des  Platzes  oder  Stuhles  bei 
allen  Oottesdiensten  ftr  die  betreffende  Gemeinde,  mögen  dieselben  regelmässig 
oder  auch  nur  ausserordentlicher  Weise  gehalten  werden,  erstreckt,  dass  es 
aber  nicht  ftlr  ausserordentliche  Gottesdienste,  welche  nicht  ftlr  die  Gemeinde  bestimmt 
sind,  z.  B.  fdr  einen  yon  einer  Bruderschaft  abgehaltenen  Gottesdienst,  und  ftlr  kirch- 
liche und  gottesdienstliche  Handlungen,  welche  blos  ftlr  einzelne  Personen  oder 
einzelne  Personenklassen  vorgenommen  werden,  wie  für  die  Eatechismuslehre,  Trau- 
ungen von  Brautpaaren,  eingeräumt  ist. 

Ob  das  Recht  einen  blos  obligatorischen  oder  anglichen  Charakter  haben  soll, 
hängt  in  erster  Linie  von  dem  Inhalt  des  begründenden  Rechtsgeschäftes  ab.  Im 
Zweifel  wird  man  das  letztere  anzunehmen  habend  Der  Zweck  des  Rechtes  geht 
darauf,  dem  Berechtigten  den  ausschliesslichen  Gebrauch  einer  bestimmten  Kirchen- 
stelle oder  eines  bestimmten  Sitzes  zu  gewähren.  Dieser  Zweck  wird  schon  erreicht, 
wenn  der  Berechtigte  in  eine  direkte  Beziehung  zur  Sache  gesetzt  und  ihm  die  Befugniss 
gewährt  wird,  Störungen  seines  Rechtes  durch  Dritte  selbst  abwehren  zu  können. 
Femer  ist  die  Bestellung  eines  dinglichen  Rechtes  ftlr  die  Kirche  gflnstiger,  da  ihre 
Verpflichtungen  in  diesem  Falle  geringer  sind.  Hat  sie  dem  Berechtigten  ein  ding- 
liches Recht  bestellt,  so  ist  es  Sache  des  letzteren,  sich  selbst  gegen  die  Eingriffe 
Dritter  zu  schützen,  während  sie  ihrerseits  stets  gegen  solche  im  Interesse  eines  blos 
obligatorisch  Berechtigten  kraft  ihrer  obligatorischen  Verpflichtung  auf  dessen 
Verlangen  einzuschreiten  verbunden  ist^.  In  üebereinstimmung  hiermit  wird  auch 
von  einzelnen  Kanonisten  die  Möglichkeit  eines  Besitzschutzes  angenommen  3. 

Was  den  Erwerb  durch  Ersitzung ^  betrifft,  so  bedarf  es  zur  Neubegrflndung 
gegen  die  Kirche,  ausser  dem  erforderlichen  animus^  und  der  bona  fide$  eines  40 jäh- 
rigen Besitzes^.  Falls  aber  das  bestehende  Recht  gegen  den  bisherigen  Berechtigten 
durch  einen  anderen  ersessen  werden  soll,  genügt  beim  Vorliegen  eines  iustus  Htultu 
die  10,  bez.  20  jährige,  ohne  diesen  die  30  jährige  Ersitzung '. 

*   VgL  hierzu  auch   Meurer,    Begriff   und  *  Diese  wird  »uch  von  Ferraris  L  c.  n.  13 

Eigenthümer  d.  heiligen  Sachen  S.  34  in  Bezug  u.  y&n  de  Buigt  1.  c  p.  140  für  statthaft  er- 

auf  eine  verwandte  Frage.  klärt. 

2  ▼.  Schulte,  Lehrb.  d.  K.  R.  3.  Aufl.  5  Aus  der  blossen  Benutzung  des  Sitzes  wird 
S.  683  nimmt  ohne  Grund  an,  dass  das  Recht  a],er  dieser,  wenn  die  Kirchenstühle  unent- 
immer  ein  persönliches,  d.  h.  also  obligatorisches  geltlich  überlassen  werden ,  nicht  leicht  allein 
sei;  ebenso  Wappäus  S.  71,  letzterer,  well  gefolgert  werden  können,  s.  auch  Seuffert  Ar- 
nichts  anderes  übrig  bleibe,  da  keins  der  römisch  ^^1^  26  171 

Tll?!f''*'''^*"*"f!"^"'l«'/?*''*'''''*''''V'I!!l  «  FeriatU  1.  e.  .pricht  merkwürdiger  Weise 
nicht  der  usM  auf  d«  Verkatnl.»  pwse.  Dalnri  ^,^^  lOjährlger  Ersitzung,  aber  |egenüber 
Irt  »ber  überselieii,  d.*.  sclion  «"»ö"»^*«  «•**  der  Kirche  l.t  diwe  .ui«e«chlM8en.  Dagegen  lat 
selbst  Midere ,  beschrinkte  dingliche  Gebranchs-  ^^  ,„^j^^  y^^^,  ^,  '^^  ^^  yj^  ^^  pTaescript 
rechte,  welche  durch  letrtwllllge  Verfagang  be-  „  ^g^  ^,^^j  erforderlich,  wenn  in  der  betreffen- 
gründet waren ,  anerkannt  hat,  und  weiter  das»  ^  ^j,^^^  ^j^  gj^^  ^^4^^^  ,,^4,  ^■^^^^  ,„f 
das  moderne  Recht  überhaupt  auch  «4ere  ding-  jü^chensltie  einzuräumen, 
liehe  Gebrauchsrechte,  als  die  römisch  rechtlichen  ^  ^ 
Typen  derselben  zulässt.  Tgl.  auch  Wind-  '  Der  erforderliche  titulus  kann  z.  B.  in  einem 
scheid,  Pandekten  $.  202;  Dernburg,  Pan-  bischöflich  genehmigten  üeberteagungsgeschaft, 
dekten  S  260  welches  eine  nicht  berechtigte,  aber  für  berechtigt 

3  Vgl.*  Ferraris  1.  c  n.  13.  15  und  die  dort  gehaltene  Person  abgeschlossen  hat,  bestehen, 
citirten.   Auch  die  Praxis  der  obersten  deutschen  Bei  den  an  Häuser  und  Hofstellen  gebundenen 
Gerichtshöfe  steht  (allerdings  bei  Kirchstühlen  Rechten  ist  ebenso  wie  beim  dinglichen  Patronat- 
In    protestantischen    Kirchen)    auf    demselben  recht,  Bd.  III.  S.  83 ,  nur  eine  translative  Ersit- 
Standpunkt,  s.  Seuffert,  Archiv  6,  336  u.  11,  zung  zugleich  mit  dem  Hause  denkbar. 
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Oleich  steht  dem  Erwerbe  dnreh  Rechtsgeschäfte  oder  Ersitzung  endlich  auch 
die  Ansllbiuig  des  Rechtes  w&hrend  nnyordenklicher  Zeit^ 

Das  Recht  erlischt  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  es  bestellt  ist^,  durch  den 
Fortfall  des  Subjektes  ^^  durch  Verlust  der  kirchlichen  Rechtsfähigkeit  seitens  des 
letzteren^,  durch  solche  Veränderungen  in  und  mit  derEirche,  welche  die  Fortdauer 
des  Rechtes  ausschliessen^  und  endlich  durch  umcapio  IxbertatU  seitens  der  Kirche^. 

Da  das  Recht  kein  Privatrecht,  sondern  nur  ein  in  der  Sphäre  des  öffentlichen 
Rechtes  nch  bestätigendes  Individualrecht  ist ^,  so  unterliegt  zunächst  seine  Austtbung 
allen  denjenigen  Beschränkungen,  welche  im  Interesse  der  öffentlichen  kirchlichen 
Ordnung  und  in  Folge  einer  Yoiüegenden  Nothwendigkeit  oder  eines  augenschein- 
lichen Nutzens  im  öffentlichen  Interesse  der  kirchlichen  Verwaltung ,  namentlich  im 
Interesse  der  Aufreohterhaltung  der  Wttrde  des  Gottesdienstes  und  der  Befriedigung 
der  kirchlichen  BedflrMsee  bedingt  und  von  den  zuständigen  Organen  yerftlgt  werden. 
Der  Gebrauchsberechtigte  ist  daher  nicht  befügt,  jeden  ihm  angemessen  soheinendeii 
Schmuck  an  seinem  Eirchenstuhl  anzubringen,  die  Oeflfhung  der  Kirche  zu  den  Zeiten, 
zu  welchen  dieselbe  yerschlossen  gehalten  wird,  behufs  seiner  Privatandacht  zu  bean- 
spruchen, oder  bei  Streitigkeiten  zwischen  ihm  und  einem  Prätendenten  sich  der  pro- 
yisorischen  Anordnung  der  Kirchenbehörde  Aber  den  Gebrauch  des  Stuhles^  zu  wider- 
setzen. Er  hat  sich  femer  eine  vorflbergehende  Beschränkung  oder  Entziehung  des 
Gebrauches  seines  Stuhles  gefallen  zu  lassen,  wenn  diese  durch  Emeuerungsarbeiten 
(z.  B.  einen  neuen  Oelanstrich  an  demselben  ^  oder  einen  Umbau  in  dem  betreffenden 
Theile  der  Kirche  ^^)  erfordert  wird  oder  bei  besonderen  Festgottesdiensten  wegen  Th^U- 
nahme  des  Bischofs  und  einer  grösseren  Anzahl  von  Geistlichen  oder  wegen  ähnlicher 
Orflnde  eine  Aenderung  in  der  Vertheilung  der  Plätze  sich  als  nothwendig  ergiebt. 
Ebensowenig  kann  er  Widerspruch  erheben,  wenn  sein  Kirchensitz,  weil  er  sich  bei 
der  Verwaltung  des  Gottesdienstes  als  hinderlich  erweist,  an  eine  andere  Stelle  ver- 
legt wird ,  oder  wenn  z.  B.  wegen  Anwachsens  der  Beyölkerung  zur  Beschaffung 
grösseren  Raumes  in  der  Kirche  die  Sitze  enger  als  f^her  angebracht  werden.  In 
allen  diesen  Fällen  ist  daher  sowohl  eine  Besitzschutzklage,  wie  auch  eine  das  Recht 
selbst  zur  Anerkennung  bringende  (petitorische)  Erläge  ausgeschlossen. 

Aber  nicht  blos  gegen  Einschränkungen  seines  Rechtes,  sondern  auch  gegen 
eine  vöUige  Beseitigung  desselben  ist  ein  Widerspruch  des  Beseitigten  unstatthaft, 
flftUs  das  letztere  durch  die  Nothwendigkeit  oder  durch  einen  augenscheinlichen 
Nutzen  fQr  die  Kirche  bedingt  wird.  Dies  ist  z.B.  der  Fall,  wenn  die  bisherige  Kirche 
abgerissen  wird,  mag  eine  neue  dafür  errichtet  werden  oder  nicht,  wenn  die  Kirche 


1  So  FetrarlB  1.  o.  n.  13 und  Ytn  deBnrgt  tronatrecht  gelten,  Bd.  m.  S.  92.   S.  im  übrigen 

p.  140.  Ein  einzelner  kann  alleidlnga  eine  solche  anch  $.  !220. 

Ausübung  nicht  für  sich  geltend  machen ,  wohl  ^  Also  durch  Suppression  d.  kirchlichen  Anstalt 

aber  kann  der  Fall  praktisch  werden ,  wenn  es  *  Hier  kommen  ebenfalls  dieselben  Gesichts- 

gich  um  ein  Recht  handelt,  welches  für  eine  Fa-  punkte,  wiebeimPatronatrechtin  Frage,  s.  Bd.IIl. 

mlUe  oder  ein  Haus  in  Anspruch  genommen  wird.  S.  90.  91. 

s  Oder  auch  durch  andere ,  bei  der  Bestellang  ^  S.  o.  S.  344. 

besonders  bestimmte  Erlöschungsgründe,  s.  z.  B.  ^  D.  h.  bis  im  Possessorium  oder  Petitorium 

0.  S.  345.  n.  6.  entschieden  worden  ist. 

'  Also  Aussterben  der  berechtigten  Familie.  ®  Oder,  weil  die  Entfernung  alter ,  die  Kirche 

Auf  die  Erben  geht  es  nur  über,  falls  es  als  erb-  Terunzierender  Stühle  und  die  Anbringung  neuer 

liebes  eingeräumt  worden  ist  beschlossen  worden  ist. 

4  Durch  Ketzerei ,  Apostasie  und  Schisma  des  ^o  oder  auch ,  wenn  ein  Erweiterungsbau  Tor- 

Bereohtigten.  Hier  muss  dasselbe,  wie  beim  Pa-  genommen  wird. 
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die  Zahl  der  Gläubigen  beim  Gottesdienste  nicht  mehr  zn  fassen  vermag  nnd  am  Ab- 
hülfe zn  schaffen,  die  vorhandenen  Kirchenstflhle  oder  bestimmte  Reihen  derselben 
entfernt  werden  mflssen,  wenn  die  Ueberlassong  von  Rechten  an  Kirchenstflhlen 
wegen  vieler  nnd  ärgerlicher  darans  entstandener  Streitigkeiten  überhanpt  ver- 
boten wird. 

In  keinem  dieser  Fälle  kann  der  Berechtigte  eine  Entschädigung  daftlr  ver* 
langen,  dass  ihm  sein  Recht  für  die  Zukunft  entzogen  ist,  weileine  BeAigniss 
in  Frage  steht,  welche  keinen  Yermögenawerth  hat,  und  welcher  von  vom  herein  die 
Möglichkeit  der  Beseitigung  im  öffentlichen  Interesse  anhaftet 

Was  dagegen  die  Frage  nach  dem  Ersatz  de^enigen  betrifft,  was  er  materiell 
wegen  der  bisher  von  ihm  gemachten  Leistungen  einbüsst,  so  erleidet  er  eine  solche 
Einbusse  bei  unentgeltlicher  erfolgter  Einräumung  des  Rechts  überhaupt  nicht,  und 
hier  kann  daher,  wegen  des  Mangels  eines  onerosen  Bestellungsaktes,  von  einer  Ent- 
schädigung keine  Rede  sein. 

Wenn  dagegen  das  Recht  entgeltlich  gewährt  worden  ist,  so  ist  immer  zu  be- 
achten, dass  die  das  Erlöschen  des  Rechtes  herbeifahrenden  Massregeln  nicht  von 
dem  anderen  Kontrahenten,  d.  h.  dem  kirchlichen  Yermögensorgane,  ausgehen,  son- 
dern von  den  kirchlichen  Oberen,  also  hier  seitens  des  ersteren  als  solchen  ^  niemals 
eine  Verletzung  der  bestehenden  vertragsmässigen  Verpflichtungen  erfolgt.  Die  Be- 
seitigung des  Rechtes  wird  daher  für  beide  Theile  lediglich  durch  casus  herbeige- 
führt. Daraus  ergiebt  sich,  dass,  wenn  der  Gebrauch  gegen  Zahlung  eines  periodisch 
zu  entrichtenden  Miethszinses  gewährt  ist  2,  zwar  die  Pflicht  dazu  von  der  Zeit  ab, 
mit  welcher  das  Recht  erloschen  ist,  fortfällt,  und  der  Betrag,  welcher  etwa  flir  diese 
Zeit  voraus  entrichtet  worden  ist,  zurückgewährt  werden  muss;  dass  aber  anderer- 
seits bei  stattgehabter  Entrichtung  eines  einmaligen  Betrages  für  die  Bestellung  des 
Rechtes  nichts  zurückzuzahlen  ist,  da  die  kirchlichen  Verwaltungsorgane,  wenn  sie 
ihrer  Verpflichtung  das  Recht  zu  gewähren,  nachgekommen  sind,  ftlr  die  später  durch 
Zufall  eingetretene  Unmöglichkeit,  dasselbe  weiter  auszuüben,  nicht  haften  3. 

Wenn  indessen  trotz  derartiger  Anordnungen  die  Fortgewährung  des  Rechtes 
wenigstens  in  einer  analogen,  seinen  Zweck  erfüllenden  Weise  möglich  bleibt,  so  fällt 
in  so  weit  die  übernommene  Pflicht  und  zwar  auch  selbst  bei  unentgeltlicher  Einräu- 
mung des  Rechtes  nicht  fort.  Das  Rechtsgeschäft,  welches  die  Pflicht  zur  Gewährung 
des  Rechtes  begründet  hat,  wird  als  solches  nicht  aufgelöst,  sondern  es  bleibt  nur 
die  Haftbarkeit  für  die  Nichterfüllung  desselben  ausgeschlossen.    Eine  Unmöglich- 

1   Denn   die  Befagnias  zu  derartigen  Mass-  dinglichen  Gebrauchsrechts  ein  Miethzins  ver- 

nahmen  steht  nicht  den  0.   S.  344   gedachten  einbart  war. 

Orgauen  der  betreffenden  Kirche,   sondern  nur  ^yandeBurgtl.  cp.  147  will  hier  einen 

dem  Ordinarius  zu.    UeberUsst  er  ihnen  aus-  entsprechenden  Theil  des  gezahlten  Aequivalentes 

drQcklich  die  Anordnung   solcher  Massregeln,  zurückgewährt  wissen.  Dieser  ist  aber,  wenn  das 

z.  B.  das  Entfernen  von  Stühlen ,  so  handeln  sie  Recht  einer  Person  auf  unbestimmte  Zeit  oder 

dabei  in  seiner  Vertretung  kraft  übertragener  Be«  zu  Gunsten  einer  Familie  oder  eines  Hauses  be- 

fugniss.  Dies  zeigt  sich  namentlich  darin,  dass  stellt  ist,  gar  nicht  festzustellen.    Welcher  Be- 

die  Beschwerde  an  den  Ordinarius  offen  bleibt,  trag  soll  z.  B.  zurückgezahlt  werden ,  wenn  eine 

und  dass ,  wenn  diese  abgelehnt  wird ,  sich  die  Familie  gegen  Zahlung  von  200  Mark  den  Sitz 

Anordnung  stets  als  eine  Verfügung  des  letzteren  10  Jahre  benutzt  hat  und  nun  die  Beseitigung 

darstellt.  fester  Plätze  Tom  Bischof  angeordnet  wird  ?  Un- 

3  Gleichgültig  erscheint  es  dabei,  ob  blos  ein  billig  erscheint  das  Ergebniss  nur  dann,  wenn 

Miethsvertrag  vorlag ,    also  die  Kirche   obliga-  eine  derartige  Verfügung  bald  nach  der  Bestel- 

torisch  zur  Gewährung  des  Platzes  verpflichtet  lung  des  Rechtes  und  der  Zahlung  des  einmaligen 

oder    ob    für    die    Ausübung   eines  bestellten  Betrages  erfolgt. 
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keit  der  ErftUlang  liegt  in  den  gedachten  Fällen  nicht  vor,  weil  der  wesentliche  Inhalt 
des  Rechtes  auf  Benutzung  einer  Stelle  bei  bestimmten  Gottesdiensten  als  solchen  geht, 
und  das  GebäudO;  in  welchem  diese  gehalten  werden,  erst  in  zweiter  Linie  dafür  in 
^age  kommt.  Daher  sind  die  kirchlichen  Organe,  falls  statt  der  alten,  abgerissenen 
Kirche  eine  neue  hergestellt  wird,  verbunden,  den  bisherigen  Berechtigten,  deren 
Recht  andernfalls  auf  die  frtLheren  Sitze  unberührt  geblieben  wäre ,  in  der  letzteren 
entsprechende  neue  Kirchenstellen  anzuweisen  i,  soweit  nicht  etwa  die  im  öffent- 
lichen Interesse  erlassenen  Anordnungen  des  kirchlichen  Oberen  über  die  Benutzung 
des  neuen  Gebäudes  dies  ausschliessen. 

Streitigkeiten  über  die  Gebrauchsrechte  von  Kirchensitzen  oder  Kirchenstellen 
sei  es  mit  der  Kirche  oder  den  kirchlichen  Organen,  sei  es  mit  anderen  Prätendenten, 
gehören  nach  katholischem  Kirchenrecht  mag  es  sich  um  das  Possessorium  oder  um 
das  Petitorium  handeln,  vor  die  geistlichen  Behörden 2.  Dagegen  hat  sich  aber  in 
Deutschland,  freilich  wesentlich  beeinflusst  durch  das  protestantische  Kirchenrecht 
und  die  Verhältnisse  bei  protestantischen  Kirchen,  bei  welchen  das  Kirchenstuhlrecht 
viel  häufiger  Anwendung  gefunden  hat  und  findet,  als  in  der  katholischen  iKirche,  in 
der  Praxis  die  Anschauung  festgestellt,  dass  petitorische  und  possessorische  Klagen 
über  das  Kirchenstuhlrecht  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören'.  Dies  erklärt  sich 
aus  denselben  Gründen,  wie  bei  dem  Patronatrechte,  welches  ebenfalls  nach  heutigem 
Gewohnheitsrecht  als  ein  im  Civilprozesse  verfolgbares  Recht  betrachtet  wird  K  Und, 
soweit  es  sich  in  derartigen  Streitigkeiten  um  Beeinträchtigungen  handelt,  welche 
nicht  aus  dem  Leitungsrechte  des  kirchlichen  Oberen  als  solchem  herfliessen^,  wird 
sich  diese  Praxis,  weil  insoweit  die  privatrechtlichen  Grundsätze  analog  für  das 
Recht  zur  Anwendung  gebracht  werden  müssen  ^,  nicht  anfechten  lassen. 

Für  diejenigen  Länder,  in  denen  der  katholischen  Kirche  die  autonomische  Ver- 
waltung ihrer  Angelegenheiten  eingeräumt  ist,  haben  die  vorstehend  entwickelten 
Grundsätze  Geltung  zu  beanspruchen,  sofern  nicht  etwa  besondere  partikularrechtliche 
Bestimmungen  7  in  Frage  kommen  ^.  In  umfassenden  Masse  ist  dies  aber  nur  in  den 
landrechtlichen  Provinzen  Preussens^  und  da,  wo  die  französische  Gesetzgebung 


1  S.  Ferraris  1.  c.  n.  26,  welcher  auch  eine  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung  ist  (J.  676 

Entscheidung  der  Rota  anführt,  nnd  yande  a.  a.0:  „Wo  die  Vermlethnng  der  Kirchstellen 

Bargt  1.  c  p.  142.  hergebracht  ist,    da  gebührt  selbige  den  Vor^ 

3  So  auch  V.  Schalte,   Lehib.  des  K.  R«  Stehern",  d.  h.  jetzt  nach  dem  Gesetze  v.  20.  Jnnl 

3.  Aufl.  S.  586,  anerkannt  im  Konz.  ▼.  Halifieix  1876  $.  9.  1  ff.  dem  Klichenvorstande ,  nur  für 

y.  1857,  coli,  conc  Lac.  3,  756.  die  Erhöhung  der  bisher  Üblichen  Stellengelder 

3  S.  das  dtirte  Urthell  des  Reichsgerichts  In  d.  bedarf  es  der  Zustimmung  der  Gemelndevertre- 
Entsch.  f.  Clyllsachen  7,  137.  tung,  $.  678.  II.  11  und  $.  21  Nr.  9  des  cit  Ges., 

4  Vgl.  Bd.  III.  S.  8,  insbesondere  Anm.  3.  ebenso  dieser,  des  Patrones,  welcher  Lasten  trägt, 

5  S.  0.  S.  347.  sowie  auch  des  geistlichen  Oberen ,  falls  es  sich 
0  S.  0.  S.  345.  um  die  Verthellung  Ton  Stellen  In  einem  neu 
^  Denn  diese  sind  aus  den  Bd.  III.  S.  8  ange-  errichteten  Kirchengebiude handelt,  $.680a.  a.D. 

führten,  auch  hier  zutreffenden  Gründen  nicht  und  Ges.  y.  20.  Juni  1875.  $$.  21.  40.    3.  Als 

beseitigt.  regelmässige  Art  der  üeberwelsung  wird  das  Ver- 

s  Das  hat  auch  das  Reichsgericht  stillschwel-  miethen  des  Gebrauchsrechtes,  welches  aber  nicht 

gend  1.  d.  cit.  Urthelle  für  Kurhessen  anerkannt.  durch  öffentliche  Versteigerung  erfolgen  soll,  an- 

9  Die  $$.  676ff.  II.  11.  A.  L.  R.  stehen  im  gesehen,  $$.  676.  679  a.  a.  0.,  es  sind  die  Ge- 
wesentUd^en  auf  dem  Boden  der  hier  yertretenen  brauchsrechte  daher  Im  preussischen  Rechte,  so- 
Anschauungen.  1.  Lassen  sie  den  kirchlichen  wie  der  Berechtigte  in  den  Besitz  gelangt  Ist,  stets 
Oberen  freie  Hand  darüber  zu  befinden,  ob  Über«-  dinglich.  Dabei  ist  den  Elngepfarrten  ein  Vor- 
haupt Kirohenstellen  besonders  angewiesen  wer-  zugsreoht  yor  den  Fremden  eingeräumt  ($.  677), 
den  sollen,  2.  Gehen  sie  dayon  aus,  dass  der  Ab-  welches  gemeinrechtlich  sich  als  solches  nicht 
schluBS  yon  Rechtsgeschäften  Sache  der  Organe  begründen  lässt  Ausserdem  kennt  das  L.  R.  auch 
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gilt^alsoin  den  Oebieten  des  rheinischen  Bechts  und  in  Elsass-Lothringen^ 


GebraaehBrechte  an  E^irchstühlen,  welche  Jeman- 
dem mit  Rücksicht  auf  sein  Amt  oder  seine  Würde 
zugewiesen  oder  ständig  bestimmten  Häusern 
oder  Gütern  zugeschlagen  sind  ($$.  684.  685). 

4.  Diese  letzteren  können  keinem  anderen  Über- 
lassen werden,  ebensowenig  ist  das  aber  auch  bei 
anderen  Gebrauchsrechten  durch  Verfügung  unter 
Lebenden  und  tou  Todeswegen  der  Fall  ($.  682), 
nur  solche,  welche  gewissen  Personen  oder  Fa- 
milien erblich  Terliehen  sind ,  können  an  andere 
Termiethet  und  zum  Gebrauche  eingeräumt 
werden,  und  auch  auf  Nachkommen,  aber  allein  auf 
diese,  nicht  auf  sonstige  Intestat-  oder  Testaments- 
erben Yererbt  werden(^  681).  Einen  Erwerb  durch 
Ersitzung  hat  die  preussische  Praxis  ebenfalls  für 
statthaft  erachtet ,  und  ebenso  lässt  sie  die  Ver- 
folgung des  Rechtes  im  Petitorium  und  Posses- 
sorium ,  aber  nicht  gegenüber  solchen  Beschrän- 
kungen ,  welche  die  geistliche  Aufsichtsbehörde 
kraft  dieser  ihrer  Stellung  verfügt,  xu ,  y^.  die 
Nachweisungen  bei  P.  U  i  n  s  c  h  i  u  s ,  d.  preussi- 
sche Kirchenrecht  im  Gebiete  d«s  Allgem.  Land- 
reehts.  S.  394.  Anm.  6öff.  Die  Frage,  in  wiefern 
bei  Aufhebung  des  Rechtes  durch  solche  Anord- 
nungen Entschädigung  verlangt  werden  kann,  ist, 
soweit  mir  bekannt,  noch  nicht  zur  richterlidien 
Entscheidung  gekommen.  Wenn  allerdings  in 
einzelneu  veröffentlichten  Erkenntnissen  die 
Möglichkeit  einer  solchen  ohne  nähere  Begrün- 
dung angenommen  wird,  sodürfte  sich  diese  Auf- 
fassung bei  einer  näheren  Prüfung  aus  den  a. 

5.  348  dargelegten  Gründen  nicht  als  haltbar 
erweisen. 

i  In  Frankreich,  wo  schon  in  den  früheren 
Jahdinnderten  der  Gebrauch  von  Kirchenbänken 
und  Stühlen  sehr  verbreitet  gewesen  ist,  Du- 
rand de  Mailiane,  dictionnaire  de  droit  cano- 
nique  s.  v.  baue,  ed.  IL  1,  269,  wird  unter- 
schieden zwischen  den  bona  (stalles ,  tribunes), 
welche  sofern  sie  mit  dem  Gebäude  dauernd  und 
fest  verbunden  sind,  wie  dieses  Immobiliarqua- 
lität  haben,  und  zwischen  chcUses,  beweglichen 
Stühlen.  Die  ersteren  stehen  als  Zubehör  der 
Kirche  im  Eigenthum  desselben  Rechtssubjektes, 
welchem  die  letztere  gehört,  während  die  Stühle 
sich  im  Eigenthum  der  Kirchenfabrik  befinden, 
Gaudry,  traittf  delaMgislaÜondesoultes2,591. 
Jeder  Gläubige  hat  das  Recht  auf  unentgeltlichen 
Zutritt  zum  Gotteshause  und  auf  Benutzung  des- 
selben zum  Stehen  während  des  Gottesdienstes, 
Dekr.  v.  18.  Mai  1806.  Art  1,  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht in  Elsass-Lothringen  1,311,  u.Fabrlk- 
dekret  v.  30.  Dez.  1809.  Art  65,  und  deshalb  ist  in 
den  Kirchen  der  nöthige  Platz  für  solche  Kirch- 
gänger freizulassen.  Ueber  die  Aufstellung  von 
Bänken  und  Stühlen  hat  allein  der  Fabrikrath 
(in  Preussen  der  Kirohenvorstand ,  Ges.  v.  20. 
Juni  1875.  $.  57)  zu  bestimmen,  s.  Dekr.  t.  1806. 
Art  2 ;  Fabrikdekret  art  36  Nr.  5  u.  6.  Daher 
sind  die  Gläubigen  berechtigt,  sich  einen  eigenen 
beweglichen  Stuhl  zur  Benutzung  beim  Gottes- 
dienst nur  dann  mitzubringen ,  wenn  dies  nicht, 
was  Jeden  Augenblick  zulässig  ist,  auf  Beschluss 
des  Fabrikrathes  untersagt  worden  ist,  s.  Dursy 
1, 312;  G  au  d  r  y  2, 593;  An  dr  tf ,  ooarsalphab^- 


que  de  la  Ugislation  dvile  eccltfsiastique  IV.  4d, 
2,  67.  85;  Gel  gel,  französisches  Staatskirchen- 
recht S.  172.  n.  2. 

Zu  der  beabsichtigten  Art  und  Weise  der  Auf- 
stellung der  Stühle  oder  Bänke  hat  der  Pfarrer 
oder  Desservant  seine  Zustimmung  zu  geben,  je- 
doch kann  bei  der  Verweigerung  derselben  der 
Fabrikrath  sieh  beschwerend  an  den  Bischof  wen- 
den, Fabr.  Dekr.  Art.  30 ;  D  u  r  s  y  1, 312 ;  während 
der  letztere  frei  darüber  zu  beschllessen  hat ,  ob 
in  der  Kirche  Bänke  oder  Stühle  aufgestellt  oder 
etwa  vorhandene  Bänke  durch  Stühle  und  umge- 
kehrt ersetzt  werden  sollen,  Andrtf  2,  72. 

Des  Weiteren  geht  das  französische  Recht  da- 
von aus,  dass  die  Stühle  und  Bänke  zur  Erzielung 
von  Einnahmen  für  die  Kirche  benutzt,  also  für 
die  Regel  allein  gegen  Entgelt  an  die  Gläubigen 
zum  Gebrauche  beim  Gottesdienst  überlassen 
werden  sollen.  Die  Tarife  dafür  hat  das  Kirch- 
meisterbüreau  unter  Zustimmung  des  Fabrik- 
rathes ,  Fabr.  Dekr.  Art.  64  (jedoch  ohne  Gene- 
migung  einer  staatlichen  oder  kirchlichen  Auf- 
sichtsbehörde,  Andrtf  2,  77.  78,  in  Preussen 
der  Kirchenvorstand  unter  Zustimmung  der  Ge- 
meindevertretung und  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde, Ges.  V.  20.  Juni  1875  $$.  8.  21  Nr.  9 , 
50  Nr.  6 ;  57 ,  d.  h.  des  Regierungspräsidenten) 
festzusetzen,  und  diese  sind  durch  Aushang  in  der 
Kirche  bekannt  zu  machen. 

I.  Die  entgeltliche  Benutzung  ber  Stühle  und 
Bänke  kann  zugelassen  werden  1.  als  locaUcm  des 
bane$  oder  det  eftoises,  d.  h.  als  Gestattung  des 
Gebrauches  für  ein  Mal  bei  einem  bestimmten 
Gottesdienste  gegen  Entrichtung  der  tarifmäs- 
sigen  Abgabe,  welche  je  nach  den  Fest-,  Sonn- 
und  Wochentagen,  den  Tagesstunden  und  der 
Art  des  Gottesdienstes  verschieden  bemessen  ist, 
Andrtf  2,  79.  Dabei  ist,  je  nach  Beschluss  des 
Fabrikrathes  oder  auf  vorgängige  Ermächtigung 
seitens  des  letzteren  nach  Beschluss  der  Kirch- 
meisterstube (in  Preussen  des  Kirohenvorstan- 
des)  eine  s.  g.  loeation  en  rigie  oder  eine  location 
par  mi$e  en  ferme^  Fabr.  Dekr.  Art.  66,  statthaft, 
wennschon  diese  beiden  Arten  der  Ausnutzung 
fast  nur  bei  Stühlen ,  selten  dagegen  bei  Bänken 
vorkommen,  Andrtf  1,  442  u.  2,  65. 

a.  Die  location  en  figU  ist  die  Besorgung  der 
Vermiethung  durch  die  Kirchmeisterstube  selbst 
Unter  Kontrole  der  letzteren  wird  durch  eine  von 
dieser  angenommene  Person  die  tarifmässige  Ab- 
gabe direkt  von  den  Kirchgängern  vor  der  jedes- 
maligen Benutzung  des  Stuhles  für  die  Kirchen- 
kasse erhoben  und  an  den  Schatzmeister  des 
Fabrikrathes  abgeliefert,  Gaudry2,593;An- 
drtf  1,  442  u.  2,  65.  82.  Es  können  dabei  auch 
Abonnements  für  ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  zur 
Vermeidung  des  lästigen  Vorausbezahlens  zuge- 
lassen, j  a  einzelnen  Personen,  i.  B.  den  Verwandten 
und  Dienstleuten ,  welche  zum  Haushalt  der  an 
der  Kirche  amtirenden  (Mstlichen  gehören,  die 
Stühle  unentgeltlich  gewährt  werden,  Andrtf 
L  c.  2,  73.  83. 

b.  Die  focatiofi  pur  mise«n  ferme  besteht  in  der 
Verpachtung  der  Erhebung  und  des  Bezuges  der 
Einnahmen  aus  den  Stühlen  an  einen  Pächter 
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tuf  bestlmiDte  Zeit  (aof  ein  Jahr  oder  mehieie) 
im  Wege  der  öffentlichen  Versteigemng  und  des 
Zuschlages  an  den  Meistbietenden ,  Fabr.  Dekr. 
Art.  67.  Der  Adjudikatar  erlangt  hier  das  Recht, 
die  Stühle  in  derselben  Weise ,  wie  im  vorigen 
Fall ,  seinerseits  zu  den  im  Tarif  festgesetzten 
Gebühren  unter  Ueberwachung  durch  die  Klrch- 
meisterstube  zu  vermiethen,  und  zahlt  dafür  den 
durch  die  Versteigerung  festgestellten  Pachtzins 
zu  den  in  den  Yerstelgerungsbedlngungen  be- 
stimmten Terminen  ,  0  au  dr  y  2,  594 ;  A n  d r tf 
2,65;  Gelgel  8.172. 

In  beiden  Fällen  dürfen  die  Personen,  welche 
zur  Erhebung  der  Gebühren  bestellt  sind ,  nicht 
ohne  Genehmigung  des  Pikrrers  angenommen 
werden,  und  dieser  hat  auch  die  nöthlgen  Anord- 
nungen zu  treffen,  um  eine  unangemessene  Art 
der  Einforderung  der  Gebühren  fu  Yerhindem, 
Andrej  2,  74.  75. 

Im  ersteren  Fall  wird  ein  Miethsvertrag  über 
den  Gebrauch  eines  Platzes  und  eines  Stuhles  In 
der  Kirche  zwischen  dem  Kirchgänger  und  der 
Kirchenfabrik,  im  letzteren  zwischen  ihm  und 
dem  Pächter  oder  Adjudikatar  geschlossen. 

2.  Die  conceuion  de  bancs  ou  de  pUiees  besteht 
In  der  entgeltlichen  Ueberlassung  einer  Bank  oder 
eines  Platzes  auf  einer  solchen,  nicht  blos  für  ein- 
zelne Gottesdienste,  sondern  für  längere  Zeit, 
mehrere  Monate,  ein  Jahr  oder  auch  für  meh- 
rere, Geigel  S.  173  n.  9;  Andrtf  1,  422,  465. 

a.  Soll  der  Gebrauch  gegen  eine  jährlich  zu  ent- 
richtende Miethe  gewährt  werden,  steht  also  eine 
s.  g.  eoneession  par  bau  pour  une  prestation  an" 
nuelle  In  Frage ,  so  kann  darüber  der  Fabrikrath 
(in  Preussen  der  KircheuTorstand)  allein  unter 
Bestimmung  des  Jährlichen  Zinses  beschllessen, 
Fabr.  Dekr.  Art.  70,  jedoch  darf  dies  nicht  anders 
als  nach  Yorgängiger  öffentlicher  Versteigerung 
in  einem  bestimmten  Termine  oder  auf  dem  Wege 
des  schriftlichen  Submissionsverfahrens  gesche- 
hen —  falls  es  sich  indessen  blos  um  die  Ver- 
gebung einzelner,  frei  gewordener  Plätze  handelt, 
unter  öffentlicher  Bekanntmachung  des  bereits 
erfolgten  Angebots  eines  Konzessionsnachsuchers, 
damit  andere  Personen  bessere  Gebote  machen 
können,  Fabr. Dekr.  Art 69.  70;  Andrtf  1,  460. 
Eine  solche  Konzession  kann  in  diesen  Fällen 
übrigens  auch  auf  Lebenszeit  gewährt  werden, 
Art.  68  u.  70  a.  a.  0,  und  zwar  gleichzeitig  auf 
die  Lebenszeit  der  Frau  und  der  Kinder ,  jedoch 
müssen  diese  in  der  Konzession  ausdrücklich  als 
Konzessionäre  aufgeführt ,  sein ,  A  n  d  r  <(1 ,  435. 

b.  Eine  eonceaüon  au  prix  d'un  capital  ou  d'un 
itnmeuhle ,  also  gegen  eine  einmalige  AbÜndung, 
mag  diese  in  Grundstücken ,  Geld  oder  Mobilien 
bestehen,  ist  ebenfalls  höchstens  auf  Lebenszeit, 
Art.  68  a.  a.  0,  nach  vorgängiger  öffentlicher  Be- 
kanntmachung (s.  vorher)  und  nur  unter  Geneh- 
migung derjenigen  staatlichen  Behörde  statthaft, 
welche  sonst  eine  solche  für  den  Erwerb  des  be- 
treffenden Objektes  durch  die  todte  Hand  zu  er- 
theilen  hat.  Art.  71 ;  Geigel  S.  174;  Gaudry 
2,587. 

IL  Ein  Recht  auf  unentgeltliche  Be- 
nutzung einer  Bank  haben  1.  kraft  Amtsrechtes 
die  Mitglieder  des  Fabrikrathes ,  sowie  die  mar- 
guilliers  d^honneur  (in  Preusse  n  die  Kirchen- 
Torsteher)  und  zwar  soll  sich  diese  Bank  {btaic  de 


V Oeuvre')  an  einer  ausgezeichneten  Stelle,  womög- 
lich vor  der  Kanzel  befinden,  Fabr.  Dekr.  Art  21. 
Den  ersten  Platz  auf  derselben  hat  der  Pfarrer 
oder  der  Desservant,  da  er  auch  Mitglied  des 
Fabrikrathes  (bez.  Kirchenvorstandes)  ist ,  wäh- 
rend andere ,  namentlich  die  Staats  -  und  Kom- 
munal-Beamten  des  Ortes  als  solche  kein  Recht 
auf  einen  solchen  Platz  besitzen,  Andrei,  421. 

2.  Kann  sich  der  Stifter,  welcher  auf  seine 
Kosten  eine  Kirche  erbaut,  sowie  eine  solche  mit 
dem  Grund  und  Boden  einer  Kirchen -Verwal- 
tung geschenkt  oder  eine  Kirche  ganz  wiederher- 
gestellt hat,  für  sich  selbst  und  seine  Familie, 
d.  h.  für  seine  Frau  und  seine  Descendenten, 
Gaudry2,  584;  An d rtf  1 ,  423,  ein  derartiges 
Recht  vorbehalten,  Fabr.  Dekr.  Art  72,  wozu  an 
sich  keine  Genehmigung  der  Staatsaufsichtsbe- 
hörde nöthig  Ist,  wennschon  dieselbe  Indirekt, 
well  dabei  immer  die  Eröffnung  eines  neuen 
Gotteshauses  und  der  Erwerb  an  die  todte  Hand 
in  Frage  steht,  erfordert  wird,  G  el  g  e  1  S.  175  n.  3. 

3.  Endlich  kann  auch  auf  Beschluss  des  Fabrik- 
rathes (in  Preussen  des  Kirchenvorstandes) 
mit  Genehmigung  des  Bischofs  und  des  Kultus- 
ministers (in  Elsass-Lothringen  des  Ministeriums, 
Abtheilung  für  Justiz  und  Kultus ,  während  in 
Preussen  nach  dem  Gesetz  v.  20.  Juni  1875  $.  50 
eine  solche  nicht  erforderlich  erscheint)  jedem 
Soheuker  oder  Wohlthäter  einer  Kirche ,  welcher 
ihr  eine  erhebliche  Zuwendung  gemacht  hat, 
Andri^l,  489;  Geigel  S.  175  n.  4,  für  sich 
oder  auch  für  seine  FamiUe  in  dem  zu  2  gedachten 
Umfange  die  Konzession  für  eine  Bank  ertheilt 
werden,  Fabr.  Dekr.  Art  72. 

Andere,  auf  längere  Zeit,  als  die  Lebensdauer 
einer  Person  erthellte  Konzessionen  sind  nichtig, 
Andrei,  423. 

Die  Erwerbung  des  Gebrauchsrechtes  auf  Bänke 
durch  Ersitzung  gilt  als  ausgeschlossen ,  da 
die  Bänke  ebenso  wie  das  Kirchengebäude  als  res 
extra  commercium  betrachtet  werden,  Andrtf  1, 
427.  428,  s.  auch  o.  S.  176.  n.  6. 

Das  Rechtsverhältnlss  des  Konzessionärs  einer 
Kirchenbank  wird,  wenn  ein  wiederkehrender 
Zins  gezahlt  wird ,  von  der  französischen  Juris- 
prudenz nicht  als  ball  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  als  ein  droit  d'usage  aufgefasst,  Gaudry 
2,  588;  Andr^  1,  43a  Daher  darf  der  Berech- 
tigte die  Bank  wohl  für  sich  persönlich ,  sowie 
für  seine  Familie  und  seine  Hausgenossen  zum 
Gt)ttesdienst  gebrauchen,  aber  nicht,  wie  der 
Miether  (code  civil  art.  1717)  sein  Recht  an  einen 
Dritten  abtreten  oder  weiter  vermlethen  (s.  a.  a. 
0.  art  631) ,  ebensowenig  die  Bank  beliebig  zu 
anderen  Zwecken  benutzen  oder  sie  derartig  ver- 
schliessen,  dass  dieselbe  ausser  der  Zeit  des 
Gottesdienstes  nicht  für  andere  kirchliche  Zwecke, 
z.  B.  bei  der  Katechlsatlon  der  Kinder  gebraucht 
werden  kann,  Gaudry 2,  589;  Andrtf  1,  462. 
463.  In  den  Fällen,  in  welchen  das  Recht  ent- 
weder gegen  eine  einmalige  Abfindung  oder 
dem  Stifter  oder  Wohlthäter  einer  Kirche  gewährt 
ist,  hat  es  dieselbe  Natur,  da  hier  überhaupt  von 
einem  Mlethsvertrage  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Allerdings  bezeichnet  das  Fabr.  Dekr.  Art  72 
das  Recht ,  welches  sich  der  Stifter  vorbehalten 
kann ,  als  ^proprl^t^  d'un  banc'^,  aber  die  Praxis 
lässt  sogar  die  von  dem  Konzessionär  selbst  errich- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  die  selbe. 
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der  Fall.    Dagegen  fehlt  es  namentlich  in  Oesterreich^  an  besonderen  Normen 
darüber  2. 

m.  Eine  vorttb ergehende  Anssehmttcknng  der  kirchlichen  Gebäude 
and  ihres  Innern  an  kirchlichen  Feiertagen,  namentlich  an  besonders  wichtigen 
Festen,  entspricht  dem  Wesen  der  Sache  nnd  der  kirchlichen  Sitte.  Liturgisch  geord- 
net ist  sie  allein  fttr  die  Eathedral-  und  Kollegiatkirchen  3.  Ln  Uebrigen  kann  sie 
durch  die  lokalen  Leitungsorgane,  also  die  Provinzial*  und  DiOcesan-Synoden,  sowie 
die  Ordinarien  ^  vorgeschrieben  und  näher  geregelt  werden  ^.   Fehlt  es  an  derartigen 


tete  Bank  als  Theil  des  Gotteshauses  gelten,  über 
welche  derselbe  nicht,  wie  ein  Eigenthümer,  son- 
dern nur  nach  Maassgabe  der  Konzession  -ver- 
fügen darf,  und  rerlangt  daher,  dass,  wenn  er  zu 
weltergehenden  Verfügungen,  als  ein  sonstiger 
Konzessionär  berechtigt  sein  soll ,  Ihm  dies  oder 
das  Elgenthum  ausdrücklich  in  der  Konzessions- 
urkunde vorbehalten  werden  muss,  Andrtf  1, 
428;  Geigel  S.  108.  n.  3  u.  8.  176.  n.  3. 

Das  Recht  jedes  Konzessiouirs  auf  die  Bank 
erlischt  abgesehen  von  den  Gründen,  welche  durch 
die  Bedingungen  der  Konzession  bestimmt  sind, 
also  durch  Eintritt  des  Todes,  durch  nicht  recht- 
zeitige Zahlung  des  Zinses,  auch  durch  Verzicht 
und  durch  Nichtgebrauch  während  eines  Zeit- 
raumes Yon  30  Jahren  (code  civil  art.  617.  621), 
nicht  aber  schon  durch  blosse  Verlegung  des 
Wohnsitzes  ausserhalb  derParochie,  so  Gaudry 
2,  &83.Ö90,  Andrei, 448,  da  der  Berechtigte  vor 
Ablauf  der  Veijährungsfrist  zurückkehren  kann, 
es  sei  denn ,  dass  dies  ausdrücklich  in  den  Kon- 
zesslonsbedlngungen  festgesetzt  ist,  oder  dass  das 
Aufgeben  der  Parochle  unter  Umstanden  erfolgt, 
aus  welchen  ein  Verzicht  geschlossen  werden 
kann,  z.  B.  wenn  der  Konzessionär  auswandert. 

Das  Recht  des  Konzessionärs  Ist  auch  nach 
französischem  Rechte  dem  öffeutlicheu  Interesse 
des  Gottesdienstes  und  der  kirchlichen  Verwal- 
tung untergeordnet.  Wenn  daher  die  Entfernung 
oder  die  Versetzung  der  Bank,  well  sie  gottes- 
dienstliche  Funktionen  (z.  B.  die  Austhellung  der 
Kommunion)  hindert,  den  hinter  sitzenden  den 
Anblick  des  Sanktuariums  entzieht ,  femer  well 
die  Anbringung  eines  Beichtstuhles  oder  eines 
Stützpfeilers  erforderlich  erscheint ,  beschlossen 
oder  wenn  die  Kirche  wegen  Baufilligkeit  kassirt 
wird,  so  hat  der  Konzessionär  kein  Recht  zum 
Widerspruch,  auch  kann  er  sein  Recht  nicht 
im  Wege  der  OlTilklage  verfolgen,  Andrei, 
442.  446.  Die  französische  Jurisprudenz  giebt 
aber  in  den  ersteren  Fällen,  weil  die  Fabrik  Ihre 
VerpfUehtungen  als  Yermiether nicht  erfüllt,  dem 
Konzessionär  das  Recht,  eine  Reduktion  des  Prei- 
ses der  Konzession  oder  auch  Auflösung  des  Ver- 
trages zu  fordern,  G  a  u  d  r  y  2,  588,  in  den  Fällen 
der  letzteren  Art,  d  h.  wenn  die  Kirche  selbst 
ausser  Gebrauch  gestellt  wird ,  aber  nicht,  weil 
nach  code  civil  art.  1722  der  Miether  den  Zufall 
trägt.  Doch  nimmt  man  das  Wiederaufleben  der 
Rechte  der  Konzessionäre  an ,  wenn  die  Fabrik, 
selbst  ohne  dringende  Gründe,  die  Errichtung 
einer  neuen  Kirche  beschliesst.  Hier  gilt  die 
Fabrik  als  verpflichtet ,  in  der  neuen  Kirche  die 
alten  Bänke  oder  andere  neue  entsprechende  auf^ 
zustellen,  und  den  Berechtigten  wird,  falls  lie 


sich  die  neuen  nicht  gefallen  lassen  wollen,  kein 
Entschädigungsanspruch,  sondern  blos  das  Recht, 
von  der  Konzession  abzugehen,  gewährt,  An- 
drtf  1,447. 

üebrigens  kann  der  Stifter  oder  Wohlthäter 
statt  einer  Konzession  auf  eine  Bank  auch  eine 
solche  auf  eine  Kapelle  in  der  Kirche  (cha- 
pelle  particulidre  dans  l'^glise)  für  sich  und  seine 
Familie  erhalten ,  Fabr.  Dekr.  Art.  72.  Hierfür 
gilt  rechtlich  ganz  dasselbe  wie  für  die  Kirchen- 
bank des  Stifters  oder  Wohlthäters,  Andrtf  2, 
101;  Gelgel  S.  176. 

1  Es  kommen  daher  hier  die  für  das  gemeine 
katholische  Kirchenrecht  0.  S.  344  ff.  dargelegten 
Rechtsgrundsätze  zur  Anwendung.  Auf  Grund 
der  Vorschriften  des  Konkordates  v.  1866  Art 
10  ff.  über  die  Zuständigkeit  der  geistlichen  Ge- 
richte und  Art.  29fl:  über  die  Selbstständigkeit 
der  Kirche  in  Betreff  der  kirchlichen  Vermögens- 
verwaltung war  durch  Min.  Erl.  v.  1860,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  6,  465,  ausgesprochen,  dass  Streitig- 
keiten über  Kirchenstühle ,  welche  als  Theil  der 
Kircheneinrichtung  im  Sinn  des  Konkordates  zu 
dem  Kirchenvermögen  zu  rechnen  seien,  der  Zu- 
ständigkeit der  geistlichen  Behörde  unterliegen. 
Dies  ist  aber  gegenüber  dem  Gesetze  v.  7.  Mai  1874 
S.  38  Abs.  2 :  „Rücksichtlich  der  Frage  des  Eigen- 
thums  und  sonstiger  privatrechtlicher  VerMltnisse 
bezüglich  des  Kirchen-  und  Pfründenvermögens 
sind  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Rechts  massgebend ;  im  Fall  des  Streites 
steht  die  Entscheidung  den  Gerichten  zu",  nicht 
mehr  aufrechtzuerhalten ,  vielmehr  müssen  Jetzt 
für  Prozesse  über  Kirchenstühle ,  soweit  privat- 
rechtliche Gesichtspunkte  dabei  in  Frage  kommen, 
ebenso  wie  im  Gebiete  des  gemeinen  deutschen 
Rechts  (s.  0.  S.  349)  die  ordentlichen  Oivilgerichte 
für  zuständig  erachtet  werden. 

3  Wegen  des  Rechtes  Fenster  oder  Thüren  in 
einer  Kirche  zu  haben  s.  0.  S.  321.  n.  7. 

s  Durch  das Gaeremoniale  episcop.  1. 12.  n.  1  ff. 
22ff.  u.  II.  13.  n.  2. 

^  Specielle  Anordnungen  der  ersteren  sind 
nicht  häufig  (s.  aber  Gran  1858  und  Köln  1860, 
coli.  conc.  Lac  5,  32.  373),  offenbar  deshalb,  weil 
sich  kein  Bedürfniss  dazu  gezeigt  hat. 

fi  Das  im  Text  Gesagte  bezieht  sich  auch  auf 
die  Ausschmückung  bei  kirchlichen  Feiern,  welche 
einzelne  ELlrchenglieder  betreffen,  z.  B.  auf 
Trauungen.  Vgl  Kölner  Prov.  Syn.  v.  1860, 
colL  conc  Lac.  5,  353 :  „abusum  .  .  .  quo  sponsis 
dltioribus  ecclesia  singularem  in  modum  exor- 
natur,  dum  tenuioribus  quasi  nuda  relinquitur, 
prorsus  interdicimus". 
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Anordnungen ,  so  hat  lediglich  der  den  Oottesdienst  leitende  Oeistliohe ,  (also  für  die 
Regel)  der  Pfarrer,  nicht  aber  der  Eigenthttmer  der  betreffenden  Kirche  nnd  eben- 
sowenig die  znr  Verwaltung  des  Vermögens  derselben  berufene  Behörde  die  näheren 
Bestimmungen  zu  treffen.  Es  handelt  sich  hierbei  um  einen  in  die  Sphäre  der  gottes- 
dienstlichen Leitung  fallenden  Akt,  weil  eine  solche  Ausschmflckung  zur  Verherr- 
lichung bestimmter  kirchlicher  Feste  dient ,  und  die  Ausschmflckung  in  Ueberein- 
stimmung  mit  ihrer  Bedeutung  und  ihrer  liturgischen  Feier  erfolgen  muss  ^ 

Alle  solche  Anordnungen  sowohl  der  erwähnten  Organe,  wie  der  einzelnen 
Geistlichen  haben  stets  die  flber  die  Feier  besonderer  Tage  als  Festtage  geltenden  Vor- 
schriften ^  und  femer  die  allgemeinen  liturgischen  Prinzipien  zu  beachten  ^.  Insbe- 
sondere darf  daher  eine  solche  Ausschmflckung  der  Earche  nicht  an  anderen  Tagen, 
als  an  solchen,  welche  kirchlich  als  Festtage  zu  feiern  sind ,  erfolgen,  selbst  dann 
nicht,  wenn  ihnen  staatlicherseits  ein  derartiger  Charakter  beigelegt  ist.  Ja,  die  Staats- 
und Kommunalbehörden  haben  aus  den  oben  S.  219  dargelegten  Grflnden  nicht 
einmal  das  Recht,  eine  solche  zu  beanspruchen^,  sollte  auch  nur  eine  äussere 
Ausschmflckung  des  Gebäudes,  welche,  wie  die  Illumination  desselben,  oder  die 
Anbringung  von  Fahnen^,  an  sich  gar  keine  kirchliche  Bedeutung  hat,  in  Frage 
stehen^.  Anders  verhält  es  sich  freilich  mit  denjenigen  kirchlichen  Gebäuden,  welche 
sich  im  Eigenthum  des  Staates  befinden  und  nicht  ausschliesslich  zum  katholischen 
Gottesdienste  bestimmt  sind^,  da  in  diesen  Fällen  das  staatliche  Verfügungsrecht  nur 
insoweit  eingeschränkt  ist,  als  der  Gottesdienst  dadurch  nicht  gehindert,  und 
nicht  etwas  mit  der  gottesdienstlichen  Bestimmung  des  Gebäudes  Unvereinbares  vor- 
genommen wird^. 


1  Eine  Mitwirkung  der  YermdgeuBTerwaltung 
der  Kirche  kann  allerdings  dann  erforderlich 
werden ,  wenn  die  Aasschmückang  mit  den  ein 
für  alle  Mal  für  solche  Zwecke  bestimmten  Oeld- 
mitteln  nicht  zu  bestreiten  ist,  nnd  hesondere  Be- 
willigungen dafür  erforderlich  werden ,  s.  anch 
Art.  37  des  Fabrikdekr.  (o.  S.  334.  n.  4),  welcher 
sich  gleichfalls  auf  vorübergehende  Ausschmück- 
ungen bezieht,  G e ig  el ,  französis.  u.  reichsländ. 
Staatskirchenrecht  S.  179.  n.  9. 

2  Vgl  darüber  o.  S.  13,  S.  219  u.  S.  284.  287. 
9  Diese  ergehen  sich  ans  dem  Gaerem.  epls- 

copor.  (s.  0.  S.  352  n.  3),  dessen  allgemeine 
Grundsätze  (z.  B.  dass  der  Schmuck  der  höheren 
oder  geringeren  Bedeutung  des  Festes  entspre- 
chend sein  soll)  für  allo  Falle  Anspruch  auf  Gel- 
tung haben.  Demgemäss  bestimmt  auch  das 
Kölner  Proy.  Konz.  y.  1860,  coli.  conc.  Lac  5, 
373 :  „Exomatioaltarium  vero,  quae  diebus  domi- 
nicis  et  festis  quam  maxime  commendanda  est, 
secundum  caeremoniale  episcoporum  ordinetur^. 

^  Selhstyezständllch ,  sofern  nicht  besondere 
positiye  Normen,  s.  o.  S.  219  u.  S.296,  den  Staats- 
behörden ein  Recht  geben ,  auch  die  kirchliche 
Feier  zu  fordern  und  darüber  n'Ahere  Bestim- 
mungen zu  treffen. 

B  Ob  eine  solche  Ausschmückung  für  Kirchen 


überhaupt  angemessen  erscheint,  ist  freilich  eine 
andere  Frage.  Für  die  Beantwortung  derselben 
kommen  die  besonderen  Yolksanschauungen  und 
Yelkssitten  in  Betracht.  In  den  romanischen 
Ländern,  namentlich  in  Italien,  sind  z.  B.  Illu- 
minationen der  Kirchen  an  Kirchen  festen  viel- 
fach üblich. 

6  Doch  hat  man  in  Frankreich  seitens  der  Ver- 
waltung ein  solches  Recht  der  Kommunalbehör- 
den aus  dem  Eigenthum  der  Ciyilgemeinden  an 
den  Kirchen  hergeleitet,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  48, 
48.  üeber  einen  hierher  gehörigen  Fall  aus  Baden 
8.  a.  a.  0.  9,  426.  Die  Möglichkeit  des  Erwerbes 
von  derartigen  Gebrauchsrechten  ist  allerdings 
nicht  ausgeschlossen,  s.  die  Erk.  des  bair.  oberst 
Gerichtshofes  v.  1878,  a.  a.  0.  50,  246. 

'  So  z.  B.  mit  Garnison  kirchen,  in  denen  der 
Militärgottesdienst  für  die  katholischen  und 
evangelischen  Soldaten  gehalten  wird. 

S  Da,  wo  ein  solches  Gebäude  im  staatlichen 
Eigenthum  steht,  aber  ausschliesslich  dem  katho- 
lischen Gottesdienst  gewidmet  ist,  kann  der  Staat 
auf  Grund  der  in  Anm.  4  gedachten  Bestimmungen 
allerdings  auch  eine  solche  Ausschmückung  durch- 
setzen ,  nicht  aber  in  den  Ländern  ,  in  welchen 
die  im  Text  in  Bezug  genommenen  Prinzipien 
zur  Anwendung  kommen. 


Hinschins,  Kirehenreeht  lY. 
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§  21  9.  b.   Die  vorübergehende  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  zu  anderen  als  den  he- 
stimmungagemässen [profanen  und  sonstigen  gottesdiensüichen)  Zwecken. 

I.  Statthaftigkeit  der  Benutzung  zu  andern  als  gottesdienst- 
lichen Zwecken.  Die  für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  gewidmeten  kirchli- 
chen Gebäude  *  sind  zwar  wesentlich  fttr  die  Zwecke  desselben  bestimmt ,  es  ist  aber 
darum  an  sich  nicht  jede  andere  Benutzung  derselben  ausgeschlossen. 

Nach  gemeinem  Rechte  ist  zunächst  ein  solcher  Gebrauch  unstatthaft,  welcher 
die  Abhaltung  der  in  der  betreflTenden  Kirche  nach  den  allgemeinen  Anordnungen 
und  nach  den  besonderen,  bestehenden  Verpflichtungen^  zu  feiernden  gottesdienst- 
lichen Handlungen  hindern  oder  stören  würde ,  weil  dies  mit  der  Bestimmung  des 
Gebäudes  unvereinbar  ist.  Das  gilt  nicht  etwa  blos  für  die  Benutzung  zu  ausser- 
kirchlichen  Zwecken,  sondern  auch  für  den  Fall ,  dass  das  kirchliche  Gebäude  zu 
gottesdienstlichen  Zwecken ,  welche  seiner  Bestimmung  fremd  sind ,  z.  B.  für  die 
gottesdienstliche  Feier,  welche  eine  fromme  Brüderschaft  veranstalten  will,  gebraucht 
werden  soll. 

Femer  hat  aber  auch  das  gemeine  Recht  jeden  profanirenden  Gebrauch  eines 
solchen  Gebäudes  ^  in  dem  früher  näher  erörterten  Sinne  ^  verboten. 

Die  nähere  Durchführung  dieser  Prinzipien  steht ,  da  das  gemeine  Recht  blos 
einzelne  hierher  gehörige  Vorschriften  ausweist  ^,  der  Partikulargesetzgebnng ,  also 
den  Provinzial-,  Diöcesan-Synoden  und  den  Ordinarien  zu. 

Sie  haben  daher  die  Befugniss  nicht  nur  diejenigen  Gebrauchsarten,  welche 
unter  dem  zuletzt  gedachten  Gesichtspunkte  als  profanirend  zu  betrachten  sind^,  ein 
für  alle  Mal  zu  bezeichnen,  sondern  sie  sind  auch  berechtigt 7,  die  Benutzung  der 
Kirchen  zu  allen  nicht  gottesdienstlichen  und  kirchlichen  Zwecken  ®  zu  verbieten  ^, 
weil  das  gemeine  Recht,  wenngleich  es  einen  nicht  profanirenden  Gebrauch  keines- 
wegs absolut  ausschliesst,  doch  keine  Anordnung  aufweist ,  dass  die  kirchlichen  Ge- 
bäude für  einen  solchen  offen  gehalten  werden  müssen ,  und  ein  derartiges  Verbot 
gerade  am  sichersten  jede  Profanation  der  Kirchen  zu  verhüten  geeignet  erscheint. 

II.  Die  Zuständigkeit  zur  Bewilligung  der  Benutzung.  A.  Im 
allgemeinen.  Sofern  die  Benutzung  eines  kirchlichen  Gebäudes  an  sich  nach  ge- 
meinem und  nach  dem  neben  demselben  in  Frage  kommenden  partikularen  Recht 

1  Nichtblosdiebenediclrtenoderkonsekrirten,  an  c.  2  in  VIto  III.  23  (e.  o.  8.  167  n.  4)  ver- 
B.  0.  S.  165.  boten.   Vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

2  Z.  B.  in  Betreff  der  stiftungsgemäss  zu  ce-  8  Vgl.  Diöces.  Neapel  1882,   Arch.    f.  kath. 
lebrirenden  Messen.  K.  li.  61,  57:  „Omnem  actum  profanum,  qui  ad 

3  c.  9.  X.  de  immun.  III.  49,  s.  o.  S.  165.  n.  3.  pietatem  ac  religiouem  fovendamnon  pertinet,  in 
*  S.  S.  167.  ecolesia  fleri  iuterdictum  est.  Quamobrem  cou- 
&  S.  0.  S.  167.  n.  4.  cioues  civiles ,  comitia  ad  consiliarios  civicoa  vel 
6  Vgl.z.B.  Urbinol869,  coli.  conc.Lac.6,  30:  oiatores  populäres  legibus  ferendis    eligendos, 

„Neminiprofanainstrumenta  antpaleas,  hordeum  cantus  theatrales ,   scenioa   artiflcia,   aeademias 

et  quae  sunt  huiusmodi,  in  ecclesiasvel  oratoria,  etiam  argumenti  sacri,  distributioues  praemiorum 

quamris  non  consecrata,  inferre  liceat  aut  in  illis  alnmnis  scbolaium  in  omnibus  ecclesiis  nostrae 

gervare'*,  ähnlich  auch  Ravenna  1855,  1.  c  p.  175.  archidioecesis ,  etiam  remota  ab  altari  sa.  eucha- 

'  So  werden  namentlich  neuerdings  alle  „pro-  ristia,  omnino  prohibemus''. 

fana  conventicula",  g.  Prov.  Konz.  Quebec  1868,  ^  g.  die  in  der  vor.  Anm.  angeführte  Synode, 

coli.  conc.  Lac.  3,  710,  und  politische  Reden  und  welche  nur  eine  freilich  nicht  sehr  eng  begrenzte 

Demongtrationen,  insbesondere  durch  Geistliche,  Ausnahme  macht. 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  8,  153  (Lemberg)  in  Anhalt 


§.  219.]      Die  Verwalt.  d.  Kultus.  Die  vorab^geh.  Benutsung  d.  kirchl.  Gebäude.  355 

tberhanpt  zulässig  ist,  bedarf  es  doch  in  jedem  einzelnen  Falle  einer  besonderen  Er- 
lanbniss  dazn,  schon  deshalb,  weil  Niemand  ein  ihm  fremdes  Gebäude  zu  irgend  wel- 
chem, an  sich  auch  völlig  erlaubten  Zwecke  zu  gebrauchen  befugt  ist.  Bei  einer  Kirche 
kommt  einmal,  wie  bei  andern  Sachen,  der  Eigenthflmer  oder  das  das  Eigenthums- 
subjekt  vertretende  Organ,  femer  aber  noch  der  mit  der  Leitung  des  Gottesdienstes  be- 
traute Geistliche  oder  der  kirchliche  Obere  desselben  in  Betracht.  Es  ist  zwar  die  An- 
sicht aufgestellt  worden,  dass  es  sich  bei  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Gebäudes 
zu  einem  nicht  kirchlichen  Zwecke  allein  um  eine  in  den  Bereich  der  Verwaltung  des 
Kirchengutes  fallende  Angelegenheit  handlet  Dieser  Auffassung  steht  indessen 
entgegen,  dass  die  Verwaltung  des  Kirchengutes  lediglich  in  Gemäasheit  der  kirch- 
lichen Zwecke  zu  führen  ist,  und  diese  zu  verwirklichen  hat.  Im  vorliegenden  Fall, 
soll  aber  das  gottesdienstliche  Gebäude  gerade  zu  einem  andern ,  als  einem  kirchli- 
chen Zwecke  vorübergehend  benutzt  werden,  und  die  Entscheidung,  welche  dabei 
in  erster  Linie  zu  treffen  ist,  richtet  sich  darauf,  ob  dieser  Zweck  mit  der  Bestimmung 
der  Kirche  vereinbar  erscheint.  Darttber  zu  befinden ,  ist  Sache  der  Gottesdienst- 
verwaltung. Dies  indessen  freilich  allein  insoweit,  als  es  sich  um  die  Frage  handelt, 
ob  der  beabsichtigte  ausserkirchliche  Gebrauch  eine  Störung  der  Gottesdienstordnung 
und  eine  Profanation  der  Kirche  herbeifahren  würde  oder  nicht ^.  Erst  dann,  wenn 
die  unter  diesem  Gesichtspunkt  vorzunehmende  Prüfung  die  Statthaftigkeit  der  Be- 
nutzung ergiebt,  kann  die  Bewilligung  des  Gebrauches  überhaupt  in  Frage  kommen. 
Eine  solche  Genehmigung  zu  ertheilen ,  ist  allerdings  Sache  des  Eigenthümers  oder 
des  denselben  vertretenden  Organes,  weil  das  Recht  dazu  aus  dem  Eigenthum  und 
der  Befugniss,  über  dasselbe  zu  verfügen,  herfliesst^. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  bestimmt  sich  die  Zuständigkeit  dahin ,  dass  in 
erstgedachter  Beziehung  der  Ordinarius  die  Prüfang  vorzunehmen  und  die  Entschei- 
dung zu  geben  hat,  nicht  der  Geistliche,  welchem  die  gottesdienstliche  Leitung  der 
betreffenden  Kirche  zusteht.  Denn  kraft  dieser  seiner  Stellung  besitzt  der  letztere 
allein  die  Zuständigkeit  für  alles  dasjenige «  was  den  Gottesdienst  in  der  Kirche  selbst 
betrifft,  nicht  aber  für  solche  Anordnungen,  welche  nicht  mehr  innerhalb  des  Kreises  der 
dazu  gehörigen  Angelegenheiten  liegen,  mögen  sie  gleich  dazu  in  Beziehung  stehen 
und  deshalb  im  weiteren  Sinne  zu  den  Geschäften  der  Kultusverwaltang  gehören.  Die 
hier  fragliche  Zuständigkeit  kann  allein  demjenigen  Beamten,  welcher  die  volle  Juris- 
diktion in  Betreff  der  letzteren  hat,  d.  h.  dem  Ordinarius,  zukommen^.  Allerdings  ist 

1  So  Yon  Herrmann  1.  d.  Ztschr.  f.  K.  R.  6,  Erstts  von  ReioigangS'  und  Beleuchtungskosten 
248  ft,  u.  18,  208 ff.,  ftUerdings  allein  für  das  für  die  benuute  Kirche ,  die  Gefahr  möglicher 
piotestantisohe  Kirchenrecht.  Beschädigung  von  Sachen,    welche  sich  in  der 

2  So  auch  V.  Soheurl  1.  d.  cit.  Ztsch.  17,  417  Kirche  befinden,  mit  in  Frage  kommen. 

gegen  Herrmann.    Letzterer  bemerkt  5 ,  249  ^  So  auch  y.  Schulte,  Lehrb. d. kath.  K.  R., 

ganz  richtig,  dass  die  rechtliehe  Kategorie  einer  3.  Aufl.  S.  561,  s.  auch  Ferrarlss.  y.  ecclesia 

Angelegenheit  sich  nur  nach  ihrem  Gegenstande,  art.  5.  n.  52.   Wenn  ersterer  hinzufügt,  dass  nach 

nicht  nach  der  Art  der  fintsoheidungsgründe  be-  Aussen  hin  der  Pfarrer  (bez.  Rektor  der  Kirche) 

stimmt,  begeht  aber  den  Fehler,  dass  er  als  legitimirt ,  Jedoch  gehalten  sei ,  bei  dem  gering- 

Gegenstand  allein  das  Kiichengebäude ,  insofern  sten  Zweifel  sich  an  den  Bischof  zu  wenden ,  so 

es  £igenthum8objekt  und  Kirchengut  ist,  in  Be-  ist  soviel  richtig,  dass  der  betreffende  Geeuch- 

tracht  zieht,  also  übersieht,  dass  die  Kirche  auch  steller  mit  dem  ersteren  verhandeln  und  es  sich 

zugleich  einen  Gegenstand  der  Kultusverwaltung  genügen  lassen  kann  ,  dass  der  Pfarrer  ihm  auf 

bildet,  und  dass  in  soweit  den  Vermögensverwal-  Grund  einer  etwaigen  bischöflichen  Ermächtigung 

tungsorganen  keine  Bestimmung  über  dieselbe  die  Erlaubniss  ertheilt.     Wenn  es  indessen  an 

zukommt.  dieser  letzteren  fehlt,  so  bleibt  die  Einräumung 

9  Umsomehr  als  bei  einer  solchen  Verfügung  der  Kirche  zu  dem  gewünschten  Gebrauche  immer 

auch  vermögensrechtliche  Interessen ,  z.  B.  der  rechtsungültig. 

23* 
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derselbe  berechtigt  die  Entscheidang  darüber  ein  für  alle  Mal  den  lokalen  Leitern  der 
einzelnen  Kirchen  (also  dem  Pfarrer) ,  sei  es  ansdrflcklich ',  sei  es  dnrch  stillschwei- 
gende Dnldnngzu  tibertragen  ^,  aber  gemeinrechtlich  besitzen  die  letzteren  diese  Be- 
fngniss  nicht. 

Soweit  bei  der  Bewilligung  der  Benutzung  der  Kirche  der  zweitgedachte  Ge- 
sichtspunkt, also  die  Ertheilung  der  Erlaubniss  selbst  in  Frage  steht,  ist  bei  den  im 
kirchlichen  Eigenthum  befindlichen  Gebäuden  dasjenige  Organ,  welches  das  Vermö- 
gen derselben  verwaltet,  dafOr  zustitndig  ^,  und  dasselbe  gilt  auch ;  wenn  das  Ge- 
bäude einer  nicht  kirchlichen  juristischen  oder  einer  physischen  Person  zu  Eigen- 
thum gehört,  aber  dauernd  und  ausschliesslich  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmet 
ist.  Dient  dasselbe  aber  dem  letzteren  allein  nebenbei,  so  kommt  die  betreffende  Be- 
stimmung dem  Eigenthümer  zu,  weil  er  unter  diesen  Umstitnden  das  Recht  zur  Ver- 
waltung seines  Eigenthums  behalten  hat. 

Endlich  entsteht  die  Frage ,  wie  es  sich  mit  denjenigen  Gebäuden  nicht  kirch- 
lichen Eigenthums  verhält,  welche  von  dem  Eigenthflmer  allein  in  einem  gewissen 
Umfange  fdr  den  öffenüichen  katholischen  Gottesdienst,  aber  nicht  ausschliesslich  für 
denselben,  (z.  B.  zugleich  auch  für  den  Gottesdienst  einer  anderen  Konfession)  be- 
stimmt sind^.  Ein  solches  Gebäude  untersteht  der  Verfügung  des  katholischen 
Kirchenoberen  ^  nur  in  einem  beschränkten  Umfange.  Deshalb  kann  derselbe  hier 
einen  anderweiten ,  den  katholischen  Gottesdienst  nicht  störenden  Gebrauch  nicht 
untersagen,  und  daher  braucht  in  solchen  Fällen  auch  keine  Genehmigung  zu  einem 
solchen  von  ihm  erfordert  zu  werden.  Gegen  eine  profanirende  Benutzung  wird  er 
allerdings,  weil  sie  mit  der  Zweckbestimmung  des  Gebäudes  unvereinbar  ist ,  Ein- 
spruch erheben  können,  aber,  falls  der  Eigenthümer  keine  rechtlich  bindende  Ver- 
pflichtung für  die  Gewährung  des  Gebäudes  zu  dem  erwähnten  Zweck  übernommen, 
sondern  dasselbe  nur  freiwillig  bis  auf  Weiteres  dazu  überwiesen  hat  ^,  bei  Erfolg- 
losigkeit seiner  Remonstration  nur  die  Einstellung  des  Gottesdienstes  anordnen  können  7. 


1  So  die  Newyorker  Dioec  Syn.  v.  1882,  Arch.  ^  Also  des  Bischofs  oder  in  dem  in  der  Tor. 

f.  kath.  K.  R.  51, 266.  267:  „nisi  id  singulis  vici-  Anm.  gedachten  Fall  bei  Exemtion  des  Militärs 

bus  approbayeiit  rector,  qul  de  negata  vel  concessa  yoii  der  bischöflichen  Jurisdiktion,  des  FeldTikars 

▼enia  rationem  archiepiscopo  reddere  tenetur''.  oder  Feldbischofs. 

3  Das  wird  namentlich  angenommen  werden  6  Wenn  dies  z.  B.  seitens  der  MilitänrerwaUung 

können,  wenn  ein  bestimmter  Oebrauch  wiederholt  mit  einem  im  staatlichen  Eigenthum  stehenden 

Yom  Pfarrer  gestattet,  und   der  Bischof  niemals  Gebäude  für  den  Gottesdienst  der  katholischen 

Widerspruch  dagegen  erhoben  hat.  Soldaten  geschehen  ist. 

8  Bei  den  Pfarrkirchen  ist  dies  nach  gemeinem  "^  Was  die  Simultankirchen  (s.  $.  220.  I.  1) 

Recht  der  Pfarrer    mit  den  etwa    TOrhandenen  betrifiTt,  so  kommt  es  hier  darauf  an,  ob  eine  der 

Kirchenvorstehem  ,  sonst  das  partikularrechtlich  beiden   Konfessionen   das  Eigenthum  an  einei 

zur  Verwaltung   des  Kirchenvermögens  legiti-  solchen  besitzt,  oder  die  eine  an  der  der  an- 

mlrte  Organ.    Wenn  das  A.  L.  R.  II.  11.  %.  173  deren  eigenthümlichen  Kirche  ein   blosses  Ge- 

(s.  0.  S.  171.  n.  6)  die  Einwilligung  der  Gemeine  brauchsrecht  hat.    Im  letzteren  Fall  untersteht, 

fordert,  so  steht  es  auf  demselben  Standpunkte.  soweit  dasselbe    nicht  in   Frage    kommt,    die 

Diese  wird  Jetzt  durch  den  KircheuTorstand  auf  Kirche  im  Uebrlgen  der  Leitung  der  Oberen  und 

Grund  des  Gesetzes  v.  20.  Juli  1875.  S$.  1 ,  3  der  Organe  der  eigenthumsberechtigten  Konfes- 

Nr.  5  vertreten.  Der  Einwilligung  des  geistlichen  sion,  und  es  gelten  also  die  im  Text  fQr  andere 

Oberen  gedenkt  das  L.  R.  allerdings  nicht,  es  öffentliche    Kirchen    entwickelten   Grundsätze, 

schliesst  indessen  die  Entscheidung  desselben  Wenn  sich  dagegen  die  Simultankirche  im  fliit- 

über  die  Vorfrage  keineswegs  aus,  sondern  wahrt  eigenthum  beider  Konfessionen  befindet,  so  sind 

der  Gemeine  allein  das  Recht,  dass  der  Obere  die  betreffenden  Oberen  und  Organe  beider  gleich 

nicht  ohne  die  Zustimmung  ihres  Organs  über  die  betheiligt,  und  es  kann  eine  Benutzung  zu  ande- 

Kirche  zu  derartigen  Zwecken  verfügen  kann.  ren  als  den  bestimmungsmässigen  gottesdienst- 

^  Hierher  gehören  z.  B.  Gamisonkirohen  im  liehen  Zwecken  allein  unter  ihrer  beiderseitigen 

staatlichen  Eigenthum.  Zustimmung  bewilligt  werden. 
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B.  Die  Zuständigkeit  zur  Bewilligung  der  Benutzung  für  einen 
anderen  als  den  bestimmungsmässigen,  gottesdienstlichen  Gebrauch. 
Die  oben  8.  354  ff.  entwickelten  Grunds&tze  müssen  auch  im  allgemeinen  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  die  Benutzung  eines  kirchlichen  Gebäudes  für  gottesdienst- 
liche Zwecke,  zu  deren  Erfüllung  es  nicht  gewidmet  ist  \  verlangt  wird  2.  Wenngleich 
es  hier  stets  ausser  Frage  steht ,  dass  der  Gebrauch  kein  profanirender  ist ,  so  bleibt 
doch  immer  die  Möglichkeit  offen,  dass  das  Interesse  des  bestimmungsmässigen 
Gottesdienstes  dadurch  beeinträchtigt  wird,  und  femer  kommt  dabei  gleichfalls  das 
Verfügungsrecht  des  Eigenthflmers  oder  des  denselben  vertretenden  Organes  in  Be- 
tracht. Indessen  liegt  die  Sache  dann  anders ,  wenn  es  sich  um  eine  ausschliesslich 
dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmete  Kirche  und  ein  diese  vertretendes  kirchliches 
Vermögensverwaltungs-Organs  handelt,  und  gleichzeitig  das  Gebäude  für  solche  gottes- 
dienstliche Zwecke  gefordert  wird,  welche  im  Interesse  der  allgemeinen  Eärche  3,  der 
Diöcese  ■*  oder  der  betreffenden  Pfarrei  ^  liegen,  oder  deren  Erfüllung  die  christliche 
Liebespflicht  gebietet^.  Das  Organ,  welches  das  Vermögen  einer  solchen  Anstalt 
verwaltet ,  hat  die  Pflicht,  seine  Verwaltung  nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  und 
zum  Wohle  der  Kirche  zu  führen,  also  auch  dabei  die  über  die  speciellen  Zwecke  der 
vertretenen  Anstalt  hinausgehenden  Interessen  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  diese  viel- 
mehr ihrerseits  zu  fördern.  Verweigern  derartige  Verwalter  daher  in  solchen  Fällen,  wo 
die  specielle  gottesdienstliche  Bestimmung  des  kirchlichen  Gebäudes  nicht  beeinträchtigt 
wird,  die  Benutzung  desselben  ohne  Grund  oder  aus  Eigensinn,  so  handeln  sie  pflicht- 
widrig, und  der  Ordinarius  ist  krafk  seines  Aufsichtsrechtes  über  die  Vermögensver- 
waltung befugt,  die  mangelnde  Einwilligung  zu  ergänzen  ^.  Da  aber  den  von  diesen 
Organen  vertretenen  Vermögensmassen  und  den  in  Ermangelung  von  solchen  für  die 
Aufbringung  der  kirchlichen  Bedürfhisse  haftbaren  Personen  keine  Lasten  für 
Zwecke,  für  deren  Erfüllung  eine  gesetzliche  Verpflichtung  nicht  besteht,  aufgebürdet 
werden  dürfen,  so  ist  die  Ablehnung  der  Benutzung  niemals  eine  grundlose,  falls 


1   Nicbt    hierher    gehören    ansserordentllche  ^  Wenn  z.  B.  eine  Brüderschaft  oder  ein  kirch- 

Gottesdienste,  welche  der  zuständige  Kirchen-  llcher  Verein  einen  besonderen  Gottesdienst  feiern 

Obere  (Papst,  Ordinarius)  für  die  ganze  Kirche,  will.    Umgekehrt  kann  aber  anch  die  öffentliche 

Diöcese  oder  Pfarrei  in  den  öffentlichen  Kirchen  Kapelle  einer  Brüderschaft  nach  dem  Dekret  der 

anordnet  (s.  o.  $.  208} ,  da  die  letzteren  nicht  Congr.  rit,  bz.  Clemens'  XI.  y.  10.  Dezemb.  1703 

nur  für  die  Zwecke  des  regelmässigen,  sondern  Nr.  17,  Gardellini,  decr.  congr.  rit.  n.  3670; 

auch  des  ausserordentlichen   Gottesdienstes  be-  2,  220,  nicht  wider  Willen  derselben  vom  Pfar- 

stlmmt  sind.    Ebensowenig  kommt  hier  die  Ge-  ter  zur  Katechismuslehre  benutzt  werden, 

stattung  der  Vornahme   einzelner  gottesdienst-  3           Gottesdienst  für  Missionsvereine, 
lieber  Handlungen   durch  fremde  Geistliche  in 

Frage.    Werden  diese  in  Vertretung  der  ange-  *  Für  Vereine  zur  Beförderung  der  kirchlichen 

stellten  Geistlichen  vorgenommen ,  so  handelt  es  Kunst. 

sich  ebenfalls  um   einen  bestimmungsmissigen  5  Für  einen  kirchlichen  Armenverein. 

Gebrauch   der  Kirche.     Wenn    dagegen   einem  ^  ^.       _             .1    .    j     t»*       •      v       j 

fremden  Geistlichen  das  Messelesei ?  z.  B.  zur  ,  \  ^le  z.  B.  wenn  die  in  der  Pfarrei  wohnenden 

Erfüllung  seiner  desfallslgen  Pflicht  (8. 0.S.  182),  i""}}^^^^  ^*T  *"^t!^'^^.^^*'J!.  ?*«  ^"^*^^  ^^ 

oder  das  Predigen   erlaubt  wird,   io  Hegt  ein  Vollziehung  einer  gottesdienstlichen  Feiernach 

Gebrauch  der  Kirche  vor,   welcher  kraft  allge-  ^^0»®™  erbitten. 

meinen  Gewohnheitsrechtes  überall  gestattet  wird,  ?  Bei  kirchlichen  Gebäuden  ,  welche  von  dem 

welchem  dieselbe  also  gleichfalls  ordnungsmässig  Eigenthümer  nur  in  gewissem  Umfange  dem  öf- 

dient.   Wegen  der  etwa  entstehenden  Kosten  der  fentlichen  Gottesdienst  eingeräumt  sind  (s.  0. 

Messe  vgl.  0.  S.  206.  n.  6.  S.  356),  trifft  aber  das  Gesagte  nicht  zu.   Dieser 

Die  Einräumung  der  Kirche  an  die  Anhänger  braucht  sich  eine  weiter  gehende  Benutzung  als 

eines  anderen  anerkannten  Ritus  als  des  lateinl-  die  von  ihm  gewährte  wider  seinen  Willen  nle- 

schen  zur  Vornahme  gottesdienstlicher  Hl^1)dl^n-  pials  gefallen  zu  lassen, 
gen  Ist  gestattet,  vgl.  unten  §.  225. 
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diejenigen,  welche  den  Gebranch  der  Kirche  eingeränmt  verlangen,  die  dadurch  er- 
wachsenen Kosten  (fttr  Reinigung,  Ansschmücknng,  Beleuchtang  u.  s.  w.)  nicht 
übernehmen  wollen,  und  der  Ordinarius  darf  die  Benutzung  niemals  anders,  als 
unter  Wahrung  des  eben  gedachten  Interesses  gestatten. 


§.  220.  C.  Die  Benutzung  der  kirchlichen  Oehäude  für  die  gotteedienstlichen  Zwecke  anderer 
christlicher   Konfeeeionen,     [Das  Simultaneum   zwischen  Katholiken  und  Protestanten. 

Altkatholiken,) 

I.  Die  kirchlichen  Rechtsnormen  und  die  kirchliche  Praxis  ge- 
genüber den  Protestanten  und  den  Altkatholiken^  Die  kirchlichen  Ge- 
bäude der  katholischen  Kirche  sind  für  ihren,  d.  h.  den  katholischen  Gottes- 
dienst bestimmt.  Die  in  unserer  Zeit  wieder  praktisch  gewordene  Frage,  ob 
und  unter  welchen  Bedingungen  die  katholische  Kirche  dieselben  anderen  christli- 
chen Religionsparteien  zu  ihrem  gottesdienstlichen  Gebrauch  überlassen  kann  ^,  war 
von  der  Zeit  ab,  in  welcher  sie  als  allein  berechtigte  Earche  im  römischen  Reich  an- 
erkannt war,  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters  ausgeschlossen ,  da  sie  den  Anhän- 
gern solcher  christlichen  Secten ,  welche  von  ihrer  Lehre  abwichen  und  denen  sie 
die  Existenzberechtigung  absprach,  selbstverständlich  kein  Recht  auf  eigenen  Gottes- 
dienst zugestehen  konnte,  und  andererseits  die  Häretiker,  wo  sie  überhaupt  vorüber- 
gehend zu  einiger  Bedeutung  gelangten,  sich  ihrerseits  an  Stelle  der  katholischen 
Kirche  zu  setzen  und  die  katholischen  Kirchengebäude  an  sich  zu  reissen  suchten. 

Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich,  dass  die  frühere  kirchliche  Gesetzgebung 
in  der  gedachten  Beziehung  keine  Vorschriften  aufgestellt  hat.  Allerdings  verstand 
es  sich  von  selbst,  dass  sie  die  Einräumung  von  Kirchen  zu  häretischem  Gottesdienst, 
namentlich  zur  Feier  der  Messe  durch  Häretiker  missbilligen  musste,  und  diese  An- 
schauung, welche  zuerst  in  kirchlichen  Privatsammlungen  ausgesprochen  worden  ist  3, 
hat  durch  Aufoahme  der  betreffenden  Stellen  in  das  Dekretum  Gratians  allgemeine 


1  Reu 8 ch,  das  Yerfahreii  deutscher  Bischöfe  lianns  papa'^  fludet  sich  in  dem  Poeniteatiale 
bezOglich  der  den  Altkatholiken  zum  Mitgebraach  Theodori  I.  5.  %%,  7—9,  Wassersohleben, 
eingeräamten  Kirchen.  Bonn  1875;  Hirsch el,  Bussordnungen  S.  189 ;  Schmitz,  Bussbücher 
d.  kirchliche  Verbot  fflr  Katholiken  bezüglich  S.  629,  und  im  poenit.  Gummeani  XI.  %%.  26. 
des  Mitgebrauches  der  den  s.  g.  Altkatholiken  zur  27,  W.  S.  481 ;  Schm.  S.  639.  Sie  belegt  den- 
Benutzung  eingeräumten  Kirchen,  Mainz  1875  jenigen,  welcher  einem  Häretiker,  ohne  von  dessen 
(Abdruck  aus  dem  :  „Katholik''  von  1875,  April-  Ketzerei  etwas  zu  wissen,  das  Messelesen  in  einer 
heft  S.  362  ff. ;  derselbe  ArchiT  t  k.  K.  R.  46,  katholischen  Kirche  gestattet  hat,  mit  einer  Busse, 
329) ;  Anti-Reusch  oder  juristisches  Urtheil  über  und  verbietet  dadurch  die  Einräumung  einer 
d.  theolog.  Gutachten  des  Herrn  Reuse h  betr. :  solchen  an  Häretiker  zu  gottesdienstlichen  Hand- 
„das  Verfahren''  etc.  Regensburg  1875.  Inngen.    £ine  andere  Stelle  findet  sich  im  Oor- 

2  Von  der  Einräumung  an  nicbtchristliche  Re-  pus  iuris  nicht.  Insbesondere  gehört  c.  36  (cap. 
ligionsgesellschaften  zu  ihrem  Gottesdienste  kann  Incert)  Dist.  I  de  consecr.  :  „Tribus  ex  causis 
keine  Rede  sein ,  weil  dies  eine  dem  Zwecke  der  loca  sanctorum  transmutanda  sunt.  Prima,  cum 
christlichen  Kirche  widersprechende  Profanation  necessitas  persecutorum  loca  eomm  gravaverit. 
sein  würde.  Secunda  cum  difflcultas  loeorum  fuerit.    Terda, 

3  In  c.  41  $.  1  C.  XXIV.  qu.  11 :  ^i  quls  per-  cum  malorum  societate  gravantur",  nicht  hierher, 
miserit  hereticum  missam  suam  celebrare  in  ec-  wie  Hirschel,  d.  kirchl.  Verbot  f.  d.  Katho- 
clesia  catholica  et  nescit,  IV  dies  peniteat ;  si  pro  liken  etc.  S.  12  und  Arch.  a.  a.  0.  S.  331  annimmt, 
reverentia  eins,  annum  unum  peniteat;  si  pro  denn  hier  ist  in  dem  dritten  Falle  von  der  Ver- 
dampnatione  eoclesiae  catholicae  et  consuetudinis  unehrung  der  Kirchen  durch  Böse  die  Rede,  aber 
Romanorum,  proiciaturab  ecclesia,  sicnt  hereticus,  unter  diesen  sind  nicht  blos  Häretiker  und  eben- 
nisi  habeat  penitenciam;  sihabuerit,  X  annos  sowenig  unter  der  Verunehrung  blos  gottesdienst- 
peniteaf.   Diese  Stelle  mit  der  Inscription :  „Jxi-  liehe  Handlungen  der  letzteren  zu  Terstehen. 
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Verforeitiiiig  gefunden.  Sie  ist  in  gegebenen  Fällen  in  späterer  Zeit,  als  in  Folge  der 
Yertodening  der  poMsöhen  mid  kircMichen  Verhältnisse  die  katholische  Kirche  ge- 
zwungen war,  andere  Kirehen-  and  andere  Religionsgesellschaften  zum  Theil  mit 
voller  Oleichbereohtigang  im  Staate  neben  sich  zn  dulden ,  insbesondere  auch  vom 
päpstBeken  Stahl,  in  EHnzelfftllen  stets  zar  Anwendang  gebracht  worden  ^  Es  mass 
demnjM^h  als  Rechtsgrondsotz  der  katholischen  Kirche  bezeichnet  werden ,  dass  ein 
katholisches  Kirchengebäade  niemals  dareh  die  kirchlichen  Behörden  und  Organe 
nicht  katholischen  Christen  zum  Gebrauch  fär  ihren  Gottesdienst  eingeräumt 
werden  darf*. 

Aber  andererseits  hat  die  katholische  Kirche  dieYomahme  von  gottesdienstlichen 
Handlangen  durch  Häretiker  in  einer  katholischen  Kirche  zu  keiner  Zeit  als  einen 
Grund  betrachtet,  welcher  die  Benutzung  einer  solchen  f^r  ihre  eigenen  gottesdienst- 
lichen Zwecke  auch  nur  yorflbergehead  auszuschliessen  yermöchte  ^.  Sie  hat  sich 
damit  die  Möglichkeit  offengehalten,  nicht  nur  in  ihren  yon  Häretikern  in  Besitz  ge- 
nommenen Kirchen  katholischen  Gottesdienst  feiern  zu  lassen,  sondern  auch  da,  wo 
es  die  Umstände  erfordern,  die  kirchlichen  Gebäude  anderer  christlichen  Konfessio- 
nen zu  diesem  Zwecke  zu  benutzen.  Allgemein  geltende  Bestimmungen  darüber,  unter 
welchen  Voraussetzungen  katholischer  Gottesdienst  zulässig  oder  unstatthaft  ist,  sind 
■iemals  ergangen,  und  werden  auch  kaum  erlassen  werden.  Von  ihrem  primdpiellen 
Standpunkt  aus  mQsste  die  katholische  Kirche  eine  solche  Mitbenutzung  yermeiden,  weil 
aus  derselben  eine  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  der  anderen  Religionspartei 
geschlossen  werden  könnte^.  In  der  That  hat  sie  auch  eine  solche  Praxis  unter  Um- 
ständen, wo  sie  sich  stark  genug  ffthlt,  und  wo  sie  Vortheil  dayon  erwartet ,  beob- 
achtet^. Andererseits  aber  bildet  ein  solcher  Mitgebrauch  nicht  nur  das  Mittel,  sich 
einen  erschütterten  Besitzstand  zu  wahren^,  oder  besonderen  katholischen  Gottes- 
dienst zu  halten,  wo  dieser  sonst  nicht  möglich  wäre  ^ ,  sondern  er  bietet  auch  eine 
Handhabe  zur  Ausbreitung  des  Katholicismus^  und  für  die  Wiedereroberung  der 


1  Das  Ifft  z.  B.  nach  den  Veihandlnngdii  der  propag.  1627  (für  Zara)  gegangen ,  soUect.  mis- 
deutsch.  Bisehöfe  i.  J.  1848  zn  WQrzbaTg  für  siou.  n.  391  p.  204 :  „ne  in  ecclesia  s.  Joannis  de 
Schlesien  geschehen,  Arch.  f.  kath.  K.R.22,  264  Cartella  catholici  cum  Graeds  schismaticis  ce- 
u.  coli.  conc.  Lac.  5,  1062.  lebient,  nam  qnamvis  altaribus  diversis  ntantur, 

2  Besondere  Strafen  sind  dafür  nicht  ange-  tarnen  propter  ecdeslae  identitatem  est  commn- 
droht,  es  können  also  je  nach  den  Umständen  nicare  cum  schismaticis  in  dirinlB'',  eine  An- 
arbiträre  Strafen  verhängt  werden.  Femer  kom-  schanung,  welche  sich  Plus  IX.  nicht  angeeignet 
men ,  falls  in  der  Einräumung  zugleich  eine  Be-  hat 

thelllgung  an  der  Ketzerei  liegen  sollte ,  die  für  ^  S.  die  vor.  Änm.  und  femer  auch  dieEntsch. 

diese  letztere   angedrohten  Strafen  zur  An  wen-  a.  a.  0.  n.  390.  p.  204. 

düng.  »  S.  die  Entsch.  d.  Congr.  offlcil  v.  1634,  1.  c 

3  Es  tritt  dadurch  weder  eine  Pollution  noch  .  n.  392.  p.204  :  „InecclesiiscatholieorumRhaetiae 
eine  Exekration  der  Kirche  ein,  s.  0.  S.  328. 331,  ja  ab  haereticis  occupatls ,  missionarii  possunt  sua 
in  C.2  X  (Honor.  III.)  de  sacram.  non  iterand.  I.  exercitia  continuare''. 

16wird  die  neue  Konsekration  oder  Reconciliation  "^  Z.  B«  wenn  bei  Einrichtung  einer  beson- 
eines  von  einem  sohismatisohen ,  exkommuni-  deren  katholischen  Militärseelsorge  die  bisher 
cirten  oder  degradirten  Priester  zur  Messe  be-  lediglich  für  den  evangelischen  Militärgottesdienst 
nutzten  Altars  für  unnöthig  erklärt  Ebenso-  benutzte  staatliche  Garnisonkirche  auch  für  den 
wenig  führt  die  Vornahme  solcher  Handlungen  Gottesdienst  des  katholischen  Militärs  staatlicher- 
für die  betreffende  Kirche  ipso  iure  das  Interdikt  seits  eingeräumt  wird,  s.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  32, 
herbei,  Kober  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  33.  103.  104. 

*  Oder  eine  Gleichgültigkeit  gegen  die  wahre  ^  So  hat  der  apostolische  Yikar  für  Sachsen 

Religion,  so  dasBreve  Pius'  IX.  v.  1873  in  Betreff  1.  J.  1848  auf  der  deutschen  Bisohofsversamm- 

der  Altkatholiken,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  29,  484  lung  zu  Würzburg  erklärt,  dass  er  i^h  sei,  wenn 

u.  bei  Hirsch  el,  d.  kirchliche  Verbot  für  Katho-  ihm   nach  langen  Kämpfen  für  die  Missions- 

liken  etc.  S.  4  n.  1.    Noch  weiter  ist  die  Gongr.  gottesdienste  der  Gebrauch  protestantischer  Kir- 
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verlorenen  Stellungen  in  ehemals  ganz  kathoÜBohen  Gebieten,  und  wo  solche 
Zwecke  erreicht  werden  können,  da  ist  eine  Mitbenntsiing  vielfach  geduldet  worden, 
ja  man  sucht  sie  soear  möglichst  festzuhalten  und  zu  erweitem. 

In  Deutschland  zeigt  sich  die  Verschiedenheit  des  Verhaltens  deuüich  einer- 
seits in  der  Stellung,  welche  die  katholische  Kirche  gegenüber  den  Protestanten  nach 
ihrer  reichsgesetzlichen  Anerkennung  eingenommen  hat,  und  andererseits  in  den  Mass- 
regeln, welche  von  ihr  neuerdings  gegenüber  den  Altkatholiken  ergriffen  worden  sind. 

l.  Der  Simultangebrauch  kirchlicher  Gebäude  mit  den  Prote- 
stanten^  A.  Die  Entstehung  von  Simultanverhältnissen  in  Deutsch- 
land. Die  Veranlassung  zur  Entstehung  von  Simultanverhältnissen,  welche  nament- 
lich im  Westen  und  Sfldwesten  Deutschlands  vorgekommen  sind  und  sich  bis  heute 
erhalten  haben,  hat  zunächst  (freilich  sehr  vereinzelt)  die  Einziehung  einer  Beihe 
von  Kirchengfltem  durch  die  Protestanten  nach  dem  Augsburger  Religionsfrieden 
und  die  mit  der  Gegenreformation  verbundene,  zufolge  des  Restitutionsediktes  vom 
6.  März  1629  stattgehabte  Restitution  derselben  an  die  Katholiken  gegeben  2.  Wei- 
ter sind  sie  durch  die  während  des  dreissigjährigen  Krieges  vorgekommenen  Verän- 
derungen in  der  Stellung  und  im  Besitzstande  der  einzelnen  Religionsparteien  in  den 
einzelnen  deutschen  Ländern  und  die  Vorschriften  des  Westphälischen  Friedens 
ttber  die  theilweise  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandest  herbeigefährt  wor- 
den, vor  allem  aber  durch  die  Massnahmen,  welche  die  zum  Katholicismus  ttberg^ 
tretenen  protestantischen  Landesherren  im  Interesse  der  Förderung  der  katholischen 
Religion  getroffen  habend,   sowie  durch   diejenigen,  welche  in  Folge   der  fran- 


ohen  gestattet  werde,  Arch.  f.  katb.  K.  R.  22, 
264  o.  coli.  conc.  Lac.  ö ,  1052 ;  u.  in  Anhalt- 
Kötben  ist ,  als  der  Herzog  FerdloaDd  1826  in 
Folge  seiner  Konyersion  den  katholischen  Gottes- 
dienst in  der  reformirten  Schlosskapelle  gestattet 
hatte,  nicht  nur  dieser  dort  abgehalten ,  sondern  die 
Kirche  mit  Erlanbniss  des  apostolischen  Nuntins 
in  München  sogar  benedidrt  worden ,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  22,  265. 

1  H  i  r  s  c  h  e  l ,  die  rechtlichen  Y erhiltnisse  be- 
zflglich  der  Simultankirohen  i.  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  46,  329.  Vgl.  ferner  Ph.  8.  v.  d.  Aurach, 
die  kirchlichen  Simultan-Verhiltnisse  i.  d.  Pfalz 
am  Rhein.  Eine  historische  Skizze.  Mannheim 
1866;  M.J.  Härtung,  d.  kirchliche  Recht  d. 
Protestanten  i.  vormal.  Herzogthum  Sulzbacb, 
heransgegeb.  v.  W.  Engelhardt,  Erlangen 
1872;  K.  Köhler,  Kirchenrecht  d.  evangel. 
Kirche  des  Grossh.  Hessen,  Darmstadt  1884. 
8.  478. 

3  Tupetz,d.  Streit  um  die  päpstlichen  GQter 
und  das  Restitutionsedikt  (1629),  Wien  1883. 
8. 17. 18 ff.  76.  95. 211  ff.  Wenn  Köhler  S.  480 
dies  bestreitet,  so  beseitigt  sich  sein  Widerspruch 
durch  Tupetz  S.  223,  wo  ein  solches  Verhalt- 
niss  fQr  die  Stiftskirche  in  Wetzlar  nachgewie- 
sen ist. 

'  S.  die  zwischen  Kurpfalz  und  Mainz  zur 
Ausführung  des  gedachten  Friedens  geschlossenen 
Vergleiche,  den  Bergs trässischen  Recess  ▼.  1660 
und  den  Regensburger  Vergleich  v.  1653  bei 
Dahl,  Beschreibung  des  FQrstenthums  Lorsch, 
Darmstadt  1812.  Urkden  S.  44.  47. 


4  So  z.  B.  in  dem  zur  Kurpfalz  gehörenden 
Fürsten th um  Sulzbach.  Hier  waren  nach  den 
Vorschriften  des  J.  F.  0.  V.  $.  31.  32  die  Pro- 
testanten gegenüber  der  während  des  30  Jährigen 
Krieges  durchgeführten  Gegenreformation  in  den 
Besitz  ihrer  Kirchen  restituirt  worden,  Härtung 
a.  a.  0. 8. 19  ff.  Aber  in  dem  Kölner  Vergleich  t. 
1652  zwischen  den  Pfalzgrafen  Philipp  Wilhelm 
und  Christian  August,  worin  der  erstere  auf  einige 
Hoheitsrechte  im  Sulzbaohischen  verzichtete,  ver- 
sprach der  letztere :  „sollen  insküuftige  sowohl 
die  katholische  als  Augsburg.  Konfessionsver- 
wandte in  allen  und  jeden  Pfarren  und  Fllial- 
Kirchen  (als  welche  neben  den  Schulen,  Spitälern 
und  Gottesäckern  beider  Religion  Zuge- 
thanen  zu  gemeinem  Gebrauch  zuge- 
hörig sein  sollen)  in  Stadt-  und  Landgericht 
Sulzbach,  wie  auch  Pflegamt  Flossenbürg  und 
Gericht  Vohenstrass,  sodann  gemelnsohaftL  Stadt- 
und  Landgerichte  Parkstein  und  Weiden,  auch 
dann  jeden  Orts  (ausgenommen  denen  in  unseren 
Schlössern)  sich  befindenden  Kapellen  ihr  öffent- 
liches Rellgions  -  Exercitium  haben  und  verrich- 
ten. Zum  anderen  sollen  die  Stunden  also  alter- 
native abgetheilt  sein,  dass,  so  einen  Tag  die 
Katholiken  die  Frühstunden  bis  um  9  Uhr  und 
die  Augsb.  Konf.  Verwandte  von  9  bis  2  Uhr 
Nachmittag  gehabt,  den  anderen  Tag  die  A.  K. 
Verwandte  eben  denselben  Vorgang  auch  haben 
und  Gleiches  mit  den  Katholiken  von  9  bis  2  Uhr 
Nachmittags  gehalten  und  also  diese  richtige 
Ordnung  von  dem  ersten  bis  letzten  Tag  der 
Woche  fortan  successive  das  ganze  Jahr  aus  und 
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zösischen  Okkupation  des  linken  Rheinnfers  (1685)  ^  zur  Ausfdhmng  der  freilich 
ihrer  Reohtsgllltigkeit  nach  bestrittenen,  den  Katholiken  günstigen  Klausel  des 
Friedens  von  Ryswik  (1697)  ^  in  der  Pfalz  ^  ergriffen  worden  sind.  In  allen 
diesen  Fällen  hat  es  sieh  um  die  Zurückdrängung  der  Protestanten,  insbesondere 


ein ,  unangesehen  einfallenden  Festes  obserrlrt 
weiden.  Drittens  sollen  alle  zn  diesen  obbemel- 
deten  und  gelegenen  Kirchen,  Filialen,*  Kapellen, 
Schulen  und  Gottesäckern  gestiftet  und  gehörige 
Renten,  Zins,  Gülten,  Spenden,  um  Verzinsung 
ausgeliehene  Almosengelts ,  auch  Spital-  und 
andere  dergleichen  zu  christlichen  und  milden 
Gebräuchen  gestiftetes  Einkommen  in  gleiche 
Thelle  yertheilt  werden  und  beiden  Religions- 
verwandten die  Anwendung  Ihres  Antheils  und 
zwar  ohne  Verwendung  ausser  unser  Pfalzgraf 
Christian  August  Erbimtern  ungesperrt  und  frei- 
stehend (Härtung  S.  27.)  Dieser  Vergleich, 
welcher  für  die  Lebensdauer  der  beiden  Fürsten 
unter  Vorbehalt  der  Aufrufung  desselben  durch 
die  Nachkommen  und  Erben  derselben  geschlossen 
war,  aber  Yon  diesen  niemals  aufgehoben  worden 
ist,  Härtung  S.  42 ff.  51  ff.,  widersprach  den 
Vorschriften  des  westfälischen  Friedens  (a.  a.  0. 
S.  29,  s.  auch  J.  J.  Moser,  die  Landeshoheit 
im  Geistlichen  S.  614).  Er  ist  aber  nicht  nur 
unter  der  Regierung  des  Pfalzgrafen  Christian 
August,  welcher  4  Jahre  nach  dem  Abschlüsse 
zum  KathoUcismus  übergetreten  war,  durchge- 
führt worden,  sondern  es  sind  dabei  die  Pro- 
testanten auch  noch  über  die  Bestimmungen 
desselben  hinaus  bei  der  Mitbenutzung  der  ihnen 
ursprünglich  gehörenden  Kirchen  beschränkt 
worden  (so  Ist  ihnen  in  einzelnen  derselben,  z.  B. 
das  Betreten  und  die  Benutzung  des  Hochaltars 
yerboten,  ihr  Gottesdienst  auf  die  Zeit  von  8  Uhr 
Morgens  verlegt ,  den  evangelischen  Gelstilohen 
die  Benutzung  der  Sakristei  verwehrt,  der  Altar 
mit  Heüigenstatuen  geschmückt  worden ,  Här- 
tung S.  32 ff.)  der  Art,  dass  die  Protestanten 
noch  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  fortwährend 
Beschwerden  wegen  Beeinträchtigung  ihrer  Rechte 
haben  erheben  müssen,  a.  a.  0.  S.  36  ff. 

1  In  den  von  den  Franzosen  eingenommenen 
Landstrichen  wurde  durch  Ludwig  XIV.  die  ka- 
tholische Religionsübung ,  wo  sie  noch  nicht  be- 
stand, eingeführt,  und  die  Franzosen  wiesen  ent- 
weder den  Katholiken  besondere  Kirchen  dazu 
an  oder  räumten  ihnen  den  Simultangebrauch  von 
solchen  neben  den  Protestanten  ein ,  so  dass  der 
Religionstand  in  1922  Ortschaften  zu  Gunsten 
der  Katholiken  verändert  wurde,  Hirschel 
1.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  46,  353. 

2  Durch  diesen  Frieden  wurde  dem  von  dem 
Einfalle  der  Franzosen  hauptsächlich  betroffenen 
pfälzischen  Hause  vollständige  Restitution  auch 
in  Betreff  der  sog.  Reunloneu  ausserhalb  des  El- 
sasses gewährt,  aber  mit  der  In  dem  Artikel  4 
des  Friedens  (Schmauss,  corp.  lur.  publ.  p. 
1104) aufgenommenen  Klausel:  „religioue  tamen 
cathollca  romana  in  lods  sie  restltutis  In  statu, 
quo  nunc  est,  remanente^.  Diese  Klausel  war  in 
letzter  Stunde  auf  Andringen  des  französischen 
Gesandten  In  das  Friedensinstrument  eingefügt 
worden.  Deshalb  hatten  die  Gesandten  der 
meisten     evangellichen     Stände     die    Unter- 


schrift verweigert,  und  obwohl  in  Folge  dessen  in 
einem  Postskriptnm  des  Reichs  -  Ratiflkations- 
Gutachtens  v.  26.  November  1697  auf  eine 
Versicherung  angetragen  worden  war,  dass  die 
Katholiken  sich  gegen  die  protestantischen  Stände 
dieser  Klausel  nie  bedienen  würden,  hat  der  Kai- 
ser den  Frieden  doch ,  ohne  darauf  einzugehen, 
unbedingt  ratillcirt,  s.  Pütter,  hlstor.  Ent- 
wickig. d.  Staatsverfassung  des  deutseh.  Reichs 
2.  Aufl.  2,  300;  Neuhaus,  d.  Friede  v.  Rys- 
wik, 1873.  S.  276  ff.  Aus  diesem  Grunde  be- 
stritten die  Protestanten  die  Rechtsgültigkeit  der 
gedachten  Klausel  und  suchten  (freilich  vergeb- 
lich) ihre  Beseitigung  herbeizuführen,  vgl. 
J.  J.  Moser,  vollständ.  Bericht  von  d.  so  be- 
rühmt als  fatalen  Clausula  art.  IV.  Pads  Rys- 
wlcensls,  Frankfurt  1732;  Carol.  Casp.  de 
PI  doli,  diss.  Inaug.  de  clausula  art.  IV.  Pac 
Ryswic  Treviris  1762,  auch  bei  S  c  h  m  1  d  t ,  thes. 
iur.  eccles.  4 ,  359 ,  vgl.  auch  Zeitschr.  f.  K.  R. 
17 ,  329.  Da  aber  In  den  Friedensschlüssen  v. 
Baden  (L  Aargau)  1714  und  von  Wien  1738  der 
Friede  V.  Ryswik  ohne  Vorbehalt  besUtlgt  wurde, 
Hlr s  c  hei  a.  a.  0.  S.  355,  so  konnte  die  Gültig- 
keit der  Klausel  später  nicht  mehr  mitRecht  in 
Frage  gestellt  werden. 

^  In  Ausführung  der  in  der  vor.  Anm.  erwähn- 
ten Klausel  des  Ryswiker  Friedens  führte  der 
katholische  Kurfürst  Johann  Wilhelm  durch 
Edikt  vom  29.  Oktober  1698  das  s.  g.  SimulUneum 
für  Reformlrte ,  Lutheraner  und  Katholiken  ein : 
„sämmtlichen  denen  dreyen  im  H.  Rdm.  Reieh 
tolerirten  Religionen  Zugewandten,  insoweit  Ihro 
Churf.  DurchLder  Ryswiklsche  Friedens-TrakUt 
hlerlnn  nicht  im  Wege  stehet,  den  gemein- 
samen Gebrauch  in  dem  Gottesdienst  sämmt- 
llch  in  Ihren  Churf.  Landen  befludlicher  Pfair- 
und  anderer  Kirchen,  auch  Freudhöfe  dermahlen 
in  Gnaden  zu  verstatten.  Welches  die  Churf. 
Pfältnsohe  Regierung  obgedachten  dreyen  Rell- 
glons  -Verwandten  also  zu  publidren  ,  und  die- 
selbe, vornehmlich  aber  dero  Geistliche  dahin 
nachdrücklich  zu  erinnern,  dass  sie  ihre  Gottes- 
dienst in  solche  Zeiten  verthellen  und  solcher- 
gestalt anstellen,  damit  ein  Thell  dem  andern  an 
dessen  fteyer  ungehinderter  Uebnng  nicht  beein- 
trächtiget und  sich  hlerlnn  und  sonsten  gegen 
einander  solchergestalt  bezeigen,  wie  es  die 
christliche  Liebe  von  Selbsten  erfordert  und  ge- 
treuen friedliebenden  Unterthanen  oblieget"  (B. 
G.  Struve,  ausführlicher  Bericht  v.  d.  Pfälzi- 
schen Kirchenhistorie.  Frankfurt  1721,  S.  812), 
wogegen  die  Katholiken  im  Alleinbesitz  ihrer 
Kirchen  belassen  werden  (s.  a.  a.  0.  S.  799).  Im 
Zusammenhang  damit  wurde  1.  J.  1699  die  Ver- 
waltung des  allgemeinen  Kirchenvermögens  einer 
aus  Katholiken  nnd  Protestanten  bestehenden  s. 
g.  Administrations-Kommission  übertragen.  Die 
Beschwerden  der  durch  die  Anordnungen  verletz- 
ten Reformirten  beim  Reichstage  blieben  erfolglos, 
und  erst  als  Preussen  mit  gleicher  Behandlung 
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der  ReformirteD;  und  die  Festhaltnng  oder  Qewinnniig  von  fasten  Positionen  in 
protestantischen  Gebieten  gehandelt ,  nnd  darum  ist  der  Mitgebrauch  der  protestan- 
tischen Kirchen  niemals  seitens  der  katholischen  Kirche  beanstandet  worden,  viel- 
mehr wird  das  Recht  auf  Mitbenutzung  von  den  katholischen  Kirchenbehdrden  auch 
noch  in  unserer  Zeit  mit  aller  Energie  festgehalten  K 

B.  Die  rechtlichen  Grundsätze  Aber  den  Simultangebrauch  der 
kirchlichen  Gebäude.  Bei  der  Art  und  Weise,  yrie  sich  der  Simultangebrauch 
der  Katholiken  und  Protestanten  an  Kirchengebäuden  in  Deutschland  historisch  ent- 
wickelt hat  und  bei  der  oben  S.359  bezeichneten  Stellung  der  katholischen  Kirche 
gegenttber  einer  derartigen  gemeinsamen  Benutzung  ist  es  begreiflich,  dass  das  katho- 
lische Kirchenrecht  keine  näheren  Normen  über  solche  Verhältnisse  ausgebildet  hat. 
Für  die  rechtliche  Beurtheilung  derselben  kommen  vielmehr  die  erwähnten  Friedens- 
schlüsse und  Reichsgesetze,  die  früheren  landesherrlichen  Erlasse  und  endlich  die 
etwaigen  partikularrechtlichen  Vorschriften,  —  solche  bestehen  freilich  nur  in  Alt- 
preussen  und  in  Baiern^  —  in  Betracht. 

a.  Begriff  des  Simultaneums.  Das  s.  g.  simtdtaneum  im  eigentlichen  Sinne 
liegt  allein  dann  vor,  wenn  die  Anhänger  zweier  Religionsparteien  in  ihrer  lokalen 
kirchlichen  Organisation  ein  festes  Recht  auf  den  Gebrauch  ein  und  desselben  kirch- 
liehen  Gebäudes ^  haben,  nicht  aber  dann,  wenn  blos  die  eine  Religionspartei  der 


der  Katholiken  in  seinen  L&ndem  drohte,  M. 
Lehmann,  Preussen  n.  die  kath.  Kirche  seit 
1640.  1 ,  380  (vgl.  auoh  v.  d.  Aurach  a.  a.  0. 
S.  33  ff.],  verstand  sich  der  Kurfürst  dazu,  durch 
die  8.  g.  Religionsdeklaration  d.  d.  Düsseldorf 
V.  21.  November  1706  das  Simultaneum  Im  all- 
gemeinen wieder  aufzuheben.  Ausgenommen 
wurden  aber  diejenigen  Kirchen,  an  denen  es 
schon  vor  dem  Aussterben  der  pfalz-simmemschen 
Linie  (1685)  bestanden  hatte;  ferner  sollte  in 
den  Haupt-  und  OberamtsstSdten  mit  zwei  oder 
mehr  Kirchen  wenigstens  eine  den  Katholiken 
eingeräumt,  In  den  Übrigen  Oberamtsstädten,  so- 
wie an  der  Heillggelstkirche  In  Heidelberg  den 
Reformirten  das  Langhaus ,  den  Katholiken  das 
Chor  zur  Benutzung  zustehen.  Die  Kirchen  in 
den  übrigen  Städten  und  auf  dem  Lande ,  sowie 
die  Einkünfte  des  allgemeinen  reformirten  Klr- 
ohenvermdgens  wurden  zu  ^ji  den  Reformirten, 
zu  ^|^  aber  den  Katholiken  zugewiesen.  Endlich 
sollten  „die  Glocken  und  Kirchhöfe  Yon  denen 
Kirchen  dependiren ,  jedoch  dass  ein  Theil  dem 
andern  um  die  Gebühr  bei  denen  Begräbnissen, 
Hochzeiten  u.  dergl.  Läuten  und  auch  wo  nur  ein 
Kirchhof  vorhanden,  denselblgen  gesambten  Re- 
ligionen Ihre  Todten  zu  begraben,  gemeinschafTt- 
llch  erlaubt  und  einer  jeden  Religion  ihre  Gesänge 
und  Ceremonlen  dabey  zu  üben  ungehindert  seyn 
solle",  Struve  a.  a.  0.  S.  1117flf.  Im  spani- 
schen Erbfolgekriege  vrurde  in  Folge  der  erneuer- 
ten Besetzung  des  linken  Rheinufers  wieder  eine 
Reihe  von  Kirchen,  welche  der  Ryswiker  Klausel 
zuwider  den  Reformirten  allein  übergeben  worden 
waren,  den  Katholiken  von  Neuem  zum  Simultan- 
gebrauch  überwiesen,  und  dies  durch  den  Frieden 
1714  (s.  S.  361.  n.  2)  bestätigt.  Auf  diesen 
Grundlagen  rul^t  im  wesentlichen,  wennschon  die 


Durchführung  der  betreffenden  Anordnungen  den 
Reformirten  ebenfalls  Tielfach  Grund  zu  Klagen 
gegeben  hat,  v.  A  u  r  a  c  h  a.  a.  0.  S.  40  ff. ,  noch 
der  gegenwärtige  Zustand  in  den  ehemals  pfäl- 
zischen Landesthellen. 

Wegen  der  besonderen  Verhältnisse  in  Pfalz- 
Zweibrücken,  welches  an  König  Karl  XI.  von 
Schweden  gefallen  war,  und  über  welches  im 
Ryswiker  Frieden  der  Artikel  IX.  eine  beson- 
dere, mithin  die  Klausel  des  Art.  lY.  ausschlles- 
sende  Bestimmung  erlassen  hat,  s.  v.  d.  A urach 
a.  a.  0.  S.  50  ff.  und  die  Nachweisungen  1.  der 
Ztschr.  f.  K.  R.  17,  329  ff. 

*  S.  die  Erklärung  des  Regensburger  Ordina- 
riates V.  1837 ,  „dass  .  .  daher  die  Katholiken  In 
Weiden  auf  Ihrem  Rechte  und  Besitzstand  des 
Simultan-Genusses bestehen^,  Härtung  a.  a,0. 
S.  38.  Auch  auf  der  Würzburger  Bischofs  Versamm- 
lung V.  1848  ist ,  wenngleich  sich  die  Bischöfe 
gegen  die  Begründung  neuer  SimultauTerhältnlsse 
ausgesprochen  haben,  doch  im  übrigen  der  Stand- 
punkt von  ihnen  vertreten  worden  ,  dass  ein  Si- 
multaneum, welches  sich  auf  gültigen  Rechtstitel 
stützt,  beibehalten  werden  müsse,  und  insbeson- 
dere hat  der  Erzbisohof  von  Köln  erklärt ,  dass 
er  eine  neue  statt  der  alten  Simultankirche  er- 
baute Kirche  auf  Ansuchen  möglichst  schnell 
konsekrlre,  um  der  protestantischen  Elnweihungs- 
feierlichkeit  zuvorzukommen ,  well  dann  das  Ge- 
bäude eine  geweihte  katholische  Kirche  werde, 
coli.  conc.  Lac.  5,  1052  u.  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
22,  264.  265. 

«  A.  L.  R.  II.  11.  SS.  309—317  und  bair.  Re- 
ligionsedikt V.  26.  Mai  1818.  SS-  90—99,  wel- 
ches das  preuss.  L.  R.  zum  Vorbild  genommen  hat. 

3  Damit  Ist  auch  manchmal  ein  Simultaneum 
des  Friedhofes  verbunden,  jedoch  kann  ein  Mit- 
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anderen  bittweise  oder  vorübergehend  (z.  B.  während  des  Umbanes  der  Kirche)  ihr 
gottosdienstliohes  Gebäude  zum  kirchlichen  Gebrauche  einräumt. 

Nach  den  oben  S.  359  gedachten  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  ist  eine 
Ueberlassung  der  letzteren  Art  in  Betreff  der  dem  katholischen  Gottesdienst  aus- 
schliesslich gewidmeten  Gebäude  an  andere  christliche  Konfessionen  unzulässig,  die 
Nachsuehung  einer  vorübergehenden  Benutzung  nicht  katholischer  Kirchen  aber 
rechtlich  nicht  ausgeschlossen ,  jedoch  wird  zu  einer  solchen  nur  in  den  Fällen  der 
Noth  oder  auch  eines  augenscheinlichen  Nutzens  ^  geschritten  werden  können.  Ein 
Recht  auf  die  Benutzung  der  Kirche  entsteht  in  solchen  Fällen  nicht  2.  Der  umfang 
derselben  richtet  sich  lediglich  nach  der  Bewilligung  oder  dem  Zwecke,  zu  welchem 
der  Gebrauch  gestattet  ist.  Ja,  wenn  diese  bittweise  Benutzung  selbst  auf  längere 
Zeit  eingeräumt  worden  ist,  dürfen  bisher  ungewöhnliche  Gottesdienste  ^  nicht  ohne 
Erlaubniss  der  zuständigen  Organe  der  ausschliesslich  berechtigten  Religionspartei 
eingeführt  werden^.  Endlich  sind  die  letzteren  berechtigt,  jeden  Augenblick  die  ge- 
währte Benutzung  zu  untersagen. 

Ebensowenig  liegt  endlich  ein  Simultaneum  im  eigentlichen  Sinne  vor,  wenn  der 
Staat  oder  eine  Kommune  kraft  ihrer  Fürsorge  fdr  gewisse  Personenklassen  in  einer 
ihnen  gehörigen  Kirche  sowohl  protestantischen ,  als  auch  katholischen  Gottesdienst 
abhalten  lassen^;  denn  derartige  Verhältnisse  stehen  lediglich  im  Zusammenhang  mit 
der  Organisation  bestimmter  öffenüicher  Einrichtungen,  und  beruhen,  wie  diese  selbst, 
auf  staatlichen  oder  kommunalen  Verwaltungs- Anordnungen. 

b.  Rechtlicher  Charakter  des  Simultaneums.  Das  Simultaneum  im 
eig.  S.,  wie  es  sich  historisch  in  Deutschland  entwickelt  hat,  ist  ein  auf  dem  öffent- 
lichen Rechte  beruhendes  Gebrauchsrecht  einer  lokalen  katholischen  Kirchenstif- 
tung ^  an  einem  gleichfalls  dem  protestantischen  Gottesdienst  gewidmeten,  vielfach 
sogar  vor  der  Begründung  des  Simultaneums  ausschliesslich  ^  für  diesen  bestimmt 
gewesenen  Kirchengebäude,  gleichviel  ob  mit  diesem  Gebrauchsrecht  ein  Miteigen- 
thum  an  dem  letzteren  verbunden  ist^,  oder  nichts.  In  Bezug  auf  die  Benutzung 
des  Kirchengebändes  stehen  sich  zwei  verschiedene  Rechtssnbjekte,  d.  h.  zwei 
verschiedenen  Religionsparteien  angehörige  Kirchenstifi;ungen  (auf  protestantischer 

gebrauch  desselben  auch  aus  anderen  Gründen  bekannten  Streitfrage  über  das  Elgentbnmssub- 

als  den  hier  in  Frage  stehenden,   Torkommen.  jekt  des  katholischen  Kirchen  Vermögens  absicht- 

S.  darüber  nnten  in  der  Lehre  vom  Begräbniss  lieh  vermieden, 

nnd  von  den  Kirchhöfen.  ^  Natürlich  seit  der  Zeit  nach  der  Reformation, 

1  So  z.  B.  für  Missionszwecke,  s.  auch  8.  359.  also  namentlich  seit  dem  17  Jahrhundert, 

n.  8.  ^  Ein  solches  ist  mitunter  bei  Einführung  des 

<  Vgl.  anch  die  Rechtsfille  1.  d.  Zeitschr.  f.  Simoltaneumsden  Katholiken  zagesprochen  wor- 

K.  R.  17,  326  u.  i.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  48,  280.  den,  s.  o.  S.  360.  n.  4. 

283.  317.  «  S.  z.  B.  den  Reohtsfall  i.  Ztschr.  f.  K.  R.  20, 

3  (ileichvlel ,  ob  er  in  der  katholischen  Kirche  46.  50.  67.    Anch  in  dem  Rechtsfall  i.  Arch.  f. 

überhaupt  neu  eingeführt  oder  nur  bisher  in  der  kath.  K.  R.  48,  281  ist  katholisoherseits  nur  ein 

betreffenden  Kirche  nicht  gehalten  worden  ist  Recht  auf  Benutzung  der  protestantischen  Kirche 

*  Preuss.  L.  R.  II.  11.  J.  317:  „So  lange  für  gewisse  Kasualhandlungen  behauptet  worden, 

eine  Gemeine  den  Mi tgebrauoh  nur  bittweise  hat.  Selbst  der  für  das  Elsass   ergangene  Erlass  v. 

mus«  sie  bei  jedesmaliger  Ausübung  einer  bisher  1727,^ D  u  r  s  y  2,  460:  „Dass,  sobald  künftig  ka- 

nlcht  gewöhnliehen  gottesdienstllAhen  Handlung  tholische  Familien  in  einem  Dorf  wohnen  ,  den 

die  besondere  Erlaubniss   der  Vorsteher  dazu  Katholiken  der  Chor  der  Kirche  zur  Feier  des 

nachsuchen";  wörtlich  ebenso  balr.  Rellg.  Ed.  Oottesdienstes  eingeräumt  und  der  Kirchhof  zwl- 

$.  97.  sehen  Katholiken  und  Protestanten  getheilt  wer- 

5  So  in  Garnison- ,  Gefangen- Anstalten  nnd  den  soll",  gewährt  den  Katholiken  kein  Miteigen> 

Krankenhaus-Kirchen,  s.  o.  S.  359.  n.  7.  thum  an  der  Kirche. 

^  Das  Wort :  Kirohengemeinde  ist  wegen  d^ 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  220. 


Seite  auch  EarcliengemeindeD) ,  jede  mit  ihrem  Gebrauchsrecht  gegenüber.  Die 
nenerdings  Yon  HirsoheH  anfgestellte,  eigenthflmliche  Ansicht ,  dass  die  beiden 
Religionsparteien  bezttglich  der  Simaltankirche  rechtlich  nicht  als  von  einander  ge- 
trennte Gesellschaften^  sondern  als  eine  einzige  Gemeinde ,  für  deren  verschiedene 
Theile  blos  zu  verschiedenen  Zeiten  Gottesdienst  abgehalten  werde,  zu  betrachten 
seien,  widerspricht  nicht  nnr  der  historischen  Entwicklang  des  Simnltaneoms^,  son- 
dern erscheint  auch  juristisch  unmöglich  und  fOr  die  juristische  Behandlung  des 
Institutes  völlig  unbrauchbar.  Die  Annahme  einer  aus  Katholiken  und  Protestanten 
gebildeten  einzigen  Eärchengemeinde  widerjspricht  dem  Wesen  der  evangelischen 
Kirche  oder  läugnet  mindestens  das  Recht  der  protestantischen  Kirche  auf  gleichbe- 
rechtigte Existenz  '.  Sie  fdhrt  auch  praktisch  zu  gar  keinen  Ergebnissen,  denn  wenn 
die  zum  Gebrauch  einer  Simultankirche  berechtigten  Katholiken  und  Protestanten 
rechtlich  als  eine  Einheit  aufgefasst  werden,  so  ist  es  gerade  von  diesem  Standpunkt 
aus  unmöglich,  f)lr  jeden  Theil  —  und  darum  handelt  es  sich  —  die  besonderen 
Berechtigungen  an  der  Kirche  zu  bestimmen^,  und  daher  ist  auch  Hirschel  gar 
nicht  in  der  Lage  gewesen,  seine  Theorie  konsequent  durchzuführen  K 
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2  Nach  Hirschel  hat  man  iu  den  maasgeben- 
den Friedensschlüssen  and  Reichstagsabschieden, 
namentlich  in  dem  Augsborger  Religionsfrieden 
und  dem  westfälischen  Frieden  die  Religions- 
Torschiedenheit  nicht  als  eine  endgültige ,  son- 
dern nnr  als  eine  yorübergehende  angesehen  und 
sich  nur  soweit  aaseinandergesetzt,  als  es  zur  Er- 
haltung der  Ruhe  und  des  Friedens  unbedingt 
uothwendig  war,  Indem  es  im  Uebrigen  bei  der 
bisherigen  Gemeinschaft  belassen  worden  sei. 
Namentlich  sollen  die  Kirchengebäude,  da  sie  als 
solche  nicht  zu  den  Gegenständen  gehören ,  hin- 
sichtlich welcher  eine  Verschiedenheit  und  ein 
Gegensatz  in  der  religiösen  Betrachtungsweise 
hervorgetreten  wäre,  nach  wie  vor  beiderseits  als 
zum  Gottesdienst  bestimmte  Sachen  angesehen 
und  bezüglich  ihrer  die  alten  Verhältnisse  auf- 
recht erhalten  worden  sein.  Hier  wird  die  aller- 
dings richtige  Thatsache ,  dass  man  in  Deutsch- 
land die  Religionsspaltung  im  16.  Jahrhun- 
dert zu  beseitigen  hoffte,  und  auch  der  West- 
fälische Frieden  noch  mehrfach  eine  solche  Mög- 
lichkeit erwähnt  hat  (J.  P,  0.  art.  V.  SS-  L  1^. 
25.  31.  48)  dahin  verkehrt,  dass  man  auch  in  den 
einzelnen  Gemeinden  eine  gewisse  Einheit  ge- 
wahrt habe,  und  dass  die  Begründung  des  Simul- 
taneums  friedlich  unter  gegenseitiger  Zustimmung 
zu  Stande  gekommen  sei,  als  ob  es  keine  Gegen- 
reformation, keinen  30jährigen  Krieg  gegeben 
hätte,  und  das  Simultaneum  nicht  gerade  vielfach 
den  protestantischen  Gemeinden  aufgezwungen 
worden  wäre  (s.  o.  S.  360.  361). 

8  Wenn  man  sich  auf  den  katholischen  Stand- 
punkt, welchen  Hirschel  allerdings  bei  seinen 
Ausführungen  nicht  betont,  stellt,  dass  die  Protes- 
tanten als  getaufte ,  aber  nicht  berechtigte ,  son- 
dern nur  den  kirchlichen  Gesetzen  unterworfene 
Mitglieder  zu  der  betreffenden  katholischen 
Kircheiigemeinde  gehören,  für  welche  ein  Simul- 
taneum statthat 

*  Falls  in  einer  einheitlichen  Gemeinde  für 
die  verschiedenen  Theile  derselben  Gottesdienste 


abgehalten  werden  sollen,  steht  dem  kirchlichen 
Oberen  die  Bestimmung  zu.  Ein  solcher  ist  aber 
f ür  die  H  i  r  8  c  h  e  1 8  c  h  e  katholisch-protestanti- 
sche Kirohengemeinde  völlig  unerflndbar,  falls 
man  nicht  nach  Massgabe  der  in  der  vor.  Anm. 
bezeichneten  Auffassung  den  katholischen  Bischof 
als  diesen  bezeichnen  will. 

^  Eine  Folge  derselben  ist  allerdings  die  eigen- 
thümliche  Behauptung  (a.  a.  0.  S.  370),  dass, 
wenn  eine  Simultankirche  auf  den  Namen  der 
„Gemeinde^  schlechthin  im  Grundbuche  einge- 
tragen sei,  darunter  offenbar  (!)  weder  die 
bürgerliche  noch  die  eine  oder  andere  kirchliche, 
sondern  nur  die  ungetrennte,  aus  Katholiken  und 
Protestanten  bestehende  Gemeinde  zu  verstehen 
sei,  obwohl  man  dieser  bis  auf  Hirschel  niemalB 
Rechtspersönlichkeit  beigelegt  bat;  femer  die 
Annahme  (S.  374),  dass  eventuell  die  Unter- 
haltungslast nach  der  Zahl  der  Mitglieder  der 
beiden  Gemeinden  und  nach  Massgabe  des 
Vermögens  der  einzelnen  Glieder  getragen 
werden  müsse,  und  endlich  die  weitere  (S.  381), 
dass  wenn  die  Kirche  für  einen  Theil  zu  klein 
wird,  der  andere  Theil  nach  Massgabe  der  Seelen- 
zahl zum  Erweiterungsbau  mit  beizutragen  ver- 
pflichtet ist ,  weil  nunmehr  die  Kirche  für  die 
ganze  Gemeinde  nicht  mehr  ausreiche.  Praktisch 
heisst  das  soviel ,  dass  in  ersterem  Fall  die  Ka- 
tholiken immer  Miteigenthum  erhalten  ,  und  Im 
zweiten  und  dritten  Fall  die  etwa  an  Zahl  stärkere 
und  vielleicht  auch  reichere  protestantische 
Kirchengemeinde  zum  grössten  Theil  durch  ihre 
Beiträge  die  Simultankirche  unterhält  und  zu 
Gunsten  der  sich  vermehrenden  Katholiken  er- 
weitert. 

Dagegen  schlägt  Hirschel  a.  a.  O.  S.  381 
seiner  eigenen  Theorie  von  der  Einheit  der  Ge- 
meinde wieder  in  das  Gesicht,  wenn  er  ausführt, 
dass  in  dem  vorhin  erwähnten  dritten  Fall  zufolge 
Weigerung  des  einen  Theiles  einen  Erweiterungs- 
bau vorzunehmen ,  für  diesen  der  Verlust  jedes 
Rechtes  an  der  Simultankirche  eintritt,  denn 
man  entzieht  doch  sonst  denjenigen,  welche  Ihre 
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Die  Normen  ftlr  die  reohtiüche  Behandlung  des  SimoltangebrancheB  ergiebt  das 
Offentliohe  Recht,  durch  welches  derselbe  eingeführt  ist.  Da  ein  solcher  Gebrauch 
nicht  anf  einem  privatrechtlichen  Titel  beruht,  so  kann  er  nicht  nach  den  in 
den  einzelnen  deutschen  Landestheilen  geltenden  Civilrechten  beurtheilt  werden  >, 
und  das  umsoweniger,  als  das  Recht  auch  seinem  Inhalte  nach,  weil  es  auf  die  Be- 
nutzung eines  €bbäudes  einer  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  zum  Gottesdienst  geht, 
nicht  innerhalb  der  privatrechtlichen  Sphäre  liegt  2.  Das  Recht  zum  Simultange- 
brauch  ist  also  ^^ffienüichrechtlichen  Charakters,  und  zwar  gilt  dies  auch  dann,  wenn 
etwa  beide  Religionsparteien  das  Miteigenthum  an  der  Simultankirche  haben.  Das 
letztere  ist  nicht  die  Quelle  des  Simultangebrauches,  und  konnte  es  nicht  sein ,  weil 
im  16.  und  17.  Jahrhundert,  als  sich  die  hier  in  Rede  stehenden  Verhältnisse  ent- 
wickelt haben,  in  den  betreffenden  Landestheilen  das  Recht  der  Austtbung  der  katho- 
lischen oder  der  protestantischen  Religion  Überhaupt  in  Frage  stand,  und  das  Eigen- 
thum  an  einem  kirchlichen  Gebäude  ftlr  das  Recht  der  Benutzung  desselben  zu  dem 
Gottesdienst  der  einen  oder  anderen  der  gedachteuReligionsparteien  auf  ihre  Religions- 
ttbung,  ehe  diese  Frage  entschieden  war,  nicht  von  Bedeutung  sein  konnte  ^.  Hiermit 
stimmt  es  auch  ttberein,  dass  durch  die  öffentlichrechtlichen  Akte,  welche  für  die  Si- 
multanverhältnisse  in  Betracht  kommen,  gerade  erst  zufolge  der  Gestattung  der  bei- 
derseitigen Religionsausfibung  das  bestehende  Gemeinschaftsverhältniss  an  kirchlichen 
Gebäuden  als  gemeinsames  Eigenthum  anerkannt^,  oder  gar  erst  bei  EinfOhrung  der 


Baiipflicht  nicht  erfüllen,  nicht  ihr  Recht  anf 
Benutzung  des  Kirchengebäudes.  Nicht  minder 
widerspricht  es  Ihr,  dass  Ihr  Urheber  wiederholt 
Ton  einem  Mitbesitz  (S.  367)  nnd  Mltelgenthnm 
(S.  369.  874)  der  beiden  Gemeinden  an  der  Si- 
mnltanklrche  redet,  während  Yom  Standpunkt 
der  einheitlich  zn  denkenden  Gemeinde  doch  nur 
Ton  einem  Aliein-Besitz  nnd  von  einem  Allein- 
Eigenthum  dieser  letzteren  die  Rede  sein  könnte. 
Kurz,  In  den  Hirsch  eis  che  n  Ausführungen 
erscheinen  bald  die  einzelne  katholische  und  pro- 
testantische Gemeinde,  anscheinend  In  der  Eigen- 
schaft einer  juristischen  Peison,  bald  die  einheit- 
lich gedachte  Misch-Gemelnde  und  hinter  dieser 
Immer  alle  einzelnen  Gemeindemitglieder  als 
berechtigt  und  yerpilichtet,  letzteres  merkwür- 
diger Weise,  wie  nachgewiesen ,  da,  wo  dies  für 
die  Katholiken  praktisch  günstige  Konsequenzen 
herbeiführt ,  ein  Umstand ,  welcher  bereits  dem 
Zeltschr.  1  K.  R.  20,  69  mltgetheilten  Urthell  des 
Landgerichts  zu  Mainz  nicht  entgangen  ist.  S. 
übrigens  auch  Köhler  a.  a.  0.  S.  74. 

1  So  hat  auch  In  Bezug  auf  die  Vorschriften 
des  Code  ciril  das  Oberappellationsgericht  zu 
Darmstadt  1869  erkannt,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  26, 
85,  s.  auch  daselbst  S.  53.  73. 

^  Anderer  Ansicht  auch  hierüber  Hlrschel 
a.  a.  O.  S.  366.  367.  Daraus,  dass  die  früher 
erwähnten  Friedensschlüsse  die  Thatsache  des 
Besitzes  als  vollgültigen  Rechtstitel  für  das  Si- 
multaneum anerkannt  haben,  folgert  er,  dass  da- 
mit auch  den  einzelnen  Religionspartelen  ein 
Privatrecht  auf  Ausübung  ihres  Gottesdienstes 
eingeräumt  worden,  und  dass  daher  das  Slmultan- 
TerhaltnlsB  ein  priTatrechtllches  Institut  sei. 
Hierbei  übersieht  er  aber,  dass  sawohldas  J.  P.  0. 
art  y.  %.  31  als  der  Art.  4  des  Ryswlker  Frie- 


dens den  Besitz  der  Religionsausübung  zu  den 
betreffenden  Normalzelten  ohne  jede  Rücksicht 
auf  das  ElgenthumsTerhältniss  oder  auf  ein  son- 
stiges privatrechtliches  Verhältnlss  der  einzelnen 
Religionspartei  zu  einem  bestimmten  Kirchen— 
gebäude  schützen,  und  dass  es  auch  einen  Besitz 
an  öffentlichen  Rechten,  mithin  auch  an  dem 
Recht  der  Ueligionsansübung,  glebt  Die  Dar- 
stellung bei  E.  M  a  y  er ,  Kirchenhoheitsrechte  des 
Könlgr.  Bayern,  München  1884.  S.  273,  welcher 
in  den  Bestimmungen  des  preuss.  L.  R.  und  des 
bair.  Religionsedikts  nur  Normen  über  privat- 
rechtliche  Befugnisse,  über  Eigenthum  und  ding- 
liche Rechte,  sieht,  verkennt  ebenfalls  den  histo- 
risch gegebenen  Begriff  des  Simultaneums. 

8  Das  zeigt  übrigens  auch  der  in  der  vor.  Anm. 
hervorgehobene  Umstand  in  Yerblndung  damit, 
dass  das  J.  P.  0. 1.  c  nach  der  Bestimmung  über 
die  Religionsausübung  und  nach  Erwähnung  der 
Annexa  derselben  noch  ausdrücklich  den  Besitz 
jeder  Religionspartei  an  den  Klrohengebäuden,  wie 
er  Im  J.  1624  bestand,  für  geschützt  erklärt  hat. 

4  Dies  gilt  von  dem  0.  S.  360.  n.  3  erwähnten 
Bergsträsslschen  Recess  v.  1650 :  „dass  in  denen 
cedirten  Dorfschaften  Hentschuchshelm,  Dossen- 
helm  und  Seekenhelm  die  Katholischen  das  £x- 
ercitium  publicum  Rellgionls  in  denen -daselbsti- 
gen  Kirchen  und  Schulen  .  . .  behalten ,  die  ka- 
tholischen Pfarrer,  Kirchen»  und  Schuldiener 
daselbsten  verbleiben,  ...  die  Reformlrten  auch 
das  Exercitlum  publicum  Ihrer  Religion,  doch 
ausserhalb  des  Chors  . .  .  haben  und  behalten, 
erstgedaohte  Reformirte  auch  das  Exercltlum 
Rellgionls  zu  Newenhelm,  Besoldung  ihrer  Pfar- 
rer und  Schuldiener ,  wie  bis  anher  verbleiben, 
und  den  Katholischen  daselbsten  gleichergestalt  • 
ihr  Exercltlum  .  .  .  verstattet  und  ohnverwehrt. 
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katholischen  ReligionsansttbuBg^  oder  bei  der  n&herenBestinunmig^  des  Verhältnisses 
der  Religionsparteien  ein  Miteigenthnm ,  bez.  gemeinsames  Eigenthnm  doroh  diese 
Akte  begründet  worden  ^  ist, 

c.  Existenz  und  Umfang  der  Simaltanberechtigung.  Aus  dem  unter 
b.  Bemerkten ergiebt  sich,  dass  tLber  die  Existenz  einer  Simnltanbereohtigang,  Aber 
die  Art  des  Gebrauches  der  Simultankirche  zum  Gottesdienst^,  über  die  Art  der 
darin  vorzunehmenden  gottesdienstliehen  HandlABgen^,  über  die  Tage  und  die  Stun- 
den, an  welchen  diese  vollzogen  werden®  dürfen,  über  die  Benutzung  des  Gebäudes 
filr  die  Aufbewahrung  der  zum  Gottesdienst  gebrauchten  Kirchengeräthe  und  anderen 
Utensilien  ^  über  den  Mitgebrauch  der  Orgel  ^,  über  die  Aufistellung  eines  festen 
Altars^,  über  die  Art  der  Aufbewahrung  der« Schlüssel  zum  Earchengebäude^®>  über 


und  der  Kirchen  halber  alle  gegen  einander  cedi- 
render  und  abtretender  Orte  nachfolgender  Gestalt 
observlrt  werden,  dass  das  Chor  die  Katholi- 
schen allein,  die  nntere  Kirche  aber 
den  Reformirten  verbleiben  (jedoch  ein 
oder  andern  Theil  frei  stehen  soll  eine  absonder- 
liche Kirche  auf  seine  Kosten  dem  andern  Theil 
an  seinem  Kirchentheyl  und  Rechten  ohnnach- 
theilig  zu  bauen),  dann  forters  Ohor  und  Kirche 
a1  sobald  und  aus  den  Kirchengefällen  von  ein- 
ander unterschieden,  kein  Theil  von  dem  anderen 
in  seinem  offenen  Exercitio  (deswegen  sieh  beider- 
seits bemeide  der  Zeit  halbens  miteinander  zu 
vergleichen  haben)  verhindert  oder  andere  den 
Gottesdienst  besuchende  einheimische  oder  fremde 
utriusque  religionis  davon  abgehalten ,  bey  Kir- 
chen, Glockengeläut,  Schulen,  Kirchen-  und 
Kinderlehie  ohnmolestlrt  und  ohnturbirt  gelassen 
.  .  .  werden  sollet 

1  Nach  dem  o.  S.  360.  n.  4  angeführten  Kolner 
Vergleich  v.  1662  für  Sulzbach  erscheinen  die 
Anordnungen  desselben  über  die  Zuweisung  der 
Kirchen  an  beide  Religionsparteien  lediglich  als 
Ausführungsbestimmungen  der  im  Eingang  hin- 
gestellten Erklärung :  „und  sollen  Wir  .  .  .  das 
simultaneum  exercitium  der  katholischen  Reli- 
gion in  unsern  Erbämtem  aus  Ursachen  und  Con- 
dition,  wie  Eingangs  mehrem  gemeldet,  introdu- 
ciren  und  zulassen,  und  soll  es  mit  solchen  nach- 
folgenden klaren  Inhalt  gemäss  verhalten  und 
festiglich  nachgelebt  werden ,  als  erstlich"  (folgt 
die  oben  cltirte  Stelle). 

s  Vgl.  die  Düsseldorfer  Religionsdeklaration 
V.  170Ö  (s.  0.  S.  361.  n.  3):  „Wie  Wir  dann  zu- 
gleich gnädigst  verordnen,  damit  gesambte  unsere 
liebe  Unterthanen  in  Jeder  Religion  ihr  besonders 
apartes  ,  öffentliches ,  fteyes  und  unbehindertes 
ReUgions-Exercitium  ruhig  haben ,  dass  es  mit 
den  Kirchen ,  Pfarr-  und  Schulhäusern  .  .  .  auf 
hernach   beschriebene  Weise   gehalten  werden 

solle Jedoch  behalten  .  . .  die  Gatholische 

....  das  Chor  der  UeiL  Geist-Kirchen  daselbst 
(zu  Heidelberg) ,  welches  mit  einer  Mauer  sepa- 
rirt  und  nicht  durch  den  navem  ecolesiae,  sondern 
von  aussen  her  der  Eingang  gemacht  werden  solle, 
privative,  da  hingegen  die.Reformirte  navem  ec- 
clesiae  sothaner  Heil.  Geist  -  Kirchen  mit  dem 
Thurm  (dessen  Gebrauch  sambt  dem  Geläut  mit 
denen  Catholischen  gemeinschaftlich  seyn  solle) 
•  .  . .  privative  eingeräumt  wird ....  In  welchem 
Ober-Ampt  aber  nur  eine  Kirche  oder  Kirchen- 


Platz  sich  befindet,  daselbst  solle  navis  eccleslae 
cum  pertinentiis  denen  Reformirten ,  das  Chor 
aber  denen  Catholischen  gehissen  und  mli  einer 
Mauer  auf  beyder  Theile  Kosten  separirt  werden, 
auch  jedem  Theil  freystehen,  wo  Raum  vorhanden, 
noch  etwas  an  s^nem  Theil  anzubauen'^ 

3  Wie  denn  andererseits  auch  bei  diesen  Akten 
eine  Reihe  von  Kirchen  der  einen  oder  anderen 
Religionspartei  zur  Durchführung  der  Gestattung 
der  beiderseitigen  Religionsübung  zum  Allein- 
Eigenthum  überwiesen  sind.  S.  die  in  der  vor. 
AniA.  citirte  Düaaeldorfer  Religions-Deklaration. 

*  Ob  jeder  ReligionstheU  das  ganze  Gebäude 
oder  nur  einen  Theil  zu  gebrauchen  berechtigt 
ist.  Bei  der  häufig  vorkommenden  Benutzung  des 
Chors  durch  die  KathoUken  und  des  Schiffes  durch 
die  Protestanten  (so  auch  in  den  Simultan-Kir- 
cheu  desElsass  nach  dem  Erlass  v.  1727,  Dursy 
2,  462)  ist  entweder  Chor  und  Schiff  (a.  die  vor. 
Anm.)  durch  eine  Mauer  abgetrennt,  so  dass, 
wenn  die  Kirche  im  gemeinsamen  Eigenthnm 
steht,  jede  ReligUynspartei  an  dem  betreffenden 
Theil  der  Kirche  Allein-Eigenthum  hat,  oder  es 
findet  eine  solche  Durchtheilung  der  Kirche  nicht 
sutt  (s.  S.  365.  n.  4).  In  diesem  Falle  haben 
die  Katholiken  den  ausschliesslichen  Gebrauch 
des  Chores  und  den  Mitgebranch  des  Langhauses, 
Letzteres  kann  dann  sich  im  Bliteigenthum  beider 
Religionspartelen,  ersteres  im  Allein-Eigenthum 
der  Katholiken  befinden.  S.  dazu  auch  den 
Reohtsfall  i  Arch.  f.  kath.  K.  R.  16,  310.  318. 

6  Z.  B.  ob  regelmässige  Gottesdienste  und  Ca- 
sual  -  Handlungen ,  oder  blos  das  eine  oder  das 
andere,  s.  die  Fälle  i.  cit  Arch.  48,  281  u.  Ztschr. 
f.  K.  R.  20,  47. 

6  Ob  jeden  Sonntag,  bz.  Feiertag  und  an  den 
Wochentagen,  ob  blos  an  den  ersteren  regelmässig 
oder  nur  einen  Sonntag  um  den  anderen  u.  s.  w. , 
dt.  Arch.  26,  61  u.  Ztschr.  f .  K.  R.  20,  49. 

7  Ob  die  Katholiken  z.  B.  einen  Paramenten- 
schrank  in  der  Kirche  oder  in  der  Sakristei  haben 
oder  die  Paramente  und  anderen  Geräthe  nach 

'  dem  Gebrauch  beim  Gottesdienst  an  einen  an- 
deren Ort  ausserhalb  der  Kirche  zur  Aufbe- 
wahrung bringen  müssen,  Ztschr.  f.  K.  R.  20,  47. 
s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  26,  61.  68. 

9  Bez.  das  Recht  zur  Aufstellung  eines  Har- 
moniums, Ztschr.  f.  K.  R.  20,  47.  48. 

0  S.  den  RechtsfaUL  cit.  Arch.  16,  311. 

M)  Ztschr.  f.  K.  R.  20,48  u.  dt  Arch.  26,  61. 
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den  Ctebraach  des  Gelftates  imd  über  den  Umfang  desselben^,  in  erster  Linie 
die  betreffenden,  für  die  Begründung  and  ihre  Regelung  massgebenden  öffentlichen. 
Akte,  die  o.  S.  360  erwähnten  Friedensschlüsse,  gesetzlichen  Anordnungen  der  Lan- 
desherren und  Verträge  entscheiden^. 

Da  diese  aber  yielfa^h  keine  genauen  Bestimmungen  enthalten  und  selbst  zum 
Theil  den  Besitzstand  zu  gewissen,  von  ihnen  festgesetzten  Normalzeiten  zu  Grunde 
gelegt  haben,  so  kommt  dieser  in  Ermangelung  solcher  principaliter  oder  im  letzteren 
Fall  neben  den  gedachten  Vorschriften  in  Ergänzung  derselben  in  Betracht  K 

Ein  solcher  Besitzstand  lässt  sich  aber  vielfach  für  die  einzelnen  Gebrauchshand- 
Inngen  nicht  mehr  bis  zu  den  betreffenden  Zeiten  hinauf  nachweisen.  Es  genttgt  da- 
her, falls  überhaupt  nach  Lage  der  bestehenden  Verhältnisse  an  der  fraglichen 
Kirche  ein  SimultanTerhättniss  möglich  ist  4,  der  Nachweis  des  unvordenklichen  Be- 
sitzstandes^. Ist  endlich  auch  ein  solcher  nicht  zu  erbringen,  so  kann  allein  der  vor- 
handene Besitz  zur  Entscheidungsnorm  genommen  werden^  (jedoch  müssen  die 
Besitzhandlungen  ungestört  und  nicht  heimlich  ausgeübt ,  auch  nicht  etwa  von  dem 
andern  Theil  blosprecario  gestattet  worden  sein^),  es  sei  denn,  dass  etwa  über  den 
Gebrauch  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung  zwischen  den  zur  Vertretung  der 
beiden  Gemeinden  berechtigten  Organen  unter  Zustimmung  deijenigen  Obern,  welche 
über  die  gottesdienstliche  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  zu  bestimmen  haben, 
also  bei  den  Katholiken  des  Bischofs  oder  Ordinarius,  besondere  Vereinbarungen  ge- 
troffen worden  sind  \ 

Unzulässig  ist  es  dagegen  besondere  Berechtigungen  in  Betreff  der  Existenz  des 


1  Ob  also  Torher  um  dasselbe  bei  dem  anderen 
Theil  nachgesucht  werden  muss,  welche  Reli- 
giouspartei  die  Sonntage  und  christlichen  Fest- 
tage einzuläuten  hat,  ob  die  Katholiken  das 
Läuten  für  die  besonderen  katholischen  Feiertage 
oder  bei  anderen  Gelegenheiten  (z.  B.  bei  dem 
Einzug  des  Bischofs)  beansprnchen  können, 
Ztschr.  f.  K.  R.  20,  50.  61.  u.  dt  Arch.  26,  61 ; 
Amtshaudbuch  f.  d.  protest  Geistlichen  d.  Königr. 
Bayern  d.  d.  Rh.  N.  Aufl.  1,  405  ff. 

2  Soauchpreuss.  L.R.  11.11  $.  309  und  wört- 
lich gleichlautend  bair.  ReUgions  Ed.  $.  90. 

3  FQr  den  zuletzt  gedachten  Fall  kann  also 
^  310  preuss.  L.  R»  a.  a.  0.  und  der  ihm  wört- 
lich entsprechende  %,  91  des  baii.  Rel.  £. : 
„liangelt  es  an  solchen  Bestimmungen ,  so  wird 
yermuthet,  dass  eine  jede  dieser  Gemeinen  mit 
der  anderen  gleiche  Rechte  habe^  nicht  zur  An- 
wendung kommen,  s.  auch  Silbernagl,  Verf. 
sammtL  Rellgionsgesellschaftenl.  Bayern,  2.  Aufl. 
S.31.n.  1. 

*  D.  h.,  wenn  die  Kirche  in  von  drai  gedachten 
Akten  betroffenen  Gebietstheilen  liegt  und  über- 
haupt nach  Massgabe  derselben  ein  Simultaneum 
an  ihr  denkbar  war. 

6  S.  auch  cit  Arch.  25,  67.  85. 

6  So  übereinstimmend  Hirschel  a.  a.  0. 
S.  369  u.  Köhler,  K.  R.  d.  Grossh.  Hessen, 
S.  478,  s.  auch  cit.  Arch.  25,  51  u.  Ztschr.  1  K. 
R.  20,  72.  Den  Besitz  haben  femer  die  chnr- 
pfäUisehe  Religionsdeklaration  y.  9.  Mai  1799. 
i.  5  und  das  III.  badische  Organisations-Edikt  t. 
11.  Februsr  1803.  8-18,  »•  dt  Ajrch.  16,  318. 


319.  320  für  massgebend  erklärt  Dem  gegen- 
über stellen  sieh  die  Anm.  3  dtirteu  Yor- 
schrifteu,  welche,  soweit  es  sich  um  die  Existenz 
der  Berechtigung  handelt ,  abgesehen  Ton  dem 
dAselbst  gedachten  Fall,  die  Beachtung  des 
unvordenklichen  Besitzes  und  eines  etwaigen  lang- 
jährigen Besitzes  ausschliessen ,  als  singulare, 
nicht  für  andere  Reohtsgebiete  massgebende  Be- 
stimmungen dar.  Wenn  aber  das  A.  L.  R.  a.  a.  0. 
$.  312  in  Betreff  der  „näheren  Massgaben  wegen 
der  Ausübung  dieser  Rechte''  hauptsichlioh  auf 
dasjenige,  was  bisher  üblich  gewesen ,  Rücksicht 
genommen  wissen  will ,  so  kommt  es  praktisch 
auf  dasselbe  hinaus ,  da  die  Berechtigung  an  der 
Simoltankirche  als  solche  und  die  nähere  Aus- 
übung derselben  sich  bei  dem  Mangel  eines  festen 
Inhaltes  des  Simultanrechtes  nicht,  wie  das  Land- 
recht  thnt,  in  allen  Fällen  scheiden  lassen. 

7  S.  Ztschr.  f.  K.  R.  17,  326  u.  cit  Arch.  25, 
87  u.  48,  28a  309.  S.  übrigens  auch  §.  314  II. 
11.  A.  L.  R.  u.  $.  94 :  „Wenn  nicht  erhellet,  dass 
beide  Gemeinen  zu  der  Kirche  wirklich  berech- 
tigt sind ,  so  wird  angenommen ,  dass  diejenige, 
welche  zu  dem  gegenwärtigen  Mitgebrauche  am 
spätesten  gelangt  ist,  denselben  nur  bittweise, 
d.  h.  als  widerrufliche  Gefälligkeit  erhalten  habe". 

s  Das  ist  unbedenklich  zulässig,  da  das  Simul- 
taneum im  Interesse  der  beiden  Gemeinden  ein- 
geführt ist,  um  so  mehr  als  sich  dadurch  eine 
Reihe  von  Streitigkeiten  beseitigen  lassen,  s.  auch 
cit  Arch.  16,  311  und  die  Anm.  2  dtlrten  Ge- 
setzesstellen. 
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Simoltaneums  und  der  Art  des  Gebrauches  ans  einem  etwaigen  Miteigenthnm  oder 
ans  der  Ersitzung  besonderer  Gebrauchsrechte  herzuleiten^,  weil  der  Simultange- 
brauch  von  dem  Eigenthum  YöUig  unabhängig  ist^,  und  die  letzteren  sich  nicht  nach 
privatrechtlichen  Normen  bemessen  ^. 

Weil  das  Simultaneum  an  Kirchen  als  ein  eigenthfimliches ,  lediglich  als  ein 
durch  besondere  historische  Verhältnisse  hervorgerufenes  Rechts-Institut  erscheint, 
ist  eine  Neubegründung  desselben  rechtlich  ausgeschlossen. 

Es  ist  allerdings  denkbar ,  dass  zwei  Religionsparteien  bindende  Verträge  ttber 
die  Benutzung  ein  und  desselben  Gebäudes  fdr  ihre  besonderen  Gottesdienste  schlies- 
sen^,  sofern  nicht  wie  nach  französischem,  elsass-lothringischem^  und 
badischem  Recht ^  die  Begründung  eines  solchen  Verhältnisses  ausdrücklich  ver- 
boten, also  ein  desfaUsiger  Vertrag  nichtig  ist.  Aber  selbst  dann  würde  das  Verhältniss 


1  Das  thnt  namentlich  Mayer  (b.  o.  S.  365. 
n.  2),  welcher  bei  etwaigem  Zweifel  über  die  Na- 
tur des  Gebrauchsrechtes  unzulässiger  Weise 
immer  für  Miteigenthum  präsumirt. 

2  Allerdings  meint  das  Urtheil  des  ehem.  badi- 
schen Oberhofgerichts  V.  1866,  cit.  Arch.  16,  318, 
dass  das  Recht  zweier  Kirchengemeinen  ver- 
schiedener Religionsparteien  auf  ein  gemeinsames 
Kirchengebiude  nach  den  freilich  durch  Natur 
und  Zweck  des  Simultaneums  zu  modiflcirenden 
Grundsätzen  des  Mitelgenthums  zu  beurthellen 
sei.  Das  ist  aber  nicht  genau  ,  denn  soweit  der 
Simultangebrauch  in  Frage  steht,  können  die 
letzteren  eben  nicht  zur  Anwendung  kommen,  s. 
des  Weiteren  o.  S.  365.  Wie  gleichgültig  die 
Eigenthumsfrage  ist,  zeigt  sich  auch  darin,  dass 
wenn  man  etwa  von  der  für  das  Gebiet  des  ftanzösi- 
sehen  Rechts  bestrittenen  Ansicht  ausgeht ,  dass 
die  restituirten  Kirchengebäude  im  Eigenthum  der 
bürgerlichen  Gemeinden  stehen  und  dies  auch 
für  die  restituirten  Simultankirchen  annimmt  (s. 
darüber  vorläufig  H  i  r  s  o  h  e  1  a.  a.  0.  S.  363.  364), 
eine  solche  Annahme  für  die  Frage  nach  den 
Simultanberechtigungen  völlig  gleichgültig  sein 
würde. 

8  So  auch  das  Urtheil  i.  cit.  Arch.  48,  308  und 
preuss.  L.  R.  II.  11.  $.  315:  „Selbst  ein  viel- 
jähriger Mitgebrauch  kann  für  sich  allein  die  Er- 
werbung eines  wirklichen  Rechts  durohVer jährung 
inderRegel  (wofür  das  sonst  übereinstimmende 
bair.  Rel.  Ed.  $.  95  künftig  setzt)  nicht  be- 
gründen (Th.  1.  tit  9.  S.  Ö89y'.  Dagegen  wider- 
spricht es  der  hier  vertretenen  Auffassung  nicht, 
wenn  $.316  a.  a.  0.  (und  $.  96  des  cit.  Ed.)  wei- 
ter bestimmen:  „Wenn  jedoch  ausser  diesem 
Mitgebranch  auch  die  Unterhaltung  der  Kirche 
von  beiden  Gemeinden  bestritten  worden,  so  be- 
gründet dies  die  Yermuthung,  dass  auch  der 
später  zum  Mitgebrauch  gekommenen  Gemeinde 
ein  wirkliches  Recht  darauf  zustehe" ,  well  hier 
ausnahmsweise  (s.  S.  367.  n.  6)  den  Besitzhand- 
lungen unter  gewissen  Voraussetzungen  Bedeu- 
tung für  die  Existenz  des  Simultanrechtes  bei- 
gelegt wird.  Völlig  unhaltbar  erscheint  es,  wenn 
Mayer  S.  274  dem  Wortlaut  des  dt.  $.  315 
entgegen  annimmt ,  dass  dadurch  nicht  die  ge- 
wöhnliche und  ungewöhnliche  Ersitzung,  son- 
dern nur  die  Immemorialpräscriptlon  ausgeschlos- 


sen sei,  welche  das  Landrecht,  da  es  dieselbe 
überhaupt  nicht  kennt,  doch  hier  nicht  besonders 
zu  verbieten  brauchte.  Das  Oitat  des  %,  589. 
I.  9 ,  welches  Mayer  irre  geführt  hat,  bedeutet 
blos .  dass  die  Präsumtion  des  $.  314  II.  11  (s. 
S.  367.  n.  7)  auch  nicht  durch  blossen  vieljährigen 
Gebrauch  widerlegt  wird. 

«  S.  indessen  o.  S.  359. 

s  Organ.  Art.  46  :  „Le  m^me  temple  ne  pourra 
etre  consacrtf  qu'ä  un  m^me  culte".  Die  im  El- 
sass  vorhandenen  Simultanverhältnisse  sind  aber 
dadurch  nicht  beseitigt  worden ,  A  n  d  r  ^ ,  cours 
alphab^tique  de  la  Mgislation  civile  eccltfsiatlque 
IV.  tfd.  4,  378;  Geigel,  firanzös.  u.  reichsländ. 
Staatskirchenrecht  S.  109;  s.  auch  Dursy  2, 
460  ff.  Uebrigens  lässt  sich  die  Vorschrift  nicht 
dahin  auffassen,  dass  nicht  aushülfsweise  nnd 
precario ,  also  vorübergehend  der  Gebrauch  einer 
Kirche  einer  anderen  Religionspartei  eingeräumt 
werden  könnte. 

6  I.  Konstitutionsedikt  v.  14.  Mai  1807.  $.  10, 
(welches,  soweit  er  das  Simultaneum  betrifft, 
nicht  aufgehoben  ist,  Spohn,  bad.  Staats- 
kirchenrecht S.  34) :  „Auch  ein  gethelltes  oder 
gemeinschaftliches  Recht  des  Gebrauches  oder 
Genusses  der  Kirchen ,  der  Pfarr-  und  Schulge- 
bäude oder  des  kirchlichen  Vermögens  soll  unter 
keinerlei  Vorwand  eingeführt  noch  mit  irgend 
einer  Angabe  der  Unschädlichkeit  gerechtfertigt 
werden.  Nur  da,  wo  ein  solches  Simultaneum 
jetzt  schon  besteht  oder  angeordnet  ist,  bleibt  es 
ferner ,  so  lange  nicht  die  Theilhaber  unter  sich 
eine  Abtheilung  einverständlich  beschliessen 
oder  die  Staatsgewalt  durch  eine  Auskunft,  die 
jedem  Theile  gleichheitlich  und  billig  seine  se- 
parate Kirchen- Kon venienz  zuweiset,  sich  in  den 
Stand  gesetzt  hat ,  ihre  Theilungs  -Anordnungen 
gegen  etwaige  eigenwillige  Hindemisse  durchzu- 
setzen, indem  jede  noch  bestehende  Gemein- 
schaft nicht  zwar  durch  gerichtliche  Klagen,  wohl 
aber  durch  Aufforderung  der  Entscheidung  der 
obersten  Staats -Polizey  aufgehoben,  auch  von 
einem  Theile  allein  auf  Theilung  gedrungen  wer- 
den kann,  sobald  billige  Theilungs -Vorschläge 
gemacht  werden  können.  Für  einen  verbo- 
tenen Mitgebrauch  soll  jedoch  derjenige  nicht 
geachtet  werden  dürfen,  der  nur  für  einen  Noth- 
fall  auf  eine  kurze  Zeit,    z.  B.  wegen  Brand- 
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Biohtein  Simultanenm  im  eigentliolien  Sinne  sein^  und  sich  nicht  nach  den  hier  frag- 
lichen Nonnen  bemessen ,  sondern  dasselbe  mttsste  lediglich  nach  dem  Inhalte  des 
Vertrages  nnd  nach  Analogie  der  civilrechtlichen  Regeln  über  Gebrauchsrechte  be- 
nrtheilt  werden. 

Endlich  erscheint  auch  die  Ersitzung  eines  Gebrauchsrechtes  der  einen  Kon- 
fession an  dem  kirchlichen  Gebäude  einer  andern,  selbst  wenn  es  sich  nicht  als  Si- 
multaneum in  dem  hier  fraglichen  Sinne  darstellt  (abgesehen  vom  preussischen 
und  bairischen  Recht^)  sowohl  nach  gemeinem,  wie  nach  französischem  und 
badischem  nicht  möglich,  nach  den  letzteren  beiden  schon  wegen  der  bereits  er- 
wähnten Verbote^,  nach  dem  ersteren,  weil  eine  bestimmte  Religionspartei  und  ihre 
Mitglieder  prinzipiell  kein  Recht  auf  die  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  einer 
andern  zu  ihrem  eigenen  Gottesdienste  wider  Willen  der  ersteren  zu  erwerben  föhig, 
und  weil,  soweit  es  sich  um  katholische  Kirchen  handelt,  an  diesen  gottesdienst- 
liche Gebrauchsrechte  anderer  Konfessionen  ausgeschlossen  sind^. 

d.  Das  Subjekt  der  Simultanberechtigung  und  die  Verffigungs- 
berechtigung  darttber.  Die  Berechtigung  zum  Simultangebrauche  ist  ein  Recht 
nicht  der  einzelnen  Angehörigen  der  einen  oder  anderen  Konfession  oder  der  Geist- 
lichen derselben ,  vielmehr  bildet  das  Subjekt  derselben  die  ftlr  den  bestimmten  Ort 
oder  Bezirk  der  Simultankirche  bestehende  kirchliche  Organisation  der  zum  Gebrauch 
berechtigten  Religionspartei  ^,  also  bei  den  Katholiken  die  lokale  kirchliche  Stif- 
tung* als  juristische  Person  gedacht,  denn  diese  ist  nicht  nur  der  Träger  von  Ver- 
mögens-, sondern  auch  von  öffentlichen  Rechten^.  Die  rechtliche  Vertretung,  na- 
mentlich bei  Streitigkeiten  in  Betreff  der  Berechtigung  und  ihres  ümfanges  hat  also 
da^enige  Organ,  welches  die  Earchenstiftung  flberhaupt  zu  vertreten  befugt  ist,  nach 
katholischem  Kirchenrecht  mithin  der  Pfarrer  der  simultan  berechtigten  katholischen 
Gemeinde  ^.     Ob  zu  einzelnen  der  von  der  Vertretung  ausgeübten  Akte ,  z.  B.  zur 


schaden ,  Kirchen  -AnsbesBernng  oder  für  wsn-  yerständlich  auch  die  Anerkennung  der  für  diese 

delnde  Gemeinden ,  mithin  f&r  vorübergehende  bestehenden  kirchlichen  Organisationen. 

Anlässe ,  z.  B.  f.  eingelegte  Kriegs  -Völker  Ter-  ^  Man  bezeiolinet  diese  freilich  vielfach  auch 

langt  wird.  Hierüber  bleibt  der  Staatsgewalt  jede  als  Kirchengemeinde. 

Anordnung,  welche  den  Genuss  der  eigenthums-  "^  Wie  z.  B.  von  Patronatrechten,  s.  Bd.  III.  S.  22. 

berechtigten  Kirche  nicht  schmälert  oder  hindert,  Ausgeübt  wird  das  Recht,  sofern  es  die  Abhaltung 

unbenommen".  des  Gottesdienstes  umfasst,    durch  den  Pfarrer 

1  Ebensowenig  die  o.  S.  363.  n.  5  erwähnten  und  die  sonst  angestellten  Geistlichen,  soweit  es 
Verhältnisse.  die    sonstige    gottesdienstliche  Benutzung    der 

2  Hier  ist  sie  ausdrücklich  ausgeschlossen  ,  s.  Kirche  betrifft,  durch  die  zu  der  Kirchengemeinde 
S.  368.  n.  3.  Wenn  Mayer  a.  a.  0.  S.  274.  n.  3  gehörigen  Mitglieder,  weil  letztere  kraft  dieser 
die  Zulässigkeit  der  Ersitzung  von  Gebrauchs-  ihrer  Stellung  die  Befugniss  dazu  besitzen.  Es 
rechten  annimmt ,  s.  dagegen  auch  a.  a.  0. ,  so  kann  aber  das  Recht  auch  nur  auf  einen  Theil 
spricht  der  im  Text  weiter  erwähnte  Grund,  wel-  der  zu  einer  Gemeinde  eingepfarrten  Gläubigen 
eher  sowohl  für  das  preussische ,  wie  auch  das  beschränkt  sein ,  s.  z.  B.  Ztschr.  f.  K.  R.  20,  46, 
bairisohe  Recht  zutrifft,  gegen  ihn,  ebenso  wie  und  dieser  die  Simultankirche  als  Filial-Gemeinde 
der  von  Ihm  nicht  beachtete  umstand,  dass  beide  benutzen,  clt.  Aroh.  48,  286.  287. 

Rechte  nur  von  dem  historisch  begründeten  Si-  ^  Da,  wo  Kirchenvorsteher  vorhanden  sind,  so- 

multaneum  handeln,  aber  keineswegs  Regeln  über  weit  nicht  lediglich  die  Ausübung  des  Gottes- 

dle  Nenbegründung  von  solchen  aufstellen.  dienstes  in  Frage  steht,  mit  diesen,  denn,  wenn 

3  8.  auch  Hirsohel  a.  a.  0.  S.  381.  382.  auch  das  Simultanrecht,  falls  es  lediglich  auf  die 
*  S.  o.  S.  359.  Benutzung  der  Kirche  geht ,  keinen  vermögens- 
'  Die  0.  S.  360  ft.  erwähnten  Friedensschlüsse  rechtlichen  Charakter  hat,  so  kommen  doch  dabei 

und   landesherrlichen    Erlasse    sprechen    zwar  Immer    vermögensrechtliche  Gesichtspunkte   in 

schlechthin  von  Katholiken  und  Augsburger  Kon-  Betracht,  nicht  nur ,  weil  Prozesse  darüber  mög- 

fessionsverwandten,  aber  wenn  sie  Ihnen  die  Re-  lieber  Weise  das  Kirchenvermögen  belasten,  son- 

ligionsauBübung  einräumten,  so  lag  darin  selbst-  dem  auch  weil  die  Ausübung  des  CN>tte8dienste8 

Hiniehim,  Jüreheiirecht  lY.  24 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  220. 


Prozessfllhning  nnd  zn  Verträgen  Aber  eine  andere  als  die  bisherige  Benntzan'g  des 
Simnltangeb&ndes  die  Genehmigung  des  kirchlichen  Obern,  insbesondere  des  Bischofs 
erforderlich  ist,  das  richtet  sich  nach  den  betreffenden  rechtlichen  Bestimmungen 
über  die  Legitimation  zn  den  verschiedenen  VerfÜgnngsakten  ^ 

e.  Aenderung  nnd  Aufhebung  des  Simultaneums.  Bei  bestehendem 
Simultangebrauche  kann  eine  Aenderung  der  Art  der  bisherigen  Benutzung^  des 
gottesdienstiichen  Gebäudes  niemals  einseitig ,  vielmehr  nur  durch  gfltliche  Verein- 
barung beider  Theile  erfolgen 3.  Wenn  aber  Verhältnisse  eintreten,  welche  eine 
solche  Aenderung,  z.  B.  eine  Reparatur  oder  einen  Umbau  der  Simultankirche  noth- 
wendig  machen,  und  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden  kann,  so  bleibt  nichts  fibrig 
als  dass  die  sonst  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  berufene  Behörde^  die  erfor- 
derlichen Festsetzungen  trifft,  sowie  dass  die  letztere  auf  dem  ein  fttr  alle  Mal  dafür 
gewiesenen  Wege  von  einer  Partei*  angerufen  wird  ®. 

Das  Simultanrecht  an  einer  Kirche  hört  auf:  1.  durch  gegenseitige  Vereinbarung 


selbst  m&ncbe  Kosten  yerarsacht,  und  mit  dem 
Simultaneum  yielftch  die  Uuterhaltnngspfllcht 
in  Bezug  auf  das  kirchliche  Gebäude  Terhunden 
sein  kann.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  hat 
auch  offenbar  die  Praxis  da,  wo  nach  Partikular- 
recht besondere  Yertretungsorgane  für  die  Yei- 
mögensyerwaltung  der  Kirchengemeinden,  wie  in 
B  a  d  e  n  die  Stiftungskommissionen,  in  H  e  s  s  e  n 
die  Kirchenvorstände  bestehen ,  diese  zu  Klagen 
in  Betreff  des  Simultaneums  für  berechtigt  ge- 
halten, dt.  Aroh.  16,  312;  25,  2  u.  48,  288  u. 
Ztschr.  f.  K.  R.  20,  52.  Da  nach  preuss.  L.  R. 
U.  11.  S.  313  die  Gemeine  als  das  berechtigte 
Subjekt  betrachtet  wird,  so  mussten  früher  die 
Kirchenvorsteher  als  ihr  Organ  die  Prozesse 
führen.  An  ihre  Stelle  ist  jetzt  auf  Grund  des 
Gesetzes  y.  20.  Juni  1875  der  Kirchenvorstand 
getreten.  Dasselbe  muss  für  die  ührigen  Gebiete 
Preussens,  auch  für  das  Gebiet  des  rheinischen 
Rechts  gelten,  für  welches  früher  die  Praxis  die 
Kirchcnfabrlkräthe  (Art  77  des  Fabrikdekretes 
V.  20.  Dez.  1809)  für  legitimirt  erachtet  hat ,  s. 
preuss.  Justiz-Min.  Bl.  v.  1864  S.  273  u.  v.  1866 
S.  95.  In  B  aiern  endlich  ist  die  s.  g.  „Kirchen- 
yerwaltung"  das  legitimirte  Organ.  Schwierig- 
keiten treten  ein,  wenn  wegen  der  Ungetheiltheit 
des  Vermögens  der  Simnltankirrhe  eine  s.  g. 
Simultanklrchenverwaltung  besteht  (s.  Sil  ber  - 
na  gl,  Yerfassg.  sämmtlicher  Religionsgenossen- 
schaften in  Bayern.  2.  Aufl.  Regensburg  1883. 
S.397).  Hier  müsste  eine  besondere  Kirchenverwal- 
tung für  jeden  der  beiden  Religionstheile  gebildet 
werden,  s.  auch  Amtshandbch.  f.d.  protest.  Geist- 
lichen 1.  Bayern  diess.  d.  Rheins.  Neue  Aufl.  1, 404. 

1  So  ist  zur  Klage- Anstellung  die  Genehmi- 
gung des  Bischofs  nach  katholischem  'Kirchen- 
recht erforderlich,  ebenso  zu  Yereinbarungen, 
durch  welche  von  den  vorhandenen  Rechten  etwas 
aufgegeben  werden  soll.  Ob  ausserdem  die  Ge- 
nehmigung einer  staatlichen  Behörde  noth wendig 
ist,  bestimmt  sich  auf  Grund  des  Partikularrechts 
nach  denselben  Gesichtspunkten. 

^  Die  Vornahme  jedweder  Aenderung  kann 
nicht  ausgeschlossen  sein,  denn  es  ist  unmöglich 
Jahrhunderte  lang  Alles  in  dem  früheren  Zustande 
zu  erhalten.    Ein  Altar ,  ein  Paramentenschrank 


u.  s.  w.  muss  nach  bestimmter  Zeit  ersetzt  wer- 
den. Wesentlich  ist  nur,  dass  durch  die  Aende- 
rung nicht  zu  Gunsten  des  einen  Theiles  eine 
weiter  gehende  Benutzung  als  bisher  herbeigeführt 
wird.  Denn  es  kommt  nicht  auf  die  einzelnen 
Sachen  an,  welche  bei  Ausübung  des  Gebrauchs- 
rechtes benutzt  werden ,  sondern  nur  darauf,  in 
welchem  Umfange  dies  geschieht,  und  dass  nicht 
durch  Anwendung  einer  anderen  Sache,  z.  B. 
wie  bei  der  Ersetzung  eines  Harmoniums  durch 
eine  Orgel ,  eine  andere  Art  der  Benutzung  ein- 
geführt wird. 

3  Legitimirt  sind  dazu  die  unter  d.  gedachten 
Organe  mit  etwaiger  Zustimmung  ihrer  vorgesetz- 
ten Kirchenbehörden. 

*  S.  darüber  unten  unter  f. 

5  Also  auf  dem  Wege  der  Beschwerde  oder  der 
Klage.  An  einer  noth  wendigen  Instanz  fehlt  es 
somit  nicht,  wie  Köhler  a.  a.  0.  S.  478  meint. 

0  Für  Frankreich  u.  Elsass-Lothrin- 
gen  kommt  spedell  in  Frage  das  Arret^  des 
Justiz-  und  Kultusminist  v.  22.  April  1843, 
Andrtfl.  c.  4,379;  Dursy  1,295:,,  .  ..  Oon- 
sidtfrant  que  .  .  nulle  Innovation  I  IVtat  actuel 
des  choses,  en  ce  qui  touche  la  pratique  du  simul- 
taneum ne  saurait  etre  Justifltfe  que  par  une  ntf- 
cessit^  rtfeile ,  dont  il  est  convenable  que  Tauto- 
rittf  superieure  se  reserve  Vapprtfciation ,  avons 
arrSttf  et  arretons  ce  qui  suit:  art.  1.  Aucun  chan- 
gement,  aucune  modiflcation  dans  Tusage  du  si- 
multaneum et  dans  la  disposition  Interieure  des 
tfglises  mixtes  ne  seront  entrepris  sans  que  la  de- 
mande  en  ait  4t6  adresstfe  par  les  curtfs  et  desser- 
vants  il  Tarchev^que  ou  il  VevSque  diootfsain  et  par 
les  pasteurs  protestants  au  directoire  de  la  confes- 
sion  d' Augsbourg  ou  lleur  consistoire  respectif  pour 
le  culte  rtfformtf :  Tarchevlque  ou  Teveque,  le  di- 
rectoire ou  les  consistoires  transmettront  ces  de- 
mandes  au  prüfet  qui  devra  nous  en  rtfftfrer  pour 
etre  dtfflnitivement  ordonntf  par  nous  (in  Elsass- 
Lothr.  durch  das  Ministerium)  ce  quMl  appar- 
tiendra  aprds  une  Instruction  prtfalable  dans  la- 
quelle  auront  4t4  provoqutfs  les  observations  ou 
contredits  de  l'archev^que ,  de  Vev^que ,  du  di- 
rectoire ou  du  consistoire  suivant  le  oas",  s.  auch 
Geigeis.  HO. 
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der  betheillgten  Kirohenstifhingen  oder  Kirchengemeinden  ^;  2.  durch  Verzicht  der 
einen  derselben  2,  3.  nach  Partiknlarrecht  durch  Verfügung  der  Staatsgewalt  ^  im 
Verwaltungswege,  nicht  aber  an  sich  durch  Nichtgebrauch,  denn  dieser  ist  kein  all- 
gemeiner Erlöschungsgrund  fnr  alle  Rechte.  Es  kann  aber  in  demselben  möglicher 
Weise  ein  Verzicht  liegen.  Auch  kann  der  Nichtgebrauch  indirekt  zur  Beseitigung 
des  Simultaneums  ftthren,  weil  die  Existenz  desselben  vielleicht  unter  den  obwalten-* 
den  Umständen  allein  durch  stattgehabte  Besitzhandlungen  zu  erweisen  ist,  und  bei 
Jahre  lang,  namentlich  seit  unvordenklicher  Zeit  unterlassener  Ausübung  solcher,  der 
Nachweis  des  Simultanrechts  unmöglich  wird. 

Ebensowenig  erlischt  das  Simultanrecht  dadurch,  dass  die  Simultankirche  durch 
Alter  oder  sonstige  Ereignisse  zu  Grunde  geht  oder  ftlr  beide  Theile  zu  klein  oder 
unbrauchbar  wird  4,  vielmehr  bleibt  das  Verhftltniss  bestehen,  und  der  Simultange« 
brauch  muss  auf  die  an  Stelle  der  alten  neu  gebaute  oder  erweiterte  Kirche^  über- 
tragen werden.  Der  Simultangebrauch  ist  die  Folge  der  Oewähmng  der  öffentlichen 
Religionsübung  für  zwei  an  einem  bestimmten  Orte  bestehende  kirchliche  Organisa- 
tionen verschiedener  Konfeesionen  gewesen.  Diese  bestehen  aber  trotz  des  Wegfalles 
des  Kirchengebäudes  mit  ihren  gottesdienstlichen  Bedürfnissen  und  ihren  bisherigen 
Rechten  fort<^.  Wenn  daher  an  Stelle  der  firttheren  eine  neue  Kirche  hergestellt  wird, 
so  ergreifen  diese  die  letztere  von  selbst  ^. 


^  Allerdings  ist  die  BerechÜgnng  eine  öffent- 
lich Techtliche ,  aber  sie  Ist  zu  Gunsten  der  be- 
theiligten Elichenstiftnngen  eingeführt,  und  es 
besteht  kein  dffentliobrecbtliobes  Interesse,  solche 
Verhältnisse,  welche  vielfach  zn  Streitigkeiten 
führen ,  wider  Willen  der  Betheiligten  anfirecht 
zu  erhalten.  So  ancb  Hirschel  a.  a.  0.  S.  379. 
Das  bair.  Rel.  Ed.  $.  98  n.  das  cit  bad.  Konst 
Ed.  (S.  368.  n.  6)  gestatten  dies  ausdrücklich, 
ersteres  nicht  blos  dann ,  wenn,  wie  £.  Mayer 
a.  a.  0.  S.  275  meint,  die  Anfhebnng  durch  Ter- 
mögenstheilnng  erfolgt,  sondern  es  verlangt  nur, 
falls  mit  der  Aufhebung  auch  eine  Theilung  des 
YermSgens  erfolgen  muss,  zu  dieser  letzteren  die 
königliche  Oenehmigung.  Ueber  die  Organe, 
welche  diese  Vereinbarung  zu  schliessen  und  zu 
genehmigen  haben,  s.  o.  S.  869. 

s  Das  folgt  aus  den  in  der  vor.  Anm.  angege- 
benen Grüuden.  Von  etwaigen  Verpflichtungen 
kann  sich  aber  kein  Theil  wider  Willen  des  An- 
deren frei  machen. 

8  So  nach  d.  bair.  Rel.  Ed.  g.  99 :  ^Auch  kann 
eine  solche  Abtheilung  von  der  Staatsgewalt  aus 
polizeilichen  oder  administrativen  Erwägungen 
oder  auf  Ansuchen  der  (d.  h.  beider)  Betheiligten 
verfügt  werdend  Ueber  Badens,  das  cit  Konst. 
Ed.  (o.  S.  368.  n.  6). 

Mangels  derartiger  Vorschriften  bleibt  in  Fäl- 
len, wo  ein  dringendes  Bedürfniss  oder  eine  Noth- 
wendigkeit  zur  Beseitigung  derartiger  Verhält- 
nisse eintritt,  selbstverständlich  der  Weg  des  Ge- 
setzes offen.  Das  läugnet  allerdings  Hirschel 
a.  a.  0.  S.  368  wegen  des  an  sich  nicht  zutreffen- 
den J.  P.  O.  art  V.  $.  31,  und  zwar  um  so  mehr 
ohne  Grund ,  als  nach  Wegfall  des  ehemaligen 
deutschen  Reiches  die  Partikular-Gesetzgebuug, 
soweit  sie  nicht  durch  das  neue  deutsche  Reich 
Beschränkungen  erfahren  hat,  souverän  ist. 


«  So  Hirschel  a.  a.  0.  S.  380  vom  Stand- 
punkt seiner  o.  S.  364  besprochenen  Theorie, 
weil  gerade  bezüglich  der  weggefallenen  Kirche 
die  betheiligten  Gemeinden  als  eine  ungesonderte 
Gemeinschaft  zu  betrachten  wären,  und  mit  dieser 
Kirche  der  Gegenstand  des  Besitzes  und  der  Grund 
des  Simultaneums  fortgefallen  sei.  Die  Un- 
richtigkeit dieser  Ansicht  zeigt  sich  schon  darin, 
dass  sie  nicht  zutreffend  ist ,  wenn  ausser  dem 
Simultangebrauch  an  der  Kirche  noch  der  Simul- 
tangebrauch eines  Kirchhofes  besteht  und  ge- 
meinsames Vermögen  vorhanden  ist. 

^  Ob  eine  Pflicht  dazu  besteht,  und  wem  sie 
obliegt,  das  ist  eine  besondere  Frage,  welche 
nicht  hier,  sondern  erst  in  der  Lehre  von  der 
kirchlichen  Baulast  erörtert  werden  kann.  Jeden- 
falls ist  es  aber  wieder  unhaltbar,  wenn  Hir- 
8  G  h  e  1  a.  a.  0.  S.  380  behauptet ,  es  könne  kein 
Theil  zum  Bau  einer  neuen  Simultankirehe  ge- 
nöthigt  werden.  Die  neue  Kirche  steht  rechtlich 
der  alten  gleich  und  tritt  an  ihre  Stolle.  Daher 
ist  der  baulastpflichtige  Theil ,  wie  er  zu  umfas- 
senden Reparaturen  der  Kirche  verbunden  ist, 
auch  zu  einem  neuen  Ersatzbau  verpflichtet. 
Damit  erledigt  sich  zugleich  der  weitere  Einwand 
Hirscheis,  dass  der  Errichtung  einer  neuen 
Simultankirehe  für  den  katholischen  Theil  das 
Verbot  in  Betreff  der  Einräumung  der  Kirchen- 
gebäude zum  Gottesdienste  an  anders  Gläubige 
entgegensteht.  In  der  hier  vertretenen  Weise 
haben  auch  die  deutschen  Bisuhöfe  zu  Würzburg 
die  Sache  aufgefasst,  da  einzelne  erklärt  haben, 
dass  sie  solche  neue  Ersatzkirchen  möglichst 
schnell  konsekriren,  andere ,  dass  sie  eine  solche 
Konsekration  nicht  vornehmen  würden ,  s.  oben 
S.  326.  n.  4  u.  S.  362.  n.  1. 

«  S.  auch  Anm.  4. 

7  Das  ist  auch  vielfach  tn  der  Praxis  so  ge- 
halten worden,  s.   ausser  den  Erklärungen  der 
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f.  Beohte  des  Staates  nnd  der  Staatsbehörden,  insbesondere 
bei  Streitigkeiten  über  das  Simnltanenm.  Das  Simoltaneom  ist  ein  Rechts- 
institat)  welches  durch  das  öffentliche  Recht  eingeführt  ist  und  die  interkonfessio- 
nellen Beziehungen  der  Katholiken  und  Protestanten  betrifft.  Die  gesetzliche  Ord- 
nung der  Simultanverhältnisse 7  sowie  die  Befugniss  zur  Regelung,  Prüfung  und 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  dieselben  kommt  allein  dem  Staate  ^, 
keiner  der  berechtigten  Kirchen,  selbst  wenn  ihnen  die  Autonomie  mit  der  Stellung 
einer  privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  eingeräumt  worden  ist^,  zu. 

Was  insbesondere  die  Streitigkeiten  über  das  Simultaneum  anlangt,  so  gehören 
diejenigen,  welche  über  die  Existenz  des  Simultangebrauchsrechtes  einer  Kirchenge- 
sellschaft an  einer  bestimmten  Kirche  entstehen,  nach  fester  deutscher  Praxis  ^  und 
auch  nach  dem  Partikularrecht  vor  die  ordentlichen  Olvilgerichte.  Das  gilt  nach 
gemeinem  Recht  selbst  hinsichtlich  des  streitigen  Umfanges  und  der  Art  der  Simultan- 
benutzung, sowie  in  Betreff  des  possessorischen  Schutzes  für  die  sowohl  ihrer  Exi- 
stenz, wie  ihrem  Umfange  nach  bestrittene  Simultanberechtigung.  Doch  erfolgt  in 
Preussenund  Baiern  fttr  solche  Fftlle,  in  welchen  die  gesetzliche  Vermuthung 
für  die  Oleichberechtigung  beider  Theile  zur  Oeltung  kommt,  mangels  eines  zwischen 
den  beiderseitigen  kirchlichen  Obern  über  die  Ausübung  zu  erzielenden  Einver- 
ständnisses die  Entscheidung  des  Streites  unter  näherer  Festsetzung  der  Ausübungs- 
Modalitäten  durch  das  Staatsoberhaupt^,  bez.  den  Verwaltungsgerichtshof^. 


deutschen  Bischöfe,  S.  326.  n.  4  u.  S.  362  d.  1, 
noch  den  in  der  Zeitschr.  f.  K.  R.  20 ,  46  er- 
wähnten Fall. 

1  S,  0.  S.  371.  n.  3. 

2  Deshalb  sind  anch  die  wiederholt  citirten 
YoTschriften  des  prensslschen  Landiechts  nnd 
des  badischen  Konstitntionsediktes  durch  die 
neueren  staatskirchlichen  Gesetzgebungen  dieser 
Länder  nicht  aufgehoben  worden. 

3  Früher  konnte  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
das  Simultanrecht  auf  den  Friedensschlüssen  des 
deutschen  Reiches  beruht,  kein  Zweifel  über  die 
Zuständigkeit  der  Reichsgerichte  sein,  und  in  den 
Territorien  traten  beim  Mangel  einer  Yerwaltnngs- 
Jurisdiktion  in  Streitigkeiten  des  öffentlichen 
Rechtes  ebenfalls  die  gewöhnlichen  Gerichte  ein. 
Das  ist  die  Praxis  in  Baden,  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  16,  318;  Hessen,  a.  a.  0.  25,  2  u.  48,  284, 
Ztsehi.  t  E.  R.  20,  52;  in  Frankreich,  El- 
sas s- Lothringen,  Geigel  S.  110u.Dursy 
2,  464,  inderpreuss.  Rheinproyinz,  preuss. 
J.  M.  Bl.  1864,  S.  274 ,  für  welche  freUich  mit- 
unter der  Gesichtspunkt,  dass  es  sich  um  privat- 
rechtliche,  aus  dem  Mlteigenthum  fliessende 
Rechte  handle,  bestimmend  gewesen  ist.  So  auch 
Hirschel  a.  a.  0.  S.  368.  Gesetzlich  aner- 
kannt ist  diese  Praxis  durch  das  preuss.  L.  R. 
U.  11.  S*  313:  „Wird  aber  darüber  gestritten, 
ob  eine  oder  die  andere  Gemeinde  zu  der  Kirche 
wirklich  berechtigt  sei ,  so  gehört  die  Entschei- 
dung vor  den  ordentlichen  Richter^  nnd  in  dem 
gleichlautenden  $.  93  des  bair.  Rel.  Ed. 

«  A.  L.  R.  U.  11.  $.  311 :  „Die  näheren  Mass- 
nahmen wegen  Ausübung  dieser  Rechte  müssen 
bei  entstehendem  Streite,  nach  dem  Einverständ- 
nisse  der  beiderseitigen  Oberen  und  wenn  dies 


nicht  stattfindet,  durch  unmittelbare  landesherr- 
liche Entscheidung,  festgesetzt  werdend  %.  312: 
„Dabei  ist  Jedoch  auf  dasjenige,  was  bisher  Üblich 
gewesen  ist,  hauptsächlich  Rücksicht  zu  nehmen''. 
Das  Wort  „dieser^  und  das  Erfoxdemiss  des  Ein- 
Terständnisses  der  beiderseitigen  Oberen  zeigt« 
dass  die  $.  311.  312  sich  nur  auf  den  Fall  des 
Yorhergehenden  $.  310  (s.  o.  S.  367.  n.  3  und 
n.  6)  beziehen ,  nicht  aber  allgemeine  Vor- 
schziften  für  alle  Fälle  des  Streites  über  Si- 
mnltanverhältnisse  treffen.  Es  kann  daher  da, 
wo  der  hier  gedachte  Fall  nicht  Torliegt,  auch 
nach  preussischem  Rechte  eine  Possessorienklage 
nicht  für  ausgeschlossen  erachtet  werden,  wenn- 
schon $.  313  anscheinend  nur  des  Petitorinms 
gedenkt. 

5  Bair.  Rel.  Ed.  $.  92:  „Die  Entscheidung  der 
über  Ausübung  dieser  Rechte  entstehenden 
Streitigkeiten ,  wenn  die  Betheiligten  sie  durch 
gemeinschaftliches  EinYorständniss  nicht  beizu- 
legen Yermögen,  gehört  an  das  Staatsministerium 
des  Innern" ,  für  welches  das  in  der  Yor.  Anm. 
Bemerkte  gilt,  weil  der  $.  91  a.  a.  0.  dem  $.  310 
das  A.  L.  R.  entspricht.  An  Stelle  des  Staats- 
ministeriums ist  jetzt  nach  d.  Ges.  y.  8.  August 
1858  betr.  die  Errichtung  des  Yerwaltungsgerichts- 
hofes  der  letztgedachte  Gerichtshof  in  der  Weise 
getreten,  dass  er  in  dritter,  dagegen  die  Distrlkts- 
Yorwaltungsbehörden  in  erster,  die  Kreisregie- 
rungen ,  Kammern  des  Innern  in  zweiter  Instanz 
entscheiden,  s.  Art.  10.  n.  11 ;  Art  13.  n.  1  und 
Art  45.  Abs.  4  des  cit.  Ges.  Entscheidungen  des 
Staatsministeriums,  welche  auf  Grund  des  cit. 
$.  92  ergangen  sind ,  im  Amtshdbch.  f.  protest. 
Geistl.  d.  Königr.  Bayerns.  Neue  Ausg.  1,  405  ff. 
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Endlich  ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  die  nach  dem  betreffenden  Landesstaats- 
recht  Zuständige  Polizeibeh((rde  bei  Streitigkeiten  zwischen  den  beiden  Religions- 
parteien immer  einzugreifen,  also  anch  vorlftnfige  interimistische  Festsetzungen  nnd 
Regnlative  Aber  die  gottesdienstliche  Benutzung  der  Simultankirche  zu  erlassen  be- 
ftogt  ist,  wenn  die  (öffentliche  Ordnung,  namentlich  der  Gottesdienst  der  einen  oder 
andern  Partei  durch  solche  Zwistigkeiten  gestört  worden  ist  oder  eine  derartige 
Störung  zu  befQrchten  steht,  da  die  Earchen  öffentliche  Orte  sind,  an  denen  ein 
öffentliches  Zusammenkommen  erfolgt,  und  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Polizei ,  die 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  sich  auch  auf  diese  Räume  erstreckte  Solche  poli- 
zeiliche Anordnungen  haben  aber  selbstverständlich  nur  eine  provisorische  Natur  und 
hindern  die  Beschreitung  des  Rechtsweges,  jedenfalls  die  Anstellung  des  Petito- 
riums^,  nicht. 

Das  Petitorium  bleibt  endlich  auch  der  einzige  Weg  Differenzen  der  S.  370  ge- 
dachten Art  zum  Austrag  zu  bringen',  denn  auf  irgend  eine  Art  mflssen  dieselben  ent- 
schieden werden^,  und  die  gedachte  Klage  erscheint  unter  dem  Gesichtspunkte  ge- 
rechtfertigt, dass  die  Verweigerung  der  Zustimmung  zu  nothwendigen  Aenderungen 
den  Simultangebrauch  des  andern  Theils  schmälert  oder  unmöglich  macht  ^.  Es 
kann  dieser  Auffassung  nicht  entgegengehalten  werden,  dass  eine  richterliche  Ent- 
scheidung für  solche  Fälle  nicht  angemessen  sei ,  da  das  Oericht  sehr  wohl  in  der 
Lage  ist  den  Simultan-Oebrauch  in  einer  dem  früheren  Umfange  möglichst  analogen 
Weise  ®  zu  reguliren. 

2.  Der  Mitgebrauch  katholisch  kirchlicher  Oebäude  durch  die  AI t- 
katholiken^.  A.  Rechtliche  Natur  der  Interdicirung  der  von  den  Alt- 
katholiken benutzten  katholischen  Kirchengebäude.  Aus  Anlass  der 
Einräumung  einzelner ,  bisher  dem  katholischen  Oottesdienste  ausschliesslich  gewid- 
meter Kirchen  seitens  der  Staatsregierungen  verschiedener  deutscher  Länder,  hat 

1  Die  'betreifenden  Veif  ügangen  ha1>en  &1bo  auch  lig  illasorlsch  gemacht  werden,  well  die  Siroultan- 
in  Prenssen  nnd  Balem  einen  anderen  Charakter      kirche  überhaupt  nnhranchbar  wird. 

als  die  S.  372  zn  den  Anm.  4  n.  5  gedachten  Ent-  ^  Aber  nur  unter  diesem  Gesichtspunkt  kann 

Scheidungen.    Für  die  preussische  Rhelnproylnz  die  Frage  nach  Massgabe  der  im  Text  entwlckel- 

vgl.  die  Regierungs- Regulative  und  Entschel-  ten  Grundsätze  auf  den  Rechtsweg  gebracht  wer- 

düngen  des  Gerichtshofes  für  Kompetenzkonflikte  den.   Unabhängig  davon  Ist  die  Frage ,  wer  etwa 

1.  preuss.  Just.  Min.  Bl.  v.  1864.  S.  4.  273  n.  v.  verpflichtet  ist,  die  Kosten  der  Aenderung,  z.  B. 

1866  S.  95.  bei  Bauten  zu  tragen.    Das  richtet  sich  Im  letz- 

2  Des  Possessoriums  aUerdlngs  dann,  wenn  ^^^  ^»ü  n»ci^  den  Regeln  von  der  Baulast, 
nach  dem  Landesstaatsrecht,  wie  z.  B.  In  Preus-  ebenso  wie  sich  danach  auch  die  Behörde  be- 
sen,  dasselbe  gegen  polizeiliche  Verfügungen  stimmt,  welche  über  die  Nothwendlgkelt  eines 
ausgeschlossen  ist,  s.  die  Anführungen  1.  d.  vor.  ^^^es  zu  entscheiden  hat 

Anmerk.  ^  ^^  z*  ^*  '^onn  bei  einem  stattgehabten  Er- 

ft  Tx    \<«x  #   iii  v     •  vx  *n    «„  1.    1  V       :i  satzbau  Streit  über  den  Ort  und  die  Art  der  An- 

8  Das  glt  freilich  mcht  för  Frankreich  und  legungvonParamentenschränken  oder  von  Orgeln, 

Elsass-Lot^ringen    s.  o.  S- 370.  n.  6,  und  da«i  ^ber  die  Aufbewahrung  der  Schlüssel  entsteht, 

den  Min.  ErL  v  16.  Mal  1843,  Dursy  i,  466.  ^^^^  ^^^^^  ^^^^  j^^^^^^^^  obwaltet,  ob  die  Ka- 

Uebngens  sind  in  Frankreich  auch  de  Stunden,  ^^^^j^^^  dleKirchezubenediclrenoderkonsekriren 

zu  welchen  der  Gottesdienst  abgehalten  werden  .,  ^  g  g^g  ^  4  ^  3^2.  „.  1)  berechtigt  sind.  Ist 

soll,  durch  ein  Reglement  d«  Piäfekten  (Bezirks-  \^^^^j^^  Y>ei  der  alten  Kirche  nachweisbar  nach 

Präsidenten),  welohesderVollstreckbark^^^^  Einführung  des  Slmulteneums  der  Fall  gewesen, 

rung  durch  das  Staatsoberhaupt  bedarf  ju  be-  ^  ^^^  ^  ^^^^  ^^^^^^,  j^„  Katholiken  nicht 

stimmen.    Dekr.  v.  18.  Febr.  1807  cltlrt  bei  ,^   yerwelgem   sein,   während    sie  sonst  kein 

A  n  d  r  tf  4,  37».  ^^^^  ^^^^f  j^^l^^^     p^g  ^fg^  ^^^^  f^^  ^ie  B^. 

4  Denn  sonst  konnte  unter  Umständen  dem  nedlktlon  der  Kirche  trotz  der  Ausführungen  0. 

einen  Theil  bei  Ablehnung  jeder  Verständigung  S.  151. 152,  zu,  well  diese  hier  als  Akt  einseitiger 

über  nothwendlge  Reparaturbauten   oder  über  katholischer  Religionsübung  In  Betracht  kommt, 
einen  Neubau  durch  den  anderen  sein  Recht  v51-  ^  g.  0.  S.  358.  n.  1. 
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die  katholische  Kirche  abweichend  von  der  in  Betreff  der  Simultaneen  mit  den  Protestan- 
ten noch  heute  geübten  Praxis  die  Schärfe  des  o.  S.  359  gedachten  Prinzipes  hervor- 
gekehrt, freilich  nicht  in  der  Art,  dass  sie  sich  dnrch  eine  allgemeine  gesetzliche 
Anordnung  hierbei  die  Hände  gebunden  hätte ,  sondern  dass  durch  eine  blos  ver- 
traulich den  Bisch((fen  mitgetheilte  Instruktion  des  Papstes  \  also  auf  dem  blossen 
Verwaltungswege,  diesen  aufgegeben  worden  ist,  falls  sich  etwaige  vorher  bei  den 
Regierungen  zu  erhebende  Vorstellungen  und  in  geeigneten  Fällen  auch  Klagen  bei 
den  Gerichten  als  erfolglos  erweisen  sollten,  die  von  den  Altkatholiken  benutzten 
Kirchen  zu  interdiciren,  d.  h.  die  gottesdienstlichen  Funktionen  fttr  die  Katholiken  in 
denselben  einstellen  zu  lassen.  Eine  rechtliche  Nothwendigkeit  zu  diesem  Schritte 
lag  nach  den  Vorschriften  der  katholischen  Kirche  nicht  vor  2.  Es  sind  lediglich 
Zweckmässigkeitsgründe,  nämlich  das  Bestreben,  die  Altkatholiken  in  möglichst 
deutlicher  Weise  als  Ketzer  zu  bezeichnen  und  die  übrigen  Gläubigen  vor  dem  Ab- 
fall zu  bewahren,  gewesen,  welche  zu  der  betreffenden  Massnahme  geführt  haben  ^. 
Das  ergiebt  nichts  deutlicher  als  der  Charakter  dieser  letzteren  selbst.  Es  ist  den 
Bischöfen  aufgetragen  worden,  die  von  den  Altkatholiken  benutzten  Kirchen  zu  inter- 
diciren. Damit  kann  weder  das  spezifisch  kirchenrechtliche  Interdikt*  noch  die 
kirchenrechtlich  anerkannte  cessatio  a  dwinia  gemeint  sein,  weil  die  angeordnete  s.  g. 
Interdicirung  der  betreffenden  Kirchen  weder  den  Voraussetzungen  des  ersteren 
noch  der  letzteren  entsprach^,  und  in  dem  absoluten  Verbot  der  Abhaltung  jedweden 


1  Erlassen  Ton  Pins  IX.  in  italienischer  Sprache 
nnterm  13.  März  1873  an  den  Nuntina  in  München, 
lateinisch,  Arch.  f.kath.  K.R.29,  434:  „  .  .  .  In 
casn,  de  quo  agitur,  nempe  qaando  civilis  aactori- 
tas  aliquam  catholicam  eoclesiam  contra  episcopi 
voluBtatem  neohaereticis  adiudicare  praesnmit, 
tnnc  ab  ordinario,  praemissis  opportunis  oppo- 
sltionibus  et  etiam  sciiptis  reclamationihus  coram 
tribnnali,  si  haec  omnia  inutilia  evadant,  in- 
terdioenda  est  ecclesia  neohaereticis 
attributa  et  meliori  quo  fleri  poterit  modo 
consulendum  erit  fldelibus  catholicorum  necessi- 
tatibus.  Si  ex  una  parte  aliquod  materiale  in- 
nommodum  yel  damnum  emanat,  ex  altera 
salvaet  firma  remanebunt  principia.  £xo- 
ptandum  valde  foret,  ut  omnes  episcopi  in  simili- 
bus  casibus  constituti  eandem  agendi  rationem 
sequerentur,  quia  vis  unita  fortior".  Schon  1877 
war  in  Wien  durch  das  erzbischöfliche  General- 
vikariat  so  verfahren  worden,  a.  a.  0. 28,  XXXIV. 

2  S.  0.  S.  358.  n.  3  u.  S.  359.  n.  3.  Weiter 
ist  allerdings  auch  (so  z.  B.  das  Schreiben  des 
ehem.  preuss.  Armeebischofs  y.  1874 ,  cit  Arch. 
32,  106)  behauptet  worden ,  dass  durch  die  ron 
einem  altkatholischen,  also  exkommunicirten 
Priester  dargebrachte  Messe  ein  Sakrilegium  be- 
gangen, und  dadurch  die  Kirche  eo  ipso  für  den 
katholischen  Gottesdienst  geschlossen  werde,  in- 
dessen bildet  eine  solche  Celebrirung  der  Messe 
kein  Sakrilegium  (genauer  Real -Sakrilegium), 
da  ein  solches  nur  durch  Missbrauch  mit  einem 
Sakramente  oder  durch  unanständige  Behandlung 
einer  geheiligten  Sache  begangen  wird,  Ferra- 
ris s.  T.  sacrilegium  n.  6ff. ;  Fachmann  K. B. 
3.  Aufl.  3,  324,  und  überdies  eine  Kirche  durch 
ein  Sakrilegium    weder  polluirt  noch    exekrirt 


noch  interdicirt  wird,  s.  o.  S.  359.  n.  3.  Endlich 
kann  auch  nicht  einmal  von  einer  verbotenen 
commuuicatio  in  sacris,  s.  c  1  (Leo  I.)  C.  XXIY. 
qu.  2,  die  Rede  sein,  wenn  Katholiken  und  Alt- 
katholiken dasselbe  Gebäude  zu  yerscMedenen 
Stunden  benutzen  (so  anscheinend  Hirscheli. 
cit.  Arch.  46,  330),  umsoweniger,  als  ein  Simul- 
tangebrauch einer  Kirche  durch  Katholiken  und 
Protestanten  unbeanstandet  zugelassen  wird. 

Zeigt  schon  das  auffällige  Schwanken  einzelner 
deutscher  Bischöfe  in  der  Begründung  des  Ver- 
botes des  Gebrauches  der  gedachten  Kirchen  (so 
z.  B.  des  preussischen  Armeebischofs ,  welcher 
nach  und  nach  sich  gegenüber  der  Regierung  auf 
fast  alle  hier  als  haltlos  dargelegten  Gesichts- 
punkte berufen  hat,  s.  stenogr.  Berichte  d.  preuss. 
Abgeordnetenh.  v.  1875.  S.  644),  dass  es  kein 
derartiges  kirchenrechtliches  Verbot  giebt,  so 
wird  dies  vollends  auf  das  klarste  durch  die 
päpstliche  Instruktion  V.  1873,  welche  ein  sol- 
ches nicht  einmal  in  Bezug  zu  nehmen  yermocht 
hat,  bewiesen. 

5  S.  die  Motivlrnng  der  dt  Instruktion,  o. 
Anm.  1. 

4  Das  Wort  interdletum  ist  offenbar  abslehtlleh 
in  der  päpstlichen  Initraktion  yermleden,  aller- 
dings ist  es  in  dem  Anm.  1  angeführten  erz- 
bischdflichen  Erlass  gebraucht. 

6  Das  interdletum  als  kirchliehe  Censor  kann 
nur  wegen  eines  schweren  kirchlichen  Vergehens 
im  äufsersten  Nothfall  verfügt  werden ,  K  o  b  e  r 
i.  cit.  Arch.  22,  23  ff.,  und  muss  begrifflich  min- 
destens den  Schuldigen  treffen,  wenn  es  auch  für 
Unschuldige  mitwirkt.  Dem  Schuldigen  vor 
Allem  soll  Nachtheil  zugefügt  werden,  dass 
seinetwegen  die  gottesdienstlichen  Funktionen 
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Oottesdienstes  in  denselben  bestand ,  dieser  Zweck  aber  dnrch  die  Verh&ngang  des 
Interdikts  im  eigentlichen  Sinne  gar  nicht  zu  erreichen  war  K  Die  angeordnete  Inter- 
dicimng  stellt  sich  also  als  eine  Yerwaltongsmassregel  eigenthümlichen  und  beson- 
deren Charakters  dar^,  welche  freilich  im  Geiste  des  starren,  gegen  Andersgläubige 
unduldsamen  katholischen  Bechtes  lag,  und  welche  die  Kirchenoberen  nach  diesem 
kraft  ihrer  Befugniss,  jede  Gefahr  ftlr  den  rechten  Glauben  ihrer  Untergebenen  mög- 
lichst fernzuhalten,  zu  verh&ngen  berechtigt  waren. 

B.  Stellung  des  Staates.  Gesetzliche  Regelung  in  Preussen  und 
in  Baden.  Wenngleich  anerkannt  werden  mnss,  dass  die  Interdioirung  der  er- 
wähnten Gebäude  eine,  dem  Recht  der  katholischen  Kirche  keineswegs  wider- 
sprechende Verwaltungsmassregel  war,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  der  Staat 
die  Yerpflichtung  hatte,  sich  nach  derselben  in  seinem  Verhalten  gegenttber  den  Alt- 
katholiken zu  richten. 

Fflr  den  modernen  Staat,  welcher  Religions-  und  Gewissensfreiheit  gewährt,  und 
fllr  welchen  es  keine  Ketzer  im  kirchenrechtiichen  Sinne  giebt,  besteht  keine  Pflicht, 
sich  in  seinen  Massnahmen  irgendwelchen,  auf  der  alten  Ketzergesetzgebung  beruhenden 
Rechtsnormen  der  katholischen  Kirche,  geschweige  denn  blossen  Yerwaltungsmass- 
regeln,  welche  dem  Geiste  derselben  entsprechen,  zu  fQgen,  und  diese  tär  sich  als 


eingestellt  werden,  und  dass  er,  well  auch  eine 
Rette  Unschuldiger  derselben  enthehren  müssen, 
in  den  Augen  der  letzteren  als  Yeranlasser  dieser 
Massregel  erscheint.  Alles  dies  passt  nicht  auf 
die  hier  fragliehe  Interdioirung.  Strafen  wollte 
die  Instruktion  weder  die  Regierung  oder  die 
Kommune ,  durch  welche  den  Altkatholiken  der 
Gehrauch  der  Kirchen  eingeräumt  war,  noch  viel 
weniger  die  Katholiken,  welche  die  letzteren  bis- 
her benutzt  hatten.  Femer  wollte  sie  die  Katho- 
liken auch  gar  nicht  von  der  Theilnahme  an  den 
kirchlichen  Funktionen  überhaupt  ausschliessen, 
sondern  blos  die  Vornahme  derselben  in  be- 
stimmten Räumen  verhindern. 

Während  bei  dem  Interdikte  die  Entziehung 
der  kirchlichen  Funktionen  für  einen  bestimmten 
Kreis  von  Gläubigen ,  nicht  die  Einstellung  des 
Gottesdienstes  als  solche  in  Frage  kommt,  ist 
dies  allerdings  bei  der  oessatio  a  divinis  der  Fall. 
Aber  dasselbe  wird  von  der  Kirche  als  Zeichen 
der  Trauer  über  eine  ihr  zugefügte  Unbill  ver- 
hängt, Schmalzgrueber,  ins  canon.  Y.  39. 
n.  402,  und  mag  der  Papst  vom  katholischen  Stand- 
punkt aus  die  Einräumung  von  Kirchen  an  die 
Altkatholiken  als  ein  der  Kirche  angethanes  Un- 
recht zu  betrachten  befugt  sein ,  so  liegt  es  doch 
nicht  im  Wesen  der  cessatio  a  divinis ,  dass  sie 
gerade  den  gottesdienstlichen  Gebrauch,  eines 
bestimmten  Gebäudes  wegen  solcher  Gründe, 
welche  dieses  allein  betreffen,  ausschliesst.  Des- 
halb sagt  auch  die  päpstliche  Instruktion  kein 
Wort  davon ,  dass  die  Massregel  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  cessatio  a  divinis  verfügt  wor- 
den ist 

Hirschel  i.  cit.  Arch.  46,  835  meint  aller- 
dings :  „Diese  einfache  Unterlassung  des  katholi- 
schen Gottesdienstes  in  einer  von  den  Häretikern 
benutzten  Kirche  (cessatio  a  divinis,  s.  c.  13. 
$.  1  X  de  off.  lud.  ord.  1. 31,  c  11  X  de  sponsal. 


IV.  1,  c.  2.  8  in  VIto.  de  off.  lud.  ord.  I.  16.  u. 
Clem.  1  de  sent  excomm.  V.  10)  oder  auch  das 
Interdikt  können  und  sollen  von  den  kirchlichen 
Oberen  in  den  angegebenen  Umständen  hinsicht- 
lich solcher  von  den  Häretikern  in  Gebrauch  ge- 
nommenen Kirchen  ausgesprochen  werden  .  .  ., 
was  im  engem  und  eigentlichen  Sinn  durch  die 
Verhängung  des  Interdikts  über  die  fragliche 
Kirche  oder  im  weiteren  Sinne  durch  das  Verbot 
aller  geistlichen  Verrichtungen  in  derselben 
(cessatio  a  divinis)  geschehen  kann.  Ob  das 
Eine  oder  das  Andere  vorliege,  muss  aus  der  Art 
und  Weise ,  wie  die  Anordnung  der  kirchlichen 
Oberbehorde  sich  ausdrückt,  entnommen  werden^, 
indessen  behandelt  keine  der  citirten  Stellen, 
welche  theils  vom  Interdikte,  theils  von  der 
cessatio  a  divinis  handeln ,  den  Fall ,  dass  Häre- 
tiker eine  E^che  benutzen.  Ueberdies  ist  die 
Möglichkeit ,  die  in  der  päpstlichen  Instruktion 
angeordnete  Interdicirung  als  Interdikt  oder  als 
cessatio  a  divinis  zu  verhängen ,  nicht  nur  durch 
das  vorher  Bemerkte,  sondern  auch  dadurch 
ausgeschlossen ,  dass  der  Papst  in  derselben  ein 
gleichmässiges  Verfahren  der  Bischöfe  als  wün- 
.schenswerth  erklärt. 

1  Weil  man  sich  doch  bei  der  Kurie  nicht  ein- 
bilden konnte,  dass  die  Regierungen ,  welche  gar 
nicht  von  dem  Interdikt  betroffen  wurden ,  des- 
halb ihre  Massnahmen  ändern  würden.  Schreibt 
doch  die  Instruktion  auch  ausdrücklich  vor,  dass 
die  Interdicirung  erst  dann  vorgenommen  werden 
soll,  wenn  die  Kirche  nicht  dem  ausschliesslichen 
Gebrauch  der  Katholiken  zurückgegeben  ist 

2  Deshalb  dürfte  es  auch  mit  Recht  in  Zweifel 
gezogen  werden  können,  ob  die  für  die  Verletzung 
des  interdictum  locale  durch  Vornahme  geist- 
licher Funktionen  in  der  interdicirten  Kirche  au- 
gedrohte Irregularität,  Bd.  L  S.  53,  auf  diese  Art 
der  Interdicirung  Anwendung  findet 
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bindend  anzuerkennen.  Wenn  daher  einzelne  Staaten  dazu  geschritten  sind ,  dorch 
ihre  Gesetzgebung  die  yolle  Oleichberechtigung  der  Altkatholiken  mit  den  vatikani- 
schen Katholiken  anzuerkennen  ^j  und  von  diesem  Standpunkt  aus  den  letzteren  auch 
gewisse  Rechte  an  dem  bisherigen,  vor  der  Spaltung  ftlr  beide  Theile  bestimmten  Ver- 
mögen der  katholischen  Kirche  zu  gew&hren,  wie  dies  in  Preussen^  und  Baden^ 
geschehen  ist  y  so  konnte  ihnen  bei  der  näheren  Regelung  dieser  Verhältnisse  auch 
nicht  das  Recht  abgesprochen  werden,  trotz  der  in  der  päpstiiohen  Instruktion  ange- 
ordneten Interdicirung  für  die  Altkatholiken  gewisse  Mitgebrauchsreohte  an  den  ka- 
tholischen Kirchengebäuden  festzusetzen,  —  das  umsoweniger,  als  nach  dem  gelten- 
den Recht  der  katholischen  Kirche  durch  eine  solche  Einräumung  des  Mitgebrauches 
kirchlicher  Gebäude  der  Kultus  der  ttbrigen  Katholiken  in  denselben  nicht  einmal 
ausgeschlossen  wurde,  vielmehr  das  Hindemiss  dafür  erst  künstlich  durch  eine  kirch- 
liche Verwaltungsmassregel,  deren  rechtliches  Fundament  der  moderne  Staat  nicht 
mehr  anzuerkennen  in  der  Lage  ist,  geschafifen  worden  war. 

Was  speciell  die  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Preussen  und 
Baden  betrifft,  so  ist  jede  s.  g.  altkatholische  Gemeinschaft,  d.  h.  in  Preussen  jede 
unter  der  erforderlichen  staatlichen  Mitwirkung  organisirte  altkatholische  Pfarrge- 
meinde und  jeder  als  kirchlich  organisirt  vom  Ober-Präsidenten  anerkannte  altkatho- 
lische Verein'^,  in  Baden  ^  jede  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Lmem^,  also 
staatlich  anerkannte  kirchliche  Gemeinschaft,  berechtigt,  unter  der  weiteren  Voraus- 
setzung, weichein  Baden  allerdings  schon  behufs  staatlicher  Anerkennung  festge- 
stellt sein  muss  7,  dass  ihr  aus  der  katholischen  Kirchengemeinde  des  Ortes  eine  er- 
hebliche Anzahl  von  Gemeindemitgliedem  beigetreten  sind  %  die  Einräumung  des 


i  Eine  Erörterung  über  die  prindpielle  Be- 
handlung des  Yerhiltnisses  zwischen  den  vati- 
kanischen Katholiken  nnd  den  Altkatholiken  ge- 
hört natürlich  nicht  hierher. 

^  Gesetz  betr.  d.  Rechte  der  altkatholischen 
Kirchengemeinschaften  an  d.  kirchlichen  Ter- 
mögen  T.  4.  Juli  1875,  P.  Hlnschlns,  Kom- 
mentar zn  d.  preuss.  Kirchengesetzen  v.  1874  n. 
1876  8.179  ff. 

3  Gesetz  v.  15.  Juni  1874 ,  die  Rechtsverhält- 
nisse  d.  Altkatholiken  betr.,  Ztschr.  f.  K.  R.  12, 
258  und  Arch.  f.  kath.  K.  R.  32,  451. 

«  Cit.  Ges.  $.  5 :  „Altkatholische  Gemeinschaf- 
ten im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  sowohl  die  zn 
gottesdienstlichen  Zwecken  gebildeten  altkatho- 
lischeu  Vereine,  sofern  dieselben  von  dem  Ober- 
präsidenten  als  kirchlich  organisirt  anerkannt 
worden  sind,  als  auch  die  altkatholisohen  Pa- 
rochien^  Wegen  der  altkatholischen  Vereine  ygl. 
übrigens  auch  Bd.  lU.  S.  667.  n.  1. 

6  Angef.  Ges.  Art.  2 :  „Zur  Bildung  einer  sol- 
chen kirchlichen  Gemeinschaft  ist  die  Genehmi- 
gung der  Regierung  erforderlich.  Diese  wird  Je- 
doch einer  kirchlich  konstitulrten  Gemeinschaft 
nicht  versagt  werden ,  sobald  im  Verhiltniss  zur 
Gesammtheit  der  Kirchspiels-,  bez.  Gemeinde- 
Genossen  eine  erhebliehe  Anzahl  von  Altkatho- 
liken vorhanden ,  fQr  die  Pastoration  derselben 
gesorgt  ist  und  die  zur  Bestreitung  der  kirch- 
lichen Bedürfnisse  erforderlichen  Mittel  für  einige 
Jahre  nachgewiesen  sind^.  Demnach  umfasst  der 


Begriff:  Gemeinschaft  in  Baden  ebenfalls  sowohl 
die  altkatholischen  Vereine,  wie  auch  die  Pa- 
rochien. 

«  Vgl.  cit.  Ges.  Art.  6.  S.  auch  d.  Min.  V.  v. 
1874  bei  Friedberg,  Aktenstücke  die  altkath. 
Bewegung  betr.  S.  444. 

^  S.  Anm.  5. 

8  Preuss.  Ges.  j^  1 :  ;,In  dei^'enlgen  katholi- 
schen Kirohengemeinden ,  aus  welchen  eine  er- 
hebliche Anzahl  von  Gemeindendtgliedem  einer 
altkatholischen  Gemeinschaft  beigetreten  ist,  wird 
die  Benutzung  des  kirchlichen  Vermögens  im  Ver- 
waltungswege bis  auf  Weiteres  nach  Maassgabe 
der  folgenden  Bestimmungen  geordnete  Danach 
sieht  das  Gesetz  von  einem  proportionalen  Yer- 
haltniss  ab ,  es  muss  eine  Zahl  vorhanden  sein, 
welche  flUiig  und  bereit  ist ,  eine  regelmässige 
Seelsorge  durch  einen  Geistlichen  zu  beschaffen 
nnd  dasBedürfuiss  nach  gottesdienstlichen  Hand- 
lungen in  der  Kirche  besitzt.  Das :  erheblich  ist 
also  absolut  zu  nehmen ,  vgl.  P.  Hinschins, 
cit.  Konmientar  S.  181.  Die  entgegengesetzte 
Auffassung  hatdasbadische  Gesetz.  Aber  hier 
handelt  es  sich  nm  ein  Erfordemiss  der  staat- 
lichen Anerkennung,  und  die  staatlich  anerkannte 
Gemeinschaft,  auch  wenn  ihre  Mitgliederzahl 
nachher  gesunken  ist,  hat  die  im  Text  gedachte 
Bef  ugniss ,  während  in  Preussen  die  erhebliehe 
Zahl  Voraussetzung  der  Beanspruchung  des  Mlt- 
gebrauehes  Ist. 
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Ifitgebrauohs  der  an  demselben  befindliehen  Kirche  für  ihren  Gottesdienst  zu  ver- 
langen ^  Die  Einräumung  erfolgt,  wenn  die  erwähnten  Voraussetzungen  nachge- 
wiesen worden  sind,  inPreussen  durch  den  Ober-Präsidenten 2;  in  Baden  durch 
das  Ministerium  des  Innern  K  Ebenso  haben  diese  Behörden  dabei  die  näheren  Be- 
stimmungen Aber  die  Art  und  den  Umfang  des  Mitgebrauches  ^  zu  treffen^.  Als  Akte 
der  Verwaltung  sind  dieselben  im  Wege  der  Administrativ-Exekution  durclifahrbar<^. 

In  aUen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  die  Einräumung  öffentlich  rechtlicher 
BeftagnissC;  welche  lediglich  provisorisch  auf  dem  Wege  der  Verwaltung  gewährt 
werden^,  nicht  um  Gebrauchsrechte  privatrechtlichen  Charakters.  Deshalb  würde 
auch  bei  entstehenden  Streitigkeiten  zwischen  beiden  berechtigten  Parteien  nicht  von 
einem  petitorischen  und  possessorischen  Schutze  durch  die  Civiigerichte  die  Bede  sein 
können,  vielmehr  müssten  etwaige  Streitigkeiten  lediglich  durch  die  gedachten  Ver- 
waltungsbehörden entschieden  werden^. 

Praktisch  ist  die  Frage  nicht  geworden,  da  die  katholischen  Earchenbehörden  in 
deiyenigen  Kirchen,  welche  den  Altkatholiken  inPreussen  und  Baden  auf  Grund 
der  erwähnten  Bestimmungen  zur  Mitbenutzung  eingeräumt  worden  sind,  in  Gemäss- 
heit  der  bereits  o.  S.  374  besprochenen  päpstlichen  Instruktion  die  Einstellung  des 
Gottesdienstes  angeordnet  haben  ®. 

Durch  blosse  Verwaltungsmassregeln  ist  dagegen,  soweit  bekannt  geworden,  in 
keinem  deutschen  Staate  den  Altkatholiken  ein  Mitgebrauchsrecht  an  solchen  katho- 
lischen Kirchen,  welche  im  Eigenthum katholisch  kirchlicher  Instutitute  oder  katho- 
lischer Kirchengemeinden  stehen,  gewährt  worden  ^^.  Abgesehen  von  der  prinzipiellen 
Frage ,  in  wie  weit  flberhaupt  eine  staatliche  Verfügung  ttber  solche  Eürchen  zu 
Gunsten  des  gottesdienstlichen  Gebrauches  anderer  christlicher  Konfessionen  flber- 


1  Freu 88.  Ges.  $.  2:  „Der  altkatholisohen 
Gemeinschaft  wird  der  Mitgebrauch  der  Kirche 
nnd  des  Kirchhofs  eingeräumt.  Sind  mehrere 
Kirchen  (Kapellen  u.  s.  w.)  vorhanden ,  so  kann 
eine  Gebrauchstheilong  nach  bestimmten  Ob- 
jekten verfügt  werden.  —  Die  nämliche  Ge- 
braaehstheilang  findet  bezüglich  der  kirchlichen 
Genthschaften  statt.  —  Ist  der  altkatholischen 
Gemeinschaft  die  Mehrheit  der  Gemeindemit- 
glieder beigetreten,  so  steht  der  Gemeinschaft 
der  Mitgebranoh  der  Kirche  in  den  zur  Abhaltung 
des  Haaptgottesdienstes  herkömmlich  bestimmten 
Stunden,  bei  mehreren  Kirchen  der  Gebranch  der 
Hauptkirche  zu^  Bad.  Ges.  Art  4:  ;,Naoh  der 
staatlichen  Anerkennung  einer  solchen  kirchlich 
konstltnirten  Gemeinschaft  werden  die  Verhält- 
nisse derselben  im  Verwaltungswege  bis  auf 
Weiteres,  wie  folgt,  geordnet:  1.  Der  Gemein- 
schaft wird  die  Mitbenutzung  der  Kirche  und  der 
kirchlichen  Geräthschaften  eingeräumt.  Ueber 
die  Art  und  Weise  der  Ausübung  und  den  Um- 
lang der  Mitbenutzung  trifft  die  Regierung  die 
nöthigen  Bestimmungen.  Bestehen  in  einem 
Kirchspiel,  bez.  in  einer  Gemeinde  mehrere 
Kirchen,  Kapellen  n.  s.  w.,  so  kann  eine  Ge- 
brauchstheUung  nach  bestimmten  Objekten  mit 
Rücksicht  auf  das  Zahlenverhiltniss  beider  Theile 
vorgenommen  werden". 

>  Git.  Ges.^.  1  U.P.  Hinschius,  Kommen- 
Ur  S.  183.  Gegen  seine  Verfügung  ist  Be- 
schwerde an  den  Kultusminister  sUtthaft. 


3  Statt  des  Mitgebrauches  kann  nach  dem  Er- 
messen dieser  Behörden  beim  Vorhandensein 
mehrerer  Kirchen  eine  ausschliesslich  den  Alt- 
katholiken überwiesen  werden,  s.  Anm.  1. 

4  InPreussen  ist  der  Ober-Präsident  dabei 
aber  durch  die  Vorschrift  des  $.  2  letzter  Satz 
beschränkt,  im  üebrigen  s.  $.  6  des  Ges. 

^  Berufung  ist  in  P  r  e  u  s  s  e  n  an  den  Kultus- 
minister offen  gelassen,  J.  6.  a.  a.  0. 

G  Preuss.  Ges.  $.  6.  Dasselbe  gilt  auch  in 
Baden,  da  hier  die  Ministerien  befugt  sind, 
ihre  Anordnungen  selbstständig  durch  Verwal- 
tungsexekution zu  vollziehen,  Schenkel,  bad. 
Staatsrecht InMarquardsen,  Hdbch. d. öffent- 
lichen Reclits,  III.  1.  3.  Abth.  S.  28. 

^  Preuss.  Ges.  $.2,  bad.  Ges.  Art  4,  s.Anm.l. 

8  P.  Hin  seh  i  US,  Kommentar  S.  192  und 
Kommissionsber.  d.  badischen  zweiten  Kammer 
bei  Friedberg  a.  a.  0.  S.  426. 

0  Wäre  es  zu  einem  Simultangebrauch  gekom- 
men ,  80  würde  sich  dieser  doch  von  dem  herge- 
brachten Simultaneum  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  (s.  o.  S.  360  fll)  durch  die  mass- 
gebende Einwirkung  der  Verwaltungsbehörden 
auf  den  Umfang  desselben  und  seine  bloss  provi- 
sorische Natur  unterschieden  haben. 

^0  Mit  Kirchen  im  staatlichen  und  städtischen 
Eigenthum  ist  dies  allerdings  geschehen.  S. 
hierüber  unter  Nr.  IIL 
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haapt  statthaft  ist  (s.  darüber  nachher  unter  No.  U),  wäre  dies  allerdings  in  den- 
jenigen Staaten  rechtlich  möglich  gewesen,  in  denen  die  Beschlüsse  des  yatikanischen 
Konzils  des  Placets  überhaupt  oder  mindestens  für  ihre  staatliche  Geltung  be- 
durften ^  diese  aber  ohne  dasselbe  publicirt  worden  sind.  Denn  in  solchen  Ländern 
konnten  die  Altkatholiken  als  der  allein  staatlich  berechtigte  TheU  der  bisherigen 
nicht  gespaltenen  katholischen  Kirche  betrachtet  werden  2.  Indessen  hat  man  in  den- 
selben gegenüber  der  Thatsache,  dass  jene  Beschlüsse  von  den  Bischöfen  und  einem 
Theil  der  Katholiken  anerkannt  und  von  dem  grössten  Theil  der  letzteren  mindestens 
ohne  Widerspruch  hingenommen  worden  sind,  davon  abgesehen,  um  nicht  durch 
die  Konsequenz  genöthigt  zu  werden,  die  katholische  Hierarchie  und  die  über- 
wiegende Anzahl  der  katholischen  Unterthanen  aus  ihrer  bisherigen  Bechtsstellung 
und  aus  ihrem  bisherigen  Besitzstande  zu  entfernen  \ 

H.  Ein  Yerfügungsrecht  des  Staates  als  solchen  kraft  seiner 
Kir(}henhoheit  über  den  gottesdienstlichen  OebrauchdeijenigenKirchen- 
gebftude,  welche  im  kirchlichen  Eigenthum  in  dem  vorhin  s.  0.  S.  377  gedachten  Sinne 
stehen,  also  auch  das  Becht  desselben ,  durch  Yerwaltnngsmassregeln  einen  solchen 
zu  gestatten,  ist  im  allgemeinen  nicht  anzuerkennen.  Kraft  seiner  Souveränität  er- 
scheint er  weder  befugt,  in  das  Eigenthumsrecht  der  einzelnen  kirchlichen  Institute 
oder  Kirchengemeinden  und  die  daraus  folgenden  Dispositionsrechte  der  Vertretongs- 
organe  derselben  einzugreifen.  In  deiyenigen  Ländern,  in  welchen  der  katholischen 
Eärche  gesetzlich  die  Autonomie  gewährt  ist,  würde  er  durch  derartige  Massregeln  auch 
dieses  Becht  beeinträchtigen,  weU  es  hier  derselben  überlassen  bleiben  muss,  über 
den  Gebrauch  der  gedachten  Oebäude ,  über  welche  sie  die  ausschliessliche  Ver- 
fügung hat,  in  der  erwähnten  Bichtung  allein  zu  bestimmen.  Ein  solches  Becht 
kann  der  Staat  nur  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Vorschriften  in  Anspruch  nehmen, 
und  zu  der  Schaffung  von  solchen  wird  blos  unter  anomalen  Verhältnissen,  wie  sie 
einst  durch  die  Beformation,  neuerdings  durch  das  vatikanische  Konzil  hergeführt 
worden  sind,  ein  Bedürfhiss  eintreten.  Abgesehen  von  den  bereits  besprochenen, 
die  Altkatholiken  betreffenden  Gesetzen  bestehen  auch  derartige  Bestimmungen  in 
keinem  deutschen  Staate  ^. 

UI.  Das  Verfügungsrecht  des  Eigenthümers  und  anderer  Berech- 
tigter. Während  für  die  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  gottesdienstlichen 
Gebäude  der  katholischen  ELirche  (s.  0.  S.  377)  der  schon  gedachte  Grundsatz,  dass  sie 
nicht  zu  dem  gottesdienstlichen  Gebrauch  einer  anderen  christlichen  Konfession  ein- 
geräumt werden  dürfen  (s.  0.  S.  359),  unbedingt  massgebend  ist  und  auch  praktisch 


1  So  namentlich  in  B&iern,  Württem-  Friedberg,  Sammig.  d.  Aktenstücke  d.  vatik. 
berg,  Baden  und  Hessen,  Bd.  IIL  S.  480.  Concil.  S.  60.  878.  879  o.  Friedberg,  Akten- 
841.  842.  stucke  d.  altkath.  Bewegg.  betr.  S.  18,  lag  keine 

2  S.  a.  a.  0.  S.  841.  842  n.  P.  Hinschins,  Einräumung  der  Kirchen  als  solcher  an  die  Alt- 
die  Stellung  d.  deutschen  Staatsregierungen  gegen.  katholiken  zum  Gottesdienst. 

d.  Beschlüssen  des  yatik.  Konzils.  Berlin  1871.  ^  Denn  die  Vorschriften  des  preuss  L.  B.  u. 

S.  12.  13.  des  bair.  Bei.  Ed.  (s.  0.  S.  362)  beziehen  sich 

3  Darin,  dass  die  Begiernng  in  Baiern  von  dem  nur  auf  das  historisch  hergebrachte  Slmultaneum. 
im  Text  gedachten  Standpunkte  aus  einzelne  ka-  Die  0.  S.  368.  n.  6  citirte  Vorschrift  am  Schluss 
tholische  Geistliche,  welche  das  Vatikanum  nicht  des  $.  10  des  b  ad  lachen  Koust.  Ed.  muss, 
anerkannt  hatten,  bald  nach  demselben  trotz  der  weil  sie  sich  nicht  auf  dieses  bezieht  und  der 
▼onden  Bischofen  gegen  sie  verfügten  Strafen  hat  Autonomie  der  katholischen  Kirche  widerspricht, 
weiter  am tiren  lassen  und  sie  nicht  auf  Ansuchen  auf  Grund  des  bad.  Ges.  y.  9.  Oktober  1860. 
der  letzteren  aus  ihren  Aemtern  entfernt  hat,  $$.  7. 17  für  aufgehoben  erachtet  werden. 
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ohne  Weiteres  zar  Geltung  gebracht  werden  kann,  bleibt  noch  die  Frage  offen  y  wie 
es  sich  in  dieser  Beziehung  mit  demjenigen  Gebäuden  verhält,  welche  im  Eigenthnm 
nicht  kirchlicher  physischer  oder  anderer  juristischer  Personen  stehen. 

Soweit  es  sich  um  physische  Personen  handelt ,  welche  der  katholischen  ELirche 
angehören,  hat  das  Verbot  für  diese  ebenfalls  bindende  Kraft,  selbst  dann,  wenn 
blosse  Privatkapellen  oder  andere  Kapellen,  welche  nicht  unbedingt  und  ausschliess- 
lich zum  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmet  sind ,  in  Frage  stehen  ^,  denn  diese 
Eigenthflmer  sind  als  Glieder  der  katholischen  ^Kirche  den  Anordnungen  derselben 
unterworfen. 

Bei  denjenigen  Kirchen  dagegen ,  welche  sich  im  Eigenthum  juristischer  Perso- 
nen befinden,  ist  zu  unterscheiden,  ob  sie  ausschliesslich  dem  öffentlichen  katholi- 
schen Gottesdienste  gewidmet  sind  oder  nicht. 

AuS'dem  o.  S.  337  gedachten  Grunde  kommt  in  ersterem  Falle  aUein  den  katho- 
lischen Kirchenoberen  die  Verfbgnng  ttber  das  Gebäude  zu,  und  diese  sind  dabei 
gleichfalls  an  das  gedachte  Gebot  gebunden. 

Anders  yerhält  es  sich  in  dem  zweiten  Falle.  Bei  denjenigen  Kirchen ,  welche 
im  Eigentimm  des  Staates  oder  einer  Kommune  stehen,  und  welche  zur  Be- 
Medigung  der  religiösen  Bedürfnisse  you  Angehörigen  verschiedener  christlicher 
Religionsparteien  bestimmt  sind  oder  wenigstens  nach  den  bestehenden  Verhältnissen 
oder  Verwaltungsnormen  dazu  benutzt  werden  müssen  oder  können,  also  bei  Garni- 
son-, Straf-Anstalts-,  Krankenhaus-Kirchen  wird  die  betreffende  Behörde  fllr  be- 
ftigt  erachtet  werden  müssen,  sie  auch  für  den  Gottesdienst  der  dazu  gehörigen  Per- 
sonen anderer  christlicher  Konfessionen  einzuräumen,  denn  insoweit  hat  sie  wegen 
der  Zweckbestimmung  dieser  Gebäude  ^  ihr  Verfügungsrecht  behalten ,  und  macht 
der  katholischen  Kirche  dadurch,  weil  diese  das  Simultaneum  mit  den  Protestanten 
ihrerseits  aufrecht  erhält,  und  auch  die  Benutzung  der  Kirche  durch  andere  christ- 
liche Beligionsparteien,  insbesondere  durch  die  Altkatholiken  nicht  kirchenrechtlich 
gehindert  wird  (s.  o.S.  374),  nicht  einmal  die  Feier  ihres  Gottesdienstes  unmöglich^. 

Derselbe  Grundsatz  muss  aber  auch  bei  Kirchen  der  gedachten  juristischen  Per- 
sonen und  solcher  physischen  Personen,  welche  nicht  Glieder  der  katholischen  Kirche 
sind ,  sofern  die  gedachten  Gebäude  nur  nicht  ausschliesslich  für  den  katholischen 
Gottesdienst  bestimmt  sind,  in  Betreff  der  Miteinräumung  an  Gemeinden  anderer  christ- 
licher Konfessionen  zur  Anwendung  gebracht  werden.  Denn  die  gedachten  Personen 
sind  nicht  an  die  Vorschriften  des  katholischen  Kirchenrechts  gebunden  und  brau- 
chen sich  in  deiyenigen  Ländern,  in  welchen  verschiedene  Beligionsparteien  als  gleich 
berechtigt  neben  einander  bestehen,  nicht  den  Anschauungen  der  katholischen  Kirche 
über  ihre  allein  berechtigte  Stellung  zu  fügen ,  ja  noch  viel  weniger  blosse 
Verwaltungsmassregeln  der  kirchlichen  Oberen,  welche  die  betreffenden  Grundsätze 
lediglich  um  des  Prinzips  willen  aus  Zweckmässigkeitsgründen  in  aller  Schärfe  zur 
Geltung  zu  bringen  suchen,  als  für  sie  bindende  Normen  anzuerkennen  3. 

'  S.  auch  0.  S.  338.  wo  dies  nach  Lage  der  Sache  und  nach  den  In- 

^  Wollte  man  dies  veineinen ,  so  würde  man  teressen   der  betreffenden  Verwaltungen  nicht 

auch  den  Bischöfen  das  Recht  gewähren,  indirekt  möglich  ist 

den  Staat  und  die  Kommunen  zur  Beschaffung  ^  Es  war  daher  yoUkommen  berechtigt ,  wenn 

besonderer  Qaniisonkirchen,Strafan8talt8-,  Kran-  die  preussische  Militärverwaltung  die  im  Staat- 

kenhans-Klrchen  oder  Kapellen  für  die  Altkatho-  liehen  Eigenthum  befindliche  S.  Pantaleonskirche 

liken ,  Protestanten  u.  s.  w.  zu  zwingen     selbst  in  Köln,  welche  bisher  für  den  evangelischen  und 
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§.  221.  F.  Das  Asylrecht  der  Mrchlichen  Gebäude  *. 

I.  Das  Asylrecht  in  seiner  Entwicklung  bis  znm  13.  Jahrhun- 
dert. Wenngleich  das  Asylrecht,  d.  h.  das  durch  gewisse  Orte  und  Stätten  gewährte 
Recht  auf  Frieden  und  Schutz,  namentlich  gegen  Gewalt  und  Strafe,  dem  vorchrist- 
lichen Alterthum2  schon  bekannt  gewesen  ist,  so  hat  die  Entwicklung  desselben  auf 


katholischen  Militärgottesdienst  benutzt  wurde, 
1872  den  Altkatholiken  zum  Mitgebrauch  einge- 
räumt hat,  Arch.  f.  k.  K.  R.  32,  105,  und  es 
wurde  katholisoheiseits  dies  wohl  kaum  bestritten 
worden  sein ,  wenn  die  Mitbenutzung  nicht  den 
Altkatholikeu,  sondern  einer  protestantischen 
Oivilgemeinde  gestattet  worden  wäre.  Ueber  ähn- 
liche Fälle  in  Baiein  und  Baden,  8.  Friedberg, 
SammL  d.  Aktenstücke  z.  vat.  Conc.  S.  890  u. 
Friedberg,  AktenstQcke  d.  altkath.  Bewegg. 
betr.  S.  22.  167 ff.,  und  in  Wien  Arch.  f.  k.  K.  R. 
28,  XXIX  ff.,  wo  die  Einräumung  meistens  durch 
die  städtischen  Behörden  erfolgt  ist ,  lässt  sich 
kein  Urtheil  abgeben ,  da  nicht  genügendes  Ma- 
terial zur  Beurtheilung  der  Rechtsverhältnisse  an 
den  betreffenden  Kirchen  publicirt  ist.  In  Baiern 
und  Baden  konnte  man  sich  dabei  allerdings  auch 
auf  den  Mangel  des  Placets  (s.  o.  S.  378)  berufen, 
und  dies  ist  sogar  in  Baden  geschehen ,  Fried- 
berga.  a.  0.  S.  167. 

^  R«  m  i  g.  de  G  0  n  n  y,  de  immunitate  ecclesia- 
rum  quoad  personas  confugientes  ad  ea  tractatus. 
Tolosae  1650;  Bardn  1674;  A.  Peregrinus, 
tractatus  de  immunitate  ecclesiastioa  aliorumque 
sacxorum  locorum  quoad  persona«  dellnquentes 
quae  adilla  confugiunt.  Cremen.  1621;  Georg. 
Rittershusii,  tractatus  de  Jure  asylorum.  Ar- 
gent.1624;  Prosp.  Farinacius,  deecclesiar. 
immunitate  et  ad  eas  conf  ugientum.  Francot  1622 ; 
Jo.  Volck.  Bechmann  fresp.  Greiner)  disp. 
de  Jure  asylorum .  Jenae  1d64 ;  Petr.  Sarpi 
(alias  P.  Pauli  Servitae)  de  jure  asylorum  lib. 
singul.  Lugd.  Bat.  1622.  Venet.  1677. 1683  (fran- 
zösisch V.  Amelot  de  la  Houssaye.  Amster- 
dam 1685);  G.  Carlholm,  tractatus  de  asylis. 
Upsal.  16o2;  Wiestner,  de  jure  asyli.  Ingolst. 
1689;  J.Alstorphius,  disp.  iur.  inaug.  de  asy- 
lis. Groning.1701;  F  a  t  toli,  theatrumimmunitatis 
et  libertatis  ecclesiast.  Rom.  1714;  Steph.  a 
P  u  t  eo,  de  jure  asyli  qua  sacri  qua  profani  tracta- 
tus ex  ecclesiast.  etciTil.  sanctionibus  depromptus 
Trident.  1717;  Prosperi Lambertini discur- 
sus  eto.  Romae  1716,  auch  in  den  Analectiur.  pon- 
tlf.  T.  1861.  p.  1068  ff. ;  Lor.  Mascambrone 
degli  asili de*  cristiani.  Roma  1731 ;  Barthel  de 
iure  asyU  1733  in  Opuscul.  iuridica.  Bamb.1756. 2, 
638ff.;  (Pompeo  Neri  Melzl)  dlscorso  sopre 
Tasilo  ecclesiastioo.  Firenze  1763;  (dagegen) 
Giacom.  Pistorozzi,  ragionamento  sul  di- 
ritto  de'  sacri  asili.  Roma  1766;  Jo.  Aloys. 
Assemani,  de  eoclesüs,  earum  roTorentia  et 
asylis.  Rom  1766;  vanEspen,  diss.  can.  de 
asylo  templorum.  Lovan  1721  (auch  in  den  Wer- 
ken dess.  P.  VI.);  Georg  Jos.  Wagner,  de 
Jure  asyli.  Mogunt  1722;  F.  X.  Zech,  de  be- 
nignitate  moderata  eccles.  Rom.  in  criminiosos 
ad  se  confugientes.    Ingolstadt  1761  (auch  in 


Schmidt,  thesaur.  Jur.  eccles.  5,  284);  Jo. 
Phil.  Hahn,  de  ancipiti  in  terris  mixt,  relig. 
asylior.  iur.  Mogunt  1755  (Schmidt  l.c.5, 426) ; 
Giac.  Pistorrozzi,  sul  diritto  de'  sacri  asili 
etc.  Rom.  1766  ;Hedderich,de  vero  et  genuino 
statu  asyli  Bonn  1778;  Helfrecht,  yon  den 
Asylen.  Hof  1801;  Bulmerincq,  das  Asyl- 
recht und  die  Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher. 
Dorpat  1853  ;Jacob8onlnd.  Real-Ency  klopädie 
t  Protest.  Theologie.  2.  Aufl.  1.  734;  Hilde n- 
brand  i.  Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon. 
1.  Aufl.  1,  489;  (Avanzini  et)  Pennacohi, 
comment.  in  const.  apostolicae  sedis.  Rom. 
1883.  app. XIX. p.  644ff.;  Thomassin,  vet.  et 
nov.  discipl.  S.  U.  lib.  3.  c.  95—100;  Dann, 
über  d«  Ursprung  des  Asylrechts  und  dessen 
Schicksale  u.  Ueberreste  in  Europa  in  Ztschr.  f. 
deutsch.  Recht  3,  327;  Wilda,  Strafrecht  d. 
Germanen.  Halle  1842.S.537;  De  Beaurepaire, 
essai  sur  Tasile  religieux  dans  Tempire  romain  et 
la  monarchie  fran^aise  In  Bibliothdque  de  Ttfcole 
des  ohartes.  3.  Stfrie  (1853)  IV.  313.  573.  V.  151. 
341;  0.  Grashoff ,  d.  Gesetze  d.  röm.  Kaiser 
üb.  das  Asylrecht  d.  Kirche  i.  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  37,  3;  £.  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  Kir- 
chenrechtsl,  317;  2,  535;  J.J.A.  Proost,  du 
droit  d*asile  religieux  en  Belgique  Gand  1870; 
P.  Frauenstädt,  Blutrache  u.  Todtschlagsühne 
i.  deutsch.  Mittelalter.  Leipzig  1881. 

2  In  Griechenland  waren  gewisse  Tempel  und 
Städte  im  Besitze  eines  solchen  Rechtes,  welches 
indessen  nur  durch  besondere  Verleihung  erwor- 
ben werden  konnte,  Schoemann,  griech.  Alter« 
thümer  2,  185.  Dagegen  galten  in  Rom  nur 
einige  Tempel  als  Zufluchtsstätten  für  Sklaven 
(nicht  alle  Tempel  schlechthin  ab  Asyle,  so 
Bulmerincq  S.  64,  s.  aber  Beaurepaire 
p.  359).  Erst  in  der  Kaiserzeit  hat  sich  die 
Anschauung  festgestellt,  dass  die  Bilder  und 
Statuen  der  Kaiser  einen  Schutz  gegen  Verfolgung 
bieten,  Tacit.  ann.  III.  36.  IV.  67;  Sueton.  Tibr. 
c  53.  58;  Friedländer,  Sittengesch.  Roms. 
5.  Aufl.  3,  210,  und,  soweit  es  sich  um  geflohene 
Sklayen  handelte,  wurde  sie  im  2.  Jahrh.  nicht 
nur  gesetzlich  anerkannt,  Gaius  L  53 ;  1. 28  (Ca- 
listratus)  ^.  7  D.  de  poen.  XLVHL  19;  Pernioe 
Labeo  1,  116,  sondern  erhielt  sich  auch  noch  bis 
in  das  4.  Jahrb.,  c.  un.  (386)  C.  Ih.  de  bis  qui 
ad  statuas  confugiunt  IX.  44  und  c  un.  C.  J.  I. 
25.  Bei  den  Hebräern  endlich  war  der  nicht  ge- 
flissentliche Todtschläger  nur  an  dem  Brandopfer- 
altar der  mosaischen  Stiftshütte  und  im  salomo- 
nischen Tempel,  sowie  in  sechs  ausdrücklich 
dafür  bestimmten  Städten  Tor  der  Blutrache  ge- 
sichert, 2.  Mos.  XXI.  12  ff: ;  4.  Mos.  XXXV.  10  ff. ; 
5.  Mos.  XIX.  2;  Dann  a.  a.  0.  S.  330. 
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dem  Boden  der  Kirche  doch  nicht  unmittelbar  an  die  heidnischen  Verhältnisse,  viel- 
mehr an  die  von  den  Bischöfen  im  römischen  Reich  gellbte  Sitte,  bei  dem  Kaiser  und 
bei  den  Gerichten  Fürbitte  für  Angeklagte  und  Verurtheilte  wegen  Erlasses  oder 
Milderung  der  Strafe  einzulegen  ^  angeknüpft.  Um  ein  solches  Einschreiten  des  Bi- 
schofs herbeizuführen,  flüchteten  diese  letzteren  in  die  Kirchen,  und  da  bei  der  den 
heiligen  Stätten  gezollten  Ehrfurcht  die  Anwendung  von  Gewalt  behufs  der  Entfer- 
nung der  Geflüchteten  erschwert  oder  auch  ganz  verhindert  wurde,  so  erlangten  die 
letzteren  dadurch  einen  gewissen  Schutz  gegen  Verfolgung,  welcher  freilich  davon  ab- 
hängig war,  dass  der  Bischof  sich  ihrer  annahm  und  sie  nicht  aus  der  Kirche  entfernen 
liess.  Denn  an  sich  wurde  der  Geflüchtete  durch  das  Betreten  der  Kirche  nicht  straflos 
noch,  falls  er  Sklave  war,  dem  Eigenthum  seines  Herrn  entzogen.  Faktisch  waren 
also  die  christlichen  Kirchen  in  gewissem  Sinne  Asyle,  aber  ein  Asyl  recht  ist  da- 
mals im  römischen  Kaiserreich  weder  durch  die  kirchliche^,  noch  durch  die  weltliche 
Gesetzgebung  ^  anerkannt  worden.  Im  Gegentheil  suchte  die  letztere  in  der  2.  Hälfte 
des  4.  Jahrhunderts  eine  Reihe  von  Missständen,  welche  in  Folge  der  bisherigen 
milden  Praxis  eingetreten  waren,  zunächst  zu  beseitigen^,  und  hob  dann  bald 
(i.  J.  398)  die  bisher  geduldete  Vergünstigung  gänzlich  auf^.    Für  Angeklagte  und 


i  Socrat.  hlat.  eccles.  V.  14.  n.  VTI.  17,  Lö- 
ii  1  n  g  1, 311,  namentlich  auch  c  15. 16. 24  (▼.  392. 
398  u.  419)  C.  Th.  de  poen.  IX.  40  u.  c.  31  (v.  392) 
C.  Th.  quor.  appell.  XI.  36|,  welche  gegen  die 
Bichier  einsohreiten  und  sogar  Strafen  androhen, 
wenn  sich  diese  duich  die  Fürbitte  der  Geist- 
lichen nnd  Mönche  von  der  Erfüllung  ihrer 
Richterpflicht  in  Strafsachen  abhalten  lassen,  und 
zugleich  zeigen ,  dass  dieses  Eingreifen  des  Kle- 
rus schwere  Schädigungen  für  die  StraQastiz  her- 
beigeführt haben  muss.    L  ö  n  1  n  g  1,  310  ff. 

2  Mehrfach  wird  behauptet,  dass  das  Konzil 
V.  Sardika  ▼.  343  c.  7  (c.  28  C.  XXin.  qu.  8)  eine 
gesetzliche  Anerkennung  ausgesprochen  hahe,  so 
z.B.  von  Bulmerincq  S.  74,  während  nach 
Löning  1  ,  319  und  Grashoff  a.  a.  0.  S.  3 
dasselbe  den  Bischöfen  die  Pflicht  auferlegt  haben 
soll,  den  in  die  Kirche  geflüchteten  Personen 
ihre  Vermittelung  beim  Kaiser  oder  bei  den  Ge- 
richten nicht  zu  versagen.  Das  erstere  ist  ent- 
schieden unrichtig,  aber  auch  das  letztere  er- 
scheint nicht  haltbar.  Beide  Schriftsteller  über- 
sehen, dass  das  Konzil  c  7. 8  u.  9  von  den  Reisen 
und  Anliegen  der  Bischöfe  an  das  kaiserliche 
Hoflager  (s.  Bd.  III.  S.  221)  handelt.  Indem  es 
diese  verbietet ,  lässt  es  als  Ausnahme  die  Für- 
bitte für  diejenigen ,  welche  in  die  Kirchen  ge- 
flohen sind,  offen,  und  gestattet  die  Beförderung 
solcher  Intercessionen  durch  einen  Diakon.  Dem- 
nach hat  es  an  der  bisherigen  Befugnlss  zu  solchen, 
welche  allerdings  in  den  Augen  der  Kirche  von 
jeher  zugleich  eine  christliche  Pflicht  war,  nichts 
ändern  wollen,  und  auch  nichts  geändert. 

3  Yen  einem  desfallsigen  weltlichen  Gesetze 
findet  sich  nirgends  eine  Spur,  s.  auch  Löning 
1,  319.  n.  2. 

4  c.  1  (Theodoslus  d.  Gr.  392)  G.  Th.  de  his 
qui  ad  eccL  IX.  46  ordnet  an ,  dass  die  Staats- 
schuldner aus  den  Kirchen  geholt  oder  dass  die 
Bischöfe  und  Kleriker,  welche  sich  ihrer  anneh- 
men, das  von  Urnen  Geschuldete  bezahlen  sollen, 
und  e.  2  (Arcadins  u.  Honorlus  397),  ibid.  (auch 


als  c.  1 .  J.  XII.  1)  bestimmt,  dass  die  mit  einer 
Anklage  oder  mit  Schulden  belasteten  Juden, 
welche  ihren  Uebertritt  zum  Ohristenthum  si- 
muliren ,  um  durch  Flucht  in  die  Kirchen  einer 
Anklage  oder  der  Bezahlung  ihrer  Schulden  zu 
entgehen ,  von  derselben  femgehalten  und  nicht 
eher  aufgenommen  werden  dürfen ,  bis  sie  ihre 
Schulden  berichtigt  oder  ihre  Unschuld  dargethan 
haben. 

5  c  3  (Arcadius  u.  Honorius)  0.  Th.  IX.  45. 
In  der  dort  mitgetheilten  Fassung  bestimmt  sie 
nur,  dass  Sklaven,  Sklavinnen,  Curialen,  öffent- 
liche und  Privatschuldner,  kurz  alle,  welche 
gegen  den  Staat  oder  gegen  Private  Verpflich- 
tungen zu  erfüllen  haben ,  nicht  mehr  von  den 
Klerikern  In  den  Kirchen  geschützt,  vielmehr 
ausgeliefert  werden  sollen.  Ueber  angeklagte 
und  verurtheilte  Verbrecher ,  welche  in  die  Kir- 
chen geflohen  sind,  enthält  das  Gesetz  nichts. 
Dass  auch  für  diese  die  bisherige  Vergünstigung 
beseitigt  wurde,  ergeben  die  sonstigen  Berichte 
über  das  Gesetz,  Socrates  bist,  eccles.  VI.  5; 
Sozomenus  hist.  eccles.  VIIL  c.  7,  Johannes 
Chrysostomus  hom.  in  Eutrop.  t  3,  opp.  3,  383 ; 
Prosperus  de  promiss.  m.  3o ,  biblioth.  maxim. 
patrum  3 ,  42.  Demnach  enthält  c.  3  nur  einen 
Theil  des  Gesetzes ,  während  der  andere  bei  der 
Redaktion  des  Codex  mit  Rücksicht  auf  die  in- 
zwischen erfolgte  Abänderung  des  Rechtszu- 
standes fortgelassen  worden  ist,  s.  auch  Löning 
1,  320.  n.  1.  Bestätigt  wird  diese  Auffassung 
auch  durch  den  Beschluss  der  Synode  v.  Garthago 
V.  399,  Hef  ele,  KoncU.  Gesch. 2,  77,  von  wel- 
cher (hinter  c.  56  cod.  eccles.  Afric.)  zwei  Bischöfe 
als  Gesandte  an  den  Kaiser  abgeordnet  werden, 
,,ut  pro  confugientibus  ad  ecdeäam,  quocumque 
reatu  involutis ,  legem  de  gloriosissimis  prind- 
pibus  mereantur,  ne  quis  audeat  abstrahere". 
Daraus  ergiebt  sich  femer,  dass  das  Gesetz  v.  398 
auch  sofort  im  abendländischen  Reich  publicirt 
worden  sein  muss. 
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verurtheilte  Verbrecher  wurde  8ie  aber  bereits  ein  Jahr  nachher  wieder  zugelassen  <. 
Darin  lag  also  die  erste  gesetzliche  Anerkennung  des  Asylrechtes. 
Im  weströmischen  Reich^  ist  dann  i.  J.  419  der  Bezirk  des  Asyls  anfeinen  Um- 
kreis yon  50  Schritten  Yon  der  Kirchthttr' ab,  nnd  im  oströmischen  im  J.431  auf 
den  Vorhof  zwischen  der  Kirche  nnd  den  die  sonstigen  kirchlichen  Baulichkeiten,  wie 
die  bischöfliche  Wohnung,  die  Säulengänge  u.  s.  w.  einschliessenden  Umfassungs- 
mauern ausgedehnt  worden  ^^  indem  zugleich  die  Todestrafe  fttr  die  gewaltsame  Ent- 
fernung der  Flüchtlinge  aus  den  gedachten  Zufluchtsstätten  angedroht  wurde  ^. 

Im  J.  466  unternahm  Leo  I.  eine  Neuregelung  des  Asylrechts ^.  Durch  diese 
wurde  dasselbe  unter  Beseitigung  des  früheren  Rechts  7,  —  namentlich  der  Haftbar- 
keit der  Bischöfe  und  Kleriker  ^  —  auf  diejenigen,  welche  wegen  Schulden  in  die  Kir- 
chen geflohen  waren,  ausgedehnt,  und  gleichzeitig  dabei  die  Art  und  Weise  der 
Beitreibung  dieser  letzteren  näher  bestimmt^. 


1  Das  sagen  die  in  der  Tor.  Anm.  angeführten 
Berichte.  Die  Anordnung  aber  die  Sklaren, 
Schuldner  und  Gnrialen  blieb  aber  bestehen.  Das 
zeigt  die  Auftaahme  dieses  Thelles  des  Gesetzes 
in  den  Godex  Theodosianns. 

3  Nach  Grashoff  S.  7.  8  nnd  Löning  1, 
320  soll  durch  ein  Gesetz  y.  409  die  Verletzung 
des  Asyls  für  ein  Majestätsverbrechen  erklärt 
worden  sein.  Die  hierher  gehörige  gerade  an  die- 
ser Stelle  verderbte  c.  19  G.  Th.  de  Judaeis, 
coelicolls  et  Samaritanis  XYI.  8 :  „Et  Idcirco  iu- 
bemus ,  ne  ecclesiis  quisquam  nocens  Tel  cnins- 
quam  abducere  fldell  ac  devota  deo  praeceptione 
sancimus,  sub  hac  Tidelicet  deflnitione,  nt,  si 
quisquam  contra  hanc  legem  venire  tentaverit, 
sdat,  se  ad  maiestatis  crimen  esse  retinendum^, 
kann  dem  Zusammenhange  nach  unmöglich  für 
die  Verletzung  des  Asylrechtes  die  Strafe  des 
Majestätsverbrechens  androhen,  denn  das  Gesetz 
handelt  von  der  Sekte  der  Goelicolen  und  will 
gegen  diese  einschreiten.  Die  verderbte  Stelle 
kann  vielmehr  nur  die  Abwendigmachung  ortho- 
doxer Christen  vom  rechten  Glauben  betroffen 
haben  (so  hat  auch  Gothofred  verbessert).  Dass 
c.  2  C.  J.  de  bis  qui  ad  eccles.  I.  12  die  verderbte 
Stelle  des  Gesetzes  dahin  wiedergiebt :  „lldeli  de- 
votaque  praeceptione  sancimus,  nemini  licere  ad 
sacrosanctas  ecclesias  confugientes  abducere, 
sub  hao  videlioet  deflnitione  etc.",  also  sich  auf 
das  Asylrecht  bezieht,  steht  nicht  entgegen,  denn 
in  den  Justinianeischen  Godex  ist  nur  dieser 
Theil  des  Gesetzes  aufgenommen.  Das  letztere 
ist  also  zu  dem  gedachten  Zweck  geändert  worden. 

3  c.  13  const.  Sirmond,  ed  Haenel  p.  467, 
indem  zugleich  für  die  Verletzung  die  Strafe  des 
Sakrilegs  angedroht  wurde.  430  hatte  femer  Va- 
lentinian  III. ,  const.  Sirmond.  21 ,  Haenel  corp. 
leg.  p.  241 ,  dem  Asylrecht  die  eigenthümUche  Aus- 
dehnung gegeben :  („de  obnoxiis  . . .  qui  ambula- 
verint  cum  episcopo  vel  cum  presbytero  vel  etiam 
diacono  .  .  .  nullo  pacto  eo  retineri  vel  adduci 
iubemus ,  quoniam  in  sacerdotibus  ecclesia  con- 
stat^,  dass  jeder  Schuldige  (wohl  nicht  blos 
Schuldner,  s.  auch  Löning  1,  321.  n.  1),  wel- 
cher sich  in  Begleitung  eines  der  genannten 
Geistlichen  befand,  nicht  verhaftet  werden  d  urf te. 
Dieses  Gesetz  ist  aber  nicht  in  den  Godex  Theo- 


dosianns aufgenommen  und  hat  daher  nur  kurze 
Zeit  in  Geltung  gestanden. 

4  c.  4  (Theodosius  II.  und  Valentinian  lU.) 
C.  Th.  IX.  45,  auch  c.3  G.  J.  XH.  1  (voUstindig 
bei  Haenel  corp.  leg.  p.  243  u.  Ausg.  d.  G. 
Theod.  p.  969).  Des  Näheren  wird  noch  verboten, 
dass  die  Flüchtenden  Waffen  mit  in  die  Kirche 
bringen,  und  ihnen ,  wenn  sie  dieselben  auf  Er- 
mahnung der  Geistlichen  abzulegen  verweigern, 
das  Asylrecht  entzogen ,  so  dass  sie  mit  Wissen 
des  Bischofs  auf  Befehl  des  Kaisers  oder  des  Ge- 
richts aus  der  Kirche  entfernt  werden  sollen. 

s  l.  e.  $.  2 :  „(olericis)  docentibus ,  capitalem 
poenam  esse  propositam ,  si  qui  eos  coneutur  in- 
vadere'^.  Dazu  trat  noch  ein  Gesetz  v.  432,  o.  5. 
G.  Th.  IX.  45,  betreffend  das  den  Sklaven  zu  ge- 
währende Asylrecht.  Falls  diese  ohne  Waffen  in 
eine  Kirche  flohen ,  sollte  die  Geistlichkeit  dem 
Herrn  innerhalb  eines  Tages  Anzeige  machen,  und 
ihm,  wenn  er  Verzeihung  versprochen  hatte ,  den 
Sklaven  herausgeben. 

<)  c  6.  G.  J.  1. 12,  wobei  die  früheren  Gesetze 
über  den  räumlichen  Umfang  des  Asyls  aufireoht 
erhalten  wurden. 

"J  S.  0.  S.  381.  n.  4  u.  oben  Anm.  1. 

8  0.  6  dt :  „nullos  penitus  cuiuscumque  con- 
dicionis  de  sacrosanctis  ecclesiis  orthodoxae  fldei 
expelli  aut  tradi  vel  protrahi  confugas  neo  pro 
bis  venerabiles  episcopos  aut  religiöses  oeconomos 
exigi,  quae  debeantur  ex  eis:  qui  hoc  moliri  aut 
facere  aut  nuda  saltim  cogitatione  aut  tractatu 
ausi  f  uerint  temptare,  capitali  et  ultima  supplioii 
animadversione  plectendi  sunt^. 

9  Die  Flüchtlinge  sollten  unbeschadet  des  - 
Asylreohtes  den  Richtern  Rede  stehen,  nöthigen- 
falls  dazu  aus  ihrem  Versteck  in  den  Räumen  der 
Kirche  durch  den  Oekonomen  oder  einen  anderen 
Geistlichen  vorgeführt  werden.  Bei  Verweigerung 
der  Einlassung  konnte  zur  Exekution  in  das 
ausserhalb  der  Kirche  befindliche  Vermögen  ge- 
schritten werden.  Das,  was  im  Asyl  befindlich 
oder  bei  den  Klerikern  verborgen  war,  sollte  von 
dem  Oekonomen  zu  dem  gedachten  Behufe  heraus- 
gegeben werden.  Sklaven,  Golonen,  adscrlptitli, 
Dienstboten  und  Freigelassene,  welche  Sachen 
zerstört  oder  entwendet  oder  sich  selbst  der  Ge- 
walt ihrer  Herren  entzogen  hatten,  sollten  mit 
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Die  Jnstinianeische  Oesetegebnng  sah  sich  dagegen  wegen  der  durch  die  zu 
weite  Ausdehnung  des  Asylrechtes  für  die  Rechtspflege  entstandenen  Uebelstände  wieder 
veranlasst,  dasselbe  einzuschränken.  Einmal  wurde,  was  die  Verbrecher  betraf,  den 
Mördern,  Ehebrechern  und  Jungfrauenrftubem  die  Vergünstigung  des  Asyls  genom- 
men ^  Femer  schloss  Justinian  dieselbe  auchfftr  diejenigen,  welche  öffentliche  Abga- 
ben schuldeten,  aus  3,  insbesondere  aber  entzog  er  den  Einnehmern  der  letzteren,  welche 
dieselben  zum  Nachtheil  des  Fiskus  zurückhielten,  den  Schutz  des  kirchlichen 
Asyls  ^,  indem  er  zugleich  die  Bischöfe  und  Kleriker ,  welche  solche  Flüchtige  in 
ihren  Kirchen  dulden  würden,  ftlr  die  dem  Staate  entstehenden  Ausfälle  haftbar  er- 
klärte, und  mit  der  Strafe  der  Entfernung  aus  ihren  kirchlichen  Aemtem  bedrohte^. 
Für  diejenigen,  welche  wegen  Privatschulden  in  die  Kirche  flüchteten ,  wurde  das 
Asylrecht  zwar  nicht  beseitigt ,  indessen  sollte  ihre  Vorführung  vor  Gericht  ^,  unter 
Wahrung  ihres  Rechtes  auf  Rückkehr  in  das  Asyl,  und  selbst  die  Vollstreckung 
der  Exekution  unter  Beobachtung  der  den  Kirchen  schuldigen  Ehrfurcht  nicht  aus- 
geschlossen sein. 

Das  Asylrecht,  wie  es  sich  im  römischen  Reich  gestaltet  hatte,  suspendirte  dem- 
nach im  Interesse  der  Wahrung  der  Heiligkeit  der  kirchlichen  Gebäude  ^  das  Recht 
der  öffentlichen  Gewalt  und  der  öffentlichen  Beamten,  bestimmte  Personen,  welche 
in  die  Kirche  geflüchtet  waren,  zwangsweise  und  wider  ihren  Willen  aus  derselben 
und  den  dazu  gehörigen  Räumen  zu  entfernen,  um  sie  zur  Bestrafung  zu  ziehen  oder 
sie  durch  Zwang  zur  ErfUlung  ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten.  Ein  Recht  auf 
Straflosigkeit  oder  Freiheit  von  seinen  Verbindlichkeiten  erhielt  der  Flüchtige  seiner- 
seits nicht.  Die  weitere  Bestimmung  über  das  Schicksal  des  Flüchtigen  stand  in  der 
Hand  der  Earche,  d.  h.  des  Bischofis,  welcher  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht  hatte, 
ihn  in  der  Kirche  und  den  dazu  gehörigen  Räumen  zu  dulden,  und  für  ihn  Fürsprache 
bei  der  weltlichen  Obrigkeit,  bei  dem  Gläubiger  oder  bei  dem  Herrn  einzulegen. 
Regel  war  es  wohl,  dass  er  den  Flüchtling  nicht  aus  der  Kirche  entfernen  Hess  und 
ihm,  schon  um  ihn  nicht  zu  lange  innerhalb  der  kirchlichen  Räume  beherbergen  zu 
müssen,  Erleichterung  seiner  Lage  oder  Milderung  der  ihm  drohenden  Strafe  zu 
verschaffen  suchte  7. 


der  gebührenden  kirchlichen  Strafe  belegt  oder  und  Aegypten  noch  edict  Xlll.  c.  10.  c  11.  $.  3. 

zurechtgewiesen,    nnd  nachdem    ihnen  eidlich  c.  20.  c.  24.  §§.  3.  4. 

Yerzelhnng  zugesichert  worden  war,  ihren  Herren  ^  Der  Provlnzialvorsteher  konnte  dem  in  An- 
zorüokgegeben  werden,  „ne  patronls  sen  dominis  sprach  genommenen  einen  s.  g.  \6fOQ ,  einen 
per  ipsomm  ahsentiam  obseqnia  Insta  denegentnr  Sicherheits-  oder  Geleltshrief,  aber  auf  nicht 
et  ipsi  per  Incommodnm  ecclesiae  egentinm  et  länger  als  30  Tage  ertheilen ,  um  so  seine  Tor- 
pauperum  alantur  expensis'^.  Endlich  wurde  den  ffihrung  vor  Gericht  und  die  Verhandlung  des 
Oekonomen  und  Defensoren  der  Kirche  die  Pflicht  Prozesses  zu  ermöglichen.  Verzichtete  der  Be- 
auferlegt, die  Verhältnisse  der  Flüchtigen  behufs  klagte  nach  seiner  Verurtheilung  nicht  auf  den 
Mittheilung  des  Erforderilohen  an  die  Richter  X(5yoC)  so  sollte  er  in  das  Asyl  zurückgeführt,  und 
und  die  sonst  Betheiligten  zu  untersuchen.  dann  mit  der  Exekution  vorgegangen  werden. 

t  Nov.  17  (v.  535)  c.  7.  pr.  u.  Nov.  37.  Nov.  17.  c.  6,  edict.  II.  pr.  %.  1. 

3  c.  7  $.  1. 1.  0.,  unter  gleichzeitiger  Wiederein-  6  Pas  zeigt  namentlich  die  schwere  Strafe  für 

führung  der  eigenen  Haftbarkeit  der  Oekonomen  die  Verletzung  des  Asylrechtes,  s.  o.  S.  382. 

und  Defensoren  für  den  Fall,  dass  sie  die  FlÜch-  ^  Die  kirchlichen  Kanones  enthalten  nur  sehr 

tigen  den  Exekutivheamten  entziehen  oder  die  vereinzelt  Bestimmungen  darüber ,  wie  sich  der 

üebung  von  thätlichem  Widerstand  gegen  diese  Bischof  gegenüber  den  in  das  Asyl  Geflohenen 

gestatten  sollten.  verhalten  sollte.  Es  gehört  hierher  Orange  I.  v. 

«  Nov.  128.  c.  1  V.  535  u. edict  II.  pr.  %,  1.  Vgl.  441.  c.  6 :  „Eos  qui  ad  ecclesiam  oonfugerint  tradl 

auch  noch  edict  X.  c.  1.  non  oportere ,  sed  loci  reverentia  et  Intercessione 

*  Ed.  X.  dt.    VgL  übrigens  für  Alexandrien  defendi'';   femer  Arles  U.  v.  443  o.  452.  c.  31, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  221. 


In  den  germanischen  Reichen  konnten  in  Folge  der  hier  yerbrdteten  Be- 
arbeitungen des  römischen  Bechts  die  Onindsfttze  desselben  Hber  das  Asylrecht  nicht 
unbekannt  bleiben.  Aber  gegenüber  den  hier  in  Geltung  befindlichen  Instituten  der 
Blutrache  und  der  Fehde  war  es  nicht  möglich,  sie  unverändert  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Ein  unbedingtes  Recht  des  Bischofs,  über  die  Auslieferung  des  FltlchtUngs 
zu  entscheiden,  war  mit  den  germanischen  Rechtsanschauungen  nicht  vereinbar,  man 
gewährte  vielmehr  hier  dem  Flüchtigen  mit  Rücksicht  darauf,  dass  er  das  kirchliche 
Asyl  in  Anspruch  genommen  hatte ,  nur  eine  Milderung  der  Strafe ,  namentlich  die 
Befreiung  von  der  Todesstrafe  oder  auch  von  anderen  körperlichen  Strafen,  also 
dasjenige,  was  höchstens  durch  die  Yermittelung  des  Bischofs  zu  erreichen  war.  Die 
Oeistlichkeit  hatte,  wenngleich  ihre  Yermittelung  immer  zunächst  nachgesucht  werden 
musste,  und  eine  gewaltsame  und  unberechtigte  Verletzung  des  Asyls  unter  Strafe 
gestellt  war,  die  Pflicht,  den  Flüchtigen  auszuliefern,  mindestens  dann,  wenn  ihr  Ge- 
währ tdr  die  vorgeschriebene  Milderung  der  Strafe  gegeben  war.  Dies  ist  der 
Standpunkt,  welchen  die  burgundische^  und  die  westgothische  Gesetzge- 
bung einnehmen  2. 

Im  merovingischen  Reiche  hat  nicht  die  staatliche ,  sondern  die  kirchliche 
Gesetzgebung  das  Asylrecht  zuerst  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht.  Aber  auch  hier 
musste  die  Kirche  das  römische  Recht,  nach  welchem  der  Bischof  die  freie  Verfügung 
über  den  Flüchtigen  hatte ,  einschränken,  und  sah  sich  genöthigt,  bestimmte  Voraus- 
setzungen, unter  welchen  die  Auslieferung  erfolgen  musste ,  aufzustellen.    Das  erste 


welches  zugleich  für  Sklaven  die  kirchliche 
Intercession  bei  den  Herren  derselben  vorschreibt, 
nnd  die  letzteren,  wenn  sie  ihre  Sklaven,  welche 
in  Folge  des  Eintretens  der  Kirche  für  sie  frei- 
willig das  Asyl  verlassen  haben ,  bestrafen ,  als 
Feinde  der  Kirche  exoommunicirt.  Dagegen  er- 
glebt c.  10  (Gelas.  I.)  C.  XVII.  qu.4  in  der  frag- 
lichen Beziehung  nichts. 

»  Nach  l.  Rom.  Bnrg.  tit.  II.  %,  5  wird  für  Mord 
nnd  Todtschlag  die  Todesstrafe  durch  das  Asyl 
ausgeschlossen,  dagegen  soll  der  Thäter  mit 
der  Hälfte  seines  Vermögens  den  Erben  des  Ge- 
tödteten  zugesprochen  werden,  während  die 
übrige  Hälfte  seinen  eigenen  Erben  zufällt.  Auf 
denselben  Anschauungen  beruhen  %%,  2.  6  ibid. 
u.  l.  Gundob.  LXX.  2.  Das  Nationalkonzil  von 
Epaon  V.  617  c.  39 :  „Servus  reatu  culpabills,  si 
ad  ecclesiam  confugerit ,  a  corporalibus  tantum 
suppliciis  excusetnr.  De  capillis  vero  vel  quo- 
cumque  opere  placuit  a  domino  iuramenta  non 
exigi"  (nach  welchem  also  der  Herr  den  Sklaven 
scheeren  lassen  kann ,  s.  Loningl,  575.  n.  2) 
stimmt  mit  der  1.  Rom.  Burg.  II.  $.  3  überein, 
da  letztere  dem  Sklaven  ,  wenn  er  des  Todtschlags 
schuldig  ist,  gleichfalls  Freiheit  von  der  Todes- 
strafe zusichert.  Aus  dem  römischen  Recht  ist 
die  Vorschrift  (1.  c.  $.  4)  entnommen,  dass  das 
Asylreoht  einem  bewafflneten  Sklaven  nicht  zu 
statten  kommt ,  dieser  vielmehr  unter  Mitwissen 
des  Bischofs  aus  der  Kirche  entfernt  werden  solL 

>  Das  Breviarium  Alaricianum  (C.  Tb.  IV.  34. 1) 
giebt  allerdings  noch  das  römische  Recht  wieder, 
Dahn,  Könige  der  Germanen  6,  374(2.  Ausg.), 
und  von  den  spanischen  Konzilien  vor  der  Be- 
kehrung der  Westgothen  enthalt  nur  Lerida  v. 


524  0.  546.  c  8  (c.  19  C.  XVII.  qu.  4)  eine  die 
Wahrung  des  Asylrechtes  für  die  eigenen  Sklaven 
und  die  Schüler  der  Kleriker  betreffende  Bestim- 
mung. Die  1.  Visigoth.  VI.  tit.  V.  16  gestattet 
dagegen,  den  Todtschlager  oder  Mörder,  wenn 
ihm  eidlich  Freiheit  von  der  Todesstrafe  zuge- 
sichert ist ,  nicht  nur  mit  Wissen  der  Geistlich- 
keit aus  der  Kirohe  zu  entfernen ,  sondern  ver- 
pflichtet die  letztere  sogar  dazu  (was  conc.  Tolet 
V.  681  c.  10,  auch  in  c.  35.  C.  XVII.  qu.  4,  all- 
gemein auch  für  andere  Fälle  ausspricht).  Femer 
tritt  in  Folge  der  Aufisuchung  des  Asyls  statt 
der  Strafe  des  Feuertodes  für  Ehebruch  oder 
Eheschliessung  einer  Frau  mit  dem  eigenen  Skla- 
ven oder  Freigelassenen  die  Sklaverei,  lU.  tit.  2. 
und  für  die  auf  die  Entführung  gesetzte  Todes- 
strafe die  ebengedaohte  Strafe ,  III.  tit.  III.  2, 
endlich  für  die  sonst  ebenfalls  mit  dem  Tode  zu 
büssende  Fahnenflucht  des  Centenars  Degradation 
und  Geldstrafe  ein,  IX.  tit.  II.  3  ,  während  für 
Ueberläufer  und  Landesverräther  die  Milderung 
der  Strafe  in  der  Hand  des  Königs  steht ,  conc. 
Tolet.  VI.  V.  638.  c.  12.  Die  gewaltsame  Ent- 
fernung des  Geflüchteten  aus  dem  Asyl ,  welches 
Altar,  Ghor  und  Portikus,  also  die  Kirche,  femer 
das  Hans  des  Bischofs  und  einen  Umkreis  von 
30  Schritten  umfasst,  VI.  tit.  V.  16;  IX.  tit.  U. 
3  cit.  u.  tit.  m.  2;  conc  Tolet.  XII.  v.  681. 
c.  10  eit.,  wird  bei  vom  Könige  zu  verhängender 
Strafe  und  unter  Androhung  der  Exkommuni- 
kation verboten,  cono.  Tolet  dt.,  l.  Visig.  IX. 
tit.  HI.  1.  2.  4,  jedoch  bezieht  sich  dies  nicht 
auf  solche ,  welche  bewaffnet  in  die  Kirche  ge- 
flohen sind.  Schuldner  und  Sklaven,  welche  das 
Asyl  in  Anspruch  nehmen,  sollen  von  der  Geist- 


§.  221.]  Die  Verwaltung  des  Kultus.  Das  Asylreolit  der  kirchlichen  Geb&ude. 
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Nationalkonsdl  yon  Orleans  ^  machte  dieselbe  davon  abhängig,  dass  dem  in  die  Kirche 
oder  in  das  Haus  des  Bischofis  geflohenen  Verbrecher  eidlich  die  Befreiung  von  der 
Todes-  und  anderen,  namentlich  yerstflmmelnden  Strafen,  sowie  die  Empfangnahme 
der  Bnsse  zugesichert  wurde,  indem  es  zugleich  die  Nichtinnehaltnng  dieser  eidlichen 
Zusicherung  mit  der  Exkommunikation  bedrohte  2.  Erst  später  wurde  die  Verletzung 
des  Asylrechtes  durch  Gewalt  und  List  mit  derselben  kirchlichen  Strafe  belegt^,  und 
die  Aufhebung  der  letzteren  von  derRttckgabe  des  gewaltsam  Entfernten  in  die  Kirche 
abhängig  gemacht.  In  diesem  Umfange  hat  dann  auch  die  weltliche  Gesetzgebung 
das  Asylrecht  anerkannt^.  Nichts  destoweniger  ist  dasselbe  oft  genug  bei  dem  ge- 
waltthätigen  Sinne  der  damaligen  Zeit  verletzt  worden^,  und  daher  hat  sich  die 
Kirche  wiederholt  genOthigt  gesehen,  die  darttber  erlassenen  Vorschriften  zu  er- 
neuern^. 


lichkelt,  nachdem  dieselbe  in  Betreff  der  Tilgung 
der  Schuld  und  der  Verzeihung  des  Herrn  die 
Vermittelung  übernommen  hat,  gleichfalls  nicht 
weiter  in  der  Kirche  geduldet  werden ,  1.  c.  IX. 
tit.  m.  3.  4  u.  V.  tit.  V.  17.  Vgl.  auch 
Dahna.  a.  0. 

Dasostgothisohe  Recht,ed.Theodorio.$$.70. 
71  giebt  in  Betreff  der  Sklaven  und  der  öffent- 
lichen Schuldner  das  römische  Recht  wieder,  §. 
0.  S.  381.  n.  4  u.  S.  382.  n.  5.  Wenn  nach 
Casslodor.  Yar.  III.  47  fQr  einen  In  die  Kirche 
gefldchteten  TodtschlSger  durch  den  König  die 
Todesstrafe  in  lebenslängliches  Exil  verwandelt 
worden  Ist ,  so  schliesst  dies  die  gemachte  An- 
nahme nicht  aus ,  da  der  Bischof  unter  solchen 
Umstanden  die  Herausgabe  der  Flüchtigen  nicht 
gut  Terweigem  konnte.  S.  auch  D  ahn ,  Könige 
d.  Germanen  3,  190. 

J  Vom  J.  511.  c.  1  (auch  als  c.  36.  0.  XVU. 
qu.  4) :  ^e  homiddis»  adulteris  et  furibus,  si  ad 
eoclesiam  confugerint,  id  constituimus  observan- 
dum ,  quod  ecdesiastici  oanones  decreverunt  et 
lex  Bomana  constituit ,  ut  ab  ecclesiae  atriis  vel 
domo  epiioopi  eos  abstrahi  omnino  non  lioeat,  sed 
nee  aliter  consignari  nisi  ad  evangelia  datis  sacra- 
mentls  de  morte,  de  debilitate  et  omni  poenarum 
genere  sint  seeuri,  ita  ut  ef  cui  reus  fuerit  crimi- 
nosus  de  satisfactione  conveniat.  Quod  si  sacra- 
menta  sua  quis  eonvictus  fuerit  violasse,  reus 
peijurli  non  solum  a  communione  ecclesiae  vel 
omnium  clericorum,  verum  etiam  a  catholicorum 
convivioseparetur.  Quod  si  is  cui  res  est,  noluerit 
sibi  intentione  fadente  componi  et  ipse  reus  de 
ecclesia  actus  timore  discesserit,  ab  ecdesiae  cle- 
rids  non  quaeratur*^  (der  letzte  Satz,  von  H  e  f  e  1  e 
2,  661  missverstanden  bedeutet,  dass,  wenn  der 
Verletzte  sich  auf  den  Vergleich  nicht  einlassen 
will ,  und  der  Schuldige  aus  Furcht  geflohen  ist, 
die  Gelatlichen  nicht  von  dem  verfolgenden  Richter 
verantwortlich  gemacht  werden  können ,  s.  auch 
Löning2,  637. 

«  c.  2  des  dt.  Konzils  (c.  3  0.  XXXVI.  qu.  1) 
enthält  noch  besondere  Vorschriften,  nach  denen 
der  Entführer  unter  Versehonung  mit  der  Todes- 
und  anderen  Strafen  entweder  Sklave  werden 
oder  sich  durch  Zahlung  des  Wergeides  an 
die  Entführte  oder  ihren  Muntwalt  lösen  soll. 
EndUch  müssen  nach  c  3  (0.  36.  $.  1  0.  XVU. 

Hintehias,  Kirekanrecht.  lY* 


qu.  4)  geflüchtete  Sklaven  ihrem  Herrn,  wenn 
dieser  eidlich  ihnen  Freiheit  von  Strafe  zuge- 
sichert hat,  zurückgegeben  und  dann  auch  wider 
ihren  Willen  aus  der  Kirche  entfernt  werden, 
wogegen  der  Herr,  falls  er  seine  eidliche  Zusage 
bricht,  mit  der  Exkommunikation  bestraft  wird. 
VgL  hierzu  auch  Gregor.  Turon.  bist.  v.  3. 

»  0.  21  Orleans  IV.  v.  641. 

*  Decretio  Chlotharii  regis  (von  Boretius 
capit  1 ,  3  zwischen  511  u.  568  gesetzt ,  s.  auch 
Hartmann,  Forschgen.  z.  deutsch.  Gesch.  16, 
608)  0.  14 :  „NuUus  latronem  vel  quemlibet  cul- 
pabilem ,  sicut  cum  episcopis  convenit ,  de  atrio 
ecclesiae  extrahere  praesumat.  Quod  si  sunt 
ecdesiae,  quibus  ataiae  clausae  non  sunt,  ab 
utriusque  partibus  parietum  terrae  spadum  ari- 
pennis  pro  atrio  observetur  . .  .  c.  15 :  „Quod  si 
coiuslibet  servus  deserens  dominum  suum  ad 
ecdesiam  oonfugerit,  ubi  primum  dominus  eins 
advenerit,  continuo  excusatus  reddatur,  futurum 
ut,  si  de  predum  oonvenerit,  non  negetur.  Quod 
d  repetenti  domino  datus  non  fuerint ,  sed  fu- 
gerint,  im  qui  eum  reddere  noluerit  dus  predum 
reddat?  postmodum,  d  invenitur  et  placuerit, 
reeeptum  predum  domino  reformetur'^.  Sicher 
dnd  diese  Bestimmungen  nach  dem  1 .  Konzil  v. 
Orleans,  dessen  Vorschriften  de  offenbar  vor  sich 
gehabt  haben ,  erlassen ,  ob  aber  auch  erst  nach 
dem  4.  Konzil,  bldbt  zweifelhaft.  Sie  erkennen 
das  Asylrecht  an ,  setzen  aber  keine  weltliche 
Strafe  auf  die  Verletzung  desselben. 

Femer  bestimmt  die  decretio  Ohildeberti  IL  v. 
596  (Boretius  Lei,  15)  c.  4  in  Betreff  der 
Entführung ,  dass  der  Entführer  die  sonst  ange- 
drohte Todesstrafe  wegen  des  Asylrechtes  nicht 
erleiden,  sondern  allein  oder,  wenn  die  Entführte 
in  die  Entführung  eingewilligt  hat,  auch  diese 
mit  Verbannung  bestraft  werden  soll ,  setzt  aber 
andererseits  auch  die  Pflicht  des  Bischofs  fest, 
die  Flüchtigen  herauszugeben. 

5  Gregor.  Turon.  bist  IV.  13.  18;  V.  3;  VI. 
12;  VII.  22.  29.  Fälle,  in  denen  das  Asylreoht 
geachtet  worden  ist,  ibid.  V.  2;  IX.  3.  58. 

^  Allgemein  Macon  II.  585.  c.  8 ;  conc.  ine. 
lod  c  9,  Rheims  624  0.  625.  c.  7;  Oliohy  626. 
c.  9 ,  speciell  in  Betreff  der  Sklaven  Orleans  V. 
649.  c.  22. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  221. 


Die  karolingiBche  Oesetzgebung  ist  dadurch,  dass  sie  an  dem  früheren 
Grundsatz,  dass  durch  das  Asylrecht  die  Anwendung  yon  Todes-  und  anderen 
Leibesstrafen  ausgeschlossen  werde,  festgehalten ,  die  Auslieferung  aber  nicht  von 
der  Zusicherung  der  Verschonung  mit  diesen  Strafen  ^  abhängig  gemacht  hat^,  zu 
demselben  Standpunkt ,  wie  froher  das  burgundische  und  westgolMsche  Recht  ^,  ge- 
langt. Eigenthttmlich  ist  ihr  aber,  dass  sie  den  schon  zum  Tode  verurtheilten  Ver- 
brechern ^  das  Asylrecht  versagt^.  Obwohl  allerdings  seitens  der  Oeistlichkeit  in 
letzterer  Beziehung  eine  Aenderung  beantragt  worden  zu  sein  scheint^,  hat  die 
karolingische  Gesetzgebung  doch  an  dem  einmal  eingenommenen  Standpunkt  un- 
verrtlckt  festgehalten'. 


1  Wie  die  merowingischen  Konzilien ,  s.  o. 
S.38Ö. 

2  Gap.  leg.  add.  a.  803.  c.  3  :  „Si  quis  ad  eccle- 
siam  conf aginm  fecerit ,  in  atrio  ipsius  ecdesiae 
paoem  habeat  neo  sit  ei  necesse  ecclesiam  ingredi, 
et  nnlluB  enm  inde  per  vim  abstiahere  prae- 
sumat;  sed  liceat  ei  conllteri,  qnod  fecit  et  in- 
de per  manns  bonorum  hominum  ad  discnssionem 
in  publice  perduoatui" ;  auch  Anseg.  cap.  I.  144 
(Boret.  1,  113.  411),  und  femer  c.  2  Gapit.  de 
partib.  Saxon.  v.  775—790,  1.  c.  p.  68:  „Sl  quis 
conf  ugium  fecerit  in  ecoleBiam  nuUus  eum  de  eccle- 
sia  per  violentiam  expellere  praesumat,  sed  pacem 
babeat  usque  dum  ad  placitum  praesentetur  et 
propter  honorem  dei  sanctorumque  ecclesiae  ipsius 
reverentiam  concedatur  ei  "Tita  et  omuia  membra. 
Emendet  autem  causam  in  quantum  potuerit  et 
ei  fuerltiudicatum :  et  sie  ducatur  adpraesentiam 
domnl  regis  et  ipse  eum  mittat ,  ubi  dementiae 
ipsius  placuerit^. 

3  S.  0.  S.  384. 

*  Ob  die  decr.  Childeb.  II.  v.  596  (s.  o.  S.  386. 
n.  4)  lediglich  den  Fall  des  bereits  zum  Tode  yer- 
urtheilten  Entführers  im  Auge  hat,  sov.  Rieh  t- 
hofen,  zur  lex  Saxonum.  Berlin  1868.  S.  193, 
ist  nach  dem  Wortlaut  nicht  sicher. 

5  Cap.  Harlstell.  v.  779  c.  8.  Boret.  1 ,  48: 
„Ut  homioidas  aut  caeteros  reos,  qui  legibus  mori 
debent ,  si  ad  ecolesiam  confugerlnt ,  non  excu- 
sentur,  neque  eis  ibidem  yictus  detur^,  und  dazu 
lex  Saxon.  c.  24:  „Capitis  damnatus  nusquam 
habeat  pacem;  si  in  ecclesiam  confugerit,  red- 
datur".  Man  hat  zwischen  dieser  letzteren  Stelle 
und  der  dt.  capit.  de  part.  Saxon.  einen  Wider- 
spruch sehen  wollen,  Rettberg,  Kirchengesch. 
2,  748;  Waitz,  Verfassungsgesch.  4,  429; 
U  Singer,  Forschungen  z.  lex  Saxon.  Berlin 
1867.  S.  20;  Abegg  1,  Ztsch.  f.  Rechtsgesch.  7, 
269 ,  und  behauptet ,  dass  durch  die  capit.  (s. 
Anm.  2)  dem  Asylrecht  fär  Sachsen  aus  Politik, 
im  Interesse  der  Erhöhung  des  Ansehens  des 
Obristenthums,  eine  grössere  Ausdehung  hat  ge- 
geben werden  sollen.  Dabei  ist  aber  völlig  über- 
sehen, dass  dies  letztere  Gesetz  yon  den  zum  Tode 
verurtheilten  Verbrechern  nicht  das  Mindeste  er- 
wähnt, während  die  lex  Saxon.  geradeivon  diesen 
allein  handelt ,  ebenso  wie  auch  cap.  Harlst.  cit. 
bloB  auf  die  schon  zum  Tode  verurtheilten  be- 
zogen werden  kann,  vgl.  v.  Riohthofen  a.  a. 
0.  S.  192 flf.  424.  u.  in  LL,  5,  64  n.  78. 

Endlich  trifft  nach  den  Gap.  legibus  addenda 
818.  819  c.  1.  Boret.  1 ,  281  denjenigen,  wel- 


cher einen  anderen  In  der  Kirche  getödtet  hat, 
stets  die  Todesstrafe. 

Die  lex  Alamann.  tit.  lU.  (LL.  3,  47)  steht  im 
wesentlichen  auf  dem  Standpunkt  der  merovingi- 
schen  Konzilien  (s.  o.  8.  38i5) ,  nur  verlangt  sie 
statt  der  eidlichen  Zusicherung  der  Verschonung 
mit  Strafen  die  Bestellung  eines  wadium  durch 
den  Herrn  und  bestraft  tit.  IV.  die  Verletzung 
des  Asylrechts  mit  Komposition  an  die  Kirche  und 
mit  ftedum  an  den  Fiskus,  ohne  ausdrücklich 
das  Prinzip,  dass  durch  das  Asylrecht  Todes-  und 
Leibesstrafen  fortfallen,  auszusprechen.  Dies 
thut  dagegen  die  lex  Baiuwarior.  tit  I.  §.7  prin- 
zipiell, während  sie  die  Zahlung  von  Komposition 
und  Fredum  allein  für  den  Fall  der  eigenmäch- 
tigen Entfernung  eines  flüchtigen  Sklaven ,  wel- 
chen freilieh  die  lex  Alamannorum  auch  haupt- 
sächlich behandelt,  festsetzt. 

0  Die  Forderung  des  Konzils  von  Mainz  813 
c.  39,  Mansi  14,  73  (auch  c  9  G.  XVII.  qu.  4) : 
„Reum  oonfagientem  ad  ecclesiam  nemo  abstra- 
here  audeat  nee  inde  donare  ad  poenam  vel  ad 
mortem,  uthonor  dei  et  sanctorum  eins  conser- 
vetur .  sed  rectores  ecclesiarum  pacem  et  vltam 
ac  membra  eins  obtinere  studeant ,  tamen  legi- 
time componat  quod  inique  fedt''  (s.  Bd.  III. 
S.  550),  hat  nur  dann  eine  Bedeutung,  wenn  man 
sie  in  diesem  Sinne  versteht ,  denn  anderenfalls 
würde  sie  nur  dasjenige  beansprucht  haben,  was 
schon  gesetzlich  anerkannt  war. 

7  Denn  eine  Aenderung  ist  nicht  erfolgt,  na- 
mentlich enthalten  die  Gapit  v.  813  (s.  Bd.  III. 
S.  550.  n.  7)  nichts  über  das  Asylrecht  Bene- 
diktus  Levita,  welcher  I.  337  (s.  auch  c  20.  G. 
XVn.  qu.  4)  die  Vorschrift  der  1.  Baiuaw.  tit  I. 
7  cit.  über  die  gewaltsame  Entfernung  des  Skla- 
ven durch  den  Herrn  aus  dem  kirchlichen  Asyle 
wiedergiebt  und  sie  durch  Androhung  der  öffent- 
lichen Kirchenbusse  für  diesen  verschärft,  wie- 
derholt zwar  III.  174  die  Bestimmungen  des 
römischen  Rechts  über  den  Verlust  des  Asylrechts 
für  bewaffnete  Flüchtlinge  und  über  die  Todes- 
strafe für  Verletzung  des  Asyls  der  Kirche  und 
der  Pertlnenzen  desselben.  Dies  sind  indessen 
nur  Wünsche  der  kirchlichen  Reformpartei  ge- 
wesen, welche  nicht  praktisches  Recht  geworden 
sind. 

Auch  das  angelsächsische  Recht  hat  den- 
selben Grundsatz,  vrie  die  übrigen  germanischen 
Rechte,  dass  der  flüchtige  Verbrecher  durch  das 
Asylrecht  Freiheit  von  Todes-  und  Leibesstrafe 
erlangt,  s.  König  Ine's  Gesetze  c5,  Schmid, 
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In  den  nächsten,  der  karolingischen  Zeit  folgenden  Jahrhunderten  fliessen  die 
Quellen  über  das  Asybecht  sehr  spärlich.  Weltlicherseits  hat  man  offenbar  an 
dem  früher  begründeten  Rechtsznstande  nichts  geänderte  Die  Kirche  begnügte 
sich  damit ,  die  gewaltsame  Verletzung  des  Asybechts  zu  verbieten  ^  und 
einzelne  zweifelhafte  Punkte ,  so  namentlich  die  privilegirten  kirchlichen  Räumlich- 
keiten näher  festzustellen^.  Ja,  das  Papstthum  hat  selbst  in  der  Zeit  seiner  Macht- 
hdhe  nicht  nur  den  in  der  früheren  germanischen  Zeit  festgehaltenen  Grundsatz, 
dass  das  Asylrecht  keine  Straflogkeit  herbeifnhre,  und  die  Kirche  die  Entfernung 
des  flüchtigen  Verbrechers,  falls  er  mit  Todes-  und  anderen  Leibesstrafen  verschont 
bleibe^,  nicht  hindern  dürfe,  ausdrücklich  anerkannt,  sondern  auch  im  Interesse  der 
Rechtssicherheit  fttr  gewisse  schwere  Verbrecher,  für  die  öffentlichen  Räuber '^j  die 
nächtlichen  Verwüster  von  Aeckem^,  die  Mörder ^  und  fttr  diejenigen,  welche  ab- 
sichtlich, um  des  Schutzes  der  Kirche  zu  gemessen ,  andere  gerade  in  derselben  oder 
auf  dem  Kbohhofe  tödten  oder  verstümmeln  ^,  das  Asylrecht  fUr  ausgeschlossen 
erklärt. 

U.  Die  kanonistische  Lehre  vom  Asylrecht.  Auf  Grund  des  im 
Dekretum  Gratians  ^  und  des  in  den  Dekretalensammlungen  ^^  enthaltenen,  nicht  allzu 
reichen  Quellen-Materials  hat  die  kanonistische  Doktrin  seit  dem  13.  Jahrhundert 
die  Theorie  vom  Asybecht  des  Näheren  ausgebildet,  und  diese  ist  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert durch  die  päpstliche  Gesetzgebung  *^  theils  mit  gesetzlicher  Anerkennung  ver- 
sehen, theils  einzelnen  Aenderungen  unterworfen  worden. 

Heute    ist    allerdings    das    Asybecht   nicht    mehr  praktisch,    aber   da  die 


Gesetze  d.  Angelsachsen  %  Aufl.  S.  23 ;  vgl.  ferner 
Aelfreds  leg.  Angllcae  c.  5,  a.  a.  O.  S.  73.  S.  auch 
Wilda,  Stiafrecht  S.  540.  542  n.  Phillips, 
angelsachs.  Rechtsgesch.  $.  52. 

*  S.  z.  B.  die  spaniache  Reichssynode  v.  Goyaca 
V.  1050  (Bd.m.  S.  676  Anm.l  c.  12,  Mansi  19, 
789 :  „praeclplmus,  nt  si  quilibet  homo  pro  quali- 
cnmqae  cnlpa  ad  eccieslam  confugerit,  non  sit  au- 
SU8  allqnis  eum  Inde  violenter  abstrahere  neo  perse- 
qnl  Intia  dextros  eoclesiae  qoi  sunt  XXX  passug 
sed  snblato  mortis  periculo  et  corporis  detur- 
batione,  faoiat  qnod  lex  Gothlca  iubet.  Qal 
aliter  feceiit,  anathema-sit  et  solvat  episcopo  1000 
solidos  pavssimi  argenti'^. 

2  Nicolai  I.  resp.  ad  Bulgar.  v.  866.  c.  95, 
Mansil5,  430;  Pisa  1135  c  14,  Mansi  21, 
490  unter  Androhung  der  Exkommunikation; 
ebenso  Rhelms  1148  c.  14 ,  ibid.  p.  717.  Von 
Partikularsynoden  gehören  lilerher  noch  Ronen 
1190  c  18,  Mansi  21,  584.  u.  S.  Quentin  1231. 
e.6,  Gousset,le8 actes de la proTince  ecoltfs.  de 
Reims  2,  357  fL  Das  Dekret  Gratians  weist  eine 
Reihe  der  früheren  Vorschriften  aus  verschiedenen 
Zeiten  bis  zur  Lateransynode  v.  1059  auf.  Sie 
sind  in  den  vorangehenden  Anmerkungen  citirt. 

3  Gonc  Later.  1059,  s.  ep.  Nicolai  II.  ad  episc. 
Galliae,  Man8ll9,  873:  .,De  conflniis  coeme- 
teriomm  . . .  statuimus  ita :  ut  maior  ecclesla  per 
drcultum  LX  passus  babeat ,  capellae  vero  sive 
minores  ecclesiae  XXX.  Qnl  autem  oonflnium 
eorum  InMngere  tentaverit  vel  personam  hominis 


aut  bona  eius  inde  abstraxerit,  nisi  publicus  latro 
fuerlt,  quousque  emendet  et  quod  rapuerit,  red- 
dat,  excommunlcetur" ,  auch  In  c.  6  C.  XVII. 
qu.  4 ;  Olermont  1095.  c 29. 30,  Man sl  20,  818, 
dehnt  das  Asylrecht  auch  auf  die  Kreuze  am 
Wege  aus. 

^  Das  spricht  auch  c.  30  Olermont  cit.  aus- 
drücklieb aus. 

^  So  schon  Later.  v.  1059  dt.  S.  des  Näheren 
darüber  unten  S.  390. 

0  c.  6  (InnoG.  III)  X  de  immunit  eccles.  III. 
49,  die  Hauptstelle  für  die  ganze  Lehre. 

7  c.  1  (Exod.  XXI.  14)  de  homic.  V.  12. 

8  c.  10  (Gregor.  IX)  X  h.  t. 

9  S.  darüber  Anm.  2. 

^0  Es  kommt  nur  III.  49  in  Betracht,  und  zwar 
ausser  den  citirten  Stellen  noch  o.  9  (Gre- 
gor IX> 

"  S.  Const.  Gregor.  XIV.  Cum  alias  v.  24.  Mai 
1591  ausser  in  den  Bullarien  auch  wiederholt 
abgedruckt,  z.B.  bei  Reiffeustuel  IIL  49. 
n. 82u.  Ferraris  s.v. immunitas  art.  II.  n. 89; 
femer  const  Benedict  XIII. :  Ex  quo  divina 
8.  Juni  1725,  bei  Reiffeustuel  n.  155  u. 
Ferraris  n.  90;  Clemens  XII.  const.  In  supre- 
mo  iustitiae  ▼.  1.  Februar  1734,  %%.  10  ff.  bull. 
Taurin.  24 ,  33  (allerdings  nur  für  Rom  und  den 
Kirchenstaat)  u.  Benedict  XIV.  const  Offlcii 
nostri  15.  März  1760,  eiusd.  bull.  3,  126. 

25* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.221. 


katholische  Kirche  dasselbe  im  Prinzipe  noch  festhält  S  so  ist  es  erforderlich ,  hier 
n&her  auf  das  kirchliche  Recht  einzugehen  2. 

1.  Das  JUS  ast/lij  auch  immumtaa  localis  ecclesiarum^j  ist  das  den  Kirchen  und 
anderen  gottesdienstlichen  oder  kirchlichen  Stätten  zustehende  Recht,  dass  diejeni- 
gen, welche  in  dieselben  fliehen,  aus  den  letzteren  nicht  gewaltsam  entfernt  und  nicht 
an  Leib  und  Leben  gestraft  werden  dürfen  ^.  Das  Privileg  steht  allen  unter  Auto- 
rität der  zuständigen  geistlichen  Oberen  errichteten  Kirchen ,  selbst  ehe  sie  konse- 
krirt^  und,  wenn  sie  auch  interdicirt  oder  polluirt<^  sind,  allen  damit  zusammen- 
hängenden Baulichkeiten  und  Räumen^,  sowie  einem  Umkreis  von  40  Schritten  um 
grössere,  von  30  Schritten  um  kleinere  Kirchen^,  femer  den  ordnungsmässig  zu 
ihrem  Gebrauche  bestimmten,  selbst  abgesondert  von  den  Kirchen  liegenden  Kirch- 
höfen®, den  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmeten,  sogar  in  Privathäusem  be- 
findlichen Oratorien  ^^,  den  Klöstern  und  den  von  den  Mauern  derselben  umschlosse- 
nen Baulichkeiten  und  Räumen,  den  kirchlich  errichteten  Hospitälern  und  anderen 
frommen  Anstalten  ^1,  sowie  den  Palästen  der  Bischöfe  zu  ^2. 


1  So  ist  noch  in  dem  dsterrelcb.  Konkordat  v. 
1836  art  15  nnd  in  dem  mit  Ecuador  v.  1862 
Alt.  10  bestimmt,  dass  das  Asylrecht,  soweit  es 
mit  der  öffentlichen  Sicherheit  nnd  der  Rechts- 
pflege verträglich  Ist,  gewahrt  werden  soll,  nnd 
die  Const.  Pii  IX.  Apostollcae  sedis  t.  1869  hält 
unter  den  dem  Papst  einfach  reservlrten  Exkom- 
munikationen latae  sententiae  noch  die  gegen  die 
„immunitatem  asyli  ecclesiastici  ausu  temerario 
Tlolare  iubentes  aut  violantes^  aufrecht  Vgl. 
auch  die  Entsch.  d.  Congr.  ofAc.  t.  1880  In  AcU 
s.  sed.  15,  537  u.  bei  Heiner,  die  klrchl.  Cen- 
suren.  Paderborn  1884.  S.  176. 

2  Der  Kürze  halber  stelle  Ich  das  Recht,  wie  es 
durch  die  späteren  Konstitutionen  gestaltet  ist, 
gleich  hier  mit  dar,  wennschon  manche  Aenderun- 
geu  durch  das  Ankämpfen  der  weltlichen  Gewalten 
gegen  das  Asylrecht ,  worüber  das  Weitere  unter 
Nr.  III,  hervorgerufen  worden  sind. 

3  S.  die  Gitate  in  Anm.  1.  Vgl.  auch  0. 
S   167.  n.  3. 

^  Das  ist  die  herkömmliche  Deflnltion  bei  den 
älteren  Kanonisten  ,  welche  sich  an  c.  6  X  h.  t 
cit.  anlehnt,  s.  Schmalgrueber  III. 49. n. 89; 
Reiffenstuel  IIL  49.  n.  20;  Ferraris  1.  c. 
art.  IL  n.  1.  Darüber,  ob  das  Asylrecht  auf  dem 
ins  divinum,  naturale  oder  bloss  auf  dem  civlle  ca- 
nonicum beruht,  ist  früher  viel  gestritten  worden. 
Die  überwiegende  Meinung  nahm  das  letztere 
an,  s.  Schmalzgrueber  I.e.  n.  93;  Ferra- 
risn.8;  Avanzlni-Pennacchll.  c.p.645fr., 
da  sie  das  Trid.  Sess.  XXY.  c.  20  de  ref.  nicht 
auf  das  Asylrecht  bezogen  wissen  wollte. 

Femer  ist  unter  den  älteren  auch  darüber  ver- 
handelt worden,  ob  das  Asylrecht  durch  Gewohn- 
heitsrecht beschrilnkt  oder  beseitigt  werden  kann, 
8.  darüber  Reiffenstuel  1.  0.  n.  21.  27  und 
Avanzinl-Pennaochil.  c.  p.  657. 

Dagegen  ist  durch  Plus  IX.  in  der  const  Mul- 
tipliciter  inter  v.  10.  Juni  1851  u.  im  syllabus 
V.  1864.  n.  30,  Areh.  f.  kath.  K.  R.  13,  316  u. 
339  die  Lehre  reproblrt :  „ecolesiae  et  personarum 
ecclesiasticarum  Immunitas  iure  dvill  ortum 
habuit". 


5  c.  9  X  h.  t.  dt. ;  Ja  man  hat  das  Rechtauch  auf 
den  für  die  Kirche  bestimmten  Raum,  sowie  nur 
der  Grundstein  vom  Bischof  gelegt  und  das  Kreuz 
unter  Bezeichnung  des  Raumes  für  den  Altar  und 
das  Atrium  gesteckt  ist,  ausgedehnt,  Schmalz- 
grueber n.  114;  Avanzinl-Pennacchl 
p.  662. 

0  Darüber  herrschte  In  der  Doktrin  Einstimmig- 
keit,  Fagnan.  ad  c.  9  X  dt.  n.  11  —  13; 
Schmalzgrueber  n. 219fr. ;  Reiffenstuel 
n.  28;  Ferraris  L  0.  n.  6;  Avanzinl-Pen- 
nacchl p.  660  fr.  Auch  den  zerstörten  Kirchen, 
sowie  sie  nur  nicht  durch  den  kirchlichen 
Oberen  exekrirt  waren,  wurde  das  Privileg  bei- 
gelegt, s.  die  dtirten. 

7  Also  der  Sakristei,  den  Glockenthürmen, 
Yorhöfen,  Säulenhallen,  Fagnan.  1.  c.  n.  15; 
Avanzinl-Pennacchl  p.  663 fl. 

8  Auf  Grund  des  c  6.  C.  XYII.  qu.  4  cit.  (s. 
0.  S.  387.  n.  3>  Doch  ist  später  die  Ansicht 
herrschend  geworden ,  dass  dies  nur  gelte ,  wenn 
eine  Gewohnheit  dafür  spreche,  Ferraris  Lc. 
n.  21.  Vgl.  auch  Avanzinl-Pennacchl 
p.  667. 

9  S.  c.  20.  36.  C.  dt.  u.  c.  6  (Luc  HI.)  X. 
h.  t.  m.  49.  lieber  die  Berechnung  der  im  Text 
erwähnten  Zahl  der  Schritte ,  wenn  der  Kirchhof 
um  die  Kirche  herumliegt,  s.  Reiffenstuel 
n.33. 

10  F  e  r  r  a  r  1  s  n.  30,  nach  einer  weit  verbreiteten 
Ansicht  auch  schon  solchen  Privatoratorien, 
welche  mit  Genehmigung  des  Bischofs  errichtet 
sind,  Schmalzgrueber  n.  131;  Reiffen- 
stuel n.  42;  Avanzini-Pennacchi  p.  667. 

"  Vgl.  GregorU  XIV.  const.  cit  %.  2. 

^  c.  36.  C.  XVII.  qu.  4.  Ob  auch  solchen 
ausserhalb  der  Diöcese  war  streitig,  Fagnan. 
n.  29;  Schmalzgrueber  n.  137;  Ferraris 
n.  71. 

Ebenso  bestand  eine  Kontroverse  über  das 
Asylrecht  der  Paläste  solcher  Kardinäle ,  welche 
nicht  Bischöfe  sind,  s.  Bd.  1. 356,  F  ag  n  a  n.  n.  32 ; 
Schmalzgrueber  n.  139;  Reiffenstuel 
Q.  53  und  dazu  (adnot.  LVIIL  d.  Ausgabe  v.  V. 
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2.  Was  diejenigen  Personen  betrifit,  welche  an  sich  des  Asylrechtes  theilhafüg 
werden  können,  so  sind  dies  nicht  nur  katholische  Laien,  selbst  wenn  sie  namentlich 
interdicirt  oder  exkommnnicirt  sind^,  sondern  auch  Kleriker  ^  nnd  Mönche  ^^  sowie 
femer  Ungetanfte  '*,  und  nach  einer  weit  verbreiteten  Meinung  auch  Ketzer,  sofern  sie 
nicht  gerade  wegen  der  Ketzerei  verfolgt  werden  und  dagegen  den  Schutz  des  kirch- 
lichen Asyls  nachsuchen  \ 

3.  Den  an  sich  des  Asylrechtes  fthigen  Personen  steht  dasselbe  zu ,  wenn  sie 
a.  wegen  eines  Verbrechens  oder  auch  b.  wegen  einer  blossen  civilrechtlichen 
Schuld,  um  sich  der  Verhaftung  zu  entziehen®,  in  eine  kirchliche  Asylstätte  ge- 
flohen sind. 

Im  ersteren  Falle  ist  es  gleichgültig,  ob  sie  bereits  verurtheilt  waren  ^  oder  nicht, 
und  ob  sie  sich  der  Verhaftung  durch  ihre  Flucht  entzogen  haben  oder  aus  dem 
Untersuchungs-  oder  gar  aus  dem  Strafgefängniss  nach  begonnener  Verbttssung  der 
Strafe  entwichen  sind^. 

Im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  der  prompten  Handhabung  der 


Pelletier  yoL   V.   p.   719;  Ferraris   n.  71; 
ATanzinl-Pennaccbip.  672. 

Dem  aus  den  Mittheilungen  im  Text  hervor- 
gehenden Bestreben,  das  Asylrecht  als  ein  Pri- 
yileg  der  Kirche  zu  erweitem,  entsprach  es, 
wenn  man  dasselbe  auch  denjenigen,  welcher 
sich  an  die  Seite  eines  das  Sanktissimum  tragen- 
den Priesters  nnd  in  eine  mit  dem  Sakramente 
einberziebende  Prozession  gefluchtet  hatte ,  nm 
deswillen  beilegte,  weil  Cbrlstns  dnrch  seine 
Gegenwart  jeden  Ort  heilige,  nnd  weil  seinem 
Leibe  dasselbe  Becbt,  wie  den  Statuen  der  römi- 
schen Kaiser  (s.  o.  S.380.  n.  2)  zukommen  müsse, 
sah  sieb  nun  aber  gezwungen,  das  Recht  für  den 
im  Kerker  befindlichen  Gefangenen,  welchem  der 
Priester  das  Sakrament  brachte,  und  ToUends  für 
denjenigen,  welcher  die  Eucharistie  nahm ,  aus- 
zuschliessen,  Schmalzgruebern.  143;  Reif- 
fenstuel  n.iS;  Ferraris  n.27.  Konnte  man 
mit  der  Analogie  nicht  mehr  ausreichen  oder  er- 
schien dieselbe  zweifelhaft,  so  Hess  man  wenig- 
stens die  Erweiterung  gelten ,  wenn  sie  auf  Ge- 
wohnheit beruhte,  so  in  Betreff  des  Asylrechts  der 
Kreuze  an  den  Wegen,  da  die  betreffenden  Stellen 
des  Konzils  v.  Clermont  (s.  o.  387.  n.  3)  nicht  in 
das  Corpus  iuris  Aufnahme  gefunden  hatten, 
Schmalzgrueber  n.  150. 

1  Darüber  wsr  man  in  der  Doktrin  einig, 
Schmalzgrueber  n.  155;  Reiffenstuel 
n.  55;  Ferraris  n.  137;  ATanzini-Pen- 
nacchi  p.  678. 

2  Darüber  hat  man  früher  Tiel  gestritten.  Die 
verneinende  Ansieht  hat  sich  namentlich  auf  die 
const  Gregor.  XIY.  dt. ,  welche  blos  Ton  den 
laiei  spricht,  gestützt,  Schmalzgrueber 
n.  164;  Reiffenstuel  n.58.  Vom  Standpunkt 
des  kanonischen  Rechts  konnte  dabei  nur  die 
Frage  für  die  Jurisdiktion  der  geistlichen  Gerichte 
in  Betracht  kommen,  weil  die  Kleriker  Ton  der 
Gewalt  jedes  weltlichen  Richters  befreit  waren. 
Die  Congr.  episc.  u.  immunit.  haben  sich  aber 
für  die  Ansicht  des  Textes  ausgesprochen,  Fer- 
rari s  n.  132  und  auch  die  Const.  Clement.  XII. 


cit.  und  Benedict  XIY.  dt  $.  6  stehen  auf  dem- 
selben Standpunkt.  S.  auch  ATanzinl-Pen- 
naccbip. 674. 

9  In  Betreff  dieser  sind  früher  ebenfalls  Zweifel 
erhoben  worden, namentlich  darüber,  ob  sie  gegen- 
über ihren  Oberen  das  Asylrecht  genlessen, 
Schmalzgrueber  Lc;  Reiffenstuel  n.73. 
Die  Knrial -Praxis  hat  aber  hier  dieselbe  Stellung, 
wie  in  Betreff  der  in  der  vor.  Anm.  gedachten 
Streitfrage  eingenommen,  Ferraris  n.  133  ff. ; 
Avanzini-Pennacchi  p.  675  und  Bene- 
dict XIV.  const  cit  §.  7. 

^  Also  namentlich  Heiden  und  Juden,  so  nach 
der  herrschenden  Meinung,  Fagnan.  adc.9X. 
dt  n.  59;  Schmalzgrueber  n.  160;  Reif- 
fenstuel n.  77;  AYanzini-Pennacchi 
p.  678  u.  nach  der  Praxis  d.  Congr.  immun,  s. 
Ferraris  n.  137. 

S  Die  Const  Gregor.  XIY.  dt  $.  3  scbliesst 
allerdings  schlechthin  die  haeresis  rei  aus ,  aber 
die  herrschende  Meinung  hat  diese  Stelle  auf  die 
Untersuchung  und  Bestrafung  wegen  der  Ketzerei 
beschränkt,  Schmalzgrueber  n.  157;  Reif- 
fenstuel n.  80;  Ferraris  n.  139;  Avan- 
zini-Pennacohi  p.  678. 

0  Fagnan.  ad  c.  9  X.  dt  n.57;  Schmalz- 
gruebern. 175,  so  auch  die  Praxis  der  Congr. 
immun.,  s.  Ferraris  n.155.  Die  Const  Gregor. 
XIY.  dt  $.  2  setzt  den  criminum  rei  die  fraudu- 
lenti  decoctores  gegenüber. 

7  Die  abweichende Yorsobrift  der  karolingischen 
Gesetzgebung,  s.o.S.386,  ist  durch  die  kirchlichen 
Rechtsquellen  nicht  recipirt  worden ,  und  daher 
hat  sich  die  gemeine  Meinung  auch  zu  Gunsten 
der Yerurtheilten entschieden,  Schmalzgrue- 
bern. 155. 

9  S.  die  Entscheidungen  der  Congr.  Immunit 
bei  Ferraris  n.  145. 149.  151.  152. 

Ebensowenig  Usst  die  gedachte  Congr.  das 
Privileg  dadurch  verwirkt  sein,  dass  der  Yer- 
brecher  bewaffnet  in  die  Kirche  geflohen  war, 
Ferraris  n.  148. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.221. 


Strafreohtspflege  hat  aber  das  kirchliche  Recht  gewissen  schweren  und  gemeinge- 
fthrlichen  Verbrechern  den  Schutz  des  Asyles  versagt. 

Nach  dem  Dekretalenrecht  gehdren  hierher  a.  die  publici  latrones^,  b.  die 
depopuiatores  agrorum^j  c.  die  Mdrder^,  ferner  nach  den  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert erlassenen  päpstlichen  Konstitutionen,  d.  die  viarum  grassatoreB^,  e.  die- 
jenigen, welche  einen  andern  in  einer  Kirche  oder  auf  einem  Kirchhofe,  oder 
von  einem  dieser  Orte  aus  getödtet  oder  verstttmmelt  haben  ^,   f.  die  Assassinen  ^, 


1  S.  0.  S.  387;  8.  auch  const  Gregor,  XIV.  cit 
§.  3.  Was  darunter  zu  vergteben  ist,  erscheint 
zweifelhaft.  Dass  der  latro  den  Beraubten  getödtet 
haben  muss,  so  Reif  f enstuel  n.  91 ;  Avan- 
zinl-Pennacchl  p.  683,  Ist  aber  jedenfalls 
nicht  erforderlich.  S.  im  Uebrigen  die  Erörte- 
rungen bei  Scbmalzgrueber  n.  187;  Reif- 
fenstuel  n.  90;  Ferraris  n.  94,  namentlich 
werden  die  Piraten  und  die  Raubritter  hierher 
gerechnet,  s.  auch  Fagnan.  1.  c.  n.  21.  Zu 
einem  abschliessenden  Resultat  Ist  die  Frage 
durch  die  Aelteren  nicht  gebracht ,  weil  man  bei 
dem  Bestreben  ,  möglichst  scholastische  Unter- 
scheidungen zu  machen,  übersehen  hat,  dass  pu- 
blicus  latro  sowohl  ein  Räuber  ist,  welcher  seine 
Raubthaten  öffentlich  ausübt ,  als  auch  ein  sol- 
cher, dessen  Vergehen  notorisch  Ist. 

Die  const.  Gregor.  XTV.  clt  %.  3  reiht  den  la- 
trones  die  viarum  grcusatores  an ,  d.  h.  Wege- 
lagerer, welche  sich  auf  den  öffentlichen  Strassen 
oder  in  der  Nähe  derselben  aufhalten  oder  in  Hin- 
terhalt legen  und  diedortVerkehrenden  ausrauben. 
Durch  die  Art  der  Begebung  des  Raubes  unter- 
scheiden sie  sich  Ton  den  latrones.  Femer  brau- 
chen sie  nicht  publici  grassatores  in  dem  vorhin 
erwähnten  Sinne  (s.  denTor.  Absatz)  zu  sein,  doch 
hat  man  über  das  Unterscheidungsmerkmal  des 
grassator  und  des  latro  ebenfalls  gestritten, 
Scbmalzgrueber  n.  192;  Reiffenstuel 
n.  94.  G.  6  X.  h.  tit.  m.  49  dt. :  ^nlsi  publicua 
latro  fuerit  Tel  noctumus  depopulator  agrorum, 
qni  dum  itinera  firequentata  vel  publicas  stratas 
obsidet  agressionis  insldiis,  ab  ecclesla  extrahi 
potesf^  giebt  den  Zwischensatz  ^^qui"  bis  „obsidet^, 
welchen  die  const.  Gregor.  XI V.  cit.  zur  näheren 
Qualifikation  der  grassatores  benutzt  („publici 
latrones  viarumque  grassatores ,  qui  itinera  fire- 
quentata publicasque  stratas  obsldent  ac  vlatores 
ex.  Insidlis  aggredinntur'*)  nur  als  Grund  für  die 
Ausschliessung  des  Asylrechtes  an ,  wie  dies  na- 
mentlich die  Worte  der  parsdecisa  hinter  insidlis 
(^pro  facinoris  magnitudine,  quum  et  communem 
utilitatem  Impediat  et  nocere  omnlno  moUatur") 
zeigen. 

VgL  endlich  noch  Const  Benedict.  XIII.  clt. 
$.  3 :  „unicam  tantnm  grassatlonem  In  Tla  pu- 
blica aut  Tlcinali  admissam  suffleere  ad  hoc ,  ut 
quis  pablicus  latro  et  grassator  dlci  Taleat,  dum- 
modo  tamen  grassati  mors  aut  mutilatio  mem- 
brorum  secuta  fuerit,  .  .  .  deflnlmus^ 

2  c.  6  X.  UI.  49  clt.  und  constlt.  Gregor.  XIV. 
dt. ,  welche  aber  das  Beiwort :  ;,nocturnus"  fort- 
gelassen hat.  Unter  den  depopulatores  agrorum 
sind  diejenigen  zu  verstehen,  welche  Aecker  und 
Weinberge  verwüsten,  Saaten  verbrennen  oder 
sonst  zerstören,  sei  es  aus  Rache,  sei  es,  um  sie 


zu  rauben,  Scbmalzgrueber  n.  195;  Reif- 
fenstuel n.  97. 

»  c  1  X.  de  homlcid.  V.  12  dt.  Da  die  const. 
Gregor.  XIV.  cit.  den  Ausschluss  des  Asylrechtes 
für  diejenigen  ausspricht  „qul  prodltorie  proxl- 
mum  suum  ocdderlnt",  so  hat  die  Doktrin  darin 
eine  Einschränkung  auf  diejenigen  gefunden, 
welche  eine  Ihnen  näher,  durch  ein  Verwandt- 
schafts-,  Abhängigkeits- ,  Freundschafts-  oder 
sonstiges  Verhältniss  verbundene  Person  mit 
Vorsatz  und  Ueberlegung,  namentlich  ohne 
vorangegangenen  Streit  oder  Zank,  ermorden, 
Scbmalzgrueber  n.  220;  Reiffenstuel 
n.116;  Ferraris  n.  108 ff.  Die  const.  Bene- 
dict. XIII.  clt.  deklarirt  die  Worte  Gregors  XIV. 
dahin:  „interfldentes  proxlmum  suum  anlmo 
praemedltatoacdeUberato",  hat  also,  da  proxlmum 
nur  soviel  wie  Nächster  helsst ,  ebenso  wie  o.  1 
X.  dt.  den  Mord  überhaupt  im  Auge,  doch  ist 
man  vielfach  bei  der  früheren  beschränkenden 
Auslegung  stehen  geblieben,  s.  Reiffenstuel 
u.  Ferraris  11.  cc.  Die  frdlich  nur  für  die 
päpstlichen  Gebiete  erlassene,  aber  auch  auf 
andere  Länder  ausgedehnte  const.  Clem.  XII. 
dt.  hat  dann  femer  die  im  Streit  mit  Waffen  oder 
anderen  tödtlichen  Instrumenten  begangene,  also 
die  vorsätzliche  Tödtung  dem  Morde  gleichgestellt 
und  erklärt ,  dass  die  const.  Benedikts  XIII.  auf 
volljährige,  vde  minderjährige  Kleriker  und  Laien, 
femer  nicht  nur  auf  den  Thäter,  sondern' auch  auf 
den  Anstifter,  Mitthäter,  Gehülfen  Anwendung 
finden  solle.  VgL  endlieh  auch  noch  die  bestäti- 
gende const.  Benedict.  XIV.  cit.  JS-  ^  ff.,  welche 
die  vorsätzliche  Körperverletzung  mit  tödtlichem 
Ausgang  der  Tödtung  gleich  behandelt  wissen  wUL 

4  S.  Anm.  1. 

5  So  in  Erweiterang  von  c  10  X.  III.  49  dt. 
const.  Gregor.  XIV.  cit  §.  3 :  „quive  homicldia 
aut  mutilatlones  membroram  in  ipsls  ecdesiis 
earumque  coemeteriis  committere  non  verentui^, 
und  Benedict.  XIII.  const.  dt.  $.  4  :  „qui  stantes 
in  ecclesla  vel  coemeterlo  interflciunt  stantes  extra 
ecdesiam  vel  coemeterium  aut  Ipds  membmm 
mutllant  necnon  eos  qui  stantes  extra  eccledam 
aut  coemeterium  ocddant  stantes  intra  ecdesiam 
vel  coemeterium  aut  lis  membmm  mutllant". 

<^  D.  h.  diejenigen,  welche  dnen  Mord  begehen, 
nachdem  sie  dch  durch  Geld ,  Geldeswerth  oder 
sonstlgeVersprechungen  dazu  haben  dingen  lassen, 
Scbmalzgrueber  n.  241;  Reiffenstuel 
n.  130  nach  const.  Gregor.  XIV.  dt.  §.  3.  Er- 
weitert durch  const.  Benedict  XUL  §.  5:  ^in 
crimine  assassinii  non  modo  mandatarlos  .  .  .  sed 
etiam  mandantes,  qui  eertum  praemium  aut  mer- 
cedem  dve  In  peounla  sive  in  allis  rebus  tradlde- 
rint  aut  promiserint,  quamvls  promissio  nullum 


§.  221.]         Die  Verwaltung  des  Kultus.  Das  Asylrecht  der  kirchlichen  Gebäude. 
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g.  die  Ketzer,  sofern  sie  wegen  der  Ketzerei  verfolgt  werden  ^,  h.  diejenigen,  welche 
gegen  die  Person  des  Landesherm  selbst  ein  Majestätsverbrechen  begehen^,  i.  die- 
jenigen, welche  sich  der  Verletzung  des  kirchlichen  Asylrechts  schuldig  gemacht 
habend,  k.  die  Verftlsoher  päpstlicher  Schreiben 4,  1.  die  Beamten  von  öffentlichen 
Kassen  oder  von  Depositenbanken,  welche  eine  mit  ordentlicher  Strafe  zu  belegende 
Veruntreuung  oder  Fälschung  hinsichtlich  der  ihnen  anvertrauten  Gelder  begangen 
haben ^,  m.  diejenigen,  welche  gangbare  Gold-  und  Silbennünzen  nachmachen,  ver- 
mischen, verringern  oder  wissentlich  derartige  Münzen  in  den  Verkehr  bringen  oder 
zu  bringen  suchen  <^,  n.  diejenigen,  welche  unter  dem  Vorgeben  obrigkeitliche  Be- 
amte zu  sein,  zur  Begehung  von  Räubereien  in  fremde  Häuser  eindringen  und  bei  der 
Verflbung  des  Raubes  zugleich  eine  dort  befindliche  Person  tödten  oder  verstümmeln  ?, 
endlich  o.  diejenigen,  welche  einen  andern  im  Zweikampfe  getödtet  oder  so  schwer 
verwundet  haben,  dass  der  Tod  nachher  erfolgt  ist^. 

4.  Die  Wirkungen  des  Asylrechtes.  Der  Flüchtige ,  welcher  die  privi- 
legirte  Stätte  einmal  betreten  oder  erreicht^  hat,  darf  weder  von  derselben  zurück- 
gewiesen ,  noch  wider  seinen  Willen  durch  einen  anderen ,  selbst  nicht  durch  die 
Organe  der  öffentlichen  Rechts-  und  Sicherheitspflege  ^<^,  entfernt  ^i,  ja  auch,  da  ihm 
das  Privileg  nicht  persönlich  zusteht,  sondern  ihn  das  lokale  Privilegium  der  Stätte 
nur  mittelbar  schützt,  nicht  einmal  mit  seinem  Willen  verhaftet  oder  abgeftihrt^^ 
werden.    Femer  ist  jede  Bewachung  oder  gar  die  Gefangenhaltung  des  Flüchtigen 


habnerit  effectum ,  dummodo  assassiniam  patra- 
tnm  fuerit,  ab  eccieslasticae  immunitatis  bene- 
flcio  excludimus",  b.  auch  Ferraiis  n.  117. 

1  S.  0.  S.  389. 

2  Gregor.  XIV.  cit.  $.  3:  ,,lae8ae  maiestatis 
In  peraonam  ipsinamet  piineipis  rei^. 

8  Benedict.  XIII.  const.  dt.  J.  4 :  ;,qui  confu- 
gientibos  vim  infemnt  atque  ipaos  ab  ecclesia 
alioTe  looo  immnni  Tlolenter  extrahunt  et  abdu- 
onnt,  dedarantes  .  .  .  eiuamodi  reos  non  illins 
tantnm  eeoleaiae,  quam  Tiolarant,  sed  cnins- 
eumqne  alterliu  ecclesiae  inunanitate  gandere 
nequaqaam  poese  aat  debeie". 

«  L.  e.  $.  6 :  „Falsillcantea  Uteraa  apostoUcaa«. 

^  L.  c :  ^miniBtios  montls  pietatis  yoI  alterins 
pablid  telonei  ant  band  pro  depositia  prindpls 
priTatanimqae  personarum  destlnati  furtum  ant 
falsitatem  in  praedictis  lods  commlttentes,  cuius 
latione  arca  pecuniaria  ita  minuatur ,  ut  poenae 
ordinaiiae  locus  dt". 

0  L.  c. :  „Oonflantes,  adulterantes  yel  tonden- 
tes  quaacunque  monetaa  auieas  Yel  argenteas, 
etlam  prlndpum  exteiorum,  quotiescumque  In 
loeo  aut  provlnda,  nbl  crimen  admittitur,  libe- 
rum habeant  uaum  et  commercium  Tel  ipsas  mo- 
netas  conflatas,  adulteratas  aut  detonsas  sdentes 
ita  expendeie  et  erogare  praesumentea,  ut  fraudls 
eonsdi  aut  participes  cenaerl  possint". 

7  L.  c :  ^llos  demum ,  qui  sub  nomine  curiae 
seee  Introducunt  in  alienas  domos,  animo  Ibidem 
perpetrandi  rapinaa  easque  re  ipsa  committunt 
cum  bomiddio  aut  mutllatione  membrorum  ali- 
cniua  ex  domestlda  earumdem  aedlum  vel  etiam 
extranei,  quem  Ibi  forte  reperiri  contigerit,  dum- 
modo homlddlum  vel  membrorum  mutüatio  se- 
quatur^. 


8  Benedict  XIV.  const  Detestabilem  v.  10. 
November  1762.  S-  8,  eiusd.  bull.  4,  17:  „ut  d 
qnis  in  duello  sive  publice  sive  privatim  Indlcto 
homlnemocciderit,  sivehic  mortuus  fuerit,  in  loco 
conflictns  slve  extra  lllum  ex  vnlnere  In  dnello 
accepto ,  tamquam  interlldena  proximum  suum 
animo  praemedltato  ac  deliberato  ad  formam 
conat.  .  .  .  Benedict  XII.  (s.  o.  S.  390.  n.  3)  . .  . 
ab  ecdeslastlcae  immunitatis  benefldo  exclusus 
et  repulsus  omnino  censeatur^'. 

9  Also  z.  B.  die  Thflrme  oder  die  Wände  einer 
Kirche  berührt  oder  das  Dach  derselben  erklettert 
bat,  Schmalgrueber  n.  123,  Relffenstuel 
n.  30  und  die  Entsch.  d.  Congr.  1mm.  bei  Fer- 
raris n.  16. 

10  Selbst  auch  nicht  von  den  Verwaltern  der 
Jdrchllchen  Gerichtsbarkeit. 

ii  c.  6  X.  lU.  49  clt  Damit  er  nicht  indirekt 
durch  Hunger  zur  Aufgabe  des  Asyls  gezwungen 
wird,  soll  er  auch  im  Nothfalle,  wenn  er  von  seinen 
Verwandten  oder  anderen  keine  Nahrungsmittel 
erhält,  diese  auf  Kosten  der  kirchlichen  Stätte, 
in  welcher  er  sich  befindet,  empfangen.  Dafür  be- 
rufen sich  die  Kanonlsten  auf  die  c.  6.  0.  J.  I.  12 
clt,  sowie  darauf,  dass  sonst  das  Asylieoht  nicht 
durchführbar  sei,  Relffenstuel  n.  167;  Fer- 
raris art.  III.  n.  29.  Die  Verhinderung  der  Zu- 
stellung von  Lebensmitteln  durch  die  öffent- 
lichen Organe  gilt  aus  demselben  Grunde  eben- 
falls als  Verletzung  des  Asylrechts.  Vgl.  auch 
oonst  Benedict  XIV.  OfflcU  nostr.  clt.  J.  14. 

12  Denn  es  sollen  überhaupt  derartige  obrig- 
keitliche Akte  nicht  beliebig  in  der  Kirche  vor- 
genommen werden,  Relffenstuel  n.  161; 
Ferraris  n.  3. 
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an  der  Asylstätte  ausgeschlossen  ^  Ebensowenig  dürfen  ihm  diejenigen  Sachen, 
welche  er  in  dieselbe  mitgebracht  2,  ja  selbst  nicht  einmal  seine  Waffen  abgenommen 
werden  \  Endlich  ist,  so  lange  er  in  dem  Asyle  weilt,  eine  Yenirtheilang  zum  Tode 
oder  zu  einer  Körperstrafe ^  gegen  ihn  unstatthaft^.  Alle  Rechtshandlungen,  nament- 
lich alle  prozessualischen  Akte,  welche  unter  Verletzung  der  gedachten  Bestimmun- 
gen vorgenommen  worden  sind,  ermangeln  der  Gültigkeit,  und  ist  der  Oeflflchtete 
selbst  unzul&ssigerweise  aus  der  Asylstfttte  entfernt  worden,  so  muss  er  zuvörderst  in 
dieselbe  zurflckgeliefert  werden*. 

5.  Die  Auslieferung  des  Flflchtigen.  W&hrend  nach  dem  Dekretalen- 
recht  die  Auslieferung  des  Flüchtigen  wider  seinen  Willen  durch  den  Vorsteher  der 
kirchlichen  St&tte,  in  welche  er  geflohen  war,  erfolgen  konnte  7,  falls  der  Richter  die 
Verschonung  mit  Strafe  an  Leib  und  Leben  gesichert  hatte,  hat  die  spätere  Doktrin 
und  die  Kurial-Praxis  ^  dies  fdr  alle  Fälle,  in  denen  es  sich  nicht  um  ein  mit  Verlust 
des  Asylrechtes  bedrohtes  Verbrechen,  um  einen  s.  g.  casus  excepius,  handelte,  für 
unstatthaft  erklärt ». 

Wurde  dagegen  das  Vorliegen  eines  solchen  Ausnahmefalles  von  der  weltlichen 
Obrigkeit  behauptet,  so  war  dieselbe  nicht  berechtigt,  den  Flflchtigen  ihrerseits  aus 
dem  Asyl  zu  entfernen  und  sich  seiner  zu  bemächtigen  ^0,  vielmehr  hatte  sie  sich  an 
das  geistliche  Oericht  zu  wenden,  damit  das  letztere  nöthigenfalls  unter  Beihfllfe  des 
weltlichen  Richters  die  erforderliche  Untersuchung ,  den  s.  g.  Informativprozess, 
darflber  anstellte,  ob  ein  die  Auslieferung  rechtfertigendes  Verbrechen  vorläge,  und 
die  Ueberftthrung  des  Flflchtigen  aus  derAsylstätte  in  ein  kirchliches  oder  auch  unter 
den  erforderlichen  Cautelen  Aber  die  Restitution  des  Verbrechers  in  ein  weltliches 
Oefilngniss  veranlasste  ^^  Die  definitive  Entscheidung  darflber,  ob  ein  Verbrechen  der 
gedachten  Art  begangen  worden,  also  die  Auslieferung  zu  erfolgen  habe ,  war  aus- 
schliesslich dem  Bischof  oder  seiner  vorgesetzten  Instanz,  unter  Ausschluss  jedes 
andern  kirchlichen  Ordinarius,  selbst  des  praelati  nullius  ^^  und  päpstlich  ernannter 


1  Schmalzgrnebei  n.   268 ;    B  e  i  f  f  e  n  -  aber  die  Belassung  des  Flüchtigen  in  der  Kirche, 

stneln.  171;  Ferraris  n.  9 ff.  namentlich  eines  solchen,  welcher  sich  den  An- 

s  So  die  Doktrin  auf  Grand  des  c.  6  0.  XYII.  griffen  seiner  Gläubiger  zn  entziehen  suchte,  der 

qu.  4  („Tel  bona  eins") ,  aber  nur  in  Betreff  der  Gerechtigkeit  zu  sehr  Hohn   gesprochen  haben 

dem  Flüchtigen  elgenthümlich  gehörigen ,  nicht  würde ,  sind  päpstliche  Indulte  zur  Ausweisung 

fremder  Sachen,  Schmalzgrueber  n.  270;  aus  der  kirchlichen  Stätte  ertheilt  worden,  I.e. 

Reif  fenstuel  n.  170.  n.  54ff. 

8S.dieEntsch.d.  Congr.lmmunit.beiFerra-  w  Const Gregor. XIV. cit  §.  4 ;  Benedict  XIII. 

ri8n.32ff.,  wohl  abermitErlaubnlssdes  Papstes.  %.  8;  Benedict.  XIY.:  OfAcii  $.  14.    Nach  der 

^  Zu  diesen  Strafen  rechnet  man  auch  Ga-  ersteren,  J.  31.  f.,  konnte  der  Flüchtige,  wenn  es 

leerenstrafe  und  Exil,  S  chmal  zgrueber  n.271.  notorisch  oder  unzweifelhaft  war,  dass  ein  casus 

s  Wohl  aber  andere,  namentlich  Geldstrafen.  exeptus  in  Frage  stand,  ohne  Weiteres  durch  die 

Auch  konnte  gegen  ihn  auf  Schadenersatz  geklagt,  kirchlichen  Yorsteher   ausgeliefert  werden,   so 

und  nöthigenfalls  die  Exekution  in  das  ausser-  wenigstens  nach  einer  Meinung,  s.  Reiffen- 

halb  des  Asyls  befindliche  Vermögen  yollstreckt  stuel  n.l82. 183.  Das  Ist  aber  Jedenfalls  durch 

werden,  Schmalzgrueber  n. 271. 292;  Reif-  die  const  Benedict  XIII.  L  c.  beseitigt  worden, 

fenstuel  n.  166.  S.  auch  Avanzini-Pennacchi  p.  694.  n.  1. 

«  Schmalzgrueber  n.  171  173.  299;  auch  "  Gregor  XIV.  J.  6;  Benedict  XIII.  1.  c; 

Ferraris  n.  70ff.  Benedict.  XTV.  §.  12. 

7  c.  6.  X  III.  49  cit  12  So  durch  Gregor.  XIV.  §.  4 ,  nach  welchem 

9  Seit  dem  Erlass  der  const.  Gregor.  XIV.  cit  noch  die  Deputirung  eines  anderen  Beamten  durch 

^Schmalzgrueber  n.  363 ;  Reiffen-  den  Bischof  zugelassen  war.  Das  letztere  ist  aber 
stuel  n.  178.  Die  Congr.  immun,  hat  die  Ent-  durch  Benedict  XIII.  $.  9  beseitigt  worden, 
fernung  eines  solchen  Flüchtigen  auf  Veranlas-  Während  indessen  nach  $.  8  der  Bischof  immer 
sung  des  Bischofs  ohne  päpstliche  Erlaubniss  für  schon  zu  der  Untersuchung  einen  Beamten  ab- 
unstatthaft erklärt ,  Ferraris  n.  46ff.   Da,  wo  zuordnen  hatte,  ist  ihm  durch  Benedikt  XIV. 
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Conserratoren  vorbehalten ^  und  falls  die  Auslieferung  beschlossen  wurde,  sollte 
sie  nur  unter  ausdrücklicher  Zusicherung  des  weltlichen  Richters ,  dass ,  falls  durch 
die  spätere  Untersuchung  das  Vorhandensein  eines  Ausnahmefalles  nicht  festgestellt 
werden  würde,  eine  Rflcklieferung  des  Flüchtigen  an  die  geistliche  Obrigkeit  und  in 
das  Asyl  erfolgen  werde  ^. 

6.  Die  Strafe  für  die  Verletzung  des  Asyl  rechtes.  Als  Strafe  fflr 
jede  Art  der  Verletzung  des  Asylrechtes ,  welche  als  »acrüegiwn  gilt  3,  kennt  das 
Kirchenrecht  die  grosse  Exkommunikation  ^  IcUae  sentmüae^.  Die  Absolution  ist  dem 
Papste^  vorbehalten,  und  wird  allein  unter  der  Bedingung,  dass  der  Schuldige  der  ver- 
letzten Kirche  Oenugthuung  leistet,  und  namentiich  der  Flüchtige  wieder  zurückge- 
geben wird,  gewährt.  Sie  entbehrt,  fidls  diesen  Erfordernissen  nicht  vorher  genügt 
worden  ist,  der  Gültigkeit^. 

in.  Die  weitere  Entwicklung  des  Asylrechtes  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert, seine  Beschränkung  und  Beseitigung  durch  die  weltliche 
Gewalt.  Das  weltliche  Recht  des  Mittelalters  ist  ebensowenig,  wie  das  frühere 
germanische  Recht,  dem  auf  dem  Boden  der  Kirche  entwickelten  Asylrecht  prinzi- 
piell entgegentreten,  da  dasselbe  in  denjenigen  Zeiten,  in  welchen  die  Selbsthülfe 
noch  nicht  zu  beseitigen  war,  und  die  öffentliche  Strafe  durch  Uebereinkunft  abgelöst 
werden  konnte ,  sich  als  ein  geeignetes  Mittel  erwies,  den  Verbrecher ,  meistens  den 
Todtschläger,  gegen  eine  rohe  und  grausame  Ausübung  der  Rache  zu  schützen. 
Von  weltlichen  Fürsten  ist  das  Recht  sogar  vielfach  an  Klöster^,  und  femer 
auch  an  nicht  kirchliche  Oertlichkeiten,  z.  B.  an  einzelne  Städte^,  verliehen  wor- 
den. Wenn  die  Partikularsynoden  dieser  Zeit  stets  von  Neuem  die  Beachtung  des 
Asylrechtes  einschärften  i^,  so  lagen  die  immer  wiederkehrenden  Verletzungen  dessel- 


$.  12  gestattet,  diese  in  dringenden  Fällen  durch 
die  vicarii  foranei  oder  andere  Deputirte  vor- 
nehmen ZQ  lassen. 

^  FQr  exemte  Asyltt&tten  hatte  also  der  Bischof 
des  nächstgelegenen  Bischofssitzes  die  betroffen- 
den Funktionen  wahrzunehmen,  und  dasselbe 
galt  bei  der  Erledignng  des  zuständigen  Bischofs- 
sitzes, da  der  Kapitularrikar  ausgeschlossen  war, 
Ferraris  n.  44. 

2  Für  die  Nichtinnehaltnng  dieser  Verpflich- 
tung ist  die  im  Text  zu  6  erw&hnte  Censur  an- 
gedroht, const.  Benedict  XIU.  $.  8. 

8  c.  10  (Gelas.I.)  c.21  (Johann  VIII.)  0.  XVIL 
qu.  4.   S.  auch  o.  8.  169. 

^  Die  übrigen ,  in  den  Siteren  Stellen  ange- 
drohten Strafen ,  s.  z.  B.  e.  2i  0.  cit.  hat  man 
mit  Bücksicht  auf  c  0.  10.  19.  35  ead.  nicht 
mehr  angewendet  und  fand  später  dafür  in  const 
Gregor  XIV.  $.  4  eine  gesetzliche  Bestätigung. 

s  Nach  den  in  der  vor.  Anm.  citirten  Stellen 
des  Dekretes  war  die  excommunicatio  ferendae 
sent.,  zur  latae  s.  ist  sie  erst  durch  Gregor  XIV. 
a.  a.  0.  gemacht 

«  Auf  Grund  von  c.  3  (Paul  II.  v.  1468)  in 
Extr.  comm.  de.  poenit.  V.  9  (^^offensae  libertatis 
ecclesiasticae")  und  der  Bulle :  Ooena  domini, 
bestätigt  durch  Benedikt  XIII.  1.  c.  $$.  8. 9.  An 
Stelle  dieser  früheren  Vorschriften  ist  endlich 
die  Const  PU  IX.:  Sedis  apostolicae  t.  12.  Okto- 
ber 1869  getreten,  s.  o.  S.  888.  n.  1.  Danach 
ist  aber  der  blosse  Versuch,  die  Beihülfe  und 


die  Anstiftung  ohne  folgende  That  nicht  mehr, 
wie  früher,  unter  Strafe  gestellt,  ebensowenig  eine 
nicht  gewaltsame  und  nicht  freiwilligeVerletzung, 
s.  darüber  ATanzini-Pennacchi  p.  697; 
Heiner,  die  kirchlichen  Censuren  S.  176. 

7  Entsoh.  d.  Congr.  immunit  bei  Ferraris 
n.  162. 

S  Derartige  Privilegien  sind  von  Friedrich  I. 
1188  den  Chorherren  der  Kirche  zu  Goslar,  von 
Friedrich  II.  1228  dem  Kloster  zum  h.  Grabe  in 
Speier,  von  Heinrich  VII.  1225  dem  Schotten- 
kloster in  Nürnberg,  von  Wenzel  1892  dem  Stift 
Reichenau,  von  Heinrich  Pfalzgraf  zu  Rhein  und 
Herzog  V.  Baiem  1336  dem  Kloster  zu  Sossau  er- 
theilt  worden,  Frauenstädt,  Blutrache  S. 55 ; 
andere  Privilegien  bei  Pfeffinger,  Vitriarius 
Ulustratus  3,  1267. 

»  Frauenstädt  S.66.57u.Pfefflngerl.c 

10  Von  deutschen  Köln  1280.  c.  13,  1.  c.  24, 
358;  Prag  1349.  c.  44,  1.  c.  26,  93;  von  firanzö- 
sischen  S.  Quentln  1271  c.  2  (als  Strafe  ein- 
jährige interdictio  ingressus  ecdesiae),  M  an  s  i  24, 
19;  Bourges  1276.  o.  12  (Exkommunikation  ipso 
facto  und  Entziehung  der  von  der  Kirche  ab- 
hängigen Lehne),  1.  c  p.  175,  Nogaret  1303 
c.  6  (hier  auch  Verbot  der  Entziehung  der 
Lebensmittel),  1.  c.  25,  114;  Marciac  1326  c.  11 
(ebenso)  L  c  p.  779 ;  von  spanischen  Valladolid 
1322.  c  17  (ebenfalls  Verbot  der  Abschneidung 
der  Lebensmittel)  1,  c.  26,  712. 
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ben  an  dem  gewaltäl&tigen  Sinne  der  Zeit ,  da  weder  die  Yerletssten  noch  auch  die 
öffentlichen  Gewalten,  wenn  sie  dem  Uebelthäter  auf  der  Spur  waren,  bei  den 
vielfach  sich  durchkreuzenden  und  wenig  omfangreichen  Jnrisdiktionsgebieten  leicht 
geneigt  waren,  vor  der  Asylstfttte  Halt  zu  machen. 

Aber  je  weiter  die  kirchliche  Doktrin  das  Asylrecht  anszndehnen  suchte ,  desto 
mehr  musste  sie  mit  dem  weltliohen  Rechtsbewusstsein  in  Widerstreit  gerathen  ^ 
denn  mit  der  Vermehrung  der  Zahl  der  kirchlichen  Freistätten  traten  die  naohtheili- 
gen  Wirkungen  des  Asylrechtes,  dass  dadurch  gefährliche  Verbrecher  der  wohlver- 
dienten Strafe  entzogen,  und  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  in  bedenklichster 
Weise  beeinträchtigt  wurde,  immer  stärker  hervor  2.  Die  Kirche  hatte  allerdings  in 
Berücksichtigung  dieser  flblen  Wirkungen  schon  einzelne,  die  öffentliche  Sicherheit 
gefährdende  Missethäter ,  die  latrones  publtci  und  die  depoptdatores  agrorum  nocturm 
des  Asylrechtes  ftir  verlustig  erklärt  ^^  indessen  handelte  es  sich  dabei  nur  um  ver- 
einzelte  Ausnahmen,  und  Überdies  war  die  weltliche  Straf  rechtspflege  dadurchgehemmt, 
dass  die  Kirche,  ehe  sie  sich  zur  Auslieferung  verstand,  das  Recht  beanspruchte,  Aber 
das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  derselben  zu  befinden.  So  musste  das  Asylrecht 
in  vielen  Fällen  als  eine  ungerechtfertigte  Beeinträchtigung  der  weltlichen  Gewalt 
erscheinen,  und  diese  wurde  seit  dem  14.  Jahrhundert  um  so  stärker  empfunden,  als 
die  weltlichen  Obrigkeiten  die  übermässige  Ausdehnung  der  geistlichen  Gerichtsbar- 
keit, welche  noch  indirekt  durch  das  Asylrecht  auf  Kosten  der  weltlichen  Jurisdik- 
tion erweitert  wurde,  wieder  einzuschränken  begannen.  Bei  den  politischen  Kämpfen 
der  Landesherren  und  weltlichen  Grossen  4,  in  Deutschland  auch  der  Städte  mit  den 
Kirchenfttrsten  bot  das  Asylrecht  den  letzteren  von  selbst  dadurch  einen  erheblichen 
Machtzuwachs,  dass  sie  durch  dasselbe  ihre  Anhänger  den  Verfolgungen  ihrer  Geg- 
ner entziehen  konnten.  Kein  Wunder ,  dass  daher  in  diesen  Streitigkeiten  von  der 
benachtheiligten  Partei  das  Asylrecht  fast  immer  verletzt  wurde  ^,  dass  die  weltliche 
Gewalt  nunmehr  das  Asylrecht  durch  eigene  Maassnahmen  zu  beschränken  begann^, 
namentlich  aber  bestimmte  Kategorien  von  Verbrechern  desselben  fflr  verlustig  er- 


1  Die  süddeutschen  Rechtsbücher ,  welche  des  conquest  1. 1 ,  S  c h  m  i  d,  Gesetze  d.  Angelsachsen 
Asylrechtes  erwähnen,  Schwabensp.  (ed.  L  a  s  s  -  S.  322 ,  traten  derartige  Kampfe  zwischen  den 
berg)  art.  329;  Stadt  n.  Landiechtsbnch  Rup-  geistlichen  nnd  weltlichen  Baronen  schon  in  der 
recht  V.  Freysing  c  209,  nnd  wesentlich  die  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrh.  hervor,  s.  die  Sy- 
0.  S.  386.  n.  5  cit.  Stelle  d.  lex  Alamannor.  noden  v.  Morton  1258,  Mansi  23,  980,  und 
wiedergeben ,  ebenso  das  Angsbnrger  Stadtrecht  Lambeth  1261,  1.  c.  p.  1068,  welche  namentlich 
V.  1276  Art.  13,  kennen  nnr  ein  Asylrecht  für  auch  die  Entziehung  der  Lebensmittel  nnd  die 
Kirchen  nnd  Kirchhöfe,  nicht  für  sonstige  klrch-  Bewachnng  des  Schuldigen  in  den  Kirchen  ver- 
liehe Stätten ,  namentlich  nicht  für  die  Klöster.  bieten. 
Darur,  dass  es  diesen  nicht  ohne  Weiteres  zuge-  5  j„   ^j^^^^  ^^^^^  ^^^^^  ^^^  ^^^^^^^  ^^^ 

retenrirrn^^^  '^^^^^'^^^^^^^ 

Privilegien  haben  ertheüen  lassen,  s.  0.  S.  393.  "^JttllZ'^^il,^^^^^ 

s  Das  erkennt  schon  die  Synode  V.  Köln  1280  Alamannlsches   Strafrecht  S.   129;    Kriegk, 

c.  13  cit.  au:  „nonnulli  homlcidia  mutllationes  deutsches Bürgerthnml. Mittelalter!,  214.  lieber 

membrorum  et  alla  maleflda  perpetrant,  quae  non  Belgien  s.  P  r  0  0  s  1 1.  c.  p.  36  fT. : 

essent  perpetraturi ,   nisi  quia  speraut  quod  ab  0  o  u       1     j      t»_i_xi  _.       ^      v  ä 

ecdesUs  ad  quas  confugiunt ,   se  tueri  posslnt  et  ^  ®  ^chon  in  den  PiivUeglen  der  Kaiser ,  s.  0. 

impuniUtem  suorum  excessuum  obtlneJe  ..."  8.  393.  n  8  so  z  B  in  dem  v  1228,  wurde  das 

'^  Asylrecht  allein  f  ö  r  bestimmte  Vergehen ,  gewöhn- 

3  S.  0.  S.  390.  lieh  bloss  für  Todtschlag  und  schwere  Körper- 

^  In  England,  wo  das  Asylrecht  auch  in  anglo-  Verletzung  ertheilt  Weitere  derartige  speelelleEr- 

normaniscber  Zeit  (über  dde  frühere  s.  S.  386.  lasse,  welche  sich  seitdem  mehren,  belFrauen- 

n.  7)  in  Geltung  geblieben  war,  Leg.  WUhelmi  städt  a.  a.  0.  S.  59. 
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klärte  S  oder,  wo  sie  sich  nieht  mit  der  kirchlichen  Anschaunng  in  Widerspruch 
setzen  oder  den  Widerstand  der  Oeistlichkeit  von  vornherein  ausschliessen  y^ollte, 
päpstliche  Indulte  auf  das  Recht  zur  EIntfemung  derartiger  Verbrecher  aus  den 
kirchlichen  Asylen  zu  erlangen  snchte^.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  blieb  das  Asyl- 
recht in  Folge  dessen  im  wesentlichen  allein  für  diejenigen  Vergehen,  welche  nicht  an 
die  Ehre  gingen,  also  namentlich  für  den  fahrlässigen  oder  im  Affekte  verübten  Todt- 
schlag,  praktisch  ^,  Dieser  Strömung  konnte  sich  die  päpstliche  Gesetzgebung  selbst 
nicht  mehr  entziehen,  um  so  weniger,  als  nicht  nur  im  16.  Jahrhundert  die  Konflikte 
zwischen  den  weltlichen  und  kirchlichen  Obrigkeiten  wegen  des  Asylrechtes  fort- 
dauerten 4,  sondern  dasselbe  auch  in  Frankreich  durch  die  den  Richtern  gestattete  Ver- 
haftung von  Flüchtigen  in  den  Asylen,  so  gut  wie  ganz  beseitigt  worden  war^.    In- 


1  Landfrieden  d.  Herzöge  Stephau ,  Albrecht 
and  Wilhelm  t.  Baiem  v.  1352,  Quellen  z. 
deutsch,  u.  baier.  Gesch.  6,  421 :  „Bei  erstem 
wollen  wir,  dass  alle  unsere  Amtleute  und  auch 
alle  Leut  gemeiniglich  zu  Niederbaiem  allen 
schädlichen  Leuten ,  es  seien  Räuber ,  Brenner, 
Morder  oder  Diebe  unser  Land  yerbieten  und  sie 
daraus  entschlageu,  also  dass  sie  an  keiner  Stätte, 
in  alter  oder  in  neuer  Freiung,  Fried  noch  Sicher- 
heit behalten  sollen^.  Die  Mainzer  Pfaffen- 
rachtung  von  1435  bestimmt,  dass  notorische 
Missethäter,  welche  Leib  und  Leben  verwirkt 
haben,  aus  dem  Asyl  weggeführt  weiden  dürfen, 
Würdtwein,  subsidia diplom.  13, 57 ;  H e ge  1, 
Verfassungsgesch.  v.  Mainz.  Leipzig  1882.  S.  131. 
Das  1434  zwischen  Philipp  v.  Burgund  und  dem 
Bischof  V.  Utrecht  geschlossene  Konkordat  er- 
klärt in  Uehereinstimmung  mit  früheren  Ver- 
ordnungen die  Mörder  und  Hochveiräther  des 
Asylrechts  für  verlustig,  Friedberg,  Gränzen 
zw.  Staat  u.  Kirche,  S.  592.  594.  In  Oesterreich 
wurden  dagegen  durch  Herzog  Rudolf  in  der 
Stadtordnung  für  Wien  v.  1361  die  Asylrechte 
mit  Ausnahme  zweier  kirchlicher  Stätten  in  der 
Stadt  beseitigt,  eine  Verordnung,  welche  fireilich 
zugleich  auf  die  Beschränkung  der  weltlichen 
Asyle  abzielte ,  B  er  ch to  1  d ,  die  Landeshoheit 
Oesterreidis.  München  1862.  S.  210. 

3  So  erhielt  der  Herzog  Johann  IV.  v.  Brabaut 
1418  von  Martin  V.  ein  solches  Privileg,  wobei 
freilich  den  Bischöfen  die  Untersuchung  über  das 
Vorliegen  des  betreffenden  Verbrechens  gewahrt 
war,  s.  Zech  diss.  dt.  bei  S  chmidt,  thesaur. 
iur.  eccles.  5,  344;  Proost  L  c  p.  60;  ein 
weiteres  für  England  v.  Julius  II.  v.  1504  Zech 
ibid.  p.  345;  für  Antwerpen  v.  1459  v.  Pins  II. 
Proost  p.  62.  VgL  femer  die  cit  Bulle  Gre- 
gors XIV.  V.  1591  im  Eingang:  „Cum  alias  non- 
nulli  praedecessores  nostri  et  praesertim. . .  Six.- 
tus  papa  (1471  — 1484)  neonon  Plus  etiam  V. 
(1566—1572)  . . .  diversas  facultates  et  indulta 
extrahendi  eüam  in  casibus  quibusdam  a  iure 
non  permissis  ex  ecdesiis  crüninosos  et  delin- 
quentes,  compluribus  saecularibus  principibus 
eorumque  curiis  et  magistratlbus  sub  variis  modls 
et  formis  conoesserint". 

3  Diese  Unterscheidung  machen  eine  Anzahl 
von  österreichischen  Weisthümem  aus  dem  15. 
Jahrh. ,  s.  die  Anführungen  beiFrauenstädt 
S.  61.  n.  41.    Auch  die  von  dem  Bischof  Georg 


v.  Bamberg  1507  erlassene  Bambergische  Hals- 
gerichtsordnung (wie  die  ihr  nachgebildete  Bran- 
denburgische v.  1516)  steht  auf  demselben  Stand- 
punkt, s.  Art.  207,  Zoepfl,  d.  peinL  Gerichts- 
ordnung Kaiser  KarFs  V.  3.  Ausg.  Leipzig  u. 
Heidelberg  1883.  S.  152:  „Item  in  geweyhten 
odergefreyten  stetten  sein  ausgeschlossen,  öffent- 
lich Räuber  oder  diejhenen  die  weg  und  Strassen 
mit  mörderey  und  rauberey  verlegen  und  un- 
sicher machen ,  Auch  welche  die  lewt  an  jrn 
eckem  und  fruchten  mit  brennen  oder  anderen 
bösen  ubeltatten  beschedigen  und  verderben. 
Auch  welche  dieselbigen  zu  verbringung  der  ob- 
bestimpten  übel  hausen  oder  halten,  Mere,  welch 
an  geweyhten  oder  gefreyten  stetten  ein  ubelthat 
thun,  die  können  sich  derhalb  sölllcher  stat  frey- 
heit  nit  gebrauchen ,  Und  mögen  die  obgemelten 
ubeltetter  alle  (darüber  doch  der  weltlich  gewalt 
peynlich  zu  richten  hat)  von  desselben  ordent- 
lichen weltlichen  gewalts  wegen  auff  Zulassung 
der  recht,  doch  so  es  ein  geystlich  fireyheit  betrifft, 
mit  wissen  des  pfaners  oder  obersten  derselben 
kirehen,  unversehrt  und  unverprochen  derselben 
freyheit,  zu  rechtlicher  und  peynlicher  straf  ge- 
nommen werden  und  dass  die  Ursachen  darumb 
sölich  nehmung  auss  geystlichen  fireyhelten  (als 
ob  stet)  zugelassen  ist,  nachmals  mit  genügsamen 
glauben  vor  unserm  bischöflichen  geystlichen 
gewalt  (Brandenburg,  vor  dem  bischöflichen  geyst- 
lichen gewalt ,  dahin  ein  yede  solliohe  sach  or- 
dentlich gehören)  angezeygt  bewisen  und  auss- 
gef ürt  werde ,  dann  wo  das  also  nit  geschehen, 
so  were  durch  deren  eingriff  die  geystlich  ftey- 
heyt  verprochen ,  Und  die  eingreyffer  derhalb  in 
die  pene  der  recht  gefallen.  Wo  sich  auch  begebe 
das  yemant  in  einer  geystlichen  freyheyten  (als 
ob  stet)  verpreche,  und  durch  den  weltlichen 
Richter  mit  ordentlicher  peynlicher  rechtlicher 
straffe  an  seinem  leyb  oder  leben  nit  gestrafft 
werden  möchte  oder  wurde ,  So  gepüret  die  buss 
und  straff  sölUcher  verbrechung  oder  enderung- 
halb  der  geystlichen  stete  sunste  niemand  dann 
dem  ordentlichen  geystlichen  Richter^  (ein  Ar- 
tikel, welcher  in  die  Carolina  nicht  übergegan- 
gen ist). 

^  Vgl.  Hegel,  Verfassungsgesch.  von  Köln. 
Leipzig  1877.  S.  CCLXIU.;  Osenbrüggen 
a.  a.  0.  S.  129. 

&  Ordonnanz  v.  Villiers-Goterest  v.  1539  art  66 : 
„qu'il   n'y  aura   Ueu   dUmmunittfs  pour  dettes 
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[§.M1. 


dem  Gregor  XIV.  in  seiner  wiederholt  angeführten  Bulle  v.  1591  ^  den  herrschenden 
Anschauungen  gemäss  eine  Anzahl  von  Verbrechen  des  Asylrechtes  ftlr  unwürdig 
erklärte,  suchte  er  durch  diese  Nachgiebigkeit  der  Kirche  die  Aufrechterhaltung  des 
Asylrechtes  im  Prinzip  zu  ermöglichen,  und  ihr  das  nicht  mehr  überall  belassene 
Recht  der  Entscheidung  über  die  Auslieferung  derjenigen,  welche  des  Asylrechtes 
verlustige  Missethaten  begangen  haben  sollten  2,  zu  wahren.  Aber  gegenüber  dem 
sich  immer  mehr  entwickelnden  Staatsbewusstsein  und  gegenüber  dem  herrschenden 
Staatskirchenthum  blieb  seine  Nachgiebigkeit  von  geringem  praktischen  Erfolgt,  viel- 
mehr vermehrte  sich  seitdem  die  Zahl  derjenigen  Länder ,  in  denen  das  Asylrecht 
seitens  der  Staatsgewalt  den  verschiedensten  Beschränkungen  unterworfen  wurde, 
stetig 4.  Auch  die  weiteren  Zugeständnisse,  welche  die  Kurie  im  18.  Jahrhundert 
dieser  Strömung  machte^,  änderten  nichts®,  und  es  war  damals  ftir  sie  schon  bedeu- 
tungsvoll, wenn  sich  die  Staatsgewalten  überhaupt  noch  von  ihr  bestimmte  Ermäch- 


lil  autres  matidres  civlles  et  se  pourront  tontes 
personnes  prendre  en  franebise  (et  sauf  ii  les 
rtfint^grer) ,  qnand  il  y  aora  prise  de  corps  dtf- 
cemtfe  contre  d'eux,  snr  les  informations  faites 
des  cas  dont  ils  soni  chargtfs  et  accus^s ,  et  qvCW 
solt  ainsl  ordonntf  par  les  Juges^  Danach  sollte 
Jeder  Flüchtige  durch  die  Oigane  der  weltlichen 
Gewalt  auch  an  Asylstatten  verhaftet  werden 
können,  falls  aber  der  weltliche  Richter  ihn  eines 
nicht  ausgenommenen  Verbrechens  schuldig  be- 
funden hatte,  restituirt  werden.  Damit  hatte 
also  die  weltliche  Gewalt  die  Entscheidung  in  die 
Hand  genommen ,  und  da  oft  genug  der  aus  dem 
Asyl  entfernte  nicht  zurückgegeben  werden 
mochte ,  ist  das  Asylrecht  in  Frankreich  seitdem 
thats&chlioh  ganz  beseitigt  gewesen,  Tgl.  van 
Espen,  diss.  cit  c7.  n.  Ö;  Durand  de  Mail- 
iane dictionnaire  de  droit  canonique,  s.  t.  im- 
munittf;  Beaurepairea.a.0.0,  352;  Schaeff- 
ner,  Gesch.  der  Rechtsverfassung  Frankreichs. 
2.  Ausg.  2,  661. 

i  S.  0.  S.  387.  n.  11. 

»  8.  0.  8.  395.  n.  2.  3  u.  5.  Dass  Gregor  XTV. 
richtig  erkannt  hat,  dass  gerade  mit  dem  Ver- 
luste dieses  Rechts  das  Asylrecht  für  die 
Kirche  praktisch  verloren  war,  zeigt  sich  darin, 
dass  er  alle  auf  die  Bewilligung  dieser  Befngniss 
gehende  Privilegien  seiner  Vorganger  in  der  ge- 
dachten Bulle  §.  2  widerrufen,  und  in  derselben 
genaue  Bestimmungen  über  die  Auslieferung  ge- 
troffen hat,  s.  0.  8.  392  u.  8.  395.  n.  2. 

3  In  Deatschland  um  so  weniger,  als  die  Pro- 
testanten das  Asylrecht  nicht  anerkannten ,  das- 
selbe also  in  den  protestantischen  Ländern  fort- 
fiel, und  auch  den  in  den  letzteren  nach  dem  west- 
filischen  Frieden  zur  Religionsausübung  berech- 
tigten Katholiken  für  ihre  Kirchen  nicht  bewil- 
wiUigt  wurde,  obgleich  die  rechtliche  Haltbarkeit 
dieser  Praxis  bestritten  war,  J.  H.  Boehmer, 
J.  E.  P.m.  49.  SS- 34  ff. 

^  In  Baiern  wurden  seit  dem  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  Züchtlinge,  und  dann  auch  Deser- 
teure des  Asylrechtes  für  verlustig  erklärt, 
Friedberg,  Gränzen zw. 8taat u. Kirche  8. 248. 
n.  2;  in  Oesterreich  1645  das  Recht  den 
Klosterkirchen  in  Wien  genommen,  a.  a.  0.  8. 133. 
134 ,  über  die  Beschränkungen  unter  Karl  Y.  in 


Brabant  und  im  Hennegau  s.  van  Espen 
1.  c.  c.  8,  wo  nach  den  getroffenen  Vereinbarungen  ^ 
die  Befngniss  über  Verletzung  des  Aaylrechtes 
seitens  der  weltlichen  Richter  zu  befinden ,  dem 
Fürsten  beigelegt,  und  den  Gerichten  das  Recht, 
bestimmte  Missethäter  aus  den  Asylstätten  zu 
entfernen,  zugestanden  war,  vgL  femer  Proost 
1.  c.  p.  116  ff.  Die  Republik  Venedig  gewährte 
schon  im  16.  Jahrh.  das  Asylrecht  nur  für  leieh- 
tere  Vergehen  und  verlangte  daher  die  Beachtung 
desselben  blos  seitens  der  niederen,  nicht  seitens 
der  höheren  Richter,  welche  über  schwere  Ver- 
brechen zu  urtheilen  hatten,  F.  8caduto,  stato 
e  chiesa  secondo  fra  Paolo  8arpi  Firenze  1885. 
p.  132.  n.  249;  Friedberg  a.  a.  0.  8.  694. 

B  8.  0.  8.  387.  n.  11. 

0  In  Oesterreich  wurde  1702  und  dann 
durch  V.  V.  16.  8ept.  1775  das  Asylrecht  für  eine 
Anzahl  von  Verbrechen  ganz  ausgeschlossen,  fer- 
ner auf  diejenigen  geweihten  8tätten ,  in  denen 
die  Ausspendung  des  8akramente8  erfolgte  oder 
das  Sanktissimum  aufbewahrt  wurde,  beschränkt, 
sodann  die  Richter  ermächtigt,  falls  die  Ausliefe- 
rung nicht  sofort  erfolgte,  diese  auch  mit  Gewalt, 
wennschon  unter  Vermeidung  Jedes  Auüiehens 
zu  erzwingen,  sowie  über  das  Vorhandensein 
eines  Ausnahmefalles  zu  entscheiden,  und  end- 
lich die  Verbergnng  oder  Fortschaffung  der  in  das 
Asyl  Geflüchteten  bei  schwerer  8trafe  verboten. 
Allerdings  sollte,  wenn  das  Vorhandensein  eines 
des  Asylrechtes  theilhaftigen  Vergehens  festge- 
stellt war,  der  Missethäter  der  Kirche  wieder  zu- 
gestellt werden,  Friedberg  a.  a.  0.  8.  149; 
Dann  a.  a.  0.  8.  356.  In  Toskana  wurde  das 
Asylrecht  durch  die  Anordnungen  Leopolds  I.  v. 
1769,  nach  welchen  alle  in  kirchliche  Asyle  Ge- 
flüchteten ,  mit  Ausnahme  von  Oivüschuldnem 
verhaftet  und  mit  möglichst  wenig  Aufsehen  in 
die  staatlichen  Gefängnisse  abgeliefert  werden 
sollten,  so  gut,  wie  ganz  beseitigt,  F.  8caduto, 
stato  e  chiesa  sotto  Leopolde  I.  Firenze  1885. 
p.  238.  239;  Friedberg  a.  a.  0.  8.  686.  Für 
Kurtrier  ordnete  die  Landesverordnung  von 
1786,  J.  J.  Scott!,  8ammlg.  trier.  Gesetze,  n. 
853 ,  die  Auslieferung  aller  Deserteure  aus  den 
Asylen  an. 
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tigungen  zu  ihrem  Vorgehen  in  den  mit  ihr  abgeschlossenen  Konkordaten  ^  oder  in 
besonderen  Indulten^  ertheilen  liessen,  nnd  dadurch  die  von  der  Kirche  festgehaltene 
Asylberechtignng  wenigstens  prinzipiell  anerkannten. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  schritten  endlich  schon  einzelne  Staaten  zur 
völligen  Beseitigung  des  Asylrechtes  3,  und  in  diesem  Jahrhundert  ist  diese  überall 
erfolgt ^>  da  der  moderne  Staat  seinerseits  keine,  seine  Strafrechtspflege  hemmende 
und  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdende  Einwirkung  der  Kirche  zu  dulden  in  der 
Lage  ist,  und  bei  dem  völlig  veränderten  Strafen-Systemen  irgend  ein  Bedürfniss  fftr 
die  Aufirechterhaltung  des  Asylrechtes  nicht  besteht.  Wenn  trotzdem  die  p&pstliche 
Gesetzgebung,  obwohl  sie  sich  sogar  ihrerseits  i.  J.  1831  veranlasst  sah ,  dasselbe 
fttr  das  Gebiet  des  Kirchenstaates  zu  beschränken^,  die  Androhung  von  kirchlichen 
Strafen  fOr  die  Verletzung  des  Asylrechtes  noch  in  unserer  Zeit  erneuert^  und  auch 
in  den  von  ihr  abgeschlossenen  Konkordaten  eine  Hindeutung  auf  dasselbe  aufge- 
nonmien^  hat,  so  hängt  dies  offenbar  mit  ihrer  traditionellen  Politik  zusammen,  nie- 
mals auf  kirchlicherseits  geltend  gemachte  Ansprüche  zu  verzichten,  und,  soweit  sich 
die  Gelegenheit  darbietet,  ihre  prinzipielle  Anschauung  auch  unter  Verhältnissen 
zum  Ausdruck  zu  bringen^  unter  denen  jede  Aussicht  auf  ein  damit  praktisch  zu  er- 
zielendes Ergebniss  geschwunden  ist. 

Obgleich  die  Kirche  heute  allerdings  noch  das  Verlangen  erheben  kann,  dass  die 
in  die  Kirche  geflüchteten  Verbrecher  unter  möglichster  Schonung  des  Gottesdienstes 
und  unter  Beobachtung  der  der  Heiligkeit  der  Kirchen  entsprechenden  Rücksicht  von 


1  So  in  dem  spanischen  Konkordat  y.  1737, 
Art  2.  3 ,  welcher  namentlioh  das  Asyliecht  für 
Landkirchen,  in  welchen  das  Sakrament  nicht 
aufbewahrt  wurde,  beseitigt,  Nnssi,  conyentlo- 
nes  de  rebos  ecciesiastids  loter  s.  sedem  et  dvl- 
lem  potestatem.  Mognnt.  1870.  p.  57.  58;  im 
Konkordat  für  das  Königreich  beiderSizillen 
T.  1741  0.  2,  in  welchem  noch  weiter  gehende 
Beschränkungen  der  Asylstätten  gemacht  wurden, 
und  die  sofortige  Herausgabe  der  flüchtigen  Ver- 
brecher an  den  weltlichen  Richter  durch  die  kirch- 
lichen Oberen,  um  sie  im  Namen  der  Kirche  Tor- 
läuflg  in  Haft  zu  halten,  vorgeschrieben,  auch  bei 
verweigerter  Herausgabe  die  Verhaftung  und  Ent- 
fernung durch  die  staatlichen  Beamten  gestattet 
Ist,  1.  c.  p.  78,  in  den  Konkordaten  mit  Sar- 
dinien 1742  art  9  und  1770.  art.  2«f.,  in  wel- 
chen sich  ähnliche  Vorschriften  befinden ,  1.  c. 
p.  107. 137. 

2  Ein  solches  Indult  hat  der  Kurfürst  Karl 
Theodor  y.  Baiem  auf  sein  Ansuchen  von  Cle- 
mens XUL  für  die  bairischen  Bischöfe  und  zwar 
dahin  erhalten,  dass  diese  militärische  Ver- 
brecher aus  den  kirchlichen  Asylstätten  gegen 
das  Versprechen  der  Verschonung  mit  Todes-  und 
anderen  schweren  Körperstrafen  an  ihre  Vorge- 
setzten auszuliefern,  ermächtigt  wurden ,  Zech 
in  Schmidt  thesaur.  6,  354. 

»  So  Friedrich  d.  Gr.  für  Sohlesien,  s.  Ed.  v. 
7.  Februar  1743,  Thelner,  ZusUnde  d.  kath. 
Kirche  1.  Schlesien.  Regensburg  186^  1,  253; 
femer  M.  Lehmann,  Preussen  u.  d.  kathol. 
Kirche.  2,  236.  261.  347.  360  u.  Friedberg 
a.  a.  0.  S.  274,  und  dann  allgemein  A.  L.  R.  II. 
11.  ^  175:  ^Sie  (die  KlrohengebäudB)  sollen  zu 
keinen  Freistätten  für  Verbrecher  dienen ,  son- 


dern die  weltliche  Obrigkeit  ist  berechtigt,  die- 
jenigen, welche  sich  dahin  geflüchtet  haben, 
herauszuholen  und  in's  Gefängnlss  bringen  zu 
lassen^.  In  Oesterrelch  wurde  das  Asylrecht 
stillschweigend  durch  den  Josephinischen  Straf- 
kodex T.  1787  (s.  Hei  fort,  heilige  Handlungen 
S.  383  £P.);  in  Toskana  durch  Leopold  L  auch 
wohl  für  die  Ciyilschuldner  beseitigt ,  S  c a  d  u  t o 
1.  c  p.  239  (s.  0.  S.  396.  n.  6.),  ja  selbst  geist- 
liche Fürsten  sind  in  Deutschland  dazu  geschrit- 
ten ,  so  Joseph  m. ,  Bischof  t.  Passau  (1783  bis 
1794),  s.  Sehr ö dl,  Passavia Sacra.  Passau  1879. 
S.386. 

*  So  ausdrQcklich  in  Württemberg  durch  V.  v. 
28.  Mal  1804,  Reyscher,  Samml.  würt  Ges. 
10,  76  n.  f ;  im  Königr.  Sachsen,  Mandat  vom 
19.  Februar  1827.  236,  Schreyer,  Cod.  des 
Sachs.  K.  R.  2.  Aufl.  S.  285;  in  Sachsen- 
Weimar,  Ges.  v.  7.  Oktob.  1823.  $.  10;  in  Sar- 
dinien durch  das  s.  g.  Siccardrsche  Gesetz  vom 
9.  Aprü  1850,  Friedberg  a.  a.  0.  S.  715.  In  den 
übrigen  Staaten  ist  es  indirekt  dadurch,  dass  die 
Stralgesetzbücher  und  Strafprozessordnungen  das- 
selbe nicht  aufrecht  erhalten  haben,  fortgefallen. 

^  Vgl.  den  Erlass  Gregors  XVI.,  welcher  noch 
eine  Reihe  von  Verbrechen,  so  namentlioh  die 
Theilnahme  an  den  durch  apostolische  Schreiben 
verbotenen  Vereinen  und  Versammlungen ,  den 
crimina  excepta  anreiht,  Avanzinl-Pen- 
nacchl  p.  681.  n.  1  u.  p.  690.  n.  1. 

«  S.o.  S.  388.  n.  l.j 

7  S.  0.  S.  388.  n.  1.  Die  Einschärfung  der 
Beobachtung  des  Asylrechtes  Im  Coucil  von  Ra- 
venna  1855,  coli.  conc.  Lac.  6,  176,  hängt  damit 
zusammen,  dass  die  Provinz  damals  noch  zum 
Kirchenstaate  gehörte. 
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den  staatlichen  Organen  verhaftet  werden,  so  ist  dies  doch  eine  Forderung,  welche  mit 
dem  ehemaligen  kirchlichen  Asylrecht  nichts  zu  thun  hat^,  sondern  dnrch  den  Cha- 
rakter der  betreffenden  Stätten,  in  welchen  auch  jede  andere  profanirende  Handlung 
zn  vermeiden  ist,  gerechtfertigt  wird. 

8.  Die  unmittelbar  zum  Gottesdienst  bestimmten  Sachen. 
§.  222.    A,  Die  Altäre^. 

Wesentlich  ftlr  die  Feier  der  Messe  ist  ein  Altar  [altare),  eine  Tischplatte,  auf 
welchem  das  Opfer  dargebracht  wird  3.  Daraus,  dass  das  letztere  den  wesentlichsten 
Theil  des  katholischen  Gottesdientes  bildet^,  folgt,  dass  in  jedem  demselben  gewid- 
meten Gebäude,  in  jeder  Kirche  oder  Kapelle  ein  Altar  errichtet  werden  muss  ^.  Da 
es  aber  unter  Umständen  erforderlich  wird ,  das  Messopfer  ausserhalb  einer  Kirche 
darzubringen  ^,  und  es  dazu  ebenfalls  eines  Altars  bedarf,  so  kennt  die  katholische 
Kirche  zwei  Arten  von  Altären ,  den  festen  Altar  (altareßxum,  stabile^  immobile) 
und  den  tragbaren  Altar  (Trag-Altar,  a, poriatüe,  mobile,  viaticum,  aravia- 
ioria) '. 

I.  Die  verschiedenen  Arten  von  Altären,  ihre  Errichtung  und 
ihr  Gebrauch.  1.  Die  festen  Altäre.  Der  feste  Altar  ist  derjenige,  dessen 
Tischplatte  sich  auf  einem  in  dem  Kirchengebäude  errichteten  und  mit  diesem  ver- 
bundenen Unterbau  ^  (Basis)  erhebt  und  mit  dem  letzteren  ein  einheitliches,  untrenn- 
bares Ganzes  bildet  ^.  Nach  der  jetzigen  Disziplin  der  Kirche  muss  der  Altar  von 
Stein  sein  ^^,  jedoch  genügt  es,  wenn  eine  Steinplatte  aus  einem  Stück  oben  auf  dem 

1  Dasselbe  gilt  auch  von  den  Vorschriften  des  ^  Dies  sind  die  altaria  flxa  im  eigentlichen 
italienischen  Garantiegesetzes  vom  13.  Mai  1871  Sinne,  vgl.  Congr.  rit  t.  1864,  Acta  s.  sed.  3, 663, 
Art  7 :  „Nessuno  nfflciale  della  pnblica  autoritä  d e  Her d 1 1. c.  n.  176. 1,  239.  In  einem  anderen 
ed  agente  della  forza  publica  pnö ,  per  esercitare  Sinne  sind  nach  d.  Entsch.  Congr.  indnlg.  t.  1861, 
atti  del  proprio  ufflcio,  introdnrsi  nei  palazzi  e  Acta  s.  sed.  3,  100  flxa  auch  diejenigen,  bei  wel- 
luoghi  di  abitnale  residenza  o  temporaria  dimora  chen  eine  kleinere ,  zor  Gelebration  der  Messe 
dcl  Sommo  ponteflce  o  nei  qnali  si  trovl  radnnato  bestimmte,  an  sich  bei?egliche  Platte  in  die  obere 
nn  conclave  o  nn  concilio  ecnmenloo,  se  non  ante-  Fläche  des  festen  Mauerwerks  eingelegt  wird : 
rizzato  dal  Sommo  Ponteflce,  dal  Conclaye  o  dal  „snfflcereadconstltnendamqnalltatemaltarisflxi, 
Concilio"  (s.  anch  art.  8),  denn,  wenn  indirekt  ntin  medio  altaris  stabilis  et  Inamovibilis ,  licet 
dadurch  auch  unter  Umstanden  dieselbe  Wirkung,  non  conseorati,  lapis  consecratus  etlam  amovlbllis 
wie  durch  das  Asylrecht  herbeigeführt  werden  ponatur";  deHerdtl.  c.  1,  238. 

kann,  so  ist  ihr  Zweck  doch ,  die  höchste  Gewalt  lo  S.  o.  S.  189.  n.  6.    In  der  ältesten  Kirche 

in  der  Kirche  als  uuTerletzlich  und  keiner  Kon-  bediente  man  sich  aussei  den  in  die  steinernen 

trole  unterworfen  hinzustellen ,  s.  auch  F.  S  c  a  -  Wände  der  Coemeterien  eingehauenen  Altären 

d  u  1 0,  guarentigie  pontiflcie.  Torino  1884.  p.  157.  Yielfach  hölzerner  Platten  oder  hölzerner  Tische, 

2  0.  Slevogt,  kurze  Abhdlg.  v.  d.  Rechten  der  welche  bei  den  Verfolgungen  leicht  entfernt  wer- 
Altäre.  Jena  1727 ;  T  hi  e r s  les  principaux  autels  den  konnten,  B i  n te r im ,  Denkwflrdigkeiten  d. 
des  tfgUses.  Paris  1688;  A.  Sc  hm  Id,  d.  Christi.  christkath.  Kirche  IT.  1,  102;  Probst  i. 
Altar  und  sein  Schmuck.  Regensburg  1871;  Wetz  er  u.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl. 
Laib  und  Schwarz,  Studien  über  die  Ge-  1,  586.  Seitdem  4.  Jahrh.  sind  aber  steinerne 
schichte  des  chrlstl.  Altares.  Stuttgart  1857.  Altäre  oder  wenigstens  steinerne  Altar -Platten 

'  S.  0.  S.  189.  oder  Steine  immer  gebräuchlicher  geworden ,  s. 

^  0.  S.  178.  a.  a.  0.,  und  seit  dem  6.  Jahrh.  flnden  sich  schon 

'  c  32  (Agde  506) ,  Dist.  I.  de  consecr. ;  d  e  einzelne  partikuläre  Anordnungen ,  c  31  (Epaon 

Her  dt,  s.  liturg.  praxis  t.  I.  n.  176.  517)  Dist.  I.  de  consecr.,  dass  bloss  steinerne 

«  0.  S.  189.  Altäre  konsekrirt  werden  sollen.    Aber  noch  die 

7  0.  S.  189.  Synode  v.  Coyaca  1050,  Mansi  19,  787  schärft 

9  Tischplatte  und  unterbau  müssen  aber  yer-  ein :  „Altaris  vero  aia  tota  lapidea  sit  et  ab  epis- 

schieden  sein.    Der  Altar  darf  daher  nicht  bloss  copis  consecrata". 

aus  einem  einzigen  Felsstücke  bestehen ,  Arch. 

f.  k.  K.  R  2,  203. 
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Altar  mit  dem  oberen  Theile  und  dem  Unterbau  fest  znsammengeftigt  ist,  nnd  dieselbe 
solche  Dimensionen  aufweist,  dass  die  ftlr  die  AnfiDahme  der  zu  konsekrirenden  Ma- 
terien bestimmten  Oeftsse  darauf  aufgestellt  werden  können  ^ 

Ein  fest  durch  Mauerwerk  mit  der  Kirche  verbundener  Altar  erscheint 
nicht  blos  als  Zubehör  des  kirchlichen  Oeb&udes,  sondern  als  eine  einen  Theil  der- 
selben bildende  Nebensache ,  weil  er  diesem  gegenüber  keine  Selbstständigkeit  be- 
wahrt 2,  und  steht  daher  in  dem  Eigenthum  derjenigen  physischen  oder  juristischen 
Person,  welcher  das  kirchliche  Gebäude  gehört. 

Der  eine  Altar,  welcher  fdr  jedes  ausschliesslich  zum  katholischen  Gottesdienste 
bestimmte  Gebäude  ^  wesentlich  ist,  muss  von  der  eben  gedachten  Beschaffenheit  sein  ^, 
Während  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen  Zeitrechnung  jede  Kirche  nur 
einen  einzigen  Altar  hatte,  ist  seit  dem  4.  Jahrhundert  im  Abendland  die  Gewohnheit  auf- 
gekommen^, in  einer  und  derselben  Kirche  mehrere  Altäre  aufzurichten.  Diese  Sitte 
ist  später  durch  die  allgemeine  Kirchengesetzgebung  ausdrücklich  anerkannt  wor- 
den ^  Damit  war  die  Unterscheidung  zwischen  dem  Haupt-  oder  Hochaltar 
[altare  smnmum ,  mtwus ,  principale)  und  den  Nebenaltären  [altaria  minora)  gegeben. 
Der  erstere  ist  deijenige ,  an  welchem  der  feierliche,  in  der  betreffenden  Kirche  nach 
ihrer  Bestimmung  abzuhaltende  Gottesdienst  verrichtet  wird ,  während  die  anderen 
Altäre  ftir  die  Abhaltung  von  nicht  wesentlichen  und  nicht  feierlichen  Gottesdiensten 
bestimmt  sind,  also  fehlen  können.  Daher  muss  bei  der  Konsekration  der  Kirche  immer 
zugleich  auch  der  Hauptaltar  konsekrirt  werden  ^. 

Die  Errichtung  eines  Altars  in  einer  Kirche  oder  Kapelle  kann  nur  mit  Geneh- 
migung des  Ordinarius  erfolgen  ^.    Wegen  der  Nothwendigkeit  des  Hauptaltars  gilt 


1  Ferraris  s.  t.  altare  n.  Ö,  s.  0.  S.  189.  n.  5. 
Daher  ist  auch  für  den  Unterbau  Stein  nicht  ab- 
solut erforderlich,  sofern  nur  die  Altarplatte  auf 
Ecksteinen  ruht,  Areh.  f.  kath.  K.  R.  2«  204,  und 
es  genügt  "im  Uebrigen  eine  mit  dem  Mauer- 
werk verbiindene  Holzkonstruktion,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  103;  Gongr.  rit.  bei 
6ardellinied.eitn.463u.  2140;  1,  113.334. 
Vgl.  auch  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  201. 

>  Ohne  dass  er  ganz  zerstört  wird,  ist  eine  Ent- 
fernung eines  solchen  für  die  Regel  nicht  mög- 
lich, und  daher  ein  gesondertes  Eigenthum  an 
demselben,  eine  abgesonderte  Verfügung  darüber 
ausgeschlossen.  Vgl.  auch  M  e  u  r  e r ,  Begriff  u. 
Eigenthümer  d.h. Sachen  2,  8.  Vielfach  wird  der 
Altar  freilich  bloss  als  Pertlnenz  betrachtet, 
a.  a.  0.  lieber  die  Frage,  in  wie  fem  ein  beson- 
deres Eigenthum  von  Altarstiftungen  an  den 
festen  Altaren  möglich ,  welche  vielfach  bejaht 
wird,  a.  a.  0.  S.  9,  im  kirchlichen  Vermögensrecht 

3  Für  Kirchen ,  welche  gleichzeitig  mit  anderen 
Konfessionen  benutzt  werden  (0.  $.  220)  gilt  dies 
nicht   S.  nachher  unter  2. 

«  deHerdtl.  c.  n.  176;  1,  23a  239.  241. 

6  S.  Binterim  a.  a.  0.  S.  96;  Meureri. 
Herzog,  Real-Encyklop&die  f.  protest.  Theologie 
2.  Aufl.  1,  309;  Probst  i.  cit  Kirchenlexikon 
1, 586.  Die  Folge  der  zunehmendenHeiligen- Ver- 
ehrung war  auch  eine  Vermehrung  der  Altäre.  In 
karolingischerZeit  sah  man  sich  schon  genöthigt, 
dieser  Schranken  zusetzen,  cap.  missor. in  Theod. 
Villa  V.  806.  c.  8  (Boret  cap.  1,  121):  „de  al- 
tarlbus,  utnonsuperfluasintln  eccelesUs^  (wie- 


derholt bei  Benedict  Lev.  11.  256.  $.  6  und  Re 
gino  I.  31;  c.  18  Bist  I.  de  cons.). 

»  c.  5  (Alex.  III.)  X  de  consecr.  HI.  40. 

7  Oongr.  rit  v.  1665  ,  Gardellini  ed.  dt 
n.  2343.  II ,  1,  397 :  „Debet  cum  ipsa  (ecclesia) 
omnino  oonsecrari  altare  malus ,  nam  istud  est 
principale  et  sl  hoc  tantum  sit  in  ecclesia ,  suf- 
flcit :  alia  vero  accessoria ,  pro  quibus  datur  con- 
secratio  distincta ,  sine  ecclesiae  consecratione,^ 
s.  auch  n.  6204 ;  4 ,  180  (v.  Jahre  1854)  u.  Acta 
s.  sed.  4,  50  (v.  1866),  wie  denn  nach  dem  Pon- 
tiflcale  T.  II.  de  ecclesiae  dedicatione  die  Kon- 
sekration dieses  Altars  einen  intergrirenden  Theil 
der  Konsekration  der  Kirche  ausmacht  und  vor- 
her zu  vollenden  ist ,  ehe  der  wesentliche  Akt 
dieser  letzteren,  die  Bekreuzung  der  Wände  (s.  0. 
S.  326.  n.  6)  vom  Bischof  vorgenommen  wird. 

Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich,  dass 
noch  heute  der  Hauptaltar  die  Stelle  in  der  Kirche 
erhalten  muss,  welche  früher  der  einzige,  in  der- 
selben befindliche  Altar  eingenommen  hat,  näm- 
lich im  Presbyterium  oder  im  Chor  derselben, 
Binterim  a.  a.  0.  S.  94;  Probst  im  cit 
Kirchenlexikon  1 ,  686;  M eurer  bei  Herzog 
1,  311;  van  de  Bürgt,  deecclesüs  1,121.  Eben- 
so wird  in  den  Pfarr-  und  Regulär- Kirchen  das 
Sanktissimum  im  Tabernakel  dieses  Altars  auf- 
bewahrt 0.  S.  84.  n.  1. 

S  c.  26  (s.  g.  Statuta  BonifacU  c  3,  Mansi 
12,  383;  Bened.  Lev.  II.  202)  Dist.  I.  de  cons. 
Diese  Stelle  ist  zwar  ihrem  Ursprung  nach  un- 
sicher, aber  sie  bezeugt  eine  sich  aus  allgemeinen 
Grundsätzen  ergebende  Rechtsnorm  und  die  im 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  222. 


aber  eine  solche  fdr  diese  mit  der  fdr  den  Bau  einer  Kirche  ertheilten  Erlaubnis 
ohne  Weiteres  als  gegeben.  Über  die  Zahl  der  Altftre,  welche  in  einer  Kirche  zu 
gestatten  sind ,  hat  ebenfalls  der  Ordinarius  zu  befinden ,  gleichviel  ob  bei  der  Neu- 
begrflndung  einer  Kirche  mehrere  Nebenaltftre  gleichzeitig  errichtet  werden  sollen 
oder  in  einer  schon  vorhandenen  Kirche  die  nachträgliche  Erbauung  eines  neuen 
Altars  in  Frage  kommt  ^  Femer  muss  der  Ordinarius  auch  jetzt  noch  darüber 
wachen,  dass  keine  überflOssigen  Altare  2,  also  nicht  solche,  fOr  welche  keine  beson- 
deren Gottesdienste,  namentlich  aus  Mangel  der  erforderlichen  Geistlichen  oder  der 
nothwendigen  Dotation,  gehalten  werden  können,  erbaut  werden.  Daraus  folgt,  dass 
die  seitens  eines  Dritten,  einer  juristischen  oder  physischen  Person  beabsichtigte 
Stiftung  eines  Neben-Altars  vom  Ordinarius  allein  dann  genehmigt  werden  kann, 
wenn  ausreichende  Mittel  für  die  Unterhaltung  des  Altars  und  die  Celebrirung  des 
gewünschten  Gottesdienstes  gewährt  werden^  oder  vorhanden  sind.  Bei  der  Genehmi- 
gung der  Altäre  kommt  dem  Ordinarius  auch  die  Prüfung  über  die  Stelle  zu,  an  welcher 
der  Altar  in  der  Kirche  errichtet  werden  soll  ^.  Hierbei  ist  vor  Allem  darauf  zu  achten, 
dass  an  diesem  Orte  Niemand  begraben  liegt  oder  dass  dort  bestattete  Leichname^ 
oder  die  Reste  von  solchen  vorher  entfernt  werden®. 

Die  gedachten  Befugnisse  des  Ordinarius  fliessen  theils  aus  seiner  jnrisdictio, 
soweit  sich  diese  auf  die  Errichtung  und  Veränderung  kirchlicher  Anstalten  bezieht, 
theils  aber  aus  seinem  Recht  zur  Ueberwachung  der  Abhaltung  des  Gottesdien- 
stes und  zur  Femhaltung  alles,  desjenigen  was  liturgisch  unzulässig  ist.  Neben  diesen 
steht  aber  immer  das  Yerfdgungsrecht  des  Eigenthümers  der  Kirche,  also  namentlich 


AnschluBB  daran  festgestellte  Praxis  der  Kirche. 
Nur  yerelnzelt  heben  daher  schon  die  älteren 
Partikularsynoden  s.  z.  B.  Mainz  1261 .  c.  15  n. 
1310,  Mansi  23,  1084  u.  26,  329:  ,,Altaria 
superilna  per  ecolesias  parochiales  omnino  tollan- 
tnr,  cum  singulls  ecdesiis ,  non  conTentnalibns, 
ad  plns  trla  sufflciant;  nee  altare  aliqnod  de 
novo  flat,  nlsi  episcopo  permlttente  ac  tantum 
eidem  altari  in  proYentibns  assignetor,  nt  saltem 
lumina  habeat  competentia",  dies  noch  ausdrück- 
lich hervor,  und  die  neuesten,  s.  Prag  1860,  coli, 
cono.  5.  530;  Urbino  1859,  1.  c  6,  30,  setzen  es 
auch  nur  voraus.  Die  Ertheilung  der  Erlaubniss 
ist  ein  Jurisdiktionsakt,  daher  kann  sie  auch  der 
Kapitularvikar  während  der  Erledigung  des 
Bischofsstuhles  geben. 

Hat  der  Papst  kraft  seiner  Zuständigkeit  die 
Errichtung  einer  Kathedrale  oder  einer  KoUegiat- 
kirche  zu  genehmigen  (s.  0.  S.  318. 319),  so  kann 
er  oder  der  von  ihm  ernannte  Exekutor  die  Zahl 
der  Altäre  bestimmen.  Doch  ist  fflr  die  spätere 
Errichtung  neuer  in  solchen  Kirchen  bloss  die  Zu- 
stimmung des  Bischofs  erforderlich ,  es  sei  denn 
dass  die  ursprüngliche  Zahl  als  eine  unübersch  reit- 
bare Norm  bei  der  Errichtung  festgestellt  wäre. 

1  S.  die  vor.  AnoL  In  exemten  Kirchen  be- 
darf es  der  Genehmigung  des  Papstes. 

^  S.  0.  S.  399.  n.  5  und  n.  8,  nach  wel- 
cher für  andere  als  KoUegiat-  und  Regular- 
kirchen  drei  ausreichend  erklärt  werden;  vgl. 
femer  cit.  Prager  Synode,  1.  c.  p.  531:  „tres 
in  parochialibus  praesertim  ecclesiis  mensae 
communiter  suffloere  poterunt";  Urbino  L  c. : 
^Altaria  quaelibet  ecclesia  oonlegiata  praesertim 


et  parochialis ,  habeat  numero ,  altitudine  ac  de- 
core  congrua^. 

9  Sei  es  von  ihm  selbst  oder  einem  anderen, 
denn  das  Kirchenvermögen  und  die  zur  Auf- 
bringung der  kirchlichen  Lasten  Verpflichteten 
können  nicht  für  unnöthige  Ausgaben  in  An- 
spruch genommen  werden.  S.  auch  nachher  im 
Text 

^  Für  den  Hauptaltar  ist  diese  Stelle  gegeben, 
s.  0. 399.  Q.  7.  Geht  der  Konsekration  der  Kirche 
die  Benediktion  des  Grundsteines  voran  (s.  S.  326. 
n.  5),  so  wird  bei  der  letzteren  das  Kreuz  an  der 
Stelle  aufgepflanzt ,  an  welcher  später  der  Hoch- 
altar zu  stehen  kommt,  Probst,  Benediktionen 
S.  298.  lieber  die  Stellen  für  die  Nebenaltäre 
finden  sich  mitunter  in  den  Provinzialkonzilien 
Anweisungen,  s.  z.  B.  Prag  1860,  colL  conc. 
Lac  5,  531. 

s  Derartige  Verbote  finden  sich  schon  flrüh ,  s. 
0.  S.  264.  n.  4. 

«  Congr.  rlt.  v.  1766,  Gardellini  ed.  rit. 
n.  4332 ;  2 ,  474 :  „Ssmus  confirmaado  deoreto 
cougreg.  SS.  rit  de  non  celebrando  ss.  missae 
sacrificio  in  altari ,  sub  quo  sepulta  existunt  ca- 
davera  def unctorum ,  mandavit  mitsas  non  esse 
celebrandas  in  altari,  de  quo  in  predbus,  donec 
sint  sub  eo  elusque  pradella  cadavera ,  quae  ex- 
humari  debebunt,  iuxta  meutern  deoreti,  quod 
alias  sub  die  24  JuL  1752  ad  similes  preces  edi- 
dit  pontifex  Benediotus  XIV.  sie  explicatum  R. 
P.  D.  Secretario  eiusdem  Congreg.,  conoessit,  ut 
Interim ,  sl  missae  ex  aliqua  obligatlone  in  eo- 
dem  celebrari  deberent,  celebrentur  in  alio  altari". 
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bei  den  dem  öffentlichen  Oottesdienste  aassohliesslioh  ^widmeten  kirohlichen  Ge- 
bäuden das  des  Vermögensverwaltongsorganes.  Diese  letztere  Befagniss  tritt  gegen- 
über der  Jarisdiktion  nur  insoweit  zurück ,  als  die  Errichtung  von  Altären ,  welche 
für  die  betreffende  Kirche  nothwendig  sind,  gefordert  wird.  Darüber  hinaus  kann  der 
Ordinarius  eine  solche  nicht  erzwingen.  Wenn  ein  Dritter  in  einer  derartigen  Kirche 
einen  Altar  zu  besonderen  Zwecken  stiften  will ,  so  genügt  dazu  die  Genehmigung 
des  Ordinarius  allein  nicht,  sondern  es  bedarf,  weil  darin  immer  eine  Yerfttgung 
über  das  Kirchengebäude  liegt,  noch  der  Zustimmung  des  Eigenthümers,  also  ins- 
besondere des  gedachten  Verwaltungs-Organes,  und  wider  Willen  desselben  ist  der 
kirchliche  Obere  nicht  befugt,  die  Errichtung  eines  neuen  Altars  zu  erzwingen,  sofern 
es  sich  nicht  etwa  um  einen  solchen  handelt ,  welcher  ftlr  die  Kirche  nothwendig  er- 
scheint, oder  die  beabsichtigte  Stiftung  einen  augenscheinlichen  Nutzen  gewährt  und 
keine  neuen  Lasten  auferlegte 

Da  die  Messe  nur  an  einem  konsekrirten  Altare  gefeiert  werden  darf  2,  so  muss 
jeder  Altar  in  einer  Kirche,  selbst  wenn  die  letztere  blos  benedicirt  ist^,  konsekrirt 
werden. 

lieber  die  Berechtigung  zur  Konsekration  gilt  dasselbe ,  wie  über  das  Recht  zur 
Konsekration  einer  Kirche.  Für  die  Regel  ist  also  der  Bischof  des  Ortes,  zu  dessen 
Diöcese  die  betreffende  Kirche  und  der  Altar  gehört,  dafür  zuständig  4. 

Für  die  Konsekration  ist  die  Beschaffung  von  Reliquien  <^  mehrerer  Heiligen 
nothwendig  <^.  Eine  von  diesen  muss  die  eines  von  der  Kirche  als  Heiligen  anerkann- 


^  Denn  im  letztern  Fall  handelt  das  Verwal- 
tongsorgan  pflichtwidrig ,  wenn  es  ans  hlossem 
Eigensinn  die  Annahme  der  Stiftung  ablehnt, 
nnd  der  Ordlnailns  ist  kraft  seines  Aufsichts- 
rechtes  über  die  Vermögensverwaltung  korrigirend 
einzugreifen  berechtigt 

«  S.  0.  S.  188. 

8  S.  a.  a.  0.  Anm.  6.  Denn  eine  der  Bene- 
diktion der  Kirche  analoge  Benediktion  des  Altars 
giebt  es  nicht,  vielmehr  wird  bei  der  ersteren  der 
Altar  gleichzeitig  in  demselben  liturgischen  Akte 
gesegnet,  Rituale  rom.  t.  VIII.  c.  27;  Baruf- 
f  aldus  comm.  ad  Bit  rom.  tit.  LXXII.  n.  68. 

«  S.  0.  S.  327.  Nichtig  ist  aber  wedereine  durch 
einen  unzuständigen  Bisehof  noch  durch  einen 
Priesterohne  päpstliche  Delegation  vorgenommene 
Konsekraüon.  Wenn  die  Congr.  rit  v.  1844, 
Oardelllnied.  dt.  n.  4990.  U.;  4,  87  auf  die 
Frage :  „An  ss.  mlssae  sacriflcinm  celebrari  queat 
super  altaribus  secundi  generis  (i.  e.  portatili- 
bus)  a  simplicibus  sacerdotibus  consecratis  abs- 
que  appositione  reliquiarum  vel  an  ista  debeant 
iterum  consecrari  sanctorum  reliquiis  appositls^ 
geantwortet  hat :  „altarla  esse  denuo  consecranda, 
ut  in  Rhedonens.  d.  28.  September  iSSl^,  so  er- 
giebt  sich  aus  dieser  zuletzt  citirten  Entscheidung 
(1.  p.  n.  482a  p.  18) ,  dass  sie  die  Konsekration 
nicht  wegen  der  Vollziehung  durch  einen  Priester, 
sondern  wegen  Mangels  eines  wesentlichen  Aktes 
der  Konsekrationshandlung ,  n&mlich  wegen  der 
Unterlassung  der  Einffigung  von  Reliquien,  für 
nichtig  erklärt  hat 

Einzelne  ältere  Kanonisten  (so  namentlich 
Barbosa  J.  K  U.  II.  7.  n.  12)  nehmen  an,  dass 
in  einer  nicht  konsekrirten  Kirche  ein   altare 

Hin  seh  ins,  lürcheurecbt  lY. 


flxum  allein  mit  päpstlicher  Erlaubniss  konse« 
krirt  werden  darf,  aber  die  dafür  angezogenen 
c.  25.  26.  Dist  de  oonsecr.  (s.  0.  S.  399.  n.  8  u. 
S.  240.  n.  2)  beweisen  absolut  nichts.  Auch  ist 
die  Praxis  entgegen,  s.  Ferraris  s.  v.  altare 
n.36. 

6  S.  0.  S.  266,  und  zwar  von  eigentlichen 
Sancti,  nicht  von  blos  Beatiflcirten,  es  sei  denn, 
dass  die  Oenehmigung  zur  Errichtung  eines  festen 
Altars  für  einen  solchen  vom  päpstlichen  Stuhl 
ertheilt  ist,  Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  209.  In  früherer 
Zeit  fügte  man  den  Reliquien  auch  die  Eucha- 
ristie bei  oder  legte  sie  in  Ermangelung  von  Re- 
liquien allein  in  den  Altar  —  s.  Galchut  t.  816 
c  2,M  a  nsi  14,  356  —  doch  Ut  dies  längst  abge- 
kommen und  erscheint  Jetzt  unzulässig,  Fer- 
raris 1.  c.  n.  18. 

^  Die  Praxis ,  Reliquien  innerhalb  des  Altars 
niederzulegen ,  hat  sich  aus  der  Sitte  über  den 
Gräbern  der  Märtyrer  Kirchen  und  Kapellen  zu 
bauen  im  Zusammenhang  mit  der  Verbreitung 
der  Heiligenverehrung  entwickelt,  s.  o.  S.  240. 
u.  S.  264.  Vgl.  übrigens  auch  den  Bericht  über 
die  Konsekration  der  Altäre  i.  J.  1012  in  der 
neu  errichteten  Domkirohe  zu  Bamberg  bei 
Jafftf,  monum.  Bamberg,  p.  479;  SS.  17, 
635.  Da  es  im  Corpus  iur.  oan.  keine  Stelle 
giebt,  welche  diese  Niederlegung  vorschreibt, 
und  diejenigen  Stellen,  welche  von  der  Kon- 
sekration der  Altäre  handeln,  einer  solchen  nicht 
erwähnen ,  s.  e.  31 ,  32  oit  Dist  I.  de  consecr., 
so  haben  viele  Kanonisten  behauptet ,  dass  sie 
nach  strengem  Rechte  nicht  erforderlich  und 
wesentlich  sei,  s.  z.  B.  Reiffenstnel  ins  can. 
III.  40.  Q.  40  u.  Ferraris  1.  c.  n.  24  (ebenso 
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teil  Märtyrers  sein  ^  die  übrigen  kdnnen  aber  auch  von  anderen  Heiligen  j  also  von 
blossen  Konfessoren  \  namentlich  von  deiyenigen ,  zu  deren  Ehren  die  Kirche  oder 
der  Altar  geweiht  wird  ^,  herrühren.  Geeignet  dazu  sind  aber  blos  Körpertheile,  nicht 
Stücke  von  Kleidern  oder  andere  Gebrauchsgegenstände  der  betreffenden  Heiligen^. 
Die  Niederlegung  der  Reliquien  in  den  Altar  bildet  ein  wesentliches  Erforder- 
niss  der  Gültigkeit  der  Konsekration  ^.  Dasselbe  gilt  von  den  durch  das  Pontifikale 
vorgeschriebenen  Salbungen  ^. 


Probst,  Eucharisüe  als  Opfer  S.  103),  obgleich 
sie  bemerken,  doss  der  Bischof  in  der  Praxis  von 
der  Sitte  nicht  abgehen  soll.  Andererseits  wird 
die  Niederlegung  für  nothwendig  erklärt,  so  z.  B. 
vouBarbosal.  c.n.  7;  Schmalz  groeber  III. 
40.  n.  19;  Giraldi  eiposit,  inr.  pontif.  P.  I.  s. 
599.  Diese  letztere  Ansicht  ist  die  richtige. 
Denn  das  pontiflcale  roman.  P.  II.  (de  dedi- 
catione  ecclesiae,  de  consecratione  altaris  und  de 
consecr.  altaris  portatilis)  schreibt  den  Gebrauch 
der  Reliquien  vor,  und  es  ist  nicht  möglich,  ohne 
diese  den  Konsekrationsakt  in  der  vorgeschrie- 
benen Form  zu  vollziehen.  Der  von  den  Gegnern 
hervorgehobene  Umstand ,  dass  ältere  Missalien 
in  der  Rubrik  den  Passus  aufweisen  :  „Si  reliquiae 
non  fuerint  in  altari,  omittatur  illa  particula  ora- 
tionis...  sei  licet:  Oramus  te,  domine,  per  merlta 
sanctorum  tuorum ,  qnorum  reliquiae  hie  sunt", 
diese  Stelle  aber  in  dem  jetzigen  Bilssale  (s.  Ri- 
tus celebrandi  missam  lY.  n.  1)  fortgeblieben  ist, 
beweist  gerade,  dass  die  Konsekration  nicht  ohne 
Reliquien  erfolgen  soll.  Uebrigens  entspricht 
auch  die  konstante  Praxis  der  Gongr.  rit.  dem 
hier  vertretenen  Staudpunkt,  s.  die  Instruktion 
V.1837  bei  Gardellini  ed. cit.n. 4828;  4,  18: 
„Altare  super  quo  celebratur  missa  vel  flxum  vel 
portatile,  sdlicet  cum  petra  sacra  tantum ,  con- 
secratum  omnino  esse  debet ;  ac  pro  ipso  altare 
portatili  sive  petra  sacra,  praecipuus  ritus  obser- 
vandus,  unctiones  adhibendae,  repouendae  in  se- 
pulohro  reliquiae  sanctorum  martyrum  iuxta 
verba  apocalypsis :  vidi  »üb  altare  dei  aninuu 
inUrfectorum,  Reliquiae  ibi  reponuntur  ob  rela- 
tionem  ac  mystioam  analogiam  inter  dorn.  Jesum 
Christum  caput  martyrum  eiusque  membra  iuxta 
s.  Augustini  verba :  Oonvenienter  autem  et  quasi 
quodam  consortio  ibi  martyrlbus  sepultura  de- 
creta  est ,  ubi  mors  domini  quotidie  celebratur ; 
scilicet,  ut  qui  propter  mortem  eins  mortui 
fuerunt,  sub  sacramenti  eins  mysterio  requies- 
cant.  Ideo  sacerdos  post  confessionem  osculans 
altare  profert  ea  verba :  Quorum  reliquiae  hie  sunt 
(Missale  roman.  1.  c).  Ex  quibus  etiam  patet 
necessitas ,  ut  in  altari  sit  sepulchrum  reliquia- 
rum.  Reliquiis  enim  non  appositis  et  deflcienti- 
bus  superflna  et  vana  essent  ea  verba.  Praeterea, 
sicut  altare  quodcumque  vel  Immobile  vel  por- 
tatile evadit  execratum  ob  fracturam  vel  per  se 
enormem  ob  quantitatem  vel  enormem  propter  lo- 
cum  unctionum,  licet  levis  in  se  fractura  esset; 
ita  execratum  evadit  ob  reliquiarnm  amotlonem, 
ex  hoc  etiam  liquide  ostenditur  reliquiarum  ne- 
cessitas in  altarium  consecratione.  Eine  si  a  ce- 
teris  ritibus  observandis  dispensavit  aliquando 
sedes  apostolica,  numquam  a  ritu  dlipensavit  re- 
positionls  reliquiarum  eta  caeremoniis  necessario 
in  hoc  observandis.  SicCk>ngr.  ss.  rit  in  Augustaua 


21.ApriL  1668(8.  Gardellini  n.  3404;  2,161) 
episcopo  supplicanti  pro  facultate  reconciliandi 
plurima  milliaria  altarium  execratorum  ob  solam 
remotionem  reliquiarum  ,  quae  propterea  iterum 
consecranda  omnino  erant ,  cum  sola  repositione 
reliquiarum  iis  tantummodo  servatls  caeremoniis 
quae  in  pontiflcali  romano  praescribuntur ,  re- 
spondit:  In  hoc  casu  gratiam  petitam  posse  coucedi, 
quae  a  s.  m.  Clemente  IX.  concessa  fuerit^  Vgl. 
auchl.cn.  3104;  2,  74. 

1  Das  ergiebt  die  eben  citirte  Instruction ,  s. 
auch  deHerdtl.  n.  178,  denn  nach  dem  Pontif. 
roman.  II.  co.  wird  in  den  Behälter  der  Reliquien 
zugleich  eine  Pergamenturkunde  mit  der  In- 
schrift: MDOGG.  die  N.  mensis  N.  Ego  N.  epis- 
copus  N.  concescravi  ecdesiam  et  altare  hoc  (oder 
blos  altare  hoc),  in  honorem  s.  N.  et  reliqnias 
SS.  martyrum  N.  et  N.  in  eo  inclnsi  et  singulis 
Christi  fldelibus ,  hodie  unum  annum  et  in  die 
anniversario  consecrationis  huiusmodl  ipsam  visi- 
tantibus  XL  dies  de  vera  indulgentia  in  forma 
ecclesiae  consueta  concesai''  eingelegt. 

2  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  209. 

3  Weder  der  Patron  noch  der  Titular  -  Heilige 
der  Kirche  (s.  o.  S.  269)  braucht  aber  derjenige 
Märtyrer  oder  Heilige  zu  sein  ,  dessen  Reliquien 
in  den  Haupt-  oder  einen  Nebenaltar  niedergelegt 
werden,  nur  der  Patron  und  der  Titel  der  Kirche 
und  des  Hauptaltars  muss  derselbe  sein ,  s.  die 
vor.  Anm  1. 

^  So  nach  der  neuesten  Praxis  der  Congr.  rit, 
de  Herdt  1.  c.  n.  178.  Freilich  ist  das  früher 
nicht  immer  beobachtet  worden,  s.  Areh.  f.  kath. 
K   R  2  209. 

's  S.  S.  401.  n.  4  und  n.  6.  Für  die  Nieder- 
legung der  Reliquien  ist  im  Altare  eine  be- 
sondere Höhlung  im  Steine,  nicht  im  Metall, 
Arch.  t  k.  K.  R.  2,  204,  das  s.  g.  $epulehrum 
oder  auch  (nach  dem  Pontifikale)  die  eonfetHo 
bestimmt.  Dieses  kann  sich  in  dem  Altarsteine 
(der  mensa)  selbst  oder  im  Unterbau  des  Altan, 
sowohl  in  der  Mitte ,  wie  am  Rande  des  Altars 
oder  verborgen  unter  dem  Altarsteine  selbst  auf 
der  Gberfläche  der  Basis  befinden.  In  dem  letz- 
teren Falle  wird  es  durch  die  Altarplatte  oder  den 
Altarstein  bedeckt  Es  muss  durch  einen  beson- 
deren Stein  verschlossen  werden ,  nachdem  der 
von  dem  Bischof  vorher  mit  Wachs  versiegelte 
Behälter  mit  den  Reliquien  bei  dem  Konse- 
krations-Akte in  dasselbe  gesetzt  iat  Wegen  des 
Verschlusses  heisst  das  sepulohrum  aueh  «i- 
gillum,  c.  i  (Alex.  III.)  X  de  consecr.  ecciee.  III.  40. 

0  Gesalbt  wird  1.  mit  Chrisma  durch  Kreuze 
in  den  4  Ecken  das  sepulchrum  vor  Einsetzung 
des  Reliquienbehftlters ,  2.  durch  ein  Kreuz  in 
der  Mitte  die  untere  Seite  des  zum  YerschluM 
des    sepulchrum   bestimmten    Steines,   ebenso 
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Wenn  ein  Altar  einmal  gflltig  konsekrirt  ist,  so  darf  er  nicht  nochmals  konse- 
krirt  werden  * .  Dagegen  ist  eine  Konsekration  statthaft  ^,  wenn  Ungewissheit  darüber 
besteht,  ob  eine  solche  früher  gtütig  vorgenommen  worden  war  ^. 

Wird  die  Kirche  polluirt,  so  werden  anch  alle  Altäre  von  dieser  Pollution  mit 
betroffen  *,  Eine  selbstständige  und  alleinige  Pollution  des  einen  oder  anderen  Altars 
ist  nicht  denkbar^.  Daher  wird  auch  die  Pollution  der  Altäre  zugleich  durch  die 
Reconciliation  der  Kirche  wieder  beseitigt^. 

Dagegen  erscheint,  weil  sowohl  die  Earche  als  auch  die  Altäre  besonders  kon- 
sekrirt werden,  eine  selbstständige  Exekration'der  letzteren  möglich.  Ja,  so  weit 
nicht  eine  absichtlich  durch  den  kirchlichen  Oberen  vorgenommene  Profanation 
der  Kirche,  um  diese  wieder  in  den  freien  Verkehr  zu  bringen^,  in  Frage  kommt,  ist 
die  Exekration  der  Altäre  und  die  der  Kirche  unabhängig  von  einander^.  Eine  Exe- 
kration  des  Altars  tritt,  abgesehen  von  dem  eben  gedachten  Fall  dann  ein,  wenn  der- 
selbe in  solcher  Weise  zerstört  ist,  dass  er  nach  seiner  Wiederherstellung  nicht  mehr 
als  derselbe  früher  konsekrirte  Altar  betrachtet  werden  kann  ^o.  Deshalb  können 
derartige  Veränderungen  an  dem  Kirchengebäude  selbst,  welche  nicht  in  der  ge- 
dachten Weise  auf  den  Altar  einwirken  ^^  keine  Exekration  desselben  herbeiführen, 
und  umgekehrt  kann  die  blosse  Exekration  des  Altars  nicht  die  der  unversehrt  blei- 
benden Kirche  zur  Folge  haben. 

Insbesondere  wird  eine  Exekration  des  Altars  herbeigeführt,  wenn  a.  die  Verbin- 
dung der  Altarplatte  oder  des  Altarsteines  mit  dem  Altarkörper  gelöst  *^  oder  h,  auch 
nur  von  der  Verbindung  zwischen  beiden  eines  derjenigen  Stücke  weggebrochen  ist,  an 


3.  nach  Einfügung  und  nach  ausgeführter  Yer- 
mauerung  des  letzteren  die  obere  Seite  des- 
selben ,  darauf  4.  der  Altarstein  und  zwar  zwei- 
mal nach  einander  mit  Katechumenen-Oel  durch 
fünf  Kreuze  (eins  in  der  Mitte,  die  anderen  4  in 
den  Ecken)  und  das  dritte  Mal  mit  Ghrlsma  in 
der  gleichen  Weise,  endlich  durch  Aufglessen 
von  Katechumenen-Oel  und  Ohrisma  und  durch 
Vertheilung  dieser  Flüssigkeit  über  die  ganze 
Platte,  5.  wieder  bloe  mit  Ohrisma  durch  ein 
Kreuz  die  Vorderseite  der  Altarbasis  in  der  Mitte, 
und  endlich  6.  jede  Verbindung  des  Altarsteines 
mit  der  Basis  an  den  4  Ecken  in  Form  eines 
Kreuzes.   Im  übrigen  s.  o.  S.  401.  n.  6. 

1  Ebensowenig  wie  die  Kirche  selbst,  s.  o. 
S.  32a  n.  1. 

2  c.  18  Dist.  I.  de  consecr.  s.  o.  S.  328.  n.  3. 

3  Ein  besonderes  dem  Kirchweihfest  (s.  o. 
S.  328)  entsprechendes  Anniversarium  der  Altar- 
weihe giebt  es  nicht,  s.  Probst,  Eucharistie 
als  Opfer  S.  328.  Wegen  der  Patrone  von  Altä- 
ren s.  0.  S.  262.  n.  7. 

*  Denn  die  Pollution  hindert  die  Abhaltung 
des  Gottesdienstes,  namentlich  die  Feier  der 
Messe.  Diese  letztere  wird  aber  gerade  an  den 
Altären  gefeiert,  und  deshalb  würde  die  Pollution 
der  Kirche  ohne  gleichzeitig  eintretende  Pollution 
der  Altäre  keine  Wirkung  haben  können.  Mit 
den  Trag- Altären  (s.  nachher  unter  2)  yerhält  es 
sich  anders. 

^  Weil  diejenigen  Handlungen,  welche  die 
Pollution  herbeiführen,  s.  o.  S.  328,  selbst  wenn 
sie  an  oder  gar   auf  einem  Altar  vorgenommen 


worden  sein  sollten,  doch  Immer  in  der  Kirche  ge- 
schehen wären. 

Dadurch,  dass  sich  über  der  Kirche  korre- 
spondirend  mit  dem  Altar  ein  Schlafzimmer 
befindet  und  dort  geschlafen  wird,  tritt  keine 
Pollution  des  Altares  ein,  wennschon  dergleichen 
Verhältnisse  beseitigt  werden  sollen,  und  für  die 
Regel  bis  dahin  die  Feier  der  Messe  an  dem  Altar 
einzustellen  ist,  Gongr.  rit.  Gardellini  I.e. 
n.  1325  u.  4895;  1 ,  231  u.  4,  44';  de  Herd t 
1.  c.  n.  177 ;  8.  auch  o.  S.  321 .  n.  7. 

^  Dies  folgt  aus  dem  in  der  vor.  Anm.  ange- 
gebenen Grunde.  Deshalb  weist  auch  weder  das 
Pontiflkale  noch  das  Rituale  roman.  einen  beson- 
deren ordo  de  altaris  recondllatione  auf. 

^  S.  0.  S.  331. 

8  S.  0.  S.  331. 

ö  c.  1  (Alex.  III.)  h.  t.  m.  40.  Darüber  ist 
die  Doktrin  einig.,  s.  z.  B.  Reiffenstuel  III. 
40.  n.  41  ;  Ferraris  1.  c.  n.  27. 

10  Das  Ist  das  aus  c.  1  u.  c.  3  (Innoc.  lU.)  X. 
h.  1  zu  abstrahlrende  Prinzip. 

11  Wie  z.  6.  die  innere  Zerstörung  der  Wände, 
s.  0.  S.  331. 

t2  c.l  u.  3  X.  h.  t.  u.  clt.  Congr.  rit.  v.  1819 
bei  Gardellini  ed.  clt.  n.  4562;  3,  144;  also 
nicht,  wenn  der  ganze  Altar,  d.  h.  der  Altar- 
körper  und  die  Altarplatte,  ohne  dass  dabei  eine 
Trennung  der  letzteren  von  dem  ersteren  statt- 
findet, an  eine  andere  Stelle  versetzt  wird,  Gar- 
delllnl  ed.  clt.  3,  144  n.l;  de  Angells, 
praelect.  iur.  can.  III.  40.  n.  5;  de  Her  dt  l.  c. 
n.  177. 

26* 


404 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  222. 


welchem  eine  der  Salbungen^  vollzogen  war^,  c  wenn  der  Altarstein  einen  bedeu- 
tenden Bruch  erlitten  ',  d.  h.  wenn  sich  dadurch  die  Altartafel  in  zwei  oder  mehrere 
Theile  gespalten  und  ihren  einheitlichen  Zusammenhalt  verloren  hat  4,  d,  wenn  der 
Altarstein  mit  einem  Instrumente  abgeschabt  worden  ist  ^,  e.  wenn  die  Reliquien  aus 
dem  Altar  genommen  worden  sind^,  /.  wenn  das  Sepulchrum  geöffnet  worden^, 
g,  wenn  das  letztere  selbst  oder  der  dasselbe  schliessende  Stein  zerbrochen  ^y  oder 
*auch  blos  dieser  letztere  entfernt  worden  ist». 

Der  exekrirte  Altar  muss,  da  die  Konsekration  desselben  ihre  Wirkung  verloren 
hat,  von  Neuem  konsekrirt  werden,  ehe  er  wieder  benutzt  werden  darf  ^^^  doch  hat 
der  päpstliche  Stuhl  in  Fällen ,  in  welchen  die  Exekration  durch  Verletzung  des  Se- 
pulchrums  (s.  vorher  «  bis  y)  herbeigeffthrt  worden  war,  wiederholt  gestattet,  von 
der  Konsekration  Abstand  zu  nehmen  und  den  Altar  blos  durch  Niederlegung  von 
Reliquien  zu  rekonzilüren  <  ^  oder  auch  wohl  ausnahmsweise,  bis  das  letzl^ere  möglich, 
auf  demselben  zu  celebriren  *^. 

Nur  der  feste  Altar,  aber  in  der  weiteren  Bedeutung  dieses  Wortes ^^,  kann  ein 
altare  prwüegiatum  ^^  sein.  Das  dem  Altar  diesen  Charakter  gebende  Privileg  besteht 
gewöhnlich  darin  ^^,  dass  mit  einer  an  demselben  gelesenen  Messe  ein  vollkommener 


i  S.  0.  S.  402.  n.  6. 

3  Weil  dadurch  die  Wirkung  der  Salbung  be- 
Belügt  ist,  8.  de  Herdt  1.  c.  n.  177. 

3  c.  3  X.  h.t.  „tabula,  si  enormiter  fracta  fuerit". 

*  Also  namentlich,  wenn  die  Stellen,  an  denen 
die  Salbungen  stattfinden,  s.  o.  S.  402.  6 ;  so  auch 
die  Congr.  rlt.  s.  o.  S.  401.  n.  6,  Yon  dem  Bruch  oder 
den  Brüchen  betroffen  worden  sind,  Gardellini 
1.  c.  3,  170.  Anm. ,  gleichviel  ob  anf  dem  einen 
oder  anderen  Bruchstück  noch  Kelch  und  Hostie 
hingestellt  werden  können  oder  nicht,  de  A  n  g  e- 
lis  1.  c.  n.  5.  Vgl.  de  Herdt  1.  c.  Ebenso  gilt 
der  Bruch  schon  als  ein  bedeutender ,  wenn  auf 
keinem  der  Theile  Hostie  und  Kelch  mehr  Raum 
haben,  Ferraris  1.  c.  n.  21 ;  Probst,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  104.  Falls  dagegen  nur  ein- 
zelne Ecken  (aber  nicht  an  den  obengedachten 
Stellen)  abgebrochen  sind,  oder  sich  an  nicht  ge- 
salbten Stellen  einzelne  kleine  Risse  zeigen, 
wird  der  Altar  nicht  exekrirt ,  s.  auch  c.  6  (In- 
noo.  III.)  X.  h.  t.  III.  40.  Besteht  ein  Zweifel 
darüber ,  ob  der  Bruch  ein  s.  g.  enormer  ist  oder 
nicht,  so  hat  der  Bischof,  weil  er  für  die  Konse- 
kration zuständig  ist  und  die  Voraussetzungen 
derselben  zu  prüfen  hat,  darüber  zu  befinden, 
Ferraris  1.  c.;  de  Angelis  L  c 

^  Denn  davon  werden  diejenigen  Stellen, 
welche  mit  Katechumenen  -  Oel  und  Ghrisma  ge- 
salbt sind,  betroffen,  s.  deHerdtl.  c 

ö  Diejenigen,  welche  die  Einfügung  von  Reli- 
quien in  den  Altar  nicht  für  nothwendig  erklären 
(s.  0.  S.  401),  müssten  konsequenter  Weise  auch 
bei  Entfernung  derselben  keine  Exekration  des- 
selben annehmen.  Doch  neigen  sich  manche 
Anhänger  dieser  Ansicht ,  offenbar  in  Folge  der 
ihnen  entgegen  stehenden,  langen  und  festen 
Praxis  der  Congr.  rit  zu  der  Meinung  des  Textes, 
8.  z.  B.  Ferraris  I.  c.  n.  25.  26.  Wegen  der 
Praxis  der  gedachten  Congr.  s.  S.  401.  n.  6  u. 
Gardellini  ed.  cit.  n.  4997;  4,  89. 

7  Gardellinin.  5162;  4,  167,  selbst  wenn 


es  nachher  wieder  geschlossen  wird,  Congr.  rlt. 
Acta  8.  sed.  3,  649. 

B  Gardellinl  n.  4739;  3,  141;  n.  4990 
u.  6162;  4,  87,  157. 

«  Gardellinl  n.  5162  dt.  Vgl.  auch  de 
Herdt  I.  c.  Wenn  dagegen  nur  das  Wachssiegel, 
mit  welchem  der  Bischof  den  Reliquienbehälter 
versiegelt  hat  (S.  402.  n.  5),  entfernt  oder  ge- 
brochen ist ,  so  tritt  keine  Exekration  ein ,  weil 
die  Besiegelung  der  Reliquien  keine  wesentliche 
Formalität  der  Konsekration  ist  Vgl.  Gardel- 
linl n.  4805 ;  3,  app.  p.  199  u.  n.  6037 ;  4,  107 
und  dazu  de  Herdt  1.  c  p.  243. 

10  S.  die  Cltate  in  den  vorhergehenden  An- 
merkungen. Ueber  Erleichterungen ,  welche  der 
päpstliche  Stuhl  hierbei  mitunter  in  der  Form 
gestattet,  s.  die  folg.  Anm.  a.  E. 

1»  S.  0.  S.  401.  n.  6.  Die  Form  wird  dabei  von 
Congr.  rit.  vorgeschrieben,  da  eine  blosse  einfache 
Niederlegung  nicht  für  ausreichend  erachtet  wird, 
Gardellinin.  4824;  1,  19;  vgl.  z.  B.  n.  6162, 
Ibid.  4,  158:  „ut  archlepiscopus  Bituricen.  vel 
per  se  vel  per  allos  simpUces  presbyteros  hoc  tan- 
tum  In  casu  apostolicae  sedis  nomine  delegandos 
certas  reliqulas  in  iisdem  aris  reponat,  iis  solum- 
modo  caeremonlis  servatis,  quae  in  pontlflcall 
Romano  praescrlbuntur,  dum  in  sepulchro  recon- 
duntar  reliquiae  et  superponitur  lapls ,  seil,  ut 
signetur  s.  chrismate  confesslo  sive  sepulchmm 
ac  dicatur  oratio  eonstcftiur  et  sctnciificetw^  postea 
reconditis  reliquils  cum  tribus  granis  thuris  et 
Buperposito  operculo  ac  flrmato,  dicatur  altera 
oratio  DeiM,  qui  ex  omnium  eohabiiaiione  saneto- 
rum  et  nihil  aliud" ;  ebenso  Acta  s.  sed.  17,  360, 
wo  es  sich  allerdings  um  eine  in  Ihrer  Gültigkeit 
zweifelhafte  Konsekration  gehandelt  hat. 

»2  Congr.  rlt  v.  5081 ;  4,126. 

tt  S.  398.  n.  9. 

1^  S.  dazu  Ferraris  s.  V.  altare prlvilegiatum; 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  106. 

>^  Massgebend  ist  jetzt  das  generelle  Dekret, 
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Ablass  ftlr  eine  Seele  ^  im  Pnrgatorinm  verbnndeii  ist^,  indessen  kommen  auch  an- 
dere Privil^en  vor  *. 

2.  Die  Trag-Altäre  oder  beweglichen  Altäre,  welche  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert^, als  die  festen  nnbeweglichen  in  den  Kirchen  die  Regel  geworden  waren, 
von  diesen  als  eine  besondere  Art  nnterschieden  werden ,  bestehen  blos  ans  einem 
einfachen  Stein.  Fttr  diesen  kann  ein  besonderer  Altarkdrper  oder  eine  besondere 
Basis  hergerichtet  sein,  aber  wesentlich  ist  es,  dass  der  Stein  mit  der  letzteren  nicht 
fest  Terbnnden  ist,  sondern  beliebig  ans  derselben  entfernt  werden  kann  ^. 

Die  Erlanbniss  znm  Gebrauche  eines  beweglichen  oder  tragbaren  Altars  hat,  so- 
fem  die  Partiknlarsynoden  dartiber  keine  allgemeinen  Anordnungen  getroffen  haben  ^, 
der  Ordinarius  zu  ertheilen  ^.  Wenngleich  das  Kirchenrecht  keine  allgemeinen  Vor- 
schriften Dber  die  Voraussetzungen ,  unter  denen  dies  geschehen  kann ,  aufgestellt 
hat^,  und  nach  der  herrschenden  Disciplin  allein  der  Hauptaltar  in  jeder  Kirche  ein 


welches  Clemens  XIII.  auf  Antrag  der  Congr. 
Indalgenüaram  erlassen,  und  welches  erhebliche 
Aendernngen  in  der  früheren  Disciplin  (diese 
noch  bei  Ferraris  1.  c.)  bewirkt  hat,  u.  A.  bei 
Probst  a.  a.  0.  S.  105  n.  1 :  „Clemens  pp.  XIII. 
.  .  .  revocatis  omnibns  huiusmodi  pririlegiatis 
altaribus  praecedenter  intuita  paroeoiae  siye  in 
perpetuum  sive  ad  tempos  iam  concessis  indulsit 
d.  19.  Maii  17Ö9,  omnibus  ecclesiis  paroobialibas 
orbis  christiani  absque  ullo  onere  roissarura ,  al- 
tare  pririlegiatum  quotidianum  ad  septenninm, 
ea  tarnen  adiecta  lege ,  nt  qailibet  episcopus  pro 
sna  respectiva  dioecesi  de  huinsmodi  gratia  snp- 
plicet  Expleto  vero  septennio,  sanctitas  sua  prae- 
cipit  omnibus  episcopis ,  abbatibiiset,  sede  ts- 
cante,  vicariis  capltalaribns  sive  in  spiritnalibas 
abbatiarum  administratoribns ,  nt  pro  unaquaque 
snamm  dioecesinm  paroecia  suppliceiit  pro  con- 
flrmatioue  elosdero  priyilegii  ad  aliud  septenniam. 
Idqae  flerl  iahet  sub  unico  tantum  brevl  atque 
▼ult  hoc  unionm  breve  suffragari  omnibus  unlus- 
cuiusqne  dioeeesis  ecclesiis  parochialibns.  Ne 
autem  parochi  expensis  graventur,  vetat  omnibus 
tum  episcoporum,  quum  abbatum  offlciallbus,  sab 
poena  nullitatis  praefati  priYilegii ,  ne  quloqnam 
penitus  exigant  a  paroohis  sive  pro  ipsis  certi- 
orandis  bIto  in  expediendis  litteris  pro  designa- 
tione  altaris  privilegiati  in  eorum  paroeciis.  Prae- 
terea ,  ne  huiusmodi  prlvilegio  fraudentur  aliae 
eecleslae  pollentes  speoiali  praerogatlva ,  veluti 
GOlleglatae  vel  abbatiales  nullius  et  parochiales 
a  se  depeudentes,  sanctitas  sua  pari  benevolentia, 
modo  Bupra  indlcato  hoc  Idem  priTilegium  mox 
enunciatls  ecclesiis,  communicatum  voluit".  Die- 
ses Privileg  ist  nicht  an  den  Altarstein ,  sondern 
an  einen  bestimmten ,  zu  Ehren  eines  Helligen 
geweihten  Altar  geknüpft.  Es  kann  also  nicht 
auf  einen  anderen  Altar  verlegt  werden ,  dauert 
aber  fort ,  wenn  der  ursprüngliche  Altar  abgeris- 
sen und  ein  neuer  dafür  unter  demselben  Titel 
errichtet  wird,  s.  auch  Acta  s.  sed.  3,  101. 

i  Nicht  mehrere ,  s.  die  Entsch.  d.  Congr.  in- 
dulg.  V.  1864  u.  1880,  AeU  s.  sed.  1,  626  und 
13,  133. 

^  Congr.  propag.  von  1844,  collect,  mission. 
n.  661.  p.  317 :  „Eoclesia  per  altare  privilegiatum 
intelligit,  per  mlssam  celebratam  in  praedicto  al* 
tari  (vel  ab  eo  qui  eodem  priTilegio  personaliter 


fruatur)  pro  anima  cuiuscumque  fldelis,  quae  deo 
charitate  coniuncta  ab  hac  luce  migraverit ,  ani- 
mam  ipsam  de  thesauro  ecclesiae  per  modum 
snffragii  indulgentiam  consequi,  ita  ut  d.  u.  Jesu 
Christi  suffragantibus  meritis,  a  purgatorii  poenis 
liberetur". 

3  So  sind  mit  dem  Besuche  bestimmter  Altare 
(z.  B.  in  8.  Peter  im  Vatikan)  gewisse  Ablässe 
verbanden,  oder  es  können  an  dem  Altare,  wie  in 
vielen  Wallfahrtskirchen  an  gewissen  Doppel- 
festen Yotivmessen  gelesen  werden,  welche  an 
sich  nicht  an  diesen  Tagen  gestattet  sind ,  vgl. 
noch  0.  S.  198.  S.  auch  de  Uerdt  I.  n.  66. 
Anm.  3. 

*  Vgl.  Binterim  a.  a.  O.  S.  107  und  c.  9. 
Mainz  V.  888,  Mansi  18,  67:  „In  itinere  vero 
positis,  si  ecclesia  defuerit,  sub  divo  seu  in  ten- 
toriis,  si  tabula  altaris  consecrata  caeteraque  mi- 
nisteria  sacra  ad  id  officium  pertinentia  adsunt, 
missarum  solemnia  celebrari  permittimus^,  auch 
in  c.  30  Dist.  I.  de  consecr. 

ö  Gardellini  I.e.  3,  144.  n.  1. 

«  8.  Anm.  4.  Vgl.  auch  Prager  Prov.  Syn.  t. 
1349  c.  40,  Mansi  26,  90:  „Si  cui  per  nos  aut 
suifraganeorum  nostrorum  aliquem  conceditur, 
quod  in  altari  viatico  portatili  divlna  coram  ipso 
possint  offlcia  celebrari ,  non  in  loco  ventoso  seu 
alias  periculoso  vel  inhoneste  hoc  fleri  debere  in- 
telliglmns''. 

"^  Das  folgt  aus  seinem  Recht,  den  Gottesdienst 
in  seiner  Diöcese  zu  leiten  und  zu  ordnen,  s. 
übrigens  auch  die  vor.  Anm. 

Für  die  exemten  Gebiete  und  für  den  ganzen 
Umfang  der  katholischen  Kirche  steht  das  Recht 
dem  Papste  oder  der  von  ihm  dazu  bevollmäch- 
tigten Behörde  oder  den  von  ihm  delegirten  Kir- 
ehenbeamten  zu,  s.  die  Fakultät  v.  1669  für  die 
Missionäre  der  nach  China  entsandten  und  künf- 
tig zu  entsendenden  apostolischen  Vikare  „cele- 
brandi  ss.  missae  sacrlflcium  super  altari  portatili 
in  itinere  tam  eundo  ad  suas  misslones  quam  ab 
eis  redeundo  et  in  locls  infldelium  ac  ubi  eccle- 
siae apertae  non  inveniuntur^,  collect,  mission. 
dt.  n.  400.  p.  206.  Wegen  der  Regularen  s.  auch 
Ferraris  s.  v.  altare  n.  7. 

d  Wegen  der  besonderen  Privilegien  der  Kar- 
dinäle und  Bischöfe  in  ihrer  Amtswohnung  und 
da ,  wo  sie  vorübergehend  Wohnung  genommen 
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unbeweglicher  zn  sein  braucht  S  so  wird  doch  eine  solche  Genehmigung  nur  gewährt 
werden  können ,  wenn  ein  genttgender  Grund  daftlr  vorliegt,  ohne  dass  freilich  man- 
gels eines  solchen  die  Messe  unerlaubter  oder  gar  nichtiger  Weise  an  einem  beweg- 
lichen Altar  gefeiert  würde.  Ein  solcher  Grund  ist  aber  vorhanden,  wenn  die  Abhaltung 
eines  Messgottesdienstes  im  Freien  ^  oder  in  nicht  dauernd  zum  katholischen  Gottes- 
dienst bestimmten  Räumen  ^  erforderlich  erscheint,  ferner  wenn  die  Messe  in  Kirchen, 
welche  nicht  von  einer  christlichen  Konfession  allein  benutzt  werden,  celebrirt  wird  ^, 
endlich,  wenn  es  sich  in  einer  ausschliesslich  und  dauernd  dem  katholischen  Gottes- 
dienste gewidmeten  Kirche  blos  um  die  Errichtung  von  Neben-Altären  ^  handelt. 

Auch  der  bewegliche  Altar  bedarf  der  Konsekration  ^.  Ueber  die  Befugniss  da- 
zu gilt  das  o.  8.  401  Bemerkte'^.  Die  Konsekration  wird  indessen  bloss  an  dem 
Altarsteine  vollzogen^.  Die  Einfügung  von  Reliquien  in  denselben  ist  dabei  aber 
eben  so  nothwendig  und  wesentlich,  wie  in  den  festen  Altar  ^. 

Weil  der  bewegliche  Altarstein  beliebig  aus  der  Kirche ,  in  welcher  er  sich  be- 
findet, entfernt,  also  auch  auf  demselben  in  einem  anderen  kirchlichen  Gebäude  Messe 
gelesen  werden  kann,  so  wird  er  nicht  polluirt,  wenn  eine  Pollution  der  betreffenden 
Kirche  eintritt  *<>. 

Eine  Exekration  der  Kirche  zieht  niemals  die  Exekration  eines  Tragaltars  in 
derselben  nach  sich.  Dieselbe  tritt  aber  selbstständig  in  den  unter  o.  8.  404  unter 
c  bis  ff  aufgeführten  Fällen  ^*  ein.  Wegen  der  Erneuerung  der  Konsekration  gilt  das- 
selbe ,  wie  bei  dem  unbeweglichen  Altar  ^^. 


haben,  Messe  zu  lesen,  womit  zugleich  nothwen- 
dig das  Recht  der  Benutzung  eines  Tragaltars  ver- 
bunden ist,  Tgl.  Bd.  I.  S.  362  und  diesen  Band 

0.  S.  188. 

i  S.  0.  S.  399.  n.  4. 

2  Vgl.  0.  S.  189. 

^  Also  in  Mission sbezirken,  in  welchen  die  Ab- 
haltung des  Messgottesdienstes  nur  von  Zeit  zu 
Zelt  in  Betsälen  möglich  ist. 

^  So  In  Simultan-  und  Militär-,  Gefangen-, 
Krankenhaus-Kirchen ,  In  welchen  sich  nur  ein 
Altar  befindet,  und  in  welchen  dann  auf  diesem 
ein  Tragaltar  angebracht  wird ,  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  22,  264  u.  coU.  conc.  Lac.  5,  1052. 

&  Denn  diese  brauchen  nicht  altaria  flxa  zu 
sein,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  203  u.  de  üerdt 

1.  c.  1,  241.  Doch  sollen  sie  äusserlich  nicht  den 
Eindruck  tou  Tragaltaren  macheu,  Oardellinl 
n.  2140;  1,364. 

^  Das  wird  mit  Unrecht  entgegen  dem  Pontlf. 
Roman.,  dem  Missale  (s.  o.  S.  189.  n.  51,  der 
feststehenden  Praxis  der  Congr.  rit.  und  der  herr- 
schenden Meinung ,  s.  die  Ci täte  bei  M eurer, 
BegriJDT  u.  Eigenthümer  d.  heiligen  Sachen  1,  215, 
bestritten  von  Schmid,  d.  christl.  Altar  S.  452. 

^  Für  die  Regel  hat  also  der  Bischof  die  Be- 
fugniss, die  Altarsteine,  welche  In  seiner  Dlöcese 
gebraucht  werden  sollen,  zu  konsekriren.  Ist  da- 
gegen ein  Altarstein  in  einer  anderen  Diöcese 
schon  konsekrirt,  so  bedarf  es  nach  dem  im  Text 
S.  405  Bemerkten,  für  seine  Benutzung  in  dem- 
jenigen Sprengel,  in  welchen  er  gebracht  Ist, 
stets  der  Erlaubnlss  des  Ordinarius. 

8  Pontiflc.  roman.  P.  II.  Dabei  werden  zuerst 
die  S.  402.  n.  6  unter  4  gedachten  Salbungen  in 
Kreuzform  vorgenommen,  dann  wird  das  im  Steine 


selbst  angebrachte  Sepulchrum  in  der  Mitte  mit 
Chrlsma  gesalbt,  und  nachdem  dasselbe  geschlos- 
sen ist ,  die  Salbung  des  ganzen  Steines  durch 
Bestreichung  mit  Katechumenen-Oel  und  Chrlsma 
YoUzogen.  Die  Abweichung  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Salbung  der  Basis  und  der  Verbindung 
des  Altarsteines  mit  dieser  ausgeschlossen  ist. 
ö  S.  o.  S.  401. 

10  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit ,  s.  z.  B. 
Reiffenstuel  III.  40.  n.  36;  Ferraris  s.  ▼. 
altare  n.  32.  Doch  wird  die  Pollution  dann  ein- 
treten, wenn  er  lediglich,  um  für  die  betreffende 
Kirche  gebraucht  zu  werden,  sich  in  einem  Neben- 
altar (s.  0.  Anm.  5)  befindet,  weil  er  dann  Pertl- 
uenz  derselben  ist,  s.  auch  Meurer  a.  a.  0. 
2,  10.  n.  4. 

Es  wäre  an  sich  möglich ,  dass  solche  EUind- 
lungeu ,  welche  eine  Pollution  der  Kirche  bewir- 
ken (s.  0.  S.  328),  auf  einem  Tragaltar  vorgenom- 
roen  werden  (z.  B.  dass  gerade  auf  einem  auf  der 
Erde  gelegten  Altarsteine  Jemand  getödtet  wird). 
Die  kirchlichen  Rechtsquellen  sprechen  aber  an 
den  entscheidenden  Stellen  allein  von  der  Pol- 
lution der  Kirche,  nicht  von  derjenigen  des  Al- 
tars, offenbar  deshalb ,  weil  Fälle  der  vorausge- 
setzten  Art  kaum  blos  in  Bezug  auf  den  Altar 
praktisch  vorgekommen  sind.  Es  tritt  daher  in 
den  Fällen,  in  denen  eine  Kirche  polluirt  werden 
würde,  nicht  eine  selbstständige  Pollution  des 
Tragaltars  ein.  Dafür  spricht  auch  der  schon 
8.  403.  n.  4  a.  E.  hervorgehobene  Grand. 

11  In  den  zu  a  und  b  erwähnten  Fällen  ist  sie 
wegen  der  Art  der  Konsekration  des  Tragaltars 
(s.  0.  Anm.  8)  ausgeschlossen. 

«  S.  0.  S.  404. 
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U.  Die  Beseitigung  and  Anssergebranchstellung  der  Altäre.  Da 
der  Ordinarius  über  die  Errichtung  der  Altäre  in  den  ELirchen,  mögen  dieselben  feste 
oder  bewegliche  (Neben-Altäre)  *  sein»  zu  bestimmen  hat,  so  folgt  daraus  auch,  dass 
seine  Qenehmigung  zu  Veränderungen,  welche  mit  ihnen  vorgenommen  werden  sollen  ^, 
oder  zur  Zerstörung  und  Aussergebrauchstellung  derselben^  erforderlich  ist^.  Eine 
solche  erscheint  auch  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  der  konsekrirte  Altarstein  nicht 
mehr  gebraucht  werden  soll,  noth wendig ,  denn  eine  totale  Zerstörung  desselben,  um 
ihn  vor  profanem  Gebrauche  zu  bewahren  oder  eine  Exekration  (Profanation)  durch 
Wiederhingabe  in  den  Verkehr,  ist  ebenfalls  ohne  eine  solche  Erlaubniss  nicht  statt- 
haft^. Aus  demselben  Grunde  ist  der  Ordinarius  auch  befugt,  falls  er  die  Benutzung 
von  Trage-Altären  gestattet  hat,  den  weiteren  Gebrauch  derselben  zu  verbieten  ^. 

üeber  die  Voraussetzungen ,  unter  denen  solche  Veränderungen  vorgenommen 
werden  dürfen ,  also  der  Ordinarius  seine  Genehmigung  dazu  zu  ertheilen  berechtigt 
ist,  weisen  die  kirchlichen  Rechtsquellen  allein  die  Vorschrift  auf,  dass  Hberflüssige 
Altäre  beseitigt  werden  sollen  ^.  Wenn  damit  sogar  dem  Ordinarius  fflr  einen  Fall 
die  Pflicht  auferlegt  ist,  die  Zerstörung  von  Altären  herbei  zu  führen,  so  wird  man 
berechtigt  sein,  ihm  jedenfalls  die  Befugniss  zuzusprechen,  in  allen  Fällen,  in  denen 
eine  Nothwendigkeit  vorliegt  ^,  die  erwähnte  Erlaubniss  zu  den  erforderlichen  Ver- 
änderungen und  zu  Suppressionen  von  Altären  zu  geben.  Da  aber  ferner  auch  Ver- 
änderungen bei  bestehenden  kirchlichen  Anstalten  und  Benefizien  in  Fällen  eines 
augenscheinlichen  Nutzens  statthaft  sind,  und  dieser  Grundsatz  eine  allgemeine  Be- 
deutung für  alle  kirchlichen  Einrichtungen  beanspruchen  kann^,  so  steht  nichts  ent- 
gegen, ihn  gleichfalls  auf  die  Veränderungen  an  Altären  in  den  Kirchen  analo^sch  zur 
Anwendung  zu  bringen  ^^.  Somit  wird  es  als  Rechtsgrundsatz  hingestellt  werden  kön- 
nen, dass  eine  Veränderung  an  den  Altären  in  einer  Kirche  nicht  willktthrlich,  selbst 
nicht  einmal  vom  Ordinarius ,  vorgenommen  werden  darf,  dass  dies  aber  im  Falle 
einer  Nothwendigkeit  oder  eines  augenscheinlichen  Nutzens  statthaft  ist,  und  in  die- 
sen Fällen  der  Ordinarius  die  Genehmigung  dazu  zu  ertheilen  hat^^. 

1  S.  0.  S.  401.  406.  eines  Kirohengebäudes ,  ehe  er  dasselbe  für  den 

3  Z.  B.  wenn  wegen  eines  Erweiterungsbaues  kirchlichen  Gebrauch  gewidmet  oder  einer  kirch- 

dem  Altar  eine  veränderte  Stellung  gegeben  oder  liehen  Anstalt  geschenkt  hat 

wegen  Baufälligkeit   der  Basis  eine  erhebliche  ^  S.  o.  S.  170.     Unter  dieser  Voraussetzung 

Reparatur  oder  ein  Umbau  erfolgen  muss.  ist  selbst  der  Verkauf  eines  Altarsteiues  nicht 

3  In  Fällen,  in  denen  der  Altar  Oberflüssig  unstatthaft,  Gongr.  rit.  v.  1606,   Gardellini 

wird.  ed.  cit  n.  311 ;  1,  71. 

♦  Für  die  Zerstörung  eines  fixen  Altars  wird  «  S.  o.  S.  405. 

dies  allgemein  angenommen,  s.  z.  B.  Barbosa  '  S.  o.  S.  399.  n.  5. 

J.  E.  U.  II.  7  n.  14 ;  Ferraris  1.  0.  n.  37;  de  »  Z.  B.wenn  die  Dotation  solcher  Nebenaltäre, 

H  erd  1 1.  c  1,  244,  und  auch  von  einzelnen  Parti-  welche  nur  speciellen  Zwecken  dienen ,  fortge- 

kular-Synoden  angeordnet,  s.  o.  S.  335.  n.  7  und  fallen  ist ,   und  nicht  mehr  an  ihnen  celebrirt 

statuta  synodalia  Monastr.  ed.  Krabbe  p.  153.  werden  kann. 

Für  den  beweglichen  Nebenaltar  muss  aber  das-  ^  S.  Bd.  II.  S.  396. 

selbe  gelten,  da  hier  die  definitive  Herausnahme  i^  Es  wird  also  danach  beispielsweise  eine 
des  konsekrirten  beweglichen  AUarsteines  die  Verlegung  von  Altaren,  welche  den  Raum  in 
gleiche  Wirkung,  wie  die  Zerstörung  des  fixen  einer  Kirche  bei  wachsender  Bevölkerung  ein- 
Altars hat.  Die  von  den  Kanonisten  gemachte  engen ,  gestattet  sein ,  wenn  dadurch  für  mehr 
Beschrankung  auf  den  konsekrirten  Altar  versteht  Personen  Platz  geschaffen  werden  kann, 
sich  von  selbst,  da  erst  die  Konsekration  den  ^^  Dieselbe  Reohtsauffassung  haben  auch  ein- 
Altar  zum  Altar  im  eigentlichen  Sinne  macht.  zelne  Partlkular-Statuten.  S.  z.  B.  die  Synodal- 
Vorher  ist  der  fixe  Altar  nur  Bestandtheil  des  Statuten  des  Erzb.  Max  Heinrich  y.  Köln  v.  1662, 
Gebäudes,  und  deijenige,  welcher  über  dasselbe  Dumont,  Sammig.  kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erz- 
z\\  verfügen  hat,  kann  auch  über  seine  Aenderung  dlöcese  Köln.  S.  228 :  „NuUum  altare  consecratum 
und  Zerstörung  bestimmen,  alsoz.  B.  der  Stifter  absque  legitima  causa  et  expressa  licentia, 
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§.223.    B.   Die  zum  Ooitesdienst  bestimmten  KircJiengeräthschaften  und  Paramente, 

I.  Die  geweihten  und  die  nicht  geweihten  gottesdienstlichen 
Sachen.  Für  die  Verwaltung  der  gottesdienstlichen  Handlungen  bedarf  es  bestimm- 
ter Geräthe  und  anderer  Sachen,  namentlich  der  sog.  Paramente  [veatee  sacrae)^  wor- 
unter sowohl  die  vorgeschriebenen  Bekleidungen  der  Altäre ,  als  auch  die  für  die 
gottesdienstlichen  Funktionen  erforderlichen,  priesterlichen  Gewänder  verstanden 
werden.  Nicht  minder  werden  Geräthe,  Behälter  und  Gefösse  für  die  Aufbewahrung 
gewisser  Sachen,  wie  der  zu  konsekrirenden  Hostien,  der  heiligen  Oele,  des  Weih- 
wassers bis  zu  ihrer  Benutzung  beim  Gottesdienste  oder  durch  die  Gläubigen  ge- 
braucht. 

Nicht  alle  derartigen  Sachen  werden  benedicirt  oder  gar  konsekrirt.  Die  Litnr- 
gik  kennt  die  Konsekration  allein  ftlr  den  bei  der  Messe  gebrauchten  Kelch  und  die 
dazu  gehörige  Patene  S  die  Benediktion ^  ftlr  die  leinenen  Altartücher,  für  das  Kor- 
porale, für  die  Palla^,  fdr  die  Pyxis  (oder  das  Ciborium),  fttr  die  Monstranz,  für  die 
Reliquienbehälter,  fQr  die  Gef^se  zur  Aufbewahrung  der  h.  Oele  und  des  Chrisma, 
für  die  priesterlichen  Gewänder  *y  für  Kreuze  und  Heiligenbilder. 

Für  diese  Sachen,  welche  res  sacrae  sind,  kommen  die  schon  oben  dargelegten 
allgemeinen  Grundsätze  über  Sachen  der  zuletzt  gedachten  Art  zur  Anwendung  ^. 
Hier  ist  aber  noch  hervorzuheben,  dass  sie  ihre  Eigenschaft  als  res  sacrae ^  auch  ab- 
gesehen von  einer  absichtlichen,  behufs  der  Rückgabe  in  den  Verkehr  vorgenomme- 
nen Profanation  ^  ebenso  wie  die  Kirchen  und  Altäre  auch  durch  eine  anderweit  ein- 
tretende Exekration  verlieren  können.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  sie  diejenige  Form  und 
Gestalt ,  in  welcher  sie  konsekrirt  oder  benedicirt  sind ,  auf  irgend  eine  Weise  so 
verlieren,  dass  sie  nicht  mehr  als  die  früher  geweihte  Sache  erscheinen  7,  oder  wenn 

nee  nisl  oertis  precibos  et  caeremoniis  adhibitis  blosses    Zasammenschraaben    wiederhergestellt 

destmi  debet^.  werden  kann.   Probst,  Benediktionen  S.  322, 

Bei  den  Trag- Altären ,  welche  ausserhalb  der  Encharistie  als  Opfer  S.  116;  de  Herdt  1.  c.  I. 

Kirchen  benutzt  werden  (s.  o.  S.  406),  handelt  n.  174;  femer,  wenn  aus  einem  oder  mehreren 

es  sich  nur  um  vorübergehende  Zwecke,  nicht  um  Kelchen  ein  neuer  durch  Umschmelzen  herge- 

dauernde  kirchliche  Einrichtungen.  Hier  ist  also  stellt  wird,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  219.  221; 

der  Ordinarius  oder  der  sonst  zuständige  Obere  wenn  der  Kelch  eine  neue  Vergoldung  erhält, 

befugt,  die  Erlanbniss  zurückzuziehen,  sowie  der  weil  dann  die  Oberfläche,  mit  welcher  das  Sakra- 

für  die  Gestattung  obwaltende  Grund  fortfällt,  ment  in  Berührung  kommt,  nicht  mehr  konsekrirt 

oder  sich  ünzuträglichkeiten  herausstellen.  ist,  Congr.  rit.  ▼.  1845,  ed.  G  a  r  d  e  1 1  i  n  i  n.  501 1 ; 

1  S.  0.  S.  144.  4,  96  u.  V.  1857,  Acta  s.  sed.  3,  568 (vgl.  dazu 

s  Vgl.  zum  folgenden  o.  S.  144  fr.  auch  Arch.  f.  kath.  K.R.40,  17.  n.  2),  nicht  aber 

'  In  Betreffdes  Streites  wegen  das  Kelchyelums  dann ,  wenn  die  Vergoldung  bloss  durch  den  Ge- 

und  des  Puriflkatoriums  t.  Probst,  Benediktio-  brauch  abgenutzt  worden  ist,  P  r  o  b  s  t  a.  a.  0.  u.  d  e 

nen  8.  317;  de  Herdt  1.  c.  I.  n.  168.  Herdt  1.  c.  n.  174;  die  priesterlichen  Ge- 

^  Jedenfalls  für  den  Amiotus  oder  das  Hume-  w  ä  n  d  e  r ,   wenn  sie  auch  bloss  vorübergehend 

rale),  die  Alba,  die  Stola,  den  Manipel  und  die  behufs  Ansbesseruug  zertrennt  werden,  wenn  aus 

Casula,  nach  der  herrschenden  Ansicht  auch  für  einem  Gewände  z.  B.  der  Alba  ein  Amictus,  aus 

die  Dalmatica,  die  Tuniceila ,  das  Pluviale  und  der  Stola  ein  Manipel  gemacht,   wenn  von  der 

den  Ghorrock,  Probst  S.  312.  313;  de  Herdt  Alba  der  Aermel  getrennt  wird,  wenn  das  Gin- 

1.  c.  I.  n.  168.  gulum  zerreisst  und  kein  Theil  mehr  zum  Gürten 

^  Vgl.  0.  S.  163  ff.  hinreicht,  nicht  aber,  wenn  einem  Gewände  bloss 

*  S.  0.  S.  170.  behufis  der  Ausbesserung  und  ohne  Zertrennung 

''Also  z.B.  der  Kelch,   wenn  der  Becher  ein  kleineres,  nicht  benedicirtes  Stück  eingefügt 

(euppa)  vom  Fusse  gestreunt  wird,  mit  Ausnahme  wird.  Probst,  Benediktionen  S.314;  de  Herdt 

des  Fallet,   dast  der  erstere  nur  aufgeschraubt  1.  c.  n.  169;  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  221. 

worden  ist,  und  die  Verbindung  beider  durch 
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sie  durch  Brnch  oder  durch  Abnutzung  oder  durch  Schmutz  zum  weiteren  Gebrauch 
thatsächlich  untauglich  geworden  sind  ^,  oder  wenn  sie  wegen  der  gedachten  Umstände 
anständiger  Weise  nicht  mehr  zum  Gottesdienste  benutzt  werden  können^. 

Die  gedachten  Sachen  nehmen,  wenn  sie  dauernd  und  ausschliesslich  für  die 
gottesdienstlichen  Zwecke  einer  bestimmten  kirchlichen  Anstalt,  z.B.  einer  Kirche 
oder  einer  öffentlichen  Kapelle  durch  den  zur  Verfflgung  über  dieselben  berechtigten 
Eigenthttmer  oder  die  an  dessen  Stelle  zu  Dispositionen  befugte  Person  gewidmet 
werden,  die  Eigenschaft  von  Pertinenzen  der  erwähnten  Anstalten  an^. 

Es  fragt  sich  daher,  ob  dadurch ,  dass  sie  in  Folge  einer  Exekration  die  Eigen- 
schaft als  res  sacrae  verloren  haben,  auch  ihre  etwaige  Pertinenz-Qualität  voii  selbst 
erlischt.  Dies  ist  zu  verneinen,  denn  die  letztere  beruht  darauf,  dass  sie  den  Zwecken 
der  Hauptkirche  dienen,  und  erlischt  erst,  wenn  dieses  Yerhältniss  zu  der  letzteren 
gelöst  ist.  Die  Exekration  als  solche  hebt  aber  die  Zweckbestimmung  nicht  in  allen 
Fällen  auf,  weil  trotz  derselben  die  Absicht  obwalten  kann,  die  exekrirte  Sache  weiter 
fflr  ihren  bisherigen  Zweck  zu  benutzen^,  und  sie  zur  Ermöglichung  eines  solchen  Ge- 
brauches wieder  von  Neuem  weihen  zu  lassen.  Die  Pertinenzqualität  verlieren  daher 
solche  Sachen  allein  dann,  wenn  sie  vernichtet  sind,  mag  auch  ihr  Material  zur  Her- 
stellung einer  neuen  Sache  gleicher  Art  benützt  werden  ^,  oder  wenn  ihre  bisherige 
Zweckbestimmung  durch  den  Verfügungsberechtigten  geändert  wird. 

Endlich  dürfen  die  h.  Gefässe ,  so  lange  sich  in  ihnen  das  Sakrament  befindet, 
(abgesehen  von  einem  Nothfall ,  wie  namentlich  der  Gefahr  der  Profanation)  ohne 
Todsünde  von  Niemand  anders  als  von  einem  Priester  und  einem  Diakon  berührt  wer- 
den ^.  Das  Verbot  beruht  allerdings  nicht  auf  der  Zweckbestimmung  dieser  Geräth- 
schaften,  sondern  auf  der  Wahrung  der  Ehrfurcht  vor  dem  Sakramente.  Aber  wegen 
des  erstgedachten  Grundes  dürfen  nach  der  Konsekration  oder  Benediktion  diejeni- 
gen Gefösse  und  Behälter,  welche,  wie  der  Kelch,  die  Patene,  die  Pyxis  und  die 
Lunula  in  der  Monstranz  mit  den  Gestalten  des  Sakramentes  in  unmittelbare  Berüh- 


1  Also  der  Kelch ,  die  Patene ,  die  Pyxis  (Ol-  oder  wenn  die  Zertrennung  eines  Messgewandes 
boriam)  einen  Riss  erhält,  welcher  so  gross  ist  oder  behufs  der  Aasbesserang  nothwendig  wird,  und 
sich  an  einer  solchen  Stelle  befindet,  dass  die  dasselbe  nach  erfolgter  Zusammesetzang  wieder 
Gefahr  besteht,  dass  das  Sakrament  mit  anderen  gebrancht  werden  soll.  In  diesen  Fällen  ist  der 
angeweihten  Sachen  In  Berührung  kommt,  oder  Gebrauch narTorübergehend  ausgeschlossen,  und 
sich  im  Kelch  ein  auch  nur  kleines  Loch  auf  dem  da  die  Möglichkeit,  die  Sache  wieder  zu  benutzen, 
Boden,  durch  welches  der  Wein  herauslaufen  besteht,  so  dauert  auch  die  Zweckbestimmung 
kann,  zeigt,  Probst,  Eucharistie  S.  115;  de  fort. 

H  e  r  d  1 1.  c.  n.  174.  5  ^^^^  ^^^^  ^j^  goldener  oder  silberner  Kelch 

2  Dies  kann  namentlich  bei  den  AlUrtüchem  eingeschmolzen  wird,  um  aus  dem  MeUll  einen 
und     priesterlichen     Gewändern     vorkommen,  neuen  zu  verfertigen 

Probst,  Benediktionen  S.314;  de  Herdt  I.e.  *     ^^  „^, 

II   {Q9  0  Dies  hat  man  aus  c.  26.oO(Laodiceac.  21  zw. 

"w      nii^*      -1      V.     *_  1.  V      o    V        1  343u.  381) Dist.XXllI.  hergeleitet;  vgl.  Ferra - 

Eine  Pollution  der  hier  fraglichen  Sachen  als  ,.    „   „  „f^^  „.„,.  „   «    p,^i»„*  v»X.^a*i^  «i- 

A      1  -u  j      n  1t  j.i      j     ir*    V    •  *  j      ti  r  1 8  s.  v.  vasa  Sacra  n.  o ;  r  r  o  b  s  t  Eucharistie  als 

Analogie  zu  der  Pollution  der  Kirche  ist  der  Li-  ^   -     o  aaq    j  ^  o  ^.i*  i   -   «  4  7k  ^v vi  j«. 

.       ..®    V  u       All      u      1  :i  V  jiv        j      1.  Opfer  8.11»;  de  Herdt  1.  c.  n.  1/0,  obwohl  der 

turgik  unbelLannt,  vielmehr  wird  bei  ihnen  durch  xr  /-»rw-     f  »-«        /        r  j        i 

elnenp«of.nlrend;n  oder .«rilegi.chen Gebranch  ^«"O"  (">.<,«  »"  «^^P^«  ^Xf^X-ÄPf  «^  ^V 

die  einmal  ertheilte  Weihe  nicht  beeinträchtigt,  ^^^  ^weik  hat,  den Subdiakonen  dieAnmassung 

de  Her d  1 1.  c  n.  169.  i.  f.  u.  n.  174.  i.  f.  ^^^  Funküonen  der  Diakonen  zu  verbieten ,  vgl 

3  Vgl.  Meurer,  Begriff  und Eigenthümer  der  Hefele,  Conc.Gesch.Z  Aufl.i,  765,  undnichts 
h.  Sachen,  2,  7.  11.  davon  erwähnt,  dass  sich  das  Sakrament  in  den 

^  Wenn  z.  B.  ein  Kelch,  an  welchem  der  Fuss  h.  Gefässen  befindet 
abgebrochen  ist,  zur  Reparatur  gegeben  wird. 


410  ^  ^i®  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  223. 

rang  kommen,  für  die  Regel  allein  von  den  Klerikern  *  and  nnr  im  Falle  einer  beste- 
henden langjährigen  Gewohnheit  aneh  von  blos  Tonsurirten^  in  die  Hand  genommen 
werden,  von  Laien  dagegen  der  Kelch  and  die  Patene  ohne  Genehmigung  des  Ordi- 
narius 3  blos  dann ,  wenn  ein  Nothfall  oder  ein  gerechtfertigter  Grand,  wie  nament- 
lich die  Nothwendigkeit  einer  Reparatur  "1,  vorliegt  ^  Desgleichen  sollen  von  den  Pa- 
ramenten  das  Korporale ,  die  Palla  und  das  Purifikatorium ,  abgesehen  von  den  Aus- 
nahmen, unmittelbar  nach  dem  Gebrauche  blos  von  denjenigen  berührt  werden,  wel- 
chen dies  in  Betreff  der  leeren  h.  Gefösse  erlaubt  ist  ^. 

Bei  anderen  kirchlichen  Geräthen ,  als  den  vorhin  erwähnten ,  also  namentlich 
bei  den  Leuchtern,  den  Lampen,  den  Altar- Antipendien,  den  Rauchfässern,  den  Weih- 
wasser-Kesseln ,  Messkännchen ,  Kanontafeln,  Fahnen,  Orgeln,  ist  weder  eine  Weihe 
vorgeschrieben  noch  gebräuchlich.  Da  die  Eigenschaft  einer  res  sacra  allein  durch 
die  Konsekration  oder  Benediktion  begründet  werden  kann^,  eine  solche  aber  an  den 
gedachten  Sachen  nicht  vorgenommen  wird,  so  unterliegen  sie,  trotzdem  dass  sie  zum 
gottesdienstlichen  Gebrauche  bestimmt  sind,  nicht  den  über  die  res  sacrae  geltenden 
Rechtsregeln  ^.  Der  Eigenthümer  einer  Privatkapelle  wird  daher  z.  B.  die  Leuchter, 
Messkännchen,  Kanontafeln  sowie  andere  derartige  Sachen,  welche  er  zum  Gebrauch 
beim  Gottesdienste  in  derselben  bestimmt  hat,  diesem  wieder  beliebig  entziehen 
und  veräussem  können ,  ohne  dass  er  verpflichtet  ist ,  sie  vor  profaner  Benutzung 
zu  sichern^. 

Die  gedachten  Gegenstände  sind  aber  in  demselben  Umfange ,  wie  die  res 
sacrae  fähig,  Pertinenzen  einer  kirchlichen  Anstalt,  einer  Kirche  oder  öffentlichen 
Kapelle  zu  sein  ^^,  So  lange  dieses  Pertinenzverhältniss  dauert,  theilen  sie  das  recht- 
liche Schicksal  der  Hauptsache,  sie  gemessen  also  die  beschränkte  Extrakommerzial- 
Qualität,  welche  der  letzteren  zukommt,  in  demselben  Umfange,  und  verlieren  sie 
erst  dadurch,  dass  das  gedachte  Yerhältniss  rechtsgültig  gelöst  wird.  Unter  den  ge- 
dachten Voraussetzungen  und  für  die  gedachte  Zeit  stehen  sie  daher  den  res  sacrae 
im  wesentlichen  gleich,  freilich  mit  der  Ausnahme,  dass  schon  jede  rechtsgültige 


1  Des  Nähereu  sollen  die  Gefässe  nach  dem  Pyx.i8 ,  die  Monstranz  und  die  Lunula  berühren, 
Gebrauche  nur  berührt  werden  von  den  Priestern,  nicht  aber  nach  demselben,  de  HerdtL  c. 
den  Diakonen  und  den  Subdlakonen.  DerAkoluth  ^deHerdtl.  c 

kann  es  auch,  soweit  es  sich  um  den  Dienst  beim  t  8  o   S   166* 

nw   'Ä^^?l"t''^  ^f't^V^^'^''''n^r^^^  «  Diejenigen,* welche  wie  z.  B.  Wappäus 

lu  ^¥i         1'  Vorbereitung  der  Gelasse,  ^^   g  ^^^^  |j^  Rechtsfolgen,  welche  man  mit  der 

endUch  dürfen  andere  Klenker  beim  Vorliegen  ^g^^^^^  virtindet,  schon  durch  die  gottesdienst- 

eines  genügenden  Grundes  dazu  zugelassen  wer-  ^^^^^  Zweckbestimmung  einer  Sache  entstehen 

den,  Congr  nt  V    1626  II,  ed.  Gardellini  1.  ,^^^^      ^.^^^^^^  einen  rechtlichen  Unterschied 

c.  n.  624;  1,  146.   Vgl.  de  Herdt  I.  c  n.  179.  ^^^^;^  ^^^  ^j^^  fraglichen  und  den  geweihten 

2  Vgl.  de  Herdt  1.  c.  Sachen  nicht  machen.    Wie  sich  Meurerbci 

3  L.  c.  seiner  Auffassung  (s.  o.  S.  166)  zu  dieser  Frage 

4  de  Herdt  1.  c,  doch  wird  von  Manchen,  stellt,  ist  nicht  ersichtlich,  da  er  sich  (1,  219  u. 
z.  B.  Gardellini  1.  c4,  213  Anm.,  für  den  %  H-  12)  darüber  nicht  ausspricht, 
letzteren  auch  die  Genehmigung  des  Bischofs  9  Bbenso  wie  auch  im  Privateigenthum  und 
verlangt  Ueber  darüber  hinausgehende  päpstliche  zu  profanen  Zwecken  gebrauchte  Leuchter  in  Er- 
Privilegien für  fratres  conversi  und  Nonnen  von  mangelung  anderer  auf  dem  Altar  aufgestellt 
geistlichen  Orden,  damit  diese  die  gedachten  Ge-  und  zu  denselben  Zwecken  nach  gemachtem 
fXsse  mit  Erlaubniss  ihrer  Oberen  reinigen  kön-  Gebrauche  wieder  verwendet  werden  dürfen, 
neu ,  vgl.  Ferraris  s.  v.  calix  n.  45  und  s.  v.  Probst,  Benediktionen  S.  315. 

vasa  Sacra  n.  11.  10  Vgl.  o.  S.  409.  Die  Orgeln  rechnet  G  i  t  z  1  e r, 

&  Vor  dem  Gebrauch  dagegen  dürfen  Laien  die  Lehrb.  d.  K.  R.  S.  39Ö,  allerdings  zu  den  wesent- 
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AafhebuDg  der  Pertinenzqnalität  die  angeweihte  Sache  wieder  in  den  vollen  Verkehr 
bringt,  es  also  nicht  erst  einer  Beseitigung  der  Sacertät  dnrch  den  kirchlichen  Obe- 
ren, wie  bei  der  res  sacra,  bedarf  K 

Das  Gesagte  trifift  aber  nnr  für  das  Kirchenrecht ,  nicht  mehr  fttr  das  heutige 
gemeine  Civilrecht^  und  ebensowenig  für  das  p reu ssische^  sächsische^, 
österreichische^  und  französische  Recht^'  zu.  Denn  nach  allen  diesen  Rechts- 
systemen erhalten  die  res  sacrae  der  katholischen  Kirche  ihre  besondere  Rechtsstellung 
nicht  mehr  durch  die  Weihe  oder  Benediktion,  sondern  durch  ihre  Zweckbestimmung 
für  den  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebrauch.  Rechtlich  besteht  also  auf  diesen 
Rechtsgebieten  kein  Unterschied  zwischen  den  konsekrirten  oder  benedicirten  kirch- 
lichen Sachen  und  denjenigen,  an  welchen  die  katholische  Kirche  keinen  Weihe- Akt 
vollziehen  lässt,  vielmehr  wird  die  rechtliche  Scheide  durch  die  Zweckbestimmung 
zu  gottesdienstlichem  Gebrauche  und  zwar  zu  einem  öffentlichen  derartigen  Gebrauch 
gebildet. 

n.  Rechtliche  Bedeutung  der  liturgischen  Vorschriften  in  Bezug 
auf  die  kirchlichen  Gerftthe.  Welche  der  in  Frage  stehenden  Sachen  bei  den 
einzelnen  gottesdienstlichen  Handlungen  gebraucht  werden  dürfen,  insbesondere 
welche  von  ihnen  daftlr  absolut  erforderlich  sind ',  welche  Beschaffenheit  die  einzel- 
nen Sachen  haben  müssen ,  insbesondere  ob  sie  geweiht  sein  müssen  oder  es  nicht  zu 
sein  brauchen^,  das  ergeben  die  liturgischen  Bestimmungen. 

Rechtliche  Bedeutung  haben  diese  letzteren:  1.  insofern,  als  sie  das  für  die 
Ausstattung  eines  gottesdienstlichen  Gebäudes  nothwendige  Inventar,  also  damit  den 
Umfang  der  Pflicht  desjenigen ,  welcher  eine  solche  Ausstattung  zu  beschaffen  hat, 
festsetzen,  und  den  kirchlichen  Oberen  nicht  nur  das  Recht  geben,  auf  die  Erfüllung 
dieser  Pflicht  zu  dringen ,  sondern  auch  darüber  zu  wachen ,  dass  die  nothwendigen 
Gerftthe  in  dem  vorgeschriebenen  Zustande  erhalten  werden,  und  ein  ordnungs- 
mftssiger  Ersatz  des  Abganges  stattfindet ; 

2.  insofern  als  sie  die  Norm  für  die  Bestimmung  abgeben,  ob  das,  was  an  solchen 
Geräthen,  mag  auch  dabei  mehr  als  das  Nothwendige  in  Frage  stehen ,  angeschafft, 
gestiftet  oder  geschenkt  worden  ist,  der  Form  und  dem  Stoffe  nach  liturgisch  gebraucht 
werden  darf  oder  nicht,  und  fttr  den  liturgischen  Gebrauch  angemessen  erscheint ; 

3.  insofern,  als  das  Zuwiderhandeln  gegen  die  liturgischen  Vorschriften  bei  der 
Vollziehung  einer  gottesdienstlichen  Handlung  für  den  Geistlichen,  welcher  eine  solche 
vornimmt,  je  nach  der  Art  der  gottesdienstlichen  Handlung^  und  je  nach  der  Art  des 
Verstosses  eine  leichtere  oder  schwerere  Verletzung  der  Amtspflichten,  also  ein  leich- 
teres oder  schwereres  Disciplinar -Vergehen  bildet  und  Disciplinarstrafe  nach  sich 
ziehen  kann. 

lieben  BeBtandibeilen  des  Kirchengebäudes.  Das  ^  S.  o.  S.  171  ff. 

ist  aber  Dicht  richtig ,  da  sie  ihre  Selbstständig-  3  o.  S.  175. 

keit  nicht  verlieren,  vie  er  sie  auch  selbst  S.  414  *  S.  176. 

als  Pertinenzstücke  bezeichnet.   Vgl.  aachMen-  <^  S.  176. 

rer  a.  a.  0.  2,  8.  9.  «  8.  176. 

*  S.  0.  S.  170.   Bei  dem  DiebsUhl  einer  sol-  '  So  z.  B.  für  die  Messe  der  Kelch  und  die 

eben  Sache  liegt  femer  der  In  der  Wegnahme  Patene. 
einer  res  non  sacra  aus  einer  res  sacra  bestehende  s  s.  o.  S.  408. 

Fall  des  sacrilegium ,  nicht  der  einer  res  sacra  ®  So  vor  allem  bei  der  wichtigsten ,  der  Oele- 

aus  einer  res  sacra  vor,  was  allerdings  praktisch  brirnng  der  Messe,  s.  o.  S.  191  ff. 
ohne  Bedeutung  ist. 
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m.  Die  nähere  BestimmuDg  über  Umfang,  Zahl  und  Beschaffen- 
heit der  kirchlichen  Geräthschaften  nnd  Paramente.  Die  Bestimmung 
darüber,  welche  kirchlichen  Geräthschaften  für  eine  gottesdienstliche  Anstalt  oder 
eine  kirchliche  Einrichtung  (z.  B.  bei  der  Einftlhrang  eines  l>lossen  Mission^ottes- 
dienstes  an  einem  Orte  ohne  Kirche  in  einem  Betsaale)  nothwendig  sind,  kommt  dem- 
jenigen kirchlichen  Oberen,  welcher  die  Begründung  der  Anstalt  oder  die  Einrichtung 
zu  genehmigen  hat  ^,  also  für  Pfarrkirchen,  öffentliche  Kapellen  und  Privatkapellen,  dem 
Ordinarius  zu.  Handelt  es  sich  aber  um  schon  bestehende  Anstalten  2,  so  hat  zunächst 
der  gottesdienstliche  Leiter  derselben  darüber  zu  befinden  ^,  und  nur  dann,  wenn  der 
zur  Beschaffung  derselben  Verpflichtete  ^  die  Nothwendigkeit  bestreitet,  kann  der  Or- 
dinarius um  seine  Entscheidung  angegangen  werden^.  Dasselbe  gilt  in  Betreff 
der  Frage,  ob  die  Geräthschaften,  mögen  sie  nothwendig  sein  oder  nicht 
(s.  nachher) ,  in  Bezug  auf  Stoff  oder  Materie  oder  Form  den  liturgischen  Vorschriften 
entsprechen. 

Soweit  es  sich  aber  darum  handelt,  ob  etwa  mehr  als  das  Nothwendige  beschafft 
werden  soll,  kommen  über  das  Recht  zur  Entscheidung  darüber  dieselben  Grundsätze 
zur  Anwendung,  welche  für  die  Bestimmung  über  die  innere  Einrichtung  und  dauernde 
Ausschmückung  der  Kirchengebäude  gelten  ^,  d.h.  die  Berechtigung  dazu  steht  den 
Vermögens- Verwaltungs-Organen  der  betreffenden  Kirche ,  deren  Eigenthümer  oder 
den  diesen  repräsentirenden  Behörden  bei  den  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewid- 
meten, aber  nicht  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  Kirchen  oder  endlich  dem  Stifter 
einer  Kirche ,  welcher  dieselbe  zugleich  mit  den  erforderlichen  Geräthschaften  aus- 
stattet ,  zu.  Unter  dem  Gesichtspunkte  der  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltung 
wird  der  mit  dieser  betraute  kirchliche  Obere  nur  insoweit  gegen  solche  Beschlüsse 
der  zuerst  gedachten  Organe  einschreiten  können ,  als  er  darüber  zu  wachen  hat, 
dass  das  kirchliche  Vermögen  nicht  zu  unnützen  Ausgaben  verwendet  oder  gar 
verschleudert  wird  ^. 

Soweit  bei  den  einzelnen  Geräthen,  mögen  sie  nothwendig  sein  oder  nicht,  eine 
Auswahl  in  Bezug  auf  Stoff  oder  Form  gegenüber  den  liturgischen  Vorschriften  offen 
bleibt,  sind  die  vorhin  gedachten  Organe  diese  gleichfalls  zu  treffen  berechtigt.  Ab- 
gesehen aber  von  einer  Korrektur  der  Beschlüsse  kirchlicher  Vermögensverwaltun- 
gen aus  dem  eben  hervorgehobenen  Gesichtspunkt^,  ist  gegen  dieselben  auch  ein 
Widerspruch  zulässig,  wenn  Geräthschaften  angeschafft  werden  sollen,  welche  ihrer 
Beschaffenheit ,  ihrem  Stoff  und  ihrer  Form  nach  nicht  der  kirchlichen  Anschauung, 
dem  kirchliclien  Herkommen  oder  dem  kirchlichen  Stile  ^  entsprechen  oder  gar  durch 


1  Denn  dies  gebort  zu  der  demselben  zuste-  ^  In  wie  weit  diese  Entsobeldung  partlknUr- 
henden  Beurtheilnng,  ob  die  Dotation  ausreicbend  rechtlicb  massgebend  ist  oder  etwa  der  Recbts- 
ist,  s.  Bd.  U.  S.  386.  389;  Bd.  III.  S.  23  und  weg  dagegen  offen  bleibt,  darüber  ist  nicht  hier, 
diesen  Band  0.  S.  318  ff.  sondern  in  der  Lehre  von   der  Beschaffung  der 

2  Also  namentUch  um  die  Anschaffung  neuer  Mittel  für  die  kirchlichen  Bedürfnisse  zu  bandeln, 
nothwendiger    Geräthschaften    au    Stelle    ver-  0  S.  0.  S.  332  ff. 

brauch  ter.  ^  Wenn  z.  B.  der  Kirchen  vorstand  einer  Dorf- 

9  Es   giebt  keine   kirohenrechtliche   Bestim-  klrche  eine  übergrosse  Zahl  von  Kelchen ,  Pate- 

mungf   welche  dies  Recht  ausschliesslich  dem  nen  u.  s.  w.  anschaffen  wollte. 

Ordinarius  vorbehält  (vgl.   auch  unten  S.  413.  s  Also  falls  der  Kirchenvorstand  einer  nicht 

n.  3).   Dass  dieser  aber  von  Aufsich tswegeu   de  vermögenden  Kirche  theure  goldene  Kelche  von 

Beschaffung  des  Nothwendigen  verlangen  kann,  besonderem  Kunstwerthe  anzukaufen  beschliesst. 

versteht  sich  von  selbst.  «  Vgl.  den  bischöfl.  Erl.  v.  1863  in  v.  Vogt, 

^  Also  z.  B.  der  Kirchenvorstand.  Sammig.  kirclil.  Verordn.  f.  Rottenburg.  S.  318. 
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ihre  Gestalt  oder  ihr  sonstiges  Aeussere  die  Wflrde  des  Gottesdienstes  beeinträchtigen 
oder  das  Gefühl  der  Glftnbigen  yerletzen  könnten  ^  Soweit  es  sich  nicht  dabei  nm 
die  erste  Einrichtung  einer  gottesdienstlichen  Anstalt  handelt  ^^  kommt  dieses  Wider- 
spmchsrecht  dem  Geistlichen  zn,  welcher  den  betreffenden  Gottesdienst  zu  leiten 
hat^,  und  nur  in  Streitfällen  oder  in  zweifelhaften  Fällen,  in  denen  sich  der  Rektor 
der  Kirche  an  den  Ordinarius  zu  wenden  hat,  entscheidet  der  letztere. 


§.  224.    C   Die  Kirchenglockm^. 

I.  Das  Recht  Glocken  zu  habend  Der  Gebrauch  der  Glocken  {campanae^ 
nolae,  signa,  oloccae^)  zu  kirchlichen  Zwecken,  Tor  Allem  zu  dem  Zweck,  den  Gläubi- 
gen die  Zielten  des  Gottesdienstes  oder  der  Andacht  kund  zu  thun,  und  sie  zu  dem 
ersteren  in  die  Kirche  zu  rufen,  hat  sich  seit  dem  5.  oder  6.  Jahrhundert ^  von  Ita- 
lien ^  über  das  Abendland  verbreitet  und  ist  hier  schon  in  der  Mitte  des  neunten  Jahr- 
hunderts^ allgemein  geworden  ^^. 

Das  Recht,  Glocken  zu  haben,  d.  h.  sich  des  Geläutes  derselben  öffentlich  zu 
bedienen ,  kommt  nur  den  öffentlichen  Kirchen ,  also  den  Kathedralen ,  Kollegiat-, 
Konventual-  und  Pfarr-Kirchen  sowie  derartigen  Kapellen  zu ,  weil  das  Geläute  we- 
sentlich dazu  bestimmt  ist ,  die  Gläubigen  zum  Gottesdienst  zu  laden ,  und  bei  den 
Privatkapellen  ein  Bedttrfniss  dazu  nicht  vorliegt  *^    Seit  dem  9.  Jahrhundert  wurde 


1  Aach  hierher  gilt  das  o.  8.  334  Bemerkte. 

2  Ueber  diesen  Fall  s.  o.  S.  412. 

3  Hier  trifft  das  S.  412.  n.  3  Gesagte  ebenfalls 
zn.  Die  DiocesanTerordnangen  gehen  übrigens  in 
Betreff  der  Beschaffung  der  Kirchengeräthschaften 
nnd  Paramente  von  derselben  Auffassung  aus, 
s.  z.  B.  Paderbomer  Diocesan-Synode  t.  1867, 
Arch.  t  kath.  K.  R.  20,  423  u.  Kölner  V.  v.  1853 
bei  Dumont,  Sammlung  kirchlicher  Erlasse. 
S.246. 

^  J.M.  Eschen  Wecker,  (praes.  J.  P.  Lnde- 
w  i  g)  diss.  de  eo  quod  iustom  est  circa  campanas. 
Hai.  Magd.  1708.  1739. 

^  Vou  dem  Recht  des  Glockenläutens  als  Zei- 
chen der  öffentlichen  Religionsausübung  ist  an 
dieser  Stelle  selbstverständlich  nicht  zu  handeln. 
Dasselbe  ist  vielmehr  hier  als  rechtlich  bestehend 
vorausgesetzt. 

^  Ueber  diese  Bezeichnungen  s.  Binterim, 
Denkwürdigkeiten  d.  christ.  kath.  Kirche  IV.  1, 
288  ff: ;  G.  Otte,  Glockenkunde.  2.  Aufl.  Leip- 
zig 1884.  S.9ff. 

"^  Schon  Gregor  v.  Tours  erwähnt  derselben, 
bist.  Franc  III.  16,  SS.  rer.  Meroving.  1,  126: 
,^gnum  ad  matutinas  motum  est'';  mlrac.  S. 
Martini  11.45 :  „Signum  quod  matutiniscommoveri 
solet^. 

8  In  Anhalt  an  die  schon  den  Römern  bekannte 
Sitte,  Klingeln  (tiniUMMbuUi)  zum  Wecken  und 


zum  Zusammenrufen  zu  gebrauchen,  Otte  a.  a. 
0.  S.  9.  10.  12. 

0  Edict.legatv. 789. 0.34,  Boretius  1,  64: 
„Ut  cloocas  non  baptizent  nee  oartas  per  perticas 
appendant  propter  grandinem^  (vgl.  dazu  Otte 
S.  161);  Gap.  a.  sacerdotib.  proposlta  c.  8,  ibid. 
p.  IOd  :  „Ut  omnes  sacerdotes  horis  conpetenti- 
bus  diel  et  noctis  suarum  sonent  aecclesiarum 
Signa  et  Sacra  tunc  deo  celebrent  offlcia". 

10  OtteS.  14. 

"  Vgl. c  10(0oelest.  ni.)X  de privileg.  V. 33: 
.  .  .„utrumtemplarils,hospitalarilsetaliisoratoria 
In  domibus  suis  habentibus  Ueeat  campanas  In 
eis  ponere  publleeque  pulsare.  Respondemus  .  .  . 
quod  non  licet  eis  hoc  agere ;  quin  potius  per  te 
ceusura  eccleslastica  app.  rem.  ooercendl  sunt, 
ut  ita  slnt  suo  iure  conteuti,  quod  iustitlam  non 
impediant  aliorum''.  Die  Stelle  setzt  noch  eine 
frühere  Stufe  der  Entwicklung  des  Mönohswesens 
voraus,  bei  welcher  die  Oratorien  nur  für  die 
kirchlichen  Zwecke  der  Mönche  selbst  dienten, 
und  diese  in  der  Regel  noch  keinen  öffentlichen 
Gottesdienst  für  das  Yolk  hielten.  Sie  wider- 
spricht daher  nicht  c  16  (Gregor.  IX.)  X.  de 
exe  praelat.V.  31,  worin  den  weltlichen  Prälaten 
untersagt  wird,  die  Mönche  im  Gebrauch  ihrer 
Glocken  zu  hindern  („nee  sustlnentes,  eos  ha- 
bere campanam*9  j  ^eil  hierbei  schon  das  Recht 
zur  Abhaltung  öffentlieher  Gottesdienste  in 
den  Kapellen  vorausgesetzt  wird  (über  die 
früheren  verschiedenen  Ausgleiehungsversuche 
dieser  beiden  Stellen  vgl.  Fagnan.  ad  c  10  cit. 
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68  Sitte  y  statt  der  nrsprflDglich  einzigen  Qlocke  mehrere  zu  benatzen  ^  indessen  hat 
das  gemeine  Recht  allgemein  fßr  die  einzelnen  Kirchen  nach  deren  Stellang  and  Be- 
deatang  weder  eine  Minimal-  noch  eine  Maximalzahl  festgestellt.  Bios  für  die  Kir- 
chen der  Mendikanten-Orden  ist  darch  Johann  XXII.  die  Zahl  der  Glocken  aaf  eine 
einzige  fQr  den  kirchlichen  Gebraach  derselben  beschränkt  worden  ^.  Da  ihnen  in- 
dessen die  Beibehaltang  mehrerer  Glocken ,  soweit  sie  diese  bisher  ohne  Streit  and 
Widersprach  benatzt  hatten,  gestattet  blieb,  and  sich  später  die  Konflikte  zwischen  den 
Bettelorden  and  der  wegen  ihres  Eindringens  in  die  weltliche  Gottesdiestverwaltang 
and  Seelsorge  eifersüchtigen  Geistlichkeit  minderten,  ist  das  Verbot  schon  längst  darch 
eine  entgegenstehende  Gewohnheit  ^  beseitigt  worden^.  Im  Uebrigen  blieb  die  Be- 
stimmang  der  Zahl  dem  Belieben  der  einzelnen  kirchlichen  Anstalten  and  ihren  Ver- 
tretern, vorbehaltlich  näherer  Normirang  darch  den  Ordinarias  oder  darch  die  Parti- 
kalarsynoden,  überlassen.  Aof  Grand  solcher  Anordnangen,  welche  aach  über  ihren 
Entstehangskreis  ein  hervorragendes  Ansehen  erlangt  haben  ^ ,  hat  sich  vielfach  tdv 
die  Pfarrkirchen  die  Zahl  von  drei,  eventnell  zwei ,  fQr  die  öffentlichen  Kapellen  von 
einer,  ftlr  die  KoUegiatkirchen  von  drei  and  fQr  die  Kathedralen  von  mindestens 
fünf  festgestellt  6. 

II.  Die  Benediktion  der  Glocken  (s.g.  Glockentaafe)  and  ihre Rechts- 
wirkang.  Da  die  für  den  kirchlichen  Gebraach  bestimmten  Glocken ^  benedicirt wer- 
den müssen,  so  sollen  sie,  ebenso  wie  die  übrigen  derartigen  gottesdienstlichen  Sachen  ^, 


n.  7  ff.).  Mit  Recht  hat  daher  die  Doktrin  den 
im  Text  gedachten  Rechtssatz  aus  dem  Prinzip 
des  c.  10  entwickelt  and  halt  ihn  übereinstim- 
mend fest,  indem  sie  das  Verbot  der  Glocken  bei 
den  Mönchen  auf  Oratorien  In  deren  privaten 
Häusern,  namentlich  in  den  Qrangien  beschränkt, 
Fagnao.  1.  c  n.  22;  Gonzalez-Tellez  ad 
c.  10  cit.  n.  8;  Schmier,  iurisprud.  oanonio. 
ciTil.  1.  III.  p,  2.  n.  175;  Schmalzgrueber 
111.  40.  n.  57;  van  de  Bürgt,  de  ecclesiis 
1 ,  144.  Der  Gebrauch  einer  kleineren  Glocke, 
welche  nicht  öffentlich  geläutet  wird,  bleibt  aber 
trotz  des  Verbotes  offen ,  s.  die  citirten. 

1  OtteS.  14. 

^  i.  J.  1323,  c.  un.  in  Extr.  oomm.  de  off. 
custodis  I.  5 :  „advertentes  quod  eo ,  quod  non- 
uulU  mendicantium  professorea  in  nonnnllis  suis 
conventibus  plures  campanas  obtlnentet  in  poste- 
rum  sataguntobtinere,  cathedralesacecdesiaealiae 
suae  queiun  tur  proptereaiustitiae  detrahi  et  exlude 
civitatibus  locorum  Interdum  afferri  divluis  offl- 
cils  impedimentum  .  . .  nos  .  .  .  ordinamus,  quod 
leligiosidictorum  ordinnm  mendicantium  in  nullo 
conventu  suo  seu  loco  plures  campanas  habeant 
sine  sedis  apostolicae  licentia  speciali ,  sed  una 
tantummodo  pro  loco  qaolibet  sint  contenti. 
Quodsl  forsan  communitas  seu  uniyersltas 
aliqua  eccleslattlca  vel  muudana  seu 
iidem  religiös!  pro  Ulis  in  allquo  ipsorum  locorum 
campanam  aliam  habuerlnt  vel  nunc  habent,  non 
illam ,  sed  aliam  solam  eorum  tpeeialiter  osibos 
deputatam ,  pulsare  valeant  horls  diumis  et  noc- 
tornis ,  missit  et  aliii  consuetis.  Ceterum  reli- 
giosit  lisdem  permittimos,  quod  ubl  hactenus 
plures  campanas  sine  lite  et  contradictione  qnali- 
bet  in  usus  duntaxat  proprios  habuerlnt  et  nunc 


habent,  Ulis  etiam  deinceps  libere  uti  possint, 
allis  quibuscunque  per  eos  habitis  intra  trium 
mensium  spatium  de  suis  locis  seu  campaniUbus 
deponendis  et  nullatenus  iterum  reponendls. 
Verum  campanulas  quae  in  refectoriis,  sacristils, 
capitulis  et  aliis  forsan  ofAcinis  religiosorum  ip- 
sorum consueveront  haberi,  sub  ista  nostra  ordi- 
uatione  nolumus  comprehendi". 

3  Auch  sind  päpstliche  Privilegien  auf  das 
Recht  Glocken  zu  haben  gegeben  worden ,  s.  ein 
solches  V.  Clemens  VI.  V.  1350 bei G.  Schmidt, 
päpstl.  Urkunden  und  Regesten.  Halle  1886. 
S.  393. 

*  Das  bezeugen  Gonzalez  Teil ez  1.  c. n. 8; 
Schmier  1.  c.n.  174;  Schmalzgrueber  I.e. 
n.  56  und  die  von  ihnen  citirten. 

^  Namentlich  der  4.  Provinzialsyiiode  des  h. 
Kari  Borromäus  v.  Mailand  (1576)  I.  15,  Har- 
douin  10,  824:  „Parochialis  ecclesia,  si  cam- 
panas tres ,  grandlorem  scilicet  mediam  et  mini- 
mam  habere  non  possit,  saltem  duas  ubi  fleri  po- 
test  habeat  easque  dlstincto  soni  concentu  Inter 
se  recte  oonsentientes  pro  varia  divinorum  ofA- 
ciorum  quae  flunt,  ratione  et  siguiflcatione. 
Simplex  ecclesia  oratoriumve  unam  tantnm  cam- 
panulam  habeat ,  ut  Joannis  XXII.  pontif.  con- 
stitutione sanoitum  bbI". 

<i  van  de  Bürgt  1.  c.  p.  144. 

"^  Sie  müssen  für  die  Regel  aus  dem  üblichen 
Glockengut  (Kupfer  und  Zinn  vgl.  des  Näheren 
Otte  S.  68 ff.)  verfertigt  sein.  Es  dürfen  aber 
auch  Stahlglocken  gebraucht  und  benedicirt  wer- 
den, Congr.  rit  1858,  Acta  s.  sed.  3,  602. 

8  S.  0.  S.  165.  166  u.  S.  408. 
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nicht  eher,  als  die  Weihe*  an  ihnen  yollzogen  worden  ist^,  zn  solchen  Zwecken 
benutzt  werden  ^. 

Dagegen  hat  die  Benediktion  derselben  als  solche  keinen  Einfluss  anf  das  Eigen- 
tiiamsverhältniss^.  In  der  Regel  sind  sie  Pertinenzen  einer  Kirche  oder  des  Glocken- 
thnrmes  ^,  nnd  befinden  sich  dann  im  Eigenthum  derjenigen  physischen  oder  juristischen 
Person,  welcher  das  Kirchengebftude  oder  der  Glockenthurm  gehört,  also  falls  das 
Kirehengebäude  nicht  einer  kirchlichen  Anstalt  eigenthümlich  zusteht,  in  welt- 
lichem Eigenthum  <^.  Femer  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  auf  kirchlicheu  Ge- 
bäuden und  Thflrmen  angebrachten  Glocken  sich  im  Eigenthum  anderer  Personen 
als  diese  Baulichkeiten  selbst  befinden  ^.  Fttr  das  erstere  spricht  allerdings  die  Ver- 
muthung,  welche  freilich  durch  Gegenbeweis  widerlegt  werden  kann  ^. 


<  S.  o.  S.  144.  Die  Glockenweihe  hat  man 
früher  vielfach  als  Glockentaufe  bezeichnet,  und 
dies  geschieht  auch  theilweise  noch  heute. 
Wenngleich  das  Pontiflcale  das  Wort:  Taufe 
nicht  kennt,  und  auch  der  Ritus  der  Benediktion 
nicht  der  Taufritus  ist ,  so  weist  derselbe  doch 
—  er  ist  viel  umfangreicher  als  die  Benediktionen 
bei  anderen  Kirchengerithen  —  eine  entfernte 
Aehnlichkeit  mit  der  Taufe,  namentlich  wegen  der 
Abwaschung,  sowie  des  Gebrauches  des  h.  Oeles 
(wenn  auch  nicht  in  derselben  Art)  auf,  und  dies 
hat,  vor  Allem  nachdem  seit  dem  10.  Jahrhundert 
die  Sitte  aufgekommen  war,  den  Glocken  Namen 
zu  geben  und  dann  auch  die  Gewohnheit,  Pathen 
zuzuziehen,  vgl.  Otte  S.  22.  23,  im  Volk  die 
Yorstellong  erzeugt,  als  ob  die  Benediktlon  der 
Glocken  ein  Analogon  zu  der  Kindertaufe  bilde. 
Darüber  und  über  die  vielfachen  bei  den  s.  g. 
Glockentaufen  eingerissenen  Bilssbräuche  vgl.  die 
Centum  gravanima  v.  1522  o.  51,  Gaertner 
corp.  iur.  eccles.  2 ,  189 :  „Item  suffraganei  ex.- 
cogitaverunt,  ut  solum  ipsi  et  nullus  alius  sacer- 
dos ,  lalcis  campanas  baptlzent ,  credunt  deinde 
simplioiores,  ita  afflrmantlbus  suffraganeis,  tales 
campanas  baptlzatas  daemones  et  tempestates 
pellere.  Quapropter  innumeri  plernmque  adhi- 
bentur  oompatres,  praeeipue  Yero ,  qui  fortuna 
poUent,  exorantur,  qui  baptizationls  tempore 
funem,  quo  campana  religata  est,  tangunt  ac 
8ulfragaueopraecinente(quemadmodum  in  parvu- 
lorum  baptizatione  fleri  seiet)  omnes  pariter  re- 
spondent  ac  campanae  nomen  ingeminant  Teste- 
quenova(quemadmodum  et  chrlstlanis  fleri  seiet) 
campana  induitur.  Inde  ad  sumptuosa  propera- 
tur  oonvivia\  qulbus  praecipue,  ut  eo  larglus 
munera  offerant,  adhibentur,  necnon  suffraganei 
et  eorum  capellanl  cum  multis  alils  ministris 
regaUter  pascuntur.  Nee  hoc  satis  est ,  sed  et 
suftraganeo  mercedem  persolvere  necesse  est, 
quam  Uli  munusculum  Tocare  solent.  Inde  evenit, 
ut  aliquando  etiam  in  parris  yIIUs  G  floreni  in 
tall  absumantur  et  expendantur  baptizatione. 
Quae  res  non  solum  superstitiosa ,  sed  etiam 
christianao  religioni  contraria  vel  simplidorum 
seductio  et  mera  est  exaotio.  Verum  tamen  opls- 
copi,  ut  su£f^ganeos  vel  villssima  obaerare  pos- 
sint  mercede ,  talia  et  adhuc  absurdlora  tolerant 
Res  igitur  tarn  nefanda  et  illioita  merito  aboleri 
debet^.  Eine  Erörterung  darüber,  wer  berechtigt 
ist,  die  Pathen  bei  der  Glockentaufe  zu  bezeich- 
nen,  woraus  sich  erglebt,    dass  diese  Sitte  in 


Frankreich  noch  heute  vorkommt ,  bei  A  n  d  r  ^ , 
cours  alphab^tlque  de  la  Mglslation  civile  eccM- 
siastique  4.  4d.  2,  192. 

2  Ueber  das  Recht  zur  Benediktion  s.  o.  S.  144 
u.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  222. 

3  S.  das  Pontiflcale  roman.  h.  t  Nach  den 
Entsch.  d.  Congr.  episc  u.  d.  Congr.  rlt.  kann  der 
Bischof  das  Läuten  mit  nicht  benedicirten  Glocken 
verbieten,  Ferraris  s.  v.  campana  n.  7. 

<  S.  0.  S.  164. 

&  Und  wenn  derselbe,  was  vielfach  der 
Fall,  seinerseits  Pertinenz  der  Kirche  ist,  auch 
der  letzteren.  So  jedenfalls  nach  kanonischem 
und  gemeinem  Oivilrecht,  Erk.  d.  Berlin.  0.  Tr. 
V.  1861  u,  1864,  Arch.  f.  k,  K.  R  8,  49,  8 1 r  i  e  t- 
borst,  Archiv  39,  3ö2,  Entscheidungen  d.O.Tr. 
54,  343,  s.  auch  38,  273;  Meurer,  BegrifTund 
EigenthÜmer  d.  h.  Sachen  2 ,  12  ff. ;  ebenso  nach 
preussischem  L.  R.  I.  2.  ^  80.  (^Es  wird  ver- 
muthet ,  dass  eine  bewegliche  Sache  zum  Pertl- 
nenzstucke  eines  Gebäudes  bestimmt  sei ,  wenn 
dieselbe  eingegraben ,  eingegossen ,  eingemauert 
oder  durch  Zimmer- Arbeit  damit  verbunden  Ist", 
und  II.  11.  S.  191  (^Das  bei  einer  Kirche  befind- 
liche Geläute  ist  in  der  Regel  als  ein  Eigenthum 
der  Kirchengesellschaft  anzusehen"),  P.  Hl  li- 
sch ins,  preuss.  Kirohenrecht  S.  408.  n.  4;  für 
das  französische  Recht  s.  code  civil  art524. 
525.553 ;  Gel  gel,  französ.  u.  relchsländ.  Staats- 
kirchenrecht. S.  107.  n.  6;  Andrtf  1.  0.  2 ,  210 
und  die  hessischen  Urthelle  In  Ztschr.  f.  K. 
R  18,  75.  81. 

6  Z.  B.  bei  Garnisonkirchen  des  Staates ,  bei 
Hospital-  und  Krankenhaus-Kirchen  auch  einer 
Stadtgemeinde. 

"^  Aus  dem  o.  S.  414.  n.2  angeführten  o.  un.  i  Extr. 
comm.  1. 5  erglebt  sich,  dass  nicht  nur  die  Mönche 
auf  ihren  Klosterkirchen  besondere  Glocken  für 
den  Gebrauch  anderer,  kirchlicher  sowie  welt- 
licher Korporationen  zur  Verfügung  gestellt  ha^ 
ben ,  sondern  auch  dass  die  Glocken  selbst  im 
Eigenthum  der  letzteren  verbleiben  und  mit  Zu- 
stimmung der  Mönche  auf  deren  Kirchen  oder 
Häusern  zum  Gebrauche  aufgehängt  werden 
konnten.  Ein  Revers  des  Pfarrers  zu  Kamberg 
(Nassau)  v.  1780 ,  In  welchem  anerkannt  wird, 
dass  die  Pfarrkirche  an  der  im  Glockenthurme 
derselben  aufgehängten  Rathsglocke  kein  Recht 
besitzt,  bei  Meurer,  a.  a.  0.  2,  14. 

s  Nach  Meurer  a.  a.  0.  S.  13  nur  durch: 
strictesten  Gegenbeweis.   Dieser  nicht  teoh- 
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in.  Die  Beschaffung  der  Glocken.  Wenngleich  das  geschriebene  ge- 
meine Kirchenrecht  keine  Pflicht  zur  Beschaffung  von  Glocken  fflr  die  öffentlichen 
Kirchen  festgestellt  hat,  so  ist  doch  durch  allgemeine  Gewohnheit  der  Gebrauch 
der  Glocken  für  diese  seit  Jahrhunderten  üblich  geworden.  Es  gehören  in  Folge 
dessen  die  Glocken  zu  der  regelmässig  fttr  eine  derartige  Kirche  erforderten  Aus- 
stattung. Deshalb  ist  der  Ordinarius  befugt,  die  Beschaffung  mindestens  einer  oder, 
wo  dies  durch  das  partikuläre  Recht  vorgeschrieben  oder  in  der  Sitte  und  in  dem 
Herkommen  der  Kirche  begründet  ist,  auch  zweier  oder  dreier  zu  fordern.  Die 
Kosten  haben  diejenigen,  welche  sonst  für  die  noth wendigen  kirchlichen  Bedürfhisse 
aufzukommen  verpflichtet  sind,  zu  bestreiten. 

Soweit  dagegen  nicht  das  Noth  wendige  in  Betracht  kommt,  sondern  es  sich 
darum  handelt ,  eine  grössere  Zahl  von  Glocken  anzuschaffen  oder  alte  Glocken  um- 
giessen  zu  lassen  oder  durch  neue  zu  ersetzen ,  müssen  hier  dieselben  Grundsätze, 
wie  in  Betreff  der  für  den  gottesdienstlichen  Gebranch  bestimmten  Geräthe  zur  An- 
wendung gebracht  werden.  Es  hat  also  darüber  das  Vermögens-Verwaltungsorgan^ 
oder  der  Eigenthümer  der  betreffenden  Kirche  zu  befinden  \  Der  Ordinarius  ist  da- 
bei blos  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltung'  und 
der  Aufsicht  über  die  Innehaltung  der  liturgischen  Vorschriften  ^  und  über  die  gottes- 
dienstliche Verwaltung^  mitzuwirken  befugt^. 

IV.  Der  kirchliche  Gebrauch  der  Glocken.  Die  benedicirten^,  also 
für  den  kirchlichen  Gebrauch  bestimmten  Glocken,  mögen  sie  auch  nicht  im  kirch- 
lichen Eigenthum  stehen ,  und  nicht  auf  der  Kirche  oder  auf  dem  Kirchthurm,  son- 
dern auf  einem  im  weltlichen  Eigenthum  befindlichen  Thurm  oder  Gebäude  angebracht 
sein,  dürfen  für  die  Regelt  nicht  zu  profanen  Zwecken  gebraucht  werden. 

Die  kirchlichen  Zwecke^,  für  welche  sie  benutzt  werden  können,  sind  1.  gottes- 


nlsche  Ausdruck  soll  offenbar  blos  soviel  be-  blosse  öffentliche  Kapelle  6  oder  mehr  Olocken 

deuten,  dass  Thatsachen  behauptet  und  voll  be-  beschafft  werden. 

wiesen  werden  müssen ,  welche  das  Eigenthum  In  den  hier  und  Inder  Anm.  4  gedachten  Fillen 

der  kirchlichen  Anstalt  auszuschliessen,  nnd  das  ist  allerdings  in  erster  Linie  der  Leiter  der  Kirche 

des  Beweisführers  darzuthun  geeignet  sind.   Das  (z.  B.  Pfarrerl  ebenfalls  zur  Entscheidung  be- 

ist   aber   selbstverständlich,    und  ebensowenig  rufen,  aber  in  Bezug  auf  die  erforderliche  Bene- 

kann  es  zweifelhaft  sein,  dass  dazu  eine  blosse  diktion  kann  er  dem  Bischof  nicht  präJudiziren. 

Behauptung,  ein  anderer  habe  die  Glocken  auf  Deshalb  wird  er  da,  wo  er  sich  nicht  ablehnend 

seine  Kosten   beschafft  oder   umgiessen  lassen,  Terhält,  immer  in  die  Lage  gebracht,  an  den  Bi- 

Ztschr.  f.  K.  R.  18,  69.  75,  nicht  ausreicht,  weil  schof  zu  berichten. 

damit  die  Existenz  des  Eigenthums  eines  Dritten  ^  Eine  Mitwirkung  der  Staatsbehörden   wird 

nicht  unverträglich  erscheint  abgesehen  von  etwaigen  in  Frage   kommenden 

i  Auch  im  Gebiete  des  französischen  Rechts  Akten  der  Vermögensverwaltung  und  abgesehen 

bedarf  es  dabei   keiner  Betheilignng  des  Ge-  von  baupolizeilichen  Gesichtspunkten  (z.B.  wegen 

meinderathes  der  bürgerlichen  Kommune,  Andr^  Anbringung  schwerer  Glocken  auf  den  Kirchen 

1.  c.  2  195.  214.  und  deren  Thürmen)  nicht  erfordert.    Das  gilt 

3  Sofern  diesem  die  Disposition  über  die  Kirche  auch  nach  französischem  Recht,  Andrtf  L  c.  2, 
zukommt.  214;  G  e  i  g  e  1 ,  französ.  u.  reichsländisches  Staats- 

8  Nach  den  hier  in  Frage  kommenden  allge-  kirohenrecht.  S.  39.  Anm.  12. 

meinen  Grundsätzen ,  sofern  also  z.  B.  zur  Auf-  "^  Glocken ,  welche  profanen  Zwecken  dienen, 

nähme  von  Darlehnen  für  Beschaffung  der  Glocken  insbesondere  auch  solche  Glocken  von  Kirch- 

seine  Genehmigung  erforderlich  ist.   S.  übrigens  thurmuhren ,  welche  allein  für  die  letsteren  be- 

auch  S.  412.  stimmt  sind ,  sollen  überhaupt  nicht  benedidrt 

4  Soweit  es  sich  also  um  das  zu  den  Glocken  werden,  Gongr.  rit.  v.  1594,  Gardellini  ed. 
verwendete  Metall  und  die  Form  der  Glocken  cit.  n.  83.  I;  1 ,  22  u.  v.  1822.  n.  4590  II;  3, 
handelt.  216. 220. 

s  In  sofern  er  darüber  zu  wachen  hat ,  dass  ^  Ueber  die  Ausnahmen  s.  unten, 

nicht  eine  für  die  rechtliche  Stellung  der  Kirche  ®  S.  die  Memorialverse  in  der  Glosse  zu  c.  un. 

unangemessene  Zahl  von  Glocken,  z.  B.  für  eine  in  Extr.  comm.  I.  5  cit :  „Laude  deum  verum, 
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dienstUolie,  dann  2.  auch  solche,  welche  innerhalb  der  kirchlichen  Verwaltung  liegen 
und  endlich  3.  solche,  welche  durch  die  Pflicht  der  Kirche,  bei  öffentlichen  Unglücks- 
fällen für  die  Qläubigen  mit  ihrer  Hülfe  einzutreten,  gegeben  sind. 

Unter  den  erstgedachten  Gesichtspunkt  fällt  das  Läuten  der  Qlocken,  um  den 
Oläubigen  den  Beginn  des  Gottesdienstes  \  also  namentlich  der  Messe ,  die  kano- 
nischen Stunden,  den  kommenden  Sonntag  oder  Festtag  anzuzeigen^,  um  Morgens, 
Mittags  und  Abends  das  Zeichen  zum  Gtobet  des  Angelus  ^  zu  geben,  femer  das  Läu- 
ten, während  eine  Prozession  von  einer  Kirche  ausgeht,  bei  ihr  vorbeizieht  und  in  sie 
zurückkehrt^.  Sodann  gehört  hierher  das  Läuten  bei  Anlässen,  welche  für  das  ein- 
zelne kirchliche  Gemeindeglied  eine  wichtige  religiöse  Bedeutung  haben,  um  die 
übrigen  Qläubigen  zum  Gebet  und  zur  Theilnahme  zu  veranlassen^. 

Was  die  zu  2.  erwähnten  Fälle  betrifft,  so  kommt  hier  das  Läuten  der  Glocken 
beim  Einzüge  und  Empfang  des  Bischofs  oder  eines  anderen  hohen  kirchlichen 
Würdenträgers*,  am  Tage  vor  dem  Beginne  und  an  dem  der  Eröfbung  der  Provinzial- 
synode  7,  sowie  andererseits  behufs  Zusammenberufung  der  Kinder  zur  Katechismus- 
lehre in  Frage  ^. 

Endlich  fällt  unter  die  dritte  Gruppe  das  sog.  Wetterläuten ,  d.  h.  das  Läuten 
der  Glocke,  um  verheerende  Wetter,  namentlich  Gewitter  fernzuhalten  und  zu  ver- 
treiben ^,  femer  das  Läuten  bei  einer  anderen  öffentlichen,  z.  B.  einer  Feuers-  oder 
Wassersgefahr  ^^. 

Gerade  wegen  dieser  verschiedenen  Zwecke,  zu  welchen  die  Glocken  gebraucht 
werden,  hat  sich  die  Sitte  festgestellt  und  erhalten,  mehrere  solcher,  und  zwar  von 
verschiedener  Grösse  zu  benutzen ,  um  durch  den  verschiedenen  Ton  der  einzelnen 
besser  und  leichter ,  als  dies  Mos  durch  die  verschiedene  Art  des  Läutens  oder  des 


plebem  yoco  ,  congiego  clemm.  Defanctos  ploro, 
pestem  fngo,  festa  decoro^ 

1  Caerem.  episc.  1. 15.  n.  4 ;  Congr.  ilt  v.  1698, 
l  c  11.141;  1,  33;  deHerdtl.  ctin.n.140; 
Prol)8t,  Benediktionen  S.  212. 

^  Das  8.  g.  Einläuten  der  Sonntage  ond  Fest- 
tage an  der  Ylgilia ,  am  Abend  vorher ,  s.  z.  B. 
Krabbe,  statuta  synod.  dioec  Monaster.  p.  31. 43. 

^  Auch  an  bestimmten  Tagen  zu  anderen  Ge- 
beten, wie  z.  B.  das  Angstläuten  des  Freitags  am 
Mittag,  Andr.  Schmid  in  Wetzern.  Weite, 
Klrchenlex-ikon.  2.  Aufl.  1,  854. 

*  Copgr.  rit  ed.  cit.  n.  144.  II.  und  4428; 
1,  33  u.  3,  15;  deHerdtl.  c 

5  So  namentlich  beim  Tode  und  beim  Begräb- 
niss  Kituale  rom.  tit.  Y.  c  8.  In  exspiratione 
n.  2:  „Tunc  ubi  ^iget  pia  consuetudo,  pulsetur 
campana  parochialis  ecclesiae  allquibus  ictibus, 
ad  signiflcandum  fiddlibus  in  urbe  vel  extra  in 
suburbanis  existentibus ,  instantem  mortem 
aegroti,  ut  pro  eo  deum  rogare  possint'^  u.  n.  4: 
„Interim  detur  campana  Signum  transitus  de- 
functi  pro  loci  consuetudiue ,  ut  audlentes  pro 
eius  anima  deum  piecentur",  tit.  VI.  c.  3.  Exe- 
quiarum  ordo.  n.  1:  „constituto  tempore,  quo 
corpus  ad  eccleslam  deferendum  est,  convocetur 
clerus  et  alii,  qui  fnnerl  Interesse  debent .  .  . 
ac  datls  certls  campanae  slgnis  eo  modo  et  ritn, 
quo  in  eo  loco  fleri  debet ,  parochus  .  . .  clerico 
praeferente  crucem  et  alio  aquam  benedic- 
tam  ad  domum  defuncti   nna    cum   allis  pro- 

Hinschius,  Kirchenrecht  lY. 


cedit^  (in  der  zweiten  Stelle  bezieht  sich  con- 
suetudo auf  die  Art  des  Anschlagens  der  Glocke, 
nicht  auf  das  Läuten  überhaupt,  Cavalieri 
opp.  llturg.  t.  III.  dec  113.  n. 2).  Doch  ist  dieses 
Geläut  nicht  Überall  üblich,  namentlich  nicht  in 
grösseren  Städten ,  weil  hier  wegen  der  Zahl  der 
Bevölkerung  in  allen  derartigen  Fällen  nicht  ge- 
läutet werden  kann,  Tgl.  de  Her  dt  1.  c.  n.  140. 
unter  2. 

^  de  Her  dt  1.  c.  unter  6. 

"^  Caereremon.  episcop.  I.  31.  n.  10, 

8  de  Herdtl.  c.  unter  6. 

0  Rituale  roman.  tit.  IX.  c  8.  Preces  ad  repel- 
lendas  tempestates  n.  1:  „Pulsentur  campanae^ . . 

10  Vgl.  Pontiflcalerom.  de  benedict  campanae 
(zweite  Oration) :  „Et  cum  melodia  illius  auribus 
Insonuerit  populornm,  orescat  in  eis  devotio  fldei; 
procul  pellantur  omnes  Insidiae  inimicl ,  fragor 
grandinum,  procella  turbinum,  Impetus  tem- 
pestatum;  temperentur  Infesta  tonitrua,  ven- 
torum  flabra  flaut  salubriter  ac  moderate  sus- 
pensa  ;  prosternat  aereas  potestates  dextera  tuae 
Tirtutis ,  ut  hoc  audlentes  tintlnnabulum  oontre- 
miscant  et  fugiant  ante  s.  crucis  fllii  tu!  in  eo 
depictum  vexillum"  ;  auch  gegen  Gefahren  von 
Seuchen  (die  letzte  Oration  a.  a.  0.) :  „Ita  dum 
huius  vasculi  sonitus  translt  per  nublla,  ecclesiae 
tuae  conventum  manus  conservet  angelica;  fruges 
credentium,  mentes  et  corpora  salve t  protectio 
sempitenia";  deHerdtl.  c  n.  139  unter  4. 
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L  Die  Hi^arohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  224. 


AüBohlagens  einer  einzelnen  möglich  ist,  die  Bedeutung  des  jeweiligen  OeUutes  kund 
zu  thun  K 

Zum  Zeichen  der  Trauer  der  Kirche  über  das  Leiden  Christi  wird  während  der 
drei  letzten  Tage  der  Charwoche ,  nämlich  von  der  Messe  am  Oründonnerstage  ^  bis 
zu  der  am  Charsonnabend  ^  alles  Olookengelftut  eingestellt.  Jede  Kirche  hat  dasselbe 
schweigen  zu  lassen ,  sowie  dies  bei  der  Messe  in  der  Haupt-  oder  Mutterkirche  des 
Ortes  ^  geschehen  ist  und  darf  dasselbe  erst  an  dem  zuletzt  gedachten  Tage  wieder 
au&ehmen,  wenn  dies  seitens  der  erwähnten  Kirche  erfolgt  ist^.  Die  Beobachtung 
dieser  Vorschrift  kann  der  Bischof  nöthigenfalls  durch  Strafen  erzwingen  <^. 

Soweit  der  kirchliche  Gebrauch  der  Glocken  nicht  durch  die  verschiedenen  Ritual- 
bttcher^  geregelt  ist,  können  die  Partikularsynoden  oder  die  Ordinarien  die  erforder- 
lichen Vorschriften  darttber  ^  erlassen^.  In  den  Fällen,  für  welche  der  Gebrauch  durch 
die  liturgischen  Bücher  gestattet  ist,  kann  er  aber  nicht  ganz  ^^,  sondern  nur  vorüber- 
.  gehend  aus  dringenden  Ursachen  ^^  verboten,  und  auch  nicht  fflr  den  jedesmaligen  Fall 
der  Benutzung  von  der  Erlaubniss  des  Ordinarius  abhängig  gemacht  werden,  denn  durch 
derartige  beschränkende  Anordnungen  würde  gegen  den  gemeinrechtlichen  Satz  ver- 


1  Je  nach  dem  Zweck  werden  dann  Tenchle- 
dene  Glocken,  welche  man  als  Festtagsglocke 
(dies  Ist  die  grösste) ,  Sonntags-,  Alltags-,  Bet-, 
Todten- oder  Seelenglocke  bezeichnet,  gebraucht, 
OtteS.27ft 

2  Bei  dem  gloria  in  exeeUis  in  derselben  wer- 
den sie  zum  letzten  Mal  geläutet.  Statt  ihrer  be- 
dient man  sich  während  der  folgenden  Tage ,  bis 
sie  wieder  geläutet  werden  dürfen,  hölzerner 
Klappern  (erokUa^  erepitaciUa),  Probst,  Eucha- 
risüe  als  Opfer  S.  286;  de  Herdt  1.  c.  n.  37; 
OtteS.  30. 

8  Und  zwar  gleichfalls  wieder  beim  gloria  in 
excelsis,  Probst  a.  a.  0.  S.  307;  de  Herdt 
L  0.  n.  65. 

^  Also  in  Rom  der  Laterankirche ,  in  der  Bi- 
schofstadt der  Kathedrale,  in  einem  andern  Ort 
der  Pfarrkirche ,  bei  mehreren  der  ältesten  oder 
heryorragenderen ,  und  das  letztere  gilt  auch, 
wenn  selbst  eine  Kollegiatkirche  TOr  der  Pfarr- 
kirche in  anderen  Beziehungen  den  Vorrang  hat, 
Congr.  rit.  Oardellini  ed.  cit  n.  565;  1, 138; 
Ferrariss.v.  oampana  n.  15.  Auch  die  exem- 
ten  Regularen  sind  an  diese  Vorschrift  gebunden, 
Congr.  rit.  n.  2674  VI;  1 ,  443  u.  n.  3722.  III ; 
2,  238.   8.  noch  die  folgende  Anm. 

5  Const  Leon.  X. :  I>um  intra  (betreffend  die 
Indulte  der  Mendikanten  und  anderer  Orden)  y. 
19.  Dezember  1516.  $.  14,  buU.Taurin.  5,  687: 
„Et  ut  debitus  honor  matrid  ecclesiae  reddatur, 
tam  ipsi  fratres  quam  alii  derlei  saeculares,  etiam 
super  hoc  apostolioae  sedis  priTilegio  muniti,  die 
Sabbati  maioris  hebdomadae,  ante  quam  cam- 
pana  cathedralis  vel  matrids  ecclesiae  pulsaverit, 
campanam  in  ecdesils  suis  pulsare  minime  pos- 
sint.  Gontrafadentes  poenam  0  ducatomm  in- 
currant^  S.  auch  Gaerem.  eplscop.  II.  27.  n.  23. 
Vgl.  femer  Congr.  rit.  n.  261  u.  n.  3526;  1,  61 
u.  3526  (wegen  der  Regularen),  und  überhaupt 
n.  640. 1137. 1147. 1912. 2014;  1,  135. 215.216. 
323. 341,  namentlich  aber  das  allgemeine  Dekret 
T.  1703.  IX,  1.  c  n.  3670;  2,  220:  „An  prima 


pnlsatio  campanarum  in  sabbato  sancto  sit  de 
dlctis  Inribus  parochialibus?  Negative  prout 
iacet ,  sed  spectare  ad  eedesiam  digniorem  ad 
formam  const.  Leon.  X.  n.  22.  $.  14'^ 

Nach  der  Congr.  episoop.  bei  Ferraris  1.  c 
n.  15;  Probst,  Benediküonen  S.  215.  n.  18, 
kommen  aber  die  gedachten  Regeln  nicht  zur  An- 
wendung, falls  eine  ununterbrochene  „antiqua 
observantla  habeaturin  contrarium"  oder  falls: 
„ecclesiae  plurimam  distenf^ ,  d.  h.  so  weit  von 
der  Mutterkirche  entfernt  sind,  dass  das  Glocken- 
geläute der  letzteren  nicht  mehr  bei  ihnen  gehört 
werden  kann,  Tgl.  dazu  Cavalieri  opp.  Ut.  P. 
IV.  c  21  decr.  349. 

6  Auch  gegen  die  Regularen  Congr.  rit. 
n.  632;  1,  148.  Auf  Grund  des  Caerem.  eplscop. 
dt.  wird  aber  vorherige  Mahnung  für  erforder- 
lich erachtet,  Cavalieri  1.  c  n.  6.  6.  S.  auch 
die  const.  Leon.  X.  dt 

■y  Vgl.  0.  S.  417.  n.  1.6u.  9. 

s  Also  namentlich  über  die  Dauer  und  Art  des 
Läutens ,  die  einzuläutenden  Festtage ,  die  Zahl 
der  für  die  verschiedenen  Arten  des  Gottesdien- 
stes zu  gebrauchenden  Glocken  (falls  mehrere 
vorhanden  sind),  über  die  Benutzung  der  Glocken 
für  kirchliche  Zwecke,  welche  nicht  die  Gesammt- 
heit ,  sondern  nur  einen  Einzelnen  angehen ,  z. 
B.  bei  Taufen,  Hochzeiten,  s.  auch  Krabbe, 
statuta  Monast.  p.  31.  43.  154.  Der  Vorbehalt 
bestimmter  Glocken  für  gewisse  bevorrechtigte 
Stände  ist  aber  unstatthaft,  s.  Congr.  rit.  v.  1583 
bei  Cavalieri  L  c.  P.  IV.  c.  15.  n.  120. 

9  S.  z.  B.  den  Ordinariats-Erlass  für  Trier  v. 
1853,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  4,  236. 

10  Congr.  rit.  v.  1601  bei  Cavalieri  L  c. 
n.  11 :  i^piscopus  prohibere  non  potest  ne  cam- 
panas  pro  funeribus  pulsent  sine  licentia  ipsiujB 
episcopi^ 

11  Z.  B.  während  einer  verheerenden  Seuche, 
um  nicht  durch  das  beständige  Läuten  der 
Sterbeglocke  die  Panik  zu  vermehren,  Cava- 
lieri!. c;  de  Herdt  1.0.  n.  140. 
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siossen  werden,  dass  die  Gloeken  zu  eigonlliolL  kirchlichen  Zwecken  benutzt  werden 
dftrfen.  Deshalb  ist  aneh  der  Leiter  der  betreffbnden  Eorohe  befngt,  innerhalb  der 
gedachten  Orenzen  über  den  Gebraach  der  Glocken  im  vorkommenden  Falle  zu  be- 
stimmen ^  und  hat  seinerseits  ausschHessliohdasBecht,  die  Schlüssel  zu  dem  Glocken- 
raom  zu  bewahren  oder  für  deren  Aufbewahrung  Sorge  zu  tragen^.  Nur  di^enige 
Benutzung  der  Glocken,  welche  zwar  erlaubt  ist,  aber  nicht  zu  ausschliesslich  kirch- 
lichen Zwecken  erfolgt  (vgl.  darüber  o.  S.  417  zu  3),  kann  wegen  der  Flüssigkeit 
der  Grenzen  gegenüber  dem  nur  profanen  Gebrauch  von  der  ausdrücklichen  Erlaub- 
uss  des.  Ordinarius'  abhängig  gemacht  werden^,  doch  soll  der  letztere  sie  für 
solche  Zwecke  ein  für  alle  Mal  ertheilen  und  nicht  von  der  Stellung  eines  vorherigen 
Antrages  flEb  jeden  einzelnen  Fall  abhängig  machend 

In  denjenigen  Ländem,  in  denen  die  Eirohe  die  Stellung  einer  mit  der  selbst- 
ständigen Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  ausgestatteten  Anstalt  des  öffentlichen 
Rechtes  hat,  kommt  es  ihren  Organen  ausschliesslich  zu,  den  Gebrauch  der  Glocken 
zu  gottesdienstlichen  und  anderen  kirchlichen  Zwecken  zu  regeln.  Die  frühere 
staatskirchliche  Gesetzgebung  einzelner  Länder  hat  freilich  mitunter  ohne  Scheidung 
der  verschiedenen  in  Frage  kommenden,  der  kirchlichen  und  staatlichen  Gesichts- 
punkte r^lementirend  auch  in  den  rein  gottesdienstlichen  Gebrauch  eingegriffen  ^. 
Daneben  bleibt  aber  auch  in  den  zuerst  gedachten  Ländern,  weil  selbst  die  autonome 
Kirche  der  allgemeinen  Polizeihoheit  des  Staates  unterworfen  ist,  dem  letzteren  die 
Beftigniss,  so  weit  es  das  öffentliche  Interesse  gebietet,  also  z.B.  wenn  durch  den 
Gebrauch  der  Glocken  eine  für  die  öffentliche  Ordnung  gefahrbringende  Aufregung^ 
oder  eine  übermässige  Belästigung  der  Einwohner^  entstehen  würde,  einschränkende 
Bestimmungen  zu  erlassen,  welche  die  nothwendige  kirchliche  Benutzung  des  Ge- 
läutes nicht  schmälern. 

Den  Gebrauch  desselben  für  weltliche  Zwecke  zu  regeln,  ist  dagegen  nicht  Sache 
der  Kirche,  wenn  sie  selbst  ihrerseits  einen  solchen  beabsichtigt^.   Dies  liegt  nicht 


1  Das  zur YermogenByeTwaltung berufene kireh-  ^  Hierher  gehört  die  btlr.  Y.  t.  14.  Februar 

liehe  Gemeinde- Organ  hat  hierfQr  keine  ZusUn-  1807,  Amtshandbach  t  d.  Protestant.  GeiatL  N. 

digkeit.    Es  kann  daher  auch  gegen  derartige  Ansg.  4,  394,  s.  anoh  Silbernagl,  Yerfassg. 

kirchliche  Anordnungen  des  Bischofs  oder  Pfar-  sämmtl.   Religionsgenossenschaften   in   Baiem. 

rers  nicht  wegen  Beeitzstoning  klagen,  so  eben-  %  Anfl.  S.  301. 

felis  der  oberste  österr.  Gerichtshof  Aich.  t  kath,  7  So  kann  nach  d.  cit.  Y.  v.  1807  in  Baiem  die 

^o^  ^?'  ^«  •  .  ^  o        n.    .  Ortspolizeibehörde  bei  epidemischen  Krankheiten 

a  S.  den  S.  418.  n.  9  citlrten  Trierer  Erlass  a^g  L&uten  der  Sterbeglocken  nntersagen,  femer 

^*®'^    ^                         ^    ,  ist  dnrch  diese  Y.,  abgesehen  Ton  der  Ohristmette 

3  Jedoch  kann    er  auch  durch  fortdauernde  ^^d  von  dem  mittemEchtlichen  ChorgeWut  in 

Duldung  »tillschwelgend  seine  Genehmigung  zu  Klöstern,  das  Länten  in  der  Nacht  verboten ,  da- 

bestimmten  Gebrauchsarten  ertheilen.  mit  es  nicht  mit  dem  Geliut  bei  ausserordent- 

*  Zu  rein  profanem  Gebrauch  ist  diese  Immer  Uchen  NothfSUen  und  Gefahren  verwechselt  wird, 

nothwendig,  vgl.  d e  H  erdt  1.  c.  n.  140  unter 9;  Weiter  gehört  hierher  der  FaU,  dass  in  kon- 

Probst,  Benediktionen  S.  21^  Ygl.  des  weite-  fegslonell  gemischten  Orten  das  öffentilche  Ge- 

ren  unten  8.  420.  U^te  beim  Einzug  des  katholischen  Bischofs  be- 

5  So  nach  der  Oongr.  rit.  v.  1592  selbst  bei  absichtigt  wird,  und  die  Gefahr  einer  Störong 

einem  sUtthaften  profanen  Gebrauch,    Cava-  des  konfessionellen  Friedens  vorliegt 

lieril.  c  n.  116:  „Pro  pulsatione  campanarum  of»«            jvi                  1          ^-iv 

ad  praefatos  usus  neoesse  non  est  ab  ordinario  ,  ,.2-  ®-  ^«"^  ^"«.'^  zu  langes,  starkes  und  sich 

licentiam  petere  toties,  quotles  pulsandae  sunt,  ^^Y"^  .'^^^^^  wiederholendes  Liuten  rahesto- 

sed  sufficit  eamdem  petere  semel  pro  semper*.  '®'^^«'  ^*™^  ®"««*  ^^*- 

Der  Trierer  Erlass  gestattet  unter  1  in  allen  F&l-  ^  Ueber  die  Frage ,   in  wie  fem  eine  solche 

len  ausserordentlichen  Beddrftiisses,  s.  B.  im  Fall  Benutzung  seitens  der  Behörden  oder  anderer 

allgemeiner  Gefahr,  wo  schleunige  Hülfe  neth-  Personen  von  der  Kirche  gefordert  werden  kann, 

wendig  ist,  das  Läuten.  s.  unten  S.  421. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.«4. 


in  der  Sphftre  ihrer  Antonomie^,  vielmehr  gehören  die  betreffenden  Anordnangen, 
da  fOr  dieselben  die  eben  gedachten  Oesichtspnnkte  allein  und  ausschliesslich  in 
Frage  kommen^  znr  Zuständigkeit  der  Staats-,  namentlich  der  Polizeibehörden  2. 

y.  Die  Benutzung  der  Glocken  zu  weltlichen  Zwecken.  A.  Um- 
fang und  Oe stattung  der  Benutzung.  Ein  Oebrauch  der  benedicirten  Olocken 
zu  rein  weltlichen  Zwecken  ist,  ebensowenig  wie  der  der  übrigen  res  sacrae  absolut  aus- 
geschlossen 3,  aber  aus  dem  o.S.  167.  gedachten  Prinzip  in  Betreff  der  Benutzung  der 
letzteren  ergiebt  sich,  dass  die  Olocken  zu  solchen  Zwecken,  welche  mit  den  Aufjgaben 
und  Zielen  der  Kirche  nicht  vereinbar  oder  von  ihr  gar  gemissbiUigt  oder  verboten 
sind,  nicht  gebraucht  werden  dürfen^.  Dahin  gehört  das  Lauten  bei  rein  weltlichen, 
namentlich  rauschenden  Vergnügungen,  femer  behufs  Aufbietung  der  waffenfiLhigen 
Mannschaft  zum  Eounpfe  und  behu&  Kundthuung  der  Blnrichtung  eines  Verbrechers  ^ 


1  Denn,  wenn  sie  &ach  ehiisüicher  Liebes-* 
pflicht  ihr  Geläute  für  solche  Zwecke  zur  Ver- 
fügung stellt  (s.  0.  S.  417),  80  handelt  es  sich 
doch  beim  Läuten  wegen  Feuers- ,  Wassers-  und 
anderen  Gefahren  immer  um  Angelegenheiten 
der  Wohlfahrts-  und  Sicherheitspolizei. 

>  Von  diesem  Standpunkt  aus  sind  die  in  6 al- 
ein und  Württemberg  erlassenen  Verbote 
gegen  das  s.  g.  Wetterläuten  während  des  Ge- 
witters ,  und  die  Beschränkung  auf  ein  kurzes 
Zeichen  vor  dem  Ausbruch  des  Gewitters  zur  Er- 
weckung der  Andacht,  s.  bair.  V.  y.  1832,  Amts- 
handbuch a.  a.  0.  S.  401  und  württemb.  Y.  y. 
iö07,  V.  Vogt,  Samml.  t.  Verordngn.  f.  Eotten- 
buigS.  198,  gerechtfertigt.  In  Oesterreich 
ist  Jedes  Läuten  bei  Gewittern,  auch  zu  dem  zu- 
letzt gedachten  Zweck  1783  u.  1788  untersagt 
worden,  doch  hat  man  seit  1790  das  Läuten  zur 
Andacht  bei  einzelnen  Fällen  wieder  zugelassen, 
und  nach  dem  Konkordat  ist  demselben  seitens 
der  Staatsbehörden  nicht  mehr  entgegen  getreten 
worden,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  26,  303  u.  26,  59. 
60.    Ueber  Frankreich  s.  gleich  nachher. 

Eine  allgemeine  Regelung  weist  im  übrigen 
nur  die  französische  Gesetzgebung  auf.  Der 
organ.  Art  48 :  „L'tfveque  se  concertera  avec  le 
prüfet  pour  regier  la  mani^re  d'appeler  les  flddles 
au  Service  divin  par  le  son  des  clocbes.  On  ne 
pourra  les  sonner  pour  toute  autre  cause  sans  la 
permission  de  la  police  looale"  (welcher  auoh,  so- 
weit er  hier  in  Frage  steht,  durch  das  Gesetz 
über  die  municipale  Organisation  v.  5.  April 
1884,  Art.  100,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  62,  279,  und 
unten  S.  423,  nicht  abgeändert  ist),  zeigt  insofern 
seinen  staatskirchlicheu  Ursprung,  als  er  dem 
Bischof  blos  die  Regelung  der  Benutzung  der 
Glocken  zu  rein  gottesdienstlichem  Gebrauehe 
überlässt,  und  ihn  dabei  von  Yomherein  auch  an 
das  Einvernehmen  mit  dem  Präfekten  (in  Elsass- 
Lothringen  dem  Bezirkspräsidenten)  bindet,  also 
nicht  nur  ein  repressives  Einschreiten  der  Staats- 
behörde offen  hält  Ferner  macht  er  jeden  weite- 
ren Gebrauch  der  Glocken,  d.  h.  Jeden  nicht 
gottesdienstlichen ,  wenngleich  kirchlichen  ,  also 
z.  B.  das  Läuten  bei  der  Ankunft  des  Bischofs, 
sowie  jede  andere  Art  des  Gebrauches ,  welcher 
nicht  in  dem  zwischen  der  bischöflichen  und  der 
Staatsbehörde  vereinbarten  Reglement  vorgesehen 
ist,  zu  gottesdienstlichen  Zwecken,  alsoz.  B.  das 


Läuten  zu  den  bisher  nioht  üblichen  Nachtstun- 
den von  der  Erlaubniss  der  Lokalpolizei  (des 
Bürgermeisters)  abhängig,  Ge i  g  e  1  a.  a.  0.  S.  39. 
Anm.  11,  jedoch  werden  in  den  Reglements  (s. 
Andrtf  L  0.  2,  199. 201)  oft  schon  Festsetzungen 
in  der  zuerst  gedachten  Beziehung  getroffen, 
z.  B.  das  Wetterläuten  verboten.  Das  Gesagte 
findet  nicht  blos  Anwendung  auf  die  Glocken  der 
öffentlichen  Kirchen,  sondern  auch  deijenigen 
Kapellen ,  welche  blos  für  die  Benutzung  einer 
klösterlichen  Genossenschaft  bestimmt  sind, 
Andrtf  1.  c.  2,  201.  (Für  die  preussische 
Rheinprovinz  ist  aus  den  im  Text  gedachten 
Gründen  zufolge  des  dort  in  Geltung  gewesenen 
Art.  16  der  Yerfassgsurk.  v.  1850  die  Noth wen- 
digkeit des  vorgängigen  Einvernehmens  der 
Staatsbehörde  für  die  Regelung  des  Gebrauches 
zu  kirchlichen  Zwecken  fortgefallen.) 

Selbstverständlich  besteht  daneben  auch  die 
Befugniss  des  Pnlfekten  oder  des  Bürgermeisters 
aus  polizeilichen  Gründen ,  z.  B.  bei  Epidemien, 
vorübergehend  den  Gebrauch  der  Glocken  zu 
untersagen  und  zu  beschränken ,  vgl.  Geigel  a. 
a.  0.  Anm.  12. 

«  S.  0.  a  416. 

«  Ferraris  Lc.n.2ff.;  P r 0 b s t  Benediktio- 
nen S.  212;  de  Herdt  1.  c.  n.  140  unter  9. 

Aus  dem  gedachten  Prinzip  folgt  weiter,  dass 
die  Glocken  nicht  auf  eine  die  Ehrfurcht  ver- 
letzende Weise  gebraucht  werden  dürfen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  könnte  jedoch  wesentlich 
allein  die  Art  des  Läutens  in  Betracht  kommen, 
und  dieser  Fall  hat ,  da  dergleichen  Ungehörig- 
keiten durch  den  die  Glockenlänter  beaufsich- 
tigenden kirchlichen  Beamten,  Küster  oder  Pfar- 
rer abgestellt  werden  können ,  keine  praktische 
Bedeutung. 

ft  Gongr.  rit.  v.  1589,  OavalierlL  c.n.115: 
„de  consensu  episcopi  campanae  benedictae  pul- 
sari  possunt  ad  usus  profanes,  ad  quos  non  se- 
quuntur  causae  sanguinis  et  praesertim,  si  com- 
mnnitatis  expensis  oonstractae  fuerint,  qnantum- 
vis  tale  ius  sibi  non  reservasset^.  Doch  wird  das 
Läuten  behufi  des  kriegerischen  Aufgebotes  für 
zulässig  erklärt,  wenn  es  sich  um  Bekämpfung 
der  Feinde  der  Kirche  handelt  oder  in  äussersten 
Nothfäilen  kein  anderes  Mittel  gebraucht  werden 
kann,  —  bei  der  Hinrichtung,  wenn  dadurch  du 
Volk  nicht  zur  Beiwohnung  zusammengerufen, 
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Offen  bleibt  dagegen  die  Benntzong  bei  Bolehen  Anlässen,  an  welchen  die  Kirche  als 
solche ,  wenn  auch  nicht  wegen  ihrer  eigentlichen  Aufgaben ,  Antheil  zu  nehmen  in 
der  Lage  ist^,  z.B.  bei  wichtigen  politischen  oder  kommunalen  Festen ,  bei  der  An- 
kunft des  Fürsten  2,  oder  für  Zwecke,  welche  fir  die  Kirche  gleichgültig  smd,  wie  das 
Läuten  zur  Zusammenberufnng  der  Gemeindebehörden  3. 

Eine  derartige  Benutzung  darf  immer  nur  unter  Zustimmung  des  Ordinarius, 
nicht  des  blos  zur  gottesdienstlichen  Leitung  der  Kirche  berufenen  Vorstehers  (also 
namentlich  nicht  des  Pfarrers  allein)  stattfinden,  weil  es  sich  um  eine  Verfügung  han- 
delt, welche  nicht  innerhalb  des  dem  letzteren  zukommenden  Anordnungsrechtes 
über  die  gottesdienstliche  Verwaltung  li^^.  Jedoch  kann  der  Ordinarius  für  ge- 
wisse Fälle  dem  betreffenden  Beamten  die  Befngniss  dazu  delegiren  ^,  und  femer  soll 
er,  wenn  ein  solcher  Gebrauch  seinem  Zwecke  nach  ein  wiederholter  und  dauernder 
ist®,  seine  Genehmigung  ein  für  alle  Mal  geben ^. 

Da  aber  die  Kirchenglocken  andererseits  zum  Kirchengut  gehören ,  so  hat  das- 
jenige Organ,  welches  dasselbe  verwaltet,  darüber  zu  befinden,  ob  die  Glocken  zu 
einem  nicht  kirchlichen  Gebrauchszweck  eingeräumt  werden  sollen  ^,  und  wider  den 
Willen  desselben  kann  der  Ordinarius,  welcher  kraft  seiner  jurisdictio  in  Betreff  der 
Gottesdienstverwaltung  nur  über  die  Statthaftigkeit  des  Gebrauches  zu  entscheiden  hat, 
eine  solche  Benutzung  nicht  einmal  erlauben. 

Das  gilt  nicht  nur  für  diejenigen  Kirchen  oder  Glocken,  welche  im  kirchlichen 
Eigenthum  stehen,  sondern  auch  für  solche,  welche  Eigenthum  einer  physischen  oder 
weltlichen  juristischen  Person  sind ,  sofern  die  Kirche  oder  die  Glocken  durch  den 
Eigenthümer  ausschliesslich  zum  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebrauch  überwiesen 
sind^,  falls  er  sich  nicht  etwa  mit  Zustimmung  des  kirchlichen  Oberen  den  Gebrauch 
derselben  zu  profanen  Zwecken  vorbehalten  hat  ^^.  Denn  fehlt  es  an  dieser  Voraus- 
setzung, so  ist  die  freie  Verfügung  des  Eigenthümers  nach  den  schon  früher  o.  S.  168. 
337  dargelegten  Grundsätzen  durch  die  kirchliche  Widmung  gebunden  ^^ 

Anders  liegt  der  Fall  bei  denjenigen  Kirchen  und  Glocken,  welche  der  Eigen- 
thümer blos  in  einem  gewissen  Umfange  für  den  öffentlichen  katholischen  Gottes- 


sondern  blos  zum  Gebet  für  die  Seele  der  Yer-  welche  weder  darch  den  yoa  Ihm  citirten  CtTa- 

bracher«  ermahnt  werden  soll,  Gayalieril.  c;  Her!  l.  c.  n.  115  noch  darch  die  Entsch.  der 

Probst  S.  213  ;deHerdtl.c  Congr.  rit.  o.  S.  420.  n.  5  gehalten  wird,  anrichtig. 

1  Wie  der  o.  S.  417  gedachten,   welche  im  s  Aas  den  o.  S.  354  ff.  entwickelten  Gründen, 

weiteren  Sinne  als  kirchliche  betrachtet  werden.  *  Haben  diese  Kirchen  kein  Vermögen,   und 

3  Dies  Torbietet  zwar  die  Congr.  rit. ,  Gar-  fehlt  es  daher  an   einem  Verwaltungsorgan,  so 

d  e  1 1  i  n  i  ed.  cit.  n.  1407 ;  1,  243,  femer  n.  1 126 ;  disponirt  allein  der  Kirchenobere  Ober  den  pro- 

1. 214  {j^n  adventu  baronam  locoram  dloecesis^) ;  fanen  Gebrauch ,  so  z.  B.  bei  katholischen  Gar- 

aber  n.  1065  y.  1638 ;  1 ,  209  blos  mit  dem  Zu-  nlsonkirchen ,  welche  im  Eigenthum  des  Staates 

satz :  nSiiio  licentia  ordinarii"),  s.  auch  S.  420.  n.  5.  geblieben ,  aber  ausschliesslich  für  den  katholi- 

3  CaTalieri  I.cn.ii5.1i6;  de  Herdt  L  c.  sehen  Gottesdienst  bestimmt  sind,  im  Fall  einer 

4  S.  die  in  Anm.  2  angefahrten  Entsch.  d.  Exemtion  des  Militärs  der  Feldvikar  oder  Feld- 
Gongr.  rit,  vgl.  auch  den  dt.  Trierer  Ordin.  Er-  bischof.  Weiter  ergiebt  sich  aus  dem  im  Text 
lass  unter  g,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  4,  237.  Gesagten ,  dass  hier  die  Kontroverse  des  franzö- 

&  S.  den  cit  Erlass  unter  e.  sischen  Rechts  über  das  kirchliche  oder  kommu- 

0  Z.  B.  für  die  Zosammenberufung  der  Ge-  nale  Eigenthum  von  Kirchen  und  Glocken  ein- 

meindebehörden.  flusslos  ist 

^  S.  0.  S.  419.  n.  6.   Nach  P roh  s  t  S.  213  ist  lO  Dies  ist  trotz  der  Benediktion  zulässig,  weil 
er  durch  die  Gerechtigkeit  verpflichtet,  dies  zu  auch  der  Ordinarius  einen  profanen  Gebrauch  der 
thun,  wenn  die  Glocke  auf  Kosten  der  Gemeinde  Glocken  erlauben  kann,  s.  oben  im  Text, 
gegossen  worden  ist'   Soll  damit  eine  rechtliche  ^^  Vgl.  auch  die  S.419.  n.  1  angeführte  Ent- 
Pflicht gemeint  sein,  so  erscheint  diese  Annahme,  soheidung  und  M  e  u  r  e  r  a.  a,  0.  2,  16. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  dur<^  dieselbe. 


[§.  224. 


dienst  gewidmet  hat  ^.  Hier  ist  seine  Disposition  allein,  soweit  es  der  gedachte  Zweok 
erfordert,  beschränkt.  £r  ist  also  berechtigt,  seine  Oloeken  aneh  zu  weltlichen 
Zwecken  sn  gebrauchen  und  andere  dazn  gebrauchen  zu  lassen,  ohne  dass  es  daxu 
der  Einwilligung  des  Ordinarius  bedarf  2. 

B.  Gebrauchsrechte  an  Glocken.  Abgesehen  von  dem  Fall,  dass  sich  der 
Stifter  oder  der  Eigenthümer  einer  Kirche  bei  der  Widmung  derselben  zum  aus- 
schliesslichen gottesdienstlichen  Gebrauch  ^  oder  der  Schenker  die  Benutzung  einer 
Eirchenglocke  zu  weltlichen  Zwecken  vorbehält,  kann  ein  derartiges  Gebrauchsrecht 
auch  durch  civilrechtliche  Titel,  durch  Vertragt  und  durch  Ersitzung^,  falls  diese 
nicht  etwa  partiknlarrechtlich  ausgeschlossen  ist<^,  begründet  werden  7. 

Nach  gemeinem  Recht  wird  ein  solcher  Titel  auch  durch  den  unvordenk- 
lichen Besitz  ersetzt,  während  nach  preussischem  Recht  in  Ermangelung  eines 
solchen^  schon  die  hergebrachte  Observanz  genügt*. 

Es  fragt  sich  aber  weiter,  ob  sich  auch  eine  auf  dem  öffentlichen  Recht  beruhende 
Befngniss  der  Gemeinden  oder  des  Staates ,  die  kirchlichen  Glocken  zu  Öffentlidien 
Zwecken,  d.  h.  bei  allgemeinen  Gefahren  (z.  B.  bei  Feuer-,  Wassersgefahr)  und  Un- 
glücksfällen, sowie  bei  feierlichen  und  festlichen  Gelegenheiten  zu  benutzen,  begrün- 
den lässt.  Jedenfalls  ist  es  im  Mittelalter  und  darüber  hinaus  allgemeine  Rechtsan- 
schauung in  Deutschland  gewesen  ^^j  dass  dem  Grund-  und  Gerichtsherm  und  der  Ge- 
meinde ein  selbstständiges  Recht  auf  die  Benutzung  der  Kirchenglocken  ^^  für  ihre  und 


1  Vgl.  0.  8.  337.  338. 

3  Aus  den  oben  am  tngefübrten  Orte  eni; 
wlekelten  Gründen« 

3  Z.  B.  eine  Kommune,  welche  freiwillig  eine 
Kirche  h&ut  oder  der  Staat,  welcher  ein  Oehände 
zum  ausBohliesslichen  gottetdienstllchen  Ge- 
hrauch überweist.  YgL  übrigens  auch  S.  421.  n.  9. 
'  4  Ueber  die  Zulässigkelt  eines  solchen  s.  0. 
S.  168.  Tgl.  auch  preuss.  A.  L.  R.  n.  11 .  $.  192 : 
„Wo  nach  Vertragen  oder  hergebrachter  Obser- 
vanz ,  auch  eine  andere  Gemeine  oder  Religions- 
partei auf  den  Gebrauch  desselben  Anspruch 
machen  kann ,  da  kann  dennoch  dieser  Mitge- 
brauch während  des  Gottesdienstes  der  Kirchen- 
gesellsohaft,  welcher  die  Glocken  gehören,  nicht 
yerlangt  werden". 

Abzuschliessen  Ist  der  Vertrag  durch  das 
VermSgensTerwaltungsorgan  unter  Zustimmung 
des  Ordinarius,  s.  auch  0.  S.  421. 

&  Nach  kanonischem,  gemeinem, 
preussischem  und  österreichischem 
Recht  Vgl.  0.  S.  173  fl.  Auch  nach  französischem 
Recht  ist  die  Ersitzung  nicht  absolut  ausgeschlos- 
sen ,  weil  die  Glocken  nicht  in  allen  Pillen  zu 
den  0.  S.  176  gedachten  Sachen  gehören ,  Tgl.  in 
letzterer  Beziehung  Geigel  a.  a.  0.  S.  41.  n.  14. 

<  Das  s&chslsche  bürgerliche  Gesetzb.  $.  648 
schliesst  die  Ersitzung  persönlicher  Gebrauchs- 
rechte aus. 

^  Folglich  ist  auch  ein  Besitzschutz  an  solchen 
Gebrauchsrechten  möglich,  TgL  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  48,  169. 

8  Das  preustlsche  Recht  kennt  diesen  nicht. 

•  8.  Anm.  4 

10  Das  ergeben  für  fast  alle  Theile  Deutsch- 
lands die  aus  dem  18.  bis  16.  Jahrhundert  zusam- 
mengestellten Welsthümer  Ton  JaeobGrimm. 


Göttingen  1840.  6  Bde. ,  vgl.  dazu  den  Register- 
band 1878  V.  R.  Schröder  S.  282,  wo  rund 
300  hierhergehöiige  Stellen  nachgewiesen  sind. 

11  Emmeler  Weisthum  (üntermosel)  r.  1632, 
2,  350 :  „Vort  wannehe  der  TOgt  gössen  hat  und 
so  innen  duncket  seit  sein  Tom  tag ,  so  soll  er 
den  hotten  schicken  in  des  schulthelssen  haus 
zu  unsers  gn.  hern  amptmann  Ton  Witlich  und 
Ime  ansagen ,  innen  duncket  zeit  sein  von  tag, 
das  man  zu  dem  gerioht  leuden  will ,  alsdan  der 
bott  die  botschafft  gethan  hitt ,  so  soll  er  in  die 
kirch  gehen  und  die  klock  leuten  drei  mal  zum 
gerioht,  dar  sollent  kommen  alle  diejenige,  die 
erb  und  eigen  zu  Emmel  ime  gericht  haben"  .  . . 
u.  p.  352:  „Wan  dan  dass  also  gechehen  ist,  so 
mag  der  riohter  in  die  kirch  gehen  und  lassen  die 
kleck  leuten  dreimal  und  mag  gepiethen  alle  die- 
jenigen ,  die  uff  der  gemeinden  wonen ,  dass  sie 
anspannen  und  fueren  den  wein  zu  Honolstein 
mit  der  sonnen,  aber  der  scheffen  soll  des  f^isein, 
und  diess  Ist  die  rendt  und  gult  so  der  scheffen 
zuweist  einem  vogthern  in  dem  dorf  Emmel''; 
Krufter  Weisthum  1586,  3,  817 :  „Item  man  was 
Tor  der  kirchen  zu  Gr.  mit  geluither  glocken  ge- 
beuth  oder  yerbeuth,  dasselb  gebeuth  und  yerbeuth 
man  tou  des  gotshautz  und  der  gemeinde  wegen''; 
Lommersum  (zw.  Zülpich  und  Bonn)  2 ,  723 : 
„Darumb  dat  das  yurss.  doster  den  zehendenu 
hat,  sali  idt  den  boedenn  up  der  kyrspels  kirchen 
in  godem  baw  haldenn,  und  der  bodenn  wais  mit 
bley  gedeeket,  ist  nu  aifgebrochenn ,  weist  man 
Tur  unrecht  Auch  sali  dat  vurgemelte  doster  des 
herrn  bannklock  In  gutem  baw  haldenn,  und  der 
pastoir  sali  büwig  halten  den  choir.  Item  de  hü- 
genn  sollen  die  niederlasser  büwig  halten.  Item 
die  nadibam  sollen  den  thum  büwig  halten" ; 
Logenheim  1404  (Elstss)  4,  150:  ^^arnm  soll 


§.  224.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus,  Die  Kirehenglocken. 


423 


zwar  sowohl  pnblicis&chen  ^^  wie  auch  gnmdlierrlieheii  2  Zwecke  zukommt.  In  den- 
jenigen Gemeinden,  in  welchen  sich  diese  Reohtsanfifassnng  bis  hente  praktisch  be- 
thitigt  hat,  liegt  also  für  den  weltlichen  Gebrauch  der  Kirehenglocken  eine  unyor- 
denkliche  Yeijährung  oder  ein  langjähriges  Herkommen  vor  ^ 

Zugleich  ergiebt  sich  daraus,  dass  selbst  in  denjenigen  deutsehen  Staaten, 
in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Autonomie  yerfassungsmässig  zugesichert  ist, 
die  gesetzliche  Feststellung  gewisser  Gebrauchsrechte  ftlr  Öffentliche  Zwecke  an  den 
Kirchenglocken  dadurch  nicht  gehindert  wird,  weil  hierbei  Objekte  in  Frage  stehen, 
welche  nach  einer  Jahrhunderte  alten  Rechtsanschauung  keinen  ausschliesslich  gottes- 
dienstlichen Gebrauchscharakter  besessen  haben.  Es  war  daher  keine  Beeinträchti- 
gung der  katholischen  Kirche,  wenn  neuerdings  in  Preussen  fär  die  links- 
rheinischen Landestheile  eine  solche  Bestimmung  erlassen  worden  ist^. 

Von  den  noch  auf  staatskirchlichem  Boden  stehenden  Gesetzgebungen  gewährt 
die  französische  ^  den  Gemeinden  ein  Mitbenutzungsrecht  der  Glocken  zu  bestimm- 


derselbe  kilwart  zu  allen  gedingen  luteu",  s.  auch 
p.  145.  230.  In  allen  diesen  Fallen  (nicht  min- 
der 4,  28.  55.  226;  6,  411  n.  413;  6,  325)  han- 
delt es  sich  zweifellos  um  die  Kirchenglocken, 
welche  auch  zu  gottesdienstlichen  Zwecken  be- 
nutzt werden,  nicht  etwa  um  besondere,  aus- 
schliesslich ^r  weltliche  Zwecke  bestimmte 
Glocken.  Desgleichen  können  nurKirckenglocken 
diejenigen  sein,  welche  als:  „gemein  klook'', 
a.  a.  0.  2,  209;  „grosse  klocke"  4 ,  571 ;  6,  455. 
458;  „klock  af  dem  thom''6,  637  bezeichnet  wer- 
den. Allerdings  bedeutet  der  Ausdruck :  „glocken 
auff  dem  rathaus^  3,  531  eine  nicht  kirchliche 
Glocke ,  so  auch  wohl :  „mit  der  burger  docken" 

2,  748  und  „hoffglock"  2,  223,  während  die  Be- 
zeichnungen :  „kleine  glocke"  4,  625,  „des  heim 
bannklock",  2,  723,  „campana  banni"2,  735, 
„herrenklocken"  4,766,  „wy nglocke«  1 ,  508;  5,673 
(welche  zur  Angabe  der  Polizeistunde ,  mit  wel- 
cher das  Wlrthshaus  zu  yerlassen  ist,  geläutet 
wird)  und  „zinsglocklin'^  nicht  ausschliessen,  dass 
darunter  kirchliche  Glocken  yerstanden  werden 
können.  Abgesehen  von  diesen  wenigen  Weis- 
thümem ,  in  denen  sich  solche  nähere  Bezeich- 
nungen der  Glocken  finden ,  wird  in  mehr  als 
200  nur  schlechthin  das  Läuten  mit  der  Glocke 
oder  mit  den  Glocken  erwähnt.  Nach  Lage  der 
mittelalterlichen  Verhältnisse  kann  hier  nur  an 
die  Kirchenglocken,  nicht  an  andere  weltliche 
Glocken  gedacht  werden ,  Insbesondere  kann  in 
den  zahlreichen  Formeln ,  In  denen  dem  Grund- 
oder  Gerichtsherm  als  Recht  gewiesen  wird: 
Wald,  Wiesen  und  Glockenschlag  oder  Glocken- 
klang, Weide,  Wonne  und  Glockenschlag,  Glocken- 
schlag und  Nachfolge,  also  das  Recht,  die  ünter- 
thanen  zum  Gericht ,  im  Kriege  und  bei  anderen 
öffentlichen  Gefahren  aufzubieten,  z.  B.  2,  649 ; 

3,  132,  keine  besondere  Glocke  gemeint  sein. 

i  Dahin  gehört  die  Pflicht  zur  Nachfolge  auf 
den  eben  erwähnten  Glookenschlag  (bei  Kriegs- 
gefahr 4,  402,  Landesnoth  und  Feuersgefahr  2, 
168. 606. 649),  namentlich  aber  die  Ankündigung 
des  abzuhaltenden  Gerichts  und  anderer  Dinge, 
8.  die  vor.  Anm.,  so  der  Wahl  des  Meiers  6,  718, 
femer  auch  die  Herbeiraf ung  der  Leute  zur  Ver- 
folgung von  Verbrechern  und  zur  Aburtheilung 


bei  handhafter  That,  2,  213.454. 636.  681. 761 ; 
4,  689 ;  6,  728,  endUch  die  Bekanntmachung  von 
Verordnungen  3,  818 ;  4,  601. 

s  So  namentlich  die  Ankündigung  der  Zeiten, 
an  denen  die  Abgaben ,  Zinsen  und  Dienste  1, 
613.  686;  2,  119.  130,  z.B.  Jagddienste,  5,  509, 
Schneiden  des  Kornes  6,  592  (6,  525  Weinliefe- 
rungen) zu  machen  sind. 

8  S.  0.  S.  422. 

^  Gesetz,  betr.  die  Bestimmung  d.  Kosten  fär 
die  Bedürfnisse  der  Kirohengemelnden  y.  14. 
März  1880.  $.  4:  „Den  bürgerlichen  Gemeinde- 
behörden steht  die  Benutzung  der  Kirchenglocken 
bei  feierlichen  oder  festlichen  Gelegenheiten,  bei 
Unglücksfällen  oder  ähnlichen  Veranlassungen 
zu,  Ingleichen  die  Fortbenutzung  der  in  den 
kirchlichen  Gebäuden  beilndlichen,  feuerpolizei- 
lichen Zwecken  dienenden  Lokale.  —  Zur  Sicher- 
steUung  und  Regelung  dieser  Befugnisse  trifft 
der  Oberpräsident  die  erforderlichen  Anordnungen 
und  setzt  diejenigen  feierlichen  und  festlichen 
Gelegenheiten  nicht  kirchlichen  Charakters  fest, 
bei  welchen  die  Kirehenglocken  zu  benutzen 
sind."  Nach  dem  dazu  ergangenen  Oberpräsidial- 
VoUzuges-Erlass  t.  20.  JuU  1881 ,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  46,  300  sind  als  festliche  Tage  festgesetzt : 
der  Geburtstag  des  Kaisers  und  der  Vorabend 
dieses  Tages ,  der  feierliche  Einzug  des  Kaisers 
oder  der  Kaiserin  in  einer  Gemeinde  und  der 
2.  September  (Sedantag).  Die  kirchliche  Orts- 
behörde ist  zuerst  zum  Läuten  nach  Massgabe 
der  Anordnungen  der  bürgerlichen  Behörde  auf- 
zufordern und  nur,  wenn  sie  es  ablehnt,  ist  die 
letztere  berechtigt,  das  Läuten  durch  ihre  Be- 
auftragten besorgen  zu  lassen  und  nöthigenfalls 
dazu  den  Zugang  zu  den  Glocken  zu  erzwingen. 
Bei  Unglücksfällen  und  ähnlichen  Veranlassungen 
können  die  bürgerlichen  Gemeindebehörden  oder 
deren  Beauftragte  sofortigen  Zutritt  zu  den 
Glocken  Terlangen  und  zwangsweise  durchführen. 
Endlich  haben  die  Gemeindebehörden  auch  das 
Recht,  sich  den  erforderlichen  Schlüssel  anfer- 
tigen zu  lassen  und  unter  sicherem  Verschluss 
aufzubewahren. 

B  Loi  sur  Torganisation  munloipale  du  5  ayril 
1884.  art  100 :  „Les  cloches  des  ^glises  sont  sptf- 
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bei  der  Ersitzimg,  der  nnyordenklichen  Veijiüirung  and  dem  Herkommen  der  Um- 
fang des  ausgeübten  Besitzes  in  Betrachts 


§.  225.     V.  Das  Verhältnüs  der  verschiedenen  Riten  zu  einander^, 

I.  Allgemeines.  Wie  sehen  o.  S.  13.  bemerkt  ist^  hat  die  katholische 
Kirche  fdr  die  nnirten  Orientalen  die  Besonderheiten  ihrer  Liturgie  in  Geltung  ge- 
lassen. Den  Inbegriff  der  für  jeden  Zweig  dieser  Orientalen  hinsichtlioh  der  gottes- 
dienstlichen Gebräuche  bestehenden  Verschiedenheiten  und  der  auf  dem  Gebiete 
des  Rechtes  und  des  kirchlichen  Lebens  gestatteten  Besonderheiten ,  in  denen  sich 
die  Eigenthflmlichkeit  dieser  einzelnen  kirchlichen  Gruppen  innerhalb  der  katholi- 
schen Gesammtkirche  ausprägt ,  pflegt  man  mit  dem  Ausdruck  ritus  zuJl)ezeichnen'. 
Der  Einheit  des  kirchlichen  Dogmas,  welches  für  die  lateinische  Kirche ,  wie  für  die 
gedachten  Gruppen  dasselbe  ist,  steht  demnach  die  Verschiedenheit  der  Riten,  die 
dwersitas  rituvmy  gegenüber. 

Da  diese  Verschiedenheit  ausdrücklich  gesetzlich  anerkannt  ist,  so  soll  jeder 
Ritus  in  seinem  Bestände,  in  seiner  Eigenthümlichkeit  und  unter  Femhaltung  jeder 
Vermischung  mit  anderen  Riten  in  seiner  Reinheit  erhalten  bleiben  ^.  Es  ist  daher 
die  sog.  permixUo  rihtutn  verboten^.  Auch  hat  femer  jeder  Ritus  für  die  Regel,  wenn 
schon  nicht  immer,  seine  besondere  Hierarchie  ^,  welche  lediglich  die  Anhänger  desselben 
kirchlich  zu  leiten  und  zu  regieren  berufen  ist  ^.  Mit  Rücksicht  darauf  dass  die  Zu- 
gehörigen des  einen  Ritus  mitunter  vermischt  mit  denen  eines  oder  mehrerer  anderer 
zusanmienwohnen  ^,  hat  sich  für  die  katholische  Elirche  die  Nothwendigkeit  'er- 
geben, die  dadurch  entstehenden  Wechselbeziehungen  zu  regeln. 


1  Als  Interpretationsiegel  wird  tber  hier  die  eigentUchsyrlsche,  besonders  in  Syrien  vorflnden, 

Vorschrift  des  preuss.  L.  R.  U.  11.  %,  192  (S.  422.  so  Ton  Benedict.  XIV.  const  AUatae  v.  26.  Juli 

n.  4)  mit  in  Frage  gezogen  werden  können.  1755.  $.  3,  eiusd.  bull.  4.  123 ;  s.  auch  Arch.  f. 

«  Vgl.  0.  S.  13.  n.  2.    Weitere  Literatur  i.  k.  K.  R.  9,  199. 

Arch.  t  k.  K.  R.  7,  169.  n.  2.  ^  Dieser  Grundsatz  ist  schon  ausgesprochen  in 

8  Vgl.  Hergenrother  1.  Arch.  f.  k.K.  R.  7.  c.  14  (Innoc  lU.  Later.  IV.  v.  1215)  X  de  off. 

S.  170,  in  diesem  Sinne  mit  Bezug  auf  die  La-  lud.  ord.  I.  31 ,  s.  Bd.  II.  S.  39.  n.  6  u.  S.  40. 

teiner  und  Griechen  schon  In  c.  9  (Coelest.  III.)  n.  2.  VgL  auch  Leo  IX.  ep.  oben  S.  8.  n.  3  a.  £. 

X  de  tempor.  ordin.  I.  11.  u.  Hergenröther  S.  180. 

Solcher  Riten  (im  Gegensatz  zu  rltns  im  Sinne  &  So  schon  c.  9  X  1. 11  dt.  hinsichtlich  der 

Yon  ritns  specialis,  worunter  die  blos  auf  liturgi-  Riten  der  Ordination.   VgL  auch  ferner  nachher 

schem  Gebiete  noch  bestehenden  Verschieden-  unter  G. 

heiten,  wie  der  mozarabische  u.  s.  w.,  s.  o.  S.  8.  ^  Ueber  die  Patriarchate  der  unirten  Orientalen 

n.  4,  S.  11  und  S.  13.  n.  1  verstanden  werden,  s.  Bd.  L  S.  562  ff.  (in  Betreff  des  Patriarchen  der 

Hergenröther  a.  a.0.  172)  sind  neben  dem  Ghaldaer  vgL  noch  Bd.  II.  S.  691  Anm. ;  Neher 

als  dem  fundamentalen  und  universalen  gelten-  1.  Wetzer  u.  Weite  2.  Aufl.  3,  44;  Acta  s. 

den  lateinischen  Ritus  sechs :  1.  dergriechl-  sed.  11,  468;   und  in  Betreff  des  armenischen 

sehe,  wozu  a.  die  Gräcomelchiten  unter  dem  Patriarchates  v.  Gilicien,   dessen  Sitz  seit  1881 

antiochenischen  Patriarchat  (Bd.  I.  S.  562),  b.  die  nach  Konstantinopel  verlegt  ist,  Bd.  II.  a.  a.  0.; 

Ruthenen,  griechisch  unirte  Slaven  in  Russland,  Hergenröther  inWetzer  u. Weite  a.  a.0., 

c.  die  Ruthenen  in  Oesterreich,  und  d.  die  Italo-  1,  1340;  Aota  s.  sed.  14,  54).    Ueber  die  £rz- 

gräoi,  s.  0.  S.  13.  n.  2,  gehören,  vgl.  Hergen-  bischöfe  der  verschiedenen  Riten  in  Lemberg  s. 

r  ö  t  h  e  r  S.  173,  2.  der  armenische,  s.  Bd.  L  S.  565  Bd.  II.  S.  40.  n.  3. 

(Anhänger  desselben  auch  in  Lemberg ,  Bd.  II.  ^  Ueber  Ausnahmen ,  welche  namentlich  für 

S.  40),  3.  der  maronitische,  s.  Bd.  I.  S.  563,  die  Italogräd  vorkommen,  s.  Bd.  U.  S.  40.  181. 

4.  der  chaldaische,  a.  a.  0.  S.  565 ,  5.  der  syri-  s  Wenn  in  diesen  Bezirken  jeder  -Ritus  seine 

sehe,  a.  a.  0.  S.  564,  und  6.  der  koptische,  vgl.  besonderen  Leiter,   besondere  Patriarchen  oder 

Hergenröther  S.172,  anerkannt  Mitunter  wer-  Erzbischöfe  oder  Bischöfe  hat,  s.  Anm.  6,  so  wird 

den  allerdings  der  maronitisohe.  und  chaldaische  ihre  Juridiktion  durch  das  persönliche  Moment 

zum  syrischen  gerechnet ,  da  sich  diese ,  wie  der  der  Zugehörigkeit  der  Bewohner  zudem  bestimm- 


§.  225.]      Die  Venralt.  d.  Kultus.  Yerh&ltiiiAS  d.  yersohiedenen  Riten  zu  einander. 
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n.  ImBinzeliien^  A.  Die  Zugehörigkeit  zn  dem  bestimmten  Ritus. 
Jeder  gehört  demjenigen  Bltna  an,  naeh  welehem  er  die  Taufe  erhalten  hat,  ea  sei 
denn  dass  ihm  dieselbe  blos  wegen  eines  Nothfalles  oder  zufolge  päpstlicher  Er- 
mächtigung seitens  des  Priesters  dnes  anderen  Ritus  gespendet  worden  ist  2.  Eonder 
Yon  Eltern )  welehe  ein  und  demselben  Ritas  angehören,  mflssen  die  Taufe  nach 
d^n  Ritus  der  letzteren  erhalten,  jedooh  können  die  Eltern  sie  übereinstimmend  und 
mit  Oenehmigung  des  kompetenten  Ordinarius ,  fsUs  ihr  Ritus  nicht  der  lateiniadie 
ist,  nach  diesem  taufen  lassen'.  Wenn  die  Eltern  yersohiedenen  Riten  folgen,  so 
sollen  die  Elinder  des  lateinischen  Vaters  die  Taufe  nach  dessen  Ritus  erhalten  ^, 
immer  können  aber  die  Kinder  einer  lateinischen  Mutter  mit  Zustimmung  des 
Vaters  die  Taufe  nach  lateinischem  Ritus  empfangend 

Die  einmal  auf  diese  Weise  herbeigeführte  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Ritus  bleibt  für  die  Folgezeit  auch  der  Art  massgebend,  dass  deijenige,  welcher  Kle- 
riker werden  will,  die  Ordination  allein  innerhalb  seines  Ritus  empfangen  kann^. 


ten  Ritus  begründet.  Ein  sololiex  kizchlicher 
Obere  kann  also  über  die  Anbänger  eines  an- 
deren Ritus,  weil  Ibm  die  Kompetenz  dazu  feblt, 
nicbt  gültig  Jaridiktionsbandlnngen  ausüben, 
8.  Benedict.  XIY.  const.  Demandatam  ▼.  24. 
Dezember  1743.  %,  12,  eiusd.  bnlL  1,  130.  An- 
ders verbält  es  sioh,  -wenn  die  Zagebörigen  eines 
Ritus  dem  Oberen  eines  anderen  zugleich  mit 
nntentellt  sind,  s.  Bd.  I.  S.  92  u.  Bd.  IL  S.  40; 
Hergen rotberi.  Arcb.  f.  k.  K.  R.  7,  181. 

1  Ich  berüoksiobtige  hier  nur  die  für  diesee 
Kapitel  in  Betracbt  kommenden  Punkte ,  also 
diejenigen,  welche  für  die  Sakraments-  und 
gottesdlensüicbe  Verwaltung  Ton  Bedeutung 
sind«  Die  sonstigen  Yerscbiedenheiten  in  der 
Verfassung  und  in  dem  Recht  der  einzelnen 
Riten ,  welche  theils  schon  berüdcsichtigt  sind, 
8.  die  Anführungen  aus  den  früheren  Bänden  in 
den  Torstehenden  Noten ,  theila  noch  später  Er- 
wähnung finden  werden,  gehören  nicbt  in  diesen 
Zusammenhang.  Vgl.  übrigens  noch  diesen  Bd. 
0.  S.  136.  n.  1;  S.  137.  n.  2;  S.  143;  S.  187.  n.4. 

2  Benedict.  XIV.  const.  Etsi  pastoralis  t.  26. 
Mai  1742  c  2.  n.  11,  eiusd.  buU.  1,  76 :  ,4nfantes 
ad  eins  parochi  iuiisdictionem  pertinent ,  cuius 
ritu  sunt  baptizati ,  cum  per  baptiLsmum  flat  sus- 
eeptl  ritus  Graed  Tel  Latin!  professio ,  ita  ut  ad 
Latinum  ritum  spectent  qui  latinis  caeremonüs 
baptizati  fuerint,  qui  ^ero  ritu  Graeco  saoramen- 
tum  baptisml  susceperint ,  in  Graecomm  nnmero 
sint  habendi ;  adeoque  si  ante  usum  rationis  de- 
cesserint,  a  proprio,  cnius  ritu  baptizati  sunt, 
parocho  et  in  propria  parocbia  sunt  iure  communi 
sepeliendi,  nisl  iis  baptismus  coUatus  fuerit  vel 
ob  gravem  necessitatem ,  cum  nimirum  morti 
proximi  fueilnt  nee  haberi  potuerit  propril  pa- 
rochi vel  ritus  copia  vel  ex  dispensattone  apqsto- 
lioa,  cum  yidel.  facultas  data  fuerit,  ut  Latine 
quidem  baptizentur ,  sed  in  suo  ritu  Graeco  per- 
maneant.  In  bis  enim  easibus  non  censentur  a 
proprio  ad  alinm  ritum  transilsse''.  S.  auch  eiusd. 
const.  Demandatam  y.  24.  Dezember  1743  $$.  16 
bis  18,  1.  0.  p.  131. 

Bekehrt  sich  ein  gültig  getaufter  Häretiker  zum 
kathollsehen  Glauben ,  so  hat  er  selbstverständ- 
lich  den  rSmlsohen  Ritus  als  d&a  allgemeinen  an- 


zunehmen, bei  den  übertretenden  schismatischen 
und  häretischen  Orientalen  dagegen  sollen  die 
Missionäre,  soweit  es  ihnen  möglich,  dafür  Sorge 
tragen,  dass  sie  sich  den  Unirten  ihres  Ritus  an- 
schliessen,  HergenrötherS.  185. 186. 

3  Const.  Etsi  pastoralis  $.  2.  n.  8  und  Deman- 
datam S*  17. 

«  Const.  Etsi  pastoralis  %,  2.  n.  9  und  Deman- 
datam $.  17. 

5  Const.  Etsi  pastoralis  $.  2.  n.  10. 

Alle  -vorerwähnten  Bestimmungen  betreffen 
nur  das  Verhältnlss  des  lateinischen  und  griechi- 
schen Ritus.  Da  aber  der  hier  anerkannte  Grund- 
satz ,  dass  der  Wille ,  bez.  der  Ritus  der  Vaters 
entscheidet,  ein  allgemein  gültiger  ist,  so  dürfen 
sie  auch  analog  auf  das  Verhältniss  der  anderen 
Riten  angewendet  werden,  s.  auch  v.  Schulte, 
Lebrb.  d.  K.  R.  3. Aufl.  S.  535.  Allein  für  GaUzien 
besteht  die  besondere  Ausnahme,  dass  bei  Ehen 
zwischen  Lateinern  und  Ruthenen  die  Kinder 
Je  nach  ihrem  Geschlechte  dem  Ritus  des  Vaters 
oder  der  Mutter ,  sofern  sie  aber  einen  rutheni- 
sohen  Geistlichen  zum  Vater  haben,  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechtes  dem  Ritus  des  letzteren 
folgen ,  Dekret  d.  Propaganda  y.  1863,  unter  D. 
c,  coli.  conc.  Lac.  2,  564;  Arch.  f .  k.  K.  R.  14, 
12.  13.  Wenn  Vering,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  833. 
n.  13  das  letztere  für  alle  Ehen  als  massgebend 
erklärt,  so  hat  er  übersehen,  dass  die  im  cit 
Arch.  9.  S.  209  mitgetheilte  Bestimmung  später 
in  Rom  geändert  worden  ist 

6  Das  folgt  aus  dem  allgemeinen  Prinzip  und 
dem  Verbot  des  Wechsels  des  Ritus  s.  unter  B.  Auch 
hat  die  const  Etsi  pastoralis  $.  7.  n.  21  bestimmt, 
dass  die  im  lateinischen  Ritus  geborenen  und 
erzogenen  Personen  sich  nicht,  um  dem  Keusch- 
heitsgeblübde  zu  entgehen  oder  um  ihre  Frauen 
zu  behalten,  nach  griechischem  Ritus  weihen 
lassen  dürfen.  Femer  ordnet  die  maronitische 
Synode  v.  Libanon  1736,  coli,  conc  Lac  2,  256, 
an ,  dass  die  Angehörigen  eines  anderen  Ritus  nicht 
YOn  den  maronitischen  Bischöfen  und  die  Maro- 
niten  nicht  Ton  den  Bischöfen  eines  anderen 
Ritus  ohne  Genehmigung  des  Papstes  oder  des 
Patriarchen  geweiht  werden  sollen.  Vgl.  auch 
S.  428.  n.  3. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  225. 


B.  Der  Wechsel  des  Runs,  gleichviel  ob  er  zwischen  dem  Uteinischen 
nnd  einem  orientalischen,  sowie  zwischen  dem  einen  und  dem  anderen  orientalischen 
erfolgen  soll,  steht  dem  einzelnen  nicht  beliebig  frei,  vielmehr  ist  der  üebertritt  vom 
lateinischen  zu  einem  anderen  Ritas  verboten  S  im  Obrigen  aber  kann  er,  sofern  es 
sich  nicht  nm  Personen  handelt,  welche  schon  früher  von  einem  orientalischen  Ritas 
zn  dem  lateinischen  übergegangen  sind  nnd  später  zn  dem  ersteren  zarückkehren 
wollen  2,  der  Regel  nach  allein  mit  päpstlicher  Erlaabniss*  statthaben^. 


1  Dagegen  schon  die  const.  Nicolans'  V.  y.  6.  Sep- 
tember 1448,  coli*  conc.  Lac.  2.  601 ;  const.  Etsi 
pastoialis  $.  2.  n.  17:  „ritos  enim  latinas  piopter 
auam  praestantiam  eo  quod  sit  ritus  s.  Romanae 
ecclesiae,  omnlum  ecclesianim  matris  et  ma- 
glstrae ,  sie  supra  Graecum  ritum  praevalet ,  . .  . 
ut  noQ  modo  ab  ipso  ad  Graecum  transitus  nulla- 
tenus  permlttatur ,  Terum  etlam  a  Graecis  semel 
assumptus  absque  apostoUca  dispensatione  deseri 
nequeat. 

3  Denn  diesen  soll  nur  bei  ganz  besonderen 
Umständen  eine  päpstliche  Genehmigung  erthellt 
werden ,  const.  Bened.  XIV. :  Allatae  cit  S«  20, 
welche  die  In  der  vor.  Anm.  ml tgeth eilte  Vor- 
schrift in  dieser  Welse  einschränkt. 

'  Eine  solche  verlangt  die  const.  Etsi  pastoralis 
$.  2.  n.  14  für  die  Welt-  und  Säknlar-Geisüichen 
der  Italogräd  und  für  die  ganze  Gemeinde  der- 
selben ,  wenn  sie  vom  griechischen  zum  lateini- 
schen Ritas  übergehen  wollen,  die  const  Deman- 
datam  cit.  $.16  untersagt  den  Gräco-Melohiten 
einen  solchen  Üebertritt  ganz.  Dagegen  gestattet 
das  cit.  Dekret  der  Propaganda  v.  1863  unter  A. 
für  die  Rnthenen  und  für  die  Lateiner  in  Gali- 
zien  den  Wechsel  des  Ritus  mit  päpstlicher  Ge- 
nehmigung (übrigens  im  Gegensatz  zu  dem  im 
Text  Bemerkten  ohne  den  üebertritt  vom  lateini- 
schen zum  ruthenischen  besonders  auszuschlles- 
sen),  endlich  erlaubt  auch  die  const.  Deman- 
datam  cit.  $.12  den  Wechsel  des  gräcomelchiti- 
schen  mit  dem  maronitischen  Ritus  gleichfalls 
nur  mit  besonderer  Zustimmung  des  Papstes. 

^  Die  Genehmigung  des  Ordinarius  (Bischofs) 
genügt,  wenn  ein  einzelner  Italogräcus  (Laie)  in 
Italien  zum  römischen  Ritus  übertreten  will, 
oder  wenn  das  Kind  eines  Italogräcus  und  einer 
lateinischen  Mutter,  welches  griechisch  getauft 
ist,  von  der  Mutter  dem  lateinischen  Ritus  über- 
geben werden  soll,  und  der  griechische  Vater  da- 
mit einverstanden  ist,  const  Pastoralis  cit$.  14. 
V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  536.  637  will  mit 
Rücksicht  auf  die  speciell  nur  für  besondere 
Fälle  erlassenen  Konstitutionen  und  Bestim- 
mungen (s.  auch  die  vor.  Anm.)  den  im  Text 
hingestellten  Grundsatz  nicht  als  einen  allgemein 
gültigen  angesehen  wissen ,  vielmehr  nimmt  er 
an,  dass  nach  gemeinem  Recht  Jedem  Laien 
(nicht  dem  Geistlichen)  der  Üebertritt  von  einem 
orientalischen  zum  römischen  Ritus  beliebig  frei- 
steht, sofern  nicht,  wie  durch  die  citirten  Be- 
stimmungen ,  eine  besondere  positive  Ausnahme 
gemacht  sei.  Wenn  er  sich  darauf  stützt ,  dass 
die  römische  Anschauung  die  Einheit  des  Ritus 
wünscht ,  so  trifft  dies  ausnahmslos  nur  für  die 
lateinische  Kirche  zu,  nicht  aber  für  die  anderen 
Riten ,  welche  Rom  wegen  der  Erleichterung  der 


Bekehrungen  und  der  Union  mit  den  schismati- 
schen Orientalen  aufrechtzuerhalten ,  ein  Interesse 
hat.  Gerade  darum  soll  Jeder  Rltu«  in  seinem 
Bestände  geschützt  werden,  und  darum  verbietet 
sogar  Benedikt  XIV.  in  der  const.  Allatae  cit 
$.  21  den  Missionaren ,  die  schismatischen  Grie- 
chen ,  welche  zur  katholischen  Kirche  zurück- 
kehren wollen  y  zum  Verlassen  Ihres  Ritus  und 
zur  Wahl  des  römischen  zu  bewegen  (vgl.  auch 
0.  S.  427.  Anm.  2  a.  E.).  Ebensowenig  durch- 
schlagend ist  der  weitere  Grund ,  dass  nach  ge- 
meinem Recht  jeder  Laie  seine  Diöcese  und  seine 
Pfarrei  zu  verlassen  berechtigt  sei.  Denn  derWech- 
sel  des  Ritus  bedingt  zwar  auch  einen  Wechsel 
der  Pfarrei  und  mitunter  der  Diöcese,  aber  er  Ist 
eben  nicht  blosser  Wechsel  der  beiden  letzteren, 
und  da  die  Zugehörigkeit  zum  Ritus  nicht  wie  die 
zur  Pfarrei  oder  zur  Diöcese  lediglich  durch  den 
Wohnsitz,  sondern  durch  die  Taufe  nach  dem  be- 
treffenden Ritus  begründet  wird  (s.  o.  S.  427), 
so  kann  man  auf  das  Verlassen  des  Ritus  auch 
nicht  ohne  Weiteres  die  Grundsätze  über  die  Ver- 
änderung der  Pfarrei  und  der  Diöcese  anwenden. 

Dass  die  Auffassung  des  Textes  (so  auch 
Hergienröther  a.a.O.  S.  184)  der  Anschauung 
der  Kurie  entspricht,  ergiebt  die  neuerdings  für 
Galizien  gegebene  Vorschrift,  und  der  Umstand, 
dass  in  einzelnen  Fällen  die  Genehmigung  dem 
Ordinarius  übertragen  und  damit  offenbar  die 
Gewährung  einer  Erleichterung  beabsichtigt  wor- 
den ist. 

Demgemäss  wird  man  für  alle  Fälle,  in  denen 
nicht  durch  ausdrückliche  Bestimmungen  die  bi- 
schöfliche Erlaubniss  für  genügend  erklärt  wor- 
den ist ,  die  päpstliche  Genehmigung  auch  ohne 
besondere  spedelle  Vorschrift  erfordern  müsaen. 
Fehlt  es  an  dieser  oder  an  der  ausnahmsweise 
genügenden  Zustimmung  des  Ordinarius,  so  ist 
der  Wechsel  des  Ritus  nichtig  (ausdrücklich  für 
Galizien  ausgesprochen,  s.  Anm.  3). 

Die  Gründe  für  die  Ertheilung  der  Geneh- 
migung stehen  im  Ermessen  des  Papstes ,  doch 
dürfte  der  Umstand,  dass  sich  Jemand  unter  Auf- 
gabe seines  bisherigen  Domizils  dauernd  an  einem 
Ort  niederlässt,  an  welchem  kein  anderer,  als  der 
lateinische  herrschend  ist,  stets  für  genügend  er- 
achtet werden. 

Dass  vorher  der  berechtigte  Üebertritt  dem 
Ordinarius  des  bisherigen  Ritus  mitgetheilt  und 
von  diesem  dem  Ordinarius  des  anderen  kund- 
gethan,  sowie  unter  Einsendung*  der  Gutachten 
beider  die  Genehmigung  des  Papstes  eingeholt 
wird ,  ist  nur  für  Galizien  (s,  o.  Anm.  3)  vorge- 
schrieben. 

Allgemein  sind  Strafen  für  die  Geistlichen, 
welche  übertretende  Personen  ohne  Beachtung 


§.  225.]       Die  Verwalt  d.  Kultus.  VerhSltniis  d.  Teraohiedenen  Riten  su  einander. 
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C.  Ans  dem  Verbot  der  perrmxäo  ritumn  folgt,  1.  dasB  die  Kleriker  einea 
bestimmten  Ritus  bei  der  Spendong  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien,  der 
Verwaltung  der  Messe  und  der  übrigen  gottesdienstlichen  Handlungen,  sowie  hin- 
siehtlieh  der  Beobachtung  der  Fe^itage  und  Feiertage  sich  lediglich  an  die  Vorschrif- 
ten ihres  Ritus  ^  zu  halten  haben  2,  und  die  einseinen  gottesdienstlichen  Handlungen 
weder  ganz  noch  theilweise  nach  den  fftr  einen  anderen  Ritus  geltenden  Normen 
vollziehen  dürfen'.  Im  Nothfalle  ist  allerdings  der  Geistliche  (Priester,  Pfarrer, 
Bisohofj  eines  bestimmten  Ritus  berechtigt,  den  Angehörigen  eines  anderen  Ritus 
die  Sakramente  der  Taufe  und  der  letzten  Oelung  zu  spenden^,  ja  für  das  Sakra- 
ment der  Busse  ist  sogar  von  der  eben  gedachten  Voraussetzung  mehrfach  durch 
besondere  Anordnungen  Abstand  genommen  worden^,  aber  selbst  in  allen  solchen 


der  gedachten  Yoisolnif ten  wissentlich  sich  ihiem 
Ritus  zugesellen  lassen,  nicht  Yorgeschziehen, 
sondern  nur  für  specielle  Fälle ,  so  in  der  const. 
Demandatam  cit  über  die  Gräco-Melchiten  %.  19 
nnd  in  dem  Dekzet  für  Galizien  t.  1863. 

1  Die  Yerschiedenheiten  der  Riten,  welche  hei 
den  im  Text  gedachten  Punkten  in  Betracht  kom- 
men, sind Ton  Hergenrother  aa. 0.8. S.ißiff. 
des  Näheren  hesprochen,  Ygl.  auch  o.  S.  33.  n.  5 
und  56.  Anm.  1  a.  £.,  sowie  die  8.  427.  u.  1  a, 
K  citirten  Stellen. 

2  Const.  PU  V. :  Providentia  Romani  v.  21. 
August  1566,  n.  A.  coli.  conc.  Lac.  2,  450 :  „qui- 
busvis  preshyteris  tam  Graecis  quam  Latinis ,  in 
yirtnte  s.  ohedientiae  et  snh  indignationis  nostrae 
ac  perpetuae  suspensionls  a  divinls  poenie  dis- 
trictius  inhihentes,  ne  delncepspreshyteri  Graed, 
praecipue  nxorati,  Latino  more  et  Latinl  Graeeo 
ritn .  .  .  miseas  et  alia  divina  oifieia  celebrare 
▼el  celebrari  faoere  praesumant^ ;  Benedict  XIY. 
const.  Etsi  pastoralls  cit  $.  6.  n.  10;  const  AUa- 
Ue  cit  SS.  33.  35;  Dekret  d.  Propaganda  fflz 
Gatizien  v.  1863  unter  B.  Dispensation  durch 
den  Papst  Ist  aber  statthaft  und  auch  in  einzelnen 
Mothföllen  gewährt  worden,  s.  const  Allatae 
S.  20,  Hergenröther  a.  a.  0.  7.  S.  191. 

3  So  darf  der  Lateiner  bei  der  Messe  nioht  in 
pane  fermentato  (unter  Gebrauch  gesäuerten  Bro- 
des),  der  Orientale  (über  die  Ausnahmen  s.  H  er- 
genröthera.  a.  O.  8.  S.  127)  nicht  in  azymo 
(unter  Gebrauch  des  ungesäuerten)  celebriien. 
Gonst  Allatae  S*  34.  Ebenso  ist  die  Benutzung 
Yon  Missallen  und  von  Paramenten  eines  anderen 
Ritus  yerboten.  Für  Nothfalle  sind  aber  päpst- 
liche Dispensationen  ertheilt  worden ,  s.  darüber 
Hergenröther  a.  a.  0.  7.  S.  191. 

Da  die  griechische  Kirche  vielfach  in  Bezug 
auf  den  Ordo  Ton  der  lateinischen  Kirche  ab- 
weicht ,  so  muss  die  Weihe  nach  griechischem 
Ritus  und  zwar  von  einem  berechtigten  Bischof 
dieses  letzteren  ertheilt  werden.  Nur  für  drin- 
gende Fälle  wird  do  Indult  für  den  Bischof  eines 
anderen  Ritus  seitens  des  Papstes  gewährt,  vgl. 
Hergenröthera.  a.0.8.  S.  180;  Bd.  I.S.  92; 
Bd.  II.  a  181. 

^  Die  Taufe  bei  Lebensgefahr  des  Kindes,  wenn 
kein  Pfarrer  oder  Geistlicher  desselben  Ritus  znr 
Hand  ist,  Const.  Etsl  pastoralls  cit.  S*  2.  n.  11 
(S.  427.  n.  2),  Dekret  v.  1863  für  Galizien 
nnter  0.  a. 


In  Betreff  der  letzten  Oelung  nnd  des  Yiatl- 
kums  s.  a.  a,  0. :  „d.  81  ad  inflnnum  saoiamentifl 
proyldendum  propril  rltns  sacerdos  haberi  ne- 
quit,  potest  ilU  etiam  alterius  ritus  sacerdos  ex- 
tremam  unctlonem  oleo  sacro  in  sno  ritu  admi- 
nlstrare:  sacrum  Tero  Tiaticnm  etiam  inflrmis 
nonnisi  luxta  eomm  ritnm  a  propril  ritus  sacer- 
dote  porrlgi  debet.  Deflciente  autem  sacerdote 
propril  ritus  Taleat  ex  apostoUoo  indulto  Latlnus 
a  presbytero  Rutheno  in  fermentato  et  Ruthenns 
inflrmns  a  presbytero  Latino  in  azymo  sacrum 
Tiaticum  accipere".  Die  Nothwendigkeit  des 
päpstlichen  Indultes  liegt  für  den  Fall  des  Y 1  a  - 
tikums  deshalb  vor,  weil  der  Gläubige  an  sich 
nur  berechtigt  Ist,  die  Eucharistie  in  der  Gestalt 
seines  Ritus  zu  empfangen,  nnd  der  Priester  des 
anderen  sie  ihm  nicht  nach  dem  letzteren ,  son- 
dern nur  nach  dem  eigenen  Ritus  gewähren 
könnte.  Sind  solche  Indulte  nicht  gegeben,  so 
muss  daher  selbst  für  den  Nothfall  die  Spendung 
des  Viatikums  unterbleiben,  und  es  kann  nur  die 
sakramentale  Absolution  ertheilt  werden.  S.  auch 
Hergenrö  ther  a.  a.  0.  7.  S.  191. 

Wegen  der  Busse  s.  Instruktion  Clemens  YIII. 
Y.  31.  August  1595  n.  8,  coli.  cono.  Lac  2,  449: 
„In  casu  necessltatis  presbyteri  graed  oathoUd 
possint  Latinos  absolvere'^;  Benedict.  XIY.  const 
Etsi  pastoralls  cit  S*  5.  n.  5.  In  diesen  Fällen 
bedürfen  die  Priester  nicht  einmal  der  Appro- 
bation zum  Beichthören,  s.  o.  S.  91. 

ft  So  kann  nach  der  const.  Etsi  pastoralls  dt. 
S.  5.  n.  6  für  die  Italogräci  der  lateinische  Ordi- 
narius den  als  tauglich  befundenen  griechischen 
Priestern  die  Yollmaoht  erthellen,  auch  ohne  vor- 
liegenden Nothfall  zu  absoMren ,  die  Ton  ihren 
Ordinarien  approblrten  maronitischen  Priester 
sind  berechtigt,  den  In  Ihren  Gegenden  sich  auf- 
haltenden Angehörigen  aller  anderen  orientali- 
achen  Riten  die  Beichte  abzunehmen,  Congr. 
ofAdl  T.  1715,  ooa  conc.  Lac.  2,  506.  Endlich 
können  in  Rom  alle  Orientalen  bei  lateinischen 
Priestern  beichten,  Hergenröther  8.  S.  169. 

Für  GaUzlen  s.  das  dt.  Dekret  unter  C. : 
„b.  Fldeles  utrlnsque  ritus  apud  sacerdotem  La- 
tin! Tel  Rntheni  ritus  a  suo  eplscopo  ordinario 
adprobatum  peccata  sua  conflteri  et  beneflcinm 
sacramentalls  absolntionis  valide  ac  llclte  obtinere 
posaunt^  und  unter  E. :  „b.  Omnls  sacerdos  a  suo 
ordinario  adprobatus  et  a  respectivo  rectore  requi- 
situs  absque  ritus  discrimlne  Adellum  confesdo- 
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L  Die  Hiecarebie  und  die  Ldtong  der  Kirche  duich  dieselbe. 


[§.  22§. 


FiUen  hat  der  Geistliche  diese  Bakramente  immer  nach  seinem,  nieht  nach  dem 
fremden  Ritas  des  Empftngers  zu  verwalten  K 

Eine  verbotene  Vermischung  des  Ritas  liegt  aber  nicht  vor,  wenn  der  Oeistliche 
eines  fremden  Ritas  gottesdienstliche  Handlangen  in  der  Earche  eines  anderen  Ritas  vor- 
nimmt 2.  Dies  ist  daher  nicht  nnzulässig.  Der  Priester  des  fremden  Ritas  bedarf  aber 
dazu,  wie  der  des  gleichen  Ritas,  sofern  nicht  die  Voraossetsangen,  anter  denen  dies 
geschehen  darf,  darch  besondere  Bestfmmangen  des  Ordinarias^  oder  gar  daroh 
päpstliche  Anordnangen^  anders  geregelt  sind,   der  Oenehmigang  des  zuständigen 


nem  audire  et  eosdem  t  peccaÜB  et  T&lide  absol- 
▼erepotesi.  In  assignandis  satisfactioDls  operibus 
.  ratio  diversitatis  ritus  habeatoi  et  nonnisi  talia 
eligantur  opera,  quae  in  ritn  poenitentis  sunt 
Qsitata,  NoUi  saoerdoti  ad  hoc  non  autorizato 
absolTeie  a  reieiratis  ab  ordinadis  lieebit". 

1  8.  die  Gitate  in  Anm.  4  S.  429  and  Dekret  für 
Oalizien unter 0. b. :  „,,, Sacram Tero commanio- 
nem  nemo  aliter  ac  in  bwo  ritn  tnmat,  sc  Latloi 
sab  una  specie  et  in  pane  axymo,  Butheno-catho- 
lici  sab  ntraqne  specie  et  in  pane  fermentato". 
Die  Brleiohtenmgen  bei  der  Bnase  (s.  vor.  Anm.) 
erkliren  sich  darana ,  dasa  gerade  in  Betreff  der 
Spendnng  dieses  Sakramentes  keine  wesentUoben 
Abweicbongen  swiscben  der  lateinischen  Kirche 
und  der  orientalischen  besteben,  Ja  die  lateini- 
sche ,  indikative  Absolntionsformel ,  s.  0.  S.  86. 
n.  2  sogar  Ton  einzelnen  Orientalen  unter  Auf- 
gabe der  alten  deprekativen  (vgl.  auch  S.  86. 
n.  3)  angenommen  worden  ist,  sowie  daraus,  dass 
die  lateinische  Kirdie  diese  letztere  mit  Bück- 
sicht auf  die  Übrigen  begleitenden  Biten,  in 
denen  die  Handlang  des  absoMrenden  Priesters 
genügend  gekennzeichnet  erscheint,  als  aas- 
reichend erachtet,  H  e  r  g  e  n  r  ö  t  h  e  r  8.  S.  1 67. 168. 
Durch  die  Empfangnahme  eines  Sakramentes 
aus  der  Hand  des  Priesters  eines  fremden  Bitas 
wird  in  den  erwähnten  Fällen  keine  Zugehörig- 
keit zu  dem  letzteren  begründet,  s.  0.  S.  427. 
n.  2  und  das  Deki.  für  Galizien  unter  G. :  „e.  Nee 
baptismus  a  sacerdote  alterius  ritus  urgente  ne- 
cessitate  yel  in  gravi  difficultate  . . .  ooUatus  nee 
confessio  peccatorum  coram  tali  sacerdote  facta 
nee  Sacra  communio  ex  ignorantia  sive  inadyer- 
tentia  aut  consilio  ritum  mutandi  iuxta  alterum 
ritumsumpta  nee  denique  sacramentumextremae 
unctionis  ab  alterius  ritus  sacerdote  in  articulo 
mortis  obtentum,  transitum  ab  uno  ad  altenun 
ritum  prodnoere  possunt^. 

s  Oonst.  Benedict.  XIV. :  Allatae  eit.  $.  35 : 
„ . . .  interdicta  ritus  permiztio  appellari  nonquam 
poterit,  si  ob  legitimam  aliquam  causam  sacer* 
dotes  Orientalis  ritus  ab  apostolica  sede  probatl, 
in  Latinorura  ecolesiam  admittantur,  utibimissam 
caeterasque  functlones  oelebret  et  sacramenta 
populo  nationis  suae  admlnistret  Id  palam  Bo- 
mae  fieri  intuemur,  ubi  sacerdotibus  Armenis, 
Oophtis,  Melchitis  et  Graecis  patent  ad  missam 
celebrandam  templa  nostra,  ut  illonim  pietati 
satisflat,  quamvis  soas  peculiares  eedesias  ha- 
beant,  ubi  rem  divinam  facere  possunt" ;  Pü  IX 
literae  ad  orientales  •  ▼.  6.  Januar  1848,  Acta 
Pii  IX  ed  Bomae  1,  82:  ;,Eodem  pertlnet,  qnod 
sacerdotibus  orientalibns  In  oeoidentem  yenienti- 


bus  nedum  liberum  est,  proprio  nationis  suae  ritu 
celebrare  in  sacrls  Latinorum  aedibus,  sed  patent 
etiam  diversis  in  locis  ac  Bomae  praaertim,  templa 
in  peculiarem  ipsorum  usum  aedificata^. 

«  In  Born  des  Kardinal- Vikars,  Benedict  XIV. 
const.  Allatae  $.  36.  cit ;  Diocesansynode  Neapel 
1882,  Arch.  t  k.  K.  B.  M,  59 :  „ritus  ab  ecclesia 
Latina  diverses  profltentes ,  ut  Graeci  et  Armen! 
aliique  ad  celebrandum  non  admittuntur,  nisl 
facta  coram  yicario  nostro  fldei  professioni  ad  for- 
mam  Oregorii  XIII.  statutam  yel  nisi  legitimis 
documentis  constiterit,  illam  eos  Bomae  emisisse 
et  omnia  iuxta  apostolicam  instructionem  Ole- 
mentis  VIII  adimplevisse  .  .  .  Sacerdotes  yero 
Italograed  quando  quidem  ab  episcopis  Latlnis 
dependent,  ut  possint  celebrare ,  indlgent  facul- 
tate  nostrae  curiae  non  secus  ac  presbyteri  exteri 
habitis  literis  dicessorialibus  proprii  episcopi''. 

^  Oonst  Etsi  pastoralis  1.  c.  n.  16 :  „Nee  pres- 
byteri et  derlei  Graeci  in  eoclesüs  i^tinoram 
inconsulto  episcopo,  eui  illae  subiciuntar 
yel  eins  in  spiritualibas  yicario  generali ,  missas 
et  alia  divina  ofllcia  cum  solemnitatibus  et 
c  a  n  t  u  celebrent.  Ut  autem  praefatus  episoopus 
siye  yicacius  generalis  praefatam  licentii^m  rite 
concedere  yaleant ,  nulla  praedsa  necessitas  pro 
causa  reqairitur,  sed  eatis  est,  ut  aliqua  spiri- 
tualis  utiUtas  inde  speretor^  (d.  h.  für  die  stillen 
Messen  ist  nur  die  Erlaubniss  des  Bektors  der 
Kirche  erforderlich);  s.  femer  ibid.n.  15:  „Cete- 
rum  ad  toUendam  rituum  commixtionem  et  con- 
fusionem  presbyteri  et  derid  Latini  in  ecclesiis 
Graecorum  neque  missas  celebrare  neque  ftmeri- 
bus,  nuptiis  ac  baptismis  et  aliis  Graecorum  ao- 
tibus  publids  et  priyatis  Interesse  aut  sese  im- 
miscere,  nisi  ad  haec  spedaliter  per  ipsos  Grae- 
cos  yooati  fuerint,  audeant  yel  praesumant^. 
Dekret  für  Galizien  y.  1863  unter  B. :  „a.  Ut- 
riusque  ritus  sacerdotes ,  qui  censuris  ligati  non 
sunt,  in  ecclesiis  mutuis  cum  faoultate  rectoris 
ecdesiae  Udte  super  altaribus  dye  oonsecratis 
siye  portatilibus  siye  super  antimensüs ,  ut  in 
ecclesia  graeca  moris  est,  singuli  tarnen  suo  ritu 
et  sua  lingua  liturgioa  ex  apostolico  Indulte  (s. 
S.  431.  n.  3)  missas  celebrare  possunt.  b.  Pari  modo 
offerre  possunt  sacrifldum  missae  in  ocatorüs  pri- 
yatis canonice  erectis  aut  sacellis  cum  licentia 
episcoporum  in  pagis  et  coemeteriis  reperibilibns 
sacerdotes  utriusque  ritus  et  semper  praeyia  li- 
centia parochi ,  in  cuius  lurisdictlone  sacellum 
situm  Mi,  In  oratoriis  Latinorum  sacerdotes  La- 
tin! ritus,  iuxU  bulUm  Benedict!  XIV.  qnae  in- 
dpit:  Imposito  nobis  (▼.  29.  März  1751 ,  eiusd. 
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Ordinarins^    Auch  soll  er  in  solehen  Fällen  immer  nur  nach  seinem  eigenen ,  nicht 
nach  dem  ftlr  die  betreffende  Kirche  massgebenden  Ritas  celebriren^. 

2.  Weiter  ergiebt  sich  ans  dem  Verbot  der  Vermischung  der  verschiedenen 
Riten,  dass  die  einem  bestimmten  Ritns  angehörigen  Oläabigen  blos  ein  Recht  auf 
die  Spendnng  der  heiligen  Handlangen  und  aaf  die  Vornahme  der  gottesdienstlichen 
Fnnktionen  für  sie  nach  ihrem  eigenen  Ritas  and  allein  dnrch  Priester  des  letzteren 
haben 3^  ja  dass  ihnen  die  Sakramente  and  anderen  heiligen  Handlangen,  abgesehen 
Yon  gewissen  Ansnahme-^  and  NothftUen^,  gar  nicht  nach  einem  anderen  Ritas  and 
aach  nicht  seitens  eines  Oeistlichen  ^  desselben  gespendet  werden  dürfen.  Den  gottes* 
dienstlichen  Handlangen  eines  fremden  Ritas  beizuwohnen^,  ist  ihnen  allerdings 
nicht  verwehrt,  indessen,  soweit  eine  kirchliche  Verpflichtang  fdr  den  Besach  be- 
stimmter Gottesdienste  besteht s,  erfüllen  sie  diese  dadurch  nicht,  sondern  allein  da- 
durch, dass  sie  an  dem  Gottesdienste  ihres  eigenen  Ritas  theilnehmen*. 


bull.  3,  161),  tantam  super  consecrato  altari  vel 
super  lapldea  pariter  consecrata  tabula,  non 
autem  super  antimensiit  missas  celebrare  tenen- 
tur.  c.  Si  localis  rector  censuerit  devotioni  et 
aediflcationi  fldelium  id  profuturum,  ut  In  malori 
popnli  ooncuTsu  persoWatur  devotio  nonnisi  in 
altero  usltato  ritu,  e.  g.  parastatis,  aut  decantatio 
erangeliorum  tempore  comitationis  funerum  aut 
alla  similia,  nihil  obest,  quatenus  devotiones 
tales  peragantur.  Peragi  autem  debent  nonnisi 
ab  Ulis  sacerdotibns ,  in  qnomm  ritu  devotiones 
illae  usitantur ,  et  remuneratio  qnae  pro  tali  de« 
votione  oflfertur,  non  rectori  eccleslae ,  sed  sacer- 
doti  functionem  peragenti  cedat.  d.  Non  licet 
saoerdotibus  nnins  ritus  in  ecclesia  alterins  ritus 
(nisi  a  reapectlyo  parocbo  expresse  invitati  fue- 
rlnt),  benediotiones  salis,  aquae,  firugum,  thuris 
etc.  peragere." 

1  Denn  dieser  aber  hat  an  sich  über  Jeden  nicht 
beetinunnngsmassigen  gottesdienstliohen  Ge- 
brauch der  kirchliehen  Gebäude  zu  befinden ,  s. 
0.  S.  354  u.  367.  Kraft  aufidrüclOichen  oder 
stiUsohweigenden  Auftrages  kann  auch  der  Rek- 
tor der  betreffenden  Kirche  von  ihm  dazu  ermäch- 
tigt sein,  s.  o.  S.  356.  356.  Ueber  Fälle,  in  denen 
durch  päpstliche  Konstitutionen  die  Erlaubniss 
des  Rektors  fut  ausreichend  erklärt,  dieser  also 
ein  für  alle  Mal  dazu  ermächtigt  ist,  s.  die  vor.  Anm. 

Selbstverständlich  ersetzt  aber  eine  solche 
Genehmigung,  welche  nur  vom  Standpunkt  der 
Gottesdienstverwaltung  in  Frage  kommt,  nicht 
die  ausserdem  auch  sonst  erforderliche  Erlaub- 
niss des  Elgenthümers  der  Kirche ,  s.  o.  S.  357. 

2  Die  Anführungen  in  den  vorhergehenden 
Noten  zeigen,  dass  es  unrichtig  ist,  wenn  Ye r  1  n  g 
a.  a.  0.  832.  833  den  Grundsatz  als  allgemeine 
Regel  hinstellt,  dass  blos  im  Nothfall  ein  Priester 
eines  bestimmten  Ritus  in  der  £Lirche  eines  an- 
deren celebrlren  darf. 

s  S.  die  Oitate  in  den  früheren  Anmeorkungen. 
SQfem.',nicht  besondere  Indulte  gegeben  sind, 
müssen  daher,  wie  dies  für  die  Orientalen,  welche 
in  römischen  Kirchen  celebrlren,  ausdrücklich 
vorgeschrieben  ist,  die  Priester  des  fremden 
Ritus  für  die  Messfeier  ihre  Paramente  und 
Ministranten  desselben  Ritus  mitbringen ,  oonst 
Benedict.  XIY.  Allatae  $.35,  s.  auch  Hergen- 


r5ther  8.  S.  177.  Aus  demBelben  Grunde  dür- 
fen auch  die  Lateiner  in  griechischen  Kirchen, 
nicht  auf  den  Antimensien  (d.  h.  auf  den  an 
Stelle  des  Tragaltars  bei  den  Griechen  gebrauch- 
ten Tüchern,  in  deren  Ecken  sich  Reliquien  be- 
finden, und  welche  auf  die  Tafel  des  nicht  ken- 
sekrirten  Altartisches  gelegt  werden)  die  Messe 
celebrlren,  eiusd.  const.  Etsi  pastoraUs  clt.  %.  6. 
n.  19,  es  sei  denn,  dass  dies  durch  den  Papst  be- 
sonders gestottet  wäre  (vgl.  für  Galizien  o.  S.  430. 
n.  4  und  die  const  Etsi  pastoraUs  clt.  §.  6.  n.  17, 
welche  umgekehrt  den  Italogräd ,  wenn  sie  sich 
nicht  der  Antimensien  bedienen  wollen,  den  Ge- 
brauch der  von  lateinischen  Bischöfen  konsekrlr- 
ten  Tragaltäre  gestattet).  S.  des  Weiteren  noch 
Hergenröther  8.  S.  177 ff. 

Eine  Ausnahme  im  Interesse  der  Vermehrung 
der  Andacht  gestattet  allerdings  das  Dekret  für 
Galizien  unter  B.  o. 

4  So  das  Sakrament  der  Busse ,  s.  o.  S.  429. 
n.  4. 

&  Wegen  der  Taufe,  der  letzten  Oelung  und  des 
Ylatikums  s.  oben  a.  a.  0. 

6  Eine  Ausnahme  macht  die  const.  Benedict. 
XIY.  Etsi  pastoraUs  $.  6.  n.  13  für  die  Italogräd, 
welche  für  den  Fall,  dass  sich  an  ihrem  Wohnort 
keine  besondere  griechische  Pfarrei  befindet ,  in 
der  lateinischen  Kirche  das  Abendmahl  in  azymo 
vom  lateinischen  Priester  nehmen  dürfen ,  wäh- 
rend sie  für  die  Lateiner  n.  12  dies  verbietet, 
also  an  dem  Prinzip  festhält. 

7  Z.  B.  der  Messe. 

8  Da  der  Gottesdienst  der  unirten  Orientalen 
ebenfalls  katholischer  Gottesdienst  ist  YgU  auch 
das  cit  Dekret  für  GaUzien  unter  B. :  „e.  Yisitare 
loca  thaumaturga  (sive  sub  regimine  latiuorum 
sive  Rutheno-oatholicorum  sacerdotum  exlstant) 
cuiUbet  Uberum  maneat^.  Indessen  nach  0.  unter 
b. :  „Gurent  eplscopi,  ut  in  locls  thaumaturgis . . . 
tot  alterins  ritns  sacerdotes  a  parochis  invitentur, 
quot  suffleere  possint  ad  missam  celebrandam  et 
sacram  communionem  distribuendam  iuzta  pro- 
prium fldelium  sive  Ruthenorum  sive  Latiuorum 
rltum**. 

0  Das  folgt  ebenfaUs  aus  der  Getrenntheit  der 
Riten.  Eine  Ausnahme  ist  aber  für  den  FaU  zn 
machen ,  dass  an  dem  Orte  keine  kirchUche  An- 
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Andererseits  genligt  aber  aneh,  da  jeder  Olftabige  blos  die  Vorschriften  seines 
Ritus  zu  beobachten  hat,  die  Erfüllung  der  nach  demselben  bestehenden  Gebote. 
Deshalb  hat  auch  jeder  nur  die  Feiertage  und  Festtage  seines  Situs  zu  feiern  und 
die  Fasttage  desselben  zu  halten^.  Dieser  Grundsatz  hat  sich  indessen,  weil  hierbei 
nicht  blos  die  einzelne  Person  für  sich  in  Frage  kommt,  in  solchen  Bezirken,  in 
denen  die  Anhänger  verschiedener  Riten  untermischt  mit  einander  wohnen,  nicht 
streng  durchfahren  lassen,  und  es  sind  daher  zur  Vermeidung  von  Kollisionen  fUr 
solche  Gegenden  besondere  Bestimmungen  sowohl  in  Betreff  der  Feiertage  ^  als  auch 
in  Betreff  der  Fasttage  erlassen  worden  \ 


Zweites  Kapitel:  Die  Verwaltung  des  magisterium, 
[Die  kirchliche  Lehrthätigkeit  und  die  kirchliche  Lehrgewalt) 

§.  226.    /.  Im  Allgemeinen, 

I.  Die  Lehrvollmacht  oder  der  Lehrauftrag  und  die  Lehrge- 
walt. Ausser  der  potestas  ordinis  ist  der  Earche  auch  die  potestas  magisterU^  die 
Vollmacht,  die  Lehre  Christi  zu  bewahren  und  zu  verkünden^,  übergeben^,  und  zwar 
ist  dieselbe  nach  der  Auffassung  der  heiligen  Schrift  seitens  der  katholischen  Earche 
dem  Papst  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  <^  und  den  Bischöfen  als  den  Nach- 
folgern der  übrigen  Apostel'  übertragen. 

Versteht  man  unter  der  potestas  magisterii  die  Feststellung  dessen,  was  der  Offen- 
barung Christi  entspricht,  das  Verwerfen  abweichender  und  irriger  Auffassungen  und 
das  Lehren  der  Offenbarung  Christi  in  der  richtigen,  von  der  Kirche  gebilligten  Aus- 
legung, so  handelt  es  sich  um  Th&tigkeiten,  welche  begrifflich  von  der  Spendung  der 


stalt  des  eigenen  Ritus  besteht  und  die  Gläubigen  dies  etielunia  servandi  iunta  ritum  Rutbenum. 

daher  die  des  anderen  Ritus  benützen  müssen.  Episcopi  pariter  dispensare  poterunt  cum  famu- 

1  Hergeniötber  a.  a.  0.  7.  S.  189  u.  8.  litio  in  famillis  mixti  ritus  sustentato,  ut  circa  ie- 
S.  194  ff.  iunia  et  festes  dies  bmq  accommodent  conTen- 

2  Da,  wo  die  Angehörigen  des  einen  Ritus  keine  tioni  inter  coniuges,  ut  supra  dictum  est,  Initae; 
eigenen  Pfarreien  besitzen ,  haben  sie  die  Fest-  ast  diebus  dominicis  et  festis  in  utroque  ritu  in 
tage  des  anderen,  überwiegenden  Ritus  ebenfalls  eamdemdiem  incidentibus  devotiones  in  ecclesia 
zu  halten ,  Instruktion  Olemens  YIII.  y.  1595.  sui  natiyi  ritus  tarn  coniuges  ac  filii  quam  famuli 
n.  35,  coli.  conc.  Lac.  2,  450.  Also  kann  z.  B.  peragere  possunt.  Praedictas  vero  dispensationes 
ein  Lateiner  seine  griechischen  Dienstboten  nicht  ordinarii  conoedent  tamqnam  apostolicae  sedis 
an  einem  Tage ,  welcher  für  diese  kein  Festtag  delegati".  (Vgl.  dazu  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  14. 
ist,  zu  knechtischen  Arbeiten  zwingen.    Ferner  16.  17.) 

haben  die  Griechen  ,  welche  lateinischen  Ordi-  ^  S.  das  Dekret  für  Gallzien  in  der  tot.  Anm. 

narien  unterstehen  ,  auch  die  gebotenen  latelni-  Ueber  die  Italogräd  -vgl.  Benedict.  XIY.  const. 

sehen  Festtage  zu  feiern,  Benedict.  XIV.  const.  Etsi  pastoralis  cit.  $.  9.  n.  7  ff.  und  U  er  gen- 

Etsi  pastoralis  $.  5.  n.  6.    Für  die  Ehen  und  röther7.  S.  189. 

Familien  der  Angehörigen  Tersohiedener  Riten  *  S.  Bd.  I.  S.  163  ff. 

bestimmt  das   Dekret  für   Gallzien   unter  D. :  «  Matth.  XXVIII.   19.  20  (Bd.  I.  S.  196. 

„c.  .  .  .  Ad  oTltanda  autem  gravia  Incommoda  in  n.  2.) 

familiis  mixt!  ritus,  per  dispensationem  ab  ordi-  6  Bd.  I.  S.  195.  n.  8.    Vgl.  ferner  Trideni. 

nariis  impetrandam  facultas  flat  dies  festes  et  Sess.  VlI.  de  bapt.  c  3;   Sess.  XIY.  de  extr. 

jejunia  observandi  iuicta  unum   eundemque   ri-  unct.  cap.  3;  Sess.  XXII.  desacrif.  missaectp.  8, 

tum  ,  si  ita  parentes  inter  se  conveniant ,   quin  wo  ebenso  wie  in  dem  a.  a.  O.  citirten  IV.  Late- 

exinde  ritus  ipsius  mutatio  ullo  modo   deduci  ran-Konzil  die  Romana  ecclesia  als  die  „mater  et 

valeat.   In  matrimoniis  tarnen  clericorum  Ruthe-  magistra  omnium  aliarum^  bezeichnet  wird.    S. 

norum  abhinc  universa  proles  sequi  debebit  ritum  auch  conc.  Yatican.  o.  3.  4  (Bd.  II.  S.  705  und 

patHs  atque  uxor  latina  per  dispensationem  ab  Bd.  III.  8.  467.  n.  5). 

ordinario  impetrandam  faoultatem  obtineat  festos  ^  Bd.  II.  S.  41. 
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Sakramente  (der  potestas  ordmis)^  sowie  von  der  Lenkung  und  Leitung  der  Kirche  (der 
potestcLs  iurisdicüonis)  verschieden  sind  ^ 

Die  katholische  Kirche  hält  sich  bekanntlich  ftlr  allein  zur  Verwaltung  der  christ- 
lichen Lehre  und  zur  Spendung  der  von  Christus  eingesetzten  Sakramente  berechtigt 
und,  soweit  es  sich  um  die  Feststellung  der  Lehre  handelt,  für  unfehlbar.  In  Folge 
dessen  kennt  sie  fflr  die  ihr  angehörenden  Personen,  d.  h.  fflr  alle  christlich  Ge- 
tauften keine  Freiheit,  dasjenige,  was  sie  ihrerseits  als  der  christlichen  Offenbarung 
entsprechend  lehrt,  anzunehmen  oder  abzulehnen,  vielmehr  fordert  sie  von  ihnen  als 
Rechtspflicht  die  Unterwerfung  unter  die  von  ihr  als  Inhalt  des  christlichen  Glaubens 
festgestellten  Dogmen. 

Kraft  ihrer  alleinigen  Berechtigung  zur  Bewahrung  und  zur  Verkündung  der 
christlichen  Offenbarung  beansprucht  sie  femer,  dass  Niemand  ohne  die  Genehmigung 
und  ohne  die  Oontrole  der  mit  dem  Lehrauftrage  ausgestatteten  schriffcmässigen  Or- 
gane die  christliche  Religion  lehre,  und  sie  sucht  auch  diesen  Anspruch,  soweit  es 
ihr  möglich  ist ,  mit  äusseren  Mitteln ,  insbesondere  mit  äusserem  Zwang  durchzu- 
setzen. 

In  beiden  Beziehungen  hält  sie  sich  also  fttr  berechtigt,  Rechtszwang  zu  üben. 
Aller  Rechtszwang  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  fällt  aber  in  das  Gebiet  der  potestas 
iurisdictioms.  Uebt  sie  diesen  zur  Wahrung  und  zur  Sicherung  ihres  Lehrauftrages 
oder  ihrer  Lehrvollmacht  in  Konsequenz  ihrer  oben  gedachten  Stellung  aus,  so  kann 
sie  dies  nur  kraft  der  ihr  zustehenden  Jurisdiktion ,  nicht  aber  kraft  ihres  Lehrauf- 
trages thun.  Das  heisst,  erst  durch  diese  Beziehung  der  Jurisdiktionsgewalt  auf  den 
letzteren  und  die  Verwendung  der  ersteren  ftlr  ihren  Lehrauftrag  wird  dieser  zur 
Lehrgewalt  oder  zur  potestas  magisterii  im  engsten  Sinne  des  Wortes. 

Es  ist  daher  nicht  zutreffend,  wenn  vielfach  die  potestas  magisterii  als  in  der  po- 
testas iurisdictionis  inbegriffen  erkläi*t  und  ihr  jede  Selbstständigkeit  abgesprochen 
wird 2.  Wenn  man  sich  dafttr  auf  einzelne  päpstliche  Aussprüche^,  vor  Allem  auf 
das  vatikanische  Konzil  ^  beruft,  so  erklären  diese  nichts  anderes,  als  dass  der  Rechts- 
zwang, mit  welchem  das  kirchliche  Lehramt  ausgestattet  ist,  aus  äer  iurisdictio  fliesst  ^, 

1  Bd.  I.  S.  164.  Selbst  Schneemann,  d.  nirgends  Ist  die  Anwendung  des  Bannes  häufiger 
kirchliche  Lehrgewalt.  Freibnrg  i.  Br.  1868,  alsauf  ihrem  Gebiete^  so  werden  hier  hlosJuris- 
S.  40,  welcher  die  potestas  magisterii  zur  potes-  diktionshandlungen  aufgeführt,  nicht  aber  Thä- 
tas  iurisdictionis  rechnet ,  will  die  Dreitheilung  tigkeiten  der  Kirche ,  welche  sich  als  Ausübung 
in  der  Theorie,  etwa  beim  Aufbau  eines  wissen-  des  Lehrauftrages  darstellen.  An  der  Dreitheilung 
schaftlichen  Systems,  nicht  tadeln.  hält  dagegen  fest  y.  S  ch e re  r ,  Hdbch.  d.  K. R.  1, 

2  So  ausser  den  Bd.  I.  S.  164.  n.  3  genannten  19  u.  21. 

noch  Ve ri n g  K.  R.  2.  Aufl.  S. 407  (abweichend  3  Der  Syllabus  verwirft  Nr.  33  (Arch.  f.  k.  K. 

Ton  seiner  früheren  Meinung);    Heinze,  das  r.  13^  317)  den  Satz:    „Non  pertinet  ad  eocle- 

Lehramt  i.  d.  kath.  Kirche  u.  d.  päpstliche  pri-  siasticam  potestatem  proprio  ao  nativo  iure  diri- 

matuB  ordinis.  Wien  1876.  S.  6.  9  (^Abdruck  aus  -ere  theologicarum  rerum  doctrinam." 

Grünhut,  Zeitschr.  f.  d.  Privat-  und  oflfent-  .  «          „                              ^o   ,  ,.  ^^^t.       o 

liehe  Recht.  Bd.  3.  S.53öff.);  Schneemann  *  Const.  Pastor  aeternus  v  18.  Juli  1870.  c3 

a,  a.  0.  S.  39;  de  Hammerstein  de  ecclesia  CBd.  II.  S.  705)  u.  c.  4:    „Ipso  autem  aposto- 

et  statu.  Trevir.(1886)p.  155.  Wenn  Schnee-  "^  primatu,    quem  Romanus  pontifex   Petri 

mann  a.a.O.  bemerkt:  „Es  ist  der  Jurisdiktion  P^ncipis    apostolorum    successor   in  universam 

eigen  ,  das  Zusammenwirken  der  Mitglieder  auf  ^^^^^^^  obtlnet,  supremam  quoque  magisterii 

das  Ziel  der  Kirche  zu  leiten  und  zu  regieren;  POtestetem  comprehendi     haec  s.  sedes  semper 

dies  aber  thut  ja  auch  die  Lehrautorität,  indem  *«>*«**'  perpetuus  eccleslae  usus  comprobat,  ipsa 

sie  den  Anfang  der  Heilswirkung,  den  Glauben,  oecumenica  concllia  .  , .  declaraverunt.« 

zu  regeln  übernimmt  Und  was  fehlte  der  Lehr-  ^  Das  zeigt  In  No.  33  des  Syllabus,  s.  Anm.  3, 

gewalt  an  dem  Charakter   einer  wahren  Juris-  der  Ausdruck:  dirigwe  nnd  c,  3  dt  const.  Pastor 

diktionV    Sie  befiehlt  ja,  droht,  straft  und  trifft  aeternus  in  der  Stelle:  „Romani  pontiflcis  iuris- 

Präventivmassregeln  ebensogut,  wie  diese;  ja  dictionis  potestatem  .  .  .  immediatam  esse  .  .  . 
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oder  mit  anderen  Worten :  es  wird  in  ihnen  nnter  der  potestas  magisterii  nicht  der 
Lehranftrag  oder  die  Lehrvollmacht  schlechthin^  sondern  die  Lehrgewalt  in  dem  vor- 
hin erwähnten  engen  Sinne  verstanden. 


non  solnm  in  rebus  quae  ad  fldem  et  mores ,  sed 
etiam  in  üb  quae  ad  disciplinam  et  regimen  .  .  . 
ecelesiae  pertinent",  da  hier  von  der  Anwendung 
der  Jurisdiktion  zur  Ausstattung  der  Glaubens- 
Entscheidungen  mit  verbindlicher  Kraft  die  Rede 
ist  Diese  Auffassung  wird  auch  durch  die  Vor- 
arbeiten zur  const  cit.  bestätigt.  Das  erste 
Schema  de  ecclesia  (Bd.  III.  S.  462.  n.  5.)  c.  4 
(ecolesiamesse  societatem  visibilem)  erklärt,  dais 
in  der  Kirche  vorhanden  sei  ein  visibile  magis- 
terium  und  ein  visibile  regimen,  und  c.  10: 
„Christi  autem  ecclesia  non  est  societas  aeqna- 
lium  .  .  .  verum  est  societas  inaequalis  .  .  .  ma- 
xime  quod  in  ecclesia  est  potestas  divinitus  in- 
stituta,  qua  alü  ad  sanctiflcandum,  docendum  et 
regendum  praediti  sunt,  alii  destituuntur.  Cum 
vero  ecelesiae  potestas  alia  sit  et  dicatur  ordinis, 
alia  iurisdictionis :  de  hac  altera  docemus ,  eam 
non  solum  esse  fori  internl  et  sacramentalis,  sed 
etiam  fori  externi  ac  publici ,  absolutam  atque 
omnino  plenam,  nimirum  legiferam,  indioiariam 
et  coercitivam"  (Friedrich  docum.  ad  illustr. 
conc  Vatican.  2,  91)  richtet  sich ,  wie  die  An- 
merkungen dazu  zeigen  (a.  a.  0.  S.  134  IT.),  nur 
gegen  die  Läugnung  der  rechtsverbindlichen 
Kraft  der  kirchlichen  Lehre,  also  gegen  die 
Läugnung  der  Jurisdiktion ,  welche  die  Kirche 
für  das  Lehramt  in  Anspruch  nimmt.  Ferner 
macht  zu  den  Worten  desselben  Schemas  c.  11 
(nachmals  c.  1  der  const.  dogmat.  I  de  ecdesia, 
Bd,  III.  S.  464  und  dann  c.  1  der  const.  Pastor 
aeternus),  die  die  Lehre  derjenigen  verwerfen, 
welche  „negant,  Petrum  prae  omnibus  apostolis. . 
veroproprioqueiurisdiotionisprimatu 
fuisse  a  Christo  instructum'',  der  Bericht  der 
dogmatischen  Kommission  (Bd.  IIL  S.464.  n.7) 
die  Bemerkung,  Friedrich  1.  c.  p.  296:  ,yA.ni- 
madvertitur  phrasi  iuriadicüonis  primcUu  adden- 
dam  esse :  et  magisterii,  Sed  potestas  magisterii 
ecclesiastici,  cuiusmodi  est  potestas  docendi,  tum 
in  episcopis  omnibus  tum  in  episcopoepiscoporum 
ad  potestatem  iurisdictionis  parlter  spectat,  secus 
ac  heterodoxi  opinantur,  de  quibus  vide  ad  schema 
de  ecclesia  Christi"  (d.  h.  die  vorhin  citirte  An- 
merkung zu  c  10).  Da  hier  blos  des  Papstes  und 
der  Bischöfe  erwähnt  wird ,  also  der  Träger  der 
iurisdictio,  so  kann  das  Lehramt  nur  in  sofern  es 
zugleich  Lehrgewalt  im  eigentlichen  Sinne,  ge- 
meint sein.  Aus  allen  diesen  Gründen  ist  man 
m.  E.  berechtigt  zu  sagen,  dass  das  Vatikan  um, 
wenn  es  das  oberste  Lehramt  aus  dem  Primate 
des  Papstes  herleitet  und  dasselbe  zur  Jurisdik- 
tion des  letzteren  rechnet ,  blos  das  Lehramt ,  so 
weit  es  mit  der  Jurisdiktion  umkleidet  ist,  d.  h. 
die  Lehrgewalt  im  engsten  Sinne,  oder  die  An- 
wendung der  Jurisdiktion  auf  das  Lehramt,  ver- 
standen hat.  Ja,  es  ist  m.  K.  unmöglich,  dass  das 
Konzil  jedes  Lehramt  oder  jede  Lehrthätlgkeit 
in  der  Kirche  dem  Gebiete  der  Jurisdiktion  hat 
zurechnen  wollen,  denn  von  diesem  Standpunkte 
aus  müs>te  angenommen  werden,  dass  jeder,  wel- 
cher kirchlichereeits  zum  Lehren  berufen  ist,  sei 


es  kraft  Amtes,  wie  der  Pfarrer  (Bd.  IL  S.  296),  sei 
es  kraft  Auftrages,  wie  ein  Religionslehrer,  mit 
einer  iurisdictio  externa  ausgestattet  sei  (so  auch 
V.  Sc  her  er  a.  a.0.  S.21),  und  umgekehrt,  dass 
jeder,  welcher  die  bischöfliche  Jurisdiktion  zu 
verwalten  hat,  wie  der  Generalvikar,  auch  das 
Lehramt  selbst  auszuüben  berufen  sei. 

In  Uebereinstimm  ung  hiermit  bemerkt  H  e  i  n  z  e 
S.  32 :  .,Die  Ansprüche,  mit  welchen  die  katho- 
lische Kirche  ihr  Lehramt  gegenüber  den  Be- 
lehrenden ausgestattet  hat,  fallen  in  die  Kate- 
gorie der  potestas  iurisdictionis".  Allerdings  steht 
es  damit  nicht  vollkommen  im  Einklang,  wenn 
er  S.  8,  9,  13  hervorhebt,  dass  die  potestas  ma- 
gisterii den  Typus  der  potestas  iurisdictionis  trage, 
und  dass  der  Grund  des  Gehorsams,  welchen  die 
Diöcesanen  den  Bischöfen  hinsichtlich  der  Lehre 
schulden,  auf  dem  Gebiete  des  magisteriam  ein 
anderer,  als  auf  den  übrigen  Gebieten  der  iuris- 
dictio sei.  Auf  dem  letzteren  habe  der  Bischof 
wegen  seiner  Stellung  als  kirchlicher  Vorgesetz- 
ter, welcher  kraft  seines  Amtes  berufen  ist ,  die 
einem  Bischof  zukommenden  EntSchliessungen 
zu  fassen ,  den  Anspruch  auf  Unterwerfung  bei 
Lehraussprüchen  aber  deshalb ,  weil  er  zur  Ver- 
breitung und  Aufrechterhaltung  der  wahren  Lehre 
berufen  sei,  also  im  letzten  Grunde  wegen  einer 
besonderen  persönlichen  Eigenschaft  und  Leis- 
tungsfähigkeit, für  welche  die  Vermuthung 
spreche ,  welche  freilich  aber  auch  im  Einzelfall 
fehlen  könne.  Nach  diesen  Ausführungen  er- 
scheint das  kirchliche  Lehramt  überhaupt  be- 
grifflich mit  Zwang  ausgestattet,  und  es  wird  für 
das  Gebiet  des  magisterium  eine  eigenthümliche, 
von  der  sonstigen  iurisdictio  externa  spezifisch 
verschiedene  Jurisdiktion  angenommen.  Diese 
Auffassung  Heinzens  widerspricht  aber  zunächst 
dem  vatikanischen  Konzil.  Abgesehen  davon  hat 
H  einze  auch  übersehen ,  dass  der  Bischof  seine 
Lehraussprüche  doch  nur  ebenfalls  kraft  seines 
Amtes  abzugeben  hat,  und  dass ,  wie  er  bei  der 
Verwaltung  der  iurisdictio  externa  seine  Ent- 
schliessungen  nur  nach  dem  geltenden  Recht 
fassen  darf,  er  seine  Lehraussprüche  ebenso  allein 
in  Uebereinstimmung  mit  der  kirchlichen  Lehre 
thun  kann,  sowie  dass  der  Mangel  seiner  persön- 
lichen Leistungsfähigkeit  seinen  rechtlichen  An- 
spruch auf  Gehorsam  nicht  im  Mindesten  beein- 
trächtigt. Ebensowenig  ist  es  als  richtig  anzuer- 
kennen, wenn  Heinze  S.  15  die  angeblich  spe- 
zifisch anders  geartete  Gehorsamspflicht  in  Glau- 
benssachen direkt  auf  die  Unfehlbarkeit  der  Kirche 
als  Rechtsgrund  zurückführt.  Der  Bischof,  wel- 
cher etwas  der  kirchlichen  unfehlbaren  Lehre  für 
entsprechend  oder  widersprechend  erklärt  (über 
seine  Zuständigkeit  dazu  s.  unten  zu  No.  111.), 
ist  in  diesem  seinem  Ausspruch  nicht  unfehlbar, 
nichtsdestoweniger  ist  er  aber  berechtigt,  Gehor- 
sam dafür  zu  beanspruchen.  Diesen  kann  er,  wie 
bei  allen  anderen  Anordnungen ,  kraft  'seiner 
iurisdictio  für  die  Diöcese ,  aber  auch  nur  kraft 
dieser  letzteren  fordern. 
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n.  Die  oberste  Lehrgewalt.  A.  Begriff.  (Rechtliche  Bedeutung 
der  Unfehlbarkeit.)  Die  katholische  Kirche  kennt  ein  höchstes  Lehramt ^  eine 
9uprema  potestas  magxsterii^.  Die  Lehre,  das  Objekt  der  potestas  magisterii,  kann  nur 
eine  und  dieselbe  fttr  die  ganze  Kirche  sein,  und  diese  eine  Lehre  ist  auch  die  reine 
und  wahre.  Eine  Scheidung  in  eine  bessere  oder  richtigere  Lehre  und  eine  Abstufung 
des  Lehramtes  nach  diesem  Gesichtspunkt  ist  begrifflich  ausgeschlossen^.  Die  iuris- 
dictio  ist  aber  mannigfacher  Abstufungen  fähig,  und  daher  sind  solche  unter  den  Trä- 
gem des  Lehramtes  nur  möglich,  wenn  dasselbe  zugleich  mit  der  iurisdictio  bekleidet, 
also  zur  Lehrgewalt  im  engsten  Sinne  wird  3. 

Die  höchste  Lehrgewalt  kann  demnach  allein  den  Organen ,  welche  die  höchste 
iurisdictio  ttber  die  Kirche  besitzen,  welche  die  Befdgniss  haben,  die  gelehrten  Glau- 
benssätze als  bindende  Normen  ftlr  die  ganze  Kirche  und  alle  Gläubigen  vorzu- 
schreiben, und  sie  mit  Zwang  durchzuführen,  zustehen.  Das  Recht,  die  Gewissen  der 
Gläubigen  in  dieser  Weise  zu  binden,  entnimmt  die  katholische  Kirche  ihrer  Unfehl- 
barkeit, und  daher  wird  sie  durch  die  Konsequenz  dazu  geführt,  dem  Organ,  welches 
fttr  die  ganze  Kirche  die  Lehre  mit  dieser  verpflichtenden  Kraft  festzustellen  befogt 
ist,  diese  also  dabei  repräsentirt,  gerade  wegen  der  obersten  Jurisdiktion  auch  die 
Unfehlbarkeit  in  Bezug  auf  seine  Lehrausprüche  zuzuschreiben. 

Die  Unfehlbarkeit  bildet  die  Le^timation  fttr  die  höchste  Jurisdiktion  zur  An- 
wendung des  Rechtszwanges.  Sie  kann  daher  auch  keinem  anderen  Organ  in  der 
Kirche,  als  demjenigen,  welches  die  höchste  Jurisdiktion  besitzt,  zukommen,  und  selbst 
diesem  begrifflich  nicht  in  weiterem  materiellen  Umfange,  als  die  Grenzen  dieser  Ju- 
risdiktion sich  erstrecken,  d.  h.  nicht,  soweit  die  beliebige  Abänderung  oder  Neu- 
einftlhrung  von  Dogmen  oder  die  Beseitigung  von  Sätzen  des  jus  divinum  in  Frage 
steht*. 

Diese  Konsequenzen,  welche  sich  aus  der  Lehrgewalt  in  einer  sich  als  unfehl- 
bar betrachtenden  Religionsgemeinschaft  ergeben,  hat  die  katholische  Kirche  ihrer- 
seits in  vollem  Umfange  gezogen.  Vor  dem  vatikanischen  Konzil  war  das  allgemeine 
Konzil  der  Träger  der  obersten  Lehrgewalt,  also  berechtigt,  Glaubensgesetze  inner- 
halb des  gedachten  Umfanges  zu  erlassen  ^  und  es  galt  in  Bezug  auf  diese  seine 
Festsetzungen  fttr  unfehlbar^.  Dem  Papst  hat  man  allerdings  kraft  seines  Primates 
schon  vor  dem  Vatikanum  in  Glaubenssachen  dasselbe  Recht,  wie  dem  allge- 
meinen Konzile,  d.h.  das  Recht,  mit  allgemein  bindender  Kraft  neue  Lehren  am  Dogma 
zu  prfifen  und  irrige  Lehren  zu  verwerfen,  sowie  das  Dogma  zu  deklariren,  beigelegt. 
Aber,  so  lange  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  nicht  dogmatisch  feststand,  musste  seine 
Jurisdiktion  gerade  in  Bezug  auf  die  fundamentale  Aufgabe  der  Kirche,  die  reine  Lehre 
festzustellen,  begrifflich  eine  geringere  als  die  des  allgemeinen  Konziles  sein. 

War  das  Konzil  bei  seinen  Glaubensentscheidungen ,  welche  es  mit  bindender 
Kraft  fttr  die  ganze  ELirche  festsetzte,  unfehlbar,  so  hatte  es  die  Macht,  in  denselben 
ewig  bindende  und  unabänderliche  Gesetze  zu  erlassen.  Die  unfehlbare  Glaubens- 
entscheidnng  ist  fttr  alle  Zeiten  untrttglich  und  wahr.    Das ,  was  sie  als  Lehre  fest- 

1  S.  c.  4  const.  Pastor  aeternns  (o.  S.  433.  n.  4).       potestas  ans  dem  Primate,  also  der  obersten  Juris- 

2  Bd.  L  S.  166  und  Heinze  S.  12.  30.  **TbI  m.^rm '^^'**'*' 
8  Dies  steht  in  völliger  Ueberelnstlmmung  da-  &  Bd.  III.  S.  614. 

mit,  dass  r.  4  const.  cit  die  suprema  magisterii  ^  Bd.  111.  8.  629. 
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gesetzt  hat,  wird  eine  Norm,  welehe  die  ELirche,  ein  späteres  allgemeines  Konzil  nnd 
den  Papst  bei  der  Handhabung  des  Lehramtes  und  der  Lehrgewalt  fflr  immer 
bindet,  nnd  der  Verwendung  der  Jurisdiktion  des  einen  oder  anderen  Organs  fUr  zu- 
kflnftige  Lehrentscheidungen  eine  Schranke  setzt. 

Gerade  diese  Macht,  welche  das  kraft  der  Jurisdiktion  erlassene  Gesetz  fQr  alle 
Zeiten  wii'ksam  macht,  fehlte  dem  Papste,  so  lange  seine  Unfehlbarkeit  nicht  allseitig 
in  der  Kirche  anerkanntes  Dogma  war.  Die  Lehrentscheidungen,  welche  er  erlassen 
hatte,  konnten  zwar  kraft;  seiner  Jurisdiktion  Aber  die  ganze  Kirche  Geltung  und  Ge- 
setzeskraft beanspruchen.  Begrifflich  bestand  aber  zwischen  ihnen  und  den  anderen 
Kirchengesetzen,  welche  der  Papst  erliess,  kein  Unterschied,  denn  ebenso  wie  die  letz- 
teren waren  die  von  ihm  gegebenen  Glaubensgesetze  der  Aufhebung  unterworfen, 
und  da  das  allgemeine  Konzil  rechtlich  befugt  war,  jedes  Glaubensgesetz  des  Papstes 
abzuändern  und  die  desfallsige  Entscheidung  des  ersteren  Unfehlbarkeit  und  Unab- 
änderlichkeit zu  beanspruchen  hatte,  so  hatte  das  allgemeine  Konzil  in  so  weit  theo- 
retisch immer  noch  eine  höhere  Jurisdiktion  als  der  Papst  ^  oder  mit  anderen  Worten : 
das  Episkopalsystem  war,  so  lange  das  Dogma  der  päpstlichen 
Unfehlbarkeit  nicht  proklamirt  war,  keineswegs  vollkommen  be- 
seitigt^. 

Erst  durch  das  Vatikanum  ist  dieser  letzte  Schritt  geschehen.  In  voller  Ueber- 
einstimmung  mit  den  obigen  AusAhrungen  (s.  S.  435)  erklärt  dasselbe^  den  Papst 
für  seine  Person,  aber  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  in  dem  Primate  über 
die  Kirche,  d.  h.  als  Inhaber  der  höchsten  Jurisdiktion,  fQr  unfehlbar,  des  Näheren 
nicht  in  allen  seinen  amtlichen  Akten  nnd  Entscheidungen,  sondern  allein  in  dem  Fall, 
dass  er  ex  cathedra  lehrt,  d.  h.  dass  er  in  Betrefif  des  Glaubens  und  der  Sitten  eine  Ent- 
scheidung trifft,  und  gleichzeitig  von  seiner  höchsten  Jurisdiktion  Aber  die  Kirche  Ge- 
brauch macht,  also  eine  solche  Entscheidung  mit  bindender  Gesetzeskraft  ftlr  die  letz- 
tere und  alle  Gläubigen  ausstattet^. 

Die  Unfehlbarkeit,  d.  h.  juristisch  gesprochen :  die  ewig  dauernde  gesetzliche 
Verbindlichkeit  der  päpstlichen  Anordnungen ,  welche  bei  Verlust  des  Seelenheiles 
von  allen  Gläubigen  angenommen  werden  müssen,  ist  auf  diejenigen  Entscheidungen, 
welche  in  Sachen  des  Glaubens  und  der  Sitten  erlassen  sind ,  beschränkt.    Dies  ist 


1  Daher  hat  die  frühere  Theorie  auch  ,  soweit  dass  die  Glaubensdekrete  des  Papstes  blos  provi- 

sie  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  nicht  als  fest-  sorische  Kraft  haben,  fOr  falsch  erklärt, 

stehend  angenommen  hat,  s.  Bd.  1.  S.  292,  dem-  2  Anch  diese  Betrachtung  bestätigt  somit  die 

selben  nur  das  Recht  beigelegt,    in  Glaubens-  f^^^^^  ^^^  ^j,  vertretene  Auffassung  (Bd.  III. 

Sachen  pro  y i s 0 r i seh e  Entscheidungen  zu  er-  g  ^qq^  ^^^  ^^  Vatikanum  den  deflnitiyen  Ab- 

assen.    Dies  gilt  selbst  von  solchen  Schriftste  -  ^^^luss  der  mit  dem  Konzü  von  Ferrara-Florenz 

lern,  welche  nicht  auf  dem  Boden  des  Epskopal-  beginnenden  rückläufigen  Entwicklung  (a.  a.  0. 

systemes  gesunden  haben ,  s.  z   B   Wal ter  K.  ^  4^7  ^  j    ^^.j^^^  ^^^ 

R.  12.  Aufl.  fl856)  S.  345.  n.  9;  Richter  K.  ^ 

R.  5.  Aufl.  (1858)  S.  245,  ja  sogar  Zallwein,  ^  Const.  Pastor  aetenius  cit  0.  4  ,   Bd.  III. 

prindpia  iuris  eccles.  t.  I.  qu.  4  c.  2  $.  4  be-  S.  467.  n.  5. 

hauptet  nur,  dass  solchen  Dekreten  „omnino stau-  *  Nur  dieses  Kriterium   ergiebt  c  4  cit    So 

dumerit,  quin  sine  maxima  temeritate  (plusdico)  sagt  auch  Schneemanna,  a.0.  S.  161 :  „seine 

sine  snspicione  erroris  et  haereseos  ea  respuere,  Definitionen  ex  cathedra,  nämlich  seine  Lehr- 

contemnere  liceat",  ohne  dass  er  die  Abweichung  entscheidungen  In  Sachen  des  Glaubens  und  der 

als  Ketzerei  zu  bezeichnen  wagt    Andererseits  Sitten ,  zu  deren  Annahme  er  die  ganze  Kirche 

haben  selbstverständlich  diejenigen,  welche  den  verpflichtet"  u.  S.  154 :  „Es  handelt  sich  um  eine 

Papst  schon  vor  dem  Vatikanum   als  unfehlbar  Lehrentscheidnng ,  welche  zur  inneren  Zustim- 

betrachtet  hatten  (statt  aller  vgl.  Phillips  K.  mung  strenge  verpflichtet   und  zwar  nicht  nur 

R.  2,  315)  völlig  konsequenter  Weise  den  Satz,  einzelne  Gläubige,  sondern  die  Gesammtkirche". 
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indessen  allein  eine  scheinbare  Schranke ,  denn  unter  der  docirina  de  fide  vel  moribus 
können  nicht  blos  die  eigentlichen  Dogmen  and  eigentliche  Sittenlehren,  sondern 
auch  Folgerungen  aus  Glaubenswahrheiten  ^  ja  alles,  was  sich  auf  die  ungeschmälerte 
Bewahrung  des  Glaubens  und  der  Sittenlehre  unmittelbar  oder  mittelbar  bezieht,  ver- 
standen werden 2.  Darüber ,  was  dahin  gehört,  hat  allein  der  Papst  zu  bestimmen, 
und  so  entscheidet  er  im  Grunde  ausschliesslich  Aber  das  Gebiet,  fQr  welches  er  von 
seiner  höchsten  Lehrgewalt  oder  von  seiner  Unfehlbarkeit  Gebrauch  machen  will. 

Eben  so  wenig  enthält  die  weitere  Voraussetzung,  dass  die  Anordnung  des  Papstes 
eine  Definition  ex  cathedra  sein  mflsse ,  eine  feste  Grenze.  Die  katholische  Kirche 
kennt  weder  eine  bestimmte  Form  fttr  die  Aeusserung  des  Willens  des  Gesetzgebers, 
noch  fttr  die  Publikation  desselben  als  Voraussetzungen  der  verbindlichen  Kraft  eines 
päpstlichen  Erlasses  ^.  In  jedem  zweifelhaften  Falle  ist  also  ans  allen  einzelnen  in 
Frage  kommenden  Umständen  die  Absicht  des  Papstes,  eine  Definition  in  Betreff  der 
fides  und  der  mores  abzugeben  und  zur  Verbindlichmachnng  der  Kirche  durch  die- 
selbe von  seiner  obersten  Gesetzgebungsgewalt  Gebrauch  zu  machen,  festzustellen 4. 


*  So  Schneemann  a.  a.  0.  S.  68. 

^  So  z.  B.  von  den  Jesuiten,  Weninger,  die 
Unfehlbarkeit  des  Papstes  als  Lehrer  der  Kirehe 
etc.  1869.  S.  V. ;  P.  Rndis,  Petra  Romana. 
Regensbnrg  1869.  1.  Aufl.  S.  30ff.;  Schnee- 
mann 8.  78iT. ,  welcher  auch  das  Gebiet  der 
Disciplin,  d.  h.  diejenigen  Aeusserungen  des 
kirchlichen  Lebens,  welche  nicht  unmittelbar  von 
Gott,  sondern  durch  die  Kirche  angeordnet  sind, 
als  der  unfehlbaren  Festsetzung  nicht  entzogen 
betrachtet.  Vgl.  femer  noch  Reinkens,  über 
päpstliche  Unfehlbarkeit.  München  1870.  S.374ff., 
▼.  Schulte,  die  Macht  d.  romischen  Päpste. 
2.  Aufl.  Prag  1871.  S.  67  ff. 

3  Bd.  III.  S.  772.  773.  Die  materiellen  und 
formellen  Kriterien,  durch  welche  die  frühere 
Doktrin  den  Begriff :  ex  cathedra  seit  seiner  Auf- 
stellung im  16.  Jahrhundert  zu  bestimmen  ver- 
sucht hat,  wie  einerseits  Yergewisserung  der  zu- 
stimmenden Anschauung  der  Kirche  durch  all- 
gemeine oder  Partikular- Konzilien  oder  Anhö- 
rung hervorragender  Theologen,  Anrufung  des 
h.  Geistes,  Enthaltensein  der  verkündeten  Lehre 
im  Depositum  der  göttlichen  Offenbarung,  anderer- 
seits :  Verdammung  Widerstrebender  oder  Adres- 
sirung  des  Erlasses  an  die  ganze  Kirche  (s.  Ph  11- 
lips  K.  R.  2,  331;  Schneemann  a.  a.  0. 
S.  166;  Hergenrother,  Anti-Janus.  Freiburg 
i.  Br.  1870.  S.  36 ff.;  Derselbe,  kath.  Kirche 
u.  Christi.  Staat.  Freiburg  i.  Br.  1872.  S.  933; 
Reinkens  a.  a.  0.  S.  54  ff.;  Frommann, 
Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  S.  401),  hat  man  nie- 
mals als  wesentliche  Voraussetzungen  einer  Ka- 
thedral-Entscheidung  betrachtet,  und  gegenüber 
dem  Wortlaut  des  c.  4  cit.  wäre  dies  auch  jetzt 
vollends  unzulässig. 

*  Auf  ein  anderes  Resultat  sind  im  Grunde  die 
früheren  Definitionen  des  Begriffes  :  ex  cathedra 
nicht  hinausgekommen.  Nach  Lage  der  Sache  war 
dies  auch  nicht  möglich,  und  selbst  gegenüber  dem 
Vatikanum  ist  eine  andere  und  festere  Begriffsbe- 
stimmung ausgeschlossen.  Dieser  schwankende 
Begriff  leistet  gerade  in8ofern,alB  durch  das  Dogma 
der  Unfehlbarkeit  auch  alle  früheren  Päpste  für 


unfehlbar  erklärt  worden  sind  (Bd.  111.  S.  470. 
630),  die  entsprechenden  Dienste,  weil  der  histo- 
rische Nachweis,  dass  die  Päpste  in  einer  Reihe  von 
dogmatischen  Entscheidungen  geirrt  haben  (des- 
fallsige  Versuche  s.  z.  B.  bei  J  a n us,  d.  Papst  und 
das  Concil.  S.  54ff. ;  Frommann  a.  a.  0. 
S.  432ff. ;  V.  Schulte,  die  Stellung  d.  Con- 
cilien,  Päpste  u.  Bischöfe  etc.  Prag  1871.  S.  174; 
dagegen  Hergonröther,  Anti-Janus  S.  48), 
immer  damit  entkräftet  werden  kann  ,  dass  die 
betreffenden  Erlasse  und  Erklärungen  nicht  ex 
cathedra  ergangen  sind.  Die  Unbestimmtheit 
des  Begriffes  verschuldet  es  ferner ,  dass  in  Be- 
treff einzelner,  namentlich  das  Verhältniss  von 
Staat  und  Kirche  betreffender  Bnllen  nicht  nur 
über  ihre  Unfehlbarkeit,  sondern  auch  darüber, 
inwieweit  dieselben,  ob  Ihrem  vollen  Inhalte 
nach  oder  blos  in  ihrem  entscheidenden ,  deflni- 
renden  Theile  (im  Gegensatz  zu  der  Begründung 
der  Entscheidung)  unfehlbar  sind,  gestritten 
wird  (s.  z.  B.  wegen  der  Bulle  Pius'  IX.  Quanta 
cura  V.  1864.  Bd.  III.  S.  470.  768  Anm.  und 
wegen  der  Bulle  Bonifaz'  VIII. :  Unam  sanctam 
V.  1302  a,a.O.S.  768;  Hergonröther,  kathoL 
Kirche  S.  761  ff. ;  P.  Hinschius,  Stellung  d. 
Staatsregierungen  etc.  S.  61) ,  in  welcher  letz- 
teren Kontroverse  die  beschränkende  Ansicht  als 
richtig  erscheint. 

Wenn  sich  firüher,  als  man  blos  das  allgemeine 
Konzil  in  Glaubenssachen  für  unfehlbar  hielt, 
kein  Bedürfniss  ergeben  hat,  die  Voraussetzungen 
näher  zu  deflniren,  so  lag  dies  daran,  dass  allge- 
meine Konzilien  verhältnissmässig  selten  gehal- 
ten worden  sind ,  und  dass  sich  schon  aus  dem 
Anlass  ihrer  Zusammenberufung  gewöhnlich  er- 
gab, dass  dogmatische  Streitigkeiten  entschieden 
werden  sollten  (Bd.  III.  S.  614).  Nachdem  man 
aber  dem  Papst  die  Unfehlbarkeit  beizulegen  be- 
gann ,  musste  sich  mit  Rücksicht  darauf ,  dass 
dieser  fortdauernd  die  Kirche  leitet  und  in  Folge 
dessen  alle  möglichen  Amtshandlungen  auszu- 
üben hat,  die  Nothwendigkeit  ergeben,  unter 
diesen  eine  Unterscheidung  zu  machen.  Jeden- 
falls besteht  zwischen  dem  allgemeinen  Konzil 
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[§.  226. 


Wie  es  das  vatikanische  Konzil  ausdrücklich  hervorhebt,  bleibt  die  oberste,  un- 
fehlbare Lehrgewalt  des  Papstes,  doch  ebenso  wie  die  des  allgemeinen  Konzils  durch 
das  Dogma  und  das  göttliche  Recht  beschränkte  Aber  thatsächlich  ist  auch  dies 
nicht  von  Bedeutung,  dehn  darüber,  ob  eine  Entscheidung  des  Papstes  ex  cathedra 
sich  innerhalb  dieser  Grenzen  hält,  kann  wieder  Niemand  anderes  befinden,  als  er 
selbst,  da  er  die  höchste  Gewalt  in  der  Earche  besitzt,  und  das  allgemeine  Konzil 
nicht  mehr  Aber  ihm  steht  2. 

Die  Unfehlbarkeit  steht  dem  Papst,  in  sofern  er  den  Primat  des  Apostels  Petrus 
fortsetzt,  also  die  oberste  Jurisdiktion  in  der  Kirche  besitzt,  für  seine  Person  zu.  Sie 
ist  eine  durch  das  Amt  gegebene  und  durch  dasselbe  vermittelte  persönliche  Eigen- 
schaft^. Daher  ist  es  ausgeschlossen,  dass  der  Papst  seine  oberste  Lehrgewalt  mit 
dem  gedachten  Vorrecht  auf  einen  anderen  zur  Ausübung  überträgt^.  Andererseits 
aber  folgt  auch  daraus,  dass  der  Papst  diese  Eigenschaft  und  die  daraus  sich  ergeben- 
den Rechte  in  dem  Augenblick  erlangt ,  in  welchem  er  die  päpstliche  Jurisdiktion, 
d.  h.  mit  der  Annahme  der  Wahl,  erwirbt^  und  dass  er  sie  mit  seiner  Jurisdiktion, 
z.  B.  durch  die  an  sich  mögliche  Niederlegung  des  päpstlichen  Amtes  ^,  verliert. 

Da  somit  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  sich  als  eine  durch  den  göttlichen  Beistand 
gegebene  und  auf  übernatürliche  Weise  erfolgte  Ausrüstung  mit  einer  besonderen 
geistigen  Kraft  darstellt,  so  hat  der  Papst  im  Vergleich  zu  allen  anderen  Amtsträgem 
in  der  katholischen  Kirche  eine  eigenartige,  von  der  der  übrigen  spezifisch  verschie- 
dene Befähigung  ^.    In  Folge  derselben  ist  er  allein  legitimirt  und  befügt,  Anord- 


nnd  dem  Papste  in  Betreff  dea  Umfangs  der  Un- 
fehlbarkeit keine  Yersobledenheit,  und,  wenn 
man  die«  auch  früher  kaum  betont  hat ,  so  neh- 
men doch  selbst  die  Infallibilisten  an,  was  selbst- 
yerstandlich  in  der  Nator  der  Sache  liegt ,  daas 
die  Unfehlbarkeit  des  Konzils  sich  gleichfalls 
auf  Entscheidungen  über  die  Sitten  erstreckt ,  s. 
z.  B.  Schneemann  a.  a.  0.  S.  40 ff. 

1  c.  4  cit. :  „  .  .  .  Neqne  enlmPetri  successori- 
bus  spiiitossanctuspromlssuB  est,  nteoreyelante 
novam  doctrinam  patefacerent,  sed  ut  eo  assistente, 
traditam  per  apostolos  revelationem  seu  fldei  de- 
positum  sancte  oustodirent  et  fldeUter  expone- 
rent^  Vgl.  auch  Schneemann  a.a.O.S. 203; 
Hergenrdther,  christl.  Kirche  S.  928. 

2  S.  Bd.  m.  S.  630.  631. 

3  Also  beruht  sie  nicht ,  wie  bei  den  Konzils- 
vätem,  welche  persönlich  der  Unfehlbarkeit  ent- 
behren, auf  einer  Inspiration ,  s.  y.  Schulte 
a.  a.  0.  S.  47  ff.  Qegen  die  Inspiration  des 
Papstes  bei  der  Kathedral  -  Entscheidung  vgl. 
Kellner,  Verfassung,  Lehramt  u.  Unfehlbarkeit 
der  Kirche.  Kempten  1873.  S.  20  („die  Unfehl- 
barkeit ist  eine  Amtsgnade^) ;  Uergenröther 
a.  a.  0.  S.  930;  Heinze  a.  a.  0.  S.  22 ff.  und 
die  dort  Citirten. 

^  D.  h.  so  dass  die  Anordnungen  als  unfehl- 
bare, also  bei  Verlust  des  Seelenheiles  unabänder- 
lich bindende  Gesetze  zu  betrachten  wären. 

8  Bd.  I.  S.  290. 

e  Bd.  1.  S.  294.  308.  In  dem  von  Heinze 
S.  35  berührten  Fall  der  Geisteskrankheit  des 
Papstes  ist  der  letztere  wegen  Unzurechnungs- 
fähigkeit nicht  im  Stande,  Jurisdiktioushand- 


lungen  auszuüben ,  d.  h.  mit  andern  Worten  von 
seiner  Unfehlbarkeit  Gebrauch  zu  machen ,  weil 
dieselbe  von  der  Vornahme  einer  Jurisdiktions- 
handlung, welche  sich  auf  einen  Glaubenssatz 
bezieht,  abhängig  ist. 

7  Wenn  HeinzeS.26  darin  das  innere  Wesen 
des  ordo  ausgedrückt  findet  und  deshalb  die  Stel- 
lung des  Papstes  als  primatus  ordinis  bezeichnet 
(s.  auch  S.  19.  31.  32] ,  so  halte  ich  dies  nicht 
für  richtig.  Eine  Gleichheit  kann  zwischen  dem 
ordo  dos  Bischofs  und  Priesters  einerseits  und  der 
Unfehlbarkeit  des  Papstes  lediglich  darin  ge- 
funden werden,  dass  sowohl  die  beiden  ersteren, 
wie  der  letztere  eine  übernatürliche  geistige 
Kraft  besitzen,  im  übrigen  bestehen  aber  wesent- 
liche Verschiedenheiten.  Die  Befähigung  des 
Bischofs  und  Priesters  äussert  sich  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung  der  Sakramente  und  der 
sonstigen  heiligen  Handlungen  (Bd.  I.  S.  117. 
163),  die  des  Papstes  aber  auf  dem  Gebiete  der 
Jurisdiktion.  Darum  kann  sie  nur  durch  das 
Jurisdiktions-Amt  erworben  werden  ,  und  ist  an 
dasselbe  gebunden  (s.  0.  im  Text) ,  während  der 
ordo  die  betreffende  facultas  spiritualis  der  Per- 
son ohne  Rücksicht  auf  das  Amt  gewährt  Wenn 
H  einz  e  S.  32ff.  in  Bezug  auf  den  Erwerb ,  die 
Uebertragung  und  den  Verlust  des  päpstlichen 
ordo  das  Vorhandensein  von  Abweichungen  gegen- 
über dem  bischöflichen  und  priesterlichen  ordo 
hervorhebt,  und  darin  Inkonsequenzen  und  einen 
Mangel  an  Symmetrie  findet ,  so  existiren  diese 
Missstände  lediglich  nach  seiner  Theorie,  sind 
aber  in  Wahrheit  gar  nicht  vorhanden.  Folgt  die 
Unfehlbarkeit  aus  dem  Primat,  so  kann  sie  be- 
grifflich nur  durch  den  Erwerb  desselben ,    nicht 
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nangeB  des  vorhin  (8.  436)  erwähnten  Charakters  für  die  ganze  Eorche  zu 
erlassen. 

Das  allgemeine  Konzil ,  welches  früher  dasselbe  Recht  hatte,  ist  nach  dem  Va- 
tikanum  bedeutungslos  geworden.  Denn  ohne  den  kraft  seines  Amtes  mit  der  Unfehl- 
barkeit ausgestatteten  Papst  kann  sich  die  Unfehlbarkeit  der  Kirche  nicht  mehr  be- 
thätigen,  und  zwar  gilt  dies  nicht  nur,  wenn  der  päpstliche  Stuhl  besetzt  S  sondern 
auch  wenn  er  erledigt  ist.  Die  gegentheilige  Ansicht  2,  welche  selbst  heute  noch  das 
Konzil  im  letzteren  Falle  ftir  unfehlbar  erklärt  ^^  stellt  den  Papst  und  den  zum  Konzil 
versammelten  Episkopat  als  zwei  selbstständige  Organe  der  Unfehlbarkeit  gegenüber. 
Nach  dem  Vatikanum  erscheint  dies  aber  nicht  mehr  zutreffend  ^,  Wenn  nach  dem- 
selben nur  der  Papst  allein  und  der  Episkopat  blos  in  Verbindung  mit  demselben 
unfehlbar  ist,  so  verändert  sich  durch  den  Fortfall  der  Person  des  Papstes  die  Stellung 
des  Episkopates  nicht,  und  da  das  allgemeine  Konzil  während  der  Erledigung  des 
päpstlichen  Stuhles  nicht  in  den  Primat  des  Papstes  succedirt,  so  erlangt  es  auch 
nicht  die  an  denselben  geknüpfte  Prärogative  der  Unfehlbarkeit. 

Nach  dem  heutigen  Recht  der  katholischen  Kirche  steht  demnach  die  oberste 
Lehrgewalt  dem  Papste  allein ,  dem  allgemeinen  Konzil  aber  nur  in  Verbindung  mit 
ihm ,  in  keinem  Falle  ohne  ihn ,  zu. 

B.  Inhalt  der  obersten  Lehrgewalt.  Die  oberste  Lehrgewalt  enthält 
vor  Allem  1.  das  Recht,  die  allgemein  verbindliche  Lehre  für  die  Kirche  festzustellen. 
Dies  kann  geschehen  (und  auf  diese  Weise  ist  das  Recht  auch  thatsächUch  geübt 
worden]  durch  den  Erlass  dogmatischer  Bestimmungen  über  einzelne  Glaubenswahr- 
heiten ^y  durch  Darlegung  der  wichtigsten  Qlaubenslehren  in  zusammenfassenden,  sich 


durch  Uebertragung  seitens  eine«  bereits  mit  der- 
selben geistigen  Kraft  ausgerüsteten  Trägers  (wie 
dies  beim  bischöflieben  ordo  der  Fall  ist)  erlangt 
werden,  and  deshalb  wird  die  katholische  Kirche 
nie  im  Stande  sein ,  die  von  H o in ze  vermisste 
Symmetrie  herzustellen.  Uebrigens  erscheint  der 
Ausdruck:  primatus  ordinis  auch  deshalb  irre 
führend  und  schief,  weil  man  im  Kirchenrecht 
herkömmlicher  Weise  von  einer  hierarchia  or- 
dinis spricht,  und  bei  der  Beziehung  des  ordo  auf 
die  Verwaltung  der  Sakramente  und  der  heiligen 
Handlangen  die  gedachte  Bezeichnung  die  falsche 
Vorstellung  erregen  muss ,  als  ob  der  Papst  ge- 
rade in  Bezug  auf  die  potestas  ordinis  In  dem 
eben  erwähnten  Sinne  eine  besondere  höhere 
Stellung,  insbesondere  gegenüber  den  Bischöfen, 
einnimmt. 

t  Bd.  UI.  S.  629  ff. 

2  So  auch  Sdhneemann  a.  a.  0.  S.  209. 

3  SoHeinzeS.  37. 

4  Plus  IX.  hat  in  der  Gonst.  Cum  Romanis 
pontifioibus  v.  4.  Dezember  1869  (Friedberg, 
Aktenstücke  S.  401)  kurz  Tor  Eröffnung  des  vati- 
kanischen Konzils  die  Anordnungen  getroffen, 
dass  für  den  Fall  seines  Todes  während  desselben 
der  neue  Papst  nicht  durch  das  Konzil ,  sondern 
die  Kardinäle  gewählt ,  und  dass  das  erstere  so- 
fort als  saspendirt  and  vertagt  gelten  sollte,  bis 
es  durch  den   kanonisch   gewählten  Nachfolger 


wieder  aufgenommen  werde,  sowie  dass  diese 
Bestimmungen  auch  später  für  alle  gleichen  Fälle 
Anwendung  finden  sollten.  H  ei  u  z  e  S.  37  sieht 
darin  einen  Versuch,  die  Geltendmachung  der 
dem  Konzil  bei  Vakanz  des  päpstlichen  Stuhles 
zukommenden  Jurisdiktion  zu  verhindern,  und 
ein  Zeugniss,  wenn  nicht  für  die  rechtliche ,  so 
doch  faktische  Macht  eines  KonzUs,  welches  sede 
ne  vacante  versammelt  ist.  Ganz  abgesehen  da- 
von ,  dass  es  sich  dabei  blos  um  Vorschriften 
gehandelt  hat,  welche  jeder  Anmassung  der  päpst- 
lichen Jurisdiktion  durch  das  Konzil  vorbeugen 
sollten,  jedenfalls  nicht  um  ein  rechtliches  Aner- 
kenntniss  derselben,  kann  diese  Konstitution 
sicherlich  nach  der  dogmatischen  Feststellung  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  nicht  mehr  als  Beweis 
für  die  selbstständige  Unfehlbarkeit  des  Konzils 
verwendet  weiden. 

Praktisch  wird  unter  normalen  Verhältnissen 
die  ganze  Frage  nicht  werden ,  umsoweniger  als 
die  gedachte  Konstitution  als  Kirchengesetz  in 
Geltung  steht.  Die  Möglichkeit ,  dass  sich  ein 
allgemeines  Konzil  bei  eintretenden  Krisen 
darüber  hinwegsetzt  (s.  auch  Bd.  III.  S.  631), 
lässt  sich  nicht  bestreiten ,  aber  ebensowig  jetzt 
übersehen,  welche  Richtung  die  dann  nothwendig 
werdende  neue  Rechtsentwicklung  einschlagen 
wird. 

5  S.  0.  S.  435  und  Bd.  III.  S.  769.  n.  3. 
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als  Glaubensbekenntnisse  darstellenden  Erklärungen  (sog.  Symbolen  ^) ,  sowie  endlich 
durch  die  Entscheidung  von  Glaubens-  und  Lehrstreitigkeiten  ^. 

Es  fällt  ferner  in  den  Bereich  der  obersten  Lehrgewalt  2.  die  Feststellung  der 
Quellen  der  Lehre,  also  der  Erlass  von  Anordnungen  ttber  die  Schriften,  welchen  der 
Charakter  der  Heiligkeit ,  d.  h.  der  göttlichen  Inspiration  zukommt  ^,  sowie  Aber  das- 
jenige, was  in  der  Kirche  als  auf  göttlicher  Tradition  beruhend,  zu  gelten  hat ; 

3.  die  Sorge  fQr  die  Verbreitung  der  reinen  Lehre  unter  den  Gläubigen,  d.  h. 
der  Erlass  von  Anordnungen  über  den  Gebrauch  der  heiligen  Schriften  in  der  Kirche  ^ 


*  Von  den  Symbolen  der  katholisehen  Kirche 
(s.  J.  T.  L.  Danz,  Ubri  symbol.  eccles.  Rom.- 
catholicae.  Vimar.  1836;  F.  W.  Streitwolf  et 
R.  £.  Kiener,  libri  symbolici  eccles.  cathol. 
cum  prolegom.  not  et  indlc  Gottihg  1835.  1838. 
2.  Voll. ;  H.  Denzinger,  enchiridion  symbo- 
lonim  et  deflnltionam  quae  de  rebus  fldei  et  mo- 
rum  a  conciliis  oecumon.  et  summ,  pontific. 
emanarunt.  Wirceb.  1854)  sind  durch  allgemeine 
Konzilien  festgestellt :  1.  das  Nicanisohe  v.  325, 
He  feie,  Konzil.  Gesch.  %  Aufl.  1,  314;  2.  das 
Konstantinopolitanische  v.  381  (s.  indessen  Bd.IlI. 
S.  348.677  Anm.);  3.  das  Lateranensische  v.  1215; 
4.  das  Lyoner  Y.  1245  und  5.  dasVienner  v.1311 
(a.  a.  0.  S.  357.  o.  1). 

Das  früher  als  das  älteste  betrachtete  Symbol, 
das  apostolische,  welches  seinem  wesent- 
lichen Gehalt  nach  allerdings  schon  in  der  zwei- 
ten Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  das  Bekenntniss 
der  römischen  Gemeinde  gewesen  ist,  seiner 
jetzigen  Gestalt  nach  aber  erst  aus  dem  5.  Jahr- 
hundert und  aus  Gallien  herrührt,  vgl.  Caspar!, 
ungedruckte  etc.  Quellen  zur  Geschichte  des 
Taufsymbols  und  der  Glaubensregel  1869  ff. 
3  Bde.;  A.  Harnackin  Herzog,  Real-Encyk- 
lopädie  f.  protest.  Theologie  2.  Aufl.  1,  565,  hat 
gewohnheitsrechtlich  seine  Geltung  in  der  Kirche 
erlangt,  weil  es  nach  alter Ueberlieferung  von  den 
Aposteln  selbst  festgestellt  sein  soll  (das  lehrt 
auch  noch  der  Catech.  Roman.  P.  I.  c.  1.  qu.  2.  3). 
Ebenso  hat  das  s.  g.  symbolum  Athanasianum 
oder  Quicunque  vult  salvus,  welches  erst  aus  dem 
Scliluss  des  5.  Jahrhunderts  herrührt,  s.  G.  P 1  i  tt 
a.  a.  0.  1 ,  747 ,  in  der  lateinischen  Kirche  auf 
demselben  Wege  Anerkennung  erhalten.  Beide 
Symbole  sind  in  das  römische  Brevier  (Psalterium 
im  Anfang  u.  hinter  Ps.  118)  aufgenommen  wor- 
den. 

Was  die  Päpste  betrifft,  so  hat  Plus  IV.  auf 
Grund  des  Tridentinums  die  professio  fldei  1564 
herausgeben  lassen  (Bd.  III.  S.  220),  ferner  sind 
behufs  Vereinigung  mit  den  Orientalen  derartige 
Zusammenstellungen  in  den  Bullen  Eugens  IV. 
für  die  Armenier  (1439)  und  für  die  Jacobiten 
(a.  a.  0.  S.  419.  u.  8)  gemacht,  sowie  auf  Ver- 
anlassung Gregors  XIII.  1575  und  Urbans  VIII. 
Glaubensbekenntnisse,  unter  dem  ersteren  für 
die  unirten  Griechen  (gedruckt  1623),  unter  dem 
letzteren  für  die  unirten  Orientalen  (gedruckt 
1642),  vgl.  Benedict.  XIV.  const  Allatae  v.  26. 
Juli  1765.  S-  17,  eiusd.  buU.4,  126,  verfasst 
worden.  Beschränkt  man  den  Begriff  des  Sym- 
bols auf  solche  Zusammenstellungen  von  Glau- 
benswahrheiten ,  welchen  die  Unfehlbarkeit  zu- 
kommt, so  haben  die  gedachten  Erlasse  diesen 


Charakter  nicht ,  sie  können  also  nicht  (so  z.  B. 
Permaneder  K.  B.  %,  363;  Ginzel  K.  R. 
1,  160.  n.  1 ;  Walter  K.  R.  J.  178)  als  gleich- 
werthig  neben  den  zu  Abs.  1  erwähnten  aufge- 
zählt werden.  Ihre  verbindliche  Kraft  lässt  sich 
allerdings  nicht  läugnen,  vgl.  auch  Richter, 
DoveS.  249  u.  Phillips  K.R.  S-  ^0. 

2  In  älterer  Zeit  haben  solche  Streitigkeiten 
vielfach  zur  Einberufung  von  allgemeinen 
Konzilien  und  zum  Erlass  von  dogmatischen  Be- 
stimmungen durch  diese  die  Veranlassung  ge- 
geben, 8.  Bd.  in.  S.  769.  n.  3. 

3  Vgl.  Trid.  Sess.  IV  decr.  de  canouicis  scri- 
pturis :.,...  omnes  libros  tam  veteris  quam  iiovi 
testamenti,  quum  utriusque  unus  deus  sit  auctor 
nee  nou  traditiones  ipsas  tum  ad  fldem ,  tum  ad 
mores  pertinentes,  tamquam  vel  oretenus  a  Christo 
vel  a  spiritu  s.  dictatas  et  continua  sucoessione 
in  ecclesia  catholica  oonservatas,  pari  pietatis 
affectu  ac  reverentia  suscipit  et  veneratur.  Sacro- 
rum  vero  libromm  indlcem  huic  decreto  adscri- 
bendum  censuit ,  ne  cui  dubitatio  suboriri  pos- 
sit ,  quinam  sint  qui  ab  ipso  synodo  susclpiun- 
tur  .  .  .  Si  quls  autem  libros  ipsos  integres  cum 
Omnibus  suis  partibus,  prout  in  ecclesia  catholica 
legi  consueverunt  et  in  veteri  vulgata  latiiia  edi- 
tione  habentur,  pro  sacris  et  canouicis  nou  susce- 
perit  et  traditiones  praedictas  sciens  et  prudens 
contempserit,  anathema  sit." 

*  Hierher  gehört  die  Vorschrift  des  Triden- 
tinums über  den  Gebrauch  d.  h.  Schrift  in  der 
lateinischen  Uebersetzung  und  zwar  derjenigen, 
welche  man  die  Vulgata  nennt ,  die  hinsichtlich 
des  neuen  Testamentes  auf  einer  Verbesserung 
der  ältesten  lateinischen  Uebersetzung  (^liala) 
durch  Hieronymus  (383,  384),  hinsichtlich  des 
alten  auf  einer  Uebersetzung  dos  letzteren  aus 
dem  Grundtext  beruht  (über  die  Vulgata  s.  L. 
van  Ess,  pragmatisch-kritische  Geschichte  der 
Vulgata;  Kaulen,  Gesch.  d.  Vulgata.  Mainz 
1868;  0.  F.  Fritzsche  i.  Herzog,  Real- 
Encyklopädie  8,  445).  Nach  Sess.  IV  decr.  cit, 
und  decr.  de  ed.  et  usu  ss.  librorum :  „ .  .  ut 
haec  ipsa  vetus  et  vulgata  editio,  quae  tot  saecu- 
lorum  usu  in  ipsa  ecclesia  probata  est,  In  publicis 
lectionibus,  disputationibus,  praedicationibus  et 
exposltionibus  pro  authentica  habeatur  et  nemo 
illam  reiicere  quovls  praetextu  audeat  vel  prae- 
sumat''  ist  die  Vulgata  allein  die  autheuüsche 
Uebersetzung,  welche  von  und  in  der  Kirche  für 
gottesdienstliche  und  andere  kirchliche  Zwecke 
gebraucht  werden  darf  (wenn  schon  das  Verhält- 
niss  dieser  Uebersetzung  zum  Grundtexte  völlig 
im  Unklaren  gelassen  ist,  und  zu  verschiedenen 
Kontroversen  Veranlassung  gegeben  hat,  s.  noch 
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und  durch  die  Laien  \  die  Feststellung  der  fttr  den  kirchlichen  Religions-Unterricht  in 


O.  Riegle r,  krit.  Gesch.  d.  Vnlgata.  Tübingen 
1824.  S.  111  ff.).  Dnrch  das  Tridentinam  war 
das  BedQrfhlss  einer  neuen  Ausgabe  henrorge- 
rufen  worden,  und  Slxtus  Y.  hat  1588  durch 
eine  besondere  Kongregation  eine  solche  anfer- 
tigen lassen.  Sie  ist  als  biblia  vulgatae  editionis  ad 
coiic.  Trident.  praesoript.  emend.  et  a  Slxto  Y. 
P.  M.  recognita  et  approbata.  Roma  ex  tipogr. 
apost  Yatic  1590  (3  Theile)  erschienen.  Die  da- 
zu gehörige  const.  v.  1.  März  1589  erklärte  sie  für 
die  yera,  legitima,  authentica  et  indubitata  in 
Omnibus  publicis  priratisque  dlsputationibns, 
gebot  bei  Strafe,  sie  ohne  jede  Aenderung  abzu- 
drucken und  untersagte  andere  Abdrücke.  Unter 
Gregor  XIY.  wurde  eine  Yerbesserung  in  Angriff 
genommen,  das  Werk  der  betreffenden  Kommis- 
sion ist  aber  erst  unter  Clemens  YIII. ,  welcher 
am  13.  Februar  1692  die  Unterdrückung  der 
Exemplare  der  früheren  Sixtinisohen  Ausgabe 
angeordnet  hatte,  vollendet  worden,  und  Ende 
des  J.  1592  erschien  die  neue,  nunmehr  authen- 
tische Ausgabe:  biblia  s.  Yulgatae  editionis 
Sixti  Y.  P.  M.  iussu  recogniu  atque  ediU.  Ro- 
mae  ex  typ.  apost.  Yat  1592  (vgl.  femer  const 
Clement.  YIII. :  Cum  sacror.  bibl.  v.  9.  November 
1592,  bull.  Taur.  9,  636),  ohne  dass  der  Name 
Clemens*  YIII.  genannt  wurde.  Weitere  Aus- 
gaben sind  dann  in  Rom  1593  und  1598  veröffent- 
licht worden,  in  denen  allerdings  von  dem  früheren 
Text  wieder  abgewichen  ist.  Die  späteren  Aus- 
gaben ruhen  auf  den  clementinl8chen(die  neueste 
romische  von  C.  Yercellone  besorgt.  Rom 
1861),  und  daher  ist.  der  authentische  Text  nicht 
einmal  an  allen  Stellen  sicher,  vgl.  Fritzsche 
a.  a.  0.  S.  456  ff. 

1  Das  Lesen  und  der  Gebrauch  der Yulgata  steht, 
da  sie  den  authentischen  Text  enthält,  jedem 
Laien  firei.  Was  dagegen  die  Benutzung  von 
Uebersetzungen  in  der  Yolkssprache  betrifft ,  so 
hatte  die  Kirche,  als  die  Kenntniss  des  Lateini- 
schen unter  den  Laien  immer  mehr  abnahm,  zu- 
nächst keine  Yeranlassung,  diese  Frage  einer  Re- 
gelung zu  unterziehen,  daUebersetzungen  in  den 
Yolkssprachen  kaum  vorhanden  waren.  Der  mit- 
unter als  erstes  Yerbot  einer  Bibelübersetzung 
bezeichnete  Brief  Gregors  YII.  an  Herzog  Wratis- 
laus  IL  von  Böhmen  v.  1080,  reg.  YII.  11,  ed. 
Jafftf  p.  393:  „qula  vero  nobllitas  tua  postu- 
lavit,  quod  secundum  Sclavonicam  linguam  apud 
vos divinum celebrari  annueremus officium,  sdas, 
nos  hnic  petitionl  tuae  neqnaquam  posse  favere. 
Ex  hoc  nempe,  saepe  volventibus  liquet,  non  1m- 
merito  sacram  scripturam  omnipotent!  deo  pla- 
cuisse  quibusdam  locis  esse  occultam :  ne,  si  ad 
liquidum  cunctis  pateret,  forte  vilesceret  et  sub- 
iaceret  despeotui  aut ,  prave  intellecta  a  modlo- 
cribus,  in  errorem  induceret",  zeigt  einmal  in 
Uebereinstimmung  mit  der  schon  0.  S.  8  hervor- 
gehobenen Tendenz  das  Bestreben,  alles,  was  die 
Yerschiedenheit  in  derLiturgie  vermehren  könnte, 
zu  verhindern,  zweitens  aber  auch  die  Befürch- 
tung, dass  die  volle  Kenntniss  der  Bibel  Anlass 
zu  ketzerischen  und  antihierarchischen  Lehren 
geben  könne.  Ein  direktes  Yerbot  der  Bibel- 
übersetzung enthält  sie  nicht.  Auch  Innocenz  III. 
hat  auf  eine  Mittheilung  dos  Bischofs  v.  Metz, 


dass  sich  Laien  in  dessen  Diöcese  die  h.  Schriften 
in  das  Französische  haben  übersetzen  lassen,  um 
dieselben  in  Konventilieln  auszulegen,  irrige 
Lehren  nachzuweisen  und  darüber  zu  predigen, 
i.  J.  1199,  Potthast  n.  780,  opp.  ed.  Migne 
1,  695,  c  12  X  de  haeret.  Y.7,  es  nicht  tadelns- 
werth  gefunden ,  dass  die  Laien  ein  Yerlaugen 
uaeh  der  h.  Schrift  tragen,  uud  wenn  er  anderer- 
seits auch  hervorhebt,  dass  selbst  die  Weisen  und 
Gelehrten  den  tiefen  Sinn  der  h.  Schrift  nicht  zu 
eiBchöpfen  vermöchten ,  so  hat  er  ebensowenig, 
wie  Gregor  YII.  den  Gebrauch  von  Uebersetzungen 
in  der  Landessprache  untersagt,  vgl.  Uurter, 
Gesch.  P.  Innocenz'  lU.  2.  Aufl.  2,  260  ff.  Erst 
im  Zusammenhange  mit  den  anderen  Massregeln 
gegen  die  Ketzerei  der  Albigeuser  in  Südfrank- 
reich hat  die  Synode  der  südfranzösischen  Kir- 
chenprovinzen (Bd.  III.  S.  537  Anm.)  zu  Tou- 
louse 1229.  C.14,  Maus  123, 197:  „Prohibemus 
etiam ,  ne  libros  veteris  testamenti  aut  novi  laici 
permittantur  habere,  nisi  forte  psalterium  vel 
breviarium  pro  dlvinis  offleüs  aut  horas  b.Mariae 
aliquis  ex  devotione  habere  velit.  Sed  ne  prae- 
missos  libros  habeant  in  vulgär!  translatos  arctis- 
sime  prohibemus^,  den  Laien  den  Besitz  der 
h.  Schriften  überhaupt,  insbesondere  auch  in 
Uebersetzungen  in  der  Landessprache  verboten, 
ja  die  Prov.  Syn.  v.  Tarragona  1233  c  2,  1.  c 
p.  329:  „ne  aliquis  libros  veteris  vel  novi  testa- 
menti in  Romanioo  habeat.  Et  si  aliquis  habeat, 
infra  YIII  dies  post  pnblioationem  huinsmodi 
constitutionis  a  tempore  sententiae  tradat  eos 
loci  eplsoopo  comburendos;  quod  nisi  fecerit  sive 
clericus  fuerit  sive  laicus,  tanquam  suspectus  de 
haeresi,  quousque  se  purgaverit,  habeatur",  das 
Yerbot  in  Betreff  der  Uebersetzungen  sogar  auf 
die  Kleriker  ausgedehnt  (und  nach  Beziers  1246, 
c.  36,  1.  c.  p.  724  sollen  die  Inquisitoren  die 
Statuten  „de  llbrls  theologicis  non  teuendis  etiam 
a  laicis  in  latino  et  neque  ab  ipsis  neque  a  derlols  in 
vulgari  et  de  poenis  contra  praedlctos"  beachten). 
Ebenso  wurde  in  England  durch  die  Prov.  Synode 
V.  Oxford  1408,  c.  7,  M  an  si  26, 1038 :  „ut  nemo 
deinoeps  aliquem  textum  s.  scripturae  auctoritate 
sua  in  linguam  Anglioanam  vel  etiam  transferat 
per  viam  libri,  libelli  aut  traotatus,  nee  legatur 
aliquis  huiusmodi  Über,  libellus  aut  tractatus 
iam  noviter  tempore  d.  Joannis  Wydif  sive  citra 
compositus  aut  in  posternmoomponendus  In  parte 
vel  in  tote ,  publice  vel  occulte ,  sub  maioris  ex- 
communicationis  poena ,  quousque  per  loci  dioe- 
cesanum  seu,  si  res  exegerit,  per  concilium  pro- 
vinciale  Ipsa  translatio  fuerit  approbata.  Qui 
contra  fecerit ,  ut  fautor  haeresis  et  erroris  simi- 
liter  puniatur'^,  Jedes  Anfertigen  von  Uebersetz- 
ungen und  das  Lesen  derselben  ohneGenehmigung 
des  Bischofs  oder  des  Provinzialkonzils  unter- 
sagt. 

Als  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  Angriffe  auf 
das  herrschende  Kirchenthum  und  die  reforma- 
torischen Tendenzen  immer  weitere  Ausdehnung 
erlangten,  und  ihre  Stütze  in  der  h.  Schrift  such- 
ten, fand  in  den  massgebenden  kirchlichen  Kreisen 
die  Anschauung  von  der  Gefährlichkeit  des  Ueber- 
setzens  und  des  Lesens  der  Bibel  Immer  mehr 
und  mehr  Nahrung ,  andererseits  wurde  die  letz- 
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tere  jetzt  nicht  noi  in  Tefschiedene  Landes- 
sprachen (in  das  Deateche,  Französische  und 
Italienische)  übersetzt,  sondern  es  konnte  auch 
nach  der  Erfindung  der  Bnchdruckerkunst  diesen 
Uebersetznngen  eine  Tlel  grössere  Verbreitung 
als  früher  unter  dem  Volke  gegeben  werden ,  s. 
QieselerKirchengeseh.  II.  4,  348 ff.;  Stre- 
ber in  Wetzer  und  Weite,  Kirchen lexikon 
2.  Ausg.  2,  741.  751.  Vereinzelt  wurde  nun- 
mehr von  manchen  Kirchenoberen  (so  1486  von 
Erzb.  Leopold  v.  Mainz  1486,  G  uden,  ood.  dipt 
Mognnt.  4,  469)  mit  Verboten  gegen  den  Druck 
und  den  Verkauf  solcher  Uebersetzungen  einge- 
schritten. Aber  erst  die  deutsche  Reformation 
und  das  durch  sie  veranlasste  Konzil  von  Trient 
gab  den  Anstoss  zu  einer  allgemeinen  Regelung 
der  besonders  durch  die  lutherische  Uebersetzung 
brennend  gewordenen  Frage.  Nach  den  von  der 
Trienter  Index-Kommission  aufgestellten  und 
päpstlich  genehmigten  Regeln  v.  1564  (Bd.  1. 
S.  452  u.  Reusch,  d.  Index  der  verbotenen 
Bücher,  Bonn  1883.  S.  325  ff.),  und  zwar  nach 
reg.  III. :  ....  „Librorum  antem  veteris  testa- 
menti  versiones  viris  tantum  dootis  et  piis  iudicio 
episcopi  concedi  poterunt ,  modo  huiusmodi  ver- 
sionibus  tanquam  elucidationibus  vulgatae  edi- 
tionis  ad  intelligendam  sacram  scripturam ,  non 
autem  tanquam  sano  textu  utantur.  Versiones  vero 
novi  testamenti  ab  auotoribus  primae  classis 
huius  indids  factae  nemini  concedantur,  quia 
utilitatis  parum ,  periculi  vero  plurimum  lecto- 
ribus  ex  earum  lectione  manare  seiet.  Si  quae 
vero  annotationes  cum  huiusmodi  quae  permit- 
tuntur,  versionibus  vel  cum  vulgata  editione  oir- 
cumferuntur,  expunctis  locis  suspectis  a  facnl- 
tate  theologioa  aliouius  universitatis  catholicae 
aut  inquisitione  generali ,  permltti  eisdem  pote- 
runt, quibus  et  versiones  ,  ,  ,"  kann  das  Lesen 
der  Uebersetzungen  des  alten  Testamentes  auch 
von  häretischen  Verfassern  (nicht  aber  der  von 
solchen  herrührenden  des  neuen  Testamentes) 
seitens  der  Bischöfe  frommen  und  gelehrten 
Männern  gestattet  werden ,  sofern  sie  diese  nur 
als  Erläuterungen  der  Vulgata  und  zum  Ver- 
ständni«s  d.  h.  Schrift ,  nicht  aber  als  wirklichen 
Text  gebrauchen.  Dasselbe  gilt  in  Betreff  der 
Anmerkungen  zu  diesen  Uebersetzungen  oder  zur 
Vulgata ,  wenn  vorher  die  verdächtigen  Stellen 
von  einer  katholischen  theologischen  Fakultät 
oder  von  der  Inquisition  entfernt  sind.  Die  reg. 
IV. :  „Quum  experimento  manifestum  sit,  si  saora 
biblia  vulgär!  lingua  passim  sine  discrimine  per- 
mittantur,  plus  inde  ob  hominum  temeritatem 
detrimenti  quam  utilitatis  oriri,  hac  In  parte  iu- 
dicio episcopi  aut  inquisitoris  stetur,  ut  cum 
consilio  parochi  vel  confessarii  bibliorum  a  catho- 
licis  auctoribus  vcrsorum  lectionem  in  vulgari  lin- 
gua eis  concedere  possint ,  quos  iutellexerint  ex 
huiusmodi  lectione  non  damnum,  sed  fldei  atque 
pietatisaugmentum  capere  posse,  quam  faoultatem 
in  scriptis  habeant.  Qui  autem  absque  tali  facul- 
tate  ea  legere  seu  habere  praesumpserit ,  nisi 
prius  bibliis  ordiuario  redditis  pecoatorum  abso- 
Intionem  percipere  non  possit.  Bibliopolae  vero, 
qui  praedictam  faoultatem  non  habenti  biblia 
idiomate  vulgari  conscripta  vendiderint  vel  alio 
quovis  modo  concesserint,  librorum  pretium  in 
usus   pios  ab  episcopo  convertendum   amittant 


aliisque  poenis  pro  delicti  qualitate  eiusdem  epis- 
copi arbitrio  subiaceant.  Reguläres  vero  non- 
nisi  facultate  a  praelatis  suis  habita ,  ea  legere 
aut  emere  possinf^ ,  ordnet  sodann  in  Betreff  der 
Uebersetzungen  katholischer  Verfasser  an,  1.  dass 
die  Bisehöfe  oder  die  Inquisitoren  das  Lesen  nach 
dem  Rathe  der  Pfarrer  oder  Beichtväter  einzelnen 
Gläubigen,  welche  dadurch  keinen  Schaden  neh- 
men, sondern  eine  Stärkung  in  ihrem  Glauben 
und  in  ihrer  Frömmigkeit  erlangen  können ,  in- 
dessen nur  schriftlich ,  erlauben  dürfen ,  2.  dass 
aber  deijenige,  welcher  ohne  die  gedachte  £r- 
laubniss  eine  Bibel  in  der  Volkssprache  liest 
oder  in  seinem  Besitze  hat,  nicht  eher,  als 
bis  er  diese  an  den  Bischof  abgeliefert  hat, 
die  Absolution  erhalten  kann,  3.  dass  Buch- 
händler, welehe  derartige  Bibeln  an  Leute  ohne 
die  erwähnte  Erlaubniss  verkaufen  oder  sonst 
überlassen,  den  Preis  derselben  als  vom  Bischof 
zu  frommen  Zwecken  zu  verwendende  Strafe  ent- 
richten und  überdies  nach  Lage  des  Einzelfalles 
vom  Ordinarius  arbiträr  bestraft  werden  sollen, 
4.  dass  die  Regularen  solche  Bibeln  allein  mit 
Erlaubniss  ihrer  Oberen  zu  lesen  und  zu  kaufen 
berechtigt  sind. 

In  dem  Index  Sixtus'  V.  v.  1590,  reg.  7  ist 
indessen  die  Erlaubniss  des  römischen  Stuhles 
unter  Beseitigung  des  Rechtes  der  Bischöfe  zur 
Ertheilung  derselben  vorgeschrieben,  Reusch 

1,  333.  501,  und  dies  auch  in  dem  Index  Cle- 
mens' VIII.  V.  1696 ,  welcher  die  Trienter  Re- 
geln gegenüber  den  Aenderungen  Sixtus'  V. 
wieder  hergestellt  hat  (Breve :  Sacrosanctum  v. 
17.0ctober  1595,  bull.  Taurin.  10, 231),  durch  eine 
besondere  observatio  zur  Regel  IV  aufrecht  er- 
halten worden,  Reusch  1,  333.  532,  so  dass 
der  Bischof  die  Genehmigung  allein  kraft  päpst- 
licher Vollmacht  gewähren  kann.  In  dem  Index 
Benedikts  XIV.  (Bd.  1.  S.  455)  wurde  sodann 
der  4.  Regel  ein  Dekret  der  Index-Kongregation 
V.  1757  beigefügt  y  nach  welchem  die  Uebersetz- 
ungen der  h.  Schrift  blos  dann  erlaubt  werden 
dürfen,  wenn  sie  entweder  vom  Papst  gutge- 
heissen  oder  mit  Anmerkungen  aus  den  Schriften 
der  h.  Väter  oder  anderer  gelehrter  und  frommer 
Männer  versehen  sind;  Reusch  2,  852.  In 
Folge  dessen  ist  darüber  Streit  entstanden ,  ob 
diese  Aenderung  dahin  aufzufassen  sei ,  dass 
Uebersetzungen  der  letzteren  Art  von  jeder- 
mann ohne  die  sonst  erforderliche  specielle  per- 
sönliche Erlaubniss  gelesen  werden  dürfen  oder 
ob  die  Regel  dahin  verschärft  sei,  dass  die 
Ertheilung  der  besonderen  Erlaubniss  allein  bei 
diesen  statthaben  dürfe.  Erst  unter  Gregor  XVI. 
ist  durch  Dekret  d.  Iudex- Kongregation  v.  1836 
die  letztere  Meinung  gebilligt  worden,  Reusch 

2,  852.861;  O.SchmidinWetzeru.  Weite 
Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  2,  682:  ^Revocanda 
iterum  esse  in  memoriam  quae  alia  decreta  sunt : 
vemaculas  sdl.  biblorum  versiones  non  esse  per- 
mittendas,  nisi  quae  fuerint  approbatae  a  sede 
apostolica  aut  edltae  cum  annotatlonibus  ex  sanc- 
tis  ecdesiae  patribus  vel  ex  doctis  cathoUcisque 
viris«  (s.  auch  Arch.  t  kath.  K.  R.  56,  46). 

Die  gedachten  Grundsätze  hat  die  Kurie  aber 
schon  nach  Erlass  des  Index  in  den  Ländern 
nördlich  der  Alpen,  namentlich  in  Deutschland, 
Frankreich  und  Holland,   nicht  durchzuführen 
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der  ganzen  Eorohe  zu  benutzenden  Bttcher  * ,  sowie  der  Erlass  von  Anordnungen 
Aber  die  Begründung  und  Einrichtung  der  Bildungsanstalten  für  Kleriker  und  die 
oberste  Leitung  derselben  ^^  nicht  minder  endlich  die  oberste  Leitung  und  Ueber- 
wachung  des  Religionsunterrichtes  ^ ; 

4.  die  Sicherstellung  der  kirchlichen  Lehre  gegen  Missdeutungen,  Irrthümer  und 


Termocht,  da  gegen&ber  den  hier  seit  dem  16. 
Jahrhundert  erschienenen  kathollschenBlbelüber- 
setzungen  die  4.  Regel  des  Index  in  diesen  Län- 
dern nicht  als  verbindlich  betrachtet  wurde, 
Reuschi,  335  ff.  u.  2, 861,  s.  auch  Bd.  1.  S.463, 
während  die  Prov.  Syn.  v.  Neapel  1699,  coli, 
eono.  Lac.  1 ,  165  auf  dem  korrekten  kurialen 
Standpunkt  steht :  („biblia  Sacra  yulgari  lingua 
ne  cum  ordinarii  quidem  facultate  retineri  pos- 
sunt ;  eis  enim  ex  apoetolico  mandato  ademta  est 
potestas  eiusmodi  facultatem  largiendi^.  Ja, 
Benedikt  XIV.  selbst  hat  den  Bischöfen  ge- 
rathen,  syn.  dloee.  YL  c  11.  n.  10,  dass  sie  da, 
wo  sich  bei  der  Benutzung  von  Bibelübersetzungen 
keine  Missstande  ergeben  hätten,  dies  still- 
schweigend dulden  sollten ,  und  das  cit.  Index- 
Dekret  v.  1757  bot  in  seiner  milderen  Auslegung 
eine  weitere  Handhabe  dafür,  von  der  Nothven- 
digkeit  der  speziellen  päpstlichen  Erlaubiüss  ab- 
zusehen. Vollends  konnte  in  der  jetzigen  Zei^ 
nach  Einführung  der  Pressfreiheit  von  der  Auf- 
rechterhaltung der  gedachten  strengen  Bestim- 
mungen keine  Rede  mehr  sein.  Unter  den  neue- 
ren Fartikulaisynoden  schärft  allerdings  noch 
von  den  italienischen  Urbino  1859,  I.e.  6, 9,  die 
Beobachtung  der  eben  besprochenen  Vorschriften 
ein,  aber  Ravenna  1856,  L  c.  6,  146  verlangt  die 
besondere  päpstliche  Erlaubniss  allein  für  den 
Besitz  und  das  Lesen  solcher  Uebersetzungen, 
welche  nicht  vom  päpstlichen  Stuhl  approbirt 
oder  nicht  mit  Anmerkungen  von  katholischen 
Schriftstellern  versehen  sind.  Auf  demselben 
Standpunkt  stehen  Utrecht  1866,  1.  c.  5,  804; 
Bourges  1850,  L  c.  4,  1104;  Quebec  1868,  L  c 
3,  713 ,  welche  für  die  Uebersetzungen  der  letz- 
teren Art  noch  ausdrücklich  die  Genehmigung 
des  Ordinarius  fordern,  und  femer  diejenigen, 
welche  wie  Köln  1860  u.  Prag  1860,  1.  c  ö,  282 
u.  445  den  Gebrauch  kirchlich  approblrter  Ueber- 
setzungen verlangen.  Dagegen  wird  auf  allen 
neueren  Synoden  (s.  die  oitlrten)  in  Uebereiu- 
stimmung  mit  der  Regel  III  des  Index  das  Ver- 
bot der  Uebersetzungen  von  Ketzern,  namentlich 
solcher,  welche  von  den  Bibelgesellschaften  ver- 
breitet werden,  eingeschärft. 

*  Auf  Grund  der  Ermächtigung  des  Trieiiter 
Konzils  Sess.  XXV.  cont  de  indioe,  Bd.  III. 
S.  445,  hat  Plus  V.  den  römischen  Katechismus 
anfertigen  und  1566  publiciren  lassen.  Derselbe 
soll  zwar  bei  dem  Religionsunterricht  benutzt 
weiden,  jedoch  ist  niemals  der  alleinige  Gebrauch 
bei  demselben  unter  Ausschluss  jedes  anderen 
Katechismus  angeordnet  worden,  vgl.  nochBreve 
Clemens'  XIII.  v.  14.  Juni  1761  (den  Ausgaben 
desGatechismus  roman.  voigedruckt) :  „hunc  lib- 
rum  quem  veluti  cathoUcae  fldei  et  christianae 
disciplinae  normam,  ut  etiam  in  tradendae  doctri- 
nae  ratione  constaret  omnium  consensio,  Romani 
pontifices  pastoribus  propositum  voluerant,  vobiä. 


veuerabiles  fratres,  nunc  maxime  commendamus 
vosque  etiam  eiiixe  in  domino  exbortamur,  ut 
iubeatis  ab omnibus,  qui  curam  animarum  gerunt, 
informandis  catholica  veritate  populis  adhiberi, 
quo  tum  eruditionis  unitas ,  tum  charitas  animo- 
rumque  servetur  concordia". 

In  diesen  Zusammenhang  würde  auch  die  noch 
von  G  i  n  z  e  1  erwähnte  Creirung  von  Kirchenleh- 
rern gehören ,  wenn  es  sich  dabei  in  erster  Linie 
um  Zwecke  der  Lehre  handelte.  Die  katholische 
Kirche  unterscheidet  unter  den  kirchlichen 
Schriftstellern  (vgl.  Phillips  K.  R.  3 ,  574 ff.) 
die  Kirchenväter  (patres  eeelestaejj  d.  h.  diejeni- 
gen ,  welche  sich  durch  ihre  kirchliche  Schriften 
•und  ihre  Heiligkeit  im  Alterthum  und  bis  zum 
13.  Jahrhundert  ausgezeichnet  haben,  und  deren 
Schriften  für  die  Feststellung  der  Tradition  in  Be- 
tracht kommen,  und  femer  die  Kirchenlehrer 
(doetorea  cocUsiae),  d.  h.  diejenigen,  welche  sich 
durch  Klarstellung  der  Glaubenslehre  hervorge^ 
than  haben  (vgl.  auch  Benedict  XIV.  const. 
Militantisv.  13.  Oktober  1754,  eiusd.bnll.  4, 98  : 
„doctores,  qui  nedum  sublimioris  virtutis  exemplo 
fldelium  mores  ad  sanctitatem  iustitiamque  com- 
ponerent,  sed  etiam  doctrinae  vi  et  exoellentia 
eosdem  in  fldei  sinceritate  et  salutaris  sdentiae 
veritate  eontinerent^.  Beide  Begriffe  decken  sich 
nur  zum  Theil.  Die  bedeutendsten  Kirchenlehrer 
gelten  allerdings  auch  als  die  hervorragendsten 
Kirchenväter,  aber  ausser  den  vier  grossen  Lehrern 
des  Abendlandes,  Ambrosins ,  Augustinus ,  Uie- 
ronymus  und  Gregor  I.  und  den  4  Morgenländern 
Athanasios ,  Chrysostomus ,  Basilius  und  Gregor 
V.  Nazianz,  denen  ihre  Schriften  thatsächlich 
diese  Stellung  verschafft  haben,  sind  von  den 
Päpsten,  zuerst  v.  Pins  V.  eine  Reihe  Heiliger 
und  kirchlicher  Schriftsteller,  so  z.  B.  Leo  I. 
(s.  oonst.  Bened.  XIV.  cit.),  Thomas  Aquino  (von 
Pius  V.),  dann  auch  neuerdings  andere  (von 
PiusIX.  Alphons  v.  Liguori  1871,  Arch.  f.kath. 
K.  B.  26,  III  und  Franz  v,  Sales  1877,  a.  a.  O. 
39. 49)  zu  doetores  eoclesiae  erklärt  worden.  Die 
praktische  Bedeutung  einer  solchen  Erhebung 
zum  doctor  ecclesiae  besteht  darin ,  dass  bei  dem 
Offizium  und  derMesse  eines  solchenHeiligen  diese 
Bezeichnung  gebraucht  wird  oder  besondere  auf 
seine  Stellung  bezügliche  Einschaltungen  statt- 
finden (s.  die  früheren  Gitate),  weshalb  auch  die 
Oongregatio  rltuum  diese  Angelegenheiten  bear- 
beitet. Der  Zweck  der  Creirung  von  doetores 
ecclesiae  ist  also  nicht  der,  auf  ihre  Schriften  be- 
sonders aufmerksam  zu  macheu,  und  es  handelt 
sich  dabei  nicht  um  die  Ausübung  der  Lehrgewalt, 
sondern  vielmehr  um  die  des  Rechtes,  die  Gestal- 
tung des  Gottesdienstes  für  einzelne  Heilige 
näher  zu  ordnen. 

2  S.  darüber  das  dritte  Kapitel. 

3  Vgl.  des  Näheren  im  vierten  Kapitel. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  226. 


ketzerische  Angriffe  durch  die  ausdrttckliche  Verwerfdng  irriger,  insbesondere  ketze- 
rischer Lehrmeinungen  < ,  femer  durch  die  Handhabung  der  Bttcher-Censur  und  das 
Verbot  religionsfeindlicher  und  sittengefthrlicher  Schriften  ^,  sowie  durch  Ergreifung 
geeigneter  Massregeln  gegen  die  Verbreitung  der  letzteren  3;  endlich 

5.  die  Sorge  für  die  Verbreitung  des  katholischen  Glaubens  und  der  katho- 
lischen Lehre  unter  den  Ungläubigen  und  Ketzern  durch  die  Aussendung  von  Glan- 
bensboten,  die  Errichtung  der  für  die  Mission  erforderlichen  Anstalten  und  durch 
die  Leitung  dieser  und  der  Missionsgebiete  4. 

Bei  den  vorstehend  gedachten  Funktionen  der  obersten  Lehi^ewalt  handelt  es 
sich  nicht  um  die  Ausübung  des  der  Kirche  gewordenen  Lehranftrages  als  solchen, 
also  nicht  um  die  eigentliche  Lehrthätigkeit,  oder  mindestens,  wie  bei  der  Feststellung 
der  Dogmen,  nicht  um  diese  allein,  vielmehr  um  gesetzgeberische  und  Verwaltungs- 
Anordnungen  ,  d.  h.  um  die  Verwendung  der  obersten  Jurisdiktion  im  Interesse  der 
Leitung,  Wirksammachung  und  Sicherung  der  gesammten  kirchlichen  Lehrthfttigkeit. 
Dies  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  denn  die  ^pstlbung  der  Lehrthätigkeit  als  solcher 
setzt  eine  direkte  Beziehung  und  unmittelbare  Einwirkung  auf  die  Glieder  der  Kirche 
voraus,  welche  unmöglich  zwischen  dem  obersten  Träger  der  Lehrgewalt,  dem  Papst  ^ 
und  den  Aber  den  ganzen  Erdkreis  verstreut  wohnenden  Gläubigen  herzustellen  ist^. 

UL  Die  Lehrgewalt  der  Bischöfe.  Kraft  göttlichen  Rechtes  steht  den 
Bischöfen  das  Lehramt  in  der  Kirche  zu^.    Fflr  die  Ausübung  desselben  und  zur 


1  Dies  ist  vielfach  sowohl  von  den  allgemeinen 
Konzillen ,  wie  auch  von  den  Päpsten  bei  Fest- 
stellung von  Glaubenswahrheiten  geschehen ,  s. 
Bd.  III.  S.  613.  769.  781,  aher  auch  unabhängig 
davon  von  den  letzteren,  s.  die  ep.  lunoc.  11.  v. 
1141,  Jaf  ftf  reg.  ed.  IL  n.  8147.  8148,  S.  Beru- 
hardi  opp.  ed.  Mabillon  Par.  1719.  1,  186  u. 
1  app.  p.  LXVI.  (M ans i  21,  564. 565)  betreffend 
die  Yerurthellung  der  Lehren  Abälards;  die  ep. 
Alexandri  IV.  v.  1256,  Potthast  reg.  n.  16565 
betr.  die  Irrthümer  Wilhelms  v.  Amour;  die 
Bulle  Johanns  XXIL  v.  12.  November  1323  in 
dem  Streit  mit  den  Minoriten  in  c  4  in  Extrav. 
Joann.  XXIL  de  V.  S.  tit.  XIV.  (vgl,  ferner 
wegen  Johanns  XXII.  o.  S.  94.  n.  2) ;  die  Bulle 
Leos  X.  Exsurge,  Bd.  111.  S.  769.  n.  2;  const. 
Innoc.  X.:  Quum  oooasionev.31.Mai  1653  (betr. 
die  Irrthümer  Jansens),  Richter  corp.  inr.  2, 
138;  die  Dekrete  Alexanders  VIL  v.  24.  Sep- 
tember 1665,  bull.  Taur.  17,  388  u.  v.  18.  März 
1666,  ibid.  p.  427,  welche  eine  ganze  Reihe  von 
Propositionen  verdammen ,  ein  ähnliches  Dekret 
Innocenz'  XL  v.  4  März  1679 ,  I.  c.  19,  146 ; 
const.  Innoc  XL :  Coelestls  pator  v.  20.  Novem- 
ber 1687,  ibid.  p.  775;  das  31  Sätze  verurthei- 
lendeDekretAlexander8yiILv.7.Dezemberl690, 
1.  c  20, 158;  const.  Clemens.  XI. :  Unigenitus  v. 
8.Septemberl713,u.A.  Richtercorp.lur.2,139 
(betreffend  Paschasins  Qnesnell);  const.  Benedict. 
XIV.:  Detestabilem  v.  10.  November  1752,  eiusd. 
bull.  4, 16 ;  const.  Pii  VL :  Auctorem  fldei  v.  1794 
r8.Bd.IlI.  S.  600);  Breve  Plus' IX.  z.22.  Angust 
1851  (betr.  kirchenrechtliche  Lehren  des  Tnrinei 
Professor  Nuytz,  G  i  n  z  e  1  Arch.  f.  Kirchengesch. 
2, 294)  und  const.  Pii  IX:  Quantecura  v.  8.  Dezem- 
ber 1864  mit  dem  Syllabus,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,294. 


2  S.  darQber  Bd.  L  S.  451  ff.  YgL  zu  der  dort 
angegebenen  Literatur  noch:  Fr.  Sachse,  d. 
Anfänge  der  Büchercensur  1.  Deutsehland.  Leip- 
zig 1870;  G.  Reusch,  der  Index  d.  verbotenen 
Bücher.   Berl.  1883ff.  2  Bde.  i.  3  Abthlgen. 

3  Dahin  gehört  namentlich  dieVerurtheilang 
der  Bibelgesellschaften,  sowie  das  Verbot  der 
Theünahme  an  denselben ,  und  der  von  Ihnen 
gedruckten  Bibeln,  Breven  Pins'  VII.  an  die 
Erzhischöfe  v.  Gnesen  u.  Mohilew  v.  1816 ,  En- 
cyklika  Leos  XII. :  UM  primum  v.  5.  Mai  1824; 
Pins'  VIIL :  Traditi  humiUteti  v.  24.  Mal  1829, 
Gregors  XVI. :  Inter  praecipuas  v.  8.  Mai  1844 
(diese  Dokumente  in  Acta  s.  sed.  9  ,  580  ff.  591. 
620  u.  bei  Male u,  la  lecture  de  la  Sainte  Bible 
etc.  Louvain  1846,  deutsch  v.  L.  C 1  a  r u  s.  Regens- 
burg 1848,  2,  518  ff.);  Pius'IX.Encyklika:  Qul 
plurlbus  V.  9.  November  1846  (Arch.  f.  k.  K.  R. 
10,  415  u.  13,  327;  coli.  cono.  Lac.  6,  82)  und: 
Noscltis  et  nobiscam  v.  8.  Dezember  1849  (a. 
a.  0.  13,  337;  coli.  dt.  6,  89),  sowie  Syllabus 
V.  8.  Dezember  1864.  §.  IV.  (Arch.  13,  314).  S. 
auch  Hnndhausen  in  Wetzer  n.  Weite, 
Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  2,  649  ff. 

*  Vgl.  Bd.  I.  S.  474ff.  und  Bd.  IL  S.  353 ff. 

&  Denn  dieser  kommt  heute  praktisch  allein  in 
Betracht,  s.  auch  o.  S.  439. 

0  Selbst  durch  den  Erlass  allgemeiner  Ency- 
kliken,  welche  für  alle  Gläubigen  bestimmt  sind, 
ist  eine  direkte  Einwirkung  immer  nur  insofern 
möglich,  als  die  einzelnen  wirklich  davon  Kennt- 
niss  erhalten ,  und  dazu  bedarf  es  der  Vermltte- 
Inng  durch  die  lokalen  Organe,  Bischöfe,  Pfarrer 
und  andere  Priester.  Wegen  des  Predigtamtes 
des  Papstes  s.  den  folg.  $.  227. 

^  S.  0.  S.  432. 
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Sicherung  der  durch  ihre  Lehrthätigkeit  zu  erzielenden  Erfolge  haben  sie  ebenfalls 
ihre  JuriBdiktion  zu  verwenden,  d.  h.  sie  besitzen  ebenfalls  eine  Lehrgewait. 

Diese  ist  aber  eine  beschränkte.  Sie  erstreckt  sich  zunllchst  räumlich  allein  auf 
die  Diöcese  und  die  in  derselben  befindlichen  Personen,  weil  die  Jurisdiktion  des  Bi- 
schofs sich  nur  auf  diese  bezieht.  Schon  deshalb  ist  fUr  den  Bischof  die  Ausübung 
aller  deijenigen,  oben  S.  439  ff.  erwähnten  Funktionen  ausgeschlossen,  bei  denen  all- 
gemeine, die  ganze  Kirche  bindende  Anordnungen  und  Massregeln  in  Frage  stehen  ^ 

Diese  örtliche  Beschränkung  der  Jurisdiktion  führt  indessen  auch  zugleich  die 
materielle  herbei,  dass  der  Bischof  nichts  gegen  die  allgemein  die  ganze  Kirche  bin- 
denden Glaubensnormen  oder  gegen  die  für  dieselbe  geltenden  Gesetze  und  Ent- 
scheidungen (z.  B.  in  Bezug  auf  irrige  Lehren ,  verbotene  Bücher)  oder  gegen  allge- 
mein getroffene  Bestimmungen  (über  den  Gebrauch  des  römischen  Katechismus,  die 
Einrichtung  der  Seminarien)  zu  verfügen,  auch  nichts,  was  begrifflich,  wie  die  Fest- 
stellung streitiger  Glaubenslehren,  der  einheitlichen  Regelung  bedarf,  anzuordnen 
befugt  ist^. 

Abgesehen  davon  ergiebt  sich  aber  für  die  Lehrgewalt  des  Bischofs  eine  weitere 
und  besondere  Schranke  daraus,  dass  er  nicht,  wie  der  Papst,  kraft  seines  Amtes  mit 
der  Unfehlbarkeit  ausgestattet  ist,  also  in  Bezug  auf  die  Lehre  keine  unabänderlich 
für  immer  bindenden  Normen  erlassen  kann. 

Aus  diesen  Gründen  ist  dem  Bischof  nicht  nur  das  Recht  entzogen ,  streitige 
Glaubenslehren  festzustellen,  sondern  auch  die  Befugniss,  definitiv  irrige  Meinungen 
und  Lehren  zu  verwerfen.  Indessen  hat  er,  weil  dies  seiner  beschränkten  Jurisdiktion 
entspricht,  bei  entstehenden  Lehrstreitigkeiten  den  streitenden  Parteien  erforderlichen 
Falls  Stillschweigen  zu  gebieten,  und  wenn  nöthig,  ein  provisorisches  ürtheil,  vorbe- 
haltlich der  Einholung  des  definitiven  Spruches  des  Papstes,  abzugeben.  Femer 
kann  er  die  bereits  von  der  höchsten  Lehrgewalt  für  irrig  und  ketzerisch  erklärten 
Lehren  und  solche,  welche  mit  den  von  der  Kirche  festgestellten  Glaubenswahrheiten 
in  Widerspruch  treten ,  verwerfen ,  sowie  sie  mit  den  Mitteln  seiner  Jurisdiktion  be- 
kämpfen ^,  nicht  minder  das  Lesen  von  Büchern  oder  Schriften,  welche  sie  verbreiten  oder 
dem  Glauben  verderblich  und  sittengefährlich  sind,  für  seine  Diöcese  verbieten^. 

Kraft  seines  Amtes  hat  der  Bischof  weiter  das  Lehramt  selbst  durch  die  Predigt, 
die  Katechese  und  die  Lehre  der  Theologie  in  seiner  Diöcese  auszuüben  ^.  Da  er  in- 
dessen dieser  Pflicht  wegen  seiner  anderen  amtlichen  Obliegenheiten  nicht  in  aus- 
reichendem Masse  zu  genügen  im  Stande  ist,  so  hat  er  zufolge  seiner  Jurisdiktion,  d.  h. 
zufolge  seiner  Lehrgewalt,  die  dafür  geeigneten  Priester,  soweit  die  kraft  ihrer  Amts- 
pflicht zur  Verwaltung  des  Lehramtes  unter  seiner  Aufsicht  berufenen  Amtsträger 
(die  Pfarrer)  ^  für  die  Erfüllung  der  lehramtlichen  Funktionen  nicht  ausreichen ,  zu 


*  S.  0.  S.  439  ff.  and  zwar  ist  dies  fast  bei  allen  Art  13  und  im  osterr.  Konkordat  v.  1855  Art.  9, 

dort  gedachten ,  einzelnen  BefugniBsen  der  Fall.  s.  auch  Decr.  d.  Index-Congr.  y.  1825,  Arch.  f. 

2  Vgl.  übrigens  auch  Bd.  III.  S.  830.  ^^'  K.  K.  66,  46. 

3  Vgl.  Benedict  XIV.  de  syn.  dioec  VI.  c  3.  ^  Bd.  II.  S.  41.  S.  femer  die  folgenden  SS- 
n.  7,  namentlich  also  durch  Einschreiten  gegen  Wegen  der  Pflicht  des  Bischofs,  die  Theologie  zu 
die  sie  verbreitenden  Geistlichen  und  Laien  mit  lehren,  Ygl.  das  folgende  Kapitel. 

seiner  Straf-  und  DißclpUnargewalt ,  also  durch  e  a.  a.  0.  S.  296.  Vgl.  im  Uebrigen  die  folgen- 

Verhängung  von  Censuren,  im  äussersten  FaU  bei  jg^  jj    xJeber  die  Rechte  des  Bischofs  In  Betreff 

Geistlichen  auch  durch  Absetzung.  ^^  Religionsunterrichtes  in  den  Schulen  und  in 

^  Anerkannt  im  balr.   Konkordat   von   1817  Betreff  der  Religionslehrer  s.  Kapitel  4. 
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beauftragen^,  die  für  den  Religionsunterricht  zu  gebrauchenden  Lehrbttcher2,  na- 
mentlich die  Katechismen  zu  bestimmen  und  zu  approbiren  ',  ferner  allgemeine  An- 
weisungen über  den  Religionsunterricht  und  die  Katechese  zu  erlassen ,  endlich  die 
Ausübung  des  Predigtamtes,  sowie  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes  zu  über- 
wachen, und  etwaige  dabei  hervortretende  Missstände  abzustellen. 

Da  alle  diese  fHinktionen  der  Lehrgewalt  Ausflüsse  der  Jurisdiktion  des  Bischofs 
sind ,  so  kann  er  dieselben  von  dem  Zeitpunkt  seiner  Bestätigung  ab  ausüben  * ,  und 
es  tritt  bei  der  Verwaltung  der  Diöcese  während  der  Erledigung  des  bischöflichen 
Stuhles  der  Kapitularvikar  an  seine  Stelle  5.  Der  Generalvikar  ist  ohne  Spezialvoll- 
macht des  Bischofs  wohl  befugt,  Geistlichen  den  Lehrauftrag  zu  ertheilen<^  und  die 
Handhabung  des  Lehramtes  durch  diese  zu  überwachen,  nicht  aber  allgemeine  An- 
ordnungen über  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts ,  über  die  Einführung  von 
Religionsbüchern  und  Katechismen  zu  erlassen  oder  gar  entstehende  Lehrstreitig- 
keiten provisorisch  zu  entscheiden  und  Bücher  und  Schriften  zu  verbieten'. 

Die  persönliche  Ausübung  des  Lehramtes  durch  den  Bischof  ist  nicht  an  die 
Konsekration  gebunden,  denn  sie  ist  kein  Ausfluss  der  potestas  ordinis  ^,  aber  weder 
dem  General-  noch  dem  Kapitelsverweser  steht  das  Lehramt  als  solches  und  die  Aus- 
übung desselben  zu ,  denn  beide  haben  blos  die  Jurisdiktion  des  Bischofs ,  nicht  die 
sonstigen  demselben  zukommenden  Funktionen  zu  verwalten^,  wogegen  der  statt  des 
nnfUhigen  Bischofs  amtirende  coadiutor  und  der  apostolische  Vikar  diese  Befngniss 
besitzen*^. 


1  A.  a.  0.  S.  41. 

2  Wie  Bücher  über  bihllBche  Geschichte ,  vgl. 
z.  B.  die  y.  bei  Dumont,  Urehl.  Erlasse  f.  d. 
firzdiöcese  Köln  S.  14.  15. 

3  Vgl.  die  V.  bei  Dumont  S.  13  u.  v.  Vogt, 
Sammig.  d.  V.  t  d.  Bisth.  Bottenburg  S.  137. 
Wenngleich  der  ausschliessliche  Gebranch  des 
römischen  Katechismus  nicht  vorgeschrieben  ist, 
0.  S.  443.  n.  1,  80  wird  doch  kirohlloherseits  mög- 
lichste Gleichheit  bei  den,  namentlich  dem  Volke 
in  die  Hände  zu  gebenden  Katechismen  ge- 
wOnacht.  Schon  Benedikt  XIV.  hat  in  der 
const.  Etsi  minime  v.  7.  Februar  1742 ,  §.  17, 
eiusd.  bull.  1,  56,  den  Gebrauch  des  auf  Veran- 
lassung Clemens'  VIIL  vom  Kardinal  Bellarmin 
verfassten  kleinen  Katechismus  empfohlen ,  und 
die  neuen  Provinzialsynoden  stellen  zum  Theil 
die  Gleiotiheit  des  Katechismus  fQr  dieselbe  erz- 
bischöfliche Provinz  oder  auch  für  alle  Diöcesen 
eines  Landes  als  erstrebenswerthes  Ziel  hin,  z.  B. 
Prag  1860,  colL  Lac.  5, 451,  Bordeaux,  Sens  und 
Bourges  v.  1850,  1.  c.  4,  657.  902.  1129.  Das 
dem  vatikanischen  Konzil  vorgelegte  Schema  de 
parvo  cathechismo,  Bd.  III.  S.  462;  Arch.  f.  k. 
K.  R.  24,  XXIX. ,  wollte  den  kleinen  Katechis- 
mus Bellarmins  f  iir  die  ganze  Kirche  obligatorisch 
einführen  und  den  Bischöfen  allein  noch  gestat- 
ten, daneben  besondere  Unterweisungen  über  die 
Punkte,  welche  gerade  für  ihre  Diöcese,  z.  B. 
wegen  der  dort  herrschenden  Irrthümer  von  Wich- 
tigkeit seien ,  herauszugeben ;  die  betreffenden 
Verhandlungen  sind  aber  nicht  zu  einem  defini- 
tiven Abschlnss  gelangt. 

«  S.  Bd.  II.  S.  676.  691.  694;  vgl.  auch 
Schneemann,  kirchliche  Lehrgewalt  S.  40. 


^  Bd.  II.  S.  241.  Dieselbe  Befugniss  hat  der 
coadiutor,  welcher  die  Diöcese  selbststandig  ver- 
waltet, und  ein  päpstlich  bestellter  Vikar  oder 
Administrator,  a.  a.  0.  S.  255  ff.  259. 

^  Da  er  auch  ohne  eine  solche  Beichtväter  ap- 
probiren darf,  Bd.  H.  S.  216. 

"'  Denn  bei  allen  diesen  Gegenständen  handelt 
es  sich  um  wichtige  Verwaltungsakte,  welche 
denjenigen,  die  Ihm  sonst  entzogen  sind,  an  Be- 
deutung gleich  stehen,  Bd.  II.  S.  214. 

s  Allerdings  ist  den  Bischöfen  der  Lehrauftrag 
oder  die  Lehrvollmacht  als  Nachfolgern  der  Apos- 
tel ertheilt,  und  diese  Stellung  erhalten  sie  voll 
und  ganz  erst  durch  die  Konsekration.  Mag  man 
demnach  selbst  den  Unterschied  machen  können, 
dass  der  Bischof  durch  die  Konsekration  erst  den 
auf  göttlichem  Recht  beruhenden  Titel  für  sein 
Lehramt  erlangt ,  vorher  dasselbe  Aber  blos  kraft 
menschlichen  Rechtes  ausübt ,  so  wird  man  ihm 
dasselbe  vorher  doch  Immer  nicht  ganz  und  gar 
absprechen  können,  da  selbst  ein  Laie  kraft 
bischöflicher  Ermächtigung  zu  lehren  befugt  ist, 
und  der  noch  nicht  geweihte  Bischof  einer  Er- 
mächtigung für  seine  Diöcese,  in  welcher  er  am- 
tirt,  nicht  bedarf.  Uebereinstimmend  mit  der 
Ansicht  des  Textes  auch  Fagnan.  ade  43.  X. 
de  sent  exoomm.  V.  39.  n.  15. 

0  Diejenigen  ,  welche  die  potestas  magisterii 
im  Sinne  von  Lehrauftrag  oder  Lehrvollmacht 
(^im  Gegensatz  zu  der  engeren  Bedeutung  der 
Lehrgewalt)  zur  Jurisdiktion  rechnen  (s.  o. 
S.  433),  müssen  konsequenter  Weise  beiden  auch 
das  Lehramt  zusprechen. 

10  Denn  beide  sollen  den  Bischof  in  allen  Be- 
ziehungen vertreten ,  wie  sie  auch  zu  Titularbi- 
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IV.  Die  Lehrvollmaoht  und  die  Lehrgewalt  im  Uebrigen.  AlleLehr- 
▼ollmaeht  nnd  alle  Lehrgewalt,  welche  im  Uebrigen  in  der  Kirche  vorkommt,  ist  Ans- 
flnss  der  darauf  gehenden  päpstlichen  und  bischöflichen  Rechte. 

Abgesehen  von  dem  Bischofsamt  ist  das  Lehramt  nur  noch  an  das  Amt  der  eine 
Kirche  leitenden  Prälaten^  und  an  das  Seelsorge-  oder  Pfarr-Amt  geknüpft 2^  uu^ 
wird  ohne  Weiteres  mit  denselben  erworben.  Es  können  zwar  besondere  darauf 
gehende  Aemter  errichtet  werden  3,  aber  nur  durch  den  Papst  oder  den  Bischof,  und 
femer  bedarf  es,  soweit  eine  kirchliche  Lehrthätigkeit  ohne  festes  Amt  ausgeübt  wer- 
den soll,  dazu  der  Ermächtigung  (missio)  des  Diöcesanbischofs  ödes  des  Papstes^. 

Was  sodann  die  Lehrgewalt  im  eigentlichen  Sinne  betrifft,  so  giebt  es  ausser 
dem  Bischofsamt  nur  noch  das  Amt  des  praelatus  fmllius  dioeceseos ,  mit  welchem  eine 
solche  in  demselben  Umfange,  wie  mit  dem  bischöflichen,  verbunden  ist.  Die  Ordens- 
oberen bei  den  exemten  Orden  haben  allerdings  kraft  ihrer  Stellung  auch  in  Bezug 
auf  die  Lehrthätigkeit  ihrer  Untergebenen  die  Jurisdiktion ,  also  die  Lehrgewalt  aus- 
zuüben, namentlich  dieselben  zum  Predigen  in  den  Ordenskirchen  zu  ermächtigen^,  die 
besonderen  Bildungsanstalten  des  Ordens  zu  leiten  und  die  Lehrer  an  diesen  anzu- 
stellen, gegen  irrige  und  ketzerische  Lehren  in  ihren  Klöstern  einzuschreiten,  aber  die 
Ausübung,  die  Verwaltung  der  Predigt  durch  die  Regularen  untersteht  der  Aufsicht 
und  der  Jurisdiktion  des  Bischofs^,  und  ferner  sind  die  Regnlaren  in  Sachen  des 
Glaubens  und  der  Lehre  nicht  ihren  Oberen,  sondern  den  Bischöfen  oder  den  päpst- 
lichen Inquisitoren  unterworfen^. 

V.  Die  Art  der  Ausübung  der  Lehrthätigkeit.  Jede  Lehrthätigkeit 
setzt,  wenn  sie  einen  gedeihlichen  Erfolg  haben  soll,  eine  direkte  Einwirkung  des 
Lehrenden  auf  die  zu  Belehrenden  voraus.  Die  regelmässige  Art,  wie  diese  in  der 
Kirche  geübt  werden  soll ,  ist  die  Predigt  und  der  Religionsunterricht  bei  Kindern 
und  bei  Erwachsenen.  Als  ausserordentliches  Mittel  kennt  die  kirchliche  Praxis  die 
s.  g.  Missionen.  Bei  allen  diesen  Mitteln  handelt  es  sich  nicht  um  die  Einwirkung 
auf  eine  einzige,  sondern  um  die  gleichzeitige  Einwirkung  auf  mehrere,  ja  zum  Theil 
auf  viele  Personen ,  und  gerade  deshalb  hat  die  Kirche  für  die  Verwaltung  der  ge- 
dachten Mittel  auch  besondere  Rechtsnormen  entwickelt,  welche  in  den  folgenden 
Paragraphen  dargestellt  werden  sollen. 

Mit  der  Ausübung  dieser  Mittel  ist  aber  die  Pflicht  desjenigen,  welcher  ein  kirch- 
liches Lehramt  verwaltet  oder  einen  Lehrauftrag  erhalten  hat,  abgesehen  von  dem 
Fall,  in  welchem  etwa  von  vornherein  blos  eine  bestimmte  Art  der  Lehrthätigkeit  (wie 
z.  B.  das  Predigen)  den  Inhalt  des  Amtes  oder  Auftrages  bildet,  keineswegs  erschöpft. 


scböfen  geweiht  werden,  nm  die  iura  ordinis  atiB'  ^  Denn  diese  Prälaten  haben  die  Yolle  blBchof- 

üben  za  können.  liehe  Jurisdiktion  in  ihrem  territorinm  separatum 

*  Vgl.  Bd.  II.  S.  370.  371,  da  sie  ebenfalls  zum  ^^^  »^hen  für  dasselbe  abgesehen  von  der  po- 

Predlgen  verpflichtet  sind,  s.  den  nächsten  %  ^stas  ordinis  dem  Bischof  gleich,  Bd.  III.  S.  343. 

2  na   II    s   'JQ'S  Daher  hat  die  Cottgr.conc.  ihnen  auch  das  Recht, 

*    *        *  die  Regularen  zum  Predigen  zu  ermächtigen,  zu- 

3  Z.  B.  Aemter  für  Prediger,  s.  den  folgenden  %.  gesprochen,  F  err  arl  s  s.  v.  praedicatio  n.  34.  36. 
^Darauf,  nämlich  auf  päpstliches  Privileg,  führt  g  «   den  fole  ^ 

das  Recht  zu  lehren  (namentlich  zu  predigen)  bei  *             ^'  ^* 

den  Mönchsorden  zurück.  S.  weiter  den  nächsten  '  c.  9  i.  f.  (Luc.  HI.)  X  de  haeret.  V.  7 ;  c.  11 

S.  In  den  Missionsländera,  welche  unter  aposto-  s.  v.  Denique  (Clemens  IV.)  in  VIto  eod.  V.  2; 

lischen   Präfekten  oder    apostolischen   Vikaren  vgl.  Ferraris  b.t.  reguläres  art II. n.9  und  das 

stehen,  beruht  alle  Amtsthätigkeit  im  Grunde  Weitere  unten  in  der  Lehre  von  den  Orden  und 

auf  päpstlichem  Auftrag,  s.  Bd.  II.  S.  353. 355 ff.  der  bischöflichen  Jurisdiktion  über  dieselben. 
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Er  hat  vielmehr ,  nm  die  erforderlichen  Wirkungen  seiner  Lehrthätigkeit  zn  erzielen» 
auch  andere  Mittel  anzuwenden,  vor  Allem,  wenn  der  gemeinsame  Unterricht  und  die 
Predigt  sich  bei  Einzelnen  nicht  ausreichend  zeigen ,  nöthigenfalls  diesen  besondere 
Belehrung  zu  ertheilen,  und  die  letztere  femer  auch  dann  zu  gewähren,  wenn  er  von 
einzelnen  Gläubigen  darum  angegangen  wird  ^ 

VI.  Die  staatlichen  Vorschriften  Aber  die  Ausübung  der  kirch- 
lichen Lehrgewalt  und  der  kirchlichen  Lehrthätigkeit.  Fttr  das  Ver- 
hältniss  des  Staates  zu  der  Ausflbung  der  kirchlichen  Lehrgewalt  und  der  kirchlichen 
Lehrthätigkeit  kommen  dieselben  Gesichtspunkte  wie  in  Betreff  der  Verwaltung  des 
Gottesdienstes  in  Betracht  (s.  o.  S.  16). 

Die  Feststellung  der  Glaubenslehre,  die  Entscheidung  von  Lehrstreitigkeiten,  die 
Verwerfung  irriger  und  falscher  Lehren,  die  Bestimmung  der  als  kanonisch  geltenden 
Schriften ,  die  Anordnungen  über  die  Ertheilung  des  kirchlichen  Religionsunterrichts 
und  die  bei  demselben  zu  benutzenden  Religionsbücher  sind  Angelegenheiten,  welche 
dem  innersten  Gebiete  der  Kirche  angehören  und  prinzipiell  ihrer  Regelung  unter- 
stehen. Abgesehen  von  dem  Staatskirchenthum  der  römischen  Kaiserzeit  2  hat  das 
spätere  Staatskirchenthum  sich  direkter  Eingriffe  in  diese  Gebiete  der  Kirche  ent- 
halten ^,  und  die  modernen  Staatsgesetzgebungen  erkennen  den  gedachten  Grundsatz 
mehr  oder  minder  ausdrücklich  an  *, 

Soweit  aber  nach  denselben  noch  das  PI ac et  in  Geltung  steht  ^  findet  dasselbe 
auch  auf  Anordnungen ,  welche  kraft  der  kirchlichen  Lehrgewalt  erlassen  werden, 
Anwendung^. 

Indessen  versteht  es  sich  in  denjenigen  Staaten,  welche  das  Placet  aufgegeben 
haben,  gleichfalls  von  selbst,  dass  Anordnungen  der  kirchlichen  Lehrgewalt,  nament- 
lich Dogmen,  welche  mit  den  geltenden  Staatsgesetzen  oder  rechtsgültig  bestehenden 
staatiichen  Einrichtungen  in  Widerspruch  treten,  für  den  Staat  keine  rechtliche  Wir- 
kung äussern  können,  also  nichtig  sind^,  und  die  katholischen  Unterthanen  durch 
die  Berufung  auf  solche  nicht  von  den  ihnen  gesetzlich  obliegenden  Pflichten  befreit 
werden^. 

Was  die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit  betrifft,  so  kann  diese,  weil  sie  mit  zur 
öffentlichen  Reli^onsübung  gehört,  in  denjenigen  deutschen  Staaten,  in  welchen  der 
katholischen  Kirche  eine  solche  eingeräumt  ist,  auch  öffentlich  in  den  ftlr  ihren  Kultus 
bestimmten  Gebäuden  erfolgen,  und  die  Störung  derselben  untersteht  ebenfalls  dem 
strafrechtlichen  Schutz  ^. 

i  So  hinsichtlich  der  Bischöfe  Fagnan.   ad  In  Marquardsen,  Hdbch.  d.  offentl.  Recht  I. 

c.  1.  X  de  summa  trln.  1. 1.  n.  24.  Für  diese,  wie  1.  S.  247.  248. 

für  die  übrigen  mit  Lehrvollmacht  aasgestatteten  &  Vgl.  o.  S.  17.  18  und  Bd.  III.  S.  839  ff.  853. 

Geistlichen  folgt  diese  Verbindlichkeit  prinzipiell  6  Wegen   der  Anwendung  desselben  auf  die 

aus  der  Pflicht,  welche  ihnen  das  Lehramt  oder  Beschlüsse  des  vatilLanischen  Konzils  TgL  a.  a.  0. 

der  Lehrauftrag  auferlegt  s.  470  n.  S.  852. 

2  Bd.  III.  8.  672.  7  Daher  haben    die  Verbote   der  Blbelüber- 

3  Von  den  neueren  staatsiLircblicben  Gesetzen  .^x«,.«_«  r.   «  o  ii^    «  4^  „^a  .n^^.».  Q.k»if 
1.     .  ji     V    <   I      u     D»i4^        jsi  *       404^  Setzungen  (s.  O.S.  441.  n.  IJ  und  anderer  ocnrli- 

rechnet  das  bairis  che  Religionsedikt  v.  1817.       .     .«*«}.«,  ^«,w*^>.«n^in  P,Ap.fw«ii.Hf  k«in« 


lecnnei  ""•'•*/»»  ^  "  «  «cx.,s.uu»cmi.v  t.  ^a. . .  gegenüber  der  bestehenden  Pressfreiheit  keine 

S.  38  ansdrücklich :  „die  Gegenstände  der  Glau-  ^^^jf^^^  Gültigkeit  mehr, 

benslehre"  zu  den  der  kirchlichen  Regelung  an-  «  ,r  i  nj  rtV    o   i-^n    oin        o      t:.   qjq 

lieimgegebenen  -inneren  Kirchenangelegenhei-  **  ^«l-  ^^-  !"•  »•  *'"•  ^^  "•  ö  a.  E.  Ö4ö  u. 

ten«,  s.  auch  das  o.  S.  17.  n.  2  citirte  Gothaer  P.   Hinschius  bei  Marquardsen  a.  a.  0. 

u.  Coburger  Regul.  S-  5.  »•  ^^' 

*  Für  die  S.  17  genannten  Staaten  ygl.  da-  ^  Es  kommen  auch  hier  die  o.  S.  18.  19  ge- 

selbst  die  Anmerkungen  3ff.  o.  P.  Hinschius  dachten  Gesichtspunkte   in   Frage.    Vgl.   noch 
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Üeber  die  Bereohtignng  zur  Wahrnehmnng  der  kirchHclien  Lehrthätigkeit  end-^ 
lieh  gilt  im  Allgemeineii  dasselbe,  was  fttr  die  Vornahme  der  gottesdieDStlichen  Ver- 
riehtungen  in  den  einzelnen  Staaten  gesetzlieh  vorgeschrieben  ist,  da  dieselbe  ebenso* 
wie  die  letztere,  eine  Ausübung  von  kirchlichen  Amtshandlungen  bildete 


//.    Die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit 

§.  227.    /.  Die  Predigt'^, 

I.  Begriff  und  Einleitung.  Die  Predigt  ist  ein  öffentlicher,  zusammen- 
hängender Vortrag  über  die  von  der  Kirche  festgestellten  Wahrheiten  der  Glaubens- 
und  Sittenlehre,  um  die  Angehörigen  der  Kirche  über  diese  zu  belehren,  sie  dadurch, 
zu  erbauen,  sowie  den  wahren  Glauben,  christliche  Religiosität  und  christliche  Tugen- 
den in  ihnen  zu  fördern.  Hervorgegangen  ist  die  spätere  und  heutige  Predigt  aus 
der  bei  dem  gemeinsamen  christlichen  Gottesdienst  an  die  Verlesung  der  heiligen 
Schriften  geknüpften  Ermahnung ^  der  Vorsteher^,  dem  Gehörten  nachzuleben^,  und 
ans  der  später  mit  derselben  verbundenen  Erklärung  der  verlesenen  Texte  ®  (der  Homilie 
im  eigentlichen  Sinne  ^] .  Erst  nachher  kommen,  wohl  zunächst  aus  Anlass  der  Feste  und 
der  Gedächtnissfeiern  der  Märtyrer,  synthetische  Vorträge'  vQr,  welche  durch  die  Ein- 
heit eines  Grundgedankens  beherrscht  sind  ^,  und  seit  dem  4.  Jahrhundert  insbesondere 
solche,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  die  Kirche  bewegenden  dogmatischen  Streitig- 
keiten einzelne  Dogmen  zum  Gegenstand  ihrer  Erörterungen  machen^.  In  disrselben 
Zeit  wird  es  femer  Sitte ,  Predigten  aus  Anlass  einzelner  die  Gemeinde  oder  auch ' 
einzelne  Glieder  derselben  betreffenden  Ereignisse  zu  halten  ><>. 

Damit  waren  die  Grundlagen  für  das  noch  heute  bestehende  Predigtwesen  ge- 
schaffen. Die  Predigt  fügte  sich  schon  in  den  gedachten  Zeiten  dem  eucharistischen 
Gottesdienste  und  der  Liturgie  desselben  ein  ^^  konnte  aber,  wie  dies  auch  heute  der 


wegen  Predigten  und  Missionen  ansserhall)  der  6  xa^tc   a^ö»^,    ff^  ^Tcovrec,  xal  TeXeuratoc 

Kirchen  die  betreffenden  nachfolgenden  $$.  iceivroV  6  ItcCoxoito;,  8;  lotxe  xußepv^'qQ",  nach 

1  S.  0.  S.  19  ff.  Ueher  einzelne  speciell'e  Pankte  welchem  mehrere  Priester  und  dann  zuletzt  der 

ist  das  Erforderliche  in  den  folgenden  ^.  be-  Bischof  die  Ermahnungen  halten. 

merkt.  *  Dies  etwa  seitdem  Beginne  des  dritten  Jahr- 

^  Probst,  Lehre  u.  Gebet  i.  d.  drei  ersten  hnnderts.     Hierher  gehören  die  Homilien  des 

Christi.  Jahrhunderten.  Tübingen  1871.8. i89ff.;  Origenes  (186  o.  186  —254?),  Probst,  Lehre 

-Probst,  Katechese  n.  Predigt  ▼.  Anfg.  d.  4.  8.  203; 

bis  Ende  des  6.  Jahrh.  Breslau  1884.  S.  134 ff.  "^  Lateinisch   sermo,    TgL    Ohristlieb    in 

3  Palmer  in  Herzog,  Real-Encyklopädle  f.  Herzog  Real-Enoyklopadie  2.  Ausg.  6,  270; 
Protest.  Theologie  1.  Aufl.  20,  412  im  Gegen^ttz  Probst,  Lehre  S.  202.  203. 

zu  der   charismatisöhen  Predigt  und  Lehrweise  8  Probst,  Lehre  8.203  u.  Katechese  S.  148. 

der  Apostel,  Propheten    und  Lehrer   (der  Xa-  2Q0. 

dTcocrtöXoiv  IV.'l  (s.auch  Hebr.  xil.7),  Tgl.- über  '  ^'^^**»  Katechese  8.  191. 

diese  A.  Harnack,  Texte  u.  Untersuchungen  »o  BeiünglüAsfallen (Verheerungen durch Un- 

n.  Ausgabe  der  Didache,   Prolegom.  8.  93  ff.,  wetter),  bei  der  Ordination  der  Bischöfe  und  beim 

weiche  ihren  Beruf  zur  Verkündung  Christi  auf  BegrEbniss,  Probst,  Katechese 8. 206.  Seitdem 

ein  göttliches  Mandat  oder  ein  ihnen  zu  Theil  ^-  Jalahundert  kommen  für  die  Predigt  ausser 

gewordenes  Charisma  zurückführten.  8.  ülJrigens  den  Worten;  homilia,  sermo  noch  die  Bezeich- 

auch  Probst,  Lehre  8.  191.  196.  nungen  praedioatio,   tracUtus,  disputatio,  doc- 

4  8.  die  vor.  Anm.  und  A.  Harnack,  üb.  *r^»  ^or,  s.  a.  a.  0.  8.  136. 

d.  Ursprung  des  Lektorats.  (Hessen  1886.  S;  12. 32.  "  8.  Anm.  6;  .Probst,  Liturgie  i.  d.  drei 

6  Justini  apoL  maior.  0. 7;  eonst.  apostol.  11. 57:  ersten  ehrlstl.  Jahrhunderten.    Tübingen  1870. 

^^C  irapaxaXeCToxiav  oi  irpeoß6Tepot t^  Xaöv,  8.  153.  220.  363;  Probst,  Lehre  8.  226. 

Hinichius,  Kirehenrecht.  ly.  ^                                29                   ' 
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I.  Die  Hierarolne  und  die  lieitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


r§.  227. 


Fall  ist,  unabhäDgig  von  beiden,  als  selbststftndige   kirchliche  Handlung^  vor- 
kommeii  ^. 

II.  Das  Recht  zum  Predigen 3.  1.  Geschichte.  In  den  ältesten  Zeiten 
der  christlichen  Kirche  war  das  Recht,  das  Wort  Gottes  zn  verkünden,  nicht  ein  aus- 
schliessliches Vorrecht  der  kirchlichen  Gemeinde-Beamten  ^,  vielmehr  hatten  auch  die 
übrigen  GliederderGemeinde^  das  Recht,  dies  zu  thun  ^.  Mit  der  fortschreiten- 
den Ausbildung  des  Episkopats  und  eines  eigenen  geistlichen  Standes,  sowie  mit  der 
Feststellung  einer  geregelten  Gottesdienstordnnng  verminderte  sich  nicht  nur  das 
Bedürfhiss  zu  einer  derartigen  Thätigkeit  der  Laien ,  sondern  es  mnsste  eine  solche 
auch  im  Interesse  der  Anfrechterhaltung  sowohl  der  Stellung  der  leitenden  kirch- 
lichen Amtsträger  als  auch  der  Ordnung  der  gottesdienstlichen  Verwaltung  an  die  Ge- 
nehmigung derselben  gebunden  werden  ^.  Schon  im  3.  Jahrhundert  ist  dies  der  Fall 
gewesen,  aber  das  Recht  zum  Predigen  besitzen  in  dieser  Zeit  die  Laien  noch  immer, 
*so  hat  es  vor  Allem  z.  B.  Origenes  unter  Zustimmung  der  Bischöfe  ^  ausgeübt^,  und  erst 
im  5.  Jahrhundert  hat  Leo  I.  den  Laien  ein  solches  Recht  im  Interesse  der  Anf- 
rechterhaltung der  kirchlichen  Ordnung  abgesprochen  ^^.  Nach  Lage  der  damaligen 
Verhältnisse  bildete  diese  Vorschrift  noch  nicht  ein  die  ganze  Kirche  bindendes  Verbot  ^  ^ . 
Indessen  war  in  den  Germanenreichen  ^  2  \^q\  ^q^  mangelnden  Bildung  der  Laien  das 


1  Also  ohne  das  eucliaristisclie  Opfer  nur  ver- 
bunden mit  Gebet  und  Schriftrerlesung,  vgl.  die 
folg.  Anm. 

2  In  einzelnen  Gegenden  und  an  einzelnen 
.  Orten  ist  wenigstens  zä  gewissen  Zeiten  das  Wort 

Gottes  taglich  Terkündet ,  also  gepredigt  worden, 
wie  dies  die  Homilien  des  Origenes  zeigen,  Probst, 
Lehre  S.  226 ,  namentlich  in  der  Qnadragesima 
nnd  in  der  Osterwoche,  Probst,  Katechese  S.  138. 
Nach  Soerates  bist  eccl.  V.  22:  „AiSdu  U  dv 
*AXe5av8pela  t^  TETpdöi  xal  ttq  Xe^oti^v^  llaoa- 
GX£u^  YP^?^^  Tedva7iv<{)OxovTai  xol  oi  hihdünLoKoi 
ToOtac  epp.t)v£6oüai,  itdfvraTeTot  ouvd^EecDC  -ylvexai, 
S{^a  Tfj«  Twv  (j.üaT7]pl«v  teXer?)«",  wurde  zufolge 
einer  alten  Sitte  in  Alexandrien  am  Mittwoch 
und  Freitag  gepredigt  Basilins  und  Ghrysostomus 
haben  auch  Abends  Predigten  gehalten,  Probst, 
Katechese  S.  138. 

3  Von  der  Fähigkeit  ist  in  diesem  $  nicht  mehr 
zu  handeln.  S.  darüber  Bd.  I.  S.  165  und  den 
vorigen  S« 

^  Anderer  Ansicht  Pro  b  s t ,  Lehre  S.  4.  7. 

»  Act.  apost.  Vin.  4;  XI.  19—21;  XUI.  1; 
I.  Cor.  Xn.  28;  Ritschi,  Entstehung  d.  alt- 
kathol.  Kirche.  2.  Aufl.  Bonn  1857.  S.  3ö0; 
Weingarten!.  ▼.  Sybel,  histor.  Ztschr.  Jahrg. 
1881  (Bd.  45)8.449;  Hatch,  d.  Gesellschafts- 
verfassung d.  christlichen  Kirchen  i.  Alterthum, 
Uebersetzungv.Uarnack.  Giessenl883.  S.  115; 
von  katholischen  Schriftstellern:  Kober,  Sus- 
pension S.  99.  In  den  ältesten  Zeiten  erscheint 
das  Lehren  als  ein  von  jeder  amtlichen  Berufung 
undStellung  unabhängiges  Charisma.  Diejenigen, 
welche  von  einer  solchen  Befähigung  Gebrauch 
machten,  hiessen  5iMoxaXot  und  wanderten  viel- 
fach von  Gemeinde  zu  gemeinde,  Harnack 
Texte  a.  a,  0.  S.  96  ff . ;  s.  auQh  o.  Ö.  449.  n.  3. 

•  Abgesehen  von  den  Frauen,  I.Cor.  XIV.  34; 
const  apostol.  III.  6 1  „o6x  ^irtTp^iropiev  oov  ^w- 
valxa;  ot&otoxetv  ^v  ^xxXTjo(a'*. 


'^  In  Aegypten  scheint  sich,  neben  der  epis- 
kopalen Organisation  noch  das  Institut  der  hihd- 
oxaXoi,  doctores,  Lehrer,  zu  denen  auch  Origenes 
gehört  hat, erhalten  zu  haben,  Harnack,  Texte 
a.  a.  0.  S.  115. 

S  Als  dieser  noch  vor  seiner  Ordination  in  Pa- 
lästina auf  AnsjQchen  der  dortigen  Bischöfe  öffent- 
lich die  heiligen  Schriften  erklärt,  und  der  Bischof 
Demetrius  von  Alexandrien  den  letzteren  darüber 
Vorstellungen  gemacht  hatte,  antworteten  ihm  die 
Bischöfe  von  Jerusalem  und  Cäsarea:  „iipool- 
Orjxe  hk  TOI«  Ypdip.(Aaoiv,  8ti  touto  oift^itOTi-^xoö- 
ctfrj  Düfte  fw«  vöv  leitrrf ai^  t6  itapövtoiv  iitt- 
oxÖTCcov  Xaixo^c  6fi.iXetv,  o6x  oI&'  Sitok  Ttpoopavwc 
oox  dXtjdfj  \ifm\.  Zno\}  yoüv  eOpCoxovrai  ol  litin^- 
oeiot  irp6c  t6  dicpeXeiv  touc  dfteXttouc,  xal  icapaxa- 
XoOvrai  ti}»  Xd<j>  irpocop-iXeiv  bno  t<uv  d^tow  Itzi- 
oxdirnv,  AoTtep  dv  AapdLvftoicEOeXittc&icöN^oivoc, 
xat  iv'Ixov((f)  üauXlvoc  &ic^  K^Xoou  xai  iv  Su- 
vdftoic  Be6fta>po;  6ir6'Arcixou  xdiv  (Aaxap(a>v  dlek- 
tttt»v.  elxöc  Sexal  ivdXXotc  töiüoictoüto  Y^veoftoi, 
fipiac  hi  (j.'jj  elft^ai'',  Euseb.  bist,  ecd^s.  VI.  19. 
Vgl.  Probst,  Lehre  S.  19. 

9  S.  auch  Const  apost  VIII.  31 :  ;0  ftiWoxwv, 
el  xal  Xatxö;  tq,  Ifiiretpoc  hk  to5  Xöyoo  xal  tov 
Tpöirov  a£(i.v6c,  ftiöaox^cn'  loovratfdp  izämt^  8i- 
ftaxTol  fteou". 

10  c.  19  (£p.  v.  453,  Jaf  ftf  ed.  IL  n.  495,  s. 
auch  Bd.  I.  S.  165.  n.  8.)  C.  XVI.  qu.  1 :  „ut 
preter  domini  sacerdotes  nuUus  audeat  predicare 
sive  monachus  sive  laicus  ille  sit^  (Das  Original 
hat :  „nullus  sibi  ins  docendi  et  praedicandi  au- 
deat vendicare**). 

»  Bd.  III.  S.  .687. 

12  Dagegen  kommt  für  den  Orient  Trullan.  v. 
692.  c  64,  welcher  den  Laien  das  öffentliche  Auf- 
treten in  Religionssachen  als.  Redner  oder  Lehrer 
bei  Strafe  40  tägiger  Ausschliessung  aus  der  Kir- 
chengemeinschaft  verbietet,  in  Betracht. 


§.  227.] 


'Die  Verwidtung  des  magisterium.  Die  Predigt. 
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.  Predigen  derselben  praktisch  so  gnt  wie  ausgeschlossen  ^  Ja,  das  Bedflrfhiss  nach  der 
Erneuerung  einer  derartigen  Bestimmnng  trat  erst  im  13.  Jahrhundert  hervor,  als  die 
damals  immer  weiter  um  sich  greifenden  Ketzereien  die  Kirche  zum  Einschreiten  ver- 
anlassten. Aber  selbst  in  jener  Zeit  ist  nur  das  Predigen  ohne  Genehmigung  des  Bi- 
schofs oder  des  apostolischen  Stuhles  bei  Strafe  des  grossen  Kirdienbannes  unter- 
sagt worden^,  wennschon  diese  Anordnung  priaktisch  einem  völligen  Verbot  für  die 
Laien  gleich  kam^. 

Was  die  kirchlichen  Amtstr'äger  selbst  betrifft ,  so  stand  in  der  ältesten 
Zeit  den  Diakonen  selbstverständlich  das  Recht  zum  Predigen  zu.  Mit  der 
festeren  Ausbildung  der  kirchlichen  Verfassung  mussten  sie  aber  ebenfalls  hinsicht- 
lich der  Ausübung  desselben  vom  Bischof  abhängig  werden.  Im  dHtten  Jahrhundert 
sind  sie  sdion  zum  TheiH,  wenn  gleich  nicht  überall  vom  Predigen  ausgeschlossen 
worden,  und  erst  seit  d^m  7.  Jahrhundert^  hat  sich  die  neue,  noch  heute  geltende 


1  AUerdiDgs  setzen  die  der  zweiten  Hälfte  des 
Ö.  Jahrb.  augehörigen  Statuta  eccles.  ant  (s.  g. 
Carthag.  IV.  t.  398)  c.  98  (Bd.  I.  S.  165.  n.  6.) 
noch  die  AAsübung  des  Lehramts  durch  Laien 
voraus,  da  sie  ihnen  dies,  abgesehen  von  einem 
Auftrag  der  anwesenden  Geistlichen ,  verbieten. 
Warum  unter  dem  docere  in  Gegenwart  der  Geist- 
lichen nicht,  so  Probst ,  Katechese  S.  142,  das 
Predigen  zu  verstehen  sein  soll,  ist  nicht  erfind- 
lich ,  umsoweniger  als  c  99  (c.  29  Dict.  XXIILJ 
bestimmt :  „Mulier  quamvis  docta  et  sancta  viros 
in  conventu  docere  non  praesumat". 

2  p.  13  (Later.  IV.  1216.  c  3)  §.  6  X.  de  haer. 
V.  7 :  „Quia  verononnulli  sub  specie  pietatis 
auetoritatem  sibi  vendicant  praedicandi  .  .  . 
omnes  qui  prohibiti  vel  non  missi  praeter  aueto- 
ritatem ab  apostolica  sede  vel  catholico  episeopo 
loci  susceptam  publice  vel  privatim  praedica- 
.tionis  officium  usurpare  praesumpserint,  excom- 
municationis  vinculo  innodentur  et  nisiquam  d- 
tiusresipuerint,  aliacompetenti  poenaplectentur". 
Auch  c.  12  (Innoc.  III.)  u,  c.  14  (Greg.  IX.)  eod. 
verbieten  nur ,  dass  die  Laien  ^as  officium  prae- 
dicationis  usurpent.  Ebenso  nimmt  auch  Tarra- 
goua  1317.  c  2,  Man  si  26,  628:  „quod  illi  qui 
revera  fnerint  de  tertia  regula  b.  Francisci,  ipsam 
f nerint  professi  . .  .  nee  libros  habeant  theolo- 
gicos  in  vulgari  nee  praedicent,  doceant  aut  re- 
petant  aliquid  de  flde  nisi  in  ecclesiis,  prout  aliis 
fldelibus  laicis  est  permissum**  nicht  eine  absolute 
Ausschliessung  der  Laien  an.  Hatte  doch  Inno- 
ceuz  111  ^  selbst  1209  der  Genossenschaft  des  Franz 
V.  Assisi,  welche  anfänglich  kein  Orden,  sondern 
eine  Genossenschaft  von  Laien  und  Klerikern  zur 
Predigt  des  Reiches  Gottes  und  der  Busse  unter 
dem  Volke  auf  den  Strassen,  Plätzen  und  im 
freien  Felde  if^ar,  zur  Ausübung  dieser  Thätig- 
keiten  die  Krmäohtigung  ertheilt,  0.  Müller, 
die  Anfange  des  Minoritenordens.  Freiburg  i.  Br. 
1886.  S.  30. 33.  39.  42. 

3  Unter  den  Fragen ,  welche  nach  der  Bulle 
Marthis  V. :  Intel  cunctas  1418,  s.  Bd»  IIU  S.  385, 
die  Ketzer-Inquisitoren  stellen  sollen ,  befindet 
sich  anch  die  (Nr.  37) :  „utrum  credat,  quod  liceat 
laicis  utriusque  sexus,  vlris  seil,  et  mulieribus, 
libere  praedicare  yerbum  doi",  Mansi  27,  1213. 

Uebrigens  hat  noch  1680  die  Congr.  conc.  Ver- 
anlassung genommen,  ausdrücklich  zu  erklären, 


dass  der  Bischof  wohl  einem  Kleriker  der  nied- 
rigen Weihen,  aber  niemals  einem  Laien  die  Aus- 
übung des  Predigtamtes  übertragen  dürfe,  Fa- 
gnan.  ade.  43.  X.  V.  39.  n.  19;  Ferraris  s.v. 
praedicatio  n.  18.  . 

'  «  Die  const.  apost.  III.  20  i.  t  schliessen  die 
Diakonen  davon  aus.  Andererseits  konnten  sie 
aber  auch  ebenso  wie  die  Laien  (s.  S.  450.  n.  8) 
mit  bischöflicher  Erlaubniss  predigen,  s.  J*  Nep. 
S  eidl ,  d.  Diakonat  1.  d.  kath.  Kirche ,  Regens-, 
bürg  1884.  S.  149.  Ferner  erkennt  auch  Ancyra 
314  c  2 :  „Aiaxövouc  6fi.o(o>c  ^oavrac  fü^rd  hk 
Towra  dvaTtaXafoavxac  t^v  jiiv  d(XXT)v  TtjiVJv  ^eiv, 
ireirauaOai  hk  aitoüc  itaotjc  rJjc  Upac  XeiTOüp^ta«, 
Tfjc  xe  TOü  ÄpTov  tJ  TtorVjpiov  dtNa<p^peiv  ^  xT)p6coeiv" 
insofern  es  den  gefallenen  Diakonen  daBXY2p69aeiv 
verbietet ,  die  Befugniss  der  Diakonen  an  sich 
an,  Dass  xTjpuaoeiv  blos  die  Worte ,  welche  der 
Diakon  in  der  Liturgie  zu  sprechen  hatte ,  be- 
deutet,, so  Probst,  Lehre  8.  19,  ist  nicht  nach- 
weisbar ,  denn  xtjpuaceiv'  bezeichnet  ebensowohl 
das  Predigen,  Hefele,  Gonc.  Gesch.  2.  Aufl. 
1,  224 ;  so  übersetzt  auch  die  Hispana  das  Wort 
mit :  sermonem  ad  populum  faoere  und  die  Dio- 
nysiana  mit :  praedicare ,  s.  auch  S  e  i  d  1  a.  a.  0. 
S.  150.  Derdiaconus  regens  plebem  der  Synode 
V.  Elvira  v.  306  c.  77  (Bd.  IL  S.  263.  n.  l)wird 
ebenfalls  nicht  vom  Predigtamt  ausgeschlossen 
gewesen  sein. 

5  Vaison  11.  529.  c.  2  (Bd.  II.  S.  264.  n.  7) 
gestattet  ihnen  bei  Verhinderung  des  Priesters 
nicht  mehr  selbst  zu  predigen ,  sondern  nur  Ho- 
milien  der  Väter  zu  verlesen.  Andererseits  be- 
zeichnet c  1.  $.  7  (Isidor.)  Dist  XXV.  noch  das 
praedicare  evangelium  und  apostolum  als  Funk- 
tion der  Diakonen  (Bd.  L  8.  2.  n.  2>  Gregor  I. 
hat  auf  der  romischen  Synode  v.  596  c.  1«  Jaff  ^ 
reg.  II.  ed.  p.  167,  c.  2  Dist.  XIII  angeordnet, 
daas  Diakonen ,  „quos  ad  praedicationis  offidum 
.  .  .  vacare  congruebat",  nicht  als  Sänger  in  der 
römischen  Kirche  verwendet  werden  sollen ,  ja 
auch  nach  Pauli  Diaconi  vita  1. 41  Diakonen  pre- 
digen lassen.  Vigilius  540  rügt  in  dem  Briefe  an 
die  Diakonen  Rusticus  und  Sebastian,  Mansi 
9,  366.  357 :  „Adieoistis  etiam  exesecranda  su- 
perbia ,  quae  uec  leguntur  nee  sine  sui  pontiflcis 
inssione  aliquando  ordinis  vestri  homines  prae- 
snmpserunt,    auetoritatem  vobis   praedicationis 
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Disciplin  festgestellt,  dass  der  DiakoH  fflr  die  Regel  ^  das  Predigtamt  nicht  anszaüben. 
berechtigt  ist,  aber  im  Gegensatz  zum  Laien  ausnahmsweise  vom  Ordinarius  dazu  er- 
mächtigt werden  darf  ^. 

Was  endlich  die  Ausübung  des  den  Bischöfen  und  den  Priestern  zukommenden 
Predigtrechtes  anlangt^  so  hat  das  IV.  Lateran.  Konzil  in  seinen  wesentlich  gegen 
die  Ketzer  und  Laien  gerichteten  Vorschriften  allgemein ,  also  auch  fnr  die  Priester, 
eine  vorgängige  Erlaubniss  des  Plastes  oder  des  betreffenden  Diöoesanbischofs  er- 
fordert». 

'  Die  im  13;  Jahrhundert  gegründeten  Bettel-Orden^,  welche  ihre  Haupt- 
thätigkeit  auf  die  Predigt  unter  dem  Volke  richteten ,  hatten  zu  diesem  Behufe  von 
den  Päpsten  das  Privileg  erhalten;  überall  das  Predigtamt  durch  ihre  Mitglieder  aus- 
üben zu  lassen'^.  In  Folge  der  Klagen  der  Weltgeistlichkeit  verbot  indessen  Inno- 
cenz  IV.  das  Predigeil  in  den  Klosterkirchen  der  Mönche,  vor  der  Pfarrmesse  und 
zur  Zeit  derselben,  machte  die  feierliche  Predigt  in  den  Pfarrkirchen  von  der  Zu- 
stimmung des  Pfarrers  abhängig  .und  untersagte  ihnen  endlich  dieselbe  für  jeden  Tag 
und  Ort,  an  welchem  der  Diöcesanbischof  od^r  der  Stellvertreter  desselben  eine 
ßolche  halten  würde  ^.  Aus  den  o.  S.  92  gedachten  Gründen  wurde  aber  diese  An- 
ordnung sehr  bald  durch  Alexander  iV.  ausser  Kraft  gesetzt,  und  den  Mönchen 
das  Predigen  mit  blosser  Erlaubniss  der  Bischöfe 'oder  der  päpstlichen  Legaten  ge- 
stattetT,  und  erst  Bonif  az  VIU.  traf  dann  (1300),  um  den  fortdauernden  Uebelständen 


contra  omnem  consuetudinem  ve\  canones  yhidi- 
care"  die  AnmasBiing  des  Predigtamtea  ohne  Ge- 
nehmigung des  Bischofs. 

* .  Seit  dem  7.  Jahrhundert  sind  wenige  Fälle 
überliefert ,  in  denen  die  Diakonen  das'Predigt- 
amt  ausgeübt  haben.  Vorgekommen  ist  dies  frei- 
•  lieh  noch,  so  hat  Guido  v.  Mailand  1057  nach 
Entfernung  des  Priesters  An^elm  fQr  diesen  das 
Predigtamt  durch  7  Diakonen  abwechselnd  ver- 
sehen lassen ,  L  a  n  d  ü  1  f  i  bist.  MedioL  IIL  6., 
SS.  8,  76;  He  feie,  Conc'  Gesch.  4,  794. 

2  ^.  den  Vom  Konstanzer  Konzil  1415  vemr- 
theilten  WideCTschen  Satz  14:  „Licet  alicui  dia- 
cono  Tel  presbytero  praedieare  verhnm  dei  absque 
auctorltate  sedls  apostolicae  vel  episcopi  catho- 
lici",  Hefele,  Conc.  Gesch.  7,  117  Anm.,  und 
Bulle  Martins  Y.  t.  1418  :  Inter  ounetas,  Mansi 
27,  1204.  1208;  ferner  die  Entsch,  d.  Congr. 
conc.  Y.  1580,  s.  o.  S.  4^1.  n.  3. 

3  Vgl.  0.  S.  451.  n.  2,  wiederholt  von  Trier  1227 
c.  8,  M  a  n  s  1 23,  32  (hier  wird  für  jeden  mit  Aus^ 
nahmederDominikaner-undPranziskaner-Mönche, 
8.  Anm.  5 ,  schriftliche  Erlaubniss  des  Bischofs 
gefordert,  von  Ravenna  1311.  c.  7  in  Betreif  der 
alienlgenae,  1.  o.  25,  455). 

^  Früher ,  als  die  Mönche  noch  Laien  waren, 
fanden  auf  sie  die  Vorschriften  über  die  letz- 
teren Anwendung,  s.  auch  o.  S.  450.  n.  10  ü.  c  4 
(Uleron.)  C.  XVl.  qu.  1.  Später,  nachdem  sie  dauii 
auch  die  Weihen  empfingen, -hatte  die  Frage  nach 
der  Ausübung  des  Predigtamtes  durch  dieselben 
bei  der  nicht  unmittelbar  auf  das  Volk  berech- 
neten Thätlgkeit  der  älteren  Orden  keine  wesent- 
liche praktische  Bedeutung,  c.  11  (Alex.  II.  v. 
1064,  Jaf  f  tf  reg.  II.  ed.  n.  4552)  ead.  verbietet 
allerdings  den  Benediktinern  das  Predigen  ausser- 
halb der  Klöster. 


5  S.  0.  S.  92.  n.  1. 

6  8.  die  S.  92.  n.  3  citirte  Dekretale  v.  1J264: 
„  ...  Et  ne.parochialibus  ecelesiis  devotio  debita 
snbtrahtftur  ante  missarum  solemnia,  ad  quae 
audienda  parochiani  prima  diei  parte  in  suis  con- 
sueverunt  et  debent  ecelesiis  convenire ,  nequa- 
quam  in  vestris  eoelesiis  praedicetis  nee  hora  illa 
solemnes  in  eis  faciatis  sermones,  ne  propter  hoa 
audiendos  ad  vos  populus  confluens  paiochiales 
ecclesias  dereliuquat:  et  nee  ad  praedicandum 
solemniter  ad  alias  paiochias  aecedatls ,  nisi  a 
sacerdote  parochlarum  istarum  fueritis  Invitati 
vel  saltemnisi  ad  illud  humiliter  petieritis  et 
obtinueritis  vos  admitti.  Et  ut  debitus  honor 
episoopis  deferatur ,  eadeni  die  qua  dioecesanus 
eplscopus  vel  älius  locö  eius  solemniter,  maxime 
in  ecclesia  cathedrali ,  nuUus  vestrom  in  eadem 
elvi  täte  vel  looo  praed^care  praesumat,  nesalubris 
praedicationis  doctrina  ex  frequenti  oonculcatione 
huiusmodi  quasi  taedium  generans  oontemnatur.^ 

"^  S.  0.  S.  92.  n.  5  und  dazu  die  erweiternden 
Bullen  Martins  Y.  v.  1282  ebendaselbst  n.  7. 

Wenn  es  zweifelhaft  war,  ob  ein  Orden  ^  er- 
forderliche Privileg  besass,  so  konnte  8i6h  der 
Bisehof  dies  i^chweisen  lassen,  darauf  beruht 
c.  25  Mediolan.  1287.  c.  25,  Mansi  24,  880: 
„Item  qula  Humiliati  indifferenter  officium  prae- 
dicationis usurpant ,  oonfessiones  audiunt .... 
hoc  duximus  statuendum ,  quod  si  super  hoc  a 
sede  apostolica  vel  legatis  ipsius  aliquo  privilegio 
vel  privilegiis  asserunt  seu  credunt  se  fore  mu- 
nitos, infra  III  menses ,  postquam  praesens  con- 
stitutiö  fuerit  in  civitate  nostia  et  civitatibos 
nostrae  provinciae  publlcata,  dioeoesano  vel  eius 
officiali  aut  capitulo  cathedralis  eecletiae,  si  va- 
caret  vel  eius  vicario,  de  huiusmodi  privilegio  seu 
privilegiis  faciant*plenam  fldem.   Alioquin  eos  et 
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und  Streitigkeiten  ^  ein  Ende  stt  machen,  wieder  einschränkende  Bestimmangen, 
welche  sich  an  die  frühere  Verordnung  Innocenz'  FV.  anlehnen,  aber  nicht  einmal  so 
weit  wie  diese  gehen  2.  Es  wird  den  Dominikanern  und  Franziskanern  das  Predigen 
in  ihren  Kirchen  nnd  Hänsem,  sowie  auf  den  Strassen  nnr  zu  der  Stande  untersagt, 
an  welcher  die  Prälaten  des  betreffenden  Ortes  oder  ihre  Stellvertreter  eine  feierliche 
Predigt  halten  ^.  Fernher  wird  das  Predigen  in  den  Pfarrkirchen  z^war  wieder  an  ^e 
Genehmigung  der  Pfarrer  geknflpffc,  aber  ausdrücklich  bestimmt,  dass  diese  nicht  er- 
'  forderlich  ist ,  wenn  der  Bischof  oder  ein  anderer  höherer  Prälat  den  Mönchen  den 
Auftrag  zum  Predigen  ertheilt  hat.  Wenngleich  diese  Vorschriften ,  wie  schon  oben 
S.  94  bemerkt,  durch  Benedikt  XI.  aufgehoben  worden  sind 4,  so  hat  sie  das  Konzil 
von  Vienne  (131 1)  doch  wieder  in  Kraft  gesetzt^,  ulid  sie  sind  unverändert  bis  zum 
fünften  Lateran.  Konzil  i.  J.  1516  in  Geltung  geblieben,  denn  ersjt  das  letztere  hat  alle 


.  eonim  quemlibet  «nctoritate  praeseatis.  concilii 
•admonemus  primo,  secnndo,  tertio,  at  a  prae^ 
diotis  desistant ;  qaod  8i  praedicta  faoere  vel  ali- 
quid  praedlctonim  praesumpseridt,  ipsos  et 
eoram  quemlibct  excommnnicationis  TiDoalo  in- 

.  nodamus^. 

1  S.  S..99.  0. 1  und  ferper  die  Mainzer  ^yDode 
V.  1261  o.  45,  Mansi  23,  1100,  wodurch  den 
Mönchen  Verboten  wird,  zur  Zeit  der  Prozessionen 
und  feierlichen  Bittgänge  durch  Predigten  das 
Volk  davon  abzuhalten. 

2  c.  2  in  ExtrjiT.  comm.  de  sepult.  III.  6  (s.  0. 
S.  93.  n.  2) :  „  .  .  ordinamüs  ut  dictorum  ordinum 
(Dominikaner  und  Franziskaner)  fratres  in  eccle- 
siis  et  lods  eorum  ac  in  plateis  commnnibus  li- 
bere  valeant  clero  et  popnlo  praedicare  ac  propo- 
nere  Verbum  dei,  hora  illa  duntaxat  excepta ,  in 
qua  locorum  praelati  praedicare  voluerint  vel  eo- 
ram se  facere  solennlter  praedioari ,  in  qua  prae- 
dicare cestfabunt,  praeterquam  si  aliud  de  praela- 
torum  ipsorum  voluntate  processerit  ac  liceutia 
^eciall.  In  studiis  autem  generalibus  ^  ubi  ser- 
mones  ad  clerum  ex  more  fleri  solent  diebus  illis, 
quibus  praedicari  solenniter  consuevit,  ad  funera. 
etiam  mortuorum  et  in  festis  spedalibus  sive  pe- 
culiaribus  eorundem  f^atrum,  possunt  ildem  fra- 
tres et  liceat  eis  libere  praedictfe,  nisi  forte  illa 
hora ,  qua  solet  ad  clerum  in  pr'aedictis  locis  dei 
verbüm  dei  proponi,  episcopus  vel  praelatus  sü- 
perior  clerum  ad  se  generaliter  convocaret  aut  ex 
aliqua  ratione  vel  causa  urgente  clerum  ipsu'm 
duceret  congregandum.  In  ecclesiis  autein  pa- 
rochialibus  fratres  illi  nullatenus  audeant  vel 
debeant  praedicare  vel  proponere  verbum  dei, 
nisi  fratres  praedicti  a  parochialibus  sacerdotibus 
invitatl  fuerint  vel  vocati  et  de  ipsorum  bene- 
placito  et  assensu  seu  petita  liceutia  fuerit  et 
obtenta,  nisi  episcopus  vel  praelatus  superior  per 
eosdem  fratres  praedicare  mandaret'^. 

3  Ueber  das  besondere  Privileg  der  studia  ge- 
neralia  s.  den  Text  in  d.  vor.  Anm. 

*  Durch  c.  1  in  Extrav.  cOmm.  de  privili  V.  .7 
(v.  1304,  Potth.  n.  25370),  welches  gegenüber 
der  Konstitution  Bonifaz.'  YIII.  in  Betreff  der 
Ausübung  des  Predigtamtes  das  Yoirecht  dazu 
stärker  betont  und  noch  gewisse  Erleichterungen 
gewährt :  „  .  .  .  ut  piiorum  ordinum  fratres ,  qui 


ad  hoc  deputati  fuerint,  in  ecclesiis  ac  loci^  ipso- 
rum ,  quae  in  praesentiarum  habent  et  in  poste- 
rum  obtinebunt ,  ac  in  plateis  commnnibus  seu 
publicis  libere  absque  dioecesanorum  et  aliorum 
praelatorum  petita  licentia  valeant  clero  et'po- 
pulo  praedicare  eique  proponere  verbum  det  Ga- 
veant  tamen  omninoi  ne  hora,  in  qua  dioecesani 
praedicti  praedioarent  vel  coram  ^e  facerent  prae- 
dicari, praedieent  ildem  fratres.  Putamus  etenim 
.  dignum,  ut  maiori  miner  et  superiori  inferior  de- 
ferat  in  hac  parte ,  nisi  forsan  aliud  circa  hoc 
facerent  de  voluntate  dioecesanorum  ipsorum  aut 
in  studiis  generali^bus  praedicaxent  diebus  ilUs 
duntaxat,  quibus  ^ermones  ad  clerum  fleri  solent 
et  solenniter  praedicari  seu  mortuorum  funerlbus 
vel  eorundem  fratrum  festis  specialibus  seu  pe- 
culiaribus-,  quia  in  bis  caslbas  cum  dioecesanis 
in  praedicatione  eoncurrere  poterünt  Ubi  vero 
ildem  dioecesani  vocarent  generaliter  ad  se  cle- 
rum aliqua  ratione  vel  urgente  causa  illum  duce- 
rent  congregandum,  ea  hora  in  studiis  memoratis 
diebus  saepe  dicti  I^tres  ab  huiusmodi  praedi- 
catione cessabunt.  In  ecclesiis  autem  parochiali- 
bus fratres  ipsi  ^  invitis  eorum  rectoribus  seu  sa- 
cerdotibus (nisi  iussl  a  superloribus  eorundem) 
non  audeant  praedicare". 

5  Clenh  2  de  sepult  JII.  7  und  0.  8.  94.  Bei 
den  fortdauernden  Uebergriffen  der  Mönche  such- 
ten die  Synoden  ebenso  wie  in  Betreff  der  Beichte 
(s.  a.  a.  0.  n.  2)  diese  auch  in  Bezug  auf  das  Pre- 
digen zu  beschränken,  so  wiederholt  z.  B.  Mainz 
1310  0.  144,  Mansi  26,  345,  die  Vorschrift  der 
firQheren  Synode  v.  1261  (b,  0.  Anm.  1).  Ra- 
venna  1311 ,  c.  13  l.  c.  p.  457,  ordnet  an ,  dass 
auch  Mönche  vor  dem  dreissigsten  Jahre  nicht 
zum  Predigen  zugelassen  werden  dürfen ,  wäh-  . 
rend  die  Päpste  ihrerseits  wieder  die  Mönche  in 
Schutz  nahmen  und  einzelne  Bischöfe  mit  der 
Aufrechterhaltung  ihrer  Privilegien  besodders 
betrauten,  s.  die  Bullen  Benedikts  Xl*.  v.  1304 
bei  G.  Schmidt/  p&pstl.  Urkunden. und  Re- 
gesten. Halle  1886.  S.  56  und  bei  Potthast 
n.  25387.  25388,  Rlpolli  bull  ord.  Praed.  2, 
92.93;  sowie  Johanns  XXn.v.  1318,  G.  Sehmid 
a.  a.  0.  S.  108.  Unter  den  S.  94.  n.  2  gedachten 
Sätzen  des  Jean  Gorel  befand  sich  auch  der/  dass 
den  Mönchen ,  nicht  aber  den  Pfarrern,  das  Pre- 
.  digen  principaliter  und  essentiell  zustehe. 
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Mönche  verpflichtet,  vor  der  Ausübung  des  Predigtamtes  dem  Ordinarius  der  Diöcese 
den  Nachweis  der  Prüfung  durch  ihre  Oberen  zu  führen  ^ 

2.  Das  geltende  Recht.  Nicht  die  ausschliessliche  Befähigung  zum  Predigt- 
amt, wohl  aber  die  ausschliessliche  Berechtigung  dazu  kommt  nach  der  jetzt  herr- 
schenden Disciplin  der  Kirche  allein  dem  Papste,  denBischöfen,  denPriestern 
und  auch  den  Diakonen^  und  zwar  der  Art  zu,  dass  diese  sie  entweder  wie  der  Papst' 
und  die  Bischöfe  ^  ohne  Weiteres  kraft  ihres  Amtes  von  der  Erwerbung  desselben  ab, 
also  auch  noch  vor  der  bischöflichen  Konsekration^  ausüben,  oder,  wie  die  beiden 
letzteren  Klassen ,  zur  Ausübung  berufen ,  oder  ermächtigt , '  oder  damit  beauftragt 
werden  können. 

Der  Papst,  welcher  kraft  seines  Primates  der  oberste  Lehrer  der  ganzen 
Christenheit  ist,  besitzt  die  Befngniss  zum  Predigen  für  die  ganze  katholische  Welt 
und  für  alle  katholischen  Kirchen  <^,  der  Bischof  dagegen,  weil  seine  Berechtigung 
zur  Ausübung  des  Predigtamtes  aus  seiner  bischöflichen  Stellung  fliosst,  nur  inner- 
halb des  seiner  Leitung  unterstehenden  Territoriums,  aber  innerhalb 'dieses  in  jeder, 
selbst  auch  in  einer  Regularkirche  7.  Dagegen  bedarf  er  zum  Predigen  in  der  Kirche 
eines  anderen  bischöflichen  Sprengeis  oder  in  der  Quasi -Diöcese  e\ne%  pretelaius 
nullius  der  Erlaubniss  des  betreffenden  Ordinarius  ^. 

Was  die  Priester  betnfft,  so  stehen  diejenigen ,  welche  kraft  des  ihnen  über- 
tragenen Amtes  die  Berechtigung  zum  Predigen  besitzen,  —  es  gehören  hierher  die 
praelati  nullius ,  ferner  die  übrigen  Prälaten ,  welche  Kirchen  zu  leiten  haben  ^,  die 
Inhaber  selbstständiger  Seelsorge- Aemter,  wie  namentlich  die  eigentlichen  Pfarrer  ^^j 
endlich  diejenigen,  welchen  ein  selbstständiges  Predigt- Amt  ^^  oder  Prädikatur-Bene- 


1  Sess.  XI.  coiist  Leon.  X  Supernae  maiestatis  ^  So  auch  die  Cougr.  episc.  y.  16 14,  Ferraris 
Tom  19.  Derember  1616,  Hardouiii  9,  1806.  1.  c.  n.  22. 

1808.                                                           .  .  9  VgL  Trid.  Sess.  V.  c.  2  de  ref. :  „Quia  vero 

2  Diese  müssen  trotz  der  o.  S.  451  gedachten  christianae  reipublicae  non  minus  necessaria  est 
Entwicklung  auch  für  das  geltende  Recht  den  praedicatio  evangelii  quam  lectio  et  hoc  est  prae- 
Priestern  ^n  die  Seite  gestellt  werden ,  denn  das  cipuum  episcoporam  mnnus,  statuit  et  decrevit 
noch  heute  massgebende  Pontiflcale  Romanum  eadem  sancta  synodus ,  omnes  episcopos ,  archi- 
rechnetdaspraedicare  zu  ihren  Funktionen,  Bd.  I.  episcopos,  primates  et  omnes  alios  eoclesiarum 
S.  2.  n.  6.  In  Uebereinstimmung  hiermit  ver-  praelati  teneri  per  se  ipsos ,  si  legitime  impediti 
ordnet  die  Prov.  Syn.  Venedig  1859 ,  coli.  conc.  *  iiou  fuerint ,  ad  praedicandum  s.  Jesu  Christi 
Lac  6,  294:  „Oeueratim  nemini  praedicandi  fa-'  evangelium^  Ausser  den  praelati  nullius  gehören 
cultas  detur ,  qui  saltem  non  sit  diaconus  et  pie-  also  hierher  die  praelati  cum  lurisdictione  quasi 
tatepraestans  doctrinae  testimonium  coram  epis-  episcopali  und  die  Klosterpralateu,  wie  die  Aebte, 
copo  non  praebuerit'^.  Ja  ein  Diakon,  welchem  welche  eine  Klostergemeiude  zu  leiten  haben, 
ein  Pfarr-Amt  verliehen  worden  ist,  ehe  er  den  Bd.  II.  S.  343  ff.  371. 

ordo  presbyteralis  erworben  hat,   Bd.  II.  S.  482,  lo  Ausser  diesen  auch  die  Missious-  und  Suk- 

ist  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch,  wie  Jeder  kursal-^Pfarrer ,  Bd.  II.  S.  294.  n.  1  u.  S.  363; 

andere  Pfarrer,  Bd.  II.  S.  295  und  unten  unter  die  Verweser  von  Pfarreien,  Bd«  II.  S.  324  und 

III.,  verpflichtet,  das  Predigtamt  auszuüben,  vgl.  die  Inhaber  von  Seelsorge-K'aplaneien. 

Pignatelli  consult.  tsan.  IV.  206.  n.  7.  n  lu.Baiern  giebt  es  in  5  Städten  Stellen 

3  8.  0.  S.  432.  444.  für  s.  g.   selbstständige  Prediger,    Stadtpfarr- 

4  S.  0.  S.  432.  444  und  ooac  Trid.  V.  c.  2*de  *  prediger,  welche  in  Folge  der  Säkularisation  ge- 
ref.  (s.  unten  Anm.  9).  gründet  sind,  und  auf  welche  die  vom  König  prä- 

s  S.  0.  6.  446.  ^entlrten  Geisilichen  unter  Ertheilung  der  missio 

^  Als  der  Papst  im  Mittelalter  noch  Legaten  canonica  vom  Ordinarius  fest  angestellt  werden, 

aussendete,  konnte  er  daher  auch  durch  diese  in  S  tin gl,  Bestimmungen  des  bayer.  Staats  üb.  d. 

deren  Provinzen  predigen  lassen.  Vcrwaltg.  d.  kath.  Pfarr- Amtes.  München  1879. 

■  ''  Und  zwar  sogar  wider  Willen  der  Regula-  S.  272;  Silber nagl,  Verfsssg.  tämmtl.  Reli- 

ren,  s.  die  Gongr.  episoop.  1586  bei  Barbosa  gionsgenossenschaften  in  Bayern.  2.  Aufl.  S.  256. 

J.E.  U.  I.  13.  n.  6;  Pignatelli  1.  c.  n.  63;  Ferner  gehört  auch  hierher  das  officium  con- 

Ferraris  1.  cn.  22;  Benedict.  XIV.  de  syn.  cionatoris  apostolioi  (für  Predigten  im  palatium 

dioec.  IX.  17.  n.  7.  apostolicum),  welches  nach  const  Benedict.  XIV. : 


§.  227.] 


Die  Verwaltung  des  magisterium.  Die  Predigt 


455 


fizinm  ^  übertragen  iat, — den  Bischöfen  insofern  gleich,  als  sie  ihr  Rechte  zu  predigen, 
ebenfalls  ohne  weitere  Voraassetzungen  innerhalb  ihres  Amtssprengeis  oder  inner- 
halb der  ihrer  Leitang  unterstehenden  Kirchen  ^  oder  in  den  Kirchen,  für  welche  sie 
angestellt  sind  ^,  bez.  deren  Bezirken  aosttben  dürfen. 

Im  Uebrigen  ist  ein  Priester  nnr  berechtigt  zn  predigen ,  wenn  der  Ordinarius, 
also  der  Bischof  oder  der  praelatns  nullius^  des  betreffenden  Sprengeis,  keinen  Wi- 
dersprudi  erhebt^,  und  dasselbe  mnss  auch  von  denjenigen  Amtsträgem  gelten,  welche 
innerhalb  bestimmter  Kirchen  oder  bestimmter  Bezirke  zu  predigen  berufen  sind,  so- 
fern sie  dies  ausserhalb  derselben  zu  thnn  beabsichtigen  ^,  widrigenfalls  der  Ordinarius 
mit  arbiträren  Censnren  und  Strafen  gegen  sie  einzuschreiten  befugt  ist^. 

Der  Ordinarius  soll  in  der  Lage  sein ,  die  Tauglichkeit  des  Priesters  zu  prüfen. 
Deshalb  darf  der  letztere  nicht  mit  dem  Predigen  beginnen  und  einen  etwaigen 
Widerspruch  des  ersteren  abwarten ,  er  hat  vielmehr  vorher  von  demselben  die  Er- 
laubniss  einzuholen  ^.  In  der  Ertheilung  der  Erlaubniss  liegt  einmal  die  Approbation  ^, 
d.  h./die  Tauglichkeitserklärung,  zweitens  aber  auch  eine  Ermächtigung  zum 
Predigen  insofern,  als  dadurch  festgestellt  wird,  dass  der  Ordinarius'  gegen  die  Aus- 
übung der  Predigt  seitens  des  betreffenden  Priesters  in  der  Diöcese  nichts  zn  erinnern 
habe ,  aber  keineswegs  die  Ertheilung  des  Rechtes  auf  ungehinderte ,  beliebige  und 
freie  Ausübung  der  Predigt  in  allen  Kirchen  der  Diöcese  oder  auch  nur  des  Bezirkes, 
für  welchen  etwa  die  Ermächtigung  gegeben  ist,  —  mit  anderen  Worten,  die  Ixcenüa^ 
bedeutet  nur  soviel,  dass  jeder,  welcher  das  Recht  hat,  einem  Priester  das  Predigen 
zn  gestatten,  ihn  dazu  zu  berufen  oder  damit  zu  beauftragen,  befugt  ist,  einen  der- 
artig ^^  ermächtigten  Priester  zum  Predigen  auszuwählen,  und  dass  der  letztere  unter 


Inclytuin  T.  2.  März  1743,  eiusd.  bull.  1,  109, 
stets  einem  Professenr  aus  dem  Kapuziner-Orden 
.  übertragen  werden  soll; 

1  Diese  kommen  gleichfalls  in  Baieru  vor,  s. 
die  Citate  i.  d.  vor.  Anm. 

^  Wie  die  praelati  cum  iurisdictione  quasi 
episcopalis,  welche  nicht  praelati  nullius  sind. 

3  Wie  die  Stadtprediger  und  die  Prädlkatur- 
Beneflziaten. 

*  Ferraris  s.  y.  praedicatlo  n.  33  flf. 

^  Trid.  Sess.  XXIY.  c.  4  de  ret :  ,,NuUu8  autem 
saecularis  sive  regularis ,  etiam  in  ecclesiis  suo- 
rum  ordlnum  contradicente  episcopo  praedicare 
praesumat". 

^  Denn  nur  soweit  seine  amtlichen  Funktionen 
reichen,  ist  ein  solcher  Priester  zum  Predigen  er- 
mächtigt ,  im  übrigen  steht  er  Jedem  anderen 
Priester  gleich.  So  auch  Prov.  Syn.  Siena  von 
1860,  coli.  conc.  Lac.  6,  260:  „Nemo  exclerlois, 
neparochis  qnidem  exceptls,  extra  ipsornm  ec- 
clesiam  praedicationis.  officium  tuscipere  poterit, 
uisi  de  sul  episoopi  venia,  litteris  vel  saltem 
oietenuB  expressa ,  quamvis  alias  approbatus  ad 
id  munus  fuerit^. 

''.  Denn  bestimmte  Strafen  droht  das  gemeine 
Recht  nicht  an,  s.  auch  const.  Oregor.  XYI. :  In- 
scrutabili  v.  5.  Februar  1622.  S*  B  (unten  S.  457. 
n.3). 

s  So  Ist  die  Vorschrift  des  Tridentinums  stets 
in  der  Praxis  und  Doktrin  verstanden  worden, 
weil  der  Priester  nicht  befugt  ist,  ohne  Weiteres 
lediglich  kraft  seines  priesterlich^n   Ordos  das 


Lehramt  auszuüben.  Auch  spricht  Trid.  Sess. 
y.  c.  2  bei  den  Regularen  von  der  licentia  des 
Bischofs. 

^  Das  Tridentinum,  1.  c,  braucht  diesen  Aus- 
druck nur  für  die  Tauglichkeitserklärung  der 
Mönche  durch  ihre  Oberen :  „Reguläres  vero  cuius- 
cunque  ordiiiis,  nisi  a  suis  superioribus  de  mori- 
bus  et  scientlaexaminatietapprobatifuerint  ao  de 
eorum  licentia ,  etiam  in  ecclesiis  suorum  ordi- 
num  praedicare  non  possint ,  cum  qua  licentia 
personaliter  se  coram  episcopis  praesentare  et  ab 
eis  benedictionem  petere  teneantur,  antequam 
praedicare  inciplant".  Die  Congr.  conc,  Rich- 
ter, Tridenrinum  S.  22.  n.  6.  7,  und  die  Dok- 
trin, vgl.  Ferraris  1.  c.  n.  32 brauchen :  appro- 
batio  als  Identisch  mit  licentia.  Korrekt  drückt 
sich  dagegen  Siena  (s.  o.  Anm.  6)  aus,  ebenso 
Auch  1851,  coli.  cit.  4,  1203:  „sacerdoti  vero 
alienae  dloecesis  bene  noto  aut  commendatitiis 
litteris  munito  et  ad  praedicationem  approbato 
semel  aut  iterum  concionem  permittere  possint 
parochi^'.  .   .   . 

10  Mehrfach,  s.  Barbosa  de  off.  parochi  L  14. 
n.  8;  Ferraris  s.  v.  parochus  art.  U.  n.  79  wird 
behauptet,  dass  der  Pfarrer  einem  ihm  bekannten, 
nicht  ermächtigten. Priester  wenigstens  ein  oder 
zweimal  das  Predigen  in  seiner  Kirche  gestatten 
dart  Das  Tridentinum  macht  aber  eine  solche 
Ausnahme  nicht.  Auch  einzelne  neuere  f^nzo- 
sieche  Provinzialsynoden  verbieten  dies  aus^rilck- 
lioh,  8.  coli,  conc  Lac.  4,  271.  525,  Toulouse 
1850,  1.  c.  p.  1065,  sogar  bei  Strafe  der  Suspen- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  227. 


dieser  Voraassetznng  berechtigt  ist,  von  seiner  Befthignng  und  seiner  Ermftciitigang 
Gebrauch  zu  mächen '. 

Die  Ertheilung  der  Erm&chtigung  in  diesem  Sinne,  auch  fnistio  ^  genannt,  ist  ein 
Akt  der  bischöflichen  iurisdictio.  Deshalb  kommt  das  Recht  dazu  ausser  dem  Bischof 
auch  dem  Kapituiar-Yikar,  sowie  dem  allein  und  ausschliesslich  amtirenden  coadiutor 
und  dem  General-Vikar  ^  zu. 

Was  die  Mitglieder  der  geistlichen  Orden  j  welche  Priester  sind, 
betrifft ,  so  bedurften  dieselben ,  sofern  der  Orden  überhaupt  ein  auf  Ausübung  des 
Predigtamtes  gehendes  Privileg  hatte,  nach  dem  mittelalterlichen  Recht  für  die  Predigt 
in  ihren  Kirchen  und  Häusern  wegen  ihrer  Exemtion  keiner  bischöflichen  Licenz, 
vielmehr  hatte  ihnen  der  Ordensobere  sowohl  die  Approbation,  wie  auch  die  Erlaub- 
niss  und  den  bestimmten  Auftrag  zur  näheren  Ausübung  des  Predigtamtes  *  zu  .er- 
theilen.  Bei  diesem  Rechtszustand  ist  es  auch  nach  dem  Tridentinum^  verblieben, 
insoweit  lediglich  die  Verwaltung  der  Predigt  fdr  die  zur  Ordensgenossenschaft  ge- 
hörigen Personen  in  Frage  steht«. 

Wenn  sie  dagegen  in  den  Kirchen  ihres  Ordens,  in  welchen  auch  andere  Perso- 
nen Zutritt  haben,  predigen  sollen,  so  müssen  sie  zwar  gleichfalls  die  Approbation  .und 
die  Erlaubniss  (licentia)  ihrer  Oberen  besitzen,  aber  sie  haben  sich  mit  dieser  dem  Bi- 
schof ^  persönlich  vorzustellen  und  vonihm  die  Segnung  (benedictio)  ®  zu  erbitten^,  ehe  sie 


gion  für  den  Pfarrer.  Der  Bischof  kann  aber  den 
Pfarrer ,  weil  es  sich  hierbei  nm  einen  Akt  der 
Jurisdiktion  handelt,  für  derartige  Fälle  zur  Zu- 
lassung ermächtigen,  und  dasselbe  kann  auch  ein 
fQr  alle  Mal  durch  die  Provin^alkonzilien  ge- 
schehen, 8.  die  vor.  Anm.  ä.  £.  vgl.  femer  coli, 
cit.  4,  982.  1127. 

<  Die  hier  unterschiedenen  drei  Akte,  Appro- 
bation (d.  h.  Taugliehkeitserklämng),  Ermächti- 
gung und  Berufung  zum  Predigen  können  selbst- 
verständlioh  äusserlich  zusammenfallen,  z.  B. 
wenn  der  Ordinarius  einen  Priester  behufs  seiner 
eigenen  Vertretung 'zum  Predigen  deputirt. 

2  Venedig  1859,  1.  c.  6,  294:  „nemini  licere 
verbum  dei  prkedicare  sine  legiäma.  missione, 
itaque  sine  episcopi  licentia  nemo  praedicare 
audeat;"  Utrecht  1866,  1.  c  5,  807. 

8  Spezialmandat  erscheint  für  denselben  nach 
den  Ausführungen  Bd.  II.  S.  216  nicht  erforder- 
lich, da  die  Ertheilung  der  licentia  nicht  wi<;hti- 
ger  als  die  approbatio  der  Beichtväter  und  die 
Abhaltung  ^e«  Pfarr-Konkurses  ist  Nach  P 1  g  - 
natelli  1.  c.  lu  55  hat  die  Congr.  conc  1649 
zwar  entschieden,  dass  der  Vikar  praesente  ordi- 
narlo  die  Prediger  nicht  deputiren  kann,  das  be- 
zieht sich  indessen  nicht  auf  die  Ertheilung  der 
licentia,  s.  auch  unten  S.  461. 

*  Diese  drei  versphiedenen  Akte  (s.  o.  8.  4Ö5) 
lassen  sich  auch  hier  wie  bei'  dem  Bischof  schei- 
den. So  war  z.  B.  ein  mit  der  Approbation  und 
Licenz  des  Oberen  versehener  Reguläre  ftüher  be- 
rechtigt ,  auf  Aufforderung  des  Pfarrers  in  einör 
Pfarrkirche  zu  predigen,  S.  463.  n.  4. 

S  Denn  dasselbe*  regelt  an  den  citirten  Stelleu 
blos  die  Verhältnisse  der  kirchlichen  Säkular-, 
nicht  der  internen  Ordensverwaltung.  Diese  Auf- 
fassung wird  bestätigt  durch  die  const.  Clemens' 


X.:  Supema  V.  21.  Juni  1670  S- 3  (Richter, 
TridentinuDl  S.  5441 :  ;,et  huiusmodi  benedictlo- 
nem  (s.  o.  S.  455.  u.  9  und  nachher  oben  im  Text) 
teneri  etiam  reguläres  petere,  si  in  quibuscünque 
oratoriis  suis  ordinis  sermonem  coram  populo  vel 
in  ecdesiis  (welche  an  sich  dem  Volk  geöffnet 
sind)  aut  ad  crates  monasteriorum  sanctimoftia- 
,  lium  eorum  iurisdictloni  subiectarum,  licet  dau- 
sis  ianuis  et  nullus  saecularis  ibi  intercessit,  ha- 
bere voluerint".  Das  ist  auch  unbestritten,  und 
für  den  zuletzt  erwähnten  Fall  ausdrücklich  von 
dei  Congr.  oonc.  1752^  Bouix,  tract.  de  iure 
regnl.  ed.  II.  2,  266 :  ^n  ad  crates  ecclesiae  seu 
collocutoril  aut  alibi  liceat  oommissario  monia- 
lium  sermonem  aut  conciones  habere  ad  moniales 
sine  episcopi  licentia?  Affirmative  pro  solis  mo- 
uialibus  et  clausls  ianuis'^  die  bischöfliche  Er- 
laubniss für  überflüssig  erklärt. 

^  Also  z.  B.  in  der  für  die  Laien  verschlosse- 
nen Klosterkirche. 

^  Gleich  steht  dem  Bischof  der  praelatuü  nul- 
lius, Ferraris  1.  c  n.  34.  35. 

8  Trid.  Sess.  V.  c  2  cit ,  s.  o.  S.  466.  n.  9 ; 
Gregorli  XVI.  const.. Inscrutabili  v.  5.  Februar. 
1622.  S*  3,  Richter,  TridentinumS.  640.  Da« 
gilt  auch  für  den  Anm.  6  a.  £.  gMachten 
Fall  der  Predigt  für  Nonnen  ,  welche  unter  der 
Jurisdiktion  desselben  Ordens  stehen ,  denn  die 
cit.  Entsch.  der  Congr.  d.  conc  bezieht  sich  nur 
auf  die  Erlaubniss,  und  hat  in  Betreff  der  Bene- 
diktion die  Vorschrift  der  cobst.  Clem.  X.  nicht 
berührt. 

0  Für  grosse  Diöoesen  hat  die  Congr.  conc  den 
Bischöfen  empfohlen,  einen  Delegaten  mit  der 
Ertheilung  der  benedictio  zu  betrauen  oder  den 
vicarlus  foraneus  dazu  zu  ermächtigen  ,  Plgna- 
telll  oons.  can.  IV.  206.  n.  67. 
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mit -dem  Predigen^  beginnen  dttrfen^,  widrigenfalls  der  Bischof  als  päpstlicher  Dele- 
gat mit  arbiträren  Strafen  nnd  Censaren  gegen  sie  vorgehen  darf  ^. 

Erklärt  sieh  der  Bischof  anf  ihr  Ansuchen  nicht,  so  sind  sie  nicht  gehindert ,  zu 
.predigen^. 

Andererseits  ist  aber  der  Bischof  berechtigt,  der  Ansttbung  des  Predigtamtes  zu 
widersprechen,  nnd  damit  gilt  dem  betreffenden  Regnlaren  die  Ermächtigung  zum 
Predigen  verweigert*.  Die  Rechtswirksamkeit  des  Widerspruchs  ist  zwar  nicht  davon 
abhängig  *, .  dass  er  aus  einem  gerechtfertigten  und  vernflnftigen  Grunde  erhoben 
worden  ist ,  wohl  aber  soll  der  Bischof  ihn  nur  unter  dieser  Voraussetzung  geltend 
machen ^  und  er  ist  femer  verpflichtet,  auf  Beschwerde  dem  römischen  Stuhle^,  wenn 
auch  nicht  den  Ordensoberen,  die  Gründe  seines  Widerspruchs  anzugeben^. 

Vor  seiner  Entschliessung  nnd  behufs  t^assung  derselben  ist  der  Bischof  zwar 
nicht  befugt ,  den  Regularen  einer  Prüfung  zu  unterwerfen  ^® ,  dagegen  kann  er  von 
demselben  die  vorgängige  Ableistung  der  professio  fidei  fordern^'. 

Juristisch  hat  das  eben  besprochene  Erforderniss  der  Nachsuchung  der  bene- 
dictio  keine  andere  Bedeutung  als  die  der  Einholung  einer  Licenz  des  Bischofs  ^2,  denn 


1  Dahin  gehört  auch  die  Auseinandenetzung 
der  h.  GeheimniBae  und  die  Ausspreöhung  fh)m- 
mer  Ermahnungen  an  die  GUubigen  bei  der  Re- 
oitation  des  Rosenkranzes,  Gongr.  conc.  hei  Pi  g- 
natelli  00ns;  can.  I.  407. 

2  Das  schreiht  Sess.  Y.  c  2  oii  ausdrücklich 
▼er.  Andererseits  genügt  aber  die  einmalige 
Nachsuchnng,  selbst  wenn  der  Reguläre  für  einen 
bestimmten  Zeltraum,  z.  B.  während  der  Quadra- 
gesima  von  seinen  Oberen  zum  Predigen  bestellt 
ist,  und  in  Folge  dessen  eine  Reihe  von  Predigten 
zu  halten  hat. 

8  Oonst.  Gregor.  XYI. :  Inscrutabili  cit.  $.  6, 
Richter,  Tridentinum  S.  541 :  „Ac  demum  ha- 
beat  episcopus ,  tamquam  dictae  sedis.delegatus 
aüctoritatem  ooercendi  ac  puidendi  quoscunque 
exemptos  tam  saeculares  quam  reguläres ,  qnl  in 
alienis  ecclesüs  aut  quae  suorum  ordinum  non 
sunt,  absque  eplscopi  licentia  et  in  ecclesüs  suis 
aut  suorum  ordinum  non  petita  illius  benedictione 
ant  ipso  CDUtradicente  praedicare  praesumpserlnt, 
ita  ut  e^copi  in  suprascriptis  casibus  in  prae- 
nominatas  personas  in  praemissis  omnibus  et  sin- 
guUs  aut  circa  ea  quoque  modo  delinquente?, 
quoties  et  quando  opus  fuerit ,  etlam  extra  vis!- 
tationem  per  censuras  ecclesiasticas  aliasque  poe- 
nas  uti  elusdem  sedis  delegati  procedere  om- 
nemque  iurisdictionem  exercere  libere  et  licite 
valeant''. 

^  Gonst.  Giern.  X.  cit  $.  3 :  ^^Regulares  qui  in 
ecclesüs  sui  ordinis  praeditare  voluerint ,  teneri 
ab  episcopo  dioecesano  benedlctionem  petere; 
praedicare  tamen  posse,  quamvis  non  obtiunerini^, 
denn  dann  ist  dem  Erforderniss  des  Tridentinums 
'(Sess.  XXIY.  c  4  cit.  s.  0.  S.  466.  n.  5) ,  dass 
der  Bischof  nicht  widersprochen  haben  muss,  ge- 
nügt 

^  L.  c. :  „Quodsi  episcopus  benedlctionem  ne- 
dum  non  concesserit  et  etiam  oontradixerit  nee  in 
praedictis  quidem  ecclesüs  Ucere  regularibus 
praedicare  eosque  contravenientes  ab  11  lo,  tan- 
quam  sedis  apostoUcae  delegato,  censuris  aliisque 


poenis  ecclesiasticis  in  vim  const.  fei.  rec  Gre- 
gorü  XYI.  praedecess.  nostri  incipientls  Inscruta- 
büi  .  .  coerceri  et  puniri  posse",  s.  Anm.S. 

^  Wenn  der  Reguläre  diesen  nicht  beachtet, 
kann  er  also  vom  Bischof  bestraft  werden,  s.  vor. 
Anm. 

''.Gonst.    cit   nach  der  Anm.  6  angeführten 
Stelle :  „Episcopum  tarnen  absque  iusta  et  ratio-  . 
nabili  causa  oontradicere  uon  debere^ 

8  Also  der  Gongr.  episc.  et  reg.  oder  auch  der 
Gongr.  conc,  welche  hier  beide  vom  Papst  depu- 
tirt  werden  können. 

9  So  die  Gongr.  conc,  Pignatelli  consult. 
can.  lY.  cons.  206.  n.  68  u.  F  err ar'ls  l.  c  n.  73. 
Darauf  führt  auch  die  Analogie  bei  verweigerter 
Approbation  zui  Beichte,  s.  ö.  S.  97.  n.  8. 

10  Denn  diese  haben  nach  dem  Tridentinum 
die  Ordensoberen  vorzunehmen,  so  auch- die 
Gongr.  episc.  bei  Ferraris  1.  0.  n.  81. 

11  Wenngleich  die  const.  Pü  lY. :  In  sacro- 
sancta  b.  Petri  v.  10.  November  1664  (Richter, 
Tridentinum  S.  573)  die  Pflicht  zur  Ablegung 
dieser  professio  (s.  Bd.  ni.  S.  220)'  nur  den  Dok- 
toren ,  Magistern  und  Lehrern  an  Schulen  aller 
Art  auferlegt,  so  ist  doch  jeder  Prediger  auch 
im  weiteren  Sinn  Lehrer,  und  daher  kann  der 
Bischof,  welcher  die  Predigt  des  reinen  katholi- 
schen Glaubens  zu  überwachen  hat,  auch  von  sol- 
chen die  professio  fordern,  so  auch  die  congr.  conc 
s.  Ferraris,  fldei  professio  n.  4.  22.  Uel^rigens 
ist  eine  solche  Pflidit  durch  die  Provinzial-Sy- 
nodeUf  s.  Neapel  1699,  ooU.  conc  Lac  1,  159; 
Gran  1858,  Kcö,  16;  Auch  1861,  l.c  4, 1173; 
den  zum  Predigen  bestimmten  Welt-  und  Re- 
gulär-Geistlichen, oder  auch  durch  die  Diöcesan- 
synoden;  Neapel,  1882,  Arch.  f.k.  K.  R.  50,  383, 
den  Fastenpredigem  atiferlegt.  Nach  der  letz- 
teren können  aber  die  Regularen  die  professio 
vor  ihren  Oberen  ablegen  und  brauchen  dem 
Bischof  blos  eine  Bescheinigung  darüber  beizu- 
bringen. 

12  S.  auch  S.  458.  n.  4. 
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ihre  aosdrttckliche  Gewährung  ist  (abgesehen  von  dem  einen  vorhin  erwähnten  Fall) 
Voranssetzung  der  Ansflbnng  des  Rechtes  zum  Predigen.  Der  Unterschied  besteht  darin, 
dass  diese  Art  der  Licenz  nur  insoweit  erforderlich  ist  und  wirkt,  als  sie  sich  nicht  auf 
die  Predigt  für  die  Angehörigen  des  Ordens  bezieht,  und  dass  sie  durch  ein  konUu-. 
deute  Handlung,  die  Segnung,  oder  durch  Unterlassung  jeglichen  Widerspruchs  er- 
theilt  wird.  Die  Vermeidung  der  Bezeichnung:  licentia  im  Tridentinum  erklärt  sich 
offenbar  daraus,  dass  man  wenigstens  der  Form  nach  die  Rechte  des  Bischofs  gegep- 
ttber  den  eximirten  Orden  fär  den  hier  fraglichen  auf  der  Grenzlinie  zwischen  der 
internen  Ordensverwaltang  und  der  Diöcesanverwaltung  liegenden  Fall  möglichst  ge- 
ring hat  erscheinen  lassen  wollen. 

Endlich  ist  der -Bischof  nicht  befugt,  schlechthin  und  allgemein  den  Regularen 
das  Predigen  in  ihren  Kirchen  zu  verbieten  ^ 

Fflr  die  Ausflbung  des  Predigtamtes  ausserhalb  der  Kirchen  ihres  Or- 
dens 2,  also  nicht  nur  in  den  Säkular-,  sondern  auch  in  den  Kirchen  eines  anderen 
Ordens  als  des  eigenen',  bedürfen  die  Regularen  abgesehen  von  der  Approbation  und 
Ermächtigung  ihres  Ordensoberen  stets  der  gratis  zu  ertheilenden  licentia  (Erlaubniss) 
desjenigen  Ordinarius^,  in  dessen  Diöcese  sie  predigen  wollen.  Andernfalls  kann 
derselbe  mit  Strafen  und  Censuren  gegen  sie  einschreiten^. 

Vor  der  Gewährung  der  Ermächtigung  ist  der  Ordinarius  in  diesem  Falle  nicht 
nur  befugt,  die  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses^  von  ihnen  zu  verlangen,  son- 
dern sie  auch  einer  Prflfnng  in  Bezug  auf  reine  Lehre  zu  unterwerfen  ^. 

In  Folge  der  bischöflichen  Ermächtigung  ist  der  betreffende  Reguläre  befugt, 
unter  denselben  Voraussetzungen,  wie  der  Säkularpriester  (s.  o.  S.  455),  von  seinem 
Recht  zum  Predigen  Gebrauch  zu  machen  ^. 

Die  gedachten  Vorschriften  flber  die  Regularen  und  Exemten  kommen  nur  zur 
Anwendung,  wenn  das  päpstliche  Privileg  derselben  zum  Predigen  unzweifelhaft 
feststeht.  -Ist  dies  in  Betreff  eines  Ordens  oder  einer  Genossenschaft  (z.  B.  einer 
solchen  von  Weltpriestem) ,  oder  in  Betreff  des  einzelnen  Geistlichen  hinsichtlich 


1  Const.  Clem.  X. :  Supema  cit.  J.  3:  „Noii  5  S.  457.  n.  3. 

posse  tarnen  episcopum  generatim 'prohibere  re-  e  s   457   n    11 

gularibüs,  qninin  ecclesiissnorum  ordiuamprae- 

dicent".    Ein  derartiges  Verbot  ist  nichtig.    Die  '  Const.  Clem.  X.  cit.  J.  3 :  „Posse  autem  epls- 

Regularen ,  welche  die  erforderliche  Benediktion  copum  licentlam  concessurum  regularibus  in  ec- 

erhalten  haben,    können   also  weiter  predigen.  «-leaüs,  quae  suorom  ordinnm  non  (dieses  ?ut- 

Wird  demnach  eine  solche  einzelnen  später  da-  scheidende  non,  bull.  Taur.  18,  56,  fehlt  in  dem 

rum  nachsuchenden  lediglich- wegen  des  geue-  Abdruck  bei  Richter  S.  544)  sunt,  praedicare 

rellen  Verbotes  verweigert,  so  liegt  darin  kein  volentibus,  illos,  quamvls  ab  uniyersiUtibus  aut 

rechtlich  gültiger  Widerspruch  des  Ordinarius  und  *  magistratibus  laicis  nomlnatos,  etUmsi  epis- 

der  Reguläre  gilt  als  zum  Predigen  ermächtigt,  <5opi  autecessores  per  tempus  immemoriale  hanc 

B.  S.  467.  n.  4.  llcentiamabsqueexamineconcedefeconsueverint, 

«  Trid.  Sess.  V.  c    2  cit. :  „Iri  ecclesiis  vero  ^^^oad  doctrinam  examinare,  si  iU  ipsius  arbitrio, 

quae  suorum  ordlnum  non  sunt,  ultra  licentiam  ({x^od  moderatum  et  discretum  esse  debet,  visum 

suorum  superiorum  etiam  episoopi  licentiam  ha-  fuerlt  et  licentiam  praedlcandl  semel  llsdem  con- 

bere  teneantur,  sine  qua  in  ipsis  ecclesiis  non  cessam  ob  rationabiles  causas,  licet  oocultas,  prae- 

snorum  ordlnum  nullo  modo  praedicare  possint.  dicationem  concementes,  suspendere".  Ueberdie* 

Ipsam  autem  licentiam  gratis  episcopi  concedant".  Verweigerung  der  Erlaubniss  gilt  analog  das  0. 

»  Pignatelli  consult.  can.  IV.  206.  n.  20.  S.  457.  Bemerkte,  vgl  Pignatelll  1.  c.   :ons. 

«  Also  nicht  der  Benediktion,  welcher  hier  die  ^^-  n.  64 ;  B  0  ui  x,  tracUt.  de  iure  reguL  2,  267. 
licentia  gleich'  steht    Das  bestätigt  die  S.  457.  s  Prüher  konnte  er  allerdings  ohne  Weiteres, 

dargelegte    Auffassung.     Wegen    umfangreicher  die  Erlaubniss  seiner  Oberen  vorausgesetzt ,  of- 

Dlöccscn  kommt  auch  hier  das  S.  456.  n.  9  Be-  fenUich  auf  den  Strassen  predigen  (s.  o.  S.  453. 

merktö  in  Betracht.  n.  4).   Das  ist  aber  Jetzt  unpraktisch. 
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seiner  Zugehörigkeit  zu  einer  derartigen  Genossenschaft  nicht  der  Fall,  so  ist  der 
Ordinarius  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet,  die  Ertanbniss  zurückzu- 
halten und  bei  dem  päpstlichen  Stuhl  die  erforderliche  Auskunft  einzuzieheii  K 

Endlich  darf  den  quaestuarii,  d.  h.  denjenigen  Geistlichen  und  Mönchen,  welche 
Almosen  ffir  fromme  Zwecke,  namentlich  fttr  einzelne  Orden  und  Elöster  einsammeln, 
niemals  die  Erlaubniss  zum  Predigen  ertheilt  werden  2,  und  die  Ordinarien  haben 
gegen  die  predigenden  Quästuarien,  selbst  wenn  sie  exemt  sind,  mit  allen  geeigneten 
Mitteln  (also  mit  Censuren  und  Strafen]  einzuschreiten  ^.   . 

Die  Ermächtigung  zum  Predigen  soll  der  Bischof  jedem  Geistlichen ,  welcher 
Ketzereien  oder  Irrthflmer  predigt  oder  durch  seme  Predigten  Aergemiss  erregende 
Lehren  unter  dem  Volk  verbreitet^,  entziehen*,  gleichviel,  ob  der  Prediger  ein  Welt- 
priester oder  ein  Reguläre,  und  der  letztere  blos  in  den  Kirchen  seines  Ordens  oder 
auch  ausserhalb  derselben  zu  predigen  ermächtigt  ist^,  femer  gleichviel,  ob  es  sich 
nur  um  einen  zum  Predigen  ermächtigten  oder  besonders  dazu  deputirten  oder  einen 
kraft  seines  Amtes  dazu  berufenen  Geistlichen  handelt  7. 

Ob  der  Ordinarius  im  fibrigen  befugt  ist ,  beliebig  die  Ermächtigung  eines 
Priesters  zum  Predigen  zurückzuziehen,  richtet  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ^. 
Soweit  die  Befugniss  auf  einem  Amte  beruht,  wird  sie  nur  gleichzeitig  durch  Ent- 
ziehung oder  Suspension  von  diesem  entzogen  werden  können^.  Wenn  aber  der  Bi- 
schof den  Umfang  einer  Hülfsstellung  beliebig  zu  bestimmen  berechtigt  ist  oder  gar  blos 


*  TTid..Se8«.  V.  c.  2  clt. :  „Careaiit  praeterta 
episcopi ,  ne  aliquem  vel  eorum ,  qui  cum  sint 
nomine  reguläres ,  extra  claustra  tamen  et  obe- 
dientiam  religionnm  saarum  vivunt,  vel  presby« 
terorum  saecularium.  nisi  ipsis  noti  sunt,  et  mo- 
ribus  atque  doctrina  probatl ,  etiam  quorumlibet 
prlTllegiorum  praetextu  in  sua  civitate  vel  dioe- 
ced  praedicaie  permittant ,  doneo  ab  ipsis  epis- 
copis  super  ea  re  sancta  sedes  apostolioä  consu- 
latur,  a  qua  privilegia  huiusmodi,  nisi  taoita 
veritate  et  expresso  menda<;io  ab  indignis  extor- 
queri  verisimile  non  est^. 

2  Das  Predigen  dorselbou  war  schon  früher 
c.  14  (Later:  IV.  1216)  X.  de  poen.  V.  38;  c  11. 
K.  2  (Clem.  IV.)  in  VIto  de  haeret.  V.  2;  Clem. 
5  de  poen.  V.  9  verboten  worden. 

3  Trld.  1.  c. :  „Quaestores  vero  eleemosynarli, 
qui  etiam  quaestuarii  vulgo  dicuutur,  cuiuscunque 
coiiditionls  existant ,  nullo  modo  nee  per  se  nee 
per  alium  praedicare  praesumant  et  contra  fa- 
cientes  ab  episcopis  et  ordinariis  locorum ,  privi- 
legiis  quibuscuuque  non  obstantibus,  opportunis 
remediis  omnino  arceantur''. 

*  Trld.  1.  c. :  „Si  vero  quod  absit,  praedicator 
errores  aut  scandala  disseminaverit  in  populum, 
etiamsi  monasterio  sul  vel  alterius  ordlnis  prae- 
dicet,  episcopus  di  praedicatlonem  Interdicat**. 

5  S.  ferner  noch  die  besondere  Vorschrift  1.  c. : 
„Quodsl  haereses  praedicaverit ,  contra  eum  se- 
cnndum  iuris  dispositionem  aut  loci  consuetudi- 
nem  procedat,  etiamsi  praedicator  ipse  generali 
vel  special!  privüegio  ei^emptum  se  esse  praeten- 
deret,  quo  casu  episcopus  auctoritate  apostollca 
et  tanquam  sedis  apostolicae  delegatus  procedat". 

6  S.  Anm.  4. 


7  Denn  das  Tridentinum  macht  unter  den 
•praedicatores  keinen  Unterschied,  und  auch  die 

ratio  legis  bedingt  diese  Auslegung.  Für  die 
Inhaber  von  Seelsorge-Aemtern  Ist 
damit  eine  besondere  snspensio  vom 
Predigen  eingeführt. 

8  Silbernagl  K.  U.  S.  406  gewährt  dem 
Bischof  diese  Befugniss  ohne  jede  Beschränkung. 
Die  von  ihm  in  Bezug  genommene  Entsch.  der 
Congr.  episc.  v.  1858,  Actas.  sed.  4,  91,  handelt 
aber  von  einem  Fall,  in  welchem  die  Zeit  für  die 
nur  zeitlich  beschränkte  Ermächtigung  abgelaufen 
war.  Aus  Trid.  Sess.  X5UV.  c.  4,  s.  0.  S.  466. 
n.  6,  dass  Njlemand  „opntradicente  episoopo''  pre- 
digen soll,  lässt  sich  die  absolute  Freiheit  des 
Widerrufes  ebenfalls  nicht  herleiten ,  da  hierin 
nur  ein  allgemeines  Princip  ohne  nähere  Aus- 
gestaltung ausgesprochen  ist ,  und  sich  der  Satz 
jedenfalls  dem  Zusammenbange  nach  nicht  auf 
die  fest  angestellten  Amtsträger  beziehen  kann. 

9  Denn  der  Amtsträger  hat  ein  Recht  darauf, 
sein  Amt  in  vollem  Umfange  auszuüben,  und 
ebensowenig  wie  ihm  dasselbe  willkürlich  ent- 
zogen werden  kann ,  darf  ihm  beliebig  die  Aas- 
übung einzelner  in  demselben  liegender  Befug- 
nisse ohne  gesetzliche  Gründe  (in  Betreff  des 
Predigen»  stellt  Trld.  1.  c ,  s.  Anm.  7 ,  einen  sol- 
chen auf)  untersagt  werden.  Selbst  <ür  die  Fälle, 
wo  der  Inhaber ,  wie  z.  B.  bei  den  Sukkursal-  ' 
Pfarreien,  ad  nutum  amovibel  angestellt  ist ,  s. 
Bd.  lU.  S..300,  wird  dies  auch  mit  der  Massgabe 
gelten  ,  dass  ihm  die  Ermächtigung  zu  predigen, 
nur  mit  der  Entfernung  odeV  Suspension  vom 

.Amte,  abgesehen  von  der  eben  gedachten  Aus- 
nahme des  Tridentinums ,  genommen  werden 
kann. 
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eine  ErmächtigQDg  zam  Predigen  ertheilt  hat,  dann  ist  er  in  der  Lage,  die  betreffende 
Erlanbniss  jeder  Zeit  zn  widemfen  ^ ,  wennsohon  er  bei  rein  willkfiflichem  Widerruf 
nicht  erlaubter  Weise  handelt. 

Einem  Regalaren,  welcher  die  Erlaabniss  zum  Predigen  ansserUalb  der  Kirchen 
seines  Ordens  besitzt,  ist  der  Ordinarius  berechtigt 2,  die  Licenz  aus  geheimen ,  aber 
gerechtfertigten,  die  Austtbung  des  Predigtamtes  betreffenden  'Gründen  zu  entziehen^. 
Dagegen  muss  ihm  die  Befngniss  dazu  in  Betreff  deijenigen.  Regulären ,  welche  bloe 
zum  Predigen  in  den  Kirchen  ihres  Orden?  von  ihm  durch  Benediktion  oder  still- 
schweigend durch  Unterlassung  des  Widerspruchs  ermächtigt  worden  sind^,  abge- 
sprochen werden®. 

Der  ordnungsgemäss  ermächtigte  Priester  ^  kann,  sofern  ihn  nicht  andere  Pflich- 
ten binden^,  in  allen  Kirchen  der  Diöcese  predigen,  falls  er  von  dem  Rektor  einer 
solchen  dazu  aufgefordert  oder  ihm  die  Erlaubniss  dazu  lertheilt  wird.  Das  Recht 
dazu  steht  dem  letzteren  zu ,  wenn  er  nur  nicht  dadurch  die  ihm  selbst  obli^eiide 
Pflicht  zu  predigen  ^,  von  sich  abzuwälzen  sucht  ^^, 


1  Den  Umfang  der  Thätlgkelt  der  tou  ihm  ge- 
sendeten HÜlfspriester  kann  der  Bisehof  beliebig 
bestimmen,  und  ebensowenig  erhält  der  blos  zn 
geistlichen  Amtshaiidlangen  von  ihm  ermächrtigte 
Priester  dadurch  ein  festes  Recht  auf  dieselben. 

Uebrigens  zeigt  sich  auch  hier  wieder  die  Noth-  - 
wendigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  der  Er- 
mächtigung zum  Predigen  und  der  Deputirung 
dazu  durch  den  Bischof,  s.  0.  S.  455.  Die  Zurück- 
nahme der  ersteren  hindert  den  Betreifenden 
immer,  das  Predigtamt  weiter  auszuüben,  der 
Widerruf  der  Deputirung  aber  braucht  nicht  eine 
solche  Zurücknahme  in  sich  zu  enthalten,  wenn- 
gleich dies  der  Fall  sein  kann.  Der  mit  dem 
Gura-lnstrument  rersehene  HÜlfspriester,  wel- 
cher auf  8  Tage  einem  erkrankten  Pfarrer  zur 
Aushülfe  zugewiesen  wird,  der  schon  vorher  zum 
Predigen  ermächtigte  Priester ,  welchen  der  Bi-. 
schof  zum  Predigen  an  seiner  Stati  deputirt  hat, 
und  dann  abberuft,  verliert  damit  seine  Ermäch- 
tigung ,  seine  Mceutia,  nicht. 

2  Nach  ausdrücklicher  Vorschrift  der  coiist. 
Clem.  X.  cit.,  s.  0.  S.  458.  n.  7. 

3  Also  wegen  der  Berührung  unpassender  Ge- 
genstände in  der  Predigt,  wegen  Aufreizung  des 
Volkes  gegen  die  Weltgeistlichkeit,  wegen  Aerger- 
nisse,  welche  die  I^edlgt  erregt ,  denn  das  letz- 
tere kann  unter  dem  scandala  dissemlnare  des 
Tridentinums  (s.  0.  S.  459.  n.  4)  nicht  verstanden 
werden  ,  weil  hier  vorausgesetzt  wird,  dass  das 
vom  Prediger  Vorgetragene  sich  als  scandala  dar- 
stellt 

*  Vorläuilj^  muss  der  Reguläre  nach  dem  Wider- 
ruf des  Ordinarius  das  Predigen  unterlassen. 
Wegen  der  Beschwerde  gilt  das  S.  457  und 
S.  458.  n.  7.  Bemerkte. 

«  I?.  0.  S.  457.  .      . 

0  Denn  die  oonst.  Clem.  X.,  S.  458.  n.  7, 
spricht  blos  vom  Widerruf  der  lleentia,  und  diese 
Bezeichnung  irird  für  die  Ermächtigung,  welche 
der  Bischof  in  dem  hier  fragliehen  Fall  giebt, 
weder  in  der  oonst.  noch  im  Trid.  Sess.  V.  c.  2 
gebraucht  Ganz  abgesehen  davon ,  dass  eine 
benedictio,  die  Form,  in  welcher  hier  die  Ermäch- 


tigung zu  geben  ist,  begrifflich  nicht  widerrufen 
werden  kann,  kommt  noch  in  Betracht,  dass  mit 
der  Zurücknahme  derselben  dem  Regularen  die 
von  seinem  Ordensoberen  zum  Predigen  in  den 
Ordenskirchen  erthellte  Ermächtigung  fortdauern, 
also  der  bischöfliche  Widerruf  nur  priCktische 
Wirkung  haben  würde,  wenn  der  Bischof  das 
Recht  besässe,  den  Ordensoberen  die  Schliessung 
ihrer  Kirchen  für  alle  nicht  zum  Klos^r  gehöri- 
gen Personen  zu.  befehlen. .  Soweit  hat  das  Trl- 
dentinum  aber  die  Exemtion  der  Orden  nicht 
durchbrochen  und,  wie  die  blosse  Vorschrift  über 
die  Einholung  der  Benediktion  zeigt ,  auch  nicht 
durchbrechen  wollen ,  vgL  femer  0.  S.  458.  Der 
Bischof  wird  sich  daher  in  Fällen ,  wo  Veranlas- 
sung vorliegt,  den  Regularen  das  Predigen  zu 
untersagen,  an  die  Oberen  desselben  wenden 
müssen,  damit  ihm  diese  die  Ermächtigung  ent- 
ziehen. 

l  Der  Regularpriester  nur  dann ,  wenn  er  er- 
mächtigt ist,  ausserhalb  der  Kirchen  seines 
Ordens  zu  predigen,  s.  0.  S.  457.     • 

8  Er  also  z.  B.  nicht  als  Pfarrer  und  als  HÜlfs- 
priester. eines  solchen  amtliche  Funktionen  in  der 
betreifenden  Pfarrei  zu  versehen  hat.. . 

9  S.  unter  III. 

10  In  Betreff  der  Regularpriester  ist  es  aus- 
drücklich für  die  Pfarrer  anerkannt,  s.  0.  S.  453. 
n.  %  Einzelne  Provinzialsyn'oden  empfehlen  so- 
gar die  Zulassung'und  Zuziehung  solcher  Priester, 
Bourges  I86O,  coli.  conc.Lac.  4,  1127:  ,;parochis 
caeterisque  ecclesiarum  rectoribus  fas  erit  ad- 
scire  quoslibet  sacerdotes  in  dioecesi  approbatos 
ad  babendas  oonciones ,  exceptis  tamen  lis  quae 
stationum  missionumve  nomine  nuncupantur^ ; 
Bordeaux  1850,  1.  c.  p.  603 :  „parochis  maiorum 
civitatum  commendamus,  ut  ad  stationes  adventus 
et  quadragesimae  non  adhibeant,  nisi  praedi- 
catores  zelo  et  pietate  commendabiles" ;  Neu- 
Granada  1860,  1.  c  6,  489:  „  .  .  .  obsecramus 
sacerdotes,  .  . .  ut  postquam  a  nobis  vel  a  vicarüs 
noStrlsgeneralibus  ad  praedicatlonis  munus  obeun- 
dum  fuerint  admissi,  stndiosissimi  de  aetema 
animarum  salute  se  demonstrent  . .  .  ut  diligen- 
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Der  Ordinarius  ist  aber  auch  kraft,  seiner  Jurisdiktion  Aber  die  Diöcese  berech- 
tigt, einen  Priester  mit  der  Predigt  in  einer  dem  öffentUeben  Gottesdienst  gewidmeten 
Kirche  zu  beauftragen,  und  zwar  unabhängig  von  dem  Rektor  derselben,  sofern  nicht 
das  Recht  des  letzteren  auf  die  Ausübung  des  Predigtamtes  ^  dadurch  geschmälert 
wird^,  also  namentlich  fOr  die  Pfarrer  Hfllftgeistliche  ,  welche  neben  der  Anshttlfe 
in  den  übrigen  Funktionen  auch  für  denselben  zu  predigen  hiüben,  zu  deputiren^.  In 
diesen  Fällen  leitet  der  beauftragte  Geistliche  sein  Recht  aus  dem  Jurisdiktionsakt 
des  Ordinarius  her  ^. 

Wenn  der  Bischof  an  der  ErftUlung  des  ihm  obliegenden  Predigtamtes  gehindert 
ist,  hat  er  nicht  blos  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  zu  seiner  Vertretung  in  dem- 
selben einen  geeigneten  Priester  zu  ernennen  \  In  diesem  Falle  handelt  er  nicht  in  Aus- 
übung seiner  bischöflichen  Jurisdiktion,  weil  er  nicht  Anordnungen  über  die  Ausübung 
des  Predigtamtes  trifft,  sondern  sich  blos  für  die  ihm  an  sich  persönlich  obliegende 
Funktion  einen  Substituten  bestellt".  Dies  ist  ledigUch  seine  persönliche  Angelegen^ 
heit,  und  da  ihn  der  General -Vikar  nur  bei  Ausübung  der  Jurisdiktion  vertritt,  so 
kann  der  letztere  eine  solche  Substitution  oder  Deputirung  nicht  vornehmen  ^. ,  Eben- 
sowenig hat  das  Domkapitel  ein  Recht,  dabei  mitzuwirken^,  ja  jede  unvordenkliche 
Gewohnheit;  dass  ein  anderer  den  Prediger  an  der  Kathedrale,  welcher  den  Bischof 
in  der  gedachten  Beziehung  zu  vertreten  hat,  auswählt  oder  vorschlägt,  ist  gegenüber 
der  positiven  Vorschrift  des  Kquzüs,  welches  alle  entgegenstehenden  Privilegien  und 
Gewohnheiten  beseitigt,  ausgeschlossen^. 


tiu8  id  Taleant  praestare  . : .  nihil  optatius  erit 
nobia,  quam  nnain  ex  eeolesÜB  quotidiauia  offlciia 
non  addictam  Tel  paioohlalidigiiltate  non  inaignl- 
tarn,  BacerdotalibQa  eorum  Bollicitudiiiibua  ad- 
slgnare*'. 

1  Wie  z.  B.  des  Pfarrers,  s.  unter  IIU 
>  Für  die  Pfarrkirchen  iit  dies  in  BetrefT  der 
Menche  ausdrücklich  anerkannt ,  s.  S.  4ÖS>.  n.  2. 
In  Betreff  der  Regularkirchen  hat  der  Ordinarius 
ein  solches  Recht  nicht,  aber  die  Congr.  conc  hat 
eine  darauf  gehende  Gewohnheit  als  gültig  aner- 
kannt, selbst  wenn  sie  auf  die  Sendung  von  an- 
deren als  Prieistem  desselben  Ordens  geht,  Pig- 
natellil.  c.  n.43. 

3  Wo  er,  wie  in  Deutschland,  s.  Bd.  II.  S.  320, 
.  Tgl.  auch  noch  Yering  K.  R.  2.  Aufl.  S.  60Ö; 

Koh'n  1.  Arch.  f.  k.  K.  K.  39,  16  solche  Hüifs- 
priester  ernennt.  Die  hier  üblichen  Gtara- In- 
strumente für  diese ,  s.  o.  S.  89.  ii.  4,  enthalten 
zugleich  die  Ermächtigung  zum  Predigen. 

4  Der  Hülfspriester  hat  dasselbe  aber  nehen 
•  dem  Pfarrer  blos  unter  dessen  Leitung  und  nach 

desseü  Anweisung  auszuüben,  Bd.  III.  S.  233. 

6  Trid.  sess.  XXIV.  c.  4  de  ref :  „Praedica- 
tionis  munus^  quod  episcoporum  praecipuum  est 
cupiens>8.  synodus,  quo  frequentius  possit  ad  flde- 
lium  salutem  exerceri ,  canones  alias  super  hoc 
editos  sub  feL  Tee.  Paulo  III.  (d.  h.  Sess.  Y .  c  2 
de  ref.)  aj^tius  praesentium  temporum  usui  «c- 
commodando,  mandat,  ut  in  ecolesia  sua  ipsi  per 
se,  aut  si  legitime  impediti  fuerint,  per  eos,  quos 
ad  praedicationis  munus  assument,  in  aliis  autem 
ecdesüs  perpaioehos,  sIto  iis  impeditis,  per  alios 
ab  episoopisimpensif  eorum,  qui  eas  praestare  Tel 
tenentur  toI  solent,  deputaudos  in  civitate  aut  in 


quacunqne  parte  dioecesis  censebunt  expedire, 
saltem  omnibus  dominicis  et  solemnlbus  diebus 
festis,  tempore  autem  ieluniorum,  quadragesimae 
et  adTontus  domlnl,  quotidie  Tel  saltem  tribus 
in  hebdomada  diebus ,  si  ita  oportere  duxerint, 
sacras  scripturas  divinamque  legem  annuncient, 
et  alias ,  quotlescunque  id  opportune  fleri  posse 
iudicaTerint".' 

0  Daher  unterscheidet  auch  Trid»  Sess.  1:  c 
zwischen  dem  assumere  und  deputare.  In  Ueber- 
einsUmmung  mit  dieser  Auffassung  hatdieCoogr. 
episc.  1699  entschieden ,  dass  der  Ton  der  iuris- 
dicüo  episcopalis  auf  Zeit  suspendirte  Bischof, 
dem.ein  apostolischer  Vikar  bestellt  ist,  trotzdem 
seinerseits  die  Substitution  vorzunehmen  habe, 
Ferrarisl.0.  n.  42.  Ist  der  betreffende  Priester 
vorher  noch  nicht  zum  Predigen  approbirt  und 
ermichtigt  gewesen ,  so  liegt  beides ,  also  anch 
die  Ausüb,ung  eines  Jurisdiktionsaktes,  zugleich  - 
in  der  Substitution. 

^  S.  456.  n.  3.  Wenn  die  dort  eitirte  Ent- 
scheidung dies  »uf  die  Gegenwart  des  Bischofs 
beschränkt,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  dass  der 
Oenendvikar,  welcher  nicht  Vertreter  des  Bischofs 
in  Betreff  der  Lehrvollmacht  ist,  dies  in  Ab- 
wesenheit des  Bischofs  thüu  konnte.  Er  ist  höch- 
stens kraft  der  bischöflichen  Jurisdiktion,  um 
auch  für  die  Verwaltung  des  Predigtamtes  Sorge 
zu  tragen,  befugt,  Prediger  zu  deputiren,  welche 
aber  dann  nicht  als  Substituten  des  Bischofs  zu 
betrachten  sind. 

s  Das  Konzil  erwähnt  auch  dieser  Mitwirkung 
nicht.  So  auch  die  Congr.  conc.,  Pignatelli 
L  c  n.  43. 

9  So  nach  der  Praxis  der  Congr.  conc. ,  Pig- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  dureh  dieselbe. 


[§.  227. 


Vor  dem  Konzil  hatte  sich,  so  nameDtlich  in  Italien,  die  Sitte  gebildet,  dass  Kom- 
munen, Universitäten,  Fürsten  und  andere  grosse  Herren  neben  den  regelm&ssigen 
Seelsorgern  unter  Zustimmung  der  Bischöfe  besondere  Prediger  vorflbergehend ,  vor 
Allem  far  die  Fastenzeit ,  gegen  Zahlung  einer  eleemosyna  oder  eines  Stipendiums 
zum  Predigen  veranlassten.  Daraus  haben  sich  Prftsentations-  oder  Vorschlagsreebte 
in  Betreff  solcher  Geistlichen  entwickelt  i,  da  kirchlicherseits  kein  Interesse  vorlag, 
gegen  eine  solche  Vermehrung  der  Predigerkrftfte,  deren  Kosten  der  Kirche  nicht  zur 
Last  fielen,  einzuschreiten  2. 

Dieses  Vorschlags-  oder  Präsentationsrecht  stellte  sich  als  Beschränkung  des  an 
sich  zum  Predigen  verpflichteten  Bischofs  oder  sonstigen  Amtsträgers  in  der  Auswahl 
seines  Substituten  oder  in  der  Bestimmung  der  vom  Ordinarius  kraft  seiner  Juris- 
diktion zu  beauftragenden  Prediger  oder  endlich  in  der  Wahl  der  Personen ,  welche 
der  leitende  Qeistliche  einer  ELirche  zum  Predigen  aufforderte  oder  zuliess,  dar.  Falls 
der  erwählte  Geistliche  noch  nicht  die  Ermächtigung  zum  Predigen  hatte ,  oder  ffir 
gewisse  Arten  von  Predigten ,  wie  z.  B.  die  Fastenpredigten,  durch  partikuläre  An- 
ordnung die  Einholung  einer  besonderen  Ermächtigung  vorgeschrieben  war,  be- 
durfte es  seit  dem  Tridentinum  stets  in  allen  gedachten  verschiedenen  Fällen  einer 
Präsentation  an  den  Ordinarius,  um  die  erforderliche  Ermächtigung  nach  stattge- 
habter Prflfhng  und  Approbation  für  ihn  zu  erlangen  ^,  ' 

Alle  derartigen  Rechte ,  soweit  sie  durch  unvordenkliche  Verjährung  begrflndet 
waren ,  und  sich  nicht  auf  eine  Beschränkung  der  vom  Bischof  selbst  vorzunehmen- 


iiatelll  1.  c.  n.  32ff.;  Ferraris  n.  43fr.  So- 
weit aber  eine  solche  Gewohnheit  blos  dahin 
gegangen  ist,  dass  das  Kapitel  an  bestimmten 
Festtagen  (abgesehen  von  dem  bischöflichen  Pre- 
diger und  Stellvertreter)  noch  einen  anderen 
Geistlichen  zum  Predigen  aufgefordert  hat ,  ist 
sie  nicht  beseitigt,  CÖngr.  cono.  beiPignatelli 
1.  c.  n.  öl. 

1  Die  in  den  vorangehenden  Anmerkungen 
citlHen  Entscheidungen  d.  Congr.  conc.  betreffen 
derartige  YerhUtnisse ,  auch  erwähnt  ihrer  noch 

•das  Prov.  Konz.  v.  Benevent  1726,  coli.  conc. 
Lac.  1,  26. 

2  Um  so  weniger,  als  es  sich  hierbei  auch  viel- 
fach um  Kirchen  handelte,  welche  im  Eigenthum 
der  betreffenden  Korporationen  oder  Fürsten 
standen. 

3  Darauf  beruht  es  offenbar ,  dass  nach  fester 
Praxis  der  Congr.  conc.  die  Prasentationsschreiben 
an  den  Bischof  nicht  lauten  dürfen :  eligimua^  de- 
put€nnu8  ac  eleetwn  ac  deputatum  declarannusy 
sondern  blos  die  Formel :  nominamus  et  praesens 
tamuM  f fl r  statthaft  erachtet  wird ,  Pignatelli 
1.  c.  n.  54;  Richters  Tridentinum  S.  22.  n.  10, 
denn  die  Ermächtigung  hat  nur  der  Ordinarius, 
nicht  der  Präsentatioiisberechtigte  zu  geben. 
Dast  es  gerade  die  Nothwendlgkeit  der  Ermäch- 
tigung ist  welche  in  allen  Fällen  die  Präsentation 
an  den  Bischof  bedingt ,  zeigt  auch  conc.  Benev. 
1725  dt :  „ut  qnadragesimales  concionatores 
possint  ab  episoopo  ad  optatum  animarum  pro- 
fectum  probari,  universitatibua  caeterisque 
existentibus  in  quasi  possesslone  praesentandl 


concipnatores  ob  legitimum  praescriptum  tempus 
episcopus  praeflgat  terminum  ad  praesentandum 
per  totum  diem  ss.  Epiphaniae ,  quo  elapsö  et 
praesentatione  non  facta ,  ins  nominandi  pro  illa 
vice  ad  ipsum  episcopum  devolvatur  et  universi- 
tates  caeterique  praedicti  nihilominus  teneantur 
expensas  subministrare  iuxta  solitum".  Auf  der- 
selben Anschauung  beruhen  auch  die  Entsch.  d. 
Congr.  conc,  dass,  wenn  ein  Ordensoberer,  wel- 
cher für  eine  die  eleemosyna  zahlende  Kommune 
oder  Universität  in  seiner  Regularkirche  predigen 
lässt,  den  auszuwählenden  Prediger  nicht  selbst 
deputiren  kann ,  d.  h.  die  bischöfliche  Ermäch- 
tigung für  ihn  einholen  muss,  Ferraris  s.  v. 
praedicatio  n.  53,  und  dass  da,  wo  eine  regel- 
mässige Annahme  von  Fastenpr^igem  gegen 
Entrichtung  einer  dafür  bestimmten  eleemosyna 
üblich  ist,  bei  nicht  rechtzeitiger  Präsentation, 
für  welche  ein  Termin  durch  partikularrechtliche 
Anordnung  fefltgesetzt  werden  kann ,  der  Ordi- 
narius selbst  den  Prediger  bestimmt,  aber  nichts  ■ 
destow«niger  diesem  von  den  sonst  Verpflichteten 
die  eleemosyna  zu  zahlen  ist,  Ferraris  1.  c. 
n.  48  ff.  und  conc.  Benevent,  cit.  In  einer  sol- 
chen Bestimmung  liegt  einmal  die  Ertheilung  der 
Ermächtigung,  im  Uebrlgen  aber  Je  nach  Lage 
der  Fälle  die  Auswahl  der  Person  des  Predigers 
statt  des  Berechtigten  oder  die  freie  Deputirung 
des  gewählten  kraft  der  Jurisdiktion  oder  auch 
kraft  der  Pflicht,  einen  Substituten  zu  bestellen 
(s.  die  folg.  Anm.),  unter  Fortfall  der  dem  Be- 
rechtigten zustehenden  Befngniss  zur  Bezeich- 
nung der  zu  deputirenden  Personen  wegen  der 
Versäumniss  der  Ausübung  des  Rechtes. 


§.  227.] 
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den  Substitation  seliges  eigjenen  Vertreters  an  der  Kathedrale  bezogen  haben  ^ ,  sind 
durch  das  Konzil  von  Trient  nicht  beseitigt  worden  ^. 

lU.  Die  Pflicht  znm  Predigen.  1.  Geschichte.  Nach  der  Ausbildung 
der  bischöflichen  Verfassung  hatte  vor  Allem  der  Bischof^  als  der  zur  Verwaltung  des 
Lehramtes  berufene  kirchliche  Amtstrftger ,  die  Pflicht,  seine  Qemeinde  durch  die 
Predigt  zu  belehren  ^.  Dieser  kam  er  bei  der  Abhaltung  der  regelmässigen  und  her- 
gebrachten Gottesdienste  an  Sonntagen  und  Festtagen  nach  *,  Ein  Bedürfiiiss  nach 
näherer  Regelung  dieser  Verpflichtung  hat  sich  offenbar  in  den  ersten  Jahrhunderten 
der  Kirche  nicht  gezeigt,  weil  die  Bischöfe^  die  gedachte  Pflicht  eifrig  erfällten ^,  ja 


«  S.  o.  S.  461.  Nach  der  Praxis  ^er  Congr. 
conc.  kann  aber  der  Bischof  bei  der  Kathedrale 
aus  Billigkeit-  ein  solches  Präsetitationsrecht 
fort  bestehen  lassen  und  die  bisher  entrichtete 
eleemosyna  weiter  fordern.  Thut  er  dies  nicht 
nnd  entscheidet  er  sich  für  freie  Substitution 
seines  Vertreters,  so  ist  er  nicht  mehr  befugt,  den 
bisherigen  Präsentatioqsberechtigten  zur  weiteren 
Gewährung  der  eleemosyna  anzuhalten ,  muss 
diese  yielmehr  seinerseits  dem  Vertreter  zahlen, 
Congr.  conc.  in  der  Ausgabe  des  Tridentinums 
T.  Oallemart.  Köln  1722.  S.  405;  Ferraris 
8.  ▼.  praedicatio  n.  38lf. 

2  Das  hat  die  Congr.  conc.  in  fester  Praxis  fQr 
alle  Rechte,  welche  sich  nicht  auf  Kathedralen  be- 
zogen haben  nnter  der  Voraussetzung,  dass  sie  auf 
unvordenklicher  Verjährung  beruhen ,  angenom- 
men, und  zwar  gleichviel,  ob  der  Präsentations- 
berechtigte dem  Prediger  eine  eleemosyna  gezahlt 
hat  oder  nicht,  während  sie  im  Fall  einer  anderen 
als  der  unvordenklichen  Verjährung  den  Bischof 
zwar  nicht  fQr  verpflichtet  erachtet  hat ,  das  bis- 
herige Vorschlagsrecht  anzuerkennen-,  ihm  aber 
dann  auch  das  Recht  abgesprochen  hat ,  die  Ent- 
richtung der  eleemosyna  seitens  des  Dritten  zu 
verlangen,  Pignatelli  1.  c.  n.  37ff. ;  Ferra- 
ris n.43ff. 

Die  französische  Gesetzgebung  erkennt 
noch  heute  ein  solches  Vorschlagsrecht  an.  Nach 
dem  Fabrik-Dekret  v.  SO.  Dezember  1809  Art.  32 : 
„Les  predloateurs  seront  nommtfs  par  les  mar- 
guilliers  i  la  pluralit^  des  suifrages ,  sur  la  Prä- 
sentation faite  par  le  cur^  on  desservant,  et  i  la 
Charge  par  les  dits  prtfdieateurs  d'obtenir  l'au- 
torisation  de  Tordinaire^  und  Art.  37 :  „Les  char- 
ges  de  la  fabrique  sont :  .  .  .  2 ,  de  payer  Thono- 
raire  des  prtfdicatenrs  de  lavent ,  dn  careme  et 
autres  solenuiti^s^,  hat  die  Kirchmeisterstube, 
weil  die  Kirchenfabrik  die  eleemosyna  zu  zahlen 
verpflichtet  werden  kann  (vgl.  Andr^,  cours 
alphab^tique  de  la  Mgislation  clvile  eccltfsiästl- 
que  IV.  ^d.  4,  121)  im  Anhalt  an  die  frühere 
Uebung,  s.  a.  a.  0.  S.  120,  das  Recht,  auf  Vor- 
schlag des  Pfarrers  die  ausserordentlichen  Prediger 
zu  bestimmen.  Dass  sich  Art.  .32  nur  auf  diese  be- 
zieht, ergiebt  Art.  37  und  femer  der'  organische 
Artikel  50 :  „Les  pr^ications  solennelles  appel- 
l^es  sermons  et  eelles  eonnues  sons  le  nom  de 
stations  de  l'avent  et  du  careme  ne  seront  faltes 
que  par  des  pretres  qui  en  auront  obtenu  une 
autorisation  sp^ale''  in  Verbindung  mit  dem 
Umstand,  dass  die  Pfarrer,  Desservants  und  Vi-  . 
kare  den  regelmässigen  Predigtdienst  zu  versehen 


>V     TOU 

ic't^v 
3.221. 


haben,  And  rtf  1.  c.  p.  120.  Für  den  gewählten, 
ausserordentlichen  Prediger  ist  dann  noch  die  Er- 
mächtigung, lioentia  des  Bischofs ,  nicht  Geneh- 
migung (so  nicht  korrekt  Geigel,  dasfranzös. 
und  reichsläudische  Staatskirchenrecht  S.  2Ö4) 
einzuholen.  Mangels  einer  Einigung  zwischen 
der  Kirchmeisterstube  entscheidet  der  Bischof 
nach  Anhörung  des  ^abrikrathes.  Geig  el  S.316. 
n.  3 ,  d.  h.  er  hat  dann  ausser  der  Ertheilung  der 
Ermächtigung  auch  noch  das  Recht  derAuswahl. 
In  der  preussischen  Rheinprovinz  i^t  das  be- 
treffende Recht  der  Ernennung  zufolge  ^  bl  des 
Gesetzes  v.  20.  Juni  1875  über  die  Vermögens- 
verwaltung i.  d.  kath.  Gemeinden  auf  den  Kir- 
chenvorstaud  übergegangen. 

3  Diese  Amtspflicht  folgte  aus  der  Stellung 
des  Bischofs ,  s.  auch  den  allgemein  sich  auf  die 
Ausübung  des  Lehramtes  beziehenden  can.  58 
apost. :  *Rii(oxoitoc  ^  itpcoß6T€poc  ^(aeXwv  toD 
xXtjpoO  ^  ToO  XaoO  xal  p.ifj  .'Jtai^e6<nv  oiTOoc't^v 
euoeßeiov,  di^opiC^odo,  ^itipivcnv  hi  tq  {>aÖ^' 
xa»aipe(o»(u.  Sardic.  343  c  11  (s.  Bd.  III.  S.j 
n.  3),  welches  sich  gegen  das  längere  Verweilen 
der  Bischöfe  in  fremden  Städten  richtet,  hat  die- 
selbe Tendenz ,  und  zeigt  (,.forte  enim  evenit, 
episcopum  loci  non  esse  tam  instruotum  neque 
tarn  doctum,  is  verp  qui  advenit;  ineipiat  contem- 
nere  eum  et  frequenter  facere  sermoneni,  ut 
dehonestet  et  inflrmet  illius  personam^),  welches 
Gewicht  gerade  auf  die  Ausübung  des  Predigt- 
amtes gelegt  wurde. 

«  S.  die  Anführungen  S.  449.  n.  3^5  und 
S.  450.  n.  2. 

^  Sofern  sie  überhaupt  Ihres  Amtes  selbst  wal- 
teten ,  denn  anderenfalls  konnte  sich  ^  gesetz- 
liche EinschreiteA  nicht  blos  auf  die  Ausübung 
der  Predigt  beziehen,  s.  Bd.  III.  S.  221. 

«  Wie  z.  B.  Gregor  v.  Nyssa,  Basilius,  Gregor 
V.  Nazianz ,  Johannes  Chrysostomus ,  im  Abend- 
lande Ambxosius,  Augustin,  dann  später  von  den 
römischen  Bischöfen  Leo  I.  und  Gregor  L,  Probst. 
Katechese  S.  221  ff.  Dass  dabei  zum  Theil ,  na- 
mentlich im  Morgenlande,  die  Eitelkeit,  als  Red- 
ner zu  glänzen,  einen  Beweggrund  abgegeben 
hat,  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  wurde 
doch  sogar  .den  Predigern  in  der  Kirche  durch 
Klatschen  mit  den  Händen  und  Stampfen  mit 
den  Füssen  Beifall  gespendet,  wie  sich  dies  aus 
dem  mehrfachen  Tadel  dieser  Sitte  ergiebt,  G  ie  - 
seJer,Kirohengesch.II.2,  320.n.l6;  Probst, 
Katechese  S.  144.  Schon  die  Synode  v.  Antio- 
ehien  269  wirft  dem  Bischof  Paul  v.  Samosata 
vor,  dass  er  sich  in  der  Kirche  eine  Rednerbühne 
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sogar  die  Presbyter,  obwohl  sie  sich  dabei  der  Mithttlfe  derselben  bedienen  konnten^, 
mitunter  vom  Predigen  ansschlossen^. 

Im  merovingischen  Belebe  musste  dagegen  dem  verweltlichten  EpiKkopate  die 
Pflicht  zum  Predigen  schon  eingesch&'ft  werben  ^,  ohne  dass  dies  unter  damaligen 
Verhältnissen  von  entscheidendem  Erfolg  gewesen  sein  mag.  Ja ,  die  karolingischen 
Gesetze  und  die  karolingischen  Synoden  sahen  sich  (offenbar  wegen  der  Inanspruch- 
nahme der  Bischöfe  durch  andere,  namentlich  die  politischen  Geschäfte ^j  genöthigt, 
von  der  Forderung  einer  persönlichen  Ausübung  des  Predigtamtea  seitens  derselben 
Abstand  zu  nehmen,  und  beanspruchten  nur,  dass  der  Bischof  durch  seine  Gehfilfen 
predigen  lassen  ^  und'fttr  eine  ausreichende  Wahrnehmung  des  Predigtamtes  seitens  der 
Priester  und  der  Pfarrer  und  für  eine  dem  Volke  verständliche  Predigt  sorgen  sollte^. 


habe  errichten  lassen,  beim  Predigen  thealralisch 
agirt,  namentlich  an  die  Schenkel  geschlagen  und 
mit  den  Füssen  gestampft ,  auch  Glaqueurs  mit- 
gebracht und  wie  ein  Sophist  sich  selbst  gerühmt 
habe,  Euseb.  bist  ecdes.  VlI.  BO. 

t  Const.  apoÄt.  II.  67,  S.  449.  n.  6;  Probst, 
Lehre  S.  20;  Probst^  Katechese  S.  141.  Auch 
konnte  einem  fremden  anwesenden  Bischof  das 
Predigen  gestattet  werden,  const  apost.  1.  c 

^  Sozom.  Yll.  19:  „llapd  (e  'AXe^av^peüoi 
(a6voc  6  rfjc  icöAeoK  ditloxoicoc  (Siödoxei).  Oaol  hk 
TOUTO  o6  TcpÖTepov  eifls^c  iirif^eadai ,  ^  d^^  ou 
'^  Apeioc  3rpeaB6Tepoc  c5v,itspl  top  5^yH^'^^^  dtaXef^' 
(üvoc  ivecDTtptoe". 

3  Ediot.  Guntramni  y.  585  (betr.  die  Sonn- 
tagsfeler)  Bor  et.  cap.  1, 11 :  „Ad  vos  ergo,  sacro- 
saucti  pontiüces, . .  .imprimis  nostrae  serenitatls 
sermo  dirigitnr,  sperantes  quod  ita  populum  .  . . 
praedicatione  studeaüs  corrigeie  et  pastorali 
studio  girbemare ,  qui^tenns  ...  concedatur  con- 
grua  saivatio  populorum  .  . .  Sed  vos  .  .  iungeu- 
tes  vobiscum  oonsacerdotes  Testros  et  fllios  senioris 
ecclesiae  ac  ludices  locorum  .  .  ita  universam 
populi  multitudinem  constanti  et  Tel  deo  piacita 
iuglter  praedicatione  oorrigite,  ut  et  beneTiventes 
mystiouB  adhortationis  sermo  mulceat  et  ex^ 
cedentes  ad  viam  recti  itineils  correotio  pastoralis 
adducat^;  S.  Jean  de  Losne  zw.  670—673  c  18 
(Bd.  III.  S.  540.  n.  2) :  „ut  quicumque  episcopus 
ecclesiae  praeesse  vldetur,  omnibus  dominids 
diebus  rei  solemnitatibus  sanctis  plebein  sibi 
commlssam  praedicatione  dirina  adloquatur  et 
sanota  intentlone  pervigilet,  üt  gregem  sibi  com- 
missum  alimentiB  spiritalibus  foveat^.  Auch 
früher  schön  ha1l>en  die  s.  g.  statuta  ecclesiae 
antiqua  e.  20  (c.  6  Dist.  LXXXVIII.)  aus  dem 
§.  Jahrh.  angeordnet:  „ut  episcopus  nullam  rei 
famlllaris  curam  ad  se  revoeet,  sed  lectioni  et  öra- 
tioni  et  Terbi  dei  praedicationi  tantummodo  yacet". 

«  Wegen  der  Klagen  darüber  s.  Bd.IlI.  S.  480; 
inslihesondere  bitten  die  Bischöfe  auf  der  Reichs- 
Synode  v.  Temeuil  844  c.  2,  LL.  1,  384 ,  Ihnen 
Müsse  für  die  Predigt  zu  lassen.  Den  Verfall  des 
Predigtwesens  in  Italien  thells  dureh  Schuld,  der 
Bischöfe  hebt  ausdrücklich  das  rescript.  oonsultat 
episcoporum  an  Kaiser  Ludwig  II.  u.  855,  B  a  1  o  z  e 
capit  2, 352,  auch  M  a  n  si  17  app.  p.  239,  hervor. 

Ä  Cap.  Aqulsgr.  v.  817.  c.  28,  LL.  1,  209: 
„Episcopos  rero,  ut.siTe  per  se  sIto  per  vlcarios 
pabulum  verbi  dtvinl  sedulo  populis  adnuntieut, 
quia  ut  alt  b.  Qregorius  Iram  contra  se  occulti 


iudicis  excitat'  sacerdos,  si  sine  praedlcationis 
sonitu  incedit^.  S.  femer  die  Synoden  von  Aachen 
836  C.  IL  c  11 ,  Mansi  13,  679,  wonach  der 
Bischof  seinen  minister,  d.  h.  seinen  Ghorbischof, 
Archipresbyter  oder  Archidiakon,  vgl.  G.  II. 
e.  4  bt«,  ibid.  p.  680,  gehörig  unterrichten  soU, 
damit  er  bei  seiner  Erkrankung  oder  sonstiger 
Verhinderung  oder  im  Fall  einer  Vakanz  predigen 
könne;  Valeuoe  8ö5.  c  1:6,  L  c.  15,  10  (nach 
welcher  der  Bischof  selbst  in  der  Stadt  und  auf 
dem  Lande  predigen  oder  dies  durch  seine  ml- 
nistri  besorgen  lassen  soll)  und  Pavla  876.  o.  7, 
LL.  l,530(welche  eine  ähnliche  Vorschrift glebt). 
6  Admonitio  gener.  v.  789  c.  82,  Boret,  eap. 
1,  61:  „vestrum  vldendum  est  .  .  venerablles 
pastores..  . .,  ut  presbyteros  quos  mittitls  per  pa- 
lochlas  vestras  ad  regendum  et  praedlcandum  per 
ecdesias  populum  deo  servlentem,  ut  reote  et 
honeSte  praedicent ;  et  non  slnatis  nova  vel  non 
canonicaaliquos  ex  suo  sensu  et  non  secundum 
scripturas  «sacras  flngere  et  praedicare  populo. 
Sed  et  vosmetipsi  utilla,  honesta  et  recta  et  quae 
ad  Titam  dücunt  aetemara  praedicate  alioeque  In- 
struite ,  ut  haec  eadem  praedicent^  (woran  sich 
eine  nähere  Anweisung  über  die  Gegenstände, 
über  welche  gepredigt  werden  soll ,  anschliesst, 
vgl.  übrigens  auch  über  die  %on  Karl  veranstal- 
tete Sermonensammlnng,  Bd.  III.  S.  706.  n.  6) ; 
Gap.  de  exam.  eccles.  802?  c4,  1.  o.  p.  110: 
„  .  .  et  In  officio  praedicandl  ....  qualiter  eos 
(populos)  agere  doceant^  (presbyteri);  Cap.  eccles. 
810—813?  c.  15  LC  p.  179:  „Ut  .unusqulsque 
presbyter  capitula  habeat  de  maioribus  vel  mino- 
ribus  vitils,  per  quae  cognoscere  valeat  vel  prae- 
dicare subdltls  suis ,  ut  Caveant  ab  iusidlis  dla- 
boll";  Capit.  813  c  14,  l.  c  p.  174:  „De  ofÄcio 
prsedicationis  ut  iuxta  quod  Intellegere  vnlgus 
possit ,  asslduae  flat^  Diese  letztere  Vorschrift 
steht  im  Zusammenhang  mit  den  Vorschlägen  der 
1.  J.  813  abgehaltenen  Beformsynoden  (Bd.  lU. 
S.  550),  von  denen  Arles  c  10,  Mansi  14,  60, 
verlangt,  dass  die  Priestei;  nicht  nur  In  den  Städ- 
ten, sondern  auch  auf  dem  Lande ,  Mainz  c  25, 
l.  c  p.  72;  dass  bei  Abwesenheit,  Krankheit  oder 
Verhinderung  des  Bischofs  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen ein  anderer  für  ihn  und  zwar  allgemiein 
verständlich  predige.  Vgl.  ferner  Bheims  c.  15 . 
l.  c  p.  78  („ut  eplscopi  sermones  et  homUias  ss. 
patrura ,  prent  omnes  intelligere  posslnt ,  secun- 
dUm  proprietatem  linguae  praedicare  studeaht"), 
sowie  Tours  c.   4,  l.  c.  p.  84 :  „Sollidte  stu- 
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Wenn  dann  wieder  im  1 0.  Jahrhundert  die  Bischöfe  und  Priester  auf  der  Reichs- 
synode  zu  Hohenaltheim  916  zur  Ausübung  des  Predigtamtes  verpflichtet  wurden  ^ 
so  ist  die  Durchführung  dieser  Vorschrift  offenbar  ebenfalls  an  den  faktischen  Ver- 
hältnissen gescheitert,  und  von  einer  regelmässigen  Ausübung  des  Predigtamtes  durch 
die  ersteren,  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmen^,  nicht  die  Rede  gewesen^.  Da  die 
Predigt  gegenüber  dem  sich  immer  fester  und  reicher  ausgestaltenden  Kultus  der  ka- 
tholischen Kirche  zurücktrat^,  so  fand  sowohl  die  allgemeine,  wie  auch  die  partiku- 
läre Gesetzgebung  kaum  Veranlassung,  energisch  auf  die  Ausübung  des  Predigtamtes 
zu  dringen  und  Vorschriften  darüber  zu  erlassen  ^. 

Erst  im  13.  Jahrhundert,  als  die  Predigtweise  einer  Anzahl  ketzerischer  Sekten 
durch  ihre  Einfachheit  und  Verständlichkeit  sich  für  die  Ausbreitung  der  Ketzereien 
förderlich  erwiesen  hatte,  schärfte  das  IV.  Lateranensische  Konzil  v.  1215  den 
Bischöfen  die  Fürsorge  für  die  Handhabung  der  Predigt  ein,  freilich  ohne  sie  persön- 
lich zum  Predigen  direkt  zu  verpflichten,  vielmehr  nur  mit  der  Anweisung,  an  den 
Kathedralen  und  an  den  Konventualkirchen  geeignete  Oeistliche  dazu  zu  bestellen  ^, 
Demnächst  haben  auch  manche  partikuläre  Synoden  ihrerseits  die  gehörige  Verwal- 
tung des  Predigtamtes,  bald  durch  die  Bischöfe  und  durch  andere  von  ihnen  zu  be- 
stimmende Personen^,  bald  auch  durch  die  Pfarrgeistlichkeit ^ ,  angeordnet,  indessen 


deat  nunc  qulsqne  episcopus  gregem  sibl  com- 
mlssam  sacra  praedicatlone ,  quid  agere ,  quid 
erltare  debet,  informare"  (ähnlich  Chalons  c  4 
1.  c.  p.  94);  B.  auch  Tonis  c.  7,  1.  c  p.  85:  „nt 
qnilibet  episcopus  habeat  homillas  continentes 
necessariaa  admonitiones ,  qnibns  subiecti  ern- 
diantni  .  .  .  nt  easdem  homillas  qnisqae  aperte 
transferre  stndeat  in  rusticam  romanam  lingnam 
aut  theotiscam,  qno  facilius  cnncti  possint  in- 
telligere  quae  dicnntui"  (wiederholt  Mainz  847 
c  2,  L  c.  p.  903). 

Auch  die  DiöcesauTorBchiiften  schärfen  den 
Priestern  die  Pflicht  zum  Predigen  ein,  cap. 
Theodulf.  Aurel.  n.  797  o.  28,  1.  c  13,  1001 : 
„Hoitamur  yos  paratos  esse  ad  docendas  plebes. 
Qui  scripturas  seit,  praedicet  scrlpturas :  qui  vero 
nescit,  saltem  hoc  quod  notissimum  est,  plebibus 
dicat,  nt  declinent  a  malo  et  faciant  bonum"; 
Hlnomari  cap.  ad  presbyt.  u.  852  c.  1  1.  c.  15, 
475 :  „Ut  nunc  qnisqne  presbyteromm  expositio- 
nem  symboli  atque  oratlonis  dominlcae  iuxta 
traditionem  orthodoxorum  patrum  plenius  discat, 
exinde  praedicando  populum  sibi  commissnm 
instruaf* ;  Cap. Rudolph! Bituric. c 8, l.cl4, 948. 

^  c  5,  LL.-2,  556 :  „episcopos  et  sacerdotes  ad- 
monemns  et  coram  districtl  indids  ocnlis  con- 
testamur,  nt . . .  pabulum  verbi  divini  Ulis  (po- 
pulis)  i.  e.  praedicationem  sednlo  administreuf^. 

2  Zu  diesen  gehört  z.  ß.  der  h.  Wolfgang 
V.  Regensbnrg  (972 — 994^ ,  Arnold,  de  memoria 
b.  Emmeran.  II.  ö ,  SS.  4,  557 :  „totns  in  divlna 
lege  devotus  inter  cetera  pastoralis  curae  mlniste- 
ria  sermoue ,  quem  ad  populum  inter  missarum 
solemnia  feclt  ex  more ,  in  tantum  ecolesias  ple- 
bem  assuefecit  freqnentare,  ut  per  dies  solemnes 
yix  dorn!  remanere  vlderentur  rei  familiäres  custo- 
des«;  Othlon.  vlta  Wolfkangi  c.  19,  1.  c.  p.  535. 

3  Was  die  Pfarrer  betrifft,  so  weist  die  notitia 
bei  Reglno  vor  IIb.  I  unter  den  Sendfragen  als  Nr.  33 
die  auf:  ;,Si  verbum  domini  populo  adnuuciet?" 

H  i  n  •  e  h  i  Q  • ,  Kircheur«ch*  IV. 


*  Entweder  fiel  sie  ganz  ans  oder  sie  wurde 
sehr  unfruchtbar  und  dem  Volk  wenig  zusagend 
behandelt,  Gi eseler,  Kirchengesch. II. 2, 483. 

^  Doch  bestimmt  die  Graner  Synode  v.  1144 
c.  2,  Mansi,  21,  100:  „In  omni  dominlco  die 
in  maioribus  ecclesiis  OYangelium  et  epistola  ex- 
ponantur  populo,  in  minoribus  vero  ildes  et  oratio 
domlnica". 

«  c.  10  (auch  c  15  X  de  off.  lud.  ordln.  I.  31) : 
„Inter  cetera  quae  ad  salutem  spectant  populo 
christiani,  pabulum  verbi  dei  permaxime  noscitnr 
sibi  esse  necessarium  .  .  .  Unde  cum  saepe  con- 
tingat,  quod  episcopi  propter  occupationes  mul- 
tiplices  vel  invalitudines  corporales  aut  hostlles 
incursus  seu  occasiones  alias  (ne  dicamns  de- 
fectum  sdentiae,  quod  in  eis  est  reprobandum 
omnino  nee  de  cetero  tolerandum)  per  se  Ipsos 
non  sufüciant  minlstrare  populo  verbum  dei, 
maxime  per  amplas  dioeceses  et  diffusas .  .  . 
sancimus,  nt  episcopi  Yiros  idoneos  ad  s.  prae- 
dicationis  officium  salubriter  exequendum  assu- 
mant ,  potentes  in  opere  et  sermone ,  qui  plebes 
sibi  commissas  vice  ipsorum ,  cum  per  se  idem 
nequiveriut,  eas  verbo  aediflcent  et  exemplo, 
quibus  ipsi,  cum  indiguerint,  congrue  necessaria 
mlnistrent,  ne  pro  necessariorum  defectu  com- 
pellantur  desistere  ab  incoepto"  (die  Fortsetzung 
s.  Bd.  I.  S.  428.  n.  3). 

^  Arles  1234.  c.  2 ,  1.  c.  p.  337:  „nt  qnilibet 
episcopus  in  sua  dioecesi  frequenter  fldem  prae- 
dicet orthodoxam :  et  cum  expediet,  per  alias  ho- 
nestas  et  discretas  personas  faciat  praedicari^ 
(wiederholt  L'Isle  1251.  c  1 ,  1.  p.  793);  vgl. 
folgende  Anm.  Nach  Tarragona  1228.  c.2,  Te- 
Jada  eRamiro  colleccion  de  concilios  2,  324, 
sollen  an  Jeder  Kathedrale  die  tauglichsten  Män- 
ner ausgewählt  werden,  um  zu  predigen  und 
beichtzu  hören. 

8  Beziers  1246.  c.  7, 1.  c.p.  693 :  „quod  sacer- 
dotes parochlales  studeant  exponere  populo  die- 
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sind  derartige  Vorschriften  in  jener  Zeit  nicht  zahlreich ,  da  die  inzwischen  neu  ent- 
standenen Mönchsorden ,  vor  Allem  die  Franziskaner  und  die  Dominikaner,  sich  in 
ansgedehnter  Weise  der  Predigt  nnter  dem  Volke  annahmen  ^  und  einzelne  Konzilien 
sogar  die  Oeistlichen  ermahnten,  das  Volk  znm  Anhören  der  Predigten  der  Mönche 
anzuhalten^. 

2.  Das  geltende  Recht.  A.  Die  znm  Predigen  verpflichteten 
Amts  träger.  Endlich,  im  16.  Jahrhundert,  ist  die  katholische  Kirche,  genöthigt 
durch  die  hervorragende  Bedeutung,  welche  die  Predigt  im  Protestantismus  erlangt 
hatte ,  zu  einer  anderweiten  allgemeinen  Regelung  der  Pflicht  der  geistlichen  Amts- 
träger zur  Ausübung  des  Predigtamtes  geschritten. 

Das  Konzil  von  Trient,  welches  die  noch  heute  gültigen  gemeinrechtlichen  Nor- 
men aufweist,  verpflichtet : 

1 .  die  Bischöfe  (Erzbischöfe,  Primaten  3), 

2.  diejenigen  Prälaten^,  welche  eine  Kirche  zu  leiten  haben ^,  und  endlich 

3.  alle  diejenigen  Oeistlichen ,  welche  eine  für  die  Seelsorge  bestimmte  Kirche 
oder  ein  Seelsorge-Amt  verwalten,  mithin  vor  Allem  die  Pfarrer«, 

zur  persönlichen  Wahrnehmung  des  Predigtamtes. 

Von  der  Ausübung  desselben  sind  sie  nur  beim  Vorliegen  eines  genügenden 
Hinderungsgrundes  entbunden '. 

Da  aber  den  genannten  Amtsträgern  sehr  verschiedenartige  Amtspflichten  ob- 
liegen, und  gerade  die  Nothwendigkeit  der  Erftlllung  derselben  den  wichtigsten  Hin- 
derungsgrund für  die  Ausübung  des  Predigtamtes  bildet,  so  erhält  dadurch  thatsäch- 
lich  ihre  persönliche  Verpflichtung  eine  sehr  verschiedene  Ausdehnung. 

Beim  Bischof,  welcher  allein  in  seiner  Kirche,  der  Kathedrale,  zu  predigen  ver- 


bus  dominicis  artioolos  fldel  simpliciter  ac  dls-  dic&tionis  rounere  sob  eodem  Paulo  III.  decreta 

tincte'';  wiederholt  Albi  1254.  c.  17,  I.  c.  p.  836  füerunt ,  suum  robur  obtineant"),   bo  kann  die 

mit  dem  Zasatz :  „Et  ad  hoc  idem  in  sna  dioecesi  perBonllche  Pflicht  derselben  nicht  für  beseitigt  er- 

freqnentios  et  dlligentins  qnilibet  episcopus  sit  achtet  werden.  Das  Fortbestehen  derselben  setzen 

intentns,  et  com  per  se  non  poterit^   per  alias  auch  Barbosa,  J.  £.  U.  1. 13.n.3.20;  Pigna- 

honestas   personas    et    discretas    plane   ac   ex-  teilt  1.  c.n.^;  de  Laca  adnotat.  ad  conc  Trid. 

plicite  fidem  caiholicam  et  Ipslas  articulos  faclat  disc.  III.  n.  1  Yorans. 

praedicarl«.  6  S.  o.  S.  454. 

«  Vgl.  0.  S.  450.  «  Trid.  Sess.  V.  c.  2  dt :  „...  Archlpresbyteri 

2  S.  z.  B.  Trier  1227.  c.  8,  Mansi  03,  30:  qaoqne    plebani  et  qulcnnqne  paroohiales  vel 

M  . .  .  nt  Tiros  religiosos ,  ss.  fratres  praedicatores  alias  caram  animarum  habentes  ecclesias  quo- 

et  minores  .  .  .  benigne  redpiatis  (d.  h.  die  De-  cnnqne  modo  obtinent  per  se  vel  alios  idoneos,  sl 

kane)  ...  et  plebes  vobis  snbditas  ad  hoc  indn-  legitime  impediti  fuerint,  diebus  saltem  domini- 

catis,  nt  ab  Ipds  verbiim  dei  audiant^'.  eis  et  festis  solemnibus   plebes  sibi  commissas 

8  Ses«.  y.  c  0  de  ref.  (Anfang  o.  S.  464.  n.  9.  pro  sna  et  earum  capadtate  pascant  salataribuB 

Dann  folgt):    .,Si  vero  contigerit,  episcopos   et  verbis;  docendo  qoae  scire  omnibns  necessarinm 

alios  praedictos  legitimo  dedneri  impedimento,  est  ad  salutem  annundandoqne  eis  cnm  brevitate 

iiixta  formam  generalis  concllii  (d.  h.  das  lY.  et  fadlitate  sermonis  vitia  qnae  eos  decllnare  et 

lateranens.  o.  S.  465.  n.  6)  viros  idoneos  assnmere  virtutes  qnas  sectari  oporteat,  nt  poenam  aeternam 

teneantar  ad  hninsmodi  praedicationis  officium  evadere  et  coelestem  gloriam  conseqni  valeant'' ; 

salubriter  exseqnendnm.     Si    qnis    antem   hoc  Sess. XXII.  doctr.de sacritmissae  c. 8:  ^...man- 

adimplere    contempserit ,     districtae    sabiaceat  dat  s.  synodus  pastoribus  et  sin gnlis  caram  ani- 

altionl^;  Sess.  XXIV.  c  4  de  reC  (s.  o.  S.  461.  marum  gerentibns  ,  et  freqnenter  inter  roissaram 

n.  5).  celebrationem  vel  per  se  vel  per  alios  ex  iis  quae 

^  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  erwähnt  ihrer  nicht,  in  missa  legantnr,  aliqnid  exponant  atqne  inter 

wohl  aber  Sess.  V.  c.  0  de  ref.    Da  sich  aber  die  cetera  ss.  huius  sacriflcii  mysterinm  aliqnod  de- 

erst  citirte  Vorschrift  nicht  als  eine  die  letztere  clarent,  diebus  praesertim  domlnids  et  festis,  s. 

aufhebende,  sondern  als  eine  de  blos  ergänzende  auch  Sess.  XXIV.  c  4  dt.  (o.  S.  461.  n.  5). 

nnd  modlflcirende  Anordnung  darstellt  (s.  auch  '  Sess.  V.  «.  0  u.  Sess.  XXIV.  c.  4  lassen  nur 

die  Schlussklausel :  .,ln  reliqnis  ea  quae  de  prae-  fQr  die  legitime  impediti  eine  Vertretung  zu. 
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banden  ist,  beschränkt  sich  die  Verpflichtung  daranf,  dass  er  im  Jahre  wenigstens 
einige  Male  an  Feiertagen  oder  an  Sonntagen  selbst  predigt  ^  Umgekehrt  verhält  es  sich 
mit  den  Pfarrern  2,  welche  bei  ihrer  amtlichen  Stellung  sehr  wohl  im  Stande  sind,  der 
Pflicht  nachzukommen  und  daher  dieselbe  für  die  Regel  persönlich  erfüllen  müssen  ^. 

Kraft  seines  Predigtamtes  hat  aber  der  Bischof^  zugleich  die  Verbindlichkeit,  für 
den  Fall  seiner  Verhinderung  —  und  im  Gegensatze  zum  Pfarrer  ist  dies  thatsächlich 
die  Regel  —  einen  geeigneten  Prediger  auf  seine  Kosten  ^  zu  substituiren®,  welcher  fUr 
ihn  das  Predigtamt  in  der  Kathedrale  ^  (aber  auch  nur  in  dieser)  wahrzunehmen  hat^. 

Im  übrigen  haben  die  Pfarrer  und  die  anderen  Träger  von  Seelsorge- Aemtem  an 
ihren  Kirchen  die  Pflicht,  das  Predigtamt  persönlich  auszuüben«,  da  sie  in  dieser  Be- 
ziehung die  ein  für  aUemal  eingesetzten  Gehülfen  des  Bischofs  sind  ^^.  Ist  aber  ein 
solcher  verhindert,  so  hat  er  seinerseits  nicht  das  Recht,  sich  einen  Vertreter  zu  sub- 
stituiren,  vielmehr  steht  dieses  allein  dem  Bischof  ^^  zu  ^2. 


1  Ebensowenig  wie  das  Tridentinam  giebt  das 
Caeremon.  episcop. ,  vgl.  I.  7.  n.  4;  22.  n.  1; 
II.  8.  n.  48  einen  Anhalt,  diese  persönliche  Pflicht 
des  Bischofs  näher  zu  bestimmen.  Vgl.  auch 
Bd.  III.  S.  226. 

£lne  eleemosyna  fQr  die  in  Ausübung  seines 
Amtes  gehaltenen  Predigten  zu  fordern,  ist  er 
nicht  berechtigt ,  Ferraris  1.  c.  n.  24. 

2  Und  den  ihnen  gleichstehenden  Verwaltern 
von  Seelsorge-Aemtern,  s.  o.  S.  454.  n.  10,  s.  fer- 
ner Bd.  III.  S.  229,  und  wegen  der  Missionspfarrer 
noch  Diöces.  Syn.  Newyork  v.  1882,  Arclu  f. 
kath.  K.  R.  51,  263. 

3  In  der  Mitte  zwischen  dem  Bischof  und  dem 
Pfarrer  stehen  die praelati  nullius  und  die  übrigen 
praelati  cum  jurisdictione  quasi  episoopali. 

^  Ebenso  auch  die  gedachten  Prälaten  in  Be- 
treff der  Kirche,  welche  sieieiten.  S.  noch  unten 
Anm.  11. 

^  Also  auf  Kosten  der  Einkünfte  seiner  mensa, 
Congr.  conc.  bei  Ferraris  s.  v.  alimenta  n.  116 
n.  die  Ausgabe  des  Tridentinums  v.  Gallemart 
S.  407,  s.  auch  Bd.  II.  S.  320.  n.  9. 

ö  Vgl.  darüber  auch  o.  S.  461. 

■^  Falls  an  der  Kathedrale  zugleich  eine  beson- 
dere, selbstständige  Pfarrei  errichtet  ist,  wie  z.  B. 
in  Mecheln,  s.  de  Herdt,  praxis  capitularis 
p.  89 ,  hat  für  die  Parochianen  dieser  letzteren 
der  betreffende  Dompfarrer,  wie  Jeder  andere 
Pfarrer  (vgl.nachher  im  Text)da8 Predigtamt  wahr- 
zunehmen, s.  auch  Congr.  conc.  bei  Richter, 
Tridentinum  S.  22.  n.  5.  Bei  etwaiger,  dem  Ka- 
pitel oder  einer  Dignität  zustehenden  cnra  habi- 
tualis,  Bd.  II.  S.  304,  kommt  das  Recht  und  die 
Pflicht  demjenigen  zu,  welchem  die  cura  actualls 
obliegt,  Congr.  conc.  v.  1882,  Acta  s.  sed.  15, 
333  und  de  Herdt  l.  c.  p.  92. 

0  Der  theologns  an  der  Kathedrale  hat  kraft 
seines  Amtes  Vorlesungen  über  die  h.  Schrift, 
vor  Allem  für  den  Klerus  zu  halten,  Bd.  II. 
S.  119,  ja  nach  der  neueren  Praxis  der  Congr. 
conc,  welche  sich  auf  dieEncyklika  Gregors  XVI.: 
Inter  praecipuas  v.  9.  Mai  1844.  $.  3 ,  Acta  s. 
sed.  9,  621,  stützt,  genügt  er  dieser  nicht ,  wie 
früher  angenommen  wurde,  durch  Lehren  der 
scholastischen  Theologie,  AcU  cit.  8,  336 ;  9,  505. 
516;  10,  629;  13,  88u.  15,  464.    Der  Zweck 


dieser  Schrifterklärung  ist  ein  wesentlich  anderer 
als  deijenigen ,  welche  in  der  Predigt  vorkommt 
(s.  Congr.  conc.  bei  Sentis ,  d.  praebenda  theo- 
logalis  u.  poenitentialis  S.  11.  n.  44* :  „aliam  esse 
yerbi  divini  praedicandi  rationem  a  parochis, 
aliam  a  canonicis  theologis  sequendam**).  Des- 
halb hat  der  theologus  als  solcher  keine  Verbind- 
lichkeit zu  predigen ,  und  der  Bischof  ist  nicht 
berechtigt,  ihn  dazu  zu  zwingen,  Bd.  II.  S.  119. 
n.  7  a.  E.  u.  Congr.  conc.  1847,  Acta  cit.  9,  517 
u.  10, 511.  Die  älteren,  bei  Ferraris  1.  c. n.  110 
mitgetheilten  Entscheidungen  haben  jedenfalls 
in  Folge  der  gedachten  neuen  Praxis  Ihre  Be- 
deutung verloren. 

0  Bd.  m.  S.  233  u.  Anm.  8  dazu,  s.  auch 
Congr.  conc  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  22.  n.  3. 
Eine  den  Pfarrer  von  seiner  Pflicht  befreiende 
Gewohnheit  hat  die  Congr.  conc.  als  nicht  ratio- 
nabilis  und  als  cormptela  wegen  Trid.  Sess.  V. 
c.  2  cit.  (v.  „neqne  huius  decreti  executionem 
consuetudo  impedire  valeaf 9  für  rechtsungültig 
erklärt,  es  aber  dem  Bischof  überlassen,  bei  regel- 
mässiger Wahrnehmung  des  Predigtamtes  den 
Pfarrer  von  der  Erfüllung  der  Pflicht  an  dem 
einen  oder  anderen  Festtage  zu  entbinden,  Entsch. 
V.  1878  in  Acta  cit  9,  465. 

10  Deshalb  ist  der  Pfarrer  einerseits  berechtigt, 
selbst  zu  predigen  und  braucht  sich,  wenn  er 
nicht  verhindert  ist ,  die  Bestellung  eines  Ver- 
treters durch  den  Bischof  nicht  gefallen  zu  lassen, 
Ferraris  1.  c  n.  27,  andererseits  aber  ist  er 
nicht  befugt,  dafür,  dass  er  dieser  seiner  Amts- 
pflicht nachkommt,  eine  eleemosyna  zu  fordern, 
1.  c  n.  29  und  s.  v.  parochns  art.  I V.  n.  77 ;  P  i g  - 
natellil.  c.  IV.  206.  n.  62. 

11  In  den  Territorien  nnilius  dioeceseos  dem 
praelatus  nullius.  Die  übrigen  Prälaten  haben 
das  Recht  nicht.  Indessen  können  sie  sich  nach 
Trid.  Sess.  V.  c.  2  cit.  im  Falle  eigener  Verhin- 
dernng  einen  Substituten  ernennen ,  aber  einem 
solchen  hat  der  Bischof  die  licentia,  die  Ermäch- 
tigung (s.  0.  S.  455.  456)  zu  ertheilen.  Dies  Alles 
folgt  daraus,  dass  sie  nicht  vom  Diöcesanverbande 
eximirt  sind.  So  auch  die  Congr.  conc,  Pigna- 
telli  1.  c  n.  2  und  Ferraris  s.  v.  praedicatio 
n.  34  ff. 

12  Obwohl   der  Pfarrer    nach  dem   früheren, 
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Abgesehen  von  den  bisher  besprochenen^  durch  das  Tridentinnm  normirten 
Fällen  kann  femer  eine  Pflicht  zum  Predigen  begründet  werden : 

a.  durch  die  Uebertragung  eines  Amtes  oder  Benefiziums  y  dessen  Funktion  ge- 
rade die  Ausflbung  des  Predigtamtes  bildet  >^ 

b.  oder  eines  solchen,  mit  welchem  zwar  nicht  das  gemeine,  aber  das  partikuläre 
oder  statutarische  Recht  eine  solche  Pflicht  verbindet^, 

c.  durch  besonderen  Auftrag,  durch  Deputation  des  Ordinarius,  mag  der  erstere 
lediglich  auf  das  Predigen  fftr  einen  Einzelfall  oder  far  längere  (z.  B.  fflr  die  Fasten-) 
Zeit  oder  auch  zugleich  auf  andere  Funktionen  (wie  z.  B:  bei  der  Deputirung  von 
Hfllfspriestem  in  die  Pfarreien  ^j  gerichtet  sein, 

d.  durch  Substitution,  um  fftr  den  Ordinarius  das  Predigtamt  wahrzunehmen  *, 

e.  endlich  auch  durch  persönliche  üebemahme  der  Pflicht  gegenüber  einer  Kom- 
mune, einer  Kirche,  einer  frommen  Brüderschaft  oder  gegenüber  einem  anderen 
Geistlichen  *. 

B.  Der  Umfang  der  Pflicht  zum  Predigen.  Das Tridentinum «  verlangt, 
dass  das  Predigtamt,  sei  es  durch  die  persönlich  zum  Predigen  verpflichteten  kirch- 
lichen Amtsträger,  sei  es  durch  die  Vertreter  derselben  an  allen  Sonntagen  und  an  allen 
gebotenen  Feiertagen  '^,  femer  während  der  Fastenzeiten  der  Quadragesima  und  des 
Advents 8  täglich  oder  wenigstens  dreimal  in  der  Woche,  worüber  der  Ordinarius^ 
nähere  Bestimmung  zu  treffen  hat  ^^,  oder  auch  sonst  noch,  so  oft  es  nach  seinem  £r- 


durch  das  Tridentinum  nicht  beseitigten  Recht 
die  Befugniss  hat,  sich  für  seine  übrigen  Funk- 
tionen die  Gehülfen  selbst  anzunehmen.  Wo  aber 
diese  letztere  jetzt  ebenfalls  durch  den  Bischof 
geübt  wird,  s.  o.  S.  461.  n.  3,  fallt  der  Unter- 
schied fort. 

Was  die  noch  hierher  gehörige  Vorschrift  des 
Trid.  SesB.  XXIV.  c.  4  cit.  über  die  Kosten  einer 
solchen  Bestellung  betrifft  („impensis  eorum,  qui 
eas  praestare  vel  tenentur  vel  solent^) ,  so  liegt 
die  Pflicht  (^tenentur)  den  Pfarrern  selbst  ob, 
Ferraris  s.  y.  alimenta  n.  116  u.  Bd.  II.  S.  3^. 
n.  9.  Wenn  indessen  wegen  des  zu  grossen  Um- 
fanges  der  Pfarrei  Gehülfen  bestellt  werden  müs- 
sen oder  der  Pfarrer  nicht  mehr  als  die  congrua  be- 
zieht, so  haben  diejenigen,  z.  B.  die  Gemeinden, 
aufzukommen,  welche  im  Allgemeinen  für  die 
kirchlichen  Bedürfnisse  einzutreten  rerpflich- 
tet  sind,  s.  Bd.  II.  S.  321,  sofern  nicht  besondere 
Gewohnheiten  (das  bezeichnet:  solent)  in  Frage 
kommen,  Ferraris  l.  c  n.  114  u.  o.  S.  462. 

1  Wie  einer  selbststandigen  Predigerstelle  oder 
eines  Prädikaturbeneflziums,  s.  o.  S.  454. 

2  S.  z.  B.  Prov.  Konz.  Neugranada  1868,  coli, 
conc.  Lac.  6,  490:  „Abrogata  igltur  quacunque 
contraria  consuetudine  .  .  .  mandamus,  ut  omnes 
et  singuli ,  qui  canonica  pollent  dignitate  ,  sine 
Ulla  retributionis  spe ,  diebus  auctoritate  nostra 
designandis ,  bis  saltem  in  hebdomada  tempore 
quadragesimae  et  adventus  altematim  pabulo  coe- 
lestis  doctrinae  populos  enutriant". 

»  S.  0.  S.  461  u.  467.  n.  12. 

*  S.  0.  8.  461. 

^  S.  0.  S.  462.  Hierbei  handelt  es  sich  um 
einen  öffentlich-rechtlichen  Vertrag,  da  das  Pre- 
digen eine  öffentliche  kirchliche  Funktion  ist  und 
nicht ,  wie  das  Lesen  yon  YotiTmessen ,  zur  Be- 


friedigung der  religiösen  Bedürfnisse  eines  ein- 
zelnen Gläubigen ,  s.  o.  S.  182.  n.  8  u.  S.  196, 
erfolgt,  Tielmehr  in  allen  solchen  Fällen,  in 
denen  eine  derartige  Uebereinkunft  statt  hat,  die 
Tertretungs-  oder  aushülfBweise  Wahrnehmung 
derjenigen  Funktion  in  Frage  steht,  welche 
der  eigentlich  mit  der  Ausübung  des  Predigt- 
amtes betraute  kirchliche  Amts  träger  (wie  der 
Bischof  oder  Pfarrer)  kraft  seiner  öffentlich  recht- 
lichen Stellung  zu  vollziehen  hat. 

«  Sess.  XXIV.  c.  4  cit  Diese  Stelle  muss  ge- 
genüber den  anderen  unbestimmteren  Vorschrif- 
ten in  Sess.  V.  c.  4  u.  Sess.  XXII.  cit  (s.  o.  S.466. 
n.  6)  als  die  massgebende  betrachtet  werden ,  s. 
auch  0.  S.  466.  n.  4. 

^  Denn  nur  diese  kommen  in  Betracht.  So 
auch  Rom.  ProY.  Konzil  1726,  coli.  Lac.  1,  347; 
Kölner  V.  v.  1854,  Dumont,  Sammig.  kirchl. 
Erlasse  f.  Köln  S.  7. 

s  Nicht  zu  anderen  Zeiten,  namentlich  nicht 
an  den  Vigillen,  Ferrariss.  t.  praedicatio  n.  6. 

®  Also  der  Bischof  oder  der  praelatus  nullius, 
der  erstere  aber  auch  für  die  Kirchen  eines  zu 
seiner  Diöcese  gehörigen  praelatus  cum  iurisdic- 
tione  quasi  episcopali. 

>o  Dass  auch  der  Bischof  das  Predigen  blos  an 
den  Wochentagen  zur  Zeit  der  Quadragesima  an- 
ordnen und  die  Unterlassung  an  allen  Wochen- 
tagen zur  Adrentszeit  gestatten  kann,  so  Bar- 
bosa  de  off:  episc.  P.IIL  alleg.  76.  n.  30;  Fer- 
raris 1.  c.  n.  6,  entspricht  dem  Wortlaut  des 
Tridentinums  nicht,  denn  das  „si  ita  oportere 
duxerlnt"  lässt  ihm  nur  die  Wahl ,  es  an  allen 
Wochentagen  oder  wenigstens  an  dreien  zu  ver- 
langen. Mit  Rücksicht  darauf,  dass  man  die  Ad- 
▼entszeit  später  nicht  mehr  zu  den  eigentlichen 
Fastenzeiten  gerechnet  hat,  Gallemait,  Aus 
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messen  wünsohenswerth  erscheint  ^ ,  ansgeübt  werden  soll.  Die  Predigt  kann  wäh- 
rend der  Messe  gehalten  werden  2.  Absolut  nöthig  ist  dies  aber  nicht,  vielmehr  darf 
es  anch  vor  Beginn  derselben«  ja  anch  ganz  unabhängig  von  derselben,  wie  z.  B.  des 
Nachmittags  ^,  geschehen. 

Eine  Pflicht,  zweimal  an  demselben  Tage  zu  predigen,  ist  keinem  kirchlichen 
Amtsträger  gemeinrechtlich  auferlegt  ^.  wennschon  da ,  wo  ein  Bedürfniss  vorliegt, 
die  Anordnung  erlassen  werden  kann  und  auch  partikularrechtlich  getroffen  ist,  dass 
während  der  Frühmesse  der  Pfarrer  selbst  nach  Massgabe  seiner  Arbeitskraft  oder 
durch  einen  Hül&geistlichen  eine  kurze  Bchrifterklärung  an  Stelle  der  Predigt  zu 
halten  hat^,  oder  dass,  wenigstens  zu  bestimmten  Zeiten,  ebenfalls  des  Nachmittags 
gepredigt  werden  soll*. 


gäbe  des  TridenÜnums  S.  406,  hat  sich  aber  zam 
Theil  die  Uebnng  gebildet ,  es  an  den  Wochen- 
tagen in  dieser  ganz  zu  unterlassen  ,  Barbosa 
und  Ferraris  1.  0.  Die  neueren  partikulären 
Vorschriften ,  s.  die  cit.  Kölner  V.  v.  1864  und 
unten  Anm.  5  u.  6,  schreiben  wieder  das  Predigen 
in  der  Adventszeit  vor. 

»  S.  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ref.  Vgl.  auch 
unten  Anm.  5  u.  6. 

2  Trid.  Sess.  XXII.  de  sacrif.  mlssae  c.  8  cit., 
und  zwar  Yor  dem  Offertorium ,  s.  0.  S.  178. 
n.  6 ;  Missale  ritus  oelebr.  VI.  n.  6 :  „Si  autem 
Sit  praedleandum ,  coneionator ,  flnito  eyangelio 
praedicet  et  sermone  sive  ooncione  expleta ,  di- 
catur :  Oredo  yel  si  non  sit  dicendum ,  cantetur 
offertorium^  Für  die  Regel  während  der  Haupt-, 
d.  h.  in  Pfarrkirchen  der  Pfarrmesse,  Conc.  prov. 
Rom.  172Ö,  coli.  conc.  Lac  1,  347;  Wien  1858; 
Köln  1860,  1.  c  5,  182.  342. 

s  S.  darüber  nachher  Anm.  6.  Jedoch  ist 
das  für  die  Regel  nur  statthaft,  wenn  auch  Vor- 
mittags an  einem  Tage ,  an  welchem  die  Predigt 
obligatorisch  ist,  eine  solche  gehalten  worden  ist, 
denn  an  solchen  muss  für  dieselbe  möglichst  eine 
Zeit  gewählt  werden ,  zu  welcher  ihr  die  Gläu- 
bigen am  leichtesten  beiwohnen  können,  ygl. 
aber  Utrecht  1865  (unten  Anm.  5). 

*  Haben  sie  eine  Filialkirche  mit  zu  versehen, 
so  mus^n  sie  abwechselnd  auch  in  dieser  pre- 
digen, s.  ProT.  Konz.  Tarragona  1695,  coli.  conc. 
Lac.  1,  744. 

5  Wien  1858,  coli.  cit.  6,  182:  „übi  parocho 
unus  saltem  laborum  socius  praesto  e8t,in  dominicis 
et  festis  praeter  copiosum  sermonem  ante  vel  inter 
missam,  quae  solemniori  ritu  celebratur,  dicen- 
dum ,  mane  in  evangelium  ea  die  legendum  ho- 
milia  brevis  facilisque  habeatur";  Utrecht  1865, 
ibid.  p.  806 :  „ut  omnibus  diebus dominicis  et  festis 
in  missa  quae  solemniori  ritu  celebratur ,  concio 
uberior  Hat  de  iis ,  quae  ad  virtatem  incitamento 
sint  et  a  vitiis  quae  dominantur  abhorrere  faciant; 
in  aliis  autem  missls ,  quae  statutis  locls  die  do- 
minico,  sl  non  est  primae  classis  et  festum  in 
popnlo  feriandum  non  occurrit,  brevis  instructio 
habeatar  ad  populum  in  flde  christiauisque 
obligationibus  instituendum  aliave  explicanda 
quae  ad  sacramenta  ac  pretiosnm  ecclesiasti- 
cae  liturgiae  thesanrum  pertinent.  Ubi  vero 
solus  est  parochus ,  concionem  vel  instructionem 
in  prima  vel  secunda  missa  saltem  altematim  ha- 
beat.    Si  locorum   circumstantiae  id   postulent 


vel  aliae  legitlmae  raüones  suadeant ,  poterlt  or- 
dinarias  subinde  concedere,  ut  concio  et  instructio 
omittantur^  und  dazu  der  Bischofskonvent  der- 
selben Provinz  v.  1868,  ibid.  p.  931 :  „Quae  ibi- 
dem exponunturde  concionevel  instructione  ha- 
benda  diebus  dominicis  et  festivis ,  In  locls,  ubi 
solus  est  parochus,  ita  accipienda  sunt,  ut  satis- 
fadat  obligationi ,  dummodo  sub  prima  vel  se- 
cunda missa  praedicet ,  1.  e.,  concionem  vel  in- 
structionem habeat;  quamvis  in  hoc  altemata 
exercitia  praescribantur ,  ita,  ut  si  concio  hac 
dominica  aut  festo  habita  est,  sequenti  instructio 
flat.  Vehementer  tarnen,  ubi  valetudo  parochi 
id  permittit,  commendatnr,  ut  in  singula  missa 
diebus  dominicis  instructionem  aut  concionem 
habeat^  j  Siena  1860,  1.  c.  6,  260:  „In  ecdesiis 
ruralibus ,  ubi  tam  ingens  est  populi  copia ,  ut 
necessarium  sit,  ipsum  per  duas  partes  dlvidi  et 
diversis  horis  ad  sacrum  convenire  . . .  ut  prae- 
ter expositionem  evangelii,  quae  a  parooho  in 
sua  missa  conflcietur,  quaedam  alia  moralis  con- 
cio vel  saltem  lectio  in  alia  missa  habeatur''  *, 
Bourges  1850,  1.  c.  4,  1127:  „Istud  agent .  . . 
slngulis  saltem  dominicis  diebus  et  festis  solem- 
nioribas  in  missa  parochiali  et  in  altera,  ubi  plu- 
res  celebrantur,  saepius  etiam  tempore  adventus 
et  quadragesimae^'.  S.  auch  die  cit.  Kölner  V.  v. 
1854.  Aeltere  derartige  Verordnungen  citirt  bei 
Permaneder,  K.  R.  S.  776. 

0  Prag  1860.  L  c  5,  448 :  „In  maioribus  urbibus 
etpraesertim  cathedralibus,  providebunt  episcopi, 
ut  iteratis  per  decursum  anni  vicibus ,  nee  non 
diversis  in  ecclesils  condones  tempore  pomeri- 
diano  vel  vespertino  habeantur  .  .  .  Opportunum 
habendis  hisce  concionibus  extraordinariis  occa- 
sionem  praebent  sacrata  adventus  et  maxime 
quadragesimae  tempora,  quibus  sanctissima,  quae 
recoluntur ,  mysteria  et  dogmata  fldei  morumque 
nexu  systematico  magno  cum  fructu  exponi  po- 
terunt  Simili  modo  mense  Maio ,  cultui  b.  vir- 
ginis  Mariae  prae  ceteris  dicato ,  singulis  diebus 
devotio  vespertina  occurrit,  quae  convenlenti 
sermoni  vel  consideratloni  iuncta  ...  in  pluribus 
huiuB  provinciae  ecdesiis  fleri  et  a  fldelibus  piis- 
sima frequentari  consuevit...  Concionibus  extra- 
ordinariis ansam  quoque  praebent  et  materiam 
subministrant  singulares  maiores  momenti  even- 
tus  temporis  locorumqne ,  qui  dum  animos  occu- 
pant,  corda  ad  excipiendum  praedicationis  ver- 
bum  promptiora  reddunt";  Utrecht  1865,  1.  c. 
p.  806 :  .,Infra  annum  etiam,  cum  maiores  recur- 
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Ob  der  gemeinrechtlich  zum  Predigen  Verpflichtete,  also  der  Bischof,  Prälat  und 
Pfarrer,  seiner  Verbindlichkeit  allein  dadurch  genügt,  dass  QT/omuUiterpraedicat,  d.  h. 
eine  Predigt  im  eigentlichen  Sinne,  also  eine  erbauende  und  belehrende,  ein  be- 
stimmtes religiöses  Thema  durchfahrende  Rede  hält  oder  schon  dadurch,  dass  er  blos 
einzelne  Stellen  der  h.  Schrift  (z.  B.  im  Anhalt  an  das  Evangelium  der  Messe)  oder 
einzelne  kirchliche  Dogmen ,  Sakramente  und  Einrichtungen  erklärt  oder  auch  nur 
belehrende  und  ermahnende  Worte  Aber  die  religiösen  Pflichten  an  die  Gläubigen 
richtet,  darüber  hat  das  Tridentinum  keine  direkte  Bestimmung  getroffen  ^  Indessen 
lässt  sich  aus  seinen  Vorschriften  entnehmen,  dass  die  Pfarrer  und  anderen  Seelsorger 
im  Allgemeinen  schon  durch  Ansprachen  und  Belehrungen  der  zuletzt  gedachten  Art 
ihre  Pflicht  zur  Verwaltung  des  Predigtamtes  erfüllen  \  Seitens  der  Bischöfe  und 
ihrer  Substituten  wird  dagegen  mit  Rücksicht  auf  die  Würde  ihres  Amtes  und  auf 
die  Stellung  der  Kathedrale,  sowie  auf  die  Feierlichkeit  des  Gottesdienstes  in  derselben 
eine  formelle  Predigt  verlangt  werden  müssen  K 

Ausgeschlossen  ist  es  dagegen  keineswegs,  dass  durch  die  Partikulargesetzgebung, 
also  durch  die  Provinzial-  und  Diöcesan-Synoden ,  sowie  durch  bischöfliche  Verord- 
nungen den  Pfarrern  unter  Berücksichtigung  der  Bildung  des  Klerus,  der  Bedeutuug 
ihrer  Barchen*,  der  geistigen  Reife  und  der  Verhältnisse*^  ihrer  Gemeinden,  sowie 
des  Vorhandenseins  von  ausreichenden  Hülfskräften®  und  der  bestehenden  Einrieb- 


rent  solemnitates ,  animaram  rectores  ourabant, 
nt  extraordinariihabeantnr  ad  populum  sermones, 
in  officio  praesertim  pomeridiano.  Ipsa  diel 
solemnltas,  ubi  alias  circumstantiae  id  exigant, 
sicut  et  tempas  quadra^esimae  ratio  esse  potest 
transferendi  ad  horas  pomeridianas  instmctionem 
vel  concionem ,  qaae  in  missa  fleri  debuisset .  .  . 
parocbis  vehementer  commendamus ,  ut  uullam 
praeterire  faciant  occasionem,  quin  et  ad  pla 
exercitia  et  ad  verbum  dei  aodiendum ,  suos  pa- 
rochianos  infra  annam  vespertino  tempore  con- 
▼ocent  Id  nominatim  eos  praestituros  confldimas 
omnes  occasione  mensis  Maji,  qui  b.  Mariae  virg. 
cultui  peculiari  ratione  dicatus  est^  ;  Paderborn. 
Dioec.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  97:  „ut 
tempore  quadragesimali  vel  mane  inter  missam 
vel  ubi  propter  locorum  rationes  id  opportunius 
videtur  vespere  una  cum  devotione  huic  sacro 
tempori  adaptata  in  quavis  ecclesia  parocbiali 
Sacra  concio  babeatur,  qua  potisslmum  expo- 
sitione  ss.  huius  temporis  mysteriorum  populi 
ohristiani  fides  nutriatur  eiusque  pietas  excitetur 
vel  explicatione  praeceptorum  dei  et  ecclesiae 
fldeles  a  vitiis  deterreantur,  ad  virtutes  trahantur 
simulque  ad  dignam  sacramentorum  poenitentiae 
et  communionls  paschalis  celebrationem  prae- 
parentur". 

<  Sess.  y .  c.  2  cit.  yerpflicbtet  die  Bischöfe  „ad 
praedicandum  s.  evangelium^,  die  Seelsorger  dazu 
„pro  sua  et  plebium  capacitate  plebes  pascere 
salutaribus  verbis  dooendo  quae  scire  necessarium 
est  ad  salutem^',  Sess.  XXII  de  sacr.  missae  c.  8 
cit.  die  letzteren  zum  „exponere  aliquid*^  und  end- 
licb  Sess.  XXIV  c  4  rlt.  Bischöfe  und  andere 
Seelsorger  zum  „annauciare  saoram  scripturam 
divinamque  legem",  w&hrend  es  allerdings  gleich- 
zeitig von  den  Substituten  spricht ,  welche  sich 
die  ersteren  „ad  munus  praedicatlonis  assument". 

*  So  auch  die  Congr.  conc,  vgl.  Plgnatelii 


I.e.  IV. 206.  n.  9 ff.;  Prosp.  Lambertini  (Be- 
nedict. XIV.)  inst  eccles.  X.  n.  1  ff.;  Ri  ch  ter, 
Tridentinum  S.  22.  n.  2 ,  wie  sich  dies  nament- 
lich aus  den  Worten :  „pro  sua  et  plebium  capa- 
citate" ergiebt.  VgL  übrigens  die  für  Spanien  er- 
lassene const.  Innoc.  XIII. :  ApostoUci  ministerll 
v.  23.  Mai  1723,  $.  11  bull.  Taurin.  21,  935, 
bestätigt  durch  const.  Bened.  XIII.  :  In  supremo 
y.  23.  September  1724  S-  2,  1.  c.  22,  100,  welche 
ebenfalls  keine  praedicatio  formalis  verlangen. 

3  Das  wird  auch  dadurch  bestätigt,  dass  das 
Tridentinum  gerade  hinsichtlich  der  Bischöfe  das 
Wort :  praedieare  braucht. 

*  Köln  1860,  coli.  Lac  5,  342:  „Ubi  complures 
missae  diebus  dominlds  et  festis  celebrantur,  in 
summo  sacro  concio  uberior ,  in  una  autem  alte- 
rave  missa  homilia  etiam  ad  populum  insiituen- 
dnm  flat.  Concio  autem  uberior,  ut  siugulis  die- 
bus dominicis  et  festis  ....  accurate  habeatur, 
serio  mandamus ,  eademque  semper  cum  missa 
solemni  habenda  est  etiam  in  urbibus  et  ubi  con- 
suetudo  haec  non  vlget,  introducenda  est",  s.  auch 
Utrecht  1865,  0.  S.  469.  n.  5. 

s  Münstersche  V.  v.  1843,  Krabbe,  statuta 
syuod.  dioec  Monaster.  Monast.  1848  p.  9 :  .,Multi 
sunt,  praesertim  in  parochiis  ruralibus ,  qui  vel 
pecorum  cura  vel  offlciis  domesticis  occupati  per 
totum  fere  annum  .  .  .  nee  concionem  audiunt 
.  .  .  Quae  miseria  evitari  nequit,  nisi  praeter  con- 
cionem ordinariam  et  principalem  post  missam 
matutinam  seu  primam  diebus  dominicis  et  festi- 
vis  concio  alia  seu  instructio  habeatur  .  .  .  Con- 
cionem matutinam  haue  ipsam  quod.  attinet  .  . 
imprimis  simplex  sit  et  brevis,  quartam  horae 
partem  non  excedens.  Praeter  lectionem  evan- 
gelii  elus  explanationem  vel  unius  articuli  legisve 
christianae  explicationem  cum  cougrua  admoni- 
tione  contineat". 

6  Wien  1868,  o.  S.  469.  n.  5. 
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tung  des  Gottesdienstes,  in  gewissem  Umfange ,  also  namentlich  wenigstens  abwech- 
selnd oder  von  Zeit  zu  Zeit,  die  Verbindlichkeit  zur  Haltung  einer  formalen  Predigt  > 
auferlegt  wird*-^. 

Was  die  flbrigen  Geistlichen  betrifft,  welche  zum  Predigen  verpflichtet  sind  (s.  o. 
S.  468),  so  bemlsst  sich  der  Umfang  ihrer  Pflicht  nach  Massgabe  der  Funktionen 
ihres  Amtes,  sowie  des  Zweckes  ihrer  Beauftragung,  ihrer  Substitution  oder  ihrer  Er- 
mächtigung zum  Predigen. 

C.  Die  Strafen  für  die  Verletzung  der  Pflicht  zum  Predigen.  Nach 
dem  Tridentinum^  sollen  diejenigen  Seelsorger,  welche  ihrer  Pflicht  zum  Predigen 
während  eines  Zeitraumes  von  drei  Monaten  nicht  gentigt,  d.  h.  entweder  das  Pre- 
digen ganz  unterlassen,  oder  doch  ohne  ausreichenden  Grund  einen  Vertreter  dafür  be- 
stellt oder  im  Fall  ihrer  Verhinderung  nicht  für  einen  solchen  gesorgt  haben ,  selbst 
wenn  sie  für  ihre  Person  oder  für  ihre  Kirche  (mag  diese  auch  einem  ausserhalb  der 
Diöcese  belegenen  Kloster  inkorporirt  sein^),  sonst  das  Exemtionsprivileg  zu  bean- 
spruchen berechtigt  sind ,  nach  yorgängiger  Mahnung  seitens  des  Bischöfe  (oder  in 
einem  territorium  separatum  seitens  des  praelatus  nullius  ^)  mit  arbiträren  kirchlichen 
Censuren  und  anderen  Mitteln  zur  Erfüllung  ihrer  Amtspflicht  angehalten  werden. 
Auch  kann  zu  diesem  Behufe  in  geeigneten  Fällen  die  Bestellung  eines  Vertreters, 
für  welchen  eine  angemessene  Remuneration  aus  den  Amts-Einkflnften  des  nach- 
lässigen Geistlichen  festzusetzen  und  zu  zahlen  ist,  erfolgen  ^. 


1  Utrecht  1865  u.  1868,  S.  469.  u.  5  u.  6. 

2  Denn  dass  das  Tridentinnm  hier  eine  nähere 
Regelung  offen  gehalten  hat ,  ergehen  die  schon 
citirten  Worte :  pro  ma  et  plebium  capacitaU, 
Was  dazn  nach  Lage  der  einzelnen  Pfarreien  ge- 
hört, kann  die  Parti kular-Gesetzgehung  bestim- 
men. 

8  SesB.  V.  c.  2  cit :  . .  .  „Id  vero,  si  quis  eo- 
ram  praestare  negligat,  eüam,  si  ah  episcopi 
iurisdictione  quavis  ratione  exemptum  se  esse 
praetenderet ,  etiam  si  eccleslae  quovis  modo 
exemptae  dicerentur  aut  alicui  monasterlo,  etiam 
extra  dioecesim  existenti,  forsan  aunexae  vel 
anitae ,  modo  re  ipsa  in  dioecesi  sint ,  provida 
pastoralis  episcoponim  sollicitudo  neu  desit ,  ne 
lllnd  impleator :  Parvoli  petienint  panem,  et  non 
erat  qui  frangeret  eis.  Itaque  uhi  ab  episcopo 
moniti  triam  mensium  spatio  muneri  suo  defae- 
rint ,  per  censuras  ecclesiasticas  sen  alias  ad  ip- 
sius  episcopi  arbitrium  cogantnr,  ita  ot  etiam,  si 
ei  sie  expedire  visum  fnerit,  ex  beneflciorum 
fructibus  alteri ,  qui  id  praestet ,  honesta  aliqua 
merces  persolvatur,  donecprincipaiis  ipse  resipis- 
cens  officium  suum  impleat". 

^  S.  aber  die  folgende  Anm. 

^  Auf  den  Fall ,  dass  die  Pfarrkirche  in  einem 
solchen  Territorium  liegt,  ist  die  weiter  folgende 
Vorschrift  von  Sess.  V.  c.  2  dt :  „Si  quae  vero 
parochiales  eccleslae  reperiantur  subieotae  mo- 
nasteriis  in  nuUa  dioecesi  existcntibus,  si  abbates 
et  reguläres  praelati  in  praedictis  negligentes 
fuerint,  a  metropolitanis,  in  quoram  provinciis 
dioeceses  ipsae  sitae  sunt ,  tanquam  ad  hoc  sedis 
apostolicae  delegatis.  compellantur,  neque  huius 
decreti  exsecutionem  consuetudo  vel  exemptio 
aut  appellatio  aut  reclamatio  sive  recursus  impe- 
dire  valeat ,  quousque  desuper  a  compotenti  iu- 


dice,  qui  summarie  et  sola  facti  veritate  inspecta 
procedat,  cognitam  et  decisum  fuerit^,  wegen 
Sess.  XXY.  c.  11.  i.  f.  de  reg.  nicht  zu  be* 
ziehen,  s.  auch  Piguatelli  1.  c.  206.  n.  19, 
vielmehr  ist  in  Sess.Y.  oit.  vorausgesetzt,  dass  eine 
in  der  Diocese  eines  Bischofs  befindliche  Pfarr- 
kirche einem  in  einem  territorium  nullius  bele- 
genen Kloster  inkorporirt  ist.  In  diesem  Falle  soll 
nicht  wie  sonst,  bei  von  anderen  als  den  praelati 
nullius  abhängigen  Kirchen ,  der  Bischof,  wenn 
der  Rcgular-Prälat  es  verabsäumt ,  für  gehörige 
Predigt  in  der  Pfarrkirche  zu  sorgen,  sondern  nur 
der  Erzbischof  der  betreffenden  Provinz  als  ein 
für  alle  Mal  bestellter  apostolischer  Delegat  ein- 
zuschreiten befugt  sein ,  offenbar  deshalb ,  weil 
man  den  praelatus  nullius  nicht  unter  den  Bi- 
schof hat  stellen  wollen. 

«  Daraus,  dass  das  Tridentlnum  erst  eine  drei- 
monatliche Vernachlässigung  des  Predigens  für 
ein  so  schweres  Disdplinarvergehen  erklärt,  dass 
mit  Censuren  und  Strafen  eingeschritten  werden 
darf,  folgt,  dass  diese  bei  geringeren  Nachlässig- 
keiten in  der  gedachten  Beziehung  nicht  statthaft 
erscheinen  ,  vielmehr  nur  Ermahnungen  zulässig 
sind,  es  sei  denn ,  dass  andere ,  eine  disciplina- 
risohe  Ahndung  rechtfertigende  Pflichtversäum- 
nisse (wie  z.  B.  die  Verletzung  der  Residenz- 
pflicht, Bd.  111.  S.  232)  zugleich  mit  konkur- 
riren. 

Ebensowenig  können  die  gedachten  Vorschriften 
auf  Pfliohtversäumnisse  solcher  Geistlichen  an- 
gewendet werden ,  welche  nur  kraft  besonderen 
Auftrages  u.  s.  w.  zu  predigen  haben.  Gegen 
diese  kann  der  Bischof  an  sich  frei  mit  Censuren 
und  Strafen  vorgeheti,  aber  auch  hier  können 
dieselben  nur  in  Fällen  schwerer  Nachlässigkeit 
oder  schwerer  Verletzung  der  Gehorsamspflicht 
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Gegen  die  Bisch(^fe  und  die  Prälaten,  welche  ihre  Pflicht  persönlicli  zu  predigen 
oder  die  Bestellung  geeigneter  Vertreter  im  Falle  der  Yerhindening  unterlassen,  droht 
das  Tridentinnm  keine  bestimmten  Massregeln  an  ^ 

IV.  Besondere  Vorschriften  über  den  Inhalt  der  Predigt.  Vor- 
schriften darüber ,  wie  die  Predigt  oder  die  erbauliche  Ermahnung  des  näheren  zu 
gestalten,  und  welche  Stoffe  und  Themata  in  Berflcksichtigung  der  verschiedenen  Be- 
deutung der  einzelnen  Abschnitte  des  Kirchenjahres  oder  der  in  Frage  kommenden 
Festtage  in  ihr  behandelt  werden  sollen,  gehören  nicht  in  das  Gebiet  des  Rechtes^. 

Für  dasselbe  kommt  aber  in  Betracht ,  dass  es  Amtspflicht  des  predigenden 
Geistlichen  ist,  alles,  was  dem  Wesen  und  Zwecke  der  Predigt  widerspricht,  und 
namentlich  Alles,  was  nach  Inhalt  und  Form  Anstoss  und  Aergemiss  erregen  kann, 
zu  vermeiden  3.  In  Anwendung  dieses  Prinzipes  ist  partikularrechtlich  in  neuerer 
Zeit  das  Erörtern  politischer  Tages-  und  Partei -Fragen  untersagt^,  und  ferner,  wie 
schon  in  früherer  Zeit^,  das  Kritisiren  und  das  Tadeln  einzelner  Personen  unter  so 
genauer  Bezeichnung  derselben,  dass  sie  sofort  erkannt  werden  können,  oder  gar 
unter  Nennung  ihres  Namens ,  sowie  die  Ertheilung  von  Rügen  an  solche  (der  s.  g. 
Nominal-Elenchus)  verboten  worden^.  Endlich  soll  die  Predigt  auch  nicht  benutzt 
werden,  um  Bekanntmachungen  über  weltliche  und  profane  Dinge  an  die  versammelte 
Gemeinde  zu  machen^. 

Verstösse  dagegen  können  disciplinarisch ,  namentlich  mit  der  zeitweisen  Sus- 
pension von  der  Ausübung  des  Predigtamtes,  bez.  mit  der  Zurückziehung  der  Er- 
mächtigung zum  Predigen^  geahndet  werden^. 


wegen  des  sich  ans  dem  Tridentiuum  ergebenden 
Prinzipes  gerechtfertigt  erBcheinen. 

1  Trid.  SeM.  V.  o.  2  1.  c.  bestimmt  in  Bezug 
auf  diese  nur:  „Si  quis  autem  hoc  adlmplere  cou- 
tempserit,  districtaesubiaceatultioni'^.  Die  Auf- 
sicht und  das  Recht  der  Bestrafung  steht  hin- 
sichtlich der  Bischöfe  dem  Papste  zu,  Bd.  II. 
S.  19  (wegen  gleichzeitiger  Verletzung  der  Re- 
sidenzpflicht s.  aber  Bd.  UI.  S.  229).  Dasselbe 
gilt  auch  in  Betreff  der  praelati  nullius,  denn  die 
S.  471.  n.  5  ciürte  Vorschrift  bezieht  sich  nicht 
auf  die  Wahrnehmung  der  Pflicht,  persönlich  zu 
predigen.  In  Betreff  der  sonstigen  Prälaten  übt 
der  Bischof  diese  Rechte ,  sofern  sie  nicht  etwa, 
wie  die  Prälaten  der  exemten  Orden,  von  seiner 
Jurisdiküon  befireit  sind,  vgl.  auch  Bd.  II.  S.  347. 

3  Nähere  Anweisungen  darflber  enthalten  die 
neueren  Provinzialsynoden ,  Tgl.  die  Zusammen- 
stellungen in  den  Registern  der  Bände  der  coUectio 
Lacensis  v.  s.  concio.  Vgl.  übrigens  auch  oben 
S.  469.  n.  5  ff. 

9  Das  ist  unter  näherer  SpeciaUsirung  ausge- 
sprochen in  der  von  Leo  X.  auf  dem  T.  Lateran. 
Konzil  sess.  XI.  erlassenen  oonst.  Supemae  ma- 
iestotis  V.  19.  Dezember  1516,  Hardouin  9, 
1806  und  in  der  auf  Befehl  Innooenz*  XI.  seitens 
der  Congr.  conc.  ergangenen  Encyklika  v.  6.  Juli 
1680,  coli.  Lac.  1,269. 

«  Utrecht  1865,  1.  c  6,  808;  Ayignon  1849, 
Bordeaux,  Sens,  Aix,  Toulouse,  Bourges  u.  Auch 
V.  1850,  1.  c.  4,  347.  557.  901.  982.  1062.  1123. 
1204;  Quebec  1854, 1.  c.  3,  653. 

5  Schon  die  oit.  const.  Leos  X.  (s.  Aiim,  3)  be- 


stimmt 1.  c  p,  1808 :  ^ab  episcoporum  et  praela- 
torum  ao  aliorum  superiorum  eorumque  Status 
scandalosa,  quos  ooram  yulgo  et  laicis  non  modo 
incaute,  sed  etiam  intemperanter  reprehendunt 
et  mordent ,  et  ab  eis  male  gestorum  expressis 
quandoqne  nominibus  aperta  et  manifesta  redar- 
gutione  abstineant",  von  älteren  Partikular- 
synoden gehören  hierher  Bordeaux  1583,  Har- 
douin 10,  1358;  femer  die  Statuten  v.  £rm- 
land  1610,  v.  Manster  1652,  Hartzheim  9, 
100  u.  897;  und  v.  Culm  1745,  1.  c.  10,  514. 

«  Paderborn  1867,  Arch.  20,  98:  „Nunquam 
IgitUT ,  etiamsi  vitia  in  populo  grassantia  repre- 
hendenda  et  detestanda  sint ,  acerbe  in  personas 
privatas  invehent  vel  nominatim  eas  designando, 
vel  quasi  digito  eas  indicando;  Wien  1860, 
Utrecht  1865,  coli.  Lac.  5,  182.  808;  s.  femer 
die  Anm.  4  citirten  französischen  Synoden  4, 
347.  557.  901.  1063.  1128.  1204;  Urbino  1859; 
Ravenna  1855,  1.  c.  6,  67.  149;  Plen.  Konz. 
Baltimore  1866,  1.  c  3,  438;  Quebec  1854  ibid. 
p.  653.  Insbesondere  wird  auch  die  Erwähnung 
und  Besprechung  eines  angeblich  dem  Priester 
zugefügten  Unrechtes  oder  seiner  Streitigkeiten 
mit  der  Gemeinde  untersagt,  Wien  1858,  Köln 
1860  und  Utrecht  cit,  1.  c.  5,  18Z  36Z  806; 
Toulouse  1860,  1.  c.  4,  1062.  1063;  cit  Plen. 
Konz.  V.  Baltimore  und  Quebec. 

^  Avignon  1726,  L  c  1,  566;  Utrecht  1865, 
1.  c  5,  808. 

8  S.  0.  S.  459. 

0  So  auch  die  Anm.  3  citirte  Encyklika: 
„Ac  si  coucionatores  normam  huiusmodi  trans- 
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Dagegen  erscheint  das  Halten  von  s.  g.  Kontrovers -Predigten,  d.  h.  solchen, 
welche  die  Lehren  anderer  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  oder  auch  philo- 
sophische ,  dem  Glauben  der  katholischen  Kirche  widersprechende  Anschauungen 
zu  widerlegen  bestimmt  sind,  und  den  Zweck  haben ,  theils  Andersdenkende  zu  be- 
kehren ,  theils  die  Anhänger  der  eigenen  Kirche  vor  dem  Abfall  von  derselben  oder 
mindestens  vor  der  Annahme  von  Irrlehren  zu  bewahren,  falls  sich  dieselben 
lediglich  innerhalb  einer  sachlichen  Widerlegung  halten  und  Schmähungen  und  Be- 
schimpfungen Andersdenkender ,  namentlich  anderer  Religionsparteien ,  vermeiden, 
prinzipiell  statthaft.  Ja,  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche,  welche  sich  selbst 
als  alleinige  Trägerin  der  reinen  Lehre  betrachtet,  müssen  sie  sogar  nicht  nur  als  er- 
laubt, sondern  unter  Umständen  auch,  z.  B.  wenn  die  Gefahr  vorliegt,  dass  die  Gläu- 
bigen der  Lehre  ihrer  Eärche  entfremdet  werden,  als  geboten  betrachtet  werden.  So 
haben  die  Päpste  nicht  nur  ftlr  specielle  Fälle  besondere  derartige  Predigten  vorge- 
schrieben ^,  sondern  auch  aus  gegebenen  Anlässen  allgemein  die  Haltung  von  Pre- 
digten zur  Widerlegung  herrschender  und  umsichgreifender  Lrrlehren  empfohlen  ^, 
und  nicht  minder  einzelne  Partikularsynoden  derartige  Anordnungen  getroffen  ^. 

V.  Der  Ort  der  Predigt.  Die  Predigt  ist  für  die  Regel  in  einem  gottesdienst- 
lichen Gebäude  zu  halten.  Das  folgt  daraus,  dass  sie  gleichfalls,  wie  der  übrige 
Kultus,  gottesdienstlichen  Zwecken  dient,  und  dass  die  gedachten  Gebäude  diejenigen 
Stätten  sind,  an  denen  sich  die  Gläubigen  zu  solchen  Zwecken  versammeln^.  Pre- 
digten an  anderen  Orten,  namentlich  im  Freien,  sind  abgesehen  von  Kasual-Predig- 
ten  ^  nur  ausnahmsweise  mit  Erlaubniss  des  Ordinarius  beim  Vorliegen  eines  gerecht- 
fertigten Grundes,  und  ohne  die  erstere  nur  im  äussersten  Nothfall^,  erlaubt*^. 

Was  die  gottesdienstlichen  Gebäude  betrifft,  so  ist  die  Predigt  nicht  auf  be- 

gressoB  compereiint  (antistites) ,  eos  a  praedica-  vember  1846 ,  coli.  cit.  6,  86.  87 ;  6.  auch  oben 

tionlB  rnnnere  ad  tempas  beneviBam  snspendant  S.  444.  n.  3. 

aliave  ratione  pro  modo  culpae  plectere  curent,  ^  Diocesansyn.  Neapel  1882,  Aich.  f.  k.  K.  R. 

sabrogando  Interim    alioA^.     Die  in  der  Bulle  60,  388 :  „In  paroeciis  aliiaqae  ecclesiis  princi- 

Leos  X.  angedrohte,  dem  Papst  reservirte  grosse  palloribas,  singulis  annis  sermones  ad  popalum 

Exkommunikation  ist  durch  die  const.  Pii  IX. :  habeantur  per  aliquot  dies,  prent  necessitas  pos- 

Apostolicae  sedis  y.  12.  Oktober  1869 .  Aroh.  f.  tulat,  auditoribus  accomodati  y  qulbus  non  solum 

k.  K.  R.  23,  326  beseitigt  worden.  verltates  fldei  conflrmantor,  verum  etlam  errores 

i  Hierher  gehört  die  Bulle  Gregors  XUL:  r««irt?Jr;,Ärt"J«ÄHS«°J^''r^^^^ 

Sancte  mater  Celeste  cuIub  t.  1.  September  1684,  5^^*^^^,«^  Äl-i^?«   i^ni^lÄ      .,' 

bnll.  Taur.  8,  4OT,  welche  §.  1  beatimmt,  das^  fJ^'^V^  ZTl^Mli\^<^nZf^'^.\ 

die  BlaohSfe  und  PrSlaten  an  allen  Orten,  in  i*^A  Vt  „™C?u  «J^^li^'^^^lZ  u 

denen  rieh  eine  eine  Synagoge  bildende  Juden-  ^S^emnuÄtent"'  «»«'<»"««»«'' 

geno8.en.ch.ft  befindet ,  jeden  Sonnabend  oder  «  ^„^        ^  ,      '  ^     jj  ^  ^.^ 

an  einem  anderen  T^e  Jed«  Jo«ke  an  einem  Verbindung  mit  denen  .ie  .tattflndet, 

passenden,  aber  nicht  zum  christlichen  Gottes-  «„  j^,  i^j,^v«  «^v..i*    *  .  ^   a    laa 

dlenat  gebrauchten  Ort  eine  Predigt  durch  einen  '\^''^^i^l'^'^2;.  S.ItI^'- 
Magister  der  Theologie  oder  einen  anderen  ge-  ,  j,f„  ^^  Vorschriften  über 

eigneten  GeiatUchen,  womöglich  in  hebrUscher  ^     p  ,      ^     jj       »i 

Sprache,  halten  lassen  sollen,  um  die  IrrthSmer  duue  brlneen  dürfen 

der  Juden  zu  widerlegen,  Ihnen  die  Wahrheit  7  tm«  n..oii„„    .Jt..«  j<<.  ^..tti^ii:.«..   .•*,<>„ 

de.  christlichen  Glaubln.  danuthnn  und  de  zur  „I.H'*  Ä^\' u '^t*  t  J«  K^«wü  r1~^ 

katholLchen  Kirche  zu  bekehren,  sowie  $.  2,  da.s  "tl'^''!.^' *!^^f  *°"f.  l°J"r/tH,lfT„ 

alle  Juden  und  Jüdinnen  über'  «Jah^e  diesen  ^^Z^Zn^^^l^l^^Z^r.oT^^Z 

^i^*^',  »^''««'If' »<» .«'»"   mindesten.  Jeder  ^  ^^  ^^^      ^        ^  ^^  «  j        ^^ 

dritten  bei  Vermeidung  der  Untersagung  des  Ver-  ,„^,,,,1^  i„  Kirchen  nicht  üblich  ist.  Ein  lis- 

l"n'^*   ^^  Gliubigen  und  anderen  arbiträren,  ^^^^j^^^^  Verbot  Ut  für  die  Erzdiöcese  Köln 

vom  Ordinarius   zu  verhingenden   Strafen  bei-  ^^  ^   ^^^  ^^^^^^^  Pode.ta,  Sammig.  d. 

Wonnen  müssen.  y    ^   ^   Wleder-Errichtung  d.  Erzdioec.  Köln. 

«  S.  z.  B.  Pii  IX.  encycl.  Qul  pluribus  v.  9.  No-  S.  92.  126. 
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stimmte  Arten  derselben  beschränkt,  vielmehr  kann  in  Kirchen  und  in  Kapellen 
jeder  Art,  also  nicht  nur  in  den  Kathedral-  und  in  den  übrigen  zur  Seelsorge  be- 
stimmten Kirchen ,  den  Regnlar-ELirchen ,  sondern  im  Allgemeinen  auch  in  den  Kol- 
legiat- Kirchen,  welche  keine  Pfarr- Rechte  haben,  in  den  öffentlichen  nnd  in  den 
Privat-Kapellen  ^  gepredigt  werden. 

Dagegen  waltet  insofern  ein  Unterschied  ob,  als  in  den  Kirchen  der  erstgedachten 
Art  gepredigt  werden  mnss,  nnd  als  die  dazu  verpflichteten  kirchlichen  Amtstrftger 
ihrer  desfaUsigen  Pflicht  allein  durch  die  Predigt  in  denselben,  nicht  in  anderen  kirch- 
lichen Gebäuden  genflgen  können'^.  Ftlr  die  übrigen  Kirchen  und  Kapellen  besteht 
eine  solche  Nothwendigkeit  nicht,  wohl  aber  kann  sie  ausnahmsweise  durch  den 
Zweck ,  zu  welchem  eine  Kirche  oder  eine  öffentliche  Kapelle  gestiftet  ist,  oder  wel- 
chem sie  dient  3,  begründet  sein.  Nicht  minder  bestimmt  sich  danach  der  Umfang, 
in  welchem  Predigten  zu  halten  sind ,  namentlich ,  ob  dies  mit  einer  gewissen  Regel- 
mässigkeit ^  oder  nur  gelegentlich  zu  geschehen  hat^.  Endlich  kann  auch  durch 
partikuläre  Vorschriften,  da  der  Bischof  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  das  Predigtamt 
in  seiner  Diöcese  den  Bedürfiiissen  des  Volkes  entsprechend  ausgeübt  wird ,  in  an- 
deren als  den  Pfarrkirchen  die  Haltung  von  Predigten  oder  8chrifterklärungen  an- 
geordnet werden  ^. 

VI.  Die  Zeit  für  die  Predigt.  Predigten  sollen  am  Tage,  nicht  des  Nachts^ 
gehalten  werden.  Im  Uebrigen  darf  zu  jeder  Tageszeit^  und  an  allen  Tagen  ge- 
predigt werden.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Tageszelten  können  die  Pro- 
vinzial- Konzilien,  die  Ordinarien^  und,  falls  solche  allgemeine  Anordnungen  nicht 
bestehen,  die  Leiter  der  einzelnen  Kirchen  treffen*<>.  Jedoch  sollen  während  der  Pre- 
digt nicht  Messen  celebrirt  und  die  kanonischen  Stunden  nicht  gesungen  werden  ^K 

Wegen  der  Möglichkeit ,  dass  in  den  verschiedenen  Kirchen  ein  und  desselben 
Ortes  gleichzeitig  gepredigt  wird,  und  die  Gläubigen  in  Folge  dessen  von  dem  Gottes- 
dienste in  der  Haupt-Kirche  (in  der  Kathedrale  oder  in  der  Pfarrkirche)  fernbleiben, 
ist  der  Bischof  befagt,  das  Predigen  zu  der  Zeit ,  zu  welcher  er  selbst  eine  Predigt 
hält,  in  den  anderen  Säkular -Kirchen  und  öffentlichen  Kapellen,  nicht  aber  in  den 


<  Denn  so  gut  der  einzelne  fQr  seine  Privat-  que  in  festis  mlssa  celebratur,  servandum  esse 

Andachten  und  die  seiner  Familie  einen  Geist-  praecipiunt". 

liehen  zuziehen  kann,  ist  er  auch  befugt,   sich  "^  Auch  nicht  einmal  am  Charfreitag,  so  die 

durch  einen  solchen,  falls  dieser  dazu  überhaupt  Congr.  episc.  1629,  Pignatelli  cons.  can.  IV. 

ermächtigt  ist ,  das  Wort  Gottes  erklären,  d.  h.  206.  n.  72;  Ferraris  s.  y.  praedicatio  n.  14; 

sich  eine  Predigt  halten  zu  lassen.  vgl.  auch  Benedict  XIV.  oonst.  Singularem  vom 

2  S.  0.  S.  466  er.  In  den  Regnlarkirchen  ist  Jeden-  31.  August  1745.  $$.  3.  9,  eiusd.  buU.  1 ,  245. 
falls  für  die  Klostergemeinde  zu  predigen.    Im  ^  Vgl.  o.  S.  469. 

übrigen  beruht  das  Recht  zur  Haltung  der  Pre-  ^  S.  die  Anführungen  in  Anm.  7. 

digt  für  andere  Personen  auf  päpstlichem  Privi-  lo  Da  diese  den  Gottesdienst  zu  ordnen  haben, 

leg  (s.  0.  S.  462.  456).  und  die  Predigt  sich  dem  sonstigen  Gottesdienste 

»  Z.  B.  wenn  sie  eine  Filial-  oder  Hulfskirche  einfügen  muss. 
(S.O.S.  313)  oder  eine  für  die  Gottesdienste  einer  **  Pignatelli  L  c.  n.  72;   Ferraris  1.  c 

Brüderschaft  errichtete  Kapelle  ist.  "•  1^»  s-  *wch  conc.  Mediolan.  IV.  v.  1676  P.  I. 

*  Wie  in  der  Kapelle  einer  religiösen,  nicht  ^^^  Hardouln  10,  83:  „Dum  vel  episcopus 

o^i^i^o«  1?,.«^«  i?rr»-^o.,*4««  «  6    •'"»  ^ei  parochus  vel  alius  sermonem  conclonemque 

eximirten  Frauen-Kongregation.  ^^^^^^  ^^  ^  ^p^^  ^^p^^^  ^^  ^^^^^^^^  ^^^  ^^^^^^ 

»  In  einer  Wallfahrtskapelle ,  in  welcher  nur  i^  eiusve  allquo  sacello  aut  in  aUa  eiusdem  parte 

zu  bestimmten  Zeiten  Gottesdienst  gehalten  wird.  »q  ne  In  ea  quidem  quae  subterranea  .  .  .  missae 

^  So  Siena  1850  (nach  der  o.  S.  469.  n.  6)  an-  Acriflcium  ab  ullo  quovis  sacerdote   flat%    und 

geführten  Stelle):  „Hoc  vero  decretum  de  ser-  Köln  1860  (allerdings  nur  für  die  Kathedrale, 

mone  vel  vlva  voce  vel  per  lectionem  peragendo,  coli.  Lac.  5,  339):  ,^um  seimo  habetur,  nemini 

etiam  in  eccleslis  nou  parochialibus,  ubi  plerum-  missam  celebrare  licet^ 
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Pfarrkirohen ^  zu  untersagen.  Femer  hat  er  das  Recht,  ein  solches  Verbot  fOr  die 
Säkolarkirchenfar  die  Zeit,  zu  welcher  die  Pfarrmesse  in  der  Pfarrkirche  gefeiert  wird, 
oder  fftr  die  unmittelbar  vorhergehende  Zeit^  zu  erlassen.  Was  die  Regularkirchen  be- 
trifft, so  dürfen  die  Regularen  nicht  in  ihren  Kirchen  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  pre- 
digen, wenn  er  selbst  eine  Predigt  h&lt  ^.  Femer  kann  er  ihnen  das  Predigen  in  der- 
jenigen Stunde  verbieten ,  zu  welcher  er  aus  einer  besonderen  öffentlichen  Ursache 
unter  ZusammenberuAing  des  Klerus  und  des  Volkes  in  seiner  Gegenwart  predigen 
Iftsst,  nicht  aber  deshalb,  weil  er  Mos  der  von  einem  anderen  Geistlichen  in  der 
Kathedrale  gehaltenen  Predigt  beiwohnt  ^. 

VU.  Die  Pflicht  der  Predigt  anzuwohnen.  Die  Gläubigen  sollen  zwar 
der  Predigt  in  ihrer  Pfarrkirche  an  denjenigen  Sonntagen  und  Festtagen ,  an  denen 
die  Seelsorger  zum  Predigen  gemeinrechtlich  verpflichtet  sind^,  anwohnen^,  indessen 
ist  dies  nur  eine  ethisch-religiöse  Vorschrift.  Eine  Rechtspflicht  besteht  fOr  sie  nicht, 
und  daher  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt ,  sie  durch  Censuren  und  Strafen  dazu  an- 
zuhalten^. Wohl  aber  kann  durch  ihn  und  durch  die  Provinzialsynode  ^  den  nicht 
amtlich  in  Anspruch  genommenen  Kanonikem  und  Geistlichen  der  Kathedrale  die 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  die  Predigt,  namentlich  zur  Zeit  des  Advents  und 
der  Quadragesima,  anzuhören^. 

VUI.  Die  ausserordentlichen  und  die  Gelegenheitspredigten 
[amcianes  extraordinariae  und  comm^).    Unter  diesen  versteht  man  solche,   welche 


^  So  nach  der  Praxis  der  Congr.  eoDc,  welehe 
die  gedachte  Ausnahme  offenbar  deshalb  aner* 
kennt,  weil  dei  Pfanei  Yerpfliohtet  ist,  in  seinei 
Pfarrkirche  za  predigen,  und  diese  den  regel- 
mässigen Sammelpunkt  seiner  Parochianen  bil- 
det, B  arbosa  de  off.  parochi  I.  14.  n.  3;  Fer- 
raris s.  V.  parochus  art.  II.  n.  74  u.  s.  ▼.  prae- 
dicatlo  n.  25. 

2  Damit  die  Gläubigen  nicht  von  der  Pfarrmesse 
ferngehalten  werden ,  ein  solches  Dekret  fOr  die 
Diöcese  Valence  bei  Graisson,  manuale  totius 
iuris  canonici  ed.  Plctavii  1877. 1,  306.  n.  2. 

3  Vgl.  die  0.  S.  453.  n.  2.  cltlrte  const.  Boni- 
facii  YIIl.  und  const.  Pii  V. :  £tsi  mendicantium 
Y.  16.  Mai  1567.  %,  2  n.  1 ,  bull.  Taur.  7,  576. 
Dies  hat  die  Congr.  conc.  stets  in  fester  Praxis 
angenommen,  B  e ne d i  c  t.  XI V.  de syn.  dioec  IX. 
17.  n.  7,  ebenso  die  Congr.  rit  1667,  Gardel- 
lini deciet.  auth.  cit.  n.2422;  1,  413:  „Nemini 
saeculari,  quam  regulari  etiam  in  eorum  proprils 
ecclesiis  licere  concionare,  ipso  episcopo  con- 
donante'^. 

4  Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc,  Entsch. 
Y.  1645,  1.  e. ,  „si  ex.  causa  publica  conYocatis 
clero  ,  magistratn  et  populo  coram  se  praedicare 
faciat^.  So  hat  dieselbe  das  coram  tpUcopo  to^ 
Umniter  pracdicari  facere  (const.  Bonifacil  VIII. 
cit.)  ausgelegt  mit  Rücksicht  darauf,  dass  andern- 
falls die  Regularen  an  allen  Tagen ,  an  welchen 
der  Bischof  herkömmlicher  Welse  der  Predigt  in 
der  Kathedrale  beizuwohnen  pflegt ,  namentlich 
in  der  AdYents-  und  Fastenzelt,  am  Predigen  In 
ihren  Kirchen  gehindert  sein  wQrden,  Bene- 
dict XIV.  1.  c  n.  7.  8.  Die  damit  nicht  über- 
einstimmenden Entscheidungen  der  Congr.  rit., 
welche  bei  Pignatelli  1.  c.  IV.  208.  n.  64  an- 
geführt sind,  sich  aber  in  der  Sammlung  von  G  a  r  - 


d  e  1 1 1  n  i  nicht  finden ,  können  dem  gegenüber, 
wenn  sie  authentisch  sind ,  keine  Bedeutung  be- 
anspruchen. 

Dagegen  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt ,  die 
Predigt  in  den  Regularkirchen  zu  der  Stunde,  in 
welcher  in  der  Pfarrkirche  gepredigt  wird,  zu 
Yorbieten. 

6  S.  0.  8.  46a 

0  Trid.  Sess.  XXIY.  c  4:  „Moneatque  epls- 
copus  populum  diligeuter,  teneri,  unumquemque 
parochiae  suae  Interesse,  ubi  commode  id  fleri 
potest,  ad  audiendom  Yorbum  dei^ 

"^  YgL  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Pigna- 
telli 1.  c.  n.  61.  Denn  c  62  (c.  10  apost.)  u. 
c  63  (s.  g.  stat.  eccles.  aut)  Dlst.  I.  de  consecr. 
drohen  nur  für  das  Verlassen  der  Kirche  Yor  dem 
Ende  des  Gottesdienstes ,  bez.  der  Predigt ,  und 
zwar  wie  c  62  cit  ausdrücklich  bemerkt,  wegen 
der  dadurch  Yerursachten  Störung,  die  Exkom- 
munikation an. 

8  Fermo  1726,  coli  Luc.  1,  591:  „Tempore 
quadrageslmae  et  adYentus  ue  canonici  aliique 
choro  addicti  sacris  concionibus  quae  in  propria 
ecclesla  habentur,  Interesse  negligant,  subtractiono 
quotidianarum  dlstributiouum  aut  punctaturis, 
ut  Yocant ,  tertiae  partis  illius  diel  adigantur^ ; 
Gran  1858,  l.  o.  6,  43:  ^Imo,  ut  canonicorum 
exemplo  populus  fidelis  ad  audiendum  Yerbum 
dei  studiosius  confluat ,  ipsi  quoque  intervenire 
contendant^ 

•  Und  zwar  kann  der  Verlust  der  Distributionen 
des  betreffenden  Tages  (s.  Bd.  III.  S.  237)  ange- 
droht werden,  congr.  conc.  bei  Ferraris  s.  y. 
praedicatio  n.  11,  jedoch  soll  die  Pflicht  bei  An- 
drohung dieser  Strafe  nicht  zu  weit ,  z.  B.  nicht 
auf  alle  Zelten  des  Jahres  ausgedehnt  werden, 
Pignatelli  Lc.  n.  61. 
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nicht  an  den  durch  das  gemeine  Recht  vorgeschriebenen  Tagen  zn  halten  sind ,  also 
z.  B.  die  Predigten  ans  Anlass  gewisser,  wie  z.  B.  der  im  Monat  Mai  stattfindenden 
Marien -Andachten  ^  und  ferner  auch  die  conciones  casuales,  d.  h.  diejenigen,  welche 
bei  Gelegenheit  bestimmter  Amtshandlungen,  z.  B.  der  Taufe,  der  Trauung,  der  Oe- 
neral-Kommunion,  der  ersten  Messe  eines  Priesters  (Primiz),  des  Festes  einer  Bruder- 
schaft oder  zur  Zeit  eines  Jubiläums  statthaben  2.  Im  Wesen  des  Seelsorge -Amtes 
liegt  es,  dass  die  Verwalter  desselben ^  derartige  Anlässe  zur  religiösen  Förderung 
der  ihnen  anvertrauten  Gläubigen  nicht  unbenutzt  vorübergehen  lassen^.  In  wie  weit 
dies  geschehen  soll,  darüber  enthält  weder  das  gemeine  noch  das  partikuläre  Recht 
nähere  Bestimmungen,  vielmehr  überlässt  das  letztere  dies  ftr  die  Regel  ^  dem  Er- 
messen des  Pfarrers  ®. 

IX.  Vorschriften  der  Staatsgesetzgebungen  in  Betreff  der  Aus- 
übung des  Predigtamtes.  Was  die  Verwaltung  des  Predigtamtes  betrifft,  so 
sind  nach  den  staatlichen  Vorschriften  nur  diejenigen  Geistlichen  dazu  berechtigt, 
welche  überhaupt  nach  Massgabe  derselben  die  Befugniss  zur  Vornahme  von  kirch- 
lichen Amtshandlungen  besitzen  ^. 

Ueber  die  nähere  Ausübung  des  Predigtamtes  hat  der  Staat,  sofern  er  der  Kirche 
die  autonome  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  zugesteht ,  seinerseits  keine  Bestim- 
mungen zu  erlassen ,  namentlich  auch  nicht  die  Prediger  als  Publikationsorgane  für 
staatliche  und  kommunale  Zwecke  zu  benutzen.  Dieser  Grundsatz  ist  jetzt,  während 
das  frühere  Staatskirchenthum  in  beiden  Beziehungen  den  entgegengesetzten  Stand- 
punkt eingenommen  hat  ^,  anerkannt  ^,  und  nur  vereinzelt  enthalten  die  älteren,  noch 
geltenden  staatlichen  Gesetze  dergleichen  Vorschriften  ^^. 

Wohl  aber  ist  auch  der  moderne  Staat  berechtigt,  jeden  Missbrauch  der  Kanzel, 

i  S.o.  S.  469.  n.  6,  jedoch  ist  der  Sprachgebrauch  logie  gndairt  seien ,  schon  seit  langer  Zeit  in 

der  Partikular-Konzilien  kein  fester,  denn  ein-  Vergessenheit  gerathen,  Gaudry,  trait^  de  la 

zelne  rechnen  auch  die  Predigten  an  den  Wochen-  l^gislation  des  cnltes.  2,  327. 

tagen  der  Adventszeit  nnd  Quadragesima  zn  den  ^  So  schärft  z.  B.  ein  Württemberg.  Erlass  von 

conciones  extraordinariae,  s.  a.  a.  0.  1812,  v.  Vogt,  Samml.  v.  Vetordn.  S.  569,  das 

2  Femer  gehören  hierher  anch  die  Missions-  fleissige  and  regelmässige  Predigen  ein.  Vielfach 
predigten,  s.  J.  229.  ist  früher  die  Publikation  von  staatlichen  Ver- 

3  Also  anch  die  Bischöfe.  Diese  haben  dazn  Ordnungen  durch  die  Geistlichen  üblich  gewesen. 
Gelegenheit  bei  der  Konfirmation  und  bei  der  Insbesondere  war  sie  in  Oesterreich  unter 
Visitation ,  s.  Trld.  Sess.  XXIV.  c.  3  de  ref.  u.  Joseph  II.  vorgeschrieben,  nicht  nur  als  zweck- 
Prov.  Syn.  v.  Fermo  1726,  coli.  Lac  1,  690.  massiger  Modus  der  Veröffentlichung ,  sondern 

*  Das  folgt  aus  dem  Zwecke  ihres  Amtes.  ^^^^  ^^  die  ünterthanen  über  die  göttlichen 

-„        ,       .       ,             ,              ^jijv#n  Strafen  der  Uebertretung  der  fürstlichen  Anord- 

^  Besondere  Anordnungen  kommen  freilich  für  „«„..«„,„  v^i«i..«„    ibr.«--««     tm«,.«  r«-««*«i 

,.    ,  ,  ,           j,  .           ®      .       jj    T   V  nungen  zu  belehren ,  M aussen,  Neun  Oapitel 

die  Leichenpredigten  ,  s.  unten  die  Lehre  vom  ^ber  freie  Kirche.  S.  359. 

Begribniss,  vor.  9  2.  B.  ist  für  Baiern  1833  ausdrücklich 
«  Vgl.  z.  B.  Paderbomer  Diöces.  Syn.  1867,  angeordnet,  dass  Regierungs- Ausschreiben,  poli- 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  99:  „Animarum  zelus  et  zeUiche  Erlasse  und  Gemeindebeschlüsse  nicht 
prudentia  pastoralls  ipsls  suggerent ,  quibusnam  yon  der  Kanzel  veröffentlicht  werden  sollen,  Sil- 
talium  occasionum  eis  utendum  slt  ac  quidnam  bernagl,  Verfassg.  sammtL  Religionsgenossen- 
quaeque  occasione  et  tempore  ac  quomodo  lis  di-  »chaften  i.  Baiem.  2.  Aufl.  S.  257. 
cendum  sit".  Eine  absolute  Vernachlässigung  10  go  namentlich  in  Frankreich.  Hierher 
dieser  Seite  ihres  Amtes,  namentlich  unter  Nicht-  gehört  zunächst  d.  0.  S.  463.  n.  2  citlrte  organ. 
berücksichtlgung  berechtigter  Bitten  ihrer  Pfarr-  j^rt.  50;  ferner  aber  auch  art  53 :  „Ils  ne  feront 
kinder,  würde  selbstverständlich  discipUnarisch  ^^  ^t6ne  (d.  h.  gelegentlich  der  erbaulichen  Be- 
strafbar sein.  lehrung,  der  nicht  formalen  Predigt  während  der 
^  S.  0.  S.  20  u.  S.  448.  Für  Frankreich  ist  das  Pfarrmesse)  aucune  publication  ^trang^re  l  Texer- 
Verbot  Napoleons  I.  v.  1806,  Priester  ohne  feste  cice  du  culte,  si  ce  n'est  celles  qui  seront  ordon- 
Anstellung  als  Prediger  zu  verwenden,  welche  n^es par legen vernement";  vgl. dazunochAndrtf, 
früher  Missionare  gewesen  und  welche  nicht  min-  cours  alphabtftlque  de  Mgislation  civile  ecclMas- 
destens  in  Frankreich  zu  Liceiitlaten  der  Theo-  tique.  IV.  ^d.  4,  186.  200. 
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soweit  dadnreh  Angriffe  auf  die  Ehre  einzelner  seiner  Bürger  verflbt  *  oder  anderen 
Konfessionen  Beschimpfdngen  zugefügt^  oder  Angelegenheiten  des  Staates  in  einer 
den  (öffentlichen  Frieden  gefllhrdenden  Weise  erörtert  werden  ^,  zu  verbieten. 


§.  228.   2.   Der  kirchliche  Religions-  Unterricht,    [Katechese.  Christenlehre ^ 
Vorherdtungs  -  Unterricht.) 

I.  Geschichtliche  Einleitung.  So  lange  die  Taufe  für  die  Regel  nur  Er- 
wachsenen ertheilt  wurde  ^,  und  das  Institut  des  Eatechumenats  seinen  ursprünglichen 
Charakter  bewahrte ,  war  durch  das  letztere  für  einen  genügenden  Religionsunter- 
richt^ der  neuen  Christen  gesorgt.  Nach  dem  Verfall  des  Eatechumenats  überliess 
man  es  dagegen  im  Allgemeinen  den  Eltern  y  ihren  ELindern  entweder  selbst  oder  auf 
irgend  eine  andere  sich  ihnen  darbietende  Weise  ^  die  erforderliche  Kenntniss  der 
wichtigsten  Artikel  des  christlichen  Glaubens,  so  gut  sie  es  vermochten,  zu  vermitteln. 
Wie  mangelhaft  im  fränkischen  Reiche  diese  letztere  im  Allgemeinen  gewesen  sein  muss, 
ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Gesetzgebung  Karls  d.  Gr.  von  den  Taufpathen  verlangte, 
dass  sie  das  Symbol  und  das  Vaterunser  gelernt  haben  sollten  7,  dass  man  also  überhaupt 


>  Daher  ist  dw  Verbot  des  Nomlnal-Elenchus, 
welches  das  kirchliche  Recht  gleichfalls  aufge- 
stellt hat  (s.  0.  S.  472),  auch  staatlicherseits  be- 
rechtigt. Derartige  Vorschriften  enthalten  A.  L. 
R.  IL  11.  S-  ^  '•  f^^  öffentlichen  Vorträgen  xnnss 
jeder  Geistliche  aller  persönlichen  Anzüglich- 
keiten sich  enthalten".  $.  84:  „Schilderangen 
der  in  einer  Gemeinde  herrschenden  Laster  sind 
keine  Anzüglichkeiten^  %.  8Ö :  „Sie  arten  aber 
darin  aus,  wenn  Personen  genannt  oder  durch  in- 
dividuelle Nebenumstände  kundbar  gemacht  wer- 
den" ;  franz.  organ.  Art  52 :  „Tis  (les  cur^s)  ne  se 
permettront  dans  leurs  Instructions  aucune  incul- 
pation  directe  ou  indirecte ,  soit  contre  les  per- 
sonnes,  soit  contre  les  autres  cultes  autoris^  de 
r^tot^  Währendin  Frankreich  und  Elsass- 
Lothringenbei  Verletzung  der  eben  gedachten 
Vorschrift  der  appel  comme  d'abus  statthaben 
kann,  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat  u.  Kirche. 
S.  523;  Geigel,  das  französ.  und  reichsland. 
Staatekirchenrecht  S.  20  ff. ,  hat  im  übrigen  der 
Angegriffene  nur  das  Recht,  Bestrafung  des  Geist- 
lichen wegen  Beleidigung  zu  beantragen,  R.  Str.  G. 
$$.  185  ff.,  sofern  der  Thatbestand  einer  solchen 
vorliegt,  wobei  der  %,  193  dem  Geistlichen  für 
die  Regel  nicht  zu  statten  kommen  wird  ,  da  der 
Nominal-Elenchus  als  solcher  nicht  unter  die 
„ähnlichen"  Fälle,  welche  den  tadelnden  Urthei- 
len  über  wissenschaftliche,  künstlerische  oder 
gewerbliche  Leistungen  und  den  Aeusserungen 
zur  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  gleich- 
gestellt sind,  begriffen  werden  kann. 

«  R.  Str.  G.  S-  166 :  m  •  •  Wer  öffentlich  eine 
der  christlichen  Kirchen  oder  eine  andere  mit 
Korporationsrechten  innerhalb  des  Bundesgebietes 
bestehende  Religionsgesellschaft  oder  ihre  Ein- 
richtungen oder  Gebräuche  beschimpft  .  .  wird 
mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Jahren  bestraft". 
KontroTerspredlgten  als  solche  (s.  o.  S.  473)  sind 
dadurch  nicht  Terboten,  ja  die  einfache  Beleidi- 


gung genügt  nicht  zum  Thatbestande,  rielmehr  nur 
eine  Beschimpfung,  d.  h.  eine  Beleidigung,  welche 
sich  ihrer  Art,  namentlich  ihrer  Form  nach  als  eine 
rohe  und  eine  Verachtung  darthuende  charakte- 
risirt,  ygl.  Olshauseu,  Kommentar  z.  Str.  G. 
B.  2.  Aufl.  S.  628. 

8  R.  Str.  G.  $.  130  a  (eingestellt  durch  Gesetz 
V.  10.  Dezember  1871):  „Ein  Geistlicher  oder 
anderer  Religionsdiener,  welcher  in  Ausübung 
oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Be- 
rufes öffentlich  vor  einer  Menschenmenge  oder  an 
einem  anderen  zu  religiösen  Versammlungen  be- 
stimmten Orte  vor  Mehreren  Angelegenheiten  des 
Staates  in  einer  den  öffentlichen  Frieden  gefähr- 
denden Weise  zum  Gegenstande  einer  Verkündi- 
gung oder  Erörterung  macht,  wird  mit  Gefängniss 
oder  Festungshaft  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft^. 
Vgl.  dazu  Olshausen  S.  526.  Dagegen  bestraft 
der  code  p^nal  art  201 :  ;,Les  ministres  des  cul- 
tes, qui  prononceront,  dans  Texercise  de  leur  mi- 
nist^re  et  en  assembMe  publique,  un  discours 
contenantla  critlqne  ou  censuredugouvernement, 
d'une  loi,  d'un  dicret  imperial  ou  de  toute  autre 
actes  de  Tautorit^  publique,  seront  punis  d^empri- 
sonnement  de  trois  moix  ä  denx  ans",  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Gesichtspunkt  der  Gefährdung  des 
öffentlichen  Friedens  die  blosse  Kritik  der  Re- 
gierung und  der  Regierungsakte,  während  der 
%  130  a  des  R.  Str.  G.  insoweit  umfassender  ist, 
als  er  sich  auf  alles,  was  den  Staat  angeht,  be- 
zieht Sofern  durch  die  Predigt  andere  Delikte 
begangen  werden,  s.  z.  B.  $§.  HO.  130  a.  a.  0., 
kann  selbstyerständlich  auch  wegen  dieser  eine 
Bestrafung  erfolgen. 

*  S.  0.  S.  30. 

5  S.  23ff. 

0  Z.  B.  durch  einen  Geistlichen  und  einen 
Mönch.   S.  ferner  S.  478.  n.  1. 

7  S.  0.  S.  40.  n.  e. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  228. 


für  das  Volk  nicht  mehr  für  erforderlich  hielt  S  und  dass  neben  den  Eltern  die  Pathen 
nnd  Verwandten  fflr  verpflichtet  erklärt  wnrden  y  die  Kinder  im  christlichen  Glauben 
zu  nnterrichten^.  Hatte  die  karolingische  (Gesetzgebung  dem  Bedflrfniss  der  Er- 
wachsenen nach  religiöser  Belehrung  nnd  Erbauung  wenigstens  in  sofern  Rechnung 
getragen,  als  sie  die  Pflicht  zum  Predigen  wiederholt  einschärfte  ',  so  war  ihr  sowohl 
wie  auch  der  damaligen  Geistlichkeit  der  Gedanke  fem  geblieben ,  dass  es  eine  Ob- 
liegenheit der  Kirche  sei,  auch  für  eine  genflgende  religiöse  Unterweisung  der  Kinder 
und  der  heranwachsenden  Jugend  zu  sorgen^. 

Noch  in  den  folgenden  Jahrhunderten  hat  die  Kirche  diesen  Standpunkt  fest- 
gehalten, und  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert,  als  die  Verbreitung  von  Ketzereien  die 
Kirche  dazu  gedrängt  hatte ,  wieder  auf  die  Ausübung  des  Predigtamtes  Gewicht  zu 
legen ,  schrieb  die  kirchliche  Partikulargesetzgebung  in  Verbindung  mit  den  darauf 
gerichteten  Massnahmen  vor ,  dass  die  Kinder  vom  siebenten  Jahre  ab  in  der  Kirche 
im  christlichen  Glauben  unterrichtet^,  und  dass  auch  den  Erwachsenen  die  christ- 
lichen Glaubenslehren  erklärt  werden  sollten  ^. 


1  So  erklirt  die  Reformsynode  von  Mainz  813 
c  45,  Man  ei  14,  74:  „Symbolum,  qnod  est 
signacnlum  lldei  et  orationem  dominicam  discere 
semper  admoneant  sacerdotes  popolnm  chrlstia- 
nnm.  Tolumnsqne,  ut  disciplinaro  condlgnam 
habeant,  qni  baec  discere  neglignnt,  sive  in  ieianio 
sive  in  alia  castigatione  eroendentar.  Propterea 
dif^nm  est ,  ut  fllios  snos  donent  ad  scbolam  sive 
ad  monasteria  sive  foras  presbyteris.  ut  fldem 
catholicam  recte  discant,  ut  dorn!  alios  edocere 
valeant.  Et  qui  aliter  non  potuerit,  vel  in  sua 
lingua  boc  discat",  woraus  folgt,  dase  beides 
lateinisch  gelernt  werden  sollte. 

2  Cap.  a.813.c  18,  Boret,  capit  1,  174:  „De 
flde :  unusquisque  compater  vel  parentes  vel  pro- 
ximl  fllios  suossplrital es  cathoUceinstruant,  itaut 
coram  deo  rationlcare  possunt"  (übereinstimmend 
mit  Mainz  813  c.  47,  Mansl  14,  74,  ähnlich  wie 
Arles  813  c  19  ,  1.  c  p.  62).  Die  Bestrebungen 
der  karolingischen  Zeit  für  die  Schulen  galten 
wesentlich  der  Bildung  der  zukünftigen  Geist- 
lichen, s.  Specht,  Geschichte  des  Unterrichts- 
wesens i.  Deutschland.  Stuttgart  1886.  S.  15  fr. 
und  unten  das  3.  Kapitel. 

8  S.  0.  S.  464. 

*  Unter  den  Fragen  an  die  Priester  bei  Re- 
gino  I.  notltia  findet  sich  n.  82  noch  die:  ,,S1 
expositionem  symboll  atque  orationis  dominicae 
luxta  traditlonem  orthodoxorum  patrum  penes  se 
scriptam  habeat  et  eam  pleniter  intelllgat  et  Inde 
praedicando  populum  slbi  commissum  sedulo  in- 
striiat^.  Danach  kann  es  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  sich  Im  11.  Jahrhundert  in  Deutschland 
selbst  erwachsene  Leute  fanden,  welche  nicht 
wussten,  was  der  katholische  Glaube  sei,  Haimon. 
viU  Wilhelm.  Hlrsaug.  abb.  c  17,  SS.  12,  217. 
Vereinzelt  scheint  man  allerdings  den  Kindern 
auch  seitens  der  Geistlichen  Religionsunterricht 
ertheilt  zu  haben,  so  wird  auf  der  Synode  v. 
Dublin  1186,  Mansi  22,  525  geklagt:  „Neo  in- 
fantes  ante  foras  ecciesiae  sacerdotes  eornm  more 
deblto  catechizant^. 

5  Bezler?  1246.  c.  I,  I.e. 21,  693:  „Pueri  quo- 


que  a  septimo  et  supra  ad  eccleslam  a  parentibas 
adducantur  diebus  dominlcls  et  festlvls  et  In  flde 
catholica  instruantur  et  doceant  (sacerdotes  pa- 
rochiales)  eos  salutationes  b.  Mariae,  pater  noster 
et  credo  in  deum^ ;  fast  wortlich  wiederholt  Albl 
1264.  0.  18, 1.  c.  p.  837. 

6  Nach  Breslau  1248.  c.  26,  deMontbaeh, 
stat.  synod.  eccles.  Wratlslav.  1855.  p.  307,  soll 
das  Volk  an  Sonntagen  und  an  Festtagen  über  das 
Symbolum  und  Vaterunser  unterrichtet  werden, 
ebenso  nach  Prag  1381,  Mansi  26,  694,  vgL 
auch  0.  S.  465.  n.  8;  Lambeth  1281.  c.  10,  L  c. 
24,  410  schreibt  vor,  dass  ^qulllbet  sacerdos  plebi 
praesidens  .  .  .  semel  in  qualibet  quarta  anni  die 
solemni  vel  plurlbus  per  se  vel  per  allum  ex- 
ponat  populo  vulgariter  .  .  .  XIV  fldel  articulos, 
X  roandata  decalogi ,  duo  seil,  geminae  carltatls, 
VII  Opera  misericordiae ,  VIT  peccata  capitalia 
cum  sua  progenle,  VII  virtutes  principales  ac  VII 
gratiae  sacramentl'^  und  glebt  dafür  eine  kürzere 
Ausführung  und  Erläuterung  zum  Gebrauch  des 
Priesters.  Nach  Valladolid  1323.  c.  2 , 1.  c.  26, 
698,  soll  jeder  Pfarrer  bei  disciplinarischer  Ahn- 
dung in  lateinischer  und  In  der  eigenen  Sprache 
die  Glaubensartikel ,  die  10  Gebote ,  die  Sakra- 
mente der  Kirche,  die  Hauptarten  der  Tugenden 
und  Laster  aufgeschrieben  haben  und  sie  im 
Jahre  zu  Weihnachten,  Osteni,  Pflngsten,  Maria 
Himmelfahrt  und  an  den  Sonntagen  der  Quadra- 
gesima  dem  Volke  kundthun.  Lavaur  1368 
r.  1,  1.  c  26,  485 bestimmt  nicht  nur:  „quatenus 
unlver^l  et  slnguli  rectores  ecclesiarum . . .  diebus 
dominicis  et  festivis  in  suam  parochlam  ex  more 
ad  divina  conveniant,  ipsos  parochianos  et  sub- 
ditos  ...  ab  ipsius  fldel  nostris  princlpUs  «ive 
artlculls,  de  X  praeceptis  dlvinae  legis,  de  VII 
peccatis  mortalibus  et  sl  qua  sunt  alia  qnorum 
Sit  cognltio  necessaria  ad  salutem,  non  simul 
qnldem  de  omnlbus ,  sed  altematim  et  seorslm 
prent  tempus  et  locus  et  capadtas  auditorum 
exlgent,  diligenter  instmant  et  informent",  son- 
dern glebt  auch  den  Geistlichen  ein  kurzes 
Kompendium,  welches  zu  diesem  Behufe  benutzt 
werden  soll,  an  die  Hand. 
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U.  Das  geltende  Recht.  1.  Nähere  Gestaltung  des  Religions- 
unterrichtes. Allgemein  ist  die  Pflicht,  die  Kinder  der  Gläubigen  in  der  christ- 
lichen Religion  zu  unterrichten  ^,  und  auch  die  Erwachsenen  über  die  Bedeutung  der 
Sakramente  zu  belehren,  in  der  Eorche  nicht  früher,  als  durch  das  Konzil  von  Trient 
eingeführt  worden^.  Das  letztere  hat  aber  diese  Obliegenheit  blos  in  den  allgemeinsten 
Umrissen  bestimmt,  also  des  Weiteren  der  partikulären  Entwicklung  offenen  Raum  ge- 
lassen ,  und  ebenso  ist  später  nach  der  Herausgabe  des  römischen  Katechismus  nur 
die  allgemeine  Anordnung ,  dass  der  Religionsunterricht  unter  Zugrundelegung  des- 
selben ertheilt  werden  solle  3,  getroffen  worden. 

Im  Uebrlgen  hat  die  partikularrechtliche  Gesetzgebung  über  das  Tridentinum 
hinaus,  welches  nur  den  Unterricht  in  äenßdei  rudmenta  für  die  pueri  (von  7  bis  14 
Jahren)  und  die  Vorbereitung  auf  den  Empfang  der  Sakramente  für  alle  Gläubigen 
scheidet,  in  Betreff  des  hier  allein  in  Frage  stehenden  Unterrichtes,  d.  h.  des  i  m  Au  f- 
trage  der  Kirche  von  ihren  Organen  für  die  spezifisch  kirchlich- 
religiöse Vorbereitung  und  Durchbildung  der  Gläubigen  zu  er- 
theilenden  Religions-Unterrichtes  (der  s.  g.  caiechesis^  oder  der  doottina 
chrisHana^)  im  Interesse  einer  geeigneteren  Belehrung  und  theilweise  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  einzelnen  Ländern  bestehenden  Schuleinrichtungen  nähere  speziali- 
sirende  Vorschriften  getroffen ,  und  in  Folge  dessen  allerdings  mitunter  die  scharfe 
Abgrenzung  zwischen  dem  Unterricht  für  die  Jugend  und  dem  für  die  Erwachsenen 
fallen  lassen. 

Die  Systeme,  welche  heute  vorkommen ,  lassen  sich  je  nach  der  verschiedenen 
Behandlung  des  Unterrichts  der  kleineren  Kinder  in  den  ersten  Elementen  des  christ- 
lichen Glaubens ,  des  Vorbereitungsunterrichtes  für  den  ersten  Empfang  der  Sakra- 
mente (also  der  Kommunion ,  Busse  und  Firmung) ,  sowie  eines  eingehenderen  Reli- 
gionsunterrichtes für  die  gereifteren  Kinder*  und  der  Verbindung  des  Unterrichts 
oder  der  Belehrung  der  Erwachsenen  mit  der  eben  gedachten  Stufe  des  Religions- 
unterrichtes in  folgender  Weise  gruppiren. 

Mit  dem  nur  in  seinen  allgemeinen  Umrissen  durch  das  Trienter  Konzil  festge- 
stellten Rahmen  stimmt  am  meisten  die  Einrichtung^  überein,  dass  der  Jugend  über- 

*  Sess.  XXIV,  c.  4  de  ref. :  „  .  .  .  lidem  (d.  b.  qne  in  omnium  cordibus ,  postpositis  inatilibuB 
episcopi)  etiam  saltem  dominids  et  aliis  festivis  qnaestionibus ,  inserere  atque  eos  in  lege  domini 
diebns  pueros  in  singuUs  parochiis  fidel  radi-      erudire  stadeant^. 

menta  et  obedientlam  erga  Denm  et  parentes  '  S.  o.  S.  443.  n.  1  u.  S.  446.  n.  3. 

diligenter  ab  IIa  ,  ad  quos  spectabit,  doceri  cura-  *  Rom  1726 ,  coli.  Lac  1 ,  400.  401 ;   Urbluo 

bunt,  et  si  opus  alt,  etiam  per  oensuras  eccle-  1859,  1.  c.  6,  67  n.  Bordeaux  1850,  1.  c  4,  557. 

slasticas  compellent;  non  obstantibas  privilegiis  ^  Pii  V.  cnnst.  Ex  deblto  v.  16.  Oktober  1571. 

et  consuetadinibus^.  %.  1 ,  bull.  Taur.  7,  945 ;  Benedict  XIV.  const. 

*  L.C.  c  7.  de  ret :  „  .  .  .  nt  non  solum,  qnum  Etßl  minime  v.  7.  Februar  1742.  S«  ^ff»,  eiuad. 
haec  (sacramenta)  per  se  ipsos  (episcopos)  erunt  bull.  1,  49;  Rom  dt.  1725 ;  Wien  1868,  Prag  1860, 
populo  administranda,  prins  lllorum  virn  et  uanm  1.  c  5,  182.  450. 

pro  snscipientiam  captu  explicent ,    sed  etiam  ^  Für  diesen  Unterricht  wird  dann  öfters  im 

idem    a    slngnlis    parochis    pie    prudenterque  engeren  Sinne  die  Bezeichnung:    catechesis 

etiam  lingna  vemacnla,  si  opus  sit  et  commode  gebraucht,  s.  z.  B.  Paderborn  1867,  Arch.  f.  k. 

flerl  poterit,  servarl  studeant,  iaxta  formam  a  s.  K.  R.  20,  100  und  anch  Köln  1860,  coli.  Lac. 

synodo  in  catechesl  singulis   sacramentls   prae-  5,  342. 

Rcrlbendam,  quam  episcopi  in  vulgarem  lingnam  ^  Neapel  1699,  Rom  1725,  coli.  Lac  1,  159. 

fldeliter  Yerti ,  atque  a  parochis  omnibos  populo  182.  347.  348;  Embrun  1727,  1.  c.  p.  625.  629; 

exponi  curabunt;  necnon  ut  Inter  mlssarnm  so-  Urblno  1859,  1.  c  6,  68;  Ravenna  1855,  I.e.  150. 

lemnia  autdivlnorum  celebrationem  sacra  eloquia  151 ;  Dlöces.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  t  k.  K.  R. 

et  salutis  roonita  eadem  vemacula  lingna  singuUs  51,  80 ;  Neu  -  Granada  1868 ,  colL  Lac.  p.  492. 

diebus  festivis  et  solennibns  explanent  eadem-  507;  Utrecht  1865,  1.  c  6,  809.  821.  822. 
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[§.228. 


hanpt^  an  den  Sonntagen  and  Festtagen'^,  hänfiger  aber  während  der  Adventszeit 
and  der  Qnadragesima  des  Nachmittags  ^  (mitunter  aber  aach  noch  za  anderen  näher 
bestimmten  Zeiten) ,  sowie  femer  den  nicht  genügend  anterrichteten  Erwachsenen  *  die 
Gmndlehren  des  christlichen  Glaabens  erklärt  und  von  ihnen  aaswendig  gelernt 
werden  sollen,  andererseits  aber  ab  und  za  die  Gemeinde  an  den  Festtagen  behnfs  des 
würdigen  Empfangs  über  die  Sakramente  der  Beichte  nnd  Basse  zu  belehren  ist^. 

In  anderen  kirchlichen  Provinzen  and  Diöcesen ,  so  namentlich  in  den  dentschen^, 
wird  ein  ansführlicher  Katechismns-Unterricht  an  den  Sonntagen  und  Festtagen  nnr 
den  älteren  Schulkindern  ^  und  femer  den  bereits  ans  der  Schule  entlassenen  ^  er- 
theilt,  während  die  jüngeren  Kinder  (zwischen  dem  7.  und  9.  Jahr^)  mit  Rücksicht 
auf  den  Beligions  -  Unterricht  in  der  Schule  i^^  kirchlicherseits  allein  auf  den  ersten 
Empfang  der  Sakramente  ^^  vorbereitet  werden  ^2. 

Hiervon  weicht  es  nicht  erheblich  ab,  wenn  endlich,  wie  in  Frankreich  ^^  drei 
verschiedene  Katechesen,  wenigstens  soweit  sie  sich  ermöglichen  lassen***,  eine  für 
die  jüngeren  Eander  i^,  eine  als  Vorbereitung  für  die  erste  Kommunion  und  eine  dritte 
für  die  älteren  Kinder  und  die  reifere  Jugend*«  verlangt  werden*'. 

2.  Das  Recht  zur  Ertheilung  des  Religions-Unterrichtes.  Das 
Recht,  den  kirchlichen  Religionsunterricht  (s.  o.  S.  479)  an  die  Kinder  und  Erwach- 


1  Rom  1725  verlangt  nnter  Trennung  der  Ge- 
schlechter, wenn  möglich,  die  Bildung  yerschie- 
dener,  gleichzeitig  in  der  Kirche  unter  Beihülfe 
Yon  Geistlichen  oder  anderer  geeigneter  Personen 
zu  unterrichtender  Abtheilungen  fQr  die  Kinder 
V.  7  bis  12  Jahr,  s.  die  instruotio  1.  c  p.  400. 
401,  wobei  offenbar  Torausgesetzt  wird,  dass 
gleichzeitig  die  Kinder  für  den  ersten  Empfang 
des  Busssakramentes  und  der  Eucharistie  nach 
den  weiter  beigefügten  Instruktionen ,  p.  456. 46 1 , 
unterwiesen  werden.  S.  femer  Embiun  1727; 
Urbino  1859  (Kinder  v.  7  bis  14  Jahr,  auch  hier 
der  gedachte  Yorbereltungsunterricht  offenbar  in 
Verbindung  mit  der  Katechese  1.  c.  6,  14.  20), 
Ravenna  1855  (wie  Rom  1725)  und  ähnlich  wie 
Rayenna  Neu-Graoada  1868. 

2  Gebotenen ,  so  ausdrücklich  Rom  1725  (Cr- 
bino  1859  ohne  nähere  Angabe  der  Tage  und 
Stunden). 

3  So  Neapel  1699  für  die  rüdes. 

^  Rom  1725  orduet  für  diese  an,  dass  sie  nach 
der  Homilie  während  der  Yormittagsmesse  ange- 
halten werden,  das  apostolische  Symbol,  das 
Vaterunser,  den  englischen  Gruss  u.  s.  w.  aus- 
wendig zu  lernen,  ebenso  Rayenna  1855. 

6  Neapel.1699,  Embrun  1727,  Neapel  1882, 
vgl.  auch  die  vor.  Anm.  (der  Erwachsenen  er- 
wähnen Urbino  nnd  Utrecht  nicht). 

«  Köln  1860,  coli.  Lac.  5,  34^  365;  Pader- 
born. Diöc.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  100. 
104;  Rottenburg,  v.  Vogt,  Samml.  v.  Verord- 
nungen S.  87.  88.  244 ff.;  femer  in  den  bairl- 
schen  Diöcesen,  Silbernagl,  Verfassung 
sämtl.  Religionsgenossenschaften  i.  Baiern,  2.  Aufl. 
S.  257.  269.  270  (in  Württemberg  und 
B  a  i  e  r  n  heisst  dieser  Unterricht :  Christenlehre). 

"^  Köln  1.  c.  p.  342:  „singulis  etiam  dominids 
catechesispro  inventute  provectiore  habeatur  hora 
pomeiidiana''  u.  p.  365 :  „ut  omnes,  quum  e  schola 
dimissi   sunt,   ad  oertum  aetatis  annum  diebus 


dominids  doctrinam  chrlstianam  audiant^';  Pader- 
born spricht  von  „pueri'^  und  „iuventus  provectioi^. 

^  In  Rottenburg  nur  für  die  letzteren  bis  zum 
20.,  in  Baiem  bis  zum  18.  Jahre. 

0  In  Rottenburg  erst  im  13.  Jahre. 

10  Vgl.  Dumont,  SammL  kirchl.  Erlasse  für 
Köln  S.  16.  19.  67.  68.  112. 

"  S.  0.  S.  59. 

12  Die  österreichischen  Synoden ,  Wien  1858 
und  Prag  1860 ,  coli,  dt  5,  182.  450,  sprechen 
zwar  schlechthin  von  pueri.  Da  die  erstere  aber  des 
Schulunterrichtes  erwähnt  und  vorschreibt ,  dass 
die  Katechesen  so  eingerichtet  werden  sollen,  dass 
Erwachsene  ihnen  gern  beiwohnen,  so  handelt  es 
sich  dabei  ebenfalls  nicht  um  jüngere  Kinder. 

«  So  Bordeaux  1850.  1868  u.  Sens  1850,  coli, 
cit.  4,  557.  825.  902.  Vgl.  femer  auch  Paris, 
Tours,  Avignon  1849,  L  c.  p.  23.  273.  347. 

1*  Nach  Sens  in  den  grösseren  Pfarreien. 

15  Diese  tritt  hier  an  Stelle  des  Schul-Unter- 
richts  in  Religion. 

1^  S.  g.  catecheses  perseverantiae,  Tours  1849 
u.  Sens  1850. 

17  luden  nordamerikanischen  Diöcesen 
wird,  soweit  ausschliesslich  katholische  Pfarr- 
sohulen  bestehen,  der  Religionsunterricht  der 
jüngeren  Kinder  in  diesen  ,  sonst  von  den  Pfar- 
rern ertheilt,  und  es  kommen  ausserdem  Vor- 
bereitungskatechesen für  die  Sakramente  und  für 
die  erwachsene  Jugend  Baltimore  1866,  coli.  Lac 
3,  516.  517,  Nevryork  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R 
50, 269,  s.  auch  a.  a.  0. 38,  21 1,  femer  Katechesen 
für  diejenigen  Kinder,weiche  dieSakrame  nte  schon 
empfangen  haben,  vor,  Baltimore  1866,  coli.  cit. 
5,  516.  528;  Quebec  1854, 1.  c.  p.653.  654,  vgl 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  38 ,  210,  so  dass  die  Ver- 
hältnisse sich  theils  ähnlich  wie  in  Deutschland, 
theils  wie  in  Frankreich  gestalten. 
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senen  zu  ertheilen,  steht  kraft' Amtes,  abgesehen  ron  den  hierbei  praktisch  nicht  in 
Frage  kommenden  Bischöfen  nnd  anderen  Prälaten ,  den  Inhabern  der  Seelsorge- 
Aemter  ^,  namentlich  den  Pfarrern,  fllr  ihre  Bezirke  zu  2.  Es  kann  ihnen  daher  auch 
diese  BeAigniss  nicht  ohne  Weiteres  durch  den  Ordinarius  genommen  werden,  dieser 
ist  yiehnehr  nur  berechtigt,  fOr  den  Fall,  dass  der  Pfarrer  in  einer  Parochie  (z.  B. 
wegen  zu  grosser  Ausdehnung  derselben,  oder  wegen  UeberhftuAing  durch  Geschäfte] 
nicht  im  Stande  oder  sonst  yerhindert  ist,  den  Unterricht  zu  geben  oder  ausreichend 
zu  ertheilen,  andere  Geistliche  neben  ihm  damit  zu  beauftragen^. 

Ausserdem  gebflhrt  aber  femer  dem  Ordinarius  kraft  seines  Lehramtes  fttr  die 
ganze  DiOcese,  kraft  dessen  er  fftr  die  gehörige  Unterweisung  der  Gläubigen  in  der- 
selben zu  sorgen  hat,  das  Rechte,  wenn  sich  für  seinen  Sprengel  ein  BedflrMss 
dazu  herausstellt,  oder  auch  nur  der  Yortheil  einer  allgemeineren  und  besseren 
Belehrung  der  Diöcesanen  erzielt  wird,  Einrichtungen  zu  treffen^  und  zuzulassen^, 
welche  die  Ertheilung  des  Beligions- Unterrichtes  durch  andere  Geistliche,  als  die 
Pfarrer  zum  Zwecke  haben. 

Abgesehen  von  dem  seltenen,  wenn  immerhin  möglichen  Fall,  dass  mit  einem  ande* 


1  S.  0.  S.  4Ö4. 

«  wahrend  das  Trid.  SesB.  XXIV.  c  7  de  ref. 
(0.  S.  479.  n.  2)  ausdrücklich  der  Pflicht  der 
Pfarrer  erw&hnt,  ihnen  also  auch  damit  das  Recht 
verleiht,  bezeichnet  dasselbe  1.  0.  c.  4  de  ref. 
(a.  a.  0.  n.  l)als  verpflichtete :  ,Mi  &d  qnosspecta- 
bit^ ,  kann  aber  damit ,  weil  es  vorher  in  Betreff 
der  Predigt  ausdrücklich  der  Pfarrer  gedenkt, 
auch  nur  diese  in  erster  Linie ,  d.  h.  sofern  sie 
nicht  verhindert  sind,  meinen.  So  auch  Bene- 
dict XIV.  const  Etsi  nünime  vom  7.  Februar 
1742  %.  5 ;  eiusd.  bull.  1,  49:  „Duo  potissimum 
onera  a  Tridentina  synodo  curatoribus  animarum 
sunt  imposita : . . . .  altemm,  ut  pueros  et  rudio- 
res  quosque  divinae  legis  fldeique  rudimentis  in- 
formend'.  S.  auch  das  Edikt  Benedikts  XIV.  v. 
1742  über  die  dootrina  ohristiana  für  die  Pfar- 
reien in  Rom  bei  Deneubourg,  €tude  cano- 
nique  sur  les  vicaires  paroissiaux  p.  201. 

3  Wenn  Kohn  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  47,  92  ff. 
behauptet,  dass  das  Recht  zur  Ertheilung  des 
Unteirichts  nicht  als  ausschliessliches ,  ja  nicht 
einmal  als  ein  Recht  des  Pfarrers  betrachtet  worden 
sei,  weil  auch  andere  Geistliche  dazu  verpflichtet 
werden  könnten  (s.  nachher  unter  Nr.  3) ,  so  ist 
die  letzte  Annahme  unrichtig.  Denn  der  Amts- 
pflicht entspricht  stets  das  Recht,  die  betreffende 
amtliche  Funktion  wahrzunehmeiu  Die  erste  Be- 
hauptung bedarf  dagegen  der  im  Text  hingestell- 
ten Beschränkung.  Die  Stellen,  welche  Kohn 
anführt ,  und  welche  in  erster  Linie  die  Pfarrer 
oder  Verwalter  von  Seelsorge-Aemtem,  und  dann 
erst  die  übrigen  sacerdotes  aufführen,  bestimmen 
über  das  Verhältniss  beider  nichts  Näheres.  Da- 
her trifft  es  nicht  zu ,  dass ,  wie  er  welter  meint, 
der  Rooperator  niemals  in  Vertretung  des  Pfar- 
rers den  Religions-Unterricht  ertheilt.  Ist  dem 
ersteren  ein  solcher  oder  ein  Vikar  oder  Hülfsgeist- 
licher  zugewiesen,  so  übt  der  letztere  immer  eine 
Funktion  aus,  welche  in  erster  Linie  dem  Pfarrer 
zusteht,  s.  auch  Bd.  III.  S.  233 ,  und  amtirt  also 
in  dessen  Vertretung,  Bd.  II.  S.  324. 

4  Benedict.  XIV.  const.  Etsi  minime  dt.  ^  6: 

H  i  n  I  c  h  i  u  R ,  Kirohenrecht  IV. 


„Verum  satis  experientla  compertum  est ,  impa- 
rem  esse  solius  parochi  laborem,  cum  nequeat 
unus  omnes  instruere ,  ubi  doctoris  diligentiam 
numerus  vinoit.  Quoties  tarnen  episcopus  toto 
animo  ac  studio  in  eocleslam  sibi  commissam  in- 
cumbat,  nunquam  neeessariis  et  opportunls  desti- 
tuetur  auxilüs.  Semper  enim  invenias,  qui  ton- 
sura  initiati,  qui  per  minorum,  qui  per  sacrorum 
ordinum  gradus  ad  saoerdotii  fastlgium  promo- 
veri,  qui  denique  ad  ecclesiastica  beneflcia  viam 
sibi  munire  studeant.  Gravissimis  idoirco  verbis 
(et  verbis  facta  respondeant)  afflrmet  episcopus, 
numquam  se  facturum,  uttonsurainauguretgran- 
diores  aetate  aut  minores ,  praesertim  vero  maio- 
res  ordines  iis  conferat,  qui  in  tradenda  ohristiana 
doctrina  operam  suam  parochis  commodare  ne- 
glexerint.  Hunc  numerum  idem  episcopus  in 
singulas  suae  civitatis  et  dioecesls  parochias  apte 
distribuat  et  eorum  aliquos  determiuatae  eccle- 
siae  adscribat^. 

5  So  hat  die  Congr.  conc.  1879  u.  1881 ,  Acta 
8.  sed.  13,  506,  für  eine  Diöcese,  in  welcher  der 
Religionsunterricht  seitens  der  Pfarrer  vernach- 
lässigt worden  war,  die  vom  Bischof  erlassene 
Anordnung,  dass  in  allen  lUrchen  und  öffent- 
lichen Kapellen  bei  der  Messe  an  den  gebotenen 
Festtagen  der  Katechismus  von  den  celebriren- 
den  Priestern  gelehrt  werden  sollte,  aufrecht- 
erhalten. 

«  Z.  B.  die  Stiftung  einer  Kirche  innerhalb 
der  Pfarrei  auf  Grund  testamentarischer  Bestim- 
mung eines  Laien ,  mit  der  Auflage ,  dass  der 
Priester  an  den  Sonntagen  bei  der  Messe  zugleich 
den  Katechismus  lehrt.  Eine  solche  hat  die 
Gongr.  conc.  trotz  des  Widerspruchs  des  Pfarrers 
zugelassen ,  Jedoch  angeordnet ,  dass  der  Unter- 
richt nicht  zu  derselben  Zeit,  wie  in  der  Pfarr- 
kirche selbst,  staUhaben  soll ,  Acta  s.  sed.  2, 
189.  Es  wird  also ,  sofern  nicht  Nachlässigkeit 
der  Pfarrer  selbst  vorliegt ,  deren  Recht  als  ge- 
borener Katechismuslehrer  stets  innerhalb  be- 
stimmter Grenzen  gewahrt. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  228. 


ren  als  einem  Seelsorge-Benefizimn  oder  Amt  kraft  besoBderer  Fnndationsbestimmaiig 
die  Pflicht  zar  Eatechismuslehre  yerbnnden  ist ,  also  der  Inhaber  desselben  mit  der 
Erwerbung  des  Amtes  auch  das  entsprechende  Recht  erlangt,  kommt  die  betrefifende 
Befngniss  allen  denjenigen  Geistlichen  zu,  welche  der  Bischof  damit  beauftragt^  oder 
wenigstens  dazu  ermächtigt  hat,  im  letzteren  Fall,  sofern  sie  später  von  ihm  oder 
einem  sonst  dazu  Berechtigten  ^  mit  Unterrichtgeben  betraut  werden.  Das  Recht, 
derartige  Aufträge  zu  ertheilen,  hat  aber  auch  der  Pfarrer  3,  denn  abweichend  von  dem 
Fall  der  Predigt  hat  das  Tridentinnm  für  diese  Funktion  eine  vorherige  Erlaubniss 
des  Ordinarius  nichtvorgeschrieben^,  ja  zu  seiner  Aushülfe  und  Unterstützung  kann  er 
sogar  Geistliche  der  niederen  Weihen  ^  (also  selbstverständlich  auch  der  höheren  wie 
der  Diakonen  ^)  und  selbst  Laien  ^  heranziehen  ^. 

In  dem  Umfange ,  in  welchem  derartige  Aufträge  ertheilt  sind ,  besitzen  die  be- 
treffenden Personen  auch  die  Befugniss,  die  gedachte  Funktion  auszuüben  ^. 

Endlich  steht  es  den  Regularen  frei,  die  christliche  Lehre  und  den  E^atechismus 
in  ihren  Klosterkirchen,  sofern  sie  die  Erlaubniss  ihrer  Oberen  dazu  haben,  und  zwar 
ohne  besondere  Ermächtigung  des  Ordinarius  ^^  der  Diöcese  vorzutragen  ^V,  doch  haben 
sie  sich  in  Betreff  der  Ertheilung  dieses  Unterrichtes  seinen  desfallsigen  Anweisungen 
zu  fügen  ^2. 


1  S.  const  Benedict.  XIY.  cit.  %,  6,  S.  481  n.  4. 

2  Wie  der  dem  Pfarrer  zur  Aushülfe  vom 
Ordinarius  gesendete  Hülfspriester ,  wenn  ihm 
der  erstere  den  Auftrag  zur  Katechismuslehre  er- 
theilt. 

3  Soweit  er  noch  jetzt  nach  der  betreffenden 
Praxis  Geistliche  zu  seiner  Aushülfe  annehmen 
kann,  s.  o.  S.  461.  n.  3.  Wegen  der  Approbation 
derselben  s.  Bd.  U.  S.  319. 

^  Das  ergiebt  sich  daraus ,  dass  Trid.  Sess.  V. 
c.  2  cit.  gar  nicht  des  Religionsunterrichtes  ge- 
denkt ,  Sess.  XXIY.  c.  4  de  ref.  aber  desselben 
erst  am  Ende  (nach  den  Vorschriften  über  die 
Predigt)  erwähnt 

5  Const.  Benedict.  XIY. :  Etsi  minime  ^  6 
cit.  Einzelne  Partikularsynoden  schreiben  auch 
Yor,  dass  diese  den  Pfarrern  Hülfe  leisten  sollen, 
Neapel  1699,  coU.  Lac.  1,  159;  vgl.  femer  Rom 
1725  instruct.  dt.,  L  c.  p.  400,  Ravenna  J855, 
Yenedig  1859,  1.  c.  6,  153.  293 ,  Toulouse  1860, 
L  c.  4,  1066.  1067. 

6  S.  Seidl,  d.  Diakonat  i.  d.  kathol.  Kirche. 
Regensburg  1884.  S.  202. 

7  Const  cit  S.  7:  „.  .  .  Pluribus  itidem  locis 
pia  et  laudabilis  et  ubi  non  sit  recepta,  inducenda 
consuetudo  invaluit,  ut  parocho  idem  munus  per- 
sequenti  auxilium  ferant  laici  tum  yiri,  tum  mu- 
lieres,  in  christiana  institutione  yeluti  adiutrioem 
operam  naYantes,  qui  audiant  pueros  ant  puellas 
oratlonem  domiiücam,  angelicam  salutationem, 
symbolum  apostolicum  aliaque  id  genus  memo- 
riter  pronunciantes'' ;  cit.  Synoden  v.  Ravenna 
1855,  Yenedig  1859.  Auf  die  Heranziehung 
frommer  Brüderschaften ,  welche  zu  diesem 
Zwecke  errichtet  sind ,  namentlich  der  sodalitas 
doctrinae  christianae ,  und  auch  auf  die  Begrün- 
dung solcher  weisen  Pii  Y.  const.  Ex  debito  v. 
16.  Oktober  1671,  bull.  Taurin.  7,  945;  Bene- 
dict XIY.  const.  cit.  J.  7 ,  und  einzelne  Provin- 
zialsynoden,  Ravenna  1866,  coli,  dt  6,  151; 


Prag  1866,  1.  c.  5,  450;  Toulouse  1860,  Halifax 
1857,  1.  c  3,  742;  Cashel  1863 ,  Tuam  1864  u. 
1858, 1.  c.  p.  829.  862.  877.  878,  hin. 

s  Eine  besondere  Erlaubniss  des  Ordinarius 
braucht  der  Pfarrer  dazu  nicht .  weil  diese  Per- 
sonen blos  neben  ihm  oder  neben  dem  ihn  ver- 
tretenden Priester  nach  gegebener  Anleitung, 
also  nicht  selbststandig  (eine  dahin  gehende  aus- 
drückliche Yorschrift  in  d.  Prov.  Konz.  Bene- 
vent 1698,  coli,  cit  1,  146)  zu  unterrichten 
haben.  S.  übrigens  auch  Benedict.  XIY.  const. 
cit.  in  der  vor.  Aum.  Wohl  aber  wird  der  Ordi- 
narius oder  die  Provinzialsynode  bei  Gefahr  von 
Missbräuohen  eine  solche  Genehmigung  vor- 
schreiben können ,  wie  sie  wegen  der  maitresses 
dHnstruction  durch  die  Synode  für  die  holländi- 
schen u.  dänischen  Kolonien  1854,  coli.  dt.  3, 
1096,  verlangt  wird. 

9  Eine  blosse  Ermächtigung  begründet  für  den 
Katechismus -Unterricht  im  Gegensatz  zur  Pre- 
digt niemals  ein  Recht  (s.  o.  S.  455).  Predigen 
darf  der  mit  bischöfticher  Ermächtigung  versehene 
Priester,  wenn  ihm  eine  Kirche  dazu  von  dem 
Leiter  derselben  eingeräumt  wird,  aber  nicht  den 
offiziellen,  kirchlichen  Katechismus-Unterricht 
ertheilen,  weil  dieser  dem  Pfarrer  zukommt  und 
nur  in  seinem  Auftrage  oder  im  Auftrage  des 
Ordinarius  gegeben  werden  kann  (ganz  abgesehen 
davon,  dass  ein  derartiger  Unterricht  mindestens 
eine  gewisse  Zdtdauer  und  Regelmässigkeit  vor- 
aussetzt). 

10  Diese  Annahme  rechtfertigt  sich  aus  dem 
0.  Anm.  4  angeführten  Grunde.  Die  Congr.  conc. 
hat  dieselbe  Auffassung,  s.  die  folgende  Anm. 

»1  S.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1742.  1861. 
1866,  Acta  s.  sed.  2,  151.  156.  189. 

12  So  die  Congr.  conc  1.  c.  Dies  rechtfertigt 
sich  daraus ,  dass  der  Ordinarius  auch  den  Ex- 
emten  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  Lehramtes 
für  seine  Diocesanen  Anordnungen  machen  kann. 
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Was  den  Widemif  der  betreffenden  Bereohtigangen  anlangt,  so  kann  ein  solcher 
im  Falle  einer  blossen  Deputirnng  ^  frei  durch  den  beauftragenden  Ordinarius  oder 
Pfarrer^  erfolgen.  Den  Pfarrer  und  denjenigen ,  welchem  das  Recht  kraft  seines 
Amtes  zukommt,  wird  aber  der  Ordinarius  beim  Vorliegen  gewichtiger  Gründe  eben- 
falls von  der  Funktion  des  Lehrens  zeitweise  oder  ganz  suspendiren  können.  Dagegen 
ist  der  Ordinarius  nicht  in  der  Lage,  in  solchen  Fällen  gegen  die  exemten  Regularen, 
welche  in  ihren  Klosterkirchen  den  Katechismus  vortragen,  einzuschreiten,  muss  sich 
vielmehr  wegen  der  Enthebung  derselben -von  der  gedachten  Funktion  an  ihren 
Ordensoberen  wenden'. 

3.  Die  Pflicht  zur  Ertheilung  des  kirchlichen  Religionsunter- 
richtes haben  kraft  ihres  Amtes  die  Inhaber  der  Seelsorge -Aemter,  namentlich  die 
Pfarrer^,  und  zwar  in  dem  partikularrechtlich  oder  durch  den  Bischof  naher  bestimm- 
ten, mindestens  in  dem  durch  das  Tridentinum  vorgeschriebenen  Umfange^,  widrigen- 
falls sie ,  wenn  nicht  ein  gerechtfertigter  Hinderungsgrund  obwaltet,  von  dem  Ordi- 
narius durch  kirchliche  Gensuren  (Suspension,  Exkommunikation)  dazu  angehalten 
werden  können*.  Femer  liegt  die  Pflicht  denjenigen  Geistlichen  ob,  welche  zu  Folge 
eines  anderen  als  eines  Seelsorge-Amtes  die  betreffende  Funktion  auszuflben  haben  ^, 
aber  nur  in  dem  stiftungsmässigen  Umfange^. 

Weiter  sind  die  Ordinarien  (diese  mit  oder  ohne  Diöcesan-Synode)  und  die  Pro- 
vinzial- Konzilien,  falls  durch  die  in  erster  Linie  verpflichteten  Pfarrer  eine  aus- 
reichende Belehrung  der  Glftubigen  nicht  herbeigeführt  werden  kann  oder  eine  Ver- 
mehrung der  fttr  den  gedachten  Zweck  thätigen  geistlichen  Ej-äfte  wünschenswerth 
erscheint,  berechtigt,  auch  anderen  Personen ^,  einschliesslich  der  Kanoniker  und 


1  £b  gilt  hier  das  o.  S.  459  in  Betreff  der  Pre- 
dlgt-Befugniss  Gesagte. 

2  Dieser  kanu  selbstrerstandlich  allein  den  Ton 
ihm  heanftragten  Geistlichen  oder  zur  Aushülfe 
angenommenen  Laien  die  Befagniss  entziehen, 
doch  ist  über  seine  desfallsigen  Massnahmen, 
wenn  sie  rein  willkürlich  erfolgen ,  Beschwerde 
bei  dem  Ordinarius  statthaft.  Vgl.  aach  Bd.  II. 
S.  321 .  Den  vom  Bischof  ihm  zugewiesenen  Hülfs- 
geistlichen  ist  er  aber,  wennschon  er  ihn  dadurch, 
dass  er  selbst  die  Katechismuslehre  hält,  Ton  der- 
selben auszusohliessen  vermag ,  nicht  berechtigt, 
die  Ermächtigung  dazu  zu  nehmen  oder  ihn  bei 
seiner  Verhinderung  unter  Beauftragung  eines 
anderen  Geistlichen  zu  übergehen,  sondern  er 
wird  beim  Vorhandensein  von  Gründen  ,  welche 
solche  Massnahmen  rechtfertigen ,  die  Entschei- 
dung des  Ordinarius  einholen  müssen.  Vgl.  auch 
Bd.  II.  a.  a.  0. 

3  Ein  Reoht  zum  direkten  Einschreiten  ge- 
währt ihm  das  Tridentinum  hier  ebensowenig 
wie  in  Betreff  der  Predigt  in  den  Klosterkirchen, 
vgl.  0.  8.  460. 

*  S.  0.  S.  481.  n.  2.  Dem  Bischof  legt  das  Tri- 
dentinum die  Pflicht  ausdrücklich  blos  für  den 
Fall  auf,  dass  er  dem  Volke  die  Sakramente 
spendet.  Im  Princlp  hat  er  sie  als  Hirte  seiner 
Diöcese  ebenso  vrle  die  Pfarrer.  Da  er  indessen 
wegen  seiner  anderen  Obliegenheiten  gehindert 
ist ,  einen  andauernden  Unterricht  zu  geben ,  so 
ist  er  freilich  thatsächlich  von  der  Erfüllung  der 
Pflicht  befreit  Wohl  aber  hat  er  kraft  seines 
Amtes  die  Verpflichtung ,  dafür  zu  sorgen,  dass 


der  Religlons  -  Unterricht  durch  die  Ihm  unter- 
gebene GeistUchkeit  erthollt  wird ,  und  um  die 
Durchführung  seiner  desfallsigen  Anordnungen 
zu  sichern,  kann  er  auch  geeignete  Vorkehrungen 
treffen,  damit  nicht  durch  die  Begehung  von 
Feierlichkeiten  in  den  anderen  Kirchen  der  Stadt 
oder  der  Dldcese  an  Sonntagen  und  Feiertagen 
das  Volk  von  der  Katechismuslehre  abgezogen 
wird ,  und  falls  die  etemten  Regularen  sich  für 
ihre  Kirchen  solchen  Anordnungen  nicht  fügen 
wollen ,  vom  Papst  die  nothigen  Vollmachten 
erbitten,  Benedict.  XIV.  const.  Etsi  minime  v. 
7.  Februar  1742,  eiusd.  bull.  1,  51. 

6  S.  0.  S.  479. 

«  S.  0.  S.  479.  n.  1. 

7  S.  0.  S.  481.  n.  6. 

8  Auf  diese  bezieht  sich  das  Tridentinum  nicht. 
Sofern  sie  die  betreffenden  Amtspflichten  ver- 
nachlässigen ,  ist  der  Ordinarius  selbstverständ- 
lich ebenfalls  befugt,  gegen  sie  dlsclplinarisch 
mit  arbiträren  Strafen  einzuschreiten. 

®  Vgl.  Benedict.  XIV.  const  clt  Etsl  minime 
J.  6,  0.  S.  481.  n.  4.  Die  Congr.  conc.  hat  1757 
ein  Dekret  des  Bischofs  v.  Nardo :  „ut  quicunquo 
sacerdos  In  ecclesla  parochlali  primnm  sacrum 
acturus  esset  vel  priroum  et  secundum  in  allis 
ecclesiis  et  capellis  sive  intra  civitatem  slve  in 
XVI  territorüs  et  oppldls ,  qulbus  constat  uni- 
versa  dioecesis ,  teneretur  post  primum  evange- 
lium  docerepopulumdoctrinam  christlanam  iuxta 
methodum  ab  ipso  scriptam  in  folio,  quod  publl- 
cis  formis  Impressum  ecclesiis  omnibus  dlstribu- 
tum  fuerit'' aufrechterhalten,  Richter,  Triden- 
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Dignit^rß  der  Kathedrale  und  der  KoUegiatstifter  \  ja  aaeh  nöthigenfaUs  ^  den  exemten 
Begularen  für  ihre  Kirchen  die  Verpflichtung  aufzaerlegen ,  bei  der  Feier  gewigser 
Messen  oder  zn  anderen  Zeiten  den  Katechismus  zu  lehren  oder  das  Volk  in  den  wich- 
tigen Artikeln  des  christlichen  Glaubens  zu  unterweisen,  weil  ue  für  die  geeignete  Be- 
lehrung der  Diöcesanen  in  den  Glaubenswahrheiten  zu  sorgen  yerpflichtet  sind,  und 
die  Priester  kraft  ihrer  priesterlichen  Stellung ,  welche  das  Lehren  ebenfalls  in  sich 
schliesst,  es  nicht  ablehnen  kOnnen,  im  Falle  des  Bedürfnisses  neben  den  Pfarrern 
mit  ihren  Kräften  einzutreten  3. 

4.  Die  Pflicht  und  das  Recht  zur  Theilnahme  an  dem  kirchlichen 
Beligions Unterricht.  Wie  katholische  Eltern  die  Pflicht  haben,  ihren  Eondem 
die  Taufe  ertheilen  zu  lassen  (s.  o.  8.  52),  so  sind  sie  auch  dazu  verbunden ,  sie  zur 
Theilnahme  an  dem  in  ihrer  Pfarrei  oder  an  dem  für  ihren  Aufenthaltsort  eingerichteten 
kirchlichen  Religionsunterricht  anzuhalten.  In  erster  Linie  hat  dafür  der  Vater,  dann 
die  Mutter,  in  Ermangelung  des  Vaters  der  Vormund  oder  deijenige,  welchem  das 
Kind  zur  Erziehung  übergeben  ist,  ferner  auch  der  Pathe  desselben,  zu  sorgend  Die 
Pflicht  ist  eine  Rechtspflicht  und  kann  daher  durch  entsprechende  Mittel  erzwungen 
werden  ^.   Partikularrechtlich  ist  dieselbe  Pflicht  auch  den  Herrschaften  für  das  von 


tinum  S.  21.  n.  1 ,  ebenso  1861  eine  ähnliche 
Anordnung,  Acta  s.  sed.  2,  184  u.  13,  512.  Für 
schlecht  unterrichtete  Erwachsene  ordnet  Ra- 
▼enna  1865,  coli,  clt  6,  151,  unter  Bezugnahme 
auf  die  Vorschrift  des  Römischen  Konzils  t.  1725, 
8.  0.  S.  480.  n.  1,  an:  ^Idem,  sub  poena  suspen- 
sionis  epl^Gopcram  arbltrio  Imponenda  praestent 
sacerdotes,  qui  ruri  postremam  missam  in  eccle- 
sils  parocbialibus  vel  primam  in  oratorlls  et  ca- 
pellis  celebrabunt";  Urbino  1859,  1.  c.  p.  68: 
„vigilent  episcopi,  nt  sacerdotes,  qui  diebus  do- 
minicis  in  ruralibus  eccleslls  missam  celebrant, 
Inlunctum  onus  adimpleant  catechesim  vellmme- 
dlate  ante  sacrum  vel  postea  pueris  tradendi 
atque  actus  fldei  cum  populo  recitandl'' ;  Pader- 
born. Dlöces.  Syn.  1867 ,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  20, 
100 :  „UM  moris  est,  etiam  in  eccleslls  fllialibus 
et  sacellls  diebus  dominlds  a  sacellanis  vel  yi- 
cariis  catechesis  habeatur ;  ubi  hie  mos  nondum 
Introductus  est,  quam  primum  flerl  posslt,  intro- 
ducatur" ;  ähnlich  auch  Prag  1860,  coli.  dt.  5, 450. 

1  Für  die  Kathedral-Kanoniker  und  Dignltare 
8.  Entsch.  d.  Congr.  conc.  y.  1881 ,  Acta  s.  sed. 
13,  512,  für  die  Kollegiat-Kanoniker  eine  solche 
V.  1762:  „Canonici  coUegiatae  eccleslae  terrae 
Stabiae  primam  missam  sub  aurora  celebrantes, 
prindpaliora  fldel  misteria  edocere  tenentur^, 
Arch.  f.  kath.  Kirchenrecht  47,  93. 

2  Nämlich ,  wenn  die  Anordnungen  des  Ordi- 
narius dadurch ,  dass  die  Parochlanen  der  Messe 
in  den  Oidenskirchen  beiwohnen ,  um  sich  dem 
Unterricht  in  den  Säkularkirchen  zu  entziehen, 
wirkungslos  gemacht  werden  würden.  Dass  er 
dazu  als  gesetzlicher  Delegat  des  Papstes  in  Ge- 
mässheit  des  Tridentlnums  (Sess.  XXV.  c  11  de 
reg.)  befugt  ist,  hat  die  Congr.  conc.  auszu- 
sprechen Termleden ,  offenbar  deshalb ,  well  es 
sich  hier  nicht  um  die  Aufsicht  über  die  Lehre, 
sondern  um  Erzwingung  einer  Pflicht  zur  £r- 
thellung  des  Unterrichts  handelt;  femer  auch 
wohl,  um  die  Konsequenz  abzulehnen ,  dass  der 


Ordinarius  selbst  mit  Censuren  gegen  die  sich 
weigernden  Regularen  yorgehen  kann.  Ansdiei- 
nend  ist  yielmehr  die  Pflicht  der  letzteren  daraus 
hergeleitet  worden ,  dass  sie  durch  Ihr  Verhalten 
nicht  die  Uand  dazu  bieten  dürfen ,  die  Beob- 
achtung der  yom  Bischof  im  Interesse  einer  ge- 
deihlichen kirchlichen  Entwlckelung  yorgeschrie- 
benen  Massregeln  zu  umgehen,  sondern  gerade 
als  Ordensleute  yerbunden  sind ,  für  das  gleiche 
Ziel  mitzuwirken.  Falls  sich  die  Regularen  der- 
artigen Anordnungen  nicht  fügen,  würde  der  Or- 
dinarius yon  diesem  Standpunkt  aus ,  seinersdts 
nicht  yon  Censuren  und  Strafen  Gebrauch  machen 
können,  sich  yielmehr  an  die  Oidensoberen  oder 
den  Papst  zu  wenden  haben. 

3  Vgl.  Bd.  m.  S.  215.  Dass  der  Ordinarius 
nothigenfalls  auch  Censuren  und  Strafen  yer- 
hängen  kann ,  erscheint  zweifellos ,  drohen  doch 
einzelne  ProyinzialkonzUien  auch  die  Suspension 
au  (o.  S.  483.  n.  9).  Wenn  einzelne  der  yorhin 
citirten  Entscheidungen,  s.  Acta  s.  sedis  13,  513, 
die  yon  den  Ordinarien  in  Ihren  Verordnungen  fest- 
gesetzte Strafe  der  Suspension  für  unzulässig  er- 
klärt haben,  so  hat  es  sich  dabei  um  eine  suspensio 
latae  sententiae  gehandelt ,  welche  hier  bei  der 
möglichen  Verschiedenheit  der  Fälle  der  Nach- 
lässigkeit und  der  Pflichtwidrigkeit  als  solche  un- 
geeignet und  unpassend  erscheint. 

^  Das  folgt  aus  der  Stellung  der  erwähnten 
Personen  (in  Betreff  der  Pathen  s.  auch  o.  S.  38). 
Von  den  Proyinzlalsynoden,  welche  stets  in  erster 
Stelle  der  Eltern  erwähnen,  nennen  ausdrücklich 
die  Mutter  Beneyent  1698,  coli.  Lac  1,  145;  die 
Vormünder  Urbino  1859 ,  Rayenna  1855  1.  c.  6, 
67.  68  u.  150,  Toulouse  1860,  1.  c.  4,  1066;  die 
Pathen  Neu-Granada  1868,  1.  c.  6,  492;  „aUl 
quorum  curae  traditae  sunt^'  Rayenna  1855  und 
,;Omnes  ad  quos  pertinet"  Toulouse  1850. 

5  Wennschon  die  meisten  neueren  Provinzlal- 
synoden  nur  Ermahnungen  an  die  Eltern  yor- 
schreiben  und  den  Pfarrern  aufigeben,  die  Kinder, 
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ihnen  abhängige  Gesinde-,  Wirthschaft-  and  Arbeitspersonal ,  soweit  dasselbe  nicht 
genügend  in  der  christlichen  Glaubenslehre  unterrichtet  ist,  auferlegte 

Nicht  minder  können  gegen  Erwachsene,  denen  es  an  der  gedachten  Vorbereitung 
fehlt,  Strafen  angedroht  werden  ^  wenn  sie  dem  für  sie  bestimmten  Unterricht  fem 
bleiben. 

Vom  Standpunkt  der  katholischen  Earche  aus  haben  die  christlichen ,  nicht  ka- 
tholischen Eltern  allerdings  an  sich  in  Betreff  ihrer  Kinder  dieselbe  Verpflichtung, 
wie  die  katholischen  ^,  doch  ist  diese  mit  Rücksicht  auf  die  Beseitigung  der  allein  be- 
rechtigten Stellung  der  katholischen  Kirche  in  den  modernen  Staaten  nicht  mehr 
durchführbar*. 

Es  ist  selbstverständlich ,  dass  der  erwähnten  Pflicht  der  Kinder  und  der  Er- 
wachsenen auch  die  Befugniss  derselben  entspricht,  an  dem  für  den  Pfarr-Bezirk  ein- 
gerichteten Religions-Unterricht  theilzunehmen,  i;nd  dass  die  Eltern,  Vormünder  und 
sonstige  Erzieher  ein  Recht  darauf  haben,  für  die  ihrer  Obhut  unterstehenden  Kinder 
die  Zulassung  und  die  Theilnahme  zu  beanspruchen. 

Dies  muss  selbst  von  den  ketzerischen  Eltern  und  ihren  Kindern  gelten.  Auch 
sind  die  letzteren  wider  Willen  derselben  befugt,  nach  vollendetem  siebenten  Jahr  sich 
an  dem  katholischen  Reli^onsunterricht  zu  betheiligen.  Denn  da  das  Eand  mit  der 
Erreichung  dieser  Altersgrenze  unabhängig  von  seinen  Gewalthabern  sich  für  den 
Empfang  der  Taufe  entscheiden  kann^,  so  muss  es  auch  das  Recht  besitzen,  hinsicht- 
lich der  ihm  durch  die  Taufe  gegebenen  Pflicht,  sich  im  christlichen  Glauben  unter- 
richten zu  lassen,  frei  zu  handeln. 

Welche  Modifikationen  diese  Grundsätze  durch  das  staatliche  Recht  erleiden, 
darüber  ist  später  in  der  Lehre  von  der  religiösen  Erziehung  der  Eänder  aus  ge- 
mischten Ehen  und  vom  Konfessionswechsel  zu  handeln. 

5.  Wegen  des  staatlichen  Rechtes  in  Betreff  der  Ertheilung  des  kirchlichen 
Religionsunterrichtes,  namentlich  hinsichtlich  der  staatlichen  Berechtigung  dazu, 
8.  0.  8.  448  u.  449. 

soweit  möglich ,  dem  ReligionsunteTricht  znzu-  wie  weit  das  einzelne  Kind  über  7  Jahren  doli 

führen,  so  ordnen  doch  einzelne  Rügen  durch  capax   ist.    Aosserdem  würden   multae  (Geld- 

die  Advents-  und  Fastenprediger  nnd  Aoferle-  strafen),   soweit  sie  in  unserer  Zeit  überhaupt 

gung  Yon  Pönitenzen  durch  die  Beichtv&ter  (s.  noch  praktisch  realisirbar  sind ,  wesentlich  die 

Mailand  t.  1579,  Neapel  1699  und  Siena  1860,  Eltern  und  das  you  den  Yormündem  verwaltete 

coli.  cit.  1, 169.  259,  Verweigerung  der  testimo-  Vermögen  der  Kinder  treifen,  also  für  diese  selbst 

nia  de  bonis  moribus,  Urbino  1869, 1.  c.  6,  67. 68,  bedeutungslos  sein.    Ferner  müssen  Censuren, 

Verhängung  des  interdictum  personale  durch  den  welche  auf  Femhaltung  von  den  Sakramenten 

Bischof  nach  mehrfacher  Mahnung ,  Rom  1725,  hinauslaufen,  gerade  für  diejenigen,  welche  erst 

1.  c  1,  402  oder  Ausschliessung  von  den  Sakra-  durch  den  Unterricht  zum  Empfange  derselben 

menten,  Gincinnati  1858  und  Plenar-KonzÜ  Bai-  vorbereitet   werden   sollen ,    vöIUg    ungeeignet 

timore  1866,  1.  c.  3,  210.  517.  518,  an.    In  der  erscheinen.    Dass  gegen  Eltern  und  Vormünder 

Ausgabe  des  Tridentinums  v.  Gallemart  findet  keine  Mittel  angewendet  werden  dürfen,  sagt  da- 

sich  p.  408  eine  Entscheidung  der  Oongr.  conc.  gegen  die  Entscheidung  nicht, 

(ohne  Datum),  dass  der  Ordinarius  die  Kinder  ^  Gegen  die  Herrschaft  drohen  Mailand  1579, 

nicht  durch  multae  und  poenae  zur  Theilnahme  Neapel  1699,  Rom  1725  und  Siena  1850  dlesel- 

an  dem  gedachten  Unterricht  anzuhalten  befugt  ben  Nachtheile,  wie  gegen  Eltern  und  Vormünder 

ist,  da  das  Tridentinum  nur  von  der  Anwendung  an,  s.  die  vor.  Anm. 

von  Gensuren  als  Zwangsmittel  gegen  die  zum  ^  Urbino  1859, 1.  c.  ordnet  auch  hier  Verwei- 

Unterrioht  verpflichteten  Geistlichen  ,  nicht  ge-  gerungdes  S.  484.  n.  5  gedachten  Zeugnisses,  Rom 

gen  die  Kinder  und  deren  Eltern  spreche.  Gegen  1725  Verhängung  des  Personal-Interdikts  an. 

die  Kinder  selbst  lassen  sich  allerdings  —  und  3  Hier  gilt  dasselbe,  wie  hinsichtlich  der  Taufe, 

dies  ist  auch  von  keiner  der  gedachten  Synode  s.  o.  S.  53,  vgl.  namentlich  auch  S.  54.  Anm.  1. 

geschehen  —  derartige  Mittel  nicht  generell  an-  *  Vgl.  o.  S.  51. 

drohen.   Einmal  kommt  hier  stets  in  Frage,  in  ^  S.  ebendaselbst. 
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§.  229.    3,   Die  Volksmissionen  (Missionen  V- 

I.  Einleitung.  Unter  Missionen ,  missioneSf  genauer  m.  sacrae'^j  VolksmiS' 
sionen^,  nUssiones  populäres^,  versteht  man  im  Gegensatz  zu  den  Missionen  unter 
den  Heiden  undAkatholiken  fnUssianes  exterae^),  die  unter  bischöflicher  Autorität  er- 
folgende,  ausserordentliche  Verkündung  des  Wortes  Gottes  w&hrend  eines  fortlaufen- 
den Zeitraumes  durch  andere  als  die  regelmässig  in  dem  kirchlichen  Bezirk  thfttigen 
Priester ,  um  dadurch  in  besonders  wirksamer  Weise  das  Volk  zur  Bekehrung  und 
Busse,  sowie  zur  Versöhnung  mit  Gott  zu  bewegen,  sowie  zum  Eifer  in  der  Erfüllung 
seiner  christlichen  und  kirchlichen  Pflichten  anzuspornen^. 

Das  gemeine  Recht  hat  das  Institut  der  Missionen  nicht  geregelt.  Die  ersten 
derartigen  Missionen  sind  von  den  Jesuiten  in  Bekämpfung  des  Protestantismus  zur 
ZurttckfÜhrung  der  Ketzer  und  zor  Bestärkung  der  wankenden  Katholiken  in  ihrem 
Glauben  gehalten  worden  ^.  Später  haben  sich  auch  besondere  Kongregationen  für 
die  Veranstaltung  von  Missionsgottesdiensten  unter  den  Katholiken;  namentlich  fUr  das 


1  Stemmer,  Art  Mission  i.  Wetzer  und 
Weite,  Kirchenlexikon  1.  Aufl.  7,  157;  Steltz, 
Art.  Mission,  katholische,  in  Herzog,  Encyklo- 
pädie  f.  Protest.  Theologie  2.  Anfl.  10,  30. 

2  Benedict.  XIY.  const.  Gravlssimum  vom 
8.  September  1745.  J.  4,  eiusd.  bull.  1 ,  248; 
Pii  IX.  Breve  :  Singnlftri  v.  17.  März  1866,  coli, 
conc.  Lac.  5,  1241. 

8  ColL  conc  Lac.  5,  1087, 

^  L.  c.  p.  713.  981,  anch  pii  secesMM^  s.  Bor- 
deaux 1850  u.  Bourges  1853,  1.  c.  4,  602.  1128. 

5  Vgl.  darüber  Bd.  IL  S.  349  if. 

^  Die  Missionen  werden  auch  publica  exereitia, 
Köln  1860,  coli,  dt  5,  371,  exerciiia  pto,  Rheims 
1849  u.  Bordeaux  1850,  1.  c.  4,  131.  602,  pia 
apoBtolieae  praedieaiionis  exereitia,  Rheims  1853, 
ibid.  p.  173,  exeroitia  spiritualia,  Aix  1850,  ibid. 
p.  1002,  Baltimore  1866,  1.  o.  3,  525,  genannt, 
andererseits  aber  auch  von  ihnen  gerade  die  ex- 
ercitia  spirUualia  für  die  Laien  in  dem  Sinne  von 
geistlichen  Privatübungen,  welchen  sich  die  letz- 
teren in  einzelnen  Klöstern  oder  auch  bei  einzel- 
nen Geistlichen  unterziehen ,  und  welche  ihr 
Vorbild  in  den  exercitia  spliitualia  der  Jesuiten, 
H  über,  d.  Jesuiten-Orden,  Berlin  1873,  S.  14 ff. 
R.  Bauer  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
Icxikon  2.  Aufl.  4,  1130,  haben,  unterschieden. 
Dies  erklärt  sich  aus  dem  gleichenZ  wecke,  welchem 
die  Mission  und  die  Uebungen  der  letzteren  Art 
dienen,  und  der  bei  beiden  im  wesentlichen  glei- 
chen Methode,  nur  dass  die  Mission  nicht  auf  ein- 
zelne Personen,  sondern  auf  eine  ganze  Gemeinde 
berechnet  ist  Vgl.  Stemmer,  welcher  a.  a.  0. 
S.  159  über  die  Missionen  bemerkt :  „Jener  Cy- 
klus  Ton  Betrachtungen,  geistlichen  Uebungen, 
der  die  Erweckung  des  Busseifers  zum  Ziele  hat, 


behandelt  ausser  der  einleitenden  Gewissens- 
erforschung  die  Bestimmung  und  das  Ziel  des 
Menschen,  die  menschliche  Freiheit  und  das 
Bedürfniss  der  Gnade ,  die  Gerechtigkeit  Gottes, 
die  Mahnungen  der  Ewigkeit ,  die  Noth wendig- 
keit der  Bekehrung,  die  Gefahren  ihrer  Ver- 
schiebung, die  Sohreokliohkeit  der  Sünde ,  ihrer 
Folgen  und  den  Fluch  des  Beharrens  in  der  Sünd- 
haftigkeit, die  letzten  Dinge,  das  Dasein  der 
HöUe,  ihre  Ewigkeit,  die  Schrecken  der  Verdam- 
mung. Daran  reihen  sich  Gottes  Barmherzigkeit 
und  Liebe,  die  Gnadenmittel  der  Kirche ,  wobei 
die  einzelnen  Theile  des  Buss-  und  Altarsakra- 
ments Je  besonders  behandelt  werden.  ...  Es 
vereinigen  sich  alle  Stimmen  der  Ewigkeit  und 
des  Gewissens,  so  dass  auch  der  vieljährige  Ver- 
ächter des  Busssakramentes  nicht  widerstehen 
kann,  sich  selbst  zu  erkennen ,  zu  bereuen  und 
einem  vielleicht  vordem  nie  gesehenen  Beicht- 
vater sein  ganzes  sündhaftes  Leben  ohne  Rück- 
halt und  Scham  in  einer  Generalbeichte  beken- 
nen muss,  um  hinwieder  von  diesem  heilende 
und  sühnende  Belehrungen  und  Mittel  zu  einem 
neuen  und  genugthuenden  Leben  entgegen  za 
nehmen.  Darum  dauern  solche  Beichten  oft 
stundenlang ,  aber  sie  bringen  die  Wiedergeburt 
des  Christen.  Den  Schluss  der  Mission  bildet  die 
Erneuerung  des  Taufgelübdes,  die  Uebergabe  der 
Gemeinde  an  die  h.  Jungfrau,  die  Abbitte  und 
Danksagung  vor  dem  Altarsakrament,  die  Errich- 
tung des  Kreuzes  oder  der  Stationen ,  die  feier- 
liche Ertheilung  des  Missionsablasses  und  die 
Seelenfeier  für  die  in  die  Ewigkeit  eingegange- 
nen Eltern,  Gatten,  Kinder,  Geschwister  und 
Freunde". 

^  Huber  S.  122:  Stemmer  S.  157:  Steltz 
S.  31. 
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Die  Verwaltung  des  magisterium.  Die  Volksmiäsionen. 
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geistlich  verwahrloste  Volk  gebildet  ^  Die  Einriohtang  hat  zuerst  in  Frankreich  2,  dem- 
nächst in  Italien  ^  Wurzel  gefasst,  and  ist  auch  von  den  Päpsten  gebilligt  worden  ^. 

Allerdings  war  die  Aufklärungsperiode  des  18.  Jahrhunderts  dem  Institut  nicht 
günstig,  ja  die  Synode  von  Pistoja  v.  1786  ^  hat  sogar  die  Nützlichkeit  der  Missionen 
angezweifelt^,  weswegen  sie  ft'eilich  der  päpstlichen  Beprobation  verfallen  ist^. 

In  Frankreich  haben  aber  seit  der  Restauration  die  Missionen  einen  neuen  Auf- 
schwung genommen^.  Vor  Allem  hat  dann  die  nltromane  Partei  gegen  die  Mitte 
unseres  Jahrhunderts^,  insbesondere  seit  dem  Jahre  1848  ^<)  im  Interesse  der  Schär- 
fnng  des  katholischen  Bewnsstseins  und  der  Förderung  nltromantaner  Anschauungen 
in  allen  katholischen  Ländern  das  Institut  wieder  zn  beleben  gesucht,  und  sowohl  der 
päpstliche  Stuhl  1^,  wie  auch  die  seit  jener  Zeit  zusammengetretenen  Provinzial-  und 
Diöcesan-8ynoden^2  haben  die  Abhaltung  der  Volksmissionen  wiederholt  empfohlen, 
und  zugleich  nähere  Vorschriften  über  dieselben  erlassen. 

U.  Kirchenrechtliche  Qrundsätze.  Da  die  Abhaltung  von  Volksmissionen 
eine  besondere  und  ausserordentliche  Art  der  Ausübung  der  kirchlichen  Lehrthätig- 
keit  ist^^,  so  hat  der  Ordinarius  der  Diöcese  kraft  seiner  Lehrgewalt,  d.  h.  seines 
mit  der  Jurisdiktion  bekleideten  Lehramtes^^  darüber  zu  befinden,  ob  solche  überhaupt 
veranstaltet  werden  sollen,  und  über  die  näheren  Modalitäten  ihrer  Abhaltung,  d.  h. 
über  die  Zeit ,  die  Orte  seiner  Diöcese ,  die  Dauer  und  die  Zuziehung  der  erforder- 
lichen fremden  Priester  zu  bestimmen  ^  ^.  Indessen  fällt  die  Aufstellung  von  Vorschriften 


1  Z.  B.  die  Kongregation  der  Lazarlsten  oder 
Vincentin  er  im  17.,  und  der  Redemptoristen  nnd 
Llgaorianer  im  18.  Jahrb.,  Stemmer  S.  158  und 
Steltza.  a.  0. 

2  Durch  die  Kongregation  der  Vlncentiner. 

3  In  der  Erzdiöcese  Neapel  wnrden  Ende  des 
17.  Jahrhnnderts  jährlich  Missionen  gehalten, 
coli.  conc.  Lac  1,  255.  Für  das  18.  Jahrh.  vgL 
die  Mitthellnngen  in  der  S.  486.  n.  2  cit.  const. 
Benedict  XIV.  $$.  4.  8.  9.  In  Deutschland 
sind  sie  in  der  Diöcese  Paderborn  unter  dem  Bi- 
schof Ferdinand  II.  (1661—1683)  v.  Fürstenberg 
eingeführt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  99. 

*  Vgl.  die  const.  BenedictXIV., welche  die  Ein- 
führung im  ganzen  Königreich  Neapel  anrath. 
Für  Deutschland  s.  d.  V.  für  Münster  v.  1717, 
Krabbe,  stat.  synod.  dioeces.  Monaster.  1848. 
p.  240. 

5  Bd.  III.  S.  599  und  Scaduto,  stato  e 
chiesa  sotto  Leopoldo  I.  Firenze  1885.  p.  205  ff. 

6  S.  die  folgende  Note. 

•J  Pius  VI.  in  der  Bulle  Auctorem  fldeiv.  1794 
(Bd.  III.  a.  a.  0.)prop.  LXV.:  „Propositio  enunoians 
—  Irregulärem  strepitum  novarum  Institutionum 
quae  dicue  sunt  exercltla  vel  missiones ,  forte 
nunquam  aut  saltem  perraro  eo  pertingere,  ut 
absolutam  conversionem  operentur  et  exteriores 
illos  commotionis  actus,  qui  apparuere,  nll  aliud 
fuisse ,  quam  transeuntia  naturalis  concussiouis 
fulgura  —  temeraria,  male  sonans,  perniciosa, 
morl  pie ,  salutariter  per  ecclesiam  frequentato 
et  in  yerbo  dei  fundato  iniuriosa.^' 

8  Namentlich  durch  die  Gründung  der  Kon- 
gregation des  Abbtf  Legris-Duval  i  J.  1815, 
Steitz  S.  31  und  Stemmer  S.  159. 

d  In  einzelnen  deutsehen  Diöcesen  schon 
früher.    Darüber  und  über  den  Ton  einzelnen 


Seiten  gegen  die  Zerstörung  des  Ansehens  des 
Diöcesanklerus  und  gegen  die  dauernde  Wirkung 
der  Missionen  erhobenen  Widerspruch  vgl.  Fr  l  e  d- 
rich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  1,  257.  n.  1,  s. 
auch  A.  Müller,  Lexikon  des  K.  R.  2.  Aufl. 
4,  105.   S.  femer  die  folg.  Anm. 

10  So  hat  die  Versammlung  der  deutschen  Bi- 
schöfe mit  Rücksicht  auf  die  in  Tirol  und  Salz- 
burg gemachten  Erfahrungen  die  Volksmissioneii 
für  ein  höchst  nützliches  und  dringend  wünschens- 
werthes  Institut  erklärt,  coli.  Lac  5,  981.  1088. 
1089. 

11  Pius'  IX.Encyklika  an  die  Bischöfe  Italiens: 
Nostis  et  nobiscum  v.  8.  Dezember  1849 ,  coli. 
Lac  6,  92,  und  desselben  Breve  cit.  v.  17.  März 
1856  an  die  Österreich.  Bischöfe,  ibid.  5,  1246 : 
Schreiben  des  Präfekten  der  Gongr.  conc.  v.  1859 
betr.  die  Graner  Provinz  ibid.  5,  5  u.  6. 

12  VgL  Bd.  m.  S.  505.  601.  852  und  die  des- 
fallsigen  Gitate  in  den  vorhergehenden  und  nach- 
folgenden Anmerkungen. 

»3  S.  0.  S.  447.  486. 

1^  Dazukommt,  dass  mit  den  Mission  enausser- 
gewöhnliche  Gottesdienste  verbunden  sind  ,  und 
schon  aus  diesem  Grunde  der  Ordinarius  als  Leiter 
der  gottesdienstlichen  Verwaltung  darüber  zu 
bestimmen  hätte.  Das  betreffende  Recht  der  Bi- 
schöfe ist  auch  ausdrücklich  in  den  die  Mis- 
sionen empfehlenden  päpstlichen  Erlassen  aner- 
kannt ,  8.  0.  Anm.  4  und  11.  Abhängig  ist  die 
Anordnung  nicht  davon ,  dass  sie  von  den  Ge- 
meinden und. deren  Pfarrern  gewünscht  werden, 
was  freilich  mitunter  früher  thatsächlich  der  Fall 
war,  Dumont,  Sammig  kirchl.  Erlasse  f.  Köln. 
S.20. 

15  Vgl.  z.  B.  die  Missionsordnung  für  die  Diö- 
cese Paderborn  v.  1850 ,  bez.  1854 ,  G  er  1  ach , 
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darüber  auch  is  die  Zuständigkeit  der  Provinzialsynoden,  and  soweit  diese  derartige 
Anordnungen  getroffen  haben ,  hat  sich  der  Ordinarius  bei  seinen  Yerftlgangen  an 
die  ersteren  zu  halten  ^  ; 

Es  ist  andererseits  auch  nicht  ausgeschlossen ,  dass  die  Pfkrrer  die  Initiative 
zur  Herbeifnhrung  einer  Mission  ergreifen,  aber  sie  bedürfen  fSr  eine  solche  aus  dem 
eben  gedachten  Grunde  stets  der  Erlanbniss  des  Ordinarius  2. 

Des  Näheren  ist  durch  das  Partiknlarrecht  die  Abhaltung  solcher  Missionen  in 
periodischen  Zwischenräumen  (mitunter  von  10  Jahren^  für  wünschenswerth  erklärt, 
und  zwar  der  Art,  dass  während  der  betreffenden  Periode  in  jeder  Pfarrei  einmal 
eine  Mission  statthaben  soll^. 

Zum  Wesen  der  Mission  gehört  es ,  dass  die  Yerkündung  des  Wortes  Gottes, 
also  namentlich  die  Abhaltung  der  Predigten ,  welche  während  des  vom  Ordinarius 
festzusetzenden  Zeitraumes^,  etwa  von  6 — 14  Tagen  *,  stattzufinden  haben,  nicht  durch 
die  gewöhnlichen  Seelsorger  und  ihre  Hülfsgeistlichen,  sondern  durch  fremde  Geist- 
liche erfolgt.  Es  werden  dazu  entweder  Ordens-Priester  und  Priester ,  welche  Kon- 
gregationen angehören 7,  und  zwar  aus  solchen  Genossenschaften,  deren  Thätigkeit 
sich  hauptsächlich  auf  die  Mission  richtet,  oder  auch  Weltgeistliche  genommen  ^.  Die 
betreffenden  Priester  —  es  müssen  selbstverständlich  mehrere  sein  —  werden  ent- 
weder vom  Bischof  ausgewählt  und  gesendet^,  oder  sie  können  auch  von  den  Pfarrern, 
in  deren  Pfarrei  die  Mission  gehalten  werden  soll,  dazu  veranlasst  werden  i<),  bedürfen 
aber  dann  der  Ermächtigung  des  Ordinarius  ^^ 

Die  Sorge  fUr  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Zahl  der  Beichtväter  12  wird 
dagegen  fast  immer  den  Pfarrern  überlassen,  doch  haben  sie  für  diese  die  nöthige  Ap- 


Paderbonier  Diooesanreoht.  2.  Aufl.    Paderborn 
1864  S.  40. 

1  Vgl.  Bd.  III.  S.  645.  83^ 

2  S.  z.  B.  Rayenna  1866,  coU.  Lac.  6,  195: 
„Yalde  autem  commendandl  parochi  Uli,  qiii 
venia  ab  episcopo  obtenta,  arcessunt  interdnm 
evangelicos  operarlos,  qoi  ad  formam  sacrae  mls- 
sionls  popnlnm  slbi  commissnin  ad  Teram  pieta- 
tem  excolunt«.  Auch  Köln  1860,  1.  c.  5,  331 
empfiehlt  den  Pfarrern  ,  ihren  Gemeinden  solche 
Missionen  zu  yerschaffen ,  s.  auch  die  folg.  Anm. 

3  So  ürbino  1859  und  Konvent  v.  Loretto  1860, 
welche  beide  alle  5  Jahre  wenigstens  geistliche 
Uebungen  in  forma  sacrarum  mlssionum  ver- 
langen ,  1.  0.  6,  70.  799.  801 ;  Paderborn  1867, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  100.  Nach  Bordeaux  1860 
sollen  die  Pfarrer  dafür  sorgen,  dass  fOr  ihre  Ge- 
meinden -womöglich  alle  6  oder  7  Jahre,  nach 
Aix  1850  alle  6 — 10  Jahre  derartige  Missionen 
gehalten  werden,  1.  c.  4,  602.  1002.  Der  Konvent 
dar  Bischöfe  Siziliens  v.  1850  wünscht  sogar  in 
den  Städten  die  Jährliche  Abhaltung  derselben 
coli.  clt.  6,  818,  und  ebenso  sollen  nach  Prag  1860, 
Colocza  1863,  1.  c.  5,  481.  714  solphe,  wenn  an- 
gänglich,  zur  Osterzeit  erfolgen. 

^  Wo  solche  mUiiones  generale»  sich  für  die 
ganze  Diöcese  nicht  ermöglichen  lassen  —  und 
das  ist  mitunter  wegen  Mangels  der  erforder- 
lichen Priester  der  Fall,  sollen  wenigstens  soweit 


es  möglich  ist,  partieulares  für  einzelne  Pfarreien 
gehalten  werden,  s.  Venedig  1869  u.  Neugranada 
1868  coli.  cit.  6,  323.  539. 

5  S.  z.  B.  Colocza  1863,  1.  c.  6,  714. 

ß  Vgl.  Gerlach,  Paderborner  Diöcesaurecht 
S.  41. 

7  Köln  1860,  Prag  1860,  l.  c.  6,  345.  481; 
Bordeaux  1853,  1.  c4,  650;  Baltimore  1869, 
1.  0.  3,  687. 

8  Bordeaux  1863.  S.  femer  die  folgende  Anm. 
In  einzelnen  Diöcesen  glebt  es  auch  besondere, 
ständige  Diöcesan- Missionare,  so  einen  solchen 
in  Paderborn ,  welcher  vom  Bisehof  angestellt 
wird  und  aus  der  Stiftung  des  Bischofs  Ferdi- 
nand II.  (s.  0.  S.  487.  n.  3)  ein  Gehalt  bezieht. 
Gerlach  a.a.  0.  S.  80. 

«  Köln  1860,  Utrecht  1866, 1.  c.  5, 882;  Balti- 
more 1866,  1.  c  5,  526;  Dumonta.a.  O.S.  22. 

JO  Albi  1850,  1.  c  4,430;  Baltimore  1866; 
Oa8hell853,  1.  c.  3,  829.  Falls  Mangel  an 
Priestern  ist,  können  auch  die  Pfarrer  gegen- 
seitig in  ihren  Pfarrelen  als  Missionspriester  fun- 
giren,  Prag  1860. 

11  Cashel  1853,  s.  auch  0.  S.  465. 

12  Solche  werden  mit  Rücksicht  darauf,  data 
gerade  die  Mission  zur  Busse  und  Beichte  anregen 
■oll,  und  dass  die  Missionspriester  ihre  Zeit  mög- 
lichst der  Predigt  widmen  müssen,  gebraucht. 


\ 
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probation  und  Jurisdiktion  ^  sowie  auch  die  etwaigen  Vollmachten  (namentlich  für 
die  Absolution  von  den  Reservatftllen 2)  vorher  vom  Bischof  einzuholen^. 

Alle  Missionspriester,  selbst  die  Regulären^,  stehen,  soweit  es  sich  um  die  Aus- 
übung der  Missionsthätigkeit  handelt,  unter  der  Jurisdiktion  des  Bischofs.  Sie  haben 
sich. daher  den  n&heren  Anweisungen  desselben  über  die  Abhaltung  der  Mission  und 
über  ihr  Verhalten  dabei  zu  fügen  ^. 

III.  Staatsgesetzliche  Vorschriften.  Wahrend  in  Frankreich  noch  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  die  Abhaltung  von  Volksmissionen  ausnahmslos  untersag 
war^,  unddiese  Vorschrift^  wenngleich  man  sie  thatsächlich  sehr  bald  nach  ihrem  Erlass 
nicht  mehr  beachtet  hat^,  niemals  aufgehoben  worden  ist,  also  in  Elsass-Loth- 
ringen  jedenfalls  noch  formell  in  Geltung  steht,  weisen  die  deutschen  Gesetz- 
gebungen keine  derartigen  Verbote  auf.  Indessen  unterliegen  die  Missionen  in 
Deutschland  zunächst  insofern  Beschränkungen,  als  die  staatsgesetzlichen  Be- 
stimmungen über  öffentliche  Versammlungen  auf  solche  Missionsgottesdienste,  welche 
etwa  ausserhalb  der  Kirchen  im  Freien  gehalten  werden,  Anwendung  finden  8.  Ferner 
bedarf  es  in  den  Ländern ,  in  welchen  das  Placet  noch  im  vollen  Umfange  besteht, 
der  vorgängigen  Genehmigung  der  Staatsbehörde^;  falls  nicht  etwa  gerade,  wie  z.  B. 
inBaiern,  für  die  Missionen  Erleichterungen  gewährt  sind^^,  und  dasselbe  muss 
auch  ftlr  die  Staaten  gelten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Ausübung  ihres 
Gottesdienstes  blos  in  einem  beschränkten  Umfange  zugestanden  ist^^. 

Endlich  kommen  die  für  eine  Reihe  von  Staaten  geltenden  Vorschriften,  welche 
allein  bestimmt  qualificirten  Geistlichen  die  Ausübung  einer  amtlichen  Thätig^ 
keit  erlauben  ^^,  und  eine  solche  überhaupt  oder  speciell  die  Abhaltung  von  Missionen 
ausländischen  Geistlichen  ^^  oder  den  Mitgliedern  bestimmter  Orden  undKongregationen 
untersagen,  in  Betracht^*. 


«  S.  0.  S.  86  ff.  10  Da  nach  der  Entschl.  v.  20.  Juni  1861  Nr.  1 

2  a  0.  S.  102  ff.  (vgl.  0.  S.  17.  u.  10)  von  den  in  der  Kirche  ab- 

9  S.  Kolner  Verordnung  y.  1866,  Dumont  zuhaltenden  Missionsgottesdiensten  nur  Anzeige 

a.  a.  0.  S.  22,  vgl.  anoh  v.  Vogt,   Samml.  v.  an  die  weltliche  Behörde  zu  machen  ist,  vgl.  auch 

Yerordnnngen  fQr  Rottenburg.  S.  375.  0.  S. 233. n. 2 u.  Silbern agl,  Yerfassg  sämmtl. 

Die  Bischöfe  erhalten  übrigens  auch  vom  Papst  Rellgionsgenossenschaften   i.  Bayern.    2.  Aufl. 

für  die  Zeit  der  Missionen  die  auf  eine  bestimmte  S.  258. 
Zahl  von  Jahren  beschränkte  Fakultät,  besondere  11  S.  0.  S.  235. 

Ablässe  zu  gewähren ,  Dnmont  a.  a.  0.  S.  23,  *2  Vgl.  0.  S.  19 ff. 

V.  Vogt  S.  375.  18  S. 0.  S.  20  u.  21,  namentlich  n.  6.  In  Baiem 

^  Denn  dabei  handelt  es  sich  um  die  Predigt  ist  nach  der  Anm.  10  cltlrtenEntschllessung  durch 

und  die  Seelsorge  ausserhalb   ihrer  Klosterge-  dieRegierung  königliche  Genehmigung  für  solche 

meinde,  Trid.  Sess.  XXY.  c.  11  de  ref. ,  s.  auch  ausländische  Geistliche  einzuholen,  welche  zur 

o.  S.  458  und  Köln  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  345.  Abhaltung   von   Missionen    verwendet   werden 

6  Eine  Anweisung,  wie  sie  Baltimore  1866,  sollen,  vgl.  auch  0.  S.  233;  Sibemagl  S.  258. 
coli.  dt.  3,  536  giebt:  „sl  antequam  mlssionarii  Der  bei  Rieht  er -Kahl,  K.  R.  8.  Aufl.  S.  920 
collectas  aggrediantur  vel  etiam  llbrospios,  ro-  citirte  preuss.  Erlass  v.  25.  Februar  1851  ist 
sarla,  cmces,  monimenta  aliaque  huiusmodi,  durch  die  neuere  Gesetzgebung  (s.  0.  S.  21.  n.  6) 
in  congregationlbus  ubi  flunt  missiones  vel  per  se  beseitigt 

vel  alles  vendant,  tarn  pastoris  praevium  assen-  ^*  Vgl.o.  Bd.  II.  S.  510.  Demnach  sind  für  das 

sum ,  quam  ordlnarli  obtineant  approbationem",  ganze  deutsche  Reich  die  Jesuiten ,  Redempto- 

könnte  auch  jeder  Bischof  erlassen.  risten,  Lazaristen  und  Priester  vom  h.  Geiste,  in 

®  Dekret  V.  26.  September  1809,  Art.  1,  An-  Preussen,    Sachsen    nnd  Mecklenburg 

drtf,  cours  alphabtftique  de  la  Mgislation  civlle  alle  Mitglieder  von  Orden  und  ordensähnlichen 

eccWsiastique  FV.  tfd.3,  563;  Dursy,  Staats-  Kongregationen,   in  Württemberg,  Baden 

kirchenrecht  f.  Elsass-Lothringen  1,  320.  und  Hessen  alle  Mitglieder  etwaiger  gesetz- 

7  Andr^L  e  widrig  eingeführter  geisülcher  Genossenschaften 

8  S.  0.  S.  231  ff.  oder   der  gesetzwidrig   begründeten   Niederlas- 
ö  Vgl,  0.  S.  17.  sungen  der  letzteren  ausgeschlossen. 
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Demnach  ergiebt  sich,  dass  in  denjenigen  Staaten,  in  denen  kein  generelles 
Placet  mehr  besteht,  und  in  welchen  die  katholische  Kirche  das  Recht  der  öffentlichen 
Beligionsansübnng  und  die  Autonomie  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  besitzt«  also 
in  Preussen,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Oldenburg, 
Lippe-Detmold  und  Schwarzburg-Rudolstadt^  femer  auch  in  Oester- 
r  eich 2  innerhalb  der  Kirchen  und  von  den  im  Inlande  zu  amtlichen  Funktionen  be- 
rechtigten Geistlichen  Missionen  abgehalten  werden  dürfen.  Gegen  dieselben  ist  ein 
polizeiliches  Einschreiten  ^  nur  auf  Grund  der  allgemeinen  Polizei -Gesetze  statthaft, 
wenn  sich  etwa  aus  der  Abhaltung  solcher  Gottesdienste,  z.  B.  bei  der  übermässigen 
Ansammlung  von  Theilnehmem,  eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ord- 
nung herausstellt^,  femer  aber  auch,  falls  etwa  seitens  der  Missionäre  gegen  §.  166 
oder  §.  Isoldes  R.  Str.  G.  B.  Verstössen  wird,  im  Geltungsgebiete  des  letzteren  eine 
strafrechtliche  Verfolgung  derselben  wegen  der  betreffenden  Vergehen  zulässig^. 


i  S.  0.  S.  181.  325. 

2  S.  0.  S.  17.  n.  8  und  S.  236.  n.  1,  wo  «lier- 
dings  auf  Grund  des  $.  17  des  Gesetzes  y.  7.  Mai 
1874,  0.  S.  18.  n.  9,  die  Abhaltung  einer  Mission 
Teiboten  werden  kann. 

3  VgL  wegen  Oesterreich  auch  noch  die 
vor.  Anm.  In  Württemberg  ist  nach  einem 
Erl.  des  kath.  Kirohenraths  v.  24.  Juni  1853  den 
Pfarrern  die  Erstattong  einer  vorgangigen  An- 
zeige Tier  Wochen  vor  Abhaltnng  der  Mission 
unter  namentlicher  Bezeichnung  der  Missionäre 
und  unter  Beifügung  der  Erlaubniss  der  Mission 
seitens  des  Bischofs  yorgeschrieben ,  ▼.  Vogt, 
Sammig.  y.  Verordnungen  f.  Rottenburg.  S.  375, 
damit  die  erforderliche  Genehmigung  f£r  etwaige 
ausländische  Missionäre  (s.  o.  S.  489.  n.  14)  er- 
theilt  weiden  kann,  eine  Vorschrift,  welche  mit 
Rücksicht  auf  Art.  16  des  Ges.  y.  30.  Januar  1862 
nicht  für  beseitigt  erachtet  werden  kann. 


4  Denn  den  allgemeinen  Polizeigesetzeii  blei- 
ben die  Versammlungen  in  den  Kirchen  immer 
unterworfen.  Das  versteht  sich  von  selbst,  ist  aber 
noch  ausdrücklich  ausgesprochen  im  B  a  d.  Gesetz 
V.  9.  Oktober  1860.  g.  13,  Abs.  1  und  im  Hess. 
Ges.  V.  23.  April  1875,  die  rechtUche  SteUg.  d. 
Kirchen  betr.  Art  4,  Abs.  2.  Für  Preussen 
Vgl.  noch  Richter  i.  Ztsch.  f.  K.  R.  1 ,  120. 
Wenn  in  dem  Erlass  v.  22.  März  1832  bestimmt 
war,  dass  ein  Auftreten  der  Missionare  in  katho- 
lischen Gemeinden ,  welche  mitten  in  evangeli- 
schen Provinzen  liegen ,  nicht  geduldet  werden 
könne ,  so  hat  die  Regierung  selbst  1853  erklärt, 
dass  dabei  die  Absicht  eines  allgemeinen  und  un- 
bedingten Verbotes  nicht  obgewaltet  habe ,  und 
es  ist  auch  praktisch  davon  so  gut  wie  kein  Ge- 
brauch gemacht  worden,  vgl.  a.  a.  0.  S.  121. 

5  ß.  0.  S.  477. 


Drittes  Kapitel:  Die  Regelung  und  Leitung  der  Erziehung  UTid  der  Ausbildung 

des  Klerus^, 

I.    Geschichte. 

§.  230.    A.  Die  Vorhildung  der  Geistlichen  und  die  geistlichen  Bildungsanstalten  bis 

zum  Konzil  von  Trient. 

I.  DasRömischeReich  and  die  früheren  Germanenreiche.  So  lange 
die  Wahl  der  kirchlichen  Gemeindebeamten,  der  Bischöfe,  Priester  und  Diakonen 
noch  in  der  Hand  der  Gemeinde  ruhte  ^,  konnte  keine  Rede  davon  sein,  dass  man 
eine  bestimmte  Vorbildung  als  Voraussetzung  ihrer  Wählbarkeit  forderte.  Man  wählte 
diejenigen,  welche  sich  in  der  christlichen  Gemeinde  durch  Tüchtigkeit  hervorgethan 
hatten,  und  in  der  Wahl  lag  die  Anerkennung  ihrer  Tauglichkeit  3.  Mit  der  Entwick- 
lung des  Bischofsamtes  zu  dem  leitenden  Amte  in  der  Gemeinde,  der  Ausbildung  eines 
besonderen  Elerikalstandes  und  der  Entstehung  einer  Reihe  niederer  und  dienender 
Aemter  unter  dem  Diakonat^  fiel  dem  Bischof  nicht  nur  die  entscheidende  Prüfung  in 
Betreff  der  Aufnahme  der  Kandidaten  für  den  Klerikalstand  anheim  ^,  sondern  es  bot 
sich  auch  die  Möglichkeit  dar,  dieselben  durch  die  Verwaltung  der  niederen  Stellungen 
für  die  Aemter  der  Diakonen,  Priester  und  Bischöfe  vorzubereiten  ^,  und  bei  der  auf- 


*  Giovannni  dl  Giovanni,  la  storla  de' 
seminaij  chiericali.  Roma  1747  (Joann.  de 
Joanne,  historia  seminariornm  clericalium,  ex 
Ital.  in  Lat  idioma  translatnm.  Aug.  Yindel. 
1787) ;  Historia  de  los  seminarlos  clericales.  Sala- 
manca.  1787;  Aug.  Th einer,  Geschichte  der 
geistlichen  Bildlingsanstalten.  Mainz  1836;  Th. 
Poüan,  de  seminario  clericomm.  Diss.  histor. 
canonica.  Lovan.  1874 ;  De  T^dncation  cltfricale 
et  des  stfminaires  provinciaux  in  Anal.  inr.  pontif . 
1866.  p.  664.  1067;  J^dncation  cl^ricale  ibid. 
1868.  p.  281  ff.;  Phillips,  K.R.  7,  88 ff.  Hier- 
her gehöriges  Material  findet  sich  auch  in  S  p  e  o  h  t, 
Geschichte  des  Unterrichtswesens  in  Deutsch- 
land. Stuttgart  1886.  S.  femer  Gabr.  Meyer, 
Gesch.  d.  Klosterschule  y.  St  Gallen  im  Mittel- 
alter im  Jahrbuch  f.  schweizerische  Geschichte, 
Jahrgang  1886.  10,  33 ff.;  0.  F.  Krabbe,  ge- 
schichtliche Nachrichten  über  die  höheren  Lehr- 
anstalten in  Münster.  Münster  1862 ;  Thoma- 
sin, vetus  et  nova  eccles.  disciplina.  P.  I.  lib. 
m.  c.2^6;  P.  n.  lib.  I.  C.92— 102;  Wetzer 
und  Weite ,  Kirchenlexikon.  1.  Aull.  10,  46. 

2  S.  Bd.  II.  S.  612;  A.  Harnack,  Ausgabe 
der  Didache.  Leipzig  1884  (Texte  und  Unter- 
suchungen Bd.  II.  Hft  6).  S.  232Anmerk. 

^  Die  8.  g.  apostolische  Kirchenordnung  (Har- 
nack a.  a.  0.  S.  232)  c.  16  steUt  die  Bildung 

Hlnsohins,  Kirchenrecht  IT. 


als  solche  nicht  als  ein  £rfordemiss  für  den 
Bischof  auf.  £&  konnten  also  auch  Lesens-  und 
Schreibensunkundige  Bischöfe  werden,  ygl.  die 
Unterschriften  unter  dem  Konzil  zu  Ephesus  ▼. 
449,  Mansi  6,  927,  und  Harnack,  über  den 
Ursprung  des  Lektorats  und  der  anderen  niederen 
Weihen.   Giessen  1886.  S.  12.  26. 

<Bd.LS.2ff;  0.  Ritschi,  Cyprian  v.  Kar- 
thago. Göttingen  1886.  S.  231.236,  und  nament- 
lich jetzt  die  in  der  vor.  Anm.  a.  £.  angeführte 
Schrift  von  Harnack. 

5  Bd.  IL  S.  616  u.  0.  Ritschi  a.a.O.  S.169. 
Wegen  der  Prüfung  insbesondere  Bd.  I.  S.  107  n.  7. 

«  Vgl.  c.  3  dist  LXXVII  (s.  die  folgende  An- 
merkung). Es  ist  auch,  namentlich  ehe  sich  die 
spätere  Reihenfolge  der  niederen  ordines  festge- 
stellt hatte,  vorgekommen,  dass  die  Kandidaten 
vor  der  definitiven  Aufnahme  in  den  Klerikal- 
stand zu  Probeleistungen  in  denjenigen  Aemtern, 
welche  sie  später  zu  versehen  hatten,  herange- 
zogen wurden,  Cyprian.  ep.  29,  ed.  Hartel,  p. 
648 :  „fecisse  me  autem  sciatis  lectorem  Saturum 
ethypodiaconum  Optatum  confessorem,  quos  iam 
piidem  communi  consillo  clero  proximos  fecera- 
mus,  quando  aut  Saturo  die  paschae  semel  atque 
iterum  lectionem  dedimus  aut,  modo  cum  pres- 
byteiis  doctoribus  lectores  diligenteiprobaremus, 
Optatum  inter  lectores  doctorum  audientium  con- 
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kommenden  Sitte,  schon  Knaben  fttr  den  geistlichen  Stand  zu  bestimmen  S  diese  durch 
die  Kleriker  in  dem  nothwendigen  Wissen  zu  unterrichten  und  für  die  Ansttbnng  der 
kirchlichen  Funktionen  praktisch  auszubilden  2. 

In  Folge  der  Einführung  der  vita  communis  bei  einer  Reihe  von  Kathedralen^ 
wurde  auch  das  Zusammenwohnen  der  Knaben  mit  den  jüngeren  Klerikern  ^  und 
damit  eine  Erleichterung  der  Ausbildung  derselben  ermöglicht.  Dass  die  oberste 
Leitung  dieser  Vorbereitung  in  den  Händen  des  Bischofs  lag,  kann  bei  den  Einrich- 
tungen der  letzteren  Art  nicht  zweifelhaft  sein,  und  folgt  für  die  Kirchen,  bei  welchen 
ein  gemeinsames  Leben  des  Klerus  nicht  statthatte,  ebenfalls  aus  der  Stellung  und 
den  Rechten  des  Bischofs.  Auch  wird  diese  Annahme  durch  die  freilich  spärlichen 
Vorschriften  aus  dem  6.  und  T.Jahrhundert  für  Spanien,  welche  ein  Zusammenwolmen 
der  dem  geistlichen  Stande  gewidmeten  Knaben  unter  Aufsicht  des  Bischofs  und  unter 
Leitung  eines  besonderen  Vorstehers  anordnen,  bestätigt^. 

Abgesehen  von  diesen  Einrichtungen,  welche  als  die  Vorläufer  der  späteren 
Seminarien  betrachtet  werden  können^,  erhielten,  wenigstens  in  Italien  und  Südgallien, 
die  jüngeren  BJieriker  auf  dem  Lande  durch  die  Priester  (Pfarrer)  derjenigen  Kirchen, 


Btituimus,  examinantes,  an  congruerent  Ulis  om- 
nia ,  qnae  esse  deberent  in  Ms  qui  ad  cleram 
parabantur'*;  vergl.  dazn  Ritscbl  S.  171  £f.; 
H  ar  n  a  c  k ,  Lektorat  S.  5  ff. 

1  Ep.  Slricil  ad  Hirn,  a.385.  c.9,  Oonatant, 
p.  633  (c.  3  Diflt.  LXXVII):  „Quicumque  Ita- 
qne  se  ecclesiae  yovit  obsequiis  a  sua  infantla 
ante  pubertatis  annos  baptizari  et  lectorum  debet 
minlsterio  sociari . .  Qui  vero  iam  aetate  grandae- 
vuB  .  .  ex  laico  ad  sacram  militiam  pervenire 
festinat,  desideril  sni  fractum  non  aliterobtineblt, 
nisi  eo  quo  baptizatar,  tempore,  statlm  lectorum 
aut  exorcistorum  numero societur  .  . .";  vgl.  fer- 
ner ep.  Zoslmi  ad  Hesycb.  a.  418.  c.  3,  1.  c.  p. 
970;  ep.  Leon.  I.  a.  446?,  ed.  Baller.  1,  673: 
„Merito  sanctoram  patrum  venerabiles  sanctio- 
nei  .  .  eo8  demum  Idoneos  sacris  administratio- 
nibuB  censuerunt,  quoram  omnis  aetas  a  pueril!- 
buB  exordÜB  usque  ad  provectioreB  annos  per  dis- 
ciplinae  ecclesiasticae  stipendia  cucurriBset. " 

2  Das  läsBt  sich  ans  den  in  der  vor.  Anmerk. 
oitirten  Stellen  entnehmen.  S.  auch  Socrat.  bist, 
eccles.  I.  15:  „T6'ze  ^  xol  'AX^gavSpo«  6  -r^; 

Tj  ixxXtjolqc  dfYeoBai  to6;  icaiSac  xal  izaiheia^ 
jjtixaXafjipivciv,  i^aiphmi  hk  t6v  '  Aöavdoiov  elxa 
dv  reXeta  Ycvöfiievov  i\K{%icf.  %al  Sidxovov  X^'P®" 
Tovi^oac  .  . " 

8  Vgl.  Bd.  II.  S.  50. 

*  Vgl.  namentlich  in  Betreff  AugustinB  Bd.  II. 
S.  51  n.  1  (auch  Poüan,  p.  14 ff.).  Wenn  Au- 
gustin in  senn.  356  (a.  a.  0.  S.  50  n.  8)  de  vita 
et  moribuB  clericorum  nur  von  Priestern,  Diako- 
nen und  Subdiakonen,  als  Zugehörigen  seines 
Klosters  spricht,  so  zeigt  ep.  269  c.  3,  Migne 
patrol.  33,  954 :  „adolescentem  Antonium  ...  in 
monasterio  quidem  a  nobis  a  parvula  aetate  nutri- 
tum,  sed  praeter  lectionis  officium  nullis  clericatuB 
gradibuB  et  laboribus  notum^  dasB  trotzdem  die 
Annahme  des  Textes  gerechtfertigt  ist,  b.  auch 


Phillips  7, 94.  VgL  überhaupt  noch  Th  ein  er, 
S.  10  ff. 

ß  Toledo  II  ▼.  531  (Bd.  m.  S.  475  n.  5)  c.  2 
(c.  5  Dist.  XXVIII):  „De  bis  quos  voluntas 
parentum  a  prioris  infantiaeanniB  clericatus  officio 
manciparit,  hoc  statuimus  observandum,  ut  mox 
detonsi  vel  minlsterio  electorum  (richtiger  ist 
die  Lesart:  lectorum)  cumtradltifaerint,  in  domo 
ecclesiae  sub  episcopali  praesentia  a  praeposito 
sibi  debeant  erudirl."  Die  Reichssynode  v.  To- 
ledo (IV  V.  633)  ordnet  an,  o.  23,  dass  die 
Priester  und  Leviten  „in  conclavi  episcopl"  woh- 
nen sollen  und  c.  24  (c  1  0.  XII.  qu.  1) :  „ut 
si  quipuberes  (die  Lesart  bei  Gratian:  impuberes 
und  die  dritte :  pueri  in  cod.  Salisburg.  S.  Petri 
IX.  32,  Phillips  7,  96  u,  22  scheint  mir  gerade 
unrichtig,  denn  es  handelt  sich  um  jüngere,  über 
14jährige  im  Gegensatz  zu  den  vorhin  erwähnten 
Priestern  und  Leviten)  aut  adolescentes,  omnes 
in  uno  conclavi  atrii  commorentur,  ut  lubricae 
aetatis  annos  ^  . .  .  in  disdpllniB  ecclesiasticiB 
agant  deputati  probatissimo  senior!  quem  et  ma- 
gistrum  doctrinae  et  testem  vitae  habeant ;  quod 
si  aliqui  ex  bis  (d.  h.  von  den  adolescentes,  ein 
Wort,  welches  im  Eingang  der  Stelle  offenbar  all- 
gemein für  jüngere  Leute  genommen  wird),  pu- 
pilll  existunt,  sacerdotall  tutela  foveantur  .  .  . 
Qui  autem  hls  praeoeptis  reluctaverint,  mona- 
steriis  deputentur^ ;  setzt  dabei  offenbar  voraus, 
dass  sich  dieses  Erziehungshaus  ebenfalls  am 
BischofsBitze  befindet. 

^  Dass  das  Konzil  von  Nlcaea  schon  die  Spuren 
von  Seminarien  aufweist,  ergiebt  der  unechte 
c.  59  der  aus  dem  Arabischen  gemachten  latei- 
nisehen  Uebersetzung  (Hardouin  1, 488)  selbst- 
verständlich  nicht,  da  diese  Kanones  nicht  nicä- 
nisch  sind.  —  Ueber  die  theologisnhe  Schule  v. 
Edessa,  welche  die  eigentliche  Pflanzschule  des 
Persischen  Klerus  war  und  489  aufgehoben  wor- 
den ist,  vergl.  König  in  Wetzer  u.  Weite, 
Kirchenlexikon,  2.  Aufl.  4,  121.  122. 
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denen  sie  zur  Httlfisleistang  zugewiesen  waren  ^ ,  die  erforderliche  Anweisung  und  den 
nöthigen  Unterricht.  Endlich  dienten  auch  seit  dem  4.  Jahrhundert  die  Klöster  als 
Vorbereitungsstfttten  für  die  Kleriker^  da  schon  in  dieser  Zeit  die  Erziehung  und 
Ausbildung  derselben  in  den  Klöstern  als  eine  besonders  geeignete  Vorbereitung  fttr 
den  ELlerikalstand  angesehen  wurde  ^. 

Da  sowohl  die  einzelnen  Priester,  wie  auch  die  Klöster  in  der  damaligen  Zeit 
der  Jurisdiktion  des  Bischöfe  unterworfen  waren,  so  ergiebt  sich,  dass  im  römischen 
Reiche  und  in  den  auf  dem  Boden  desselben  gegründeten  Germanenreichen^ 
die  oberste,  entscheidende  Leitung  der  Vorbildung  der  E^eriker  dem  Bischof  zustand, 
und  dass  dieser,  soweit  nicht  etwa  die  wenigen  in  Betracht  kommenden  Proylnzial-  ^, 
Primatial'  *  oder  Reichssynoden  *  Vorschriften  erlassen  hatten,  die  näheren  Bestim- 
mungen in  der  gedachten  Beziehung  zu  treffen  befugt  war. 

Andererseits  findet  sich  aber  kein  Anhalt  dafür,  dass  die  erforderliche  Aus- 
bildung für  den  Klerikalstand  auf  dem  einen  oder  anderen  der  bezeichneten  Wege 
erworben  werden  musste,  vielmehr  reichte  offenbar  der  Nachweis  genügender  Kennt- 
nisse bei  der  vor  der  Ordination  vorzunehmenden  Prüfung  aus,  gleichviel,  aufweiche 
Weise  sich  der  Kandidat  diese  erworben  hatte  ^.  Dafür  spricht  ferner  der  Umstand, 
dass  die  Geistlichkeit  die  Hauptträgerin  der  Bildung  in  dem  sinkenden  römischen 
Reiche  und  in  den  neu  entstandenen  Germanenreichen  war,  also  von  der  strengen 
Scheidung  einer  weltlichen  und  einer  geistlichen  Vorbildung  nicht  die  Rede  sein 
konnte,  wie  denn  auch  die  nicht  ausschliesslich  ftlr  die  geistliche  Erziehung  be- 
stimmten Schulen  vielfach  von  Geistlichen  geleitet  wurden  8. 

II.  Während  der  kar  olingischen  Zeit  hat  sich  in  den  gedachten  äusseren  Ein- 
richtungen im  Wesentlichen  nichts  geändert.  Die  Hauptbildungsstätten  für  die  Heran- 


1  Konzil  II  V.  Yalson  y.  529  (s.  Bd.  III.  S.  den  geistlichen  Bemf  gewidmet  waren,  unter- 

612  n.  9)  c.  1 :  „  .  .  placoit,  ut  omnes  presbyteri  richtet    wurden,    Gregor.    Turon.  vitae  patmm 

qni  sunt  in  parochiis  constitnti,  secnndumcon-  YIIl.  2 :  ,,. . .  praesbiterii  honore  praeditus  (d^i-ce- 

Buetudinem    qnam   per  totam  Italiam  tius,    später  Bischof  y.    Lyon,   552 — 673)  .  .  . 

salnb riter  teneri  cognoyimns,  iuniores  semper  manibus  propriis  operabatur  cum  famulis 

lectores  quantoscnmqne  sine  ui.ore  haboerint,  .  .  .   lllud  omnino  studebat,  ut  omnes  pueros  qoi 

seci]mindomoabiix»sihabitareyidentar,recipiant  in  domo  eins  pascebantnr,  ut  primum  . . .  loqui 

et  eos  quomodo  boni  patres  spiritualiter  nutrientes  potuissent,    statim  lltteris   doceret   ac  psalmis 

psalmos  parare,  diyinis  lectionibus  insistere  et  in  imbueret;  scilioet  ut,  cum  ad  implendum  cursum 

lege  domini  erudire  contendant,  ut  et  sibi  dignos  oratorinm  fuisset  ingressus,  tale  iungeretur  psal- 

successores    proyideant    et  a   domino    praemia  lentium  ut  tarn  antepbonis  quam  medltationibus 

aeterna  reoipiant.«  diyersis,    ut    deyotio  flagitabat    animi,    possit 

8  ep.  Siricii  ad  Him.  cit  o.  13  (o.  27  C.  XVI.  implere«. 

qu.  1):  „Monachos  quoque,  quos  tamen  morum  ^  S.  Toledo  II  y.  531  cit. 

grayitas  et  yitae  ac  fldei  institutio  sancta  com-  ^  Vgl.  Vaison  II  y.  529  cit. 

mendat,  etoptamus  etvolumus  clericorum  offlcüs  ^  S.  Toledo  IV  y.  633  cit. 

aggregari,  ita  ut  qui  intra  XXXum  aetatis  an-  "^  Denn  die  einschlägigen  älteren  Kanones  yer- 

num  sunt,  in  minoribus  per  gradus  singulos  eres-  langen  nichts  derartiges  für  die  Zulassung  zur 

eente  tempore  promoyeantnr  ordinibus  .  .";   ep.  Ordination,  s.  auch  Bd.  I.  S.  107  n.7.   Darüber, 

InnocadVictor.  Rotom.a.414,  c.lO  Goustant,  dass  es   auch   im  Merowingerreich  Schulen  für 

p.  753  (c.  3  0.  XVi.  qu.  1).    Vgl.  auch  PoÜan  Knaben  gab,  in  denen  wenigstens  ein  Theil  der 

p.  60  und  Eiselt,  Dom- und  Klosterschulen  in  erforderlichen     Vorbildung     erworben     werden 

Wetz  er  und  Weite,  Kirchenlexikon,  2.  Aufl.  konnte,  s.  Gregor.  Turon.  yitae  patr.  XX.n.i:  „Qui 

3,1961.  (b.  Leobardus)  tempore  debito  cum  reliquis  pueris 

S  Für  das  merowingisr.he  Reich  ergiebt  Gregor  adscolam  missus,  qua^^piamde  psalmis  memoriae 

yon  Tours,  dass  die  zum  geistlichen  Stand  be-  commendavit,  et  nesciens,  se  clericum  futurum, 

stlmmtenKnaben  vielfach  durch  den  Archidiakon,  iam  ad    dominicum  parabatur  innocens   mini- 

also  bei  der  Kathedrale,  s.  Bd.  II,  S.  185.  n.  4,  sterium"  und  Specht  S.  2  ff. 

aber  auch  durch  einzelne  Priester,   wenngleich  8  S.  Thomas  sin  1.  c.  c.  93  cit  und  Specht 

zum  Theil  mit  anderen  Knaben,  welche  nicht  für  S.  2  ff. 
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Ziehung  der  zukünftigen  ELleriker  blieben  die  bei  den  Kathedralen  und  die  in  den 
Klöstern  errichteten  Schulen  ^.  Daneben  hielten  aber  auch  in  manchen  Diöcesen  die 
Pfarrer  und  Priester  Schulen  auf  dem  Lande  oder  gaben  Knaben  und  jüngeren  Leuten 
Anweisung,  so  dass  diese  wenigstens  lesen  und  schreiben  lernen  und  die  nothwendige 
Ausbildung  ftlr  die  Verrichtung  der  niederen  geistlichen  Funktionen  erlangen  konnten  ^. 
Aber,  wenngleich  die  Oberleitung  der  einzelnen  Schulen,  ebenso  wie  früher,  den 
Bischöfen  yerblieb,  so  trat  doch  jetzt  insofern  eine  Aenderung  ein,  als  ihnen  nunnmhr 
die  Bestimmung  über  das  Unterrichtswesen  ^  dadurch  entzogen  wurde,  dass  Karl  d. 
Gr.  *j  freilich  im  vollsten  Einverst&ndniss  mit  der  Geistlichkeit  ^,  die  Regelung  des 
Bildungswesens  selbst  in  die  Hand  nahm,  und  die  von  ihm  an  seinem  Hof  einge- 
richtete Schule,  welche  der  Pflege  der  Wissenschaften  überhaupt  gewidmet  war,  die 


1  Was  die  Käthe dralenbetrlfft,  so  setzt  die 
8.  g.  Regel  Ghrodegangs  v.  Metz  (u.  760,  Bd.  II. 
S.  62  und  dazu  noch  Oelsner,  Jahrb.  d.  fränk. 
Reichs  u.  Konig  Pippin  S.  225)  o.  2:  »Puerl 
parvi  yel  adolescentes  in  oratorio  Tel  ad  men- 
sas  cum  disciplina  ordines  suos  custodlant:  foras 
autem,  ubi  et  ubi  custodlam  habeant  discipli- 
uam^  das  Bestehen  einer  Schule  für  Knaben 
voraus,  was  die  Aachener  Regel  t.  817,  Bd.  II, 
S.  52.  100  n.  7,  bestätigt.  Da  die  letztere  sich 
auch  auf  die  Kollegiatstlfter  bezog,  so  war 
überall  da,  wo  die  canonica  vita  in  Uebung  stand 
(vgl.  auch  Bd.  II  S.  52  n.  2),  die  Existenz  von 
Schulen  gesichert.  Allgemein,  ohne  Rücksicht 
auf  das  gemeinsame  Leben,  ist  die  Einführung 
von  Schalen  (abgesehen  von  der  s.  g.  Neuchlnger 
Pastoral-Instruktion  v.  774,  Westenrieder 
Beitr.  1 ,  22,  welche  gegen  H  e  f  e  1  e ,  Conc.  Gesch. 
3, 617  für  unecht  zu  erachten  ist,  vgl.  Rettberg, 
Deutschlands  Kirchengesch.  2,  227  u.  Merkel 
in  LL.  2,  246)  allgemein  gefordert  in  den  Admon. 
gener.  Caroli  M.  v.  789,  c.  72,  Boretius  1, 
59 :  «Sacerdotibus.  —  Et  ut  scolae  legentium 
puerorum  flaut.  Psalmos,  notas,  cantus,  compo- 
tum,  grammaticam  per  singula  monasteria  vel 
episcopia  et  libros  catholicos  bene  emendate'', 
vgl.  auQh  eiusd.  ep.  de  litteris  oolendis  v.  780 — 800, 
1.  c.  1,  79. 

Ausser  den  Kathedralen  kommen  namentlich 
seit  der  Mission  des  Bonifacius  die  von  diesem 
und  seinen  Schülern  gestifteten  Klöster  in  Be- 
tracht, denen  nicht  nur  die  von  den  Eltern  dem 
Mönchsstande  gewidmeten  Knaben  (pueil  oblati), 
sondern  auch  andere,  namentlich  solche,  welche 
spater  Geistliche  werden  sollten,  anvertraut 
wurden,  ep.  Bonifacil  64.  84,  Jaf  ftf  mon.  Mo- 
gunt  p.  183, 231 ;  Sp  echt  S.  9  ff.,  für  die  Zeit 
Karls  d.  Gr.  s.  Alcuin.  ep.  78,  Jaff  tf ,  mon.  AI* 
cuin.  p.  345  (betreffend  die  Schulen  im  Martins* 
'  kloster  zu  Tours),  Admon.  c.  72  cit. ;  cap.  Theod. 
Aurel.  u.  797,  c.  19,  Mansi  13,  993:  J9i  quis 
ex  presbyteiis  voluerit  nepotem  suum  aut 
aliquem  consanguinenm  ad  scholam  mittere  in 
ecclesia  s.  Crucis  aut  in  monasterio  s.  Aniani  aut 
s.  Benedlcti  aut  s.  Litardl  aut  in  ceterls  de  bis 
coenobüs  quae  nobis  ad  regendum  concessa  sunt, 
ei  licentiam  Id  faciendi  concedimus^;  vgl.  auch 
Abel-Simson,  Karl  d.  Gr.  2,  574. 

2  Cap.  depresbyt.  admonend.  c.5,  Boretius 
1,  238:  „ut  ipsi  presbyteri  tales  scholarios  ha- 


beant. i.  e.  ita  nutritos  et  inslnuatos,  ut  si  forte 
eis  oontingat  non  posse  ocourrere  tempore  oom- 
petenti  ad  ecclesiam  suam  offlcii  gratla  persol- 
vendi,  i.  e.  tertiam,  sextam,  nonam  et  vesperas 
Ipsi  scholari  et  Signum  in  tempore  suo  pulsent 
et  officium  honeste  deo  persolvant'' ;  Theodulph. 
Aurel.  cap.  cit.  c.  20,  Mansi  13.  933,:  „Pres- 
byter! per  vlllas  et  vicos  scholas  habeant,  et  si 
quilibet  fldelium  suos  parvulos  ad  discendas 
llteras  eis  commendare  vult,  eos  suscipere  et 
docere  non  renuant,  sed  cum  summa  caritate  eos 
doceant .  ." ;  vgl.  auch  Gesta  abbat.  Fontanell. 
c.  16,  SS.  2,  292:  „Sub  huins  tempore  (des  Abtes 
Gerold  787 — 806) . . .  presbyteregregius,  nomine 
Harduinus  florebat,  qui  in  cella  martyris  Satur- 
nini ...  ob  gratiamvitae  contemplativaeremotior 
degens  .  .  .  plurimos  arithmeticae  artis  disci- 
plina alnmnosimbuit  et  arte  scriptoria  erudivit". 
Auf  Kandidaten,  welche  in  solchen  Schulen,  Jeden- 
falls nicht  in  der  Kathedralschule  gebildet  waren, 
bezieht  sich  offenbar  der  Vorschlag  der  Synode 
V.  Tours  V.  813  (Bd.  IH.  S.  660)  c.  12,  Mansi 
14,  85:  „Presbyterum  ordinail  non  debere  ante 
legitimum  tempus,  h.  e.  XXXum  aetatis  an- 
num,  sed  priusquam  ad  conseorationem  presby- 
teratus  accedat,  maneat  in  episcopio,  disoendl 
gratia  officium  suum,  tamdlu  doneo  possint  et 
mores  et  actus  eins  animadvertl.  Et  tum  sl 
dlgnus  fuerit,  ad  saoerdotlum  promoreatur^. 
8  S.  0.  S.  493. 

4  S.  die  Admon.  gen.  c.  72  cit  und  die  olt  ep. 
de  litteris  colendis  (s.o.  Anm.la.£.).  Sind  auch 
die  der  Zeit  Karls  d.  G.  angehörigen  interroga- 
tiones  examlnatlonis  und  quae  a  presbyteris  di»~ 
cenda  sint,  Boretius  1.  c.  234  und  236  sicher- 
lich keine  Erlasse  desselben,  so  rühren  sie  doch 
aus  den  Kreisen  der  damaligen  Geistlichkeit  her 
und  geben  sowohl  AuÜBchluss  darüber,  wie  man 
des  näheren  die  Yorschrlft  des  cit.  c.  72  ver- 
standen hat,  als  auch  darüber,  was  die  einzelnen 
Priester  zu  lernen  hatten,  was  ihnen  also  auch 
in  den  Schulen  gelehrt  werden  musste. 

5  Vgl.  z.  B.  die  Yorbereltungssynode  v.  Cha- 
lons  V.  813,  Mansi  14,  94:  „Oportet  etiam,  ut 
sicut  dom.  Imperator  Garolus  ....  praecepit, 
scholas  constituant,  in  qoibus  et  litteras  sollertia 
dlsdplinae  et  sacrae  scripturae  doeumenta  dis- 
cantur  et  tales  ibi  erudiantur,  quibus  merlto 
dlcatur  a  domlno  :  Yos  estis  sal  terrae**;  Abel- 
Slmson2,  666  ff. 


§.  230.]      Die  Begelung  u.  Leitung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.    Karolingische  Zeit 
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Bildungsstätte  fiär  einen  grossen  Theil  derjenigen  Männer  wurde,  welche  später  die 
bedeutenderen  Bisthttmer  und  Abteien  verwalteten  K 

Auch  unter  den  Nachfolgern  Karls  d.  Gr.,  namentlich  unter  Ludwig  d.  Fr.,  be- 
hielt die  weltliche  Gewalt  die  oberste  Verfügung  über  das  Bildungswesen  in  ihrer  Hand. 
Denn  auf  Anregung  des  Kaisers  hatte  die  Geistlichkeit,  wohl  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Anordnungen  Karls  d.  Gr.  theilweise  nicht  zu  yollkommener  Durchführung 
gelangt,  theilweise  aber  wieder  in  Vergessenheit  gerathen  waren ,  geeignete  Vor- 
schläge zur  Wiederbelebung  der  früheren  Einrichtungen,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Schulen  bei  den  Kathedralen  und  für  die  Bisthümer  zu  machen^.  Und  wenn  sie 
dann  auch  ihrerseits  die  Errichtung  öffentlicher  Schulen  für  Geistliche  und  Laien  ^  zur 
gleichzeitigen  Pflege  der  freien  Künste  und  theologischen  Disciplinen,  sowie  zur  Aus- 
bildung geeigneter  Lehrer  vom  Kaiser  forderte^,  so  sind  derartige  Anstalten  doch 
schwerlich  in  das  Leben  gerufen  worden^,  und  ebensowenig  kann  die  Errichtung  der 
Diöcesanschulen  in  erheblichem  Umfange  zur  Durchführung  gelangt  sein  ^. 


1  Abel-Simson  a.  a.  0.  2,  676  ff.; 
Wattenbach,  Deutschlands GescMchtsquellen. 
5.  Aufl.  1885.  1,  147,  148. 

2  Hierher  gehören  die  eapitula  ab  episcopis 
Attini^ci  data  a.  822,  Boretius  1,  357  (vgl. 
Simsen,  Lndw.  d.  Fr.  1,  180)  c.  3:  „Scolas 
autem,  de  qnlhus  hactenns  minns  stadlosi  fni- 
mos,  quam  debneramns,  omnino  studiosissime 
emendare  cnplmus,  qnallter  omnis  homo  sive 
maioris  sive  minoris  aetatls,  qui  ad  hoc  nntritur, 
nt  in  allquo  gradu  in  ecclesiapromoTeatar,  locnm 
denominatam  et  magistram  congrnum  habeat. 
Parentes  tamen  vel  dominl  singuloram  de  vlctn 
Telsnbstantia  corporali  nnde  subsistant  provldere 
studeant,  qnallter  solaclum  habeant,  nt  propter 
veram  Inoplam  doctrlnae  stndio  non  recedant. 
81  vero  necessltas  faerit  propter  ampUtndlnem 
parrochlae,  eo  qnod  in  nno  loco  coUlgl  non  pos- 
sunt  propter  admlnlstratlonem  qnam  eis  procn- 
latores  eorum  provldere  debent,  flat  locls  dnobns 
ant  tribns  vel  etlam  nt  necessltas  et  ratio  dlota- 
verit",  0.  4.:  ^Sed  qnia  omnimodis  doctrina 
minus  ntiliter  agitnr,  sl  qualiter  his  qui  docere 
debeant  dlscendl  oportnnltas  non  ordlnatur, 
necesse  est,  ut  bis  praesulibus,  quibns  omni- 
modis agendl  facultas  aut  f undltns  aut  certe  magna 
ex  parte  per  dioceses  snas  deest,  a  dominis  rernm, 
qualiter  id  fleri  congrue  possit,  provideatur". 

8  conc.  Paris,  a.  829.  IIb.  III.  c.  12,  Mansi  14, 
599 :  „  Slmillter  obnlxe  celsltudinl  suggerimus, 
ut  morem  patemum  sequentes,  saltem  in  trlbus 
congruentisslmis  Imperli  vestrl  locls  scholae 
publlcae  ex  vestra  auctoritate  flaut,  ut  labor  patrls 
vestri  et  vester  per  Inouriam,  quod  absit,  lab^ 
factaudo  non  depeieat.  Quonlam  ex  hoc  facto 
magna  utllitas  et  honor  s.  del  eocleslae  et  vobls 
magnum  mexcedis  emolumentum  et  memoria 
sempitema  accrescet";  dasselbe  Worms  829 
petltlo  eplscop.  c.  4,  LL.  1,  339. 
.  ^  Denn  die  Bischof sschnlen  (s.  Anmerk.  2) 
können  umsoweuiger  gemeint  sein,  als  das  Konzil 
von  Paris  auch  von  diesen  handelt  (s.  unten 
Anmerk.  6).  Offenbar  sind  Schulen  gemeint, 
irle  die  unter  Karl  d.  Gr.  zu  Tours  bestehende, 
vgl.   Bettberg,    Kirchengeschichte  Deutsch- 


lands 2,  799;  Specht  S.  37;  Slmson,  Ludw. 
d.  Fr.  1,  319. 

5  Bekannt  Ist  darüber  nichts,  und  die  wachsende 
Zerrüttung  des  Reiches  erklärt  es  hinreichend, 
dass  die  Ausführung  unterblieben  ist.  Auch  die 
erneuerte  Forderung  der  Synode  v.Langresv.  869, 
o,  10,  Mansi  16,  539:  .  .  .  „constituantur  un- 
dlque  scholae  publlcae,  sdl.,  ut  utriusque  eru- 
ditlonls  et  dlvinae  et  seil,  humanae  In  ecciesla  del 
fructns  valeat  accrescere"  wo  vorher  ebenso  wie 
schon  zu  Valence  866  c.  18,  Mansi  15,  11,  über 
das  Damiederllegen  der  Studien  geklagt  wird, 
beweist  dies.  Wegen  der  Hof  schule  unter  Ludw. 
d.  Fr.  s.  Slmson  a.  a.  0.  2,  266. 

e  Vgl.  die  admonltio  p.  823—826,  Bore- 
tius 1,  304:  „Scolae  sane  ad  flllos  et  mlnistros 
ecclesiae  instruendos  vel  edocendos,  sicut  nobis 
praeterlto  tempore  ad  Attiniacum  promisistls  et 
vobls  iniunxlmus,  in  congruis  locls,  ubi  necdum 
perfectum  est,  ad  multomm  utilitatem  et  profec- 
tum  a  vobis  ordinari  non  neglegantur^;  Paris  829 
Hb.  I.  30,  Mansi  14,  558:  „Jam  dudum  .  .  .  a 
domlnoLudovioo  (s.  die  vorhergehende  admonltio) 
lussum  et  admonltum  est,  ut  rectores  ecclesiaram 
in  eccleslls  sibl  commissis  strenuos  milites 
Christi,  qulbus  deus  placari  posset,  praeparent 
et  educarent . . .  Sed  super  hao  eiusdem  principls 
admonltlone,  Immo  lusslone  a  nonnullls  rectoribus 
teplde  ac  desidlose  baotenus  actum  est.  Unde 
omnibns  nobis  visum  est,  et  abhinc  postposlta 
totius  corporis  negligentia  ab  omnibus  dlUgentior 
in  eduoandls  et  erudlendls  milltibus  Christi  vigl- 
lanlior  adhlbeatur  diligentia  et  quando  ad  provin- 
dale  concillum  ventum  fuerlt,  unusqulsque  recto- 
mm  ....  soholastlcos  suos  eldem  condlio  adesse 
fadat,  nt  sunm  solers  Studium  droa  divinum  cul- 
tum  omnibus  manifestum  faclat"  (d.  h.  zur  Kontrole 
der  Durchführung  sollen  die  Bischöfe  die  Lehrer 
mit  zum  Provlnzlal-Äonzll  bringen). — Vergl.  fer- 
ner Flodoard.  bist.  Remens.  IV,  9,  SS.  13,  574 : 
„  .  ..  presul  honorab.  Fulco  (882—900)  .  .  . 
duas  scolas  Remis  cauonlcorum  sdllcet  loci  atque 
rurallum  clericorum,  lam  pene  delapsas,  restl- 
tult  et  evocato  Remlglo  Autisiodorense  magistro, 
llberallum  artlum  studlls  adolescentes   clerlcos 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  230. 


Nicht  minder  griff  die  welüiche  Gewalt  insofern  ein,  als  sie,  allerdings  im  vollen 
Einverstftndniss  mit  den  massgebenden  Anschannngen  in  den  Kreisen  des  Ordens- 
klerns,  die  Anordnung  erliess,  dass  künftighin  in  den  Klöstern  allein  fär  die  dem 
Mönchsstande  gewidmeten  Knaben,  nicht  aber  für  andere  Schule  gehalten  werden 
sollte  *.  Nur  die  Fürsorge  für  die  Priester-  und  Pfarrschulen  auf  dem  Lande  2  blieb 
lediglich  der  Qeistlichkeit  überlassen  3. 

lU.  Die  Zeit  vom  9.  bis  12.  Jahrhundert.  Mit  der  karolingisohen  Zeit, 
während  welcher  in  Italien  schon  die  kirchliche  Gesetzgebung  für  die  Förderung 
des  Schul-  und  Bildungswesens  thätig  gewesen  war  ^,  hört  jede  Betheiligung  der  welt- 
lichen Gesetzgebung  dabei  auf,  und  noch  für  mehrere  Jahrhunderte  sind  es  wieder, 
wie  früher,  die  partikulären  und  lokalen  kirchlichen  Organe,  welche  die  Vorbildung 
der  Geistlichen  ausschliesslich  in  die  Hand  nehmen  und  regeln. 

Die  Bildungsanstalten  bleiben  wie  in  älterer  Zeit  die  Kloster-,  Dom-  und  Stifts-, 
sowie  die  Pfarr-  und  Priesterschulen  auf  dem  Lande. 


exerceri  fedt.  Sed  et  Hucbaldam  s.  Amandi 
monachum,  irlnim  quoque  disciplinis  sophicis 
nobiliter  eroditum,  accesslvlt  et  ecclesiam  Re- 
mensem  preclaris  lllastraYlt  dootrinis''. 

1  S.  das  behufs  Reform  der  Klöster  zu  Aachen 
erlassene capit.  monastic.  y. 817,  c. 45, Boretius 
1, 346  :  „tJt  scola  in  monasterio  non  habeatui,  nisl 
eorum  qul  oblatl  sunt".  Nach  Specht  S.  34  ff. 
soll  der  Wirkungskreis  der  Dom-  und  Stiftsschulen 
durch  die  Aachener  Regel  v.  817  c.  135  (Bd.  II. 
S.  100  n.  7)  ebenfalls  auf  die  scholares  canonici, 
d.  h.  ^uf  die  geringe  Anzahl  von  Knaben ,  die 
durch  ihre  Aufnahme  zugleich  Präbendare  des 
Stiftes  geworden  und  für  die  Zukunft  die  Anwart- 
schaft hatten,  in  den  Besitz  von  höheren  Pf  runden 
des  Stiftes  zu  gelangen  '\  eingeschränkt  worden 
sein,  und  die  dadurch  erfolgte  Beschränkung  der 
Schulen  zu  den  Massnahmen  von  Attigny  (s.  S. 
495.  n.  2)  geführt  haben.  Die  citirten  Erklärungen 
zu  Attigny,  zu  Paris  und  die  Ludwigs  d.  Fr.  (s. 
S.  496.  n.  6)  bezeichnen  aberals  Hauptgrund  des 
Verfalles  der  Schulen  den  mangelnden  Eifer  und 
die  Gleichgültigkeit  der  Geistlichen,  welche,  wie 
dieYorschläge  über  die  zukünftige  Unterhaltung 
der  Schulen  und  die  Bitte  an  den  Kaiser,  seiner- 
seits scholae  publicae  zu  errichten,  ergeben,  zum 
Theil  aus  Mangel  an  den  nöthigen  Geldmitteln 
oder  auch  aus  der  Unlust ,  sie  f Qr  solche  Zwecke 
zu  verwenden,  hervorgegangen  ist.  Ueberdies 
enthält  die  Aachener  Regel  ein  dem  citirten 
Kapitular  entsprechendes  Verbot  nicht,  wie 
denn  auch  Specht  bei  seiner  Annahme  eine 
Entwicklungsstufe  der  Kapitelsverfassungvoraus- 
setzt,  welche  diese  in  der  karolingischen  Zeit 
noch  nicht  erreicht  hat  Dagegen  soll  selbstver- 
ständlich nicht  geleugnet  werden,  dass  in  dieser 
Zeit  allerdings  an  einzelnen  Orten  eine  Trennung 
der  Domschuleu  in  eine  für  die  Kanoniker  und 
eine  für  die  übrigen  Diöcesan-Gelstlichen  vor- 
gekommen ist,  8.  S.  495.  n.  6.  ' 

a  S.  0.  S.  494.. 

8  Hinomar.  capit.  inquisit.  v.  862.  c.  11, 
Mansi  15,  480:  ,;Si  habeat  (presbyter)  clericum, 
qui  possit  tenere  scholam  aut  legere  epistolam 
aut  canere  valeat,  prout  neoessarium  sibi  videtur" ; 
HerardiTuron.  v.858.  c.  17,  I.e.  16app.  p.679: 


„üt  scholas  presbyteri  pro  posse  habeant  et 
Ubros  emendatos'';  Walteri  Aurelian.  v.  871. 
c.  6,  1.  0.  15,  506 :  „üt  unusquisque  presbyter 
säum  habeat\  clericum,  quem  religiöse  educare 
proouret,  et  si  possibilitas  illi  est,  scholam  in 
ecclesia  sua  habere  non  negligat  solerterque  ca- 
veat,  ut  quosaderudlendum  suscipit,  caste  etsin- 
cere nutrlat" .  Theiner,S.  52, bezi eht merkwür- 
diger Weise  diese  Stellen  auf  kleine  Seminarien« 

^  Es  gehören  hierher  die  die  fränkischen  Vor- 
schriften (s.  Attigny  v.  822,  0.  S.  495.  n.  2.)  zum 
Vorbilde  nehmenden  Anordnungen  des  römischen 
Konzils  V.  826  (Bd.  III.  S.  509  n.  3)  c.  34,  LL. 
2app.  p.  17  (c.  12  DUt.  XXXVII):  „De  qul- 
busdum  locis  ad  nos  refertur,  non  magistros 
neque  curam  inveniri  pro  studio  litterarum. 
Idcirco  in  universis  eplscopüs  subiectisque 
plebibus  et  aliis  locis,  in  quibus  necessitas  occur- 
rerit,  omnino  oura  et  diligentia  habeatur,  ut 
magistri  et  doctores  oonstiLtuautur,  qui  studia 
litterarum  liberaliumque  artium  ac  sancta  haben- 
tes  dogmata  assidue  doceant :  quia  in  his  maxime 
divina  manifestanturet  declarantur  mandata''  und 
das  römische  v.  853  (s.  a.  a.  0.)  c.  34,  Mansi 
14,  1014 :  ,;Et  si  liberalium  artium  praeceptores 
in  plebibus,  ut  assolet,  raro  inveniantur,  tarnen 
divinae  scripturae  magistri  et  institutores  eccle- 
siastici  offidi  nullatenus  desint,  qui  et  annua- 
liter  proprio  episcopo  de  eiusdem  actionis  opere 
sollicite  inquisiti  debeant  respondere.  Nam  qualiter 
ad  divinum  utiliter  cultum  aliquis  accedere  possit, 
nisi  iusta  instructione  doceatnr?" 

Wie  die  Hofschule  Karls  d.Gr.  die  Pflanzschule 
für  einen  Theil  der  höheren  kirchlichen  Würden- 
träger des  fränkischen  Reiches  gewesen  ist,  so 
war  dies  auch  der  päpstliche  Palast  und  die 
damit  verbundene  Schule  (palatium  Lateranense, 
patriarchium  Lateran.,  episcopium  Lateran.)  für 
den  römischen  Klerus,  und  es  sind  aus  der- 
selben eine  Reihe  von  Päpsten,  so  Gregor  II. 
(715—731),  Leo  III.  (795—816),  Paschalis  I. 
(817—824),  Valentinus  (827),  Leo  IV.  (847— 
855),  Nikolaus  I.  (858—867)  und  Hadrian  II. 
(867 — 872)  hervorgegangen,  Thomassini.  c. 
P.  II.  üb.  I.  c.  100  n.  3;  Theiner  S.  50} 
PhillipsK.  R.6.  334. 
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Was  die  Klosterschulen  anlangt,  so  wurde  in  Folge  der  Verordnung  v.  8 1 7  ^ 
bei  manchen  Klöstern  die  Einrichtung  getroffen'^,  zwei  verschiedene  Schulen,  eine 
schola  interiör  und  eine  schola  exterior,  die  erstere  für  die  zum  Mönchsstande  be- 
stimmten Knaben,  die  oblati,  innerhalb  der  EJausur,  die  andere,  von  den  der  letzteren 
unterworfenen  Räumen  getrennt  3,  für  die  übrigen,  also  namentlich  diejenigen,  welche 
für  den  Weltklerus  bestimmt  waren,  zu  halten^.  Für  die  Aufnahme  in  die  innere 
Schule  war  die  EJosterregel,  also  in  dieser  Zeit  die  des  h.  Benedikt  massgebend^, 
und  die  betreffenden  Knaben  wurden  als  Zugehörige  des  ELlosters  und  des  Ordens 
betrachtet^,  wogegen  hinsichtlich  der  äusseren  Schule  lediglich  das  Ermessen  des 
Klosterkonventes  entschied,  aber  wohl  für  die  Regel  kein  Schüler,  für  dessen  Unter- 
halt^ in  genügender  Weise  gesorgt  war,  zurückgewiesen  wurde.  Die  Oberaufsicht 
über  diese  Schulen  stand  dem  Abte^  mit  dem  Konvente  zu,  die  unmittelbare  Leitung 
derselben  ^  lag  aber  einem  gelehrten  Mönche  und  zwar  mitunter  je  einem  für  die 
äussere  und  für  die  innere  Schule  ob  ^^. 

Die  Domschulen  blieben  in  erster  Linie  für  die  dem  Stift  als  künftige  Kano- 
niker angehörenden  Knaben  und  Jünglinge  bestimmt  ^i,  und  dasselbe  galt  auch  von 
den  Schulen  an  den  KoUegiatkapiteln  ^^.  Für  andere  Knaben,  welche  eine  theolo- 
gische und  gelehrte  Bildung  suchten,  bestand  wohl  bei  den  Stiftern,  ebenso  wie  bei 
den  Klöstern,  mitunter  eine  besondere  Schule  ^  3.  Doch  hat  diese  Einrichtung  offenbar 
nicht  dieselbe  Verbreitung,  wie  bei  den  letzteren,  gefunden  ^*.  Denn  bei  den  Stiftern 
lag  das  Bedürfniss  zu  einer  solchen  Scheidung  nicht  vor,  da  hier  die  für  die  Klöster 
nothwendige  Trennung  der  dem  Mönchsstande  gewidmeten  und  der  Klosterregel  unter- 
worfenen Knaben  von  den  übrigen,  welche  dem  Kloster  blos  zum  Unterricht  über- 
geben waren,  nicht  geboten  erschien.    Wenn  allerdings  trotz  des  Fortfalls  der  vita 


1  S.  0.  S.  496.  sei  es  durch  andere  Wohlthäter  oder  auch  durch 

2  Dazu,  um  diese  Einrichtung,  vie  häufig  ge-  Stiftungen  für  ärmeie  Schüler,  Specht  S. 
schiebt,  als  eine  allgemeine  bezeichnen  zu  k5n-  156.  157. 

neu,  sind  die  überlieferten  Nachrichten  zu  dürftig,  ^  Das  ist  selbstrerständlicb,  da  sie  zum  Ehester 

8.  auch  Denifle,  d.  Universitäten  des  Mittel-  gehorten,  SpechtS.  158. 

alters.  Berlin  1885.  1,  658  n.  20.  »  Also  die  Bestimmung  über  die  Studien,  die 

^  S.  F.  Keller,  Bauriss  des  Klosters  St.  Korrektionsgewalt  über  die  Schüler  und  die  Auf- 
Gallen im  Faksimile  herausgeg.,  Zürich  1844,  sieht  über  die  einzelnen  Lehrer,  SpechtS.  158. 
auch  bei  S  p  e  c  h  t  S.  152. 153.  Der  Plan  stammt  lO  So  z.  B.  im  9.  Jahrhundert  in  Reichenau  und 
aus  demJ.  820.  Vgl.  auch  Ekkehartl  (IV)  casus  inS.  Gallen,  SpechtS.  309.315.316.318.  Dieser 
S.  Galli  c.  2.  66.  89  ed.  G.  Meyer  von  Knonau.  Leiter  oder  Vorsteher  hiess  magister  principalls, 
S.  Gallen  1877.  p.  10.  238.  557.  später    auch    scholasticus    (interiör,    exterior) 

*  VgL  Kunstmann,   Hrabanus  Magnentius  SpechtS.  1 59. 

Maurus.  Mainz  1841.    S.  54,  R.  v.  Raum  er,  n  Bd.  U.  S.  63.  70. 

Einwirkung  d.  Ghristenthums  auf  die  althoch-  ^^  Vgl.  das  dipl.  des  Mainzer  Erzb.  Willegis  y. 

deutsche  Sprache. Stuttgart  1845.  S.  199 ;  S p e  ch  t  976  für  das  KoUegiatstift  Aschaffenburg,  G  u  d  e n 

S.  36.  151.  309.  368.  369.   Diese  Einrichtung  cod.  diplomat.1,  356;  weitere  Nachweisungen  bei 

hat  wohl  schon  vor  817  vereinzelt,  um  der  Regel  SpechtS.  174.  330.  333.  337.  350.  387.  u.  bei 

des  h.  Benedikt  zu  genügen,  bestanden,  so  z.  B.  F.  Back,  d.  evang.  Kirche  im  Laude  zw.  Rhein, 

inReichenau,Hefele,Gonc.Gesch.2.Aufl.4,25.  Mosel,  Nahe  u.  Glan«  Bonn  1872.  1,  422  ff. 

5  Schon  die  Frankfurter  Synode  v.  794.  c.  16,  w  So  in  Rheims  für  die  Landgeistlichen,   s. 

Boretiusl,  76,  hatte  unter  Verbot  jedes  Ent-  o.  S.  495  n.  6;   auch  in  Hildesheim,  Wolfherl 

geltes  für  die  Aufnahme  auf  die  gedachte  Regel  vita  prior  S.  Godehardi  c.  37,  SS.  11,  194:  „quo 

(nämlich  auf  c.  59,  M lg ne  patrol.  66,  839.  840)      templo dlvini  ministeril  instrumentis 

hingewiesen,  nach  welcher  es  allerdings  statthaft  adornato,  scolam  illic  ca.no  nl  cam  concivit,  cui 

war,  die  bei  der  Oblation  des  Kindes  dem  Kloster  totam  spiritualis  et  camalis  alimoniae  suffltien- 

angebotenen    Schenkungen    anzunehmen.    Vgl.  tiam    omni    vitae    suae    tempore    saluberrimd 

auch  Spechts.  1 56.  provldit*'. 

^  Specht  S.  154.  368.  i«  Anderer  Ansicht  Specht  S.  181,  aber  ohne 

"^  Sei  es  durch  seine  Eltern  oder  Verwandten,  Beibringung  eines  genügenden  Materiales. 

H  i  n  8  c  h  i  u  8 ,  Kirchenrecht  lY.  32 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  230, 


canonica  während  des  10.  and  11.  Jahrhnnderts  ^  gerade  die  jüngeren,  noch  in  der 
Schule  befindlichen  Kanoniker  nnter  der  Leitung  des  Schulvorstehers  zu  gemein- 
samem Leben  yereinigt  blieben^,  so  bedingte  doch  dieser  Umstand  keineswegs,  eben- 
sowenig, wie  die  Pflicht  der  auswärtigen  Schüler,  für  ihren  Unterhalt  auhukonmien 
und  dem  Vorsteher  der  Schule  ein  Honorar  zu  entrichten  ',  die  Nothwendigkeit  der 
Einrichtung  eines  eigenen  und  besonderen  Unterrichts  für  die  letzteren. 

Die  Stiftsschulen  standen  unter  der  obersten  Aufsicht  und  Leitung  des  Bischo&, 
welcher,  soweit  es  sich  um  die  Angelegenheiten  der  Domschule  handelte,  das  Elapitel 
zuziehen  musste  *.  Die  unmittelbare  Leitung  hatte  ein  Ifitglied  des  Kapitels,  der  s.  g. 
magister  seholamm,  scÄolasHcus^,  welcher  auch  selbst,  wenigstens  zum  Theil,  den 
Unterricht  ertheilte.  Seine  Stelle  gehörte  vielfach  zu  den  Personaten  oder  gar  zu  den 
Dignitäten  im  Stifte  ^,  und  wurde,  wie  diese  letzteren,  also  nicht  überall  in  gleicher 
Weise,  besetzt  7,  wenn  schon  bis  zum  12.  Jahrhundert  bei  der  Bedeutung,  welche  eine 
blühende  Stiftsschule  für  das  Bisthum  besass,  und  bei  dem  gemeinschaftlichen  Inter- 
esse des  Bischofs  und  des  Kapitels  an  dem  Gedeihen  derselben,  der  Bisehof  die  ent- 
scheidende Stimme  bei  der  Verleihung  behalten  hat^. 

Auch  in  dieser  Zeit  bleibt  die  Sorge  für  die  Heranbildung  der  künftigen  Geist- 
lichen noch  den  kirchlichen  Lokalgewalten  überlassen,  von  einer  einheitlichenRegelun^ 
der  Einrichtungen  und  Ziele  der  gedachten  Bildungsanstalten  ist  ebenfalls  keine 
Rede^,  ja  derjenige,  welcher  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  will,  ist  an  sich  be- 


i  Bd.  n.  S.  56.  67. 

2  Bd.  n.  S.  63  und  Specht  S.  175. 

s  Uehei  den  Besuch  der  Domscbule  zu  Mag- 
deburg seitens  Adalberts  v.  Prag  (f  997)  erzählt 
Joann.  GanaparU  vita  S.  AdalberÜ  c.  4,  SS.  4, 
583:  „Verum,  ne  a  bonae  operationis  studio 
cessaret,  pater  et  eins  optima  mater  omnia  sufü- 
oienter  dedenmt.  Quia  et  maglstro  suo  aurum 
et  argentum  et  quaecumque  oculis  hominum 
dignissima  erant,  oflierentes,  oaro  ülio  doctrlnam 
magno  pretio  emerunt".  Vgl.  auch  das  Protokoll 
T.  1191,  Guden,  1.  c.  1,  ^9,  'wielches  in  Be- 
treff der  Frage :  „quid  vel  quantam  soolares,  qul 
non  esseut  canonici,  tenerentur  dare  maglstro^ 
folgende  alte  Gewohnheit  fQr  Mainz  feststellt: 
„qulcumque  soolares  gratis  essent  In  pane  doml- 
norum  (d.  b.  also  solche,  welchen  im  Stifte  die 
Kost,  well  sie  arm  waren,  gereicht  wurde)  niohli 
deberent  in  Scolis,  nisl  iusticiam  soolasticam 
(Schulgeld) ;  tarn  imnutiones  (?),  flues  librorum 
et  pennas.  Qul  yero  panem  conducerent  domi- 
norum  in  seolls,  maglstro,  prout  melius  cum  eo 
convenlre  possent,  magistri  responderent  labori. 
All!  Tero  omnes,  qul  oum  dominis  non  essent, 
simlliter  magistri  responderent  labori*^.  Vgl. 
welter  Specht  S.  176.  179, 

Dagegen  wurden  die  Schüler,  welche  Kanoniker 
waren,  aus  ihren  Pr&benden  unterhalten,  deren 
Erträgnisse  behufs  Verwendung  zu  diesem  Zwecke 
dem  Scholaster  fiberantwortet  wurden,  Guden 
I.e.  1,295.  298.  355  u.  2,  689. 

4  Das  folgt  aus  der  Stellung  des  Bischofes 
und  des  Kapitels.  Ja,  einzelne  Bischöfe,  wie 
z.  B.  Godehard  V.  Hlldeshelm  (1022—1038)  gaben 
den  Knaben  selbst  Unterricht,  Wolfheri  Tita 
prior  S.  Godehardl  c  37,  SS.  11,  195,  oder  übet- 


wachten  denselben  persönlich  (so  d.  h.  WoUigang 
V.  Regensburg  972—994),  Othlon.  vlta  S.  Wolf- 
kangl  c.  18,  SS.  4,  635. 

^  Vgl.  des  Näheren  über  Ihn  und  das  Verhält- 
niss  zum  primicerius  und  cantor  Bd.  II.  S.  100 
u.  S.  97,  s.  auch  noch  Spe  cht  S.  18. 

6  Bd.  II.  S.  HO. 

^  Bd.  n.  S.  613.  614. 

^  Ein  Interesse  des  einen  Faktors  den  andereo 
zu  verdrängen,  lag  gerade  bei  dieser  Stelle  nicht 
▼or.  Auch  die  Berichte  über  die  Bemühungen 
einzelner  Bischöfe,  tüchtige  Scholaster  zu  ge- 
winnen, Specht  S.  188.  323.  327,  sprechen 
dafür,  dass.das  Kapitel  für  die  Regel  die  Besetzung 
dieser  Stelle  nicht  allein  In  die  Hand  bekommen 
hat  Wenn  Ton  den  die  Berufung  von  Schblastem 
betreffenden  Bamberger  Schreiben  v.  1100  — 
1103,  cod.  üdalr.  n.  96.  97.  109.  HO.  114, 
Jafftf ,  mon.  Bamberg,  p.  186.  197. 199.  226, 
alle  bis  auf  das  letzte  von  dem  Kapitel  herrühren, 
dieses  aber  von  Bischof  und  Kapitel  erlassen  ist, 
so  kann  eben  deswegen  die  ansschllessUche  Kapi- 
telsbesetzung für  die  Scholastrie  nicht  ange- 
nommen werden. 

8  Einzelne  Kloster-  und  Stiftsschulen  hat- 
ten blos  die  Bildung  des  Nachwuchses,  für 
welchen  sie  In  erster  Linie  bestimmt  waren,  im 
Auge  und  beschränkten  sich  dann  auf  die  für 
den  praktischen  Kirchendienst  nothwendigen 
Gegenstiinde,  andere  dagegen  suchten  eine  mög- 
lichst umfassende  Bildung  und  zwar  nicht  nur 
in  den  kirchlichen,  sondern  auch  in  den  welt- 
lichen 'Wissenschaften  zu  gewähren.  Ob  das  eine 
oder  andere  der  Fall  war,  hing  thells  von  dem 
Bischof  oder  Abt,  thells  aber  auch  von  dem  Vor- 
handensein der  erforderlichen  Mittel,  der  MÖg- 
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haft  Erwerbmtg  seiner  Yorbildnng  nicht  einmal  an  eine  bestimmte  Scbnle  oder  auch 
Bnr  an  eine  bestimmte  Art  von  Schulen  gebunden  ^. 

IV.  Die  Zeit  vom  12.  Jahrhundert  bis  zum  Konzil  von  Trient.  Im 
Laufe  des  12.  Jahrhunderts  greift  ein  neues  Moment,  die  Entstehung  der  Universi- 
täten, entscheidend  in  die  weitere  Entwicklung  ein.  Die  neue  wissenschaftliche 
Methode,  welche  diese  vertreten  und  pflegen,  ftbt  auf  die  weitesten  Kreise  eine  starke 
Anziehungskraft  aus,  und  die  bisher  der  allgemeinen  Pflege  der  Wissenschaft  dienen- 
den Kloster-  und  Stiftsschulen  können  den  neuen  wissenschafHichen  Bedürfhissen 
nicht  mehr  geniigen  ^.  Soweit  sie  nicht,  wie  manche  Domschulen,  eingehen  3,  werden 
sie  vielfach  zu  Vorbereitungsschulen  für  die  kirchliche  Praxis*,  insbesondere  für 
ärmere  Kandidaten,  welche  nicht  im  Stande  sind,  die  Kosten  des  üniversitätsstudiums 
zu  bestreiten  *,  und  selbst  da,  wo  einzelne  Dom-  und  Stiftsschulen  sich  in  Blttthe  er- 
halten hatten^,  standen  sie  doch  den  Universitäten,  sowohl  an  wissenschaftlicher 
Bedeutung  als  auch  äusserlich  wegen  des  Mangels  der  den  letzteren  gewährten, 
wichtigen  Privilegien  nach. 

Es  beginnt  damit  die  Zeitperiode,  in  welcher  das  Universitätsstudium  als  zur 
höchsten  wissenschaftlichen  und  theologischen  Ausbildung  der  BUeriker  fftr  erforder- 
lich erachtet  wird^.  Die  Geistlichen  sind  fftr  den  Erwerb  derselben  nunmehr  aller- 
dings auf  Unterrichtsanstalten  angewiesen,  welche  weder  die  Stellung  von  specifisch 


liebkeit  der  Gewinnung  tüchtiger  Lehrer,  endlich 
auch  von  den  äusseren  politiBchen  Yerhältnissen, 
von  friedlichen  oder  kriegerischen  Zeiten  ab. 
Dieselben  Gründe  haben  aach  öfter  Wandinngen 
in  dem  Oharakter  ein  nnd  derselben  Schnle, 
namentlich  ein  bedeutendes  Aufblühen  nnd  ein 
Herabsinken  von  der  einmal  erreichten  Höhe 
herbeigeführt,  vgl.  hierzu  Specht  S.  192.  296 
ff.;  Deniflea.  a.  O.  8.42.43. 

<  Dies  zeigt  der  Umstand,  dass  diejenigen, 
welche  sich  eine  umfassende  Ausbildung  erwer- 
ben, namentlich  bei  berühmten  Lehrern  ihre 
Stadien  machen  wollten,  vielfach  die  Schulen, 
ohne  Unterschied  zwischen  Kloster-  und  Stifts- 
schulen gewechselt  haben,  so  hat  d.  h.  Wolfgang 
T.  Regensburg  erst  die  Reichenauer  Kloster-,  dann 
die  Würzburger  Domschule  (Schindler,  d.  h. 
Wolfgang.  Prag  1885.  S.  5 ff.;  Specht,  S.  194), 
der  h.  Godehard  v.  Hildesheim  die  Nieder- 
altaieher  Kloster-,  später  die  Salzburger  Dom- 
schule besucht,  a.  a.  0.  S.  389,  vergl.  weiter 
a.  a.  0.  S.  194  ff.  333.  Ja,  Bisdiofe  und  Aebte 
haben  auch  ihrerseits  befähigte  jüngere  Kano- 
niker und  Mönche  auf  andere  Schulen  zu  be- 
rühmten Lehrern  geschickt,  um  später  aus  einer 
solchen  Ausbildung  ihrer  Zugehörigen  für  ihre 
Anstalten  Nutzen  zu  ziehen,  S  p  e  0  h  t  S.  194. 346. 

*  Vgl.  Panlsen,  Gesch.  d.  gelehrten  Unter- 
richts.  Leipzig  1885.  S.  14. 

8  Vgl.  Bd.  II.  S.  70.  102. 

^  Manoheder  Siteren  berühmten  Schulen  waren 
allerdings  schon  früher  aus  anderen  (Gründen  in 
Verfall  gerathen;  s.  z.  B.  wegen  der  Kloeter- 
schulen  in  Fulda,  Reichenau  und  S.  GaUen 
Spechts.  304.  313.  328. 

5  Vgl.  die  schon  Bd.  II.  S.  102  citirten  Anord- 
nungen des  3.  u.  4  Lateran- Konziles  v.  1179  u. 
1215  in  c.  1.  4  X  de  magistr.  V.  5  wegen  der  An<> 


Stellung  eines  tauglichen  Magisters  an  den  Kathe- 
dralen und  an  denvermögenden  KoUegiatkirchen, 
^qui  clericoB  eiusdem  ecclesiae  et  scholares 
pauperes  gratis  doceat^,  nach  c.  4  dt.  ^n  gram- 
matica  facultate^;  also  nicht  in  der  Theologie 
(vgl.  Denifle,  die  Universitäten  1,  721),  für 
deren  Pflege  gleichzeitig  die  Anstellung  des 
theologus  vorgeschrieben  wurde,  Bd.  II.  S.  117. 

6  80  z.  B.  in  Köln,  Denifle  a.  a.  0.  1,  387. 

'J  Diese  Anschauung  zeigt  z.  B.  Ronen  1231, 
c29,  Maus  123,  217:  „ut  clerici,  qui  habent 
perpetuos  vicariiin  ecdesiis  suis,  sidntdodbiles, 
studeant  principaliter  in  theologia, 
nisi  iusta  et  rationabili  causa  episcopus  suus  cum 
eis  aliter  duxerit  dispensandum ;  et  nisi  sint  in 
sacris  ordinibus  constituti,  ad  sacros  ordines 
promoveantur.  Uli  autem,  de  quibus  merito  prae- 
sumendum  slt,  quod  in  studio  proflcere  non 
debeant,  ordinenturet  in  suis  ecdesiis  deserviant 
in  ordine  sacerdotali,  si  de  eorum  et  vicarlorum 
extiterit  voluntate  vel  alibl  in  eodem  ordine 
domino  studeant  deservlre";  Valladolld  1322, 
c  20,  loc.  25,  717 :  ^  .  .  Cathedrales  ecclesiae 
personis  Utteratls,  providis  et  discretls  indigeut, 
per  quos  verbum  dei  recte  praedicari  valeat  et 
causamm  ambiguitates  et  strepitus  commodius 
expedirL  Volentes  igitur,  ut  benefldati  in  ipsis 
ecdesiis  opportunitatem  habeant  proflciendi  in 
scientia  et  possint  bonis  morlbus  informari, 
statuimns,  ut  in  qualibet  cathedrali  et  collegiata 
ecclesia  aliqui  etiam  ex  benefldatis  apti  et  dod- 
blies,  iudlcio  episcopi  vel  praelati  sni  et  capi- 
tuli,  saltem  unus  ex  decem  de  residenti- 
bus,  assnmantur,  qui  ad  studia  generalia 
theologiae,  iuris  canonici  ac  libera- 
lin m  artinm  accedere  oompellantnr  et  ibidem 
ntiliter  perseverare  tempore  debito,  donec  ad 
statum  sdentiae  competentem  perveniant^. 

32* 
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kirchlichen  Instituten  hatten,  noch  unter  ausschliesslicher  Leitung  der  Earche  und 
ihrer  Organe  standen,  und  deren  Hauptzweck  nicht  die  Vorbildung  zum  geistlichen 
Beruf  war.  Aber  diese  Erscheinung  orklärt  sich  zur  Genüge  daraus,  dass  man 
damals  allseitig  in  der  Kirche,  die  Päpste  mit  eingeschlossen,  in  der  neuen,  an  den 
Universitäten  gepflegten,  wissenschaftlichen  Methode,  vor  Allem  in  der  Art  der  Be- 
sandlung  der  Theologie,  wie  sie  in  Paris  gepflegt  wurde,  einen  entschiedenen  Fort- 
hchritt  sah  i,  und  die  Kirche  diese  neuen  Anstalten  um  so  mehr  für  ihre  Zwecke  be- 
nutzen konnte,  als  dieselben  von  vornherein  nicht  im  mindesten  im  Gegensatz  zu  ihr 
entstanden  waren  2,  vielmehr  ausser  den  ältesten  die  übrigen  Universitäten  ihre  Stif- 
tung zum  grössten  Theil  der  Mitwirkung  der  Päpste,  welche  ihnen  wichtige  Privi- 
legien, insbesondere  durch  die  Zuweisung  von  Dotationen  in  kirchlichen  Pfründen 
und  Gütern  und  durch  die  Ertheilung  der  Dispensation  von  der  Residenzpflicht  der 
Kleriker  gewähren  konnten  und  gewährten  ^,  verdankten  ^. 

Wenn  man  gleich  auch  ärmeren  befähigten  Klerikern  den  Besuch  der  Universi- 
täten, durch  Errichtung  von  Kollegien  für  dieselben  in  den  Universitätsstädten,  zu 
ermöglichen  suchte  ^,  so  konnte  man  doch  daneben,  da  die  Universitätsbildung  nicht 
für  alle  Kleriker  zugänglich  war,  selbstverständlich  Schulen  der  0.  S.  499  gedachten 
Art  in  den  Bisthümem  nicht  entbehren.  Man  bemühte  sich  desshalb,  wenigstens  die 
Vorschriften  der  allgemeinen  Konzilien  v.  1179u.  v.  1215^  über  die  Anstellung  von 
Magistern  und  Theologen  zur  purchführung  zu  bringen  '^,  und  den  der  Entstehung  von 
Schulen  hinderlichen  Missbräuchen,  namentlich  der  Erhebung  von  Abgaben  für  die 
beim  Domscholastikus  einzuholende  facultas  docendi^  entgegenzutreten.  So  be- 
standen also  trotz  der  hervorragenden  Bedeutung,  welche  das  Universitätsstudium 
für  die  Vorbildung  der  Geistlichkeit  erlangt  hatte,  neben  den  Universitäten  immer 


i  Deniflea.a.0.  1,  745,  b.  auch  S.  704.  ponantur  mafristri  in  grammatica  qui  scholarei 

2  A.  a.  0.  S.  780.  ia  dicta  sdentia  instruant  et  informent.   In  cItI- 

8  s   Bd   III   S  224  taÜbuB  yero  solemnlbus  magistri  in  logicalibni 

4  S.'  über  die  Beziehnngen  der  Kirche  zn  den  deput^tur  .«*  «^«.^If '  ,^.«^^^^^^^ 
mittelalterUchen  Universittten  Denifle  1,  763  «^^f  ^«  iL?« ^h      !i  J^,«^^^^^ 

ff.  und  das  folgende  Kapitel.  V^^""?  ordlnatioaem  et  proTidenüam  eorundem. 

»B  xut^ouuo  M^^ißiwi.  j^  ^^^.g  qnoque  malorlbus,  nbi  opulenU  moua- 

5  Ueber  die  Errichtung  solcher  s.  g.  coUegia  gteria  sunt  constituta  vel  collegUtae  ecclesiae 
pauperum  scholarium  während  des  13.  bis  zum  saeculares  consistunt,  magistd  in  grammatica 
16.  Jahrhundert  s.  z.  B.  D  e  n  i  f  1  e  a.  a.  0.  S.  316  gutuantur,  quibus  per  abbates  et  conventus  de 
^^^iV  362  (Avignon),  S.  365  (CahorsJ,  ecclesiarum  redditibus  eis  pleno  iure  subiecta- 
S.  374  (Cambridge^  S.  494  (Salamanca),  S.  506  rom,  in  quibuscumque  existant  dioecesibus, 
(Lerida)  und  S.  551  (Perugia),  ygl.  auch  Rei-  provideatur  de  salario  competenti''.  VgL  femer 
ninger,  die  Archidiakone d.  Bisth.  Würz-  Denlfle  1    413.  414. 

bürg.  Wörzburg  1886.   S.  112,  Separ.  Abdr.  aus  8  Dies  Recht  hatte  er,  kraft  seiner  Oberaufsicht 

Arch.  d.  bist.  Vereins  f.  Unterfranken.    Bd.  28.  ü^er  das  Schulwesen  der  Diöcese,  s.  Bd.  II.  8. 

6  S.  0.  S.  499.  n.  6.  101,  erlangt,  vgl.  die  2  Schreiben  Alexander»  III. 
^  So  ordnet    die  Synode  Ton    Lerida  1229,  ad  Oddon.  Bitur.  zw.  1159  —  1181,  Lowen- 

Espafia  Bagrada48,  311  an,  dass  in  jedem  Archi-  feld  ep.  pontif.  Roman,  p.  202,  welcher  aber 

dlakonate  Schulen  mit  Lehrern  der  Grammatik  die  Ausnahme  macht:  ^^nlsi  forte  aliquis  canoni- 

eingerichtet   und    vom   Bischof    dotirt  werden  corum  aliculus  ecclesiae  Biturlensis  ooncanonicii 

•ollen ;    die   v.   Yalladolid   v.    1322  c.  20   dt.  suis  aut  elericis  de  choro  ipsiui  ecclesiae  tantnm 

Man8i26,  716:  „Yolentes,  utclericl  adecclesl-  legere    voluerit'^;    weitere  Nachweisungen    bei 

asticos  ordines  promovendi   utllius  in  scientia  Specht  S.  187. 188.  Schon  das  3.  Lateran,  hatte 

valeant  informarl,  optantes  etiam,  ut  constitutio  die  Erhebung  einer  Abgabe    fQr  die   facultas 

Lateran,  conc  effect'«m  debltum  sortlatur,  statui-  docendi    untersagt ;    weitere    Verbote   dagegen 

mos,   ut  in   qualibet  dvitate   et  In  allis  lods  (auch  scholas  vendere  genannt)  s.  in  ep.  Ale-* 

insignibus,    duobus  vel    trlbus    in   unaquaque  xandersIlL  cit.,  e.  23  (Alex.  III.)  X  de  maglstr. 

dloecesi,  ubl  et  prout  praelatls,  consideraU  dioe-  V.  5  und  Paris  1211  0.  1212,  I  c.  20,  Mansi 

cesis  qualitate  et  latitudlne  vldebitur  expedlre,  22,  824. 
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noch  eine  Anzahl  kirchlicher,  und  geistlicher  Leitung  unterworfener  Schulen  fort,  in 
welchen  wenigstens  die  absolut  nothwendige  Vorbildung  ftir  den  geistlichen  Stand 
erworben  werden  konnte  \ 

B,    Seit  dem  Konzil  von  Trient, 
§  231.     1.  Das  Konzil  von  Trient,     Die  tridentinischen  Seminare^. 

L  Die  Reform  des  Konzils  von  Trient.  Die  für  die  Vorbildung  der 
Kleriker  bestehenden  Einrichtungen  konnten,  wie  sie  sich  seit  dem  12.  Jahrhundert 
festgestellt  hatten,  kaum  für  ihre  Zeiten  als  ausreichend  und  zweckentsprechend  er- 
achtet werden. 

Für  den  höheren  wissenschaftlichen  Unterricht  in  der  Theologie,  in  der  Philo- 
sophie und  in  dem  kanonischen  Recht  war  zwar  durch  die  Universitäten  genttgend 
gesorgt,  aber  es  fehlte  gerade  an  Anstalten  für  eine  planmässige  Vorbereitung  auf 
die  höheren,  die  UniversitÄts-Studien,  und  an  solchen,  welche  den  nicht  die  Univer- 
sität besuchenden  Klerikern  eine  für  ihren  Beruf  hinreichende  und  gründliche  Bil- 
dung gewährten.  Die  zunehmende  Veräusserlichung  der  Kirche,  die  Herabdrückung 
des  niederen  Klerus  und  die  Verwahrlosung  der  Seelsorge  ^  lassen  es  erklärlich  er- 
scheinen, dass  während  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  seitens  der  kirchlichen  Ge- 
walten an  ernstliche  und  principielle  Reformen  des  bisherigen  Bildungswesens  nicht 
gedacht  wurde.  Aber  auch  die  Universitäten  konnten  seit  dem  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts, ganz  abgesehen  von  der  durch  sie  geförderten  ungebundenen,  ja  theUweise 
in  Rohheit  ausartenden  Lebensweise  der  Studirenden,  der  die  katholische  Kirche  be- 
herrschenden kurialen  Richtung  nicht  mehr  als  geeignete  Bildungsstätten  ftlr  den 
Klerus  genügen,  seit  der  frühere,  enge  Zusammenhang  mit  der  Kirche  sich  immer 
mehr  zu  lösen  begann,  namentlich  seit  zuerst  der  Humanismus,  dann  aber  auch  die 
deutsche  Reformation  auf  ihre  Weiterentwicklung  Einfluss  gewonnen  hatten. 

Eine  Reform  war  unter  diesen  Umständen  unabweisbar.  Das  Trienter  Konzil, 
welches  eine  solche  verwirklicht  hat^,  griff  in  seinen  hierher  gehörigen  Anordnungen 

1  Neben  diese  traten  auch  mit  dem  Aufblühen  clerl   augmentationem    ac  ad    Testrornm 

per  Städte   seit  dem  18.    Jahrhundert  yielfach  Instmctionem   comodam  pueromm    scolas   alias 

die  nen  eingerichteten  Pfarrschalen  oder  etwaige  artinm  ediflcare  et  maglstnim  in  eis  .  .  .  insti- 

in  Anschlnss  an   die  Pfarreien  begründete   be-  tnere  libere  yaleatls^. 

sondere  stadtische  Schalen ,  in  denen  wenig-  Dagegen  kommen  seit  dieser  Zelt  die  Kloster- 
stens  die  Elemente  der  geistlichen  Vorbildung,  schulen  für  die  Ausbildung  der  Weltgeistlichkeit 
Lesen  und  Schreiben,  sowie  die  Anfangsgründe  nicht  mehr  in  Betracht.  Die  Benediktiner,  deren 
des  Lateinischen  gelehrt  wurden,  und  welche  Schulen  seit  dem  12.  Jahrh.  in  Verfall  gerathen 
auch  Ton  angehenden  Klerikern  benutzt  werden  waren,  bereiteten  seitdem  nur  ihre  eigenen  Mit- 
konnten, Spechts.  247  it. ;  ep.  Joann.  XXlI.  glieder  in  ihren  Klöstern  vor,  und  die  neu  ent- 
aa  den  Rath  zu  Nordhansen  t.  1 31 9,  G.Schmidt«  standenen  Orden  der  Dominikaner,  Franziskaner 
päpstl.  Urkunden  u. Regesten.  Halle  1886.  S.  114:  und  andere  richteten  ihre  Schulen  und  Studien- 
„qnod  ab  oUm  .  .  .  apud  ecclesiam  s.  Crucls  de  Anstalten  ebenfalls  allein  fQr  Ihre  Ordensange- 
dlcto  opidoscole  artium  fnemnt .  .  ordlnate,  que  hörigen,  nicht  für  andere  ein,  Denlfle  a.  a.  0. 
per  sGolasticnm  einsdem  ecclesle  disponantur;  1,  711  ff.,  s.  auch  S.  348.  388. 
yernmquia  dlctumopldum  est  adeo  auctum,  2  s.  ausser  der  zu  8-  ^0  cit  Literatur  noch 
quod  scolares  .  .  propter  lod  dlstantiam  ad  scolas  ^es  stfminaires  in  den  Analect.  iur.  pont.  1867. 
ipsas  .  .  .  accedere   commode  nequeatu  ac   sco-  gQg  g 

lares  Ipsl  propter  Ipsorum    multltudlnem   per      ^'  '        ^  ^  ^^. ^ 

nnnm  maglstrum  debite  gubemari,  nos  .  .  .  U-  «  Bd.IL  S. 284.326.  u.  Bd.IH.  S.224.  2ö0ff. 

benter  annulmns  ....    ut  apud  parrochlalem  ^  Ueber  die  schon  früher  darüber,  namentlich 

ecclesiam  s.  Petri  aut  allqnam  ex  alils  eccleslls  unter  Paul  III.  1.  J.  1638  gepflogenen  Verhand- 

de  ipso  opldo  ob  diyinl  cultus   augmentum  et  Inngen  s.  Analeota  iur.  pontlf.  1855.  p.  664. 
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auf  das  alte  Princip  der  Abhängigkeit  aller  geistlichen  Bildnngsanstalten  von  den 
kirchlichen  Organen  znrflck,  nicht  minder  aber  auch  auf  die  Mhere  Sitte  des  gemein- 
samen Lebens,  d.  h.  der  gemeinsamen  Erziehung  der  zukünftigen  Kleriker,  und  zwar 
auf  die  letztere  mit  der  bewussten  Tendenz,  die  angehenden  Geistlichen  von  ihrer 
früheren  Jugend  ab  von  allen  seitens  der  Kirche  nicht  kontrolirbaren  Einflüssen  fem 
zu  halten,  indem  es  zum  Theü  die  Einrichtungen  des  von  Ignatius  von  Loyola 
1.  J.  1552  zur  Bekämpfung  der  deutschen  Reformation  gestifteten  CoUegium  Germa- 
nicum^j  und  vor  Allem  die  von  dem  Kardinallegaten  Reginald  Pole  i.  J.  1556  bei 
der  Wiederaufrichtung  der  katholischen  Kirche  in  England  erlassenen  Bestimmungen 
über  die  Begründung  von  Diöcesan- Bildungsanstalten,  welche  durch  das  Vorbild 
des  eben  erwähnten  Kollegs  beeinflusst  waren  2,  zum  Muster  nahm^ 

Das  Konzil*  verpflichtet  die  Bischöfe  collegia  oder  seminaria^  zu  errichten,  in 
welche  Knaben  vom  12.  Lebensjahre  ab  aufgenommen  und  unter  Leitung  derselben 
zum  geistlichen  Stand  vorbereitet  werden  sollen,  also  Anstalten,  in  denen  ein 
gemeinsames  Zusammenleben  der  Zöglinge  unter  geistlicher  Leitung 
statthaben,  und  deren  Lehrplan  unter  Ausschluss  des  Elementar- 
unterrichts die  allgemeine  wissenschaftliche,  die  spezielle  theolo- 
gische und  endlich  die  praktische  Vorbildung  für  den  geistlichen 
Beruf  umfassen  soll. 

II.  Die  Einrichtung  der  Tridentinischen  Seminare«.  Was  die  Vor- 
schriften des  Konzils  des  Näheren  betrifft,  so  sind  dieselben  folgende : 

1.  Es  ist  ein  Seminar  der  gedachten  Art  in  jedem  Bisthum  und  für  jedes  solche 
zu  errichten 7.  Sofern  es  aber  dazu  an  den  erforderlichen  Mitteln  fehlte,  hat  entweder 
die  Provinzialsynode  oder  der  Erzbischof  der  Provinz,  letzterer  gemeinschaftlich  mit 
den  beiden  ältesten  Suffraganbischöfen,  darüber  Bestimmung  zu  treffen,  ob  blos  ein 
Seminarium  für  die  ganze  Provinz  am  Metropolitansitze  oder  auch  an  einem  anderen 


1  Vgl.  die  Erricbtungsbulle  Jolius*  lll. :  Dum  das  Trienter  KonzU  nachher  verlangt  hat,  und 

flolUcita  ▼.  31.  Angnst  1552,  bull.  Tanr.  6,  459  eine  im  wesentlichen  gleiche  Bestimmang  über 

n.  bei  Tb  ein  er  S.  403,  die  Statuten  des  Igna-  die  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  und 

tius  für  das  Kolleg  a.  a.  0.  S.  409;  Jul.  Cor-  Kosten, 

dara,  ooUegli  Germanicl  et  Hungarici  blstorla,  3  AnaL  1865.  p.  672. 

libr.IY.  oomprebensa.  Romae  1770  (Bearbeitung :  «  Sess.  XXIII.  c.  18  de  ref. 

das  deutsche  Kollegium  in  Rom . . .  von  e.  Katbo-  ^  Beide  Ausdrücke  braucht  das  Konzil  ab- 

liken.     Leipzig   1840);     Theiner    S.  85ff. ;  wechselnd. 

Mej  er ,  Propaganda  1, 74  ff.  (s.  auch  den  folgen-  6  Um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  berück- 

den  %.  232  unter  IL).    Der  Hauptzweck  dieses  sichtige  icb  an  dieser  Stelle  gleich  die  weitere 

Kollege  war  allerdings    die  Heranbildung  von  Ausgestaltung  der  Konzilsbestimmungen  durch 

Schülern  aus  Deutschland  und  die  spätere  Yer-  die  Praxis. 

Wendung  derselben  in  der  Heimath ,  immerbin  "^  L.  o. :  ^ingulae  cathedrales,  metropolitanae 

boten  aber  die  Einrichtungen  des  Kollegs  Insofern  atque  bis  maioribus  ecclesiae"  (d.  h.  Prlmatlal- 

ein  Vorbild,  als  von  ihnen  das  Zusammenleben  der  und  Patrlarchal-Kirchen  s.  o.  S.  307),  auch  bei 

Zöglinge  unter  strenger  Beaufsichtigung  und  nach  aeque  principaliter  unirten  Bisthümem,  P  o  ü  a  n 

einer  In  das  Kleinste  hinein  geregelten  Lebens-  p.  154. 

und  Studienweiie,  die  Abschlieisung  von  aussen  Dem  Bisthiun  steht  Selbstverständlich  auch  die 

und  der  festvorgeschriebene,  absolut  massgebende  Quasl-Diöcese ,  das  territorlom  separatnm ,  des 

Studienplan  auch  auf  andere  Bildungsanstalten  praelatus  nullius  gleich,  Poüan  p.  152. 

übertragen  werden  konnten.  s  Diese  sollen  nach  dem  Tridentinum  1.  c.  durch 

'    ^  S.  Reform.  Angliae  des  Londoner  Konzils  v.  Besteuerung  der  Beneflzien  der  Diöcese ,  ein- 

1556,  decr.  XI,  Hardouin  10,408,  auch  bei  schliesslich  der  mensa  episcopaUs  und  durch  In- 

Tbeiner  S.  463,  s.  ferner  Analeota  1855,  p.  korporationen  von  einfachen  Beneflzien betohafft 

668.    Hier  findet  sich  nicht  nur  schon  der  Aus-  werden.  Das  Nähere  darüber  gehört  in  die  Lehre 

druck :  9eminarht,m,  sondern  auch  die  Anordnung  von  der  Vermögensverwaltung  und  von  der  Un- 

über  die  Einrichtung  solcher  Anstalten,  wie  sie  terhaltung  der  kirchlichen  Institute. 
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geeigneten  Ort  oder  ob  ihrer  mehrere  in  der  Provin£;  jedes  derselben  für  zwei  oder 
mehrere  Bisthflmer,  begründet  werden  sollen  ^. 

Andererseits  ist  der  Bischof  bereohtigt,  bei  einer  umfangreichen  Didcese  mehrere 
Seminare  zu  errichten,  jedoch  dftrfen  diese  nicht  als  selbständige  Anstalten  nebenein- 
ander, sondern  mir  in  Abhängigkeit  oder  in  Unterordnung  zu  einem  Hauptseminar 
bestehen  2. 

2.  Der  Sitz  des  Seminars  soll  der  Ort  der  Kathedrale  oder  ein  anderer,  vom 
Bischof  zu  bestimmender  geeigneter  Ort^  sein.  Zur  Errichtung  ist  es  nicht  erforder- 
lich, dass  ein  besonderes,  im  kirchlichen  Eigenthum  stehendes  Gebäude  benutzt  werden 
muss,  vielleicht  genttgt  es^  wenn  die  geeigneten  Bäume,  also  namentlich  solche,  in 
welchen  die  Zöglinge  von  jeder  Berührung  mit  der  Aussenwelt  abgeschlossen  leben 
können,  auch  auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  ^Gethung  passender  Lokalitäten,  b^ 
schafft  werden^. 

3  ^.  In  die  Seminarien  dürfen  nur  Knaben  aus  deijenigen  DiOcese,  für  welche 
diese  errichtet  sind,  oder,  wenn  es  an  solchen  mangelt,  allein  aus  der  betreffenden 
erzbischöflichen  Provinz  angenommen  werden^.  Sie  müssen  ^dich  geboren ^  sein, 
mindestens  ein  Alter  von  12  Jahren  habend,  lesen  und  sehreiben  können  und  sowohl 


1  L.  c. :  „Si  yero  in  &Uqu&  proiineia  eeclesiae 
tanta  paupertate  laboTent,  ut  collegium  in  all- 
qnibns  erigl  non  postlt,  synodna  protinoialis  Tel 
metropolitanus  cum  duobus  antiquioribas  sufTra- 
ganels  in  eccloBla  metropolitana  yel  alia  piovin- 
ciae  ecclesia  oommodiori,  unum  aut  ploia  colle- 
gia,  pTout  opportnnnm  iudloabit,  ex.  frucÜbuB 
-dnaium  aut  ploiinm  ecdesianim,  in  qnlbus  fin- 
gnlis  collegium  commode  institni  non  potest, 
erigenda  cmabit,  nbl  pnerl  iUarom  ecelesiamm 
educentar^  Vgl.  dazu  noch  Poüan  p.  164. 
Uebei  die  beaondeie  Gestaltung  der  VerhältniMe 
bei  der  Errichtung  von  blossen  ProTinsialsemi- 
narien  s.  Analeeta  im.  pontit  1865.  p.  1067. 

2  L.  c :  »quae  tarnen  ab  illo  uno  qaod  in  gItI- 
tate  ereetnm  et  constitutum  faerit,  in  omnlbus 
dependeant",  d.  h.  der  Yorsteher  des  Hauptsemi- 
nars muss  auch  die  Oberleitung  der  übrigen  füh- 
ren. Poüan  p.  162. 

9  L*  0. :  ^  collegio  ad  hoc  pxope  ipsas  eede- 
Sias  vel  alle  in  loco  conyenlenti  ab  episcopo  eli- 
gendo^.  Für  die  Geeignetheit  wird  abgesehen 
Ton  der  Beschaffenheit  des  Ortes  (z.  B.  der  ge- 
sunden Lage),  namentlich  das  Yoihandensein 
geeigneter  R&umliohkelten  und  die  Möglichkeit, 
ausreichende  Lehrkräfte  heranzuziehen,  in  Frage 
kommen.  Dass  das  Seminar  nur  in  Ausnahme- 
fillen  nicht  bei  der  Kathedrale  errichtet  werden 
darf,  so  Poüan  p.  162,  schreibt  das  Tridenti- 
num  nicht  tot,  indessen  wird  praktisch  in  vielen 
Fillen  ein  anderer  Ort  kein  geeigneter  im  Sinne 
des  Konzils  sein. 

Eine  spätere  Yeilegung  (z.  B.  Ton  dem  Orte 
der  Kathedrale  nach  der  -von  diesem  verschiede- 
nen Residenz  des  Bisehofs)  macht  die  Oongr. 
eoncTon  ihrer  Erlaubnlss  abhSngig,  Richter 
Tridentlnum  a  212  n.  7. 

Das  Seminargebäude  hat  gleichfalls  das  Privi- 
leg dea  Asytreohts,  s.  o.  S.  388  u.  Poüan 
p.  159. 

^  Ferraris  s.  v.  seminarium  n.  4;  Poüan 
p.  154.    Das  Kanonikerhaus  kann  der  Bischof 


aber  nicht  wider  WiUen  der  Kanoniker  zugleich 
als  Seminar  benutzen,  Ferraris  n.  6  u.  n.  131. 

0  Ygl.  hierzu  auch  die  iastltutlones  ad  Uni- 
versum seminarii  reglmen  des  H.  Karl  Borromäns, 
acta  ecclesiae  Medlolanensls.  Medlolan.  1846.  2, 
1006«. 

^  S.  dazu  die  Stelle  1.  c:  „pro  modo  facml* 
tatum''  etc. 

f  Der  Bischof  ist  nicht  befügt,  uneheliohe 
seinerseits  su  dlspenslren,  auch  reioht  die  bloss 
staatliche  Legitimation  (per  rescrlptum  prindpls) 
nicht  aus,  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O. 
S.  214  n.  29,  wohl  aber  die  legitlmatio  per  sub- 
sequens  matiimonlum.  A.  M.  unter  Berofung  auf 
die  Worte  des  Konzils  „ex  legitime  matrimonio 
nati''  Poüan  p.202,  welcher  aber  übersieht, 
dass  die  in  der  gedachten  Weise  legitlmirten 
rechtlich  den  ehelich  geborenen  gleichstehen. 

S  Nach  Congr.  conc.  v.  1876,  Acta  s.  sed.  9, 
341  genügt  bei  den  unvermögenden,  ,yqui  alun- 
tur  expensis  seminarii'*  das  angetretene  12.  Jahr, 
,^liquo8  vero  non  comprehendi  Sn  lege  Triden- 
tina''.   S.  dazu  aber  unten  S.  604  n.  4. 

Darüber,  bis  zu  welchem  Alter  die  Aufnahme 
erfolgen  darf,  bestimmt  das  Konzil  nichts.  Da 
es  indessen  bloss  von  pueri  spricht,  so  müssen 
die  Aufzunehmenden  sich  noch  in  einem  bll* 
dungsfähigen  Alter,  d.  h.  in  einem  solchen,  wel- 
ches ein  ordnungsmässiges  Durchlaufen  des  Se- 
minars und  ihre  Yereinigung  mit  den  Im  12. 
Jahre  aufgenommenen  Zöglingen  bei  dem  Unter- 
richtegestattet, befinden.  Die  betreffende  Grenze 
hat  die  Partikulargesetzgebung  zu  bestimmen 
Die  Diöeesansynode  v.  Neap^  v.  1882,  Arcb.  f. 
k.  K.  R.  51 ,  90,  setzt  das  vollendete  14.  Jahr 
fest.  Wenn  ältere  süditalienische  Synoden,  Gio- 
vanni 1.  c.  c  8.  n.  3,  p.  61,  und  auch  fhmz5- 
sische  und  belgische  die  Grenze  auf  16,  18,  Ja 
auch  wohl  20  Jahre  normiren,  so  erklärt  eich  dies 
zum  Theü  daraus,  dass  in  manchen  Seminaren, 
freilich  nicht  im  Einklang  mit  dem  Tridentinum, 
bloss  das  Studium  der  Theologie  betrieben  wurde, 
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ihrem  Wesen,  wie  anch  ihren  Anlagen  nach  zn  der  Hoffnung  berechtigen,  dass  sie 
sich  danemd  dem  geistlichen  Stande  widmen  werden.  ^ 

Die  Zahl  der  Zöglinge  ist  nach  den  für  das  Seminar  zn  Gebote  stehenden  Mitteln 
nnd  nach  der  Qrösse,  d.  h.  nach  dem  Bedttrfhiss,  der  Diöcese  zn  bemessen  ^. 

Vor  Allem  sollen  die  Söhne  armer  Eltern  Aufnahme  finden  ^.  Die  Kinder  wohl* 
habender  Leute  sind  allerdings  nicht  ausgeschlossen^,  dürfen  aber  nicht  auf  Kosten 
des  Seminars  unterhalten  werden  ^. 

4.  Oleich  nach  der  Aufnahme  sollen  die  Knaben  die  Tonsur  erhalten  und  von 
dieser  Zeit  ab  auch  dauernd  geistliches  Gewand  tragen  ^. 

5.  Die  aufgenommenen  Zöglinge  leben  gemeinsam  unter  geistlicher  Aufsicht  und 
Leitung  nach  einer  vorgeschriebenen  Tages-  und  Hausordnung  innerhalb  der  Semi- 
nar-R&umlichkeiten  und  sind  von  dem  Verkehr  mit  der  Aussenwelt  abgeschlossen ''. 
Daher  muss  der  Unterricht  auch  ein  interner  sein  ^.  Es  entspricht  dem  Tridentinnm 
daher  nicht,  wenn  die  Zöglinge  ausserhalb  des  Seminars  belegene,  mit  demselben 
nicht  im  Zusammenhange  stehende  Unterrichts- Anstalten  besuchen,  und  ebensowenig 
ist  es  mit  dem  Wesen  des  Seminars  vereinbar,  dass  andere  Knaben  und  Jünglinge, 
welche  nicht  in  dasselbe  als  Zöglinge  aufgenommen  sind  oder  sich  nicht  einmal  dem 
geistlichen  Stande  widmen  wollen,  an  dem  internen  Unterricht  theilnehmen ;  noch 
viel  weniger,  dass  solche,  welche  einen  andern  Beruf  ergreifen  wollen,  als  Zöglinge 
Aufnahme  finden^.  Doch  sind  hiervon  Ausnahmen  mit  päpstlicher  Genehmigung 
statthaft  Jo. 


▼  an  Espen,  J.  E.  ü.  P.  II.  tit.  11.  c.  2.  n.  3. 
16,  zum  Theil  daraus,  dass  man  in  .den  ersten 
Zeiten  nach  der  Errlchtang  der  Seminare,  nm  den 
Priestermangel  zu  decken,  anch  Erwachsene  be- 
hnfi  ihrer  Ausbildung  zur  Seelsorge  aufnehmen 
mnsste,  BeneTent  1567,  coli,  conc  Lac.  1,  81. 

^  Darüber  hat  der  Bischof  zu  befinden,  und 
zwar  nach  einer  von  ihm  oder  In  seinem  Auf- 
trage, z.  B.  Yon  dem  Vorstände  des  Seminars  an- 
zustellenden Prüfung.  Auch  verlangen  die  Par- 
tikularsynoden mehrfach  die  Einforderung  gut- 
achtlicher Aeusserungen  der  Ortspfarrer,  Neapel 
1699,  coli.  conc.  Lac.  1,  229.  u.  Dlöc.  Syn.  1882, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  51,  89;  Urbino  1859,  Ravenna 
1856,  Venedig  1859,  coU.  oit.  1,  53.  201.  312. 

3  Weil  der  Unterhalt,  die  Erziehung  und  der 
Unterricht  der  Regel  nach  unentgeltlich  gewährt 
-werden  sollen. 

3  S.  die  vor.  Anm.  in  Poüan  p.  197. 

^  Bei  diesen  verlangt  das  Konzil  im  Gegen- 
satz zu  den  armen  Knaben,  dass  sie  „Studium 
prae  se  ferant  deo  et  ecclesiae  inserviendi'^. 
Dass  aber  die  sonstigen  Vorschriften  desselben 
über  die  Qualifikation  auf  sie  keine  Anwendung 
finden ,  so  die  Congr.  conc,  o.  S.  503  n.  8,  er- 
scheint mit  dem  Wortlaute  und  dem  Sinne  der 
Stelle  nicht  vereinbar. 

Anderer  als  der  im  Text  gedachten  Erforder- 
nisse erwähnt  das  Tridentinnm  nicht.  Wenn  es 
namentlich  kranke  Knaben  und  solche,  welche 
an  erheblichen  oder  eine  irregularitas  corporis 
bildenden  Gebrechen  leiden,  nicht  besonders 
ausschliesst,  so  versteht  sich  dies  schon  wegen 
des  Zweckes  der  Seminarien  von  selbst,  Gio- 
vanni c.  11.  n.  3.  4,  p.  75,  und  ist  auch  aus- 
drücklich in  den  Partikularsynoden  vorgeschrie- 


ben, s.  z.  B.  Konstanz  1567,  Hartzhelm  7, 
471;  Rheims  1583  und  Gambray  1586,  Har- 
douin  10,  1290.  1291.  u.  9,  2177. 

5  Trid.  1.  c. :  „nee  tamen  ditiorum  (fllios)  ex- 
cludit,  modo  suo  sumptu  alantur^.  Solche  Zög- 
linge geistlicher  Bildungsanstalten  werden  nach 
dem  Sprachgebrauche  der  Kirche,  namentlich 
der  Kurie  (Beispiele  s.  Im  folgenden  $.)  convie- 
tores  genannt ,  während  für  diejenigen ,  welche 
nichts  zu  bezahlen  haben,  der  Ausdruck  alumni 
gebraucht  vrird. 

«  L.  c:  „Ut  vero  in  eadem  discipllna  eccle- 
siastica  commodius  instituantur ,  tousura  statim 
atque  habitu  clericall  semper  utantur^.  Tgl. 
Poüan  p.  254. 

'  L.  c.  8.  V.  „in  collegio  alere  et  religiöse 
educare  et  ecclesiasticis  disciplinis  instituere 
teneantur". 

Sie  dürfen  daher  die  Seminarräume  nur  mit 
Genehmigung  der  Leiter  oder  anderen  Vorgesetz- 
ten verlassen,  namentlich  nicht  die  Nacht  ausser- 
halb derselben  zubringen.  Zum  Besuche  ihrer 
Verwandten ,  insbesondere  ihrer  Eltern  können 
sie  für  einige  Zeit,  vor  Allem  während  der  Fe- 
rien beurlaubt  werden,  sollen  aber  bei  ihrer 
Rückkehr  über  ihr  Verhalten  ausserhalb  des  Se- 
minars ein  Zeugniss  des  Ortspfarrers  mitbringen, 
so  z.  B.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  51, 93;  Prag 
1860,  colL  dt  5,  430.    S.  auch  Poüan  p.  260. 

8  S.  die  vor.  Note  und  Trld.  1.  c. :  4n  coUegie 
erudiendos  retinebit",  Giovanni  c.  20.  n.  4; 
Analecta  iur.  pontif.  1855.  p.  676. 

»  Boulx,  De  episcopo  ed.  II.  Paris  1873.  2, 
74;  Poüan  p.  196. 

»0  Vgl.  z.  B.  die  const  Pii  VI.  v.  24.  Januar 
1786,  bull.  Rom.  cont.  7.  474,  worin  die  Aggre- 
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6.  Eine  eigentliche  Stndien-Ordnnng  hat  das  Konzil  nicht  festgesetzt.  Es  ver- 
langt nnr,  dass  die  Zöglinge  in  der  Grammatik,  dem  Kirchengesang,  der  Berechnung 
des  christlichen  Kalenders  und  der  Feste,  der  heiligen  Schrift,  in  der  sonstigen  kirch- 
lichen Literatur,  in  den  Homilien  der  Väter,  in  der  Spendung  der  Sakramente,  vor 
Allem  im  Beichthalten,  in  den  liturgischen  Formen,  endlich  auch  in  sonstigen  ntttz- 
liehen  Wissenschaften  unterrichtet  werden  *,  und  überlässt  es  dem  Ermessen  des 
Bischofs  mit  Rücksicht  auf  Zahl,  Alter  und  Bildungsstufen  geeignete  Klassen  für  die 
Zöglinge  einzurichten  \ 

In  ersterer  Hinsicht  bezeichnet  es  nur  das  Minimum,  da  das  Seminar  den  Zweck 
einer  gründlichen  Vorbildung  des  Klerus  erfüllen  soll.  Was  ausser  den  vom  Konzil 
vorgeschriebenen  Disciplinen  dazu  weiter  erforderlich  ist,  kann  also  die  Partikular- 
gesetzgebung, das  Provinzial-Konzil,  sowie  der  Bischof  mit  und  ohne  Diöcesan- 
Synode  festsetzen,  und  fast  allgemein  sind  die  Anforderungen  dem  Konzil  gegenüber 
erhöht  worden  3. 

7.  Diejenigen  Zöglinge,  welche  sich  trotz  wiederholter  Ermahnungen  und  Be- 
strafungen als  faul,  unfähig,  unsittlich;  mithin  als  ungeeignet  für  den  geistlichen  Beruf 
erweisen,  oder  solche,  welche  auf  ihre  Mitschüler  einen  bösen  Einfluss  ausüben,  sollen 
aus  dem  Seminar  entfernt  werden^.  Dasselbe  muss  auch  von  denjenigen  gelten,  bei 
denen  sich  später  herausstellt,  dass  sie  keine  Absicht  habeu;  sich  dauernd  dem  geist- 


gation  des  Seminars  zu  Ayignon  an  die  Klassen  der 
Philosophie  und  der  Theologie  der  Universität 
päpstlich  bestätigt  wird,  well  die  Alumnen  des  Se- 
minars nach  den  Statuten  nur  die  Vorlesungen  des 
Seminars  besuchen  dürfen  nullique  extero,  nt 
classibus  In  ibi  existentlum  adiungl  possit,  permit- 
titur.  Auch  in  Rom  besteht  jetzt  für  die  Zög- 
linge des  römischen  (Diöcesan-)  Seminars  und 
die  des  Seminarinm  Pium  (s.  $.  232.  II.  a  £.) 
nur  eine  gemeinsame  philosophisch-theologisch- 
juristische Lehranstalt,  welche  von  den  Zög- 
lingen beider  besucht  wird,  und  auf  welcher  auch 
andere  Geistliche  den  Vorlesungen  beiwohnen 
können,  PiMX.  const.  v.  1863,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
1,  649.  669  u.  Anal.  iur.  pontif.  1855.  p.  563. 
707,  Grisar  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon. 2.  Aufl.  3,  616.  639. 

1  L.  c. :  „Hos  pueros  episcopus  in  tot  classes 
quot  ei  videbitur,  divisos  iuxta  eorum  numerum, 
aetatem  ac  in  disciplina  ecclesiastica  progressum, 
partim,  quum  ei  opportunum  videbitur,  eccle- 
siarum  ministerio  addicet,  partim  in  collegio 
erudiendos  retineblt  aliosque  in  locum  educto- 
mm  Bufflciet,  ita  ut  hoc  oollegium  dei  ministro- 
rum  perpetuum  seminarium  sit ....  grammatices, 
cantus,  computi  ecclesiastici  aliammque  bona- 
rum  artinm  discipllnam  discent,  sacram  scriptu- 
ram,  libros  ecclesiasticos ,  homilias  sanctorum 
atqne  sacramentorum  tradendorum,  maxime  qnae 
ad  confessiones  audiendas  videbuntur  opportuna 
et  rituum  ao  caeremoniarum  formas  ediscent^. 
Vgl.  dazn  Po ü an  p.  236  ff. 

2  £s  ist  mit  dem  Geiste  des  Tridentinum  nicht 
unvereinbar,  dass  die  Zöglinge  der  verschiedenen 
Vorbildungsstufen  in  besonderen,  getrennten 
Anstalten,  welche  sich  gegenseitig  ergänzen  und 
die  nach  einander  absolvirt  werden  müssen,  aus- 
gebildet, also  ein  Seminar  für  den  allgemeinen 


humanistischen  Unterricht,  ein  zweites  für  das 
theologische  Studium,  und  ein  drittes  für  die 
praktische  Vorbereitung  auf  den  Kirchendienst, 
vor  Allem  auf  die  Seelsorge  eingerichtet  werden, 
Poüan  p.  163. 

3  Schon  ältere  Synoden,  z.  B.  die  V.  von  Mai- 
land unter  Karl  Borromäus  v.  1679.  T.  III.  c.  1, 
Hardouin  10,  1040,  ordneten  auch  Unterricht 
in  der  Kirchengeschichte  und  im  Griechischen, 
ferner  in  der  Philosophie,  in  den  Naturwissen- 
schaften, dem  kanonischen  und  Civilrecht  an, 
Giovanni  c.  21.  n.  2  ff.  Für  die  neuere  Zeit 
vgl.  Analecta  iur.  pont  1858.  p.  284  ff.,  femer 
Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  61,  91,  wel- 
ches Unterricht  vorschreibt  in  den  „litterae  lati- 
nae,  graecae,  italicae  et  hebraicae,  historia  civilis 
et  ecclesiastica,  archaeologia  sacra,  philosophla 
speculatlva  et  moralis,  mathesis,  scientia  natu- 
ralis, institutiones  iuris  canonici  et  ins  publicum 
ecclesiasticum,  ins  civile  et  criminale,  denique 
introductio  ad  s.  scripturam,  theologia  parasce- 
vastica,  dogmatica  et  moralis''.  Vgl.  im  übrigen 
darüber,  was  in  den  Kreisen  der  italienischen 
Bischöfe  als  wünschenswerth  betrachtet  wird, 
die  Vorschläge  der  Bischofsversammlnng  zu  Lo- 
reto  V.  1860,  coli.  conc.  Lac.  6,  98.  792,  femer 
die  Studienordnung  für  die  Lehranstalt  des 
Römischen  (Diöcesan-)  Seminars  und  des  Semi- 
narium Pium  V.  1863,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  669, 
Anal.  cit.  1866.  p.  707,  o.  S.  604  n.  10. 

*  L.  c. :  „Dyscolos  et  incorriglblles  ac  malo- 
mm  morum  semlnatores  acriter  punient,  eos  etlam, 
slopus  fuerit,  expellendo  omnlaque  impedimenta 
anferentes  quaecunque  ad  conservandum  et  au- 
gendum  tam  pium  et  sanctum  institutnm  perti- 
nere  videbuntur,  diligenter  curabunf^.  Vgl. 
Poüan  j>.  258. 
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liehen  Stande  zu  widmen  ^  oder  da&s  ihnen  bei  der  Aufoahme  Yon  vornherein  die 
dafür  Yorgeschriebenen  Eigenschaften  gefehlt  haben.  Sofern  indessen  nicht  ausdrttck- 
lieh  etwas  anderes  in  den  bekannt  gegebenen  Anfiiiüunebedingangen  fOr  das  Seminar 
bestimmt  oder  besonders  vereinbart  worden  ist,  hat  das  Seminar  in  allen  diesen  Fällen 
kein  Recht  ^,  von  dem  ansgestossenen  Seminaristen  oder  seinen  alimentationspflieh- 
tigen  Eltern  die  verwendeten  Kosten  für  Unterhalt,  Erziehung  nnd  Unterricht  er- 
stattet zu  verlangen  ^. 

8.  Da  die  Seminaristen  für  den  geistlichen  Stand  vorbereitet  werden,  so  haben 
sie  in  Bezug  auf  den  Besuch  der  Messe  und  den  Gebrauch  der  Sakramente  weiter- 
gehende Verpflichtungen  als  die  flbrigen  Gläubigen  K  Der  Bischof  soll  sie  anhalten, 
täglich  der  Messe  beizuwohnen,  mindestens  jeden  Monat  einmal  zu  beichten  und  das 
Abendmahl  nach  Anweisung  des  für  das  Seminar  bestimmten  Beichtvaters  zu  nehmend 
Auch  ist  der  Bischof  berechtigt,  sie  zu  Httlfeleistungen  bei  den  Gottesdiensten  an 
Festtagen  in  der  Kathedrale  und  in  anderen  Kirchen  am  Sitze  des  Seminars  zu  ver- 
wenden ß. 

9.  Die  oberste  Leitung  des  Seminars  steht  dem  Bischof  zu,  dem  Generalvicar 
nur  zufolge  besonderen  Auftrages  des  Bischofs  ®,  doch  hat  er  zwei  ältere  und  ange- 
sehenere Domherren  aus  dem  Kapitel  zu  wählen^,  welche  er  in  allen  hierher  gehörigen 
Angelegenheiten,  (d.  h.  soweit  es  sich  nicht  um  die  Beschaffung  der  Geldmittel  und  die 


1  Die  älteren  Provinzlalsynoden  yerUngen  da- 
her mitunter  bei  der  Aufnahme  ein  eidliches  Ge- 
löbniss,  bei  dem  geistlichen  Stande  zu  verharren 
und  sich  nach  dem  Ermessen  des  Bischofs  im 
kirchlichen  Dienst  verwenden  zu  lassen,  Bor- 
deaux 1583,  Hardouin  10,  1383.  Andere  for- 
dern die  Ausstellung  einer  schriftlichen  Ver- 
pflichtung seitens  der  Zöglinge  oder  ihrer  Eltern, 
dass  hei  dem  Verlassen  des  geistlichen  Berufs 
die  auf  den  Unterhalt  verwendeten  Kosten  dem 
Seminar  ersetzt  werden,  s.  z.  B.  Camhray  1586, 
1.  c.  9,  2177,  Constanz  1567,  Hartzheim  7, 
470,  Neapel  1699,  coli.  conc.  Lac.  1,  229.  Die 
neueren  Synoden  enthalten  derartige  Vorschrif- 
ten selten,  s.  aher  z.  B.  Ciclnnati  1861,  coli.  cit. 
3,  275,  indessen  hestehen  solche  Bestimmungen 
für  einzelne  Seminare  kraft  statutarischer  An- 
ordnung. Kechtlich  unzulässig  ist  die  Forderung 
einer  derartigen  Verpflichtung  nicht,  so  auch  die 
Congr.  conc  in  Anal.  cit.  v.  1858.  p.  291.  292. 

2  Das  Tridentinum  bestimmt  darüber  nichts. 
Abgesehen  von  dem  Fall  eines  behufs  Erlangung 
der  Aufnahme  geübten  Betruges  lässt  sich  eine 
Ersatzforderung  nicht  begründen,  da  die  Kirche 
in  erster  Linie  armen  Knaben  im  eigenen,  nicht 
im  Interesse  der  letzteren,  den  Unterhalt  und  die 
Ausbildung  Im  Seminar  gewährt.  Das  Plen. 
Konzil  V.  Baltimore  1866,  coli.  conc.  Lac.  3, 
452  schreibt  beim  Wechsel  des  Seminars  seitens 
eines  Zöglings  Ersatz  der  Kosten  für  das  auf- 
nehmende Seminar  oder  den  Bischof  an  das  früher 
besuchte  vor. 

3  Wenn  der  Seminarist  In  den  Regularstand 
eintritt,  hat  er  ebenfalls  nichts  zu  erstatten,  ja 
der  Bischof  ist  nicht  einmal  berechtigt,  ihm  für 
diesen  Fall  eine  dahin  gehende  Verpflichtungs- 
erklärung abzufordern.   Nie.  Nl lies,   eelecUe 


dissertationes  academicae  iur.  ecdesiast.  Oenl- 
ponte  1886.  p.  91  ff. 

4  S.  0.  S.  217  und  S.  117.  70. 

5  Trid.  1.  c.  8.  V.  „Curet  episcopus*  etc.  Vgl. 
Poüan  p.  255.  Dass  sie  auch  nach  Massgabe 
der  Tages  -  und  Hausordnungen  anderen  Gottes- 
diensten und  Andachten  beizuwohnen,  sich 
geistlichen  Uebungen  und  Werken  der  Barm- 
herzigkeit zu  unterziehen  haben,  versteht  sich 
nach  dem  Zweck  der  Seminar-Erziehung  von 
selbst,  s.  z.  B.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
51,  90.  Das  Tridentinum  bezeichnet  nur  das 
Minimum. 

«  Vgl.  Poüan  p.  265 ff.  Aber  nicht  zu  Privat- 
diensten,  s.  Const.  Benedict.  XIII;  Creditae 
nobis  V.  9. Mai  1725,  u.  A.  bei  Ferraris  L  c.  n. 
178.  u.  coli.  conc.  Lac.  1,  454.  Wegen  der  Zu- 
gehörigkeit der  Seminarien  und  der  Zöglinge 
zum  Pfarrverbande  vgl.  Bd.  IL  S.  299,  vgl.  auch 
oben  S.  73.  Doch  kann  der  Bischof  das  Seminar 
zu  einer  besonderen  Anstaltspfarrei  erheben 
oder  der  Pfarrei  der  Kathedrale  zuweisen,  vgl. 
die  const.  Pil  VI.  v.  i785,  bull.  Roman,  const.  7, 
227. 

7  VgL  Poüan  p.  272. 

8  Poüan  p.  282,  Bd.  IL  S.  216. 

9  Trid.  1.  c. :  ^^Quae  omnia  atque  alia  ad  hane 
rem  opportuna  et  neoessaria  eplscopi  einguH 
cum  oonsiUo  duorum  canonloorum  seniorum  et 
graviorum,  quos  ipsi  elegerint,  prout  Spiritus 
sanctus  suggesserit,  oonstltaent  eaque  ut  temper 
observentur  saepius  visltando  operam  dabQnf^ 
Der  Generalvikar  ist  aber,  selbst  wenn  er  dem 
Kapitel  angehört,  nicht  geeignet,  well  er  in  die 
Lage  kommen  kann ,  den  Bischof  zu  vertreten. 
Poüan  p.  282. 
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Yermögensverwaltaiig  fdr  das  Seminar  handelt)^,  also  bei  der  Abfassung  der  das 
Seminar  betreffenden  Statuten  —  der  Aufstellung  des  Lehrplanes,  der  Studien-,  Haus* 
und  Diseiplinar-Ordnungen  — ,  bei  der  Auswahl  der  einzuftlhrenden  Bttcher,  bei  der 
Au&ahme  der  Zöglinge  ^,  bei  der  Bestri^ting  und  Ausstossung  derselben,  bei  der  Wahl 
der  Lehrer^,  Erzieher  und  Beichtväter^,  sowie  bei  der  Visitation  mit  ihrem  consUinm^ 
zu  hören  ^  hat. 

10.  ffinsichtlich  des  Leitungs-,  Lehr-  und  Erziehungspersonals,  welches  für  das 
Seminar  anzustellen  ist,  bestimmt  das  Konzil  nichts  näheres.  Es  giebt  dem  Bischof 
allein  das  Recht',  diejenigen,  welche  Scholasterpfründen  haben  oder  denen  sonst 
kraft  ihres  Amtes  die  Pflicht  zum  Lehren  oder  zur  Haltung  von  Vorlesungen  obliegt  8, 
selbst  wider  ihren  Willen  als  Lehrer  in  den  ihnen  geeignet  erscheinenden  Fächern 
zu  verwenden  und  von  ihnen  bei  obwaltender  Untauglichkeit  die  Bestellung  etwaiger 
von  ihm  zu  bestätigender  Substituten  bei  Vermeidung  der  eigenen  Deputirung  zu  ver- 
langen. 

Die  Natur  der  Sache  bedingt  es,  dass  ein  besonderer  Beamter,  ein  Geistlicher 
mit  der  unmittelbaren  Leitung  der  Geschäfte  des  Seminars,  welche  der  Bischof  nicht 
zu  fähren  im  Stande  ist,  als  s.  g.  rector  oder  praesidens  seminarii^  betraut  wird,  und 
dass  femer  ausserdem  die  erforderlichen  Lehrer  und  Repetenten  für  die  einzelnen 


1  Denn  dabei  hat  die  Bd.  II.  S.  157  erwähnte 
Vierer-Deputation  mitzuwirken,  Poüan  p.  294 
ff.  Dass  noch  eine  dritte  Deputation,  eine  depn- 
tatio  reddendae  rationls  vom  Bisehof  za  bestellen 
nnd  bei  der  Rechnungslegung  zuzuziehen  ist,  so 
Bouix  de  episcopo  2,  72,  ist  ein  Missverständ- 
nisi  des  Tridentinums,  dagegen  auch  die  Congr. 
conc.  T.  1866  bei  Poüan  p.  286.  286. 

2  Hierbei  kann  der  Bischof  aber  insofern  be- 
schränkt sein,  als  wegen  der  Stiftung  von  Frei- 
stellen seitens  einzelner  Kommunen  oder  anderer 
Personen  Nomlnations-  oder  Pr&sentationsrechte 
fQr  solche  Stellen  vorbehalten  und  auch  die  Er- 
fordernisse der  Aufzunehmenden  (z.B.  Heimaths- 
recht  an  einem  gewissen  Ort)  näher  bestimmt 
sind.  Vgl.  einen  Fall  in  Acta  s.  sed.  9,  416  und 
eine  Reihe  v.  Entsch.  d.  Congr.  conc.  hei  Poüan 
p.  177. 

8  Wegen  des  rector  seminaril  s.  u.S.  608.  n.  2. 

*  Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Ferraris  1.  c. 
n.  92  ff. ;  Acta  s.  sed.  1,  692 ;  coli.  Lac.  6,  312 
Anm. ;  Bouix  de  capitulis  ed.  ü.  Paris  1862. 
p.  431;  Poüanp.  292.  293. 

s  Zu  befolgen  braucht  er  dasselbe  nicht,  aber 
die  Einholung  ist,  wie  sonst,  Bedingung  der 
Gültigkeit  des  Aktes,  s.  die  vor.  Anm. 

Die  von  ihm  ausgewählten  Domherren  kann 
er  aber  nur  wegen  gegründeter  Ursachen,  z.  B. 
hohen  Alters,  Gebrechlichkeit,  Krankheit,  lang- 
dauernder  Abwesenheit,  dieser  Stellungen  ent- 
heben und  andere  für  sie  auswählen.  Entsch.  d. 
Congr.  conc.  in  Acta  s.  sed.  1,  696:  coli,  conc 
tac.  6,312;  Bouix  decapituUsp. 428;  Poüan 
p.287. 

^  Die  Anm.  1.  gedachte  Vierer-Deputation  ist 
der  Bisehof  aber  statt  der  beiden  Domherren  nicht 
zuzuziehen  berechtigt,   ebenso  wenig  diese  gar 


allein  zu  bilden,  Congr.  cono.  1864,  Acta  s.  sed. 
1,  667  u.  Analect.  lur.  pont,  1867.  p.  868,  wenn 
schon  es  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  diejenigen 
Domherren,  welche  der  Bischof  als  Beirath  für 
die  geistliche  Leitung  des  Seminars  ausgewählt 
hat,  auch  zu  Mitgliedern  der  gedachten  Vierer- 
Deputation  bestellt  werden.  Noch  viel  weniger 
genügt  es,  wenn  der  Bischof  blos  eine  besonders 
von  ihm  für  das  Seminar  gebildete  Studien- 
Kommission  anhört.  Eine  solche  kann  in  den 
gedachten  Angelegenheiten  vielmehr  nur  zur 
Vorbereitung  derselben  und  zur  Unterstützung 
des  Bischofs  und  der  beiden  Domherren  fungiren, 
6.  auch  Congr.  cono.  v.  1863  bei  Poüan  p.  287. 

■^  L.  c :  „ut  episcopi  .  .  et  alli  locorum  ordl- 
narii,  scholasterlas  obtinentes  et  alles,  quibus  est 
lectionis  vel  doctrinae  munus  annexum,  ad  do- 
cendum  in  Ipsis  schoUs  instituendos  per  se  ipsos, 
si  idonei  fuerint,  aliquin  per  idoneos  Substitutes 
ab  eisdem  scholasticis  eligendos  et  ab  ordinariis 
approbandos,  etlam  per  subtractionem  fractuum, 
cogant  et  compellant.  Quod  si  iudicio  episcopi 
digni  non  fuerint,  alium,  qul  dignus  sit,  nomi- 
nent,  omni  appellatione  remota.  Quod  si  ne- 
glexerint,  episcopus  ipse  deputet.  Docebunt 
autem  praedicti  quae  videbuntur  episcopo  ex- 
pedlre." 

8  Bd.  II.  S.  102.  S.  119  n.  6  n.  S.  123  n.  8, 
sowie  dazu  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1882, 
Acta  8.  sed.  15,  208,  über  die  Pflicht  des  canoni- 
cus  magistralis  die  Theologie  im  Seminar  unent- 
geltlich zu  lehren. 

9  S.Z.B.  Cambray  1586,  Hardouin  9,  2177; 
Ronen  1581  u.  Toulouse  1690,  1.  c.  10,  1269. 
1812  und  Neapel  1882,  Arch.  f.  kth.  K.  R.  61, 
90,  auch  primas oder  piimarius,  Hardouin  1.  c. 
p.  1269.  1383.  VgL  ferney  Poüan  p.  208«. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  £.irehe  duroh  dieselbe. 


[§.  231. 


Pftcher,  weiter  besondere  Erzieher,  sowie  yerschiedene  Beichtväter  und  ans  diesen 
^in  director  spxritualis^  an  dem  8eminar  angestellt  werden 2. 

11.  Was  dieUebertragnng  der  unmittelbaren  Leitnng  des  Seminars  sei- 
tens des  Bischofs  an  einen  geistlichen  Orden  oder  eine  derartige  Kongregation 
betrifft,  so  würde  diese  an  und  für  sich  nnter  Einholung  des  Beirathes  der  beiden 
Deputationen  statthaft  sein,  sofern  dem  Bischof  alle,  ihm  durch  das  Tridentinnm  gewähr- 
ten oberen  Leitungsbefugnisse  ungeschmälert  erhalten  bleiben  ^,  Da  indessen  die  ge- 
dachten religiösen  Genossenschaften  die  Seminarien  allein  dann  llbemehmen,  wenn  ihren 
Oberen  die  Bestellung  und  Entfernung  des  Rektors  und  der  Lehrer  (wenn  auch  im 
Einvernehmen  mit  dem  Bischof)  gestattet,  und  ihnen  die  freie  Verwaltung  unter  Aus- 
schluss des  beliebigen,  nicht  auf  gerechtfertigte  Gründe  gestützten  Widerrufes  des 
Bischofs  übertragen  wird^,  so  bedarf  es  bei  der  Unvereinbarkeit  dieser  Bedingungen 
mit  dem  Tridentinum  in  allen  diesen  Fällen  der  päpstlichen  Genehmigung^,  ausserdem 
aber  auch  vor  Einholung  der  letzteren  der  Zustimmung  des  Domkapitels^. 

in.  Die  Ausführung  der  Vorschriften  des  Trienter  Konzils^.  In 
den  ersten  Jahrzehnten  nach  dem  Schlüsse  des  Trienter  Konzils  haben  zwar  eine  Reihe 
von  Partikular-Synoden  ^  die  Ausführung  der  Bestimmungen  desselben  in  Angriff  ge- 
nommen^ und  sich  die  Errichtung  von  Seminarien  angelegen  sein  lassen;  ja  es  sind 


1  Welchem  die  geistliche  Fühmng  der  Semi- 
naristen, namentlich  die  Leitnng  ihrer  geistlichen 
üebungen  obliegt,  s.  z.  B.  Venedig  1869,  coli, 
oonc.  Lac.  6,  313. 

^  Ueber  die  Anstellung  und  Entfernung  der 
Lehrer,  welche  ebensowenig,  wie  die  des  Rektors 
nnd  der  anderen  Beamten  eine  feste  und  lebens- 
längliche zu  sein  pflegt  P  0  Ü  a  n  p.  211 ,  s.  0.  S.  507. 
Die  dort  Anm.  4  citirten  Entsch.  d.  Gougr.  conc, 
8.  auch  eine  weitere  v.  1689,  Anal.  iur.  pont. 
1867  p.  614  u.  Richter  a.  a.  0.  n.  4,  verlangen 
für  die  Deputation  des  Rektors  und  der  Beamten 
(nicht  der  Lehrer)  des  Seminars  nnd  ihre  Ent- 
fernung die  Einholung  des  oonsllium  der  Vierer- 
Deputation,  offenbar  desshalb,  weil  alle  diese 
Angestellten  zugleich  mit  der  VermögensTerwal- 
tung  des  Seminars  zu  thuu  haben.  Soweit  diesel- 
ben aber  andererseits,  wie  der  Rektor,  zugleich  bei 
der  geistlichen  Leitung  betheiligt  sind,  erscheint 
Indessen  auch  der  Beirath  der  beiden,  sonst  depu- 
tirten  Domherren  erforderlich,  wahrend  Boulx 
de  capitulis  p.  432.  433  u.  Poüan  p.  294  die 
Einholung  desselben  blos  für  ein  Qebot  der  Vor- 
sicht erachten. 

3  S.  auch  Boulx  I.e.  p.  443. 

*  Benedict,  de  syn.  dioec.  V.  1.1.  n.  9;  Bouix 
L  c  p.  444. 

5  Vgl.  Analect.  iur.  pont.  1865.  p.  1096  ff. 
(auch  Acta  s.  sed.  3.  47  ff.)  u.  Poüan  p.  219. 
Der  Bischof  hat  zu  diesem  Bebufe  einen  Vertrag 
zu  entwerfen  und  denselben  bei  der  Congr.  conc. 
zur  Prüfung  und  Einholung  der  Genehmigung  des 
Papstes  einzureichen  (ein  Beispiel  eines  derartig 
von  Pius  VII.  1.  J.  1800  genehmigten  Vertrages 
«.  bull.  Roman,  contin.  11,  28;  vgl.  auch  ibid.  6, 
168).  Gewahrt  bleibt  dem  Bischof,  abgesehen 
von  den  im  Text  gedachten  Rechten,  seine  son- 
stige bischöfliche  Jurisdiktion,  sodann  das  Recht 
der  obersten  Aufsiebt,  sowie  die  Befugnlss  über 


die  Aufnahme  der  Zöglinge  zu  bestimmen,  Congr. 
conc.  bei  Benedict.  XIV.  I.e.  u.  Richter, 
Tridentinum  S.  212  n.  5.  Endlich  wird  auch  die 
Pflicht,  jährlich  dem  Bischof  und  der  Vierer- 
Deputation  Rechnung  zu  legen,  nicht  beseitigt, 
Entsch.  d.  Congr.  1.  d.  Anal.  cit.  1807  p.  616. 
634;  Richter  a.  a.  0.  n.  6,  sofern  nicht  etwa 
die  religiöse  Genossenschaft  mit  ihrem  Ver- 
mögen alle  Lasten  trägt  und  der  Vertrag  die 
päpstliche  Genehmigung  erhalten  hat,  wie  in 
dem  cit  Fall  bull.  Rom.  cont.  11,  28. 

Einzelne  religiöse  Genossenschaften  besitzen 
das  Privileg,  ohne  besondere  Anfrage  beim  päpst- 
lichen Stuhle  auf  Verlangen  der  Bischöfe  die 
Leitung  von  Seminarien  zu  übernehmen.  Anal, 
cit.  p.  674, 

Wenn  bei  der  Uebergabe  eines  Seminars  an 
einen  exemten  Orden  wegen  der  Pfarr- Rechte 
nichts  bestimmt  ist,  so  tritt  nicht  ohne  Weiteres 
eine  Exemtion  des  ersteren  und  der  Zöglinge  vom 
Pfarrverbande  ein.  Acta  s.  sed.  3,  479;  Bd.  II. 
S.  299. 

0  So  die  Congr.  conc.  Analecta  iur.  pontlf. 
1867  p.  618.  634,  offenbar  deshalb,  weil  es  sich 
um  eine  Massnahme  handelt,  welche  den  Rechten 
des  Kapitels  insofern  präjudlzirt,  vgl.  Bd.  II.  S. 
154  Nr.  5,  als  die  Mitwirkung  desselben  bei  der 
Verwaltung  durch  den  von  ihm  zu  deputirenden 
Domherrn  fortfällt,  s.  a.  a.  0.  S.  157. 

7  Vgl.  Poüan  p.  101  ff. 

8  Vorangegangen  Ist  Plus  IV.  mit  der  Errich- 
tung des  römischen  Seminars  l.  J.  1564  u.  1565, 
dessen  Leitung  allerdings  von  Ihm  den  Jesuiten 
übergeben  worden  ist,  Th einer,  S.  104  ff.; 
Anal.  iur.  pont.  1885.  p.  1067.  273a  2739,  vgl. 
auch  const  Urban.  VIII.  v.  26.  August  1629, 
bull.  Taur.  14,  79. 

»  Vgl.  z.  B.  die  Synoden  v.  Augsburg  1666. 
P.UL  c.  23;  Oonstanz  1667.  P.  I.  c.  5;  Salzburg 
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auch  in  Folge  dieser  BemühuDgen  eine  Anzahl  solcher  in  das  Leben  gerufen  worden  S 
indessen  zn  einer  allgemeinen  Einführung  der  gedachten  Anstalten  ^  und  zur  vollen 
Verwirklichung  der  Anordnungen  des  Konzils  ist  es  nicht  gekommen.  Theils  die 
Lässigkeit  einzelner  Prälaten  und  Kapitel  ^  in  der  Beschaffung  der  Geldmittel  durch 
die  vorgeschriebene  Besteuerung,  theils  der  Widerwille  der  dadurch  Belasteten,  end- 
lieh aber  auch  vielfach  die  Unmöglichkeit,  auf  dem  gedachten  Wege  die  erforder- 
lichen Fonds  zusammenzubringen^,  haben  die  Hindemisse  gebildet,  welche  nicht 
überall  überwunden  werden  konnten,  und  vielfach  dazu  zwangen,  dass  man  sich  mit 
der  Errichtung  blos  eines  oder  einzelner  Seminarien  für  eine  ganze  erzbischöfliche 
Provinz^  oder  mit  der  Beschränkung  der  Seminarien  auf  ältere  schon  vorgeschrittenere 
Kandidaten  und  auf  die  höheren  Studien  in  der  Theologie  und  in  den  anderen  in 
Frage  kommenden  Fächern  begnügen  musste  ^. 

In  Deutschland  trat  aber  zu  diesen  Gründen  noch  die  Religionsspaltung  und 
der  dreissigjährige  Krieg  hinzu,  und  so  ist  die  Vorschrift  des  Tridentinums  hier  nur 
in  verhältnissmässig  geringem  Umfange  zur  Durchführung  gelangt  7.  Dies  kann  um 
so  weniger  befremden,  als  selbst  in  Italien  bis  in  das  18.  Jahrh.  hinein  nicht  einmal 


1569  const.  60,  Hartzheim  7.201.  467.  378 
u.  380;  Trient  1593  c.  30,  ibid.  8,  424;  Mailand 
1666  n.  1579  (hier  hat  d.  s.  Karl  Borromäus 
auch  seine  Behi  in  das  Einzelne  gehenden 
institutiones  ad  aniyersnm  seminarii  reglmen, 
siehe  o.  S.  603.  n.  5.  yerfasst),  Aqulleja  1596, 
Hardouin  10,  656.  1038. 1904;  Ronen  1581, 
Rhelms,  Bordeaux  und  Tours  1583,  Aix  1585, 
Toulouse  1590,  Avignon  1596,  1.  o.  10,  1256. 
1290.  138Z  1437.  1574.  1811.  1863;  Cambray 
1686,  1.  c.  9,  2176,  Mecheln  1570,  Herzogen- 
busch 1571,  Hartz  he  im  7,  626,  732,  Toledo 
und  Gompostella  1585,  Theinei  S.  111.  138. 
S.  auch  noch  Analecta  iur.  pontif.  1865.  p.  1068. 

i  Das  erste  1564  zu  Rieti,  Thelner  S.  107, 
yreltere  zu  Mailand  und  in  den  Suffranganbls- 
thümern  dieses  Erzbisthums  in  Folge  der  Thättg- 
keit  des  h.  Karl  Borromäus,  s.  die  In  d.  vor. 
Anmerk.  cit.  Mailänder  Synoden  und  T  h  e  i  n  e  r , 
8. 139,  ferner  um  dieselbe  Zelt  zu  Verona,  Bene- 
vent,  Larino,  a.  a.  0.;  zu  Oslmo  1586,  a.  a.  0., 
S.  156;  zu  Ypem,  s.  Synode  ▼.  1677,  Hartz- 
heim 7, 802 ;  Toulouse  1599.  s.  const  Clem.  VIII. 
Ad  exequendam  v.  7.  Mai  1599 ,  bull.  Taui. 
10,  494;  später  dann  zu  Mecheln  1609,  Hartz- 
helm,  id.  9,  18,  zu  Antwerpen  1610.  id.  8, 
1007,  zu  Herzogenbusch  1612,  id.  9,  239,  und 
zu  Gent  1613,  1.  c.  p.  251,  erst  1669  zuPresburg 
und  PaUstrina,  Theiner,  S.  169. 

^  So  dringen  noch  die  Synoden  von  Namui 
1604,  Culm  1606,  Prag  1606,  Mecheln  1607  (s. 
aber  vor.  Anm.),  Konstanz  1609,  Uartzheim 
8,  611.  668.  761.  790.  8^9;  Bordeaux  1624, 
Hardouin  11,  103;  Osnabrück  1626,  Hartz- 
heim 9,  438,  auf  Errichtung  von  Seminarien, 
vgl.  weit  rauch  Theiner«  S.  166. 

3  S.die  Mittheilnngeu  über  päpstliche  Schreiben 
an  den  Bischof  v.  Gubblo,  das  Domkapitel  zu 
Evora  u.  s.  w.  bei  Theiner,  S.  117  ff.,  vgl. 
ferner  S.  167. 

*  Die  Energie,  die  Schwierigkeiten  zu  Über- 
winden,   ist    allerdings    vielfach    dadurch    ge- 


schwächt worden,  dass  die  Bischöfe  schon  von 
Anfang  an  ihre  Seminarien  den  Jesuiten  zur 
Leitung  übergeben  haben,  so  z.  B.  1664  in  Mainz, 
Theiner  S.  109  (S.  168),  in  Rheims  1567, 
a.  a.  0.  S.  151,  in  Olmütz  und  Prag,  S.  120,  in 
Salamanca  1666,  a.  a.  0.  S.  138,  denn  zum  Theil 
herrschte  damals  noch  Widerwillen  gegen  die 
letzteren,  s.  a.  a.  0.  S.  108.  159  und  zum  Theil 
Terliess  man  sich  darauf,  dass  sich  diese  die  An- 
stalten möglichst  zu  erhalten  suchen  würden . 

ö  So  hat  die  Salzburger  Synode  V.  1569,  Hartz- 
helm 7,  378.  380  von  der  Einrichtung  von  Semi- 
narien für  die  Diöcesen  Gurk,  Ghiemsee,  Seccau 
und  Lavant  Abstand  nehmen  und  die  Kandidaten 
aus  denselben  auf  das  Salzburger  Seminar  verwei- 
sen müssen,  ebenso  Gambray  1586,  Hardouin 
9,  2177  nur  ein  Seminar  in  Aussicht  nehmen  kön- 
nen, ähnlich  auch  Aqulleja  1596,  1.  c.  10,  1904. 

6  Vgl.  0.  S.  503.  n.  8.  So  erwähnt  Bourges  1584, 
Hardouin  10,  490  blos  der  Seminaria  maiora 
für  die  liberales  disciplinae,  Gent  1613  c.  3  be- 
schränkt das  Seminar  auf  Kandidaten  über 
18  Jahr,  welche  bereits  genügend  für  das  Stu- 
dium der  Moraltheologie  vorgebildet  sind, 
Hartzh.  9,  259;  Cambray  1586,  Hardouin 
9,  2176,  setzt  das  Aufnahme- Alter  auf  20  und 
Mecheln  1609,  Hartzh.  9,  18  auf  18  Jahr  fest. 
Vgl.  ferner  const.  Sixti  V:  Vehementer  in  do- 
mino  V.  11.  November  1589,  bull.  Taur.  9,  127 
für  das  vom  Bischof  von  Lüttich  errichtete  Semi- 
nar tum  elerieorum  primarium  in  Lüttich  und  das 
vom  Abt  zu  S.  Trond  an  dem  eben  genannten 
Orte  begründete  seminarium  secundariunt,  «uft- 
altemum,  „e  quo  derici  ibidem  in  christiana 
pietate  ac  bonls  litteris  mediocriter  instituti  ad 
....  primarium  seminarium  in  ulteriorem  in 
pietate  ac  bonis  litteris  atque  artibus  profectum 
mitti  deinde  possint^. 

^  So  bestand  z.  B.  für  Köln  noch  im  Beginn 
des  18.  Jahrhunderts  kein  Seminar,  Theiner, 
S.  208,  vgL  femer  daselbst  S.  163.  207. 
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alle  Diöcesen  ein  Seminar  erhalten  hatten  \  nnd  in  dieser  Zeit  bereits  manche  früher 
begründete  wegen  Mangel  an  den  erforderlichen  Mitteln  schon  in  Verfall  gerathen 
waren^  so  dass  sich  sowohl  Benedikt  XIII.,  wie  anch  Benedikt  XIV.  veranlasst 
sahen,  die  Bischöfe  an  ihre  Pflicht  zor  Begründung  derartiger  Anstalten  zu  er- 
innern^. 

Dagegen  hatte  sich  allerdings  in  Frankreich  die  Assembl^e  du  clerg^  zu  Melnn 
schon  1579  die  Förderung  der  Seminare  angelegen  sein  lassen^,  und  gleichzeitig  die 
weltliche  Oesetzgebung  ihre  Unterstützung  für  die  nothwendigen  Massregeln  in  Aus- 
sicht gestellt  ^,  indessen  waren  auch  hier  diese  Bestrebungen  zunächst  von  geringem 
Erfolge  gekrönt.  EiTSt  in  der  zweiten  Hftlfte  des  17.  Jahrhunderts  trat  eine  Wendung 
ein  ^.  Die  Stiftung  mehrerer  Priester-Kongregationen,  so  namentlich  der  des  h.  Vin- 
cenz  a  Paula,  welche  sich  der  Mission  und  Seelsorge  unter  dem  Volke,  sowie  der 
Verbesserung  des  sittlichen  Zustandes  und  der  wissenschaftlichen  Bildung  des  Klerus 
widmeten  und  zur  Verfolgung  ihrer  Zwecke  Anstalten  zur  Ausbildung  geeigneter 
Geistlichen  begründet  hatten,  blieb  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Bischöfe  und  veran- 
lasste diese,  zum  Theil  im  Einvernehmen  mit  den  Stiftern  der  gedachten  Genossen- 
schafton,  zur  Errichtung  von  Seminarien  zu  schreiten  und  die  Leitung  derselben  den 
Mitgliedern  der  gedachten  Kongregationen  zu  übertragen^.  In  Folge  dessen  sind 
damals,  um  so  mehr  als  die  weltliche  Gewalt,  namentlich  Ludwig  XIV.,  diese  Bestre- 
bungen gefördert  hat^,  eine  ganze  Anzahl  von  Seminarien  in  das  Leben  getreten^, 
aber  anch  diese  haben  keineswegs  in  allen  Beziehungen  den  vom  Tridentinum  auf- 
gestellten Normen^  entsprochen. 


1  In  Orvieto  ist  z.  B.  erst  1.  J.  1774  unter 
Verwendung  der  Güter  eines  Kollegs  der  Jesuiten 
in  Folge  der  Aufhebung  des  Ordens  derselben 
ein  Seminar  errichtet  worden,  bnlL  Born,  ant 
4,  666. 

2  Vgl.  die  S.  606.  n.  6.  citirte  const.  Bened. 
XIII. ,  welche  für  lUlienVorschriften  über  die  Auf- 
bringung der  erforderlichen  Geldmittel  enthält 
und  die  EinsetzuDg  einer  besonderen  congregatio 
seminariorum  vorschreibt,  sowie  const.  Bene- 
dikt XIV. :  übi  prlmum  3.  Dezember  1740.  8-  % 
eiusd.  bull.  1,  3. 

3  Extrait  du  reglement  gtfntfral  conoemant  la 
dlsclpline  eecUsiastique  tit  24 :  Leges  semlnarii, 

quod  iuxta  conc.  Trid institul  debet  in 

qua  vis  dioecesi,  in  colleotion  des  procds-verbaux 
des  assembMes  g^ntfralesdu  clergtf  de  France  Paris 
1772.   Pikees  Instiflcatives  no  X  p.  116  ff. 

*  Ordonnance  t.  Blois  art.  24  v.  1579 :  „.  .  . 
enjoignant  k  tous  nos  offlders,  tant  de  nos  oours 
souveralnes,  qu*autres  de  tenir  la  main  4  Texe- 
cution  de  ce  qul  en  aura  4ti  ordonntf  pour  Vin- 
stitutlon ,  dotation  et(  rdglement  des  dlts  semi- 
nalres",  ebenso  Ordonnance  v.  1629,  vgl.  Du- 
rand de  Maillane,  dictionnaire  de  droit 
canonique,  tfd.  11.  4,  446. 

5  Thelner  S.  170. 

«  A.  a.  0.  S.  177  fl: 

7  So  worden  namentlich  in  dem  Edikt  vom 
Dezember  1666,  welches  die  Errichtung  von 
Klöstern,  Kollegien,  geistlichen  und  weltlichen 


Genossenschaften  von  der  Ertbeilung  der  könig- 
lichen Genehmigung  und  der  Gewährung  kdnig- 
lioher  lettres  patentes  abhangig  macht,  die  Se- 
minarien von  dieser  Vorschrift  ausgenommen, 
wennschon  solche  doch  später  immer  noch  nach- 
gesucht worden  sind  (vgl.  Thelner  S.  199), 
weil  die  Begründung  der  Seminarien,  nament- 
lich die  Beschaffung  der  Mittel  durch  Besteue- 
rung nicht  ohne  staatliche  Mitwirkung  mög- 
lich war,  Durand  de  Maillane  1.  c.  Ferner 
hat  Ludwig  XIV.  durch  Ordonnanz  v.  16.  Dezem- 
ber 1698,  abgedruckt  bei  T keiner  S.  476,  an- 
geordnet, dass  die  Bischöfe  in  allen  Bisthümem, 
in  denen  bisher  keine  Seminarien  vorhanden 
waren,  unverzüglich  zur  Errichtung  solcher 
schreiten  sollten. 

8  Thelner  S.  177.201. 

9  Einmal  waren  viele  derselben  nur  für  die 
eigentliche  theologische  Ausbildung  bestimmt, 
s.  g.  grössere  Seminare,  vgl,  die  oben  n.  7 
dt.  Ordonnanz :  „d'^tablir  autant  qu^  sera  pos- 
sible  dans  les  diocdses,  oü  11  y  en  a  dtfja  pour 
les  clercs  plus  &gez,  des  maisons  particulierei 
pour  r^ducation  des  jeunes  deros  pauvres  depuis 
Tage  de  douze  ans,  qui  paroistront  avoir  de 
bonnes  dispositions  pour  T^tat  ecclMastlque^, 
und  femer  waren  nirgends  die  Verwaltungs- 
deputationen aus  den  Domherren  (s.  o.  8.  607) 
gebildet,  vielmehr  lag  die  Verwaltung  allein  in 
den  Händen  der  Bischöfe,  Durand  de  Mail- 
lane I.e.  4,  448. 
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§.232.    2.  Die  nicht  tridentinUehen  BildungS"  und  Erziehungsanstalten^, 

I.  Einleitung  nnd  Uebersioht.  Die  von  dem  Konzil  von  Trient  vorge- 
schriebenen Einriehtangen  waren  darauf  berechnet,  den  regelmässigen  nnd  erforder- 
lichen Bedarf  an  Geistlichen  fQr  den  kirchlichen  Dienst  in  den  einzelnen  Diöcesen 
innerhalb  derselben  oder  wenigstens  innerhalb  der  erzbischöflichen  Provinz  in  ge- 
eigneter Weise  heranzubilden. 

Daneben  blieben  die  Universitäten  mit  ihren  theologischen  Fakultäten  und  femer 
die  besonderen  Unterrichts- Anstalten  der  Orden  ftr  die  Ausbildung  der  diesen  ange- 
hangen Novizen  bestehen.  Ein  Verbot  des  Besuches  der  ersteren  hat  die  Kirche  im 
Interesse  der  F(^rderung  der  Seminarbildung  niemals  erlassen.  Gerade  die  Einrich- 
tungen des  während  der  Dauer  des  Trienter  Konzils  entstandenen  Jesuiten-Ordens, 
welche  fdr  die  Einfahrung  d^r  Diöcesanseminarien  mitbestimmend  gewesen  sind, 
boten  ein  geeignetes  Mittel,  nicht  nur  die  Gefahren,  welche  der  Eorche  aus  der  späte- 
ren Entwickelung  des  Universitätswesens  entstanden  waren  2,  zu  beseitigen,  sondern 
auch  den  sich  immer  mehr  von  der  Kirche  loslösenden  Universitäten  eine  andere 
Art  von  Bildungsanstalten  gegenüber  zu  stellen,  welche  die  Universitätswissen- 
schaften, vor  Allem  die  Theologie  und  die  Philosophie,  in  voller  Unterordnung  unter 
die  Kirche  und  im  Binne  der  neueren,  von  der  Kurie  geforderten  Entwicklung  zu 
pflegen  bestimmt  waren.  Zur  Erreichung  dieses  Ziels  bedurfte  es  einmal  der  Aus- 
stattung der  von  der  Kirche  abhängigen  Ordensschulen  mit  den  erforderlichen  Lehr- 
kräften, und  der  Offenhaltung  derselben  auch  ftlr  nicht  Ordensmitglieder,  andererseits 
weiter  der  Gewährung  der  Rechte  der  Universitäten  an  diese  Lehranstalten.  Durch 
den  Jesuiten-Orden,  dessen  Häuser  oder  Kollegien  nicht  nur  zu  Bildungsanstalten  fär 
die  eigenen  Ordensnovizen  bestimmt  waren,  sondern  auch  zugleich  öffentliche  Gym- 
nasien und  Universitäten  sein  sollten,  wurden  die  beiden  erstgedachten  Bedingungen 
verwirklicht,  und  schon  durch  die  päpstlichen  Breven  von  1552  und  von  1561  ist 
dem  Ordensgeneral  das  Privileg  ertheilt  worden,  durch  die  Rektoren  undPräfekten  der 
Kollegien  den  Bchülem  derselben,  Novizen  und  Externen,  nach  vorausgegangenem 
Examen  die  akademischen  Grade  in  der  Philosophie  und  Theologie  mit  derselben 
Wirkung,  wie  wenn  sie  auf  den  privilegirten  Universitäten  erworben  wären,  verleihen 
zu  lassen  3.  Kurze  Zeit  nachher  erfolgte  auch  die  Neugrttndung  einer  derartigen  noch 
heute  bestehenden  Musteranstalt,  des  CoUegivm  Jtomanum,  auch  Universitas  Gregoriana 

1  Tgl.  ausser  Th  ein  er,  S.  491  D.  1,  Grisar  liberalium  et  theologiae    lecüones  habebantor 

n.  St  ein  hübe  r,  Kollegien,  lömische  in  W  et-  enrsusqne  ordinarii  peragentnr,   diet  sodetatis 

zer  Q.  Weite,  Kirchenlexikon  2.  Anfl.  3,  609;  seholares  et  panperes  externoe,  qni  dictas  lectio- 

Mej  er ,  d.  Propaganda.  Götüngen  1,  73  u.  225  nes  freqnentaYerint  et  etiam  diTltes  (si  offlciale« 

n.  Art.  CoUegia  nationalia  in  Herzog,  Real-  nnlTersitatnm  eos  promovere  recnsaTerint),  cum 

Bneyklopidie.   %  Anfl.    3,   313;    A.  Bell  er-  per  examinatoree  Testrae  sodetatis  Idonel  ilnt 

heim,  Wilhelm  Kardinal  Allen  n.  die  englischen  inventi  (solntis  tarnen  per  dirites  suis  inribat 

Seminare  aaf  dem  Festlande.  Mainz  1886.  oniTeisitatibus),  in  Testris  eoUegüsnniTersitatum 

3  S.  0.  S.  501.  qnanimcnnqiie  et  in  allis  extra  nniTersitatefl 

«  Brere  Pins  IV.  Exponi  nobls  v.  19.  Angnst  eonsistentibns  coUegiis  -vestris  alles   qnoslibet 

1661,  corpns  oonstitator.  societ.  Jesn.  Antverp.  scholares,  qui  inibl  sob  eommdem  coUegiomm 

1702. 1,  46 :  „moderne  et  pro  tempore  praeposito  obedlentia,  directioiie  vel  disdplina  stndnerint, 

generali  dletae  sodetatis,  nt  per  te  vel  illam  sen  ad  quosonmque    baccalanreatus ,    licentlatnrae, 

aliqnem  ex  praepositls  Tel  rectoribns  coUegiomm  magisterii  et  doctoratus  gradns  praefatos  ac  alias 

Testromm,  tam  in  nniyersitatibas  stndioram  ge-  in  reliqnis  inxta  litterar.    Jalil  praedeoessoiis 

neralinm  quam   extra  illas  nbiübet  consisten-  praedicti  (s.  Breve :  Saorae  religionia  t.  22.  Oktbr. 

tinm,   in  qnibns  ordlnariae  studiorom  artinm  1662,  1.  c.  p.  38;  ball,  dt  6,  466)  tenorem  pro- 
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genannt,  in  Rom  seitens  Gregorys  Xm.  ^  welcher  demselben  dabei  das  Recht  gewährte, 
die  akademischen  Grade  in  der  Theologie  und  Philosophie  zn  verleihen.  Gleichzeitig 
und  später  wurden  auch  an  anderen  Orten  von  den  Jesuiten  Anstalten  desselben 
Charakters  eingerichtet  und  ihnen  päpstlicherseits  die  Rechte  und  Privilegien  der 
Universitäten  ertheilt^. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Jesuiten  öffneten  dann  auch  manche  andere  Orden  die 
in  erster  Linie  für  ihre  Novizen  bestimmten  Schulen  den  nicht  zu  ihnen  gehörigen 
Studirenden  und  erwarben  für  diese  gleichfalls  die  erwähnten  Privilegien  \ 

Endlich  sind  die  letzteren  ebenfalls  einer  Reihe  der  unter  U.  und  III.  zu  erwähnen- 
den, für  besondere  kirchliche  Zwecke  errichteten  Bildungsanstalten  übertragen  worden. 
So  sind  seit  dem  16.  Jahrhundert  eine  Anzahl  rein  kirchlicher  und  unter  kirchlicher 
Leitung  stehender  Bildungsanstalten  für  die  Universitätsstudien  und  mit  den  Rechten  der 
Universitäten  entstanden,  deren  Besuch  die  Kirche  ohne  jedes  Bedenken  zulassen 
konnte,  um  so  mehr,  als  vielfach  für  diejenigen  ärmeren  Studirenden,  welche  nicht 
in  dieselben  als  Alumnen  aufgenommen  waren,  oder  aufgenommen  werden  konnten, 
nach  dem  Vorbilde  der  schon  früher  auf  den  Universitäten  gegründeten  Kollegien* 
an  den  Sitzen  dieser  Anstalten  Konvikte,  gleichfalls  collegia  genannt,  errichtet  und 
unter  geistliche  Leitung  gestellt  worden  sind  ^. 

Alle  diese  Anstalten  verfolgten,  soweit  es  sich  bei  ihnen  nicht  um  die  Heran- 


moYere,  ipsique  sie  promotl  priTilegiis  aliisqne  in 
eisdem  litteris  contentis  plenarie  nti,  potiri  et 
gaudere  libere  et  licite  valeant,  anctorltate  prae- 
fata  ooncedimns  et  indulgemus". 

i  Ursprunglich  war  dasselbe  eine  Gründung 
des  Ordeiißstifters,  Ignaz  v.  Loyola,  welcher  i.  J. 
1551  die  Gymnasialklassen  des  Kollegs  eroflFaen 
Hess«  und  das  Werk  mit  Hilfe  d.  h.  Franz  ▼. 
Borgia  so  zn  fordern  wnsste,  dass  schon  nach 
einigen  Jahren  auch  philosophische  und  theolo- 
gische Vorlesungen  gehalten  werden  konnten. 
Aber  erst  Gregor  XIII.  hat  1.  J.  1582  den  noch 
Jetzt  vorhandenen  kolossalen  Bau  des  Kollegs 
auffahren  lassen,  neue  Fundationssummen  für 
dasselbe  ausgeworfen,  die  Erweiterung  der  ün- 
terrlchtsgegen stände  angeordnet,  und  der  Anstalt 
das  oben  gedachte  Privileg  verliehen,  indem  die- 
selbe zugleich  für  immer  als  Kolleg  der  Gesell- 
schaft Jesu  bestätigt  und  bleibend  zum  Ordens- 
haus derselben,  vor  Allem  für  die  jüngeren  Mit- 
glieder des  Ordens  aus  den  verschiedenen 
Ländern  erklärt  wurde  (die  betreffende  päpstliche 
Konstitution  findet  sich  in  den  zugänglichen 
Sammlungen  nicht).  Das  Kolleg  ist  zwar  177.3 
in  Folge  Aufhebung  des  Jesuiten -Ordens  an 
Weltpriester  übergeben  worden,  Leo  XII.  hat  es 
aber  1824  den  Jesuiten  wieder  zurückgestellt. 
Nach  der  Einnahme  Roms  durch  die  Italiener  i. 
J.  1870  hat  das  Kolleg  zwar  sein  Haus  verloren, 
indessen  besteht  es  noch  jetzt  fort  (die  Vorlesun- 
gen werden  In  dem  Gebäude  de«  Collegium  Ger- 
manicum  frehalten  und  von  den  Zöglingen  einer 
Reihe  anderer  Kollegien  in  Rom  besucht,  s.  un- 
ter II.  u.  III.),  ja  es  ist  noch  187i>  an  demselben 
eine  eigene  Fakultät  für  kanonisches  R  cht  mit 
der  Befiigniss  zu  Promotionen  von  Plus  IX.  ge- 
gründet woiden,  Moroni,  dizionario  di  erudi- 
xione  storico-t'cclesiastica  14,   184  ff. ;    Grisar 


a.  a.  0.  S.  610 ;    Gerarchia  cattolica  per  Tanno 
1886.  Roma  1886.  p.  664.  665. 

2  Vgl.  z.  B.  die  const.  Gregors  XIII.  ▼.  5. 
Dezember  1572  u.  v.  30.  Oktober  1579,  bull. 
Taur.  8,  519.  560,  für  die  Jesuiten-Kollegien  zn 
Pont-ä-Mou8son  und  zu  Wilna,  Clemens'  VIIL 
V.  29.  August  1594,  1.  c.  10,  151,  für  das  Je- 
suiten-Kolleg in  Kommitau  (DiScese  Prag), 
Pauls  V.  V.  2.  April  1616,  1.  c.  12,  259  für  ein 
solches  in  Paderborn,  ürbans  VIII.  v.  10.  Sep- 
tember 1626,  I.e.  13,  491  für  das  Jesulten- 
KoUeg  in  Neisse. 

3  So  das  z.  B.  nocb  in  Rom  bestehende  colle- 
gium d.  h.  Thomas  v.  Aquino  zu  S.  Maria  sopra 
Minerva,  n.  1580  gegründet,  und  1694  zum  Stu- 
dium generale  der  römischen  Ordensprovinz  der 
Dominikaner  erhoben,  welches  nicht  blos  Ton 
Klerikern  des  Ordens,  sondern  auch  Ton  anderen 
Studirenden  besucht  wird  und  in  seinen  Unter- 
richtsgegenständen,  der  Philosophie  und  der 
Theologie,  das  Graduirungsrecht  besitzt,  Mo- 
roni 1.  c.  p.  213;  Grisar  a.  a.  0.  S.  620;  Ge- 
rarchia cattolica  cit.  p.  665. 

*  S.  0.  S.  600.  n.  6. 

5  Hierher  gehört  z.  B.  von  den  heute  noch  in 
Rom  bestehenden  Kollegien  das  colUgio  aUno 
Copranieese  {coUegium  Capranica\  gestiftet  von 
dem  Kardinal  Capranica  (f  146iB),  Pastor, 
Gesch.  der  Papste.  Freibnrg  18S6.  1,617,  wel- 
ches allerdings  erst  bei  seiner  Reformation 
durch  Pius  V.  unter  geistliche  Leitung  gestellt 
worden  ist,  und  in  welchem  sich  jetzt  ärmere 
Studirende  des  Kirchenstaates  auf  die  Weihen 
vorbereiten,  indem  sie  zugleich  Philosophie  und 
Theologie  am  Collegium  Romanum  studieren, 
Moroni  L  c  p.  161;  Grisar  S.  640. 
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bildnng  ihrer  eigenen  Ordenanovizen  handelte^  ebenso  wie  die  bischöflichen  Semi- 
narien,  den  allgemeinen  Zweck,  ihren  Zöglingen  eine  höhere  wissenschaftliche, 
insbesondere  theologische  Ansbildnng  ftlr  den  Kirchendienst  überhaupt  zu  geben. 
Bei  den  weiten  Gebieten,  welche  die  katholische  Earche  nmfasste,  bei  dem  von  ihr 
seit  dem  16.  Jahrhundert  aufgenommenen  Kampf  mit  dem  Protestantismus,  sowie  bei 
ihrer  ausgedehnten  Missionsthätigkeit,  machten  sich  aber  ftlr  dieselbe  eine  Reihe 
von  Aufgaben  geltend,  ftlr  welche  eine  besondere  Ausbildung  von  Geistlichen  zweck- 
mässig und  wünschenswerth  erscheinen  musste.  Fllr  diese  Zwecke  hat  die  katho- 
lische Earche  gerade  seit  dieser  Zeit  eine  Reihe  eigener  Anstalten  (s.  unter  Nr.  U.) 
geschaffen,  welche  von  hervorragender  Bedeutung  geworden  sind.  Aber  abgesehen 
von  den  gedachten  wichtigen  Aufgaben  hat  sich  auch  das  BedtlrMss  nach  Bildungs- 
anstalten fftr  andere  spezielle  Zwecke,  z.  B.  fftr  die  Ausbildung  zum  Dienst  an  be- 
stimmten Kirchen  oder  für  gewisse  Zweige  der  kirchlichen  Verwaltung  geltend  ge- 
macht ^ ,  und  es  sind  dafür  ebenfalls  besondere  kirchliche  Institute ,  welche  natur- 
gemäss  einen  sehr  verschiedenartigen  Charakter  tragen,  errichtet  worden  (s.  unter 
Nr.  rv.). 

U.  Die  Bildungsanstalten  für  die  Mission  unter  den  Protestanten 
undunterdenHeiden.  Im  16.  Jahrhundert  kam  für  die  katholische  Earche  vor 
Allem  die  Bekämpfung  und  Zurttckdrängung  des  Protestantismus  in  Frage.  Gerade 
für  diesen  Zweck  war  das  CoUegium  Germanicum,  dessen  Einrichtung  bei  den  Be- 
schlüssen des  Tridentinums  als  Vorbild  benutzt  wurde,  gegründet  worden^.  Wie  die 
Errichtung  dieses  Kollegs  nicht  von  der  Kurie  selbst,  sondern  von  Ignaz  von  Loyola 
ausgegangen  ist,  so  verdankt  eine  zweite  Anstalt,  welche  dazu  bestimmt  war,  behufö 
Wiedereinführung  des  Katholizismus  in  England  junge  Engländer  als  Geistliche  aus- 
zubilden, die  Reste  der  dortigen  Katholiken  in  ihrem  Glauben  zu  stärken  und  eine 
missionirende  Thätigkeit  in  dem  gedachten  Lande  auszuüben,  das  englische 
Kolleg  zu  Donai,  seine  Entstehung  ebenfalls  der  privaten  Initiative,  nämlich  der 
eines  katholischen,  aus  seinem  Vaterlande  geflohenen  Engländers,  des  nachmaligen 
Kardinals  Allen  3. 

Der  diesen  Anstalten  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  Angehörige  desjenigen 
Landes,  in  welchem  später  eine  geistliche,  namentlich  missionirende  Thätigkeit 
geübt  werden  sollte,  zu  derselben  in  einer  sie  zum  gemeinsamen  Leben  verein!-^ 
genden  Anstalt  vorzubereiten  und  zu  erziehen,  fand  nicht  nur  in  der  Bestätigung  der 
gedachten  Anstalten  und  ihrer  Einrichtungen  die  offizielle  Anerkennung  der  Kurie  4, 
aondem  diese  schritt  selbst  —  und  vor  Allem  kommt  dabei  die  umfassende  Wirksam- 

1  Neuerdings  auch  für  die  Heranbildtmg  Ton  lung  auch  nach  seiner  Beförderung  zum  Kardinal 

Oeistlichen  nach  der  korrekten   ultramontanen  Ms  1588  beibehalten  hat,   a.  a.  0.  S.  99.  206. 

Methode ,    welche  die  heutigen   kurialen   An-  Ursprünglich  empfingen  die  Studenten  den  philo- 

Behauungen  später  In  ihrer  Heimath  zu  yerbtei-  sophischen  und  theologischen  Unterricht  In  der 

ten  bestimmt  sind,  s.  unter  No.  III.  Anstalt  selbst.    Als  aber  nach  der  Zurückver- 

*  S.  0.  S.  502.  legung   nach  Doual  auch  Knaben,    welche  den 

*  Gestiftet  1  J.  1668,  bestätigt  durch  Pius  V.,  Unterricht  in  den  Gymnasialfächem  erhalten 
dessen  Bulle  verloren  ist,  Belleehelm  a.  a.  0.  mussten,  aufgenommen  wurden,  hatten  die  Stu- 
8.  33.  36.  1578  musste  dasselbe  wegen  der  denten  die  Vorlesungen  in  einem  anderen,  von 
Kämpfe  in  den  Niederlanden  nach  Rheims  über-  den  Jesuiten  geleiteten  Kolleg  zu  besuchen,  bis 
siedeln  und  ist  erst  1593  wiedernachDouai  zurück-  1.  J.  1615  von  der  Kurie  die  Vollmacht  zur  Er- 
verlegt worden,  a.  a.  0.  S.  63.  73.  Geschriebene  richtung  dreier  Lehrstühle  der  Theologie  in  der 
Statuten  besass  es  zunächst  nicht,  sein  erster  Prä-  Anstalt  gewährt  wurde,  a.  a.  0.  S.  211.  220. 
fekt  war  sein  Stifter  Allen,  welcher  diese  Stel-  *  S.  die  vor.  Anm.  u.  0.  S.  502  n.  1. 

Hinschlas,  Eirchenrecht  lY.  33 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  232. 


keit  Gregors  XIU.  in  Betracht  —  zur  Errichtung  derartiger  Kollegien  in  Rom  ^ 
und  bef5rderte  auch  die  Errichtung  solcher  Anstalten  in  anderen  Städten  2.  Ja,  in 
Folge  der  Centralisirung  der  Leitung  des  Missionswesens  in  der  Hand  einer  einzigen 
oberen  Behörde,  der  1622  geschaffenen  CongregcUio  de  propagaruia  fiäcy  fand  der  Ge- 
danke, welcher  sich  von  Anfang  so  fruchtbar  erwiesen  hatte,  jetzt  in  der  Errichtung 
des  Collegmm  Urhanum  de  propaganda  fide  (1627)  ^  seine  Verallgemeinerung  auf  die 
gesammte  Missionsthätigkeit  der  Eärche  überhaupt,  da  in  dasselbe  Jünglinge  ans  allen 
Nationen  behufs  ihrer  Ausbildung  zum  späteren  Missionsdienste  in  ihrer  Heimath 
aufgenommen  werden  sollten  ^. 

Allgemeine  Anordnungen  sind  weder  fQr  die  in  Rom  errichteten  Kollegien  noch 
für  die  ausserhalb  dieser  Stadt  begründeten  Anstalten  der  gedachten  Art  erlassen 


1  Gregor  XIII.  hat  nach  dem  Vorbilde  des  col- 
legium  Qermanicum  noch  folgende  gegründet: 
das  QratcO'Ruilitnicwn^  const  In  apostolicae 
sedis  ▼.  13.  Januar  1677,  bull.  Taur.  8,  169,  zur 
Heranbildung  tüchtiger  Priester  des  griechisch- 
katholischen Ritus,  um  dadurch  zugleich  auf  die 
Wiedervereinigung  mit  den  seh ismati sehen  Grie- 
chen hinzuwirken,  das  Bungaricumy  const.  Apo- 
stolici  muneris  v.  1.  März  1679,  1.  c  p.260,  wel- 
ches für  Ungarn  dieselbe  Wirksamkeit,  wie  das 
Germanicum  für  Deutschland,  ausüben  sollte, 
das  Anglicanwn^  const.  Quoniam  divinae  ▼.  23. 
April  1679,  1.  c.  p.  208  u.  buU.  Propag.  2,  302 
zur  Aufnahme  von  Engländern  und  zur  Be- 
kämpfung der  Ketzerei  in  England,  s.  auch 
Beiles  heim  a.  a.  0.  S.  111  ff.,  das  colUgium 
Maronitarum,  const.  Humana  sie  t.  27.  Juni 
1684,  1.  c.  p.  476,  zur  Heranziehung  von  maro- 
nitischen Knaben,  um  unter  ihren  Landsleuteu 
den  wahren  Glauben  zu  verbreiten  und  zu  festi- 
gen, und  dag  colUgium  Armeniorum,  ccnst.  Ro- 
mana ecclesia  v.  13.  Oktober  1684,  1.  c.  p.  493 
zu  dem  gleichen  Zwecke  für  die  Armenier.  Das 
letztere  ist  freilich  nicht  in  das  Leben  getreten, 
vielmehr  erst  unter  Leo  XIII.,  vgl.  Breve  dessel- 
ben V.  1.  März  1883,  Acta  s.  sed.  16,  337,  er- 
richtet worden,  indem  zugleich  die  armenischen 
Zöglinge  des  Kollegs  der  Propaganda  (s.  oben  im 
Text)  in  dasselbe  verpflanzt  worden  sind. 

Das  ungarische  Kolleg  ist  1680  vonGregorXIII., 
da  sich  die  Mittel  zu  einer  ausreichenden  Dota- 
tion nicht  aufbringen  Hessen,  mit  dem  Germa- 
nicum vereinigt  worden.  Schon  vorher  hatte  der 
Papst  das  letztere ,  welches  ebenfalls  in  finan- 
zielle Bedrängniss  gerathen  war  und  deshalb 
-ausser  den  eigentlichen  Zöglingen  auch  nicht 
für  den  geistlichen  Stand  bestimmte  Pensionäre 
(convictores)  hatte  aufnehmen  müssen ,  const. 
Postquam  deo  v.  6.  August  1673,  bull.  Taur.  8, 
62,  seiner  eigentlichen  Bestimmung  zurückge- 
geben und  neu  dotirt,  so  dass  er  als  der  zweite 
Gründer  des  so  vereinigten  Kollegs  betrachtet 
werden  kann,  dessen  Organisation  er  später 
durch  die  const.  Ex  collegio  Germanico  v.  1. 
April  1684,  1.  c.  p.  447,  auch  bei  Theiner 
S.  416,  neu  geregelt  hat. 

Auch  unter  den  folgenden  Päpsten  sind  noch 
einzelne  derartige  Kollegien  gestiftet  worden,  so 
z.  B.  das  Scoticum  durch  Clemens  YIII.,  const. 


In  supremo  militantls  v.  6.  Dezember  1600,  bulL 
Taur.  10,  626. 

Yon  diesen  bestehen  heutenochdat 
Germanicum,  das  Graeco-Ru thenum, 
das  Anglicanum,  das  Scoticum,  femer 
das  von  UrbanYIU.  i.  J.  1628  gestiftete 
Hibernense,  Gerarchia  cattolica  cit  p.  663; 
Grisar  S.  632 ff. 

>  Namentlich  durch  Errichtung  von  Kollegien 
für  Zwecke  der  gedachten  Art,  so  durch  Gregor 
XIIL,  welcher  in  Mailand  ein  solches  f.  Ausbildung 
Junger  Schweizer  f.  d.  Mission  in  ihrem  Yaterlande, 
const.  Dum  ad  amplas  v.  1679,  bull.  Taur.  8,  269, 
ferner  zur  Ausbildung  von  Deutschen  für  den- 
selben Zweck  Kollegien  in  Wien,  Prag  und  Fulda 
(letzteres  namentlich  für  Söhne  von  Adligen),  t. 
die  2  Renovations-Bullen  von  Urban  YUI. :  Quo- 
niam divinae  v.  1.  Juni  1627  und  (Fulda)  v.  27, 
Dezember  1628,  1.  c.  13,  656.  657  u.  14,  36; 
bull.  Propag.  1,  44.  51.  74  (über  Fulda  vgl.  auch 
noch  Komp,  d.  zweite  Schule  Fulda*8  und  das 
geistliche  Seminar.  Fulda  1877.  S.  26  ff.  37  ff.), 
endlich  ein  weiteres  das  lUyricum  für  Dalmatier 
zu  Loretto,  vgl.  Urban  YIH.  const.  Zelo  domus 
V.  1.  Juui  1627,  bulL  Taur.  13,  641  u.  bull. 
Propag.  1,68  gegründet  hat.  Das  englische  Kolleg 
zu  Douai  (s.  0.  S.  613)  und  das  1676  in  Toumal 
gestiftete  und  nach  mehrfachem  Wechsel  schliess- 
lich in  Douai  verbliebene  schottische  Kolleg  hat 
Gregor  XIIL  gleichfalls  mit  Geldmitteln  unter- 
stützt, Beilesheim,  Kardinal  Allen  S.41  und 
d esse  Ib.  Gesch.  d.  kath.  Kirche  in  Schottland. 
Mainz  1883.  2,222.  Diesem  letzteren  hat  Clemens 
YIII.  ebenfalls  Subsidien  zahlen  lassen,  sowie  die 
unter  dem  Einfluss  von  Douai  entstandenen,  durch 
Philipp  II.  V.  Spanien  unterstützten  englischen 
Kollegien  zu  Yalladolid  (1689)  und  zu  Sevilla 
(1692)  bestätigt,  const.  Cum  nullus  v.  3.  Novem- 
ber 1692  u.  Inter  multiplices  v.  16.  März  1694» 
bull.  Taur.  9,  630  u.  10,  138,  vgl.  Belles- 
heim,  Kardinal  Allen  S.  237. 244.  Ein  weiteres 
zu  Lissabon  gegründetes  Kolleg  ist  durch  Gre- 
gor XY.  const  Militantis  ecclesiae  v.  22.  Sep- 
tember 1622,  1.  c.  12,  740  bestätigt  worden^ 
Beilesheim  a.  a.  0.  S.  260. 

3  Bd.  I.  8.  476. 

*  Const,  ImmorUlis  v.  I.August  1627,  s.Bd.L 
S.  475,  auch  bull.  Taur.  13,  676. 
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worden,  selbst  nicht,  nachdem  der  erwähnten  Kongregation  die  obere  Leitnng  des 
Missionswesens  anvertraut  worden  war,  jedoch  sind  die  fttr  die  ältesten  Kollegien  gege- 
benen Bestimmungen  über  ihre  Einrichtung,  ttber  die  Aufnahme  von  Alumnen,  über 
die  Rechte  und  Privilegien  der  Anstalten  und  der  Zöglinge  derselben  vielfach  fttr 
die  jüngeren  Institute  zum  Muster  genommen  und  auf  diese  übertragen  worden, 
80  dass  sich  in  einer  Reihe  von  Punkten  ein  thatsächlich  gleiches  Recht  festge- 
stellt hat. 

Die  in  Rom  gegründeten  Kollegien  hat  man  von  jeder  anderen,  weltlichen  oder 
geistlichen,  als  der  päpstlichen  Jurisdiktion  eximirt,  also  dem  Papste  unmittelbar  unter- 
worfen ^  während  diejenigen,  welche  zu  den  gedachten  Zwecken  in  anderen  Städten 
errichtet  worden  sind,  zwar  mehrfach  ein  Privileg  auf  Exemtion  von  der  Gewalt  der 
Ordinarien  erhalten  haben  2,  aber  doch  nicht  sämmtlich  von  derselben  befreit  worden 
sind^ 

Die  obere  Leitung  der  römischen  und  der  anderen  der  Mission  dienenden  Kol- 
legien ist  selbst  nach  der  Errichtung  der  Congregatio  de  Propaganda ßde  nicht  allge- 
mein und  schlechthin  dem  Geschäftskreise  der  letzteren  überwiesen  worden^,  vielmehr 
haben  die  Päpste  damit,  wie  schon  früher,  ftlr  die  Regel  mehrere  oder  auch  einzelne 


1  Die  in  der  o.  S.  502  clt.  Bulle  Julius  v.  1552 
und  in  der  S.  514  n.  1  angefahrten  Bulle  Gre- 
gor» XIII. :  Postquam  deo  ▼.  1573  für  das  Ger- 
manleum  fast  wortlich  gleiche  Formel  (ich  dtire 
die  letztere) :  „Necnon  colleglum  . . .  ipslusque 
rectores,  gubematores,  maglstros,  praeceptores 
atque  scholares  pro  tempore  in  eo  existentes  eo- 
rumqne  bona  mobilia  et  immobilla,  cuiuscumque 
qualltatis  et  quantitatls  in  dicta  urbe  Tel  extra 
ac  alias  ubtque  locorum  exlstentia  ab  omni  iuris- 
dlctione,  oorrectione,  vlsltatione,  dominlo,  supe- 
rioritate  etpotestate  pro  tempore  existentlum  sena- 
toris,  consulum  et  reformatorum  dictae  urbis  ao 
allorum  quorumcumque  iudicum  offlclalium  in 
Ipsa  urbe  rel  alias  ubilibet  constitutorum  lllaque 
ac  in  propriis  eorum  rebus  cum  eis  contrahentes  a 
solutione  et  exactione  quorumque  pedagii,  gabel- 
lae,  bollettini,  decimarum  et  cuiusvls  alterius 
tarn  ordinarii  quam  extraordlnarli  oneris  in  dicta 
urbe  et  alias  nbique  locorum  et  ex  quacumque 
causa  impositorum  et  Imponendorum  exlmimus 
et  prorsus  llberamus  ac  s.  b.  Petrl  et  sedis  apo- 
stolicae  atque  nostra  protectione  suscipimus  no- 
bisque  et  dictae  sedi  immedlate  subüclmus  ao  libe- 
ros,  immunes  et  exemtos  declaramus^  liegt  auch, 
freilich  mit  einzelnen  Umstellungen  der  Exim- 
tionsertheilung  für  die  übrigen  o.  S.  514  n.  1  er- 
wähnten Gregorianischen  Kollegien  zu  Grunde. 
Sie  findet  sich  femer  in  noch  erweiterter  Form 
in  den  Bullen  für  das  collegium  Scoticum  zu 
Rom  (t.  Clemens  YIII.)  und  das  collegium  de 
Propaganda  flde,  o.  S.  514  n.  4. 

2  So  z.  B.  die  englischen  Kollegien  in  Yalla- 
dolid  und  in  Sevilla  nach  den  o.  S.514  n.2  cltir- 
ten  Bullen  y.  1592  n.  1594 ,  femer  das  irische 
Kolleg  in  Lissabon,  Pauls  Y.  const.  Pastoralis 
offlcü  cura  v.  22.  April  1613,  boll.  Taur.  12, 
204.  Die  Ballen  ürbans  VIII.  für  die  a.  a.  0. 
aulgeführten  4  Kollegien  weisen  allerdings  keine 
-ausdrücklichen  Exemtionspriyilegien  auf,  in- 
dessen ergiebt  sieb  die  Exemtion  aus  den  Vor- 


schriften über  die  obere  Leitung  derselben  (s. 
nacbher)  und  daraus,  dass  die  unmittelbare  Lei- 
tung aller  vier  den  Jesuiten  übertragen  wor- 
den ist. 

8  Dies  gilt  z.  B.  von  dem  Mailänder  Kolleg 
für  die  Schweizer,  welches  durch  die  Bulle  v. 
1579,  s.  S.  514  n.  2,  dem  Erzbischof  von  Mailand 
unterstellt  ist,  und  welchem  für  seine  Leiter, 
Scbüler  und  Güter  nur  diejenigen  Freiheiten 
und  Privilegien  verliehen  worden  sind,  „quibus 
ecclesia  et  ecolesiasticae  personae  quovis  modo 
utuntur";  vgl.  femer  dem.  XII.  oonst.  Inter 
multiplices  v.  10.  Oktober  1732,  bull.  Prep.  2, 
83  über  die  Errichtung  eines  Kollegs  zur  Aus- 
bildung von  Jünglingen  aus  Epims  im  griechi- 
schen Ritus  behufs  ihrer  Verwendung  in  der 
Mission  in  ihrem  Vaterlande  und  im  Orient  zu 
ÜUano,  Diöcese  Bisignano,  welches  der  ordent- 
lichen Jurisdiktion  des  Bischofs  vom  Papste 
unterworfen  wird. 

^  Die  Errichtungsbulle,  Bd.  I.  S.  475,  enthält 
darüber  nichts ;  ist  doch  selbst  die  Oberleitung 
des  collegium  de  propaganda  flde  in  der  Begrün- 
dungsbulle nicht  einmal  der  betreffenden  Gon- 
gregation,  sondern  drei  von  dem  päpstlichen 
Stuhle  auszuwählenden,  präbendirten  und  re- 
sldlrenden  Domherren  derPatriarchalkirchen  vom 
Lateran,  vom  Vatikan  und  von  S.  Maria  Maggiore 
übergeben  worden.  VgL  ferner  die  Bulle  Cle- 
mens XL:  Coelestis  patris  v.  13.  Mai  1709, 
durch  welche  zwei  vereinigte  Kollegien  in  Avig- 
non  ausdrücklich  der  Propaganda  unterworfen 
werden,  bull.  Prep.  1,  257  (s.  auch  p.96).  Wohl 
aber  haben  die  Päpste  wiederholt  die  Feststel- 
lung der  von  ihnen  zu  bestätigenden  Statuten 
für  die  einzelnen  Missionskollegien  der  erwähn- 
ten Behörde  überwiesen,  s.  z.  B.  die  in  Anm.  2 
erwähnten  4  Bullen  Urbans  VIII.,  und  etwaige, 
die  gedachten  Kollegien  betreffende  Angelegen- 
heiten durch  die  Propaganda  bearbeiten  lassen. 
Vgl.  auch  die  folgenden  Noten. 

33* 


516 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  232. 


Kardinäle  als  s.  g.  protectores  betraut  ^ ,  wogegen  sich  bei  den  nichtrömischen  An- 
stalten in  dieser  Beziehung  mehrfache  Besonderheiten  finden  2. 

Im  Uebrigen  sind  in  den  Errichtungs-  und  Bestätigungsbullen  nur  die  Grund- 
Züge  der  Verfassung  der  einzelnen  Kollegien^,  nicht  eingehende  Bestimmungen  über 
die  unmittelbare  Leitung  gegeben  *j  wohl  aber  kommen  mehrfach  Anordnungen  Aber 
die  Uebertragung  der  letzteren  an  einzelne  Orden,  namentlich  an  die  Jesuiten  ^y  vor. 

Das  Recht  zur  Errichtung  und  Aenderung  der  Statuten^  ist  gewöhnlich  in  die 


1  Vgl.  z.  B.  die  Bulle  Gregors  XIII.  £ür  das 
griecMsohe  Kolleg  zu  Rom  v.  1577  (s.  0.  S.  514 
n.  1) :  „ .  .  ut  ipsius  coUegli  conservationi  bono- 
que  regimlni  tarn  In  hie  quae  ad  institutionem 
et  disciplinam,  quam  ad  victum  et  yestitom 
aliaque  huiusmodi  necessaria  pertlnentf  oppor- 

tunius  consulator, (4  genannte)  oardinales 

eiusdem  coUegii  protectores  et  defensores  consti- 
tuimus  et  deputamus,  quorum  conslllo  et  ope 
Bupradlcta  et  alia  quaecumque  ad  eosdem  in  col- 
legio  admittendoa  scholares  retinendosve  spec- 
tantia  agant,  statuant  et  ordinent,  dantes  eiBdem 
et  pro  tempore  protectoribus  plenam  et  liberam 
facultatem  et  auctoritatem  pro  salubri  directione 
et  conservatlone  dicti  collegii  illiusque  bonorum 
et  rerum  ac  iurium  tam  spiritualium  quam  tem- 
poralium  oecouomos,  advocatos,  procuratores, 
aliosque  miuistros  et  offlclales  in  eo  deputandi 
amoyendlque  et  alios  in  eorum  loco  sufflciendi 
oidlnationesque  et  statuta,  licita  tamen  et  ho- 
nesta sacrisque  canonlbus  et  conclUo  Tridentino 
non  repuguantia  faciendi  et  edendi  eaque  cum 
yisum  fuerit  rerocandi ,  immutandi ,  corrlgendi 
aliaque  de  novo  condendi,  quae  postquam  facta, 
edlta,  revocata,  immutata  et  correcta  fuerint, 
perinde  haberi  Yolumus  ac  si  auctoritate  aposto- 
lica  approbata  et  conflrmata  essent  .  .^,  Im 
wesentlichen  stimmen  damit  die  Bullen  für  die 
übrigen  Gregorianischen  Kollegien  überein,  nur 
werden  für  das  Germanicum  5  Kardinäle  als 
Protektoren,  für  das  armenlBche  zwei,  für  welches 
das  Breve  Leo's  XIII.  v.  1883  allerdings  nur  einen 
und  zwar  für  die  Regel  den  Kardinal-Präfekten 
der  Propaganda  zum  Protektor  deputirt  hat,  für 
das  englische  und  maronitische  blos  einer  (ebenso 
auch  in  der  Bulle  Clemens  VI!  I.  für  das  Scoticum) 
bestellt.  Für  das  Kolleg  de  Propaganda  flde  hat 
Urban  VIII.  unter  Abänderung  seiner  früheren 
Bestimmung,  s.  0.  S.  515  n.  4,  die  Oberleitung 
seinem  Bruder,  dem  Kardinil-Grosspönitentiar, 
welcher  zugleich  Mitglied  der  Propaganda  war, 
unter  der  Verpflichtung,  bei  wichtigen  Ange- 
legenheiten, wie  namentlich  der  Stotuten-Er- 
richtung  und  Aenderung  den  Rath  der  gedachten 
Behörde  einzuholen,  und  nach  dem  Tode  dessel- 
ben der  Propaganda  durch  die  const.  Romanus 
pontifex  vom  1.  Juni  1628,  bull.  Prep.  1,  113 
übertragen. 

2  Die  durch  die  verschiedenen  Verhältnisse, 
z.  B.  die  Art  ihrer  Begründung  oder  ihrer  Neu- 
organisation, den  Ort  ihrer  Residenz,  die  Lage 
des  Katholicismus  in  dem  Missionslande,  für 
welches  die  Zöglinge  ausgebildet  wurden ,  be- 
dingt waren.  So  wurde  der  Kardinal  Allen  für 
das  Kolleg  in  Douai  nach  Niederlegung  der  Prä- 
fektenstelle    zum   Protektor   desselben   ernannt 


(s.  0.  S.  513  n.  3),  und  es  ist  Ihm  auch  von  Gle-  . 
mens  VIII.  das  Protektorat  über  die  englischen 
Kollegien  in  Valladolid  und  Sevilla  Übertragen 
worden ,  über  das  englische,  durch  Gregor  XV. , 
const.  cit.  MUitantis  v.  1622,  buU.  Taur.  12,  740, 
in  Lissabon  errichtete  Seminar  wird  dagegen  be- 
stimmt: „immediatum  regimen  penes  eundem 
clerum  Anglicanum  (welcher  damals  durch  einen 
von  dem  englischen  Kardinalprotektor  delegiiten 
Erzpiiester  geleitet  wurde,  Mejer,  Propaganda 

2,  §9  ff.)  praedictus  fundator  esse  voluit,  ita 
tamen  ut  supremum  Lusitaniae  inquisitionis 
tribunal  et  ipse  demum  modernus  generalis  Inqui- 
sitor et  eins  pro  tempore  successores  rectori 
praeflciantur  et  collegio,  qui  totius  administra- 
tionis  rationem  exigendi  ius  et  potestatem  ha- 
beant^'  (während  Pius  IX.  —  das  Kolleg  besteht 
noch  jetzt  fort  —  den  jeweiligen  Nuntius  in 
Lissabon  zum  Protektor  bestimmt  und  die  Be- 
stellung des  Rektors  unter  Gewährung  eines 
Vorschlagsrechtes  an  den  englischen  Episkopat 
der  Propaganda  übertragen  hat,  colL  cone.  Lac. 

3,  1033). 

Urban  VIII.  hat  bei  der  Reformation  der  Kol- 
legien zu  Wien,  Prag  und  Fulda  die  sämmtlichen 
Kardinäle  der  Propaganda  in  dieser  ihrer  Stel- 
lung zu  Protektoren  ernannt,  für  welche  die  be- 
treffenden Erzbischöfe,  bez.  der  Abt  zu  Fulda 
als  Vice-Protektoren  zu  fungiren  hatten,  jedoch 
so,  dass  sie  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
an  die  Zustimmung  des  apostolischen  Nuntius 
für  die  fraglichen  Landestheile  gebunden  waren, 
und  ohne  Genehmigung  der  Propaganda  oder  des 
Papstes  an  den  durch  die  Reformationsbulle  ge- 
gebenen Bestimmungen  oder  den  von  der  Kon- 
gregation bestätigten  Statuten  nichts  ändern 
durften.  Für  das  Kolleg  von  Loretto  war  da- 
gegen ein  Kardinal  zum  Protektor  bestimmt. 

8  Ausführlicher  wird  gewöhnlich  von  der  Auf- 
nahme der  Alumnen  und  von  ihren  Verpflichtungen 
gehandelt,  weil  dies  zur  näheren  Bestimmung 
des  Zweckes  erforderlich  war. 

^  Eine  Ausnahme  macht  die  Bulle  Gregors  Xin.: 
Ex  collegio  Germanico  für  das  Gennanikum  v. 
1584. 

^  Sie  hatten  dieselbe  von  Anfang  an  in  dem 
von  ihnen  gestifteten  Gennanikum,  femer  er- 
hielten sie  dieselbe  im  englischen  Kolleg,  B  e  l  - 
lesheim,  Kardinal  Allen  S.  113,  und  die  De- 
krete Clemens'  XII.  v.28.  September  1739,  buU. 
Propag.  2,  296,  ebenso  überweisen  ihnen  die  4 
Bullen  Urbans  die  mehrfach  genannten  4  Kolle- 
gien zur  Leitung. 

^  Doch  sind  für  einzelne  die  ersten  Statuten 
mehrfach  von  der  Propaganda  entworfen  worden, 
s.  0.  S.  515  n.  4. 
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Hände  der  Protektoren  oder  derjenigen  Personen,  welchen  die  Oberleitung  oder 
Oberaufaicbt  anvertraut  ist,  gelegt. 

Was  die  aufzunehmenden  Zöglinge  betrifft,  so  mllssen  diese  Angehörige  des- 
jenigen Landes  sein,  für  dessen  Missionsbedürfhisse  das  Kolleg  bestimmt  ist^,  femer 
ein  gewisses  Alter  erreicht  haben  und  eine  gewisse  Vorbildung  besitzen  2,  endlich  nach 
den  Vorschriften  für  einzelne  Kollegien  sogar  schon  Kleriker  ^,  und  zwar  Weltgeist- 
liche sein  *.  Die  Auswahl  geschieht  durch  besonders  in  der  Heimath  dafür  bestellte 
Examinatoren  oder  Vertrauensmänner  oder  durch  die  kirchlichen  Lokal-Behörden  ^, 
endlich  auch  durch  die  Lokal- Verwaltungen  desjenigen  Ordens,  welchem  die  Leitung 
des  Kollegs  anvertraut  ist  ^.  Dagegen  erfolgt  die  definitive,  über  die  Zulassung  ent- 
scheidende Prüfung  an  dem  Orte  des  Kollegs  selbst^.  Durch  die  Zulassung  werden 
die  betreffenden  Zöglinge  aber  noch  nicht  ohne  Weiteres  wirkliche  Alumnen  der  An- 
stalt, vielmehr  haben  sie  zunächst  eine  mehrmonatliche  Probezeit^  durchzumachen,  und 
erst  dann  werden  sie  als  solche  nach  weiterer  Prüfung  gegen  das  eidliche  Versprechen, 
sich  dem  geistlichen  Berufe  dauernd  zu  widmen,  auf  Befehl  in  ihr  Vaterland  zurück 
kehren  und  dort  sich  im  Seelsorgedienst  verwenden  lassen  zu  woUen^,  aufgenom- 
men ^^. 

Die  Zahl  der  Alumnen  ist  entweder  in  den  Fundationsurkunden ,  wenigstens 
ihrem  Minimum  nach,  vorgeschrieben  i',  oder  sie  bestimmt  sich  nach  der  Höhe  der 


1  Eine  Ausnahme  macht  selbstreiständlich  das 
eoUegium  de  Propaganda  flde  (s.  0.  S.  514),  von 
welchem  prinzipiell  blos  Italiener,  jetzt  der 
Regel  nach  anoh  solche,  welche  nicht  aus  Mis- 
sionsländem  stammen,  ausgeschlossen  sind, 
Grisar  a.  a.  0.  S.  618. 

3  Für  das  Germanikum  verlangt  die  const.  cit. 
ein  Alter  von  ungefähr  20  Jahren  und  geeignete 
Vorbildung  für  die  philosophischen  und  theolo- 
gischen Studien  (bei  Adligen  dagegen  blos  16 
Jahre  und  Kenntnis«  der  Grammatik).  Für  das 
englische  Kolleg  fordern  die  Dekrete  Glemens'XII. 
T.  1739,  dass  die  humanarum  litterarum  studia 
▼on  den  Zöglingen  absolyirt  worden  sind.  Ebenso 
dürfen  nach  dem  cit  Breve  Leos  XIII.  in  das 
Armenische  Kolleg  jetzt  nur :  „humanarum  lit- 
terarum primordia  sopergressi"  aufgenommen 
werden,  Acta  s.  sed.  15,  339. 

d  So  nach  der  Bulle  für  das  Kolleg  der  Propa- 
ganda :  „saoerdotes  seu  olerici  dnntaxat  singula- 
res  qui  ad  sacros  et  maiores  ordines  seu  saHem 
eorum  aliquem  intra  annum  ad  minus  a  die  eo- 
rum  in  collegio  seu  seminario  receptionis  com- 
putandum,  promoyeri  omnino  deheant  et  tenean- 
tur'S  jedoch  werden  aus  solchen  Missionsländern, 
weldie  vor  allen  anderen  der  geistlichen  Hülfe 
hedürfeu,  selbst  Knaben  aufgenommen,  welche 
in  der  Anstalt  die  Gymnasialbildung  empfangen, 
Grisar  a.  a.  0.  S.  618. 

Nach  der  const.  y.  1584  für  das  Germanikum 
sollen  solche,  welche  schon  kirchliche  Beneflzien 
besitzen,  den  Vorzug  haben. 

^  Wenngleich  die  in  der  Tor.  Anm.  cit.  const. 
den  Mönchen  ebenfalls  einen  Vorrang  gewährt, 
BO  ist  doch  schon  im  17.  Jahrhundert  die  Auf- 
nahme derselben  verboten  worden,  Mejer,  Pro- 
paganda 1,  86  n.  3  und  unten  n.  9. 


ö  Der  erstere  Modus  war  ursprünglich  für  das 
Anglikanum  vorgeschrieben ,  später  ist  aber  der 
letztere  üblich  geworden,  s.  die  cit.  Dekrete  Cle- 
mens XII.  V.  1739,  femer  den  l.  J.  1841  zu  Rom 
herausgegebenen  prospectus  collegil  ürbanl  de 
Propaganda  flde,  auch  bull.  Prop.  5,  236. 

^  Wie  beim  Germanikum. 

7  Für  das  Anglikanum  und  das  Armenicum, 
Acta  8.  sed.  15,  339 ,  entscheidet  über  die  Zu- 
lassung der  Kardinal-Protektor,  für  das  Kolleg 
der  Propaganda  der  Präfekt  der  letzteren  in  Ver- 
tretung derselben,  Grisar  S.  618,  für  das  Ger- 
manikum eine  Kommission  von  3  Examinatoren 
unter  dem  Vorsitz  des  Rektors,  für  die  englischen 
Kollegien  zu  Valladolid  und  Sevilla,  s.  0.  S.  516 
n.  2,  der  Jesuitenprovinzial,  der  Rektor  und  ein 
vom  Kardinalprotektor  deputirter  Geistlicher. 

9  Eine  solche  ist  zuerst  für  das  Anglikanum 
eingeführt,  demnächst  1584  für  das  Germanikum 
und  sodann  auch  für  die  später  errichteten  Kol- 
legien vorgeschrieben  worden,  Mej^r  a.  a.  0. 
S.82. 

0  S.  hierzu  Bd.  I.  S.  76  und  die  Formel  des 
Eides  im  bull.  Propag.  1,  144,  nach  welcher  der 
Alumne  u.  A.  zu  schwören  hat ,  „quod  dum  in 
hoc  collegio  permanebo  et  postquam  ab  eo  quo- 
cumque  modo  sive  completis  sive  non  completis 
studiis  exiero,  nuUam  reügionem,  societatem  aut 
congregationem  regulärem  sine  speoiali  sedis 
apostolicae  licentia  vel  s.  congregationis  de  Pro- 
paganda Fide  ingrediar  neque  in  eorum  aliqua 
professionem  emittam". 

10  Die  Entfernung  und  die  Ausstossung  der 
Alumnen  steht  in  der  Regel  denjenigen  leitenden 
Personen  zu,  welche  über  die  Aufnahme  zu  ent- 
scheiden haben. 

11  Z.  B.  beim  Anglikanum. 
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Einkünfte  S  da  die  Kollegien  ftlr  die  Regel  ihren  Zöglingen  freien  Unterhalt  ge- 
währen ^.  Ihre  theologische  und  die  höhere  philosophische  Ausbildnng  empfangen  die 
Alumnen  der  römischen  Kollegien  vielfach  nicht  in  ihrem  eigenen  Institnt^,  vielmehr 
besuchen  sie  gewöhnlich  die  Vorlesungen  anderer  geistlichen  Lehranstalten  in  Rom, 
wfthrend  sie  in  ihrem  Kolleg  nur  Anleitung  zum  Durcharbeiten  und  Repetiren  des 
Gehörten  und  einen  besonderen  Unterricht,  welcher  speziell  auf  den  Missionsdienst 
berechnet  ist  und  die  Ausbildung  fQr  diesen  bezweckt^,  erhalten. 

Die  unmittelbare  Leitung  des  Kollegs  fahrt  ein  Rektor^,  welcher,  wenn  das 
letztere  einem  Orden  übergeben  ist,  aus  den  Professen  durch  den  Ordensgeneral  ^, 
sonst  durch  den  Protektor  ernannt  wird  ^.  Neben  und  unter  ihm  fungiren  noch  ausser 
den  fdr  bestimmte  Fächer  angestellten  Lehrern,  andere  Geistliche,  welche  theils  mit 
der  Erziehung,  theils  mit  der  Verwaltung  betraut  sind,  s.  g.  magiatri  rerum  spiritaUum^ 
oder  praefecii  Spiritus^ ^  ministri^^j  oeconomi^^  welche  auf  dieselbe  Weise,  wie  der 
Rektor  bestellt  werden  ^2. 

Diejenigen  Missions-Kollegien,  welche  dem  päpstlichen  Stuhle  unmittelbar  unter- 
worfen sind  und  der  Oberleitung  etwaiger,  von  demselben  bestimmter  Protektoren  unter- 
stehen, mögen  sie  ihren  Sitz  in  Rom  oder  anderwärts  haben,  werden  als  collegia  ponHfida  > ' 


1  Vgl.  die  clt.  const.  Gregor.  XIII. :  Ex  colleglo 
fQr  das  Germanikum. 

2  Doch  sind  auch  zahlende  Pensionäre,  sog. 
convieioTtBf  nicht  in  allen  Kollegien  absolut  ans- 
geschlossen  gewesen.  Für  das  Anglikanum  er- 
wähnen solche  die  clt  Dekrete  ▼.  1739,  bull. 
Prop.  2,  300,  welche  denselben  Regeln  wie  die 
Alumnen  unterworfen  sind,  nur  den  Eid,  in  der 
Mission  zu  dienen,  nicht  zu  leisten  haben.  Nach 
dem  prospectus  des  Propaganda-Kollegs  v.  1841, 
bull.  Prop.  6,  238  dürfen  andere  Schüler  als 
Alumnen  nur  mit  Genehmigung  des  Papstes 
selbst  zugelassen  werden. 

3  So  haben  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Zög- 
linge des  Germanikum,  femer  die  des  Anglika- 
num und  anderer  Kollegien  die  Yorlesungen  des 
ebenfalls  von  den  Jesuiten  gestifteten  und  gelei- 
teten Collegium  Romanum  besucht,  Grisar 
a.  a.  0.  S.  610.  611.  620.  634.  Das  Collegium  de 
Propaganda  Fide  hat  eine  eigene  Lehranstalt  mit 
Lehrstellen  für  Philosophie ,  für  Theologie  und 
für  eine  Reihe  von  Sprachen.  An  den  Vorlesun- 
gen desselben  haben  die  Zöglinge  des  Collegium 
graeco-ruthenicum  theilgenommen  und  hören  sie 
auch  noch  Jetzt,  a.  a.  0.  S.  617.  633.  Ebenso  sind 
die  Zöglinge  des  collegium  Armenicum  von  Leo 
XIII.  in  Bezug  auf  Vorlesungen  und  Promotion 
an  die  eben  gedachte  Lehranstalt  gewiesen  wor- 
den, Acu  s.  sed.  15,  334.  340. 

*  S.  z.B.  die  Dekrete V.  1739  für  das  Anglika- 
num ,  1.  c.2, 297 :  „Duo  sint  in  colleglo  maglstri, 
unus  controverslarum  et  s.  Scrlpturae,  alter 
theologlae  moralis;  lectiones  vero  proponendae 
aptentur  speciali  Instituto  Angllcae  misslonis . . . 
Magister  controTerslarum  sit  etlam  praefectus 
Studiorum  et  sedulo  inquirat  de  profectu  studen- 
tium,  atque  eos  particularibus  exerceat  disputa- 
tionlbus  .  .  .  Magister  theologlae  moralis  habeat 
onus  repetendi  lectiones  in  colleglo  Romano  au- 
ditas  a  logicls  et  metaphyslcis",  s.  auch  p.  300. 


^  Desselben  wird  in  fast  allen  citirten  Bullen 
erwähnt;  s.  auch  Dekret  v.  1739, 1.  c.  p.  297. 

^  Bei  den  Kollegien  in  Rom,  cit.  const  Gre- 
gor XIII.:  Ex  colleglo,  bei  Theiner  S.  426; 
Dekret  v.  1739,  1.  c.  p.  296,  bei  den  englischen 
Kollegien  von  demselben  und  dem  betreffenden 
Jesuitenprovinzial. 

"^  Bei  dem  collegium  de  piopaganda  flde  von 
dem  Kardinalpräfekten  der  betreffenden  Kon- 
gregation in  Vertretung  derselben,  Grisar 
S.  618. 

8  Const.  Gregor.,  a.  a.  0.  S.419:  „qui  pieUtis 
disciplinam  primum  quidem  novls  alumnis, 
deinde  etlam  adultis  ceterisque  omnibus  acoura- 
tissime  tradant^ 

9  Dekrete  v.  1739,  1.  c.  p.  297. 

10  A.  a.  0. :  „patris  ministri  vigllantiae  com- 
mittitur,  ut  ab  alumnis  constitutiones  nee  non 
decreta  . . .  circa  eorum  disciplinam  exarata  ada- 
musslm  observentur". 

"  Const.  Gregor.,  a.  a.  0.  S.  426. 

12  Grisar  S.618;  Dekrete  v.  1739, L  c. p. 296 : 
^a  superlorlbus  d.  ven.  socletatls  destlnentur  V 
rellgiosi  sacerdotes, . . .  qulbus  collegll  cura  sit  de- 
mandata, . .  ex  saoerdotlbus  constituantur  rector, 
minister,  praefectus  spirltus  et  duo  maglstrP. 

«  ürban  VIII.  const.  clt  v.  1627  für  Loretto; 
für  Fulda  y.  1628:  „ad  praestandum  iuramen- 
tum  iuxta  formulam  ab  eadem  congregatione 
(Propaganda)  alumnis  pontiflclorum  colleglorum 
praescriptum^:  Dekr.  Alexanders  VII.  v.  1660, 
bull.  Propag.  1,  140.  144;  Const.  Bened.  XIV: 
Common datlssimum  v.  5.  April  1763,  bull.  cit. 
3,294.295;  das  Kolleg  der  Propaganda  wird 
collegium  seu  seminarium  apostolicum,  1.  c.  1, 
66 ;  collegium  pontiflclum  seu  seminarium  apo- 
stolicum 1,  69.  253,  collegium  seu  seminarium 
apostolicum  pontiflclum  pastorale  1,  277  ge- 
nannt 
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oder  apostoUca^  bezeichnet^.  Herkömmlicher  Weise  werden  ihnen,  d.  h.  den 
Kollegien,  ihren  Rektoren,  den  sonstigen  Angestellten  und  den  Alumnen  eine  Reihe 
von  Privilegien  verliehen,  so  am  häufigsten  dieselben  Privilegien,  welche  das  Stadium 
generale  (die  Universität)  in  Rom ,  die  Rektoren  und  die  lesenden  Doktoren  des- 
selben besitzen  3,  femer  das  Privileg,  an  diejenigen,  welche  im  Kolleg  und  anderwärts 
die  erforderliche  Zeit  studirt  haben,  die  akademischen  Orade  zu  ertheilen^,  weiter 


1  Vgl.  die  vor.  Anm.  und  ferner  Gerarchia  cat- 
tollca  per  Tanne  1886  clt.  p.  663  (collegi  apo- 
stolici). 

Der  Ausdrock :  collegium  nationaU  1.  c.  2,  83 
ist  damit  nicht  identisch,  denn  er  ist  Ton  dem 
Z^eck,  Misslon&re  für  eine  bestimmte  Nation 
auszubilden,  hergenommen.  Das  collegium  pon- 
tiflcium  braucht  aber,  wie  das  Propaganda-Kolleg 
zeigt,  nicht  einen  solchen  beschränkten  Zweck 
zu  haben ,  andererseits  kann  aber  auch  ein  der 
Leitung  und  der  ordentlichen  Jurisdiktion  des 
Bischofs  unterstelltes  Kolleg  den  gedachten 
Zweck  verfolgen,  also  ein  collegium  nationale 
sein,  s.  o.  S.  516  n.  3. 

2  Das  collegium  pontiflcium  bildet  den  Gegen- 
satz zum  collegium  oder  seminarium  episcopale, 
const.  Bened.  XIV  clt,  für  Wilna  1,  294.  Dass 
der  Sitz  nicht  entscheidend  ist,  ergiebt  sich  aus 
den  Nachweisungen  in  der  Anm.  13  S.Ö18,  ebenso- 
wenig kommt  es  darauf  an,  ob  der  Papst  einer 
derartigen  Anstalt  Unterstützungen  gewährt  Das 
Entscheidende  ist,  dass  es  direkt  unter  dem 
Papst  steht  und  die  Oberleitung  speziell  an  von  ihm 
bestimmte  Personen  oder  Behörden  übertragen 
wird,  so  dass  also  diese  nur  übertragene  päpst- 
liche, nicht  eigene  Amtsbefugnisse  ausüben. 
Eine  Reihe  von  Orden  haben  ebenfalls  Kol- 
legien zur  Ausbildung  der  ihnen  angehörigen 
Prof  essen  für  die  Mission  besessen,  ja  sogar  auf 
Anordnung  der  Päpste  errichtet,  so  z.  B.  die 
FranziskaneT-Observanten,  s.  bull.  Prep.  1,  151. 
274,  die  Franziskaner-Konyentualen  in  Assisi, 
1.  c  p.  281  (vgl.  femer  2,  46;  3,  237),  aber 
diese  sind  Institute  des  betre£Fenden  Ordens  und 
stehen  daher  unter  dem  General  des  letzteren, 
in  seiner  Eigenschaft  als  oberster  Ordens-Leiter, 
nicht  unmittelbar  unter  dem  Papst.  Deshalb 
werden  sie  auch  niemals  als  collegia  pontiflcia 
bezeichnet  und  in  der  Gerarchia  cattolica  cit. 
p.  664  nach  den  collegi  pontiflei  unter  der  be- 
sonderen Ueberschrift :  collegi  dl  regolari  auf- 
geführt. 

8  Cit.  Const  Urbans  VIII.  für  das  Kollegium 
der  Propaganda,  bull.  Propag.  1,71:  „coUegio 
seu  seminario,  rectori,  scbolaribus,  praeceptori- 
bus,  magistris,  oeconomis,  offlcialibus,  ministris 
et  personis  ut  quibuscumque  privilegiis,  exemp- 
tionibus,  libertatibus ,  facultatibus ,  gratiis  et 
indultis,  quibns  Studium  generale  dlctae  urbis 
[et  alia  Germanicae,  Anglicae  et  Graecae  natio- 
num  collegia  In  ipsa  urbe  a  praedecessoribus 
nostris  instituta  illorumque  rectores,  scholares, 
praeceptores,  magistrl,  oeoonomi,  offlciales,  mi- 
nistri  et  personae]  quovis  modo  utuntur,  potiun- 
tur  et  gaudent  ac  uü,  potiri  et  gaudere  possunt 
et  poterunt,  quomodolibet  in  futurum  non  solum 
ad  eorum  instar,  sed  aeque  principaliter  et  pari- 
formlter  in  omnibus  et  per  omnia  utl,  potiri  et 


gaudere  debeant,  dicta  auctoritate  pariter  perpetuo 
de  speciali  gratia  indulgemus*^,  in  kürzerer,  aber 
das  Wesentliche  aufweisender  Form,  in  welcher 
statt  der  elngeklammerteti  Stelle  die  Worte :  „et 
rector  illius  necnon  doctores  et  legentes'^  stehen, 
schon  in  der  const  Julii  III.  v.  1552  für  das 
Germanikum,  fast  wörtlich  auch  noch  i.d.  const 
Y.  1573  für  dasselbe,  und  In  den  Konstitutionen 
Gregors  XIII.  für  das  griechische,  englische  und 
armenische  Kolleg,  während  dagegen  die  Grego- 
rianische Bulle  für  das  maronitische  und  die 
const  Clemens'  VIIL  für  das  schottische  v.  1600 
schon  die  ausführlichere  Fassung  hat.  In  der 
kürzeren  Form  findet  sich  das  Privileg  auch  in 
den  3  Bullen  ürbans  VIII.  für  die  Kollegien  zu 
Wien,  Prag  und  Fulda,  endlich  in  einer  etwas 
abweichenden  Fassung  in  denen  Clemens'  VIII. 
für  die  englischen  Kollegien  zu  Valladolid  und 
Sevilla. 

^  Auch  für  dieses  bildet  die  cit  const  Julil 
m.  V.  1552  die  Grundlage,  Theiner  a.  a.  0. 
S.  407:  „Regentibus  superioribus  dicti  collegil 
. . .  assistentibus  praefatis  professoribus  seu  ali- 
quibuB  ex  eis  aut  de  eorum  consilio  et  expresso 
oonsensu,  iUos,  quos  in  dicto  collegio  et  alibi  per 
tempuB  debitum  studuisse  ac  seientia  et  moribus 
idoneos  esse  repererint,  in  praedictis  facultati- 
bus ad  baccalaureatus ,  licentiaturae  et  doctora- 
tus  ac  magisterii  gradus,  servata  alias  forma  con- 
cilil  Viennensis  —  vgl.  Clem.  2  de  magistr.  V.  1 
—  iuxta  universitatis  eiusdem  urbis  consuetudi- 
nem  seu  alias  promovendi  et  Ipsorum  graduum 
solita  insignia  eis  exhibendi  quodque  in  faculta- 
tibus supradictis  sie  promoti  illa  legere  et  Inter- 
pretari  ac  in  eis  disputare  et  quoscumque  gradus 
seu  gradibus  huiusmodi  convenientes  actus  exer- 
cere  et  alias  omnibus  et  singulis  privilcgils,  gratiis, 
favoribus,  praerogativis  et  indultis,  quibus  all! 
in  praedicta  Ben  aliis  universitatibus  et  alibi, 
iuxta  illius  et  aliaram  universitatum  huiusmodi 
constitutiones  et  mores  ad  gradus  praedictos 
promoti  de  iure  vel  consuetudlne  utuntur  et 
gaudent  ac  uti,  potiri  et  gaudere  poterunt  in  txt- 
turum,  uti,  potiri  et  gaudere  possint  et  debeant 
in  omnibus  et  per  omnia,  ac  sl  gradus  praedictos 
in  ipsa  universitate  iuxta  consuetudlnes  et  mores 
praedictos,  suscepissent ,  concedendi  et  indul- 
gendi'*.  Ein  derartiges  Privileg  ist  ausser  dem 
Germanikum,  für  welches  es  in  der  const.  clt. 
Postquam  deo  v.  1573  vtriederholt  ist,  auch  Ton 
Gregor  XIII.  in  den  betreffenden  Bullen  dem 
griechischen,  englischen  und  armenischen  Kolleg, 
von  Clemens  VIII.  den  englischen  Kollegien  in 
Valladolid  und  in  Sevilla  (diesen  in  der  Formu- 
lirung,  dasB  die  Promovirten  dieselben  Rechte, 
wie  die  in  Oxford  und  Cambridge  Graduirten 
geniessen  sollen)  ertheUt  worden.  Es  findet  sich 
femer  in  der  zuerst  gedachten  Fassung  in  der 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  ELirohe  durch  dieselbe. 


[§.  232. 


eine  Reihe  von  Pmilegien  in  Bezug  auf  die  üebertragung  der  Weihen,  einschliesslich 
der  höheren  Weihestufen,  an  die  Alumnen  und  die  Erlangung  derselben  durch  die 
letzteren  1,  femer  Privilegien  auf  einen  vollkommenen  Ablass  entweder  für  die  Alum- 
nen allein  oder  für  diese  und  die  Leiter,  sowie  die  sonstigen  Angestellten  2,  ja  endlich 
haben  die  Päpste  den  Zöglingen  der  gedachten  Kollegien  auch  Befreiungen  vomPfarr- 


Bolle  Urbans  YIU.  f  Qr  Loretto.  In  der  letzteren 
und  in  den  gregorischen  Bullen,  Ton  der  für  das 
Germanikum  1.  J.  1573  erlassenen  ab,  ist  die 
Yomahme  der  Promotion  aber  von  der  Assistenz 
oder  der  Zustimmung  der  Protektoren  abhängig 
gemacht ,  dagegen  in  den  beiden  Clemens*  VIII. 
in  die  Hand  der  superiores,  d.  b.  des  Jesuiten- 
proYlnzials,  des  Rektors  und  des  Yom  Protektor 
deputirten  Geistlichen,  gelegt. 

Das  Privileg  fehlt  in  der  Bulle  Gregors  XIII. 
für  das  maronitische,  in  der  Clemens*  YIII.  für 
das  schottische  Kolleg,  femer  in  den  Bullen 
XJrbans  YIII.  für  das  Kolleg  der  Propaganda  und 
für  die  Kollegien  zu  Wien,  Prag  und  Fulda. 
Unter  diesen  Umständen  kann  nur  angenommen 
-werden,  dass  die  Uebergebung  absichtlich  erfolgt, 
nicht  aber,  dass  das  Promotionsrecht  von  selbst 
mit  dem  ersterwähnten  Privileg  (s.  o.  S.519  n.  3) 
verliehen  ist.  Der  letztgedachten  Auffassung 
steht  entgegen,  dass  es  bei  derselben  in  den 
Bullen,  welche  das  Privileg  nicht  aufweisen,  an 
einer  Bestimmung  über  die  Ausübung  des  Gra- 
dnirungsrechts ,  welches  niemals  dem  Rektor 
allein  übertragen  wird,  fehlen  würde,  sowie 
femer,  dass  bei  dem  wiederholten  Yorkommen 
beider  Privilegien  neben  einander  in  denselben 
Bullen  nach  kurialer  Anschauung  das  letztere 
nicht  ohne  Weiteres  in  dem  ersteren  enthalten 
sein  kann.  Bestätigt  wird  diese  Ansicht  weiter 
dadurch,  dass  später,  vgl.  den  prospectus  collegii 
Urbani  S.  Congr.  de  prop.  flde  v.  1841 ,  auch 
bull.  Propag.  6,  236,  dieses  Kolleg  seitens  der 
Päpste  blos  das  Privileg  erhalten  hat :  ,^ut  eins 
alumni  (also  nicht  andere),  qui  solemni  facto 
sdentlarum  periculo  Optimum  profectus  sui  spe- 
dmen  exhibuerint,  philosophica  aut  theologica 
laurea  ab  Em.  S.  Concilii  Cardinali  praefeoto 
donarentur^ 

1  Diese  Privilegien,  welche  zuerst  von  Gregor 
XIII.,  und  zwar  dem  Anglicanam  1578  ertheilt 
worden  sind,  gehen  darauf:  .,ut  de  licentia  pro- 
tectoris  ac  dicti  coUegii  rectoris  consensu  et  exa- 
mine  praecedente,  etiam  extra  tempora  a  iure 
statuta  interstitiisque  tempore  a  s.  ooncilio  Tri- 
dentino  praestitutis  non  exspectatis  et  etiam  abs- 
que  suorum  ordinariorum  literis  dimissorialibus 
ac  sine  aliquo  beneflcii  et  patrimonii  titulo  et 
non  obstante  quovis  natalium  defectu,  super  quo 
cum  talibus  per  easdem  praesentes  dispensamus, 
ad  omnes,  etiam  ad  sacros  et  presbyteratus  ordi- 
nes  promoveri  ....  valeant"  (vgl.  Bd.  I.  S.  76. 
97.  113.  116).  Sie  finden  sich  wieder  in  den 
Bullen  Clemens'  YIII.  für  die  englischen  Kolle- 
gien zu  Yalladolid  und  Sevilla ,  in  dem  Breve 
Clemens'  XIU.  v.  1776,  bull.  Prop.  4,  114  für 
das  englische  Kolleg  zu  Douai,  ferner  In  den 
Bullen  Urban's  YUI.  v.  1627  u.  1628  für  Prag, 
Wien,  Fulda  und  Loretto,  hier  aber,  ebenso  vrie 
schon  in  der  const  Gregorys  XIII :  £x  collegio  v. 


1684  für  das  Germanikum  unter  Fortlassung  der 
ein  für  alle  Mal  ertheilten  Dispensation  vom 
defectus  natalium.  Andererseits  weisen  von  den 
nach  1678  erlassenen  Bullen  diejenigen  für  das 
maronitische  und  für  das  schottische  KoUeg,  so- 
wie selbst  die  Bulle  Urban's  YIII.  für  das  Kolleg 
der  Propaganda  diese  Privilegien  nicht  auf.  Die 
Ansicht  von  Mejer,  Propaganda  1,  232,  dass 
sie  den  eben  erwähnten  Anstalten  durch  das  o. 
S.  619  n.3  erwähnte  Privileg  in  der  durch  Klsm- 
mern  bezeichneten  Fassung  verliehen  seien,  ist 
unrichtig.  Bei  dem  letzteren  handelt  es  sich  blos 
um  etwaige,  mit  den  Studienzwecken  zusammen- 
hängende Yorrechte ,  und  überdies  gedenkt  die 
Bulle  Urban's  YIII.  für  Loretto,  welche  ausdrück- 
lich die  Weiheprivilegien  aufweist,  bei  der  oben 
gedachten  Privilegirung  auch  der  Yorrechte  des 
„alia  oollegia  quarumcunque  nationum  et  semi- 
nariorum  tarn  in  eadem  alma  urbe,  quam  extra 
illam'',  kann  also  unter  den  letzteren  nicht  die 
Ordinationsprivilegien  begreifen.  Dazu  kommt 
weiter,  dass  Urban  YIII.  die  letzteren  durch  ein 
besonderes  Brere  v.  1631  dem  irländischen  Kol-^ 
leg  zu  Rom  (aber  ohne  die  Dispensation  vom 
defectus  natalium),  vgl.  bull.  Prop.  4,  165,  ge- 
währt hat,  und  dass  das  Breve  desselben  v.  1638, 
ibid.  1,  91,  die  gleichen  Yorrechte  den:  „oon- 
gregationis  (sc.  de  Propaganda  flde)  alumnis  et 
eonvictoribus  et  aliis  qui  quoquo  modo  adinstan- 
tiam  eiusdem  congregationls  in  praesentiarum 
Romae  vel  allbi  eduoantur  et  in  futurum  ednca- 
buntur^,  d.  h.  den  Zöglingen  des  Propaganda- 
Kollegs  einerseits,  andererseits  aber  auch  den- 
jenigen der  unter  der  Leitung  der  Propaganda 
stehenden  römischen  und  auswärtigen  Kollegien 
(ein  Gegensatz,  welchen  Mej  er  S.  234  mit  Un- 
recht leugnet),  verleiht,  also  ofEenbar  eine  em- 
pfundene Lücke  ausfüllen  will. 

2  Gregor  XIII  const.  Postquam  deo  v.  1573 
für  das  Germanikum  :  „de  omnipotentls  dei  mi- 
sericordia  ac  bb.  Petri  et  Pauli  apostolorum  eins 
auctoritate  nostraqae  conflsl  omnibus  et  singulis 
Bcholaribus  qui  in  id  coUegium  recepti  fuerint, 
in  ipso  ingressu  ac  deinde  in  exltu,  si  quidem 
confeesi  et  contriti  sacram  communionem  devote 
perceperint  atque  etiam,  si  eodem  in  collegio 
decedere  eos  ab  humanls  contigerit,  in  mortis 
artlculo  plenariam  omnium  peccatorum  suorum 
Indulgentiam  et  remissionem  concedlmus  et  elar- 
gimur"  ferner  die  für  das  englische  (hier  mit  dem 
Zusatz :  rectoribus  etministris),  die  Bullen  Urban's 
YIII.  für  die  Kollegien  in  Wien,  Prag,  Fulda 
und  Loretto  (in  letzterer  blos  für  die  Alumnen). 
Das  Privileg  fehlt  in  den  Bullen  Gregorys  XIII, 
für  das  griechische,  maronitische  und  armenische 
Kolleg,  dagegen  ist  es  in  denen  Clemens'  YIII. 
für  die  Kollegien  zu  Yalladolid  und  Sevilla  durch 
Hinweis  auf  die  den  anderen  Kollegien  ertheilten 
Indulgenzen  gewährt. 
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zwang  gewährt^  und  die  Kollegien  selbst  zu  besonderen  (Anstalts-)  Pfarreien  erhoben^. 
Indessen  sind  die  erwähnten  Privilegien  nicht  einzig  und  allein  an  die  Eigenschaft 
einer  geistlichen  Bildungsanstalt  als  eines  päpstlichen  Kollegs  geknüpft^,  vielmehr 
sind  dieselben  päpstlicherseits  auch  anderen  Instituten  ertheilt  worden^. 


^  Zuerst  dem  englischen,  const.  Gregorii  XIII 
cit. :  j^ac  tarn  ipsi  (alumni)  quam  ceteri  in  dicto 
ooUeglo  degentes,  ut  poenitentiae  ao  eucharistiae, 
etiam  die  paschatis  et  extremae  unctionis  sacra- 
menta  a  confessarlo  aut  alio  sacerdote  Ipsius  col- 
legU  a  rectoreilllas  eonstltuendo  suscipeie  übere 
et  licite  valeant,  indulgemus",  ferner  in  fast 
gleiclier  Formnliraug  durch  Urban  YIII.  den  Kol- 
legien zu  Wien,  Prag  und  Fulda.  Die  Bullen 
desselben  für  Loretto  und  für  das  Kolleg  der 
Propaganda  weisen  das  PrlTlleg  nicht  auf.  Nach 
dem  Breve  Clemens' XI.  y.  18.  August  1708,  bull. 
Prop.  1,  231  hat  aber  die  Propaganda  schon  1.  J. 
1647  durch  zwei  Ton  Innocenz  X.  bestätigte 
Pekrete  in  Anhalt  an  die  dem  zuletztgedachten 
Kolleg  zustehende  Befreiung  von  der  kirchlichen 
Jurisdiktion  des  KardinaMkars  (s.  o.  S.  516)  und 
die  oben  S.  519  n.  3  gedachten  PrlTllegien  den 
Alumnen  des  Kollegs  und  den  Intra  septa  collegli 
wellenden  mlnistrl  die  Exemtion  Tom  Pfamrer- 
bande,  insbesondere  hinslchtlicb  des  Begräbnisses, 
der  Eucharistie,  des  Yiatikums  und  der  letzten 
Oelung  zugesprochen,  und  das  cit.  Breve  exlmlrt 
aut  AnlasB  eines  entstandenen  Streites :  „  colle- 
glum . . . .  ac  omnes  et  quoscumque  illius  mlni- 
stros,  offlciales,  reotorem,  magistros  seu  lectores, 
alumnos  et  convictores,  necnon  famulos  alles 
praefatae  cardinalium  congregationi  ac  ipsi  col- 
leglo  quomodo  llbet  inserrientes ,  intra  tarnen 
eiusdem  collegli  ac  illius  palatit  septa  degentes  " 
Ton  der  betreffenden  Pfarrei  der  Stadt,  und  über- 
trägt die  Verwaltung  der  Sakramente,  namentlich 
der  Eucharistie,  des  Yiatikums  und  der  letzten 
Oelung,  sowie  der  sonstigen  Seelsorge  für  die 
genannten  Personen  dem  Rektor  des  Kollegs  oder 
einem  Ton  der  Propaganda-Kongregation  zu  depu- 
tirenden  Priester,  so  dass  denselben  diese  Redite 
unter  Ausschluss  des  Stadtpfarrers  „excepta 
dumtaxat  admlnlstratione  matrimonli  quoad 
offlciales  et  allos  Inservientes,  qui  hac  tantum 
ratlone  parocho  et  parochiae  praedlctls  subsint" 
zustehen  sollen  „tam  saper  admlnlstratione  om- 
nlum  allorum  sacramentorum  quam  iure  sepeli- 
endi  in  ecclesla  dictae  congregatlonls  cardinalium 
absque  ulla  quartae  rel  allorum  iurlum  parochia- 
lium,  etiamsi  In  alla  ecclesla  sepultura  electa 
f nerit,  solutione  ....  non  secus  ac  si  palatlum  et 
oollegium  praedlcta  extra  limites  dictae  parochiae 
Sita  et  ab  ea  prorsus  dismembrata  essent  ipse- 
que  collegli  rector  unicus  ac  Terus  et  proprius 
earumdem  personarum  intra  palatii  et  septa 
collegli  commemorantium  et,  ut  praefertur,  in- 
servientiumparochus  exlsteret".  Dieselben  Rechte 
und  Befreiungen  sind  femer  durch  Clemens  XI. 
auch  zwei  Terelnlgten  Kollegien  in  Avignon  bei- 
gelegt worden,  s.  o.  S  515  n.  4. 

2  So  die  BuDen  Clemens'  VIII.  für  die  eng- 
lischen Kollegien  zu  Valladolid  und  SoTilla, 
welche  den  Kirchen  derselben  das  Recht  zur 
Aufbewahrung  des  Sanktissimum  und  zum 
Glockengeliute  bei  der  Messe  und  bei  Begräb- 
nissen ertheilen,  sowie  bestimmen,  dass  der  Rek- 


tor einen  Alumnen  mit  der  Seelsorge  betrauen 
soll,  aber  eventuell  auch  selbst  diese  wahrnehmen 
kann.   Vgl.  auch  die  vor.  Anm. 

Ausser  den  genannten  kommen  aber  auch  noch 
andere  Privilegien  vor,  so  nach  der  cit.  Bulle  für 
das  Anglikanum  das  Recht,  die  Alumnen  von 
allen  kirchlichen  Censuren  und  Strafen,  sowie 
von  allen  noch  so  schweren  Sünden,  selbst  den 
in  der  Bulle  Coenae  domini  reservirten  (abge- 
sehen von  einigen  Ausnahmen)  loszusprechen, 
und  das  Recht,  sie  von  allen  Irregularitäten 
(ausser  dem  homicidlum,  der  Bigamie  und  der 
Ketzerei)  zu  dlspenslren,  für  den  Rektor-Pres- 
byter und  den  von  ihm  auszuwählenden  Beicht- 
vater, femer  nach  den  Bullen  für  die  mehrfach 
genannten  Kollegien  zu  Valladolid  und  Sevilla 
das  Recht  des  Rektors,  in  allen  Prozess-  (Civil-, 
Crlminal-  und  gemischten)  Sachen  des  Kollegs, 
den  Angestellten  und  den  Alumnen  desselben 
Richter  zu  bestellen  und  diesen  die  Jurisdiktion 
zu  übertragen,  endlich  nach  den  Bullen  Urban's 
VUL  für  Wien,  Prag  und  Fulda  das  Privileg  für 
die  in  den  gedachten  Kollegien  ausgebildeten 
Alumnen,  vorzugsweise  durch  die  Prälaten  und 
Kollatoren  in  den  betreffenden  Landesthellen 
auf  Beneflzlen,  namentlich  Seelsorge- Aemter  be- 
fördert und  dem  Papste  durch  die  Nuntien  und 
die  erwähnten  Prälaten  zur  Berücksichtigung  bei 
den  der  päpstlichen  Besetzung  unterliegenden 
Beneflzlen  empfohlen  zu  werden. 

3  Wennschon  sie  nach  der  Auffassung  der 
Kurie  mit  einem  päpstlichen  Kolleg  verbunden 
sind,  so  erklärt  das  Enichtungsbreve  Leo*s  XIII. 
V.  25.  Oktober  1884  für  das  colleglum  ürbanum 
statuum  foederatorum  Americae  septentrlonalls. 
Acta  s.  sed.  17,  175,  Arch.  t  k.  K.  B.  54,  449 
doch  ausdrücklich :  „Idem  colleglum  ....  erlgi- 
mus  et  constltuimus  ac  nomine  pontlflclo 
decoramus  eidemque  omnia  Iura,  praerogativas, 
prlvllegla  hulusmodi  colleglorum  proprla  attrl- 
buimus  et  elarglmur",  und  das  cit.  Breve  für  das 
Armenische  v.  1883 :  „fnndamus  et  constltuimus 
colleglum  clericoram  Armenioram  eidem- 
que prlvilegla  lusque  omne  legltlml  collegli 
trlbulmns  **  (welches  übrigens  auch  In  der  Gerar- 
chla  cattolica  per  Tanno  1886.  Roma  1886,  p. 
664  unter  den  collegi  apostolid  aufgeführt  ist). 
Freilich  bleibt  es  bei  einer  fehlenden  (wenigstens 
nicht  bekannt  gewordenen)  authentischen  Aus- 
legung solcher  Verleihungen  zweifelhaft,  welche 
der  0.  S.  519  gedachten  Privilegien  damit  gemeint 
sind.  Sicher  darf  wohl  die  Exemtion  von  jeder 
anderen  Gewalt  als  der  des  Papstes,  bez.  des  von 
Ibm  bestimmten  Protektors  und  der  sonstigen 
Leiter,  sowie  das  o.  S.  519  zuerst  erwähnte  Vor- 
recht daranter  verstanden  werden,  wogegen  das 
Privileg  der  Graduirung  als  ausgeschlossen  zu 
betrachten  ist,  da  die  Alumnen  beider  Kollegien 
durch  die  Stiftungsbedingungen  hinsichtlich  ihrer 
Graduirung  an  das  Kolleg  der  Propaganda  ver- 
wiesen werden. 

*  So  hat  Sixtus  V.  in  den  Konstitutionen  v. 


522 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  232. 


in.  Die  Kollegien  zur  Heranbildung  von  Geistlichen  aus  be- 
stimmten Ländern  und  für  dieselben.  In  einer  engen  Verwandtschaft  zn  den 
eben  besprochenen  Missionsanstalten  stehen  die  erst  in  neuerer  Zeit,  seit  dem  Ponti- 
fikate  Gregorys  XVI.,  namentlich  unter  der  Regierung  Pius*  IX.  errichteten  Kollegen, 
welche  dazu  bestimmt  sind,  für  einzelne  Länder  aus  den  Angehörigen  derselben  ge- 
eignete Priester  im  Mittelpunkt  der  Kirche  nach  der  in  Rom  herrschenden,  also  für 
die  übrigen  Theile  der  Kirche  hier  als  massgebend  betrachteten  wissenschaftlichen 
Methode  auszubilden,  damit  dieselben  später  für  den  geistlichen  Dienst  in  ihrer  Hei- 
math verwendet  werden^  können.  Es  gehören  hierher  namentlich  das  belgische 2, 
das  slldamerikanische^,  das  nordamerikanische^  und  das  polnische  Kol- 
leg ^  sowie  das  französische  Seminar^.  Eigentliche  Lehranstalten  bilden  diese 
Kollegien  nicht,  vielmehr  blos  Konvikte,  deren  Zöglinge  die  Vorlesungen  des  CoUe- 
gium  Romanum  besuchen  '^.  Zu  collegia  pontificia  sind  von  ihnen  nur  das  nordameri- 
nische  und  das  polnische  erhoben  ^.  Das  belgische  und  das  nordamerikanische 
stehen  unter  der  Leitung  des  Epilkopates  der  betreffenden  Länder^  und  haben  einen 


1586  u.  1688,  bull.  Taur.  8,  771  u.  9,  46  dem 
von  ihm  für  die  unentgeltliche  Aufnahme  von 
50  Scholaren,  „theologiae  et  utriusque  iuris  artinm- 
qne  stndiis  et  aliifi  sclentiis  et  discipllnis  nava- 
turis",  zu  Bologna  errichteten  Kolleg,  damit  diese 
dort  während  eines  Zeitraumes  von  höchstens 
sieben  Jahren  ihrem  Studium  obliegen  könnten, 
obwohl  dasselbe  keine  geistliche  Bildungsanstalt 
war,  vielmehr  nur  eine  Stiftung  zu  Gunsten  der 
Söhne  der  Einwohner  seiner  Oeburtsstadt  Mon- 
talto  und  der  nahe  gelegenen  Ortschaften,  welchen 
auch  das  Präsentationsrecht  verliehen  ist,  die 
Exemtion  von  jeder,  nicht  nur  der  Jurisdiktion 
des  Erzbischofs,  sondern  auch  des  Kardinallegaten, 
ferner  einen  besonderen  Kardinal-Protektor,  und 
dieselben  Rechte  und  Privilegien,  wie  der  Uni- 
versität Bologna  gewährt.  Andererseits  ist  von 
Urban  YIII.  das  erzbischöfliche  Seminar  zu  Prag 
1.  J.  1638,  bull.  Prep.  1,  92,  obwohl  es  unter  der 
Leitung  des  Erzbischofs  belassen  ist,  zugleich 
unter  die  Protektion  der  Propaganda-Kongrega- 
tion gestellt,  und  es  sind  dem  letzteren  und  den 
Alumnen  desselben  die  Privilegien  des  Studium 
generale  und  der  National-Kolleglen  in  Rom,  S. 
519  n.  3,  das  Recht,  unter  Zustimmung  des  Erz- 
bischofs akademische  Grade  zu  ertheilen,  sowie 
den  Alumnen  die  schon  erwähnten  Vorrechte  in 
Betreff  der  Ordination  (ohne  Dispensation  von  dem 
defectus  aetatis),  das  Vorzugsrecht  bei  der  Be- 
setzung der  einheimischen  Beneflzien,  0.  S.  621 
n.  2,  imddieo.  S.  520  gedachten  Ablassprivilegien 
verliehen  worden,  wogegen  allerdings  der  Propa- 
ganda das  Recht  vorbehalten  ist,  Zöglinge  aus 
Böhmen  für  10  Alumnenstellen  zn  nominiren. 
Vgl.  femer  noch  bull.  cit.  1,  107.  u.  2,  236. 

1  S.  die  Bulle  Plus'  IX.  v.  28.  Febr.  1853  für 
das  seminarium  Pium  (vgl.  nachher  im  Text), 
Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  650:  „salutarem  doctrlnam 
ex  ipso  fönte  hauriant  et  omnla  gravissima  eccle- 
siastici  minlsterii  munera  et  sacrorum  ritus  ac 
caeremonias  ex  eccleslae  omnium  matris  et  ma- 
gistrae  more  institutisque  condlscant  ac  delnde 
Studiorum  curriculo  confecto  in  patriam  redeant" 

2  Im  J.  1844  wesentlich  auf  Betrieb  des  Erz- 


bischofs von  Mech  ein,  des  Kardinals  Sterckx,  er- 
richtet, ursprünglich  für  Priester,  welche  bereits 
in  Belgien  ihre  theologischen  Studien  vollendet 
und  Grade  in  der  Theologie  oder  im  kanonischen 
Recht  erworben  hatten,  während  jetzt  auch  An- 
fänger behufs  des  Studiums  der  Theologie  und 
der  Philosophie  eintreten,  Moroni,  dlzionarlo  dl 
erudizione  storico-ecclesiastica  42,  57 ;  G  rl  s  a  r , 
a.  a.  0.  S.  637. 

8  Colleglum  Pium  Latinum  Americanum  1.  J. 
1868  eröffnet,  Moroni,  1.  c.  85,  203  u.  98,  25. 

^  Auf  Anregung  Plus'  IX.,  coli.  conc.  Lac.  8, 
268,  gegründet  und  1869  in  Wirksamkeit  getreten. 
Ein  formales  Errichtungs-  und  Bestätigungs- 
breve  ist  aber  erst  von  Leo  XIII.  (S.  521  n.  3) 
ertheilt  worden ,  G  r  i  s  a  r  S.  636. 

5  1865  gegründet,  Grisar  8.  638. 

6  Abweichend  von  den  anderen  Anstalten  Se- 
minar genannt,  zur  Vermeldung  der  Verwechse- 
lung mit  dem  an  der  Kirche  S.  Lulgi  dei  Francesi 
bestehenden  Kollegium  der  Kapläne  derselben, 
Moroni,  I.e.  85,  202;  Grisar,  S.  637.  Das 
Errichtungsschreiben  v.  14.  Juli  1869  ist  mir 
nicht  zugänglich  gewesen. 

^  Grisar  S.  637.  638,  die  des  nordamerika- 
nischen nehmen  allerdings  an  den  Vorlesungen 
des  Kollegs  der  Propaganda  Theil,  Acta  b.  sed. 
17,  177.  Im  Kolleg  erhalten  die  Zöglinge  neu 
einen  auf  nähere  Erläuterung  und  auf  RepeÜtion 
des  Gehörten  abzielenden  Unterricht,  so  wenig- 
stens nach  demBreve  für  das  nordamerikanische: 
„sacerdos  rerum  theologlcarum  etphilosophicarum 
sclentia  praestans  apud  ipsos  commoretur,  qui 
lisdem  in  susceptls  praelectlonibus  explanandis 
et  illustrandis  adiumento  erit.'' 

8  In  Betreff  des  ersteren,  S.  621  n.  3,  In  Be- 
treff des  letzteren  Grisar  S.  638  u.  Geraichica 
cattollca  per  Tanno  1886,  p.  664. 

0  Grisar  S.  638  und  cit.  Breve  von  1884: 
„administratlo  unlversa  collegil  ab  archlepisoopifl 
et  episcopis  foederatorum  statuum  Amer.  sep- 
tentrlon.  vel  a  praesulibus  ab  ipslsad  Id  muneris 
legitime  deputatls  geratur  ". 
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Kardinal  zum  Protektor  i,  bezw.  Patron  2.  Diesen  Kollegien  reihen  sich  endlich  die  für 
Italien  bestimmten  Anstalten,  das  seminarium  Pium  ^  ftlr  Jünglinge  aus  allen  Diöcesen  ^ 


1  So  das  belgische. 

2  Einen  solchen  hat  das  nordamerikanische 
Kolleg.  Die  Stellung  Ist  ein  für  alle  Mal  dem 
Prafekten  der  Propaganda  beigelegt. 

Ausreichendes  Material  über  die  nähere  Ver- 
fassung dieser  Kollegien  ist  abgesehen  von  dem 
cit.  Enichtungsbreve  für  das  nordamerikanische 
nicht  publicirt  An  der  Spitze  des  letzteren  steht 
mit  dem  Rechte  der  Leitung  der  übrigen  Beamten 
und  der  Alumnen  ein  Rektor,  welcher  Tom  Papste 
nach  Anhörung  der  Propaganda -Kongregation 
aus  drei  der  letzleren  von  den  leitenden  Bischof  en 
Torgeschlagenen  Priestern  ernannt  wird.  Dieser 
hat  sich  mit  Zustimmung  des  Kardinal-Patrons 
einen  Stellvertreter  und  mit  Genehmigung  des- 
selben und  der  leitenden  Bischöfe  einen  Kurator 
für  die  Verwaltung  des  Hans wesens  zu  bestellen, 
sich  mit  den  betreffenden  Diöcesan  -  Bischöfen 
über  die  Auswahl  neuer  Alumnen  zu  benehmen 
und  die  letzteren  bei  ihrem  Eintritt,  ebenso  bei 
der  Rückkehr  in  ihr  Vaterland  dem  Kardinal- 
Patron  vorzustellen,  sowie  endlich  aus  den  ap- 
pTobirten  Beichtvätern  für  die  Alumnen  einen 
ordentlichen  Beichtvater  und  magister  pietatis, 
welcher  im  Kolleg  zu  wohnen  hat,  ebenfalls  unter 
Zustimmung  des  Patrons,  auszuwählen.  Der 
Rektor  untersteht  in  allen  das  Kolleg  betreffenden 
Sachen  der  Oberleitung  des  letzteren  und  der  er- 
wähnten Bischöfe.  Uebrigens  haben  die  Alum- 
nen, ehe  sie  zu  den  höheren  Weihen  befördert 
werden,  den  0.  -S.  517  n.  9  gedachten  Eid  zu 
leisten. 

Das  polnische  Kolleg  hat  ebenfalls  einen  Kar^ 
dinal  zum  Protektor,  unter  dem  ein  Rektor  die 
eigentliche  Leitung  führt.  Bei  dem  belgischen 
helsst  der  Leiter  nicht  Rektor,  sondern  Präsident. 
Das  südamerikanische  Kolleg  ist  der  Leitung  der 
Jesuiten  anvertraut,  und  das  französische  Semi- 
nar steht  unter  der  der  französischen  Kongrega- 
tion V.  h.  Geiste  und  vom  reinsten  Herzen  Maria, 
Grlsar  S.  637.  638  u.  Gerarchia  cit.  p.  662 ff. 

3  Gestiftet  von  Plus  IX.  durch  die  Bulle :  Cum 
Romani  pontiflces  v.  28.  Juni  1853 ,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  1,  649}   Anal.  lur.  pontif.  1855.  p.  663: 

„In  S.  ApoUinaris  aedlbus  seminarium 

quod . . .  nobis  et  romanls  pontiflclbus  successori- 
bus  nostris  et  cardlnali  in  urbe  vicario  Imme- 

diate  et  omnlno  subiectum  esse  volumus , 

fundamus,  erigimus  et  constituimus . . .  statulmus 
quatuor  adesse  eccleslastioos  vires  a  summo  ponti- 
jlce  ellgendos,  qui  deputatorum  officium  obeun- 
tes  praesto  esse  debeant  cardlnali  vicario  in  procu- 
ratione  seminarli  cum  Romani  (d.  h.  des  Dlöcesan- 
seminars  für  die  Diöcese Rom,  s.  0. 504. n.  10)  tum 
Pii.  Eorum  munns  erit  In  res  omnes  utriusque 
seminarli  Inqulrere  et  illorum  ordini  ac  Prosperi- 
tät! consulere,  cardlnali  vicario  auxilium  qua 
opere  qua  consüils  praebere  quin  tarnen  Idem 
cardinalls  illorum  pladta  sequi  adlgatur,  cum 
Immo  ei  liberum  slt  ea  peragere  quae  potiora 
existimaverit" 

^  Und  zwar  hat  jede  Diöcese  ein  Recht  auf  eine 
Freistelle,  nur  Sinigaglia,  der  Geburtsort  Plus*  IX., 
auf  zwei.   Die  Qualifikation  der  aufzunehmenden 


Zöglinge  ist  dahin  festgesesetzt :  „Nemo  admit- 
tetur,  nlsi  ex  anteactae  vltae  ratlone  ad  sacerdo- 

tium  se  vocari  sentiat Sano  praeterea  sint 

corpore,  lingua  minlme  impedita  et  adspeotu 
non  deformi,  grammatica  ac  rhetorica  peritl  (das 
Breve  Leo*s  XIII.  v.  30.  Juli  1886,  Acta  s.  sed. 
19,  52  fordert  auch  Kenntniss  der  Anfangsgründe 

des  Griechischen) Omnes  proprli  eplscopl 

testimonlo  sint  praediti ;  in  quo  eluceat,  clericos 
ea  In  dioecesl  ortos  esse  ex  honestis  parentibus, 
nullam  sordescentem  artem  exercentibus ;  Ibique 
domicilium  habere;  ex  eodem  praeterea  testi- 
monlo constat,  clericos  ipsos  propter  bonos  eorum 
mores  dioecesl  utiles  et  deo  fldeles  devotosque 
fore."  Den  Vorzug  haben  diejenigen,  welche 
bereits  In  dem  Seminare  ihrer  Diöcese  die  Tonsur 
erhalten  haben.  Behufs  Nach  Weisung  der  Quali- 
fikation für  die  Aufnahme  ist  vom  Bischof  oder 
Generalvikar  oder  einem  Domherrn  mit  den  Syno- 
dal-Examlnatoren  ein  schriftliches  Klausur-Exa- 
men abzuhalten,  und  es  sind  die  Arbeiten  nebst 
den  gutachtliohenUrthellen  der  Examinatoren  vom 
Bischöfe  mit  einer  Aeusserung  desselben  über 
den  Charakter,  die  Anlagen  und  die  Befähigung 
des  Kandidaten  dem  Kardinal-Vikar  nach  Rom  ein- 
zusenden. Dieser  hat  unter  Beirath  seiner  Exa- 
minatoren und  des  Seminar-Rektors  demnächst 
über  die  Aufnahme  zu  entscheiden,  und  beruft 
den  Kandidaten  zum  Beginne  des  nächsten  Stu- 
dienkursuB  ein.  Wenngleich  die  Zöglinge  im 
Seminar  unentgeltlich  unterhalten  und  unter- 
richtet werden,  so  haben  die  Eltern  doch  beim 
Eintritt  eine  Summe  zu  deponlren,  welche  Im 
Falle  der  Entlassung  oder  des  Austrittes  zur  Be- 
streitung der  Kosten  der  Rückreise  und  für  die 
Beschaffungvon  nothwendlgen  Kleidern  ausreicht. 
Erst  drei  Monate  nach  dem  Eintritt  vrird  der  zu- 
gelassene Kandidat  definitiv  unter  die  Alumnen 
aufgenommen  und  hat  gleichzeitig  einen  Eid 
dahin,  „volle  se  absolutis  in  semlnarlo  studils  in 
propriaedloeccsls  et  eplscopl  servitium  remigrare", 
zu  leisten,  eine  Verpflichtung,  von  welcher  er 
nur  durch  Verwendung  in  einer  auswärtigen 
Mission  für  die  Dauer  derselben  frei  wird,  üeber 
die  Entfernung  ungeeigneter,  nachlässiger  und 
unwürdiger  Zöglinge  vor  Ablauf  der  Studienzeit, 
welche  auf  höchstens  neun  Jahr  festgesetzt  ist, 
entscheidet  der  Kardinal- Vikar.  Die  unmittelbare 
Leitung  des  Seminars  führt  unter  Aufsieht  des 
letzteren  (s.  d.  vor.  Anm.)  ein  vom  Papste  er- 
nannter Rektor,  die  anderen  höheren  Beamten 
des  Seminars,  1.  der  „  prorector  qui  alumnomm 
congressus,  colloquia  statls  diebus  dlrigat,  dum- 
modo  rector  ipse  ab  hoc  officio  se  abstinere  velit", 
2.  der  „magister  pietatis,  qui  debebit  spiritualia 
de  caelestibus  rebus  colloquia  et  sacros  sermones 
festis  diebus  ad  alumnos  habere,  quando  Ulis 
rector  et  pro-rector  vacare  haud  possint  Itemque 
sacramentales  eorum  alumnomm  confessiones 
excipere,  qui  libere  et  sponte  ad  Ipsum  accedere 
Toluerint^,  und  3.  der  „oeconomus,  qui  admlnl- 
strationem  redltuum  omnesque  expensas  curet", 
werden  von  dem  Kardinal- Vikar  ausgewählt  und 
Tom  Papste  bestätigt. 
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des  ehemaligen  Kirchenstaates  und  das  Collegmn  LombarcUcum  fdr  solche  aus  den 
oberitalienischen  Sprengein  ^  an. 

IV.  Bildungsanstalten  für  bestimmte  spezielle  kirchliche  Zwecke. 
Während  die  unter  lU  gedachten  Anstalten  nur  in  Rom  ihre  Stätte  haben  können, 
sind  sowohl  hier,  wie  auch  anderwärts  Biidungsinstitute  errichtet  worden,  welche 
besonderen  Zwecken  zu  dienen  bestimmt  sind,  und  bei  der  möglichen  Verschiedenheit 
derselben  einen  sehr  verschiedenen  Charakter  besitzen. 

Von  den  noch  jetzt  in  Rom  vorhandenen  Anstalten  gehören  hierher  das  senu" 
narium  Vaticanum  zur  Erziehung  von  Klerikern  ftlr  den  Dienst  der  Peterskirche, 
welches  von  Urban  VIII.  gegründet  worden  ist  2,  ferner  die  academia  ecclesiasHca  oder 


Wenngleich  nach  der  Errichtangsbnlle  das 
Beminarium  Pium  eine  besondere,  Ton  dem  lömi* 
sehen  Diöcesan-Semlnai,  dem  seminariom  Roma- 
nam,  getrennte  Anstalt  sein  soll,  so  haben  beide 
nicht  nur  denselben  Palast  bei  St.  Apollinare, 
sondern  auch  eine  Reihe  yon  Einrichtungen  ge- 
meinsam. Die  Zöglinge  des  seminarium  Pium 
müssen  ihre  Studien  in  der  Philosophie,  der 
Theologie  und  in  der  Jurisprudenz  (;,Hae  autem 
facultates  erunt  addiscendae  ....  uniTersa  philo- 
sophia,  theologia  dogmatica  et  moralls,  divino- 
rum  Ubrorum  et  ss.  patrum  scientia,  lingua 
hebraica,  graeca,  historla  eoclesiastica,  saeri  ritus 
itemque  ius  canonicum  clvile  et  criminale  ylca- 
riis  praesertlm  generalibus  Tel  maxime  utile  et 
necessarium")  gemeinsam  mit  den  Zöglingen  des 
8.  Romanum  an  der  für  beide  gleichmässig  be- 
stimmten Studien -Anstalt,  mit  einem  eigenen, 
Tom  KardinaMkar  ausgewählten,  Tom  Papst  be- 
stätigten praefectus  studiorum  an  der  Spitze,  den 
scholae  S.  ApoUinarls,  machen,  und  zwar  in  der 
Philosophie  während  eines  2-,  in  der  Theologie 
während  eines  4-,  in  der  Jurisprudenz  während 
eines  3  jährigen  Kursus,  jedoch  ist  der  letztere 
nicht  obligatorisch,  wennschon  jeder  Zögling  sich 
mit  den  Institutionen  des  ius  canonicum,  clvile 
und  criminale  bekannt  gemacht  haben  muss; 
Tgl.  die  Bulle  Pius'  IX.  t.  3.  Oktober  1863  über 
die  ratio  studiorum  in  schoUs  pontiflciis  seminarii 
RomanladS.  ApoUinaris,  cit.  Arch.  1 ,  659 ;  Anal, 
cit.  1855.  p.  707.  Durch  Leo  Xin.,  welcher  mittelst 
Schreibens  t.  20.  Mai  1885,  Acta  s.  sed.  17,  553, 
auch  die  Einrichtung  von  Lehrstühlen  für  die 
italienische,  lateinische  und  griechische  Sprache 
angeordnet  hat,  ist  femer  ein  1  jähriger  Kursus 
in  denselben  für  nothwendig  erklärt  worden,  wel- 
cher TOn  den  Alumnen  beider  Seminare  während 
des  für  die  Institutionen  der  Terschiedenen  Rechte 
bestimmten  Jahres  durchgemacht  werden  kann, 
cit  Breve  t.  1886,  a.a.O.  19,  51.  Ebenso  wie  das 
8.  Romanum  besitzt  auch  das  s.  Pium  das  Recht,  die 
akademischen  Grade  des  Baccalaureats,  des  Llcen- 
tiats  und  des  Doktorats  in  der  Philosophie,  der 
Theologie  und  in  beiden  Rechten  auf  Grund  der 
vorgeschriebenen  Examina  an  die  Zöglinge  zu  er- 
theilen  und  die  juristischen  Grade  auch  anclerici 
externi  (nicht  an  Laien)  „qui  studiorum  curriculum 
in  scholis  S.  ApoUinaris  Inierint  ibique  confece- 
rint  quique  iurisprudentiae  operam  dare  Tolue^ 
rint*"  und  zwar  mit  allen  Rechten  und  PriTilegien, 
„ac  sl  gradus  ipsos  in  Romano  Sapientiae  ar-o 
chigymnasio  et  in  qualibet  alla  universitate  con- 


sequuti  fuissent''.  Die  Diplome  weiden  yon  dem 
KardinalTikai  und  dem  Leiter  der  Lehranstalt, 
dem  praefectus  studiorum,  ausgestellt.  Der  Rek- 
tor jedes  Seminars  hat  den  Fleiss  der  Zöglinge 
zu  überwachen  und  den  jährlichen  Prüfungen 
derselben  anzuwohnen ;  auch  kann  er  die  Vor- 
lesungen der  Professoren  besuchen.  Im  semina- 
rium Pium  erhalten  die  Zöglinge  noch  Unterricht 
im  cantus  Gregorianus  durch  einen  Magister,  und 
ferner  durch  einen  geeigneten  Geistlichen,  wel- 
chen der  Rektor  mit  Zustimmung  des  Kardinal- 
vikars auswählt,  Unterricht  und  Anweisung  im 
Erklären  derETangelien  und  im  Predigen.  End- 
lich bilden  die  beiden  Seminare  mit  ihren  Zög- 
lingen eine  besondere,  eigene  Pfarrei,  deren 
Pfarrer  der  geistliche  Vorsteher  der  Kirche  S. 
ApolUnare  ist,  welcher  nach  Benehmen  mit  den 
betreffenden  Rektoren  auch  die  Alumnen  zum 
Altardieust  heranziehen  kann.  Die  höheren 
Weihen  haben  die  Zöglinge  während  ihres  Aufent- 
haltes im  Seminar  zu  empfangen,  sie  besitzen 
aber  in  dieser  Hinsicht  nicht  die  0.  S.  520  ge- 
dachten PriTilegien  der  Missionsanstalten. 

^  Auch  Seminario  dei  ss.  Ambrogio  e  Carlo 
von  der  Kirche,  bei  welcher  es  1862  errichtet 
worden  ist,  genannt.  Ueber  die  Einrichtung  ist 
nichts  näheres  publidrt.  VgL  Grisar,  S.  639 
und  Moroni,  dizionario,  indice  generale  S.  76. 

2  Durch  BreTe  Quoniam  ad  agrum  v.  26.  Ok- 
tober 1636,  bull.  BasUicae  Vatican.  Romae  1747, 
3,  253 :  ^  seminarium  .....  sub  cardinalis  archi- 
presbyteri  pro  tempore  existentis  oapitulique  et 
canonlcorum  d.  basilicae  pro  tempore  existentium 
cura,  gubernio,  regimine  et  administratione  pro 
pueiis  inibi  pie  alendis  ac  religiöse  educandis, 
qui  etiam  sacros  ritus  et  caeremonias  ecclesiasti- 
cas  addiscant  allaque  per  archipresbyterum  ac 
capitulum  et  canonicos  praescribenda  peragant 
et  eidem  basilicae  in  diTinis  iuxta  proTidam  or- 
dinationem  per  eosdem  archipresbyterum  ac  capi- 
tulum huiusmodi  faciendam  deserTire  teneantur 

erigimuB  et  institulmus^    Auch  sind  dem 

Seminar  und  den  Zöglingen  die  gleiche  Exemtion 
Tom  KardinaWikar  und  die  gleichen  PriTilegien, 
wie  den  Kanonikern  tou  S.  Peter  Terliehen  wor- 
den. Der  Arohipresbyter  t.  S.  Peter  ist  der 
Präfekt  des  Seminars,  unter  welchem  ein  Rektor 
die  unmittelbare  Leitung  der  Zöglinge  führt 
Diese  erhalten  den  theologischen  Unterricht  durch 
eigens  dazu  bestellte  Professoren.  Die  bei  dem 
Institut  femer  bestehenden  Gymnasialkurse  sind 
aber  in  den  letzten  Jahren  auch  Nichtseminaristen 
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ponüficia  acadmnia  dei  nobüi  eccletiasHci^^  zur  Vorbereitung  junger  Adliger,  welche  die 
theologischen  Studien  bereits  absolvirt  haben,  für  die  höhere  Prälatur^. 

Als  Beispiele  von  derartigen  Instituten  ausserhalb  Roms  mögen  nur  das  von  Cle- 
mens XII.  bestätigte  Kolleg  zu  Piacenza  zur  Aufnahme  von  Säcular-Klerikem  behufs 
Yomabme  der  exercitia  spiritualia  vor  Empfang  der  höheren  Weihen  und  behufs 
weiterer  Ausbildung  der  Alumnen  des  bischöflichen  Seminars  ^,  sowie  das  noch  heute 
in  Wien  bestehende,  von  Kaiser  Franz  I.  gestiftete  höhere  Priester-Bildungsinstitut 
zum  h.  Augustin  ^  angeführt  werden. 

§.233.    3.   Die  Eintotrhrng  der  sttiatlichen  Aufsicht  auf  die  Entwicklung  der  geistlichen 
Bildungsanstalten  seit  dem  18,  Jahrhundert. 

Das  18.  Jahrhundert,  das  Jahrhundert  der  Auf  klärung,  war  seiner  ganzen  geistigen 
Richtung  nach  der  Fortentwicklung  besonderer  geistlicher  Bildungsanstalten,  wie  es 
die  Seminarien  sein  sollten,  an  sich  ungünstig,  ja  selbst  der  zum  Theil  von  den  Ideen 
der  Zeit  beeinflnsste  hohe  katholische  Klerus  zeigte  bei  seiner  antijesuitischen  und 
antikurialen  Richtung  kein  Interesse,  gegenllber  dem  Aufblühen  der  sonstigen  allge- 
meinen Unterrichtsanstalten  Einrichtungen  aufrechtzuerhalten  oder  gar  zu  ver- 
mehren, welche  bei  der  alten  jesuitischen  Erziehungs-  und  Unterrichtsmethode  ver- 
blieben waren. 


zng&nglich  gemacht  worden,  Moroni,  dlzionario 
64,  23;  Grisar  a.  a.  0.  p.  623;  Geraichia  oat- 
tolica  per  l'anno  1886.  p.  662. 

i  Nach  Moroni  1.  c.  1,  47  nnd  65,  48  nnd 
Grisar  S.  623,  i.  J.  1706  von  ClemenB  XI.  nnd 
dem  Kardinal  Imperiali  gegründet,  wogegen 
Bangen,  rom.  Rnrie,  S.  52,  s.  aüch  Bd.  I. 
8.388,  die  Gründung  auf  Benedikt  XIV.  zurück- 
führt. 

2  Früher  auch  für  die  Verwaltung  der  wichti- 
geren Aemter  des  Kirchenstaates. 

Die  Akademie  steht  unter  einem  Kardinal  als 
Protektor  und  wird  durch  einen  dem  höheren 
Prtlatenstande  angehorigen  Prisidenten  geleitet. 
An  der  Anstalt  bestehen  Lehrstühle  für  kirch- 
liche Diplomatie,  für  politische  Oekonomie,  bib- 
lische Contro?ersen  und  fremde  Sprachen.  Gri- 
sar a.  a.  0. ;  Gerarchia  cattolica  olt.  p.  661. 

3  Ck)nst.  clerlcalem  Tltam  v.  13.  Juli  1732,  1. 
c  23,  418:  ^.coUeglüm  sub  denomlnatlone  ac  tl- 
tulo  eiusdem  8.  Lazari  (per  d.  Jullum  eardlna- 
lem  —  d.h.  Albeionl  —  eiusque  successores  per- 
petno  regendum  et  gobemandum  . . .)  ad  hoc,  ut  in 
colleglo  erigendo  redpi  ysleant  derlei  saecnlares 
unlversae  dloecesis  praedlctae  ad  sacros  oidines 
pvomovendl,  ut  Ipsl  in  lUo  spiritaalia  exercitia, 
anteqnam  ad  quemllbet  ex  saerls  ordinlbus  promo- 
Teantor,  rite  peragere  Taleant,  quique  ad  coTle- 
glmm  ....  com  «pprobatlone  episcopi  sen  vicaTii 
praedictornm  admltti  debeant,  aut  quique  pro 
suis  allmentis  durantibus  exercitiis  praedlctis  ab 
eis  SDsclplendis ,  congruam  ao  debltam  praesta- 
tionem  Inxta  temporum  opportunitatem  solTere 
teneantnr;  alil  rero  derlei,  ex  semlnarii  Piacen- 
tini alumnis  et  convlctorlbu»,  studla  sacramm 
lltterarum  ae  theologlae  theoreticae  et  practlcae 


prosequantur  yenerandosqne  rltus  ecclesiasticos, 
sacras  caeremonias  et  cantum  Gregorianum  sub 
praeceptoribus,  qul  sunt  presbyteri  saeculares  in 
Sacra  paglna  ac  verbo  dei  scripto  et  tradlto  probe 
erudltl,  perdiscant  et  Ipsl  clerlcl  hoc  pacto  im- 
bnendl,  ex  alumnis  pro  tempore  existentihns 
dicti  semlnarii  prae  aliis  qoibuscQmqne  electl 
gratis  admlttantur  atque  ex  convictoribus  ibidem 
existentlbus  eadem  praelatlone  parlter  frul  de- 
beant, ac  sub  iusto  stipendlo  reclplantur,  hac 
tarnen  conditlone«  ne  alumni  et  convictores  prae- 
dlctl  sine  praevia  approbatlone  episcopi  seu 
Ticarii  huiusmodi  in  ....  collegium  ....  admltti 
possint  atque  sub  reglmine  presby terorum  saecu- 
larlum  a  d.  Julio  cardinall  elasque  successoribus 
ellgendoram  et  deputandorum  vlvere  teneantur". 
Tgl.  auch  die  const.  In  apostolicae  ▼.  3.  Februar 
1733,  ibid.  p.  475,  nach  welcher  die  vom  Stifter 
vorgeschlagene  Uebertragung  der  Leitung  des 
Kollegs  an  die  Priester  der  Congregatlo  missionls 
genehmigt  worden  ist. 

^  Die  Anstalt  ist  ein  aus  dem  Religionsfond, 
bezw.  ans  Staatsfonds  dotlrtes  Institut,  welches 
den  Kandidaten  des  Priesterstandes  der  öster- 
reichisch-ungarischen Dlöcesen,  einschliesslich 
derjenigen  des  griefhisrh-unlrten  Ritus  —  (die 
Kandidaten  werden  auf  Vorschlag  des  betreffen- 
den Diöcesanbischofs  nach  einem  bestimmten 
Zahlen verhältniss  anfgenommen)  —  den  Besuch 
der  Wiener  theologischen  Faknität  zu  ermöglichen 
und  ihnen  Gelegenheit  zur  Erlangung  des  theo- 
logischen Doktorats,  sowie  zur  Vorbereitung  für 
kirchliche  Lehrämter  und  höhere  hierarchische 
Stellungen  zu  bieten,  bestimmt  ist.  Sie  hat  einen 
director  superior,  einen  dlrector  spirltualis  und 
3  directores  Studiorum ,  Schulte,  statns  dioe- 
cesium  oatholicus.   Glssae  1866.  p.  40. 
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Abgesehen  davon  trat  aber  nunmehr  ein  anderes  Moment  hervor,  welches  für  die 
weitere  Gestaltung  des  geistlichen  Bildungswesens  bedeutsam  wurde. 

Das  seit  dem  16.  Jahrhundert  auch  in  den  katholischen  Staaten  ausgebildete 
Staatskirchenthum  hatte ,  soweit  dasselbe  im  Uebrigen  in  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten reformirend  einzugreifen  geneigt  war,  doch  vorerst  in  Betreff  der  geistlichen 
Bildungsanstalten  keine  Rechte  in  Anspruch  genommen  und  sich  höchstens  nur 
gegen  das  Eindringen  mangelhaft  vorgebildeter  Geistlichen  zu  schützen  gesucht^. 
Einerseits  lag  der  gedachten  Zeit  der  Gedanke  eines  rein  staatlichen  Unterrichts- 
und Bildungswesens  und  damit  auch  der  einer  Beaufsichtigung  und  Kontrole  sämmt- 
lieber  Bildungsanstalten  noch  fern,  und  sodann  war  ein  Bedürfniss  nach  einer  solchen 
Betheiligung  des  Staates  an  dem  geistlichen  Bildungswesen  bei  der  vollkommenen 
Gleichheit  der  Interessen,  bei  dem  Bestreben  der  katholischen  Regenten,  die  Ausbrei- 
tung der  Reformation  durch  Stärkung  des  Katholicismus  zu  hindern,  und  bei  der 
damit  zusammenhängenden  Förderung  der  Jesuiten,  sowie  der  von  ihnen  errichteten 
Kollegien,  und  der  anderen,  nach  dem  Muster  der  letzteren  eingerichteten  Büdungs- 
anstalten,  nicht  hervorgetreten. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  begann  man  aber  auch  in  den  katholischen 
Ländern  in  Folge  des  Aufblühens  des  Unterrichtswesens  in  den  protestantischen 
Territorien  und  der  immer  mehr  um  sich  greifenden  Ideen  der  Aufklärung,  zu  Reformen 
auf  diesem  Gebiete  zu  schreiten,  und  konnte  nun  selbstverständlich  auch  die  geist- 
lichen Bildungsanstalten  nicht  mehr  der  ausschliesslichen  und  unkontrolirten  Herr- 
schaft der  Kirche  überlassen^.  Ja  in  Oesterreich,  wo  das  Staatskirchenthum 
damals  seine  höchste  Ausbildung  erreicht  hatte,  und  man  die  Kirche  sogar  ohne  ihre 
Mitwirkung  und  gegen  ihren  Willen  zu  reformiren  suchte,  ging  man  selbst  so  weit, 
die  Seminar-Einrichtung  gerade  im  Interesse  der  Aufklärung  zu  dem  Zwecke  umzu- 
gestalten, um  einen  von  den  neuen  Ideen  erfüllten  Klerus  heranzuziehen  und  heran- 
zubilden. 

In  Ausführung  dieses  Planes  hat  Joseph  H.  nicht  nur  i.  J.  1783^  alle  bischöf- 
lichen Seminarien  und  gleichzeitig  die  anderen  geistlichen  Unterrichts-Anstalten 
aufgehoben,  sondern  auch  die  Errichtung  von  s.  g.  General-Semmarim  angeordnet, 
welche  „als  Pflanzschulen  der  Klerisey  der  Ungleichheit  in  dem  Unterricht  der  zum 
geistlichen  Stande  sich  widmenden  Jugend  abzuhelfen ''  bestimmt  waren,  und  deren 
ordnungsmässiger  Besuch  als  nothwendiges  Erforderniss  für  die  Erlangung  der  höhe- 
ren Weihen  und  zum  Eintritt  in  die  geistlichen  Orden  vorgeschrieben  wurde  *.   AUer- 

1  So  hat  man  z.  B.  InBaiem  schon  im  16.  Jahr-  Sammlung  allei  anter  Joseph  II.  ergangenen  Yei- 

hundert  die  zn  Pfanem  bestimmten  Geistlichen  Ordnungen  2, 15. 18 ;  y.  23.  September,  24.  Au- 

Tor  der  Possessgebung  einer  staatlich  angeordneten  gnst  und  28.  Oktober  1783,    cod.  iur.  eccles. 

Prüfung  unterworfen,  Friedb  erg,  Grenzen  zw.  Josephini.  Frankfurt  u.  Leipzig  1784.   1,  297  u. 

Staat  u.  Kirche  S.  220.  Vgl.  femer  Bd.  U.  S.  601.  2,  224.  238 ;  vgl.  auch  die  weiteren  in  der  erst 

3  lo  dem  churpf alzbairischen  Becess  mit  dem  dtirteu  Sammlung,  Bd.  10  S.  663  ff.  zusammen- 

Ordinariate  zu  Regensburg  t.  1789,  W  arnkönig,  gestellten  Verordnungen. 

die  staatsrechtliche  Stellung  der  katholischen  ^  Errichtet  wurden  solche  General-Seminarien 
Kirche,  Erlangen  1855,  S.2B6,  wurde  z.  B.  nicht  zu  Wien,  Prag,  Olmütz,  Gratz,  Innsbruck,  Frei- 
bios eine  bestimmte  Einrichtung  des  Seminars  bürg,  Lemberg,  Pest,  Pressbnrg,  Pavia  und  Löwen 
zu  Regensburg  vereinbart,  sondern  auch  nament-  unter  Verwendung  der  bisherigen  Seminarfonds 
lieh  festgesetzt:  „Wegen  Einförmigkeit  der  Lehr-  und  Stiftungen,  welche  den  Bischöfen  entzogen 
art  und  der  Grundsätze  wird  nach  dem  in  den  wurden.  Die  letzteren  hatten  nur  —  und  dazu 
bairischen  Churlanden  gnädigst  vorgeschriebenen  wurden  Ihnen  wieder  bestimmte  Fonds  angewle- 
Schulplau  durchgehends  gelehrt*^.  seu  —  Jeder  ein  s.  g.  Priesterhaus  zu  halten,  in 

3  Dekrete  v.  SO.  März  und  21.  August  1783,  welchem  die  Theologen  nach   zurückgelegtem 
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diogs  war  schon  der  Nachfolger  Joseph'sII.,  Leopold  ü.  genöthigt,  die  General-Sesii- 
narien  aufzuheben  ^^  aber,  wenngleich  den  Bischöfen  wieder  gestattet  wurde,  ihrer- 
seits für  die  Bildung  ihrer  Diöcesangeistlichkeit  zu  sorgen  und  eigene  Seminarien  zu 
errichten,  so  wurde  doch  die  Staatsaufsicht  über  die  geistlichen  Anstalten  beibehalten 
und  staatlicherseits  die  Stellung  derselben  näher  geregelt'^. 

Als  es  sich  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  um  die  Wiederher- 
stellung der  katholischen  Kirche  und  ilirer  Einrichtungen  handelte,  erstrebte  die  römi- 
sche Kurie  ihrerseits  die  möglichste  Verwirklichung  der  tridentinischen  Vorschriften 
und  die  Beseitigung  jedes  staatlichen  Einflusses  und  jeder  staatlichen  Aufsicht  über 
die  neu  zu  errichtenden  Bildungsanstalten  ^.  Indessen  konnte  sie  bei  der  prinzipiellen 
Stellung,  welche  die  Staatsregierungen  hinsichtlich  des  Unterrichtswesens  und  der 
Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  einnahmen,  um  so  weniger  einen 
Erfolg  zu  erreichen,  als  sie  für  die  Verwirklichung  ihrer  Forderungen  auf  die  mate- 
riellen Mittel  der  Staaten  angewiesen  blieb,  und  die  Regierungen  zum  Theil  noch,  ehe 


General-Seminar  bis  zur  Verwendung  im  Seel- 
sorgedienst (etwa  1  bis  2  Jahr)  verbleiben  sollten. 
In  die  Seminare  selbst  traten  die  Kandidaten  mit 
dem  16.  n.  17.  Jahre  ein  und  hatten  dort  6  Jahre, 
6  zum  Studium  der  Theologie  und  ein  weiteres 
behufs  ihrer  praktischen  Vorbereitung,  zu  bleiben. 
Die  Leitung  der  Seminarien  hatte  ein  vom  Staate 
bestellter  Rektor,  und  es  wurde  an  ihnen  von 
staatlich  berufenen  Professoren  nach  einem  staat- 
lich festgesetzten  Lehrplan  und  nach  staatlich 
bestimmten  Unterrichtsbüchem  gelehrt;  vergl. 
ausser  den  citirten  Verordnungen  noch  S  c  h  r  ö  d  1 , 
General-Seminare  i.  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon. 1.  Aufl.  4,403;  Brunner  a.a.O.  2.  Aufl. 
6,  262;  Maassen,  neun  Kapitel  über  freie 
Kirche.  Graz,  1876.  S.  337;  Theiner  S.  303 
(s.  jedoch  die  Berichtigung  dazu  in  Zeitschr.  f. 
kathol.  Theologie.  Innsbruck.  Jahrg.  1  [1877], 
S.  156. 167);  Iren^e  Themistor,  Tinstruction 
et  IMducaÜon  du  clergtf.  Tröves  1884.  p.  101  ff. 
In  Folge  dieser  Anordnungen  waren  die  oster- 
reichischen  Theologen  auch  Ton  dem  Besuch  des 
Colleglum  Germanicum  in  Rom  (s.  o.  S.  502) 
ausgeschlossen.  Als  Ersatz  dafür  war  1783  ein 
besonderes  Kolleg  zu  Paria  errichtet  worden, 
damit  „gut  unterrichtete  Prister  heraustreten, 
die  zum  Vortheil  des  Staates  das  Christenthum 
in  Deutschland  und  Ungarn  besorgen'',  s.  cit 
Handbuch  2,  24.  25. 

Ueber  die  staatliche  Reform  der  Seminarien 
in  Toscana  vgl.  Fr.  Scaduto,  stato  e  chiesa 
sotto  Leopolde  I.  Firenze  1886.   p.  344.  346. 

1  Wegen  des  Widerstandes  der  Geistlichkeit, 
namentlich  wegen  des  in  Belgien  durch  die  kirch- 
lichen Reformen  Joseph's  II.  herrorgerufenen 
Aufstandes,  Friedberg,  Grenzen  S.  611; 
Theiner  S.  306ff.;  Poüan  p.  123;  The- 
mistor p.  169.  374ff. 

2  V.v.  4.  Juli  1790,  Sammlung d.  Gesetze  unter 
Leopold  II.  1,348.  So  sollten  die  Lehrer  an  den 
staatlichen  Universitäten  oder  Lyceen  geprüft 
sein,  die  für  die  Universität  genehmigten  Vor- 
lesebücher gebraucht,  auch  die  Geistlichen  nach 
beendeten  Studien  bei  den  Universitäten  exami- 


nlrt  werden.  Durch  die  V.  v.  7.  Aug.  1791  (a.  a. 
0.4, 268)  wurde  sodann  eine  „allgemeine  Richt- 
schnur^'  für  die  theologischen  Lehranstalten  in 
den  bischöflichen  Seminarien  aufgestellt  und  an- 
geordnet, dass  die  Theologen  das  Kirchenrecht 
stets  an  der  Universität  oder  dem  Lyceum  des 
Landes  bei  dem  ordentlichen  juridischen  Lehrer 
(welcher  natürlich  josephinisches  Staatskirchen- 
recht vortrug)  zu  hören  hätten. 

Auch  in  Bai  er  n  sind  allerdings  erst  Anfangs 
dieses  Jahrhunderts  aus  Anlass  der  Säkularisation 
unter  der  Regierung  Max  Joseph's  (IV)  die  Prie- 
sterseminare unter  staatliche  Leitung  gestellt,  und 
einzelne  derselben  aufgehoben  worden;  siehe 
Schrödl  a.  a.  0.  S.  406;  v.  Sicherer,  Staat 
und  Kirche  in  Baiem  1799—1821.  S.  42;  J.  B. 
Schwab,  FranzBerg.  Würzburg  1869.  S.342ff.; 
Brunner  in  Wetzer  u.  Weite  Kirchenlexik. 
2.  Aufl.  6,  264. 

3  Den  Standpunkt  der  Kurie  kennzeichnet  sehr 
deutlich  die  s.  g.  esposizione  dei  sentimenti  dl 
Sua  Santitä  (Pins'  VII)  v.  1819  Nr.  10,  Münch, 
Vollständige  Sammlung  aller  Konkordate.  2, 386, 
worin  die  gänzliche  Abhängigkeit  der  Lehre  von 
den  Bischöfen  gefordert  und  erklärt  wird,  dass 
das  Oberhaupt  der  Kirche  nicht  gl  eichgültig  dabei 
sein  kann,  dass  die  ,,  Jünglinge,  welche  sich  dem 
heiligen  Dienste  widmen,  besonders  in  den  hel- 
ligen Wissenschaften  lieber  auf  den  Universi- 
täten, deren  Lehren  nur  zu  sehr  bekannt  sind, 
unterrichtet  werden  sollen,  als  in  den  Seminarien 
und  unter  der  beständigen  Aufsicht  der  Bischöfe. 
Se.  Heiligkeit  und  die  Bischöfe  können  sich  nicht 
für  gesichert  halten,  weder  durch  das  Zeugniss, 
welches  man  vielleicht  von  den  Bischöfen  selbst 
für  diejenigen  erfordern  wird,  welche  zu  Lehrern 
der  h.  Wissenschaften  bestimmt  werden  sollen, 
noch  durch  die  Inspektion,  welche  man  den  Bi- 
schöfen zugestehen  will,  damit  in  den  katho- 
lischen Schulen  nichts  gelehrt  werde,  was  der 
Reinheit  des  Glaubens  und  der  Lehre  zuwider 
sei.  Diese  Mittel  müssen  von  S.  Heiligkeit  für 
absolut  unzulänglich  angesehen  werden,  um  die 
Rechtgläubigkeit  der  Lehre  zu  erhalten.*' 
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die  Verhandlungen  ihren  Abschlnss  gefdnden  hatten,  ihrerseits  einseitig  und  allein 
zu  den  erforderlichen  Organisationen  geschritten  waren. 

Id  Deutschland  hatte  von  den  der  nachmaligen  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz angehdrigen  Staaten  Württemberg  schon  i.  J.  1812  eine  besondere 
kirchliche  Landesuniversität  zuEllwangen^  und  ebendaselbst  ein  Priesterseminar 
für  diejenigen  Kandidaten,  welche  den  dreijährigen  üniversitätskursus  durchlaufen 
hatten 2,  errichtet^,  dann  aber  i.  J.  1817  unter  gleichzeitiger  Verlegung  des  Seminars 
nach  Rottenburg  a.  N.  *  die  erstere  beseitigt  und  dafür  an  der  allgemeinen  Landes- 
universität  zu  Tübingen  eine  katholisch-theologische  Fakultät  gegründete 

Damit  war  —  entgegen  dem  Tridentinum  und  den  klerikalen  Anschauungen  — 
das  Prinzip  der  Abschliessung  der  zukünftigen  Geistlichen  und  der  ausschliesslichen 
kirchlichen  Leitung  der  fttr  diese  bestimmten  Bildungsanstalten  verneint,  und  die  Aus- 
bildung der  jungen  Theologen  auf  den  allgemeinen  staatlichen  ünterrichtsanstalten 
gefordert. 

Nach  den  getroffenen  Einrichtungen«  hatten  die  Theologen  die  allgemeine  wissen- 
schaftliche Vorbildung  für  ihren  Beruf  auf  den  Landesgymnasien  zu  erwerben.  Zur 
sicheren  Deckung  des  Bedarfes  an  katholischen  Geistlichen  wurde  aber  i.  J.  1824  in 
Ehingen  undinRottweiFje  eins.g.  niederes  Konvikt  errichtet.  In  diesen  sollten 
die  Zöglinge  unentgeltlich  Aufnahme  finden  und  auf  Staatskosten  ihre  Erziehung  und 
Ausbildung  8  während  des  vierjährigen  Kursus,  welchen  sie  gleichzeitig  an  den  Gym- 
nasien durchzumachen  hatten^,  erhalten  ^^.  Die  Au&icht  über  die  Konvikte  führte  die 
Staatsbehörde,  nämlich  der  katholische  Kirchenrath,  welcher  die  zur  Beaufsichtigung 
der  Zöglinge  bestimmten  Unterinspektoren  (Bepetenten)  anzustellen  hatte,  während 
der  Vorsteher  oder  Lispektor,  auf  Vorschlag  der  gedachten  Behörde,  nach  Rück- 
sprache mit  dem  Ordinariat**  ernannt  wurde *2. 

Für  die  theologischen  Fachstudien  war  die  Landesuniversität  Tübingen  und  die 
an  derselben  errichtete  katholisch-theologische  Fakultät  bestimmt.  Als  Glied  der 
Universität  hatte  diese  den  Charakter  eines  staatlichen  Institutes**,  in  Bezug  auf 
welches  jede  Anordnung  des  Bischofs  ausgeschlossen  war  *^. 


1  Oder  genauer  eine  theologische  Fakultät.  "^  Es  handelte  sich  dabei  nur  um  das  s.  g.  obere 

2  Unter  staatlicher  Gewährung  der  Mittel  für  Gymiiasialstudium. 

40  Zöglinge.  lo  Das  Konvikt  sollte  dagegen  „für  zweck- 

3  Beide  Anstalten  waren  der  staatlichen  Auf-  massige  Benutzung  dieses  Unterrichts,  für  Be- 
sicht und  Oberleitung  (des  katholischen  geist-  lebung  und  Leitung  des  Privatfleisses,  für  die 
liehen  Ratbs)  unterstellt,  der  kirchlichen  Behörde  sittliche  und  religiöse  Erziehung  der  Zöglinge, 
(damals  dem  General-Vikariat  zu  Ellwangen)  sowie  für  die  besondere  Vorbildung  zu  ihrem 
war  dagegen  blos  das  Recht  der  Kenntnissnahme,  künftigen  Berufe  (Unterricht  im  Kirchenge- 
der  Visitation  und  der  Stellung  von  Anträgen  sang  etc.)  ^  sorgen. 

auf  Verbesserungen  an  den  König  zugestanden  i^  Im  übrigen  war  dem  Landesbischof  blos  das 

worden,  L  o  n  g  ne  r ,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  oberrh.  Recht  eingeräumt,  von  den  Konvikten  Einsicht  zu 

Kirchenprovinz.    Tübingen  1863.  S.  371;  Gol-  nehmen  und  der  Oberaufsichtsbehörde  Anträge 

ther,  der  Staat  und   die   katholische   Kirche.  und  Wünsche  mltzutheilen,  auch  sollte  dem  Or- 

WüTttemberg  1874.    S.  39.  dinariat  jährlich  ein  Bericht  über  die  Zustande 

*  V.  V.  11.  Dezember  1817,  Lang,  Samm-  der  Konvikte  zugestellt  werden. 

lang  württemb.  Kirchen gesetze.  S.  571.  i^  Alle  diese  Anstellungen  waren  nicht  fest, 

5  V.  V.  26.  Oktober  1817,  a.  a.  0.  S.  574.  sondern  jederzeit  widerruflich.     Der  Inspektor 

«  Vgl.  hierzu  auch  Golth er  S.  85ff.  sollte  aus  den  Gymnasialprofessoren   oder  den 

'^  V.  V.  20.  September  1824,  a.  a.  0.  S.  794,  Kirchendienern  des  Ortes  ausgewählt  werden. 

8,  auch  S.  841.  18  V.  V.  25.  Oktober  1817  und  organ.  Besttm- 

s  Das  Aufnahmealter  war  auf  das  zurückgelegte  mungen  v.  22.  Januar  1818,  a.a.O.  S.  578.  579. 

14.  und  das  noch  nicht  angetretene  16.  Jahr  fest-  **  Nach  den  cit.  Bestimmungen  hatte  der  Bl- 

gesetzt.  schof  nur  das  Recht:  1.  vor  der  Besetzung  Jeder 
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Entsprechend  den  beiden  niederen  war  ferner  in  Tübingen  i.J. 1817  ein  höheres 
Eonvikt  *  gegründet  worden,  in  welches  die  Zöglinge  der  beiden  ersteren  nach  Ab- 
legung  einer  staatlichen  Reife-Prüfang  für  die  Universität  behufs  ihrer  philosophischen, 
philologischen  und  theologischen  Studien  ftbergehen  sollten  2,  um  hier  unentgeltlichen 
Unterricht,  Kleidung  und  Verpflegung  zu  empfangen*.  Auch  dieses  Konvikt  war 
Staatsanstalt  und  stand  unter  der  Oberaufsicht  des  katholischen  Kirchenrathes.  Der 
Konviktdirektor ,  welcher  katholischer  Geistlicher  sein  musste ,  wurde  nach  Rück- 
sprache mit  dem  Bischof  vom  König  ernannt,  während  die  Ernennung  der  Repetenten 
(ebenfalls  katholischer  Geistlicher)  ^  durch  den  Kirchenrath  geschah  und  blos  der 
bischöflichen  Behörde  angezeigt  wurde.  Im  übrigenhaite  der  Bischof  in  Betreff  dieser 
Anstalt  ebenfalls  kein  Recht  zu  direkten  Verfügungen,  wohl  aber  die  Befngniss,  den 
abzuhaltenden  Prüfungen  selbst  oder  durch  Kommissare  anzuwohnen  &. 

Für  die  praktische  Vorbereitung  auf  die  Ausübung  der  Seelsorge  diente  endlich 
das  schon  erwähnte  Priesterseminar  zu  Rottenburg  mit  einem  einjährigen  Kursus^ 
in  welches  die  Konviktszöglinge  nach  Ablegung  einer  Prüfung  vor  der  theologischen 
Fakultät  im  Beisein  von  Abgeordneten  des  Bischofs  und  des  Kirchenraths  auf  Staats- 
kosten aufgenommen  wurden  ^,  Das  Seminar  stand  unter  der  unmittelbaren  Leitung 
und  Aufsicht  des  Ordinariats,  andererseits  war  aber  die  ^gebührende  Oberaufsicht^ 
dem  Staate  vorbehalten  und  dem  katholischen  Kirchenrath  übertragen  7. 

Mit  diesen  Einrichtungen  trat  Württemberg  in  die  demnächst  organisirte 
oberrheinische  Kirchenprovinz  ein. 

Von  den  beiden  massgebenden  Bullen  hatte  allerdings  die  Bulle :  Ad  dominici 
gregis  v.  11.  April  1827  die  Erziehung  des  Klerus  in  tridentinisch  eingerichteten 
Seminaren  vorgescl^rieben^,  aber  die  Regierungen  erkannten  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  sie  gegen  die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  protestirt  hatten^,  die  Bulle  indessen 
nichtsdestoweniger  mit  derselben  von  der  Kurie  publizirt  worden  war  ^o,  eine  Ver- 


Lehrstelle  gebort ,  2.  alle  halbe  Jabre  von  den  vom  BiBcbof,  aber  auob  unter  Rücksprache  mit 
Gegenständen  nnd  von  dem  Leitfaden  der  Vor-  dem  Kapitel  und  mit  dem  Kircbenratb,  ernannt; 
lesungen  der  Professoren  und  Repetenten  In  die  Repetenten  hatte  das  Ordinariat  (aber  nur 
Kenntniss  gesetzt  zu  werden,  3.  durch  Abge-  mit  Zustimmung  des  Kirobenratbs  und  blos 
ordnete  den  Prüfungen  und  Disputationen  der  widerruflich)  anzustellen.  Der  Lehr-  und  Bil- 
Kandidaten  anzuwohnen  und  4.  bei  eintretender  dungsplan  musste  bei  Beginn  jedes  Kursus  dem 
Notbwendlgkeit  einer  Untersuchung  wegen  Aus-  Kirchenrath  eingereicht  und  durfte  ohne  dessen 
Übung  des  Lehramtes  dem  Kultusministerium  Zustimmung  oder  die  Genehmigung  des  Ministe- 
unter Bezeichnung  eines  zu  ernennenden  Kom-  riums ,  ebensowenig  wie  die  Disciplinar-  und 
missars  Anzeige  zu  machen ,  damit  dieses  die  die  Haus-Ordnung,  geändert  werden. 
Untersuchung  gemeinschaftlich  yomehmen  lassen  ^  „Qulnto:  In  seminario  archiepiscopali  vel 
konnte.  episoopali  is  clericorum  numerus  ali  atque  ad  for- 

1  Sogen.  Wilhelmsstift.  mam  decretor.  s.  conc  Trident  institui  ac  edu- 

2  Der  Kursus  war  auf  5  Jahre  festgesetzt.  cari  debebit,  qui  dioecesis  amplitudini  et  necessi- 

3  S.  die  V.  V.  26.  Oktober  1817  u.  die  Best.  v.  tatl  respondeat  qulque  ab  episcopo  congrue  erit 
1818.  Nur  ausnahmsweise  konnten  andere  Kan-  deflniendus ''.  Die  Bulle :  Provida  solersque  t. 
didaten  aufgenommen  werden,  s.  a.  a.  0.  S.  842.  1821  hatte  sieb  unter  Hervorhebung  der  Thatsache, 

^  Diese  wurden  für  die  Erhaltung  der  Dis-  dass  bereits  in  4  der  zu  errichtenden  Diöcesen 

ciplin  und  zur  Nachhilfe  bei  dem  Unterricht  der  tridentinisohe  Seminare  ezistirten  —  was  freilich 

Zöglinge  angestellt.  nicht  richtig  war  —  damit  begnügt,  die  Errich* 

^  Und  natürlich  auch  die,  sich  mit  Anträgen  an  tung  eines  solchen  in  der  fünften  vorzuschreiben, 
die  Staatsbehörde  zu  wenden.  »  In  der  Note  v.  4./7.  Septbr.  1827,  Brück, 

ö  S.  Dekret  v.  28.  Sept  1812  u.  11.  Dezember  oberrhein.  Kirchenprovinz.  Mainz  1868.  S.  546, 

1817,  a.  a.  0.  S.  411.  574.  vgl.  0.  MeJ  er,  zur  Gesch.  d.  rom.-deutsch.  Frage 

"^  Nach  dem  freilich  erst  späteren  Statut  vom  3,  385 if.     Anders  freilich  Longner  a.  a.  0. 

14.  Mai  1828,  a.  a.  0.  S.  1077  wurden  der  Regens  S.  571 . 
und  Subregens  vom  König  bestätigt,  allerdings  ^o  0.  Mejer  a.  a.  0.  S.  391  ff. 

Hins  China,  Kirckenrecht  IV.  34 
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pflichtang  zur  Durchftlhrang  der  gedachten  Yorsehrift  nicht  an^  Württemberg 
war  demnach  in  der  Lage,  es  bei  seinen  bisherigen  Ordnungen  in  Betreff  des  Büdnngs- 
Wesens  der  Geistlichen  zu  belassen  ^. 

Im  Uebrigen  hielten  auch  die  anderen  Regierungen  denselben  Standpunkt  fest, 
und  die  gemeinsam  von  ihnen  erlassene  Verordnung^,  welche  die  Errichtung  von 
tridentinischen  oder  Knaben-Seminaren  mit  Stillschweigen  tibergeht,  ordnet  nur  das 
Studium  der  Theologie  an  einer  katholisch-theologischen  Fakultät  und  nach  vollen- 
detem theologischen  Studium  einen  einjährigen  Aufenthalt  in  einem  Priesterseminare 
behufs  Ausbildung  fUr  die  praktische  Seelsorge  an. 

In  Folge  dessen  wurde  ausser  den  bereits  vorhandenen  katholisch-theologischen 
Fakultäten  in  Tttbingen  und  Freiburg  i.  J.  1830  noch  eine  weitere  in  Giessen 
errichtet^.  Auch  sorgten  die  Regierungen,  meistens  unter  Benutzung  der  schon  früher 
bestehenden  Anstalten,  f ttr  Priesterseminare  des  erwähnten  Charakters  ^.  Aber  ab- 
gesehen von  einem  Konvikte  fttr  die  Studirenden  der  Theologie  in  Freiburg  ^,  wurden 


1  Die  beschränkenden  Ansdrucke  der  Place- 
tirung  in  den  von  den  Regierungen  nach  einer 
vereinbarten  Formel  erlassenen  Publikations- 
patenten sollten  u.  A.  aneh  das  Placet  gerade  für 
diese  Yorscbrift  ausscbliessen,  a.  a.  0.  S.  399. 

2  Vgl.  Fundations-Instmment  für  Rottenburg 
V.  14.  Mai  1828,  Nr.  13,  Lang  a.  a.  0.  S.  1076. 
Das  letztere  hatte  nur  die  Dotation  näher  ausza- 
veisen.  Allerdings  ist  damals  ein  neues  Statut  für 
das  Priesterseminar (s.  o.  S.  529  n.  7)  erlassen  wor- 
den, welches  aber  prinzipiell  nichts  geändert  hat 

3  V.  V.  30.  Januar  1830.  %.  25:  „Ein  jeder 
der  vereinten  Staaten  wird,  wo  dieses  nicht  be- 
reits stattfindet,  für  die  zweckmässige  Bildung 
der  Kandidaten  des  katholischen  geistlichen 
Standes  dadurch  sorgen,  dass  entweder  eine  ka- 
tholisch-theologische Lehranstalt  errichtet  und 
als  Fakultät  mit  der  Landes-Universität  vereinigt 
werde,  oder  dass  die  Kandidaten  notblgenfalls 
ans  dem  allgemeinen  katholischen  Kirchenfonds 
derDiöcese  unterstützt  werden,  um  eine  auf  diese 
Art  eingerichtete  Universität  in  der  Provinz  be- 
suchen zu  können ''.  $.25:  ;;Die  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes  werden  nach  vollendeten 
theologischen  *Studien  ein  Jahr  im  Priester-Se- 
minar zum  Praktischen  in  der  Seelsorge  ausge- 
bildet und  zwar  Insoweit  unentgeltlich,  als  die 
in  den  Dotations-Urkunden  für  Seminarien  aus- 
gesetzten Summen  zureichen".  J.  27:  ,.In  das 
Seminar  werden  nur  diejenigen  Kandidaten  auf- 
genommen, welche  in  einer  durch  die  Staats- und 
bischöflichen  Behörden  gemeinschaftlich  vorzu- 
nehmenden Prüfung  gut  bestanden,  und  zur  Er- 
langung des  landesherrlichen  Tischtitels,  der 
Ihnen  unter  obiger  Voraussetzung  ertheilt  wird, 
würdig  befunden  worden  sind  ". 

*  Lutte rb eck,  Geschichte  der  katholisch- 
theologischen Fakultät  zu  Giessen.  Giessen  1860. 
S.  lOflf. ;  Brück,  d.  oberrhein.  Kirchenprovinz. 
Mainz  lö68.  S.  142;  Arch.  f.  k.  K.  R.  64,  263. 
Durch  diese  ist  zugleich  die  früher  mit  dem  Se- 
minar in  Mainz  verbundene  theologische  Lehr- 
anstalt beseitigt  worden,  Brück,  S.  143 ;  Arch. 
f.  k.  K.  B.  54,  251.  Ausser  den  Theologen  aus 
dem  GroRsherzogthnm  Hessen  sollten  nach  einer 
I.  J.   1838  getroffenen   Vereinbarung    auch   die 


Kandidaten  aus  Nassau  in  Giessen  stndiren, 
Lutterbeck  S.  51;  Brück  S.  143 flf. 

^  In  Mainz  blieb  das  frühere  Seminar  (s.  vor. 
Anmerk.)  für  die  praktische  Ausbildung,  also  als 
Priesterseminar,  bestehen ;  desgleichen  das  schon 
in  Fulda  vorhandene  Seminar,  s.  Fundations-In- 
strument  v.  18.  September  1829.  Art  12,  Wal- 
ter, fontes  iur.  ecciesiast  p.  358:  „Für  die 
wissenschaftliche  Bildung  der  zum  geistlichen 
Stande  bestimmten  Individuen  haben  Wir  durch 
das  in  Fulda  ferner  bestehende  Klerikal-Seminar 
nebst  dem  geistlichen  Studien fond  des  Fürsten- 
thums  Fritzlar  gesorgt,  und  werden  durch  die 
Ertheilung  der  Tischtitel  an  die  zu  Weihenden 
auf  den  Fall  der  nicht  verschuldeten  Dienstun- 
tauglichkeit für  dieselben  sorgen.  —  In  das  Se- 
minar werden  nur  diejenigen  Kandidaten  aufge- 
nommen, welche  in  einer  durch  die  Staats-  und 
bischöfliche  Behörde  gemeinschaftlich  vorzuneh- 
menden Prüfung  gut  bestanden,  und  zur  Erlan- 
gung des  landesherrlichen  Tischtitels,  der  Urnen 
unter  obiger  Voraussetzung  ertheilt  wird,  würdig 
befunden  worden  sind".  Hier  blieb  aber  auch 
die  früher  mit  dem  Seminar  verbundene  theolo- 
gische Schule  zum  Studium  der  Theologie  be- 
stehen ,  da  der  Plan,  für  Kurhessen  in  Marburg 
eine  katholisch-theologische  Fakultät  zu  errich- 
ten, an  dem  Widerstände  des  Bischofs  und  des 
Domkapitels  von  Fulda  scheiterte,  Brück  a.  a. 
0.  S.  143.  144,  s.  auch  die  bischöfliche  Denk- 
schrift von  1851;  Ginzel,  Arch.  f.  Kirchen- 
geschicbte  2,259.  In  Baden  wurde  das  be- 
stehende Priesterseminar  1842  von  Freiburg  nach 
der  säkularisirten  Abtei  S.  Peter  im  Schwarzwald 
verlegt.  Brück  S.  152;  Maas  in  Arch.  f ür  k. 
K.  R.  9,  195;  endlich  für  Nassau  in  Gemässhelt 
des  Fundations-Instrumentes  v.  8.  Dezbr.  1827. 
Art.  12,  in  Limburg  ein  Priesterseminar  errichtet, 
Brück  S.  145. 

^  S.  g.  coUeginm  theologicum ,  das  Statut  v. 
6.  Juli  1841  1.  badischen  Reg.-BL  1841.  Nr.  19. 
8.  171.  Es  war  für  Studirende  der  Theologie 
bestimmt,  und  zwar  sollten  Unbemittelte,  soweit 
die  staatliehe  Dotation  ausreichte,  unentgeltlich 
Wohnung  und  Kost  (für  die  Regel)  auf  drei  Jahre 
erhalten. 
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weder  andere  höhere  noch  überhaupt  niedere  Konrikte^  gegründet,  dagegen  über 
die  erwähnten  Institute  die  Staatsaufsicht  in  demselben  Umfange,  wie  in  Württem- 
berg, vorbehalten  und  ausgeübt  2. 

Auch  in  dem  bairischen  Konkordate  von  1817  war  die  Aufrechterhaltung  der 
bestehenden  bischöflichen  Seminare,  sowie  die  Stiftung  neuer  in  denjenigen  Diöcesen, 
welche  derselben  ermangelten,  unter  Gewährung  angemessener  Dotationen,  sowie 
die  Einrichtung  und  Leitung  derselben  durch  die  Bischöfe  in  Gemässheit  des  Triden- 
tinums  vorgesehen  ^.  Indessen  hat  das  gleichzeitig  mit  der  Vereinbarung  publicirte  Reli- 
gionsedikt v.  1818^  den  betreffenden  Artikel  insofern  geändert,  als  es  „die  organischen 
Bestimmungen  über  geistliche  Bildungsanstalten^  zu  den  „Gegenständen  gemischter 
Natnr^  rechnet  und  damit  das  Recht  der  Kirchenoberen  zu  einseitigen  Anordnungen 
und  zu  ausschliesslicher  Leitung  der  gedachten  Institute  ausgeschlossen  hat.  Auch 
hat  die  bairische  Regierung  die  Vorschrift  nicht  auf  Knabenseminare  im  tridentini- 
sehen  Sinne  bezogen  ^,  vielmehr  zur  Ausführung  des  Konkordates  blos  Priestersemi- 
nare errichtet,  welche  allein  zur  Aufiiahme  von  Kandidaten  der  Theologie  behufs 
ihrer  Vorbereitung  auf  den  Empfang  der  Priesterweihe  während  der  Dauer  eines  oder 
zweier  Jahre  bestimmt  waren  ®«  und  welche  in  Gemässheit  des  vorher  Bemerkten  der 
Staatsaufsicht  unterstellt  wurden  '^.  Behufs  Erlangung  der  allgemeinen  wissenschaft- 
lichen und  der  theologischen  Vorbildung  hatten  dagegen  die  zukünftigen  Geistlichen 
die  öffentlichen,  ebenfalls  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  Unterrichtsanstalten, 
also  die  Lateinschulen  und  Gymnasien,  sowie  demnächst  die  katholisch-theolo- 
gischen Fakultäten**  oder  die  Lyceen  (Lehranstalten  fÄr  die  philosophischen 
und  theologischen  Disciplinen) ,  welche  für  die  theologischen  und  philosophischen 
Fakultäten  der  Universitäten  Ersatz  zu  bieten  bestimmt  waren,  und  als  staatliche 
Institute  aus  Staatsmitteln  dotirt  worden  sind  ^,  zu  besuchen. 

Erst  in  Folge  der  Bemühungen  der  Bischöfe  ist  es  später  gelungen,  in  einzelnen 

1  Wie  die  warttembergischen  in  Ehingen  und  «  %.  76  Ut  m. 

Rottweil,  s.  0.  S.  528.  5  Das  Konkordat  a.  a.  O.  spricht  nicht,  wie 

2  D.  h.  die  Ernennung  der  Leiter  nnd  die  Be-  das  Tridentinnm  von  pueri^  sondern  von  adolef- 
Stimmung  in  hetreflf  der  Haus-  und  Disclplinar-  eentes,  nnd  die  offlcielle  Uebersetzung  giebt  dies 
Ordnungen  erfolgte  durch  die  Staatsbehörden.  durcli  „Kandidaten"  wieder.  Nach  dem  Inhalte 
Der  Bischof  war  dabei  auf  gutachtliche  Aeusse-  ^es  betreffenden  Artikels  können  aber  nicht 
rang,  femer  anfEinsiohtnahme  und  auf  Anträge  Kandidaten  für  die  Priesterweihe  und  eigent- 
nnd  Beschwerden  an  d.  Regierungen  beschränkt,  üche  Priesterseminarien  gemeint  sein ,  vielmehr 
s.  das  l.  d.  vorletzten  Anm.  cit.  Sutut,  vgl.  auch  überhaupt  Kandidaten  für  den  geisüichen  SUnd 
Maas  a.  a.  0.  S.  191;  Brück  a.  a.  O.  S.146ff.  „nd  Anstalten  für  die  wissenschaftliche,  theo- 

3  Art.  V.:  „Sua  singulis  dioecesibns  seminaria  logische  Ausbildung  derselben,  vgl.  Silber- 
episGopalia  consorventur  et  dotatione  congraa  in  nagl,  Verfassung  sämmtl.  Religionsgenossen- 
bonis  fundisque  stabilibos  provideantur ;  in  iis  schaften  in  Bayern  2.  Aufl.  S.  93. 

autem  dloecesibus,  in  quibus  dc^unt,  sine  mora  «  s.  die  Freisinger  bischöfl.  Denkschrift  v. 

cum  eadem  pwiter  dotatione  in  bonis  fundisque  1850  bei  Ginzel  afa.  0.  S.199;  Arch.  f.  kath. 

stabilibus  fundentur.  —  In  seminariis  autem  ad-  k    R   29    iiß 

mittentur   atqne   ad  normam   s.  conc.  Trident.  •     •      »         •  .  ,    ^  .    ■, 

efformabuntur   a^ue  instituentur  adolescentes,  '  ^^^  Regierung  wirkte  namenüich  bei  der 

quos  archiepisoopi  et  episcopi   pro  neoessitate  Aufnahme  der  Kandidaten ,  sowie  bei  der  An- 

vel  uülitate  dioecesium  in  üs  recipiendos  iudi-  steUung  und  Entfernung  der  Lehrer  mit,  vgl. 

caverint.     Herum  seminariorum  ordinatio ,  doc-  Entschl  v.  8.  April  1862  Nr.  16.  16 ;  cit.  Denk- 

trina,  gubernatio  et  adminlstratio  archiepiscopo-  »chrift  S.  200. 

rom  et  episcoporum  auctoritoti  pleno  liberoque  ^  ^^  Würzburg  und  München. 

iure  subieetae  erunt  iuxta  formas  canonicas.  —  ^  Ein  solches  Lyceum  findet  sich  in  Jeder  Diö- 

Rectores  qnoque  et  professores  seminariorum  ab  cese ,  nämlich  zu  Freising  (für  München) ,   zu 

archiepisGopis  et  episcopis  nominabuntur  et  quo-  Dillingen  (für  Augsburg),  Passau,  Regensburg 

tiescunque  necessarium  aut  utile  ab  Ipsis  iudica-  und  Bamberg  mit  Ausnahme  von  Würzburg  und 

bitnr,  removebuntur.^*  Speier,  Silber  nagl  S.  93. 

34» 
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Diöcesen  s.  g.  Enabenseminare  oder  genauer  Knaben-Konvikte,  deren 
Zöglmge  die  lateinischen  Schalen  und  Oynmasien  besuchen,  zu  errichten  ^  sowie  fOr 
die  Studirenden  der  Lyceen  Eonvikte  zu  begrflnden,  aber  auch  Aber  diese  Anstalten 
ist  von  der  Regierung  die  Ausübung  der  Staatsaufsicht  beansprucht  worden  ^. 

Für  Preussen  hatte  die  Bulle :  De  salute  anmarum ^  gleichfalls  die  Forterhaltung 
oder  Neugründung  eines  Seminares  in  jeder  Diöcese  für  die  Unterhaltung  von  Klerikern 
und  für  die  Vorbildung  derselben  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Trienter  Kon- 
zils angeordnet^.  Eigentliche  tridentinische,  also  Knabenseminare  konnten  hierunter 
nicht  verstanden  werden^.  Derartige  Anstalten  sind  auch  zur  Ausfahrung  der  Bulle 
nicht  errichtet,  vielmehr  nur  solche,  welche  der  praktischen  Vorbereitung  auf  die 
Seelsorge  dienten,  also  s.  g.  Priesterseminare,  und  femer  andere  Anstalten,  welche 
fnr  das  wissenschaftliche  Studium  der  Theologie  bestimmt  waren,  von  Neuem  gegrün- 
det, oder  so  weit  sie  schon  in  früherer  Zeit  bestanden,  in  entsprechender  Weise  um- 
gestaltet worden^. 


1  Permaneder,  K.  R.  4.  Aufl.  S.  215.  216; 
cit.  bischöfl.  Denkschiift  S.  199.  200;  oit.  Aich. 
29,  446.  Mit  dem  erzbigohofUohen  Knabensemi- 
nar  für  Münohen-Fielsing  in  Scheyern  tat  aller- 
dings eine  Yon  Benedikttnern  geleitete  Latein- 
schule verbunden,  Schulte,  Status  p.  109, 
Jedoch  hat  dieselbe  lediglich  die  Rechte  einer 
Privatschule,  und  es  müssen  die  Schüler  beim 
Uebertritt  in  ein  öffentliches  Gymnasium  sich 
der  durch  die  Schulordnung  t.  20.  April  1874. 
$•  39  Torgeschriebenen  Prüfung  unterziehen. 

2  Vgl.  d.  ang.  Entschl.  ▼.  1852.  Nr.  16,  in  wel- 
cher Abstand  von  der  Bestätigung  der  Vorstände 
u.  Lehrer  d.  Knabenseminarien  genommen  wird. 

Das  neue ,  vom  Bischof  errichtete  Lyoeum  zu 
Eiohstadt,  welches  mit  dem  dortigen  Seminar 
verbunden  worden  ist,  ist  1843  als  eine  kirch- 
liche Anstalt  von  der  Regierung  anerkannt, 
aber  der  Bischof  zugleich  bei  Abänderungen  der 
bestehenden  Anordnungen  an  das  Benehmen  mit 
der  Staatsbehörde  gebunden  und  die  königliche 
Bestätigung  für  die  bischöfliche  Ernennung  der 
Professoren  vorgeschrieben  worden.  Min.  Ent- 
schl. V.  24.  Juni  1843  u.  v.  16.  November  1846, 
Döllinger,  Sammig.  23,  142.  124;  Silber- 
na gl  S.  94. 

Ueber  weitere  erfolglose  Remonstrationen  des 
bairischen  Episkopates  gegen  die  cit.  Entschl.  v. 
1862  vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  417.  441.  447. 
448.  451.  458. 

3  Vom  16.  Juli  1821. 

4  ^;In  singulis  praeterea  oivitatibus  tarn  archi- 
episcopalibuB  quam  episcopalibus  unum  cleri- 
corum  seminarium  vel  conservandum  vel  de  novo 
quamprimum  erigendum  esse  statuimus ,  in  quo 
is  clericorum  numerus  all  atque  ad  formam  de- 
cretomm  s.  conc.  Trident.  Institul  ac  edueari 
debeat ,  qui  respectlvarum  dioeceslum  amplitu- 
dini  et  necessitati  respondeat  quique  ab  exe- 
quutore  praesentium  literarum  congrue  eritprae- 
flniendus:  archiepiscopi  tamen  Onesnensis  et 
Posnaniensis  iudicio  et  pnidentiae  relinquimus 
vel  in  utraque  civitate  proprium  ao  distinctum 
vel  unum  tantum  in  Posnaniensi  civitate ,  quia 
amplis  aedibus  constat,  pro  clerleis  ambarum 
dloecesium  seminarium  constabilire ,  prout   ec- 


cleiiamm  utilitas  postulaverlt.^  Zur  Dotation 
sollten  die  bisher  für  die  fraglichen  Zwecke  be- 
stimmten Fonds  und  die  in  Aussicht  gestellten 
Staatsmittel  dienen. 

^  Die  amtliche  Uebersetzung  der  Bulle  giebt 
das  eUrieorum  aeminariufn  durch :  ^^angehende 
Kleriker^  wieder,  worunter  sicherlich  Knaben 
von  12  Jahren  nicht  verstanden  werden  können. 

^  Vgl.  darüber  Eichhorn,  die  Ausführung 
der  Bulle :  De  salute  animarum  durch  den  Fürst- 
bischof V.  Ermland.  Königsberg  (o.  J.)  S.  127. 
Der  Bestand  an  derartigen  Bildungsanstalten  war 
nach  völliger  Ausführung  der  Bulle  folgender: 

1)  Priester-  oder  auch  s.  g.  Klerikal - 
Seminare  für  die  praktische  Ausbildung  nach 
vollendeten  theologischen  Studien  waren  vor- 
handen in  Braunsberg  (seminarium  dioeoesanum 
für  Ermland),  in  Onesen  (seminarium  archi- 
dioeces.  practicnm  für  Gnesen-Posenl  in  Bres- 
lau (fürstbischöf  liebes  Klerikalseminarj,  in  Pader- 
born (Priesterseminar),  in  Münster  (Priester- 
seminar) und  in  Köln  (Priesterseminar J,  welche 
sämmtlich  zugleich  Konvikte  (Alumnate  oder 
Internate)  waren  und  Staatszuschüsse  erhielten ; 

2)  theologische  Lehranstalten  (auch 
Klerikalseminare  genannt,  für  die  Ablegung  der 
theologischen  und  philosophischen  Studien)  in 
Posen  (seminarium  arohidloecesanum ,  zugleich 
Konvikt  f.  Posen-Onesen),  in  Paderborn (academia 
Paderbomensis,  seminarium  Theodorianum ,  bi- 
schöflichephilosophisch-theologiseheLehranstalt, 
welcher  in  Folge  der  Errichtung  der  Universität 
Bonn  die  Rechte  einer  Universität  im  J.  1819 
—  diese  waren  ihr  durch  die  Bulle  Pauls  V. : 
In  supereminenti  v.  2.  April  1615,  Bull.  Taur. 
12,  299,  verliehen  —  von  der  Regierung  abge- 
sprochen waren);  3)  Lehranstalten  der  eben  er- 
wähnten Art,  verbunden  mit  Priesterseminarien 
für  die  praktische  Ausbildung :  in  Pelplin  (epis- 
copale  seminarium  dioecesan.  für  Kulm,  zu- 
gleich Konvikt)  und  in  Trier  (bischöfliches 
Priesterseminar,  Konvikt  für  die  älteren,  nicht 
mehr  im  philosophischen  Kursus  befindlichen 
Zöglinge,  von  denen  eine  Anzahl  Freistellen  be- 
sassen,  andere  ein  Kostgeld  zahlten).  4)  An 
blossen  Konvlkten  für  Theologen,  welche  die 
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Ebenso  wie  die  Regierungen  in  den  anderen  Staaten,  nahm  auch  die  prenssische 
ttber  diese  Anstalten  das  Anfsichtsrecht  ^  insbesondere  das  Recht  zur  Mitwirkung 
bei  der  Aufstellung  der  OrganisationspUne,  der  Statuten  (Haus-  und  Disciplinar- 
Ordnungen),  der  Lehrpläne  ^,  sowie  der  Aufiiahmebedingungen  3,  nicht  minder  bei 
der  Anstellung  der  Leiter  (der  Besetzung  der  Stellen  des  Regens,  Subregens  u.  s.  w.) 
und  der  Lehrer  (Professoren  und  Repetenten)^  in  Anspruch. 

Ausser  durch  die  erwähnten  Anstalten  hatte  endlich  die  Regierung  fdr  das  Stu- 
dium der  katholischen  Theologie  auch  durch  die  Errichtung,  bezw.  die  Neuorgani- 
sation von  katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  zu 
Breslau  und  zu  Bonn,  sowie  durch  die  von  theologischen  und  philosophischen  Fakul- 
täten an  der  Akademie  zu  Münster  und  dem  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsbei^,  welche 
sämmüich  staatliche  und  nicht  kirchliche  Anstalten  waren,  gesoi^^. 


theologischen  Fakultäten  oder  Lehranstalten  be- 
suchten, hat  der  Staat  aliein  das  katholisch- 
theologische  KonYiktorium  in  Bonn  errichtet, 
welches  demgemäss  als  staatliche  und  zwar  als 
Uniyersitats- Anstalt  betrachtet  wurde.  Erst 
später  sind  von  den  Bischöfen  aus  eigenen  oder 
dazu  gewidmeten  Privatmitteln  derartige  Kon- 
viktorien  in  Breslau  (1840),  in  Münster  (col- 
legium  Borromaeum  für  die  Studirenden  an  der 
dortigen  Akademie  1857)  und  in  Paderborn  für 
die  des  Seminarium  Theodorianum  1860  ge- 
gründet worden ,  welche  zum  Theil  auch  durch 
die  Kostgelder  der  Alumnen,  soweit  letztere  nicht 
etwa  Freistellen  inne  hatten ,  unterhalten  wur- 
den. Vgl.  die  offizielle  Zusammenstellung  t. 
J.  1873  in  Ztschr.  f.  K.  R.  12, 126;  ferner  Sauer, 
pfarramtl.  Geschäfts  Verwaltung  der  Diöcese  Bres- 
lau 1868.  S.  35 ;  Q  e  r  1  a  c  h,  Paderborner Diocesaun 
recht  2.  Aufl.  S.  6.  22;  Promemoria  betr.  d. 
Beeinträchtigungen  d.  kath.  Kirche  im  Gross- 
hzgth.  Posen  bei  Ginzel,  oit.  Ztschr.  2,  109. 

Alle  erwähnten  Anstalten  sind  in  den  ersten 
Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  v. 
11.  Mai  1873  wegen  des  Widerstandes  d  « iBl- 
schöfe  gegen  die  durch  dasselbe  vorgeschriebenen 
Anfsichtsbestimmungen  staatlichexseits  geschlos- 
sen worden  oder  im  Zusammenhang  mit  den 
betreffenden  Massnahmen  eingegangen. 

1  Vgl.  die  Dienstinstruktion  f.  d.  Provinzial- 
Konsistorien  v.  23.  Oktober  1817  (G.  S.  S.  237) 
%.  4.  Nr.  6  und  dazu  $.2.  Nr.  6  (^Die  Aufsicht 
über  geistliche  Seminarien  und  die  Anstellung 
der  Lehrer  bei  denselben^. 

2  Das  verstand  sich  mit  Rücksicht  auf  das  be- 
stehende Staatskirchenrecht  (s.  vor.  Anm.)  und 
die  in  Aussicht  gestellte  Gewährung  von  Staats- 
fonds von  selbst ,  und  dem  hat  auch  die  Praxis 
des  Kultusdepartements  entsprochen,  s.  übrigens 
auch  die  eit  Schrift  v.  Eichhorn  a.  a.  0. ; 
femer  über  das  Einschreiten  der  Regierung  gegen 
die  einseitige  Aenderung  der  Einrichtungen  des 
Priesterseminars  in  Köln  durch  den  Erzbischof 

1.  J.  1837  die  Schriften :  Beurthellung  der  That- 
sachen,  durch  welche  die  Massnahmen  gegen  den 
Erzbischof  v.  Kdln  herbeigeführt  worden  sind. 

2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M.  1838.  S.  29  ff.  107; 
Darlegung  des  Verfahrens  d.  preuss.  Regierung 
gegen  d.  Erzbischof  t.  Köln.  Berlin  1838.  Bei- 
lagen S.35;  über  die  ministerielle  Genehmigung 


der  Statuten  der  academia  Paderbomensis  und 
des  Priesterseminars  zu  Paderborn  v.  8.  Mai 
1844  s.  Gerlach  a.  a.  0.  S.  7.  26. 

8  D.  Oirc-Yerf.  d.  Staatsministeriums  vom 
31.  Juli  1820,  Vogt,  Kirchen-  u.  Eherecht  f.  d. 
prenss.  Staaten  S.  127,  schreibt  die  Ablegung  der 
Reifeprüfung  für  die  Aufnahme  in  alle  Anstal- 
ten ,  in  welchen  die  theoretische  Theologie  ge- 
lehrt wird,  vor.  Zur  Kontrole  darüber,  ob  diesem 
Erfordemiss  genügt,  und  nicht  Zöglinge,  welche 
nicht  den  betreffenden  Dlöcesen  angehörten,  auf- 
genommen wurden,  mussten  auch  Verzeichnisse 
der  Alumnen  an  die  Oberpräsidenten  einge- 
reicht werden. 

^  Die  Ernennung  wurde  den  Bischöfen  belas- 
sen ,  aber  es  bedurfte  zu  derselben  der  Erthei- 
lung'des  Placets  durch  den  König  oder  den  Mi- 
nister, und  diese  Genehmigung  wurde  auch  in 
den  Bestallungsurkunden  erwähnt,  Ger  lach 
S.  8;  dt.  Promemoria  bei  Ginzel  a.  a.  0.  S.  109; 
über  die  Wahrung  dieses  Rechtes  gegenüber  dem 
Erzbischof  v.  Köln ,  s.  die  Anm.  2.  a.  E.  ange- 
führten Schriften. 

&  Für  Hannover  hatte  die  Bulle:  Impensa 
Bomanontm  v.  26.  März  1824  nur  angeordnet : 
,;Donec  antem  proprium  Osnabrugense  semi- 
narium engl  potuerit ,  huiusce  dioecesis  clerici 
alentur  atque  educabuntur  in  eplssopali  semi- 
narioHUdesimensi,  cui  propterea  bona  ac  reditus, 
quibus  aotu  gaudet,  integre  oonservabuntur.'^ 
Dieses  Seminar  war  ebenfalls  kein  tridentinisches 
Knabenseminar,  sondern  ein  Institut,  welches 
sich  aus  zwei  eng  verbundenen  Anstalten  mit 
denselben  Lokalen  und  denselben  Lehrern  zu- 
sammensetzte, nämlich  einer  auf  einen  zwei- 
jährigen Kursus  berechneten  philosophisch-theo- 
logischen Lehranstalt,  für  welche  das  Reifezeug- 
niss  erforderlich  war ,  und  einem  s.  g.  Klerikal- 
seminar für  die  praktische  Ausbildung ,  in  wel- 
ches die  Zöglinge  der  Lehranstalt  nach  einer 
Schlussprüfung  übertraten.  Auch  hier  wurde 
nach  %.  64  des  Landesverfassungsgesetzes  v.  1840 
ein  staatliches  Oberaufsichtsrecht ,  insbesondere 
ein  BÜtwirkungsrecht  bei  der  Anstellung  der 
Lehrer  ausgeübt  Für  Osnabiüok  ist  erst  nach 
der  definitiven  Organisation  dieses  Bisthums 
in  den  50  er  Jahren  ein  besonderes  Priester- 
seminar zur  praktischen  Vorbereitung  errichtet 
worden. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  23a. 


Ebensowenig,  wie  in  Dentschland,  ist  es  in  Frankreich  bei  der  Wiederher- 
stellnng  der  kirchlichen  Organisation  zu  einer  vollen  Einführung  des  Tridentimims 
gekommen.  Das  Konkordat  v.  1801  hatte  zwar  den  Bischöfen  die  Befngniss  gewährt^ 
—  allerdings  unter  Ausschluss  jeder  Ausstattungspflicht  des  Staates^  —  in  ihren 
Diöcesen  je  ein  Seminar  2,  womit  offenbar  ein  solches  im  Sinne  des  Tridentinums  ge- 
meint war 3,  zu  errichten,  aber  durch  die  organischen  Artikel*  wurde  dazu  die  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfordert,  und  ebenso  fttr  die  Reglements  über  die  Organi- 
sation der  Anstalten  die  Bestätigung  des  Staatsoberhauptes  verlangt. 

Des  Weiteren  hat  die  staatliche  Gesetzgebung  zunächst  die  Bischöfe  zur 
Begründung  von  s.  g.  Priesterseminarien  (grands  sSminaires) ,  welche  für 
die  wissenschaftliche  und  praktische  Ausbildung  der  Studirenden  in  der  Theologie 
und  in  der  Seelsorge-Verwaltung  bestimmt  waren ^,  ermächtigt^,  und  ihnen  die 
Ernennung,  sowie  die  Entlassung  des  Direktors  und  der  Lehrer  freigelassen^. 
Sodann  wurde  ihnen  auch  die  Errichtung  von  Schulen,  Scoles  secondaires  ecclSsüutiques, 
peiits  sSmtnaires,  Knabenseminaren^,  welche  zugleich  als  Knabenkonvikte* 
ftlr  die  allgemeine  wissenschafüiche  (humanistische)  Vorbildung  der  zukünftigen  Eüieri- 
ker  behufs  des  Eintrittes  derselben  in  die  grossen  Seminare  ^®  bestimmt  sein  sollten, 


1  Wohl  aber  hat  das  Drekret  t.  20  Pririal  X. 
Art.  11  (9.  Juni  1802),  Dursy,  Staatakirchen- 
recht  in  Elsass-Lothringen  1,  124,  die  an  den 
Biscbofsltzen  beflndllchen  Seminargebäude  der 
Disposition  der  Bischöfe  überlassen,  und  das 
Ges.  V.  23  Ventöse  XII  (14.  März  1804).  Art  7, 
a.  a.  S.  124  f  für  jedes  Seminar  ein  Haus  und 
eine  Bibliothek  zur  Verfügung  gestellt  Femer 
hat  das  Dekret  v.  7.  September  1807,  a.  a.  0., 
die  Gewährung  Ton  ganzen  und  halben  Stipen- 
dien oder  Freiplätzen  Toigeschrieben,  welche  auf 
Vorschlag  des  Bischofs  durch  das  Staatsoberhaupt 
verliehen  werden  sollen. 

s  Art  11 :  ^^Poterunt  lidem  episcopi  habere... 
unum  seminarium  in  sua  quisque  dioeoesi  sine 
dotationis  obligatione  ex  parte  gubemii.'' 

3  Zufolge  des  kurialen  Sprachgebrauchs,  so 
auch  Lab  and,  Ztschr.  f.  Kirchenr.  15,  51.  52. 

4  V.  18  Germin.  X  (8.  April  1802)  art.  11 : 
.^Les  archeT^ques  et  ^y^ques  pourront  avec 
i'antorisation  du  goiiTernement  ^tablir  dans 
lenrs  dioc^ses ....  des  stfminaires^;  art  23:  ^^Les 
^yeques  seront  charg^s  de  ^Organisation  de  leurs 
stfminaires  ,  et  les  rdglements  de  cette  Organisa- 
tion seront  soumis  h  l'approbation  du  premier 
consul."  Femer  schreibt  Art.  26  Jährliche  Ein- 
sendung von  Verzeichnissen  der  Studirenden 
vor,  vgl.  auch  Dursy  1,  135. 

fi  Das  Dekret  v.  9.  April  1809.  Art.  1,  Dursy 
S.  136,  bezeichnet  sie  als:  ^coles  speciales  de 
thtfolog^e ,  G  a  u  d  r  y ,  trait^  de  la  l^gislation  des 
cultes.   Paris  1866.  2,  229. 

«  So  schon  durch  das  cit.  Ges.  v.  23  Ventßse 
XII  (14.  MIrz  1804,  s.  dasselbe  auch  Dupin, 
manuel  du  droit  public  eccMsiastique  fran^als. 
Paris  1847.  p.  310j  für  jeden  Metropolitanbezirk. 
Dasselbe  ist  zwar  nicht  zur  Ausführung  gekom- 
men ,  man  hat  aber  seine  Beetimmnngen  später 
auf  die  bischöflichen  und  Diocesan- Seminare 
angewendet,  Dupin  1.  c;  Dursy,  1,  124. 
n.  1;  Laban d  S.  52.     Femer  kommt  noch  das 


Dekret  v.  17.  März  1808,  Dursy  S.  120  in  Be- 
tracht. 

7  So  nach  dem  cit.  Dekret  v.  1808.  Art  3 ; 
Laband  S.  54;  Gaudry,  2,  231.  232.  Von 
Staatsaufsichtswegen  war  femer  bestimmt ,  dass 
der  Direktor  und  die  Lehrer  eine  schriftliche 
Verpflichtung  übemehmen  sollten ,  die  Deklara- 
tion des  französischen  Klerus  v.  1682  (Bd.  I. 
S.  199)  anzuerkennen  und  die  Grundsätze  der- 
selben zu  lehren ,  Art.  24 ,  sowie  Doktoren  der 
Theologie  sein  müssten ,  Ordonnanz  v.  28.  De- 
zember 1830,  femer,  dass  die  Zöglinge  den  Grad 
des  bachelier  ha  lettres  behufs  ihrer  Aufnahme 
erwerben,  Dekret  v.  1808  Art.  1,  und  sich  in 
einem  zur  Wahl  des  geistlichen  Standes  hin- 
reichend reifen  Alter  (also  16.  Jahr)  befinden 
sollten,  Cirk.  v.  24.  u.  29.  April  1809,  Dursy, 
S.  141.  176,  aber  alle  diese  Vorschriften  sind, 
ebenso  wie  der  cit.  organ.  Art.  25  (s.  oben 
n.  4)  längst,  die  ersteren  schon  seit  1814,  ausser 
Uebung  gekommen ,  Gaudry  1,232;  Geigel, 
französ.  u.  reichsl.  Staatskirchenrecht  S.  276. 
n.  5  u.  S.  278.  n.  11. 

s  Ordonnanz  v.  5.  Oktober  1814,  Dupin  1. 
c.  p.  311:  Dursy,  S.  142,  vgl.  ferner  Ordon- 
nanz V.  16.  Juni  1828,  Dupin  p.  317 ;  Andrtf, 
cours  alphab^tique  de  la  Mglslation  civile  ec- 
cMsiastique,  4.  ^d.  4,  353. 

9  Denn  schon  1815  hat  eine  Ordonnanz  die 
Aufnahme  von  Extemschülem  verboten ,  ebenso 
die  V.  1828.  Art  28,  jedoch  ist  einzelnen  Bi- 
schöfen die  Zulassung  von  ausserhalb  der  An- 
stalt wohnenden  Zöglingen  gestattet  worden, 
Gaudry  2,  238;  vgL  auch  Dursy  S.  143. 
145  ff. 

10  Nothwendig  war  indessen  zum  Eintritt  in 
dieselben  die  Vorbildung  in  den  kleinen  Semi- 
naren nicht,  vielmehr  genügte  die  Ablegung 
einer  Prüfung  bei  der  faoulttf  des  lettres ,  angef. 
Cirk.  V.  29.  April  1809. 
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geBtattet.  Diese  standen  im  Gegensätze  zu  den  letzteren  unter  der  allgemeinen  Aufeicht 
der  staatlichen  Unterrichtsyerwaltnng  ^  insbesondere  hatte  diese  die  Zalü  der  Schalen 
und  die  Orte,  an  denen  sie  zugelassen  werden  sollten  2,  sowie  die  Zahl  der  au&unehmen- 
den  Zöglinge  festzusetzen  3;  endlich  bedurften  die  Direktoren  und  Superioren,  welche 
die  Bischöfe  allerdings  zu  ernennen  hatten,  der  Bestätigung  des  Staatsoberhauptes^. 

Wie  die  vorstehende  Darlegung  ergiebt,  war  die  katholische  Kirche  auch  im 
Laufe  der  ersten  Hftlfte  dieses  Jahrhunderts  nicht  in  der  Lage  gewesen,  das  Triden- 
tinum  zur  vollen  Durchftlhrung  zu  bringen,  im  Gegentheil  hatte  die  Staatsaufsicht  Aber 
die  geistlichen  Bildungsanstalten,  seit  der  moderne  Staat  sich  seiner  Rechte  und 
Pffiehten  in  Bezug  auf  das  Bildungs-  und  Unterrichtswesen  bewusst  geworden  war,  eine 
noch  weitere  Ausdehnung  als  dies  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  jemals  der 
Fall  gewesen  war,  gefunden,  und  insbesondere  bUeb  in  Deutschland  in  jener  Zeit 
eine  Isolirung  der  zukünftigen  Qeisüichen  während  ihrer  Erziehung  und  Ausbildung,  da 
dieselben  auf  die  öffentlichen  Gymnasien  und  wenigstens  zum  grössten  Theile  auf  die 
theologischen  Fakultäten  der  Staatsuniversitäten  angewiesen  waren,  ausgeschlossen  ^. 

Nur  widerwillig  hatte  sich  die  Kurie  diesen  Verhältnissen  und  Zuständen  gefügt. 
Mit  dem  Anwachsen  der  von  Rom  aus  seit  d.  J.  1815  gepflegten  ultramontanen  Be- 
wegung begannen  aber  auch  schon,  freilich  zuerst  vereinzelt,  Versuche,  die  bisherigen 
Fesseln  abzuschütteln  ^  und  die  Erziehung  und  Bildung  des  Klerus  ausschliesslich 
der  Leitung  der  Kirche  und  der  Bischöfe  zu  unterwerfen,  sowie  dabei  zugleich,  so 
viel  wie  möglich,  die  Vorschriften  des  Tridentinums  und  die  Absperrung  der  angehen- 
den Kleriker  von  der  nationalen  und  staatlichen  Bildung  zur  Durchführung  zu  bringen  ^. 
In  Folge  der  durch  das  Jahr  1848  veranlassten  Bewegungen  trat  dann  ein  allgemeines 
Vorgehen  auf  der  ganzen  Linie  ein,  indem  nunmehr  von  sämmtlichen  Bischöfen  der 
deutschen  Staaten  in  den  damals  erlassenen  Denkschriften  ^  die  entsprechenden  For- 
derungen erhoben  wurden.  Bei  dem  damaligen  Zurückweichen  der  Regierungen, 
welches  freilich  zum  Theil  durch  das  Uebermass  der  bisher  festgehaltenen  staats- 
kirchlichen Vorschriften  bedingt  war,  sind  diese  Bestrebungen  überall  mit  Erfolg  ge- 
krönt gewesen,  wenn  schon  der  Umfang  des  Erreichten  in  den  verschiedenen  Staaten 
ein  verschiedener  war,  und  zufolge  der  rückläufigen  Strömung  seit  d.  J.  1871  die  in 
jener  Zeit  staatlicherseits  gemachten  Zugeständnisse  seitens  einzelner  Regierungen 
theilweise  wieder  zurückgenommen  worden  sind. 

Am  Weitesten  kam  man,  abgesehen  von  Oesterreich®,  in  Preussen  den 

1  Also  unter  der  s.  g.  Universit^,  Ordonnanz  ^  S.  o.  S.  529  ff. 

V.  1814.  Art.  8;  Laband  S.  55.  «  S.  z.  B.  S.  533.  n.  2  u.  4;   Brück,  ober- 

2  Und  zwar  auf  Antrag  der  Bischöfe  und  Voi^  rheinische  Klrchenprorinz  S.  265. 266.  270.  285; 
schlag  des  Kultusministers  das  Staatsoberhaupt,  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils.  1,  235; 
Ordonnanz  y.  1828.  Art.  1.  2.  über  Frankreich  Laband  S.  56. 

3  Diese  Befugniss  übte  der  Kultusminister,  "^  Vgl.  hierzu  auch  Friedrich,  der  Kampf 
a.  a.  0.  Art.  1 .  gegen  die  deutschen  Theologen  und  theologischen 

4  A.  a.  0.  Art.  6.  Behufs  Durchführung  die-  Fakultäten  i.  d.  letzten  20  Jahren.  Bern  1875. 
ser  Bestimmungen  war  weiter  angeordnet  art.  8:  ^  Vgl.  die  Denkschrift  der  deutschen  Bischöfe 
,jIj4b  ^colee  secondaires  eccMsiastiques,  daus  ies-  v.  1848,  Ginzel  a.  a.  0.  2,  53.  54,  die  der 
queUes  les  dispositions  de  la  präsente  ordon-  preussischen  t.  1849,  der  hairischen  v.  1850  und 
nanoe  et  de  notre  ordonnance  en  dato  de  oe  jour  des  Episkopates  der  oberrheinischen  Kirchen- 
(welche  die  Leitung  der  gedachten  Seminare  provinz  y.  1851 ,  a.  a.  S.  199.  201.  255 ,  für 
durch  Mitglieder  einer  nicht  gesetzlich  anerkann-  Oesterreich  das  bischöfliche  Anschreiben  an 
ten  geistliehen  Genossenschaft  verbietet,  Dupin  das  Ministerium  über  den  Unterricht  v.  1849, 
p.  316;   Dursy  S.  144)  ne  seraient  pas  ex^-  coli,  conc  Lac.  5,  1361. 

cnttfes,  cessezont  d'^tre  oonsider^es  comme  Celles  ^  Siehe  darüber  den  %,  235,  da  ich  dort  zur 

et  rentreront  sous  le  regime  de  rUnivorsittf.''  Vermeidung  von  Wiederholungen  das  Recht  der- 
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kirchlichen  Fordernngen  entgegen,  da  die  KaltoByerwaltang  hier  bei  der  Stellong, 
welche  sie  in  Betreff  der  Ausführung  der  Verfassnngsurkunden  v.  1848,  bezw.  1850 
eingenommen  hatte,  die  bisherige  Staatsaufsicht  llber  die  Vorbildung  und  das  Prflfnngs- 
wesen  der  Oeistlichen,  sowie  über  die  geistlichen  Bildungsanstalten  bereitwillig  aus 
den  Händen  gab  ^. 

Bo  konnten  hier  eine  Reihe  von  Anstalten,  welche  der  Erziehung  und  Bildung 
der  Kleriker  dienten,  unter  ausschliesslich  geistlicher  Leitung  gegründet  werden,  aber 
trotz  der  gewährten  Freiheit  ist  es  doch  nicht  zur  Errichtung  von  Knabenseminaren, 
semtnaria puerorum^j  welche  in  allen  Beziehungen  den  Vorschriften  des  Tridentinums 
entsprochen  hätten,  vielmehr  nur^  zu  der  Errichtung  von  Konvikten  für  solche  Kna- 
ben, welche  sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  wollten,  gekommen.  Indessen,  wenn 
die  letzteren  auch  in  diesen  Konvikten  keinen  Unterricht  empfingen,  vielmehr  die 
öffentlichen  Gymnasien  besuchten ,  wirkte  doch  die  massenhafte  Entsendung  dieser 
Schüler^  in  einzelne  Gymnasien  zum  Theil  auf  den  Charakter  derselben  bestim- 
mend ein  ^. 

Li  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  verhielten  sich  dagegen  die  Regie- 
rungen den  erwähnten  Forderungen  des  Episkopates  gegenüber  zunächst  im  wesent- 


jeiiigen  Staaten,  in  welchen  sich  seit  der  oben 
erwähnten  Zelt  nichts  oder  nar  unwesentliches 
geändert  hat,  behandele. 

»  Richter  In  der  Zeltschr.  f.  K.  B.  1,  112. 

2  Dazu  hat  es  offenbar  an  ausreichenden  Mit- 
teln gefehlt,  und  feraer  konnten  die  Bischöfe, 
falls  sie  in  solchen  Anstalten  Klassen  fui  die 
Gymnasialbildung  errichten  wollten,  die  Auf- 
sicht der  IJnterrichtsTerwaltung,  soweit  sie  auf 
die  Gymnasien  Anwendung  fand,  nicht  ganz 
aussohliessen. 

3  Wegen  der  damals  begründeten  KouTikte  für 
Stndirende  der  Theologie  s.  o.  S.  532.  n.  6  unter 
Nr.  4. 

4  Z.  B.  von  100  Schülern  aus  dem  Konvlkt  zu 
Breslau. 

^  Vgl.  im  Allgemeinen  die  Zusammenstellung 
in  Ztschr.  f.  K.  R.  12,  126;  P.  Hinschlus, 
preuss.  Kirchengesetze  v.  1873.  S.  117—118. 

Während  vor  1848  derartige  Knabenkonylkto 
nur  in  Braunsberg  (Diöcese  Ermland ,  hier  seit 
1841  mit  sUatlich  bestätigten  SUtuten),  fer- 
ner in  Paderborn  (das  s.  g.  seminarium  Liboria- 
num  seit  1847,  s.  die  ministeriell  bestätigten 
Statuten  i.  d.  Mittheilungen  a.  d.  Verwaltung  d. 
Minister,  d.  geistl.  Angeleg.  Berlin  1847.  S.  263, 
Gerlach,  Paderbomer  Diöcesanrecht  S.  31), 
endlich  in  Trier  (ebenfalls  mit  staatlich  geneh- 
migten Statuten),  für  welche  keine  Staatsmittel 
gezahlt  wurden ,  bestanden ,  sind  erst  In  der  im 
Text  erwähnten  Zeit  aus  freiwillig  aufgebrach- 
ten Mitteln  und  freiwilligen  Schenkungen  und 
Zuwendungen  eine  weitere  Anzahl  solcher  An- 
stalten gegründet  worden,  welche  meistens 
Korporationsrechte  erhalten  haben  und  zu  deren 
Unterhaltung  die  KonTlktoristen,  soweit  sie  nicht 
etwa  Freistellen  hatten,  durch  Zahlung  eines 
Kostgeldes  beitragen  mussten ,  so  das  coUeglum 
Ludgeriannm  in  Münster  (1849),   das  fürstbi- 


schofliche Knaben-Seminar  ad.  S.  Johanneum 
In  Breslau  (1850),  die  erzbisehoflichen  Knaben- 
konvikte  zur  h.  Maria  (Marianum)  zu  Neuss 
(seit  1852)  und  zum  h.  Joseph  (Josephinum)  zu 
Münsterelfel  (1856)  für  die  Erzdlocese  Köln, 
und  das  seminarium  Bonifacianum  zu  Ueiligen- 
stadt  (für  den  sächsischen  Theil  der  Pader- 
borner Diocese ,  1858).  Eine  Staatsaufsicht  ist 
über  diese  Anstalten  nicht  mehr  geübt  und  auch 
über  die  schon  früher  errichteten  nicht  mehr 
festgehalten  worden.  So  sind  z.  B.  die  Statuten 
des  seminarium  Liborianum  zu  Paderborn  ein- 
seitig i.  J.  1857  durch  das  General-Yikariat 
theüweise  abgeändert  worden,  Gerlach  a.  a.  0. 
S.  33. 

In  allen  erwähnten  Anstalten  erhielten  die 
Zöglinge  unter  geistlicher  Leitung  Ihre  religiös- 
sittliche  Erziehung  und  wurden  in  ihren  häus- 
lichen Arbeiten  überwacht  und  dazu  angeleitet, 
empfingen  aber  den  Unterricht  auf  den  öffent- 
lichen Gymnasien  der  betreffenden  Orte. 

Einen  anderen,  sich  den  eigentlichen  Knaben- 
seminaren annähernden  Charakter  hatte  dagegen 
das  bischöfliche  Knabenseminar  (Oollegium 
Augustinlanum  zu  Gaesdonck  (in  der  Diöcese 
Münster  seit  1849),  in  welchem  ein  den  oberen 
Gymnasialklassen  bis  Ober-Prima  entsprechen- 
der Unterricht  nur  von  Weltgeistliohen  ertheilt 
wurde,  dessen  Zöglinge  aber  das  Abiturienten- 
Examen  auf  dem  Gymnasium  zu  Münster  ableg- 
ten, vgl.  P.  Ulnsohlus  a.  a.  0.  S.  118,  wo- 
gegen das  schon  1836  eröffnete  Knabenerzle- 
hungs-Institut  (colleglum  Marianum)  zu  Pelplin, 
welches  sieh  ebenfalls  allmählioh  zu  einem  Pro- 
gymnasium entwickelt  hat,  in  Folge  der  Zurück- 
weisung der  Bestrebungen  des  Bischofs ,  es  in 
ein  bischöfliches  Knabenseminar  umzugestal- 
ten, seinen  Charakter  als  eines  nicht  für  die 
Heranbildung  von  Geistlichen  ausschliesslich 
bestimmten  Iiutitntes  bewahrt  hat,  also  nicht 
hierher  gehört. 
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liehen  ablehnend^  aber  in  Folge  des  Anschwellens  des oltramontanen  Druckes^  nach  dem 
Absehluss  des  österreichischen  Konkordates  (1855)  wnrde  von  ihnen  in  den  theils  mit 
dem  pftpstlichen  Stnhle,  theils  mit  den  Bischöfen  abgeschlossenen  Vereinbarnngen  der 
bisher  festgehaltene  Standpunkt  anfgegeben,  den  Bischöfen  die  Freiheit  eingeräumt, 
tridentinische  Seminare  zu  errichten,  diese  ausschliesslich  zu  leiten,  sowie  die  Vorsteher, 
Lehrer,  Erzieher  und  Repetenten  allein  anzustellen  und  abzusetzen  3,  und  den  kirch- 
lichen Oberen  femer  bis  zur  Begründung  solcher  Institute  in  Betreff  der  damals  bereits 
vorhandenen  verschiedenen  Bildungsanstalten  das  ausschliessliche  Bestimmungsrecht 
über  die  religiöse  Erziehung  der  angehenden  Theologen  und  über  die  Hausordnungen, 
sowie  die  Anstellung  der  Leiter  und  Erzieher  (nur  mit  Vorbehalt  eines  Ausschliessungs- 
rechtes der  den  Regierungen  nicht  genehmen  Persönlichkeiten)  zugestanden  ^. 

^nes  näheren  Eingehen  s  darauf  bedarf  es  nicht,  denn  die  damaligenVereinbarungen 
haben  keine  gesetzliche  Kraft  erlangt,  und  die  in  ihnen  getroffenen  Festsetzungen  sind 
nicht  zur  vollen  Durchführung  gekommen.  Vielmehr  ist  durch  die  gesetzliche  Neurege- 
lung der  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  in  einem  Theile  der  erwähnten  Staaten, 
so  in  Württemberg,  Baden,  spätQr  auch  in  Hessen^,  ebenso  wie  in  Preussen 


1  Die  gemelDBamen  V.  v.  1.  März  1853,  welche 
allerdings  in  Kurhessen  nicht  publlzlrt  worden 
ist,  hat  $.  7.  nur  die  Einrichtung  in  Aussicht 
gestellt,  dass  die  Kandidaten  ihre  theologische 
Bildung  an  einer  mit  der  Landesuniversität  zu 
vereinigenden  katholisch -theologischen  Fakul- 
tät In  Verhindung  mit  einer  Anstalt  für  die  ge- 
meinsame Verpflegung  und  Erziehung  der  Zög- 
linge erhalten  sollten ,  und  $.  8  die  Prüfung  für 
die  Aufnahme  in  das  Priesterseminar  (s.  S.  530. 
n.  3)  dem  Bischof  überlassen,  dabei  aber  der 
Regierung  das  Recht  gewahrt,  einen  staatlichen 
Kommissar  zur  Prüfung  abzusenden,  welchem 
die  Befugnlss  zukam,  durch  seinen  Einspruch 
die  Aufnahme  bis  zur  Entscheidung  der  Staats- 
behörde zu  hindern.  S.  Golther  a.  a.  0.  S.  138. 
143.  Praktisch  Ist  diese  Thelinahme  des  Kom- 
missars aber  weder  In  Württemberg  noch  In 
Baden  geworden,  s.  darüber  a.  a.  0.  S.  148. 
151.  152  und  Ztschr.  f.  K.  R.  15,  468.  469. 

Andererseits  hat  freilich  die  grossherzogUoh 
hessische  Regierung  schon  1.  J.  1851  die  Wie- 
dereröffnung der  philosophisch -theologischen 
Lehranstalt  im  bisehöflichen  Seminar  zu  Mainz 
(S.  530.  n.  4)  geduldet,  Brück  a.  a.  0.  S.  305; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  253;  Schreiben  des  Mainzer 
Ordinariates  v.  1851  bei  Glnzel,  Archiv  2,  282, 
und  Lutterbeck,  Gesch.  d.  kath. -theologischen 
Fakultät  in  Glossen  S.  85.  Dadurch  wurde  die 
katholisch-theologische  Fakultät  In  Giessen  um 
so  mehr  brach  gelegt ,  als  in  Folge  dessen  auch 
der  Bischof  von  Limburg  die  Theologen  seiner 
Diöcese  anwies,  ihre  Studien  in  Mainz  zu  machen, 
Lutterbeck  a.  a.  0.  S.  86  ff.;  Brück  S.  348. 

2  Wegen  der  dazwischen  liegenden  Konflikte 
der  Regierungen  mit  dem  Episkopate,  auf  welche 
hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden  braucht, 
s.  Brück  S.  348;  Frledberg,GränzenS.445ff.; 
Golther  S.  144  ff. 

3  Württemb.  Konvention  v.  1857.  Art.  7  ff.; 
badische  v.  1859.  Art.  8ff.;  Arch.  f.  k.  K.  R. 
2,  240  u.  5,  80;  Walter,  Fontes  p.  366.  378; 
hessisch  e  Konvention  v.  1864 — 1866  mit  den 


römischen  Zusätzen.  Art.  2.  4,  Ztschr.  f.  K.  R. 

8,  349. 

^  S.  die  Oitate  in  der  vor.  Anm.  Im  Einzelnen 
waren  die  Zugeständnisse  mit  Rücksicht  auf  die 
Verschiedenheit  der  einzelnen  Bildungsanstalten 
nicht  gleich.  Während  die  Regierung  In  Würt- 
temberg soweit  ging,  die  Abänderung  von  Ein- 
richtungen in  denjenigen  Gymnasien,  welche  zu- 
gleich für  den  Besuch  der  Zöglinge  der  niederen 
Konvikte  bestimmt  waren  (s.  o.  S.  528),  von  dem 
Einveniehroen  mit  dem  Bischof  abhängig  machen, 
G  0 1 1  h  e  r  S.  182,  wurde  In  B  a  d  e  n  bloe  Berücksich- 
tigung der  Anträge  und  Abhülfe  der  Beschwerden 
des  Erzbischofs  in  betreff  der  gedachten  Blldungs- 
Institute  seitens  der  Regierung  in  Aussicht  ge- 
stellt, dagegen  gestattete  dieselbe  allerdings 
schon  i.  J.  1857  nach  einer  mit  dem  Erzbischof  ge- 
troffenen üebereinkunf  t  die  Wiedereröffnung  des 
während  des  vorangehenden  Konfliktes  geschlos- 
senen collegium  theologicum  zu  Freiburg ,  s.  o. 
S.  530.  n.  6;  Brück  S.  340.  308,  und  überliess 
ihm  die  freie  uitd  selbständige  Leitung  dessel- 
ben, a.  a.  0.  S.  416.  Nicht  minder  wurde  ihm 
diese  über  das  Priesterseminar  zu  S.Peter  (S.530. 
n.  5)  eingeräumt,  und  auch  hinsichtlich  des  in 
Freiburg  errichteten  Knabensemiuars ,  dessen 
Zöglinge  das  Gymnasium  besuchten ,  sowie  an- 
derer am  Sitze  von  Gelehrtenschnlen  errichteter 
derartiger  Seminare  (oder  vielmehr  Konvikte) 
nicht  beschränkt,     Maas,    Arch.    f.   k.  K.  R. 

9,  195. 

In  Nassau  hatte  die  provisorische  Miiüster.- 
Verf.  V.  1861.  Art.  2,  Ztschr.  f.  K.  R.  2,  128, 
das  bischöfliche  Knabenseminar  zu  Hadamar  an- 
erkannt und  dem  Bischof  die  Leitung  desselben 
überlassen,  Ihn  indessen  hinsichtlich  der  Uni- 
versitätsstudien und  der  Beruf ungsbildung  der 
Kleriker  an  die  vorgängige  Verständigung  mit 
der  Regierung  gebunden. 

^  Kurhessen  und  Nassau  kommen  wegen  Ihrer 
Einverleibung  in  Preussen  nicht  mehr  besonders 
in  Betracht. 
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das  staatliche  Aufsichtsrecht  wieder  in  weiterem  Umfange  gewahrt  worden.  Da  die 
gedachten  Gesetze  noch  jetzt,  wenn  anch  nicht  flberali  die  alleinige,  so  doch  immer 
noch  znm  Theil  die  Grundlage  für  das  geltende  Recht  bilden,  so  gehört  die  Darlegung 
der  von  ihnen  festgesetzten  Normen  nicht  in  diesen,  sondern  in  den  die  heutigen  Ver- 
hältnisse behandelnden  §.  235  K 

II.    Das  geltende  Recht  ^. 

§.  234.    A,  Das  kirchliche  Recht. 

I.  Der  prinzipielle  Standpunkt  der  Kirche.  Die  katholische  Kirche 
nimmt  das  Recht  zur  ausschliesslichen  Regelung  der  Erziehung  und  Vorbildung  ihrer 
zukünftigen  Geistlichen,  sowie  zur  alleinigen  Leitung  der  darauf  abzielenden  'f  hätig- 
keiten  in  Anspruch.  Eine  positive,  direkt  dieses  Recht  feststellende  dogmatische  Vor- 
schrift  kann  sie  dafür  nicht  aufweisen^. 

Allerdings  hat  sie  nach  ihrem  Dogma  allein  die  christliche  Lehre  zu  verwalten^, 
und  es  folgt  von  selbst  aus  ihrem  Lehrauftrage,  sowie  aus  ihrer  Lehi^ewalt^  das 
Recht,  die  angehenden  Kleriker  durch  ihre  schriftmässig  eingesetzten  oder  von 
diesen  besonders  bevollmächtigten  Organe^  in  den  Lehren  der  christlichen  Offen- 
barung zu  unterrichten'^,  sowie  die  erforderlichen  näheren  Bestimmungen  über  den 
betreffenden,  d.  h.  den  Unterricht  in  den  theologischen  Wissenschaften  zu  erlassen^. 
Aber  eine  weitere  Befugniss,  d.  h.  das  Recht  auf  die  alleinige  Erziehung  der  geist- 
lichen Kandidaten  von  ihrer  frühen  Jugend  an,  sowie  auf  die  sonstige,  allgemeine 
wissenschaftliche  Vorbildung  derselben  lässt  sich  aus  dem  Dogma  über  die  ausschliess- 
liche Lehrbefugniss  der  Kirche  nicht  als  nothwendige  und  unabweisbare  Konsequenz 

1  Auch  die  Darstellung  der  heutigen  Verhält-  Themlstor.  Aachen  1884;  IreuiusThemlstor, 
nissc  in  Baiem  Ist  dorthin  verwiesen ,  weil  hier  Friedemann's  Vorschläge  in  Betr.  d.  Bildung  u. 
das  Religions-Edikt  t.  1818  keine  gesetzlichen  Erziehung  der  Geistlichen.  Trier  1884;  Ireu^e 
Abänderungen  erlitten  hat.  Themistor,    Tinstruction    et    T^ducation    da 

2  Heinrich,  d.  kirchliche  Reform.  Eine  Be-  derg^.  Tr^Tes  1884,  Uebersetzung  der  2.  Aufl. 
leuchtung  der  Hirsch  er*  sehen  Schrift:  „die  der  zuerst  angeführten  Schrift  unter  Hinzufü- 
kirchlichen  Zustände  der  Gegenwart.^  Mainz  gung  der  zuletzt  citirten  Schrift  (da  die  Ueber- 
1850.  S.  85  ff.  (s.  dazu  Friedrich,  Gesch.  d.  setzung  vollständiger  als  das  Original  ist ,  dtire 
vatik.  Konzils  1,  252 ff.);  Buss,  die  nothwen-  ich  nach  dieser).  —  Die  Einführung  der  Kna- 
dige  Reform  des  Unterrichts  u.  d.  Erziehung  d.  benseminarien  vom  kirchlichen  Standpunkt, 
kathol.  Weltgeistlichkeit  Deutochlands.  1852.—  Schaifhansen  1848. 

(Ginzel),  die  theologischen  Studien  in  Oester-  s  Das  vielfach  für  das  Recht  der  Kirche  ange- 
reich und  ihre  Reform.    Wien  1873.    Dagegen:  ^ogene  Trid.  Sess.  XXUI.  c.  18  ist  blos  ein  Dis- 
Ferd.  Michl,  Würdigungd. bischöflichen Kleri-  dplinardekret.   S.  femer  auch  S.  539.  n.  2  u.  3. 
kalseminarien   als   Erziehungsanstalten.     Wien  4  q   «  <?  1«» 
1873;  (F.  Stanonik),  zur  Reform  der  theolog.  5  S*  I33    *^^' 
Studien  in  Oesterreich.  Graz  1873 ;  Entgegnung  g  «'  ^^' 
auf  4  Artikel  d.  Wiener  Allg.  Literaturzeitung,  »•  '»4'. 

betreffend  die  Schrift  z.  Reform  d.  theol.  Stu-  '  Vgl.  Schulte,  das  Recht  z.  Ertheilung  der 

dien  in  Oesterreich.    Graz  1873;    Ant.  Stära,  Befugniss  zmn  Lehramte  der  Theologie  i.  Arch. 

zur    Reform    d.    kath.-theoL   Lehranstalten    in  ^'  ^'  ^  ^-  ^^»  6. 

Oesterreich.    Graz  1873  (vgl.   dazu  Arch.  f.  k.  »  Der  SylUbus  v.  1864   verwirft  Nr.  33  den 

K.  R.  29,  193.  471;    30,  183.  363  u.  31,  219);  Satz :  „Non  pertinet  unice  ad  ecclesiacticam  iuris- 

IrenäusThemistor (Bischof  K 0 r u m  v. Trier j,  dictiouis  potestatem  proprio  ao  nativo  iure  diri- 

d.  Bildung  und  Erziehung  der  Geistlichen  nach  gere  theologicarum  rerum  doctrinam.^'  Er  ist  dem 

katholischen  Grundsätzen  und  nach  den  Mai-  Breve  Pins*  IX.  v.  21.  Dezember  1863,  Areh.  f. 

gesetzen.  1.  u.  2.  Aufl.  Köln  1884;   Justinus  k.  K.  R.  11,  423  entnommen,  welches  ans  Ad- 

Friedemann  (Heinrich  Brühl),  d.  Bildung  lass  der  im  Herbst  1863  gehaltenen  katholischen 

und  Erziehung  der  Geistlichen.     Bemerkungen  Gelehrtenversammlung  ergangen  ist,  Friedrich, 

aus  Anlass  der  gleichnamigen  Schrift  des  irenäus  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  1,,284.  287.  n.  2. 
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herleiten,  und  es  beruhen  also  die  darauf  ^henden  Ansprüche  weder  auf  dem  Dogma 
noch  auf  dem  göttlichen  Rechte 

Aus  der  Natur  der  Sache  ergiebt  sich  nur  soviel,  dass  die  Kirche  in  erster  Linie 
die  Erfordernisse  für  die  Ausbildung  und  Erziehung  derjenigen ,  welche  künftighin 
ihre  Aufgaben  in  ihrem  Dienste  verwirklichen  sollen,  festzustellen  berechtigt  ist,  weil 
sie  vor  Allem  darüber  zu  urtheilen  berufen  ist.  was  in  dieser  Beziehung  nothwendig 
und  zweckmässig  erscheint,  keineswegs  aber  auch  die  weitere  Konsequenz,  dass  ihr 
ausserdem  die  absolute  Freiheit,  ihre  Auffassung  unter  Nichtbeachtung  aller  übrigen, 
in  Frage  kommenden  Interessen,  und  sogar  im  Widerspruch  mit  denselben  durchzu- 
setzen, also  namentlich  jedes  Recht  des  Staates  in  der  fraglichen  Beziehung  auszu- 
schliessen,  zukommen  muss. 

Die  Kirche  fordert  freilich  die  erwähnte  Freiheit  in  diesem  weiten  Umfange  als 
ihr  Recht,  indessen  kann  sie  sich  dafür  allein  auf  die  von  ihren  Organen  selbst  er- 
lassenen Disciplinarbestimmungen,  vor  Allem  auf  das  Tridentinum  ^  und  auf  die  neuerer 
Zeit  ergangenen  päpstlichen  Kundgebungen  ^  berufen. 

n.  Das  kirchliche  Recht  im  Einzelnen.  1.  Die  Befugniss  zum 
Erlass  allgemeiner  Anordnungen  über  das  Erziehungs-  und  Bildungswesen 
der  Geistlichen  steht  für  die  ganze  Kirche  selbstverständlich  nur  der  obersten 
Gesetzgebungsgewalt,  also  dem  Papste  (und  dem  allgemeinen  Konzile)  \  für  die  ein- 
zelnen Theile  derselben  aber  den  mit  dem  Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrecht  für 
diese  ausgestatteten  Organen,  also  den  Provinzialsynoden  und  den  Bischöfen  mit 
oder  ohne  Diöcesansynode^  zu,  soweit  nicht  etwa  in  einzelnen  Beziehungen  bereits 
durch  das  allgemeine  Recht  Bestimmungen  getroffen^  oder  einzelne  Bildungsanstalten 
durch  besondere  päpstliche  Erlasse  errichtet  oder  genehmigt  sind,  und  dereii  Statuten 
und  Einrichtungen  auf  päpstlicher  Anordnung  oder  Bestätigung  beruhen  7. 


'  Ein  solches  jus  divinum  behauptet  aller-  neuerer  Zeit  in  Folge  der  veränderten  Stellung 

dings  Alph.  Jansen,  de  facultate  docendi  seu  des  Staates  zur  Schule  die  prinzipielle  Stellung 

de  scholis  institutiones  juridicae.     Aquisgrani  der  Kirche  in  der  beregten  Frage  zur  Erörterung 

1885.  p.  88.  89 ,  aber  ohne  jeden  Beweis.     Da-  hat  gezogen  werden    können,     üebrigens   ver- 

gegen  führt  Fl.  Ries s,  d.  moderne  Staat  u.  d.  gessen  die  katholischen  Schriftsteller,    welche 

christliche  Schule.   Freiburg  i.  B.  1868.    S.  171  die   heutigen  Ansprüche    der  Kirche   zugleich 

die  Freiheit  der  Kirche  hinsichtlich  der  geist-  aus  der  Geschichte  zu  begründen  suchen,  s.  z.  ß. 

liehen   Bildungs- Anstalten    auf    den  Gesichts-  Themistor,  Vinstruction  p.  36,   dass   in  der 

pnnkt,  dass  es  sich  dabei  um  eine  Familienan-  karolingischen  Zeit  auch  der  Staat  durch  seine 

gelegenhelt  handle  und  jede  fremde  Einmischung  Verordnungen  das  Bildungswesen  der  Kleriker 

eine  Verletzung  des  Hausrechtes  darstelle,  zu-  geregelt  hat,  s.  o.  S.  494. 

zurück ;  Themistor,  Friedemann's  Vorschläge  3  Vgl.  die  S.  527. n.  3  clt.  Esposizione  v.  1819 

S.  12  leitet  sie  aus  dem  Wesen  der  Kirche  ab.  n.  9  fif. ;   die  S.  529  u.  537  cit.  Konkordate  und 

2  S.  0.  S.  538.     Die  Begründung  des  c.  18.  Circumscriptionsbullen,  Pil  IX.  allocutio :  Num- 

Sess.  XXIII  im  Eingange :  „Quum  adolescentium  quam  fore  ▼.  15.  Dezember  1856,   Arch.  f.  k. 

aetas,  nisi  recte  instituatur,  prona  sit  ad  mundi  K.  R.  13,  348  und  daraus  der  im  Syllabus  ver- 

voluptates  sequendas  et  nisi  a  teneris  annis  ad  worfene  Satz  n.  46 :  „in  ipsis  clericorum  semi- 

pietatem  et    religionem    Informetur ,   antequam  nariis  methodus  studioram  adhibenda  civili  auc- 

vitioium  habitus  totos  homines  possideat,  num-  toritati  snbiicitur" ;    ep.  Leon.  XIIL  ad   eplsc. 

quam  perfecte  ac  sine  maximo  ac  singulari  prope-  Borussiae  :  Jam  pridem  nobis  t.  6.  Januar  1886, 

modum  dei  omnipotentis  auxilio  in    disdplina  cit.  Arch.  55,  464. 

eccleslastica  perseyeret,   s.  synodus  statuit  etc."  *  S.  o.  S.  443.  Vgl.  die  Encyklika  Leo'sXIII. 

führt  nur  Zweckmässigkeltsmotive  an  und  ent-  v.   4.  August  1879    über  die  Beförderung  des 

hält  nicht  einmal  einen  prinzipiellen  Ausspruch  Studiums  d. Philosophie  des  h.  Thomas  ▼.  Aquino, 

über  die  beregte  Frage.     Dass  sich  kein  solcher  Acta  s.  sed.  12,  57,  vgl.  auch  p.  225. 

aus  älterer  Zelt  findet,  erklärt  sich  daraus,  dass  ^  Bd.  III.  S.  645.  660.  829. 

bei  dem   Zustande   des    mittelalterlichen   Bil-  «  Bd.  III.  S.  830.  832. 

dungswesens  die  Kirche  allein  und  ausschliess-  "^  S.  z.  B.  const.  Sixtus  V.:  Romanum  decet  v. 

lioh  dieses  Recht  üben  konnte,  und  dass  erst  in  24.  Apiil  1587,   bull.  Taur.  8,  837,   betr.  das 
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In  ersterer  Beziehung  kommen  insbesondere  die  VorBohriften  des  Tridentinoms^ 
welche  die  Seminarerziehnng  nnd  Seminarbildnng  als  die  geeignetste  fflr  die  angehenden 
Kleriker  erkUren ,  in  Betracht.  Es  sind  daher  alle  Anordnungen,  welche  die  Errichtung 
dieser  Seminarien  ausschliessen  oder  hindern,  namentlich  an  ihrer  Stelle  ohne  zureichen- 
den Grund  ^  andere  Bildungsanstalten  einführen,  oder  auch  in  einzelnen  Beziehungen 
gegen  die  Bestimmungen  des  Tridentinums,  z.  B.  Aber  die  Lehrgegenstftnde  ^^  die 
Aufnahme  der  Zöglinge  4,  Verstössen,  nichtig,  und  es  können  sich  die  Verordnungen 
der  gedachten  Organe  hinsichtlich  der  erwähnten  Seminarien  gültiger  Weise  nur  auf 
solche  Einrichtungen  beziehen  ^,  für  welche  das  Tridentinum  innerhalb  des  von  ihm 
aufgestellten  Rahmens  freien  Raum  gelassen  hat^. 

Andererseits  fragt  es  sich  aber,  ob  die  partikularen  kirchlichen  Leitungsorgane 
berechtigt  sind,  die  Ausbildung  in  den  tridentinischen  Seminarien  oder  in  denjenigen 
geistlichen  Bildungsanstalten,  welche  in  Ermangelung  solcher  auf  kirchlich  rechts- 
gültige Weise  ^  zum  Ersatz  derselben  eingerichtet  sind,  als  absolutes  Erfordemiss  für 
die  Ertheilung  der  Weihen  oder  gar  fflr  die  Verleihung  von  kirchlichen  Aemtem  auf- 
zustellen. 

Diese  Frage  ist  zu  verneinen.  Das  Tridentinum  hat,  so  wünschenswerth  es  auch 
die  Seminarerziehung  erachtet,  doch  dieselbe  nicht  obligatorisch  für  s&mmtliche  an-' 
gehende  Geistliche  vorgeschrieben  9.  Daraus,  dass  es  mit  seinem  Dekret  über  die 
Seminarien  die  Universitäten  nicht  hat  beseitigen  wollen,  vielmehr  die  Privilegien 
derselben  anerkannt^,  insbesondere  ftlr  die  Erwerbung  wichtiger  Kirchenämter  den 
Besitz  akademischer  Grade  vorgeschrieben  hat  ^^,  lässt  sich  allerdings  nichts  Ent- 
scheidendes folgern.  Denn  dasselbe  betrachtet,  ebenso  wie  die  Päpste  ^S  die  Univer- 
sitäten als  höhere  Anstalten,  welche  nicht,  wie  die  Seminarien,  zur  Erziehung  des 
Seelsorgeklerus  als  solchen,  sondern  zur  Förderung  der  theologischen  Wissenschaft 
und  zur  Bildung  gelehrter  Theologen  bestimmt  sind.  Wohl  aber  ergiebt  sich  dies, 
abgesehen  von  dem  Mangel  einer  positiv  gebietenden  derartigen  Vorschrift  ^2,  daraus, 
dass  dasselbe  in  erster  Linie  die  Aufnahme  armer  Knaben  vorschreibt  ^3,  also  für  die 

Borromäische  Kolleg  zu  Piacenui  und  die  die  Themlstor  p.  126.   n.  221:   „At  itlud  probe 

Aenderong    der  Stataten    bestitigOQde    const.  intelligitis  . . .  memoratam  mox   nniversitatem 

Paul's  V. :  Alias  felicis  ▼.  3.  Dezember  1610,  1.  ita  quidem  constitai  oportere ,  at  nihil  pronas 

c.  11,  655.     Weitere  Beispiele  in  %,  233.  derogetnr  ioribus,  qoae  singnlis  episcopis  circa 

1  s^  Q,  s,  5Q2  ff,  clericomm  in  suis  dloecesanis  seminarüs  instito- 

2  Vgl.  unten  die  folgende  Nr.  tionem  eorumque  in  litteris  et  disciplinis  maxime 
a  s.  0.  S.  505.  theologicis  erudltionem  Tridentini  patres  adiudi- 
4  s]  o!  s!  503.  carunt",  und  ferner  in  dem  weiteren  Erlass  des- 
6  S.  0.  S.  503.  n.  8;  S.  506.  n.  3  u.  S.  507.  »elben  v.  8.  April  1834,  Themistor  p.  127. 
«Tvv  i  .  uj-iTv  -*-^  j  t  1*  n.  223:  „Ut  autem  clerici  studiorum  curriculo 
e  Daher  Ist  .uch  die  Uebertagung  der  Leitung  j,,  ^^i^^,  pe,»^^ ,  mriores  ..orU  ia  rtudU. 

des  8eii»n.r8  «- Ascon.  In  der  Dlocese  Como  .n  j^^^^  ^^^^^^     ^^    „^      venefMle.  fratres 

der  Qrenre  des  M.lUnder  Sprengel.  MI  den  Je-  ^[jjj^,,,    «rdlnls     e.thedras     MecWinUe 

welligen  Enblschof  des  letzteren  « s  Admu,!-  .omlnarlnm   constltaendas  eilstlmamnt, 

strator  vom  Papst  angeordnet  worden,  Urb.nVlII.  S^,''  ^^^lori  ingenlo  clerici  varlarnm  dloe^ 

Ts^liza    **            ^'  "'"*'""  ^  eccle.ia.tica.  dLclpllnas  penltn.  ad 

I  q    *              f     M     o  discendas   incumbant  et  maiore   doctrinae 

*  VgrMe"rz°°«ch  AnalecU  1855.  p.  678.  »*'»«  "«<»"1<'»1«   «»P«»  ln»trnctl   gra- 

T  gl.  uiott-u  »u».«  AuaicvMi  * wu*/.  p.  V  •  ü.  ^^^  munera  obire  et  eccleslae  omamento  ac  prae- 

»  Sess.  VII.  c  3  de  ret;  sess.  XIV.  c.  6  de  giaio  esse  valeant." 
ref. ;  sess.  XXV.  c.  6  de  ref.  u.  c.  9  ibid.  12  Eine  solche  enthalt  das  c.  18.  sess.  XXIU. 

'0  Bd.  II.  S.  488.  487.  cit.  nicht,  nnd  ebensowenig  weisen  sie  c.  5.  7. 

"  S.  das  Schreiben  Gregor's  XVI.  an  die  belgl-  12.  14  de  ref.  in  dieser  ebenfalls  von  den  Er- 
sehen Bischöfe  y.  13.  Dezember  1833 ,  betr.  die  fordemissen  der  Ordinanden  handelnden  Session 
beabsichtigte   Stiftung    der    katholischen   Uni-  auf. 
▼ersiUt  zn  Löwen  bei  Theiner  S.  560  nnd  ^  S.  0.  8.  504. 
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Söhne  reicher  Eltern,  sofern  sich  diese  dem  geistlichen  Stande  widmen  wollen,  als 
Begel  eine  andere  Art  der  Ausbildung  voraussetzt  und  gestattet,  sowie  ferner  darauf 
Bedacht  nimmt,  dass  seine  Anordnung  wegen  des  Mangels  an  ausreichenden  Mitteln 
nicht  in  allen  Diöcesen  durchgeführt  werden  kann^,  mithin  fElr  junge  Leute,  welchen 
aus  solchen  Gründen  der  Besuch  von  Seminarien  nicht  möglich  ist,  auch  andere  Wege 
der  Vorbildung  offen  Usst. 

Wenn  indessen  anderentheüs  berücksichtigt  wird,  welchen  Werth  das  Triden- 
tinum  auf  die  Seminarbildung  legt,  so  überschreiten  die  gedachten  Organe  ihre  Zu- 
ständigkeit dadurch  nicht,  dass  sie  beim  Vorhandensein  geeigneter  Anstalten  und  bei  der 
Möglichkeit,  unbemittelte  Zöglinge  in  dieselben  aufzunehmen^,  als  Regel  die  Erziehung 
und  Ausbildung  in  solchen  Instituten  durch  allgemeine  Anordnungen  vorschreiben, 
insbesondere  nicht  dadurch,  dass  sie  blos  einen  Aufenthalt  und  ein  Studium  in  den- 
selben far  eine  bestimmte  Zeit  vor  der  Ertheilung  der  höheren  Weihen  verlangen  3, 
denn  derartige  Vorschriften  sind  dem  Geiste  des  Tridentinums  gemäss  und  schliessen 
die  Erlangung  der  Vorbildung  auf  anderen  Wegen  nicht  aus^. 

Demnach  steht  den  Partikularsynoden  und  den  Ordinarien  das  Recht  zu,  das  Erfor- 
derliche über  den  Bildungsgang  und  die  geeignete  Vorbereitung,  sowie  auch  über  die 
Beaufsichtigung  derjenigen  Kandidaten^,  welche  wegen  UeberfÜllung  ^,  wegen  Kränk- 
lichkeit 7  oder  wegen  anderer  Ursachen  keine  Aufnahme  in  die  tridentinischen  Semi- 
nare finden  können  oder  dort  ihre  Ausbildung  nicht  zu  empfangen  beabsichtigen  ^, 
festzusetzen. 

Weiter  sind  die  gedachten  Organe  befugt,  allgemeine  Anordnungen  über  die 
weitere  und  höhere  wissenschaftliche  Ausbildung  besonders  befähigter  Kleriker  ^  und 
die  Errichtung  von  Bildungsanstalten  zu  erlassen,  welche  derartige  Zwecke  verfolgen  ^^ 
oder  neben  den  tridentinischen  Seminaren  in  anderen  Richtungen  der  Heranbildung 
der  Kleriker  dienen  sollen  ^^ 

*  S.  0.  S.  503.  Pflicht  besitzt,  eich  vor  der  Ertheilung  der  Wel- 

2  Dies  beides  ist  als  nothwendlge  Voraus-  hen  über  die  Geeignetheit  der  Person  des  Ordl- 
setzung  hinzustellen ,  das  letztere  Insbesondere  nanden  zu  vergewlssem ,  also  auch  befugt  Ist, 
deshalb,  weil  das  Tridentinnm  als  Regel  kosten-  dahin  abzielende  Anordnungen  zu  treffen,  s.auch 
freie  Erziehung  der  armen  Zöglinge  Torschrelbt,  Ger  lach,  Paderborner  Diöcesanrecht  2.  Aufl. 
also  unbemittelten  die  Ergreifung  des  Klerikal-  S.  13. 

Standes  nicht  erschwert  wissen  will.  Tgl.  auch  ^  Z.  B.  dass  diese  der  Aufsicht  des  Pfarrers 

Bened.  XIY.  de  synodo  dioec.  XII.  11.  n.  11;  unterworfen  sein  sollen,  Konvent  d.  Umbrischen 

Poü  an ,  de  seminario  clerloorum  p.  259.  Bischöfe  v.  1849,  u.  der  slzillschen  v.  1850,  coli. 

3  S.  Diöcesansyn.  v.  Paderborn  v.  1867,  Arch.  conc.  Lac.  6,  759.  812. 

f.  k.  K.  R.  20,  397 :  „Ad  sacrum  subdiaconatus  «  S.  z.  B.  Dlöces.-Syn.  Neapel  ▼.  1882,  Arch. 

ordinem  nullus  allter  adroittatur,    quam   post  f.  k.  K.  R.  51,  94. 

exereitla  spirltualia  per  III  dies  peracta  et  post  '^  Vgl.  d.  Pisaer  Bischofsversammlung  y.  1850, 

biennium  In  seminario  nostro  Theodoriano  (siehe  coli.  cono.  Lac.  6,  230. 

S.532.n.6)stndii8theologicislaudabiliterlmpen-  8  S.  darüber  S.  540. 

sum";  ferner  Konvent  der  Bischöfe  Siziliens  ^  Z.B.  über  den  Besuch  von  Universitäten  nach 
1850,  coli.  conc.  Lac.  6,  812:  „quoadusque  in  der  Absolvinmg  des  Seminars  Bourges  1850,  1.  c. 
seminarium  eundum  erlt,  a.quo  neminl  posthac  4,  598,  dt.  Yers.  v.  Pisa,  L  c  6,  229  und  über 
se  eximere  da|>itur ,  neque  ad  maiores  ordlnes  die  Einrichtung  besonderer  höherer  theologischer 
quisqnam  promovebltur ,  nisi  post  exaetum  in  Kurse.  Wien  1858,  1.  c.  5,  204. 
eins  eommoratione  biennium^;  Ravenna  1855,  ^^  Z.  B.  von  geistlichen  Akademien,  Yers.  d. 
ibid.  p.  163:  „neminl  (sacri)  ordines  conferantur,  sizil.  Bischöfe  1850,  1.  c.  6,818,  von  besonderen 
qui  non  antea  saltem  per  annum  In  seminario  Instituten  für  höhere  Studien,  Rheims,  Avlgnon 
«5ommoratus  fuerit".  Das  römische  Prov.-Konz.  1849,  Bordeaux  185J>,  l.^c.  4,  154.  362  u.  702, 
v.  1725,  1.  c.  1,  39,  hatte  dagegen  nur  halbjdhr-  oder  von  Konvikten,  um  einer  Anzahl  von  Theo- 
lichen Aufenthalt  gefordert.  logen  den  Besuch  einer  Universität  zu  ermög- 

^  Hierbei  kommt  übrigens  auch  der  Umstand  liehen, 

in  Betracht,  dass  der  Bischof  das  Recht  und  die  ^^  Also  von  Konvikten  für  diejenigen  Zog- 
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Ferner  gehört  es  zu  ihrer  Kompetenz,  in  denjenigen  Diöcesen,  in  welchen  das 
Tridentinom  nicht  durchgefQhrt  werden  kann,  die  erforderlichen  allgemeinen  Mass- 
regeln zur  Hebung  oder  zur  möglichsten  Milderung  eines  solchen  Missstandes  zu 
treffen*. 

Endlich  haben  sie  nicht  blos  Bestimmungen  über  die  Heranbildung  der  Kleriker 
bis  zu  ihrer  Priesterweihe  und  in  Betreff  der  für  die  Weihen  erforderlichen  Prüfungen 
zu  erlassen  2,  sondern  auch  solche,  welche  die  weitere  wissenschaftliche  Fortbildung, 
die  Vertiefung  der  Kenntnisse  und  die  religiös-sittliche  Stärkung  und  Förderung  der 
bereits  geweihten  und  im  Kirchendienste  befindlichen ,  insbesondere  der  jüngeren 
Priester  zum  Zwecke  haben  ^. 

2.  Die  Errichtung  neuer  geistlicher  Bildungsanstalten  gehört  zur 
Zuständigkeit  des  Papstes,  sowie  der  partikulären  Synoden  und  der  Bischöfe. 

Der  Papst  besitzt  sie  sowohl  in  Betreff  solcher  Anstalten,  welche  den  Zwecken 
der  allgemeinen  Kirche,  also  z.  B.  der  Mission  überhaupt  oder  der  Mission  in  einzel- 
nen Ländern  *,  wie  auch  den  besonderen  kirchlichen  Zwecken  einer  Anzahl  von  Pro- 
vinzen oder  Diöcesen  ^,  endlich  auch  denen  einer  einzelnen  Diöcese  dienen,  wenngleich 
die  letzteren  innerhalb  einer  solchen  gegründet  werden  sollen.  Die  erwähnten  lokalen 
Organe  haben  dagegen  nur  die  Kompetenz  solche  Anstalten  zu  errichten,  welche  für 
die  Heranziehung  und  Ausbildung  von  Klerikern  für  ihre  Sprengel  (ihre  Provinz  und 
ihre  Diöcese)  überhaupt  und  für  einzelne  Bedürfnisse  derselben^  bestimmt  sind,  weil 
ihnen  ein  Antheil  an  der  Verwaltung  der  allgemeinen  Kirche  als  solcher  nicht  zu- 
kommt. 

Nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  Tiidentinums  liegt  den  Bischöfen  und  auch 
den  Provinzialsynoden  insbesondere  die  öffentlich  rechtliche  Pflicht  ob,  die  von  dem 
Konzile  vorgeschriebenen  Seminarien  zu  errichten  ^.  Sie  sind  daher  allein  befugt, 
solche  Institute,  welche  den  Anordnungen  desselben  nicht  entsprechen,  zu  gründen 
oder  etwaige,  von  anderer  Seite  begründete,  derartige  Anstalten  als  zur  Erziehung 


linge,  welche  nicht  in  die  tridentinlschen  Semi-  ^  Z.  B.  die  in  Wien  bestehende  Anstalt  zum 

narien  aufgenommen  sind.  h.  Augustin,  s.  o.  S.  526.  n.  4. 

4  S.  darüber  unter  Nr.  2.  ^  Z.  B.  zur  Ausbildung  von  Klerikern,  welche 

2  s.  Bd.  I.  S.  20.  108  u.  Bd.  II.  S.  486.  501.  einer  bestimmten  Sprache  mächtig  sind,  wenn 
502;  Paris,  Kbeims  1849,  Albl  1850,  coli.  conc.  der  Sprengel  zweisprachig  ist,  oder  ähnlicher 
Lac.  4,  30.  164.  441;  Pisa  1850,  1.  c.  6,  230;  Anstalten,  wie  es  das  Hülfspriester-Semlnar  zu 
Gran  1858,  1.  c.  5,  666.  Gaesdonck  war,  welches  zur  Aufnahme  und  znm 

3  Hierher  gehört  die  häufig  vorkommende  An-  Unterhalt  neugeweihter  Priester  diente,  die  Zu- 
ordnung, dass  die  neu  geweihten  Priester  wäh-  gleich  den  Pfarrern  des  linksrheinischen  Theils 
rend  der  ersten  5  o.  6  Jahre  sich  regelmässig  in  der  Diöcese  Münster  Aushülfe  zu  leisten  hatten, 
jedem  Jahre  einem  Examen  beim  Ordinariat  zu  Wo  das  Institut  der  Pleuarsynoden  besteht,  wie 
unterziehen  haben,  ütreoht  1865,  l.  c.  5,  916 ;  z.  B.  in  Nordamerika,  Bd.  III.  S.  662,  sind  diese 
Paris  1849,  l.  c.  4,  31  und  die  weiteren  franzö-  zuständig,  Bildungsanstalten  für  die  Kleriker 
sischen  Synoden,  ibid.  p.  154.  264.  362.486.  ihres  Bezirkes,  also  z.B.  mit  Zielen,  wie  die  in 
597.  769.  Anm.  5  erwähnte,  zu  errichten. 

Ferner  sind  mehrfach  gemeinschaftliche  und  7  Das  ergiebt  das  „instltuantur^  in  c.  18  dt, 

regelmässige  Konferenzen,  coüationesy  congreams  (S.  502.  n.  4.),  sowie  die  Anordnung  desselben: 

der  Geistlichen  bestimmter  Bezirke,  zur  Behand-  ,,Quodsi  cathedralium  et  aliarum  maiorum  ecde- 

lung  theologischer  Fragen  und  Gegenstände  vor-  siarum  praelati  in  hac  seminarii  erectione  eius- 

geschrieben  worden,  s.  z.  B.  Bourges  1850,  Auch  qne  conservatione  negligentes  fuerint . . .  episco- 

1851,  1.  c.  4,  1125.  1210,  Utrecht  1865,  l.  c.  5,  pum  archiepiscopus,  archlepisoopum  et  superiores 

916,  wennschon  diese  meistens  blos  empfohlen  synodus  provincialis  acriter  corripere  eosque  ad 

werden,  so  Pii  IX.  ep.  ad  episc.  Austriae :  Singu-  omnia  supra  dicta  cogere  debeat  et  ut  quam  pri- 

lari  V.  27.  März  1856,  1.  c.  5,  1246;  Axeh.  f.  k.  mum  hoc   sanctum  et  pium   opus,   ubicumque 

K.  R.  10,  407,  8.  auch  coli.  cit.  4,  31.  154.  fleri  potent,  pjomoveatur,  studiose  curabit '*.  Vgl. 

«  Vgl.  S.  232  Nr.  II.  auch  Themistor  p.  89  und  o.  S.  502. 
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nnd  Vorbildnng  der  GeistUchen  geeignet  anznerkennen,  wenn  die  vorhandenen  triden- 
tinischen  Seminare  das  bestehende  Bedttrftiiss  von  Geistlichen  nicht  decken  können  ^ 
oder  wenn  die  Unmöglichkeit  besteht,  solche  anf  den  durch  das  Tridentinum  vorge- 
schriebenen Wegen  ^  in  das  Leben  zn  rufen  3.  Denn  da  das  Tridentinum  eine  kirch- 
licherseits  nicht  kontrolirte  Einzelerziehung  der  Kleriker,  sowie  dieAusbildung  derselben 
wegen  anderer  äusserer  Hindemisse,  z.B.  wegen  etwaiger  die  Seminarien  beschränken- 
der oder  verbietender  Vorschriften  in  Anstalten,  welche  zugleich  fflr  Laien  bestimmt 
sind,  möglichst  ausschliessen  will,  so  entspricht  die  Errichtung  von  Lehranstalten, 
welche  wenigstens  unter  geistlicher  Leitung  stehen,  wennschon  sie  nicht  vollständig 
nach  seinen  Vorschriften  eingerichtet  sind,  seinen  Anforderungen  immer  mehr,  als 
eine  absolute  Unthätigkeit  der  kirchlichen  Oberen  in  der  erwähnten  Beziehung. 
Demnach  werden  die  letzteren,  wenn  eine  Begründung  von  Knabenseminaren  aus- 
geschlossen bleibt,  und  die  angehenden  Geistlichen  sich  die  Gjmnasialbildung  auf 
den  allgemeinen  und  öffentlichen  Lehranstalten  erwerben  müssen,  soweit  angänglich, 
ftlr  die  Errichtung  von  kirchlich  geleiteten  Knabenkonvikten,  femer  mindestens  ftlr 
die  von  Seminarien  fftr  die  wissenschaftlich-theologische  Vorbildung  und  im  schlimm- 
sten Falle  wenigstens  für  Seminarien  zur  praktischen  Vorbereitung  auf  den  geist- 
lichen Beraf  zu  sorgen  haben. 

Falls  die  Einrichtung  von  tridentinischen  Seminaren  wegen  anderer  äusserer 
Hindemisse,  z.  B.  wegen  eines  dieselben  beschränkenden  oder  verbietenden  Staats- 
gesetzes unterbleiben  muss,  wird  dadurch  die  obenerwähnte  Pflicht  der  Kirchenoberen 
rechtlich  nicht  beseitigt.  Sie  sind  zwar  wegen  der  Nichtbefolgung  des  Tridentinums 
ausser  aller,  insbesondere  in  diesem  Falle  ausser  jeder  disciplinarischen  Verantwortung, 
aber  sie  erhalten  dadurch  nicht  die  Zuständigkeit,  ihrerseits  definitiv  andere  Einrich- 
tungen zu  schaffen  oder  anzuerkennen  *,  vielmehr  bedarf  es  dazu,  weil  es  sich  um  Ent- 
bindung von  einer  durch  das  Tridentinum  auferlegten  Pflicht  handelt,  einer  päpstlichen 
Ermächtigung,  welche  allerdings  auch  stillschweigend  gewährt  werden  kann  K   Wohl 


i  Das  ist  denkbar,  weil  das  Tridentinnm  die  et  opportuna  ridebuntar,  decemere  ac  providere 

Zahl  der  Zöglinge  nicht  blos  nach  dem  Bedarf-  valeat'',  giebt  den  Bischöfen  die  gedachte  Befng- 

nisB  der  Diöcese ,  sondern  aach  nach  der  Höhe  niss  nicht,  sie  bezieht  sich  vielmehr  blos  auf  die 

der  zn  beschaffenden  Mittel  bemessen    wissen  Beschaffang  der  Mittel,  nnd  gestattet  gerade  zur 

will,  8.  0.  S.  504.  Erleichterung  der  Errichtung  von  Seminarien 

2  S.  0.  S.  503 ;  also  wenn  wegen  Armnth  der  Abweichungen  von  den  desfallsigen  Vorschriften 
Diöcese  oder  der  Provinz  den  Beneflziaten  die  des  Tridentinums. 

erforderlichen  Auflagen  nicht  gemacht  werden  Nur  aus  Nothwendigkeit  lassen  s.  g.  seminaria 

können.  mixta ,  in  denen  zugleich  auch  zur  Beschaffung 

3  Dies  folgt  daraus,  dass  unter  den  gedachten  der  Mittel  nicht  für  den  Klerikalstand  bestimmte 
Voraussetzungen  die  durch  das  Tridentinum  fest-  Zöglinge  als  Pensionäre  aufgenommen  werden, 
gesetzte  Pflicht  fortfallt,  und  die  Oberen  daher  zu  Albi  1850,  coli.  conc.  Lac.  4,  439  und  West- 
die  Freiheit  erlangen ,  in  anderer  Weise  für  die  minster  1859,  1.  c.  3, 1014,  wozu  noch  zu  vgl. 
Ausbildung  ihres  Klerus  Vorkehrungen  zu  tref-  Arch.  t  k.  K.  R.  52,  229. 

fen.     Die  Schlussbestimmung   des  c.  18  cit. :  ^  Dass  dies  der  Standpunkt  der  Kurie  ist,  er- 

„Postremo  autem ,  si  vel  pro  nnionlbns  seu  pro  giebt  sich  namentlich  aus  dem  Württemberg,  und 

portionnm  taxatione  vel  assignatione  vel  incor-  dem  badischen  Konkordat  ▼.  1857,  bez.  v.  1859, 

poratione  ant  qualibet  alia  ratione  diffloultatem  s.  o.  S.  537  n.  3 ;  vgl.  femer  die  dazu  gehörigen 

aliquam  orlri  contigerit,  ob  quam  huius  semi-  Aktenstücke  bei  Friedberg,  Chränzen  S.  899 

narii  instltutio  vel  conservatio  impediretur  aut  u.  N  u  s  s  i ,  conventiones  p.  412. 

perturbaretur,  episcopus  cum    supra    deputatis  ^  Eine  solche  kann  in  der  bewussten,  längeren 

(s.  S.  506.  507)  vel   synodus  provincialis  pro  DnldungderartigerEinrichtungen,  femer  auch  in 

regionis  more,  pro  ecclesiarum  et  beneflciorum  der  Nichtbeanstandung  darauf  bezüglicher  Vor- 

qualitate ,  etiam  supra  scripta ,  si  opus  fuerit,  schriflen  der  Provinzialsynoden  bei  der  in  Rom 

moderando  aut  augendo,  omnia  et  singula,  quae  stattfindenden  Prüfung  derselben,  Bd.  III.  S.647, 

ad  felicem  huius  Keminarii  profectnm  neressaria  liegen. 
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aber  haben  sie  unter  solchen  Umständen  ans  den  schon  vorher  entwickelten  Oründen 
die  Befngniss,  provisorisch  geeignete  Massregeln  zu  treffen,  also  provisorisch  Anstal- 
ten des  oben  gedachten  Charakters  zn  grflnden  oder  ihre  Benutzung  zn  gestatten. 

Die  vom  Tridentinnm  für  die  Seminare  angeordneten  Einrichtungen  sind  weiter 
als  vorbildliche  Normen  fär  die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kleriker  zu  betrach- 
ten. Daher  mflssen  auch  die  dem  Konzil  nicht  entsprechenden  Anstalten  eine  den 
Vorschriften  desselben  sich  wenigstens  so  viel  wie  m((glich  annähernde  Organisation 
erhalten.  Es  hat  sich  also  z.  B.  bei  allen  derartigen  Instituten  der  Bischof  die  oberste 
entscheidende  Leitung  und  die  Oberaufsicht  zu  wahren,  femer  bei  Konvikten,  welche 
zugleich  Laien-Pensionäre  aufzunehmen  genöthigt  sindS  den  Erziehungs-  nnd  Un- 
terrichtsplan, sowie  die  Hausordnungen  in  erster  Linie  nach  den  fQr  die  Klerikal- 
Zdglinge  nothwendigen  Bedürfnissen  zu  gestalten. 

Gründen  andere  Personen,  als  die  erwähnten  kirchlichen  Oberen  und  Organe 
Institute  flir  heranwachsende  Kleriker,  so  können  diese  den  Charakter  kirchlicher 
Bildungsanstalten  allein  dadurch  erlangen,  dass  sie  von  den  letzteren  genehmigt 
werden^.  Da  indessen  das  gemeine  katholische  Kirchenrecht  die  Erziehung  und  Aus- 
bildung von  Geistlichen  in  kirchlich  genehmigten  Anstalten  weder  als  absolutes  Er- 
forderniss  far  die  Erlangung  der  Weihen  noch  fftr  den  Erwerb  von  kirchlichen  Aem- 
tem  aufgestellt  hat,  so  wird  der  Besuch  von  solchen  Anstalten,  welchen  die  kirchliche 
Genehmigung  fehlt,  nicht  schlechthin  und  ohne  jede  Ausnahme  verboten  werden 
dürfen^,  vielmehr  blos  dann,  wenn  sie  nach  ihrer  Einrichtung  und  Leitung  keine 
Gewähr  einer  geeigneten  Erziehung  und  Vorbildung  geben.  Wohl  aber  ist  der  Ordi- 
narius berechtigt,  den  angehenden  Klerikern  die  vorgängige  Einholung  einer  Erlanb- 
niss  zum  Besuche  derartiger  Bildnngsanstalten  vorzuschreiben^. 

Dass  die  Stifter  von  geistlichen  Bildungsanstalten  sich  entweder  fQr  sich  oder 
für  andere  gewisse  Rechte  bei  der  Verwaltung  derselben  vorbehalten,  erscheint  recht- 
lich statthaft.  In  Betreff  der  Zulässigkeit  von  Fundationsbedingungen  kommen  die- 
selben Grundsätze  wie  bei  der  Stiftung  kirchlicher  Aemter  zur  Anwendung  ^.  Die 
Vorbehalte  dürfen  demnach  weder  dem  Wesen  der  kirchlichen  Rechtsordnung  noch 
dem  Wesen  einer  geistlichen  Bildungsanstalt  widersprechen  ^. 

3.  Alle  geistlichen  Bildungsanstalten,  welche  Diöcesanzwecken 
dienen  7,  sind,  sofern  nicht  durch  den  Papst  besondere  Ausnahmen  gemacht  oder  be- 

^  Vgl.  S.  543.  n.  3.  Ordnungen  und  bei  derKontrole  der  Vermögens- 

^  Wegen  der  Universitäten  vgl.  das  folgende  Verwaltung  unstatthaft.    S.  auch  unten  8.  54Ö. 

Kapitel.    Hier  stehen  in  Frage  öffentliche  Gym-  n.  3  u.  n.  4. 

nasien,  Kommnnalschulen,  Oymnasial-Alumnate  Zulässig    erscheint    dagegen    die  Wahrung 
n.  8.  w.  unter  der  Leitung  von  Laien.  eines  Yorschlagsreohtes  In  BetreflT  der  aufzuneh- 
8  S.  0.  S.  640.  menden  Zöglinge  und  die  Festsetzung  bestimmter 
*  Weil  er  kraft  seiner  Stellung  befugt  ist,  Erfordernisse  für  dieselben,  s.  auch  S.  607. n. 2, 
Alles,  was  auf  den  Bildungsgang  des  einzelnen  ferner  die  Anspruchnahme  des  Rechts  zur  An- 
Klerikers schädigend  oder   fördernd  einwirken  Stellung  der  Lehrer  und  Erzieher,  vorbehaltlich 
kann,  zu  prüfen  und  ungünstige  Einflüsse  fern  der  Befngniss  des  Bischofs  zur  Prüfung  und  Be- 
zu  halten.     Nach  kirchlichem  Recht  war  daher  stätigung  derselben,  endlich  eines  Mitwlrkungs- 
das  bei  Themistor,  Fried emann^s  Vorschläge  rechtes  bei  der  Vermögensverwaltung  oder  eines 
S.  19  erwähnte  Verbot  gerechtfertigt  Vorbehalts   dieser  Verwaltung  unter  Kontrole 
^  Bd.  II.  S.  392.  des  Bischofs  und  mit  der  Pflicht,   demselben 
0  In  ersterer  Beziehung  wäre  die  Beseitigung  Rechnung  zu  legen, 
des  Ober-Aufsichtsrechtes  des  Bischofs,  in  letz-          '  S.  o.  S.  542,  denn  die  für  allgemeine  klrch- 
terer  die  Ausschliessung  jedes  Rechtes  desselben  liehe  Zwecke  bestimmten  stehen ,  sofern  nichts 
bei  der  BesUtigung  und  Entfernung  der  Lehrer,  besonderes  bei  Errichtung  bestimmt  ist,  unter 
bei  der  Genehmigung  der  Lehrpläne  und  Haus-  der  Oberleitung  des  Papstes.     Vgl.  oben  $.  232. 


§.  235  ] 


Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.  Geltendes  staatliches  Recht 


545 


sondere  Anordnungen  getroffen  sind  ^  der  Oberaufsicht  nnd  Oberleitung  des  Bischofs 
unterworfen.  In  Folge  dessen  hat  er  die  Lehr-  und  Erziehungspläne  für  diejenigen 
Anstalten,  welche  zugleich  Ronvikte  sind,  auch  die  Haus-  und  Disciplinarordnungen 
zu  prflfen  nnd  zu  genehmigen^  femer  die  Vorsteher^  die  Lehrer  und  die  Erzieher, 
wenn  nicht  selbst  anzustellen,  doch  in  Bezug  auf  ihre  Qualifikation  einer  Prüfung  zu 
unterziehen  ^  nnd  ihre  Anstellung  zu  bestätigen  oder  ihnen  den  Lehrauftrag  (die 
missio  canonica)  zu  ertheilen,  auch,  falls  sie  sich  untauglich  erweisen  oder  gar  einen 
schädlichen  Einfluss  auf  die  Zöglinge  ausllben,  ihnen  die  Ermächtigung  zur  weiteren 
Ausübung  ihrer  Funktionen  zu  entziehen  ^  und  in  schwereren  Fällen  zu  disciplina- 
rischer  Ahndung,  namentlich  zu  ihrer  Absetzung,  zu  schreiten. 

4.  Endlich  haben  nach  gemeinem  Recht  alle  Lehrer,  welche  Unterricht  er- 
theilen,  also  auch  diejenigen,  welche  an  den  geistlichen  Bildungsanstalten  mit  dieser 
Thätigkeit  betraut  sind,  die  Pflicht,  vor  der  üebertragung  ihrer  Lehrstelle,  eventuell 
vor  Ausübung  ihrer  Lehrthätigkeit  das  tridentinische  Glaubensbekenntnisse  in  die 
Hände  ihrer  vorgesetzten  kirchlichen  Oberen  abzulegen  ^. 

§.235.     B.  Das  staatliche  Recht. 

L  Der  prinzipielle  Standpunkt.  A.  Negative  und  positive  Rechte 
des  Staates.    Wie  schon  o.  S.  5\S8.  539  bemerkt  ist,  spricht  die  katholische  Kirche 


1  Z.  B.  wenn  solche  unmittelbar  dem  Papste 
oder  einem  von  demselben  eingesetzten  Leitungs- 
nnd  Aufsichtsorgan  unterstellt  wird. 

2  Das»  diese,  überwiegend,  namentlich  soweit 
das  Lehren  der  theologischen  Fächer ,  die  mass- 
gebende, unmittelbare  Leitung  der  Anstalt  oder 
die  Leitung  der  geistlichen  Uebungen  der  Zög- 
linge in  Frage  steht,  selbst  Geistliche  sein  müs- 
sen ,  folgt  aus  dem  Wesen  dieser  Institute ,  da 
nur  diejenigen,  welche  selbst  dem  geistlichen 
Stande  angehören,  die  erforderliche  praktische 
Erfahrung  und  Kenntniss  für  die  Heranbildung 
der  zukünftigen  Kleriker  besitzen. 

3  Das  bedingt  die  Lehr-  und  Erziehungsthätig- 
keit.  Andererseits  Ist  aber  bei  einer  festen  An- 
stellung des  betreffenden  Lehrers  mit  der  Zu- 
rücknahme der  Ermächtigung  demselben  das 
Amt  noch  nicht  ohne  Weiteres  und  von  selbst 
entzogen. 

Unzulässig  erscheint  es,  dass  der  Stifter  sich 
die  Entscheidung  Über  die  Entfernung  der  be- 
treffenden Personen  allein  vorbehält. 

«  Bd.  UI.  S.  220. 

5  Pii.  IV.  const.  In  saorosancta  v.  10.  No- 
vember 1564,  und  bei  Richter,  Tridentinum 
S.  573:  (S.  2)  „quod  deinceps  nullus  doctor, 
magister ,  regens  vel  alius  cuiuscunque  artis  et 
fkcnltatis  professor,  sive  clericus  sive  laicus  ac 
saeoularis  vel  cuiusvis  ordinis  regularis  sit ,  in 
quibnsvis  studlorum  generallum  nniversitatibus 
aut  gymnasiis  publlcls  aut  alibi  ordinär!  am  vel 
extraordinariam  leotorls  cathedram  assequl  vel 
lam  obtentam  retinere  seu  alias  theologiam,  cano- 
nicum vel  civilem  censuram,  medicinam,  philo- 
sophiam,  grammatieam  vel  alias  liberales  artes 
in  quibuscunque  civitatibus,  terris,  oppidis  ac 
locis,  etiam  in  ecclesils,  monasterils  aut  con- 

HiBBcbins,  Kirchenrecht  IV. 


ventibus  regularium  quorumcnnque  publice  vel 
privatim  quoquomodo  proflteri  seu  lectiones  ali- 
quas  in  faenltatibns  huiusmodi  habere  vel  exer- 
c^re  ..."  (S-  4)  „valeant,  nisl ...  ad  cathedras  vel 
alias  lecturas  ibi  in  posterum  assumendi  ante 
illorum  receptionem  in  reotorls  vel  allorum  su- 
periorum  ...  manibus  praevio  etiam  processu  vel 
debitainformatione  quantum  eis  sufflcore  vldebi- 
tiir,  super  religlone  lldeque  catholica  rectorum  .. 
doctorum,  lectorum  ...  per  ipsos  locorum  ordi- 
nariorum  vel  eorum  vlcarios  rite  facta  praecedente, 
eandem  catholicam  fldem  verbis  iuxta  formae 
infrascriptae  teuerem  conceptis  palam  et  solem- 
niter  proflteri  teneantur",  vgl.  auch  %.  6,  welcher 
alle  unter  Verletzung  der  gedachten  Bestimmun- 
gen ertheiltcn  Anstellungen  und  Ermächtigun- 
gen für  null  und  nichtig  erklärt.  Daraus  folgt 
auch,  dass  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  statutarisch 
oder  durch  Stiftungsbedingungen  nicht  völlig 
ausgeschlossen  werden  kann. 

Die  Bestimmungen  der  const  sind  allerdings 
an  manchen  Orten  zu  Folge  der  völlig  veränder- 
ten Stellung  der  Unterrichtsanstalten  ausser 
Oebrauch  gekommen.  Dass  sie  die  Kurie  noch 
als  praktisch  betrachtet,  ergiebt  aber  die  Er- 
weiterung der  Formel  durch  die  Einfügung  der 
Beschlüsse  des  vatikanischen  Konzils,  Bd.  III. 
S.  220  n.  8;  femer  die  Vorschrift  in  Betreff  der 
0.  S.  524.  Anm.  v.  S.  623,  erwähnten  Lehranstalt 
d.  Seminarium  Romanum,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  664 : 
„Singuli  professores  et  academlci  scholarum  semi- 
narii  Romani,  ineunte  scholastlco  anno  fldei 
professionem  iuxta  formulam  a  fei.  rec.  PioIV. 
...  praescriptum  emittant.  Haec  fldel  professio 
ab  ipsis  erit  peragenda  coram  oardinali  vicario 
vel  alio  vlro  ecclesiastioa  dignltate  insignito, 
quem  idem  cardinalis  elegerit  et  die  quem  cardl- 
nalis  ipse  constituerit.'^ 
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dem  Staat  jedes  Recht  zu  irgend  weicher  Einwirkung  auf  die  Erziehung  und  die  Vorbil- 
dung der  Geistlichkeit  ab.  Hierbei  wird  indessen  von  ihr  übersehen,  dass  die  Heranbil- 
dung des  katholischen  Klerus  eine  den  Staat  gleichfalls  in  erheblichem  Masse  berüh- 
rende Angelegenheit  bildet  ^  Ein  grosser  Theil  seiner  katholischen  Unterthanen  erhält 
wesentlich  durch  die  Geistlichkeit  seine  religiös-sittliche  Erziehung  und  Bildung.  In 
Folge  des  dem  Klerus  durch  das  katholische  Dogma  beigelegten  Charakters,  sowie 
der  Art  der  ihm  obliegenden  Amtshandlungen,  namentlich  seiner  seelsorgerischen 
Thätigkeit  und  vor  Allem  der  Handhabung  der  Beichte  und  des  Buss-Sakramentes 
übt  derselbe  in  religiösen  und  kirchlichen  Dingen,  ja  vielfach  auch  in  anderen  Ver- 
hältnissen einen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Bevölkerung  aus,  und  kann  diesen 
auch  selbst  in  weltlichen  Angelegenheiten^  um  so  leichter  und  erfolgreicher  zur  Gel- 
tung bringen,  als  sich  für  solche  stets  religiös-sittliche  und  damit  auch  kirchliche 
Beziehungen  finden  lassen. 

Aber  abgesehen  davon  stehen  die  Angehörigen  des  geistlichen  Standes,  welche 
diese  massgebende  Stellung  in  allen  öffentlichen  und  privaten  Angelegenheiten  be- 
sitzen, zugleich  im  Dienste  einer  Kirche,  welche  den  modernen  Staat  und  viele  seiner 
Einrichtungen,  z.B.  die  Gewissens- und  ReligionsA*eiheit,  prinzipiell  bekämpft  und  die 
Oberhoheit  über  den  Staat  beansprucht  ^  indem  sie  die  Verfolgung  ihrer  Herrschafts- 
gelüste in  die  erste  Linie,  die  Erfüllung  der  eigentlichen  kirchlichen  Aufgaben  da- 
gegen, die  Förderung  wahren  Christenthums  und  wahrer  Religiosität,  in  die  zweite 
Linie  stellt.  Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  und  durch  Geschichte  und  Erfahrung 
erwiesen,  dass,  wenn  dieser  Kirche  die  von  ihr  beanspruchte  Freiheit  gewährt  wird, 
die  zukünftigen  Mitglieder  des  geistlichen  Standes  eine  Erziehung  und  eine  Ausbildung 
empfangen,  welche  sie  zu  ebenso  geeigneten,  wie  auch  thätigen  Werkzeugen  fttr  die 
Durchfahrung  der  gedachten  hierarchischen  Tendenzen  macht. 

Unter  diesen  Umständen  kann  sich  der  Staat,  wie  er  auch  immer  sein  Verhältniss 
zur  katholischen  Kirche  regeln  mag,  gegen  die  Gefahr,  dass  der  katholische  Klerus 
seinen  bedeutenden  Einfluss  auf  das  Volk  für  die  Erreichung  der  erwähnten  Zwecke 
verwerthet  und  an  der  Zerstörung  der  Besonderheit  des  Volksthums,  eines  gesunden 
nationalen  Staatslebens  und  des  Friedens  der  Konfessionen  arbeitet,  nicht  gleichgültig 
verhalten,  vielmehr  hat  er  die  ethische  Berechtigung  und  Verpflichtung,  seine  eigenen 
und  die  Kulturinteressen  seines  Volks  gegen  derartige  Gefahren  zu  schützen,  also  eine 
bestimmte  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  der  Anforderungen  an  die  Bildung  der 
katholischen  Geistlichen  zu  beanspruchen  "*. 

In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  die  katholische  Kirche  die  Stellung  einer 
privilegirten  Anstalt  des  öffientlichen  Rechts  einnimmt  &,  tritt  für  den  Staat  noeh  das 
weitere  Moment  hinzu,  dass  er  die  Macht  der  Kirche  und  der  Geistlichen  gerade  durch 
die  Gewährung  einer  solchen  Rechtsstellung  in  den  Augen  des  Volkes  stärkt  und 

1  Vgl.  Dove  {.  d.  Ztschr.  f.  K.  R.  15,  424fr.;  gelegenbeiten  zu  regieren,  und  dazu  geboren 
P.  ninschiug  in  Marquardsen,  Hdbch.  d.  Vorbildung  und  Anstellung  ihrer  Diener'^,  ihn 
ofTentl.  Rechts  I.  1,  287.  vielmehr  nur  berechtigt  erklärt,  den  katholischen 

2  Wie  z.  B.  bei  politischen  und  Kommunal-  Geistlichen,  welche  gewisse  staatliche  Vorrechte, 
Wahlen.  Insbesondere  staatliche  Besoldungen  geiüessen, 

'  Bd.  IIJ.  S.  707  u.  P.  Hins  Chi  US  a.  a.  0.  diese  zu  entziehen,  falls  sie  sich  den  staatlicher- 

S.  218.  selts  In  Betreff  der  Vorbildung  gemachten  An- 

*  Dagegen  freilich  Geffcken,  Staat  u.  Kirche.  forderungen    nicht   fügen   wollen.     Gegen  eine 

Berlin   1875.    S.  663,   welcher  dem   Staate   das  derartige  Auffassung  auch  Do  ve  S.  426.  427. 

Recht  abspricht,  „die  Kirche  in  Ihren  Innern  An-  ^  S.  o.  S.  17. 
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mehrt,  also  unter  dieser  Varanssetznng  auch  dagegen  Fürsorge  zu  treffen  befugt  ist, 
dass  die  Kirche  diejenigen  Machtmittel,  welche  er  ihr  als  der  zur  Pflanzung  und  zur 
Pflege  religiös-sittlichen  Lebens  berufenen  Anstalt  zur  Verftlgung  stellt,  nicht  zur  Ver- 
folgung von  Zwecken,  welche  dieser  ihrer  Aufgabe  fremd  sind  und  welcher  seine  eigenen 
Interessen  verletzen,  verwendet. 

Hat  er  allerdings  immer  der  Kirche  in  erster  Linie  die  Feststellung  der  Anfor- 
derungen an  die  Bildung  ihrer  zukünftigen  Diener  und  die  Kegelnng  des  Bildungs- 
ganges der  letzteren  zu  überlassen  ^  so  ist  er  doch  sowohl  berechtigt,  wie  auch  ver- 
pflichtet, darüber  zu  wachen,  und  es  nöthigenfalls  auch  zu  verhindern,  dass  diejeni- 
gen, welche  jene  einflussreiche  Stellung  ftlr  das  öffentliche  und  private  Leben  des 
Volkes  einnehmen,  nicht  von  früher  Jugend  ab  in  einer  einseitigen,  von  den  Grundlagen 
der  allgemeinen  Volks-  und  Beru&bildung  losgelösten,  lediglich  durch  die  Interessen 
eines  ausschliesslichen  Konfesaionalismus  und  der  hierarchischen  Machtstellung  be-^ 
stimmten  Weise  erzogen  und  zu  prinzipiellen  Gegnern  aller  seiner  Kultur-Interessen, 
Einrichtungen  und  Gesetze,  soweit  diese  mit  den  in  der  katholischen  Kirche  herr- 
schenden ultramontanen  Anschauungen  nicht  in  Einklang  stehen,  herangebildet  werden. 

Zunächst  bieten  sich  ihm  dafQr  gewisse  negative  Abwehrmittel  dar,  welche  darauf 
berechnet  sind,  derartige  Einwirkungen  auf  die  Erziehung  der  Geistlichen  fernzu- 
halten. Unter  diesem  Gesichtspunkt  sind  im  ganzen  deutschen  Reich  die  Jesuiten 
und  die  Mitglieder  der  ihnen  verwandten  Orden  und  Kongregationen^,  in  Preussen*^, 
in  Sachsen  und  in  Hessen  die  Angehörigen  aller  Orden  und  Kongregationen ^, 
sowie  in  Württemberg,  in  Baden^,  in  Baiern^,  in  Elsass-Lothringen^  und 
inOesterreich'^die  Mitglieder  von  gesetzwidrig  eingeführten  geistlichen  Genossen- 
schaften oder  einer  gesetzwidrig  gegründeten  Niederlassung  einer  an  sich  staatlich 
zugelassenen  Genossenschaft  von  jeder  Unterrichtsthätigkeit,  also  auch  von  dem 
Rechte,  den  zukünftigen  Geistlichen  Unterricht  zu  ertheilen,  namentlich  an  den  fflr 
diese  bestimmten  Unterrichts-  und  Bildungsanstalten  als  Leiter,  Lehrer  und  Erzieher 
zu  wirken,  ausgeschlossen. 

Es  gehören  weiter  hierher  die  in  einzelnen  Ländern  ftlr  die  theologischen  Kandi- 
daten erlassenen  Verbote,  an  Anstalten,  welche  unter  Leitung  der  Jesuiten  oder  einer 
ihnen  verwandten  religiösen  Genossenschaft  stehen,  ihr  Studium  abzulegen  ^. 

Endlich  ist  der  Staat  berechtigt,  wie  über  alle  sonstigen  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalten, so  auch  über  die  der  Vorbildung  der  Geistlichen  dienenden  sein 


<  S.  0.  S.  539.  derselben  bleibt  der  besonderen  landesherrlichen 

2  Bd    II    S  510  Genehmigung  vorbehalten." 

3  m/iI.  «.  ..  0.  Die  Gesetie  v.  14.  Juli  1880.  K^LttlZl^-^JuniMA^ 'i  fm^alV^^ 

Art.  6,  y.  21.  Mri  1886.  Art.  13  und  v.29.  April  ?°"*-!«'''!rfL?nf  S*    .  t,    k        \^  «.  1^7* 

AQQ'T    A  A  üv  v^    «           1^       j       c  4  jt^   Ä  franzos.  n.  relchsland.  Staatskirchenieoht.  S.oo7. 

^;  u.  ?ft7^     I  ^     l  1^*       ^'  «  S.  Konkordat V.  1855.  Art.  18  a.  V.  v.  13.  Juni 

Y.  31.  Mal  1876  nichts  geändert.  ^g^g^  j^^^  ^  ^  ^  j^  3^  ^3 

*  Bd.  II.  S.  510.  511.  9  So  in  Baiem  in  Betreff  des  coUeginm  Ger- 

5  Bd.  II.  S.  511.  manlcum  in  Rom ,  Min.-E.  v.  29.  Augnst  1873, 

^  Denn  auch  hier  können  Orden  und  Kongre-  Silbernagl,  Yerfassung  s'ammtl.  Rellglons-* 

gationen  naeh  Rel.  Ed.  v.  1818.  $.  76  Ut.  c.  $.77  gesellschaften  in  Baiern.    2.  Aufl.    S.  94.     In 

nicht  ohne  Staatsgenehmigung  zugelassen  ver-  Preussen  hatte  ein  Min.-£.  y.  1852  das  Stu- 

den.     Femer  bestimmt  d.  Y.  y.  18.  April  1878.  dlum  an  den  Im  Text  gedachten  Anstalten  yon 

$.  5,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  443:   ^Die  mit  der  ministerieller  Erlaubnlss  abhängig  gemacht,   s. 

Errichtung  Yon  Erziehungs-  und  Unterrichtsan-  Richter  in  Ztschr.  f.  K.  R.  1,  112;   derselbe 

stalten  etwa  yerbundene  Genehmigung  von  Klö-  hat  indessen  durch  die  Gesetzgebung  seit  1873 

Stern,  geistlichen  Genossenschaften  oder  Filialen  seine  Bedeutung  verloren. 
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Anfsiohtsrecht  geltend  zn  machen  ^ ,  also  sich  insbesondere  durch  Revisionen  dar- 
über zu  vergewissem,  dass  diese  die  staatlichen  Vorschriften  beobachten,  sowie  dass 
in  ihnen  nicht  (selbst  nicht  unter  Form  des  Dogmas)  Grundsätze  gelehrt  werden, 
welche  seine  Gesetze  und  Einrichtungen  in  Frage  stellen,  ja  nöthigenfalls  selbst  die- 
jenigen Anstalten,  in  welchen  dagegen  Verstössen  wird,  zn  schliessen  ^. 

Durch  diese  und  ähnliche  ^  Massregeln  k((nnen  indessen  immer  nur  einzelne  Miss- 
stände verhütet  werden.  Sie  uchem  aber  den  Staat  keineswegs  dagegen,  dass  nicht 
ein  mit  einseitigen,  ihm  feindlichen  Tendenzen  erfüllter  Klerus  von  der  Kirche  heran- 
gezogen wird.  Die  Wirkungen  einer  in  einer  bestimmten  Richtung  von  Jugend  an 
geleiteten  Erziehung  und  Bildung  lassen  sich  durch  spätere  Abwehr-  und  Repressiv- 
massregeln nachträglich  nicht  mehr  beseitigen.  Die  Interessen  des  Staates  sind  daher 
allein  genügend  gewahrt,  wenn  derselbe  von  vornherein  ein  Mitbestimmungsrecht  Aber 
die  Art  der  Vorbildung  und  der  Erziehung  des  Klerus  auszuüben,  in  der  Lage  ist. 
So  wenig  namentlich  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die 
Autonomie  ihrer  Angelegenheiten  gewährt  ist,  Präventivmassregeln  angemessen  er- 
scheinen, sind  dieselben  doch  insoweit  gerechtfertigt,  als  sie  sich  dem  Staat  als  die 


<  Diese  Rechte  gesiebt  selbst  Geffcken 
a.  a.  0.  S.  667  dem  Staat  zu. 

2  Wegen  des  besonderen  Charakters  der  geist- 
lichen Bildnngsanstalten  passen  aber  die  allge- 
meinen staatlichen  Vorschriften  über  die  Beauf- 
sichtignng  der  Unterrichts-  und  Erziehungsan- 
stalten ,  welche  sich  in  den  Händen  des  Staates 
oder  der  oflTentlichen  Korporationen,  wie  z.B.  der 
Kommunen,  befinden  oder  von  Privaten  geleitet 
werden,  nicht  in  allen  Beziehungen  auf  die 
erateren. 

3  Hierher  gehören  die  yon  einzelnen  kleineren 
Staaten  in  Anspruch  genommenen  diskretionä- 
ren Befugnisse,  vor  der  Verleihung  des  Tisch- 
titels oder  vor  der  Zulassung  zu  kirchlichen 
Aemtem  darüber  zu  befinden,  ob  die  Vorbil- 
dung der  fraglichen  Personen  als  eine  geeignete 
zu  betrachten  ist,  vgl.  das  sachsen-weimar- 
sche  Gesetz  V.T.Oktober  1823.  S- 16,  Müller, 
Lexikon  des  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  S.  377: 
„Junge  Katholiken  des  Grossherzogthums,  welche 
sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  und  der- 
einst zu  Priestern  und  Seelsorgern  befördert  sein 
wollen,  haben  sich:  1)  nach  Beendigung  der 
theologischen  Studien  aaf  einer  katholisch-geist- 
lichen Lehr- Anstalt  bei  der  Immedlat-Kom- 
mission  (d.  h.  der  zur  Ausübung  der  staatlichen 
Hoheitsrechte  bestimmten  Behörde)  persönlich 
vorzustellen ,  und  derselben  Zeugnisse  Über  ihr 
Wohlverhalten  auf  dem  Gymnasium  und  Lyceum, 
über  die  flelssig  und  mit  Nutzen  besuchten  Kol- 
legien ,  über  die  hierüber  mit  ihnen  vorgenom- 
menen Prüfungen,  desgleichen  Über  Ihr  sitt- 
liches Betragen  vorzulegen.  Geht  2)  dieser  Be- 
hörde kein  Bedenken  gegen  die  Fähigkeiten 
des  Kandidaten,  gegen  dessen  Kenntnisse,  Sitt- 
lichkeit und  übrigen  hier  zu  berücksichtigenden 
Eigenschaften  zu,  so  spricht  sie  solches  in  einem 
Zeugnisse  aus ,  in  welchem  der  Kandidat  zur 
Haupt-Prüfung  und  zur  Aufnahme  in  das  Semi- 
nar (zu  Fulda)  empfohlen  wird.  Mit  diesem 
Zeugnisse    hat    sich    3)  der   Kandidat  bei  der 


bischöflichen  Behörde  (zu  Fulda)  zu  melden, 
welche  demnächst  über  die  mit  ihm  vorgenom- 
menen Prüfungen  und  von  deren  Erfolg  abhän- 
gende Aufnahme  in  das  Seminar  das  Weitere 
der  Immediat- Kommission  mittheilen  wird.  — 
Vor  dem  Abgange  in  das  Seminar  sind  die  Kan- 
didaten von  der  Immedlat-Kommission  ernstlich 
zu  erinnern,  dass  sie  sich  auf  demselben  und 
vor  ihrer  Anstellung  auch  mit  dem  Lehr- 
faohe  (Sohulfache),  ingleichen  mit  dem  Kirchen- 
Rechnungswesen  bekannt  zu  machen,  und  in 
ersterem  flelssig  zu  üben  haben.  Die  Immediat- 
Kommisslou  soll  Über  das  Betragen  und  die  Fort- 
schritte der  Seminaristen  von  Zeit  zu  Zeit  Er- 
kundigungen einziehen,  auch  sich  überhaupt 
den  Haus-  und  Studienplan  mittheilen  lassen.*- 
%,  17:  „Was  die  Verleihung  der  katholischen 
Pfarreien  und  anderer  kirchlicher  Pfründen  an- 
langt, so  kann  dieselbe  ordentlicher  Weise  nicht 
anders  als  an  Landeskinder  geschehen ,  voraus- 
gesetzt nur,  dass  sie  dazu  gehörig  vorbereitet 
und  tüchtig  befunden  worden  sind." 

In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  ein  unbe- 
schränktes Einspruchsrecht  für  bestimmte  kirch- 
liche Aemter,  wobei  Jedoch  fast  ausschliesslich 
das  Pfarramt,  bez.  die  pfarrlichen  Hülfsämter  in 
Frage  kommen,  wie  in  Lippe  und  Wal  deck, 
Bd.  III.  S.  183  n.  14,  oder  ein  Bestätigungsrecht 
der  anzustellenden  Person  (Mecklenburg, 
Seh warzburg-Rndolstadt)  oder  der  er- 
folgten kirchlichen  Ernennung  (Brann- 
schweig),  a.  a.  0.  S.  188,  oder  gar  ein  di- 
rektes Erwählungsrecht  des  Landesherm  in  Gel- 
tung steht  (Gotha  u.  K ob urg),  a.a.O.  S.189. 
n.  6,  oder  endlich  die  Ausübung  der  Seelsorge 
von  der  Vorlegung  der  Urkunden  über  die  erfolgte 
Prüfung  abhängig  gemacht  ist  (L  ü  b  e  c  k ,  Art.  2 
des  0.  S.  18.  n.  11  citirten  Regulativs),  können 
Kandidaten  oder  Geistliche,  deren  Bildungsgang 
vom  Staate  als  seinen  Interessen  nicht  ent- 
sprechend erachtet  wird,  el.enfalls  fern  gehalten 
werden. 
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einsig  zweckentsprechenden  Mittel  für  die  Erreichung  seiner  Ziele  darbieten^  und  als 
es  sich  nicht  um  die  Einwirkung  auf  rein  kirchliche  Angelegenheiten  handelt. 

Was  die  unter  diesen  Gesichtspunkt  fallenden  staatlichen  Anordnungen  im  Ein- 
zelnen betrifft,  so  kann  ans  den  gedachten  Grtlnden  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
dass  der  Staat  von  denjenigen,  welche  innerhalb  seines  Gebietes  als  katholische  Geist- 
liche wirken  wollen,  dieselbe  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  zu  fordern 
berechtigt  ist,  welche  er  ftir  die  übrigen,  sein  öffentliches  Leben  bestimmenden  und 
beeinflussenden  Beruftarten  vorschreibt. 

In  der  That  wird  in  Deutschland  von  den  Geistlichen  als  Erfordemiss  bald 
ftlr  den  Erwerb  aller  Kirchenftmter,  bald  für  den  bestimmter  Klassen  derselben,  femer, 
allerdings  in  verschiedenem  Umfange  auch  für  die  blosse  Ausübung  geistlicher  Funk- 
tionen ^  die  Ablegung  der  Gymnasial-Entlassungs-  oder  Maturitätsprüfung  gesetzlich 
gefordert,  so  in  Prenssen^  in  Sachsen,  in  Hessen  und  in  Baden^.  Sie  bildet 
femer  wenigstens  für  diejenigen  Kandidaten,  welche  den  üblichen  Bildungsgang  in 
Baiern^  und  in  Württemberg^  durchlaufen,  praktisch  die  Regel. 

Aus  den  hervorgehobenen  Gründen  ist  der  Staat  ferner  zu  verlangen  befugt, 
dass  die  Kandidaten  sich  ausser  der  Gymnasialbildung  auch  die  für  jeden  wissen- 
schaftlichen Beruf  erforderliche  höhere  allgemeine  Vorbildung  (in  der  Geschichte, 
Literatur  und  Philosophie)  erwerben.  Es  war  daher  kein  Eingriff*  in  die  Sphäre  der 
Kirche,  wenn  die  preussische,  die  badische  und  die  hessische  Gesetzgebung 
un  Ende  des  Universitätsstudiums  die  Ablegnng  der  Bd.  U.  S.  508  besprochenen 
allgemeinen  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  vorgeschrieben  haben,  und  inSachsen^ 
eine  solche  wenigstens  für  diejenigen,  welche  nicht  den  vorschriftsmässigen  Bildungs- 
gang durchmachen,  gefordert  wird^.    In  Baden  und  in  Preussen  hat  man  diese 

1  Dm  GenAueie  d&räber  Bd.  II.  S.  505.  506,  gang,  Bd.  U.  S.  509,  bedingt  da«  Studium  auf 
s.  auch  0.  S.  19  ff.  Abgesehen  daTon  konunt  die  der  LandeauniTeraität  zu  Tubingen,  und  tdt  den 
Erfüllung  der  staatlichen  Vorschriften  über  die  Beginn  desselben  ist  ebenfalls  die  Ablegnng  der 
Ausbildnng  der  Geistlichen  auch  als  Bedingung  Gymnasial-Entlassungsprüfung  und  für  die  Zög- 
für  die  Verleihung  des  landesherrlichen  linge  der  niederen  Konvikte,  s.  o.  S.  528  und 
Tischtitelsin  Betracht,  s.  Bd.  I .  S.  73 ;  fer-  unten  zu  II,  zu  ihrer  Aufnahme  in  das  Wilhelms- 
ner  sachs.  Gesetz  v.  23.  August  1876.  %.17:  stlft  zu  Tübingen,  s.  unten  zu  II,  eine  s.  g. 
„Der  s.  g.  Tisehtitel  darf  nur  an  solche ,  welche  Konkursprüfung ,  welche  die  königliche  Ober- 
nach $$.  19  ff.  zur  Erlangung  eines  geistlichon  studlenbehörde  nach  Massgabe  der  für  die  Abi- 
Amtes  bef&higt  sind ,  und  seitens  des  Staates  turientenprüfung  geltenden  Vorschriften  abhält, 
nur  Im  Fall  nachgewiesenen  Bedürfnisses  ver-  erforderlich. 

liehen  werden.''     Für  Preussen   vgl.    noch  Für  diejenigen,  welche  auf  nicht  württem- 

P.  Hinschius,  preuss.  Kirchengesetze  v.  1873.  bergischen  Gymnasien  ihre  Vorbildung  erhalten 

S.  104.  haben,  hat  das  Kultusministerium  darüber  zu 

2  Bd.  II.  S.  508.  Wegen  der  Möglichkeit  einer  entscheiden,  ob  diese  als  eine  entsprechende  im 
Dispensation  s.  noch  o.  S.  21.  n.  7.  Sinne  des  Art  3  des  Gesetzes  v.  30.  Januar  1862 

«  Bd.  II.  S.  508  und  Anm.  10  dazu.  anerkannt  werden  kann,  Golther  S.  284.  285. 

«  Hier  ist  für  die  Zulassung  zum  philosophi-  «  Bd.  II.  S.  509. 

sehen  und  theologischen  Studium  an  den  Uni-  7  Man  hat  gegen  den  hier  vertretenen  Stand- 

versitaten  und  an  den  den  katholiaoh-theologi-  punkt,     Geffcken     S.  663    (ähnlich     auch 

sehen  Fakultäten  gleichstehenden  Lyceen  (s.  o.  Knitschky,  Staat  u.  Kirche.    Rostock  1886. 

S.  531  und   unten   zu  II.)  ein   in   Gemässheit  S.  73),  eingewendet,  es  sei  ein  Grundirrthum, 

der  Schulordnung  von  20.  Aug.  1874.  JJ.  31  ff.  dass  blosses  Wissen  die  Zauberkraft  habe,  das 

Ges.-  u.  V.-Bl.  1874.  S.490,  abzulegendes  Exa-  moralische  und  religiöse  Bewussteein  zu  ändern, 

men  und  die  Beibringung  eines  Gymnasial-Ab-  sowie  dass  ein  katholischer  Geistlicher  sich  eine 

solutoriums  erforderlich ,  vgl.  Satzungen  für  die  Menge  positiver  Kenntnisse  in  Geschichte,  Litte- 

Studirenden  der  Landesuniversitäten  ▼.  23.  Fe-  ratur  und  Philosophie  aneignen,  dabei  aber  doch 

bruar  1842 ,  D  ö  1 1  i  n  g  e  r ,  SammL  24,  80 ,  und  eine  nltramontone,  ja  staatsfeindUohe  Gesinnung 

Lyceal-Ordnung  v.  30.  November  1833.  Art.  IX,  haben  könne.    Das  ist  allerdings  nicht  zu  bestrei- 

a.  a.  0.  9,  543.  ten,  nur  eigiebt  sich  daraus  noch  nicht  der  Schluss, 

5  Der  hier  für  die  Regel  erforderte  Bildungs^  das»  der  SU»t  »ue  diesem  Grunde  auf  die  in 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  235. 


Prttfang  allerdings  vor  nicht  langer  Zeit  wieder  beseitigt,  in  Baden  aber  an  dem 
Erfordemiss  insoweit  festgehalten,  als  der  fleissige  Besuch  gewisser  dem  Lehrkreise 
der  philosophischen  Faknltät  angehöriger  Vorlesungen  noch  jetzt  verlangt  wird  *,  wäh- 
rend eine  ähnliche  Anforderung  inPrenssen  in  der  neuesten  Gesetzgebung  ganz 
fallen  gelassen  worden  ist  ^. 

Man  kann  über  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Prüfung  streiten  ^  und 
namentlich  deshalb  ihre  Aufhebung  befürworten,  weil  sie  zu  einer  Verflachung  des 
Studiums  oder  gar  zum  blossen  mechanischen  Einlernen  gewisser  positiver  Kenntnisse 


seinem  Interesse  gebotene  Betheiligung  an  der 
Erziehung  und  Bildung  des  Klerus  verzichten 
müsse.  Sicherlich  Ist  es  ein  Unterschied,  ob 
der  letztere  von  vornherein  systematisch  In  der 
gedachten  einseitigen  Richtung  erzogen  ivlrd, 
und  ob  er  in  allen  seinen  GUedeni,  welche  auf 
das  Volk  einwirken ,  von  ultramontanen  Gesin- 
nungen erfüllt  ist,  oder  ob  ein  gewisses  Gegen- 
gewicht gegen  die  Einseitigkeit  einer  lelu  kleri- 
kalen Erziehung  und  Bildung  geschaffen,  also 
dem  einzelnen  eine  grossere  Kenntnlas  der  wirk- 
lichen Lebensverhältnisse  und  der  verschiedeneu 
geistigen  Strömungen  In  der  Nation  vermittelt 
und  ihm  dadurch  für  seine  spätere  Thätlgkeit 
ein  freieres  und  weniger  einseitiges  Urtheil  er- 
möglicht wird.  Geistliche,  welche  in  dieser 
Weise  erzogen  und  vorgebildet  sind,  werden  eher 
geeigneter  sein ,  die  wahren  religiösen  Aufgaben 
ihres  Amtes  mehr  zu  betonen,  als  in  erster  Linie 
ultramontane  Kirchen polltik  zu  treiben.  Aller- 
dings ist  zuzugeben,  dass  die  erwähnten  Momente 
in  manchen  Fällen  wirkungslos  bleiben  mögen, 
und  dass  die  Wirkung,  welche  sie  geäussert  ha- 
ben, später  wieder  beseitigt  werden  kann.  Im- 
merhin gewinnt  indessen  der  Staat  so  viel ,  dass 
eine  systematische  Ausbildung  von  Geistlichen 
zu  geeigneten  Werkzeugen ,  welche  bei  kirchen- 
politisohen  Actloncn  gegen  ihn  verwendet  wer- 
den können,  gehindert  oder  wenigstens  er- 
heblich erschwert  wird.  Vergl.  auch  Dove, 
a.  a.  O.  S.  432.  435.  439  ff.  und  Jelly,  der 
Kirchenstreit  in  Preussen.  Berlin  1882.  S.  12  ff., 
welcher  S.  14  treffend  bemerkt :  „Aber  schon  das 
blosse  Kennen  der  Schätze  unserer  Literatur  ge- 
währt doch  eine  gewisse  Sicherheit  gegen  die 
Gefahren  geistlicher  Dumpfheit,  bildungsfeind- 
licher Bornirthelt,  und  der  Staat  hat  deshalb 
guten  Grund  zu  verlangen,  dass  die  zukünftigen 
Geistlichen  in  der  Zeit  ihrer  sich  vollendenden 
und  abschliessenden  geistigen  Ausbildung  mit 
denselben  sich  beschäftigen.  Wir  können  uns 
darüber  nicht  täuschen,  die  Kurie  begünstigt, 
von  ihrem  Standpunkt  ans,  nicht  ohne  Grund, 
die  möglichste  Entfremdung  des  Klerus  von 
unserer  nationalen  deutschen  Bildung,  und  sie 
hat  in  dieser  Beziehung  bei  uns  leider  grössere 
Erfolge,  als  in  den  romanischen  Ländern  erzielt. 
So  gewiss  darin  ein  schwerer  Schaden  für  unsere 
Entwickelung  gelegen  ist ,  so  gewiss  haben  wir 
alle  Ursache ,  mit  jedem  geeigneten  Mittel  da- 
gegen anzukämpfen.'' 

Knitschky  a.  a.  0.  S.  72  macht  zur  Be- 
kämpfung der  im  Texte  hingestellten  Forderung 
ferner  geltend,  dass  dieselbe  wesentlich  zu  ver- 
hindern bezwecke,  dass  der  Klerus  sich  zum  Ver- 


treter der  päpstlichen  Lehre  über  das  Yerhältniss 
der  bürgerlichen  zur  geistlichen  Gewalt  mache, 
dass  aber ,  da  diese  Lehre  mindestens  in  einem 
innigen  Zusammenhange  mit  dem  katholischen 
Dogma  stehe  und  daher  in  dem  gedachten  An- 
spruch des  Staates  seitens  der  Katholiken  eine  Ein- 
mischung in  Glaubenssachen  und  eine  Gewissens- 
bedrückung gefunden  worden  könne ,  der  Staat, 
um  die  Bevölkerung  nicht  zum  Widerstände  und 
die  Kirche  nicht  zum  offenen  Kampfe  zu  reizen, 
eine  solche  Massregel ,  durch  welche  eine  nicht 
geringere  Gefahr,  wie  die  ans  der  ungehinderten 
Verbreitung  der  kurlalistischen  Lehren  erwachse, 
vermeiden  müsse.  Das  ist  ein  einfaches  Em- 
pfehlen des  Zurückweichens  vor  den  ultramon- 
tanen Anschauungen ,  und  mit  solchen  Gründen 
kann  das  Aufgeben  jedes  staatlichen  Hoheits- 
rechtes gefordert  werden.  Wenn  Knitschky 
S.  76  dabei  zugleich  den  Vorwurf  erhebt ,  dass 
die  Vertretung  einer  den  Anschauungen  des 
Gesammtvolkes  widerstrebenden  Weltauffassung 
nicht  immer  scharf  genug  von  den  Versuchen 
unterschieden  werde,  letztere  unter  Verletzung  der 
Interessen  des  Staates  thatsächlich  durchzu- 
führen ,  so  Übersieht  er  dabei  in  naiver  Weise, 
dass  die  kuriallstische  Theorie  innerhalb  der 
katholischen  Kirche  nicht  um  ihrer  selbst  gelehrt 
und  gepflegt  wird,  sondern,  dass  dieselbe  das 
Aktionsprogramm  der  Kirche  bildet,  welches  in 
jedem  günstigen  Augenblick  so  viel  wie  möglich 
verwirklicht  wird,  und  dass  eine  einseitige  kleri- 
kale Erziehung  für  diese  Aktion  nicht  nur  zahl- 
reiche und  taugliche  Werkzeuge  schafft,  son- 
dern auch  gerade  das  Vorhandensein  solcher 
die  Kirche  zum  Kampfe  mit  dem  Staate  er- 
muthigt.  Die  Entwicklung  seit  d.  J.  1815,  ins- 
besondere seit  d.  J.  1850  bietet  dafür  den 
schlagendsten  Beweis.  Die  weiteren  Gründe 
Knitschky's  S.  71,  dass  der  Staat  durch  die 
Anforderung  einer  allgemeinen  höheren  Bildung 
das  Studium  der  Theologie  erschwere  und  mög- 
licherweise ein  solches  in  den  jugendlichen 
Gemüthem  Zweifel  und  inneren  Zwiespalt  er- 
rege ,  die  leicht  den  moralischen  Untergang  des 
von  ihr  Ergriffenen  zur  Folge  haben  könne ,  be- 
dürfen keiner  Widerlegung. 
»  S.  0.  S,  21.  n.  2.4.  5. 

2  Vgl.  über  das  Gesetz  v.  1882.  Art.  3  a.  a.  0. 
u.  7  und  über  das  jetzt  geltende  Gesetz  v. 
21.  Mai  1886.  Art.  6,  o.  8.  VI. 

3  Gegen  diese  Aufhebung  Jelly  a.  a.  0.  S.  13 
(jjSie  hält  dem  Studenten,  dem  werdenden  Manne, 
immer  vor  Augen ,  dass  auch  der  Staat  eine  über 
ihm  stehende  Instanz  ist,  vor  welcher  er  sich 
über  das  von  dieser  für  nothwendig  Erachtete 


§.  235.]  Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.    Geltendes  staatliches  Recht. 
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fah^t^  jedenfalls  bleibt  es  fflr  den  Staat  geboten,  seinerseits  eine  Kontrole  ttber  die 
Erfnllnng  der  gedachten  Forderung  anszntlben  ^.  In  dieser  Beziehung  dürfte  sich  die 
Einrichtung  am  meisten  empfehlen,  dass  der  am  Ende  der  Studienzeit  abzunehmenden 
theologischen  Prflfnng,  in  welcher  seitens  der  kirchlichen  Prüftingskommission  eben- 
falls in  den  erwähnten  Fächern  geprtlft  wird,  ein  staatlicher  Vertreter  beiwohnt, 
welcher  das  Recht  zur  Beanstandung  der  geprüften  Kandidaten  ^  besitzt.  Dazu  kommt, 
dass  dieser  Vorschlag  nicht  jedes  Anhaltes  in  dem  bestehenden  Rechte  entbehrt,  viel- 
mehr bereits  in  Württemberg  wenn  nicht  gerade  eine  solche,  doch  immer  eine 
ähnliche  Einrichtung  besteht^. 

Darf  aber  der  Staat  —  das  ist  die  weiter  aufzuwerfende  Frage  —  auch  seiner- 
seits Anordnungen  über  die  theologische  Fachbildung  der  angehenden  Geist- 
lichen treffen? 


wird  ausweisen  müssen ,  und  drängt  durch  ihr 
Dasein  auch  dem  Widerstrebenden  gleich  bei 
dem  Beginn  seiner  Laufbahn  das  Bewusstseln 
auf,  dass  er  auch  auf  die  Staatsgemeinschaft 
Rücksicht  zu  nehmen  hat.  Aber  abgesehen 
hierron  ist  die  wissenschaftliche  Staatsprüfung 
an  sich  yon  höchstem  Werth.  Die  Gesinnung 
des  Menschen  wird  freilich  nicht  durch  sein 
Wissen  bestimmt;  aber  die  Wirksamkeit  eines 
unwissenden  spanischen  Mönchs  und  die  eines 
unter  der  Zucht  deutscher  Wissenschaft  gebil- 
deten Priesters  wird,  auch  wenn  beide  den 
gleichen  kirchlichen  Tendenzen  huldigen ,  doch 
eine  sehr  yerschledenartige  und  die  des  letzteren 
die  für  unseren  Staat  sehr  yiel  wünsohens- 
werthere  sein"). 

1  So,  gegenüber  dem  zu  idealistischen  Stand- 
punkte Jolly*s,  Dove  S.  438 ff.  444,  welcher 
weiter  darauf  hinweist,  dass  die  geforderte  Prüfung 
eine  unnütze  Beschwerung  der  Kandidaten  ist 

2  Dass  dazu  Fleisszeugnlsse  über  den  Besuch 
von  Vorlesungen,  wie  sie  jetzt  in  B  a  d  e  n  Torge- 
schrieben  sind,  nicht  ausreichen,  wird  keiner 
weiteren  Ausführung  bedürfen,  s.  auch  Doyc 
S.4Ö7. 

3  Wegen  des  Mangels  der  staatlich  rorge- 
schriebenen  Erfordernisse ,  also  insbesondere  des 
Mangels  der  Ablegung  der  Abiturientenprüfung 
und  eines  ordnungsmässigen  Universitätsstn- 
diums  (s.  darüber  nachher  im  Text),  sowie 
wegen  des  Ergebnisses  der  Prüfung  hinsichtlich 
der  erworbenen  allgemeinen  Bildung ,  vgl.  über 
das  Nähere  Dotc  S.  437.  Eine  solche  Einrich- 
tung würde  zugleich  den  Yortheil  haben ,  nicht 
nur  dem  Staat  einen  Einblick  In  die  Mangel  der 
von  der  Kirchenbehdrde  abgehaltenen  Prüfungen 
zu  eröffnen  und  ihm  eine  bessere  Gelegenheit  zur 
Wahrnehmung  seiner  Interessen  zu  bieten ,  son- 
dern sie  würde  auch  die  kirchlichen  Oberen  von 
▼omherein  zwingen,  die  staatlichen  Interessen 
stets  Im  Auge  zu  haben ,  und  bei  .der  Handha- 
bung der  Prüfung  und  bei  der  Beurtheilung  des  Er- 
gebnisses in  der  Betonung  eines  rein  einseitigen 
hierarchischen  und  ultramontanen  Standpunktes 
mit  Vorsicht  zu  verfahren. . 

*  Hier  hat  Jeder  inUndische  Theologe  bei  dem 
Schlüsse  seiner  Studien  die  s.  g.  akademische 
Schlussprüfnng  abzulegen,  welche  allein  von  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  in  Tübingen 


vorgenommen  und  geleitet  wird.  Es  wohnen  ihr 
zwei  an  der  Feststellung  des  Prüfungsergebnisses 
nicht  betheiligte  Abgeordnete  des  Bischofs  und 
ein  Mitglied  des  katholischen  Kirohenrathes  als 
Regierungs  vertreter  an.  Dieser  besitzt  zwar  eben- 
falls kein  Stimmrecht,  hat  aber  auf  Grund  seiner 
Wahrnehmungen  und  der  von  dem  Dekanat  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  eingesandten 
Prüfungsprotokolle  über  den  Verlauf  und  über 
dasErgebniss  der  Prüfung  der  erwähnten  Staats- 
behörde Vortrag  zu  erstatten,  damit  die  letztere 
nothigenfalls  wegen  etwaiger  zu  Tage  tretender 
Mängel  an  das  Kultusministerium  berichtet, 
Golther  S.  152.  284;  Zeitschr.  f.  k.  K.B.  15, 
416  u.  477. 

Diese  Einrichtung  weicht  insofern  von  dem 
obigen  Vorschlag  ab,  als  die  Prüfung  von  einer 
Staatsbehörde,  der  theologischen  Fakultät,  und 
nicht  von  den  kirchlichen  Oberen  abgehalten  wird. 
Dagegen  hatte  schon  dieV.  v.  I.März  1863,  $.8. 
eine  ähnliche  Anordnung  getroffen,  s.  o.  S.  537. 
n.  1 .  Die  badische  Regierung  ist  bei  der  Vor- 
legung des  Entwurfes  zu  dem  clt.  Gesetze  von 
1880,  0.  S.  21.  n.  2.  4.  6,  zum  Theil  darauf 
zurückgekommen  (s.  Art  I  d.  Entw.,  Zeitschr.  f. 
K.  R.  16,  468 :  „Von  der Prüfung  sind  die- 
jenigen Kandidaten  befreit,  welche  nach  beendig- 
tem üniversltätsstudium,  bez.  nach  der  durch  ein 
mindestens  2  Y2  jähriges  Universitätsstudium  er- 
langten wissenschaftlichen  Reife  zum  Eintritt  in 
die  praktisch-theologischen  Kurse,  eine  theolo- 
gische Fachprüfung  im  Grossherzogthum  abgelegt 
haben,  sofern  dieser  Prüfung  ein  staatlich  er- 
nannter Kommissar  angewohnt  und  dasErgebniss 
der  Prüfung  der  Staatsbehörde  nicht  Anlass  zur  Be- 
anstandung der  Kandidaten  wegen  Mangels  hin- 
länglicher allgemein- wissenschaffclieher  Bildung 
gegeben  hat"),  wennschon,  was  der  Wortlaut  unbe- 
stimmt Hess,  die  Abhaltung  der  Prüfung  durch  die 
theologische  Fakultät  in  Freiburg,  also  die  An- 
nahme des  württemberglschen  Vorbildes,  in  Aus- 
sicht genommen  war,  Zeitschr.  f.  K.  R.  a.  a.  0. 
S.  473.  484.  Indessen  ist  der  gedachte  Entwurf, 
trotzdem, dass  das  Kapitels vikariat  zuFreiburg  sich 
i.  J.  1880,  a.  a.  0.  S.  494,  bereit  erklärt  hatte, 
den  staatlichen  Kommissar  zur  Prüfung  zuzu- 
lassen, wegen  des  Widerstandes  der  zweiten  Kam- 
mer nicht  Gesetz  geworden,  a.  a.  0.  S.  485,  vgl. 
darüber  auch  Do  ve  a.  a.  0.  S.  452 ff. 
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Die  preussische,  die  sächsische*  und  die  oldenbnrgische^  Gesetz- 
gebang  verlangen  ein  theologisches  Stadium  an  einer  deatsehen  Staatsaniversität,  in 
Württemberg^,  in  Baden  und  in  Hessen^  wird  ein  solches  darch  die  gesetzlichen 
Vorschriften  wenigstens  indirekt  bedingt,  und  in  Baiern  kann  thatsächlich  die  erfor- 
derliche theologische  Ansbildung,  von  einer  einzigen  Ausnahme  abgesehen,  nur  an 
staatlichen  Unterrichtsanstalten,  an  den  katholisch-theologischen  Fakaltäten  der  Uni- 
versitäten und  an  den  Lyceen,  erworben  werden  *. 

Von  den  verschiedensten  Seiten  hat  man  diese  Anforderungen  als  einen  Uebergriff 
des  Staates  bezeichnet,  und  behauptet,  dass  derselbe,  wenn  er  seinerseits  in  die  Rege- 
lung des  theologischen  Studiums  eingreife,  seine  Zuständigkeit  überschreitet 

Zunächst  kann  selbstverständlich  davon  keine  Rede  sein,  —  und  praktisch  liegt 
nach  den  erwähnten  Qesetzgebungen  die  Sache  gar  nicht  so  —  dass  der  Staat  sich  eine 
Bestimmang  darüber  anmasst,  was  als  katholisches  Dogma  oder  als  katholische  Theo- 
logie gelehrt  und  welches  Mass  von  theologischen  Kenntnissen  seitens  der  Kandidaten 
gefordert  werden  soll.  Es  handelt  sich  vielmehr  (wie  dies  in  der  That  auch  praktisch 
bei  der  obligatorischen  Anordnung  des  Universitätsstudiums  allein  in  Frage  kommt), 
blos  darum,  dass  die  katholischen  Theologen  bei  dem  Studium  der  Theologie  und 
ihrer  Hülfswissenschaften  nicht  lediglich  mit  einer  einseitigen  und  tendenziösen  Methode 
bekannt  gemacht  oder  gar  blos  in  einseitiger  Weise  für  ihren  zukünftigen  praktischen 
Beruf  unter  Mittheilung  der  erforderlich  scheinenden  Kenntnisse  abgerichtet  und  von 
der  freien  Berührung  mit  dem  wissenschaftlichen  und  sonstigen  Leben  der  Universität 
abgeschlossen  werden  ^. 


i  Bd.  II.  S.  508. 

'^  Vertrag  v.  5.  Jauuar  1830  zur  Regulirung  d. 
Diöcesan-Augelegenheitea ,  %.  32 ,  Müller, 
Lexikon  d.  K.R.  2.  Aufl.  4,  408:  „Oldenburger, 
die  geistlich  werden  und  Theologie  studireu  wol- 
len, lassen  sich  beim  Offlcial  in  Vechta  einschrei- 
ben. Sie  besuchen  demnächst  entweder  die  Aka- 
demie zu  Münster  oder  mit  Vorwissen  des  Bischofs 
eine  andere  katholische  Universität  drei  Jahre 
lang.  Nach  d  eren  Verlauf  und  nach  überstandener 
Prüfung  treten  sie  in  das  Klerikal -Seminar  zu 
Münster,  um  für  ihren  heiligen  Stand  geistlich 
vorbereitet,  in  dem  Ritual  unterwiesen  und  zu 
den  Weihen  aufgenommen  zu  werden.  Ihre  Auf- 
nahme erfolgt,  innerhalb  der  Anzahl,  über  welche 
man  sich  vereinigt  hat,  kostenfrei ;  die  übrigen 
Aspiranten  werden  unter  gleichen  Bedingungen 
aufgenommen,  als  die  königlichen  Unterthanen*'. 
Dass  hier  eine  deutsche  Universität  gemeint  ist, 
kann  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  zur  Zeit  der 
Abschliessung  des  Vertrages  und  bei  der  Erwäh- 
nung der  staatlichen  Akademie  in  Münster  nicht 
zweifelhaft  sein.  Uebrigens  ist  die  Regierung  in 
der  Lage,  solchen  Theologen,  welche  ausserhalb 
des  deutschen  Reiches,  insbesondere  am  Colle- 
gium  romanum  studirt  haben,  sowohl  den  Tisch- 
titel, Bd.  I.  S.  73  n.  4,  als  die  Bestätigung  für 
alle  Kuratbeneflzlen ,  Bd.  III.  S.  188,  zu  ver- 
weigern. 

^  Denn  hier  gehört  das  Theologie-Studium  auf 
der  Landosuniversität  zudem  regelmässigen  Bil- 
dungsgang, 8.  o.  S.  549  n.  5. 

*  Bd.  II.  S.  508. 

5  Da  es  abgesehen  von  dem  bischöflichen  Ly- 


ceum  in  Eichstädt  nur  staatliche  Lyceen  giebt, 
s.  0.  S.  531.  532.  n.  2. 

0  Vgl. ,  abgesehen  von  den  katholischen  Schrift- 
stellern, welche  den  o.  S.  538  dargelegten  Stand- 
punkt ihrer  Kirche  vertreten,  Geffcken  S. 604; 
V.  Bar,  Staat  u.  katholische  Kirche  in  Preussen. 
Berlin  1883.  S.  56  (nach  welchem  der  Staat  kein 
Recht  hat,  einzelnen  Individuen  über  ein  ge- 
wisses Alter  hinaus  einen  Bildungsgang  vorzu- 
schreiben, ein  Satz,  der  in  dieser  Allgemeinheit 
sicherlich  unrichtig  ist).  Ich  habe  früher,  Bd.  I. 
S.  60  und  Stellung  der  Staatsregierungen  gegen 
d.  Vatikan.  Konzil  S.  62,  denselben  Standpunkt 
eingenommen,  ihn  aber  schon  beiMarquardsen 
a.  a.  0.  S.  292.  n.  1.  aufgegeben. 

^  Vgl.  Dove,  Ztschr.  f.  K.  R.  11,  147  u.  15, 
433,  welcher  mit  Recht  darauf  aufmerksam  macht, 
dass  sich  eine  Scheidung  der  speziellen  theolo- 
gischen Fachbildung  Ton  der  höheren  allgemeinen 
wissenschaftlichen  Vorbildung  im  Einzelnen 
praktisch  kaum  durchführen  lässt. 

Katholischersei ts  wird  von  Friedemanu 
(siehe  die  o.  S.  538.  n.2.  oit.  Schrift)  —  über 
Stimmen,  welche  sich  aus  Anlass  des  vatikani- 
schen Konzils  in  Deutschland  und  Frankreich 
gegen  die  Seminarbildung  haben  vernehmen 
lassen,  s.  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Kon- 
zUs  2,  295.  323;  vgL  femer  auch  (Ginzel)  d. 
theolog.  Studien  in  Oesterreich  S.  lOöff.;  Fried- 
rich a.  a.  0.  1,  315  ^  die  Universitätsbildung 
des  katholischen  Klerus  als  statthaft,  möglich  und 
wünschenswerth  vertheidigt  insbesondere  „weil 
der  deutsche  Klerus  nur  in  der  Ausrüstung,  welche 
er  durch  diese  Form  der  Bildung  und  Erziehung 
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Die  nnabweisliclie  Voraassetzung  einer  solchen  Anforderung  des  Staates  ist  aber 
die,  dass  er  der  katholischen  Kirche  und  ihren  Oberen  einen  gewissen  Einfluss  auf 
die  Professuren  der  katholisch- theologischen  Fakultäten  einräumt  ^ .  Ein  solches  Ver- 
hältniss,  welches  in  Deutschland  historisch  geworden  ist,  trägt  freilich  insofern 
etwas  Widerspruchsvolles  an  sich,  als  die  gedachten  Fakultäten  Theile  konfessionsloser, 
wissenschaftlicher  Staatsanstalten  sind,  ihnen  aber  andererseits  die  Aufgabe  zuge- 
wiesen wird,  die  katholische  Theologie,  welche  zum  Theil  Ueberlieferung  einer  sich 
auf  Autorität  gründenden  Lehre  ist,  zu  pflegen,  und  die  Geistlichen  der  katholischen 
Kirche,  welche  nothwendig  an  das  katholische  Dogma  gebunden  sein  müssen,  auszu- 
bilden'^. Ueberdies  entstehen,  weil  die  Kirche  namentlich  seit  neuerer  Zeit  dahin 
strebt,  die  theologischen  Fakultäten  möglichst  weit  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe  zu 
unterwerfen,  andererseits  der  Staat  die  von  bischöflichen  Massnahmen  betroffenen 
Professoren  schützen  muss  und  er  doch  einem  bischöflichen  Verbot,  bei  solchen  Vor- 
lesungen zu  hören,  ohnmächtig  gegenüber  steht,  eine  Reihe  von  praktischen  Schwierig- 
keiten, weil  das  Widersprechende  des  ganzen  Verhältnisses  lediglich  durch  das  fried- 
liche Einvernehmen  beider  Theile  praktisch  unschädlich  gemacht  werden  kann.  Aber 
trotzdem  wird  der  Staat  diese  historisch  gegebene  Anomalie  und  die  einzelnen  daraus 
hervorgehenden  Schwierigkeiten  noch  in  absehbarer  Zeit  eher  als  das  kleinere  Uebel^ 


gewinnt,  seiner  eigeuthümlichen  Stellang  ganz 
und  Yoll  gerecht  zu  werden  vermag"  (S.  25). 
Gegen  ihn  sind  die  oben  a.  a.  0.  gleichfaUs  an- 
geführten Schriften  von  Tbemistor  gerichtet, 
welcher  sich  namentlich  gegen  dasTon  Friede- 
mann nud  anch  andererseits  gebrauchte  Wort : 
^^natlonale  Erziehung"  (allerdings  wird  dies  besser 
wegen  der  dadurch  hervorgerufeneu  Missverstand- 
nisse  vermieden)  wendet  und  unter  Hervorhebung 
gewisser  allgemeiner  Schäden  des  Uuiversitats- 
lebens,  s.  namentlich  die  Schrift  Tinstruction  etc., 
p.  243 ff.,  selbstverständlich  die  Seminarbildung 
als  die  vorzüglichere  darzuthun  sich  bemüht,  s. 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  52, 471.  Dass  sie  dies  vom 
Standpunkt  des  heute  in  der  katholischen  Kirche 
herrschenden  Systems  ist,  darüber  besteht  kein 
Zweifel,  und  wenn  Themistor,  Friedemann's 
Vorschläge  etc.,  S.  41  bemerkt:  „Ja,  nicht  ein- 
mal den  Schluss  kann  man  daraus  ziehen,  dass 
die  Universitats-Erziehung  zu  der  rühmlichen 
Haltung  des  Klerus  während  der  Zeit  des  Kam- 
pfes und  der  Prüfungen  beigetragen  habe.  Man 
darf  ja  nicht  vergessen,  dass  Jene  Priester,  die 
im  Kulturkampf  sich  so  rühmlich  bewährt  haben, 
zu  einer  Zeit  herangebildet  wurden,  in  der  die 
Kirche  noch  jene  Freiheit  genoss,  welche  die 
Verfassung  vom  31.  Januar  1860  ihr  zugestanden 
hatte.  Bevor  diese  jungen  Leute  die  Universitäten 
besuchten,  sind  sie  zum  grossen  Theile  in  bischöf- 
lichen Konvikten  erzogen  worden  . . .  Alle  diese 
Jünglinge  waren  unter  dem  besonderen  Schutze 
und  unter  dem  wohlthätigen  Einflüsse  der  Kirche 
herangewachsen,  und  dass  sie  in  ihrer  guten  Ge- 
sinnung beharrten,  ist,  wenn  nicht  einzig,  so 
doch  vorwiegend  der  Erziehung  zuzuschreiben, 
welche  sie  in  den  Konvikten  genossen  haben. 
Der  Beweis,  dass  die  Universität  ihnen  einen 
lebendigeren  Glauben  und  eine  glühendere  Liebe 
zur  Kirche  eingeflösst,  wird  Friedemaun  wohl 
schwerlich  gelingen.  Wenn  wir  gewisse  notorische 


Vorkommnisse  an  unseren  Universitäten  in  Er- 
wägung ziehen,  ...  so  könnten  wir  vielleicht  mit 
mehr  Wahrheit  das  Umgekehrte  behaupten,  dass 
sie  nämlich  nichtin  Folge  der  Universitäts- 
Erziehung,  wohl  trotz  derselben  den  kleri- 
kalen Geist  bewahrt  haben",  so  ist  damit  deut- 
lich gesagt,  worauf  die  Seminarbildung  abzielen 
soll  (vgl.  auch  Friedrich,  der  Kampf  gegen  d. 
deutschen  Theologen  und  theologischen  Fakul- 
täten. Bern  1875.  S.  22)  und  klar  genug  das  be- 
zeichnet, was  der  Staat  von  seinem  Standpunkt 
aus  möglichst  zu  verhindern  suchen  muss.  Die 
Ansicht  von  v.  Bar,  Staat  u.  katholische  Kirche 
In  Preussen.  Berlin  1883.  S.  50.  55,  dass  der 
Besuch  der  Universitäten  durch  die  katholischen 
Theologen  die  letzteren  wissenschaftlich  gehoben 
und  dadurch  zum  Widerstände  gegen  den  Staat 
fähiger  gemacht  habe,  und  dass  die  völlige  Ab- 
scheidung des  Klerus  von  der  modernen  Bildung, 
ja  von  den  Strömungen  des  Volkslebens  den  Ein- 
fluss der  Kirche  auf  Null  reduciren  möchte,  wird, 
wie  das  obige  Citat  zeigt  und  die  Haltung  der  Bi- 
schöfe in  Preussen  bewiesen  hat  (s.  o.  S  535, 536), 
in  den  massgebenden  Kreisen  der  katholischen 
Kirche  nicht  getheilt,  und  ist  auch  in  der  That 
unhaltbar.  Der  seminaristisch  gebildete  Klerus 
bleibt  der  grossen  Menge  des  katholischen  Volkes 
an  Bildung  immer  noch  weit  überlegen  und  übt 
durch  die  von  ihm  verwalteten  Gnadenmittel  und 
heiligen  Handinngen  den  wirlLsamsten  Einfluss 
auf  dasselbe  aus,  die  katholische  Kirche  braucht 
also,  wie  dies  auch  von  mehreren  Bischöfen  er- 
klärt worden  ist,  Friedrich,  Gesch. d.  vatikau . 
Konzils  1,  315,  für  ihre  Zwecke  gar  keine  ge- 
lehrten Geistlichen. 

1  S.  darüber  unten  %.  242. 

2  VgL  V.  Bar  a.a.O.  S.  52;  Zorn,  kritische 
Vierteljahrsschrift  26,  120. 

3  Welches  er  desto  mehr  in  enge  Schranken 
hält,  je  mehr  er  den  Seminarbesuch  einschränkt, 
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hinznnehmen  haben  S  denn  jedenfalls  können  die  Bisch((fe  Aber  die  theologischen 
Fakultäten  und  Aber  die  Professoren  an  den  Staatsnniversitäten  nicht  mit  dersel- 
ben freien  nnd  einseitigen ,  sich  jeder  Kontrole  entziehenden  Machtvollkommen- 
heit schalten^,  wie  über  die  unter  ihrer  ansschliesslichen  Leitung  stehenden  theolo- 
gischen Lehranstalten  und  über  die  von  ihnen  allein  ernannten  und  beliebig  abberuf- 
baren Lehrer  der  letzteren  '. 

B.  Das  Verhältniss  der  staatlichen  Anforderungen  zu  den  Rech- 
ten der  Kirche.  Soweit  der  Staat  keine  Anforderungen  an  die  Erziehung  und 
Ausbildung  der  Diener  der  Kirche  stellt,  hat  die  Kirche  dieselbe  zu  regeln.  Der 
Staat  wird  ihr  daher  auch  prinzipiell  das  Recht,  Erziehungs-  und  Bildungsanstalten 
fQr  die  angehenden  Kleriker  zu  errichten,  nicht  versagen  dürfen.  Aber  abgesehen 
davon,  dass  er  sich  über  diese  Anstalten  sein  Aufsichtsrecht  vorzubehalten  hat^,  kann 
er  der  Kirche  die  Einrichtung  derartiger  Anstalten  nur  insoweit  gestatten,  als  diese 
nicht  nach  ihrem  Charakter  und  ihrem  Wesen  den  Erfolg  derjenigen  Anforderungen, 
welche  der  Staat  in  Betreff  der  Vorbildung  seinerseits  stellt,  zu  hindern  oder  gar  ans- 
zuschliessen  bestimmt  sind  oder  auch  nur  ihr  Besuch  ein  solches  Ergebniss  herbei- 
führen muss. 

1.  Priesterseminare.  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  der  Staat  der  Kirche 
die  Einrichtung  von  s.  g.  Priester-(Klerikal-)Seminaren  für  die  praktische 
Vorbereitung  auf  den  Kirchendienst  und  namentlich  auf  die  Seelsorge  für  diejenigen, 
welche  bereits  die  vorgeschriebene  allgemeine  und  spezielle  Fachbildung  erworben  haben , 
ftei  zu  lassen  ^.   Denn  es  handelt  sich  hierbei  einerseits  um  eine  die  Kirche  allein  be- 


weil er  dadurch  die  Bischöfe  zur  Vorsicht  in 
ihrem  Vorgehen  gegen  die  Mitglieder  der  theolo- 
gischen FaknlUlten  nothigt,  wenn  sie  nicht  selbst 
ihren  Kandidaten  die  Bildungsstätten  ver- 
schliessen  wollen. 

*  Im  Vergleich  zn  der  gänzlichen  Beseitigung 
der  theologischen  Fakultäten,  wie  sie  mehrfach 
gefordert  wird,  s.  z.B.  Geffcken  a.a.  0.  S.664, 
welcher  meint,  dass  sich  diese  überlebt  hätten, 
da  sie  den  konfessionellen,  mindestens  den  christ- 
lichen Staat  zur  Voranssetznng  gehabt  hätten. 
T.  Bar  S.  54  will  dagegen  den  Zwang  zum  Be- 
snche  der  gedachten  Faknltäten  aufgehoben  und 
jeden  Einfluss  der  Kirche  auf  dieselben  beseitigt 
wissen,  indem  er  meint,  dass  wenn  der  Staat 
Männer  heranzöge,  welche  von  yomherein  auf  ihre 
freie  Ueberzeugung  und  Forschung  verwiesen 
wären,  aber  eine  gemässigte  Gesinnung  zeigten 
und  als  Schriftsteller  Ausgezeichnetes  leisteten, 
die  obere  Kirchenleitung  aus  Klugheit  und  Be- 
rechnung den  Besuch  ihrer  Vorlesungen  nicht 
rerbieten,  Tielmehr  in  gewissem  Umfange  gern 
sehen  wfirde.  Das  ist  doch  sicherlich  eine  arge 
Täuschung,  wie  die  Lahmlegung  der  Universität 
Giessen  durch  das  Mainzer  Seminar  beweist  (s. 
o.  S.  537.  n.  1),  nnd  namentlich  hat  ▼.  Bar  dabei 
verkannt,  dass,  da  die  Kirche,  welche,  wie  er  selbst 
anführt,  ffir  jeden  Lehrer  der  Theologie  die  mls- 
cio  canonica  des  Bischofs  fordert,  s.  o.  S.  447  u. 
538,  vgl.  auch  $.242,  prinzipiell  den  Besuch  sol- 
cher Vorlesungen  verbieten  muss.  Uebrigens 
hebt  dieser  Vorschlag  wieder  das  aus  der  Univer- 
sitätsbildung gegen  dieselbe  entnommene  Argu- 
ment (s.  8.  553.  Anm.  7  o.  8.  552)  auf. 


2  Dass  bei  einer  schwächlichen  Handhabung 
der  staatlichen  Rechte  durch  den  jeweiligen  Mi- 
nister die  theologischen  Fakultäten  der  Universi- 
täten, wie  v.BarS.  55  welter  hervorhebt,  sich  In 
Pflanzstätten  des  starrsten  Papalismus  verwandeln 
las8en,ist  richtig.  Aber  alle  staatlichen  Aufsichts- 
rechte nützen  der  katholischen  Kirche  gegenüber 
selbstverständlich  nichts,  wenn  [sie  von  der  Ver- 
waltung nicht  gehandhabt  werden.  Mit  diesem  Ar- 
gument könnte  man  Jedes  Hoheitsrecht  des  Staates 
beseitigen. 

8  Selbst  Zorn  a.  a.  0.,  welcher  die  Rechts- 
stellung der  theologischen  Fakultäten  für  prin- 
zipiell unhaltbar  erklärt,  will  sie  nicht  von  heute 
auf  morgen  aufgehoben  wissen. 

4  Vgl.  0.  S.  548. 

s  Das  ist  das  geltende  Recht,  nur  hat  sich  der 
Staat  nicht  überall  die  Kontrole  darüber  gewahrt, 
dass  das  im  Text  gedachte  Erfordemiss  für  die 
Kandidaten  beobachtet  wird.  Des  Weiteren  vgl. 
unten  zu  Nr.  II.  Ich  habe  es  der  Ueberslchtüch- 
keit  wegen  zweckmässiger  gehalten,  bei  der  obigen 
prinzipiellen  Erörterung  ein  Eingehen  auf  die 
speziellen  Vorschriften  der  Staatsgesetzgebungen 
zu  vermelden,  vielmehr  diese  letzteren  nachher 
und  zwar  für  jede  besondere  Art  der  hier  frag- 
lichen Bildungsanstalten  zusammen  zu  stellen. 
Bei  den  früher  (o.  S.  547)  erwähnten  positiv- 
rechtlichen  Bestimmungen  war  dies  nicht  geboten , 
weil  dabei  ein  geringes  Material  in  Frage  steht, 
und  im  Wesentlichen  auf  frühere  Erörterungen, 
in  denen  die  betreffenden  Punkte  schon  behandelt 
werden  mussten,  verwiesen  werden  konnte. 


§.  235.]  Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.  Oeltendes  staatliches  Recht  555 

rflhrende  Angelegenheit  und  andererseits  ist  der  Staat  nicht  mehr  berechtigt,  eine 
weitere  Einwirkung  auf  diejenigen  Theologen;  welche  ihren  Bildungsgang  abge- 
schlossen haben,  anszuflben  ^ 

2.  Ausser  den  Priesterseminaren  kommen  weiter  die  Knabenseminare  und 
Knabe  nkonvikte  in  Betracht.  Unter  diesen  sind  die  von  der  Kirche  gestifteten 
oder  ihr  zugehörenden  oder  ihr  überwiesenen  und  von  ihr  geleiteten  Anstalten  zu 
verstehen;  welche  den  Zweck  haben,  Knaben  für  den  geistlichen  Beruf  durch  Erzie- 
hung und  Unterricht  vorzubereiten;  mögen  sie  selbst  einzelne  andere  KnabeU;  welche 
noch  nicht  entschlossen  sind;  sich  dem  geistlichen  Stande  zu  widmen«  aufnehmen^. 
Des  Näheren  sind  dieKnabenseminarien  diejenigen  Anstalten;  welche  ein  voll- 
ständiges Unterrichtssystem  und  eine  der  Gymnasialbildung  entsprechende  Vorbildung 
fflr  den  geistlichen  Beruf  zu  geben  oder  wenigstens  einen  Theil  des  Gymnasialnnter- 
richts,  z.  B.  der  höheren  Klassen  zu  gewähren  bezwecken;  die  Knabenkonvikte 
dagegen  solche;  in  denen  die  Zöglinge  unter  gemeinsamer  geistlicher  Aufsicht  und 
Leitung  wohnen  und  erzogen  werden,  während  sie  an  dem  Unterricht  der  ölBfentlichen 
Bildungsanstalten  theilnehmen  und  im  Konvikt  blos  Nachhülfe  und  Repetitionsunter- 
richt  erhalten.  Jedoch  pflegt  das  Knabenseminar  für  die  Regel  auch  zugleich  Kon- 
vikt in  dem  zuletzt  gedachten  Sinne  zu  sein. 

Gerade  diese  Anstalten  sind  geeignet,  den  Zweck,  welchen  der  Staat  mit  der 
von  ihm  verlangten  Gymnasialbildung  (s.  o.  S.  549)  zu  erreichen  strebt;  entweder 
vollständig  oder  zum  grossen  Theile  zu  vereiteln.  Wenn,  wie  dies  nach  dem  gelten- 
den Recht  der  Fall  ist,  der  gedachten  Forderung  blos  durch  Ablegung  der  Reife- 
prüfung bei  einem  Gymnasium  genügt  werden  kann,  ohne  dass  der  Besuch  bestimmter 
Anstalten  vorgeschrieben  ist,  so  hat  der  Staat  sowohl  die  Berechtigung  wie  auch  alle 
Veranlassung;  die  Errichtung  derartiger  Anstalten  zu  verbieten  ^.  Gerade  sie  sollen 
dazu  dieneU;  den  Knaben  von  vornherein  eine  einseitige  Bildung  und  Erziehung  zu 
geben  und  dieselben  möglichst  von  allen  anderen  Einwirkungen;  als  denen,  weiche 
kirchlicherseits  gestattet  werden,  fern  zu  halten.  Die  Kirche  hat  aber  kein  Recht 
darauf;  dass  unreife  Personen,  welchen  es  an  der  eigenen  Urtheilsflihigkeit  fehlt,  von 
vornherein  in  einer  so  einseitigen  Weise  ausgebildet  werden,  dass  ihnen  später  die 
freie  Berufswahl  wesentlich  erschwert  oder  gar  unmöglich  gemacht  wird^. 

Alles  Gesagte  gilt  nicht  blos  von  den  Knabenseminaren  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  auch  von  den  blossen  Konvikten  ^;  denn  die  gemeinsame  Erziehung  in  diesen 


1  Deshalb  hat  der  Staat  auch  Qber  deu  Plan,  S.  71 ;  y.  Bar  S.  56;  welcher  letztere  bemerkt: 
nach  welchem  diese  Yorbereitung  ertheilt  wird,  „  Ein  Einsprach  der  katholischen  Kirche  speziell 
keine  Anordnungen  zu  erlassen.  Wegen  des  po-  dagegen  wäre  ein  Armuthszeugniss  für  letztere,  er 
sitiyen  Rechts  s.  unten  zu  II.  wurde  nichts  Anderes  bedeuten;  als  dass  sie  unter 

2  Es  kommt  auf  den  Charakter  der  Anstalten  reiferen  Personen  geeignete  und  genügende  As- 
als  solche  an,  also  darauf,  ob  sie  im  wesentlichen  piranten  für  ihre  Kirchenämter  nicht  finden 
auf  die  Vorbereitung  für  den  geistlichen  Stand  könne. " 

berechnet  sind,  d.  h.  ob  dieser  Zweck  alle  ihre  Ein-  Ueber  die  Staaten,  In  denen  ein  solches  Verbot 

richtungen  beherrscht.  Die  äusseren  Kennzeichen  besteht,  s.  nachher  unten  zu  n. 

Uc!f/i'l'?fnn/ft,n«r^H?.*  ÄnÄrilSfLt  *  M«'  ^  «*«'  «>fe"  *"««»  eine  solche  W.hl 

richte   w«n?/.'Jri„  fl  «„  nl^^fS«,^    a^X  »"•"  W«*«>*.  »"  »»"•"'  .nderweiten  Beruf  doch 

kÄrr;C.mche.""  ^""^"'•""""'  *"*  -.  ^»tIgeWexkze,«ed«.mt»n.onUnl.mu.  ver- 

wendet  werden  können. 


3  Diese  Forderung  erleben  auch  solche  Schrift- 
geller,  welche  Im  Uebrigen  auf  einen  von  den 
ler  Tortretenen  völlig  abweichenden  Standpunk 
stehen,   so   Geffcken   S.  664;    Knitsohky      a.a.O. 


steller,  welche  Im  Uebrigen  auf  einen  von  dem  ^  Hinsichtlich  der  preussischen  Gesetzgebung, 

hier  vertretenen  völlig  abweichenden  Standpunkt      welche  hier  einen  Unterschied  macht,  vgl.  unten 
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bietet  hinreichende  Gelegenheit,  den  Einfloss  derjenigen  Bildungsanstalt,  welche  die 
Zöglinge  behufs  ihres  Unterrichts  besuchen,  zn  beseitigen,  ja,  wenn  das  Konvikt  eine 
grosse  Anzahl  von  Alumnen  umfasst,  beherrscht  das  Konvikt  bei  massenhafter  Ent- 
sendung derselben  ^  das  Gymnasium,  nicht  aber  umgekehrt^. 

3.  Was  endlich  die  kirchlichen  theologischen  Lehranstalten  wid  die 
Konvikte  fflr  Studirende  der  Theologie  betrifft,  so  bedingt  die  Forderung  der 
Universitätsbildung  ebenfalls  ein  gesetzliches  Verbot  der  ersteren  ^,  und  wo  ein  solches 
wegen  des  Mangels  einer  hinreichenden  Zahl  von  katholisch-theologischen  Fakultäten 
nicht  durchzufahren  ist,  wenigstens  eine  den  Einrichtungen  und  Lehrplänen  derselben 
möglichst  gleiche  Organisation  der  gedachten  Lehranstalten,  eine  gleiche  Qualifika- 
tion der  Lehrer,  wie  die  der  Universitätslehrer  und  endlich  eine  fortdauernde  Aufsicht 
des  Staates  ^. 

Die  Konvikte  fflr  die  Studiren  den  der  Theologie  können  dagegen,  wenn 
nicht  einem  zu  grossen  Theile  der  letzteren  der  Besuch  der  Universitäten  erschwert 
werden  soll,  nicht  entbehrt  werden,  wflrden  aber  am  besten  in  Verbindung  mit  den 
theologischen  Fakultäten  als  staatliche  Anstalten^  in  der  Weise,  dass  den  kirchlichen 
Oberen  eine  gewisse  staatlich  kontrolirte  Einwirkung  eingeräumt  wird,  organisirt 
werden  ®. 

II.  Das  positive  Recht  in  Betreff  der  geistlichen  Bildungsan- 
stalten. Was  das  in  den  einzelnen  Staaten  zur  Anwendung  kommende  Recht  betrifft, 
so  ist  dasselbe  folgendes:  Hinsichtlich  der  Knabenseminare  und  Knabenkon- 
vikte  (s.  o.  S.  555)  haben  die  kirchlichen  Oberen  in  Oesterreich  vollkommen 
freie  Hand,  sowohl  was  die  Errichtung,  wie  auch  die  Organisation  und  Leitung^  der- 


1  Vg].  0.  S.  536  n.  4.  in  Bonn,  8.  o.  S.  532.  n.  6  und  das  Wilbelmsstift 
^  £b  kann  dieser  Forderung  auoh  nicht  ent-  in  Tübingen,  unten  zu  II. 
gegengehalten  worden,  dass  dadurch  gerade  den  ^  Im  Uebrigen  würde  auch  hier  durch  Privat- 
Knaben  der  ärmeren  Stande,  aus  denen  Tomehm-  pensionate  geholfen  werden  können,  wie  dies  in 
lieh  die  katholischen  Theologen  herrorgehen,  die  Freiburg  geschehen  ist,  unten  zu  II.  Der  rein 
Möglichkeit  genommen  werde,  die  öffentlichen  kirchlichen  Konvikte,  welche  jedenfalls  die  Ge- 
Gymnasien behuflB  ihrer  Vorbildung  zu  besuchen,  fahr  mit  sich  bringen,  dass  in  ihnen  die  Einwir- 
sowie  dass  es  an  und  für  sich  misslich  sei,  solche  kung  der  Universität  leicht  paralyslrt  werden 
Knaben  an  den  Gymnasialorten  einzeln  bei  arme-  kann,  bedarf  es  also  nicht, 
ren  und  ungebildeten  Familien  unterzubringen.  '^  Eine  ausdrückliche  Vorschrift  enthält  zwar 
Die  Errichtung  von  PriTatpensionaten ,  selbst  das  Konkordat  y.  1866  nicht,  vielmehr  erkennt 
durch  Geistliche  und  unter  Leitung  von  solchen,  Art.  17  nur  den  Fortbestand  der  bisherigen  kirch- 
ist durch  das  Verbot  nicht  ausgeschlossen,  eben-  liehen  Seminare,  welche  indessen  keine  Knaben- 
sowenig  die  Begründung  von  Gymnasial- Alum-  seminare  waren,  an.  Da  aber  Art.  4  den  Bischöfen 
naten  oder  Pensionaten,  welche  unter  Aufsicht  volle  Freiheit  Inder  Ausübung  ihrer  bischöflichen 
des  Gymnasialdirektors  gestellt  werden.  Ein  Regierungsgewaltgewährtund  Art.  6ff.  ihnendie 
Pensionat  der  ersteren  Art  ist  in  neuerer  Zeit  in  weitgehendsten  Befugnisse  hinsichtlich  der  Lei- 
Sigmaringen  zum  Ersatz  des  früheren  seminarium  tung  des  religiösen  Unterrichts  zugestehen,  so 
Fidelianum,  eins  des  letzteren  Charakters  zum  kann  darüber  kein  Zweifel  obwalten.  DieBefug- 
Ersatz  des  seminarium  Bonifacianum  in  Heiligen-  niss  zur  freien  Errichtung  der  erwähnten  An- 
Stadt  errichtet  worden.  Selbstverständlich  unter-  stalten  ist  übrigens  auch  schon  indem  Vortrag 
liegen  solche  Anstalten  den  allgemeinen  gesetz-  des  Kultusministers  v.  13.  April  1860,  Beiträge 
liehen  Vorecbrif  ten  über  die  Erziehungsanstalten.  z.  preuss.  u.  deutsch.  Kirchenrecht.  Heft  2.  S.  63 
Wenn  die  Bischöfe  die  Mittel ,  welche  sie  zur  auf  Grund  des  Patentes  v.  4.  März  1849  u.  der 
Errichtung  und  Unterhaltung  der  Knabensemi-  V.  v.  23.  April  1850,  a.a.  0.  S.  37.55  anerkannt 
nare  und   Knabeukonvikte  hinzugeben  geneigt  worden. 

sind,  für  solche  Einrichtungen  verwenden  woU-  Seit  dem  J.  1849  haben  demgemäss  auch  die 

ten,  so  würde  dem  hervorgehobenen  Uebelstande  österreichischen  Bischöfe  ohne  jede   staatliche 

leicht  zu  begegnen  sein.  Mitwirkung  und  Unterstützung  s.  g.    Knaben- 

3  Vgl.  darüber  unten  zu  II.  seminare  oder  genauer  Knabeukonvikte  gegründet, 

^  S.  a.  a.  O.  da  die  Zöglinge  dieser  Anstalten  meistens  die 

s  Wie  das  kathol. -theologische  Konviktorium  öffentlichen  Gymnasien  besuchen,  also  in  den- 
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selben  betrifft.  Es  bestehen  hier  fttr  diese  als  solche  ^  keine  staatiiichen  Beschrän- 
kungen. 

Gesetzlich  ausgeschlossen  nnd  verboten  ist  dagegen  in  Hessen^  nnd  Baden^ 
die  Nenerrichtnng  von  Knabenseminarien  nnd  von  Knabenkonvikten^. 

Während  Prenssen  mit  einem  gleichen  Verbot,  wie  die  beiden  erwähnten  Staaten 
vorangegangen  war,  ist  dasselbe  in  der  nenesten  Gesetzgebung  ^  allein  in  Bezug  auf 
die  Knabenseminare  festgehalten,  und  den  kirchlichen  Oberen^  die  Errichtung 
von  Knabenkonvikten,  deren  Zöglinge  die  Gymnasien  besuchen,  ohne  dass  es 
einer  vorgängigen  staatlichen  Erlaubniss  bedarf,  freigelassen  worden. 


selben  keinen  allgemein  wissenschsftUehen  Vor- 
bereitangsuntenricbt  f&r  das  Studium  der  Theo- 
logie erhalten,  und  nur  auinahmswelse  mit  diesen 
Konvikten  oder  Alumnaten  bisehöfliche  Gymna- 
sien, 8.  g.  Hausgymnasien,  fQr  die  Zöglinge  ver- 
bunden sind,  Schulte,  Status  dioecesium  ea- 
thoUcar.  Giessen  1860.  p.  4. 28. 44 ;  ProTlnz.-Syn. 
Wien  1858  u.  Prag  1860,  coli,  oonc  Lac.  5,  201. 
429. 

1  Das  Recht,  staatsgfiltige  Zeugnisse  für  die 
Befähigang  zum  Stndiren  an  den  theologischen 
Fakultäten  zu  ertheilen,  also  die  Stellung  als 
öffentlicher  Lehranstalten,  können  die  am  Schluss 
der  vor.  Anmerk.  gedachten  Gymnasien  allerdings 
allein  durch  die  Staatsbehörde  erhalten,  Kultus- 
Minist-Verord.  v.  22.  Jänner  1869,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  22,  157. 

2  Ges.  ▼.  23.  April  1876,  Art.  3 :  „Die  Kirchen 
sind  befogt,  Anstalten  zur  theologisch-praktischen 
Vorbildung  der  künftigen  Geistlichen  zu  unter- 
halten. —  Zum  Besuche  derselben  dürfen  nur 
solche  aufgenommen  werden,  welche  den  Vor- 
Schriften  wegen  des  UniTersitatsbesuebes  genfigt 
haben.  In  die  bestehenden  Knaben-Seminare 
(Knaben-KouYikte)  dürfen  keine  neuen  Zöglinge 
mehr  aufgenommen  werden  nnd  sind  diese  Semi- 
nare (KouTikte)  in  einer  durch  Beschluss  des 
Gesammtmiuisteriums  nach  Publikation  dieses 
Gesetzes  zu  bestimmenden  angemessenen  Frist 
zu  schliessen.  Neue  Anstalten  dieser  Art 
dürfen  nicht  mehr  errichtet  werden.  — 
Alle  kirchlichen  Anstalten,  welche  der  Vorbil- 
dung der  Geistlichen  dienen,  stehen  unter  Auf- 
sicht des  Staates  und  können  im  Falle  der  Zu- 
widerhandlung gegen  gesetzliche  Vorschriften 
oder  gegen  die  Ton  den  Staatsbehörden  in  Aus- 
übung der  Staatsauf  sieht  getroffenen  Anordnungen 
durch  Beschluss  des  Gesammtministeriums  ge- 
schlossen werden.** 

3  Der  %.  12,  Abs.  2  des  Ges.  v.  9.  Oktbr.1860 
(„Die  Kirchen  sind  befugt,  Bildungsanstalten  für 
diejenigen,  welche  sich  dem  geistlichen  Stande 
widmen,  zu  errichten")  hat  durch  Ges.  v.  19.  Fe- 
bruar 1874,  Art.  2  folgende  Fassung  erhalten : 
„Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstalten  zur  theolo- 
gisch-praktischen Vorbildung  der  künftigen  Geist- 
lichen zu  errichten.  In  die  bestehenden  Knaben- 
seminare und  Rnabenkonvikte,  sowie  in  die  Kon- 
vlkte  (Internate)  für  Studirende  der  Theologie 
dürfen  keine  neuen  Zöglinge  mehr  aufgenommen 
werden.   —   Die  Knabenseminare  und  Knaben- 


konvikt  esind  mit  Ende  des  laufenden  Schuljahres, 
die  KouTikte  für  Studirende  mit  Ende  des  Som- 
mers 1874  zu  schliessen.  —  Anstalten,  in  welchen 
den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder  den  Bestim- 
mungen in  $.  108  d.  Geg.  v.  8.  Mirz  1868  über 
deuElementaruntenicht  zuwider  gehandelt  wird, 
können  durch  die  Staatsregierung  geschlossen 
werden." 

^  Das  als  Vorbild  benutzte  preussische  Gesetz 
(s.  folg.  Anm.)  hat  nach  den  o.  S.  555  aufgestell- 
ten Gesichtspunkten  Knabenseminar  und  Knaben- 
konyikt  geschieden,  P.  Hinschius,  preuss. 
Kirchengesetz  y.  1873.  S.  118,  ygl.  auch  die  Mo- 
tive zum  hess.  Gesetz,  Art  3.  Darüber,  dass  der 
Umstand,  dass  auch  externe  Zöglinge  oder  solche, 
welche  nicht  für  den  geistlichen  Stand  bestimmt 
sind,  den  Unterricht  im  Seminar  erhalten,  wie 
dies  z.  B.  bei  dem  geistlichen  Progymnasium  zu 
Dieburg  in  Hessen,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  54,  261 
und  bei  dem  bischöflichen  Gymnasium  in  Gaes* 
donck  (o.  S.  536.  n.  5)  der  Fall  war,  nichts  än- 
dert, s.  0.  S.  565. 

&  Ges.  V.  11.  Mai  1873.  $•  1^:  „Knabensemi- 
nare und  Knaben konyikte  ($.  9)  dürfen  nicht 
mehr  errichtet  und  in  die  bestehenden  Anstalten 
dieser  Art  neue  Zöglinge  nicht  mehr  aufgenom- 
men werden.  —  Im  Falle  der  Aufnahme  neuer 
Zöglinge  ist  der  Minister  der  geistlichen  Anstal- 
ten zur  Schliessung  der  betreffenden  Anstalt  be- 
fugt.^ In  Folge  dieses  Gesetzes  sind  die  o.  S.  536. 
n.  5.  aufgeführten  Anstalten,  einschliesslich  des 
GoUegium  Augustinianum  eingegaugen,  bezw. 
geschlossen  worden. 

«  Ges.  V.  21.  Mai  1886,  Art.  3:  „Die  kirch- 
lichen Oberen  sind  befugt,  Konvikte  für  Zöglinge, 
welche  Gymnasien,  Universitäten  und  kirchliche 
Seminare,  hinsichtlich  deren  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  für  den  Ersatz  des  Universitats- 
studiums  erfüllt  sind,  besuchen,  zu  errichten  und 
zu  unterhalten.  —  Dem  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten  sind  die  für  diese  Konyikte  gel- 
tenden Statuten  und  die  auf  die  Hausordnung 
bezüglichen  Vorschriften  einzureichen,  sowie  die 
Kamen  der  Leiter  und  Erzieher,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mltzutheilen.^  Es  sind  also  jetzt 
in  dem  cit.  J.  14  (s.  vor.  Anm.)  die  Worte :  „und 
Knabenkonvikte^'  entfallen,  wäirend  derselbe  im 
Uebrigen  nicht  beseitigt  ist ,  P.  H  i  n  s  c  h  i  u  s  , 
preuss.  Kirchengesetz  v.  1886.  Berlin  u.  Leipzig 
1886.  S.  15.24.  91. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  235. 


Endlich  dürfen  derartige  Anstalten  in  Baiern ^  Frankreich^  nnd  Elsass- 
Lothringen^  nur  mit  staatlicher  Genehmigung  begründet  werden ^  nnd  derselbe 
Grnndsat?  mnss  auch  fQr  Württemberg  ^  als  massgebendes  Recht  betrachtet  werden. 


1  S.  Religionsedikt  t.  1818  (o.  S.  531)  u.  kgl. 
y.  d.  Errlchtang  u.  Leitung  y.  Erziehungs-  und 
Unteniohtsanstalten  betr.  ▼.  21.  April  1873,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  29,  442  (welche  Silbernagl,  Ver- 
fassung simmtl.  Religionsgenossenschaften.  2. 
Aufl.  S.  93  und  Thudicbum,  deutseh.  K.  R. 
2,  39  nicht  erwEhnen,  obschon  ihre  Anwend- 
barkeit auf  geistliche  Blldnngsanstalten  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann,  vgl.  Arch.  a.  a.  0. 
S.  449 ;  V.  S cherer , Handb.  d.  K.R.1, 325 n. 77): 
„$.  1.  Die  Gründung Ton  Erziehungs- und  Unter- 
richtsanstalten durch  Korporationen,  Vereine  oder 
Priyate,  sowie  die  Uebemahme  der  Leitung  (Vor- 
standsohaft)  einer  solchen  Anstalt  ist  nur  nach 
▼orgängiger  polizeilicher  Genehmigung  gestattet. 
J.  2.  Zuständig  zur  Ertheilung  dieser  Genehmi- 
gung sind  im  Allgemeinen  jene  Behörden,  wel- 
chen die  Oberleitung  und  Oberaufsicht  Über  die 
entsprechenden  öffentlichen  Erziehungs-  und 
Unterrichtsanstalten  zukommt.  Im  Besonderen 
wird  bestimmt :  I.  dem  kgl.  Staatsministerium  des 
Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten 
bleibt  die  Bewilligung  vorbehalten  ....  für  alle 
Jene  Anstalten,  welche  die  Heranbildung  zum 
geistlichen  Stande  bezwecken."  Eine  Genehmi- 
gung zur  Errichtung  von  Knabenseminaren  im 
eigentlichen  Sinne  ist  bisher  nicht  gegeben, 
namentlich  die  1865  beantragte  Vereinigung  des 
Knabenseminars  (Konvikts)  zu  Freising  mit  der 
dortigen  Lateinschule  und  dem  Gymnasium  zu 
einer  rein  kirchlichen  Anstalt  i.  J.  1858  von  der 
Regierung  abgelehnt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
8,  446.  451. 

>  Das  Gesetz  v.  15.  März  1850,  welches  das 
frühere  staatliche  Unterrichtsmonopol  durch- 
brochen und  das  Prinzip  der  Unterrichtsfreiheit 
anerkannt  hat,  betrachtet  dieselben  als  Privat- 
schulen „Etablissements  particuliers^,  und  ordnet 
art.  70  an :  „Les  <(coles  seoondaires  ecclEsiastlqnes 
actuellement  existentes  sont  maintenuei  sous  la 
seule  condition  de  rester  soumises  k  la  surveil- 
lance  de  Vtitat.  II  ne  pourra  en  etre  Stabil  de 
nouvelles  sans  Tautorisatlon  du  gonvernement", 
▼gl.  Laband  in  Ztschr.  f.  K.  R.  15,  56;  Gau- 
dry,  traitE  de  la  lEgislation  des  cultes  2,  241 ; 
AndrE,  oours  alphab^tiqne  de  la  Itfgislation 
civile  eccltfsiastique.  4  id.  4,  345.  Die  Geneh- 
migung ertheilt  das  Staatsoberhaupt,  Geigel, 
franz.  Staatakirchenrecht.  S.279,  s.  auch  S.534. 

3  Ges.  V.  12.  Febr.  1873  (G.  Bl.  f.  Els.-Lothr. 
S.  37;  Dursy,  Staatskirchenrecht  1,  148,  wel- 
ches an  Stelle  des  cit.  franz.  Gesetzes  getreten  ist, 
vgl.  Laband  S.  61)  $.  1 :  „Das  gesammte  nie- 
dere und  höhere  Unterrichtswesen  (enseignement 
primaire  et  secondaire)  wird  unter  die  Aufsicht 
und  Leitung  der  Staatsbehörde  gestellt. . .  Staat- 
liche Genehmigung  ist  erforderlich :  1.  Zur  be- 
rufs-  oder  gewerbsmässigen  Ertheilung  von  Unter- 
richt ;  2.  zur  Eröffnung  einer  Schule ;  3.  zur 
Anstellung  eines  Lehrers  an  einer  Schule.  — 
Jede  Schule  kann  durch  die  Verwaltungsbehörden 
geschlossen  werden,  wenn  sie   den  staatlichen 


Anforderungen  über  Errichtung  und  Lehrplan 
nicht  entspricht;  %.  2:  Wer  ohne  die  im  %.  1 
vorgesehene  Genehmigung  berufs-  oder  gewerbs- 
mässig Unterricht  ertheilt  oder  eine  Schule  er- 
öffnet oder  an  einer  von  ihm  gehaltenen  oder  ge- 
leiteten Schule  einen  Lehrer  anstellt,  desgleichen 
wer  an  einer  wegen  Nichtbefolgung  der  staatlichen 
Anordnung  geschlossenen  Schule  den  Unterricht 
fortsetzt  oder  fortsetzen  lässt,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  100  Thalem  bestraft."  Die  Ge- 
nehmigunghatte nach  der  Ausführung»- Verordn. 
V.  10.  Juli  1873,  §S.  1.  7(Ges.-Bl.f.Els.-Lothr., 
S.  166;  Dursy  1,  150)  der  Oberpräsident,  an 
dessen  Stelle  Jetzt  derOberschulrath,  Verordn.  ▼. 
21.  April  1883,  8. 3  (Ges.-Bl.  S.  61)  getreten  ist, 
vgl.  Geigel  S.  230.  279,  zu  ertheilen. 

Wegen  der  Beschwerde  über  die  Versagung  der 
gedachten  Genehmigung  vgl.  die  cit  Ausführungs- 
Verordn.  v.  10.  Juli  1873,  J.  löff. 

Dass  alle  diese  Bestimmungen  auf  die  klei- 
nen Seminare  Anwendung  finden,  darüber 
kann  kein  Zweifel  sein,  umsoweniger,  als  die 
cit.  Ausführungs-V.  auch  Pensionate,  in  denen 
Unterricht  ertheilt  wird,  zu  den  Schulen  im  Sinne 
des  Gesetzes  rechnet.  Nur  reine  Knabeukonvikte 
würden  von  dem  Gesetz  nicht  betroffen  werden. 

«  Das  Gesetz  vom  30.  Januar  1862.  Art.  11 : 
„Die  für  die  Heranbildung  der  Kandidaten  des 
katholischen  geistlichen  Standes  bestehenden 
Konvikte  in  Tübingen,  Ehingen  und  Rottweil 
sind  in  Absicht  auf  die  dem  Bischof  zukommende 
Leitung  der  religiösen  Erziehung  der  Zöglinge  und 
der  Hausordnung,  insoweit  sie  durch  die  letztere 
bedingt  ist,  der  Oberaufsicht  der  Staatsgewalt 
unterworfen.  In  den  übrigen  Beziehungen  stehen 
dieselben  unter  der  unmittelbaren  Leitung  der 
Staatsbehörde.  Insbesondere  hängt  die  Aufnahme 
und  Entlassung  der  Zöglinge  von  der  Staatsbe- 
hörde ab%  enthält  keine  allgemeine  Bestimmung. 
Golther,  Staat  und  Kirche  in  Württemberg. 
S.  287,  will  die  Frage,  inwieweit  etwaige  triden- 
tinische  seminaria  puerorum  in  Württemberg 
eingeführt  werden  können,  danach  entschieden 
wissen,  ob  dieselben  ihren  Zöglingen  die  vom 
Staate  gesetzlich  erforderte,  wissensohaftl.  Bildung 
zu  geben  im  Stande  sind.  Indem  er  das  letztere 
verneint  und  namentlich  darauf  hinweist,  dass 
das  württembergisdie  Recht  eine  Bildung  in  klö- 
sterlich eingerichteten  Seminaren  ausgeschlossen 
wissen  will,  kommt  er  zu  dem  Ergebniss,  ä*ss 
die  Regierung  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
nicht  einmal  genehmigen  dürfe.  Das  ist  alles 
richtig,  trifft  aber  nur  die  Knabenseminare,  in- 
dessen nicht  die  Konyikte,  deren  Alumnen  die 
öffentlichen  Schulen  besuchen.  Da  das  Gesetz 
▼.  1862  in  dieser  Hinsicht  keine  Bestimmung 
enthält,  so  ist  das  frühere,  für  die  oberrheinische 
Kirchenprovinz  massgebende  Recht  (s.  o.  S.  530. 
537),  welches  eine  Freiheit  der  kirchlichen  Obe- 
ren hinsichtlich  der  Gründung  von  geistlichen 
Bildungsanstalten  nicht  kannte,  in  Kraft  geblie- 
ben (Art.  22  d.  Ges.  v.  1862),  und  es  wird  also 
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In  allen  genannten  Staaten^  sind  die  gedachten  Anstalten  der  Staatsaufsicht 
unterworfen. 

In  Frankreich  erstreckt  sich  diese  allein  ,,auf  die  Sittlichkeit,  Oesnndheit 
und  Reinlichkeit'*,  und  darf  sich  auf  den  Unterricht  nur  ausdehnen,  um  ermitteln  zu 
können,  ,,ob  er  nicht  gegen  die  Moral,  die  Verfassung  und  die  Gesetze  verstösst''^. 
In  den  flbrigen  erwähnten  Ländern,  also  in  Elsass-Lothringen^,  inBaiern^ 
und  in  Preussen^  richtet  sich  die  Aufsicht  auf  die  Befolgung  aller  gesetzlichen 
Vorschriften,  namentlich  aber,  soweit  dies  in  Frage  kommen  kann^,  auch  auf  die 
Lehrpläne  ^  und  die  Beobachtung  der  staatsgesetzlichen  Vorschriften  Aber  die  An- 
stellung und  die  Verwendung  von  Lehrern^. 

Was  die  gesetzlichen  Anordnungen  des  Näheren  betrifft,  so  smd  in  Baiern  alle 
die  Anstalten  betreffenden  Satzungen ^  in  Elsass-Loth ringe n^^  die  Lehrpläne, 


für  Knabenkonvikte  im  Sinne  des  Textes  der 
Genehmigung  der  Regierung  bedürfen.  Uebrigens 
hat  die  Regierung  nicht  nur  i.  J.  1867  erlaubt, 
dass  der  Bischof  in  Rottenburg  ein  unter  geist- 
licher Leitung  stehendes  Konvikt ,  das  Martini- 
hans, welches  vorherrschend,  obsohon  nicht  aus- 
schliesslich, zur  Aufhahme  Ton  künftigen  Kan- 
didaten des  geistlichen  Standes  behufs  ihrer  Er- 
ziehung und  Ihrer  Vorbereitung  für  die  niederen 
Konyikte  oder  für  ein  oberes  Gymnasium  bestimmt 
ist  und  dessen  Zöglinge  die  lateinische  Lehr- 
anstalt besuchen,  welches  also  ein  Yorkonvikt  f ur 
die  s.  g.  niederen  Konyikte  zu  Ehingen  und 
Rottweil  bildet,  errichtet  hat,  sondern  dieses  In- 
stitut auch  mit  juristischer  Persönlichkeit  aus- 
gestattet, s.  die  Statuten  bei  y.Yogt,  Sammlung 
d.  Verordnungen  f.  Rottenburg  S.  362;  vgl.  ferner 
Rückgaber,  die  Diöcese  Rottenburg  und  ihre 
Ankläger.  Tübingen  1869.  S.  59  und  Arch.  f. 
k.  K.  R.  23,  302;  35.  457. 

*  Abgesehen  von  Baden  und  Hessen,  sowie 
auch  von  Prenssen,  hier,  soweit  Knabensemi- 
nare (nicht  Konvikte)  in  Frage  stehen,  weil  in 
den  genannten  Ländern  die  betreffenden  Anstal- 
ten wegen  ihrer  Gesetzwidrigkeit  gar  nicht  ge- 
duldet werden  dürfen. 

2  Cit.  Ges.  V.  15. März  1850.  Art.  11,  Dursy 
S.  148  n.  2.  In  Folge  dessen  sind  die  früheren 
Spezialbestimmungen  über  die  staatliche  Aufsicht 
(s.  0.  S.  534}  entfallen,  s.  Laband  S.  60.  61 ; 
GaudTy2,  242;  Geigel  a.  a.  0.  S.  279. 

3  S.  o.  S.  65a  n.  3. 

«  Cit.  V.  V.  1873.  S.  12:  „Alle  Erziehungs- 
nnd  Unterrichtsanstalten  unterstehen  der  Ober- 
aufsicht des  Staates.  Dieses  Aufsichtsrecht  wird 
durch  jene  Stelle  oder  Behörde  ausgeübt,  welche 
nach  den  Bestimmungen  der  J^  2.  3  u.  4  (s.  o. 
S.  558.  n.  1)  zur  Ertheilung  der  polizeilichen 
Genehmigung  für  die  betreffende  Anstalt  zustän- 
dig ist  ... .  Die  zuständige  Aufsichtsbehörde  soll 
wenigstens  einmal  im  Jahre  die  ihr  unterstellten 
Erzlehungs-  und  Cnterrichtsanstalten  inspiciren 
und  inspiciren  lassen.  Die  Aufsichtsbehörden 
haben  hierbei  auch  der  Beschaffenheit  der  von 
den  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten  be- 
nutzten Lokalitäten,  der  Reinlichkeit,  der  Ver- 
pflegung und  überhaupt  der  Beachtung  der  sani- 
tätspolizeilichen Normen  entsprechende  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden.'* 


5  Ges.  V.  11.  Mai  1873  Über  d.  VorbUdung  der 
Geistlichen,  $.  9,  Abs.  1 :  „Alle  kirchlichen  An> 
stalten,  welche  der  Vorbildung  der  Geistlichen 
dienen  (Knabeuseminare,  Klerikalseminare,  Pre- 
diger-und  Priesterseminare,  Konvikte  etc.)  stehen 
unter  der  Aufsicht  des  Staates.^  Darüber,  dass 
diese  Vorschrift  durch  das  Ges.  v.  21.  Mal  1886, 
Art3u.5nichtbeseitigtist,vgLP.  Hinschlus, 
d.  preuss.K.-Ges.v.l886.  S.22;  s.  weiter  a.  a.  0. 
S.  26.  90;  dagegen  freilich  Heiner,  Wo  stehen 
wir  jetzt?  Dessau  1886.  S.  15,  welcher  sich  aber 
mit  dem  Wortlaut  des  Art.  5  und  mit  sich  selbst 
S.  12,  da  er  hier  die  allgemeine  Staatsaufsicht 
als  fortbestehend  erklärt,  in  Widerspruch  setzt 
Vgl.  auch  unten  S.  561.  n.  1. 

^  Das  ist  für  Prenssen,  weil  es  sich  hier  nur 
um  Knabenkonvikte  ohne  Unterricht  handelt,  s. 
0.  S.  557,  ausgeschlossen. 

7  Cit.  Bair.  V.  v.  1873.  %,  11:  „Die  Gründer 
oder  Vorstände  der  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
anstalten haben  mit  dem  Gesuche  um  die  poli- 
zeiliche Genehmigung  ihres  Unternehmens  die 
Satzungen,  Lehrpläne,  Lehrerverzeichnisse  und 
sonstigen  Nachweise  über  die  Einrichtung  der 
Anstalt  vorzulegen  und  die  erforderlichen  Auf- 
schlüsse zu  geben.  Von  der  durch  die  zuständige 
Anfsichtsbehörde  genehmigten  Organisation  darf 
ohne  besondere  Zustimmung  dieser  Behörde  nicht 
abgewichen  werden.^ 

8  Vgl.  unten  S.  560. 
fl  S.  0.  Anm.  7. 

10  Ausf.-V.  V.  10.  Juli  1873.  %.  7:  „Die  Ge- 
nehmigung zur  Eröffnung  einer  Schule  ist  bei 
derjenigen  Behörde  nachzusuchen,  unter  deren 
Aufsicht  und  Leitung  die  Schule  zu  treten  hat 
—  Wenn  die  Genehmigung  von  einer  öffentlichen 
Behörde,  einer  Korporation  oder  Stiftung  nach- 
gesucht wird,  so  ist  gleichzeitig  mit  dem  Gesuch 
ein  Vorsteher  der  Schule  zu  bezeichnen.  Dem 
Gesuche  sind  beizufügen:  1.  Bescheinigungen 
über  Alter  und  Unbescholtenheit  des  Unterneh- 
mers, bezw.  des  bezeichneten  Vorstehers,  so\Ue 
die  Prüfungszeugnisse  oder  sonstigen  Nachweise 
über  die  Unterrichtsbefahigung  desselben  ($$.  4. 
5) ;  2.  die  Angabe  der  Art  der  zu  errichtenden 
Schule  und  des  in  ihr  zu  befolgenden  Lehrplanes; 
3.  die  genaue  Beschreibung  des  Schullokals,  er- 
läutert durch  einen  Situationsplan."  Ja  es  ist 
weiter,  und  das  trifft  auch  die  kleinen  Seminarien, 
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sowie  genaue  Angaben  ttber  die  Einrichtung  der  Anstalt,  in  PrenssenMie  fllr  die 
Konvikte  geltenden  Statuten  und  die  auf  die  Hausordnung  bezflglichen  Vorschriften 
der  Aufsichtsbehörde  einzureichen  ^. 

Die  Leiter  der  Anstalten  und  die  Lehrer  an  diesen  mtlssen  in  Baiern  eine  für 
ihre  Funktion  entsprechende  Berufsbildung,  die  ersteren  auch  ein  streng  sittliches 
und  untadelhaftes  Verhalten,  die  letzteren  blos  ihre  Unbescholtenheit  nachweisen  ^. 
In  Elsass-Lothringen  wird  als  Vorsteher  (Direktor,  Hauptlehrer)  eines  kleinen 
Seminars  nur  ein  unbescholtener  Mann  von  mindestens  25  Jahren,  welcher  seine  Be- 
fähigung, den  Unterricht  in  den  oberen  Klassen  an  öffentlichen  Schulen  der  entspre- 
chenden Art  in  zwei  Hauptfächern  zu  ertheilen,  als  Lehrer  nur  derjenige,  welcher 
unbescholten  und  die  erforderliche  Befähigung  zu  dem  ihm  zu  übertragenden  Unter- 
richt besitzt^,  zugelassen.  Dagegen  ist  in  Preussen  fdr  die  Leiter  und  die  Erzieher 
an  den  Knabenkonvikten  blos  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  erforderlich  ^. 

Einer  staatlichen  Oenehmigung  der  Anstellung  des  Vorstehers  und  der  Lehrer 
bedarf  es  allein  in  Elsass-Lothringen^,  in  Baiern  ist  dagegen  nur  von  der 
Annahme  eines  neuen  Lehrers^,  in  Preussen  von  den  Leitern  und  Erziehern  der 
Aufsichtsbehörde  sofort  ^  Mittheilung  zu  machen. 


Laban d  S.  63  —  nach  dem  Ges.  y.  1873.  $.  4 
(der  Reichskanzler,  Jetzt)  der  Statthalter,  Reichs- 
gesetz V.  4.  Juli  1879.  §.  2  (R.  G.  Bl.  S.  165) 
ermächtigt,  Über  die  Qualifikation  der  Lehrer, 
über  die  Organisation  und  Über  den  Lehrplan  der 
Schulen,  insbesondere  über  die  Unterrichtssprache 
und  über  die  obligatorischen  Lehrgegenstande, 
sowie  über  die  Prüfung  der  Schüler  Regulative 
zu  erlassen  und  deren  Befolgung  durch  Inspek- 
toren zu  sichern  —  eine  Bestimmung,  auf  Grund 
deren  die  vorher  angeführte  V.  ▼.  10.  Juli  1873 
und  ein  Regulativ  für  die  höheren  Schulen  y. 
10.  Juli  1873  (Dursy  S.  155)  ergangen  Ist. 

«  S.  0.  S  557.  n.  6. 

2  Dass  dies  auch  bei  allen  Aenderungen  zu  ge- 
schehen hat,  ist  in  Baiern,  clt.  Yerord.  $.  11 
(o.  S.  559.  n.  7)  ausdrücklich  vorgeschrieben,  für 
Preussen  ergiebt  es  sich  aus  dem  Wortlaut  des 
angef.  Art.  3;  fürElsass-Lothringen  dar- 
aus, dass  die  staatliche  Genehmigung  nach  den 
cltirten  Bestimmungen  erforderlich  ist  und  nur 
auf  Grund  der  eingereichten  Pläne  ertheilt  wird, 
wie  denn  auch  $.  b  d.  Ausf.-V.  ▼.  10.  Juli  1873 
vorschreibt :  „Sie  (die  Genehmigung)  gilt  nur  für 
denjenigen,  für  den  sie  ertheilt  ist,  und  für  die 
darin  ausdrücklich  angegebene  oder  aus  dem  Ge- 
suche ersichtliche  Räumlichkeit  und  Art  und 
Ausdehnung  des  Unterrichts.'' 

5»  Clt.  V.  V.  1873.  S.  7:  „Die  Erlaubniss  zur 
Gründung  einer  Erziehungs-  und  Unterrlchtsan- 
Btalt  ist  durch  den  Nachweis  streng  sittlichen  und 
untadelhaften  Verhaltens,  sowie  des  Besitzes  der 
erforderlichen  Mittel  bedingt."  J.  8 :  „Der  Leiter 
einer  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalt  hat 
ausser  streng  sittlichem  und  nntadelhaftem  bür- 
gerlichen Verhalten  eine  der  Aufgabe  der  be- 
treffenden Anstalt  entsprechende  Berufsbildung 
nachzuweisen.^  $.  9  :  ,^An  Unterrichtsanstalten, 
welche  ganz  oder  theil weise  für  olTentllche  An- 
stalten des  Staates  Ersatz  bieten  wollen,  dürfen 
diejenigen  Lehrfächer,  für  welche  Staatsprüfun- 


gen eingerichtet  sind,  nur  solchen  Personen  über- 
tragen werden,  welche  die  vom  Staate  für  die 
AnsteUung  In  dem  gleichen  Unterrichtszweige 
vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  haben.  — 
Für  die  Lehrer  der  übrigen  Fächer  an  den  in 
Abs.  1  bezeichneten  Anstalten,  sowie  für  die 
Lehrer  an  Instituten,  deren  Aufgabe  nicht  ist, 
Ersatz  für  den  Unterricht  der  öffentlichen  An- 
stalten des  Staates  zu  bieten,  sind  anderweitige 
genügende  Befähignngsnach weise  nach  dem  Er- 
messen der  Aufsichtsbehörde,  für  sämmtliche 
Lehrer  aber  Nachweise  ihrer  Unbescholtenheit 
beizubringen."  $.  10 :  „Dem  Staatsministerium 
des  Innern  für  Kirchen- und  Schulangelegenheiten 
bleibt  vorbehalten,  in  besonderen  Fällen  auf 
Grund  anderweitiger  Belege  Dispensationen 
von  dem  vorschriftsmässlgen  Nachweis  der  erfor- 
derlichen Qualifikation  für  einzelne  Lehrer  auf 
einige  Zeit  oder  für  immer  zu  bewilligen."  Die 
Entsch.  V.  8.  April  1852  Nr.  16  hatte  blosse  An- 
zeige statt  der  früheren  Bestätigung  der  Vorstände 
und  Lehrer  an  den  Knaben seminarien  verlangt, 
sie  ist  aber  insoweit  durch  den  Erlass  v.  20.  No- 
vember 1873,  Zeitschr.  f.K.R.  12,263  beseiUgt, 
da  die  Bestimmung  des  letzteren  unter  Nr.  6  sich, 
wie  die  In  Bezug  genommene  Mln.-Entsch.  v. 
4.  Juni  1846,  Döllinger,  Sammlung  23,  124 
ergiebt,  nur  auf  die  Prlesterseminarien  bezieht. 

*  Cit.  Ausf.-V.  V.  10.  Juli  1873.  $$.  4.  5.  7. 
9.13. 

ß  Ges.  V.  21.  Mal  1886.   Art.  3. 

6  Ge8..v.  12.  Februar  1873.  S-2;  Ausf.-V. 
V.  10.  Juli  1873.   S.  9. 

•?  Cit.  V.  V.  1873.  S-  1*.  Abs.  3:  „Die  Vor- 
stände  haben  Jeden  neu  aufgenommenen  Lehrer 
sofort  unter  Vorlage  der  vorschriftsmässlgen  Nach- 
welse der  Aufsichtsbehörde  anzuzeigen  und  sind 
verpflichtet,  denselben  wieder  zu  entfernen,  wenn 
von  dieser  Behörde  der  Qualifikationsnachweis 
als  ungenügend  erklärt  vrird." 

s  Art.  3  des  Ges.  v.  21.  Mai  1886.   Das  „sofort" 
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Femer  besitzt  die  Anftlchtabehöfde  Hbendl  das  Recht,  Revisionen  der  erwähn- 
ten Anstalten  yorznnehmen  oder  vornehmen  zn  lassen,  nm  sich  über  die  Innehaltnng 
der  bestehenden  gesetzlichen  Torschriften  Gewissheit  zn  yerschaffan  i. 

Endlich  steht  d^selben,  bei  Niohtbeachtnng  der  letzteren ;  auch  das  Recht  zn, 
cBe  be^-efltonden  Anstalten  zn  schliessen^. 

In  W  tlr  tt  emberg  ist  dagegen  der  frflhere  staatliche  Oharakter  der  beiden  be- 
stehenden niederen  Konvikte^  beibehalten  worden.  Die  Leitung  und  AnMcht  ftber 
dieselben,  insbesondere  anch  die  Anfhahme  nnd  die  Ehitlassnng  der  Zöglinge^  kommt 
der  Staatsbehörde  (dem  katholisclien  Kirohenrath)  ^  en  ^.  Nnr  ist  dem  Bischof  das 
Reckt  znr  Leitnng  der  religiösen  Erziehung  nnd  zur  Festsetzung  der  dadurch  be- 
dingten Hausordnung'',  sowie  das  Recht  zur  Ernennung  der  Vorsteher  und  Repeten- 
ten gesetzlich  zugestanden  worden  ^.  Aber  in  den  beiden  ersteren  Beziehungen  ist 
der  Staatsbehörde  das  Recht  der  OberauMclito  gewahrt.     Es  dttrfen  femer  vom 


folgt  daraus,  dass  dasselbe  scbleclithin  die  Mit- 
ibellutlg  des  Kamens  Jedes  Leiters  und  aller  Br- 
zieher  anordnet,  und  andernfalls  bei  einem 
Wechsel  des  Personals  der  Vorschrift  nicht  genügt 
sein  würde. 

1  Wegen  Bai  er  n  s.  o.  S.  550.  n.  4,  wegen 
Elsass-Letbrlngen  vgl.  o.  S.  559.  n.  10.  n. 
Ansf.-V.  v.lO.Jalil873.  %A%.  PürPrenssen 
erglebt  sich  dies  darans,  dass  die  Konylkte  der 
staatlichen  Anfsleht  unterworfen  geblieben  sind, 
also  inPolge  dessen  die  allgemeinen  yorsohriften, 
welche  für  alle  Erziehungsanstalten  gelten,  in 
Bezug  auf  sie  Anwendung  finden.  Für  diese 
schreibt  aber  das  A.L.  R.  II.  12.  S»  9  ▼or :  „Alle 
dffentlichen  Schulen  und  Erziehungsanstalten 
stehen  unter  der  Aufsicht  des  Staates  und  müssen 
sich  den  Prüfungen  und  Visitationen  desselben 
zu  allen  Zeiten  unterwerfen'';  für  die  übrigen 
Rechtsgebiete  ist  die  Befugniss  die  Konsequenz 
des  AufiBiehtsrechtes,  da  dexjenige,  welcher  ein 
solches  besitzt,  jedenfalls  auch  befugt  sein  muss, 
Ton  dem  Zustande  der  zu  beaufsichtigenden 
Objekte  Kenntniss  zu  nehmen.  A.  M.  Heiner 
a.  a.  0.,  welcher  ohne  Grund  darauf  hinweist, 
dass  $.  9  A.  L.  R.  n.  12  durch  die  Yerfassungs- 
urkunde  stets  als  aufgehoben  betrachtet  (I  ?)  wor- 
den sei,  und  verkennt,  dass  das  Gesetz  unter  den 
besonderen  Vorschriften  wegen  der  Staatsaufsicht 
solche  verstanden  hat,  welche  abweichend  von 
äem  für  alle  Erziehungs- und  Unterrlchtsanstalten 
geltenden  allein  für  die  geistliehen  Bildungsan- 
stalten erlassen  worden  waren,  s.P.Hinschlus, 
preuss.  Kirchengesetz  v.  188^.  S.  22.24.  — -  Die 
Aufsichtsbehörde,  welche  diese  Massnahmen  zu 
treffen  hat,  ist  jetzt  der  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten,  P.  Hinschius  a.  a.  0.  S.  25. 

«  Ott.  Bair.  V.  v.  1873.  $.  13:  „Im  Falle  der 
Nichtbeachtung  der  von  der  zust&ndigen  Behörde 
gegebenen  Weisungen  oder  falls  es  im  Interesse 
der  SittUchkeits-  oder  der  Gesundheitspolizei 
erforderlich  wird,  kann  diese  Behörde  die  polizei- 
liche Bewilligung  für  verwirkt  erkUren'';  für 
Elsass-Lothrlngen  vgl.  cit.  Ges.  v.  1873. 
§.1.  0.  S.  558.  n.  3  und  Ausf.-V.  v.  10.  Juli 
1873.  %.  11  fr.  (wegen  der  hier  vorgekommenen 
Schliessung  einzelner  Knabenseminare  s.  Gel  g  el 
a.a.O.  S.279.n.7);  für Preussenfolgtdas Recht 

Hinschias,  Klrehenreeht  IT. 


aus  der  Staatsaufsicht,  da  diese  nothwendiger- 
weise  die  BefUgniss  in  sich  begreift,  das  Fortbe- 
stehen gesetzwidriger  Institute  zu  hindern,  P. 
Hinschius,  a.  a.  0.  S.  28. 

8  S.  0.  8.  528. 

«  Wobei  es  allerdings  der  Staatsbehörde  frei- 
steht, den  Bischof  darüber  zu  hören,  ob  dem  Auf- 
zunehmenden nicht  etwa  die  kanonischen  Eigen- 
schaften für  die  Erlangung  eines  Kirchenamtes 
fehlen,  und  einem  näher  begründeten  Antrage 
desselben  auf  Entlassung  eines  unwürdigen  Zög- 
lings zu  entsprechen. 

K  Golther  a.  a.  0.  S.  857.  Die  Entfernung 
der  Zöglinge  allerdings  dem  Kultusministerium. 

«  Ges.  V.  30.  Januar  1862.  Art.  11,  s.  0.8.558. 
n.  4.  Ebenso  liegt  die  Regelung  und  Verwaltung 
der  ökonomischen  Verhältnisse  ausschliesslich  in 
der  Hand  der  Staatsbehörde. 

7  Die  halbjährlichen  Hauptberiohte  sind  an 
das  Ordinariat  zu  erstatten,  femer  ihm  alle  orga- 
nisatorischen Vorsdiläge  betreifs  der  leligiöten 
Erziehung  und  der  Hausordnung,  sowie  die  An- 
träge auf  Besteafung  der  Zöglinge  zu  unterbreiten, 
Rüokgaber  a.  a.  0.  8.  47. 

8  01t.  Ges.  Art.  12:  „Dem  Bischof  steht  die 
Ernennung  der  Vorsteher  der  drei  Konvikte  (das 
dritte  ist  das  Wilhelmsstift  in  Tübingen,  s.  o. 
8.  529  und  nachher  S.  568)  aus  der  Zahl  der  an 
ihrem  Sitz  angestellten  Professoren  oder  Kirchen- 
diener, sowie  die  Ernennung  der  Repetenten  an 
den  genannten  Lehranstalten  zu.  Auf  diese  Er^ 
nennung  findet  das  in  Art  4,  Abs.  1  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  angeführte  Recht  der  Staats- 
regierung zur  Ausschliessung  missliebiger  Kan- 
didaten (s.  Bd.  m,  S.  184)  Anwendung.  Die 
Geltendmachung  dieser  Rechte  bleibt  der  Regie- 
rung such  in  dem  Fall  vorbehalten,  wenn  ein 
Vorstand  oder  Repetent  nach  seiner  Ernennung  in 
bürgerlicher  oder  politischer  Beziehung  derselben 
unangenehm  geworden  ist 

0  S.  den  dt.  Art.  11,  damit  sie  im  Stonde  ist, 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Erziehung  der  Zög- 
linge nicht  in  einem  den  Interessen  des  Staates 
feindseligen  und  in  zelotisckem  Sinne,  sowie  in 
einer  dem  Unterricht  in  den  von  den  Zöglingen 
besuchten  Gymnasien  entgegenwirkenden  Weise 
geleitet  werde ,  data  die  Hausordnung  nicht  den 
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I.  Die  Hierurohie  und  die  LeituBg  der  Eirehe  durch  dieselbe. 
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Bischof  nur  solehe  Personen  zu  Vorttehera  und  Repetenten  ernannt  werden,  welehe 
nicht  von  der  Staatsre^ening  anter  Anfnhmng  von  Thatsaohen  «k  ihr  in  blUrgerKoher 
oder  politischer  Hingeht  miflflfMlig  erklärt  sind,  nnd  zwar  mllssen  die  ersteren  ans 
den  am  Orte  des  Konvikts  angestellten  Professoren  oder  Kirchendienern  ansgewihlt 
sein/.  Falls  sich  später  nach  der  Ernennung  ein  s<dcher  Ansschliessungsgnind  in 
Betreff  eines  der  gedachten  Angestellten  ereignet,  ist  die  Regierang  befiigt,  von  dem 
Bischof  die  Entlassung  desselben  sn  verlangen  2.  Dagegen  ist  ihr  ein  Recht  aar  Ißt- 
Wirkung  einer  vom  Bischof  sdnerseits  yerfOgten  Absetsnng  oder  Abberofong  eines 
der  erwähnten  Konvilctbeamten  nicht  mehr  vorbehalten  geblieben  ^ 

Die  theologischen  Di9cesan- Anstalten^,  philosophisch-theo- 
logische Lehranstalten,  Klerikal-Seminare^  Die  obenerwähnten  An- 
stalten, d.  h.  solche,  welche  fllr  das  Stadium  der  Theolof^e  und  ihrer  HOlfrwissen- 
schaften,  namentlich  der  Philosophie,  bestimmt  sind,  also  dieselben  Bildungsaiele  wie 
die  theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  verfolgen,  sind  in  Baden*,  in 
Hessen^,  und  in  Württemberg^  gesetzlich  ausgeschlossen. 

Die  neueste  preussisehe  Gesetsgebung^  lässt  dagegen  derartige  Anstalten 


Charakter  einer  klösterlich  abgesehlosaenen  Zucht 
an  sich  trage,  und  data  endlich  nicht  unxuliasige 
Diaziplinaratrafmittel  zur  Anwendung  kommen, 
G  0 1  th  e  r  S.  360.  Nach  den  zur  Ausführung  dca 
Konkordates  mit  dem  Ordinariat  Tereinbarten 
BfinisterialYerfOgungen  y.  4.  Mai  und  12.  Okto- 
ber 1859,  Golther  S.  358.  860-,  Rfickgaber 
a.  a.  0.  S.  47,  hatte  der  Bischof  der  Staatsbehörde 
Ton  Jedem  bedeutsamen  Yorkommniss  in  den 
Anstalten  alsbald  Anzeige  zu  machen,  femer  die 
an  ihn  erstatteten  Zustandsberichte  der  Yorst&nde 
unter  summarischer  Angabe  der  yon  Ihm  hierauf 
erlassenen  Verfügungen  alle  Halbjahr  zur  Ein- 
sicht mitzutheilen ,  sowie  Jede  beabsichtigte 
Aenderung  in  der  Haus-  oder  Disziplinarordnung 
und  in  den  Amtsinstruktionen  der  Yorstände  und 
Repetenten  zur  YOigängigen  Kenntnissnahme  der 
B^erung  zu  bringen,  damit  sich  diese  schlüssig 
machen  könne,  ob  sie  Yom  staatlichen  Standpunkt 
dagegen  Einsprache  zu  machen  habe.  Daran  hat 
das  Gesetz  nichts  geändert  und  in  der  Praxis  ist 
bisher  in  dieser  Weise  Yorfahren  worden. 

i  S.  den  dt  Art.  12,  0.  S.  661.  n.  8. 

^GoltherS.  365.  SoUte  der  Bischof  diesem 
Yerlangen  nicht  nachkommen,  so  würde  die  Re- 
gierung die  betreffende  Person  im  Wege  der 
AdministratiY-Exekution  an  der  weiteren  ni&tig- 
kelt  im  KouYikt  hindern  können. 

3  Als  Korrelat  des  Rechtes  der  Emennungkommt 
dieses  also  auch  dem  Bischof  zu.  Eine  l^hranke 
gegen  UebergrUfe  desselben  liegt  für  den  Staat 
darin,  dass  der  erstere  bei  der  Neu-Emennung 
der  Yorsteher  an  bestimmte  Personen  gebunden 
ist,  und  dass  die  Professoren  an  den  you  den  Kon- 
Yiktoilsten  besuchten  Gymnasien  staatlich  ange- 
stellt sind,  also  mit  der  bisehöflichen  Entfernung 
aus  der  Stellung  eines  Yorstehers  ihr  sonstiges 
Amt  nicht  Yerlieren. 

*  Dies  ist  die  Bezeichnung  in  Oesterreich. 
WenninRichter-Kahl,  K.R.  &AulL  S.1268. 
n.  1  behauptet  wird,  dass  noch  ein  Generalseminar 
in  Görz  bestehe,  so  handelt  es  sich  dabei  nicht 
um  ein  Generalseminar  im  Josephinischen  Sinne 


(0.  S.  626),  sondern  um  ein  Zentzalseminar,  wel- 
ches zugleich  das  Seminar  für  dieErzdiöeese  und 
die  Uferdiöcesen  der  ProYinz  bildet,  Schulte, 
Status  p.  36.  Das  griechisch-katholische  Zentral- 
seminar in  Wien  ist  dagegen  ein  KouYikt,  welches 
den  griechisch-katholischen  Kandidaten  die  Mög- 
lichkeit gewihrt,  an  der  theologischen  Fakultät 
die  Yorgeschriebenen  Kurse  durchzumachen. 

fi  Nach  dem  Spraohgebrauche  der  preussischen 
Gesetze,  s.  S.  559,  Anm.  5. 

«  Da  das  dt.  Gesetz  (s.  0.  S.  567.  n.  3)  nur 
die  Errichtung  Yon  Anstalten  zur  theol.-^rakt. 
Yorbildung  gestattet» 

^  Hier  ^t  dasselbe  wie  für  Baden,  siehe  0. 
S.  667.  n.  % 

8  Eine  positive  Yorschrift  weist  das  Gesetz  y. 
30.  Januar  1862  in  dieser  Beziehung  nicht  aul 
Es  hat  aber  die  früheren  gesetzliehen  Anord- 
nungen, nach  welchen  das  Studium  der  Theologie 
auf  der  Universitit  zu  betreiben  ist,  nicht  auf- 
gehoben, s.  0.  S.  628.  537,  Ygl.  auch  Golther 
a.  a.  0.  S.  361  und  MotlYe  zu  dem  dt.  Geseti. 
Art.  14  a.  a.  O.  S.  629. 

«  Ges.  Y.  21.Md  1881.  Art.  2 :  „An  die  Stelle 
des  $.  6  des  Gesetzes  y.  11.  Mai  1873  treten  fol- 
gende Bestimmungen:  das  theologische  Studium 
kann  audi  an  den  zur  wissenschaftlichen  Yorbil- 
dung der  Geistlichen  geeijrneten  Seminaiea, 
wddie  bis  zum  Jahre  1873  bestanden  haben, 
zurückgelegt  werden.  —  Zur  Wiedereröflktung 
und  Fortführung  dieser  Anstalten  sind :  1)  dem 
Minister  der  geistlichen  Angelegenbdten  die 
Statuten  und  der  Lehzplan  einzurdchen  und  die 
Namen  der  Ldter  und  Lehrer,  wdche  Deutsche 
sdn  müssen,  mitzutheilen ;  2)  ist  der  Lehrplan 
dem  UnlYerdtfttslehrplan  gleichartig  zu  gestalten ; 
3)  es  ist  zur  Anstellung  an  diesen  Anstalten  die 
wissenschaftliche  Befähigung  erforderlich,  an 
einer  deutschen  StaatsuniYersität  in  der  Disziplin 
zu  lehren,  für  welche  die  Anstellung  erfolgt.  — 
Diese  Seminare  sind  nur  für  diiijenlgen  bestimmt, 
welche  dem  Sprengel  angehören,  für  den  das 
Seminar  errichtet  ist.   Hiervon  kann  Jedoch  der 
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aUein  insoweit  zu,  als  iie  beim  Inkrafttreten  des  Oesetses  Tom  1 1 .  Mai  1873  ^  bereits 
besondere  habend,  und  hat  ausserdem  blos  den  Bischöfen  von  Osnabrttck  und  Lim- 
burg das  Recht  gewährt,  solche  in  ihren  Sprengein  (aber  anf  eigene  Kosten)  zu  errich- 
ten^. Die  frohere  Besdirinknng,  dass  an  diesen  Seminaren  nnr  solche  Kandidaten, 
welche  der  Diöcese  angehören,  ftlr  die  das  Seminar  bestimmt  ist,  das  theologische 
Studium  ablegen  durften,  ist  neuerdings  ebenfalls  beseitigt^,  und  damit  den  Bischöfen 
die  Möglichkeit  gegeben  worden,  die  Kandidaten  von  dem  üniversitätsstndium  fern- 
zuhalten und  lediglich  auf  den  Seminaren  ausbilden  zu  lassen. 

Eine  besondere  staatliche  Oenehmigung  für  die  Wiedereröftiung  der  frflher  ge- 
schlossenen oder  fOr  die  Eröffiiung  der  neuerdings  zugelassenen  Anstalten  ist  nicht 
erforderlich  ^  Die  Bischöfe  sind  ohne  weiteres  dazu  ermftchtigt,  sofern  nur  der  Lehr- 
plan dem  der  katholisch-theologischen  Fakultiten  der  ümversitftten  gleichgestaltet 
ist^,  und  die  Leiter  der  Anstalt,  sowie  die  an  denselben  dauernd  oder  widerruflich 
angestellten  Lehrer  ^  die  deutsche  Reichsangehörigkeit,  die  letzteren  auch  die  wissen- 
schaftliche Befilhigung  besitzen®,  an  einer  deutschen  Staatsuniversität  in  der  von  ihnen 
vertretenen  Disziplin  zu  lehren  ^,  und  zwar  von  dem  Augenblick  ab,  in  welchem  die 
demnftchst  zu  besprechenden  Mittheilungen  dem  Kultusminister  gemacht  worden  sind  ^^, 

Nach  Lage  der  obwaltenden  VerhAltnisse  ist  durch  die  erwähnten  Vorschriften 
in  Pr  eussen  wie  frflher  nach  der  Qesetzgebung  des  Jahres  1873,  so  jetzt  wenigstens 
noch  thatsächlich  die  Begrflndung  von  theologischen  Lehranstalten  fflr  solche  bischöf- 
liche Sprengel,  in  denen  katholisch-theologische  Fakultäten  bestehen,  ausgeschlossen  ^^ 


MlniBter  der  geistliehen  Angelegenheiten  Aub- 
nabmen  gestatten.  —  Der  Minister  der  geist- 
lichen Angelegenheiten  macht  die  znr  wissen- 
schaltlichen  Yorhlldnng  geeigneten  Seminare 
öffentlich  bekannt  —  Die  Wiedererdffnnng  der 
Seminare  f&i  die  Srzdidoese  Gnesen-Posen  und 
die  Diöcese  Knlm  wird  dnrch  kgl.  Verordnung 
bestimmt.'' 

^  P.  Hinschins,  preuss.  Kirchengesetz  Ton 
1886.  8.  10. 

s  Nach  g.  6  des  dnrch  den  dt.  Art.  2  beseitig- 
ten Gesetzes  t.  11.  Mai  1878  waren  solche  Kleri- 
kalseminare nur  an  denjenigen  Orten  zugelassen, 
in  welchen  sich  keine  theologischen  Fakultiten 
befanden.  Das  entsprach  dem  thatsachlicben  Zu- 
stande, da  bei  der  Ausführung  der  Bulle:  De 
Salute  animarum  y.  16.  JuU  1821  allein  diejenigen 
Diöcesen,  in  welchen  keine  UniTersitilten  oder 
Akademieen  mit  katholisch-theologischen  Fakul- 
täten Torhanden  waren,  Klerikalseminare  erhalten 
haben, s. 0.8.582.  n.  6u.  P.  Hinschius  a.a.O. 
S.  10.  In  Folge  der  Nichtbeachtung  des  Gesetzes 
Ton  1873  Bind  die  zu  Paderborn,  Trier,  Posen, 
Pelplin,  in  den  neueren  ProTinzen  Fulda  und 
Hildesheim  geschlossen,  Jetzt  aber  auf  Grund  des 
dt  Art  2  (Ende  1886  und  Anfong  1887)  Trier, 
Paderborn  und  Fulda  wieder  eröffnet  worden. 

»  Gesetz  v.  29.  AprU  1887.  Art  1.  $.1. 

*  Diuch  das  in  der  Tor.  Anmerk.  dt.  Gesetz 
Artl.  $.2. 

^  Alles  im  Text  Angeführte  bezieht  sich  nicht 
auf  Gnesen«Posen  und  Kulm,  da  für  diese 
Diöcesen  durch  Art.  2  des  Ges.  t.  21.  Mai  1886 
eine  besondere  Regelung  durch  königliche  Ver- 
ordnung vorbehalten  ist.    Durch  königliche  An- 


<»dnung  ist  im  Juni  1887  übrigens  die  Wieder- 
eröffnung des  Kulmer  Seminars  gestattet  worden. 

^  D .  h.  der  Lehrplan  muss  in  demselben  Maasse, 
wie  der  Lebrplan  der  erwähnten  Fakultäten,  ein 
wissenschaftliches  Studium  der  Theologie  und 
ihrer  Hfllfswissenschaften  ermöglichen.  Darüber 
hat  der  Kultusminister  zu  entscheiden,  P.  Hin- 
schius S.  13. 

^  P.  Hinschius  S.  12. 

9  Die  Leiter  blos  dann,  wenn  de  zugleich  als 
Lehrer  fungiren. 

9  D.  h.  es  muss  dch  der  betreffende  Lehrer  an 
einer  deutschen  Staatsuniyerdtät  für  diejenigen 
Fächer,  in  denen  er  an  der  Anstalt  lehren  soll, 
als  PrlTstdozent  habilirt  haben  oder,  da  auch 
Gelehrte,  wdche  sich  in  anderer  Weise,  z.  B. 
durch  literarische  Thätigkeit  hervorgethan  haben, 
durch  die  Unterrichtsverwaltung  in  akademische 
Lehrämter  befSrdert  werden  können,  die  Erklärung 
des  Kultusministers  darüber  eingeholt  werden, 
ob  er  die  in  Ausdcht  genommene  Persönlichkdt 
für  geeignet  erachtet,  als  Privatdozent  an  einer 
Staatsuniversität  thätig  zu  sein,  P.  Hinschius 
a.  a.  0.  S.  12  und  preussische  Kirchengesetze  v. 
1873.  S.  121.  n.  4. 

10  Sind  die  gedachten  Bedingungen  erfüllt,  so 
ist  der  Minister  verpflichtet,  die  im  Art  2  ge- 
dachte Anwkennung,  dass  die  betreffende  Anstalt 
zu  wissenschaftlicher  Vorbildung  geeignet  sei, 
d.  h.  geeignet,  das  theologische  Studium  an  dner 
Staatsuniverdtät  zu  ersetzen,  sdnerseits  zu  er- 
lassen. Das  ist  auch  hinsichtlich  der  Anm.  2  u.  6 
gedachten  Seminare  geschehen. 
"  Vgl  oben  Anm.  2. 
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[f.  a35. 


also  die  ZnUsBimg  der  ersteren  in  PrenMen  niehl  voUkommeii  frei  ^,  smideni  Um 
innerhalb  eines  fest  bestimmten  ümfanges  gesetfllich  statthaft^. 

In  Baiern,  in  Frankreich  nnd  filsass-Lothringen  bedarf  es  zur  Er- 
richtung der  hier  fraglichen  Anstalten  der  Oenehmignng  der  Staatsbehörde  3,  wogegen 
in  Oesterreich^  eine  solche  nidit  erfordert  wird. 

Die  Anstellung  der  Vorsteher  nnd  der  Direktoren,  sowie  ihre  Bntfemni^  steht 
abgesehen  von  Bai ern^  den  Bisehöfen  zn^  jedoch  ist  in  Oesterreich  nach  einem 
i.  d.  J.  1849  u.  1850  zwischen  derBegiemngnnd  dem  Episkopat  getroffnen,  auch  nach 
dem  Konkordate  festgehaltenen  üebereinkommen^  bestimmt,  ^dass  eine  theologische 
Professar  fttr  die  Regel^  allein  an  solche,  welche  ihre  Befthignng  durch  eine  sekriA- 
liehe  Prüfung  und  einen  mündlichen  Probevortrag  dargethan  habend,  verliehen^,  und 
zu  diesem  Behnfe  von  dem  Ordinariate,  an  dessen  Lehranztalt  eine  Stelle  erledigt  ist, 


i  Dan  die  Bischöfe  etwa  beliebig  lolcke  An- 
stalten anter  Yerzichtdaianf,  dass  diese  als  staat- 
lich geeignet  (s.  vor.  Anm.)  anerkannt  werden, 
gründen,  würde  gegen  den  Artikel  2  des  dt.  Ge- 
setzes und  Art  1  des  Ges.  ▼.  29.  Apiil  1887  yer- 
stossen. 

2  Praktische  Bedentnng  hat  diese  Beschr&nknng 
freilich  nicht  mehr,  s.  S.  563.  n.  4. 

9  Die  Lyceen,  die  philosophisch-theologischen 
Lehranstalten,  sind  in  B  a  1  e  r  n  staatliche  Anstal- 
ten, welche  der  Staat  selbstrerständlich  allein 
errichten  kann.  Es  kommt  daher  hier  nur  in 
Frage,  ob  die  Bischöfe,  wenn  sie  keine  staatlichen 
Büttel  beanspruchen  wollen,  berechtigt  sind, 
ihrerseits  ttei  nnd  ungehindert  derartige  Blldnngs- 
anstalten  zu  begründen.  Die  Beglerung  hat  dies 
stets  auf  Grund  des  Bellglonsediktes  y.  1818 
(s.  0.  S.  658.  n.  1)  verneint.  Während  in  dem 
Eichstadter  Fall  (s.  o.  S.  532.  n.  2)  eine  Vereini- 
gung getroffen  worden  ist,  hat  die  Regierung  1864 
die  Tom  Bischof  von  Speier  ohne  ihre  Zustim- 
mung eröffnete  theologische  Lehranstalt  polizei- 
lich schliessen  lassen,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,  107; 
Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften. 1.  Aufl.  S.  810.  n.  9 ;  Schrei- 
ben Plus'  IX.  an  die  bair.  Bischöfe  y.  23.  Mal 
1865,  cit.  Aroh.  14,  308.  —  Jetzt  kommen  die 
$$.  1.  2  der  schon  angef.  V.  y.  1873  (o.  S.  668. 
n.  1)  in  Betracht,  nach  welchem  %.  2, 1.  die  Be- 
willigung des  Staatsministerinms  des 
Innern  für  Kirchen-  und  Schulsachen 
„für  alle  Anstalten,  welche  ganz  oder  theilwelse 
Ersatz  bieten  wollen  für  die  üniYorsit&ten,  die 
polytechnische  Hochschule,  Lyceen^  yorbehalten 
ist.  —  Ueber  Frankreich  n.  Elsass-Loth- 
ringen  siehe  o.  S.  634.  Staatliche  theologische 
Fakultäten  bestehen  zwar  neben  den  Seminarien 
in  Frankreich,  sie  kommen  aber  praktisch  nicht 
in  Betracht,  da  sie  nicht  als  kanonisch  errichtet 
gelten  und  Yon  den  Geistlichen  nicht  besacht  wer- 
den, Andrtf  1.  cd,  964. 

4  Vgl.  Art.  17  des  Konkordates  y.  1856  (oben 
S.  656.  n.  7>  Das  Gesetz  y.  7.  Mai  1874.  $.  80 
(s.  Bd.  U.   S.  609)  hat  nichts  geändert. 

Die  theologischen  DiÜcesan  -  Anstalten  sind 
hier  mit  den  Klerlkal-Seminaren  (genauer  Kon- 
Yikten)  in  der  Art  Yerbunden,  dass  die  Zöglinge 
der  letzteren  an  den  eisteren  ihre  theologisehen 
Studien  machen,  wennschon  dott  auch,  freilich 


Yereinzelt,  solche,  die  nioht  In  die  Seminarien 
aulgenommen  sind,  studiren,  Schulte,  statua 
p.6. 

ö  Denn  wegen  des  staatUehen  Oharakters  der 
Lyceen  sind  die  gedachten  Beamten  staatliehe, 
Über  deren  Anstellung  und  Entfernung  der  Staat  zu 
befinden  hU.  Die  In  der  Min.-B.  y.  8.  April  1852, 
Nr.18  in  Aussicht  gestellte  Rücksichtnahme  auf  die 
Wünsche  der  Bischöfe  bei  der  Besetzung  der  Lehr- 
stellen an  den  Lyceen  ist  in  dem  Min.-Erlass  y. 
20.  NoYember  1873  (Zeitsehr.  f.  K.  R.  12,  2591 
nicht  aufrechterhalten ;  Ygl.  dazu  auch  Arch.  i, 
k.  K.  R.  29,  450. 

Bei  der  Zulassung  rein  bischöflicher  Lehran- 
stalten (s.  0.  Anm.  3)  würde  nach  $.  14  d.  Vdg. 
(„Werden  einer  durch  Korporationen,  Vereine 
oder  PriYate  errichteten  Brtlehungs-  oder  Unter- 
riehtsanstalt  besondere  Rechte  oder  Zuschüsse 
ans  Staats-  oder  Krelsfends  bewilligt,  so  können 
hierfür  auch  besondere  Verpflichtungen  auferiegt 
werden*)  die  Ernennung  an  die  staatliche  Besti- 
tigung  geknüpft  werden  können,  wie  dies  bereits 
früher  in  dem  erwähnten  Eichstidter  Fall. (siehe 
Anmerk.  3)  geschehen  ist 

•  Wegen  Frankreich  nnd  Elsass-Loth- 
ringen  a.  o.  8.534;  für  Oesterreich  folgt 
dies  ans  Art.  17  d.  Konk. 

7  Schreiben  des  Episkopates  y.  16.  Juni  1849, 
coli.  conc.  Lac  6,  1362;  Vortrag  des  Kultusmin. 
T.  13.  April  1860,  Beitr&ge  z.  prenss.  n.  de«tsch. 
K.  R.  Heft 2.  S.60;  V.  y.  80.  Juni  1860,  a.a.O. 
S.  73,  femer  Zuschrift  d.  Episkopates  y.  16.  Juni 
1856,  coU.  conc.  eit.  6, 1261  n.  V.  d.  Knlt-Mln. 
Y.  29.  MSrz  1868,  Arch.  f.  k.  K.  R.  2, 768,  welche 
die  in  der  obengedachten  Zuschrift  aufgestellten 
Vorschlige  als  dem  Konkordat  entsprediend  an- 
erkennt. Die  Vdg.  Y.  1850  u.  1858  auch  bei  F. 
Frh.  Y.  Sohweickhardt,  Samml.  der  für  die 
österr.  UniYersltiten  gültigen  Gesetze  n.  Verord- 
nungen. 2.  Aufl.  Wien  1886.  1,  261.  272. 

8  Die  Prüf ung  wird  unter  Leitung  des  Bisohotb 
durch  die  you  ihm  bestimmten  theologisehen  Pro- 
fessoren und  einen  Ordinariatskommistar  vorge- 
nommen. Minnem,  welche  ihre  F&higkeit  dnieh 
Leistungen  als  Lehrer  oder  Schriftsteller  hinrei- 
chend bew&hit  haben,  kann  indessen  die  Prüfung 
erlassen  werden. 

9  Die  Anzeige  geht  an  den  SUtthalter,  wel- 
cher nöthigen&lls  weiter  zn  berichten  hat. 


§.  235.]  Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  Kletus.    Geltendes  staatliches  Recht  5ß5 

eine  Konknrsprttfimg  ausgeschrieben  werden  soll.  Aneh  ist  der  Staatsregiemng  nicht 
nur  von  der  Anstellnng  der  eben  gedJtohten  Professoren,  sondern  auch  aller  anderen 
Lehrer  Amdge  eu  machen  nnd  anenfln^en,  ob  denselben  kein  politisches  Bedenken 
entgegensteht  1. 

InPrenssenist  dagegen  allein  eine  Mitäieilnng  über  die  Personen  der  Leiter 
nsd  Lehrer  an  den  Knltnsnnnister  erforderlich  >. 

Ueber  die  Qnalifikation  der  Leiter  nnd  Lehrer  entscheiden  inOesterreich^, 
in  Frankreich  nnd  Elsass-Lothringen  allein  die  Bischöfe^,  in  Preussen 
zwar  ebenfalls,  aber  hier  müssen  die  anzustellenden  Personen  die  bereits  o.  S.  563 
erwähnten,  staaüich  vorgeschriebenen  Eigenschaften  besitBen. 

In  Frankreich  nnd  Elsass-Lothringen  bedürfen  femer  die  Reglements^, 
d.  k  alle  die  Anstalten  betreffenden  allgemdnen,  Studien-,  Hans-  nnd  sonstigen  Ord- 
nungen ^  der  Genehmigung  des  Staatsoberhauptes  "^  und  k(Vnnen  auch  nur  mit  dieser 
abgeändert  werden.  In  Preussen  sind  allein  die  Statuten  der  Lehranstalt  und  der 
dem  UniversitAtslehrplan  gleichartig  zu  gestaltende  Lehrplan  dem  Kultusminister 
einzureichen,  und  von  der  ErfiUlung  dieser  Vorschrift  hängt  die  staatliche  Berechti- 
gung der  Anstalt  zur  Fortexistenz  ab,^.  Dagegen  ist  fllr  0  esterrei  ch  blos  instmk- 
tionell  vorgeschrieben,  dass  die  Bischöfe  zu  Anfang  jedes  Studienjahres  eine  Perso- 
nalsstaadstabelle  des  Lehrkörpers,  ein  Verzeichniss  der  Lehrgegenstände  mit  Angabe 
der  Stondenzahl,  sowie  ein  nach  Lehrgängen  geordnetes  Verzeichniss  der  Schüler  mit 
Angabe  ihres  Alters,  und  bei  denen  des  ersten  Studienjahres  auch  mit  dem  Nachweis 
ihrer  Vorstudien,  dem  Kultusministerium  durch  die  Statthalterschaft  einzusenden 
habend 

In  Betreff  der  Au&ahme  von  Zöglingen  haben  die  kirchlichen  Oberen  freie  Hand, 
da  auch  in  Preussen  die  frühere  Beschränkung  (s.  o.  S.  563)  fortgefallen  ist.  Nur 
in  Oesterreich  können  nach  dem  schon  gedachten  üebereinkommen  allein  solche  zu 
den  theologischen  Studien  angenommen  werden,  welche  das  Unter-  und  Obergymna- 
sium mit  hinreichendem  Erfolg  zurüekgdegt  haben  ^^. 

1  Schreiben  Plvs*  IX. ,  Optime  noscitis  Tom  ments  de  oette  Organisation^  alle  die  Einrichtung 
5.  November  1866,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  1,  XXVII:  derSeminarienbotrefTenden  Ordnungen  umfassen. 
„In  sellgendis  antem  professorlbns  seu  magistris  ^  Auch  in  Elsass-Lothringen  ist  diese  Befugniss 
singnlarem  diltgentiam  et  yigilantiam  adbibete  nicht  auf  den  Statthalter  übertragen. 

et  grayissimum  doceadi  mnnns  noUte  iinqnam  ^  dt.  Art.  2  des  Ges.  y.  1886,  vgl.  P.  Hin- 

committere,   nisi  viris,  qni  religione,   pietate,  schius  a.  a.  Ö.  S.  27. 

Titae  integritate,  monim  grayitate  ac  sanae  doc-  9  Vgl.  Kult-Min.-Ydg.  t.  29.  März  1868,  Arch. 

trinae  lande  omnino  praestent ....  Insnper f.  k.  K.  R.  2,  769,  in  welcher  ansdrQoklich  her- 

anteqoam  eligatis  semtnaril  professores  et  magis-  YOigehoben  ist,  dass  dadnrch  „die  selbsts tandige 

tros  opns  est,  nt  diUgentissime  inquiratls  et  certi  kirchliche  Leitung  der  betreifenden  Lehranstalten 

sitis,  num  ipsa  Caesarea  et  ApoetoHca  Maiestas  nicht  beirrt  werde  ^,  sowie  dass  seitens  des  Kai- 

aliquid  eontra  illos  habeat  circa  res  politieas.^  sers  allerdings  die  Erwartnng  ausgesprochen  sei, 

Ein  Anssehliessnngsreoht,  dessen  Verletzung  die  dass  die  Bisehöfe  die  gedachten  Bestimmungen 

Nioktigkeit  der  Anstellnng  fAr  den  Staat  herbei-  nieht  ohne  Yorwissen  der  Regierung  ab&ndem 

führt,  ist  damit  offenbar  nicht  gewihrt  würden. 

2  Und  zwar  bei  jedem  Wechsel,  wefl  der  eit  lo  ygi.  die  cit.  Y.  ▼.  29.Mlrz  1868,  Arch.  £  k. 
Art.  2,  0.  S.  662.  n.  9  gleichfalls  Ton  der  Fort-  K.  R.  2,  767  (Nichterfüllung  der  Wehrpflicht 
fühiung  der  Anstalten  handelt  hindert  die  Aufnahme  nicht,  a.  a.  0.  23,  410). 

3  Ygl.  0.  S.  664.  Wegen  Frankreich  und  Elsass-Loth- 
^  S.  0.  S.  684.  n.  7.  ringen  s.o.  S.  634.  n.  7.  Wenn  das  Ministerium 
^  S.  e.  S.  684.  n.  4,  Dekret  t.  17.  Mftn  1608.      die  ganzen  und  halben  Freiplätze  in  den  grossen 

Alt.  3,  Dursy  1,  129.  Seminaren  zu  Strassburg  und  Metz  für  die  Regel 

<^  Oaudry  1.  e.  2,  182  und  0  ei  gel  8.  272  nur  Zöglingen  gewährt,  welche  in  Deutschland 

verlangen  dies  nur  für  die  grundlegende  Norma-  ausgebildet  sind,  Oeigel,  S.  277,  so  fällt  dies 

tiv-Yerordnung,  aber  ohne  Anhalt,  da  die  „regle-  nicht  unter  den  oben  gedachten  Gesichtspunkt. 
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Fflr  Prenssen  folgt  ferner  ans  der  allgemeinen  Staatsanfkieht  das  Recht  des 
Knltosministers,  Revisionen  der  erwähnten  Anstalten  zu  veranlassend 

Was  die  Durchftthmng  der  staatlichen  Bestimmnngen  betrifft,  so  ist  der  Kultus- 
minister in  Prenssen  bei  der  Nichtbeobachtnng  der  o.  8.  562  ff.  besprochenen  Vor- 
schriften nicht  nnr  berechtigt,  sondern  auch  sogar  verpflichtet,  die  Anstalten  bis  zur 
ErftUTung  derselben  zn  schliessen  ^,  die  fOr  sie  bewilligten  Staatsmittd  einznbehalten', 
and  die  weiter  eintretende  Folge,  dass  das  Seminar  nicht  mehr  zur  wissenschaftlichen 
Yorbildong  geeignet  ist,  durch  öffentliche  Bekannkoachung  auszusprechen^.  In 
Frankreich  und  Elsass-Lothringen  erscheint  eine  Schliessung  bei  unterlassener 
Einholung  der  vorgeschriebenen  Oenehmigung  far  die  Errichtung  der  Seminare  und 
die  Aufstellung  und  Abänderung  des  Reglements  ^  ebenMis  zulässig<^.  Dagegen  be- 
steht inOesterreich  kein  Recht  fflr  die  Staatsregierung,  die  ihr  durch  das  Ueber- 
einkommen  gewährten  Befognisse  mit  Zwang  zur  DurchfOhrung  zu  bringen^. 

Während  die  württembergisohC;  badische  und  hessische  Gesetzgebung 
die  Ablegung  der  theologischen  Studien  auf  einer  Staatsuniversität  unbedingt^,  die 
preussisohe  wenigstens  als  Regel  fordert^,  steht  in  Baiern^^^  und  in  Oesterreioh  ^> 
das  theologische  Studium  an  den  Lyceen,  bezw.  den  bischöflichen  Lehranstalten  dem 
an  den  Universitätsfakultäten  gleich. 

Die  Konvikte  für  Studirende  der  Theologie.  Besondere  Anstalten,  in 
welchen  die  Studirenden  der  Theologie,  mögen  sie  behufls  ihres  Studhnns  Fakultäten 


I  Hier  trifft  die  Ansführnng  S.  561.  n.  1  eben- 
falls zu. 

3  Das  ergiebt  die  Fassang  des  Axt.  2  des  eit 
Ges.  T.  1886;  P.  Hinschius  a.  a.  0.  S.  27. 

3  Weil  der  Staat  für  gesetzwidrig  existirende 
Anstalten  keine  Mittel  gewähren  darf. 

*  P.  Hinschius  a.a.O.  S.  28. 

5  S.  0,  S.  564.  565. 

®  Denn  von  der  Innehaltang  dieser  Erforder- 
nisse hängt  ihre  staatliche  Berechtignng  ab.  — 
Dass  die  Regiemng  anch  die  Mittel  für  die  Frei- 
plätze an  solchen  Anstalten  zurückhalten  kann, 
versteht  sich  von  selbst 

"^  Diese  erscheinen  gegenüber  dem  Art  17  des 
Konkordates,  welcher  die  betreffenden  Beschrän- 
kungen nicht  kennt,  blos  als  Konzessionen,  ygL 
auch  0.  S.  565.  n.  9.  So  hat  auch  die  Allerh.  Ent- 
schllessung  ▼.  8.  März  1868  nur  angedroht,  dass 
bei  Nichtinnehaltung  der  erwähnten  Yorscluriften 
bei  der  Besetzung  der  Pfründen  landesfürstliohen 
Patronates  oder  des  Patronates  eines  öffentlichen 
Fonds ,  sowie  bei  der  Verwendung  yon  Priestern 
zu  dffentliehen  Lehrämtern  auf  den  Umstand  werde 
Rücksicht  genommen  werden ,  ob  die  Bewerber 
ihre  Studien  nach  den  gedachten  Yorschriften 
zurückgelegt  haben,  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  159. 

Was  Bai  er  n  betrifft,  so  würden  für  etwa  frei 
Yon  d^  Bischofen  errichteten  Anstalten  n&oh 
Massgabe  des  S.  564.  n.  3  u.  n.  5  Bemerkten  alle 
auch  für  die  Knabenseminare  geltenden  Vor- 
schriften der  Vdg.  ▼.  1873  (s.  o.  S.  561)  zur  An- 
Wendung  kommen. 

8  S.  o.  S.  55^ 

9  S.  0.  S.  562,  s.  aber  auch  S.  563. 
»0  S.  0.  S.  552. 

II  Wennschon  hier  an  einigen  Orten  die  Semi- 


nar-Zöglinge die  theologischen  Fakultäten,  so 
z.  B.  in  Wien  und  Prag  ( —  solche  bestehen  ausser- 
dem in  Innabrnok,  Graz,  Lemberg  und  Krakau, 
femer  zwei  theologische  Fakultäten  ausserhalb 
des  UniyersltätSYerbandes  in  Olmütz  und  Salz- 
burg — )  besuchen,  so  stehen  die  Diöcesan-An- 
stalten  und  die  Fakultäten  doch  nicht  in  dem 
Verhältniss,  dass  die  eine  nothwendig  durch  die 
andere  ersetzt  werden  müsste,  yielmehr  sind  die 
Bischöfe  berechtigt,  auch  neben  den  Fakultäten 
beliebig  Dldcesananstalten  zu  errichten,  sowie  sie 
nur  keine  staatliehen  Mittel  dafür  beanspruchen, 
und  es  können  auch  die  Professoren  der  theolo« 
gischen  Fakultät  zugleich  Lehrer  an  denDiöeesan- 
seroinaren  sein,  ygl.  auch  Kult-Min.-Veioidg.  ▼. 
30.  Juni  1860,  Beiträge  zum  preuss.  u.  dentsch. 
K.  R.  Heft  2.  S.  77:  „Die  theologischen  Fakul- 
tätenwaren bisher,  ebensowle  die  Diöeesan-Lehr- 
anstalten,  lediglich  dazu  eingerichtet,  den  Kan- 
didaten des  geistUohen  Standes  die  ihnen  für 
ihren  praktischen  Beruf  unerlässllehe  Bildung  zu 
geben.  Es  ist  ein  tief  begründetes  Bedürfniss, 
dass  sie  fortan  die  Wissenschaft  In  einem  Maasse 
fördern,  welches  die  gemeinsamen  Bedüifolsse 
der  Bildung  aller  für  die  Seelsoxge  bestimmten 
Geistlichen  übersteigt,  und  es  wird  die  Sache  der 
Regierung  sein,  nach  Zulass  der  Umstände  für 
die  zu  dem  Ende  erforderliche  Vermehrung  der 
Lehrkräfte  zu  sorgen.  Damit  wird  es  in  den  mei- 
sten Fällen  sehr  wohl  yerelnbar  sein,  dass  die 
Professoren  der  Fakultät  oder  einige  aus  ihnen 
jene  Vorträge  halten,  deren  nächster  Zweck  die 
Bildung  der  Kandidaten  des  geistlichen  Standes 
für  ihren  Beruf  ist  und  dass  daher  die  Diöeesan- 
Lehranstalt  von  den  Fakultätsprof ess<»en  mit  be- 
sorgt werde." 
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oder  DiOoesan-Lehramtalteii  besnohen,  unter  gdstticher  Leitung  vereinigt  und  zu 
einer  streng  geregelten  Lebensweise,  sowie  znr  Theilnahme  an  geistlichen  Uebnngen 
angehalten  werden,  können  in  Oesterreieh  firei  von  den  Bischöfen  begründet  wer- 
dend InPrenssen^istdie  Errichtung  solcher  Eonvikte  ftlr  Kandidaten  des  geist- 
lichen Standes  gestattet,  welche  auf  den  üniversititen  oder  auf  den  staatlioherseits 
für  den  Ersatz  desüniversitätsstudiums  als  geeignet  anerkannten  Klerikal-Seminaren' 
stndfaren.  In  Baiern*  bedarf  es  für  neue  derartige  Anstalten  der  Genehmigung  des 
Kultusministers ^  In  Württemberg  würde  ebenfalls  eine  staatliche  Erlaubniss  er- 
forderlich sein^  In  Baden^  und  in  Hessen^  ist  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
gesetsBch  ausgeschlossen. 

Einer  Staatsaufidcht  unterliegen  diese  KonTikte  in  Oesterreieh  nicht,  nur  ist 
der  Staatsregierung  das  Recht  zugestanden,  vor  der  Anstellung  der  Direktoren  und 
Lehrer,  welche  in  der  Hand  der  Bischöfe  liegt,  ihre  politischen  Bedenken  geltend  zu 
machend  In  Baiern  fallen  die  bereits  bestehenden  Konvikte,  soweit  sie  nicht  blos 
Priesterseminare  im  eigentlichen  Sinne  sind,  unter  dieselben  Vorschriften,  wie  die 


i  Art.  17  des  Konkordate.  Sie  sind  Mer  mit 
den  Diöoesananstalten  yerbunden,  ygl.  o.  S.  564. 
n.  4;  dodi  glebt  es  aneh  besondere  derartige 
Konvikte,  seminaria  clericonim,  deren  Alumnen 
die  Yorlesnngen  der  theologisohen  FaknlUten 
hören,  so  z.  B.  in  Prag  und  Wien,  Schulte, 
sUtns  p.  22.  44. 

<  Art  3  d.  Ge8.Y.  21.Mai  1886,  o.  S.667.  n.6. 

8  S.  0.  S.  663. 

*  Hier  haben  die  staatlichen  Fonds  nnr  zur 
Grfindnng  Yon  eigentlichen  Priester-Seminaren 
(anoh  Klerikalseminare  genannt),  d.h.  für  solche, 
in  welche  die  Kandidaten  behufs  des  letzten  für 
die  Praxis  yorbereltenden  Kursus  unentgeltlich 
aufgenommen  werden,  ausgereicht,  Jedoch  haben 
die  Bischöfe,  soweit  es  ihnen  möglich  war,  in 
Verbindung  mit  diesen  Alumnaten  oder  Konyik- 
ten  auch  Konrikte  für  die  Kandidaten  der  frühe' 
ren  Kurse,  also  diejenigen,  welche  noch  an  den 
Fakultiten  oder  Lyce«i  studiien,  eingerichtet, 
worin  denselben  gegen  eine  m&ssige  Vergütung 
Verpflegung gew^rt wird.  Schulte,  1.  c.  p.  92; 
Permaneder,  K.  R.  4.  Aufl.  S.  215  und  in 
Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl. 
3,  1078.  Ausserdem  besteht  in  München  unter 
staatlicher  Leitung  das  s.  g.  oollegium  Gregoria- 
num,  welches  Studlrende  der  Theologie  aus  dem 
ganzen  Lande  aufnimmt. 

6  Nach  der  o.  dt  V.  ▼.  1873  (s.  o.  S.  558.  n.  i), 
denn  auch  diejenigen  Konyikte,  welche  die  Kan- 
didaten nicht  blos  für  die  praktische  Seelsorge 
yorbereiten,  sind  Anstalten,  welche  die  Heran- 
bildung zum  geistlichen  Stande  bezwecken,  so 
auch  Aroh.  t  k.  K.  R.  29,  448.  AUerdings  hat 
mit  Rücksicht  auf  die  Nr.  16  der  Allerh.  Entsoh. 
Y.  &  AprU  1862  („Von  förmlicher  Besatigung 
der  Vorstände  und  Lehrer  an  den  bischöflichen 
Klerikal- ...  Seminaren  wird  Umgang  genommen, 
und  soll  die  blosse  Anzeige  genügen,  wenn  nicht 
in  der  einschlägigen  Stiftungs-  und  Dotations- 
urkunde ein  besonderes  landesherrliches  Recht 
vorbehalten  ist')  der  Min.-£rl.  v.  20.  November 
1873  (Zeltsohr.  f.  K.  R.  12,  260)  veiordnet:  „6. 
Bezug^.  der  In  ZiiT.  16 . . .  Torbehaltenen  Anzeige 


über  die  Anstellung  von  Vorständen  und  Lehrern 
an  bischöflichen  Seminaren  wird  auf  die  Minl- 
sterlalentschHessung  t.  4.  Juni  1846  (Döllin) 
ger,  Verordn. -Samml.  Bd.  23.  §•  1931.  S.  124- 
Terwiesen",  welche  letztere  gleichfalls  nur  Anzeige 
der  von  dem  Bischof  vorgenommenen  Ernennun- 
gen an  den  König  verlangt.  Aber  wenn  es  auch 
scheinen  könnte,  dass  der  später  als  die  vorhin 
dt.  V.  T.  18.  April  1873  erst  im  November  er- 
gangene Minist.-Erlass  die  gedachten  Konvikte 
nicht  unter  die  letztem  begriffen  wissen  will,  so 
würde  diese  Annahme  doch  unzutreffend  sein, 
da  der  Minist-Erlass  die  königliche  Verordnung 
nicht  beseitigen  konnte,  und  femer  die  Entoch. 
V.  1846  offenbar  nur  die  staatlich  fundirten  Prie- 
sterseminare im  eigentlichen  Sinne  im  Auge  hat. 
So  löst  sich  wenigstens  am  besten  der  anschei- 
nende Widerspraä.  Bei  Silbern agl  a.  a.  0. 
2. Aufl.  S.94und  Thudichum,  deutsch.  K.R. 
2,  39  ff.  ist  die  Frage  nicht  berührt. 

^  Hier  trifft  das  o.  S.  558.  n.  4  Bemerkte  zu, 
denn  der  Art.  11  d.  OeseUes  v.  30.  Jan.  1862  be- 
zieht sich  auch  auf  das  Wilhelmsstift,  das  Konvlkt 
für  die  Studirenden  der  Theologie  in  Tübingen. 

^  Ges.  V.  19.  Febraar  1874.  Art.  2,  o.  S.  557. 
n.  3.  Wenn  1.  J.  1883  nach  Wetz  er  u.  Weite, 
Kirchenlexikon  2.  Aufl.  3,  1077  das  Konvlkt  In 
Freiburg  wieder  eröffnet  sein  soll,  so  ist  dies 
nicht  richtig,  vielmehr  ist  nur  von  einem  Geist- 
lichen und  Universitätolehrer  In  dem  gemietheten 
Ctebäude  des  firüheren  Konvikte  ein  Privatpen- 
sionat für  Theologie  Studlrende  gegründet  worden. 

8  Gesetz  v.  23.  April  1876.  Art.  3,  o.  S.  657, 
n.  3,  welches  derartige  Anstalten  nicht  gestattet 
Hier  fällt  übrigens  auch  die  Möglichkeit  der  Er- 
richtung fort,  da  die  Kandidaten  auf  der  Univer- 
sität zu  Studiren  haben  (s.  o.  S.  566)  und  eine 
katholische  theologische  Fakultät  in  Hessen 
nicht  besteht. 

0  O.  S.  565.  n.  1;  Schulte  I.  e.  p.  5  u.  6. 
Ferner  Ist  auch  für  die  Alumnen  die  Fordemng 
des  staategültigen  Zeugnisses  (s.  o.  S.  565.  n.  10) 
durch  Kult.-Mln.-Erl.  v.  11.  Febr.  1873  wieder- 
holt, V.  Soherer,  Hdboh.d.K.R.  l,325.n.76. 


568  ^'  ^®  EUerarohie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durah  dieselbe.  [§.  235. 

Knabensemiiuure  1,  nnd  in  Pronssen  gilt  in  dieser  Beziebung  gleichfaUs  dasselbe, 
was  ftr  die  letsteren  bestimmt  ist  2. 

Das  eijwge,  in  Württemberg  für  die  Stndirenden  der  Theologie  bestimmte 
Eonvikt,  das  Wilhelmsstift  in  Tttbingen^,  ist  eine  staatliohe  Anstalt,  fOr  welche  die 
staatliche  Leitung  nnd  Aufsicht,  sowie  die  Befugnisse  des  Bischöfe  in  derselben  Weise, 
wie  bei  den  niederen  Konvikten,  geregelt  sind^. 

Die  Priesterseminare,  mitunter  auch  Klerikalseminare  genannt, 
sind  diejenigen  Anstalten,  welche  für  die  praktische  Vorbereitung  der  Kandidaten 
auf  das  geistliehe  Amt,  insbesondere  auf  die  Seelsorge  nach  zurückgele^m  wissen* 
schaftlichen  Studium,  sowie  fflr  die  Erweiterung  und  YertieAing  der  theologisohen 
Kenntnisse  bestimmt  sind  und  dieselben  zu  gemeinsamem  Leben  unter  geistlicher  Lei- 
tung vereinigen,  also  auch  zugleich  den  Charakter  von  Konyikten  haben.  LaOester- 
reicht,  in  Frankreich  und  Elsass-Lothringen<^  f«ilen  sie  mit  den  S.  562 
und  8.  566  erwähnten  Lehranstalten  und  Konvikten  zusammen,  da  die  theologische 
Ausbildung  an  den  ersteren  auch  zugleich  die  praktische  Vorbereitung  mit  umfasst. 

Gesonderte  derartige  Anstalten  kommen  dagegen  in  Baiern,  Preussen, 
Württemberg,  Baden  und  Hessen  vor. 

Sie  können  in  Preussen?,  Baden^  und  Hessen^  ohne  jede  staatliche  Hit- 
wirkung von  den  kirchlichen  Behörden  errichtet  werden,  während  in  Baiern  ^<^  und 
Württemberg*^  eine  solche  nothwendig  sein  würde. 

Die  Anstellung  und  Entfernung  der  Vorsteher  oder  Direktoren  (Regenten),  der 
Subregenten,  der  sonstigen  Leiter  oder  Erzieher,  sowie  der  Repetenten  an  denPriester- 
seminarien  liegt  in  Preussen*^,  Baiern  *^,Württemb  er  g^S  Baden  und  Hessen*^ 
in  der  Hand  der  Bischöfe,  in  den  drei  zuletzt  gedachten  Staaten  kommt  dabei  das 
Einspruchsrecht  gegen   der  Regierung  missliebige  ELandidaten,  wie  bei  anderen 

1  S.  0.  S.  567.  n.  5.  ^  Da  et  gich  um  eine  Angelegenheit,  welche  im 

s  S.  0.  S.  5591t  Sinne  d.  ReUgionBediktes  y.  1818.    $.  76,  lit  d. 

3  Vgl.  0.  S.  529.  u.  $.  77  zu  den  gemischten  gehört,  nnd  bei  wel- 

«  Ygl.  0.  S.  561.    Die  Stelle  des  KonTikts-  eher  die  kirohUchen  Oberen  und  dU  Regierung 

direktors  wird  hier  mit  der  des  Stadtpfarreis,  gemeinsam  wirken  müssen,  handelt 
welche  dem  königlichen  Patronat  unterliegt,  ver-  ii  p^  Qetets  t.  30.  Januar  1862  hat  in  dieser 

hunden.    Bei  der  Besetzung  der  ersteren  Terge-  Beziehung  keine  Freiheit  gewahrt, 
wissert  sich  der  Bischof  ▼orher  oh  die  Krone  den  «  g.  oes.  t.  21.  Mai  1886.  Art  4,  nnd  auch 

in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  fOr  geeignet  q^^  ^  ^^  -^^  ^373   ^  ^q^ 
halt  und  bei  erreichtem EinTorständniss  benennt  «•  ,«     -o  ^   vi       m   -r   \  aomo        v      11. 

der  König  den  Kandidaten  für  die  Stadtpfarrei,  ,  *'  5\"?i"'^-  7'  t  ^?°*p^^^»  nach  welcher 

worauf  dann  mit  der  Anstellung  auch  die  Eil  ^^^ßS^"'^^/  ^"'  betreifende  Recht  zusteht,  s.  0. 


nennung  zum  Konviktsdirektor  erfolgt,  Golther 


S.  667.  n.  6. 


_  _,  0.  S.  364.  522,  "  ^*®'  *•*  **®  ^-  S-  ^29.  n.  7  gedachte  Bestim- 

~  *  Vgl,  0.  S.  564.  n.  4  u.  8.  567.  n.  1.  mung  des  Fundationsinstiumentes  für  das  allein 

0  S.  0.  S.  534. in  FragekommendePrlesterseminar  in  Rotten - 

^  Das  Ges.  v.  11.  Mai  1873.  $.  9  hat  sie  der  ^^^^y  *<>^öit  dasselbe  das  Emennungsrecht  des 

Staateaufsicht  unterworfen,  und  d.  Ges.  ▼.21.  Mai  Bischofs  durch  die  Einholung  eines  Gutachtens 

1886.  Art  4  bestimmt :  „Die  kirchlichen  Oboen  ^«^  der  königlichen  Besatlgnng  einschrankt, 

sind  befugt,  die  zur  theologisch-praktischen  Vor-  ^^^^^  ^  ^^»-  ^'  ^^'  J»»'»«  1860.  Art  2.  4  be- 

Wldung  bestimmten  Anstalten  TProdiger-  und  »eitigt  worden,  s.  auch  die  Motive  zu  dem  cit 

Priesterseminare)  wieder  zu  eröiTnen.  —  Dem  Art  bei  Golther  a.  a.  0.  S.  487.   Was  die  Ent- 

Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  sind  ^ernung  betrifft,  so  bestimmt  $.  2,  dass  der  Re- 

die  Statuten  dieser  Anstalten  und  die  für  diesel-  ^®"*  ^^^  Subregens  nur  unter  denselben  Formen 

ben  geltende  Hausordnung  einzureichen,  sowie  ^^®  ^*®  anderen  Kirchendiener  enüassen  werden 

die  Namen  der  Leiter  und  Lehrer,  welche  Deutsche  ^^Qrfen,  es  gelten  also  jetzt  für  sie  die  dieDis- 

sein  müssen,  mitzutheilen."  ziplinargewalt  des  Bischofs  anerkennenden  Ar- 

8  Ges.  T.  19.  Februar  1874.  Art.  2,  s,  a  S.  557.  ^^^^  ^^'^  ^®"  ^^  ^-  ^-  ^^^^  ^062. 

n*  3.  i5  In  beiden  Staaten  sind  durch  die  cit  Gesetze 

9  Ges.  T.  25.  April  1875.  Art  3,  s.  o.  S.  557.  u.  2.  keine  Beschränkungen  gemacht 
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Kirohe&imteni  snr  AnwendingS  vihrend  in  PrenaaeA  nad  in  Baiern  blea  An- 
«eige  der  emannteB  Peiaonen  an  dea  EllttllBlni]li8ter^  bezw«  an  den  Könige  er- 
forderlieh iat 

Die  QnalifikAtion  als Dentecher  wird  in  Prenaaen^  and  Hessen^  fflr  die  Leiter 
nnd  Lehrer,  in  Wflrttemberg  und  Badea*  eben&Ua  daa  Indigenai,  aoaaerdem 
aber  hier  und  in  Heaaen  die  ftlr  EarohenAnter  allgemein  Torgeaohriebeae  wissen- 
aehaftliehe  Bildiuig  verlangt  ^. 

Waa  die  Ldtong  der  Seminariea  betrifft,  alao  die  Beatimmang  Aber  die  nähere 
Onganiaation,  die  Daaer  dea  Knraua^,  ftber  den  Lehrplan,  llber  die  Haus-  und  Dis- 
ziplinar-Ordnung,  über  die  Qualifikation  und  die  Anfiudune  der  Kandidaten,  so  steht 
diese  in  Preuasen^  Baiern ><^  und  Baden^^  dem  Biachof  ohne  jede  Betheiligung 
der  Staatabehörde  su  ^K 

In  Wflrttemberg  iat  dagegen  allein  die  Aufisahme  aoleher  Zdglinge  geatattet, 
welehe  am  jBchlnaa  ihrer  theologischen  Stadien  die  a.  g*  Fakoltfttaprflfkng  bestanden  ^^ 
in  Heaaen  nur  deijenigen,  wMehe  den  geaetsliehen  ,,Yoraehriften  wegen  dea  Uni- 
yeraitiitabeaaebea  genflgt  haben**  ^^« 


1  FfiTWüittembeTgB.dleluABm.l4Tor.S. 
citMotWe,  a.a.  0. :  ,  Jenes  Ausschliessangsrecht 
greift  also  in  gleicherweise  Platz  ...  bei  Emen- 
nang  derVorstinde  und  Repetenten  desPriester- 
semiuart  in  Rottenburg.^  Wegen  Baden  s.  Ges. 
V.  9.  Oktober  1860  n.  Qu.  y.  19.  Februar  1874. 
Art.  1,  Abs«  6 :  ^ie  Bestünmungen  dieses  Para- 
graphen finden  aueb  Anwendung ...  auf  die  Vor- 
steher und  Lehrer  des  Seminars^,  und  wegen 
Hessen  s.  o.  Bd.  UI.  S.  183ir.,  da  die  Aemterder 
gedachten  Personen  im  Sinne  des  oit.  hessi- 
schen Oesetzes  v.  1875  ebenfalls  als  Kirchen- 
ämter betrachtet  werden  müssen,  welche  mit  einem 
Geistlichen  su  besetzen  sind. 

>  S.  das  dt  Gesetz  y.  21.  Mai  1886.  Art  4. 
Nach  dem  Wortlaute  des  letzteren  bezieht  sich 
dies  allerdings  nur  auf  die  nach  Erlass  des  Ge- 
setzes wieder  eröffneten  Priesterseminare,  also 
nicht  auf  etwaige  neu  von  den  kirchlichen  Oberen 
gegründete,  Tielmehr  sind  für  diese  die  weiter- 
gehenden Vorschriften  des  früheren  Gesetzes  Tom 
11.  Mai  1873.  $.  9ff  (also  auch  das  staatliche 
Einspruchsrecht),  P.  Hins ch ins,  preuss.  Kir- 
chengesetze Y.  1873.  S.  120,  oifenbar  in  Folge 
der  eilfertigen  Durchberathnng  des  Gesetzes  aus 
Versehen  in  Geltung  gelassen,  P.  Hinschius, 
preuss. Kirchengesetze y.  1886.  S.20.21;  Hei- 
ners. 10.  Praktisch  ist  die  Sache  belanglos,  da 
die  Bischöfe  neben  den  früher  yorhandenen,  deren 
Wiedereröffnung  —  in  Breslau  und  in  Münster 
ist  sie  im  Sp&therbst  1886  erfolgt  —  nichts  im 
Wege  steht,  kaum  neue  Seminare  begründen 
dürften. 

9  S.d.bair.M.-Bnisch.y.4.Juuil846,o.S.ö67. 
n.  5. 

«  Oit  Art  4  des  Ges.  y.  1886. 

s  S.  0,  Anmerk.  1.  Vgl.  noch  Bd.  U.  S.  504. 

«  S.  a.  a,  a 

"^  Aus  den  a,  a.  0.  angeführten  Gründen,  ygL 
noch  Bd.  IL  S.  60a  509  und  für  Baden  jetzt 
noch  0.  S.  21.  n.  4. 

s  Diese  betrigt  für  die  Regel  ein  odor  iwei 
Jahre. 


9  Oit  Avt  4  des  Gesetzes  y.  1886. 

w  Vgl.  Silbernagl  a,  a.  0.  2.  Aufl.  S.  95. 

11  S.  unten  Anm.  14. 

^  Behufs  ihrer  Aufnahme  in  das  Priestersemi- 
nar, in  welchem  sie  später  die  heiligen  Weihen 
empfangen,  haben  die  Kandidaten  für  die  Regel 
nach  Vollendung  ihrer  wissenschaftlichen  und 
theologischen  Studien  eine  besondere  Aufnahme- 
Prüfung  (in  B ai e r n  Synodal-Examen  genannt), 
über  deren  Einrichtung  der  Bischof  zu  bestim- 
men hat,  abzulegen,  ygL  auch  G erl ach ,  Pader- 
bomer  Diöeesanrecht  2.  Aufl.   S.  22. 

i8  8.  0.  S.  661.  n.  4,  denn  auf  Grund  beson- 
derer Verhandlungen  wird  diese  yom  Bischof  yor- 
behaltlich  seines  Rechtes,  nach  Umstanden  eine 
besondere  Prüfung  abzuhalten,  zugleich  als  Auf- 
nahmeprüf nng  für  das  Seminar  ($.  5  d.  Statutes 
y.  1828)  betrachtet,  und  es  werden  yon  ihm  aus 
der  Zahl  der  y(m  der  Fakultit  für  befähigt  er^ 
klärten  Kandidaten  diejenigen  aufgenommen, 
welche  er  nach  dem  Gutachten  der  Konyikts- 
kommission  und  der  yon  ihm  entsendeten  Abge- 
ordneten für  würdig  erachtet  Die  Aufnahme 
cAnes  in  der  Schlussprüfung  nicht  bestandeneu 
Kandidaten  ist  die  Regierung  zu  verbieten  und 
rückgingig  zu  machen  befugt  8.  auch  o.  S.  529. 
n.  6  u.  7. 

1«  Ges.  y.  2a  April  1876.  Art  3,  Abs.  2,  o.  S. 
567.  n.  2  und  Bd.  II.  S.  608.  Dadurch  ist  in 
Hessen  die  Vorschrift  des  $.  8  d.  V.  y.  1.  März 
1863,  0.  S.  637.  n.  1  auüsehoben  worden. 
.  Auch  für  Baden  muss  die  Beseitigung  des 
angef.  $.8  angenommen  werden,  denn  das  Gesetz 
y.  9.  Oktober  1860.  J.  12,  o.  S.  567.  n.  3,  hatte 
der  Kirche  in  Betreff  der  Prieeterseminare  freie 
Hand  gelassen,  und  das  Geseto  t.  19.  Febr.  1874 
hat  in  der  hier  fkagUohen  Beziehung  keine  be- 
sondre Besdiränkung  eingeführt,  so  auch  die 
Regierungsmotiye  zu  dem  Ges.  y.  5.  M&rz  1880, 
0.  S.  21.  n.  2  i,  Zeitschr.  t  K.  R.  16,  46a  Prak- 
tisch stellt  sich  also  die  Sache  ähnlich  wie  in 
HcMeu,  da  nach  d.V.d.  erzbisch.  Kapitels- Vika- 
rUtes  T.  22.  AprU  1880.  $.  1,  Zeitschr.  f .  K.  R. 
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I.  Die  Hienurohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.»5. 


DiePriesterMminare  nnteriiegen  in  Preusses  S  Württemberg^  mid  Hasten* 
der  allgemeisen  Staatsanfeicht.  In  Württemberg  i«t  insbesendere  der  Lehrplaa 
der  Staatsbehörde  einzureichen  and  darf  ohne  Zostimmang  derselben  ebensowenig  wie 
die  Haas-  und  Disziplinar-Ordnung  abgeft&dert  werden ^^  während  in  Prenssen  die 
Mittheilong  des  Lehrplanes  nnd  der  Haasordnong  an  den  Kaltusminister  genflgt^. 

Endlich  sind  die  Staatsbehörden  in  Prenssen,  Württemberg  nnd  Hessen 
kraft  ihres  Aufsichtsreohtes  auch  zar  Vornahme  von  RevisioBen  berechtigte^  nnd  b&- 
fogty  fUls  die  bestehenden  gesetzliehen  Bestimmungen  nicht  beobachtet  werden,  zur 
Schliessong  der  Anstalten  zn  schreiten  ^^  sowie  die  zur  Unterhaltung  derselben  aus- 
gesetzten Staatsmittel  einzubehalten  ^. 

Die  vorstehend  besprochenen  gesetzlichen  Bestimmungen  Aber  die  verschiedenen 
Arten  der  geistlichen  Erziehungs-  und  Bildnngsanstalten  sind  praktisch  auf  die  regel- 
mftssig  vorkommenden  Institute  der  katholkchen  Kirche  berechnet,  welche  den  Bedarf 
an  inländischen  Geistlichen  zu  decken  bestimmt  sind.  Denkbar  wtre  es,  dass  dieselbe 
in  dem  einen  oder  andern  der  ^rw&hnten  Länder  auch  die  Errichtung  von  Anstalten, 
welche  der  Heranziehung  und  Heranbildung  ausländischer  Geistlicher  (z.  B.  zu 
Missionszwecken  in  dem  Heimathslande  der  letzteren]  dienen  sollen,  unternehmen 
wollte  ^.  Ganz  abgesehen  dav<Hi,  dass  keine  Regierung  Ausländer,  welche  derartige 
Zwecke  in  ihrem  Staate  verfolgen,  zu  dulden  braucht,  vielmehr  durch  Ausweisung 


16,  166 :  ^ie  Kandidaten  der  Theologie  haben 
sp&testens  vier  Wochen  Tor  Abhaltung  des  kirch- 
lichen ooneurtut  pro  teminario  Zeugnisse  über 
die  von  ihnen  bestandene  Abiturienten-,  bezw. 
Maturitatsprüfong,  über  dreijihigen  Besuch  einer 
deutschen  UniTersitit,  sowie  darüber  Toizulegen, 
dass  sie  während  ihres  ünlTersititsstudiums  drei 
(mindestens  vier  Stunden  in  der  Woche  betra- 
gende) Vorlesungen  aus  dem  Lehrkreiae  der 
philosophischen  Fakultit  mitFleiss  gehört  haben. 
— Wir  werden  diese  Zeugnisse  Jeweils  dem  gross- 
herzoglichen Ministerium  des  Innern  mittheilen, 
dadurch ,  wie  überhaupt  die  erforderlichen  Schritte 
thun,  damit  der  Verwendung  der  Kandidaten  der 
Theologie  im  Kirchendienst  kein  staatsgesetaliches 
Hindemiss  im  Wege  stehe  ",  nur  solche  Kandidaten 
zur  Aufnahme  in  das  Seminar  zugelassen  werd^i, 
welche  den  Nachweis  der  staatlich  vorgeschrie- 
benen  Bildung,  s.  Bd.  11.  S.  606.  609  und  oben 
S.  21.  n.  4,  erbringen  können. 

1  Ges.  ▼.  11.  Mai  1878.  §.  9,  s.  o.  a  569.  n.  6. 

2  8.  0.  S.  529.  n.  7.  Das  Statut  für  das  Priester- 
seminar in  Rottenburg  t.  1828  (Beilage  D.  zum 
Fundationsinstrument  für  das  Bisthum)  sollte 
zwar  nach  der  Beilage  3  zum  Konkordate,  Rey- 
scher,  d.  Österreich,  u.  wfirttemb.  Konkordat 
2.  Aufl.  Tübingen  1868.  S.  143,  aufgehoben 
werden.  Dies  ist  aber  in  Folge  der  Nichtdurch- 
führung  des  Konkordates  unterblieben.  Das  Ge- 
setz y.  1862  hat  aUein  (Art.  22)  die  mit  ihm  in 
Widerspruch  stehenden  Vorschriften  der  früheren 
Gesetze  beseitigt  und  enth&lt  abgesehen  yon  dem 
S.  669.  n.  1  berührten  Punkt  keine  das  Statut 
für  das  Priesterseminar  direkt  oder  indirekt  be- 
einflussenden Bestimmungen. 

'  S.  o.  S.  657.  n.  2.  Das  badisohe  Gesetz t. 
19.  Febr.  1874.  Art  2,  o.  S.  657.  n.8,  erw&hntder 
Staatsaufsicht  nicht,  und  der  In  Bezug  genommene 


$.  108  des  Gesetzes  t.  8.  lOrz  1868  (;,Die  Ein- 
richtung solcher  Privat-Lehr-  und  Erziehungs- 
anstalten, in  welche  ausschliesslich  Schüler  unter 
oder  über  dem  schulpflichtigen  Alter  aufgenom- 
men werden,  ist  der  Staatsbehörde  anzuzeigen. 
—  Derselben  Ueibt  das  Recht  der  Einsiektnahme 
vorbehalten  und  sie  kann  die  Schliessung  der 
Anstalt  Torfügen,  wenn  der  Lehrplan  derselben 
etwas  den  guten  Sitten  Zuwiderlaufendes  oder 
den  Staat  Gefährdendes  enth&lt  oder  ihre  Ein- 
richtungen für  die  Gesundheit  der  Schüler  ge- 
fihrlich  sind^  bezieht  sich  nur  auf  Anstalten 
für  Schüler,  zu  welchen  die  Priesterserainare 
nicht  gehören. 

«  S.  0.  S.  629.  n.  7. 

6  Oit  Ges.  T.  1886.  Art  4 

«  FürPreu8sens.o. S.661.  n.1;  fürWürt- 
temberg  Statut  von  1828.  $$.  1.  8,  o.  S.  529; 
für  Hessen  Ges.  v.  1873.  Art  3,  S.  557.  n.  3. 

^  Für  Hessen  s.  d.  cit  Ges.,  für  Prenssen 
und  Württemberg  ergiebt  slok  diese  Befu^ 
niss  daraus,  dass  der  Staat  gesetzwidrig  bestehende 
und  Terwaltete  Anstalten  nicht  zu  dulden  braucht, 
s.  auch  P.  Hins ch ins,  preusa.  ;Kirohengesett 
T.  1886.  S.  2a  Dieses  Recht  ist  audi  durch  das 
angeführte  badische  Gesetz  t.  1874.  Art  2 
der  Regierung  gesichert. 

9  Denn  unter  dw  gedachten  Yorauiietzung 
würde  der  Staat  seine  Mittel  für  gesetzwidrige 
Zwecke  gewähren,  P.  Hinschius  a.a.O.  S.^ 

*  Ueber  derartige  Gründungen  in  fHiherer  Zeit 
s.  O.S.  513  u.  S.  515.  n.  2,  ein  Beispiel  einer  sol- 
chen noch  heute  in  einem  anderen  Staate  bestehen- 
den Anstalt  bietet  das  Kolleg  in  Lissabon,  s.  o. 
S.  516.  n.  2. 

Wegen  der  hierher  gehörigen  Institute  in  Rom 
s,  unten  die  letzte  Anm.  zu  diesem  Paragrapb. 
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denelboH  >  jedem  denyrtigeii  Institvt  die  Lebeasfthigkeit  unterbinden  könnte,  wttrden 
die  gedaobten  gesetsliehen  Vonehriften  Mch  «of  i<^ehe  Bildongsanstalten,  je  nach 
ihrem  Charakter  <,  Anwendung  finden,  weil  sieh  diesdben  auf  alle  innerhalb  ihrea 
OeltungsbereieheB  zu  begrindenden,  derartigen  Institute  ohne  Rflokdcht  darauf,  ob  in 
ihnen  blos  die  Ertiehung  und  Bädnng  ftr  den  inländischen  Eirohendienat  oder  für 
andere  Zwecke  ertheilt  werden  soll,  beziehen  '. 

In  den  in  der  vorangehenden  Darstellung  nicht  erwähnten  deutschen  Staaten, 
bestehen,  abgesehen  vom  Königreich  Sachsen,  keine  besonderen  hieher  gehörigen 
Vorschriften.  Die  sächsische  Gesetzgebung  erwähnt  der  geistlichen  Bildungsan- 
stalten auch  nicht  einmal  ausdrücklich,  da  sich  ein  Bedürfiiiss  zu  einer  näheren  Rege- 
lung nicht  gezeigt  hat^;  jedoch  würde  nach  den  sonstigen  allgemeinen  Bestimmungen 
zur  Errichtung  derartiger  Institute  die  Genehmigung  des  Kultusministers  ^  erforder- 
lich sein  ^. 

In  den  anderen  Staaten,  —  es  sind  die  kleineren  deutschen  Länder,  in  welchen 
sich  keine  Bischofssitze  befinden,  und  in  denen  eine  verhältnissmässig  geringe  Anzahl 
von  Katholiken  dem  Bisthume  eines  Nachbarstaates  zugewiesen  ist  oder  von  dort  aus 
pastorirt  wird  ^,  —  bestehen  keine  geistlichen  Bildungsanstalten  der  katholischen  Kirche. 
Bischöfliche  Lehranstalten  und  Priesterseminare  durften  auch  unter  den  gedachten 
Umständen  in  denselben  kaum  errichtet  werden,  höchstens  könnte  bei  einer  Vermeh- 
rung der  Katholiken  die  Errichtung  von  Knabenseminaren  praktisch  in  Frage  kom- 
men. Trotz  des  Mangels  hierher  gehöriger  Bestimmungen  ist  indessen  die  Kirche  in 
diesen  Ländern  jedenfalls  nicht  berechtigt,  geistliche  Bildm^anstalten  irgend  welcher 
Art  frei  zu  errichten,  zu  organisiren  und  zu  leiten.  Vielmehr  würde  es  in  demjenigen 
Staaten,  in  welchen  das  Placet  nicht  nur  für  allgemeine  Anordnungen,  sondern  auch 
für  spezielle,  dem  Gebiet  der  Verwaltung  angehörende  Verfügungen  in  Geltung  steht, 
d.  h.  in  SaGhsen-Weimar^  in  Coburg,  in  Gotha^  in  Braunschweig^^  und 
inLübeck^^,  femer  in  denjenigen,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  blos  bestimmt 
bemessene,  enger  oder  weiter  begrenzte  Rechte  gewährt  sind,  wie  in  Lippe-Det- 
mold^^, Schwarzburg-Rudolstadt^'  und  Mecklenburg  >^  stets  einer  beson- 
deren Genehmigung  der  Staatsregierung  zu  derart^en  Massnahmen  bedürfen.  Ja, 
selbst  da,  wo  der  Kirche  verfassungsmässig  die  selbstständige  Ordnung  und  Verwal- 

1  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  StaatBiechts.  leitet  wird,  s.  die  Motive  z.  d.  Gesetz  y.  1876, 

2.  Aufl.  S.  638  und  Lehrb.  d.  deutsch.  Yerwal-  Zeitschr.  f.  K.  R.  14,  215. 

taaguechts  1,  143.  &  Nach  dem  Gee.  v.  23.  Angvtt  1876.  $.  29» 

«  Also  je  nsi^dem  dieselben  den  Charaktereines  »*•  "•  S.  466.  n.  2  bedürfen  „neue  Einrichtun- 

Knaben-,  Klerikal- oder Prieeter-Seminars  haben.  «««  jeglicher  Art"  dieser  Genehmignng,  und  zn 

-„,       «.«.             *T,,  3          i       *  solchen  gehören  auch  die  geistlichen  Bildungs- 

3  Eine  Beschrinkmig  auf  Inländer  und  auf  ^„.talten,  vgl.  die  Motive  des  Gesetzes,  Ztschr. 

Zwecke  des  Inländischen  Kirchendienstes  weisen  #  v   n  ii  218  226 

dte  gewtzUchen  Vorschriften  nicht  auf,   auch  *  «  ueber  'eineweitere  aUerdings  kaumnennens- 

würde  eine  solche  blos  die  Handhabe-  für  mög-  werthe  Ausnahme  betreffend  Sachsen -Weimar 

liehe  Umgehungen  derselben  bieten.  g  o  S  648.  n  3 

<  Die  katholischen    Geistlichen ,  welche    in  7  g.  2.  b.  o.  S.  19.  n.  8  n.  9. 

Sachsen  fungiren,  empfangen  zum  überwiegenden  B  Bd.  IIL  S.  761  n.  6. 

Theil  ihre  Vorbildung  in  Prag.    Hier  besuchen  »  A.  a.  0.  8.  853. 

sie  das  Gymnasium  und  die  Universität,  gleich-  10  Landesverfassung  t.  1832.  $.  215,  a.  a.  0. 

zeltig  erhalten  sie  Wohnung  und  Unterhalt  in  S.  761.  n.  4,  s.  auch  $.  212,  0.  S.  17.  n.  2. 

einem  für  die  Gymnaslalzögllnge  und  die  Stu-  ü  Art.  12  des  0.  S.  18.  n.  11  dt.  Regulativs, 

deuten  bestimmten  Konvlkt,  dem  s.  g.  wendi-  12  £ii.  y.  9.  März  1854,  Beiträge  z.  preuss.  u. 

sehen  Seminar,  welches  unter  der  Aufisioht  des  devtsch.  K.  B.  Hft.  2,  82. 

Stiftes  in  Bautzen  steht  und  von  einem  seitens  13  y.  t.  1872,  Arch.  t  k.  K.  B.  36,  411. 

des  letzteren  ernannten  geistlichen  Inspektor  ge-  1«  S.  die  0.  S.  1&  n.  11  elt.  Schrift* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirohe  durch  dies^be. 


[§.  236. 


tnng  ihrer  Angelcgenhmten  eingeräumt  igt,  —  Uertier  gehören  Oldembarg^  und 
Waldeck^  —  könnte  die  Erriehtong,  die  OrguuBation  und  Leitung  solcher  Anstal- 
ten, weil  es  sich  dabei  keineswegs  am  eine  rein  UrohUohe,  fttr  den  Staat  gleichgttltige 
Angelegenheit,  sondern  nm  Emiehongs-  und  Ünterrichts-Institate  handelt,  nicht  ohne 
Beobachtutg  der  gesetsliehen  Vorschriften  ttber  Bdgrttndang  solcher  Anstalten  er- 
folgen^. 


Viertes  Kapitel:  Die  Betheiligung  der  Kirche  an  dem  Unterricht  und  der 

Erziehung  der  Laien  oder  das  rechtliche  Verhältniss  der  Kirche  zu  den 

Bildungsanstalten  für  die  Laien  (zu  den  Volks-,  Mittel-,  gelehrten 

Schulen  und  Universitäten)  *. 

§.236.    /.  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  kirchlichen  Rechts  \ 

Ans  dem  der  Eärche  ertheilten  Lehrauftrage  folgt  ihr  ausschliessliches  Recht, 
den  Religionsunterricht  an  die  Erwachsenen  und  an  die  Jugend  zu  ertheilen  ^,  und 
aus  der  ihr  zukommenden  Lehrgewalt  fllr  die  mit  derselben  ausgestatteten  Organe, 
d.  h.  ftlr  den  Papst  und  die  Bischöfe^  das  Recht,  die  erforderlichen  allgemeinen  An- 
ordnungen Über  die  Ertheilung  des  gedachten  Unterrichts  und  Aber  die  dazu  noth- 
wendigen  Einrichtungen  zu  treffen,  sowie  denjenigen,  welchen  nicht  schon  kraft  ihres 
Amtes  die  Befugniss  zum  Unterricht  in  der  Religion  zusteht,  die  Ermftchtiguiig  dazu 
zu  gebend. 


1  Rey.  Staatsgmndgesetz  v .  22.  November  1 862. 
Art.  78. 

2  Verf.-Ürk.  v.  17.  August  1852.  S-  ^^ 

3  Was  die  ausländischen  Staaten  abgesehen 
von  Frankreich  betrifft,  so  hat  für  Italien  das 
Garanüegesetz  v.  13.  Juni  1871.  Art.  13:  „Nella 
cittä  dl  Roma  e  nelle  sei  sedi  suburbicarie  i  semi- 
narl,  le  aoademie,  i  collegi  e  gll  altri  isütuti  catto- 
lid  fondati  per  la  educasione  e  coltura  degli  ec- 
clesiastici  continueranno  a  dipendere  unicamente 
dalla  Santa  sede  senza  alcuna  ingerenza  delle 
autoritli  scolastiche  del  regno'^  die  Tolle  Freiheit 
für  alle  Bildungsanstalten  in  Rom  und  in  den 
suburbikarischen  Bisthümem  gewährt.  Aber  auch 
ausserhalb  dieser  Sprengel  ordnen  die  kirchlichen 
Oberen  die  gesammte  Vorbildung  der  Geistlichen 
völlig  frei  und  unabhängig  vom  Staate,  Gelgel, 
iUUen.  Staatskirchenrecht.  2.  Aufl.  Mainz  1886. 
S.  114(Arch.f.k.K.R.  65,223):  Fr.  Scaduto, 
guarentigie  pontlfloie.  Torlno  1884.  p.  417.  So- 
weit das  Vermögen  nicht  in  Frage  kommt,  wird 
über  die  Bildungsanstalten  gleichfalls  keine 
Staatsaufsicht  geübt,  Jedoch  'sind  die  Verzeich- 
nisse der  Beamten  und  Lehrer,  sowie  der  Zöglinge 
der  Knabenseminare  vor  dem  Beginn  jedes  Schul- 
jahres vorzulegen,  und  es  müssen  die  vom  Mini- 
sterium als  ungeeignet  bezeichneten  Lehrer  ent- 
fernt werden,  O  e  1  g  e  1  S.  1 16.  Die  Poeniteatiaria 
hat  unter  der  Bedingung,  dass  sich  der  Bisehof 
passiv  verhält  und  der  Leiter  des  Seminars  jedes- 
mal pfotestiri,  es  „tolerirt^,  dass  dieser  den  Staats- 
behörden die  erforderten  Anzeigen  eistattet  und 


einer  Revision  der  Anstalt  durch  einen  Staats- 
kommissar kein  Hlnderniss  in  den  Weg  legt,  so- 
fern sich  der  Staat  nieht  in  die  Studien-  und 
Disziplinarordnung  einmischt.  Acta  s.  sed.  9, 111. 
Die  staatlichen  theologischen  Fakultäten  sind 
durch  Gesetz  v.  26.  Januar  1873  aufgehoben  wor- 
den. Fr.  Scaduto,  rabolizlone  delle  facoltä  dl 
teologia  In  ItaUa  (1873).  Torlno  1886  (das  Gesetz 
a.  a.  0.  p.  44.  n.  42). 

Bei  dem  in  Nordamerika  und  In  Belgien 
herrschenden  System  der  s.g.  Trennung  von  Kirche 
und  Staat  besteht  hier  gleichfalls  völlige  Freiheit 
der  Kirche  in  der  Ausbildung  ihrer  G  eistlichen  und 
der  Errichtung  von  geistlichen  Anstalten,  Rü  tti- 
mann,  Kirohe  u.  Staat  in  Nordamerika,  8.  75; 
Friedberg,  Grenzen  zwischen  Staat  u.  Kirche, 
S.  637  ff. 

^  Um  eine  Darstellung  des  Schulrechtes  als 
solchen  kann  es  sich  hier  nicht  handeln,  viel- 
mehr nur  um  eine  Erörterung  demjenigen  Reckte, 
welche  die  Kirche  hinsichtlieh  der  Erziehung  und 
Bildung  der  Laien  für  sich  beanspracht,  sowie 
um  die  Darlegung,  inwieweit  die  modernen  Staa- 
ten die  betreffenden  Forderungen  der  Kirche 
ihrerseits  anerkennen. 

s  Alph,  Jansen,  de  facultate  dooendl  aeu 
de  scholls  instltutlonee  juridlcae.  Aquisgranl 
1886. 

6  Oben  S.  433. 

7  S.  433.  435.  443.  446. 
«  S.  447. 
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Zweck  der  Leluriliiti|^eit  der  Eirehe,  der  An&flbiuig  ihres  Lekranftrages  tuid 
ihrer  Lehrgewall^  ist  die  Ersiehmig  der  MJeasehheil  tum  ewigen  Heile  dmoh  Ver- 
mittehuig  der  «bematflrlichen  Wahrheiten.  Die  sonstige  mensohliche  Erkenntniss 
nmd  die  menschliche  Wissenschaft  ist  nach  der  AnfSassnng  der  katholischen  Kirche 
diesen  gegenfiber  nicht  etwas  selbststündiges  nnd  nnabhftngiges  K  Fflhrt  sie  m  Er- 
gebnissen,  wddie  den  flbematllrlichen  Wahrheiten  en^egenstehen,  so  können  erstere 
nnr  fidsoh,  nnr  Irrthflmer^  srin.  Da  die  Kirche  Aer  den  iht  zur  Verwaltnng  fiber- 
gebenen  Olanbensschats  vor  s^hen  n  bewahren  nnd  diese  zn  verwerfen  sowohl 
berechtigt  als  anch  verpflichtet  ist',  so  hat  alle  menschliche  Wissenschaft  die  durch 
den  kathdischen  Olanben  gesteckten  Orensen  einzuhalten^,  nnd  es  folgt  daher  ans 
dem  Lehranftrag  nnd  der  Lehrgewalt  der  Kirche  ihr  Recht,  einmal  das,  was  echte, 
christliche  Wissraischaft  ist,  festzustellen,  nnd  das,  was  nnr  sehembar  sich  als  Wissen- 
schaft darstellt,  zn  vemrtheilen  ^,  ferner  das  Bedit,  Aber  die  Entwicklnng  und  die 
Lehre  der  Wissenschaft  eine  beständige  Aufsicht  zu  führen,  nnd  auf  die  Lehrer  und 
die  Lehranstalten  in  der  Weise  einzuwirken,  dass  iriie  von  der  Pflege  nnd  Ueberliefe- 
mng  christlicher  Wissenschaft  nicht  abweichen  <^,  endlich  anch  die  Befugniss,  wennschon 
nicht  als  eine  ihr  allein  und  ausschliesslich  zustehende,  selbst  Lehranstalten  aller  Art, 
von  der  Volksschule  bis  zur  höchsten,  der  Universität,  zu  errichten  und  zn  leiten^. 
Denn  alle  menschliche  Wissenschaft  hat  dem  höchsten  Ziel  der  Menschheit,  der  Hei- 
ligung derselben,  zu  dien^i,  und  diejenige  Anstatt,  deren  göttliche  Beruf  in  der  Ver- 
wirklichung dieses  Zweckes  besteht,  ist  vor  allen  anderen  dazu  befähigt,  auch  die 
Pflege  der  den  kirchlichen  Zielen  dienenden  Wissenschaften  auf  sich  zu  nehmen  nnd 
diese  so  zu  gestalten,  dass  sie  der  Erreichung  jenes  höchsten  Zweckes  die  geeignete 
Förderung  gewährt. 

Wie  sonach  ans  dem  durch  das  göttliche  Recht  bestimmten  Verhältniss  sämmtlicher 
Wissenschaften  zu  den  libematürlich  geoffenbarten  Wahrheiten  alle  gedachten  Befug- 


1  Vgl.  die  durch  den  Syllabas  Toa  1864  rer- 
worfenen  Satte :  VHI :  „Quam  ratio  hnmaiia  ipsi 
religionl  aeqaipaxetnr,  iddrco  theologioae  disei- 
pünae  peilnde  ac  philotopMcae  tractaadae  sunt^ ; 
IX :  „Omnia  indisoriminatim  dogmata  religioniB 
chriatianae  taut  objectam  natuali«  seientiae  seil 
phUosopliiae;  et  hnmana  latio  hiatoclee  tantum 
ezcaltapotest  ex  sni«  Datanlibuftvlrlbasetprin- 
dpüf  ad  Toiam  de  oniBibna  etiam  recondltloribaf 
dogmatibQs  sdentiam  perrenire,  modo  haec  dog- 
mata  Ipsi  rationi  tanqnam  obiectam  proposita 
fueriiit " ;  XIY :  „  Philosophia  tiactanda  est,  nnlla 
supernataralis  revelatioDla  ratlone  babita." 
y^.  daza  Schreiben  Pii  IX:  Grayisaimas  Tom 
11.  Dezember  1862  betreffend  die  Philosophie 
Frosehhammars,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  10,  114, 
nd  daa  0.  S.  538.  ■.  8.  dt.  Sehzeiben  t.  1863. 

s  Von  Pias  IX.  am  16.  Jnnl  1855  genehmigte 
Thesla  der  Gongr.Ind.,  Areh.  f.  k.  K.  B.  10, 4i9i 
JStd  ides  dt  snpra  ratlonem,  nnlla  tamen  Yera 
dlssendo,  nnllnm  dlsddium  Inter  Ipsos  Inrenlrl 
anqnam  potest,  qnnm  ambae  ab  nno  eodem%ne 
ImmntabiU  yeritatis  fönte,  deo  optimo  maximo, 
orlantar  atqne  Ita  dbl  mntnam  opem  ferant^,  som 
Theil  wortUeh  wiederholt  in  Oonst  dogmat.  Va- 
tiean.  conc  de  flde  oatholiea  v.  24.  April  1870 
(Bd.  IIL  S.  463.  464,  e.  4). 

9  Oben  S.  443.  445. 


*  Sfllabna  X:  „Quam  aliud  slt  philosophns, 
alind  philosophia,  llle  ius  et  offldom  habet  se 
snbmlttendi  anctoritati,  qnam  veram  ipso  pro- 
baYorlt;  at  philosophia  neque  potest  neqae  debet 
nlli  sese  submittere  anctorltati^;.XI:  „Eodesia 
non  solnm  non  debet  nnqaam  in  philosophiam  anl- 
madYertere,yenm  etiam  debetipsins  phllosophlae 
tolerare  errores  eique  relinqnere,  ut  ipsa  se  eorrl- 
gat*';  XII:  „Apostolioae  sedis  romanammque 
eongregationnm  decreta  llbemm  sdentlae  pro- 
gressnm  Impedinnt";  LYII:  „  Philosophlcamm 
remm  moramqne  sdentia  itemqne  ddles  leges 
possnnt  et  debent  a  divlna  et  eodedastlca  ano- 
torltate  doclinare«'' 

^  Const  dogmat  eonc  Vatlcan.  de  flde  oathol. 
dt.  c.  4:  ,^orro  eocleda,qaae  nnaonm  apostolice 
mnnere  dooendi,  mandatnm  aceepit  fldei  depod- 
tnm  enstodiendi,  Ins  etiam  et  offldom  dlvinitus 
habet  fald  nominis  sdentiam  proscribendl,  ne 
qnis  dedpiatnr  ^er  philosophiam  et  inanem  fal* 
ladam''  nnd  eanones  de  fide  IV.  2 :  ^i  quls  dlxe^ 
rit,  disdplinas  hnmanas  ea  cum  llbertate  trac- 
tandas  esse,  ut  earum  assertiones,  etsl  doctrinae 
relevatae  adversentnr,  tanqnam  verae  retineri  ne* 
qne  ab  eeeleda  proscrlbi  possint,  anathema  stt.^ 

6  YgL  hiersn  aueh  Jansen  p.  61fr. 

7  L.C  p.  74.  86.  87.  91.  Vgl.  auch  des  Weite- 
ren die  folgenden  Paragraphen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kiiehe  durch  dieselbe. 


[§.  236. 


nisse  der  Eirohe  folgen  und  daher  ^dehfaUs  aus  dem  gÖttUchen  Reoht^  hm^tessen, 
so  ergeben  sie  sich  aiieh  ans  dem  Recht  nnd  der  Pflicht  der  Kirche,  die  HensoheB 
aom  ewigen  Heile  m  eniehen.  Diese  Thätigkeit  hat  den  Einzelnen  von  dem  sartesten 
Alter  an  zn  erflassen,  und  da  die  religiöse  Unterw^ung  nnd  die  religiös  sittttche  Heran- 
bildnng  den  Ifittelpnnkt  aller  Erziehnng  nnd  alles  Unterrichtes  bilden  nrass,  so  folgt 
auch  ans  dem  prinzipalen,  der  Kirche  kraft  göttiichen  Redites  zukommenden  Recht 
auf  die  christliche  Erziehung  der  heranwachsenden  Jugend,  das  accessorische  Recht, 
allen  Hbrigen  Unterricht  der  Jugend  in  massgebender  Weise  zu  besfimmen  nnd  zn 
leiten. 

Durch  diese  kirchlichen  Ansprttche  ist  prinzipiell  jede  Selbstständigkeit  des 
staatlichen  Schulwesens,  sowohl  des  niederen  wie  des  höheren,  negirt.^  Wtiirend  fttr 
die  Kirche  die  volle  Unterrichtsfreiheit  in  aller  und  jeder  Beziehung  kraft  göttücken 
Rechtes'  beansprucht  wird,  insbesondere  das  Recht,  nicht  nur  ohne  jede  staaffiche 
Mitwirkung  niedere  und  höhere  Schulen  zu  errichten  und  zu  Ititen^,  sondern  auch 
die  Leitung  aller  sonstigen  vom  Staat  oder  anderen  Korporationen  gegrttndeten,  fttr 
Katholiken  bestimmten  Lehranstalten  zu  fuhren  ^,  bleibt  dem  Staate  jede  Befhgniss  in 
Betreff  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  den  Eltern  gegenllber®,  sowie  das  Recht, 
die  Orflndung  von  Schulen  durch  seine  Unterthanen  zu  hindern''  und  den  Schulzwang 
Ar  die  von  ihm  errichteten  Schulen  einzuführen^,  versagt.  Er  kann  allein  dann, 
wenn  anderweitig  nicht  dafOr  gesorgt  wird,  die  erfordeiiichen  Schulen  errichten^,  aber 


1  Vgl.  c.  4  contt  dogmat.  oonc.  Vatic.  dt; 
Jansen  p.  61  ff.  74. 

2  Der  Syllabus  yerdammt  folgende  Lehren, 
XLY:  „Totom  scliolaram  pnblioamm  regimen, 
in  quibuB  loTentus  chiisüanae  alicoias  reipubli- 
cae  insÜtnituT,  episcopalibas  dmntazat  semina- 
rlis  allqna  latlone  exoeptis,  potest  ao  debet 
attribnl  auctoritati  ciylli  et  ita  qnldem,  ut  nnl- 
Inm  all!  cnlcnmqne  aactoritatl  recognoscatnr  ins 
immiflcendi  te  in  disciplina  scholaram,  in  regi- 
mine8tudioniin,ingradaam  coUattone,  Indelecta 
ant  approbatlone  maglatroram".  XLYU :  ^Postu- 
lat optima  dyilis  societatis  ratio,  nt  populäres 
scholae  qnae  patent  omnibus  oninsqne  e  popnlo 
dassls  pnerls,  ao  pnbllea  uniyersim  Institata 
qnae  litterls  seTerioilbnsqne  disdpUnls  tradendis 
et  edneationi  luTentutis  cnrandae  sunt  desti- 
nata,  eximantor  ab  omni  eoctesiae  auotorltate, 
moderatrice  t1  et  Ingerentia  plenoqne  dTlUs  ae 
pabUcae  anetorltatis  arbitilo  snbiidantnr  ad  im- 
perantinm  pladta  et  ad  commnninm  aetatis  opi- 
nionum  amasdm^  (ygl.  Schreiben  Plus*  IX.  ▼. 
14.  Jnli  1864,  Ardi.  f.  k.  K.  R.  12,  326); 
XLYIII:  „Catholids  yiris  prebarl  potest  ea  iu- 
Tentntis  Institnendae  ratio,  qnae  sit  a  eatholica 
flde  et  ab  eooledae  potestate  sdnncta  quaeqne 
lemm  dnmtaxat  natnralinm  sdentiam  ae  terrenae 
sodalis  yitae  flnes  tantummodo  vel  saltem  pri- 
mario  speetet^.  S.  auch  Allokntlon  Pins*  IX.  t. 
22.  Jnni  1868  betreffend  das  österr.  Schnlgesetz 
T.  1868,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  171. 

9  Jansen  1.  e.  p.  74:  s.  ferner  Wflrzbnzger 
Bischofsrersammlnng  t.  1848,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
21,  256  ff.;  Würzburger  Denkschrift  der  deut- 
schen Bischöfe  t.  14.  November  1848,  Ginzel, 
Arch.  f.  Kirehengeschlohte.  Hft  2.  S.  50. 

«  Jansen  p.  8Ö.  1^1.    Vgl.  auch  den  Protest 


der  prenss.  Bischöfe  gegen  du  Schnlanfsichts^ 
gesetz  ▼.  1872,  Arch.  f.  k.  K.  R.  28,  36.  Die  Yon 
der  Kirche  errichteten  Schalen  erklärt  L.  de 
Hammerstein,  de  eccleda  et  staitu  joridice 
consideraüs.  Treviris  (1886J  p.  146  fflr  rein 
kirchliche  Anstalten  (res  mere  ecclesiasticae). 

5  Jansen  1.  c  p.  79;  ▼.  Hammerstein, 
die  Schnlfrage.  2.  Aufl.  Freiburg  1877.  S.  33; 
de  Hammerstein  1«  c.  p.  146.  158;  Flor. 
Riess,  d.  moderne  Staat  u.  dl«  christliche 
Schule.  Freiburg  1868.  S.  18  leitet  aus  der  Ver- 
werthung  der  oben  Anm.  2  angeführten  Thesen 
des  Syllabus  die  positiven  S&tse  her :  „2)  In  der 
christlichen  Ordnung  ist  die  Schule  kraft  gött- 
lichen Rechtes  zugleich  eine  klrdülehe  Anstalt; 
sie  schliesst  deshalb  die  Trennung  von  der  Klxdie 
aus.  3)  Als  eine  solche  Anstalt  untersteht  die 
christliche  Schule  dem  kirchlidien  Lehramte; 
hiermit  unvertrigUch  ist  ihre  ausschlieisUdie 
staatlidie  Leitung''. 

0  Jansen  1.  c.  149. 

7  L.  c  p.  16^ 

s  Jansen  L  o.  p.  168;  de  Hammerstein 
p.  98;  RiessS.  7öff. 

9  Nach  de  Hammerstein  p.  182,  wenn  die 
Eltern  dies  verlangen,  und  wenn  ausserdem  die 
Errichtung  zum  öffentlichen  Nutzen  gereicht, 
was  aber  nicht  der  Fall  ist,  wenn  sdion  eine  hin- 
reichende Zahl  von  Sdiulen  durch  die  Kirche, 
insbesondere  durch  geistliche  (Genossenschaften 
gegründet  ist,  Ihnlich  auch  Jansen  p.  166  in 
Betreff  der  niederen  Schulen ,  wihrend  er  dem 
Staat  das  Redit  zur  Gründung  höherer  Sdiulen 
und  Universiaten  p.  174.  186  zubilUgt,  weU 
diese  von  den  Unterthanen  oder  von  anderen 
Korporationen  wegen  der  grösseren  Kosten  nicht 
leicht  errichtet  werden  können. 
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aacli  diese  nmtentelieii  nieht  adner  HiaaagebeBden  Lotung  S  und  Bamentiioh  ist  er 
nieht  befugt)  die  eBtseheid^de  Eiinwirkiuig  der  Kirche  mf  dieselben  anssiischiiessen^. 


//.    Da8  VerhältmH  der  Kirehe  mi  den  f>er$cMedenen  BUdungianatdlim, 

A.    Zur  Voücuchule. 

§.  237.    1,  Geschichtliche  BMeUung^ 

Die  BBrehe  hat  zwar  von  Jeher  die  Erziehang  und  die  ünterweisang  der  Jugend 
in  den  Kreis  ihrer  Angaben  einbezogen,  indessen  hat  es  sich  ftlr  dieselbe  dabei 
wesenflich  nur  nm  den  Unterricht  in  den  nothwendigen  Olanbenswahrheiten  des 
Ohristenthnms^  nnd  am  die  Ansbildnng  yon  zukünftigen  Geistlichen^  gehandelt.  Ab- 
gesehen von  der  karolingischen  Periode,  in  welcher  die  Gesetzgebung  bei  ihrer  Fflr- 
sorge  für  den  Yolksunterricht  gleichfalls  von  den  eben  gedachten  Gesichtspunkten 
beherrscht  gewesen  ist<^,  hat  die  Kirche  die  massgebende  Leitung  des  Unterrichts  bis 
Aber  das  Mittelalter  hinaus  ausschliesslich  in  ihrer  Hand  behalten  7. 

War  bis  zum  Ende  des  12.  Jahrhunderts  in  den  Bereisen  der  Laien,  selbst  in 
denen  der  oberen  Stände,  kein  Bedürfiiiss  nach  einer  anderen  Bildung  als  der  absolut 
nothwendigen  Vorbereitung  in  den  christlichen  Glaubenswahrheiten  hervorgetreten, 
und  genflgten  somit  die  daftlr  bestehenden  kirchlichen  Einrichtungen,  so  blieb  auch 
die  herrschende  Stellung  der  Kirche  noch  im  wesentlichen  unverändert,  als  seit  der 
erwähnte  Zeit  unter  den  Bürgern  der  emporblflhenden  Städte  sich  die  Nothwendig- 
keit  nach  einer  besonderen  weltlichen  Bildung,  nach  den  für  den  Handel,  das  Gewerbe 
und  das  Handwerk  erforderlichen  Kenntnissen  geltend  machte.  In  Anknüpfung  an  die 
frühere  Sitte,  dass  der  Pfarrer  Unterricht  ertheilte  und  Schule  hielt,  wurden  seit  dem 
13.  Jahrhundert  in  einer  Reihe  von  Städten  unter  thätiger  Theilnahme  der  Gemeinde- 
behörden und  Bürger  Schulen  bei  den  Pturreien  b^pründct  ^  da  die  alten  Pfarr-*  und 


1  Jansen   spricht  sogst  dem  Staste  (abge-  Mittelalters.    Stralsand   1843;    Job.  Müller, 

sehen  Yon  den  Unlrersititen)  das  Recht  der  Lei-  Vor-  und  frühreformatorische  Schulordnungen 

tiing  der  Ton  ihm  erriditeten  Schalen  überhaupt  u.  Sohulyertrilge  in  deutscher  u.  niederiindisoher 

ab.    Bei  niederen  soll  er  diese  den  Kommunen  Sprache.    II.  Abth. :    Schulordnungen  a.  d«  J. 

übertragen,  bei  höheren  den  letzteren  oder  der  1296—1605.  Zsohoppau  1886.  Einzelne  Matoria- 

Prorina  oder  beiden  gemeinschafllieh  p.  166.  lien  auch  bei  Mono,  Schulen  d.  16.  Jahrhuu- 

175.  186.  derts  i.  d.  Ztschr.  f.Qesch.  d.  Oberrheins.  Karls- 

s  S.  0.  S.  574  n.  5,  Jansen  p.  91.  166. 187.  ruhe  1860.  1,  257  ff.  (Stiftsschulen) ;  2,  129  ff. 

3  Um  die  Geschichte  ^w  Unterrichtswesens  (Stifts-,  lateinische,  Bürger-,  Stadt-  und  Dorf- 

und  insbesondere  des  Yolksunterriohtes  handelt  es  schulen,  über  letztere  aus  dl  17.  Jahrb.)  u.  8, 

siehhlernicht  YgLH.Heppe, Oes€h.d. deutsch.  309--318  (Bürgerschulen  d.  16.  u.  17.  Jahrb.). 

Yolksschulvesens.    Gotha  I8Ö&— 1860.    6  Bde.  «  S.  0.  S.  477.  478. 

K.  T.  Raumer,  Gesch.  der  Pftdagogik.    Stutt-  &  S.  0.  S.  492  ff. 

gart  1843  ff.    3.  Aufl.    1857-1861.    4  Bde.;  •  S.  493  ff: 

J.  W.  Karl.  Ueber  die  alten  und  neuen  Schu-  ?  S.  496  ff. 

len.  Mainz  1846;  F.  A.  Specht,  Geschichte  d.  »  Bo  werden  schon  i.  J.  1234  Pfarrschulen  in 

Unterrichtswesens  in  Deutschland  Ton  den  il-  Köln,  Ennen,  Gesch.  d.  Stadt  Köln.    Köln.  u. 

testen  Zeiten  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts.  Neuss.  1863  ff.  1,  760.  761;   1260  in  Worms, 

Stuttgart  1886 ;  S c h 0 n  1  au ,  geschichtliche  No-  Sehannat  bist,  episcop.  Wormatiensis  Francof . 

tizen  über  Volksschulen  v.  9.  bis  14.  Jahrb.  1784.  2,  128.  erwlhnt. 

Paderborn  1886;  Daisenberger,  d.  Volks-  0  In  denen  jetzt  zum  Theil  auch  an  Laien 
schulen  1.  d.2.  Hälfte  des  Mittelalters.  Dillingen  Unterricht  gegeben  wurde,  Tgl.  die  Nachweisun- 
1885;  Fr.  Gramer,  Gesch.  d.  Eniehung  u.  d.  gen  bei  Tittmann,  Gesch.  Heinrichs  d.  Er- 
Unterrichte  i.  d.   Niederlanden   während   des  leuchten.  2  Ausg.  Leipzig  1860.  2,  73.  74. 
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Stiftsschnlen  nieht  i^asrelohteii  ^  Von  den  StiltMchiilen  unterschieden  deh  dieee 
neuen  Anstalten  nur  dftdnreh,  daes  in  ihnen  der  niedere  Unterrieht,  d.  h.  Unter- 
richt im  Lesen,  Schreiben  nnd  in  den  Anfangsgründen  des  Lateinischen  ertheilt  wurde, 
während  den  ersteren  der  höhere  Unterricht  verblieb^.  In  den  bischöflichen  Städten 
sind  solche  Behulen  unter  Autorität  der  geistliehen  Behörden  errichtet  worden  3.  Die 
letzteren  haben  die  Anordnungen  ftr  dieselben  erlassen^,  und  der  Scholaster  des 
Domstiftes  hat  nicht  nur  das  Aufsichtsrecht  Über  sie  geflbt,  sondern  auch  fttr  die 
Regel  den  Lehrer,  welcher  aus  den  Erträgnissen  des  Schulgeldes  besoldet  wurde, 
bestellt  ^.  Da  andererseits  die  Gemeinden  die  Schulen  aus  ihren  Mitteln  gegründet 
hatten  und  auch  zu  unterhalten  verpflichtet  waren^  so  machten  «ieyielfacfa  Versuche, 
die  Besetzung  der  Lehrerstellen  in  die  Hände  zu  bekommen^,  indessen  gelang  es 
meistens  dem  Scholastem,  welche  allein  die  venia  docendi  ssu  ertheilen  befugt  waren  ^, 
sich  im  Besitze  ihres  Rechtes  zu  behaupten  ®.   In  den  anderen  Städten,  in  denen  aller- 


i  tJrk.  d.  K&rdinallegftten  Hugo  an  d.  Blsoliof 
▼.  Lübeck  ▼.  1262,  Cod.  dipl.  Luboo.  T.  1,176: 
^orrecta  nobis  ex  parte  consulum  Lnbicensiam 
petitio  continebat,  nt  cum  ad  scolas  Ynalorig 
eecletiae  piopter  ^am  labricam  et  prollxam 
pneris  ipsonim  difflcilis  alt  aoceasus,  llcenclam 
edülcandi  böoUb  alias  Inxta  forensem  parOcbiam 
paeria  elementaiUa  oportnnat  eisdem  concedere 
dignaremar^;  Konzession  zar  Gründang  e.  Schule 
b.  d.  S.  Magdalenenkircbe  in  Breslau  ▼.  1267, 
Korn,  BreHauer  Urkdbefeu  Breelau  1870.  1 ,  36 : 
„proposuistis  .  .  quod  puerl  yestrl  et  maxime 
parmli  frequentantes  scolas  extra  muros  ciTitatls 
Yratislav.,  dum  ad  easdem  scolas  accedunt,  tum 
propter  locomm  distantiam  ac  passus  et  accessus 
difflclles,  qui  sunt  In  pontibus  strlctis  et  fractls 
super  flumina,  tum  etlam  propter  muHitudinem 
hominnm,  carruum  et  equorum  per  praedictos 
pontes  et  ylam  frequentantes  et  assldue  trans- 
euAtium  multa  ineommoda  sustlnent,  non  sinie 
magno  propriarum  periculo  personarum".  Vgl. 
femer  die  folgenden  Anmerkungen. 

^  Vgl.  Specbt  S.  240.  S.  auch  die  Gitate  in 
Anm.  4. 

'  S.  0.  Anm.  1. 

«  So  die  a.  a.  0.  cit  ürk.  v.  1267,  welche  be- 
stimmt, dass  in  der  neu  errichteten  Schule  die 
kleinen  Knaben  das  Abc,  das  Ysterunser,  den 
englischen  Oniss,  das  athanaslanische  Glaubens- 
bekenntnisB ,  die  sieben  Busspsalmen ,  den  Ge- 
sang und  die  regulae  pueriles  lernen-,  sowie  Im 
Donat,  Gate  und  Theodul  unterrichtet  werden 
sollen,  Tgl.  weiter  die  Urk.  für  die  Elisabeth- 
schule In  Breslau  t.  1293,  Korn  a.  a.  0.  S.  59; 
für  die  Schule  b.  d.  Jacobskirche  in  Lübeck  t. 
1262,  Cod.  dipl.  Lubec.  1. 1, 240.  S.  jfemer  die 
Satzungen  des  Erzblschofs  Engelbert  n.  ▼.  Köln 
T.  1270  für  den  Küster  und  Schulmeister  der 
Pfarrkirche  zu  Bigge,  Seibertz,  Urkdbch., 
Landes-  u.  Rechtsgesch.  Westfalens  1,  435  über 
die  Pflicht  desselben,  persönlich  die  Kirchsplels- 
Jngend  während  bestimmter  Stunden  Im  Lesen 
und  Schreiben  zu  unterrichten,  sowie  über  die 
Androhung  ron  12  Mark  Strafe  für  die  Pfarrein- 
gesessenen, welche  Ihre  Kinder  nicht  in  die 
Schule  schicken. 

5  Bd.  U.  S.  101 ;    die  bisdidflich  besUttgte 


concordia  inter  scholast.  Hamb.  et  luratos  eeeles. 
S.  NieoUd  v.  1289,  Laf^penberg,  Hamburger 
Urkdbch.  1,  706:  „Scholasticus  Hamburg.  .  .  . 
dletas  novas  scolas  tenebit  et  possldeblt  in  sua 
custodia,  eo  Iure,  quo  seolas  apud  8.  Marlam  dU 
noscitur  tenuisse  et  maglstrum  Instltuat  pro  sua 
toluntate  .  .  Sl  yero  questus  et  preclnm  scola- 
rlum  apud  s.  Nloolaum  frequeutanttum  adeo  f oe- 
rlt  exlle  et  tenue,  quod  scolastlcuB  Hamb.  sine 
dampno  suo  et  salvo  preclo  scolarium  fyequen- 
taaclum  ad  S.  Marlam  magistrum  toells  S.  Nicolai 
non  possit  preflcere  ...  ex  tunc  oonsules  taliter 
ordlnabunt . . .  ne  supradlctus  soolastlcns  in  ma- 
gifltro  praefl^ende  scolis  S.Nicolai  dampnwn  ali«- 
quod  paciatur". 

«  Dipl.  T.  1262  m  Cod.  dipl.  Lub.  L  1,  !^: 
„de  scolis  aBtediotifl  edifloandis  yel  reflclendli 
in  posterum  nihil  ad  scolastlcum^;  Beschluss  d. 
bremischen  Biocesansynode  r.  1900,  Ehmck 
u.  y*  Blppen,  brem.  Urkdboli.  BBemen  1873. 
1,  566:  „quod  procnratores  seu  prorisores  ecde- 
siarum,  qulbus  fabrlca  ac  structuramm  reparatio 
sunt  commlsse,  ad  reparatlonem  seu  reedlflcatlo- 
nem  scolarum  earundem  ecclesiarum  de  iure  te- 
nebuntui". 

7  Specht  S.  252.  Ygl.  welter  über  diese 
Kämpfe  G.  L.  T.  Maurer,  Gesch.  d.  St&dtever- 
fassung  In  Deutschland.  Erlangen  1869  ff.  3, 
61  if.  und  Krlegk,  deutsches  BQrgerthum  1. 
Mittelalter.  N.F.  Frankfurt  a.  M.  1871v  S.64ir.; 
Meister,  d.  deutschen  Stadtschulen  u.  d. 
Schulstrelt  1.  Mittelalter.  1868.  S.14ff.;Kam- 
mel,  Gesch.  des  deutschen  Schulwesens  im 
üebergang  t.  Mittelalter  zur  Neuzeit.  Leipzig 
1882.  S.  66  ir.  126  ff. 

8  S.  0.  8.  600. 

•  So  In  Lübeck,  dt  ürk.  t.  1262:  „ut  omnls 
calumpnlae  scmpulum  fnturis  temporlbus  ampu- 
tetuT,  memoratus  scolastieas  cnm  suis  suecesso- 
rlbus  omnem  auctorltatem  et  potestatem ,  nullo 
"prorsus  artleulo  exeepto  vel  exclplendo  super 
slngulls  ciroumstantlis  in  scolis  ante  dlctis  obti- 
neibit,  quam  In  scolis  maioris  eccleslae  dlnoscHur 
haetenus  habulsse^;  In  Hamburg,  vgl«  die  Anm. 
6  cit.  Urk.  T.  1289,  obwohl  Martin  IV.  1281 
(Potthast,  reg. n. 21769,  Lappenberg,  Ham- 
burger Urkdbch.  1,  662)  den  Parochianen  dieser 
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dings  aaoh  Schulen  in  Verbindmig  mit  ElOgtem  oder  Pfarreien  bestanden  \  ttbten  da- 
gegen vielfach  die  Landesherren  oder  die  Gemeindebehörden  hinsichtlich  der  von 
ihnen  begrOndeten  Schalen  ihrerseits  das  Recht  der  Anstellung  der  Lehrer  und  der 
SchnlanMcht  ans^.  Von  einem  Gegensatz  dies^,  seit  dem  13.  Jahrhundert  entstan- 
denen Schulen  zu  der  Kirche  und  zu  den  kirchlichen  Schulen  ist  indessen  keine  Rede 
gewesen  3.  Die  erwähnten  Rechte  sind  weder  von  den  Landesherren  noch  yon  den  Städten 
als  prinzipiell  staatliche  oder  kommunale,  noch  viel  weniger  unter  Lengnung  der  Be- 
rechtigong  der  Kirche  zur  Gründung  und  Leitung  von  Schulen  beansprucht  worden, 
vielmehr  nur  nach  Analoge  des  Patronatrechtes  deshalb,  weil  in  Ermangelung  zu- 
reichender kirchlicher  Anstalten  die  Fflrsten  und  die  Kommunen  ihrerseits  mit  ihren 
Mitteln  fftr  die  Errichtung  von  Schulen  eingetreten  waren  und  ftlr  die  fortdauernde 
Unterhaltung  derselben  sorgten^. 

Schulen  der  einen  oder  anderen  Art  wurden  seit  dem  13.  Jahrhundert  auch  in 
den  kleineren  Städten  errichtet  und  waren  also  hier  zur  Zeit  der  Reformation  vor- 
handen, während  es  dagegen  bis  dahin  auf  dem  Lande  fOr  die  Eonder  des  Land- 
volkes an  derartigen  Anstalten  so  gut  wie  ganz  gefehlt  hat^,  und  die  letzteren  nur 
den  nothdflrftigen  Katechismusunterricht  erhielten  <^. 

Erst  die  deutsche  Reformation  gab  einen  bedeutsamen  Anstoss  zur  Weiterent- 
wicklung der  Schuleinrichtungen  7,  dessen  Einwirkungen  sich  auch  die  katholische 
Kirche  nicht  entziehen  konnte  ^.  Immerhin  blieb  indessen  vorerst  sowohl  in  der  katho- 


Pfarrei  das  Recht  zur  Errichtang  von  Schulen 
and  die  freie  Anstellung  und  Absetzung  des 
Lehrers  bewilligt  hatte. 

<  8.  z.  B.  die  Zusammenstellung  bei  Tltt- 
mann  a.a.O.  S.  73.  Diesen  wurden  auch  öfters 
Zuwendungen  gemacht,  um  eine  Schule  zu  hal- 
ten, so  z.  B.  in  Altenburg  a.  a.  0.  S.  72. 

*  So  wurde  im  13.  Jahrb.  das  Rektorat  der 
Schule  in  HannoTer  durch  den  Herzog  besetzt, 
welcher  freilich  1!282  den  Bürgern  die  Zusiche- 
rung ertheilte,  keine  andere  Person,  als  die  von 
den  4  eastellanis  (Burgmannen)  in  Loewenrodhe 
und  Ton  4  Bürgern  HannoTers  Torgeschlagene,  an- 
zustellen, Origines  Guelflcae  4,  198  u.  Grote- 
fend  u.  Fiedler,  Urkdbch. t. Hannoyer  1860. 
1,  42.  Weitexe  Beispiele  solcher  Uebertragungen 
des  Ernennungsrechtes  der  Lehrer  durch  die 
Fürsten  an  die  Stadtgemeinden,  wobei  sich  die 
ersteren  allerdings  vielfach  die  Bestätigung  vor- 
behielten, s.  bei  Qrotefend  U.Fiedler,  a.a.O. 
S.  250  (1378);  Mecklenburg.  Urkdbch.  2,  612 
(v.  127Ö),  für  Wismar  1279  u.  1331  in  Sencken- 
berg,  selecta  iuris.  Francof.  ad  Moen.  2,  470  u. 
499;  für  Stendal  die  Urkdn.  v.  1338,  G. 
Schmidt,  ürdbch.  d.  Hochstifts  Halberstedt 
3,  397.  403,  wo  die  früher  bischöflich  ertheUte 
Erlaubniss  für  den  Rath  wegen  der  Ansprüche 
des  ezemten  Kollegiatstifts  widerrufen  wird.  S. 
auch  Mono,  Ztschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins 
2,133. 

«  So  auch  Specht  a.a,0.  S.249;  Paulseu, 
Gesch.  d.  gelehrten  Unterrichts.  Leipzig  1886. 
S.  13.  Dies  ergiebt  sich  insbesondere  daraus, 
dass  die  Rechte  über  die  Schulen  öfters  durch 
Päpste  und  Bischöfe  den  Stadtgemeinden  ver- 
liehen worden  sind,  s.  S.  576  n.  9  und  die  in  der 
vor.  Anm.  aus  Senekenberg  cit.  Urkunden,  sowie 

HinBchim,  Kirchdarecht  IT. 


.daraus,  dass  man  in  kleineren  Stidten,  um  die- 
sen eine  Schule  zu  verschaffen,  das  Glöckneramt 
an  Leute  übertragen  hat,  welche  den  Kindern  im 
Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  im  lateinischen 
Kirchengesang  und  auch  wohl  in  den  Anfangs- 
gründen des  Lateinischen  Unterricht  geben  konn- 
ten. Back,  d.  evang.  Kirche  im  Lande  zwischen 
Rhein,  MoseL  Nahe  und  Glan.  Bonn  1872,  1, 
434. 

^  S.  die  Nachweisungen  bei  T 1 1 1  m  a  n  n  a.  a.  0.; 
Specht  S.  254;  Riezier,  Gesch.  Baiems. 
Gotha  1878.  2,  194;  Back  S.  434  ff. 

5  Back  S.  429;  Mone,  Ztschr.  f.  Gesch.  d. 
Oberrheins  2, 131.  Die  Olmützer  Synode  v.  1413, 
Hartzheim  5,  41.  verbietet  sogar  mit  Rück- 
sicht auf  hervorgetretene  Uebelstinde,  namentlich 
mehrfache  von  den  Schülern  verübte  Diebst&hle, 
„sub  poena  excommunicationis,  ut  nullus  scholas 
habeat  in  villa,  ubi  dudum  erectae  non  fueiint 
et  in  qulbus  tam  rector  quam  scholares  necessaria 
habere  non  possunt'^. 

e  0.  S.  478. 

"J  Allerdings  zunächst  (abgesehen  von  den  ge- 
lehrten Schulen)  wesentlich  der  städtischen, 
während  eine  Yolksschule  auf  dem  Lande  erst 
gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eingerichtet 
worden  ist,  s.  einerseits  die  sächsischen  General- 
Arükel  v.  1580.  Nr.  38,  Schreyer,  Cod.  d.  i. 
Sachsen  geltenden  K.  R.  S.  50  u.  d.  Schulord- 
nung V.  1580,  Cod.  August.  1, 594,  und  anderer- 
seits die  Sachs.  Generalartikel  v.  1557,  Richter, 
evang.  Kirohenordnungen  2,  186,  welche  die 
Dorfküster  blos  zum  Lehren  des  Katodiismus 
und  christlicher  deutsche^ Gesänge  verpflichten. 

8  Erst  seit  dieser  Zeit  weisen  die  Partikular- 
synoden wieder  Bestimmungen  auf,  welche  die 
Errichtung,  bez.  Wiederherstellung  der  Schulen 
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lisehen,  wie  auch  iB  der  protestantiBcken  Eirohe  die  frflhere  Ansehanmigy  dass  das 
Sehalwesen  eine  kirchliche  Angelegenheit  sei,  hemohend,  and  daher  hat  auch  noch 
der  Westftlische  Frieden  die  Einrichtung  der  Schol&mter  als  ein  Annexiim  der  Reli- 
gionsttbong  bezeichnet  i.  In  der  evangelischen  Kirche  fUirte  aber  diese  Anffiftsaiing 
dazn,  den  Landesherren,  welche  an  der  Spitze  derselben  standen/  als  Anstosi  des 
s.  g.ju8  epücopaU  das  Recht,  ihrerseits  das  Schulwesen  sn  ordnen  nad  die  Anfincht 
Aber  die  Schulen  zu  fahren,  beizulegen  ^.  Diese  suchten  vor  Allem  nach  dem  dreissig- 
jährigen  Kriege,  während  dessen  das  Schulwesen  der  völligen  Zerrflttung  anheim- 
gefallen war,  durch  ausführliche  Schulordnungen  den  Volksunterricht  wieder  her- 
zustellen und  zu  fordern  3.  Auch  wurde  schon  damals  in  ^nzelnen  Territorien 
der  Schulzwang,  d.  h.  die  Pflicht  der  Eltern  ihre  Eonder  von  einem  gewissen  Alter 
ab  ^  und  während  einer  bestimmten  Zeit  bei  Vermeidung  von  Strafe  in  die  Schulen 
zu  schicken,  eingeführt  und  die  Tragung  der  Schullasten  geregelt.  Hatten  auch  diese 
Bemllhungen  auf  dem  Lande  unter  den  leibeigenen  Bauern  keinen  grossen  Erfolgt, 
und  ist  erst  im  fönenden  Jahrhundert,  im  Zeitalter  der  Aufklärung,  namenflich  durch 
die  Bestrebungen  Friedrich  Wilhelms  I.  und  Friedrichs  d.  Gr.  ^  der  Grund  zu  den 
noch  heute  bestehenden  Volksschuleinrichtungen  in  Preussen  und  in  den  anderen 
deutschen  Staaten  ^  gelegt  worden,  so  war  doch  damit  der  Auffassung,  dass  der  Staat 
kraft  eigenen  Rechtes  das  Schulwesen  zu  regeln  und  zu  fördern  habe,  der  Weg  ge- 
ebnet, so  dass  diese  im  18.  Jahrhundert  die  herrschende  werden  konnte.  Fflr  die 
staatliche  Neugestaltung  bot  sich  aber  kein  anderer  Anhalt  als  die  früher  kirchlioher- 
seits  eingefllhrte  Pfarr-  oder  Kflsterschule  dar,  und  so  blieb  vorerst  die  alte  Verbin- 
dung zwischen  der  Schule  und  der  Kirche  insoweit  bestehen,  als  der  Küster,  der 
Gehfllfe  des  Pfarrers,  zugleich  das  Amt  des  Schullehrers  versah  ^,  und  die  kirchlichen 


„in  dvltstibas,  oppidis  et  pagis^  anordnen,  die  liehen  Hechts  von  den  iara  eplseopalia  nnd  der 
Prüfnng  der  Lehrer  durch  den  Bischof,  General-  Uebergang  zn  der  Anffassnng  des  18.  Jahrh.,  dass 
vlkar  oder  einen  damit  beauftragten  Landdekan,  das  Schulwesen  eine  Angelegenheit  der  landes- 
namentlich auch  in  Betreff  ihres  kirchlichen  herrlichen  Polisei  sei,  zeigt  sich  Jetzt  schon  da- 
Glaubens ,  Yorschreiben ,  ihnen  vor  dieser  Prü-  rin ,  dass  die  Regelung  desselben  nicht  mehr, 
fung  und  (nach  dem  Tridentinum)  auch  vor  Ah-  wie  frfiher,  in  den  Kirchenordnnngen ,  sondern 
legung  des  tridentinischen  Olauhensbekennt-  durch  besondere  Schulgesetze  und  Schnlord- 
nisses  die  Ausübung  der  Lehrthitigkeit  und  den  nungen  Yorgenommen  wird. 
Pfarrern  die  Zulassung  nicht  qualiüzirter  Lehrer  4  Zuerst  durch  die  hessendarmstidtische  Schul- 
zu  der  letzteren  verbieten,  endlich  eine  regel-  Ordnung  v.  1628,  dann  durch  die  berfihmte 
missige  Aufsicht  durch  die  Pfarrer,  Land-  Schulordn.  d.  Herzogs  Ernst  t.  Sachsen-Ootha  v. 
dekane  und  Scholastici  des  Domsüfts  einscharfen,  1642,  demnächst  auch  in  katholischen  Lindem, 
s.  z.  B.  Köln  1636.  1650,  Mainz  1549,  Trier  wie  z,  B.  im  Bisthum  Münster  1676  und  in 
1549,  Cambray  1550,  Augsburg  1M7,  Salzburg  Churmainz  1682,  Hoppe,  Geschichte  d.  deut- 
1669,  Constenz  1567,  Münster  1570,  Breslau  gehen  Volksschulwesens  2,  37.218;  3,  192  u. 
1580,   Constanz  1609,  Augsburg  1610,   Köln  2  89  i  t     * 


1612,   Osnabrück  1628,   Münster  1656,   Köln  * 5  Henne  3  37 

1662 und  Paderborn  1688,  Hartzheim  6,  302.  .  vi  v\  Oä  'q^nt^mw  <717  «    40  q«« 

538.  680. 606. 639. 680 ;  7,  201.  374.  464.  624;  ^IJji^^' ^v hS?    ^J  ilJI*  ^irltt 

8,  385.  888;  9,  81. 163.  437.  818.  1064  u.  10  ^^^miITi  AV7   H.r«^'  ^Ics  ^  ft^ 
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L  1,  627  u.  L  2,  267,  Hoppe  a.  a.  0.  3,  8  ff.; 


t  L  P.  0.  Art.  V.  S.  31 :   .Oulusmodi  annexa  ^r'clt^'^BtÄ^X^rq  ^^ 

patconatus  aliaque  slmilia«.  »  ^  *'  ^^'^  °®PP^  *•  ''  ^'  ^'  ^^  ^' 

«  Beinkingk,  tract.  de  regimine  secnlari  et  '  8.  namentiioh  über  die  katholiscben  Staaten 

eodesiast.  IIL  Q.  1.  c  1  (ed.  1641,  p.  498);  B.  Hoppe  1, 18ff. ;  Strack,  Geschichte  des  deut- 

Oarpzow,  InrlsprudentUconsistorialisLI.  tit  »chen  VoUsschulweswis.    Gütersloh  187^    S. 

I.  def.  9.  220  ff.  256  ff.            ^ 

9  Die  aUmihliche  Loslösung  des  landesherr-  »  Mono  a.  a.  0. 2,  132. 
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Amtsteiger  die  Schnlaufaicht  führten,  und  zwar  am  so  mehr,  als  die  einzelnen  deut- 
schen Territorien  noch  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  überwiegend  ihren  spezifisch 
konfessionellen  Charakter  bewahrt  hatten. 

Hit  dem  Verlauf  des  18.  Jahrhunderts  war  somit  die  ursprüngliche  kirchliche, 
diePfSuT-  oderEüstersohule,  welche  hauptsächlich  im  Interesse  derKatechismuslehre 
die  Jugend  auch  in  gewissen  elementaren  Kenntnissen  unterwiesen  hatte^  zur  mo- 
dernen Volksschule  geworden.  Ohne  dass  dieselbe  ihren  früheren  Charakter  als 
kirchliche  Erziehungsanstalt  einbüsste,  erhielt  sie  jetzt  die  Bestimmung,  dem  Bürger 
und  Landmann  die  Air  das  spätere  bürgerliche  und  bäuerliche  Leben  unentbehrlichen 
Kenntnisse  zu  yermitteln,  und  wurde  nunmehr  insofern  eine  staatliche  Anstalt,  als 
ihre  Einrichtungen  durch  den  Staat  geregelt  wurden,  und  die  staatlichen  Behörden 
die  Leitung  und  Aufsicht  des  Schulwesens  zu  üben  hatten ',  wenngleich  die  Unter- 
haltung der  Schulanstalten  fast  ausschliesslich  den  Gemeinden  zur  Last  fiel. 

In  Folge  des  Interesses  des  Staates  an  der  Volksschule,  der  Entwickelung  einer 
besonderen  Wissenschaft  der  Pädagogik,  sowie  der  durch  die  erweiterten  Kultur- 
und  Lebensaufgaben  bedingten  besonderen  Heranbildung  der  Volksschullehrer  ist  der 
staatliche  Charakter  der  Volksschule  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  immer  stärkerer 
Ausprägung  gelangt,  und  seitdem  im  Zusammenhange  mit  allen  diesen  Momenten  auch 
besondere  staatliche  Schulverwaltungen  und  SchulaufsichtsbehOrden  errichtet  worden 
sind,  bildete  die  Volksschule  eine  von  der  Kirche  getrennte,  völlig  selbstständige  Ein- 
richtung, zu  welcher  die  letztere  —  wenigstens  in  Deutschland  —  nur  noch  insoweit 
eine  Beziehung  hat,  als  die  religiöse  Erziehung  als  Grundlage  für  den  Volksschul- 
unterricht festgehalten  worden  ist,  und  die  Lokalaufsicht  noch  durch  kirchliche  Organe, 
wenngleich  meistens  nur  kraft  staatlichen  Auftrags,  gehandhabt  wird  ^. 

Als  sich  die  gedachte  Entwicklung  in  Deutschland  zu  vollziehen  begann,  haben 
die  katholischen  Eirchenoberen  theils,  weil  sie  selbst  von  den  Bestrebungen  der  Auf- 
klärungsperiode beherrscht  waren,  theils,  weil  zunächst  die  frühere  Verbindung  der 
Kirche  mit  der  Schule  und  der  ausschliesslich  konfessionelle  Charakter  der  letzteren 
aufrecht  erhalten  blieb,  sie  keineswegs  zu  verhindern,  vielmehr  in  einzelnen  Terri- 
torien ihrerseits  sogar  zu  fordern  gesucht. 

Erst  im  Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts,  seitdem  die  Selbstständigkeit  der  staat- 
lichen Schule  sich  immer  weiter  entwickelt  hatte,  und  derselben  bei  der  grösseren  Ver-* 
mischung  der  Bevölkerung  nicht  mehr  überall  der  konfessionelle  Charakter  gewahrt 
bleiben  konnte,  hat  die  in  der  katholischen  Kirche  immer  weiter  um  ach  greifende 
und  sieh  verstärkende  ultramontane  Strömung  in  der  richtigen  Erkenntniss,  dass  eine 


<  YgL  preuss.  A.  L.R.  IL  12.  $.  1:  ^^Schalen  Schwab,  Fr.  Berg.  Würzburg  1869.  S.  107,  nach 
und  UniYersititen  sind  Yeranäaltungen  des  welchemFr.LndTr.T.Ertbal,  Bischof  t.  Würzburg 
Staates,  welche  den  Unterricht  der  Jagend  in  (1779 — 1791),  es  als  einen  Wahn  bezeichnet  hat, 
nützlichen  Kenntnissen  nnd  Wissenschaften  zur  „als  sei  das  Schulwesen  eine  Sache,  welche  man 
Absicht  haben^  $.  2:  „Dergleichen  Anstalten  der  Geistlichkeit  Überlassen  müsse,  als  gebühre 
sollen  nur  mit  Yorwissen  und  Genehmigung  des  ihr  die  Direktion  des  Schulwesens  allein,  und 
Staates  errichtet  werdend  Selbst  in  den  geist-  der  Beamte  sei  nur  da ,  um  Vollstrecker  der- 
lichen  Territorien  wurde  im  18.  Jahrhundert  die  jenigen  Befehle  zu  sein,  welche  das  Seelsorger- 
Leitung  des  Schulwesens  nicht  einmal  als  eine  amt  zu  erlassen  für  gut  finde,  aber  selbst  in  Yoll- 
zein  kirchliche,  sondern  mehr  als  landesherrliche  zug  zu  setzen  aus  Abgang  äusserer  Zwangsmittel 
Angelegenheit  betrachtet ,   v.  Sartori,   geist-  nicht  yermöge^ 

liches  und  weltliches  Staatsrecht  d.  deutsch.  Erz-  >  Ja  auch  zum  Theil  der  Kirche  die  Besorgung, 

etc.  Stifte.  Bd.  U.  U.  1,  337  ($.1381);  Esser,  Leitung  und  Ueberwachung  des  Beliglonsunter- 

Franz T.  Fürstenberg.  Münster  1842.  S.  162 ff.;  ilohts  überlassen  ist.  S.  den  folgenden  S- 
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selbstständige  staatliehe  Volkssehule  der  Herrschaft  des  Ultramontanismas  eines  der 
grOssten  Hindernisse  entgegenstellt,  diese  zu  bekämpfen  angefangen.  Nachdem  zu- 
nächst in  Frankreich,  gegenüber  dem  Lehrmonopol  des  Staates,  der  von  Napoleon 
eingeführten  s.  g.  Btaatsnniyersität  ^  die  Freiheit  des  Unterrichts  anf  Gmnd  der  Rechte 
des  Vaters  nnd  der  Familie  verkflndet^,  und  dieser  Omndsati  zuerst  in  Belgien', 
dann  auch  in  Frankreich  selbst  zur  Durchführung  gelangt  war^,  wurde  auch  in 
Deutschland,  wo  schon  vorher  die  kirchlichen  Oberen  in  manchen  Staaten  gegen 
einzelne  staatliche  Schuleinrichtungen  und  Massnahmen  der  Schulverwaltang  protestirt 
hatten^,  seit  dem  Jahre  1848  von  den  Bischöfen  die  Aenderung  der  bisherigen  Volks- 
schuleinrichtungen im  Interesse  der  kirchlichen  Beherrschung  der  Schule  in  mehr 
oder  in  minder  umfassendem  Masse  getordert  ^.  Freilich  haben  sich  die  meisten  Staaten, 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  prinzipielle  Stellung  der  Volksschule,  obgleich  zum  Theil 
erst  nach  einem  gewissen  Schwanken,  diesen  Ansprüchen  ^  gegenüber  ablehnend  ver- 


^  Lebon,  Staatsrecht  d.  franzos.  Republik. 
Freibarg  1^6  (Marquardsen,  Hdbcb.  d. 
ofTentl.  Rechts  lY.  1.  Abth.  6).  S.  133. 

2  Zaer8t(1817)yon  Lammen  als,  s.  Fried- 
rich, Geschichte  des  yatikanischen  Konzils. 
Bonn  1877. 1,  69  ff.  123  ff. 

3  ConsÜtution  v.  26.  Februar  1831.  An.  17: 
„L'enseignement  est  llbre;  tonte  mesure  prtf- 
ventive  est  interdite :  la  Impression  des  dAlts 
n^est  regime  que  par  la  loi";  vgL  dazn  anch  lol 
organiqiie  de  Tinstraction  primaire  v.  23.  Sep- 
tember 1842,  u.  A.  1.  Arch.  f.  k,  K.  R.  46, 276 
und  Friedberg,  Gränzen  S.  640. 

«  Schon  dnrch  das  Gesetz  ^.28.  Jnni  1838  be- 
treffend den  Yolkssohnlnnterricht  (enseignement 
primaire),  später  durch  die  loi  organiqne  snr 
renseignement  du  16  mars  1880,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  48,  116  u.  Andrtf,  cours  alphab^tlque  de 
l^gislatlon  ciYile  eccUsiastique.  ^d.4.  3, 368 ff., 
vgl.  a.  a.  0.  S.263  ff.;  Gaudry,  traittf  de  la  W- 
gislation  des  cultes  2,  661  ff.;Lebona.a.  0. 
S.  32. 133. 

B  Brück,  d.  oberrheinische  Kirchenprovinz. 
Mainz  1868.  S.  164  ff. 

«  Die  Würzburger  Denkschrift,  o.  S.  674  n.  3, 
verlangt  die  Freiheit  in  der  Ausübung  des  gött- 
lichen Rechtes  „der  Lehre  und  Erziehung^  und 
als  nothwendige  Folge  desselben ,  dass  die  Bi- 
schöfe „alle  zur  Ausübung  desselben  erforder- 
lichen Mittel,  die  zum  Lehren  und  zum  Erziehen 
bestimmten  Individuen  oder  Korporationen  so- 
wohl als  die  Lehrbücher  frei  zu  wählen  und  zu 
bestimmen"  haben.  Auf  dieser  Grundlage  pro- 
testirt die  Denkschrift  der  preussischen  Bi- 
schöfe V.  1849  gegen  die  Beschränkung  der 
Kirche  auf  den  blossen  Religionsunterricht  in 
der  Yolkssclinle  und  leitet  aus  der  Pflicht  der 
Eltern ,  ihren  Kindern  eine  religiöse  Erziehung 
zu  geben,  und  der  Befugnlss  der  letzteren,  eine 
solche  von  der  Kirche  zu  fordern,  für  dieselbe  das 
Recht  her.  Über  Jedweden  Unterricht,  da  stets 
die  Erziehung  dabei  mit  in  Betracht  komme,  zu 
bestimmen.  Femer  wird  das  Recht  auf  die 
kirchliche  Sendung  zum  Religionsunterricht  be- 
tont, und  es  werden  die  vorhandenen  katho- 
lischen Yolksschulen  als  kirchliche  Anstalten 
zur    selbständigen    Beaufsichtigung    durch  die 


Kirche  reklamirt,  indem  die  Bischöfe  behaupten, 
dass  die  vor  dem  Landrecht  vorhandenen  Schulen 
durch  dasselbe  nioht  zu  Staatsschuleu  geworden, 
vielmehr  konfessionelle  Pfarr-  und  Stiftsschulen 
unter  der  gesetzlichen  oder  herkömmlichen 
nächsten  und  oberen  Aufsicht  der  Kirehe  oder 
konfessionelle  Schulen  der  katholischen  Ge- 
meinden geblieben  seien  und  die  Stelle  der  vom 
Landrecht  gewünschten  Primärschulen  vertreten 
hätten,  Ginzel,  Arch.  f.  Kirchengesch.  2,  141. 
146.  161.  Die  Denkschrift  des  bairl sehen 
Episkopates  v.  1860  fordert  für  die  Bischöfe  die 
Mitwirkung  bei  neuen  organischen  Einrichtungen 
im  Yolksschulwesen,  die  Genehmigung  der  Be- 
stellung der  Yolkisohullehrer,  die  Einforderung 
des  Einverständnisses  bei  der  Anstellung  der 
Lokal-  nnd  Distrikts-Schulinspektoren,  die  Be- 
fugnlss, die  Lehrbücher  der  Religion  und  der 
biblischen  Geschichte  zu  bestimmen  und  die 
übrigen  SohuUehrbÜcher  hinsichtlich  ihrer  reli- 
giösen Tendenz  und  etwaiger  bedenklicher  Stel- 
len der  Censur  zu  unterwerfen,  endlich  auch 
ähnliche  und  entsprechende  Rechte  in  Betreff 
der  Schullehrerseminare,  a.  a.  0.  S.  216,  wäh- 
rend sich  die  Denkschrift  des  oberrheini- 
schen Episkopates  v.  1861  vorerst  damit  be- 
gnügte, die  Leitung  und  Ueberwachnng  des 
katholischen  Religionsunterrichts,  die  Bestim- 
mung der  Religionslehrbücher  und  die  Betrautmg 
der  Lehrer  mit  dem  Religionsunterricht  für  die 
Bischöfe  in  Anspruch  zu  nehmen,  a.a.  0.  S.  262. 
S.  aber  die  folgende  Anm. 

^  In  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  hatten 
die  Regierungen  in  ihren  Erwiderungen  der 
Denkschrift  v.  1861  den  Charakter  der  Schulen 
als  Staatsschulen  und  die  Nothwendigkeit  der 
ausschliesslichen  Leitung  des  Staates  betont,  den 
Bischöfen  aber  die  Genehmigung  der  einzufüh- 
renden Religionsbücher  zugestanden,  sowie  die 
Ertheilung  und  Beaufrichtlgung  des  Religions- 
unterrichtes durch  den  Ortsgeistlichen  und  die 
Berücksichtigung  der  kirchlichen  Wünsche,  na- 
mentlich bei  der  Zumessnng  und  Eintheilung 
der  Lehrstunden  zugesichert,  Brück  a.  a.0. 
S.  68;  Warnkönig,  üb.  d.  Konflikt  d.  Epis- 
kopates d.  oberrhein.  Kirchenprovinz  mit  den 
Landesregierungen.  Erlangen  1868.  S.  66.    Die 
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halten  ^  Ib  Folge  dessen  ist  es  in  einzelnen  Ländern  zu  Konflikten  mit  den  kireh- 
liehen  Behörden  gekommen^,  und  ferner  sind  solehe  naeh  dem  Jahre  1870  aus  Anlass 
der  Besehlttsse  des  vatikanisehen  Konzils  und  der  altkathoUsehen  Bewegung  hervor- 
gerufen worden  5. 

Im  ganzen  Verlaufe  des  Mittelalters,  als  die  katholische  Kirche  das  Schulwesen  aus- 
schliesslich beherrschte,  hatte  sich  für  sie  kein  Bedürfhiss  ergeben,  besondere  Normen 
über  das  Verhaltniss  der  Kirche  zur  Schule  aufzustellen  Jaselbstwährend  der  Entwick- 
lung der  Elementarschule  zur  staatlichen  Volksschule  im  18.  Jahrh.  war  ein  solches 
aus  den  schon  o.  S.  579  berührten  Oründen  noch  nicht  fOhlbar  geworden,  vielmehr 
ist  dasselbe  erst  im  Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts  einestheils  in  Folge  des  starkem 
Betonens  des  staatlichen  Charakters  des  Volksschulwesens  durch  die  weltliche  Gesetz- 
gebung und  anderntheils  in  Folge  des  Bestrebens  der  Kirche  nach  voller  Unabhängig- 
keit vom  Staat  und  nach  voller  Verwirklichung  der  kurialen  Ansprüche  in  Bezug  auf 
die  Schule  hervorgetreten.  Trotzdem  hat  aber  die  kirchliche  Gesetzgebung  allge- 
meine, das  Verhaltniss  der  Schule  regelnde  Normen  nicht  erlassen,  vielmehr  müssen 
die  einzelnen  von  ihr  als  massgebend  erachteten  Grundsätze,  welche  sämmtUch  als 
Folgerungen  aus  ihrem  göttlichen  Recht  zur  Erziehung  und  zur  religiösen  Unterwei- 
sung des  Menschengeschlechtes  abgeleitet  werden,  aus  den  offiziellen  Kundgebungen, 
welche  in  Bezug  auf  einzelne  Staaten  und  spezielle  Fälle  oder  Konflikte  ergangen 


weitere  Denkflchrift  des  Episkopates  y.  18.  Jan! 
1863,  Freiborg  1863;  erklärte  Indessen  ($$.  8  n. 
19)  diese  Zugeständnisse  för  angenügend  und 
verlangte  auch  die  Ueberwachnng  des  profanen 
Unterrichts  und  hlnsiohUioh  des  letiteren  ähn- 
liche Rechte,  wie  sie  von  den  balrisohen  Bi- 
schöfen (s.  vor.  Anm.)  gefordert  waren.  In  den 
von  Württemberg  und  Baden  1857  a.  1859 
abgeschlossenen  Konkordaten,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
2,  240  u.  5,  86  ist  in  dem  in  beiden  gleichlau- 
tenden* Art.  7  aber  nur  bestimmt :  „episcopus 
(archiepiscopus)  ex  proprii  pastoralis  offlcii  mu- 
nere  religiosam  catholicae  luventutis  tum  instruc- 
tionem  tum  educationem  in  omnibus  scholis 
publicis  et  privatis  diriget  et  super  utraque  vigi- 
labit.  Perlnde  statuet,  quinam  ad  religiosam  in- 
stroctionem  libri  et  catechismi  adhibendi  sint.  — 
In  scholis  elementarüs  religiosa  instructio  a  pa- 
rochis  tradetui,  in  reliquis  scholis  nonnisi  ab 
iit,  quibus  ad  hoc  auotoritatem  et  misslonem 
episcopus  eontulerit  nee  poetea  revocaTerit^, 
immerhin  war  damit  die  einheitllohe  obere  Lei- 
tung des  Unterrichts  für  den  Staat  insofern 
aufigegeben,  als  das  Aufliiehtsreeht  desselben 
über  den  Religionsunterricht  nicht  gewahrt 
wurde,  und  die  württembergische  Regierung  hatte 
überdies  noch  in  der  Beilage  m  zum  Konkordat 
die  bedenkliche  Zusicherung  gemacht :  „Auf  das 
Elementarschulwesen  wird  dem  Bischof  der  mit 
der  bestehenden  Gesetzgebung  und  der  noth- 
wendigen  einheitlichen  Leitung  vereinbare  £in- 
fluss  gewährt  werden^,  vgL  Golther,  Staat  u. 
kathol.  Kirche.  S.  179.  Die  mit  dem  Bischof  v. 
Mainz  1864  abgeschlossene  hessische  Konven- 
tion hatte  diesem  unter  VI.  die  Leitung  uSd 
Ueberwachnng  des  katholischen  Religionsunter- 
richts an  den  ötfentlichen  Schulen  jeder  Art,  und 
unter  XYII.  ,;bls  zu  einer  Abänderung  der  be^ 


stehenden  Schulorganisatlon  allen  Wünschen 
und  Erinnerungen,  welche  die  Sicherstellung 
der  Schulen  vor  unkirchlichen  und  sittenver- 
derblichen Einflüssen  bezwecken,  jede  nur  thun- 
liche  Berücksichtigung"  zugesichert,  was  freUlch 
der  Kurie  noch  nicht  genügt  hat,  da  sie  dem 
Mainzer  Bischof  bedeutete:  „Quum  negotium 
quoad  scholas  primarias  seu  elementares  in  ec- 
clesia  catholica  magni  sit  momenti  eo  quod  ex 
ipsis  ut  plurimum  fidel  ao  morum  conservatio 
dependeat,  s.  Pater  vehementer  dolet,  id  adhuc 
suspensum  remanere.  Qua  re  rev.  episcopus  omni 
studio  operam  dablt,  ut  sua  propria  iura 
gubemium  recognoscat  et  praesertim,  ut  sibi 
auctorltas  sit  memoratas  scholas  moderandi,  ma- 
gistros  ellgendi  vel  saltem  eorum  electioni  ex- 
plidte  assentlendi,  eos  qui  munerl  suo  nou  recte 
satisfaciunt  expellendl,  catechismum  aliosque  iu- 
struotionis  libros  approbandi,  viros  qui  sua  vice 
scholas  advigUent,  deputandi  ac  tandem  facultas 
Bit  novas  scholas  pro  pueris  catholids  ellgendi, 
cum  ipsls,  nonnisi  eas  scholas,  ubi  catholica  doc- 
t^na  tradatur,  frequentare  ins  sit^,  Ztschr.  f.  K. 
R.  8, 350. 364.  In  N  a  s  s  a  u  wurde  dagegen  durch 
die  Min.  V.  v.  26.  Mal  1861  unter  IV,  a.  a.  0. 
2, 129,  dem  Bischof  blos  die  Leitung  und  Ueber- 
wa^JM  d^  katholischen  Religionsunterrichts 
'  anoen  öffentlichen  Schulen ,  sowie  die  thj|- 
llchste  Berücksichtigung  seiner  Yontellungefln 
Bezug  auf  Ihin  anstdssig  erscheinende  Lehr- 
bücher zugestanden. 

i  S.  die  Darstellung  des  geltenden  staatlichen 
Rechts  im  folgenden  §.  23a 

2  So  z.  B.  in  Baden  aus  Anlass  der  Gesetz- 
gebung des  J.i860,  Friedberg,  d.  Staat  u.  die 
katholische  Kirche  1.  Grsshzthm.  Baden.  Leipzig 
1871.  S.  74  fl: 

8  Vgl,  unten  die  Anmerkungen  zu  §•  ^^« 
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sind^y  oder  ans  den  mit  einzelnen  Regierungen  abgesehlossenen  Vereinbaningen^  ent- 
nommen werden. 


§.  238.    2.  Das  VerhältrUss  der  Kirche  zur  Volksschule  nach  dem  heutigen  Rechte, 
insbesondere  in  Deutschland  •^, 

I.  Die  allgemeinen  reehtlichen  Grundlagen  des  Yolkssehul- 
w  ese  ns.  In  den  deutschen  Staaten  gilt  das  Yolksschulwesen  als  eine  staatliche  An- 
gelegenheit, d.  h.  der  Staat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  ftlr  geeignete  Schulen  2u 
sorgen,  die  Anordnungen  Aber  die  Einrichtungen,  die  Lehrpläne,  die  Ausbildung  und 
Qualifikation  der  Lehrer,  ihre  Anstellung  und  ttber  die  Unterhaltung  der  Schulen 
zu  erlassen,  sowie  die  Oberaufsicht  über  das  gesammte  Yolksschulwesen  zu  fUiren^. 
Die  Kirche  ist  daher  rechtlich  allein  befugt,  in  Bezug  auf  das  letztere  deigenigen 
Einfluss  geltend  zu  machen,  welchen  ihr  der  Staat  durch  seine  Gesetzgebung  und  die 
auf  Grund  derselben  rechtsgültig  erlassenen  Anordnungen  einräumt. 

Die  heutige  offizielle  katholische  Lehre  erachtet  es  dagegen  für  ein  göttliches, 
durch  den  Staat  unentziehbares  Recht  der  Eltern  und  der  Familie,  Aber  die  Erziehung 
und  den  Unterricht  der  Kinder  zu  bestimmen  ^.  Sie  erklärt  lediglich  die  Earche  kraft 
ihrer  göttlichen  Mission  fQr  befiigt,  die  Eltern  in  der  Erfüllung  der  diesem  Recht 
entsprechenden  Pflicht  zu  beaufsichtigen,  und  nimmt  auf  derselben  Grundlage  aus- 
schliesslich für  die  Kirche  das  Recht  und  die  Pflicht  in  Anspruch,  für  geeignete 
Schulen  zu  sorgen  und  diese  zu  leiten,  damit  die  Kinder  die  erforderliche  katholische 
Erziehung  erhalten  können  ^.  Yon  diesem  Standpunkt  aus  hat  der  Syllabus  die  ge- 
dachten prinzipiellen  Grundlagen  des  heutigen  Yolksschulwesens  und  Yolkssohul- 
rechtes  reprobirt  7. 

n.  Die  öffentlichen  und  die  privaten  Schulen.  Nachdem  die  moder- 
nen Staaten  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  dass  jeder  Unterthan  im  Interesse  der  Er- 

^  Selbst  die  Reprobatioaen  in  den  o.  S.  674  Indimaiilitram  atsvmendi  fldes  et  oonTCrsttio  In- 

n.  2  citirten  SStzen  des  Syllabus,  welche  allge-  temerata  slt,  oportet.  Loco  moTebltür  qni  a  reeto 

mein  gehalten  sind,  beruhen  auf  Kundgebungen  tramlte  deflexerit^. 

Plus'  IX.  in  Betreff  des  sardinischen  Unterrichts-  3  Berücksichtigt    habe  ich  nur  die  Gesetz- 

gesetzes  y.  1848  und  in  Betreff  des  Schulkon-  gebung  deijenigen  Staaten ,  in  denen  sich  eine 

fliktes  in  Baden,  Aich.  f.  k.  K.  R.  13,  319.  338  erheblichere  Anzahl  Katholiken  befindet.    Die 

u.  12,  326.  Abweichungen  Ton  v.  S  c h  n  1 1  e ,  Lehrb.  d.  K.  B. 

^  S.  0.  S.  580  n.  7;  femer  das  österreichische  4.  Aufl.   S.  624  ff.  erkl&ren  sich  daraus,   dass 

Konkordat  y.  1856.   Art.  6 :   ^Omnls  iuyentutis  dieser  von  einzelnen  neuen  Schulgesetzen  (Saoh- 

catholicae  institutio  in  cunctis  scholis  tarn  publi-  sen ,  Hessen  und  Oldenburg)  noch  keine  Notiz 

eis  quam  privatis  conformis  erit  doctrinae  reli-  genommen  hat. 

gionis   catholicae.    Episoopi  autem  ex  proprii  «  Vgl.  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Yerwal- 

pastoralis  offlcii  munere  dirigent  rellgiosam  iu-  tungsrechts.  1,  224. 225. 228 ff.;  Edg.  Löning, 

Tentutis  educationem  in  omnibus  instruotionis  Lehrb.  d.  deutsch.  Verwaltungsrechts.    Leipzig 

locis  et  publicis  et  privatis  atque  dUigenter  ad-  1884.  S.  740.  743.  763  ff. 
Tigilabunt,  ut  in  quavis  tradenda  disciplina  nihil  &  Ries s  a.  a.  0.  S.  136  flL  211;  de  Ham- 

adslt,  quod  catholicae  religioni  morumque  ho-  mersteln  p.  187;  Jansen  146  ff.;  t^.  auch 

nestati  adversetur^;   Art  8:  „Omnes  scholarum  o.  S.  574  n.  9  u.  S.  676  n.  1. 
elementarium  pro  catholids  desünatarum  ma-  ^  Vgl.  auch  die  Piot.  Konz.  T.Köln  1860  und 

gistri  Inspectioni  ecclesiasticae  subditi  erunt.  Utrecht  y.  1866,   coIL  conc.  Lac  6,  364.  918; 

Inspectores  scholarum  dioecesanos  Maiestas  sua  Adresse  des  kftstenlindisch-krainiscken  Episko- 

caesarea  ex  Tiris  ab  antistite  dioecesano  propo-  pats  ▼.  1848,  des  dsterreichisehen  t.  1849,  ibid. 

sitis  nominabit    Casu  quo  iisdem  in  schoUs  in-  p.  1328.  1366,  und  t.  1877,  Arch.  f.  k.  K.  R., 

tsructtoni  religiosae  band  sufAcienter  proTisum  40,  101.    S.  femer  die  o.  S.  680  u.  6  u.  7  ci- 

sit,  episcopus  Tirum  ecclesiasticum  qui  discipu-  tirten  Denkschriften, 
lis  catechismum  tradat,    Ubere  constltuet.    In  ^  Nr.  XLV.  XLYII,  s.  o.  S.  574  n.  2. 
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ftülimg  der  Stastssweeke^ein  gewiflses  Mhiimnin  von  Bildmig  sich  zu  erwerben  ange- 
halten werden  mtlsse,  die  Pflege  des  Unterrichts  nnd  des  Unterrichtswesens  in  ihre 
Ai%aben  nnd  Zwecke  einbezogen  haben,  haben  sie  ihrerseits,  wenn  nicht  immer 
selbst  ans  staatliohen  Mitteln  Volksschulen  errichtet,  so  doch  mindestens  die  Gemein- 
den und  die  höheren  kommunalen  Organisationen  oder  auch  eigens  zu  diesem  Zweck 
gebildete  Verbände  (s.  g.  Schul-Gemeinden,  Sozietäten  oder  Verbände)  zur  Gründung 
nnd  zur  Unterhaltung  von  Volksschulen  verpflichtet,  sowie  die  Einrichtung  dieser 
Anstalten  und  die  Aufsicht  der  staatlichen,  mit  der  Verwaltung  des  Schulwesens  be- 
trauten Behörden  Über  dieselben  normirt  ^  Diese  staatlichen  oder  staatlich  geregelten 
nnd  beaufsichtigten  kommunalen  und  Verbandssohulen  bilden  die  öffentlichen 
Schulen  3. 

Nach  der  Ansohaunng  der  Kirche  sind  diese  Schulen  prinzipiell  unberechtigt 
ihren  Zwecken  widersprechende  und  ihr  Erziehungsrecht  verkümmernde  Anstalten. 
Sie  nimmt  daher,  um  den  Besueh  dersdben  durch  die  katholische  Jugend  zu  verhüten, 
nicht  nur  das  Beeht  in  Anspruch,  eigene,  lediglich  von  ihr  geleitete  Anstalten  zu  er- 
richten, sondern  betrachtet  es  auch  sogar  als  ihre  ethische  Pflicht,  nach  Möglichkeit 
derartige  Schulen  selbst  zu  gründen  oder  wenigstens  die  Begründung  derselben  mit 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  herbeizuführend 

Mit  Büoksioht  hierauf  entsteht  die  Frage,  inwiefern  ihr  naeh  dem  staatlichen 
Recht  in  Deutschland  die  rechtliche  Freiheit  oflfen  bleibt,  die  gedachten  Einrichtungen 
ihrerseits  in  das  Leben  zu  rufen. 

Zunächst  ergiebt  sich  soviel,  dass  etwaige  von  der  Kirche  begründete  Schulen, 
weil  sie  nicht  den  Zwecken  des  staaüiehen  Schulwesens  dienen  und  nicht  den  fQr 
dasselbe  bestehenden  Normen  unterworfen  sein  sollen,  nicht  den  rechtlichen  Charakter 
von  öffentlichen,  sondern  nur  von  Privatschulen  haben.  Und  zwar  gilt  dies  selbst  in 
demjenigen  deutschen  Staaten,  in  welchen,  wie  z.  B.  in  Preussen,  Sachsen, 

1  Vgl.  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.  231  ff.  nt  catholid  abiqae  loeorom  piopiias  cibi  seholas 

„  *;*  ^  Jt^"'**  f,A,*;v^'  \^Ai*  .^/  SchollB  e^cathoUds  nUe  oondendis,  ubi  de- 
kann  biet  dabiBgeateU  bleiben,  ob  es  ric^^  '»^^  ampMcandl»    et    perfecttne  in- 

wenn  letzterer  jede  mit  dem  Eecb^  der  joristi-  ^^^    parandisqne  nt  inrtitütione  ac  dlsci- 

Sl^iTch^""''  '°'  öffentilche  ^^^^  ,^J„  ^^^äcu  adaeqnent,    omni   cnra 

prospidendnm  eat.   Ac  tarn  saneto  qnidem  exe- 

3  Tgl.  Scbrdben  Pias'  IX.  t.  14.  Jnli  1864  qnendo  eonsilio  tamqne  necessario  band  Inuti- 

an  den  ErEbisebof  t.  Fieibnrg,  Aieb.  f.  k.  E.  R.  llter  adbibebnntnr,  si  eplsoopis  Tisnm  fneilt,  e 

12,  326 :  „Gerte  qnidem,  nbi  in  qnibnsqne  lods  congregationibne  religiosis  sodales  sive  Tiri  sive 

regionibnBqne  pcomidosissimnm  bninsmodi  vel  mnlieres,  snmtnsqne  tanto  operi  necessarii,  nt 

snsdperetnr  Tel  ad  exitnm  perdnceretnx  oonsi-  eo  libentins  atqne  abnndantins  snppeditentnr  a 

linm  expellendi  a  scbolis  eodesiae  anctoritatem  fldelibns,  opportune  oblata  occaslone,  sive  con- 

et  inventnt  nüserrlme  exponeretur  damno  drea  donibns  sIto  privatis  coUoqnlis  serio  necesse 

fldem,  tnnc  ecdesia  non  solnm  d  ober  et  instan-  est,  nt  ipsi  commoneflant,  sese  oüftdo  sno  gra- 

tissimo  studio  omnia  eonari  nnlUsque  enris  um-  Titer  defeotnros,  nid  omni,  qua  possnnt  cnra  lm> 

qnam  pareere ,   nt  eadem  InTentns  necessariam  penseque  scbolis  catbolids  proTideant.    De  quo 

cbristlanam  institntionem  et   edncationem  ba-  potisdmnm  monendi  emnt,  quotqnot  Inter  eatbo- 

beat,  Temm  etiam  cogeretnr,  omnes  fldeles  lioos  ceteris  praestant  diTitiis  ac  anctoritate apud 

monere  eisqne  dedarare  einsmodi  sdiolas  catbo-  populnm  qniqne  comitiis  ferendis  legibus  sunt 

lioae  ecdesiae  adTersas  band  posse  in  oonsdentia  adscripti''.    Diese  Sobulen  sollen  nur  mit  Qe- 

frequentari''  nnd  die  päpstlidi  genebmigte  In-  nebmlgnng  des  Biscbofs  errichtet  nnd  unter  die 

stmktion  der  Propaganda  f&r  Nordamerika  t.  Leitung  erprobter  Minner  gestellt  werden,  wdcbe 

1876,  a.  a.  O.  38,  210,  unter  Bezugnabme  auf  die  profesdo  fldd  Tridenüna,  Bd.  Ul.  S.  220, 

die  dtirte  Stelle :  „Et  baec  qnidem,  ntpote  fun-  abzulegen  haben,  Prag  1860,  coU.  eone.  Lac.  6, 

data  iure  natnzali  ao  diTino,  generale  qnoddam  464.  Vgl.  auch  Schreiben  Leo's  XIIL  t.  27.  No- 

enundant  prindpium  Timque  uniTersalem  ha*  Tember  1886  an  die  englischen  Bischöfe  Acta  s« 

bent.   Est  autem  .  .  nil  tam  necessaxinm,  quam  sed.  18,  306. 
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Württemberg,  Baden,  Hessen  der  katholiachen  Kirehe  die  Stellung  einer  privi- 
legirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  eingeräumt  ist,  denn  alle  daraus  hervorgehen- 
den Rechte  und  Privilegien  berflhren  nur  das  vom  Staat  als  kirchlich  anerkannte 
Gebiet,  nicht  aber  Thfttigkeiten,  welche  die  Kirche  ausserhalb  desselben  ausübt,  selbst 
wenn  sie  diese  ihrerseits  für  kirchliehe  erklärt  und  für  sich  allein,  unter  Aus- 
schliessung des  Staates  beansprucht  K 

So  weit  nicht,  wie  in  Baden,  wo  „kirchlichen  Korporationen  und  Stiftungen 
die  Errichtung  einer  Lehr-  und  Erziehungsanstalt  nur  auf  Orund  eines  besonderen 
Gesetzes  gestattet  ^^  ist  2,  Spezialbestimmungen  bestehen,  finden  hinsichtlich  der  Be- 
gründung und  der  rechtlichen  Stellung  von  kirchlichen  Schulen  die  in  dem  betreffen- 
den Staate  ftlr  Privat-Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  geltenden  Normen  An- 
wendung '.  Nach  den  letzteren  bedarf  esindeutschen  Staaten  mit  verschwindenden 
Ausnahmen  der  Staatsgenehmigung  ^.  Diese  wird  nur  solchen  Personen  ertheiit, 
welche  dem  Staat  die  erforderliche  BeiHhigung  und  ihre  sittliche  Würdigung  nach- 
gewiesen haben.  Auch  dürfen  als  Lehrer  an  derartigen  Anstalten  blos  solche  Per- 
sonen verwendet  werden,  welche  sich  die  staatlich  vorgeschriebene  Qualifikation 
erworben  haben.  Endlich  unterliegen  die  gedachten  Schulen  ebenso  wie  die  öffent- 
lichen der  Aufsicht  der  staatlichen  SehulbehOrden  &. 

Durch  diese  Bestimmungen,  denen  auch  das  in  Oesterreich  geltende  Recht 
im  Wesentlichen  entspricht  <^,  ist  die  katholisohe  Kirche  in  den  genannten  Lindem 


i  Es  yerli&lt  sich  hier  ebenso  wie  mit  der 
kirchlichen  GerichtAbarkelt.  Die  der  katholi- 
schen Kirche  st&atlicherseits  fast  überall  einge- 
rinmte  Pisclplinargerlchtsbarkeit  ist  eine  öffent- 
liche ,  deren  Akte  der  Staat  als  wirksam  aner- 
kennt, während  die  ron  der  Kirche  ausschliess- 
lich geforderte  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen 
nicht  als  öffentliche  gilt,  nnd  daher  die  Akte  der- 
selben far  das  staatliche  nnd  rechtliche  Gebiet 
keine  Bedeutung  haben. 

«  ElemenUrschulgesetzv.S.März  1868.  S.  109, 
F  r  i  e  d  b  e  r  g ,  der  Staat  u.  die  katholische  Kirche 
in  Baden.  Leipzig  1871.  S.  403. 

3  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.227;  Lüning  a.a.O. 
S.  769.  Wegen  der  Unterrichtsanstalten  von 
Orden  nnd  Kongregationen  s.  unten  Nr.  VII.  B. 

«  Preuss.  A.  L.  R.  II.  12.  §.3;  K.  0.  v. 
10.  Juni  1834  und  Staats-Min.  Instr.  ▼.  1839, 
Koch ,  Kommentar  2.  A.  L.  E.,  8.  Aufl.  4,  694. 
696;  bairische  V.  v.  18.  April  1873.  $$.1.  2, 
0.  8.  ÖÖ8  n.  1;  Sachs.  Volksschulgesetz  ▼.  26. 
April  1873.  8. 15,  Codex  d.  sachs.  Kirch,  u.  Schul- 
rechts. Supplem.  von  v.  Seydewitz  S.  387, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  46,  64;  württemb.  Gesetz 
betr.  d.  Volksschulwesen  v.  29.  September  1836. 
Art  26,  Allg.  Klrchbl.  f.  d.  ev.  Deutschld.  1869. 
S.  113;  hessisches  Volksschulgesetz  v.  16. 
Juni  1874  (Reg.  Bl.  1874.  S.  377)  Art.  28:  über 
Elsass-Lothringen  s.  0.  S.  558  n.  3  und 
wegen  der  kleineren  deutschenStaaten G.Meyer 
a.  a.  0.  S.  227.  n.  11. 

Eine  Ausnahme  macht  Oldenburg,  Unter- 
richtsges.  V.  3.  April  1866.  Art.  13  (AUg.  K.  Bl. 
f.  d.  evang.  DeuUchld.  v.  1856.  S.  658):  „$.  1. 
Privatschnlen  und  Privaterziehungsanstalten 
dürfen  nur  nach  vorg&ngiger  Anzeige 
beim  Lokalinspektor  des  betreffenden  Bezirks 


(Art  9)  errichtet  werden.  $.  2.  Dieser  hat  die- 
selben wenigstens  einmal  im  Jahre  zu  besuchen 
und  über  den  Befund  seiner  Visitation  dem 
Oberschulkollegimm  Bericht  zu  erstattend 

5  Preuss.  A.  L.R.  U.  12.  $§.  4—6,  sowie  die  in 
der  vor.  Anm.  cit.  Vorschriften;  wegen  Baiern 
U.Elsa  SS -Lothringen  die  Anmerkungen  o.zu 
S.  558  ff.;  im  übrigen  die  vor.  Note.  Eine  Er- 
laubniss  zur  Ertheilung  von  Unterricht  an  Privat- 
schulen verlangt  übrigens  auch  das  cit.  Olden- 
burg. Gesetz  Art.  17.  Diese  kann  indessen  bei 
nachgewiesener  technischer  Befähigung  und  bei 
unbescholtenem  Lebenswandel  nicht  verweigert 
werden.  Inländische  Geistliche  oder  tentirte  in- 
ländische Kandidaten  der  Theologie  brauchen 
sich  aber  keiner  Prüfung  hinsichtlich  der  Be- 
fähigung zu  unterziehen. 

0  Reichsvolksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869. 
S.  70.  Arch.  f.  k.  K.  R.  60,  128:  „Die  Errich- 
tung von  Privatlehranstalten ,  in  welche  s^ul- 
Pflichtige  Kinder  aufgenommen  werden,  dann 
die  von  Anstalten,  in  welchen  solche  Kinder  auch 
Wohnung  und  Verpflegung  linden  (Erzlekungs- 
anstalten*),  ist  unter  folgenden  Bedingungen  ge- 
stattet :  1.  Vorsteher  und  Lehrer  haben  Jene  Be- 
fähigung nachzuweisen,  welche  von  Lehrern  an 
öffenüiohen  Schulen  gleicher  Kategorie  gefordert 
wird.  Ausnahmen  kann  der  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  in  Fällen  bewilligen,  wo  die  er- 
forderliche Lehrbefähigung  in  anderer  Weise 
vollkommen  nachgewiesen  ist  2.  Das  sittliche 
Verhalten  der  Vorsteher  und  Lehrer  muss  un- 
beanstandet sein.  3.  Der  Lehrplan  muss  min- 
destens den  Anforderungen  entsprechen,  welche 
an  eine  öfltotliche  Schule  gestellt  werden. 
4.  Die  Einriohta  ngen  müssen  derart  sein,  dass 
für  die  Gesundheit  der  Kinder  keine  NaehtheUe 
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gehindert,  rein  kirchliche  Schulen,  wie  in  anderen  Staaten,  in  denen  die  Unterrichts- 
freiheit herrscht*,  zn  errichten. 

m.  Die  Schulpflicht  oder  der  Schulswang.  Eine  Folge  der  Behand- 
lung des  ünterricbtswesens  als  staatlicher  Angelegenheit  und  der  staatlichen  Forde- 
rung einer  bestimmten  elementaren  Bildung  fOr  jeden  Staatsunterthan  ist  die  in  den 
deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich  bestehende  s.  g.  Schulpflicht  oder 
der  s.  g.  Sehulzwang,  d  h.  die  öffentlich  rechtliche  Pflicht  der  Eltern  oder  der 
mit  der  Eraiehung  betrauten  Personen  (Yormttnder  u.  s.  w.),  die  ihrer  Gewalt  oder 
ihrer  Leitung  unterstehenden  Kinder  von  einem  gewissen  Alter  (meistens  dem  sechsten 
Jahre)  A  bis  zur  Erreichung  einer  bestimmten  Altersgrenze  (ftlr  die  Regel  dem  voll- 
endeten 14.  Lebensjahre)  oder  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  hindurch  bis  zur 
Erwerbung  der  erforderlichen  Bildung,  in  den  in  der  Volksschule  gelehrten  Gegen- 
ständen bei  Anwendung  von  Zwangsmassregeln  oder  Strafen  unterrichten  zu  lassen^, 
jedoch  mit  dem  Unterschied,  dass  dieser  Pflicht  blos  durch  Besuch  einer  öffentlichen 
oder  einer  staatlich  genehmigten  Privatschule  seitens  der  Kinder  ^  oder  durch  Ge- 
währung von  Privatunterricht  an  dieselben  seitens  solcher  Personen,  welche  der 
Staatsbehörde  ihre  Befthiguog  zum  Unterrichten  vorschriftsmftssig  nachgewiesen 
haben,  genflgt  wird,  oder  dass  es  andererseits  ausreicht,  wenn  die  Kinder  den 
entsprechenden  Unterricht,  gleichviel  von  wem^  empfangen,  wobei  allerdings  in  ein- 


zu  befürchten  sind.  5.  Jeder  Wechsel  im  Lehr- 
personale, jede  Aendemng  Im  LehrpUne  und 
jede  Veränderung  des  Lokales  Ist  den  Schulbe- 
horden  Tor  der  Ausführung  mitzutheüen.  —  Zur 
Eröffnung  solcher  Anstalten  bedarf  es  der  Qe- 
nehmigvng  der  Landesschulbehörde,  welche  nicht 
Tersagt  werden  kann,  sobald  den  Torstehend 
unter  1—4  angeführten  Bedingungen  Genüge 
geschehen  ist''.  $.71:  „Die  Privatonstalten 
stehen  unter  staatlicher  Aufsicht  Die  Vorsteher 
derselben  sind  für  den  ordnnngsm&sslgen  Zu- 
stand den  Behörden  Terantwortlich^ 

1  Wie  s.  B.  in  Belgien  (denn  hier  sind  nach 
der  lol  organique  de  Teneelgnement  prlmaire  t. 
20.  September  1884,  Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  298, 
deutsch  bei  M.  Lauer,  Entwiekelung  u.  Gestal- 
tung d.  belg.  Yolksachulweseni  seit  1842.  Berlin 
1885.  8.  108,  Axt  9,  Ton  den  Cooles  priT^  nur 
dann  gewisse  Erfoidernlsie  zu  erfüllen,  wenn  sie 
▼on  der  Gemeinde  ^  um  die  Errichtung  einer 
dffentllcken  Kommunalschnle  zu  erübrigen, 
ftbemommen  (adopttfes)  werden,  oder  wenn  sie 
Unterstützungen  ans  Staats-,  Protlnzial-  oder 
Kommunal -Fonds  empfangen  sollen,  s.  auch 
Art  1,  oder  in  Nordamerika,  wo  mit  Rück- 
sicht darauf,  das«  in  den  öffentlichen,  ans  staat- 
lichen oder  kommunalen  Mitteln  unterhaltenen 
Schulen  der  Unterricht  in  Irgend  einer  poeitiTen 
Religion  ausgeschlossen  ist,  Rüttimann, 
Kirche  und  Staat  in  Nordamerika.  Zürich  1871. 
8.54;  Jos.  P.  Thompson,  Kirche  u.  Staat 
i.  d.  Tereinigt  Staaten  v.  Nordamerika.  Berlin 
1873.  S.  124,  die  kathoUscbe  Kirehe  es  als  ihre 
Aufgabe  betrachtet  hat ,  katholische ,  insbeson- 
dere Parochlalsehulen  unter  kirchlicher  Leitung 
henustellen,  Tgl.  die  Plenar-Konzilien  t.  1852 
u.  1866,  coli.  oonc.  Lac.  3,  147.  515,  s.  auch  die 
0.  S.  583  n.  3  oitirte  Instruktion. 


<  YgL  die  Zusammenstellung  bei  G.  Meyer 
a.  &.  0.  1,  229,  s.  auch  Lönlng  a.  a.  0.  S.740. 

«  S.  z.  B.  preu8S.Vert  Urk.  t.  31.  Januar  1860 
Art  21.  Abs.  2:  ^Eltern  und  deren  Stellver- 
treter dürfen  Ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen 
nicht  ohne  den  Unterricht  lassen,  welcher  für 
die  öffentlichen  Volksschulen  Torgeschrleben  ist**. 
Art  22 :  „Unterricht  zu  ertheilen  und  Unter- 
richts-Anstalten zu  gründen  steht  jedem  ftei, 
wenn  er  seine  sittliche,  wissenschaftliche  und 
technische  Befähigung  den  betrefifenden  Staats- 
behörden nachgewiesen  hat",  Tgl.  auch  A.  L.  R. 
IL  1^  SS.  7.  8.  43  ft  u.  K.  0.  v.  14.  Mai  1825, 
Ges.  S.  S.  149;  hannoT.  Yolksschulgesetz  t.  26. 
Mai  1845.  SS- 3— 6,  Ebhardt,  Ges.  u.  Ver- 
ordnungen für  HannoTor  in  Kirchen-  und  Sehul- 
sachen  1,238;  sohleswig-holstein.  Schul- 
ordn.  T.  24.  August  1814.  SS-  31.  65,  srstemat. 
Samml.  d.  V.  f.  Schlesw.- Holst  4,  130.  149; 
balr.  PoUzei-Straf-G.  B.  ▼.  26.  Dezember  1871. 
Art  58,  u.  Englmann,  Hdbch.  d.  bair.  Volks- 
schulreohts.  München  1879.  S. 220 ff.;  dts&chs. 
Volksschulgesetz  ▼.  26.  AprU  1873.  SS-  ^*  1^; 
württemb.  Ges.  ▼.  6.  NoTomber  1858.  Art  1, 
allg.  KlrchenbL  f.  d.  ev.  Deutschld.  1859.  S.133; 
dt  bad.  Gesetz  ▼.  a  M&rz  186&  SS-  1-  ^;  <^^^- 
he  SS.  Ges.  ▼.  16.  Juni  1874.  Art  19/27.  28;  V. 
d.  General-GouTerneurs  v.  18.  AprU  1871.  SS- 1*  ^ 
t  Elsa  SS -Lot  bringen,  Althof  f  etc.,  SammL 
d.  i.  Elsass-Lothringen  geUenden  Gesetze  3,  16. 

^  So  in  Oldenburg,  wo  die  Schulpflicht 
durch  Ges.  ▼.  26.  Februar  1876,  cit  allg.  Kirch. 
BL  T.  1871.  S.  467,  auf  d.  vollendete  6.  bis  zum 
▼ollendeten  14.  Jahr  festgesetzt  ist,  nach  d.  rev. 
Verf.  Urk.  y.  1852.  Axt  84 :  ^%.  L  Der  häusUche 
Unterricht  unterliegt  keiner  Beschränkung.  S-  ^  •* 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  dürfen  ihre  Kin- 
der und  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unter- 
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zelnen  Lftndem^  eine  regelmftMige  Kcmtrole  darflber  geObt  wird,  ob  der  betreffende 
Unterricht  den  yolksscholm&ssigen  zn  ersetzen  geeignet  ist. 

Die  katholische  EJrche  erkl&rt  den  staatlichen  Schnizwang  fOr  unzulässig  und 
mnss  dies  von  ihrem  Standpunkt  ans  thnn.  Allerdings  finden  sieh  keine  allgemeinen, 
gesetzlichen  Anordnungen,  welche  dies  direkt  nnd  positiv  ansspreehen,  aber  die  Ver- 
werftingist  lediglich  eine  Konsequenz  derkatholischenAnsehauung  von  dem  göttlichen 
Recht  der  Eltern  und  der  Familie,  ungehindert  durch  den  Staat  Ober  die  Kinder- 
erziehung zu  bestimmen  ^,  sowie  femer  der  von  der  katholischen  Kirche  beanspruchte 
massgebenden  Leitung  der  Jugenderziehung  >,  denn  der  Scbulzwang  nöthigt  die  kaflio- 
lischen  Eltern,  ihre  Kinder  in  eine  möglicherweise  nicht  den  Anfordemn|^en  ihrer 
Kirche  entsprechende  Schule  zu  schicken,  und  die  Kirche  selbst,  die  Erziehung  ihrer 
Angehörigen  in  Anstalten  zu  dulden,  auf  welche  ihr  der  gebtthrende  Einfluss  versagt 
ist,  und  welche  sie  in  vielen  Fftllen  ftlr  schädlich  erachtet^. 

Freilich  sind  in  neuerer  Zeit  einzelne  partikuläre  kirchliche  AnordnuBgen  er- 
gangen, nach  welchen  die  Pfarrer  auf  den  Besuch  der  öffentlichen  Schulen  durch  die 
Kinder  hinwirken  sollen^.  Dadurch  wird  die  Kchtigkeit  des  Gesagten  indessen  nicht 
in  Frage  gestellt.  In  voller  Schärfe  hat  die  katholische  Kirche  den  bezeichneten  prin- 
zipiellen Standpunkt  in  den  deutschen  Staaten,  ganz  abgesehen  von  den  entgegen- 
stehenden rechtlichen  Bestimmungen,  schon  wegen  der  Unmöglichkeit,  iet  kaft^ 
lischen  Bevölkerung  doppelte  Schullasten,  neben  den  gesetzlichen  Lasten  für  die 
öffentlichen  Schulen,  noch  solche  fdr  die  besonderen  kirchlichen  Schulen  aufzubürden, 
nicht  zur  praktischen  Geltung  zu  bringen  vermocht.  Wo  ihr  ein  ausreichender  Ein- 
fluss bei  der  Handhabung  des  Unterrichts,  vor  Allem  in  Betreff  des  Religionsunter- 
richts in  den  öffentlichen  Schulen  staatlicherseits  gewahrt  wird,  hat  sie  diese  daher 
des  blossen  Prinzip  es  wegen  nicht  bekämpft,  sich  dieselben  vielmehr  ftlr  ihre  Zwecke 
dienstbar  zu  machen  gesucht  <^. 

rieht  lasgen,  welcher  für  die  unteren  Yolksschn-  snchea,  sind  . .  entbunden :  ....  lolehe,  die  m 
len  Torgeschiieben  ist^,  il  cit  Unterrlchtsgetetz  Hause  oder  In  einer  FriTatanstalt  miteniehtet 
y.  8.  April  1855.  Art  12 :  „Der  hinsliche  Unter-  werden.  —  In  letzterem  Falle  sind  die  Eltern 
rieht  unterliegt  keiner  Beschrinknng.  Die  Schul-  oder  deren  StellTertreter  dafür  verantwortlicb, 
Inspektoren  (Axt  9)  haben  sich  indess  zu  Ubei-  dass  den  Kindern  mindestens  der  fflr  die  Yolks- 
zeugen,  dass  die  Kinder,  welche  zu  Hause  unter-  schule  Torgeschiiehene  Unterricht  in  genügender 
richtet  werden,  mindestens  den  Unterricht  Weise  zu  TheU  werde.  Waltet  in  dieser  Be- 
erhalten ,  welcher  für  die  Volksschulen  yorge-  Ziehung  ein  Zweifel  ob,  so  hat  die  Bezirkischul- 
schrieben  ist,  und,  wo  dies  nicht  geschieht,  die  aufsieht  die  Verpflichtung,  sich  in  angemessener 
Eltern  oder  deren  Vertreter  duroh  das  zuständige  Weise  dayon  zu  überzeugen,  ob  der  Zweifel  ge- 
Amt  anhalten  zu  lassen,  die  Kinder  und  Pflege-  gründet  sei  oder  nicht  Den  zu  diesem  Behufe 
befohlenen  in  die  Volksschule  zu  schicken",  angeordneten  Massregeln  haben  sich  die  EHeni 
femer  in  Oesterreich,  Staatsgrundgesetz  y.  oder  deren  Stellyertreter  zu  fügen". 
21.  Dezember  1867.  Art  17:  ^ie  Wissenschaft  ^  So  in  Baiern,  Baden,  Hessen  und  01- 
und  ihre  Lehre  ist  frei.  Unterrichts-  und  Er-  denburg,  weil  hier  die  Erthellung  yon  blossem 
ziehungsanstalteB  zu  gründen  und  an  solchen  Priyatunterrioht  keiner  Beschrinkung  unter- 
Unterricht zu  ertheilen,  ist  Jeder  Staatsbürger  werfen  ist,  s.  die  beiden  yorhergehenden  An- 
berechtigt, welcher  seine  Befihignng  hierzu  in  merkungen, 
gesetzlicher  Weise  nachgewiesen  hat  Der  haus-  >  S.  o.  a  582  n.  5. 
liehe  Unterricht  unterliegt  keiner  solchen  Be-  <  8.  574. 

schr&nkung.  Für  den  Religionsunterricht  in  den  *  VgL  auch  das  Schreiben  Pius*  IX.  o.  S.  583 

Schulen  ist  yon  der  betreffenden  Kirche  oder  n.  3. 

Religionsgesellsehaft   Sorge    zu    tragen.     Dem  A  Vgl.  die  Proyinzialkonziliai  y.  K51a  1860, 

Staate  steht  rücksichtlioh  des  gesammten  Unter-  Prag  y.  1860  (wonach  die  Eltern  sogar  auf  die 

richts  -  und  Erziehungswesens  das  Recht  der  den  Schulzwang  anordnenden  Steatsgesetze  hln- 

obersten  Leitung  und  Aufsicht  zu^;   dt  Reichs-  gewiesen  werden  sollen),  Utrecht  1865,  oolL  oone. 

yolksschulgesetz  y.  14.  Mal  1869.   $.  23 :  „Von  Lac  5,  864.  464.  919. 

der  Verpflichtung,  die  öffentliche  Sohule  zu  be-  ^  In  den  preussischen  Rheinlsnden  und  in 
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lY.  Konfessionelle,  Simnltan- und  konfessionslose  Sehulen.  1.  Im 
Allgemeinen.  Die  frühere  kirchlielie  Schule  konnte  selbstverständlich  nur  eine  kon- 
fessionelle (anch  konfessionell  getrennte,  nngemischte),  d.h.  fdr  die  Ange- 
hörigen einer  einsigen  Kifchengemeinschaft  bestimmte  sein.  Daher  hat  man  aberhaopt 
erst  von  konfessioiiellen  nnd  nichtkonfessionellen  Schulen  sprechen  können,  als  die 
Volksschnle  nicht  mehr  eine  kirchliche,  sondern  eine  staaffiche  oder  Oemeindeanstalt 
geworden  war,  nnd  in  Folge  dessen  die  froher  von  selbst  gegebene  Abhängigkeit  von 
einer  bestimmten  Kirche  oder  Konfession  sich  gelöst  hatte  ^ 

Da  anch  die  neuere  Volksschule  neben  den  fllr  das  bllrgerliche  Leben  unum- 
gänglich nothwendigen  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  der  Jugend  die  Grundlagen 
sittlich  religiöser  Bildung  gewähren  sollte,  so  blieb  in  ihr  der  Religionsunterricht  die 
Grundlage,  und  weil  dieser  allein  konfessionell  sein  konnte,  so  war  die  Schule  nur 
fdr  die  Kinder  einer  einzigen  Konfession  bestimmt,  und  die  Lehrer  mussten  ebenfalls 
der  betreffenden  Konfession  angehören.  So  lange  die  Bevölkerung  in  den  einsselnen 
Territorien  derselben  Konfession  angehörte  und  noch  nicht  in  ein  und  demselben 
Staat  verschiedenen  Kirchen  oder  Konfessionen  die  volle  GMchberechtigung  gewährt 
worden  war,  ergaben  sich  daraus  keine  Hissstände.  In  Folge  der  Veränderungen  in 
den  eben  gedachten  Verhältnissen  mussten  sich  aber  Schwierigkeiten  (wenngleich  in 
den  verschiedenen  Ländern  in  verschiedener  Weise)  geltend  machen.  Daraus  wird  es  er- 
klärlich, dassman  in  deigenigen  Territorien  oder  denjenigen  Provinzen  einzelner  Staaten, 
in  denen  das  System  der  Konfessionsschulen  beibehalten  und  noch  jetzt  gesetzlich 
anerkannt  ist,  —  hierher  gehören  vor  Allem  von  den  preussischen  ProvinzenHan- 
nover^  und  Schleswig-Holstein^,  weiter  Württemberg*,  Oldenburg^  und 
auch  das  Königreich  Sachsen<^ — das  Prinzip  insofern  zu  durchbrechen  genöthigt  war, 
als  man  mindestens  einerseits  die  Sander  der  Konfessionsangehörigen,  für  welche  im 
Schulbezirke  keine  besondere  konfessionelle  Schule  errichtet  werden  konnte,  zu  dem 
Unterricht  der  Air  diesen  bestehenden  Schule  zulassen  7,  ihnen  aber  andererseits  das 
Fembleiben  von  dem  planmässig  ertheilten  Religionsunterricht  gestatten  musste^ 

Oesterreleh  hatte  der  Staat,  in  Oesterreloli  dureh  zAge  ffir  die  künftige  Gestaltang  des  christlichen 

das  Konkordat,  8.  o.  8. 582  n.  2,  in  Prensaen  Yolksachnlweaens  bei  Ebhardt  a.  a.  0.  1,  261. 

auf  dem  Wege  deiYerwaltung,  L.  F.  Seyffardt,  269. 

d.   kath.  Yolkssohnlen    am  Niederrhein    mnter  ^  Cit.  Sohvlordnnng  v.  24.  Angnst  1814  a. 

geistlidier  Leitung.   Crefeld  1876.   S.  16  if.,  zu  holitein.  Qes.  ▼.  14.  Juli  1863.  SS-  7  ff.,  Ztschr. 

der  Zelt,  als  die  beiden  oben  citirten  Konzillen  f.  K.  R.  4,  267. 

die  gedachten  Anordnungen  erlassen  haben,  der  ^  Cit  Yolkssohulgesetz  ▼.  29.  September  1836. 

Kirche  allen  wünschenswerthen  Einflnss  einge-  Art.  8.  13  ff.  47.  48;   Ganpp,   Staatsrecht  d. 

r&nmt    Das  Prinzip  der  Yerwerfung  der  Sffent-  Königreichs  Württemberg.  Freibarg  1884.  S.241 

liehen  Schnlen  hat  nur  den  praktischen  Zweck,  fMarqnardsen,  Hdbch.  d.  Sff^ntl.  Rechts  III. 

die  BeySlkerang  Ton  den  nicht  von  der  Kirche  1.  2). 

beherrschten  Austollen  fernzuhalten,  andernfalls  ^  Cit.  Unterrichtsges.  ▼.  3.  April  1865.  Art.  46. 

kann  die  Kirche  auf  seine  Anwendung  yerzich-  ^  Git.  Yolksschulgesetz  ▼.  26.  April  1873.  S-  6. 

ten.    Das  lisst  das  Schreiben  Pius*  IX.,  S.  683  Ygl.  auch  unten  S.  588  n.  9. 

n.  3  deutlich  erkennen,  wie  auch  das  Utrechter  ^  Ygl.  Ebhardt  a.  a.  0.  S.  247;    Holstein. 

Konzil  1865  zugleich  den  Eltern  Terbietet,  ihre  Ges.  S- 1^;  Gaupp  a.  a.  0.,  dt  oldenbug.  Ges. 

Kinder  in  Schulen,  in  denen  der  katholische  Art 46.  S-^;  säohs. Ges.  S* 6.  Dieses  Recht  wird 

Glaube  Gefahr  läuft,  zu  schicken,  vgl.  übrigens  da,  wo  Schulzwang  besteht  (s.  o.  S.  585),  auch 

auch  die  Yorstellung  des  bairischen  Episko-  zugleich,  falls  die  Eltern  nicht  ffir  denUntez- 

pates  ▼.  1864,  coli.  Lac.  cit  5,  1197.  rieht  in  anderer  Weise  Sorge  tragen,  zur  Pflicht 

^  Firnhaber,  d.  nassauische  SimultonTolks-  s  Ausdrücklich  ausgesprochen  holstein.  Ges. 

schule.  Wiesbaden  1881.  1,  331;  Blerling,  S-  **>    württemb.  Ges.  Art  73.  78  in  Yerbin- 

d.  konfessionelle  Schule  inPreussen  u.  ihr  Recht.  dnng  mit  Art.  13  des  Ges.  ▼.  30.  Januar  1862; 

Gotha  1885.  S.  20.  21.  Oldenburg.  Ges.  Art  4a  S*  3 ;  sächs.  Ges.  S*  6. 

s  Ges.  ▼.  26.  Mai  1845.  $$•  13. 15  und  Grund-  Doch  muss,  da  der  Religionsunterricht  zu  den 
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In  anderen  Staaten  hat  man,  so  suerat*  i.  J.  18t 7  in  Nassau^,  dann  freilich 
vielspftterinBaden^andinHesBen^  ausserhalb  des  deutschen  Reiches  in  0  est  er- 
reich^ das  System  der  s.g.  Simultan- ^  paritfttischen'^  oder  konfessionell 
ungetrennten  Schulen,  angenommen,  d.  h.  solcher,  in  welche  prinzipiell  Schüler 
aller  Religionsbekenntnisse  Aufnahme  und  an  welchen  Lehrer  ohne  Un^rschied  der 
Konfession  Anstellung  finden  können,  für  welche  aber  der  Religionsunterricht,  min- 
destens fttr  die  den  beiden  privilegirten  christlichen  Kirchen  angehangen  Kinder,  obli- 
gatorisch bleibt^  und  ihnen  getrennt  von  einem  Lehrer  ihrer  Konfession  ertheilt  wird. 
Damit  sind  diese  Schulen  zugleich  gesetzlich  flQr  obligatorisch  erklärt,  und  die  öffent- 
lichen Schulen  können  daher  keinen  anderen  Charakter  haben  ^. 


ol>ligatorlschon  Gegenständen  gebort,  von  den 
Eltern  oder  Pflegern  nachgewiesen  werden,  dass 
in  anderer  Weise  für  die  Ertheilang  desselben 
gesorgt  ist  Vgl.  auch  G.  Meyer  &.  a.  0.  1,  22^7. 

Gewöhnlich  ist  anch  in  Folge  der  Festhaltnng 
des  konfessionellen  Charakters  der  konfessionel- 
len Minderheit  das  Recht  einger&nmt,  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  und  zwar  selbst  mit  den 
Angehörigen  deiselben  Konfession  an  anderen 
Orten  besondere  Konfessionsschulen  unter  gänz- 
licher oder  theilwelser  Befreiung  Ton  den  Srhul- 
lasten  der  Ortsschule  zu  gründen,  so  in  Hol- 
stein, Württemberg,  Oldenburg  und 
S  s  0  h  8  e  n ,  s.  die  Citate  i.  d.  Torhergehenden  An- 
merkungen. 

^  Als  Ausnahme  neben  den  Konfessions- 
schulen kommt  die  Simultanschule  allerdings 
für  Orte  mit  gemischter  Bevölkerung  schon  früher 
vor,  namentlich  in  dem  schlesisehen  Schnlregle- 
ment  v.  18.  Mal  1801,  vgl.  Bierling  s.  a.  0. 
S.  64  ir.  u.  Firnhaber  a.  a.O.  1,  338,  ja  schon 
Joseph  n.  hatte  in  Schlesien  die  Errichtung 
paritätisclier  Schulen  gestattet,  Firnhaber  1, 
336. 

s  Sehuledikt  ▼.  24.  M&rz  1817,  abge- 
druckt (mit  Kommentar)  beiFlrnhabera.a.0. 
Bd.  2.  1883.  S.  8  ff.  Dasselbe  kennt  die  Be- 
zeichnung :  Simnltsnschule  nicht,  aber  nach  sei- 
nen einzelnen  Bestimmungen  ist  eine  solche  un- 
zweifelhaft gemeint,  allerdings  in  der  Beschrän- 
kung auf  eine  christliche  Schule,  an  der  nur 
christliche  Lehrer  fungiren  können,  vgL  darüber 
Firnhaber  1,  354.  358  ff.  und  ^  2  des  cit 
Ediktes :  „Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  wer- 
den angeordnet  1)  Elementarschulen  für  die 
jedem  Menschen  ohne  Untersehled  des  Ge- 
schlechts, der  Religion,  des  Standes  und  der 
künftigen  Bestimmung  nothwendige  allgemeine 
Bildung, . . .  mit  einem  oder  mehreren  Lehrern 
besetzt,  so  dass,  wo  gemischte  Konfessionen  be- 
stehen und  die  Anzahl  der  Schulkinder  die  An- 
stellung mehrerer  Lehrer  nothwendig  macht, 
diese  von  den  verschiedenen  Konfessionen  ge- 
nommen werden  sollen.  —  Da,  wo  die  Elementar- 
schule Ton  Kindern  besucht  wird,  deren  Eltern 
nicht  zur  Konfession  des  Lehrers  gehören,  wird 
von  den  Geistlichen  ihrer  Konfession  für  den 
Beligionsunterricht  derselben  die  erforderliche 
Fürsorge  eintreten."  (Wegen  des  Unterrichts  in 
der  allgemeinen  Religionslehre  für  alle  Schulen, 
Im  Gegensatz  zu  dem  konfessionellen  Religions- 
unterricht, s.  Firnhaber  1,  304  u.  2,  420.) 


3  Durch  das  Gesetz  ▼.  18.  September  1876. 
Art  1 ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  426,  welches  die 
bisher  nach  %,  9  des  cit  Elementarschulgesetzes 
V.  8.  März  1868  blos  fakultativ  zugelassene 
Simultanschule  für  jede  Gemeinde  obligatorisch 
gemacht  hat 

*  Nach  dem  Gesetz  v.  16.  Juni  1874.  Art  4^ 
6,  indessen  lässt  dasselbe  die  schon  vorhandenen 
konfessionell  getrennten  Schulen  so  lange  be- 
stehen, bis  nlAht  der  Vorstand  der  politischen 
Gemeinde  und  die  SchulTorstände  der  bisherigen 
Schulen  die  Tereinigung  beider  zu  einer  ge- 
meinsamen besobliessen. 

5  Gesetz  v.  2ö.  Mai  1868.  %$.  %  5,  Arch.  t  k. 
K.  R.  20,  162  u.  cit  Reichsvolkssohnlgesetz  v. 
14.  Mal  1869.  SS-  ^  ö,  a.  a.  0.  50,  109.  ' 

^  YgL  über  diese  Bezeichnung  Firnhaber 
1,  257  u.  Bierling  S.  26  ff. 

^  Löning  a.  a.  0.  S.  744  n.  1.  Die  femer 
gebrauchten  Bezeichnungen :  konfessions- 
lose, G.Meyer  a.a.O.  S.226,  gemischte  Schu- 
len und  Kommunalschulen  erscheinen  nnzntref- 
fend.  Die  Kommunalsohule  kann  eben  so  gut 
eine  konfessionelle,  wie  eine  Slmultanschule 
sein.  Unter  gemischten  Schulen  werden  mit- 
unter auch  solche  verstanden,  in  denen  die  Kin- 
der beider  Geschlechter  gemeinschaftlich  unter- 
richtet werden.  Konfessionslos  endlich  passt 
nicht  für  eine  Schule,  in  welcher  der  konfesrto- 
nelle  Religionsunterricht  obligatorisch  ist  Da- 
gegen könnton  dieselben  sehr  wohl  Interkon- 
fessionelle Schulen  genannt  werden,  vgl. 
Firnhab.er  1,  331.  332.  347. 

8  Firnhaber  1,  331.  346,  vergL  auch  oben 
Anm.  2. 

9  Das  Königreioh  Sachsen,  so  J.  Bona 
Meyer,  die  Simultansohulfrage.  Bedla  1880. 
S.  8,  kann  nicht  in  diese  Gruppe  gestellt  werden, 
da  das  dt.  Gesetz  y.  1873  keinen  Unterricht  in 
der  Religion  für  die  verschiedenen  Religionstheile 
obligatorisch  vorschreibt  S.  anch  L  ö  n  i  n  g  S.  743. 

Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  thatsächllch 
die  Simultan-  und  die  konfessionelle  Schule  in 
einander  übergehen  können.  Die  letztere  nähert 
sieh  der  Simultanschule,  wenn,  was  nicht  blos 
jetzt  vorkommt,  s.  o.  S.  687,  sondern  scbon  im 
18.  Jahrhundert  zum  Theil  der  Fall  gewesen  Ist, 
Firnhaber  1,  336,  eine  Minderheit  einer  an- 
deren Konfession  wegen  des  Sohulzwanges  yer- 
pflichtet  ist,  die  Ortsschule  einer  andren  Kon- 
fession zu  besuchen,  namentlich,  wenn  diese 
Minderheit  beträchtlich  ist  (Firn  habe r  spricht 


§.  238.] 


Verhiltniss  der  Kirche  zur  Volkssohule.    Geltendes  Recht. 
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In  der  lütte  zwischen  den  obengenannten  beiden  Gruppen  stehen  die  al  t  p  r  e  ns  s  i- 
sehen  Provinzen,  Baiern  und  Elsass-Lothringen.  Was  die  ersteren  betrifft, 
so  ist  weder  die  konfessionelle  noch  die  Sinmltanschnle  gesetzlich  für  obligatorisch 
erklart  ^,  und  die  Yerwaltong  hat  daher  freie  Hand,  die  eine  oder  andere  Art  von 
Schalen  einzurichten. 


hier  Ton  latenter  Slmaltanschiile).  Hier  bleibt 
nur  der  Unterschied  bestehen,  dass  die  dem  Mi- 
noritiits-BekenntnisB  angehdrigen  Kinder  keinen 
Religionsunterricht  in  der  Schule  empfangen. 
Umgekehrt  wird  die  gesetzliche  Simultanschule 
thats&chlich  fast  zur  konfessionellen  Schule  da- 
durch, dass  in  dem  Sohulbezirkeblos  eine  geringe 
Minderheit  von  Kindern  einer  zweiten  Konfessien 
vorhanden  ist  und  nur  eine  solche  die  Simultan- 
schule besucht.  Das  ist  um  so  mehr  der  Fall, 
wenn,  wie  z.  B.  nach  dem  cit.  badischen  Ge- 
setz V.  1876.  Art.  IH,  Arch.  f.  k.  K.  B.  87,  426, 
an  Simultanschulen,  welche  lediglich  von  Kin- 
dern eines  Bekenntnisses  besucht  werden,  blos 
Lehrer  dieses  letzteren,  sonst  aber,  wenn  nur  ein 
Lehrer  für  die  Schule  erforderlich  ist,  keine  an- 
deren Personen,  als  solche,  deren  Bekenntniss 
der  Mehrheit  der  Kinder  entspricht,  angestellt 
werden  dürfen,  oder  wenn,  wie  nach  der  Novelle 
y.  2.  Mai  1868  zum  citirt.  österreichischen 
Gesetz  t.  147  Mal  1869.  ^  ^,  a.  a.  0.  60,  122 

SB.  auch  S.  141)  zu  verantwortlichen  Schulleitern 
einzigen  Lehrern  an  einer  öffentlichen  Volks- 
schule oder  Oberlehrern)  blos  diejenigen  Lehr- 
personen bestellt  werden  können,  welche  ;^  auch 
die  Befähigung  zum  Religionsunterricht  jenes 
Glaubensbekenntnisses  nachweisen,  welchem  die 
Mehrheit  der  Schüler  der  betreffenden  Schule 
nach  dem  Durchschuitte  der  vorausgegangenen 
fünf  Schuljahre  angehört"  (eine  Vorschrift,  welche 
in  Oesterrelch  dazu  führt,  dass  die  Leitung  der 
Volksschulen  so  gut  wie  ganz  allein  in  den  Hän- 
den von  Katholiken  ruht,  vgl.  J.  Bona  Meyer 
S.  20). 

1  Dafür,  dass  die  konfessionelle  Schule  un- 
zulässig ist,  namentlich  Gneist,  die  konfessio- 
nelle Schule.  Ihre  Unzulässigkeit  nach  preuss. 
Landesgesetzen  und  d.  Nothwendigkeit  eines  Ver- 
waltungsgerichtshofes. Berlin  1868  u.  Gneist, 
die  Simultanschule.  Berlin  1880,  welchem  v. 
Rönne ,  Staatsrecht d. preuss.  Monarchie.  3.  Aufl. 
1,  711;  Richter-Dove,  K.R.  7.  Aufl.  S.  1069 
n.  7;  H.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht  2,  666; 
G.  Meyer  a.  a.  0.  S.  226  n.  6,  folgen.  Gegen 
Gnei8ts.Glaison,de  schola  confessionali  iure 
Borussico  probata.  Bonnae  1870.  Endlich  ver- 
treten V.  Rönne  a.  a.  0.  2.  Aufl.  1,  582 und  ins- 
besondere Bierlingi.  d.  mehrfach  cit.  Schrift 
die  Ansicht,  dass  die  konfessionelle  Schule  die 
Regel  zu  bilden  habe,  und  dass  die  Errichtung 
solcher  für  die  Unteirichtsverwaltang  als  mass- 
gebendes Prinzip  gelten  müsse,  die  letztere  also 
nur  ausnahmsweise  die  Begründung  von  Simultan- 
schulen oder  die  Vereinigung  mehrerer  konfessio- 
neller Schulen  zu  einer  Slmultanschnle  auszu- 
sprechen oder  zu  gestatten  berechtigt  sei. 

Die  Bestimmungen  des  A.  L.  R.  II.  12,  $.  10: 
„Niemandem  soll  wegen  der  Verschiedenlkät  des 
Glaubensbekenntnisses  der  Zutritt  in  öffentliche 


Schulen  versagt  werden^;  %.  11:  „Kinder,  die 
in  einer  andern  Religion,  als  welche  in  der  öffent- 
lichen Schule  gelehrt  wird,  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  erzogen  werden  sollen,  können  dem 
Religionsunterricht  in  derselben  beizuwohnen, 
nicht  angehalten  werden^ ;  $.  80 :  „Sind  jedoch 
für  die  Einwohner  verschiedenen  Glaubensbe- 
kenntnisses an  einem  Orte  mehrere  gemeine 
Schulen  errichtet,  so  ist  jeder  Einwohner  nur  zur 
Unterhaltung  des  Schullehrers  nach  seiner  Reli- 
gionspartei beizutragen  verbunden'',  setzen  — 
das  muss  BierlingS.d8ff.  zugegeben  werden  — 
nicht  Simultan-,  sondern  konfessionelle  Schulen 
voraus,  verbieten  die  ersteren  aber  andererseits 
ebensowenig,  ja  das  schlesische  Schulregle- 
ment V.  28.  Mai  1801,  Bierling  a.  a.  0.  S.  64, 
lässt  sie  sogar  ausdrücklich,  wenngleich  als  Aus- 
nahme, zu  ($.  7 :  „In  solchen  gemischten  Dörfern 
ertheilt  der  Schullehrer  allen  Kindern,  ohne 
Unterschied  der  Religion,  den  Unterricht  im  Le- 
sen, Schreiben  und  allen  solchen  Kenntnissen, 
die  nicht  zur  Religion  gehören  ....  In  der  Reli- 
gion ertheilt  der  Schullehrer  aber  nur  den  Kin- 
dern seines  Glaubens  Unterricht;  die  Kinder  der 
andern  Partei  bleiben  an  den  dazu  bestimmten 
Tagen  oder  Stunden  weg.  Für  den  Unterricht 
dieser  Kinder  muss  der  Pfarrer  oder  Seelsorger 
ihrer  eigenen  Religion,  wozu  sie  eingepfarrt  sind 
oder  sich  als  Gäste  hinhalten ,  sorgen.  Seine  Pflicht 
als  Volkslehrer  verbindet  ihn  dazu**).  Die  Ver- 
waltungspraxis hat  unter  Friedrich  Wilhelm  III. 
zwar  an  den  konfessionellen  Schulen  als  Regel 
festgehalten,  Bierling  a.  a.  0.  S.  67ff.,  aber 
andererseits  doch  die  Eirichtung  von  Simultan- 
sohulen  gestattet,  s.  d.  preuss.  Provinzialabschied 
V,  1838,  a.  a.  0.  S.  71  j  „wie  denn  auch  die  BU- 
dung  neuer  Simultanschulen  und  die  Vereinigung 
vorhandener  Konfessionsschulen  da  gestattet  wer- 
den soll,  wo  die  Einrichtung  von  Simultanschulen 
entweder  durch  Mangel  an  hinreichenden  Mit- 
teln für  abgesonderte  Konfessionsschulen  geboten 
oder  das  Werk  fireier  Entsohliessung  der  von  ihren 
Seelsorgern  berathenen  Gemeinden  ist  und  der 
Genehmigung  sonst  kein  Bedenken  entgegen- 
steht.'' (Darüber,  dass  die  nicht  publlcirten 
Kabinets-Ordres  von  1821  und  1829,  in  welchen 
man  eine  gesetzliche  Anerkennung  des  Prinzips 
der  konfessionellen  Volksschulen  hat  finden  wol- 
len, Bierling  S.  89,  keine  massgebende  recht- 
liche Bedeutung  besitzen,  vgl.  a.  a.  0.  S.  HO.) 

Die  Verfassungsurkunde  v.  31.  Januar  1860. 
Art.  24,  Abs.  1  bestimmt  allerdings :  „Bei  der 
Errichtung  der  öffentlichen  Volksschulen  sind  die 
konfessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  be- 
rücksichtigen". Dieser  für  die  künftige  Unter- 
riohtsgesetzgebung  massgebende  Grundsatz  kann 
indessen  keineswegs,  wie  Bi  erlin  gS.  18. 93. 109 
treffend  ausführt,  blos  auf  eine  Garantie  der  kon- 
fessionellen Gestaltung  des  Religiomuntexriehts 
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I.  Die  Hierasohie  und  die  Leitnng  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[{.238. 


In  B  a  i  e  r  n  und  dagegen  naeh  d^n  neuesten  Becht  die  Yolksschnlen  regelmassig 
konfessionelle  Schnlen,  doch  können  sie  unter  gewissen  Yoranssetzoiigen  in  ,,k<m- 
fessionell  gemischte '^  also  in  Simnltanschnlen  umgewandelt  werdend 


bezogen  werden,  bezieht  sich  Tielmehr  auf  die  Ein- 
richtung der  Yolksschule  überhaupt,  und  Art.  24 
beschränkt  diese  Regel,  wie  der  Kultusminister 
bei  der  Berathung  desselben  bemerkte,  dun^  das : 
„mögliehst"  allein,  ^  weit  es  die  Reohte  des  Staates 
und  die  Anspr&che  gestatten,  welehe  er  an  die 
Konfesslonss^ule  zu  machen  hat,  wenn  sie  an 
Stelle  der  ölTentUehen  treten  soll ",  oder  „soweit 
es  nach  den  ZahleuTerhiltnissen  ausfahrbar  ist". 
Aber  der  Art.  112  d.Y.  U. :  „Bis  zum  Erlass  des 
in  Art  26  t orgesehenen  Unterrichtsgesetzes  be- 
wendet es  hinsichtlich  des  Schulwesens  bei  den 
Jetzt  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen", 
hat  nach  seinem  klaren  Wortlaut  den  Art  24 
suspendirt  Alles,  was  er  enthUt,  ist  also  nicht 
geltendes  Becht  Wenn  Blerling  S.  14.  109 
dagegen  den  Art.  24  mindestens  als  eine  zwin- 
gende Direktive  für  die  Verwaltung  Innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken  und  in  dieser  Ein- 
schränkung als  oberste  Yerwaltungsmaxime  für 
alle  weiteren  Yerwaltungsanordnungen  erklärt, 
so  war  der  Zweck  des  Art  112  gerade  die  Klar- 
stellung, dass  erst  mit  Erlass  des  in  Aussicht  genom- 
menen Unteirichtsgesetzes  die  Yorschriften  der 
Yerfassungsurkunde  Üb^  die  Schule  in  Kraft  tre- 
ten sollten,  Ygl.  Arndt,  üb.  d.  Terfassungsrechtl. 
Orundlagen  des  preuss.  Unterrichtswesens  in 
Labandu.  Stoerk,  Aroh.f.5ffentl.B.  l,624ir. 
Sowohl  die  Haltung  der  Staatsregieiung  als  auch 
die  des  Abgeordnetenhauses  ist  in  derbetieffenden 
Frage  zunächst  schwankend  gewesen,  a.  a.  0.  S. 
517  fl:,  aber  zuletzt  haben  sich  beide  für  die  An- 
nahme einer  ▼511igen  Suspension  entschieden,  eine 
Auffassung,  weldie  auch  das  Obertribunal,  s.  die 
Urtheile  v.  1863,  Zeltschr.  f.  K.  R.  5,  465,  u.  ▼. 
1874,  1876  u.  1877  in  d.  Entsch.  73,  406 ;  79, 
370;  80,  377  u.  Oppenhoff ,  Rechtsprechung 
d.  0.  Tr.  in  Strafs.  15,  655;  17, 10  in  fester  Pra- 
xis Tertreten  hat  Demnach  kann  der  Art.  24, 
eben  weil  er  nicht  geltendes  Becht  ist,  auch  nicht 
denOhaiakter  einer  bindenden  Norm  für  die  Yer- 
waltung  haben.  Nur  das  ist  richtig,  dass  die 
letztere  ihn,  wenn  es  Ihr  angemessen  erscheint, 
für  alle  Beziehungen,  in  welchen  älteres  gelten- 
des Recht  nicht  entgegensteht,  befolgen  kann, 
S.  530,  denn  eine  Anwendung  der  in  Art  24 
ausgesprochenen  Grundsätze  Ist  durch  Art  112, 
insoweit  dadurch  nicht  gegen  bestehendes  Recht 
Terstossen  wird,  nicht yerboten.  Für  die  Frage 
nach  der  Berechtigung  zur  Einführung 
Ton  konfessionellen  oder  Simultan- 
schulen hat  nach  diesen  Ausführungen 
der  Art  24gar  keine  Bedeutung. 

Die  Verwaltung  hat  daher  in  dieser  Hinsicht 
auch  nach  dem  Erlass  der  Verfassung  freie  Hand 
behalten.  Demnach  Tezstösst  der  Min.-Erlass  ▼. 
16.  Juni  1876,  Oentralbl.  für  die  ges.  Unter- 
richtSTerwaltungS.495;  Bierling  S.114,  nicht 
gegen  das  geltende  Recht,  wenn  er  bestimmt, 
dass  über  die  Einrichtung  tou  Simultanschulen 
in  jedem  einzelnen  Fall  nach  Prüfung  aller  dabei 
in  Frage  kommenden  Verhältnisse  entschieden 


werden  soll,  und  weiter  anordnet :  „Insbesondere 
wird  eine  Anregung  zur  Vereinigung  bisher  kon- 
fessioneller Schulen  zu  einer  paritätischen  Schule 
Ton  den  kgl.  Regierungen  nur  dann  gegeben  wer- 
den können,  wenn  mit  den  dermallgen  Einrich- 
tungen Uebelstände  verbunden  sind,  welche  die 
Erfüllung  der  Aufgabe  der  Schulen  erschweren 
und  auf  anderem  Wege  nicht  beseitigt  werden 
können.  Allerdings  kann  auch  in  Fällen,  wo 
dies  nicht  zutrifft,  die  Genehmigung  zu  paritäti- 
schen Schuleinrichtungen  nicht  versagt  werden, 
wenn  auf  Qrnnd  einer  Vereinbarung  unter  den 
Sohulgemeiuden  von  diesen  ein  bezüglicher  An- 
trag gestellt  wird,  oder  wenn  dies  da,  wo  die 
Schulnnterhaltungspflicht  der  bürgerlichen  Ge- 
meinde obliegt,  seitens  der  Qem^debehorden 
geschieht.  Voraussetzung  ist  aber,  dass  dabei  das 
Schulwesen  des  betreffenden  Ortes  durch  die  be- 
absichtigte anderweitige  Einrichtung  eine  wesent- 
liche Verbesserung  erfahre  ".  Obwohl  dieser  Er- 
lass der  Errichtung  der  Simultanschulen  günstiger 
ist,  als  die  frühere  Verwaltungsprazis,  so  muss 
doch  selbst  Bierling  S.  115  anerkennen,  dass 
sich  reohtliohe  Einwendungen  gegen  denselben 
nicht  erheben  lassen.  Andererseits  werden  aber 
auch  solche  nicht  gegen  die  seit  1879  sich  be- 
merklich machende  Aenderung  der  Praxis,  welche 
wieder  auf  den  früheren  Standpunkt  zurückgeht, 
vgl.  Qneist,  Simultanschule  S.16ff.;  J.  Bona 
Meyer,  die  Simultanschulfrage  S.  61  ff.  geltend 
gemacht  werden  können.  Vgl.  übrigens  aueh 
noch :  Oeschichtl.  Darstellung  d.  Verfahrens  der 
preuss.  Unterrichtsverwaltung  b.  Einrichtung  etc. 
von  Volksschulen.  Berlin  1878  fSep.-Abdr.  aus 
dem  Centralbl.  f.  d.  ges.  U.  V.  1878.  Juni-  u. 
Juli-Heft). 

^  VgL  die  durch  die  kon.  Entschllessung  t. 
26.  August  1883.  Arch.  t  k.  K.  R.  $.  1,  448,  ab- 
geänderte V.  ▼.  29.  Aug.  1873,  a.  a.  0.  30,  460. 
^  7 :  „Die  Volksschulen  sind  regelmässig  kon- 
fessionelle Schalen,  ausnahmsweise  können  je- 
doch in  ausserordentlichen,  durch  zwingende 
Verhältnisse  bedingten  Fällen  konfessionell  ge- 
trennte christliche  Volksschulen  einer  Gemeinde 
auf  Antrag  der  (Gemeindebehörde  in  konfessionell 
gemischte  Schulen  umgewandelt  werden.  Ein 
solcher  Antrag  erfordert  in  Gemeinden  mit  städti- 
scher Verfassung  die  Zustimmung  des  Kolle- 
giums der  GemeüideboYollmächtigten,  in  Ge- 
meinden mit  LandgemeindeVerfassung  und  in 
den  Gemeinden  der  Pfalz  die  Zustimmung  derGe- 
meindeTorsammlung  in  einem  ordnungsmässigen 
gefassten  Beschlüsse.  Diese  Zustimmung  muss 
jedoch  in  Gemeinden  unter  20000  Seelen  mit 
einer  Mehrheit  tou  zwei  Dritteln  der  abgegebenen 
Stimmen  erfolgen.  In  Gemeinden  mit  einer 
grossen  Einwohnerzahl  ist  eine  Mehrheit  Ton 
zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  erfor- 
derlich, wenn  sieh  die  Umwandlung  auf  nicht 
mehr  als  die  Hälfte  der  bestehenden  Konfessio- 
nalichulen,  eine  Mehrheit  von  DrelTiertel  aber, 
wenn  sich  die  Umwandlung  auf  mehr  als  die 
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Dagegen  kammeii  s.  g.  konfeBBionBlose,  religionslose  Schulen,  auch 
AUgemeinsohnlen  genannt,  fttr  Algehörige  allw  Eonfeesionen,  in  welchen  ent- 
weder der  Religionsunterricht  vom  Lehrplan  ganz  ausgeschlossen  ist  oder  blos  ein 
aUgemdner  RoHgionsunterricht  oder  Unterricht  in  der  Moral  unter  Abstreifong  alles 
KonfesrioneUen  gleioluseitig  an  die  Sander  der  verschiedenen  ReUgionsparteien  er- 


Hälfte  dieaer  Schuleii  eiBtrecken  solL  Y or  Um- 
w&ndlang  konfesiioneller  Schalen  in 
konfessionell  gemltehte  Ist  jedesmal 
d&t  Gntaohten  der  kirohliehen  Ober- 
behorden  darüber  zu  erholen,  ob  der 
ErthelluBg  sureiehenden  Beligions- 
nnterrichts  kein  Hindernlss  im  Wege 
stehe.  Die  Yerwandlnng  bleibt  nnter  allen 
Umstinden  ansgesehlossen ,  wenn  bei  der  einen 
oder  bei  der  anderen  konfessionellen  Schule  süf- 
tungsm&ssige  Bestimmungen  in  der  Bütte  liegen, 
die  im  mnne  des  $.9  Abs.  4  nnd  des  %.  lOTit  lY 
der Yerf.  Urk.  nnd  der  $$.  46  n.47  der  BeUagell 
nr  Yerf.  Urk.  hindernd  entgegen  treten'^;  $.  11 : 
„Bin  Zwang  zum  Besnohe  einer  konfessieBell  ge- 
mischten Schale  darf  insolange  nicht  eintreten, 
als  der  Besuch  einer  konfessionellea  Schale  mög- 
lich gemacht  werden  kann.  Den  Mitgliedern  der 
einen  oder  der  andern  KonfiBssion,  welche  Be- 
denken tragen,  ihre  sohnlpfllchtigen  Kinder  In 
die  betieffende  allgemeine  Yolksschmle  zu 
sdiicken,  muss  deshalb,  insofern  nicht  eine 
f5rmUehe  Umsehulung  ausführbar  und  Torzu- 
ziehen  ist,  unbeschadet  der  gesetslichen  Um- 
lagenplticht,  der  Besuch  einer  benachbarten 
Yolksschule  ihrer  Konfession  dann  gestattet 
werden,  wenn  die  gesetzliche  Yertietung  dieser 
benachbarten  Yolksschule  zustimmt,  und  die 
Sehulraumverhiltnisse  nicht  absolut  hindernd 
im  Wege  stehen.  Ebenso  darf,  füls  in  der  Ge- 
meinde eine  Mehrzahl  Ton  Schulen  sich  befindet, 
ein  Zwang  f&r  die  Eltern,  ihre  Kinder  einer 
konfessionell  gemischten  Schule  zuzuweisen, 
nicht  geübt  werden.  Auch  bleibt  es  den 
betheiligten  Eltern  unbenommen, 
eine  Schule  ihrer  Konfession  für  sich 
all^n  oder  in  Yerbindung  mit  Konfessionsver- 
wandten benachbarter  Orte  aus  eigenen  Mitteln 
zu  gründen.  Die  S<diulen  der  letzteren  Art 
sind  in  Bezug  anf  Dotation,  Organisation,  Be- 
setzung und  Leitung  wie  die  öifentllchen  Yolks- 
schulen  zu  behandeln". 

Was  dss  frühere  Beoht  betrifft,  so  war  durch 
Y.T.23.  Juni  1815,  im  Qegensato  zu  dem  frühe- 
ren Bechte,  der  Schulsprengel  mit  dem  Pfarr- 
sprengel für  identisch  erklirt,  also  allein  auf  die 
demselben  Bekenntniss  angehdrigen  Kinder  er- 
streckt worden  ,und  Ton  den  vor  1815  auch  in  Baiem 
Torhandenen  gemischten  Schulen  sind  blos  ein- 
zelne bestehen  geblieben.  Dadurch  war  die  Kon- 
fessionsschule die  Begel  geworden.  Daran  hat  das 
SchuldoUtionsgesetz  t.  10.  November  1861,  wel- 
ches das  Becht  der  politischen  (Gemeinde,  den 
Sehulbedaif  au£Kubringen ,  in  eine  Pflicht  Ter- 
wandelte,  nichto  geludert.  Erst  die  dt.  y.  29. 
August  1878.  $.  7  hat  bestimmt :  „die  konfessio- 
nell getrennten  christliehen  Yolksschulen  einer 
Gemeinde  kennen  auf  Antrag  der  Gemeindebe- 
hdrde  in  konfessionell  gemischte  Schulen  umge- 


wandelt werden.  Ein  solcher  Antrag  etc.^  (wie  in 
dem  Yorher  olt  $.  7  in  der  Fassung  t.  28.  Aogust 
1883,  nur  dass  der  gesperrt  gedruckte  Satz  fehlt), 
Tgl.  femer  $.  11 :  „Den  Mitgliedern  der  einen 
oder  der  andern  Konfession,  welche  Bedenken 
tragen ,  ihre  schulpflichtigen  Kinder  in  die  be- 
treffende allgemeine  Yolksschule  zu  schicken, 
kann  anf  Ansuchen  gestattet  werden ,  mit  einer 
benachbarten  Yolksschule  ihrer  Konfession  in 
SchulTerband  zu  treten  oder  f  Qr  sich  allein  oder 
in  Yerbindung  mit  konfessionsTerwandten  be- 
nachbarten Orten  aus  eigenen  Mitteln  zu  grün- 
den. Die  Schulen  etc^  (ebenso  wie  in  dem  ge- 
inderten  ^  11).  Indessen  hat  diese  Erleichte- 
rung der  Begründung  von  Simultanschulen  so- 
wohl bei  den  Katholiken  und  Protestanten 
Anstoss  erregt,  und  in  Folge  dessen  ist  sie  in  der 
schon  erwihnten  Weise  1888  erschwert  worden, 
Tgl.  £.  M  a  y  e  r ,  d.  Kirchenhoheitsrechte  d.  Königs 
▼.Baiem.  München  1884.  S.226;  Silbernagl, 
Yerfassung  sämmtl.Keligionsgenossenschaften  etc. 
1.  Aufl.  S.  397  u.  2.  Aufl.  S.  472. 

B.  Mayer  a.  a.  0.  S.229  nimmt  im  Gegensatz 
zu  der  im  Text  vertretenen  Auffassung  sn,  dass 
auch  In  Baiem  die  Begierang  die  fteie  Wahl 
zwischen  der  Konfessions-  und  der  Simultan- 
schale  habe.  Er  findet  zwischen  ^  5  und  %,  7 
der  Yerordnung  einen  die  beiden  Yorschriften 
gegenseitig  aufhebenden  Widersproch,  aller- 
dings nur  deshalb,  weil  er  die  Konfessionsschule 
des  $.  7  als  eine  solche  autCasst,  welche  im  Sinne 
der  von  ihm  ohne  Noth  hineingetragenen  frühe- 
ren Gesetzessprache  als  eine  solche  auffasst, 
deren  Sprengel  sich  lediglich  auf  dieKonfessions- 
angehdrigen  erstreckt. 

Für  Elsass-Lothringen  kommen  in  Frage 
Art.  16  Abs.  3  des  französischen  Gesetzes  y.  15. 
Mirz  1850,  S.  580  n.  4):  „n  (le  conseU  acadtf- 
mique,  an  dessen  Stelle  jetzt  der  Oberschol- 
rath  getreten  ist,  Ldning  a.  a.  0.  S.  753) 
dtftermine  les  cas  oü  les  commuaes  peuvent  k 
raison  des  drconstances  et  provlsoirement  tfUblir 
ou  conserver  les  tfcoles  primaires  dans  lesquelles 
seront  admls  des  enfants  de  Tun  et  de  Tautre 
sexe  ou  des  enfants  appartenant  aux  dlff^rents 
cultes  reconnus^  u.  Art  36  Abs.  1 :  „Tonte  com- 
mune doit  entretenir  une  ou  plusieurs  Cooles 
primaires  . . .  (Abs.  5)  Dans  les  communes,  oü 
les  differents  eultes  sont  professtf s  publiquement, 
des  ^e^es  s^par^  seront  stabiles  pour  les  enfants 
appartenant  k  chaenn  des  cultes,  sauf  ce  qui  est 
dit  k  Vart  15''  (aufrechterhalten  im  BeguIaÜT  f. 
d.  Elementarschulen  t.  4.  Jan.  1874.  $.  3.  Abs.  1. 
u.  2,  Abth.  3,  Althoff  etc.,  Samml.  d.  L  Elsass- 
Lothringen  geltenden  Gesetae.  3, 452,  t^.  auch 
Eeckllngh  L  Arch.  t  k.  K.  B.  43,  425),  also 
auch  hier  bildet  die  Simultanschule  die  Aus- 
nahme. YgL  Andrtf,  oouxs  alphabtftlque  etc. 
lY.^  2,  514. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238. 


theilt  wird,  wfthrend  die  Borge  fttr  den  konfesrioneUeii  Religionsofiterricht  dea  Eltern 
nnd  den  einzelnen  ReligionsgesellBehaften  OberlasBen  bleibt^,  in  Dentsohland 
nicht  vor  2. 

Von  dem  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  ans,  dass  der  Religiontonterrioht 
die  Omndlage  aller  Erziehung  bilde  nnd  die  religiöse  Erziehung  auch  den  übrigen 
weltlichen  Unterricht  durchdringen  müsse,  hat  die  katholische  Kirche  sowohl  die 
Simultan-  wie  auch  die  religionslose  Schule  in  unserer  Zeit  verurtheilt^,  und  gegen 


1  Die  für  diese  Schulen  hin  und  wieder  ge- 
brauchte Bezeichnung:  Kommunalschulen,  vgl. 
auch  L9nlng  a.  a.  0.  S.  744  n.  1,  bezeichnet 
das  Wesen  derselben  nicht  Im  Entferntesten, 
ganz  abgesehen  dayon ,  dass  auch  von  Manchen 
die  Simultanschulen  so  genannt  werden,  s.  o. 
S.  688  n.  7. 

'  Wohl  aber  ausser  In  Nordamerika  (b.  0.  S. 
686  n.  1)  In  Holland  ,  vgl.  Gesetz  v.  17.  Au- 
gust 1878,  Staatsblad  ran  het  Konlngrljk  der 
Nederlanden  1878.  p.  127,  deutsch  bei  M. 
Lauer,  Entwickelung  u.  Gestaltung  d.  nieder- 
Und.  Yolksschulwesens  seit  1857.  Berlin  1886. 
S.  188,  Auszug  1.  Arch.  f.  k.  K.R.  46,  462  (aber 
hier  mit  falschem  Datum,  ein  ebenfalls  unrich- 
tiges bei  Firnhaber  a.  a.  0.  1,  B60),  welches 
zwar  Art.  33  als  Zweck  des  Unterrichts  neben 
dem  Lehren  passender  und  nfltzUcher  Kennt- 
nisse die  Entwickelung  der  Yerstandeskräfte  der 
Kinder  und  deren  Erziehung  zu  allen  christ- 
lichen und  gesellschaftlichen  Tugenden  be- 
zeichnet, aber  die  Lehrer  anweist,  sich  zu  ent- 
halten, etwas  zu  lehren,  zu  thun  oder  zuzulassen, 
was  der  Ehrfurcht  widerstrebt,  die  man  den  re- 
ligiösen Ideen  Andersgesinnter  schuldet,  und  die 
Ertheilung  des  Religionsunterrichts  den  Reli- 
gionslehrem  für  Überlassen  erklärt;  In  Frank- 
reich nach  der  lol  surTenselgnement  obllgatolre 
T.  28.  März  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  48, 137,  dessen 
Art.  1  zu  den  Gegenständen  des  enselgnement 
prlmalre  die  Tlnstruction  morale  et  dvlque  reoh- 
net,  und  dessen  Art. 2  bestimmt:  ^^s  tfcolespri- 
malres  publlques  Tsqueront  un  jour  par  semalne, 
en  outre  du  dlmanche,  afln  de  permettre  aux 
parents  de  faire  donner,  s'lls  le  dtfslrent,  li  leurs 
enfants,  Tlnstractlon  rellgleuse  en  dehors  des 
^dlflces  soolalres.  —  L'enseignement  rellgleuz 
est  facultatlf  dans  les  ^coles  prlvtfes"  (woran 
durch  die  lol  sur  Torganlsation  de  l'enselgnement 
prlmaire  t.  30.  Oktober  1886,  clt.  Arch.  67, 406, 
nichts  geändert  Ist);  Ygl.  auch  Lebon  a.  a.  0. 
S.  136.  Das  b  el  gl s  c h  e  Gesetz  ▼.  1.  JuU  1879, 
dt.  Arch.  46,  276,  welches  das  0.  S.  680  n.  3  er- 
wähnte Gesetz  v.  1842  abgeändert  hat,  stand  Im 
wesentlichen  auf  demselben  Standpunkte,  in- 
dem es,  Art  4,  den  Religionsunterricht  der  Fa- 
milie und  den  Religionsgesellschaften  überlless, 
dagegen  den  Dienern  der  letzteren  die  Schul- 
lokale Tor  oder  nach  dem  übrigen  Unterricht  für 
den  Religionsunterricht  zur  Disposition  stellte, 
Indessen  ist  dasselbe  durch  die  lol  organlque  de 
Tenselgnement  prlmaire  t.  20.  September  1884, 
dt.  Arch.  63,  298,  abgeändert  worden.  Nach 
Art.  4  Abs.  3 :  „Les  communes  peuvent  Inscrlre 
Venselgnement  de  la  rellglon  et  de  la  morale  en 
tete  du  Programme  de  toutes  ou  de  quelques 


unes  de  leurs  tfcoles  piimaires.  Get  enselgnement 
se  donne  au  eommenoement  ou  ä  la  fln  des 
classes ;  les  enfants  dont  les  parents  en  fönt  la 
demande  sont  dlspens^s  d'y  asslster.  —  Lonque 
dans  une  commune  Ylngt  chefs  de  famllle  ayant 
des  enfants  en  ige  dVoole  demandent  que  leurs 
enfants  soient  dlspens^s  d^atsister  aux  eoura  de 
rtfUglon,  le  rd  peut,  ä  la  demande  des  parents, 
obllger  la  commune  ä  organlser,  ä  Tusage  de  oes 
enfants,  une  ou  plusleurs  classes  sp^dales.  — 
Si  malgrtf  la  demande  de  ringt  chefs  de  famllle 
ayant  des  enfants  en  äge  d'tf cole ,  la  commune 
refuse  d'inscrire  l'enselgnement  de  leur  rellglon 
dans  le  Programme  ou  met  obstacle  ä  ce  que  eet 
ensdgnement  sdt  donn^  par  les  mlnlstoes  de 
leur  culte  ou  des  personnes  agrtfes  par  ceux-d,  le 
gouvemement  peut,  ä  la  demande  des  parents 
adopter  une  qu  plusleurs  ^les  prlT^es  ä  leur 
eouTenance,  pourru  qu^elles  reunlssent  les  eon- 
dltlons  requlses  pour  Stre  adoptto  par  la  com- 
mune« (Tgl.  auch  0.  S.  686  n.  1). 

9  Allerdings  hat  die  Ton  Gregor  XYI.  besU- 
tlgte  Instruktion  der  Propaganda  ▼.  1840  für  die 
Irländischen  Bischöfe  in  Betreff  der  von  der  eng- 
lischen Regierung  aus  öffentlichen  Mitteln  er^ 
richteten  nationalen  (Simultan-)  Schulen,  aus 
Rückdcht  gegen  das  englische  Parlament  und 
um  die  katholische  BoTÖlkerung  nieht  der  Wohl- 
that  Ton  staatlich  unteriialtenen  Schulen  zu  be- 
rauben ,  auf  Veranlassung  des  Papstes  dne  de- 
finitive Entscheidung  über  die  Frage  abgelehnt, 
und  es  den  Bischöfen  überlassen,  gegen  etwaige 
schädliche  Einflüsse  der  Schulen  auf  die  katho- 
lische Jugend  die  erforderlichen  Massregeln  zu 
treffen,  indem  sie  als  solche  namentlich  die 
Femhaltung  aller  yerderbUchen,  Insbesondere  der 
katholischen  Lehre  widersprechenden  Bücher, 
und  femer  die  Ausschliessung  jedes  Religions- 
unterrichtes überhaupt  statt  der  Duldung  eines 
allgemeinen,  nicht  konfesdonellen  ReUglons- 
unterrichtes  unter  Vorbehalt  des  konfesdondlen 
seitens  der  einzelnen  Religionsgesellsohaften 
bezeichnet,  Rless,  d.  moderne  Staat  u.  die 
christliche  Kirche  S.  206  u.  Acta  oonc.  Lac.  3, 
1376,  ein  Verfahren,  für  welches  wohl  auch  die 
Hoffnung  bestimmend  gewirkt  hat,  dass  bei  dem 
Ueberwlegen  der  katholischen  Beyölkerong  in 
Irland  und  bd  dem  Bestreben  der  begüterteren 
Protestanten  auf  Errichtung  eigener  Schulen  die 
öffentliohen  Schulen  thatsäohlich  konfessionell 
werden  würden  (dies  bestätigt  auch  Kardinal 
Wlsemann,  lettres  sur  rinstraction  publique. 
ILtfd.  Braxellesl856.  p.68)  und  die  katholisehe 
Kirche  die  massgebende  Herrschaft  über  dle- 
sdben  erlangen  könne  (vgl.  übrigens  auch  noch 
die  weiteren  Anordnungen  der  Synode  von  Tuam 
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jede  Massregel  der  modernen  Staaten^  welche  auf  Einführung  der  einen  oder  andern 
Art  von  Schnlen  gerichtet  war,  ohne  zwischen  beiden  zu  unterscheiden  ^^  protestirt^. 

Ein  allgemeines  und  absolutes  Verbot  solcher  Schulen  hat  aber  die  katholische 
Kirche,  so  sehr  sie  dieselben  auch  bekämpft,  nicht  aufgestellt,  vielmehr  ttberlässt  sie, 
da  sie  den  Verhältnissen  in  den  einzelnen  Ländern,  namentlich  der  Lage  der  Katho- 
liken Rechnung  tragen  muss,  es  den  Bischöfen,  zur  Beseitigung  der  nach  ihrer  Auf- 
fassung der  katholischen  Erziehung  aus  diesen  Anstalten  erwachsenden  Gefahren 
die  geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen  und  diese  nach  dem  jeweiligen  Bedürfniss  zu 
bemessen  ^. 

Nach  der  oben  charakterisirten  Auffassung  der  Kirche  ist  die  konfessionelle 
Schule  die  allein  berechtigte.  Aber  bei  der  heutigen  Anerkennung  der  Gleichberech- 
tigung der  verschiedenen  christlichen  Kirchen  hat  die  Durchführung  des  Systems 
der  konfessionellen  Schulen  in  Verbindung  mit  dem  Schulzwang  die  Folge,  dass  einer- 


V.  1850,  coli.  clt.  3,  796  u.  Arch.  f.  k.  K.  R,  43, 
64).  Später  hat  aber  die  Kurie  den  im  Text  ge- 
dachten Standpunkt  eingenommen,  b.  das  o.  S. 
583  n.  3  citirte  Schreiben  Pius'  IX.  v.  1864  u. 
die  ebendaselbst  angeführte  Instruktion  der  Pro- 
paganda für  Nordamerika  y.  1875;  Encykllka 
Leo's  XIII.  T.  8.  Februar  1884  an  die  französi- 
schen Bischöfe,  Acta  s.  sed.  16,  243,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  51,  473:  „Ecclesia  vero  .  .  quae  delata 
sibi  a  deo  conditore  soo  auctoritate,  debet  ad  sa- 
picntiam  christianam  universas  yocare  gentes 
itemque  sedulo  Tidere,  quibus  excolatur  prae- 
ceptis  institutisque  iuventus,  quae  in  ipslns  po- 
testate  sit,  semper  scholas  quas  appellant  mi- 
stas  vel  neutras  aperte  damnavit,  monitis 
etiam  patribus  faroilias,  ut  in  re  tauti  momenti 
animum  attenderent  ad  cavendum",  s.  auch 
Schreiben  desselben  ▼.  1882  an  den  Erzblsohof 
V.  Paris,  Arch.  f.  k.  K.  U.  49,  82,  und  an  den 
Kardinalvikar  von  Rom ,  betreffend  die  Entfer- 
nung der  Katechismuslehre  aus  den  öffentlichen 
Schulen  in  Rom,  v.  28.  Juni  1878,  AcU  s.  sed. 
11,  97,  deutsch  cit.  Arch.  40,  305,  u.  die  Allo- 
kution  V.  20.  August  1880,  a.  a.  0.  44,  437.  Vgl. 
weiter  die  Erklärungen  der  Partikularsynoden 
gegen  die  s.  g.  scholae  mistae  oder  indiffe- 
r  en  t  e  s :  Bordeaux  1859,  coli.  conc.  Lac.  4, 766 ; 
Colocza  1863,  1.  c.  5,  702;  Baltimore  1866, 
Quebec  1851,  1.  c.  3,  515.  616;  Westminster 
1873,  Arch.  f.  k.  K.  R.  62,  230.  S.  femer  noch 
Anm.  2. 

1  Vom  Standpunkt  einer  Kirche,  welche  nur 
eine,  die  eigene  konfessionelle  Auffassung  des 
Christenthums  als  berechtigt  anerkennt,  ist  dies 
durchaus  folgerichtig,  denn  beide  Arten  von 
Schulen  entsprechen  der  Anforderung  nicht, 
dass  der  Katholicismus  den  ganzen  Unterricht 
und  die  ganze  Erziehung  durchdringen  soll,  und 
in  beiden  werden  die  katholischen  Kinder  nicht 
nur  mit  denen  Andersgläubiger  gemeinsam  un- 
terrichtet, sondern  es  wirken  auch  an  beiden 
Lehrer  der  verschiedenen  Konfessionen. 

^  Vgl.  die  Erklärungen  der  bairischen  Bi- 
schöfe Y.  1867  aus  Anlass  eines  prcjiektirten 
neuen  Schulgesetzes,  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  124  ff. 
und  in  Betreff  der  o.  S.  690  n.  1  gedachten  V.  v. 
1873,  a.a.O.  31,  157 ff.  u.  35,  138;  der  öster- 

Hinschins,  Kirchenrecht  lY. 


Tolchischen  wegen  der  Gesetze  v.  1868  u.  v. 
1869  fo.  S.  588  n.  5),  v.  1868,  coli.  Lac.  cit.  6, 
1396  u.  V.  1872  u.  1877,  Arch.  32,  165  ff.  u.  40, 
101  (ferner  der  böhmischen  Bischöfe,  der  Bischöfe 
der  Salzburger  Provinz  und  von  Linz  undBrixen, 
8.  a.  0.  43,  430ff.");  des  Freiburger  Kapltels- 
vikariates  v.  1876  betreffend  das  Gesetz  v.  1876, 
0.  S.  588  n.  3,  Arch.  39,  409  (wegen  der  Proteste 
gegen  die  Regierungsmassuahmeu  i.  J.  1864  s. 
Friedberg,  Staat  u.  kathol.  Kirche  in  Baden. 
S.  85  ff.),  und  des  belgischen  Episkopats  v. 
1879  aus  Anlass  des  Gesetzes  v.  1879,  S.  592 
n.  2,  Arch.  42,  387.  398  (auch  43,  165). 

^  Wo  die  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht 
entgegen  stehen  und  seitens  der  Katholiken  die 
erforderlichen  Geldmittel  aufgebracht  werden 
können,  wie  In  Nordamerika,  befördern  die  Bi- 
schöfe daher  die  Errichtung  besonderer  kirchlich 
geleiteter,  katholischer,  namentlich  der  Pfarr- 
Bchulen  und  erklären  die  Eltern  im  Gewissen 
verpflichtet,  ihre  Kinder  in  diese  zu  schicken. 
Wo  dies  nicht  anganglich  erscheint,  wird  durch 
den  Katechismusunterricht  möglichst  dem  schäd- 
lichen Einfluss  der  Kirche  entgegengewirkt,  s. 

5.  583  n.  3  und  das  cit.  Konzil  von  Baltimore  v. 
1866,  vgl.  ferner  Utrecht  1866,  coli,  conc  Lac. 

6,  918.  919  und  Neugranada  1868,  1.  c.  6,  649, 
s.  anch  wegen  der  Massnahmen  einzelner  franzö- 
sischer Bischöfe  i.  J.  1882  Arch.  f.  k.  K.  U,  48, 
142.  145  ff.,  oder  es  wird  auf  die  Gesetzgebung 
eingewirkt,  um  die  Simultanschulen  in  die  Stel- 
lung von  blos  ausnahmsweise  zugelassenen  An- 
stalten herabzudrücken,  sodass  in  überwiegend 
katholischen  Ländern  die  katholische  Konfes- 
sionsschule thatsächlich  zur  Regel  wird,  ein  Ver- 
fahren, welches  in  Oest erreich  und  in 
Baiern,  S.  588  n.  9  u.  S.  590  n.  1,  mit  Erfolg 
gekrönt  und  zu  einer  der  katholischen  Kirche 
günstigen  Abänderung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften von  1869,  bez.  1873  geführt  hat  (über 
ähnliche  Versuche  in  Belgien,  welche  das 
gleiche  Resultat  in  Betreff  der  konfessionslosen 
Schulen  gehabt  haben,  vgl.  8.  592  n.  2  in  Ver- 
bindung mit  S.  686  n.  1),  oder  die  Bischöfe 
suchen  bei  der  Leitung  und  Verwaltung  des 
Schulwesens  eine  möglichst  ausgedehnte  Mit- 
wirkung zu  erlangen,  vgl.  darüber  weiter  unten. 
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seits  katholische  Kinder  protestantische  konfessionelle  Schalen  und  andererseits  pro- 
testantische die  katholischen  konfessionellen  Schulen  besuchen  müssend  Gegen- 
Aber  den  protestantischen  Schulen,  in  welchen  eine  von  der  katholischen  Kirche 
als  Ketzerei  betrachtete  Religion  die  Grundlage  der  Erziehung  bildet,  nimmt  die  letz- 
tere selbstverst&ndlich  denselben  Standpunkt,  wie  gegentlber  den  Simultan-  und  kon- 
fessionslosen Schulen  ein  ^,  während  sie  die  Zulassung  nicht  katholischer,  namentlich 
protestantischer  oder  schismatischer  Schüler  zu  den  katholischen  Schulen,  sofern  der 
Unterricht  ohne  Berücksichtigung  ihrer  konfessionellen  Bedürfnisse  auf  katholischer 
Grundlage  und  nach  katholischen  Lehrbüchern  ertheilt  wird,  für  statthaft  erklärt  hat'. 
2.  Die  konfessionellen  katholischen  Schulen  und  die  Altkatho- 
liken.  In  Folge  der  altkatholischen  Bewegung  ist  die  Frage  nach  der  Berechtigung 


»  S.  o.  S.  687. 

2  Schreiben  Leo's  XIII.  an  den  Kardinalrikar 
V.  Rom.  V.  25.  März  1879  wegen  der  protestan- 
tischen Schulen  daselbst,  Acta  s.  sed.  11,  529 
(deutsch  i.  Arch.  f.k.K.R.  41,  459);  Instruktion 
der  Propaganda  v.  25.  April  1868  über  die  im 
Orient  errichteten  protestantischen  und  schis- 
matischen Schulen,  collectio  coustit.  s.  sed.  ad 
usum  mission.  Paris  1880.  p.  34  u.  coli.  conc. 
Lac.  6,  694;  Westminster  1852,  ibid.  3,  921. 

3  Clt.  Instruktion  v.  1868:  „Passando  ora  a 
parlare  dei  giovani  scismatici  c  protestanti ,  che 
frequentano  le  souole  cattoliche,  egli  h  chiaro, 
che  in  questo  secondo  caso  non  esistono  poi  gio- 
vani tutti  quei  pericoli,  che  si  dissero  concorrere 
uel  caso  precedente;  imperocch^  essende  catto- 
lico  il  precettore,  cattolici  l'insognamento  e  i 
libri,  nolla  v'ha  a  tcmere  da  questo  lato".  Femer 
wird  der  Gesichtspunkt  betont,  dass  wenn  die 
heterodoxen  Kinder  in  den  katholischen  Schulen 
in  den  Grundsätzen  der  wahren  Religion  erzogen 
und  in  ein  näheres  Verhältniss  zu  den  katholi- 
schen Lehrern  treten,  die  Hoffnung  vorhanden 
sei,  sie  für  die  katholische  Kirche  zu  gewinnen. 
Unter  allen  Umständen  sollen  aber  die  Lehrer 
darüber  wachen,  dass  die  nicht  katholischen 
Schüler  keinen  schädlichen  Einfluss  auf  die  ka- 
tholischen Kinder  ausüben.  — 

Ebenso  wie  bei  den  Volksschulen  kann  auch 
bei  den  für  die  Volksschul-Lehrer 
und  Lehrerinnen  bestimmten  Ausbil - 
dungs  -  Anstalten,  bei  den  öffent- 
lichen Präparandeu  -  Anstalten  und 
Lehrer-  und  Lehrerinnen-Seminarien 
zwischen  konfessionellen  und  gemischten  ge- 
schieden werden,  je  nachdem  nur  Leiter  und 
Lehrer  ein  und  desselben  Bekenntnisses  an  den- 
selben angestellt  und  nur  Zöglinge  eines  solchen 
aufgenommen  werden  dürfen,  oder  die  Anstalten 
Leitern  und  Lehrern  sowie  Zöglingen  verschie- 
dener Bekenntnisse  zugänglich  sind,  und  blos 
eine  Trennung  in  Betreff  des  Religionsunterrichts 
stattfindet.  Da,  wo  nur  konfessionelle  Tolks- 
schulen  zulässig  sind ,  sind  selbstverständlich 
auch  die  gedachten  Yorbildungsanstalten  kon- 
fessionell gesondert ,  so  z.  B.  in  Oldenburg 
(vgl.  rev.  Staatsgrundgesetz  Art  89.  §.  1 :  .,Für 
die  Bildung  tüchtiger  Volksschullehrer  ist  durch 
Vervollkommnung  der  dazu  vorhandenen  An- 
stalten zu  sorgen.  Solche  Anstalten  sollen  so 
eingerichtet  und  beaufsichtigt  werden,  dass  da- 


durch die  religiös-konfessionelle  Bildung  der 
heranzubildenden  Lehrer  gesichert  ist^,  und  in 
Sachsen,  wo  ein  katholisches  Seminar  in 
Bautzen  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des 
domstiftlichen  Konsistoriums  als  nächster  Auf- 
sichtsbehörde besteht.  Die  Existenz  von  Simul- 
tanschulen  bedingt  aber,  nicht  nur,  wenn  sie  die 
Ausnahme  bilden,  wie  in  Baiern,  —  hier  gibt 
es,  abgesehen  von  einem  gemischten  Seminar  In 
Bajnberg,  blos  konfessionelle  Präparandenschulen 
und  Schullehrerseminare,  SilbernaglS. 486 ff., 
Engl  mann  S.  103  n.  5;  S.  114  n.  2  u.  S.  19a 
199,  —  sondern  auch,  wenn  sie,  wie  z.B. in  Nas- 
sau und  Baden,  die  Regel  sind,  keineswegs 
nothwendig  auch  simultane  Lehrerbildungs-An- 
stalten, da  es,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  den 
im  Seminar  zu  ertheilenden  Religionsunteiricht, 
zweckmässig  erscheinen  kann,  Lehrer  und  Zög- 
linge verschiedener  Konfession  in  getrennten 
Anstalten  auszubilden.  Obwohl  in  den  eben  ge- 
dachton beiden  Ländern  gesetzlich  die  Semiua- 
rien  keinen  konfessionellen  Charakter  tragen, 
sind  sie  doch  dort  thatsächlich  konfessionell  ge- 
worden, Firuhaber  2,  24 ff.  u.  Joes,  Die  Ge- 
setze etc.  über  Elementarunterricht  In  Baden. 
Heidelberg  1879.  S.  75.  Dagegen  sind  in  El- 
sass-Lothringen,  obwohl  auch  hier  neben 
den  gemischten  Schulen  konfessionelle  vorkom- 
men ,  die  Lehrerseminare  und  Präparandenschulen 
gemischt,  und  es  besteht  nur  ein  katholisches 
Lehrerinnenseminar,  Recklingh  i.  Arch.  t  k. 
K.  R.  43, 425,  während  in  H  e  s  se  n  die  Seminare 
sämmtlich  ihres  katholisch-konfessionellen  Cha- 
rakters entkleidet  sind,  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  269. 
In  Preussen  bestehen  mit  Rücksicht  auf  die 
verschiedenen  Schulgesetzgebungon  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  sowohl  konfessionelle,  wie 
auch  gemischte  Anstalten,  aber  auch  hier  sind  die 
erstoren  bei  weitem  überwiegend ,  vgl.  das  Ver- 
zeichniss  bei  Schneider  u.  v.  Bremen,  Das 
Volksschulwesen  i.  preuss.  Staate.  Berlin  1886. 
1,  430. 

Dass  die  Stellung  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  den  simultanen  Lehrerbildungs-An- 
stalten dieselbe,  wie  gegenüber  den  gemischten 
Schulen  ist,  versteht  sich  von  selbst,  s.  auch  o. 
S.  580  n.  6,  ja  sie  muss  die  gemischten  Semina- 
rien  noch  mehr  von  der  Hand  weisen,  weil  es 
vor  Allem  für  sie  wesentlich  erscheint,  dass 
gerade  die  Lehrer  selbst  eine  rein  katholisch- 
religiöse Ausbildung  erhalten,  vgl.  die  Würz- 
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der  Altkatholiken  auf  die  früher  fdr  die  Katholiken  überhaupt  bestimmten  kon- 
fessionellen Schulen  praktisch  geworden.  Vom  Standpunkt  der  neukatholischen  Kirche^ 
welche  die  Altkatholiken  als  Ketzer  und  Schismatiker  betrachtet^  ist  selbstverständlich 
jedes  Recht  derselben  zu  yemeinen.  Die  deutschen  Staaten  haben  dagegen  unmittel- 
bar nach  dem  vatikanischen  Konzil  die  Stellung  eingenommen,  dass  den  Beschlüssen 
desselben  keinerlei  Rechtswirkung  oder  Oeltung  fUr  das  staatliche  Gebiet  beizulegen 
sei  1.  Die  strenge  Konsequenz  dieser  Anschauung  hfttte  es  bedingt,  die  katholisch 
konfessionellen  Schulen,  da  sie  keine  kirchlichen,  sondern  unter  staatlicher  Leitung 
stehende  öffentliche  Anstalten  sind,  als  solche  Schulen,  welche  ftlr  die  Bekenner  des 
früheren  katholischen  Glaubens  bestimmt  waren,  zu  behandeln^,  d.  h.  in  ihnen  die 
Neukatholiken  von  jeder  Lehrthfttigkeit  auszuschliessen  und  den  Religionsunterricht 
lediglich  nach  Massgabe  der  älteren  katholischen  Lehre  ertheilen  zu  lassen,  anderer- 
seits aber  den  Kindern  der  vatikanisch  gesinnten  Katholiken  blos  insoweit  Zutritt  zu 
diesen  Schulen,  als  dies  nach  der  bestehenden  Schulgesetzgebung  hinsichtlich  der 
Kinder  anderer  Konfessionsverwandten  statthaft  ist,  zu  gewähren,  sowie  den  vatika- 
nischen Religionsunterricht  für  diese  lediglich  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  fdr 
die  letzteren,  zu  ermöglichen  ^. 

Keine  deutsche  Regierung  hat  indessen  die  gedachten  Folgerungen  in  ihrer 
Verwaltnngspraxis  gezogen^  In  Preussen,  Baden  und  Hessen  hat  man  die 
vatikanisch-katholische  Eirche  in  ihrer  bisherigen  Rechtsstellung  belassen,  aber  die 
Altkatholiken  ebenfalls  als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  und  mit  den  Neukatho- 
liken als  gleichberechtigt  anerkannt^.  Eine  Lösung  der  Frage  nach  der  Stellung  der 
bisherigen  katholischen  Konfessionsschulen  war  indessen  von  diesem  Standpunkt  aus 
unmöglich.  Bei  der  Behandlung  beider  Theile  als  Katholiken  würde  sich  als  Konse- 
quenz die  gleichzeitig  alt-  und  neukatholische  Konfessionsschule,  in  welcher  die 
Kinder  beider  Theile  gemeinschaftlich  selbst  in  der  Religion,  gleichviel,  ob  von  Alt- 
oder Neukatholiken,  zu  unterrichten  gewesen  wären,  ergeben  haben.  Da  jedoch 
durch  die  gleiche  rechtliche  Behandlung  beider  katholischer  Parteien  die  Thatsache, 
dass  dieselben  in  entscheidenden  Glaubenslehren  von  einander  abweichen,  nicht  be- 
seitigt werden  kann,  so  würde  eine  solche  Schule  in  Wahrheit  keine  konfessionelle 
mehr  gewesen  sein,  vielmehr  zwei  verschiedene  Religionsparteien,  mochten  beide 
sich  auch  Katholiken  nennen  und  sich  so  zu  bezeichnen  das  Recht  haben,  als  völlig 
gleichberechtigt  in  sich  vereinigt  haben,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Anwendung 
von  Zwang  gegen  altkatholische  Kinder  zur  Beiwohnung  des  Religionsunterrichtes 
des  neukatholischen  Lehrers  und  umgekehrt  eine  Verletzung  der  Glaubens-  und 
Religionsfreiheit  gebildet  haben  würde.  Unter  diesen  Umständen  wäre  das  natur- 
gemässe,  durch  die  Sachlage  gebotene  Auskunftsmittel  die  Verwandlung  der  konfes- 

borger  BischofsrenAmmlung  v.  1848 ,  dt  Arch.  gefasst  hat ,   in  Betreff  der  Schulverhältuisse, 

21,  243  u.  coli.  Gono.  Lac  5,  243,  u.  Vorstellung  ohne  dass  irgend  Jemand  davon  Nutzen  gehabt 

d.  bair.  Bischöfe  v.  1864,  eoU.  oit.  5,  1195.  hätte,  eine  Beihe  Ton  Schwierigkeiten  geschaffen 

1  Bd.  111.  S. 470;  V.  Schulte,  der  Altkatho-  worden  sein.    Des  Principes  wegen  hätte  man 
lioigmus.  Giessen  1887.  S.  341.  die  neukatholischen  Lehrer  entfernen  und  für 

2  V  1        I1      q   i)7ft  altkatholische  sorgen,  femer  den  neukatholischen 
vgl.  aucn  0.  ö.  o(o.  Religionsunterricht  einsteUen   und   den  Eltern 

5*  S,  0.  S.  587.  solcher  Kinder  überlassen  müssen ,    für  diesen 

4  Aus  den  0.    S.  378  erwähnten    Gründen.  selbst  zu  sorgen. 

Uebrigens  würden  durch  die  Ziehung  der  ge-  ^  P.  Hlnschius,  Preuss.  Kfrchengesetze  v. 

dachten  Konsequenz  an  solchen  Orten,   an  wel-  1874  u.  1875.  IS.  179.  180;   t.  Schulte,  der 

chen  die  altkathoUsohe  Bewegung  keinen  Fuss  Altkatholldsmus.  S.  416  ff. 
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sionellen  in  Simultanschulen  gewesen,  denn  dadurch  allein  hätte  die  Gleichberechtigung 
beiderkatholischenReligionsparteien  unter  Beseitigung  jedesGewissenszwangeszur  An- 
erkennung gebracht  werden  können  K  Dieser  Weg  ist  aber,  mindestens  in  Preussen', 
nicht  beschritten  worden  3.  Hier  hat  man  wohl  die  altkatholisch  gewordenen  Lehrer 
in  ihren  Aemtern  geschützt  ^,  sowie  die  Kinder  der  Neukatholiken  von  dem  Religions- 
unterricht eines  solchen  und  umgekehri;  die  der  Altkatholiken  von  dem  eines  neu- 
katholischen  Lehrers  dispensirt^,  aber  die  katholisch-konfessionellen  Schulen  sind 
fast  ausnahmslos  in  den  Händen  der  Neukatholiken  geblieben,  und  die  Altkatholiken 
in  die  Lage  versetzt  worden,  ihrerseits  besondere  Schulen  zu  gründen*. 

InBaiern,  wo  die  Altkathoüken  zwar  gleichfalls  den  andern  Katholiken  als 
rechtlich  gleichstehend  behandelt  werden,  indessen  die  Regiemngspraxis  dazu  geführt 
hat,  dass  sie  den  letzteren,  blos  soweit  als  es  ihnen  naohtheilig  ist,  gleichgestellt  werden  7, 
haben  die  Neukatholiken  ebenfalls  die  konfessionellen  Schulen  behalten,  und  es  wer- 
den die  Kinder  altkatholischer  Eltern  blos  von  dem  Religionsunterricht  dispensirt^. 


^  Wenn  dann  die  eine  oder  andere  Partei  die 
Simultanschule  von  der  Hand  gewiesen  hätte,  so 
wäre  sie  ihrerseits  iu  die  Lage  gekommen,  nach 
Massgabe  der  betreffenden  Gesetzgebung  eine 
besondere  (öffentliche  oder  PriTat-)  Schnle  zu 
gründen,  ebne  dass  dem  Staate  irgend  ein  Vor- 
wurf wegen  ungerechter  Behandlung  beider 
Theile  hätte  gemacht  werden  können. 

Der  Grund,  warum  man  den  erwähnten  Aus- 
weg nicht  ergriffen  hat,  liegt  fireilicb  klar  zu  Tage. 
Staatllcherseits  ist  man  heute  noch  nicht  zu  einer 
völligen  Auseinandersetzung  zwischen  Altkatho- 
liken und  Neukatholiken  durch  ein  Gesetz,  wel- 
ches beide  neben  einander  als  gleich-  und  toU- 
berecbtigte  gesonderte  Religionsparteien  aner- 
kennt, geschritten,  denn  selbst  das  badlsche 
und  preussische  Altkatholikeugesetz  r.  1874, 
bez.  1875,  o.  S.  376  n.  2.  3,  verwirklichen  eine 
solche  keineswegs.  Die  Altkatholiken  haben  da- 
her ,  um  sich  die  Rechte  ab  Katholiken  zu  er- 
halten, den  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche, 
nicht  ohne  Grund,  abgelehnt,  und  weisen  ihn 
noch  heute  von  der  Hand,  v.  Schulte,  Alt- 
katholicismus  S.  672.  Auch  die  Regierungen 
betrachten  immer  noch  die  Alt-  und  Neukatho- 
liken als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche, 
also  desselben  rechtlichen  Organismus,  obwohl 
sie  innerhalb  dieser  letzteren  besondere  Einzel- 
organisationen für  die  Altkatholiken  (so  z.  B.  die 
Errichtung  eines  altkatholischen  Bisthums  und 
die  von  altkatholischen  Pfarreien)  zugelassen 
haben.  Da  aber  (heute  mindestens)  nicht  ge- 
leugnet werden  kann,  dass  thatsächlich  die  Alt- 
katholiken und  Neukatholiken  verschiedene  Re- 
ligionsparteien bilden,  so  muss  dieser  den  That- 
sachen  widersprechende  Standpunkt,  von  welchem 
aus  beide  als  eine  Religionspartei  behandelt  wer- 
den, zu  schiefen  und  drückenden  Konsequenzen 
führen  und  namentlich  die  Altkatholiken,  welche 
der  weniger  zahlreiche  Thell  sind  und  sich  erst 
besondere  Einrichtungen  zu  schaffen  hatten,  be- 
schweren ,  wie  dies  z.  B.  durch  die  in  Preussen 
stattgehabte  Verweigerung  von  Ausschulungen 
der  Altkatholiken  aus  katholischen  Schulsooie- 
täten,  weil  Schulsocietäten  ein  und  derselben 
Konfession  nicht  nach  den  besonderen  Glaubeus- 


ansichten  der  Mitglieder  gesondert  werden  dürf- 
ten, geschehen  ist,  a.  a.  0.  S.  575.  S.  auch  unten 
Anm.  5. 

3  Nur  für  diesen  Staat  liegt  Material  vor. 

3  Wo  das  A.  L.  R.  galt,  konnte  diese  Mass- 
regel sogar  im  Verwaltungswege  getroffen  wer- 
den, s.  0.  S.  589  n.  1. 

*  Bekannt  geworden  ist  dies  allerdings  nur  in 
Betreff  eines  Gymnasiallehrers  (Fall  von  WoUman 
von  1870),  Friedberg,  Samml.  d. Aktenstücke 
d.  vaükau.  Konzil.  S.  59.776.783;  v.  Schulte 
a.  a.  0.  S.  470.  Uebrigens  hat  mau  auch  das 
Fernbleiben  altkatholischer  Lehrer  von  dem  rö- 
misch-katholischen Schulgottesdienste  gestattet, 
Arch.  f.  k.  K.  B.  29,  432. 

»  Das  Reskr.  d.  Kult  Min.  v.  29.  Februar 
1872,  V.  Schulte  S.  470  spricht  diese  Grund- 
sätze freilich  blos  für  die  höheren  Schulen  aus. 
Dass  sie  Indessen  auch  für  die  Volksschulen 
zur  Anwendung  gelangt  sind,  ergeben  die  Mit- 
theilungen a.  a.  0.  S.  573.  Da  femer  die  Dis- 
pensation ,  welche  übrigens  von  dem  o.  Anm.  1 
gedachten  Staudpunkte  aus  als  eine  Inkon- 
sequenz erscheinen  muss,  den  Nachwels  eine« 
geeigneten  anderweitigen  Religionsunterrichtes 
erfordert,  und  die  Altkatholiken  nicht  überall  die 
Möglichkeit  hatten ,  die  nöthigen  Lehrkräfte  zu 
beschaffen,  a.  a.  0.  S.  472,  so  sind  sie  dadurch 
ebenfalls  gegenüber  den  Neukatholiken  benaoh- 
theiligt  worden. 

^  Denn  iu  der  Rheinprovinz  tragen  die  Ge- 
meinden die  Schullasten.  Die  Altkatholiken 
hatten  also  für  die  neu  katholischen  Schulen 
durch  die  Kommunalsteuern  mitzuzahlen,  wäh- 
rend die  ihre  eigenen  Schulsocietäten  unterhal- 
tenden Neukatholiken  deswegen  weniger  an 
Kommunalsteuer  entrichteten.  Allerdings  sind 
die  von  den  ersteren  errichteten  Schulen  in  man- 
chen Städten  als  Kommunalschulen  auf  den  Ge- 
meinde-Etat übernommen  worden.  Vgl.  dazu 
V.  Schulte  S.  572  ff. 

7  P.Hinschius  in  Marquardsen,  Hdbch. 
d.  öffentl.  Rechtes  I.  1,  370  n.  1. 

8  Min.  Entseh.  t.  27.  Aug.  1872.  Es  muss 
aber  die  Dispensation  seitens  der  Eltern  auf 
Grand  ihrer  Stellung  zum  Vatikanum  naohge- 
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3.  StiftnngsmftBsig  konfessionell  katholische  Schulen.  Seitens  der 
katholischen  Kirche  ist  wiederholt  bei  der  Bekftmpfnng  der  neueren  Schulgesetzgebnngen 
und  der  neueren  Schuleinrichtungen  behauptet  worden,  dass  die  konfessionell  katho- 
lischen Volksschulen  und  Schullehrer-Bildungsanstalten  als  Stiftungen  der  katho- 
lischen Kirche  und  als  katholisches  Kirchenvermögen  der  Kirche  erhalten  oder  zurück- 
gegeben werden  mfissten  \  Hierbei  ist  von  vornherein  die  Entwicklung  des  Volks- 
schulwesens  zu  einer  staatlichen  Angelegenheit  vöUig  unbeachtet  geblieben,  und 
sowohl  verkannt,  dass  die  erwähnten  Schulen  in  erster  Linie  fttr  die  Bevölkerung 
überhaupt  bestimmt  waren  ^,  als  auch,  dass  dem  Staat,  wie  er  hinsichtlich  Einrichtung 
der  Schulen  im  Wege  der  Gesetzgebung  die  erforderlichen  Festsetzungen  zu  treffen 
befagt  ist,  auch  das  Recht  zusteht,  Aber  das  zu  Schulzwecken  gewidmete  Vermögen, 
selbst  über  da^enige,  welches  etwa  nachweisbar  Eigenthum  einer  kirchlichen  Korpo- 
ration oder  eines  kirchlichen  Institutes  gewesen  wftre  ^,  durch  gesetzgeberischen  Akt 
zu  verfügen  ^.    Ja,  selbst  wenn  einer  einzelnen  Schule  durch  eine  besondere  rechts- 


BQoht  und  ffir  den  Religlonsunterriobt  der  Kin- 
der in  anderer  Weise  genügende  Vorsorge  ge- 
troifen  -werden,  Englmsnn,  Hdbch.  d.  b&lr. 
Volksscbulreehts  S.207;  SllbernaglS.  256. 

Für  Oesterreicb  erledigt  sieb  die  Frage 
dadnreb,  dass  dort  Slmnltanscbulen  besteben,  s. 
0.  S.  588,  und  die  Altkatholiken  bier  eine  be- 
sondere als  „altkatbolische  Kirche'*  anerkannte 
Religionsgesellscbaft  bilden,  P.  Hinscbius 
a.  a.  O.  S.  371  n.  1. 

1  Würzburger  Biscbofsversammlnng  v.  1848, 
Arch.  f.  K.  R.  21.  241 ;  Denkschrift  des  prenss. 
Episkopats  v.  1849,  Oinzel  Arch.  2,  141,  und 
des  bair.  ▼.  1867,  cit.  Arch.  19,  154.  Freibnrger 
Vorstellung  v.  1876,  a.  a.  0.  29,  412.  Dabei 
wird  auf  den  freilich  durch  den  Papst  verworfe- 
nen (Bd.  UL  S.  766  n.  6)  westßlischen  Frieden 
und  den  auf  denselben  Bezug  nehmenden  %.  63 
des  Reichsdeputationshauptschlusses  t.  1803  hin- 
gewiesen. 

^  Auch  meistens  blos  nach  der  Lage  der  da- 
maligen Verhältnisse,  nicht  in  Folge  besonderer 
stiftungsmässiger  Normen  konfessionell  waren. 

3  Die  erwähnten  Denkschriften  operiren  aller- 
dings ihrerseits  mit  dem  unklaren  Begriff  eines 
Eigentbums  der  Katholiken  oder  der  katholischen 
Kirche. 

*  Da  mit  der  Auflosung  des  früheren  deutschen 
Reichs  die  einzelnen  Staaten  die  ToUe  Souverä- 
nität erhalten  hatten,  konnten  sie  nunmehr  auch 
frühere  Reichsgesetze,  wie  den  westfälischen 
Frieden,  durch  ihre  Gesetzgebung  ändern.  Vgl. 
auch  Warnkonig,  üb.  d.  Konflikt  d.  Episko- 
patfl  d.  oberrheinisch.  Kirchenprorinz.  Erlangen 
1853.  S.  71. 

Die  preussisohen  Bischöfe  haben  sich  femer 
auf  den  Art.  12  der  Verf.  ürk.  ▼.  1848  (nach- 
mals Art.  15  der  t.1850)  berufen,  nach  welchem 
jede  Kirche  Ihre  Angelegenheiten  selbständig 
ordnet  und  Terwaltet  und  „im  Besitz  und  Genuss 
der  für  ihre  Kultus-,  Unterrichts-  nndWohl- 
thätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten  und 
Fonds  bleibt^  Dass  dieser  Art  sich  aber  nicht 
auf  die  öffentlichen  Volksschulen  bezieht,  ist 
klar,  denn  von  diesen  handeln  ganz  speziell  die 
Art.  20.  21  (später  23.  24),  welche  die  letzteren 


der  staatlichen  Leitung  unterstellen  nnd  den  Re- 
ligionsgesellschaften nur  bestimmte  Rechte  über 
dieselben  einräumen,  und  im  Uebrigen  war  vom 
Standpunkte  des  staatliehen  Gesetzgebers  auch 
die  öffentliche  Volksschule  weder  eine  katholisch- 
kirchliche  Anstalt,  noch  das  Volkssohul- Ver- 
mögen ein  für  Unterriehtszwecke  der  katholischen 
Kirche  gewidmeter  Fonds. 

Der  bairische  Episkopat  findet,  s.  die  cit. 
Denkschrift  (s.  Anm.  1),  eine  Bestätigung  der 
BeetimmuDgen  der  gedachten  Reichsgesetze  in 
der  bair.  Verf.  Urk.  v.  26.  Mai  1818.  Tit  IV. 
$.  10:  „Das  gesammte  Stiftungsvermögen  nach 
den  drei  Zwecken  des  Kultus,  des  Unterrichts 
und  der  Wohlthätigkeit ,  wird  gleichfalls  unter 
den  besonderen  Schutz  des  Staates  gestellt;  es 
darf  unter  keinem  Verwände  zu  dem  Finanz  ver- 
mögen eingezogen  und  in  der  Substauz  für  an- 
dere als  die  drei  genannten  Zwecke  ohne  Zu- 
stimmung der  Betheiligten  ....  veränssert  oder 
verwendet  werden^'  und  in  dem  %.  9  Abs.  4  a.  a;  0. 
in  Bezug  genommenen  %.  46  des  Relig.  Ed.  v. 
1818:  ,,AUen  Religionstheilen  ohne  Ausnahme 
ist  da^enige,  was  sie  an  Eigenthum  gesetzmässig 
besitzen ,  es  sei  für  den  Kultus  oder  für  den 
Unterricht  bestimmt,  es  bestehe  in  liegenden 
Gütern,  Rechten,  Kapitalien,  baarem  Gelde, 
Pretiosen  oder  sonstigen  beweglichen  Sachen, 
durch  den  S-  9  *m  IV.  Titel  der  Verf.  ürk.  des 
Reichs  garantirt^  Hierbei  wird  aber  ohne  Jede 
Berechtigung  die  konfessionelle  Volksschule 
überhaupt  als  eine  durch  Stiftung  konfessionell 
gewordene  nnd  das  zu  ihrer  Unterhaltung  ge- 
widmete Vermögen  als  ein  für  konfessionelle 
Unterrichts-Zwecke  bestimmtes  kirchliches  Stif- 
tungsvermögen betrachtet,  während  die  erwähn- 
ten gesetzlichen  Normen  nur  von  solchen  Schu- 
len und  solchen  Vermögensstücken  handeln, 
welche  durch  eine  spezielle  Stiftung  ausschliess- 
lich katholischen  Unterriehtszwecken  gewidmet 
sind,  Engl  mann  S.  208;  E.  Mayer,  die 
Kirchenhoheitsrechte  d.  Königs  t.  Bayern  S.230. 
Auch  die  bairische  Regierung  ist  beim  Erlass 
der  V.  V.  29.  August  1873,  cit.  Arch.  30,  460  u. 
der  Entschl.  v. 26.  August  1883,  a.  a.  0.  51,448, 
s.  0.  S.  690  n.  1,  von  dieser  Auffassung  aus^e- 
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gültige  stiftangsgemässe  Norm  ein  ausschliesBÜoh  konfessicmeller  Charakter  beigelegt 
worden  wäre,  wttrde  der  Staat  dieselbe  weder  als  eine  öffentliche  anzuerkennen  ver- 
pflichtet 1  noch  auch  gehindert  sein,  im  Wege  der  Gesetzgebung  ihre  Anfhebnng  oder 
Umwandlung  zu  verfügen  2. 

Es  fragt  sich  aber  weiter,  inwiefern  nach  dem  jetzigen  Recht  die  Errichtung 
derartig  rein  konfessioneller  Schulen  durch  besondere  Stiftnngsakte,  sei  es  seiteiiB 
einzelner  kirchlicher  Institute  oder  Korporationen  oder  auch  seitens  einzelner  Privat- 
personen statthaft  ist.  Soweit  eine  derartige  Anstalt  blos  die  Stellung  einer  Privat- 
schule erhalten  soll,  kommen  die  für  die  Begründung  solcher  geltenden  Normen  in 
Betracht  3.  Wenn  dagegen  der  Stifter  eine  Schule  mit  den  Rechten  der  Öffentlichen 
Volksschule  in  das  Leben  zu  rufen  beabsichtigt,  so  kann  In  denjenigen  Ländern,  in 
welchen  die  gemischte  oder  Simultanschule  nach  der  Gesetzgebung  obligatorisch  ist^, 
seine  Stiftung  nicht  in  Kraft  treten,  weil  dies  gegen  das  öffentliche  Recht  verstossim 
würde.  Wo  aber  die  Staatsverwaltung  die  Wahl  zwischen  den  konfessionellen 
und  gemischten  Schulen  hat^,  liegt  es  in  ihrer  Hand,  die  Ausführung  der  Stif- 
tung zu  hindern  oder  zuzulassen,  letzteres  freilich  aUein  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  neue  Schule  sowohl  nach  den  Stiftungsbedingungen,  wie  auch  thatsftchlich, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  ausgesetzten  Fonds,  allen  an  die  öffent- 
lichen zu  stellenden  Anforderungen  entsprechen  und  sich  in  Bezug  auf  Aufsicht  u.  s.  w. 
den  in  Betreff  derselben  geltenden  Vorschriften  fügen  kann.  Wenn  endlich  die  kon- 
fessionelle öffentliche  Volksschule  die  gesetzliche  Regel  bildet^,  wird  die  Gestattung 
der  Errichtung  unter  den  eben  gedachten  Voraussetzungen,  sofern  nicht  etwa  beson- 
dere gesetzliche  Bestimmungen  entgegenstehen  7,  nicht  verweigert  werden  können. 

V.  Die  Leitungs-  und  Aufsichtsbehörden.  Da  die  Pflege  des  Unter- 
richtswesens in  den  modernen  Staaten  als  staatliche  Aufgabe  gilt,  so  ruht  die  obere 
Leitung  und  die  obere  Aufsicht  über  die  Volksschulen  in  den  Händen  der  höchsten 
oder  Central-Staatsbehörden  (Unterrichtsministerien)  8,  und  ist  selbst  da ,  wo  die 
Volksschule  gesetzlich  einen  konfessionellen  Charakter  hat,  abgesehen  von  Württem- 
berg» und  von  Oldenburg  ^«^  nicht  konfessionell  gesondert.  Selbstverständlich  wird 

gaugen,  da  sie  andernfalls  nicht  ohne  Verletzung  «  S.  587. 

der  Verfassung  die  Verwandlung  von  katholisch-  7  Dahin  würden  auch ,  abgesehen  Ton  Vor- 
konfesslonellen  in  Simultanschulen  hätte  zu-  Schriften,  wie  die  8.  584  erwähnten,  solche  ge- 
lassen und  dieselben  nicht  blos  dann  hätte  aus-  hören ,  dass  die  Regierung  das  Bedfirfniss  zu 
schliessen  dürfen ,  wenn  „stiftungsmässige  Be-  prüfen  hat  oder  dass  sich  der  Sprengel  auch  mit 
Stimmungen  in  der  Mitte  liegen".  dem  Gemeindebezirk  decken  muss. 

»  Diese  Frageist  in  Baden  praktisch  gewor-  »  Das  Nähere   gehört  nicht    hierher.    S.  G. 

den,  s.  darüber  cit.  Arch.39,414ff.  u.  Joes  a.  a.  Meyer  1,228  u.Löning  S.7Ö4.  Wegen  Schle- 

0.  S.  186  ff.  192.  sien  vgl.  übrigens  noch  Lauen  im  Arch.  f.  k. 

2  Ob  er  dadurch  die  materioUe  Gerechtigkeit  K.  R.  19,  119. 

verletzt,  namentlich  dann,  wenn  er  das  Vermögen  »  Hier  bildet  der  katholische  Kirchenrath, 

nicht  dem  Stifter  und  dessen  Rechtsnachfolgen!  dessen   Mitglieder    sämmtUch   Katholiken    sein 

zurückgewährt,  ist  allerdings  eine  andere  Frage.  müssen,  die  obere  Schulbehörde,  cit.  Volksschul- 

Sollten  etwa  kirchliche  Korporationen  oder  In-  gesetz  v.  1836.  Art.  78  (Jedoch  unbeschadet  der 

stitute  blos  ständige  Zuschüsse  für  Schulen  ihrer  bischöflichen  Befugnisse  hinsichtlich  des  Reli- 

Konfession  zugesichert  haben,  so  werden  diese  gionsantcrriclit«  in  den  katholischen  Schulen"), 

bei  Verwandlung  der  Konfessionsschule  in  eine  Gaupp,  württemb.  Staatsrecht  S.  245.  268. 

gemischte  nicht  weiter  gefordert  werden  können,  »o  Nach  dem  citirten  Volksschulgesetz  v.  3, 

Engl  mann  a.  a.  0.  S.  208  n.  14.  April  1865.  Art  1  ff.  sind  hier  unter  Oberauf- 

Ueber  die   Regelung    der  betreffenden   Ver-  sieht  des  Staatsministeriums  zwei  obere  Schul- 

hältnisse  in  Baieru  s.  S.  597  n.  4.  behörden,  Oberschulkollegien,  ein  evangelisches 

'  S.  0.  S.  584.  für  das  evangelische  und  ein  katholisches  für  das 

*  Vgl.  o.  S.  588.  katholische  Unterrichtswesen  errichtet.  Die  Mit- 

^  S,  589.  glieder  des  letzteren ,    welches   seinen  Sitz  in 


§.  238.]  Verhältniss  der  Kirche  zur  Volksschule.    Geltendes  Recht  599 

auch  durch  Einrichtungen  der  letzteren  Art  dem  von  der  katholischen  Kirche  er- 
hobenen Ansprüche  auf  massgebende  Leitung  des  Schulwesens  ^  nicht  genügt^  da  die 
betreffenden,  lediglich  mit  Katholiken  besetzten  Behörden  immer  staatliche  sind,  also 
weder  den  Anweisungen  der  kirchlichen  Oberen  Folge  zu  leisten  befugt  noch  ver- 
pflichtet sind. 

Noch  viel  weniger  können  Anordnungen  über  die  Nothwendigkeit  der  Zugehörig- 
keit einzelner  Mitglieder  der  centralen  oder  mittleren  Schulbehörden  zur  katholischen 
Religion,  wie  sie  in  einzelnen  Staaten  vorkommen,  die  Anforderungen  der  Kirche 
befriedigen,  denn  diese  haben  nur  den  Zweck,  eine  sachverständige  Erwägung  und 
Prüfung  der  Bedürfnisse  des  katholischen  Unterrichts  vor  der  massgebenden  Ent- 
scheidung der  betreffenden  einheitlichen,  nicht  konfessionell  gesonderten  Behörde 
herbeizuführen  und  zu  sichern  2. 

Was  die  lokale  und  die  Kreis-  oderBezirks-Schulaufsicht  betrifft,  so  ist 
diese  in  denjenigen  Zeiten,  in  welchen  die  Schule  noch  den  Charakter  einer  kirchlichen 
Anstalt  trug,  namens  der  Kirche  von  dem  Pfarrer  und  den  Landdekanen  geübt  wor- 
den ^.  Als  später  die  Landesherren  die  Regelung  des  Schulwesens  in  die  Hand  nahmen, 
wurde  diesen  die  Aufsicht  um  so  mehr  belassen^,  als  die  Schule  zunächst  thatsächlich 
konfessionell  blieb,  aber  die  Grundlage  ihrer  Stellung  und  der  damit  verbundenen 
Rechte  und  Pflichten  wurde  damit  insofern  verändert,  als  diese  nun  nicht  mehr  das 
kirchliche  Beamtenverhältniss,  sondern  die  staatliche  Anordnung  und  die  dadurch 
erfolgte  Uebertragung  der  gedachten  Befugnisse  bildete.  Demnach  waren  die  frag- 
lichen Aufsichtsorgane  verpflichtet,  in  allen  Schulangelegenheiten  die  staatlichen  An- 
weisungen zu  befolgen  und  die  Anordnungen  der  staatlichen  Oberschulbehörden  zur 
Ausführung  zu  bringen.  Da  sie  aber  in  erster  Linie  kirchliche  Amtsträger  waren  und 
in  Abhängigkeit  von  ihrer  kirchlichen  Behörde  standen,  so  musste  dieser  Dualismus 
schon  an  sich  eine  einheitliche  Leitung  des  Schulwesens  erschweren  und  in  recht- 
licher Beziehung  Unklarheiten  über  die  Stellung  der  betreffenden  Beamten  hervor- 
rufen*^, ja  für  den  Staat  vollends  unerträglich  werden,  als  die  Kirche  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  ihre  Ansprüche  auf  eine  massgebende  Beeinflussung  des  Schulwesens 
zur  Geltung  zu  bringen  suchte^'.    Gegenüber  diesen  Forderungen,  deren  Konsequenz 

Yechta  hat,  müssen  sämmtlich  der  katholischen  Friedberg,  Staat  u.  katholische  Kirche  i.  Ba- 

Religion  angehören.    Der  Vorsitzende  und  die  den  S.  75.  107.  108. 

Mitglieder  werden    zwar  vom   Grossherzog  er-  ^  In  B  a  i  e  r  n  sollen  nach  d.  Y.  v.  27.  Febrnar 

nannt,   aber  derselbe  ist  bei  der  Beruf ong  der  1847.  $.6,  Amtshdbch.  f.d.  protest.  Geistlichen. 

Mehrheit  der  Mitglieder,  insbesondere  anch  des  N.  Aufl.   1^  444,   im  Ministerium  d.  Innern  f. 

nothwendig  zum  Mitglied  zu  ernennenden  vor-  Kirchen-  u.  Schulangelegenheiten  die  die  katho- 

sitzenden  Geistlichen  des  bischoflichen  Offlzia-  lischen  Schulen  betreffenden  Sachen  von  katholi- 

lates  zu  Yechta,  an  das  Einverständniss  der  zu-  sehen  Schulr'äthen  bearbeitet  werden.    In  £1- 

letzt  gedachten  Behörde  gebuncten.  sass- Lothringen  gehören  nach  d.  Statthai  ter- 

V.  V.  4.  Dezember  1880.  §.  1,  Althoff  etc., 
1  S.  0.  S.  574.  So  hat  auch  das  Freiburger  Or-  Samml.  d.  i.  Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze 
dinariat  bei  den  Verhandlungen  über  die  badische  3,  1176,  dem  eine  begutachtende  Stellung  ein- 
Gesetzgebung, durch  welche  das  frühere  Ober-  nehmenden  Bezirksunterrichtsrathe  als  Mitglie- 
anfsichtsrecht  des  katholischen  Oberkirchenraths  der  u.  A.  der  Bischof  oder  sein  Delegirter  und 
über  die  katholischen  Volksschulen  beseitigt  ein  vom  Bischof  ernannter  Geistlicher  an. 
war,  i.  J.  1865  nicht  nur  die  Errichtung  einer  3  S.  0.  S.  578. 

besonderen  katholischen  Oberschulbehörde  oder  *  VgL  z.  B.  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  SS»!^-^^"" 
einer  katholischen  Sektion  des  Oberschnlrathcs,  17.  25.  44.  46.  49.                                      • 
sondern  auch  ein  Recht  auf  Einvernehmen  des  ^  So  z.  B.  darüber,  ob  der  Staat  diese  Funk- 
Ordinariats   bei   der  Ernennung  der  Mitglieder  tionen  einseitig  dem  Pfarrer  zu  entziehen  be- 
und  Zuziehung  eines  Vertreters  der  Kirche  zu  rechtigt  war  oder  nicht, 
allen  Sitzungen  der  gedachten  Behörde  verlangt,  ^  S.  0.  S.  580. 
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die  Wiederherstellang  der  rein  kirchlichen  Beaufsichtigung  der  Volksschulen  durch 
den  Pfarrer  und  durch  den  Landdekan  unter  alleiniger  Leitung  des  Bischofs  gewesen 
sein  wttrde  ^  haben  die  neuesten  Staatsgesetzgebungen,  soweit  sie  noch  überhaupt  an 
dem  System  der  konfessionellen  oder  Simultanschule  festhalten^,  zwar  nicht  den  Geist- 
lichen jedes  Recht  auf  die  Schulaufsicht  entzogen,  aber,  soweit  sie  dieselben  dazu 
zulassen  oder  damit  betrauen,  den  rein  staatlichen  Charakter  der  betreffenden  Funk- 
tionen klargestellt. 

Kraft  gesetzlicher  Anordnung  kommt  noch  heute  in  Baiern  ^  inWflrttem- 
berg^  und  in  Oldenburg^  dem  Pfarrer  die  Stellung  eines  Lokalschnlinspek- 
tors  ttber  die  katholischen  Volksschulen  zu,  er  gilt  aber  in  dieser  Stellung  lediglich 
als  ein  staatlicher  Beamter,  untersteht  also  blos  den  staatlichen  Behörden,  hat  seine 
Funktionen  allein  in  Gemässheit  der  staatlichen  Gesetze  und  Anordnungen  auszuflben 
und  kann  auch  vom  Staate  seiner  Stellung  enthoben  werden^. 


1  S.  0.  S.  580.  581 ;  Eingabe  d.  Österreich.  Bi- 
schöfe y.  15.  Juni  1849,  coli.  conc.  Lac.  5, 1365. 
1366,  ProT.  Konz.  Wien  1858,  Köln  1860,  Prag 
1860,  Utrecht  1865,  1.  c.  5,  210.  364.  463.  918. 

2  Da,  wo  konfessionslose  Schulen  bestehen, 
wie  in  Nordamerika,  Holland  u.  Frank- 
reich (s.  o.  S.  592  n.2),  kann  selbstverständlich 
Ton  einer  Beaufsichtigung  durch  die  Geistlichen 
als  solche  keine  Rede  sein.  Daher  hat  auch  das 
französische  GeseU  ▼.  2a  März  1882  Art.  3  die 
Vorschriften  des  Gesetzes  v.  15.  März  1850  Art 
18  u.  44  abgeschafft :  „en  ce  qn^elles  donnent  aux 
ministres  des  cnltes  nn  droit  d'inspection ,  de 
surveillance  et  de  direction  dans  les  ^coles  pri- 
maires  publiqnes  et  priv^es^  Selbst  in  Bel- 
gien ist  durch  das  Gesetz  v.  20.  September  1884 
Art  10  die  Aufsicht  der  Geistlichkeit  nicht  wie- 
der eingeführt,  sondern  nur  der  Unterricht  in 
der  Moral  und  in  der  Religion  von  der  durch  die 
ProYinzial-  und  Kantonal-Inspektoien  zu  üben- 
den Staatsaufsicht  ausgenommen  worden. 

9  Hier  gehört  er  zugleich  nach  d.  Instruktion 
V.  15.  September  1808.  J.  2.  u.  d.  V.  v.  21.  März 
1821,  cit.  Amtshdbch.  3,  564.  573  als  Mitglied 
der  aus  dem  Bürgermeister  oder  Ortsvorsteher 
und  Mitgliedern  der  Kommunalbehörden  be- 
stehenden Lokalschulinspektion  an,  und  führt 
auf  dem  Lande  den  Vorsitz,  Silber nagl, 
Verfassung  sämmtL  Religionsgenossenschaften 
etc.  2.  Aufl.  S.476;  Englmann  S.  15.  19.  Wo 
dagegen  Simultanschulen  bestehen,  werden  die 
Funktionen  des  Lokalschnlinspektors  Ton  den 
Pfarrern  der  verschiedenen  christlichen  Konfes- 
sionen gemeinsam  verwaltet,  doch  kann  auch  auf 
Antrag  der  Gemeindebehörde  bei  Gewährung  der 
nöthigen  Mittel  aus  Gemeindefonds  ein  fach- 
männisch gebildeter  Laie  bestellt  werden.  Ferner 
treten  diese  Inspektoren  in  die  Bezirksschul- 
inspektion als  Mitglieder  ein,  cit.  V.  v.  26.  Au- 
gust 1883.  SS-  1^.  13. 

«  Volksschulgesetz  y.  29.  September  1836. 
Art.  72 :  „Die  Volksschulen  stehen  In  jedem  Orte 
unter  der  Aufsicht  des  Pfarrers  deijenigen  Kon- 
fession,*weloher  der  Schulmeister  angehört  (Art 
48)  und  der  Übrigen  Mitglieder  des  Kirchenkon- 
vents. Wo  mehrere  Geistliche  einer  Konfession 
angestellt   sind,   wird   einer  derselben  von  der 


Ortsschnlbehörde  besonders  mit  der  örtlichen 
Schulaufsicht  betraut"  (Wenn  Kinder  anderer 
Konfession  die  Ortsschule  besuchen,  so  hat  der 
Pfarrer  ihrer  Konfession  von  der  Schule  in  Be- 
ziehung auf  diese  Kenntniss  zu  nehmen  und 
seine  Bemerkungen  dem  Kirchenkonvent ,  bez. 
der  höheren  Behörde  mitzutheilen.)  Soweit  es 
sich  nicht  um  die  technische  Schulaufsicht  han- 
delt, kommt  noch  die  Ortsschnlbehörde  in  Frage, 
welche  sich  ans  dem  gemeinschaftlich  mit  dem 
Ortsschulvorsteher  den  Vorsitz  führenden  Pfar- 
rer, dem  Ortsvorsteher,  dem  Lehrer,  sowie  den 
von  der  Schnlgemeinde  gewählten  Mitgliedern 
zusammensetzt,  und  in  welcher  dem  Pfarrer  bei 
Stimmengleichheit  die  entscheidende  Stimme  ge- 
bührt, Ges.  V.  25.  Mai  1865.  Art.  15  ff.  u.  In- 
struktion dazu,  Allg.  Kirch.  Bl.  1865.  S.  222. 
278;  V.  V.  3.  Mai  1866.  IL,  a.  a.  0.  1866.  S.95. 

6  Oitünterrichtsgesetz  v.3.AprUl856.  Art  9: 
„Der  dem  Schulvorstande  angehörende  Geistliche 
ist  der  Lokalinspektor  der  betreffenden  Schule. 
Demselben  steht  in  dieser  Eigenschaft  die  dienst- 
liche Beaufsichtigung  der  Lehrer  und  des  Unter- 
richts nach  Massgabe  der  bestehenden  oder  vom 
Oberschulkollegium  zu  erlassenden  Vorschriften 
zu"  (nach  Art.  7.  J.  3  ist  der  erwähnte  Geist- 
liche der  Pfarrer  des  Kirchspiels,  zu  dessen  Be- 
zirk die  Schule  gehört).  Ueber  den  Schulvor- 
stand s.  noch  Gesetz  v.  10.  Januar  1873,  Allg. 
K.  Bl.  1874.  S.  381. 

<^  In  Baiern  können  die  Lokalinspektoren 
von  den  staatlichen  Behörden  ohne  Rücksicht  auf 
die  kirchlichen  ihrer  Funktion  enthoben  werden, 
Min.  Entschl.  v.  16.  April  1815,  Doellinger, 
Samml.  9,  1093,  wenn  auch  des  Weiteren  streitig 
Ist,  ob  sie  im  übrigen  unter  der  staatlichen  Dis- 
oiplin  stehen,  dafür  Englmann  S.  19,  dagegen 
E.  Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrechte  d.  Königs  v. 
Bayern  S.  232  n.  22;  Min.EntschL  v.  29.  Januar 
1844,  cit  Amtshdbch.  3.  189;  für  Württem- 
berg s.  Ges.  V.  30.  Januar  1862.  Art.  5  Abs.  4: 
„Die  Staatsbehörde  ist  befugt,  einem  Geistlieben 
wegen  Unbrauchbarkeit  oder  Dienstverfehlungen 
die  ihm  vermöge  Gesetzes  oder  besonderen  Auf- 
trages übertragenen  staatlichen  Geschäfte  abzu- 
nehmen und  einem  Stellvertreter  zu  übertragen; 
über  Oldenburg  s.  die  vor,  Anm. 


§.  238.] 


Veihältniss  der  Kirche  zur  Volksschule.    Geltendes  Becht. 
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In  Sachsen  hat  der  Pfarrer  der  Parochie  des  Schulortes  als  Mitglied  des 
Schnlvorstandes  die  diesem  obliegende  Aufsicht  der  Schale  kraft  Auftrages  des 
Staates  in  der  ehrenamtlichen  Stellung  eines  Ortsschulinspektors  auszuüben  S 
indessen  allein  dann,  „wenn  nicht  die  oberste  Schulbehörde  diesen  Auftrag  wider- 
ruft und  von  vornherein  einer  anderen  geeigneten  Persönlichkeit  überträgt "  2.  In 
Folge  dessen  ist  praktisch  der  Rechtszustand  derselbe  wie  in  Preussen,  wo  nach 
dem  neuesten,  für  die  ganze  Monarchie  geltenden  Recht  ein  Anspruch  des  Pfarrers 
oder  eines  anderen  Geistlichen  auf  die  Lokalschulinspektion  nicht  mehr  besteht,  viel- 
mehr die  Unterrichtsverwaltung  freie  Hand  hat,  die  betreffenden  Funktionen  einer 
geeigneten  Persönlichkeit  zu  übertragen,  aber,  wenn  sie  damit,  wie  dies  allein  bei 
kirchlichen  Amtsträgem  geschehen  kann,  einen  solchen  im  Nebenamt  betraut,  dies 
blos  widerruflich  zu  thnn  berechtigt  ist-^ 

Wo  keine  besonderen  Lokalschulinspektoren  bestehen,  sondern  die  Aufsicht  durch 
eine  kollegiale  Behörde  wahrgenommen  wird,  wie  in  Baden,  Hessen  und  Elsass- 
Lothringen,  hat  der  Ortsgeistliche  bei  Schulen  seiner  Konfession  ein  Recht  auf  den 
Eintritt  in  das  betreffende  Kollegium'*. 

Dagegen  ist  in  den  deutschen  Staaten  den  katholischen  Geistlichen  eine  Bethei- 
ligung an  der  Bezirks-,  Kreis-  oder  Distrikts-Inspektion  in  viel  geringerem 
Umfange,  als  an  der  Lokalschulaufsicht  zugestanden.   Sie  entfällt  da,  wo  die  erstere, 


^  Jedoch  nicht  übet  Schulen,  denen  wegen 
einer  grosseren  Zahl  von  Lehrern  ein  Direktor 
vorgesetzt  ist. 

2  Angef.  sächsisches  Gesetz  v.  26.  April  1873. 
SS2Ö.29. 

3  Preuss.  Gesetz  v.  11.  März  1872.  S-  2'  «l>ie 
Ernennung  der  Lokal-  und  Kreis-Schulinspek- 
toren und  die  Abgrenzung  ihrer  Aufsichtsbezirke 
gebührt  dem  Staat  allein.  Der  vom  Staat  den 
Inspektoren  der  Volksschule  ertheilte  Auf  trag  ist, 
sofern  sie  dies  Amt  als  Neben-  und  Ehrenamt 
versehen,  jederzeit  widerruflich,  vgl.  hierzu  die 
bei  K.  Schneider  und  E.  v.  Bremen,  das 
Yolksschulwesen  im  preuss.  Staate.  Berlin  1886. 
1,  33flf.  raitgethellten  Keskripte.  Dnioh  das  Ge- 
setz ist  selbstverständlich  dem  Pfarrer  in  den- 
jenigen Landestheilen,  in  welchen  er  nach  dem 
bestehenden  Recht  die  Bütgliedschaft  im  Schul- 
vorstände  hatte,  v.  Roenne,  ünterrlchtswesen 
des  preuss.  Staates.  Berlin  1866.  4,  321  fT.  und 
preuss.  Staatsrecht.  $.490;  Schneider  und  v. 
Bremen  a.a.O.  S.68IT.,  diese  nicht  genommen 
worden,  nur  ist  er  als  Mitglied  dieser  Behörde 
nicht  mehr  ohne  Weiteres  Schulinspektor. 

Uebrigens  werden  nach  der  neuesten  Praxis  in 
Preussen  thunlichst  katholische  Geistliche  mit 
der  Inspektion  über  katholische  Schulen  betraut, 
R.  V.  6.  April  1880,  Schneider  u.  v.  Bremen 
1,36. 

^  In  Baden  ist  der  Pfarrer  zu  dem  die  örtliche 
Aufsieht  führenden  Gemelnderath  zuzuziehen, 
auch  sollen,  wenn  statt  des  letzteren  durch  staat- 
lich genehmigten  Gemeindebeschlnss  eine  beson- 
dere Schulkommission  eingesetzt  ist,  die  Orts- 
pfarrer der  in  der  Gemeinde  vorkommenden  Be- 
kenntnisse in  derselben  Vertretung  erhalten, 
Gesetz  v.  18.  September  1868.  Art.  II,  Arch.  f. 


k.  K.  R.  39,  425.  In  Hessen  gehört  der  Pfarrer 
bei  konfessionellen  Schulen  dem  besonders  für 
diese  zu  errichtenden  Scbulvorstande  neben  dem 
BOrgermelster ,  Lehrer  und  den  gewählten  Ge- 
meiudemitgliedem  an,  während  bei  Simultan- 
schulen der  für  diese  Gemeinde  angestellte  Geist- 
liche, und  wenn  verschiedene  Konfessionen  in 
der  Gemeinde  bei  der  Schule  betheiligt  sind,  je 
einer  der  für  die  betreffende  Konfessions-  (Reli- 
gions-)  Gemeinde  angestellten  Geistlichen  ein- 
tritt, hessisches  Gesetz  v.  16.  Juni  1874.  Artikel 
69.70.  Ueber  Elsass-Lothringen  vgl.  das 
cit  Ges.  V.  16.  März  1860.  Art.  44:  „Les  auto- 
rit^B  locales  pr^pos^es  k  la  surveillance  et  k  la 
direction  morale  de  Tenseignement  primaire  sont, 
pour  chaque  ^cole  le  maire,  le  cur^,  le  pasteur  ou 
le  d^^gu^  du  culte  isra^ite,  et  dans  les  com- 
munes  de  2000  ämes  et  au-dessus,  un  ou  plusi- 
eurs  habitants  de  la  commune  M4gn6s  par  le  con- 
seil  acadtfmique  (jetzt  der  Oberschul rath ,  s.  0. 
S.  691  Anm.).  —  Les  ministres  des  diff^rents 
cultes  sont  sp^cialement  charg^s  de  surveiller 
Tenseignemcnt  religieux  de  V^cole.  L'entr^e  de 
IVcole  leur  est  toujours  ouverte'^  (aufrechterhalten 
durch  Ges.  v.  12.  Februar  1873.  §•  1.  Abs.  2). 

Für  Oesterreich  hat  zwar  das  angeführte 
Gesetz  v.  25.  Mai  1868.  SS-  l^-  ^3  die  früheren 
Rechte  der  Geistlichen  auf  die  Schulaufsicht  be- 
seitigt, da  es  aber  der  Landesgesetzgebnng  die 
nähere  Bestimmung  über  die  Einriditung  der 
Bezirks-  und  Ortsschulräthe  Überlasst,  so  ist  da- 
durch die  Möglichkeit  gegeben,  den  katholischen 
Pfarrern  und  anderen  Geistlichen  den  Eintritt  in 
diese  Behörden  zu  gewähren,  wie  dies  z.B.  durch 
das  oberösterreichische  Schulaufsich tsgesetz  vom 
4.  Januar  1885.  SS-  6.  7.  19,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
63,  397  geschehen  ist.  S.  übrigens  auch  a.  a.  0. 
47,  92. 
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wie  in  Sachsen,  Baden,  Hessen  nnd  Elsass-Lothringen,  in  die  Hände  von 
technisch  gebildeten  Behörden  gelegt  ist.  In  Preussen  kann  ihnen  die  fragliche 
Stellang  nnter  denselben  Yoranssetzungen,  wie  die  Lokalinspektion  übertragen  wer- 
den. In  Baiern  sollen  die  Distriktsschnlinspektoren  wenigstens  der  Regel  nach  ans 
den  Rnral-Dechanten  nnd  Pfarrern  a^sgewflhlt^  ja  in  Wfirttemberg  mnss  der 
katholische  Dekan  oder  ein  anderer  katholischer  Geistlicher  zum  Bezirksanfseher 
bestellt  werden^,  indessen  ist  in  beiden  Ländern,  da  es  sich  hierbei  nm  staatliche 
Funktionen  handelt,  die  Bestellung  nur  eine  widerrufliche '. 

Dass  mit  dieser  den  katholischen  Geistlichen  bei  der  Schulanfsicht  und  Schnl- 
Verwaltung  eingeräumten  Mitwirkung  den  Ansprüchen  der  katholischen  Kirche  nicht 
genfigt  ist,  liegt  auf  der  Hand,  denn  in  allen  erwähnten  Ländern  nehmen  sie  die  ge- 
dachten Funktionen  im  staatlichen  Auftrage  wahr,  während  .fftr  sie  die  Kirche  noch 
weiter  gehende  Rechte  kraft  eigenen  Rechtes  fordert^. 

Was  sodann  die  Frage  betrifft,  ob  die  katholischen  Geistlichen  nach  staatlichem 
Recht  verpflichtet  sind,  die  ihnen  durch  dasselbe  überwiesenen  Funktionen  oder 
Stellungen  zu  fibemehmen,  so  wird  dies  verneint  werden  müssen.  Die  Geistlichen 
sind  als  solche  nicht  staatliche  Beamte  ^,  und  die  betreffenden  Gesetze,  welchen  ihnen 
die  Stellung  von  Schulaufsichtsbeamten  oder  die  Betheiligung  an  den  Schulvorständen 
gewähren,  sprechen  keine  derartige  Verpflichtung  aus^.  Andererseits  versteht  es 
sich  aber  auch  von  selbst,  dass  da,  wo  ihnen  die  eben  gedachten  Befugnisse  nicht 
durch  das  Gesetz  gewährt  sind,  sondern  ihnen  nur  durch  die  Staatsbehörden  über- 
tragen werden  können,  ffir  die  letzteren  keine  Verpflichtung  besteht,  dies  zn  thnn, 
und  dass  etwaige  Klagen  wegen  Nichtberücksichtigung  der  Geistlichen  ?  rechtlich  un- 
begründet erscheinen. 

Andererseits  entsteht  aber  endlich  die  Frage,  ob  die  Pfarrer  und  die  anderen  Geist- 
lichen die  erwähnten  Funktionen  vom  Standpunkt  der  Kirche  aus  übernehmen  dürfen. 
An  sich  steht  der  vorgesetzten  kirchlichen  Behörde,  also  ffir  die  Regel  dem  Bischof, 
die  Prüfung  darüber  zu,  ob  die  erwähnten  Geschäfte  mit  den  sonstigen  dienstlichen 


1  Amtsinstniktion  T.  16.  Septbr.  1808.  $.4,  Staaten,  Pieassen,  Sachsen,  Wüittem- 
cit.  Amtsbdbcb.  3,  560;  Silbernagl  S.  479;  borg,  Baden,  Hessen,  Oldenburg  und 
wegen  der  Simultanschalen,  für  welche  in  der  Oesterreich  beseitigt.  Auch  in  B a  1  er n  sind 
Regel  die  Geistlichen  der  betbelligten  Konfessio-  sie  durch  das  Religlonsedikt  ▼.  1818.  $.  30  blos 
nen  gemeinsam  fungireu,  vgl.  cit.  Entschliess.  v.  für  öffentllohe  Beamte  erklärt.  Vgl.  noch  £. 
26.  August  1883.  $.  13,  Arch.  f.  k.  K.  R.  51,  Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrecht  des  Königs  Ton 
451.  Bayern,  S.  232.   Ueber  Baden  s.  Friedberg, 

2  Cit.  Gesetz  v.  29.  September  1836.  Art  76 :  Staat  u.  kathol.  Kirche  In  Baden,  S.  78.  Eine 
^um  Bezirksaufseher  wird  von  der  Oberschul-  ßtaatsgesetzlichePaicht  zur  Uebeniahme  der  Orts- 
behörde der  Dekan  oder  einer  der  Geistlichen  »chulaufsioht  nimmt  Thudlchum,  deutsches 
derjenigen  christlichen  Konfession  (Art.  48),  K.R.  2,23fürBaiern  u.  WOrttembergohne 
welcher  die  ihm  untergebenen  Schullehrer  ange-  nähere  Begründung  an. 

hören.  In  wldermflloher  Eigenschaft  bestimmt."  e  Keines  der  S.  600  ff.  gedachten  Gesetze  lasst 

3  In  Baiern  gilt  dasselbe,  wiegenden  Lokal-  sich  Im  Sinne  der  zwangsweisen  Auferlegung 
Schulinspektoren,  s.o.  S.  600n.6;  über  Würt-  einer  öffentlichen  Funktion  auffassen,  rlelmehr 
temberg  s.  eben  daselbst  u.  d.  vor.  Anm.  nur  dahin,  dass  stillschweigend  elneUebernahme 

4  S.  0.  8.  574.  der  gewählten  Reohte  durch  die  Gelstilohen  ror- 

5  Denn  das  frühere  Staatsklrchenthum,  dessen  *«^ö»«*^  ^^• 

Konsequenz  die  Behandlung  der  Geistlichen  als  ^  Wie  sie  z.  B.  In  Preussen  nach  Erlass  des 
Staatsbeamter,  P.  Hlnschlus  belMarquard-  Gesetzes  v.  1872  (s.  o.  S.  601  n.  3)  darüber,  dass 
sen  a.  a.  0.  I.  1,  208.  254^  mindestens  als  s.  g.  den  Pfarrern  vielfach  die  Lokalinspektion  ent- 
mittelbarer, P.  Hlnschlus,  preuss.  Kirchen-  zogen  worden  ist,  erhoben  worden  sind,  Arch.  f. 
recht  S.  15  n.  31,   war,  Ist  In  den  gedachten  k.  K.  R.  42,  377. 
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Obliegenheiten  der  Geistlichen  vereinbar  sind^  Femer  könnte  in  der  Uebernahme 
der  betreffenden  Befagnisse  in  Folge  staatgeaetzlicher  Bestimmung  oder  staatlichen 
Auftrages  eine  Verneinung  des  kirchlichen  Standpunktes,  dass  die  PfaiTer  krafi  ihrer 
kirchliehen  Stellung  die  Aufsicht  über  die  Ortsschule  zu  führen  berechtigt  und  ver- 
pflichtet sind,  sowie  eine  nach  kirchlicher  Auffassung  unzulässige  Betheiligung  an  den 
von  der  Kirche  reprobirten  Schuleinrichtungen  gefunden  werden.  Indessen  haben  die 
katholischen  Kirchenbehörden  diesen  Standpunkt  blos  vereinzelt  praktisch  zur  Gel- 
tung gebracht 2,  und,  wenn  auch  der  päpstliche  Stuhl  keine  allgemein  massgebenden 
Anordnungen  erlassen,  es  vielmehr  den  Bischöfen  anheimgegeben  hat,  über  die  Zu- 
lässigkeit  der  Uebernahme  der  fraglichen  Funktionen  seitens  der  Geistlichen  nach 
Lage  der  Verhältnisse,  insbesondere  unter  Berücksichtigung  der  Prinzipien  der  ein- 
zelnen Schulgesetzgebungen  zu  befinden,  so  ist  ihnen  doch  gleichzeitig  die  Direktive 
ertheilt  worden,  möglichst  vereint  vorzugehen  und  den  kirchlichen  Einfluss  auf  die 
Schuleinrichtungen  möglichst  zu  bewahren  ^.  Gerade  der  Gesichtspunkt,  dass  durch 
ein  Verbot  an  die  Geistlichen  die  Kirche  sich  selbst  mehr  als  den  Staat  schädigen 
würde,  hat  die  Bischöfe  in  den  meisten  Staaten  bestimmt,  den  ersteren  die  Betheili- 
gung an  der  Schulaufsicht  in  den  erwähnten  Stellungen  und  Funktionen  zu  gestatten^, 
nur  sind  dieselben  dabei  angewiesen  worden,  falls  die  übrigen  bei  der  Schulverwaltung 
betheiligten  Organe  durch  ihre  Anordnungen  und  Beschlüsse  die  dem  Geistlichen  ob- 
liegende Vertretung  der  religiösen  und  sittlichen  Anordnungen  unmöglich  und  erfolglos 
machen  sollten,  darüber  an  den  Bischof  zu  berichten,  damit  dieser  sich  wegen  Abhülfe 
mit  den  zuständigen  staatlichen  Behörden  in  Verbindung  setzen  oder  nöthigenfalls 
den  Geistlichen  den  Austritt  aus  der  Schulbehörde  oder  die  Niederlegung  der  staat- 
lichen Funktionen  aufgeben  kann  \ 

VI.  Die  Leitung  des  Unterrichts,  insbesondere  des  Religions- 
unterrichts. Die  modernen,  insbesondere  die  deutschen  Gesetzgebungen  stehen 
auf  dem  Standpunkt,  dass  die  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  in  den  öffentlichen 


«  Bd.  I.  S.  138.  314;  die  prensslschen  i.  J.  1872,  welche  so- 

2  So  1864  das  Ordinariat  in  Freiburg,  welches  8»^  ^ö  Pfarrer  ein  für  alle  Mal  angewiesen  haben, 
nnter  Bezugnahme  auf  das  o.  S.  583  n.  3  citirte  die  Lokalinspektion  über  die  Schnlen  ihrer  Pfarrei 
Schreiben  Pius'  IX.,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  «u  führen,  und  nur  Einholung  einer  besonderen 
das  badische  Gesetz  über  die  Volksschul-Auf-  Genehmigung  für  die  Uebernahme  einer  solchen 
siohtsbehörden  die  Schule  zu  einer  konfessions-  ausserhalb  der  eigenen  Pfarrei,  sowie  einer  Kreis- 
losen gemacht  haben  soll,  den  Geistlichen  unter-  schulinspektion  fordern,  a.  a.  O- ^7,  298,  femer 
sagt  hat,  in  eine  Schulbehörde  oder  den  Orts-  ^^  Mainzer  Ordinariat,  a.a.O.  36,  297;  endlich 
Bchulrath  einzutreten,  sich  an  dessen  Geschäften  i-  J-  ^071  &^ch  das  Freiburger  Kapitelsvlkarlat, 
zu    betheUigen    oder   mit   ihnen  irgend    einen  ^^^  ^^^^-  ^"»  ^^' 

geschäftlichen  Verkehr  zu  pflegen,  Friedberg,  Für  Oesterreich  vergl.  noch  die  papstliche 

Staat  u.  katholische  Kirche  in  Baden,  S.  97.  346.  Erklärung  ▼.  1874:  „quod  episcopus  (v.  Brunn) 

347.   S.  aber  unten  Anm.  4.  ....  ob  peculiares  ratlones  et  circumstantias  . . . 

''      ,     .       ^.,..  ,     „r.         ^r      .  permittere  possit  presbyteris  ....  qui  officio  ma- 

.Q^no^'''i'''°^'^'.Hf"?^'^®'.^'r?'^""*'''*  gistrorum    religionis   funguntur,    ut  lectionem 

y.  1869  in  Bezug  auf  die  österreichische  Gesetz-  ^eUgionis  adveniente  etiam  inspectore  scholastico 

gebung  V   Ibbb,  Arch.  f.  k.  K.  R.  ip.  öü7  :  „In-  continuent,  sub  conditione  Urnen,  ne  ipsi  magi- 

Btat  autem  sanctitas  sua  ut  praelaudati  antistites  ^^^  religionis  cuicunque  interpeUationi  vel  obser- 

prae  oouUs  habentes  unionem,  qua  tantum  gra-  ^^ti^ni  respondeant,  quam  Ipsis  Inspector  circa 

visslma  ecdesiae  mala  vitan  possunt,  in  decisio-  ^^^^  lectiones  abusiTe  facere  praetendat,  cit. 

nibus  huiusmodl  capiendis    nitantur ,  quantum  Arch  38  86 

fleri  poterit,  concordes   procedere  et  influxum  inBaiern,  Württemberg,  Sachsenund 

ipsius  ecclesiae  in  scholas  earumque  institutio-  Oldenburg  haben  sich,  soweit  bekannt,  keine 

nem  pro  viribus  conservare.  Konflikte  ergeben,  und  es  fungiren  hier  die  katho- 

4  So  die  österreichischen   mit  wenigen  lischen Geistlichen  in  den  erwähnten  Stellungen. 
Ausnahmen,  cit.  Arch.  23,  141.  460  u.  26,  308.  5  Vgl.  die  Anführungen  in  der  vor.  Anm. 
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Schnlen  mit  EinscUuss  des  Religionsanterrichtea  in  einheitlicher  Weise  nach  Maass- 
gabe der  vom  Staate  erlassenen  Vorschriften  zu  erfolgen  habe  ^,  und  haben  diesen 
Standpunkt  au(^  gegenüber  den  seitens  der  katholischen  Kirche  von  ihren  entgegen- 
gesetzten Anschauungen^  aus  in  neuerer  Zeit  mehrfach  gemachten  Versuchen,  in  diesen 
Beziehungen,  so  z.  B.  bei  dem  Erlass  allgemeiner  die  Schulen  betreffender  Anordnungen, 
sowie  bei  der  Einführung  von  Profan-Lehrbüchem  3,  eine  massgebende  Mitwirkung 
neben  den  staatlichen  Behörden  zu  erlaugen,  festgehalten. 

Allein  bei  der  Leitung  des  Religionsunterrichtes  ist  der  Kirche  nicht  nor 
in  den  Ländern,  wo  das  System  der  konfessionellen,  sondern  auch  da,  wo  das  der 
Simultanschule  besteht,  eine  Betheiligung,  indessen  in  verschiedenem  Umfange,  ge- 
setzlich eingeräumt  worden. 

1.  In  Baden  steht  derselben  die  Besorgung  und  Ueberwachung  des 
Religionsunterrichts  zu  \  Die  obere  kirchliche  Behörde  (der  Bischof)  hat  den  ge- 
sammten  Lehrplan  für  den  Religionsunterricht  fdr  die  einzelnen  Stufen  und  Klassen 
der  Volksschule  aufzustellen,  und  es  werden  dafür  in  dem  f^ehrplan  der  Volksschule 
bestimmte  Stunden  angesetzt.  Bei  ihren,  den  Religionsunterricht  betreffenden  Ver- 
fügungen, haben  sich  die  kirchlichen  Oberen  an  die  bestehende  Schulordnung  zn 
halten,  den  oberen  Schulbehörden,  welche  allein  das  Recht  besitzen,  die  ersteren  den 
Lehrern  zur  Nachachtung  zu  verkünden,  liegt  aber  die  Pflicht  ob,  dies  zu  thun,  fäMa 
nichts  der  allgemeinen  Schulordnung  Widersprechendes  in  ihnen  enthalten  ist  Zur 
Ertheilung  des  Religionsunterrichts  können  ausser  den  Geistlichen,  welche  jedoch  in 
ihrer  Stellung  als  Religionslehrer  an  die  Schulordnung  gebunden  sind,  auch  die  Lehrer 
an  den  Volksschulen  in  einem  bestimmten  Umfange  herangezogen  werden,  indessen 
ist  nicht  nur  die  geistliche,  sondern  auch  die  staatliche  Behörde  berechtigt,  die  Schul- 
lehrer dieses  Unterrichts  zu  entheben  ^. 

»  S.  L  ö  ni n g  a.  a.  0.  S.  762.  v.  1872,  Arch.  f.  k.  K. R.  42,  376.  Auch  die  Pra- 

2  S.  0.  S.  574.  582.    Vgl.  auch  die  Allokutlon  ger  Provinzialsynode  v.  1860,  coli.  conc.  Lac.  5, 

Pins'  IX.  T.  22.  Juni  1868,  in  welcher  die  oster-  452,  schreibt  Tor,  dass  für  profane  Unterrichts- 

reiohlschen  Gesetze  y.  1868,  darunter  aach  das  gegenstände  nur  bischöflich  approblrte  Lehrbucher 

Schulgesetz  als  leges  abominabiles  für  null  und  in  den  Elementarschulen  gebraucht  werden  sollen, 
nichtig  erklärt  werden,  Arch.  f.  k.  K.R.  20, 170:  *  Ges.  v.  9.  Oktober  lö60  über  die  rechtliche^ 

„Legem  quoque  de  scholispromulga Vit,  qua  omnis  Stellung  der  Kirchen.    %.  12:    ^^Den  Religion»-*' 

eccleslae  vis  destruitur  ac  decernitur  supremam  Unterricht  überwachen  und  besorgen  die  Kirchen 

omnem  litterarum   disciplinaramque  institutio-  für  ihre  Angehörigen,  Jedoch  unbeschadet  der 

Dem  et  in  scholis  inspectionem  ac  vigilantiam  ad  einheitlichen  Leitung  der  Unterrichts-  und  £r- 

statum  pertinere  ac  statuitur,  ut  religiosa  dum-  Ziehungsanstalten.''    Femer  bestimmt  die  Y.  die 

taxat  Institutio  in  popularibus  scholis  a  cuiusque  Beaufsichtigung  und  Leitung  des  Schulwesens 

cultus  auotoritate  dirigatur  atque  variae  cuiusque  betr.  v.  12.  August  1862.    $.  4,  Fried berg, 

religionis  societates  aperire  possint  peculiares  et  Staat  u.  kath.  Kirche  In  Baden,  S.  341 :  „Die 

proprias  scholas  pro  iuventnte  quae  illam  cre-  obersten  kirchlichen  Behörden  des  Landes  können 

d«ndi  normam  profltetur,  atque  eiusmodi  quoque  Vertreter  bezeichnen,  welche  der  Oberscholrath 

scholae  supremae  Status  inspectioni  subiiclantur,  zu  seinen  Berathungen  zuziehen  wird,  so  oft  es 

ac  doctrinae  libri  ab  auctoritate  civili  approben-  sich  um  Fragen  des  religiösen  Unterrichts  und 

tur,  ÜB  tantum  libris  exceptls  qui  religiosae  Insti-  dessen  Verbindung  mit  dem  Lehrplan  handelt.'^ 
tutioni  inservlre  debent  qulqne   ab   auctoritate  ^  Git.  Elementar-Unterrichtsgesetz  ▼.  8.  März 

cuiusque  cultus  approbandi  sunt''  1868.  $.  27 :  „Für  den  Religionsunterricht  wer- 

3  So  1864  in  Baden,  wo  die  Mitwirkung  eines  den  für  Jede  getrennt  unterrichtete  Abtheilong 

kirchlichen  Vertreters  bei  der  Berathung  Über  der  Schüler  In  dem  Lehrplan  der  Volksschule 

allgemeine  Anordnungen,  bei  der  Bestimmung  wöchentlich  3  Stunden  aufgenommen.   Der  Reli- 

des  Lehrplans,   der  Lehr-  und  Lesebücher,   bei  gionsnnterricht  wird  durch  die  betreffenden  Kir- 

der  Schulordnung  u.  s.  w.  verlangt  wurde,  Fried-  chen-  und  Religionsgemeinschaften  besorgt  und 

berg  a.  a.  G.  S.  77.  92  (vgl.  dazu  auch  die  fol-  überwacht.    Sie  werden  bei  der  Ertheilung  der- 

gende  Anm.);  s.  femerdieBeschwerdescbrift  des  selben  durch  den  gemäss  %.  30  Abs.  3  als  befä- 

Klerns  von  Münster  und  Paderborn  von  1874,  higterklärten  Schullehrer  unterstützt.  Zn  diesem 

wegen  Erlass  des  preuss.  SchulaufsichtsgeBetzes,  Zweck  sollen  aus  dem  wöchentlichen  Stunden- 
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Auf  demselben  Standpunkt  wie  die  badische  steht  die  österreichische 
Gesetzgebung,  welche  den  Kirchenbehörden  ebenfalls  das  Recht  nicht  nur  der  üeber- 
wachnng,  sondern  auch  der  Besorgung  und  Leitung  des  Religionsunter- 
richtes*, und  zwar  im  Wesentlichen  mit  denselben  Befugnissen  einräumt,  nur 
sind  die  Lehrer  allein  dann  zur  Mitwirkung  bei  dem  Religionsunterrichte  in  Gemäss- 
heit  der  durch  die  Schulbehörden  erlassenen  Anordnungen  für  verpflichtet  erklärt, 
wenn  es  an  dem  Schulort  keinen  Geistlichen  giebt,  welcher  den  gedachten  Unterricht 
regelmässig  zu  ertheilen  in  der  Lage  ist^. 

Aus  dieser  Stellung  der  kirchlichen  Behörden  folgt  aber  nicht  das  Recht,  ein- 
seitig (ohne  Zustimmung  der  staatlichen  Schulaufsichtsbehörde)  Religionsbttcher  ein- 


deputat  des  Lehrers  ($.  42  Abs.  1  u.  2),  soweit 
erforderlich,  je  6  Stunden  verwendet  werden.  Im 
Uebrigen  geschieht  die  Yertheilung  der  Religions- 
standen  zwischen  dem  Geistlichen  und  dem  Leh- 
rer Im  Eiuverstandniss  der  beiderseitigen  Behör- 
den. Der  gesammte  Lehrplan  fOr  den  Religions- 
unterricht in  den  einzelnen  Stufen  und  Klassen 
der  Volksschule  wird  von  der  oberen  geistlichen 
Behörde  aufgestellt,  welche  die  Ausführung  des- 
selben überwachen  und  Prüfungen  über  den  Re  • 
Ugionsnuterricht  vornehmen  lassen  kann.  Die 
Kirchen-  und  Religionsgesellschaften  haben  bei 
ihren  Verfügungen  In  Betreff  des  Religionsunter- 
richts in  den  Volksschulen  die  bestehende  Schul- 
ord  nung  zu  achten.  Diese  Verfügungen  verkünden 
auf  Mittheilung  der  geistlichen  Behörden  die 
oberen  Schulbehörden  an  die  Lehrer  zur  Nach- 
achtung. Die  Verkündung  kann  nicht  versagt 
werden,  wenn  die  Verfügungen  nichts  mit  den 
allgemeinen  Schulordnungen  Unvereinbares  ent- 
halten. Die  Geistlichen  sind  als  Religionslehrer 
in  den  Volksschulen  an  die  Schulordnung  gebun- 
den. Den  staatlichen  sowohl  als  den  geistlichen 
Behörden  bleibt  vorbehalten,  die  Erthellnng  des 
Religionsunterrichts  durch  den  Schullehrer  abzu- 
stellen." Vgl.  dazu  die  Min.-Vdg.  v.  1.  Oktober 
1869.  SS-  32—34,  u.  a.  beiJoos,  Die  Gesetze 
u.  Verordgn.  über  Elementarunterricht  etc.  im 
Grossh.  Baden.  Heidelberg  1879.  S.  67;  femer 
die  Schulordnung  v.  23.  April  1869.  SS-  ö^^- 
und  Min.-Vdg,  v.  24.  April  1869.  S-  ^7,  a.  a.  0. 
S.  279.  301,  endlich  den  Kapitels- Vlkariats-Erl. 
V.  9.  M&rz  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  52,  453,  an 
die  Pfarrer  und  die  bereits  i.  J.  1864  ernannten 
erzbischöflichen  Schulinspektoren,  welcher  sich 
als  Ergänzung  der  bereits  unterm  7.  Dezember 
1864  in  Folge  des  Gesetzes  v.  9.  Juli  desselb.  J. 
erlassenen  Instruktion,  a.  a.  0.  13,  269,  Fried- 
berg  a.  a.  0.  S.  348  bezeichnet.  Er  hält  sich 
innerhalb  der  durch  das  Gesetz  gezogenen  Gren- 
zen, während  die  frühere  Instruktion  insoweit 
über  das  Gesetz  von  1864  hinausging,  als  die 
kirchliche  Behörde  sich  darin  das  Recht  beigelegt 
hatte,  den  Lehrern  unmittelbare  Weisungen  zu 
ertheilen  und  in  die  Inneren  Einrichtungen  der 
Volksschulen  einzugreifen,  s.  die  Erklärung  des 
badisohen  Ministeriums  v.  23.  Dezember  1864, 
Arch.  13,  275;  Friedberg  S.  352  u.  S.  100. 
S.  endlich  wegen  der  Religionsprüfungen  noch 
clt.  Arch.  52,  289. 

Uebrigens  ist  eine  Verpflichtung  der  Schüler 
zur  Thellnahme  nur  bezüglich  des  nach  Massgabe 


des  genehmigten  Stundenplanes  in  der  Volks- 
schule ertheilten  Unterrichts,  nicht  an  einem 
anderweitigen  und  nicht  an  kirchlioherseits  ange- 
ordneten Gottesdiensten  oder  religiösen  Uebungen 
begründet,  Joes  S.  70. 

Der  Lehrplan  für  den  Religionsunterricht  in 
den  Präparandenschulen  und  Lehrer- 
seminarien  wird  ebenfalls  durch  die  Kirchen- 
behörde festgestellt,  s.  die  betr.  Lehrpläne  von 
1879.  S-  8,  a.  a.  O.  S.  333.  341. 

1  Nach  dem  Reichsgesetz  vom  20.  Juni  1872, 
Arch.  28,  84  für  die  Regel  unentgeltlich. 

«  Ges.  V.  25.  Mal  1868.  S-  ^9,  Arch.  f.  k.  K. 
R.20, 162:  „Unbeschadet  dieses  Aufsichtsrechtes 
(des  Staates)  bleibt  die  Besorgung,  Leitung  und 
unmittelbare  Beaufsichtigung  des  Religions- 
unterrichts für  die  verschiedenen  Glaubensge- 
nossen in  den  Volks-  und  Mittelschulen  der  be- 
treffenden Kirche  oder  Religionsgesellschaft 
überlassen.  Der  Unterricht  in  den  übrigen  Lehr- 
gegenständen In  diesen  Schulen  ist  unabhängig 
von  dem  Einflüsse  jeder  Kirche  oder  Religions- 
gesellschaft", und  Reichs volkssohulgesetz  v.  14. 
Mai  1869.  S-Ö,  ».«.0.  50,  110:  „Der  Religions- 
unterricht wird  durch  die  betreffenden  Kirchen- 
behörden .  .  .  besorgt  und  zunächst  von  Ihnen 
überwacht.  —  Die  dem  Religionsunterricht  zu- 
zuweisende Anzahl  von  Stunden  bestimmt  der 
Lehrplan.  Die  Vertheilung  des  Lehrstoffes  auf 
die  einzelnen  Jahrescurse  wird  von  den  Kirchen- 
behörden festgestellt.  —  Die  Religionslehrer,  die 
Kirchenbehörden  und  Religionsgenossenschaften 
haben  den  Schulgesetzen  und  den  innerhalb  der- 
selben erlassenen  Anordnungen  der  Schulbehör- 
den nachzukommen  .  .  .  Die  Verfügungen  der 
Kirchenbehörden  über  den  Religionsunterricht 
und  die  religiösen  Uebungen  sind  dem  Leiter 
der  Schule  durch  die  Bezirksaufsicht  zu  verkün- 
den. Verfügungen,  welche  mit  der  allgemeinen 
Schulaufsicht  unvereinbar  sind,  wird  die  Ver- 
kündung versagt.  —  An  jenen  Orten ,  wo  kein 
Geistlicher  vorhanden  ist,  welcher  den  Religions- 
unterricht regelmässig  zu  ertheilen  vermag,  kann 
der  Lehrer  mit  Zustimmung  der  Kirchenbehörde 
verhalten  werden,  bei  diesem  Unterricht  für  die 
seiner  Konfession  angehörigen  Kinder  in  Gemäss- 
heit  der  durch  die  Schulbehörden  erlassenen  An- 
ordnungen mitzuwirken.  —  Falls  eine  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  die  Besorgung  des  Re- 
ligionsunterrichts unterlässt,  hat  die  Landes- 
schulbehörde  nach  Einvernehmung  der  Bethei- 
ligten die  erforderliche  Verfügung  zu  treffen'-. 


606 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238. 


EnfOhren,  andererseits  hat  aber  die  letztere  kein  Recht,  ihrerseits  die  Bentttzung 
solcher  einseitig,  ohne  dass  sie  vorher  von  der  kirchlichen  Oberbehörde  ftlr  tang- 
lioh  erklärt  worden  sind,  vorzuschreiben  ^ 

2.  In  Baiern^  and  Württemberg^  besitzen  die  Kirchenbehörden  (also  die 
Bischöfe]  nicht  das  Recht  der  Besorgung,  sondern  blos  das  Recht  der  Leitung, 
beziehentlich  der  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  in  den  Volksschulen. 
Demnach  sind  die  Kirchen  nicht  verpflichtet,  wie  in  Baden  und  Oesterreich,  den 
Religionsunterricht  zunächst  durch  ihre  Organe  ertheilen  zu  lassen,  vielmehr  hat  der 
Staat,  welcher  den  betreffenden  Unterricht  zum  Theil  des  Lehrplans  der  Volksschule 
gemacht  hat,  seinerseits  in  dieser  Beziehung  Fürsorge  zu  treffen,  wennschon  es  nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  die  katholischen  Geistlichen  selbst  mit  Zustimmung  der  Staat- 


1  So  ausdrücklich  das  Österreich.  Gesetz  t. 
1868.  8.6:  „DieLehrbücher  für  den  Gebrauch  In 
den  Volks-  und  Mittelscliulen ,  sowie  die  in  den 
Lehrerhildungs-Anstalteu  bedürfen  nur  der  Ge- 
nehmigung der  durch  dieses  Gesetz  zur  Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  Unterrichtswesens  be- 
rufenen Organe.  Religionsbücher  können  jedoch 
erst  dann  diese  Genehmigung  erhalten,  wenn  sie 
von  der  bezüglichen  konfessionellen  Oberbehörde 
für  zulässig  erklärt  worden  sind'^  Für  Baden 
folgt  der  gleiche  Rechtszustand  daraus,  dass,  da 
der  Religionsunterricht  ein  Theil  des  allgemei- 
nen Unterrichts  ist,  derselbe  nicht  nach  Lehr- 
büchern, welche  den  Zwecken  desselben  wider- 
sprechen ,  ertheilt  werden  darf,  und  die  Ueber- 
wachung in  dieser  Beziehung  zu  den  Aufsichts- 
rechten der  Staatsbehörde  gehört.  So  wird  auch 
in  der  Praxis  rerfahren,  z.  B.  ist  die  Einführung 
einer  einheitlichen  biblischen  Geschichte  für  den 
katholischen  Religionsunterricht  seitens  des 
Kapitelsvlkariats  durch  Erlass  des  Oberschul- 
raths  den  Schulbehördon  und  Lehrern  i.  J.  1876 
bekannt  gemacht  worden,  Joes  a.  a.  0.  S.  302. 

Was  Oest erreich  betrifft,  so  ist  aus  dem 
Umstände,  dass  der  Religionsunterricht  auch 
hier  die  gedachte  Stellung  hat,  mit  Recht  die 
Konsequenz  gezogen,  Min.  Erl.  v.  1869  cit.  Arch. 
22,  347,  dass  bei  den  allgemeinen  Schulprüfun- 
gen durch  den  Geistlichen  oder  Religionslehrer 
auch  in  der  Religion  und  zwar  in  Gegenwart  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörden  (Schulinspekto- 
ren) eine  Prüfung  yorzunehmen  ist,  und  dass  die 
Abhaltung  einer  Religionsprüfung  seitens  der 
kirchlichen  Organe  mit  Umgehung  der  Schul- 
behörden einen  rein  kirchlichen  Akt  bildet,  an 
welchem  die  Kinder  theilzunehmen,  von  der 
Schule  nicht  angehalten  werden  können,  vgl.  die 
dagegen  gerichteten  Erklärungen  einzelner  Bi- 
schöfe a,  a.  0.  23,  123  u.  32,  169 ,  welche  sich 
freilich  dieser  Anordnung  gefügt  haben,  a.  a.  0. 
33,  353.  —  Femer  bilden  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  religiöse  Erziehung  der  Jugend  zu  den 
Zwecken  der  Volksschule  gehört,  auch  die  von 
den  konfessionellen  Organen  angeordneten  reli- 
giösen Uebungen,  soweit  sie  im  Einklang  mit 
der  Schulordnung  befunden  worden  sind  (vgl. 
dazu  Arch.  29,  283;  41,  456;  44,  267  u.  40, 
102.  103),  einen  integrirenden  Theil  des  Unter- 
richts -  und  Erziehungswesens ,  und  die  Lehrer 
sind  zur  Ueberwachung  der  Schuljugend  bei  den- 
selben verpflichtet,  weil  sie  dabei  nur  die  Dis- 


ciplin,  wie  bei  anderen  Versammlungen  der  Kin- 
der, aufrecht  zu  erhalten  haben,  diese  Ausübung 
ihres  Amtes  sich  aber  für  sie  selbst  nicht  als 
eine  Religionsübung  darstellt,  cit.  Arch.  30, 467, 
vgl.  auch  den  Erl.  v.  1872,  a.  a.  0.  29,  283.  Es 
liegt  daher  denjenigen  Religionslehrern,  welche 
lediglich  in  ihrer  Eigenschaft  als  Seelsorger  den 
Religionsunterricht  ertheilen,  die  erwähnte  Pflicht 
nicht  ob,  a.  a.  0.  41,  97  ff. 

In  den  öffentlichen  L eh rerbildnngs- An- 
stalten, welche  Allen  ohne  Unterschied  des 
Glaubensbekenntnisses  zugänglich  sind,  steht 
den  Religionsgesellsohaften  weder  die  Leitung 
noch  Besorgung  des  Religionsunterrichts  gesetz- 
lich zu,  vielmehr  werden  hier  besondere  Reli- 
gionslehrer, sei  es  provisorisoh,  sei  es  definitiv, 
augestellt ,  cit  Volksschulges.  $$.  32.  36.  36  in 
der  Fassung  der  Novelle  v.  2.  Mai  1884. 

2  Relig.  Ed.  V.1818.  8-38:  ,,Jedef  genehmig- 
ten Privat-  oder  öffentlichen  Kirchengesellschaft 
kommt  unter  der  obersten  Staatsaufsicht  nach 
den  im  111.  Abschn.  enthaltenen  Bestimmungen 
die  Befugniss  zu,  nach  der  Formol  und  der  von 
der  Staatsgewalt  anerkannten  Verfassung  ihrer 
Kirche,  alle  inneren  Kirchenangelegenheiten  an- 
zuordnen. Dahin  gehören  die  Gegenstande  .  .  . 
d)  des  religiösen  Volksunterrichts  .  . "  S-  39 : 
;^en  kirchlichen  Oberen,  Vorstehern  oder  ihren 
Repräsentanten  kommt  demnach  das  allgemeine 
Recht  der  Aufsicht  mit  den  daraus  hervorgehen- 
den Wirkungen  zu,  damit  die  Kirchengesetze  be- 
folgt, der  Kultus  diesen  gemäss  aufrecht  erhal- 
ten, der  reine  Geist  der  Religion  und  Sittlichkeit 
bewahrt,  und  dessen  Ausbreitung  befordert 
werde.  Der  Antheil ,  welcher  jedem  Einzelneu 
an  dieser  Aufsicht  zukommt,  wird  durch  seine 
AmtsvoHmacht  bestimmt'*.  Vgl.  auch  Engl- 
mann,  Hdbch.  d.  bair.  Volksschulrechtes.  2.  Aufl. 
S.  93  ff. 

8  Cit.  Volksschulgesetz  v.  1836.  Art.  78,  o.  S. 
598  n.  9;  Ges.  v.  30.  Januar  1862.  Art  13:  „Die 
Leitung  des  katholischen  Religionsunterrichts  in 
den  Volksschulen  (vgl.  Art.  78  des  Volksschul- 
gesetzes V.  29.  September  1836),  sowie  in  den 
sonstigen  öffentlichen  Schulen  und  Privat-Unter- 
richtsanstalten,  einschliesslich  der  Bestimmung 
der  Katechismen  und  Religlons-Handbücher, 
kommt  dem  Bischof  zu,  unbeschadet  des  dem 
Staate  über  alle  Lehranstalten  zukommenden 
Oberaufsichtsrechts". 


,  238.] 


Verh&ltniss  der  Kirche  zur  Volksschule.    Geltendes  Recht. 


607 


liehen  Seholbehörden  den  Religionsunterrieht  oder  einen  Theil  desselben  über- 
nehmen ^ 

Die  Anordnung  oder  die  Leitung  des  Religionsunterrichtes,  welche  den  kirchlichen 
Behörden  in  beiden  Staaten  gesetzlich  zugesichert  ist,  umfasst  die  Bestimmung  über  die 
dem  religiösen  Unterricht  zu  Grunde  zu  legenden  Lehren,  über  die  Art  der  Erthei- 
lung  desselben,  die  Entscheidung  über  die  dabei  zu  benutzenden  Religionslehrbücher, 
Katechismen,  biblische  Geschichten  u.  s.  w.j,  sowie  die  Aufstellung  des  Lehrplanes 
für  die  verschiedenen,  ein-  oder  mehrklassigen  Schulen^,  endlich  auch  die  Anord- 
nungen über  den  Sohulgottesdienst  und  die  religiösen  Uebungen  der  Schuljugend. 

Andererseits  haben  sich  aber  beide  Staaten  das  Recht  der  Oberleitung  des  Volks- 
schulwesens als  solchen  und  die  Oberaufsicht  über  dasselbe  gewahrt  3.  Daher  kann 
sich  die  Thätigkeit  der  kirchlichen  Behörden  blos  innerhalb  der  Grenzen  bewegen, 
welche  durch  die  einheitliche  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  gesteckt  sind  ^.  Es 
haben  daher  die  staatlichen  Schulbehörden  darüber  zu  entscheiden,  wie  derkirchlicher- 
seits  festgestellte  Plan  für  den  Religionsunterricht  und  für  den  Schulgottesdienst  ^  in  den 
allgemeinen  Schulplan  einzuordnen,  insbesondere  in  wieviel  und  in  welchen  Stunden  der 
erstere  zu  ertheilen  iBi^y  femer  darüber  zu  wachen,  dass  die  Art  der  Ertheilung  nicht 
die  Interessen  des  Staates  gefährdet,  insbesondere  nicht  benutzt  wird,  um  staatsfeind- 
liche Grundsätze  zu  verbreiten  und  den  Frieden  der  verschiedenen  Religionsparteien  zu 
stören^,  nicht  minder  die  von  den  Bischöfen  zur  Einführung  bestimmten  Religions- 


1  So  haben  in  Baiern  die  Pfarrer  des  Schul- 
sitzes  nicht  kraft  staatlicher  Pflicht,  wohl  aber 
kraft  ihrer  kirchlichen  Stellung  und  iu  Folge 
kirchlicher  Anordnung  für  die  Regel  den  Reli- 
gionsunterricht selbst  oder  durch  ihre  Hülfsgeist- 
lichen  ertheilen  zu  lassen,  und  nur  bei  Verhin- 
derung derselben  tritt  der  Lehrer  ein,  Silber- 
nagl  a.a.O.  S.255;  Englmann  a.a.O.  S.297; 
E.  Mayer  S.  231,  die  Pfarrer  sind  also  in  der 
gedachten  Stellung  keine  staatlichen  Beamten 
und  unterstehen  daher  nicht  der  staatlichen  Dis- 
ciplin. 

Das  w  ü  r  1 1  e  m  b.V ol ksschulgesetz  Ait.  2  Ab8.2 : 
,^er  Religionsunterricht  ist  in  allen  Volksschu- 
len, soweit  nicht  in  besonderen  Fällen  die  Ober- 
schulbehörde etwas  anderes  anordnet,  unter 
angemessener  Theilnahme  der  Schullehrer  von 
den  OrtsgeistUchen  zu  ertheilen",  kann  eben- 
falls, namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  heutige 
rechtliche  Stellung  der  katholischen  Kirche  und 
der  katholischen  Geistlichen  in  Württemberg, 
nicht  dahin  aufgefasst  werden,  dass  es  den  Geist- 
lichen eine  staatliche  Pflicht  auferlegt,  vielmehr 
wahrt  es  gegenüber  den  Ansprüchen  der  Kirche 
das  Recht  auf  Betheiligung  des  Lehrers  an  dem 
Religionsunterricht  und  die  Befugniss  der  Schul- 
behörde, den  Geistlichen  davon  auszuschliessen. 
Im  übrigen  vgl.  den  Ordinariatserlass  v.  1853, 
V.  Vogt,  Samml.  v.  Verordn.  f.  Rottenburg 
S.  578. 

2  VgL  S.  606n.  2u.  3;  Silbernagl  a.a.O. 
S.  255;  Englmann  a.  a.  0.  S.  93  ff.  297  ff.; 
Golther,  Staat  u.  kathoL  Kirche  in  Württem- 
berg S.  377  ff.  Die  bair.  Entschl.  v.  8.  April 
1852.  Nr.  23,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  400:  „Vor 
Erlassung  wichtiger  Verfügungen  Über  das  Schul- 


wesen, soweit  es  sich  um  Unterricht  in  Religion 
und  Sitte  und  um  Förderung  religiös-sittlicher 
Gesinnungs-  und  Handlungsweise  handelt,  sollen 
die  Bischöfe  gleichfalls  gehört  werden",  ist  durch 
die  Erkl.  v.  20.  November  1873,  cit.  Arch.  31, 
177,  zurückgezogen  worden,  während  die  bairi- 
schen  Bischöfe  1853 ,  a.  a.  0.  8,  420,  das  Recht 
der  Anordnung  über  diese  Angelegenheiten  be- 
ansprucht haben.  Dies  letztere  ist  nur  begrün- 
det, soweit  direkt  den  Religionsunterricht 
oder  das  religiöse  Leben  betreffende  Verfügungen 
in  Frage  stehen,  nicht  aber  solche,  welche  blos 
indirekt  den  Religionsunterricht  und  die  religiös- 
sittliche Erziehung  beeinflussen  können,  Engl- 
mann a.  a.  0.  S.  93  n.  1.  Zu  den  das  religiöse 
Leben  betreffenden  Anordnungen  gehören  ins- 
besondere die  Anordnungen  über  den  Schulgottes- 
dienst und  die  Theilnahme  an  religiösen  Uebun- 
gen und  Feierlichkeiten,  Englmann  S.  341. 
Ueber  Württemberg  s.  d.  Ordinarlats-Erl.  v. 
1870,  V.  Vogt,  SammL  d.  Verordn.  für  Rotten- 
burg S.  584.  590. 

3  S.  vor.  Anm.  u.  S.  606  n.  3. 

♦  Vgl.  o.  a.  a.  0. 

^  Englmann  S.  249. 

«  Golther  a.  a.  0.  S.  378.  381,  jedoch  ist 
dabei  zu  beachten,  dass  die  Regierung  das  Lei- 
tungsrecht der  kirchlichen  Behörde  verletzen 
würde,  wenn  sie  den  Religionsunterrricht  in  eine 
unpassende  Zeit  verlegen  und  die  Zahl  der  Stun- 
den dafür  80  beschränken  sollte,  dass  derselbe 
eine  gedeihliche  Wirkung  nicht  zu  äussern  ver- 
mag. 

"7  Das  folgt  ebenfalls  aus  dem  staatllcl^en  Recht 
der  Oberaufsicht  und  der  Leitung  des  Schul- 
wesens. 
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lehrbtlcher  in  Bezag  anf  die  erwähnten  Gesichtspunkte  zn  prüfen  und  gegebenen 
Falles  zn  verbieten,  weiter  dnrch  ihre  Verfügungen  die  kirchlicherseits  für  geeignet 
erklärten  Bücher  einzuführen  *,  endlich  die  kirchlicherseits  an  die  Lehrer  und  die  den 
Religionsunterricht  ertheilenden  Geistlichen  erlassenen  Anordnungen  zu  prüfen  und 
diesen  zur  Nachachtung  mitzutheilen  ^. 

Eine  Ueberwachung  des  Religionsunterrichtes  ist  den  kirchlichen  Behörden  blos 
ausdrücklich  in  Baiern  eingeräumt'.  Das  ihnen  in  Württemberg  gewährleistete 
Recht  der  Leitung  bedbgt  aber  gleichfalls  eine  Ueberwachung,  weil  ohne  Kenntniss 
des  Verhaltens  der  Lehrer  der  Erlass  der  erforderlichen  Anordnungen,  namentlich 
die  Abstellung  von  Missständen,  nicht  möglich  erscheint^. 

3.   Im  Gegensatz  zu  den  eben  beiden  gedachten  Staaten  ist  dagegen  in  Sachsen^ 


1  Für  beide  Staateu  ergiebt  sich  dies  aus  dem 
dort  geltenden  Placet,  Bd.  III.  S.  760.  763.  839 ; 
bair.  Min.  Erl.v.  9.  Oktober  1854  Nr.  16,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  8,  437;  Englmann  a.  a.  0.  S.  93; 
Silbeniagl  S.  255;  für  Württemberg  auch 
daraus,  dasa  nach  Art.  17  des  cit.  Volksaehalges. 
V.  1836  die  betreffenden  Bücher  tou  den  Eltern 
angeschafft  -werden  müssen,  also  dabei  eine 
nach  Art.  7  des  Ges.  ▼.  30.  Januar  1862  nur  sei- 
tens des  Staates  durchführbare  Verfügung  in 
Frage  steht,  Golther  S.  382.  383.  528. 

2  Das  folgt  sowohl  aus  dem  staatlichen  Placet, 
8.  Tor.  Anm.,  wie  auch  aus  dem  staatlichen  Becht 
der  Oberleitung,  welches  eine  unkontrolirte, 
mit  dem  gesammten  Unterricht  möglicher  Weise 
In  Widerspruch  stehende  Direktion  einer  frem- 
den Behörde  ausschliesst.  Andererseits  darf  aber 
die  Mittheilung  von  solchen  Verfügungen,  welche 
sich  innerhalb  der  oben  gedachten  Grenzen  ban- 
deln, nicht  rerweigert  werden,  weil  dies  das 
Recht  der  kirchlichen  Leitung  beeinträchtigen 
würde. 

3  S.  0.  S.  606  n.  2. 

<  Vgl.  auch  cit.  Volksschulges.  Art.  76  Abs.  3: 
„Uebrigens  bleiben  die  katholischen  Dekane  ver- 
pflichtet, hei  Gelegenheit  der  Ihnen  obliegenden 
Kirchenvisitationen  neben  den  gewöhnlichen 
Kirchenvisltationsberichteu  einen  die  Religions- 
und Sittenlehre  in  den  Volksschulen  umfassen- 
den Hauptbericht  an  die  bischöfliche  Behörde  zu 
erstatten. 

Nach  Silbernagl  S.  481  haben  die  bai- 
rischen  Bischöfe  auf  Grund  des  Konkordates 
V.  1817.  Art  V  Q,Cum  episcopis  incumbat  fldei 
ac  morum  doctrluae  invigilare,  in  huius  offlcÜ 
exercitio  etiam  circa  scholas  publicas  nullo  modo 
impedientur")  das  Recht,  die  Volksschulen  in 
Person  oder  durch  ihre  Bevollmächtigten  zu  visi- 
tiren  und  auf  Abstellung  wahrgenommener  Ge- 
brochen zu  dringen  beansprucht,  s.  auch  die 
Denkschrift  v.  1850,  Ginzel,  Arch. 2, 215.  Ein 
Recht  zu  beliebigen  Visitationen  spricht  Ihnen 
aber  das  Konkordat  nicht  zu.  Ebensowenig  hat 
die  Regierung  ein  solches  anerkannt,  vielmehr 
in  der  zurückgezogenen  (s.  o.  S.  607  n.  2)  Ent- 
schliessung  v.  1852.  Nr.  22  nur  erklärt:  „Dem 
Pfarrklems  bleibt  nach  Massgabe  des  organischen 
Edikts  V.  16.  September  1808  (Re^.  Bl.  S.2493fif.) 
und  der  Normativentschliessung  v.  24.  Juli  1833 
die   nächste  Beaufsichtigung   und   Leitung  des 


Unterrichts-  und  Erziehungswesens  an  den'deut- 
schen  Schulen  überlassen.  Bei  Bestellung  der 
Dittriktsschulinspektoren  und  der  Inspektoren 
der  Schullehrerseminarien  sollen  die  Bischöfe 
gutachtlich  vernommen  werden,  und  versieht 
sich  die  Staataregierung  zu  dem  Klerus,  dass  er 
die  seiner  Aufsicht  anvertraute  wichtigste  Schule 
der  Volksbildung,  die  Elementarschule,  mit 
Sorgfalt  und  Liebe  pflege".  Die  Regierung  er- 
achtet also  offenbar  durch  diese  regelmässige 
Aufsicht  des  Pfarrklerus  den  %.  39  des  Rel.  Ed., 
allerdings  im  Widerspruch  mit  der  Auffassung 
der  Bischöfe,  cit.  Arch.  8,  419,  für  gewahrt. 
Gegenüber  dem  Wortlaute  des  $.  39  werden  In- 
dessen die  Bischöfe  selbst  oder  die  von  ihnen  be- 
sonders ermächtigten  Geistlichen  nicht  von  der 
Visitation  ausgeschlossen  werden  können.  Da 
aber  der  Staat  die  einheitliche  Leitung  der  Volks- 
schule zu  führen  hat  und  die  beliebige  Vornahme 
ausserordentlicher  Visitationen  den  Unterricht 
stören  könnte,  so  wird  sich  der  Bischof  vor  der 
Abhaltung  einer  solchen  vorher  mit  den  Scbul- 
behörden  ins  Einvernehmen  zu  setzen  haben. 

Was  die  Präparanden-Anstalten  und 
Lehrersemi narlen  betrlift,  so  hat  auch  über 
diese  die  kirchliche  Oberbehörde  das  Aufsichts- 
recht in  Betreff  der  Religlons-  und  Sittenlehre 
und  des  religiös-sittlichen  Lebens  der  Zöglinge 
zu  üben,  Englmann  S.  106.  118. 

Ganz  dieselben  Gesichtspunkte  müssen  übri- 
gens bei  der  völlig  gleichen  Lage  der  Verhält- 
nisse auch  in  W  ü  rt  t  em  b  e  r  g  (s.  o.  S.  600  u.  602) 
zur  Anwendung  kommen.  Hier  bestellt  das  Or- 
dinariat die  Dekane  und  Schulinspektoren  be- 
sonders zu  Kommissaren  für  die  bischöfliche  Be- 
aufsichtigung des  Religionsunterrichts ,  hat  sich 
aber  das  Recht  vorbehalten,  sich  auf  ausser- 
ordentliche Weise  von  der  Ertheilung  des  Reli- 
gionsunterrichts in  den  Schulen  Kenntniss  zu 
verschaffen,  Ordinär.  Erl.  v.  1870,  v.  Vogt, 
Samml.  S.  582. 

5  Cit  Volksschulges.  V.  26.  April  1873.  Art.  29 
Abs.  5 :  „Die  der  kirchlichen  Oberbehörde  zu- 
stehende Aufsicht  über  dea  Religionsunterricht 
übt  der  Ortsgeistliche  als  solcher,  beziehentlich 
der  höhere  kirchliche  Aufsichtsbeamte  aus"; 
Ausführungs-V.  dazu  v,  25.  August  1874.  $.  37, 
V.  Seydewltz,  Cod.  des  sächs.  Kirchen  -  und 
Schul-R.  Suppl.  S.  440;  Arch.  f.  k.  K.  R.  46, 
125 :  ^Bei  Ausübung  der  Aufsicht  über  den  Re- 
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nnd  in  Hessen^  den  kirchlichen  Behörden  blos  ein  Recht  der  Anfsicht  über  den 
Religionsnnterrioht,  nicht  die  Leitung^  desselben  eingerftnmt.  Wie  in  Baiern  nnd 
Württemberg  hat  also  anch  hier  der  Staat  für  das  Lehrpersonal;  welches  den  plan- 
mässigen  obligatorischen  Religionsunterricht  in  der  Volksschule  ertheilt,  zu  sorgen  ^, 
wennschon  derselbe  nach  Vereinbarung  mit  der  Earchenbehörde  auch  den  Orts- 
pfarrern oder  Ortsgeistlichen  überlassen  werden  kann^.  Aber  gegenüber  den  eben 
gedachten  beiden  Gesetzgebungen  besteht  der  Unterschied,  dass  wegen  der  den  kirch- 
lichen Behörden  fehlenden  Leitungsbefngniss  die  Aufsicht  derselben  lediglich  eine 
Mitaufsicht,  welche  neben  der  allgemeinen  auch  über  den  Religionsunterricht  zu  üben- 


ligfonsnnterricht  hat  der  betreffende  Geistliche 
sieh  das  als  Anhalt  dienen  zu  lassen,  was  Im 
^.  29  Abs.  3  des  Gesetzes  den  Ortsschulinspekto- 
ren yorgeschriehen  ist  (d.  h,  „von  dem  Zustande 
der  Schule'^  —  also  hier  des  Religionsunterrichts 
—  ^durch  öfteren  BesuchderKlassen  Kenn tniss  zu 
nehmen,  sich  mit  dem  Lehrer  im  Einvernehmen 
zu  erhalten  und  denselben  auf  etwa  vorgefundene 
Mängel  aufmerksam  zu  machen,  während  des  Un- 
terrichts sich  Jedoch  und  vor  den  Schülern  jeder 
tadelnden  Bemerkung  über  den  Lehrer  zu  enthal- 
ten'*). Von  der  ihm  zustehenden  Befugniss,  dem 
Religionsunterrichte  beizuwohnen,  wird  er  so 
oft,  als  ihm  im  Interesse  des  letzteren  zu  liegen 
scheint,  Gebrauch  machen,  üeber  etwaige  Aus- 
stellungen wird  er  sich  dem  Lehrer  gegenüber 
äussern  oder  sie  nach  Umständen  im  Schulvor- 
stande, beziehentlich  bei  dem  Bezirksschul- 
Inspektor  zur  Sprache  bringen.  Der  Schuivor-  • 
stand,  beziehentlich  der  Bezirksschulinspektor 
haben  die  bei  ihnen  angebrachten  Wünsche  oder 
Beschwerden  des  beaufsichtigenden  Geistlichen 
in  sorgfältige  £rwäguug  zu  ziehen  und  dem  letz- 
teren IhreEntschlieäsung  darauf  zu  eröffnen,  da- 
mit derselbe,  sofern  eine  Verständigung  nicht 
zu  erzielen  sein  tollte,  seine  vorgesetzte  Be- 
hörde^um  Vermittelung  angehen  kann**. 

Was  das  katholische  Lehrerseminar  in 
Bautzen  betrifft,  so  übt  hier  das  katholische  dom- 
stiftliche  Konsistorium  die  nächste  Aufsicht  aus, 
Ges.  V.  22.  August  1876.  J.  67.  v.  Seydewitz, 
Oodex  etc.  Supplement  S.  472,  hat  diese  also 
auch  über  den  Religionsunterricht  zu  führen. 

i  VolksschulgeseU  v.  Ib.  Juni  1874.  Art.  68 
Abs.  4 :  „Die  Ueberwachung  des  Religionsunter- 
richts steht,  neben  dem  Schulvorätande  und  den 
oberen  Schulbehörden,  auch  den  im  Schulvor- 
stande  oder  mit  Genehmigung  unseres  Ministe- 
riums des  Innern  hiermit  besonders  beauftragten 
Geistlichen  als  solchen  und  beziehungsweise  den 
oberen  kirchlichen  Behörden  zu.  Bei  Ausübung 
dieses  Aufsiohtsrechts,  sowie  bei  Ertheilung  von 
Religionsunterricht  in  den  Schulen  durch  die 
Geistlichen  müssen  die  hinsichtlich  des  Volks- 
schulwesens bestehenden  oder  noch  erlassen  wer- 
denden Gesetze ,  Verordnungen  und  Reglements 
sorgfältig  beachtet,  auch  ebenso  der  Konflrman- 
denunterricht  der  Regel  nach  nicht  während  der 
für  die  betr.  Schulen  festgesetzten  Unterrichts- 
zeit —  von  dem  Religionsunterricht  abgesehen  — 
abgehalten  werden";  Min.-Ausführungs-ErL  v. 
14.  September  1875,  Arch.  f.  k.  K.  R.  36,  292: 
„l.  Zur  Ausübung  des  den  Geistlichen  als  sol- 

Uinsohins,  Kirchenrecht  lY. 


chen  und  beziehungsw.  den  oberen  kirchlichen 
Behörden  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Beauf- 
sichtigungsrechts über  den  Religionsunterricht 
in  den  Volksschulen  sind  betugt:  1;  der  im  be- 
treffenden Sohulvorstande  beündliche  Geistliche 
oder  der  mit  unserer  Genehmigung  hiermit  be- 
sonders beauftragte  Geistliche,  2)  die  betreffenden 
oberen  (^und  obersten)  kirchlichen  Behörden.  An- 
dere Geistliche  als  die  oben  genannten  können  eine 
Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  in  Volks- 
schulen nicht  in  Anspruch  nehmen  oder  ausüben. 
II.  In  Ausübung  des  unter  1  bemerkten  Mitauf- 
sichtsrechts über  den  Religionsunterricht  in  den 
Volksschulen  kann  der  im  betreffenden  Schul- 
vorstande betlndliche  oder  mit  unserer  Genehmi- 
gung betraute  Geistliche,  sowie  die  betreffende 
obere  (^oberste)  kirchliche  Behörde  ohne  voi herige 
Anfrage  oder  Mittheilung  bei  der  Schulbehörde 
wahrend  der  im  genehmigten  Stundenplan  für 
den  Religionsunterricht  vorgesehenen  Stunden 
die  Schule  besuchen  und  sich  durch  Beiwohnuug 
bei  dem  Religionsunterricht,  Prüfung  der  Kin- 
der, von  dem  »Stande  des  Religionöunterriohts 
verlässigen.  —  Wünscht  die  betreffende  obere 
(oberste)  kirchliche  Behörde  eine  Prüt'ung  einer 
Schule  oder  ächulklasse  hinsichtlich  des  Reli- 
gionsunterrichts ausserhalb  der  für  den  Reli- 
gionsunterricht im  genehmigten  Stundenplan 
vorgesehenen  Zeit  vorzunehmen,  so  hat  ^ich  die- 
selbe wegen  Anberaumung  dieser  Prüfung  mit 
der  betreffenden  Kreisschulkommission  in  Be- 
nehmen zu  setzen,  und  haben  die  Kreisschul- 
kommissionen begründeten  desfalsigen  Wün- 
schen der  oberen  Behörden  zu  entsprechen." 

'^  Die  entgegengesetzte  Angabe  von  Löning, 
Verwaltungsrecht  S.  752.  763,  welcher  die 
sächsische  und  hessische  Gesetzgebung 
als  der  bairischen  und  württembergi- 
schen völlig  gleichartig  behandelt,  Ist,  wie  die 
in  den  Anmerkungen  mitgetheilten  gesetzlichen 
Bestimmungen  ergeben,  unrichtig. 

a  Vgl.  cit.  Sachs.  Ges.  v.  1873.  §.  12,  hess. 
Ges.  V,  1874.  Art.  4.  Abs.  4:  ,,ßei  dem  Unter- 
richt in  der  Religion  sind  die  Kinder  stets  kon- 
fessionell getrennt,  und  wird  dieser  Unterricht, 
soweit  derselbe  nicht  nach  getroffener  Verein- 
barung zwischen  den  oberen  Kirchen-  und  Schul- 
behörden von  dem  betr.  Geistlichen  oder  einem 
besonderen  Religionslehrer  übernommen  ist,  von 
dem  oder  den  Lehrern  der  betr.  Konfession  ertheilt" 

4  S.  hess.  Ges.  Art.  4.  Abs.  4;  Mainzer  Or- 
dinär. Erl.  V.  1875,  Arch.  f.  k.  K.  R.  35,  290; 
Min.  Ausf.  Erl.  v.  1875  No.  IV  a.  a.  ü.  S.  293. 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238. 


den  Aufsicht  der  staatlichen  Schalbehörden  konkurrirt^  sein  kann,  femer  dass  die 
massgebende  Bestimmung  über  den  Religionsunterricht  (Lehrplan,  Zahl  der  Stunde, 
Religionsbücher  u.  s.  w.)  in  der  Hand  der  eben  gedachten  Organe  ruht,  sofern  nicht 
gesetzlich  dabei  ein  vorgängiges  Benehmen  mit  der  kirchlichen  Behörde  —  und  dies 
ist  in  Sachsen  bei  allen  Entschliessungen  über  alle  Angelegenheiten  des  Religions- 
unterrichts 2,  InHessen^  bezüglich  des  Lehrplanes  und  der  generellen  Anordnungen 
für  den  Religionsunterricht  der  Fall  —  angeordnet,  oder  femer  wie  in  Hessen  die 
Auswahl  und  die  Einführang  der  Religionslehrbttcher  der  kirchlichen  Behörde,  frei- 
lich unter  Wahrang  des  Einspmchsrechtes  des  Ministeriums  des  Innern^,  überiassen 
ist.  Endlich  ergiebt  sich  der  weitere  Unterschied,  dass  die  kirchlichen  Aufsichts- 
behörden, selbst  bei  wahrgenommenen  Mängeln  und  Missständen,  keine  den  Religions- 
unterricht betreffenden  Anordnungen  oder  Verfügungen  an  die  Lehrer  oder  Schal- 
behörden zu  erlassen  berechtigt  sind,  sich  vielmehr  unter  Mittheilung  ihrer  Wahr- 
nehmungen mit  den  für  erforderlich  erachteten  Anträgen  an  die  staatlichen  Schulbehörden 
wenden  müssen,  damit  diese  nach  stattgehabter  Prüfung  die  geeigneten  Massnahmen 
ergreifen^. 


1  Eitheilt  der  Ortsgeistliche  den  Religions- 
unterrlclit ,  so  Ist  er  dabei  ebenfalls  dieser  Auf- 
sicht und  den  geltenden  Vorschriften  unterwor- 
fen, Tgl.  für  Hessen  den  cit.  Min.-Ausf.-Erl. 

V.  1875,  No.  IV :   „Die  ....  von  dem  betr. 

Geistlichen  zu  übernehmenden  Rellgionsstunden 
müssen  Ton  demselben  pünktlich  gehalten  und 
müssen  hierbei  die  Bestimmungen  des  nach  Be- 
nehmen mit  den  betr.  obersten  kirchlichen  Be- 
hörden Yon  uns  erlassenen  Lehrplans  für  den 
betr.  Religionsunterricht  in  den  Volksschulen 
genau  beachtet  werden.  Ohne  Genehmigung 
der  betr.  Kreisschulkommission  ist  der  betr. 
Geistliche  nicht  befugt ,  sich  in  Ertheilung  der 
Religionsstunden  durch  einen  andern  Geistlichen 
vertreten  zu  lassen.  V.  In  Ausfluss  der  allge- 
meinen staatlichen  Schulaufsicht ...  steht  selbst^ 
Terständlich  auch  den  staatlichen  Schulbehörden 
das  Recht  zu  .. .  yon  dem  von  dem  Geistlichen  er- 
theilt  werdenden  Religionsunterricht  Kenntniss 
zu  nehmen  und  zu  diesem  Behufe  diesem  Unter- 
richt beizuwohnen.  Nur  haben  sich  die  Kreis- 
schulkommissionen  . . .  einer  Einwirkung  auf  den 
sachlichen  Inhalt  des  ....  Religionsunterrichts 
zu  enthalten  und  ihr  Augenmerk  darauf  zu  rich- 
ten, dass  der  Unterricht  pünktlich  zur  festge- 
setzten Zeit  nach  Massgabe  des  vorgeschriebenen 
Lehrplanes  orthellt  wird  und  dass  der  ....  Reli- 
gionsunterricht nichts  enthält,  was  den  bürger- 
lichen und  staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwider- 
läuft. Findet  eine  Kreisschulkommission  .... 
Anstände  und  lassen  sich  diese  Anstände  nicht 
kurzer  Hand  durch  Benehmen  der  Kreisschul- 
kommission mit  dem  betr.  Geistlichen  beseitigen 
oder  siud  die  Anstände  erheblicherer  Art,  so  hat 
sich  —  falls  nicht  nach  Lage  der  Sache  eine  so- 
fortige Berichterstattung  an  die  Minlsterialab- 
theilung  für  Schulangelegenheiton  geboten  er- 
scheint —  die  betr.  Kreisschulkommission  mit 
der  betr.  oberen  kirchlichen  Behörde  in  Beneh- 
men zu  setzen  . . .  Lässt  sich  ein  Einvernehmen 
nicht  erzielen ,  so  ist  von  der  betr.  Kreisschul- 


kommission an  die  Minist.  Abtheilung  f.  Seh. 
A.  Vorlage  zu  machen.'' 

s  Cit  Ges.  $.  37  a.  Schi.:  „Bei  EntSchliessun- 
gen über  alle  Angelegenheiten  bezüglich  des 
Religionsunterrichts  oder  über  kirchendienstliche 
Verrichtungen  und  Bezüge  hat  sich  die  oberste 
Schulbehörde  mit  der  kirchlichen  Oberbehorde 
der  betr.  Konfession  in  Vernehmung  zu  setzen. 
Auch  kann  die  letztere  auf  Grund  ihrer  Wahr- 
nehmungen über  den  Zustand  der  religiösen 
Jugendbildung  Anträge  an  das  Unterrichtsmini- 
sterium stellen."  Vgl.  auch  den  nach  Verneh- 
mung mit  dem  apostolischen  Vicariate  festge- 
stellten Lehrplan  für  den  Unterricht  in  der  Re- 
ligions-  u.  Sittenlehre  für  die  sächsischen 
Volksschulen  v.  1876,  v.  Seydewitza.  a.  0. 
S.  476. 

8  Cit.  he  SS.  Ges.  Art.  12.  Abs.  3:  ^Den  all- 
gemeinen Unterrichtsplan,  in  welchem  die  Lehr- 
stoffe und  die  auf  Jeden  Unterrichtszweig  zu  ver- 
wendende Zeit  näher  zu  bezeichnen  ist,  stellt 
Unser  Ministerium  des  Innern  auf.  Bezüglich 
des  Lehrplanes  und  der  übrigen  generellen  An- 
ordnungen für  den  in  der  Schule  zu  ertheilenden 
Religionsunterricht  wird  dasselbe  sich  zuvor  mit 
den  betr.  oberen  kirchlichen  Behörden  in  Be- 
nehmen setzen."  S.  den  Lehrplan  für  den  katho- 
lischen Religionsunterricht  im  cit.  Arch.  36,  287. 

*  A.  a.  0.  Art.  13.  Abs.  2:  „Die  Bestimmung 
der  für  den  Religionsunterricht  zu  wählenden 
Lehrbücher  gehört  unter  Aufsicht  Unseres  Mini- 
steriums des  Innern,  gegen  dessen  Einsprache 
die  betr.  Bücher  in  den  Schulen  nicht  gebraucht 
und  eingeführt  werden  dürfen ,  zum  Ressort  der 
kirchlichen  Behörden." 

6  Vgl.  für  Sachsen  0.  Anm.  2  und  S.  608. 
n.  6;  cit.  he  SS.  Min.-Ausf.-ErL  v.  1875.  UI: 
„Findet  der  betr.  Geistliche  oder  die  betr.  obere 
kirchliche  Behörde  in  Ausübung  ihres  Mitauf- 
sichtsrechts ....  hinsichtlich  der  Ertheilung  dieses 
Unterrichts  in  einer  Schule  oder  Schulklasse  einer 
Gemeinde  Anstände  und  lassen  sich  diese  An- 
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Ansser  Oldenburg^  moss  endlich  anoh  Prenssen  in  dieselbe  Omppe,  wie 
Sachsen  nnd  Hessen  eingereiht  werden.  Die  preossische  Verwaltongsnrknnde 
bestimmt  zwar:  ,,Den  religiösen  Unterricht  in  derVolksschnie  leiten  die  betreffenden 
Religionsgesellschaften ''  ^.  Aber  nichtsdestoweniger  stehen  den  katholischen  Eärchen- 
behörden  nicht  die  oben  S.  606  gedachten  Rechte  zn^  denn  die  betreffende  Vorschrift 
der  Verfassnngsnrknnde  ist  snspendirt  nnd  enthält  nicht  geltendes  Recht  ^,  vielmehr 
sind  die  früheren  gesetzlichen  Bestimmungen  bestehen  geblieben^.  Eine  Leitung  in 
dem  0.  S.  606. 607  gedachten  Sinne  haben  diese  letzteren  der  Kirche  als  solcher  nicht 
eingeräumt^,  yielmehr  hatten  die  katholischen  Pfarrer  und  Dekane  blos  in  dieser 
ihrer  Eigenschaft  die  Lokal-  und  Kreis-Schulinspektion  zu  führen^,  und  die  ersteren 
theil weise  auch  den  Religionsunterricht  zu  ertheilen  ^.  Die  erst  erwähnten  Funktionen 
werden  aber  seit  dem  Gesetze  v.  11.  März  1872  ^  von  ihnen  blos  als  staatliche  kraft 
Staatsauftrages  versehen,  und  auch  bei  der  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  han- 
delten die  Pfarrer,  da  ein  Theil  des  durch  den  Staat  schulplanmässig  festgesetzten 
Unterrichts  in  Frage  stand,  nicht  ki^  kirchlichen,  sondern  staatlichen  Auftrags. 

Unter  diesen  Umständen  hatte  die  Verwaltung  selbst  nach  Erlass  der  Verf.  Urk. 
nicht  einmal  das  Recht,  der  Kirche  und  den  kirchlichen  Organen  die  massgebende 
Leitung  des  Religionsunterrichts  zu  überlassen^,  denn  damit  würde  sie  die  ihr 


Stande  nicht  kurzer  Hand  im  Einvernehmen  mit 
dem  betr.  Lehrer  oder  Sohulvorstande  erledigen 
oder  sind  die  Anstände  erheblicherer  Art  oder 
werden  besondere  Anordnungen  gewünscht,  dann 
hat  sieh  die  betr.  obere  kirchliehe  Behörde  mit 
der  betr.  Kieissohulkommission  in  Benehmen  zu 
setzen  oder  ist  sich  nach  Lage  der  Sache  von  der 
betr.  obersten  kirchlichen  Behörde  an  die  Mi- 
nisterialabtheilung  f.  Seh.  A.  zu  wenden.  Dies 
gilt  insbesondere  auch,  wenn  die  dienstliche 
Wirksamkeit  des  betr.  Lehrers  als  Religionslehrer 
zu  Klagen  Anlass  giebt  und  Vorstellungen  nicht 
zum  Ziele  fQhren,  indem  dem  betr.  Geistlichen 
und  beziehungsweise  den  oberen  (obersten) 
kirchliehen  Behörden  ein  Becht  der  Yerweiser- 
theilung,  überhaupt  eine  Strafbefugniss  gegen 
den  Lehrer  als  Religionslehrer  nicht  zusteht^ 

*  Die  rev.  Verf.  ürk.  v.  22.  November  1852. 
$.  82.  $.  7  bestimmt  nur:  „Die  nothwendige 
Verbindung  zwischen  Kirche  und  Schule  wird 
unter  Berücksichtigung  der  konfessionellen  Ver- 
hiltnisse  durch  das  Gesetz  geregelt."  Das  auf 
Grund  derselben  erlassene  Unterrichtsgesetz  v. 
3.  April  1856,  AU.  K.  Bl.  f.  d.  ev.  Deutschi. 
1865.  S.  454  geivährt  1)  Jedem  Pfarrgeistlichen 
(Art.  36.  $.  1)  „auch  wenn  er  nicht  Mitglied  des 
Schulvorstandes  ist,  das  Recht,  s&mmtliche 
Schulen  seines  Pfarrsprengels  Jeder  Zeit  zu  be- 
suchen, um  sich  von  dem  Zustande  der  Schule 
in  Bezug  auf  religiös-konfessionelle  Bildung  der 
Jugend  fortwährend  in  Kennt niss  zu  erhalten", 
2)  den  die  Kirehenvisitatlonen  vornehmenden 
kirchlichen  Behörden  das  Becht ,  dabei  auch  die 
Sehulen  zu  visitiren  (Art.  3.  Nr.  7.  Abs.  2:  ,,Die 
Kirehenvlsitationen  erstrecken  sich  auf  die 
Schulen  nur  in  Beziehung  auf  die  religiös-kon- 
fessionelle Bildung  der  Jugend.  Die  oberen 
Kirchenbehörden  werden  die  Ergebnisse  solcher 
Visitationen,  soweit  sie  die  Schulen  betreffen, 
den    ObersehulkoUegien    mittheilen")    endlich 


3)  der  oberen  Kirchenbehorde  (Art  5)  das  Recht, 
dass  „die  Einführung  neuer  dem  Religionsunter- 
richt zum  Grunde  zu  legender  Lehrbücher  bei 
den  öffentlichen  Schulen"  durch  das  katholische 
OberschulkoUegium  (s.  o.  S.  598  n.  10)  ihrer 
„vorgehenden  Zustimmung"  bedarf,  also  keine 
entscheidenden  Leitungs-,  sondern  nur  Aufsichts- 
und  Ueberwachuugsrechte.  Allerdings  hält  Art. 
69.  %,  1  die  durch  das  Gesetz  nicht  geänderten, 
das  katholische  Schulwesen  betrelTenden  Anord- 
nungen aufrecht,  aber  gerade  soweit  der  $.  34 
des  Normativs  v.  5.  April  1831,  Müller,  Lexi- 
kon des  K.  R.  2.  Aufl.  5,  421,  dem  Offlzial  um- 
fassendere Rechte  zuweist,  sind  diese  durch  die 
Vorschriften  des  angeführten  Gesetzes  beseitigt. 

2  Verf.  Urk.  v.  31.  Januar  1850.  Art.  24.  Abs.  3. 

>  A.  a.  0.  Art.  112:  „Bis  zum  Erlass  des  im 
Art.  26  vorgesehenen  Gesetzes  bewendet  es  hin- 
sichtlich des  Schul-  und  Unterrichtswesens  bei 
den  Jetzt  geltenden  Bestimmungen". 

*  S.  0.  S.  590  n.  1  V.  S.  589. 

5  Wenn  %,  8  d.  Dienstinstruktion  f.  d.  Pro- 
vinzial-Konsistorien  v.  23.  Oktober  1817  den 
Bischöfen  ^hren  Einfluss,  soweit  er  verfassungs- 
und  gesetzmässig  ist,  auf  den  Religionsunter- 
richt in  den  öffentlichen  Schulen"  vorbehält,  so 
untersteht  dieser  Einfluss  nach  $.  6.  8.  a.  a.  0. 
ebenfalls  der  Staatsaufsicht  (vgl.  auch  Instruktion 
für  die  Regierungen  v.  23.  Oktober  1817.  %.  18), 
und  von  einer  Einräumung  selbstständiger  Lei- 
tungsrechte ist  darin  nicht  die  Rede. 

6  0.  S.  599. 

7  S.  z.  B.  A.  L.  R.  n.  12.   S.  ^9. 

^  S.  0.  S.  601 ;  wie  schon  nach  dem  früheren 
Recht,  s.  Entsch.  d.  0.  Tr.  v.  1863  in  Ztsch.  f. 
K.  R.  5,  465. 

9  Vering,  K.  R.,  2.  Aufl.  S.  179,  behandelt 
allerdings  ohne  Jede  Rücksicht  auf  Art.  112  den 
Art.  24  der  V.  U.  als  geltendes  Recht. 
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gesetzlich  Engewiesene,  entscheidende  Bestimmung,  welche  die  Staatsbehörden  kraft 
ihres  sich  anf  den  Reiigionsnnterricht  mit  beziehenden  obersten  Leitungs-  nnd  Anf- 
sichtsrechtes  zu  üben  haben,  im  Widerspruch  mit  dem  bestehenden  Recht  ans  der 
Hand  gegeben  haben.  Es  war  daher  dem  geltenden  Recht  vollkommen  entsprechend, 
wenn  die  Verwaltung  bei  dem  Mangel  spezieller  gesetzlicher  Vorschriften  seit  dem 
Jahre  1876  nachstehende  Grundsätze  zur  Durchfahrung  gebracht  hat  ^ : 

Die  Ertheilung  des  schulplanmässigen  Religionsunterrichts  liegt  in  erster  Linie 
den  Yorschriftsmässig  qualifizirten  Lehrern  unter  Aufsicht  des  Staates  ob,  es  kann  aber 
auch,  falls  keine  Bedenken  entgegenstehen,  der  Ortspfarrer  ^  an  dem  gedachten  Unter- 
richt betheiligt  werden  ^. 

Keinem  Geistlichen  als  solchem  kommt  ein  Recht  der  Leitung  ^  des  Religions- 
unterrichts zu  ^,  vielmehr  hat  der  gesetzlich  bestellte  Ortspfarrer  oder  ein  anderer 
seitens  der  kirchlichen  Behörde  bezeichneter  und  staatlich  anerkannter  Geistlicher, 
aber  nur  bei  gleichzeitigem  Fortbestehen  der  Aufsicht  der  staatlichen  Organe,  die 
Mitaufsicht  über  den  Religionsunterricht  auszuüben  ^. 


1  Erl.  d.  Kult.  Min.  ▼.  18.  Febraar  1876, 
Schneider  a.  v.  Bremen  1,  119,  Arrh.  f.  k. 
K.  R.  o5,  464.  Einzelne  aaf  Grund  desselben 
erlassene  Regier ungs-lnstruktionen  i.  Arch.  36, 
447  u.  Schneider  o.  v.  Bremen  1,  HO,  111. 

2  Cit.  Erl.  No.  1  u.  2. 

3  A.  a.  0.  No.  3 :  „Wo  es  bisher  üblich  war, 
den  schulplanmässigen  Religionsunterricht  zwi- 
schen dem  angestellten  Lehrer  und  dem  Pfarrer 
oder  dessen  ordentlichem. Vertreter  (Vikar,  Kap- 
lan) dergestalt  zu  theilen,  dass  ersterer  die  bib- 
lische Geschichte,  letzterer  den  Katechismus 
übernimmt,  kann  es  unter  der  Voraussetzung 
auch  fernerhin  dabei  bewenden ,  dass  der  Geist- 
liche in  Bezug  auf  seine  Stellung  zum  Staat  der 
Schul- Aufsichtsbehörde  kein  Bedenken  erregt 
und  allen  ressortsmassigen  Anforderungen  der- 
selben, insbesondere  hinsichtlich  der  Lehrbücher, 
der  Vertheilung  des  UnterrichtsstofiTes  auf  die 
einzelnen  Klassen ,  der  Schulzucht  und  pünkt- 
lichen Innehaltung  der  Lehrstunden  pilicht- 
massig  entspricht.  Demgemäss  sind  Geistliche, 
welchen  wegen  Nichterfüllung  einer  dieser  Vor- 
aussetzungen die  Kreis-  oder  Lokai-Scbulin- 
{>pektion  hat  entzogen  oder  welche  von  der  Lei- 
tung des  schulplanmässigen  Religionsunterrichts 
haben  ausgeschlossen  werden  müssen,  selbst- 
redend auch  von  der  Ertheilung  des  letzteren 
auszuschliessen." 

^  lieber  diesen  Begriff  der  Leitung  s.  n.  Anm.  6. 

5  Cit.  Erl.  No.  7:  .„Anlangend  die  Leitung 
des  Religionsunterrichts,  so  ist  von  mir  wieder- 
holt darauf  hingewiesen  worden,  dass  dieselbe 
nach  Art.  24  der  Verf.  Urk.  den  Religionsgesell- 
schaften zustehen  soll,  dass  Jedoch  einerseits 
dieser  Art.  wohl  der  näheren  Bestimmung  seines 
Inhalts  duroh  das  ....  zu  erlassende  Unter- 
richtsgesetz bedarf,  dass  indess  andererseits  nichts 
im  Wege  steht ,  die  darin  enthaltene  allgemeine 
Norm  insoweit  zur  Anwendung  zu  bringen,  wie 
dies  die  bestehenden  Gesetze  und  die  staatlichen 
Interessen  gestatten.  —  Danach  hat  kein  ein- 
zelner Geistlicher  ohne  Weiteres  ein  Recht, 
diese  Leitung  zu  beanspruchen,  es  ist  jedoch  in 


der  Regel  oder  so  lange  die  kirchlichen  Oberen 
ein  anderes  Organ  dazn  nicht  bestimmen,  der 
gesetzlich  bestellte  Ortspfarrer  als  das  zur  Lei- 
tung des  Religionsunterrichts  berufene  Organ  zu 
betrachten.  Sowohl  der  Orttpfarrer,  als  anch 
der  sonst  von  den  kirchlichen  Oberen  zur  Leitung 
des  Religionsunterrichts  bestimmte  Geistliche 
darf  aber  dieselbe  nur  ausüben,  so  lange  er  durch 
sein  Verhalten  nicht  diejenigen  Zwecke  gefihr^ 
det,  welche  der  Suat  mit  der  Erziehung  der 
Jugend  durch  die  Volksschule  verfolgt.**  — 
No.  8:  „Tritt  ein  solcher  Fall  ein,  so  hat  die 
staatliche  Aufsichtsbehörde  dem  Geistlichen  zu 
eröffnen ,  dass  er  zur  Leitung  des  Religions- 
unterrichts nicht  femer  zugelassen  werden  kann. 
Der  Beschluss  ist  gleichzeitig  zur  Kenntnis«  der 
kirchlichen  Oberen  mit  dem  Anheimgeben  tu 
bringen,  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  einen 
andern  Delegirten  zu  bezeichnen.  Findet  die 
staatliche  Aufsichtsbehörde  gegen  denselben 
niclits  zu  erinnern ,  so  ist  derselbe  zur  Leitung 
des  Religionsunterrichts  zuzulassen.'* 

6  A.  a.  0.  No.  9 :  „Der  als  Organ  der  betr. 
Religionsgesellschaft  anerkannte  Pfarrer  oder 
sonstige  Geistliche  ist  berechügt,  dem  schulplan- 
mässigen Religionsunterricht  in  den  dafür  fest- 
gesetzten Stunden  beizuwohnen,  durch  Fragen 
und  soweit  erforderlich,  stellenweises  Eingreifen 
in  den  Unterricht  sich  davon  zu  überzeugen,  ob 
dieser  von  dem  Lehrer  vollständig  und  sachge- 
mäss  ertheilt  wird ,  und  welche  Fortschritte  die 
Schüler  darin  gemacht  haben,  femer  den  Lehrer 
(jedoch  nicht  in  Gegenwart  der  Kinder)  sachlich 
zu  berichtigen,  Wünsche  oder  Beschwerden  in  Be- 
zug auf  den  Religionsunterricht  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörde  vorzutragen  nnd  endlich  bei 
der  Entlassungsprüfung,  wo  eine  solche  statt- 
findet, nach  vorherigem  Examen  die  Censur  in 
der  Religion  festzustellen.**  —  No.  10:  „Durch 
die  zu  9  bezeichneten  Befugnisse  wird  nichts 
geändert  in  dem  Recht  der  Aufsicht,  welches  der 
Staat  durch  seine  Organe  .  .  .  über  den  gesamm- 
ten  Unterricht  jeder  Schule  und  damit  auch  Über 
den    katholischen    Religionsunterricht    in    der 
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Endlich  ist  anch  den  kirchlichen  Behörden  von  der  Unterrichtsverwaltang  ein 
Recht  der  gntachtlichen  Aenssernng  bei  der  Einftlhrnng  der  dem  Religionsunterricht 
zn  Grunde  zn  legenden  Lehr-  nnd  Lembücher  zugestanden  worden  ^  andererseits 
hat  sich  aber  dieselbe  die  massgebende  Entscheidung  darüber  vorbehalten,  ob  ein  von 
den  kirchlichen  Behörden  fOr  geeignet  erklärtes,  derartiges  Buch  vom  staatlichen 
Standpunkt  aus,  insbesondere  in  pädagogischer  und  didaktischer  Beziehung  unbrauch- 
bar erscheint,  nnd  sich  das  Recht  gewahrt«  die  Einführung  ungeeigneter  Bücher  ab- 
zulehnen oder  etwa  schon  im  Gebrauche  befindliche  zu  beseitigen  ^. 

Trotz  mannichfacher,  katholischerseits  gemachter  Versuche,  in  der  eben  ge- 
schilderten Praxis  eine  Aenderung  herbeizuführen  3,  ist  dieselbe  bisher  von  der  Central- 
Verwaltung  konsequent  aufrecht  erhalten  worden*. 

VII.  Die  Lehrer  an  den  Volksschulen.  1.  Die  Lehrer  überhaupt. 
A.  Im  Allgemeinen  (Konfession  der  Lehrer).  Die  Anschauung  der  katho- 
lischen Kirche,  dass  sie  zur  massgebenden  Leitung  des  Volksschulwesens  berechtigt 
sei,  bedingt  die  Konsequenz,  dass  ihr  auch  die  entscheidende  Bestimmung  über  die 
Ausbildung,  die  Befähigung,  die  Prüfung  und  wenn  nicht  über  die  Anstellung,  doch 
mindestens  über  die  Zulassung  der  Volksschullehrer  zu  ihren  Aemtem  oder  zur  Er- 
theilung  des  Unterrichts  zukommt^.  Insbesondere  muss  sie  von  ihrem  Standpunkt 
aus  fordern,  dass  nur  Katholiken  die  Aemter  oder  Funktionen  eines  Volksschullehrers 
versehen  dürfen,  da  sie  sich  für  die  allein  berechtigte  Kirche  hält,  und  ein  nicht 


Yolksschole  zu  üben  bat.  Diese  Organe  baben 
Bomit  auch  das  Recbt,  dem  gedachten  Dnteiricbt 
beizuwohnen.  Sie  haben  darauf  zu  achten,  dass 
er  zu  den  im  Lehrplan  festgesetzten  Stunden 
und  nach  Massgabe  der  allgemeinen,  yon  der 
Scbul- Aufsichtsbehörde  erlassenen  Bestimmun- 
gen ertheilt  werde.  Eine  Einwirkung  auf  den 
sachlichen  Inhalt  der  Religionslebre  steht  aber 
der  staatlichen  Schul-Aufsichtsbehorde  nur  in- 
soweit zu,  alg  die  Religionslehre  nichts  enthal- 
ten darf,  was  den  bürgerlichen  und  staatsbürger- 
lichen Pflichten  zuwider  läuft  (Art.  12  der  Verf. 
ürk.  ▼.  1850  u.  SS.  13.  14.  II.  11.  A.  L.  R.).** 

Der  Schul gottesdienst  unterliegt  ebenfalls  der 
staatlichen  Bestimmung  und  Aufsicht ,  daher 
dürfen  die  Religionslehrer  während  desselben 
nicht  ohne  Genehmigung  des  SchuWorstehers 
bei  demselben  Erlasse  der  klrohlicben  Behörden 
verkünden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  433;  30,  308, 
u.  36,  472. 

Wenn  No.  7  des  dt.  Erl.  (s.  S.  612.  n.  5)  von 
einer  Leitung  des  Religionsunterrichts  durch 
den  Geistlichen  spricht,  so  ist  damit  nicht  die 
allgemein  massgebende  Bestimmung  über  die  Art 
desselben  und  die  Ertheilung  in  allen  katholi- 
schen Schulen  (s.  o.  S.  607),  sondern  blos,  wie 
No.  9  a-  a.  0.  zeigt,  eine  üeberwachung  des  Re- 
ligionslehrers und  das  Recht  zu  Direktiven, 
welche  sich  aber  nicht  als  bindende  Anweisun- 
gen einer  vorgesetzten  Behörde  darstellen,  also 
wesentlich  Üeberwachung  und  Aufsicht  gemeint. 

1  Clrk.  V.  V.  27.  Februar  1873  u.  v.  12.  Okto- 
ber 1881,  Schneider  u.  V.Bremen  1.17. 129, 
nach  welchen  die  von  den  Schulbehörden  herbei- 
zuführende Verständigung  mit  den  kirchlichen 
Behörden  vor  der  Einholung  der  dem  Minister 
vorbehaltenen  Genehmigung  herbeizuführen  Ist. 


Schon  1857  ist  vom  Kultusminister  bestimmt, 
dass  kein  anderer  Katechismus,  ald  der  vom 
Pfarrer  beim  Katechumenen-Unterrlcht  ge- 
brauchte, eingeführt  werden  soll,  a.a.O.  1,  129, 
8.  aber  o.  1.  Text  zu  Anm.  2  und  Arch.  f.  k.  K. 
R.  38,  326. 

2  Min.  Verf.  v.  24.  Februar  1876,  Schnei- 
der u.  V.  Bremen  1,  129. 

8  Vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  36,  264.339;  38,  217. 
235.  339;  41,  259;  42,  374;  43,  114. 128. 134. 
144;  Schneider  u.  v.  Bremen  1,  113.  116 
und  die  Verhandlungen  des  Landtags  im  cit. 
Arch.  38,  245.  S.  auch  Denkschrift  des  bischöfl. 
Ordinariats  v.  Ermland  über  d.  gesetzmässlge 
Stellung  d.  Kirche  z.  Volksschule  in  Preussen. 
Braunsberg  1877. 

*  S.  d.  Min.  Verf.  1.  cit.  Arch.  38,  213.  224. 
239.240.243;  42,  381  u,  43,  156;  Schneider 
u.  V.  Bremen  1,  116. 118  fr.  126  ff.  Uebrigens 
hat  auch  das  0.  Tr.  wiederholt  die  Verfassungs- 
mässigkeit des  Erlasses  v.  18.  Februar  1876  an- 
erkannt, Entsch.  73, 406  u.  80, 377 ;  v.  B  r  e  m  e  n 
u.  Schneider  1,  121.  — 

In  die  vorstehend  im  Text  behandelte  Gruppe 
(Sachsen,  Hessen,  Oldenburg,  alte  und 
neue  preuss.  Provinzen)  gehört  endlich  auch 
Elsass-Lothringen,  da  hier  (s.  o.  S.  601 
n.  4)  die  Ortsgeistlichen  ebenfalls  die  Aufsicht 
über  den  Religionsunterricht  auszuüben  haben. 

5  S.  0.  S.  673.  674.  Wegen  der  Ansprüche 
in  Betreff  der  Volksschullehrerseminare 
vgl.  die  Denkschrift  des  bair.  Episkopats  o.  S. 
680  n.  6 ;  femer  das  Prager  Prov.  Konz.  v.  1860, 
coli.  con.  Lac.  6,  452,  nach  welchem  alle  zu  er- 
richtenden derartigen  Seminare  der  oberen  Lei- 
tung der  Bischöfe  unterstehen  sollen. 
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katholischer  Lehrer  nicht  befähigt  erscheint,  fttr  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
im  Sinne  der  katholischen  Kirche  zu  wirken. 

Die  modernen  Staaten  haben  diese  Ansprilche  in  Folge  der  den  verschiedenen 
Konfessionen  gewährten  Gleichberechtigung  und  der  Behandlung  des  ünterriohts- 
wesens  als  einer  staatlichen  Angelegenheit  bei  der  Regelung  des  Volksschulwesens 
nicht  mehr  anerkannt.  Nur  insoweit  ist  den  Anforderungen  der  katholischen  Kirche 
Rechnung  getragen,  als  da,  wo  das  System  der  konfessionellen  Schulen  besteht  \  oder 
einzelne  Schulen  konfessionelle  sind^  an  den  katholischen  Anstalten  dieser  Art 
nur  Katholiken  ^  mit  den  Lehrämtern  oder  mit  der  Ertheilung  von  Unterricht  betraut 
werden  dürfen^,  und  ebenso  an  den  katholischen  Lehrerseminarien  und  Prftparanden- 
Anstalteir  blos  Katholiken  ^  als  Direktoren  oder  Vorsteher  und  als  Lehrer  fiingiren 
können  ^.  Daraus  folgt  aber  zugleich,  dass  bei  einem  etwaigen  Religionswechsel  eines 
angestellten  oder  blos  provisorisch  verwendeten  Lehrers  derselbe  seines  Amtes  oder 
seiner  Funktion  zwar  nicht  überhaupt,  aber  doch  an  der  betreffenden  konfessionellen 
Anstalt^  enthoben  werden  muss^ 

Bei  den  Simultanschulen  und  den  gemischten  Schullehrerseminarien  ist  prin- 
zipiell die  Zugehörigkeit  der  Lehrer  zu  einer  einzigen  bestimmten  Konfession  nicht 
bedingt,  es  genügt  vielmehr,  dass  dieselben  einer  der  verschiedenen  Religionsparteien, 
für  welche  die  betreffenden  Anstalten  errichtet  sind  ^,  angehören.  Wenn  demnach  die 
katholische  Kirche  aus  dem  Umstände,  dass  katholische  Kinder  diese  Art  Schulen 
besuchen,  kein  Recht  auf  Verwendung  katholischer  Lehrer  ^^  gegen  den  Staat  herleiten 
kann,  so  ist  doch  ihren  Anforderungen  in  einzelnen  Staaten  insoweit  Rechnung  ge- 


1  S.  0.  S.  687. 

s  Weil  konfessionelle  und  Simultanschnlen 
neben  einander  oder  auch  die  ersteren  neben  den 
letzteren  ausnahmsweise  zugelassen  sind,  o.  S. 
588.589. 

3  Wegen  der  AUkatholiken  s.  o.  S.  694. 

*  Das  erwähnte  Prinzip  Ist  in  der  clt.  bair.  V. 
V.  29.  August  1873.  S- 12  ausdrücklich  anerkannt 
und  anch  das  angef.  württemb.  Volksschul- 
gesetz  V.  1836  Art.  47  hebt  es  ausdrücklich  als 
Erfordemiss  heryor,  dass  der  Kandidat  ;;nach  sei- 
nem Glanbensbekenntniss  zu  der  zu  besetzenden 
Stelle  befähigt  sei."  Die  übrigen  Gesetze  schwei- 
gen. Indessen  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit 
aus  dem  Begriff  der  Konfessionsschule  von  selbst 
und  wird  in  den  betreifenden  Ordnungen  theils 
dadurch  vorausgesetzt,  dass  bei  Schulen  mit  einem 
Lehrer  dieser  auch  den  Religionsunterricht,  sofern 
der  Pfarrer  nicht  etwa  den  letzteren  übernimmt, 
zu  ertheilen  hat,  o.  S.  588,  thöils  dadurch,  dass 
mehrfach  im  Interesse  der  Erhöhung  der  Lehrer- 
besoldungen auf  die  Vereinigung  der  Küster- 
oder Messner-Stellen  mit  den  Lehrer-Stellen 
hingewiesen  wird,  z.  B.  olt.  hannoy.  Ges.  y. 
1845.  $.  43;  angef.  oldenb.  Gesetz  y.  1855. 
Art.  65. 

5  Wegen  der  Altkatholiken  s.  o.  S.  696. 

0  Hier  muss  selbstverständlich  dasselbe  wie 
bei  den  konfessionellen  Volksschulen  gelten. 

"J  Denn  es  tritt  nur  eine  relative  Unfähigkeit 
ein.  Ein  zur  evangelischen  Kirche  übergetre- 
tener Katholik,  welcher  die  LehrerbefäMgung 
besitzt,  kann  sehr  wohl  an  einer  evangelischen 
oder  einer  Simultanschule  verwendet  werden. 


8  Weil  damit  die  wesentliche  Voraussetzung 
für  die  Lehrfähigkeit  an  der  fraglichen  Anstalt  fort- 
gefallen ist.  So  weit  ich  sehe,  berühren  die  cit. 
Schulgesetze  diesen  Fall  nicht.  Die  Beibehal- 
tung des  Lehrers  ist  aber  mit  dem  Wesen  einer 
Schule,  welche  konfessionell  sein  soU,  unver- 
einbar. Freilich  bleibt  eine  analpge  Anwendung 
der  Vorschriften  über  disciplinarische  Entfer- 
nung auf  den  Religionswechsel  ausgeschlossen, 
denn  ein  solcher  bildet  bei  gesetzlich  gewähr- 
leisteter Religionsfreiheit  kein  Disciplinarver- 
gehen  (wie  es  allerdings  das  Fortamtiren  des 
Lehrers  unter  Versohweigung  des  stattgehabten 
Uebertritts  sein  würde),  wohl  aber  erscheinen 
die  etwa  bestehenden  Bestimmungen  über  Ver- 
setzungen im  Interesse  des  Dienstes  auf  den 
fraglichen  Fall  anwendbar.  Da  es  sich  hier  nicht 
um  eine  Darstellung  des  Schulrechts  als  solchen 
handelt,  kann  des  Weiteren  nicht  auf  die  Frage 
eingegangen  werden. 

^  Darauf  kommt  es  an,  nicht  darauf,  dass  auch 
Kinder  einzelner  anderer  Religionsgesellschaften 
zugelassen  werden,  so  haben  z.  B.  in  Alt- 
preussen  jüdische  Sohulamtskandidaten  kein 
Recht  auf  Anstellung  an  christlichen  Schulen, 
Min.  Reskr.  y.  13.  Juli  1867,  Schneidern, 
y.  Bremen  1,  604.  In  Nassau,  s.  Firn- 
haber a.  a.  0.  2, 12  u.  219,  und  in  Baiern, 
Englmann  S.  205.  Anm.  8,  gelten  die  Simul- 
tanschulen als  christliche  und  ist  daher  auch  hier 
die  Zulassung  Jüdischer  Lehrer  ausgeschlossen. 

10  Abgesehen  von  der  Ertheilung  des  Reli- 
gionsunterrichtes. 
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tragen^  als  die  Lehrer  auch  bei  den  Simultanschiüen  katholischer  Eonfession  sein 
mfissen,  falls,  so  in  Baiern,  die  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  zehn  Jahre  zu 
berechnende  Mehrheit  der  schulpflichtigen  Kinder ^  katholisch  ist,  oder,  so  in  Baden, 
falls  alle  Kinder,  oder  bei  Schulen  mit  nur  einem  Lehrer  die  Mehrheit  der  Kinder 
dem  katholischen  Glauben  angehören  ^  oder,  so  in  Hessen,  falls  sich  in  der  Ge- 
meinde keine  verschiedenen  Konfessionsgemeinden  befinden 3,  oder  endlich,  so  in 
Nassau,  falls  in  dem  Schulbezirk  keine  gemischten  Konfessionen  bestehen'*,  während 
in  Oesterreich  fttr  den  verantwortlichen  Schulleiter  (den  etwaigen  alleinigen  Leh- 
rer, bei  mehreren  Lehrern  den  Oberlehrer  oder  den  Direktor)  die  Zugehörigkeit  zur 
katholischen  Religion  erfordert  wird,  wenn  die  nach  dem  Durchschnitt  der  voraus- 
gegangenen fünf  Jahre  zu  berechnende  Mehrzahl  der  Schüler  römisch-katholisch  ist^. 
Was  endlich  die  s.  g.  religionslosen  oder  konfessionslosen  Schulen  be- 
trifft, so  kann  es  sich  hier  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  allein  darum 
handeln,  ob  es  Geistlichen  oder  Mitgliedern  von  Orden  und  ordensähnlichen  Kongre- 
gationen und  katholischen  Lehrern  mit  Rücksicht  auf  ihre  kirchliche  oder  ihre  kon- 
fessionelle Stellung  gestattet  ist,  an  ihnen  Unterricht  zu  ertheilen^.  Eine  allgemeine 
Entscheidung  dieser  Frage  hat  der  päpstliche  Stuhl  ebensowenig,  wie  über  die  Statt- 
haftigkeit des  Besuches  dieser  Schulen  selbst^,  gegeben,  vielmehr  ist  es  den  Bischöfen 
freigestellt  worden  ^,  nach  Lage  der  besonderen  Verhältnisse  die  erforderlichen  An- 
weisungen zu  erlassen.  Danach  erscheinen  die  Bischöfe,  sofern  die  Ertheilung  des 
Unterrichts  oder  die  Beibehaltung  ihrer  bisherigen  Stellungen  durch  die  gedachten 
kirchlichen  Personen  im  Interesse  der  katholischen  Kirche,  namentlich  der  Förderung 
der  katholisch-religiösen  Erziehung  der  Kinder  liegt  und  den  ersteren  von  den  Schul- 
behörden nichts,  was  gegen  den  katholischen  Glauben  zugemuthet  wird,  befugt,  die 
Uebemahme  oder  weitere  Verwaltung  solcher  Stellungen  zu  gestatten^. 

1  y.  V.  29.  Angnst  1873.  %,  12,  Arch.  f.  k.  K.  ren  Praxis  f&lh  nicht  Yexschiedene  Kirchenge- 
R.  51,  451 :  „,  ,  ,  .  An  konfessionell  gemisch-  meinden  neben  einander  am  Orte  bestanden, 
ten  Yolksscbulen  mit  nur  einer  Lebrerstelle  Firnhaber  2,  12,  nach  dem  Paritätsgenerale 
richtet  sich  die  Konfession  des  anzustellenden  t.  8.  Dezember  1857.  $.1,  a.  a.  0.  S.  299,  soll 
Lehrers,  wenn  nicht  anderes  hergebracht  Ist,  nach  aber  für  die  Frage  nach  der  Konfession  des 
der  Konfession  der  nach  dem  Durchschnitt  der  Lehrers  in  Erwägung  kommen :  „h,  der  histori- 
letzten 10  Jahre  zu  berechnenden  Mehrheit  der  sehe  Ursprung  der  betr.  Schule  und  ihre  Korn- 
schulpflichtigen  Kinder.  An  konfessionell  ge-  petenz,  b.  das  kirchliche  Bedürfniss  der  betr. 
mischten  Schulen  mit  mehreren  Lehrerstellen  Gemeinde  und  ihrer  Umgebung  (die  Pfarrorte 
ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  von  jeder  haben  stets  Anspruch  auf  Anstellung  eines 
betheiligten  Konfession  Lehrer  in  entsprechender  Lehrers  der  betreffenden  Konfession),  c.  das 
Zahl  zur  Anstellung  gelangen.^  numerische    Verhältniss    der    Konfession    der 

2  S.  0.  S.  588  n.  9.  selbststandigen  Einwohner  des  betr.  Ortes,  resp. 

3  Cit.  Yolksschulges.  y.  16.  Juni  1874.  Art.  Schulbezirks  aus  den  letzten  5  Jahren  und  er- 
4 :...  „Ist  in  einer  Gemeinde  nur  ein  Lehrer  oder  gänzend  überall  d.  dasselbe  Yerhältniss  der 
sind  zwar  mehrere  Lehrer ,  aber  keine  Torschie-  Konfession  der  schulpflichtigen  Jugend  inner- 
denen  Konfessions-  (Religlons-)  Gemeinden  Tor-  halb  der  letzten  Jahre.'' 

banden,  so  sind  die  Lehrer  aus  der  Konfession  zu  Was  die  Altkatholiken  betrifft,   so  sind 

entnehmen,  zu  welcher  sich  die  Gesammtheit  oder  diese  in  der  hier  fraglichen  Beziehung,  s.  o.  S. 

Mehrzahl  der  Einwohner  bekennt.  —  Sind  meh-  595,  als  eine  besondere  Religionspartei ,  nicht 

rere  Lehrer  und  Terschiedene  Konfession8-(ReIi-  als  zur  rdmlsch-katholischen  Kirche  gehörig  zu 

gions-)Gemeinden   vorhanden ,   so  konneu   die  betrachten. 

Lehrer  an  den  gemeinsamen  öffentlichen  Volks-  &  S.  o.  S.  588  n.  9  und  wegen  der  Altkatho- 

schulen  aus  jeder  Konfession  entnommen  wer-  liken  S.  596  n.  8. 

den,  zu  welchen  sich  die  bei  den  Schulen  be-  ^  Die  Frage  ist  neuerdings  aus  Anlass  des 

theUlgten     Konfessions-(Religions-)Gemelnden  französischen  Gesetzes  ▼.  1882,  s.  o.  S.  592  n.  2, 

bekennen.    Dabei  ist  auf  die  Grösse  der  einzel-  praktisch  geworden, 

nen  Konfessions-(Rellgions-) Gemeinden  wesent-  "^  S.  o.  S.  593. 

lieh  Rücksicht  zu  nehmen."  8  Wegen  Frankreich  Arch.f.  k.K.R.48,151. 

*  Cit.  Edikt  Y.  1817.  $.  2,  nach  der  frühe-  ^  Diesen  Standpunkt  haben  die  Terschiedenen, 
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l§.  238. 


B.  Die  Mitglieder  der  kirohlichen  Orden  und  ordensähnlichen 
Kongregationen,  namentlich  derjenigen,  deren  Zweck  die  Erziehung  und  das  Er- 
theilen  von  Unterricht  ist,  sind  nach  der  Auffassung  der  katholischen  Kirche  vor 
Allem  geeignet,  als  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  Volksschulen  verwendet  zu  werden  ^ 

Die  staatlichen  Gesetzgebungen  stehen  dagegen  vielfach  auf  dem  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  und  schliessen  zum  Theil  die  gedachten  Personen,  selbst  dann, 
wenn  sie  die  Lehrfllhigkeit  durch  Ablegung  der  staatlichen  Prflfnngen  erworben 
haben,  von  jeder  Lehrthfttigkeit  aus.  Das  ist  im  ganzen  Deutschen  Reich  in  Be- 
treff der  Jesuiten,  Redemptoristen  oder  Liguorianer,  der  Lazaristen  oderVincentiner, 
der  Priester  vom  h.  Geist  und  der  Schwestern  vom  h.  Herzen  Jesu  ^  der  Fall,  dasselbe 
gilt  in  Preussen^  in  Baden^,  Hessen^  und  in  Sachsen^  auch  für  die  Mitglieder 


aus  Anlass  des  cit.  Gesetzes  von  den  französischen 
Bischöfen  erlassenen  Schreiben  und  Hirtenbriefe 
eingenommen,  cit.  Aroh.  48,  143. 149.  Dagegen 
ist  die  Haltung  der  belgischen  Bischöfe  gegen- 
über dem  0.  S.  692  n.-  2  gedachten  Gesetz  v. 
1879  eine  viel  schroffere  gewesen.  Diese  letz- 
teren haben  in  der  Instruktion  t.  1879  den 
Lehrern  die  Weiterverwaltung  ihrer  Aemter  nnr 
gestattet,  wenn  1.  diese  noch  das  eine  oder  an- 
dere Jahr  an  einer  öfTentlichen  Schule  lehren 
müssen,  um  vom  Militärdienst  ganz  frei  zu  wer- 
den ,  oder  2.  wenn  sie  nach  kürzerer  Zeit  eine 
jährliche  Pension  erhalten,  oder  3.  wenn  sich 
ihnen  kein  anderes  den  ihnen  sonst  fehlenden 
Unterhalt  gewährendes  Amt  darbieten  würde, 
und  zwar  allein  unter  der  Bedingung  1.  dass 
sichere  Gründe  bestehen  müssen,  dass  das  Schul- 
gesetz in  der  betr.  Schule  nicht  zur  Ausführung 
kommen  werde,  2.  dass  der  Lehrer  verspricht, 
sein  Amt  niederzulegen,  sobald  er  verhindert 
werden  sollte ,  die  Moral  In  Gemässheit  des 
katholischen  Glaubens  zn  lehren,  oder  gezwungen 
würde,  etwas,  was  von  den  geistlichen  Oberen 
unter  schwerer  Sunde  verboten  ist,  wie  z.  B. 
schädliche  Bücher,  zuzulassen,  und  ferner  ge- 
lobt, dass  er  sich  nieht  anmasst,  den  Katechis- 
mus zn  lehren  (weil  dazu  die  missio  canonica 
erforderlich  ist  und  diese  keinem  Lehrer  an 
öffentlichen  Schulen  gegeben  werden  soll),  end- 
lich 3.  dass  an  der  gedachten  Schule  keine  Lehrer 
vorhanden  sind,  welche  die  zu  1  und  2  gedachten 
Bedingungen  zu  erfüllen  verweigern.  Diese 
Instruktion,  über  weiche  jede  weitere 
Kritik  unnöthig  erscheint,  steht:  Arch. 
f.  k.  K.  R.  42,  406. 

1  Prag  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  453;  Würz- 
btirger  Bischofsvcrsammlung  v.  1848,  ibid.  p. 
1018;  s.  auch  cit.  Arch.  47,  142  ff.  u.  o.  S. 
583  n.  3. 

2  Bd.  IL  S.  510  n.  11  u.  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchenrecht.  S.  448.  Anm.  8. 

3  Bd.  II.  a.  a.  0.  n.  12.  Daran  haben  auch 
die  Gesetze  v.  14.  Juli  1880.  Art.  6.  n.  v.  21. 
Mai  1886.  Art.  13,  soweit  es  sich  um  die  hier 
fraglichen  Verhältnisse  d.  h.  die  Erziehung  und 
den  Unterricht  von  schulpflichtigen  Kindern 
handelt,  nichts  geändert,  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchengesetz  v.  1886.  S.  71.  107.  Vgl. 
auch  die  Kult.  Min.  Verfügung  v.  1872  bei 
Schneider  u.  v.  Bremen  1,  605;  P.  Hin- 


schi u  s ,  preuss.  Kirchengesetze  v.  1874  u.  1875. 
S.  94. 104.    S.  noch  u.  S.  617  n.  i. 

♦  Ges.  V.  2.  April  1872,  Ztschr.f.K.B.  11,335: 
,,Der  S-  109  des  Ges.  v.  8.  März  1868,  d.  Elemen- 
tar-Unterricht  betr.,  erhält  folgenden  Zusatz: 
^Mitgliedern  eines  religiösen  Ordens  oder  einer 
ordensähnlichen  religiösen  Kongregation  ist 
jede  Lehrwirksamkeit  an  Lehr-  und 
Erziehungsanstalten  im  Grossherzogthnm 
untersagt.  —  Die  Staatsregierung  ist  ermächtigt, 
für  einzelne  Personen  in  widerruflicher  "Weise 
Nachsicht  von  diesem  Verbot  zn  ertheilen." 

5  Cit.  Volksschulgesetz  v.  16.  Juni  1874.  Art. 
38.  Abs.  2 :  »^Mitglieder  geistlicher  Orden  und 
ordensähnlicher  Kongregationen  können  nicht 
als  Lehrer  oder  Lehrerinnen  an  öffentlichen 
Volksschulen  verwendet  werden."  Was  da- 
gen  den  Privatunterricht  betrifft,  so  hat  das  Ges. 
V.  23.  April  1875  betr.  die  religiösen  Orden  etc., 
welches  nicht  nur  die  Errichtung  neuer  Ordens- 
anstalten und  Niederlassungen,  sondern  anch  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  dieselben  ver- 
bietet (Art.  1),  nur  für  die  schon  1875  bestehen- 
den weiblichen  Genossenschaften  (Art.  2)  —  in 
Frage  standen  allein  die  Englischen  Fräulein,  s. 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  54.  272.  273  —  „welche 
sich  ausschliesslich  dem  Unterricht  widmen  und 
Privat-Unterrichts- Anstalten  besitzen",  die  Aus- 
nahme gemacht,  dass  ihnen  das  Ministerium  des 
Innern  gestatten  kann,  „neue  Mitglieder  inso- 
weit aufzunehmen,  als  dies  zur  Erhaltung  der 
Lehrkräfte  dieser  Privatunterrichts-Anstalten  in 
ihrer  jetzigen  Zahl  erforderlich  ist." 

^  Zu  diesem  Ergebniss  führen  hier  die  nicht 
so  allgemein  lautenden  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen. S-  30  des  Ges.  v.  23.  August  1876,  Bd. 
II.  S.  510  n.  13,  untersagt  blos  den  Mitgliedern 
der  erwähnten  Genossenschaften  auch  als  ein- 
zelnen die  Ausübung  ihrer  Ordensthätigkeit. 
Wenn  demnach  diese  Bestimmung  nur  auf  solche 
religiöse  Genossenschaften,  deren  Ziele  gerade 
Erziehung  und  Unterricht  sind,  nicht  auf  änderet 
welche  sonstige  Zwecke  verfolgen,  deren  einzelne 
Mitglieder  aber  ausnahmsweise  Unterricht  geben 
wollten,  bezogen  werden  könnte,  so  wird  das 
letztere  praktisch  kaum  vorkommen.  Ueberdies 
verordnet  auch  Abs.  2  des  cit.  %, :  ,,Nur  Mitglieder 
solcher  Frauen  -  Kongregationen ,  welche  sieb 
ausschliesslich  der  Krankenpflege  widmen,  dür- 
fen   auch    als  Einzelne  ihre   Ordensthätigkeit 
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aller  anderen  Orden  nnd  Kongregationen^  jedooh  mit  dem  Unterschiede,  dass  während 
den  Mitgliedern  der  ans  dem  ganzen  deutschenReiche  ausgeschlossenen  Ge- 
nossenschaften, nnd  inPrenssen  nnd  in  Sachsen  allen  gedachten  Gemeinschaften 
auch  jede  private  Unterrichts-  und  Erziehungsthfttigkeit,  sowie  die  Errichtung  von 
Lehr-  und  Erziehungsanstalten  verwehrt  bleibt  ^  in  Baden  die  erstere  Thätigkeit, 
soweit  sie  sich  blos  auf  einzelne  Kinder  und  Familien  erstreckt,  nicht  untersagt  ^  und 
auch  eine  widerrufliche  Dispensation  von  dem  Verbote,  dieselbe  an  Lehr-  und  Er- 
ziehungsanstalten auszuüben,  statthaft  ist  ^,  in  Hessen  dagegen  die  schon  früher  vor- 
handenen Privatunterrichtsanstalten  der  weiblichen  Genossenschaften  aufrechterhal- 
ten sind. 

Für  die  übrigen  deutschen  Staaten  und  fÜrOesterreich  bestehen  derartige 
allgemeine  gesetzliche  Beschränkungen  nicht.  Sofern  Indessen  die  Einführung  neuer 
Orden  und  Kongregationen,  sowie  die  Begründung  neuer  Niederlassungen  etwa  schon 
eingeftthrter  Genossenschaften,  wie  in  Baiern^,  Württemberg^  Elsass-Loth- 
ringen^  und  in  Oesterreich?  blos  mit  staatlicher  Genehmigung  erfolgen  darf, 
müssen  die  Mitglieder  der  ohne  diese  eingefahrten  Genossenschaften  und  der  ohne 
eine  solche  neu  errichteten  Niederlassungen,  weil  der  Zweck  der  Vorschrift  dahin 
geht;  solche  Personen  von  aller  Einwirkung  auf  die  Staatsangehörigen  fernzuhalten^ 
als  rechtlich  unfähig  zu  jeder  öffentlichen  und  privaten  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
thätigkeit  betrachtet  werden.  Die  Mitglieder  der  gesetzlich  bestehenden  Orden  und 
Kongregationen  können  dagegen,  falls  sie  ihre  Befähigung  nachgewiesen  haben ^, 
im  Schuldienst  verwendet  werden  ^  und  auch  nach  Massgabe  der  geltenden  gesetz- 


innerhalb  des  Königreichs  ansfiben^,  und  daraus 
folgt  (so  gleichfalls  die  Mottve  in  Ztschr.  f.  K. 
R.  14,  219),  dass  die  Mitglieder  aller  andern 
Genossenschaften  von  jeder  Wirksamkeit  fem- 
gehalten werden  sollen.  Vgl.  noch  cit.  Volks- 
schulges.  S-  15.  Abs.  4:  „Kirchlichen  Orden, 
Kongregationen  und  denselben  verwandten  Ge- 
nossenschaften ist  die  Errichtung  einer  Lehr- 
und  Erziehungsanstalt  nur  auf  Grund  besonderen 
Gesetzes  gestattet." 

1  Für  das  deutsche  Reich  ergiebt  sich  dies 
daraus,  dass  Jede  Einwirkung  dieser  Genossen- 
schaften auf  das  Volksleben  ausgeschlossen  blei- 
ben soll,  lieber  Sachsen  s.  die  vor.  Anm. 
Für  Preussen  ist  aber  durch  das  Ges.  ▼.  29. 
April  1887.  Art.  5.  §•  1>  welches  unter  den  reli- 
giösen Genossenschaften  auch  diejenigen  zulässt, 
welche  sich  dem  Unterricht  und  der  Erziehung 
der  Jugend  in  höheren  Mädchenschulen  und 
gleichartigen  Erziehungsanstalten  (also  z.  B. 
Pensionaten*)  widmen,  die  Ausnahme  gemacht, 
dass  die  Mitglieder  solcher  Genossenschaften, 
wenn  sie  einer  staatlich  genehmigten  Nieder- 
lassung angehören,  auch  an  solchen  höheren 
Schulen  in  den  unteren  Klassen  den  Elementar- 
ünterlcht  geben  können,  und  dass  in  den  betr. 
Niederlassungen  oder  in  Verbindung  damit  auch 
Erziehungs-  und  Lehranstalten  mit  den  Zielen 
der  höheren  Mädchenschulen,  in  denen  dann 
selbstrerständlich  die  unteren  Klassen  Elemen- 
tarklassen bilden,  also  den  Volksschulunterricht 
ersetzen,  errichtet  werden  dürfen. 

*  Hier  können  religiöse  Genossenschaften  und 
Niederlassungen  schon  bestehender  Orden  und 


Kongregationen  mit  Staatsgenehmigung  zuge- 
lassen werden,  Bd.  II.  S.  514.  Anm.  3.  Daher 
ist  die  gedachte  Thätigkeit  blos  den  Mitgliedern 
gesetzwidrig  eingeführter  Genossenschaften  oder 
gesetzwidrig  errichteter  Niederlassungen  ver- 
wehrt. Wegen  des  auoh  hier  für  alle  Orden 
und  Kongregationen  zur  Anwendung  kommenden 
Verbotes,  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten 
zu  begründen  s.  o.  S.  584. 

3  S.  0.  S.  616  n.  4. 

«  Religions-Ed.  v.  1818.  %.  76  lit.  c.  u.  %.  77. 

5  Ges.  V.  30.  Januar  1862.  Art.  15. 

«  Dekr.  v.  3.  Mess.  XII.  Art.  4;  Gesetz  v. 
25.  Mai  1825,  Dursy,  Staatskirchenrecht  in 
Elsass  -  Lothringen  1,  320.  331;  Geigel, 
französisches  und  reichsländ.  Staatskirchenrecht 
S.  340. 

7  Konkordat  y.  1855.  Art.  28  u.  V.  v.  13.  Juni 
1858,  Arch.  f.  k.  K.  R.  3,  233. 

9  Dies  ist  selbstverständlich,  da  sie  dieselben 
Bedingungen  wie  alle  andern  sich  der  Lehr-  und 
Erziehungsthätigkeit  widmenden  Personen,  so- 
fern nicht  etwa  besondere  Ausnahmen  gemacht 
sind  (in  Deutschland  ist  dies  aber  nicht  der 
Fall),  erfüllen  müssen.  Ueber  B  aiern  s.  noch 
Englmann  S.  196.  202  und  für  Elsass- 
Lothringen  das  cit.  Unterrichtsges.  v.  12. 
Februar  1873.  %.  3. 

9  Ueber  Baiern  vgl.  Dürrschmidt,  die 
klösterlichen  Genossenschaften  in  Baiem,  Nörd- 
llngen  1875.  S.  83.  87.  n.  1.  Ein  Recht  darauf 
besitzen  sie  aber  nicht.  So  sind  z.  B.  in  El  - 
sass-Loth  ringen  die  Schulbrüder  und  Schul- 
schwestern  so  gut  wie  ganz  aus  den  Elemen- 
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liehen  Normen <,  sofern  nicht,  wie  in  Baiern,  in  dieser  Beziehung  besondere  Be- 
schränkungen gemacht  sind  2,  Erziehnngs-  und  Unterriohtsanstalten  begrttnden,  leiten 
und  an  ihnen  unterrichten. 

C.  Die  Verbindung  des  Lehrer-  mit  dem  Messner  (Küster-),  Or- 
ganisten-, Cantor-  (Chorregenten-)^  Amt.  Aus  der  Herausbildung  der  mo- 
dernen Volksschule  aus  der  Kirchenschule  erklärt  es  sich,  dass  in  früheren  Zeiten 
das  Amt  des  SchuUehrers  vielfach  mit  dem  des  Messners  (Kflsters)  oder  des  Orga- 
nisten (Cantors,  Chorregenten)  ein  ftlr  alle  Mal  dauernd  vereinigt  war,  oder  dass 
wenigstens  den  SchuUehrem  die  gedachten  kirchendienstUchen  Funktionen  regel- 
mässig übertragen  worden  sind^. 

Diese  bald  organische,  bald  blos  thatsächliche  Vereinigung  der  beiden  (8chiil- 
und  kirchlichen)  Stellungen  hat  sich  noch  theilweise  bis  in  die  heutige  Zeit  hinein 
erhalten  ^.  Prinzipiell  ist  die  Kirche  einer  solchen  Verbindung,  wenigstens  da,  wo 
die  Volksschulen  konfessionell  geblieben  sind,  nicht  entgegen  getreten,  im  Oegentheil 
haben  einzelne  Bischöfe  im  Interesse  der  finanziellen  Erleichterung  der  Gemeinden 
und  der  Abwendung  einer  durch  die  Trennung  beider  Funktionen  entstehenden  mate- 
riellen Schädigung  der  Kirche  die  Aufrechterhaltung  des  früheren  Zustandes  gefor- 
dert ^  und  die  Uebertragung  der  gedachten  Earchendienste  an  die  Lehrer  mit  ihrer 
Genehmigung  gestattet*^.  Auch  einzelne  neuere  staatliche  Schulgesetze,  welche  die 
Konfessionalität  der  Schulen  aufrecht  erhalten,  empfehlen  noch  die  dauernde  Ver- 
einigung beider  Stellungen  ^,  oder  lassen  sie  mindestens  bestehen  ^  und  suchen  die 
sich  daraus  ftlr  die  ordnungsmässige  und  pünktliche  Besorgung  des  Schuldienstes 
sowie  aus  der  Doppelstellung  der  Lehrer  ergebenden  Missstände  dadurch  zu  vermei- 
den, dass  sie  die  letzteren  verpflichten,  sich  für  die  kirchlichen  Dienstgeschäfte  einen 
geeigneten  Gehülfen  anzunehmen  ^o.     In  anderen  Staaten  hat  man  dagegen  im  Ver- 

tarschnlen   entfernt  voiden,  Aicli.  f.  k.  K.  R.  "^  Kölner  Veif.  ▼.  1851,   Dumont,  S&mml^. 

43,  426.  kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln  S.  329. 

<  S.  0.  S.  584.  8  So  dsB  hannoTersche  und  oldenbnrgi- 

2  Cit.  V.  V.  la  April  1873.  S-  5 :  „Die  mit  der  sehe,  s.  0.  S.  614  n.  4. 

Errichtung  von  Erziehung«-    und   Unterrichts-  ^  Das  cit.  württemb.  Ge«.  v.  1836,  Art.  34 

anstalten  etwa  verbundene  Gründung  Ton  Klö-  (s.  aber  folgende  Anm.)  und  das  angef.  sächs. 

Stern,  geistlichen  Genossenschaften  oder  Filialen  Ges.  v.  26.  April  1873,  Arch.  46,  68,  welches 

derselben  bleibt  der  besonderen  landesherrlichen  den   Lehrer  blos    für    berechtigt    erklärt,   den 

Genehmigung  vorbehalten."    Femer  dürfen  hier  Glöoknerdienst  gegen  Zahlung  einer  entsprechen- 

ohne  Zustimmung  der  Gemeinde  weder  Kloster-  den  Entschädigung  abzugeben  oder  abzulehnen, 

schulen    in    derselben    errichtet  noch   in    die  es    also    hinsichtlich   der  übrigen   kiichlichen 

Schulen  Schulbrüder  und  Schulschwestem  ein-  Dienste  bei  der  Vereinigung  bewenden  lässt. 

geführt  werden;  Englmann  S.  202;  Silber-  ^^  Cit.  Oldenburg.   Ges.,   S.  614  n.  4,   il 

na  gl  S.  474.  württemb.  Schulgesetz  -  Novelle  v.  25.   Mai 

3  Bd.  III.  S.  322.  324.  1865,   Allg.   ev.   Kirch.  Bl.   1865.  S.  220;  v. 

4  Q    .   n    ^    G    iv7ß«  A  ««4   Q    R77  «    Q  Vogt,   Sammig.  kirchl.  Verordn.  für   Eotten- 

A    T*   «  u  u    c*  tfi?  «   40  €  Q7       '  ^^4  8.  366:  ,Art.  34  Abs.  2  des  Ges.  v.  29. 

preuss.  A.  L.  R.  IL  11.  S-  661  u.  12.  J.  37.  gepTember  183?  wird  dahin  abgeändert:  Ist  mit 

5  S.  die  folgenden  Anmerkungen.  ^^r  Schulstelle  ein  Messnerdienst  verbunden,  so 
0  So  das  Münchener  Ordinariat  i.  J.  1873  u.  muss  der  Lehrer  in  der  Regel  einen  Messnerei- 

das  V.  Seckau  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  452  gehülfen  halten,  dessen  Belohnung  zu  dem  bei 
u.  25,  288.  Die  abweichende  Haltung  der  Festsetzung  des  Gehalts  in  Abzug  kommenden 
bairischen  Bischöfe  i.  J.  1867,  a.  a.  0.  19,  Amtsaufwand  zu  rechnen  ist,  soweit  solche  nicht 
148.  149  erklärt  sich  daraus,  dass  sich  die  Denk-  etwa  bereits  durch  den  Mehrbetrag  gedeckt  er- 
schrift  derselben  gegen  die  beabsichtigte  völlige  scheint,  um  welchen  das  Gehalt  das  gesetzliche 
Loslös ung  der  Schule  von  der  Kirche  wendet  und  Minimum  übersteigt.  —  Nur  ausnahmsweise 
nur  für  den  Fall  einer  solchen  als  Folge  auch  die  kann  auf  den  Wunsch  der  Gemeinde  und  des 
Trennung  der  beiderseitigen  Stellungen  im  Lehrers  dem  letzteren  die  Haltung  eines  Mess- 
kirchlichen Interesse  beansprucht.  nereigehülfen  von  der  Oberschulbehörde  erlassen 
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waUangswege  auf  die  Trennmig  der  beiden  Stellimgen,  so  in  AltprenssenS 
Nassau^  und  Baiern,  hier  namentlieh  da,  wo  sich,  wie  bei  Pfarreien  von  grossem 
Umfange  die  Nachtheile  der  Verbindung  am  stärksten  geltend  machen  mussten  ^,  hin- 
gewirkt, oder  es  ist  in  der  neueren  Zeit  zugleich  mit  der  Einfährung  der  Simultan- 
schule gesetzlich  eine  solche  Trennung  direkt,  z.  B.  inBaden^,  oder  indirekt  da- 
durch angeordnet  worden,  dass  man  —  so  in  Hessen^  und  in  Oesterreich«  — 
den  Messner-  und  Oldcknerdienst  (nicht  aber  den  Dienst  des  Organisten  oder  Chor- 
regenten ^)  mit  dem  Amte  des  Yolksschullehrers  fflr  unvereinbar  erklärt  hat^. 

Aus  den  gedachten  Mittheilungen  ergiebt  sich  in  Betreff  des  geltenden  Rechts- 
zustandes zugleich,  dass  in  den  eben  gedachten  drei  Ländern  eine  organische  und 
dauernde  Vereinigung  der  erwähnten  kirchlichen  Dienste^  (inOesterreich  aller- 
dings abgesehen  von  denen  des  Cantors  oder  Chorregenten  ^^)  in  Zukunft  gesetzlich 
ausgeschlossen  ist,  in  den  übrigen  Staaten  aber  noch  als  zulässig  erscheint  ^^,  sowie 
dass,  soweit  es  sich  um  die  Betrauung  des  Lehrers  mit  den  erwähnten  kirchlichen 
Diensten  von  Fall  zu  Fall  handelt,  diese  ebenfalls  überall i^,  in  Baden,  0 ester- 


weiden, in  welchem  Falle  die  entsprechende 
Belohnung  ihm  zn  reichen  ist."  Dazu  Instruk- 
tion des  kathol.  Kirchenraths  t.  18.  JuU  1865, 
hei  V.  Vogt  S.  366. 

1  Die  nicht  publidite  K.  0.  t.  8.  November 
1835  hat  bestimmt,  dass  die  Trennung  nach 
Möglichkeit  durchgeführt  werden  soll,  wo  ein 
gültiger  Ton  der  Regierung  nach  Prüfung  der 
Leistungsfähigkeit  genehmigter  Gemeindebe- 
schluss  dem  Lehrer  ein  Yom  Küsteramt  unab- 
hängiges Einkommen  sichert,  Schneider  u. 
y.  Bremenl,  806  Anm.  Vgl.  weiter  a.  a.  0.  S. 
656.  806  ff. 

>  Nach  d.  Schuledikt  t.  24.  Mäz  1817.  $.  28 
in  Verbindung  mit  d.  Allg.  Schulordnung  S-  13, 
Firnhaber  2,  47.  73,  war  es  allerdings  den 
Lehrern  gestattet,  Organisten-,  Glöckner-  und 
Kantorstellen  anzunehmen.  Die  V.  t.  16.  Sep- 
tember 1828,  a.  a.  0.  28,  hat  aber  angeordnet, 
dass  die  Trennung  der  beiden  Stellungen  mög^ 
liehst  herbelgefQhrt  werden  soll. 

«  Englmann  S.  142;  Arch.  f.  k.  K.  E.  29, 
452. 

*  Cit.  Elementarschulges.  v.  8.  März  1868. 
$.  43 :  „.  .  . .  Die  gesetzliche  Verbindung  der 
niederen  Kirchendienste,  namentlich  des  Mess- 
nei-,  Glöckner-  und  Organisten-,  sowie  des  Vor- 
sängerdienstes  mit  dem  Schuldienst  hört  auf.  — 
Der  Lehrer  kann  Jedoch  durch  die  Oberschulbe- 
hörde angehalten  werden,  den  Organisten-  bezw. 
Vorsängerdienst  gegen  eine  angemessene  Ver- 
gütung zu  besorgen,  wenn  ihm  derselbe  über- 
tragen werden  will.  Der  Betrag  der  Vergütung, 
um  welchen  er  ihn  zu  übernehmen  hat,  wird 
nöthigenfalls  durch  die  Oberschulbehörde  nach 
Anhören  der  Kirchenbehörde  und  des  Lehrers 
festgesetzt.  —  Andere  niedere  kirchliche  Dienste 
können  die  Lehrer  in  Zukunft  nicht  mehr  über- 
nehmen. Uebex  die  Ausführung  dieser  Vor^ 
Schriften  s.  Joes  S.  89. 

ö  Cit.  Ges.  ▼.  16,  Juni  1874.  Art  50:  „Die 
Lehrer  an  den  Volksschulen  sind  verbunden, 
die  kirchliehen  Funktionen  als  Organist,  Kantor 
oder  Vorleser  in  dei^enlgen  Gemeinden  gegen 


angemessene  Vergütung  zu  übernehmen,  in 
denen  die  Verbindung  dieser  Funktionen  mit 
der  betr.  Schulstelle  herkömmlich  ist,  vorausge- 
setzt, dass  diese  Funktionen  nicht  in  die  ordent- 
liche Schulzelt  fallen.  —  Die  Diensle  eines 
Glöckners  und  sonstigen  niederen  Kirchendienst 
sollen  die  Schullehrer  in  der  Folge  nicht  mehr 
übernehmen.''  (Vgl.  dazuauch  Ges.  ▼.  9.  März  1878. 
Art  9,  hess.  Reg.  Bl.  No.  3.)  In  Folge  dessen  ist 
hier  die  Trennung  der  zuletzt  gedachten  Dienste 
von  den  Lehrerstellen  nöthlg  geworden.  S.  auch 
Arch,  f.  k.  K.  B.  54,  270. 

0  Das  Reichsvolksschulgesetz  v.  14.  Mai  1867. 
$.  52,  a.  a.  0.  50,  123,  hat  die  Bestimmung  dar- 
über, welche  Nebenbeschäftigungen  mit  dem 
Schulamt  unvereinbar  sind,  der  Landesgesetz- 
gebung  überlassen.  Demgemäss  haben  die  Ge- 
setze für  Böhmen  v.  21.  Januar  1870.  SS-  ^^• 
42,  cit  Arch.  25,  278,  für  Oberösterreich 
V.  23.  Januar  1870.  S-  30—33,  a.  a.  0.  24,  98, 
und  für  Niederösterreich  v.  6.  April  1870. 
S.  41,  a.  a.  0.  28,  55  die  im  Text  gedachte  An- 
ordnung getroffen. 

7  Die  vor.  Anmerkungen. 

8  Durchgeführt  ist  die  Trennung  in  Baden 
und  Hessen,  Joes  S.  89  u.  cit  Arch.  54,  271. 
In  den  andern  Ländern,  in  denen  man  sie  im 
Verwaltungswege  zu  ermöglichen  gesucht  hat, 
z.  B.  in  Altpreussen,  ist  sie  wegen  der 
Schwierigkeit,  die  Einkünfte  beider  Stellungen 
auszusondern  und  die  vollständigen  Mittel  zur 
Ausstattung  zweier  selbstständiger  Aemter  statt 
des  früheren  einen  vereinigten  Amtes  zu  be- 
schaffen, nicht  zur  vollen  Ausführung  gekommen. 

9  Vgl.  0.  Anm.  4  u.  5. 

10  S.  Anm.  6. 

11  Vgl.  S.  618  n.  8;  für  Balem  Englmann 
S.  241.  Das  gilt  auch  da,  wo  die  Verwaltung 
die  Trennung  anstrebt,  da  sie  hier  immer  in 
der  Lage  bleibt,  die  Vereinigung  zuzulassen. 
Selbstverständlich  bedarf  es  aber  dazu  des  Ein- 
vernehmens der  kirchlichen  und  der  Oberschul- 
behörde. 

1^  Mangels  besonderen  gesetzlichen  Verbotes. 
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reich  und  Hessen  aber  blos  in  Betreff  des  Dienstes  des  Cantors  und  Ghorr^eiten 
stattfinden  darf^ 

C.  Was  die  vielfach  vorgeschriebene  Vereidignng  der  Lehrer  auf  die 
Landesgesetze  und  Landesverfassungen^  betrifft,  so  ist  die  katholische 
Kirche  dieser  im  Allgemeinen  nicht  entgegentreten  3,  denn  da  der  zu  leistende  Eid 
gewöhnlich  der  von  allen  anderen  staatlichen  Beamten  erforderte  ist,  so  würde  sie 
anderenfalls  bei  ihrer  sonstigen  Auffassung  solcher  Eide  ^  ohne  Noth  weit  Aber  den 
betreffenden  Fall  hinausgehende  Konflikte  mit  den  einzelnen  Regierungen  hervorrufen.. 

2.  Die  Religionslehrer  insbesondere.  A.  Die  müsio  canomoa,  a.  Der 
kirchliche  Standpunkt.  Wie  oben  8.  447  bemerkt,  fordert  die  Kirche,  dass. 
jeder,  welcher  öffentlich  Religionsunterricht  ertheilen  will,  vor  der  Ausübung  einer 
solchen  Thätigkeit  die  kirchliche  Ermächtigung,  also  fdr  die  Regel  die  des  zuständigen 
Bischofs,  einholt*. 

So  lange  die  Schule  eine  kirchliche  Anstalt  war,  hatte  die  Kirche  bei  der  in 
ihrer  Hand  liegenden  Anstellung  oder  Zulassung  der  Lehrer  kein  Bedürfniss,  zwischen 
der  Approbation  der  letzteren  zum  Unterrichten  überhaupt  und  einer  besonderen  Er- 
mächtigung derselben  zum  Religionsunterricht  zu  unterscheiden.  Ja,  selbst  als  sich 
die  Kirche  in  Folge  der  Reformation  des  Volksschulwesens  mehr  als  bisher  anzu- 
nehmen genöthigt  sah,  war  davon  noch  nicht  die  Rede.  Allerdings  haben  im  Verlaufe 
des  16.  Jahrhunderts  die  Partikularsynoden  nach  dem  Vorbilde  der  o.  S.  545  citirten 
Konstitution  Pius' IV.  von  1564  den  Lehrern  an  den  Volksschulen  ®  die  Pflicht  zur 
Ableistung  des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses  auferlegt  ^,  indessen  hatten  diese 
Vorschriften  nur  den  Zweck,  ketzerische  Lehrer,  insbesondere  in  Deutschland  Pro- 
testanten, von  Schulämtem  an  den  katholischen  Schulen  fernzuhalten,  aber  von  der 
Ertheilung  einer  besonderen  mtssio  canontca  ist  weder  damals  ^,  noch  selbst  später, 
als  der  Staat  die  Fürsorge  für  das  Volksschulwesen  in  die  Hand  genommen  ^  hatte, 
die  Rede  gewesen.  Ja,  sogar  während  des  18.  Jahrhunderts  bis  in  das  jetzige 
hinein  ^^  haben  die  Bischöfe,  trotzdem  die  Kirche  seit  jener  Zeit  vielfach  ihren  ent- 

«  Vgl.  S.  619  n.  4.  6.  6.  Episkopates  v.  1849,  Ginzel,  Arch.  2,   161, 

2  S.  z.  B.  für  Preassen  V.  v.  6.  Mal  1867.  behauptet,  dass  schon  im  17.  Jahrh.  durch  die 
G.  S.  S.  716i  s.  aach  Schneider  u.  y.  Bre-  Diöcesanstatuten  den  Lehrern  die  höhere  kirch- 
men  1,  643,  fär  Baiern  Tgl.  Engl  mann  S.  liehe  Sendung  zur  öffentlichen  Ertheilung  des 
161:  für  Sachsen  s.  cit.  Ge».  y.  26.  April  Religionsunterrichts  im  Allgemeinen  erthellt  ist 
1873.  %.  18.  Abs.  4;  für  Oesterreich  Tgl.  cit.  oder  den  Pfarrern  der  Auftrag,  sie  zu  gewähren, 
Arch.  23,  447.  so  erscheint  dies  unrichtig.     Die  dafür  in  Bezug 

3  Für  Oesterreich  hat  allerdings  die  Poe-  genommenen  Synoden,  Osnabrück  1628,  Münster 
nitentaria  i.  J.  1869  einen  solchen  Eid  für  uner-  1655,  Paderborn  1688,  Hartzheim  9,  437. 
laubt  erachtet  und  allein  unter  Hinzufügung  der  818  u.  10,  179,  sowie  Köln  1612,  1.  c.  9,  163 
Klausel :  „unbeschadet  der  Gesetze  Gottes  und  stehen  ganz  auf  dem  Boden  der  oben  im  Text  er- 
der  Kirche"  für  statthaft  erachtet,  cit  Arch.  23,  wähnten  Synoden  und  gedenken  weder  speiiell 
447.  448.  Die  Regierung  hat  indessen  erklärt,  des  Religionsunterrichts  noch  der  missio  canonica 
dass  sie  die  Ableistung  des  Eides  mit  einer  sol-  für  die  Ertheilung  desselben,  sondern  bestimmen 
chen  Beschränkung  als  Verweigerung  desselben  nur,  dass  die  Lehrer  catholicl,  pii,  eruditi.  bene 
ansehen  und  den  betr.  Beamten  nicht  zur  Ueber-  moratl,  probi,  examinati  sein  und  die  professio 
nähme  und  zur  Ausübung  des  Amtes  zulassen  fldei  Tridentina  ablegen  sollen. 

würde,  a.  a.  0.  S.  449.  460.  9  S.  o.  S.  678. 

<  Vgl.  Bd.  m.  S.  197.  10  Vgl.  auch  Fried berg,  Job.  Baptista  Bai- 

s  S.  femer  auch  Jansen,    de  facultate  do-  tzer.    Leipzig  1873.  S.  20.    Bestätigt  wiid  die» 

cendi  p.  65.  81.  auch  durch  die  Erklärung  der  deutschen  Bischöfe 

<(  Auf  diese  bezieht  sich  die  Konstitution  nicht.  u.  S.  621  n.  3.    Uebrigens  hat  audi  der  preuss. 

8.  den  Wortlaut  o.  S.  516  n.  5.  Geh.RathSohmeddingim  Kultusministerium, 

'  S.  0.  S.  677  n.  8.  ein  Katholik  und  gründlicher  Kenner  des  katho- 

9  Wenn  die  Denkschrift  des  preussischen  lischen  Kirchenrechts,   die  missio  canonica  als 
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scheidenden  Einflnss  bei  der  Anstellung  der  Lehrer  verloren  hatte,  eine  besondere 
Sendnng  oder  Ermächtigung  für  die  Ertheilnng  des  Religionsunterrichtes  nicht  ge- 
fordert K 

In  voller  Schärfe  ist  ein  derartiger  Anspruch  erst  im  Jahre  1848  2  in  Verbindung 
mit  dem  sonstigen  Vorgehen  des  Episkopates  gegen  die  bisherige  Regelung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  dem  Staat  und  der  katholischen  Kirche  erhoben  worden  ^,  und 
seitdem  fort  und  fort  wiederholt^,  umsomehr,  als  in  einzelnen  deutschen  Staaten  die 
Gesetzgebung  diesem  Verlangen  entsprochen  hat  ^. 

b.  Das  staatliche  Recht  in  Betreff  der  missio  canonica.  Diejenigen 
staatlichen  Gesetzgebungen,  welche  der  katholischen  Earche  die  Besorgung  und  Leitung 
des  Religionsunterrichts  in  der  Volksschule  einräumen,  wie  die  badische  und  öster- 
reichische, haben  folgerechter  Weise  auch  die  Entscheidung  über  die  Befähigung 
zur  Ertheilung  desselben  in  die  Hände  der  kirchlichen  Behörden  legen  müssen^,  und 
damit  auch  der  Kirche  die  Möglichkeit  gewährt,  ihren  Standpunkt,  dass  jeder  Reli- 
gionslehrer zur  vorherigen  Einholung  der  kirchlichen  Ermächtigung  oder  Sendung, 
d.  i.  der  missio  canonica  verpflichtet  sei,  zur  Durchführung  zu  bringen  ^.  Dagegen  ist  den 


eine  ,,foim&l  nagelneue  Erfindung''  bezeichnet, 
Friedberg  S.  26. 

Wenn  übrigens  A.  Frans ,  Johannes  Baptista 
Baltzer.  £.  Beitrag  z.  neuesten  Geschichte  der 
Diöce&e  Breslau.  Breslau  1878.  S.  66,  auch  Arch. 
f.  k.  K.  R.  81,  211,  Friedberg  gegenüber 
darauf  hinweist,  dass  seit  1776  bis  1800  den 
Mitgliedern  des  Schulinstitutes  in  Schlesien 
seitens  des  fürstbischöflichen  Ordinariates 
in  Breslau  förmliche  Lehrapprobationen  aus- 
gestellt sind,  so  ist  die  Approbation  nur  eine 
Taugllehkeitserklämng,  keine  missio  in  moder- 
nem iSinne,  und  femer  lag  darin  der  Ausdruck 
der  Unterwerfung  der  Mitglieder  des  Instituts 
(der  früheren  Schulen)  unter  die  Jurisdictio  des 
Ordinariats,  welche  die  Instruktion  v.  26.  April 
1776  zum  Schulreglement  v.  11.  Dezember  1774 
(Lehmann,  Piefissen  u.  d.  katholische  Kirche 
seit  1640  ö,  156  n.  4,  680)  ausdrücklich  vor- 
behalten hatte.  Dass  dabei  nicht  an  eine  missio 
gedacht  war,  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  das 
Schul-lnstitut  stets  zwölf  Kandidaten  für  das 
Lehramt  an  den  schlesischen  Gymnasien  studiren 
lassen  musste  und  dat^s  diese  Kandidaten,  welche 
sich  verpüiohten  mussten,  lebenslänglich  dem 
Lehramt  obzuliegen,  mit  Genehmigung  eines 
königlichen  Kommissars  ausgewählt  werden  soll- 
ten, auch  zu  ihrer  Anstellung  als  Lehrer  des 
staatlichen  Placets  bedurften. 

i  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Schulen  in 
dieser  Zeit  noch  wesentlich  konfessionelle  waren, 
die  Verbindung  des  Schullehrer-  und  Küster- 
oder Messner-Amtes  noch  fortbestehen  blieb,  s. 
o.  S.  578.  618,  und  die  katholischen  Pfarrer 
die  lokale  Aufsicht  über  die  Schule  behielten, 
o.  S.  578.  579,  endlich  auch  daraus,  dass  die  ka- 
tholische Geistlichkeit  während  der  Aufklärungs- 
periode der  fortschreitenden  Verstaatlichung  der 
Schule  nicht  entgegengetreten  ist,  s.  o.  S.  5i9. 

^  Unter  dem  Einfluss  der  o.  S.  580  gedachten 
Bewegung. 

3  Schon  auf  der  Versammlung  der  deutschen 


Bischöfe  in  Würzburg  1848  wurde  beschlossen : 
,,Die  deutschen  Bischöfe  werden  die  katholischen 
Gemeinden  eindringlich  ermahnen,  keinen 
neuen  Lehrer  anzunehmen,  der  nicht  als  zur 
religiösen  Erziehung  qualiflzirt  kirchlich  be- 
glaubigt ist."  Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  241,  coli, 
conc.  Lac.  5,  1018;  vgl.  die  cit.  Denkschrift  des 
preuss.  Episkopates  bei  Ginzel  2,  151 ;  des 
balrischeny.  1850,  a.a.O.  S.215;  des  ober- 
rheinischen V.  1851  a.  a.  0.  S.  262. 

*  S.  z.  B.  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  267;  Prager 
Prov.  Kapit.  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  482. 

5  Vergl.  0.  S.  580  n.  7  und  unten  S.  622.  Die 
Nebeneinanderstellung  von  auetoritas  und  missio 
In  einzelnen  der  hier  und  in  der  yor.  Anm. 
citirten  Stellen  scheidet  genauer  die  licentia  zu 
lehren  und  die  Befugniss,  von  der  licentia  Ge- 
brauch zu  machen  (o.  S.  455.  456). 

6  Denn  in  dem  Recht  der  „Besorgung"  liegt 
auch  die  Befugniss,  die  Personen  der  Religions- 
lehrer zu  bestimmen.  Wenn  der  Staat  für  den 
Fall,  dass  die  nach  kirchlichem  Recht  berufenen 
Amtsträger,  wie  die  Pfarrer,  ihre  Pflicht  nicht 
ToU  oder  gar  nicht  erfüllen  können,  den  yon 
ihm  angestellten  Lehrern  die  Verbindlichkeit 
auferlegt,  die  der  Kirche  obliegenden  Funktionen 
aushilfsweise  zu  übernehmen,  o.  S.  604.  605, 
so  muss  er  auch  zulassen,  dass  die  Kirche  die 
Fähigkeit  der  letzteren,  welche  Ihre  Angelegen- 
heit zu  ^besorgen"  haben,  nach  ihren  Grund- 
sätzen feststellt. 

7  Cit.  bad.  Elementarschulgesetz  y.  8.  März 
1868.  $.  80:  „Die  Aufnahme  unter  die  Volks- 
schulkandidaten, durch  welche  die  Befähigung 
für  den  Dienst  eines  Schulgehülfen  erlangt  wird, 
geschieht  durch  die  Oberschulbehörde  in  der 
Regel  auf  Grund  einer  vorher  bestandenen  Prü- 
fung. —  Bei  dieser  Prüfung  sind  die  betreffen- 
den Kirchen-  und  Religionsgemeinschaften  durch 
Beauftragte  yertreten,  welche  die  Kandidaten 
hinsichtlich  ihrer  Befähigung  zur  Ertheilung  des 
Religionsunterichts  prüfen.  —  Die  Entschei- 


622  I*  ^e  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  ß.  238. 

Fordernngen  der  Kirche  insoweit  keine  Folge  gegeben,  als  die  bloB  kirchlicherBeits  an- 
erkannte Befähigung  nnd  ertheilte  Sendung  anderen  Personen,  als  den  in  erster  Linie 
berechtigten  und  verpflichteten  Geistlichen  ^  nicht  die  Berechtigung  zur  Ertheilong 
des  Religionsunterrichts  an  den  öffentlichen  Schulen  gewährt,  vielmehr  die  kirchliche 
Behörde  allein  befugt  ist,  staatlich  geprttfte  und  qualifisirte  Lehrer  oder  Lehramts- 
kandidaten mit  der  missio  canonica  zu  betrauen  ^. 

Wie  der  Kirche  die  Ertheilung  der  letzteren  zukommt,  so  steht  ihr  auch  aUein 
das  Recht  zu,  sie  zurückzuziehen  ^,  nur  kann  sie  in  solchen  Fällen  nicht  beanspruchen, 
dass  der  Staat  seinerseits  im  Interesse  <der  Entlastung  der  kirchlichen  Amtsträger  das 
Lehrpersonal  vermehrt^. 

In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  gesetzlich  den  kirchlichen  Behörden  blos  die 
Leitung  und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  oder  gar  nur  die  Aufsicht  Ober 
den  letzteren  gesetzlich  zugestanden  ist  —  zu  der  ersteren  Gruppe  gehören  Baiern 
und  Württemberg*,  zu  der  letzteren  Sachsen ,  Hessen,  Oldenburg,  Pren- 
ssen  und  Elsass-Lothringen^  —  ruht  die  Entscheidung  Aber  die  Befähigimg 
der  Religionslehrer,  für  deren  Beschaffung  die  staatlichen  Unterrichtsverwaltnngen 
zu  sorgen  haben,  nicht  in  der  Hand  der  Kirche,  sondern  in  der  der  betreffenden  staat- 
lichen Behörden.  Der  von  den  staatlicherseits  für  qualifizirt  erachteten  Lehrern  zu 
ertheilende  Unterricht  hat  indessen  die  katholische  Glaubenslehre  zum  Gegenstände, 
und  daher  muss  der  Staat  der  Kirche,  wenn  er  das  derselben  eingeräumte  Leitungs- 
oder auch  das  blosse  Aufsichts-  und  Ueberwachungsrecht  nicht  vereiteln  will,  dafür 
Gewähr  bieten,  dass  die  von  ihm  angestellten  oder  verwendeten  Lehrer  auch  die  Be- 
fähigung besitzen,  den  gedachten  Unterricht  in  Uebereinstimmung  mit  der  Lehre  der 
katholischen  Kirche  zu  ertheilen.  Von  diesem  Standpunkte  aus  hat  man  staatlicher- 
seits den  kirchlichen  Behörden  meistens  eine  Betheiligung  bei  den  Prüfungen  der 
Lehramtskandidaten,  wenngleich  in  verschiedenem  Umfange,  nicht  aber  das  Recht^ 

dnng  über  die  Befähigung  zur  Erthei-  glieder  zuzutheilen,  s.  auch  Areh.  26,  125.   Da- 

Inng    des  Rdligionsnnterrichts    steht  darch  ist  der  Kirche  die  Möglichkeit  der  Fesi- 

den  betreffenden  Kirchen-  und  Reli-  stellang  der  Befähigung  gelehrt,  während  das 

gionsgemeinBchaften    zu    und    wird    den  Beoht  znr  Ertheilung  der  mlBsio  canonica  fleh 

Kandidaten  durch  Yermlttlnng  der  Oberschul-  aus  dem  eit.  $.  Ö.  Abs.  6  (,,mlt  Zustimmung  der 

behörde  eröffnet ""    Vgl.  dazu  $.  27  a.  a.  0.,  s.  Kirchenbehörden^*)  o.   S.  605  n.  2,  ergiebt,   b. 

S.  604  n.  5  u.  die  erzbischöflichen  Instruktionen  auch  Kult.  Min.  Erl.  t.  1877.  oit.  Arch.39,  147. 

V.  1864.  S-  6  ^'  1882  8-  7,  Arch.  f.  k.  K.  B.  13,  i  S.  o.  S.  604.  606. 

270  u.  61,  467,  nach  welchen  neu  eintretende  2  Das  folgt  daraus,  dass  die  angeführten  Ge- 
Lehrer, sofern  sie  die  kanonische  Mission  noch  getze,  abgesehen  von  den  Geistlichen,  nur  staat- 
nlcht  erhalten  haben,  die  letztere  durch  Ver-  lieh  geprüfte  Lehrer,  nicht  andere  Laien  zulassen. 

zur  Ertheilung  ein  für  aUe  Mal  ermächtigten  erz-  ^^^^^^^  ^j^  ErtheUung  des  üntenlchti  durch 
bischöfUchen  SchuUnspektoren  nachzusuchen  j^ T Iw^rK^^V^^n  JtT^  a  ßn7  «w  nl.*^r^ 
haben,    s.   auch  Friedberg,   Stoat  u.  kathol.      den  Lehreybzustellen,  o.  S.  604;  für  Oeater- 

Kirch;  in  Baden.  S.  114.  m  433.  S^ilVt^^tfT^nlT^  Tfi^i  '^l' 

Für  Oes  terreich  vgl.  angef.  Qes,  t.  26.  Mal  ^l^^  ^Zl^ZTf^VJ:  i  .                                    ' 

1868.  8.  6,  cit  Arch.  20,  162:  .....  Als  Re-  ^Tt       a   an.  ^^ 

llgionslehrer  dürfen  nur  diejenigen    angesteUt  ^-  ^'  ^'  ^-  *^"- 

werden,  welche  die  betr.  konfessionelle  Ober-  ^  8.  o.  S.  606. 

behörde  als  hierzu  befähigt   erklärt  hat",    und  «  S.  o.  S.  608  ff. 

ReichsYolksschulgesetz  t.  14.  Mal  1869  $.  38,  ^  Für  Sachsen  ist  die  Ausbildungim  Seminar 

cit  Arch.  60,   121 :     „.  .  .  .   Zum  Behufe  der  (s.  o.  S.  694  n.  3)  obligatorisch,  dt  Yolkssohul- 

Prüfung  der  Kandidaten  hinsichtlich  ihrer  Be-  gesetz  y.  26.  April  1873.  %.  17,  und  es  gehört 

fähigung  zum  Religionsunterrichte  sind  Vertreter  den  Prüfungskommissionen  für  die  (erste)  Sohol- 

der   Kirchen-    und    Religionsgenossenschaften  amtskandidatenprüf ung ,    sowie    auch    für   die 

zu  berufen  ($.  6.  Abs.  ö)*",  d.  h.  den  Kommlssio-  (zweite)  Wahlfähigkeits-  oder  Amtsprfifang  ein 

nen  für  die  Lehrbefählgungsprüfungen  als  Mit-  Kommissar  der  betreffenden  klrohliohen  Ober- 
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znr  Gewähnmg   einer  fdr  die  Lehrthätigkeit  nothwendigen  missio  oan&nica  zage- 
standen  K 

Die  letztere  erscheint  vielmehr  in  den  gedachten  Ländern  für  das  staatliche 
Gebiet,  soweit  es  sich  um  Zulassung  des  Lehrers  zum  Religionsunterrieht  handelt, 
rechtlich  bedeutungslos.  Staatlicherseit  wird  allerdings  der  Lehrer  an  der  Einholung 
der  kirchlichen  Sendung  nicht  gehindert^.    Wird  ihm  indessen  dieselbe  versagt  oder 


behdxde  an,  Piüfangsoidn.  v.  1.  November  1877. 
SS-  ^.  15,  T.  Seydewitz,  Codex  etc.  S.  528. 

In  Bai  er  n,  wo  die  katholischen  Lehrer  zum 
grossten  Theil  in  den  katholischen  Präparanden- 
schulen  und  Schullehrerseminaren  (o.  S.  594  n.  3  u. 
S.  608  n.  4)  gebildet  werden,  bedarf  es  einer  Semi- 
narschlussprüfung und  nach  4  Jahren  einer  An- 
stellungsprüfung, an  welcher  ausser  dem  Distrikts- 
sehulinspektor  (also  gewöhnlich  einem  katho- 
lischen Geistlichen,  o.  S.  602)  noch  Abgeordnete 
der  kirchlichen  Oberbehörden  mit  Stimmrecht  in 
Betreff  der  Prüfung  in  der  Religion  theilnehmen, 
Silbernagl  S.  491;  Englmann  S.  95  (ganz 
abgesehen  davon,  dass  den  kirchlichen  Behörden 
auch  eine  Aufsicht  Über  die  religiöse  Ausbildung 
der  Zöglinge  in  den  Präparandenschulen  und 
Seminaren  eingeräumt  ist). 

Nicht  minder  werden  in  Preussen  zu  den 
Entlassungsprüfungen  katholischer  Schulamts- 
kandidaten  auf  Grund  der  Instruktion  für  die  Kon- 
sistorien T.  23.  Oktober  1817.  $.  8  bischöfliche 
Kommissare  zugezogen,  rgl.  auch  Schneider 
und  T.  Bremen  a.  a.  0.  S.  117. 131  (nach  Ab- 
setzung einzelner  preussischer  Bischöfe  während 
des  Kulturkampfes  hat  man  dazu  solche  Geist- 
liche und  Lehrer,  welche  für  den  Religionsunter- 
richt nach  kathoUsch-kirchlicher  Auffassung  toII 
befähigt  ^aren,  aufgefordert,  deren  Recht  zur 
Betheiligung  freilich  ultramontanerseits  in  Zwei- 
fel gezogen  worden  ist,  Arch.  f.  k.  K.R.  38,  337.) 

Ueber  Hessen,  wo  ebenfalls  zwei  Prüfungen 
bestehen,  s.  Prüfungsordn.  y,  10.  Januar  1876 
(Reg.  Bl.  S.  25)  SS-  1-  ^»  ^gl-  S-  26  a.  a.  0. : 
„Die  kirchlichen  Oberbehörden  werden  von  dem 
Tage  und  der  Stunde  der  Prüfung  in  der  Religions- 
lehre (bei  der  zweiten  Prüfung)  benachrichtigt 
und  eingeladen,  einen  Delegirten  zu  derselben 
abzuordnen  und  demniehstlge  Anstände  gegen 
die  Qualifikation  eines  oder  des  anderen  der  Ge- 
prüften der  Prüfungskommission  mitzutheilen. 

In  Oldenburg  ist  nach  der  Bek.  d.  kathol. 
Oberschulkollegiums  t.  7.  Juni  1862,  Ges.  Bl. 
Bd.  18,  S.  84,  Art.  8  den  Mitgliedern  des  bischöf- 
lichen Offlzialates  zu  Yechta  der  Zutritt  zu  der 
ersten  Prüfung,  nicht  aber  zu  der  zweiten  gewährt, 
s.  Gesetz  betr.  die  zweite  Prüfung  v.  13.  März 
1879  und  Bek.  des  Oberschulkollegiums  v.  20.  Juli 
1879,  Ges.  Bl.  Bd.  26,  S.  142  u.  463,  der  katho- 
lischen Kirche  ist  aber  hier  dadurch  Garantie  ge- 
boten, dass  das  die  Prüfungen  leitende  Oberschul- 
kollegium nur  aus  Katholiken  besteht  und  ebenso 
die  Prüfungskommissionen  aus  Katholiken,  na- 
mentlich aus  dem  Direktor  und  den  Lehrern  des 
katholischen  Seminars  gebildet  sind. 

Dagegen  erwähnt  für  Elsass-Lothringen 
die  Prüfungsordn.  V.  4.  Jan.  1874,  Althoff  etc., 
Samml.  der  in  Elsas  s-Lothr.  geltenden  Gesetze 


3,  457,  einer  Betheiligung  der  kirchlichen  Be- 
hörden nicht,  doch  sind  auch  hier  die  Direktoren 
und  liehrer  der  katholischen  Seminare  Mitglieder 
der  Kommissionen  für  die  erate  und  zweite  Prü- 
fung, s.  a.  a.  0.  SS.  ^'  15. 

^  Freilich  hat  ein  kgl.  preussischer  Erlass 
T.  9.  August  1858  für  die  Diöcesen  Münster  und 
Paderborn,  Entsch.  d.  Ob.  Trib.  80,  387;  Arch. 
f.  k.  K.  R.  4,  358,  genehmigt,  dass  die  Regie- 
rungen die  Ernennung  oder  Bestätigung  katho- 
lischer Elementarlehrer  und  Lehrerinnen  erst 
nach  eingeholtem  Einverständniss  des  Bischofs 
Tomehmen  und  die  Einführung  derselben  in  ihr 
Amt  erst  nach  Behändigung  der  kanonischen 
Mission  veranlassen  sollten,  aber  diese  nicht  in 
die  Gesetzsanunlung  aufgenommene ,  lediglich 
bischöflicherseits  bekannt  gemachte  Ordre  hatte 
blos  den  Charakter  einer  königlich  genehmigten 
Verwaltungsmassregel  und  konnte  später  (1874) 
durch  den  Kultusminister,  welcher  mindestens 
die  Präsumtion  der  königlichen  Zustimmung  dazu 
für  sich  hatte,  wie  geschehen,  dahin  abgeändert 
werden,  dass  die  Anstellung  oder  Bestätigung 
bei  ungegründeten  Einwendungen  des  Bischofs 
oder  bei  übermässiger  Verzögerung  seiner  Erklä- 
rung ohne  Rücksicht  auf  denselben  Torgenommen 
werden  soU,  cit.  Entsch.  80,  388.  389. 

Wenngleich  in  Baiern  die  durch  Entschl.  t. 
1852  Nr.  19  gemachte  Zusicherung,  dass  bei  der 
Anstellung  von  Religionslehrem  an  öffentlichen 
Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  eine  vor- 
gängige „gutachtliche  Einvernahme  der  einschlä- 
gigen bischöflichen  Stelle''  erfolgen  solle,  im  J. 
1873  zurückgezogen  worden  ist,  dt.  Arch.  8, 399. 
418  und  31, 177,  so  soll  doch  nach  Silbernagl 
S.  254  Nr.  4  die  Einholung  einer  solchen  Aeusse- 
rung  neuerdings  vom  Kultusminister  wieder  in 
Aussicht  gestellt  worden  sein. 

^  In  Preussen  hat  man  derartige  Sehritte  der 
Lehrer  ingnorirt,  cit.  Arch.  36,  255.  Selbstver- 
ständlich haben  die  Bischöfe  ihrerseits  die  Einho- 
lung gefordert,  ja  für  die  durch  staatliche  Absetzung 
erledigten  Diöcesen  sind  durch  eine  päpstliche  An- 
ordnung v.1876  die  Ortspfarrerzur  mündlichenEr- 
theilung  der  missio  canonica,  sowie  zur  Entziehung 
derselben  ermächtigt  und  femer  angewiesen  wor- 
den, sie  nur  solchen  Lehrern  zu  gewähren,  welche 
sowohl  versprachen  als  sonst  Garantie  dafür  boten, 
dass  sie  den  Religionsunterricht  im  Sinne  und 
Geiste  der  katholischen  Kirche  geben  würden, 
wogegen  diejenigen  Lehrer,  welche  ohne  die 
missio  und  gegen  das  Verbot  dea  Pfarrers  den 
Religionsunterricht  ertheilen  würden,  nach  vor- 
gän^ger  Warnung  von  den  Sakramenten  ausge- 
schlossen werden  sollten,  cit.  Arch.  36, 254. 258. 
434. 
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später  seitens  des  Bischofls  wieder  entzogen,  so  bleibt  er  dem  Staat  gegenflber  nicht 
blos  berechtigt,  sondern  auch  yerpflichtet,  in  seiner  Stellung  weiter  zu  fnngiren  *,  der 
Bisehof  muss  also,  um  die  Ausschliessung  eines  untauglichen  oder  nicht  geeigneten 
Lehrers  von  seinen  Funktionen  herbeizuführen,  den  ordnungsmässigen  Weg  einschlagen, 
d.  h.  seine  desCallsigen  Anträge  an  die  staatlichen  Behörden  stellen  und  deren  Elntr- 
Scheidung  herbeiführen. 

Andererseits  kann  die  bischöfliche  Sendung  allein  niemals  die  staatliche  Anstel- 
lung oder  Bestätigung  oder  den  staatlichen  Auftrag  zur  Ertheilung  des  Religions- 
unterrichtes ersetzen,  vielmehr  stellt  sich  die  letztere,  wenn  sie  blos  auf  Orund  der 
missio  canonica  vorgenommen  wird,  als  strafbare  Anmassung  eines  öffentlichen  Am- 
tes dar  2. 

B.  Die  Ablegung  des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses. 
Wie  schon  früher  ^,  wird  auch  neuerdings  seitens  der  kirchlichen  Behörden  von  den 
Schul-,  insbesondere  den  Religionslehrem  vor  Beginn  der  Ausübung  ihres  Amtes  die 
Ablegung  der  professio  fidei  Tridentina^  in  die  Hände  des  vorgesetzten  Land- 
dechanten  oder  eines  anderen  bischöflichen  Vertreters  gefordert  ^.  In  den  Ländern, 
in  welchen,  wie  in  Baden  und  Oesterreich,  die  Kirche  Ober  die  Befähigung  der 
Religionslehrer  entscheidet  (o.  S.  621),  ist  sie  rechtlich  in  der  Lage,  die  letzteren  zur 
Beobachtung  der  gedachten  Anordnung  anzuhalten.  Was  die  anderen  Staaten  betrifft, 
so  ist  in  S  achsen  sogar  von  Staatswegen  die  Ablegung  eines  konfessionellen  Gelöb- 
nisses seitens  derjenigen  Lehrer  und  Lehierinnen  vorgeschrieben,  welche  zur  Er- 
theilung des  Religionsunterrichts  auf  Grund  der  bestandenen  Prüfung  berechtigt  sind^ 
Dagegen  ist  im  übrigen  die  Ablegung  des  erwähnten  Glaubensbekenntnisses  für  die 
staatliche  Schulverwaltung  rechtlich  ebenso  gleichgültig,  wie  die  Ertheilung  oder 
Entziehung  der  missio  canonica  ^. 

3.  Die  Pfarrer  und  Geistlichen  als  Religionslehrer.  Nach  katho- 
lischem Kirchenrecht  ist  der  Pfarrer  der  kirchlich  bestellte  Religionslehrer  seiner 
Pfarrei  und  der  Pfarreingesessenen  ^  und  hat  daher,  soweit  es  ihm  möglich  ist,  den 
Religionsunterricht  an  den  Schulen  der  Parochie,  namentlich  den  öffentlichen  Schalen 
zu  ertheilen^,  und  zwar  ohne  dass  er  dazu  einer  besonderen  missio  canonica  '®  oder 
der  Ablegung  fidei  Tridentina  bedarf  *^ 

1  Entscb.  d.  Ober-Tribunals  v.  14.  Juni  1877,  Hier  kann  also  die  kirchliche  Behörde  die  Ab- 
Schneider  u.  v.  Bremen  1,  124;  cit.  Arch.  legung  der  professio  fldei  Tridentina  auf  Grund 
38,  347;  s.  auch  Min. -Verfügungen  v.  1^76  u.      staatlicher  Anordnung  beanspruchen. 

1J^81  am  erst  angef.  Ort  1,  130.  120.  7  tr  i    ^i   «    •  *•»  #  a  ui    1 

2  K.  Str.  G.  B  S.  132  u.  Erk.  d.  Ob.-Trlb.  v.  ,  '  J/l  dieRegierungsTerfagungen  f.  Schlesien 
12.  Oktober  1874,  EnUch.  73,406,  Schneider      ^"^  olt  Arcli.  36,  436.  437. 

und  y.  Bremen  1,  124.  »  Bd.  II.  S.  296  u.  0.  S.  481. 

3  S.  0.  S.  677  n.  8.  »  Das  schreibt  z.B.  die  cit.  Freiburger  Instruk- 

4  Bd.  UI.  S.  220.  tion  v.  1864.   $$.  2.  3  fQr  den  OrtsgeUtlichen, 

5  Prager  Pro?,  Syn.  v.  1860,  coli.  conc.  Lac.  also  regelmässig  den  Pfarrer,  die  Limburger  V. 
6,  462;  s.  femer  Arch.  f.  k.  K.  R,  36,  437.  y.  1876.    S-  6  ^^r  die  Pfarrer,  Firnhaber  2, 

6  Cit.  Volksschulgesetz  vom  26.  April  1873.  265,  vor;    für  Baiern  s.  Englmann  S.  297. 

^-  qfi^s'!:M;iji;ai'''v"s.^!7;^-t^^  ''  I>««^  ^^^^^'^^  ^  ^^^^^  traft  semes Amte.. 

S.  oO  SchlussaDsatz,  v.  Seydewitz,  Codex  etc.       .    ,        n  ^  aü  v  1  v     jv     j  _i        ^^^ 

buppl.  S.  432:   „Ueber  die  konfessionelle  Ver-  *'"''»«  'i'"""";^*'',  7f>«''%«>»  "»''Alf  ?-• 

pfluStung  nicht  er^gellschei  Lehier  wird  Ton  !fll"  V.t  J    ÄU   /J^«n   .flil ' 

der  klrclillchen  Behörde Bestimmung  ge-  '"''^Zi  H-,  „iJ.!^  „%  ll?^*^ 

troffen,  und  es  hat  der  Verpflichtete  eine  Ab-  »«»dllch  der  missio,  o.  S.  447. 
Schrift  des  hierüber  aufgenommenen,  die  Ver-  ^^  Weil  diese  schon  bei  der  Erlangung  des  Am- 

pflichtungsformel  enthaltenden  Protokolls  an  den  tes  von  ihnen  gefordert  wird,  Bd.  III.  8.  220  u. 

Bezirksschulinspektor  abzugeben.''  auch  S.  212. 
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Dieses  Recht  haben  diejenigen  Staaten,  welche  der  Kirche  die  Besorgung  des 
Religionsnnterriohtes  zugestehen,  wie  Baden  und  Oesterreioh,  als  nothwendige 
Folge  der  Einräumung  der  betreffenden  Befngniss  anerkannte  Aber  auch  in  den 
anderen  Staaten  ist  dem  Ortspfarrer,  theils  in  Folge  der  Mheren  engen  Verbindung 
von  Kirche  und  Schule  das  Recht  auf  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  durch 
staatliche  Anordnungen  gewährt^,  oder  es  besteht  wenigstens  kein  staatsgesetzliches 
Hindemiss,  dass  er  diese  Funktion  in  der  Volksschule  versieht^. 

Da  aber  überall  dem  Pfarrer  und  dem  von  der  kirchlichen  Behörde  oder  von 
dem  ersteren  aushilfsweise  herangezogenen  anderen  Geistlichen  das  Recht  nur 
kraft  seines  geistlichen  Amtes  oder  seiner  geistlichen  Stellung  zusteht  oder  gewährt 
wird,  so  muss  der  erstere  sein  Amt  auch  in  Gemässheit  der  staatlichen  Gesetze  er- 
worben haben ,  und  der  letztere  nach  denselben  zur  Ausübung  von  geistlichen  Funk- 
tionen berechtigt  sein  ^.  Andernfalls  idt  der  Staat  sowohl  befugt  als  auch  verpflichtet, 
ihn  von  der  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  auszuschliessen^. 

In  der  Stellung  als  Religionslehrer  ist  der  Pfarrer,  weil  der  Religionsunterricht  in 
der  Volksschule  einen  schulplanmässigen  Lehrgegenstand  bildet,  an  die  allgemeinen 
Schuleinrichtungen  gebunden  und  der  staatlichen  AufBicht  unterworfen,  indessen  be- 
stimmt sich  das  Maass  dieser  letzteren  des  Näheren  nach  dem  der  Kirche  in  Betreff  des 
Religionsunterrichts  gewährten  Stellung^.  Ebenso  bemisst  sich  'danach  das  Recht  der 
Einwirkung  der  kirchlichen  Behörden,  insbesondere  der  Bischöfe  auf  die  Ertheilung 
des  gedachten  Religionsunterrichts  '^^  nur  haben  dieselben  hinsichtlich  der  zu  lehren- 
den Glaubenswahrheiten  selbstverständlich  unter  allen  Umständen  die  entscheidende 
Bestimmung^,  und  die  staatlichen  Schulbehörden  haben  allein  darüber  zu  wachen, 
dass  seitens  der  Geistlichen  nichts  Staatsgefährliches  und  nichts,  was  den  staatlichen 
und  bürgerlichen  Pflichten  zuwiderläuft,  gelehrt  wird^. 

Was  die  Zulassung  an  sich  staatlich  berechtigter  GeiBtlicher^o  zur  Ertheilung  des 
Religionsunterrichts  und  die  Enthebung  derselben  von  dieser  Funktion  durch  den 
Staat  betrifft,  so  ist  zwischen  denjenigen  Staaten,  in  denen  der  Kirche  die  Besorgung 
des  Religionsunterrichts  überlassen  ist,  und  demjenigen,  in  denen  ihr  ein  solches 
Recht  und  eine  solche  Pflicht  nicht  zukommt,  zu  unterscheiden. 

In  den  ersteren,  also  in  0 esterreich  und  Baden  ^S  I^t  die  Kirche  allein  über 
die  Befähigung  der  von  ihr  mit  dem  Religionsunterricht  zu  betrauenden  Geistlichen  zu 
befinden  ^^,  dem  Staate  ist  also  das  Recht  entzogen,  die  von  ihr  dazu  ermächtigten 
Geistlichen  von  vorherein  zurückzuweisen.  Wohl  aber  ist  er  befugt,  obgleich  sie  weder 


»  S.  0.  S.  604  u.  606.     Die  Gesetze  sprechen  S.  624  n.  2  und  die  Regier.  Verf.  v.  1874 1.  Arch. 

Bchleohthln  von  den  Geistlichen,  da  sie  in  Folge  f.  k.  K.  R.  31,  372. 

ihres  Standpunktes  die  nähere  Bestimmung  des  ®  Dasselbe  ist  natürlinh  umfassender,  wenn  der 

Geistlichen  der  Kirchenbehörde  überlassen.  Kirche  auch  die  Besorgung  des  Religionsunter- 

3  So  nach  dem  württemb.  Yolksschulgesetz,  richts,  als  wenn  ihr  blos  die  Leitung  oder  gar  nur 

Art.  2  Abs.  2  dem  Ortsgeistlichen,  s.  o.  S.  607  die  Mitaufsicht  zukommt  Das  Nähere  darüber  ist 

n.  1 ;  nach  dem  nassauischen  Paritätsgenerale  schon  S.  604.  606.  607.  609  ff.  bemerkt. 
V.  1Ö57.  S-  6,  Firn  h aber  2,  301,  dem  Kirch-  '  S.  die  Anführungen  in  der  Tor.  Anm. 

Spielspfarrer.  ^  Da  der  Staat  die  katholische  Glaubenslehre 

3  So  in  Baiern  o.  S.  607  n.  1 ;  in  Hessen  nicht  festzustellen  hat,  s.  o.  S.  607,  S.  610  n.  1 

0.  S.610n.  1;  inPreusseno.  S.611  n.  7und  undS.  612n.  6. 
612  n,  3.  »  Vgl  0.  S.  607.  610  n.  1  u.  612  n.  6. 

*  Vgl.  0.  S.  19  rf.  und  S.  VI ;  Bd.  U.  S.  503.  »<>  S.  o.  Anm.  4. 

682  und  Bd.  Ul.  S.  183.  "  S.  604.  606. 

5  Entsch.  d.  Ob.  Trib.  v.  i%  Oktober  1874,  o.  «  s.  621. 

Hinsohins,  IGrchenreoht  IV.  40 


626  I*  l^^c  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  238. 

in  der  Stellong  eines  Religionslehrers  staatliehe  Funktionen  wahrnehmen,  noch  viel 
weniger  staatliche  Beamte  sind,  also  nicht  der  staatlichen  Disziplinargewalt  nnter- 
liegend  sie  von  ihren  Funktionen  auszuschliessen^,  wenn  sie  ihre  Pflichten  gröblieh 
vernachlässigen,  namentlich  die  allgemeine  Schulordnung  und  die  innerhalb  der  staat- 
lichen Zuständigkeit  erlassenen  Anweisungen  absichtlich  und  schwer  verletzen,  und 
die  kirchliche  Behörde  die  seitens  der  staatlichen  Organe  gestellten  Anträge  auf  Eint- 
femung  des  betreffenden  Geistlichen  unbeachtet  lässt^  weil  dann  keine  andere  Mass- 
regel zur  Durchführung  der  bestehenden  Ordnungen,  deren  Aufrechterhaltung  der 
Staat  zu  erzwingen  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  flbrig  bleibt.  Immerhin  beschränkt 
sich  aber  das  Recht  des  Staates  auf  die  Beseitigung  eines  einzelnen  Oeistliohen,  da- 
gegen kann  er  nicht  aus  Anlass  solcher  Fälle  beanspruchen,  dass  der  Religions- 
unterricht überhaupt  nicht  mehr  durch  die  unter  Leitung  der  Kirche  stehenden  Geist- 
lichen ertheilt  wird. 

In  den  Staaten,  in  welchen  blos  ein  gesetzliches  Recht  des  Pfarrers  auf  Erthei- 
lung  des  Reli^onsnnterrichts  besteht^,  ohne  dass  der  Kirche  als  solcher  die  Besorgong 
desselben  gewährleistet  ist,  hängt  es  von  dem  Umfange  des  erstgedächten  Rechtes 
ab,  inwieweit  der  Staat  von  vornherein  die  Geistlichen  überhaupt  oder  einzelne  Geist- 
liche, gegen  welche  die  Schulverwaltung  wegen  ihrer  Befähigung  oder  ihrer  kirch- 
lichen Parteistellung  Bedenken  hat,  von  dem  Religionsunterricht  fernhalten  kann  &. 
Da  indessen  die  Ertheilung  des  letzteren  hier  immer  eine  staatliche  Funktion  ist,  so 
wird  dieselbe  dem  Geistlichen,  obschon  er  der  staatlichen  Disziplinargewalt  ebenfalls 
nicht  untersteht,  in  den  vorgedachten  Fällen,  und  zwar  direkt  durch  die  zuständige 
Schulbehörde  entzogen  werden  können  ®. 

Soweit  dagegen  die  Zulassung  blos  auf  Verwaltungsanordnungen  oder  auf  der 
Verwaltungspraxis  beruht  ^,  kann  die  betreffende  zuständige  Behörde  die  Geistlichen 
überhaupt  oder  auch  jeden  ihr  nicht  geeignet  scheinenden  GeistUohen  von  dem  schul- 
planmässigen  Religionsunterricht  fernhalten  ^,  und  den  Geistlichen  auch,  falls  sie  zn 
demselben  zugelassen  worden  sind,  den  ihnen  ertheilten  staatlichen  Auftrag  oder  die 
gewährte  Ermächtigung  jeden  Augenblick,  nicht  blos,  wenn  sie  gegen  die  Schulord- 
nungen oder  sonstigen  Vorschriften  Verstössen^,  sondern  auch  sonst,  wenn  es  ledig- 

^  Ygl.  fQr  Oesterreich   Areh.  f.  k.  K.  R.  angeatollten  Ortsgeistlichen,  sondern  auch  auf 

27,  192.  die  Ausschliessung  des  Ortsgeistlichen,  nachdem 

2  S.  die  vor  Anm.  er  schon  zugelassen  worden  ist. 

3  DenaderÖeUtlichestehtbelderVersehung  ,  ^o  in  Pteu.gen,  s.  o.  S.  612;  handelt 
der  betreffenden  Funktion  d.  rie  eine  kirchliche  ^  ,,^1,  4,1,^4  ^  gi„g  »Ugeaeine  Verw.ltangs- 
iBt,  lonachst  unter  der  Leitung  nnd  DUciplm  .„Ordnung,  wie  i.  B.  In  Na8.»u,  0.  S.  626  n. 
der  kirchlichen  Behörde.  Diese  h«t  Uso  der  5,  so  steht  die  BefugnU»,  ron  derselben  In  eln- 
lT*\<n^          '"^"««**"'  ''«'•  '"'"''  "**•  ^^-  «einen  Fallen  abzugehen,  selbstverstindlich  nur 

1  ™.    ,    ™-    ..       ^  «,   nn-y      n      ■.      der  BehSrde,  welche  Sie  erlasseu  hat,  ulcht  eJueT 

*  Wie  in  Wu rt tem  berg    0  S.  607  n  2  mid      „„»ergeordneten,  zu. 

Bai  ein,    s.  E.  Mayer,   Kirchenhoneitsrechte  o  ^^    «                       ,    ,          a   c^n      o    .. 

de.  Königs  Ton  Baiem.    S.  231.  ^  J^^'^V'ili  iK""""  ^'ftTß       "n  n 

5  So  kann  in  Wüittemberg  die  Oberschul-  ^«^*:  ^^J'a^'W^^'  f,®^'*'"  ^^^^J"'  ^-  ^'  ^T 

behörde    in  besonderen   Fällen  den  Ortsgeist-  ]^^^^'  FV®'V^*^*'^^  ^'  ^T""!^' 

Uchen,    also  nicht  generell  in  allen  Schulen,  11^,  nach  welchem  letzteren  diw  nur  bei, ernste 

sondern  nur  an  einzelnen,  ansschliessen.   Ob  ein  l^^  ^'*^^?^'!??°'  *^"'??  Thatsachen  unterstützten 

Grund  dafftr  vorUegt,  darüber  hat  sie  aber  allein,  Gründen  erfolgen  soll, 

nicht  die  kirchliche  Behörde,  zu  befinden.  ^  Hier  gilt  das  oben  im  Texte  Bemerkte,  nur 

*  Wenn,  wie  in  Württemberg,  besondere  bedarf  es,  da  der  Geistliche  nicht  im  kirchlichen 
gesetzliche  Vorschriften  bestehen,  auch  in  an-  Auftrage,  kraft  eines  der  Kirche  eingeräumten 
deren  Fällen,  denn  das  gedachte  Gesetz  bezieht  Rechtes,  handelt,  nicht  erst  der  Anrufong  der 
sich  nicht  blos  auf  die  Femhaltung  eines  neu  kirchlichen  Behörde. 
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lieh  nach  Lage  der  Umstände^  z.  6.  wegen  der  augenblicklich  zwischen  der  katho- 
lischen Kirche  and  dem  Staate  obwaltenden  Beziehungen,  zweckmässig  erscheint  ^ 
entziehen. 

B.    Das  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  höheren  Schulen  oder  s.  y.  Mittelschulen 
f  Gf/inn<uien,  Realschulen ^  höheren  Bürgerschulen). 

§.  239.     /.    Geschichtliche  Einleitung. 

Von  denjenigen  Lehranstalten,  welche  man  heute  unter  der  Bezeichnung :  Jiöl^ere 
oder  auch  (im  Hinblick  auf  die  Universitäten  oder  Hochschulen)  Mittel-Schulen  zu- 
sammenfasst^,  d.  h.  deigenigen,  welche  einerseits  ihren  Schülern  eine  über  das  Lehr- 
ziel der  Volksschule,  also  eine  über  die  Elementarkenntnisse  hinausgehende  allgemeine 
Bildung  zu  geben  bezwecken^,  andererseits  aber  nicht  die  Aufgabe  verfolgen,  die 
Wissenschaft  zu  lehren  und  die  erforderliche  Spezialbildung  für  die  auf  wissenschaft- 
licher Grundlage  ruhenden  Berufsarten  zu  gewähren,  reichen  allein  die  Gymnasien 
bis  in  das  sechszehnte  Jahrhundert  zurück^,  während  die  übrigen  erst  seit  dem  Ende 
des  vorigen  oder  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  entstanden  sind  ^. 

Nach  dem  Vorbilde  der  protestantischen  Länder,  in  welchen  während  des  16. 
Jahrhunderts  im  Znsammenhang  mit  der  Reformation  eine  Anzahl  von  Städten,  später 
auch  eine  Reihe  von  Fürsten  gelehrte  Schulen^  begründet  oder  schon  bestehende 
Schulen  in  solche  umgewandelt  hatten  7,  nahmen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  gedachten 
Jahrhunderts  in  den  katholischen  Territorien  Deutschlands  die  Jesuiten  die  Reform 
des  gelehrten  Unterrichts  im  Einverständniss  mit  den  weltlichen  Fürsten  und  mit  den 
Bischöfen  in  die  Hand^,  indem  sie  in  ihren  Kollegien,  welche  nicht  blos  für  die  Er- 

*  Auch  hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  Aus-  n.  3)  an,  indessen  haben  die  Gymnasien  erst  durch 
ühung  einer  staatlichen  DiscipUnargerichtsbar-  den  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrh.  in  die  Par- 
keit  über  die  Geistlichen  (s.  auch  o.  S.  607  n.  1),  tikularschnlen  eindringenden  Humanismus  die- 
—  denn  staatliche  Beamte  werden  die  Geistlichen  jenige  (Endlage  erhalten,  auf  welcher  sich  ihr 
durch  Ertheilung  der  betreffenden  Ermächtigung  heutiger  Charakter  entwickelt  hat,  Paulsen, 
nicht — ,  sondern  um  Zurückziehung  der  letzteren,  Geschichte  des  gelehrten  Unterrichts.  Leipzig 
welche  der  Staat  frei  ertheilt  hat,  also  auch  be-  1886.  S.  104  ff. 

liebig  wieder  zu  entziehen  berechtigt  ist.    Das  &  Paulsen  S  482  ff 

lemete  gut  anch  d.    wo  etwa   -^e  da.  hea.l-  ,  g        ^       '      ^^^^„„4^  ,„  Univerrittt 

sehe  Gesetz  es  zulisst,  0.  S.  610  n.  1,  eine  Ver-  ,,^„  ....ji„„  .,>„.,.i«f  .  „„♦«>„  c  oai    .,»„ 

einbarong  zwischen  den  Kirchen-  nnd  Sehnl-  f^*"  ""^'""  ^f^"]"]'.  ''  '"^°  8-.241,  »<*o- 

V  V- j       iv      jfi    uüu  .1  _.  A.     TT_.™J  V*.  Uu parti<!ulare$  oim  ttudia  partteularia  genannt, 

hehorden  öhei  die  Erthellnng  des   Untemd^to  q^^^^  ^j^  ,^54  ^e,  2.  Hälfte  de.  16.  J.hrh. 

durch  den  Gei.tUchen  getroffen  Ist,  denn  (l.bel  „.^„«„^  fQ,  diejenigen  Schulen,  welche  einen 

stehen  nicht  bindende  Vertrag«  Im  elgentUehen  ^^ji^ßnaigen  hnmanUHschen  üntljrdchtskursus 

Sinne  in  Frage.  mindestens  In  den  beiden  alten  Sprachen  hatten, 

i*J  _..I.i,»7  4    oaä  „    TK„i^-    tTi.,1.    j'  gebraucht,    während    die    geringeren    Schulen 

waltungsrecl^  1   5Ö8  u   Lonlng,  Lehrb.  des  ^^^^^  p^rtlculares  oder  trivial^  (Stadt-  oder 

3°^L  ^fZ  pJiLJ^'  in.  «n.«««  Kathsschnlen,  latelnl^she  Sohulen,'well  sie  go- 
sLTl:  B^Oewe'^rb'r  Htth-,*lck  fC-      r""«''  ?,n«r "'" ^r^^*  Ht^ 

r^b  TzT^^^JzttLtäz^te  ÄnunrzrA':sin'r?a5rriLtt7rS 

Stimmten  Beruf  nothwendigen  Kenntnisse  onne        .jv^^.  jj  i.t  «j«. 

^*    Jr    "v  *       _j    ..-.--1.  Mi^u^^   A—un        errichtet  waren,   wurden   dagegen  als  Landes- 

fjLg^^rtT^'w^rSotrÄYnte:  jt^S"'**"^'"'**"'  '•""'*''''''  '*"'""  '■ 

tracht,  da  an  denselben  für  die  Regel  kein  ReU-  ,  *                  „    .._    .^^ 

glonsunteiricht  ertheilt  wird,  7  Pa,ilgen  S.  180.  182  ff. 

*  Allerdings  knüpft  die  Entstehung  zum Theil  8  A.  a.  0.  S.  261  ff.  285  ff.;  Zirngiebl, 
an  die  früheren  Stifts-,  Pfarr-  und  städtischen  Studien  über  d.  Institut  der  Gesellschaft  Jesu, 
Schulen,  In  welchen  letzteren  auch  öfters  das  Leipzig  1873.  S.  103;  Huber,  d.  Jesuiten- 
Lateinische  gelehrt  wurde  (o.S.  676  n.4  u.  S.577  Orden.  Berlin  1873.  S.  350. 
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ziehuDg  ihrer  Ordensnovizen  dienten,  sondern  zugleich  als  öffentliche  Oymntfien 
nnd  Universitäten  für  Externe  bestimmt'waren,  auch  an  die  letzteren  in  den  von  ihnen 
als  Gymnasialf^her  behandelten  Lehrgegenständen  ^  Unterricht  ertheilten,  nnd  die 
Leitung  der  von  den  katholischen  Fürsten  und  Bischöfen  gegrflndeten ,  gelehrten 
Schalen  flbemahmen^.  In  Folge  dessen  sind  in  Oesterreich^,  in  Baiern,  in  den 
fränkischen  und  rheinischen  Bisthflmern  und  in  den  weltlichen  Territorien 
am  Rhein^  die  gelelurten  Schulen  während  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  zum 
grössten  Theil  unter  ihre  Leitung  gekommen,  wenngleich  neben  ihnen  auch  die  Bene- 
diktiner in  den  österreichischen  Ländern ^  femer  im  Nordwesten  Deutschlands^ 
namentlich  in  Westfalen,  die  Franziskaner  (diese  allerdings  erst  seit  der  letzten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts)  eine  Reihe  derartiger  Schulen  errichtet  haben*. 

Somit  waren  in  den  katholischen  Territorien  die  Gymnasien  oder  gelehrten 
Schulen  nicht  nur  kirchliche,  sondern  auch  im  wesentlichen  Ordens-  oder  Kloster- 
Anstalten.  Sie  standen  unter  der  ausschliesslichen  Leitung  der  Ordensoberen  nnd 
der  Unterricht  in  ihnen  wurde  durch  Ordensbrüder  ertheilt,  während  den  Landes- 
herren oder  sonstigen  weltlichen  Obrigkeiten  gar  kein  Einfluss  auf  dieselben  einge- 
räumt war  ^. 

Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  während  der  Aufklärunga- 
Periode,  übt  die  inzwischen  stattgehabte  Fortbildung  des  gelehrten  Schulwesens  der 
protestantischen  Länder,  hinter  welchen  die  katholischen  Territorien  mit  ihren  an 
den  alten  Einrichtungen  und  Methoden  festhaltenden  Jesuiten-Gymnasien  zurück- 
geblieben waren,  auch  auf  die  ersteren  ihre  Einwirkung  aus^.  Hier  nehmen  nunmehr, 
namentlich  in  Oesterreich^  und  in  Baiern ^^,  die  Regierungen  die  Reform  in  die 
Hand,  unterwerfen  das  Unterrichtswesen  der  oberen  staatlichen  Leitung  und  Auf- 
sicht ^^  und  fahren  neue  Studien-  und  Unterrichtspläne  ein.  Damit  wird  die  alleinige 
und  ausschliessliche  Herrschaft  der  Orden,  vor  Allem  der  Jesuiten,  Aber  die  gelehrten 
Schulen  gebrochen,  und  die  bald  nachher  verfügte  Aufhebung  des  Jesuiten-Ordens 
(1773)  erleichtert  den  Regierungen  ihr  weiteres  Vorgehen  auf  dem  betretenen  Wege, 
insbesondere  dadurch,  dass  sich  ihnen  in  dem  eingezogenen  Vermögen  der  bis- 
herigen Jesuiten-Niederlassungen  und  Kollegien  die  erforderlichen  finanziellen  Mittel 
zur  Durchführung  der  Reformen  darbieten  i^. 


1  Panlseii  S.  263;  Huber  S.  353.  357.  Obrigkeiten  die  völlig  unabhängige  Leitung  der 

2  Wsgem&nn  in  K.  A.  Schmid,  Encyklo-  Erziehungs-  und  Unterrichtsanst&lten  vorbehal- 
pädie  des  ges.  Erziehungs-  und   Unterrichts-  ten,  Uuber  S.  373.  374. 

Wesens.     Gotha  1859  ff.  3,  762 ff.  8  Paulsen  S.  491.  601. 

3  Ficker  bei  K.  A.  Schmid  5,  356.  366;  »  Schon    unter    Maria  Theresia    seit    1747; 
Paulsen  S.  278.  Ficker  a.  a,  0.  5,  360  ff.;  Paulsen  S.  501. 

4  Paulsen  S.  267 ff.;  Hüsing,  Fürstbisch.  602. 

Ch.  B.  V.  Galen.   Münster  1887.    S.  124ff.  »0  Paulsen  S.  504. 

5  Ficker  a.  a.  0.  5,  359;  Paulsen  S.  289.  »»  Ficker  a.  a.  0.  S.  370.  373. 

Ueber  andere  Orden  s.  Ficker  a.  a.O.  Während  ^^  In  Oesterreloh  hatman  aus  dem  Jesuiten- 
des 17.  und  vor  Allem  während  des  18.  Jahrh.  Vermögen  den  s.  g.  Erziehungsfonds,  nachmals 
hatten  auch  die  Piaristen  (Väter  oder  regul.  s.g.  Studienfonds,  zur  Verbesserung  des  Studien- 
Kleriker  der  frommen  Schulen,  gegründet  An-  wesens  geschaffen,  gleichzeitig  eine  Anzahl  über- 
fang des  17.  Jahrh.)  in  Böhmen,  Oester-  flüssiger  (Gymnasien  aufgehoben  und  einen  neuen 
reich  und  Steiermark  Eingang  gefunden  Lehrplan  eingeführt,  Ficker  a.  a.  0.  6,  363  ff. 
und  in  Konkurrenz  gegen  die  Jesuiten  eine  Reihe  In  Baiern  sind  ebenfalls  1774  und  1777 
von  Gymnasien  unter  ihre  Leitung  genommen.  neue  Schulordnungen  erlassen  worden.  Der  aus 
^  Paulsen  S.  289.  dem  Jesuiten  vermögen  gebildete  Jesuitenfonds 
"^  Von  Anfang  an  haben  sich  die  Jesuiten  hat  aber  hier  nur  kurze  Zeit  für  Sohulzwecke 
gegenüber    den  Landesherren  und  stadtischen  Verwendung  gefunden,  Paulsen  S.  506. 
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Von  einer  völligen  Loslösnng  der  gelehrten  Schalen  von  der  Barche  oder  auch 
selbst  von  den  Orden  ist  indessen  damals  keine  Rede  gewesen.  In  Oesterreich 
wurde  bei  den  Reformen  von  1775  und  1776  nicht  nur  den  Bischöfen  der  Religions- 
unterricht Überlassen  ^^  sondern  auch  die  Lehrerstellen  blieben  überwiegend  in  den 
Händen  von  Geistlichen,  vor  Allem  von  Ordensbrüdern  ^^  ja  schon  im  Beginne  des 
laufenden  Jahrhunderts  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Gymnasien,  welche  der  Leitung 
von  geistlichen  Orden  und  Kongregationen  unterstellt  oder  denselben  überlassen 
wurden,  wieder  erheblich 3.  Trotz  wiederholter  Veränderungen  in  den  Lehrplänen'*, 
sind  die  eben  gedachten  Verhältnisse  in  Oesterreich  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts bestehen  geblieben^,  d.h.  das  Gymnasialwesen  stand  zwar  unter  der  obersten 
Leitung  und  der  obersten  Aufeicht  des  Staates,  aber  die  katholische  Kirche  übte  auf 
dasselbe  einen  weitgehenden  Einfluss  nicht  nur  dadurch  aus,  dass  die  Bischöfe  allein 
die  unmittelbare  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht  in  den  Gymnasien  und  über 
die  Religionslehrer  an  denselben  führten**,  und  die  Prüfung  der  letzteren  vorzunehmen, 
sowie  die  Vorschläge  über  die  Besetzung  solcher  Lehrerstellen  an  die  Regierung  zu 
machen  berechtigt  waren  '^,  sondern  auch  dadurch,  dass  die  Leitung  einer  erheblichen 
Anzahl  von  Gymnasien  sich  in  der  Hand  von  geistlichen  Orden  und  Kongregationen 
befand  ^,  und  an  diesen  die  Mitglieder  der  letzteren  als  Lehrer  fungirten  ^,  ja  auch  an 
den  übrigen  Gymnasien  die  Stelle  des  Präfekten  für  die  Regel  einem  Geistlichen  über- 
tragen werden  musste^^,  und  an  ihnen  gleichfalls  vielfach  Geistliche,  insbesondere 
Ordensgeistliche,  die  Lehrerstellen  innehatten*'. 

In  Baiern*2  ist  dagegen  eine  weitere  Loslösung  der  gelehrten  Schulen  von 
der  ELirche  erfolgt.  Hier  verblieb  den  Bischöfen  ^^  nur  die  Aufsicht  über  den  Reli- 
gionsunterricht *^  und  das  Recht,  die  Religionslehrbücher  zu  approbiren  **.  Aller- 
dings wurde  der  Religionsunterricht  in  der  Regel  durch  Lehrer  und  Professoren 
geistlichen  Standes,  und  blos  in  Ermangelung  solcher  durch  Laien  ^^  ertheilt*^,  ja 


»  Ficket  a.  a.  0.  S.  372.  ^  A.  a.  0.  382.  529. 

2  Namentlich  deshalb,    weil   es   an   geeignet  ^  S.  Ficker  S.  406;   v.  Barth-Barthen- 

Torgebildeten    Lehrern    aus    dem    Laienstande  heim  S.  560. 

fehlte,  Flcker  a.  a.  0.  S.  376.     War  doch  anch  9  sie  wurden  gewöhnlich  von  dem  Vorsteher 

in  den  protestantischen  L&ndem  bis  gegen  Ende  ^^j  geistlichen  Genossenschaft  angestellt,  hatten 

des  vorigen  Jahrhunderts  weder  die  Schul-  von  ^i^]^  ^ber  für  die'  Regel  vorher  einer  „concurs- 

derKirchen- Verwaltung  getrennt  (in  Preussen  artigen"  Prüfung  zu  unterziehen,   t.    Barth - 

wird  erst  1783  die  Leitung  der  gelehrten  Schulen  BarthenheimS.  360.  384  fF. 

den  protestantischen  Rirchenbehorden  abgenom-  lo  FickerS  391 

men  nnd  .uf  du  neu  errichtete  Ob^ohnlkoUe-  „  ^j       ^^^  ^                   Lehrerkonknr,- 

ginm  Ohertragen    PauUen  S.  569)  noch  gab  ^        abzulegen,  y.  Barth-Barthenheim 

es  eine  besondere  Berufsbildung  der  Lehrer,  Viel-  ^  363   364 
mehr  fungirten  als  solche  Theologen,  welche  die 

Schulthatlgkelt  als  Durchgangsstufe  für  das  geist-  ^  Ueber  die  Entwicklung  des  gelehrten  Schul- 
liche Amt  betrachteten,  Paulsen  S.  543.  670.  wesens  vgl.  Panlsen  S.  651  ff. 

«  WeU   die  Regierung  im  Gegensatz  zu  der  *^  In  Gemassheit  des  Religions-Edikts  v.  1818. 
Josephinischen  Periode  die  Uebergabe  an  die  8-  38**»  8-  <>•  S.  606  n.  2. 
Orden  beforderte,  und  die  geistlichen  Korporatio-  "  Schulordnung  v.  13.  März  1830,  Doli  in- 
nen durch  die  üebemahme  von  Gymnasien  ihre  ger  Swnml.  9,  638,  S-  79. 
Existenzsicherziistellen8Uchten,Ficker  S.391.  *^  Cit.  Schulordn.  %  27. 

<  Darüber    ist    hier    nicht    zu    handeln,    s.  ««  V.  v.  21.  Juli  1824,  D Olli nger  Samml. 

Ficker  S.  373.  377.  386.    394;   Paulsen  S.  9,  920,  wegen  deren  Ernennung  die  Regierungen 

602.  695.  sich  mit  den  bischoflichen  Ordinariaten  zu  be- 

^  Ficker  S.  405.  nehmen  hatten. 

^  Graf  V.  Barth-Barthenbeim,   Oester-  *'  Auch  hatten  die  Schüler  bestimmten  An- 

reich's  Schul-  und   Studienwesen.   Wien  1843.  dachtsübungen  und  Messen  beizuwohnen,  und 

S.  528.  586.  sollten  an  Sonn-  und  Feiertagen  zum  fleissigen 
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zum  Theil  wurden  anch  Geistliche  fttr  die  anderen  UnterriohtsfiU^her  als  Lehrer  an- 
gestellt ^ 

Was  die  protestantischen  Staaten  betrifft,  namentlich  diejenigen,  welche  dnreh 
die  Säkularisationen  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  einen  erheblichen  Zuwachs  an 
katholischen  Unterthanen  erhalten  hatten,  so  blieb  hier  selbstverständlich  das  gelehrte 
Schulwesen,  wie  schon  im  18.  Jahrhundert,  eine  staatliche  Angelegenheit^,  aber  man 
gestand  auch  hier  den  katholischen  kirchlichen  Behörden  einen  gewissen  Einfluss  auf 
den  katholischen  Religionsunterricht  zu.  So  sollten  insbesondere  in  Prenssen' 
Religionslehrbüoher  nur  mit  Genehmigung  der  kirchlichen  Oberen  eingeftlhrt  werden^, 
und  die  katholischen  Geistlichen,  welche  bei  den  katholischen  Gymnasien  als  Reli- 
gionslehrer ^  und  zwar  als  Mitglieder  in  die  Lehrerkollegien^  für  die  Ertheilung  des 
katholischen  Religionsunterrichts,  fflr  die  Abhaltung  der  herkömmlichen  Schulgottes- 
dienste und  für  die  Ausübung  der  vorkommenden  geistlichen  Verrichtungen  nach  Ab- 
legung einer  staatlichen  Qualifikationsprflfung  ^  eintraten,  nur  nach  vorgängigem  Be- 
nehmen mit  der  bischöflichen  Behörde  angestellt  werden  ^,  wogegen  allerdings  derselben, 
selbst  bei  etwaigen  Angriflfen  gegen  die  katholischen  Glaubenslehren,  kein  Recht  zum 


Besuch  des  Gottesdienstes  angehalten  werden, 
dt.  Schulordn.  SS-  ^2.  79. 

1  Welche  dann  in  Bezug  auf  das  Lehramt  den 
staatlichen  Schulaufsichts-,  in  Sachen  des  geist- 
lichen Amtes  aber  den  kirchlichen  Behörden 
untersUnden,  Y.  t.  11.  September  1833,  Döl- 
llnger9,  820. 

2  S.  z.  B.  preuss.  A.  L.  R.  IL  1^  SS-  ö4  ff.; 
PaulsenS.  567ff. 

3  Vgl.  Dienstinstruktion  für  die  Konsistorien 
V.  23.  Oktober  1817.  $.  8  u.  Geschäftsinstruküon 
für  die  Regierungen  ▼.  23.  Oktober  1817.  $.  18, 
s.  0.  S.  611  n.  6. 

^  Wiese,  d.  höhere  Schulwesen  in  Preussen. 
Berlin  1869.  1,  12. 

&  Laien  wurden  also  als  solche  nicht  ange- 
stellt, Promemoria  d.  Min.  d.  Unterr.-Angel.  v. 
1832,  T.  Rönne,  d.  Unterrichtswesen  des 
preuss.  Staates.  Berlin  1855.  2,  201.  202; 
Fried berg,  Johannes  Baptista  Baltzer.  Leipzig 
1873.  S.  21. 

G  Sie  waren  daher  auch  den  Oberlehrern  an 
Rang  gleich  gesteUt,  a  d.  Min.  d.  Unterr.-Ang. 
V.  1832,  V.  Rönne  2,  108. 

^  Eine  solche  und  zwar  eine  mündliche  und 
schriftliche  hatte  der  Kandidat  nach  d.  Min. 
Resk.  V.  8.  Mai  1832,  t.  Rönne  2,  26  n.  3, 
welches  zugleich  die  bischöfliche  Konkurs- 
prüfung für  die  Seelsorge  als  nicht  ausreichend 
erklärte,  sofern  er  nicht  auf  einer  inländischen 
Akademie  zum  Doktor  oder  Lizentiaten  der 
Theologie  promovirt  war,  vor  dem  für  das  Fach 
der  katholischen  Theologie  ernannten  Mitgliede 
der  wissenschaftlichen  Prüfungskommission  ab- 
zulegen, während  der  von  dem  Kandidaten  ab- 
zuhaltenden Probelektion  auch  die  übrigen  Mit- 
glieder der  Kommission  beiwohnen  konnten. 

9  Bis  in  die  40er  Jahre  hinein  zog  das  Pro- 
TinzialschulkoUegium  über  die  Geeignetheit  des 
in  Aussicht  genommenen  Geistlichen  bei  der 
bischöflichen  Behörde  die  erforderliche  Erkun- 


digung ein,  indem  es  sich  zugleich  der  Geneigt- 
heit derselben  Torsicherte,  ihn  für  die  Dauer 
seiner  Wirksamkeit  am  Gymnasium  Ton  seinen 
anderen  geistlichen  Funktionen  frei  zu  lassen. 
Bejahendenfalls  wurde  dann  die  Ernennungs- 
urkunde seitens  der  Staatsbehörde  ausgefertigt, 
Friedberg,  Baltzer  S.  21.  22. 

Während  noch  im  J.  1830,  als  der  Erzbischof 
von  Posen  gegen  die  gedachte  Praxis  die  Er- 
nennung der  katholischen  Religionslehrer  für 
sich  ausschliesslich  beanspruchte,  die  Regierung 
diese  Forderung  energisch  zurückwies  und  ihren 
Standpunkt  auch  i.  J.  1841  festhielt,  zeigte  sie 
bald  nachher  (nach  Errichtung  der  katholischen 
Abtheilung  im  fcultusministerium)  gegenüber 
dem  gleichen  Verlangen  des  Kölner  Erzbischofs, 
welcher  die  ReUgionslehrerstellen  an  den  höheren 
Unterrichtsanstalten  für  ein  geistliches  Amt  er- 
klärte und  die  von  ihm  ernannten  Geistlichen 
nur  behufs  Ertheilung  der  Staatsgenehmigong 
Torschlagen  wollte,  schwach  und  nachgiebig,  in- 
dem sie  zugab,  dass,  wenngleich  die  ReligionS' 
lehrersteUe  kein  geistliches  Amt  sei,  doch  die 
Autorisation  zur  Ausübung  der  mit  dem  Amt 
yerbundenen  Funktionen,  also  des  Vortrags  der 
Religionslehre  und  der  etwaigen  sonstigen 
gottesdienstlichen  Verrichtungen,  d.  h.  die  missio 
canonica,  allein  Ton  der  bischöflichen  Behörde 
ertheilt  werden  könne,  und  nunmehr  wurde  durch 
die  K.  0.  V.  6.  November  1846  bestimmt,  dm 
nach  Ermittelung  eines  geeigneten  Geistlichen 
seitens  der  zur  Anstellung  des  Religionslehrers 
berechtigten  Behörde  oder  Person  die  Provinzitl- 
Schulbehörde  die  Aeusserung  des  Bischofs  über 
etwaige  Einwendungen  zu  erfordern  und  bei 
Zustimmung  desselben  die  ministerielle  Geneh- 
migung zur  Anstellung  einzuholen  hatte,  da» 
aber  die  Anstellung  des  Geistlichen  und  die 
Ausfertigung  des  Anstelluugspatentes  erst  nach 
Beibringung  der  schriftlichen  missio  canonica 
des  Bischofs  seitens  des  Kandidaten  erfolgen 
sollte,  FrledbergS.  22ff. 
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eigenen  Einschreiten  gegen  den  Religionslehrer,  sondern  nur  zur  Beschwerde  bei. der 
Staatsbehörde  behnfs  Schaffung  von  Abhülfe  eingeräumt  wurde  ^. 

Im  J.  1848  suchten  die  deutschen  Bischöfe,  ebenso  wie  in  Bezug  auf  die  Volks- 
schulen, so  auch  hinsichtlich  der  Gymnasien  und  der  ihnen  gleichstehenden  Lehr- 
anstalten einen  möglichst  weitgehenden  Einflnss  zu  erlangen,  und  die  Selbstständig- 
keit der  staatlichen  Leitung  derselben  möglichst  zu  beseitigen.  Von  der  Forderung 
der  vollen  Verwirklichung  der  kirchlichen  Anschauungen^,  der  bischöflichen  Ernen- 
nung aller  Gymnasiallehrer  oder  wenigstens  eines  bischöflichen  Mitwirkungsrechtes 
bei  derselben,  ja  selbst  der  ausschliesslichen  Anstellung  der  Religionslehrer  standen 
sie  allerdings  als  von  vornherein  aussichtslos  ab^,  vielmehr  beschränkten  sie  ihre 
Ansprüche  auf  Anerkennung  des  Rechtes  der  Leitung  und  Visitation  des  katholischen 
Religionsunterrichts  4,  auf  die  Auswahl  und  Bestimmung  der  Religionslehrbücher ^ 
und  auf  die  Ertheilung  der  kirchlichen  Sendung  (missto  canomca)  für  die  Religions- 
lehrer ^,  forderten  aber  auch  gleichzeitig  die  volle  Freiheit  zur  Errichtung  und  Leitung 
eigener  Erziehungs-  und  ünterrichtsanstalten  im  ausgedehntesten  Sinne  ^. 

Die  österreichischen  Bischöfe  stellten  dagegen  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
das  Patent  von  1849  der  Kirche  blos  die  Besorgung  des  Religionsunterrichts  in  den 
Volksschulen  überlassen  hattet,  allein  das  Verlangen,  diesen  Grundsatz  auch  auf  lue 
Mittelschulen  auszudehnen^.  Dieser  Forderung  wurde  in  der  Weise  entsprochen, 
dass  man,  da  die  damalige  Reform  der  österreichischen  Gymnasien  ^®  den  Religions- 
unterricht nicht  berührt  hatte  ^^  den  letzteren  nach  den  Wünschen  der  Bischöfe 
einrichtete,  und  ihnen,  wenn  auch  nicht  das  Anstellungsrecht  der  Religionslehrer 


1  Minist.  Verf.  v.  1830  bei  Friedberg, 
Baltzer  S.  22.  23. 

2  S.  0.  S.  673.  674. 

3  In  Anregung  gebracht  Bind  diese  Postnlate 
auf  der  Würzburger  Versammlung  1.  J.  1848, 
Aroh.  f.  k.  K.  R.  21,  246  ff.;  Acta  conc.  Lac.  5, 
1019. 

♦  Clt.  Versammlg.,  Arch.  a.  a.  0.  S.  251 ; 
Würzburger  Denkschrift  t.  1848,  Ginzel  im 
Arch.  f.  Kirch engesch.  2,  53;  Denkschrift  des 
bair.  Episkopates  v.  1850,  a.  a.  0.  S.  211;  des 
Oberrhein.  Episkopates  y.  1851,  a.  a.  0.  S.  262. 

5  Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  250;  die  cit  Denk- 
schriften des  bair.  und  des  oberrh.  Episkopates. 

6  Würzburger  Versammlung,  Arch.  21,  249, 
s.  auch  die  cit.  Würzburger  und  bair.  Denk- 
schriften, sowie  die  des  preuss.  Episkopates  von 
1849,  G  i  n  z  e  1  2, 161 .  Der  oberrheinische  Epis- 
kopat beanspruchte  darüber  hinaus  aUerdings 
auch  noch  die  Ernennung  und  Entfernung  durch 
die  Bischdfe,  a.  a.  0.  S.  26X  Während  der  bai- 
rische  dagegen  in  Betreff  der  Religionslehrer 
allein  ^ein  bestimmtes  Vorschlagsreoht^Terlangte, 
a.  a.  0.  S.  209,  forderte  er  femer  für  die  Bisehöfe 
die  Theilnahme  an  der  Abfassung  und  Erlassung 
aller  organischen  Bestimmungen  über  die  Dis- 
oiplin,  sowie  über  die  Bewahrung  und  Pflege  der 
Religiosität  und  SittUchkeit,  a.  a.  0.  S.  211,  das 
Recht  der  Visitation  der  gedachten  Lehranstalten 
in  Bezug  auf  Religion  und  Sittlichkeit,  S  212, 
die  Verfügung  über  den  Schulgottesdienst  (unter 
Zustimmung  der  staatlichen  Behörde)  und  die 
Anordnung  von  religiösen  Uebungen,   S.  209, 


das  Recht  der  gutachtlichen  Aeusserung  über 
die  Geschichtslehrbücher  und  der  Ceberwachung 
der  sonstigen  Schulbücher  in  Bezug  auf  etwaige 
Gefährdung  des  Glaubens  und  der  Sittlichkeit, 
die  Kenntnissnahme  in  Betreff  des  Geschichts- 
unterrichts und  die  Ertheilung  des  Geschichts- 
unterrichts an  katholische  Schüler  nicht  katholi- 
scher Lehranstalten  seitens  des  Religionslehrers 
oder  eines  befähigten  katholischen  Geistlichen, 
S.  211. 

"^  Die  Würzburger  Versammlung,  cit.  Arch. 
21,  255,  hat  folgende  Resolution  gefasst:  „Die 
Kirche,  begründet  duroh  die  Kraft  des  Wortes 
unter  dreihundertjähriger  Verfolgung,  nimmt 
Jetzt,  wie  früher,  die  Freiheit  der  Lehre  und  des 
Unterrichts,  sowie  die  Errichtung  und  Leitung 
eigener  Erziehung»-  und  Unterrichtsanstalten  in 
ausgedehntestem  Sinne  als  dasjenige  Mittel  in 
Anspruch,  ohne  welches  sie  ihre  göttliche  Sen- 
dungwahrhaft und  in  YoUem  Umfange  zu  erfüllen 
ausser  Stande  sein  würde,  und  muss  Jede  ein- 
engende Maassregel  auf  diesem  Gebiet  als 
nicht  vereinbar  mit  den  gerechten  Ansprüchen 
der  Katholiken  deutscher  Nation  ansehen^,  S. 
270.  273.  Vgl.  die  bairische  Denkschrift  bei 
Ginzel2,  212. 

8  $.4,  Belträgez.preuss.u. deutsch. K.R.2,  37. 

^  Denkschrift  der  zu  Wien  versammelten 
österreichischen  Bischöfe  v.  15.  Juni  1849,  coli, 
conc.  Lac  5,  1364. 

10  Von  1849,  Ficker  a.a.O.  S. 408;  Paul- 
senS.  696. 

n  Ficker  S.  413. 
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ftlr  die  Staatsgymnasien  zugestand  <,  doch  die  Befagniss  gewährte,  die  dnreh  eine 
von  ihnen  abzuhaltende  Konknrserdfihnng  als  geeignet  erfundenen  Kandidaten  der 
Landesschnlbehörde  zur  Anstelinng  vorzuschlagen  ^y  jedem  katholischen  Religions- 
lehrer die  missio  canonica  zu  ertheilen  und  sie  ihm  auch  jederzeit  wieder  zu  ent- 
ziehen^. Das  Konkordat  von  1855  ging  aber  noch  Aber  diese  Zugeständnisse  hinaus, 
indem  es  den  Bischöfen  auch  die  Leitung  der  religiösen  Erziehung  der  Jugend  über- 
haupt an  allen  Lehranstalten,  femer  das  Recht,  darttber  zu  wachen,  dass  bei  keinem 
Lehrgegenstande  etwas  dem  katholischen  Glauben  und  der  sittlichen  Reinheit  Zu- 
widerlaufendes vorkomme^,  sowie  das  Recht,  die  bei  dem  Religionsunterricht  in  den 
Gymnasien  und  mittleren  Schulen  zu  gebrauchenden  Lehrbücher  zu  bestimmen,  ein- 
räumte und  endlich  auch  die  Zusicherung  ertheilte,  dass  an  den  eben  gedachten,  f^ 
die  katholische  Jugend  bestimmten  Lehranstalten  blos  Katholiken  zu  Lehrern  ernannt 
werden  sollten  *. 

Was  die  deutschen  Staaten  betrifft,  so  verblieb  es  in  Preussen,  wo  man  schon 
i.  J.  1846  den  Anforderungen  der  Bischöfe  in  Betreff  der  missio  canonica  nachgegeben 
hattet,  bei  dem  bisherigen  Zustande  7. 

Dagegen  wurden  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  durch  das  wttrttem- 
bergische  und  badische  Konkordat,  femer  durch  die  hessische  Konvention 
den  Bischöfen  die  schon  oben  erwähnten  Zugeständnisse  hinsichtlich  der  Leitung  des 
Religionsunterrichtes  gemacht^,  endlich  in  Bai  er  n  die  Stellung  der  Bischöfe  in  Be- 
treff des  Religionsunterrichts  an  den  mittleren  Anstalten  im  wesentlichen  ebenso,  wie 
bei  den  Volksschulen  geordnet^.  Der  geltende  Rechtszustand  beraht  noch  zum  Theil 
auf  den  damals  zur  Geltung  gebrachten  Grundsätzen,  wenngleich  andererseits  die 
Regierangen  einzelne  zu  weitgehende  und  das  staatliche  Oberaufsichts-  und  Leitungs- 
recht beeinträchtigende  Gewährungen  zurückgezogen  haben  ^^, 


1  Welches  sie  frflher  auch  nicht  gehabt  hatten,  dagegen  nur  als  Supplenten  angestellt  werden, 
B.  0.  S.  629.  a.  a.  0.  S.  68.  69. 

2  Bios  bei  politischen  Bedenken  gegen  den  *  Art  5,  o.  S.  582  n.  2. 
Torgeschlagenen  Kandidaten  sollte  die  Staatsbe-  &  Art.  7 :  „In  gymnasils  et  omnibns  qnas  me- 
hörde  von  dem  Vorschlage  des  Bischofs  abgehen  dlas  Yocant ,  scholis  pro  iuTentnte  catholict 
können ,  nnd  im  Uebrigen  derselben  nur  aus-  destinatis  nonnisi  viri  catholioi  in  professores  len 
nahmswelse  yorbehalten  bleiben,  einen  anderen  magistros  nominabnntur  et  omnis  institutio  ad 
Yom  Bischof  als  bef&higt  anerkannten  Priester  Titae  christianae  legem  oordibos  inscribendtm 
zu  wählen,  Vortrag  des  Kult  Minist,  v.  13.  April  pro  rei  quae  tractatur,  natura  oomposita  erit 
1850,  Beiträge  z.  preuss.  n.  deutsch.  K.R.2,  69.  Quinam  libri  In  elsdem  scholis  ad  rdigiosam 

3  y.  V,  23.  April  1850,  Beiträge  z.  preuss.  u.  tradendam  instructionem  adhlbendi  sint,  epi- 
deutsch. K.  R.  2,  56 :  „  $.  1.  Niemand  kann  an  scopi  coUatis  inter  se  consillis  statuent  De  re- 
nlederen  oder  höheren  öffentlichen  Lehranstalten  ligionis  magistrls  pro  publids  gymnasils  mediis- 
als  katholischer  Religionslehrer  oder  Professor  que  scholis  deputandis  ilrma  manebant,  quae  hsc 
der  Theologie  wirken,  ohne  die  Ermächtigung  de  re  salubriter  constituta  sunf  Vgl.  dazu 
hierzu  von  dem  Bisehof  erhalten  zu  haben,  in  Anm.  3. 

dessen  Diöcese  sich  die  Anstolt  befindet.     $.  2.  «  S.  o.  S.  630  n.  8.    Die  in  Preussen  ge- 

Der  Bischof  kann  die  Jemandem  ertheilte  £r-  bräuchlichen  Formeln  für  die  missio  canoniM 

mächtigung   jederzeit  wieder    entziehen;    die  bei W i es e,d. höh. Schulwesen i. Preussen  1,706. 

blosse  Entziehung  dieser  Ermächtigung  macht  "^  Wiese  a.  a.  0.  1^  12. 

Jedoch  einen  von  der  Regierung  angestellten  ^  Vgl.  o.  S.  580  n.  7,  über  Nassau  s.  eben- 

Lehrer  nicht  des  ihm  gesetzlich   zustehenden  daselbst. 

Anspruches  auf   einen    Ruhegehalt  verlustig.''  ^  S.  o.  S.  606.    Vgl.  auch  den  folgenden  $. 

Als  wirkliche  Gymnasiallehrer  sollten  indessen  lO  go  namentlich    in   Württemberg    und 

nur  diejenigen  Priester,  welche  auch  die  Lehr-  Baden,  in  geringerem  Umfange  in  Preussen 

amtskandidatenprüfung  bestanden  hatten,  andere  Das  Nähere  darüber  im  nächsten  ^ 
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§.  240.     2.   DcLs  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  höheren  oder  Mittelschulen  nach  dem 
heutigen  Recht  in  Deutschland, 

I.  Die  allgemeinen  rechtlichen  Grandlagen.  Ebenso  wie  das  Yolks- 
schnlwesen  ist  auch  das  höhere  Unterrichtswesen  in  den  deutschen  Staaten  eine  staat- 
liche Angelegenheit;  und  es  steht  die  oberste  Leitung  der  höheren  oder  Mittelschulen 
den  staatlichen  Centralbehörden  zu  ^  Mit  der  prinzipiellen  Anfifassung  der  katho- 
lischen Kirche  über  das  Unterrichts-  und  Erziehungswesen  befindet  sich  dieser  Rechts- 
zustand gleichfalls  im  Widerspruch  ^,  und  wenn  dieselbe  gegen  den  letzteren  weniger 
lebhaft  angekämpft  hat,  so  liegt  dies  daran,  dass  die  betreffenden  Lehranstalten  nicht 
fflr  die  grosse  Masse  des  Volkes  bestimmt  sind,  und  für  sie  kein  Schulzwang  angeordnet 
werden  kann,  femer  auch  daran,  dass  die  Kirche  wegen  der  grösseren  finanziellen 
Aufwendungen,  welche  die  Errichtung  und  Unterhaltung  derartiger  Schulen  erfordert, 
nur  schwer  in  der  Lage  sein  würde,  ihrerseits  solche  Lehranstalten  zu  begründen 
und  hinreichend  auszustatten 3.  Sie  versucht  daher  im  Allgemeinen  nur,  vom 
Staate  die  Gewährung  eines  möglichst  grossen  Einflusses  auf  die  Einrichtung  und  den 
Unterricht  in  diesen  Schulen  zu  erlangen,  um  die  lernende  Jugend  von  allen,  eine 
katholisch-religiöse  Erziehung  beeinträchtigenden  Einflüssen  fernzuhalten^. 

U.  Oeffentliche  und  private  Lehranstalten.  Die  höheren  Schulen 
sind  öffentliche  Anstalten,  wenn  sie  in  ihrem  Lehrziele,  ihrem  Lehrplane  und  in  ihren 
sonstigen  Einrichtungen  den  vom  Staate  für  solche  Institute  vorgeschriebenen  An- 
forderungen entsprechen,  der  staatlichen  Oberleitung  und  Aufsicht  in  vollem  Umfange 
unterstehen,  jedermann  nach  Massgabe  der  allgemein  bestehenden  Vorschriften  zu- 
gänglich sind,  und  in  Folge  dessen  die  hin  und  wieder  als  s.g.  Oeffentlichkeitsrecht^ 
bezeichnete  Berechtigung  besitzen,  dass  die  durch  sie  gewährte  Bildung  staatlicher- 
seits  als  ausreichende  Vorbereitung  für  bestimmte,  insbesondere  staatliche  und  gelehrte 
Berufsarten ^  oder  fttr  gewisse  besondere  Befugnisse'  betrachtet  wird.  In  Deutsch- 
land stehen  die  öffentlichen  Anstalten  in  der  Regel  im  Eigenthum  des  Staates  oder 
einer  Kommune  oder  bilden  juristisch  selbstständige  Anstalten  mit  juristischer  Per- 
sönlichkeit ^. 

Nicht  blos  die  Begrflndung  der  öffentlichen  Lehranstalten,  welche  von  anderen 
Korporationen^  als  dem  Staat,  sowie  von  einzelnen  physischen  Personen  ausgeht, 
sondern  auch  die  Errichtung  von  Privatanstalten,  welche  die  Ziele  der  hier  fraglichen 
Schulen  verfolgen,  aber  weder  in  allen  Beziehungen  den  staatlichen  Vorschriften 

*  O.  Meyer,  Lehrb.d.  deutsch.  Yerwaltungs-  "^  Z.  B.  zum  ünWersltäts- Studium  und  zum 
rechts  S.  238;    Löning,    Lehrb.  d.  deutsch.      einjährigen  Freiwllligendienst. 

^''^vIHTöraf'nfmlSttich  n.  XLV.  XLVII  'K^l^'^Sn«'  Y^'  ^  *^*Tk  IT'^^'T: 

A      QU  i»na  A   Q  ft7A  ti   0  rechts  S.  760.     In  Oesterreich  befinden  sich 

aes  ^y"*^'^^' ^  ^'  ^'*  "•  ^'  noch  heute  eine  Reihe  solcher  «ffentUcher  An- 

4  V-?' x'o»o,-'v««¥a,^.*  !•♦   7    «    Q    ßQO  stalten  in  der  Hand  von  geistlichen  Orden  (s.  g. 

*  Ygl.  osterr.  Konkordat  Art.  <,  o.  S.  öoi  q*4#*««„^„.„4«„^    ««i«vJ^  ^«».^ik»»  -««.  wx^^i 
«    R    ji^  i^^^i.^ft.  A    R^*^^   -D4.>vk#«   .«  ^««  Stlftsgymnasienj,    welcne  dieselben  zum  Theil 

n.  0;  die  Zuschnft  d.  osterr.  Bischöfe  an  den  «7?™^«  iüii/*^a^  ».i..i«»«    «  a^v^w^    r» 

if«u  iu4«4of   ^  -lÄÄÄ    «Ml   ^«-  T.«  R    40ftQ.  aus  eigenen  Mitteln  erhalten,  v.  Schulte,  D. 

^l'  ^tLl\^:n7^i^^^^^  ^^^^^  ^ten  Orden  in   O^steneich.  Giisen 

ftov.KonzUieirr. Wien  1868,  Pragl^^^  ^^^    S    ^^    ^^      Schulte,    sUtus   dioeces. 

s  fi  l.  c.  p^  21W.  4ÖÖ.  «JW.  cathoUcar.  Oissae  1866.  p.  16.  Auch  in  Baiern 

5  So  in  Oesterreich,   Ficker  a.  a.  O.  S.  ^^^^^^^^  ^^  Benediktiner  einzelne  Gymnasien, 
4<6i ;  Aren.  i.  k.  ü.  tt.  Z4,  ZiK),  a *v  „i  *«    <.*.4^.  ,v   4na 

6  Forden  Beruf  de.  Jnrtiz-,  Verw«ltiing.-Be-  Schulte,  sUtu.  p.  109. 
amten,  des  Geistlichen  u.  s.  w.  ^  Z.  B.  einer  Stadtgemeinde. 
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unterworfen  sein  sollen  noch  die  erwähnten  Berechtigungen  beanspruchen,  bedarf  in 
den  deutsehen  Staaten,  so  in  Prenssen^,  Baiern^,  Sachsen^  und  Elsass- 
Lothringen^  der  Staatsgenehmignng  und,  falls  von  einer  solchen,  wie  in  Oester- 
reich,  unter  Umständen  abgesehen  wird^,  ist  die  Staatsregierung  stets  in  der  Lage, 
wegen  Nichterfflllung  der  gesetzlich  zu  stellenden  Anforderungen  derartigen  Anstalten 
das  s.  g.  Oeffentlichkeitsrecht  zu  verweigern  ^  oder  ihnen  wieder  zu  entziehen  ^.  Bei 
dieser  Stellungnahme  der  staatlichen  Oesetzgebnngen  ist  der  katholischen  Kirche  die 
Möglichkeit  verschlossen,  die  von  ihr  beanspruchte  Befugniss,  eigene,  jeder  staatlichen 
Eontrole  entzogene,  lediglich  unter  kirchlicher  Leitung  und  Aufsicht  stehende  höhere 
Schulen  zu  errichten  und  zu  halten,  zur  praktischen  Durchfahrung  zu  bringen. 

in.  Was  den  konfessionellen  Charakter  der  höheren  Schalen  be- 
trifft, so  fordert  die  katholische  Kirche,  dass  die  für  die  katholische  Jugend  bestimmten 
Mittelschulen,  ebenso  wie  die  Volksschulen,  als  spezifisch  katholische  eingerichtet 
werden  s. 

Staatlicherseits  bestehen  dagegen  —  abgesehen  von  Oesterreich^,  dessen 
Gesetzgebung  die  Staats-,  Landes-  und  Kommunalanstalten  hinsichtlich  der  Lehrer 


»  A  L.  R.  11.  12.  SS.  2.  54. 

2  V.  V.  21.  April  1873.  S-  2,  Arch.  t  k.  K.  R 
29,  442. 

3  Ges.  üb.  d.  Gymnasien,  Realschulen  und 
Seminarien  v.  22.  August  1876.  $•  2,  v.  Seyde- 
witz,  Codex  des  sächs.  Kirchen-  und  Schul- 
rechts. Suppl.  Bd.  S.  462. 

<  ünterrichtsgesetz  t.  12.  Februar  1873.  %.  1, 
8.  0.  S.  568  n.  3. 

In  Oesterreich  ist  nach  dem  ReichsYOlks- 
Bchulgesetz  v.  14.  Mai  1869.  %  70,  Arch.  f.  k.  K. 
R.60, 126,  zur  Errichtung  von  PriYatlehranstalten, 
in  welche  schulpflichtige  Kinder  aufgenommen 
werden  sollen  —  und  dahin  gehören  auch  die 
Gymnasien  und  Realschulen  — ,  die  Genehmi- 
gung der  Landesschulbehörde  nothwendig,  wel- 
che aber  nicht  versagt  werden  kann,  wenn  den 
vorgeschriebenen  Bedingungen  Genüge  ge- 
schehen ist. 

Wo  keine  derartigen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen bestehen,  wird  eine  solche  Genehmigung 
immer  im  Verwaltungswege  gefordert  werden 
können,  weil  das  höhere  Unterrichtswesen  überall 
als  eine  staatliche  Angelegenheit  gilt  und  der 
staatlichen  Beaufsichtigung  unterliegt,  es  sei 
denn,  dass  dies  durch  besondere  Vorschriften, 
wie  in  Oesterreich  (s.  d.  folg.  Anm.)  oder 
in  Baden  —  hier  erfordern  SS*  103  ff:  des  Ele^ 
mentarschulgesetzes  v.  8.  März  1868  blos  hin- 
sichtlich derjenigen  Privatanstalten,  welche  für 
schulpflichtige  Kinder  bestimmt  sind,  die  Inne- 
haltung  gewisser  Normativ-Anforderungen  und 
den  Nachweis  der  Erfüllung  —  ausgeschlossen 
wird.  Für  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
durch  die  Kirche  würde  Indessen  kraft  besonderer 
Spezialvorschriften  in  Baden  ein  Gesetz  er- 
forderlich sein,  s.  o.  S.  584. 

5  Ges.  V.  25.  Mai  1868  über  das  Verh.  der 
Schale  zur  Kirche.  S*  ^  •  n^^  steht  jeder  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  frei,  aus  ihren  Mitteln 
Schulen  für  den  Unterricht  der  Jngend  von  be- 


stimmten Glaubensbekenntnissen  zu  errichten 
und  zu  unterhalten.  Dieselben  sind  jedoch  den 
Gesetzen  für  das  Unterrichtswesen  unterworfen 
und  können  die  Zuerkennung  der  Rechte  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  nur  dann  in  Anspmcb 
nehmen,  wenn  allen  gesetzlichen  Bedingungen 
für  die  Erwerbung  dieser  Rechte  entsprochen 
wird." 

ö  VgL  d.  vor.  Anm. 

^  So  ist  man  in  Oesterreich  1849  mit  ein- 
zelnen bischöflichen  und  Ordensgymnasien, 
welche  sich  den  in  Folge  der  Gymnasialrefonn 
d.  J.  1849  gestellten  Anforderungen  nicht  gefügt 
hatten,  verfahren,  Ficker  S.  422,  und  eluCiit 
Eri.  d.  Kult  Min.  v.  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24, 
271,  hat  einzelnen  derartigen  Anstalten  die  Eot- 
ziehung  ebenfalls  in  Aussicht  gestellt. 

8  S.  0.  S.  573.  592.  631.  632  n.  5. 

fl  Cit.  Ges.  V.  25.  Mai  1868.  S-  3:  ,^e  vom 
Staate,  von  einem  Lande  oder  von  Gemeinden  gant 
oder  theilweise  gegründeten  oder  erhaltenen 
Schulen  und  Erziehungsanstalten  sind  allen 
Staatsbürgern  ohne  Unterschied  des  Glaubens- 
bekenntnisses zugänglich."  S*  ®*  »^^®  ^®^' 
ämter  an  den  im  S-  3  bezeichneten  Schulen  and 
Erziehungsanstalten  sind  für  alle  Staatsbürget 
zugänglich,  welche  ihre  Befähigung  hierzu  in 
gesetzlicher  Weise  nachgewiesen  haben.  Als 
Religionslehrer  dürfen  nur  diejenigen  angestellt 
werden,  welche  die  betr.  konfessionelle  Oberbe- 
hörde als  hierzu  befähigt  erklärt  hat.  Bei  andem 
Schulen  und  Erziehungsanstalten  (S*  4,  s.o.  Anm. 
5)  ist  diesfalls  das  Errichtungsstatut  massf^ 
bend.^  Konfessionell  sind  also  nur  die  von  den  Ki^ 
eben  errichteten  oder  unterhaltenen  Anstalten, 
aber  auch  diese  brauchen  es  nach  S*  5  des  dt  06- 
setzes  („die  Benutzung  von  Schulen  und  Sf' 
Ziehungsanstalten  für  bestimmte  Glaubensge- 
nossen ist  Mitgliedern  einer  andern  Beligions- 
gesellsohaft  durch  das  Gesetz  nicht  nntenigt") 
nicht  in  Retreff  der  Schüler  zu  sein. 
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und  Schiller  aller  Konfessionen  für  simultan  erklärt  —  keine  gesetzlichen  Vor- 
Schriften^  welche  prinzipiell  Aber  den  Charakter  der  betreflfenden  Anstalten  Bestim- 
mang  treffen  ^.  In  Folge  der  historischen,  namentlich  der  konfessionellen  Entwicklung 
in  den  deutschen  Territorien,  femer  aber  auch  in  Folge  von  Stiftnngs-  oder  statuta- 
rischen Bestimmungen  haben  indessen  die  deutschen  Gymnasien,  zum  Theil  im  Gegen- 
satz gegen  die  Realschulen 2,  in  vielen  Staaten  einen  konfessionellen  Charakter,  so  in 
Preussen^,  Baiern^,  Württemberg*,  Sachsen^,  Baden^  und  Hessen^ 
(wobei  in  einzelnen  Ländern  freilich  der  evangelische  Charakter  überwiegt  ^j ,  und  es 
konmien  neben  ihnen  blos  als  Ausnahmen  auch  höhere  Schulen  mit  simultanem  Cha- 
rakter vor  ^^.  Rechtlich  sind,  soweit  es  an  gesetzlichen  Vorschriften  fehlt,  die  Regie- 
rungen in  der  Lage,  Anstalten  des  einen  oder  anderen  Charakters  zu  errichten  und 
zuzulassen  ^1,  auch  den  letzteren  zu  ändern  ^^,  sofern  nicht  etwa  durch  eine  besondere, 
nicht  staatliche  Stiftungsnorm  ^f  einer  höheren  Schule  ein  bestimmter  Charakter  von 
vornherein  beigelegt  ist  ^*. 

Desgleichen  entscheiden  auch  die  staatlichen  Fundations-Anordnungen  oder 
etwaigen  Stiftungsbedingungen  darüber,  ob  der  Grundsatz  der  Konfessionalität  der 
Anstalt  blos  in  Bezug  auf  die  Lehrer  oder  auch  in  Bezug  auf  die  Zulassung  von  Schü- 
lern zur  Anwendung  gelangt.  Ueberwiegend  ist  nur  das  erstere,  nicht  das  letztere 
der  Fall^*.  Die  Schüler,  welche  einer  anderen  Konfession  als  der  der  Anstalt  ange- 
hören, werden  aber  von  dem  obligatorischen  Religionsunterricht  dispensirt^^,  sofern 


>  Das  sächslsohe  Gesetz,  s.  0.  S.  634  d.  3, 
hat  ebensowenig  eine  direkte  Vorschrift  darüber, 
wie  das  Ges.  v.  1.  NoYember  1878  über  Unter- 
haltung und  Verwaltung  öffentlicher  Schulen  für 
Elsass-Lothringen,  Althoff  etc.,  Sammig. 
d.  i.  Elsass-Lothr.  gelt  Gesetze  3,  912,  und  das 
Regulativ  fQr  die  höhereu  Lehranstalten  t.  10. 
Juli  1873,  a.  a.  0.  S.  367. 

2  Soz.  B.  in  Preussen,  Wiese  1,  37. 

3  A.  a.  0.  1,  37  u.  2,  19. 

4  Hopf  in  Schmid.  Encyklopädie  1,  447. 

5  Arch.  f.  k.  K.  R  54,  269. 

6  Nach  dem  Gesetz  t.  1876  allerdings  nicht, 
doch  sind  die  Gymnasien  und  Realschulen  fak- 
tisch lutherische,  wie  denn  auch  die  Lehrord- 
nungen für  beide  vom  29.  Januar  1877.  J.  6,  v. 
Seydewitz  a.a.O.  S.  484.  500,  davon  aus- 
gehen, dass  der  obligatorische  Religionsunter- 
richt in  ihnen  allein  im  lutherischen  Bekenntniss 
ertheilt  wird. 

"J  Holtzmannbel  Schmid  a.  a.  O.  1,  401; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  259. 

8  01t  Arch.  a.  a.  0. 

9  So  vor  allem  lnSachsen(s.  Anm.  6),  femer 
in  Württemberg,  sowie  in  Hessen,  wo  kein 
rein  katholisches  Gymnasium  besteht 

10  Z.B.  in  Preussen,  Baiern,  Badenund 
Hessen ,  s.  die  vorh.  Anm. 

1^  In  Preussen  hat  die  XJnterrichtsverwaltung 
bis  1872  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  dass 
jede  Schale  einen  konfessionellen  Oharakter 
haben  müsse,  und  die  wenigen  Simultanschulen 
nur  als  christlich  simultane  behandelt.  Wiese 
1,  37;  2,  19,  weshalb  man  auch  an  diesen  Dissi- 
denten und  Juden  von  der  Lehrthätigkeit  aus- 
geschlossen hat,  a.  a.  0.  1,  563  u.  2,  27.     Erst 


seit  1872  ist  diese  gesetzlich  nicht  bedingte 
Praxis  aufigegeben,  a.  a.  0.  3,  18,  und  es  sind 
auch  ausnahmsweise  Juden  als  Lehrer  zuge- 
lassen worden,  3,  21. 

12  Die  Sache  liegt  hier  anders  wie  bei  den 
Volksschulen  (s.  0.  S.  598),  well  über  deren 
Oharakter  die  Gesetzgebung  vielfach  bestimmt 
hat  Nur  in  Geste rr eich  dürfen  die  vorhin 
gedachten  Schulen  nicht  als  konfessionelle  ein- 
gerichtet oder  zu  solchen  umgestaltet  werden. 
Wohl  aber  können  die  Kirchen  konfessionelle 
Mittelschulen  errichten,  s.  0.  S.  634  n.  9. 

13  Der  Umstand,  dass  in  früherer  Zeit  eine 
höhere  Schule  lediglich  konfessionell  war,  ist 
aber  aus  den  o.  S.  597  angegebenen  Gründen 
dafür  allein  nicht  ausreichend.  Nach  diesem 
Grundsatz  ist  die  preussische  Praxis  früher  in 
Posen  verfahren,  s.  darüber  das  Promemoria  des 
Erzbischofs  von  Posen  u.  Gnesen  v.  1848  bei 
Ginzely  Arch.  t  Kirchengesch.  2,98,  und  diese 
ist  jetzt  wieder  die  herrschende,  Wiese  3,  19. 

14  In  diesem  Fall  bleibt  eine  Aenderung  aller- 
dings immer  noch  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung möglich,  8.  0.  S.  598  n.  2. 

15  So  z.  B.  in  Preussen,  Wiese  1,  37,  in 
Baiern,  Silbern  agl,  Verfassg.  sämmtl. 
Religionsgenossenschaften  2.  Aufl.  S.  506;  in 
Sachsen,  s.  0.  Anmerk.  6  und  In  Baden, 
Holtzmann  bei  Schmid  1,  401. 

1«  So  in  Sachsen  nach  der  Ausführungs.-V. 
V.  29.  Januar  1877.  %,  7,  v.  Seydewitz  S. 
478  (s.  auch  S.  485.  500),  wenn  die  Schüler  das 
14.  Jahr  vollendet  haben  oder  „für  ihr  ihren  Re- 
ligionsunterricht möglichst  gesorgt  ist^,  in  £  1  - 
sass- Lothringen,  clt  Regulativ  v.  1873  (s. 
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I,  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  240. 


nicht  etwa  anch  ftr  einen  solchen  in  ihrem  Bekenntniss  von  der  Schule  selbst  ge- 
sorgt wird^ 

Was  insbesondere  die  Anstellung  und  Verwendung  von  altkatholischen  Leh- 
rern an  solchen  höheren  Schulen  betrifft,  welche  bereits  vor  dem  vatikanischen  Konzil 
einen  spezifisch  katholischen  Charakter  besassen,  so  wäre  auch  hier  die  Behandlung 
dieser  als  Simultananstalten  der  gegebene  Weg  gewesen  ^.  Diesen  hat  man  aber  io 
Preussen  und  in  Baiern  nicht  eingeschlagen,  sondern  nur  den  Eltern  altkatho- 
lischer Kinder  das  Recht  gewährt,  die  Dispensation  derselben  von  dem  neukatholiscben 
Religionsunterricht  zu  beanspruchen,  falls  von  ihnen  für  einen  solchen  Unterricht  ein 
geeigneter  Ersatz  nachgewiesen  wird  ^, 

III.  Die  Leitungs-  und  Aufsichtsbehörden.  Die  obere  Leitung  und 
obere  Aufsicht  über  die  höheren  Schulen  führen  in  den  deutschen  Staaten  die  staat- 
lichen obersten  Centralbehörden  ^.  Von  einer  konfessionellen  Sonderung  derselben 
ist  dabei  in  noch  viel  geringerem  Umfange,  wie  beim  Volksschulwesen  die  Rede. 
Eine  solche  kommt  einzig  und  allein  in  Oldenburg  vor^  Ebensowenig  ist,  sofern 
noch  unter  der  Central-Instanz  eine  besondere,  unmittelbare  Aufsichtsbehörde  be- 
steht^, die  Mitgliedschaft  in  dieser  gesetzlich  an  eine  bestimmte  Konfession  gebunden  ^ 
noch  den  Oeistlichen  der  einen  oder  anderen  Religionspartei  als  solchen  ein  Recht 
darauf  gewährt^.   Es  entsprechen  daher  diese  Gestaltungen  den  Anforderungen  der 


0.  S.  635  n.  1)  %.  13,  sofern  ein  ausreichender 
Ersatz  beschafft  wird. 

1  So  in  Preussen  bei  einer  grösseren  Zahl 
Yon  Schülern  einer  anderen  christlichen  Kon- 
fession durch  Remunerirong  eines  eigenen  Reli- 
gionslehrers, Y.  Rönne,  Unterrichtswesen  1, 
204  n.  1;  Wiese  1,  37;  ebenso  in  Baiern, 
Silhernagl  S.  506,  und  in  Baden,  Holtz- 
mann  a.  a.  0.  S.  401.  404.  Ist  die  Schüler- 
zahl zu  gering,  so  tritt  Dispensation  ein.  In 
Baiern  ist  selbst  für  die  Juden  der  Religions- 
unterricht obligatorisch,  und  es  haben  die  Schul- 
behörden auf  die  Ertheilung  desselben,  aber 
auf  Kosten  der  israelitischen  Glaubensgenossen, 
hinzuwirken,  Silbernagl  a.  a.  0. 

Eine  konfessionelle  Trennung  des  Ge- 
schichtsunterrichts ist  in  Baiern  durch 
Min.  Entschl.  v.  13.  Mai  1840  für  Anstalten, 
welche  von  Schülern  verschiedener  Konfessionen 
besucht  wurden,  angeordnet  worden,  allein  aus 
Mangel  an  finanziellen  Mitteln  hat  man  blos  an 
einzelnen  dieser  Schulen  den  gedachten  Unter- 
richt den  Religionslehrem  des  betreffenden  Be- 
kenntnisses übertragen  (Arch.  f.  k.  K.  R.  27, 
LXXVII).  Seit  dem  J.  1872  ist  indessen  diese 
Trennung  beseitigt,  Silbernagl  S.  507,  und 
die  Schulordnungen  für  die  Studienanstalten 
und  die  Realgymnasien  v.  20.  August  1874, 
S.  14,  Ges.  Bl.  1874.  S.  480.  522,  haben  aus- 
drücklich angeordnet,  dass  eine  solche  Schei- 
dung nicht  stattzufinden  hat. 

2  S.  595.  596.  Auch  bei  stiftungsmässig  ka- 
tholischen Schulen,  wenigstens  in  Bezug  auf  die 
Neu-  und  Altkatholiken,  da  die  Staatsregierun- 
gen beide  als  gleichberechtigte  Mitglieder  der 
katholisehen  Kirche  anerkennen.  FürOester- 
reich  liegt  allerdings  die  Sache  anders,  s.  o.  S. 
596  n.  8. 


3  Für  Preussen  s.  o.  S.  696  n.  6;  für 
Baiern  Silbernagl  S.  255. 

<  G.  Meyer  a.a.  0.  S.  228.238.  u.  Löning 
a.  a.  0.  S.  762. 

5  Denn  nach  d.  o.  S.  698  n.  10  cit.  Gesetz  von 
1855  Art.  1.  2  haben  die  beiden  konfeasioneU 
gesonderten  Oberschulkollegien  unter  Oberauf- 
sicht des  Staatsministeriums  die  Leitung  des 
gesammten  evangelischen  bezw.  katholischen 
Unterrichtswesens  (mit  Ausnahme  der  Militär- 
und  blossen  Fachschulen). 

Dagegen  scheidet  Württemberg,  s.  o.  S. 
598  n.  9,  hier  aos,  weil  das  gesammte  Gelehrten- 
und  Kealschulwesen  unter  der  Leitung  einer 
besonderen  Abtheilung  des  Ministeriums  des 
Kirchen-  und  Schulwesens  steht,  Oaupp, 
Staatsrecht  des  Königr.  Württemberg  in  Mar- 
quardsen,  Hdbch.  d.  öffentl.  Rechts.  III.  i 
2,  247;  ▼.  Sarwey,  württemb.  Staatsrecht 
Tübingen  1883.  2,  386. 

In  Bai  er  n  endlich  ist  die  S.  699  n.  2  er- 
wähnte Vorschrift  nur  auf  das  Volksschulwesen 
bezogen  und  angewendet  worden,  H  opf  a.  a.  0 
1,  449. 

«  Wiein  Preussen  die Provinzialschulbehor- 
den,  in  Baiern  die  Kreisregierungen. 

^  Dadurch  ist  selbstverständlich  nicht  ausge- 
schlossen, dass  Katholiken  als  Mitglieder  in  diese 
Behörden  eintreten  und  mit  der  Bearbeitung  und 
Erledigung  der  die  katholischen  Schulen  and 
Lehrer  betreffenden  Angelegenheiten  betraut 
werden,  s.  z.  B.  o.  S.  599  n.  2. 

8  In  Württemberg  hat  allerdings  das  Ges. 
betr.  die  Aufsicht  über  die  Gelehrten-  und 
Realschulen  v.  1.  Juli  1876,  Reg.  Bl.  S.  267, 
bei  denjenigen  Schulen ,  welche  nicht  der  in 
Anm.  5  gedachten  Oberstudienbehörde  unmit- 
telbar, sondern  einer  s.  g.  örtlichen  Stndlenb«- 
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katholischen  Kirche  ^  noch  viel  weniger  als  die  das  Volksschulwesen  betreffenden 
Organisationen. 

IV.  Die  Leitung  des  Unterrichts^  insbesondere  des  Beligions- 
Unterrichts.  Ebensowenig  wie  hinsichtlich  der  Volksschulen  räumen  die  modernen 
Staaten  der  katholischen  Kirche  eine  Mitwirkung  bei  der  Leitung  des  Unterrichts 
der  höheren  Schulen  ein^,  vielmehr  gewähren  dieselben  der  ersteren  ebenfalls  nur 
bestimmte^  und  zwar  verschieden  bemessene  Befagnisse  hinsichtlich  des  Beligions- 
Unterrichts. 

1.  Die  Besorgung  und  Ueberwachung  desselben  ist  der  Kirche  iuBaden^ 
gesetzlich  zugestanden.  Demgemäss  hat  die  bischöfliche  Behörde  auch  hier  für  die 
Mittelschulen  den  Lehrplan  fdr  den  Beligionsunterricht  aufzustellen^,  die  Beligions- 
lehrbücher  zu  bestimmen  ^  und  die  Anordnungen  Uber  den  Schulgottesdienst  zu  er- 
lassen ^^  aber  dies  alles  unter  Beachtung  des  Grundsatzes,  dass  gesetzlich  die  einheit- 
liche Leitung  des  Unterrichts  den  staatlichen  Schulbehörden  gebtlhrt  7,  so  dass  also 
ttber  das  Verhältniss  zu  diesen,  obwohl  es  an  einer  besonderen  gesetzlichen  Fixirnng 
fehlt,  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  den  Elementarschulen  zur  Anwendung  kommen^. 
Ebenso  hat  auch  Air  die  hier  fraglichen  Lehranstalten  die  bischöfliche  Behörde  die 
Religionslehrer  ihrerseits  zu  stellen,  und  in  Folge  dessen  ruht  die  Ertheilung  des 
Religionsunterrichts  wesenüich  in  der  Hand  der  katholischen  Ortspfarrer  oder  der 
Hilfspriester  derselben  ^. 

Auf  demselben  Standpunkte  steht  die  österreichische  Gesetzgebung,  denn 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1868  ^^  beziehen  sich  nicht  Mos  auf  die  Volks-, 
sondern  auch  auf  die  Mittelschulen  ^K 

2.  In  Baiern^2  und  in  Württemberg^^  ist  die  Kirche  dagegen  nur  auf  das 
Recht  der  Leitung  und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  beschränkt.    Die 


hörde,   d.  h.   der  Ortssohulbehorde  unteistellt  ^0  S.  o.  S.  605  n.  2  und  S.  606  n.  1  wodurch 

sind,  nämlich  bei  solchen,   welche  der  Hanpt^  der  Art.  7  des  Konkordates .   s.  o.  S.  632  n.  5, 

Sache  nach  nicht  unmittelbar  Tom  Staat  nnter-  beseitigt  worden  ist. 

halten  werden,  vgl.  Gaupp  a.  a.  0.  S.  248  u.  v.  ^^  £s  gilt  also  hier  daso.  S.  606  über  dieYolks- 

Sarwey2,387,  dem  Ortsgeistlichen  als  solchem,  schnlen  Bemerkte.    Nach  d.  V.  des  Knlt  Min. 

bei  paritätischen  Gemeinden  je  einem  von  der  v.  1870,  Aroh.  1  k.  K.  R.  24,  26,  hat  bei  Diffe- 

Oberstudienbehörde  zn  berufenden  Geistlichen  renzen  über  das  Mass  der  religiösen  Uebungen 

Jeder  Konfession  die  Mitgliedschaft  und  zum  für  katholische  Schüler  zwischen  dem  Lehr- 

Theil  auch  gemeinsam  mit  dem  OrtSTorsteher  die  körper  der  Mittelschule  und  der  kirchlichen  Be- 

VoTstandschaft  in  der  OrtschulbehÖrde  und  die  horde  die  Landesschulbehörde  selbstständig  zu 

Geschäftsführung  eingeräumt,   ohne  allerdings  entscheiden,  jedoch  soll  jedenfalls  an  dem  Schul- 

die  Geistlichen  zum  Eintritt  zu  yerpflichten.  gottesdienst  zu  Anfang  und  Ende  des  Schul- 

^  S.  0.  S.  699.  Jahres,  an  Sonn-  und  Festtagen,   am  Tage  des 

2  Yg).  0.  S.  603  und  die  dortigen  Gitate;  s.  Empfanges  der  Sakramente  der  Busse  und  des 
auch  S.  632.  Altars  zu  Ende  und  Anfang  des  Schuljahres  und 

3  Ges.  V.  9.  Oktober  1860.  J.  12,  o.  S.  604  n.  4.  zur  österlichen  Zeit  festgehalten  werden.   Auch 

4  S.  die  y.  des  erzbischöfl.  Ordinariats  zu  Frei-  sind  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  zur  disci- 
burg  üb.  d.  religiöse  Unterweisung  an  den  Mittel-  plinaren  Ueberwachung  der  Schüler  ihres  Glau- 
schulen  (Gymnasien,  Progymnasien,  Realgym-  bensbekenntnisses  bei  den  Andachtsübungen 
nasieu  und  höheren  Bürgerschulen)  v.  16.  Aug.  für  verpflichtet  erklärt 

1883,  Arch.  f.  k.  K.  R.  52,  281,  nach  welcher  «  S.  Bei.  Ed.  v.  1818.  S-  38,  o.  S.  606  n.  2 

die  Aufsicht  über  den  Beligionsunterricht  be-  Die  o.  S.  636  n.  1  cit.  Schulordnungen  t.  1874. 

sonderen  erzbischöflich  bestellten  Kommissarien  ^  8  bez.  $.  6  erklären  ausdrücklich,    dass  der 

übertragen  ist.  Religionsunterricht  nach  den  hierüber  bestehen- 

&  Vgl.  a.  a.  0.  S.  284.  den  Bestimmungen  ertheilt  wird.     Vgl.  femer 

«  A.  a.  0.  S.  286.  o.  S.  629. 

^  S.  cit.  Ges.  v.  1860.  §•  12.  ^  Gesetz  v.  30.  Januar  1862.   Art.  13,  o.  S. 

»  S.  0.  S.  604.  606  u.  3,  welches  sich  nicht  blos  auf  die  Volks- 

ö  Vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  48,  362.  schulen  bezieht 
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[§.  240. 


kirchlichen  Behörden  haben  hier  als  Ansflass  dieses  Rechtes  dieselben  Beftignisse, 
wie  hinsichtlich  der  Volksschnlen  zu  ftben  ^. 

3.  Eine  dritte  Qmppe  von  deutschen  Staaten  gewährt  endlich  der  katholischen 
Kirche  blos  ein  Recht  der  Aufsicht  Aber  den  Religionsunterricht,  und  das  Recht  auf 
vorgftngiges  Einvernehmen  in  Betreff  der  Bestimmung  der  Religionslehrbficher^  so 
Preussen^und  Hessen^. 

V.  Die  Lehrer  an  den  Mittelschulen.  1.  Im  Allgemeinen.  Hinsicht- 
lich der  Konfession  der  Lehrer  kommt  ebenso  wie  ftr  die  Volks-,  auch  für  die 
Mittelschulen  der  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  dieselben  bei  konfessionellen  An- 
stalten der  Religionspartei,  ftlr  welche  dieselbe  bestimmt  ist,  angehören  mfissen^. 
Femer  sind  in  den  deutschen  Staaten  die  Mitglieder  der  kirchlichen  Orden  und  ordens- 
ähnlichen  Korporationen^  von  jeder  Lehrthätigkeit  an  den  öffentlichen  höheren  Lehr- 
anstalten, abgesehen  von  Preussen*,  in  demselben  umfange,  wie  von  einer  aolchen 
an  den  Volksschulen  ^  ausgeschlossen  ^. 

2.  Die  Religionslehrer  insbesondere.  Der  Grundsatz,  dass  jeder,  welcher 
die  katholische  Religion  öffentlich  lehren  will,  die  kirchliche  Ermächtigung  dazu  vor- 
her einzuholen  hat^,  findet  selbstverständlich  auch  auf  die  Religionslehrer  an  den 
öffentlichen  höheren  Schulen  Anwendung ^^.  In  B a d e n  und  Oesterreich,  wo  den 
Kirchen  die  Besorgung  des  Religionsunterrichts  und  damit  auch  die  Bestimmung  der 
Religionslehrer  liberlassen  ist,  hat  die  Kirche  dadurch  eine  gesetzliche  Grundlage  fOr 
die  von  ihr  beanspruchte  missio  erhalten  ^^. 

In  den  librigen  Staaten,  in  welchen  der  kirchlichen  Behörde  blos  die  Leitung 
und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts,  wie  in  Baiern  und  Wlirttem borg, 
oder  gar  nur  die  Aufsicht  Aber  denselben,  wie  inPreussen  und  Hessen  zugestan- 


1  Vgl.  0.  S.  607. 

2  S.  0.  S.  611  u.  8.  630. 

3  Besondere  Bestimmungen  sind  nicht  be- 
kannt Nach  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260  ist  aber 
anzunehmen,  dass  der  bischöflichen  Behörde 
auf  den  Religionsunterricht  an  den  höheren 
Lehranstalten  Im  Verwaltungswege  derselbe 
Einfluss,  wie  hei  den  Volksschulen,  o.  S.  609, 
gestattet  wird. 

Auch  In  Sachsen  fehlt  es  an  speziellen 
Vorschriften.  Hier  Ist  wohl  nüt  Rücksicht  dar- 
auf, das  die  höheren  Schulen  thatsachlich  luthe- 
risch sind  und  den  katholischen  Schülern  der 
Religionsunterricht  nicht  in  denselben  ertheilt 
wird  (s.  0.  S.  636  n.  6  und  16),  ein  Bedürftiiss 
dazu  nicht  hervorgetreten. 

4  0.  S.  614.  Nur  hat  es  hier  die  Regierung, 
wenn  keine  gesetzlichen  oder  keine,  ihrer 
Verfügung  entzogene  Stiftungsnormen  entgegen 
stehen,  also  namentlich  in  Betreff  der  Ton 
ihr  errichteten  und  zunächst  für  konfessionell 
erklärten  Gymnasien  und  Realschulen  in  der 
Hand,  durch  Anstellung  yon  Lehrern  anderer 
Bekenntnisse  den  konfessionellen  Charakter  zu 
ändern. 

&  lieber  den  kirchlichen  Standpunkt  s.  o.  S. 
616  und  die  Synode  t.  Colocza  y.  1863,  colL 
conc  Lac.  5,  703,  welche  es  empfiehlt,  so  viel 
wie  möglich  diesen  Genossenschaften  die  Leitung 
der  Gymnasien  zu  übertragen. 

•  S.  0.  S.  617  n.  1. 


7  S.  616.  XJeber  die  Errichtung  von  Privat- 
anstalten, welche  die  Ziele  der  höheren  Schulen 
verfolgen,  und  die  Ertheilung  von  XJnterriebt  an 
denselben  s.  die  Nachweisungen  in  den  Anmer- 
kungen ebendaselbst.  Was  speziell  H  e  s  s  e  u  be- 
trifft, so  bezieht  sich  das  Ges.  v.  1874,  o.  S.  616 
n.  5  allerdings  nur  auf  die  Volksschulen,  aber 
für  die  höheren  führt  das  Ordensgesetz  v.  1875 
zu  demselben  Ergebniss. 

Wegen  der  Ordensgymnasien  In  Oesterreich 
und  in  Bai  er  n  s.  o.  S.  633  n.  8. 

8  Hinsichtlich  der  Vereidigung  der 
Lehrer  an  den  höheren  Schulen,  welche  ge- 
wöhnlich die  Rechte  und  Pflichten  der  Statts- 
beamten haben,  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.  239  und 
Lönlng  a.  a.  0.  S.  761,  trifft  das  o.  S.  620 
Bemerkte  gleichfalls  zu. 

»  S.  0.  S.  447  u.  S.  620. 

iO  In  Preussen  ist  kirohlicherseits  diese 
Forderung  gerade  zuerst  in  Betreff  derReligions- 
lehrer  an  den  Gymnasien  geltend  gemacht  wor- 
den, s.  0.  S.  630  n.  8,  vgl.  femer  8.  631. 

"  Aus  den  S.  621  dargelegten  Gründen,  für 
Oesterreich  s.  Insbesondere  Ges.  v,  16.  Mii 
1868.  S.  2;  0.  S.  606  n.  2.  Die  ReUgionslehrer 
an  den  Mittelschulen  werden  übrigens  staatlich 
besoldet.  Der  Landessohulrath  schlägt  dem 
Bischof  die  Kandidaten  zur  Auswahl  vor,  doch 
ist  der  letztere  nicht  an  den  Vorschlag  gebouden 
und  kann  seinerseits  eine  geeignete  PersöoUcb- 
keit  bezeichnen. 


§.  240.] 


Veihfiltnifls  der  Kirche  zur  Mittelschule.    Heutiges  deutsches  Recht. 


639 


den  ist,  gilt  die  nUssio  canonica  vom  staatlichen  Standpunkt  ans  nicht  als  erforderlich, 
sowie  rechtlich  als  irrelevant  ^.  Aus  dem  o.  S.  622  hervorgehobenen  Grande  findet 
aber  auch  hier  zwischen  den  staatlichen  Behörden  und  den  kirchlichen  Oberen  vor 
der  Anstellnng  oder  der  Verwendung  der  Religionslehrer  eine  vorherige  Verständigung 
behnfs  Feststellung  ihrer  Qualifikation  statt  2. 

Vielfach  fungiren  auch  in  den  zu  der  eben  besprochenen  Gruppe  gehörenden 
Staaten^  katholische  Geistliche  als  Religionslehrer  an  den  höheren  Schulen^.  In 
Preussen  haben  sie  ihre  Befähigung  zur  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  durch 
Ablegung  einer  besonderen  Prüfung  darzuthun  ^. 

Die  von  den  staatlichen  Schulbehörden  in  diesen  Stellungen  zugelassenen  oder 
verwendeten  Geistlichen  üben  die  betreffenden  Funktionen  nicht  ald  kirchliche,  son- 
dern als  staatliche  aus,  und  wenngleich  ihnen  von  den  staatlichen  Behörden  über  den 
Inhalt  der  im  Unterricht  zu  behandelnden  katholischen  Glaubenslehren  keine  Vor- 
schriften gemacht  werden  dürfen  ^,  so  unterliegen  sie  doch,  wie  die  anderen  Lehrer, 
allen  für  die  letzteren  massgebenden  Bestimmungen,  und  können  nur  wie  diese  von 
den  staatlichen,  nicht  aber  von  den  kirchlichen  Behörden  aus  ihren  Aemtem  oder 
Verrichtungen  entfernt  werden  ^. 


1  S.  0.  S.  623.  In  Preussen  hat  man  seit 
1872  den  früheren  Standpunkt,  o.  S.  630  n.  8, 
aufgegehen.  Nach  der  neueren  Praxis  wird  nur 
eine  Erklärung  des  Bischofs  über  die  kirchliche 
Qualifikation  eingeholt,  bei  Geistlichen  zugleich 
zu  dem  Zweck,  damit  sich  der  Bischof  während 
der  Funktion  der  letzteren  als  Religionslehrer 
seiner  anderweiten  Disposition  über  dieselben 
begiebt.  Die  Beschaffung  der  missio  canonica 
bleibt  dagegen  den  Lehrern  selbst  überlassen 
und  der  Staat  kümmert  sich  um  diese  nicht  mehr, 
Wiese  a.  a.  0.  3,  12. 

2  Für  Preussen  s.  vor.  Anm.;  fürßaiern 
0.  S.  623  n,  1;  für  Württemberg  Golther, 
Staat  und  kathol.  Kirche  In  Württemberg  S.  383. 
384  und  für  Hessen  Arch.  f.  k.  K.  R.  64,  260. 

Die  Verhältnisse  liegen  bei  den  höheren  Lehr- 
anstalten anders  als  bei  den  Volksschulen,  weil 
an  den  ersteren  für  die  Regel  besondere  Reli- 
gionslehrer fangiren,  während  an  den  letzteren 
vielfach  blos  ein  Lehrer  angestellt  ist  uud  dieser 
auch  den  Religionsunterricht,  sofern  der  Orts- 
geistliche nicht  denselben  versieht,  zu  ertheilen 
hat.  Unter  diesen  Umständen  erscheint,  wenn 
der  Bischof  vorher  über  die  Qualifikation  der  zu 
verwendenden  Religionslehrer  befragt  wird  und 
namentlich  als  solche  katholische  Geistliche  zu- 
gezogen werden ,  s.  nachher  im  Text ,  eine  Zu- 
ziehung kirchlicher  Organe  zu  der  Prüfung  für 
das  höhere  Lehramt,  wie  sie  bei  der  Prüfung  für 
die  Volksschullehrer  vorkommt,  o.  S.  622,  nicht 
erforderlich  und  findet  auch  nicht  statt,  wenn- 
schon die  Prüfung  in  der  katholischen  Religion 
natürlich  von  einem  katholischen  Mitglied  der 
staatlichen  Examinationsbehdrde  abgenommen 
wird. 


Kirchlicherseits  wird  von  den  Religions- 
lehrem,  s.  o.  S.  545  n.  5,  Prov.  Syn.  v.  Köln  1860, 
coli.  conc.  Lac.  5,  366;  Wiese  a.  a.  0.  2,  706, 
gleichfalls  die  Ablegung  der  profestio  fidei  ge- 
fordert. 

3  Ueber  die  Zulassung  und  Entfernung  der 
Geistlichen  in  Baden  und  Oesterrelch  gilt 
das  0.  S.  625  B  merkte. 

*  S.o.S.629n.  16  U.S. 630 n.ö;  überHessen 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260. 

S  Ordn.  d.  Prüfung  f.  d.  Lehramt  an  höheren 
Schulen  v.  5.  Februar  1887.  §.  10.No.2d:  „Kan- 
didaten des  geistlichen  Amtes  und  Geistliche 
einer  der  christlichen  Kirchen,  welche  die  zur 
Bekleidung  eines  geistlichen  Amtes  erforder- 
liche wissenschaftliche  Vorbildung  besitzen,  er- 
werben ein  Oberlehrerzeugnlss  durch  Erfüllung 
folgender  Bedingungen:  Sie  haben  in  einer 
mündlichen  Prüfung  ihre  Befähigung  für  den 
Religionsunterricht  in  den  oberen  Klassen  und 
die  gleiche  Befähigung  für  den  hebräischen 
Unterricht  durch  eine  schriftliche  Klausur- 
Arbeit  und  mündliche  Prüfung  darzuthun; 
femer  haben  sie  in  einem  ihrer  Wahl  überlasse- 
nen  Fache  des  sprachlich-geschichtlichen  Ge- 
bietes die  Lehrbefählgung  für  die  mittleren 
Klassen  zu  erweisen^,  wodurch  die  abweichenden 
Vorschriften  des  Reglements  v.  17,  Dezember 
1866.  %.  27  beseitigt  worden  sind. 

«  S.  0.  S.  626.  Wohl  aber  haben  diese  Be- 
hörden darüber  zu  wachen,  dass  nichts  Staats- 
gefährliches oder  den  staatlichen  und  bürger- 
lichen Pflichten  Zuwiderlaufendes  gelehrt  wird. 

7  Die  kirchlichen  Oberen  haben  vielmehr  ihre 
etwaigen  Anträge  darauf  an  die  staatlichen  Be- 
hörden zu  stellen.    Vgl.  auch  o.  S.  625. 
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C    Das  Verhälinüs  der  Kirche  zu  den  Univerntäien  ^ 
§.  241.    1.  Geschichtliche  Einleitung '^^ 

I.  Die  mittelalterlichen  Universitäten.  A.  Bis  zum  15.  Jahrhun- 
dert. Die  ältesten  Universitäten  sind  in  Italien  und  Frankreich  ohne  jede  Mit- 
wirkung der  weltlichen  oder  kirchlichen  Gewalt  ^  in  der  Weise  entstanden,  dass  sich 
um  eine  Anzahl  hervorragender  Gelehrter,  welche  bestimmte  Wissenszweige  nach 
einer  neuen,  den  Bedürfiiissen  der  Zeit  entsprechenden  Methode  behandelten,  ein 
Kreis  von  Schülern  fort  und  fort  sammelte,  und  die  nur  an  diesen  Stätten  in  grösserer 
Anzahl  vorhandenen  Schfller  und  Lehrer  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  Korporationen 
zusammenschlössen^.  Dass  allein  der  Papst  das  Recht  in  Anspruch  genommen  und 
besessen  habe  ^,  hohe  Schulen  zu  errichten,  oder  dass  wenigstens  seit  dem  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  ein  s.  g.  Studium  generale^  ohne  päpstliches  Privileg  nicht  habe  ent- 
stehen können  7,  sind  Behauptungen,  welche  den  historischen  Thatsachen  nicht  ent- 
sprechen. Bologna  und  Paris,  die  bedeutendsten  mittelalterlichen  Universitäten, 
fahren  nicht  auf  eine  päpstliche  Stiftung  zurück  ^,  und  ebensowenig  kann  eine  solche 
für  eine  Reihe  anderer  nachgewiesen  werden^.    Noch  entscheidender  fällt  es  in  das 


*  Fr.  Geslaus  Maria  de  Robiano,  de 
Jure  ecclesiae  In  aniversltates  studioram.  diss. 
histor.  canonica.    Loranii  1863. 

^C.  y.  Savigny,  Geschichte  des  römischen 
Kechts  im  Mittelalter.  Bd.  3.  2.  Aufl.  Heidelberg 
1834.  S.  152  ff.;  C.  Meiners,  Gesch.  d.  Ent- 
stehung und  Entwicklung  d.  hohen  Schulen 
unseres  Erdtheils.  Göttingen  1802.  2  Bde. ;  H. 
D  enif  le,  die  Universitäten  des  Mittelalters  bis 
1400.  Bd.  I.  Berlin  1885  (vgl.  dazu  G.  Kauf- 
mann in  d.  Göttinger  gelehrten  Anzeigen  1883. 
Nr.  3.  S.  97—117  und  in  der  Ztschr.  d.  Savigny- 
Stiftg.  f.  Rechtsgesch.  7,  124  ff.  und  andererseits 
Denifle  i.  Arch.  f.  Litteratur-  u.  Kirchenge- 
schichte v.  De  nifle  u.  Ehrle  2, 337 u.  3, 398) ; 
C.  Meiners,  Ueber  die  Verfassg.  u.  Verwaltg. 
deutsch.  Universitäten.  Göttingen  1801.  2  Bde. ; 
K«  v.  Raum  er,  die  deutsch.  Universitäten.  3. 
Aufl.  Stuttgart  1861 ;  4.  Aufl.  Gütersloh  1874 
(Bd.  4  der  Geschichte  der  Pädagogik);  Pauls  en 
in  V.  Sy bei,  histor.  Zeitschr,  45,  251  ff.  385 ff.; 
Marquardsen,  Art.  Universitäten  in  Blun- 
tschli,  Staatswörterbuch  10,  677;  Thurot, 
de  Torganisation  et  de  i'enselgnement  dans  Tum- 
versitz  de  Paris  au  moyen  äge.   Paris  1850. 

3  So  namentlich  Bologna  und  Paris.  S.  femer 
das  Yerzeichnlss  der  Hochschulen,  welche  ohne 
päpstliche  oder  kaiserliche  Stiftungsbriefe  ent- 
standen sind,  bei  Denifle  1,  807. 

<  V.  Savigny  3,  415;  Denifle  1,  45.  Die 
Frage,  in  wie  fern  die  Entstehung  der  Univer- 
sitäten überhaupt  oder  einzelner  an  firühere 
Dom-  oder  Klosterschulen  anknüpft,  s.  darüber 
namentlich  Denifle  1,  653  ff.,  kann  hier  über- 
gangen werden. 

5  So  z.  B.  Melners,  Gesch.  d.  Entstehg.  1, 
353;  Analecto  lur.  pontif.  1855.  p.  1770;  de 
Bohl  an  op.  183.  193. 

l^^  Studium  wird  seit  Beginn   des    13.  Jahrh. 
gleichbedeutend  mit  Lehranstalt  oder  mit  der 


Gesammthelt  der  Schulen  (scholae)  einer  Stadt 
gebraucht,  Deniflel,5. 11.  Studium generaU^ 
eine  Bezeichnung,  welche  seit  dem  4.  Jahrzehnt 
desselben  Jahrhunderts,  In  päpstlichen  Briefen 
zuerst  bei  Innocenz  IV.,  z.  B.  In  c.  2  In  VIto. 
de  privUeg.  V.  2  (v.  1244  o.  1246,  Denifle  1, 
3  n.  11,  betr.  die  Errichtung  eines  solchen  Sta- 
diums an  der  römischen  Kurie,  nicht  der  Uni- 
versität zu  Rom,  a.  a.  0.  S.  301),  seit  der  Mitte 
des  Jahrhunderts  aber  unendlich  oft  vorkommt, 
bedeutet  nicht  eine  Lehranstalt,  an  welcher  alle 
Wissenschaften  gelehrt  werden,  sondern  eine 
Lehranstalt  für  Alle,  a.  a,  0.  S.  14.  19. 
und  später,  ungefähr  seit  der  Mitte  des  13. 
Jahrb.,  weil  die  beiden  hervorragendsten  Gene- 
ralstudien zu  Bologna  und  Paris  inzwischen  pri- 
vilegirte  Anstalten  geworden  waren,  privilegirte 
Lehranstalten  für  Alle,  an  welchen  Jedermann 
ohne  Unterschied  der  Nation  sich  die  erforder- 
lichen wissenschaftlichen  Kenntnisse  und  auf 
Grund  derselben  die  akademischen  Grade  er- 
werben konnte,  und  zwar  In  der  Welse,  dass 
dieselben  und  die  mit  ihnen  verbundene  Lehrhe- 
fäbigung  überall  ohne  Weiteres  Anerkennung  zu 
finden  hatten,  a,  a.  0.  S.  19.  21.  776.  Daraus 
erklärt  es  sich,  dass  der  Begriff  des  studiani 
generale  nicht  das  Vorhandensein  aller  Fakul- 
täten bedingte,  vielmehr  schon  mit  der  Exi- 
stenz einer  einzigen  verbunden  sein  konnte, 
S.  25.  So  war  z.  B.  Bologna  vor  Allem  Rechts- 
schule, und  wenn  auch  dort  schon  im  13.  Jahrb. 
die  Medizin  und  die  artes  liberales  gelehrt  wur- 
den, so  hat  ihr  doch  erst  Innocenz  VI.  1360, 
bull.  Taurin.  4,  318,  ein  ^^  Studium  generale  in 
theologica  facultate"  gewährt,  Denifle  1,  205. 
^  Schulte,  d.  Recht  z.  ErtheUung  d.  Be- 
fugniss  zum  Lehramt  der  Theologie  im  Arch.  t 
k.  K.  R.  19,  24. 

8  Deniflel,  40.  62. 

9  Hierher  gehören  z.  B.  Salemo,  Angers  nud 
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Gewicht,  dass  die  Päpste  weder  die  Rechtsbeständigkeit  der  ohne  ihre  Mitwirkung 
entstandenen  noch  der  einseitig  dnrch  einzelne  Fürsten  gegründeten  Universitäten  in 
Frage  gestellt  haben  \ 

Bei  dieser  Sachlage  können  die  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  ange- 
hörigen  päpstlichen  Schreiben,  welche  die  Verhältnisse  der  damaligen  Universitäten 
berühren  und  ordnend  in  dieselben  eingreifen  ^,  nicht  als  Beweise  ftr  ein  von  den 
Päpsten  ausschliesslich  in  Anspruch  genommenes  Becht  zur  Errichtung  von  Hoch- 
schulen betrachtet  werden. 

Nachdem  einmal  bestimmte  Schulen  durch  ihr  hohes  Ansehen  eine  weit  über 
ihren  lokalen  Kreis  hinausgehende  Anziehungskraft  auszuüben  begannen,  und  die 
Wissbegierigen  in  grossen  Massen  ihnen  zuströmten,  war  es  natürlich,  dass  diejenigen, 
welche  dort  ihre  Studien  betrieben  hatten,  auch  an  anderen  Orten,  namentlich  in 
ihrer  Heimath  als  Träger  einer  höheren  wissenschaftlichen  Bildung  betrachtet  wurden, 
und  dass  man  nicht  daran  denken  konnte,  solchen  Männern,  wenn  sie  auf  jenen 
Schulen  eine  akademische  Würde  und  damit  die  Befähigung  erworben  hatten,  an 
denselben  zu  lehren,  diese  Fähigkeit  an  anderen  Orten  abzusprechen  und  ihnen  die 
Befugniss  zum  Lehren  zu  versagen  ^. 

Aber,  als  der  Ruhm  und  die  Anziehungskraft  der  ersten,  vor  allem  der  Pariser 


Oxford.  Vgl.  die  Aufzählung  hei  Denifle  1, 
231  ff. 

^  In  ersterer  Hlnsloht  bieten  die  const. 
Honorii  III. :  Ex  relattone  v.  18.  April  1220, 
bull.  Tauriu.  3,  367,  welche  die  Soholaren  und 
Bektoren  gegen  beschwoiliohe  Yerffigungen  der 
Stadt  Bologna  in  Schutz  nimmt,  und  die  const. 
Gregor  IX.:  Parens  scientlarum  y.  13.  April 
1231,  1.  c.  p.  455,  betreffend  gewisse  Anord- 
nungen für  Paris,  Beispiele,  in  letzterer  das 
Schreiben  Clemens'  IV.  t.  126iS  (so  nach  Deni- 
fle  1,  460),  nach  früherer  Annahme,  s.  Pott- 
hast reg.  n.  21096  von  Gregor  X.  1272—1275, 
Martine  ampliss.  collectio  2,  1274,  weldies 
den  König  von  Neapel,  Karl  I.  von  Anjon,  er- 
sucht, das  von  Friedrich  II.  1224  zu  Neapel  ge- 
stiftete, später  verfallene  Studium  zu  reorganl- 
slren,  Denifle  1,  454.  459.  Die  Worte  des 
Briefes :  „in  eodem  regno  faoias  et  iubeas  huins- 
modi  Studium  reformari.  Per  hoc  enim  deo 
gratum  exhibebis  obsequlum,  domum  reglam 
fecundabis  sobole  sapientum  et  nonnullls  ecclc- 
slis  de  proborum  copia,  quorum  patiuntur  ino- 
piam,  providebis  et  etiam  spedaliter  tut  pree- 
minenäa  nominls  ubique  laudis  humane  preconiis 
extoUetur^,  deuten  sicherlich  nicht  auf  die  In- 
anspruchnahme eines  ausschliesslichen  päpst- 
lichen Rechtes. 

Was  die  Juristischen  Schriftsteller  des  13. 
Jahrh.  betrifft,  so  führen  Azo  und  Odofredus  die 
Stiftung  der  Rechtsschule  zu  Bologna  auf  ein 
angebliches  kaiserliches  Privileg  (v.  Theodoslus  I. 
oder  II.)  zurück,  v.  Savigny  3,  166,  und  die 
Legisten  in  der  2.  Hälfte  dieses  und  im  14. 
Jahrh.  lassen  für  die  Rechtsbeständigkeit  eines 
Studiums  sowohl  ein  kaiserliches  Privileg,  wie 
auch  die  unvordenkliche  Gewohnheit  genügen, 
vgl.  Jacobus  de  Arena  prooem.  Dig.  vet , 
ed.  Paris  1541.  Bl.  61  ^i  „Quid  ergo,  si  eivltas 
hoc  privilegio  (imperatoris)  careat  (quod  iura 

Hinschius,  Klrchenirecht  lY. 


ibi  possint  docerl),  sed  in  ea  Studium  iuris  est 
habitnm  tanto  tempore,  cuius  initU  non  exlstlt 
memoria,  ut  est  Bononiae  et  Paduae?  Resp. 
liclte  potuerunt  iura  docerl  ibidem,  cum  ex 
tantl  temporis  patientia  princeps  remlsisse  pro- 
hibitionem  suam  et  permlsisse  flngatur.  —  Item 
talis  oonsuetudo  simllis  est  privilegio  et  facit 
lidtum  sicut  et  Privilegium^  übereinstimmend 
damit  Bartolus  in  Dig.  vetus  const.  Otnnem 
(Justinlani  ad  antecessores  v.  533)  verb.  tuiec 
autem  tria  (§.  7.)  bei  v.  Savigny  3,  167  n.  h. 
Auch  der  Kanonist  Petrus  de  Ancharano  (1330 
— 1416)  prooem.  in  VI  decret.  beruft  sich  für 
Padua  (Denifle  1,  277)  auf  die  consuetudo, 
a.  a.  0.  S.  231.  n.  46.  Selbst  für  das  Studium 
der  Theologie  ist  in  der  ersten  Hälfte  des  13. 
Jahrh.  noch  nieht  eine  päpstUche  Zustimmung 
gefordert  worden,  da  der  Stiftungsbrief  Fried- 
richs IL  für  Neapel  v.  1224,  ^^cuiuscunque  profes- 
sionis  studia^  Huillard-Br^holles,  histor. 
diplomat.  Friedr.  II.  2,  450  eingerichtet  wissen 
will,  und  zweifellos,  ep.  v.  1234,  1.  c.  4,  497, 
dort  die  Theologie  gelehrt  worden  ist,  Denifle 
1,454. 

2  S.  darüber  die  folgenden  Anmerkungen. 

^  Wenn  Honorius  III.  in  der  Bulle:  Super 
specula  V.  1219  in  c  5  X  de  magistr.  V.  5 
(neuester  Abdruck  bei  Oard.  Pitra,  analecta 
novissima  spioilegil  Solesmens.  altera  contin.  1, 
570,  8.  auch  Bd.  UI.  S.  224  n.  2)  die  Domka- 
pitel anwies,  fähige  Leute  ad  theologioae  pro- 
fessionis  Studium  zu  senden,  damit  diese  später 
in  ihrer  Heimath  das  Lehramt  ausüben  konnten, 
und  dabei  vor  Allem  Paris  im  Auge  hatte, 
Denifle  8.  708,  so  war  damit  von  selbst  die 
dort  erworbene  Befähigung  als  eine  allgemein 
wirksame  anerkannt  Dieselbe  Auffassung  zeigt 
sich  femer  darin,  dass  die  italienischen  Kom- 
munen zu  gleicher  Zeit  Rechtslehrer  aus  Bologna 
an  sich  zu  ziehen  suchten,  a.  a.  O.  S.  774. 
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und  der  Bologneser  Schnlen  die  Anregang  zar  GrttndaDg  von  gleichen  Lehranstalten 
gegeben  hatte^  konnte  es  vielfach  zweifelhaft  erscheinen^  ob  diese  nen  gestifteten 
Schalen  das  Ansehen  der  älteren  erlangen  nnd  namentlich  ihre  Promotionen  allge- 
meine Anerkennung  finden  wflrden  ^ ;  während  es  gerade  ftlr  die  Stdlong  und  fttr  den 
Wettbewerb  derselben  mit  den  älteren  Schulen  von  Wichtigkeit  war,  dass  sie  gleich- 
falls von  vornherein  deijenigen  Privilegien,  welche  schon  früher  für  die  ersten  Oeneral- 
studien  bestanden,  theilhaftig  wurden^. 

Nur  diejenigen  beiden  Mächte,  welche  der  damaligen  Zeit  als  die  univeraalen 
galten,  waren  in  der  Lage,  einer  neuen  Schule  auf  ein  Mal  durch  einen  besonderen 
Akt  dieselbe  Stellung,  wie  den  älteren,  zu  verschaffen  ^,  Aber  keineswegs  wurde 
schon  „seit  ungefthr  zwei  Dezennien  vor  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ein  Stift- 
brief^S  sei  es  des  Kaisers,  sei  es  des  Papstes  „als  Bedingung  einer  eigsentlichen  und 
rechtmässigen  Hochschule  betrachtete^  ^   Von  denjenigen  HochschuloP)  welche  sich 


<  Diesen  Oesichtspunkt  hat  schon  v.  S  a  v  i  g  ii  y 
3,  416  hervorgehoben.  Denifle  1,  771.  778. 
n.  66  legt  den  Schwerpunkt  auf  die  AuBhüdung 
des  nniTorsalen  Lehramtes  in  der  Weise,  dass 
die  zunächst  för  die  alteren  Generalstudien 
heransgehildete  licentia  ubique  docendi  (im 
Gegensatz  zu  der  längst  von  den  scholastici  mit 
nur  lokaler  Bedeutung  ertheilten  Lehrermächti- 
gung, s.  Bd.  II.  S.  101  u.  0.  S.  500.  676)  den 
späteren  Hochschulen  hätte  ausdrücklich  ge- 
währt werden  müssen.  Wenn  er  mit  dieser 
Auffassung  in  einen  absoluten  Gegensatz  zu 
T.  Savigny,  welchem  er  übrigens  S.  771  gar 
nicht  gemachte  Behauptungen  unterstellt,  zu 
treten  glaubt,  so  ist  dies  ein  Irrthum,  da  die 
licentia  ubique  docendi  doch  soTiel  wie  die  von 
Savigny  hervorgehobene  allgemeine  Anerken- 
nung der  Promotionen  bedeutet.  Eine  Differenz 
liegt  allerdings  in  dem  zu  Anm.  2 gedachten  Punkt. 

2  Hierher  gehört  z.  B.  das  kaiserliche  Privileg 
der  Auth.  Hahita  zu  1.  5  G.  ne  fllius  pro  patre 
IV.  13  (Friedrichs  I.  v.  1158),  welches  „omnibos 
qui  causa  studiorum  peregrinantur,  scholaribus 
et  maxime  divlnarum  atque  sacrarum  legum 
professoribus^  also  den  reisenden  Schülern,  vor 
allen  den  Rechtsschülem  den  kaiserlichen  Schutz 
ertheilt  und  hinsichtlich  ihres  Gerichtsstandes 
anordnet,  dass  sie  von  Jedermann  „coram  domino 
vel  maglstro  suo  (d.  h.  ihrem  Lehrer)  vel  ipsius 
civitatis  episcopo,  quibus  hanc  iurisdiotionem 
dedimus''  und  zwar  nach  ihrer  Wahl  belangt 
werden  sollten.  So  viel  Streit  Im  einzelnen 
auch  in  Betreif  des  Privilegs  herrscht,  v.  Sa- 
vigny 3,  168  ff.,  Denifle  1,  48,  so  ist  man 
doch  darüber  einig,  dass  dasselbe  gerade  zuerst 
für  Bologna  in  Anspruch  genommen  worden  ist 
und  sich  für  das  dortige  Generalstudium  von 
wesentlicher  Bedeutung  erwiesen  hat  Klrch- 
licherseits  kommt  dagegen  das  vor  Allem  auf 
Paris  bezügliche,  durch  die  Bulle:  Super  specula 
(s.  0.  S.  641  n.  i)  gewährte  Privileg  der  Theo- 
logie-Studirenden  und  Theologie-Professoren 
auf  Befreiung  von  der  Residenzpflioht  und  auf 
Fortgenuss  ihrer  Einkünfte  während  der  Dauer 
von  fünf  Jahren,  in  Betracht. 

9  Der  einzelne  König  oder  Landesfürst  konnte 
dies  allerdings  auch,  aber  nur  für  den  Umfang 
sdn es  Reiches  thun.  Abgesehen  von  Friedrich  It., 


0.  S.  641  u.  1  haben  namentlich  die  spani- 
schen Könige  ein  solches  Recht  in  Anspruch  ge- 
nommen, siete  partidas  ycn  Alfons  d.  Weisen 
ri26e— 12G3)  P.  II.  t.  31  1.  0. :  ,,est6  estudio 
(general)  deve  ser  estableddo  por  mandado  del 
papa  0  del  emperador  o  del  rey^  und  im  13, 
Jahrb.  eine  Reihe  von  Hochschulen,  so  z.  B. 
Salamanca,  Palencia  und  Sevilla  errichtet, 
Denifle  1,  78Q.  809.  Das  Recht  dazu  ist  ihnen 
von  den  Päpsten  nicht  bestritten  worden,  und 
die  Nachsuchung  päpstlidier  Privilegien,  so  1256 
bei  Alexandei  IV.  für  Salamanca,  a.  a.  O.  S. 
484. 485,  und  1300  bei  Bonlfaz  VIII.  für  Lerlda, 
S.  500,  ist  nur  erfolgt,  um  diesen  Studien  auch 
Anerkennung  über  Spanien  hinaus  zu  verschafTen 
und  zu  Stehern,  S.  786.  788. 

4  So  wörtlich  Denifle  1,  778.  Ganz  abge- 
sehen davon,  dass  diese  Behauptung  mit  der  theo- 
retischen Rechtsauffassung  Jener  Zeit  nicht  im 
Einklang  steht,  widerspricht  dies  auch  den 
eigenen  Annahmen  Denifle*s,daer  hiosicht- 
lich  der  Gründung  des  Generalstudiums  in  Siena 
durcji  die  einseitig  von  der  Kommune  i.  J.  1275 
ohne  Angehnng  der  kaiserlichen  oder  päpstlichen 
AutoriUt  gefassten  Beschlüsse  bemerkt  (S.  433), 
dass  „das  Faktum  in  eine  Periode  fällt,  in  wel- 
cher der  Usus,  sich  beim  Papste  oder  beim  Kaiser 
um  ein  Universitätsprivileg  zu  bewerben,  noch 
nicht  ausgebildet  war",  womit  allerdings  wieder 
die  Bemerkung  a.  a.  0.  nicht  in  Einklang  steht : 
„Ein  Generalstudium  im  vollen  Sinne  konnte 
sie  allein  niemals  errichten.  Wie  sollte  sie  es 
anfangen,  dass  dasselbe  überall  als  solches  an- 
erkannt würde?  Woher  nahm  sie  das  Recht 
Promotionen  an  der  Lehranstalt  einzuführen? 
Für  den  Fall,  dass  sie  dort  nicht  seit  langem 
bereits  im  Brauche  waren,  lag  es  in  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrb.  in  Italien  ausserhalb  der 
Möglichkeit,  ohne  päpstliche  oder  kaiserliche 
Autorität  in  den  Besitz  Jenes  Rechtes  zu  gelan- 
gen.» Dass  der  Versuch  in  Siena  (S.  791)  aber 
lediglich  deshalb  missglückt  ist,  weil  die  Kom- 
mune die  Gründung  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit unternommen  hat,  vrird  durch  die 
Mittheilungen  Denifle's  S.  433  ff .  widerlegt, 
welche  nur  beweisen,  dass  das  Studium  dort 
nicht  zur  Blüthe  gelangt  ist  S.  übrigens  aucli 
die  folgenden  Anm. 
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für  das  13.  Jahrhundert  nachweisen  lassen,  haben  die  grössere  Anzahl,  ohne  durch 
Stiftungsbriefe  der  einen  oder  anderen  Art  in  das  Leben  gerufen  zu  sein,  die  Stellang 
als  Generalstudien  lediglich  durch  Gewohnheit  ^  erlangt^,  und  zwar  einzelne  derselben 
auch  später  als  während  der  letzten  Jahrzehnte  der  ersten  Hälfte  des  erwähnten 
Jahrhunderts  K  Dagegen  ist  die  Zahl  der  päpstlich  gegründeten  Universitäten  ver- 
hältnissmässig  gering^,  namentlich,  wenn  man  berttcksichtigt,  dass  noch  bei  einzelnen 
von  ihnen  für  das  päpstliche  Eingreifen  gerade  besondere  Verhältnisse  in  Frage  ge- 
kommen sind  ^.  Kaiserliche  Stiftungen  von  Generalstadien  weist  vollends  das  fragliche 
Jahrhundert  gar  nicht  auf,  während  die  landesherrlichen  Gründungen  die  päpst- 
lichen sogar  an  Zahl  etwas  übersteigen  ^. 


1  Ex  consaetudlae,  S.  641  n.  1. 

2  Oxford  seit  Ende  des  12.,  Jedenfalls  seit 
Anfang  des  13.  Jahih.  (wie  denn  namentlich 
der  Kardinallegat  Otho  die  Existenz  des  Stu- 
dium generale  i.  J.  1238  voraussetzt),  Denifle 
1,  247.  280;  —  Padua  (entsUiiden  durch  Aus- 
wanderung aus  Bologna  seit  1222,  namentlich 
seit  1228),  S.  277.278;  —  Vorcelli  ebonfaUs 
seit  1228,  S.  290;  —  Modena  und  Vicenza 
während  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrh.,  S. 
296.  298;  —  Orleans  mit  blähendem  Oivil- 
rechtsstudium  seit  derselben  Zeit,  S.  260,  s. 
auch  den  Brief  Oregoi's  IX.  v.  1235,  S.  283  n. 
137,  welcher  auf  die  Anfrage  des  Bischofs  wegen 
des  Verbots  des  Givilrechtsstudiums  in  Paris 
(S.  259)  das  Betreiben  desselben  (nur  nicht  den 
Archidiakonen ,  Archipresbytem  und  andern 
Geistlichen  mit  Seelsorge- Aemtern)  gestattet;  — 
Montpellier,  mindestens  fflr  Medizin,  während 
der  1.  Hälfte  des  13.  Jahrb.,  S.  347.  342. 

3  Angers  um  etwas  früher  als  um  Mitte  des 
13.  Jahrb.,  S.  275.  276;  —  Reggio  (EmUla) 
während  des  Verlaufes  der  2.  Hälfte  des  13. 
Jahrb.,  S.  295. 

*  Es  gehören  hierher  nur  Toulouse  1229  bez. 
1233;  das  Qeueralstudium  bei  der  romischen 
Kurie  1244  u.  1215 ;  Piacenza  1248  (Innocenz  IV. 
bull.Taur.3,  636);  Pamlers  1295(BonifazVIIL, 
8.  den  Stiftungsbilef  bei  Denifle  1,  639  n. 
1701).  Die  beiden  zuletzt  gedachten  General- 
studien sind  überdies  gar  nicht  in  das  Leben  ge- 
treten, 8.  567.  63a 

&  Ganz  abgesehen  Ton  der  sonstigen  Stellung 
des  Papstes  zu  den  Universitäten  (s.  nachher) 
konnte  sein  Recht,  für  die  Bedürfnisse  der 
Kirche  und  der  Kurie  an  der  letzteren,  wie  es 
Innocenz  IV.  that  (s.  den  Stiftungsbrief  bei 
Denifle  1,  302  n.  323  u.  n.  326,  verkürzt  in 
c.  2  in  VI.  de  privUeg.  V.  7),  ein  Generalstudium 
zu  gründen,  gar  nicht  in  Frage  gezogen  werden. 

Bei  der  ältesten  päpstlichen  Stiftung  (der  von 
Toulouse)  kam  dagegen  das  Recht  des  Papstes, 
die  Ketzereien  zu  unterdrücken  und  die  dazu 
geeigneten  Massnahmen  zu  ergreifen,  in  Be- 
tracht. In  Ausführung  eines  Gedankens  Hono- 
rius'  III.  hatte  in  dem  unter  wesentliober  Mit- 
wirkung des  päpstlichen  Legaten,  des  Kardinals 
Raimund,  zwischen  Ludwig  IX.  d.  H.  und  dem 
Grafen  Raimund  VII.  von  Toulouse  1229  abge- 
schlossenen Frieden  der  letztere  die  Gewährung 
von  4000  Mark  Silber  für  12  Professoren  in  Tou- 
louse auf  10  Jahre  übernehmen  müssen,  damit 


dort  ein  neues  Generalstudium  als  Bollwerk 
gegen  die  Ketzerei  in  das  Leben  gerufen  werden 
könnte.  Dasselbe  ist  unter  Leitung  des  Kardi- 
nallegaten noch  in  demselben  Jahre  eröffhet 
worden,  Denifle  1,  325  ff.,  und  zur  Beseiti- 
gung von  entstandenen  Schwierigkeiten  hat 
Gregor  IX.  1233  eine  die  Massnahmen  des  Le- 
gaten bestätigende  Bulle,  bull.  Taur.  3,  480, 
an  die  magistri  et  scholares  erlassen  („duxit  — 
sc.  legatus  —  provide  statnendum,  ut  in  Tolo- 
sana  civitate  cuiuslibet  lioitae  faoultatis  studia 
plantarentur,  quorum  magistris  ut  liberius  pos- 
sent  vacare  studiis  et  doctrluis  a  Jam  dicto  comite 
fuit  promissum  certum  salarium  et  statutum. 
Nos  igitur  quod  super  praemissis  factum  est, 
gratum  et  ratum  habentes,  ut  eadem  libertate 
qua  gaudent  Parislenses  scholares,  vos  et  omnes 
qui  vobis  successerint  in  hac  parte,  perpetuo 
gaudeatis,  devotioni  vestrae  duximus  conceden- 
dum").  An  Privilegien  gewährt  die  Bulle  weiter 
das  Recht  der  Taxation  der  Wohnungsmiethe 
durch  zwei  von  den  Scholaren  gewählte  Kleriker 
und  Laien,  das  Recht  auf  Fruchtgenuss  von 
Beneflden  für  die  Scholaren  und  Magister  der 
Theologie  (Bd.  lU.  S.  224  n.  2),  das  Recht  des 
geistlichen  Gerichtsstandes:  „quod  nulli  ma- 
gistri, scholares  vel  derlei  ac  servientes  eorum, 
gl  quod  absit,  contlgerit,  eos  in  quocumque 
maleflcio  deprehendi,  ab  allquo  laico  iudioentur 
vel  etiam  puniantar,  nisi  forsitan  iudioio  eccle- 
siae  condemnari  saecularl  ouriae  relinquantur, 
et  ut  laici  teneantur  in  causa  qualibet  studen- 
tlbus  coramecclesiasticoiudioerespoudere  secun- 
dum  consuetudinem  ecolesiae  Gallicanae",  sodann 
„ut  comes  iam  dictas,  dvesTolosani,  ballvieius- 
dem,  comites  et  barones  terrae  personls  et  rebus 
scholarium  ac  etiam  nunciis  eorundem  securita- 
tem  et  immunitatem  sub  iurelurando  promittere 
compellantur  et  a  suis  subditis  fleri  f adant  ülud 
idem.  Et  si  qui  eos  vel  eorum  nuncios  in  terrls, 
ipsorum  pecunia  vel  rebus  aliis  spollaverint  ipsi 
vel  emendari  f adant  vel  emendent",  endlich 
„  ut  quioumque  magister  ibl  examlnatus  et  ap- 
probatus  fuerlt  in  quaoumque  facultate,  ubique 
sine  alia  examinatione  regredl  liberam  habeat 
potestatem." 

0  Ausser  Neapel,  o.  8.  641  n.  1,  gehören  hier- 
her Palenda,  gestiftet  1212—1224  von  AUonso 
VlIL  V.  Castilien,  Denifle  1,  474;  Salamanca 
1230  bez.  1243  von  Alfonso  IX.,  bez.  Ferdinand 
m.  V.  Leon,  S.  479.  480;  Valenda  1245  von 
Jacob  I.  V.  Aragonien  (nicht  in  das  Leben  ge- 
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Demnach  erweist  sich  die  S.  642  gedachte  Ansicht,  soweit  sie  schon  seit  der 
Zeit  vor  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  die  kaiserliche  oder  päpstliche  Stiftung  als  recht- 
lich nothwendiges  Erforderniss  eines  Generalstndinms  betrachtet,  als  haltlos. 

Dagegen  hat  die  Rechtsanschanung  des  fraglichen  Jahrhunderts  zweifellos  so- 
wohl dem  Kaiser,  wie  auch  dem  Papst  das  Recht  zur  Gründung  von  Oeneralstudien 
zugeschrieben,  also  eine  kaiserliche  oder  päpstliche  Stiftung  jedenfalls  als  rechtlich 
ausreichend  angesehen. 

Das  Recht  des  Kaisers  zur  Begründung  von  hohen  Schulen  und  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  derselbeu,  liess  sich  aus  dem  römischen  Recht  herleiten  \  und  in  Bo- 
logna führte  man  die  Stiftung  des  dort  blühenden  Studiums  in  dieser  Zeit  in  der  That 
auf  ein  angebliches  kaiserliches  Privileg  zurück  ^. 

Was  dagegen  die  Stellung  des  Papstes  zu  den  hohen  Schulen  betrifft,  so  kommt 
vor  Allem  in  Betracht,  dass  bis  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  ersten  Universitäten  ent- 
standen, die  Schulen  und  der  Unterricht  sich  in  den  Händen  der  Kirche  befanden, 
und  es  daher  schon  dadurch  bedingt  war,  dass  sich  die  neu  entstehenden  Schulen 
nicht  in  völliger  Unabhängigkeit  von  derselben  entwickelten. 

Dazu  kam  weiter,  dass  die  Bedeutung  der  einen  der  beiden  Universitäten,  welche 
das  Vorbild  der  anderen  geworden  sind,  der  von  Paris  auf  dem  Studium  der  Theo- 
logie beruhte,  und  dass  sie  ihren  Ausgang  von  jenen  Lehrern,  welche  an  der  Dom- 
schule von  Notre  Dame  gebildet  waren  und  theilweise  wohl  auch  gelehrt  hatten, 
genommen  hat  3.  In  Folge  dessen  hatte  der  Kanzler,  mit  dessen  Stellung  zugleich 
mehrfach  die  Funktionen  des  Scholastikus  verbunden  waren  ^,  den  Lehrern  die  Lehr- 
befähigung zu  ertheilen  und  die  Aufsicht  über  dieselben  zu  üben  \  So  blieb  die  aus 
der  Domschule  herauswachsende  Universität  unter  der  Leitung  des  Kanzlers  und  be- 
hielt thatsächlich  den  Charakter  einer  geistlichen  Anstalt  ^,  ja  siegalt  sogar  vorzugsweise 
als  das  Studium  Romanae  sedis  7.  Die  Berechtigung  des  Papstes,  die  Angelegenheiten 
der  letzteren  und  der  zu  ihr  gehörigen  Lehrer  und  Schüler  zu  ordnen,  konnte  daher 
keinem  Zweifel  unterliegen,  und  sie  ist  auch  von  den  Päpsten  seit  Beginn  der  Universität 


treten),  S.  643;   Sevilla  1254  von  Alf onso  el  welche  De nifle  yemeint  (a.  M.  Kauf  m&nn, 

Sabio,  8.498;  AlcaU  von  Sancho  IV.  v.CastiUen  Ztachr.  d.   SavlgnyBtlftang  7,   128),   kann  hier 

1293  (nicht   zur  Ansführnng  gelangt),  S.  646.  auf  sich  beruhen  bleiben,  da  ihre  Bejahung  In 

Lissabon  Ist  allerdings  schon  1288  von  König  den  hier  fraglichen  Beziehungen  nichts  ändert. 

Diniz  von  Portugal  gegründet,  aber  im  Einver-  *  Bd.  II,  S.  101.  102.     Für  die  Vereinigung 

nehmen    und    unter    Bestätigung  des   Papstes  der  beiden  Funktionen  gerade  In  Frankreich  s. 

Nikolaus  IV.  (i.  J.  1290,  bulL  Taur.  4,   104),  auch   noch  die   beiden   Briefe  Alexanders  IIL 

Denifle  1,  522.  1159^1181     bei     Loewenfeld,     eplstolae 

1  S.  die  const  Justiniani  ad  antecessores  v.  pontif.  romanor.  p.202,  in  denen  dieselbe  Person 
533 :  Omnem  $$.  7  ff.,  wo  andere  Rechtsschulen  als  cancellarius  und  archiscolns (gleichbedeutend 
als  die  zu  Konstantinopel,  Rom  und  Berytus  ver-  mit  scholasticus)  Biturloensis  bezeichnet  wird, 
boten  werden,  v.  Savigny  a.  a.  0.  1,  460.  461.  »  Denifle  1,  675. 

Knüpfen  doch  gerade  die  Glossataren  die  S.  64t  «  Daher  erklären!.  J.  1283  u.  1284  die  Artisten, 

n.  1  gedachten  Erörterungen  an  diese  Stelle  an.  Jourdain,    index  chartarum    univers.  Paris. 

2  S.  0.  S.  641  n.  1.  Paris  1862.  p.  49 :  ,,Parisiensis  univeisitas  non 
Dass  dies  dem  Kaiser  von  der  Theorie  zuge-  credit  nee  confltetur  secundnm   suum  rectorem 

schriebene  Recht  damals  nicht  ausgeübt  worden  habere  capud  aliud  a  vestra  sanctitate  ....  item 
worden  ist,  erklärt  sich  aus  der  politischen  Lage  universitas  sicut  ipsa  tota  confltetur,  nullo  me> 
des  Kaiserthums,  insbesondere  aus  den  Verhält-  dio  pertinet  ad  romanam  eoclesiam^  Vgl.  De- 
nissen während  des  Interregnums  zur  Genüge.  n i  f  1  e  1,  121. 122. 676  und  K a uf m  a n n  S.  127. 
8  Denifle  1,  674  ff.  Die  Frage,  ob  sich  die  "^  Vgl.  ausser  der  vorigen  Anm.  das  Schreiben 
Pariser  Universität  aus  der  Vereinigung  der  Ar-  Philipps  IV.  des  Schönen  von  1312 :  „ne  detra- 
tistenschule  bei  dem  Kloster  St  Genevidve  und  hatnr  privilegiis  Romane  sedis  studio  concessis 
der  theologischen  von  Notre  Dame  gebildet  hat,  Parisii^^,  Denifle  1,  261.  705. 
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und  nameDtlich  während  des  13.  Jahrhunderts  in  umfassendstem  Maasse^  ausgeübt 
worden^. 

Das  Studium  in  Bologna  hat  sich  nicht,  wie  das  in  Paris,  im  Zusammenhang  mit 
einer  kirchlichen  Schule  entwickelt  3,  aber  die  Päpste  greifen  auch  hier  in  die  Ver- 
hältnisse der  Universität  schon  im  13.  Jahrh.  ein,  —  zunächst  seit  1217  in  einen 
Streit  zwischen  der  Stadt  und  den  Scholaren,  über  das  Recht  der  letzteren,  sich  zu 
Genossenschaften  zu  verbinden  und  sich  eidlich  zur  Yertheidigung  ihrer  Freiheiten 
zu  verpflichten^.    Könnte  das  Eintreten  des  Papstes  für  die  Scholaren  in  dieser  An- 


1  Denlfle  1,  118  z&hlt  bis  1260  mehr  als 
140  päpstliche  Bullen,  welche  sich  auf  die  Uni- 
versität beziehen. 

2  So  hat  der  päpstliche  Legat  Robert  de  Cour- 
Con  für  die  Artisten  nnd  Theologen  1215  Sta- 
tuten anf  gestellt,  Denifle  1,  70.     Vgl.  weiter 
die  Bnlle  Gregors  IX:    Parens   scientiarnm   v. 
1231,   bull.   Tanr.  3,  455,   welche  snäter  auf 
andere  Universi täten  (z.  B.  Toulouse  1245,  De- 
nifle 1,  334)  übertragen  worden  ist:    „  .  .  .  . 
quod  quilibet  cancellarius  Paris.  Tocatis  ad  hoc 
et  praesentibus  pro  universitate  scholarium  duo- 
bus  magistris  in  sua  institutione  iurabit,  quod 
ad  regimen  theologiae  ac  decretomm  bona  flde 
secundum  conscientiam   suam  loco   et  tempore 
secundum  statutum  civitatis  et  honorem  ac  ho- 
nestatem   facnltatnm  ipsamm,    nonnisl   dignis 
licentiam  largietur  nee  ad  mittet  indignos,  per- 
sonarnm  ac  nationum  aoceptione  submota.   Ante 
veio  quam  qnemqnam  llcentlet,  infra  III  menses 
a  tempore  petitae  licentiae  tarn  ab  omnibus  ma- 
gistris theologiae  in  civitate  praesentibus  quam 
aliis  virls  honestiB  et  litteratis  per  qnos  veritas 
sciri  possit,  de  vita,  sclentia  et  facundia  nee  non 
proposito  et  spe  proflciendi  ac  aliis  quae  sunt  in 
talibus  inquirenda,    diligentei  inquirat  et  in- 
quisitlone  sie  facta,  quid  deoeat  et  quid  expediat 
bona  flde  det  vel  neget  secundum  conscientiam 
suam    petenti    licentiam   postulatam ....     De 
phisids  antem  et  artistlB  ac  aliis   cancellarius 
bona  flde  promittet  examinare  magistros  et  non- 
nisl dignos  admittens  repeilet  indignos."  Sodann 
wird  der  Universität  und  den  Magistern  der  ein- 
zelnen Fakultäten  das  Recht  ertheilt :  „constitu- 
tiones  seu  ordlnatlones  providas  faciendi  de  modo 
et  hora  legendi  et  disputandi,  de  habitu  ordinato, 
de  mortuorum  exequiis  neonon  de  bachellariis, 
qui  et  qua  hora  et  quid  legere  debeant  ao  hospl- 
tiorum  taxatione  seu  etiam  interdieto  et  rebelles 
ipsis    oonstitutionlbus    vel  ordinationibus    per 
snbtiactionem  societatis  eongrue  castigandi  vobis 
conoedimus   facultatem'^,   femer  die  Befugniss, 
bei  Entziehung  des  Rechtes  zur  Taxation  der 
Wohnungsmlethen  oder  bei   Verletzungen   der 
Magister  und  Scholaren  im  Falle  verweigerter 
Oenugthuung    die    Vorlesungen     einzustellen. 
Nicht  minder  erhalten  sie,  nachdem  schon  König 
Philipp  August  i.  J.  1200,  M^moires  de  la  so- 
rA4i4  de  rhistolie  de  Paris  10,  247,  ihnen  den 
geistlichen  Gerichtsstand  bewilligt  hatte,  De- 
nifle 1,  89;   V.  Savigny  3,  341.   354,  das 
weitere  damit  in  Verbindung  stehende  Privileg: 
„ut  Parisiensis  episcopus  sie  dellnquentium  ca- 
stlget  excessua,   quod  scholarium  servetur  ho- 
nestas  et   maleflcia  non   remaneant   impunita. 


sed  ocoasione  dellnquentium  non  capiantar  ulla- 
tenus  Innocentes,  imo  si  contra  quemquam  sn- 
spicio  fnerit  orta  probabilis ,  honeste  detentus, 
idonea  cautione  praestita,  cessantibus  carcera- 
riorum  exactionlbus  dimittatur,  quod  si  forte 
tale  crimen  commiserlt,  quod  incarceratione  sit 
opus,  episcopus  in  carcere  culpabilem  detinebit, 
cancellario  habere  proprium  carcerem  penitus 
interdieto.  Prohibemus  insuper,  ne  scholaris 
pro  contracto  debito  de  caetero  capiatur,  cum  hoc 
Sit  canonicis  et  legitimis  sanctionibus  inter- 
dictum,  sed  nee  episcopus  vel  offlciales  eins  seu 
cancellarius  poenam  pecuniarum  pro  excommu- 
nicationis  amenda  vel  alia  qualibet  censura  re- 
quiret"  Femer  wird  dem  Kanzler  verboten, 
für  die  Licenzertheilung  irgend  welche  Eide, 
Gelöbnisse  oder  Honorare  zu  fordern,  weiter 
werden  Anordnungen  über  die  Ferien  gegeben, 
den  Scholaren  das  Waffentragen  in  der  Stadt 
verboten,  endlich  Bestimmungen  über  die  Lecti- 
oneu  der  magistri  artium  und  der  magistri  theo- 
logiae und  über  den  Nachlass  der  ab  intestato 
verstorbenen  Scholaren  getroffen. 

3  V.  Savigny  3,    i68ff.,    Denifle  1,  47. 
132.  730.  736. 

4  Im  Jahre  1217  hatte  ein  städtisches  Statut 
Jeden ,  welcher  sieh  an  einer  Vereinigung  oder  einer 
Verschwömng  auf  Verlegung  des  Studiums  be- 
theiligte oder  sich  einen  Scholaren  der  Art  ver- 
bindlich machte,  dass  er  den  letzteren  zum  Ver- 
lassen des  Stndiums  in  Bologna  verpflichten 
könne,  mit  Verbannung  und  Güterkonflskation 
bedroht,  und  in  Folge  dessen  wurde  seitens  der 
Kommune  Bologna  und  ihres  Podestä  von  der 
dnroh  die  Scholaren  Roms,  Tusciens  und  der 
Gampagna  gegründeten  Genossenschaft,  deren 
Mitglieder  sich  eidlieh  verpflichtet  hatten,  die- 
selbe weder  Jemals  aufzulösen,  noch  eine  Be- 
einträchtigung ihrer  Freiheit  zuzulassen,  ge- 
fordert, dass  sie  die  Bestimmungen  des  städti- 
schen Statutes  in  ihre  eigenen  Statuten  auf- 
nehmen sollten,  Denifle  1,  161.  Die  Scho- 
laren wandten  sich  an  Honorius  III.,  und  dieser 
ertheilte  ihnen  den  Rath,  Potthast  reg.  n. 
5556,  Denifle  1,  140,  Ueber  die  Stadt  zu  ver- 
lassen :  „vos  enim  societatem  dissolvere  aut  statu- 
tum illnd  contra  libertatem  soolarium  vestris 
statutis  inserere  non  potestis,  qui  utramque  ser- 
vare  et  quam  potestis  diligencius  procuraie  flde 
interposita  promisistis''.  Die  Verwendung  des 
Papstes  in  dieser  Angelegenheit,  bei  welcher 
auch  die  übrigen  Scholarenverbindungen  be- 
theiligt waren,  blieb  zunächst  erfolglos,  wie 
drei  weitere  Schreiben  desselben  an  die  Stadt, 
den  Podestä   nnd  an   den  Bischof  von  Parma 
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gelegenheit  theils  auf  die  Bitte  der  letzteren  um  seine  Verwendung,  theils  auf  den 
üm&tand,  dass  dabei  die  Beobachtung  der  von  den  Scholaren  geleisteten  Eide  in  Frage 
kamS  zurttckgefnhrt  werden,  so  ist  doch  eine  ähnliehe  Erklärung  dafär,  daas  Hono- 
rius  III.  i.  J.  1219  dem  Archidiakon  Gratifi  am  Domstift  zu  Bologna  das  Recht  zur 
Ertheilung  der  Lehrbefähigung  gewährt  und  diejenigen,  welche  sich  dieser  Anord- 
nung nicht  fügen  wollten,  mit  kirchlichen  Zensuren  (mit  der  Exkommunikation)  be- 
droht hat'^,  nicht  möglich.  Diese  Anordnung  des  Papstes  Aber  die  Promotionen, 
welche  bisher  allein  auf  Grund  einer  vorhergehenden  Prüfung  von  den  Magistern ^ 
vorgenommen  worden  waren  ^,  lässt  sich  nur  aus  der  Anschauung  erklären,  dass  der 
Papst  die  Befugniss  besitze,  die  Aufsicht  über  die  neuentstandenen  Studien,  wie  Aber 
die  älteren  Schulen  zuführen  und  in  die  Verhältnisse  derselben  auch  seinerseits  regelnd 
einzugreifen^.  Dass  man  diese  auch  in  Bologna  seitens  der  lehrenden  Magister  und 
Scholaren  tbeilte,  ergiebt  sich  aus  der  unbeanstandeten  Hinnahme  und  Anerkennung 
der  päpstlichen  Verfügung  durch  die  letzteren  ^. 

In  der  That  gab  es  in  der  damaligen  Zeit,  welcher  die  Aufsicht  der  Kirche  über 
die  Schule  als  etwas  SelbstverBtändliches  erscheinen  musste,  keine  andern  Gewalten, 
als  die  kirchlichen,  welche  zu  einer  solchen  Funktion  in  Betreff  der  gelehrten  Schulen 
geeignet  erscheinen  konnten  7.    Für  den  Papst  kam  femer  das  Vorbild  von  Paris  in 


V.  1220  zeigen,  Pottha«t  i».  6220,  bull.  Taur. 
3,  367;  P.D.  6261;  Denifle  1,  162,  zeigen, 
und  erst,  als  er  auf  erneuertes  Ansuchen  der 
Scholaren,  Ton  denen  ein  Theil  der  letztem 
wegen  der  aus  dem  erwähnten  Anlass  entstan- 
denen Streitigkeiten  nach  Padua  ausgewandert 
war,  nochmals  von  der  Kommune  die  Rücknahme 
des  Sututes  i.  J.  1224  gefordert  und  mit  kirch- 
lichen Gensuren  gedroht  hatte,  Potthast  n. 
7306,  Denifle  1,  175.  n.  446,  milderte  die 
Stadt  die  früheren,  die  Scholaren  beschwerenden 
Bestimmungen,  Denifle  S.  176.  193. 

1  S.  das  cit.  Schreiben  Honorlus'  UI.  v.  1220, 
bull.  Taur.  3,  368:  „  .  .  .  .  qula  statuta  huius- 
modi  procul  dubio  sunt  iniqua  et  manifeste  ob- 
Tiant  scholasticae  libertati  et  iuramentum  super 
.  obseryatione  ipsorum  praestitum,  non  est,  ut> 
pote  illicitum,  observandum,  cum  nee  iudicium 
habeat  nee  iustitiam." 

3  Potthast  n.  6094;  Savioli  annall  Bola- 
gnesi.  Bassano  1784.  II.  2,  408;  auch  bei  v. 
Savigny  3,  224  n.  6:  „Cum  sepe  contingat,  ut 
in  ciritate  Bononiensi  minus  docti  ad  docendi 
regimen  assnmantur,  propter  quod  et  doctorum 
honor  minuatur  et  profectus  impediatur  scho- 
larium  Tolentium  erudirl,  nos  eommdem  utilitati 
et  honorl  prospicere  cupieutes,  auctoritate  prae- 
sentium  duximus  statuendum,  ut  nullns  uiterius 
in  civitate  predicta  ad  docendi  regimen  assuma- 
tur,  nisi  a  te  obtenta  llcentia  examinatione  dili- 
genti,  tu  denique  eontradictores,  si  qui  fuerint,  vel 
rebelles  per  censuram  ecolesiasticam  oompellas.^ 

^  Man  stützte  sich  dafür  auf  1.  7.  G.  de  pro- 
fessor.  X.  63  (62)  v.  362,  ^ozu  Odofredus  be- 
merkt: „cum  consensu  et  voluntate  doctorum 
illius  scientie,  in  qua  vult  esse  magister.^ 

*  T.  SaTigny  3,  212.  228;  Denifle  1,  774. 

^  Die  Ansicht  Eichhorns,  K.  R.  2,  636  n. 
19,  dass  schon  Irnerlus  vor  der  Gründung  der 
Rechtsschule  ein  Lehramt  hatte,  welches  naeh 


der  Kirchenverfassung  kein  anderes,  als  ein 
kirchliches  hätte  sein  können,  da  er  die  artes 
lehrte,  und  dass  er  daher  auch  eine  kirchliche 
Autorisa tion  noth wendig  hatte,  sowie  dass  sie 
seine  ersten  Nachfolger  ebenfalls  haben  mustten, 
ist  von  V.  Savigny  3,  226  n.  d,  hinreichend 
widerlegt.  Letzterer  —  ihm  folgt  Schulte: 
Aroh.  f.  k.  K.  R.  19,  9  —  meint,  dass  der  Papst 
nur  aus  Vorsorge  gegen  Wiederholung  vorge- 
fallener Missbräuohe  eingegriffen  und  gerade 
dem  Archidiakon  die  betreffenden  Befugnisse 
wegen  seiner  Aufsicht  über  die  Domschule  und 
wegen  des  personliehen  Ansehens  des  Orati«, 
welcher  selbst  bereits  seit  l&ngerer  Zeit  in  Bo- 
logna mit  Ehren  das  kanonische  Recht  gelehrt 
hatte,  übertragen  habe.  Damit  ist  aber  immer 
nicht  erklärt,  worauf  der  Papst  sein  Recht,  Ml^s- 
brauehen  vorzubeugen,  gründete.  Das  Richtige 
in  letzterer  Beziehung  bei  Denifle  1,  740. 
Wenn  derselbe  sich  S.  739  gerade  für  die  Be- 
trauung des  Archidiakons  mit  den  erwähnten 
Berechtigungen  auf  das  Prüfungsrecht  deu  Archi- 
diakons in  Betreff  der  auf  Beneflzien  zu  beför- 
dernden Kandidaten  beruft,  Bd.  U.  S.  197,  so 
übersieht  er  indessen,  dass  der  Archidiakon 
nicht  das  Prüfungsrecht,  sondern  die  Befugniss 
zur  Ertheilung  der  llcentia  docendi  übertragen 
erhielt.  Wahrscheinlicher  ist  es,  dass  die  sonsti- 
gen Funktionen  des  Gratia  im  Domkapitel 
—  waren  do(^  bekanntermassen  mit  den  Archi- 
diakonaten  auch  Stiftstellen  vereinigt  — ,  viel- 
leicht die  Stellung  als  Gancellarius  die  Teran- 
lassung  gegeben  hat. 

«  V.  Savigny  3,  226  u.  Denifle  1,  740. 

^  Dafür  spricht  auch,  dass  bei  den  Reohts- 
schulen  von  Angers  und  Orleans,  für  welche 
keine  Stiftungsbriefe  nachweisbar  sind,  noch 
im  14.  Jahrhundert  der  Scholasticus  des  Dom- 
Stiftes  die  leitende  Stellung  hatte,  Denifle 
1,  254  268.  270.  272.  726. 
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Frage  ^  und  hatte  auch  Bologna  wesentlich  als  Schule  des  römischen  Rechts  Bedeu- 
tung, so  war  dem  römischen  Eaiserrecht  gerade  eine  geistliche  Aufsicht  über  solche 
Anstalten  ebenfalls  nicht  fremd  2.  Ueberdies  fällt  in  das  Gewicht,  dass  die  neuent- 
stehenden Lehranstalten,  zwischen  denen  bei  ihrer  Entstehung  ein  Gegensatz  zu  der 
Kirche  umsoweniger  bestand,  als  gerade  die  Päpste  die  neue  wissenschaftliche  Ent- 
wicklung mit  Interesse  betrachteten  und  förderten,  vor  Allem  in  Anlehnung  an  die- 
selben gegen  die  ihrer  freien  Entwicklung  oft  entgegentretenden  italienischen  Kom- 
munen einen  Halt  finden  konnten  ^,  und  femer  die  Päpste  in  der  Lage  waren,  ihnen 
Privilegien,  welche  tat  ihr  Aufblähen  von  grosser  Bedeutung  waren,  zu  ertheilen  ^. 

Aus  allen  diesen  Verhältnissen  erklärt  es  sich,  dass  man  dem  Papst  umsoweniger 
das  Recht  zur  Stiftung  von  Universitäten  bestreiten  konnte,  als  derselbe  nach  den 
Anschauungen  des  13.  Jahrhunderts  als  Inhaber  der  höchsten,  selbst  dem  Kaiser 
übergeordneten  Gewalt  betrachtet  wurde,  und  man  daher  nicht  in  der  Lage  war,  dem- 
selben eine  Befugniss,  welche  dem  Kaiser  auf  Grund  des  römischen  Rechtes  beigelegt 
wurde,  abzusprechen^. 

Nachdem  im  1 3.  Jahrhundert  eine  Reihe  von  Generalstndien  entstanden  waren, 
und  die  Verfassung  und  die  Einrichtungen  derselben  ihre  nähere  Ausbildung  gefunden 
hatten,  war  damit  die  Möglichkeit,  dass  sich,  wie  früher  aus  einzelnen  vorhandenen 
Schulen,  lediglich  durch  die  Gewohnheit  neue  Generalstudien  entwickeln  konnten, 
praktisch  so  gut  wie  beseitigt  %  weil  man  nunmehr  im  Stande  war,  nach  Massgabe 
fester  Kriterien,  welche  die  Einrichtungen  der  älteren,  anerkannten  Oeneralstudien 
an  die  Hand  gaben,  zu  prüfen,  ob  solche  Schulen  diesen  entsprachen,  also  auf  die 
Rechte  der  letzteren  Anspruch  erheben  konnten.  In  Folge  dessen  musste  sich  nun- 
mehr die  Rechtsanschauung  feststellen,  dass  lediglich  der  Kaiser^  und  der  Papst  die 
Rechte  eines  Generalstndiums  zu  verleihen  befugt  waren  ^.  So  führen  denn  die  im 
14.  Jahrhundert  entstandenen  Universitäten  entweder  auf  päpstliche  ®  oder  kaiser- 


t  Dessen  Studiam  als  eine  geistliche  Anstalt 
betrachtet  wurde,  s.  0.  S.  644. 

2  Die  S.  644  n.  1.  citiite  const  Omnem.  ^  10 
überträgt  die  Fürsorge  und  Ueberwachnng  der 
in  Betreff  derRechtsschnle  zn  Berytns  gegebenen 
Vorschriften  ausser  dem  Präses  Phoeniciae  mari- 
timae  auch  dem  Stadtbischof.  Warnm  aller- 
dings Honorius  III.  in  Bologna  mit  den  be- 
sprochenen Rechten  nicht  den  Bischof  betraut 
bat,  wird  sich  schwerlich  sicher  bestimmen 
lassen.  Möglich,  dass  das  Vorbild  von  Paris 
anch  hier  bestimmend  war. 

3  Wie  die  Scholaren  in  Bologna  in  dem  S.  646 
gedachten  Streite. 

^  Z.  B.  das  Privileg  der  Befreiung  von  der 
Residenzpflicht,  s.  0.  S.  642  n.  %  femer  auf 
Verwendung  kirchlicher  Auflagen  und  Einkünfte 
für  die  Unterhaltung  der  Lehrer,  Denifle  1, 
475  (für  Valencia  v.  Honorius  HI.  v.  1220), 
auf  Betrauung  des  Stadtbischofs  mit  dem  Dis- 
pensationsrecht  von  der  Exkommunikation  ex 
canone  si  quis  suadente  (Bd.  I.  S.  122)  in  Betreff 
der  Scholaren  (so  Honorius  III.  für  Modena 
1226,  Gregor  IX.  für  Cambridge  1233,  Denifle 
1,  297.  370.  n.  626). 

^  Vgl.  Thomas  ▼.  Aquino  opusc  contra  im- 
pugn.  dei  cult.  ed.  Parmens.  1852  ff.  16,  12: 
^ordinäre  de  studio  pertinet  ad  eum  qul  praeest 


reipublicae  et  praecipue  ad  auctoritatem  aposto- 
licae  sedis,  qua  universalis  ecelesla  gubernatur, 
cul  per  generale  Studium  providetur''. 

6  S.  unten  S.  648  n.  6. 

"^  Beziehentlich  der  Landesherr. 

^  Schon  Thomas  von  Aquino  schliesst  die 
Möglichkeit  der  Eutstehung  eines  Studium  gene- 
rale durch  consuetudo  aus,  da  er  vor  der  dtirten 
Stelle  die  superioria  auctoritas  für  die  Begrün- 
dung einer  societas  publica  fordert  und  zu  den 
letzteren  auch  das  coUegium  studii  generalis 
rechnet,  vgl.  Denifle  1,  768  n.  39  u.  S.  779; 
Nie  Thoemes  comment  crit.  de  Thomae 
Aquinat  operib.  diss.  inaug.  Berol.  1884  p.  137. 

d  Es  gehören  hierher  die  Generalstudien  zu 
Rom  1303  gestiftet  durch  Bonlfaz  YUI.,  bull. 
Taur.  4,  166;  Denifle  1,  310;  —  zu  Avignon 
1303  ebenfalls  von  demselben  Papst  gestiftet, 
bull.  cit.  4,  168,  auf  Bitten  der  Kommune  und 
der  Doktoren  und  Scholaren  der  dort  befindlichen 
Rechtsschule  (die  theologische  Fakultät  ist 
allerdings  erst  1413  durch  Johann  XXIII.  be- 
willigt), Denifle  1,  368.362;  —  zu  Gabors 
1332  durch  Johann  XXIL  auf  Bitten  der  Stadt, 
bull.  cit.  p.  324,  Denifle  S.  362;  —  zu  Gre- 
noble  1339  durch  Benedikt  XH.,  Denifle  1, 
366  und  bulL  Taur.  4,  460,  auf  Ansuchen  des 
Dauphins  Humbert  II.  (unter  Ausschluss  der 


648 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  l^irclie  durch  dieselbe. 
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liehe  ^  bezw.  landesherrliche^  Stiftung  oder  aaf  das  Zusammenwirken  beider  (Gewal- 
ten ^  zurflck.  Namentlich  sind  derartige  Stiftungsbriefe  auch  ftlr  solche  Städte  nach- 
gesucht und  ertheilt  worden,  in  denen  schon  vorher  mehr  oder  minder  blähende 
Rechts-,  Grammatik-  oder  medizinische  Schulen,  also  Partiknlarstudien,  bestanden 
hatten,  und  während  der  frflheren  Stufe  der  Entwicklung  durch  ihre  Leistungen  und 
ihre  Frequenz,  wie  manche  andere  ^,  zufolge  Gewohnheit  das  Ansehen  und  die  Rechte 
eines  General  Studiums  erlangt  haben  wfirden  ^. 

Was  das  Verhältniss  zwischen  dem  Papste  und  dem  Kaiser,  bezw.  den  Landes- 
herren anlangt,  so  hat  der  päpstliche  Stuhl  den  weltlichen  Machthabem  auch  in  dieser 
Zeit  nicht  das  Recht  zur  Stiftung  von  Generalstudien,  ja  auch  nicht  einmal  zur  Grfln- 


Theologie),  S.  365;  —  zn  Pisa  1343  durch 
Clemens  VI.  auf  Bitten  der  Stadt,  S.  317 ;  — 
zu  Valladolid,  wo  schon  vorher  ein  ansehnliches 
Studium  hestand,  1346  durch  Clemens  XL  auf 
Bitten  des  Königs  Alonso  XI.  von  Castilien 
(die  theologische  Fakultät  ist  erst  1418  durch 
Martin  V.  hewiUigt  worden),  S.  376.  379;  —  zu 
Fünfkirchen  durch  Urhan  V.  (nicht  ürhan  VI., 
8.  auch  hulL  olt  4,  686}  auf  Bitten  des  Königs 
Ludwig  (mit  Ausschluss  der  Theologie),  De- 
nifle  1,415;  —  zu  Heidelherg  1386  durch 
Urban  VI.  C^Üat  Studium  generale  ad  Instar 
studii  Parislensis  illudque  ....  vlgeat  tarn  in 
theologie  et  iuris  canonici  quam  alia  qualibet 
licita  facultate",  Hautz,  Gesch.  d.  Universität 
Heidelberg,  her.  v.  Freiherr  v.  Reichlin- 
Meldegg.  Mannheim  186^  1864.  2,  314),  auf 
Bitten  des  Kurfürsten  Ruprecht  I.  v.  d.  Pfalz, 
Denifle  1,  381 ;  —  zu  Köln  1388durch  Urban 
VI.  (mit  derselben  Formel  wie  Heidelberg,  bulL 
cit.  4,  398) ;  —  zu  Erfurt,  wo  sich  schon  vorher 
eine  Reihe  blühender  Schulen  befand,  auf 
Bitten  der  Stadt  zunächst  schon  1379  durch 
den  Oegenpast  Clemens  VII.,  dann  nochmals 
1389  durch  Urban  VI.  in  einem  auf  die  Bulle 
des  ersteren  keine  Rücksicht  nehmenden  Stif- 
tungsbrief (einschliesslich  der  Theologie),  De- 
nifle 1,  410;  —  zu  Ofen  1389/1390  durch 
Bonifaz  IX.,  D  e  n  1  f  1  e  S.  420.  Ferner  kommen 
noch  in  Betracht  die  Stiftungsbriefe  Clemens'  V. 
V.  1312  für  Dublin;  Benedikts  XII.  v.  1339  für 
Verona,  Gregors  XI.  v.  1377,  bull.  cit.  4,  459, 
für  Orvieto  und  Bonifaz'  IX.  (nicht  VIII.)  von 
1398  für  Ferrara  (ad  instar  studii  Bononiensis). 
Doch  sind  alle  diese  Generalstndien  nicht  in 
das  Leben  getreten,  D  en  i  f le  S.  640.  634.  637 
631. 

t  Von  Karl  IV.  sind  gestiftet  1365  Arezzo,  wo 
schon  vorher  durch  Lehrer  das  ins,  die  artes  und 
die  Medizin  vertreten  waren,  auf  Bitten  der 
Stadt,  Denifle  1,  426  ff.  —  1357  Siena,  eben- 
falls auf  Ansuchen  der  Stadt  S.  447,  und  1365 
Orange  auf  Bitten  des  Prinzen  von  Orange  Ray- 
mund de  Baux  IV.  und  der  Stadt,  nachdem  schon 
vorher  Urban  VI.  in  demselben  Jahre  mit  Rück- 
sicht auf  die  dort  vorhandenen  Schulen  den 
Studirenden  derselben  das  Privileg  gewährt  hatte, 
dass  sie  auf  Grund  der  in  Orange  erworbenen 
Kenntnisse  au  jedem  Generalstudium  im  Jus 
und  in  der  Grammatik  promovirt  werden  könn- 


ten, S.  467.  469;  endlich  1365  das  nicht  in  das 
Leben  getretene  Studium  zu  Genf,  S.  648. 
Femer  gehört  noch  der  viel  früher,  i.  J.  1318, 
von  Friedrich  dem  Schönen  als  römischem  Kaiser 
für  Treviso  ertheilte  Stiftnngsbrief,  S.  465, 
hierher. 

2  Die  einzigen  Beispiele  aus  dieser  Zeit  bil- 
den die  Stiftung  von  Huesca  durch  Pedro  IV.,  el 
Ceremonioso,  von  Aragonien  i.  J.  1354  und  die 
Piacenza^s  1398  durch  Herzog  Galeazzo  Visconti, 
Denifle  1,  509,  5G9. 

3  So  Prag,  für  welches  Clemens  VL  1347  auf 
Bitten  Karls  IV.,  der  damals  König  von  Böhmen 
und  noch  römischer  König  war,  den  Stiftungs- 
brief, bull.  Taur.  4,  496,  gegeben  hat,  während 
der  Karls  IV.  erst  von  1348  datirt,  monum.  bist 
univ.  Prag.  Pragae  1834.  2,  223;  Denifle  1, 
586.  587.  Ferner  ist  Lerida  von  Jacob  II.  von 
Aragonien  im  Einverständniss  mit  Bonifaz  VIII. 
1.  J.  1300  gegründet  worden.  Der  König  hat 
den  Stiftungsbrief  erlassen,  nachdem  der  Papst 
für  den  Fall  der  Ausführung  des  königlichen 
Planes  der  Universität,  den  Doktoren  und  Scho- 
laren alle  Privilegien  von  Toulouse  verliehen 
hatte,  Eapafia  sagrada  47,  340;  Denifle  1, 
500.  Wegen  Li8sabon,  dessen  Gründung  noch 
in  das  Ende  des  vor.  Jahrh.  fällt,  s.  o.  S.  643  n.  6. 

♦  S.  0.  S.  643  n.  2. 

5  Das  trifft  z.  B.  für  Avignon,  ValladoUd,  S. 
647  n.  9,  und  für  Arrezzo,  s.  Anm.  1,  zu.  Für 
Cambridge,  wo  seit  dem  13.  Jahrh.  ein  Studium 
bestand,  aber  durch  viele  Unordnungen  und 
Streitigkeiten  in  seiner  Entwicklung  gehemmt 
wurde,  suchte  König  Eduard  1318  bei  Papst 
Johann  XXII.  mit  der  Bitte,  er  möge  «,univer8i- 
tatem  perpetnare^  ein  Privileg  nach,  Rymer 
foedera  3,  698,  und  der  Papst  kam  demselben 
nach,  indem  er  bestimmte :  „ut  in  predicto  loco 
Cantebrigie  sit  de  cetero  Studium  generale  illud- 
que ibidem  vlgeat  perpetuis  futuris  temporibus 
in  qualibet  faculUte«,  Denifle  1,  375.  Auch 
die  Ertheilung  der  Rechte  eines  Generalstudinms 
für  Montpellier  durch  Nikolaus  IV.  i.  J.  1289, 
Pott  hast  n.  23101,  hatte  wesentlich  den 
Zweck,  den  Charakter  des  Generalstudiums  für 
die  juristische  und  artistische  Schule  ausser 
Zweifel  zu  stellen,  Denifle  352,  s.  auch  o.  S. 
643  n.  % 
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dnng  von  theologischen  Faknlt&ten  ^  bestritten  ^.  Standen  sich  also  in  dieser  Hinsicht 
die  beiden  Mächte,  die  geistliche  nnd  die  weltliche,  gleichberechtigt  gegenüber  3,  so  hatte 
der  Papst  doch  (abgesehen  davon,  dass  er  allein  in  der  Lage  war,  gewisse,  für  den 
Besuch  nnd  das  Aufblülien  der  Universitäten  bedentsame  Privilegien  zu  verleihen  4] 
insofern  rechtlich  eine  höhere  Stellung,  als  er  kraft  seiner  höchsten  Lehrautorität  und 
kraft  seiner  obersten  Aufsicht  über  das  Studium  der  theologischen  Wissenschaften 
(und  auch  des  dazu  gehörigen  kanonischen  Rechts)  und  des  damit  zusammenhängen- 
den Rechts,  Lehranstalten  zu  diesem  Bebufe  zu  errichten,  sie  zu  organisiren  und  die 
Aufsicht  über  sie  zu  üben,  befugt  war,  einem  Generalstudium  die  theologische^Fakul- 
tät*^  zu  verweigern,  und,  falls  eine  solche  blos  kaiserlich  oder  landesherrlich  errich- 
tet war,  ihr  die  Anerkennung  zu  versagen^. 

Die  Gleichberechtigung  des  Kaisers  bezog  sich  femer  auch  auf  die  Ertheilung 


t  So  bewilUgt  Karl  IV.  für  Arezzo  1356  das 
Stadium  „in  Iure  canonlco  et  cItIH  et  qaallbet 
alla  facnltate<S  för  Genf  1365  „Septem  artium 
llberalinm,  sacratisBlmarum  professionum  cano- 
nlce  sapientie  et  civilis  eloquentie  et  pnidenrie, 
saere  theologle  prehemensie,  medlcinalls  pro- 
fessionis  excellencie  aliarumqne  quaramlibet  fa- 
cultatnm  erndicionis  exercidi",  Denlfle  1,  427. 
649.  Ein  Beispiel  eines  landesherrlichen  Stif- 
tungsbriefes  fQr  Theologie  bietet  der  Pedros  IV. 
▼.  1354  für  Huesca,  S.  509. 

^  Davon  findet  sich  auch  im  14.  Jahrhundert 
keine  Spur,  Denlfle  1,  783,  im  Gegentheil 
haben  einzelne  Päpste  den  kaiserlich  gestifteten 
Generalstadien  Privilegien,  wie  z.  B.  ürban  V. 
die  Dispens  von  der  Resldenzpflioht  für  Orange 
(o.  S.  648  n.  1)  1366  ertheilt,  Denifle  1,  469. 

8  Der  Papst  gewahrt  die  Rechte  des  General- 
studiama  auctorltate  apostolica,  s.  z.  B.  die  Stif- 
tungsbriefe für  Rom,  Cahors,  Verona  and  Gre- 
noble  in  ball.  Taar.  4,  166.  324.  459.  460,  vgl. 
0.  S.  647  n.  9 ,  der  Kaiser  „de  imperatorie  po- 
testatis'*  oder  „imperialis  roaiestatis  plenitadine'^, 
8.  d.  Stiftnngsbriefe  Karls  IV.  v.  1364  u.  1365 
für  Orange,  Florenz  and  Genf  bei  Denifle  1, 
469.  563.  649,  vgl.  auch  S.  782  n.  74. 

Für  die  Gleichberechtlgang  beider  Mächte 
spricht  aach  der  Umstand,  dass  einzelne  General- 
stadien zeitlich  aaseinanderllegende  and  anab- 
hingig  von  einander  ertheilte  Stiftungsbriefe  der 
einen  oder  andern  Gewalt  nachgesacht  and  er- 
halten haben :  so  hat  Perugia,  für  welches  Cle- 
mens y.  1308  den  Stiftangsbrief  und  Johann 
XXII.  in  Ergänzung  desselben  1318  noch  aus- 
drücklich das  Promotionsrecht  erthellt  hat,  ball. 
Taar.  4,  192.  294,  i.  J.  1355,  nachdem  das 
Studinm  dort  in  Folge  der  Pest  schwer  gelitten 
hatte,  bei  Kaiser  Karl  IV.  von  neuem  das  Privi- 
leg eines  Generalstadiums  nachgesucht  und 
1356  empfangen,  Denifle  1,  550.  Die  von 
Pedro  IV.  1349  gesüftete  UniversiUt  Perpignan 
kam  nicht  za  irgend  welcher  nennenswerthen 
Entwicklung  and  verfiel  bald.  Deshalb  sachte 
der  Herzog  von  Gerona  die  Errichtung  eines 
neuen  Generalstadiums  bei  dem  Gegenpapste 
Clemens  TU.  nach,  welcher  dieses  1379,  ohne 
des  früheren  zu  erwähnen,  bewilligte,  S.  515. 
517.  Wenn  endUoh  trotz  des  Stiftangsbriefee 
Clemens*  YI.  v.  1349  der  Bischof  yon  Florenz 


noch  bei  Karl  IV.  ebenfalls  1364  eine  weitere 
Stlftnngsurkande  erwirkte,  S.  558.  502,  so  war 
dabei  der  Gesichtspunkt  massgebend,  das  Studium 
auch  als  allgemeines  Generalstudium  für  das 
damalige  Kaiserreich  erscheinen  zn  lassen  und 
ihm  dadurch  einen  besonderen  Glanz  zu  ver- 
schaffen. Der  hier  vertretenen  Auffassung  steht 
es  nicht  entgegen,  dass  die  Kommune  von 
Orange  Clemens  VII.  darum  bat,  dem  Privileg 
Karls  IV.  v.  1 365  „robur  conflrmationis  adiicere" 
und  za  gestatten,  „quod  ibidem  de  cetero  iuris 
canonici  Studium  generale  existeret'^,  und  dass 
der  Papst  dies  seinerseits  that  „snpplentes  om- 
nem  defectum,  si  qais  forsan  Intervenerit  in  eis- 
dem^,  denn  das  Ersuchen  ist  nicht  deshalb  ge- 
stellt worden,  weil  die  kaiserliche  Errichtung  für 
ungültig  gehalten  wurde,  sondern  weil  das 
Stndlam  des  kanonischen  Rechts,  welches  der 
Kaiser  ebenfalls  bewilligt  hatte,  nicht  in  Wirk- 
samkeit getreten  war,  und  durch  das  päpstliche 
Eingreifen  belebt  werden  sollte,  Denifle  1, 
470.  471. 

^  So  namentlich  auf  Befreiung  von  der  Resi- 
dtoüzpflicht  und  auf  den  Fortgenuss  der  Beneflzial- 
einkünfte,  sowie  auf  Verwendung  kirchlicher 
Abgaben  and  Einkünfte  zar  Unterhaltung  der 
Lehrer  und  Generalstudien,  o.  S.  642  n.  2  und 
647  n.  4 

^  Ebenso  auch  das  Stadium  des  kanonischen 
Rechts,  wenn  allerdings  seitens  der  Päpste  in 
dieser  Beziehung  von  ihrer  Befugniss  thatsäch- 
lich  kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  Deni- 
fle 1,783. 

8  Wenngleich  sich  kein  Fall  nachweisen 
lässt,  in  welchem  das  Recht  seitens  der  Päpste 
in  diesem  Umfange  geübt  worden  ist,  so  haben 
sie  doch  mehrfach  bei  fürstlichen  Stiftungen, 
welche  zugleich  die  theologische  Fakultät  mit 
umfasst  haben,  diese  ihrerseits  ausgeschlossen, 
so  z.  B.  bei  Wien  1365  und  bei  Krakau  1364, 
Denifle  1,  606.  626. 

Von  einem  Gegensatze  gegen  die  Kaifer 
oder  Landesherren  ist  bei  der  Ausschliessung 
des  Generalstadiums  der  Theologie  durch  die 
Päpste  keine  Rede  gewesen.  Das  zeigt  sich 
darin,  dass  sie  eine  solche  auch  für  die  von 
ihnen  allein  gestifteten  Generalstudien  angeord- 
net haben,  so  Bonifaz  VIIL  in  Betreff  Avignons 
1303  (wo  allerdings  nur  die  Promotion  in  der 
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des  Promo tions^echtes^  Aber  gegenüber  der  Gewährung  des  letzteren  durch 
den  Kaiser  war  der  Papst  ans  den  schon  eben  erwähnten  Gründen  gleichfalls  berech- 
tigt, in  Betreff  der  Promotionen  in  der  Theologie  und  der  damit  zusammenhängenden 
Ertheilung  der  venia  docendi  Einschränkungen  zu  machen  ^. 

Das  Promotionsrecht  und  die  Licenzertheilung  stand  sowohl  bei  den  kraft  Ge- 
wohnheit, wie  bei  den  aus  päpstlicher  Stiftung  henrorgegangenen  Generalstadien 
kirchlichen  Würdenträgern,  namentlich  den  Bischöfen  und  den  Mitgliedern  der  Ka- 
pitel zu  ^.    Bei  den  kaiserlichen  und  landesherrlichen  Stiftungen  sind  damit  ebenfalls 


Theologie  versagt  worden  ist,  bull.  Taar.  4, 
169),  Johann  XXII.  in  Betreff  Roms  (hier  eben- 
so 1.  c  4,  275),  Benedikt  XII.  In  Betreff  Gre- 
nobles  1339,  Denifle  1,  366,  Clemens  YL  in 
Betreff  Valladolids  1346,  S.  378,  Urban  V.  in 
Betreff  FQnfkirchens  1367,  S.  416,  und  dass  da- 
bei wesentlich  —  und  namentlich  haben  die 
avignonischen  Päpste  die  gedachte  Praxis  geübt — 
die  Rücksicht  auf  Paris,  welches  als  das  erste 
theologische  Studium  der  Christenheit  und  als 
Studium  Romanae  sedis  galt,  in  Betracht  ge- 
kommen ist,  vgl.  Denifle  1,  704,  705. 

>  Das  ist  auch  die  Rechtslehre  der  damaligen 
Zeit,  denn,  so  Baldns  zu  der  cit.  const.  Omnem 
verb.  Haee  autem  (Wa,  o.  8.  641  n.  1,  die  „po- 
testas  doctorandi  non  permittitur,  nisi  hoc  Pri- 
vilegium concedatur''  und  „sine  auctoritate  im- 
periali  Tel  aptstollra  nemo  ad  dignitatem  pro- 
movetur",  Denifle  1,  428.  A.  M.  Schulte 
1.  cit.  Arch.  19,  25,  welcher  unrichtiger  Weise 
dieses  Recht  dem  Papst  ausschliesslich  beilegt, 
vgl.  auch  noch  Denifle  1,  774  n.  54. 

2  So  hat  z.  B.  Nikolaus  IV.  für  das  Im  Ein- 
vernehmen mit  ihm  vom  Konig  Diniz  1290  ge- 
stiftete Stadium  zu  Lissabon  nur  gestattet« 
„quod  scholares  in  artibus  et  iure  canonico  et 
civill  ac  medicina  quos  magistrl  reputabunt  ido- 
neos  possint  per  Lllxbon.  episcopum  ....  vel 
TJlixbon.  sede  vacante  per  vicarium  ab  ülixb. 
capitulo  in  spiritnalibus  constitutum  in  studio 
licentiari  praedicto.  Et  quicumque  maglster 
....  per  episcopum  vel  vicarium  supradictos 
examinatns  et  approbatus  fuerlt,  in  facultate 
quacumque,  theologica  excepta,  ubique  sine 
alia  examinatione  regend!  liberam  habeat  po- 
testatem"",  bull.  Taur.  4,  104. 

3  Abgesehen  von  Bologna,  für  welches  diese 
Befugnisse  päpstlicherseits  dem  Archidiakon  des 
Domstiftes  übertragen,  S.  646  n.  2,  und  von 
Paris,  wo  sie  dem  Kanzler  von  Notre  Dame,  bez. 
für  die  im  Gebiet  des  Abtes  des  Klosters  S.  Qe- 
nevldve  wohnenden  Universititsangehorigen  dem 
letzteren  zukamen,  Denifle  1,  665 ff.,  standen 
sie  bei  denjenigen  Generalstudien,  deren  Ent- 
stehung sieh  auf  consuetudo  zurückführt,  o.  S. 
643  n.  2  u.  3,  entweder  dem  Scholastlcus  der 
Domkirche,  so  In  Orleans  und  Angers,  Denifle 
1,  264.  258,  273.  726.  737  n.  226,  oder  dem 
Bischof,  wie  in  Padua  (hier  zunächst  durch 
Uebertragung  der  Rektoren  oder  Scholaren), 
S.  286.  286.  736,  in  Reggio,  S.  296,  in  Mont- 
pellier, S.  342,  oder  einem  von  dem  Bischof  be- 
stellten Kanzler,  so  in  Oxford  8.  244.  250.  724 


und  in  Cambridge,  o.  S.  648  n.  6,  Denifle 
1,  369.  724,  zu. 

Soweit  die  Generalstadien  seitens  dei  PIpste 
gesüftet,  S.  643  n.  4  u.  647  n.  9,  oder  unter 
ihrer  Mitwirkung  errichtet  worden  sind,  S.  648 
n.  3,  sind  Jene  Befugnisse  für  die  Regel  den 
Bischöfen  übertragen  worden,  so  für  Lissabon 
(s.  d.  vor.  Anm.),  für  Rom  (1303,  hier  selbst- 
verständlich dem  Kardinal vikar,  bull.  Taur.  4, 
276,  Denifle  1,  311),  für  Avlgnon  (1303,  bei 
Erledigung  des  Bischofsstuhles  dem  Dompropst 

4,  169),  für  Perugia  1318  (oder  einem  Deputir- 
ten  des  Bischofs,  bull,  cit  4,  273),  für  Pis« 
1338,  Denifle  1,  320-,  für  Grenoble  (1339, 
bull.  cit.  4,  460);  für  Prag  1347,  Denifle 
1,  586;  für  Lorenz  (1349,  eventuell  dem 
Kapitelsvikar,  S.  558);  für  Fünfkirchen  (1367, 
eventuell  dem  vlcarius  oder  offlciaüs  capltuli, 
bull,  olt  4,  686);  für  Orvieto  (1378,  event.  dem 
Kapitelsvikar,  D  e  n  i  f  1  e  1 ,  638) ;  für  Perplgnan 
1379,  S.  617;  für  Lucca(1378,  event.  demlUpl- 
telsvikar,  nachdem  Karl  lY.  schon  1369  in  seinem 
Stiftungsbriefe  diese  Rechte  gleichfalls  dem  Bi- 
sehof gewährt  hatte,  S.651)  und  für  Ferrara  (1391, 
event.  dem  Archlpresbyter  und  Kapitel,  S.  323). 

Wenn  andererseits  1246  von  Innocenz  IV.  in 
Toulouse  unter  gleichzeitiger  Uebertragung  der 
Bulle  Gregors  IX.  für  Paris :  Parens  scientianun, 
0.  S.  645  n.  2,  der  Scholastlcus  zum  Universi- 
t&tsksnzler  bestimmt  worden  ist,  Denifle  1, 
334,  femer  Johann  XXII.  unter  ErtheUung  der 
Privilegien  von  Toulouse  für  Cahors  1332  die- 
selbe Einrichtung  getroffen,  S.  363;  weiter 
Urban  YL  1388  für  Köln  unter  Gewährung  det 
Generalstndlums  ad  instar  Parlsiensls  die  betr. 
Befugnisse  dem  Propst  der  Kathedrale  oder 
dessen  Deleglrten  bez.  dem  Kapitel  übertragen 
hat,  S.  398,  endlich  seitens  Johanns  XXII.  in 
Salamanca  1333  der  Scholastlcus  damit  betraut 
worden  Ist,  S.  491,  so  haben  hier  sichtlieh  die 
älteren  Yorbilder  eingewirkt.  Dagegen  erklärt 
sich  die  Uebeiweisung  der  gedachten  Funktionen 
für  Yalladolid  1346  an  den  abbat  saecuUris 
eccleslae  B.  Mariae,  S.  378,  für  Wien  1364  an 
den  Propst  zu  Allerheiligen  (S.  Stephan),  S. 
606,  für  Heidelberg  1386  an  den  Propst  der 
Kathedrale  zu  Worms  oder  dessen  Deleglrten, 

5.  382,  für  Erfurt  1389  an  den  Dekan,  eventuell 
das  Kapitel  der  Kollegiatkirche  B.  Mailae  Y.  zu 
Mainz,  S.  411,  und  für  Ofen  1395  an  den  Propst 
V.  S.  Peter  zu  Altofen,  S.  420,  daraus,  dass  sich 
an  allen  diesen  Orten  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
betreffenden  päpstlichen  Anordnungen  keine 
Bischofssitze  bef^den. 


§241.] 


Verhältniss  der  Kirche  zu  den  UniversitäteD.    Geschichte. 


651 


Bischöfe  1  und  (freilich  sehr  selten)  andere  kirchliche  Amtsträger  ^  betraut  worden. 
Dies  erklärt  sich  ans  den  o.  S.  646  schon  hervorgehobenen  mittelalterlichen  Anschau- 
nngen.  Ja,  es  ist  nicht  zu  viel  behauptet,  dass  sich  auf  Grund  derselben  auch  die 
Rechtsansicht  festgestellt  hat,  dass  die  Fflrsten  nicht  befugt  seien,  die  gedachten 
Funktionen  auf  weltliche  Personen  zu  flbertragen  ^, 

Da  das  Promotionsrecht  und  die  damit  Tcrbnndene  Licenzertheilung  ein  päpst- 
liches oder  kaiserliches  Rechte  war  und  also  nur  kraft  der  Verleihung  der  obersten 
geistlichen  oder  weltlichen  Gewalt  erlangt  werden  konnte,  so  wurde  es  von  der  damit 
betrauten  Person  niemals  auf  Grund  des  kirchlichen  Amtes,  welches  diese  letztere 
besass  und  als  Ausfluss  der  in  demselben  enthaltenen  Befugnisse  ^,  sondern  stets  in  Ver- 
tretung des  Papstes  oder  des  Kaisers  ausgeflbt^ 


«  So  durch  Karl  IV.  für  Siena,  Denifle  1, 
447,  für  Pavia  679  und  fürLucca  S.  631 ;  ferner 
131Ö  schon  durch  Friedrich  den  Schönen  für 
Trevlso  S.  466,  und  endlich  durch  Oaleazzo 
Visconti  1396  kraft  ihm  vom  römischen  König 
Wenzel  übertragener  Autorität  als  Herzog  für 
Piacenza,  S.  569. 

2  Nach  der  Anordnung  König  Jacobs  II.  von 
Aragonien  1300  für  Lerida  sollte  dort  ein  Yom 
König  zu  ernennender  canonicus  des  Domstlftes 
die  Kanzlerwürde  führen,  8.601. 

8  Dafür  spricht  die  entgegenstehende  Praxis, 
8.  0.  Anmerk.  1  u.  2.  Die  einzige  bekannte 
Ausnahme  ist  die,  dass  Kenig  Kasimir  d.  Gr. 
in  dem  Süftungsbrief  für  Krakan  v.  1364  die 
Ueberwachang  der  Examina  und  die  Approbation 
der  Examinirten  dem  königliehen  Kanzler  in 
Krakau  übertragen  hat,  cod.  dlplom.  unlTersit. 
studii  generalis  CracoT.  CracOTiae  1870.  1,  1  ff. 
In  der  vom  König  veranlassten  Stiftungsbulle  v. 
1364,  1.  0.  p.  6  n.  Deeretales  snmmor.  pontiflc. 
pro  regno  Poloniae.  Posnan.  1883.  3,  66,  hat 
aber  Urban  V.  die  betreffenden  Funktionen  dem 
Bischof  T.  Krakan  und  bei  der  Sedisvakanz  dem 
viGarius  oder  offlcialis  capituU  überwiesen  und 
noch  in  demselben  Jahre  mittelst  einer  weiteren 
Bnlle  die  gedachte  königliche  Anordnung  kassirt, 
cod.  dipl.  p.  8 :  „nolumus  sub  huiusmodi  con- 
cetsione  et  conflrmatione  inde  facienda  aliqua- 
tenus  inoludi,  cum  hoc  ad  nos  dumtaxat  per- 
tinest,  qui  examinationem  et  approbationem 
soolarium  huinsmodi  fleri  per  dictum  episcopum, 
vicarinm  sen  offleiales  duximus,  ut  premittitnr, 
ordinandum«',  D  e  n  i  f  1  e  1 ,  626.  627.  Der  Papst 
giebt  hierfür  allerdings  nicht  den  Grund  an, 
dass  der  König  einen  weltlichen  Beamten  bestellt 
habe,  sondern  beruft  sich  daranl^  dass  ihm  die 
betreffende  Anordnung  zustehe,  und  wenn  dies 
-  auch  insofern  zutreffend  ist,  als  der  König  nur 
das  Promotionsreoht  und  die  Lehrbefahigung  für 
den  Umfang  seines  Landes,  nicht  allgemein,  wie 
der  Papst,  ertheilen  konnte,  so  erschien  doch 
offenbar  dem  Papst  die  betreffende  Person,  wie 
die  herkömmliche  Wahl  des  Bischofis  zeigt,  nicht 
zur  Ausübung  der  erwähnten  Befugnisse  recht- 
lich fihig  und  geeignet 

Karl  IV.  hat  für  Orange  und  Genf  1366  allein 
den  Professoren  das  Promotionsrecht  gewahrt, 
Denifle  1,  469  u.  649.  Das  hatte  an  den 
älteren  Verhältnissen  (s.  o.  S.  646)  seinen  An- 


halt und  ist  für  Orange  —  das  Studium  in  Genf 
ist  nieht  in  das  Leben  getreten  —  von  Urban  V., 
welcher  der  Universität  1366  eine  Reihe  von 
Privilegien  ertheilt  hat,  nicht  beanstandet  wor- 
den, wennschon  durch  Clemens  VII.  in  dem  1379 
von  der  Kommune  bei  ihm  nachgesuchten  Stif- 
tungshrief  die  Lic>enzertbeilung  dem  Bischof, 
eventuell  dem  Kapitelsvikar  fibertragen  worden 
ist.  Denifle  1,471. 

^  Beziehentlich  landesherrliches  Recht  in  dem 
0.  S.  642  n.  3  gedachten  beschränkten  Umfange. 
S.  auch  die  vor.  Anm. 

^  Denn  weder  der  Bischof  noch  der  Archidlakon 
oder  Scholastikns  hatten  kraft  ihres  Amtes  das 
Recht,  Promotionen  mit  Rechtswlrkang  für  die 
ganze  Kirche  vorzunehmen.  In  Paris  bestritt  da- 
her auch  die  UniTersität  dem  Bischof  das  Recht, 
im  Fall  der  Vakanz  des  Kanzleramtes  die  Licenz 
zu  ertheilen.  Schreiben  Gregors IX.  v.  1237,  Po  tt- 
hast  n.  10042,  und  der  Papst  sprach  es  dem  Bi- 
schof 1238  nicht  definitiv  zu ,  sondern  erhielt 
denselben  blos  proTisorisch  im  Besitze,  „cum 
(episcopus)  cancellaria  parisiensi  vacante  sit  in 
poesessione  vel  quasi  lioentiandi  provectos  ad  offi- 
cium magistratus",  Denifle  1,  82  n.  136  und 
S.  687.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  man  später 
jeden,  welchem  die  betreffenden  Befugnisse  zu- 
standen, z.  B.  den  Bischof  u.  s.  w.,  namentlich 
deshalb,  weil  sie  in  Paris  durch  den  Kanzler  ge- 
übt wurden,  als  Kanzler  (der  Universität)  be- 
zeichnete, V.  Savigny  3,226;  Panlsen  in 
V.  Sybel,  bist.  Zeitschr.  46,  286. 

Andererseits  sind  aber  die  erwähnten  Rechte 
den  genannten  Würdenträgern  nicht  persönlich, 
sondern  mit  Rücksicht  auf  ihr  kirchliches  Amt 
verliehen  worden,  so  dass  sie  sich  als  Annexe 
desselben  darstellten.  Auf  den  interimistischen 
Verweser  des  Amtes  konnten  sie  daher  während 
der  Erledigung  desselben  nicht  ohne  Weiteres 
übergehen  (s.  auch  Bd.  II,  S.  240.  241),  und 
daraus  erklärt  es  sich,  dass  in  einer  Reihe  von 
Stiftungsbriefen  für  diesen  Fall  besondere  Be- 
stimmungen getroffen  worden  sind,  s.  o.  S.  660 
n.  2  u.  3. 

^  So  sagt  schon  im  13.  Jahrhundert  der  Pariser 
Kanzler  Walter  de  Ghätean-Thierry  in  seinen 
Quästlonen,  s.  Denifle  1,  687  n.  102:  ,magi- 
stris  commisse  sunt  claves  scientie  a  dom.  papa 
vel  a  oanoellario  Parisiensi  ex  ordinatione  d.  pa- 
pae  ad  aperiendum  thesaurum  sapientie^ 
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Der  ordnungsmässig  an  einem  Generalstndinm  Promovirte  erwarb  somit^  weil  er 
seine  Wflrde  nnd  die  Licenz  ans  dem  universalen  Recht  des  Papstes  oder  des  Ksu- 
sers  herleitete,  die  Befthignng  und  das  Recht,  flberall  in  der  ganzen  Kirche  zu  lehreal 
Soweit  es  sich  dabei  um  die  Theologie  handelte,  gewährte  ihm  die  Doktor-  oder 
Magisterwflrde  nach  der  Ansicht  Mancher  nicht  nur  das  Recht  zum  Lehren  nnd  Dis- 
putiren, sondern  auch  das  Recht  zum  Predigen  2. 

Wenn  man  behauptet  hat,  dass  in  dem  Promotionsrecht  die  Befhgniss  zur  Er- 
theilung  der  modernen  s.  g.  mtssio  ecclesiasHca  oder  canonica  ^  gelegen,  und  der  Promo- 
virte diese  für  die  ganze  Kirche  erlangt  habe  ^^  so  muss  dies  als  eine  schiefe,  uozn- 
lässiger  Weise  moderne  Rechtsbegriffe  in  die  mittelalterlichen  Gestaltungen  hinein- 
tragende Auffassung  bezeichnet  werden.  Das  Wesen  der  heutigen  missio  besteht  darin, 
dass  von  dem  kirchlichen  Oberen  nach  stattgehabter  Prüfung  durch  besonderen  Akt 
für  eine  bestimmte  Funktion  die  Erlaubniss  zum  Lehren  oder  Predigen  und  die  Er- 
mächtigung, von  dieser  Erlaubniss  Gebrauch  zu  machen,  ertheilt  wird^.  Wenn  da- 
gegen diese  Erlaubniss  und  Ermächtigung,  ja  sogar  auch  das  Recht  zum  Lehren  und 
zum  Predigen^  mit  einer  andern  Stellung  kraft  der  in  dieser  enthaltenen  Befugnisse 
verbunden  ist,  bedarf  es  einer  solchen  missio  nicht ''.  Ebenso  wie  aus  gewissen  kirch- 
lichen Aemtem,  z.  B.  dem  Bischofsamt,  für  den  Amtsträger  diese  Ermächtigung  nnd 
dieses  Recht  herfliessen  ^,  so  hatte  auch  der  Promovirte  kraft  des  von  ihm  erworbenen 
akademischen  Grades  nicht  blos  die  Ermächtigung,  sondern  auch  das  Recht,  die 
Wissenschaft,  in  welcher  er  promovirt  war,  überall  zu  lehren.  Der  Doktorat  war  eben 
begrifflich  das  universelle  Lehramt,  wie  das  Bischofsamt  begrifflich  zugleich  das 
kirchliche  Lehramt  fUr  die  Diöcese  in  sich  enthält.  Die  Heranziehung  des  modernen 
Begriffes  der  missio  canonica  erscheint  also  überflüssig  und  auch  verfehlt,  letzteres 


1  Denifle  1,  773.  Soweit  nicht  durch  die  Das  im  TextGesagtemusste  auch  fOr  die  blos  vom 
päpstliche  Stiftangs-  oder  Bestätlgnngsurkunde  Kaiser  gegrOndeten  UnlTersitäten  gelten.  Denn 
Ausnahmen  gemacht  waren,  wie  z.  B.  von  Ale-  da  die  Päpste  demselben  niemals  das  Recht  he- 
xander IV.  1265  ffir  Salamanca  dahin,  dass  die  stritten  haben,  theologische  Fakultäten  zu  stifteo, 
dort  Approbirten  nicht  zu  Paris  und  Bologna  zum  so  lag  in  der  NichtausGbung  ihres  Wlder8p^Ich^ 
Lehren  befugt  seiu  sollten.    S.  486.  rechtes  (s.  0.  S.  649)  im  einzelnen  Fall  eine  still- 

«  In  dem  S.  661  n.  6  cltlrten  Werke  wird  über  schweigende  Anerkennung  der  Fakultit  und  ihrer 

die  Ansicht :  „quod  magister  in  theologia  Parisius  Promotionen  für  die  Kirche.  Von  praktiaeher  Be- 

potest  nbique  praedicare  non  petita  licentla  dioe-  deutung  ist  die  Frage  nicht  geworden,  denn  an 

cesani  episcopi ''  bemerkt:  „£t  ratio  eorum  est,  den  hierher  gehörigen  Oeneralstudien,  Treviso, 

quod  de  ordinatione  d.  pape,  qul  est  caput  totius  Arezzo  und  Orange,  0.  S.  648  n.  1  und  S.649n.l, 

ecclesle,  positus  est  doctor  non  solum  Parisiensis  welche  niemals  eine  hervorragende  Bedeutniig 

ecclesie,  sed  etiam  universalis.   In  hoc  etiam  ad-  erlangt  haben,  hat  das  Studium  der  Theologie 

dunt :  D.  papa  ordinat  statutum  studü  et  maxime  kaum  eine  Stätte  gefunden,  und  die  l'niversitit 

quoad  statum  studii   theologie   et  magisterium  Genf  ist  überhaupt  nicht  in  das  Leben  getreten, 

privilegiando  et  conflrmando  ordlnationem ,  vo-  Die  hierher  gehörige  landesherrliche  Stiftungvoo 

candl  magistroB  ad  magisterium,  quod  est  quasi  Huesca  hat    ebenfalls   nur  ^n   kurzes  Dasein 

perfectum   et  consummatum    magisterium;   dat  gehabt.    A.  M.  allerdings  Schulte  im  Arch. f. 

auctoritatem  magistro  et  quasi  mittit  eum  ad  exe-  k.  K.  R.  19,26,    welcher  das  Promotionsreeht 

cutionem  offlcii  magistralis,   quod  est  triplex:  lediglich  eine  Folge  päpstlicher  Verleihong  sein 

legere,   predieare,  disputare.^  Im  Anschluss  an  lässt. 

die  nun  folgende,  a.  a.  0.  schon  citirte  Stelle  3  q  ^  lil 

wird  dann  hervorgehoben,  dass,  obwohl  die  Dok-  ^ 

toren  nicht  die  clavis  potestatid  besässen:  „pote-  ^  Schulte  a.  a.  0.  S.  26. 

stas  quantum  ad  docendum  non  est  limitata*'  und  .  q       q  non  aoi       ^  o   aq« 

;,Et  Sic  quantum  ad  hoc,  sc  ad  docendum  alios,  ^'  ^'  ^'  ^^'  ^^^  ""**  ^-  *'^'- 

maior  est  (doctor)  quam  prelatus;    unde  cedit  e  Vgl.  darüber  0.  S.  466. 

episcopus  doctori  theologie  et  docendo  et  predi-  7  q  n  9  117  IfU 

cando,   nUi  et  episcopus  prius  doctor   fuerit",  0.  0.  0.  44^.  404. 

Denifle  1,  773  n.  62.  «  S.  432. 
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desshalb,  weil  dadurch  der  Schein  erweckt  wird,  als  ob  er  der  mittelalterlicheii  Rechts- 
entwicklang  bekannt  gewesen  sei,  während  dieselbe  gar  keine  Veranlassung  hatte, 
einen  solchen  in  Betreff  des  hier  fraglichen  Verhältnisses  ^  auszubilden. 

Das  rechtliche  Verhältniss  der  Earche  zu  den  mittelalterlichen  Universitäten  hat 
sich  demnach  gleichzeitig  mit  der  Entwicklung  derselben  während  des  13.  und  14. 
Jahrhunderts  dahin  festgestellt,  dass 

1 .  der  Papst  das  Recht  besass,  Generalstudien  zu  grttnden  oder  etwaigen,  auf  andere 
Weise  in  das  Leben  getretenen  Lehranstalten  einen  solchen  Charakter  zu  ertheilen. 
Dieses  Recht  stand  ihm  zwar  nicht  ausschliesslich,  sondern  auch  dem  Kaiser  und  den 
Landesftirsten  zu,  aber  seine  Berechtigung  war  beiden  gegenüber  insofern  umfassen- 
der und  stärker,  als  ein  landesfürstliches  Generalstudium  die  Rechte  eines  solchen 
allein  für  das  betreffende  Land,  nicht  fttr  die  übrigen  Reiche  und  für  die  ganze  Earche 
in  Anspruch  nehmen  konnte,  und  ein  kaiserliches,  wenn  demselben  auch  die  univer- 
sale Stellung  nicht  fehlte,  in  Betreff  der  theologischen  Fakultät  und  ihres  Promotions- 
rechtes mindestens  einer  stillschweigenden  Anerkennung  des  Papstes  bedurfte  2. 

2.  In  demselben  Umfange  kam  dem  Papst  das  Recht  zu,  die  Verhältnisse  der 
Generalstndien  zu  regeln,  namentlich  Bestimmungen  über  das  Recht  zu  Promotionen 
und  zur  Ertheilung  der  licentia  docendi^  zu  erlassen,  femer  den  Lehrern  und  Scho- 
laren die  Befugniss  zur  statutarischen  Normirung  ihrer  Verhältnisse  zu  gewähren, 
sowie  die  in  Folge  dessen  von  ihnen  gemachten  statutarischen  Satzungen  zu  be- 
stätigen«. 

3.  Endlich  waren  der  Kaiser  und  die  Landesfürsten  im  Interesse  der  Kirche 
hinsichtlich  der  Regelung  des  Promotionsrechtes  insofern  beschränkt,  als  sie  dasselbe 
und  die  damit  verbundene  Licenzertheilung  allein  kirchlichen  Würdenträgem  (den 
Bischöfen  oder  Dignitären  der  Kapitel)  nicht  aber  Laien,  namentlich  nicht  weltlichen 
Beamten,  übertragen  konnten  \ 

Neben  diesen  besonderen,  in  Betreff  der  Generalstudien  entwickelten  Rechten®, 
hatte  der  Papst  aber  das  aus  seiner  Primatialgewalt  herfliessende  allgemeine  Ober- 
aufsichtsrecht über  die  Lehrthätigkeit  in  der  gesammten  Kirche,  und  dasselbe  erstreckte 
sich  selbstverständlich  auch  auf  die  Universitäten,  insoweit  als  an  diesen  die  theolo- 
gischen Wissenschaften,  also  nicht  nur  die  Theologie,  sondern  auch  das  kanonische 
Recht  gelehrt  wurde ''. 

1  Wie  man  diesen  Begriff   ebensowenig  im  ^  S.  o.  S.  661. 

Mittelalter  in  Betreff  des  universellen  Beicht-  and  ^  Die  zuerst  in  Paris  im  14.  Jahrhundert  auf- 

Predigtamtes  der  Bettelorden  entwickelt  hat,  s.  gekommene,  dann  auf  vielen  anderen  Universi- 

0.  S.  92.  462,  da  die  Mitglieder  derselben  kraft  täten  angenommene  Uebung,  von  Zeit  zu  Zeit 

der  Zugehörigkeit  zu  ihren  Orden  auf  Grund  des  ein  Yerzeichniss  der  Mitglieder  an  den  Papst 

ertheilten  Privilegs  zur  Ausübung  der  gedachten  (s.  g.  rotuU)  einzusenden  ,  K  i  n  k ,   Gesch.  der 

Thätlgkeiten  ermächtigt  und  befugt  waren.  kaiserl.  Universität  Wien.   Wien  1854.    1,  160; 

1  g.  0.  S.  648  u.  649.  Deuifle  1,  269.  276.  335.  361.  379.  387.  696. 
'  '  „.f.  \  '  ,,  „  .  613,  lässt  sich  nicht  etwa  als  Folge  eines  beson- 
S-  0-  \^^»  ^^^^  !^J^^\r.r,  ^^  zu  SU8-  deren  päpstlichen  Aufsichtarechtes  über  die  üni- 
pendiren.  So  hat  Bonifaz  VUI.  üi  seinem  Streit  versitäteu  auffassen,  viehnehr  hatte  die  üeber- 
?liL  .  ^*^P  ^™  Schonen  von  Frankreich  i.  J.  reichung  zunächst  den  Zweck,  die  Eingetragenen 
15ÜÜ  den  zur  Gewährung  der  licentia  docendi  in  f ö,  päpstlich  zu  besetzende  Pfründen  zu  empfeh- 
Frankreich  berechtigten  Persouen  die  Befugniss,  len  (pro  promottone  personarum),  spater  auch 
dieselbe  für  die  Theologie,  sowie  das  Civil-  und  den,  den  Papst  um  Verleihung  von  PrivUegien 
kanonische  Recht  zu  ertheüen,  auf  so  lauge,  bis  2U  bitten  (pro  habendis  gratUs),  Kink  a.  a.  0. 
der  König  zu  besserer  Einsicht  kommen  würde,  i  150  und  Uebereendungsschreiben  ibid.  Bei- 
entzogen, P  0 1 1  h  a  s  t  v.  26278 ;  D  e  n  i  f  1  e  1, 789.  i^gen  S.  40. 

*  S.  0.  S.  646  n.  2.  ^  S.  648.* 
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Rechtlich  war  somit  durch  die  gedachten  Befagnisse  der  Kirche  und  ilurer  ober- 
sten Leitang  nicht  nur  ein  genügender  Einflnss  auf  das  Universitätswesen  gesickert, 
sondern  auch  ein  inniger  Zasammenhang  zwischen  der  Kirche  und  den  UniversitSteo 
geschaffen. 

Aber  in  diesen  rechtlichen  Beziehungen  erschöpfte  sich  die  Verbindung  zwischen 
den  letzteren  und  der  Kirche  nicht,  thatsächlich  war  sie  eine  viel  engere. 

Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  überwiegende  Zahl  der  Universitäten  im  13. 
und  14.  Jahrhundert  auf  päpstlicher  Stiftung  beruhte ^  ein  anderer  Theil  durch  das 
Zusammenwirken  des  Kaisers  oder  einzelner  Fürsten  mit  den  Päpsten  in  das  Leben 
gerufen  war^  und  endlich  andere,  welche  ex  consuetudine  oder  kraft  kaiserlicher 
oder  landesfürstlicher  Gründung  entstanden  waren,  nachträglich  auch  päpstUche 
Stiftnngsbriefe  erhalten  hatten  3,  sind  schon  in  der  hier  fraglichen  Zeit  von  den 
Päpsten  wiederholt  kirchliche  Würdenträger  zu  s.  g.  conservatores  ^  für  einzelne  Uni- 
versitäten ^  mit  dem  Auftrage,  die  Rechte  und  Privilegien  der  die  Universität  bildenden 
Körperschaften  und  ihrer  Mitglieder  gegen  Beeinträchtigungen  aller  Art  zu  schütsen, 
bestellt  worden. 

Ferner  waren  vielfach  zur  Unterhaltung  der  Universitäten  kirchliche  Güter  und 
Einkünfte  gewidmet^,  ebenso  für  die  Lehrer  kirchliche  Mittel  ausgesetzt^  oderfftr 
sie  bestimmte  Pfründen,  insbesondere  Kanonikate,  angewiesen  K 

Weiter  gehörten  die  Lehrer  wie  auch  die  Scholaren  zu  einem  nicht  unbeträcht- 
lichen Theile  dem  geistlichen  Stande  an  ^,  und  das  Zuströmen  der  letzteren  zu  den 
Universitäten  wurde  durch  die  päpstlichen  Privilegien  auf  Freiheit  von  der  Residenz- 
pflicht und  auf  Fortbeziehung  der  Benefizialeinkünfte  befördert  <<). 

Endlich  hatten  die  Universitätsangehörigen,  namentlich  auch  die  Scholaren  an 
manchen  Universitäten,  wenngleich  in  verschiedenem  Umfange,  den  geistlichen  Gerichts- 
stand ^i,  und  vielfach  war  vorgeschrieben,  dass  der  Rektor  ein  Kleriker  sein  müsse  ^^. 

Ausser  den  eben  berührten  Verhältnissen  kam  aber  noch  Folgendes  in  Betracht 
Obschon  der  Kaiser  und  die  Landesherren  gleichfalls  zur  Stiftung  von  Universitäten 
berechtigt  waren,  ihnen  ebenso,  wie  die  Päpste,  Privilegien  ertheilten^^  und  nicht 
minder  zum  Schutze  der  ihrerseits  gewährten  Rechte  Konservatoren  bestellten  ^^,  bo 


1  S.  0.  S.  643  n.  4  und  S.  647  n.  9.  Klnk,  Gesch.  d.  kaiserlichen  Universität  Wien. 

2  8.  648  n.  3.  Wien  1854.    1,133. 

3  S.  643  n.  2  u.  6 :  S.  646  n.  2 :  S.  648  n.  5 :  ^®  S.  o.  S.  642  n.  2  und  die  Nachweisnngen  bei 
S.  649  n.  2.                                    ,  o     *o  o  ü,  ^^^^^^^^  ^    ^^^  3^^^  g^  33^  3^^  3^^  335. 

Vgl.  übriffens  noch  die  Tabelle  bei  Denlf  le  366.  378.  401.  417.  460.  470.  476.605.623.519. 

1   807.  579.  601.  603.  606.  Vgl.  auch  Bd.  in.  S.  224. 

*  Bd  I    S  179  "  ^'  ^'  ^'  ^^  °'  ^'  ^^  ^  '^^  Panlsen,  t. 

fi  nJ,»i/i\.  4    ACM   ATCi  ßOQ  »•  0.  S.  288,  doch  hatten  diese  auch  Tlelfachdie 

JJenirie  1,  4U1.  4/u.  üzy.  Universitätsbehörden,  Rektor  und  Rath,  ausw- 

S.  z.  B.  Tomek    Gesch.  d.  Prager  Univer-  ü|,en;  s.  Panlsen  a.a,0.;  v.SaTlgny  3,193. 

^**,**o  ^'*f  ^^n'   ^;  *•  286;  Tomek  a.  a.  0.  S.  10. 

7  S.  o.  S.  647  n.  4.  12  Tomek  S.  9j  v.  Savlgny  3,  191. 

8  D  e  n  1  f  I  e  1 ,  401 .  623 ;  P  a  nl  s  e  n  In  v.  S  y-  «  So  vor  Allem  das  Privileg  der  Befreiung  von 
bei.  Hlstor.  Zeltschr.  45,  393;  s.  auch  Bd.  II.  der  Gerichtsbarkelt  der  gewöhnlich  zuständigen 
S.  74  Gerichte  für  die  Scholaren,  welche  nicht  gelst- 

0  Panlsen  a.a.O.  S.  404,  wie  man  denn  liehen  Standes  waren,  zu  Gunsten  der  Jurlsdik- 

auch  nicht  nur  bei  den  Lehrern,  sondern  auch  tion  des  Bischofs  oder  der  Unlversitätsbebörden- 

den  Scholaren,  welche  nicht  Geistliche  waren,  Paulsen  a.  a.  0.  46,  288. 

den   ehelosen  Stand  wenngleich  nicht  überall  ^^  Beispiele  dafür  De nifle  1,447. 561.  Dam 

rechtlich  forderte,  doch  mindestens  als  ein  Gebot  wurden  auch  Ton  Ihnen  nicht  selten  kirchliche 

der  Schicklichkeit  betrachtete,  a.  a.  O.  S.  406;  Würdenträger  ausersehen. 
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übten  sie  doch  weder  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  bei  den  Generalstudien 
bestehenden  Korporationen  oder  der  einzelnen  Fakultäten  noch  auf  die  Lehre  und 
die  Lehrmethode  einen  Einflnss  ans  und  beanspruchten  ebensowenig  kraft  ihrer  fürst- 
lichen Gewalt  das  ausschliessliche  Recht  zur  Anstellung  der  Lehrer  ^  d.  h.  es  war 
jede  Einwirkung  der  Fürsten,  welche  die  kirchlichen  Interessen  h&tte  beeinträchtigen 
oder  gar  Konflikte  mit  der  Kirche  hervorrufen  können,  ausgeschlossen. 

Kann  man  aber  die  mittelalterlichen  Universitäten  als  kirchliche  Anstalten  oder 
Korporationen  betrachten?  Im  rechtlichen  Sinne  sicherlich  nicht 2.  Sie  waren  freie 
Genossenschaften,  welche  neben  dem  Recht  der  öffentlichen  Lehre  die  Selbstverwaltung, 
die  freie  Bestimmung  der  eigenen  Organisation  und  die  Wahl  ihrer  Vorstände  und  Organe, 
nicht  minder  die  Verkehrs-  und  Vermögensföhigkeit  besas&en  ^.  Allerdings  übten  die 
Päpste,  und  ebenso  auch  die  Kaiser  gewisse  Rechte  in  Betreff  derselben  aus,  aber 
diese  letzteren  hatten  nicht  den  Zweck,  die  Universitäten  unter  Kontrole  und  Auf- 
sicht zu  halten,  sondern  sie  zu  fördern,  zu  stärken  und  zu  schützen.  Insbesondere  um- 
fassten  die  päpstlichen  Rechte  nicht  einen  soweit  gezogenen  Kreis  von  Befugnissen,  dass 
die  Universitäten  in  Folge  dessen  rechtlich  als  dem  kirchlichen  Organismus  eingegliederte 
Korporationen  oder  Anstalten  hätten  erscheinen  und  betrachtet  werden  können^.   Ja, 


1  Denn  mit  der  durch  die  Promotion  erlangten 
Berechtigung  überall  zn  lehren,  war  eine  fest- 
geschlossene Zahl  Ton  Professuren,  welche  der 
Landesherr  hätte  vergeben  können,  unvereinbar. 
Nor  insoweit  als  die  Fürsten  und  Kommanen  zur 
Sicherung  des  Fortbestandes  der  Generalstudien 
oder  einzelner  Fakultäten  für  bestimmte  Lehr- 
anstalten Bezüge  und  Besoldungen  ausgesetzt 
oder  Kanouikate  an  Kirchen  gestiftet  hatten,  üb- 
ten sie  auf  solche  Stellen  das  Emennungs-  oder 
Präsentationsrecht  aus. 

2  Wenn  Panlsen  a.a.O.  S.  283  die  Univer- 
sitäten, m.  E.  unzutreffender  Weise,  als  freier  kon- 
struiite  Eollegiatstlfte,  bei  denen  die  Funktion 
der  Lehre  gegenüber  der  Funktion  des  Gottes- 
dienstes das  Uebergewicht  hatte,  bezeichnet,  so 
bemerkt  er  doch  S.286,  dass  die  Universität  nicht 
sowohl  rechtlich,  als  thatsächlich  eine  kirchliche 
Anstalt  war  (freilich  aus  dem  nicht  durchschla- 
genden Grunde),  weil  alle  Lehrer  und  alle  Schü- 
ler nach  Versorgung  in  einem  Kirchenamt  aus- 
sahen. 

9  Gierke,  d.  deutsche  Genossensohaftsrecht. 
Berlin  1868.  1,  438;  s.  auch  Panlsen  a.  a.  0. 
S.  386  ff. 

^  Weder  die  verschiedenen  Behörden  der  Uni- 
versitäten (Rektoren  etc.)  noch  die  Lehrer  und 
die  Schüler  hatten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Unl- 
versitätsmitglieder  die  Stellung,  also  die  Rechte 
und  Pflichten  der  kirchlichen  Amtsträger,  und 
standen  nicht  in  einem  Beamten treuverhältniss, 
namentlich  nicht  in  dem  Verhältniss  der  obedi- 
entia  canonica  zu  irgendwelchem  kirchlichen 
Oberen  einschliesslich  des  Papstes.  Ebensowenig 
haben  die  Güter  der  Universitäten  rechtlich  als 
Kirchengüter  gegolten  und  sind  auf  ihre  Ver- 
waltung und  Veräusserung  die  für  die  letzteren 
massgebenden  kirchenrechtlichen  Normen  über 
die  Kontrole  der  geistlicheu  Oberen  u.  s.  w.  an- 
wendbar gewesen. 

Kink,  Geschichte  der  Universität  Wien  1,9 


behauptet  allerdings  für  diese  Universität,  dass 
sie  nach  der  Stiftung  Herzog  Rudolfs  IV.  v.  1366 
hätte  eine  der  Kirche  einverleibte  Körperschaft 
und  in  ihren  Diensten  sein,  deshalb  auch  unter 
der  geistlichen  Jurisdiktion  und  in  innigster 
Verbindung  mit  der  um  dieselbe  Zeit  gestifteten 
Dompropstei  stehen  sollen,  so  dass  diese  beiden 
Stiftungen  gleichsam  als  eine  Stiftung  gegolten 
hätten.  Der  Stiftungsbrief  für  die  Universität 
von  1365,  Kink,  2,  1,  enthält  von  dieser  an- 
geblichen Einverleibung  kein  Wort,  und  wenn 
es  in  der  Stiftungsurkunde  für  die  Propste!  zu 
Allerheiligen  (S.  Stephan)  von  1365  heisst,  a.  a. 
0.  2,  25  :  „. . .  seyt  der  all  mechtig  got . . .  Unss 
darzue  mit  seiner  barmherzigkelt  erwöhlt  hat, 
daz  Wür  nun  solten  stüfften  und  pauen  2  löblich 
und  Nuz-StifTt  der  Ohristenhait,  aines  mit  dieser 
unser  Stifft  ze  Wienn,  davon  Er  ewiglich  gelobt 
soll  werdten,  die  ander  mit  der  grossen  schnell 
in  unser  Statt  ze  Wienn,  davon  sein  christlicher 
glaub  gemehrt  soll  werden,  davon  mainen  wür, 
seyd  wür  die  beede  Stüfft  gethan  haben,  daz  auch 
dieselbe  2  Stüfft  ewigilich  zu  einander  in  einer 
Verphlichtung  und  ainung  beleiben  sollen,  und 
in  würden  ainander  halten,  als  die  brieff  sagend 
die  darüber  von  unss  auss  und  in  gegeben  wordent," 
so  ist  auch  hier  von  Einverleibung  der  Univer- 
sität in  die  Propstei  oder  das  Stift  keine  Rede, 
vielmehr  nur  von  einer  innigen  gegenseitigen 
Beziehung,  für  deren  nähere  Gestaltung  überdies 
auf  die  Stiftungsbriefe  verwiesen  wird,  und 
welche  sich  in  der  Stellung  des  Propstes  als 
Kanzler,  in  der  Theilnahme  der  Universität  an 
dem  Gottesdienst  der  hohen  Festtage  u.  s.  w. 
äusserte.  Ebensowenig  kann  man  deshalb,  so 
Kink  1, 133,  von  einer  klerikalen  Richtung  der 
Universität  sprechen,  weil  die  Gesammtheit  ihrer 
Angehörigen  als  „clerus  universitatis^  (s.  den 
Stiftungsbrief  a.  a.  0.  2, 18)  bezeichnet  wird,  und 
die  Bürgerschaft  von  Wien  i.  J.  1558  im  Hinblick 
auf  die  Zelten,  wo  die  Universitätsgenossen  der 
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nicht  einmal,  soweit  als  die  einzelnen,  die  Universitäten  bildenden  Körperschaften 
oder  selbst  soweit,  als  die  Oeneralstudien  in  ihrer  Funktion  als  Lehranstalten  in  Be- 
tracht kamen,  hatten  sie  kirchliche  Aufgaben  zu  erf allen.  Allerdings  dienten  sie  der 
Kirche  besonders  durch  die  Lehre  und  die  Förderung  der  Wissenschaften,  vor  Allem 
der  Theologie,  des  kanonischen  Rechts  und  der  Philosophie ,  indessen  war  dies  nicht 
ihr  Hauptzweck,  vielmehr  der  freie  Betrieb  der  Wissenschaften  ^ 

B.  Die  Universitäten  bis  zum  Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Die 
dargelegten  rechtlichen  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Beziehung  der  Kirche  zu  dea 
Universitäten,  wie  sie  sich  während  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  gestaltet  hatten, 
haben  im  Wesentlichen  noch  bis  in  den  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  hinein  un- 
verändert fortbestanden.  Die  während  dieser  Zeit  in  Deutschland  neu  errichteten 
Universitäten  verdanken  sämmtlich  ihre  Entstehung  einzelnen  deutschen  Landes- 


Regel  uach  unverheirathet  blieben,  bemerkt: 
„den  vor  jaren  sey  dj  Universitet  clerlca  ge- 
west." 

Nicht  minder  erscheint  es  unzutreffend,  wenn 
H.  Bressler,  d.  Stellung  d.  Universitäten  z. 
Baseler  Konzil.  Leipzig  1885.  S.  9,  welcher  den 
Universitäten  unter  Berufung  auf  Paulsen 
(S.  0.  S.  655  n.  2)  einen  durchaus  kirohlichen 
Charakter  beilegt,  daraus  die  Zulassung  nicht 
nur  ihrer  offiziellen  Vertreter,  sondern  auch  der 
Doktoren  und  Magister  irgendwelcher  Fakultäten, 
wenn  dieselben  nur  geistlich  waren,  herleitet. 
Es  ist  allerdings  richtig,  dass  schon  zum  Konzil 
von  Pisa,  Bd.  111.  S.  363,  und  auch  zu  den  übri- 
gen Reformkonzilien,  Sieveking,  Organisation 
und  Geschäftsordnung  des  Kostnitzer  Konzils  S. 
5;  Bressler  S.  10,  die  Universitäten  und  zwar 
auch  von  den  Päpsten  eingeladeu  worden  sind, 
und  dass  die  Vertreter  der  Universitäten,  wenn- 
gleich noch  nicht  zu  Pisa,  Bd.  III.  S.  365  n.  6, 
doch  zu  Konstanz,  Siena  und  Basel,  a.  a.  0.  S. 
370.  374.  387.  390;  vgl.  auch  Sieveking  8. 
13.  19;  Bressler  8.  9 ff.  18.  35,  entscheiden- 
des Stimmrecht  geübt  haben.  Dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass  die  Universitäten  die  kirchlich 
anerkannten  Pflanz-  und  Pflegestätten  der 
Wissenschaft  waren,  und  dass  abgesehen  davon, 
dass  ihre  Ausschliessung  die  Fernhaltung  der 
Wissenschaft  bedeutet  hätte,  man  sie  in  den  er- 
regten Zeiten,  in  denen  die  früher  allein  stimm- 
berechtigten Prälaten  sich  der  ihrer  Losung 
harrenden  Aufgaben,  der  Herstellung  der  Einheit 
der  Kirche  und  der  Reform  derselben,  nicht  ge- 
wachsen gezeigt  hatten,  umsoweniger  entbehren 
konnte,  als  die  damalige  Bewegung  ihren  geisti- 
gen Gebalt  und  ihre  geistige  Leitung  von  den 
Universitäten  und  ihren  Gelehrten  erhalten 
hatte,  8.P.  Tschackert,  Peter  v.  Aili.  Gotha 
1877.  S.  146  ff.,  J.  B.  Schwab,  Johannes 
Gerson.  121  ff.  127  ff;  Hübler,  Konstanzer 
Reformation.  8.  362  ff.  Man  kann  also  weder 
aus  der  Zulassung  der  Universitäten  zu  den 
Reform-Konzilien  auf  ihre  Eigenschaft  als  kirch- 
liche Korporation  im  Reohtsinne  schliessen,  noch 
aus  dieser  ihrer  Eigenschaft  ihre  Theilnahme 
und  ihr  Stimmrecht  auf  denselben  herleiten. 
Für  diese  Auffassang  spricht  auch  der  Umstand, 
dass  neben  den  Vertretern  der  Universitäten  zo 


Konstanz,  Siena  und  Basel  den  Gelehrten,  wenn 
sie  Geistliche  waren,  dieselben  Rechte  gewäliit 
worden  sind,  und  dafür  nichts  anderes  als  ihre 
wissenschaftliche  Stellung  den  Titel  gebildet 
hat,  s.  auch  Bd.  III.  S.  379. 

1  Die  Ansicht,  dass  die  Theologie  den  Schloss- 
stein,  den  Kern  der  mittelalterlichen  Universi- 
tätsstudien gebildet  habe,  soz.B.  Aschbacb, 
Geschichte  der  Wiener  Universität.  Wien  1865. 
1,  9,  ist  schon  von  Denifle  1,  703  zur  Gendge 
widerlegt. 

Kink  1,  129,  welcher  als  Hauptzweck  des 
Universitäten  das  Wirken  für  den  Dienst  nnd 
den  Schutz  der  katholischen  Kirche  hinstellt, 
folgert  dies  daraus,  dass  in  den  Stiftungsurknn- 
den  ihre  Aufgabe  als  Verbreitung  und  Verthel- 
digung  des  wahren  Glaubens  hingestellt  werde. 
Indessen  heben  die  kaiserlichen  und  päpstlichen 
Stiftungsbriefe,  so  z.  B.  der  zweite  (Herzos 
Albrechts  III.)  für  Wien  v.  1385,  Kink  2,  49: 
^qua  creatoris  clemenoia  laudabitur  in  cells 
eiusque  fldes  orthodoxa  dilatabitur  in  terris, 
augebitur  ratio,  orescet  respublica  et  in  sabiec- 
tis  populis  lux  fulgebit  iustide  et'  veritatis^ 
(fast  gleichlautende  oder  ähnliche  Yerordnangeo 
finden  sich  in  allen  betreffenden  Urkunden)^ 
streng  genommen  nicht  die  Aufgaben  der  Uni- 
versitäten, sondern  den  Nutzen  derselben  hervor. 
Das  bestätigen  insbesondere  solche  päpstliche 
Stiftungsbriefe,  welche  die  theologische  Fakultät 
ausschllessen,  und  in  denen  es  ebenfalls  heiast, 
s.  den  Urbans  V.  für  Wien  1365,  a.  a.  0. 2, 129 : 
„studia  per  quae  divini  nominis  suaeque  fldei 
oatholicae  cultus  protenditur,  justitla  colitox, 
tam  publica  quam  privata  res  geritur  atiliter 
omnisque  prosperltas  humanae  condittonis  auge- 
tnr.''  Die  erwähnten  Urkunden  bringen  dem- 
nach, wie  sie  denn  auch  stets  neben  die  selbst- 
verständlich zuerst  erwähnte  Verbreitung  de« 
Glaubens  auch  andere  Folgen  in  gleiche  Linie 
stellen,  die  allgemeine  Anschauung  der  Zeit 
zum  Ausdruck,  dass  der  freie  Betrieb  der  damals 
noch  in  voller  Harmonie  mit  der  Kircheulehre 
stehenden  Wissenschaft  eine  Quelle  des  Segens 
für  die  Befestigung  der  Gottesfurcht,  die  Ver- 
breitung des  Glaubens,  die  Förderung  der  Ge- 
rechtigkeit und  die  Vermehrung  des  Öffentliehen 
und  privaten  Wohles  bilde. 
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herren^,  und  wenn  von  ihnen  auch  nur  Wittenberg  eine  kaiserliche  Errichtungs- 
Urkunde^,  Freibnrg  und  Frankfurt  wenigstens  eine  kaiserliche  Bestätigung^  aufweisen, 
so  liegen  doch  andererseits  ftlr  alle,  einzig  und  allein  Wittenberg  ausgenommen, 
päpstliche  Stifliungsbriefe  vor  ^.  Aber  selbst  die  Gründung  dieser  Universität  ist  keines- 
wegs im  Kampfe  gegen  die  Kirche  erfolgt,  und  hat  noch  viel  weniger  eine  Zurückweisung 
der  Alleinherrschaft  des  Papstes  oder  der  Kirche  auf  geistigem  Gebiet  bedeutet  ^.  Dies 
ergiebt  sich,  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Kaiser  auch  allein  zur  Ertheilung  von 
Stiftungsbriefen  berechtigt  war  ^,  aus  der  Thatsache,  dass  die  Errichtung  der  Univer- 
sität schon  1503  durch  einen  päpstlichen  Legaten  bestätigt  worden  isf,  und  für  die- 
selbe in  den  Jahren  1505  und  1506  Privilegienbriefe  vom  Papst  Julius  ü.  erwirkt 
worden  sind  8. 

Nur  insofern  zeigt  sich  eine  Aenderung,  als  die  Fürsten  im  Zusammenhang  mit 
ihrem  reformirenden  Eingreifen  in  die  kirchlichen  Verhältnisse,  etwa  seit  der  Mitte  des 
1 5.  Jahrhunderts,  vor  Allem  aber  in  der  letzten  Hälfte  desselben,  freilich  vielfach 


1  So  Leipzig  dem  Landgrafen  v.  Thüringen  nnd 
dem  Markgrafen  v.  Meissen,  Friedrich  n.  Wilhelm 
(StiftungBnrknnde  derselben  y.  2.  Dez.  1409  n. 
päpstliche  Errichtnngsbulle  Alexandei's  V.  v.  9. 
Sept.  1409  im  codex  diplomat.  Saxoniae  regiae 

11.  Hptthl.  11,  anch  n.  d.  T.  Stühel,  ürkdbch. 
d.  UnlYersiUt  Leipzig.  Leipzig  1879.  S.  3  n.  S. 
1) ;  —  Rostock  den  Herzögen  Johann  III.  nnd 
Albrecht  V.  t.  Mecklenburg  (StlftuDgsbntle 
Martins  V.  v.  13.  Febniar  1419,  welche  noch  die 
erst  1432  durch  Eugen  FV.  bewilligte  theologische 
Fakultät  ausnimmt),  Krabbe,  die  Universität 
Rostock  Im  15.  u.  16.  Jahrb.  Rostock  1854.  S. 
34.  37.  62;  —  Greifswald  (auf  Anregung  des 
Bürgermeisters  Rubenow  unter  Betheiligung  des 
Herzogs,  des  Rathes  und  der  Aebte  der  benach- 
barten Kloster  gegründet,  Errichtungsbulle 
Callxt's  m.  V.  29.  Mai  1466,  Kosegarten, 
Gesch.  d.  Universität  Greifswald.  Greifswald 
1866.  1857.  1,  64  ir.  u.  2,  14) ;  -  Freiburg  dem 
Erzherzog  Albert,  Bruder  Kaiser  Friedrichs  III. 
(Dotationsbriefe  v.  1466  u.  1467,  Errichtungs- 
bulle Callxt's  in.  v.  18.  April  1456,  Riegger, 
opusc  ad  histor.  et  iurisprud.  praeoipue  eccle- 
siast  pertlnentla.  Friburg.  Brisg.  1773.  p.  427; 
Schreiber,  Gesch.  d.  Albert-Ludwlgs-Unlver- 
sltät  zu  Freiburg  L  Br.  Freiburg  1857.  1,  6. 
9fr.)j  —  Ingolstadt  (erst  1472  In  das  Leben  ge- 
treten, nachdem  schon  durch  Plus  ü.  am  7.  April 
1459  dem  Herzog  Heinrich  dem  Reichen  eine 
Zusage  für  die  Genehmigung  einer  zu  errichten- 
den Universität  gegeben  war),  Prantl,  Gesch. 
der  Ludwlg-Maxlmllians-Universltät  in  Ingol- 
stadt, Landshut,  München.    München  1872.    1, 

12.  20;  —  Mainz  dem  Erzbischof  Dletherr  (Er- 
riohtungsbulle  Slxtus'  IV.  v.  23.  November  1476, 
W  ü  rd  t w  e  1  n ,  subs.  diplom.  3, 182) ;  —  Tübin- 
gen dem  Grafen  (später  Herzog)  Eberhard  Im 
Bart  (Errichtungsbulle  Slxtus*  IV.  v.  9.  Novem- 
ber 1479,  Urkunden  z.  Gesch.  d.  Universität 
Tübingen  ans  d.J.  1476— 1650.  Tübingen  1877. 
S.  11.);  Klüpfel,  die  Universität  Tübingen. 
1877.  S.  Iflf.;  —  Wittenberg  Kurfürst  Friedrich 
dem  Welsen  1502,  Grohmann,  Annalen  der 
Universität  zu  Wittenberg.  Meissen  1801.  1, 
4 ff.;   —  Frankfurt  a.  0.  Kurfürst  Joachim  II. 

Hi  nach  ins,  Kirchenreoht  IV. 


(päpstliche  Erriohtungsbulle  v.  Julius  II.  v.  16. 
März  1506,  J.  Chr.  Beomann,  memoranda 
Francofurt  notitla  unlversltatis.  Francof.  ad 
Oder.  1676.  p.  17;  vgL  Hausen,  Gesch.  d. 
Universität  u.  Stadt  Frankfurt  a.  0.  Frankfurt 
a.  0.  1800.  S.4fif.). 

2  Vom  6.  Juli  1602  bei  Grohmann  a.  a.  0. 
1,10. 

«  Freiburg  v.  Friedrich  III.  v.  J.  1466  bei 
Rlegger,  opu8cuIacit.p.42d,  s.  auch  Schrei- 
be r  a.  a.  0.  1 ,  8 ;  Frankfurt  a.  0.  v.  Maximilian 
L  V.  26.  Oktober  1500,  Becmann  1.  c  p.  12. 

Tübingen  erhielt  von  Friedrich  III.  das  Recht 
bestätigt,  Im  römischen  Recht  zu  lehren  und  zu 
graduiren,  cit.  Tüb.  ürkdbch.  S.  77. 

^  S.  0.  Anmerk.  1.  Auch  für  Löwen,  s.  d. 
Bulle  Martins  V.  v,  9.  Dezember  1426,  bull. 
Taurin.  4,  723  u.  Robiano  L  c.  p.  70;  für 
Basel  (von  Plus  II.  v.  12.  November  1459);  für 
Upsala  und  Kopenhagen  (von  Slxtus  V.  v.  1476) 
sind  solche  Stiftungsbriefe  erthellt,  Paulsen 
a.  a.  0.  46,  276.  279. 

^  So  Muther,  Aus  d.  Unlversitäts-  und  Ge- 
lehrtenleben Im  Zeitalter  der  Reformation.  Er- 
langen 1866.  S.  26  u.  Zur  Gesch.  d.  Rechts- 
wissenschaft u.  d.  Universitäten  in  Deutschland. 
Jena  1876.  S.  257.  258.  Gegen  ihn  schon 
Paulsen  a.  a.  0.  S.  283  und  dannDenifle 
1,767. 

6  So  0.  S.  648. 649.  Davon  ist  M  u t her  nichts 
bekannt,  denn  er  behauptet,  dass  sich  schwerlich 
aus  früherer  Zelt  ein  kaiserliches  Unlversitäts- 
privlleglum  auf  Ertheilung  des  Promotions- 
rechtes in  allen  Fakultäten  nachweisen  lasse. 
Merkwürdigerweise  hebt  er  aber  andererseits 
selbst  die  völlig  den  Thatsaohen  entsprechende 
Aeusserung  des  dem  Ende  des  16.  und  dem  An- 
fang des  16.  Jahrhunderts  angehörigen  italieni- 
schen Juristen  Petras  Ravennas  hervor,  dass 
der  Kaiser  ohne  Zustimmung  des  Papstes  Uni- 
versitäten für  die  Theologie  und  das  kanonische 
Recht  Privilegiren  könne,  s.  die  zuerst  clt  Schrift 
S.  75. 

7  Denifle  1,  767  n.  36;  s.  auch  Groh- 
mann a.  a.  0. 1,  14.  15. 

8  Grohmann  a.  a.  0.  1,  16.  18. 
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unter  Zuziehung  der  als  Kanzler  fungirenden  kirchlichen  Würdenträger,  auch  die  in- 
ternen Verhältnisse  der  Universitäten,  die  Promotionen,  den  Lehrgang,  die  neneinzu- 
fahrenden  Fächer  u.  s.  w.  geordnet  *,  und  dadurch  die  frühere  Autonomie  der  üni- 
yersitäten  beschränkt ,  ja  von  vornherein  sich  das  Recht  zu  jeder  Veränderung  der 
Statuten  vorbehalten  haben  ^. 

II.  Die  deutschen  Universitäten  seit  der  Reformation  bis  zum 
Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Wenn  sich  in  den  eben  gedachten  Vorgängen 
schon  die  späteren  Staatsuniversitäten  der  modernen  Zeit  ankündigen,  so  verdanken 
dieselben  doch  erst  dem  16.  Jahrhundert,  der  deutschen  Reformation,  ihre  Entstehung. 
Für  den  Protestantismus  war  die  Heranbildung  eines  theologisch  und  klassisch  ge- 
bildeten Predigerstandes  eine  Lebensfrage.  Man  bedurfte  daher  vor  Allem  solcher 
Universitäten,  an  denen  die  theologischen  Fakultäten  die  neue  Lehre  wissenschafüieh 
auszubauen  und  die  zukünftigen  Prediger  heranzubilden  und  zu  prüfen,  in  der  Lage  waren. 
Sofern  nicht  etwa  die  in  den  einzelnen  protestantisch  gewordenen  Ländern  gelegenen 
Universitäten,  ebenso  wie  das  Kirchenwesen  des  Territoriums,  von  den  Landesherren 
reformirt  werden  konnten  ^,  waren  diese  letzteren  genöthigt,  neue  Lehranstalten  zu 
errichten^.  Dabei  konnte  selbstverständlich  von  der  Einholung  einer  päpstlichen 
Errichtungs-  oder  Stiftungsbulle  nicht  die  Rede  sein.  Den  protestantischen  Landes- 
herren blieb  daher  nur  der  Weg  offen,  sich  behufs  Erwerbung  des  Promotionsrechtes 
in  dem  alten  Sinne  (d.  h.  mit  der  allgemeinen  Anerkennung  der  Lehrbefähigung  der 
Graduirten)  an  das  andere  Organ,  welchem  die  Ertheilung  desselben  im  Mittelalter 
zugestanden  hatte,  d.  h.  an  den  Kaiser  zu  wenden  ^,  und  auf  diesen  waren  sie  umso- 
mehr  hingewiesen,  als  ihre  alleinige  Berechtigung  zur  Gründung  von  hohen  Schulen 
bei  der  zwar  schon  in  der  Entwicklung  begriffenen,  aber  noch  nicht  zur  vollen  Aus- 
bildung gelangten  Landeshoheit  erheblichen  Zweifeln  unterlag,  und  sich  gerade  nun- 
mehr, seitdem  die  Frage  eine  hervorragende  praktische  Bedeutung  erhielt  ^  die  Ansicht 
feststellte,  dass  die  Ertheilung  von  Universitätsprivilegien,  mindestens  aber  die  Ge- 
währung des  Promotionsprivilegs  zu  den  kaiserlichen  Reservatrechten  gehöre  ®. 


1  Vgl.  Mein  er  8,  GeBchichteu.  s.w.  2, 196ff.  ^  Nachgesaoht  und  ertheiU  sind  solche  Pri- 
und  Panlsen  a.  a.  0.  46,  288.  289.  In  Folge  yilegien  für  die  in  der  vorigen  Anmerkung  er- 
der Berührung  des  Humanismus  mit  den  Uni-  wähnten  Universitäten ,  s.  die  Nachweisungen 
versitäten  wurden  auch  in  den  letzten  Jahr-  bei  Pfeffinger,  Yitriarius  illustratus  Üb. 
zehnten  des  15.  Jahrhunderts  mehrfach  Lektüren  III.  tlt.  2.  $.  55.  3,  236  ff.  Nur  für  Königsberg 
fürdiePoesieund  Eloquenz^  ja  1501  in  Wien  eine  gelang  es  nicht,  ein  kaiserliches  Privileg  zu  er- 
eigene humanistische  Fakiütät  errichtet,  Paul-  halten,  man  begnügte  sich  daher  mit  ^er  das 
sen,  Gesch.  d.  gelehrten  Unterrichts.  S.  87 ff;  Promotionsrecht  gewährenden  Bestätigung  der 
Kink,  Gesch.  d.  Universität  Wien  1,184 ff.  199.  polnischen  Krone  (v.  1560),  Paulsen,  S.  173. 

2  Wiebeiden  später  im  Laufe  des  Jahrhunderts  ^  Ueber  den  Umfang  des  kaiserlichen  Reser- 
errichteten  Universitäten,  z.  B.  bei  Ingolstadt,  vatrechtes  herrschte  Streit,  hinsichtlich  des  Pro- 
P  r  an  tl  a.  a.  0.  1,  28  u.  2,  75,  und  bei  Tübingen,  motionsprivilegs  war  dasselbe  aber  allgemein  an- 
Paulsenbeiv.  Sybel  45,289;  vgLauchMei-  erkannt,  Pfefflnger  L  c,  n.  b;  3,227;  J. 
ners  a.a.O.  Steph.  Pütter,    inst    iur.   publ.    GoetUng. 

3  So  Wittenberg  1533,  Tübingen  1525  und  1787 ed.  4.  p.  363 ;  J.J.  Moser,  deutsch.  Staats- 
1557,  Leipzig  1539,  Frankfurt  a.  0.  1540,  recht  Frankfurt  1766  ff.  5,  342.  Man  berief  sich 
Greifswald  1539  u.  1545,  Rostock  1563  und  dafür  auf  die  Relchskammergerichts-Ordn.  von 
Heidelberg  1556,  Paulsen ,  Geschichte  des  1555.  Th.  1.  Tit  1.  3.  $.  2  (wo  für  die  rechtsge- 
gelehrten  Unterrichts  S.  152 ff.  166 ff.  173 ff.  lehrten  Beisitzer  des  Gerichts  erfordert  wird: 

^  Hierher  gehören  die  Universitäten  Marburg  „auch  zuvor  ....  in  Universitäten,  welche  zum 

(1529),  Königsberg  (1549),  Jena  (1558),  Helm-  wenigsten  von  Unsem  Vorfahren,  Rom.  Kaysera 

Stadt  (i568),   Glossen  (1607),    Altdorf  (1622)  und  Königen,  die  jetzige  Kaiseri.  Majest.  oder 

und  Halle  (1694),   Paulsen  a.  a.  0.  S.  162.  Uns  conflrmirt  sind,  gewesen  und  zum  wenigsten 

171. 178.  179.  353.  5  Jahre  lang  in  Rechten  studirt")  und  I.  P.  O. 
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Während  somit  die  Universitäten  in  den  protestantisehen  Ländern  Deutschlands 
zu  landesherrlichen^  kaiserlieh  privilegirten  Lehranstalten  geworden  waren,  und  gleich- 
zeitig mit  der  Zerstörung  der  Einheit  der  wissenschaftlichen  Methode  des  Mittelalters 
auch  die  Verbindung  mit  der  die  Einheit  der  früheren  Universitäten  bedingenden 
und  vermittelnden  katholischen  Kirche  zerrissen  wurde,  suchte  diese  letztere  im  Zu- 
sammenhange mit  den  Massnahmen,  welche  auf  dem  Trienter  Konzil  zur  Reform  der  Aus- 
bildung des  Klerus  beschlossen  wurden,  und  welche  die  Universitäten  als  regelmässige 
Bildungsstätten  für  denselben  erübrigen  sollten^,  das  Universitätswesen  in  möglichste 
Abhängigkeit  von  der  geistlichen  Oewalt,  vor  Allem  von  dem  päpstlichen  Stuhle  zu 
bringen,  und  die  Universitäten  zu  rein  kirchlich  geleiteten,  den  tridentinischen  Semi- 
naren ähnlichen,  allerdings  höheren  Lehranstalten  umzubilden.  Sie  hat  damit  nicht 
minder  ihrerseits,  wenngleich  in  anderer  Beziehung  als  dies  in  den  protestantischen 
Ländern  geschehen,  den  mittelalterlichen  Charakter  der  Universitäten  zerstört. 

Wenn  die  Vorschrift^,  dass  alle  Doktoren^  Magister  und  Professoren  an  den 
Generalstudien  vor  Erlangung  eines  Lehrstuhles  oder  vor  der  Ausübung  des  Lehr- 
amtes, nicht  blos  in  der  Theologie,  sondern  auch  in  den  anderen  Wissenschaften  ^, 
sowie  die  zu  den  akademischen  Graden  zu  promovirenden  Kandidaten  vor  der  Promo- 
tion, und  die  zu  Rektoren  oder  zu  Kanzlern  zu  bestellenden  Personen  vor  ihrer  Wahl  ^ 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  erlangten  Aemter,  Würden  und  Stellungen^  die  professio 
fidei  Tridentina  ablegen  sollten,  darauf  hinzielte,  die  Pflege  der  Wissenschaft  auf  den 
Universitäten  in  völliger  Abhängigkeit  von  der  Kirchenlehre  zu  halten,  so  hatte  sich 
schon  vorher  der  Jesuiten-Orden  mit  seinen,  auch  den  Unterricht  umfassenden  Be- 
strebungen als  geeignetes  Werkzeug  fllr  die  Umgestaltung  des  früheren  Universitäts- 
wesens dargeboten.  Seine  Kollegien,  welche  die  Universitätswissenschaften,  insbe- 
sondere die  Theologie  und  die  Philosophie,  in  den  Kreis  ihrer  Lehrgegenstände  ge- 
zogen hatten,  erhielten  vielfach  die  Privilegien  der  alten  Generalstudien,  einschliesslich 
des  Promotionsrechts  ^.  Mit  denselben  Rechten  wurden  auch  die  Kollegien  anderer 
Orden  ^  und  vor  Allem  die  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  gegründeten  Anstalten, 
welche  Geistliche  für  besondere  kirchliche  Aufgaben  auszubilden  bezweckten  ^,  von 
den  Päpsten  ausgestattet.    So  traten  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 


art.  10.  $.  13,  in  welchem  der  Kaiser  dem  König  qaoscunque  qaantalibet  conditione  praeditos, 
Ton  Schweden  das  Recht  gewährt,  in  den  deut-  ad  nllum  gradom  in  eisdem  facaltatibns  sas- 
schen Besitzungen  eine  Akademie  oder  Univer-  clpiendum  recipere  et  admittere" ;  $.  4 :  „Ne- 
sität  an  einem  ihm  passend  eischeinenden  Orte  que  doctores,  magistri  et  scholares  ad  electionem 
zu  errichten.  alicoius  in  rectorem  vel  oancellarinm  nniTersl- 

1  J.  J.  M  0  s  e  r ,  T.  d.  Landeshoheit  im  Geist-  tatis  ant  gymnasii  piocedere  nee  ipsi  scholares 

liehen.     Frankfurt  n.  Leipzig  1773.  S.  186.  vel  alii  quantnmlibet  docti  et  alioqoin  habiles, 

'  S.  0.  S.  601.  grados  holnsmodi  Tel  eorom  allqnem  palam  yoI 

9  Pii  IV.  const.  In  sacrosancta  t.  10.  Novem-  privatim  recipere  yaleant,    nisi  ....  eligendi 

ber  1564,  s.  o.  S.  545  n.  Ö.  autem  in  reotores  vel  cancellarlos  ante  illorum 

^  Kanonischem   and   Civil -Recht,   Medizin,  electionem  vel  saltem  admissionem  In  ordinaril 

Philosophie,  Grammatik  n.  allae  artes  liberales,  loci  vel  elus  in  spiritualibns  vlcarii,  ae  promo- 

8.  a.  a.  0.  vendi  scholares  et  alii  praefatl  ante  lUoram  pro- 

^  Const.  cit  $.  3:   „Neqae  doctores  Ipsl  aut  motionem  in  eisdem  ordlnarli  sea  eins  Tioaril 

Universität  um  sea  gymnasloram  eorumdem  rec-  aut  doctomm  aliorumque  promoventiom  mani- 

tores,   cancellarii  vel   alii  superlores    sed  nee  bus"  (folgt  die  Stelle  S.  545  n.  5  a.  a.  0.). 

etiam  palatini  comites  aut  alii  particulares  faoul-  e  i^id.  fi  6. 

tates,  eruditos  viros  ad  eosdem  giadus  promo-  'ia^aK4  4^Q„    a  k4o 

vendi,  eüam  a  nobi»,  apostolica  sede  vel  aUas  '  ^-  ""'  ^  f^  '''  ^  '*•  ^'  ^*^- 

nndecunque  habentes,  scholares  tam  laicos  quam  S.  o.  S.  Ol2. 

clerioos  et  cuiosvis  ordinis  reguläres  vel   alles  *  S.  o.  S.  519  if. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.241. 


neben  die  älteren  Universitäten  eine  Reihe  von  Lehranstalten,  in  welchen  zwar  die 
Universitätswissenschaflen  ebenfalls  getrieben  wurden,  welche  aber  in  absoluter  Ab- 
hängigkeit von  dem  Jesuitengeneral  ^  oder  von  päpstlichen  Protektoren  ^  standen. 
Demgemäss  war  bei  ihnen  von  der  alten  korporativen  Verfassung  und  der  Autonomie 
der  früheren  Universitäten  oder  der  dieselben  bildenden  einzelnen  Körperschaften 
keine  Rede^,  ihre  Zöglinge  hatten,  wie  die  Seminaristen,  gemeinsam  unter  geistlicher 
Aufsicht  nach  einer  festgesetzten  Tagesordnung  zu  leben  und  zu  arbeiten,  und  die 
Lehrstühle  wurden  durch  die  von  dem  Orden  deputirten  Mitglieder  ^  oder  auch  durch 
etwaige,  seitens  der  Protektoren  bestellte  Geistliche^  versehen. 


1  Das  war  der  Fall  bei  den  Jesuiten-Kollegien 
and  den  anderen  Anstalten,  deren  Leitung  dem 
Jesuiten-Orden  übergeben  war,  s.  o.  S.  511.  516. 

2  S.  0.  S.  516.  518. 

»  Vgl.  z.  B.  die  von  Sixtus  V.  In  der  Bulle: 
Ration!  congmit,  v.  1.  Jani  1585  bestätigten, 
nicht  zur  Ausführung  gelangten  Anordnungen 
Gregors  XIII.  für  das  Jesuiten-Kolleg  und  Gene- 
ral-Studium zu  Pont-4-Mousson  $.  3,  bull. 
Taur.  8,  572 :  „  ....  ut ....  in  posterum  .... 
qui  foret  dicti  collegii  roctor,  idem  etiam  ipsius 
universitatis  rector  pro  tempore  esset  et  superior 
esse  sine  uUa  dubitatione  oenseretur;  cui  non 
modo  scholastici  quicumque  et  offlciales,  sed 
etiam  omnes  quarumcumque  facultatum  pro- 
fessores,  etiam  qui  decanus  nuncupatur  iurlsprn- 
dentiae  einsdem  universitatis  ceteraeque  per- 
sonae,  tamquam  membra  capiti,  subessent  om- 
nino  et  obedirent;  is  quoque  reotoris  nomen, 
insignia,  privilegia,  facultates,  praeeminentias  ac 
slgillum  ipsum  cum  hac  inscriptione  simpliciter : 
sigillum  rectoris  universitatis  Mussipontanensis, 
quo  nemo  alius  praeter  ipsum  uti  posset,  in 
quibuscumque  actibus  publicis  et  privatis  ob- 
tineret ;  omnes  professores  seu  lectores  quarum- 
cumque facultatum,  etiam  iuris  civilis  et  cano- 
nici, qui  publice  aut  privatim  docturi  essent, 
etiam  qui  pedagogi  munere  tantum  fungi  vellent, 
priuB  ab  ipso  rectore  vel  personis  ab  eo  nominan- 
dis  super  vlta  et  moribus  examinari  deberent  et  in 
manibuB  eiusdem  rectoris  seu  alterius  ab  eo  de- 
signandi  catholicae  fldei  professionem  iuxta  arti- 
culos  pridem  a  sede  apostolica  propoöitos,  emit- 
terent,  neque  quisquam  huiusmodl  omnia  publice 
vel  privatim  obire  änderet,  sine  eiusdem  rectoris 
licentia  in  scriptis  obtenta ;  omnesque  etiam  in 
praedictis  vel  aliis  quibuscumque  facultatibus, 
etiam  iuris  canonici  et  civilis,  ad  gradus  magiste- 
rii,  doctoratus,  laureae,  licentiaturae  vel  bacca- 
laureatus  promovendi  slmllem  emitterent  ooram 
eodem  rectore  vol  personis  ab  eo  deputandis  fldei 
promissionem ;  idque  etitm  servaretur  ab  Omni- 
bus et  singulis  scbolasticis  cuiuscumque  facul- 
tatis,  qui  etiam  in  albo  rectoris  postea  describe- 
rentur  slve  immatricularentur  eique  obedientiam 
debitam,  etiam  iureiurando  interposlto  promit- 
terent;  nibilomlnus  deinceps  in  alteram  matri- 
culam  referrentur  decani  iurisprudentiae ,  sl  luri 
civlli  vel  canonico  operam  dare  voluissent:  qui 
hoc  facere  recusarent,  a  muneram  praedictorum 
functionibus  et  graduum  promotionibus  et  nu- 
mero  scholasticorum  ac  audiendis  professoribus 
arcerentur;  quotannis  feste  die  s.  Nicolai,  om- 


nes lectores,  doctores,  scholastici  et  offlciales 
universitatis,  etiam  qui  iurl  canonico  vel  civill 
operam  darent,  ad  solemnia  sacra  universitatis 
in  ecclesia  collegii  praedictae  societatis  conve- 
nirent ;  similiter  et  Interessent  supplicationibas 
et  processionibus  solemnibus,  quas  bis  aut  ter 
quotannis  rector,  si  ei  vlderetur,  indiceret;  om- 
nesque ut  Ulis  Interessent,  per  ecclesiasticas  ccd- 
suras  et  poenas,  etiam  pecuniarias  per  inobedi- 
entes  incurrendas,  compellere  posset.  Idem 
rector  collegii  et  universitatis  omnes  et  qiios- 
cumque  theologiae,  philosopbiae  et  humanaram 
litteramm  dumtaxat  lectores,  praeceptores,  can- 
cellarium,  decanum,  secretarlos,  bidellos  cete- 
rosque  offlciales  deputandi  et  amovendi,  quaeque 
ad  illorum  regimen  pertinerent,  ordinandi  et 
disponendi,  corrigendi  mutandique  iuxta  eias- 
dem  societatis  statuta  ....  plenam  et  liberam 
habeat  facultatem.^  Nur  die  juristische  Fakul- 
tät, welche  gewohnlich  bei  den  Jesuiten-Kolle- 
gien fehlte,  hatte  insofern  eine  freiere  Stellung, 
als  dem  Stifter,  dem  Herzog  v.  Lothringen  ood 
seinen  Nachfolgern  das  Recht,  die  Professoren 
derselben  und  den  Dekan  zu  ernennen,  und 
dreien  von  ihnen  auszuwählenden  kirchlichen 
Würdenträgem  das  Recht,  die  erforderlichen 
Anordnungen  und  Statuten  hinsichtlich  der 
juristischen  Fakultät  und  ihrer  Schüler  zu  er- 
lassen, zu  ändern  und  zu  verbessern,  beigelegt 
wurde  (SS-  -4.  6),  und  endlich  (%.  5)  weiter  be- 
stimmt ward :  „ut  ipse  decanus  iurisprudentiae 
cum  consilio  aliorum  professorum,  libere  posset 
omnes  offlciales  eidem  facultati  inservlentes  eli- 
gere  atque  amovere,  cui  etiam  decano  iurispru- 
dentiae professores  omnes  atque  scholastici  et 
offlciales  iuris  canonici  et  civilis  obedirent  ac  ab 
ipso  regerentur  et  ab  eodem  decano  iurisprn- 
dentiae  ad  gradus  et  Insignia  iuris  canonici  et 
civilis  promoverentur  et  promoti  litteras  promoti- 
onum  munitas  eiusdem  sigiUo  in  quo  esset  in- 
scriptio  huiusmodl  sigillum  decani  iuiispra- 
dentiaeunivers.  Mussipontan.,  ut  moris  erat,  ac- 
ciperent". 

*  Vgl.  ausser  der  vor.  Anm.  u.  S.  518  noch  die 
Bulle  Sixtus'  IV.  v.  1.  Mai  1586,  bull.  Taur.  8, 
563,  welche  das  von  dem  Herzog  Karl  mit  Zu- 
stimmung Gregorys  Xin.  zu  Graz  errichtete 
Jesuiten-Kolleg  zur  Universität  mit  dem  Pro- 
motionsrecht erhebt,  während  dem  Jesuiten- 
General  die  Befugnlss  gewährt  wird,  selbst  oder 
durch  den  Rektor  oder  einen  andern  Delegaten 
Statuten  zu  geben  und  zu  ändern. 

6  S.  0.  S.  518. 
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Ferner  haben  anch  Bischöfe  und  Landesherren  die  im  16.  Jahrhundert  von  ihnen 
gestifteten  Universitäten  im  Interesse  der  Förderung  des  katholischen  Glaubens  der 
Leitung  der  Jesuiten  unterstellt*,  und  auch  auf  den  älteren  Universitäten  fanden  die 
letzteren  dadurch  Eingang,  dass  ihnen  eine  Reihe  von  Lehrstühlen  in  den  theolo- 
gischen oder  philosophischen  Fakultäten  oder  sogar  die  Leitung  der  einen  oder 
anderen  dieser  Fakultäten  ganz  übergeben  ward  2. 

So  wurde  in  den  katholischen  Ländern  Deutschlands  wesentlich  durch  die  Jesuiten 
und  durch  ihre  Herrschaft  über  die  jetzt  ihrem  Wesen  nach  wesentlich  veränderten 
Universitäten  der  Zusammenhang  mit  der  Kirche  erhalten  und  der  einseitig  katho- 
lische Charakter  derselben  gepflegt. 

Aber  dieser  Erfolg  war  nur  dadurch  möglich  geworden,  dass  einzelne  deutsche 
Landesherren  sich  den  Einwirkungen,  welche  die  Lehre  Luthers  auch  auf  ihre  Uni- 
versitäten auszuüben  begannen,  entgegen  gestellt  und  das  Eindringen  des  Protestan- 
tismus in  dieselben  verhindert  hatten  ^.    Waren  ihre  Eingriffe  in  die  Verhältnisse  der 


1  Ein  Beispiel  bietet  die  1649  vom  Bischof 
Kardinal  Otto  Truchsess  Yon  Angsbnrg  zu  Dil- 
lingen gegründete  und  von  Jalins  III.  am  6. 
April  1552,  bull.  Taur.  6,  465,  zur  Universität 
erhobene  Lehranstalt,  welche  zunächst  der  Lei- 
tung des  Bischofs  mit  dem  Rechte  der  Statuten- 
verleihung, der  Promotion,  der  Jurisdiktion 
über  alle  Universitätsangehörigen  und  der  Wahl 
der  Rektoren,  magistri,  lectores,  praeceptores, 
procnratores  et  alii  offlciales  vom  Papst  unter- 
stellt, von  dem  Kardinal  aber  1564  den  Jesuiten 
übergeben  wurde,  Duhrt  histor.  Jahrbuch  der 
Gorres-Gesellschaft.  Bd.  7  (1886).  S.  374. 

Auch  der  Bischof  Julius  Echter  v.  Mespelbrunn 
hat  an  der  von  ihm  gestifteten  Universität 
Würzburg,  deren  Leitung  ihm  und  seinen  Nach- 
folgern im  Episkopat  das  Privileg  Gregorys  XIII. 
V.  28.  März  1575,  v.  Wegele,  Geschichte  der 
Universität  Würzburg.  Würzburg  1882.  2,  80, 
übertragen  hatte,  von  vornherein  seit  dem  Ins- 
lebentreten  der  Anstalt  (1582)  die  theologische 
und  philosophische  Fakultät  den  Jesuiten  über- 
lassen, a.  a.  0.  1,  170.  174.  184.  190.  196.  275. 
276.  299. 

^  Schon  1558  sind  den  Jesuiten  in  Wien  zwei 
Lehrstühle  der  Theologie  überwiesen  worden. 
Da  sie  aber  seit  1570  auch  in  ihrem  Kollegium 
Vorlesungen  über  artistische  und  theologische 
Disziplinen  hielten ,  und  in  Folge  der  Beein- 
trächtigung der  Universität  Streitigkeiten 
zwischen  ihnen  und  der  letzteren  entsanden, 
so  wurde  ihnen  1617  das  Recht  zu  Vorlesungen 
in  der  Theologie  und  Philosophie  an  der  Uni- 
versität unter  Uebergabe  von  fünf  Lehrkanzeln 
eingeräumt,  wogegen  sie  allerdings  die  Vorle- 
sungen in  ihrem  Kolleg  einstellen  mussten. 
Wenngleich  dieses  Verhältniss  schon  nach  zwei 
Jahren  (1620)  wieder  gelost  worden  ist,  so 
wurde  doch  i.  J.  1622  von  Neuem  (und  dann  des 
Näheren  in  der  s.  g.  sanctio  pragmatica  v.  1623) 
von  Ferdinand  iL  angeordnet,  dass  die  Jesuiten 
unter  Uebemahme  der  theologischen  und  philo- 
sophischen Fakultäten  die  betreffenden  Diszi- 
plinen, sowie  die  Humaniora  lehren  und  die 
Lehrstühle  für  diese  Fächer  nach  ihrem  eigenen 
Ermessen  besetzen  sollten,  ihnen  aber  zur  Be- 


dingung gemacht,  in  der  theologischen  Fakultät 
auch  NichtJesuiten  zum  Lehren  zuzulassen. 
Nach  drei  Dezennien  geschah  dies  aber  nicht 
mehr  —  zu  Anfang  hatten  neben  ihnen  einige 
Dominikaner  -  Mönche  gelehrt  —  und  so  be- 
herrschten sie  seitdem,  da  die  theologische  und 
philosophische  Fakultät  vollständig  in  ihren 
Händen  waren,  die  ganze  Universität,  Kink, 
Geschichte  d.  Universität  Wien.  Wien  1854. 
1,  307.  332.  340.  350.  353.  357  ff. 

Auch  in  Prag,  wo  Kaiser  Ferdinand  I.  1562 
eine  Akademie  mit  einer  philosophischen  und 
theologischen  Fakultät  errichtet  hatte,  suchten 
sie  sich,  nachdem  die  erstere  mit  der  alten  Uni- 
versität 1622  vereinigt  worden  war,  der  letzteren 
ganz  zu  bemächtigen,  und  trotz  des  Widerstandes 
des  Kardinal-Erzbischofs  Grafen  Harrach  gelang 
es  ihnen  doch,  die  theologische  und  philosophi- 
sche Fakultät  in  ihre  Hände  zu  bekommen, 
V.  Schulte  L  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  32;  To- 
me k,  Geschichte  d.  Prager  Universität.  Prag 
1849.  S.  170  ff.  249  ff.  291  ff. 

In  Ingolstadt,  wo  zunächst  einzelne  Mitglie- 
der des  Ordens  seit  1549  gelehrt  hatten,  und  der 
bekannte  Pater  Oanisius  schon  1550  gegen  die 
Statuten  zum  Rektor  gewählt  worden  war,  er- 
reichten sie  nach  erbitterten  Kämpfen  wenigstens 
hinsichtlich  der  philosophischen  Fakultät  den 
gleichen  Erfolg,  während  sie  in  der  theologischen 
sich  mit  einzelnen  Lehrstühlen  begnügen  muss- 
ten, Prantl,  Gesch.  d.  Ludwig-Maximilians- 
Universität  etc.  1,  220  ff.  267.  268.  304  ff.  408. 
480.  523.  In  Freiburg  kamen  sie  seit  1620  in 
den  Besitz  mehrerer  Lehrstühle  der  gedachten 
beiden  Fakultäten,  S  o  h  r  e  i  b  e  r  a.  a.  0.  2,  403  ff. 
409. 454 ff .  und  auch  in  Heidelberg  wurden  ihnen 
1629  zwei  theologische  und  philosophische  Pro- 
fessuren, die  sie  freilich  nur  vorübergehend  bis 
zu  ihrer  Austreibung  aus  der  Pfalz  (1649)  inne 
hatten,  überwiesen,  Hautz,  Gesch.  d.  Univer- 
sität Heidelberg,  2,  162  ff.  218  n.  4. 

8  Vgl.  über  Wien,  Kink,  Gesch.  d.  Univer- 
sität Wien  1,  234  ff.  237  ff.,  wo  diese  Verhält- 
nisse den  Anlass  zu  den  Reformen  Ferdinands  I« 
T.  1533.  1537  und  1564  boten;  über  Prag  s. 
Tomek,  Gesch.  d.  Prager  Universität  S.  153 ff. 
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Universitäten  auch  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  des  Eatholizismos  erfolgt, 
und  die  Universitäten  aus  diesem  Omnde  von  ihnen  den  Jesuiten  ausgeliefert,  so 
hatten  sie  doch  immer  damit  für  sich  das  Recht  zur  massgebenden  Regelung  der 
Universitätsverhältnisse  in  die  Hand  genommen  ^  Als  Folge  des  in  die  kirchlichen 
Verhältnisse  hineinregierenden  Staatskirchenthums  der  katholischen  Territorien  des 
16.  Jahrhunderts^  ergab  sich  auch  die  landesherrliche  Herrschaft;  Aber  die  katho- 
lischen Universitäten  sowie  die  Beschränkung  der  Selbstständigkeit  der  letzteren^  und 
die  Anbahnung  der  Behandlung  derselben  als  Staatsanstalten  ^. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  bot  vollends  die  immer  mehr  hervortretende 
Erscheinung,  dass  die  katholischen  Universitäten,  wesentlich  in  Folge  ihrer  Beherr- 
schung durch  die  Jesuiten,  hinter  denjenigen  der  protestantischen  Länder  zurück- 
geblieben waren,  in  Verbindung  mit  der  hier  gezeitigten  Anschauung,  dass  das  Uni- 
versitäts-,  wie  das  flbrige  Schulwesen  Sache  der  Landespolizei  sei  ^,  den  Regierungen 
der  katholischen  Staaten,  namentlich  von  Oesterreich  und  Baiern,  nicht  nur  den 
Anlass  zur  Beschränkung  der  noch  bisher  der  Kirche  belassenen  Rechte  ^  und  der 
den  Jesuiten  eingeräumten,  flbermächtigen  Stellung'',  sondern  auch  zu  umfassenden 
Reformen,  deren  Durchführung  in  Folge  der  Aufhebung  des  Jesuitenordens  (1773] 
erleichtert  wurde  ^. 

Durch  diese  Reformen  wurde  auch  für  die  katholischen  Staaten  der  Charakter  der 
Universitäten  als  rein  staatlicher  Anstalten  definitiv  festgestellt,  und  zugleich  der 


*  Die  in  der  Tor.  Anmerkung  oitirten  Reform- 
gesetze,  b.  dieselben  bei  Kink,  2,  331. 343  und 
373,  enthalten  schon  sehr  eingehende  Regelangen. 

2  P.  Hinschiusi.  Marqnardten,  Hdbch. 
d.  öffenü.  Rechts  I.  1,  206. 

3  Namentlich  des  Rechtes  der  freien  Statuten- 
setzung,  so  in  Wien,  Kink  1,  258.  260.  Als 
Organ  des  Landesherm  wurde  hier  ein  landes- 
fürstlicher  Superintendent,  welcher  die  Aufsicht 
über  die  Universität  führte,  vor  Allem  die 
Ueberwachung  der  Befolgung  der  Anordnungen 
der  Regierung,  Sitz  und  berathende  Stimme  in 
allen  UnlversitatsrersammlungeB,  das  Yerfü- 
gungsrecht  über  die  landesfürstlichen  Dotatio- 
nen, die  Einsiebt  in  die  Verwaltung  der  eigen- 
thümlichen  Stiftungsfonds  der  Universität,  das 
Zustimmungsrecbt  zu  allen  wichtigen  Akten  bei 
der  Vermögensverwaltung  der  letzteren  und  die 
Befugniss  zur  Sistirung  der  Gehalte  lässiger 
Professoren  hatte,  Kink  1,  26a  269  u.  die  In- 
struküon  v.  1556  a.  a.  0.  2,  402. 

*  So  beisst  es  schon  in  der  Wiener  Reformation 
V.  1554 :  „Quum  ....  maiores  et  progenitores 
nostri  ....  Studium  generale ,  tamquam  prae- 
cipuum  propagandae  religionls  et  recte  guber- 
nandae  reipublicae  in  civitate  nostra  Viennensi 
erexerint''    S.  auch  S.  661  Anra.  3. 

6  S.  Moser  (o.  S.  669  n.  1). 

0  In  Wien  wurde  1749  die  Fortlassung  der 
Formel :  ^^auctoritate  apostolica^  in  den  Doktor- 
diplomen angeordnet,  G.  Wolf,  z.  Gesch.  d. 
Wiener  UniTersität.  Wien  1883.  S.  12,  die  Auf- 
gabe des  Erzbischofs  als  Protektor  der  Universi- 
tät lediglich  als  die  Ueberwachung  der  landes- 
^lerrllch  festgesetzten  Studienordnung  und  der 
Erfüllung  der  Pflichten  seitens  der  Professoren 


bestimmt,  a.  a.  0.  S.  17,  und  nur  vorläufig  nocb 
die  Verwaltung  des  Kanzleramtes  einem  geist- 
lichen Würdenträger  fiberlassen,  S.  21 ;  in  In- 
golstadt der  Bischof  v.  Eichstädt  bei  der  Be- 
stellung des  Vizekanzlers  an  das  EinvernehmeD 
des  Landesfürsten  gebunden. 

'  So  wurde  die  eidliche  Verpflichtung  auf  die 
Lehre  von  der  unbefleckten  Empfäiigniss  Marii, 
welche  auf  Betreiben  der  Jesuiten  nach  dem 
Vorbilde  spanischer  Universitäten  für  die  Pro- 
fessoren in  Wien  1649,  Kink  1,  382,  in  Pm 
1660,  hier  auch  für  die  Doktoranden,  den  an- 
tretenden Rektor  und  die  Dekane,  TomekS. 
288,  und  in  Ingolstadt  1663,  Prantl  1,  46a 
eingeführt  worden  war,  und  zu  welcher  sich  die 
Dominikaner  nicht  verstehen  konnten,  in  Ingol- 
stadt 1782,  In  Wien  1786  aufgehoben,  Wolf 
S.  44 ;  an  der  letzteren  Universtät  femer  ihre  pri- 
vilegirte  Stellung  bei  den  Graduirungen  becei- 
ügt,  Wolf  S.  8,  und  auch  in  Ingolstadt  1768 
die  bisherige,  wiUkührliche  Bestellung  der 
Jesuiten  -  Professoren  durch  den  Provinzial  in 
der  Weise  beschränkt,  dass  sie  für  die  zu  be- 
setzenden Lehrstühle  dem  Landesherm  je  drei 
Kandidaten  vorzuschlagen  hatten,  Prantl  1* 
546  fr. 

8  In  Oesterreich  hatten  diese  Reformen 
schon  unter  Maria  Theresia  i.  J.  1749,  Kink  i. 
424;  Wolf  a.  a.  0.  S.  6«f.;  Paulsen,  Geick. 
d.  gelehrten  Unterrichts  S.  497  ff. ;  in  Baiero 
unter  der  Regierung  Maximilian  Josephs  Hl- 
(1745—1777),  Prantl,  Gesch.  der  Ludwig- 
Maximilians  -  Universiat  1,  546  ff.  622  11.; 
Paulsen  S.  503,  begonnen.  Ueber  die  Be- 
formversuche  in  Freiburg  s.  Schreiber  3, 911 
20  ff. 


§.  241.]  Verhfiltniss  der  Kirche  zu  den  Universitäten.   Geschichte.  663 

Grundsatz  zur  Geltung  gebracht,  dass  die  Regierung  allein  ohne  päpstliche  Mitwirkung 
Universitäten  zu  gründen  S  und  wie  ihre  übrigen  Verhältnisse,  so  auch  die  Bezie- 
hungen derselben  zur  Kirche,  welche  nicht  überall,  namentlich  nicht  in  Oester- 
reich,  völlig  beseitigt  wurden,  zu  regeln  habe. 

III.  Das  Verhältniss  der  E^irche  zu  den  deutschen  Universitäten 
vom  Anfang  dieses  Jahrhunderts  ab.  Als  die  deutschen  Staaten,  welche  in 
Folge  der  Säkularisation  des  Jahres  1803  ihren  früheren  ausschliesslich  konfessio- 
nellen Charakter  zu  einem  grossen  Theile  verloren  hatten,  nach  Beseitigung  der  fran- 
zösischen Fremdhen-schaft  zu  der  Neugestaltung  ihrer  Einrichtungen  und  der  Wieder- 
herstellung der  katholischen  Kirchenverfassung  schritten,  konnte  die  vielfach  noth- 
wendig  gewordene  Neuordnung  des  Universitätswesens  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
wicklung seit  der  Reformation  allein  auf  der  Grundlage  erfolgen,  dass  sie  als  staatliche, 
mit  einem  staatlich  ernannten  Lehi*personal  besetzte  Anstalten,  welche  zwar  einerseits 
die  Wissenschaft  zu  pflegen,  andererseits  aber  auch  die  nöthige  Vorbildung  für  die 
auf  wissenschaftlicher  Grundlage  ruhenden  Berufsarten  zu  gewähren  hatten,  organisirt 
wurden.  Da  die  protestantischen  Theologen  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  ihre 
wissenschaftlichen  Studien  auf  den  Universitäten  gemacht  hatten,  und  die  Regierungen, 
welche  bei  der  Neuerrichtung  der  katholischen  Bisthümer  die  Begründung  von  An- 
stalten für  die  wissenschaftliche  Vorbildung  der  katholischen  Kandidaten  nicht  ab- 
lehnen konnten,  nicht  geneigt  waren,  zu  diesem  Behufe  streng  tridentinische  Seminare 
herzustellen  ^,  so  bot  sich  neben  der  Begründung  und  Neuorganisation  der  schon  oben 
besprochenen  Anstalten »  nur  der  Weg  dar,  an  den  Universitäten  katholisch-theolo- 
gische Fakultäten  oder  besondere,  den  Universitäten  ähnliche,  blos  mit  einer  theo- 
logischen und  philosophischen  Fakultät  ausgestattete  Akademien  ^  einzurichten. 

Dadurch,  dass  diese  Anstalten  den  Zweck  erhielten,  die  katholischen  Theologen 
vorzubilden,  war  für  sie  von  vornherein  eine  Beziehung  zur  katholischen  Kirche  ge- 
geben, und  man  konnte  derselben  unmöglich  jeden  Einfluss  bei  der  Besetzung  der 
theologischen  und  der  mit  der  Theologie  zusammenhängenden  Fächer,  sowie  auf  die 
Lehre  der  Universitätsdozenten  vorenthalten. 

Während  die  preussische  Regierung  die  Stellung  der  Bischöfe  hinsichtlich 
der  von  ihr  errichteten  Anstalten  *  in  einer  angemessenen  Weise  regelte  ®,  gewährten 


*  Abgesehen  tod  der  einseitigen  Errichtung  Yiadrina  mit  dei  Leopoldina.    Breslaa   1861. 

derUniyersitat  Lemherg  durch  Joseph  n.,  welche  S.  36  ff.  51.  90;   indessen  kann  dies  nicht  mit 

mit  dem   älteren  Recht  nicht  in  Widerspruch  R  e  i  n  k  e  n  s  S.  90  als  eine  Verletzung  der  päpst- 

stand  fs.  o.  S.  644.  648),   wurde  auch  die  zu  liehen  Rechte  angesehen  werden,  da  die  Befug- 

Bonn  1786  durch  seinen  jüngsten  Bruder,  Maxi-  niss  des  Kaisers  zur  Stiftung  von  Universltiten 

milian,   Erzbischof  von  K51n,  ohne  päpstliche  ausser  Frage  stand,  und  die  Jesuiten  ohnehin  das 

Genehmigung  gegründet,  Wolf  S.  43,  welcher  Promotionsrecht  besassen,  s.  o.  S.  511  u. 519. 

allerdings  für  die  üniversittt  Münster  eine  Stif-  «  S.  o.  S.  627  ff. 

tungsbulle  v.  Clemens  XIV.  ▼.  28.  Mai  1773,  8  s.  528  ff. 

fdie  kaiserliche  Bestätigung  datirt  y.  8.  Oktober  «  Wie  in  Württemberg  die  allerdings  bald 

i773)  erhalten  hatte,   Krabbe,   gesch.  Nach-  wieder  beseitigte  katholische  Landesuniversität 

richten  üb.  d.  höheren  Lehranstalten  1.  Münster.  EUwangen,  o.  S.  528,  und  in  Preussen  die 

Münster  1852.   S.  133.  146.     Allerdings  haben  Akademie  zu  Münster  und  das  LyceumHosianum 

die  Jesuiten  schon  Ende  des  17.  Jahrhunderts  zu  Braunsberg, 

für  die  auf  Betrieb  des  Jesuitenpaters  Wolf  v.  &  S.  darüber  o.  S.  533. 

Ludwigshofen  zu  Breslau  errichtete  Universität  ®  Insbesondere  den  Bischöfen  ein  Exklusiv- 

nur    eine    kaiserliche  Stiftungsnrkunde    (Leo-  recht  bei  der  Anstellung  der  Professoren  gab 

polds  I,  V.  21.  Oktober  1701),  aber  keine  päpst-  (s.  die  darüber  noch  heute  geltenden  Bestim- 

llche  nachgesucht,   Reinkens,  d.  Universität  mungen  im  folgenden  $.).   Auf  der  Würzburger 

Breslau   vor  der  Vereinigung  der  Frankfurter  Versammlung  der  deutschen  Bisehofe  1848  hat 
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ihnen  die  süddeutschen  Regierungen  im  wesentlichen  nur  die  Befugniss  zu  gutacht- 
lichen Aeusserungen  und  das  Recht  der  Kenntnissnahme  der  obwaltenden  Verhältnisse, 
um  die  Abstellung  etwaiger  Missstftnde  bei  den  Staatsbehörden  in  Antrag  zu  bringen  ^ 

Wurden  die  theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  schon  seit  den  dreissi- 
ger  Jahren  dieses  Jahrhunderts,  weil  durch  sie  die  vom  römischen  Stuhle  bei  der 
Neuordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  gewünschte  Einführung  der  Seminarbildung  ^ 
verhindert  worden  war,  von  den  Ultramontanen  mit  scheelen  Augen  betrachtet  3,  und 
einzelne  Vorgänge  auf  ihnen  zu  Angriffen  gegen  die  Regierungen  benutzt^,  so  ver- 
suchten die  deutschen  Bischöfe  seit  1848  im  Zusammenhange  mit  ihren  sonstigen, 
die  Bildung  des  Klerus  betreffenden  Forderungen  ^  auch  einen  entscheidenden  Einfluss 
auf  die  Universitäten  zu  gewinnen^.  Die  Denkschrift  der  Bischöfe  der  oberrheinischen 
Eirchenprovinz  von  1851  beanspruchte  für  dieselben  zur  Reinerhaltung  der  Lehre 
und  zur  Aufrechterhaltung  der  Disziplin  der  Kirche  das  volle  Aufsichtsrecht  über  die 
Fakultäten,  das  Recht  zur  ausdrücklichen  Einwilligung  far  die  Berufung  der  Lehrer 
an  den  letzteren  und  das  Recht,  ihnen  die  professio  fidel  vor  der  Ausübung  des  Lehr- 
amtes abzunehmen^. 

Noch  weiter  gingen  die  bairischen  Bischöfe,  welche  ausser  den  erwähnten 
Befugnissen  auch  die  Zustimmung  zur  Feststellung  der  Ordnung  der  theologischen 
Studien,  sowie  die  Eingliederung  der  Fakultäten  in  den  vollen  kirch- 
lichen Verband  und  die  Unterwerfung  derselben  unter  das  oberste 
Aufsichtsrecht  des  Papstes  verlangten,  und  weiter  beantragten,  dass  von  der 
Regierung  bei  Besetzung  der  philosophischen  und  geschichtlichen  Lehrfächer  auf 
Männer,  welche  ihre  Wissenschaft  in  religiösem  Geiste  vortragen,  Bedacht  genommen, 
nicht  minder  dass  bei  dem  Kolleg  über  Kirchenrecht  in  den  juristischen  Fakultäten 
darauf  geachtet  werde,  dass  den  Studirenden  keine  falschen  und  kirchenfeindlichen 
Grundsätze  beigebracht  würden^. 

In  0 esterreich  hatten  schon  vorher,  nämlich  i.  J.  1849,  die  Bischöfe  ausser 


Do  Hing  er  diese  Stellang    der  preussischen  ^  Brück,  die  oberrheinlBche  Kirchenprovinz. 

Bischöfe  zu  den  gedachten  Fakultäten  als  das  Mainz  1868.  S.  143  ff. ;    Lutterbeck  a.  a.  O. 

normale  Yerhaltniss  bezeichnet,  Arch.  f.  k.  K.  S.  62  ff. 

R-  ^1»  285.  6  S.  0.  S.  636. 

V  '^^''l^'  T*""^".  'p'-  ■^;  ^\'''  A^'  A^"  «  Z"  Würzburg  hatten  sie  sich  allerdings  nur 

Freburg  wurdejon  der  Regierung  bei  der  An-  ^      yorsichtige  Erklärung  geeinigt!   „Zu 

M^lCf^t^tf^ct'^^^^^^                    t\J^:  <!««  öffentlichen  Lehrern  der  ThlJ  haben 

ÄL^JSa^^^^^^^^^  die  deutschen  Bischöfe  das  Vertrauen  und  die 

ihm  d^e  theologischen  Lehrbücher  und  die  Ver-  ;j„^^„i,ht,  dass  sie  nicht  nur  als  Priester,  son- 

zeichnissedertheologischen  Vorlesungen^  ;i8 Lehrer  der  heiligen  Wissenschaften 

Semester  ^«[  f i°sicht  ^orzulegen,   (Wetzer)  ^^^^  ^^^        ^^^                   «                   ^^^^ 

Die  UniversiUt  Freiburg  nach  ihrem^  ^^^    bevollmächtigte    Leh^r    betrachten,    und 

^%?^A?            ^if^TV'  ?Hf*!^-   v'    a'  eben  deshalb  auch  d^Verantworüichkeit,  welcher 

1^*  V  .K^?  w^    f  !!f  V*  ^^S.t'^^f^'^^^^t  die   Führung  ihres    Lehramtes    der  di^ch   die 

4AS0 Tnt^twk^^^^^^^^  ^'^'^^  g«^««««'^  ^^^^^'  der  Kirche  gegen- 

1^0,  Lutterbeck,  Gesch.  d.  kath.-^eolo^-  J      göttlichem   und   kirchlichem  Recht 

sehen  Fakultät  zu  Qiegsen.   Giessen   1860.   S.  „nterlieet     Immerdar  eimredenk  sein  werden'* 

27,    nichts  über  etwaige  Rechte  des  Bischofs,  ^nterllegt,  immerdar  eingedenk  sein  werden  , 

doch  hat  man  diesem  hier  thataächlich  ebenfalls  ^^^'^'  '•  *•  ^-  *^-  ^i»  ^'• 

ein  Recht  der  Einsichtnahme  und  der  gutacht-  '  ^»^*  ^«^^e   die   Stellung  als  staatUcher 

liehen  Aeusserung  in  den  Angelegenheiten  der  üniTersitttslehrer    lediglich    als     Quelle    Ton 

Fakultät  eingeräumt,  s.  a.  a.  0.  S.  48.  60.  98.  Rechtsansprüchen  auf  staatliche  Gehaltsbezüge 

2  S.  0.  S.  627  n.  3.  aufgefasst,  Ginzel,  Arch.  f.  Kirchengeschichte 

3  Uebez    die  Yerhinderung  des  Planes,    in  %  ^^• 

Marburg  eine  katholisch  -  theologische  Universi-  ^  Denkschrift  v.  1860  bei  Ginzel  a.  a.  0.  2, 

tat  zu  errichten,  s.  o.  S.  630  n.  6.  203.  206.  207. 
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der  Regelung  des  theologischen  Stadienganges  ihrerseits  die  Prüfung  und  Anstellung 
der  Theologie-Professoren  und  die  Verleihung  der  Lehrämter  an  dieselben,  die  Ueber- 
wachung  ihres  Wandels,  ihrer  Lehre  und  ihrer  gesammten  Amtsthätigkeit  und  das 
Recht,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage  der  Theologie  zurückzunehmen,  gefordert  i. 

Von  den  Staatsregierungen  kam  zunächst  die  Österreich!  sc  he  Regierung  den 
bischöflichen  Ansprüchen  entgegen.  Sie  wahrte  sich  zwar  das  Recht  der  Anstellung 
der  Theologie -Professoren^,  erkannte  aber  an,  dass  die  theologischen  Fakultäten 
nicht  ausser  Beziehung  zur  kirchlichen  Autorität  gesetzt  werden  dürften  ^,  und  ge- 
währte demgemäss  den  Bischöfen  das  Recht  zur  Ertheilung  der  Lehrermächtigung  (missio 
canonica)  und  zur  Entziehung  derselben  für  alle  Lehrer  der  Theologie  *.  Daher  brauch- 
ten im  Konkordat  von  1855  diese  Zugeständnisse  blos  wiederholt  zu  werden^. 

Ebenso  Hessen  sich  die  württembergische  und  die  badische  Regierung 
bereit  finden,  in  den  Konkordaten  von  1857^,  bezw.  1859  ^  die  katholisch-theologi- 
schen Fakultäten  in  Tübingen  und  Freiburg  hinsichtlich  des  kirchlichen  Lehramtes 


1  Schreiben  y.  15.  Juni  1849,  coli.  conc.  Lac. 
5,  1362  ff. 

^  V.  y.  23.  April  1850.  S-  3  fBeiträge  zum 
preuss.  n.  deutsch.  K.  R.  2,  56):  ^s  bleibt 
Sache  der  Regierung,  Männer,  welche  vom  Bi- 
schof die  Ermächtigung  zum  Vortrage  in  der 
Theologie  erhalten  haben,  an  den  theologischen 
Fakultäten  zu  Professoren  zu  ernennen,  oder  als 
Priratdozenten  zuzulassen,  und  diese  verwalten 
ihr  Amt  nach  Massgabe  der  akademischen  Gesetze." 

8  Vortrag  des  Kult  Min.  t.  13.  April  1860, 
a.  a.  0.  S.  65. 

«  SS-  1-  ^-  der  cit.  V.  v.  23.  April  1850,  o.  S. 
632  n.  3.  Im  Uebrigen  trägt  dieselbe  den  For- 
derungen der  Kirche  noch  in  folgenden  Punkten 
Rechnung,  $.  4 :  „Dem  Bischof  steht  es  frei,  für 
seine  Alumnen  die  Vorträge,  welche  sie  an  der 
UniTorsität  zu  besuchen  haben,  und  deren 
Reihenfolge  vorzuzeichnen,  um  sie  darüber  in 
seinem  Seminarium  prüfen  zu  lassen."  %,  5 : 
„Zu  den  strengen  Prüfungen  der  Kandidaten  der 
theologischen  Doktorswürde  ernennt  der  Bischof 
die  Hälfte  der  Prüfungskommissare  aus  Männern, 
welche  selbst  den  theologischen  Doktorsgrad  er- 
langt haben.''  $.  6:  ^Es  kann  Niemand  die 
theologische  Doktorswürde  erlangen,  der  nicht 
▼or  dem  Bischöfe  oder  dem  Ton  ihm  dazu  Be- 
auftragten das  tridentische  Olanbensbekenntniss 
abgelegt  hat'' 

^  Art.  6 :  „Nemo  sacram  theologiam,  discipli- 
nam  catecheticam  yel  religionis  doctrinam  in 
quocunque  Instituto  vel  publico  vel  privato  tra- 
det,  nisi  cum  mlssionem  tum  auctoritatem  obti- 
nuerit  ab  ^iscopo  dioecesano,  cuius  eamdem 
reYOcare  est,  quando  id  opportnnum  censuerit. 
Publici  theologiae  professores  et  disciplinae  cate- 
cheticae  maglstrl  postquam  saorornm  antistes 
de  candidatorum  flde,  scientia  ao  pletate  senten- 
tlam  suam  exposuerit,  nominabuntui  ex  eis 
quibus  docendi  mlssionem  et  auctoritatem  con- 
ferre  paratum  se  exhibuerit.  Ubl  autem  theo- 
logicae  facultatis  professorum  quidam  ab  episcopo 
ad  seminarii  alnmnos  in  theologia  erudiendos 
adhiberi  solent,  in  eiusmodi  professores  num- 
quam  non  asaumentur  vlri,    quos  saeromm  an- 


tistes ad  munus  praedictum  obeundum  prae 
ceteris  habiles  censuerit.  Pro  examinibus  eorum, 
qui  ad  gradum  doctoris  theologiae  vel  sacrornm 
canonum  adspirant,  dimidiam  partem  exami- 
nantium  episcopus  dioecesanus  ex  doctoribus 
theologiae  Yel  sacrorum  canonum  constituet.'* 

ß  „Art.  9 :  „Facultas  theologica  catholica  unl- 
versitatis  reglae  quoad  munus  docendi  ecclesi- 
asticum  episcopi  regimini  et  inspectionl  subest. 
Potest  proinde  episcopus  professoribus  et  ma- 
gistris  docendi  auctoritatem  et  missionem  tribuere 
eamdemque,  quum  id  opportunum  censuerit, 
revocare,  ab  ipsis  fldei  professionem  exigere, 
eorumque  scripta  et  compendia  suo  examini 
subilcere"  (Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  241).  In  der 
Beilage  3  zu  diesem  Artikel  erklärt  die  Regierung 
überdies  (Reyscher,  d.  osterr.  und  württemb. 
Konkordat  2.  Aufl.  Tübingen  1858.  S.  142): 
„Damit  den  Zöglingen  des  Wilhelmstiftes  in 
Tübingen  Gelegenheit  werde,  philophische  Vor- 
lesungen bei  Katholiken  zu  hören,  wird  Tor 
Allem  der  Bischof  von  dem  ihm  durch  die  Er- 
nennung des  Direktors  und  der  Repetenten  dieser 
Anstalt  zustehenden  Recht  Gebrauch  machend, 
das  Geeignete  verfügen.  Allein  auch  die  Kon. 
Regierung  wird  bei  Besetzung  der  Lehrstühle  der 
philosophischen  Fakultät  auf  diesen  Gegenstand 
—  (es  handelte  sich  dabei  wesentlich  um  das 
Fach  der  Geschichte)  —  die  thunlichste  Rück- 
sicht nehmen",  vgl.  Golther,  d.  Staat  u.  die 
kathol.  Kirche  in  Württemberg.  S.  183. 

7  Art.  1 1 :  „Facultas  theologica  catholica  uni- 
yersitatis  Friburgensis  qaoad  munus  docendi 
ecciesiasticnm  archiepiscopi  regimini  et  inspec- 
tionl suberit.  Poterit  idcirco  archieplscopus'' 
(das  weitere  wie  in  Art.  9  des  Württemberg. 
Konkordats).  Femer  erklärte  die  Regierung  in 
der  Schlussnote  y.  28.  Juni  1869,  cit  Arch.  5, 
97:  „Würde  ein  der  theologischen  Fakultät  nicht 
angehöriger  Lehrer  der  Universität  Freiburg  in 
seinen  Lehrvorträgen  mit  der  katholischen  Glau- 
bens- und  Sittenlehre  in  Widerstreit  gerathen, 
io  wird  die  Grossh.  Regierung  den  etwa  hier- 
wegen  zu  erhebenden  Beschwerden  des  Erz- 
bischofs jede  thnnHche  Rücksicht  gewähren." 


QQß  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  242. 

der  Leitung  und  Aufsicht  der  Bischöfe  zu  unterstellen,  sowie  ihnen  das  Recht  zur  Er- 
theilung  der  missio  canonica  für  die  Professoren  und  Dozenten  zu  theologischen  Lehr- 
vorträgen, zur  Entziehung  dieser  Ermächtigung,  zur  Abnahme  des  tridentinischen 
Glaubensbekenntnisses  und  zur  Prüfung  der  Hefte  und  Vorlesebflcher  der  erwähnten 
Lehrer  zuzugestehen. 

In  Preussen  hatten  die  Bischöfe  in  ihrer  Denkschrift  yon  1849  keine  beson- 
deren, ihr  Yerhältniss  zu  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  betreffenden  An- 
träge^ gestellt^.  An  den  Statuten  derselben  wurde  daher  offiziell  nichts  geändert, 
aber  der  Kultusminister  räumte  durch  ein  von  ihm  genehmigtes,  bis  1870  geheim  ge- 
bliebenes Abkommen  zwischen  einem  Deputirten  des  Kultusministers  und  des  Fflrst- 
bischofs  Ton  Breslau  ^  diesem  im  Widerspruche  mit  den  Fakultätsstatuten  die  Befug- 
niss,  den  Professoren  der  Fakultät  die  jederzeit  revokable  Ermächtigung  far  ihr 
Lehramt  zu  ertheUen,  ein^. 

Am  wenigsten  kam  man  in  Baiern  den  Ansprüchen  der  Bischöfe  entgegen,  da 
ihnen  blos  die  Zusicherung  ertheilt  wurde:  „Bei  Anstellung  von  Professoren  der 
Theologie  an  den  Universitäten  soll  neben  dem  Gutachten  der  katholischen  Fakultät 
und  des  Universitätssenates  auch  ein  Gutachten  des  Diöcesanbischofs  über  den  dog- 
matischen Standpunkt  und  den  sittlichen  Wandel  der  Bittsteller  erholt  werden.^^  K 

In  Folge  des  Widerstandes  gegen  die  Konkordate  der  beiden  süddeutschen  Re- 
gierungen sind  die  darin  den  Bischöfen  gemachten  Zugeständnisse  aber  nicht  zur 
Ausführung  gekommen,  ebenso  ist  man  später  in  Preussen  wieder  auf  die  be- 
stehenden statutarischen  Bestimmungen  zurückgegangen,  während  es  in  Baiern  und 
inOesterreichim  wesentlichen  bei  dem  seit  dem  Jahre  1850  eingeführten  Zustand 
verblieben  ist  ^. 


§.242.    2,  Die  heuäge  Stellung  der  katholischen  Kirche  m  den  Universitäten 
insbesondere  in  Deutschland. 

I.  Die  kirchliche  Auffassung  und  das  staatliche  Recht.  Nach 
ihren  S.  573  dargelegten  Anschauungen  beansprucht  die  katholische  Kirche  sowohl 
für  sich,  wie  auch  für  die  katholischen  Unterthanen  das  Recht,  freie,  der  Einwirkung 
des  Staates  und  lediglich  der  kirchlichen  Leitung  unterstehende  Universitäten  zu 

1  Ausser  der    allgemeinen  Forderung,    d&ss  S.  31.    Seitens  einzelner  Bischöfe,    so  damals 

jeder  Religionslehrer  an   öffentlichen  Anstalten  seitens  des  Breslauer,  s.  d.  vor.  Anm.,  und  noch 

die  bischöfliche  Ermächtigung  haben  müsse,  s.  1870    seitens    des    Erzhischofs    von  Köln,    v. 

0.  S.  580n.  6.  Schulte,   der   Altkatholizismus.   S.  137,  vgl. 

s  Anscheinend  aus  dem  o.  S.  663  n.  6  ge-  auch  Arch.  f.  k.K.R.  30,  101  u.  31,  213,  ist  die 

dachten  Grunde.  Behauptung  aufgestellt  worden,  dass  die  preuss. 

3  Abgefasst  in  der  Form  einer  von  dem  da-  Yerfassungsurkunde  v.  1860  Art.  15. 18  die  be- 
maligen Geh.  Ober  -  Regierungsrath  A  u  1  i  c  k  e  schrankenden  Vorschriften  der  Universltats- 
unterm  29.  April  1850  aufgenommenen  proto-  Statuten  beseitigt  habe  (1).  Aber  die  Univer- 
kollarischen  Erklärung  über  die  Ergebnisse  sitäten,  eluschliessUch  ihrer  theologischen  Fakul- 
einer  Besprechung  mit  dem  Ffirstbischof,  abge-  täten,  waren  Staatsanstalten,  und  die  Aemter  der 
druckt  bei  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat  u.  Professoren  Staatsämter.  Sie  wurden  daher 
Kirche.  TQbingen  1872.  S.  879.  u.  i.  Arch.  tk.  von  den  gedachten  Artikeln,  welche  sich  blos 
K.  B.  30,  120,  mit  welcher  sich  der  damalige  auf  die  im  Besitz  der  Kirche  befindlichen  Unter- 
Kultusminister V.  Ladenberg  in  seinem  Erlass  richtsanstalten  und  auf  das  Besetzungsrecht 
V.  12.  Juli  1850,  cit.  Arch.  S.  121,  ein  verstau-  kirchlicher  Stellen  beziehen,  gar  nicht  berührt, 
den  erUärt  hat.  ^  Entsch.  v.  30.  März.  bz.  2.  April  1852.  Nr. 

«  Friedberg  a.  a.  0.  S.  437   u.  Fried-  19,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  399. 

berg,  Johannes  Baptista  Baltzer.  Leipzig  1873.  o  ygi.  des  näheren  den  folgenden  $. 
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gründen^.  Wenngleich  dem  Staat  nicht  prinzipiell  das  Recht  der  Errichtung  von 
solchen  abgesprochen  wird,  so  hat  er  doch  nach  der  heute  herrschenden  kirchlichen 
Auffassung  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Wissenschaft  auf  seinen  Universitäten  nur  im 
katholischen  Sinne  und  inUebereinstimmung  mit  dem  katholischen  Dogma  gelehrt  wird, 
und  der  Kirche  die  ihr  gebtlhrenden  Rechte,  die  Errichtung  und  Leitung  der  theolo- 
gischen Fakultäten  2  und  die  Besetzung  der  Lehrstellen  in  denselben,  die  Abforderung 
der  professio  fidei  von  allen  Lehrern,  sowie  die  massgebende  Aufsicht  Aber  die  Univer- 
sitäten zu  gewähren  3.  Diese  sich  aus  der  prinzipiellen  Auffassung  der  katholischen 
Kirche  Aber  ihr  Verhältniss  zu  dem  Erziehungs-  und  Bildungswesen,  sowie  zu  der 
Wissenschaft  und  der  Lehre  derselben  ergebenden  Folgerungen  werden  katholischer- 
seits  auch  als  ein  historisch  begrtlndetes  Recht  bezeichnet,  indem  man  dafQr  auf  die 
Verhältnisse  des  Mittelalters,  insbesondere  darauf  hinweist,  dass  die  mittelalterlichen 
Universitäten  durch  die  Päpste  gegründet  oder  die  Stiftungen  derselben  seitens  der 
letzteren  genehmigt  worden  seien  ^,  also  der  Papst  ausschliesslich  das  Recht  zur  Er- 
richtung von  Hochschulen  gehabt,  sowie  darauf,  dass  die  mittelalterlichen  General- 
studien den  Charakter  kirchlicher  Korporationen  getragen  haben  <^.  Ganz  abgesehen 
davon,  dass  selbst  das  Mittelalter  ein  derartiges  ausschliessliches  Recht  des  Papstes 
nicht  anerkannt  hat^,  und  dass  die  damaligen  Universitäten,  wenngleich  sie  zwar  mit 
kirchlichen  Privilegien  ausgestattete,  aber  nicht  im  Rechtssinne  kirchliche  Korpora- 
tionen waren '',  als  freie  Korporationen  eine  völlig  andere  Stellung  besessen  haben, 
als  diejenige,  welche  ihnen  der  heutige  Ultramontanismus  anweisen  will,  wird  damit 
die  ganze  Entwicklung  seit  dem  Mittelalter,  die  Ausbildung  des  modernen  Staates 
und  die  veränderte  Stellung  desselben  in  Bezug  auf  die  Kulturaufgaben,  die  Beseiti- 
gung der  ausschliesslich  berechtigten  Stellung  der  katholischen  Kirche,  sowie  die  mit 
dieser  Entwicklung  zusammenhängende  Umbildung  der  Universitäten  ausser  Acht 
gelassen. 

In  den  deutschen  Staaten,  in  welchen  das  Unterrichtswesen  als  staatliche 
Angelegenheit  betrachtet  wird,  und  die  Unterrichtsfreiheit  nicht  anerkannt  ist,  sind 
die  Universitäten  nach  dem  bestehenden  Recht  staatliche  Anstalten,  welche  unter 
staatlicher  Aufsicht  stehen,  und  deren  Lehrer  (ordentliche  und  ausserordentliche  Pro- 
fessoren) den  Charakter  von  staatlichen  Beamten  haben  ^.  Die  katholische  Kirche  be- 
sitzt weder  Aufsichts- noch  andere  Rechte  in  Betreff  der  Universitäten,  nur  hinsichtlich 
der  theologisch-katholischen  Fakultäten  und  der  Lehrer  derselben,  mitunter  auch 


1  Jansen,  de  faonltate  docendi  p.  91 C  bns  tradantnr,  institutionem  moderarL  Atque 
181  ff.,  de  Robiano  1.  c.  p.  183  ff.,  de  Harn-  haec  causa  fuit,  car  catholioi  etlam  principes 
m  er  stein,  de  eodesia  et  statu  p.  190.  oom  de  einsmodl  academiis  seu  nniTersitadbus 

2  S.  Syllabus  Nr.  XXXIII,  s.  o.  S.  638  n.  8.  Btudiorum    statuendis    cogltamnt,     apostolicam 

3  Jansen  1.  o.  p.  186.  187;  de  Bobiano  sedem  consulendam  einsque  auctoriatem  exqni- 
p.  203.    Vgl.  auch  noch  o.  S.  574  n.  9.  rendam  duxerint.    Eine  celebrlores  Ulastriorea- 

4  S.  0.  S.  643.647.648.  S.  auch  das  Schieiben  que  Europae  universitates  nonnlsi  ex  sententia 
Gregor's  XYL  betr.  die  Errichtung  der  UniYeisltät  et  assensu  romanorum  pontiflcum  f  uisse  con- 
Löwen  bei  Theiner,  Gesch.  d.  geistlichen  stitutas  grayissimae  illarum  historiae  amplissi- 
Bildungsanstalten  S.  499,  und  deRobianop.  me  teitontor.^ 

230:  ^Cum  enim  ad  romanos  pontiflces  pro  con-  &  Kobianop.  193. 

credito  ipsis  apostolioi  offlcii  munere  maxime  ^  g.  q.  S.  648.  649. 

pertineat  catbolicam  fidem  tueri  sanctae  eiusque  ^  S.  o.  S.  665. 

doetriuae   depositum  integrum  et  intemeratum  8  Q.  Meyer,  Lebrb.  d.  deutsch.  Yenraltnngs- 

oustodire,    eorum    quoque    esse  debet    sacra-  rechts  1,  245;   Löning,   Lehrb.  des  deutsch. 

rum  disciplinamni,  quae  publice  in  unlTersitati-  Yerwaltungsrechts.  S.  764.  765. 
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einzelner  Professuren  in  der  philosophischen  Fakultät,  sind  ihr  staatlicherseits  ge- 
wisse  Befugnisse  eingeräumt  ^ 

Das  Recht,  Universitäten  zu  errichten,  welches  in  Deutschland  seit  der  Auf- 
lösung des  früheren  Reiches  auf  die  Landesherren  übergegangen  war,  steht  heute 
denselben  ebenfalls  zu^.  Ohne  Staatsgenehmigung  kann  eine  Universität  nicht  be- 
gründet werden.  Es  ist  also  ausgeschlossen,  dass  die  katholische  Kirche  ihrerseits 
s.  g.  freie,  d.  h.  unter  kirchlicher  Leitung  oder  Aufsicht  stehende  Universitäten 
innerhalb  der  deutschen  Staaten  errichtet.  Allerdings  würde  dieselbe  in  denjenigen 
Ländern j  in  denen  blos  eine  staatliche  Erlaubniss  zur  Begründung  von  Privatunter- 
richtsanstalten für  die  schulpflichtige  Jugend  erfordert  wird  '*^,  rechtlich  nicht  behindert 
sein,  Anstalten,  welche  ganz  oder  theilweise  dieselben  Ziele,  wie  die  Universitäten 
verfolgen,  in  das  Leben  zu  rufen  ^,  aber  immerhin  würden  denselben  die  staatlichen 
Rechte  der  Universitäten  fehlen^,  insbesondere  könnte  das  Studium  auf  denselben 
nicht  für  diejenigen  Berufsarten,  für  welche  staatlicherseits  eine  akademische  Bildung 
vorgeschrieben  ist,  ausreichen,  und  ebensowenig  würde  eine  Graduirung  durch  die- 
selben die  staatliche  Anerkennung  finden. 

Nur  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  die  Unterrichtsfreiheit  besteht,  ist  das 
Bestreben  der  katholischen  Kirche,  freie  unter  kirchlicher  Leitung  stehende  katho- 
lische Universitäten  oder  theologische  Fakultäten  in  das  Leben  zu  rufen,  von  Erfolg 
gekrönt  gewesen.  Sie  sind  sämmtlich  gemäss  dem  mittelalterlichen  Recht  durch  den 
päpstlichen  Stuhl  genehmigt  oder  errichtet  und  mit  den  erforderlichen  Privilegien 
versehen  worden ß.    Die  erste  derartige  Universität  war  die  in  Belgien  zu  Löwen', 


1  S.  darüber  unter  III. 

2  Ü.  Meyer  a.  a,  0.  S.  244;  Lönlng  a.  a. 
O.  S.  764 ,  in  ElsasB-Lothringen  allerdings 
dem  Reich. 

3  So  z.  B.  in  Preussen,  Württemberg, 
Baden,  Hessen,  Elsass  -  Lothringen , 
ferner  auch  in  Oesterreich,  s.  o.  S.  662.  583. 
584.  Nor  in  Baiern  können  Anstalten,  welche 
ganz  oder  theilweise  Ersatz  für  die  Universitäten 
bieten  wollen,  nicht  ohne  Genehmigung  des 
Ministeriums  des  Innern  für  Kirchen-  u.  Schul- 
wesen errichtet  werden.  V.  v.  21.  April  1873. 
S.  2,  Arch.  f.  k.  K.  K.  29,  442. 

^  Jedoch  nicht ,  sofern  es  sich  um  Anstalten 
für  die  theologisch-wissenschaftliche  Ausbildung 
von  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  handelt, 
denn  für  diese  kommen  die  o.  S.  562  besproche- 
nen Bestimmungen  zur  Geltung. 

ß  In  Folge  dessen  verliert  die  Frage  für 
Deutschland  ihre  praktische  Bedeutung, 
wennschon  ausserdem  die  Beschaffung  der  erfor- 
derlichen Geldmittel  eine,  freilich  nicht  unüber- 
windliche Schwierigkeit  für  die  Errichtung  freier 
katholischer  Universitäten  bildet  Daher  ist 
auch  in  Oesterreich,  als  bei  Abschluss  des 
Konkordats  den  Bischofen  die  Ermächtigung  ge- 
geben wurde,  eine  katholische,  unter  ihrer  Lei- 
tung stehende  Universität  zu  gründen,  zugleich 
auf  die  staatliche  Anerkennung  Bedacht  genom- 
men worden,  Schreiben  des  kaiserlichen  Bevoll- 
mächtigten Kardinals  v.  Kauscher  v.  18.  August 
1856  n.  rV:  ^  .  .  .  .  Quum  autem  necesse  sit, 
quoad  res  politicas  et  iura  civilia  eiusmodi  in- 
stitnto  assignanda  cautlones  pro  rerum  et  locorum 


varietate  adhibere,  consilia  cum  gubernio  oaesa- 
reo  praevie  conferenda  erunt",  Arch.  f.  k.  K. 
R.  1,  XXI. 

Seit  1848  strebt  man  auch  in  Deutschland 
seitens  der  Ultramontanen,  insbesondere  seitens 
des  Vereins  deutscher  Katholiken  dahin,  nach 
dem  Vorbilde  von  Löwen  (s.  nachher)  eine 
katholische  Universität  zu  errichten  und  vor 
Allem  für  die  Aufbringung  der  erforderlichen 
Mittel  zu  wirken,  vgl.  Friedrich,  Gesch.  d. 
Vatikan.  Konzils  1,  263. 299.  319.  360,  aber,  ob- 
wohl bereits  Plus  IX.  1863  den  Erzbischof  von 
Köln  zum  päpstlichen  Delegirten  für  die  Bei- 
treibung der  Angelegenheit  bestellt  hat,  das 
Schreiben  bei  de  Robiano  1.  c.  p.  255,  ist  es 
bisher  hier  ebensowenig  wie  in  Oesterreich 
gelungen,  eine  katholische  Universität  in  das 
Leben  zu  rufen. 

6  S.  die  folgenden  Anmerkungen, 
"^  Gegründet  im  Zusammenhange  mit  der  durch 
die  ultramontane  Partei  erlangten  Einführung  der 
Unterrichtsfreiheit,  s.  o.  S.  580 ;  das  päpstliche 
Ermächtigungsschreiben  datirt  v.  1833,  o.  S. 
667  n.  4  (ein  Schreiben  des  belgischen  Epis- 
kopats V.  1834  an  den  Klerus  behufs  Veran- 
staltung von  Subskriptionen  belTheiner  a.  a. 
0.  S.  493).  Die  alte  Universität  Löwen  wurde 
behufs  Errichtung  der  neuen  freien  1835  unter- 
drückt, aber  die  neue  kirchliche  bezog  ihre 
Lehrsäle  und  okkupirte  die  alten  Stipendien- 
stiftungen. Um  die  Konkurrenz  der  Staats- 
Universitäten  bestehen  zu  können,  wurde  eine 
Jury  von  Examinatoren  geschaffen,  deren  Wahl 
von  der  Kammer  und  der  Regierung  vorzuneh- 
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welche  noch  jetzt  besteht.  Später  sind  derartige  Anstalten  in  Grossbritannien  ^ 
und  in  Frankreich^  hinzugetreten.  In  Nordamerika  wird  ebenfalls  die  Grün- 
düng  einer  solchen  Anstalt  vorbereitet  3. 

n.  Eonfessionelle  Universitäten.  Die  katholische  Kirche  mnss  von 
ihrem  prinzipiellen  Standpunkt  aus  beanspruchen ,  dass  die  Universitäten  als  katho- 
lisch-konfessionelle Anstalten  organisirt,  d.  h.  dass  an  ihnen  nur  Katholiken  als 
Lehrer,  und  wenigstens  der  Regel  nach  auch  nur  Katholiken  als  Studirende  zugelassen 
werden^. 

Auch  mit  diesen  Konsequenzen  des  katholischen  Standpunktes  stehen  die  deut- 
schen Verhältnisse  in  Widerspruch.  Die  deutschen  Universitäten  sind  heute ^  nicht 
mehr  konfessionell.  Nicht  nur  sind  sie  den  Angehörigen  aller  Konfessionen  für  das 
Studium  zugänglich,  sondern  es  ist  auch  die  Anstellung  als  Lehrer  oder  die  Ausübung 
des  Lehramtes  nicht  mehr  an  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Religions- 
bekenntniss  gebunden  ^, 


meii  war,  so  dass  also  beim  Vorbandensein  einer 
ultramontanen  Majorität  die  Professoren  der 
freien  Universität  als  Mitglieder  in  die  Jury  ein- 
treten konnten,  Friedberg,  Grunzen  S.  637. 

1  Hier  für  Irland  in  Dublin,  Schreiben 
Hus'  IX.  V.  23.  März  1852  und  das  die  Statuten 
bestätigende  Dekret  der  Propaganda  ▼.  1ÖÖ4, 
de  Bobiano  1.  c.  p.  231.  233;  femer  für 
England  in  Keusington  (seit  1874).  Auch  In 
Kanada  ist  das  Seminar  zu  Quebec  1852  in  diu 
katholische  universitas  Layaliensig  umgewandelt, 
und  sowohl  1852  von  der  Königin  von  England, 
wie  vom  Papst,  von  letzterem  unter  Verleihung 
des  PromoÜonsiechtes ,  anerkannt  worden, 
Neher,  kirchliche  Geographie  3,  283;  coli, 
conc.  Lac.  3,  678. 

2  Hier  können  in  Folge  der  Einführung  der 
Freiheit  des  Hochschulunterrichts  i.  J.  1875 
freie  Anstalten  für  diesen  Unterricht  ohne  Ge- 
nehmigung der  Regierung  begründet  werden. 
Nur  für  die  Professoren  der  Medizin  und  phar- 
mazeutischen Fächer  werden  Befähigungsnach- 
weise verlangt.  Die  freien  Universitäten  dürfen 
zwar  den  Titel  Fakultät,  nicht  aber  den  der 
Universität  führen,  und  die  von  ihnen  ausge- 
stellten Studienzeugnisse  nicht  den  Grad  des 
Baccalaureats ,  Licenziats  oder  Doktorats  ver- 
leihen, andererseits  berechtigt  die  Immatriku- 
lation bei  ihnen,  sich  zu  den  Prüfungen  der 
Staatskommissionen  für  die  Verleihung  der  Di- 
plome zu  melden  und  die  ersteren  abzulegen. 
Der  Staat  übt  über  diese  Anstalten  nur  insofern 
ein  Anfsichtsrecht,  als  er  darüber  wachen  kann, 
dass  der  Unterricht  nicht  gegen  die  Moral,  die 
Verfassung  und  die  Gesetze  verstösst  Loi  re- 
lative ä  la  libert^  de  Tenselgnement  superieur  v. 
12.  Juli  1875  art.  Ifif.  13  fr.  u.  v.  18.  März  1880 
art.  Iff.  (bulletin  des  lois.  XII.  s^r.  11  (1876) 
p.  133  (Nr.  263)  u.  20  (1880)  p.  270  (Nr.  507), 
vgl.  femer  Lebon,  Staatsrecht  d.  französischen 
Republik  (Marquardsen,  Hdbch.  d.  öffentl. 
R.  IV.  1.  Abth.)  S.  133.  135. 

Solche  katholischen  Hochschulen  bestehen  in 
Paris,  Lille,  Angers,  Toulouse,  Poitiers  (das 
Errichtungsbreve  für  die  letztere  von  Pius  IX. 
V.  1875,  wodurch  sie  zur  theologischen  Fakultät 


mit  dem  Promotionsrecht  in  der  Theologie  er- 
hoben vnrd,  in  Acta  s.  sed.  9,  66). 

3  Zu  Washington  seit  1884,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
57,  58.  Neuerdings  ist  es  von  Leo  XIU. 
genehmigt  worden,  dass  die  Leitung  der  Univer- 
sität einer  vom  nordamerikanischen  Gesammt- 
Episkopat  eingesetzten  Administration  von  Bi- 
schöfen mit  dem  Rechte  der  Statutensetzung, 
der  Ernennung  der  Lehrer  und  der  Disziplin 
übertragen  werden  soll,  die  Bestätigung  der 
Statuten  aber  dem  Papst  vorbehalten  bleibt 

4  Doch  würde  nichts  entgegen  stehen,  unter 
Wahrung  der  S.  594  n.  3  gedachton  Gesichts- 
punkte auch  einzelnen  nicht  katholischen  Stu- 
direnden  den  Zutritt  zu  gestatten. 

^  Abgesehen  von  einzelnen,  den  protestan- 
tischen Charakter  festhaltenden  Universitäten, 
wie  Rostock,  femer  dem  Lyceum  Hosianum  In 
Braunsberg,  welches  nach  den  Statuten  v.  1843 
eine  katholische  Lehranstalt  ist. 

^  In  Preussen  sind  seit  1875  auch  au  der 
akademischen   Lehranstalt  zu   Münster    in   der 
philosophischen   Fakultät    protestantische   Pro- 
fessoren angestellt  worden.      Wenn  Irenäus 
Themistor,  Friedemann^s  Vorschläge  in  Betr. 
d.  Büdg.  d.  Geistlichen.   Trier  1884.    S.  23,  u. 
Tinstruction   et  V^ducation  du  clerg^.     Trdves 
1884.  p.  230  behauptet,  dass  nach  der  Kab.  0. 
V.  181o  diese  Anstalt  eine  ausschliesslich  katho- 
lische sein  soll,  und  ihr  dieser  Charakter  garantirt 
sei,  so  hat  diese  Ordre  allerdings  bestimmt,  dass 
in  Münster  ein  philosophisch  und  theologisch- 
wissenschaftlicher Kursus  für  zukünftige  katho- 
lische Geistliche  der  Diöcese  Münster  verbleiben 
solle,  auf  Antrag  der  westfälischen  Provinzial- 
stände  ist  aber  diese   Bestimmung   durch  die 
Kab.  Ordre  v.  1832  erweitert  worden,  J.  F.  W. 
Koch,  die  preuss.  Universitäten.  Berlin  1839. 
U  677,  und  in  den  vom  König  gegebenen  Sta- 
tuten v.  12,  November  1832.  JS-  ^-  33,  a.  a.  0. 
S.  634.  639,    in  welchen   nichts    über  eine  be- 
stimmte Konfession  der  Lehrer  der  philosophi- 
schen Fakultät  angeordnet  ist,  wird  neben  dem 
Hauptzweck,    der  Vorbildung   der  katholischen 
Kandidaten   der  Theologie,    als  weiterer  Zweck 
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Katholischerseits  ist  allerdings  in  Bezug  auf  einzelne  Universitäten  gegen  die 
Berofung  von  Protestanten  mit  Rücksioht  auf  den  katholisch-konfessionellen  Charakter 
der  ersteren  Widerspruch  erhoben  ^  worden,  indessen,  soweit  hierbei  auf  mittelalter- 
liche Stiftungsurkunden  Bezug  genommen  wird^  jedenfalls  mit  Unrecht^. 

Immerhin  ist  aber  der  Staat  im  Wege  der  Gesetzgebung  befugt,  den  bisherigen 
konfessionellen  Charakter  der  Universitäten,  wie  dies  in  Oesterreioh  geschehen 
ist 3,  zu  ändern. 


auch  die  der  künftigen  Gymnasiallehrer  bezeich- 
net, sowie  der  philosophischen  Fakultät  diese 
letztere  Aufgabe  gleichfalls  zugewiesen.  Da  also 
von  einer  ausdrücklichen  Garantie  des  katho- 
lischen Charakters  der  Anstalt  keine  Rede  sein 
kann,  femer  für  die  Vorbildung  künftiger  Gym- 
nasiallehrer die  Zugehörigkeit  der  Professoren 
zur  katholischen  Konfession  nicht  durch  die  Natur 
der  Sache  bedingt  wird,  so  war  die  Regierung  nicht 
gehindert,  Protestanten  auf  Lehrstühle  der  philo- 
sophischen Fakultät  zu  berufen.  Krabbe,  ge- 
scbichtl.  Nachrichten  üb.  d.  höher.  Lehranstalten 
in  Münster.  Münster  1852.  S.  192,  geht  allerdings 
80  weit,  zu  behaupten,  dass  nach  dem  Ausspruch 
des  Königs  die  Akademie  eine  kirchliche  An- 
stalt, ein  integrirender  Tbeil  des  Priesterseminars 
sei,  sowie  der  Natar  der  Sache  nach  unter  allei- 
niger Aufsicht  und  Leitung  des  Bischofs  stehen 
und  nach  Art.  15.  der  preuss.  Verf.-Urk.  der 
katholischen  Kirche  zurückgegeben  werden 
müsse.  Das  wird  Alles  in  den  $.  1  der  Statuten 
hineingelegt,  welcher  indessen  nur  in  seinem 
ersten  Theil  unter  Unterschlagung  des  zweiten, 
der  die  Gymnasiallehrer  betrifft,  citirt  ist. 

1  Dies  ist  namentlich  hinsichtlich  der  Univer- 
sität Freiburg  geschehen,  an  welche  schon  1784 
von  Joseph  II.  ein  Protestant,  der  Dichter  Georg 
Jacobi,  Schreiber,  Gesch.  d.  Universität 
Freiburg  3,  142,  später  unter  badischer  Herr- 
schaft eine  Reihe  von  Protestanten  berufen 
worden  sind,  Schleyer,  die  Universität  Frei- 
burg. Sohaffhausen  1854.  S.  246. 

2  So  berufen  sich  Schleyer  a.  a.  0.  S.  234 
und  (Wetz  er)  Die  Universität  Freiburg.  Frei- 
burgi.  Br.  1844.  S.  2,  darauf,  dass  in  der  päpst- 
lichen Stiftungsbulle  v.  1455  als  der  vom  Stifter, 
dem  Papste,  angegebene  Zweck  der  Universität 
bezeichnet  werde :  „ut  ibidem  simplices  erudi- 
antur  ac  fldes  catholica  dllatetur^  (s.  o.  S.  657 
n.  1),  und  in  dem  Stiftungsbrief  Erzherzog  Al- 
brechts (s.  0.  S.  657  n.  1)  erklärt  werde,  dass 
„auch  die  Mutter  der  heiligen  Gristenhcit  darob 
trost  empfahet  und  dem  herligen  christlichen 
Glauben  gegen  seinen  Widerstand  hilff  und 
Rettung  daran  erstehen  mögen".  Hiermit  war 
aber  nur  eine  Bestimmung  getroffen,  wie  sie 
sich  in  der  damaligen  Zeit,  wo  die  katholische 
Religion  die  allein  herrschende  war,  von  selbst 
verstand,  und  der  Universität  nur  der  Charakter 
beigelegt,  welchen  alle  Universitäten  hatten. 
Ueberdies  wird  bei  der  Betonung  dieser  Stellen 
der  Stiftungsbriefe  verkannt,  dass  der  Haupt- 
zweck die  Lehre  der  Wissenschaften  war  (vgl. 
0.  S.  656  n.  1),  und  dass  die  Erfüllung  dieses 
Zweckes  sich  nach  Massgabo  der  Entwicklung 
der  Universitäten  sowie  der  veränderten  staats- 


rechtlichen Stellungder  katholischen  Kirche  eben- 
falls modiflciren  musste.  Wenn  die  genannten 
Schriftsteller  weiter  darauf  hinweisen,  dass  die 
Universität  Freiburg  noch  im  16.  Jahrhundert 
ihren  katholischen  Charakter  bewahrt  habe,  da 
sie  keine  lutherischen  Lehrer  und  Schüler  zuliesu, 
und  als  eine  kirchliche  Korporation  betrachtet 
worden  sei,  Schleyer  S.  239;  (Wetzer)  Die 
Universität  Freiburg.  S.  13,  so  hatten  die  Uni- 
versitäten nicht  einmal  im  Mittelalter  rechtlich 
die  Stellung  von  kirchlichen  Korporationen,  s. 
oben  S.  655.  Weiter  können  auch  die  Vor- 
schriften des  westfälischen  Friedens,  I.  P.  0. 
art.  y.  $.  7  u.  art.  MIl.  $.  2,  nach  welchem  jedem 
Religionstheil  die  Sorge  für  seine  Kirchen  und 
Schulen  zugesprochen  wird,  und  bei  einem  Kon- 
fessionswechsel des  Herrscherhauses  die  Profes- 
soren der  Schulen  und  Akademien  der  früher 
geübten  Religion  angehören  sollen,  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  so  Schleyer  S.  242,  weil  sich 
das  Mass  der  Religionsübung  heute  überhaupt 
nicht  mehr  nach  dem  westphälischen  Frieden 
bestimmt,  und  die  Universitäten  staatliche  An- 
stalten geworden  sind.  Und  ebenso  ist  endlich 
die  Berufung  auf  $.  63  des  Reichsdeputatlons- 
recesses  v.  1803  und  auf  das  badische  Organisa- 
tionsedikt V.  1803.  $.  18,  von  denen  der  erstere 
jeder  Religion  den  Besitz  und  Genuss  ihrer  eigen- 
thümlichen  Schulfonds  garantirt,  der  letztere 
die  Einführung  eines  Simultaneums  an  Schul- 
Gebäuden,  Gütern  und  Einkünften  für  einen 
andern  Religionstheil  verbietet,  so  Schleyer 
S.  242.  243  u.  (Wetz er)  Universität  Freiburg. 
S.  59,  verfehlt,  denn  es  hat  sich  bei  dem  Stif- 
tungsvermögen der  Universität  nicht  um  der 
katholischen  Kirche  gehörige,  sondern  unselbst- 
stäudige  Stiftungs-Fonds,  welche  niemals  als 
Kircheneigenthum  betrachtet  worden  sind,  ge- 
handelt. 

8  Durch  das  Gesetz  v.  27.  April  1873,  betr. 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden 
(Reichsges.  Bl.  1873.  St.  XXII.  Nr.  75,  bei  F. 
Frhr.  v.  Schweickhardt,  Sammig.  d.  f.  d. 
Österreich.  Universitäten  gültigen  Gesetze  und 
Verordnungen.  2.  Aufl.  Wien  1885.  1,  36), 
welches  §.  2  nicht  die  Zugehörigkeit  zu  einem 
bestimmten  Bekenntniss  als  Erfordemlss  für 
die  staatliche  Anstellung  der  Professoren  vor- 
schreibt, und  $.11  die  Fähigkeit,  zu  akademi- 
schen Würden  gewählt  zu  werden,  von  dem 
Glaubensbekenntniss  für  unabhängig  erklärt, 
während  früher  blos  einzelne  Akatholiken  (so 
z.  B.  in  Wien)  angestellt  waren.  Dagegen  ist 
bisher  eine  Vereinigung  der  evangelisch-theolo- 
gischen Fakultät  zu  Wien  mit  der  Universität 
daselbst  nicht  erfolgt.    VgL  hierzu  auch  Arch.  f. 
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Die  heutigen,  von  der  Aufsicht  und  Einwirkung  der  Kirche  freien,  nicht  mehr 
konfessionellen,  ebenso  wie  auch  die  wenigen  protestantisch-konfessionellen  Univer- 
sitäten sind  Lehranstalten,  welche  mit  allen  von  der  katholischen  Kirche  in  Bezug 
auf  die  Hochschulen  erhobenen  Forderungen  prinzipiell  in  Widerspruch  stehend 
Deshalb  kommen  ihnen  diejenigen  Privilegien,  welche  die  kirchlichen  Rechtsquellen 
den  Universitäten  einräumen,  nicht  zu^.  Ja,  konsequenterweise  müsste  die  Kirche 
den  Besuch  dieser  Anstalten  allen  Katholiken,  selbst  den  Laien  ^,  verbieten.  Wenn 
sie  auch  in  Deutschland  mit  Rflcksicht  auf  die  hier  obwaltenden  Verhältnisse  bisher 
nicht  zu  einem  solchen  Verbot  geschritten  ^  ist,  so  hat  sie  ihren  prinzipiellen  Stand- 
punkt doch  dadurch  gewählt,  dass  sie  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  sich  freie 
katholische  Universitäten  befinden,  von  dem  Besuche  heterodoxer  Hochschulen  ab- 
gemahnt und  namentlich  den  Eltern  es  an  das  Herz  gelegt  hat,  ihre  Söhne  nicht  auf 
dieselben  zu  schicken  ^. 

lU.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  deutschen 
Universitäten.  A.  Im  Allgemeinen.  Die  heute  in  Deutschland  bestehenden 
katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  deutschen  Universitäten  sind  meistens 
in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gegründet  worden,  um  die  erforderlichen 
wissenschaftlichen  Bildungsstätten  fdr  katholische  Geistliche  zu  beschaffen^,  und 
bleiben  jedenfalls  so  lange  unentbehrlich,  als  staatlicherseits  an  dem  Erfordemiss  der 
Ablegung  eines  akademischen  Studiums  für  die  Erwerbung  von  kirchlichen  oder 
geistlichen  Aemtern  festgehalten  wird  ^.  Die  gedachten  Fakultäten  haben  daher  nicht 
allein  eine  Stellung  als  Theile  der  Universitäten  und  als  Kollegien,  deren  Beruf  in  der 
wissenschaftlichen  Erforschung  und  Weiterentwicklung  der  theologischen  Wissen- 
schaften besteht,  sondern  sie  sind  auch  zugleich  Lehr-  und  Bildungsanstalten  für  die 
katholische  Kirche  und  fOr  die  Ausbildung  von  Theologen  zum  künftigen  Dienste  in 
derselben  s. 

k.  K.  R.  8,  272;  10,  178;  11,  468  u.  29,  269  u.  Kleriker  das  PriTileglum  des  kirchlichen  Ge- 

y  erlag,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  836  n.  17,  wo  für  den  richtsstandes   gewährt,   wenn   ein  solcher:   f^n 

stiftungsmässig  katholischen  Charakter  der  öster-  aliqna  schola  vel  universitate  de  llcentia  episoopi 

reichischen  Universitäten  eingetreten  wird.  qnasi  in  via  ad  maiores  ordines  suscipiendos  ver- 

t  Das  Lebensprindp  der  deutschen  Universi-  setur^;  Sess.  XXV.  c.  5,  welches  den  Univer- 
täten,  die  Freiheit  der  Wissenschaft,  d.  h.  die  sitäten  In  Betreff  der  Konservatoren,  Bd.  I.  S. 
Freiheit  des  Lehrens  und  Lernens,  bildet  den  179.  180,  dieselbe  privllegirte  Stellang,  wie  den 
absoluten  Gegensatz  gegen  das  Grundpiinclp  der  Regularen  anweist.  Dasselbe  gilt  von  besonde- 
katholischen  Kirche,  die  alles  beherrschende  ren  päpstlichen  Privilegien, 
kirchliche  Autorität.  Daher  der  jesuitische  Hass  ^  Wegen  der  Forderung  der  Seminarbildung 
gegen  die  Universitäten,  welcher  seinen  bezelch-  für  die  Geistlichen  s.  o.  S.  540. 
nenden  Ausdruck  in  den  Worten  der  Civllta  ♦  Denn  hier  giebt  es  keine  freie  katholische 
cattollca.  Roma  1868.  anno  XIX.  Vol.  3.  serie  7.  Universität.  Ueberdles  würde  die  Femhaltung 
p.  266.  267  gefunden  hat :  „Ossa,  non  pur  aride,  der  katholischen  Laien  von  den  Staatsuniversi- 
ma  fetentl  le  universitä,  tanto  4  11  pnzzo  che  täten  in  Deutschland  für  die  katholische  Kirche 
n^esce  di  dottrine  corrompitrlcl  e  pestiferi^  den  Nachthell  haben ,  dass  die  ersteren  wegen 
(Nicht  blos  stinkende,  sondern  übelriechende  des  Mangels  der  erforderlichen  Unlversltätsbll- 
Gebeine  die  Universitäten,  so  gross  Ist  der  Ge-  duug  von  allen  höheren  Verwaltungs-,  Justiz- 
stank, welcher  von  ihren  verderblichen  und  pest-  und  Schul-Aemtem  ausgeschlossen  sein  würden, 
bringenden  Lehren  ausgeht).                                          &  So  die  Propaganda  1867  und  1885  hlnslcht- 

3  S.  namentL  Sess.  VlI.  c.  13.  de  ref.,  wonach  lieh  des  Besuches  der  heterodoxen  Universitäten 

die  ^^ab  unlversitatibus  seu  coUegils  generalium  in  England,  Acta  s.  sed.  17,  557,  vgl.  femer  das 

Btudiorum  ad  quaevis  ecclesiastlca  beneflcla  prae-  Prov.-Konzll  v.  Quebec  1863,  coli.  conc.  Lac.  3, 

sentati,   electi  seu  nominati^,   nicht  der  Kon-  679.     Das   Vorgehen  gegen   die   Universitäten 

flrmation  oder  Approbation  des  Dlöcesanblschofs  wird  also  ebenso  wie  das  gegen  die  Volksschulen 

bedürfen  (s.  auch  Bd.  III.  S.  53.   98) ;   Sess.  (s.  o.  S.  593)  den  Umständen  angepasst 
XXIII.  c.  6  de  ref.,  welches  für  die  blos  Tonsu-  «  S.  o.  S.  528 «f.  •  '  s.  o.  S.  552. 

rlrten  und  in  den  niederen  Weihen  befindlichen  ^  Das  ist  auch  mehrfach  in  den  Statuten  aus- 
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In  Folge  dessen  war  die  katholische  Kirche  berechtigt,  den  Ansprach  zn  er- 
heben, dass  bei  der  Einrichtung  der  Fakultäten  auf  ihre  Bedürfnisse  und  Anforde- 
rungen Rücksicht  genommen  und  ihr  femer  ein  gewisser  Einflnss  auf  die  Besetzung 
der  Lehrstühle,  sowie  eine  gewisse  Aufsicht  über  die  Lehrer  und  über  die  Ausübung 
ihrer  Lehrthätigkeit  eingeräumt  wnrde.  Die  kirchlichen  Organe  zur  Ausübung  dieser 
Befugnisse  konnten  nach  der  Entwicklung  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  nur  die 
Diöcesanbischöfe  sein.  Einmal  hatte  das  Tridentinum  in  seinen  Vorschriften  über  die 
Errichtung  der  Seminarien  das  Prinzip  aufgestellt,  dass  die  Heranbildung  der  Geist- 
lichen Diöcesansache  des  Bischofs  sei  \  und  selbst  die  Päpste  hatten,  während  der 
Periode,  in  welcher  die  mittelalterlichen  Uniyersitäten  ihre  alte  korporative  Selbst- 
ständigkeit und  damit  ihre  frühere  freie  Stellung  gegenüber  der  Kirche  verloren  2, 
die  neugegründeten  und  mit  den  üblichen  Privilegien  der  Universitäten  ausgestatteten 
Lehranstalten  der  Leitung  der  Bischöfe  unterworfen  ^.  Dazn  kam,  dass  die  Verein- 
barungen, welche  zwischen  der  Kurie  und  den  einzelnen  deutschen  Regierungen 
behufs  Wiederanfrichtung  der  katholischen  Kirchenverfassung  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten dieses  Jahrhunderts  eingegangen  waren,  wenngleich  sie  nur  die  Errichtung 
von  Seminarien  in  das  Auge  fassten^,  doch  gerade  durch  die  darauf  bezüglichen 
Vorschriften  ebenfalls  das  Prinzip  des  Tridentinums,  dass  den  Bischöfen  die  Sorge 
für  die  Ausbildung  des  Diöcesanklerus  obliege,  wiederholt  haben,  und  dass  die  von 
den  Regierungen  neu  errichteten  oder  neuorganisirten  theologischen  Fakultäten  einen 
Ersatz  für  die  nach  dem  Tridentinum  den  Seminarien  zugewiesene  theolo^ch  wissen- 
schaftliche Ausbildung  der  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  bilden  sollten. 

So  konnte  vom  kirchlichen  Standpunkt  ans  kein  Zweifel  sein,  dass  diese  An- 
stalten ihrem  Wesen  und  Zwecke  nach  der  Jurisdiktion  des  Bischofs  zu  unterstellen 
waren  ^,  und  dass  dieselben,  da  sie  in  ihrer  Verfassung  vielfach  von  den  mittelalter- 
lichen Universitäten  abwichen^,  und  Theile  von  staatlichen  Anstalten  waren,  nicht 
jene  freie  und  exemte  Stellung,  wie  die  ersteren,  zu  beanspruchen  hatten '. 

Hierin  traf  die  kirchliche  Entwicklung  überdies  mit  den  Anschauungen  der 

gesprochen  worden,  Bonner  Statuten  von  1834.  665  n.  5.  6)  den  Bischöfen  die  Aufsicht  üher  die 

$.  1 :  „.  .  .  Ihr  besonderer  Zweck  geht  dahin,  für  theologischen  Fakultäten  zugewiesen  hat.  Femer 

denDienstderkatholischen  Kirche  der  westlichen  spricht  dafür  das  einen  Integrlrenden  Theil  des 

Provinzen  des  prenssischen  Staates  tüchtige  und  Österreich.   Konkordats  bildende  Schreiben  des 

würdige  Geistliche  auszubilden'^  in  den  Eres-  kaiserlichen   Bevollmächtigten    Kardinals   Rau- 

lauer  (s.  g.  Reglement)  v.  1840.  S-  -47:  ^^usser-  scher  v.  18.  August  1855  Nr.  I,  Arch.  f.  k.  K. 

dem,  dass  die  katholisch  -  theologische  Fakultät  R.  1,  XX:    „  .  .  ,  Multa  sunt  quae  suadeant,  ut 

eine  wissenschaftliche  Korporation  und  solche  ein  sacrorum  antistites  in  universitaübus  archicancel- 

Theil  der  Universität  ist,  steht  sie  auch,  inwiefern  larii  seu  cancellarii  partes  agant ;  quatenus  difli- 

ihr  die  Bildung  der  katholischen  Geistlichen  der  cultates  obstent,  in  facnltatem  tarnen  theologi- 

Diöcese  Breslau  anvertraut  ist,  in  einem  Verhält-  cam    secluso   cancellarii  offldo  peculiarem  in- 

niss  zum  fürstbischöfiichen  Stuhle  von  Breslau."  fluxam  exercebunt'',  welches,  sofern  das  theil- 

1  S.  0.  S.  502.  weise  in  Oesterreioh  noch  vorhandene  Kanzler- 

2  S.  0.  S.  659.  660.  amt  nicht  in   die   Hände   der  Bischöfe   gelegt 

3  S.  661  n.  1.  werden  konnte,  die  Ausschliessung  jeglicher 
^  S.  0.  S.  529  ff.  Rechte  des  Kanzlers  über  die  theologische  Fakul- 
^  Vgl.  auch  Schulte  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  tat  und  die  Unterstellung  derselben  unter  die 

28.  35.  Bischöfe  als  solche  in  Aussicht  stellt    Was  die 

«  So  war  namentlich  von  dem  alten  kirchlichen  heutigen  Verhältnisse  betrifft,  so  bestimmt  das 

Kanzleramt  (s.  0.  S.  650.  651)  bei  den  moder-  österreichische  Gesetz  v.  27.  April  1873,  betr. 

nen  Universitäten  und  theologischen  Fakultäten  die  Organisation    der    akademischen  Behörden 

in  Deutschland  keine  Rede  mehr.  $.  26,  v.  Schwel ck ha rd t  a.  a.  0.  S.  81,   dass 

"^  Dass  dies  die  massgebende  Auffassung  der  das  Kanzleramt  an  den  Universitäten  Wien  und 

Kurie  ist  und  war,  bestätigt  der  Umstond,   dass  Prag  auf  die    katholisch-theologische   Fakultät 

man  auch  in  den  neueren  Konkordaten  (s.  0.  S.  beschränkt  ist. 
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Regiemngen  zusammen,  welche  bei  ihren  Bestrebungen  auf  Erlangung  von  Landes- 
bisthflmem,  die  sieh  mit  ihren  Territorien  decken  sollten,  und  auf  möglichste 
Ausschliessung  der  Einwirkung  des  Papstes,  wohl  geneigt  waren,  den  Bischöfen 
einen  gewissen  Einfluss  auf  die  theologischen  Fakultäten  ihrer  Landesuniversitftten 
zuzugestehen,  aber  eine  Exemtion  derselben  yon  der  bischöflichen  Gewalt  und  eine 
direkte  Unterstellung  unter  den  Papst  niemals  geduldet  haben  würden. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  haben  sie  auch  von  vornherein  einzig  und  allein  die 
Bischöfe  als  diejenigen  kirchlichen  Organe,  zu  welchen  die  katholisch-theologischen 
Fakultäten  in  ein  bestimmtes  Yerhältniss  gesetzt  wurden,  in  das  Auge  gefasst  i. 

Dass  die  betreffenden  Beziehungen  seitens  der  Staatsregiernngen  zu  regeln  waren 
und  die  von  denselben  erlassenen  Bestimmungen,  gleichviel  ob  sie  mit  oder  ohne  Zu- 
stimmung der  Bischöfe  ergangen  waren,  rechtliche  Gültigkeit  hatten,  auch,  so  weit 
sie  noch  in  Kraft  sind,  besitzen,  kann,  da  es  sich  um  die  Errichtung  von  staatlichen 
Anstalten  handelt,  keinem  Zweifel  unterworfen  sein  2. 

Was  des  Näheren  die  materielle  Regelung  der  fraglichen  Beziehungen  betrifft, 
so  mnsste  dabei  selbstverständlich  von  vornherein  jede  Bestimmung  über  das,  was 
die  Fakultäten  als  katholisches  Dogma  zu  lehren  hatten,  ausgeschlossen  bleiben,  denn 
in  dieser  Hinsicht  hatte  der  Staat  die  von  den  rechtlich  befugten  Organen  der  Kirche 
ausgegangenen  Entscheidungen  als  massgebend  hinzunehmen '.  Im  Uebrigen  ist  das 
Yerhältniss  der  Fakultäten  zu  den  Bischöfen  in  den  deutschen  Staaten  und  in 
Oesterreich  sehr  verschieden  geregelt,  je  nachdem  man  in  Nachgiebigkeit  gegen 
die  kirchlichen  Forderungen  oder  unter  Zurückweisung  derselben  den  kirchlichen 
Zweck  der  Fakultäten  oder  ihre  Stellung  als  staatliche  Lehranstalten  mehr  betont  hat  4. 

B.  Im  Einzelnen.  1.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten 
sind  der  Natur  der  Sache  nach  konfessionelle  Lehrkörper,  d.  h.  es  können  an 
ihnen  nur  Katholiken  als  Lehrer  (als  ordentliche  und  ausserordentliche,  sowie  Hono- 
rar-Professoren) angestellt  und  als  Privatdozenten  zugelassen  werden*.  Das  versteht 
sich,  wennschon  die  meisten  Fakultätsstatuten  dies  nicht  ausdrücklich  vorschreiben, 
der  Natur  der  Sache  nach  von  selbst,  da  nach  der  hier  massgebenden  katholischen 
Auffassung  nur  rechtgläubige  Katholiken  die  katholische  Theologie  lehren  können 
und  dürfen  ^. 


1  S.  0.  S.  528  ff.  und  671  n.  8.    Die  Bonner  nltramonUner  Seite  1>e8tritten  woiden  wSre.     So 

Statuten,  welche  im  $.  4  die  Rechte  des  Bischofs  behauptet  Kugel  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  30,  102, 

hinsichtlich  der  Fakultät  naher  normiren,  sagen  dass  das  Breslauer  Fakultitsstatut  y.  1840  dem 

in  dem  diesen  Abschnitt  (11)  einleitenden  %.  3 :  FQrstbischof  v.  Breslau  i.  J.  1860  nicht  insoweit 

„Das  VerhilltniBS  der  katholisch  -  theologischen  entgegen   gehalten  werden  konnte,    als  es  sein 

Fakultät  erglebt  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und  Oxdinariatsrecht  einschränkt ,   weil   er  niemals 

folgt  im  Allgemeinen  der  Analogie  des  kanoni-  dem   Statut  beigetreten   sei.     Dabei  übersieht 

sehen  Rechts.''    Der  erste  Satz  kann  nur  bedeu«  Kugel  aber  selbst  von  seinem  Standpunkt  aus, 

ten,  dass  sie  ihren  Lehrzweck  auf  der  Grundlage  dass,  nachdem  die  Bischöfe  von  Breslau  Jahr- 

des  katholischen  Dogmas  und  in  Gebundenheit  zehnte  lang  die  Ausbildung  der  Theologen  in 

an  dasselbe  erfüllen  soll;  der  zweite  Jedenfalls  Breslau  nicht  gehindert  und  auf  Grund  der  Fakul- 

nuT  so  Tiel,  dass  sie  zu  dem  Bischof  in  ein  be-  tatsstatuten  bei  der  Bestellung  von  Professoren 

stimmtes  Yerhältniss  gesetzt  ist,  nicht  aber,  dass  mitgewirkt  haben,  darin  doch  eine  (freilich  für 

der  letztere  die  volle  bischofliche  Jurisdiktion  den  Staat  rechtlich  gleichgültige)  Anerkennung 

üben  soll,  denn  dies  wird  geradezu  durch  die  der  Statuten  gelegen  hat. 

Worte  „nach  Analogie''  ausgeschlossen.      Diese  ^  Vgl.  hierzu  aber  auch  unten  S.  684. 

sind  offenbar  deshalb  ,   weil  die   Fakultät  eine  *  Vgl.  übrigens  auch  0.  S.  552  ff. 

staatliche  ist,  gewählt.  »  Wegen  der  Altkatholiken  s.  u.  S.  687. 

^  Das  hätte  nicht  der  besonderen  Hervorhebung  ^  Uebrlgens  ergiebt  sich  dies  auch  daraus, 

bedurft,  wenn  diese  Auffassung  nicht  auch  von  dass  nach  vielen  Statuten  die  Professoren  den 

Hinsehias,  Kirchenrecht  lY.  43 
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Nicht  minder  ist  die  Zagehörigkeit  zur  katholischen  Kirche  für  die  Einschreibung 
bei  den  betreffenden  Fakultäten  nothwendig,  denn  diese  sind  zur  Vorbildung  künf- 
tiger katholischer  Geistlicher  bestimmt  und  können  also  nur  den  Katholiken  offen 
stehend 

2.  Die  Rechte  der  Bischöfe  bei  der  Anstellung  der  theologischen 
Professoren  (und  der  Professoren  anderer  Fakultäten),  a.  DasRecht 
der  gutachtlichen  Aeusserung  und  der  Ablehnung.  In  neuerer  Zeit  ist 
seitens  der  katholischen  Bischöfe  mehrfach  behauptet  worden,  dass  das  Lehramt  der 
Theologie-Professoren  ein  kirchliches  Amt  sei^,  und  darauf  wenigstens  im  Prinzip 
das  Recht  zur  Besetzung  der  betreffenden  Stellen  ^  gegründet  worden.  Dass  ftlr  das 
Lehren  der  Theologie  ein  kirchliches  Amt  geschaffen  werden  kann^,  lässt  sich  aller- 
dings nicht  leugnen^  weil  das  Lehren  der  kirchlichen  Glaubenswahrheiten  zu  den 
kirchlichen  Thätigkeiten  gehört.  Daraus  folgt  aber  noch  nichts  dass  jedes  Amt,  wel- 
ches diese  Funktion  umfasst,  ein  kirchliches  sein  muss.  Wenn  der  Staat  flr  die 
Ausbildung  der  katholischen  Theologen,  also  im  Interesse  der  Kirche,  andererseits 
aber,  weil  er  die  Vorbildung  auf  Staatsuniversitäten  von  seinem  Standpunkt  aus  fOr 
wtlnschenswerth  erachtet,  katholisch-theologische  Fakultäten  mit  den  entsprechenden 
Lehrstellen  gründet,  so  sind  die  betreffenden  Aemter  in  erster  Linie  staatliche  Aemter. 
Mit  der  Errichtung  solcher  überschreitet  der  Staat,  welchem  heute  die  Pflege  des 
höheren  wissenschaftlichen  Unterrichts  zukommt,  seine  Zuständigkeit  nicht,  denn  die 
katholische  Theologie  gehört,  wennschon  ihre  Lehre  auch  der  Kirche  dient,  doch  zu 
dem  Kreise  der  Universitätswissenschaften.  Wie  der  Staat  die  übrigen  staatlichen 
Aemter  zu  besetzen  hat,  so  ist  er  auch  berechtigt,  die  Vergebung  theologischer  Pro- 
fessuren seinerseits  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  darauf  zu  bestehen,  dass  das  Be- 
amten-Treuverhältniss  zwischen  ihm  und  dem  Anzustellenden,  nicht  aber  zwischen 
dem  letzteren  und  der  Kirche  begründet  wird.  Nur  dazu  ist  er  aus  den  oben  S.  553 
gedachten  Gründen  verpflichtet,  bei  der  von  ihm  vorzunehmenden  Anstellung  den 
geistlichen  Oberen  ^  eine,  die  Interessen  der  Kirche  wahrende  Mitwirkung  zu  gestatten. 

Was  die  positive  Regelung  betrifft,  so  ist  inBaiern^,  inWürttemberg  und 

theologischen  Doktor-  bez.  Llzentlatengrad  be-  2  s.  o.  S.  664  nnd  die  S.  666  n.  3  citirte  Er- 
sitzen oder  binnen  kurzer  Frist  erwerben  müssen,  klarung. 

so  z.  B.  nach  den  Bonner  $.  25  und  den  Bres-  ^  Wenngleich  sie   den   Regierungen  die  £r- 

lauei  $.  10,  dass  aber  diese  Grade  vielfach  blos  nennung  unter  Vorbehalt  der  bischöflichen  Be- 

an  Kleriker,  welche  die  Subdiakonatsweihe  be-  statigung  zugestanden  haben,  s.  o.  S.  664.  665. 

sitzen,  ertheilt  werden  können,  Bonner  $.  33,  666. 

Breslauer  $.  36 ,    Münchener  $.  1 ;    Tübinger,  ^  So  z.  B.  das  Amt  eines  Professors  der  einen 

Würzburger  $.2,  M.Baum  gart,  Grundsatze  und  oder  andern  theologischen  Disziplin  an  einem 

Bedingungen  der  Doktorwürde  bei  allen  Fakul-  bischöflichen  Seminar.     Vgl.  überhaupt  Bd.  II. 

taten  .  .  .  d.  deutsch.  Reichs.    Berlin  1884.    S.  S.  364. 

16.  25.  58.  65,  ja  In  Freiburg  für  die  Doktor-  ^  Dass  die  anzustellenden  Lehrer ,  wenn  sie 

würde  sogar  die  Diakonatsweihe  gefordert  wird,  Geistliche   sind   oder  geistliche  Aemter  haben, 

a.  a.  0.  S.  33.     Für  die  Habilitation  als  Privat-  zur  Annahme  einer  Professur  oder  zur  Ausübung 

dozent  ist  ebenfalls,  vgl.  z.  B.  die  Bonner  und  der  Lehrthätlgkelt  eines  Privatdozenten  der  Ge- 

Breslauer  Statuten  $.  46,  bez.  $.  14,  dieSudiako-  nehmigung  des  Bischofs  bedürfen,  versteht  sich 

natswelhe  erforderlich.    Endlich  haben  auch  die  von  selbst,  s.  Bd.  I.  S.  138,  und  steht  hier  nicht 

Professoren ,  Privatdozenten,  Doktoren  und  Lizen-  In  Frage. 

tiaten  nach  manchen  Statuten  die  professlo  fldei  ^  Die  S.  666  n.  5  citirte  Entschliessung  von 

Tridentina  abzulegen,  s.  darüber  unten  S.  678.  1852  ist  freilich   unterm   10.  November  1873 

>  Dass  allerdings  an  den  Staatsuniversitäten  widerrufen   worden  (Ztschr.  f.  K.  B.  12,  259); 

auch  andere   Studirende  Vorlesungen  von  Pro-  indessen  hat  der  Kultusminister  sich  1882  bereit 

fessoren  der  katholischen  Theologie  hören  können,  erklärt,  vor  dem  Antrag  auf  Anstellung  bei  dem 

Ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen.  König  ausser  dem  Gutachten  der  theologischen 
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in  Baden >  dem  Bischof  blos  eine  ^taohüiche  Aenssernng  vor  der  Anstellung  zu- 
gestanden. Eine  entscheidende,  die  Regierungen  rechtlich  bindende  Bedeutung  hat 
also  eine  etwaige  Ablehnung  des  Bischofs  nicht2. 

InPreussenist  dagegen  bei  der  Anstellung  der  katholisch-theologischen  Pro- 
fessoren und  vor  der  Zulassung  eines  Kandidaten  (Privatdozenten)  zur  Ausübung  des 
Lehramtes  in  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  den  Bischöfen  ein  Ausschluss- 
recht wegen  begründeter  Bedenken,  welche  die  Lehre  oder  den  Lebenswandel  der 
in  Frage  stehenden  Persönlichkeit  betrefifen^  gewährt^.  Aber  nicht  der  Bischof, 
sondern  die  Staatsregierung  hat  darüber  zu  befinden,  ob  die  Bedenken  begründet  sind. 

In  Oester  reich  endlich  hat  man  die  Anstellung  der  vom  Kaiser  zu  ernennenden 


FakaltSt  und  des  Uniyersitatosenates  auch  ein 
Gutachieu  des  DiöcesanbischofB  über  den  dog- 
matischen Standpunkt  und  den  sittlichen  Wandel 
des  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  einzu- 
holen, Silbernagl,  Yerfassung  sämmtl.  Reli- 
gionsgesellschaften in  Bayern.  2.  Aufl.  S.  263 
n.  1,  und  thatsächlich  findet  auch  Tor  der  An- 
stellung der  theologischen  Professoren  eine  Ver- 
ständigung der  Regierung  mit  dem  Bischof  statt 

1  Da  die  Yorschriften  der  Konkordate  für  diese 
beiden  Linder  (s.  o.  S.  666  n.  6.  u.  7)  nicht  in 
Kraft  getreten  sind,  so  ist  es  hier  bei  den  frühe- 
ren Bestimmungen,  o.  S.  664  n.  1,  Terblieben. 
Die  Gesetze  über  die  Stellung  der  katholischen 
Kirche  ▼.  1860  (Baden)  und  v.  1862  (Württem- 
berg) haben  keine  hierher  gehörigen  Yorschrif- 
ten. Die  MotiTO  des  letztem  zu  Art  14  (Gol- 
ther  a.  a.  O.  S.  529)  erklären  allerdings :  ;;Wenn 
naoh  SS.  71.  78  der  Yerfassungsurkunde  die 
Leitung  und  Yerwaltung  der  inneren  kirchlichen 
Angelegenheiten  der  Kirehenbehorde  überlassen 
werden  soll,  so  muss  auch  anerkannt  werden, 
dass  das  Urtheil  darüber,  ob  ein  Lehrer  der 
Theologie  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen 
Kirche  die  richtige  Ansicht  Tortrage,  als  eine 
innere  kirchliche  Angelegenheit  dem  Bischof  zu- 
kommt. Die  K.  Regierung  wird  hiemach  keinen, 
den  dei  Bischof  von  diesem  Gesichtspunkt  aus 
für  unfähig  zu  theologischen  Lehrvorträgen  er- 
klärt hat,  auf  eine  Lehrerstelle  an  der  katholisch- 
theologischen  Fakultät  ernennen." 

s  Faktisch  wird  sich  allerdings  die  Regierung 
nicht  darüber  hinwegsetzen  können,  wenn 
schwerwiegende  und  begründete  Bedenken  gegen 
die  Lehre  und  den  Lebenswandel  geltend  ge- 
macht sind,  weil  sonst  der  Bischof  den  Kandi- 
daten den  Besuch  der  Yorlesungen  des  betr. 
Professors  yerbieten  und  denjenigen,  welche 
ihnen  dennoch  angewohnt  haben,  die  Ertheilung 
der  Weihen  verweigern  würde. 

3  In  den  Statuten  der  Bonner  und  Breslauer 
Fakultät  V.  1834  bez.  1840  (die  ersteren  bei 
Koch,  d.  preuss.  Uniyersitäten  1,  232)  sind 
die  Rechte  der  Bischöfe  von  Köln  und  Breslau 
auf  Grundlage  der  Instraktion  für  die  Priester 
des  kön.  Sohulinstituts  in  Schlesien  t.  26.  Aug. 
1776  (Koch  1,  246;  Lehmann,  Preussen  und 
die  kathoUtche  Kirche  seit  1640.  5,  168)  normirt 
worden.  Der  $.  6  desselben  besümmt:  „dass, 
wenn  von  Besetzung  eines  Lehrstuhls  bei  der 
theologischen  Fakultät  die  Rede  ist,  das  von  dem 
Institut  vorgeschlagene  Subjekt  zuvörderst  dem 


Ordinario  präsentirt  werden,  und  dieser  bei  be- 
gründeten Einwendungen  gegen  Lehre  und 
Wandel  des  Präseutati  demselben  Exklusivam 
zu  geben  berechtigt  sei,  falls  aber  dieser  niohts 
dagegen  zu  erinnern  findet,  sodann  das  Placitum 
des  Kön.  Kommissarii  eingeholt  werden  soll." 
Demgemäss  verordnen  die  gedachten  Statuten 
%.  4,  bez.  $.  48:  „dass  in  der  katholiseh-theolo- 
gischen  Fakultät  zu  Bonn  (Breslau)  Niemand 
angestellt  oder  zur  Ausübung  des  Lehramtes  zu- 
gelassen werden  soll  ohne  vorhergegangene  Rück- 
frage bei  dem  erzbischöflichen  (bischöflichen) 
Stuhle  (von  Breslau),  und  dass  dieser  berechtigt 
sein  soll,  wegen  erheblicher,  die  Lehre  oder  den 
Lebenswandel  des  in  Yorschlag  Gebrachten  be- 
treffenden Bedenken  die  Anstellung  oder  Zu- 
lassung desselben  abzulehnen".  Nach  den  Sta- 
tuten für  die  Akademie  in  Münster  v.  1832. 
$.  6,  Koch  1,  686,  soll  die  Stellung  der  theo- 
logischen Fakultät  zum  Bischof  deijenigen  der 
eben  gedachten  beiden  Fakultäten  zu  ihren  Diö- 
cesanbischöfen  gleich  sein :  „Hiemach  ist  1)  der 
Bischof  von  Münster  berechtigt,  einem  in  der 
theologischen  Fakultät  anzustellenden  ordent- 
lichen oder  ausseiordentlichen  Professor,  wie 
auch  Privatdozenten  bei  begründeten  Einwen- 
dungen gegen  dessen  Lehre  oder  Wandel  Exklu- 
sivam zu  geben,  und  wird  daher  vor  jeder  An- 
stellung und  Befördemng  eines  Lehrers  bei  der 
gedachten  Fakultät  der  Bischof  deshalb  gehört 
werden." 

^  Dagegen  bestimmen  die  Statuten  für  das 
Lyceum  Hosianum  in  Braunsberg  v.  1843.  §.  6 : 
„Was  die  Stellung  der  theologischen  Fakultät  des 
Lycei  zu  dem  bischöflichen  Stuhle  von  Ermland 
betriirt,  so  ist  1.  der  Bischof  von  Ermland  be- 
fugt, bei  der  Anstellung  eines  Professors  oder 
Dozenten  in  der  theologischen  Fakultät  seine  et- 
waigen Bedenken  gegen  dessen  Lehre  oder 
Lebenswandel  zur  Sprache  zu  bringen,  und  wird 
derselbe  daher  vor  jeder  Bestellung  oder  Beför- 
derung eines  Lehrers  in  der  gedachten  Fakultät 
mit  seiner  Erklärung  gehört  werden.*'  Naoh 
dem  Wortlaut  dieses  §.  ist  dem  Bischof  kein 
Ausschliessungsreoht,  sondern  nur  ein  Recht  auf 
Geltendmachung  seiner  Bedenken  zugestanden. 
Dass  diese  abschwächende  Fassung  bewusster 
Weise  gewählt  ist,  kann  im  Hinblick  auf  die 
Ausdrucksweise  der  in  vor.  Anm.  eltirten  Statu- 
ten (namentlich  aueh  der  ^  7  der  Münsterschen 
Statuten,  s.  darüber  S.  676)  nioht  zweifelhaft  er- 
scheinen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Professoren  der  Theologie  davon  abhängig  gemacht,  dass  der  Bischof  sich  bereit  erklärt, 
dem  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  die  Sendung  und  Vollmacht  (die  s.  g.  nus^io 
canonica)  zum  Lehramt  zu  ertheilen  * ,  und  der  Bischof  hat  nicht  nur  bei  der  Feststellung 
der  Qualifikation  der  zu  befördernden  Kandidaten  mitzuwirken,  sondern  es  ist  ihm  auch 
bei  der  Besetzung  derjenigen  Professuren,  welche  zugleich  fKr  den  Unterricht  der 
Zöglinge  des  bischöflichen  Beminars  mit  bestimmt  sind,  die  Berücksichtigung  des  von 
ihm  vorzugsweise  als  geeignet  bezeichneten  ELandidaten,  falls  nicht  etwa  ein  poli- 
tisches Bedenken  gegen  denselben  obwaltet,  zugesichert  2. 

InPreussenist  femer  vor  der  Anstellung  aller  Professoren  oder  Dozenten  an 
der  philosophischen  Fakultät  des  Lyceum  Hosianum,  bei  der  Akademie  zu  Münster 
blos  vor  der  eines  Professors  oder  Privatdozenten,  welchem  der  Vortrag  der  theore- 
tischen oder  praktischen  Philosophie  anvertraut  werden  soll,  „der  Bischof  gleichfalls 
zu  befragen,  ob  er  gegen  die  Rechtgläubigkeit  und  Bittlichkeit  des  Anzustellenden 
etwas  zu  erinnern  habe  **  3. 


i  V.  V.  29.  März  1858,  8.  0.  S.  564  n.  7 :  „An 
den  theologischen  Fakultäten  ist  bei  Anstellung 
der  von  S.  Majestät  zu  ernennenden  Professoren 
in  nachstehender  Weise  vorzugehen:  Wird  an 
einer  theologischen  Fakultät  die  Stelle  eines  Pro- 
fessors erledigt,  dessen  Lehrthätigkeit  nothwen- 
dig  ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen 
Seminars  in  Gemässheit  des  von  S.  Majestät 
vorgelegten  Lehrplanes  unterrichtet  werden,  und 
wünscht  der  Bischof  für  dieselbe  einen  Mann, 
welcher  seine  Befähigung  bereits  durch  Leistun- 
gen im  Lehrfache  oder  als  Schriftsteller  hin- 
reichend bewährt  hat,  so  bleibt  es  demselben 
unbenommen,  sich  nach  Anhörung  des  theolo- 
gischen Lehrkörpers  mit  dem  k.  k.  Unterrichts- 
Ministerium  in  Verbindung  zu  setzen.  Wünscht 
der  Bischof  keine  Berufung  oder  sollte  über  die- 
selbe ein  Einvernehmen  nicht  hergestellt  werden 
können,  so  ist  durch  das  Unterrlchts-Ministeriom 
mittelst  der  öffentlichen  Blätter  eine  Bewerbung 
auszuschreiben.  Die  zur  schriftlichen  Prüfung 
erforderlichen  Fragen  bestimmt  der  Bischof  und 
übergiebt  dieselben  dem  genannten  Ministerium, 
welchem  es  vorbehalten  ist,  einem  Bewerber  zu 
gestatten,  der  Konkursprüfung  sich  an  einer  in 
der  AuBchreibung  nicht  betheUigten  Lehranstalt 
zu  unterziehen.  Der  Probevortrag  wird  im  Bei- 
sein eines  bischöflichen  Kommissars  gehalten 
(s.  dazu  auch  0.  S.  564).  —  Die  Beurtheilung 
des  vnssenschaftlichen  Werthes  der  Prüfungs- 
arbeiten wird  das  Ministerium  in  der  bisher  üb- 
Hehen  Weise  veranlassen  und  sodann  unter  Mit- 
theilung sämmtlicher  Gesuche,  der  Prüfungs- 
arbeiten und  der  Beurtheilung  des  Probevortrags 
sich  mit  dem  betreffenden  Bischöfe  ins  Einver- 
nehmen setzen,  damit  die  Wünsche  desselben 
im  Sinne  des  VI.  Konkordats- Artikels  (0.  S.  665 
n.  5)  berücksichtigt  werden  können.  In  letzterer 
Beziehung  müsste  eine  Ausnahme  eintreten, 
wenn  einem  Manne,  welchen  der  Bischof  zur 
Verwaltung  des  erledigten  Lehramtes  für  vor- 
zugsweise tauglich  hielte,  ein  politisches  Be- 
denken im  Wege  stünde.  —  Wird  an  einer  theo- 
logischen Fakultät  die  Stelle  eines  Professors 
erledigt,  dessen  Lehrthätigkeit  nicht  nothwendig 
ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen  Semi- 


nars in  Gemässheit  des  S.  Majestät  vorgelegten 
Lehrplanes  unterrichtet  werden,  so  steht  es  dem 
Bischof  der  Diöcese  frei,  auf  die  Berufung  eines 
befähigten  Mannes  anzutragen,  sowie  auch  das 
k.  k.  Ministerium  dem  Bischöfe  einen  solchen 
bezeichnen  kann.  Wird  es  als  nothwendig  aner- 
kannt, eine  Bewerbung  auszuschreiben,  so  sind 
die  obigen  Bestimmungen  zu  beobachten.  Die 
Ernennung  wird  stets  einem  aus  Jenen  zu  Theil 
werden,  welchen  der  Bischof  die  Sendung  und 
Vollmacht  des  Lehramtes  zu  ertheilen  bereit  ist.^ 

Die  citlrte  V.  war  zwar  zur  Durchführung  des 
Konkordates  bestimmt,  und  wenngleich  dasselbe 
durch  das  Gesetz  v.  7.  Mai  1874  Art.  L  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  beseitigt  worden  ist,  so  hat 
das  letztere  doch  ($.  30 :  „Die  Einrichtung  der 
katholisch-theologischen  Fakultäten  wird  durch 
besonderes  Gesetz  geregelt")  nichts  Positives  an 
die  Stelle  gesetzt.  Es  ist  also  bei  den  Bestim- 
mungen der  citirten  V.  geblieben,  s.  auch.  t. 
Schweickhardt  1,  272  n.  ♦. 

Eine  Betheiligung  des  Bischofs  bei  der  Zu- 
lassung von  Privatdozenten  fordert  die  ange- 
gebene V.  nicht,  und  wenngleich  der  Art.  6  des 
Konkordats,  wonach  auch  hier  die  missio  nöthig 
ist,  nicht  mehr  in  Kraft  steht,  so  verlangt  doch 
die  kaiseriiohe  V.  v.  23.  April  1850.  SS-  1-  3, 
s.  0.  S.  665  n.  2,  für  diese  gleichfalls  die  bischöf- 
liche Ermächtigung. 

2  Vgl.  die  in  d.  vor.  Anm.  cit.  V.  v.  1858. 

3  Cit.  Statuten  des  Lyceum  Hoeianum  S-  7  u. 
der  Akademie  zu  Münster  S*  7*  ^^^  einem 
Ausschlussrecht  ist  hier  also  nicht  die  Rede. 
Das  zeigt  namentlich  der  Gegensatz  zwischen 
S-  6  u.  S*  7  der  zuletzt  gedachten  Statuten,  s. 
auch  0.  S.  675  n.  3.  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  Bestimmungen  erklärt  sich  daraus,  dass 
die  erstgedachte  Anstalt  lediglich  zur  Ausbildung 
von  Theologen  bestimmt  ist. 

Für  die  theologisch  -  katholischen  Fakul- 
täten zu  Bonn  und  Breslau  bestehen  derartige 
Rechte  des  Bischofs  nicht,  vielmehr  ist  In  der 
Stiftungsurkunde  für  Bonn  v.  18.  Oktober  1818 
Nr.  5  und  im  königlichen  Plan  für  Breslau  vom 
3.  August  1811.  S.  6,  Koch  1,  172.  294,  nur 
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b.  Die  missio  oanonica  für  die  Professoren  nnd  Dozenten  der 
Theologie.  Erst  seit  dem  Jahre  1848  haben  die  deutschen  Bischöfe  allgemein  die 
Fordemng  aufgestellt,  dass  Niemand  an  einer  Unterrichtsanstalt  katholischen  Reli- 
gionsunterricht ertheilen  solle,  welcher  nicht  Torher  die  s.  g.  nUssio  canonica  erhalten 
habe  ^j  nnd  diesen  Anspruch  auch  in  Betreff  der  Professoren  und  Dozenten  der  katho- 
lischen Theologie  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht  2.  Dies  letztere  Verlangen  hat 
an  dem  früheren  kirchlichen  Recht  keinen  Anhalt^.     Allerdings  entspricht  es  der 


angeordnet,  dass  in  der  philosophischen  Fakultät 
immer  ein  ordentlicher  Professor  der  Philosophie 
katholischer  Konfession  neben  einem  solchen 
eyangellscher  Konfession  angestellt  werden  soll. 

In  Bonn  kann  endlich  der  Professor  des 
Klrchenrechts  ans  der  Juristischen  Faknltat, 
welcher  der  katholisch -theologischen  Fakultät, 
um  an  den  in  das  Gebiet  des  Kirchenrechts 
fallenden  Fakultätsgeschäf ten ,  namentlich  bei 
der  Erstattung  von  Gutachten  theilzunehmen, 
vom  Ministerium  überwiesen  wird,  der  Fakultät 
allein  mit  Zustimmung  des  erzbischoflichen 
Stuhles  zugetheilt  werden,  $.13  der  Statuten. 
FOr  Breslau  (Stet.  $.  25)  erfolgt  eine  solche  Zu- 
weisung überhaupt  nur,  wenn  kein  Professor  des 
Kirchenrechts  sich  in  der  theologischen  Fakultät 
befindet,  dann  aber  auch  allein  durch  das  Mi- 
nisterium (ohne  Mitwirkung  des  Bischofs).  In- 
dessen ist  später  sowohl  für  Bonn  und  Breslau 
angeordnet,  dass  der  Lehrstuhl  des  Kirchen- 
rechts in  der  juristischen  und  der  der  Geschichte 
in  der  philosophischen  Fakultät  stets  doppelt  mit 
einem  evangelischen  und  einem  katholischen 
Lehrer  besetzt  werden  soll,  ungedruckte  Kab.-0. 
V.  26.  September  1853. 

In  den  anderen  Staaten  bestehen  derartige 
Vorschriften  nicht.  In  Oesterreich  hat  sich 
dazu  kein  Bedürfniss  gezeigt.  Dagegen  sind  in 
Baiern  und  Württemberg,  dort  in  der 
Kammer,  hier  seitens  der  katholisch-theologisch. 
Fakultät  derartige  Forderungen  erhoben  worden, 
welche  aber  höchstens  den  Erfolg  gehabt  haben, 
dass  vereinzelt  katholische  Extraordinarien  für 
Philosophie  undGeschichte  angestellt  worden  sind. 

Das  einen  Theil  des  österreichischen  Kon- 
kordats bildende  Schreiben  des  Kardinals  Rau- 
scher vom  18.  August  1855  hatte  unter  Nr. 
V,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  XXI,  zugesichert, 
dass  Tor  der  Bestellung  des  Professors  des 
Kirchenrechts  in  den  juristischen  Fakultäten  die 
„sententia  episcopi  dlocoesani  de  eins  flde  et 
doctrina  exspectetur^  s.  auch  Schulte  a.  a.  0. 
19,  39,  indessen  ist  es  bei  der  Kult.  Min.  Y.  v. 
1851,  V.  Schweickardt  a.  a.  0.  1,  283,  rer- 
blieben,  nach  welcher  das  Kirchenrecht  für  Theo- 
logen besonders  von  einem  Professor  in  der  theo- 
logischen Fakultät  oder  von  einem  anderen  ge- 
eigneten Manne  gelesen  werden  soll. 

*  S.o.S.620.631;  Kölner  Prov.-Konzüv.l860, 
colL  cono.  Lac  5,  368 :  ^ne  quis  sacras  scien- 
tias  docendi  munus  8U8cipiat,nlsi  obtenta  a  nöbis 
facultate  litteris  exprimenda  et  professione  fldei 
coram  nobis  emissa^;  Wiener  t.  1858  u.  Prag 
1860,  1.  c.  p.  206.  432,  welche  im  wesentlichen 
Art.  6  des  Konkordates  wiederholen. 

s  S.  die  0.  S.  664  eit  Denkschriften,  welche 


dies  als  Minimalforderung  aufstellen,  femer  die 
Erklärung  der  bair.  Bischöfe  v.  1853  zu  §.  19, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  418. 

3  Das  Gegentheil  führt  freiUch  Schulte 
1.  Arch.  f.k.K.R.  19,  45 aus,  welchem  Ye ring, 
K.  R.2.  Aufl.  S.  408;  Richter-Kahl  K.  K. 
8.  Aufl.  S.  1265  n.  4  u.  V.  Scherer  Hdbch.  d. 
K.  R.  1,  316  folgen.  Abgesehen  von  den  bei 
Schulte  angeführten  Stellen,  c  1.  4.  5.  X  de 
magistr.  V.  5,  welche  nur  beweisen,  —  was  selbst- 
verständlich nicht  zu  leugnen  ist,  —  dass  das 
Lehramt  der  Theologie  ein  kirchliches  Amt  sein 
kann,  und  Trid.  XXIII  can.  7  de  sacram.  ordinis, 
welcher  von  der  Ordination  und  Mission  der  verbi 
et  sacramentorum  ministri,  also  der  Mission  zum 
geistlichen  Amt  handelt,  vermag  Schulte  für 
seine  Behauptung  nur  Trid.  Sess.  V.  o.  1  de  ref. 
anzuführen.  Hier  heisst  es  nach  den  Vorschrif- 
ten über  die  Errichtung  des  officium  des  Theo- 
logus  (Bd.  11.  S.  168  n.  2),  betreffs  der  Anstellung 
eines  Magisters  für  den  Unterricht  in  der  Gram- 
matik, sowie  betreffs  der  Einführung  der  lectio  s. 
scripturae  in  den  Klöstern  der  Mönche  und  in 
den  Konventen  der  Regularkanoniker :  „In  gym- 
nasiis  etiam  publiois,  ubi  tarn  honorifica  et  cete- 
rarum  omnium  maxime  neceesaria  lectio  hactenus 
instltuta  non  fuerit,  religlosissimorum  principum 
ac  rerumpublicarum  pietate  et  caritate  ad  catbo- 
licae  fldei  defensionem  et  incrementum  sanaeque 
doctrinae  conservatlonem  et  propagationem  insti- 
tuatur  et  ubi  Instituts  foret  et  negligeretur,  resti- 
tuatur.  Et  ne  sub  specie  pietatls  impietas  dis- 
seminetur,  statuit  s.  synodus,  neminem  ad 
huiusmodi  lectionis  officium  tam  publice  quam 
privatim  admittendum  esse,  qui  prius  ab  episcopo 
loci  de  vita,  de  moribus  et  de  seien tia  examina- 
tus  et  approbatus  non  fuerit:  quod  tarnen  de 
lectoribus  in  dausuris  monachorum  non  intelli- 
gatur".  Diese  Stelle  bezieht  sich,  vrie  S  chulte 
selbst  anerkennt,  nicht  einmal  ihrem  Wortlaut 
nach  auf  den  Yortrag  der  Theologie,  und  es  ist 
m.  E.  keineswegs  ausser  Zweifel,  dass  sie  den- 
selben wenigstens  in  sich  begreift,  denn  das 
Tridentinum  bezeichnet  die  Universitäten  als 
universitates  (s.  Sess.  VII.  c.  13  de  let,  Sess. 
XIV.  c  6  de  ref.,  Sess.  XXV.  c.  26  de  ref.), 
nicht  als  gymnasia,  und  die  Vorschrift  passt  für 
die  Universitäten,  an  welchen  damals  fast  überall 
die  Theologie  gelehrt  wurde,  und  welche  bis 
dahin  nicht  unter  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe 
gestanden  hatten,  Schulte  a.  a.  0.  S.  24, 
keineswegs.  Sie  müsste  überdies  nach  Schulte 
die  Universitäten  stillschweigend  ohne  Auf- 
hebung ihrer  Privilegien  der  bischöflichen  Juris- 
diktion unterworfen  haben,  während  sie  die 
Exemtion   der    Orden    ausdrücklich    wahrt,   s. 
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jetzig  auch  päpstiicherseits  vertretenen  Anffassnng  ^.  Aber  damit  ist  noch  nicht  dar- 
gethan,  dass  der  Staat  verpflichtet  ist,  sich  in  Bezug  auf  die  staatlichen  Unterrichts- 
anstalten —  und  dazQ  gehören  auch  die  theologischen  Fakultäten  —  einer  derartigen 
Anforderung,  welche  frtther,  d.h.  bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  niemals  erhoben 
worden  ist  2,  zu  fügen. 

Der  Staat,  welcher  von  den  katholischen  Theologen  den  Besuch  der  Hochschulen 
fordert,  hat  allerdings  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  ungeeignete  Männer  das  Lehramt 
der  Theologe  ausüben.  Mit  der  Gewährung  eines  Ausschliessungsrechtes  an  die 
Bischöfe  wegen  unsittlichen  Lebenswandels  und  wegen  mangelnder  Rechtgläubigkeit' 
erfallt  er  aber  seine  desfallsige  Verpflichtung.  Die  Forderung  der  Ertheilung  der  missio, 
welche  überdies  als  beliebig  widerruf  liehe  gemeint  ist,  läuft  darauf  hinaus,  dass  der  staat- 
lich angestellte  Professor  der  Theologie  oder  der  staatlich  zugelassene  Privatdozent 
nicht  kraft  des  staatlichen,  sondern  allein  kraft  des  kirchlichen  Auftrages,  selbst  wenn 
der  Bischof  seinen  Wandel  und  seine  Lehre  nicht  zu  bemängeln  im  Stande  ist  ^,  zum 
Lehren  der  Theologie  befugt  sein,  und  diese  Befugniss  auch  nur  so  lange,  als  sie  nicht 
seitens  des  Bischofs  zurückgezogen  ist,  besitzen  soll,  entleert  also  das  staatliche  Amt  — 
abgesehen  von  den  Gehaltsansprüchen  an  den  Staat  —  seines  realen  Inhalts  und  sucht, 
indem  es  demselben  ein  kirchliches  Amt  unterschiebt^,  die  Professoren  zu  kirchlichen 
und  zur  beliebigen  Verfngung  des  Bischofs  stehenden  Beamten  zu  machen. 

Abgesehen  von  Oesterreich^  hat  daher  auch  keiner  der  übrigen  deutschen  Staaten 
bisher  die  auf  Ertheilung  der  missio  erhobenen  Ansprüche  für  die  Dauer  ^  anerkannt^. 
Wird  die  missio  etwa  von  einem  Professor  eingeholt  oder  einem  solchen  ertheilt,  so 
ist  dies  für  den  Staat  und  fßr  die  amtliche  Stellung  des  betreffenden  rechtlich  voll- 
kommen gleichgültig,  und  ändert  nicht  das  Mindeste  hinsichtlich  der  letzteren  ^. 

c.  Die  Ablegung  der  professio  fidei  Tridentina.  Der  kirchlichen 
Vorschrift,  dass  die  Lehrer  der  Theologie  bei  ihrer  Anstellung  oder  vor  der  Aus- 


ebenfalls  Schulte  a.  a.  0.  S.  45.  46.  Im  Uebri- 
gen  würde,  selbst  wenn  man  die  Anwendbarkeit 
des  c  1  dt.  auf  die  Theologie-Professoren  zugeben 
wollte,  nnter  approbatio  nur  die  Taoglichkeits- 
erklanmg,  s.  o.  S.  89. 465,  noch  nicht  die  missio, 
eine  Jeder  Zeit  widerruf  liehe  Ermichtignng,  zn 
verstehen  sein. 

1  S.  das  österreichische,  wQrttem- 
beigische,  badische  Konkordat  (8.0.  S.  665 
n.  6 — 7).  Alle  sprechen  ron  anctoritas  und 
missio,  was  die  dentsehen  Texte  mit  Ermächti- 
gung und  Sendung  übersetzen.  Vgl.  darüber  0. 
S.  621  n.  6. 

2  S.  0.  S.  620  vnd  Friedberg,  Joh.  Baptist 
Baltzer  S.  33  n.  1. 

3  Wie  dies  in  Preussen  der  Fall  ist. 

4  In  einer  Erklärung  des  Bischofs,  gegen  die 
Lehre  und  den  Wandel  eines  in  Aussicht  ge- 
nommenen Kandidaten  nichts  einwenden  zu 
können,  liegt  doch  sicherlich  eine  approbatio  in 
Bezug  auf  die  vita,  mores  und  feiner,  weil  bei 
der  Geeignetheit  der  Lehre  auch  das  Wissen  in 
Frage  kommt,  über  die  scienüa.  Bei  den  preussi- 
schen  Fakultäten  ist  also  dem  Bischof  das  Recht 
zur  approbatio  im  Sinne  des  Trid.  Sess.  V.  c  1 
de  ref.  im  allgemeinen  gewahrt,  nur  dann  nicht, 
-wenn  etwa  die  Regierung  bei  erhobenen  Beden- 


ken diese  nicht  für  ausreichend  erachten  und 
trotz  derselben  die  Anstellung  Tomehmen  sollte. 

^  So  heisst  es  in  der  0.  S.  666  n.  3  angeführ- 
ten Erklärung :  „dass  der  H.  Fürstbischof  in  An- 
erkenntniss,  dass  die  Universität,  deren  inte- 
grirenden  Theil  die  katholisch  theologische 
Fakultät  darstellt,  eine  Staatsanstalt  ist,  dein 
Staate  das  Recht,  ordentliche  und  ausserordent- 
liche Professoren  auch  für  die  gedachte  Fakultät 
zu  ernennen  und  denselben  die  desfallsigen  Ur- 
kunden auszustellen,  in  keiner  Art  bestreitet 
In  Betracht  Jedoch ,  dass  diese  Professoren  ihr 
in  das  Gebiet  der  katholisehen  Kirche 
fallendes  Lehramt  nur  ausüben  können, 
nachdem  dieselben  die  ihrem  Wesen  nach  jeder 
Zeit  revokable  bischöfliche  Ermäehtigung  dazu 
erb  alten  haben,  erachtet  sich  der  H.  Fürstbischof 
für  befugt,  diese  Ermächtigung  in  urkundlicher 
Form  besonders  auszusprechen  und  den  resp. 
Professoren  nach  geschehener  professio  lldei  aus- 
zuhändigen.^ 

«  S.  o.  S.  675.  676  und  unten  S.  682. 

7  Wegen  der  vorübergehenden  Anerkennung 
s.  o.  S.  666.  666. 

8  S.  0.  S.  666. 

0  So  auch  0.  S.  623. 
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ttbnng  ihres  Lehramtes  das  tridentinische  Glanbensbekenntniss  abzulegen  haben  ^,  ist 
inOesterreich  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  den  Bischöfen  ausdrücklich  das 
Recht  gewährt  ist,  von  „sämmtlichen  Professoren  und  Lehreni  der  Theologie  die  Ge- 
währleistung kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern  ^*  ^.  Im  Uebrigen  legen  blos  die  Sta- 
tuten der  Bonner  katholisch-theologischen  Fakultät^  und  die  des  Lyceum  Hosia- 
num  *  den  neuangestellten  Professoren  und  Privatdozenten  die  Pflicht  auf,  vor  Beginn 
ihrer  Vorlesungen  das  tridentinische  Glanbensbekenntniss  in  die  Hand  des  Dekans 
abzulegen.  Für  diejenigen  Fakultäten,  fttr  welche  eine  solche  Vorschrift  nicht  be- 
steht, hat  der  Universitätslehrer  keine  staatliche  Pflicht  ^,  die  professio  auf  Erfordern 
des  Bischofs  zu  leisten,  d.  h.  die  Verweigerung  derselben  entzieht  ihm  nichts  von 
seinen  Amtsbefugnissen,  andererseits  ist  er  aber  auch  nicht  gehindert,  der  Aufforde- 
rung des  Bischofs  nachzukommen,  nur  erscheint  die  erfolgte  Ableistung  fttr  das  staat- 
liche Gebiet  rechtlich  ebenso  unerheblich,  wie  die  Verweigerung. 

2.  Die  Qualifikation  der  Lehrer  der  Theologie,  a.  Geistlicher 
Stand.  Da  das  Lehren  der  Theologie  in  dem  der  Kirche  zukommenden  Lehrauftrag 
mit  enthalten  ist,  und  dieser  letztere,  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmen,  nur  durch 
die  Geistlichen  ausgeübt  werden  soll®,  so  müssen  nach  kirchlichem  Recht  die 
Lehrer  der  Theologie  dem  geistlichen  Stande  angehören  7.  Dieser  Anforderung 
der  Kirche  ist  das  positive  Recht  in  Deutschland  nicht  entgegen  getreten,  und 
obwohl  die  staatlichen  Vorschriften,  insbesondere  die  Fakultätsstatuten  nicht  aus- 
drücklich den  geistlichen  Stand  für  die  Theologie-Professoren  fordern,  so  setzen  sie 
ihn  doch  in  ihren  Vorschriften  voraus^.  Dem  entspricht  auch  der  thatsächliche  Zu- 
stand, da  die  Lehrer  in  den  theologischen  Fakultäten  mindestens  die  erste  der  höheren 
Weihen  (den  Subdiakonat)  besitzen. 

b.  Die  Regularen  sind  nach  dem  allgemeinen  kirchlichen  Recht,  sofern  nicht 
etwa  besondere  Vorschriften  ihrer  Ordenskonstitutionen  entgegenstehen  ^,  keineswegs 

»  Vgl.  0.  S.  645  n.  5  u.  S.  659.  StelWertreters  abgelgt  haben."    Als  solcher  fun- 

2  S.  die  dt.  V.  V.  29.  März  1868,  o.  S.  564  girt  hier  der  Dekan, 
n.  7.     Hier  ist  sie  auch  vor  der  Erlangung  der  &  In  Breslau  wird  aber  vom  Fürstbischof  die 

theologischen  Doktorwürde  (S.  665  n.  4)  und  z.  B.  Ablegung  der  professio  fldei  gefordert.     Bei  den 

in  Innsbruck  dann  nochmals  vor  der  Erlangung  bairisohen     Fakultäten     kommt    sie     dagegen 

der  venia  legendi  als  Privatdozent  abzulegen.  nicht  vor. 

8  %,2ß:  „Ferner  ist  der  neu  angestellte  ordent-  «  Abgesehen  von  den  Beligionslehrem  an  den 

liehe  und   ausserordentliche  Professor  wie  auch  Volksschulen,  s.  o.  S.  620. 
jeder  Privatdozent  gehalten,   ehe  er  seine  Vor-  ^  Vgl.  Bd.  I.  S.  166  u.  o.  S.  447.  451.  454. 

lesnngen  anfangt,   das    katholische    Glaubens-  481.     Vgl.  auch  Schulte,  Arch.  f. k.  K.  R.  19, 

bekenntnlss  nach  Vorschrift  des  tridentinischen  4.  47. 

Kirehenraths  und  in  der  in  der  Kirche  üblichen  ^  So  verlangen    die    Bonner    und   Breslauer 

Form  in  die  H&nde  des  Dekans  in  Gegenwart  der  Statuten  $.  46  bez.  $.  14,  dass  derjenige,  welcher 

übrigen  ordentlichen  Fakultäts-Mitglieder  abzu-  sich   habilitiren  will,    mindestens   die  Subdia- 

legen,  und  der  Dekan  hat  darüber,  dass  dieses  konatsweihe  empfangen  haben  muss.     Für  die 

geschehen,  ein  Protokoll  in  lateinischer  Sprache  Professoren  wird  dies  abgesehen  davon,  dass  sie 

aufzunehmen,    welches   von    sammtlichen   An-  für  die  Regel  aus  den  Privatdozenten  genommen 

wesenden  unterzeichnet  und  dann  in  vidimirter  werden,  meistens  durch  die  Nothwendigkeit  des 

Abschrift  durch  den  Dekan  an  das  Ministerium  Erwerbs   des  theologischen  Doktor-Grades  be- 

und  an  den  erzbischöf  liehen  Stuhl  eingesendet  dingt,  s.  o.  S.  673  n.  6.     Femer  giebt  nach  den 

wird.^    Die  Statuten  der  Breslauer  Fakultät  und  vorhin  gedachten  Statuten  j{.  45  bez.  $.  46  die 

der  Akademie  zu  Münster  enthalten  eine  ent-  Ertheilung   des   theologischen  Doktorgrades  an 

sprechende  Vorschrift  nicht.  einen  Laien  diesem  kein  Recht  auf  Doktrin  der 

*  §.   28 :  „ . . .  Dagegen  dürfen  die  Professoren  Theologie, 
nicht  eher  ihre  Voriesungen  eröffnen,  als  bis  sie  o  Der  einzelne  freilich  mit  Erlaubniss  seiner 

auf  die  vorschriftsmässige  Weise  vereidigt  worden  Oberen.    Vgl.  Bouii,  tract.  de  iure  legul.  ed. 

sind  und  das  katholische  Glanbensbekenntniss  II.  2,  64.     In  der  That  haben  denn  auch  viele 

in  die  Hände  des  Diöcesanbischofs  oder  dessen  Ordensmitglieder  schon  seit  der  Entstehung  der 
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unfähig,  Lehrämter  der  Theologie  zu'  versehen,  dagegen  dürfen  die  Mii^lieder  der 
von  dem  Gebiet  eines  bestimmten  Staates  ausgeschlossenen  Orden  und  ordens&hnlichen 
Kongregationen  und  der  nicht  vorschriftsm&ssig  errichteten  Niederlassungen  solcher 
Genossenschaften  ^  von  der  betreffenden  Begierung  nicht  als  Professoren  angestellt 
und  ebensowenig  zur  Habilitation  als  Privatdozenten  zugelassen  werden^. 

c.  Der  Doktor-Grad  in  der  katholischen  Theologie  ist  für  die  An- 
stellung als  Professor  in  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  oder  für  die  Fort- 
führung eines  solchen  Amtes  nicht  überall  erforderlich,  wird  aber  wenigstens  in  man- 
chen Ländern  für  die  Regel  ^  oder  in  anderen  mindestens  für  einzelne  katholisch- 
theologische Fakultäten  durch  die  Statuten  gefordert'*. 

3.  Die  Leitung  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  durch 
den  Bischof.  Nach  der  heutigen  kirchlichen  Auffassung,  nach  welcher  die  theo- 
logisch-katholischen Fakultäten  durch  ihre  Professoren  und  Dozenten  das  kirchliche 
Lehramt  ausüben,  gebührt  dem  Bischof  sowohl  die  Leitung  des  theologischen  wissen- 
schaftlichen Unterrichts,  wie  auch  die  Aufsicht  über  denselben^.  In  ersterer  Bezie- 
hung kommt  ihm  insbesondere  die  Feststellung  oder  Genehmigung  des  Studienplanes 
und  der  bei  den  Vorlesungen,  Seminar-  und  anderen  Uebnngen  zu  gebrauchenden 
Kompendien  und  Handbücher,  in  letzterer  Beziehung  die  Ueberwachung  der  Inne- 
haltnng  des  Studienplanes  und  zu  diesem  Behufe  das  Recht  auf  Mittheilung  der  Lek- 
tionsverzeichnisse, die  Visitation  der  Fakultät,  das  Recht,  selbst  oder  durch  Kommissare 


Universitäten  an  diesen  die  Theologie  gelehrt, 
später  namentlich  die  Jesuiten  sogar  an  manchen 
die  theologische  und  philosophische  Fakultät  aas- 
schliesslich  in  ihren  Händen  gehabt,  s.  o.  S.  661. 

»  S.  darüber  o.  S.  616.  638. 

3  Für  die  Fakultäten  im  deutschen  Reich 
hat  die  Frage  keine  praktische  Bedeutung,  wohl 
aber  für  Gestenreich.  Hier  leiten  insbesondere 
seit  dem  J.  1867  die  Jesuiten  die  theologische 
Fakultät  in  Innsbruck.  Wenn  diese  bisher,  ob- 
gleich ihr  1866  das  Promotionsrecht  zum  theo- 
logischen Doktorgrad  seitens  des  Kaisers  ertheilt 
worden  ist,  v.  Schweickhardt  1,  316,  nach 
der  Bemerkung  desselben  1,  291  noch  nicht  nach 
den  sonst  bestehenden  Normen  eingerichtet  sein 
soll,  so  werden  doch  nach  der  mir  aus  Innsbruck 
ertheilten  Auskunft  die  theologischen  Professo- 
ren, welche  nicht  alle  dem  Jesuiten-Orden  an- 
zugehören brauchen,  thatsächlich  aber  überwie- 
gend Mitglieder  desselben  sind,  vom  Kaiser  er- 
nannt und  müssen  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft besitzen  oder  erwerben,  sowie  den 
Staatsdiener-Eid  leisten,  wogegen  sie  auch  ein 
Staatsgehalt  beziehen.  S.  übrigens  auch  unten 
S.  681  n.  3  a.  £.  und  S.  689  n.  8. 

3  Für  Oesterreich  erklärt  d.  Kult.-Min.- 
Erl.  V.  20.  Januar  1850,  v.  Schweickhardt 
1,  283,  dass  die  Stellung  eines  Fakuiats-Pro- 
fessors,  welcher  zugleich  der  gesetzlich  berufene 
Examinator  bei  den  strengen  Doktorprüfungen 
sei,  es  wünschenswerth  mache,  dass  er  auch  den 
Doktorgrad  seiner  Fakultät  besitze,  und  dass  des- 
halb znr  Bewerbung  um  theologische  Lehrstühle 
in  den  Fakultäten  für  die  Bregel  nur  solche, 
welche  bereits  die  theologische  Doktorwürde  er- 
worben haben,  zugelassen  werden  dürfen,  yor- 
iäuflg  aber  auch  jene  Bewerber,  welche  in  der 


Lage  seien,  zu  yersichem,  sich  nachträglich  den 
Doktorgrad  im  gesetzlichen  Wege  erwerben  zu 
können,  von  der  Konkurrenzprüfung  nicht  zu- 
rückgewiesen werden  sollen. 

4  So  z.  B.  ist  für  Bonn  und  Breslau,  Statuten 
$.  25,  bez.  $.  11,  vorgeschrieben,  dass  die 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren 
sich  binnen  Jahresfrist  von  ihrer  Ernennung  ab 
den  theologischen  Doktorgrad  (in  Breslau  die 
ausserordentlichen  mindestens  den  Llzentiaten- 
grad)  zu  erwerben  haben.  In  Breslau  können 
die  ersteren  bis  dahin  die  den  eigentlichen 
FakuUätsmitgliedem  zustehenden  Rechte  nicht 
ausüben.  Im  Uebrigen  würde  auch  das  Mi- 
nisterium bei  schuldhafter  Nichterfüllung  der 
Verpflichtung  mit  Disziplinarmassregeln  vorzu- 
gehen berechtigt  sein.  Durch  die  Erlangung 
des  Doktorgrades  honoris  causa  ist  aber  der  An- 
forderung genügt.  Nach  den  Statuten  für 
Münster  $.  42  erlangt  der  Jedesmalige  Regens 
des  bischöflichen  Seminars  dadurch,  dass  er  die 
theologische  Doktorwürde  erwirbt,  Sitz  und 
Stimme  in  der  theologischen  Fakultät  und  das 
Recht,  als  Professor  honorazius  Vorlesungen  zu 
halten,  während  nach  denen  des  Lyceum  Hosi- 
anum  der  Regens  des  bischöflichen  Seminars  in 
Ermland,  insofern  er  seine  Qualifikation  genü- 
gend dargethan  haben  wird  —  da  eine  Habili- 
tation nicht  verlangt  ist,  wird  also  auch  hier  die 
Erlangung  des  theologischen  Doktorgrades  aus- 
reichen —  zum  ordentlichen  Professor  (in  der 
Regel  für  das  Fach  der  Pastoraltheologie)  ernannt 
werden  soll.  Auch  bei  den  bairischen  Fakul- 
täten wird  der  Doktorgrad  erfordert. 

^  Wie  dies  das  österreichische,  wflrttember- 
gische  und  badische  Konkordat,  s.  o.  S.  665 
ergeben. 
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den  Vorlesungen  der  Professoren  und  Dozenten  beizuwohnen,  sowie  die  Befugniss 
zur  Einforderung  und  Prüfung  der  Vorlesungshefte  derselben  (um  sich  darüber  zu 
vergewissem,  dass  nichts  der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre  Widersprechen- 
des gelehrt  werde),  endlich  auch  das  Recht,  die  Abstellung  der  in  den  gedachten 
Beziehungen  wahrgenommenen  Missstände  zu  beanspruchen  K 

Dass  die  Lehrfreiheit  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  durch  diese  Rechte 
des  Bischofs  vernichtet  wird,  und  dieselben  bei  einer  solchen  Stellung  nicht  mehr 
Glieder  einer  deutschen  Universität  sein  und  bleiben  kennen  \  liegt  auf  der  Hand. 

So  weit  gehende  Rechte  hat  man  bisher  nur  in  Oesterreich  den  Bischöfen 
zugestanden  3. 

InPreussenist  ihnen  dagegen  die  geistliche  Aufsicht,  insoweit  die  katholische 
Kirche  an  der  Wirksamkeit  der  theologischen  Fakultäten  betheiligt  ist,  insbesondere 
das  Recht  zur  Visitation  oder  zur  Veranstaltung  von  solchen  durch  Kommissare,  und 
das  Recht  auf  Einreichung  der  Vorlesungsverzeichnisse  gewährt^.    Ein  allgemeines 


1  Zam  Thell  sind  diese  Konseqnenzen  in  den 
beiden  zuletzt  genannten  Konkordaten  ansdrück- 
lieb  erwähnt. 

2  S.  auch  Oolther,  Staat  und  katholische 
Kirche  S.  164.  370. 

3  V.  d.  Kult.  Min.  v.  30.  Juni  1860.  yon 
Schveickhardt  S.  264:  „Der  Bischof  hat 
von  simmtlichen  Professoren  und  Lehrern  der 
Theologie  die  Gewährleistung  kirchlicher  Ge- 
sinnung zu  fordern,  ihren  Wandel,  ihre  Lehre 
und  gesammte  Amtsthätigkeit  fortwährend  zu 
überwachen,  und  wenn  sie  in  einer  dieser  Be- 
ziehungen sich  ihres  Berufes  unwürdig  erweisen 
sollten,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage  der 
Theologie  zurückzunehmen. '^  In  Betreff  der 
Feststellung  des  Lehrplanes  s.  d.  Y.  t.  29.  März 
1868  insbes.  a.  £.  u.  d.  Min.  £rl.  v.  12.  Juli 
1864,  V.  Schweickhardt  1,  274.  277.  Was 
Innsbruck  betrifft  (s.  o.  S.  680  n.  1),  so  übt  hier 
der  Bischof  keine  besonderen  Aufslohtsrechte 
über  die  Fakultät  aus. 

*  Die  Grundlage  für  die  Regelung  bildet  auch 
in  dieser  Beziehung  die  o.  S.  676  n.  3  cit.  In- 
struktion T.  1776  und  das  Schulreglement  für 
die  UniTersität  Breslau  und  die  damit  yerbnn- 
denen  Gymnasien  t.  26.  JnU  1800.  $.  19 
(Koch  1,  247):  ^a  Wir  nicht  gemeint  sind, 
durch  gegenwärtiges  Reglement  die  gegründeten 
Rechte  des  Bischofs  als  Ordinarii  zu  schmälern, 
so  bleiben  ihm  selbige  sowohl  in  Absicht  der 
geistlichen  Lehre  des  bisherigen  Instituts,  als 
auch  in  Absicht  der  anderen  niederen  Schulen, 
deren  Besetzung  und  Visitation."  Auf  Grund  dieser 
älteren  Vorschriften  bestimmen  die  Bonner  und 
Breslauer  Statuten  %.  4.  Nr.  3,  bez.  §.  48.  lit.  c: 
„Ueberhaupt  steht  die  katholisch-theologische 
Fakultät,  insoweit  die  kathoUsche  Kirche  an  der 
Wirksamkeit  derselben  betheiligt  ist,  unter  der 
geistlichen  Aufsicht  des  firzbischofs  (Fürst- 
bischofs). —  Dieser  hat  das  Recht,  sie  so  oft  es  ihm 
gut  scheint  zu  yisitiren  oder  Tisitiren  zu  lassen ; 
die  halbjährlichen  Lektlons- Verzeichnisse  müs- 
sen ihm  vorgelegt  (Breslau  schiebt  hier  ein :  „in 
denselben  die  Bücher  angegeben'^  werden  (nur 
Breslau:  ^^ch  welchen  gelesen  werden  solP], 


und  die  Fakultät  ist  gehalten,  die  BemeriLungen 
desselben  über  rein  theologische  Gegenstände 
ehrerbietig  aufzunehmen  und  nach  Möglichkeit 
zu  beachten.  Jene  Aufsicht  erstreckt  sich  auch 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  der  Fakultät  in 
ihrer  Eigenschaft  als  katholische  Geistliche,  und 
der  Erzbischof  ist  berechtigt,  in  den  FäUen,  wo 
gegen  diese  Eigenschaft  Yerstossen  ist,  mit  Vor^ 
wissen  des  Ministeriums  die  geeignete  Zurecht- 
weisung eintreten  zu  lassen.^ 

Für  Münster  ziehen  die  Statuten  §.  6  Nr.  3 
aus  der  an  der  Spitze  erwähnten  Gleichstellung 
mit  Bonn  und  Breslau  (o.  S.  676  n.  3)  nur  die 
Folgerung:  „auch  sind  dem  Bischöfe  die  ihres 
Ortes  näher  zu  erwähnenden  halbjährlichen 
Lektionsverzeiehnisse,  bevor  darüber  die  Geneh- 
migung des  Ministeriums  eingeholt  wird,  zur 
Keuntnissnahme  und  ndthigenfalls  Aeusserung 
in  Hinsicht  der  katholischen  Fakultät  vorzule- 
gen ;  4)  der  Bischof  ist  berechtigt,  den  Promo- 
tionen in  der  theologischen  Fakultät,  sowie 
anderen  Feierlichkeiten  bei  der  akademlsohen 
Anstalt,  zu  welchen  er  jedesmal  einzuladen  ist, 
beizuwohnen." 

Die  Statuten  für  das  Lyceum  Hosianum, 
ordnen  an :  ^ß,  dem  Bischöfe  sind  die  im  |_ 
näher  zu  erwähnenden  halbjährlichen  Lektions- 
Verzeichnisse,  bevor  deren  Genehmigung  bei  dem 
vorgesetzten  Ministerlo  in  Antrag  gebracht  wird, 
zur  Kenntnissnahme,  und,  soweit  es  die  theolo- 
gischen Vorlesungen  betrifft,  zu  beliebiger  Bei- 
fügung seiner  Bemerkungen  und  Wünsche  vor- 
zulegen. Auch  sollen  die  Fakultät,  sowie  die 
einzelnen  in  derselben  beschäftigten  Lehrer,  in 
Ansehung  der  bei  den  Vorträgen  zu  beobachten- 
den Methode,  der  dabei  zu  wählenden  Lehr- 
bücher und  anderer  rein  theologischer  Gegen- 
stände auf  den  Rath  und  die  Anweisung  des 
Bischofs  gebührende  Rücksicht  nehmen.  4.  Der 
Bischof  ist  berechtigt,  nicht  nur  den  bei  dem 
Lyceo  vorkommenden  Feierlichkeiten,  zu  denen 
er  jedesmal  einzuladen  ist,  sondern  auch  den 
bei  der  theologischen  Fakultät  s;u  haltenden 
Vorlesungen,  so  oft  er  es  für  gut  findet,  in  Per- 
son oder  durch  einen  von  ihm  abzuordnenden 
Kommissar  beizuwohnen.'^ 
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6g2  I*  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  242. 

Aufsichtsrecht,  namentlich  insoweit  die  Fakult&t  als  Unterrichts-  und  Lehranstalt  in 
Betracht  kommt,  ist  ihnen  damit  nicht  gegeben,  dasselbe  geht  vielmehr  nur  soweit,  als 
es  sich  nm  die  korrekte  Lehre  der  Kirche  nnd  nm  die  Geeignetheit  des  Lehrplanes, 
der  Lehrbücher  and  der  Lehrmethode  ffir  die  Heranbildung  künftiger  Geistlicher  handelt. 
In  diesen  Beziehungen  ist  der  Bischof  demnach  berechtigt,  amtlich  jedwede  Auskunft 
von  der  Fakultät  und  von  ihren  Mitgliedern  zu  verlangen  und  in  den  erwähnten 
Richtungen  Visitationen  der  ersteren  abzuhalten.  Femer  muss  ihm  auch  das  Recht 
zugesprochen  werden,  den  Vorlesungen  der  Dozenten  beizuwohnen  oder  Kommissare 
dazu  zu  deputiren,  da  in  dem  Aufsichtsrecht  begrifflich  die  Befugniss  liegt,  von  den 
zu  beaufsichtigenden  Verhältnissen  Kenntniss  zu  nehmend  Wenn  ihm  weiter  auch 
das  Recht  zusteht,  die  wahrgenommenen  Missstände  der  Fakultät  zu  bezeichnen, 
nnd  Abstellung  derselben  zu  verlangen,  so  hat  er  doch  keine  Befugniss,  der  ersteren, 
falls  sie  seine  Bemängelungen  nicht  als  begründet  anerkennt,  verbindliche  Anord- 
nungen zu  machen  oder  Befehle  zu  ertheilen,  vielmehr  hat  er  sich  deswegen  an  das 
Kultusministerium  zu  wenden^. 

In  den  übrigen  in  Betracht  kommenden  deutschen  Staaten,  d.  h.  in  Bai  er  n, 
Württemberg  und  Baden  sind  den  Bischöfen  nicht  einmal  diese  Rechto  zuge- 
standen, wennschon  ihnen  die  Vorlesungsverzeichnisse  vorgelegt  und  Mittheilungen 
über  die  gebrauchten  Lehrbücher  gemacht  werden  3. 

4.  Die  Entfernung  der  theologischen  Professoren  und  Dozenten 
durch  den  Bischof.  Die  in  neuerer  Zeit  für  alle  Lehrer  der  Theologie  bean- 
spruchte bischöfliche  mtssio  canonica  bildet  nach  der  Auffassung  der  Kirche  eine  be- 
liebig durch  den  kirchlichen  Oberen  entziehbare  Ermächtigung^.  Der  Widerruf  kann 
sich  sowohl  auf  die  in  der  missio  liegende  Erlaubniss  zum  Lehren  der  Theologie,  wie 
auch  ohne  Zurücknahme  der  letzteren  auf  die  Ermächtigung,  gerade  an  der  betreffen- 
den Stelle  zu  lehren  oder  überhaupt  weiter  von  der  Erlaubniss  Gebrauch  zu  machen, 
beziehen  \  Da  das  Lehramt  der  Theologie  kein  Benefizium  ist,  so  bedarf  es  zur  Ent- 
ziehung desselben,  d.  h.  der  missio,  auch  keines  geordneten  Verfahrens  ®.  Femer 
wird  die  Zurücknahme,  weil  sie  lediglich  vom  Ermessen  des  Bischofs  abhängt,  sofort 
wirksam.   Ein  förmliches  Rechtsmittel  steht  dem  Betroffenen  nicht  zu,  wohl  aber  kann 


1  Das  Gesagte  wird  auch  fQi  Münster  und  das  ^  Denn  ein  Anordnnngfirecht  folgt  nicht  ans 

Lycenm  Hosiannm  gelten,  obschon  die  Statuten  der  beschränkten  Aufsicht  nnd  würde  anoh  der 

beider  Anstalten  yon  den  Bonner  nnd  Breslaner  Lehrfreiheit  der  Universitilt  zuwider  sein. 

abweichen,  und  namentlich  in  den  ersteren  des  -k  o  ^  a  aaA  ^   4     ^a  a  ctr  «   4 

A    r^  vx-      VA     j      »a    V  *      t  1.^      j    vx  j  X  «*  ö.  0.  S.  od4  n.  1  und  8.  o/O  n.  1. 
Anfsichtsrechts  des  Bischofs  nicht  gedacht  ist. 

Für  Münster  folgt  das  letztere  und  das  Vlsi-  *  S.  o.  S.  666  u.  S.  677  n.  1;  femer  Schulte 

tationsrecht  (selbstverständlich  in  der  oben  be-  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  49. 

zeichneten  Beschränkung)  aus  der  ausdrüc^^^^^^  ,  y          g  ^^^  ^^^                          p^ 

nifdt  Ä  ^0^  ^^^^  ^«'  Bi««^«^  <**«  -«^««^0  wegenirrlehren 

höh  des  Verhältnisses  zum  Bischof.     Die  Statu-  ^;^    unchristlichen    Lebenswandels    entzieht, 

ten  de.  Hosiannm    welche  eine  gleiche  Bestlm.  p                ^^^ 

mnng  nicht  enthalten,    ergeben  aber  indirekt  prtvatdozenten  fungirenden  Geistlichen  abberuft, 

nV'r  ^/Z^^«^«nrf„tll^^^^^^^  ^^  ^^^  -^  einem  bischöflichen  Seminar  anzu- 

Nr.  ö  a.E.  gegebenen  Befugnisse  setzt  eine  durch  ^^^^^^j.    ^der  in   dftr   Sp^lRonre  zu   verwenden 

Aufsicht  und  Visitation  zu  erlangende  Kennt-  nu  Fäll«  f«/i.t,tL„  f^w^ 

n«..«.!..»«  «^..».      A««*.  <-♦  «4-v*  -K-«-«!.««  Die  Falle  der  letzteren  Art  bereiten,   soweit  es 

nissnahme  voraus.     Auch  ist  nicht  abzusehen,  .  ,  „^  j.„ir«.i»3i*«<—  ...»  a«..4.K.Jj«i«.  «,-ir 

..        Div^in              #  sich  um  das  Verhaltniss  zum  Staat  handelt,  prak- 

wamm   man  gerade  dem  Bischof  in  Bezug  auf  ^^    ,,        Schwieriirkeit     weil   dadurih   die 

diese  Anstalt,  welche  ausschliesslich  zur  Heran-  ^^^,.    ^„r%r^lM^^^!  !it^ 

bildnng  von  katholischen  Geistlichen  bestimmt  «^.IV"  u  /if  *f.*^^ 

ist,  weniger  Rechte,  wie  hinsichtUch  derüniver-  «*^^*  ^*  °^^*  ^«^  ^'*^*«'«'*- 

sitäten  hätte  einräumen  sollen.  ®  Schulte  a.  a.  O.  S.  öl. 
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er  sich,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit  widerspricht, 
dass  der  Bischof  rein  willkürlich  gegen  ihn  vorgeht,  mit  einer  formlosen  Beschwerde 
an  den  Papst  wendend 

Die  katholische  Kirche  fordert  die  Anerkennung  dieser  Grundsätze  vom  Staate, 
obwohl  dadurch  das  staatliche  Amt  der  Professoren  zu  einem  Amte  herabgedrttckt 
wird,  über  dessen  Ausübung  durch  den  jeweiligen  Amtsträger  der  Bischof  nach  Be- 
lieben verfügen  könnte,  und  welches  der  Staat  dem  betrefifenden  Professor  entziehen 
müsste,  so  wie  dieser  durch  den  Widerruf  der  missio  kirchlich  unfähig  wird,  dasselbe 
weiter  zu  verwalten  2,  d.  h.  also,  dem  Staate  lediglich  die  Zahlung  des  Gehaltes  fQr 
die  theologischen  Professuren  und  die  Beschaffung  der  Mittel  für  die  Unterhaltung 
der  theologischen  Fakultäten  überlassen  bleibt^. 

Trotzdem  kommt  man  noch  heute  in  Oesterreich  diesen  Forderungen^  bis 
auf  den  einen  Punkt  entgegen,  dass  die  beliebige  Entziehung  der  Ermächtigung  einen 
vom  Staat  angestellten  Lehrer  nicht  des  gesetzlichen  Anspruchs  auf  Ruhegehalt 
beraubte 

In  Preussen  hat  man  dagegen  in  den  einschlagenden  statutarischen  Bestim- 
mungen die  Stellung  der  Lehrer  der  Theologie  als  staatlicher  Beamten  oder  als  staat- 
lich zu  ihrer  Lehrthätigkeit  zugelassener  Dozenten  gewahrt.  Wie  diese  Statuten  kein 
Recht  des  Bischofs  zur  Ertheilung  der  missio  anerkennen,  so  wissen  sie  auch  nichts 
von  einer  Befngniss  zur  beliebigen  Entziehung  derselben,  vielmehr  halten  sie  daran 
fest^,  dass  allein  der  Staat  gegen  die  betreffenden  Lehrer  disziplinarisch  vorzugehen 
und  sie  allein  zu  entfernen  berechtigt  sei,  stellen  aber  auf  diesem  Wege  Abhülfe  in 


1  A.  a.  0.  S.  51.  62. 

2  Schulte  a.  a.  0.  S.  56.  66. 

3  S.  auch  0.  S.  678.  Vgl.  ferner  Schulte 
S.  56:  „Was  steht  rechtlich  entgegen,  dass  ein 
Bischof  ohne  Unfähigkeit  und  ohne  unkirchliche 
Lehre  des  Individuums  die  Mission  entziehe, 
weil  er  dasselhe  nicht  fernerhin  mag  oder  durch 
ein  anderes  ersetzen  will?  Nichts,  denn  das 
„opportnnum  censere"  (s.  d.  o.  S.  665  cit. 
Konkordate)  ist  ein  Juristisch  nicht  qualiflzir- 
hares  Ding  und  schützt  nicht  gegen  Willkür. 
Gegen  solche  aher  geschützt  zu  sein,  darauf  hat 
auch  der  geistliche  Staatsheamte  ein  Recht. 
Deshalb  hat  derselbe  gegen  die  Staatsbehörde 
offenbar  den  Anspruch  zu  verlangen,  dass  er 
nicht  seines  Amtes  entsetzt,  nicht  seines  Ge- 
haltes beraubt  werde,  ausser  wenn  Unfähigkeit 
oder  unkirchliche  Lehre  als  Grund  der  Missions- 
entziehung hingestellt  werden  und  entweder  auf 
Grund  eines  förmlichen  Verfahrens  oder  durch 
die  Bestätigung  des  Papstes  festgestellt  werden.'^ 

*  S.  0.  S.  632  n.  3  u.  0.  S.  681  n.  3. 

5  S.  0.  S.  632  n.  3.  D.  h.  der  Staat  bürdet 
sich  hiermit  nur  neue  Lasten  auf.  Offenbar  ist 
mit  Rücksicht  darauf  i.  d.  Y.  v.  29.  März  1868, 
V.  Schweickhardt  a.  a.  0.1,  277,  bestimmt, 
dass  die  Anstellung  der  theologischen  Fakultäts- 
professoren  durch  drei  Jahre  hindurch  nur  als 
eine  proTlsorische  zu  betrachten  ist,  falls  sie 
nicht  gleich  ausnahmsweise  bei  der  Ernennung 
für  deflnitiT  erklärt  wird. 

0  Bonner  und  Breslaner  Statuten  $.  4.  Nr.  2, 


bez.  S.  48.  Nr.  6:  „Sollte  wider  Verhoffen  ein 
der  katholisch-theologischen  Fakultät  in  Bonn 
(Breslau)  angehoriger  Lehrer  in  seinen  Vorlesun- 
gen oder  in  Schriften  der  katholischen  Glaubens- 
und Sittenlehre  (nur  Bonn :  „welche  er  wissen- 
schaftlich zu  begründen  berufen  Ist^  zu  nahe 
treten  oder  auf  andere  Art  in  sittlich-religiöser 
Beziehung  ein  auffallendes  Aergemiss  geben,  so 
ist  der  erzbisehöfliche  (bischöfliche)  Stuhl  befugt, 
hiervon  Anzeige  zu  machen,  und  das  Ministerium 
wird  auf  den  Grund  einer  solchen  Anzeige  mit 
Ernst  und  Nachdruck  einsehreiten  und  Abhülfe 
leisten.'' 

Münster  §.  6.  Nr.  2:  „Wenn  ein  Lehrer 
wider  Verhoffen  sich  eines  groben  oder  ärger- 
lichen Verstosses  gegen  die  Regeln  des  Glaubens 
und  der  Sittenlehre  schuldig  machen  sollte,  so 
kann  der  Bischof  davon  zur  weiteren  Unter- 
suchung und  der  Sache  gemässen  Verfügung 
mittelst  des  Kurators  dem  vorgesetzten  Mi- 
nisterium Anzeige  machen,  welches  hierauf  mit 
allem  Ernst  und  Aufmerksamkeit  Rücksicht  zu 
nehmen  hat.'' 

Lyceum  Hosianum  $.  6.  Nr.  2:  ^Wenn  ein 
Lehrer  sich  wider  Verhoffen  eines  erheblichen 
und  Aergemiss  erweckenden  Verstosses  gegen 
die  Glaubens-  und  Sittenlehre  der  katholischen 
Kirche  schuldig  machen  sollte,  und  der  Bischof 
davon  zur  weiteren  Untersuchung  und  sachge- 
m&ssen  Verfügung  dem  vorgesetzten  Minlsterio 
durch  Vermittelung  des  Kurators  Anzeige 
macht,  so  soll  hierauf  mit  allem  Ernst  und  aller 
Aufmerksamkeit  Rücksicht  genommen  werden.'' 
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Aassicht,  wenn  ein  solcher  bei  seiner  Lehrthätigkeit  sich  eines  Verstosses  gegen  die 
katholische  Glanbens-  ond  Sittenlehre  schuldig  macht  oder  sonst  ein  auffallendes 
sittlich-religiöses  Aergemiss  giebt. 

Da  die  Professoren  und  Privatdozenten  der  staatlichen  Disziplin  an  sich  onter- 
liegen,  so  ist  zunächst  selbstverständlich,  dass  der  Staat  wegen  eines  nnnttliehen, 
insbesondere  auch  ausserdienstlichen  Verhaltens,  gegen  sie,  wie  gegen  jeden  anderen 
Beamten,  ohne  Weiteres,  also  ohne  jede  Anregung  des  Bischofs  einzuschreiten  hat. 
Dies  kann  also  in  den  Statuten  nicht  gemeint  sein,  vielmehr  ergeben  dieselben,  dasa 
es  sich  um  Vergehen  handeln  muss,  welche  mit  dem  Lehramt,  soweit  dessen  Be- 
ziehung auf  die  Kirche  in  Frage  kommt,  in  Verbindung  stehen  \  und  welche  wegen 
der  ffir  die  Kirche  bestimmten  Wirksamkeit  des  Lehrers  im  Interesse  derselben  nicht 
ungeahndet  bleiben  können. 

Hierher  gehört  zunächst  der  Fall,  dass  ein  Lehrer  in  seinen  Vorlesungen  oder 
Schriften  absichtlich  Ansichten  vertheidigt,  welche  mit  dem  katholischen  Dogma  in 
Widerspruch  stehen,  also  häretisch  sind,  oder  welche  bereits  von  der  höchsten  Lehr- 
autorität^  wenn  auch  nicht  fttr  ketzerisch,  doch  als  verderblich,  schädlich  oder  min- 
destens als  irrig  verworfen  sind  \ 

Unter  „einem  in  anderer  Art  in  sittlich-religiöser  Beziehung  gegebenen  auf- 
fallenden Aergemiss^'  wird  dagegen  ein  Verhalten  zu  verstehen  sein,  welches  gegen 
die  Stellung  eines  Lehrers  der  Theologie,  insofern  er  zugleich  berufen  ist,  ffir  die 
religiös-sittliche  Bildung  der  Studirenden  zu  wirken  und  ihnen  Vorbild  zu  sein,  ver- 
stösst  3. 

Handlungen  der  gedachten  Art  bilden,  weil  die  betreffenden  Bestimmungen  vom 
Staat  gegeben,  also  die  Universitätslehrer  auch  dem  Staate  gegenüber  zu  ihrer  Be- 
obachtung verpflichtet  sind,  staatliche  Disziplinarvergehen  4.  Der  Staat  ist  also  be- 
rechtigt, in  solchen  Fällen  auch  ohne  Anregung  des  Bischofs  die  Disziplinarunter- 
suchung zu  veranlassen.  Wenn  die  Statuten  ausdrflcklich  der  Anzeige  des  Bischofs 
erwähnen,  so  hat  dies  nicht  den  Zweck,  die  Bestrafung  der  Universitätslehrer  von 


1  Das  folgt  übrigens  anch  ans  der  Stellang  der  halb  dieser  Grenzen  das  Recht  freier  wissen- 
betreffenden Bestimmungen  in  allen  Statuten  an  schaftlicher  Erörterung  entzogen  wird ,  den 
demjenigen  Ort,  an  welchem  das  Yerhaltnlss  der  Charakter  der  Wissenschaft  Terlleren,  und  es 
Fakultäten  zu  der  katholischen  Kirche  bez.  dem  konnte  von  einer  wahrhaft  wissenschaftlichen 
Bischof  geregelt  wird.  Ausbildung  der  Geistlichen  ebenfalls  nicht  mehr 

2  S.  0.  S.  443.  444.  Dass  auch  solche  Irr-  die  Rede  sein.  Endlich  würden  auch  die  theo- 
thümer  hierher  gehören,  ergiebt  sich  einmal  logischen  Fakultäten  in  Bonn  und  Breslau  unter 
daraus,  dass  In  Betreff  ihrer  feststeht,  dass  sie  dieser  Voraussetzung  ihrem  statutenmässlg  fest- 
der  katholischen  Glaubens- und  Sittenlehre  nicht  gesetzten  Zweck  ($.  1:  „dem  Anbau  und  der 
entsprechen,  und  dass  das  Lehren  derselben  dem  Pflege  der  katholischen  Theologie^  und  wie  es 
auf  die  Kirche  berechneten  Zweck  der  Fakultät,  für  Bonn  weiter  helsst :  „der  Ergründung,  Aus- 
geeignete Geistliche  für  dieselbe  heranzubll-  blldung  und  Erweiterung  der  gesammten  katho- 
den,  zuwider  sein  würde.  (Vgl.  aber  unten  S.  lisch-theologlschen  Wissenschaften^  nicht  mehr 
685  n.  6.)     Das   Gesagte  gilt  aber   nicht  yon  entsprechen  können. 

blossen  Lehrmeinnngen,   welche  weder  In   die  «    .,      jj     x.  v  — «  v    -«r    «    vi-—« a^^ 

eine  noch  in  die  andere  Kategorie  Wien,  «eltat  ^. '  ^l'?  '^''pJ'.''^!""?'"' J""»*''JTi!rf  nn^ 

wenn  sie  der  herrschenden,  i  B.  der  jew^üschen  ^^"'"''1"  ^Z"''*'"  /°  ?*"|  *S5,®*\'?*t^"* 

Auff«.ung  widersprechen'  (dämm  hwdelte  es  Ab«"dn.ahl.   eine  beleidigende  Polemik  gegen 

sich  in  dem  Bslt«er'schen  F.U,  Friedberg ,  ^»"^«f"'.  «T  ,                                 *^ 

J.  B.  Baltzer  S.  39.  40.  162),   denn   wenn   die  ^'P'*  '"  ''«°  Vorlesungen, 

katholische  Theologie  In  Ihrer  wissenschaftlichen  *  Der  zu  Anm.  3  im  Texte  gedachte  Fall  wird 

Freiheit  auch  durch  die  Dogmen  und  Entsohel-  vielfach   schon   mit  einem    auch    bei   anderen 

düngen  der  obersten  Lehrauctorltät  beschränkt  Beamten    disziplinarisch    strafbaren   Verhalten 

ist,  so  würde  sie  dadurch,  dass  Ihr  auch  ausser-  zusammenfllessen. 


§.242.] 
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einer  solchen  abhängig  zn  machen  S  vielmehr  hat  damit  ein  für  alle  Mal  die  Znsiche- 
mng  ertheilt  sein  sollen,  dass  der  Staat  jedenfalls  immer  in  schwereren  Fällen  ein- 
schreiten werde  2,  zugleich  wird  aber  dadurch  klargestellt,  dass  dem  Bischof  die  Stellung 
und  das  Recht  einer  zu  disziplinarischem  Einschreiten  berechtigten  Behörde  nicht  zu- 
kommt. Ein  solches,  namentlich  wenn  es  in  der  Bntziehnng  der  fllTPreussen  nicht  sn- 
erkanniGii  miado  eaannica  bestehen  Bolltf^,  hat  für  don  Staat  absolut  koine  Bedeutung  iimt 
ist  rechtlich  nichtig^*.  Weiter  folgt  daran»,  daäa  der  fitaatlicheo  Diszipünarbehörde  in 
Folge  der  Anzeige  des  Bischofa  die  Prüfung  zusteht,  ob  dor  bescUaldigte  UuiveraitÄtslehrer 
die  ihm  zur  Last  gelegte  Uaudlung  begangen  hat  ^  zwciteuB  aber^  das^  aie  auch  darüber  zu 
befinden  berechtigt  ist,  ob  der  festgestellte  Tbatboütand  sich  als  ein  die  disKiplinariache 
Bestrafung  rechtfertigender  Verstoss  gegen  die  kathoUscho  Glaubenö-  und  Sittenlehre 
oder  als  ein  Aergernias  in  sittUch-religidF^er  HiBsicht  charakteriäirt.  Dasa  dabei  der 
Erklärung  des  Bischofs  über  die  Frage,  welche  Lehren  Ketzereien  oder  verworfene 
Irrlhümer  der  katholiaehen  Furche  entbalteu,  eine  massgebende  moralische  Bedeptuag 
zukommt,  liegt  auf  der  Hand,  aber  eine  rechtlich  bindende  Kraft  für  die  ötaatsver* 
waltung  und  die  DisssipUnarbehörde  hat  sie  nicht ^,  vielmehr  steht  die  letztere  einer 
solchen  biac höflichen  Aeusserung  nicht  anders ,  wie  jedem  sonstigen  technischen 
Gutachten  gegenüber  ^ 


^  il^li  auch  der  Dli^tplin&rgf^irftlt  d^s  Stftate^ 
SeblU&keii  zu  «fiUea.  Deiih&lb  bt  Auf  (t«Q 
Wütflaüt  flet  Statuterv.  wekbe  l»  ihrer  P'a&Buiig 
sbwHf-h^n,  B«  0.  Ö.  6H3  lu  6t  ln»owelt  ItPin  Ge- 
wicht zn  lege». 

^  Alcjo  ^m  für  aU&  mal  kuucl|^«\tb»[i «  d«s»  der 
lSu*t  ili?o  auf  ilie  Kirche  gmoiitete»  Zwecken 
der  FakiiUlt  Rechnatin;  trkji^eii  will,  um  dtmlt 
dtiT  Kircbo  dl^  Uewähr  zu  biete u,  daA»  die  Kaji- 
dldat^tj  des  g«>it>tl  leihen  Standes«  von  g«aifii«tt'ii 
Lebrem  auBgebitdei  v?frd*Mi. 

■^  So  auch  dw  Ej-keunttiiss  de«  UUiipltrtw- 
gerit^buhi^foEt  v,  1661  ge^nn  Baltzer,  Frled- 
btäri^  a.  a.  0.  S.  16Q.  161.  Danini  var  aacb  die 
B«hauptimg  tler  staatlicbett  Auklagebehordii  in 
i)er  ßbeii  gedaebten  Diailplinaraarbef  d&as  ^si 
eine  Vorlettuup?  dor  ttaatllcbeü  Amt*pfliohtfl« 
sei^  venu  da  Prof<jfi»OF  der  Tbeokiicie  p*  durcb 
aeiu  VerhaUc^n  dablu  bringe,  daas  ibm  die  miftsio 
entzogen  werde^  er  alBoLehraintEpflicbten  gej^en- 
übei  der  Kircbe  aicbt  mebr  t^Tfiillen  bi>niieH  a.  a. 
0*  S.  ÖO.  164,  nicht«  ala  ein©  kra#*io  Veilutmug 
dei"  Fakitlt&ts^iatiLtenp  wekbe  der  Disziplinar- 
Berichte  ho  f  mit  Reoht  zurück  i^ewiei^ti  bat. 
Kugelt  AreK  f.  k.  K.  R.  80.  lOd,  hält  d\m& 
Aaffasfinng  Allerdings  tut  re<!htlii:b  begründet. 

*  Es  kümnit  ih;  also  die  m  aas  gebende  tbat' 
aaelillcho  Fei  täte  llnng  zu, 

^  Dietie  Ui  ihr  allerditig«  In  der  i'wähuten 
Dia^ipUiiÜLräacbe  ai>wobl  von  der  ataallidbeu  An- 
klagebehMe.  wie  auch  ^em  Diedpiinaibof  bei- 
gelegt worden,  Prfodberg  a-  a,  0.  fS.  SL  16'2, 
ran  der  eratefcn  in  Folge  des  maatigebendüD 
ElnduBauA  dur  ebemallgen  katholischen  Abthei- 
liing  ^^s  KnliutmiQiat&riiim;^^  deren  DimktoT 
n'jch  1Ö70  die  Tbeerlo  vefthoidigt  Ixatj  daaa  dct 
8uat  uur  ein  Urtheil  über  die  Frage  babe^  ob 
einem  vou  ilun  ifige^tellten  Li^liref  der  Tbeolegie 
das  Staataauii  getioiumen  uder  belaeaen  werden 
körin^,  an  weiclii^s  das  ktt-rblißhe  Lehramt  m^w^- 


lehnt  (t)  sei,  nachdem  der  Ördiflarius  iJi*r  daa 
VorbanderiBein  einer  BetJ^Todo^le  entsehieden 
habe,  und  dass  diet^e  Analeguiig  anch  den  Bonner 
FakuitAUaUtiiten  nicht  widerapreuhe,  denn  die 
letzteren  müäü^teu  gomääs  dem  i\is  commutie  und 
der  rigeuö  eccleMuH  fllsciptluaü  augRcl^gt  wer- 
den, weil  dl©  Ihi^olo^isehe  Fakultät  mit  ibnjni 
Konvlkt  Mn  trlrleritiulscboa  Setninar  eraet^en 
mIIb,  alao  der  Erzbisi^bof  im  wüscuüicheü  alli^ 
diojeut^n  lU^cbte  liaben  rnJünm^  welche  er  ilh«r 
ein  aolohea  Seoiinsr  haben  würde,  v.  Schulte  , 
d.  AlikathoUdaniua  S,  467.  46ö. 

^  Daa  ontspTiebt  nicht  nur  dem  ^oftlaute  der 
Statuten,  sondern  auch  der  Natur  der  Sache, 
Denn  ea  handelt  sieh  bei  den  UutversitäiaUbrera 
um  fiUatliche^  nicht  um  kirchliche  Beamte,  Die^ 
Terkennt  auch  ^^cbulte  i.  Arch.  f,  k.  K\  IL  19, 
56f  wenn  er  bebaupiet^  daia  der  Schutz  eirLea 
LebTen»!  wel^^bem  die  Kirche  die  miai^iu  eut?.ogün 
habe*  dufcb  den  »Staat  im  UeaUte  selnt^^  i^uhr- 
amtea  mit  der  Nichtanerkennung  der  Kirche 
identiach  wäre^  und  daBa  der  Staat  nicht  mehr 
ein  k^tholisebOB  Lehramt  errichtet  hatte  (da«  hat 
er  in  Wirklichkeit  gar  nicht  gethan],  sondern 
i.ine  Peraon  ali^li  als  kathellacbüKircihe  in  geriron 
Autiirisiren  würde,  —  sich  also  damit  auf  d*5n 
Standpunkt  atoilt,  d^ss  die  Niohtanerkennnug 
einer  beliebigen  Forderung  der  katholiachen 
Kirche  eitifi  Nichtanerkennung  dieser  ala  soleher 
gel,  und  13 in  katboliacher  Prereas^or  bei  seiner 
«issonschaftUchen  ThäÜgkeit  die  Klrcho  als 
solche  V er treto.  Mit  lleebt  hat  ächon  FrJed- 
berg  a,  a.  0,  S,  (H  daranf  hlngewtofl^n,  dasa 
nach  dieser  Auffasanug  Jeiki,  auch  noch  ro  un- 
baJlbare  B^:aehuldignng  d&s  Uischofs  den  Sta^t 
verpßlchten  würde,  mt  Absetzung  cinea  Uni* 
veraltätalebrcja  £u  g^hroiten.  Seil  ferner  der 
Staat  auch  dann,  wunu  der  ietatore  in  eelöen 
Varletiungen  äÄtre^  welcho  di»r  Verfam^ang  und 
di-n  (ioflGtKori   ilca  Inand^sa  entaprtNjhön,   ahnr  (üt 
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Ebenso  liegt  die  Sache  rechtlich  in'Württemberg^  und  endlich  mflssen  anch 
dieselben  Gnindsätze  in  Baiern  und  in  Baden  zar  Anwendung  kommen^. 

5.  Die  Stellung  der  Lehrer  der  katholisch-theologischen  Fakul- 
tätenalsGeistlicher.  Die  Universitätslehrer  sind  zugleich  katholische  Geistliche 
und  haben  nicht  selten  neben  ihrer  Professur  noch  andere  geistliche  Aemter,  z.  B.  in 
Breslau  Domherrenstellen,  inne.  Lisoweit  es  sich  um  die  Erftlllung  ihrer  Pflichten 
als  Geistlicher  oder  ihrer  besonderen  Amtspflichten  handelt,  stehen  sie,  weil  sie  in 
diesen  Beziehungen  nicht  Staatsbeamte  sind,  lediglich  unter  der  Aufeicht  ^  und  der 


irrige  Lehren  erklärt  sind  (man  denke  z.  B.  an 
Tiele  Sätze  des  Syllabus,  so  Nr.  42,  dass  die 
staatlichen  Gesetze  den  kirchlichen  Torgehen), 
vorgetragen  hat,  und  der  Bischof  dies  als  Irrlehre 
bezeichnet,  den  betreffenden  Professor,  welcher 
Staatsbeamter  ist  und  das  staatliche  Recht  zn 
achten  hat,  deswegen  auf  Verlangen  des  Bischofs 
absetzen  oder  wenigstens  mit  Disziplinarstrafe 
belegen?  Praktisch  bedeutet  die  Gegenansicht 
soviel,  dass  der  Staat  die  katholisch-theologischen 
Fakultäten  geschaffen  hat  und  unterhält,  damit 
die  von  ihm  besoldeten  Professoren  nur  die  je- 
suitischen and  ultramontanen  Lehren,  nament- 
lich die  über  seine  eigene  Unterordnung  unter 
die  katholische  Kirche  vortragen,  die  Studiren- 
den  der  Theologie  in  dieser  Richtung  ausbilden 
und  zu  ihn  bekämpfenden  ultramontanen  Helss- 
spomen  heranziehen,  femer  soviel ,  dass,  wenn 
ein  Unlversitätsprofessor  sich  dazu  nicht  hergeben 
will,  der  Staat  unter  Direktion  des  Bischofs 
überdies  verpflichtet  ist,  einen  solchen  im  Inter- 
esse des  Ultramontanismus  und  zn  seinem  eige- 
nen Schaden  zu  entfernen. 

1  Art.  14  des  Ges.  v.  31.  Januar  1862:  „Gegen 
einen  Lehrer  an  der  katholisch-theologischen 
Fakultät,  dessen  Lehrvorträge  nach  dem  Urtheile 
des  Bischofs  wider  die  Grundsätze  der  katholi- 
schen Kirchenlehre  Verstössen,  kann  eine  Ver- 
fügung nur  von  der  Staatsregierung  getroffen 
werden."  Die  Motive  bemerken  dazu,  Golther 
a.  a.  O.  S.Ö29  :  „Die  K.  Regierung  wird  . . .  auch 
gegen  einen  bereits  ernannten  Lehrer,  dessen 
Lehrvorträge  nach  dem  Urtheil  des  Bischofs 
wider  die  Grundsätze  der  katholischen  Kirchen- 
lehre Verstössen,  die  erforderliche  Verfügung 
von  Dienstaufsichtswegen  treffen  ....  Der  Bi- 
schof hätte  also ,  wenn  er  bei  einem  Lehrer  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  der  Universität 
die  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass  dessen 
Lehrvorträge  wider  die  Grundsätze  der  katholi- 
schen Kircheulehre  Verstössen,  und  dass  er  des- 
halb nicht  länger  im  theologischen  Lehramt  be- 
lassen werden  könne,  sich  hierwegen  mit  der 
Staatsregierung  ins  Benehmen  zu  setzen.  Die 
Staatsregierung  wird  zwar  hiebei,  wie  schon  be- 
merkt, davon  ausgehen,  dass  das  Urtheil  darüber, 
ob  ein  Lehrer  der  katholischen  Theologie  die 
richtige  Lehre  vortrage,  dem  Bischof  zukomme. 
Sie  wird  das  Urtheil  des  Bischofs  in  dieser  Rich- 
tung als  ein  technisches  und  darum  massgeben- 
des betrachten.  Ebensowenig  kann  es  aber  auch 
dem  mindesten  Zweifel  unterliegen,  dass  die  K. 
Regierung  über  sämmtliohe  in  Frage  kommende 
staatliche  Beziehungen  des  Falles,  sowie  insbe- 
sondere über  Alles,  was  sich  auf  die  Stellung  des 


Dozenten  als  Universitätslehrers  und  auf  sein 
Verhältniss  als  Givilstaatsdiener  bezieht,  aus- 
schliesslich und  selbstständig  zu  cognosciren 
und  hiemach  die  Frage  zu  bemessen  hat,  ob  und 
welche  Verfügung  zu  treffen  sei."  Der  Unter- 
schied von  Preussen  besteht  also  darin,  dass 
eine  ausdrückliche  Zusicherung,  beim  Vorliege 
gewisser  Fälle  auf  Anzeige  des  Bischofs  einzu- 
schreiten (s.  0.  S.  683),  nicht  in  bindenden 
statutarischen  Bestimmungen  gegeben  ist.  In 
solchen  Fällen  wird  aber  der  Staat,  welcher  sich 
seiner  Pflichten  auch  gegenüber  der  katholischen 
Kirche  bewusst  ist,  ein  Einschreiten  auf  Verlan- 
gen des  Bischofs  nicht  verweigern  können  und 
thatsächlich  nicht  ablehnen. 

3  Abgesehen  von  dem  in  der  vor.  Anm.  am 
Schi,  hervorgehobenen  Punkt,  in  Betreff  dessen 
es  sich  hier  wie  in  Württemberg  verhält,  er- 
giebt  sich  dies  einmal  aus  der  Stellung  der  Uni- 
versitätslehrer als  Staatsbeamten,  sowie  femer 
aus  den  auf  die  Kirehe  berechneten  Zwecken 
der  theologischen  Fakultäten.  Für  Baden  ins- 
besondere kann  die  staatliche  Anerkennung  der 
missio  canonica  nicht  aus  dem  $.  12  des  Gesetzes 
V.  9.  Oktober  1860,  wonach  die  Kirchen  den 
Religionsunterricht  übernehmen  und  besorgen, 
hergeleitet  werden,  da  sich  dieser  $.  nicht  auf 
die  wissenschaftliche  Lehre  der  Theologie  und 
auf  die  Universitäten  bezieht. 

3  Das  ist  ausdrücklich  in  Baiern,  V.  v.  11. 
September  1833,  Silbernagl  a.  a.  O.  2.  Aufl. 
S.  264  n.  1  a.  E.,  und  in  den  Statuten  für  Bonn 
und  Breslau  anerkannt.  Wenn  in  den  letzteren 
das  Einschreiten  des  Bischofs  nur  „mit  Vorwiasen 
des  Ministeriums"  zugelassen  wird,  so  ist  diese 
Vorschrift  nicht  durch  das  Gesetz  v.  12.  Mai 
1874  über  die  kirchliche  Disziplinargewalt  auf- 
gehoben, da  sie  in  Folge  der  gleichzeitigen 
staatlichen  Stellung  der  Universitätslehrer  gege- 
ben ist,  und  das  Gesetz  nur  die  Disziplin  übei 
die  Kirchendiener  in  dieser  ihrer  Eigenschaft 
geregelt  hat.  Ueberdies  enthält  die  Vorschrift 
eine  nicht  durch  das  generelle  Gesetz  beseitigte 
Spezialbestimmung,  keine  demselben  zuwider- 
laufende Beschränkung,  da  der  Bischof  blos  ver- 
pflichtet wird,  dem  Ministerium  vorher  Mitthei- 
lung zu  machen,  dasselbe  aber  die  Verhängung 
von  Diszlplinarmassregeln  nicht  zn  verbieten 
berechtigt  ist. 

Jedenfalls  ist  es  durch  die  Statuten  nicht 
ausgeschlossen,  dass  der  Bischof,  falls  ein  in 
Bezug  auf  das  Lehramt  des  Universitätslehren 
begangenes  Disziplinarvergehen,  gegen  welches 
die  Staatsbehörde  einzuschreiten  hätte,  zugleich 
ein  solches  hinsichtlich  seiner  geistlichen  Stan- 
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Disziplinargewalt  des  Bischofs,  welche  dieser  nach  Maassgabe  des  Kirchenrechts 
und  der  bestehenden  staatlichen  Gesetze  auszuüben  hat. 

Nur  insofern  sind  die  Rechte  des  Bischofs  beschränkt,  als  er  Universitätslehrer, 
welchen  er  behufs  ihrer  definitiven  Anstellung  ohne  Vorbehalt  eines  Widerrufes  die 
Genehmigung  zur  Uebemahme  ihrer  Stellung  ertheilt  hat,  nicht  ohne  Zustimmung  des 
Staates  und  vor  ihrer  Entlassung  aus  ihrem  Staatsamte,  zu  anderweiter  Verwendung 
im  Kirohendienst  abzuberufen  berechtigt  ist,  weil  er  sich  mit  der  vorbehaltlosen  Ge- 
nehmigung der  freien  Verfügung  fiber  den  betrefifenden  Geistlichen  begeben  hat. 

6.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten  und  die  Altkatho- 
liken. In  Folge  der  altkatholischen  Bewegung  ist  auch  in  Bezug  auf  die  katholisch- 
theologischen Fakultäten^  die  Frage  nach  der  Stellung  der  Altkatholiken  in  diesen,  ins- 
besondere die  Frage,  ob  die  letzteren  in  derselben  ihre  Lehrämter  weiter  verwalten  und 
ob  sie  bei  Erledigungen  neu  angestellt  werden  können,  hervorgehoben.  Die  deutschen 
katholischen  Bischöfe  haben  nach  ihrer  Unterwerfung  unter  das  vatikanische  Konzil 
denjenigen  Universitätslehrern,  welche  die  Rechtsgfiltigkeit  desselben  und  der  nen- 
proklamirten  Dogmen  nicht  anerkannt  hatten,  die  missio  canonica  entzogen  und  sie 
wegen  Ketzerei  mit  Kirchenstrafen  belegt.  Gegenüber  diesem  Vorgehen  ist  von  der 
preussischen  Regierung  der  Standpunkt  festgehalten  worden,  dass  diese  einseitigen 
Massnahmen  der  Bischöfe  die  Stellung  der  davon  Betroffenen  in  ihrem  akademischen 
Lehramt  nicht  berühren  konnten,  um  so  weniger,  als  die  für  die  Ausübung  desselben 
massgebende  Norm,  die  professio  fidel  Tridentina,  nicht  ohne  Zustimmung  des  Staates 
hätte  abgeändert  werden  dürfen  ^,  und  es  sind  ihnen  daher  bis  heute  ihre  Aemter 
nicht  entzogen  worden.  Ebenso  ist  die  ba  irische  Regierung  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  das  erforderliche  Plaeet  ftlr  die  Veröffentlichung  der  vatikanischen  Beschlüsse 
nicht  nachgesucht  worden  sei  3,  verfahren  4. 

Die  konsequente  Durchführung  dieser  Auffassung  würde  es  aber  bedingt  haben, 
dass  die  katholisch-theologischen  Fakultäten  den  Altkatholiken  hätten  ganz  überlassen 
und  diejenigen  Universitätslehrer,  welche  die  vatikanischen  Dogmen  anerkannt  hatten, 
aus  ihren  Stellungen  hätten  entfernt  werden  müssen  \  Bekanntlich  haben  aber  die 
Regierungen  diese  Folgerungen  nicht  gezogen.  So  ist  es  gekommen,  dass  noch  heute 
in  einzelnen  katholisch-theologischen  Fakultäten  Altkatholiken  und  Neukatholiken 
neben  einander  die  Lehrthätigkeit  ausüben^  und  die  Faknltätsgeschäfto  gemeinsam 

des-  oder  Amtspflichten  bildet,  deswegen  auch  der  Vorwurf,  die  Norm  für  die  Ausübung  ihres 
seinerseits  die  kirchliche  Disziplinar  -  Unter-  Lehramtes,  die  professio  Tridentina,  einseitig 
suchung  einleitet,  nur  haben  die  in  Folge  der-  abgeändert  zu  haben,  die  neukatholischen  Pro- 
seiben Terfugten  Strafen  keinen  Einfluss  auf  die  fessoren  ebenso  wie  die  Bischöfe.  Die  ersteren 
Stellung  als  UniTorsitatslehrer.  Derselbe  Stand-  hatten  also  vom  Standpunkte  der  Regierung  aus 
punkt  ist  1870  vom  preuss.  Kultusministerium  ihre  Amtspflichten  gröblich  verletzt,  denn  sie 
vertreten  worden,  Friedberg,  Sammig.  d.  lehrten  nach  einer  anderen  Norm  als  derjenigen, 
Aktenstücke  z.  Vatikan.  Konzil  S.  58.  160.  welche  die  statutenmässlge  Grundlage  der  Lehr- 

«   So  in  Bonn,   Breslau  und  in   München,  v.  thätigkeit  der  Fakultät  bildete,    sie  thaten  also 

Schulte,  der  Altkatholicismus  S.  127 «f.  184.  nichts   anderes  als  etwa  ein  theologischer  Pro- 

189  ff.  204;    Friedberg,   Sammig.  d.  Akten-  fessor,  welcher  in  der  katholischen  Fakultöt  ver- 

stüoke  z.  Vatikan.  Konzil  S.  57.  68.  61,   und  bleiben  wollte,  obwohl  er  evangelisch  geworden 

Aktenstücke  d.  altkathol.  Bewegung  betr.  S.  17.  ^*^-     In  Baiern  dagegen  lehrten  die  Professo- 

2«G^i.„i*««    .  n  a  4KR    T?,4^jv reo  ein  Dogma,    welches   der  Staat  seinerseits 

*  V.  Schulte  a.  a.  O,  S.  lOb;   Friedberg,         •  v*  i--         ux    -ü.*  u       i.  v  ^^  i  i. 
SammliF  S  160  nicht  für  rechtsgültig  anerkannt/ hatte,  welches 

„     *^'    '        *  also    die    staatlichen    Professoren    ebensowenig 

*»  Bd.  ni.  S.  470  u.  V.  S  ch  u  l  te  a.  a.  0.  S.  341.  ü^jer  Lehrthätigkeit  zu  Grunde  legen  durften. 

*  V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  437.  «  So  in  Bonn,  v.  Schulte,  d.  Altkatholicis- 
^  Bei   den   preussischen   Fakultäten    traf  mus  S.  587. 
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zu  besorgen  haben.  Der  von  der  prenssischen  Regiemng  eingenommene  Standpnnkt, 
dass  beide  Theile  gleich  berechtigte  Glieder  der  katholischen  Earche  sind,  kann  anch 
hier,  ebensowenig  wie  bei  den  konfessionellen  Bchnlen^,  fiber  dieses  MissverhältnisB 
hinweghelfen.  Denn  eine  katholisch-theologische  Fakultät  kann  nicht ,  sofern  sie 
Lehranstalt  für  die  Geistlichen  der  Kirche  sein  soll,  solche  für  zwei  Religionsparteien, 
welche  anf  einem  wesentlich  verschiedenen  dogmatischen  Standpunkt  stehen,  und 
welche  sich  gegenseitig  als  Ketzer  betrachten,  ausbilden.  Wenn  man  die  neukatbo- 
lische  Kirche  nach  dem  Valikannm  in  den  deutschen  Staaten  noch  als  katholische 
anerkennt,  dann  ist  man  auch  nicht  berechtigt,  ihr  die  Zumuthung  zu  stellen,  ihre 
Theologen  an  Fakultäten  mit  Lehrern,  welche  nach  ihrer  Auffassung  der  Ketzerei  ver- 
fallen sind,  ausbilden  zu  lassen,  ebensowenig  aber  gegenüber  den  Altkatholiken  dieselbe 
Forderung  hinsichtlich  der  blos  mit  Keukatholiken  besetzten  Fakultäten  zu  erheben. 
Nur  dadurch  hätte  geholfen  werden  können,  dass  man,  um  die  Gleichberechtigung  zur 
Geltung  zu  bringen,  ebenso  wie  man  den  altkatholischen  Bischof  anerkannt  hat,  eine 
besondere  altkatholisch-theologische  Fakultät  geschafifen  hätte.  Wie  man  die  Dinge 
hat  gehen  lassen,  sind  trotz  der  staatlichen  Erhaltung  der  altkatholischen  Professoren 
in  den  einzelnen  Fakultäten  die  Altkatholiken  benachtheiligt  worden.  Denn  wollten  die 
Regierungen  auch  durch  gleichmässige  Besetzung  der  Professuren  in  ein  und  derselben 
Fakultät  mit  Anhängern  beider  Parteien  den  unnatürlichen,  jede  gedeihliche  Lehr- 
wirksamkeit hemmenden,  alt-  und  neukatholisch-simultanen  Charakter  einzelner  Fa- 
kultäten aufrecht  erhalten,  so  würde  bei  jeder  Neubesetzung  einer  Professur  mit  einem 
Altkatholiken  der  neukatholische  Bischof  berechtigt  sein,  zu  protestiren  und  einem 
solchen  auf  die  Ketzerei  des  Anzustellenden,  gestützten  Widerspruch  würde  die  Re- 
gierung, sofern  sie  die  Fakultät  noch  als  eine  fQr  die  Neukatholiken  bestimmte  Lehr- 
anstalt betrachtet  wissen  will  —  und  das  ist  der  Standpunkt  in  Preussen  und  in 
Baiern  —  nicht  unbeachtet  lassen  können  2,  es  würden  also  schliesslich  doch  wieder 
alle  Professuren  in  die  Hände  der  Neukatholiken  gelangen'. 

7.  Besondere  kirchliche  Berechtigungen  der  Theologie-Pro- 
fessoren. Für  Preussen  besteht  die  besondere  Vorschrift,  dass  eine  beim  Dom- 
kapitel zu  Münster  und  eine  bei  dem  Domkapitel  zu  Breslau^  bestimmt  bezeichnete 
Kanonikatspräbende  von  dem  jeweils  zur  Verleihung  Berechtigten  ^  stets  mit  einem 
der  Professoren  der  betrefifenden  Fakultäten  besetzt  werden  muss.  Es  handelt  sich 
dabei  also  um  ein  Recht  der  Universität  oder  der  Fakultät,  bezw.  des  Staates,  nicht 
aber  —  diese  Auffassung  ist  praktisch  geltend  zu  machen  versucht  —  um  ein  Recht 
des  Bischofs  oder  Kapitels  darauf,  dass  die  Stellen  in  der  theologischen  Fakultät  mit 
Domherren  besetzt  werden  müssen,  also  nicht  darum,  dass  die  Regierung  bei  Beru- 


1  S.  0.  S.  596.  lischen Professoren  die  Mehrheit,  s.  ▼.  Schalte 

2  Für  Preussen  kommt  noch  der  Umstand      *'?'«*ii'  ^  '     1  a^    «• 4^  T..i«4Qoa. 

Mnz«,   da.8  In  Bonn  und  Breslau  statutarisch  ,*  ^"^^'^^5  l"'^"*" '""^L'T^^l^fj^iÄ 

dem    erzMschöf Hohen    hez.    fOrstblschöfliohen  'i'*'"'°f  '^*T,  Ji      '     .kJ^i?Wn^^u 

Stuhle   das  0.  S.  675  besprochene  AusschHes-  *»'*'"■»  V  ^"«»J*^«""  r*?'^'?'"  .T^T^ 

snngsrecht  gewährt  ist,  und  dass  die  Regierung  T„°„^!r'f„'!t?'^i!f.ll  .ufÄ^ 

ohne  Aenderuug  der  Statuten  die  betreffenden  »dquemluxU  mensium  aUernaÜTam  pwtineb.t 

Bischöfe  nicht  Lgehen  oder  gar  statt  Ihrer  den  TPf  ?*  quandocumque  conferendam  ewe  u« 

aU.athoU.chen  afschof  zu  bffragen  berechtigt  jLlrus'^Zl^itirmtVcr^SIe^Hs.^:?: 

tatibus  exisUntium.**    Vgl,  auch  Bd.  H.  S.  83. 

3  So  haben  schon  Jetzt  in  Bonn  die  nenkatho-  &  Bd.  II.  S.  696.  697. 


|.  ^42.] 
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fungen  darauf  Rtlcksicht  zn  neLmen  verpfliclitet  wÄre,  daas  die  betreffenden  Per- 
sÖülicLkeiteu  zu  Domherren  bestellt  werden  können  *. 

lY.  Die  Ertheilnng  der  akademißchen  Grade  (inah  esondere  in  der 
katholischen  TlieoU  gl  e}  nach  dem  heutigen  Eec|lit  und  die  recht  liehe 
Bedeutung  der  akadomiächen  Würden  für  daa  Gebiet  der  katholiachen 
Kirche.  Nach  dem  Kirchenrecht  steht  noch  heute,  wie  im  Mittelalter "^j  dem  Papst 
das  Recht  zn,  akademische  Grade  zu  ertheilen  und  Promotionflprivilegien  zu  verleihen^. 
AUerdings  haben  die  papstlich  oder  die  kraft  päpstlicher  Ermächtigung  verliehenen 
Grade  nur  für  das  Gebiet  des  kirchliehen  Hechts,  nicht  aber  für  das  weltliche  Gebiet 
in  den  deutschen  Staate  n  und  in  0 esterreich*  Bedeutung.  Hier  gilt  vielmehr 
die  Gewährung  des  Promotionsr echtes  als  Aiisflusi  des  landesherrlichen  Rechtes^ 
Universitäten  zu  emchton  \  Dieses  Recht  kommt  heute  den  Fakultäten  der  einzelnen 
Universitäten  oder  der  ihnen  nachgebildeten  Anstalten*'  zu,  und  wird  in  Deutschland 
von  den  ordentlichen  Professoren  der  ersteren  ohne  Mitwirkung  eines  staatlichen  oder 
kirchlichen  Beamten  ausgeübt  ^  während  inOesterreichfür  das  theologische  Dok- 
torexamen der  Bischof  die  Hälfte  der  Prüiiingakommissare  aus  Männern,  die  selbst 
den  theologischen  Doktorgrad  besitzen,  zu  ernennen  haf*. 


^  Die  Bullte  ^pTJcbt  ftllerding*  nur  von  Vto- 
fefi&ffreu  der  [TfiiTeruitriteti.  Da  Aber  fQt  die 
ßegel  uür  die  Theologie- i^rofeasoieii  Geistliche 
ÄlHd,  aIbo  ^lleirv  dlö  weiter  erfordert«  Qwaiiflkation 
xum  Domterni  hibeii,  Boifit  da«  Vorrocht  praktlaoh 
ein  PrlvilLgiurii  der  theolopschüti  Fakuiat  So 
fassen  die  S&fkc  auch  die  Statuten  Tcm  Münster 
y.  183'i.  %.  42  auf:  ,,  Ob  wohl  die  theologische 
Fakultät  nach  dtr  Bulle :  De  i&lute  Ammarum 
ein  Anrecht  auf  Domkaöonikate  (s»o,  S.  G88a,4) 
in  dcim  MichörUchen  Domkapitel  tu  Münster 
l^esitzt,  go  solle u  dofsh  ntemals  mf'hr  alä  zwei 
Mitglieder  der  FAkultat  su  gleklier  Zelt  dem 
Domkapitel  angehören  können." 

Die  AuffdSBung  de»  Testes  wiid  da  durch  be- 
stätigt^ dass  bei  den  Verhandlungen  über  die 
Bulle  dßrK5ul^  zunichst  das  Recht  beanepruchte, 
bü stimmte  Domheirongtellen  an  Professoien  zu 
YerL:öbtin,  und  söhllt'sslhth  die  Kurie  unter  der 
erwähuteu  ÄenderuDg  daa  Bo&et^ungsmodue 
nschgAb,  Mejer,  z.  Gesehichte  d.  romlsch- 
deutßchöa  Frage  3t  140,  163.  157,  160.  16^. 

Für  Oea tetreich  liat  dagegen  ein  Dekret  v, 
1850,  V.  SchwelckhArdt  a.  ^  0.  1,  *}8ö  an- 
geordnet, das»  durch  Befönleirung  eines  theolo- 
gisobeu  Profesflora  iura  Domherra  an  der  Metro- 
poUtankirche  in  Wieu  die  Profeaflur  desselben 
erledigt  wird,  wenn  nicht  eine  kaiBerHcha  Er- 
laubni^R  zur  Vereiuigung  beider  Stellen  Terll^gt« 

a  S.  0.  S.  642.  648. 

9  Diesoti  Recht  hat  d«T  Pap»t  auch  noch  In 
neuerer  Zelt  ausgeübt,  §,  o,  S,  668,  6ö^j  und  in 
0  esterreich  Ut  daaaelbe  auuh  in  dem  einen 
Beataudthell  dei  Koukordatea  bildenden  SchieK 
ben  dea  Kardinals  Rauscher  v,  18.  August  1B5B 
Kr.  II L  duMn  anerkannt:  „Qnodsi  üxpediat,  ut 
epiieopls  uoiinullJa  lau  reu»  theologieaa  coüferendt 
facult&i  auctodtnte  apoatollca  tnbuatur;  Augtt- 
Btisfimns  faciie  conseutiet;  eriiumunlfratis  tivnien 
luter  SJiDGtanj  sedem  et  gnbemium  Imperialtf  *\ou- 
lUÜB  negotium  pertTRctetur." 
HiaiuhiiiH,  Klrcbfttinsclit  IT. 


Def  Bischof  besitzt  ein  solßhes  Recht  nicht. 
Allerdings  hat  der  Bfachof  von  Mainz  1830  das 
der  Giesäeiier  katholi«eh-theo1o^is<:^hen  Fakultitt 
landeBberTlich  verliehene  Promotion ctb cht  ana- 
drüekli*ih  anefkannt^  Lutterbeck,  Qeich,  d, 
kath,-theoL  Fakultät  In  Gleasen.  1850.  S.  28. 
Daa  koiiute  rechtlich  aber  keine  weitere  Beden- 
tun g  haben  1  als  die  Erwerbung  der  Grade  hei 
der  Fakultät  für  erlaubt  zu  eiklareu, 

*  Das  ist  hier  wenigsten«  indirekt  in  deui 
Anm.  3  oitirten  Schreiben  in  Auapruch  genom- 
men^ Ferner  hat  zwar  der  Kaiser  1866  einem 
Domherrn  die  Führung  dea  Ihm  päpstlich  \er- 
liehenen  Titeln  oiiiea  doetor  In  saeria  oanoulbus 
gestattet^  aber  ei  ist  dabei  zugleich  hervorgebo- 
beu  iTordeUf  daea  er  die  in  Oegterreit^h  den 
Doktoren  dea  kanonischen  Rechts  anstehenden 
Bereebtiguugen  erst  durch  Nostrifikation  de» 
Doktorats  an  einer  österreichischen  UniTersltit 
erlangen  könne,  v.  Sthwe  ickhardl  a.  m  0, 
1,  315. 

fi  G*Meyerj  Lebrh.  d.  deutsch.  Verwaltiinfa- 
rechtes  ij  247»  Löningj  Lehrb.  d.  detitaeh* 
Verwaltgsr.  8.  764.  766. 

^  In  Freuisen  der  Akademie  In  Münster 
(nicht aber  dem  Ly ceum HosianuiD}^  in  Oester- 
re1ch  den  theologischen  Faknltlten  in  Olmüt?, 
und  Salzburg,  v.  8  eh  w  elok  haidt  a.  a,  O. 
1,  314. 

^  G*  Meyer  u.  Lonlng  a.  a.  0* 

»  Dies  hat  die  V.  v.  23.  April  1800.  J.  5  auf 
Grnnd  dea  KonkordatGs  Art.  6  beatilDtutf  a*  {\ 
8,  Bßö  n.  1  u.  5.  In  Innahrnck  fnngiren  bei 
dem  Doktor- Eiamen  zwei  biüchöf liehe  Kom- 
missare^ Aich.  L  k,  K.  R.  19,  477,  deren  Be^ 
Stellung  aber  naeh  der  bestehenden  Pra.xU  anf 
Ansuchen  der  FakultÜt  für  einen  beatlnimten 
Zeitraunt  der  letaleren  aeibst  'fom  Biaehof  ubur- 
tragen  wird. 
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Mit  dem  auf  den  alten  Universitäten,  den  studia  generalia,  erworbenen  Doktor- 
grad war  ohne  Weiteres  das  Recht  zu  lehren  —  und  hier  kommt  vor  Allem  der  theo- 
logische Doktorgrad  in  Betracht  —  verbnnden  *.  Davon  ist  heute  keine  Rede  mehr, 
denn  weder  in  Deutschland  noch  auch  in  Oesterreich  wird  durch  den  Doktor- 
grad allein  die  venia  docendi  erworben,  vielmehr  bedarf  es  dazu  erst  einer  besonderen 
Habilitation  als  Privatdozent  ^. 

Das  kirchliche  Recht  knüpft  an  bestimmte  akademische  Grade,  nämlich  den 
Doktorat  oder  den  Lizentiat  in  der  Theologie  oder  im  kanonischen  Recht  noch  andere 
Berechtigungen,  vor  Allem  die  Fähigkeit  zur  Erlangung  gewisser  kirchlicher  Aemter  ^. 

Dass  die  auf  den  päpstlich  approbirten,  namentlich  auf  den  unter  päpstlicher 
Autorität  gegründeten  neuen  freien  katholischen  Universitäten  ^  erworbenen  Grade 
diese  Berechtigungen  verleihen,  darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen.  Ebenso  liegt  es 
auf  der  Hand,  dass  die  von  den  Fakultäten  protestantischer  oder  simultaner  Univer- 
sitäten verliehenen  Grade  —  und  hier  kommt  allerdings  nur  der  Doktorat  im  kano- 
nischen Recht  in  Betracht  —  für  das  Gebiet  der  katholischen  Barche  keine  Aner- 
kennung und  Bedeutung  zu  beanspruchen  haben,  da  diese  Lehranstalten  nach  der  Auf- 
fassung derselben  ketzerische  sind  und  daher  nicht  das  Recht  zur  Promotion  besitzen. 

Was  dagegen  die  von  den  heutigen  deutschen  und  österreichischen  ka- 
tholisch-theologischen Fakultäten  ertheilten  Grade  betrifft,  so  haben  die  in  Oester- 
reich vorgenommenen  Graduirungen  unzweifelhaft  kirchenrechtliche  Gültigkeit,  denn 
das  Konkordat  hat  das  Recht  zur  Ertheilung  der  Würde  des  Doktors  der  Theologie 
und  der  sacri  canones  anerkannt  und,  abgesehen  davon,  dass  dasselbe  päpstlicherseits 
nicht  widerrufen  ist,  werden  noch  heute  die  Grade  von  den  österreichischen  Fakul- 
täten in  Gemässheit  der  auf  Grund  des  Konkordats  geti'offenen  Einrichtungen  ertheilt 

Aber  auch  für  Graduirungen  der  erwähnten  Fakultäten  des  deutschen  Reichs 
zum  Lizentiaten  oder  Doktor  der  Theologie  wird  dasselbe  anzunehmen  sein.  Aller- 
dings haben  die  neu  errichteten  Fakultäten,  wie  z.  B.  die  in  Bonn,  keine  päpstliche 
Approbation  erlangt,  und  diejenigen  Fakultäten,  welche  an  Universitäten  mit  älteren 
päpstlichen  Privilegien,  also  beispielsweise  an  der  Freiburger  ^,  bestehen,  haben  seit 
der  Ertheilung  derselben  eine  völlig  veränderte  Organisation  erhalten.  Indessen  sind 
von  ihnen  seit  ihrem  Bestehen  unter  bischöflicher  Zulassung  und  ohne  dass  seitens 
des  päpstlichen  Stuhles  Widerspruch  erhoben  worden  ist,  Promotionen  vorgenommen 
worden,  und  die  von  ihnen  Promovirten  haben,  ohne  dass  von  irgend  einer  kirchlichen 
Autorität  Einwendungen  geltend  gemacht  worden  sind,  ihre  akademischen  Titel  ge- 
führt. Hierin  Hegt  jedenfalls  eine  stillschweigende  Anerkennung  des  Promotions- 
rechts, welche  so  lange  als  wirksam  betrachtet  werden  muss,  bis  etwa  päpstlicherseits 
ihnen  das  letztere  abgesprochen  werden  sollte. 

1  S.  0.  S.  652.  de  ref.  (Bd.  II.  S.  121  des  Pönitentttrius),  Sess. 

2G.  Meyeru.  Löninga.  a.0.  Ueber  die  XXIV.  c.  12  (Bd.  II.  S.  82.  204  gewisser  Dom- 
Zulassung  zur  Lehrthatigkeit  in  der  Theologie  s.  herrensteilen  und  der  Archldiakonate),  Sess. 
0.  S.  674.  Vgl.  auoh  Schulte  1.  Arch.  f.  k.  K.  XXIV.  c.  16  de  ret  (Bd.  H.  S.  212.  235  des 
R.  19,  40.  41.  GeneraMkars    und    Kapltelsverwesers),     Sess. 

8  Trid.  Sess.  XXII.  c.  2  de  ref.   (Bd.  II.  S.  XXIII.  c  18  (Bd.  II.  S.  112   des  Scholasters), 

486  des  bischöflichen"),  Sess.  XXIV.  c.  18  de  vgL  ferner  Bd.  II.  S.  119  (betreffend  den  Theo- 

ref.  (Bd.  II.  S.  495  des  Amtes  als  Eiiamlnator  logus.     S.  überhaupt  noch  Bd.  II.  S.  486. 

bei  den  Konkursprüfungen),  Sess.  XXIV.  c.  8  *  S.  o.  S.  668. 669.      5  s.o.S.667n.lu.  670n.^ 


Fünftes  Kapitel:  Die  Handhabung  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar- 

straf gewalt  ^ 

/.    Geschichte, 

A,    Im  römischen  Reich. 

§.  243.    1.  Die  Zeit  bis  Konstantin, 

Die  ältesten  Christengememden  im  römischen  Reich  waren  religiös-sittliche  Ge- 
meinschaften, deren  Glieder  ihr  gesammtes  Leben  in  den  Dienst  and  in  den  Zweck 
ihrer  Gemeinschaft,  das  Reich  Gottes  anf  Erden  zn  verwirklicheti,  stellten,  und  daher 
zur  Bekennung  des  Glaubens  an  Christus ,  sowie  zur  Beobachtung  der  von  ihm  für 
die  Neugestaltung  des  religiös-sittlichen  Lebens  gegebenen  Anweisnngen  verpflichtet 
waren.  Um  diesen  ihren  Charakter  zu  wahren,  mussten  sie  in  Mitten  des  sie  be- 
obachtenden Heidenthums  ttber  ein  den  Bedingungen  ihrer  Gemeinschaft  entsprechen- 
des Leben  iher  Mitglieder  wachen,  und  eine  strenge  Disciplin  Aber  dieselben  ausüben. 

Ohne  äussere  Macht,  und  genöthigt,  die  Disciplin  unabhängig  von  der  Stellung 
der  Staatsgewalt,  von  einer  feindlichen  oder  tolerirenden  Haitang  der  letzteren,  zur 
Geltung  zu  bringen,  bot  sich  ihnen  als  einziges  zweckentsprechendes  Mittel  das 
natürliche,  mit  jeder  Gemeinschaft  von  selbst  gegebene  Recht  dar,  unwürdige  und 
gegen  ihre  Lebensordnungen  verstossende  Mitglieder  auszuschliessen^.  Eine  der- 
artige Ausschliessung,  nachmals  der  Bann  oder  die  Exkommunikation  ge- 
nannt, ist  schon  von  den  Gemeinden  in  der  apostolischen  Zeit  geübt  worden  3.   Dass 


1  Jo.  M  0  T  i  n  u  s ,  comm.  bist,  de  disciplina  in  ad- 
ministratione  sacramentl  poenitentiae  XIII  prim. 
eaecul.  obsenrata.  Paris,  1671;  Antrerp.  1682; 
Brux.  1687;  Venet.  1702;  Jos.  Blngham, 
origines  eccleslastlcae  or  the  antiqnities  of  the 
Christian  chnrch.  Vol.  Vn  u.  VIII.  London  1720; 
Sirmond,  historia  poenitentiae  publicae  In 
opera  ed.  Paris  1696  (wiederholt  Venet.  1728) 
t.  IV.  p.  326  ff. ;  Ft.  Frank,  die  Bassdisciplin 
der  Kirche  von  den  Apostelzeiten  bis  zum  7.  Jahr- 
hundert. Mainz  1867;  Funk,  Art. Bussdisclplin 
in  Wetz  er  u.  Weite,  Kirchenlexikon,  2.  Aufl., 
2, 1661  ff.;  Biuterim,  d.  vorzüglichsten  Denk- 
würdigkeiten der  christl.-kathol.  Kirche.  V.  2, 
173  ff. ;  E.  Löning,  Geschichte  d.  deutschen 
Kirchenrechts.  Strassburg  1878.  1,262 ff.;  H. 
Jos.  Schmitz,  die  Bussbficher  und  die  Buss- 
disciplin  der  Kirche.  Mainz  1883;  J.  Blötzer, 
d.  geheime  Sünde  in  der  altchristl.  Bussdisclplin 
in  Zeitschrift  für  kathol.  Theologie.  Innsbruck 
1887.  11,  483.  693.  Vgl.  femer  die  o.  S.  84  n. 
3  cltirten  Schriften  von  Klee,   Enders  und 


Steitz  und  Ferd.  Probst,  Sakramente  und 
Sakramentalien  in  den  drei  ersten  christl.  Jahr- 
hunderten.  Tübingen  1872.   S.  244  ff. 

2  Wenngleich  auch  die  Jaden  eine  solche  Aus- 
schliessung, den  Bann,  Oamp.  Vitringa,  de 
Synagoge  veter.  Leucopetrae.  p.  738ff. ;  Kober, 
der  Kirchenbann.  2.  Ausg.  Tübingen  1863.  S.  4, 
kannten,  so  braucht  man  doch  deshalb  nicht  mit 
Vitringa  p.  730,  den  christlichen  Bann  als  eine 
historische  Entlehnung  und  bewusste  Nachah- 
mung des  ersteren  anzusehen,  Löning  1,  263. 
264;  Rothe,  Vorlesungen  über  Kirohenge- 
schiohte.   Heidelberg  1876.   1,  260. 

3  Katholischerseits  wird  die  Ausschliessung 
auf  die  Einsetzung  Christi,  Matth.  XVIII.  16—18 
zurückgeführt.  Enders  1,  1;  Kober  S.  8; 
jedenfalls  spricht  diese  Stelle,  ebensowenig  wie 
Johann.  XX.  23  direkt  von  derselben,  Rothe 
S.269. 

Dagegen  wird  sie  erwähnt  I.  Gorinth.  V;  II. 
Cor.  II.  6—11;  III.  Joann.  10  (aber  nicht  U. 
Thessal.  DI.  14.  15). 
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damit  die  Zugehörigkeit  znr  Einzelgemeinde  gelöst,  also  dem  Ausgeschlossenen  die 
Mitgliedschaft  entzogen  wurde,  kann  nach  dem  Zwecke  der  Massregel  nicht  zweifel- 
haft sein  ^  Angewendet  wurde  sie  nur  bei  schweren  Sünden,  also  bei  solchen,  welche 
eine  Verletzung  Gottes  und  der  Gemeinde  in  sich  schlössen^.  Auch  war  sie  nicht  eine 
absolute,  welche  jede  Wiederaufnahme  des  Ausgeschlossenen  für  immer  unmöglich 
gemacht  hättet,  vielmehr  konnte  derselbe,  falls  er  durch  aufrichtige  Reue  und  Busse 
die  Gewähr  ftlr  ein  künftiges  christliches  Leben  gegeben  hatte,  von  Neuem  wieder 
als  Mitglied  aufgenommen  werden  *. 

Die  Aufsicht  über  das  religiös-sittliche  Leben  der  Gemeindegenossen  und  das 
Recht,  diejenigen,  welche  sich  Verfehlungen  zu  schulden  kommen  liessen,  zu  er- 
mahnen, hatten  die  Vorsteher  der  Gemeinde,  die  Presbyter^.  Dagegen  lag  die  Aus- 
schliessung eines  Mitgliedes  und  die  Wiederaufnahme  eines  solchen,  für  welche  sich 
in  dieser  Zeit  noch  keine  bestimmten  Formen  entwickelt  hatten,  in  der  Hand  der 
ganzen  Gemeinde  <^. 

Die  apostolische  Zeit  weist  also  eine  rein  auf  die  Einzelgemeinde  beschränkte 
Ausübung  der  jeder  Gemeinschaft  naturgemäss  zustehenden  Straf-  und  Disciplinar- 
gewalt  über  ihre  Gemeindemitglieder  auf,  womit  über  das  Verhältniss  des  einzelnen, 
der  Ausschliessung  unterworfenen  Gliedes  zu  Gott  und  über  die  Bindung  und  Ver- 
gebung seiner  Sünden  nichts  entschieden  war. 

In  der  nachapostolischen  Zeit,  mit  der  weiteren  Verbreitung  des  Christen- 
thums  und  der  Herausbildung  des  katholischen  Episkopates,  treten  indessen  eine 
Reihe  von  Aenderungen  ein. 

1.  In  Folge  der  Entwicklung  des  Begriffes  der  Kirche,  als  der  durch  den  Epis- 
kopat zur  Einheit  verbundenen  christlichen  Gemeinden  und  der  Auffassung,  dass  die 
Gemeinschaft  mit  Christus  durch  die  Gemeinschaft  mit  der  Kirche  bedingt  sei  ^,  wird 


i  S.  auch  Nie.  München,   das  kanonische  gatio,  blaspbemia atiqne  et moechia et fornicaüo, 

Gerichtsverfahren  und  Straftecht.   Köln  u.  Neuss  et  si  qna  violentia  templi.    Honim  exorator  non 

1865.  2,  162.  163.  erit  Christus.« 

2  So  A.  Ritschi,  Entstehung  der  altkatholi-  3  s.  Rothe  1,  260  und  Löning  1,  254. 

sehen  Kirche.     2.  Aufl.     Bonn  1857.     S.  369.  .  ^  .  tt   n/»,  tt  7  «  -in    -  .^^^\.  ai^  ^^.a^ 

I.  Cor.  V.  11  erwähnt  der  Hurer,  Geizigen.  Ab-  .  *  ^«J«  "'  ^'-  ^^'  ^'  ^'  ^^^  «*  *""^  ^*^  ^^'*«* 

göttischen.  Lasterer,  Trunkenbolde  und  Rauber  Anmertuug. 

im  Zusammenhang  mit  der  Ausschliessung  (v.  12),  ^  LThess.  V.14;  A. Ritschi  S.369;  Hatsch, 

s.  auch  ibid.  VI.  9.  10;  vgl.  I.  Joann.  V.  15—17  Qesellschaftsverfassung  der  christl.  Kirchen  im 

(hier  unterschieden   die  cifiaprla  irp6«  ^avaxov  Alterthum.  üebersetzung  von  Harn  ack.  Giessen 

und  06  itp6«  ^divatov),  ferner  Jac.  V.  6  und  Gal.  18Ö3.   S.  66. 

VI.  1,  wo  von  dem  Bekennen  der  kleineren  Sun-  «  I.  Cor.  V.  2—4.  7;  D.  Cor.  II.  6;  H.  Thess. 

den  vor  einem  Bruder  und  der  Nachsuch nng  der  lü.  14  und  über  die  Wiederaufnahme  II.  Cor. 

göttlichen  Vergebung  durch  das  Gebet  desselben  II.  7.  8.  10;    Rothe  1,  260;    Hatsch  S.  Ua 

die  Redeist   Auch  die  später  bei  den  Kirchen-  127,  während  nach  der  hergebrachten  katholischen 

Vätern  vorkommende  Unterscheidung  zwischen  Lehre  das  Recht  zur  Ausübung  der  Disciplin  den 

den  schweren  und  leichten  Sünden  spricht  dafür,  Aposteln  von  Christus  übertragen  (Matth.  XVI, 

B.  z.  B.  Tertullian.  de  pudic.  c  19  :  „Sunt  quaedam  19 ;  Joann.  XX,  13)  und  von  diesen  auf  die  Bi- 

delicto  quotidianae  incursionis,    quibus  omnes  schöfe  übergegangen  ist,  Kober  S.  8,  s.  aber 

sumus  obiecti.    Cui  enim  non  accidit,  aut  irascl  A.  Ritsch  1  S.  372. 

inique  et  ultra  solis  occasum,  aut  et  manum  mit-  "^  Cyprian,  ep.  4  c  4  (ed.  Hartel  p.  477): 

tereauttemereiurareaut  fldempactidestruereaut  „nunc  autem  quia  ciroumcislo  spiritalis  esse  ad 

verecundia  aut  necessitate  mentlri?  in  negotiis,  fldeles  servos  dei  coepit,  spiritali  gladio  superbi 

inofflciis,  invictn,  inquaestu,  in  visu,  inauditu,  et  contumaces  nec«ntur,  dum  de  ecclesla  eiciun- 

quanta  tentamur,  ut  si  nuUa  sit  venia  istorum,  tur  neque  enim  vivere  foris  possunt,  cum  domus 

nemini  salus  competat.    Herum  ergo  erit  venia  dei  una  sit  et  nemini  salus  esse  nisi  in  ecdesia 

per  ex.oratorem  patris  Christum.    Sunt  autem  et  poasit;  "  Rothe  1,  261.  469;   Löning  1,  264. 

contraria istis,  utgraviora et  exitioraquaevoniam  Vgl.  auch  0.  Ritschi,  Cyprian  von  Carthago. 

noncapiaiit,  homicidium,  idololatria,  f^aus,  ne-  Göttingen  1886.  S.  90  ff. 


§.  245.] 
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die  Ausschliessung  aus  der  Gemeinde  nicht  nur  zur  Ausschliessung  aus  der  ganzen 
Kirche,  sondern  auch  zur  Aufhebung  der  Gemeinschaft;  mit  Gott^ 

2.  Wenngleich  der  Bischof,  welcher  jetzt  als  massgebender  Leiter  an  die  Spitze 
der  Gemeinde  getreten  ist,  noch  mit  dem  Klerus  und  der  Gemeinde  die  Straf-  und 
Disciplinargewalt  ausflbt^,  so  erscheint  er  doch  nicht  mehr  als  der  Träger  einer  der 
Gemeinde  zukommenden  Machtvollkommenheit,  sondern  in  der  Stellung  eines  von 
Gott  borufenen  Organs^  welches  die  Auäsehliessuug  aii&  der  Gemeinde  und  Kirche  an 
Chiisti  Statt  volkiehta. 

3.  Der  apostolische  Grundsatz,  daaa  die  Ausschliessungen  aus  der  öemoinde  und 
aus  der  Kirche  aUein  wegen  schwerer  oder  Todsünden  erfolgon  kann,  blieb  auch 
jetzt  noch  in  Geitung^,  und  da  diejenigen  Verfehlangen,  welche  dabin  gehörouj  auch 
in  dieser  Zeit  noch  nicht  genau  festgestellt  waren '^,  wenngleich  in  Betreff  mancher 
Einigkeit  herrachtOj  so  hatte  vorkommenden  Falles  derBischof  bei  seiner  hervorragenden 
Stellung  in  der  Gemeinde  die  massgebende  Entscheidung  abzageben**.  Dass  aber  die 
Verhängung  der  Aiisschlieasnng  wegen  solcher  Sünden  blos  dann  hätte  erfolgen  können^ 
wenn  sie  offenkundig  waren ',  lässt  sich  nicht  dartliun^  wenngleich  es  selb  st  verstau  d- 


^  S.  <U©  tor   Anm. 

3  DaB  (ergeben  nooii  die  Briefe  CyprlAna,  cp.  14 
t.  4*  p«  512:  ^qniiüdo  &  pritnordlo  eplscopatus 
in  ei  äUtueriro  uiMl  »tue  con^ili«  veitro  (i.  e.  pre*- 
bytefoTum  et  dlacorioniiti)  et  bOiö  coneeiisu  plebis 
mB&  privat  im  sentontia  leerere ;  "  ep.  63  c.  1,  p. 
37Ö  (auch  *p,  19  p,  Ö^J,  docU  ist  nicht  fastiu- 
a teilen,  oh  dei  ßlaahof  dabei  an  die  Meinung  äe^ 
PreabytcriumB  otier  gfij  iucb  äh  die  der  LaJ^n  gv- 
Tnjndöu  war^  ö-  KU«*".bl  S,216,  imi  «o  wenlfi^r» 
Als  bei  di^r  Au»dbuDg  dieser  Funktion  nach  der 
RQi^kkebr  Cypriaiia  tmfli  CMthag<>  von  der  Bethei- 
ligung ATtiierer  Biacböfe,  also  Viru  KondLlen^  vre- 
gen  dnr  damal«  brotinendQU  Fragen  der  kirchllüben 
i^iflclpUT*  die  Rede  ist,  ep.  31  c.  6,  p.  562^  ep, 
49  <^.  %  p.  610;  op,  &4  ft,  1,  p.  717.  Vgl.  noch 
A.  Rltsclil  1,  3ia  375. 

^  CrpriaD,  ep*  &9  n.  5^  p*  672  t  „nequo  eiilm 
allunde  ba<^re&ä»  c^bortau  eunt  ant  n&ta  eunt 
BohiHmata  (^iiam  cjuando  sacenloti  dei  nou  obteiri^ 
patatur  oec  uuus  In  ec4:lßsiaad  tempufiAaeefrlos  et 
ad  teiuptu  iudex  Tic'«  C!aristi  eoglutür'*;  Huibe 
1,460. 

^  ÜrigeneK,  commciit,  in  Matth.  ecries  e.  89, 
Migno,  patroL  gr,  Ut,  ed,  10,  li2Q:  rtPfOpter 
bD(S  entm  et  in  e^clesila  coniuetudo  temiit^  ut 
q\ü  inanifeEti  eunt  hi  magnie  dellrU^f  eildanCuT 
ab  oratloüe  eotninaul  \ "  *'.  21. 2'2  (^Drigenes)  C.  XL 
qn.  3. 

^  Origened,  liomlL  in  Lerit.  15v  c  %  1.  c.  9^ 
4l!:^7,  welcher  flf.hon  deu  Äuftdfuek :  erluien  mor- 
tale gebraucbt  Vgl.  im  Uebrifeu  die  Znaammen- 
atclltrngpn  bei  Morluue  L  W  c.  1  ff ,  p.  249ff.^ 
Blnterim  V,  %,  248  IT.;  Frank  S,  444  ff,»  9. 

A  So  vor  Allem  binäiditlich  der  e,  f.  kanatil' 
ii^hen  Vergelien,  de»  Abfalls  ^om  ftUnben,  der 
Vncnfjbt  nmi  der  Tödtung  (dea  Mordes),  a,  die 
vot,  Anm,,  velcbe  gerade  in  dieser  Zeit  eine  be^ 
Bondere  Stellung  unter  dea  Ecbweren  ^Ondt;» 
üdnnftbinen,  i.  S.  694. 

1  B»  Bicbtor-Do»e^K»bl,  K,  U,    8.  Anf!. 


S.  7Ca  769;  iiamemileb  Lonlng  l,25ß  u,  26? 
n.  1 

8  Lönlng  ft*4.  0.  beruft  eich  anf  die  Anra  4 
citirte  StvMa  iiiid  atif  Orlgenefi  bom.  21  in  IIb. 
J(58u  nave  c.  1  (o.  22  C.  XJ,  qw.  3):  ^Ubi  eolm 
peccatnm  iion  eit  evidcnfli  fjicere  de  eock'Bla  ne- 
minem posBumup,  ne  forte  eradicantea  zizania 
eradii^emua  ainiul  ornn  Ipflia  eti.'im  tiitici^m."  Aber 
Urifeties  spricht  nicht  von  ofTenkundigen  Sdu~ 
den,  aondern  toq  PeiÄonen^  von  denen  es  offen- 
bar ieit  daJA  gie  sich  In  Sünden  beenden  und  von 
der  klar  am  Taga  liegentUn  9unde,  TerUngt  also 
nuTi,  daaa  daa  F^egeben  der  Sünde  anaBer  allem 
Zweifel  stehti  sagt  dagegen  idchtT  daas  dazn  ein- 
zig und  allein  die  Offenknndigkelt  aiiÄtelcbt  oder 
gar^  da£s  die  Offenkundigkeit  der  Sünde  ein  die 
Strafe  der  Ausachüoesaag  bedingende»  Erforder- 
nias  sei-  Ed  Ut  in  der  Th^i  auch  nicht  abzuseben^ 
aus  welchen  inneren  Gründen  .^mindestena  atiit 
dem  3*  Jahrhundert^  so  Löning^  der  Bisehof 
in  dioier  Weise  hätte  bes^hr^nkt  werden  sollen, 
umiawenigetf  at«  Lotiing  andere  raeitj«  B.  257 
bemerkt,  dii$  der  Sohnldige  die  gehtdmc  Sünde 
rlnreb  eine  Selbiit»nkl*ge  habe  m  einer  offen  t- 
liehen  niifcftben  wnd  dadnrch  daa  StrafTi^rfahren 
h  eti?ofrti  fen  können.  W  enn  d  i  e  C  b  ri  ste  n  ^em  ein  den 
in  der  früheren  Zeit  darauf  tebcn  mni^aten^  uti- 
vvürdige  Glieder  ausEUScblies^en ,  eo  Ing  dieses 
Bedürfniss  doch  an  eh  dann  Tor^  wenn  tst^hwere 
Ver^öase  gegen  die  ckiiätlicbe  Lebensordnung 
dnroh  Zeugen  »usaagen  eijer  auf  andere  Weiae  er- 
wiesen waren,  und  da  Lo  n  in  g  aelbat  hervorhebt, 
da«S  mit  der  Vermehrung  der  Qeraeindeglieder 
die  Vergehen  j  weli^be  ein  Einflchrelten  des  iü- 
sehofs  verlangteni,  Eahl  reich  er  geworden  ä^elen,  sa 
erai'heint  ea  unerflndUchf  warum  die  Strafgewalt 
deaiaelben  gerade  in  dieser  Zeil  in  der  angegebe- 
nen lUchtnng  hätte  beat-hränkt  werden  aolten. 
Dazu  kemmt  noch  ^  das»  die  im  folgenden 
Jahrhundert  au«gcbiidete  ßiis&pnx.t9  nitd  d!e 
Goietzgobnng  von  dieser  VoraueaeUung  nicbta 
«eiaa  (s.  ^,  'l^X  ffl-  aneb  Aufcuittnl  hom.  GO 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  243. 


lieh  war,  dasB  die  Strafe  nur  angewendet  werden  konnte,  falls  die  Begehung  der 
Sünde  erwiesen  war*. 

4 .  Während  in  der  apostolischen  Zeit  wohl  keinem  Sflnder  die  Wiederaufnahme 
nach  der  Besserung  verweigert  wurde  ^,  machte  sich  im  Laufe  des  zweiten  Jahr- 
hunderts eine  strengere  Ansicht  nicht  nur  dahin  geltend,  dass  den  zum  zweiten  Male 
wegen  Rückfalles  in  eine  schwere  Sünde  ausgeschlossenen  Kirchengliedem  eine  noch- 
malige Aufnahme  zu  versagen  sei  ^,  sondern  auch  —  und  dies  jedenfalls  in  Nord- 
afrika unter  dem  Einfluss  montanistischer  Anschauungen  —  dahin,  dass  bei  gewissen 
schweren  Sünden,  bei  Idololatrie,  Unzucht  und  Mord*,  die  Wiederzulassung  zu  der 
Eirchengemeinschaft  für  immer  ^ 


de  poenit  (sermo  351  o.  10,  Migne  patrol.  39, 
1546),  auch  in  c  18  0.  II.  qtu  1 :  „Nos  a  commu- 
nione  piohibere  quenquam  non  possumus,  quam- 
vis  haec  problbitio  nondum  sit  mortalis ,  sed 
medicinalis,  niei  aut  Bponte  confeBsum  aut  in 
aliquo  aive  secolari  slve  ecclesiastico  iudicio  nomi- 
natum  atque  conTictum,''  ferner  Gregor  v.  Nyssa 
ep.  eanonica  ad  Letojum  Melitin.  episo.  o.  4. 
Migne^  patrol.  gr.  45,  229,  wovon  dem  frei- 
willigen Bekenntniss  der  Unznchtesünden  und  der 
UeberfÜhrung  wegen  solcher  die  Rede  ist  und  fOr 
beide  Fälle  die  Busszeiten  gleich  bestimmt  sind 
aber  im  Falle  des  freiwilligen  Geständnisses  Ab- 
kürzung der  Busszeiten  gestattet  wird.  S.  weiter 
M  eurer,  der  Begriff  des  kirchlichen  Straf  Ver- 
gehens nach  den  Rechtsquellen  des  Augsburger 
Bekenntnisses.  Leipzig  1883.  S.  57.  Ueberwie- 
gend  wird  gewöhnlich  blos  die  mit  der  hier  be- 
sprochenen nicht  völlig  identische  Frage  behan- 
delt, ob  für  geheime  Vergehen  habe  öffentliche 
Busse  geleistet  werden  müssen  oder  nicht,  s. 
z.B.  MorinusUV.  c.l6p.  296ff.;  Binterim 
y,  2,  276 ff.;  Frank  S.  457,  unter  denen  keine 
Uebereinstimmung  hinsiditlich  der  Auffassung 
des  Begriffes  der  öffentlichen  Sünde  herrscht 

1  S.  namentlich  die  in  der  vor.  Anm.  citirte 
Stelle  Augustins. 

2  Das  zeigt  das  Verhalten  des  Paulus  gegen- 
über der  Gemeinde  in  Gorintb,  S.  692  n.  4;  vgl. 
dem.  Roman,  ep.  1  ad  Corinth.  c  7.  8,  patr. 
apost.  ed.  Dressel  1857.  S.  54.  S.  auch  Frank 
S.  834  ff. ;  F e  c  h  t  r  u p ,  Tübing.  theol.  QuarUl- 
schrift  1872.  Jahrgg.  54.  S.  431  ff.;  Probst, 
Sakramente  und  Sakramentalien  S.  299.  305. 

a  Tertulllan.  üb.  de  poenit.  c.  7,  Migne, 
patrol.  1,  1241 :  ,,Gollocavit  in  vestibulo  poeni- 
tentiam  seoundam  (im  Gegensatz  zu  der  ersten, 
der  vor  der  Taufe),  quae  pulsantibus  patefaoiat: 
sed  iam  semel,  quia  iam  secundo;  sed  iam  am- 
plius  numquam,  quia  proxime  frustra;''  Ori- 
genes  hom.  in  Levit.  15  c.  2:  „In  gravioribus 
criminibus  semel  tantum  poenitentiae  conceditur 
locus :  ista  vero  oommunia  quae  freqnenter  in- 
currimus,  semper  poenitentiam  recipiunt  et  sine 
intermissione  redimuntur;^  femer  die  oonst. 
apost  II.  43  in  Bezug  auf  denjenigen,  welcher 
nach  der  falschen  Anschuldigung  eines  Bruders 
und  nach  deswegen  geleisteter  Busse  wieder  das- 
selbe Vergehen  verübt  („diim^  iizexitAfi-i]  xijc  toü 
xup(ou  oüvo^oiY^c*);  weitere  Nachweisungen  bei 
Bingham,  bk.  18.  eh.  4.  s.  1;  8,147;  Binte- 
rim S.  265  ff.;  Frank  S.  863  ff.;  vgl.  ferner 
Probst  S.  318.  Allerdings  ist  in  den  betreffen- 


den Stellen  und  bei  den  Schriftstellern  von  der 
Nichtzulassung  zur  Bnsse  die  Rede;  da  aber  die 
Leistung  der  letzteren  die  Voraussetzung  der 
Wiederaufnahme  in  die  Kirche  war  (s.  S.  695), 
so  war  damit  auch  die  Wlederznlassung  ausge- 
schlossen. 

^  Gyprian,  ep.  55,  p.  638:  „apud  antecessores 
nostros  quidam  de  episcopis  istic  in  provincia 
nostra  dandam  pacem  moechls  non  putaverunt  et 
in   totum   paenitentiae  locum   contra   adulteria 

cluserunt Miror  autem  quosdam  sie  oh- 

stinatos  esse,  ut  dandam  non  putent  lapsis  (d.  h. 
denen,  welche  in  der  Verfolgung  ihr  Christen- 
thum  verläugnet  hatten)  paenitentiam  aut  paeni- 
tentibus  existiment  veniam  denegandam.''  Tertul- 
llan (allerdings  in  der  montanistischen  Schrift) 
d&pudicitia  c  12,  Migne,  patrolog.  2,  1002: 
„Eine  est  quod  neque  idololatriae  neque  sanguini 
pax  ab  ecclesiis  redditur"  und  vorher  ibid.  mit 
Bezug  auf  Act  apostol.  XV.  28.  29  gesagt :  „suf- 
floit  et  hie  servatum  esse  moeohiae  et  fomicationi  lo- 
cum honoris  sul  interidololatriam  ethomicidium.^ 

^  Des  Näheren,  namentlich  hinsichtlich  der 
Ausdehnung  dieser  Praxis  und  der  einzelnen  in 
Frage  kommenden  Sünden,  ist  alles  bestritten. 
Uarnack,  lapsi  bei  Herzog,  Real-£ncyklo- 
pädie,  2.  Aufl.  8, 420  nimmt  an,  dass  im  2^  Jahr- 
hundert der  zur  Idololatrie  abgefallene  Christ 
überhaupt  nicht  zur  Kirchengemeinschaft  zuge- 
lassen worden  sei,  indem  er  die  für  die  gegen- 
theilige  römische  Praxis  angeführten  Stellen  des 
Hirten  des  Hermas,  mandat  IV.  1.  3,  ed.  Dres- 
sel  S.  589.  590,  s.  z.  B.  Fechtrup  a.  a.  0. 
S.  442;  nicht  auf  die  Kirchenzuoht,  und  auch 
Euseb.  bist  ecclee.  IV.  31,  wonach  der  Bischof 
Dionysius  von  Korinth,  u.  170 :  „xol  touc  i^  olac 
&'o5v  dico7rc(6o6o>Cy  efxe  irXiQfifAeXeCoiCi  tXzt  (L'?)v 
atperix'^C  irXdfcvt]«  intaxpiffos-uiQ  Se&oOa^i  irpoo- 
Tarcei'',  blos  auf  die  Sünden  der  groben  Unsitt- 
llchkeit  und  des  häretischen  Irrthums  bezieht, 
wogegen  manche,  so  Ha g e m  an n ,  die  römische 
Kirche  und  ihr  Einfluss  auf  Disciplin  und  Dogma 
in  den  ersten  3  Jahrhunderten.  Freiburg  1864. 
S.  53 ;  Fechtrup  S.  445,  erst  eine  Aenderung 
der  römischen  Praxis  nach  der  Zeit  des  Hirten 
des  Hermas  annehmen,  endlich  andere  behaupten, 
dass  die  christlichen  Kirchen  in  der  überwiegen- 
den Mehrzahl,  insbesondere  auch  die  römische 
der  strengen  Praxis  gehuldigt  haben,  Morinus 
1.  IX.  c.20,p.672;  Binterim  S.258;  Frank 
S.  846  ff. 

Eine  weitere  Streitfrage  knüpft  sich  an  Ter- 
tulllan I.  cc. l,Migne2, 979:  „Audio enim edle- 
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auägesdüossen  bleiben  mtlBse^ 

5,  Soweit  eine  Wiedcraufnalime  des  auägesclilossenen  Sünders  statthaft  war, 
konnte  sie  nur  dadurcli  erlangt  werden,  daas  ein  aolcher  die  Leistung  der  öffent- 
lichen Kirclienbuäse  Übernahm,  d.  h.  durch  die  öfllentliche  Anerkennung  und  Abbitte 
des  begangenen  Unrechts,  sowie  dnrch  öffonthche  Demtlthigungen  und  Kasteiungen 
(Liegen  auf  der  Erde,  Fasten,  Almosengeben)  die  Aufrichtigkeit  seiner  Eeue  und 
seiner  Besserung  darthat^^. 

Die  Offen  fliehe  Busäo  war  somit  das  Mittel,  sich  von  dem  Kirchenbanne  zu  lösen, 
also  ihre  Leistung  die  rechtliche  V^oraussetzung  der  Wieder aufhebung  desselben,  d.  h. 
der  Wiederaufnalime  in  die  Gemeinschaft  der  Kirche.  Aber  von  einer  rechtlichen 
Yerp flieh tungj  die  Busse  zu  übernehmen^  oder  gar  von  einer  Erzwingung  dieser  Pflicht 


tum  esse  proposltum  et  qaidem  p e rem p torin m  ; 
ponüfex  solL  mirlmus,  quoil  est  eplecopus  epis- 
fopormn ,  ctilcit :  Ego  i;t  mocufaiao  et  forulcatiouis 
deliLHa  pocnltcTitia  furictis  [iimlttOt"  und  aii  Illp- 
polyti  pbilosophisia,  ]X.  12,  Migne,  patrol,  gt. 
XVI,  3,  p.  B385  ;  „TTrjtüTo^  (der  römische  Ui  sc  lief 
KaUlstiiä  217—222)  Td  :tpÄ;  th;  -fiSovac  toU 
ävftptutirjK  a'jYyaipeiv  iTrevdTjae ,  >i^tj>v  Trdaiv 
UTtttÜTöj  d^k^ö-ii  afjLapxtaCt '*  und  ferner]  „Ta^>Ti 

T,äni  o'dTtplTcii;  Tt^fi<3fiptjw  t-^^v  xoi^rovfav,"  Zn- 
näcliet  wird  die  SteWti  Tortnllians  einmal  anf 
den  rönUaclien  Bischof  Ztphitynm  (199 — 217), 
Frank  S.  842;  Fe  chtr  u  p  8,  429  ;  Landen, 
GeBuli*  d.  rümianh.  Kirche  bis  zum  Poutiflkatc 
Leo'ftl.  BormlJ^Sl.  S.  220  ET.,  gedeutet,  and  er  er- 
leitfi  Ruf  Kalli^tug  (sadMa  Bowobl  Teitullinii  jlIs 
auch  Hlppolyt  daeaelbe  Faktum  berichten  und 
Tou  ihrem  Standpunkt  aus  aiigTüifen),  Hartiaok 
S.  420;  0.  Kitecbl,  Gyprifln  S.  14.  Forner 
heneüht  ktilue  Einigkeit  darüber^  oh  es  sich  da- 
bei um  allgemtiinc  Anordnungen  der  gedachten 
bilden  oder  des  zuletzt  erwähnten  Bischofs^ 
Fcchtrup  8.  439.449;  Frank  S.  856,  oder 
bloa  um  ironische  Beruhte  über  die  Praxis  der 
remiflnheti  MschÖfe  h&ndelt,  Langen  S.  220. 
24B;  i^eiter,  ob  im  ersteren  Falle  die  rümisch© 
»trenge  Praxis  eüct^etslv  durch  die  angeblichen 
Edikte  geändert  ist^  so  Fechltu  p  a*  a.  0.  oder 
ob  dieselben  sich  gar  nicht  auf  die  fortdaußtiid 
milde  gebliebene  fümiarhe  Praxis  beziehen,  son- 
dein  sich  lediglich  gegen  die  strenge  afrikanische 
I'ebung  wenden^  wie  Frank  S,  866  annimmt» 
So  wenig  hier  diese  Fülle  von  Streitfragen,  t^toi- 
tere  siehe  noch  bei  Fecbtrup»  erörtert  werden 
kann,  so  wenig  erscheint  die  letztere  Ansicht, 
welche  irrigerweise  von  einem  allgemelneQ  kirch- 
lichen 0  es  et  j  geh  ungsredit  der  römischen  Bischöfe 
im  2,  und  Anfang  des  3,  JaliTh.  {M.  IIL  S.  682. 
683. J  ausgeht^  begründet,  M,  E.  hat  man  jeden- 
falls im  2.  Jahrhundert  noch  in  Rom  an  dem 
immerwährenden  Ausschluss  der  lapsi  festgehal- 
ten, und  während  durch  Kallistug  zunächst  Mil- 
derungen hinsichtlich  der  Flelflcbesstinden  nnd 
des  Mordes  erfolgt  sind,  ist  eine  ßolche  bctrelTfl 
der  lapsl  in  der  römischen  und  afrikanischen 
Kirche  erst  zu  den  Zetttn  Cyprian&j  also  in  der 
Mitte  des  3.  Jahrhunderts  durchgeseitt  worden, 
O.  Ritachl  S.  U  ET.;  lUrnack  S.  421  m 
i  Basa  Gott  dem  für  Immef  aus  der  Kirche 


aiisgesehlo&senen  Sünder  vergeben  könne,  daran 
-wurde  allerdings  nicht  gciweirdt,  August,  ep. 
153  c.  3  ad  Macodon,^  M  Ign  e  33,  6ÖÜ  :  „Quam- 
tIb  eis  in  erclesia  locus  humillimae  paenitentiie 
non  concedatur,  deus  tarnen  super  eos  potientiae 
fluae  non  obliviaoitur,"  Harnack  H,  470 ; 
Probst,  Sakramente  S.  250 j  0,  Ritsehl, 
Cyprian  B.  187.  Wenn  Frank  S.  876  ff-  be- 
hanptett  dasa  solche  Sünder  zu  einer  Privat- 
beichte nnd  Kur  Privathusse ,  sowie  zur  sakra- 
mentalen LoBsprechung  Im  Sinne  der  (Späteren 
und  Jetüigen  Lehre  der  katholischen  Kirche  (a. 
0,  S*  122  und  aiich  S.  85  n.  3)  zugelassen  wor- 
den seieUt  obschon  ihnen  die  TOllst^iLiidlge  Auf- 
nahme in  dieKirt^he  und  der  Zutritt  ainra  Abend- 
mahle -versagt  worden  wäre,  so  ist  diese  Auffassung 
SEilbst  vüii  Katholiken,  s*  Fechtrup  a*  a.  0. 
S.  459,  als  der  quellenmäaslgen  Begründung  bar, 
widerlegt  worden.  Sie  hängt  allerdings  mit  der 
kathoUschereeits  vertheidigteu  Ansicht  zusam- 
men, dass  schon  in  der  hier  fraglichen  Zeit  das 
Institut  der  PriTatheichtc  und  das  romische 
Dogma  vom  Busssakramenl  in  Gellung  geweaeu 
seien.    VgL  darnbei  noch  §.  246. 

^  Tertullian  ,  de  poentt,  c  9 :  ,^Hulna  igitut 
poenltentiae  aecundae  et  uniuSf  quanto  In  arcto 
negotium  eat,  tanto  operosior  probatle  est,  ut  non 
sola  consci^ntia  proforatur^  sed  etiam  acta  admi- 
nistretur^  Is  actus,  qiii  magia  graeco  Tfocabnlo 
esprimituretfrequcntatUT,  eiomologesiacst,  qua 
delictum  domlno  nostro  cenfltemur,  non  quidem 
11t  ignaro,  sed  qnatenuä  Eatlafactio  eonfcsaione 
dl&ponitur,  confessione  poeultcntia  nascitur,  poe- 
nitentia  dens  mitigatur.  Itaque  exo  mol  ogesi  s 
prosterneiidi  et  humiüflcandl  hominis  disclplina 
est,  conversationem  iuiungens  misencordiae  illi- 
cem ;  de  ipso  quoqne  habltu  et  victu  mandat^ 
sacco  et  cinerl  tncubare,  corpus  sordlbus  obscu- 
rare,  animum  moerorihus  dejicere,  lila  quae 
peccavit  tristl  tractatione  mutare :  cieterum  pa- 
stnm  et  potnm  pnra  nosee,  neu  ventris  sdl.^  sed 
animae  causa :  plerumquc  vero  leluniia  preces 
aicrüj  ingemisc^ere,  lacrymad  et  mugire  die»  noc- 
tcsque  ad  dominum  deum  tuam,  piesby teils  ad^ 
yelTi  et  carifl  dci  adgeniculari,  omnlbus  fratiibus 
legationes  deprecationis  snae  inl unsere. '^  VgL 
welter  Probst,  Sakramente  S.  30L  307.  358 1 
ü.  Ritsch! ,  Cyprian  S.  Iö9. 

3  So  nehmen  Biener^  Beiträge  zu  d.  Gesch. 
desInqulsitions-PTOcessep,  LeipiiRl 827 ,  S .  1 6 * 
V.  Holtiendorf f,  Hdbch»  d.  deutschen  ätraf- 
rccbts.  Berlin  18TL  1|  43,  so,  dass  die  Lelatung 
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konnte  begrififUch  keine  Rede  sein^,  denn  mit  bnssfertiger  Gesinnung  nnd  wahrer 
Bene  ist  jeder  Zwang  unvereinbar,  und  so  hat  auch  die  Kirche  die  Busse  lediglich 
als  eine  Wohlthat,  welche  dem  Sflnder  erwiesen  wird,  aufgefasst,  da  sie  demselben  die 
öffentliche  Busse  zum  zweiten  Male,  ja  in  einzelnen  Fällen  Hberhaupt  ganz  versagt 
hat  2.  Hieraus  ergiebt  sich  zugleich,  dass  die  Busse,  wie  dies  freilich  ebenfalls  be- 
hauptet worden  ist,  nicht  den  Charakter  des  hervorragendsten  kirchlichen  Straf- 
mittels ^  oder  der  Censur  in  der  heutigen,  herkömmlichen  Bedeutung  dieses  Wortes^ 
gehabt  hat^ 

7.  Darüber,  ob  die  geleistete  Busse  ausreichend  war®  und  auf  Orund  derselben^ 
die  Wiederanfoahme  in  die  kirchliche  Gemeinschaft  erfolgen  konnte,  hatte  der  Bi- 
schof mit  dem  Presbyterium ^  und  anfilnglich  auch  mit  der  Gemeinde^  zu  befinden. 


der  Busse  durch  Bann  nnd  Gensnren  habe  er- 
zwungen werden  können. 

1  Meurer ,  die  rechtliche  Natur  der  Pöniten- 
zen  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  49,  184 

«  S.  0.  S.  694. 

3  Katz,  ein  Grnndriss  d.  kanon.  Strafrechts. 
Berlin  u.  Leipzig  1881.  S.  42,  welcher  freilich 
S.  43  mit  ihr  ausschliesslich  den  Besserungszweck 
yerbunden  sein  lässt,  und  sie  S.  44  gar  nicht  als 
Strafe  angesehen  wissen  will. 

^  Permaneder^K.R.  $.337.  NachSchmitz 
S.  19  bähen  die  vom  Sünder  zu  leistenden  Buss- 
werke theils  einen  vindikatiren ,  theils  einen 
medizineilen  Charakter. 

5  Vgl.  Meurer  S.  181. 183,  welcher  sie  unter 
Nichterwähnung  ihres  oben  im  Text  zuerst  her- 
Yorgehobenen  rechtlichen  Charakters  als  eine 
Gott  geleistete  satisfactio  für  die  demselben  durch 
die  Sünde  zugefügte  Verletzung,  und  zugleich 
als  eine  der  beleidigten  Kirche  zu  verschaffende 
Genugthuung  charakterisirt,  s.  auch  S.  188.  Das 
Ist  richtig,  das  erstere  freilich  erst  für  die  hier 
in  Rede  stehende  Zeit,  nicht  für  die  älteste,  s.  o. 
S.  692undRothel,  466. 

0  Da  die  öffentliche  Busse  die  Voraussetzung 
für  die  Wiederaufnahme  in  die  kirchliche  Ge- 
meinschaft bildete,  so  war  es  natürlich,  dass  sich 
bei  der  im  Verlaufe  der  Zeit  Immer  weltergehen- 
den Ausgestaltung  der  kirchlichen  Einrich- 
tungen genauere  ('rundsätze  und  Normen  in  be- 
treff derselben  und  in  betreff  der  Behandlung  der 
öffentlichen  Büsser  entwickelten  (so  spricht  z.  B. 
Cyprian  ep.  55,  p.  627  von  einem  llbellus,  in 
welchem  die  von  der  afrikanischen  Synode  von 
251  gefassten  Beschlüsse  Über  die  Behandlung 
nnd  Wiederaufnahme  der  lapsi  zusammengestellt 
sind).  Bei  den  für  die  hier  fragliche  Zeit  spär- 
lichen Quellen  lässt  sich  aber  kein  anschauliches 
Bild  entwerfen,  und  um  Wiederholungen  zu  ver- 
meiden, verweise  ich  auf  die  Darstellung  der 
Zeit  vom  4.  Jahrhundert  ab,  für  welches  die 
Quellen  reichlicher  fliessen,  wenngleich  bei  der 
in  dem  letzteren  hervortretenden  genaueren  De- 
taillirung  angenommen  werden  muss,  dass  sich 
die  Grundlagen  dafür  schon  im  3.  Jahrhundert 
festgestellt  haben. 

"^  Oder  auch,  ob  aus  besonderen  Gründen  ganz 
davon  abzusehen  sei.  Hierher  gehört  der  Fall, 
Cyprian,  ep.  4,  p.472,  in  welchem  nach  dem  Be- 
richt des  Bischofs  Pomponius  gottgeweihte  Jung- 


frauen mit  Bfännern ,  auch  einem  Diakon,  zu- 
sammen im  Bett  liegend  ertappt  waren.  Der  Bi- 
schof hatte  alle,  da  es  sich  hier  um  eine  Keusch» 
heitssünde  handelte,  ausgeschlossen,  nnd  Cyprian 
ertheilt  ihm  auf  seine  Anfrage  folgenden  Rath, 
p.  475 :  „Et  idcirco  consulte  et  cum  vigore  fecisti 
....  abstlnendodiaconumquicum virginesaepe 
mansit,  sed  et  ceterosqul  cum  virginibus  dormire 
consueverant  Quod  sl  paenitentlam  huius  in- 
liciti  concubitus  sui  egerint  et  ab  se  Invicem  re- 
cesserint ,  insplciantur  Interim  virgines  ab  ob- 
stetricibus  diligenter,  etsivirgines  inven- 
tae  fnerint,  accepta  communicatione 
ad  ecclesiam  admlttantur,  hao  tarnen 
interminatione,  ut  sl  ad  eosdem  masculos  post- 
modum  reversae  fuerint  aut  si  cum  iisdem  in  una 
domo  et  sub  eodem  tecto  simul  habitaverint, 
graviore  censura  eiciantur  nee  in  ecclesiam 
postmodnm  tales  facile  recipiantur.  Si  autem  de 
eis  allqua  corrupta  fuerit  deprehensa,  agat  poeni- 
tentiam  plenam,  quia  quae  hoc  crimen  admisit 
non  mariti,  sed  Christi  adultera  est,  et  ideo  aesti- 
mato  iusto  tempore  postea  exomologesl  facta  ad 
ecclesiam  redeat^ 

8  S.  0.  S.  693  n.  3 ;  Cyprian.  ep.  16  c  2,  p. 
518 :  „nam  cum  in  minoribus  peccatis  (im  Gegen- 
satz zum  Abfall  vom  christlichen  Glauben)  agant 
peccatores  paenitentlam  iusto  tempore  et  secun- 
dumdlsciplinae  ordinem  adexomologesinveniant 
et  per  manus  inpositionem  episoopi  et  cleri  ins 
communionis  accipiant;^  ep.  17  c.  2,  p.  522: 
„Audio  quosdam  de  presbyteris  .  .  .  nee  eplscopo 
honorem  sacerdotii  sui  et  oathedrae  reservantes 
iam  cum  lapsis  communicare  coepisse  et  offerre 
pro  Ulis  et  eucharistiam  dare,  quando  oporteat  ad 
haec  per  ordinem  perveniri :  nam  cum  in  mino- 
ribus delictis  quae  non  in  deum  commlttuntur 
paenitentia  agatur,  iusto  tempore  et  exomologe- 
sis  flat  inspecta  vita  eius  qui  agit  paenitentlam 
nee  ad  communicationem  venire  quis  possit,  nisi 
prius  illi  ab  eplscopo  et  clero  manus  fuerit  in- 
posita,  quo  magis  in  his  gravissimis  et  extremis 
delictis  caute  omnia  et  moderate  secundum  dis- 
ciplinam  domini  observari  oporteat." 

«  Cyprian.  ep.  64  c.  1,  p.  717:  ^signiflcasü 
de  Victore  quondam  presbytero,  quod  ei  ante- 
quam  poenitentiam  plenam  egisset ....  temere 

Therapius  collega  noster pacem  dederit 

Quae  res  nos  satis  movit,  recessum  esse  a  decretl 
nostri  anctoritate,  nt  ante  legitimum  et  plenum 


§.  243.] 
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Sie  erfolgte  nach  stattgehabtem  öffentlichem  Bekenntniss  der  Sfinde  und  Abbitte  vor 
der  Gemeinde^  dnrch  Handauflegong  seitens  des  Bischofs 2.  In  Konsequenz  der 
0.  S.  693  gedachten  Auffassang  der  Exkommunikation  als  Abscheidung  von  der  Kirche 
und  von  der  Gemeinschaft  mit  Gott,  wurde  die  Wiederaufnahme  jetzt  als  ein  Akt 
aufgefasst;  in  welchem  durch  den  an  Stelle  von  Christus  handelnden  Bischof  ^ 
Namens  der  Kirche  die  Sündenvergebung  nicht  mehr  blos  von  selten  der  Gemeinde, 
sondern  vor  Allem  selten  Gottes  selbst  ertheilt  wurde  ^,  und  weiter  erschien  auch  die 
durch  die  Baaae  und  die  Busaübungen  herbeigeführte  GeDiigtliuiiug  als  eine  solche, 
welche  zugleich  Gott  geleistet  war*,  wenngleich  aich  noch  im  3,  Jahrhundert  An- 
klänge an  die  alte  Auffassung »  so  z.  B.  in  der  Bezeichnung  der  Wiederaufnahme  als 
Wiedergeben  der^ax^  vorfinden^. 


tempue  fiatlsfantjoutB  £t  eine  petitu  at  consoientiiL 

cügento  pai  ei  coiicfideretur."  Ejn  lte»t  dar  &1teu 
ATjschaaung^j  rUss  cigeiitljcli  diu  (lerueiDde  (aIso 
auch  jeiier  kirchliche  Beaiute  namens  derselben). 
dieWiefieraQfiiabniegeTifähren  konnte,  üe^  iiocii 
darin,  dasa  nach  Cjprian,  cp.  18  r*  1  die  lapsi 
^sl  incomtnodo  allqno  et  tnärmitatls  periculö 
oceupnti  fiieiint^  non  exspcctAta  praeaeatla  coatrn 
(d.  h*  des  BiiäC^ho fs)  ipsid  p  r  6  a  h  y  t  e  r  ii  m  q  u  e  m  - 
cnroqne  praeaenteni  vel  &i  presbyter  repenus 
Don  fuent  et  iirgeiö  e3titiiJ!  coeperit,  apnd  dla- 
rqnum  quoqae  exomologesin  fucero  delicti  f;ui 
pOBsint,  ut  manti  ela  in  paufiUeniiam  InpostU 
veaUnt  ad  domiaum  cnm  pace  quam  daii  mar- 
tyreslittens  ad  uo«  factia  düsidera^erint "  (R  ü  tho 
1,  461).  Wenn  geiade  hier  die  Bede  von  floichen 
lapsl  Ut,  „qiii  libello»  &  inartyrlbus  acceperunt", 
so  hing  die  ^csreln^elt  vorkommende UnaUte^  daaa 
die  Mfirtyter  und  ConfefiEor*?n  den  Abgefallenen 
die  pax  erdeatastjca*  d.  b*  die  Wiederaufnahme 
IQ  die  kirohÜcbe  llemwinsRhaft  gewahrten ,  E  o  th  e 
a.a.O.,  O.  RUaclii,  Cyprian  S.  17.  18,  mit  der 
alten  Stellung  der  Gemeinde  snaammen^  denn  fle 
hkttKi  ilire  Wurzel  in  der  Anffasaung,  da«»  die  Äb- 
bitte^  welche  eigentlich  der  letzteren  zu  leiaton  war, 
am  besten  bei  denjenigen  Gliedern  anzuhringcn 
!Vßi,  weiche  ^egen  ihtca  eigenen  standhaften  ße- 
ktmniniBse»  das  hdcbata  Anziehen  In  dt>r  Gemeinde 
geneaaen,  und  d«s£  Ihie  Filrsp rächen  [oder  die  zm 
diesem  Behufs  von  ihnen  ausgeitellten  Ubi^lH 
l  nterceaalouia  pro  pace  ei^(;lesiastlea  danda)  hei 
dem  BEscbof  und  den  übrigen  Oem<älndegUedem 
von  der  grübet en  Wirksamkeit  sein  mtieeten,  vgl. 
hierzu  Morlnuß  1.  IX.  c  1i4,  26  IT.,  p,  GÖO^ 
H  1  II  t  e  r  i  ni  S.  317 ff. ;  Frank  S.  934  ff.; 
H  at  B  c  h  ^  Geaellachaft« Verfassung  der  christlichen 
Kirehen  S.  B7  ff, ;  und  InubeaeadeTe  über  daa 
Verhalten  CsTpriJ^fJ»  gegenüber  den  Empfehlungen 
und  denllbelli  derMärtjrrer  sowie  gegenüber  don 
mit  dieaen  Schreiben  getriebenen  MJasbrauchea, 
welche  die  Gefahr  herbeifrihrten,  da^s  die  uotb- 
woudigen  Bneski^tungen  nnterlaAsen  'wurden 
und  das  Anseheu  der  kirchli^^lien  Amt^triger  eine 
empfindliche  Sclimälerong  erlitt,  0.  Kitächl, 
Cjrprian  S,  18  ff. 

1  FQr  dieses  Bekenntniss  wird  der  bänllg  roj^ 
kommende  Aufdruck :  eioniologeala  selten  g e-^ 
hraueht,  TrleltneUi  bedeutet  er  üfteidie  ge«aiurate 
Huflsej  90  Im  Anfang  der  o*  ^^  695  n.  i  eitirten 


Stelle  Tertnlllans,  oder  auch  die  eigentlichen, 
die  Reue  zelgendfiti  Busshandlungcn,  die  äusse- 
ren Demüthigungen,  denen  sich  der  Sünder»  um 
die  satlsf actio  (S,  69ö  u.  6)  äu  leietcu,  unter- 
zieht, und  bei  denen  er  gleichfalls  seine  äQndeii 
bekennt j  so  ausser  der  eit,  Stelle  T<;rtulllaiia  in 
ihrem  breiteren  Verlauf,  gewohnlich  betCyprUn^ 
0.  S*  696  n.  ö  und  ep.  15  p.  i^  P*  Öl4 :  ^^aute 
ae^tam  paeu.itentiani,  ante  exotnologedoi  gravi."»^ 
slml  atquo  eitremi  delicti  facta  m,  ante  man  um 
ab  epiBcopo  et  clero  in  paenitentiaTn  inposttam.'* 
VgU  über  die  Bedeutung  von  exomologosis  Mo- 
rinnsl.  11,  i.Ü;  Bin  torlm  S. '207 ;  BteitK 
S.  34.  3&J  Franks.  32^  Probst  S.  27L>. 

^  S.  die  In  der  vor,  Anm.  cit.  Stellen  Cypriati^^ 
in  welchen  das  manus  lnpener@  in  paenlleiitlanif 
nicht  wie  Fr&nk  S.  55'i  wenigstens  für  ep,  16 
dt.  meintf  die  Znlafintig  tut  Busse  und  Auf- 
nahme unter  die  BüsaeTf  sondern  die  Handaitf- 
legung  zum  deichen,  daas  die  Busse  ördnun,i;s- 
mäsBig  geleistet  und  vollendet  aeli  bedeutet,  wie 
dle^  njimentlir.h  ep,  18^  o.  S.  696  n,  9,  zeigt. 

3  Ö.  693  n.  3, 

*  Tectulllan  de  poenit.  c.  9  cit. ;  CyprUu,  ep» 
57  c,  1,  p.  650^  Firmiliäii.  inter  ep.  Cyprlan. 
75  c.  16 j  p.  821 ;  ^potestas  ergo  peccatomm 
remittendoruin  apoAtolis  da  tu  e^t  et  eccleaiif, 
quas  Uli  a  Chriito  mlmi  conatituerunt  et  oplseopi» 
qul  eis  ordinationo  Ticari»  Bucceiseriint/*  ¥gL  dea 
Weiteren  Kotbe  i,  463. 

5  TürtüüUn  1.  d,  T  Cyprian,  cp.  16  c  12 :  ^ut 
qui  poasunt  aguntes  paeuitentia.m  veram  d^o  qua 
pAtri  et  miseric^ordl  iam  preclbus  et  operlbus 
suis  «atlsfacere^  soducautarj  nt  magis  pero&nt/' 
R  0  t  h  e  S,  466. 

^  ^0  bei  Tertullian  und  Cyprlan^  Rot  ho 
S.  461- 

^  Sehr  häufig  bei  Cyprlan,  s.  z,  B,  ep*  16  c.  "3» 
p  ölÖ;  ep*  16  c.  %  p,  619  (^AX  ecdeslae)j  ep. 
06  «.  23,  p.  641;  ep.  57,  p.660;  belTertnllian 
de  pudi<?,  c,  3:  „pax  humaua.^' 

^  Dafür,  dass  &uch  die  Aus^i^ihllesanng  ans  der 
Klr^be  und  ihrer  Gemeinschaft  gegen  Todte 
in  der  Geatalt  der  Versag ang  des  Gebete i  und 
der  Darbtlngung  dea  Opfers  für  dieselben^  In 
welcker  sie  *llein  gegen  ftolohe  roöglicb  war^  yot- 
kam^  glebt  Oypdan,  ep.  1^  p.  46ö.  467  ein  Bei- 
spiel :  TjVictor  cum  contra  formam  nuper  in  c^n- 
clllo  a  SÄcerdotibaa  da  Um  Geuiloinm  Faustlnum 
presbyternm  aueua  stttutorem  (nämlleh  in  aetnem 
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Ebenso  wie  die  Laien  unterlagen  auch  die  Oeistlichen  der  kirchlichen  Straf- 
und  Disciplinarstrafgewalt  des  Bischofs,  und  zwar  wird  der  Verhängung  der  Exkom- 
munikation^, femer  der  Absetzung  ^  und  auch  der  Entziehung  des  monatlichen  An- 
theils  an  den  Kircheneinkünften ^  erwähnt^. 


2.    Die  Handhabung  der  kirchlichen  Streif-  und  DiscipUnarstrafgewiUt  im  römisehen 

Reich  seit  Konstantin. 

§.244.     a.    Einleitung. 

Es  war  selbstverständlich,  dass  die  Kirche,  als  sie  die  Anerkennung  seitens  des 
römischen  Staates  erhalten  hatte,  an  den  von  ihr  ausgebildeten  Grundlagen  ihres 
Straf-  und  Dlsciplinarstrafrechtes  festhielt.  Aber  ihre  weitere  Ausbreitung  und  die 
mit  der  Erlangung  ihrer  berechtigten  und  später  ihrer  privilegirten  Stellung  zu- 
sammenhängende reichere  Ausbildung  ihrer  Dogmen,  ihrer  Verfassungs-  und  ihrer 
gottesdienstlichen  Einrichtungen  musste  auch  eine  nähere  Ausgestaltung  ihres  Straf- 
und  Dlsciplinarstrafrechtes  herbeifahren,  denn  sowohl  in  Folge  dieser  Entwicklung 
wie  auch  in  Folge  der  Aufhebung  der  IsoHrung  der  christlichen  Gemeinden  von  der 
heidnischen  Welt,  der  Zunahme  der  christlichen  Bevölkerung  und  der  Berflhr- 
ungen  des  christlichen  und  des  weltlichen  Lebens  war  die  Möglichkeit  einer  viel 
grösseren  Mannigfaltigkeit  der  Verletzungen  der  kirchlichen  Ordnungen  gegeben,  und 
dadurch  weiter  auch  die  Nothwendigkeit  einer  Fortbildung  des  kirchlichen  Straf- 
und  Disciplinarstrafsystemes  bedingt,  letzteres  um  so  mehr,  als  man  die  alte  Strenge 
in  Betreff  des  dauernden  Ausschlusses  aus  der  Kirchengemeinschaft  in  den  meisten 
Theilen  der  Kirche  schon  wesentlich  hatte  fallen  lassen  müssen  ^. 

Unter  diesen  Einflüssen  hat  die  kirchliche  Gesetzgebung  und  Praxis  seit  dem 

4.  Jahrhundert  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarvergehen  näher  detaillirt  und 
spezialisirt,  ferner  das  System  der  kirchlichen  Straf-  undDisciplinarstrafmittel  reicher 
ausgestaltet  und  im  Zusammenhang  damit  auch  die  Bussdisciplin  näher  geregelt. 

Für  die  Uebersichtlichkeit  der  Darstellung,  welche  bei  dem  Charakter  der  in 
Frage  kommenden  Materien  genöthigt  ist,  auf  eine  grosse  Zahl  von  Einzelbestimmungen 
einzugehen,  empfiehlt  es  sich  mit  der  Charakterisirung  der  einzelnen  Straf-  und  Dis- 
ciplinarstrafmittel  zu  beginnen,  und  erst  dann  zu  der  Behandlung  der  kirchlichen 
Straf-  und  Disciplinarvergehen  zu  schreiten,  an  der  ersteren  Stelle  aber  auch  zugleich 

Testament)  constituere,  non  est  qnod  pro  dormi-  Strafe  als  die  Ansschliessnng  war,  wie  denn  auch 

tione  eins  apnd  vos  Hat  oblatio  ant  deprecatio  mit  ihr  nicht  der  Verlust  der  kirchlichen  Mit- 

aliqna  nomine  eins  in  ecclesia  freqnentetur,  nt  gUedschaft  yerbnnden  gewesen  sein  kann.  Tgl. 

sacerdotum  decretnm  religiöse  et  necessarie  fac-  überhaupt  Kober,  Deposition  S.  1  if. 
tum  servetur  a  nobis,  simul  et  ceteris  fratrlbus  Dass  man  Geistliche ,  auch  Bischöfe,  welche 

detur  exemplum,  ne  quis  sacerdotes  et  ministros  lapsi  waren  und  nach  geleisteter  Busse  wieder 

de!  altarl  eins  et  ecclesiae  yacantes  ad  saecularem  zugelassen  wurden ,  nur  als  Laien  behandelte, 

molestiam  deyocet."  ergeben  Oyprian,  ep.  65.  67,  p.  721.  735 ;  ygl. 

1  S.o.S.696n.7.   Oyprian,  ep.  3  c.  3,  p.  472:  0.  Ritsch  1 ,  Gyprian  S.  193. 

„ut  eum  (diaconum)  deponas  aut  abstineas.^'  ^  Gyprian,  ep.  34,  p.  571 :  ^^terea  se  a  diyi- 

2  So  gegen  Origenes  durch  B.  Demetrius  y.  sione  mensuma  tan  tum  contineant,  non  quasi  a 
Alexandrlen  i.  Jahre  251 ,  Hieronym.  apol.  ady.  ministerio  ecclesiastico  privati  esse  videantur, 
Rufin.  II.17,Migne,  patr.  23 ,  440 ;  K  o  b  e  r ,  sed  ut  integris  omnibus  ad  nostram  praesentiam 
Deposition  und  Degradation.     Tübingen  1867.  difTerantur." 

5.  296.    S.  auch  Gyprian,  ep.  3  cit.  (yor.  Anm.).  «  Des  Weiteren  s.  auch  $.  245. 
Daraus  ergiebt  sich ,  dass  diese  etne  mildere  ^  S.  o.  S.  694. 
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der  Oestaltuog  der  Bnssdisciplin  zn  gedenken,  weil  die  Basse  in  der  hier  fraglichen 
Zeit  unter  den  rechtlichen  Gesichtspunkt  eines  die  Strafe  beseitigenden  Mittels  in  Be- 
tracht kommt. 

b.    Die  kirchlichen  Strafen  gegen  die  Laien, 

§.245,  aa.  Die  Strafen  gegen  die  Laien. 

Die  Strafmittel,  von  welühen  die  Kirche  in  der  hier  fraglichen  Zeit  gegen  die 
Laien  GebrancU  gemacht  hat^  aind  folgende  gewesen : 

1,  Die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinachaft^  und  zwar 
kommt  diese : 

a,  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche,  in  denen  man  noch  an  der  früheren  strenge- 
ren Auffassung  festhielt,  als  Ausschliessung  für  immer*  und  ohne  Möglichkeit 
der  Wiederaufnahme^  Yor^  weiter  aber  auch 


'  So  vor  Allem  in  iler  spiinisclien  Kisrivlie*  Diö 
SyüOLle  von  ElTira  v.  306  könnt  dles^  Strifa  <;,  1 
(für  erTr*cliBeD*s  ChristeTi .  welche  den  Göttern 
geopfert),  c.  Q>  {für  Chiiaten,  welche  in  der  Würde 
ülneij  Flftmen  Opfer  darj^ebra^ht  und  durch  voti 
ihqert  TeranitaUota  - —  Gladiatoren-  und  cbscöue 
—  Spiele  üiih  am  Morde  oder  an  der  Unzucht 
betheil  igt),  c.  3  (för  solche^  welche  als  nandnect 
ohne  zn  opfern,  Tianh  foleisteter  Busse  sich  wie- 
der durch  Veranstaltunja;  obacoiier  Spiele  der 
mofichia  ichTildii^  gemacht  haben,  Höfele^ 
ConclL  Gcach.  1  Anfl.  1,  lö6},  c-  6  (füi  Tod- 
timg  durtvh  Zauberei) ,  «-^  7  (für  Wiederholung 
der  CuEucbt,  moeehla,  nach  deswegen  frübet  voll- 
endeter BuffBe),  c.  8  {für  Fratieu  ,  welcte  Uro 
Ehegatten  ehiie  Ornnd  verlassen  und  eine  andere 
KliegeschlosBen  haben},  *.  12  (ffir  Verkuppelung 
di?r  Kindör  durch  die  ülgencn  Eltern  oder  auch 
andere  Christen),  c.  13  (ß.  25,  C.  XX VII,  qu.  1, 
für  göttgeweihteJungfraiien,  welüho  dieKeua^h- 
heit  verletzt  haben  und  ihre  Sünde  nieht  beretien)« 
n.  17  (für  dlojenigeii  ^  welche  Ihre  Töchter  au 
heidnischem  Prieeter  verlielrathen)^  c.  i8  (für  Bi- 
schüfe^  Priester  nnd  Diakouen,  wein  he  Unzncht 
treibe u),  c  47  (tax  diejenigen  Glaubigen,  welche 
mehrmalfi  die  Ehe  gebrochen  und  obwohl  ihnen 
im  Todesfall  wegen  ihres  Veispreehens,  eich  zu 
beaeem^  die  Wiederaufnahme  gewährt  ist,  von 
Neuem  Ehebruc^h  begangen  haben) ,  e.  63  (für 
Ehefrauen«  welche  die  wahrend  der  Abweüenbf^it 
ihrea  Mannes  im  Ehebruch  ge zeugt eti  Kinder  ge- 
todtet)^  c.  64  (für  Frauen,  wi^lche  Ml  ku  Ihrem 
Tode  Ehöhmch  getrieben),  c.  65  (filrGeietli<:be, 
ifel«he  die  Gemein achaft  mit  ihren  ehobreehe- 
riBChon  Fraaen  wisse utlioh  fortgesetzt  haben), 
c.  66  (für  die  ileirath  mit  der  StleftochtOT), 
f.  70  (fiir  den  Mann^  wel  eher  e  eine  Frau  wlfttent- 
lioh  Ehebruch  treiben  lisst) »  c.  71  (für  Plde- 
Tasten),  c.  ?2  (für  Wittwen,  welche  sich  fleiÄch- 
11  fih  mit  feinem  Marine  ^eigaiigen  und  oiuen  anderen 
als  ihren  Zuhälter  gebeiratbet  haben),  c.  73  (für 
den  Anklüger,  welcher  durch  seine  Anklage  — 
offenbar  beim  heidnisüihen  Gericht  —  die  Tod-» 
tiuig  oder  ProscriptloD  dea  Angeklagten  herbei- 


führt) und  endlich  c.  75  (für  die  falsche^  nicht 
erffelsllcbe  Anklage  gegen  einen  Bischof,  Prie- 
iter  oder  Diakon).  Von  den  gallischen  Koudlion 
Betzt  Arlea  I  314,  c,  22:  ,,!>&  bis  qni  apotiatant 
et  numquam  se  ad  ecclesiam  r<*praosentaiit  no 
quidera  poenitentiaDQ  agere  quaerunt  et  postea 
Inflnnitate  accepti  petunt  conamunlonem,  pUcuit 
ÜB  non  daudam  communlonem  nisi  röTaluerint 
t^t  Ggerint  digtioa  fructus  poenltentlae"  eineaelehe 
AusschUeBisiung  fegt,  aber  nicht  unbedingt  and 
unter  allen  Umständen. 

ä  So  müflsen  m.  E.  die  Wendungen  in  den  cit. 
Stellen  (&.  tot.  Anra.) :  „nee  In  ftnem  etim  com- 
munionem  accipere*',  ,jnon  dandam  oder  impertien- 
dam  eaae  eommunionem];^  .,n&c  in  fintsm  fiabere 
coramunlonero^^  nnd  in  c.  47  dt,  da^:  j,plai3u.it 
ulteriu»  mim  non  ludere  de  coramunioue  pucU" 
aufgefasst  werden.  So  auch  Morlnus  IV.  22, 
p.  223  flf.  und  V.  !i6,  p.  834;  Garns,  Kirchen- 
g«}Bcbfohte  Spaniens  2,  23  ff.  und  in  d.  Tübinger 
QuartÄlschrift  v.  182L  S.  24  ff.  j  Fechtrup  ». 
a.  0.  f.  1872.  S.  4ö5;  SchiHing,  d,  Kirchen* 
bann  nach  kanon.  Rocht.  Li  ipdg  1859.  S.  123  \ 
auch  H  e  ftle  1.  Aufl.  1^129.  Dagegen  t erstehen 
manche,  «o  namentlicb  Frank  S".  739.74&.aS9; 
Schmitt  8.  17,  jetzt  a^nch  He  feie,  2,  Anfl.^ 
1,  i5ö  unter  diesen  ÄnsJrütkon  nur  dio  Aus- 
scMiessung  vom  Äbendraah!,  insbesondere  Ton 
der  Wegzehrun  gj  indem  sie  zugleich  annehmen, 
dd$a  in  den  env ahnten  Fällen  ni{?bt  die  Erthet- 
lung  der  aakramen taten  Absolution,  aendern  bloa 
die  feierliche  Wiederaufnahme  nnd  dio  damit 
verbundene  kanünischo  Absolutton  auegcscb Jos- 
sen gewesen  sei.  Ganz  abgesehen  davon,  d^s» 
nach  der  proteaiantlEeheii  Auffassung  eiue  sakra- 
mentate  Absolution  der  fraglichen  Zeit  unbe- 
kannt war,  wfirde  bei  der  Annahme  oiu er  solchen 
^Ich  die  Widersinuigkeit  ergeben^  dasa  man  dar 
m&ls  einen  Cbriaten  von  seinen  Sünden  loage^ 
^proclien  hätte,  ohne  darana  die  Konsequenz  der 
WiederzulasBung  zur  AbendmaliiegemelnscTiaft 
zu  ziehen,  nlso  die  I^ossprechung  der  weaeaülch- 
Bten  und  praktisciisten  Wirkung  für  die  Kirche 
entkleidet  wotden  wire»    Femer  darf  man  mit 


700 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


$.245. 


b.  als  Ausschliessnng  bis  zur  Todesstunde,  welche  sich  als  eine  Mildernng 
der  eben  gedachten  älteren  harten  Praxis  darstellt ' ,  unter  welcher  indessen  nur 
solche  Fälle  begriffen  werden  können,  in  denen  der  Sünder  nicht  einmal  durch  Buss- 
werke eine  Verbesserung  seiner  Lage  zu  erreichen  vermochte,  also  trotz  etwaiger 
Bussleistnngen  von  der  Zulassung  zur  Kirche  und  auch  von  der  Anwohnung  des 
ersten  Theils  des  Gottesdienstes,  der  sog.  Kateohumenmesse,  ausgeschlossen  blieb  ^; 
endlich  findet  sich  auch 


Fug  und  Recht  davon  ausgehen,  dass  die  citirten 
Kanones  die  Ausschliessung  aus  der  Kirchen- 
gemeinschaft als  selbstverständlich  voraussetzen, 
well  die  Kirche  gerade  früher  für  die  aufgezähl- 
ten Sünden,  welche  mit  einer  verschwindenden 
Ausnahme  in  der  Verleugnung  des  Glaubens,  in 
Unzucht  und  Todtung  bestehen,  die  immerwäh- 
rende Ausschliessung  ausgesprochen  hat,  es  also 
hei  der  sich  mildernden  Praxis  Mos  der  Feststel- 
lung bedurfte,  in  welchen  Fällen  die  alte  Strenge 
aufrechterhalten  bleiben  sollte.  Wenn  ferner 
noch  die  Svnode  von  Zaragossa  880  gewisse  Ketze- 
reien der  Prisclllianisten,  c.  3  (das  Nichtgenlessen 
der  in  der  Kirche  empfangenen  Eucharistie)  und 
c.  4  (für  den  Nichtbesuch  der  Kirche  während 
der  Weihnachtszeit  und  das  Sichverbergens  wäh- 
rend derselben)  mit  dem :  „anathema  slt  In  per- 
petuum'',  also  mit  derselben  Strafe  bedroht  und 
die  römische  Synode  von  390  unter  Siricius,  ep. 
eiusd.  ad  eccles.  Mediolan.,  Coustant  p.  663 
verordnet:  ^,Jovinianu5,  Auxentius .  .  .,  quiauc- 
tores  novae  haeresls  et  blasphemiae  inventi  sunt, 
....  nostro  iudicio  in  perpetuum  damnatl  extra 
ecclesiam  remaneant,^  so  kann  in  der  Synode  von 
Elvira  auch  unter  den  citirten  Ausdrucken  um- 
soweniger  die  blosse  Ausschliessung  von  dem 
Abendmahl  verstanden  werden,  als  diese  sonst, 
gleichviel  ob  man  das  Vorkommen  einer  sakra- 
mentalen Absolution  annimmt  oder  verwirft,  das 
Yerhältniss  des  betreffenden  Gläubigen  zur  Kir- 
chengemeinschaft völlig  im  Unklaren  gelassen 
hätte.  Dazu  kommt  weiter,  dass  in  c.  47  ^Sl  quis 
lldelis  habens  uxorem  non  semel  sed  saepe  fuerit 
moechatus,  in  flne  mortis  est  conveniendus ;  quod 
si  se  promiserit  cessaturum,  detur  el  communlo ; 
si  resusdtatus  rursus  fuerit  moechatus,  placuit 
ulterius  non  ludere  eum  de  communlone  pacis") 
die  c.  paois  allein  auf  die  Wiederaufnahme  in 
die  kirchliche  Gemeinschaft  überhaupt  (s.  o.  S. 
697)  bezogen  werden  kann,  während  in  c  3  („Item 
flamlnes  qui  non  Immolaverint,  sed  munus  tantum 
dederint  eo  quod  se  a  funestis  ahstinuerint  sacrl- 
flolis,  placuit  in  llnem  eis  praestare  communionem 
acta  tamen  legltlma  poenltentia.  Item  ipsi,  si 
post  poenltentiam  fuerint  moechati,  placuit  ulte- 
rius non  esse  dandam  communionem,  ne  illusisse 
de  dominica  communlone  vldeantur'^)  die 
gesperrtenWorte  in  der  Bedeutung  von  Abendmahl 
nicht  entgegenstehen,  da  die  Wiederaufnahme 
in  die  Kirchengemeinschaft  die  Thellnahme  an 
diesem  bedingt  und  eine  wiederholte  Zulassung 
zur  ersteren  vor  Allem  als  Verhöhnung  der  Eucha- 
ristie, welche  den  Betreffenden  nach  der  ersten 
Wiederaufnahme  gereicht  worden  war,  erscheinen 
musste. 

Endlich  lässt  sich  auch  vom  Standpunkte  der 


damaligen  Busspraxis  gar  kein  anderes  Ergebniss 
gewinnen.  War  die  öffentliche  Busse  das  Mittel, 
die  Wiederaufnahme  in^die  Kirehengemelnschaft 
und  die  Zulassung  zum  Abendmahl  zu  erlangen, 
so  war  die  letztere  ausgeschlossen,  wenn  der  Sün- 
der die  Kirchengemeinschaft  niemals  erhalten, 
also  eine  rechtswirksame  Busse  nicht  überneh- 
men konnte,  und  daraus  folgt  weiter,  dass  er  auch 
rechtlich  nicht  zu  den  Büssenden  gehörte,  wel- 
chen man  zunächst  den  Zutritt  zur  Kirche  wäh- 
rend ihrer  Busse  wieder  eröffnete,  d.  h.  also  von 
aller  Kirchengemeinschaft  fernbleiben  musste. 
Dies  bestätigt  ep.  Sirlcli  ad.  Himer.  Tarracon. 
a.  385  c.  6,  Coustant  p.  629,  in  Betreff  der- 
jenigen, welche  nach  geleisteter  Busse  wieder 
rückfällig  geworden  und  für  immer  ausgeschlos- 
sen blieben  (s.  o.  S.  694):  „  . .  De  quibus  qula 
lam  suffugium  non  habent  poenltendl 
id  duximus  decernendum,  ut  sola  intra  eccle- 
siam fldelibuB  oratlone  lungantur,  sacris  myste- 
riorum  oelebritatl,  quamvis  non  mereantur,  inter- 
slnt,  a  dominlcae  autem  mensae  convivio  segre- 
gentur,  ut  hac  saltem  dlstrlctione  correpti  et  ipsi 
in  se  sua  erratacastlgent  et  allis  exemplum  tribu- 
ant,  quatenus  ab  obscoenis  cupiditatlbus  retrahan- 
tur.  Quos  tamen  quonlam  fragilltate  oedderunt, 
vlatico  munere.)  cum  ad  dominum  coeperint  profl- 
cisci,  per  communionis  gratiam  volumus  suble- 
vari."  Darin  wird  abgesehen  von  der  Zulassung 
derselben  zum  Vlatikum  im  Fall  der  Todesgefahr 
die  Milderung  gemacht,  dass  die  gedachten  Sün- 
der am  Gottesdienste  thellnehmen  können.  Vor- 
her hatten  sie  also  dieses  Recht  nicht  Wenn 
welter  nach  ep.  217,  can.  III,  Basllli  M.  (dessen 
Bussbriefe  Jedenfalls  die  Busspraxis  der  alten 
morgenländischen  Kirche  wiedergeben,  wenn 
auch  ihre  Aechtheit,  dagegen  Blnterim  V,  3, 
366,  dafür  Schmitz  S.  39  noch  immer  in  Frage 
gestellt  werden  kann)  c.  73,  Migne  patrol.  gr. 
32,  801  deijenige,  welcher  Christus  verleugnet 
hat,  zwar  in  der  Todesstunde  das  Abendmahl  er- 
hält, aber  „h  irovrl  Tcji  XP^*^*?  ""l^  C«'^'»  a^toi 
TcpocxXaUiv  ö^elXet,^  also  in  der  ersten,  der  Vor- 
bereitungsstation der  BÜBser  steht,  welche  die 
Kirche  nicht  betreten  und  nicht  dem  Katechume- 
nengottesdlenste  beiwohnen  durften  (vgl.  darüber 
unten  $.  246),  so  wird  man  doch  sicherlich  den- 
jenigen, welcher  niemals  das  Abendmahl  zu  em- 
pfangen berechtigt  war,  nicht  zu  diesem  Gottes- 
dienste zugelassen  haben. 

i  S.  Basllü  M.  c.  73  clt.  (vor.  Anm.)  im  Ver- 
gleich mit  Elvira  c.  1.  2. 

2  Hierhergehören  ausser  BasUll  M.  c.  73  dt  die 
ep.  Felic.  II  (III)  V.  487,  Thlell,  263:  „usque 
ad  exltus  sui  diem  in  poenltentia,  si  reslpiscant 
(die  in  Afrika  während  der  Verfolgung  der  Van- 
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c.  eine  Ausschliessung  schlechthin  ohne  Begränzung  auf  irgend 
welche  Zeit,  wofür  folgende  Bezeichnungen  gehraucht  werden:  proOcere^  oder 
abncere^  ab  eccleata,  aicoßaXXeiv ^,  airoßXTjfteU^,  ixpdcXXeiv  lxxX7]a(a<;*,  {»tTrcsaftai  ir. 
T^?  4xxX>]otac*,  pellere'^  oder  repellere^  a/oribus  ecelesiae  pellere^j  propellere^^,  iravTa- 
Ttaaiv  ixxoirreiv  r^?  iuyikr^ola^  oder  t^c  xoivtüvfa?^*,  separate  ab  ecclesia^^;  segregare 
ab  ecclesiae  corpore  **  oder  de  ecclesia  dei  et  a  coetu  cathoUcorum  '* ;  «^  ecclesia  excludere  ^^ ; 


daleu  zu  den  AdAnem  üborgeg«i]geneii  und  noüh- 
inalfl  Tüll  ihijon  getauftfin  Bischöfe^  PrieBter  und 
IMakonan),  loüf^re  couveiiit^  necoratlüm  non  modo 
fldeUutu,  aad  ne  «atBchumunorum  qaidf^m  otuiü- 
modU  tuteresae;  quibna  c<nninunio  laka  In  morte 
roddeodaest;^  ferner  El virao.  47  n.  I3(s.  (j.S.690 
ri,  1  ö. 2),  Äuch  wobl c.  10 Ibid.  (Ehe  einer Chriätlu 
ii\lt  fjjütim  Mnnn,  w@lcbeT  ielufj  eT§Cfi  Frau  obii3 
Grund  Torlaefit^D  hat)^  vlelleicbt  auch  ArUa  \  E14 
c,  14  (falaftha  Aiiklageii  eines  CJidsteu  gegen 
«lüen  andüru,  vgL  Ehira  c.  73  a*  a,  O.J ;  Neotasarea 
314—325  c.  2  (Frau,  die  uach  einander  2  Brüder 
heiratbet,  i^üjösioöo»  jirxpt  öavöb&u),  Lerld»  624 
ö.  646  c.  2.  6» 

Ander»  war  die  Lage  derjenigenj  welchen  zwar 
aucb  erBt  in  der  Todcfiatunde  die  Euehariitie  ge- 
spendet werden  durftej  welcbe  aber  von  d«  Xircbe 
zur  Busse  z« ge las stju  wurden.  Wenn  ATjcyra  c,22 
die  Mörder  und  c.  16  verheiratbete  Mann  er  über 
30  Jibre^  wel<;bt4  mit  Thieten  Unzucht  getrieben 
baben,  in  de;  Busnntufe  der  Liegenden  (aubfltrati, 
B.  unten  §,246)  für  ihr  Leben  bis  zur  Todesstunde 
feotbieltT  ßo  durften  diese  an  dem  Kat^cbumeaeri' 
Gotteadienst©  tieilnebmeiit  annh  wurden  die  Ge- 
bete füj  die  Foenitentun  über  sie  gesprochen,  flie 
bat  tan  aUo  ein  wenngleich  nur  geringes  Mass 
kirchlicbör  K echte,  vgl,  aucb  Elvira  c  3  (j?,  S.  69 B 
n.  2}  und  c.  13,  wo  ebenfalla  der  Leistung  der 
BufiBe  gedacht  wird.  Hier  i«t  also  die  Todeftfitunde 
nur  die  Grenze  für  die  Bufiazelt,  idcbt  jiber  für  die 
vctlMge  An8£cbU6s«ung  aus  di^r  Kir^^be  (vgl.  auch 
Siridi  ep.  a<L  Ulm.  386^  Cuuetant  p.  623,  ii*3). 
8oiche  Sund  er  banden  denen  de^r  erct  besprO' 
ehernen  Kategorie  recbtlieb  btoD  dann  gieli:h, 
wenn  bI«  die  Ba&ae  nicht  ub^mebmen  wollten, 
wahrend  die  der  e^pt^^ren  KlasBc  ticb  von  der 
TU  lügen  Ausacbiiesscing  bei  Lebzeiten  nicht  frei 
maeheu  konnten. 

^  Elvira  c  20  (Laie,  weUber  gewerbsmässig 
nnd  furtgesetzt  Wucher  treibt)  und  c.  62  (auriga 
a^ut  pantomimu^,  welcher  nach  Aufgabe  seinem 
Berufen  als  Christ  aufgenommen  ist,  naebheT  aber 
wieder  t\i  demfielbei)  zUTÜckkehrt], 

2  Elvira  c.  49  (^.penltuö  abiiciatur^  der  cbdat- 
liche  Gutsbesitzer,  welcher  sein  Feld  und  seine 
Frfiohtc  durch  Juden  segnen  lüaat)  ^  Toledo  1  400 
c  17  (c,  4  Difit.  XXXiVl  \  ,,8l  quiß  habena  uio- 
rem  fidoli^  coni^ubtnam  häbe&t  non  commuiiieet : 
cetemm  is  qni  non  habet  uiorem  el  pro  uiore 
i'oncubinaui  (d.  b,  hier  coni^ubiua  im  äinne  des 
römischen  Hechts)  liabei^t,  a  communione  non  re- 
pdlatur^  tan  tum  aut  uuiuG  mulleris  ant  ux.oria 
aut  concubina^t  ut  ei  placueril^  sÜ  coniunctli^ne 
tonten tu»T  alias  vero  vtvena  abiidatuij  douec  de- 
sinat  et  per  pocuitentlam  revertatur  [d,  h,  also 
derjenige,  welcher  älcb  nicht  mit  einer  Frau  oder 
einor  Konkubine  begnüj^t^  sondern  noch  eine 
andere  dazu  nimmt,  soll  voUlg  ausgeschlossen 


worden)  \  Turin  401  o,  T  \  Valton  442  c  4  (die- 
jenigeUT  welche  die  Oblationen  Yerstorbener  nicht 
an  die  Kirchen  abliefern^  j^nt  iutldeles  sunt  ab 
ecclesia  abiicondi**). 

^  cAti.  apostüL  51,  62. 

*  Nicäa  325  t.  5,  oder  auch  dTTÄ^Xtito;  in  An- 
tloch.  c  t,  2.  11   („dt:oÄTjp!JTT£o&at  K.^1  Anip.Tf 

d^tag,  f{i^  ^CTivoav  TJ^yß.^^i'',  wo  das  öffentliche 
L<?SEagen  und  das  IlerauawoTfön  au a  der  Oemein- 
Bchaft  und  der  Würde,  nicht,  so  Kellner,  Bu^- 
und  Strafverfahren  gegen  Kleriker.  Trier  1863, 
S.  61^  HefeU  1,  517,  die  blosse  Ausschllos- 
suug  vom  AbaniimaiLl  und  die  Deposlliou  bedeu- 
ten kann,  well  die  Zeitwörter^  welßhe  sich  auf 
Gemoiusohaft  und  Würde  beziehen ^  dieselben 
fliud^  also  wenn  sie  in  Dezu^  auf  letztere  die  Ent- 
ziehung der  Würde  bedeuten  soUen,  auch  nnr  die 
völlige  Loslösung  von  der  Gemeinschaft,  d.h.  der 
Kirche  bezeichnen  können ,  Tgl.  auch  Coust,  I 
381  (oder  Tielmehr  3ö2)  c  6,  wo  die  rfj;  h.%lrf\- 
ab«;  iiioxTjfiüyMvTCLC  ebenfalls  die  völlig  Aus- 
geschlossenen sind) ;  Gregor.  Nyasen*  ep.  can,  ad 
Letejuni  episc.  Melit.  (dessen  Aechtheit  nicht  un- 
zweifelhaft ist^  Bi  uteri  mV.  3,319)3  C.4,  Mrgno 
patrol.  gr.  4ö*  229 :  ^(üort  Toi^  bi  Ttop^cta  1^0).^^ 

Toii?  slvi^ti**  (da  erat  nachher  von  der  Zulassung 
zur  B  Usastation  der  Hörenden  diu  Kode  ist), 

ö  Sardica  343,  c,  14  (c.  4  a  XL  qu,  3)j  oonst. 
apost.  IL  2L  43;  l\m  fiXrjHfjvai,  ibid.  IL  16. 

ß  Lflüdii^ea  343-381,  c,  3ß  (Kleriker,  welche 
Amulette  trage [i\ 

'  CartbagüSBf  0,  390  rit.  (eod,  ©ccU  Afric  c>  9 
^merito  facinorum  BUorum  «b  ecclesia  putsf^). 

9  Saragos«a  380  e.  6, 

»  Toledo  n  02I  0,  631  c.  3  (Kleriker,  welche 
andere  Frauen  als  nahe  Verwandte  bei  $lch  im 
Hause  haben). 

Jö  Toledo  I  400  «,  14  [der  die  ihm  vom  Prie- 
ster gereichte  Hostie  nicht  verzehrt  ^^velut  sneri-^ 
leg ua  piüpellatur**). 

11  CAU.  apo&tel.  29. 30  (Bischöfe,  Priester,  Dia- 
konen, w  Ol  che  nach  ihrer  Absetzung  weiter  amti- 
ren  oder  ihr  Amt  durch  Simonie  eriangt  haben), 

*'  Saragossa  oit.  c.  5, 

^3  Lerida  62i  u.  616  c.  5  (c,  32  LUst,  L  u.  c.  2 
C,  XY.  qu.  8), 

^^  Uiez  439  c,  9  (Erregung  vonAu f ständen  gegen 
die  Kirche  oder  die  Bis«h5fa)^  Simplidi  ep.  ad. 
Aeae^  476^  Thiel  1^  177*  mc6  unit^ersrjfjf  eceUsia 
stgTcgart^nnd  e]usd,ep,477,  Ibid.  p,  191 1  .yachri- 
iiitmomm  consortiQ  t;el  ip»ti  appeUtüwneremüvtre^. 

*s  Arie»  II  443  0,  462,  c,  47  (Unterscb lagen 
TonOblationeu,  die  filrdie  Kircho  beftlfiimtsind)^ 
s,  0.  Anm,  2'^  auch  Siricii  ep,  ad.  Hirn.  386^ 
Coustant  p.  623,  c,  3:  ^^a  Christi  corpore  £i 
»an^uinß  ahttidP*. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


(§.  245. 


ab  eeclesiae  eommunione^  oder  Umimbtu  arcere^;  aXXoTpiov  t^c ixxXYjoCoi^ xp(veiv ',  alte- 
num*  oder  extraneum^  haben  ab  ecclesia  oder  aUenium  esse  a  cathoitca  communume^; 
ava&e)ia,  ava&e)iat(Ceiv7,  anathema^,  anathemaiizare^,  bei  welchen  allen  kein  Zweifel 
über  ihre  Bedentnng  sein  kann,  endlich  anch  die  Ansdrflcke  exconmiumcare^^  nnd  ex- 
communicaüo^^  gebraucht  werden. 


1  EMra  c.  34  (für  die  heidnische  Sitte  des  An- 
zündens  Ton  Kerzen  auf  dem  Kirchhofe). 

3  Arles  II  dt.  c.  21  (Busserln,  welche  nach 
dem  Tode  ihres  Mannes  heirathet  oder  mit  einem 
fremden  Manne  rertrauten  Umgang  pflegt). 

8  Antloch.  341  c.  1  (hartnäckige  Yerweige- 
rong  der  richtigen  Osterfeier),  ^1.  auch  Socrat. 
hist.  eccles.  I.  6. 

^  EWira  c.  41  (Christen,  welche  nicht  soweit 
ihnen  möglich,  die  Götzenbilder  ins  ihren  Häu- 
sern entfernen  und,  wenn  sie  dies  wegen  der  Zahl 
Ihrer  heidnischen  Sklayen  nicht  thun  können, 
sich  nicht  jeder  Beachtung  der  ersteren  enthalten); 
Arles  II 443  o.  462  o.  26  (Apostasie  der  Mönche). 

ft  Yannes  465  c  16  (Kleriker,  welche  sich  mit 
Wahrsagen  abgeben). 

6  Arles  I  c.  24  (Heirath  einer  anderen  Frau 
nach  Yerstossung  der  ersten). 

^  Ueber  den  ursprünglichen  Sinn  dieser  beiden 
Worte,  welche  in  der  biblischen  Sprache  die  Be- 
deutung des  dem  Untergang  geweihten,  dem 
Untergang  weihen,  vernichten,  verwünschen,  ver* 
fluchen  angenommen  haben,  vgl.  v.  Scher  er  in 
Wetz  er  und  Weites  Kirchenlexikon,  2.  Anfl. 
1, 794  und  Kober,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.33$ 
Löning  I,  273.  Weiter  bezeichnet  dann  dvei- 
Oefia  auch  das,  was  von  Christus  geschieden  Ist, 
und  wird  bis  in  die  neueste  Zeit  für  die  Yerwer- 
fungund  Yerdammung  ketzerischer,  von  Christus 
scheidender  Glaubenslehren  gebraucht,  s.  z.  B. 
Laodicea  373—381,  c  29.  36  und  Gangra  326  bis 
381  c.  1—20  (Carthager  Generalsynode  v.  418 
c  3ir.,  cod.  eccles.  Afric.  c.  111  ff.).  Seit  dem 
4.  Jahrhunderte  kommen  die  Worte  in  den  latei- 
nischen Synoden,  Elvira  c.  52  (c.  3  C.  Y.  qu.  1) 
und  seit  dem  6.  Jahrhundert  in  den  griechischen, 
Ohalcedon.  461  o.  2.  7  (c  3  C.  XX.  qu.  3)  15 
(c.  23  C.  XXVII.  qu.  1)  und  27  (c.  1  0.  XXXYI. 
qu.  2)  auch  für  die  völlige  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  vor,  denn  diese  Ist  die  rechtliche 
Beallsirung  der  Yerfluchung  und  Yerwünschung, 
und  der  Bischof  war  befugt,  diejenigen,  Über 
welche  sie  ausgesprochen  war,  auch  rechtlich  von 
der  Kirche  zu  scheiden. 

8  Saragossa  380,  c.  2;  Carthago  387  o.  390, 
c.  8  (cod.  ecd.  Afric  c  10). 

ö  Elvira  c.  52  cit. :  „Hi  qul  inventl  faerlnt  U- 
bellos  famosos  in  ecclesia  ponere,  anathemati- 
zentnr";  Gregor.  I  (592)  ep.  II,  49  (Ben.  2,  613): 
„se  excommnnicatum  auathematlzatumque^. 

10  Schon  bei  Augustin,  s.  c.  11  i.  f.  C.  XXIII. 
qu.  4. 

ii  Zweifellos  Blez  439  c.  9:  „tales  ab  eccle- 
sia dei  et  a  ooetu  catholicorum  segregari  ac  ex- 
c  0  m  m  u  n  l  c  a  1 0  s  (d.  h.  die  völlig  von  der  Kirche 
und  der  Gemeinschaft  der  Gläubigen  ausgeschlos- 
senen) exilio  relegari^;  ebenso  Arles  II  cit.  c.  31: 
„excommunicatlone  omnlum  ao  detestatione 
dignus  habeatur";  Fei.  II  ep.  ad  Yetran.  490, 


Thiel  1,  276:  „Acaclus  iterata  excommunica- 
tlone  depulsus'';  c  37  (Gelas.  I)  C.  XI.  qu.  3; 
Toledo  II  627  o.  631  c.  6:  „tanto  annosloris 
excommunlcatlonis  tempore  et  a  Christi  corpore 
et  fratemitatis  consortio  sequestretur,  quanto 
fuerit  propinquioris  sanguinis  contaglone  poUu- 
tus^. 

Wenn  Toledo  I  400  c.  11  für  die  Beraubung 
eines  Klerikers,  Mönches  oder  Armen  durch  einen 
Mächtigen  und  für  die  Weigerung  des  letzteren, 
dem  Bischof  deswegen  Rechenschaft  zu  geben, 
die  excommunicatio  androht  und  Mltthellungs- 
schrelben  über  dieselbe  an  alle  Bischöfe  erlassen 
wissen  will,  so  kann  hier  ebenfalls  blos  die  völ- 
lige Ausschliessung  gemeint  sein,  femer  auch 
mit  der  poena  excommunlcatlonis,  welche  Tours 

461  c.  5  für  Kleriker,  welche  ihr  Amt  aufgeben, 
um  Soldat  zu  werden  oder  um  als  Laie  zu  leben 
—  Chalcedon  461  c  7  droht  dafür  das  Anathem 
an  —  ausspricht. 

Bei  den  übrigen  Stellen  aus  dieser  Zeit,  welche 
die  gedachten  Worte  aufweisen,  steht  nidits  ent- 
gegen, sie  auf  den  völlig  Ausgeschlossenen  zu 
beziehen,  so  cod.  eccles.  Afr.  e.  133  (Carthago 
419),  nach  welchem  der  trotz  des  Ableugnens 
seines  angeblich  dem  Bischof  gemachten  Geständ- 
nisses Exkommuniclrte  als  ungerecht  exkommu- 
nlcirt  gilt  und  dem  Bischof,  so  lange  er  mit  dem 
ersteren  nicht  kommuniclrt,  von  den  übrigen 
Gläubigen  die  communlo  verweigert  werden  soll; 
Carthago  401  c  13  (cod.  eccl.  Afric.  79),  nach 
welchem  die  wegen  eines  Yerbreohens  überfuhr^ 
ten  Kleriker  Intra  annum  excommunlcatlonis 
ihre  Unschuld  darthun  sollen;  Carthago  419 
(1.  c  c.  128),  welches  den  excommunlcatus  In 
Ipsa  adhuc  excommunieatione  oonstltutus  von 
Anklagen  gegen  Kleriker  ausschllesst;  Toledo  I 
400  0.  12,  betr.  Kleriker,  welche  ihren  Bischof 
verlassen  und  sich  bei  den  excommunieati,  wahr- 
scheinlich PrisclUianisten,  jedenfalls  Ketzern, 
aufhalten;  Orange  1441  c  11,  betr.  den  Yer- 
kehr  des  Bischofs  mit  dem  excommunlcatus,  ehe 
die  zuständige  Synode  über  die  Begründetheit  der 
excommunicatio  geurtheilt  hat ;  Arles  II  443  o. 

462  c.  8,  betr.  die  Annahme  eines  Exkommunl- 
drten  durch  einen  anderen  Bischof.  Ygl.  auch 
stat.  eccles.  ant.  c.  24.  56.  73.  96  (für  letzteres 
erglebt  dies  deatlich  Yaison  I  442  c.  4).  Ent- 
gegen steht  auch  nicht  Carthago  389  o.  390  c.  8 
(cod.  eccl.  Afric.  c.  20),  wonach  der  exkommuni- 
clrte Priester,  wenn  er  statt  das  ihm  zustehende 
Rechtsmittel  einzulegen,  ein  Schisma  verursacht, 
anathema  sit  et  locum  amittat,  denn  in  diesem 
Falle  soll  die  noch  nicht  rechtskräftig  verhängte 
Exkommunikation  und  die  damit  verbundene 
Absetzung  sofort  definitiv  werden. 

Das  „ut  eeclesiae  inlmicl  habeantur  exeommune^ 
In  Arles  II  c.  30  (Herren,  welche  trotz  ihres 
Yersprechens  die  aus  dem  kirchlichen  Asyl  aus- 
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Die  HtrftfgawalL   Römia^hcs  Reich.   Stt&fen  gegen  Laien. 
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Die  zvL  c.  gedachte  Strafe  unterscheidet  sich  von  den  beiden  früheren  dadurch, 
dasa  dem  Aüsgesc  hl  aasen  en  die  Wiederanfnahnie  in  die  Kirche  weder  ganz  abge- 
schnitten war  DOch  nnter  allen  Umständen  bia  zur  Todes&tuöde  vorenthalten  wurde, 
er  CS  vielmehr  durch  Uebemahme  der  Busse  in  der  Hand  hatte,  die  vollen  kirch- 
lichen Mitgliedsrechte  wieder  früher  zu  erlangen  K  Die  Wiederaufnahme  hing  demnach 
von  der  ihm  auferlegten  Busszeit  ab,  und  falls  diese  durch  allgemeine  Anordnungen 
ein  für  alle  Mal  beätimmt  war^^  von  der  in  diesen  festgesetzten  Zeit  3.  Begrifflich  ist 
also  zwischen  der  AnsschUessung  schlechthin  und  derjenigen,  welche  unter  Normi- 
Tüng  einer  festen  Bnsszeit  angedroht  wird,  kein  Unterschied*. 

Diese  Art  der  Ausschliessung  ist  das  Strafraittel,  welches  am  hänfigsten  in  den 
Eechtsqnelion  der  fraglichen  Zeit  erwähnt  wird^  während  die  Llrteren  Arten  der- 
selben (b.  unter  a  und  b)  als  Reste  der  alten  strengeren  Praxis  der  Kirche 
(a,  0.  8.  694)  seltener  vorkommen  und  sich  ihr  Anwendungsgebiet  immer  mehr  ver- 
engert \ 

Die  Ausschliessung  ans  der  Kirchengemeinschaft ,  also  der  heute  sog.  grosse 


gtjlief erteil  StlaTen  bestraf eii)  ist  flelbBtyei»UTid- 
Uch  sleichbedeutenfl  mit:  ©xcomiDunkati» 

J  Morimi  a  IV  5  j\.  1,  p.  176  fasat  die  Ana- 
BcblieRBung,  ^ßlche  In  EItIti  c,  20.  49.  t>Ü^  s,  o. 
S.  701  n.  1  u.  %  Sbld.  c.  41,  o.  S.  702  n.  4,  und 
cäh.  apost  29.  30,  o.  S.  701  n.  11,  attgedtobt  ist, 
lU  die  härteste  Strafe^  als  AussdilieBanng,  bei  wtl~ 
cberdioWiederaufnabmc  in  dielvircsbe  nie  wieder 
gewrtbniviirde^  auf,  Indom  üt  sieb  uamöntlkb  auf 
d^aWort:  penitu«  Btut^t.  Pen i  tue  abUcero  beißet 
über  gÄUZ  abgcbneideiij  nicbt  für  immer.  Abge- 
sehen djLVon  Bind  auch  die  damit  bedrobtpn  S  iluden 
Mcbter,  als  diejenigen,  biH  welchen  Bfmat,  na- 
meuÜicb  durch  KLvira  die  conimunio  für  alle  Ztlt 
versagt  wird,  o.  S,  609  n.  1,  und  gerade  ein  ande- 
res apauisnbes  Koniil,  Toledo  Jl  40O  a  17,  S.  701 
n,  *2,  lagst  dem  ablectu*  die  dnr^h  Busse  tu  er- 
Jungende  Wiederaufnahme  offen,  vgl.  anr.b  Elvira 
r,  M  und  Saragofii?a  ^BO  c.  G. 

^  Wie  tjamentlich  Iti  der  oflenUli^eheu  Kir<^he 
durdi  die  VoTschrlfteii  über  die  Zeiten  für  die 
einzelnen  BtiSBaiatlgnen^  tu  unten  %.  24B, 

^  8o  Elvira  c.  22  ;  „Si  qui»  de  catbollca  ecdedfi 
ad  haereslM  tratiaitum  feceiit  mrausque  recuire- 
rlt,  pUcuit  huic  poeniteutiam  non  cäse  denega^n- 
duin  CO  quod  cognoTerit  peccatnm  au  um;  qui 
f4ium  X  arinie  agat  poenitentiaoo^  cui  pest  X  annos 
piaestari  ijotumunio  debef'j  ibid.  c.  69* 

*  Andn>bungen:  ^ai  Tolaut*te  (diö  iori*%e 
Herrin,  welche  die  Sklavin  dureh  Schlagen  ge- 
tödtet  bat)  post  Yll  anno&,  b!  casit,  pust  quin- 
qucnnii  tempora  acta  legitlma  poeniten- 
Ua^  ad  comrannioneia  placnlt  admittl'%  Elvira 
t.  5t  und  ferner  ibid.  ir.  ö9.  64.  72,  76  und  78 : 
,,Si  quia  fldeiia  haben»  uiLoretii  cum  Judaea  vel 
getitill  fuerit  moechatufl  a  commijuloue  areeatur^ 
quod  si  atius  eiim  deteierit,  post  qnlnqnenninm 
acta  legitiraa  po<jnite ntla  potent  dorn inlcae  Boclart 
commiiniom''  (wo  jedeofalla  für  den  ersten  Kall, 
d.  h.  den  des  QesUndntsiäea  elae  küriterij,  U\  d&& 
Krmessen  des  Biachoffi  geatellte  Busa^eit  anzti- 
nehmen  ist),  «ind  weLl  dahin  anfznfaasen,  daaa 
darin  ebenfalla  die  Buseieit  foatgesetit  wird, 
titiht  day»,  dA^a  die  Anaacblieasung  unter  allen 
Limit&nden  atLf  die   gedachte  Zabl   von  Jabiea 


dauern  BOll,  die  BuM^elt  aber  eine  kürLer^  »ein 
kann. 

Alkrdinga  kommen  aneb  Änordnangen  vor, 
welche  obne  jede  Erwähnung  der  Busse  bloä  die 
Frlat  festaetzen,  nat^h  welcher  der  Sünder  wieder 
■AMT  Kommunion  zugeUsaen  werden  darf,  ao  El- 
irira  e,  iB:  „91  quia  i^elia  apo^tata  per  Infinit* 
tempora  ad  eccleslam  non  accesserit,  d  Urnen 
alif^uandofuoritrever&tis  aec  fuerit  idolator,  post 
X  anno»  plaouit  wmmunionem  acdpere^"-  e.  61 
(wonach  der  Gläubige,  welcher  ijach  dem  Tode 
i^eiuer  Frau  die  Schwester  derselben  heirathet, 
5  Jahre  auei^eacbl Oasen  eeln  £oll,  „uiifl  forte  relo^ 
cLUi  darl  pacem  necesiaitaa  coegerit  Inflrmitatla'*}; 
c.  70 :  „St  cum  eonscientiamariti  uxor  fuorit  moe* 
chata  pUcuit  nee  in  Ünem  d  an  dam  «i  oommunio« 
nem^  si  veroeam  reliquerit,  poitX  annoa  accipiat 
communionem,  ai  cam  cum  aciretadulteram^mquo 
tempore  in  domo  euo  retinult^'j  c.  73.  74  ^betr. 
Ankläger  und  falsche  Zeagen}.  Da  es  dch 
liier  ilberall  um  achvarere  Vergehen  handelt 
(droht  doch  Neodiaarea  314 — 320^  o,  2  für  daa 
Ton  c.  61  betrolTene  die  Auascblleasung  bia  zum 
Tode  aii)^  bei  einzelnen  aogar  für  den  F&ll  dfii 
Torband enaein«  erachwerendtir  üuifitande,  a*  c, 
6€.  TS,  die  Wleder^ula&sung  erat  b^i  Tfidesgefahr 
für  statthaft  erklärt  wird^  so  lat  man  i^u  der  An- 
nahm ö  berechtigt^  dnAS.  in  allen  d i es eu  Fällen  die 
vorgängige  Leiatung  der  öffentlichen  Baaae  als 
aelbatvcratändijch  vorauBgeaetzt  wird,  Da^aelba 
mu&a  von  can.  apost.  24;  *,\q.Mz  g^uTtiV  d^ODTTj- 
pida^i  äf  opi!l£aöo)  £tY]  Tpi'a*  ijilpüüX&s  lfi£f>  ioTt 
Ttjc  £«3t'JToy  Co*f(C"  gelte  IL 

ÄbweichKud  Schintng^  Kirchenbanns.  116* 
122,  und  M  eurer  im  Arch.  f,  k.  K.  R.  49,  184, 
1» eiche  eine  vindikattve  Exkommunikation  auf 
Zeit,  letzterer  ohne  die  Nothwendigkeit  einer 
ofTeiitlichen  Buaae  annehmen,  Oierbei  iatinde^aen 
überaeben,  daaa  eine  EKkommanikatlon  auf  Zeil 
n:>itWlederznlaäaung  naoh  Ablauf  derselben  obna 
ein  Bolche*  Krfordernisa  begrlfTlieh  bloa  eine  Sus- 
pension^ niiiht  völlige  Aus^^ciLlleaiung  aus  der 
Kirche  sein  kann.  VgU  auch  unten  daa  zu  r^r.  3 
über  die  Sujtpeuaion  Bemerkte. 

*  S,  ü,a699n,  1  nndis.  700  n.  2. 
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Bann,  entzog  dem  davon  Betroffenen  alle  seine  kirchlichen  Rechte,  da  er  rechtüch  nicht 
mehr  als  Mitglied  der  Kirche  galt  ^  In  Folge  dessen  war  ihm  die  Theilnahme  am  Abend- 
mahl nnd  am  Kirchengebet  nicht  gestattet,  sein  Name  wnrde  ans  den  Diptychen  der 
Eorche  aasgestrichen  2,  womit  derAnsschlnss  von  den  Gebeten  verbanden  war ',  nnd  seine 
Oblationen  (Opfergaben  nnd  Almosen)  mnssten  zurückgewiesen  werden^.  Femer 
wnrde  ihm  das  Betreten  der  Kirche  verwehrt^  nnd  ihm  die  kirchliche  Bestattung  ver- 
weigert <^.  Andererseits  waren  aber  die  tlbrigen  Olänbigen  blos  von  dem  religiösen 
Verkehr  mit  ihm  ausgeschlossen 7,  und  nur  die  QeistUchen  waren  verpflichtet^,  sich 


1  Der  Bischof  Synesius  Ton  Cyrene  bezeichnet 
dies  ep.  58,  Mlgne,  patrol.  gr.  66. 1400,  in  dem 
Schreiben  Ton  409,  mit  welchem  er  den  übrigen 
Bischöfen  die  Exkommnnikation  des  genralt- 
thitigen  Präfekten  von  Ptolemais,  AndionieuB, 
mittheilt,  als  Ausschliessung  ans  dem  Paradiese, 
die  const.  apost.  II.  41.  43  sagen,  indem  sie  den 
Bann  mit  der  Amputation  fiberflüssiger  Glieder 
des  Körpers  vergleichen,  von  dem  Gebannten: 
„xffi  ixvXriQia^  ditöxoirce",  ^^dircxfii^^  r^jc  toü 
xupiou  ouva^oY^c''  (letzteres  von  dem  zum  zwei- 
ten Mal  Ansgeschlossenen).  Die  Bannformel  in 
c.  107  0.  XI.  QU.  3,  welche  Schilling,  Kir- 
chenbann S.  138  der  Synode  t.  Orange  t.  441  zu- 
schreibt, gehört  dieser  nicht  an,  s.  Friedberg 
corp.  iur.  can.  ad.  c.  dt. 

«  Vgl.  Cyprian  ep.  1,  ed.  Hart.  p.  467;  Bing- 
hamXVl.  c2  8.  11;  7,117. 

«  Fei.  11  ep.  ad.  Flavit.  n.  ad  Thalas.  490, 
Thiel  1,269.274. 

^  £lvirac28:  „Episcopum  placult  ab  eo  qui 
non  communlcat,  munus  accipere  non  debere". 
Dagegen  handeln  const  apost.  lY.  6  von  Per- 
sonen, gegen  die  die  Yerhängung  dei  Exkom- 
munikation noch  nicht  erfolgt  ist,  wenn  sie  die 
Annahme  von  Oblationen  nicht  nur  seitens  der 
Ehebrecher,  Mörder  u.  s.  w.,  sondern  auch  seitens 
der  Krämer  oder  Schankwirthe  verbieten. 

ft  Synos.  ep.  58  dt.,  zugleich  mit  der  Anord- 
nung, den  heimlich  in  die  Kirche  Eindringenden 
aus  derselben  wieder  zu  entfernen;  s.  auch.  ep. 
Fei.  II V.  487,  o.  S.  700  n.  2.  Allerdings  hat  man 
zu  dem  ersten  Thelle  des  Gottesdienstes,  const. 
apost.  VIII.  12  u.  0.  S.  26.  340  n.  3,  ausser  den 
Katechumenen  auch  Ungetaufte,  Heiden  zuge- 
lassen. Aber  einen  Anspruch  darauf  besassen 
diese  nicht,  gegen  sie  machte  nur  die  Kirche  von 
ihrem  Rechte,  sie  fem  zu  halten,  keinen  Ge- 
brauch. In  Betreff  derjenigen,  welche  bereits 
vom  Bischof  zur  Busse  verstattet  waren,  galt  dies 
aber  nicht,  s.  unten  $.  246. 

e  Synes.  ep.  68  cit  VgL  auch  Vaison  442  c.  2; 
Arles  IL  443  o.  452  c.  12. 

7  Antioch.  341  c  2:  „.  . .  \»Ai  Ifetvat  hi  xoi- 
volvetv  TOt«  dxoivi^oi?,  \Krfii  xot'  otxou«  ouveX- 
86vTac  9iist(tyeo^ai  toi«  f*-^  t^  dxxXvjol^  oovcuyo- 
{livoic»  p.7)Be  is  ixip(f.  ixxXTjai^  &iroo^eo&ai  xöu« 
hl  Mpcf.  h.xkriai(f.  fii^  ouva^ofiivou;'';  das  gemein- 
same Gebet  im  Hause  mit  dem  Gebannten  ver- 
bietet ebenfalls  can.  11  apost. 

8  Kobei,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.  382  (so 
auch  früher  Bingham  XVI.  2.  s.  11,  7,  115) 
nimmt  schon  für  diese  Zeit  eine  Rechtspflicht 
aller  Gläubigen  dazu  an,  indessen  sprechen  die 
Stellen,  aufweiche  er  sich  beruft,  c.  2  Antioch., 


can.  11  apost.  dt.  u.  Tolet  I  400  c.  15:  ^Quis- 
quis  laicQs  abstinetur,  ad  huno  vel  ad  domum 
eins  clericorum  vel  religiosorum  nullus  accedat : 
similiter  et  clericus,  si  abstinetur  a  clericis  evite- 
tur;  si  quis  cum  lllo  coUoqul  aut  convivere  fuerit 
deprehensus,  etiam  ipse  abstineatur,  sed  hoc  per- 
tineat  ad  eos  clerioos  qui  dus  sunt  episcopi  et  ad 
omnes  qui  oommoniti  fuerlnt  de  eo  qui  abstine- 
tur, sive  laico  qnolibet  sive  clerico",  hinsichtlich 
des  bürgerlichen  Verkehrs  nur  von  Geistlichen; 
ja  selbst  in  c.  16  Tolet.  cit  ist  unter  der  mulier 
Christiana,  welcher  die  Aufnahme  einer  gebann- 
ten gottgeweihten  Jungfrau  verboten  wird,  wohl 
mit  Rückdcht  auf  die  Bedeutung  christianus  als 
Geistlicher,  c  50  pr.,  c.  123  pr.  C.  Th.  XH.  1  u. 
cllibid.XIV.3,Gothofredus  4,412;  5,178, 
ebenfalls  eine  gottgeweihte  Jungfrau  zu  ver- 
stehen. Allerdings  verlangen  die  gallischen  Kon- 
zilien seit  der  Ifitte  des  5.  Jahrb.,  Arlee  U  443 
0.  452  c.  49 :  „Secundum  Instituta  seniomm,  si 
quis  a  communione  sacerdotali  fuerit  auctoritate 
suspeusus,  hunc  non  solum  a  clericorum,  sed  etiam 
a  totius  popali  colloquio  atque  convlvio  placult 
excludl,  donec  adipiscens  ad  sanitatem  redire 
festinet'',  Tours  I  461  c.  8  und  Vannes  465  c.  3 
die  Fernhaltung  der  Gebannten  „a  convivio  flde- 
linm'',  aber,  während  von  Anfang  an  der  religiöse 
Verkehr  der  Laien  mit  dem  Gebannten  und  Jeder 
Verkehr  der  Geistlichen  mit  ihm  mit  der  Aus- 
schliessung bedroht  ist,  c  2  Ant.,  c  11  apostol., 
Tolet.  I  c.  15,  s.  auch  die  gallischen  statuta 
ecdes.  antiqu.  aus  der  2.  Hälfte  des  5.  Jahrh. 
c  40  fvon  M  a  a  s  s  e  n ,  Gesch.  d.  Quellen  d.  cauon. 
R.  1,  393  Irriger  Weise  auf  jeden  Verkehr  der 
Laien  bezogen),  enthalten  die  gedachten  Konzi- 
llen keine  Strafvorschrift  für  die  Verletzung  des 
von  ihnen  erwdterten  Verbotes,  machen  also,  da 
es  schon  f^h  Sitte  war,  dass  die  Gläubigen  vor 
dem  bürgerlichen  Verkehr  mit  dem  Gebannten 
gewarnt  wurden,  Synes.  ep.  58  dt.,  und  sich 
auch  von  selbst  dnes  solchen  Verkehrs  enthiel- 
ten, BasiUi  M.  ep.  60,  Migne  patr.  gr.  32,  41 
(weitere  Beispiele  bei  Bingham  1.  c.  7,  119; 
Kober  a.  a.  0.  S.  380)  aus  der  Sitte  eine,  frei- 
lich noch  nicht  strafrechtlich  verschärfte  Rechts- 
pflicht ,  wie  dies  Arles  II  c.  49  mit  seiner  Be- 
rufung auf  die  instituta  seniorum,  womit  die  alte 
Sitte,  Praxis,  nicht  aber,  soMaassen  a.  a.  0. 
c.  40  Statut,  cit.  gemeint  ist,  vgl.  dagegen 
auch  Lönin  g  1,  265  n.  2  (mit  ebenfalls  unbe- 
friedigender Erklärung),  bestätigt.  In  einzelnen 
Fällen  ist  dagegen  für  den  Verkehr  mit  exkom- 
mnnicirten  Ketzern  auch  Laien  die  Exkommuni- 
kation angedroht  worden,  so  von  der  römischen 
Synode  von  484  unter  Felix  II.  in  Betreff  des 


§.245.] 


Die  Strafgewalt,  Römisches  Reioh,  Strafen  gegen  Laien - 
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aucli  jedes  äcmstigen  Umganges  mit  ihm  zu  cntlialteii,  widri^enfÄlla  sie  ielbat  der 
Strafe  der  AnsscMiossoiig  verfielen^. 

Die  mit  der  ExkominimikatioD  verbandene  Entaiehuiig  aller  kirchliciien  Rechte 
hatte  nicht  nur  ihre  Wirkung  f(tr  die  Gemeinde  nnd  die  biachöfliche  Kirche,  welcher 
der  Gebannte  augehtvrte,  sondern  aneh  fur  alle  Hbrigen  cliriatliclieo  Gemeinden  und 
Kirchen.  Die  Exkommunikation  war  also  schon  in  dieser  Zeit  die  Äbscheidung  von 
der  in  dem  Episkopate  sich  als  Einheit  darstellenden  eliristlicheu  Oesammtkirche  \ 
Deshalb  wurde  auch  von  der  Verhängnng  derselben  in  einer  Kirche  den  übrigen 
Bischöfen,  wenigstens  den  benachbarten  oder  denjenigen,  mit  welchen  der  den  Bann 
verhängende  Bischof  einen  näheren  Verkehr  nnterhieltj  Mittheilung  gemachte 

2.  Neben  der  Ausscliliessung  ans  der  Kirche  ist  der  damaligen  2eit  auch  die 
blosse  Ausschliessung  von  der  Theiln  ahme  am  Aben  dmahl  und  andern 
för  die  Gläubigen  allein  bestimm  ton  Gottesdienst,  also  eine  Strafe^ 
welche  dem  späteren  kleinen  Bann  entspricht,  bekannt  ■*, 


Ac&cius :  ,,bI  qul«  epificüp^a,  el&ricus,  montehnSf 
liiicnä  post  hsnc  denuntiationem  ot  eomomnlca- 
i^tTit,  fliuthcma  Hit'',  Thiel  1,  247, 

Ob  außli  die  Androhung  bei  der  Verurthellung 
des  Eutycihei  dnifih  dlß  auvoSoc  ^vSt^ijld^S'jI  von 
KungUntinopel  r.  448  hierher  j^ohört,  Man^i 
6,  747  (i.  die  folg.  A.nm,)  iet  zweifeliaft^  weil 
sie  ßkk  bloM  auf  Qel^tUche  uDd  Mouche  beliehen 
kann. 

AndrerFcitÄ  wird  uuter  Uerufung  auf  const. 
apost,  IL  4U  vouMoriuus  lV2n.7,  p.  172  be- 
hanptet,  dA&&  die  Kirche  die  Gläubii^^i^D  geradezu 
ermahtiC  habe:,  den  Exkouiiauulclrteu  nicht  dou 
Umgiing  and  die  Aufnahuit)  in  dai  ßaufl  zu  ver-- 
ia^en,  loudem  eio  zn  tröatfsn,  iudesAeu  i»t  dort 
Uf IT  von  den  x<a\z  ot'  (ijtfzpttct;  dtfftptjfttt^t  dio 
Red«,  d.  H.  aber  nicht,  so  Lü  ni  ng  ^65  n.  1^  vou 
den.j^uigeUf  weli^hc  bUis  Yon  der  T  heil  nähme  am 
Abendmahl  {&.  nachher  unter  2)  im  Oof^aneatz  £U 
den  YüUig  Gebäuuten  äug^gf^i^chlo^fien  sind  (o. 
S,  704  n.  1),  sondern  von  den  Qebaunt«!ni  welche 
hereita  zur  ßugso  zugeUssßu  worden  sind,  wie 
der  Zoi^ammenhaug  j^wiachen  11,  39  und  40  und 
Ih  40  und  41  zeigt,  a.  unten  In  der  Lehre  ton 
der  Bus^e  §,  246. 

1  Und  zwar  dem  grosjien  Bann,  denn  die  In  der 
TUT,  Anm,  citirteTi  Stellen  gebrautihen  tu  ihren 
Strafandrohungen  dleseiben  Au^drurke^  wie  für 
den  O&baunteD  selbst.  Dafür  spricht  auch  S^Tioa, 
ep. 68  dt,;  ferner  dieVenmheilnng  des  Eutychea 
(b.  YOr.  AnQ^*)r    ^^jpio^jjLCv  .  .  .  d)sXdTptGv  th^n 

"^JjjlÖj;  Ttoivcuvia^  Äsi  fiG  ttpocordvat  [io'vauttjptft'j  : 

Tfopiivtöv  aOrm  f^  av-vTUYyav^Svrtov,  6i<i  yTCE'iftyvoi 
Iso'vTat  m^i  airol  t^  rf^  dxoivcuvTal^c  dTtinjitoj, 
tb;  jjL?j  d-TOTTcCiiTe;  'rfji  rp^t  auiriv  i|tiXb4^»  Trotz 
der  Milde  deä  späteren  Rechte«  kann  dle^  nif^ktauf- 
faltea,  da  die  Strafiä  norh  nicht  fdrdleVerleticuTtg 
der  VerkokTssperre  srlilechthin  angedroht  i*t. 

^  Da«  erglebt  Synea.  ep.  68  dt»  ganz  deutlich. 
In  welchen  die  Aufnahme  durch  elna  andere 
Kirche  ala  Zerreii^ung  der  ton  ChrlstUB  gewoll- 
ten Einheit  der  Geaamiutkirche  erklärt  wird; 
Tolet  I  eit  c  11 :  ^^  .  ^  .  luvtcem  mox  scripta 
H  t  n  ü  c  b  1  u  B ,  Kirekearacht  IV, 


percu tränt  per  omnes  protiudao  episcopoa  et 
qneacnmque  ad  Ire  potuerint,  nt  eicommunlca^ 
tua  haheatnri  done^i  audiatur,  nt  Toddat  allnea*' j 
föruer    Nieae^r  v.  325   c^  6:   .»x^-d  ih^   Äö(^^ovtt 

'j^p'  hiümy  \iij  rpocEeaftar^  cau.  13.  33  apost- ; 
Sardlca  t,  343  c.  13^  EMra  30G  c  53;  Arlea  1 
T,  314  c.  16 i  Sarag^ä&a  I  380  c,  5;  Carth.  11  v. 
387  f.  7;  Carth.  XI  v.  407  c.  11  (cod.  eeclea. 
Afric.  c.  lOö);  Orange  441  c,  11. 

3  Ein  aolche»  8 cb reiben  an  alle  SchwesterVir- 
chen  ist  die  wiederholt  angeführte  op.  B8  Syncs. 
NameuiHch  wurde  den  ExkommnuikatiDueTi, 
welche  die  Synoden  wegen  Keuereion  an sgea pro- 
eben hatteUt  durch  solche  Sf'hrßib&n  eine  mog- 
lieh 6t  weite  Vürh reitung  gegeboUj  Tgl.  die  Söh rei- 
hen des  Hi^chofa  Alexander  Ten  Aleiandrlen 
Über  die  Verurtbeilung  und  Eitkompiunikation 
des  Ariua  durch  die  Spiode  von  AlexandHt^n  320 
ö.  311,  Hefele  1t  ^68,  bei  Socrat.  hiet*  ecd.  1, 
6  und  Theodoret.  hiat  efx^lea.  L  4.  Den  Krla^s 
derartiger  8obTeibeii  ordnet  Tolet,  I  dt.  c,  1 1  für 
den  Fall  der  Berftubung  von  Klerikern,  Mönphen 
und  Armen  durtih  wettliche  Grosse  direkt  an^ 

*  Sehr  deutlitTh  werden  beide  Quterflchiedeu  In 
Thcodoret.  episc.  üyrens.  (t  ^-  4&7}  op,  77  ad 
Eulal.,  M  i  gu  e  patr.  gn  &3,  1250:  „xal  xmXuia- 
Ömaa*J  ut?j^  tf^-  ptEtaX-^id/iuji;  xm^  iepöv  (j-'j^-n^ptm^, 

oiO^axdXajM  ttipaneacoj^,  Tärv  hk  Upüv  xeoAut'a- 
SojGa^  fA'jSTT/ptojv  [äVj  fi^ypl  ^avdTö'j,  d).Xdi  yp6vr>v 

6^61^  ÄoH^ffmtnv,  Im;  d^tm;  ftpTjvfjio^tv,  Gti  töv 
d^Y^fifj  paaiXIei  K.'üT'iXtffovTec  ,  ,  ,  Tcji  TtoXefiii^ 
-poiEympTjdoiv^.  Nicht  hierher  gehört  [so  aller- 
dings ^chUHngf  der  Kirchenbann,  S.  124, 
und  Richter- Kahl  K.  R,  8.  Aufl.  S.  777 
n.  1 )  die  0.  S.  693  n.  8  dtirte  Stel  le  Augustlns.  Die 
prohibitio  mortalia,  welche  dort  im  Gegen äatt 
zur  medlctnaliä  gestellt  iat,  kann  nicht  die  völ^ 
lige  Ansachliefiaung^  der  nachmalige  grosse  Kirs- 
ch eo  bann  ^  die  medicinalis  aber  der  spätere  kleine 
8 ein,  well  der  er^tere  in  der  damaligen  Zeit  für 
dio  Kegel  durch  die  Leistung  der  Busse  [ß.  nach- 

4& 
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So  sicher  sich  diese  letztere  Strafe  von  der  zu  1.  besprochenen  scheiden  Iftsst,  so 
bietet  doch  die  Feststellung,  welche  von  ihnen  in  einer  Reihe  älterer  Kanones  hat 
angedroht  werden  sollen,  die  erheblichsten  Schwierigkeiten  ^  Eine  feste  technische 
Bezeichnung  findet  sich  für  die  erwähnte  theilweise  Femhaltung  von  den  gottes- 
dienstlichen Handlungen  ebensowenig  in  den  Quellen^,  wie  fttr  die  gänzliche  Aus- 
schliessung aus  der  Kirche,  wohl  aber  weisen  dieselben  eine  Reihe  mehrdeutiger 
Ausdrticke  auf. 

Es  sind  dies  die  Bezeichnungen:  acpopfCsa&at',  absondern,  femer  xotva>v(a  in 


her)  beseitigt  werden  konnte,  vielmehr  meint 
Angnstin,  dass  die  Töllige  Aussohliessung  ans 
der  Kirche  dem  Sünder  bei  Gott  noch  nicht  alles 
Heil  yerschliesse. 

1  Bisher  ist  dieser  Frage  selbst  in  der  neueren 
Spezial-Llteratur  keine  Aufmerksamkeit  zuge- 
wendet worden.  Yollig  ungenügend  ist  S  c  h  1 1  - 
ling  S.  124,  welcher  nicht  einmal  die  älteren 
Konzilien  berücksichtigt  hat ;  K  o  h  e  r ,  Kirchen- 
bann S.  YlII  hat  nur  die  excommunlcatio  maior 
zum  Gegenstand  seiner  Untersuchungen  gemacht, 
München,  Kanon.  GerichtsTerfahren  u.  Straf- 
recht 2,  196  ff.  behandelt  die  Quellen  der  ver- 
schiedensten Zeiten  als  gleichwerthig,  und  selbst 
Löning  S.  266.  267  bezieht  sich  nur  auf  die 
nicht  ausreichende  Darstellung  bei  Bingham 
XVI.  c  2  n.  7;  7,  101. 

«  Bingham  1.  c.  7,  101  und  Löning  1,  266 
behaupten  freilich,  dass  d^opiOfAÖc  diese  Bedeu- 
tung habe.  Dies  ist  aber,  Tgl.  die  folg.  Anm., 
unzutreffend. 

3  Vielfach  wird  angenommen,  dass  diese  Strafe 
bei  Klerikern  die  Suspension  (s.  unten  $.  247)  im 
Gegensatz  zur  Absetzung  bezeichne,  M  o  r  i  n  u  s 
IV.  3  n.  4ff.  p.  173;  Kober,  Suspension  der 
Kirchendiener,  Tübingen  1862,  S.  19,  und  dar- 
aus geschlossen,  dass  sie  bei  Laien  die  diesen 
entsprechende  blosse  Ausschliessung  von  den 
eucharistischen  Gebeten  und  der  Abendmahls- 
gemeinschaft bedeuten  müsse.  Aber  das  d<pop(- 
Cetv  wird  dem  Kleriker  und  dem  Laien  gleich- 
mässfg  in  can.  apost.  57  für  die  Verhöhnung  eines 
gebrechlichen  Klerikers  und  c.  72  ibid.  für  die 
Wegnahme  von  Oel  und  Wachs  aus  der  Kirche 
angedroht.  Es  muss  daher,  worauf  Fra  n  k  S.  540 
mit  Recht  hinweist,  diese  Strafe  für  beide  ein 
und  dieselbe  sein,  und  man  ist  nicht  berechtigt, 
unter  demselben  Wort  eine  andere  Strafe  für  den 
Kleriker,  eine  andere  für  den  Laien  zu  verstehen. 
Ausser  Frage  steht,  dass  der  d^optofAÖc  des  Kle- 
rikers nicht  die  Deposition  desselben  ist.  Daher 
kann  mit  Bücksicht  auf  den  Begriff  des  Abson- 
dems  nur  die  Suspension  in  Frage  kommen,  und 
zwar  bei  beiden  von  allen  kirchlichen  Mitglied- 
schaftsrechten (s.  im  Text  unter  3),  welche  für 
den  Kleriker  auch  die  von  seinen  Amtsrechten 
nach  sich  zieht,  da  er  diese  gleichfalls  kraft  sei- 
ner Stellung  in  der  Kirch  e  besitzt  F  r  a  n  k  a.  a.  0. 
nimmt  dagegen  an,  dass,  weil  in  c.  25  ibid.,  nach 
welchem  der  Bischof,  Priester  oder  Diakon  „iid 
icopvelac  ^  imopxitf.  ^  xXoitiQ  dXo6c  xa^atpebdo 
xa\  [».i]  ifopitiio%to%  das  letztere  Wort  neben  der 
angedrohten  Absetzung  nicht  Suspension  bedeu- 
ten könne,  es  nur  so  viel  wie  Ausschliessung  von 
der  Abendmahlsgemeinschaft  sowohl  für  Kleriker 


wie  auch  Laien  heisse.  Dabei  hat  er  indessen 
nicht  beachtet,  dass  dtpoplCeo^i  häufig,  nament- 
lich auch  In  den  apostolischen  Kanonen,  so  auch 
in  c.  25  cit.,  für  den  völligen  Ausschluss  aus  der 
Kirche  gebraucht  wird.  Im  allgemeinen  steht  die 
Strafe  der  Absetzung  für  den  Kleriker  der  völli- 
gen Ausschliessung  des  Laien  aus  der  Kirche 
gleich,  Kober,  Deposition  S.  590  ff.  und  Lö- 
ning 1,  280.  Wenn  daher  in  den  gedachten  Ka- 
nonen mit  diesem  Worte  dem  Laien  eine  Strafe 
für  ein  Vergehen  angedroht  ist,  für  welches  den 
Geistlichen  die  Deposition  trifft,  so  wird  für  den 
ersteren  darunter  die  völlige  Aussohliessung  ver- 
standen werden  müssen,  und  dies  lasst  sich  um 
so  sicherer  annehmen,  wenn  iltere  Konzilien  die 
gleiche  Strafe  für  dasselbe  Vergehen  festsetzen. 
Es  gehören  hierher :  can.  apost.  32  (für  die  An- 
hänger eines  Priesters,  welcher  im  Schisma  gegen 
seinen  Bischof  die  Gläubigen  zum  Gottesdienst 
um  sich  sammelt,  ygl.  dazu  Carthago  387  c  8 
(o.  S.  702  n.  8),  can.  63  (für  Essen  von  Fleisch 
in  seinem  Blute  oder  vom  Fleisch  der  verreck- 
ten Thiere),  can.  64  (für  das  Beten  in  Versamm- 
lungsriLumen  der  Juden  oder  Heidenl,  can.  66 
(Tödtung  aus  Anlass  eines  Streites),  can.  (66 
(Fasten  am  Sonntag  oder  am  Sabbath),  can.  69 
(Nichtbeobachtung  des  Fastens  während  der  Qna- 
dragesima  und  am  Mittwoch  und  Freitag),  can. 
70  (Fasten  mit  den  Juden,  sowie  das  Feiern  ihrer 
Feste  und  Annahme  ihrer  Festgeschenke)  und  84 
(Schmähung  des  Kaisers  und  der  Magistrate),  fer- 
ner c.  11  (gemeinsames  Beten  mit  einem  Ge- 
bannten) trotz  der  entgegengesetzten  Meinung 
von  Morinus  1.  c.  n.  6,  weil  das  Beten  eines 
Klerikers  mit  einem  abgesetzten  Kleriker,  als  ob 
dieser  noch  im  Amt  stände,  nach  c  12  mit  der 
Deposition  bedroht  ist,  c.  24  (ein  Laie  d^pi- 
C^odo  in]  Tp(a,  hat  also  für  die WiederaufDahme 
3  Jahre  Busse  zu  thun,  wenn  er  sich  selbst  ent- 
mannt hat,  während  c  23  den  Kleriker  mit  Ab- 
setzung bestraft),  c.  10  (Gläubige,  welche  in  der 
Kirche  die  Vorlesung  der  h.  Schriften  anhören, 
aber  den  eucharistischen  Gebeten  nicht  anwohnen 
und  den  gemeinsamen  Empfang  des  Abendmahls 
verschmähen,  a.  M.  Morinus,  der  aber  nicht 
beachtet,  dass  Antioch.  341  c.  2  ebenfalls  die 
völlige  Ausschliessung  als  Strafe  festsetzt,  s.  o. 
S.  701  n.  4),  c  31 :  „Et  xtc  dirioxoTcoc  xoopitxoic 
dpYOuat  yu^riodiu^ioi  hi  a^tdiv  d-ptpor^c  Y^vtjroi 
^xXTjoCac,  xavaipeioOos  xa\  d^piC^o^o)  xa\  xoi- 
vcDVoüvTSc  aürij)  icdvrec"  (wo  wegen  der  Schwere 
des  Vergehens  allein  die  völlige  Ausschliessung 
für  die  Theilnehmer  passend  erscheint,  dann  aber 
auch  als  weitere,  für  den  Bischof  neben  der  Ab- 
setzung eintretende  Strafe  angenommen  werden 
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Verbindung  mit  Ausdrücken,  welche  die  Loslösung  von 'der  der  Gemeinschaft  ',  wie 


mnss,  c.  71  (Christen,  -welche  Oel  zn  den  Tem^ 
pelu  der  Heiden  oder  Juden  bringen  nnd  bei 
Festen  derselben  Kerzen  anzflnden ,  nach  Ana- 
logie von  0. 70  dt.,  da  hier  ebenfalls  die  Bethei- 
ligung am  heidnischen  oder  Jüdischen  Kultus  in 
Frage  steht),  c73  (das  Sichaneignen  goldner  und 
silberner  Kirchengeräthe,  sowie  geweihter  leine- 
ner Paramente  wegen  der  Schwere  der  sakrilegi- 
schen Handlung)  und  c.  73  (das  gewaltsame  Fest- 
halten einer  Jungfrau,  wie  denn  auch  Ghalcedon 
451  c  27  den  Frauenräuber,  selbst  wenn  er  die 
Geraubte  zu  heirathen  beabsichtigt,  mit  dem  Ana- 
them  belegt). 

Was  endlich  c.  13  ibid.  betrilTt :  „Et  Tic  xXtjpi- 
xic  ^  Xawtöc  dtpwpiofifyoc  -liToi  dfiexToc,  diceX- 
6(bv  h  ixipq.  TcöXci,  SevOfi  Ävcu  YpafxfxdxcDV  ouora- 
Tixd>v,  dcpopiC^oi^o)  -».alb  oe^dtpievoc  xal  6  Se^delc ' 
el  hk  a(pa>Dio(jLf/oc  cTt),  Inntv^Mm  o^xtö  6  d^popio- 
p.bi,  ebc  ^euoapivtp  xal  dicor^oavTi  t^v  ixxATj- 
oias  Toü  tfcoO",  so  soll  er  nach  Franks.  541  von 
der  blossen  Ausschliessung  von  der  Kommunion 
handeln  und  nach  der  allgemein  als  sicher  an- 
genommenen Verbesserung  des  ähtxxo^  in  hixxoi 
(auf  Grund  der  Dionysischen  Uebersetzung  des 
ersteren  mit  eommunicana^  vgl.  auch  Hefele  I, 
804  n.  4),  wird  er  von  ihm  dahin  gedeutet,  dass 
Kleriker  oder  Laien,  dioTon  der  Kommunion  aus- 
geschlossen sind  oder  auch  an  derselben  noch 
theilnehmen,  wenn  sie  sich  in  eine  andere  Stadt 
begeben  und  daselbst  ohne  Empfehlungsschreiben 
aufgenommen  werden,  der  Kommunion  beraubt 
werden  sollen,  und  zwar  sowohl  deijenige,  wel- 
cher einen  solchen  aufgenommen  hat,  als  auch 
derjenige,  welcher  aufgenommen  worden  ist,  dass 
aber  demjenigen,  welcher  schon  Torher  Ton  der 
Kommunion  ausgeschlossen  war,  diese  Straf e  Ter- 
Ungert  werden  soll,  weil  er  gelogen  und  die  Kirche 
Gottes  betrogen  hat  (so  auch  H  e  f  e  1  e  a.  a.  0.,  wel- 
cher allerdings  yöllig  unbefangen  die  Stelle  auf 
den  Exkommunicirten  bezieht).  Es  erscheint  in- 
dessen unzulässig,  das  handschriftlieh  sichere 
&h€%TOi  einfach  zu  beseitigen  und  durch  5exT6c 
zu  ersetzen.  Der  dfSexxoc  mnss  eine  Person  sein, 
welche  dem  dcpoptOfA^c  noch  nicht  unterliegt.  Da 
nun  das  Wort  „den  nicht  in  die  Gemeinde  auf- 
genommenen^ bedeutet,  so  kann  damit  nur  ein 
fremder  Kleriker  oder  Laie,  welcher  fQr  seine 
Aufnahme  in  eine  andere  Gemeinde  eines  Frie- 
dens- oder  Empfehlungsbriefes,  s.  Bd.  I  S.  93 
n.  9.  10;  Loning  T,  143,  bedurfte.  Tgl.  Antioch. 
341  c.  7,  gemeint  sein.  Wenn  demnach  c.  13  cit. 
die  Aufnahme  von  Fremden  und  Ton  den  dem 
dcpopiopiö^  unterliegenden  Klerikern  oder  Laien 
in  eine  fremde  Gemeinde  ohne  die  erwähnten 
Briefe  zu  yerhindem  beabsichtigt,  so  lag  zweifel- 
los ein  dringenderes  Bedürfniss  vor,  dies  hinsicht- 
lieh der  TÖlllg  von  der  Kirche,  als  der  blos  von 
der  Abendmahlsgemeinschaft  Ausgeschlossenen 
zu  thun.  Bezieht  man  den  Kanon  blos  auf  die 
letzteren,  so  wQrde  es  gerade  fOr  den  Fall,  fOr 
welchen  eine  derartige  Straf?orschrift  am  meisten 
dem  Bedürfniss  entsprach,  an  einer  solchen  feh- 
len. Demnach  mnss  der  d^opiopi6c  auch  hier  als 
TÖUlge  Ausschliessung  aufgefasst  werden. 

Aber  nicht  blos  in  den  canones  apostolorum, 
sondern  auch  in  anderen  Quellen  bedeutet  d^o- 


piOfjLÖ^  die  Töllige  Ausschliessung,  s.  Gregor. 
Nyss.  ep.  oan.  c.  5,  1.  c.  p.  232  (wo  es  Ton  dem 
einer  27jährigen  Busse  unterliegenden  Morder 
heisst):  „Aots  is  piv  T<f>  itavTeXel  d^opiOfAtjj 
hnatxfi  ^pövov  8taYev£odat  dtteipYÖfjtrvov  T?jc  Ix- 
xXtjoiac*  dX\ä  hk  Tooaöra  frn  ev  tq  dxpodoei 
itapafACtvat,  fioyJjc  f&v  ^t^aoxdXoyy  xal  rJ\^  töv 
Ypa^p^  dxpodotoic,  7m\  iutol  rfjc  xoO  Xaoö  ouottC- 
eea>^  dSio6fJirvo{,  ^v  hh  xpiriQ  hr^dhi  (Utd  xuiv 
6itoitiiCT6vTa»v  is  TQ  ^TtioTpo^in  T<bv  Ttpoceu^ofA^voiv, 
o5to9C  ^Xdelv  iid  ti?)v  fieTouctav  tou  d-^idaiLaTOi", 
und  die  in  der  Yorbereitungsstation  befindlichen 
flentes,  d.  h.  die  Ton  der  Kirche  und  dem  Betre- 
ten des  Gottesdienstes  ausgeschlossenen  Büsser 
(s.  unten  $.  246)  als  is  Trovr^Xet  d^opiofAcp  be- 
findlich bezeichnet  werden;  femer  Basilii  ep. 
188,  can.  11.  c  4,  Migne,  patrol.  gr.  32,  673: 
n2uvif)d6iav  hk  xaxeXdßopLev  hzX  tö)v  xpi^dfAcsv 
(d.  h.  dic^jenigen,  welche  nach  einander  drei  Ehen 
geschlossen  haben.  Tgl.  B Interim  V.  3,  378) 
ttevxaexlac  d^opiofiöv  o6x  dnh  xavövmv,  dXX' 
diTÖ  Tfjc  x&v  irpoetX7}^6xa)v  dxoXou^ioc.  Act  hk 
fi9)  itdvxYj  a6xo6«  etpYeiv  tPjc  ixxXtjoCac,  dXX* 
dxpodoeosc  a6xo6c  d^touv  ^v  (6o  nou  Ixeotv  ^  xpiol' 
xal  piexd  xaöxa  iittxp^ireiv  ouoxi^xetv  [t.k>t,  rfjc  hk 
xotv«»v{a«  xoD  dfa%o^  dit^ca^ai  xal  oöxmc  ^iti- 
&ei(au^ouc  xapicöv  xiva  (uxovolac  ditoxadcoxav 
X(p  xoic(p  xijc  xotvo9v(ac^,  d.  h.  sie  sollen  (da  die 
Kanones  die  dritte  Ehe  nicht  verbieten)  nach  der 
Gewohnheit  auf  ffinf  Jahre  ausgeschlossen  sein, 
der  5jährige  d^optoiJ^c  soll  aber  keine  TÖllige 
Ausschliessung  sein,  sondern  sie  sollen  gleich  In 
die  Station  der  Hörenden  verwiesen  werden,  so 
dass  also  der  Verfasser  des  Briefes  davon  aus- 
geht, dass  unter  d<pop(9|AÖc  eigentlich  die  voUe 
Ausschliessung  verstanden  wird,  und  nur  seiner- 
seits, um  diesen  Sinn  auszuschliessen,  hervorhebt, 
dass  die  Femhaltung  nur  auf  den  eucharistischen 
Gottesdienst  ausgedehnt  werden  soll. 

Demnach  wird  d^plCeodat,  d<popto(x6;  über- 
wiegend für  den  völligen  Ausschluss  aus  der 
Kirche,  nicht,  wie  behauptet  wird,  für  die  blosse 
Aosschliessungvon  der  Abendmahlsgemeinschaft, 
gebraucht.  Man  wird  daher  auch  die  Androhung 
dieser  Strafe  in  Ancyra  c.  18  für  Bischöfe,  welche, 
wenn  sie  von  ihrer  Kirche  nicht  aufgenommen 
sind,  sich  In  firemde  Bisthümer  eindrängen,  den 
dortigen  Bischöfen  Gewalt  anthun  und  Unruhen 
gegen  dieselben  hervorrafen,  nur  auf  die  völlige 
Ausschliessung  beziehen  dürfen  (wie  auch  Dionys. 
in  c.  6  Dist.  XIII  „abjid''  übersetzt) ,  umsomehr 
als  es  sich  hier  um  ein  die  kirchliche  Ordnung 
empfindlich  störendes  Vergehen  handelt. 

1  So  Ancyra  c.  3 :  „xmXOco^ai  Tfjc  x."  (hier  völ- 
lige Ausschliessung,  da  von  der  Verleugnung  des 
Ghristenthums  die  Rede  ist) ;  Sardica  343  c.  14: 
„dTtoöxepeiodai  t^c  x."  (dasselbe  bedeutend,  da 
es  hier  abwechselnd  mit  IxßdXXeiv  gebraucht  ist), 
vgl.  auch  Ephesus  431  c.  1 :  „itdötjc  dxxXtjaioo- 
Tixfjc  X.  ißepXtjfi^oc";  Euseb.  bist,  eccles.  V,  19 
(in  betreff  der  Anhänger  des  Montanas) :  „rfjc  xe 
IxxXtjoIoc  i?ed»odt)oav  xal  r?);  xoivovlac  d7re(p- 
Xdt)aav",  wogegen  Sardica  c.  11  das  diroxtveiv  xij« 
X."  allerdings  nicht  diese  Bedeutung  hat,  aber 
die  der  blossen  Ausschliessung  von  der  Abend- 
mahlsgemeinschaft mindestens  nicht  sicher  ist, 
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namentlich  axoivtt>V7]To<;^  bezeichnen,  ebenso  in  demselben  Znsammenhange  das  latei- 
nische communio*^,  endlich  anch  das  blosse  ahsänereK    Alle  diese  Bezeichnnngen 


das  Weiteres,  unten  eu  der  unter  3  besprochenen 
Strafe. 

>  Den  7öllig  Ausgeschlossenen  bedeutet  es 
Nioaa  326  c.  5  (hier  dem  dicoßXTjeslc  gleich- 
gestellt, 0.  S.  701  n.  A) ;  Antioch.  c.  1 ;  Con- 
stanünop.  I  381  c.  6  (dicoßeßXTuUvoi  ^  dxotvdi- 
vt]ToO;  und  (nach  Nicaen.  dt)  in  c  2  und  in 
can.  11  apost ;  endlich  wohl  auch  in  Ephes.  c.  6 ; 
Chalcedon  461  o.  4  (bei  Dionys.  exoommunicatus) 
c.  8. 16  (Dion.  c  13  0.  XXYlI.  qu.  1  und  Isidor 
c  22  C.  cit.  excommunicatus). 

2  Nur  die  völlige  Ausschliessung  kann  1.  so- 
wohl wegen  der  näheren  Charakterisirung  der 
communio,  wie  auch  wegen  der  Art  der  bedrohten 
Handlungen  gemeint  sein  mit 

privare  oder  submovere  a  c  eonUiiastiecL,  Leon. 
I.  ep.  ad  Nicet  Aquilej.  458,  Baller  1,  1330, 
c  4  (für  Frauen,  welche  wahrend  der  Verschollen- 
heit ihrer  Ehemänner  wieder  gebelrathet  und 
nach  der  Rackkehr  derselben  nicht  die  Ehe  mit 
ihnen  wieder  herstellen  wollen) ,  Yannes  465 
c  1  (für  Mörder  und  falsche  Zeugen) ; 

non  solum  a  c.  dominicorum  sacramentorumf 
icd  eiiam  a  convMU  fldelium  submoyere,  Yannes 
cit.  c  3  (für  Büsser,  welche  die  übernommene 
Busse  aufgeben  und  wieder  ein  rein  weltliches 
Leben  führen); 

$egregatUB  ab  eeeUsia  dei  et  a  convtniu  tothu 
chri$tianae  religUmU  a  $,  e.  maneat  ezclunu,  stat 
eccles.  ant  c  105  (für Erregung  eines  Schisma); 

c  et  eonioriio  eeelaiae  piirare,  Yalencia  524 
c  3  (für  die  Intestaterben  eines  Bischofs,  welche 
sich  dessen  Nachlass  eigenmächtig  aneignen) ; 

a  c  et  a  ekriitianorum  eonsortio  segregare,  Le- 
rida  524  u.  546  c  6  (für  die  Stupraüon  einer 
Wittwe,  welche  das  Keuschheitsgelübde  abgelegt 
hat  oder  einer  Nonne  und  die  Fortsetzung  des 
Geschlechtsverkehrs  mit  einer  solchen) ; 

$ine  ekriitianorum  c,  maneant ,  quae  etiam  nee 
in  convivio  cum  christianii  communicint^  stat  eccl. 
ant  c  104  (für  Wittwen,  die  das  Keuschheits- 
gelübde gethan  haben) ; 

a  c.  ecclesuie  vel  (=  et)  a  ccnvivio  fidelium  ex- 
traneus  habeatur,  Tours  461  c.  8  (Büsser,  welche 
die  Busse  wieder  aufgeben,  s.  oben  Yannes  c  3 
dt.); 

non  solum  a  c  habeantur  alieni,  sed  nee  eoti- 
viviorum  qnidem  admittantur  e$$e  participei, 
Angers  463  c.  4  u.  5  (für  Kleriker,  welche 
Städte  dem  Feinde  durch  Yerrath  überliefern, 
für  die  die  Busse  nicht  innehaltenden  Büsser  und 
für  gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  die  Keusch- 
heit verletzen,  s.  auch  Elvira  306  c  13) ; 

loci  iui  diffniiate  et  c.  privare,  Rom  499  c.  3 
(für  Geistliche,  welche  bei  Lebzeiten  des  Papstes 
für  die  Wahl  seines  künftigen  Nachfolgers  Wahl- 
umtriebe machen). 

2.  Daraus,  dass  andere  Konzilien  der  hier  frag- 
lichen Zeit  zweifellos  die  ToUe  Ausschliessung 
als  Strafe  für  dieselben  Handlungen  setzen,  folgt, 
dass  die  erstere  bezeichnet  wird  mit 

a  e.  separate  in  Arles  I  314  c  4.  5,  Arles  II 
443  0.  452,  c  20  (Wagenlenkerund  Schauspieler, 
in  Elvira  72:  proUeiantur  ab  ecdesia); 


c.  privare^  Arles  II  c.  52  (gottgeweihte  Jung- 
frauen, welche  heirathen  und  die  betrefTenden 
Männer,  Chalcedon  451  c  15  anathematisirt, 
s.  auch  ElTira  c  13,  o.  S.  699  n.  1); 

a  Sacra  e.  detrudi^  Gelas.  I,  ep.  ad  episc.  Lnr. 
499  c  20,  Thiel  1,  313  (betrifft  ebenfalls  die 
gottgeweihten  Jungfrauen) ; 

a  c.  arcere,  Yannes  466  c.  4  (ehebreoherisehe 
gottgeweihte  Jungfrauen  und  ihre  Zuhälter,  s. 
die  eben  angeführten  Stellen),  und  ibid.  c  2 
(Yerstossen  der  Frau  ohne  Ehebruch  derselben 
und  Heirath  eiuer  anderen,  dafür  Arles  I,  314, 
c.  24:  ^alienus  a  catholica  communione'Q ;  Elfirm 
c.  67  (Christinnen,  welche  sich  der  Wollust  we- 
gen comati  oder  tM  dnerarii,  Sklaven,  Hefele 
1,  185,  halten); 

a  eommunione  absUneri^  Arles  I  c.  11  (wuche- 
rische Kleriker,  s.  Elyira  c.  20  und  Arles  II  c 
14  cit);  ElYira  c  50  (Gläubige,  welche  mit  den 
Juden  essen) ; 

a  e.  removere,  Carth.  407  c  12  (cod.  eccle«. 
Afric.  106,  Kleriker,  welche  ohne  die  gehörige 
Erlaubniss  und  ohne  die  erforderlichen  Schrei- 
ben, Bd.  III.  S.  221,  an  das  kaiserliche  Hoflager 
reisen),  vgl.  dazu  Antioch.  341  c  11,  o.  S.  701 
n.  4; 

a  eommunUme  aUerkum  haberif  Arles  II  c.  3 
(Kleriker,  welche  andere  als  nahe  verwandte 
Frauen  bei  sich  haben  und  diese  Frauen,  Toledo 
II  527  c  3  hierfür:  foribus  ecclesiae  pellil; 
Arles  II  c.  14  (wucherische  Kleriker,  Elvira  20 
droht  das  degradari  und  abstineri,  für  Laien  das 
prolicere  ab  ecclesia  an) ;  Tours  461  c  3  (Kleri- 
ker, welche  mit  fremden  Frauenspersonen  ver- 
trauten Umgang  pflegen,  s.  Arles  II  c  3  dt.) ; 
Tours  cit  c.  6  (diejenigen,  welche  sich  mit  gott- 
geweihten Jungfrauen  verbinden  oder  vom 
Monchsstande  abfallen ;  Chalcedon  c  15  u.  c.  7 
anathemasirt  diese,  s.  auch  Arles  II  c.  52  dt) ; 
Arles  II,  0.  25  (die  vom  Mönchsstande  abfallen- 
den, 8.  die  eben  angeführten  Stellen); 

usque  €UL  exilum  non  eommunicare,  Arles  I 
314  c  14  und  Arles  II  c.  24  (diejenigen,  welche 
falsche  Anklagen  wegen  Kapitalverbredien  er- 
heben, Elvira  c.  75,  s.  o.  S.  699  n.  1); 

non  aceipere  c,  Elvira  o.  9  (Frau,  welche  ihren 
ehebrecherischen  Mann  verlässt  und  anderweit 
gebelrathet  hat  und  erst  nach  dem  Tode  des  er- 
steren  wieder  zugelassen  werden  soll,  endlieh 

a  e.  iuspendere ,  Arles  II  c.  49,  da  hier  zu- 
gleich von  der  exdusio  a  totias  populi  colloquio 
atque  convido  die  Rede  ist,  s.auch  o.S.704n.8; 

non  communicare,  Tours  461  c  7  und  Vannes 
465  c  1  (Mörder,  s.  oben  unter  1). 

3  Yöllige  Ausschliessung  muss  es  bedeuten 
Toledo  400  c.  4:  „qui  vero  (sc.  subdiaconns) 
tertiam  (sc.  uxorem),  quod  nee  dicendum  aut 
audiendum  est,  acceperit,  abstentus  biennio 
postea  inter  lalcos  recondliatus  per  poenitentiam 
coromunicet^,  da  hier  die  Handlung  als  eine  un- 
erhörte, also  schwere  bezeichnet  wird,  femer  auch 
ibid.  0.  15.  16,  s.  o.  S.  704  n.  8;  vieUeicht  auch 
Elvira  c.  37  (Dämonische,  welche  gegen  das  Yer- 
bot  Kerzen  in  der  Kirche  anzünden),  ibid.  c  79 
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müssen  fflr  die  Mehrzahl  der  Fälle  auf  die  völlige  AnsschliessnDg  ans  der  Kirche 
bezogen  werdend  Absolut  sichere  Erwähnungen  der  blossen  Ausschliessung  von  der 
Abendmahlsgemeinschaft  kommen  nur  selten  vor  2.  In  den  Konzilien  finden  sie  sich 
bis  in  das  6.  Jahrhundert  hinein  so  gut  wie  gar  nicht  ^.  Allerdings  gedenken  einzelne 


(Spielen  der  Gläubigen  mit  WQrfeln,  da  diese 
mit  {Götterbildern  versehen  waren,  ^^et  si  emen- 
datns  fnerlt,  post  annum  poterlt  commnnioni 
reconciliari'9,  und  Arles  I  314  c.  36  (diejenigen, 
welche  Im  Frieden  desertiren  oder  die  Fortsetzung 
des  Kriegsdienstes  Torweigern). 

1  Vgl.  die  S.  706  n.  3  ff.  und  nachher  n.  3  be- 
sprochenen Stellen. 

2  Lönlng  1,  266.  267  behauptet  allerdings, 
dass  sie  häuflg  In  den  Konzilien  des  4.  u.  5.  Jahrb. , 
besonders  in  den  spanischen,  angedroht  wird,  aber 
ohne  diese  genauer  zu  bezeichnen,  Bingham 
XYI.  c2  s.7fflhrt  dagegen  ausser  ep.  77  Theodor, 
cit,  0.  S.  705  n.  4,  und  Basilli  ep.  can.  I  c  4 
cit.,  0.  8.  706  n.  3,  nur  noch  Elvira  c.  14.  21, 
Lerida  524  0.  546  c.  4  und  den  Bussbrief  Gre- 
gors Thaumaturgns  v.  Neocäsarea  [f  270],  c  5 
(Migne,  patrol.  gr.  10, 1038,  auch  bei  Cardi- 
nal. Fi  tra,  iur.  eoclesiastici  Graeci  bist  et 
monum.  Romae  1864,  1,  6621  an.  Vgl.  die  fol- 
gende Anm.  und  unten  S.  711  n.  1  und  713  n.  2. 

'  Mit  absoluter  Sicherheit  gehört  hierher  nur 
Lerida  c.  7  (c.  11  0.  XXn,  qu.  4):  „Qui  sacra- 
mento  se  obligarerlt,  ut  litigans  cum  quolibet 
ad  pacem  nullo  modo  redeat,  pro  periurio  uno 
anno  a  commurUonc  corporis  et  sanguinis  domini 
segregaius  reatum  suum  eleemosynis,  fletibus  et 
quantis  potuerit  ieiuniis  absolvat",  nicht  aber 
ibid.  c.  4 :  „De  bis  qui  se  incesti  pollutione  com- 
maculant,  placuit,  ut  quousque  In  ipso  detes- 
tando  et  illicito  carnis  contubemlo  perseTorunt, 
usque  ad  missam  tantum  catecbumenorum  in  ec- 
clesia  admittantur ;  cum  quibus  etlam  nee  dbum 
Bumere  ulli  christlanorum,  sicut  alt  apostolus  vel 
jussit,  oportet^,  welches  allerdings  nach  He  feie 
2,  706  die  Blutschänder  nur  zur  missa  catecbu- 
menorum zulässt,  also  von  ihm  in  demselben 
Sinne  wie  von  Bi  ngham  (s.  vor.  Anm.)  verstan- 
den wird.  Abgesehen  davon,  dass  schon  die  leichte 
Strafe  ffir  die  Blutschande  (im  Gegensatz  zu  den 
härteren  in  Elvira  c.  61  und  Neocäsarea  c.  2), 
sowie  das  trotzdem  ausgesprochene  Verkehrsver- 
bot  gegen  diese  Auffassung  schwere  Bedenken 
hervorrufen  müssen,  schliesst  c.  4  cit  die  Ince- 
stnosen  in  der  That  —  Hefele  hat  das  „usque" 
nicht  beachtet  —  von  der  Katechumenen-Messe, 
d.  h.  von  dem  Gottesdienste  für  die  Katechu- 
menen  aus,  und  gestattet  ihnen  nur  der  Vorlesung 
der  h.  Schriften  und  der  Homilie,  nicbt  aber  den 
Gebeten  für  die  Katechumenen  beizuwohnen.  Es 
handelt  sich  also  hier  um  die  vollige  Ausschlies- 
sung, aber  im  Interesse  leichterer  Herbeiführung 
der  Bussfertigkeit  zugleich  um  die  Milderung, 
dass  die  Ausgeschlossenen  nicht  mehr  völlig  aus 
der  Kirche,  welche  ja  auch  Ungläubige  betreten 
konnten,  0.  S.  704  n.  5,  ausgewiesen  werden, 
eine  Erscheinung,  welche  im  6.  Jahrb.  (über  eine 
andere  Milderung  der  strengen  Praxis  schon  im 
5.  JahrK  0.  S.  699  n.  2)  nicht  auffallen  kann. 

Femer  sind  auf  die  Ausschliessung  aus  der 
Kirche,  nicht  auf  die  vom  Abendmahl  zu  be- 


ziehen :  Laodioea  343 — 381  c.  9,  welcher  für  die 
Gläubigen,  wenn  sie  des  Gebetes  oder  des  Gottes- 
dienstes wegen,  in  die  Goemeterien  oder  in  die 
8.  g.  Martyrerkapellen  der  Häretiker  gehen,  be- 
stimmt: „(ixoivosvi^ouc  Y^veodai  u^^pt  Tivöc  fJte- 
TavooOvTtt«  hi  xal  iSofJtoXoYOOfjiivouc  ^octdXöot 
itapa^x^odai"  (wegen  des  schweren  Vergehens, 
die  in  den  Ketzerverfolgungen  Umgekommenen 
als  Märtyrer  zu  verehren) ;  Carthago  345  c.  3.  4 
(a  communione  separentur  solche  Laien,  welche 
sich  durch  Gelübde  zur  Keuschheit  verpflichtet 
haben,  und  verwittwete  Personen,  wenn  sie  trotz 
vorgängiger  Ermahnung  ihr  Zusammenleben  mit 
fremden  Personen  des  anderen  Geschlechts  fort- 
setzen, vgL  Elvira  c  13;  Ghalcedon  451  c.  15; 
Toledo  n  c.  3;  Lerida  c  6);  Vannes  466  c  9 
(Angehen  der  weltlichen  Gerichte  statt  der  kirch- 
lichen, bedroht  mit  a  0.  habeatur  alienus,  wofür 
Garth.  II  387  c.  7  völligen  Ausschluss,  Hippo 
393  c.  9  und  Carth.  417  c  10,  cod.  eccles.  Afrlc. 
c.  104,  für  Geistliche  die  Deposition  festsetzen); 
Garth.  418  c.  17,  cod.  cit.  0.  105  (j,h  nullo  intra 
Afiicam  in  communionem  suscipiatur^,  welcher 
ad  transmarina  iudicla  appelllrt,  wegen  der  Ver- 
wand tsobaft  mit  dem  eben  vorher  gedachten  Fall) ; 

c.  27  (Toledo  I  0. 17)  0.  XXVU.  qu.  1  (nach  dem 
klaren  Wortlaut,  trotz  München ,  kan.  Gerichts- 
verfahren u.  Strafrecht  2,  196  n.  3).  —  Weiter 
kann  in  allen  Stellen,  in  welchen  der  Verkehr 
mit  dem  „abstentus,  non  communicans"  oder  „a 
communione  seclusus",  0.  S.  704  n.  8,  oder  die 
Aufnahme  eines  solchen  in  den  Klerus  verboten 
wird,  Garth.  407  c  11,  cod.  eccles.  Afric  c.  105, 
Rom.  402  c.  16,  doch  nur  der  völlig  Ausgestossene 
verstanden  werden,  und  eben  dasselbe  muss  für 
das  im  Textkorrumpirte  c.  10  Angers  435,  Hefele 
2,  582,  welches  Beweis  verlangt,  ehe  der  Laie 
der  Strafe  des  non  eommunieare  unterworfen  wird, 
gelten.  Der  non  communioans  fldelis,  habens 
uxorem  in  Toledo  I  c.  17,  welcher  sich  ausser- 
dem noch  eine  Konkubine  hält,  kann  ebenfalls 
nur  ein  völlig  Ausgeschlossener  sein,  da  nach 
derselben  Stelle  derjenige,  welcher  sich  zu  sei- 
ner Konkubine  noch  eine  andere  oder  eine  Frau 
nimmt,  mit  der  völligen  Ausschliessung  bedroht 
wird,  o.  8.  701  n.  2.  Auch  ibid.  c.  18. 19,  welche 
der  wiederheirathenden  Wittwe  eines  Klerikers 
der  höheren  Weihen  und  den  gottgeweihten  Töch- 
tern solcher  die  Kommunion  bis  zum  Tode  ver- 
sagen, muss  nach  Analogie  von  Elvira  c  13  und 
Ghalcedon  451  c.  15  communlo  auf  die  völlige 
Ausschliessung  bezogen  werden.  Selbst  in  Tolet 
I  c  13:  „De  bis  qui  intrant  ecclesiam  et  depre- 
hendnntur  numquam  eommunieare,  admoneantur, 
ut  si  non  communioent,  ad  poenltentiam  acce- 
dant;  si  commnnicant  non  semper  abstineant 
( — nr);  si  non  fecerlnt,  abstineant  ( —  ur)"  — 

d.  h.  welche  sich  nicht  beim  Abendmahl  beihei- 
ligen, sollen  dazu  unter  Hinweis  auf  die  ihnen 
andernfalls  obliegende  Busse  ermahnt  werden; 
kommunlciren  sie  dann,  so  sollen  sie  nicht  unter 
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deijenigen  Eonzililien,  welche  die  nachmaligen  drei  oder  vier  Bnssstationen  kennen  ^ 
bei  gewissen  Sünden  mehrfach  blos  solcher  Stufen,  anf  welchen  die  Büsser  nicht  mehr 
gftnzlich  von  der  Kirche,  sondern  blos  noch  von  der  Theilnahme  an  den  eacharisti- 
sehen  Gebeten  and  an  dem  Abendmahl  angeschlossen  waren  ^,  indessen  handelt  es 
sich  in  diesen  Vorschriften  gar  nicht  am  Strafandrohungen,  sondern  dieselben  haben 
nur  Anordnungen  Ober  die  Festsetzung  der  Zeit  der  Hauptbussstation  ^  getroffen,  und 
lassen  sich  daraus  erkUren,  dass  sie  die  Bestimmung  über  die  Zulassung  zur  Busse 
dem  freien  Ermessen  des  Bischofs  anheimgegeben  und  unter  der  von  ihnen  n&her  nor- 
mirten  Station  auch  die  Zeit  der  vorhergehenden  Stufe  (der  s.  g.  auditio)  mitinbe- 
griffen  haben  ^. 

Da  auch  die  päpstlichen  Dekretalen  der  hier  fraglichen  Zeit  ebenfalls  keine 
irgendwie  nennenswerthe  Ausbeute  ergeben^,  so  kommen  neben  den  wenigen  Sparen 


allen  Umstanden  oder  (nach  der  Lesart:  „non 
super^Q  nicht  deswegen  ausgeschlossen  werden, 
wohl  aber  wenn  sie  trotz  der  Ermahnung  bei  der 
früheren  Ablehnung  verharren  —  wird  mit  Rück- 
sicht auf  Antioch.  c.  2  die  völlige  Ausschliessung 
als  Strafe  anzunehmen  sein,  und  auch  aus  dem 
Gegensatz  zu  c.  14,  dass  derjenige,  welcher  die 
Tom  Priester  empfangene  Hostie  nicht  verzehrt, 
„velut  sacrllegus  propellatur'',  nicht  das  Gegen- 
theil  hergeleitet  werden  können ,  well  hier  die  ein- 
malige Handlung  und  zwar  ohne  jede  vorgängige 
Mahnung  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Endlich  sind  diejenigen  Stellen,  welche  vor- 
schreiben, dass  der  Bischof,  welcher  Jemanden 
von  der  communlo  ausgeschlossen  hat,  auch  allein 
zuständig  ist,  ihn  wieder  zuzulassen,  Elvira  c.53; 
Arles  I  314  c.  16 ;  Nlcaa  325  c.  5  und  Anüoch. 
c.  2.  6,  wenn  nicht  allein,  so  doch,  wie  nament- 
lich das  d7CoßXT)&elc  in  Nie.  clt.  zeigt,  minde- 
stens zugleich  auf  dem  völlig  Ausgeschlossenen 
zu  deuten,  nicht  minder  auch  Arles  I  c.  7 :  „De 
praesldibus  qui  fldeles  ad  praesldiatum  proslliunt, 
ut  cum  promoti  ftterlnt,  lltteras  acdplant  ecde- 
slasticas  communicatorias,  ita  tamen,  ut  in  qui- 
buscumque  locis  gesserint,  ab  episcopo  eiusdem 
loci  cura  Ulis  agatur  (weil  sie  ihr  Amt  mit  dem 
Ueldenthum  in  Berührung  brachte,  Hef  ele  1, 
208)  et  cum  coeperlnt  contra  disdplinam  agere, 
tom  demum  a  communione  excludantur.  Slml- 
liter  et  de  hls  qul  rem  publlcam  agere  volunu'^ 

Die  völlig  abweichende  Meinung  Lönings, 
0.  S.  709  n.  2,  erklärt  sich  daraus,  dass  er  offen- 
bar von  der  S.  699  n.  2  widerlegten  Annahme, 
communlo  bedeute  wesentlich  die  Abendmahls- 
gemeinschaft, ausgeht,  und  seine  Auffassung 
nicht  an  den  einzelnen  Kanones  geprüft  hat. 

1  S.  darüber  unten  $.  246. 

2  Ancyra  c.  7  (betreffs  deijenigen  ,  welche 
an  einem  heidnischen  Fest  mit  den  Helden  an 
dem  für  dieselben  abgesonderten  Platz  mitge- 
speist, aber  eigene  von  ihnen  mitgebrachte  Spei- 
sen verzehrt  habend:  „iloU  ^UTlav  bitoic^oovrac 
Sc^d^vai'';  c.  8 :  „Ol  li  Seircpov  xal  xpixöv  0600«^- 
Tec  [Ktxä  piac  T€TpacT(av  bno'KtQixmaas" *,  c.  22: 
^Ilepl  ixouoiaiv  «pövwv  iTtoirnrciraiaav  fiev,  tou 
ik  TcXelou  iv  tcJ»  t^Xci  tou  ßioü  xaTa|io6oda>oav" ; 
endlich  c.  16,  wodurch  für  die  Bestialität  mit 
Thleren  16,  bez.  26  Jahre  in  der  Stufe  der  bizo- 
TclTiTovre^  vorgeschrieben  werden.   Es  stehen  hier 


also  die  schwersten  Sünden,  Verleugnung  des 
Cbrlstenthums,  Mord  und  Unzucht,  bei  welchen 
noch  im  2.  Jahrh.  Wiederzulassung  zur  Kirche 
überhaupt  ausgeschlossen  war  (0.  S.  694  n.  .4),  in 
Frage.  Schon  dieser  Umstand  muss  die  Annahme, 
dass  die  dtlrten  Kanones  als  Strafe  blos  die  Fern- 
haltung vom  Abendmahl  haben  festsetzen  wollen, 
als  ungerechtfertigt  erscheinen  lassen,  und  über- 
dies fallt  dagegen  in  das  Gewicht,  dass  BasilU  M. 
ep.  217  (can.  III)  c.  56  die  Mörder,  und  femer 
c.  63  diejenigen,  welche  Bestialiat  mit  Thleren 
verübt  haben,  da  er  diese  Sünde  wie  Ehebruch 
gesühnt  wissen  vrlll,  zunächst  in  die  Vorberei- 
tungsstufe  der  flentes ,  d.  h.  der  von  der  Kirche 
völlig  Ausgeschlossenen,  verweist. 

3  Vgl.  darüber  unten  i,  246. 

*  S.  unten  S.  719  n.  10. 

s  Es  gehört  hierher,  soweit  ich  sehe,  Felle  II 
ep.  ad  Ruflii.  485,  T  h  1  e  1 1 ,  258 :  (Tutum)  „officio 
defensorls  exuimus  eumque  sacrosancti  mysterii 
communione  privatum  ....  praeceplmus^  (vgl. 
H  e  f  e  1  e  2,  610).  Femer  wird  in  frag.  Gelasii  I. 
(492—496;  Thiel  1,  503;  c  38  C.  XI.  qu.  3): 
„Qui  vero  excommunicato  soienter  communica- 
verit  et  amodo  saltem  in  domo  simul  oraverit  at- 
que  latebras  defensionis,  ne  quo  minus  ad  satls- 
factionem  perducatur,  praebuerit,  doneo  ab  ex- 
communicatore  poenitentiam  accipiat,  oofporif  et 
sanguinis  domini  communione  privatum  se  esse 
cognoscat  et  secundum  canones  poeniteat^,  aller- 
dings die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  (cor- 
pus et  sanguis  domini)  angedroht.  Indessen  ist 
diese  Anordnung  schon  dadurch  auffällig,  dass 
die  älteren  Konzilien  auf  den  religiösen  Verkehr 
mit  dem  Exkommunicirten  die  völlige  Aus- 
schliessung festsetzen,  s.  0.  S.  704  n.  8,  und  da 
gerade  der  hier  ftagllohe  Theil  des  Brieffrag- 
mentes erst  in  den  Sammlungen  des  11.  Jahrh., 
Thiel  p.  42.  503  n.  4;  Friedberg,  corp.  inr. 
can.  1,  654  n.  440,  vorkommt,  so  erscheint  ein 
Zweifel,  ob  dieser  Theil  des  Fragments  wirklich 
von  Gelasius  I.  herrührt,  nicht  ausgeschlossen, 
aber  auch  die  Annahme  möglich,  dass  hier,  wie 
in  ep.  SiricU  cit.  (S.  701  n.  15),  die  voUe  Aus- 
schliessung gemeint  ist.  In  den  diesemPapste  zwei- 
fellos angehörenden  Briefen  ist  die  Strafe  sonst 
nicht  sicher  nachzuweisen.  In  ep.  ad  Philipp. 
495—496,  Thiel  1,  452:  „81  quidem  hlc  con- 
sclus  convictns  in  caede  parentis  et  episoopl . . . 


§.245.] 


Die  Strafgewnit.  RömiflcheH  Reich,  Strafen  gegen  L*iien. 


7J1 


ia  den  Konzilien  allein  noch  einzelne  Fälle,  welche  in  den  dem  Orient  anD:ehaiigen 
BiiSäh riefen  erwähnt  werden  *,  in  Betracht^- 


cunctorum  ludldo  nulUteniis  aeEliiD^tus  est 
officio  dignns  altaris  eiqiie  pro  tarn  detestando 
fadnore  iiiijueauni  interüict^  comtuuiiloeHt,  qua- 
teiius  poenitniiine  <*ompctenü  taiiti  facuioria 
c Ufaret  abriiptum",  wird  bei  di:r  Srhworo  den 
Yerbrerheiiß  eher  auf  tölüge  AuBSthliessung  unrt 
auf  Wiederzulafisung  ?;ur  LaLünkommimion  iiicli 
einjähriger  Busae  tu  .si^hliesB^ti  SQhu  lä  op.  ad 
Maio^i^:.  496,  1.  c*  p.  403  lat  d*s  :  diviui  jnuueriis 
Bum  participatione  prlvandi^'  und  ..aacrae  cotn- 
intiniuniB  arceÄntur  acüesau^'  (für  die  Beraubung 
der  Kirrhe  und  Verwelke ruug der  EQUiibädigung, 
ivobei  auch  die  Herbeiführung  der  Bestrafung 
nach  den  weltlichen  Gesetzen  angeordnet  wird) 
ehe u f a]  1  s  al s  Y ül !i g e  A n sa rh  11  ßss u n g  a uf ^ u f as se n , 
vgl.  frag,  ad  Epiph.  496,  L  c.  p.  bÜl  (f.  11  C. 
XVJL  qu.  4) ;  „wK  oos  qui  ecclcBiaa  violasse  pcr- 
hibentiir,  acccssu  earura  tudicerit  non  epse  dig* 
nua*^  und  ep.  ad  Vii^tor,  496,  1.  c.  p,  504.  IJ05, 
c,  iO  C.  XVJI.  qn,  4  (betreffend  die  Verletzung 
des  Aaylreclits) :  *,(juos  ,  ,  ,  merlto  indiKnoÄ  tMjse 
Sacra  conimuniojie  iudicavU  .  .  .  Nee  enim  Iure 
ad  suppllcandum  debet  admittl,  nbi  admiCteru 
öacrilegium  iioh  dubitavit  ...  Kt  ideo  .  .  .  reo» 
.  ,  ,  ab  omuibiis  paroe{;iarum  vestrarum  <äccleaiig 
II OS t ra c  pTa« ce p ti o ri j g  a u cto rita Ce  prob ibe te '*  (wäh- 
rend M  ü  n  c  h  e  n  %  *209  ri.  1  in  den  beiden  Eulützt 
citlrten  Stellen  tiin  ioterdictnni  personale  findet]. 
DaSBülbo  gilt  von  Gobsllep.  ad  episc  Lucan.494, 
p.  362,  c.  G  (Pries tor^  wekbe  Diakoiitjn  oder 
Akolytben  weihen  oder  anstellen)  j^preabyteril 
diguLtate  ei  Sacra  communlone  prlvAri",  c*  14 
(Zurückhaltung  von  SL[aven  als  ücistlic:he  oder 
Möncbe  wider  Willen  der  Herren  durch  Bischöfei, 
Priester^  Diakonen  odt^r  Aebte)  :  ,.periculum  se 
honoris  proprii  non  ambiirunt  coniinunioniäque 
subituroü",  c.  20  (Verbindung  mit  gotl geweihten 
Jungfrauen  T  c.  14  C  XXVll.  qu.  1):  ^quod 
aeqnuni  e&t  a  l^acta  «rotumuiiione  detrudi  et  nUi 
per  publitnni  probatarnque  poenitf^ntiEkUi  omulno 
noii  redpiaut  his  corto  viaticum  de  s^eculo  trans- 
t^untibuä,  &i  tarnen  püeuituerintH  non  negan^  (a. 
auch  €h»li%  4Dli  r-  iö).  und  darum  wird  auch 
In  Syniniacli.  ep^  ad  C»psar.  513,  c»  4^  ibid. 
p.  725  dre  Androhung  des  :  „ä  communlone  sua- 
pi'ndl"  für  das  znlet^.t  gedachte  Vergehen  eben^ 
fallä  £0  ai]fzufa£Ren  aeliu 

Was  eiidlic h  d ie  njni lache  .Synode  unter  Felix  IL 
465  betrifft,  l.  r.  p  2.'i4:  ,, Vitalem  atqueMUen um 
a  eacerdotiili  coUegio  et  sacroBincta  cotnmu- 
uione  susptiudlmus^'j  so  diidet  He  feie  2,  607 
hierin  ehie  AbEetzung  d^^r  beiden  Bischöfe  und 
die  AuEachliesBung  dL^tüdben  vom  Abend mahh 
aber  nach  der  rümisrheu Synode  untcrGeUsiua  L 
497,  p.  441  l&utete  das  Urtheil  naher  dahin  : 
.,suf!ppuäos  fore,  donec  auctore  deo  et  adnisu 
rathoUcorum  priticipiim  vcl  populi  chn^tiani 
Alex^andrlna  i^athoHc^uni  aacerdotem  rece pisset 
ecclesia^  Es  handelte  sich  also  dabei^  wie  Ue- 
laäiuä  I.  ansdrüctlich  hervorhebt,  1-  c.  p.  441  utn 
eine  im  Wege  der  Gnade  orfolgte  Milderung  det 
Absetzung  und  der  Aus^schli^essnng.  Die  Ab- 
setzung war  damit  z^ar  eine  i?nspensiou,  nicht 
aber  die  Ausachliei^aung  eine  bloaso  Auaschlies- 
sung  vom  Abejidmahl  geworden,  sie  sollte  nur 


mit  einem  beEtimmten  Zdtp unkte  aufhören. 
Daher  bittet  aucb  Miaenua  auf  der  Synode  unter 
Gelaeiuel. :  ,,nc  eine  ectlesiastica  coinmanlono 
rapiar*^,  um  die  „receptb  ecctesiastka",  I.  c,  p, 
439,  und  die  .Antwort  lautet  dahin:  ..commnnio- 
nis  apoötolicae  et  Bacerdotalisgratiam  ,  .  .  reoipl- 
et  dignitatis''^  d.  h.  er  wird  wieder  In  dieKirchcö- 
gcm  ein  Schaft  aufgenommen  und  die  Suspension 
vom  biachönichtiTi  Amt  aufgehoben,  während  ihm 
H  e  f  ele  2,  622  inlViderspruch  mit  seiner  frühe- 
ren Angabe  blos  die  Wiederaufnahme  in  die 
Kirche  gewährt  sein  läast. 

l  Baäilii  M.  ep.  199  (can.  11)  c.  24,  weichet 
die  von  der  Kiridie  unterhaltt^QO  Wittwe  über 
60  Jähret  wenn  sie  wieder  mit  einem  Manne  xu- 
sammeri wohnen  will,  nicht  Tr);  djot&oü  Ttoi^üivtac 
thellhaftfg  werden  lässC,  „^ojt  äv  toi  izd^zt'ji  ttjc 
d^ta^apoia^  rajaTjxit" ;   ep,  217  (can.  Ill)  c.  65: 

ixxXTjab;  (d.  h.  Laien),  t?]^  xoi^oavb^  eifjovrai 
tfj^  d^aÖoü,  rXTjpixrjl  li  ^VT£i;,  I0">  ßa^pvijO  xadm- 
pOJVTat." 

^  Dagej^n  gehören  nicht  hierher  Ibid.  c*  56. 
57(Tgdtmng)t  fiSi  Ehohmch  und  Hurerei),  welche 
7.war  sämmtlich  die  Sünder  eine  bestimmte  Zeit 
d^oivtfivTjToi  tvr*  Äf^^sp-stTojv  wissen  wollen  (vgh 
auch  c.  64  den  Meineidigen  blos  ctitOLvai/TjTog), 
indessen  e^ie  in  allen  Fallen  znnächBt  In  die  erste 
(Vorbereltungs-lSuttoiJ  der  (lentes,  der  vüllig 
von  der  Kirche  Ausgegi-hlosaenen,  stellen»  Wenn 
nun    zwischen    diesen    Beetimmnngcn    c.    61: 

'jfop'/jaciev  i^wzo^j,  iwi^'JTQ-i  %oxk'J%r^lStT'x^  p.'^YOv  Tt^c 
TtOLvtüviiQ  tmv  Qt'jiaapiaTajv"  e(  ^e  iJ.Eyy  Öe^if]',  dv  5'jaiv 
E-£fli.  M£pi3BT)3&-!it  oe  a'jTcp  ^  "/pd-vo;  th  hn6r,- 
Tfuatv  %fd  auäT^ffiM  ■  ital  T(jX£  d^io'joftm  tt^^  xoi-^ej- 
vt^;*^  steht,  so  folgt  daiauB  noch  nicht,  da^s  der  Dieb 
nicht  mit  der  vülUgen  Ausschliessung  bestraft 
wird,  vielmehr  kann  die  Vorschrift  so  aufgefaast 
werden,  das&  der  valiig  ausgeichloäsene  Dieb, 
wenn  er  Uene  zeigt,  nicht  erst  längere  ^eit  In  der 
Vorbereltungs^Station  und  der  der  Hörendon  ver- 
bleiben, sondern  sofort  in  die  der  Liegenden.,  die 
eigentliche  und  Haupt-BnasstatloHf  aufgenommen 
werden  aoll.  Die  blosse  Auaecbliesäung  von  dem 
Abendmahl  wäre  überdiea  für  den  Diebstahl  eine 
m  geringe  Strafe,  und  wenngleich  die  älteren 
Kanonen  dieses  Vergehens  kaum  erwähnen,  so 
setzt  doch  can.  apost«  25  für  den  Diebstahl  der 
Kleriker  die  Deposition  fest.  Dasselbe  musa  von 
Gregor*  Thauraat  ep*  can.  c.  8:  i+Tou;  hi  oixoi? 
diX?.OTptoi?  dTTEXfteiv  toX[Ati!Javtot(;,  £dv  [i£V  xarq- 
-^optjT^^^TEC  il^iY/öi^i,  iJLTjSe  TT]!;  dütpoaat©^  d^täi- 

Tüiv  j7io3T[3£'.p6vTii>v  xd^ti  ü-OTttTTTCtv'*,  golteu^  denn 
hier  Ist  deutlich  die  völlige  Auaschliessnng  iu 
der  Bedrohung  der  Geberführtcn  gekennzeich- 
net, und  das  Üeständnlss  äussert  seine  W^lrkung 
nur  hinsichtlich  der  Abkürzung  der  Bu^szeit. 
Demnach  wird  auch  c*  9  :  ^fToo;  hk  iv  TtsSkn  Eupdv- 
TicTi  fj  ivTotK  eavTüiv  oiitbig  xa-aXerf  ftev  urr^  tüjv 
papßdpcuv,  idv  jjle^  TtgiTTjYopTjM^tci;  dXt^yftcüaiv, 

^JAOttOC  i*i  Tot^  'J7T0Trt"T0'JJl^  "  Idv  &£  If^'JTOyi  l^tl- 

TTcuai  ifLoX  diTOGuj^ii  Ttat  Tfj;  euyfjC  d^ttüaai*^i  blos 
auf  eine  Abkürzung  der  Busszeit  durch  soforrlge 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.245. 


Hiernach  ergiebt  sich,  dass  die  Aasschliessiing  ans  der  Abendmahlsgemeinschaft 
nicht,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird  S  schon  von  Anfang  an  in  den  Christen- 
gemeinden üblich  gewesen,  dass  sie  vielmehr  allerfrflhestens  erst  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrhunderts 2,  sicher  erst  im  5.  Jahrhundert',  aber  auch  in  dieser  Zeit  noch  sehr 
selten  und  als  arbiträr  von  den  kirchlichen  Oberen  verhängte  Strafe  angewendet 
worden  ist  4.  Hervorgerufen  worden  ist  diese  Praxis  wohl  durch  dasBedflrfhiss  naeh 
einer  leichteren  Strafe  fdr  gewisse  .Verfehlungen,  als  es  die  völlige  Ausschliessung 
war,  und  möglicher  Weise  hat  die  rechtliche  Stellung  solcher  BOsser,  welche  die  Busse 
übernommen  hatten  und  nun  nicht  mehr  völlig  von  der  Kirche  abgeschieden,  aber  an 


Yersetznng  in  die  Stafe  der  Liegenden,  bez.  der 
Stehenden  bezogen  werden  dürfen,  nicht  aber  so 
gedeutet  werden  können ,  data  die  bloese  An»- 
Bcbliessnng  yon  der  Abendmahlsgemeinschaft 
festgesetzt  wird. 

Was  den  von  Bingham  o.  S.  709  n.  2  auf  die 
letztere  bezogenen  c.6  ibid.  anlangt,  in  welchem 
eine  Anweisung  über  die  Frage  erwähnt  wird, 
„tsjN  hti  Totc  xaTtjYoplac  itpo;Uodoi  xal  oD?  htX 
dxxY]p6(at  T&v  tityißis'*  (es  handelt  sich  um  die- 
jenigen, welche  bei  der  Barbaren-Verfolgung  für 
ihr  verlorenes  Gut  anderes  Ton  ihnen  gefundenes 
an  sieb  genommen  haben),  sobeisst  das  „Heraus- 
bannen aus  dem  Gebet"  so  viel,  wie  Tollig  aus 
der  Kirche  ausschllessen,  da  eä^'^  Jedes  Gebet, 
nicht  blos  das  eucbaristiscbe  bedeutet,  ygl.  Gre- 
gor T.  Nyssa  c  4  cit,  o.  S.  701  n.  4 ;  Basilii  ep. 
199  (can.II)  c.  30:  „Depl  rdW  dpiraWvxmv  %dsosa 
^h  iraXalav  o6x  Ij^op^v,  Ihias  hi  Y^(6pit)v  diroitj- 
odt(jt,e8a '  Tplo  Inj  xa\  aörouc  ital  to6c  oo^apita- 
CovTO«  aÖToic  ftcD  t6>v  eö^&v  Y^^eodai",  und  dazu 
den  ebenfalls  den  Frauenraub  betreffenden  c  22, 
welcher  allerdings  4  Jahre  Busszeit  festsetzt: 
„Xp^  Tip  Tcpdbxtp  fso.  Jahr)  ixßdXXeo^t  tdW  irpoc- 
co^&v  xa\  Ttpo^xXoCctv  aöro^c  Tj  ^pq[  rfjc  ixxXtj- 

oloc ,  T<p  JeuT^pq»  ^e^Oijvai  eU  dbtpöaoiv" 

Endlich  kann  Gregor  v.  Nyssa  c.  2,  welcher  yon 
der  lebenslänglichen  Busse  der  zum  Heidenthum, 
Judenthum  oder  Manicbäismus  abgefallenen 
Christen  spricht,  wegen  der  Schwere  des  Ver- 
gehens nicht  die  blosse  Ausschliessung  yom 
Abendmahl  meinen,  und  wenn  er  betont,  dass 
die  Büsser  dem  mystischen  Gebet  fernbleiben 
und  abgesondert  leben  müssen,  so  bebt  er  damit 
blos  die  Hauptwirkung  der  grossen  Exkommuni- 
kation hervor. 

Was  schliesslich  die  Kirchenväter  betrifft,  so 
kann  August,  contra  epist.  Farmen.  1.  III.  1.: 
,;Non  tamen  ab  eo  separent  fTatemam  cbaritatem, 
quem  de  fraterna  congregatione  praecipit 
separari.  Hoc  enim  apertius  ad  Thessalonicenses 
(II  c  III.  14.  15)  dielt:  Si  quis  autem  non 
obaudit  verbo  nostro  per  epistolam,  hunc  notate 
et  non  eommisceamini  cum  illo,  ut  erubescat: 
et  non  ut  inimicum  eum  aestimetis,  sed  oorripite 
ut  f^trem,^  ebenfalls  nicht  die  blosse  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl,  vielmehr  nur  die  unter 
3.  gedachte  Strafe  im  Auge  haben,  da  er  von  der 
Trennung  von  der  brüderlichen  Gemeinschaft 
überhaupt  spricht.  Dass  c.  4  L  f.  (Ambros.)  0. 
XXXII.  qu.  4 :  „sacramenti  coelestis  amlttit  con- 
sortium'',  sich  auf  die  erstere  bezieht,  so  Mün- 
chen, kanon.  Gerichtsverfahren  u.  Straf  recht  2, 
197,  erscheint  ebenfalls  ausgeschlossen,  da  die 


Stelle  vom  Ehebmeh,  welcher  sonst  mitdergrosten 
Exkommunikation  bedroht  ist,  handelt  und  mit 
dem  consortium  coelestis  sacramenti  sehr  wohl  blos 
die  Hauptwirkung  der  völligen  Ausschliessung  ge- 
meint sein  kann.  In  c.  8  (Pseudo- August.)  0.  XVn 
qu.  4:  ,,Oblatio  vero  domus  tuae  a  clerids  ne 
suscipiaturinterdixi  communionemque  tibi  inter- 
dico,  donec  peraeta  pro  ausibus  vel  errore  a  me 
difflnita  tibimet  penitencia  .  .  .  dignum  offeras 
sacrifldum  deo"  lässt  die  Verweigerung  der  An- 
nahme der  Oblationen  (s.  o.  S.  704)  ebenfalls  auf 
die  grosse  Exkommunikation  scbliessen. 

1  Münchens,  a.  0.  2,  206;  Schilling, 
Kirchenbann  S.  126.  195.  Dieser,  so  auch 
Kellners.  11;  Walter,  K.  R.  S-lÖl;  Per- 
maneder,  K.  B.  $.  337,  338;  Richter- 
Dove-Kahl$.  212. 214,  linden  in  der  Stellung 
der  Büsser  auf  den  verschiedenen  Bussstufen 
(s.  $.  246)  die  kleine  Exkommunikation,  ja 
K  a  t  z ,  ein  Grundriss  des  kanonischen  Straf^echts. 
Berlin  u.  Leipzig  1881.  S.  46  n.  2  venteigt  sieh 
sogar  zu  der  Behauptung,  dass  die  Bussstufe  der 
Entziehung  des  Abendmahls  (s.  a.  a.  0.)  die  ur- 
sprüngliche Form  der  Exkommunikation  gewesen 
sei.  Diese  Auffassung  hängt  mit  der  falschen 
Ansicht  zusammen,  dass  die  Busse  durch  die 
Exkommunikation  erzwungen  worden  sei,  s.  o. 
S.  696,  und  dass  man  daher  auch  zu  Bussen 
blos  in  den  oberen  Stationen  verurthellthabe,  so 
Kellners. 11.  Da  indessen  die  Busse  eine  dem 
Sünder  gewährte  Gnade  war,  und  er  allmählich 
wieder  zu  den  einzelnen  kirchlichen  Rechten  zu- 
gelassen wurde,  so  stand  er  zwar  auf  der  letzten 
Bussstufe,  auf  welcher  er  blos  noch  vom  Abend- 
mahl ausgeschlossen  war,  dem  mit  der  kleinen 
Exkommunikation  Bestraften  gleich,  aber  für 
ihn  war  diese  Stellung  keine  Strafe,  sondern  eine 
Verbesserung  seiner  früheren  Stellung  als  eines 
zunächst  ganz  von  der  Kirche  geschiedenen 
MitgUedes. 

3  Falls  man  die  Bussbriefe  des  Basilius,  s.  o. 
S.  699  n.  2,  für  echt  erklärt. 

8  S.  0.  S.  710  n.  5. 

4  Denn  die  Bassbriefe  (S.  711  n.  1)  geben 
nur  Anleitung  zur  Verhängung  von  Strafen,  sind 
aber  keine  gesetzlichen  Normen  für  die  Kirche 
gewesen.  Arbiträr  ist  die  Strafe  verhängt  neben 
der  Absetzung  vom  Amt  des  Defensors  durch 
Felix  II,  0.  S.  710  n.  5.  Dass  sich  das  Fragm. 
Gelasii  I,  a.  a.  0.,  wenn  es  überhaupt  in  Betracht 
kommt,  auf  einen  Specialfall  bezieht,  ist  wahr- 
scheinlich. Als  einzige  allgemeine  Strafandro- 
hung bleibt  somit  nur  die  im  Konzil  von  Lerida 
aus  dem  6.  Jahrb.  (S.  709  n.  3)  übrig. 


f.  245.] 
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dem  höchsten  Qnt  derselben  noch  nicht  theilnehmen  durften,  auf  die  Wahl  dieser 
Strafe  bestimmend  eingewirkt  ^ 

3.  Endlich  hat  sich  seit  dem  Beginn  des  4.  Jahrhunderts  eine  mit  der  eben  ge- 
dachten gewöhnlich  zusammengeworfene^  aber  davon  verschiedene  Strafe,  die  Sus- 
pension von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten^,  insbesondere  von 


1  Weitere  Yermuthimgen  lassen  sich  bei  dem 
dürftigen  Qnellenmateritl  nicht  aufstellen.  Das- 
selbe zeigt  zugleich,  dass  die  Strafe  keine  »beb- 
liche Bedeutung  gehabt  hat,  wie  sie  diese  über- 
haupt niemals,  selbst  nicht  Im  Dekretalen-  und 
im  beutigen  Recht,  vgl.  vorläuilg  München  2, 
206.  207  n.  7  erlangt  bat. 

2  Sie  kommt  zuerst  im  Konzil  von  Elvlra  c. 
21  Tor :  ,;Si  quis  in  dvitate  positus  111  dominiois 
ad  ecclesiam  non  accesserlt,  pauco  tempore 
abstineatur,  ut  correptus  videatur,''  c.  56:  „Ma- 
glstratus  yero  uno  anno,  quo  agit  duumviratum, 
prohibendum  plaouit,  ut  se  ab  ecclesia  cohibeat^ 
(vgl.  H  efele  1, 181).  Die  blosse  Ausschliessung 
Yom  Abendmahl  kann  hier  nicht  gemeint  sein, 
so  allerdings  z.  B.  Bingham  o.  S.  709  n.  2  und 
Fra  nk  S.  615  für  c  21,  denn  c.  56  rerlangt  die 
Femhaltung  von  der  Kirche  Überhaupt  und  in 
0.  21  würde  die  erstgedachte  Strafe  gegen  den- 
jenigen, welcher  die  Kirche  überhaupt  nicht  be- 
sucht, von  gar  keiner  Wirkung  sein.  (So  auch 
K  0  b  e  r ,  Deposition  und  Degradation .  Tübingen 
1867.  S.  69.  Dieser  bezeichnet  die  Strafe,  frei- 
lich nicht  glücklich,  als  „Verlust  der  kirchlichen 
Rechtsfähigkeit  bis  auf  Weiteres,''  während  M  e  u  - 
rer  Arch.  f.  d.  K.  B.  49,  184  mit  ihm  in  Folge 
der  Annahme  einer  Exkommunikation  auf  Zeit, 
0.  S.  703  n.  4  zusammentrifft). 

Dazu  kommt  nun  weiter,  dass  Sardica  343 
c  11  die  Vorschrift  des  c  21  dt.  —  das  ,  absti- 
neatur'' ist  mit :  ditoxtvotxo  tffi  «otV(Dv(a;  über- 
setzt —  auch  auf  die  Bischöfe  ausdehnt,  und  für 
diese  nicht  die  blosse  Entziehung  der  Thell- 
nahme,  wohl  aber  die  Suspension  von  allen  kirch- 
lichen Rechten,  Ton  denen  als  Bischof  und  als 
Mitglied  der  Kirche  überhaupt,  eine  passende 
Strafe  erscheint. 

Nach  Analogie  dieser  Stellen  werden  weiter, 
weil  es  sieh  dabei  nicht  um  schwere  Vergehen, 
zum  Theil  sogar  blos  um  damals  fast  unvermeid- 
llche  Berührungen  mitdem  Heidenthum  handelte, 
hierher  zu  rechnen  sein : 

Arles  I  314  c.  11 :  „De  puellis  lidelibus  quae 
gentilibus  iungantur  placuit,  ut  aliquante  tem- 
pore a  communione  separentur  (EMra  c  11  hat, 
obgleich  es  solche  Ehen  missbUligt,  dafür  noch 
keine  Strafe  angedroht);  Elviia  c.  55:  „sacer- 
dotes  (d.  h.  Christen,  welche  das  Amt  des  Flamen 
bekleiden,  Hef  ele  1,  177)  qul  tantum  Coronas 
portant  nee  saoriflcant  nee  de  suis  sumptlbus  ali- 
quid ad  idola  praestant :  plaouitpostbiennium  acci- 
pere  oommunionem,"  c.  57 :  ^Matronae  vel  ea- 
rum  mariti  yestimenta  sua  ad  omandam  saecula- 
riter  pompam  non  dent  (für  heidnische  Festzüge); 
et  si  fecerint  triennio  abstineantur";  o.  40 :  „Pro- 
hibere  plaouit,  ut  quum  ratlones  suas  acoipiant 
possesBores,  quldquid  adidolum  datum  fuerit  (von 
ihren  heidnischen  Pächtern  als  Opfer  für  Pan, 
Flora  u.  s.  w.)  accepto  non  ferant:  si  post  inter- 
dictum  fecerint,  perquinquenniispatiatemporum 


a  communione  esse  aroendos'' ;  c.  54  (c.  un  G. 
XXXI.  qu.  3) :  „Si  qui  parentes  fldem  fregerint 
sponsaliorum,  triennii  tempore  abstineantui^,  (wo- 
bei zu  beachten,  dass  nach  römischem  Recht  das 
Verlöbnlss  nicht  klagbar  war).  Diese  Auffassung 
wird  dadurch  unterstützt,  dass  in  Vannes  c  13. 
14,  nach  welchen  der  Kleriker,  wenn  er  sich  be- 
trinkt, XXX  dierum  spatio  a  communione  sub- 
movendum  esse,  und  wenn  er  ohne  Grund  Ton 
der  Mattttin  fortgeblieben  VII  diebus  a  com- 
munione habeatur  exatraneus,  communio  weder 
die  volle  Ausschliessung  aus  der  Kirche  noch  auch 
blos  die  Ton  der  Abendmahlsgemeinschaft,  son- 
dern nur  die  Suspension  von  seinen  Rechten 
bedeuten  kann.  Es  ist  also  unrichtig,  wenn 
München  (2,  167  n.  6)  c.  54  auf  den  kleineu 
Bann  bezieht. 

Weiter  dürfte  hierher  geboren :  Basilii  M.  ep. 
188  (can.  I)  c.  13,  welcher  erklärt,  dass  die 
Väter  die  Tödtung  im  Kriege  nicht  für  strafbar 
erachtet  haben,  aber  die  Weisung  ertheilt,  die 
Thäter  ,,6;  xotc  Ystpac  [a*^  xaÄapoo« ,  Tpttbv  ixwv 
T^C  xotvmvCac  f*ÄTj«  dtttveadat"  (also  blos  von  der 
kiiohlichen  Gemeinschaft,  aber  der  vollen,  im 
Gegensatz  zur  gänzlichen  Ausschliessung)  fern- 
zuhalten, wennschon  möglicher  Welse  zu  xotvo- 
v(ac  das  sonst  vorkommende  d'fa^oJi,  des 
Abendmahls,  ergänzt  werden  könnte,  also  die 
Stelle  dann  unter  die  S.  711  n.  1  besprochenen 
einzureihen  wäre. 

Ob  dagegen  Elvlra  e.  16 :  „neque  Judaeis  (ne- 
que  haereticis)  dare  placuit  (sc.  puellas  christia- 
nas  in  matrimonium)  eo  quod  nulla  possit  esse 
societas  lideli  cum  infldeli;  si  contra  interdio- 
tum  fecerint  parentes,  abstineri  per  quinquen- 
nlum  placuit",  die  Suspension  meint,  erscheint 
zweifelhaft,  weil  hier  wegen  der  Schwere  des 
Vergehens  die  Ausschliessung  und  die  Nothwen- 
digkeit  5jähriger  Busse  gemeint  sein  könnte,  s. 
0.  S.  703  n.  3;  nicht  minder  ob  dies  betreffs  c  14 
ibid. :  „Virgines,  quae  virginitatem  suam  non  cu- 
stodierint,  si  eosdem  qui  eas  violaverint,  dnxe- 
rint  et  tenuerint  maritos  eo  quod  solas  nuptias 
violaverint,  post  annimi  sine  poenitentia  recon- 
ciliari  debebunt"  der  Fall  ist,  denn  einige  Hand- 
schriften lesen:  „post  poenltentiam  unius  anni 
reconciliari  debebunt'S  und  diese  Lesart  erscheint 
wenigstens  sachlich  richtiger,  da  Ja  immer  ein 
Unzuchts vergehen,  d.  h.  im  Sinne  der  alten 
Kirche  eine  schwere  Sünde,  bei  welcher  aller- 
dings besondere  Milderungsgründe  in  Betracht 
kommen,  vorliegt,  also  die  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  unter  Wiederzulassung  nach  kürzerer 
Busszeit  angemessener  erscheint,  während  bei 
der  Annahme  einer  blossen  Suspension  das  re- 
conciliari nicht  passen  will. 

Arles  II  endlich  c  60 :  „Hl  qui  publicis  iuter 
se  odiis  exardescunt,  ab  ecclesiasticis  oonven- 
tibus  removendi,  donec  ad  pacem  recurrant," 
handelt  blos  von  einer  Mässregel,  welche  Störun- 
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dem  Becht,  die  Kirche  zu  betreten,  dem  Gottesdienst  Anzuwohnen,  am  enchaiisti- 
sehen  Gebete  am  Abendmahle  theilzunehmen  und  bei  dem  letzteren  die  Oblationen 
darzubringen,  herausgebildet. 

Beide  Strafen,  die  Ausschliessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft  und  die 
Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedsrechten,  kommen  darin  überein,  dass  sie 
blos  ftlr  leichtere  Vergehen  angedroht  sind^  aber  sie  unterscheiden  sich  dadurch, 
dass  das  suspendirte  Kirchenmitglied  sofort  nach  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  es  sus- 
pendirt  war  2,  wieder  ohne  Weiteres  in  den  vollen  Genuss  seiner  Mitgliedschaftsrechte 
tritt  ^,  während,  selbst  dann,  wenn  für  die  Ausschliessung  von  der  Abendmahls- 
gemeinschaft  Fristen  bestimmt  sind  ^,  der  Ausgeschlossene  ftlr  die  Begel  erst  nach 
erfolgter  Besserung  wieder  zugelassen  wurde  ^,  also  falls  eine  solche  nicht  erfolgt 
war,  sich  die  Wiederaufnahme  hinausschieben  musste^. 

Erst  seit  dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  ist  seitens  der  Päpste,  nämlich  von 
Gregor!.,  die  Ausschliessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft^  mehrfach  gegen  Laien  ^ 


gen  des  öffentlichen  Gottesdienstes  femzuhtUen 
bezweckt. 

>  S.  einerseits  die  vor.  Anm.  u.  S.  706  n.  3, 
andererseits  S.  709  n.  3  n.  S.  711  n.  1.  üeber- 
einstimmend  hiermit  anoh  Lönlng,  1,  266. 
Wenn  er  tber  unter  blos  allgemeiner  Berufung 
namentlich  anf  die  spanischen  Konzilien  des 
4.  n.  5.  Jabrh.  annimmt,  dass  die  Ausschliessung 
von  der  Abendmahlsgemeinschaft  gewöhnlich  auf 
mehrere  Jahre,  sogar  nicht  selten  auf  10  Jahre 
verhängt  sei,  so  erglebt  sich  hierbei  von  seinem 
eigenen  Standpunkte  aus,  0.  S.  709  n.  2,  der 
Widerspruch,  dass  hei  geringeren  Vergehen  eine 
verhältnissmasslg  harte  Strafe,  wie  sie  zweifellos 
eine  IQjährige  Ausschliessung  bilden  würde, 
verhängt  sein  soll.  Ueberdles  kann  Lönlng  nur 
aufstellen,  wleElvlrac.22.59.  70,  0.  S.  703 n.  3 
u.  4  abzielen,  aber  die  darin  bedrohten  Vergehen 
(Verfall  in  Ketzerei,  Betheiligung  an  heidnischen 
Opfern  und  an  der  Unzucht  der  ehebrecherischen 
Frau)  sind  im  Sinne  der  alten  Kirche  keine  ge- 
ringeren Vergehen.  Die  cltirten  und  ahnlidke 
andere  Stellen  gehören  also  gar  nicht  hierher, 
8.  0.  S.  703  n.  3  u.  4. 

2  Diese  ist  entweder  In  den  Kanonen  selbst 
bestimmt  oder  wenigstens  dem  Bischof  fOr  die 
Festsetzung  derselben  durch  nähere  Anweisun- 
gen, wie  „pauoo,  allquanto  tempore^  eine  Direk- 
tive gegeben,  0.  S.  713  n.  2 ;  eine  Ausnahme 
machen  nur  can.  apost.  67. 72,  0.  S.  706  n.  3,  nach 
denen  der  Bischof,  aber  offenbar  arbiträr,  die  Zeit 
zu  bestimmen  hatte. 

3  Denn  von  Irgend  -Reichen  Erfordernissen  für 
die  Wiedererlangung  derselben  ist  nirgends  die 
Rede. 

*  S.  S.  709  n.  3,  aber  nicht  immer,  0.  S. 
711  n.  1. 

ft  Vgl.  Lerida,  c.  7,  8.  709  n.  3. 

8  Denn  sonst  hätte  das  Verlangen  der  Besse- 
rung, S.  705  n.  4  u.  S.  709  n.  3,  welches  nur 
Basilil  c.  56  nicht  erwähnt  wird,  keinen  Sinn. 
Ueber  den  letzteren  s.  auch  $.  246.  V.  a.  E. 

7  Ep.  VI.  31,  Ben.  2,  817  (c.  2  C.  V.  qu.  1): 
„ut  sancti  eins  (Jesu  Ghrlsti)  corporis  ac  sangui- 
nis particlpatione  privatus  slt.   Si  vero  ....  iam 


prohlbitus  corpus  ac  sanguinem  dominl  perdpere 
praesumlt,  anathematls  ultione  percussus  slt  et 
ut  fallax  ac  pestifer  a  s.  ecdeslae  corpore  divi- 
BUS."  Hier  wird  deutlich  der  s.  g.  kleine  Bann 
von  dem  grossen  geschieden,  welch  letzterer  ep. 
IV.  3,  I.  c.  2,  671  mit  denselben  Ausdrücken : 
„anathematizamuB  atque  a  slnu  matrls  ecdeslae 
alienum  esse  decemlmus^  bezeichnet  wird.  (VgL 
auch  XI.  46,  1.  c.  2,  1182.) 

Auch  das  blosse  communlone  privare  braucht 
Gregor  I.  als  gleichbedeutend  mit  dem  Entziehen 
der  Gemeinschaft  des  Abendmahles,  III.  7,  1.  c 
p.  631  (c.  52  C.  XVI.  qu.  1)  helsst  es  mit  Be- 
zug auf  einen  Bischof,  welchem  Jurisdiktions- 
übergriffe untersagt  sind :  ,,Quod  sl  contra  haec 
. .  .  venire  tentaverls,  sacra  sdas  te  communlone 
privatum  nee  eam  te  ezoepto  ultimo  vltae  tuae 
tempore,  nisi  concessu  Romanl  pontiflds  deoer- 
nimusiussionepercipere^,  während  vorher  bemerkt 
wird  (p.  630) :  „cum  oportuisset  te  ex  eo  doml- 
nicl  corporis  communlone  privari  .  .  .  tamen  nos 
humanius  decementes  communionisque  tlblsaora- 
mentum  Interim  conservantes" ;  vgl.  femer  III. 
26,  1.  c.  2,  642  (o.  2  C.  XXIV.  qu.  2,  welches 
ebenfalls  die  Iden^tät  beider  Ausdrücke  erglebt) ; 
VIII.  6,  L  c.  2,  899;  nicht  minder  auch:  ex- 
communlcatio.  V.  7, 1.  c  2, 733  betreffend  einen 
abgesetzten  Priester,  welcher  trotzdem  priester- 
liche Funktionen  ausübt:  „eum  s.  corporis  et 
sanguinis  dominici  particlpatione  privatum  in 
poenltenüam  redigat,  Ita  ut  usque  ad  diem  ohl- 
tus  sul  in  eadem  excommunicatione  permaneat 
et  vlaticum  tantummodo  exitus  sui  tempore  per- 
cipiat«. 

8  Ep.  m.  27,  Ben.  2,  643 :  „Et  sl  In  vestrm 
cognitione  eum  (Bonifaclum  vlrum  clarissimnm) 
fadüorosl  crlmlnls  reum  esse  patuerit,  tunc  ex 
nostra  auctoritate  non  solum  dominici  corporis  et 
sanguinis  communlone  privatus  sit,  verum  etiam 
in  monasterlum,  ubi  poenitentlam  agere  debeat^ 
retrudatur";  VIU.  8,  l.  c.  2, 901 :  „a  saoratissimae 
communlonls  particlpatione  suspendere",  gegen 
Laien,  welche  die  Zurückbringung  einer  aposu- 
sirenden  Nonne  verhindern ;  VI.  31,  111  (s.  vor. 
Anm.)  gegen  Laien,  welche  falsche  Anklagen 
gegen  kirchliche  Beamte  erheben. 
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und  gegeß  abgesetztes  Geiatliehe  ^  ali  Strafe  angewendet  und  zwar  auch  bis  äut  Todes- 
stunde verhängt  worden^. 

Dagegen  ist  das  nachmalige  Interdikt  als  kirchliches  Strafmittel  der  älteren 
Kirche  unbekannt  gewesen  ^. 

§.240.    bb.    Dif  öffmitUche  ßuHse  der  Laie^h. 

I.  Die  rechtliehe  Bedeutung  der  öffentlichen  Busse.  Die  Auffassung 
der  alten  Kirche,  dass  derjenige,  welcher  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  völlig 
ausgeschlossen  war,  keine  Pflicht,  sondern  nur  das  Recht  habe,  sich  durch  Ueber- 
nahmc  der  öffentlichen  Busse  und  Leistung  derselben  die  Wiederzulassung  zur  Kirche 
und  zum  Abendmahl  zu  erwirken  (s.  o.  B.  695) ^  ist  auch  in  dieser  Zeit  noch  in  Gel- 
tung geblieben^.  Die  Busse  hat  also  ebenfalls  noch  ihren  früheren  Charakter''  als 
rechtliche  Voraussetzung  für  den  Wiedereintritt  in  die  Kirche^  behalten,  und  war 
noch  nimmer  eine  Wohlthat,  welche  die  letztere  dem  Sünder  gewährtet  aber  unter 
Umständen  auch  noch  jetzt  in  ihrer  Wirkung  begchränkte^  oder  sogar  bei  gewissen 
schweren  Verbrochen  ganz  versagte^,  wenngleich  sie  in  dieser  Beziehung  schon 
manche  Milderungen  hatte  eintreten  lassen  *°; 

IL  Die  öffentliche  Busse  im  Morgen  lande.  Die  Bussstationen. 
Während  sich  schon  früh  die  Sitte  entwickelt  hatte,  dass  der  Ausgeschlossene  den 


*  So  gegen  einen  Prie»ter,  s,  S,714  n.  7,  ferupf 
ge^en  t^iiien  abgesi^Utüii  ßischof,  wdchßr  sfiin 
Bisthnm  wieder  zm  erlnngen  v ersucht ,  ep.  XII. 
31^  '2^  1102:  ,,ati|uedan)inid  corporis  et  Bingul- 
nis  coiiimuuLone  privatum  itt  moii^sterium  eum 
uftqiip  ail  diem  obitus  eüL  ad  agotklam  curct 
pnenitentiarti  retruiJonrluiD." 

"  S.  LÜe  vor*  Aniu. 

-'  Hh  <les  Npihercn  nuten  §.  2rv4. 

^  TmjfÄ  461  c.  6 :  f,quiA  b1  quis  teiuphim  dcl 
vi olaverit,  dispcrdet  eum  duuü ^  dooec  redpiECen Uta 
a  laqneo  diälioli  ßo  quo  capti  t^ncntur  nd  ipsliis 
voliniuteni,  ad  *ux1Hiim  poeniteutUe  rever- 
tanCur/'  Wenn  es  von  dem  Unzucht  oder  Ehe- 
brucli  treibenden  Priester  Neorlsarea   3Ü4 — ^B2Ö 

fTjxh^i  £{c  \Ltx6.\Q\'x\  {Dionyfi,  In  r\  9  Die t,  XXV 111 
übersetzt  i  ad  poeuitentiam.  redigl  )i  ^u  kann  dies 
nicht  anf  eiuen  Zw»ng  znr  Busse  gehen^  viel- 
mehr heisat  es  nur  sovhil  ab  :  dadurch  £ur  Bus^e 
irerankBät  werden^  denn  n,  %  7  ibid.  ergeben 
deutlich^  dass  die  ßiia&@  fn'lwiHig  i^ef ordert  und 
überuümuien  wird»  In  Carthago  I  345—348  c.  '2- 
.^eos  si  Ijiiei  sint,  ad  poettitentlam  redigl*  si  an- 
tem  aiut  itleriri  * » .  honore  privari**  und  Garthago 
407  e.  8  (cöd.  ecclea,  Afric,  r*  102  von  getrenn- 
ten Ehegatten,  welche  eine  anderweite  Ehe  ein- 
gehen) .,ad  poeiilteutiam  Tt^di^autur"  bedeutet  ea 
gerade  so  viel,  wie  die  grosse  EKkommunikation, 
^eil  In  Folge  derselben  die  Bu^se  überDommefL 
vurdon  "wie  dies  Uarthago  I.  cit.  c»  14;  nSi  quis 
voro  statuta  supergressus  corrtiperlt  .  .  .,  ei  Ul- 
cus est,  comuiunione.  ^1  clerieui}  est  honore 
piivotur"  undCarthago>U9,  cod»  oedes.  Aftic.  e. 
132'  ISSf  wn  e^  von  dem  angeblirh  seitens  des 
Bischofs  des  GeBländaiflses  eines  crimen  Belich- 


teten helsst^  ,jBi  il!e  neget  etpoenitere  nolucrit", 
wrthrend  er  bereits  als  exkotumumcirt  voransge- 
ßetzt  wird,  icigeu.  Auch  Toledo  400  e.  13  lau- 
tet: .^admoneautur,  ut  ad  poeuiteutiajn  accedfint ", 
und  Arles  W.  442  o,  4&3  c.  24:  ..plaruit  uaque 
ad  eitltum  neu  comuiunjcarOj  nlsi  dijjua  satis- 
fai'tione  poenituerlnt^'^  schüessen  ebenfalls  die  An- 
iiabiue  eines  Zwanges  aus, 

^  Toiirs461c»7:  ^donecperconfe»$lonenipoeni- 
teiitiao  ipaorum  crimina  dlluantnr";  Vannes 
40r)  ü.  l!  »nWi  poenltentiae  flatisfactlone  erimiua 
admissa  dilnerint"  (ebeiiso  auch  Agde  5013  a  37 
in  c.  20  C.  XXIV.  qu.  3). 

^  Orange  441  e.  2'S:  „In  utroque  soiu  deaor- 
tores  professae  castitatls  praevaricatores  habendi  et 
hisomulbrjaperpoenitentiam  legitimam  eonsulen- 
dum";  Angers 4ö3  c.  12  (.,.  .  .  poeiiitenti^ie  iftnla 
largienda'').  Derselhen  Aneicht  M  cn  rer  Areb.  f. 
k.  K.  \L  49,  1S4,  1365  La  Hing  1,  268. 

**  Dadureh,  dasa  die  Auss^'hliessiung  auf  eine 
in  sic^b  oder  durch  eine  Iteihe  von  Bugsjahren 
bestimmte  Zelt  eifolgtOt  0.  S  703,  denn  in  diesen 
Fällen  hatte  der  Auagesf^bloÄScne  vor  Ablauf 
derselben  kein  Recht  auf  Wiedtranfnahme,  oder 
dadtireh,  drtös  die  AViede  rauf  nähme  erat  in  der 
Todesstunde  fijr  Btattbaft  erklärt  wurde,   S.  700. 

9  0.  S.  699. 

lö  So  in  Betreff  derjenigen,  welehe  nach  der 
ersten  Bua^e  und  uaeh  ihrer  Wiederaufnahme 
voiv  Neaem  rückfällig  wnideo,  tind  welche  die 
frühere  I*Faiis  von  der  Wieder  zu  la^sung  zur 
Busse,  also  damit  für  immert  von  der  Kirche  aui- 
si  hless,  Vgl.  i^p.  Siridi  ad  Himer.  Taracon.  3B5. 
t:.  5.  dt.,  ^.  69^Jn.  2. 
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Bischof,  welcher  später  über  seine  Wiederzulassimg  zu  befinden  hatte,  anging,  um  von 
dem  letzteren  nähere  Anweisungen  über  die  zu  übernehmende  Busse  zu  erbitten,  und 
dieser  sie  nach  Prüfung  der  Aufrichtigkeit  des  Verlangens  gewährte  ^  bildete  sich 
noch  im  Verlauf  des  3.  Jahrhunderts  in  der  orientalischen  Kirche  eine  festere  Ord- 
nung für  die  Wiederaufnahme  aus,  welche  von  der  Tendenz  beherrscht  war,  die 
Büsser  nicht  sofort  nach  geleisteter  Busse  ^  in  die  vollen  kirchlichen  Gemeinschafls- 
rechte  wieder  einzusetzen,  sondern  sie  erst  nach  und  nach  in  längeren  Zwischen- 
räumen stufenweise  der  einzelnen  Mitgliedschaftsrechte  theilhaftig  werden  zu  lassen, 
d.  h.  eine  besondere  Ordnung  der  s.  g.  Bussstationen  oder  Bussstufen'. 
Sie  sind  daraus  entstanden^,  dass  man 

1.  zunächst  für  die  Zulassung  des  Ausgeschlossenen  als  Büsser  die  sich  eine  be- 
sondere und  längere  Zeit  hindurch  bewährende  Bethätigung  der  Reue  und  des  lebhaf- 
ten Wunsches  der  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  verlangte,  und  man  daher,  bis  sich 
der  Bischof  davon  überzeugt  hatte,  den  Ausgeschlossenen  die  Kirche  nicht  betreten 
liess,  er  sich  vielmehr  vor  derselben  oder  im  Vorhofe  aufhalten  musste,  um  weinend 
die  Verstattung  zur  Busse  zu  erbitten  \  Eine  besondere  Stnfe  konnte  dieser  Zustand 
füglich  nicht  genannt  werden,  weil  der  Reuige  noch  gar  nicht  in  der  Lage  war,  eine 
rechtlich  für  die  Wiederaufaahme  in  Betracht  kommende  Busse  zu  leisten  <^,  und  man 


1  Die  const.  apostol.  II.  16  lassen  den  vom 
Bischof  Ausgeschlossenen  durch  die  Diakonen 
ans  der  Kirche  herauswerfen  (i^m  ßXTjdfjvai),  dann 
für  ihn  beim  Bischof  bitten,  ihn  auf  Befehl  des 
letzteren  wieder  hereinführen,  nnd  nach  einer 
Prüfung  desselben,  „ü  aerovöet  %a\  i^iöc  iaxn 
8X00;  eli  dxxXtjclov  Trapaoc^OtWai",  ihm  nach  der 
Art  der  Sünde  2,  3,  6  oder  7  Tage  Fasten  be- 
stimmen, nnd  bemerken  am  Schlnss :  „o5to>c  oiSv 
xal  i^fxa;  hios  ioxi  itoieiv,  toüc  i<f'  cifiaprCatc 
Xl^ovrac  fASTavotelv  d^opCCetv  ^pövov  cbpiou^ov 
xaxd  T^jv  dvaXoY^av  toO  dfxaprfjfjiaToc ,  eiceixa 
(xCTavoioÜNTac  icpocXafxßdveodat ,  dbc  irciTipac 
uto6«" ;  Tgl.  auch  ibid.  08.  39,  wo  von  denen  die 
Rede  ist,  welche  später  die  Busse  übernehmen 
wollen.  Ueber  die  Wiederaufnahme  1.  c  II.  39. 41. 

3  Die  const.  apostoL  stellen  diejenigen,  welche 
zur  Bnsse  zugelassen  sind,  d^n  Katechumenen 
gleich,  lt.  39 :  „d)«  tou^  dövixoo;,  ötcötov  ^Xwoi 
iteTavoieiv  xal  liriOTpd^peiv  dx  Tij;  irXdfvTj«,  eU 
ixxXTjoCav  7cpoc&e^öfAe0a,  Stücd^  tou  Xö^oü  dxou- 
oooiv,  ou  fx-^jv  xotvoovoöjxcv  aOtoi«,  Ä^pt  "T^v  a^pa- 
Yißa  XaßövTe^  TeXeuu^&oiv,  oStcu^  xal  toic  toi- 
ouToic,  fit^XP^^  ^^  fieravoCa«  xapttöv  £7ri5e{Su30(v, 
liriTpl7:o|JLev  elodpyeodai,  67100;  toü  Xöyou  <ixo6- 
0VT6C  f*.^  TcXcto)«  aphrp  dTtöXooVTai,  jjli?)  xoivoaveU 
Twoav  hi  dv  T1Q  TTpooeü^^i  <i^^'  ii€pyi9%oioas  fiercl 
T^s  dsdf4m9Vi  TOU  vöpiou  xal  twv  TrpotprjTwv  xal 
TOü  t^a-^-^ikioi}^  .  .  .  c.  41 :  „el  hi  xi«  dTricxpacpelc 
(lexavotac  xapiröv  imhei^xai,  x6xe  xal  eCc  Ttpoc- 

cüy9)v  elo^djao^e  aixöv ^OTiep  xöv  lOvixöv 

Xouaa^  elaßlvTQ  fxexÄ  t9Jv  ^i(aoxaX(av,  oSxwc  xal 
xouxov  x^ipovex^ioa«,  cb;  av  jACxovoCqt  xexaöap- 
(i.dvov,  TrdvToav  bnip  aöxou  irpoieuYOfidvmv,  diro- 
xaxaoxi^oeK  (Du,  Bischof)  ouxöv  sie  xi?jv  ap^aCav 
aOxoü  voui^v  xal  loxai  aixÄ  dlvxl  Xo6o|i.axoc  "^ 
Xeipo0co(a",  vgl.  auch  0.  S.  25.  26.  Der  Paralle- 
Hsmns  ist  hier  rollständlg  durchgeführt,  nur  die 
Abweichung  besteht,  dass  über  die  Poenitenten 
erst  nach  den  Gebeten  über  den  Katechumenen, 


Energumenen  nnd  den  Tauf  kandidaten  (0.  S.  26), 
wenn  sich  diese  bereits  entfernt  hatten,  das  für 
sie  bestimmte  Gebet  gesprochen  wurde,  und  sie 
dann  erst  aus  der  Kirche  fortgingen,  1.  c.  YIII. 
6—10. 

8  Die  älteste  Quelle,  welche  diese  erwähnt,  ist 
die  sog.  epistola  canoniea  Gregors  B.  v.  Neocä- 
sarea  (Thaumaturgos) ,  Migne,  patroL  gr.  10, 
1020,  deren  Aeohtheit  bis  auf  den  letzten  can.  11 
wohl  nicht  zn  beanstanden  ist,  Binteri  m  Y.  3, 
352  ff.  Die  orientalischen  Konzilien  des  4.  Jabrlu 
(s.  nachher  in  den  Anmerkungen)  gedenken  der- 
selben, als  einer  bekannten  Einrichtung. 

^  Wahrscheinlich  im  Zusammenhang  damit, 
dass  in  Folge  der  politischen  nnd  socialen  Ver- 
hältnisse, namentlich  der  Einfälle  barbarischer 
und  heidnischer  Yolksstämme,  wodurch  das 
religiös -sittliche  Niveau  der  Christen  herabge- 
drückt war,  8.  BinterlmV.  2,  362;  Frank 
S.  656,  bei  der  grosseren  Mannigfaltigkeit  der 
Bussfälle  eine  verschiedenartigere  Behandlung 
der  letzteren  bedingt  erschien,  nnd  man  bei  der 
hinsichtlich  der  Wiederaufnahme  der  Gefallenen 
milder  gewordenen  Praxis  als  Ersatz  für  den 
ftüher  auf  immer  erfolgenden  Ausschluss  (s.  0. 
S.  699  n.  1)  eine  strengere  nnd  schwerere  Busse 
fordern  musste. 

^  Dies  schon  Im  Anhalt  an  die  frühere  Sitte, 
Tertnllian.  de  pndicitia  1.  c.  3:  „Adslstit  enlm 
pro  foribus  eins  (soll,  ecclesiae)  et  de  notae  suae 
exemplo  caeteros  admonet  et  lacrymas  fratrum 
sibi  quoque  advocat",  s.  auch  0.  S.  695  n.  1  u. 
ep.  cleri  Romani  ad  Gyprian.,  ep.  30  ed.  Hartel 
p.  564.  556.  Vgl.  auch  S.  717  n.  1. 

®  Gregor  Thanmaturgns  1.  c  kennt  diese  Stufe 
noch  nicht ,  s.  namentlich  c.  7  u.  8 ,  wo  er  die 
Ausschliessung  derjenigen,  welche  In  Gemein- 
schaft mit  den  Barbaren  ihre  Mitchristen  ver- 
rathen,  geplündert  oder  gemordet,  und  welche 
zur  Zeit  des  Einfalls   der  ersteren  in   fremde 
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hat  denselben  auch  erst  frühestens  im  Laufe  des  4 .  Jahrhunderts  zu  der  ersten  und 
untersten  Bnssstation,  der  s.  g.  Weinenden,  TzpogyLkaio^-cEg^Jlentes^  gemacht ^^  indem 
man  damals  über  die  Zeit,  welche  die  Reuigen  auf  dieser  Stufe  zubringen  sollten,  be- 
sondere Anordnungen  traf  ^,  d.  h.  nunmehr  die  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  wäh- 
rend desNachsuchens  um  Zulassung  zur  Busse  als  rechtlich  nothwendige  Voraussetzun- 
gen fttr  die  spätere  Wiederzulassnng  zur  vollen  Eirchengemeinschaft  behandelte^. 

2,  Erat  in  Folge  der  Veratattung  zur  Busse  trat  der  Rtjuige  in  die  ersto,  nach- 
mals zweite  Buasstufef  die  der  Hörenden,  axpomjievoi,  atidimdes,  dn  ^  Dieae  konnten 
stehend  die  Verlesung  der  heiligen  Schriften  und  die  Homilie  anhören'',  wurden  mit- 
hin zo  demselben  Theile  des  Gottesdienstes^  wie  die  Katcchumenen  zngelaaaen. 
Während  diese  Bugsätation  dem  Zustande  entsprach^  in  welchem  die  Büaser  sich 


Ifäuser  eingedrangen  und  rtemdei  Out  dw-jin* 
eiitfcrtit  habßij^  mit;  ,,':f^%  d'/p^datuu;  dzelpjat 
Seij  \).Tfih  'rf  ;  ditpodöeajc  ijtiiiant  {s.  im  T<5Xt  nach  - 
her  unter  n.  2)  bezeichnet. 

^  Sie  wird  Äueiat  enflfähnt  in  RasUli  M.  ep. 
IM,  canoolcü  II,  t?.  22  und  ep.  217  (r&u.  IH)  e. 
56,  57.  m.  59,  64.  ÖG,  7ö,  77.  80  für  diejenigen, 
die  LfjiiucUt  treiben,  für  Myrder,  Meineidige  und 
Grab  schiin  der,  welche  1^  bez.  2,  3  und  A  Jahr 
darin  Auahwren  müaaen,  c.  66  clt, :  „'tv  T^aaatpaiv 


m[irfA^viZ  £X£(vTj4  (Incestfl    mit  der  SchweBter), 

iirl  rf|V  TipQ;e'jyifjV  ^  ätü-ct  fxaatöv  p£Töl  a'jjjiTt^- 
1}£t^;  yT:£p  aütoj  i^Tcvet^  TTöUtstfai  Ttpü;  t^^ 
X!JprjV  Tdg  ht■t^<i=lq,^\  8.  ferner  ep.  canon/  Gregor 
Thaumat.  e*  11,  wel(^her  dte  4  BassataLiüncn  be- 
firh reibt:    ,l\l   -p<5^v.),aij(JK   f^tu  "c^«   TTukf^i  toO 

i>io  eriantalUc^hon  KnTizIliert  keuncn  die  ~piS;- 
vJ.^'jüil  oder  den  Qetufi  noch  nicht  üb  eine  be- 
üondere  Stufig     In  Ancyra  314  ö,    17:    ^T^s'i; 

Töi;  y£ip.«Cöf4,£voü;  cOyc^fleti''  {d.  h,  ^Örtlich 
diejenigen,  welche  mit  l'h leren  Unzucht  getrie- 
ben und  fifilbfit  Ausäjitzlg,  nun  andere  auBBÜtzi^ 
gotna ch  t  liab cu  ^  Bol! qh  an te r  d ou  ^Wl ntc rti clt o n" 
betcuj,  hat  man  vielfai^K  eine  ETwähnnng  der 
flentEß— ,  der  „Winterlif5hen"j  d.h.  derjenlf^en^ 
welche  vorder  Kirche  unter  freiem  Himmel,  dem 
IVinter^  *lso  jeder  Witteruug  »usgesetit  sind,  -^ 
ünden  wollen^  Morluus  Vi.  2.  c.  7,  p*  3Ö0; 
Sulcer,  thesaurns  Ji.  v.  ■^ti\i.a^6}j£y^i;  FrÄiik 
S.  589;  Uefele  J,  236  und  die  dort  und  bei 
Funk,  Tühlng.  theolQg,  QuarUilBehr.  Jahrg. 
Gl  (1679)  S.  276 ,  citlrten ,  wobei  dann  weiter 
Streit  herrscht,  ob  da»  "Km^w*  wörtlich  als 
„ftUMltzlge»  mit  «nst^cketideu  Krankheiten 
behÄftete**,  eo  e.  B,  Frank  S,  591  ^  odt^r  Ögnr- 
lieh:  ^ala  güi^tig  anssätztg  und  andere  dci^u 
verführond** ,    vgl,    n  e  fo  l  e   a*   a«  O, ,   «uf^u- 


faeaen  lat.  Richtiger  erscheint  die  eben  falls 
schon  seit  alter  Zelt  j  neuerdings  von  Funk 
ft.  «.  0.  S.  275  ff  vertheidigte  Änuahmej  tla-äs 
■/^t^<;t^(Sfj.evoi  iovlel,  vie  die  von  den  unreinen 
Guistern  bedrängten,  d.h.  die  BesesaeneüT  Enor- 
gumenen  fiind,  da  das  Wort  gerade  in  dieser  Be- 
deutung fajjt  in  derselben  Zelt  mehrfach,  bo  auch 
coQst.  apofltol.  Vlll.  34(35)  und  37(^38),  vor- 
kommt, e.  17  M'ill  aläo  Gagen,  dass  die  gedachten 
Sünder,  welche  atissäulg  geworden  rind ,  den 
Energnracnen  gleichgeatellt  äeiü  sollten ,  d.  h. 
mit  diesen  die  Kirche  vor  dem  encharlÄtiBcheii 
Gottesdienst  ui  verlaesen  hatten-  Von  einer  bc- 
fündtrea  Buäa&tation  ist  demnach  nicht  die  lieile, 
V  le  denn  aor^h  Neot-aiiarüa  c.  5  {o.  S.  24  Anm.) 
den  KatORhnmenen  lu  der  lindsstatlon  der  Hören- 
den (s.  EU  Nr.  2),  wenn  er  sfjndigt,  nliht  in  die 
Stufe  der  Weinenden  verfl'losen ,  Sündern  gunz 
aiiBgeBcbloBfien  wemcu  wilK 

2  Ygl.  über  dieae  Station  des  Näheren  Frank 
S.  692  ff. 

a  f^.  z.  B.  Ba$ilil  M.  ep.  199  (ean.  IIJ  c.  Tl  a. 
ep.  217  fean,  111}  c.  66—59.  c  U.  c.  60.  75  ff., 

*  Daher  heiast  eaauch  von  dem,  welclitir  wegen 
der  Verleugnung  Christi  nach  ep,  21 7^  etn.  111. 
BasiUi  M.  e,  73,  1.  c.  p,  802,  au»  der  Ktrche 
aufgeschlessen  \&t,  nnd  er.st  beim  Toile  zum 
Abendmahl  ^tugeiiissen  wird,  ^£v  frofvti  /pövqi  Tf^c 

f*  Dieae  Stufe  wird  erwähnt  Ancjfr,  314  c.  4: 
(diejenigen^  weiche  zur  Tbeilnabme  au  heid- 
Jilflchen  Opfern  gezwungen,  aber  der  Opfermahl- 
zeit  heiter  beigewohnt  und  glelehgiiitig  dabßl 
gespeist  Laben)  ,,|^q^£v  hia^itüy  dxpod^UaL,  üt^o- 
Tj^attY  Tpw  Itt^,  ^'jyffi  It  fJtd^-^c  xüi^tuvfjcai  £tT] 
r/jo  Ä5d  T^TE  lAÖeiN  IttI  t^  t^Xelov",  tgl.  femer 
ibid.  c.  6.  0|  Nicatja  325  e.  11.  12. 

ö  Gregor,  Thaumai  ep.  elL  c,   11 :  ,'H  d%p& 

sai  yj^^  x^jv  'fjti^pTtjX^ia  2o)S  töjv    xaTTj)fOüi.j.iv(av 

"**>icftDj  xsl  [ifl 
den  standen 
also  mit  den  Katechnmenen  in  dem  inneren  Vor- 
raum der  Kirchei  oder  wo  dieser  fehlte,  im  hin- 
teren Thetl  des  Schiffes,  vgU  Morinua  VI.  3, 
n.  2.  p.  3tj3?  Frank  !4.  üOä. 


XQll   eVT6'JW£V    6<;£p^60V'jH.       /IHOUW^  ]fCip 

öSio'jgftti)    ;:po<;£0/fj(;.''     Üie  Hörende 
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früher  bis  zu  ihrer  Wiederaufnahme  in  die  volle  Oemeinschaft  befanden  ^  zweigte 
man  nnnmehr  ans  derselben 

3.  eine  dritte,  bez.  zweite,  die  der  oicoir(itTovTe<;^,  suhstrattj  ifovoxXivovrec', 
genaflectentesy  der  Liegenden,  ab.  Die  Bttsser  dieser  Klasse,  welchen  der  Ranm 
der  Kirche  bis  zn  den  Ambonen  angewiesen  war,  hatten  sich  nach  der  Entlassung  der 
Kateohnmenen ^  und  der  Hörenden^  anf  ihr  Angesicht  niederzuwerfen,  damit  der 
Bischof  Aber  sie  das  vorgeschriebene  Oebet  sprechen  und  ihnen  unter  erneuertem 
Gebet  die  Hftnde  auflegen  konnte*,  und  darauf  die  Kirche  zu  verlassen,  da  sie  dem 
eucharistischen  Theil  des  Gottesdienstes  nicht  anzuwohnen  berechtigt  waren  ^.  Aus 
dieser  Stufe  traten  die  Büsser  sodann,  nachdem  sie  nochmals  die  Handauflegnng  er- 
halten hatten^, 

4.  in  die  vierte,  bez.  dritte,  die  der  ouaTavTe<;^  cotmstentea,  der  Stehenden. 
Sie  durften  nunmehr  unmittelbar  hinter  den  Gläubigen  ^^  an  dem  fdr  diese  besümm- 
ten  eucharistischen  Gottesdienst  theilnehmen,  blieben  aber  ihrerseits  noch  von  dem 
Rechte,  die  Eucharistie  zu  empfangen  und  Opfergaben  darzubringen^^,  ausgeschlossen^^. 

Hatten  die  Büsser  die  erforderliche  Zeit  in  dieser  Station  zugebracht,  welche  für 
die  Regel  kürzer  als  für  die  übrigen  war,  —  sollte  der  Aufenthalt  in  dieser  doch  nur 
eine  Prüfimg  sein,  ob  die  Busse  ihre  bessernde  oder  reinigende  Wirkung  ge&ussert 
hatte  — ,  so  erhielten  sie  vom  Bischof  unter  Gebet  die  letzte  öffentliche  Handauf- 
legung  13  beim  Gottesdienste  i^,  und  damit  traten  sie  wieder  in  die  vollen  Rechte  der 
Gläubigen,  also  auch  in  das  Recht  zum  Empfang  der  Eucharistie  und  zur  Darbrin- 
gung von  Opfergaben  i^,  ein. 

Was  die  Zeitdauer  betrifft,  welche  die  Büsser  in  den  einzelnen  Stationen  zu  ver- 
bringen hatten,  so  war  diese  zum  Theil  durch  die  Synoden  i*,  zum  Theil  auch  durch 


*  S.  0.  716  n.  %  »  Gregor.  Thaumaturg.  c.  11 :  „'H  o6ffra<Ji;, 
«  Ancyrac.4— 9.16.22;Nlcaea32öc.ll.l2;  l^'«   «üVKrtaxai  toTc  «t<rcoT<  xal   ji-?)  ^5^pXWi 

Gregor.  Thaumaturg.  c.  8.  9;  BasUli  M.  ep.  217  ffet«  'c«^  xaTTJxouK^cuv*' ;    BaaU.  M.  L  c  c.  56: 

(canon.  ni)  c.  66  ff.  64.  66.  75.  77.  81.  82.  83.  »E^  T^ooapot    ooonfiaeTai    jaönov    -rote  iciorou, 

8  Neocasarea  314-825.  c  5.  T^^^^"^  f  A  »«^«^^^^«^1    f  "^J"  ^'^ok 

.  ^          „^                j  j      ff  1  •   t    /             t,  „oevfrfjvat  cU  toO«  ouveoxcbTac."    Ancyra  5.  o.  89 

*  Gregor.  Thaumat  c  11 :  „  H  U  ÖTtöirxcDOic,  Iva,  ^^d  jjicaea  11  l)eieichiieii  diese  Stufe  als :  „xoi- 
laa>eev  xfj«  7r6X-nc  toü  vaou JoTaf^o«,  jxctd  t&v  vtDVfjaai  YmpU  irpo€q)opa«.« 

xarnYOuaivaiv  ew^inrai."   vgl  dazu  Blut erim  ,«',.,                   .    ,          ,^    ,^ 

V.  2  384  u.  Frank  S.  621  lo  Oder   yielleicht    nntermischt    mit   ihnen, 

&  Vor   der  Specialisirnng  der   Bassstationen 

(S.  716  n.  2)  galt  dies  Ton  allen  Büssem.  "  I>m  bedeutet  das  „x®pi«  5go^4'oP*«"  i"  ^^J^ 


6  Laodioea  34a-381  c.  19:  „Hepl  roO  5eiv  %  Stellen,    vgl    Frank  S.  6ä8;   Hefele  1, 

I5l<ji  irpÖJTov  ftrcd  Tdc  6pLiX(a«  töv  ditwx(5ir©v  xal  ^^-   ^'  *^*^*^  ^-  ^'  ^^ 

T&v  xaTYixoüfi^cov  ei^^v  dirtxeXetoOai  %aX  fiterA  ^  Nicaea  c  13 :    ^txö.  t«v  xoivo6vt(dv  t!jc 

TÖ  iSeX^eiv  ToC^c  xaTTj^oufi^vooc  t&v  dv  foravolqi  ^^X^^  P'-^vific  tow." 

T^v    eöx-^v  Ytveadai  xal    toötwv   7rpo«6X»6vTO)v  is  Blnterim   8.   407:   Frank  S.  618.  764 

btzh  xelpa  xal  ÖTCoxa)pT)a<ivTaiv,  o6t«5  töv  irtorÄv  700.   Diese  wird  vielfach  nach  Valson  442  c.  2 : 

Td;  eixÄ«  Y^^w^a»JP«ic*'-    AUerdlngs  erwähnt  ^jg  „maxima  et  absolntissima  reconciliatio"  be- 

dleses  Konzil  der  Bussstufen  nicht.    Dass  man  zeichnet 

aber  die  Handauflegnng  festgehalten   und  sie  ,.  ^        ,  «  «ne       ,            ,     ^     ^^v          v 

blos  denBOssern  dieser  Klasse,  unter  Ausschlnss  "  ^rank  S.  765  und  zwar  in  der  Charwoche 

derjenigen  der  früheren  (s.  vor.  Anm.)  ertheilt  am    Charsonnabend  oder   CharfreiUg,   a.  a.  O. 

hat,  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  s.  Bin-  ^'  ^"' 

terim  a.  a.  0.  S.  411,  Frank  a.  a.  0.  S.  617  ff.  w  Gregor.  Thaumat.  c  11 :  ,,TeXcüTaTov  ^  pi- 

■^  8.  die  vor.  Anmerkungen.  ^e|ic  xwv  dYiaopi^ov" ;  Ancyra  c  4.  6.  20  be- 

8  Frank  8.  617.  734;    Binterim  S.  407,  ^leichnet  dies  als :  dXeEiv  litltMXeiov  oder  xuxeiv 

welcher  damit  auch  die  Lossprechung  von  den  '^^^  xeXeloü. 

SQnden  erfolgen  lEsat.  i«  Vgl  z.  B.  die  von  Ancyra  und  Nicaea. 
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die  einzelnen  Bischöfe  ^  fes^esetzt ,  und  diese  Anordnungen  haben  auch  wohl  mit- 
unter über  ihren  ursprünglichen  Geltungsbereich  hinaus  die  kirchliche  Praxis  be- 
herrscht^. Soweit  solche  Bestimmungen  vorliegen,  ergiebt  sich^  dass  abgesehen  von 
der  immerwährenden  Ausschliessung  und  den  Fällen,  in  denen  eine  Wiederaufnahme 
erst  in  der  Todesstunde  erfolgte',  die  Busszeit,  d.  h.  die  Zeit  von  dem  Beginne  der 
Station  der  flentes  bis  zur  völligen  Wiederaufnahme  verhältnissmässig  lang,  also  die 
Bassdisciplin  eine  harte  war^,  sowie  dass  die  Bflsser  der  Regel  nach  auf  der 
Stufe  der  Liegenden  am  längsten  verbleiben  mussten  ^.  Sie  ist,  nachdem  man  einen 
Theil  der  Büsser  durch  Ausbildung  einer  besonderen  Stufe  von  den  Eatechumenen 
getrennt  hatte,  jetzt  die  wichtigste,  die  eigentliche  Bussstation^  geworden.  In  der- 
selben hatten  die  Bflsser,  nachdem  sie  auf  der  vorangehenden  Stufe  durch  das  An- 
hören der  heiligen  Schriften  während  des  Gottesdienstes  gehörig  vorbereitet  waren, 
nunmehr  vor  Allem  durch  entsprechende  Busswerke  und  Entsagungen  ihre  Besserung 
zu  bethätigen  und  sich  der  Wiederzulassung  zur  vollen  Eirchengemeinschaft  wflrdig 
zu  zeigen  ^. 

Ein  starres  Festhalten  an  den  fOr  die  einzelnen  Bussstationen  vorgeschriebenen 
Zeiten  wflrde  dem  Wesen  und  dem  Zweck  der  Busse  widersprochen  haben.  Daher 
war  der  Bischof  berechtigt,  je  nach  dem  geringeren  oder  grösseren  Eifer,  welchen 
der  Bflsser  an  den  Tag  gelegt  hat,  die  Zeiten  für  die  einzelnen  Stufen  zu  verlängern 
oder  abzukflrzen^,  ja  auch  von  dem  Durchlaufen  einer  Station  zu  entbinden^. 

Selbst  die  allgemeinen  Anordnungen  gestatten,  wennschon  sie  wiederholt 
das  Innehalten  der  einzelnen  Stufen  als  Regel  voraussetzen^,  bei  gewissen  Ver- 
gehen entweder  flberhaupt^^   oder  doch  im  Falle  des  freiwilligen  Geständnisses 


1  Sollten  die  citirten  kanonischen  Briefe  von 
Gregor  Thanmat.,  Gregor  v.  Nyssa  und  Basilios 
aach  nicht  echt  sein,  so  geben  sie  doch  wohl  zum 
Theil  derartige  Anordnungen  wieder  oder  be- 
ruhen auf  solchen. 

2  Neocäsarea  314—321  c  3  (c.  8  0.  XXXI. 
qn.  1)  bezeichnet  die  Busszeit  ffir  die,  welche 
sehr  oft  hinter  einander  geheirathet  haben,  als 
bekannt. 

8  S.  0.  S.  699.  700. 

^  Für  einzelne  Fälle  der  YerUugnung  des 
Christenthums  setzt  Ancyra  c  4.  5.  6.  9  Buss- 
zeiten  yon  4,  6  und  10  Jahren,  Nicaea  c.  11.  12 
Zeiten  von  12  und  13  Jahren ;  für  Unzucht  mit 
Thieren  Ancyra  c  16  sogar  von  20  und  30  Jah- 
ren; Gregor.  M.  11.  ep.  dt  c  5  für  Mord 
27  Jahre,  Basillus  ep.  III.  cit.  c  56  dafür 20  Jahre, 
c.  57  für  kulpose  Tddtung  10  Jahre,  c.  58  für 
Ehebruch  15  Jahre  und  c.  66  für  Gräberauf- 
deokung  10  Jahre  fest. 

5  Nach  den  Ansätzen  von  Ancyra  übersteigt 
die  Dauer  derselben  die  der  Station  der  audi- 
entes  gewöhnlich  um  1  oder  2  Jahre,  die  der 
consistentes  um  1  Jahr,  bei  längeren  Gesammt- 
Busszeiten  aber  beide  Stationen  noch  um 
mehr  als  diese  Zeiten,  so  hat  c  9  für  die  audi- 
entes  3,  für  die  substrati  6  und  die  consistentes 
1  Jahr,  ebenso  Nicaea  c  11  für  die  a.  3,  die 
substr.  7  und  die  consist  2  Jahre.  In  den  An- 
sätzen bei  Basilius  zeigt  sich,  freilich  nicht  mit 
der  gleichen  Regelmässigkeit,  dieselbe  Erschei- 
nung, wennschon  mehrfach,  wie  auch  bei  Gregor 


Thaumaturgos  in  den  beiden  von  ihm  spedali-» 
sirten  Fällen  c.  4  und  5t  die  Zeiten  für  die  ver- 
schiedenen Stationen  gleich  oder  wenigstens  an- 
nähernd gleich  sind. 

«  Binterim  V.  2,  382;  Frank  S.  631; 
Schmitz  S.  54. 

"^  So  ausdrücklich  Ancyra  o.  5.  16;  Neocä- 
sarea c.  3;  Nicaea  c  12;  BasUÜ  M.  ep.  217  c.  74 
und  Gregor.  Nyss.  ep.  can.  c.  4  (welche  dies  als 
allgemeinen  Grundsatz  hinstellen). 

s  Nach  Nicaea  12  oit.  von  der  StoÜon  der  Lie- 
genden, wodurch  sich  übrigens  die  Annahme, 
dass  diese  aus  der  Station  der  Hörenden  (s.  o. 
S.  717)  abgezweigt  ist,  besUtigt,  nach  Ancyra 
c.  7  cit  von  der  der  Konsistenz. 

9  Ancyra  c.  20  bestimmt,  dass  die  Ehebrecher 
auf  Grund  7jähriger  Busse :  „xoxd  to6c  ßadfAOuc 
Toö«  irpodYovra;"  zum  Abendmahl  wieder  zuge- 
lassen werden  sollen,  s.  weiter  ibid.  c.'21. 23. 25 ; 
vgl.  auch  Basilii  M.  ep.  217.  c.  82  in  Verbindung 
mit  c.  83. 

10  So  nach  dem  eigenthümlichen  c.  4  Basilii  M. 
ep.  178,  welcher  diejenigen,  die  eine  dritte  Ehe 
eingegangen  sind  (vgl.  Neocäsarea  c.  3.  7.; 
Binterim  V.  3,  378),  blos  2  oder  3  Jahre  unter 
die  Hörenden  verweist,  und  wenn  sie  dann  auf 
der  Stufe  der  Consistenz  die  Frucht  ihrer  Busse 
bewiesen  haben,  wieder  zur  vollen  Gemeinschaft 
zulässt;  eiusd.  ep.217,  o.  61  will  denDieb,  wel- 
cher aus  Reue  sich  selbst  anklagt,  nur  auf  1  Jahr, 
den  überführten  auf  2  Jahre  blos  von  der  Ge- 
meinschaft der  Sakramente  femgehalten  und  diese 
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des  Sttnders  ^  die  üeberspringung  der  einen  oder  anderen  der  regelmässigen  Sta- 
tionen. 

Während  der  Orient  die  näher  dargelegte  Spezialisimng  der  Bnsszeit  anfvreist 
—  jedoeh  anch  nicht  einmal  überall  gleichmässig^  so  ist  zum  Theil  die  Stnfe  der 
Stehenden  unbekannt  gewesen^  — ,  findet  sich  davon  im  Abendlande  keine  Spnr' 
Ja  selbst  im  Oriente  sind  diese  Einrichtungen  gegen  Ende  des  4.  Jahrhunderts  in  Ver- 
fall gerathen  nnd  damit  ansser  Uebung  gekommen^. 


Zeit  theils  auf  die  OrfSirroioi; ,  theils  auf  die 
o6aTaou  vertheilt  wlBBen.  Bine  Singularität  ist 
es,  dass  nach  c  34  ehebrecherische  Frauen,  um 
sie  nicht  der  Todesstrafe  durch  Bekanntwerden 
ihres  Ehebruches  auszusetzen,  ihre  ganze  Bass- 
zeit in  der  Station  der  consistentes  zubringen 
sollen. 

Dass  in  Ancyra  c.  7.  8,  o.  S.  710  n.  2, 
welche  der  Station  der  Hörenden  nicht  erwähnen, 
sondern  gleich  über  die  Zeiten  der  beiden  folgen- 
den bestimmen,  aus  e.  4ir  die  einjährige  Frist 
fQr  das  Hören  zu  ergänzen  ist ,  erscheint  nicht 
ausgeschlossen,  weil  sonst  die  rficklänflgen  lapsi 
(s.  c.  8)  diese  Stufe  nicht  durchzumachen  hätten, 
während  diejenigen,  welche  eiumal  geopfert 
haben,  sie  durchlaufen  müssen.  Jedoch  löst  sich 
die  Schwierigkeit  wohl  besser  dadurch,  dass  anter 
den  Zeiten  für  die  substratio,  welche  Terhältniss- 
mässig  lang  sind,  die  für  die  auditio,  da  die  eine 
Stufe  aus  der  anderen  herausgewachsen  ist,  mit 
einbegriffen  sind.  Dafür  spricht  auch,  dass  c.  16 
(Bestialität  mit  Thieren),  welcher  15  und  26 
Jahre  substratio  anordnet,  doch  sicherlich  keinen 
Aulass  hatte ,  bei  dieser  Sünde  durch  Erlass 
einer  Busastufe  beaondere  Milde  zu  Üben,  und 
die  Ergänzung  einer  auditio  aus  den  voran- 
gehenden Kanonen  hier  nicht  möglich  ist.  Be- 
stätigt wird  diese  Annahme  dadurch,  dass  auch 
BaslUi  ep.  217  o.  63  dieses  Vergehen  mit  den 
hohen  Busszeiten  des  Ehebruchs  c.  58,  nämlich 
Yon  4  Jahren  fletus,  5  auditio,  4  substratio  und 
2  J.  consistentia,  also  zusammen  mit  15  J.,  belegt. 

1  Nach  Gregor  Thaumat  o.  8  sollen  diejenigen, 
welche  bei  der  Verfolgung  der  Barbaren  in  fremde 
Häuser  eingedrungen  sind,  in  diesem  Fall,  sofern 
sie  das  Entfremdete  herausgegeben  haben,  gleich 
in  die  Klasse  der  substrati,  c  9  diejenigen,  welche 
etwaige  von  den  Barbaren  auf  dem  Felde  oder  in 
Häusern  zurückgelassene  Gegenstände  gefunden 
und  restitnirt  haben,  sofort  in  die  Klasse  der  con- 
sistentes gestellt,  andernfalls  aber  die  ersteren 
nicht  einmal  in  die  Station  der  Hörenden ,  die 
letzteren  zunächst  in  die  der  Liegenden  einge- 
reiht werden. 

^  Gregor  tou  Nyssa  kennt  sie  nicht ,  vgl.  ep. 
canon.  c.  4:  „'Eon  to(\uv  6  xavobv  toioQtoc,  Aoxe 
tou;  h  7copve(q[  |AoXuvd£vToi(  iv  Tpwl  |ji^v  Iteöiv 
xa8öXou  T^c  ^^X^^  dicoßXif)Touc  clvat  *  h  xpiol  hk 

TfjC  dxpodoCOlC  (UT^X^tV  {JIÖVTIC,   ^V  äXkOKi  hk  Tpiol 

It€Ci  lord  T&v  ht  liciOTp^tp^  oitoirwrcövroiv  irpoc- 

ebenso  auch  c.  6  (s.  o.  S.  706 n.  3),  ebensowenig 
Laodicea  343—301  o.  2  (c.  4  C.  XXVI.  qu.  7) 
c.  5. 9. 19  die  Bussstationen  überhaupt ;  die  c.  5  er- 
wähnten dxpoc&ucvot  sind  die  Poenitenten  schlecht- 
hin, Tgl.  o.  8.  716  u.  S.  717. 


s  In  den  afrikanischen,  spanischen,  gallischen 
und  Italienischen  Synoden,  auch  bei  den  latei- 
nischen Kirchenvätern  wird  der  Stationen  nicht 
gedacht.  Wenn  ep.  Felic.  U.  s.  487  c  3.  4, 
Thiel  p.  263.  anf  die  die  Bussstationen  er- 
wähnenden c.  11.  13  Nicaen.  aus  Anlass  der 
Verfolgung  der  Vandalen  hinweist,  so  folgt  daraus 
•elbstrerständlich  noch  nicht,  dass  sie  Im  Abend- 
lande in  Geltung  waren.  Auch  Sozomenus 
bist,  eccles.  VII.  16:  „'EvddlSe  (zu  Rom)  fdp  ix- 

(7)X6;     iOTlV     6     TÖttOC     TÄV    h    \kMXas6lcf.     ÄVTOIV 

iordot  hk  xaTQcpeTc  %^l  otovel  itev&ouvTCc*  '^(t;  hk 
irX7]pcn^(a7]c  t^c  tüD  deou  XctTOOpYla«,  fjiVj  iieraa- 
XÖvTSc  d>v  p.6oTatc  ^fAic»  ^v  o((M»7J  xal  ö^pp,^ 
iroTjvel;  ^icl  x^^  MittouGt  o^öc.  AvTtTcp^omico^ 
hi  oe^axpufAlpioc  0  ^Ttlaxoico;  Tüpoc^paficbv,  6(io((d; 
ItX  toö  e^d^ouc  iHircef  o6v  öXoXuy  j  *«l  zb  itfiv 
rfjc  ixxXTjaiac  TcX-fjdo«  5axp6a>v  ^fiitniXatoi.  T6 
(i-erd  ToÖTo  hk  np&xoi  6  lizioxonoi  d^avloraxai 
xaX  To^c  xctfiivouc  dv(9n)ai*  xal  iq  npoc^ev  &irep 
if)(j.apTtpc6T0)v  (AeTa{MXoua£va»v  eOSdfJievoc  diro- 
ni^kKti.  Kad'  laütöv  o^  ^ovrl  TaXai7rajoo6- 
(iCNOc  SxaoTo;  ^  v7)0Te(atc  ^  dXouoiau  Yj  äeo- 
fAdtoiv  dizo^i  ^  ixipoii  oU  TcpoctfraxTai,  ircpi- 
pivei  TÖv  xpövov,  clc  ßoov  aÖT<f  Tirot^^ev  6  iitloxo- 
7C0C*  T^  ^k  itpoikopL(f ,  Aoiccp  Ti  ^^X7)pLa  StoX^oa; 
r^v  TittopCov,  TJJc  dpiapTlac  dvCrrat  xal  {urd  toO 
XaoO  txx}v7]0(dCct  /  erwähnt  in  dieser  Beschrei- 
bung der  römischen  und  occidentalischen  Buss- 
praxis nichts  Yon  den  Stationen  der  Orientalen. 
Dass  die  römischen  Bischöfe  Marcellus  und  £u- 
sebius  sie  Anfang  des  4.  Jahrh.  haben  einführen 
wollen,  ist  eine  falsche  Annahme  Blnterims 
V.  2,  367,  welche  durch  die  metrischen  Grab- 
sohriften  des  Damasus  (s.  diese  bei  F.  X.  K  r  a  u  s , 
Roma  sottorranea,  2.  Aufl.  S.  182.  186)  nicht 
gerechtfertigt  wird. 

*  Für  die  Regel  bringt  man  dies  In  Verbindung 
mit  der  Aufhebung  des  Institutes  des  Bussprie- 
sters (s.  unten  S.  723  und  S.  724)  in  KonsUnti- 
nopel  durch  den  Patriarchen  Nektarius  (um  390 
0.  391),  welchem  die  übrigen  orientalischen 
Bischöfe  mit  der  gleichen  Massregel  gefolgt  sind, 
s.  darüber  d.  Berichte  bei  Socrates  h.  e.  V.  19  u. 
Sozomen.  VII.  16,  welche  als  Wirkung  dieses 
Schrittes  angeben,  dass  es  nunmehr  Jedem  ein- 
zelnen und  seinem  Gewissen  überlassen  geblie- 
ben sei,  ob  er  sich  der  Theilnahme  an  den  hei- 
ligen Geheimnissen  enthalten  wollte  oder  nicht, 
▼gl.  BinterimV,  2,  433  ff;  Enders  S.  200 
ff.;  Frank  S.  187  ff.;  Funk  in  Wetzer  u. 
Weite,  Kirchenlexikon  2.  Aufl.  2, 1670.  Wenn 
indessen  durch  diese  Maassregel,  was  doch  zwei- 
fellos erscheint,  die  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  nicht  beseitigt  werden  konnte  und  dann 
auch  die  Nothwendigkeit  der  Busse  als  Mittel 
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UL  Diö  öffentliche  Busse  im  Äbeudlande.  Im  ÄbGfidlaiidß  hatte  man 
dagegen  während  dieser  Zeiten  an  den  alt^n  und  einfaeben  Formen  des  Buaawesena 
feätgehalten  und  Hess  es  dabei  auch  noch  bis  in  das  tk  Jahrhundert  hinein  bewen- 
den i*  Der  Bischof  Jäsät  diejenigen,  welche  sich  reuig  erweisen  und  ihren  Irrthum 
bekennen",  zur  Busse  zw'^j  setzt  ihnen  die  Buaszeiten  fest^  und  hat  behufs  ihrer 
Wiederaufnahme  zu  prüfen^,  ob  die  geleistete  Busse  eine  genügende  war^'.  Diejenigen, 
welche  zur  Busse  verstattet  waren,  konnten  nnnmehr  die  Kirche  wieder  betreten^  um 
unter  den  Katechumeneu  dem  fflr  diese  bestimmten  Theile  des  Gottesdienstes  beizu- 
wohnen ^.    IJach  geleisteter  Busse  erfolgte  die  Wiederzulasäung  zum  eucharisti sehen 


für  die  WieileraufTiaLme  bestehen  blieb,  V|rl, 
•  iirli  Biuj^bam  XYllL  p.  3.  s.  12;  8.  140- 
Steltz  S.  86;  ja  ndbai  aui-h  Frank  »S.  196, 
Eo  wflr  eie  AU  skh  nlcbt  geeignet,  die  BusseUÜ- 
fiiji^ii  in  Fortfall  tu  bringen.  Freillßb  werden 
die  Buf^j^üUtt Lernen  aeit  ilem  Enile  des  4.  JjJirb. 
nicht  mebr  erwähnt,  so  die  rltUten,  aber  der 
FoTtffklL  derselben  üsM  si^b  zur  Genüge  aus  dem 
Vorfall  der  Sitten  nnd  der  UnmOgUcbkeit  der 
Dil rcLfübrung einer  strengen  DIsdplin,  wofilrdk 
AuHKibung  des  Baasprie^teramtes  ebenfalls  nnr 
ein  Symptom  war,  erklären. 

Schmitz,  Bnagbucber  S.  6'3  bemft  aicb 
allerdingi  auf  die  8ynude  von  Konstantinopel 
V.  869^  um  darzutbun,  d^is«  Bi^b  nüiVh  bis  ly  dieser 
Zelt  wenigst ens  die  dröi  Bussstatiffnen  mit  Aus- 
nabme  allerdinp  der  iriclitigsten,  der  der  Lic^ 
genden,  erhalten  bitten,  Indexen  ci.  16  der  Sy- 
node, M  nnsi  iiäf  170  :  „Deßnimn»  per  trierinium 
f;eque Stratos  eA^e  :  »nno  quidem  iititi  ext;a  cccle- 
fliani  flontea,  alio  Tfero  anno  intra  eci'.leBi»ni  stare 
usque  ad  catecbumenos,  poire  tertlo  censi&tefe 
i'tim  Ödelibus  et  Ita  digntse  ÜeH  my^lenorurii 
ö»nctjfieallonib«8*'  und  act.  9,  L  c*  p.  152 :  .,Es»e 
llle»  in  duobus  auni»  eitra  eccleefioxn  et  in  alLis 
duüt>ns  annis  iutm  et^cleiiani  atiditi;  diviuas 
j^f^ripturaj»  tiaquo  ad  cateebutnetias^  non  tAiuon 
ulto  modo  com  Ol  Ulli  CA  re  .  ^  ,  et  In  aliiet  tribua 
f^iinifl  stire  cum  ftdelibuB  et  meren  diyinam  t<im- 
lüutiiunem  in  soli»  domiuieiH  solemnitfitibus 
^nm  elcemosynia  et  orationibris  Atqne  leiotillR, 
ita  ut  tiibui  dtebufi  bcbdomadis^  BecQndA  vid., 
quaii«  et  sext»  foria  abstlneant  a  camibut»  et 
vino,'*  welche  er  anrührt^  erinnern  bof^hstena  iii 
Ibren  Ausdrücken  an  die  frübereu  Stationen, 
indem  «ie  dit^  Ausgescbloftsenen  erst  ivacb  und 
nanb  der  kircbllcben  Hechte  wieder  tbeH  haftig 
werden  U»&on^  aber  das  Matias  derselben ,  a. 
iismenttich  dio  letlitere  SteHe,  anders  ala  dies 
bei  den  alten  Büj^serklassen  der  Fall  war,  be- 
itimmen,  s.  auch  Funk,  literar.  ßundacban  f.  d. 
katb.Deutscbland,  Froibargl8S3  Nr.  16.  S.  487. 

Wenn  nunSchmit?^  ä.  D3>  58  ron  «einem 
St&ndpvnkt  aus  weitet-  annlaimt,  daas  da  der 
Batfjsprioster  die  Büs&er  vor  Allem  tu  der  dritten 
HauptatAtion  überwacht  und  geleitet  habe,  durch 
die  Beffeltigun^  desselben  aueh  diese  Stj^tion 
pelbFt  foTtgefal3en  sei^  »o  ist  damit  immer  nii^bt 
die  Frage  beantwortet,  wamm  man  es  dam  kom- 
nien  Hess,  and  nicht  andere  Ma^« nahmen  Kur 
Fort  (Erhaltung  der  früheren  Einrichtungen  ge- 
trofTeö  bat,  und  dieie  läMt  aich  m.  E»  unr  00  wie 
obcm  gej^ebehen,  beantworten. 

tliiltiCliiui,  Kiri^heiirat^bt  IV. 


^  Dtfun  da«  Papst  GeUsjua  J  ztigeschri^sijtjne 
Fragment,  wekb^^s  von  den  Katechumenen  und 
Büsaeni  handelt  und  die  Sutionen  der  Wein  en- 
den und  Liegenden  erkennen  läast,  Thiel  I, 
&09,  gebort  diesem  nicht  an,  »ondera  ist  i^ffenbar 
eine  Belehrung  über  das  Bnasweaen^  in  welcher 
nißh  RemtuiscenKen  an  die  orEentali sahen  Ein- 
richtungen finden. 

-  Anger»  453  c.  12 :  .,Poenltentlie  aane  loeua 
Omnibus  pateat  qiii  conversl  errorem  an  um  v  0  hi- 
erin t  conAteri^  ijuibu»  perspecta  qualitate  pec- 
cati  secuiidum  episcopi  aeBtimatlonetn  erit  veniA 
UrgJenda"^;  Tfturs  4G1  c.  6. 

^  Sofort  oder  erst  nach  einer  angemesi«eneu 
Zeit,  Valeiice  374  r.  1t  ^nt  poonitentia  bia  (de« 
^>ttgeweihteu  Junnfraiien,  welche  geh  ei  rat  bei 
habflti]  notk  sftatlm  detur^' ;  Arles  Jl.  443  0.  4Ö2 
r.  52 :  „IIa  potftuiantibua  poenitentia  non  negt^* 
tUT'' ;  Orange  441  c.  1 1 :  ,,pOfsnitentlam  acd- 
pere'' ;  An  göre  453  c  5  :  .paccept^  poenitentia^' ; 
fail£  nicht  etwa  erat  die  Abstellung  des  Aer- 
gemissofi  eintreten  mti^atct  so  ordnet  Itmorenx  I. 
ep.  ad  Victor.  404,  GouKtant  p,  746,  c.  il  au, 
daas  gottgeweihte  Jungfrauen  ur»t  nach  dem 
Tode  des  M&nnea^  weichen  ale  geheiratbrt,  zur 
Uuafle  £ii£ul aasen  selten. 

*  Hlppo  393  c.  30;  Ronen  4Cß  c,  '2,  soweit 
rdcht  etwa  die  Konsilien  ^  wie  z.  B.  EUirii  «.  0. 
9.  703,  solche  Bestimmungen  enthielten^  vgl. 
auch  Arle^  It.  c.  6*2:  ^culus  poenitentiae  c^tu* 
muuio  tnulto  tämpore  difTeratur*^^  wenQfteboii 
auc;b  bi^r  der  Bischof  Milderuugeu  elntT«ttiit 
la,Bäen  konnte,  s.  Aum,  7. 

■'>  CartbAgo  S87  c,  3  (cod.  eccles.  Afrtc-  ß.  6), 

r>  Valence  374  c.  2:  Rom  402  c,  1.  2;  Rle* 
439  c  9  ■  Orange  441  a  3;  Toürs46l  c.  7^  Van- 
nes  465  e.  1 ;  Barcelona  I.  540  c.  6. 

'  Ärlea  11.  c.  10;  „De  hl«,  qoi  in  pßrflecutlon& 
praetaricatt  aimlp  ai  voluutarie  fiijem  negav(?rlni^ 
boc  de  üa  Nicaeria  syiiodua  statalt^  ut  Y  annos 
inter  catechunieno«  ©iSgant  (e^eant)  et  11  idtor 
di8''om.muiiicAntes,  ita  ut  communionem  poeni- 
tentes  non  praeaumant  In  poveatate  tarnen  ^el 
arbitiio  üit  eplsr^opiT  Ut  ftl  eoB  ex  animo  errorem 
deOßr^  et  agere  poenitentiam  riderit,  ad  commu- 
nionem  pro  eccleE^lastica  humanltat«  suscipiat'', 
welt^hes  ;dso  die  S  Jahre  der  Station  der  Horeu- 
den  und  die  7  Jahre  der  Subdsten^  des  Nicli* 
nuniB  c.  11  iti  r>  Jahre  ändert t  Lerida  524  0. 
540  e.  9«  welches  das  gedachte  Konzil  dahin 
modiüdrt:  „VII  annis  Intcr  catechumenoi  went 
et  1t  bu8  inter  i.^tholtcos  et  postea  moderatione 
et  (ilomentla  epiacopl  ^delibiia  in   oblatione  «rt 

46 


722 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


t§.  246. 


Gottesdienst;  also  auch  zur  Darbringimg  der  Oblationen  und  zum  Abendmahl^  durch 
die  Handauf legnng^,  die  s.  g.  reconcütaüo^  seitens  des  Bischofs^,  in  welcher  zugleich 
die  Rttckgewährung  der  vollen  Mitgliedschaft  lag  ^. 

IV.  Die  rechtliche  Stellung  der  Bttsser.  Sowohl  in  der  orientalischen, 
wie  auch  in  der  abendländischen  Kirche  hatten  die  Bttsser  eine  besondere  Rechts- 
stellung^. Dadurch,  dass  sie  zur  Uebemahme  der  Busse  verstattet  wurden,  erlangten 
sie  zwar  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  noch  nicht  wieder.  Aber  völlig  losgelöst 
von  derselben,  wie  dies  vor  dem  Beginn  ihres  BOsserlebens  der  Fall  war,  erscheinen 
sie  nicht  mehr  7. 

Gleich  den  Katechumenen  ^,  waren  sie  den  Anordnungen  der  Kirche  und  der 
kirchlichen  Oberen  unterworfen,  hatten  aber  andererseits  nunmehr  auch  ein  Anrecht 
auf  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirche. 

Bedingt  war  diese  letztere  freilich  dadurch,  dass  sie  die  Busse  ordnungsmässig 
leisteten.  Daher  mussten  sie  das  vorgeschriebene  Bttsserleben  führen^  und  sich  einer 
Reihe  von  Beschränkungen  unterziehen^^.     Falls  sie  diesen  ihren  Pflichten  nicht 


enchaiidtia  communicent'^ ;  Yalenoia  524  c  1, 
dass  das  EvaDgeliom  yor  dem  Opfergang  oder 
der  Entlassung  der  Katechumenen  nach  der 
Epistel  verlesen  werden  soll,  damit  nicht  nur 
die  Gläubigen,  sed  etiam  catechnmeni  et  poeni- 
tentes  dasselbe  und  die  Predigt  hören. 

1  Eine  Theilnahme  an  dem  ersteren,  ohne  das 
Recht  zu  kommunidren,  also  einen  der  morgen- 
ländischen consistentia  entsprechenden  Zwi- 
scheuzustand  kennen  nur  die  beiden  S.  721  n. 
7  angeführten  Konzilien. 

2  Hippo  393  c,  30:  „üt  presbyter  inconsulto 
episcopo  non  reconciliet  poenitentem,  nisi  ab- 
sente  episcopo  et  necessitate  cogente:  cuius- 
cumque  autem  poeuitentis  publicum  et  Tulga- 
tissimum  crimen  est,  quod  universa  ecclesia 
noverit,  ante  absidem  (also  öffentlich  Tor  der  Ge- 
meinde) manus  impouatur'^ ;  s.  auch  Anm.  5. 

3  Siricii  ep  ad  Himer.  Tarrac.  386,  Co u s  t an  t 
p.  623,  c.  3 ;  Carthago  387  c.  3  (cod.  eccles.  Afric 
c.  6):  „reconciliare  quemquam  (poenitentium)  in 
publica  missa  presbytero  non  licere" ;  Hippo  393 
c  30  cit  u.  c.  33 ;  Toledo  400  c.  2:  „Ei  poeni- 
tente  dicimus  de  eo  qui  post  baptismum  aut  pro 
homicidio  aut  pro  diversis  criminibus  gravissi- 
misque  peccatis  publicam  poenitentiam  gerens 
sub  ciliclo  divino  fuerlt  reconclliatus  altario^'. 

Die  Reconciliation  geschah  ebenso,  wie  in  der 
orientalischen  Kirche,  während  der  Charwoche, 
vgl.  0.  S.  718  n.  14,  und  zwar  bald  am  Gharfrei- 
tag,  Frank  S.  832,  bald,  so  nach  der  Praxis  der 
römischen  Kirche,  Innoc.  I.  ad  Decent.  Eugubin. 
a.  416,  Consta ntp.  855,  c.7(c  17Di8t.lIIde 
cons.)  am  Gründonnerstage. 

*  Nur  in  Nothfällen  so  z.  B.  bei  Todesgefahr 
oder  im  Auftrage  des  Bischofs  konnte  sie  ein 
Priester  oder  auch  ein  Diakon  ertheilen,  aber 
nicht  öffentlich,  s.  ausser  Anm.  2  u.  3  noch  £1- 
vira  306  c  32. 

5  Orange  441  c.  3:  ;,communionem  cum 
leconciliatoria  manus  impositione  percipiunf' ; 
daher  auch  der  S.  718  n.  13  citirte  Ausdruck. 

ö  Orange  441  c  3  cit.  „Stent  in  ordine  poeni- 
tentium*". 

^  Das  galt  selbit  im  Orient  von  den  flentes, 


als  sich  für  diese  die  besondere  Yorbereitungs- 
Station  (s.  o.  S.  717)  entwickelt  hatte. 

8S.  0.  S.  24ff. 

0  Also  zunächst  das  Bnsskleid,  das  cilidam 
(von  Reh-  oder  Ziegenhaaren),  Frauen  auch  den 
Bussschleier  anlegen  und  während  der  Bnsszeit 
tragen ,  Toledo  400  e.  2,  o.  Anm.  3;  Agde  506 
c.  15;  Toledo  lU  589  c  12;  c.  66  (ffieronym.) 
Dist.  I  de  poen. ,  das  Haar  scheeren,  Agde  und 
Toledo  III  dt.;  Barcelona  I.  540  c  6,  regel- 
mässig dem  für  sie  bestimmten  Gottesdienst  &n> 
wohnen,  vgl.  Sozomen.  VII.  16  (o.  S.  720  n.  3) ; 
8.  g.  statuta  eccl.  ant.  c.  80 — 81;  die  vorge- 
schriebene Busswerke,  namentlich  Fasten  und 
Gebete,  verrichten,  Sozomen.  und  Barcelona 
cit.,  sich  aller  Vergnügungen,  namentlich  aller 
Schmausereien  enthalten ,  ibid. ,  sowie  auf  alle 
Bequemlichkeiten  und  Annehmlichkeiten  des 
Lebens  verzichten.  Vgl.  überhaupt  die  weiter 
beiBinghamXVIII.  2;  8,  102ff;  Binterim 
V.  2,  421  ff  angeführten  Stellen  aus  den  Kirchen- 
vätern. Die  Statuta  cit.  c.  81  legen  ihnen  auch 
die  Pflicht  auf,  die  Todten  zu  begraben. 

10  Denen  das  Prindp  zu  Grunde  liegt,  dass  der 
Büsser  alles  zu  vermeiden  hat,  was  ihn  möglicher 
Weise  wieder  von  Neuem  zur  Sünde  führen 
könnte.  Im  einzelnen  wird  ihm  geboten ,  sich 
solcher  Handelsgeschäfte,  welche  nicht  auf  ehr- 
baren Gewinn  abzielen,  insbesondere  der  Tauach- 
geschäfte zu  enthalten.  Ja  ihm  wenigstens  ge- 
rathen,  lieber  jeden  Erwerb,  mit  welohem  die 
Gefahr  zu  sündigen  verbunden  ist,  zu  unter- 
lassen, Leo  I  ad  Bustic  Narbon.  458  o.  459  (c  2 
Dist.  V  de  poen.) ;  Barcelona  I  cit.  c  7.  Femer 
muss  er  während  der  Ehe  die  Keuschhdt  be- 
wahren, Hieronym.  in  Joel  c.  2  v.  15  ff.,  Migne 
25,  968;  Bingham  L  c  c.  6;  und  darf  daher 
während  dieser  Zeit  keine  Ehe  eingehen,  Arlea  IL 
c.  21 ;  Barcelona  IL  599  c  4,  weshalb  Arles  dt. 
c.  22  Verheirathete  nur  mit  Zustimmung  dea 
anderen  Gatten  zur  Busse  zugelassen  wissen  will. 
Die  prozessualische  Verfolgung  sdner  Rechte  ist 
dem  Büsser  nicht  untersagt,  doch  soll  er  lieber 
sein  Recht  nur  dann  suchen  und  zwar  beim  gelst- 
liehen  Gericht,  wenn  er  andernfalls  einen  grossen 
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nachkamen,  wurden  sie  entweder  einer  längeren  Busse  unterworfen  *  oder  gar  aus 
der  Klasse  der  Süsser  ausgestossen^,  womit  für  sie  von  Neuem  eine  völlige  Aus- 
schliessung aus  der  Kirche  eintrat^. 

Selbstverständlich  war  bei  dieser  Rechtsstellung  der  Süsser  eine  genaue  Aufsicht 
über  dieselben  und  ihre  Lebensweise  bedingt,  und  da  der  Bischof,  welchem  allerdings 
die  Leitung  des  Busswesens  oblag,  jene  unmöglich  allein  führen  konnte,  so  mussten  ihm 
Lierliti  iliti  Frieater  Uülfeud  ziit  Hüitti  sttsLcu,  ja  miin  Uat  uiidi  vitiUacU  mniiü  beaou- 
dtjren  Prioisttir,  den  ^.  g.  Büdspries^tür^  mit  dieser  Funktion  betraut  K 

Ueber wiegen  somit  bei  df^n  Bttssorn  auch  die  Ptlichteu  in  ijrkeblicliom  Maaae 
Über  dfis  eiuKige  Recht,  wclcUesi  sie  besitÄen^  das  Anrecht  auf  die  Wiederaufnahme 
in  die  Kirche,  so  Äussert  doch  dieses  letztere  insofern  praktische  Wirkungen,  als  man 
denjenigen,  welche  während  eines  kirchlich  geführten  Bttsscrlcbttnä  in  Todesgefahr 
geriethon,  die  Eucharistie  trotz  der  Nichtvoüendung  der  Buaszcit  nicht  mehr  vorent- 
hielt ^  und  ibnen.  Mh  sie  pL5tzlichp  ohne  diese  empfangen  in  können^ gestorben  wiu-en, 
nach  ihrem  Tode  die  kirchliche  ÜemeinBch^iflt  wenigstena  in  der  Praxiä  mancher  Läii- 


Nachtlieil  erleiden  wtiide,   Leo  I    up*  dt.  c.   8 
(c.  (j&  DUt.  I  (kl  poßn.) 

Auf  demsolbon  PH&dp  licrubt  us »  das»  dei 
Bü&iei  &nch  n:Lch'geMEteier  Buss«  iiicLt  ¥^ Jeder 
in  detj  Soldat exHtand  ei w treten  nnd  auch  kein© 
ncuß  Ehe  oin gehen  ibirf,  Siridi  ep.  ad  Hiiucr,  386 
c,  6,  CouBtftiit  p.  63:    Leun.  I.  tjp.  dt.  c.  10 

Sf..  3  IHüt»  V  de  püpiIk),  jedoch  wtJl  Leo  L  L  t',  c. 
1,  f.  14  C,  XXXIU.  qn.  %  für  jüj^üra  Miiiiii^r 
eine  Aiianaliuie  daLden. 

'  S.  ü,  S.  719  n.  7.  Däbs  in  der  ortiänUlischen 
Kirrhö  auch  ZTirdekverstJUuDg  in  ein©  n ludere 
Btisa^tatiüU  vorgekommen  bt,  crglebt  Neoca£area 
c,  5,  da»  freilidi  nur  vun  HÜudigendeii  Katodku- 
inenen  handelt^  t.  &.  2t  Anm. 

"  AHei  II  c,  21  (hei  Vetlctzung  det  Kenaph- 
lieii  oder  bei  üeirath  während  der  llusü^eU)^ 
Tüurg  4Bt  c.  B  (Kückke^hr  zw  eliiüin  yrdilichen 
Leben  mit  Unterbrechung  der  Hn«Ae]  und  Vau n 65 
46fi.  c.  3  (ebenso). 

^  Dag  druckt  das:  p,ab  ecdßaiae  tjmiriibus  ar- 
ceatur\  in  c»  21  dt>  (s.  vor.  Anm/J  virid  ^a  oom- 
inTiuione  eddeMae  v^l  convivici  Melium  extrantius 
JiabeatUT"  in  c  SolL  trtjffeud  aus.  Wenn  e,  3  dt. 
difQi  setzt :  ^non  aol^iin  &  communlenc  doniini- 
corum  aaciamentoruiu  «ed  otiam  a  convlvii?  ßde- 
liuoi  fiubmov{^ndos%  eo  »ind  hier  unter  den  dorn, 
»ftcr.  die  bdligßii  IfandlnngeTi  der  Kirdie  über- 
haupt, hkbt  bloa  die  EncZva^rlstle  7.11  veratohen, 

*  DöB  berichten  So  erat.  W  Hl  m.  SoimneTJ^  VIL 
10  {ül  ij:\  -f^c  pLETa^oia^  TtpEa^fjTepoi;  6  im  rtbv 
pL£T<3t^OoiNTUj^  tETaf jJtivrj?  itp£a^if€fiü^  j,  dciÄen 
EinfQbrnng  bdde  alä  Folge  d(-s  Novaü&nisdien 
ßc^hUmas  daT^tellen,  dne  Annahme,  Über  wekUa 
«ehr  viel  geeiihrJebon  Ist.  ifcdche  aber  tiaüb  der 
fiborv^tegeuden  Ansieht  nicht  richtig  »ein  kauti, 
Tgl.  darüber  Frank  S*  144  ff.  Die  liinführung 
erklärt  lich  wohl  darauj;,  da^f  seit  der  MUderang 
der  s  Iren  gen  Praiis  nnd  der  aujtgedehnteren 
Wlcder£ulaAsiing  der  GefalLotiea  in  Folge  der 
dadnrch  venuehrten  ZM  de;  ßdaser,  alAo  gegen 
Ende  des  3,  oder  Anfang  des  4.  Jahrb*  die  An- 
stullnn«^  dnes  bo«uudereti  Husaprie^ten  notb- 
vr endig   |vwo?d«n   !«t      Ueb^v  die   Aufhebung 


dieser  Einrichtung  a.  0.  S*  720  n,  4;   vgl,  auch 
unten  S.  724  n.  ö. 

Ä  Elvlra  3ÜG  e.  5.  9,  72  (v..  1  0.  XXitL  qu.  1); 
Ancyra  314  c  6;  Nicaeji  il'25  <;,  13  (c  9  0.  XXVL 
qn.  ö]^  Innon.  I  ep.  dt.  ad  Dee&nt.  Eugub.  a. 
416  c,  7  (ü.  17  Diet.  111  de  con»,)^  Orange  I 
441  C.3;  Arl6slI443  0.  4ö2  0.  QB;  Agdö  5ÜÖ 
c.  15^  Gregor.  Nyua,  e.  öj  trelai.  1  ep.  ad.  cplBC* 
Luc.  494  e.  20,  Thiel  1,  373.  Sie  hatten  aber, 
wenn  sie  etwa  wieder  gesund  wurdcu,  ihre  Busse 
fortKaaetzen*  Wührönd  iniiwssen  Nicaen»  v.  5  dt. 
sie  anr  Kommunion  ansnahniä weise  im  Voraus 
^nllast  und  sie  dadurch  da  Mitglieder  der  Kirche 
behanddt,  indem  es  du  \j\  dio  Klasse  der  ctjn- 
fiiaientefl  mit  dem  tte(?ht»  blos  am  (Jehote  thdl- 
znnehmen,  stellt,  soll  Ihnen  nach  Orange  nnd 
Arlesdt.  nur  die  Kommunion  ^aine  recondüfltoria 
manua  impoaUione^  ertheiU  werden^  um  sie 
wieder  in  die  Klasse  der  blo«  mit  einem  AuTe<?ht 
auf  die  WifldertEulasming  versehe nea  Poenitenten 
EU  versetzen  und  ihnen  die  Reeondliatfon  erst 
nach  Yolieudung  der  Bn&^e  zu  f<^wahreu.  Aueh 
GrefOT  Npe,  verlangt ,  dass  sie  wieder  auf  dte 
8tufe  1  in  welcher  sie  sich  befanden  ^  zurück* 
treten.  Mit  der  hier  dargelegten  Auffa^aung 
Htlmmt  e»  überein,  wenn  Arles  I  314  c.  22  den- 
jenigen Apostaten  *  welche  nie  die  Husse  über- 
nommen haben  T  das  von  Ihnen  in  Todesgefahr 
beanspruchte  Abendenabi  verweigert  und  es  Ihnen 
erst  unter  der  Bedingung  zu  rtitchon  gefitattctj 
daa*  aie  nach  ihief  Wicdergenesutig  ordnungs- 
matdg  ßutae  geldatot  haben.  Mcht  entgegen^ 
&teht,  aende^m  nur  eine  mildherzige  Ausdehnung 
der  zuerst  gedachten  Verjchrlfteu  Ist  oä,  das*  die 
statuta  ccd.  ant*  ft.  Tß  demjenigen ,  der  trst  um 
die  Uebemabme  der  Büste  njichgemicht  hat^  nodi 
im  Sterben  die  EucharUtle  zu  geben  gestattett 
nnd  wenn  endlidi  NIcaen.  c.  13  {vgL  auch  Intio^, 
I  ad  Exupci.  40Ö,  CouÄtant  p.  187  e,  2)  diej»e 
keinern  Sterbenden  nach  Prnfung  des  RUchors 
versagt  wiRäen  wlll^  solit  damit  offenbar  daAldbe 
gemeint^  d.  b.  daan  der  Sterbende  In  diesem  Falle 
»i'hon  als  BDsser  gelten  soll,  wte  ihn  <>.  7f>^  falla 
erleben  bleibt,  ebonfaUa  d^r  &ua$c  nnterwirrt« 
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der,  nicht  mehr  versagt,  ihnen  also  ein  kirchliches  Begräbniss  gewährt  nnd  die  An- 
nahme von  Oblationen  für  sie  gestattet  wnrde  ^ 

Anders  war  die  Rechtsstellung  derjenigen  Bttsser,  welche  während  der  Geltong 
der  Bassstationen  in  der  orientalischen  Kirche  bereits  ans  der  Stafe  der  Liegenden 
in  die  der  Stehenden  eingetreten  waren  ^.  Sie  besassen  nicht  blos  eine  Anwartschaft 
anf  Wiederznlassnng  zur  Kirche,  sondern  waren  Mitglieder  derselben,  welchen  allein 
die  Ausübung  der  wichtigsten  Rechte  der  Kirchengemeinschafk  noch  eine  Zeit  lang 
vorenthalten  blieb. 

Da  die  Busse  und  die  Bussflbungen  selbst  von  denjenigen,  welche  einer  kirch- 
lichen Strafe  unterlagen,  freiwillig  ttbemommen  wurden,  so  konnten  sich  ihr  auch 
alle  Kirchenmitglieder  unterziehen,  gegen  welche  eine  solche  Oberhaupt  nicht  ver- 
hängt war. 

Diejenigen,  welche  im  geheimen  schwere  Sttnden  begangen  hatten,  aber  nicht 
den  Muth  besassen,  sich  durch  ein  öffentliches  Bekenntniss  derselben  einem  kirch- 
lichen und  möglicher  Weise  auch  einem  weltlichen  Strafverfahren  auszusetzen,  wand- 
ten sich  vielfach  in  ihrer  Gewissensbedrängniss  an  den  Bischof  oder  einen  Priester 
um  deren  Fürbitte  bei  Gott  nachzusuchen,  und  um  von  ihnen  Rath  darüber  einzuholen, 
welchen  Bussttbungen  sie  sich  unterwerfen  oder  auch  ob  sie  zu  sicherer  Erlangung 
der  göttlichen  Gnade  ihre  Sünden  öffentlich  bekennen  und  sich  selbst  anklagen  soll- 
ten 3.  Aber  nothwendig  war  eine  solche  Beichte  weder  beim  Priester  noch  beim  Bi- 
schof, um  die  Vergebung  geheimer  Sttnden  bei  Gott  zu  erlangen^,  vielmehr  hatte  der 
Geistliche,  wenn  er  freiwillig  angegangen  war,  blos  die  Stelle  eines  Seelenarztes, 
eines  Vermittlers  und  Fürbitters  *. 

Standen  nun  auch  diejenigen,  welche  freivrillig  ein  öffentliches  Sündenbekennt- 
niss  abgelegt^  und  die  öffentliche  Busse  übernommen  hatten,  damit  äusserlich  solchen 


1  Vaison  442  e.  2;  Alles  II  443  o.  453  c.  12;  aller  Widerlegungen  yertheidigen  müssen.  Vgl. 
stat.  eccl.  ant  e.  79.    In  der  Römischen  Kirche  z.  B.  Frank  S.  49.  289.  399.  698 ff. 

war  aber  die  entgegengesetzte  Uebnng  herrschend,  ^  Dass  da,  wo  in  den  orientalischen  Kirchen 

Leon.  I.  ep.  cit.  c  6  in c.  1 C.  XXIV.  qn.  2  n.  eiosd.  besondere  Bnsspriester angestellt  waren,  s.  S.  723 

ep.  ad  Theodorl  Foroiul.  452  in  c.  49  Dist.  I  n.  4,  diese,  ausser  den  schon  oben  gedachten, 

de  poen. ,    c.  2.  4  (Oelas.  1)  C.  XXIV.  qu.  2.  anch  die  betreffenden  Funktionen  für  die   sie 

Uebrigens  war  noch  zur  Zeit  des  Konzils  von  angehenden  Glanbigen   wahrzunehmen  hatten, 

Toledo  XI  675,  welches  c.  17  der  milderen  An-  ergiebt  namentlich  Sozomen.  VII.  16 :  „.  .  .  fop- 

sicht  folgt,  die  Praxis,  wie  ausdrücklich  erwähnt  Ttxöv,  cbc  e(x6c,  i^  dpx^'i  "^^^  Upeüotv  1^^, 

wird,  keine  einheitliche.  «bc  is  dedltpcp  bizh  fAdpxupi  t^  irXifjdct Tfjc ixxX7}9iac, 

2  S.  0.  S.  718.  xd;  dtfiapTta«  i?aYY^X>.eiv  itp6cp6T«pov  hk  xwv 

3  Nur  dazu,  aber  andererseits  zum  Theil  auch  dtpioxa  TioXtTcuofjLivaiv,  ivipiuOöv  tc  xal  lutppova, 
dazu,  dass  das  öffentliche  Bekenntniss  der  Sünden  inX  toüto  •Kxdyaavi,  *Qi  o^  irpo;i4vT£«  ol  iQ|iapnQ- 
nicht  leichtfertig  geschehen  solle,  ermahnen  die  x^xe«,  xd  6eßio>ui£va  «bpLoXö^ouv*  6  Be,  icpö<  'zif* 
Kirchenväter,  so  z.  B.  Oiigines  hom.  2  in  Ps.  ixdbrou  auapTlav,  S  tc  ^p^  iroi'^oat  ^  HxiQai 
XXXV 1 1.  J.  6,  Migne,  patr.gr.  lat  ed.  9,1142,  ^Kttlpitov  »eU,  inikue,  itapa  o^päv  oOtöjv  t^j'v 
vgl.  ferner  die  Stellen  bei  Klee  S.  15  ff.;  Frank  eionpa^apilvou;'' ;  Ja  er  stellt  die  Sache  so  dar, 
S.  55  ff.;  (aus  der  protestantischen  Literatur)  bei  als  ob  die  Erleichterung  des  Angehens  der 
BlnghamXVIlI.  3.  s.  5ff.;  8,  130ff.;  Steitz  Priester  der  Hauptgrund  der  Einfuhrung  go- 
S.  77ff.  wesen  sei.   Daraus,  dass  nach  der  Aufhebung  des 

^  Das  widerspricht  bekanntlich  der  katholischen  Busspriesters,  s.  S.  720  n.  4,  nunmehr  jeder  be- 
Lehre  von  der  Privatbeichte  und  dem  sakramen-  liebig,  wie  es  ihm  sein  Oewissen  erlaubte,  am 
talen  Bnsssakrament.  S.  dagegen  Dallaeus  Abendmahl  theiluehmen  konnte,  eiglebt  sich, 
(Daill^  de  sacramentali  sive  auriculari  latino«  dass  frQher  diejenigen,  welche  den  Busspriester 
mm  confessione.  Genevae  1661.  p.  288  ff.;  angegangen  hatten,  sich  in  dieser  Hinsicht  seinen 
Bi  n  g h  am  1.  c.  8,  114  ff. ;  S  t e i  t z  S.  77  ff.  Eine  Anweisungen  fügen  mussten. 
nähere  Erörterung  ist  hier  fruchtlos,  dadiekatho-  ^  Nach  Richter-D  ove-Kahl  K.  R.  8.  Anfl. 
lischen  Schriftsteller  ihre  Ansichten  nicht  auf-  S.  980  soll  Leo  I.  die  Ablegung  öffentlicher  Be- 
geben dQrfen  und  immer  wieder  von  Neuem  trotz  kenntnisse  untersagt  haben.  Ep.  ad  episo.  Camp. 
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gipif.li,  welche  von  dor  Kirche  aiiBgeachlosseu  waren  und  »icb  behufs  ihrer  Wieder- 
aafnahmo  der  öffentlichen  Busse  unterzogen',  ao  ist  docli  nlckts  dartlhor  tiberliefert, 
ob  dies  obenfaLls  in  rechtlicher  Beziehung  der  Fall  war'-*.  Vermuthet  darf  aber  wohl 
worden,  daaa  eine  solche  Gleichstellung  allgemein  nicht  stattgefunden  bat,  vielmebr 
die  Art  der  Sünde,  welche  die  Büssonden  begangen  und  bekannt  hatten,  dafür  ent- 
s^cheidend  gewesen  ist^ 

V.  Keine  öffonüicbo  Busse  bei  der  Ausschliessung  vom  AbendmabL 
Die  wenigen  Stellen,  welche  von  der  Strafe  der  Ausschlieasnng  vom  Abendmalil  haa- 
deln,  erwähnen  als  Bedingung  der  Wiederzulassung  zu  dem  letzteren  thcils  der  Besse- 
rung >,  theitfl  der  Leistung  gewisser  Busswerke»,  thcih  der  Abstellung  des  tadelns- 
werthen  Verhaltens«.  Ka  liegt  auf  dor  Hand,  daas  damit  nicht  dio  öffentliche  Busse 
gemeint  sein  kann,  da  diese  das  Mittel  war,  die  durch  die  Exkommunikation  verlorene 
kirchliche  Mitgliedschaft  ¥deder  zu  erlangen  und  die  Uebemahmc  der  Buss werke, 
welche  bei  der  öffentlichen  Busse  erfordert  wurde,  mit  den  leichteren  Verfehlungen, 
aufweiche  die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  gesetzt  war,  nicht  im  VcrhfiUntss  ge- 
stimdcn  hätte,  auch  der  rechtlichen  Stelluug  der  mit  der  eben  gedachten  Strafe  Be- 


c.  459  (B*nerin.  1,  U29  c.  ^,  TgK  c,  89  Dist-  1 
dti  poen.):  ^Jllatn  etiam  troMtra  apostolieam  re- 
Riibuj  pweBinaptiDTitim ,  quam  nuper  agnoTi  a 
qiiSbusdam  Uliclt*  Usurpation©  öOEnmUtl,  modU 
Omnibus  coiiitituo  subxnoverl :  de  poenitöMtla 
srllbet  quae  a  fldolibüfi  posiuUtur,  ne  dt*  iingu- 
lomm  peccatOTum  genere  llbdUs  scripta  profeasio 
.  (Miblice  recitetuT,  qüum  resttis  conacientiarum 
sufrtt'iat  soll«  sactTdotibijä  iiidicari  confesBloii© 
scoreta.  Quam  vis  pnim  plejütudo  fldel  Ttdeatiir 
Uud.ibills ,  qiiae  propter  dei  tlmocem  apud  ho- 
niines  crubeacere  müu  vtiretur,  umen  quia  noii 
omuium  hiiiusmod!  sunt  peecitaT  uC  ca  tjui 
ptjttinit^ijtiara  po^eant,  uoti  timeatit  pnblkaie, 
fbniovüatur  ImprobabiMs  consnetudo,  ue  niulti  a 
poenitentiae  rtraedib  ari^eantur.  dum  ant  ©tii- 
heBcuntautmeiUDm  inluiicii  tuU  sua  faüta  r^aer- 
rari,  quibus  puasint  tegum  e<mftt1tutione  peri^elU. 
Sitfftdt  enlm  illft  eonfi^Blo  tjuae  primum  dtü 
ülfenuT,  tum^  etUni  sacurdoti  qul  pro  delktis 
pooiiitentiani  preciitor  flcc,€dit.  Tunc  enim  plurci 
ad  poenitentiaffi  poteruut  proTocari,  äi  popuU 
auribns  »Oll  publicatur  eoiisdeiitla  coudttnitis'\ 
verbietet  uur,  d&ss  @itie  YeröffEntllchung  der- 
jenigen Suaden ,  ^ekbe  dem  Bischof  und  zw&r 
tTöi willig  gebeichtet  ilnd,  erfolgen  solle,  erklärt 
aber  andererseits  ein  ofTetuiicbei  Rtiketiüeii  der 
Sünden  sogar  TCit  leblich,  Kbentu  woiiig  ui  in 
der  Stelle,  so  k.  U,  Habn,  Lebrö  von  deti 
Satramenten,  ÜMslaii  1864.  B,  99,  die  gobelmü 
Bel'hte  vor  dein  Prl©«ter  alluin  angeordnet,  um- 
BO>veuiffer  als  die  Stalle  nur  von  dew  Bischöfen, 
K  Bd.  L  S,  2  II,  1 ,  nicht  von  den  PrloeteTn 
spriulu.  Leo  I.  bat  somit  gar  oklits  In  der  herr- 
schenden BussdisdpUn  geftudert,  sondern  nur  den 
erwi^hnteti  Missbrauch  gerügt,  rgl.  insbesondere 
Loniiigl,  ^69C 

Wie  man  auch  die  o.  S.72Dn,4  citlrtei)  Stellet] 
von  Rocrates  und  Sozomönus,  vgU  S.  723  n.  4  «. 
.S,  7^  n.  5,  auslegen  mag,  sei  era;!ebt  sich  doch 
immer  aus  Ihuen,  dass  ebenfalls  ein  iMissbraueh 
in  der  VeröflTentliohuug  der  dem  Buseprlest«i 
Abgelegten  BelLenntnisse,  Kl«^<^hviel  von  w&m  sie 


auäifegangen  war,  ob  von  tllesom  oder  von  ileti  das 
Bekenntntss  ableitenden  Sündern,  die  Verati^ 
lassang  lur  Aufliehnng  des  Instituts  gegeben  bat. 
'  So  erzählt  Hieronym  ep.  87  (sl.  30)  ad 
Oceaoum  de  morte  Fabiolae,  M  ig  ri  e  ,  patroU  22, 
692  von  der  Kömlaehen  MatJtjne  Fabiola :  .jQiits 
hoc  crederet,  ut  post  mortem  secundl  vir!  in  $c- 
metjpsam  reTersa,  quo  tempore  solent  vidaae 
iiegligenles  juRO  sefvitio  exüusso,  agero  ue  Jibc- 
riiifi,  ftdlre  balnea^»  volitare  per  platea^,  vullus 
drcumferre  meretriciaa,  saceum  Indneret,  itc  er- 
Torem  publifre  fateretür  et  tota  urbe  flpectsnte 
HomÄna  aiUe  diem  paschao  in  bseüica  quondam 

Lateran staret   in    ordlne   poenltentlum, 

epi&eopo,  presbyteris  et  omni  popiilo  collacry- 
mantibus  sparsum  crinem,  ora  lurlds^  squaUdsa 
manu»,  sordida  coila  submitteTet^. 

-  >ur  die  Be^^tiramniig  flndet  sich.  Gerona 
M7  «.  10  (wiederholt  Toledo  IV  833  c.  ö4),  dasg 
d  l  e  fiel  w  i  Ui  gen  B  a  s«e  r ^  wekh  e  k  ei  n  e  befitlm  mten 
Sünden,  aondeni  sifth  nuj  überhaupt  ah  Sünder 
bekannt,  im  Gegensatz  zu  denjenigen,  weleho 
üffentli^h  die  Begebung  von  Todsünden  einge- 
standen hatten,  später  in  den  Klerikaktand  ein- 
treten konnten,  vgl.  dsizu  Bd.  1,  S.  39. 

3  Ob  es  sieh  aUo  um  Sünden  handoltts  wekbe 
mit  derAufliehliessung  aus  der  Klrehe,  der  gros- 
sen Exkommunikation  j  bedroht  waten  oder  ob 
die  Busse  für  andere,  geringere  T ergehen  über* 
nommen  war.  Darüber,  ob  elnts  solche  Bu^se 
im  besondere  etwa  hu  letzteren  Falle  bellobig 
w'iedor  aufgegeben  werden  konnte,  ergeben  die 
Otieiien  ebenfalls  uichts,  Uouhtltph  lässt  sich 
dlea  för  den  letzteren  kaum  bestreiten,  wenn 
auch  für  den  anderen  die  Frage  eher  Yorneint 
werden  müsst^. 

*  Theedoreti  Cyr.  ep.  77  cLt.,  S.  705  n.  4 

^'  Lerida  c.  7,  S,  709  n.  3,  welches  der  elee- 

mosynae^    fletui  und  ielunia  gedenkt.      Mchta 

näheres  in  dieser  Beziehung  ergeben  Felic.  tK 

ep,  dt,  S.  710  n.  5  und  Badlii  e.'öö,  S.7ti  n.  t, 

6  BasUÜ  f..  24,  8.  711  n,  L 
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legten ,  welche  immer  Mitglieder  der  Kirche  blieben  i,  nicht  entsprochen  haben 
würdet.  Demnach  hatte  der  Bischof^  sofern  nicht  etwa  die  Bestimmung  eines  Kon- 
zils 3  oder  die  bestehende  Praxis  ^  einen  Anhalt  bot,  des  Näheren  ttber  die  Zeit  der 
Daner  der  Ausschliessung^  und  darüber  zu  befinden,  auf  welche  Weise  der  Schuldige 
seine  reuige  Gesinnung  behufs  Wiederzulassung  zum  Abendmahle  zu  bethfttigen  hatte. 


§.247.     c.   Die  Discipltnarstra/en  für  die  Kleriker  und  die  Anwendung  der  allgemeinen 
kirchlichen  Strafen  auf  dieselben.     Die  öffentliche  Busse  der  Geistlichen. 

Was  die  Strafen  gegen  die  Kleriker  betrifft,  so  hatte  die  Kirche  schon  in  den 
ersten  Jahrhunderten  einzelne  Strafmittel,  welche  die  kirchlichen  Rechte  und  die 
kirchliche  Stellung  der  Kleriker  berührten,  also  solche,  welche  nach  Analogie  des 
staatlichen  Rechtes  als  Disciplinarstrafen  bezeichnet  werden  können,  ausgebildet 
Diese  sind  in  der  hier  fraglichen  Periode  noch  weiter  entwickelt  worden.  Daneben 
sind  aber  auch  die  allgemeinen,  für  alle  Kirchenglieder,  insbesondere  für  die  Laien 
zur  Anwendung  kommenden  Strafen,  ebenso  wie  früher  auch  gegen  die  Geistlichen 
in  den  geeigneten  Fällen  gebraucht  worden  «. 

L  Die  Disciplinarstrafen  gegen  Kleriker.  Was  zunächst  die  Strafen  der 
ersteren  Art  betrifft,  so  kennen  die  einschlagenden  Quellen : 

1.  die  Absetzung,  xa&aipeTo&ai  too  xXnjpoo^  oder  auch  xaöaipeiadai  allein ^^ 
deponi^j  degradari^^,  die  härteste  unter  den  spezifischen  Strafen  für  die  Kleriker. 


1  Also  nach  der  geschilderten  Busspraxis  der 
orientalischen  Kirohe  sich  in  derselben  Stellang 
wie  die  Büsser  auf  der  Stufe  der  Stehenden, 
welche  die  Hauptstation  schon  durchgemacht 
hatten,  S.  718  u.  719,  befanden. 

'^  Bestätigt  wird  diese  Auffassung  durch  Ba- 
silii  c.  24  cit.,  welcher  von  der  Wittwe  nur  die 
faktische  Trennung  von  dem  Manne  als  Zeichen 
der  Besserung  verlangt,  femer  auch  dadurch,  dass 
er  über  die  Anwendung  der  Bussstationen  auf 
solche  Kirohenmitglieder  schweigt.  Auch  Lerida 
c.  7  cit.  gebraucht  den  Ausdruck:  poenitentia 
nicht.  Die  in  den  Briefen  Gregors  I.  gedachte 
poenitentia  ist  nicht  die  öffentliche,  sondern  die 
erst  der  nächsten  Periode  angehörige  Zwangs- 
busse in  Klöstern  und  in  anderen  abgeschlosseneu 
Oertlichkeiten  (§.  256).  Als  einzige  Stelle,  welche 
ein  Bedenken  ergeben  könnte,  bleibt  somit  nur 
Gelasii  I  frag.,  o.  S.  710  n.  5  übrig,  welchem 
aber  nach  dem  a.  a.  0.  Bemerkten  eine  entschei- 
dende Bedeutung  nicht  beigelegt  werden  kann. 

3  Vgl.  Lerida  c.  7  cit. 

*  Vgl.  Basilii  c  24  cit. 

6  So  in  den  ep.  Felli  II,  S.  710  n.  5,  und  Ba- 
silii c  55,  S.  711  n.  1,  gedachten  Fällen. 

«  Vgl.  hierzu  des  Weiteren  noch  %.  248. 

7  Nicaea  326  c  17  (hier  mit  dem  Zusatz :  xal 
dXXöxpio;  Tou  xav6vo;  ^orott,  aus  dem  Verzeich- 
niss  streichen)  oder  auch  %.  tou  ßaOfiou  Basilii 
ep.  217  (can.  III)  c  65,  oder  TüavceXöi;  x.  ttj; 
XeiToupYtac  Antioch.  341  c.  3. 

8  Sardica  343  c.  4;  can.  apost.  3.  6.  7.  8.  12. 
20.  25.  28.  29.  30.  31.  32.  36.  42.  44—47. 
49-53.  56.  68-69.  62.  63.  66.  68.  69.  84; 


Antioch.  6  (TiavTeXtüc  x.);  Synode  ad  quercum 
403  (Ghrysostomus)  Mansi  3,  1151. 

Femer  auch:  dTcoirtitreiv  oder  ixirtitreiv  to5 
o(xe(ou  ßadfiou  Ephes.  431  c.  6  u.  Ghaloed.  431 
c.  27  (c.  1  C.  XXXVI.  qu.  1) ;  xtv5uve6€iv  TTcpi 
Tou  olxeloü  ßa^fjLOÖ  Chalc.  c.  1 ;  xaTti^YCO^i  to5 
ßadfAOu  Basilii  ep.  199  (can.  II)  c.  51 ;  :taue9&at 
Toü  xX-Zjpou  Nicaea  c.  2  oder  Tfj;  &Try}peolac  Ba- 
silii c  69;  TT]?  TfltSecn«  fxeTatifteaftai  Neocaes. 
314—325  c.  1,  was  freUich  München  2,  147 
irriger  Weise  als  blosse  Versetzung  auf  einen 
niedrigen  Grad  auffasst ;  t-^v  Ti{i.9)v  xal  xh  d€(a>|jLa 
diroßdlXXetv  Sardica  c.  20;  elvai  (iXXötpiov  rf^j 
<i5(a;  Chalc.  c.  2;  itavxöc  UpatixoD  ta^pLoro;, 
Constantin.  448,  Mansi  6, 747;  tou  ^hioxottixoO 
d£t(6(xaToc  xal  iravröc  ouXXöyoü  UpaTixoü,  Ephe- 
BUS  431  (Nestorins)  Mansi  4,  1212;  ^pivoisev 
auTÖv  (Dioskur)Tfj;  toD  ^TCioxcSrou  xal  -iraOTjc  Icpa- 
Tixfjc  •^XXoxptoBoev  di^tac,  Chalced.  Mansi  6, 
1047 ;  15«  rrjc  iepcoouvT];  xal  xouTtX-^pou  Yiveoöai 
1.  41  (42  V.  528)  C.  J.  de  episc.  I.  3 ;  ^X)^(j- 
öat  itavro{a)C  tou  xX-fipou,  Nov.  5  (535)  c.  8; 
Nov.  123  (546),  c.  29;  dxTrlTrceiv  tt^  UpcL; 
Td?ea>;,  Nov.  6  (535),  vgl.  femer  ibid.  c.ö;  d^at- 
pEio^ai  TTJc  Up(»c6vt)c,  Nov.  56  (537)  c.  11; 
8.  auch  Nov.  123  (546)  c.  2.  10.  20.  Weitere 
Ausdrücke  bei  Ko her,  Deposition  S.  3.  4. 

ö  Elvira  306  c.  61;  Arles  I  314  c.  21 ;  Sardica 
343  c.  4  (latein.  Text) ;  Gregor  I.  ep.  VH.  14 
(2,  861)  IX.  63  (2,  979)  u.  XII.  31  (2,  1241), 
auch  d.  a  clero  Arles  II  443  o.  462  c.  14 ;  ab 
honore  Agath.  506  c.  49  (c.  35  C.  XII.  qu.  2)  c. 
50  (ab  offlcii  honore  depositus). 
10  c.  11  (August.)  C.  XXIII  qu.  4;  Tarragona 


§.  247.] 
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Sie  besteht  in  der  völligen  Vernichtung  der  amtlichen  Stellung  des  davon  Be- 
troffenen. Sie  entzieht  ihm  zunächst  das  kirchliche  Amt  ^  welches  er  bisher  inne 
hatte ^  und  folgeweise  alle  daraus  herfliessenden  amtlichen  und  Vermögensrechte^^  so- 
wie die  damit  verbundenen  Titel  und  Ehrenrechte  ^, 

Ferner  führt  die  Deposition  für  den  abgesetzten  Kleriker  die  UnfUhigkeit  herbei, 
jemals  wieder  ein  anderes  kirchliches  Amt  zu  erlangen  oder  wieder  im  Kirchendienste 
verwendet  zu  werden  *. 


616  c.  16;  —  Stat.  eccl.  ant.  c.  48.  56.  67;  ab 
officio  degradari. 

Ausserdem:  aclericatasremoTerl officio, Innoo. 
I.ep.adApul.  401— 407,  Coustantp.  912;  — 
ab  officio  clericatus  submoveri,  Innoc.  I  in  c  14 
C.  111.  qu.  6 ;  —  ab  officio  remoyeri,  stat.  ecoles. 
ant  c.  50 ;  —  ab  officio  abiici,  Orange  441  c.  23 ; 
—  ab  officio  retrabi  stat.  eccles.  ant  c  60  (c.  6 
Dist  XL  VI) ;  — 

ab  ordine  cleri  amovere,  Arles  I  c.  1  3;  c.  13 
(Pelag.  c  558—660,  Jaff rf  ed.  II  n.  993)  Dist 
LV;  - 

consortio  clerlcoram  remoTeri,  1.  4  (452)  C.  J. 

t.  1;  — 

dignltate  offlcil  carere,  Lerida  524  o.  546  c.  6 ;  — 

omni  ecclesiasticae  dignltatis  prlvilegio  nudari, 
Siriciiep.adHim.385c.llinc.5Di8tLXXXIV;  — 

ordine  et  honore  privari,  Innoc.  I  ep.  ad  epist 
Tolet  u.  404  c.  3.    Constant  p.  762.  772;  — 

ab  honore  clerlcatas  exterminare,  Elvira  306 
C.33;  - 

omni  honore  ecclesiastico  pri  vari,  Innoc.  I  ep.  ad 
Exnp.  Tolos.  405,  ibid.  p.  789  c.  1.  —  honore 
proprio  priyari,  Cath.  407  c.  10  (cod.  eccl.  Afr. 
c.  104),  sacerdotio  privari,  Gregor.  I.  ep.  XIII. 
45;  2,  1251. 1266;  - 

ab  officio  ecclesiastico  pelli,  Gelas.  I  ep.  ad 
Major.490,  Thiel  1,  453 (c.  24  C  XII  qu.  2) ; — 

ab  ordinibui  exclndere  Gelas.  I  ad  Respect. 
492— 496,  Thiel  1,  496;  — 

clericalibus  officiis  abstineri,  Gelas.  I  ad  episc. 
Luc.  c.  15,  Ibid.  p.  371 ;  — 

locnm  amittere  (et  anathema  haberi),  Carthago 
387  0.  390  c.  8  (cod.  eccl.  AMc.  c  11);  HIppo 
393  c.  9  (ibid.  c  15);  — 

cohibere  a  clero,  Tarragona  616  c.  2 ;  — 

a  clero  haberi  extraneum,  ibid.  o.  9;  — 

clericnm  non  haberi,  Toledo  400  c.  6. 

Vgl.  ferner  noch  Kober  a.  a.  0.  S.  4.  5. 

1  S.  die  Stellen  in  den  Torhergehenden  An- 
merkungen, welche  des  Verlustes  der  &7ry)p6o(a, 
dos  ßadfAÖc  und  des  officium  erwähnen.  Weiter  er- 
giebt  sich  dies  daraus,  dass  das  Amt  des  Deponir- 
ten  wieder  besetzt  wird,  also  erledigt  ist,  Sar- 
dica  343  e.  4,  s.  auch  Kober  S.  21  ff. 

2  Die  Synode  v.  Nicaea  hat  dem  Bischof  Mele- 
tius  T.  Lykopolis,  s.  das  Synodalschreiben  bei 
Socrat  h.  e.  I.  9,   gestattet  „[Ustis  h  tq  iröXet 

^eipoderetv  jA-^te  irpo/eiplCeoda^  pii^  h  /c6f>a 
[lAfz  is  Ti4Xei  ixip^  cpaivsoÖai  ta6vrfi  r^c  Trpo^d- 
oernc  Ivexa,  ij/iXöv  o^  t6  ^vo|jux  Tfjc  TifiTJc  «exrija- 
Oai''  ihm  also  aus  Milde  erlaubt,  nur  den  leeren 
Titel  eines  Bischofs  beizubehalten,  nicht  aber 
Weihen  zu  ertheilen  oder  Kandidaten  für  den 
kirchlichen  Dienst  auszuwählen  und  zu  diesen 
Zwecken  die  DiGcese  zu  bereisen.  Bei  Tölliger 


Absetzung  hätte  er  also  alle  diese  Rechte  und 
ausserdem  den  Bischofs titel  verloren.  Vgl. 
femer  Ancyra  314  c.  1,  nach  welchem  in  ähn- 
licher Milde  in  Betreff  der  während  der  Verfol- 
gung gefallenen,  aber  nachher  standhaften  Prie- 
ster ihols  T7)c  jitev  Tifx-fj;  T^;  xaxd  tiPjv  xaB^Spav 
uLsreyetv,  itpoccpipeiv  he  airoüc  ^  ipiiXeTv  ^  8Xaj; 
XetToup^elv  t6  twv  UpaTtxibv  XeiT0UpY(a>v  |xi^ 
i?elvai",  also  ihnen  das  Opfern,  das  Predigen 
und  die  Vornahme  irgend  welcher  priesterlichen 
Verrichtungen  untersagt  wird,  s.  auch  Basilii 
ep.  199  (can.  II)  o.  27:  nii-tixt  xolvuv  ÖTjfjLOcla 
pi-ZlTe  ihicf.  cuXo^eiTtt)  p.i^  t6  oöipia  tou  ^ptaxoO 
xaTavefifro)  ST^poic  fjf/jXE  t6  dfXXo  XetToup^elTcu". 
Daher  wird  auch  öfter  die  Absetzung  blos  durch 
Hinweis  auf  das  eine  oder  andere  dieser  Rechte 
und  seine  Entziehung  charakterisirt,  so  Antioch. 
c.  3  cit  0.  S.  726  n.  7;  während  bei  der 
blossen  Entziehung  einzelner  Amtsreohte  die 
Fortdauer  der  übrigen  ausdrücklich  erwähnt  wird, 
s.  z.  B.  Neocäsarea  c  9.  Wegen  der  Diakonen 
vgl.  Ancyra  c  2. 

Die  Entziehung  der  Vermögensrechte  ergiebt 
die  Nachricht,  dass  Paul  v.  Samosata,  B.  von 
Antioohien,  welcher  die  bischofliche  Wohnung 
naoh  seiner  Absetzung  i.  J.  269  zu  räumen  ver- 
weigerte, auf  Anrufen  der  Bischöfe  auf  kaiser- 
lichen Befehl  daraus  entfernt  wurde,  Euseb.  h.  e. 
VII.  30.  Allgemein  den  Verlust  der  Amtsein- 
künfte aussprechende  Stellen  kommen  erst  spät 
vor,  s.  die  armenische  Synode  v.  Dovin  527  c.  6, 
H e  f  el e  2,  717  u.  Orleans  III  c.  11.  Seit  dem 
5.  Jahrh.  hat  man  allerdings  aus  Mitleid  und 
Barmherzigkeit  abgesetzten  Bischöfen  eine  jähr- 
liche Unterstützung  gewährt,  so  z.  B.  die  Synode 
von  Chaloedon  dem  abgesetzten  Bischof  Domnus 
V.  Antiochien,  Mansi  7,  270,  Hef  ele  2,  490; 
vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  501  und  Gregor  I.  ep.  III. 
65,  Jaff^ed.  IL  n.  1258. 

3  Antioch.  341  c.  1 :  „touc  ^e  xadaipsdlvrac 
dirooTepetoöat  xal  r?)?  I^odev  tCp-t)?,  i^c  6  Äyioc 
xavdiv  xal  t6  tou  Oiou  leparetov  pLeTelXti^ev**. 
Daraus  erklären  sieh  auch  die  Ausdrücke  für  die 
Absetzung,  welche  aus  Verbindungen  mit  TifiVj, 
6tZiwtia,  d^ioL  undhonor  gebildet  sind,  s.  o.  726  n. 
8  u.  10.  Vgl.  auch  die  Stellen,  in  denen  aus  Milde 
den  abgesetzten  Klerikern  der  Titel  und  die 
Ehrenrechte  belassen  werden,  o.  Anm.  2.  In 
Frage  kam  von  den  letzteren  namentlich  das 
Recht  der  Kleriker  dem  Gottesdienst  im  Presby- 
terium,  Sanctuarium  (im  Chor)  beizuwohnen, 
0.  S.  340  n.  4,  das  Recht  des  Bischofs  auf  die 
bischöfliche  Cathedra  und  das  Recht  der  Prie- 
ster, in  Gegenwart  des  Bischofs  zu  sitzen,  vgl. 
Kober  a.  a.  0.  S.  10  ff!. 

*  can.  apost  62,  nach  welchem  der  abgesetzte 
Kleriker  nach   geleisteter  Busse  nur  ait  Laie 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.247. 


Endlich  hört  dnrch  die  Deposition  nicht  nnr  die  Beziehung  des  Deponirten  zu 
seinem  Amte  auf,  sondern  er  wird  dadurch  auch  aus  dem  Klerus  ausgestossen  \  und 
es  erlischt  seine  Zugehörigkeit  zu  demselben  ^,   Er  steht  von  da  ab  dem  Laien  ^  recht- 


wieder  aufgenommen  werden  soll ;  Sirtcii  ep.  ad 
Hirn.  Tarrac.  385  c.  7  in  c.  4  Dict.  LXXXII: 
„noverint  se  ab  omni  ecclesiastico  honore  .  .  . 
apostolicae  sedis  auctorltate  deiectos  nee  umquam 
posse  veneranda  attiectare  mysteria,  qnibus  se 
ipsi  .  .  .  privaverant^ ;  Baailil  ep.  188  (can.  I) 
c.  3:  ...  6  5^  fitdxovo;  Äita?  lyei  öiapxfj  rhi 
5ix7]v  TTjc  xa^aip£oeo>5,  tbc  ouv  oux  dicodöop.!- 
V7JC  T^«  öiaxovtac";  c.  1.  9.  10.  11  (Gregor  I.) 
Dict.  L.;  vgl.  auch  Morinns  IV.  c.  4.  p.  197  flf.; 
Kober  S.  26  ff. ;  München,  kaiion.  Gerichts- 
vorfahren  und  Strafrecht  2,  141.  Dass  man  hier, 
namentlich  um  die  Rückkehr  einer  schisma- 
tischen  oder  häretischen  Partei  zur  Kirche  zu  er- 
leichtem, Milderungen  hat  eintreten  lassen,  s. 
K  0 b  er  S.  35  ff.,  berührt  das  Princip  nicht. 

1  Dass  dieselbe  in  der  hier  fraglichen  Zeit 
schon  durch  Abnahme  irgend  welcher  klerikaler 
Amtszeichen  oder  Insignien,  auch  thatsächlich, 
wie  dies  später  der  Fall  war,  zum  Ausdruck  ge- 
bracht ist,  so  anscheinend  Kober  S.  48,  beweist 
die  Mittheilung  des  Socrates  I.  24,  dass  die 
Bischöfe  bei  Ausspreohung  der  Deposition  sich 
xaTTjYOpouvTC«  fjtev  xal  doEpelv  Xi-jovre;  gegen  die 
Deponirten  verhalten,  nicht  Vereinzelt  kommt 
Abnahme  des  Palliums  bei  der  Absetzung  des 
Patriarchen  Paulv.  Alexandrien  541  vor,  Kober 
S.  49,  vgl.  auch  gegen  ihn  Kellner ,  Boss-  und 
Strafverfahren,  S.39.  S.  femer  die  folgende  Anm. 

2  Daher  der  Ausdmck :  ^ab  ordine  oleri  amo- 
veri'S  0.  S.  726  n.  10  und  auch  das  Ausstreichen 
aus  dem  canon,  dem  Yerzeichniss  der  Kleriker, 
vgl.  Nicaen.  17,  Kober  S.  39  und  oben  Bd.  II. 
S.  51,  wodurch  wohl  damals  das  Depositionsur- 
theil  realisirt  wurde. 

Dem  Deponirten  wird  durch  die  Yerhängung 
der  Strafe  die  sog.  eommunio  cUricalia  (auch 
communio  donUniccL,  Turin  401  c.  5  u.  Tours  461 
c.  2  genannt,  Kellner  S.  58  n.  2),  welche  sich 
in  dem  Antheil  an  allen  Rechten  des  Klerus, 
insbesondere  in  dem  Recht  auf  den  Platz  im 
Presbyterium,  auf  die  Darbringung  des  Opfers 
oder  wenigstens  das  Mitfunktioniren  dabei,  sowie 
auf  den  Empfang  der  Eucharistie  mit  und  unter 
den  Klerikern  äussert,  Kober  S.  41,  entzogen. 
Daraus  erklärt  es  sich,  dass  das  dxoivdfmjro; 
elvai  in  Nicaea  c.  16  als  Strafe  für  Kleriker, 
welche  ihre  Kirchen  eigenmächtig  verlassen  und 
hartnäckig  die  Rückkehr  zu  denselben  verwei- 
gern, die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikal- 
stande, also  die  die  Deposition  nach  sich  ziehende 
grosse  Exkommunikation  bedeutet,  wie  dies 
namentlich  Arles  I  314  c.  21  und  Antioch.  c.  3 
cit,  0.  S.  726  n.  7,  welche  beide  für  dieses  Dis- 
ciplinarvergeben  die  Absetzung  androhen,  er^ 
geben. 

3  Im  Gegensatz  zu  der,  namentlich  protestan- 
tischerseits  vertretenen  Ansicht,  dass  der  Kle- 
riker durch  die  Deposition  dem  Laien  vdllig 
gleichgestellt  worden  sei,  Bd.  I.  S.  117,  wird 
vielfach,  insbesondere  von  katholischen  Schrift- 
stellern mit  Bezug  auf  die  Lehre  von  dem  durch 


die  Ordination  begründeten  character  indelebilis 
s.  a.  a.  0.  behauptet,  daas  die  Kleriker  schon  in 
der  hier  fraglichen  Zeit  trotz  der  Depositioa 
innerlich  oder  potentiallter  Kleriker  geblieben 
und  blos  äusserlich  und  rechtlich  den  Laien 
gleichgestellt  worden  seien,  s.  namentlich  die 
ausführliche  Erörterang  von  Kober,  Deposition 
S.  93.  Nicht  beweiskräftig  dafür  sind,  so  Kober 
S.  96  (und  auch  Löning  1,  188)  die  Vor- 
schriften, welche  wie  Ghalcedon  451  c.  7;  An- 
gers 453  c.  7  und  Tours  461  c.  5  für  das  Ver- 
lassen des  Klerikalstandes  die  Exkommunikation 
androhen,  denn  die  gleiche  Strafe  trifft  auch 
nach  Ghalcedon  cit.  den  Mönch.  Die  Straffest- 
setzuug  beruht  also  darauf,  dass  beide  die  ein- 
mal um  Gottes  willen  gewählte  Verpflichtung 
innehalten  oder  erfüllen  sollen,  nicht  darauf, 
dass  sie  beide  einen  character  indeleblUs  durch 
die  Weihe  oder  die  Professablegung  erhalten 
haben.  Allerdings  ist  nicht  zu  leugnen,  dass 
sich  schon  im  4.  Jahrb.  bei  Augustin,  Bd.  1. 
S.  83n.  2;  Löning,  I,  189  n.  I,  Kober  S.  94, 
Hahn,  d.  Lehre  v.  d.  Sakramenten.  S.  281,  die 
Meinung  geltend  gemacht  hat,  dass  ebenso  wie 
die  Taufe  auch  die  Ordination  eine  unverlierbare 
Wirkung  auf  den  Empfänger  ausübe,  und  dass 
man  von  diesem  Standpunkt  aus  die  Reordlna- 
tionen  ebenso  wie  die  Wiedertaufe  verboten  hat, 
can.  apost.  68,  Carthago  397  c.  1  (cod.  eccles. 
Afr.  c.  48),  s.  auch  Kober  S.  94,  sowie  bei  der 
späteren  Wiederannahme  eines  deponirten  Kle- 
rikers, Sevilla  II  619  c.  3,  Tielleicht  eine  noch- 
malige Ordination  nicht  erfordert  worden  ist, 
aber  hierin  liegen  doch  nur  immer  Keime  zu  der 
erst  später  entwickelten  Lehre  vom  character 
indelebilis,  nicht  mehr.  Einmal  ist  die  erwähnte 
Auffassung  keine  feste  und  unbestrittene  ge- 
wesen, Bd.  I  S.  83.  Ferner  hat  man  aus  der- 
selben noch  nicht  die  Folgerung  hergeleitet,  dass 
die  von  einem  deponirten  Kleriker  vorgenom- 
menen Handlungen  gültig  seien,  denn  es  ist 
eine  reine  petitio  prindpU  Kobers  S.  lOi, 
wenn  er  sich  zum  Beweise  seiner  Ansieht  darauf 
beruft,  dass  solche  widerrechtlich  geübten  Amts- 
handlungen nirgends  für  nichtig  und  wirkungs- 
los erklärt  worden  sein.  Vgl.  übrigens  hierzn 
noch  Bd.  L  S.  84;  Bichter-Dove-Kahl,  K. 
R.  S.  789  n.  3. 

Ueberdies  hat  die  weltliche  Gesetzgebung  im 
römischen  Reich  einen  character  indelebilis  der 
Kleriker  nicht  anerkannt.  Nach  c  39  (v.  408) 
C.  Th.  XVI.  2 :  „Quemcumque  clericum  indignum 
officio  suo  episcopus  iudioaverit  et  ab  ecclesiae 
ministerio  segregaverit,  aut  si  qui  professnin 
sacrae  religionis  obsequium  sponte  dereliquerit, 
continuo  eum  curia  sibi  vindicet,  ut  Über  illi 
ultra  ad  ecclesiam  recursus  esse  non  possit  et 
pro  hominum  qualitate  et  quantitate  patrimonii 
vel  ordini  suo  vel  collegio  civitatis  adiungatur, 
modo  ut  quibuscunque  apti  erunt  publids  ne- 
cessitatibus  obligentur"  sollen  die  deponirten 
Kleriker  von  den  Kurien  der  Städte,  zu  denen 
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lieh  gleich,  und  hat  nunmehr  blos  die  commumo  laica^y  aber  diese  auch  in  demselben 
Umfange  wie  jeder  Laie,  welcher  von  keiner  kirchlichen  Strafe  betroffen  worden  ist^. 

Wie  sich  indessen  ein  solcher  nicht  die  Ausübung  geistlicher  und  kirchlicher 
Funktionen  anmassen  darf,  ebensowenig  ist  der  deponirte  Kleriker  dazu  befugt,  und 
verfällt,  wenn  er  es  dennoch  thut,  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  wird  also  dann 
auch  mit  der  Entziehung  der  communio  laicalis  bestraft^. 

Für  FälJcj  iü  wt^lühün  die  ÜGpoäition  mit  allen  iJiroii  gedachten  Wirkungen  zu 
hart  erscheinen  muaste,  hat  man  schon  in  der  damaligen  Zeit  diese  letÄteten  mehr 
oder  weniger  gemildert,  und  auf  diese  Weise  eine  Reihe  weiterer  8trafarten  ausge- 
bildet   Es  gehört  hierher  *  zun  flehst 

2,  die  Amtäentsetznug  ohne  Ausachliessung  aus  dem  Kleriker- 
standc  mit  der  Tragweite,  dass  der  Ent.setzto  jedes  Recht  auf  die  Vornahm a  von 
xVmtahandlungen  verliert,  anderersoita  aber  äeinen  bisherigen  Amtsütel  und  die  kleri- 
kalen Ehrenrechte  behält^" 

3.  die  Zurltckversotzung  eines  Klerikers  auf  eine  niedere  Weihe- 
atiife,  d.  h-  die  Entziehung  des  aeinem  Jeweiligen  Ordo  entsprechenden  Amtes,  so 
dass  er  von  nun  ab  nicht  mehr  die  Funktionen  desselben,  sondern  nur  die  der  niederen 
Woihestufen  austlbcn  darf**. 


^Ic  gebüreijf  vlndidrC  uiid  je  ii^clt  Uii-eDX  Stanito 
und  ihr^ra  Vermögen  im  offent liehen  Dienst  Tcr- 
w  endet  odor  ^u  üfTeTitlicbeii  Lt'iEtungea  bctun- 
f^iMüg&u  werden.  D-  h.  es  werdeii  ibutri  dis 
pTUllpjitien  de« Klenis  &b|^t^&pfui:Iien^  1. ö n iti  p  1, 
191  n.  1^  welcher  aidi  mit  Rccbt  geilen  dlö  Mei- 
nung (Lang»  theo!og.  QuartaUchrift,  Tübingen 
1851  xS.  2U  n.  Kober  3.  86)  wendet,  daas  c.  39 
jinj^eöidnei  haber  dasa  die  »bgesetzten  Kleriker 
den  Kurien  zur  Strafe  überliefert  worden  öetsn, 
da  K  ci  b  e  r  übersehen  hat,  dass  sie  nicht  blos  der 
Kurie  einverleibt,  eondern,  soweit  sie  dieaer 
nicht  vorpflichtet  waren  ^  wieder  in  ihren  frühe- 
ren weltlichen  ordo ,  deiv  öie  vor  der  Änstellnng 
hatteo,  zurücktreten  »oll teHf  wodurch  aeiuOe gen- 
grundT  dass  nieht  alle  Kleriker  den  Kurien  ver- 
pflicshcet  gewesen  seien  ^  Itinfallii^  wird.  Die 
NovellfngegetEgebung  (Not.  5,  c.  G;  PJot.  6  c.  7 
u.  Nov,  123.  e.  14.  15.^9)  steht  allerdings  auf 
dem  Standpunkt^  den  Kober  für  die  frühere 
^eit  vertheidigt. 

'  Can.  apoBt,  15,  82  t  T.(ii>  Xatx^^  itownivetto 
etkr  oe/^i^tti*';  Tgl.  auch  Sardißa  S43  c-  19; 
l^Milli  e,  8.  32;  Innoc,  I  ei^,  ail  eplac.  Maced, 
tt.  4Mt  Cons  taut  p.  84t ,  c,  4:  Jaicam  tati- 
tum  trtbuere  communionem'^;  Agile  ÖOÖ  c.  bQ: 
„lalrjam  tanttimmodo  contmunlonem  a^'icipiat^j 
c.  10  (Gregor  1.)  Bist.  L.    Vgl.  Kober  S,  ÖOff. 

^  Et  konnte  alüo  nn^rehinden  die  Kirche  be- 
suchen f  Oblationen  darbringen  ^  an  den  Gaben 
lind  d^r  Etichadütie  tbellnehmen,  batte  aber  die 
letjtterc  mit  «nd  unter  den  Laien  ^  nicht  mehr 
wie  frülier^  im  Piesbytedum  zu  empfangen, 
KoberS.  57.  öl. 

3  Can.  apost,  29 ;  Antieeh,  341  e,  4  (c.  6  G. 
XL  qu.  ß)^  welcher  sehen  von  dar  Synode  zu 
Chaloedon  aot,  lY.  aU  getnelnreßlitliche  Voreohrirt 
beliandeU  worden  iat,  H  ef  o  1  e  2,  461. 

*  lieber  die  in  die^^em  Zii«amnienhange  zu 
stellende,  Yen  der  Itentehenden  Meinung  aber 


aU  eine  Art  Snapension  aufgoraESto  communio 
peregrirui  kann  erat  anten  bei  ^ler  Suspension 
(s,  S,  T34  Uh  6)  gebanJeU  werden, 

&  Vgl.  Socrates  L^\  Ancyra  c.  1  dt,  (b,  ^.  727 
n,  2)  c.  2;   Daailii  e,  27:  „r.t^i  70^  itpcopJT^po'j 

^vEf/fEiüivd^lr/euO^itt";  Ag<ie606c.  1;  .,, ,  debiga- 
mlsautinternnptamm  niaritis  . . .  uthiqulhuciiH- 
que  ordlnstl  sunt,  babita  raiseratiflue,  preehyterli 
irel  d  iaeonatu  s  n  emen  ta  n  tu  m  ob  ti  nean  t\  ofü  cl  n  n  1 
vero  preabyteri  censectandl  et  mini  Strand!  huiiiss^ 
modi  diaooneft  uon  praesnmant'*  (beide  Strafall- 
dreh  nn  gen  ,  Ton  K  e  b  e  r.  d,  Sappen  sie  n  der 
Kirchendiener.  Tübingen  1862-  S,  19  n.  2  u.  S, 
13  n,  2  als  partielle  3iiiEpenalon  bezeichnet), 

Daifl  solche  Kleriker  am-h  Ihr  Recht  anf  ihre 
bisherigen  EtnkünCte  verlieren  mnsiten,  ist  klar, 
da  sie  andererseita  aber  immer  Kleriker  blie- 
ben, erhielten  sie  wohl  wenigstens  den  uetb- 
dürftigen  Unterhalt  vou  der  Kirche,  wofür  auch 
das  hierher  £n  ziehende  Cartb.  40 1  *i.  B  fi'od« 
eccles.  Afric.  c  M)  spricht,  nach  wülcbem  Kle- 
riker und  Dlakenesi ,  wenn  sie  ihre  durch  die 
Noth wendigkeit  der  Kirche  gebotene  Kcferderting 
zu  einem  hühcren  Amte  hartnä(.tkig  ablehnen 
..nee  miniätrentingra^o  auo,qnde  recedere  iioinui^ 

^  Die  Strafe  kommt  gew ähnlich  für  Flelj^cbes-* 
iLunden  T?or^  Neocls.  c.  10  (der  Diakon^  welcher 
vc*T  seitier  Weihe  fleischlich  gesündigt  bat  und 
dies  nachher  freiwillig  bekennt^  soll  unter  die 
Minorrsicn  versetzt  werden,  in  w  1  C*  XV.  qo,  B 
iti  entstelltet  Ueber$etj^iing)f  Toledo  I  400  c.  4  r 
.^siibdiaconns  ,  ,  ,  defuncta  niore^  si  aliam  dune- 
rlt,  ab  ofUdo,  in  qno  ordinatus  fuerat^  remo- 
vostur  et  habest nr  Inter  ostiarioa  vel  leetotes^ 
ita  ut  eYangelium  et  apestolum  noQ  legat." 

Was  die  Zurück  Versetzung  eines  Bisehofs  auf 
tue  Stnfo  des  Pdester«  betrifft,  so  haben  zu 
Chalcedou  4&1  aci,,  JV,  Manai  7,  96^  die  päpst- 


730 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


l  247. 


Verwandt  ist  hiermit 

4.  dieStrafversetzüng  auf  ein  schlechteres  Amt,  welche  in  dieser  Zeit  freilich 
nur  als  Versetzung  von  Bischöfen  von  einer  grösseren  und  angeseheneren  Diöcese 
auf  eine  kleinere  und  schlechtere  erwähnt  wird  ^  und  bei  der  Konzentrirung  des  Elems 
an  den  bischöfliclien  Eathedralen,  sowie  bei  der  erst  beginnenden  Ausbildung  der 
Pfarreien  und  der  damit  zusammenhängenden  Errichtung  von  Aemtem  ausserhalb 
des  Bischofssitzes  kaum  zur  Anwendung  kommen  konnte,  und  femer  auch 

5.  die  Entziehung  der  Anciennität  innerhalb  des  Ordos  und  Zurück- 
stellung in  demselben  auf  den  letzten  Platz  ^. 

6.  Ausserdem  kommt  weiter  die  definitive  Entziehung  einzelner 
Amtsrechte,  unter  Belassung  der  übrigen,  welche  der  von  der  Strafe  Betroffene 
also  unverschränkt  weiter  ausüben  kann,  vor  \ 


liehen  Legaten  erklärt :  „'EittoxoTcov  eU  itpeaßu- 
T^pou  xordYCiv  ßaBp-öv  UpoouXCa  doxCv"  (vgl.  auch 
Gbalced.  c.  29,  He  feie  2,  536),  aber  zu  einem 
absolut  massgebenden  Recbtssatz  ist  diese  An- 
Bebauung,  welche  darauf  beruht,  dass  derjenige, 
welcher  nicht  würdig  ist,  das  Bischofsamt  zu  be- 
balten, auch  nicht  mehr  geeignet  erscheint,  die 
dem  Bisehofsamt  am  nächsten  stehende  priester- 
liehe  Stellung  zu  versehen,  nicht  geworden,  denn 
sowohl  Nov.  6  (535)  c.2  („iZm^tkm  toö  %tio\j  twv 
iitiox<57ca)v  yopou'O  u.  Not.  123  (546)  c.  9  i.  f.  (t^; 
^TrioxoTtf]c  l^oo^elcOai)  wie  auch  das  Trullan.  692 
c.  20:  „M-?)  iiiarm  iitioxöiKp  eU  ^x^av  Tifjv  [tAi 
auTcj)  TcpocVjxouaav  ttöXiv  57)pio9C^  ^tSdoxeiv*  ü  hl 
TIC  «PtüpalJelTj  TOüTo  TCOiÄv,  T^c  iitioxoirfj;  irauiodo), 
Tot  6e  ToO  irpeoßüT^pou  ^vepYcbw",  droht  diese 
Strafe  dem  Bischof,  welcher  hartnäckig  das  Re- 
sidenzbalten verweigert,  bez.  in  einer  fremden 
Stadt  öffentlich  lehrt,  an,  vgl.  Kellner  S.  49; 
Kober,  Deposition.  S.  122,  noch  spätere  Bei- 
spiele bei  Kober  S.  125.  Immerhin  ist  die 
Degradation  eines  Bischofs  zum  Priester  selten, 
in  der  hier  fraglichen  Zeit,  so  weit  bekannt,  gar 
nicht  vorgekommen,  denn  Nlci^ea  c.  8  setzt  fQr 
die  aus  dem  Novatianischen  Schisma  zuiQck- 
kehrenden  Bischöfe,  da  es  diese  an  denjenigen 
Orten,  wo  sie  sie  sich  allein  befanden,  in  ihrem 
bischöflichen  Amt  belässt,  und  ihnen  nur  da,  wo 
auch  ein  katholischer  Bischof  vorhanden  war, 
die  Stellung  eines  Chorbischofs  oder  Priesters 
angewiesen  wissen  will,  keine  Strafe  fest,  son- 
dern trifft  nur  eine  Massregel  zur  Beseitigung 
des  Schismas.  Der  von  Kellner  S.  49  weiter 
herangezogene  Fall  des  Erzbischofs  Armentarius 
V.  Embrun,  Bd.  11.  S.  164  n.  6,  gehört  nicht 
hierher,  da  die  Absetzung  desselben  durch  die 
Synode  t.  Riez  439  in  Folge  der  Nichtigkeits- 
erklärung seiner  Weihe  stattgehabt  hat,  also  im 
rechtlichen  Sinne  keine  Deposition,  welche  die 
rechtsgültige  Erlangung  des  Amtes  yoraus- 
setzt,  war. 

Die  Zurückversetzung  des  Bischofs,  welcher 
ein  Blsthum  durch  Simonie  erwirbt  und  vorher 
Priester  oder  Diakon  war,  in  die  niederen  Weihe- 
grade droht  Nov.  6  (535)  o.  1.  2.  9  an. 

1  Erwähnt  wird  bei  Augustin  ep.  209  (al.  261) 
c.  8,  Mi  gn  e ,  patr.  33,  955  die  Versetzung  eines 
afrikanischen  Bischofs  Lauren  tius  auf  ein  schlech- 
teres Bisthum. 


2  op.  Leon.  I  ad  Dorum  Benevent.  448,  Ball  er. 
1,  732:  „presbyteri,  qui  indiguos  se  honoris  sui 
ordine  sunt  professi,  licet  etiam  privari  sacer- 
dotio  mererentur,  tamen,  ut  eis  pro  apostoUcae 
sedis  pietate  parcatur,  Ultimi  inter  omnes  eccle- 
siae  presbyteros  habeantur^;  weitere  Androh- 
ungen dieser  Strafen  allerdings  erst  wieder  bei 
Gregor  L  ep.  1.  83,  ed.  Ben.  2,  566;  Trullan. 
692  c  7  u.  Nicän.  II  787  c.  5. 

3  Neocäs.  c  9 :  „ripeaßOTepoc,  ioM  irpOTjjiop- 
TTjxdi«  c<6piaTt  irpoa)^^  xal  6pioXoYif)aTg  Sri  ISfA^prs 
Ttpö  tTjc  yeipo'^ovia«,  \i.i]  icpoa<pepeTa}  (das  Opfer 
darbringen),  \xhfn^  iv  toü  Xonrol;  Öid  ti?)v  cl[KKT^y 
oitoü Win"  ;  Gregor  1.  ep.  n.  18  u.  20  ▼.  592,  J  a  f  f  t5 
ed.  II.  n.  1173.  1175,  s.  auoh  c  40  C.  VU.  qu.  1, 
nach  welchem  der  ordnungswidrig  zum  Archi- 
diakon  Beförderte  dieser  Stellung  für  verlustig 
erklärt,  aber  ihm  gestattet  wird,  die  Funktionen 
des  einfachen  Diakons  auszuüben;  Basilii  ep. 
199  (can.  II)  c.  17:  "E-^m  hk  ^hi]  tivd  xowov 
5pov  TCEpl  irävTojv  6pioO  täv  (I£t*  aOxoD  (des 
Priesters  Bianor)  ^pKopLoxÖToiv  toIc  xax  'Avttd- 
yeiav  xXirjpixou  olSa  ^Te^ix<6c.  &vce  t&v  ^tks 
oir]pLoo(o>v  airo^g  dniyeo%ai  oüXXöyoov,  iU^  Se 
c'^ep^eiv  Tot  Tosv  itpeoßuT^pcov''  (also  Entziehung 
des  Rechtes,  die  priesterlichen  Funktionen  öffent- 
lich für  die  Gemeinde,  nicht  aber  sonst,  d.  h.  für 
Einzelne,  vorzunehmen). 

Für  Bischöfe  kommt  vor:  die  Aberkennung 
des  Ordinationsrecbtes ,  Turin  401  c.  3;  stat. 
eccles.  ant.  c.  68  (c.  55  Dist  I);  Riez  439  c.  1; 
c  24  (LeoL  446?  Jaffrf  ed.  IL  n.410)  O.XXV. 
qu.  2;  Hilar.  ep.  ad  episc.  Galliae  462  c.  1, 
Thiel  1,  143;  Simplicii  ep.  ad  Floient.  475, 
Thiel  1.  c.  p.  175;  daneben  auch  des  Rechtes, 
den  Konzilien  beizuwohnen,  Turin  und  Riez 
clt,  feruer  die  Entziehung  des  Palliums  (ange- 
droht in  ep.  Gregor  I  cit),  die  Absetzung  als 
Metropolit  unter  Belassung  der  bischöflichen 
Stellung  (wie  bei  Hilarius  v.  Arles,  Bd.  I.  S. 
589  n.  6,  Kober  S.  118 u.  Löning  1,  484); 
und  die  nur  vereinzelt  (in  Afrika)  zur  Anwen- 
dung gebrachte  Entziehung  der  bischöflichen 
Jurisdiktion  über  einen  Theil  der  Diöcese, 
August,  ep.  209  (al.  261)  n.  5;  Mlgne  B3, 
954 :  „Honorem  integrum  servavimus  iuveni  (dem 
Bischof  V.  Fussala)  corrigendo,  sed  oorripiendo 
minuimus  potestatem,  ne  scilicet  eis  praeetset 
ulterius,  cum  quibus  sie  egerat''.    (Nicht  hierher 
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7.  Im  Gegensatz  zu  diesen  Strafen,  welche  alle  die  bisherige  Rechtsstellung  min- 
dern, steht  die  ebenfalls  als  solche  für  immer  verhängte  Unfähigkeit,  in  eine 
höhere  kirchliche  Stellung  befördert  zu  werdend 

Alle  unter  Nr.  1 — 7  bisher  besprochenen  Strafen  ändern  entweder  dauernd  die 
Rechtsstellung  des  KleHkers  oder  entziehen  ihm  bestimmte  Rechte  für  immer  ^. 

Dadurch  unterscheiden  sie  sich  wesentlich  von  der  weiter  vorkommenden  Strafe 

8.  der  Suspension,  welche  durch  die  Ausdrtlcke  dpYeiv^,  fnr|xiTt  XeiToopYsTv^, 
XcoptCsoftai  T^?  lepaxix^  XeiToupyfac  *,  lateinisch  freilich  erst  seit  dem  6.  Jahrhundert 
durch  die  noch  heute  gebräuchlichen  Ausdrtlcke  suspendi  ah  honore  et  officio^ j  ah 
officio  ^  oder  blos  schlechthin  suspendi  ^  bezeichnet  wird  ^. 

Ihrem  Wesen  nach  besteht  die  Suspension  darin,  dass  der  Geistliche  für  eine 
verschieden  bemessene  Zeit  von  der  Ausübung  dejjenigen  Rechte,  welche  er  kraft 
seines  Amtes  vorzunehmen  berechtigt  ist^^,  und  von  jeder  Amtsgemeinschaft  mit  den 


gehört  aber,  so  Kellner,  Buss-  und  Strafver- 
fahren S.  7i,  Gregor.  I.  ep.  III.  7  y.  692;  Jaf  f  tf 
II  ed.  n.  1211,  ed.  Baller.  2,  631). 

1  So  in  Afrika,  wo  die  Metropoliten-  (oder 
Primaten-)  Würde  immer  dem  der  Ordination 
ältesten  Bischöfe  zukam,  Bd.  I.  S.  681,  die  Un- 
fähigkeit, diese  Stellung  jemals  zu  erhalten,  Au- 
gustin. ep.  cit.  c8,  1.  c.  p.955:  „Ciamet  Priscus 
provinciae  Gaesariensis  episcopus  :  Aut  ad  prima- 
tum  Sit  locus,  sicut  ceteris  et  mihi  patere  debuit 
aut  episcopatus  mihi  remanere  non  debuit^  .... 
c.  7  Ibid.  „Aut  vero  quisquam  ita  esse  debet  sive 
severitatis  sive  lenitatls  eiactor,  ut  qu!  visi  f  uerint 
episcopatus  honore  privandi,  nuUo  modo  in  eis 
aliquid  vindicetur  aut  in  qulbus  faerit  vindican- 
dum,  episcopatus  honore  privetur '' ;  Toledo  400 
0.  1  u.  3  (Diakonen,  welche  mit  ihren  Frauen 
ehelichen  Umgang  gehabt,  sollen  nicht  Priester, 
Priester,  welche  Kinder  haben,  nicht  Bischöfe, 
und  Lektoren,  welche  eine  Wlttwe  geheirathet, 
höchstens  Subdiakonen  werden) ;  Orange  I.  441 
c.  24  (Diakonen),  Lerida  524  o.  546  c.  1.  5  (all- 
gemein für  alle  Kleriker) ;  Leo  I.  ep.  ad  Januar. 
477,  B aller.  1,729:  „ut  in  magno  habeant 
beneflcio,  si  adempta  slbi  omni  spe  promotionis 
in  quo  inveniantur  ordine  stabilitate  perpetua 
maneant " ;  Basilii  c.  69 :  „'Ava^vcGorrjc,  ti  ttq 
iauTOü  fjivt^OT^  7cp6  ToD  id^w  ouvoXXctJciev,  dviau- 
TÖv  dpY^cac,  elc  tö  dvaYtvt6o7t€iv  öapO^vai,  pivcov 
ditpöxoitoc*' ;  Justin,  nov.  123  v.  546  c.  14  (be- 
treffend den  Lektor,  welcher  zum  zweiten  Mal 
oder  zum  ersten  Mal  eine  Wittwe  oder  eine  ge- 
schiedene Frau  heirathet)  ;  ygl.  femer  Gregor  I. 
ep.  L  44  (ed.  Ben.  2,  538)  u.  V.  52  (2,  780), 
Ausschluss  Yon  der  Erlangung  eines  bestimmten 
Bisthums  bei  Gregor  I.  ep.  XIII.  45  (2,  1251). 

2  K  ob  er  S.  113.  117.  119. 126  bezeichnet  die 
unter  2.  3.  5.  6  aufgeführten  Strafen  als  partielle, 
die  zu  7  gedachte  dagegen  als  negative  Deposition. 
Gewonnen  ist  damit  nichts.  Begrifflich  scheidet 
sich  die  Deposition  im  ToUen  Sinne  (s.  unter  1) 
von  allen  übrigen  Strafen.  Unter  den  letzteren 
könnte  man  die  zu  2,  deshalb  weil  sie  wohl  das 
Amt,  aber  nicht  die  Zugehörigkeit  zum  Kleriker- 
stande entzieht,  partielle  Deposition  nennen. 
Aber  sie  tritt  wieder  als  eigenartige  Strafe  den 


anderen  (Nr.  3 — 7)  gegenüber  auf,  denn  diese 
lassen  dem  Bestraften  stets  in  geringerem  oder 
in  grösserem  Umfange  die  Ausübung  der  kirch- 
lichen Funktionen. 

3  Nichts  thun,  unthätig  sein,  BasiUi  c.  69,  o. 
Anm.  1. 

^  can.  apost.  15  und  Antioch.  c.  3  (betreffend 
Kleriker,  welche  ihre  Diöcesen  ohne  Wissen  des 
Bischofs  verlassen),  wie  in  dem  letzteren  der 
Gegensatz  gegen  das  bei  hartnäckiger  Verweige- 
rung der  Rückkehr  angedrohte :'  „TravreXcbc  aitöv 
xa^aipeta^ai "  ergiebt.  Nicht  hierher  gehört  aber, 
so  K  ober,  Suspension  der  Kirchendiener.  Tü- 
bingen 1862.  S.  19,  das  iTü^ea^ai  t&v  ivepfei- 
«)v  in  BasUü  c.  27,  o.  S.  729  n.  5,  und  ebenso- 
wenig c.  70  ibid. :  „Aioixovoc  hi  ft^t^i  ixiavfteU 
xal  ptexP^  to6tou  if)p.aptt]x£vat  öfxoXofTjca«,  ttjs 
XeiToopY^ac  ^irtöYeBVjoerai  *  tou  hi  (xex^eTO  täv 
dfiaOfMCTojv  piÄTtt  Töiv  5tax6v(Dv  (i^tcu&i^aeTai.  T6 
8e  aOtö  xaX  Trpeoßiixspoc  *   El  hi  ti  to6tou  tcXciov 

(p(Dpa&£(T)    TIC    l^fiapTTJ-XÄC,    ^V    0?Cp    aV    TQ    ßadfMJ) 

xa9aip£o7}Tai'^,  vielmehr  handelt  es  sich  hier  um 
die  0.  S.  729  Nr.  2  gedachte  Strafe. 

5  Nov.  123  (546)  c.  1  {„im  ha  IviaüTÖv'*); 
c.  2  u.  10  ibid. :  „lirl  vfl  Iviauoiat^  tfjc  Oewic 
XeiTOüp^Cac^  bez.  „inl  TpEt«  £viauTo6c  dizh  itdotjc 
eiafoüc  ()it7)pec(ac  x(uX6Ea&a( ". 

e  Orleans  V  549  c.  5. 

7  Orleans  IV  541  c  10. 

8  Narbonne  689  c.  6. 

Ausserdem :  ab  officio  aequestrarij  Orleans  III 
538  c.  2;  endlich  c.  19  ibid:  „laica  communione 
contentus  ab  ordine  depoaitui  tamdiu  habeatur, 
quamdiu  digna  poenltentia  et  supplicatione  satis- 
feoerit  praesidenti  pontifld'S  Kellner  S.  63. 

»  Nach  Kellner  S.  60  n.  4  soll  auch:  dbsti- 
neri  die  Bedeutung  von  Suspension  in  Gyprian. 
65  (ed.  Hartel  ep.  3)  und  ep.  62  (ep.  4)  und 
Toledo  I  400  c.  15  haben^  aber  in  allen  diesen 
Stellen  ist  die  völlige  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  gemeint,  s.  o.  S.  696  n.  6,  S.  698  n.  1  u. 
S.  708 n.  3,  auch  ep.  Cyprian.  41  u.  42,  ed  Har- 
tel p.  589.  590  und  ibid.  index  3,  408. 

w  Vgl.  das  jiTjxIrt  Xeitoup^stv  s.  o.  Anm.  4; 
ferner  die  Bezeichnungen  ab  officio  suspendere. 

Der  Suspendirte  war  Übrigens  auch  nicht  be- 
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ttbrigen  Klerikern  ausgeschlossen  wird^  aber  weder  sein  Amt^,  noch  das  Recht  auf 
den  gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehr  mit  den  übrigen  Geistlichen  und  Laien  ver- 
liert 3.  Ebensowenig  war  mit  der  Suspension  die  Entziehung  der  Laienkommunion 
verbunden^. 

Indessen  ist  auch  in  dieser  Zeit  eine  Suspension  der  Kleriker  nicht  nur 
von  ihren  Amts-,  sondern  auch  zugleich  von  den  kirchlichen  Mit- 
gliedsohaftsr echten,  welche  den  Laien  zustanden,  vorgekommen ^  Diese 
weitere  Suspension  wirdzum^Theil  mit  acpopfCeoÖai«,  zumTheilaber  durch  Wendungen, 
welche  die  Femhaltung  von  der  Kirchengemeinschaft  ausdrücken  ^,  bezeichnet.  Man 


rechtigt,  die  Funktionen  eines  geringeren  Ordos, 
als  des  Ton  ihm  besessenen  auszuüben.  K  eil  - 
nerS.  64. 

*  Orleans  II  535  c.  9 :  „Nullas  presbyterorum 
sine  permissione  episcopi  sui  cum  saecularibus 
habitare  praesumat:  quod  sl  fecerit  ab  offlcii 
communione  pellatui^.  Darin  lag  also  auch  der 
Ausschluss  von  dem  gemeinsamen  Gebet  der 
Kleriker,  Kellners.  64. 

2  Das  folgt  aus  dem  Wesen  der  Strafe,  da  sie 
weder  Entziehung  des  Amtes  noch  Ausstossung 
aus  dem  Klerikalstande  ist.  Daher  hat  man  den 
Suspendirten  auch  in  den  ersten  Zeiten  nicht 
alle  Einkünfte  aus  ihren  Aemtem  entzogen,  so 
schreibt  noch  Orleans  HI  c.  19  eit.  vor,  dass 
ihnen  der  Bischof  .,quaecumqne  illis  stipendio- 
mm  iuxta  consuetudinem  redhibentur,  pro  qnall- 
tate  temporis  ministrare^  soll,  Kellner  S.  73. 

3  Eine  Verkehrssperre  ist  nirgends  festgesetzt, 
im  Gegentheil  zeigt  die  Androhung  der  Aus- 
schliessung aus  der  commonio  der  übrigen  Bischöfe 
(s.  Orleans  549  c.  9,  und  unten  Nr.  III)  neben 
der  Suspension,  dass  die  Suspension  den  Verkehr 
mit  den  übrigen  Bischöfen  nicht  beeinträchtigt, 
Kellner  S.  66;  Kober,  Suspension  S.  109. 

^  In  den  vorher  dtirten  Quellenstellen  findet 
sich  dafür  nicht  der  mindeste  Anhalt. 

5  Das  ist  bisher  völlig  unbeachtet  geblieben. 

6  So  in  den  canones  apostol.  s.  c.  57. 72,  o.  S. 
706  n.  3 ;  ferner  in  denjenigen,  in  welchen  als 
härtere  Strafe  daneben  die  Absetzung  angedroht 
ist,  s.  c.  6  ibid:  „'EitCoxoTcoc  t)  itpeaßuTepo;  ^ 
Stflixovo;  t9)v  iaüTOü  -pvatxa  ui?)  ^xßaXXk»  rpoopd- 
cet  eöXaße(a;*  iä,s  hi  ixßdXAT],  dcpopiWadoa  •  iizt- 
fjilvaiv  0^,  xa&aipeioOo)'^;  c.  45  (ein  Bischof, 
Priester  und  Diakon,  welcher  mit  Ketzern  betet, 
dl(poptCia^o9,  wenn  er  aber  mit  Ihnen  als  Kleriker 
Gottesdienst  hält,  xa&aipe(o&o>),  c.  58.  59  (Bi- 
schöfe und  Priester,  welche  ihren  Klerus  und 
ihre  Gemeinden  vernachlässigen  oder  bedürftigen 
Klerikern  nicht  den  erforderlichen  Unterhalt  ge- 
währen, sollen  zunächst  dem  Aphorismus,  bei  fort- 
dauernder Nachlässigkeit  der  Absetzung  unter- 
liegen), c.  55. 56  (der  Kleriker,  welcher  den  Bischof 
frech  behandelt,  xa&aipe(o9^a>,  welcher  sich  aber 
ein  solches  Benehmen  gegen  einen  Priester  oder 
Diakon  zu  Schulden  kommen  lässt,  dcpopiC^o^oo). 

'  So  Sardica  343  c.  11 :  „diroxivotTO  r?jc  xoi- 
voivlac",  s.  0.  S.713n.2.  Das:  „submoveri  XXX 
dierum  spatio  a  communione'^  und  .jYII  diebus  a 
communione  haberi  extraneum'^,  Yannes  465  c. 
13  (wiederholt  Agde  506  c.  41)  und  Vannes 
c.  14  für  Kleriker,  welche  sich  betrinken,  bez. 


von  dem  Morgengottesdienste  schuldhafter  Weise 
fern  bleiben,  femer  Agde  506  c  55  (betreffend 
das  Halten  von  Jagdhunden) :  „si  episcopus  est, 
III  mensibus  se  a  communione  suspendat,  pres- 
byter  II  mensibus  se  abstiueat,  diaconus  uno  ab  offi- 
cio vel  (=:  et)  communione  oessabit"  und  ibid.  c.  64 
(betreffend  das  Fehlen  des  Klerikers  bei  den 
kirchlichen  Hauptfesten,  um  sich  weltlichen  Ge- 
schäften hinzugeben) :  „  convenit,  ut  triennio  a 
communione  suspendatur.  Similiter  diaconus  vel 
presbyter,  si  III  hebdomadas  ab  ecdesia  sua  de- 
fuerit,  huic  damnationi  succumbat" ;  Orleans  III 
538  c.  4:  „Quod  si  quilibet  ille  antistitum  vel 
clericorum,  quod  supra  scriptum  est  (verdächtigen 
und  Anstoss  erregenden  Verkehr  mit  den  in  sei- 
nem Hause  befindlichen  Frauen)  vitare  nolue- 
rit,  pro  inobedientia  triennii  exoommunioatione 
mulctetur^',  blos  auf  die  Suspension  vom  Amte, 
von  der  communio  clericalis,  zu  beziehen,  so 
Kellner  S.  61.  62,  ist  nicht  angängUch,  da 
sich  in  keiner  Stelle  ein  Anhalt  für  diese  enge 
Bedeutung  des  Wortes  findet,  und  sogar  Agde 
c.  55  das  snspendere  ab  officio  und  a  communione 
neben  einander  stellt  Vgl.  ferner  das  sich  als 
aus  Milde  erlassene  charakterisirende  Urtheil  der 
Synode  v.  Ephesus  431,  5.  Sitzung,  gegen  Jo- 
hann V.  Antiochien  und  seine  Genossen,  Mansi 
4,  1323:  „dXXÖTpio«  Ioto>  oOtöc  xe  6  'laKcvvrj; 
xal  ol  oüv  aixq»  5papwiTOüpYif)oavTe«  r^c  ^xXr,« 
oiaorvuf^i  xoiva)v(a;,  piT)(efjL(av  f^ovcs«  ^lov  «b; 
i?  aO^evrtx-fic  UpdTix-fjc ,  elc  tö  ^6vaö^ai  xivd; 
pXaTtretv  h.  Ta6T7)?  tj  (b^eXeiv  Äypi;  av  iaurooc 
xaxaYÖovTec  I  tö  olxeiov  6pioXT)-rtco)Oi  ocpdXfjLa' 
ei^ÖTec  8x1  et  p.V)  xoDxo  dv  xu^si  icon^caiev,  ri^i 
xeXelav  h.  x«v  xavövmv  i^p*  iauxoi^c  ^iciroloovTai 
iiröcpaaiv",  und  Sozomen.  bist,  eccles.  IV.  24,  be- 
trefFend  Eustathius  v.  Sebaste :  „d)C  'TJvixa  itpec- 
ß6xepoc  -^v,  irpoxaxaeTvc&oxet  a6xou  E6XdXio; 
6  7rar?)p  Ttftl  x&v  eO^^öiv  d«pd)picev"  (vgl.  auch  S, 
711  n.  2).  Auch  das  ürthell  des  Oondliabulum 
der  Antiochener  zu  Ephesus  431,  soweit  es  die 
Anhänger  des  GyriU  und  Memnon  betrilTt,  Mansi 
4,  1268;  He  feie  2,  194  gehört  hierher. 

Demgemäss  wird  weiter  hier  einzureihen  sein : 
Chalced.  451  c.  20  (c  4  Dist.  LXXI) :  „cl  hixti 
dTctoxoiroc  piexd  x6v  6pov  xoüxov  dtXXqi  i7ciox6:tq) 
rpoc^ovxa  Ö^fexat  xXtjpixöv,  i(o(ev  dxoivt6vtjrov 
thai  xa\  x6v  8ry öivxa  xal  xöv  (e^dtfuvov,  ?c»c  av  6 
ficxaoxd;  xXrjptxö;  el;  x^v  Ifilav  ^TcaviXO^ixxXT)- 
oiav^  ein  Kanon,  den  Kellner  S.  ol  blos 
auf  die  Suspension  vom  Amte  bezieht  (wogegen 
der  ebenfalls  von  demselben  S.  60.  61  und  Ko- 
ber S.  79  hierher  gezogene  c.  16  Nicä«  weder 
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kann  dieser  Annahme  nicht  entgegenhalten,  dass  der  Kleriker  trotz  der  Deposition 
seine  Laienrechte  behalten  habe.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  alte  Kirche  eine 
Suspension  der  Laien  von  ihren  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  gekannt  hat  ^,  und 
es  nicht  fern  lag,  die  Kleriker  ebenfalls  von  allen  ihren  Rechten  zu  suspendiren,  stand 
hier  niemals  ein  definitiver  Verlust  und  die  Unmöglichkeit  der  Wiedererlangung  der 
Rechte  in  Fraget.  Zudem  hatte  auch  die  in  der  Verbindung  der  Suspension  der  geiat- 
iichen  Amts-  und  kirchlichen  Mitgliedschafltijrechte  zum  Ausdruck  gebrachte  An- 
schftuung^  (laaa  der  Geistliche,  welcher  ftir  eine  bestimmte  Zeit  seiner  kiruhlielien 
Funktionen  enthoben  ist,  gleichzeitig  uicht  die  Kirche  botretenT  namentlich  die  liucha- 
ristie,  die  er  zn  spenden  und  mit  den  übrigen  Klerikern  zu  nehmen  auBscr  Stand  ge- 
setzt ist,  auch  nicht  unter  den  Laien  empfangen  soll,  ihre  volle  principioUe  Berech- 
tigung ^ 

Ja*  gerade  seit  dem  IJ.  Jahrhundert  hat  namentlich  Gregor  L  wiederholt  neben 
der  blossen  Suspension  von  den  Amtsrechten  *  von  der  Verhängung  der  Ausschlieä- 
su  ug  vom  Abendmahl  gegen  Geistliche  aller  Grade  Gebrauch  gemacht  S  und  da  damit 


ille  Su]5[tensiou  der  eiTit'n  oder  audimi  Art  be- 
trilTt,  gDiiduni  die  hier  nkJit  in  Frage  stehende 
Uiirtnäctjge  Y^injvüigetung  der  Rfjckkelir  tni  ver- 
lasEcnen  Kirche  —  Äntio-^li.  341  c.  3.  s,  o*S.731 
n.  4,  hat  für  iJiese  diu  Depoäition  als  Strafe  — 
mit  de.m  die  Deposition  in  eich  ßchlieBseudeii 
grossen  Bann  bedroht,  -wie  Auch  Kober,  Depo- 
ftition  S,  43,  also  ira  Widerspruch  mit  «ich  selbst, 
in  i%  16  dt.  eine  Depoeltlon  flndet^ 

Yüü  Ifl t ei ni gehen  Synoden  eind  weiter  In 
diefien  ^usämnienhAng  ?,\i  stellen  (CArtb.  II L 
397  e»  7)  Hippo  393,  c  6 :  ^ncc  a  rommuniono 
BU^peiidatur,  cui  edmeu  liiteuditiir  (epigoopufl), 
nial  ad  causam  dicendam  primatis  lltt^rii»  evoca-« 
tu 6  minima  uccurrerlt,  h.  e.  intra  fip&tinm  men- 
sIä  .  ♦  .  Ternm  po8t  iDe[i?eni  Becansiunij  tarn  diu 
nüti  fommutiiret,  daneti  purgetur*" ;  e,  7:  ^Sln 
anteo^  ne<:  ad  eouclUam  universale  wcurrerlt, 
.  .  .  ipse  in  se  damnfttieniE  «u&e  aententiam 
iflxisflG  itidi^etur.  Tempore  Haue  quo  nou  äom* 
municet^  nea  in  sna  plebc  comumnieet'^'^  i^n  d^i» 
non  con\miiiUfi4re  und  a  e-ommnnione  siispendeie 
identlsrh  Ist,  al^o  nicht  die  groase  Exkommuni- 
kation be^^eiclinen  k&nn^  fornor  nitt  ßOekstobt 
auf  Chaked.  c  20  cit.  Tours  461  e.  11:  ,,Sl 
quiä  cioiion«  abeque  episc>opi  sui  pernLUin  dere«- 
lirta  ecciefiia  »na  Ad  alium  ec  transferrc;  Yoluerit 
lof^tim,  alit^nus  &  oommuuiono  habBatur^'f  Yinneä 
465  c.  5^  6  und  Y&lence  5!24  r,  5. :  „qnouiique  in 
vitlo  p<?rmani?erit  et  ixjmmunieno  et  honore  pri- 
Tetur  (anch  D*Baasi  ep,  ed  Pauli n.  380,  Jaff  tf 
Bd.  II,  u.  335:  ..CO«  sacerdotee  %  communloue 
nostra  h&be&mua  alieno»,  quam  diu  ^d  cae  redi» 
erini  cU'ltates^  liv  quibuä  primiim  sunt  couati-» 
istuti''},  ferner  Tielleicbt  auch  Arlea  JI  443  o, 
452  P.  13  (der  seine  Kirche  Torlaäsende  Kle- 
riker „onvnlniodia  exrammunicetur  aut  ledireeo- 
g^iut"\  weitet  Agde  606  c.  21 :  ^  communione 
pellantur*"  für  Kleriker,  weltibe  an  den  hoben 
Ft*Bttaj;en  oUne  Erlanbnlflfl  den  Biacbefs  in  den 
l\apeUeD  der  Grundbesitzer  die  Me^e  feiern, 
mit  liürk siebt  auf  c,  64  ibid. 

Nicht  hierher  geboren  cod.  eeele*.  Afric.  c  29: 
jgUt  qni  &xc0ii)muuicAtUB  CueTil  pro  auo  lufgiectu 


sive  epiflcopu»  aive  quilibet  dericus  et  tempore 
gnae  eitcoinmunft^atlonh  ante  AudieiLtlam  iiiiam 
i'rommnnioneni  praesumpüerltf  IpBO  in  ee  diiTunt&- 
tioniB  iudif^tUT  protülüäü  sententiam",  da  die 
Stelle  wobl  auf  den  grossen  lUnn  bezogen  wer* 
den  niMBS^  ferner  KUt.  eccL  ant.  c*  61 ;  „derl- 
num  pw  crcaturaa  luraiitem  Acerrime  obi\jrgau- 
dum,  iti  perstlterlt  in  Titio^  ox€ommuini.aDdnni'\ 
worin  unmöglich  mit  Kellner  S.  6*2  eine  blosse 
hiuspenaion  gefunden  werden  kann*  da  diese  für 
den  hartnackig  am  heidnischen  Gebrauch  feat- 
h Altendon  Kleriker  (uftmentlicb  weil  c.  61  den 
pe&Bonrelsaeiideti  Goiatlichen  mit  der  Ab^et^nng 
bedroht)  ein«  zu  geringe  Strafe  btlden  würde» 

i  ö.  0.  S.  71B. 

2  Deghall>  1»*  e*  nur  für  die  Depotltlon  zii- 
treiTend,  da««  der  Geist  liehe,  welcher  diese  er- 
leidet, in  den  meisten  Killen  schon  schwer  geim^ 
bestraft  iet^  weil  er  seiiie  klerikale  Stelltilif 
nicht  wieder  erlangen  k&nn,  nnd  e«  d^ber  eine 
^n  grosse  llarte  sein  würde.,  Ihm  etets  aa«^h  die 
kirchlichen  Laien  rechte  zu  ent  rieben^  vgU  utiten 
tn  der  Lehre  von  der  Anwendung  derExkommn- 
nilkation  ku.(  die  Geiatllchen  Nr.  II.  1. 

S  Von  diesem  Sundpuokt  m&  hat  daa  Konzil 
Ton  Sardlka  34H  r.  11  die  für  iiaien  gegebene 
VorBchrlft  von  EMra  306  c.  21  auf  di©  Bl»eböfe 
ausgedehnt^  vgl.  o.  S,  713  u.  2, 

*  Ep.  IIL  56,  2,  667:  „Qnod  bI  vel  »d  tuum 
iildicium  vel  ad  uoi  .  .  .  (sacerdotes  Karennateii) 
venire  despe^terini  vel  hi  obiectii  üibi  c^pitulis 
contumaclterrespondeienequlverlnt^  volnmus,  ut 
ela  poBt  secundam  et  tertiam  ad[nonitlonem 
tüam  minlfiterli  aacrl  Interdicaa  ofAcii". 

^  Ep.  IL  2Ü,  ed.  Bened.  2,  584  (Bischof  wegen 
UngehorBAm  gegen  den  Papst) :  ^Quem  sl  etlAm 
amiBBo  pallio  adknc  in  peninaciA  perseverafe 
perBpexert^T  domintci  qaüque  corperia  ac  aangui« 
nig  euudom  antistltem  particlpationo  prlTabib"; 
c,  40  (ep,  cit.)  C.  VIL  qu.  1  [ffir  einen  Archi- 
diakon,  welcher  UAch  Entziehung  des  Archidia^ 
konats  in  demBeiben  welter  amtirt,  dleVergAgung 
der  particfpAtlo  coTnmnJiionlfi  sacrae  angedroht, 
wa^  bei  Oregor  identiitih  mit  dem  AuABcblns»  au^ 
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zugleich  die  SuBpension  von  den  kirchlichen  Amtsrechten  verbunden  war  S  ist  selbst 
noch  fttr  diese  Zeit  die  Verbindung  der  vorübergehenden  Enthebung  von  den  letzteren 
wenigstens  mit  der  zeitweisen  Entziehung  des  wichtigsten  kirchlichen  Mitgliedschafls- 
rechtes  der  Laien  in  Uebung  gewesen. 

Die  Suspension,  soweit  sie  sich  blos  auf  die  Amtsrechte  bezieht,  kommt  in  der 
hier  fraglichen  Periode  nur  als  s.  g.  totale,  d.  h.  mit  der  Wirkung  vor,  dass  sie 
sich  auf  die  sämmtlichen  kirchlichen  Funktionen  und  Amtsrechte  ^  des  Bestraften  ^  er- 
streckt^. 

Eine  partielle,  d.  h.  eine  solche,  welche  dem  Kleriker  blos  die  Ausübung  ein- 
zelner geistlicher  Funktionen  oder  einzelner  Amtsrechte  auf  Zeit  entzieht,  ist  erst  im 
Laufe  des  6.  Jahrhunderts^  üblich  geworden,  und  erscheint  dann  in  den  fränkischen, 


der  Abeiidmahlsgemeinschaft  ist,  8.  o.  S.  714 
11.  7  u.  das  gleich  folgende  Citat);  ep.  VID.  6, 
1.  c.  2,  899  (betreffend  einen  flüchtigen  Akolu- 
then  der  romischen  Kirche):  „quam  etiam  vo- 
lumus  per  vos,  qaia  sit  commnnlone  privatus 
agnoscere;  nee  dominici  corporis  aut  sanguinis 
quousqne  adnos  redeat,  aadeat  mysteria  sumere, 
iiisi  forte  vicino  mortis  Insistente  periculo'^ ,  ep. 
XIII.  4Ö,  2, 126:  „episcopi  qui  eum  ordinaverunt 
vel  ordinationi  eins  consentientes  interfuerunt, 
in  sex  mensibus  dominici  corporis  et  sangoinis 
communione  privatl  agere  poenltentiam  decer- 
nantor  in  monasterio^. 

Auch  der  Ausdruck  excommunicare  kommt 
für  diese  Art  der  Suspension  bei  Gregor  yor, 
s.  ep.  XIII  45,  2,  1261,  wo  dieselben  Bischöfe 
als  excommnnicati  bezeichnet  werden,  ferner  IV. 
41,  2,  654,  nach  welchem  ein  Kleriker  fQr  das 
Vergehen  der  Stupration  mit  körperlicher  Züch- 
tigung, priyatio  communionls  und  Verweisung 
in  ein  Kloster  zur  Busse,  bis  der  Papst  seine 
EnUassung  erlaubt,  bestraft,  und  IV,  46,  2,  655, 
wo  derselbe  Kleriker  als  exoommunicatus  be- 
zeichnet wird. 

Ein  vor  Gregor  I.  liegendes  Beispiel  bietet  das 
Urtheil  des  VigiUus  v.  561,  Mansi9,  60:  „te 
Mennam  Gonstantinopolitanae  civitatis  episcopum 
. .  .  cum  Omnibus  metropolitanis  et  micropoli- 
tanis  episcopis  ad  tuam  dioecesim  pertinenti- 
buB  . . .  humaniore  sententia  tam  diu  a  Sacra 
communione  suspendimus,  donec  unusquisque 
vestrum  errorem  suae  praevaricationis  agnoscens, 
culpam  apnd  nos  propriam  competenti  satisfac- 
tione  diluerit^. 

1  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  in  Klöster 
verwiesenen  Bischöfe  (s.  .vor.  Anm.)  ihr  Amt 
nicht  ausüben  konnten,  ergiebt  dies  das  Ver- 
fahren Gregors  I.  gegen  den  Ursupator  des  bischöf- 
lichen Stuhles  von  Salona,  welcher  denselben 
zunächst  vom  Messelesen  suspendirt  und  ihm  fQr 
die  Verletzung  die  privatio  communionls  s.  cor- 
poris angedroht  hatte,  ep.  IV.  40,  2,  72i  u.  VI. 
27,  2,  814,  denn  indem  er  mit  Bezug  darauf  IV. 
20,  2,  699  bemerkt:  „quod  post  interdictionem 
quoque  nostram,  quae  sub  excommunioatione  taa 
ordioantiumque  te  facta  est",  untersagt  er  demsel- 
ben, nachdem  er  das  Bischofsamt  gewaltsam  occu- 
plrt  hatte :  quidquam  attreotare  sacerdotalis  offl- 
cii  unter  Androhung  des  Anathems.  falls  dem 
zuwider  gehandelt  wQrde;  ferner  ep.  IlL  26,  2, 


642  (c.  2  C  XXIV  qu.  2) :  «Laurentius  .  .  .  co- 
episcopus  . . .  n Ullis  te  culpis  exstantibus  commu- 
nione privaverit,  ideoque  huius  praecepti  nostri 
auctoritate  muiiitus  offlcium  tuum  securus  per- 
age  et  communionem  sume  sine  aliqua  fonni- 
dine'',  da  danach  die  Aufhebung  der  ungerechten 
kleinen  Exkommunikation  auch  das  Recht,  das 
Amt  wieder  auszuüben,  gewährt. 

2  Also  nicht  zugleich  die  laikalen  kirchlichen 
Mitgliedschaftsrechte  berührt. 

3  Vgl.  aber  o.  S.  732  n.  2. 

^  S.  die  vorher  cltlrten  Stellen. 

^  Kober  S.  26  findet  sie  schon  in  C>'pnan. 
ep.  16,  Hartel  p.  520:  Interim  tnmidl  quidtm 
inter  vos  qui  hominem  non  cogitant  Yel  deum 
timeant,  scientes  quoniam  si  ultra  in  isdem  per- 
severaverint ,  utar  ea  admonitione  qua  me  uti 
dominus  iubet,  ut  Interim  prohibeantor  offerre, 
acturi  et  apud  nos  et  apud  confessores  Ipsos  et 
apud  plebem  universam  causam  suam,  cum  do- 
mino  permittente  in  sinum  matris  ecdlesiae  re- 
colllgi  coeperimus",  indessen  wird  hier  den 
Presbytern,  welche  in  Folge  von  Matyrerbriefen 
(o.  S.  696  n.9)  die  Gefallenen  leichtfertig  zur  Kom- 
munion wieder  zugelassen  hatten,  0.  Ritschi, 
Oyprian  S.  25ff.,  unter  Beruf  ang  auf  die  von  Gott 
eingegebene  Ermahnung  blos  provisorisch  die 
Fernhaltung  vom  Opfer  bis  zur  definitiven  Ver- 
handlung der  Sache  nach  Gyprians  Rückkehr  in 
Aussicht  gestellt.  Um  eine  Strafe  handelt  es 
sich  also  nicht,  sondern  allein  um  eine  interi- 
mistische Sicherungsmassregel,  wodurch  die  Zu- 
lassung der  lapsi  zur  Kommunion  seitens  der 
erwähnten  Priester  gehindert  werden  sollte. 

Ebensowenig  gehören  diejenigen  Stellen  hier- 
her, ans  welchen  Kellner  S.  69.  70  eine  Sus- 
pension der  Bischöfe  vom  Ordinationsrecht  und 
dem  Rechte  zum  Besuch  der  Provinzialkonzilien 
oder  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  und  eine 
Suspension  der  Priester  vom  Messelesen  herleitet, 
s.  0.  S.  730  n.  3;  denn  in  diesen  ist  überall  von 
einer  dauernden  Entziehung  der  betreffenden 
Rechte,  nicht  aber  von  einer  zeitweisen  Ent- 
hebung der  Priester  oder  Diakonen  von  der  Aus- 
übung dieser  Befugnisse  die  Rede. 

Endlich  fasst  Kellner  S.  73  die  sog.  Frem- 
denkommunion, die  eommunio  peregrina  als  eine 
partielle  Suspension,  nämlich  als  Suspension 
von  der  Pfründe  auf.  Dies  erscheint  indessen  nicht 
zutreffend.  Zuerst  wird  die  c.  p.  erwähnt  Kiez  439 
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c.  3;  Bd.  II.  S.  164  n.  6,  in  welcltem  dem  abge- 
setzten Bischof  Armentarius  aus  Gnade  das  Recht 
eingeräumt  wird,  sich  ausserhalb  der  Kirchen- 
provinz Alpina  seitens  eines  anderen  Bischofs 
als  Chorbischof  bestellen  zu  lassen  oder  wenig- 
stens diese  Art  der  communio  zu  erhalten  (com- 
mnnione  peregrina  foYoatur).  Kellner  schllesst 
aus  den  nach  c.  3  und  c.  5  dem  Armentarius  be- 
lassenen priesterlichen  Rechten,  Bd.  U  a.  a.  0., 
dass  mit  der  communio  peregrina  der  Besitz  dersel- 
ben verbunden  gewesen  sei,  indem  er  sich  weiter 
darauf  stützt,  dass  anderenfalls  die  Synode  keine 
Milde  geübt  haben  würde.  Er  hat  aber  zunächst 
übersehen,  dass  die  letztere  darin  liegt,  dass 
über  den  Bischof  nicht  schlechthin  die  Deposi- 
tion, welche  ihn  auch  zu  weiterer  YerwenduAg 
als  Chorbischof  und  Priester,  Ja  auch  zum  Em- 
pfange von  kirchlichen  Mitteln  für  seinen  Unter- 
halt unfähig  gemacht  baben  würde  (s.  o.  S.  727), 
verhängt  ist,  sowie  femer,  dass  die  Normirung 
der  betrefTenden  Rechte  sich  lediglich  auf  den 
Fall  beziehen  kann,  dass  er  von  einem  anderen 
Bischof  als  Chorbischof  verwendet  werden 
sollte,  denn  nach  Agde  606  c.  2:  ^^si  qui  cle- 
rici  prioris  gradus  elati  superbia  comnmnionem 
(mit  dem  Bischof)  fortasse  contempserint  vel 
officium  suum  implere  neglexerint,  peregrina  eis 
communio  tribuatur,  ita  ut  cum  eos  poenitentia 
correxerit,  rescripti  in  matricula  gradum  suum 
dignitatemque  recipiant",  werden  diejenigen, 
welche  dieser  Strafe  verfallen,  in  der  Matrikel 
der  Kleriker  gestrichen  und  verlieren  ihren  Grad 
und  ihre  Würde,  und  können  beides,  sowie  die 
Wiederzugehörigkeit  zum  Klerus  nur  nach  ge- 
leisteter Busse  wieder  erlangen,  und  dies  wird 
vollauf  durch  Lerida  524  u.  546  c.  16  bestätigt, 
welches  Kleriker,  wenn  sie  nach  dem  Tode  des 
Bischofs  Sachen  wegnehmen  oder  heimlich  unter- 
schlagen, dahin  bedroht:  ,,eius  sacrilegii  proU- 
xiori  anathemate  condemnetur  et  vix  quoque 
peregrina  ei  communio  concedatur,^  da  die  hier 
festgesetzte  Strafe  der  völligen  Ausschliessung 
aus  der  Kirche  ihrer  Natur  nach  die  Absetzung 
in  sich  begreift,  und  neben  der  ersteren  Strafe 
die  p.  c,  wenn  sie  wirklich  eine  Suspension  von 
der  Pfründe  wäre,  gar  nicht  hätte  erwähnt  wer- 
den können.  Richtig  ist  nur  der  von  Kellner 
S.  73,  allerdings  in  Ueberein Stimmung  mit  der 
älteren  Meinung,  Bingham  XVII.  c.  3,  8, 
22  ff. ;  Born,  de  communione  peregrina.  Lips. 
1724;  Kober,  Suspension  S.  9  ff. ;  Hef  ele  2, 
650  genommene  Ausgangspunkt,  dass  die  Strafe 
die  Kleriker  ihrer  eigenen  Kirche  gegenüber  in 
die  Stellung  versetzen  müsse,  welche  sonst 
fremde  Kleriker  derselben  gegenüber  haben. 
Aber  falsch  ist  es,  wenn  er  annimmt,  dass  dies 
die  Lage  derjenigen  fremden  Geistlichen  sein 
müsse,  welche  mit  Gemein  seh  aftsbriefen,  s.  o. 
S.  706  n.  3,  versehen  gewesen  (so  auch  B  o  rn  1. 
c.  p.  42;  Dove-Richter-Kahl  K.  R.  S.  789 
n.  2),  welche  daher  In  jeder  Weise  als  Kleriker 
behandelt  worden  seien,  ihre  klerikalen  Funk- 
tionen mit  den  einheimischen  ausgeübt,  aber 
weil  sie  an  der  fremden  Kirche  nicht  fest  ange- 
stellt gewesen  wären,  dort  nur  Unterstützung 
empfangen  hätten.  Vielmehr  erscheint  die  ältere 
Ansicht  (vgl.  die  citirten),  dass  eine  Gleich- 
stellung mit  den  fremden,  nicht  mit  Gemein- 
scb aftsbriefen  versehenen  Klerikern  das  Wesen 


der  c.  p.  ausmacht,  allein  als  haltbar.  Solche 
erhielten  in  der  fremden  Gemeinde  weder  als 
Kleriker  noch  als  Laien  die  kirchliche  Gemein- 
schaft, sondern  nur  den  nöthigen  Unterhalt,  can. 
apost  34  (yT]?)v  )^pelav  auToT;  diri^opTj-jfTjoavte;^). 
In  Folge  dessen  findet  die  überwiegende  Meinung 
das  Wesen  der  c.  p.  darin,  dass  sie  dem  davon 
Betroffenen  nicht  blos  zeitweilig  die  Vornahme 
der  Amtsfunktionen  entzogen,  sondern  ihn  auch 
zugleich  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft,  vom 
Besuche  des  Gottesdienstes  und  vom  Empfange 
der  Sakramente  ausgeschlossen,  ihn  indessen 
weder  des  Kierikalstandes  noch  des  Unterhalts 
beraubt  habe  (vgl.  namentlich  Kober  Suspen- 
sion S.  14).  Aber  dieser  Annahme  steht  nicht 
nur  entgegen,  dass  bei  ihr  von  einer  communio 
nicht  mehr  die  Rede  sein  kann  (denn  die  Ge- 
währung von  Unterstützung  ist,  so  Hef  ele  2, 
651,  welcher  auch  nur,  „sozusagen",  von  einer 
communio  benignitatis  spricht,  keine  communio) 
sondern  auch  weiter,  dass  nicht  einmal  die 
schwerere  Strafe  der  Deposition  dem  Kleriker 
die  communio  laicalis  entzieht  und  dass  Agde 
cit.,  welches  die  dem  Bestraften  wieder  zu  ge- 
währenden Rechte  näher  bezeichnet,  der  Auf- 
nahme in  die  letztere  nicht  erwähnt,  sie  also 
nicht  als  verloren  betrachtet,  endlich  dass  die 
dem  Armentarius  bewiesene  Gnade,  sich  als 
Chorbischof  seitens  eines  anderen  Bischofs  an- 
stellen zu  lassen  oder  mindestens  die  c.  p.  zu 
erhalten,  die  Belassung  der  communio  clerlcalis 
voraussetzt,  und  auch  Lerida  c.  16  in  den  Wor- 
ten :  .,et  vix  quoque  peregrina  eis  communio  con- 
cedatur'',  nicht  die  Entziehung  der  Laienkom- 
munion meinen  kann,  weil  diese  schon  in  dem 
vorher  angedrohten  Anathem  liegt,  vielmehr 
(entgegen  der  Ansicht  von  K  ob  er  S.  18,  welcher 
unter  c.  p.  hier  blos  die  Gewährung  von  Unter- 
halt versteht,  damit  aber  den  Begriff  derselben 
wieder  enger  fasst)  gestattet,  dass'dem  Anathema- 
tisirten  später  statt  der  blossen  Wiederaufnahme 
in  die  Laienkommuuion  die  c.  p.  d.  h.  eine  solche 
Wiederaufnahme  mit  Gewährung  des  Unterhalts 
und  dem  Rechte  auf  Wiederanstellung  gewährt 
werde,  ebenso  wie  Armentarius  von  vornherein 
das  Recht,  als  Chorbischof  verwendet  zu  werden 
erhielt,  weil  er  nicht  aus  der  Laienkommunion 
ausgeschlossen  war.  Demgemäss  kann  die  c.  p., 
welche  ausser  an  den  vorerwähnten  Stellen  blos 
noch  Agde  cit.  c.  5 :  „Si  quis  clericus  furtum  eccle- 
siae  fecerit,  peregrina  communio  ei  tribuatur"  vor- 
kommt, nur  als  Gleichstellung  des  einheimischen 
Klerikers  mit  dem  fremden  Kleriker  in  Bezug  auf 
die  klerikale,  nicht  in  Bezug  auf  die  allgemeine 
Rechtsstellung  als  Mitglied  der  Kirche  aufge- 
fasst  werden.  Wie  der  fremde  Kleriker  nicht 
von  der  fremden  Kirche  angestellt  ist,  für  diese 
nicht  zum  Klerikalstand  gehört,  so  ist  es  der  mit 
der  c.  p.  bestrafte  nicht  mehr  von  der  eigenen, 
wie  er  aber  von  der  ersteren  Unterhalt  empfängt, 
so  auch  von  der  letzteren ,  und  wie  er  von  der 
ersteren,  wenn  er  einen  Gemeiuschaftsbrief  auf- 
weist, als  Kleriker  angenommen  werden  kann, 
so  gleicbfalls  der  Bestrafte  bei  der  eigenen  Kirche, 
wenn  die  gegen  ihn  verhängte  Strafe  der  c.  p. 
wieder  aufgehoben  worden  ist.  Der  fremde 
Kleriker  kann  freilich,  weil  selbst  ein  fremder 
Xiaie  nicht  ohne  Gemeinschaftsbrief  von  der 
fremden  Kirche  zugelassen  werden  darf,    auch 
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später  anch  in  den  spanischen  Konzilien  and  in  den  Briefen  Gregors  I.  als  zeitweise 
Entziehung  des  Rechtes  die  Messe  zn  lesend 

Wesentlich  für  die  Suspension  von  den  kirchlichen  Amtsrechten  ist  es, 
dass  sie  nicht  fttr  immer,  sondern  nur  auf  eine  vorübergehende  Zeit  verhängt  wird, 
denn  sonst  wttrde  sie  in  die  Absetzung  oder  in  die  oben  unter  6^  (o.S.  730)  gedachte 
Strafe  umschlagen,  je  nachdem  sie  als  totale  oder  partielle  ausgesprochen  worden  wäre. 

Die  Zeit  kann  von  vornherein  fest  bestimmt'^  oder  ihrer  Dauer  nach  von  der 
Hebung  des  Anstosses  oder  von  dem  Eintritt  der  Besserung  des  Schuldigen  abhängig 
gemacht^  oder  endlich  auch  in  das  Ermessen  des  Bischofs^  gestellt  sein.  Das  letz- 
tere ist  stets  der  Fall,  wenn  bei  der  Androhung  in  Betreff  der  Dauer  nichts  bestimmt 
ist^.  Bei  festbestimmter  Zeit  tritt  der  Suspendirte  nach  dem  Ablauf  derselben  ohne 
Weiteres  in  die  Ausübung  aller  Befugnisse,  auf  welche  sich  die  Suspension  erstreckt 
hat,  wieder  ein  ^,  und  dasselbe  muss  gelten,  wenn  sie  von  vornherein  nur  fElr  die  Un- 
gewisse Dauer  eines  Zustandes  oder  eines  Verhaltens  des  Suspendirten  angedroht  ist  ^, 
während  in  den  übrigen  Fällen  es  erst  einer  Wiederaufhebung  durch  den  Bischof 
bedarf«. 

Dieselben  Grundsätze  haben  auch  fflr  diejenige  Suspension,  welche  sich  zugleich 
auf  die  geistlichen  Amts-  und  die  kirchlichen  Mitgliedschafterechte  erstreckt,  ge- 
goltene^. 


nicht  ohne  einen  solchen  dazu  verstattet  werden. 
An  der  eigenen  Kirche  hat  indessen  der  depo- 
nirte  Kleriker,  "woil  er  zu  der  Gemeinde  gehört, 
die  Laienkommunion,  und  so  muss  sie  auch  der 
mit  der  c.  p.  belegte  Kleriker  in  der  eigenen  Ge- 
meinde haben ,  da  die  c.  p.  unzweifelhaft  eine 
weniger  schwere  Strafe  als  die  Deposition  ist. 
Demnach  kann  die  o.  p.  weder  als  temporäre 
Amtsentsetzung  oder  Suspension  (s.  Kober  S. 
84;  Schilling,  Kirchenbann  S.  37)  noch  als 
Suspension  von  der  Pfründe,  noch  endlich  auch 
als  eine  mildere  Art  der  Exkommunikation  be- 
trachtet werden,  vielmehr  tragt  sie  den  Charakter 
der  Deposition.  Aber  sie  ist  eine  mildere  Form 
derselben,  well  sie  dem  Deponirten  ein  Recht 
auf  Unterhalt  gewährt,  und  ferner  die  Mög- 
lichkeit der  Wiederaufnahme  in  den  Kleriker- 
stand und  der  Wiederanstellung  in  dem  früheren 
Arote  offen  lässt.  Ihre  Entstehung  hängt  wohl 
mit  der  o.  S.  727  n.  2  a.  E.  erwähnten  Praxis 
zusammen. 

1  So  für  Bischöfe,  welche  die  Vorschriften  über 
Ordinationen  nicht  beachten,  Arles  IV.  514  c.  3 
(„anno  integre  missas  facere  non  praesumat'O, 
Orleans  III.  538  c.  6.  15.26;  Orleans  IV.  541 
c.  10;  Orleans  V.  549  c  8  (ebenso)  und  für 
Bischöfe,  welche  nicht  zur  Provinzialsynode 
kommen  oder  dieselbe  vorher  verlassen  (auf  6 
Monate),  Orleans  V.  549.  c.  6.  18;  für  andere 
Vergehen  (ohne  bestimmte  Zeit)  Braga  III.  675 
c  1.  5;  femer  bei  Gregor  I.  ep.  III.  45.  46,  2, 
656.  657  (gegen  einen  Bischof  auf  2  Monate, 
welcher  eine  Frau  hatte  durchprügeln  lassen)  und 
IV.  40  (s.  0.  S.  734  n.  1). 

Auch  Suspension  vom  Gebrauch  des  Palliums 
kommt  bei  Gregor  I.  ep.  II.  20  (2,  584)  vor. 

2  Hier  von  Immerwährender  Suspension  zu 
sprechen,  s.  Kober,  Suspension  S.  20  n.  2  mit 


Bezug  auf  Ancyra  c.  1,  s.  S.  727  n.  2,  heiast  die 
verschiedenen  Strafen  durcheinander  werfen, 
namentlich,  wenn  man,  wie  Kober,  Deposition 
S.  115,  dieselbe  Strafe  wieder  als  partielle  De- 
position bezeichnet,  vgl.  auch  o.  S.  731  n.  2. 

3  can.  BasUii  c.  69,  S.  731  n.  1 ;  Orleans  IV. 
541  c.  10;  Narbonne  589  c.  6  („aliquod  tem- 
pus");  Nov.  123  c.  1.  2  (o.  S.  731  n.  5). 

*  Antioch.  c  3.  S.  731  n.  4;  Orleans  III.  538 
c.  2;  0.  S.  733n.  3. 

^  Orleans  V.  549  c.  5  („iuxta  arbltrium  ponti- 
flds");  Nov.  123  clt  o.  11  („if  800^  xP^sw 
ixelsoi  oüviSoi"). 

6  Basüü  c.  70,  S.  731  n.  4. 

^  Das  folgt  aus  der  Natur  der  Sache. 

8  Wie  z.  B.  in  Chalced.  c.  20  cit  bis  zur  Ruck- 
kehr des  Klerikers  an  seine  Kirche,  welche  er 
früher  verlassen  hatte. 

^  Denn  in  diesen  Fällen  ist  es  erfordeilioh, 
dass  der  Bischof  die  Besserung  konstatirt  oder 
feststellt,  dass  der  Zweck  der  Suspension  erreicht 
ist.  Besondere  Vorschriften  über  die  im  Text  be> 
rührten  Fragen  finden  sich  nicht  Insbesondere 
ist  nirgends  angeordnet,  dass  die  Kleriker  sich 
zur  Beseitigung  der  Suspension  der  Busse  zu 
unterwerfen  haben.  Derartige  Bestimmoiigen 
finden  sich  erst  in  den  im  Franken-  und  West- 
gothenreiche  abgehaltenen  Konzillen,  zuerst  Or- 
leans I.  511  c.  7;  Orleans  lU.  538  c  2;  Lerida 
524  c.  5;  Narbonne  589  c.  8.  Vgl.  des  Weiteren 
auch  Kellner  S.  71.  72  und  unten. 

10  So  ebenfalls  auf  bestimmte  Zeit  s.  o.  S.  732 
n.  7 ;  Gregor.  I.  ep.  lU.  6,  ed.  Ben.  2,  628:  „de- 
cernimus  XXX  diernm  spatio  te  saora  communione 
privatum  (Bischof),  ab  omnipotent!  deo  . . .  tanti 
excessus  veuiam  cum  summa  poenitentia  ae  la- 
crymis  exorare";  bis  zur  Besserung  oder  Ab- 
stellung des  ordnungswidrigen  Verfahrens,  can. 
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Nur  vereinzelt  erscheiiiit  in  dieser  Periode 

9.  die  Entziehung  des  Amtseinkommens  für  eine  bestimmte  Zeit^ 
Ebenso  kommt  zwar  schon  seit  dem  5.  Jahrhundert,  aber  in  diesem  noch  selten 

10.  die  körperliehe  Züchtigung  als  Strafe  für  jüngere  Kleriker  und  Kle- 
riker der  niederen  Weihegrade  vor  2. 

Dagegen  sind  in  dieser  Zeit  von  der  Kirche  keine  rein  weltlichen  Strafen,  ins- 
besondere weder  Qeldbussen^  noch  Qefängnissstrafen^,  noch  auch  die  Strafe 


apoßtol.  6.  56.  58.  59;  Chalc.  20;  Hlppo  c.  6. 
S.  732  n.  6  u.  7  oder  ohne  Zeitbestimmung  tot, 
oan.  apost.  15.  45.  55.  56.  57.  72,  o.  S.  732  n.  6 
n.  7.  Eine  öffentliche  Busse,  um  sie  abzuwenden, 
wild  gleichfalls  iu  dei  älteren  Zeit  nicht  gefordert 
Wenn  bei  der  in  den  Gregorischen  Briefen  vor- 
kommenden, S.783  gedachten  Suspension  wieder- 
holt zugleich  die  Ableistung  der  Busse  in  einem 
Kloster  verlangt  wird,  so  hängt  dies  mit  der 
Aenderung  des  Busswesens  zusammen.  Ygl. 
unten  $.  256. 

i  Stat.  eccles.  aut.  c.  49 :  „clericus  qui  absque 
corpusculi  sui  inaequalitate  vlgiliis  deest,  sti- 
pendlis  privetur^,  wozu  offenbar  hinzuzudenken 
ist,  für  die  Zeit,  welche  er  gefehlt  hat. 

Ob  in  der  hier  fraglichen  Zeit  auch  die  Strafe 
der  öffentlichen  Rüge  auf  Synoden, 
welcher  erst  in  der  fränkischen,  burgundischen 
und  westgothischen  Kirche  seit  dem  6.  Jahrh. 
gedacht  wird,  s.  unten  §.  255,  praktisch  gewesen 
ist,  80  Kellner  S.  111,  erscheint  sehr  zweifel- 
haft, denn  weder  Antioch.  c.  25  noch  Ghalced. 
451  c  19  ((ißeXcjpixö);  iTtißX-rjTceö^ai,  brüderlich 
Bestrafen)  müssen  noth wendiger  Weise  darauf 
gedeutet  werden.  Sie  kommt  dann  auch  bei 
Gregor  I.  für  Bischöfe,  welche  in  der  Ver- 
waltung ihres  Amtes  nachlässig  sind,  vor,  ep. 
XIII.  26,  B.  2,  1236 :  „ut  eum  (episcopum)  coram 
aliis  sacerdotibus  vel  quibusdam  de  flliis  suis 
nobilibus  contestari  pro  hac  re  debeat  et  adhor- 
tari,  ut  vitio  torporis  excusso,  deses  esse  non 
debeat"  (c.  1  Dist.  LXXXIV)  u.  XIII.  27;  2, 
1236  (c.  2  ibid.). 

2  Zuerst  angedroht  Yannes  465  c  13 :  „quum 
ebrium  fuisse  constiterit,  ut  ordo  patitur,  aut 
30  dieram  spatio  a  communione  statuimus  sub- 
movendum  aut  corporali  subdendum  easQ  suppli- 
cio'',  wenngleich  allerdings  schon  Augustin  c.  1 
(ep.  133,  al.  169)  C  XXUI.  qu.  5  bemerkt:  „qui 
modus  correctionis . . .  (nämlich  vlrgarum  verberi- 
bus)  .  .  .  saepe  etiam  in  iudiciis  solet  ab  episco- 
pis  adhiberi^';  öfter  seit  dem  6.  Jahrh.  nicht  nur 
in  den  westgothischen,  burgundischen  und  frän- 
kischen Konzilien,  s.  $.  2ö5,  sondern  auch  in 
Italien,  s.  Gregor.  I.  ep.  IV.  27  v.  593,  Bened.  2, 
706  u.  ep.  XI.  71  v.  601,  1.  c  2,  1172  u.  c.  1  X 

de  calumn.  Y.  2 :  „prius  subdiaconatus  privet 

officio  atque  verberibus  publice  castigatnm  fa- 
ciat  in  exilium  deportari",  s.  auch  Gregor.  I. 
ep.  III.  41.  43,  0.  S.  733  n.  5  u.  c.  3  (Joh.  diacon. 
Vita  Gregor.  II.  31,  Jaf  f  ^  II.  ed.  n.  1978)  C.  Y 
qu.  6.  Vgl.  K  0  b  e  r ,  die  körperliche  Züchtigung 
als  kirchliches  Straf  mittel  i.  d.  Tübinger  theolog. 
Quartalschrift  1875.  Jahrg.  57.  S.  4 ff. 

3  Das  Gegentheil  behaupten  zwar  De  vo  ti  iu- 
stit  IV.  1.  §.  10.  n.  3  u,  V.  Schulte,  Lehrb. 

Uinschius,  Kirchenrecht  lY. 


4.  Aufl.  S.  215,  aber  die  Bezugnahme  auf  Au- 
gustin, s.  z.  B.  c.  35  0.  XXIII  qu.  5  und  die 
weiter  bei  Kober,  d.  Geldstrafen  im  Kirchen- 
recht, Tübinger  theolog.  Quartalschrift  1881. 
Jahrgg.  63.  S.  4.  5  augeführten  Stellen,  ist  ver- 
fehlt, denn  in  allen  diesen  ist  von  weltlichen 
Strafandrohungen  die  Rede,  Kober  a.  a.  0. 
Dass  die  Kirche  es  damals  nicht  für  ihren  Beruf 
erachtet  hat,  Geldstrafen  anzudrohen,  zeigt  die 
Bitte  des  Konzils  v.  Carthago  v.  404,  cod.  eccl. 
Afr.  c.  93;  Hef  ele  2, 98  an  den  Kaiser,  die  auf 
Geldstrafen  lautenden  Gesetze  wieder  in  Kraft 
zu  setzen,  und  wenn  Carthago  401  c.  6  in  der 
Fassung  der  Hispana  und  Pseudoisidors  (c.  3  C. 
XXI  qu.  5)  für  die  Vertheidigung  eines  durch 
Urtheil  der  Bischöfe  abgesetzten  Klerikers  die 
poena  damni  pecuniae  atque  honoris  aufweist, 
so  enthält  der  ursprüngliche  Text,  cod.  CiL  c.  62, 
Hef  ele  2,  82,  ebenfalls  nur  ein  Ersuchen  an  den 
Kaiser  um  eine  desfalsige  Anordnung.  Auch  in 
c.  4  (Gregor  I.)  C  XXIII.  qu.  6  ist  von  einer  Geld- 
strafe keine  Rede,  s.  o.  S.  49  n.  7.  Vgl.  über- 
haupt Kober  a.  a.  0.  S.  lOff. 

*  Kein  Konzil  dieser  Zeit  weist  eine  solche 
Straffestsetzung  auf.  Auf  dem  Konzil  von  Tyrus 
335  ist  unter  den  verschiedenen  Anklagepunkten 
gegen  Athanasius  auch  geltend  gemacht  worden, 
dass  er  abgesetzte  Bischöfe,  sowie  Priester  iu 
Banden  gehalten  und  die  Verfügung  von  Haft, 
Gefängniss  und  Leibesstrafen  seitens  des  welt- 
lichen Armes  gegen  sie  veranlasst  habe,  Socrat.  h. 
eccl.  I.  31 ;  Sozomen.  bist.  e.  II.  25;  Hef  ele  1, 
462.  464 ;  vgl.  femer  die  Beschwerdeschrift  über 
Nestorius  v.  Konstantinopel  v.  430  bei  M  a  n  6  i  4, 
1102  und  Chalcedon  451  aot.  I,  ibid.  6,  626,  wo 
berichtet  wird,  dass  Dioskur  v.  Alexandrien  auf 
der  Raubersynode  v.  Ephesus  449  Bischöfe  und 
Geistliche  eingesperrt  habe,  um  sie  zur  Unter- 
schrift zu  zwingen.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
man  in  diesen  Massnahmen  Ueberschreitungen 
der  kirchlichen  Amtsgewalt  gesehen  hat. 

Mehrfach  ist  aus  der  Erwähnung  der  decanica 
oder  diaconica  In  c.  30  v.  396  C.  Th.  XVI.  5  (c.  3 
C.  J.  I.  5)  und  Nov.  Justinian.  79  v.  639  c.  4, 
welche  man  als  Gefängnisse  für  Geistliche  be- 
zeichnet hat,  Walter,  K.  R.J.  191»;  Riohter- 
Dove-Kahl,  K.  R.  S.  792  n.  Ij  Perma- 
neder,  K.  R.  $.  342;  Mejer  i.  Herzog^ 
Real-Encyklopädie.  2.  Aufl.  3,  53S,  auf  das 
Vorkommen  von  Gefangnissstrafen  gegen  Kleriker 
geschlossen  werden.  Indessen  sind  die  Dekanika 
zu  den  Kirchen  gehörige  Baulichkeiten  gewesen, 
welche  in  erster  Linie  den  Zwecken  der  heutigen 
Sakristeien  dienten,  vgl.  Kober,  Gefingniss- 
Btrafe  gegen  Kleriker  und  Mönche  i.  d.  Tübinger 
theolog.  Quartalschrift  1877.  Jahrgg.  69.  S.  6ff. ; 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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des  Exils  ^  angedroht  oder  verhängt  worden. 

U.  Die  Anwendung  der  allgemeinen  kirchlichen  Strafen  gegen 
die  Kleriker.  Ausser  den  eben  besprochenen  Strafen,  welche  abgesehen  von  der 
körperlichen  Züchtigung  und  der  einen  der  erwähnten  Formen  der  Suspension  (o.  S.  7  3  i ) 
allein  als  DiscipUnarstrafen  gegen  Geistliche,  weil  sie  die  klerikale  Stellung  derselben 
betreffen,  zur  Anwendung  kommen  konnten,  hat  die  Kirche  auch  gegen  die  Kleriker 
von  denjenigen  Strafen,  welche  fttr  die  Laien  bestimmt  waren,  Gebrauch  gemacht. 
Dies  ist  zunächst  der  Fall  gewesen 

1.  in  Betreff  des  völligen  Ausschlusses  aus  der  Kirche^. 


H e u 6 6 r  i.  We tzeru.  Weite,  Kirchenlexikon. 
2.  Aufl.  8,  1128;  Hefele  1,  765,  wie  dies  auch 
c.  30  C.  Th.  cit.,  welche  den  Ketzern  alle  Bau- 
lichkeiten, Kirchen,  decanlca  u.  8.  w.  wegzu- 
nehmen heflehlt,  hest&tigt.  Allerdings  konnten 
die  Räume  in  diesen  Dekanika  —  das  ergiebt 
Nov.  79  cit.  —  zn  Haftzwecken  henntzt  werden, 
aher  die  sich  hier  findende  Androhung  der  Ein- 
schliessung  in  solche  Räumlichkeiten  seitens  der 
Bischöfe  bezieht  sich  auf  Exekutoren,  welche 
Mönche  gesetzwidrig  tot  das  weltliche  Gericht 
laden,  und  trifft  nicht  Geistliche,  jedenfalls 
nicht  Geistliche  als  solche,  sondern  Laien, 
Kober  S.  15.  22.  Auch  erscheint  diese  Ein- 
sperrung nur  als  eine  provisorische  Inhaftnahme, 
da  die  Inhaftirteu  nach  der  Nov.  cit.  mit  der  ent- 
sprechenden Strafe  belegt  werden  sollen. 

In  den  Briefen  Gregors  I.  wird  einmal,  so  Y. 
32  V.  595,  Jaff  ^  ed.  II.  n.  1347,  Bened.  2, 759; 
X.  4  V.  599  J.  n.  1769,  ed.  cit.  2,  1043,  der 
Untersuchungshaft  erwähnt,  andererseits  kommt 
auch  ep.  XIII.  45  v.  603,  J.  n.  1912,  1.  o.  2, 
1250:  ^s  qui  eo  snperstite  episcopus  perverse 
ac  contra  canones  in  ecclesia  eins  ordinär!  prae- 
sumpsit,  sacerdotio  privatus,  ab  omni  ecclesias- 
tico  ministerio  repellatur.  Qui  etiam  . .  Januario 
. ..  coepiscopo  nostro  tradendus  est,  ut  ab  ipso  in 
custodia  habeatur  ant  certe  ab  eo  ad  nos  per  om- 
nia  transmittatur^'  eine  Sicherungshart  für  einen 
intrudirten  Bischof,  der  abgesetzt  werden  soll, 
vor.  Dass  es  sich  dabei  nicht  um  Gefängniss- 
s träfe  handelt,  zeigt  die  dem  Briefe  beigefügte 
Sentenz  des  Adressaten  des  letzteren,  des  Defen- 
sors  Johann,  1.  c.  p.  1256,  welche  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Anweisungen  des  Papstes  in 
seinem  Schreiben  den  Eindringling  zum  ,,privari 
sacerdotio  et  ab  omni  ecctesiastico  ordine  remo- 
veri"  vernrtheilt.  Dies  Verfahren  hat  seinen 
Anhalt  am  römischen  Recht,  denn  schon  i.  J.400 
war  durch  kaiserliche  Konstitution,  c.  35  G.  Th. 
XVI.  2  u.  constit.  Sirmond.  II.  ed.  Haenel  p. 
448  nach  dem  Vorgange  Gratians  (vgl.  die  Bitte 
der  röm.  Synode  v.  380  unter  Damasus,  Man  si 
3, 616  und  das  Reskript  von  Gratian,  ibid.  p.  627) 
angeordnet,  dass  abgesetzte  Bischöfe ,  wenn  sie 
sich  wieder  in  den  Besitz  ihrer  Kirche  zu  setzen 
versuchen  oder  die  öffentliche  Ruhe  stören  würden, 
100  Miglien  von  ihrer  frühern  Bischofsstadt  ver- 
bannt werden  sollten,  und  Justinian  hat  in  der 
Nov.  123  V.  546  c.  11  weiter  bestimmt,  dass 
solche  Bischöfe  für  den  Fall  des  Wiederbetretens 
ihrer  Stadt  oder  des  Verlassens  des  ihnen  ange- 
wiesenen Aufenthaltsortes  in  ein  Kloster  olnzu- 
sperren  seien.  Daher  verfügt  denn  auch  Gregor  I. 


ep.  XII.  31  v.  602,  J.  n.  1860;  2, 1202,  dass  ein 
abgesetzter  Bischof,  welcher  wieder  In  sein  Bis- 
thum  eingedrungen  und  kirchliches  Vermögen 
an  sich  genommen  hatte,  falls  er  dasselbe  nicht 
rcstituiie,  „in  monasterium  mittendus  est,  ut 
saltem  coactus  reddat,  quod  male  anferre  non 
tlmuit^,  und  benutzt  die  landesgesetzlich  ge- 
stattete Einsperrung  zugleich  als  Zwangsmass- 
regel. Als  wirkliche  Strafe  kommt  also  die  In- 
haftirung  oder  Einsperrung  in  ein  Kloster  gegen 
Geistliche  im  römischen  Reiche,  a.  M.  Kober 
a.  a.  0.  S.  32  und  Kellner  S.  41,  nicht  vor. 
Wohl  aber  wird  diese  Strafe  in  den  Germanen- 
reichen,  bei  den  Westgothen,  Burgundern  und 
Franken  seit  dem  6.  Jahrh.  in  der  Gestalt  der 
Einsperrung  in  ein  Kloster  und  einer  sonstigen 
Elnschliessung,  Agde  506  c.  60;  Epaon  517  c. 
22  und  Macon  581  c.  5.  8,  üblich. 

1  Das  Konzil  von  Riez  439  c.  9,  welches  sich 
freilich  nur  in  einer  Handschrift  der  Uispana 
findet  (Maassen,  Gesch.  der  Quellen  des  ka- 
nonischen Rechts  1,  192),  verlangt  allerdings, 
dass  diejenigen,  welche  Unruhen  gegen  ihre  Bi- 
schöfe erregen  und  deswegen  exkommunizirt 
sind,  „exilio  relegari",  o.  S.  702  n.  11,  aber  hier 
handelt  es  sich  —  abgesehen  von  der  Frage,  ob 
der  c.  9  cit.  dieser  Zelt  überhaupt  angehört  — 
um  eine  Nachbildung  von  Antioch.  341  o.  5,  und 
um  eine  blosse  Forderung  an  die  weltliche  Ge- 
walt, die  Unruhestifter  zu  entfernen,  wie  schon 
früher  orientalische  Synoden,  so  die  von  Tyrus 
335,  betreffend  Athanasius,  Hefele  1,469,  den 
von  ihnen  abgesetzten  Bischöfen  verboten  haben, 
in  ihre  Bischofsstadt  zurückzukehren,  und  eine 
solche  Massregel  in  Erwartung  der  Bestätigung 
der  Kaiser,  welche  wiederholt  Bischöfe  verbannt 
hatten,  a.a.O.  1,469.  473,  ausgesprochen  haben 
(vgl.  unten  §.  252).  Etwas  anderes  ist  auch  wohl 
nicht  in  Gregor  I.  ep.  XI.  71  v.  601,  2,  1172 
cit.,  0.  S.737n.  2,  gemeint,  und  wenn  einsd.  ep. 
XIU.  45,  B.  2,  1250.  1251 ,  betreff  eines  Bi- 
schofs bemerkt  wird:  „ut  si  nulla  contra  eum 
criminalis  causa  quae  exilio  veldepositione  digna 
est,  mota  sive  probata  est^  so  handelt  es  sich 
hier  um  Verbrechen,  welche  vom  weltlichen 
Recht,  wie  namentlich  die  Ketzerei  und  Schisma 
(s.$.  252),  mit  dem  Exil  bedroht  sind.  Dasselbe 
gilt  auch  von  der  Erwähnung  des  Exils  in  ver- 
schiedenen Briefen  von  Pelagius  I.  (555 — 560), 
Jaf  f  ^,  reg.  II.  ed.  n.  994  und  n.  968  (c.  18  C. 
XVI.  qu.  1),  vgl.  auch  ibid.  n.  1018. 

2  Neocäsarea  314  —  326  c.  1  (für  Priester, 
welche  Unzucht  treiben  oder  Ehebruch  begehen); 
Antioch.  341  c.  1;    Laodicea  343-381  c.  36; 
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Allerdings  heben  einige  ältere  Kanonen  hervor,  dass  diese  Strafe  gegen  Kleriker 
nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden  soll,  weil  ftlr  die  letzteren  die  Deposition  schon 
die  höchste  Strafe  sei  nnd  bei  der  Verhängnng  des  grossen  Bannes  neben  derselben  der 
Kleriker  doppelt  gestraft  werden  würde  ^  indessen  ist  dies  kein  das  kirchliche  Dis- 
ciplinarrecht  beherrschender  allgemeiner  Gmndsatz  gewesen  ^^  vielmehr  hat  die  kirch- 
liche Gesetzgebung  für  besonders  schwere  Vergehen,  namentlich  für  solche,  welche 
unter  die  alten  drei  Hauptsünden  fielen^,  von  Anfang  an  auch  die  Exkommunikation 
angedroht^. 

Bei  den  Klerikern  musste  dieselbe,  weil  sie  den  Exkommunicirten  vom  Leibe 
derEärche  abschnitt,  zugleich  die  Absetzung  und  alle  Folgen  derselben,  insbesondere 
die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande  in  sich  begreifen,  denn  selbstverstflndlich 
kann  demjenigen,  welchem  die  Mitgliedschaft  in  der  ELirche  entzogen  wird,  weder 
sein  kirchliches  Amt  noch  die  Zugehörigkeit  zum  Klerikalstande  erhalten  bleiben^. 


can.  apostol.  29.  30.  31.  61.  62,  vgl.  o.  S.  701 
n.  4;  S.  702  n.  3;  S.  701  n.  6;  S.  701  n.  3 ; 
S.  706  n.  3  und  S.  701  n.  11 ;  EMra  306  c.  65. 
Vgl.  auch  die  weiteren  Anmerknngen. 

i  can.  apost.  26:  ^^ETriaxoTtoc  ^  TrpeoßüTCpo; 

■staftaipetaOoixaliJL^jdcpoptC^oW  X^Y^t  fäp  ii  Ypi^*/]* 

XoiTtol  xXtjptxol  Tg  aix^  alp^aet  ÖTroxelaöcösav'' ; 
Basilii  ep.  188  (can.  I)  c.  3  (unter  Bernfang 
auf  einen  alten  Kanon,  offenbar  c.  25  cit.");  ep.  199 
Tcan.  II)  c  32:  „Ol  t?jv  7rp6;  ftdlvaTov  dptipTlav 
apt-aptdvovxe^  xXTjptxol  toO  ßaOjxoO  xaxaYOVTa!, 
T^C  xotv(ov(oc^  06  Töv  Xaixt&v  oüx  d^e^pYOvrai'  Oi 
Ifdp  iYZixiiati^  hU  ii:\  tö  auxö";  ep.  217 
(cAn.  III)  c.  51. 

2  So  namentlich  Schilling,  Kirchenbann 
S.  114. 

3  S.  0.  S.  694,  also  Abfall  vom  Glauben,  Un- 
zucht nnd  Tödtung,  vgl.  auch  Anm.  5. 

^  Dadurch  v^ird  die  Unrichtigkeit  dessen,  was 
in  c.  32.  51  Basilii  behauptet  ist,  dargethan. 

5  Mehrfach  wird  zugleirh  mit  der  Exkommuni- 
kation, nnd  zwar  an  erster  Stelle  die  Deposition 
angedroht,  Elvira  306  c  20  für  Wucher  („degra- 
dari  et  abstineri");  Ancyra  314  c.  18  (zu  Bi- 
schöfen gewählte  Priester,  welche  in  ihrem  Bis- 
thum  nicht  angenommen  sind  und  in  ihrer  bis- 
herigen Stellung  als  Priester  Parteiungen 
erregen);  Arles  II  443  o.  452  c.  14  (Wucher); 
can.  apost.  30.  31.  51  (^ Simonie  und  ketzerische 
Handlungen),  vgl.  auch  Felic.  II  ep.  ad  Acao.  v. 
484,  Thiel  1,  246:  „sacerdotali  honore  et  com- 
munione  catholica  nee  non  etiam  a  fldelium  nu- 
mero  segregatus,  sublatum  tibi  nomen  et  munus 
ministerii  sacerdotalis  agnosce,  s.  spiritus  iudicio 
et  apostolica  per  nos  auctoritate  damnatns,  num- 
quamque  te  anathematla  vinculis  exuendus", 
Leon.  1  ep.  ad  episc  p.  Campan.  443,  Ball  er. 
1,  611,  c.  5:  Felic.  II  ep.  ad  der.  Constant.  484, 
Thiel  1,  252;  Gelas.  1  ep.  ad  episc.  Luc.  494 
c.  6.  14,  ibid.  p.  366.  371 ;  Agde  506  c.  50;  To- 
ledo II  531  c.  3. 

Wenn  aber  andererseits  Elvira  c.  18  für  die 
Kleriker  der  höheren  Weihegrade,  welche  im 
Ehebruch  ertappt  sind,  das:  „nee  in  flnem  com- 
munionem   accipere  debere'^  und  Neocäsar.  c.  1 


das :  „i5»^ei<J^aiaixövTlXeovxalÄY6odaiauTÖv  eU 
{xeravolav^,  Sardica  343  c.  1  für  die  eigenmächtige 
Transmigration  des  Bischofs  auf  ein  anderes  Bis- 
thum  das:  „\».i\  hk  Xaixmv  l^^iv  toO«  toio6tou; 
)rp'^vat  xotvQ)v(av''  androht ,  so  ergiebt  sich  aus 
diesen  Strafvorschriften  deutlich  genug,  dass  von 
irgend  welchen  klerikalen  Rechten  für  den  Aus- 
geschlossenen keine  Rede  mehr  sein  kann,  nicht 
minder  daraus,  dass  Arles  314  c.  12  wuche- 
rische Kleriker  mit  dem  „h  communione  absti- 
nere"  der  Exkommunikation  bestraft,  während 
Elvira  c.  20  (s.  vorher)  auch  des  degradarl  er- 
wähnt, vgl.  übrigens  noch  Zosiml  ep.  ad  Anrel. 
417,  Ooustant  p.  958:  „ne  Tuentium  et  Ur- 
sum  in  communione  ecclesiae,  in  quocumque 
gradu  ecclesiastico,  a  quo  in  totum  anathemati- 
zati  sunt,  suscipiendos  esse  dueatis";  Fei.  U 
ad  Vetran.  490  (o.  S.  702  n.  10);  Saragossa  380, 
c.  6 ;  Toledo  400  c.  4  (o.  S.  708  n.  3) ;  Toutd 
461  c.  3  u.  Yannes  465  c.  16  (a  communione 
oder  ab  ecclesia  alienus) ;  Agde  506  c.  8 ;  Lerida 
524  0.  536  c.  16  (.^reus  sacrilegii  prolixiori 
anathemate  condemnetur '^  Daher  wurde  auch 
das  Amt  des  exkommunicirten  Bischofs  sofort 
wieder  besetzt,  vgl.  Euseb.  h.  e.  VII.  30;  Kell  - 
ner  S.  78.  82.  Dass  die  Exkommunikation  dem 
Geistlichen  weder  Amt  noch  PfirRnde  entzieht, 
Kober,  Deposition  S.  693,  ist  wohl  för  das 
spätere  und  neuere  Recht,  nicht  aber  fQr  das 
ältere  zutreffend.  Allerdings  verordnet  Ephes. 
431  c.  1,  dass  betreffs  des  bizh  tt)^  ouv65ou  ^ße- 
ßXTQpiivo;  xai  dvev^pipQxo;  (Metropoliten)  die  an- 
deren Bischöfe  und  anderen  Metropoliten  dafQr 
sorgen  sollen,  „tö  irdvTY) xal tou  ßa&pioO  Tfj?  iiriaxo- 
ir^;  dxßXtjOfjvai",  indessen  ist  Wer  von  der  fak- 
tischen Entfernung,  der  Realisirungder  Absetzung 
die  Rede,  die  Stelle  bestätigt  also  auch,  dass  die 
Deposition  in  der  völligen  Ausschliessung  mitent- 
halten Ist.  Ueber Carthago  387  c.  8,  s.  o.  S.702  n.  11. 
Durch  diese  Anffihrungen  widerlegt  sich  die 
Ansicht  von  Schilling,  Kirchenbanns.  114, 
dass  die  Exkommunikation  der  Geistlichen  in 
der  Regel  nur  die  Ausschliessung  aus  der  kleri- 
kalen Gemeinschaft  gewesen  sei,  nnd  ebenso  die 
Meinung  von  MQ neben  2,219  ff.,  dass  die  Ex- 
kommunikation der  Kleriker  in  der  vorüber- 
gehenden Ausschliessung  aus  dem  Kollegium 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  247. 


Im  übrigen  äusserte  sie  ftlr  die  Kleriker  dieselben  Wirkungen,  wie  fOr  die 
Laien  ^ 

Wie  diese,  um  die  Wiederaufnahme^  in  die  Kirche  zu  erlangen, 
sich  der  öffentlichen  Busse  unterziehen  mussten,  so  hatten  auch  die 
exkommunicirten  Kleriker  dieselbe  auf  sich  zu  nehmen^. 

Die  herrschende  Meinung^  behauptet  allerdings,  dass  seitens  der  römischen  Bi- 
schöfe gegen  Ende  des  4.  Jahrhunderts  die  Anschauung  geltend  gemacht  worden  sei, 
dass  Kleriker  der  öffentlichen  Busse  nicht  unterstellt  werden  dürften,  vielmehr  im  Ge- 
heimen ihre  Bussübungen  vollziehen  müssten,  indem  sie  darin  einen  Versuch  findet, 
das  Priesterthum  über  die  Gemeinden  in  der  Art  zu  erhöhen,  dass  dasselbe  wenig- 
stens äusserlich  rein  und  frei  von  Sünden  erscheinen  sollte. 

Indessen  beruht  diese  Ansicht  auf  einem  Missverständniss  der  einschlagenden 
Quellenstellen  ^  während  in  Wahrheit  von  den  römischen  Bischöfen  gar  nicht  in  die 
hier  fraglichen  Verhältnisse  eingegriffen  worden  ist. 


der  BiBchofe  und  aus  der  Gemeinschaft  mit  ihnen 
bestanden,  also  die  zeltweise  Unterbrechung  des 
amtlichen  und  brüderlichen  Verkehrs  mit  den 
Gliedern  des  Lehrkörpers  nud  die  Pflicht  für  die 
Gläubigen,  sich  der  „höheren^'  (I)  Kirchenge- 
meinschaft mit  dem  Exkommunicirten  zu  ent- 
halten, nach  sich  gezogen  habe,  weshalb  sie  auch 
Suspension  und  Interdikt  genannt  worden  sei 

1  S.  0.  S.  704  u.  vgl.  auch  S.  699.  700. 

2  Wegen  der  yerschiedenartigen  Anwendung 
der  Exkommunikation,  welche  für  die  Möglich- 
keit und  die  Zeit  der  Wiederaufnahme  von 
Einfluss  war,  galt  auch  für  die  Geistlichen  das- 
selbe, wie  für  die  Laien,  s.  o.  S.  699  fF.  u.  S.7iö; 
ep.  Felle.  II  cit.  und  Kellner  S.  83. 

3  Allerdings  ist  von  manchen,  vgl.  Bin  t  er  im 
V,  %  S.  281  und  die  dort  dtirten  Aelteren  — 
anscheinend  so  auch  Schmitz,  Bussbücher 
S.  125  ff.  —  behauptet  worden,  dass  Bischöfe, 
Priester  und  Diakonen  von  Anfang  an  der  öffent- 
lichen Busse  nicht  unterworfen  gewesen  seien, 
nachMorlnus  lY.  12,  p.  191  soll  dagegen  eine 
solche  Aenderung  erst  nach  dem  Novatianischen 
Schisma,  also  im  3.  Jahrh.  eingetreten  sein. 
Aber  wie  noch  im  3.  Jahrh.  die  Leistung  der 
öffentlichen  Busse  durch  Kleriker  der  höheren 
Weihegrade  von  Cyprian  bezeugt  wird,  o.  S.  696 
u.  7  und  Kellner  S.  92.  93  (dadurch  wider- 
legen sich  die  haltlosen  Annahmen  Binterims 
S.  286),  so  finden  sich  auch  noch  in  der  folgenden 
Zeit  Erwähnungen  der  Busse  —  und  um  eine 
andere  als  die  öffentliche  kann  es  sich  nicht  han- 
deln —  für  Priester  und  Diakonen  und  allge- 
mein für  alle  Kleriker,  welche  exkommuniclrt 
worden  waren,  sowohl  im  Orient,  Neooasarea 
314—325  c.  1  und  can.  62  apost.,  als  auch  im 
Abendlande,  Elvira  306  c.  76  und  Saragossa 
380  c.  6. 

''  Welcher  ich  selbst  noch  Bd.  I.  S.  39  gefolgt 
bin,  ygU  ausser  den  dort  dtirten  noch  Kober, 
Deposition  S.  70  ff . ;  Lönlng,  1,  185;  Kell- 
ner S.  98. 

^  Zuerst  soll  Slrlcius  ep.  ad  Eimer.  385, 
c.  66  Dlct  L :  „lUud  quoque  nos  par  fuit  provi- 
dere,  utsicut  poenitentiam  agere  cul- 
quam  non  concedltuiclerlcorum,   itaet 


post  poenitentiam  ac  reconciliationem  null!  um- 
quam  lalco  liceat  honorem  clericatus  adipisci, 
quia  quamvis  sint  omnium  peccatorum  conta- 
gione  mundati,  nulla  tamen  debent  gerendorum 
sacramentorum  Instrumenta  suscipere,  qul  du- 
dum  fuerint  vasa  viciorum'',  den  Grundsatz  auf- 
gestellt haben,  dass  die  Kleriker  der  öffentlichen 
Busse  nicht  unterworfen  werden  dürften.  Aber 
Slrlcius  erwähnt  es  blos  als  eine  Thatsache, 
dass  keinem  Kleriker  die  Leistung  der  Busse  ge- 
stattet werde,  um  die  Ausschliessung  Ton  Laien, 
welche  ehemals  Büsser  gewesen  waren,  vom 
Klerikalstande  zu  rechtfertigen.  Da  er  offenbar 
wegen  der  Anm.  3  cltirten  Stellen,  ohne  sich 
einer  Unwahrheit  schuldig  zu  machen  oder  eine 
auffällige  Unkenntniss  der  älteren  Kanones  zu 
verrathen,  eine  solche  Behauptung,  wie  sie  ihm 
untergelegt  wird,  nicht  machen  konnte,  so  muss 
die  Annahme,  er  spreche  von  der  öffentlichen 
Busse  als  eines  Mittels  für  Kleriker,  sich  von 
der  gegen  sie  yerhängten  Exkommunikation  frei 
zu  machen,  von  der  Hand  gewiesen  werden.  Die 
Stelle  handelt  von  der  Zulassung  zum  Klerikal- 
stande und  zu  kirchlichen  Aemtem«  Die  Erwäh- 
nung der  Busse  für  die  Kleriker  kann  also  nur 
dazu  in  Beziehung  stehen,  und  unter  diesem 
Gesichtspunkt  wird  die  Aeusserung  des  Papstes 
dahin  zu  verstehen  sein,  dass,  wie  den  sündi- 
genden Klerikern  nicht  die  Leistung  der  öffent- 
lichen Busse  gestattet  wird,  um  im  Klerikalstand 
und  in  ihren  Aemtem  verbleiben  zu  können, 
ebensowenig  sündigende  Laien,  welche  die 
öffentliche  Busse  geleistet  haben,  in  den  Kleri- 
kalstand aufgenommen  werden  sollen.  In  demsel- 
ben Sinneist  die  weiter  herkömmlicher  Weise  an- 
gezogene Stelle  von  Leo  I.  ep.  ad  Rustic.  Karbon. 
V.  4öiB  c.  2  (In  c.  67  Dist.  I.):  „Alienum  est  a 
consnetudine  eccleslastica,  ut  qul  in  presbytcrall 
aut  dlaconl  gradu  fuerint  consecrati,  ii  pro  cri- 
mlne  aliquo  suo  per  manus  impositionem  reme- 
dium  acclpiant  poenltendi,  quod  sine  dubio  ex 
apostolica  tradltlone  descendit  secuudum  quod 
scriptum  est:  Sacerdos,  si  peccaverlt,  quls  ora- 
bit  pro  illo  ?  Unde  huiusmodl  lapsls  ad  proroe- 
rendam  miserioordiam  dei  privata  est  expetenda 
secessio,  ubl  Ulis  satisfactio,  si  fuerit,  digna,  sit 
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2.  Ferner  ist  auch  wiederholt  für  die  Kleriker  die  Suspension  von  den 
gewöhnlichen  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  zur  Anwendung  ge- 
bracht worden  ^  nur  dass  diese  nicht  ohne  gleichzeitige  provisorische  Enthebung  von 
den  kirchlichen  Amtsrechten  verhängt  werden  konnte,  da  man  denjenigen,  welchem 
man  die  ersteren  ftlr  eine  Zeit  lang  entzog,  föglich  nicht  die  letzteren  ausüben  lassen 
durfte. 

3.  Weiter  finden  sich  vor  dem  6.  Jahrhundert,  wenngleich  nur  vereinzelte  Spu- 
ren davon,  dass  auch  die  blosse  Ausschliessung  von  der  Abendmahls- 
gemeinschaft gegen  Kleriker  ausgesprochen  worden  ist  2.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dass  man  ihnen,  wenn  man  sie  von  der  letzteren  fem  hielt,  auch  die  Spendung  der 
Eucharistie  und  die  Vornahme  der  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen  ent- 
ziehen, und  dass  daher  die  Suspension  von  den  Amtsbefugnissen  als  eine  angemesse- 
nere Strafe  erscheinen  musste'.  So  betrifft  denn  der  einzige  sichere  Fall  der  Anwen- 
dung dieser  Strafe  aus  älterer  Zeit  einen  Geistlichen  der  niederen  Weihen^,  und  als 
von  derselben  später  unter  Gregor  I.  häufiger  Gebrauch  gemacht  wird,  erscheint  sie 
stets  in  Verbindung  mit  der  Suspension  von  allen  Amtsrechten  ^. 


etiam  fructuosa",  aufzufassen.  Daför  spricht 
auch  c.  12  Carthago  401  (cod.  eccl.  Afric.  c.  27), 
welchen  fir eilich  L  ö  n  1  n  g  als  Beweis  dafür  an- 
sieht, dass  die  afrikanischen  Bischöfe  sich  das 
Verbot  des  Siricins  angeeignet  haben:  „ut  si 
qnando  presbyteri  vel  diaconi  in  aliqna  graTiori 
culpa  convicti  fuerint,  qua  eos  a  ministerio  ne- 
cesse  Sit  removeri,  non  eis  manus  tanquam 
poenitentibus  vel  tanquam  fldelibus  laicis  impo- 
nantur"  (o.  65  Dist.  L)  d.  h.  Priester  und  Dia- 
konen, welche  wegen  ihres  sündhaften  Verhal- 
tens der  Absetzung  unterliegen,  dürfen  nicht 
zur  öffentlichen  Busse  zugelassen,  müssen  viel- 
mehr abgesetzt  werden.  Alle  Stellen  handeln 
also  gar  nicht  von  exkommunicirten  Geistlichen, 
und  sie  wenden  sich  nicht  dagegen,  dass  solche 
—  denn  diese  waren  ja  auch  zugleich  abgesetzt 
und  standen  den  Laien  rechtlich  gleich  —  der 
öffentlichen  Busse  unterstellt  werden,  vielmehr 
gegen  die  Anschauung,  dass  wie  dem  ausge- 
schlossenen Laien  durch  öffentliche  Busse  der 
Rücktritt  in  die  Kirche  und  in  seine  kirchlichen 
Mitgliedsrechte  möglich  sei,  auch  den  Klerikern, 
wenn  sie  schwere,  mit  der  Deposition  bedrohte 
Sünden  begangen  haben,  durch  eine  solche  Busse 
die  Wiederzulassung  zur  communio  clericalis, 
d.  h.  zum  Klerikerstande  und  zu  den  früheren 
Aemtern  gewährt  werden  müsse,  vgl.  auch  c.  9 
(Gregor  L,  Jaf f  ^  ed.  II.  n.  1298)  Dist.  L.  u.  c.  10 
(id.)  ead.  Dem  steht  auch  stat.  eccles.  ant  c.  57 : 
^Clericus  maledicus,  maxime  in  sacerdotibus, 
cogatur  ad  postulandam  veniam ;  si  noluerit  de- 
gradetur,  nee  umquam  ad  officium  absque  satis- 
factione  revocetur",  nicht  entgegen,  denn  dieser 
setzt  zwar  die  Möglichkeit  einer  Wiederanstellung 
voraus,  indessen  war  eine  solche  bei  den  Depo- 
nirten  im  Wege  der  Gnade  nicht  absolut  ausge- 
schlossen (o.  S.  727  n.  2)  und  es  wird  auch 
nicht  als  Voraussetzung  der  Begnadigung  die 
poenitentia,  die  öffentliche  Busse,  sondern  blos 
eine  andere  Genugthuung  (Abbitte  und  Privat- 
busse) gefordert. 

Weiter  kommt  in  Betracht,  dass  Felix  II.  auf 


der  römischen  Synode  v.  487,  o.  S.  700  n.  2, 
Bischöfe,  Priester  und  Diakonen,  welche  aller- 
dings dem  grossen  Bann  verfallen  waren,  der 
öffentlichen  Busse  unterworfen  hat,  und  sich  also 
nach  der  herrschenden  Annahme  mit  den  Anord- 
nungen seiner  Vorganger  Siricius  und  Leo  I.  in 
Widerspruch  gesetzt  haben  müsste. 

Demnach  ist  die  Meinung  K  ob  e rs  Deposition 
S.  67,  dass  die  ältere  Kirche  der  Deposition  als 
Strafverschärfung  die  öffentliche  Busse  hinzuge- 
fügt habe,  und  diese  Praxis  nach  Siricius  und 
Leo  I.  aufgegeben  worden  sei,  haltlos,  insbeson- 
dere hat  er  dabei  übersehen,  dass  in  allen  Fällen, 
in  welchen  diese  Art  der  Busse  vorkonimt,  der 
Kleriker  gleichzeitig  von  der  grossen  Exkommu- 
nikation betroffen  ist  Endlich  kann  Orange  I 
441  c.  4  ;,Poenitentiam  desiderantibus  clericis 
non  negandam^  nicht  als  Beweis  dafür  betrachtet 
werden,  so  Löning,  1,  187,  dass  sich  die 
gallische  Kirche  gegenüber  der  Neuerung  von 
Siricius  ablehnend  verhalten  habe,  vielmehr  soll 
dadurch  nur  den  exkommunicirten  Klerikern  das- 
selbe Recht,  wie  solchen  Laien,  gewährt  werden. 

1  S.  0.  S.  732. 

2  S.  den  Fall  des  Tntus,  welcher  nach  dem 
citirten  Briefe  Felix  II.,  o.  S.  710  n.  5  „de  pro- 
vectioribus  clericis"  zum  defensor  gemacht  wor- 
den war. 

3  Dies  bestätigt  die  o.  a.  a.  0.  vertretene  An- 
nahme, dass  in  ep.  Gelasii  I  ad  Philipp,  die 
Strafe  die  grosse  Exkommunikation,  nicht  aber 
der  blosse  Ausschluss  von  der  Abeudmahlsge- 
meinschaft  war. 

*  Dass  Tutus  (s.  Anm.  2)  kein  Priester  war, 
ergiebtsich  daraus,  dass  der  Papst  ihn  nur  als  zu 
den  clerici  gehörig  bezeichnet.  Will  man  den  i. 
d.  vor.  Anm.  gedachten  Fall  hierher  rechnen,  so 
steht  er  dieser  Auffassung  nicht  entgegen,  denn 
immer  ist  die  Strafe  gleichzeitig  mit  der  Abset- 
zung gegen  den  Priester  verhängt  worden ;  dieser 
war  also  schon  aus  dem  Klerikalstande  ausge- 
schlossen. 

5  S.  0.  S.  733. 
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ni.  Die  besondereDisciplinarstrafe  gegenBischöfe.  Endlich  kommt 
noch  ausschliesslich  fttr  Bischöfe  eine  Strafe,  weiche  seit  dem  4.  Jahrhundert  in 
Afrika',  Gallien  und  Spanien ^  üblich  geworden  ist,  die  Versagung  der  communio 
fratrum^,  c.  caritatis*  oder  caritatU  fratemae^  oder  auch  excommunicatio  fratema 
genannt^,  in  Betracht.  Sie  besteht  darin,  dass  sie  den  schuldigen  Bischof  von  allem 
amtlichen  Verkehr  mit  seinen  übrigen  Amtsbrüdem  ausschliesst,  ihm  aber  sonst  seine 
bischöfliche  Stellung  und  die  Ausübung  seines  Amtes  in  seinem  eigenen  Bisthum 
nicht  schmälert.  Während  er  also  innerhalb  des  letzteren  alle  Weihehandlungen  vor- 
zunehmen, z.  B.  die  Messe  zu  celebriren,  zu  taufen  und  zn  ordiniren,  sowie  seine 
Jurisdiktion  nach  allen  Richtungen  auszuüben  berechtigt  war^,  hatte  er  keine  Be- 
fugniss,  den  Provinzial-  und  höheren  Synoden,  zu  denen  seine  Mitbischöfe  zusammen- 
traten, anzuwohnen,  die  von  ihm  ausgestellten  Qemeinschaftebriefe  galten  rechtlich 
nicht  als  solche,  und  wenn  er  in  eine  fremde  Diöcese  kam,  wurde  er  dort  nicht  als 
Bischof  aufgenommen^,  also  auch  nicht  zu  geistlichen,  insbesondere  bischöflichen 
Funktionen  zugelassen^. 

Die  Strafe  wird  namentlich  für  Disciplinarvergehen  der  Bischöfe,  welche  sich 
als  Verletzungen  der  Rechte  der  Synoden  oder  der  Mitbischöfe  oder  des  Metropoliten 
darstellend^,  angedroht. 


1  Augustin.  ep.  209  (al.  261)  dt.:  ^ Ciamet 
Victor  episcopus,  cui  nnsquam  nisl  in  eins  dioe- 
cesi  ab  alio  communicatur  eplscopo :  Claroet,  in- 
qaam,  aut  ubiqae  communicare  debui  aut  ctlam 
in  meis  locis  communicare  non  debui^';  Garth. 
401  c.  11  u.  14  (cod.  eccl.  Afric.  o.  76. 80) ;  Oarth. 
418  c.  16  (1.  c.  c  123) ;  Carth.  419  (1.  c.  c.  133). 

2  Vgl.  die  folgenden  Anm.  Für  den  Orient 
'wird  sie  nur  einmal  —  bier  hat  sich  wohl  occi- 
dentalischer  Einflnss  geltend  gemacht  —  erwähnt, 
Leo  I.  ep.  ad  Anatol.  451,  Baller.  1,  1038  ge- 
nehmigt nämlich  den  nnter  Mitwirkung  seiner 
Legaten  gefaasten  Synodalbeschlnss ,  dass  ein- 
zelne Bischöfe,  welche  sich  auf  derRäubersynode 
hatten  terrorisiren  lassen,  in  der  Art  wieder  in 
die  Kirchen gemeinschaft  aufgenommen  werden 
sollten :  „ut  snarnm  Interim  ecclesiarum  essent 
commnnioue  contenti'^i  Hefele2,  399.  Darüber, 
dass  die  Annahme,  die  Strafe  sei  auch  in  Chalced. 
451  c.  20  angedroht,  falsch  ist,  ygL  o  S.  732  n. 
7;  Hefele  2,  523  und  Kober,  Suspension 
S.  293. 

3  Arles  II 443  0.  452  c.  19;  Tours  I  461  c.  9; 
Orleans  I  511  c.  6;  Arles  II  c.  8;  Orleans  IV 
541  c.  10;  coetus  fratemus,  Merida  666  c.  21. 

*  Agde  506  c.  35 ;  Tarragona  516  c.  6 ;  Or- 
leans III  536  c  6;  Orleans  V  549  c.  9.  17;  Ar- 
les V  554  c.  1. 

5  Macon  585  c.  20. 

«  Braga  I  563  r.  22  i.  f.;  Tonrs  II  667  c,  1 : 
„usqne  ad  maiorem  synodum  a  metropolitano  et 
comprovincialibns  maneat  excommunicatns  nee 
ei  ex  alia  provincia  uUus  episcopus  interea  com- 
mnnicare  praesnmat**. 

In  den  altem  Konzilien  kommen  blos  Aus- 
drücke, wie  non  habere  c.  oder  a  eeterontm  c, 
ietunrtusj  Saragossa  380  c.5;  cod.  eccl.  Afrlc.  c. 
76.  80.  123.  133  cit  vor. 

Die  gleiche  Bedeutung  hat  Toledo  II  527  o. 


531  c.  2 :  „totius  fraternitatis  reum  esse  se  no- 
\erit«. 

'^  Das  ergiebt  sich  alles  aus  der  wiederholten 
Anordnung,  dass  der  Bischof  ^communione  suae 
ecclesiae  contentus  slt",  cod.  Afrlc.  76.  80  clt. 
und  Leo  I.  in  Anm.  2. 

8  Aber  ein  anderer  Bischof,  welcher  in  die 
Diocese  des  Bestraften  kommt,  muss  ihn  recht- 
lich als  Bischof  anerkennen,  Augustin.  cit  o. 
Anm.  1. 

0  Dies  sind  alles  Konseqnenzen  der  Vertagung 
des  Verkehrs,  Tours  II  c.  1 :  ;,nec  ei  ex  alia  pro- 
Yincia  uUus  episcopus  interea  communicare  prae- 
sumat". 

Ob  die  suspensio  blos  a  caritate  metropoliianii 
Orleans  V  c.  17,  und  Paris  V  c.  11  nur  die  gedachten 
Folgen  für  den  Verkehr  mit  dem  Metropoliten, 
einschliesslich  der  Fernhaltung  Yon  den  Synoden 
oder  auch  für  die  übrigen  Bischöfe  hat,  erscheint 
zweifelhaft,  wahrscheinlich  ist  das  letztere,  weil 
die  Nichtbefolgung  der  Anweisungen  des  Metro- 
politen dadurch  bestraft  werden  soll,  und  bei  der 
ersteren  Annahme  die  Strafe  nicht  wirksam  genug 
wäre.  Dafür  spricht  auch  Toledo  XIII  c.  8,  welches 
für  Bischöfe  wegen  Nichtbeachtung  der  Berufung 
durch  den  Metropolicen  oder  König  die  Strafe  der 
excommunicatio  contemptorum,  d.  h.  Ausschluss 
Yon  der  Gemeinschaft  der  Metropoliten,  der 
übrigen  Bischöfe  oder  des  Königs  vorschreibt. 

10  Für  ungerechtfertigtes  Ausbleiben  auf  den 
Synoden  oder  Verlassen  derselben,  Afric.  c.  76; 
Arles  II  c  19;  Agde  506  c.  35;  Tarragona  616 
c.  6;  Orleans  III  5'25  c  6 ;  Orleans  V  549  c  4; 
Tours  II  5ö7  c.  1  (vgl.  auch  c  11. 24  i.  f.);  Ma- 
con 585  c  20 ;  Nichtbeachtung  der  Synodaldekrete 
über  die  Verfolgung  der  Ketzer,  Braga  I  663  c.  22 
1.  f. ;  der  brüderlichen  Ermahnungen  in  Betreff 
des  Einschreitens  gegen  Häretiker,  Afric.  o.  123 
und  der  Vertheilung  der  kirchlichen  Einkünfte, 
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und  zwar  theils  auf  bestimmte  Zeit^  theils  bis  zur  Abhaltung  der  nächsten  Provin- 
zial-  oder  auch  grösseren  (d.  h.  National-)  Synode  2,  theils  bis  zur  Abstellung  der 
strafbaren  Unterlassung  oder  Handlungsweise ^^  theils  endlich  auch  ohne  jede  nähere 
Zeitbestimmung^. 

War  die  Zeit  unmittelbar  oder  mittelbar  festgesetzt,  so  fiel  die  Strafe  offenbar 
mit  Eintritt  des  Zeitpunktes  von  selbst  fort,  in  den  anderen  Fällen  hatte  die  Provin- 
zial-  oder  die  höhere  Synode  sie  aufzuheben  ^. 

Die  Strafe  trägt  den  Charakter  einer  partiellen  Suspension  ß  und  zwar  hin- 
sichtlich der  Ausübung  der  Amtsrechte  des  Bischofs,  so  weit  sich  diese  im  Verkehr 
mit  seinen  Kollegen,  namentlich  in  Folge  seiner  Zugehörigkeit  zu  dem  Metropolitan- 
und  Synodal-Verbande  äussern.  Zuweilen  erscheint  sie  in  Verbindung  mit  der  totalen 
Suspension^  oder  auch  als  Strafe  fttr  die  Verletzung  einer  anderen,  beschränkteren 
partiellen  Suspension  8. 


§.248.    d.  Die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar straf  vergehen  und  das  kirchliche 
Strafen-  und  Disciplinarstrafen- System 

I.  Das  Strafrecht  für  die  Laien.    1.  Die  kirchlichen  Strafvergehen 
und  die  Sünde.    Schon  in  der  apostolischen  Zeit  war  mit  der  von  den  Christen- 


Orleans  I  611  c.  5;  für  die  Weihe  und  Anstül- 
lang  der  einer  fremden  Dlöcese  augehdrigen 
Kleriker  and  Laien,  Afric.  c.  80;  Tours  I  461 
c.  9 ;  Tours  II  c  9 ;  für  die  Aufnahme  eines  von 
einem  anderen  Biscliof  Exkommunicirten  in  die 
Kirchengemeinschaft,  Saragossa  380  c  6 ;  Alles 
II  443  0. 452  C.8;  Paris  111  567  c.  7;  vgl.  ferner 
Lyon  517  c.  4 ;  Tours  II  c.  8.  —  für  die  Nioht- 
befolgung  der  Befehle  des  Metropoliten,  Orleans 

Y  c.  17;  für  die  Abweichung  \on  dem  Ritus  der 
Metropolitankirche  beim  Opfer,  Arles  V  554  c.  1; 
aber  andererseits  auch  für  Abbruch  des  Verkehrs 
mit  dem  ungerecht  Exkommunicirten,  Afric.  c. 
133;  für  ordnungswidrige  Ordinationen  Orleans 

V  c.  9 ;  Paris  III  c.  8,  und  für  die  Verletzung 
der  Suspension  vom  Messelesen  wegen  ordnungs- 
widriger Ordinationen,  Orleans  III  c.  6  und  Or- 
leans IV  c.  10,  vgl.  auch  0.  S.  736  n.  1. 

1  Orleans  V  c.  9;  .^anno  integro  ab  officio  vel 
(s=  et)  caritatefratrum  habeaturextraneus^,  Lyon 
II  567  c.  1  (drei  Monate). 

2  Tarragona  c.  6;  Arles  II  c.  19;  Orleans  IV 
c.  10  (usque  in  roaguam  synodum)  (vgl.  auch 
Paris  V  c.  11);  Tours  II  c.  1  (majorem  s.)  und 
Macon  II  c.  20  (concillum  universale).  Vgl.  Bd.  III. 
S.  539. 

3  So  bis  zum  Einschreiten  gegen  die  Ketzer, 
Afric.  c  123,  bis  zur  Wiederaufnahme  des  Ver- 
kehrs mit  dem  ungerecht  Gebannten,  Afric.  cl33; 
bis  zur  Befolgung  der  Befehle  des  Metropoliten, 
Orleans  V  c.  17. 

*  Vgl.  die  übrigen,  ausser  in  den  Anm  1 — 3 
vorher  angeführten  Stellen. 

5  Arles  V  c.  1 :  „qnamdiu  ipsam  coetus  syno- 
dal is  receperit". 

0  München  2,  210  ist  oifenbar  durch  ihre 
Gciieralisirnng  auf  alle  Kleriker  zu  seiner  eigen- 


thümlichen  Ansicht  über  die  Exkommunikation 
der  letzteren  (s.  0.  S.  739  n.  5)  gelangt. 

7  Orleans  V  c.  9  (0.  Anm.  1.) 

8  S.  742  n.  10  a.  E.  Tautologisch  ist  wohl 
nur  Agde  0.  35:  „usque  ad  proximam  synodum  a 
caritate  fratrum  et  communlone  ecclesiae  pri- 
ventur'S  wie  dies  die  übrigen  Strafandrohungen 
für  das  Fernbleiben  von  den  Synoden  ergeben, 
s.  0.  S.  742  n.  10.  Andererseits  bietet  Toledo  II 
527  0.  531  c.  5:  „tantoqne  annosioiis  excom- 
munirationis  tempore  et  a  Christi  corpore  et  fra- 
ternitutis  consortio  sequestietur"  blos  einen  vol- 
leren Ausdruck  für  die  Exkommunikation,  welche 
selbstverständlich  auch  von  dem  amtlichen  Ver- 
kehr mit  den  übrigen  Bischöfen  ausschloss. 

Als  besondere  Strafe  und  Art  des  Bannes  führt 
Schilling,  der  Kirchenbann  S.  127  noch  die 
Exkommunikation  ganzer  Kirchen  oder 
gegen  einen  Bischof  und  dessen  Kirche  auf,  deren 
Folge  die  Abbrechung  jeder  Verbindung  des  den 
Bann  verhängenden  Bischofs  mit  der  gebannten 
Kirche  und  Nichtanerkennung  der  von  dem  Bi- 
schof der  letzteren  ausgestellten  Gemeinschafts- 
oder Friedensbriefe  gewesen  sein  soll.  Nach  den 
von  ihm  angeführten  Beispielen  des  römischen 
Bischofs  Victor  I.  v.  195  (?),  Euseb.  h.  e.  V.  27; 
Hef  ele  2,  94,  und  Stephans  I.  v.  256,  Euseb. 
VII.  6,  steht  aber  hier  —  weitere  Beispiele  bei 
Kell  iierS.  102;  s.  auch  Bd.  IL  8.  62ü  n.  2 — 
nur  das  Abbrechen  der  kirchlichen  Gemeinschaft 
seitens  eines  Bischofs  und  seiner  Kirche  mit 
einem  anderen  Bischof  und  der  Kirche  desselben, 
also  ein  öfifentlicher  Protest,  dass  die  Lehren  oder 
Handlungen  des  ersteren  mit  dem  kirchlichen 
Gomeinbewusstsein  unvereinbar  seien,  nicht  aber 
die  Verhängung  einer  von  einem  dazu  berechtig- 
ten kirchlichen  Organ  ausgesprochenen  Strafe,  in 
Frage. 
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gemeinden  geübten  Ausschliessung  deijenigen,  welche  schwere  Verstösse  gegen  die 
Gebote  des  Christenthums  begangen  hatten  \  das  erste  Fundament  zu  der  Entwicklung 
eines  besonderen  kirchlichen  Strafrechts  gelegt  2.  Diese  Ausschliessung  hat,  mögen  auch 
die  Ansichten  über  den  Begriff  der  Strafe  noch  so  sehr  auseinandergehen,  mag  man  die 
Strafe  als  ein  Jemandem  zugefügtes  UebeP  oder  als  Rechtsgüterverletzung^,  welche 
gegen  den  Thäter  verhängt  wird,  oder  als  sittliche  Missbilligung  der  That  und  des 
Thäters  ^  oder  wie  sonst  auch  immer  auffassen^,  den  Charakter  einer  solchen  im 
Rechtssinne  ^.  Sie  wurde  für  die  Uebertretung  bestimmter  Gebote  von  der  dem  ein- 
zelnen Gemeindegliede  übergeordneten  Gemeindeleitung  ausgesprochen^.  Damit 
waren  die  auf  Gott  zurückführenden  religiös-sittlichen  Gebote  oder  Imperative,  ftlr 
deren  Verletzung  die  Ausschliessung  verhängt  wurde,  zugleich  zu  äusseren,  das  Leben 
der  christlichen  Gemeinden  regelnden  und  durch  äusseren  Zwang  zu  sichernden  Nor- 
men, also  zu  rechtlichen  Geboten,  gemacht,  und  der  Gegensatz  der  Verletzung  der 
göttlichen,  blos  religiös-ethischen  Gebote  zu  der  Uebertretung  der  freilich  ebenfalls  auf 
den  Willen  Gottes  zurückgeführten  Gebote  der  Christengemeinden  oder  der  Kirche, 
d.  h.  der  der  Sünde  zu  dem  kirchlichen  Straf^ergehen,  gegeben.  So  unterscheiden 
auch  die  Eärchenväter  zwischen  peccatum  einerseits  und  delictum^  oder  crimen^^ 
andererseits^^,  und  schon  im  4.  Jahrhundert  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die 
Gedankensünde  rechtlich  nicht  strafbar  ist  ^'^^  also  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass 


*  S.  0.  S.  691  n.  693. 

2  Vgl.  anch  v.  Bar,  Hdbch.  d.  deutsch. Straf- 
rechts. Berlin  1882.   1,  71.  72. 

8  H.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafrechts. 
4.  Aufl.  %.  2. 

*  V.  L  i s  z  t,  Lehrb.  d.  deutsch.  Str.  R.  3.  Aufl. 

8.60. 

5  V.  Bara.  a.  0.  S.  313  ff. 

*  Vgl.  auch  M eurer,  der  Begriff  des  kirch- 
lichen Straf  vergebens  nach  den  Recbtsquellen  des 
Augsburger  Bekenntnisses.  Leipzig  1883.  S.llff. 
Mit  der  Auffassung  von  Heinz  ein  v.  Holtzen- 
dorff ,  Handb.  d.  deutsch.  Str.  R.  Bd.  I.  Ber- 
lin 1871.  1,  321.  322,  dass  die  Strafe  principa- 
liter  als  Leistung  des  Verbrechers  an  das  Gemein- 
wesen betrachtest  werden  müsse,  ist  diese  Ansicht 
allerdings  nicht  vereinbar.  Aber  ganz  abgesehen 
von  der  Haltbarkeit  seiner  Meinung  (s.  gegen  ihn 
V.  B  ar  S.  322),  erklärt  er  selbst,  dass  der  Rechts- 
begriff des  Schuldverhältnisses  bei  den  Strafen, 
welche  die  Rechtsfähigkeit  entziehen,  versagt, 
betrachtet  aber  die  Ausstossung  aus  der  Kirche 
nichtsdestoweniger  gleichfalls  als  Strafe. 

7  Des  Weiteren  s.  unten  zu  2. 

8  Der  Streit,  ob  nur  eine  vom  Staate  verhängte 
Maassregel  des  gedachten  Charakters  als  Strafe 
anzusehen  ist,  vgl.  darüber  M  ey  e  r ,  L  i  8  B  t  a.  a.  0.; 
Heinz e  S.  326,  kann  hier  auf  sich  beruhen 
bleiben,  da  andererseits  —  und  hieraufkommt 
es  allein  an  —  auch  von  den  Anhängern  der  be- 
jahenden Ansicht,  vgl.  auch  Bind  in  g,  Grund- 
riss  des  Str.  R.  3.  Aufl.  S.  80,  anerkannt  wird, 
dass  die  nicht  vom  Staate,  sondern  von  anderen 
Rechtsgemeinschaften  angedrohten  s.  g.  Strafen 
immer  uneigentliche  Strafen  oder  straf  ä  h  n  1  i  c  h  e 
Massregeln  seien. 

»  c.  21  (Origenes)  C.  XI.  qu.  3:  „cum  pro 
delictis  suis   (peccatores)  a  Christi  corpore 


scparentur'' ;  wenngleich  allerdings  das  delictum 
wieder  als  peccatum,  c.  22  (id.)  ibid.  bezeichnet 
wird,  s.  0.  S.693n.8;  c.  21  (August.)  C.  2LX1V. 
qu.  1 :  ;,tempore  quo  dominus  priora  deliota  re- 
centibus  penarum  exemplis  cavenda  monstravit"; 
Arles  I  314  c.  16 :  „qui  pro  delicto  suo  a  com- 
munione  separantur  ^ ;  s.  auch  0.  S.  693  n.  4. 

10  c.  1.  (Augustin)  Dist  C.  XXXI,  Bd.  I.  S.  38 
n.  6,  nach  welchem  crimen  das  peccatum  grave, 
accusatlono  et  daranatione  dignissimum  est,  und 
als  crimina  vor  Allem  Todtung,  Ehebruch,  Un- 
zucht, Diebstahl,  Betrug  und  Sakrilegium  be- 
zeichnet werden;  c.  19  (id.)  C.  XXIU.  qu.  4; 
Elvira  306  c.  1 :  „ad  templum  idolaturus  acces- 
cerlt  et  fecerit,  quod  est  crimen  capitale" ;  Hippe 
393  c.  30 :  „poenitentis  publicum  et  vulgatissi- 
mum  crimen";  Toledo  I.  400  c.  2;  c.  67  (LeoL) 
Dist.  L. 

li  Meurer  a.  a.  0.  S.  39;  Katz  S.  1.  2, 
welcher  aber  zum  Schaden  seiner  Arbeit  die 
Festhaltung  dieses  Unterschiedes,  weil  die 
Korrektheit  der  Darstellung  darunter  nicht  leide, 
von  der  Hand  gewiesen  hat,  S.  1  n.  1;  Nissl, 
d.  Gerichtsstand  d.  Klerus  i.  fränk.  Reich.  Inns- 
bruck 1886.  S.  16.  17. 

12  Denn  Neocäs.  314—326  c.  4:  „'Edv  Ttp^lh)- 
Tttt  Ti;  iitidufjL'^oai  (d7ri^fjL-f)öa;)  pvawc^c  Wf- 
xadeuÖTjoai  p^T*  aw^«;,  fx"?)  IX^  hi  elc  Ip70v 
aÜTou  V)  ivdufAtjöi«,  (paivetai  Cre  brzh  Tfj;  ^dlpiTo; 
i^^{i9^^ ^  kann  nichts  anderes  bedeuten,  da 
sonst  das  Konzil  keine  Veranlassung  gehabt 
hätte,  die  Vermuthung,  dass  er  durch  die 
göttliche  Gnade  von  der  Verwirklichung  seines 
sündhaften  Willens  abgezogen  sei,  auszu- 
sprechen, vgl.  auch  Hefele  1,  246;  Kober, 
Kirchenbann,  S.  130.  131.  Nicht  hierher  gehört 
der  von  Kober  cit.  c.  23  (Innoc.  I.)  C.  XXXU. 
qu .  6 :   „non  habcnt  latentia  peceata  vindlctam", 
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mm  Begriffe  des  kirchlichen  Strafvergehena  nicht  der  sünä-  oder  soTjuIdhafte  Wille 
als  solcher  genügt,  sondern  erst  der  in  die  Ausaenwelt  hervorgetretene  Wille  den  Be- 
griff erfüllt 

Allerdings  hat  es  in  den  ersten  Jatrhnnderten  der  Kirche  keine  festnotnurten 
Thatbest^nde  der  mit  der  Anasehliessäiing  aus  der  Gemeinschaft  bedrohten  Sünden, 
d,  h,  der  Kirchenvergehen  gegeben,  vielmehr  war  nur  das  Princip  allgemein  aner- 
kannt, dass  eine  solche  Strafe  allein  für  die  nach  den  Anhaltspnnkteo  in  der  h.  Schrift 
als  schwere  oder  Todsünden  zu  erachtenden  Handlnugea  au  Terhängoti  3ei^  Aber^ 
wie  die  Strafandrohung  der  Ausschlieasang  aus  der  Gemeinschaft  bereits  in  den 
Briefen  des  Apostels  PaTiliis  ausgesprochen  war,  so  waren  die  Thatbe stände  (die 
Normen  oder  die  Imperative,  welche  sich  an  die  einzelnen  Christen  wendeten)  durch 
die  religiös-sittlichen  Vorschriften  des  Christenthums  im  Allgemeinen  gegeben. 

Dass  dabei  für  eine  Reihe  von  Fällen  Zweifel  über  die  Snbsumtion  von  Hand* 
langen  unier  die  Imperative  übri^  blieben,  uiid  die  kirchlichen  Gemeindeorganei 
später  die  Bisehöfe,  welche  für  den  einzelnen  Fall  zu  bemessen  hatten,  ob  eine  Hand- 
lung als  der  Exkommunication  unterliegende  Sünde  zu  betrachten  sei  ^j  insofern  eine 
gesetzgebende  Gewalt  eigcuthtimlichen  Charakters  ausübten,  als  sie  aus  Anlass  der  zu 
ihrer  üeurtheilung  gelaugenden  Fehltritte  erst  gerade  für  deu  Einzelfall,  deren  Quali- 
fikation al3  der  Ausschliessung  unterliegende  Verfehlnngen  feststellten  ^  sie  also  erji^t 
als  kirchliehe  Vergehen  charaktcrisirten  ^,  I^sst  sich  nicht  leugnen  <.  Diese  eigen- 
thümliche  Erscheinung  erklärt  sich  aber  daraus »  dass  das  kirchliche  Strafrecht  noch 
iu  den  Anföngeu  seiner  Entwicklung  stand,  mithin  sich  erst  allmählich  aus  der  aut 
die  Erziehung  und  Besserung  der  Gemcindeglieder  gerichteten  Thätigkeit  die  straf- 
richterliche ablösen*^  und  sich  die  Umsetzung  von  religiös-sittlichen  Imperativen  in 

da  69  sidi  lilf?T  um  nXrhi  hoy^iescmo  Silnilen,  ben,  Strüflmrkeit  des  Düliktu  ein  d<i»9e}bc  unter  Straff* 
Vergehen  handelt,  und  ebenso  wenig  tann  für  stellendes  Gesetz  erforderliclv  ael,  nml  eboiiijo- 
iliiö  Uier  fTftgliche  Zeit  auf  die  Aufnahme  des  wenig  beachtet,  d*se  diti  Stelle,  Trelcbe  von 
RotzCB  ilor  1.  18  D.  de  poen.  4H.  49  in  c.  14  Abrahatu  sprirbt,  nud  bervoThebt,  dapt  der  Elie- 
iHst.  I-:  ..cogitathmi»  penani  iiotno  patiatur",  bruch  vor  der  lex  Moyds  und  yor  dem  Evangelium 
tkiwjcbt  gelegt  Tfcrdßn.  Unklar  Kat;^  8,2,  rj^  nicht  vt^boten  ge^vesen  eei,  von  reügiöa- Hitt- 
-wcli^hnr  7WAr  den  bloainn  Qedauken  nicht  für  lieben,  uicKt  von  rechtlich  en  VoTscbnfte  u  band  elt- 
strafbar erklärt ,  andererseits  aber  dio  anndig*?  ^  Diese»  üebergehün  der  einen  Thätigkeit  In 
ilügebr  als  bonsummirtca  Delikt  betrachtet,  dlö  audcre  zeigen  noch  deutlich  die  Constit* 
(liegen  ihii  auch  M  eurer  S.  2 7»  28.  E.  Eck,  apmtol.  IL  37.  3S.  Danacli  soll  der  Bt»i;hof, 
de  uatnra  poenarum  see.  ins  ctirion*  p.  20  he-  wenn  et  den  Ankläger  ala  vrahrheitslicbniid  be- 
hitu^ktet  unter  Berufung  auf  das  gummunum  äu  funilon  hat,  den  Angeklagten  alldn  ennabuen, 
t.  'lii  DiEt.  1,  dö  poen.  II.  e.  29.  30  (Augustin)  da!?s  £*r  BiiÄfle  thuo  (vgL  Matth.  XVJIJ,  16—1?; 
llid.,  dass  der  UegriiT  der  Ceiisureti  ihref  Auf-  Tit.  lU,  10).  ^enri  dies  erfolglos  i«t,  ihm  unter 
iegung  für  Oedankenüiinden  nidu  entgegoiiBtehe,  ÄJui^lehung  von  2  oder  'A  Gem^lndegliodern  adne 
aber  diese  Stellen  handeln  nur  voti  der  sündigen  Sünflen  vorhalten»  t-^riUTieT^jaac  ^utäv  ^  TTpflfJ'O]-! 
Begehr,  ohne  Irgend  etirafl  ober  Ihre  Bestrafung  'ao\  TraiStia^,  endlirh  aber  hei  andanoroder  OaTt» 
AU  bestimmen.  näckigfeeit'  des  ßündüra  cä  der  Kirrhe  &agen  und 
*  S.  0.  S*  691.  ihn  lue sersti^n falls  atisscbliessen  (^foTtu  am  6>i 

2  S.  a.  a.  O.  h  dO'viÄÖ;  xoi  4  teXiuvt^c  ,  |at]x£ti  otuTÄv  (ug  ^pi- 

3  Mitbin  für  den  gegebenen  Fall  die  Ans-  oTi-ar^ov  T:apaS^)[ou  h  x^  ixyJ.Tjab,  akV  o»;  llhi- 
ü'buiig  des  Strafrichter- Amtes  und  die  gesetz^  %h*i  r^^p-jitToD'^}/  Da»  strafrichterlicbö  Verfahren 
geberische  Thätigkett  der  näheren  Festsetstnug  hBginijt  al^o  danach  erst,  \ienn  die  auf  Res- 
deT  Norm  auf  Ornnd  des  allgemeinefi  PHndpes  serting  gerichtete  ThnWgkoJt  sich  ata  etfolglos  cr- 
gleichidtig  erfolgte,  wiesen  hat.     Fernur  getiCrt  Werber  11.  48 :  ,f\iii 

^  Diese  historische Entwicktlung  ist  ifonK  atz  Tcdürj^  Se:  dji^ptia;  rf'jv  ti'j-ri,v  -outa&E  dTi'isp'aiin 

Tülfig  ütjersobco,    wenn  er  allgemein  S.  *i  n.  3  d).X' iy.d[TrT|^  iM^v,  fJLt-d  WvAtjg  ^povr|a£(u;  itpl- 

unter  Berufung  auf  c,  3  (Ambro».)  C.  XXXU.  ^oiNTt;  |*aaT5t  töv  TTXTjfAjjieXrj'jfxIvfuv,  td  r$  ^^vapa 

(iil.4;  ^Pena  crlminis  ex  tempore  legis  e«t,  que  x^il  td  jjtCY^.'x  x^l  i^XXtu;  Ip-yoj  Till  Xi^o^J  tAKv* 

crimen  Inhibuit,  nee  ante  kgem  nulU  lei  dam^  i-i^mz  x^l  'sz^aMaimi  ^  Xrjt^opla;  ?^  ^T^oXT^i^lim; 

natiü  est,  sed  ex  l&ge*'^  behiupietf  daas  für  die  ^latt^piu^"  1tdTa{>;[l^^67toß<;(Xetc  p-'W'^iS  diTStJ^^alt, 
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rechtliche  vollziehen  musste.  Nicht  minder  war  es  natürlich,  dass  zunächst  gerade 
gegen  diejenigen,  welche  schwere  Sünden  begangen  hatten,  und  welche  sich  als  un- 
verbesserlich erwiesen,  von  einer  wirklichen  Rechtsstrafe,  und  zwar  gerade  von  der 
Ansschliessnng  Gebranch  gemacht  warde,  nicht  nnr,  weil  hierfür  schon  die  Anhalts- 
punkte in  der  h.  Schrift  gegeben  waren  ^  sondern  weil  die  christlichen  Gemeinden 
gegenüber  dem  sie  beobachtenden  und  beargwöhnenden  Heidenthum  dnrch  ihr  eigenes 
Interesse  gezwungen  waren,  die  unreinen  Elemente  aus  ihrer  Mitte  auszustossen. 

Mit  dem  vierten  Jahrhundert  tritt  in  der  Ausbildung  des  kirchlichen  Strafrechts 
insofern  ein  Fortschritt  ein,  als  die  auftauchenden  Lehrstreitigkeiten  und  das  in  Folge 
der  Zunahme  und  der  Ausdehnung  der  christlichen  Gemeinden  sinkende  sittUche 
Niveau  derselben  den  inzwischen  über  den  Einzelgemeinden  entstandenen  höheren 
Organen,  den  Synoden  2,  die  Veranlassung  bietet,  für  die  häufiger  vorkommenden 
Sünden  die  Thatbestände,  welche  sie  zu  Kirchenvergehen  machen,  ferner  sowohl  die 
Strafen  wie  auch  die  Möglichkeit  der  Beseitigung  der  letzteren,  näher  zu  normiren. 
Was  das  erstere  betrifft,  so  sind  es  wesentlich  bestimmte  einzelne  Erscheinungsformen 
der  drei  schweren  Sünden,  der  Sünden  des  Abfalls  vom  Glauben  (zum  Heidenthum 
oder  Judenthum,  sowie  zur  Ketzerei) ,  der  Unzucht  (einschliesslich  des  Ehebruchs  und 
der  Eingehung  verbotener  Ehen),  endlich  der  Tödtung,  welche  off'enbar  mit  Bücksicht 
auf  ihr  häufiges  Vorkommen  in  den  betreff'enden  Gegenden  und  Zeiten,  nunmehr  durch 
die  kirchliche  Gesetzgebung  als  Thatbestände  von  kirchlichen  Vergehen  formuUrt 
werden',  während  dieselbe  andere  Verfehlungen  nur  in  verhältnissmässig  geringerem 
Umfange  einer  Normirung^  unterzogen  hat. 

Weiter  zeigt  sich  die  Fortbildung  des  kirchlichen  Strafrechts  auch  darin,  dass 
eine  Reihe  von  Handlungen,  welche  keineswegs  zu  den  schweren  Sünden  gerechnet 
werden  konnten,  indessen  zum  Theil  in  nicht  kirchlich  zu  billigenden  Berührungen 
mit  dem  Heidenthum  bestanden  ^,  zum  Theil  im  Interesse  der  ELirche  als  äusserlich 
zu  rügende  Verfehlungen  gekennzeichnet  werden  mussten  ^,  dnrch  die  Androhung 

toü;  o£  TTevT^Toiv  y.oprj^ais,  dfXXou;  oe  vT^oxeCac  Arles  I.  314,  Neocäsarea  314  —  325  berührtou 

CTißcGaet;  xal  CT^pou;  dcpoploei^,  irpöc  t6  pt^Y^Oo;  Fälle  auf  die  gedachten  drei  Grnndtypen  zürQck- 

ToO  iyrXinxiTOi  auTou",    Hier  ist  toxi  der  ver-  fuliren,  vgl.  die  Nacbweisungen  in  den  Anmcr- 

schiedenen  Behandlung  der  Sunden ,   nicht  der  knngen  zu  S.  G99.  701  ff.  706  ff.  und  die  aus- 

kirchllcben  Vergeben  im  Rechtssinne,  also  Ton  führliche  Zusammenstellung  bei  Bingh am  1.  c 

der  erziehenden  und  sittlich  bessernden  Tbätig-  XVI.  4—14;  7,  223  ff.    So  fallen  z.  B.  die  Ver- 

keit  des  Bischofs  und  von  den  Mitteln,  welche  böte  der  Osterfeier  zu  anderer  als   der  vorge- 

zur  Erweckung  und  Bethatigung  der  Bussgesin-  scbriebenen  Zeit,    Antioch.  341  c.  1.  und  dei 

nung  für  einzelne  Sünden  gegen  den  Schuldigen  Wurfelspielens ,   Klvlra  c.  79  unter  den  Abfall 

angewendet  werden   sollen ,  wie   Ermahnungen  vom  rechten  Glauben  im  weiteren  Sinne.    Vgl. 

oder  Drohungen,  Auferlegung  von  Almosen  an  0.  S.  708  n.  2. 

die  Armen  und  von  Fasten,  die  Rede.    Nur  bei  ^  Hierher  gehört  der  Wucher,  Elvlra  c,  20,  die 

schweren  SQnden  soll  die  strafrichterliche  Thä-  Erhebung  falscher  Anklagen,  Elvira  c.  73.  74; 

tigkeit,   die  Anwendung  der  Renhtsstrafe  der  Arles  I  314  c.  14  u.  Arles  II  443  0.  463  c.  21, 

Ausschliessung  eintreten,  da  es  doch  wohl  nn-  die  Simonie,  Ohalc^d.  451  c.  2,  das  Niederlegen 

zweifelhaft  ist,  dass  weder  die  Almosen  noch  die  von   Pasquillen   in  der   Kirche,    Elvira  c.  6^, 

Fasten,  welche  nicht  erzwungen  werden,  sondern  Unterschlagung    der    Oblationen    Verstorbener, 

freiwillig  zu  leisten  sind,  nicht  als  Rechtsstrafen  Vaison  442  c.  4  u.  stat.  eccles.  ant.  c  95,  sowie 

betrachtet  werden  können.  das  Verbot  des  kirchlichen  Verkehrs   mit  den 

1  Matth.  XVIII.  15—17  cit.,  s.  auch  0.  S.  Exkommunicirten,  s.  0.  S.  704  n.  7. 
691  n.  3.  5  S.  die  Anführungen  S.  713  n.  2. 

2  Bd.  III.  S.  326.  6  Wie  die  Vernachlässigung  de«   Kirchenbe- 
'  Abgesehen    von   den  hier  nicht   in   Frage      suches,  a.  a.  0. ,  die  Verhöhnung  gebrechlicher 

stehenden  Strafandrohungen  für  Handlungen  der  Kleriker  und  die  Wegnahme  von  Sachen  geringen 

Geistlichen  (0.  nachher),  lassen  sich  die  meisten  Werthes  aus  der  Kirche,   0.  S.  706  n.  3,  die 

in  den   hierher  gehörigen    Kanonen    der    ein-  Nichtwahrung    der  Verlöbnisstreue    durch    die 

schlagenden  Synoden,  so  z.  B.  von  Elvira  306,  Eltern,  0.  S.  713  n.  2. 
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der  milderen  Strafe  der  Suspension  von  den  kircMichcn  Mi tgliedacliaft stechten '  ala 
leichtere  kireh Liehe  Vergehen  gekennzeichnet  wurden. 

Eine  orsehöpfeude  geaetzliclie  Regelang  des  kirehlichen  Strafrechts  bieton  die 
Bestimmungen  der  Synoden,  selbst  wenn  man  die  verein  zelte  11  Vorsehriften  in  ileu 
päpatlichen  Dekretalen  und  das  Material,  welches  die  Bussbriefe  (s.  0.  S,  711)  er- 
gebeB,  mit  in  Betracht  zieht,  nicht  im  Entferntesten  dar.  Neben  ihnen  blieb  vielmehr 
das  vorher  :9.  715)  charakteriairte  Recht  des  Bischofs  in  Geltung,  solche  Fälle,  in 
denen  sich  ein  Bedürfniss  dazn  ergab ,  weil  seine  erziehende  und  bessernde  Ein- 
wirkung nicht  auareichto ,  durch  die  Verhäng ung  der  grossen  Exkommunikation  als 
kirchliche  Vergehen  zu  qualifiziron,  wenngleich  er  davon  nur  wegen  schwerer  Ver- 
fehlungen und  im  Äuasersten  Falle  Anwendung  machen  sollte^, 

2.  Das  Strafmittelsystem  der  älteren  Kirche.  Gegen  Laien  hatte  die 
Kirche  bis  zum  Ti,  Jahrhundert  die  Strafen  der  grossen  Exkommuaikation^»  der  zeit- 
weisen Suspension  voa  den  kirchlichen  Mitgüodschaftsr  echten^  und  der  Ausschliessung 
von  der  Äbendmahlsgemeinschaft^  ausgebildet. 

Es  ist  mit  grosser  Sicherheit  behauptet  worden,  daaa  die  Kirche  uur  wirklicho 
Strafen  für  die  Geistlichen,  nicht  aber  für  die  Laien  entwickelt  habe,  da  die  Verfeh- 
lungen der  Laien  von  ihr  nnr  als  Sdnden  behandelt  und  allein  zum  Gegenstand  ihrea 
Heilsamtes  gemacht  worden  seien.  Die  Laien  kabe  sie  lediglich  bessern  wollen^  und 
deshalb  habe  sie  ihnen  allein  Poeniteuzon,  cinschliesslieh  der  von  diesen  mit  um- 
faasten  sog.  Ceusuren  auferlegt '^'^  Ferner  bat  man  gemeint,  daas  der  kircbliche  Begriff 
der  Strafe  insofern  eigenthümlich  sei,  als  dieselbe  lediglich  im  Interesse  des  Bestraf- 
ten selbst  als  Wohltbat  für  denselben,  nicht  als  Uebel,  um  ihn  mit  Gott  wieder  zu 
versöhnen  und  dessen  Zorn  abzuwenden,  verhängt  werde "^j  nnd  mindestens  gilt  nach 
der  herrschenden  Annahme  die  giojise  Exkommunikation  lediglieh  als  eine  Censur'*, 
nicht  als  eine  Strafe  im  eigentlichen  Sinne. 

Das  Wesen  der  Strafe  liegt  dann,  dass  sie  sich  als  eine  Heaktlon  gegen  die  Ver- 
letzung der  Rechtsordnung,  gegen  die  That  und  gegen  den  Thäter  darstellt,  mag 
man  dazu  die  Znfügnng  eines  Uebels  oder  die  Entziehung  oder  Verletzung  von  Reehts- 
gtitom  als  nothwcndig  oder  daftir  auch  schon  jeden  Ausdruck  der  (sittlichen)  Mias- 
hilligung  als  hinreichend  betrachten'*.  Mehr  gehört  nicht  zum  Begnfte  der  Strafe  und 
die  kirehlichen  Rechtsquellen  enthalten  in  dieser  Beziehung  nichts  Abweichendes^*** 

^  ygl  0.  8.  7J3  mul  oventiiHI  iiitch  der  Aus-  Phinipa,  Lehrt,  2.  Aun.  J-  IÖ2;  Permarü'- 

»cliliesBUUg  vüH  der  bloi?üon  AbündninlilsgeDiein-  d  er  K.  R.  Jj.  33G;  y:  S*^  holte,  L©brb.  4.  AuO, 

s<^liaft,  i>,  S.  709,  SS'  ^^-  ÖO;  1' ripaherg,  Ulirb.  SS-  lOJ.  104. 

2  DlespFflich  aus  iler  Natur  der  Sacbü  ergebende  ^>  S.o.  S.  744. 

GnmdMtz  ist  »Utrdiugs  erst  spÄt,  von  den  Kom-  ^^  c,  4  (Antust.)  Dlst.  lll  de  poeiu :  „PflüJia 

iiUiendös  ü.  JabrhijQderU^  aasee*proclieii  worden,  eiiira  proprle  didtur  laesio  q«aö  punit  et  vin- 

Agde  öOß  c  3,  OrlG«r«i  V  649  c.  2*  Clermoot  U  dient**;  e.  23  (Innoc.  IJ  C,  XXXII  qu,  bi  „Nun 

547  0.  2  (li,  B,  42  0.  Xt.  qu.  3).  liabent  JatentU  peccau  TUidictAin  .  .  .  .  .  * 

3  S*  0.  S.  6^9*  imm  ergo  causa  par  dt,  iivtcfdum  probatlüiio 
*  S.  713-  ces.mute,  ?indli:tivi3  ro^tio  eonqüieadi"* ;  vgL 
^  S.  700.  MeiiTor  S.  8.  Die  Stellen,  \Tekhe  Katj;  4.  a, 
0  Ka  tz  a,  ft»  0.  S,  2G.  42.  46,  U.  ^.  26  u.  4  für  soiue  AufTÄSsung,  a.  0,  im  Töit, 
"^  ü«ib,    Lebrbndi    iL    deutsch.  Strafreehts.  citlrt^    bcweia&n   nicbts.    Im    Gegontheil^    meun 

Leipzig  1861  I,  129;   t,  Bari,  »56.     Aelinlirb  Awgusthi  c  3  C.  XX  lll.  qii.  ö  Hch  gugon  zu  harte 

aucb^.  UoUzendorff  1^  41  :  „Da$ Verbrüf^hen  Heßtrafui^g   wendet  und  diibei  sö.gt:   „iso  etcrnl 

gilt  Sbr  nirbt  ali  Verletzung  fier  tnefisclilkben  liidlfiii    penas  luaut,    corrigl   eo»  capltnuä   n^u 

Ordnung»  sondern  ab  Sündo^  die  Strafe  als  frel-^  nGrari'\    tawit   »icli    dabin  ünssert    e.    1?   G, 

willige  Raue  und  ßttsiß.'*  XXJV,   tju.    3;    ,jCordpiantör  itaque  »nbdjti  a 

^  H,  2.  B,  Richter-Oave^Kabl  J*  214;  prepoaitts   correplionibua    de  ftadtsto  Tenl^nti* 
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Dass  mit  der  Strafe  in  diesem  Sinne  andere  Zwecke,  z.  B.  der  der  Bessernng,  der 
Abschrecknng  des  Thäters  verbunden  sein  können,  ist  gleichgUltig.  Wenn  aber  das 
gegen  den  Thäter  angewendete  Mittel  blos  desshalb  verhängt  wird,  weil  er  sich  als 
einen  der  Besserang  bedürftigen  Sünder  gezeigt  hat  und  weil  man  ihn  lediglicli 
bessern  will,  so  kann  von  einer  Strafe  keine  Rede  sein,  und  alles,  was  anf  dem  Gebiete 
der  Kirche  diesem  Zwecke  dient,  ist  aus  dem  kirchlichen  Strafrechte  heranszuweisen. 

Es  ist  nun  aber  auch  möglich,  dass  mit  dem  Zweck  der  Reaktion  gegen  das  Un- 
recht oder  gegen  die  Rechtsverletzung  ein  anderer  Zweck  —  und  hier  interessirt 
allein  die  Besserung  —  als  massgebendes  und  bestimmendes  Moment  für  die  Hand- 
habung des  Strafinittels  verbunden  wird,  und  zwar  der  Art,  dass  mit  Erreichung 
dieses  Zweckes  jede  Reaktion  gegen  den  Schuldigen  wegfallen  muss.  Das  ist  das 
Wesen  der  kanonischen  Censur^  Aber  auch  sie  bleibt  immer,  weil  ihr  die  Reaktion 
gegen  die  Rechtsverletzung  als  solche  nicht  fehlt,  Strafe,  wenngleich  im  Unterschied 
von  der  Strafe  schlechthin,  eine  eigen  geartete  Strafe  2. 

Zu  einem  klaren  Bewusstsein  ist  dieser  Unterschied  der  hier  fraglichen  Zeit  noch 
nicht  gekommen  \  Aber  trotzdem  ist  die  Frage  zu  beantworten,  ob  er  nicht  thatsäch- 
lieh  schon  in  der  damaligen  Zeit  obgewaltet,  d.  h.  ob  die  drei  nachweisbar  zur  An- 
wendung gebrachten  Strafen  reine  Strafen,  Vindikativ-Strafen,  wie  man  sie  heute  be- 
zeichnet, oder  Censuren,  poenae  medicinalesj  im  modernen  Sinne  gewesen  sind. 

Was  zunächst  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  die  grosse  Exkommuni- 
kation betrifft,  so  ist  diese  zunächst  und  bis  in  das  5.  Jahrhundert  hinein  eine 
Strafe,  eine  poena  vindicaHva^  nicht,  wie  die  gewöhnliche  Meinung  annimmt^,  eine 


bus  pro  culpamm  diversitate  diversis  vel  mino- 
ribus  yel  amplioribus,  quia  et  ipsa  qne  damp- 
uatio  nominatur,  quam  faclt  episcopale  iadicium 
(qua  pena  in  ecclesia  nulla  maior  est)  potest,  si 
deas  voluerit,  in  correptionem  Balaberrimam 
cedere  atqne  proflcere  .  .  .  Aut  contradid  deo 
potest,  ne  .  .  .  a  reatu  qnamTis  iustae  dampna- 
tionlB  absoWat  dampnatam,  quem  ipse  non 
dampnet?  Pastoris  tarnen  necessitas  habet,  ne 
per  plures  serpant  dira  contagia,  separare  ab 
ovibus  sanis  morbidam,  ab  illo,  cui  nicMl  est 
impossibile,  ipsa  forsitan  separatione  sanan- 
dam^,  so  heisst  doch  das  nicht  soviel,  dass  die 
Kirche  ansschliesslich  die  Laien  bessern  -will, 
im  Gegentheil  begründet  Augustin  gerade  in  der 
letzten  Stelle  die  Nothwendlgkeit  der  Bestrafung 
durch  die  kirchlichen  Oberen,  und  hebt  nur  her- 
Tor,  dass  die  Besserung  des  mit  der  härtesten 
Strafe  belegten  Sünders  Gott  immer  offen  bleibe 
(von  der  ersteren  handelt  gleichfalls  der  weiter  an- 
geführte c.  18 ibid.  des  Julianus  Pomerius  aus  dem 
7.  Jahrb.).  Auch  c  11  (August.)  C.  XXIII  qu.  4r 
„,  .  Sane  si  iudex  es,  si  indicandi  potestatem 
accepisti,  ecclesiastica  regula,  si  apud  te  accu- 
satur,  si  veris  documentis  testibusque  convinci- 
tur,  coherce.  corripe,  ezcommunica,  degrada**, 
weist  dem  kirchlichen  Richter  nicht  die  Auf- 
gabe des  Bessems,  sondern  des  Straf ens  zu,  da 
cohercere  „strafen"  und  corripere  ^hart  anlassen, 
hart  schelten ''  heisst,  vgl.  auch  Meurer  S.  18 
u.  19  n.  1. 

*  S.  meinen  Artikel :  censura inv.  Holtzen- 
dorff,  Rechtslexikon  Bd.  I.;  Meurer  S.  17. 
23.  24. 


2  S.  die  vor.  Anm.  u.  übereinstimmend  auch 
Friedberg  a.  a.  0.  J.  103. 

3  Das  Wort :  censurawitd.  allerdings  gebraucht, 
aber  in  andern  Bedeutungen,  so  bei  Tertullian. 
apologet.  c.  39 :  ^Goimus  in  coetum  et  eongre- 
gationem  .  .  .  ibidem  etiam  exhortatlones,  c&sti- 
gationes  et  censura  divlna.  Nam  et  iudica- 
tur  magno  cum  pondere^  ut  apud  certos  de  dei 
conspectu,  summumque  futuri  iudicii  praeiadi- 
cium  est,  si  quis  ita  deliquerit,  ut  a  commanl- 
catione  orationis  et  conventus  et  omnis  s.  com- 
mercii  relegetur^,  als  göttliches  Sitten-  oder 
Strafurtheil,  bei  Cyprian  ad  Demetrian.  c.  23, 
Hartel  p.  354.  368  (censura  dei)  als  Urtheil 
Gottes,  dann  als  allgemeines  Urtheil  der  Kirche 
im  Sinne  von  kirchlicher  Regel  c.  118  (Felix  II, 
Thiel  1,  264)  Dist.  IV  de  cons.;  c.  3ö  (Lerida 
524)  C.  XII  qu.  2;  c  7  (Gregor  I.)  Dist.  LVI; 
c.  11  (Isidor.)  0.  XXXIIl.  qu.  2;  aber  auch  als 
Strafe  Cyprian.  1.  c.  c.  7  p.  356  u.  0.  S.  696  u.  7. 
Danach  ist  Schilling  S.  46,  soweit  es  sich 
um  die  hier  fragliche  Zelt  handelt,  zu  berich- 
tigen. 

*  S.  0.  S.  747.  Nur  Schilling  S.  115.  122 
u.  Meurer  S.  23  n.  2  machen  eine  Ausnahme, 
insofern  sie  für  einzelne  Fälle  das  Vorkommen 
von  Vindikativ-Exkommunikationen  annehmen, 
8.  auch  0.  S.  703  n.  4:  Kellner  S.  18  charak- 
terisirt  die  grössere  Exkommunikation,  freilich 
in  unklarer  Weise,  als  Strafe  „mehr  vindlkativer 
Natur".  (?)  Ja  Loning  1,  388  bemerkt  wenig- 
stens in  Betreff  des  Disciplinarverfahrens  gegen 
Bischöfe,  dass  dieses  nicht  den  Zweck  hatte,  den 
Sünder  zu  bessern  und  dass  die  Kirche  durch 
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Cenßur  goweaen^  Ah  die  ChriatoDgemeindDii  nocli  unter  dem  Heidentlium  leljteii^ 
wurdö  sie  ange  wendet^  um  die  unverbeaaerliclien  und  unreinen  Elemente  aus  dem 
christlichen  Verbände  ansKuacheideUj  und  ibre  Verhängnng  batte,  da  die  Lehre  von 
dem  durch  die  Taufe  verliehenen  nnaus  15 schlichen  Charakter  und  der  in  Folge  doaaen 
nie  mehr  zu  beseitigenden,  wenn  auch  nur  passiven  Mitglicdscbaft  der  Kirche  ^  noch 
nicht  ausgebildet  war,  die  völlige  Loat rennung  des  Exkommumcirten  von  der  kirch- 
lichen Gemeluscbaft  zur  Folge.  Damit  war  aber  jeder  Einwirkung  der  Kirche 
auf  den  Ausgeschlossenen  der  Boden  entzogen  und  die  AußschlioBsnug  begrifflich 
eine  Strafe,  deren  immanenter  Zweck  nicht  die  Besserung  desjenigen  sein  konnte ^ 
welübcn  die  Christen  wie  eiueu  Heiden  undZiUlncr  halten  sollten  ^^  Mochte  man  den 
Ausgeschlossenen  auch  nach  aufrichtiger  Reue  und  Busse  wieder  aufnehmen,  so 
wurde  doch  die  Exkommunikation  nicht  ala  das  Mittel,  welches  diese  erzielen  sollte, 
ausgesprochen,  und  vollends  kann  ftlr  diejenige  Zeit,  in  welcher  die  rigoristische  An- 
sicht und  Praxis  in  GeltuDg  stand,  dass  jeder  rückfällige  schwere  Sünder  und  der- 
jenige, welcher  wegen  der  groben  Verbrechen  des  Abfalls  vom  Glauben,  der  Unzucht 
und  dos  Mordes  ausgeschlossen  war,  niemals  wieder  Aufnahme  in  die  Kirch engcmein- 
schaft  finden  konnte^,  kern  Zweifel  darüber  bestehen^  dass  die  grosse  Exkommuni' 
kation  den  Charakter  der  Vindikativstrafcj  nicht  aber  den  der  Censur  getragen  bat. 

Mit  dem  1,  Jahrhundert  ist  diese  strenge  Disciplin  zwar  im  wesentlichen  tiber- 
wunden'^,  aber  einmal  gewährte  mau  den  Anageßchlosäencn  noch  in  einer  Reihe  von 
P'^ällen  die  Wiederaufnahme  erat  In  der  Todesstunde^  ohne  Rücksicht  auf  eine  durch 
die  Übernommeue  Bus^e  bereits  erfolgte  Läuterung  und  Besserung,  und  ferner  hat  man  dto 
Uebernalone  der  Busse,  des  Mittels  zur  letzteren,  bis  in  das  5,  Jahrhundert  nioht  nur 
als  etwas  freiwilliges  und  die  Zulassung  zur  Busse  als  eine  blosse  Wohlthat  betrach- 
tet', sonder»  auch  ohne  Rdckaicht  auf  die  durch  dieselbe  herbeigeführte  Besserung 
für  die  eiUKelnen  Sünden  und  Vergehen  feste  Busszeiten  bestimmt^.  Mit  dem  Wesen 
der  (.ensur  in  dem  gedachten  Sinne  ist  dies  Altes  nicht  vereinbar''.  Nicht  minder 
wäre  es,  falls  ursprünglich  eine  solche  Auffassung  geherrscht  hättOj  unmöglich  ge- 
wesen, dass  das  Wort :  amUhemu  die  Bedeutung  von  Exkommunikation  hätte  annehmen 
können  ^^  und  daaa  man  dazu  hätte  schreiten  können,  den  Klerikern  schlechthin  das 

die  VeThänguTig  von  DUclpHuarftrafL^n  die  Vet-  ^iJmmtü  Zelt  anordußn,  in  dorn  ü.  S,  703  ti,  4, 

letziin^^n  iihiidcrj    welcbe  ibr  »elbst  von  Ihren  von    der  llaivd    gewieseriou  Sinn   auffftsst,    und 

MitglirrJüiTi  sugofugC  wordi^n  s^ind.  dahor    b^-bcii    die    Anbänge;    dioäQi',    mir    itU-lit 

*  Bei  CypriAn  0.  S*  GBO  n.  7  wird  aUordiiiga  richtig  eradieiiieriden  Meinung,  von  ihrem  Stand- 
die  YÜ111j^t>  ÄüijacbUrfsiung  «u»  dor  Kirche  u|g  punkt  aus  wollig  koniequent,  wenigstenn  Ute»« 
cen&uM  bü7^etcbnot,  »bor  hier  i«t  die  tcubnisidiu  ExkoujmutiltiiUoDi'n,  ebenralls  aIb  vInüJkftÜTä 
beut  Ige  Ucdeutuug  mla^lusteus  niekl  nacbwetsbar»  bcÄeiahnct. 

2  S.  u.  S.  43,  '*'  l^eim    Demjenigen,    welchen    msn    bessern 

*  Mattb.  XVIIl,  17.  AvLll,  auf  dessen  Besaerung  man  liofft^^  kfinn  mun 
^  S.  0.  S,  B94.    Wenn  K%%%  eine  Keantnlas      nklit  veiwünicben    und    verflncbDU,    uird    di^ 

von  diesen  Dmpen  gehabt  bltte^  würde  er  »ein©  Strüfe,  defea  Wesen  d*rin  besteht,  die  gedachte 

Behauptung  S.  26,  dsai  die  Kirche  den  Laien  Wirkung  bcrheizufühTOUs   mit  dem  Verlluchnng 

blos   bes-^ern  und   üur  roui^^en   Umkehr  iQhrcn  bedeutenden  Wort  WÄclchnen.    Uebrlgcn»  wird 

will  und  ilim  daraui  blos  PoenitunÄen  auflegt.  auch  noch  Im  5,  Jahrb.  die  excentrounic^tio  üLb 

nicht  awfgßstellt  haben.  poena  bezelishnut,   Arlca  11  443  c.  h\  Tour»  461 

5  S.  0,  B-  699.  C,  6;  rgl,  ferner  Valson  442  t.  10 :  ^ut  homicida 

6  ä.  0.  S,  700-  ecclesiatlca  dlstrlctione  feriatars  wo  ebeufaUi 
'^  9.  0^  S,  696,  715.  nur  die  ErkommunlkAtlou  gemeint  iein  kann. 
8  S.  0*  S.  703  n.  3  u.  4  u.  S,  719.  Daaaolbe  gilt  aaeb  von  dem  .^dtstrictiaaima  dam- 
ö  Uasaelbe  trifft  auch  iiu  wenn  mau  [Jiejen igen  natione  feriatur^  in  C^range  441  c.  6.   Ja,  Tours 

Kanon  es,  welche  die  Ei  kommuni  kation  auf  cit.  c.  8,  be^oif^hnet  als  Zweck  dei  Exkommuni«^ 
Zeit  obn^  Erwähnung  dt»t  Bui^e  »uf  eine  be-      katton  geg«n  den  das  Büiierleben  aufgoiiünden 
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Beten  mit  dem  Qebannten,  selbst  in  dessen  Hanse,  zn  verbieten  K 

Hierans  ergiebt  sieb,  dass  die  Auffassung  der  Exkommunikation  als  Censur-  und 
nicht  als  einer  Vindikativstrafe  für  die  ersten  Jahrhunderte  der  kirchlichen  Entwick- 
lung nicht  zutre£fend  erscheint,  und  wenn  man  bisher  kaum  an  der  herkömmlichen 
Ansicht  gezweifelt  hat,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  nach  einer  verbreiteten  Mei- 
nung die  Exkommunikation  das  Mittel  zur  Erzwingung  der  Busse  gewesen  sein  solll 


Poenitenten :  „quo  facllius  et  ipsecompanctioiiem 
per  hane  confasionem  accipiat  et  alii  eius  ter- 
reantur  exemplo^. 

1  Dass  man  also  gerade  denjenigen,  -welche 
kraft  ihrer  Stellang  dazu  berufen  und  geeignet 
-waren,  eine  erziehende  und  hessemde  Ein- 
wirkung auf  den  Sünder  auszuüben,  die  Möglich- 
keit dazu  genommen  hätte. 

Der  hier  vertretenen  Auffassung  gegenüber 
hat  man  allerdings  Tielfach  s.  z.  B.  Kober  S.  23 
ff.  und  München  2,  165  den  Charakter  der 
Exkommunikation  als  Censur  schon  aus  der  h. 
Schrift  zn  begründen  gesucht.  Wenn  Paulus  I. 
Cor.V.  5  den  blutschänderischen  Korinther  „Trapa- 
oouvai  T(j)  oatava  el;  ^eOpov  r^;  oapxo;,  Tva  t6 
irveufjLa  oojÖ^  h  ii\i.ipa  zo'j  %up(ou  'Itjocj"  erklärt, 
so  wird  allerdings  Ton'ihm  als  Folge  dieser  Ueber- 
lieferung  an  den  Satan  in  Aussicht  genommen, 
dass  sich  der  Schuldige  zur  Umkehr  bewegen 
lässt,  aber  die  Gemeinde  hat  sich  nach  Paulus 
nicht  weiter  mit  ihm  zu  befassen  und  nichts  für 
seine  Besserung  zu  thun  (s.  auch  ibid.  t.  13). 
Die  Besserung  erscheint  somit  blos  als  ein  mög- 
licherweise erreichbares  Ziel,  die  Ausschliessung 
ist  aber  nicht  des  Hauptzweckes  der  Besserung 
wegen  von  ihm  verhängt  worden.  Dasselbe  gilt 
von  I.  Timoth.  I.  20 :  „oO«  TzapihoyML  tiJ)  aaravqi, 
Iva  iroiBeuftö)Oi  jAih  ßXaccprjjicrv".  Dagegen  kann 
II.  Thessal.  III.  14.  16:  „El  U  Tic  oOx  öitoxo6ei 
TU)  XcS^qi  T^jfiLwv  8id  Tfj;  iTtioroX-nc,  toutov  ctjjjli- 
oDode  xaX  ja*?)  ouvavotfjLCfvüoOe  auTtji,  Tva  IvTpiTtij) 
%a\  [K-h  (b;  i^ftpiv  T)Yeioft€,  dXXdl  voüfterciTe  <&; 
dSeX^ov^,  nicht,  wie  herkömmlicherweise  ge- 
schieht, auf  die  Ausschliessung  bezogen  werden, 
vielmehr  nur  auf  das  Rügen,  Ermahnen  und  das 
Femhalten  seitens  der  Gläubigen  von  den  Schul- 
digen, also  auf  die  erziehende  und  bessernde 
Thätigkeit  der  Gemeinde,  denn  der  Apostel 
konnte  doch  unmöglich  für  die  Nichtbeachtung 
jeder  der  von  ihm  gegebenen  Anweisungen  die 
Exkommunikation  verhängt  wissen  wollen,  und 
femer  gebraucht  er  hier  andere  Bezeichnungen  als 
die  sonst  bei  ihm  für  diese  üblichen  (s.  die  vor- 
her cit.  Stellen). 

Augustin  nennt  allerdings  die  Ausschliessung 
eine  prohibitio  medicinalis,  non  mortalis,  s.  o. 
S.  693  n.  8  u.  S.  705  n.  4,  und  sagt  contra  ep. 
Parmen.  III.  2  (vgl.  auch  c.  19  C.  XXIII  qu.  4): 
„ut  cum  quisque  .  .  .  christianorum  intus  in 
ecclesiae  societate  in  aliquo  tali  peccato  fuerit 
deprehensus,  ut  anathemate  dignus  habeatur, 
hoc  flat,  ubi  periculum  schismatis  nullum  est 
atque  id  cum  ea  dilectionc  de  qua  ipso  alibi 
praecipit  dicens:  Ut  inimicum  eum  non  aesti- 
metis,  sed  corrigite  ut  fratrem,  non  enim  ad 
eradicandunif  9ed  ad  eorrigendum  .  .  .  Quando 
cuiusquam  crimen  notum  est  et  omnibus  execra- 
bile  apparet,  ut  vel  nullos  prorsus  vel  non  tales 


habeat  defensores,  per  quos  possit  schisma  con- 
tingere,  non  dormiat  severitas  disciplinae^  in- 
dessen kann  es  Kober  S.  26  nicht  zugegeben 
werden,  dass  damit  die  Besserung  des  Schuldigen 
auf  das  Nachdrücklichste  als  Hauptzweck  der  Ex- 
kommunikation bezeichnet  und  dass  nach  Auga- 
stin  eher  von  der  Anwendung  der  Strafe,  wenn 
dieser  voraussichtlich  nicht  erreicht  weiden  könne, 
ganz  Umgang  genommen  (d.  h.  also  der  zweifel- 
los Unverbesserliche  durch  Straffreiheit  privile- 
girt)  werde.  Kober  übersieht  einmal,  dass  An- 
gustin  in  dieser  Stelle,  wie  auch  an  anderen  (s. 
Bingham  XVI.  3.  s.  6,  7,  172  ff.)  von  dem 
Gebrauch  der  Exkommunikation  abräth,  wenn 
wegen  der  Menge  der  Anhänger  des  zu  Exkom- 
municirenden  ein  Schisma  zu  befürchten  sei, 
und  dass  er  an  der  ersten  Stelle  blos  von  der 
Wirkung  der  Exkommunikation,  an  der  zweiten 
aber  nicht  vom  Wesen  und  dem  Zweck  derselben, 
sondern  von  ihrer  Anwendung  spricht,  indem  er 
einen  weisen  und  massigen,  nicht  zum  Schaden 
der  Kirche  gereichenden  Gebrauch  empfiehlt, 
gerade  wie  er  dies  in  Betreff  der  von  dem  welt- 
lichen Richter  zu  handhabenden  Strafen  thut  und 
mit  Bezug  auf  andere  Strafen  als  die  Todesstrafe 
bemerkt,  c.  1  0.  XXIII  qu.  5 :  .,Vocatar  quidem 
et  ista  dampnatio,  sed  quis  non  intelllgat  magis 
beneflcium,  quam  supplicium  nuncupandam,  nbi 
nee  seviendi  relaxatur  audacia,  nee  penitendi 
salutaris  medicina  subtrahitur''.  Ihm  ist alra 
jede  Strafe  medicinalis,  welche  die  Möglichkeit 
der  Besserung  offen  lässt.  In  de  flde  et  operib. 
c.  26  n.  48,  Mi  gn e  patr.  40,  227,  setzt  er  s(^ 
die  Exkommunikation  den  blos  heilenden  nnd 
bessernden  Ermahnungen  und  Rügen  gegenüber: 
„Nisi  essentquaedam(peccata)ita  gravia,  ut  etiam 
excommunicatione  plectenda  sint,  non  diceret 
apostolus :  Congregatis  vobis  et  meo  spiritu  iu- 
dicavi  tradere  eiusmodi  hominem  satanae  .... 
Item  nisi  essent  quaedam  non  ea  humilitste 
poenitentiae  sananda,  qualis  in  ecclesia  dator 
eis  qui  proprio  poenitentes  vocantur,  sed  quibus- 
dam  correptionnm  medicamentis,  non 
diceret  ipse  dominus:  Corripe  eum  inter  te  et 
ipsnm  solum  et  si  te  audierit,  lucratus  es  fra- 
trem^. Das:  disclpllna  enlm  est  excommuni- 
catio  et  non  eradicatlo  in  c.  37  G.  XXIV  qu.  3 
(Urban  zugeschrieben,  welcher  Jedenfalls  später 
als  Augustin  ist),  kommt  für  diese  Zeit  umso- 
weniger  in  Betracht,  als  danach  jede  andere 
als  eine  das  Leben  oder  die  Rechtspersönlichkeit 
vernichtende  Strafe  blos  ein  Bessern ngsmittel 
wäre,  s.  auch  M  e  u  r  e  r  S.  20  n.  2. 

«  S.  0.  S.  695  n.  3;  Schilling  S.  43; 
Kellner,  Buss-  u.  Strafverfahren  gegen  Kle- 
riker S.  22,  oder  dass  man  sich  das  Yerhältniss 
der  Ausschliessung  und  der  Bussübungeu  in  den 
ersten  Jahrhunderten   nicht  klar  gemacht  hat, 
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Wie  fera  es  der  Kirche  in  dieser  Zeit,  soweit  sie  sicli  veranlasst  sali,  Aber  ihre 
erzieherische  und  hesaernde  Tliätigkeit  hinaus,  strafrcchtlieh  einzuschreiten,  lag, 
andere  ak  Strafen  im  eigentlichen  Sinne  anzndrohen,  zeigt  der  Umstand,  dass 

2.  die  neben  der  grossen  E^tkonimimikatioii  nachweisbar  aoit  dem  Beginn  des 
4.  Jahrh.  weiter  voi  kommende  Strafe,  die  zeitweise  oder  vor  übergehen  de 
Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedsehaftsrechtea^  welche  mit 
Ablauf  der  vorgeschriebenen  Zeit  ohne  "Weiteres ^  also  ohne  tlass  es  der  Uebernnhme 
irgend  einer  Busse  bedurfte,  aufliörte  \  nur  &Ls  Vindikativstrafe ,  nicht  aber  als  Cen- 
sur  betrachtet  werden  kann, 

:L  Die  dritte^  o,  S.  705  besprochene  Strafe,  die  Ausschliessung  von  der  Abend- 
mahlsgemein ach  aft  und  den  eucharistischen  Gebeten,  die  nachmals  s.  g,  ej^comviunicatio 
minor j  gilt  der  herrschenden  Lehre  ebenso  selbstverständlich  als  Censur,  wie  der 
gross  e  K  ir  c  li  ü  n  b  ;i  n  n  ^,  D;^  s  über  au  s  d  ü  r  ftige  Q  u  o  1  lenm  ater  i  al  ^  e  r  s  ch  w  ort  ein  e  näh  er  e 
Stellungnabme  in  der  Frage;  bei  Gregor  L  kommt  sie  mehrfach  noch  alä  Vindikativ- 
8 träfe  vor  ^\  aber  selbst  wenn  sie  von  Anfang  an  wesentlich  den  Charakter  der  Censur 
getragen  hätte '^^  würde  dies  für  die  Beurthellung  des  kirchlichen  Strafreehts  der 
ersten  4  Jahrhunderte  nicht  iu  Betracht  kommen,  da  ihre  Anwendung^  deren  erste 
Spuren  sich  höchstens  bis  zum  Ende  des  4,  Jahrhunderts  zurück  verfolgen  lasseiii 
eine  überaus  seltene  gewesen  ist.  *       * 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Erörterungen,  dass  die  Kirche  bis  zu  def 
gedachten  Zeit  blos  Yindikativ-Strafen  gegen  Laien  angewendet 
hat,  verstdsst  gegen  die  bisher  in  der  Theorie  des  Kirchen-,  wie  auch  des  8trafrechia 
herrsehende  Meinung^.  Diese  hat  ans  der  an  sich  zutreffenden  Auffassung,  dass  die 
Kirche  als  Anstalt  der  Heiiiguug,  der  Liebe  und  der  Erbarmuug  den  Sünder  zu 
bessern  und  ihm  Verzeihung  und  Versöhnung  zu  gewähren  habe,  den  Schluss  ge- 
zogen, das^  das  von  der  Kirche  entwickeUo  8  traf  recht  und  Ötrafsyatem  nothwendig 
von  dem  Uesichtsponkt  der  Besserung  beherrscht  gewesen  sein  müsse.  Aber  zwin- 
gend i*ät  dieser  Schluss  nicht.  Die  Kirche  hat  —  und  das  ist  ihre  wesentliche  Auf- 
gabe und  ThÄtigkeit  —  durch  Belehmng  und  Ermahnung,  durch  die  Verwaltung  der 
Heilsgüter  und  durch  Weckung  des  Bussgeistes,  also  nicht  durch  äusseren  recht- 
lichen Zwang  und  durch  äussere  Uebel  auf  die  Bekehmug  und  Heiligung  der  Sünder 
zu  wirken.  An  sich  ist  sie  jedenfalls  in  der  Lage  für  die  tTnterstüt^.ung  dieser  Thlitig- 
keiteu  (denn  um  mehr  kann  es  sich  nicht  handeln'  auf  die  Anwendung  jeder  Strafe  zu 
verzichten,  und  sicii  darauf  i5u  beschranken,  dass  wenn  ihre  erziehende  Aufgabe  sich 
im  einzoliicn  Fall  als  erfolglos  erweist,  im  lutereaso  der  Aufrechterhaltuug  der  lleln- 
heit  ihres  Verbandes  und  bt^hufs«  der  Feruhaltung  der  Ansteckung  von  ihren  Übrigen 
Gliedern  den  Sünder,  gegen  welchen  sie  die  erziehenden  Mittel  der  Liebe  ersch<Vpft 
hat,  mit  wirklichen  Strafen  zu  belegen,  ohne  damit  in  Widerspruch  mit  ihrem  Wesen 
und  ihren  Aufgaben  zu  treten. 

Die  hier  dargelegte  Auffassung,  dass  sie  in  der  That  zunächst  in  dieser  Weise 

vgl.  z.  II.  Walter,   K.  U.  §,  iHri;  Pi^rnaaiie-       kommen,  Biud  o.  5.  709,  710.  711.  714  angeführt, 

derg,  SBT;    Ri  f  hter-Durc-Kah  1  SS-    ^l^-  &  Insofern  «Is  er  den  Ausisdilus^s  bfs  tum  Todd 

214;  Katz  S.  46.  vorfQKt  bat,  L  t».  S,  73Ü  n,  6. 

»  S.  ö.  S,  713.  fl  Während  für  den  YJiidlkJitlTchftnikter  luch 

^  S,  0,  S,  714^  Lerida,  welches  die  AusEßhlleitaag  maf  1  Jabt 

3  S,  0.  S,  747  n.  8.  fosUtut,  o,  S.  709  »pricht. 

*  Die    wenigen  Stellou ,    weklie  in   Betracht          ^  s,  dto  AufUlirungeM  lu  S,  747  ff. 
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das  Gebiet  ihrer  erziehenden  und  heilenden  Thätigkeit  einerseits  und  der  Sphäre  der 
Strafgewalt  andererseits  abgegrenzt  hat,  entspricht,  so  befremdlich  dies  der  einmal 
festgewurzelten,  gegentheiligen  Anschaunng  erscheinen  mag,  der  Lage  der  histori- 
schen Verhältnisse  viel  mehr,  als  die  herrschende  Annahme. 

Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Anweisung  des  Herrn,  auf  welche  die  Kirche 
ihr  Recht  zn  strafen  gründet,  die  Scheidelinie  in  der  oben  näher  charakterisirten 
Richtung  gezogen  hatte  ^  konnten  sich  die  ersten  Christengemeinden  unter  dem  Hei- 
denthum  allein  durch  die  Macht  des  Glaubens  sowie  der  brüderlichen  und  erbarmen- 
den Liebe  erhalten  und  ausbreiten.  In  den  religiös  lebendigen  Kreisen  der  Christen 
lag  vorerst  kein  Bedürfniss  vor,  ein  gesellschaftliches  Strafrecht  bis  in  das  Einzehie 
auszugestalten,  vielmehr  konnte  nur  die  Nothwendigkeit  hervortreten,  diejenigen  Glie- 
der, welche  sich  nach  Erschöpfung  aller  Aiittel  der  bessernden  Liebe  und  Erziehung 
als  innerlich  nicht  zu  ihnen  gehörig  erwiesen  hatten,  auch  äusserlich  aus  der  christ- 
lichen Gemeinschaft  auszuscheiden.  Die  eine  Vindikativstrafe  der  Ausschlies- 
sung musste  somit  völlig  und  ausreichend  erscheinen.  Später,  als  das  religiös-sitt- 
liche Kiveau  der  Christengemeinden  gesunken,  als  in  Folge  der  häretischen  Lehren 
und  der  Christenverfolgungen  sich  der  Abfall  mehrte,  blieb  diese  gerade  die  geeig- 
nete Strafe  für  die  schweren  Sünden,  und  selbst  nach  der  Milderung  der  strengen 
Praxis  hinsichtlich  der  Wiederaufnahme  der  Gefallenen  2,  diente  sie  vor  Allem  wegen 
ihres  vindikativen  Charakters  den  auf  Besserung  und  Heiligung  gerichteten  Zwecken 
einer  Kirche,  welche  sich  noch  nicht  zur  Zwangsanstalt  ausgebildet  hatte,  besser,  als 
jede  medizinale  Strafe  im  späteren  Sinne,  weil  sie  den  Betro£fenen  die  volle  Freiheit 
offen  liess,  sich  von  der  Strafe  zu  befreien  3,  und  die  von  ihm  ohne  jeden  äusseren 
Druck  erfolgte  Uebemahme  der  Busse,  des  Mittels,  den  Wiedereintiitt  in  die  Kirche 
zu  erlangen,  die  sicherste  Gewähr  für  ein  aufrichtig  reuiges  Verlangen  und  ein  wah- 
res Streben  nach  Besserung  darbot. 

Nur  daraus,  dass  die  Kirche  zunächst  die  Strafe,  als  dasjenige,  was  sie  aneh 
im  bisherigen  weltlichen,  im  römischen  Recht  war,  als  Vindikativstrafe.  gekannt  und 
angewendet  hat^,  erklärt  es  sich,  dass,  als  sie  es  seit  dem  Anfang  des  4.  Jahr- 
hunderts für  nöthig  erachtete,  gewisse  Handlungen,  welche  gerade  keine  schweren 
Sünden  waren,  welche  sie  aber  im  Interesse  der  kirchlichen  Ordnung  zu  verhüten 
suchen  musste,  auch  äusserlich  durch  Strafsatzungen  als  unerlaubte  zu  kennzeich- 
nen, sie  als  Strafe  dafür  ebenfalls  die  zeitweise  Suspension  von  den  kirchlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten, als  Vindikativstrafe,  also  offenbar  zum  Zweck  der  Reaktion  gegen 
derartige  Strafthaten  und  gegen  die  Thäter,  sowie  behufs  Abschreckung  der  übrigen 
Kirchenglieder  angedroht^  hat. 

II.  Das  Straf-  und  Disciplinarstrafrecht  für  die  Kleriker.  1.  Die 
Straf-  und  Disciplinarstrafvergehen.  Die  schweren  Sünden,  welche  die 
kirchliche  Gesetzgebung  im  Laufe  der  Zeit  durch  Strafandrohungen  zugleich  als 


1  Vgl.  o.  S.  745  11.  5  u.  S.  746  n.  1.  tissima  damnatione  feriatur,    c.  7  (wiederholt 

2  g  ß9^  Arles  II  443  0.  452  c.  33) :  „lu  ecclesia  manu- 

missos  vel  per  testamentnm  ecdesiae  commen- 

3  S.  695.  715.  datos,  si  quis  in  servitatem  rel  obsequinm  vd 
^  Auch   die   unbestimmteu  Strafandiohangen  ad  colonariam  conditionem  imprimere  tentaverit, 

in  Orange  441  c.  6 :   „Si  quis  autem  mancipia  animadversione  ecclesiastica  coerceatui^  drücken 

clericoram  pro  suis  ad  ecclesiam  confugientibus  deutlich  den  vindikatiren  Charakter  aus. 

crediderit  occupanda  per  omncs  ecciesias  dlctric-  ^  S.  713.  714.  751. 
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kirchliche  Vergehen  der  Laien  im  Rechtssinne  qualifizirt  hatte,  konnte  sie  noch 
weniger  bei  den  Klerikern  strafrechtlich  nngeahndet  lassen.  Principiell  musste  sie 
also  wegen  derjenigen  Vergehen,  wegen  welcher  sie  die  grosse  Exkommnnikation 
gegen  Laien  verhängte,  anch  die  Kleriker  von  der  Kirche  abscheiden  ^,  womit  von 
selbst  für  diese,  wenngleich  dies  anch  öfters  noch  besonders  ausgesprochen  worden 
ist^,  der  Verlnst  ihres  kirchlichen  Amtes  und  aller  Rechte  des  Klerikerstandes,  also 
die  Deposition  ^,  verbunden  war*. 

Andererseits  Hess  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  gerade  deswegen  die  grosse 
Exkommnnikation  die  EUeriker  härter  als  die  Laien  traf  ^,  und  da  sich  gegen  die 
ersteren  in  der  blossen  Entziehung  des  Amtes  und  derAusstossung  aus  dem  Klerikal- 
stande ein  hinreichend  schweres,  für  eine  Reihe  von  Fällen  völlig  angemessenes  und 
ausreichendes  Strafmittel  darbot,  so  wandte  man  in  diesen,  trotzdem  dass  ftlr  Laien 
wegen  der  gleichen  Vergehen  die  Strafe  der  Ausschliessung  angedroht  war,  gegen  die 
Kleriker  zum  Theil  nur  die  Deposition  an  ^,  d.  h.  fClr  ein  gemeines  Vergehen  im  Sinne 
des  gesellschafüichen  Strafrechts  der  Kirche  wurde  keine  eigentliche,  der  weltlichen 
Kriminalstrafe  analoge,  sondern  nur  eine  kirchliche  Disciplinarstrafe  verhängt,  und 
damit  der  geistliohe  Stand  insoweit  privilegirt,  als  der  schuldige  Laie  fftr  dasselbe 
Vergehen  zur  Erlangung  der  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  sich  der  Busse  unter- 
werfen musste  7,  der  schuldige  Geistliche  dagegen  nach  seiner  Absetzung  die  Rechte 
des  Laien  behielt  ^. 

Die  Kleriker  stehen  ausserdem,  dass  sie  Mitglieder  der  Kirche  sind  und  als  solche 
die  Ordnungen  derselben  zu  beobachten  haben,  auch  noch  in  einem  besonderen  Be- 
amten-, d.  h.  in  einem  Dienst-  und  Treu-Verhältniss  zur  Kirche.  In  dieser  Eigen- 
schaft haben  sie  besondere  Amtspflichten  zu  erfdUen  und  können  sich  einer  Verletzung 
derselben  schuldig  machen,  ohne  ein  gemeines  kirchliches  Verbrechen  zu  begehen. 
Die  Kirche  war  daher,  wie  jede  andere  Qemeinschaft  genöthigt,  auch  ein  besonderes 
Disciplinar-  und  Disciplinarstrafrecht^  auszubilden.  Ein  solches  zeigt  sich 
bereits  im  dritten  und  vierten  Jahrhundert  entwickelte^,  wennschon  es  selbstver- 


1  Die  0.  S.  739  n.  6,  s.  auch  S.  732  n.  7  a.  E.  «  S.  0.  S.  728. 

dtirten  Stellen  ergeben  dies  in  Betreff  des  Ab-  «  Neuerdings  wird  sowohl  auf  dem  Gebiete  des 

falls  vom  Glauben,  der  Unzucbtssünden  und  des  Staats-  wie  auch  des  Strafrechts  die  Auffassung, 

Wuchers.  s.  namentlich  Laband,  Staatsrecht  d.  deutsch. 

2  Q        Q  7^0      f\  Reichs.  2.  Aufl.  Freiburg  i.  Br.  1888.  S.  462 ff. 
ö.  0.  ö.  iö\J  n.  0.  vertreten,  dass  das  Disciplinarrecht  des  Staates 

^  S.  726.  nicht  auf  der  öffentlichen  Strafgewalt  des  Staates, 

4  fl   7QQ   TQQ    T?K^«-«  !,-♦  «.-«  .««1,  .^u  A^rr.  ßondem  auf  der  Dienstherrlichkeit  beruhe,  die 

A    T  l*  l    A  i  i*    Q            '               n      IT  Disclplinarstrafen  daher  keine  Strafen  im  Sinne 

f;i!  '«o^'^r  ^^«^uspension  ^on  aUen  kirch-  gtrafrechts,    vielmehr  nur  Mittel   zur  Er- 

i^l  w^  'a^^'.I  '"'^t''  ^""l  ^f""  ^^f'^t-'^  T  Haltung  der  Zuiht  und  Ordnung  innerhalb  des 

ff^rM.fJ^^     T     r  ^°^*"^^^  ^i"*"'*"'  Dien^erhältnisses  und  zur  Sicherung  der  Er- 

AnwlL^n^f/bJh?f  ?  i'V(^nT^  %%"^7  füllungderDienstpfllchtenseien,  so  da  J  an  Stelle 

Anwendung  gebracht,  s.  o.  S.  706  n.  3  u.  S.  732.  ^^^  Forderung  der  Erfüllung  der  Befehl  und  an 

K  Vgl.  S.  739.,  namentlich  Anm.  1  u.  4.  Stelle  der  Klage  auf  letztere  der  Zwang  trete. 

fi  a^  ,   Ti    «««    .^Aof  OQ    OA  ifr.r  QniK.foT,»  ^iese  Ansicht,  welche  für  das  weltliche  Recht 

Soz.  B.  can    apost.  23    24  (für  Selbstent-  ungetheüte   Zustimmung  gefunden   hat, 

mannung)   68  (für  unzulässiges  Fasten)  und  69  3     f           ^    ^             [^^^^    ^    g^^^^; 

(für  Nlchtfasten  m  der  Quadrageslma)  c  25  (für  ^            s.  10  11 ;  G.  Meyer!  Lehrb.d. deutsch. 

Ä^.r™!Ji?Jllf^yi'''f!™^  Staatsr.   2.  Aufl.'  Leipzig  1^5.   S.  425.   428. 

und  beim  IWebstahl)    Tgh  femer  0   S  739  n.  1.  ^^      ^          deren  Begründetheit  hier  nicht 

Allgemein  ist  aber  diese  üebung  nicht  gewesen,  ^^  ^^^^^^^  .^^^    ^^^  sicherlich  für  das  Gebiet 

s.  0.  ö.  iö\f  n.  4.  j^g  kirchlichen  Disciplinanechtes  nicht  zu. 

7  S.  0.  S.  715.  w  s.  698  u.  S.  726. 

Hi HS c h ia s ,  Kirchenrecht  IV.  48 


754  I-  I^ie  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  248. 

ständlich  im  Laufe  der  folgenden  Zeiten  eine  immer  reichere  Ausgestaltang  er- 
halten hat. 

Ein  durchgebildetes  System  der  Disciplinarvergehen  ^  ist  von  dem  kirchlichen 
Recht  in  dieser  Zeit  umso  weniger  ausgestaltet  worden,  als  es  auch  das  fttr  alle  Kirchen- 
glieder  massgebende  gesellschaftliche  Strafrecht  noch  nicht  vollständig  entwickelt 
hat.  Aber  die  einzelnen  von  der  kirchlichen  Oesetzgebung  festgesetzten  Straf- 
androhungen ergeben,  dass  ihm  die  drei  Gesichtspunkte,  nach  welchen  sich  alle 
Dienstvergehen  klassifiziren  lassen,  die  Verletzung  der  die  Amtsfahrung 
und  Amtsausübung  betreffenden  Pflichten^  der  Pflichten  derTreue, 
des  Gehorsams^  und  endlich  der  Pflicht  zur  Beobachtung  eines  dem 
Amte  und  dem  Klerikalstande  entsprechenden  Verhaltens^  nicht  fremd 
gewesen  sind.  Ja  es  findet  sich  schon  eine  Analogie  zu  den  heutigen  s.  g.  A m ts- 
verbrechen ^  insofern,  als  gewisse  schwere  Verletzungen  mit  der  allgemeinen,  auch 
für  Laien  anwendbaren  Strafe  der  Exkommunikation  bedroht  worden  sind^ 

2.  Das  Disciplinarstrafensystem.  Der  Regel  nach  unterlagen  die  Ver- 
stösse gegen  die  Amtspflichten  solchen  Strafen,  welche  sich  auf  die  klerikale  Stellung 
und  die  Amtsrechte  des  Schuldigen  beziehen,  also  den  Charakter  der  Disciplinar- 
st  r af en  im  eigentlichen  Sinne  haben,  nämlich  der  Deposition^  (mit  ihrer  Abart  der 
s.g.  commun'o  peregr%na)^y  der  Amtsentziehung  ohne  Ausschliessung  aus  dem  Klerikal- 
stande®, der  Zurückversetzung  auf  eine  niedrige  Weihest nfe  **,  der  Strafversetzung", 
der  Zurückstellung  in  der  Anciennität^^^  der  definitiven  Entziehung  einzelner  Amts- 
rechte, der  Unfähigkeit,  zu  höheren  kirchlichen  Stellungen  befördert  zu  werden  ^^, 
der  Suspension  von  den  Amtsrechteu^^  oder  auch  gleichzeitig  von  den  kirchlichen 
Mitgliedschaftsrechten  ^^,  der  Entziehung  des  Amtseinkommens  und  der  körperlichen 
Züchtigung  (bei  jüngeren  Klerikern  und  Klerikern  der  niederen  Weihen)  i*,  sowie  bei 
Bischöfen  der  Aufhebung  des  amtlichen  Verkehrs  mit  den  Amtsbrüdem  ^7. 

Von  diesen  Strafen  sind  alle  aufgezählten  (mit  Ausnahme  der  Suspension,  der 
körperlichen  Züchtigung  und  des  Ausschlusses  vom  bischöflichen  Amtsverkehr)  f&r 
die  Verletzung  der  einen  oder  anderen  Amtspflicht  angedroht  und  verhängt,  nicht 
um  die  Kleriker  zur  Erfüllung  einer  Amtspflicht,  welche  verweigert  worden  ist,  an- 

1  Dessen  Aufstellung  für  die  kirchlichen  Be-  quis  vero  clericus  relicto  offlcii  sui  ordine  laicam 
amten  ebensowenig  möglich  ist,  wie  für  die  voluerit  agere  vltam  vel  se  militiae  tradlderit, 
staatlichen.  excommunicationis  poena  feriatUT^.    Doch  stim- 

2  S.  z.  B.  can.  apost.  3  (Absetzung  des  Bischofs,  men  die  Konzilien  in  der  Qualifikation  der  Dis- 
welcher  beim  Opfer  andere  Gegenstände  als  Brot  ciplinarrergehen,  so  z.  B.  des  eigenmächtigen 
und  Wein  darbringt)  9  (Absetzung  der  Geist-  Verlassens  des  Amtes,  als  Amtsverbrechen  nicht 
liehen,  welche  beim  Opfer  nicht  kommnniciren).  iiberein,  s.  a.  a.  0. 

3  Freches  Benehmen  gegen  den  Bischof  mit*  '  S.  726. 
Absetzung  bestraft,  can.  apost  c.  65,  ungerecht-  ^  S.  734  n.  Ö. 
fertigtes  Ausbleiben  auf  den  Synoden  und  Ver-  »  S.  729. 
lassen  derselben  mit  Ausschluss  von  dem  amt-  ^0  A.  a.  0. 
liehen  Verkehr  der  Bischöfe,  S.  742  n.  10.  "  S.  730. 

*  Deposition  der  Kleriker,  welche  Bürgschaften  *2  a.  a.  0. 

äbemehmen,    sich  dem  Trünke  oder  Spiel  er-  ^  S.  730.  731. 

geben  oder  wuchern,  can.  apost  20.  42.  44.  i*  S.  731. 

ß  VgL  V.  Liszt,   Lehrb.  d.   deutsch.  Strafr.  15  S.  732.    Wennschon  die  letztere  Strafe  auch 

%.  175  u.  G.  Meyer,  Staatsr.  S.  425.  die  Laien  treffen  kann,  so  hat  sie  doch  in  An* 

^  So  z.B.  die  eigenmächtige  Transmigration  wenduugauf  die  Kleriker  noohbesondere  Wirkung 

eines  Bischofs  auf  ein  anderes  Bisthum,  Sardica  auf  ihre  Amtsrechte.    Sie  wird  daher  anter  die 

343  c.  1,  ähnlich  auch  Nicäa  325  c.  16,  S.  732  Disciplinarstrafen  einzureihen  sein, 

n.  7;  Verlassen  des  Amtes,  um  Mönch  zu  werden,  W  S.  737. 

Saragossa  380  c.  6;  ferner  Tours  461  c.  5:  „Sl  "  S.  74Z    Wenn  daher  in  Chalcedon  461  r.  3 
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zuhalten  K  Sie  sollen,  geradeso  wie  die  flElr  die  Laien  festgesetzten  Strafen  die  Reaktion 
gegen  die  Pflichtverletzung  bilden,  diese  missbilligen  und  dem  Thäter  ein  Uebel  oder 
eine  Rechtsentziehung  zufflgen,  haben  also  einen  vindikativen  Charakter '-'j  und  unter- 
scheiden sich  insoweit  in  nichts  von  der  grossen  Exkommunikation  der  damaligen  Zeit. 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  Betreff  der  auf  bestimmte  Zeit  verhängten  Suspension 
von  den  Amtsrechten,  mag  diese  mit  der  gleichzeitigen  Entziehung  der  kirchlichen 
Mitgliedschaftsrechte  verbunden  sein  oder  nicht  3,  sowie  mit  dem  Ausschluss  der  Bi- 
schöfe vom  Amtsverkehr  mit  ihren  Kollegen  K  Allerdings  werden  diese  Strafen  auch 
bis  zur  Hebung  des  Anstosses^  oder  bis  zum  Eintritt  der  BQ3serung^  angedroht,  und 
sollen  in  diesen  Fällen  als  Zwangsmittel  zur  Herbeifllhrung  eines  korrekten  Verhal- 
tens wirken.  Trotzdem  haben  sie  aber  selbst  in  diesen  Fällen  nicht  einzig  und  allein  die 
Natur  eines  reinen  Zwangsmittels,  vielmehr  fallen  sie  unter  den  Begriff  der  Censur^, 
denn  sie  sollen  es  dem  Betroffenen  durch  ZufQgung  eines  Nachtheiles  oder  Uebels  ^ 
zum  Bewnsstsein  bringen,  dass  sein  Verhalten,  welches  vom  Standpunkt  der  Kirche  aus, 
eine  Sünde,  wenngleich  nur  eine  leichtere,  bildet,  rechtswidrig  ist.  Andererseits  kann 
aber  der  begrifflich  damit  verbundene  Zweck  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus,  ob- 
schon  er  in  vielen  Fällen  auf  die  Herbeifllhrung  einer  ordnungsmässigen  Ausübung 
des  Amtes  und  auf  die  Mehrung  der  Amtspflichten  fßr  die  Zukunft  gerichtet  ist,  als 
Bessernngszweck  aufgefasst  werden,  da  eine  solche  sich  zugleich  als  Abstellung  des 
sündhaften  Verhaltens  seitens  des  Klerikers  darstellt. 


(c.  26  Dist.  LXXXVI.)  c.  8  (c  10  C.  XVIU. 
qu.  2)  c.  9  (o.  46  0.  XI.  qu.  1)  für  Disciplinar- 
vergehen  das  ö;roxe(o^<D  ixxXTjataarntoU  oder 
xavovtxoTc  iizvziikioK  angediobt  wird,  so  sind 
diese  Strafen  gemeint,  irgl.  auch  die  folgende 
Anm.  a.  E. 

1  Die  Absetzung  Ist  sicherlich  kein  Mittel, 
die  Erfüllung  der  Amtspflichten  zn  erzwingen, 
wie  sie  sich  aach  auf  dem  Qebiete  des  Staats- 
rechtes nicht  blos  unter  den  Begriff  des  Zwangs- 
mittels bringen  lässt;  ebensowenig  die  Amts- 
entziehung bei  Klerikern,  welche  unzulässige 
Eben  eingegangen  sind,  da  sie  dadurch  nicht 
gezwungen  werden,  die  Trennung  dieser  Ehen 
herbeizuführen,  s.  o.  S.  729  n.  6.  Dasselbe  gilt 
von  der  Zurückversetznng  des  eine  zweite  Ehe 
schliessenden  Subdiakons  unter  die  Ostiarier  oder 
Lektoren,  a.  a.  0.  n.  6;  Ton  der  gegen  den  Bi- 
schof Terhängten  Entziehung  des  Ordinations- 
rechtes  für  die  wissentliche  Ordination  eines 
Poenitenten,  stat.  eccl.  ant.  c.  68.  Daher  sagt 
auch  Tours  461  c  2 :  „Si  quis  vero  in  omni  offi- 
cio clericali  deo  militans  ab  ebrietate  se  non  ab- 
stinuerit,  secundum  statu  s  sui  ordinem  compe- 
tens  in  eum  vindicta  tribuatur". 

2  S.  748. 

3  S.  736  n.  3  u.  10. 

*  S.  743  n.  1.  2.  Auch  für  diese  FäUe  ver- 
sagt die  Konstruktion  Labands.  Eine  drei- 
jährige Suspension  für  den  Kleriker  von  allen 
Amts-  und  Mitgliedschaftsrechten,  welcher  wegen 
Betreibung  weltlicher  Geschäfte  den  Gottesdienst 
an  den  hohen  Festtagen  versäumt,  Agde  64  dt., 
oder  die  Ausschliessung  des  Bischofs  von  dem 
Amtsverkehr  mit  seinen  Kollegen,  und  von  dem 
Besuche  der  Synode  bis  zum  nächsten  Konzil 


für  den  Nichtbesuch  und  das  Verlassen  der  ge- 
rade tagenden  Versammlung  wäre  doch  sicherlich 
ein  höchst  ungeeignetes  Zwangsmittel  gewesen, 
den  Kleriker  zum  Besuche  des  Gottesdienstes 
und  Wahrnehmung  seiner  Funktionen  oder  den 
Bischof  zur  Erfüllung  seiner  synodalen  Thätig- 
keit  zu  zwingen,  da  er  dadurch  gerade  gehindert 
wird,  diese  vorzunehmen. 

K  So  z.  B.  bis  der  Bischof  die  verstossene  Frau 
wieder  auftalmmt,  oder  den  Klerikern  den  er- 
forderlichen Unterhalt  gewährt,  o.  S.  732  n.  6, 
8.  auch  0.  S.  743  n.  3. 

«  S   nan.  apost.  58,  o.  S.  732  n.  6. 

7  S.  748. 

8  Das  zeigt  rechtlich  deutlich  can.  58  apost. 
Dieser  bedroht  den  Bischof  oder  den  Priester, 
welcher  seinen  Klerus  oder  seine  Gemeinde  ver- 
nachlässigt, also  die  Pflichten  seines  Amtes, 
namentlich  die  des  Iiehrers  und  Seelsorgers 
nicht  ausübt,  mit  dem  Aphorismus,  wenn  er  aber 
in  der  Nachlässigkeit  verhant,  mit  der  Absetzung. 
Mag  man  nun  die  erstere  Strafe  als  Suspension 
von  den  kirchlichen  Amts-  und  Mitgliedschafts- 
rechten (oder  als  blosse  Suspension  oder  als 
völlige  Exkommunikation,  o.  S.  706)  auffassen, 
so  ist  der  Betreffende,  während  er  der  Strafe 
unterliegt,  gar  nicht  im  Stande,  sein  Amt  aus- 
zuüben, also  seine  Nachlässigkeit  abzustellen. 
Den  Charakter  eines  blossen  Zwangsmittels  kann 
man  also  dem  Aphorismus  unmöglich  beilegen. 
"Wenn  es  nun  in  c.  clt.  weiter  heisst,  dnip^^ov 
hk  T1Q  ^90up,(a,  TtoOatpeio&tD,  so  muss  hier  hinzu 
gedacht  werden,  dass  falls  er  nach  der  Absolu- 
tion von  der  Suspension  In  seiner  Nachlässigkeit 
fortfährt,  die  Absetzung  eintreten  soll.  Das 
zeigt  aber,  dass  es  sich  auch  zugleich  um  eine 
Strafe  handelt. 
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Denselben  Charakter  trftgt  ferner  die  körperliche  Zflchtigang.  Auch  sie  kommt 
im  kirchlichen  Disciplinarstrafrecht,  wenngleich  sie  als  blosses  Erziehnngsmittel  ver- 
wendet werden  kann,  nnd  wesentlich  mit  Rücksicht  darauf  von  der  Kirche  in  ihr  Dia- 
ciplinarstrafsystem  aufgenommen  worden  ist,  nicht  rein  als  solches ,  sondern  zugleich 
als  Strafe^,  also  als  Censnr,  ja  später  auch  als  blosse  Vindikativstrafe  vor^. 

Was  endlich  die  verschiedenartigen  Suspensionen  (insbesondere  auch  die  dar- 
unter zu  begreifende  Ausschliessung  vom  bichöflichen  Verkehr),  welche  in  den  kirch- 
lichen Ordnungen  schlechthin  angedroht  sind  ^,  betrifft,  so  stand  es  hier  im  Ermessen 
des  sie  aussprechenden  kirchlichen  Oberen,  ihnen  je  nach  der  Art  der  Verhängung 
den  Charakter  der  Strafe  im  eigentlichen  Sinne  ^  oder  der  Censur  zu  geben.  Wenn 
sie  schlechthin  oder  bis  auf  Weiteres  ausgesprochen  wurden,  hatten  sie  zunächst  die 
Natur  der  ersteren^,  während  sie  möglicher  Weise  dadurch,  dass  die  Aufhebung 
seitens  des  Oberen  in  Folge  der  erzielten  Besserung  verfügt  wurde,  in  der  praktischen 
Wirkung  einer  gleich  von  vornherein  auferlegten  Censur  gleichkommen  konnten. 

Die  Ausbildung  der  besonderen  Abart  der  Strafe,  welche  wir  jetzt  poena  medi- 
cinalis  oder  Censur  nennen,  hat  also,  wenngleich  das  kirchliche  Disciplinarstrafrecht, 
ebenso  wie  das  allgemeine  kirchliche  Strafrecht,  liberwiegend  Vindikativstrafen  und 
zwar  schon  frtlh  in  reichen  Abstufungen  geschaffen  hat*,  auf  dem  Gebiete  des  erste- 
ren  stattgefunden^.  Auffällig  kann  dies  nicht  erscheinen,  vielmehr  war  eine  solche 
Entwicklung  durch  die  Natur  der  Sache  bedingt.  Nachdem  sich  ein  besonderer  kirch- 
licher Beamtenstand  gebildet  hatte,  bedurfte  es  selbstverständlich  nicht  nur  eines 
eigenen  Disciplinarrechtes  fflr  denselben,  sondern  man  musste  auch,  da  die  blossen 
vindikativen  Disciplinarstrafen  in  vielen  Fällen  zu  hart  waren,  weil  sie  dem  davon 
Betroffenen  das  Amt  oder  einzelne  Amtsrechte  dauernd  entzogen  oder  ihn  wenigstens 
für  eine  bestimmte  Zeit  von  der  Ausübung  der  letzteren  suspendirten,  solche  Straf- 
mittel zur  Verfügung  haben,  welche  im  Interesse  des  kirchlichen  Dienstes  und  des 
kirchlichen  Beamten  selbst,  den  letzteren  von  der  Wahrnehmung  seiner  amtlichen 
Funktionen  ganz  oder  theilweise  blos  auf  so  lange  fernhielten,  bis  die  Abstellung  des 
zu  rügenden  Verhaltens  erfolgt  oder  die  Qewähr  für  ein  künftiges  korrektes  Benehmen 
oder  Amtiren  gegeben  war  ^,  während  für  ein  derartiges  Einschreiten  gegen  die  Laien 
keine  Noth wendigkeit  vorlag,  da  von  dem  Verhalten  derselben  die  Regelmässig- 
keit und  Ordnungsmässigkeit  der  kirchlichen  und  geistlichen  Funktionen  nicht  ab- 
hängig war,  und  es  sich  bei  diesen  blos  dämm  handelte,  nöthigenfalls,  wenn  die  er- 
ziehende und  bessernde  Thätigkeit  der  Kirche  sich  erfolglos  erwiesen  hatte,  mit  ein- 
greifenderen Mitteln  gegen  sie  vorzugehen,  hierzu  aber  die  Vindikativstrafen  im 
Allgemeinen  ausreichend  waren. 

1  S.  737.  in  den  Quellen  viel  häufiger  erwähnt,  s.  die  Ci- 

2  So  bei  Gregor  I,  S.  737  n.  2.  ^^  ^^  «.  755,  ^,    ^  ,  „.  ^ 

fto   rraa      et  At\      a  rrjo       a  »  Die  Censuren  gegen  die  Geistlichen  cTsetien 

»  S.  730  n.  ö  n.  n.  10  u.  S.  743  n.  4.  ^igo  zum  Theil  die  für  das  weltUche  Betmten- 

^  8o  bei  von  vornherein  bestimmter  Zeit  veihältniss  ausgebildeten  Ordnungsstrafen,  vgl. 

5  Denn  damit  war  die  Nothwendigkeit  ihrer  I;*^*''^^^^^'  ^' ^?J'J-  ^^^ri^.^''  **" 

Aufhebung  bei  erreichter  Besserung  yorläuflg  ^e  mannigfaltigerer  E'itwicklung  ßhig  waren, 
ausjreschlossen  »  ^^    *    nicht,  wie  die  Geldstrafen, 

«  a   ji     A    #  «V,  o   ^Rj  Warnungen  und  Verweise,  bei  ihrer  Verhängnng 

ö  S.  die  Aufzählung  auf  S.  754.  ein  einmaliges  üebel  zufügten,  sondern  wie  i.  B. 

7  Denn  die  hierhergehörigen  Gensnren,  S.  756,  die  Suspension  in  fortdauernder  Wirkung  erhal- 

konmmen  schon  in  den  Kanones  der  Apostel,  ten  werden  konnten,  bis  den  Anforderungen  ge- 

also  früher  als  die  ersten  unsicheren  Spuren  der  nflgt  war,   einen  viel  grösseren  Druck  auf  die 

Gensur  für  Laien  vor,  S.  761 ,  und  finden  sich  kirchlichen  Beamten  ausflben  mussten. 
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e.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar straf gewcUt, 
§.  249.    aa,    Ueher  die  Lai^, 

I.  Die  Strafgewalt  übte,  wie  schon  in  der  vorkonstantinischen,  auch  in  dieser 
Zeit  der  Bischof  über  die  Laien  aos^  jedoch  war  es  Sitte,  dass  er  bei  der  Unter- 
suchung die  Priester  und  Diakonen  zuzog  und  vor  der  Abgabe  seines  Spruches  die- 
selben mit  ihrem  Rathe^  hörte  K 

U.  Der  Umfang  der  Strafgewalt  in  persönlicher  Beziehung.  Der 
kirchlichen  Strafgewalt  unterstanden  alle  Christen^,  femer  die  Eatechumenen ^  ohne 
Unterschied  des  Qeschlechts®  und  des  Standes,  also  selbst  die  Kaiser,  Könige  und 
Fürsten,  sowie  die  Staatsbeamten  7.  Qegen  die  letzteren  ist  sie  wiederholt  und  zwar 
selbst  durch  Yerhftngung  der  vollen  Ausschliessung  geübt  worden  ^,  während  dagegen 
die  Bischöfe  gegenüber  den  Fürsten  mit  Vorsicht  eingeschritten^  und  kaum  jemals 
gegen  diese  letzteren  mit  Strafen  vorgegangen  sind  ^^. 


i  S.  die  folgenden  Anmerkungen. 

3  Constit.  apost.  II.  47 :  „  au(i.Tcap£oT(»oav  hk 
Tq>  (cxa9n)p((|>  %a\  ol  Sidxovot  xal  o(  iroea- 
ßOxepoc,  dicoTcpoaonoXi^iCToc  xplvovxcc  M  oeou 
av&poTcot  \itxä  5txaioo6v7)c^;  vgl.  auch  II.  42. 
Dasi  es  sieh  dabei  nur  um  eine  gutachtliche  Be- 
rathung  des  Bischols  handelt,  erglebt  sich  daraus, 
dass  nachher  erst  Ton  dem  Urtheil  der  „dnötpaoic 
1^  ToD  iKiQ%6'!:oM*'  die  Bede  ist,  und  es  Tom  Bi- 
schof heisst:  „xal  ^  T<f>  (ixaoTY]p((p  oufMlrrjtpov 
l^ei  *«l  OüvioTOpa  rfjc  ß(xt)c  t6v  vpioröv  t6v 
Oeöv«;  Tgl.  auchibid  U.  12:  ^KpTv«  o5v,  d>  iida- 
xoite,  [UT  i^ouoCaic  (2>c  ^t6i\  Darüber,  dass 
namentlich  die  Diakonen  die  nöthigen  Erhebun- 
gen und  Voruntersuchungen  anzustellen  hatten, 
s.  ibid.  II.  44:  „  . .  xal  izdsxa  piv  6  (icbcovoc, 
T<}>  ^irtoxÖTCtp  dvatpep^oD,  dlK  6  )^pt9T6c  xip  icdxpt* 
dXX'  8aa  E6vaTai  e^vuv^o)  tC  iaurou,  Xaßdiv  icapd 
ToO  dniox^nou  n^v  ^uaCov,  che  ^  /pioxö^  icapd 
Toü  icatp^c  t6  lüpovoeiv,  xd  hi  öir^pOYxa  6  iirlö- 
X01C0C  xptv^TCD^  Dagegen  l&sst  sich  auf  Grund 
dieser  Stelle  nicht  annehmen,  dass  sie  auch  Tom 
Bischof  mit  der  selbstständigen  Handhabung  der 
Zucht-  und  Strafgewalt  betraut  werden  konnten, 
denn  dieselbe  spricht  nur  allgemein  Ton  der  Unter- 
stützung des  Bischofs  durch  die  Diakonen,  die 
entscheidenden  Maassnahmen  bei  der  Verwal- 
tung der  betreffenden  Befugnisse  waren  aber 
bischöfliches  Amtsrecht,  wie  die  cit.  Stellen 
zeigen,  Ygl.  auch  Molitor,  über  kanonisches 
GerichtSYerfahren  gegen  Kleriker.  Mainz  1866. 
S.  20. 

8  Nach  sUt.  eccl  ant.  c.  23 :  „alioquin  irriU 
erit  sententia  episcopi,  nisi  clerlcorum  praesentia 
flrmetur^. 

*  Const  apost.  II.  11,  wo  es  vom  Bischof 
heisst :  „Ac  ^ou  T6itov  iyjon  h  dvftptÄKotc  xtp 
icdvTov  dpx^iv  dv&pf6ii(DV,  Up^oov,  ßaoiXiory, 
dp^öyccöv,  irax^pQiv,  ulcW,  6i5aoxdX(DV  xal  icdv- 

TOOV  6fA0U  T&V  ÖTttjXÖOV", 

5  Vgl.  0.  S.  23  ff. ;  Elvira  306  c.  73  (c.  6  C. 
V.  qu.  6)  kennt  als  Strafe  die  längere  Femhal- 
tong  von  der  Taufe. 

^  Also  auch  Frauen,    Ygl.  z.  B.  Elvira  306 


c.  6.  8.  9.  i3.  14.  63—66;  Ancyra  314  c.  31. 
Dass  der  c.  34  Basilii  M.,  o.  S.  719  n.  10,  nicht 
entgegensteht,  ist  selbstverständlich,  s.  auch 
Bingham  XVI.  3.  s.  2;  7,  147. 

^  Strafbestimmungen  gegen  die  letzteren,  fla- 
mines,  magistratns,  praesides  Elvira  c.  2 — 4.  66. 
66;  Arles  I.  314  c.  7,  o.  S.  699  n.  1.  S.  709 
n.  3  u.  S.  713  n.  2. 

8  So  von  Athanasius  gegen  den  Statthalter 
von  Ubyen,  Basilii  M.  ep.  61  (al.  47)  y.  371, 
Migne  patr.  gr.  32,  416:  von  Synesius  gegen 
den  der Ptolemais,  o.  S.  704  n.  1.  Vgl.  Kober, 
Kirchenbann  S.  111. 

0  Bingham  1.  c.  s.  6  p.  171;  Löning 
1,  276. 

iO  Trotz  der  vielfach  entgegenstehenden  Be- 
hauptungen ist  ein  absolut  sicherer  Fall  nicht 
nachzuweisen.  Die  von  Kober  S.  108  erwähn- 
ten Fälle  der  Bannung  des  Kaisers  Philippus 
Arabs  seitens  eines  ungenannten  Bischofs,  Euseb. 
bist.  eccl.  VI.  34  und  eines  ungenannten  Kaisers 
durch  Bischof  Babylas  von  Antiochien  gehören 
in  das  Reich  der  Fabel.  Ebensowenig  ist  es  be- 
glaubigt, dass  Ohrysostomus  die  Kaiserin  £u- 
doxia  gebannt  hat,  Löning  1,  277  n.  1  u. 
S.  278  n.  2. 

Was  das  berühmteste  Beispiel,  das  Verhalten 
des  Ambrosius  v.  Mailand  gegen  Theodos  I. 
wegen  des  Blutbades  in  Thessalonich  (390)  be- 
trifft, so  hat  der  erstere  an  den  letzteren  nur  ein 
ernstes  Schreiben  gerichtet,  ep.  61  (al.  20)  ad 
Theodos.,  Migne  patr.  16,  1163  „Of ferro  non 

audeo  sacriflcium,  si  volueris  assistere 

Venisse  visus  es  ad  ecclesiam,  sed  mihi  sacrifl- 
cium offerre  non  licuit Tunc  offeres,  cum 

sacriflcandi  acceperis  facultatem,  quando  hostia 
tua  accepta  sit  deo^  Eine  Strafe  ist  in  demselben 
nicht  verhängt.  Nach  Theodoret.V.  18  u.  Sozomen. 
VII.  26  soll  dagegen  Ambrosius  den  Kaiser  ausge- 
schlossen und  dieser  Busse  gethan  haben.  Ist  dies, 
was  gegenüber  dem  Brief  bezweifelt  werden  darf, 
wirklich  richtig,  dann  lässt  sich  aber  die  Aus- 
schliessung nicht,  so  Bingham  1.  o.  p.  167* 
ElliesDupin,  Diss.  histor.VII.Mogunt  1788 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  249. 


Endlich  hat  die  Kirche,  wie  früher*,  auch  noch  in  dieser  Zeit  durch  das  Aus- 
streichen der  Namen  aus  den  Diptychen,  das  Verbot  der  Oblationen  und  der  Gebete 
von  ihrer  Strafgewalt  gegen  die  Todten  Qebrauch  gemacht^. 

UI.  Die  örtliche  Zuständigkeit  für  die  Handhabung  der  Btraf- 
gewalt.  Innerhalb  der  einzelnen  Diöcesen  wird  die  Disciplinargewalt  durch  die 
Bischöfe  ausgeübt.  Dem  einzelnen  Bischof  sind  daher  in  dieser  Hinsicht  alle  Be- 
wohner seines  Sprengeis  unterworfen  3,  femer  ist  er  aber  auch  befugt,  Fremde,  welche 
sich  in  seinem Bisthum  aufhalten,  zur  Rechenschaft  zu  ziehen  und  zu  bestrafen^.  Hat 
er  eine  Strafe  verhängt,  so  ist  er  ebenfalls  allein  zuständig,  sie  wieder  aufzuhebeo, 
also  namentlich  die  von  der  Kirche  ausgeschlossenen  wieder  in  dieselbe  aufisu- 
nehmen^. 

lY.  Die  Ausübung  der  Strafgewalt.  1.  Im  Allgemeinen.  Ein  Ein- 
schreiten des  Bischofs  mit  seiner  Strafgewalt  konnte: 

1.  in  Folge  der  Erhebung  einer  Anklage,  welche  bei  ihm  gegen  ein  Gemeinde- 
mitglied  angebracht  war^,  und  über  welche  unter  Zuziehung  des  Angeklagten  ver- 


p.  400  ff.;  Löning  1,  277,  blos  auf  dleAbend- 
mahlsgemelnsohaft  beziehen.  Nach  Sozomen. 
„*A{jLßp6oio;  TÖv  ßaoiXia  t^c  dxitXTjoCa;  etpfe  xal 
dxotvivtjTov  dicolTjoe"  und  nach  Theodoret  „6irav- 
Tt\oai  lEcD  Tt&v  npod^poDV,  diiiß'^vai  töW  Upws 
....  irpoicuXatotiv  ....  ixij&Xuoe'^  hat  Ambroslus 
den  Kaiser  von  der  Kirche  ausgeschlossen,  s. 
auch  0.  S.  711  n.  2,  denn  andernfalls  hätte  er 
ihm  den  Eintritt  in  das  Kirchengebiude  nicht 
verwehren  und  ihm  das  Recht  dazu  nicht  ab- 
sprechen können. 

1  0.  S.  697  n.  8. 

2  Carthago  401  o.  15  (cod.  eccl.  Afric.  c.  81): 
„saltem  post  mortem  anathema  ei  dicatur  atque 
eins  nomen  inter  dei  sacerdotes  nullo  modo  reci- 
tetur'^  für  den  Bischof,  welcher  Fremde  oder 
ketzerische  oder  heidnische  Verwandte  statt  der 
Kirche  zu  Erben  einsetzt  oder  die  letzteren  als 
Intestaterben  nicht  durch  Testament  ausschliesst ; 
Augustin.  ep.  185  (al.  50)  ad  Bonifac.  com. 
c.  1,  Migne  patr.  83,  794:  ;|Si  vera  essent, 
quae  ab  eis  obiecta  sunt  Caeciliauo  (B.  y.  Car- 
thago) et  nobis  possent  aliquando  monstrari,  ip- 
sum  iam  mortuum  anathematizaremus''.  Femer 
ist  Origenes  fast  200  Jahre  nach  seinem  Tode  von 
Theophilus  v.  Alexandrien  und  nochmals  durch 
die  Synode  v.  Konstantinopel  543,  Soorat.  h.  e. 
VII.  45.  (dxoivdbvTjToc  f^votxo);  He  feie  Concil. 
Gesch.  2,  789 ;  Theodor  v.  MopsuesUa  durch  die 
5.  allg.  Synode  v.  Konstantinopel  553,  a.  a.  0. 
8.  871.  880.  891,  vgl.  auch  c  6  (Constant.  553) 
C.  XXIV.  qu.  2;  Papst  Honorius  I.  durch  die  6. 
allgemeine  Synode  zu  Konstantinopel  680  (^pro- 
iici  a  s.  dei  catholica  ecclesia  simulque  anathe- 
matizari  praevidimus  et  Honorium,qui  fuerat  papa 
antiquae  Romae**,  Hefele  3,  277)  von  der 
Kirche  ausgeschlossen  worden. 

In  allen  diesen  Fällen  standen  aber  Bischöfe, 
nur  einmal  ein  Presbyter  (Origenes),  keine  Laien, 
in  Frage. 

3  Das  folgt  schon  aus  den  allgemeinen  Vor- 
schriften, dass  Jeder  Bischof  seine  Amtsgewalt 
nur  Innerhalb  seines  Sprengeis  ausüben  und 
nicht  in  fremde  Übergreifen  soll,  s.  z.  B.  Con- 


stant. 1. 381  c.  2;  Carthago  390  c.  11  (cod.  eecles. 
Afric.  c.  9);  Tours 461  c.  9 ;  vgL  aber  auch  Nimcs 
394  c.  4  (He fei e  2,  62) :  „Neque  sibi  alter  epi»- 
copus  de  clerico  alterius,  inconsulto  episcopo, 
cuius  minister  est,  iudicium  vindicet^ 

«  So  wurde  i.  J.  411  o.  412  der  Pelagianer 
Cälestinus,  der  aus  Italien  nach  Carthago  ge- 
kommen war,  allerdings  durch  eine  carthagische 
Synode  exkommunicirt,  Marius  Mercator  commo- 
nltor.  c.  1,  ed.  Quarnerlus,  Paris  1673  p.  6; 
Mansi4,  291ff.;  Hefele  2,  106.  107. 

Wenn  nach  Gelasius  I.  commonitor.  ad  Fau- 
stumv.  493,  Thiel  1,  343:  „Quod  non  solum 
praesull  apostollco  facere  licet,  sed  cuicunqne 
pontiflci,  ut  quoslibet  et  quemlibet  locam 
(Weihegrad)  secundum  regulam  haereseos  ipslus 
ante  damnatae  a  catholica  communione  discer- 
nant",  jedem  Bischof  das  Recht  zusteht,  alle, 
also  auch  Angehörige  fremder  Diöcesen,  welche 
einer  bereits  verurtheilten  Ketzerei  anhängen, 
aus  der  Kirche  auszuschliessen,  so  setzt  er  sich 
damit  über  das  bestehende  Recht  hinweg, 
V.  Schulte,  Stellung  d.  Coneillen,  Papste 
u.  s.  w.   Prag  1871.  S.  166;  Löning,  1,  279. 

5  Elvira  306  c.  53;  Arles  1  c.  16;  Nicaea  325 
c.  5;  can.  33  apost;  Antlochien  341  c.  16; 
Sardica  343  c.  13;  Saragossa  343  c.  5;  Turin 
401  c.  5. 

«  Oonst.  apost.  II.  37.  47.  Doch  soll,  um 
falsche  Anklagen  zu  verhindern,  die  Person  det 
Anklägers  und  seine  Glaubwürdigkeit  geprüft 
werden,  1.  o.  H.  42.  49;  Chaiced.  451  c.  21 
(c.  49  0.  II.  qu.  7);  stat.  eccl.  ant.  c.  96.  Nach 
const.  apost.  II.  43  werden  die  falschen  An- 
kläger, wie  die  Mörder  ans  der  Kirche  ausge- 
schlossen, und  bei  Wiederholung  ihres  Vergebens 
nach  geleisteter  Busse  und  erfolgter  Wieder- 
aufnahme für  immer  exkommunicirt.  Vgl.  aach 
Arles  I  314  c.  l4,  wiederholt  Alles  II  443  o.  452 
c.  24:  .,nsque  ad  exitum  non  commnnicent*; 
Hippo  393  (s.  g.  Carth.  III)  c.  7;  sUt.  eccl.  ant. 
c.  55  (nur  auf  die  Anklagen  gegen  Kleriker  be- 
ziehen sich  Carthago  419,  cod.  ecd.  Afiric.  c.  128 
bis  130,  welche  gewisse  Personen,  Exkommuni- 
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handelt ^  erforderlichenfalls  auch  Beweis  erhoben  wurde 2,  herbeigeführt  werden; 

2.  dadurch,  dass  sich  der  Schuldige  durch  sein  Gewissen  und  durch  das  Ver- 
langen nach  Busse  getrieben  selbst  anklagte  und  sein  Vergehen  eingestand  ^  oder 

3.  wenn  das  sündige  Verhalten  eines  Gemeindegliedes  notorisch  war,  d.  h.  das- 
selbe seine  Sünde  o£fen  vor  aller  Welt  zur  Schau  trug  ^. 

Die  Vorschriften  Aber  die  Prüfung  des  Anklägers,  über  die  Verhandlung  mit 
demselben  und  mit  dem  Angeschuldigten,  über  die  Erhebung  des  Beweises  und  den 
Erlasa  der  Entscheidung  durch  den  Bischof  legen  die  Annahme  nahe,  dass  es  sieh 
dabei  lediglich  um  die  Ausübung  der  StrÄfgowalt,  cl/h.  der  strafrichterÜcben  Thätig- 
kelt  des  Bischofs  gehandelt  habe.  Erwägt  man  indes^en^  dasa  in  der  damaligen  Zeit 
das  kirchliche  ßtrafrecht  noch  eine  geringe  Ausbildung  erfahren  hatte,  namentlich 
nur  einzelne  Erscheinungsformen  der  schweren  Sünden  als  kirchliche  Strafv ergeben 
qualificirt  waren  ^^  im  Uebrigcn  aber  der  Bischof  vielfach  bei  einer  etwaigen  Anklage 
—  abgesehen  von  der  Boweisfrage  —  darüber  zu  befinden  und  zu  entseheiden  hatte, 
ob  das  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  Verhalten  blos  der  bessernden  Zucht  oder 
der  B  traf  rechtlichen  Ahndung  zu  unterwerfen  war*^j  so  ergiebt  sich,  dass  mindestens 
zunächst  eine  scharfe  Scheidung  z^vischen  der  Ausübung  der  Zucht  und  andererseits 
der  Btrafgewalt  nicht  möghch  gewesen  ist 

In  der  That  halten  auch  die  Alteren  Quellen  beides  nicht  scharf  auseinander  ^, 
da  nach  ihnen  der  Bischof  auf  die  angebrachte  Anklage  nicht  eher  zu  der  brüder- 
lichen Ermahnung^  schreiten  soll^  als  er  die  Glaubwürdigkeit  des  Ankll^ers  unter- 
sucht hat'\  und  die  eingeleitete  Untersuchung  bald  zur  Anwendung  von  blos  bessernden 
Zuchtmitteln,  bald  zur  Verhiingung  der  Ausschliesanng  aus  der  Kirche,  also  zu  einer 
Strafe  im  eigentUchen  Sinne  des  Wortes,  führen  kann^^- 

Ja,  andererseitB  konnte  auch  ohne  ein  besonderes  Straf  verfahren  eine  wirkliche 
Strafe  eintreten.  Dies  war  der  Fall,  wenn  ein  Gemeindemi tgtied,  sei  es  freiwillig,  sei 
öS  auf  eine  beim  Bischof  gemachte  Anzeige  oder  erhobene  Anklage  eine  schwere 
Sünde  bekannte  ' ' ,  und  dann  freiwillig  von  selbst  oder  auf  Ermahnung  des  Bischofs  die 

cüte,   Judpii.,    HeidüT^  KaUer  fOi  unfähig  er*  sclion,   Mourei^  d,  Idrctil,  StTÄfvcrgehen  S- 50^ 

kUren).  1^  in  dieger  Zoil  nooh  nteht  die  E^üe* 

l  ibnst.  aptjstol.  11.  47.  48^  fltat.  ecclee,  ant,  ^  |-  1j^^ 

€.  58,   über  desaen  VörlehcE  oben  falls  dio  nötbi-  ^  ?"  ^  tf\   .  ^    ^         ,  ^      «o    .  . 

gel,  Erhebungen  Angeatellt  werdeü  st^Uon.     Die  ^  l,^^t^*^\j^*»  ^*f  f^'-^  !'\^?  f  ^Hf ^f'^*;  *"*- 

AnweeeHheU  dei  AugMA^i^n  ferdert  eb^nfail^  ^^  '^^  "^  ^  ^^^'.^?5.^^"  wirkliches  brtheU,  also 

..d  ....  bei  St.f.  de.  M.htlg.eit  c.  30  ihid.  -^  ^.^n^  U^eU^^^^  ^   ^^ 

*  Durch   Zeneenvemchmung   und    Vorleguiig  ,  ^^^^  ^             ,j    3^  ^^,   ^^  .4^  „  ^ 

YOTi  LlrltundeTV,  c.  11  tAtign»tin|  C.  XXIIL  an- *?  i^  CoDst.  apostol.  II.  iS,  S.  745  Ji,  2,  denu  in 

üb.r  die  ErforderniMe  der  Ze^geti  und  die  Bc-  ^^^  Constitutionen  ^teht  dieae  Stelle  mitten  unter 

stMfuug  falscher  Zeugen  vgl.  CÄrthago  419,  cod.  denjenigen  Kapitel^  welche  vor»  dem  Sixat^rrj- 

eccK  Afr.  .   l^l,  sUt,  ecd.  ant.  ..  J8  ^  V«nne«  ^^^  ^^^^^^^^^  bandeln,   ^gh  auch  Augnstin 

46Ö  c.  1 ;  Agdc  506  c.  37,  ^^  ^^^^  ^^  ^^^^  ^  4g^  3  ^^q  ,,  3 

3  c.  18  (AnguÄtiu)   C.  II,    qu.    1;    Carthago  11  Wenn  aacU  conat,  »poBt.  IL  37  det  ßii?chof 

419,  cod»eccL  Afrir.  0, 132,  handelt  ehenfulla  von  Ruf  die  Anbltgü  den  Angeschuldigten  allein  er- 

cinom  dem  Bischof  gemachten  Pektiinitnias  eines  01  ahnen  «oll,   Zt.üh  jAex^Y-^t^j,   abei  nichfcfi  dar- 

crimen,  -wölehe«  freilich  spater  widerrufen  Ut  ■  über  angegeben  wird,  was  bei  renmöthigem  Be- 

BAstUi  ep.  217  [can»  111)  «.  61,  S.  719  ju  10,  kenntni««  oinet  «cliweren,    mit   Ausflchliesauug 

*  Const.  »poat.  C  10:  „tÄuiv  Ik  flä  fBiichufl  bedrohten  Stiude  ku  geBchcben  habe,  aü  iat 
■c^u  -Jjli^p-njxdTa  TTtJtpaviHu  t^IU^^o^  «utAv  i^ta  nicht  anzunehmen  j  &m  der  gofltändign  Sünder 
p^ftf^on*'!  c.  19  I  Augustin)  C.  XS^IIL  an.  4,  dftdutch  von  der  Strafe  fret  wurde,  DaBiäistffch 
S.  750 ü,  1;  c,lJ(Pseudo-Ambroä.)  C.Jl.  qu,  1 :  oucU  niclit  &m  v.  liJ  (AngnsttnJ  C.  JI.  qu.  ii 
,,manifeisU  accnsatiuno  uon  indigeut^'.  Von  der  „Erg-o  ipsa  c^nipienda  aunt  coram  omnihoe,  quo 
»pätereü  Umänderung  des  B^ÜTea  des  KofoH-  pec^yiutni  coraai  esönibue.   Ipaa  cotTlplenda  ßunt 
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Leistung  der  öffentlichen  Busse  auf  sich  nahm.  Bei  einem  Verfahren,  innerhalb  des- 
sen die  Funktionen  bessernder  und  seelsorgerischer  Zucht  aus  der  strafrichterlichen 
Thätigkeit  nicht  geschieden  waren,  und  welches  noch  keine  festen  Fonnen  aufeu- 
weisen  hatte,  lag  es  nahe,  in  solchen  Fällen  die  Abfassung  und  die  Yerhftngung  eines 
besonderen  Bxkommunikationsurtheils  als  fiberflttssig  zu  unterlassen  S  denn  durch  die 
Einreihung  des  Schuldigen  in  die  Klasse  der  öffentlichen  Bflsser  wurde  zugleich  die 
Ausschliessung  desselben  aus  der  Kirchengemeinschaft  kund  gethan  und  vollzogen 2. 
Eine  Analogie  dazu  bieten  einzelne  ältere  Konzilien,  wie  z.  B.  Elvira  (306)  und  An- 
cyra  (314),  welche  in  ihren  meisten  Kanones  nur  die  Thatbestände  der  kirchlichen 
Vergehen  und  dann  die  der  Busszeiten  normiren ',  sowie  auck  die  Bussbriefe  Gregors 
Thaumaturgns  und  die  des  Basilius,  welche  in  derselben  Weise  verfahren  S|  weil  sie 
die  Ausschliessung  des  Bflssers  aus  der  Kirche  als  etwas  Selbstverständliches  voraus- 
setzen. 


secretius  qne  peccantor  secretias^  zu  entnehmen, 
denn  hier  handelt  Augustin  lediglich  von  der 
brüderlichen  Zurechtweisung  desjenigen,  welcher 
gegen  einen  anderen  gesündigt  hat,  und  fordert, 
dass,  wenn  dies  geheim  geschehen,  auch  die  Zu- 
rechtweisung nicht  öffentlich  erfolgen  soll»  Im  ' 
Gegentheil  spricht  für  die  hier  vertretene  An- 
sicht, dass  nach  den  Busshriefen  von  Gregor. 
Thaumaturgns  c.  8.  9.  und  von  Basilius  c.  61, 
S.  711  n.  2,  diejenigen,  welche  sich  fremdes  Gut 
durch  Gewalt  angeeignet  oder  gefundenes  unter- 
schlagen oder  gestohlen  haben,  sich  dei  Basse 
zu  unterziehen  haben,  wenngleich  ihnen  die 
Leistung  derselben  in  Folge  ihres  Geständnisses 
erleichtert  wird. 

1  So  erwähnen  auch  die  const  apost  II.  16  für 
den  Fall  der  Notorietät  keiner  besonderen  Sen- 
tenZf  sondern  lassen  den  Bischof  blos  den  Befehl 
auf  Ausweisung  aus  der  Kirche  ertheilen,  S.  769 
n.  4. 

2  Auch  erklärt  es  sich  wohl  daraus,  dass  wir 
aus  den  hier  fraglichen  Zelten  eine  so  geringe 
Anzahl  von  Exkommunikationssentenzen  gegen 
Laien  (s.  z.  B.  die  cit.  ep.  58,  Synesii  S.  704 
n.  1)  besitzen. 

3  S.  699. 

*  Diese  unterscheiden  sogar  mehrfach  zwi- 
schen dem  Fall  des  Geständnisses  und  der  Ueber- 
führung  des  Angeschuldigten,  S.  711  n.  2,  aber 
nur,  um  dadurch  die  Verschiedenheit  der  Bass- 
zeiten zu  begründen. 

Offenbar  ist  gerade  die  besprochene  Fassung 
der  Konzilien  und  der  Bussbriefe  die  Veran- 
lassung zu  den  falschen  Ansichten  über  die  Natur 
der  öffentlichen  Busse  gewesen,  namentlich  zu 
der  Auffassung,  dass  wirklich  auf  die  Leistung 
derselben  erkannt  und  diese  erzwungen  worden, 
also  die  öffentliche  Busse  den  Charakter  einer 
Strafe  oder  Oensur  gehabt  habe. 

Meurer  i.  Anh.  f.  k.  K.  R.  49,  185.  186, 
welcher  die  richtige  Auffassung  eingehend  zu 
begründen  gesucht  hat,  will  zwischen  morali- 
schen and  Judizial-Poenitenzen  unter- 
scheiden. Unter  den  ersteren  versteht  er  die 
ausserhalb  des  Busssakramentes  pro  expiandis 
criminibus  freiwillig   übernommenen  Poeniten- 


zen,  mögen  sie  nach  eigenem  Ermessen  oder 
durch  ein  kirchliches  Organ  bestimmt  sein.  In 
Betreff  der  letzteren  bemerkt  er  S.  186:  „Vor 
diesem  Gericht  des  Bischofs  empfing  auch  der 
angeklagte  Sünder,  wenn  er  gestand  oder  über- 
führt wurde,  seine  sententia  condemnatoria. 
Sind  diese  Judizial-Poenitenzen  nun  nicht  recht- 
licher Natur?  Auch  diese  Frage  ist  zu  verneinen". 
Demnach  ist  ihm  die  Jodizialpoenitenz  eine  durch 
den  Richter  in  einer  Kondemnationssentenz  auf- 
erlegte Busse.  Wenn  er  weiter  meint,  dass,  da 
es  einen  Zwang  zur  Reue  nicht  gebe,  die  Judizial- 
poenitenz  aus  dem  Rahmen  eines  Rechtsinstitats 
heraustrete,  und  dass  man  sich  dieselbe  als  frei- 
willig übernommen  vorstellen  müsse,  wie  ja  die 
im  Busssakramente  verhängte  Poenitenz,  obgleich 
sie  der  Poenitent  nur  ungern  empfange,  als  frei- 
willige gelte,  so  liegt  in  diesen  Ausführungen 
ein  offenbarer  Widerspruch.  Eine  sententia  con- 
demnatoria verpflichtet  zu  der  auferlegten  Lei- 
stung und  setzt  einen  Rechtszwang  zur  Erfüllung 
derselben  fest.  Wenn  man  aber  die  Freiwillig- 
keit behauptet,  so  kann  man  von  einem  veror- 
theilenden  Erkenntniss  nicht  mehr  sprechen. 
Damit  ergiebt  sich  aber  für  die  hier  fragliche 
Zeit  die  Haltlosigkeit  einer  Unterscheidung  von 
sog.  moralischen  und  Judizial-Poenitenzen. 
Vielmehr  kann  man  nur  diejenigen  Poenitenzen 
unterscheiden,  welche  freiwillig  für  eine  nicht 
mit  der  Ausschliessung  bedrohte  Sünde  über- 
nommen worden  sind,  und  solche,  zu  welchen 
sich  der  Schuldige  wegen  einer  diese  Strafe  her- 
beiführenden Sünde  entschlossen  hatte.  Im 
übrigen  erscheint  es  dann  gleichgültig,  ob  die 
Exkommunikation  durch  besonderes  Urtheil  über 
ihn  verhängt,  oder  ob  dies  unterblieben  war, 
weil  er  entweder  von  vornherein  unter  Eiuge- 
ständniss  der  betreffenden  Sünde  oder  auf  eine 
Anklage  oder  gar  erst  nach  erfolgtem  Beweise 
sich  zur  Uebemahme  der  öffentlichen  Busse  be- 
reit erklärt,  und  ob  ihm  sofort  von  dem  Bischof 
die  näheren  Anweisungen  in  Betreff  der  Leistung 
der  Busse,  namentlich  über  die  Busszeiten  ge- 
geben, oder  ob  er  diese,  wie  im  Falle  einer  be- 
sonderen Exkommunikatioussentenz  und  nach 
anfänglicher  Zögerung  sich  seitens  des  Bischofi 
erbeten  hatte. 
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2.  Reine  poenae  latae  aentmtiae.  Dagegen  ist  weder  der  ältesten  Kirche, 
noch  der  hier  fraglichen  Zeit  der  Begriff  der  nachmals  s.  g.  censurae  oder  poenae  latae 
senUntiaej  d.  h.  von  kirchlichen  Strafen,  welche  fdr  den  Thäter  ohne  Weiteres  nnd  ohne 
Yorgängigen  Richterspruch  lediglich  dnrch  die  Begehung  der  strafbaren  That  und  im 
Augenblick  der  Verttbung  der  letzteren,  eingetreten  wären,  bekannt  gewesen  >,  und 
der  neuerdings  gemachte  Versuch  2,  die  Existenz  solcher  Strafen  in  den  ersten 
Jahrhunderten  der  Kirche  nachzuweisen,  muss  als  verfehlt^  bezeichnet  werden. 

3.  Die  s.  g.  monUio  oder  admomtio  canomoa.  Eine  weit  verbreitete  Meinung 
geht  davon  aus,  dass,  soweit  nicht  eine  der  angeblichen  censurae  oder  poenae  latae 
sententiae  zur  Anwendung  gekommen  sei,  es  vor  der  Yerhängung  jeder  kirchlichen 
Strafe,  insbesondere  der  Exkommunikation  einer  dreimaligen  Mahnung  bedurft  habe^, 


1  So  die  früher  herrschende  Meinung,  van 
Espen  J.  E.  U.  P.  HI.  tlt.  XI.  c  6  n.  19.  20; 
J.  H.  Boehmer,  J.  E.  P.  HI.  41.  §.  46  u.  V. 
39  ^.  58;  Schilling,  d.  Kirchenbann.  Leipzig 
1869.  S.  188.  Doch  ist  schon  in  älterer  Zeit  die 
entgegengesetzte  Meinung  vertreten  gewesen,  s. 
z.  B.  BinghamXVI.  3.  s.  10;  7,  180. 

2  Von  Koher,  Kirchenbann  2.  Aufl.  S.  55, 
welcher  sogar  schon  Spnren  in  der  h.  Sohrlft, 
Joh.  III.  18  nnd  Tit.  III.  10.  11,  finden  will, 
während  Richter-Dove-Kahl,  K.  R.  S.  775 
n.  7  das  Vorkommen  seit  dem  4.  Jahrh.  ah 
unter  Berufung  auf  das  Konzil  v.  Gangra  343 
bis  381,  c  Iff.  Dist.  XXX.  datiren. 

^  Als  Beweis  werden  zunächst  solche  Stellen 
der  Synode  von  Elvira  306,  wie  c.  1. 2,  angeführt, 
nach  denen  fQr  bestimmte  Sünden  die  Wieder- 
aufnahme In  die  Kirche  selbst  In  der  Todes- 
stunde versagt  Ist  (s.  o.  S.  699),  aber  wenn  diese 
die  Ausschliessung  auch  als  sich  „von  selbst  ver- 
stehend^ voraussetzen ,  so  Ist  der  Schluss ,  dass 
sie  deswegen  auch  rechtlich  von  seihst  ein- 
treten müsse,  durchaus  unberechtigt.  Antioch. 
341  c.  1 ,  welches  ebenfalls  als  ^och  klarerer 
Beweis"  hervorgezogen  wird ,  bestimmt  über  die 
Yerletzniig  der  Osterfeier  hinsichtlich  der  Laien : 
„(ixoivoivVjTooc  xaX  diroßXifjTOüc  elvai  Tffi  ixrXri- 
olac,  e(  dirtfA^voiev  fiXovetx^epov  ^lorafjiivoi 
nphQ  Tot  xaX&c  ^e^tiiva"  und  für  die  höheren 
Geistlichen:  ^l  . .  ToXfA^jaetev  im  Siaorpo^iQ  x&v 
Xo&v  %al  xapayiQ  x&v  ixxXinoiwv  {Stoljeiv  .  .  . 
TouTov  1?)  Ma  oüvoSo?  ^vreuvev  ffiji  dXX^piov 
Ixpive  T^c  6xxX7)o(ac^.  Danach  soll  gegen  die 
Laien  die  Exkommunikation  erst  ausgesprochen 
werden  müssen,  gegen  die  Geistlichen  aber  ohne 
Weiteres  ipso  faoto  eintreten.  Hierbei  hat  K  o b  e r 
S.  58  nicht  nur  übersehen,  dass,  da  die  Ex- 
kommunikation gegen  die  Geistlichen  mit  der 
Absetzung  verbunden  ist,  die  Geistlichen  auch 
ipso  facto  für  abgesetzt  erklärt  sein  müssten, 
sondern  vor  allem  nicht  beachtet,  dass  der  Gegen- 
satz zwischen  den  Laien  und  den  Geistlichen  darin 
gesetzt  wird ,  dass  die  Ausschliessung  der  Laien 
erst  erfolgen  soll,  wenn  sie  hartnäckig  bei  Ihrem 
Widerspruch  beharren,  gegen  die  Geistlichen 
aber  8<^on  wegen  der  Thatsache  der  Abweichung 
von  der  nicänlschen  Osterfeier,  also  sofort,  vgl. 
auch  L  ö  n  1  n  g  1 ,  274.  Dass  die  Anathematlsmen 
einzelner  Synoden,  wie  z.  B.  der  von  Gangra, 
„keinen  anderen  Sinn  haben  können",  als  dass 


die  Anhänger  der  betreffenden  Irrlehren  ohne 
weitere  Yerurthellnng  ausgeschlossen  sein  sollen, 
steht  mit  der  ursprünglichen  Bedeutung  von 
Anathem  im  Widerspruch,  und  wenn  allerdings 
das  Anathem  sehr  bald  auch  den  Sinn  von  Kirchen- 
bann angenommen  hat  (s.  o.  S.  702  n.  7),  so  lag 
dies  darin,  dass  die  Yerhängung  desselben  die 
rechtliche  Realisation  der  Verwünschung  oder 
Verfluchung  war,  aber  daraus  folgt  noch  nicht, 
dass  diese  Rechtsfolge  ohne  Weiteres  mit  der 
letzteren,  also  ohne  Ausspruch  des  kirchlichen 
Oberen,  In  das  Leben  getreten  wäre,  Löning 
1,  274. 

Auch  das  Ist  eine  unerwiesene  Behauptung, 
Kober  S.  58,  dass  in  Tours  1  461  c.  8:  „a  com- 
munlone  ecdeslae  extraneus  habeatur"  nur  die 
von  selbst  eintretende  Exkommunikation  ver- 
standen werden  könne,  wobei  übersehen  worden 
Ist,  dass  solche  und  ähuUch  gleich  lautende  Aus- 
drücke öfters  vorkommen,  s.  o.  S.  708  n.  2,  und 
dass  das  Anwendungsgebiet  derartiger  Strafen 
danach  schon  in  dieser  Zelt  elnverhältnissmässig 
weites  gewesen  sein  müsste. 

So  beweisen  also  alle  diese  Stellen,  ebenso- 
wenig wie  die  welter  angeführte  von  Julian 
Pomerinus,  de  vita  contemplativa  IL  7  n«  2.  3, 
nach  welcher  die  geheimen  Sünder,  um  nicht  die 
Exkommunikationssentenz  zu  empfangen,  sine 
causa  communicant,  d.  h.  ohne  Erfolg  am  Abend- 
mahl theilnehmen,  nichts  für  die  aufgestellte 
Behauptung.  Sie  muss  aber  vollends  haltlos  er- 
scheinen, da  einerseits  Augustin  für  die  Aus- 
schliessung aus  der  Kirchengemeinschaft  ein 
besonderes  Verfahren  (o.  S.  693  n.  8)  voraussetzt 
und  andererseits  in  Uebereln Stimmung  hiermit 
noch  Nov.  Justin.  123.  (546)  c.  11  (c.  11  C.  II. 
qu.  1)  verordnet:  „Ildoi  hk  toTc  dirtoxcSTcou  xal 
TtpeoßoT^poic  diroYOpe'jojJiev  d^oplCew  Ttvd  rfj; 
6t,*(i'xi  xoivo9vlac,  lüplv  -^  alxta  Seiv^,  5i'  t^v  ot 
dxTcXTjoaoTixol  7cav<5v6;  toüto  ^cv^orfaiTteXe^ouatv", 
und  damit  dargethan  wird,  dass  es  während  dieser 
ganzen  Zeit  keine  von  selbst  und  ipso  facto  ein- 
tretende Exkommunikation  gegeben  haben  kann. 

4  BlnghamXVL2.8.  6;  7,10051;  Kober, 
Kirchenbann  S.  146;  C.  Me ndelss oh n-B ar- 
thol dy,  de  monitione  canonica.  Heldelbergae 
1860  p.  9;  München  2,  176.  Schilling, 
Kirchenbann  S.  146  erfordert  sie  nur,  wenn  die 
Exkommunikation  als  Gensur,  nicht  wenn  sie 
als  Strafe  zur  Anwendung  kommt 


762 


1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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indem  man  in  Anhalt  an  die  bekannten  Bchriftstellen  ^  von  der  herkömmlichen  Auf- 
fassung auS)  dass  die  alte  Kirche  nur  Censnren,  keine  eigentlichen  Strafen  gegen 
Laien  gekannt  habe,  erst  die  Feststellung  der  Widerspenstigkeit  und  des  offenbaren 
Ungehorsams  des  Schuldigen  durch  die  Mahnungen  gefordert  hat^. 

Ein  qnellenmässiger  Beweis  dafttr  kann  nicht  erbracht  werden  ^  im  Gegentheil 
ist  zweifellos  in  einzelnen  Fällen  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ohne  eine  vor- 
gängige  Mahnung  erfolgt  4.  Auch  erscheint  diese  Meinung  innerlich  haltlos.  War  die 
Exkommnnikation  eine  Yindikativstrafe  ^  und  wurde  sie  fttr  gewisse  Sflnden,  welche 
damit  gleichzeitig  zu  kirchlichen  Strafvergehen  erhoben  waren,  angedroht,  so  musste 
sie  ihrem  Charakter  nach  stets  gegen  deigenigen,  welcher  die  betreffenden  Hand- 
lungen begangen  hatte,  eben  deswegen  zur  Anwendung  gebracht  werden^,  da  jede 
Strafe  die  Vergangenheit  im  Auge  hat  und  gegen  die  verübte  Strafthat  zu  reagiren 
bestimmt  ist^.  In  solchen  Fällen  hätte  also  die  vorgängige  Mahnung  keinen  Sinn  und 
Zweck  gehabt,  und  darum  hat  sie  auch  die  Kirche  in  dieser  Zeit  nicht  allgemein  vor- 
geschrieben ®. 

Wohl  aber  ist  sie  gebraucht  worden,  um  festzustellen,  ob  ein  zu  einem  Strafver- 
fahren Anlass  gebendes  Verhalten  eines  Angeschuldigten  vorlag,  und  falls  sich  dies 
ergeben  hatte,  um  ein  solches  durch  Geständniss  und  freiwillige  üebemahme  der 
Busse  seitens  des  letzteren  zu  ertlbrigen^.  Endlich  aber  bot  sich  auch  in  dieser  Zeit, 
in  welcher  ein  nur  einigermassen  vollständiges  kirchliches  Strafrecht  noch  nicht  snr 


1  Matth.  XVm.  16;  Tit.  UI.  10 ff. 

s  S.  vor  Allem  K  ob  er  S.  146,  d.  h.  Juristisch 
gefasst,  dass  die  Androhung  der  Exkommunika- 
tion für  einen  bestimmten  Thatbestand  in  den 
Konzilien  die  Yerhingung  derselben  noch  nicht 
rechtfertigt,  wenn  Mos  der  Imperativ  unbeachtet, 
also  gegen  die  sog.  Norm  Torstossen  ist,  sowie 
dass  die  Bestrafung  unterbleiben  muss,  wenn  der 
Silnder  sich  dazu  Yorsteht,  für  das  von  ihm  ge- 
gebene Aergemiss  oder  den  zugefügten  Schaden 
Genugthuung  zu  leisten. 

3  Kober  S.  147  giebt  zu,  dass  sieb  aus  den 
ersten  3  Jahrhunderten  keine  positiven  Bestim- 
mungen dafür  anführen  lassen.  Mendelssohn 
p.  12  weist  auf  can.  32  apost.  hin,  nach  welchem 
der  sich  von  seinem  Bischof  trennende  und  einen 
besonderen  Altar  errichtende  Priester  und  die 
ihm  anhängenden  Kleriker  abgesetzt,  die  Laien 
aber  exkommunicirt  werden  sollen,  „TauTa  (e 
acTol  {jitav  xal  Scütepolv  xat  Tpltrjv  irapdxXvjotv  xoO 
iTCiox^TTOu'^,  also  erst  nach  dreimaliger  Mahnung 
des  Bischofs.  Hier  hat  diese  letztere  den  Zweck, 
die  Hartnäckigkeit  festzustellen,  d.  h.  die  letz- 
tere gehört  mit  zu  dem  Thatbestande  des  Ver- 
gehens. Hat  man  doch  auch  die  dem  Schisma 
verwandte  Ketzerei  theils  wegen  Tit.  III.  10, 
tbeils  weil  zum  Begriff  derselben  das  bewusste 
Festhalten  an  der  Irrlehro  gehört,  nicht  blos  das 
Annehmen  einer  solchen,  eigenthümlich  behan- 
delt, s.  unten. 

4  So  nach  const.  apost.  II.  16,  S.  759  u.  4. 
6  S.  748. 

«  S.  z.  B.  Elvlra  c.  52  (c.  3  0.  V.  qu.  1) :  „Hi 
qui  inventi  fuerlnt  libellos  famosos  in  acclesia 
ponere,  anathematizentur^,  vgl.  auch  e.  49  ibid.. 
Wo   die    wiederholte   und    gewohnhoitsmässige 


Handlungsweise  und  das  beharrliche  Festhalten 
an  derselben,  welches  durch  fruchtlose  Mahnung 
festgestellt  werden  soll,  zum  Thatbestand  des 
kirchlichen  Vergehens  gehört ,  wird  dies  jedes- 
mal besonders  henrorgdioben,  s.  z.  B.  Elvira  c 
20  u.  can.  42.  43  apost.;  Anm.  3;  Antioch.  341 
c.  1,  8.  761  n.  3. 

^  Wie  sich  Kober  S.  146  für  die  altere  Zeit 
das  Leisten  der  Qenugthuung,  s.  o.  Anm.  2  denkt, 
ist  nicht  klar.  Hatte  Jemand  z.  B.  eine  schwere 
Unzucbtssünde  begangen,  so  konnte  er  diese  nur 
durch  Uebernahme  der  öffentlichen  Busse  büssen. 
Damit  war  er  aber  von  der  Kirche  ausgeschlossen, 
denn  nirgends  ist  in  den  Konzilien  oder  Buss- 
briefen davon  die  Rede,  dass  eine  solche  im  Falle 
der  Besserung  auf  eine  etwaige  Mahnung  wegzu- 
fallen hatte,  und  andere  geheime  Bussübungen  an 
ihre  Stelle  traten. 

8  Das  ergiebt  gerade  die  ausJrückliche  Er- 
wähnung für  einzelne  Fälle ,  s  o.  Anm.  3  u.  6. 
Wenn  sich  Kober  S.  148  auf  can.  74  apost  be- 
ruft, welcher  vorschreibt,  dass  der  von  Christen 
angeklagte  Bischof  von  den  übrigen  Bischöfen 
vorgeladen  und  wenn  er  erschienen  und  über- 
führt ist,  verurthellt,  bei  seinem  Ausbleiben 
aber  dreimal  citirt  werden  soll,  damit  gegen  ihn 
in  contumaciam  verfahren  werden  kann,  so  ver- 
wechselt er  die  8.  g.  monitio  canonica,  als  Voraus- 
setzung der  Bestrafung  mit  der  dreimaligen 
Ladung  als  Bedingung  der  Feststellung  der  pre- 
cessualischen  Kontumaz  und  des  Kontumazial- 
verfahrens,  und  übersieht,  dass  der  can.  cit. 
gerade  gegen  die  Nothwendigkeit  der  monitio 
spricht,  da  er  beim  Erscheinen  und  bei  Ueber- 
führimg  des  Bischofs  ohne  Weiteres  die  Strafe 
verhängt  wissen  will. 

»  S.  769. 
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Ansbildang  gelangt  war,  in  der  Mahnung  ein  Mittel  dar,  denjenigen,  dessen  Sünde 
der  Bischof  dnroh  Verhftngnng  der  Exkommunikation  als  kirchliches  Strafvergehen 
ZQ  qnalifiziren  sich  veranlasst  sah  S  vorlftnfig  zn  warnen  und  den  Versuch  zu  machen, 
ihn  von  seinem  sündigen  Verhalten  abzubringen  ^, 

Mit  der  Ausbildung  der  Metropolitanverfassung  und  der  Synoden  ^  war  ftlr  die 
ursprünglich  selbstständigen  Bischöfe  eine  höhere  Aufsichtsinstanz  gegeben.  Seit- 
dem bildete  sich  auch  die  Anachaunng  aus,  dass  die  von  dem  Bischof  verhängten 
Btrafurttieilo  einer  höheren  Prüfung  unterlagen,  und  ea  wurde  dem  Vor urt heilten, 
d,  h,  dem  Exkommunizlrten,  das  Recht  gewahrt *i  wennschon  ohne  Suspensivwirkungi 
an  die  Provinz iÄlsynodo  zu  appelliren^* 


§.  25ü.    6Ä.  Dk  j4usühufi0  der  hirchUchmi  Straf-  und  DiäüipUnarsirafffetüalt  über  rfitf 

Geistlichen. 

L  Ueber  die  Geistlichen  bis  zum  Priestor  eiEachlioasüch,  Ehenao 
wie  über  die  Laien  übte  der  Bischof  "^  auch  die  Straf-  und  Disclplinargewalt  über  dio 
Kleriker  seiner  DiÖcese  und  seiner  Kirche  bei  allgemeinen  kirchlichen  Straf-  und  bei 
ÜiBciplinarvergehen  dersdben  aus.  Nur  in  der  afrikauischen  Kirche  war  er  bei 
der  Handhabung  derselben  gegen  die  Geistlichen  der  höhereu  Welheu^  insofern  be- 
achränkt,  als  er  benachbarte  Bischöfe  zuziehen  muäste^.    Doeh  konnten  auch  die 


-  Su  bat  SyncaJui  den  Androulkua,  S.  704  \u  i 
lüiiithst  wiederliolt  auffefordert ,  vuii  d*itj  Bü- 
d^1lotL1mf{^Tl  und  MiSjfhADdlungeii  iehier  Dnter- 
^cbt?nüu  ab;£iiteL^han  und  hi  erii  tut  Ejtkgm- 
mniiLkatioi)  Jeasi^lbmi  geäehrltt^n,  als  der  Statt- 
hak er  ßeiiie  Bitten  mit  neuen  Gewnltthateu 
beAiitwortete,  vgL  anph  ep.  6?. 

3  M.  IJ.  1  IL  Bd.  in.  S.  473. 

*  Nli^aea  326  c.  Ö  (^ohiie  2^bclien  Laien  nnd 
IfdsUichen  zu  untEirBcheidäii ,  e.  au  oh  ü.  T3  C. 
\l.  qu.  3  und  dam  Hefelc  I,  38Ö);  Antlocb. 
c.  Ö  (welche*  auch  auailTÜcklich  der  Laien  er- 
wfihiit),  Vaiäen  442  c.  ö  (all  gern  ein  gegen  epl* 
icopi  auf  ti^ntüriüa)* 

^  Diü«D  ve^agen  atl8dTÜckllch  NU-,  u,  An- 
tiüi^h.  cit. 

*  üebor  d(e  %ltoi«  Zeit^  hi  der  »Irb  noch  kein 
b^äf^nderer  Klerfkabtatid  entivlckett  hatte ,  t  n. 
S.  6iJ2.  über  das  dTittc  Jahrhundert  vgL  H  693, 
Cypfiou,  cp.  34  ed.  HarUl  p.  &70;  Kt-Hocr 
B,  HG.  117.  Die  y.  im  IT.  dtirtcn  Stell*? n  der 
cot\(st.  apüfit  über  d^a  biachöflklie  Gcrkht  at^hclden 
nicht  Kwiachen  Klerikern  und  Laien,  Wohl  aber 
bei  Sit  CS   Ihid,   VUL  27;    ^Maxtji^^uz  xa&aiptl 

i-Kian/jt^üu '  pi^voG  f  tip  o^jy  otdi  te  IotEv,"  Wenn 
nun  welter  bemerkf  wlni :  ^jTpwß^Ttpoc  ,  .  *  *  ütj 
xaHiaipct,  d^pi^plC^i  üE  toy^  üzo^eßm^Stit*  i^  oi^tv 
(i-TCiuÖUvöi  ir^  xotaii-qj  Ttfioopia  , . .  oiaTtOv«»;  dtf  opC- 
Cct^iroäi^övrjv,  dtvei^cuTnjv^  ^Xtt]^,  &t<nt(SvnJ<rav, 

^dv    ^     Tt    TOtoGtOV,     JA-^     ItQtp^TOC     TtpeapUTlIpOU' 

ÖTtoStiÄ^viu  oy»  I^EOtiv  (i^optoai  o^e  fi-^jp^  a^ct- 

oO  >mxri^'  !iTCTjp^Tii  ^ap  ibi  Bi^xowj'A  ■<*  kann 
hier  diii  d^optCEi**!  'w'OiQ  daa  Recht  dem  Priester 


und  dem  Diakonen,  die« ein  in  AbweaDuböit  do» 
Pdesterä^  2 ujzfeach rieben  wird  ^  nlrbt  dio  Ver- 
h  M  lg  u  [1  g  det  ^ro  a  ae  n  Ex  kom  m  u  n  ika  lion  bed  enten , 
d&  mit  dicicr  dto  Absetzung  verbunden  war^  und 
letztf^rc  ausdiucklinh  dem  Bificihof  verbchalteu 
wird,  vielmehr  kann  ea  sich  nur  um  eine  provi- 
ji^udiche  AuBachiiesEun^  ¥<}ui  Kitchendlen^t  und 
TOu  dem  Betreten  der  Kirt^he  handeln,  falU  sie 
eine  schwere  Sunde,  if  elthe  die  Tom  lUscdiof  ku 
V  er  fügende  Ab^euung  nach  akh  dehen  konnte, 
begangen  h»ben. 

Das  Rerlit  des  Biscbof^t  rritiäler  und  Diakonen 
flbzaBet^en,  erglebt  sich  fornet  aus  Antioch.  341 
C-  4;  die  Straf-  und  UisdplinargeivaU  tiberhaiipt 
aua  Sardka  343  c.  il  o.  c,  14  (c  0.  C.  XL  qu.  3). 
Vgl.  auch  SocrAtea  hift.  ccclet.  IL  26?  Thee- 
doret,  b.  t.  U,  24,  He  feie  1,  377;  ferner  c.  23 
(Gregor  L)  Dist,  LXXXVI  (wiederholt  t,  2,  0. 
XV.  qu/7:  „ßcd  praeacdtlbuB  ecclcfliae  tuac 
seniotlhue  dillgenter  eat  porscrutanda  vetilas"), 

'  In  BotTefT  der  Kleriki^r  bis  ^una  SubdUkon 
eitif^chlieaatlch  hatte  er  allein  clieae  Befugnigs, 
Hippo  391  c.  8  I.  f.  ( B.  g,  Cartb.  HL  c.  8,  c.  5 
C.  XV.  qn.  7^. 

^  Nämlich  bei  Diakoneri  %,  het  Prieatern  Ö, 
Hl  p  p  0  S93  c.  S  dt- ,  flo  da»s  über  die  ersteren  3, 
über  die  letzteren  %  Blachöfe  eineE^hUo^slich  des 
Diocesanbieehofs  (*;um  proprio  eplscopo)  7U 
Hübtan  hatten,  Caithage  li  3*1^7  ö.  390  e.  10  (c^  4 
C.  XV,  qu,  7)t  Jedoch  sind,  wie  der  einen  Priester 
betretfetide  Fi-U,  Auguatln  ep.  Bß,  Mlgne,  patr, 
33^  256  ergiebtf  diese  V<>rachrifteQ  nicht  stet« 
von  den  Biechofen  (so  »uch  nicht  von  Angnttln) 
beobtt:!bti2t  worden»  Wenn  C»rth»gn  I  o.  345  e.  I  i 
(o*  3  C,  Ht.)  beim  Diakon  von  trtbus  vidnia 
episeopis  spiitiht,  si»  lit  da»  i^oUl  nur  ein  ungfl- 
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SyBoden  die  Strafgerichtsbarkeit  über  die  Kleriker  aii8flbeii,  und  dies  ist  nament- 
lich in  Betreff  solcher,  welche  sich  der  Ketzerei  schuldig  gemacht  haben,  geschehend 

Auch  für  die  Kleriker  bis  zu  den  Priestern  einschliesslich  bildete  ebenso  wie  fSr 
die  Laien  über  dem  Bischof  die  Proyinzial-  oder  Metropolitansynode  die  zweite  In- 
stanzy  welche  auf  die  gleichfalls  nicht  mit  Suspensivwirkung  ^  ausgestattete  Berufiing 
zu  entscheiden  hatte  \ 

Gegen  das  zweitinstanzliche  Urtheil  war  endlich  noch  eine  weitere  Appellation 
offen  und  zwar  ging  diese  in  Kordafrika  an  die  Primaten  der  Provinz  oder  das 
Plenar-  oder  Universal-Konzil^,  in  der  orientalischen  Kirche  dagegen  an  die  Exar- 
chen* und  Patriarchen^. 

U.  Die  Straf-  und  Disciplinarstrafgerichtsbarkeit  Aber  die  Bi- 
schöfe. So  lange  die  einzelnen  Christengemeinden  noch  selbstständig  und  unab- 
hängig neben  einander  standen,  gab  es  kein  höheres  Organ  über  denselben,  welches 
die  Bischöfe^  hätte  absetzen  können,  und  im  Anfang  des  3.  Jahrhunderts  ist  sogar 
in  Rom  der  Grundsatz  geltend  gemacht  worden,  dass  ein  Bischof,  selbst  wenn  er  eine 
Todsflnde  begangen  habe,  nicht  entsetzt  werden  dürfe ^.  Da  aber  diese  Auffassung 
keine  allgemeine  Verbreitung  in  der  Kirche  fand,  vielmehr  die  gegentheilige  Ansicht 
durchdrang  ^,  und  in  dem  sich  seit  dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  entwickelnden  In- 


nauer  Ausdruck.  Widersprüche  in  den  Zahlen, 
60  Kellner  S.  118,  liegen  alsa  nicht  vor.  Die 
Abweichung  von  dem  in  den  übrigen  Theilen  der 
Kirche  geltenden  Recht]  erklärt  sich  aus  der 
früheren,  mit  Rücksicht  auf  die  verhältniss- 
missig  grosse  Zahl  der  afrikanischen  Bischöfe 
entwickelten  Praxis,  —  sie  ist  unter  Cyprian  sicher 
bezeugt,  S.  693  n.  2;  Cyprian.  ep.  89  c.  9 
(ed.  Hartel  p.  676:  „unns  ex  quinque  presby- 
teris  iam  pridem  de  ecdesia  profugis  et  sententia 
coepisooporum  nostrorum  .  .  nuper  abstentis; 
ep.  52  c.  3  p.  691)  — ,  bei  wichtigeren  Ange- 
legenheiten, die  benachbarten  Amtsbrüder  zur 
Berathung  und  Entscheidung  heranzuziehen. 

1  S.  darüber  unter  Nr.  II. 

2  Nicaea  325  o.  6;  Antiooh.  341  c.  6;  Sar- 
dioa  343  o.  17  (14). 

3  Nicaea  6  cit. ;  Antioch.  c.  6  20  (c.  2  C.  XI. 
qu.  3  u.  c.  4  Dist.  XVIII).  Sardica  c.  17  (14) 
nennt  im  griechischen  Text  den  Metropoliten, 
im  lateinischen  bezeichnet  es  dagegen  als  höhere 
Instanz  (offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  im  Abend- 
lande noch  nicht  überall  ausgebildete  Metropo- 
litenverfassung)  die  flnitimi  epUeopi ;  H  e  f  e  1  e  2, 
127;  Bd.  II.  S.  3.  4.  Doch  haben  hier  später 
die  ProYinzialsynoden  die  erwähnte  Stellung  ge- 
habt, c.  26  (Innoc.  I)  C.  XI.  qu.  1 ;  c.  14  (id.) 
G.  III.  qu.  6;  wenngleich  an  Stelle  dieser  au<>h 
eine  grössere  Synode  mehrerer  Prorinzen  (Bd.  III. 
S.  529)  die  Entscheidung  abgeben  konnte,  s. 
Turin  401  c.  4.  5!;  Löning  1,  384.  385.  Val- 
son  443  0.  5  und  die  stat.  eccl.  ant.  c.  66  er- 
wähnen als  Appellationsiustanz  der  Synode 
schlechthin. 

In  der  nordafrikanischen  Kirche  ging  die  Ap- 
pellation an  die  benachbarten  Bischöfe,  welche 
der  Bischof  erster  Instanz  und  der  Angeklagte 
auswählten,  Carthago  II  c.  8  cit. ;  Carthago  418 
c.  17  (cod.  eccl.  Afric.  c.  2a  125),  nicht  an  die 
Provinzlalsynode  (so  irrig  und  im  Widerspruch 


mit  sich  selbst  Fessler,  d.  kanon.  Process  ... 
d.  vofjustinian.  Periode.  Wien  1860,  S.  78.  84), 
eine  Einrichtung,  welche  wahrscheinlich  aus  der 
Zeit  vor  der  Ausbildung  der  dortigen  Primatial- 
(Metropolitan-)  Verfassung  herrührt  und  sich  bei 
der  Eigenthümlichkeit  der  letzteren,  Bd.  I.  S. 
581.  Bd.  U.  S.  2,  erhalten  hat. 

«  Ck)d.  eccl.  Afric  c.  28.  125  cit  (,,ad  primates 
snarum  prOYinciarum  aut  universale  ooncilinm^ 
vgl.  Bd.  III.  S.  511.  512  und  Hefele2,   127. 

5  Bd.  I.  S.  550.  577. 

0  A.  a.  0.  S.  549.  550,  wegen  der  mit  den 
übrigen  Patriarchen  und  mit  den  Exarchen  kon- 
kurrirenden  Jurisdiktion  des  Patriarchen  von 
KonsUntinopel  S.  543.  550.  577.  üeber  die 
Stellung  des  Bischofs  von  Rom  s.  $.  251. 

"^  So  lauge  sich  das  Bischofsamt  noch  nicht  zu 
einem  besonderen  Amt  der  Kirche  (S.  693)  ent- 
wickelt hatte,  lagen  die  betreffenden  Befugnisse 
hinsichtlich  einzelner  Aeltesten  oder  Vorsteher 
ebensowie  hinsichtlich  der  Laien  in  der  Hand  des 
Aeltesten-KoUegs  und  der  Qemeinde,  Hatch, 
Oesellsohaftsverfassung  d.  christl.  Kirchen  im 
her.  V.  Harnack  S.  119  u.  o.  S.  691. 

8  Nach  Hippoly t.  Philosephum.  IX.  12  (M  i  g  n  e 
patr.  gr.  16.  III.  p.  1386),  hat  der  römische 
Bischof  KaUistusI.  (217— 2221  bestimmt  (i^oy- 

irpi;  ^dvoTov,  JA"?)  IzXs  xaxaTbeoiai*',  welchem 
sich  Stephan  I  (254—257)  anschloss,  Cyprian. 
ep.  67,  ed.  Hartel  p.  739;  0.  Ritschi,  Cy- 
prian S.  227. 

0  So  vertraten  sowohl  Cyprian  als  auch  der  rö- 
mische Bischof  Cornelius  (251—253)  die  Auf- 
fassung, dass  ein  Bischof  durch  Todsünde  oder 
Ketzerei  sein  Amt  verwirkt  uod  aus  der  Kirche 
ausgeschlossen  werden  müsse,  sowie  nach  gelei- 
steter Busse  nur  als  Laie  wieder  in  die  Kirche 
aufgenommen  werden  könne,   Cyprian.  ep.  55. 
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stitut  der  Synoden  ^  ein  höheres  Organ  über  den  einzelnen  Bischöfen  geschaffen  wurde, 
nahmen  diese  auch  die  richterlichen  Befugnisse  über  die  letzteren  in  die  Hand,  nmso- 
mehr  als  bei  der  Ansübnng  derselben  vielfach  die  Entscheidung  über  Irrlehren  und 
Ketzereien  mit  in  Frage  kam  ^. 

Als  sich  mit  dem  Ablauf  des  3.  Jahrhunderts  feste  höhere  kirchliche  Verbände 
im  Zusammenhang  mit  den  Synoden  organisirt  und  besondere  synodale  Organe  für 
diese,  die  Metropolitan-  oder  Provinzialsynoden  gebildet  hatten,  wurde  diesen  durch 
die  kirchliche  Gesetzgebung  des  folgenden  Jahrhunderts  die  Zuständigkeit  über  die 
Bischöfe  überwiesen  K 

In  derselben  Zeit  war  aber  die  christliche  Kirche  in  die  Reihe  der  vom  Staat 
anerkannten  Verbände  aufgenommen  und  der  römische  Kaiser  der  Träger  der  ober- 
sten Machtvollkommenheit  in  derselben  geworden.  Mit  Bezug  auf  diese  seine  Stel- 
lung, als  Wahrer  der  obersten  Rechtsordnung  in  der  Kirche^  wie  im  Staate  wurde 
derselbe,  und  zwar  schon  Konstantin  von  den  Donatisten  in  dem  Streit  mit  Cäcilian, 
um  die  Bestellung  von  unparteiischen  Richtern  angegangen,  und  wenn  es  sich  in  diesem 
Fall  auch  um  die  Gültigkeit  der  Wahl  des  Cäcilianund  das  in  der  afrikanischen  Kirche 
entstandene  Schisma  handelte,  so  wurden  doch,  nachdem  Konstantin  auf  das  an  ihn 
gestellte  Verlangen  eingegangen  war  ^,  bald  auch  Anklagesachen  gegen  Bischöfe  an  die 
Kaiser  gebracht  ^.  Die  letzteren  übertrugen  die  Untersuchung  und  Entscheidung  solcher 
Angelegenheiten  an  kirchliche  Synoden,  welche  sie  nicht  nur  einberiefen,  sondern 
deren  Zusammensetzung  sie  auch  bestimmten,  indem  sie  zugleich  das  Recht  in  An- 
spruch nahmen,  in  gegebener  Veranlassung  das  Urtheil  der  erst  berufenen  Synode 
durch  eine  andere  Synode  prüfen  zu  lassen  und  eine  solche  mit  einer  nochmaligen 
Verhandlung  zu  betrauen  7. 

67.  68,  Hartel  p.  621.  740.  748  und  Euseb.  zuführen,  zwölf  andere  Bischöfe  als  Rlcbter  fbn- 

hist.  eccl.  YI.  43,  ed.  Lac  mm  er  p.  507.  giren. 

*  Bd.  in.  8.  326.  *  Bd.  in.  S.  671 ;  Lö  ni n g  2,  406. 

2  Das  ergeben  die  Briefe  Cyprians,  s.  ep.  1,  ^  Indem  er  znnichst  dem  römisolien  Bischof 
S.  697  n.  8 ;  ep.  64,  Bd.  III.  S.  670  n.  1 ;  ep.  59,  nnd  drei  nach  Rom  gesandten  gallischen  nnter 
Hartelp.  677;  ep.  68,  0.  Ritschi,  Cyprian  Zuziehung  yon  16  italienischen  Bischöfen, 
S.  161,  welcher  letzterer  aber  diesen  Brief  welche  in  Rom  zu  einem  Konzil  zusammentreten 
S.  228  dahin  auffasst,  dass  Cyprian  Stephan  I.  sollten,  die  Enscheidung  übertrug,  Euseb.  hist. 
bittet,  den  Bischof  Maurician  Ton  Arles  abzn-  eccl.  X.  6,  ed.  Laemmer  p.  818.  Nachdem 
setzen,  w&hrend  ersterer  nur  Stephan  ersucht,  die  diese  römische  Synode  (313)  zu  Gunsten  des 
gallischen  Bischöfe  zur  Exkommunikation  Man-  Ciicllian  nnd  gegen  Donatus  entschieden 
ricians  und  zur  Wahl  eines  Nachfolgers  aufzu-  hatte,  aber  seitens  der  Donatisten  neue  Klagen 
fordern.  Ueber  die  yon  vielen  Bischöfen  be-  an  Konstantin  gebracht  waren,  berief  er,  um  die 
suchte  Synode  v.  Antiochien,  welche  269  den  Sache  nochmals  gründlich  untersuchen  zu  lassen, 
Bischof  Paul  von  Samosata  wegen  Ketzerei  und  seinerseits  die  grosse  TGeneral-)  Synode  von  Ar- 
anderer  Disciplinarvergehen  exkommunicirt  hat,  les  314,  Bd.  III.  S.  327  n.  7  u.  S.  616;  Vgl. 
Euseb.  hist  ecdes.  YH.  30;  Hefele  1.  138;  überhaupt  hierzu  He  feie  2,  199,  217;  Fess- 
8.  auch  can.  74  apost.  u.  Elvira  306  c.  53.  1  er  S.  27  ff. 

s  Antioch.  c.  4.  14.  16  cit;  Sardika343  c.  3.  ^  So  zunächst  gegen  Athanaslus  t.  Alexan- 

4;  Gonstantinop.  381  (richtiger  382)  c.  6;  doch  drien. 

sollen  nach  Antioch.  c.  14,  wenn  die  Bischöfe  in  "^  Konstantin  hat  zur  Entscheidung  der  An- 
Betreff  der  Verurtheilung  oder  Freisprechung  klagen  gegen  Athanaslus  die  Bischöfe  aus  ver- 
uneinig sind,  zur  Entscheidung  noch  andere  schiedenen  orientalischen  Provinzen  zu  der  Sy- 
Bischöfe  aus  der  benachbarten  Eparchie  sei-  node  nach  Tyrus  336  (Bd.  III.  S.  527  n.  7)  und 
tens  des  Metropoliten  zugezogen  werden  (c.  1  dann,  als  der  von  ihnen  abgesetzte  Athanaslus 
G.  YI.  qu.  4).  Für  die  afrikanische  Kirche  vgl.  sich  an  ihn  gewendet  hatte  (dies  verschweigt 
Hippo  393  c.  7  (s.  g.  Gartb.  III  c.  7),  jedoch  ge-  FesslerS.43  trotz  seiner  ausführlichen  Dar- 
nügt  es  nach  Garthago  II  (387)  c.  lO  (c.  2  G.  111.  Stellung),  dieselben  Bischöfe  zu  nochmaliger 
qu.  8  u.  c.  4  G.  XY.  qu.  7),  wenn  in  Fällen,  Yerhandlung  der  Sache  nach  Konstantinopel  be- 
wo  die  Synode  nicht  zusammentreten  kann,  um  rufen,  H e  feie  1, 461. 471 ;  F e ssl e r  S.  33 ff.,  Ja 
die  schleunige  Erledigung  der  Anklage  herbei-  damit  war  die  Angelegenheit  noch  nicht  erledigt, 
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Wenngleich  die  Synode  von  Antiochien  (341)  den  von  den  Synoden  abgesetzten 
Bischöfen  bei  Strafe  des  Verlustes  jedes  weiteren  Gehörs  and  jeder  Hoffiinng  auf 
Wiedereinsetzung  untersagt  hatte,  den  Kaiser  anzugehen,  statt  sich  an  die  grössere 
Synode  zu  wenden  ^  so  ist  dieses  Verbot  doch  nicht  zu  praktischer  Geltung  gelangt. 
Nicht  nur  haben  die  Kaiser  nach  wie  vor  das  erwähnte  Recht  gettbt  2,  sondern  sogar 
die  römischen  Bischöfe  ^  und  die  spätere  kirchliche  Partikulargesetzgebung^  haben 
die  fragliche  Befugniss  der  Kaiser  nicht  beanstandet. 

Ueber  diese  von  der  Kirche  anerkannte  Befiigniss  sind  aber  die  Kaiser  inso- 
fern hinausgegangen,  als  sie  selbst  in  einigen  Fällen  die  Absetzung  von  Bischöfen 
verfdgt  haben  ^. 

Wie  die  dogmatischen  Streitigkeiten  der  damaligen  Zeit  den  Kaisem  fort  und 
fort  Gelegenheit  gaben,  die  gedachte  Praxis  auszuüben  und  damit  die  Bethätigong 
der  den  Provinzialsynoden  kirchlicherseits  angewiesenen  Stellung  als  erstinstanz- 
licher Strafgerichte^  zu  hindern,  so  wurde  die  Zerrüttung  der  Kirche  durch  die  ver- 
schiedenen dogmatischen  Parteien,  die  Veranlassung  dazu,  dass  auch  innerhalb  der 


Tielmehr  sind  in  derselben  auf  YeranUsBung  der 
Nachfolger  Konstantins  noch  mehrere  Synoden 
gehalten  worden,  Bd.  III.  S.  528  n.  1.  2. 

»  c.  12  (c.  2  C.  XXI.  qu.  6).  Dieselbe  Ten- 
denz zeigt  Konstantinop.  381  (richtiger  382) 
c.  6,  Tvelcbes  den  Ankläger,  wenn  er  sich  statt 
an  die  Provinzial-  oder  an  die  höhere  (Patri- 
archal-)  Synode  an  den  Kaiser  wendet,  für  immer 
Yon  der  Anklage  ansscbllesst. 

*  So  hat  Konstantins  344  den  Bischof  yon 
Antiochien  durch  eine  offenbar  nur  wenig  zahl- 
reiche Synode  absetzen  lassen,  Theodoret.  bist 
eccl.  II.  10;  He  feie  2,  627,  femer  den  Bischof 
Pbotlnns  t.  Slrmlom  (351),  welcher  von  der  auf 
kalserliclie  Veranlassung  dorthin  berufenen  Sy- 
node (Bd.  III.  S.  527  u.  7)  wegen  Ketzerei  ab- 
gesetzt war,  auf  seinen  Recurs  die  Bitte  gewährt, 
Tor  gewählten  Schiedsrichtern,  zu  welchen  dem- 
nächst sechs  Senatoren  bestellt  wurden,  mit 
seinen  Gegnern  über  seine  Rechtgläubigkeit  zu 
dlsputiren,  jedoch  fiel  der  Spruch  derselben  zu 
seinen  Ungunsten  ans,  Hefele  1,  646  ff. 

Weitere  Beispiele  bilden  die  von  Gratian  auf 
Bitten  der  Angeschuldigten  veranstaltete  Synode 
zn  Aquileja  381 ;  Bd.  III.  S.  527  Abs.  2;  die 
gegen  Chrysostomus  gehaltene  Synode  ad  qner- 
cum  bei  Konstantinopel  403,  a.  a.  0.  S.  528  n.  1; 
Fessler  S.  58;  die  Patrlarchalsynode  zu  Anti- 
ochien 445,  Bd.  III.  S.  508  n.  1. 

Auch  ist  von  den  Kaisem  auf  Anmfen  nach 
dem  Urtheil  einer  nicht  von  Ihnen  einberufenen 
Synode,  so  z.  B.  der  Patrlarchalsynode  v.  Anti- 
ochien 447  0.  448  (gegen  Ibas),  a.  a.  0.,  noch 
eine  neue  Untersuchung  veranlasst  worden, 
Hefele  2,  310. 

Endlich  haben  sie  mit  einer  solchen  nicht  Im- 
mer andere  Synoden,  sondem  auch  kleinere  Kom- 
missionen, so  In  dem  zuletzt  erwähnten  Falle 
einzelne  Bischöfe,  betraut,  vgl.  auch  das  o.  in 
der  Anm.  zur  Synode  v.  Sirmlum  Bemerkte. 

3  Schreiben  des  Kaisers  Maximus  an  Slrl- 
cius  V.  385,  Mansl  3,  671;  Haenel  oorp.  le- 
gum  p.  230:  „  ,  ,  .  de  Apriclo,  quem  indebite 
(von  einem   gallischen  Bischof)   ad   presblteril 


gradum  conscendlsse  commemoras,  quid  relig:ioiii 
nostrae  catholicae  praestare  possum  reTerentlos, 
quam  ut  de  hoc  ipso  cuiusmodl  esse  vldeatur, 
catholici  iudicent  sacerdotes?  Quoram  conven- 
tum  ex  opportunitate  omnlum  vel  qul  Intrt 
Gallias  vel  qni  Intra  qulnque  provlncias  com- 
morantur,  in  qua  elegerint  urbe,  constltuam,  ut 
llsdem  resldentibus  cognoscentlbus,  quid  habeat 
consuetndo  quid  legis  slt,  iudlcetur''. 

*  Carthago407  c  10  (cod.  eccl.  Afric  c  104): 
„ut  qulcumque  ab  Imperatore  cognitlonem  io- 
diciorum  publicornm  petlerit,  honore  prlvetur, 
sl  antem  episcopale  ludlclum  ab  impera- 
tore petlerit,  nihil  ei  obslt^. 

^  Ob  Konstantin  die  arianischen  Bischöfe  £a- 
sebius  V.  Nikomedien  und  Theognls  von  Nicii 
auch  abgesetzt,  nicht  blos  exilirt  hat,  bleibt 
zweifelhaft,  Sozomen.  I.  21,  Theodoret  L  19. 
20;  Hefele  1,  319.  320.  Wäre  aber  auch  du 
erstere  der  Fall  gewesen,  so  hätte  es  sich  ledig- 
lich um  eine  Durchführung  der  Yerurtheilnng 
der  Arianer  durch  das  Konzil  v.  Nicäa  gehandelt. 
Ebenso  sind  die  Bischöfe  Silvanus  und  Eleusius 
359  durch  den  Kaiser  nur  von  ihren  Sitzen  ver- 
trieben worden,  welcher  sie  dann  nachher  durck 
die  Synode  y.  Konstantinopel  360  hat  absetzen 
lassen,  Hefele  1,  720.  721.  724.  Wohl  aber 
sind  direkt  durch  die  Kaiser  abgesetzt,  durch 
Konstantins  eine  Anzahl  von  Bischöfen  noch 
während  die  Synode  v.  Sardika  (343)  versammelt 
war,  Hefele  1,  625;  durch  Theodos  II  Ireuäus 
Metropolit  v.  Phönlcien  (das  Dekret  bei  Mansl 
5,  417);  Hefele  2,  316  und  durch  Zeno  die 
Patriarchen  Euphemius  und  Macedonius  v.  Kon- 
stentinopel,  Hefele  2,  689. 

Aus  dem  Abendland  ist  dagegen  kein  Beispiel 
bekannt,  dass  die  Kaiser  wegen  rein  kirchlicher 
Vergehen  kirchliche  Strafen  verhängt  hätten, 
denn  das  Vorgehen  des  Maximus  gegen  die  Pris- 
clllianisten  erklärt  sich  daraus,  dass  diese  wegen 
weltlicher  Verbrechen  zur  Untersuchung  gezogen 
waren,  Hefele  2,  43.  44. 

e  S.  765. 
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kirchlichen  Kreise  selbst  jene  Zuständigkeit  unbeachtet  blieb.  Handelte  es  sich  um 
Lehrmeinnngen,  deren  Berechtigung  bestritten  oder  zweifelhaft  war,  so  konnte  man  wäh- 
rend eines  Zeitraumes,  in  welchem  das  christliche  Dogma  erst  seine  nähere  Ausgestal- 
tung empfing,  die  Absetzung  oder  Exkommunikation  etwaiger  der  Ketzerei  beschuldigter 
Bischöfe  unmöglich  den  aus  einer  verhältnissmässig  geringen  Zahl  von  Bischöfen  be- 
stehenden Provinzialsynoden  überlassen,  da  zunächst  die  Vorfrage,  ob  eine  unstatt- 
hafte Abweichung  von  der  kirchlichen  Lehre  vorlag,  präjudiziell  war,  die  Entschei- 
dung darüber  aber  fast  immer  eine  weit  über  die  einzelne  Provinz  hinausgehende 
und  die  Kirche  überhaupt  berührende  Bedeutung  erlangen  musste.  Daraus  erklärt 
es  sich,  dass  nicht  nur  vor  der  Feststellung  der  Zuständigkeit  der  Provinzialsyno- 
den als  bischöflicher  Strafbehörden,  sondern  auch  nachher  die  allgemeinen 
Konzilien  die  kirchliche  Straf gewalt  über  Bischöfe  und  über  andere  Geistliche 
geübt  haben  S  und  dass  dies,  da  solche  Konzilien  gegebenen  Falls  nicht  leicht  zu 
versammeln  waren,  oder  auch  einzelne  wegen  der  durch  die  SchrofiFheit  der  Partei- 
gegensätze hervorgerufenen  Spaltungen  nicht  den  ursprünglich  beabsichtigten  Charakter 
als  allgemeine  Synoden  erhalten  konnten^,  auch  durch  andere  grössere  Synoden^  oder 
wenigstens  durch  Synoden,  welche  eines  besonderen  Ansehens  genossen  4,  geschehen 
ist.  Dass  alle  diese  Synoden,  wie  sie  auch  andere  kirchliche  Angelegenheiten  als 
Glaubenssachen  erledigt  haben,  gelegentlich  ebenfalls  Disciplinarstrafen  wegen  an- 
derer kirchlicher  Vergehen  als  wegen  der  Ketzerei  ausgesprochen  haben  ^,  lag  in  der 
Natur  der  Sache. 

So  ist  der  Versuch,  die  Provinzialsynode  als  die  alleinige  Strafbehörde  für  die 
Bischöfe  hinzustellen,  an  der  Lage  der  Verhältnisse  gescheitert^,  vielmehr  konnten 
nach  dem  praktischen  Recht  sowohl  die  Kaiser  die  von  ihnen  berufenen  Synoden 
mit  dieser  Funktion  betrauen,  als  auch  die  allgemeinen  und  andere  grössere  Synoden 
die  letztere  an  sich  nehmen. 

Als  zweite  Instanz  ftlr  die  Bischöfe  bezeichnen  die  Kanonen  der  morgenländi- 

1  YoTher  das  Konzil  yon  Nicaa  825,  dessen  mandrit  Eutyches  abgesetzt  worden,  s.  He  feie  2, 
Zusammenrnfnng    gerade    dnrch    dogmatische      333;  Fes sl er  S.  110. 

Q^ooSToT  »»«^o'«^^f««/^!^»  /«*'   Bd.  111  5  2.  B.  die  Synode  v.  Ephesna  v.  431,  Hefele 

5.  326.  327,  nnd  welches  den  Priester  Arins  und  ^  ^^3    ^.^  ^^^      iv^^ouaa  v.  618    a.  a.  0. 
zwei  bei  seiner  Lehre  verbleibende  Bischöfe  ex-  g'  g^Q»^   ^^  ^^    g  53^'»;   3     ferner  die  afri- 
kommnnlcirt  hat    Hefele  1,  317;  «piter  die  ^^^^^^^  PUnarsynode  v.  Mileve  402  (Bd.  III. 
allgemeine  Synode  von  Ephesus  431,  welche  den  g  ^^^      ^.  cod.  eccles.  Afric.  c.  87.  88. 
Bischof   Nestorios    von    Konstantinopel    wegen  ^ 

seiner  Ketzerei  abgesetzt  nnd  ans  dem   geist-  ö  Die  ouvoSoc  ivSTjfAOOoa  zu  Konstantinopel 

liehen  Stande  ausgestossen,  a.  a.  0.  2,  186.  189,  ▼.  399  hat  zwar  in  üebereinstlmmung  mit  den 

die  Yon  Chalcedon  461,  welche  den  Bischof  Dios-  früheren  Konzilien  (s.  S.765  n.  3)  den  Beschluss 

cur  V.  Alexandrien  abgesetzt  hat,  a.  a.  0.  2,  438.  gefasst;   Mansl  3,   851 :   „ji-^  XP^voi  itoö;  t6 

451.     Beispiele  der  Exkommunikation  und  der  It^jc  [t-r^^  itapA  xptcuv   jii?)  Toi-y^  irapd  5oo  töv 

Absetzung  von  Priestern  bieten  Nlcäa  nnd  die  67:cudüv6v  SoxijjloC^hlcvov  xaOotpetadai,  dXXot  ^ap 

6.  allgemeine  Synode  von  Konstantinopel  680,  irXclovoc  cüv<5Boü  ^^^ptp  r.a\  täv  t^«  iitapxl««" ; 
a.  a.  0.  3,  282.  und    wenn    dazu    der    Umstand,    dass    gegen 

*  WiedievonSardica343unddies.g.  Riuber-  einen  Bischof  Borgadius  v.  Bostra  die  erwähnte 

Synode  v.  Ephesus  449.  489,   Bd.  III.  S.  328  Strafe  nur  von  zwei  Bischöfen  verfügt  worden 

II.  8  U.S.  348.  ist,    die   Veranlassung  gegeben   hat,    so  wird 

3  So  hat  die  Synode  von  Sardica  gegen  eine  doch  dadurch  die  Annahme  des  Textes,  dass 
Anzahl  von  Bischöfen  die  Absetzung  und  Ex-  feste  Zustandigkeitsnormen  praktisch  nicht  in 
kommunikation  verhängt,  H  ef  e  le  2,  664.  üeber  Geltung  waren,  bestätigt.  Ja,  selbst  noch  nach 
die  Synode  von  Antiochien  v.  340  s.  Bd.  III.  S.  dieser  Synode  hat  Chrysostomus  als  Patriarch  von 
628  n.  2w  Konstantinopel  den  Metropoliten  Oerontius  von 

4  Wie  die  cövoJoi  dvStjfiouoai,  Bd.  HI.  S.  630,  Nikomedien  wegen  eines  offenkundigen  Ver- 
vgl.  Hefele  1, 77  und  Bd.  III.  S.  630  n.  2.  4.  Auf  gehens  ohne  synodale  Verhandlung  abgesetzt, 
einer  solchen  ist  auch  der  Priester  und   Archl-  Sozomen.  h.  e.  VIII.  6. 
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sehen  Synoden  die  grössere  Synode  ^  worunter  sowohl  die  Synode  der  nächst  höheren 
Stnfe,  also  die  Synode  des  Patriarchal-  oder  Exarchalsprengels  ^  als  anch  eine 
andere  grössere^  namentlich  die  allgemeine  Synode  verstanden  werden  kann,  wäh- 
rend in  der  nordafrikanischen  Kirche  das  Plenar-  oder  Universal-Konzil  die  zweite 
nnd  höhere  Instanz  bildetet 

Aber  anch  diese  Anordnungen  haben  in  der  morgenländischen  Kirche  gegen- 
über der  vorhin  gedachten  Praxis,  durchweiche  schon  das  regelmässige  Eintreten  einer 
festgeordneten  ersten  Instanz  ausgeschlossen  war,  keine  Bedeutung  erlangen  können. 
Bei  einer  Entscheidung  durch  die  seitens  der  Kaiser  berufenen  Synoden  (o.  S.  765) 
hing  es  lediglich  von  den  ersteren  ab,  eine  nochmalige  Untersuchung  der  Sache  an- 
zuordnen. Gegen  die  Urtheile  der  allgemeinen  Konzilien  fiel,  da  diese  das  höchste 
Repräsentativ-Organ  der  Kirche  bildeten,  selbstverständlich  jede  Berufung  fort,  und 
was  die  von  anderen,  grösseren  Synoden  oder  die  ouvoSoi  2vSr|[iouaat  erlassenen  Ent- 
scheidungen betraf,  so  gab  es  Ar  diese  gleichfalls  keine  ein  für  alle  Mal  festbestimmte 
BeruAingsinstanz  *. 

Aus  denselben  Gründen  erklärt  es  sich,  dass  sich  in  der  damaligen  Zeit  keine 
festen  Normen  darüber  gebildet  haben,  welche  kirchliche  Organe  fdr  die  Aburtheilung 
von  Straf-  nnd  DiscipUnarvergehen  der  Bischöfe  höherer  Stellung,  der  Exarchen  oder 
Patriarchen,  abgesehen  von  den  Metropoliten^  zuständig  sein  sollten.  An  der  Kompe- 
tenz der  allgemeinen  Synode  konnte  selbstverständlich  kein  Zweifel  bestehen^,  eben- 
sowenig an  der  Zuständigkeit  deijenigen,  welche  von  den  Kusem  zu  diesem  Zweck 
berufen  waren  ^,  aber  auch  andere  blos  kirchliche,  grössere  Synoden  haben  kein  Be- 
denken getragen,  derartige  Straf-  und  Disciplinarstrafsachen  zu  verhandeln^. 

Festere  Normen  hat  in  allen  diesen  Beziehungen  erst  Justinian  gegeben^,  indem 


>  Antioch.  341  c.  .12:  „El  Ttc  •  • .  xadatpcdclc  Teranltscen ,    bo  ist  dies    auf   Yedangen    des 

...  iir(o7coico(uic6ouv65ouivo^X-^oatToX(i.V)oeteTdtc  Priesters  Eutyches,  S.  767  n.  4,  dorch  die  zu- 

ßaoiXia>cdxo^c,^eöv£7:lp.e(Cova£ictoxövo>vouvo(öv  nächst  als  allgemeine  Synode  berufene  Rlober- 

xpiix9%ai  xa\  &  vop.(Cei  ^(xata  ijjt^'^  icpoaovacpi-  synode  von  Ephesns  449  geschehen,  Hefele  2, 

peiv  icXelootv  ^to7c6icotc  xal  t^v  aOr&v  l(^ao(v  347.  361,   welche  Fessler  S.  120  nieht    za- 

TS  xaX  i7t(xptotv  ixlixeo^at**  fc.  2  G.  XXI.  qn.  31  treffend  als  zweite  Instanz  bezeichnet  Anch  war 

Jedoch  schliesst  c.  ID  ibid.  (c.  6  0.  VI.  qn.  4)  die  Appellation  an  ein  allgemeines  Konzil   mög- 

bei  Einstimmigkeit  „ircivTwv  xwv  Iv  t^  litap^l^  üch.     Ob    Flayian    von    Konstantinopel    seine 

immL6'izfD\^  jede  Berafung  gegen  das  Urtheil  aus.  aaf  der  Ränbersynode  erhobene  Appellation  an 

2  Konstantinop.  381  (richtiger  382)  c.  6,  nach  den  Papst  oder  ein  allgemeines  Konzil  gerichtet 
welchem  die  Untersuchung  der  Anklage  gegen  war,  ist  freilich  streitig,  Hefele2,  378  n.  3  a. 
einen  Bischof,  falls  die  Bischöfe  der  Provinz  Fessler  S.  123,  Jedenfalls  hat  aber  die  Synode 
nicht  im  Stande  sind,  den  Angeklagten  zu  be-  von  Chalcedon  seine  Angelegenheit  (anch  nach 
strafen,  der  „{Ae(Covi  9uv6^  t&v  t^c  (loiic/joeoic  seinem  Tode)  untersucht  und  Ihn  für  orthodox 
^ictoxöiTQc  lxc(vt]c"  unterbreitet  werden  soll.  erklärt,  Hefele  2,  438.  438. 

3  Das  ergiebt  sich  aus  Oarth.  401  c.  9  (cod.  »  Denn  fQr  diese  hatte  Chalced.  c  451  c  9 
eccl.  Afric.  c.  65);  Mileve  402  c.  2  Q.  c.  c.  67),  (c.  46  $.  2  C.  XI.  qu.  1)  den  Exarchen  der  D15- 
s.  auch  Hippo  393  c.  7.  10  (Oarth.  III  c.  7  u.  cese  (also  auch  den  Patriarohen)  und  konkurrl- 
cod.  eccl.  Afric.  c  15)  und  Bd.  III.  S.  512.  Ob  rend  mit  ihm  den  Patriarchen  von  Konstantinopel 
sich  die  Befugniss  für  die  Berufung  Richter  zu  als  Gerichtsbehörde  bestellt.  Vgl.  Hefele  2, 
wlhlen,  Oarthago  407  c  2  (cod.  eccl.  Afric.  c  96)  513  u.  Bd.  I.  S.  550  n.  3. 

auch,  wie  Kober,  Deposition  S.  406  annimmt,  ^  S.  767  n.  1,  ebensowenig,  wie  für  die  afri- 

auf  Disciplinarsachen ,   nicht  blos  auf  streitige  kanische  Kirche  an  der  ihres  höchsten  Organs, 

kiroblicheRechtssachen  bezieht,  erscheint  zweifei-  der  Plenarsynode,  Bd.  III.  S.  572. 

haft,   da  die  Wahl  durch  beide  Parteien,  den  ?  Vgl.  Bd.  UI.  S.  528  n.  1  (betreffend  Atba- 

Appellanten  und  den  Appellaten,  geschehen  soll.  nasius). 

In  Betreff  der  abendländischen  Kirche  und  der  8  s.  767  und  die  Synode  von  Antiochien  340, 

Stellung  des  römischen  Bischofs  s.  $.  251.  Bd.  III.  S.  328  n.  2.  Abs.  2. 

*  Wohl  aber  konnte  der  Kaiser  eine  noch-  »  c  29  (▼.  630)  0.  J.  I.  4;l  Nov.  123  (616) 

malige  Untersuchung  durch  eine  andere  Synode  c.  22  (c  3  C.  VI.  qu.  4),  Bd.  I.S.  550. 
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er  das  sofortige  Angehen  der  höheren  Instanzen  verbot  ^  sowie  als  erstinstanzliche  Dis- 
ciplinarbehörde  fttr  die  Bischöfe  die  Metropoliten,  nnd  für  die  Metropoliten  die  Patri- 
archen oder  Exarchen^  bestellte  nnd  ihnen  das  Recht  gab,  die  Disciplinarsachen  auch 
ohne  Zuziehung  der  Provinzial-  bez.  Patriarchalsynoden  zu  untersuchen  und  zu  ent- 
scheiden ^.  Nur  fttr  die  Patriarchen  und  Exarchen  wurde  keine  Bestimmung  getroffen, 
hinsichtlich  dieser  blieb  es  also  bei  der  früheren  Praxis,  nach  welcher  die  grösseren  oder 
allgemeinen  Synoden  über  sie  abzuurtheilen  pflegten  *.  Und  ebensowenig  hat  Justinian 
auf  das  von  den  Kaisern  früher  geübte  Recht  ^,  bei  der  Absetzung  der  Bischöfe  in  der 
einen  oder  anderen  Weise  mitzuwirken  oder  diese  selbst  vorzunehmen  verzichtet  ß. 

Im  Abendlande  wurden  die  Kanonen  der  orientalischen  Kirche,  welche  die  Straf- 
gerichtsbarkeit über  die  Bischöfe  den  Provinzialsynoden  überwiesen  hatten,  ebenfalls 
als  massgebend  betrachtet 7.  Abgesehen  von  Nordafrika  hatte  sich  aber  hier  nicht, 
wie  im  Orient,  ein  vollständiges  System  höherer  kirchlicher  Organisationen  über  den 
Metropolitanverbänden  gebildet,  und  daher  trat  hier  der  römische  Bischof,  welcher 
allein  im  Abendlande  die  Patriarchalstellung  beanspruchen  konnte,  in  höchster  In- 
stanz ein^. 

m.  Oertliche  Zuständigkeit.  Was  die  bisher  nicht  speziell  berührte  Frage 
nach  der  örtlichen  Zuständigkeit  der  kirchlichen  Disciplinarbehörden  betrifft,  so  ergebt 
sich  aus  den  früheren  Anführungen,  dass  sich  dieselbe  durch  die  amtliche  Zugehörig- 
keit des  Geistlichen  zur  Diöcese  oder  des  Bischofs  zur  Provinzialsynode  bestimmte^, 
wennschon  dieser  Grundsatz  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  letztere  nach  der  prak- 
tischen Gestaltung  der  Entwicklung  nicht  die  ausschliessliche  Disciplinarbehörde  über 
die  Bischöfe  geworden  ist,  für  dieselben  ebenfalls  nicht  zur  DurchfOhrung  gelangen 
konnte^  ^.    Neben  dem  Gerichtsstande  des  amtlichen  Wohnsitzes  ist  wohl  auch  der 

i  G.  29  0.  clt.    Wegen  der  Ausnahmen  Bd.  I.  KonsUntinopel  536,   He  feie  2,    773  (welche 

S.  560,  wo  Z.  8  n.  9  t.  o.  zn  lesen  ist :  ,,dass  der  die  Ton  Papst  Agapet  im  Verein  mit  Justinian 

Kläger  oder  Ankläger  sich  darüber  be-  Torgenommene  Absetzung  des  Patriarchen  An- 

schwert  fühlt,  dass  der  Metropolit  die  Ent-  thimns  v.  Konstantinopel,  sowie  die  durch  frü- 

scheidung    einer  Sache  an    den    kompetenten  here  Synoden  erfolgten  Absetzungen  des  Patri- 

Bischof  verwiesen  (delegirt)  hat^  u.  s.  w.  archen  Severus  v.  Antiooblen  nnd  des  Metropo- 

2  Wegen  dieser  des  Näheren  Bd.  I.  S.   550  Uten  Petrus  von  Apamea  bestätigt  hat,  a.  a.  0. 

n.  3.    S.  577.  579,   nnd  wegen  der  besonderen  S.  690.  692.  764  ff.)  und  genehmigt  die  gedach- 

Rechte     des    Patriarchen    Ton    Konstantinopel  ten  Beschlüsse,   indem  sie  zugleich  den   abge- 

S.  551.  577.  setzten  Bischöfen  den  Aufenthalt  in  allen  bedeu- 

8  Nov.  137  (564)  o.  5 :  „M-^  fiövov  is  hi  xaTc  tenderen  Städten,  vor  allem  in  ihren  Bischofs- 

%a%^  SxaoTov  etoc  ^evT^oofi^ai^  9uv^Sotc  xauxa  sitzen,  untersagt. 

CTjTcToÄai,   diXXd  *al  6odtxi<  dfv  xtvec  xaT7)YopYj-  Vgl.  anoh  Gregor  I.  ep.  IX.  59  v.  589  (Jaff  tf 

^lEV  Twv  Up^ojv  t)  xXtjoix&v  7^  if)YOü|jLfrfa}v  Tiao-  ed.  II.  n.  1551,  Ben.  2,  976):  ^n  quodam  enlm 

sayißis  ^  irepl  icCorecoc  ri  icepl  alo^pou  ß(ou  t)  <bc  crimine  Byzaoenus  primus  (Orementius)  fuerat 

icapa  Touc   ve(ouc  xav^vac    ti  (laicpaxröfi^voi^  accusatus  et piissimus  Imperator  (Manricius)enm 

Darüber,  dass  dies  auch  früher  in  der  Praxis  vor-  iuxta  statuta  canonica  per  nos  voluit  iudicare^. 

gekommen  ist,  s.  S.  767  n.  6.  7  c.  14  (Innoc.  I)  0.  UI.  qu.  6;  Gregor  I.  ep.  I. 

*  S.  768.  33  V.  591  ed.  Ben.  2,  522;  III.  8  v.  592,  ed. 

6  S.  766  u.  über  die  Absetzung  des  Patriarchen  cit  2,  631.  632:   „qnia  ergo  non  potest  quem- 

Severusv.Antiochien  durch  die  o6vo5oc^^ju.ouoa  quam  eplscopatus  gradu,    nisi  instis  ex  causis 

V.  518  Bd.  UI.  S.  530  n.  6;  Hefele2,  690.  Concors  saoerdotum  summovere  sententia'^    Die 

0  Nov.  42  (536)  pr. :  „6adxic  Yotp  i^  twv  iepicuv  nähere  Gestaltung  der  Praxis  lasst  sich  hier  beim 

^cp6c  Tivac  T09V  o6x  d^(o)v  xfii  UpcDo6vYK  T&v  Mangel  an  ausreichendem  Quellen-Material  nicht 

UpaTtx6»v  Tcoreßlßaoe  dpövoov  (otcoTov  h-^  Neotö-  verfolgen.  Wegen  der  Rechte  der  Primaten  und 

pi<5v  Te  %aX  Eiro^^^a,  'Apeiöv  xe  xal  MaxeSöviov  Primatialsynoden  s.  Bd.  I,  8.  588  u.  Bd.  III. 

xQcl  EMfjkiov  .  .  .)  TooauTdixtc  xal  V)  ßaoiXeCa  S.  512,  auch  o.  10  (Bonifac.  I.  n.  419.  Jaff^ 

oOfA^'TJT'*«  'f^ose  Tig  T&v  tepioov  aO&evdqi,   &<ne  ed.  II.  n.  349)  C.  III.  qu.  9  u.  Löning  1,  470  ff. 

xd  %timpd  TS  xal  dv^pAicivo  auv^pdEfiovra  piCav  8  Vgl.  J.  251. 

oufjKpoivlav  Toic  öp^Tc  Ttoi-^ooc^ai  ij^cpoic"    Die  »  S.  763  n.  S.  765.   S.  auch  S.  770  n.  2. 

Novelle  bezieht  sich  auf  die  grosse  Synode  v.  iO  g.  765. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.250. 


des  begangenen  Vergehens  anerkannt  ^,  aber  jedenfalls  nicht  der  aosschliessliehe  ge- 
wesen^. 

IV.  Die  Ausübung  der  Straf- und  Disciplinarstrafgewalt  Ebenso 
wie  gegen  die  Laien  konnte  es  zu  einem  Straf-  oder  Diseiplinarverfahren: 

1.  in  Folge  der  Erhebung  einer  Anklage  kommen^.  Die  Abwesenheit  des  ge- 
hörig vorgeladenen  Angeschuldigten  hinderte  dabei  die  Verurtheilung  nicht^.    Auch 


1  Das  IsMt  sieh  ans  demFall  desOälestiiis  schlies- 
sen,  S.758  n.  4.  Dass  derOerichtssUnd  nicht  naiver 
erwähnt  wird,  erklärt  sich  in  Betreff  der  Bischöfe 
daraus,  dass  bei  der  Versohiedenheit  der  Aber  sie 
urthelleuden  synodalen  Organe  von  der  Entwick- 
lung fester  Normen  für  die  örtliche  Zuständig- 
keit keine  Rede  sein  konnte,  für  die  Priester  und 
anderen  Geistlichen  aber,  weil  bei  diesen  für  die 
Regel  beide  Gerichtsstiinde  zusammenfielen, 
kein  Bedürfnlss  dazu  Torlag. 

3  Dies  behauptet  Löning  1,  402  unter  Be- 
rufung auf  c.  23  V.  376  C.  Th.  XVI.  2,  sowie  darauf, 
dass  auch  hei  weltlichen  Strafsachen  in  der  Kaiser- 
zeit der  Gerichtsstand  des  begangenen  Vergehens, 
s.  Gelb,  Gesch.  des  römisch.  Griminalprocesses 
S.  490  ff.  die  Regel  gebildet  hahe.  Aber  die  An- 
ordnung der  c.  cit:  „Qul  mos  est  causarum  ciri- 
lium  Idem  est  in  negotiis  ecclesiacticis  obtinen- 
dus;  nt  si  qua  sint  ex  quibusdam  dissenslonibus 
levibusque  delictis  ad  religionis  observantiam 
pertinentia,  locis  suis  a  suae  dioeceseos  synodis 
audiantur",  heisst  doch  nur,  dass  auch  die  kirch- 
lichen Discipllnarstrafsachen  vor  den  zuständigen 
Gerichtsbehörden  yerhandelt  werden  sollen,  giebt 
aber  keine  nähere  Bestimmung  über  den  Kompe- 
tenzgrund. Nimmt  doch  auch  Löning  1,  258 
n.  2  selbst  an,  dass  der  Bischof  die  Disciplinar- 
gewalt  über  den  Dlöcesanklerus  besitze,  und  nach 

c.  29  V.  530  G.  J.  I.  4  soU  die  Anklage  erhoben 
weiden :  „icp&rov  xarä,  to6c  lepouc  ^o(ao6c  icapd 

8  Aber  nicht  allein,  so  Biener ,  Beiträge  zu 

d.  Gesch.  d.  Inquisitions-Processes.  Leipzig 
1827,  S.  16(„der  Anklagepiocess  ist  die  Haupt- 
form, der  eigentliche  modus  procedendi  Ordina- 
rius, der  allein  zu  wirklichen  Kirchenstrafen 
führen  konnte"))  auch  Molitor,  üb.  kanon. 
Gerichtsverfahren.  Mainz  1856.  S.  32.  Dagegen 
mit  Recht  Löning  1,  389.  Dass  der  römische 
Anklageprocess  der  Kirche  das  Vorbild  für  die 
Verhandlungen  von  Anklagen  bot,  und  diese  zum 
Theil  die  Formen  desselben  übernommen  hat, 
war  naheliegend.  Darauf  hatte  überdies  die  in 
der  vor.  Anm.  dt.  c.  23  C.  Th.  XVL  2  hinge- 
wiesen, und  dlekaiserUohen  Kommissare,  welche 
auf  den  Konzilien,  s.  Bd.  111.  S.  335.  529,  so 
z.  B.  431  und  439  zu  Ephesus,  und  451  zu  Ghal- 
cedon,  mit  der  Gesehäftsleitung  betraut  waren, 
s.  die  Instruktionen  belMansi  4,  1118  u.  6, 
595.  563,  verfuhren  selbstverständlich  nach  den 
ihnen  gewohnten  weltlichen  Reohtsformen.  Eine 
Zusammenstellung  der  aus  dem  weltlichen  Recht 
herüber  genommenen  Normen  auf  Grund  der 
Konzilsakten  bei  Devot i  instit.  can.  IV.  1.  $.  5 
und  danach  bei  Moli  tor  S.  35  ff.  So  begann  das 
Verfahren  mit  der  Ueberrelchung  und  Vorlesung 
der  Anklageschrift  (libellus  accusatorlus)  —  vgl. 


über  eine  solche  gegen  Johannes  Chrysostomus 
auf  der  Synode  ad  queroum  403,  M  a  n  s  1 3,  1 143. 
1151,  gegen  Eutyches  auf  der  Synode  v.  Kon- 
Btanttnopel  448,  l.  c.  6,  643.  651 ;  gegen  FlaTian 
V.  Konstantinopel  auf  der  Räubersynode  449, 
1.  c.  6,  639;  die  Anklageschrift  des  Eusebius 
gegen  Dioskur  und  die  der  alexandrinischen 
Kleriker  gegen  denselben  auf  dem  Konzil  v. 
Ghalcedon  451,  1.  c.  6,  986.  1006;  wegen  der 
afrikanischen  Synode  gegen  OllesÜus  t.  411  o. 
412  B.  Biarii  Mercatoris  comm.  c  1,  Mansi  4, 
291;  der  subscriptio  wird  ausdrücklich  bei  der 
Anklageschrift  des  Eusebius  gegen  Eutyches  er- 
wähnt, 1.  e.  6,  654.  Nach  dem  VorbUde  des 
weltlichen  Rechts  bedroht  auch  die  Kirche  die 
Erhebung  wissentlich  falscher  Anklagen  mit 
Strafen,  s.  S.  758  n.  6,  so  bestimmt  insbesondere 
Konstantinopel  381  —  richtiger  382  —  c.  6,  dass 
die  Ankläger  gegen  Bischöfe  sich  vorher  schrift- 
lich zur  Tragung  der  den  Angeklagten  treffenden 
Strafe  verpflichten  sollten ;  vgl.  auch  die  Erklä- 
rung des  Bischofs  Eusebius,  des  Anklä^rs  des 
Eutyches  448 :  „iofcv  (4Xm  i-^i»  owto^dvnfj«,  d^ot- 
peOw  T^;  dlEla«",  Mansi  6,  737,  und  entxog 
ebenso  gewissen  Personen  das  Recht  zur  Erhe- 
bung von  Anklagen,  s.  a.  a.  0.  u.  Oonstant  382 
c.  6  cit.  In  Bezug  auf  die  Beweismittel  und  das 
Beweisverfahren  konnte  sich  die  Kirche,  da  hier 
nach  dem  weltlichen  Recht  ebenfalls  freier 
Spielraum  gelassen  war,  diesem  ansohUeesen, 
doch  wurden  durch  die  kirchliche  Gesetzgebung 
vereinzelt  auch  bestimmte  Erfordernisse  In  Bezug 
auf  die  Qualifikation  der  Zeugen  aufSgestellt, 
S.  759  n.  2;  can.  apost.  75,  welcher  den  Hä- 
retiker bei  Anklagen  gegen  den  Bischof  ans- 
schliesst,  undAmbrosius,  ep.  5  ad  Syagrium  n.  2, 
Migne  16,  891  erkUrt:  „Si  leges  publicas  in- 
terrogamus,  accusatorem  exigunt,  si  eeelesiae, 
duobus  inqult  et  tribus  testibus  stat  omne  ▼«- 
bum"",  Offenbai  im  Hinblick  auf  Nicaea  325  c  2, 
dass  der  von  zwei  oder  drei  Zeugen  einer  schwe- 
ren Sünde  überführte  Kleriker  aus  dem  Klerus 
ausscheiden  soll  (vgl.  auch  can.  75  apost.,  nach 
welchem  gegen  den  Bischof  nicht  ein  einziger 
gläubiger  Christ,  sondern  nur  2  oder  3  als  Zeu- 
gen ausreichen). 

«  A.  M.  Devoti  l.  c;  Molitor  S.  39  fll; 
F  e  s  s  l  e  r  101,  welche  sich  auf  die  Uebeieinstim- 
mung  mit  dem  weltlichen,  blos  Beschlagnahme 
des  Vermögens  zulassenden  Verfahren  berufen, 
aber  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  Kontaina- 
zialverfahrens  in  Unklarheit  befangen  sind.  Vgl. 
gegen  sie  Löning  1,  394  und  die  folgenden 
Citate. 

War  der  Angeklagte  bei  der  Erhebung  md 
Ueberweisung  der  Anklageschrift  nicht  auweeend, 
so  wurde  derselbe  zum  Erscheinen  undzurVeiaat- 
wortung  über  die  erhobene  Anklage  aufigelSoffdeart, 
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war  die  erkennende  Gerichtsbehörde  keineswegs  lediglich  an  die  von  dem  Angeklag- 
ten vorgebrachten  Beweise  gebunden^ . 

2 .  Konnte  selbstverständlich  anch  im  Falle  einer  Offenkundigkeit  des  Vergehens  ^, 


c»n.  apostol.  74:  „'Eir(axoito^  xoT7)YOpt]0£vTa 
M  Tivi  itapd  d^tOTrlaraiv  dvdpdbiTmv,  xaXeio^at 
aixiv  dva^xaiov  bnh  toiv  litioxÖTroiV  xav  p.ey 
dTcavn^o'Q  xal  6f«DXoYi^air)  ^  IXeYxOeCtj,  6p(C60^at 
t6  l7tiT(|ji.iov*  el  Äe  xaXo6fX€voc  |a9j  6itaxo6oot, 
xotXeCodto  xa\  8e6Tepov,  dtiroorcXXofjUvaiv  du'  aöxov 
56o  £ittox($ircDV  lolv  5e  %i\  oöro»  xaTa<ppov/)oac 
p.Vj  dirovr^CTQ,  -^  o6vo5oc  dlicotpaiv^o^  xat  aii- 
Toä  Td  SoxoQvra,  ättcoc  pt"^  i6?ij)  xepSoctvetv  ^pu^o- 
SixÄv";  Hippo  393  (e.  g.  Ctrihago  III)  o.  7,  und 
nach  zwei-,  auch  dreimaliger  Wiederholung  der 
Ladung,  Beispiele  dafür  bei  Fes 8 1er  S.  100. 
107.  108  (zu  Ephesus  431),  8.  111  ff.  (zu  Kon- 
stantinopel 448,  betr.  Eutyches)  S.  128  ff.  (Ohal- 
cedon  451  betr.  Dioskur),  konnte  in  contumaciam 
Yerhandelt,  also  auch  der  Angeklagte  Terurtheilt 
werden,  s.  die  in  der  Sache  selbst,  d.  h.  nicht  we- 
gen des  Ungehorsams,  sondern  der  den  Angeschul- 
digten zur  Last  gelegten  kirchlichen  Vergehen 
ergangenen  Oontumazialurtheile  gegen  Ghrysto- 
stomOB  auf  der  Synode  ad  quercum,  Mansi  3, 
1151,  gegen  Nestorius  zu  Ephesus  431,  1.  c.  4, 
1212,  und  Dioskur  zu  Ohalcedon  451,  1.  c. 
6,  1046. 

Der  Ankläger  durfte  dagegen  die  Anklage 
nicht  fallen  lassen,  nach  Hippo  393  o.  7  wurde 
er  in  diesem  Falle  mit  der  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  bestraft  (dieselbe  Strafe  gegen  die 
nicht  erschienenen  Ankläger  des  Bischofs  Tbas 
Y.  Edessa  auf  der  Synode  v.  Antiochien  447  o. 
448verhingt,  Mansi7,  221;  Hefele2,  313), 
doch  konnte  das  Gericht  unter  Zustimmung  des 
Angeklagten  auf  eine  Aussöhnung  mit  dem  An- 
kläger, wie  dies  die  Synode  v.  Tyrus  448  o.  449 
zwischen  den  Anklägern  des  Ibas  und  dem  letz- 
teren Mansi  7,  201;  Hefele  2,  480,  ge- 
ihan  hat,  hinwirken. 

Wegen  des  Rechtes  des  Angeschuldigten,  par- 
teiische Bischöfe  auf  den  Synoden  als  Richter  zu 
rekusiren,  das  allerdings  gegen  Athanasius  zu 
Tyrus  (361)  und  gegen  Ghrystostomos  auf  der 
Synode  ad  quercum  (403)  missachtet  worden 
ist,  Löningl,  396. 

*  So  ernannte  die  Synode  von  Tyros  (336),  um 
die  gegen  Athanasius  erhobenen  Beschuldigun- 
gen festzustellen,  eine  Kommission  von  Bisohö- 
fen,  weichein  der  Landschaft  Mareotis  an  Ort  und 
Stelle  eine  Untersuchung  darüber  führen  sollten, 
Hefele  1,  467,  und  die  ▼.  Konstantinopel  (448) 
eine  Deputation  von  Priestern  und  Diakonen, 
um  darüber  Erhebungen  zu  machen,  ob  Euty- 
ches die  Mönche  der  umliegenden  Klöster  aufge- 
wiegelt habe,  Mansi  6,  706;  Hefele  2,  323; 
vgl.  auch  Löning  1,  398. 

2  Eigen thümlioh  ist  die  Auffassung  von  Lö- 
ning 1,  389 :  „Durch  die  Verhängung  von  Dis- 
ciplinarstrafen  ahndet  die  kirchliche  Gemein- 
schaft die  Verletzungen,  die  ihr  selbst  von  ihren 
Mitgliedern  zugefügt  worden  sind.  Vertreter 
der  Gemeinschaft,  Träger  der  Gemeinschafts- 
gewalt ist  der  Bischof  in  dem  Bisthum,  die  Sy- 
node in  der  Provinz.    Es  bedarf  deshalb  (I) 


keiner  Anklage,  um  die  Bestrafung  eines  öffent- 
lichen Sünders  durch  den  Bischof  oder  die  Synode 
herbeizuführen.  Es  ist  nur  erforderlich,  dass 
Bischof  oder  Synode  sich  die  Gewissheit  ver- 
schafft haben,  dass  ein  Glied  der  'Kirche  ein 
offenkundiges  Vergehen  begangen  hat^  und  a.  a. 
0.  S.  401 :  „Immer  aber,  wie  hier  zum  Schluss 
wiederholt  werden  muss,  wurden  kirchliche 
Strafen  im  Discipllnarvergehen  nur  verhängt, 
wegen  offenkundiger  Vergehen,  nicht  wegen  ge- 
heimer Sünden^  Den' zuerst  gemachten,  mit 
„deshalb''  eingeleiteten  Schluss  kann  ich  nicht 
für  zutreffend  erachten,  und  dass  es  sich  auf  den 
Verhandlungen  der  angeführten  Synoden  blos 
seitens  der  Ankläger,  um  die  Feststellung  der 
Notorletät  des  Vergehens  gehandelt  habe,  ist 
nicht  rlchig,  wie  dem  auch  die  eigene  Dar- 
stellung LöningsS.  398 ff.  widerspricht  Eben- 
sowenig wird  diese  Autfassung  durch  das  von 
ihm  angezogene  Konzil  v.  Vaison  442  c.  7  oder 
vielmehr  den  offenbar  gemeinten  o.  8  gestützt. 
Hier  heisst  es:  „Quod  si  se  tantum  episcopus 
alicui  sceleris  consclum  novit,  quamdiu  .probare 
non  potest,  nihil  proferat,  sed  cum  ipso  ad  com- 
punctionem  eins  secretis  correptionibus  elaboret : 
qni  st  correptus  pertinacior  fuerit,  et  se  commu- 
nloni  pubUcae  ingesserit,  etiamsi  episcopus  in 
redarguendo  illo  quem  reum  iudicat,  probationi- 
bus  deflciat,  indemnatus  licet  ab  his  qui  nihil 
sdunt,  secedere  ad  tempus  pro  persona  maioris 
auctoritatis  iubeatur,  illo,  quamdiu  probari 
nihil  potest,  in  communione  omnium  praeter- 
quam  eins  qui  eum  reum  iudicat,  permanente''. 
Danach  soll  ein  Bischof,  welcher  allein  Kennt- 
niss  von  dem  kirchlichen  Straf-  oder  Discipllnar- 
vergehen eines  anderen  (Bischofs,  das  ergiebt 
der  Zusammenhang,  namentlich  cit  c  7,  s.  nach- 
her) besitzt,  sofern  er  es  nicht  beweisen  kann, 
den  angeblich  schuldigen  durch  geheime  Ermah- 
nungen zur  Reue  zu  bewegen  suchen ;  wenn  aber 
der  Ermahnte  sich  hartnäckig  zeigt  und  sich 
(ohne  dass  er  seine  Sünde  bereut,  also  im  Ge- 
heimen Busse  zu  thun  bereit  ist)  nicht  von  der 
öffentlichen  Gemeinschaft  (d.  h.  der  zur  Synode 
versammelten  Bischöfe,  also  von  der  Synode  oder 
dem  öffentlich  abzuhaltenden  gemeinsamen 
Gottesdienst)  fern  hält,  so  soll  ihm  von  den  Mit- 
gliedern der  Synode,  obwohl  sie  beim  Mangel  an 
Beweisen  seitens  ihres  Amtsbruders  nichts  von 
dem  Vergehen  des  Ermahnten  wissen  können, 
wegen  der  hohen  Stellung  des  Ermahnenden  auf- 
gegeben werden,  sich  für  die  Zeit  (d.  h.  während 
der  Dauer  der  gerade  tagenden  Synode)  von  ihnen 
fernzuhalten,  ohne  dass  er  jedoch,  so  lange  nichts 
bewiesen  ist,  von  der  communio  l^atema  (S.  742) 
der  übrigen  Bischöfe  —  abgesehen  von  der  des- 
jenigen, welcher  ihn  für  schuldig  erklärt  —  aus- 
geschlossen werden  darf.  Diese  Stelle,  welche 
der  von  Löning  in  Bezug  genommene  Hefele 
2,  297  im  wesentlichen  ebenso  erklärt,  nur  dass 
er  das :  ad  tempus  als  „auf  einige  Zeit^  aufTasst 
und  Unklarheit  darüber  bestehen  lässt,  ob  er  die 
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8.  ferner  im  Falle  einer  Selbstanzeige  oder  eines  Geständnisses  ^,  endlich  aber 


auch 


4.  von  amtswegen  ein  Verfahren^  eröffnet  werden '. 


communio  fr&tema  oder  die  Kirchengemelnschaft 
überhaupt  meint,  weist,  nicht  wie  L  ö  n  i  n  g  an- 
nimmt, einen  Gegensatz  zwischen  geheimen  und 
zwischen  offenkundigen  Vergehen,  sondern  zwi- 
schen einem  geheimen  und  einem  solchen,  wel- 
ches, wenn  es  nicht  offenkundig  ist,  nicht  be- 
wiesen werden  kann,  auf. 

Nicht  minder  steht  der  Ansicht  Lönlngs  der 
vorangehende  c  7  Ibid.  entgegen :  „Placuit  prae- 
terea  accusandi  licentiam  etiam  in  nostri  ordinis 
sl  qua  exlstit  levltate  comprlmere,  ut  se  episco- 
pus  si  quem  iudicat  abstinendum  et  pro  humi- 
liatione  et  correctione  fratris  assurgit,  exorarl  a 
ceterls,  acqulescat  fratrl  de  quo  agitur  correp- 
tione  et  commlnatlone  adhihita;  sin  autem  de 
crimlne  aliquem  putat  esse  damnandnm,  accusa- 
toris  vice  discntiendum  sciat,  fas  est  enlm,  ut 
quae  uni  probantur,  probentur  omnlbus".  Denn 
auch  hier  wird  für  ein  crimen,  dessen  Begehung 
nur  dem  einen  Bischof  bekannt,  also  geheim  und 
nicht  öffentlich  ist,  von  dem  Ankläger  ein  Be- 
weis, welcher  die  übrigen  richterlichen  Mitglieder 
der  Synode  überzeugt,  verlangt. 

i  Lönlng  1,  399  behauptet,  dass  im  Gegen- 
satz zu  dem  weltlichen  Krlminalprocess  der  Zeit, 
in  welchem  dem  Geständniss  keine  unbedingte 
Beweiskraft  mehr  zugeschrieben  wurde,  vielmehr 
der  Richter  die  Gaub Würdigkeit  desselben  zu 
prüfen  hatte,  im  kirchliehen  Dlsciplinarverfahren 
auf  Jedes  Geständniss  hin  eine  Yerurtheilung 
hätte  erfolgen  müssen,  denn  entweder  sei  das 
Geständniss  der  Wahrheit  entsprechend,  also  ein 
genügender  Beweis  der  Anklage  gewesen,  oder  es 
sei  der  Wahrheit  zuwider  abgelegt  worden,  dann 
hätte  eine  öffentliche  Lüge  des  Angeklagten  vor- 
gelegen, die  als  schweres  kirchliches  Vergehen  zu 
bestrafen  gewesen  wäre.  Auch  diese  Meinung 
kann  ich  nicht  für  haltbar  erachten.  Wenn  er  sich 
dafür  auf  Valence  374  c.  4  beruft :  „ut  sclretis, 
quicomque  se  sub  ordinatlone  vel  diaconatus  vel 
presbyterii  vel  episcopatus  mortali  crimlne  dlxe- 
rint  se  esse  poUutos,  a  supradictls  ordlnationibus 
submovendos,  reos  sc.  vel  veri  confessione  vel  men- 
daclo  falsitatls.  Neque  enim  absolvi  In  his  potest, 
si  in  se  Ipsos  dlxerint,  quod  dictum  (d.  h.  doch 
das  mortale  crimen,  nicht  die  confessio  oder  die 
falsitas  mendacii)  in  allos  puniretur,  cum  omnis 
qui  slbi  fuerlt  mortis  causa,  malor  homicida  fue- 
rlt"  und  die  epistola  desselben  Konzils :  „Et  licet 
non  ignoraremus,  multos  verecundla  et  nonnullos 
Busdplendi  sacerdotil  motu  trepidos,  quae  utique 
Signa  sunt  sanctitatis,  falsa  In  se  reilciendl  hono- 
ris causa  dixisse :  tarnen  qoia  omnium  fere  ad  ea 
quae  sunt  peiora  proclive  iudicium  est,  et  materies 
disputationum  ex  obtrectatlone  sacerdotum  del 
quaeritur,  sedit  in  synodo,  ut  quisquis  de  se  vel 
vera  vel  falsa  dixisset,  fldes  el  quam  suomet 
testlmonlo  conflrmaret,  haberetur^,  so  ist  hier 
lediglich  von  der  Irregularität  des  Vergehens 
(Bd.  I.  S.  38)  die  Rede  und  blos  in  Betreff  der 
Feststellung  derselben  eine  rein  singulare  Be- 
stimmung getroffen.     Für   das  DiscipUnarstraf- 


verfahren  wird  keine  allgemeine  Beweisregel  auf- 
gestellt. Auch  findet  sich  eine  solche  nicht  In 
anderen  Quellen,  noch  ist  schlechthin  jede  oder 
auch  nur  Jede  öffentliche  Lüge  in  solchen  für 
ein  schweres  kirchliches  Vergehen  erklärt  worden. 

2  Löning  1,  400  meint,  dass  die  Synode  das 
Verfahren  beginnen  konnte,  wenn  ihr  das  Ver- 
gehen bekannt  war,  so  dass  entweder  eine  Be- 
weisaufnahme nicht  mehr  nothwendlg  war,  vreü 
der  Beklagte  nicht  leugnete  (das  fällt  aber  anter 
den  FaU  der  Offenkundigkeit)  oder  die  Wahrheit 
der  Thatsache  sich  durch  Zeugenaussagen  her- 
stellen liess.  Wenn  er  sich  für  das  letztere  auf 
die  S.  770  n.  3  citirte  Stelle  In  Ambrosli  ep.  5 
beruft,  so  ist  dabei  unbeachtet  gelassen,  dass  es 
dort  weiter  heisst:  „Inoffensus  Igitnr  affectos 
testium  quaeritur,  ita  tarnen  ut  accusator  pxins 
In  medium  procedat",  dass  also  dort  gar  niclit  In 
dem  Mangel  des  Anklägers  der  Gegensatz  zwi- 
schen dem  weltlichen  und  dem  kirchlichen  Ver- 
fahren gefunden  wird. 

9  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Kirche  die 
Formen  römischen  Anklageprooesses  erst  seit 
dem  4.  Jahrhundert  und  zwar  nur  theilweise 
herübergenommen  hat,  S.  770  n.  3  und  dass  also 
früher  auch  sicherlich  auf  eine  formlose  Anzeige 
hin,  namentlich,  wenn  der  Anzeigende  genügende 
Beweismittel  an  die  Hand  gab,  procedirt  wurde. 
Femer  war  auch  der  kirchliche  Obere  bei  drin- 
gendem Verdacht  berechtigt,  seinerseits  Erhe- 
bungen anzustellen  und  nach  Beweismitteln  zu 
forschen,  sowie  falls  diese  dann  zur  Ueberführnng 
genügten,  auch  Disciplinarstrafen  zu  verhängen, 
s.  Augnstin.  ep.  65  ad  primatem  Numid.,  Mign  e 
33,  234,  welcher  in  Betreff  eines  Priesters 
schreibt :  „Qui  cum  non  ambularet  vias  servomm 
del,  non  bonam  famam  habere  coeperat,  qua 
ego  conterritus,  non  tamen  temere  aliquid  ere- 
dens,  sed  plane  soUlcitior  factus,  operam  dedi, 
si  quo  modo  possem  ad  aliqua  malae  converaa- 
tioois  eius  certa  indicia  pervenlre.  Ac  primo 
comperl,  eum  pecunlam  ouiusdam  rusticani  di- 
vino  apud  se  commendato  Intervertisse,  ita  nt 
nullam  inde  posset  probabUlter  reddere  ratlo- 
uem.  Deinde  convictus  et  confessus  est,  die  ie- 
iunii  Natalis  domlni  ....  apud  quandam  malae 
famae  muUerem  et  prandisse  et  coenasse  et  in 
una  domo  mansisse'^  Nach  dem  weiteren  Ver- 
lauf des  Briefes  hat  Augustin  den  Priester 
wegen  der  zuletzt  gedachten  Thatsacheu  abge- 
setzt, nicht  aber  wegen  der  nicht  sioher  festge- 
stellten Unterschlagung,  In  Betreff  welcher  er 
bemerkt:  „quae  negavlt  deo  dlmisi,  ludicans  quae 
occultare  non  permissus  esV^  Nicht  damit  Im  Wi- 
derspruche steht  Gregor  L  ep.  IIL  45,  ed.  Ben.  2, 
656  (c.  7  Dlst.  XXXIII),  denn  wenn  hier  einem 
Bischof  angerathen  wird,  sein  Amt  niederzu- 
legen, und  keine  weitere  Untersuchung  veranlasst 
wird,  so  geschieht  dies  deshalb,  well  nicht  fest- 
zustellen war,  ob  er  mit  der  Konkubine,  welche 
er  in  früherer  Zelt  gehabt  hatte,  noch  nach  dem 
Empfang  der  heiligen  Weihen  weiteren  Umgang 
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Ebensowenig  wie  bei  den  Luen  ißt  endlich  vor  der  Yerhängnng  einer  kirchlichen 
Strafe  oder  Disciplinarstrafe  gegen  Kleriker  stets  eine  mehrmalige  Mahnung  [moniiio 
canonica)  erforderlich  gewesen  *. 

Dass  der  älteren  Kirche  die  s.  g.  poenae  oder  censurae  latae  sententiae  überhaupt 
fremd  geblieben  sind  2,  ergiebt  der  Umstand,  dass  sie  auch  in  dem  kirchlichen  Dis- 
ciplinarstrafrecht  nicht  vorkommen  \  Es  gehört  vielmehr  die  Entwicklung  und  Aus- 
bildung dieser  Art  von  Strafmitteln  erst  einer  späteren  Zeit  an. 


§.251.    cc.  Die  Straf-  und  DiadpUnarstrafgewalt  des  römischen  Bischofs, 

I.  Das  Konzil  von  Sardika.  Katholischerseits  wird  aus  dem  Primate  des 
Papstes  die  oberste  Straf-  und  DiscipUnaijurisdiktion  hergeleitet^,  und  die  Bethä- 
tigung  derselben  möglichst  weit,  namentlich  schon  bis  in  das  2.  Jahrhundert  zurück- 
verlegt ^.  Eine  von  dogmatischer  Fesselung  unbeeinflusste  historische  Forschung 
kann  die  Annahme  von  Primatialrechten,  welche  von  Anfang  an  dem  römischen 


gehabt  hatte  (Falsch  Hlldenhrand,  d.  pur- 
gatio  cauonica  a.  Tulgaiis.  Müuchen  1841. 
S.  37.  38.) 

Auf  blossen  Verdacht  hin  sollte  allerdings 
keine  Verurthellung  erfolgen,  c.  18.  $.  2  (Au- 
gustin.  sermo  361  de  poen.)  C.  II  qn.  3L  :  „nolnit 
(apostolns)  hominem  ab  homlne  ia^cari  ex  arbi- 
trio  snspitionis  vel  etiam  extraordinario  usnrpato 
iudicio,  sed  potlus  ex  lege  dei  socnndnm  ordlnem 
ecclesiae  sive  nitro  confessom  sive  accnsatom 
atqne  conTlctnm''.  Demnach  konnte,  wenn  die 
etwa  Im  Falle  eines  Verdachts  von  Amtswegen 
vorgenommenen  Erhebungen  zu  keinem  Ergeh- 
nlss  geführt  hatten,  nicht  weiter  eingeschritten 
werden,  vgl.  ep.  65  August,  cit.  Dass  man  von 
dem  Verdächtigen  einen  Reinigungseid  forderte, 
Ist  eine  erst  durch  Einfluss  des  germanischen 
Rechtes  hervorgerufene  Uebung,  L5ning  % 
504,  welche  sich  in  Italien  nicht  vor  dem  6.  Jahrh. 
findet,  vgl.  z.  B.  Gregor  I.  ep.  II.  33,  ed.  Bened. 
2,  597  (c.  6  C.  II.  qu.  5).   S.  unten  $•  258. 

1  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  S.  761.  Ein 
Fall,  in  welchem  die  dreimalige  Mahnung  den 
Zweck  hat,  den  strafbaren  Ungehorsam  festzu- 
stellen, bei  Gregor  I.  ep.  HI.  56,  L  c.  2,  667. 

2  S.  761. 

3  K ob  er,  Deposition  S.  205  findet  freiUch 
eine  Absetzung  ipso  iure  in  c  6  G.  IX.  qu.  2, 
d.  h.  Antiochien  341  0.  13.  Hier  wird  dem 
Bischof  das  Eindringen  in  eine  fremde  Exarchie 
und  Amtiren  in  derselben,  namentlich  das  Wei- 
hen der  fremden  Kleriker  untersagt  und  dann 
bestimmt:  ^dxupa  {lev  toL  Otc'  a^xoO  iceirpaYjifva 
Tuin(dvKiv  xal  aitöv  hi  öit^yctv  Tfj«  dTa^io«  aiiToQ 
xat  rij«  napoX^Y^^  dirt^6ip|oeaic  t^  irpoc^oo- 
oav  ölxTjv,  xa^pT)|jLf^ov  'JjStj  ivroudev  'fff(\  6iri 
t^C  ^7(0;  ouvö^ou^.  Demnach  sollen  die  Hand- 
lungen des  Bischofes  ungültig  sein  und  er  der 
gebührenden  Strafe  unterliegen,  indem  er  von 
da  an  schon  von  der  h.  Synode  abgesetzt  ist. 
Damit  wird  aber  nicht  ausgesprochen,  dass  er 
ohne  Weiteres  sein  Amt  verliert,  sondern,  wenn 


die  gebührende  Strafe,  d.  h.  die  Absetzung, 
Nicaea  c  16,  gegen  ihn  verhängt  wird,  soll  sie 
als  von  der  Zeit  des  unbefugten  Amtirens  ab 
erfolgt  gelten,  d.  h.  retrotrahlrt  werden,  damit 
seine  Amtshandlungen  als  ungültig  betrachtet 
werden  können.  Dass  dies  die  richtige  Auffassung 
ist,  ergiebt  der  aus  c.  13  excerptrte  can.  apost. 
36,  welcher  schlechthin  anordnet :  xa^aipe(o&a>, 
wie  denn  auch  die  Hispana,  s.  c.  6  G.  IX.  qu.  2 
und  Dionysius  die  Stelle  übereinstimmend  in 
dem  hier  wiedergegebenen  Sinne  übertragen. 

Ebensowenig  beweisen  die  von  K  0  b  e  r ,  Sus- 
pension der  Kirchendiener  S.  45  angeführten 
Stellen  etwas  für  das  Vorkommen  von  Suspen- 
sionen latae  sententiae.  Wenn  das  Nicänum 
c  16  (0.  3.  Dist.  LXXI)  und  Ghalcedon  451  c.  6 
(c  1  Dist.  LXX)  die  von  fremden  Bischöfen  er- 
theilten  oder  die  ohne  Titel  gegebenen  Weihen 
für  dfxupoc  erklären,  und  dem  Geweihten  die 
Ausübung  der  so  erlangten  Weiherechte  verboten 
vrlrd,  so  handelt  es  sich,  falls  man  die  betref- 
fende Ordination  selbst  nicht  als  nichtig,  sondern 
blos  als  unerlaubt  betrachtet,  vgl.  auch  Hefele 
2,  511,  bei  dem  gedachten  Verbot  in  erster 
Linie  um  eine  Folge  der  mit  einem  Mangel  be- 
hafteten Weihe,  nicht  um  eine  Strafe.  Wie 
Kober  dagegen  in  ep.  GelasU  I  ad  episc.  Lu- 
can.  c.  IQprhlel  1,  373):  „Sl  corpore  saucla- 
tum  fortassis  aut  debilem  nequaquam  sancta  con- 
tingere  lex  divlna  permittit",  wonach  Verstüm- 
melte vom  Altardienst  ausgeschlossen  werden 
sollen,  eine  Strafe  1.  s.  linden  kann,  ist  ebenso 
unverständlich  vde  die  gleiche  Auffassung  des 
c  54  cod.  eccl.  Afric.  (s.  g.  Garth.  HI  c.  44). 

*  Vgl.z.B.  Phillips  K.R.  6,  216;  Kober, 
Deposition  S.  380  ff. ;  Hefele  1,  570  und  die 
dort  dtirten  Aelteren. 

ft  So namentUchvonPhilllpsÖ, 230, während 
die  Gallikaner z.  B.  Petrus  de  Marca  deconoor- 
dia  sacerdotii  et  Imperii  VII.  3.  $.  6.  (weitere  An- 
führnngen  bei  Hefele  a.  a.  0.)  dies  geläugnet 
haben. 


774 


L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  251. 


Bischöfe  zugestanden  und  zunächst  nur  latent  geblieben  sind,  nicht  für  berechtigt 
erklären,  muss  sich  yielmehr  auf  den  Standpunkt  stellen,  dass  der  römische  Bischof 
die  hier  gehörigen  Rechte  erst  im  Laufe  der  Zeit  erworben  hat,  und  daher  die 
ersten  Fälle,  in  denen  sie  sich  äussern,  sowie  die  Ursachen,  welche  den  Erwerb 
derartiger  Rechte  ermöglicht  und  herbeigeführt  haben,  zu  ermitteln  suchen. 

Bis  zum  Konzil  von  Nicäa  besass  der  römische  Bischof  allein  über  Italien  die 
Metropolitangewalt  1,  aber  ausserhalb  desselben  keine  höheren  Leitungsrechte  ttber 
andere  Diöcesen  und  ihre  Bischöfe  *.  Soweit  den  Metropoliten  die  Straf-  und  Discipli- 
narstrafgewalt  innerhalb  ihrer  Provinz  zustand,  kam  sie  ihm  also  ttber  die  italienischen 
Bisthttmer  zu  3,  aber  keineswegs  hat  er  schon  zu  dieser  Zeit  und  von  derselben  ab 
das  Recht  besessen,  aus  allen  Theilen  der  Kirche  Appellationen,  insbesondere  in 
Straf-  und  DiscipUnarstrafsachen,  anzunehmen  ^. 


1  Bd.  I.  S.  102.  213;  Bd.  U.  S.  3.  4,  also 
über  die  17  Reicbsprovinzen,  in  welche  Italien 
seit  Diokletian  (292)  verfiel,  Löningl,  436. 

2  Bd.  III.  S.  682.  683:  Löning  1,  426.  427. 
»  S.  0.  S.  763.  769. 

4  Als  ältestes  Beispiel  führt  Phillips  5,  230 
die  Appellation  des  bekannten  Maicion  an,  wel- 
cher Ton  seinem  eigenen  Yater,  dem  Bischof 
V.  Sinope  aus  der  Kirche  ansgestossen  war  und 
statt  sich  an  den  zuständigen  Metropoliten,  den  Bi- 
schof T.  Amasea  zu  wenden,  in  Rom  während  der 
Vakanz  des  römischen  Stahles  nach  dem  Tode 
des  Hygin  von  dem  römischen  Klerus  die  Los- 
Sprech ung  und  die  Aufnahme  in  den  römischen 
Klerus  vergeblich  verlangt  hatte.  Ganz  abgesehen 
davon,  dass  alle  diese  Thatsachen  keineswegs 
feststehen,  Jacobii.  Herzog,  Real-Encyklo- 
pädie2,  231,  bemerkt  Phillips  selbst,  dass  die 
Zurückweisung  darauf  hin,  dass  Niemand  ohne 
Genehmigung  des  eigenen  Bischofs  in  den  Kle- 
rus einer  anderen  Kirche  aufgenommen  werden 
dürfe,  erfolgt  ist,  und  widerlegt  damit  seine 
eigene  Annahme,  denn,  wenn  er  weiter  hervor- 
hebt, dass  in  der  Möglichkeit,  mindestens  auf 
dem  Wege  der  Gnade  eine  Aufhebung  der  unge- 
rechten Sentenz  zu  erlangen,  eine  Appellation 
Im  weiteren  Sinne  gelegen,  und  dass  nicht  der 
Ausgang  der  Appellation  den  Charakter  dersel- 
ben bestimme,  so  sind  das  alles  nur  gewundene 
Erklärungen  des  Sachverhaltes,  welche  etwas 
nicht  Beweisbares  nicht  zu  beweisen  vermögen. 

Ebensowenig  ergiebt  sich  die  Thateache,  dass 
(Phillips  6,  234)  der  Bischof  Privatus  v.  Lam- 
besa,  welcher  von  einem  afrikanischen  Konzil 
von  70  Bisch^^fen  abgesetzt  war,  ep.  59,  Har- 
tel  p.  677  u.  ep.  36,  p.  575,  nach  Rom  appellirt 
hat  aus  diesen  Briefen  (vgl.  Hefole  2,  109), 
vielmehr  hat  er  mit  Rücksicht  auf  das  Schisma  in 
der  afrikanischen  Kirche  die  Gewährung  der 
Gemeinschaft  seitens  der  römischen  Kirche,  s. 
Bd.  II.  S.  520,  nachgesucht.  Nicht  minder  ten- 
denziös ist  es,  wenn  Phillips  S.  236  eine 
Appellation  der  auf  der  carthagisohen  Synode  v. 
251  verurtheilten  Anhänger  des  Felicissimus  an- 
nimmt. Ep.  Cyprian.  59,  Hartel  p.  683:  ;,po8t 
Ista  adhuc  insuper  pseudo-episcopo  sibi  ab  haere- 
ticis  constituto  (Fortunatus)  navigare  audent 
et  ad  Petrl  cathedram  atque  ad  eodesiam  princi- 


palem,  unde  unitas  sacerdotalis  exorta  est,  ab 
schismaticis  et  profanis  litteras  ferro  nee  cogitare 
eos  esse  Romanos  qnorum  fldes  «postolo  praedi- 
cante  laudata  est,  ad  quos  perfldia  habere  non 
possit  accessum.  Quae  autem  causa  veniendi  et 
pseudoepiscopum  contra  eplscopos  factum  nnn- 
tiandi?  aut  enim  placet  Ulis,  quod  fecerunt  et  in 
suo  scelere  perseverant :  aut  si  displicet  et  rece- 
dunt,  sciunt,  quo  revertantur.  Nam  cum  statu- 
tum  Sit  ab  omnibus  nobis  et  aequum  Sit  pariter 
ac  iustum,  ut  uniuscuiusque  causa  illic  audia.tur, 
ubi  est  crimen  admissum  et  singulis  pastoribus 
portio  gregis  sit  adscripta  quam  regat  unusquis- 
que  et  gubemet  rationem  sui  actus  domino  reddi- 
turus,  oportet  utique  eos  quibus  praesumus,  non 
circumcursare  vel  episcoporum  concordiam  cohae- 
rentem  sua  subdola  et  fallaci  temerltate  conlidere, 
sed  agere  illic  causam  suam,  ubi  et  accusatoies 
habere  et  testes  sui  criminis  possint:  nisl  si 
paucis  desperatis  et  perditis  minor  videtur  auo- 
toritas  episcoporum  in  Africa  constitutomm  qni 
de  illis  iam  iudicaverunt  et  eorum  consdentiam 
multis  delictorum  laqueis  vinctam  iudidl  sui 
nuper  gravitate  damnarunt.  Jam  causa  eorum 
cognita  est,  iam  de  eis  dlcta  sententia  est,  nee 
censurae  oongiuit  sacerdotum  mobilia  atque  In- 
constantis  animi  levitate  reprehendi,  cum  domi- 
nus doceat  et  dicat :  sit  sermo  vester,  est,  est, 
non,  non^;  zeigt,  dass  die  Anhänger  des  Fortu- 
natus die  Anerkennung  der  kirchlichen  Gemein- 
schaft in  Rom,  also  die  Anerkennung  des  recht- 
mässigen Bischofs,  haben  erlangen  wollen,  und 
dass  Oyprian  dem  römischen  Bischof  Comellns 
unter  Bezugnahme  auf  die  erwähnten  Statuten  der 
afrikanischen  Kirche,  welche  die  Ausübung  der 
Disoiplinargewalt  durch  einheimische  Synoden 
verlangen,  auseinandersetzt,  dass  den  rechts- 
kräftig Verurtheilten  die  begehrte  Gemeinschalt 
nicht  gewährt  werden  könne.  Dass  das  Statut 
das  Recht  des  Papstes  zur  Annahme  von  Appel- 
lationen nicht  principiell  in  Abrede  gestellt, 
sondern  nur  den  Missbräuchen  derselben  habe 
steuern,  auch  sich  gar  nicht  auf  die  Appellationen 
der  Bischöfe  bezogen  habe,  Phillips  S.  237, 
sind  lediglich  Behauptungen,  welche  durch  den 
Inhalt  des  Briefes  nicht  erwiesen  werden.  Ferner 
hat  auch  die  demnächst  von  Cornelius  in  Rom 
251  gehaltene  Synode   keinen  Spruch  über  die 


§.251.] 


Die  Strafgewalt  Eömidches  Beioh.  Der  römifiohe  Bischof. 
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Vielmehr  hat  erst  das  Konzil  von  Sardika  (343)  dem  römischen  Bisehof  gewisse 
hierher  gehörige  Befugnisse  beigelegte   Nach  den  Kanonen  desselben ^  kann: 


aogebllohe  Appellation  abgegeben,  sondern  nur 
ihr  EinverstaudnisB  mit  der  von  Cyprian  und 
seinen  Anbängein  in  Betreff  der  Behandlung  der 
lapsi  angenommenen  Grundsätze  ausgesprochen, 
Enseb.  bist  eccl.  VI.  43 ;  Cyprian.  ep.  55,  H.  p. 
626.627;   Hefelei,    114;  0.  Rit^cbl,   Cy- 
prian S.  61  ff.  66.  77.  83.  —  Als  weiteres  Bei- 
spiel einer  Appellation  fabrt  Phillips  S.  238 
die  des  durch  eine  spanische  Synode  wegen  Ver- 
leugnung des  cbristUehen  Olaubens  abgesetzten 
spanischen  Bischofs  Basilides  an  Stephan  I.  an. 
Dieser  hat  sich,  nachdem  bereits  ein  anderer  Bi- 
schof auf  sein  Bisthum  geweiht  war,  allerdings 
an  den  römischen  Bischof  gewendet,  ep.  Cyprian. 
67,    H.  p.  739:  „nee  rescindere  ordinationem 
iure  pexfeotam  potest  quod  Basilides  post  orlmina 
sua  detecta  et  conscieutiae  eüam  propriae  con- 
fessione    nudata  pergens   Stephanum    collegam 
nostrum  longo  positum  et  gestae  rei  ac  veritatis 
ignaram  fefellit,  ut  exambiret  reponi  se  iniuste 
in  eplscopatum  de  quo  fuerat  iure  deposltus". 
Da  anscheinend  Stephan  den  Basilides  in  Schutz 
genommen  hatte,  so  forderten  die  Gegner  des- 
selben in  Spanien  eine  Erklärung  Cyprians  in 
dieser  Angelegenheit,  und  eine  von  dem  letzteren 
u.  254    gehaltene    Synode    billigte    in    ihrem 
Schieiben  (ep.  67  cit.)  die  Absetzung  des  Basi- 
lides und  die  seines  Genossen  Martialls,  indem 
sie  bemerkte:  „frustra  tales  eplscopatum  sibi 
usurpare  conantui,  cum  manifestius  sit  eiusmodi 
homines  nee  ecclesiae  Christi  posse  praeesse  nee 
deo  sacriflcia  offerre  debere,   maxime  cum  iam 
pridem  nobiscnm  et  cum  omnlbus  omnino  epis- 
copis  in  toto  mundo  constitutis  etiam  Cornelius 
collega  noster  .  .  .  decreyerit,  eiusmodi  homines 
ad  poenitentiam  quidem  agendam  posse  admitti, 
ab   ordinatione    autem  clero  atque  sacerdotall 
honore  prohiberi^    Wenn  Phillips  hierin  eine 
Appellation  an  den  päpstlichen  Stuhl  findet  und 
Garns,    Kirchengesch.   Spaniens.     Regensburg 
1862.  1,  264  darin  ein  Zeugnlss  fOr  den  Primat 
der  romischen  Kirche,  durch  welchen  ein  spa- 
nischer Bischof   auf    personliches  Nachsuchen 
seine  Wiedereinsetzung  erhalten  habe,  sieht,  so 
haben  die  spanischen  Bischöfe,  welche  sich  an 
Cyprian  gewandt  haben,  sicherlich  nicht  die  Be- 
rechtigung einer  solchen  Appellation  anerkannt, 
denn  sonst  hätten  sie  die  Entscheidung  des  rö- 
mischen Bischofs  abwarten  und  sich  ihr  fügen 
müssen.   Ebenso  unrichtig  ist  es,  dass  Cyprian 
die  Appellation  des  Basilides  als  rechtmässig 
angesehen  hat,  weil  er  blos  die  Erschleichung  der- 
selben hervorhebt.    Von  einer  Nichtigkeit  der 
Appellation  durch  eine  solche  sprechen  Cyprian 
und  das  Konzil  nicht,  sondern  beide  sagen  yiel- 
mehr,   dass  die  Gültigkeit  der  Ordination  des 
Nachfolgers  dadurch  nicht  beeinträchtigt  werde, 
dass  Basilides  nach  Rom  gegangen  und  Stephan 
getäuscht  habe,  eine  Aeussening,  durch  welche 
Cyprian  den  letzteren  offenbar  entschuldigen  will 
(O.Ritschl,  Cyprian S.  111. 112).  Dazukommt 
noch,  dass  Cyprian,  wenn  er  die  Appellation  an 
•   sich  als  berechtigt  anerkannt  hätte,  nicht  eine 
Synode  yersammeln  konnte,  um  mit  dieser  ein 


ürthell  in  der  Sache  und  zwar  unter  Missbüli- 
gung  des  Papstes,  abzugeben. 

Völlig  unverständlich  ist  es,  wie  Phillips 
S.  240.  241  aus  Euseb.  YU.  30,  nach  welchem 
Kaiser  Aurelian  als  der  abgesetzte  Paul  v.  Samo- 
sata  nicht  aus  dem  bischöflichen  Hause  weichen 
wollte,  0.  S.  727  n.  2;  erklärt  hat:  ,^To6Totc  vel- 
jMU^  TÖv  oixov,  oT;  Sv  ot  xatd  r^v  haXiav  xal 
T?jv  PcufjialoDV  TtöXiv  ^TtCoxoiToi  ToS  h6'^\i.aT0i  Itti- 
ox^Xoiev  (Ph.  sagt  freilich :  für  welchen  sich  der 
Papst  Dlouysios  entscheiden  würde  und  lässt  die 
übrigen  italienischen  Bischöfe  fort)  ein  Zeug- 
nisB  des  heidnisehen  Kaisers  für  die  oberstrichter«- 
liche  Würde  des  Papstes  herleiten,  und  femer 
ein  solches  in  der  Einberufung  der  Synode  v. 
313  durch  Konstantin  finden  (S.  765  n.  5)  kann« 
Ebensowenig  lässt  sich  die  römische  Synode  v. 
341  unter  Julius  I  in  der  Angelegenheit  des 
Athanasius  (Bd.  HI.  S.  528  n.  2)  als  Beweis 
einer  solchen  Gewalt  anführen  (so  Phillips 
S.  243  ff.),  denn  der  Kaiser  liess  Athanasius 
nicht  nach  Alexandrien  zurückgehen,  ja  diese 
Angelegenheit  ist  nicht  einmal  mit  der  weiter 
einberufenen  Synode  v.  Sardika  (343)  zu  defi- 
nitiver Erledigung  gekommen,  vielmehr  hat  Atha- 
nasius noch  mehrfach  in  das  Exil  gehen  müssen, 
was  doch  sicherlich  kein  Beweis  für  die  allseitige 
Anerkennung  der  oberst-rlchterlichen  Befugnisse 
des  römischen  Bischofs  war,  Hefele  1,  631. 
532.  552.  615.  630.  659.  727.  733.  736. 

1  S.  773. 

2  c  3  Abs.  3  (c.  7  C.  VI.  qu.  4):  „El  li 
dpa  TIC  dirtoxÖTcmv  ^  xtvi  Ttpdf^um  Sö^q  xaTa- 
xoiveodat  xal  &icoXa(AßGfvei  iaur^v  (ii^  oadpöv 
dXXd  xoXöv  fj^eiv  tö  Ttpa^ixa,  Iva  xal  ou^ic  Vj 
xploi«  dvaveos^  •  ei  Soxei  C^ji&v  ttq  dfaTZ^,  DeTpou 
Tot)  dTrooT^Xoü  T?jv  (i.v/]p.tjv  Tifjf/joajuev  xal  Ypa^- 
vai  TTapot  to6t€dv  t&v  xpivoEvrosv  louX((p  xtp  im- 
cxÖTttp  P(6(i.tjc,  &OTe  5iolTä>VYetTVic6vT(DV  T^^irap- 
ji<^  iirioxÖTttuv,  el  hioi  dvav€»d^vai  tö  Rtxaoxtj- 
piov  xal  drtYV<6|Aovac  airöc  Ttapao^oi  *  ei  hk  fxtj 
ouorijvai  56vaTai  toioütov  autou  elvat  tö 
TcpaYp.a,  dbc  TcaXivSixCoc  XP^^^*^^  '^^  dtzai  xexpifiiva 
pn?J  dvaXöeo^ai,  xä  Ik  Ävra  p£ßaia  xu^x^'^eiv". 

C  4 :  „Tarjiisxio^  iniaxorco^  elirev '  Ei  Soxei 
dva-ptatov  itpocxed^vai  TauTj  tq  dito^dioct, 
•RvTiva  d^*^^  siXixpivoü«  TrAi^pri  ^evifjvoYac, 
Äore  ids  TIC  ^itioxoTTo;  xa^aipiftiQ  ttq  xploei 
to6t(dv  tcüv  iictox^TccDV  xÄv  is  Y6iTv(qt  tuyX^^''^"^*'*^ 
xal  ^ox^  irdlXiv  iaurtp  dicoXof  (ac  irpdYpia  £7:1- 
ßaXXciv,  ji*?)  irpöxepov  eic  vhs  xaö£öpav  a^rou 
Ixepov  OTtoxaxaorfjvai,  ddv  it.ii  ^  "^^  PtuixaCcDV 
IrioxoTroc  Ittiyvoöc  iccpl  toutou  3pov  ^EeVSYXTQ." 

c.  6  (lateinisch  c.  7;  c.  36  C.  n.  qu.  6):  „'Ooioc 
IttIoxottoc  «iTtcv*  "Hpeaev,  Iv'  eX  xic  lirioxoiroc 
xataY^eX^citj  xal  ouvaftpoioO^ec  ol  ditioxoTCoi 
T^c  ivopiac  TTjc  aurfjc  tou  ßa^jiou  a^Tiv  dicoxt- 
v^ooooi  xal  Aoirep  ^xxaXeodfievoc  xaTa5p6Y^  ivX 
t6v  fJiaxapKfrraTov  rfjc  'PwjMiiov  IxxXTjolac  Inia- 
X01COV  xat  ßouXT}0e(7)  auTOu  ^laxoüoat,  5(xai6v  Te 
elvai  vofjiloTQ  dvavec&oatf^at  adroü  ti?Jv  l^^aotv  toü 
icpdiYpaTOc,  '^pdtftv^  toutoic  toic  ouvcrttoxöirotc 
xaTa|ic6oTQTorc  dfliore^ODOi  x^  dirapxiqi,  Iva  aixöv 
^iri(AeXö>c  %al  puExd  dxpißeiac  Sxaora  (tcpeuvif)-* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  251. 


1.  wenn  ein  Bischof  abgesetzt^  ist,  aber  eine  gerechte  Sache  zu  haben  glaubt, 
die  Angelegenheit  entweder  durch  Schreiben  der  Bischöfe,  welche  ihn  yenutheiit 
habend,  oder  durch  ihn  selbst ^  an  den  römischen  Bischof^  gebracht  werden. 

2.  Der  römische  Bischof  hat  in  Folge  dieses  Angehens  darüber  zu  befinden,  ob 
eine  nochmalige  Untersuchung  der  Sache  der  Gerechtigkeit  entspricht  oder  nichts. 

3.  Im  letzteren  Falle,  d.  h.  wenn  seitens  des  römischen  Bischofs  die  Herbei- 
führung einer  neuen  Verhandlung  abgelehnt  wird,  bleibt  der  frühere  Spruch  bestehen 
und  wird  unanfechtbar  <^. 

4.  Im  umgekehrten  Falle  veranlasst  der  römische  Bischof  eine  neue  Unter- 
suchung durch  Bischöfe  aus  der  benachbarten  Eirchenprovinz  ^,  indem  er  sie  schiift- 
lieh  dazu  beruft^,  und  sendet  dazu,  wenn  er  es  für  nöthig  findet,  einige  Priester ^^ 
welche  neben  den  Bischöfen  als  Urtheiler  zu  fungiren  haben. 

5.  Durch  das  Verlangen  der  Untersuchung  seitens  des  abgesetzten  Bischöfe  wird 
die  Vollstreckung  der  Absetzung  bis  zur  weiteren  Entscheidung  der  Angelegenheit 
insoweit  suspendirt,  als  der  Bischofsstuhl  des  Provokanten  vorerst  nicht  wieder  besetzt 
werden  darf  ^<^. 


itepl  Toö  TcodYtiaToc  dcev^Yxcoaiv.  el  ti  tu  äciwv 
nalTtdiXiv  auTOü  tö  izpä-^fita  aTcoücOf^vai  xal  rj  dei^oei 
TiQ  ^auToD  t6v  'Poöp-aCcöV  iit(oxoirav  (ö^tev  iirö 
ToO  (^(ou  TtXcupoü  Tcpe^ßut^pouc  dirooxelXoi,  elvai 
^v  T^  ^?oüo(qi  auToü  toö  lirtOTCöirou,  87tep  äv 
xaX(b^  ^X^iv  5oxt(JLd[9^  xal  6p(a^  5elv,  dTtooraX-fj- 
vat  Toöc  pterdL  töv  iirtoxÖTtcuv  xpivouvra^,  Ij^ov- 
Tflk  TS  T^v  aü^evrtav  to6toü  irap*  oiS  diiceaTdXtjoav 
xal  toDto  ^eT^ov.  ti  hk  lEapxcTv  vojiio^  irpö?  ttiv 
Toü  itpdiYpwtTOC  litlYNwoiv  xol  <iit6<paoiv  tou  liti- 
oxöiroü,  itoi-Zjaei  Äirep  av  ttq  IfACppovcordTn  airoo 
ßouXrf  xoXäc  ix'^is  ööStq.  d7rexp(vavT0  ol  Itzioxo- 
itoi*  TA  \sy%i>na  ^peoev". 

1  Dass  68  sich  nur  um  abgesetzte  Bischöfe 
handelt,  ergehen  die  in  enger  Verbindung  mit 
c.  3  stehenden  c.  4.  5,  s.  yot  Allem  Hefele 
1,  573  in  seiner  im  Ganzen  Torartheilsfteien 
Erörterung  der  Kanones,  in  welcher  auch  die 
ältere  Literatur  angegeben  ist. 

G.  3  sagt  nicht,  dass  die  Absetzung  gerade  Ton 
der  Provinz! alsynode  erfolgt  sein  muss,  wie  frei- 
lich gewöhnlich  angenommen  wird,  Löning  1, 
453;  Hefele  1,  576.  Ganz  abgesehen  davon, 
dass  der  Znsammenhang  dagegen  spricht,  da  in 
dem  vorangehenden  Abs.  2  die  Zuziehung  frem- 
der Bischöfe  zu  der  Provinzialsynode  hei  Strei- 
tigkeiten zvdschen  den  Bischöfen  innerhalb  der 
Provinz  verboten  wird,  würde  der  Zweck  des 
Kanons,  den  Bischöfen  eine  grössere  Sicherheit 
gegen  willkürliche  Absetzungen  zn  geben,  in 
einer  Zeit,  in  welcher  nach  der  Praxis  die  Pro- 
vinzialsynode nicht  die  einzige  Urtheilsbehörde 
über  die  Bischöfe  war  (S.  766),  zum  Theil  nicht 
zu  erreichen  gewesen  sein.  Vgl.  übigens  auch 
unten  S.  778. 

2  So  der  griechiche  Text  He  feie  1,  569,  s. 
auch  S.  562  n.  2. 

3  Diese  Ergänzung  giebt  c.  5  zu  c.  3. 

^  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  o.  3  ausdrück- 
lich den  römischen  Bischof  Julius  nennt,  ist 
mehrfach  hehauptet  worden,  dass  die  fraglichen 


Rechte  nur  diesem  persönlich,  nicht  aber  dem 
römischen  Bischof  als  solchem  beigelegt  worden 
seien,  so  neuerdings  noch  J  a  n  u  s  ,  der  Papst 
und  das  Konzil.    Leipzig  1869.    S.  84.    Aber 

c.  4.  5  sprechen  schlechthin  vom  römi  sehen 
Bischof,  und  überdies  hätte  es  keinen  Sinn  ge- 
habt, eine  solche  rein  transitorische  Bestimmung 
zu  treffen,  so  auch  die  überwiegende  Meinung, 
Hefele  1,  571;  Löning  1,  453  n.  1. 

5  0.  3  u.  c.  4. 

8  Wenn  Hefele  1,  576  sagt,  dass  Rom  in 
diesem  Falle  das  erstinstanzliche  Urtbell  be- 
stätige, so  entspricht  dies  jedenfalls  nicht  dem 
griechischen  Texte,  und  auch  der  lateinische: 
„eaquaeacta  sunt,  quae  deoreverit  (seil,  romanns 
episcopus,  was  auch  bei  Isidor  und  In  der  Prisca 
steht),  conflrmata  erunt'',  kann  nur  heissen  :  das, 
was  seitens  des  erstinstanzlichen  Gerichts  ge- 
schehen, was  der  römische  Bischof  beschlossen, 

d.  h.  die  Ablehnung  einer  neuen  Untersucbong, 
soll  bestätigt,  unanfechtbar  sein,  bedeutet  dem- 
nach nicht  soviel,  dass  der  Papst  die  Absetzung 
durch  seine  Willensmeinung  erst  zur  Recbts- 
wirksamkeit  bringt,  sondern  dass  der  schon  frü- 
her gültige  Spruch  nunmehr  auf  keine  Weise 
angefochten  werden  kann.  Findet  doch  Hefele 
selbst  keine  sachliche  Differenz  zwischen  dem 
lateinischen  und  griechischen  Text. 

^  c.  3.  5. 

8  CO. 

ö  c.  6.  Hefele  1,  569.  576  fasst  das :  ,^ov- 
xdc  Te  T^v  aöOevrtav  toütoo  wap'  ou  diireoTdtXTjOflr/* 
so  auf,  dass  einer  (oder  alle  ?)  den  Vorsitz  im  Ge- 
richte zu  führen  haben,  während  sie  nach  dem 
Wortlaut  nur  den  römischen  Bischof  als  solchen, 
also  in  seiner  bischöflichen  Stellung  und  Macht 
vertreten  sollen.  Seine  Auffassung  ist  offenbar 
von  der  unrichtigen  Annahme  heeinflusst,  dass 
auch  schon  in  dieser  Zelt  die  päpstlichen  Legaten 
üherall  auf  den  Synoden  den  Vorsitz  gehabt 
haben,  vgl.  Bd.  IIL  S.  335. 

10  0.  4.   Daraus  erglebt  sich  nicht  nur,  dass  bis 
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Die  BefiigDisse,  welche  durch  diese  Beschlüsse  dem  römischen  Bischof  gewährt 
worden  sind,  hatten  nicht  die  Bedentung,  dass  demselben  damit  eine  allgemeine  oberst- 
richterliche Btellong  in  der  ganzen  Kirche  gegeben  worden  wäre.  Zunächst  bezogen 
sie  sich  nur  auf  den  einen  Fall,  dass  ein  Bischof  abgesetzt  war,  nicht  anf  andere 
Fälle  der  Bestrafung.  Ebensowenig  haben  sie  dem  Papst  ftlr  den  erwähnten  einen 
Fall  die  Stellung  und  die  Rechte  einer  Appellationsinstanz  angewiesen.  Das  Recht, 
welches  ihm  eingeräumt  wird,  geht  nicht  darauf,  seinerseits  nach  stattgehabter  Unter- 
suchung ein  neues  Urtheil  abzugeben,  vielmehr  hat  er  blos  darttber  zu  befinden,  ob 
die  Sache  tlberhaupt  zu  einer  nochmaligen  Verhandlung  angetiian  ist.  Er  delegirt 
auch  nicht  eine  etwa  ihm  zustehende  Gerichtsbarkeit  auf  die  von  ihm  ausgewählten 
Bischöfe  *,  sondern  da  nach  der  bestehenden  Praxis  die  verschiedenartigsten  Synoden, 
also  Bischöfe  über  Bischöfe,  zu  urtheilen  pflegten,  wurde  ihm  blos  das  Recht  zur  An- 
ordnung der  Zusammensetzung  des  Gerichts  mit  gleichzeitiger  Befugniss,  sich  dabei 
vertreten  zu  lassen,  zugesprochen.  Ja,  sein  Recht  geht  nicht  einmal  so  weit,  dass  er 
das  erstinstanzliche  Urtheil  durch  eine  Bestätigung  erst  rechtskräftig  macht  2,  viel- 
mehr wird  blos  durch  die  Ablehnung  der  Untersuchung  jede  weitere  Anfechtung  des 
erstinstanzlichen  Urtheils  ausgeschlossen. 

Zugleich  ergebt  sich  hieraus,  dass  dem  Angeklagten  nicht  ein  ordentliches  Rechts- 
mittel, die  Appellation,  eröffnet  worden  ist,  denn  diese  setzt  voraus,  dass  abgesehen 
von  der  Prüfung  der  Formalien  ^  stets  materiell  über  die  Begründetheit  derselben, 
also  auch  über  die  des  früheren  Urtheils,  befunden  wird^.  Der  gewährte  Rechtsbehelf 
ist  lediglich  ein  ausserordentlicher,  durch  welchen  der  Verurtheilte  eine  Ueberprü- 
fting,  also  eine  Revision  des  früheren  Verfahrens  und  Urtheils  von  einem  neu  zu  bil- 
denden Bjnodalgericht  erlangen  konnte. 

Es  wird  allgemein  angenonmien  —  und  ist  in  der  That  auch  nicht  zu  bezweifeln  — , 


dabin  die  Ahsetzang  sofort  in  Kraft  trat,  sondern 
dass  der  Abgesetzte,  wenngleich  sein  Bischofs- 
stubl  nicht  wieder  besetzt  werden  sollte,  anch 
femerbin  seiner  amtlicben  Yerricbtnngen  ent- 
hoben bUeb,  Hefele  1,  565. 

Uebrigens  ist  die  Ansicht,  dass  der  c  4  von 
einer  Appellation  gegen  eine  in  zweiter  Instanz 
erfolgte  Absetzung  handle,  welche  ansser  einer 
RelheAelterer,8.Hefele  1,565,  nochPhillips 
S.  269  vertbeidigt,  weil  man  die  nach  c  3  bei 
der  erneuerten  Untersuchung  urtbeilenden  Bi- 
schöfe (iiÄ  TÄv  Yei'cvMÄvTov  TJ  iizdoyiicf,  diriox6- 
icov)  als  identisch  mit  den  in  c.  4  erwähnten 
»Twv  ^irt07c6iC(DV  Torv  iy  "^tvnicf,  TUY^ovivrov''  er- 
klärte, unrichtig.  Ylelmebr  sind  mit  den  letzteren 
die  In  erster  Instanz  urtbeilenden  Bischöfe  ge- 
meint, so  auch  Hefele  1,  565,  welcher  nur  da- 
rin zu  weit  geht,  dass  er  unter  allen  Umständen 
darunter  blos  die  Komprovinzialbischöfe  yerstebt, 
und  übersieht,  dass  nach  der  damaligen  Praxis 
auch  andere  Bischöfe,  unter  denen  sich  allerdings 
meistens  benachbarte  Bisehöfe  befanden,  urthei- 
len konnten.  £s  wäre  doch  zu  widersinnig  ge- 
wesen, die  tbeilweise  Suspenslvkraft  blos  gegen 
das  zweitinstanzliche  Urtheil,  nicht  aber  gegen 
das  erstinstanzliche  eintreten  zu  lassen. 

<  So  Phillips  S.  272.  Aehnllch  Hefele 
1,  573. 

2  S.  S.  776  D.  6. 


9  Solche  setzen  die  Kanones  des  Konzils  nicht 
einmal  fest 

*  Während  tbeilweise  behauptet  wird,  dass  in 
c  3  blos  Ton  einer  Revision,  in  c.  4.  5  aber  -von 
einer  wirklichen  Appellation  die  Rede  sei,  so 
z.  B.  Phillips  S.  268,  und  auch  die  Gallikaner, 
vgl.  Hefele  1,  574,  meint  letzterer,  dass 
in  sämmtlichen  Kanones  dem  Angeschuldigten 
das  Rechtsmittel  der  Appellation  gewährt  werde, 
in  der  richtigen  Erkenn tniss,  dass  es  sieb  in 
allen  um  denselben  Rechtsbehelf  handelt  Aber 
gerade  der  Umstand,  dass  c.  3  der  Einlegung 
eines  solchen  durch  den  Angeschuldigten  nicht 
gedenkt,  hätte  ihn  schon  darauf  fQhren  sollen, 
dass  eine  Appellation  im  eigentlichen  Sinne 
nicht  gemeint  sein  kann.  Wenn  er  sich  für  seine 
Ansicht  darauf  beruft,  dass  der  dem  Angeschul- 
digten gegebene  Rechtsbehelf  Devolutiv-  und 
Suspensivkraft  habe,  also  die  Merkmale  der 
wahren  Appellation  aufweist,  so  ist  das  erstere, 
da  der  Papst  nicht  mit  der  Untersuchung  der 
Sache  befasst  wird,  falsch,  das  letztere  nur  zum 
Tbeil  richtig  (S.  776  n.  10).  Dass  in  c.  5  die 
Worte:  ^xoXeodtfjievo«,  bez.  appellaverit,  ge- 
brauchtwerden, erscheint  unerheblich,  da  für  das 
Wesen  eines  Rechtsbehelfes  oder  Rechtsmittels 
nicht  dessen  Bezeichnung,  sondern  dessen  Struk- 
tur und  Funktion  entscheidend  ist. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durdi  diesdbe. 


[§.  251. 


dass  die  Besohltlsse  des  Konzils  von  Sardika  im  Hinblick  auf  die  Angelegenheit  des 
Athanasins  gefasst  sind^.  Sie  sollten  den  Bischöfen  einen  Schutz  gegen  die  vidfaeh 
aas  Parteirtlcksiohten  gefällten  Uräieile  gewähren.  Gerade  fdr  die  Gegner  des  Ari- 
anismus  hatte  sieh  die  bisherige  Praxis  der  Kaiser,  die  Anklagen  gegen  Bischöfe  dnrch 
Synoden  verhandeln  zu  lassen  oder  gegen  ergangene  Synodalurtheile  eine  abermalige 
Untersuchung  zu  gewähren  2,  in  der  Sache  desAthanasius  verhängnissvoll  «rwiesen^. 
Sie  haben  daher  auf  der  Synode  von  Sardika^  versucht,  an  Stelle  des  Kaisers,  wel- 
cher nach  der  bisherigen  Praxis  die  neue  Untersuchung  gestattete,  jetzt  aber  arianisch 
gesinnt  war,  eine  kirchliche  Instanz  zu  setzen,  und  dass  sie  dazu  gerade  den  römischen 
Bischof  wählten,  dessen  Stuhl  vor  allen  anderen  Kirchen  als  der  treue  Bewahrer 
der  apostolischen  Tradition  galt^  und  dies  bereits  Inder  Angelegenheit  des  Athanasins 
durch  die  römische  Synode  unter  Julius  von  341  erwiesen  hattet,  lag  um  so  näher,  als 
die  arianische,  bez.  eusebianische  Ketzerei  den  grössten  Theil  des  Morgenlandes  er- 
griffen hatte  ^. 

Die  Synode  von  Sardil^a  hat  indessen  nicht  die  Anerkennung  bIb  eines  allge- 
meinen Konzils  erlangt^,  und  wenn  dies  schon  der  Einführung  ihrer  Besehlflsse  in  die 
kirchliche  Praxis  hinderlich  war,  so  bot  die  Begünstigung  des  Axianismus  durch  cUe 
römischen  Kaiser,  welche  nach  wie  vor  Synoden  zur  Entscheidung  der  Glaubens- 
streitigkeiten und  der  damit  zusammenhängenden  Abnrtheilnng  der  Bischöfe  einbe- 
riefen oder  auf  Veranlassung  einzelner  kirchlicher  Parteien  abhalten  Hessen^,  ein  noch 
grösseres  Hinderniss  dafflr  ^0.  Nur  so  viel  ist  richtig,  dass  damals  die  verfolgten  ortho- 


1  Hefele  1,  565,  welcher  namentlich  daraaf 
hinweist,  dass  c.  4  gerade  mit  Rücksicht  anf  die 
Bestellung  des  Bischofs  Gregor  ans  Cappadozien 
zum  neuen  Bischof  Ton  Alexandrien  nach  der 
Synode  Ton  Antiochien  y.  340  beschlossen  wor- 
den ist,  Bd.  m.  S.  528  n.  2;  Hefele  1,  493. 

2  S.  765. 

^  Dnrch  die  Synode  y.  Antiochien,  s.  Anm.  1 
nnd  dadurch,  dass  Kaiser  Oonstantius  trotz  des 
für  Athanasius  günstigen  Resultats  der  unter 
Julius  I.  gehaltenen  römischen  Synode  Bd.  HI. 
S.  528  n.  2,  diesen  nicht  nach  Alexandrien  zu- 
rückkehren Hess,  Hefele  1,  533. 

*  Von  welcher  sich  die  Eusebianer  bekannt- 
lich femgehalten  hatten,  Hefele  1,  546,  614, 
und  auf  welcher  der  Antragsteller  der  c.  3  u.  5, 
Osius  y.  Gordoba  das  Haupt  der  orthodoxen  Par- 
tei war,  a.  a.  0.  S.  544. 

5  Bd.  ni.  S.  682.  683. 

6  S.  Anm.  3.  Wird  er  doch  in  c  3  geradezu 
mit  Namen  genannt. 

"^  Zieht  man  die  Natur  des  durch  die  Synode 
yon  Sardika  eingeführten  Rechtsbehelfes  in 
Betracht,  so  bietet  sich  die  Aehnlichkeit  mit  der 
Angehnng  des  Kaisers  um  eine  neue  Unter- 
suchung yon  selbst  dar.  Ja  auch  das  dem  römi- 
schen Bischof  gewährte  Recht,  Priester  als  seine 
Abgesandten  zu  der  neuen  Untersuchung  zu 
senden,  hat  sein  Vorbild  darin,  dass  der  Kaiser 
zu  einzelnen  der  yon  ihnen  angeordneten  Syno- 
den ebenfalls  Kommissare  zu  deputlren  pflegte,  Bd. 
in.  S.  529.  Dadurch  erhält  die  die  ultramontane 
Auffassung  yerwerfende  Ansicht,  dass  das  Kon- 
zil yon  Sardika  keineswegs  das  bisher  latent 
gebliebene  oberstrichterliche  Recht  des  Papstes 
anerkannt  habe,  eine  weitere  Bestttigung.    Es 


ist  daher  yöllig  zutreffend,  wenn  Löning  1, 
454  bemerkt :  ,J)as  Konzil  yon  Sardika  beahsieh- 
tlgte  nicht  sowohl  dem  Bischet  yon  Rom  eine 
oberste  richterliche  Gewalt  über  die  ganze  Kirche 
zu  übertragen,  als  sie  eine  Elnrichtang  schaffen 
wollte,  welche  den  Bischöfen  eine  Sicherheit  ge- 
währte gegen  die  Gefahr,  durch  eine  yon  Partei- 
leidenschaft, Verfolgungswuth  oder  schwäch- 
licher Unterwürfigkeit  unter  den  kaiserUche» 
Willen  erfüllte  Synode  ihrer  Sitze  beraubt  zu 
werden ''.  Nur  darin  kann  ich  ihm  nicht  beistim- 
men, dass  der  gewährte  Rechtsbehelf  yon  den 
Bischöfen  zu  dem  Zweck,  sich  gegen  die  Gewalt 
der  Metropoliten  und  der  Metropolitansynoden 
zu  schützen,  gewährt  worden  sei,  denn  gerade 
diese  letzteren  haben  für  die  dogmatischen  Strei- 
tigkeiten und  die  mit  dieser  zusammenhängen- 
den Absetzungen  yon  Bischöfen  eine  änssent 
geringe  Bedeutung  gehabt,  s.  S.  767.  £a  i«t 
offenbar  nicht  ohne  Absicht  geschehen,  dass  die 
Synode  yon  Sardika  derselben  c.  3  nicht  als  der 
erstinstanzlichen  richterlichen  Organe  und  der- 
selben ebensowenig  in  c.  4  direkt  erwähnt  (s. 
auch  0.  S.  776  n.  1),  nicht  minder,  dass  dem  rö- 
mischen Bischof  mit  der  Ermächtigung,  Bischöfe 
aus  der  Nachbarschaft  der  Eparchie  zu  bestellen, 
kraft  welcher  er  stets  aus  mehreren  Metropoütan- 
bezirken  auswählen  konnte,  eine  ziemlich  weite 
Vollmacht,  durch  welche  eine  einseitige  nmA 
Paiteirflcksichten  erfolgende  Zusammensetzung 
des  Gerichtes  yerhindert  werden  konnte,  gegeben 
worden  Ist 

8  Bd.  UI.  S.  328  n.  S, 

ö  S.  0.  S.  766  und  Bd.  HI.  S.  627.  528  and 
die  dazu  gehörigen  Anmerkungen. 
10  Zeiten,  in  denen  der  Kaiser  den  romiscl^en 
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doxen  Bischöfe  wie  auch  diejenigen,  welche  sich  vom  Arianismus  abgewendet  hatten, 
die  Kirchengemeinschaft  mit  dem  römischen  Bischof  in  ihrem  eigenen  Interesse,  so 


Bischof  Liberius  exilirte  und  zur  Unteizeichnung 
einer  semiarianlschen  GUubensformel  zwang, 
Bd.  m.  S.  528  n.  %  waren  fQr  die  Entwicklung 
eines  obeistrichterllcbeQ  Rechts  des  Papstes 
sicberUcb  nicht  günstig.  Phillips  5,  292  ff. 
fahrt  allerdings  eine  Reibe  von  Appellationen, 
welche  unmittelbar  nach  dem  Konzil  von  Saidika 
an  die  romiscben  Bischöfe  erbeben  sein  sollen, 
an,  zunächst  1.  die  der  zu  Sardlka  yerurtbeilten 
Biscbofe  Ursacius  ▼.  Slngidunum  (Belgrad)  und 
Valens  v.  Mursa.  Diese  haben,  um  ihre  Biscbofs- 
sitze  nicht  zu  verlieren,  zunächst  der  Synode  zu 
Mailand  (845)  ein  orthodoxes  Olaubensbekennt- 
niss  überreicht ;  da  sie  indessen  von  derselben 
nicht  absolvirt  und  wieder  in  die  Kirchengemein' 
Schaft  aufgenommen  worden  waren,  sich  zwei 
Jahre  später  deswegen,  als  eine  neue  Synode  zu 
Mailand  gehalten  wurde,  an  den  romischen  Bi- 
schof Julius  und  an  Athanasius  gewendet  und 
sind  erst  dann  in  die  Kirchengemeinschaft  wie- 
der aufgenommen  worden,  Hefele  1,  637.  639. 
Hierbei  bat  es  sich  also  nicht  um  eine  Apella- 
tion,  sondern  um  die  Nachsuchung  einer  Begna- 
digung gehandelt,  wozu  die  Bischöfe  ein  ortho- 
doxes Glaubensbekenntniss  abgelegt  haben,  und 
wenn  ihnen  nach  HUarius  Pictav.  op.  bist.  frag. 
U.  n.  19,  Migne,  patr.  10,  645  die  Wieder- 
aufnahme durch  Julius  ertheilt  ist,  so  Ist  dies 
doch  in  Uebereinstimmung  mit  der  erwähnten  Sy- 
node geschehen,  fragm.  VID.  n.  2,  1.  c.  p.  700. — 
2.  In  Betreff  des  Bischofs  Eustathius  v.  Sebaste 
schreibt  freilich  Basilius  ep.  ad  Ocddentales  263, 
Migne,  patr.  graec  32^980:  JK-al  oörwc  öIto- 
XaOelc  tÄc  teoxöinjc,  tiä  t6  is  ttj  MsXitiviq  7:po- 
xaO^D^odai,  65ÖV  kwj^l^  rfjc  airoxaTaoTdloewc 
dTrevotjoe  t9)v  cbc  &i*ac  df^iEiv.  Kol  'zisa  fiiv  doriv 
&  7cpocT(idt]  a6x({>  irapd  xou  uomapiorcdbou  imo- 
%6'KO'J  AiPep(oü,  T(va  hk  &  ootö«  ouv^Oero  drfso- 
ouficv,  TiX-^v  Sxi  ^iciOToX'^v  h.6tuae^  diroxa^oxööaov 
a^öv,  tJv  i7rt5e(|ac  t^  xaxd  Tuiva  ouv65<p,  dico- 
xaxivtri  Ttj)  TÖittp."  Nach  Phillips  S.  298  hat 
Eustathius  nach  seiner  Absetzung  durch  die 
Synode  Liberius  um  Restitution  gebeten ,  also 
appellirt,  und  ist  Ton  dem  letzteren  in  sein  Bis- 
thum  wieder  eingesetzt  worden.  Hierbei  ist  aber 
übersehen,  dass  die  Berichte  über  das  Leben  des 
Eustathius  ungenau  und  widersprechend  sind, 
Schleyer  in  Wetzer  und  Weite,  Kirohen- 
lexikon.  2.  Aufl.  4,  1017.  Basüius  kann,  wie 
die  Erwähnung  der  Briefe  und  der  Synode  von 
Tyana  zeigt,  nur  die  Ton  Eustathius  geführte 
Gesandschaft  der  Macedonlaner  an  Liberius, 
welche  die  Glaubensunion  mit  den  orthodoxen 
Abendländern  herstellen  sollte,  und  das  von  Li- 
berius im  Namen  der  abendländischen  Kirche 
erlassene  Schreiben,  durch  welches  dieselben  in 
die  Kirchengemeinschaft  aufgenommen  wurden, 
bei  Socrat.  bist.  IV,  12;  Hefele  1,  737  ff.  ge- 
meint haben.  Wie  sich  auch  aus  Sokrates  1.  c.  er- 
giebt,  welcher  dabei  der  bekannten  Thatsache 
erwähnt,  dass  Eustathius  mehrere  Male  abgesetzt 
war  (8;  icoXXixi^  ^^a^lQP^o),  befand  sich  derselbe 
damals  im  Besitze  seines  Blsthums,  und  dadurch 
wird  seine  angebliche  Appellation  und  Restitu- 


tion widerlegt.  —  3.  Ebenso  unhaltbar  ist  es 
(Phillips  S.  294)  darin,  dass  der  Ton  den 
Orthodoxen  nach  dem  Tode  des  Athanasius  373 
gewählte  Patriarch  Petras  von  Alexandrien  vor 
den  Arianern,  welche  den  Bischof  Lucius  auf  deu 
Patriarchalstuhl  erhoben  hatten,  zu  Papst  Dama- 
sus  geflohen,  und  dieser  Ihm  bei  der  Rückkehr 
nach  Alexandrien  (380)  ein  Schreiben,  in  welchem 
er  die  Ordination  des  Petrus  anerkennt,  also  ihm 
die  Kirobengemeinschaft  gewährt,  mitgegeben 
hat,  Socrat  IV.  21.  22.  37 ;  Sozomen.  VL  39, 
eine  Appellation  und  eine  Restitution  auf  Grund 
derselben  finden  zu  wollen.  —  4.  Wenn  die  auf 
der  Synode  zu  Saragossa  380  wegen  der  priscillia- 
nistischen  Ketzerei  verurtheilteu  Bischöfe  Instan- 
tius  und  SaManus  sich  nach  Rom  begeben  haben, 
SulpicU  Severi  bist  sacr.  IL  48,  Migne,  patr. 
20, 156:  ^ut  apudDamasum  urbls  ea  tempestate 
episcopum  oblecta  purgarent ...  Hl  ubi  Romam 
pervenereDamasosepurgaiecupientes,  ne  in  con- 
speetum  quidem  eins  admissi  sunt.  Regressi  Medio- 
lanum  aeque  adversantem  sibi  Ambrosium  repere- 
runt  Tumvertere  consilia,  ut  (quia  duobus  epis- 
oopis,quorum  ea  tempestate  summa  auctoritas  erat, 
non  illQserunt)  largiendo  et  ambiendo  ab  impe- 
ratore  oupita  extorquerent.  Ita  corrapto  Mace- 
donio  tum  magistro  offldorum,  resoriptum  ell- 
dunt,  quo  calcatis  quae  prius  decreta  erant, 
restitui  ecclesüs  iubebantur.  Hoo  freti  lustantius 
etPrlscillianus  repetivereHlspanias  (namSalvia- 
nus  in  uibe  oblerat)  ao  tum  sine  uUo  certamine 
ecclesias,  quibus  praefuerunt,  recepere'',  so  hat 
es  sich  hier  nur  um  unlautere  Versuche  geban- 
delt, ihre  Bisthümer  wieder  zu  erlangen  (vgl. 
auch  Langen,  Gesch.  d.  röm.  Kirche  bis  zum 
Pontiflkate  Leos  I.  Bonn  1881.  S.  632.  633), 
nicht  aber  um  eine  Appellation,  welche  Damasus 
kraft  seines  oberstrichterlichen  Rechts  (Phillips 
5,  295)  verworfen  hätte,  wie  sich  denn  auch  der 
Kaiser  an  die  Vorgänge  in  Rom  nicht  gekehrt 
hat.  —  5.  Was  endlich  die  Behauptung,  a.  a.  0. 
5,  296  betrifft,  dass  Ghrysostomus  nach  seiner 
Absetzung  durch  die  Synode  an  der  Eiche  403, 
Bd.  III.  S.  528,  an  Innocenz  I.  appellirt  habe,  so 
beweist  dies  das  Sehreiben  des  ersteren,  Cou- 
stant  p.  786,  nicht,  denn  darin  klagt  Chryso- 
stomus  zwar  über  das  gegen  ihn  beobachtete. 
Jeder  Gültigkeit  entbehrende  Verfahren,  bittet 
aber  den  römischen  Bischof  nur,  weil  er  nicht  über- 
führt sei,  um  seine  Zuschrift  und  Liebe,  sowie 
darum,  dass  derselbe  für  ihn  eintrete.  Indem  er 
weiter  bemerkt,  dass  er,  wenn  die  Ankläger  gegen 
ihn  ordnungsmässlg  Anklage  erheben  wCirden, 
vor  einem  unbestochenen  Richter  seinen  Prozess 
führen  und  seine  Unschuld  darthun  werde.  Inno- 
cenz hat  ihm  und  dem  Theophllus,  welcher  den 
Spruch  der  Synode  an  ihn  gesandt  hat,  geant- 
wortet, dass  er  das  Verfahren  missbillige,  und 
dass  die  Sache  nochmals  durch  ein  unparteiisches 
Konzil  der  Orientalen  und  Ocddentalen  geprüft 
werden  müsse,  sowie  erklärt,  dass  er  die  Klrohen- 
gemeinschaft  mit  dem  Chrysostomus  nldit  ab- 
brechen werde,  Ooustant  p.  719.  787.  Daraus 
erglebt  sich  also  gerade,  dass  weder  Chrysosto- 
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namentlich  um  sich  ihre  Bischofsstflhle  zu  bewahren  ^,  nachgesucht  haben,  sowie  dass 
das  feste  Eintreten  der  römischen  Bischöfe  für  den  orthodoxen  Glauben  ^  ihr  Ansehen 
und  ihre  Stellung  nur  erhöhen  und  in  den  späteren  Zeiten  als  Ausübung  eines  oberst- 
richterlichen Rechtes  aufgefasst  werden  konnte. 

II.  Die  Entwicklung  des  oberstrichterlichen  Rechts  des  Papstes. 
Bald  nach  der  Abhaltung  der  Synode  von  Sardika  sind  die  Beschlflsse  derselben  den 
Kanonen  des  Konzils  von  Nicfta  in  den  Handschriften,  sei  es  sofort  ohne  eine  Unter- 
scheidung, sei  es,  dass  eine  solche  erst  später  fortgefallen  ist,  angefSgt  und  so  weiter 
verbreitet  worden  3.  Zuerst  hat  der  römische  Bischof  Zosimus  auf  ihre  Autorität  als 
Nicänischer  Kanonen^  ein  oberstrichterliches  Recht  gegenüber  der  nordafrikani- 
schen Kirche,  in  welcher  die  Beschlüsse  von  Sardika  nicht  recipirt  worden  waren  ^ 
in  Anspruch  genommen  ^.    Allerdings  hat  dieser  Versuch  für  seinen  Nachfolger  Coe- 


mus  Innooenz  I.  duroh  eine  Appellation  zum 
Richter  angerufen,  noch  dieser  letztere  auch  die 
Sache  so  aufgefasst,  sondern  nur  im  Interesse  des 
Chrysostomus  für  die  Berufung  einer  allgemeinen 
Synode  gewirkt  hat.  In  Tolligem  Einklang  damit 
steht  es,  wenn  Ghrysostomus  nach  Socrat.  VI.  15 
im  Hinblick  auf  seine  Absetzung  fordert,  dass 
seine  Sache  vor  einer  grosseren  Synode  abgeur- 
theilt  werden  sollte,  und  vorher  seine  Amtsfunk- 
tionen nicht  hat  aufnehmen  wollen  (vgl.  He  feie 
2,  96),  sowie  dass  nach  Sozomen.  YIII.  28  Inno- 
cenz  I.  sich  bei  den  Kaisem  um  die  Berufung 
einer  Synode  Im  Interesse  des  Ghrysostomus  ver- 
wendet hat  Auch  die  beiden  Trostbriefe  des 
Papstes,  Ibid.  YIII.  26,  In  welchen  er  denselben 
und  das  Volk  von  Konstantinopel  zur  Geduld  und 
zum  Ausharren  unter  Hinwels  auf  seine  Bemü- 
hungen um  eine  Synode  ermahnt,  sprechen  auf 
das  Deutlichste  dagegen,  dass  Innocenz  I.  das 
Bewusstseln  gehabt  hat,  als  alleiniger  Appella- 
tlonsrlohter  In  der  Angelegenheit  entscheiden  zu 
können.  Ja,  die  von  Phillips  6,  300  n.  20 
cltlrte  SteUe  aus  Palladll  dlal.  de  vlto  S.  Chryso- 
stoml  c.  3,  Paris.  1680.  p.22  berichtet  ebenfalls, 
dass  Innocenz  eine  Synode  der  Orientalen  und 
Ocddentalen  für  nöthlg  erklärt  habe,  und  die 
Worte  in  dem  welter  S.  298  n.  14  angeführten 
Brief  des  Kaisers  an  seinen  Bruder  Arcadlus, 
Mlgne,  patrol.  20, 610 :  „Integrum  nempe  eue 
debuerat  nee  quldquam  Innovari,  dum  deflnltlo 
dellberata  procederet ;  cum  Interea  mirum  quod- 
dam  praeclpltlum  festlnatlonls  exarslt,  ut  non 
exspectatlslltteris  sacerdotum,  qul  faerant  mutua 
partium  legatione  consultl,  non  examlnatis  rebus. 
In  exslllum  truderentur  antlstltes,  anlmadver- 
slonl  prius  addlctl,  quam  sententia  ludloll  epis- 
copalis  expertl.  Denlque  quam  Immatura  Ula 
damnatlo  fUerit,  res  probavlt.  Nam  hl  quorum 
exspectabatur  auctoritas  padflca  Joannl  eplscopo 
communlone  permissa,  faclendam  concordlam 
censuerunt  nee  quemquam  ante  iudlcium  consor- 
tlo  repellendum",  weisen  auf  die  sententia  ludlcil 
eplscopalis  unddasludldum,  also  die  allgemeine 
Synode,  hin,  und  da  unter  den  ;,hl  quorum  ex- 
spectabatur auctoritas"  Innocenz  und  die  Bischöfe 
von  Malland  und  Aquileja,  an  welche  sich  Ghryso- 
stomus gewendet  hatte,  Phillips  a.  a.  0.  n.  15 
zu  verstehen  sind,  so  haben  sich  diese  gerade 
auch  für  die  BeruAing  der  Synode  ausgesprochen 


und  nur  vorher  dem  Ghrysostomus  bei  der  offen- 
baren Ungerechtigkeit  seiner  Absetzung  die 
Kirchengemeinschaft  nicht  entzogen.  Im  Wesent- 
lichen übereinstimmend  Langen,  Gesch.  d. 
röm.  Kirche  bis  z.  Pontlflkate  Leos  I.  S.  683  ff. 

^  Wie  Ursacius  und  Valens,  s.  die  vor.  Anm. 

^  Wenige  Ausnahmen,  z.  B.  Llberius,  s.  die 
vor.  Anm.,  abgerechnet 

3  Maassen,  Oesch.  d.  Quellen  u.  Literat,  des 
kanon.  Rechts  1,  ÖTju.  Bd.  in.  S.  680  n.  6  a.£. 

^  S.  die  folgenden  Aumerkungen. 

K  An  der  Synode  von  Sardika  haben  zwar  eine 
Anzahl  afrikanischer  Bischöfe,  so  namentlich 
Gratus  v.  Garthago  Thell  genommen,  ja  der  letz- 
tere hat  sich  sogar  nach  seiner  Rückkehr  auf  dem 
Garthaglschen  KonzU  von  346  o.  348  (I.  e.  5) 
aus  dem  Gedichtnlss  (Bd.  m  a.  a.  O.)  auf  ein- 
zelne Sardicenslsche  Beschlüsse  (c  13. 15)  beru- 
fen. Daraus  lisst  sich  aber  nicht  schlieaseD,  so 
Phillips  5,  274.  280.  282,  dass  die  Sardioen- 
slschen  Kanones  in  Afrika  überall  bekannt  od« 
gar  verbreitet  oder  angenommen  worden  sind. 
Es  ist  vielmehr  unzweifelhaft,  dass  man  noeh  im 
Laufe  des  4.  Jahrhunderts  die  Synode  der  Euse- 
blaner  zu  Phllippopolls  mit  der  der  orthodoxes 
Bischöfe  zu  Sardika  verwechselt  und  selbst  dem 
h.  Augustin  das  letztere  als  ein  Konzil  der  Aria- 
ner  gegolten  hat.  He  feie  1,  619  u.  2,  112. 

^  In  Folge  der  Appellation  eines  wegen  Ter- 
schiedener  Vergehen  von  dem  Bischof  Urbanus 
V.  Sicca  abgesetzten  Priesters  Apiarius  hatte 
Zosimus  die  Wiedereinsetzung  desselhen  ver- 
langt. Als  aber  die  afrikanischen  Bischöfe  seine 
Forderung  auf  dem  Generalkonzil  v.  418  mit  dem 
Beschluss  (cod.  eccles.  AMc.  125)  beantworteten, 
dass  Kleriker  einschliesslich  der  Priester  nur  an 
Afrikanische  Konzillen  oder  an  die  Primaten  ia 
dritter  Instanz  appelliren  sollten  (S.  764  n.  4). 
„ad  transmarina  autem  qul  putaverit  appellandnm 
a  nuUo  Intra  Africam  in  communionem  suscipia- 
tur'<,  Hefele2,  120.  121,  sandte  Zosimus  drei 
Legaten  nach  Garthago.  Diese  sollten  naoh  ihrer 
dort  auf  einer  kleineren  Synode  vorgelegten  In- 
struktion (oommonltorlum)  vor  Allem  ,4e  appel- 
lationlbus  eplsoopomm  ad  Romanae  ecclesiae 
sacerdotem,  de  tractandls  presbyterorum  et  diaco- 
norum  oausis  apud  flnitimos  eplscopos,  si  a  eois 
excommunlcati  perperam  fnerint ,  de  Urbano 
episcopo  excommunicando  vel  etlam  Romam  vo- 
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lestin  I.  eine  entschiedene  Niederlage  herbeigefOhrt,  da  die  Afrikaner,  nachdem  sie 
die  Unächtheit  der  angeblich  Nicänischen  Kanonen  festgestellt  hatten,  die  behauptete 
Berechtigung  des  römischen  Bischofs  auf  Annahme  von  Appellationen  aus  ihrer  Kirche 
und  auf  Sendung  von  Legaten  zu  den  einheimischen  GerichtsTerhandlungen  energisch 
zurückwiesen  ^  aber  trotzdem  haben  sich  die  römischen  Bischöfe  noch  femer  auf  die 
Sardicensischen  Kanonen  als  Nicänisohe  berufen  und  damit  das  Recht,  Appellationen 
aus  der  ganzen  Kirche  anzunehmen,  zu  begründen  gesucht 2. 


caiido,  nisl  ea  quae  videbantur  corrigeuda,  oor- 
rigeret^  mit  den  Afrikanern  verhandeln.  Zur 
Begründung  dieses  Yorgehens  war  in  der  Instruk- 
tion auf  die  Beschlüsse  des  Konzils  von  Nicäa, 
als  welche  aber  c.  5  (7)  u.  c.  17  Sardic,  S.  775 
n.  2  u.  S.  764  n.  3,  angeführt  waren,  Bezug  ge- 
nommen. Da  die  Afrikaner  derartige  nicänische 
Beschlüsse  nicht  in  ihren  Exemplaren  fanden, 
so  verlangten  sie  einen  näheren  Nachweis  dar- 
über, indem  sie  aus  Ehrfurcht  vor  dem  römischen 
Stuhl  nur  provisorisch  dessen  Verlangen  nach- 
zukommen versprachen,  und  veranstalteten  auf 
der  Generalsynode  v.  419  eine  nähere  Unter- 
suchung unter  gleichzeitiger  Einforderung  einer 
Auskunft  über  den  Text  des  Nicänums  von  einer 
Anzahl  orientalischer  Kirchen,  cod.  ecdes.  Afric 
c  134  (Schreiben  an  den  Nachfolger  des  Zosimus, 
Bonifaziusl.  s.  auch  c  136— 137 ibid.);  Hefele 
2  122 

'1  Nach  Phillips  6,  287.  288  ist  es  ihnen 
natürlich  nicht  im  Entferntesten  eingefallen,  das 
Recht  des  Papstes  zu  leugnen,  vielmehr  haben 
sie  nur  Zweckmässigkeitsgründe  für  die  Nicht- 
annahme von  Appellationen  geltend  gemacht.  In 
seinerVoreingenommenheit  übersieht  er  indessen, 
dass  die  Afrikaner  durch  die  veranstaltete  Prü- 
fung der  Aechtheit  der  angebUchen  Nicänischen 
Kanonen  sich  von  vornherein  bei  der  Yerhand- 
lung  mit  dem  römischen  Bischof  auf  den  Rechts- 
boden gestellt  und  die  Angelegenheit  lediglich 
unter  diesem  Gesichtspunkt  behandelt  haben. 
So  bewegt  sich  auch  das  von  Ihnen  auf  der  car- 
thagischen  Synode  v.  424  an  Goelestin  I.  erlas- 
sene Schreiben,  cod.  eccl.  Afric  c  138,  wesentlich 
in  rechtlichen  Ausführungen,  s.  z.  B.  die  Stellen : 
„Presbyterorum  quoque  et  sequentlum  clerieorum 
improba  refugia,  sicutl  te  dignum  est,  repellat 
sanctitas  tua,  quia  nulla  patrum  deflnitione  hoc 
ecclesiae  derogatum  est  AAricanae  et  deereta  Ni- 
caena  sive  inferioris  gradus  clericos  sive  ipsos 
episcopos  suis  metropolitanis  apertissime  commi- 
semnt.  Prudentissime  enim  iustissimeque  provi- 
derunt,  quaecumqne  negotla  in  suis  locis  ubi 
orta  sunt  flnienda,  nee  uniculque  providentiae 
gratiam  s.  Spiritus  defaturum,  qua  aequitas  a 
Christi  sacerdotibus  et  prudenter  videatur  et  con- 
stantissime  teneatur;  maxime  quia  uniculque 
concessum  est,  si  iudloio  offensus  faerlt  cogni- 
torum  ad  concilia  suae  provinciae  vel  etiam  uni- 
versale provocare;  nisi  forte  quisquam  est,  qui 
credat,  unicuilibet  posse  deum  nostrum  examinis 
inspirare  iustitiam ,  et  innumerabilibus  congre- 
gaüs  in  condlium  sacerdotibus  denegare  .... 
Nam,  ut  aliqui  tamquam  a  tuae  sanctitatis  latere 
mittantar,  nulla  invenimns  patrum  synodo  con- 
stitutum ....  Executores  etiam  clericos  vestros 
quibuscumque  petentibus  nolite  mlttere  .... 


Nam  de  fratre  nostro  Faustino  (dem  ersten  päpst- 
lichen Legaten)  .  .  .  securi  sumus,  quod  eum 
probitate  ao  moderatione  tuae  sanctitatis,  salva 
fraterna  caritate,  ulterius  Afrlca  minlme  patia- 
tur  ",  und  was  Phillips  als  Zweckmässigkelts- 
erwägungen  auffasst,  sind  nichts  als  spitzige 
Aeusserungen  gegenüber  dem  auf  falsche  Kano- 
nen sich  berufenden  Papst.  Ygl.  auch  Langen, 
romische  Kirche  bis  zum  Pontiflkate  Leos.  S .  798. 

Allerdings  sucht  Phillips  6,  291  seine  Auf- 
fassung durch  Hinweis  auf  eine  angeblich  gleich 
nach  dem  eben  oltirten  Brief  anderweit  von  Afiika 
nach  Rom  erhobene  Appellation  zu  stützen. 
Nach  Augustin.  ep.  209  ad  Goelest.  I.,  Migne 
33,  963,  hat  der  von  dem  ersteren  mit  Entzie- 
hung der  Jurisdiktion  über  einen  TheU  seines 
Bisthums  bestrafte  Bischof  Antonius  von  Fussala 
sich  an  den  römischen  Bischof  Bonifaz  I.  gewen- 
det, und  dieser  auf  das  Zeugniss  des  Primas  Ya- 
lentinus  v.  Numidien  hin  seine  Wiedereinsetzung 
unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Yorbringen 
des  Yerurtheilten  auf  Wahrheit  beruhe,  ange- 
ordnet Augustin  bestreitet  freilich  in  seinem 
Brief  an  den  Nachfolger  des  Bonifaz  nicht  das 
Recht  desselben,  eine  Appellation  anzunehmen, 
bittet  vielmehr  nur  um  Genehmigung  des  von 
ihm  eingehaltenen  Yerfahrens,  da  Antonius 
Bonifaz  getäuscht  habe,  und  ersucht  den  Papst 
keine  Bevollmächtigten  zur  Ausführung  des 
Spruches  zu  senden.  Weiteres  ist  über  die  An- 
gelegenheit nicht  bekannt.  Es  ergiebt  sich  aber 
aus  der  Nennung  des  Bonifaz,  dass  Antonius  den 
Papst  zu  einer  Zeit  angegangen  hat,  als  der  von 
Zosimus  begonnene  Streit  noch  nicht  zum  Aus- 
traggebracht, und  die  Afrikaner  vorläufig  das  be- 
anspruchte Recht  des  Papstes  auf  Annahme  von 
Appellationen  nicht  beanstanden  zu  wollen,  erklärt 
hatten,  und  der  an  Golestin  gerichtete  Brief  Au  - 
gustlns,  welcher  seinerseits  an  den  Synoden  in 
der  Angelegenheit  des  Apiarius  theilgenommen 
hatte,  Langen  a.  a.  0.  S.  773,  lässt  sich  sehr 
wohl  vor  424,  vor  das  abweisende  Schreiben  der 
Afrikaner  ansetzen.  Auch  deckt  sich  die  Bitte  an 
den  Papst,  keine  päpstlichen  Exekutoren  nach 
Afrika  zu  senden,  mit  dem  Schluss  des  gedach- 
ten Schreibens,  und  erklärt  sich  sehr  gut  daraus, 
dass  die  päpsüiohen  Legaten  Afrika  noch  nicht 
verlassen  und  sich  dort  schon  missliebig  gemacht 
hatten.  Im  Wesentlichen  übereinstimmend  Lan- 
gen S.  794. 

2  So  Leo  I.  ep.  ad  Theodos.  II.  v.  449  (Jaf ftf 
ed.  IL  V.  437  ed.  Ball  er.  1,  909):  „Quum  au- 
tem  post  appelladonem  interpositam  hoc  neces- 
sario  postoletur,  canonum  Nicaea  habitorum  de- 
ereta testantur,  quae  a  totius  mundi  sunt  sacer- 
dotibus constltuta". 

Aus  diesem  Grunde  ist  schwer  glaublich,  dass 
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Mochte  man  gleich  in  anderen  Theilen  der  Kirche  den  wahren  Sachverhalt  nicht, 
wie  dies  in  Afrika  der  Fall  war,  zu  erkennen  im  Stande  gewesen  sein,  so  haben  doch 
die  Sardicensigchen  Kanonen  weder  als  solche  noch  unter  dem  Namen  des  Nic&nums 
eine  ausschlaggebende  Bedeutung  fär  die  Entwicklung  der  oberstrichterlichen  Rechte 
des  Papstes  gehabt.  Allerdings  konnten  Fälschungen,  wie  die  eben  gedachte  und  die 
des  Nicflnums  fiber  den  römischen  Primat  ^  wohl  dazu  beitragen,  das  Ansehen  des 
römischen  Stuhles  zu  stärken  und  zu  befestigen,  aber  wesentlich  war  es  die  weitere 
Entwicklung  des  staatlichen  und  kirchlichen  Lebens  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhun- 
derts, welche  es  den  römischen  Bischöfen  ermöglichte  und  erleichterte,  Primatialrechte 
und  unter  diesen  auch  ein  wahres  oberstrichterliches  Recht  vor  Allem  im  Abendlande 
geltend  zu  machen  und  zur  Anerkennung  zu  bringen.  In  dieser  Zeit  war  der  Sieg 
des  orthodoxen  Glaubens,  den  Rom  stets  mit  Nachdruck  vertreten  hatte,  entschieden^, 
und  vom  Kaiser  wurde  allen  ünterthanen  das  Bekenntniss  des  Glaubens  der  römi- 
schen Bischöfe  vorgeschrieben  ^,  femer  den  letzteren  der  Vorrang  vor  allen  anderen 
Bischöfen  zugesichert  ^,  und  während  nach  der  endgiltigen  Theilung  des  römischen 
Reiches  in  eine  morgenländische  und  abendländische  Hälfte  (395)  sich  die  Verbin- 
dung der  occidentalischen  Kirchen  mit  den  alten  Patriarchalstühlen  des  Orients  immer 
mehr  löste,  musste  der  römische  Bischof,  welcher  im  Abendlande  alle  übrigen  an  An- 
sehen überragte,  nicht  nur  in  den  Mittelpunkt  treten,  sondern  die  beginnende  Zerrüt- 
tung des  weströmischen  Reiches  und  die  Ueberfluthung  desselben  durch  die  eindrin- 
genden arianiscben  Germanen  beförderte  auch  eine  engere  Anlehnung  der  gallischen 
und  spanischen  Bischöfe,  welche  bisher  nicht,  wie  die  italienischen^,  der  Machtsphäre 
des  Papstes  unterworfen  gewesen  waren  ^.  Wie  in  Folge  aller,  dieser  Verhältnisse 
die  römischen  Bischöfe  schon  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhundert»  die  Belehrungen  anf 
die  vielfach  an  sie  gerichteten  Anfragen  in  die  Form  von  autoritativen  und  mass- 
gebenden Anweisungen  kleiden,  also  soweit  es  sich  dabei  um  solche  allgemeiner  Natnr 
handelte,  ein  Gesetzgebungsrecht  in  Anspruch  nehmen  und  zur  DurchfElhrung  bringen 
konnten  ^,  so  boten  jene  Anfragen  und  die  wiederholt  in  den  Glaubenstreitigkeiten 
angerufene  Intervention  des  römischen  Stuhles  ^  seinen  Lihabern  auch  die  Gelegen- 
heit dar,  ein  oberstes  Entscheidungsrecht  in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten,  und 
damit  auch  ein  oberstes  richterliches  Recht  geltend  zu  machen.   Zuerst  ist  dies  seitens 


die  rdmlschenBiscliöfe  über  das  wahre  Sftchyerbält-  ^  Bd.  I.  S.  554,  namentlich  n.  1;    Löning 

niss  nicht  nnterrichtet  waren,  so  Hef  ele  1,  357  1,  456,  dessen  Polemik  S.  417  n.  2  gegen  Bd.  I. 

und  2,  122  Anm.  In  Rom  hatte  man  doch  wohl  S.  554  n.  3  wohl  nicht  überzengend  sein  ddrfle. 

ebenso  wie  in  Carthago  (S.  780  n.  6)  ein  echtes  2  Durch  das  -Konzil  von  Konstantinopel  381, 

Exemplar  des  Nicänums,  und  auch  die  Forderang  ß^  jjj^  g^  3^^ 

der  päpstlichen  Legaten  auf  dem  afHkanischen  '      A  ^ooA^ /^  mv   ^^r   4       n      ^ 

KonillT.419(a.a.O.),d»8«8tattderz«n»oh.tl.e-  »  «•  2(380)  C. Th.  XVL  1 :  „Cunctos  populo» 

ab.lchtigten  VetlMTing  der  nlcänlschen  Kanone.  •  •  •  *»  ^"  '<»''"°»»  reUgione  y«.»rl,  quam  ü- 

dle  Ihrer  Inrtrnktion  (mit  den  falwhen  Kanone«)  ^?°"'  P<^'^    ajoatolum    tradldl«»e  Bomania 

erfolgen  wUe  (He feie  2,  123  n.  Langen  S.  ""«*»  «»«»«  "^»"»"»^  'P»"  !■"»»«»»«  f»«!««» 

772);  macht  den  Eindrack.  als  oh  ele  damit  die  qt"»mqne  pontifleem  Damasnm  Beqnl  elarat  et 

Afrikaner  h&tten  pr&oocnplten  wollen  (das.  sich  ^«*™»  Alexandriae  epUcopum  . .  . 

übrigens  der  h.  Hieronymus  dieselbe  Yerweeh*-  *  Dnrch  da«  Konzil  Ton  Konstsotlnop«!  t.  381 

Inng  hat  zu  Schulden  kommen  lassen,  so  Haas-  e.  3,  Bd.  I.  8.  641. 

sen  1,67,  ist nnrichtig,L5nlng  1,465).  Jeden-  s  g  773 

fallskonnte  man  »berspäter,  als  nachderNleder-  ,  ^  ^j    g  ggg    ^         ^     lUyiteoken  Bi- 

lage  In  AiHka  unter  Colestin  der  wahre  Sachver-  .,x,ä..  .  pj  t    «  rtq  »iJU 

halt  festgestellt  war,  In  Rom  nicht  mehr  bona  ''*''°"  *"  ""•  ^'  °:^^-  ^^^ 

ftde  die  Sardlcenslschen  Kanonen  als  NlcJnlsche  '  ^d.  DI.  8.  b83  «f. 

ansgeben.  S  8.  780. 
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Innoeenz'  L  geschehen^.  Aber  der  praktischen  Dnrchfahmng  stelltes  sich  einmal 
die  von  den  Kaisern  ^  bisher  bei  der  Ansübnng  der  kirchlichen  Straf-  nndDisciplinar- 
gewalt  festgehalteneii  nnd  die  von  den  Bischöfen  nnd  den  Synoden  in  einzelnen  Thei- 
len  der  Kirche  geübten  Rechte  entgegen.  Aus  dem  ersteren  Gnrnde  konnte  Inno* 
cenz  I.  nicht  daran  denken^  ein  solches  Recht  im  Orient  zn  beanspruchen^,  und  der 
Versuch  seiner  Nachfolger,  es  gegenüber  der  Afrikanischen  Kirche  zur  Durchfährung 
zu  bringen^,  ist  noch  im  Beginn  des  5.  Jahrhunderts  gescheitert^.  Ja,  abgesehen  von 
den  Gegenden,  in  denen  die  Bischöfe  aus  besonderen  Gründen  einen  engen  Anschluss  an 
Rom  suchten  ^  ist  ein  solches  Recht  fttr  das  Abendland  erst  gegen  den  Widerstand  ein- 


1  Ad  Victor.  Rothom.  404,  Oonstant  p.  745 
0.  5:  ^,Si  quae  antem  oausae  rel  oontentiones 
Inter  clericos  tarn  superioris  ordinis  quam  etiam 
inferioiis  faerint  exortae,  nt  secnndum  Nlcae- 
nam  (hier  ist  offenbar  die  Synode  t.  Sardlka  ge- 
melntj  oongregatis  einsdem  proylnciae  episcopis 
iurgiam  terminatnr  nee  alicui  liceat  (sine 
praeiadicio  tarnen  Romana e  ecclesiae, 
eni  In  omnibus  cansls  debetnr  reye- 
rentiacnstodirl)  reMotis  bis  sacerdotibns  qni  in 
elsdem  provlnoiis  dd  eecleslas  gnbemant,  ad  alias 
conTolare  proTlncias.  -  Qnod  si  qnis  forte  prae- 
anmpserit,  et  ab  ofAoio  dericatus  snbmotas  et 
iniurianim  rens  ab  omnibus  indicetnr.  Sl  maio- 
res  cansaein  medium  faerint  de^olntae,  ad 
•edem  apostolioam,  slcnt  synodas  statuit 
ao  beata  (al.  "vetns,  wegen  der  Lesarten  s. 
Ballerini,  Leon.  M.  epp.  3,  207;  Langen 
8.  674)  consaetndo  ezlgit,  post  indicinm 
episcopale  referantoi^  (c'  14  G.  III.  qu.  6 
n.  0.  26  0.  XI  qu.  1). 

2  S.  766. 

3  Gegen  die  in  den  Anm.  1  eltirten  Brief  ge- 
machten Ansprüche  bilden  die  Yon  Innocenz  I 
in  der  Angelegenheit  des  Ghrysostomns  erlassenen 
Briefe,  s.  o.  S.  778  n.  10,  einen  auffallenden 
Gegensatz. 

«  S.  780. 

6  S.  781.  Einer  etwas  frfiheren  Zeit  als  die 
dort  erw&hnten  Fälle  gehört  die  Angelegenheit 
des  Gälestius,  des  Anhängers  des  Pelaglus,  an. 
Auf  einer  karthagischen  Synode  (411  o.  412) 
war  dieser  wegen  seiner  Irrlehren  exkommuni- 
cirt  worden,  und  obwohl  er  gegen  diesen  Urtheils- 
spruüh  die  Appellation  naeh  Bom,  s.  Marii  Her- 
cator.  commonitor.,  Mansi  4,  293,  eingelegt 
hatte,  verfolgte  er  diese  nicht,  sondern  begab 
sich  nach  dem  Orient.  Inzwischen  hatten  sieh 
wegen  der  Fortdauer  der  Pelaglanischen  Lehren 
und  der  Unterstützung  derselben  im  Orient,  die 
Konzillen  toU  Garthago  (416  unter  Bestätigung 
der  früher  ^egen  Gälestius  gefällten  Sentenz) 
und  Yon  MileTO  (416)  an  Innocenz  I.  gewendet, 
um  seinen  Beitritt  zu  der  Yerurtheilung  der  pe- 
laglanischen Lehre  und  der  Anhänger  derselben 
zu  erlangen,  Mansi  4,  321.  326.  334;  Hefele 
2,  108  ff..  Langen  S.  725  ff.,  und  Innocenz  I. 
hatte  ihnen  zugestimmt  —  s.  die  Schreiben  bei 
Jaf  f€  ed.  U.  n.  321—323,  Goustant  p.  887 
ff.,  Mansi  3/ 1071  ff.,  indem  er  dabei,  unter 
Berrorhebung  der  Autorität  des  apostolisohen 


Stuhles,  allerdings  unterstellt,  dass  die  Afri- 
kaner eine  ihre  Entscheidung  erst  rechts- 
wirksam machende  Bestätigung  von  ihm  gefor- 
dert hätten.  Lange n  S.  732.  736.  Als  dies  ge- 
schehen und  Innocenz  gestorben  war,  kam  Gäle- 
stius wieder  nach  Rom,  und  Zosimus  (417), 
welcher  sich  von  ihm  täuschen  Hess,  warf  nach 
Abhaltung  einer  Synode  daselbst,  indem  er  den 
Gälestius  für  rechtgläubig  erklärte,  den  Afrika- 
nern Uebereilung  und  leichtfertiges  Urtheilen 
vor,  Mansi  4,  360.  355.  Eine  grosse  Synode 
der  Afrikaner  zu  Garthago  wies  diese  Beschuldi- 
gung zurück  und  beschloss  gleichzeitig,  dass  die 
7on  Innocenz  gefällte  Sentenz  in  Kraft  bleiben 
sollte,  Mansi  4,  353.  Zosimus  musste  auch 
hier  seinen  Rückzug  antreten,  s.  sein  ziemlich 
yerworrenee  Sehreiben  t.  418,  Mansi  4,  366,  in 
welchem  er  zwar  behauptet:  „patrum  traditio 
apostolicae  sedi  auetoritatem  tantam  tribuerit,  ut 
de  eins  iudiclo  disceptare  nullus  änderet  Idque 
per  canones  semper  regulasque  serraTerlt"  und 
^tantum  nobis  esset  auctoritatis,  ut  nullus  de  no- 
stra  posslt  rectractare  sententla'',  aber  doch  nicht 
der  Wahrheit  entsprechend  sagt:  „Sed  post  mis- 
sae  per  Marcellinnm  subdiaconum  restrum  epl- 
stolae  omne  Yolumen  ToMmus,  quo  aliquando 
perleoto,  Ita  totum  literarum  oomprehendlstis 
textum,  quasi  nos  Gaelestlo  commodaverlmus  in 
omnibus  fldem  Terbisque  eins  non  dlscussls  ad 
omnem  (ut  ita  dlcam)  syllabam  praebuerlmus 
assensum.  Nunquam  temere  quae  sunt  diu  trao- 
tanda,  sinuntur;  nee  sine  magna  deliberatione 
statuendum  est,  quod  summo  debet  dlsceptari  lu- 
dido.  Iddcro  noverlt  yestra  fratemitas,  nihil  nos 
post  illas,  quas  superius  vel  llteras  vestras  acce- 
pimus,  Immutasse,  sed  in  eodem  cuncta  reli- 
qulsse  statu.  In  quo  dudum  fuerant,  cum  hoc 
nostrls  literls  vestrae  IndlcaTlmus  sanctltati,  ut 
Ula  quae  a  Tobis  ad  nos  missa  erat  obtestatio, 
remaneret^,  ja  durch  kaiserliche  Anordnung 
wurden  nunmehr  auf  Betreiben  der  afrikanischen 
Bischöfe(418,  Goustant  p.  994) die Pelagianer 
aus  Rom  Tertrleben,  und  als  ein  afdkanisches 
Cteneralkonzll  nochmals  den  Pelaglanismus  ver- 
dammt hatte  (cod.  eccles.  Afirlc  c.  109  if),  war 
Zosimus  seinerseits  gleichfalls  genöthigt,  auf 
einer  romischen  Synode  den  Pelaglus  und  Gäle- 
süus  zu  verurtheUen,  Mlgne  51,  271;  20,693; 
Langen  S.  746. 

0  Wie  in  Illyrlen,  wo  Innocenz  I.  schon  ein 
oberstrichterliches  Recht  durch  den  päpstlichen 
Yicar  Ton  Thessalonich  ausüben  lassen  konnte, 
Bd.  L  S.  579.  585.  587. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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zelner Bischöfe,  welche  in  ihren Heimathprovinzen  einePrimatialstellung  inne  hatten', 
nnd  zwar  allein  durch  die  Mitwirkung  der  weltlichen  Gewalt  seit  Leo  I.  zur  An- 
erkennung 2  gebracht  worden  ^.  Gegenflber  der  orientalischen  Kirche  sind  dagegen  die 
von  den  römischen  Bischöfen  beanspruchten  oberstrichterlichen  Befugnisse  niemals  zu 
einer  dauernden  und  unbestrittenen  Verwirklichung  gelangt  ^,  denn  wenngleichmehrfach 


1  Wie  der  Primaten  Ton  Arie»  in  Südgallien 
Bd.  I.  S.  688;  Bd.  IIL  8.  612  n.  9  n.  10;  Lö- 
ning  1,  463ff.  Als  hier  der  Bischof  Hilarins 
Yon  Arles,  mit  der  Primatialsynode  den  Metropo- 
liten von  Besannen ,  GelidoniuSf  444  abgesetzt 
hatte,  appellirte  dieser  nach  Rom  an  Leo  L, 
Bd.  I.  S.  689;  Bd.  III.  S.  612  n.  10;  Hilarins, 
Lönlng  1,  479  ff.,  bestriU  zwar  die  Zulässig- 
keit  der  Appellation,  aber  Leo  I.,  welcher  das 
oberstrichterliche  Redit  des  Papstes  als  ein  un- 
zweifelhaftes nnd  längst  praktisch  bestehendes 
in  Anspruch  nimmt,  ep.  ad  episc.  Yienn.  y.  446, 
Ball  er.  1,  634,  c.  2:  „Nobiscum  itaqne  Yestra 
Aratemitas  recognoscat,  apostolicam  sedem,  pro 
sni  reverentla  a  restrae  etiam  provinciae  sacer- 
dotibns,  innnmeris  relationibns  esse  consultam 
et  per  diversarnm,  quemadmodum  vetns  consne- 
tndo  posoebat,  appellatlonem  cansamm,  ant 
retractata  ant  conflnnata  fnisse  indicia'^,  hob  mit 
einer  von  ihm  bemfenen  Synode  nicht  nur  die 
Absetzung  des  Oelidonins  anf,  nnd  setzte  den- 
selben wieder  ein,  sondern  entzog  auch  dem 
Hilarins  wegen  mehrerer  ihm  seitens  der  galli- 
schen Bischöfe  vorgeworfenen  Uebergriife  die 
Rechte  eines  Metropoliten  der  Provinz  Yienne 
nnd  beliess  ihm  nur  die  Stellung  eines  Bischofs 
von  Arles,  Bd.  I.  S.  689;  Löning  1,  483. 

^  Das  bekannte  Gesetz  Yalentinlans  III.  v. 
446,  Bd.  L  S.  604  n.  2  ist  gerade  in  Folge  des 
Streites  mit  Hilarins  auf  Betreiben  Leos  III.  er- 
lassen worden,  Bd.  III.  S.  686.  Wenn  übrigens 
Loning  1,  486  n.  2  die  gewöhnliche  Annahme, 
dass  das  in  der  gedachten  const  (tit.  16  Novell. 
Talent.  III.)  erwähnte  Konzil  das  Sardicensische 
sei,  bekämpft  und  das  Nicännm  darunter  ver- 
steht, so  findet  sich  in  Nicäa  c.  6  der  Satz :  „ne 
quid  praeter  auctoritatem  istins  illicita  prae- 
sumptio  attentare  nitatur^  nicht,  nnd  es  ist  daher 
nicht  unwahrscheinlich,  dass  das  Nicännm  in  der 
durch  HinzufQgung  der  Sardicensischen  Kanones 
erweiterten  Qestalt,  s.  Löning  1,  466  u.  oben 
S.  780  n.  3,  gemeint  ist. 

3  Hilarins  hat  sich  nach  dem  Nachweise  von 
Löning  1,  488  (danach  ist  das  Bd.  L  S.  689  zu 
berichtigen)  wenigstens  thatsächlich  der  Anord- 
nung Leos  I.  gefügt,  nnd  seitdem  ist  die  oberstrich- 
terliche Qewalt  des  Papstes  dort  nicht  mehr  be- 
stritten worden.  So  konnte  der  Papst  Hilarus  I. 
auf  Klagen  der  germanischen  Könige  gegen 
Bischöfe,  welche  sich  Uebergriffe  hatten  zu 
Schulden  kommen  lassen,  mit  römischen  Syno- 
den, so  gegen  Hermes  v.  Narbonne,  ep.  462  bei 
Thiel  p.  140.  141  it.,  gegen  Mamertus  v.  Yi- 
enne ;  ep.  463  p.  146.  147,  unter  unbestritte- 
ner Anerkennung  seines  Rechtes  seitens  der 
übrigen  gallischen  Bischöfe  in  erster  Instanz 
die  Disdplinargerichtsbarkeit  ausüben,  Löning 
1,  493.  494,  und  wenn  er  auch  mit  der  Aner- 
kennung des  Primates  von  Arles  dem  Bischof 


das  Recht  zur  Abhaltung  von  Primatialsynoden 
zugestand,  Bd.  I.  S.  690  u.  Bd.  m.  S.  610  n.  3, 
so  wahrte  er  sich  doch  dabei  zugleich  sein  ober- 
stes Richterrecht,  s.  ep.  462  c.  2,  Thiel,  1. 
146:  „In  dirimendis  sane  gravioribus  causis  et 
quae  illic  non  potuerint  terminari,  apostolicae 
sedis  sententia  consulatur'^ 

In  Afrika  ist,  offenbar  in  Folge  der  durch  die 
Eroberung  der  Yandalen  herbeigeführten  engeren 
Anschliessung  der  dortigen  Bischöfe  an  Rom, 
das  oberstrichterliohe  Recht  des  Papstes  schon 
unter  Leo  I.  nicht  mehr  bestritten  worden,  ep. 
Leon,  ad  episc  prov.  Mauritan.  Caesar,  v.  4^ 
c.  12,  ed.  Balier.  2,  668 :  „Oausam  quoque  Lupi- 
cini  episcopi  illic  jubemus  audiri,  cui  multum 
et  saepius  p'ostulanti  communionem  hac  ratlone 
reddidimns,  quoniam  cum  ad  nostrum  iudicium 
provocasset,  immerito  eum  pendente  negotio  a 
communione  videbamus  suspensum.  Adiectum 
etiam  iUnd  est,  quod  huic  temere  superordinatus 
cognoscitur,  qui  non  debuit  ordinari,  antequam 
Lupicinus  In  praesenti  positus  ant  confutatus 
aut  certe  confessus  justae  posset  subiacere  sen- 
tentiae". 

«  Nach  Phillips  6,  301  haben  freilich  schon 
namens  der  zu  Ephesus  431  yerurtheilten  Nesto- 
rianer  die  Bischöfe  Eleutherius  v.  Tyana  und 
Helladius  v.  Tharsus,  Man  si  6,  893,  an  Sixtus 
III.  appellirt  Dieses  „sehr  auffallende''  Beispiel 
einer  Appellation  beschränkt  sich  aber  lediglich 
auf  einen  Yersuch  der  Bischöfe,  den  Papst  zu 
Qunsten  des  Nestorius  und  seiner  Anhänger  um- 
zustimmen und  für  eine  nochmalige  Untersuchung 
der  Sache  einzutreten  („praesumimus  has  suppli- 
cationes  oiferre'',  heisst  es  in  dem  Schreiben), 
vgl.  auch  Langen  S.  849.  Was  sodann  die 
weitere  Appellation  der!!  (so  Phillips  6,  302 
n.  27,  d.  h.  des  Bischofs)  Iddua  v.  Smyma  be- 
trifft, vgl.  Sixti  ep.  ad  Proclum  v.  437,  Mansi 
8,  762,  Goustant  p.  1263:  „Habemus  re- 
centissimae  actionis  exemplum  fratris  nostri 
Idduae  circa  quem  tuae  fratemitatis  decrevimus 
iudicium  custodiri,  Cognition!  tuae  facere  nq^en- 
tes  ininriam,  cum  eins  intentionem  iustissi- 
mam  tnereris'',  so  weist  Sixtus  III.  auf  den  von 
ihm  erwähnten  Yorfall  als  auf  einen  Beweis  sei- 
nes Yertrauens  zu  Proklus  hin.  Das  wäre  aber 
unmöglich,  wenn  er  ein  von  dem  letzteren  ge- 
fälltes Urtheil  in  der  Appellationsinstanz  bestä- 
tigt hätte,  und  in  der  That  heisst  der  Satz  weiter 
nichts,  als  dass  der  Papst  die  Beachtung  des  Ur- 
theils  angeordnet  hat,  um  der  zuständigen  Ent- 
scheidung des  Proklus  kein  Unrecht  zu  thun. 

Ebenso  wenig  hat  Eutyches,  so  Phillips  6, 
301,  in  dem  nach  seiner  Yerurtheilung  488, 
Bd.  III.  S.  580  n.  8  u.  o.  S.  767  n.  4,  an  Leo  I. 
gerichteten  Schreiben,  ep.  Leon.  21,  ed.  Baller. 
1,  739  eine  Appellation  eingelegt.  Obgleich 
diese  in  der  Publicatlon  bei  Amelli,  S.  Leone 
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von  dort  Appellationen  an  sie  erhoben  worden  sind^,  so  war  doch  eine  freie  Ans- 


Magno  e  roriente,  diss.  sopra  nna  collezlone 
inedlta.  Borna  1882  No.  19  die  üebenchrift : 
libellns  appellationis  trägt,  so  beweist  dies  doch 
nichts,  denn  die  Bitte  des  Entyches,  „qnae  yisa 
Tobis  faerit  snper  fldem  proferre  sententiam  et 
nollam  deinceps  permlttere  a  factiosis  contra  me 
calmnniam  procedere  et  non  exenti  et  eximi  de 
nnmero  orthodoxorum^  heisst  nur:  der  Papst 
solle  durch  einen  dogmatischen  Anspmeh  für  ihn 
eintreten  nnd  ihn  —  den  Entyches  —  schfitzen, 
so  auch  Langen,  Qaech.  d.  rCm.  Kirche  t. 
Leo  1.  Bonn  1886.  S.  23.  24,  und  der  eine  in 
dem  Brief  als  mit  überreicht  erwähnte  Libell  ist, 
wie  der  klare  Wortlaut  desselben  erglebt,  nicht 
ein  für  Leo  bestimmter  formlicher  Appellations- 
libell,  so  Ballerini,  1.  c  Anm.  zu  0.4. p.  742; 
H  e  f  e  1  e  2,  335,  vielmehr  der  vom  Konzil  zu- 
rückgewiesene Yertheidigungslibell,  H  e f  el  e  2, 
331,  gewesen.  Ebensowenig  hat  Flarian  v.  Kou- 
stantinopel  in  seinem  Schreiben  an  Leo  I.  ep. 
Leon.  L  22, 1.  c  p.  752  um  Bestätigung  der  Sy- 
nodalsentenz gegen  Eutyches  gebeten,  sondern 
um  Mittheilung  derselben  an  die  Bischöfe  „qui 
sub  tua  reverentia  constituti  sunt^,  d.  h.  die 
ocddentalischen.  Allerdings  hat  Leo  I.  ep.  23, 
L  c  p.  763  das  von  Eutydies  an  ihn  gestellte 
Ansinnen  als  Appellation  aufgefasst  (denn  er  be<- 
zeichnet  irriger  Weise  den  von  Eutyches  über- 
reichten Libell  als  libellum  appellationis  und 
fordert  Flavian  um  nähere  Darlegung  des  Sach- 
verhaltes auf,  8.  auch  ep.  24  ed  Theodot.,  p.  767 : 
„ad  sedem  apostolicam  per  libellum  dolorls  sui 
querinoniam  miserit"),  aber  Flavian  hat  (1.  c.  ep. 
26  p.  788)  ihm  geantwortet,  dass  Eutyches  kei- 
nen Appellationslibell  auf  der  Synode  übergeben 
habe,  und  ersucht  ihn  unter  näherer  Darlegung 
des  Sachverhaltes :  „dignare  per  proprias  litteras 
suffragari  depositioni  canonice  adversus  eum 
factae^  (also  um  Anerkennung  der  kanonisch 
vollzogenen  Absetzung,  nicht  um  Bestätigung  der 
Synodalsentenz).  Leo  I.  hat  in  ep.  27,  1.  c 
p.  792  u.  ep.  28, 1.  c.  p.  801. 835  eine  solche  auch 
nicht  ausgesprochen,  sondern  nur  sein  Eiuver- 
ständniss  mit  dem  Verfahren  der  Synode  kund  ge- 
than.  Aber  abgesehen  von  allem  diesem  hat  Theo- 
doB  II.,  gleichzeitig  auf  Yeranlassungdes  Euty- 
ches, nicht  nur  eine  Untersuchung  wegen  der  Fäl- 
schung der  Akten  des  Konzils  veranlasst,  bei  wel- 
cher festgestellt  worden  ist,  dass  Eutyches  nach 
dem  Schluss  des  Konzils  dem  kaiserlichen  Com- 
missar  still  gesagt  hat,  er  appellire  an  ein  römi- 
sches, ägyptisches  und  Jorusalemisches  Konzil, 
H  e  f  e  1  e  2,  339. 340. 347,  sondern  auch  zur  Bei- 
legung der  entstandenen  Streitigkeiten  im  Verein 
mit  seinem  Mitkaiser  eine  allgemeine  Synode, 
die  nachmalige  sog.  Räubersynode,  zu  welchem 
von  Leo  I.  ohne  jeden  Widerspruch  Legaten  ge- 
spendet worden  sind,  einberufen,  Hefele  2, 
349.  352 ;  Bd.  III.  S.  348  n.  6. 

1  Die  ersten  sicheren  Appellationen  an  den 
römischen  Stuhl  sind  die  des  Bischofi  Flavian  v. 
Konstantinopel  und  des  Bischofs  Eusebius  v. 
Doryläum  wegen  ihrer  Absetzung  durch  die  Rän- 
bersynode  zu  Ephesus  v.  449,  denn  die  f^here 
Streitfrage,  ob  Flavian  an  den  Papst  oder  an  ein 
allgemeines  Konzil  oder  an  beide  appellirt  habe, 

Hin  seh  in  8,  Kirchenrecht  IV. 


Hefele  2,  378  n.  2,  ist  jetzt  durch  die  Wieder- 
aufflndungder  betreffenden  Schriften  des  Flavian 
in  einer  Handschrift  der  Kapitelsbibliothek  zu 
Novara,  8.Amelli,  S.  Leone  Magno  e  Toriente, 
diss.  sopra  una  coUezione  inedlta  p.  43ff.  auch  ab- 
gedruckt in  Ztsohr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck 
VU  (1883)  S.  193.  195  (vgL  Ztschr.  f.  K.  R.  19, 
374)  erledigt.  In  der  ersteren  erzählt  Flavian : 
„cum  ....  post  illam  iniustam  vooem  quam 
contra  me  misit,  sicut  ipsi  placuit,  me  appeUante 
thronum  apostolioae  sedis  prindpis  apostolorum 
Petri  et  universam  quae  sub  vestra  sanctltate 
est  synodum,  statlm  me  oiroumvallat  multitudo 
militaris''.  Adresslrt  ist  die  Schrift  zwar  „patri 
et  archiepisoopo  Leoni^,  aber  am  Schluss  bittet 
Flavian :  ^dare  etlam  formam  quam  deus  vestrae 
mentl  inspirabit,  ut  tam  ocddentali  quam  etiam 
orientali  in  unum  facta  patrum  synodo,  similis 
praedicetur  fldes,  ut  praevaleant  sanctionis  pa- 
trum. Inritum  vero  deiduci  valeant  atque  dissolvi 
omnia  quae  male  et  unbrati  (sie)  et  non  sine  lusu- 
quodammodo  gesta  sunt :  aiferre  medidnam  hor^ 
ribili  huio  vulneil  quod  per  totum  iam  paene 
orbem  serpendo  pervenit^ ;  d.  h.  Flavian  appel- 
lirt damit  an  Leo,  weist  zugleich  aber  auf  eine 
allgemeine  Synode,  als  das  gedgnetste  Mittel 
hin,  die  durch  die  Räubersynode  getroifenen 
Massregeln  zu  beseitigen.  Der  libellns  appella- 
tionis des  Eusebius,  welcher  dieselbe  Adresse 
trägt,  bezieht  sich  auf  den  Schutz,  welchen  der 
thronus  apostolicus  den  Bedrückten  gewährt,  und 
bittet,  „sicut  sdunt,  qui  a  vestra  sanctltate 
missi  sunt  in  loco  vestrae  beatitudinis  religio- 
sissimi  virl,  quibus  et  libellos  obtuli  appellati- 
onis meae,  in  quibus  vestrae  sedis  cognitionem 
poposd  .  .  .  pronuntiate  evacuari  et  inanem 
fleri  meam  iniquam  condemnationem  .  .  .  red- 
dentes  mihi  dignitatem  episcopatus  et  vestram 
communionem".  Nicht  minder  hat  der  gleich- 
falls zu  Ephesus  abgesetzte  Bisehof  Theodoret  v. 
Gyrus  an  das  Uriheil  Roms  appellirt  und  um  die 
Abhaltung  einer  neuen  Synode  gebeten,  elusd. 
epp.  163.  116.  118.  ed.  Schnitze  4,  1187  ff.; 
Hefele  2,  389.  390;  Langen  S.  32  ff. 

In  Folge  der  Vorgänge  zu  Ephesus  und  der 
Appellationen  verwarf  Leo  I.  mit  einem  ocdden- 
talischen Konzil,  (welches  wohl  nur  eine  Synode 
der  gerade  bei  ihm  anwesenden  Bischöfe  gewesen 
ist,  weil  Leo  I.  dch  trotzdem  noch  nachher  für 
die  Abhaltung  einer  grösseren  Synode  bemühte). 
Alles,  was  auf  der  Bäubersynode  geschehen  war, 
ep.  Hilaril  diacon.  inter  Leon.  ep.  46,  ed.  Baller. 
1,  928:  „a  praefato  papa  cum  omni  ocddentali 
condlio  reprob  ata  omnia,  quae  in  Epheso  contra 
canones  per  tumultus  et  odia  saecularia  a  Dlos- 
ooro  gesta  et  nulla  ratione  his  in  partibus  sus- 
dpi  posse,  quae  per  potentiam  praedicti  non  sine 
laesione  fidel  et  praeiudioio  sanctissimi  viri 
innoxlique  viri  commissa  sunt" ;  vgl.  auch  den 
libellns  synodicus,  Mansl  6,  609  (nach  welchem 
in  einen  freilich  nicht  ausreichend  verbürgten 
Zusatz,  Hefele  1,  84  u.  2,  390,  von  Leo  L  so- 
gar über  Dioskur  v.  Alexandrien  und  Eutyches 
der  Bann  ausgesprochen  sein  soll)  und  ersuchte 
in  Uebereinstimmung  mit  der  gedachten  Synode 
(ep,  61,  69,  Lei,  984  u.  1008)  Kaiser  Theo- 

60 


756 


1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirclie  durcli  dieselbe. 
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fibung  der  seitens  der  Päpste  in  Anspruch  genommenen  oberstriohterlichen  Befugnisse 
durch  die  von  den  oströmischen  Kaisern  festgehaltene  oberste  Leitung  der  kirchlichen 
Angelegenheiten  ausgeschlossen  ^,  ja  die  schroffe  Geltendmachung  dieser  Befugnisse 


dosias  II.,  welcher  die  Dekrete  der  Raubersynode 
bestätigt  und  die  Nestorianer  und  ihre  Anhänger 
weder  in  den  Städten  noch  auf  dem  Lande  hei 
Strafe  der  Yermögenskonfiskatlon  und  dea  Exiles 
zu  dulden  befohlen  hatte,  M anal  7,  495,  ein- 
mal alles  in  den  früheren  Znstand  Tor  der  Räu- 
bersynode bis  zur  Abhaltung  eines  allgemeinen 
Konzils  zu  setzen  und  unter  Bezagnahme  auf  die 
Appellation  des  Flayian  und  die  Nicänlschen, 
d.  h.  Sardicenslschen  Kanonen,  S.  780  n.  3,  in- 
zwischen eine  Qeneralsynode  In  Italien  einzube- 
rufen, (ep.  44, 1.  c  f.  908 :  „ut  quia  et  nostri  — 
sc  sacerdotes  —  fldeliter  reclamarunt  et  eisdem 
libellum  Flavianus  episcopis  dedit,  generalem 
synodum  iubeatis  intra  Italiam  celebrari,  quae 
omnes  offenslones  ita  aut  repellat  aut  mitiget,  ne 
ultra  allquid  sit  vel  in  flde  dublum  vel  in  chari- 
täte  di'visum :  conTonientibus  utique  Orieutalium 
provinciarum  episcopis,  quorum  si  qui  superati 
minis  atque  iniuriis  a  ^eritatis  tramite  deylarunt, 
salutaribusremediis  in  integrum  revocentur,  ipsi- 
que  quorum  est  causa  durior,  si  consillis  meli- 
oribus  acquiescant,  ab  eccleslae  unitate  non 
excidant'S  ygl.  auch  ep.  43,  p.  904).  Trotz  der 
wiederholten  Qesuche  Leos  I.,  ep.  64,  p.  966 
und  trotz  der  YermittelungYalentlnianB  III.,  der 
Mutter  und  der  Gemahlin  desselben,  1.  c  ep. 
56—68  p.  961  ff.,  8.  namentlich  ep.  66  Gallae 
Plaoidae  61  p.  966:  „ut  secundum  formam  et 
definitionem  apostolicae  sedis  quam  etiam  nos 
tamquam  praecellentem  simlliter  yeneramur,  in 
statu  sacerdotii  illaeso  manente  per  omnia  Fla- 
vlano,  [ad]  concilii  et  apostolicae  sedis  iudldum 
transmittatur  (i^  hi%ri  napaircfiicpOe(7])  In  qua  pri- 
mus  nie,  qui  ooelestes  clayes  dlgnus  fuerit  acoi- 
pere  principatum  episcopatus  ordlnaylt  (Ixöo- 
(ji7]oe),  quando  sdlicet  decet  nos  huio  maximae 
dyitati,  quae  domina  omnium  est  terrarum,  in 
Omnibus  reyerentiam  conseryare''  schlug  Theo- 
dos II.  alle  diese  Bitten  ab,  indem  er  antwor- 
tete, dass  zu  Ephesus  alles  mit  Freiheit  be- 
schlossen, und  Flavian  mit  Recht  abgesetzt 
worden  sei.  Theodos  II.  hat  demnach  ein  Recht 
der  Appellation  an  den  Papst  und  eine  oberst- 
richterliche Stellung  desselben  nlciit  anerkannt, 
während  Leo  1.  eine  solche  unter  Berufung  auf 
die  Nicänischen,  d.  h.  Sardicenslschen  Kanones 
in  Anspruch  nahm,  aber  diese  Befugnisse,  da  es 
sich  um  Angelegenheiten  der  orientalischen 
Kirche  und  der  dortigen  Bischöfe  handelte,  nicht 
einmal  ohne  Zustimmung  des  Kaisers  auszuüben 
wagte  und  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
auch  nicht  in  Oemässheit  des  yon  ihm  ange- 
rufenen Konzils  von  Sardika,  eine  weitere  Ver- 
handlung fordern  konnte,  sondern  in  Uebereln- 
stimmung  mit  der  herrschenden  Praxis  die  Ein- 
berufung eines  grösseren  Konzils  behufs  einer 
erneuerten  Untersuchung  yerlangen  rousste. 

Ein  weiteres  hierher  gehöriges  Beispiel  bildet 
die  Klage  des  aus  Alexandbrien  yertriebenen 
Bischofs  Johannes  Talaja  gegen  die  Einsetzung 
des  Petrus  Mongus,  welche  auf  Veranlassung  des 
Patriarchen    Acacius  v.   KonsUntinopel    durch 


Kaiser  Zeno  erfolgt  war,  Hef  ele  2,  604;  Lan- 
gen S.  142.  Auf  dieselbe  lud  Papst  Felix  IL 
(o.  IIL)  483  unter  Benachrichtigung  des  Kaisers 
AcaduB  nach  Rom  zur  Verantwortung  yor,  s.  den 
Ubellnsdtaüonls beiThiel  p.239,  auchp.24L 
Da  er  aber  nicht  erschien,  ylelmehr  die  päpst- 
lichen Gesandten  sieh  in  Konstantinopel  zur 
Theilung  der  kirchlichen  Gemeinschaft  mit  Aca- 
cius yerlelten  Hessen,  wurde  er  durch  Felix  II. 
auf  der  römischen  Synode  y.  484  (Bd.  III.  S.  477 
n.  9)  wegen  der  Ihm  zur  Last  gelegten  Vergehen, 
Eingriff  in  die  Rechte  fremder  Proylnzen,  Kon- 
sekration häretischer  Bischöfe  u.  s.  w.  abgesetzt 
und  exkommunldrt,  Thiel  p.  243.  246.  247, 
und  der  Papst  schrieb  gleichzeitig  dem  Kaiser, 

1.  c  p.  249 :  „quod  pietas  tua  coelestibus  debeat 
parere  decretis  atque  Ita  humanarum  sibl  rerum 
fastiglum  noverlt  esse  commlssum,  ut  tarnen  ea, 
quae  diylna  sunt,  per  dispensatores  diylnitus  attri- 
butos  perdplenda  non  ambigat".  Als  dies  Alles 
gegenüber  dem  Kaiser  und  Acacius  wirkungslos 
blieb,  und  statt  des  orthodoxen  Kalendlon  der  häre- 
tisch gesinnte  Petrus  Fullo  auf  den  Stuhl  y.  Antl- 
ochien erhoben  worden  war,  He  feie  2,  609, 
hielt  Felix  II.  486  eine  neue  Synode,  welche  die 
Absetzung  des  Eindringlings  ausspraeh,  H  e  f  el  e 

2,  609,  und  in  welcher  das  oberstrichterliche 
Recht  des  Papstes  schärfer  als  je  betont  wird, 
Thiel  p.  265:  „Quotlens  intra  Italiam  propter 
ecclesiasticas  causas,  praedpue  fldel,  colllguntur 
domlnl  sacerdotes,  cousuetudo  retinetur,  ut 
successor  praesulum  sedis  apostolicae  ex  persona 
cunctorum  totius  Italiae  sacerdotum  iuxta  sollid- 
tudlnem  sibl  ecclesiarum  omnibus  (omnium) 
competentem  cuncta  constituat,  qui  caput  est 
omnium,  domino  ad  b.  Petrum  dicente:  Tu  es 
Petrus  et  super  hanc  petram  etc.  Quam  yocem 
8equentes318  s.  patres  apud  Nicaeam  con- 
gregati,  confirmationem  rerum  atque 
auctorltatem  s.  Romanae  eccleslae  de- 
tulerunt:  quam  utramque  usque  ad  aetatem 
nostram  successiones  omnes  Christi  gratla  prae- 
stante  custodlant^  (worin  nicht  auf  einen  diese 
Rechte  Rom  beilegenden,  angeblich  yerloren  ge- 
gangenen Brief  des  Nicänums  an  Silyester  L,  so 
ohne  jeden  Anhalt  Thiel  p.  266  n.  16,  sondern 
auf  den  seiner  Aechthelt  nach  sehr  zweifelhaf- 
ten, in  der  hier  fraglichen  Stelle  aber  wohl  sicher 
unächten  Brief  des  Konzils  y.  Sardlca  an  Julius  L, 
Mansl3,  40,  ygl.  Hefele  1,  611  n.  1;  Lan- 
gen, Gesch.  d.  röm.  Kirche  b.  z.  Pontif.  Leos  I. 
S.  448,  angespielt  wird). 

1  So  hat  Leo  I.  seine  Forderungen  gegenüber 
Theodos  IL  nicht  durchsetzen  können  (s.  yor. 
Anm.),  und  selbst  als  nach  dessen  Tode  der  der 
orthodoxen  Lehre  zugethanene  Marolan  Kaiser 
geworden  war,  musste  er  es  sich  gefallen  lassen, 
dass  dieser  zur  Beilegung  der  Glaubensstreitig- 
keiten ein  allgemeines  Konzil  nach  Ghalcedon, 
also  nicht  nach  einer  italienischen  Stadt,  in  wel- 
cher der  Papst  als  das  Oberhaupt  der  ganzen 
Kirche  hätte  erscheinen  können,  ausschrieb, 
Bd.  IIL  S.  333  n.  2  Nr.  4;  Langen,  Gesch.  d. 


$.  251.] 


Die  Strafgewalt  BömischeB  Reich.  Der  rdmische  Bischof. 


787 


seitens  der  römischen  Bischöfe  hat  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  ^  zu  dem  ersten, 
mehr  als  30jährigen  Schisma  zwischen  der  oströmischen  und  abendländischen  Kirche 
geführt  2. 

lU.  Der  juristische  Charakter  des  oberstrichterlichen  Rechtes 
des  Papstes.  Was  des  Näheren  den  Charakter  des  oberstrichterlichen  Rechtes 
betrifft,  welches  die  Päpste  beansprucht  und,  soweit  es  die  Verhältnisse  gestatteten, 
auch  seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  ausgeübt  haben  ^,  so  ist  dasselbe  von  ihnen 
niemals  blos  im  Sinne  des  Konzils  von  Sardika  als  eine  ausserordentliche  Befugniss 
zur  Bestellung  eines  neuen  weiteren  Gerichts  *,  sondern  als  ein  wirkliches,  aus  dem 
Primate  kraft  der  Autorität  des  h.  Petrus  herfliessendes  richterliches  Recht,  welches 
sowohl  die  Verhandlung,  wie  auch  die  materielle  Entscheidung  der  Streitsache  in 
sich  schliesst,  aufgefasst  und  gehandhabt  worden^.  Kraft  dieses  Rechts  wurde  von 
ihnen,  ebenfalls  im  Widerspruch  mit  dem  gedachten  Konzil^,  nicht  nur  die  Zuständig- 
keit in  höchster  Instanz  ftlr  alle  Appellationen  gegen  Urtheile  der  verschiedenen 
kirchlichen  Gerichte  ^,  sondern  auch  die  Entscheidung  erster  Instanz  über  die  Patri- 


rom.  Kirche  t.  Leo  I.  S.  42  ff.  Die  Abneigung 
Leos  I.  gegen  das  Konzil  erklärt  sich  hinreichend 
daraus,  dass  durch  die  kaiserliche  Elnherufuug 
einer  nicht  von  ihm  gewünschten  Synode  sein 
massgebendes  oberstes  Richterrecht  verneint  war, 
s.  auch  Langen  S.  47  n.  1. 

Ebensowenig  hat  der  Orient  die  ron  Felix  II. 
(III.)  vorgenommene  Absetzung  der  orientalischen 
Patriarchen,  s.  die  vor.  Anm.,  anerkannt,  vielmehr 
haben  sich  diese  unter  kaiserlicher  Genehmigung 
auf  ihren  Sitzen  erhalten,  Langen  S.  162. 

1  Nämlich  seitens  Felix'  II.  gegenüber  dem 
Henotikon  Kaisers  Zeno  v.  482  und  gegenüber 
Acacius,  8.  die  vor.  Anm.,  Langen  S.  152. 

2  Selbst  nach  der  Beseitigung  desselben,  seit 
dem  3.  Jahrzehnt  des  6.  Jahrb.  blieben  noch 
Appellationen  an  den  römischen  Stuhl,  so  die 
des  Stephanus  t.  Larissa  gegen  seine  Absetzung 
durch  den  Patriarchen  von  Konstantinopel  tan 
Bonifaz  II,  welcher  i.  J.  531  darüber  auf  einer 
romischen  Synode  verhandeln  Hess,  Langen 
S.  308;  Hef  el  e  2,  748,  erfolglos,  Bd.  L  S.  585 
n.  10,  und  in  der  Mitte  des  6.  und  im  7.  Jahr- 
hundert, als  während  der  dogmatischen  Streitig- 
keiten und  der  rauhen  Eingriffe  der  Kaiser  in 
dieselben,  vgl.  auch  Bd.  III.  S.  692,  die  diesen 
widerstrebenden  orientalischen  Bischöfe  ihren 
Halt  an  Rom  suchten,  gelang  es  den  Päpsten 
nicht  die  Ausübung  ihrer  obersten  Jurisdiktion 
zu  praktischer  Durchführung  zu  bringen.  So 
hat  Yigilius  zwar  den  Theodor  Askidas  t.  Cäsa- 
rea  Cappadociä  551  aus  der  Kirchengemeinschaft 
ausgeschlossen.  Maus!  7,  60—61  und  darauf 
denselben  auch  abgesetzt,  sowie  über  seine  An- 
hänger, besonders  den  Patriarchen  Mennas  v. 
Konstantinopel  die  Suspension  von  der  Kirchen- 
gemeinschaft ausgesprochen,  Mansi  1.  c  u.  9, 
576  (Jaff  6  II.  ed.  p.  123),  aber  unter  dem  Druck 
Justinians  musste  er  sich  damit  begnügen,  dass 
ihm  diese  ein  Glaubensbekenntniss  überreichten 
u  nd  ihn  um  Verzeihung  baten,  L  c.  9,  63,  wäh- 
rend der  Streit  um  die  drei  Kapitel  erst  auf  der 
allgemeinen  Synode  v.  Konstantinopel  v.  553 
beigelegt  wurde,  Hefele  2,  848  ff.;  851.  852 


ff.;  Langen  S.  369.  374.  375  ff.;  Bd.  IlL 
S.  333  n.  2;  Nov.  5.  Die  aus  Anlass  des  mono- 
theleti sehen  Streites  erfolgte  Absetzung  des  Pa- 
triarchen Paulus  von  Konstantinopel  durch 
Theodor  648  o.  649,  Mansi  10,  878,  hat  keinen 
Erfolg  gehabt,  vielmehr  hat  der  erstere  Kaiser 
Konstans  IL  zum  Erlass  des  Typus  v.  649  veran- 
lasst und  ist  bis  zu  seinem  Tode  im  unangefoch- 
tenen Besitz  des  Patriarchalstuhles  geblieben, 
Hefele  3,  209.  210.  235;  Langen  S.  524. 
526.  534.  Darüber  endlich,  ob  die  von  Martin  I. 
649  gegen  den  Erzbischof  Paul  v.  Thessalonich 
verhängte  Exkommunikation  und  Absetzung, 
Mansi  10,  834.  843;  Hefele  3,  231.  232; 
Langen  8.  531,  zur  Durchführung  gelangt  ist, 
fehlt  es  an  Nachrichten. 

8  Vgl.  S.  783  ff.  Hier  ist  noch  zu  bemerken, 
dass  die  Handhabung  desselben  mit  der  Bildung 
der  germanischen  Reiche  im  Abendlande  seit  dem 
Ende  des  5.,  bez.  seit  Anfang  des  6.  Jahrhun- 
derts eine  weitere  Einschränkung  erlitten  hat, 
so  dass  in  dieser  Zelt,  namentlich  unter  Qregorl., 
wie  dessen  Briefe  ergeben,  nur  noch  Italien, 
Istrien,  Macedonien  (wegen  Thessalonich  s. 
Bd.  I.  S.  586  n.  1)  und  Nordafrika  in  Betracht 
kommen,  s.  die  folgenden  Anmerkungen  und  auch 
W.  Wisbaum,  die  wichtigsten  Richtungen  in 
der  Thätigkeit  Gregors  d.  Gr.  Bonner  Inaug.- 
Diss.  Köln  1884.   8.  20  ff. 

*  S.  0.  S.  777.  Vgl.  aber  die  const.  Valen- 
tianians  HI.  v.  445,  Bd.  III.  S.  504  n.  2. 

^  S.  die  citlrten  Aeusserungen  von  Zosimus 
S.  780  n.  6,  Innocenz  L  S.  783  n.  1,  Leo  I., 
S.  784  n.  1  und  Felix  U.  (III.)  S.  786  Anm. 
6  Vgl.  Anm.  4. 

^  Gelasii  I.  commonitor.  v.  493,  Thiel  1, 
344 :  „Ipsi  sunt  canones  qui  appellationes  totius 
eccleslae  ad  huius  sedis  examen  voluere  deferri, 
ab  ipso  vero  nusquam  prorsus  appellarl  debere 
sanxerunt.  Ao  per  hoc  illam  de  tota  ecclesia  lu- 
dicare,  ipsam  ad  nullius  commeare  iudicium 
nee  de  eins  umquam  praeceperunt  ludicio  ludi- 
cari"  (c.  16  0.  IX.  qu.  3) ;  ep.  ad  episc.  Dardan. 
495,  T  h  1  e  1  p.  399 :  „Non  leticemus,  quod  cuncta 
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I.  Die  Hierar(^e  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe. 


[§.  552. 


archen  ^,  Primaten  ^  und  Metropoliten ',  ja  anch  über  einfache  Bischöfe^  in  Anspruch 
genommen,  und  zwar  prinzipiell  allein  ftlr  den  Papst  ^,  wenngleich  von  den  rGmischen 
Bischöfen  allerdings  anch  wiederholt  bei  Ausübung  ihrer  beanspruchten  Straf-  und 
Disciplinarstrafgewalt  Synoden  zugezogen  worden  sind  ^. 

Selbst  der  Gedanke  ist  schon  in  dieser  Zeit  hervorgetreten,  dass  eine  Absetzung 
von  Bischöfen  oder  mindestens  solcher,  welche  der  dem  Papst  zunächst  stehenden 
Jurisdiktionsstufe  angehören,  ohne  dessen  Zustimmung  nicht  gültig  erfolgen  könne  '*. 

Als  Korrelat  dieser  oberstrichterlichen  Stellung  des  Papstes  ergiebt  sich  der 
Satz,  dass  derselbe  von  Niemandem  gerichtet  werden  darf,  und  kein  Organ  vorhanden 
ist,  welches  die  Straf-  und  Disciplinargerichtsbarkeit  über  ihn  auszuüben  berechtigt 
wäre  %  ein  Satz,  welcher  freilich  in  der  hier  fraglichen  Periode  noch  keine  praktische 
Anerkennung  gefunden  hat^. 


§.252.   /.  Die  Stellung  des  Staates  gegenviber  der  kirchlichen  Straf-  uud  DisdpUnar- 

Strafgewalt, 

I.  Die  kirchliche  Straf-  und  Disciplinarstrafgerichtsbarkeil 
Als  die  christliche  Kirche  durch  Konstantin  die  Gleichstellung  mit  allen  übrigen  Kul- 
ten erlangt  hatte  und  mit  ihrer  Verfassung  in  den  römischen  Staatsorganismus  auf- 
genommen war,  hatte  sie  längst  ihre  Straf-  und  Disciplinarstrafgewalt  über  Laien 


per  mundnin  noTlt  ecelesla,  qnoniam  quorum- 
libet  sententils  ligata  ponttficum  sedes  b.  Pe- 
tri  apostoli  ins  habeat  resolyeiidl,  utpote  quae 
de  omni  ecclesia  fas  habeat  iudicandi  neque 
cniquam  de  eins  llceat  iudicaie  ludido;  si  qai- 
dem  ad  lllam  de  qualibet  mundi  parte  canones 
appellare  Toluerint,  ab  illa  autem  nemo  alt 
appeUare  permiasus^  (c.  17  0.  cit.). 

So  der  Primatialsynoden ,  S.  784  n.  1, 
welche  Bischöfe,  femer  der  ron  einem  Bischof 
deleg:irten  Richter,  welche  Priester  yemrtheilt 
haben,  so  hat  Gregor  I.  einen  Priester  der  Kirche 
zu  Chalcedon  von  der  Anklage  der  Ketzerei  auf 
dessen  Appellation  freigesprochen,  ep.  VI.  15  v. 
695,  ed.  Ben.  2,  803  (ihn  allerdings  gleichzeitig, 
weil  er  wohl  bei  dem  Patriarehen  von  Konstan- 
tinopel nicht  auf  Durchführung  seines  Urtheils 
rechnen  konnte,  dem  Schutze  des  Kaisers  em- 
pfohlen, ep.  YI.  16;  2,  804);  Tgl.  femer  Gregor 
ep.  III.  6.  V.  592,  1.  c  2,  627  (betreffend  die 
Appellation  eines  Bischofs  gegen  das  Urtheil  des 
Metropoliten  v.  Justiniana  I.) ,  ep.  I.  19.  20  y. 
591,  ed.  Ben.  2,  503.  504  (betreffend  die  Appel- 
lation eines  Archidiakonen  gegen  den  Bischof  y. 
Salona  wegen  seiner  Absetzung). 

\  Ueber  derartige  Versuche,  s.  S.  786  n.  1. 

2  S.  784  n.  1  (betreffend  HUarius  v.  Arles). 

8  S.  784  n.  3 ;  Gregor  I.  ep.  IV.  59, 1.  o.  2,  975. 

*  So  z.  B.  Gregor  I.  in  Betreff  des  Bischofs 
Maximus  v.  Salona,  ep.  IV.  20;  VI.  3.  26;  VII. 
17;  IX.  81  V.  694—599,  ed.  cit.  2,  698. 
793.  810.  863.  992;  ferner  hinsiohtUoh  des 
Bischofs  y.  Malaga  ep.  XIII.  45  y.  603,  1.  c.  2, 
1250. 

B  So  die  Fragmente  des  gewohnlich  Gelasiusl., 
richtiger  wohl  FeUxII.  (III.)  angehörigen  Schrei- 


bens y.  489?  Thiel  p.  288:  „Athanasium  ideo 
non  fuisse  damnatum  a  synodo  Orlentis,  quia 
sedes  ista  non  consenserit,  yel  Johannem  Oon- 
stantinopolitanum  yel  sanctum  Flaylanum .  .  .  Si 
ea  ergo  non  consentiente  sola  qui  damnati  sunt  a 
synodo  Orlentis,  non  potnerant  esse  damnati, 
consequens  est,  etiam  sine  synodo,  qui  eadem 
sola  damnante  damnatus  fuerit,  damnatus  slt. 
Postremo,  si  nuUa  est  eins  solius  sententia, 
quid  tantopere  cupiant,  hano  resoM'';  ep.  Ge- 
las.  I.  ad  episo.  Dard.  cit  n.  6,  Thiel  p.  400: 
„Sed  nee  illa  praeterimus,  quod  apostolica  sedes 
frequenter,  ut  dictum  est,  more  maiorum  etiam 
sine  Ulla  synodo  praecedente  et  absolyendi,  quos 
synodus  inique  -damnayerat  et  damnandi  nulla 
existente  synodo,  quos  oportuit,  habuerit  faeul- 
tatem«  (c.  17  C.  IX.  qu.  3).  Vgl.  auch  di« 
S.  786  Anm.  citirte  ep.  Felic.  II. 

Eine  praktische  Bethätigung  dieses  Anspruchs 
lag  darin,  dass  der  Papst,  wie  dies  namentlich 
seitens  Gregors  I.  öfteis  geschehen  ist,  die  Unter- 
suchung und  Entscheidung  einzelnen  Bisehöfen, 
so  den  Erzbischöfen  y.  Mailand  und  Ravenna, 
ep.  IX.  67;  ed.  cit  2,  983,  oder  auch  den  yon 
seinen  Exekutoren  zu  yersammelnden  Synoden, 
ep.  I.  84  (2,  56*0,  II.  48  (2,  611.  612),  VH.  a 
9  (2,  631.  632)  oder  auch  seinen  Defensoren, 
Xin.  45  (2, 1250  ff.)  übertrug. 

e  S.  784  n.  3. 

7  S.  fragm.  Felic.  II.  (III.)  in  Anm.  6  u.  ep. 
Gelas.  I.  dt.  ad  Dard.  c  5,  Thiel  p.  400. 

8  S.  die  cit  Anm.  u.  Bd.  I.  S.  296. 

»  Das  Weitere  darüber  s.  Bd.  I.  S.  296  ff.  (wo  zu 
S.  298  n.  2  noch  nachzutragen  ist:  F.  Stöber, 
Quellenstudien  z.  Laurentianisohen  Schisma. 
Wien  1886.  S.  9  ff.). 


§.  252.] 
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nnd  GeiBÜiohe  ausgebildet  und  geübt,  ja  auch  die  Grundlagen  eines  Straf-  und  Dis- 
ciplinarstrafrechteS)  welches  sowohl  in  Betrefif  der  mit  Strafen  bedrohten  Vergehen, 
wie  auch  in  Betreff  der  Straf-  und  Disciplinarstrafmittel  einen  rein  kirchlichen  Cha- 
rakter besass  ^ ,  entwickelt.  Mit  der  Anerkennung  der  Verfassung  der  christlichen  Eirche 
war  daher  von  selbst  und  ohne  Weiteres  auch  der  Ausübung  der  gedachten  Strafgewalt 
seitens  der  kirchenverfassungsmässig  berechtigten  Organe  die  volle  Freiheit  gewährt 
worden  2.  Nicht  nur  ist  damals  seitens  der  Kaiser  in  dieser  Hinsicht  keine  Beschrän- 
kung gemacht  worden,  im  Gegentheil  haben  dieselben  seit  der  zweiten  HäUte  des 
4.  Jahrhunderts  die  erwähnten  Befugnisse  sogar  ausdrücklich  anerkannt  und  zugleich 
bestimmt 3,  dass  die  Bischöfe  in  allen  Sachen  des  Glaubens'^  und  in  allen  rein  kirch- 
lichen Angelegenheiten  <^,  insbesondere  in  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafsachen  ^ 
der  Laien ^  und  ELleriker^  ausschliesslich  zu  entscheiden,  berechtigt  sein  sollten. 

Wenn  sich  nichtsdestoweniger  die  Kirche  veranlasst  sah,  ihrerseits  ihr  Recht 
auf  ihre  ausschliessliche  Strafgewalt  durch  besondere  Strafandrohungen  sicher  zu 
stellen^,  so  lag  dies  darin,  dass  die  Kaiser  kraft  ihrer  obersten  Leitung  der  kirchlichen 


1  Wegen  der  Entziehung  der  Amtseinkünfte 
vgl.  0.  S.  737,  wegen  der  körperlichen  Züchti- 
gung 0.  S.  737.  756. 

8  Hatten  doch,  wie  der  Vorgang  mit  Paul  v. 
Samosata  (s.  0.  S.  727  n.  3)  zeigt,  sogar  achon 
im  3.  Jahrh.  einzelne  Kaiser  die  Ausübung  der- 
selben unterstützt. 

»  Zuerst  Valentlnian  L  (368—375).  üeber 
die  nicht  erhaltene  Konstitution  vgl.  Ambrosius 
ep.  21  ad  Valentlnian  II.  (v.  386),  Migne  pa- 
trol.  16,  1003  n.  2:  „Augustae  memoriae  pater 
tuus  .  .  .  legibus  suis  sanxlt :  In  causa  fldel  vel 
occleslastici  allcuius  ordinis  eum  ludicare  debere, 
qui  nee  munere  Impar  nee  Iure  dissimilis,  haec 
enim  verba  rescripti  sunt;  h.  e.  sacerdotes  de 
sacerdotibus  voluit  ludicare.  Quin  etlam  sl  alias 
quoque  argueretur  episcopus  et  morum  esset 
examinanda  causa,  etlam  haec  voluit  ad  episco- 
pale  ludlcium  pertinere^.  n.  4 :  „Quando  audlsti, 
clementissime  Imperator  In  causa  fldel  lalcos  de 
eplscopo  ludicasse''? 

*  Ep.  21  Ambros.  cit. ;  c.  1  (399)  C.  Th.  XVI. 
11:  „quoties  de  religlone  agitur,  episcopos 
convenit  agitare'' ;  Nov.  Valent  III.  pr.  v,  4162. 
Gerade  die  Glaubenssachen  konnten  beim  Abfall 
von  dem  rechten  Glauben  den  Charakter  von 
kirchlichen  Straf-  und  Dlsdpllnarstrafsacheu 
annehmen.  Nov.  Valentlnian.  III.  tit.  VII.  v. 
445  erwähnt  einer  Untersuchung  Leos  I.  gegen 
Manlchäer  In  Rom,  vgl.  auch  Leon.  I.  ep.  ad 
eplsc.  Ital.  V.  444,  Baller.  1,  623. 

&  const.  Slrmond.  III.  v.  384:  „quantum  ad 
causas  ecclesiastlcas  pertinet,  quas  decet  epis- 
copall  auctoriUte  decldl''  (1.  29.  $.  4  v.  530 
C.  J.  I.  4),  s.  auch  die  folg.  Anm. 

«  c.  23.  (376)  C.  Th.  XVI.  2:  „Qul  mos  est 
causarum  clvlUum,  idem  in  negotils  ecclesiastl- 
cis  obtlnenduB  est :  ut  sl  qua  sunt  ex  quibusdam 
dlscussionlbus  levlbusque  delictis  ad  lellgionis 
observantiam  pertinentia,  locis  suis  et  a  suae 
dloeceseos  synodls  audlantur^.  Die  levlora  de- 
Ucta  sind  hier,  wie  die  vor  die  weltlichen  Ge- 
richte gewiesene  actio  crimlnalis  zeigt,  nicht 
leichtere,  auch  vom  weltlichen  Recht  bedrohte 


Vergehen,  so  eine  weit  verbreitete  Meinung, 
Bingham  V.2.  s.ll;  Richter-Dove-Kahl 
K.  R.  S.  769  ;  F  e  s  8 1  e  r  d.  kanon.  Prozesse  Wien. 
1860.  S.  91.  97.  98;  Grashoff  im  Arch.  f.  k. 
K.  R.  38,  11,  sondern  die  kirchlichen  Straf-  und 
Disciplinarvergehen  sowohl  der  Kleriker  als  auch 
der  Laien,  also  gar  keine  weltlichen  Vergehen  (^ad 
religlonis  observantiam  spectantla),  und  heissen 
levia,  well  sie  nicht  mit  weltlicher  Strafe  be- 
droht sind,  vgl.  auch  Lönlng  1,  305  n.  2.  Be- 
stätigt wird  diese  Auffassung  durch  Nov.  83 
Justlnlan.  c.  1 :  „£{  p.^ot  ^xxXv^aiaaTtxöv  sX-q  tö 
d(ju£p'n]fjia,  Seöfjicvov  oo^poviofjiou  xal  liriTijjiltwv 
ixxX-vjotaOTtxwv,  6  .  .  ^tcioxotco«  toOto  XptV^TCO*'. 

7  S.  die  Anm.  4  u.  5. 

s  Diese  fallen  ebenfalls  unter  die  causae  eccle- 
siastlci  alicuius  ordlnls.  Vgl.  ferner  c  39  v.  408 ; 
c.  41  V.  412  u.  c.  47  v.  425  C.  Th.  XVI.  2,  von 
denen  die  letzteren  beiden,  wenngleich  sie  allge- 
mein die  Anklagen  von  Klerikern  an  die  Bischöfe 
zu  verweisen  scheinen,  doch  in  der  That  nur 
solche  wegen  kirchlicher  Disciplinarvergehen 
betreffen,  s.  t.  Bethmann -Hell weg,  d.  röm. 
Civllprocess  3, 112n.  In.  S.  115  n.  22;  Lönlng 
1,  305.  306  und  unten  S.  794. 

0  Nach  Antioch.  341  c.  16  sollen  abgesetzte 
Bischöfe,  Priester  und  Diakonen,  welche,  statt 
den  kirchlichen  Instanzenzug  zu  beschreiten, 
sich  an  den  Kaiser  wenden,  die  Ihnen  zustehen- 
den Rechtsmittel  und  jede  Hoffnung  auf  Wieder- 
herstellung Terlleren;  nach  Konstantinopel  I 
381  c.  9  (richtiger  Konstantinopel  v.  382,  He- 
f  ele  2,  lo)  wird  derjenige,  welcher  unter  Um- 
gehung der  kirchlichen  Gerichte  sich  an  den 
Kaiser  oder  die  weltlichen  Obrigkeiten  wendet, 
zur  Strafe  von  der  Anklage  bei  den  ersteren  aus- 
geschlossen ;  Garthago  387  0. 390  c.  9  (cod.  ecdes. 
Afrlc.  c.  9)  droht  den  Bischöfen,  wenn  sie  Ex- 
kommunlzlrte,  welche  sich  an  den  Kaiser 
oder  an  die  weltlichen  Gerichte  wenden,  zur 
Kirchengemeinschaft  zulassen,  mit  der  Exkom- 
munikation ;  nach  Hippo  393  c.  9  (cod.  eccles. 
Afrlc.  c.  15)  sollen  alle  Kleriker,  vom  Bischof 
abwärts,  welche  die  Verhandlung  wegen  Ankla« 
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ÄDgelegenheiten  auch  vielfach  in  die  dogmatischen  Streitigkeiten  eingriffen  und  die- 
jenigen, welche  sich  in  solchen  nicht  den  kirchlichen  Gerichten  ihrer  Gegner  unter- 
werfen wollten  oder  diejenigen,  welche  die  letzteren  mitHlllfe  der  weltlichen  Gewalt  zn 
unterdrücken  versuchten,  wiederholt  die  Kaiser  und  die  weltlichen  Gerichte  anriefen. 

Aber  die  Kirche  hat  sich  schon  in  dieser  Zeit  nicht  mit  der  blossen  Anerkennung 
ihrer  Btrafgewalt  seitens  des  Staates  begnügt,  sondern  auch  von  diesem  die  Durch- 
ftthrung  der  von  ihren  Gerichten  gefällten  Straf-  und  Discipiinarurtheile  beansprucht  ^ 
Indessen  haben  die  Kaiser  diesem  Verlangen  niemals  durch  eine  allgemeine  gesetz- 
liche Anordnung  entsprochen,  vielmehr  nur  bestimmt,  dass  die  durch  Synodalnrtheil 
abgesetzten  Bischöfe,  wenn  sie  sich  wieder  in  den  Besitz  ihrer  Kirchen  zn  setzen  ver- 
suchen oder  die  öffentliche  Ruhe  stören  würden,  100  Miglien  weit  von  ihren  früheren 
Sitzen  verbannt  werden  sollten  2. 

U.  Das  materielle  Straf-  und  Disciplinarstrafrecht  und  die  staat- 
liche Gesetzgebung.  Was  dagegen  das  Gebiet  des  materiellen  Straf-  und 
Disciplinarstrafrechts  betrifft,  so  sind  die  Kaiser  der  Kirche  auf  diesem  Gebiete  viel 
weiter  entgegengekommen. 

Die  Kirche  betrachtete  die  Lostrennung  von  ihrer  Einheit  und  ihrer  Lehre  als 
eine  Beleidigung  Gottes,  und  nach  den  in  den  kirchlichen  Kreisen  herrschenden  An- 
schauungen galten  die  Kaiser  für  verpflichtet,  die  staatliche  Macht  gegen  die  Ketzer 
und  Schismatiker  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  reinen  Lehre  zn  verwen- 
den^, ja  unter  Konstantin'wurde  schon  seitens  der  Christen  der  Ruf  nach  Schliessung 
der  heidnischen  Tempel  und  nach  Unterdrückung  des  Heidenthums  erhoben^. 

Da  die  Unruhen  und  Kämpfe,  welche  durch  die  Verschiedenheit  der  dogmati- 
schen Auffassungen  während  der  fortschreitenden  Entwicklung  und  näheren  Aus- 
bildung des  christlichen  Lehrgehaltes  hervorgerufen  worden  waren,  gezeigt  hatten, 
dass  die  Absicht  Konstantins,  dem  römischen  Reich  durch  die  Anerkennung  des 
Christenthums  eine  feste  einheitliche  Grundlage  zu  geben^,  nicht  verwirklicht  worden 


gen  vor  dem  geistlichen  Gericht  ablehnen  und  Bitte  der  carthag.  Synode  v.  401  c.  3  (cod.  cit. 

eine  solche  vor  dem  vreltlichen  verlangen ,  der  c.  59)  um  Befreiung  der  Geistlichen,  welche  bei 

Absetzung  unterliegen,  ebenso  Carthago  407  c.  dem  kirchlichen  Gericht  amtlich  thätig  gewesen 

10  (cod.  eccles.  Afric.   c,  104)  für  Geistliche,  sind,  von  der  Pflicht,  nach  Anrufung  des  welt- 

welche  beim  Kaiser  um  die  Verhandlung  vor  dem  liehen  Gerichts  vor  demselben  Zeugniss  abzu- 

iudicium  publicum  bitten.   Angers  453  c.  1  ver-  legen. 

bietet  den  Klerikern  „inconsultis   sacerdotibus  ^  So  zunächst  Gratian,   dann  Arcadius    und 

suis  saecnlaria  iudicia  expetere^ ;  nicht  minder  Honorius  400  c  36  C.  Th.  XVI.  2  u.  const.  Sir- 

Arles  11  443  o.  452  c.  31  und  Vannes  465  c.  9  mond.  II,  vgl.  auch  Nov.  Jnstinian.  123  c  11,  o. 

(welche  als  Strafe   die  Exkommunikation  fest-  S.  737  n.  4  und  Löning  1,  408,  welcher  1,288 

setzen).     Nicht  hierher  gehört  Chalc.  451  o.  9,  n.  2  mit  Recht  die  Ansicht  Uänels  const.  Sir- 

denn  dieses  hat  keine  Straf-  und  Disciplinar-  mond.  S.  483  bekämpft,  dass  die  const  Sinn.  III 

straf-,  sondern  andere  Streitsachen  unter  Kle-  (384)  eine  allgemeine  Pflicht  der  staatlichen  Be- 

rikern  im  Auge.  horden,  den  kirchlichen  den  weltlichen  Arm  zu 

1  So  schon  Antioch.  341  c.  5  in  Betreif  der  leihen,  festgesetzt  habe.  Ob  die  Verbannung  des 

schismatischen,  mit  Absetzung  bestraften  Prie-  Petrus  Mongus,  welcher  trotz  seiner  Absetzung 

ster,  welche  durch  ihr  Schisma  Unruhen  erregen ;  die  Kirche  von  Alexandrien  fort  und  fort  beun- 

ebenso  Carthago  387  o.  390  c.  8  (cod.  eccl.  Afric.  ruhigt  hat,  durch  Kaiser  Zeno  auf  Bitten  des 

c.  20).    Weitere  Beispiele  für  die  Anrufung  der  Papstes  Simplicius,  ihn*„ad  exteriora  transferrl", 

weltlichen  Gewalt,    um  Bischöfe,   welche   Bis-  vgl.  Thiel  1,  192.  200.  226  in  Anwendung  die- 

thümer  zu  Uniecht  im  Besitz  haben,  aus  diesen  ses  Gesetses  oder  der  Ketzergesetze  (s.  gleich 

zu  vertreiben,  Carthago  397  c.  1  (cod.  eccl.  AfHc.  nachher)  erfolgt  ist,  muss  dahin  gestellt  bleiben, 

c.  48),  c.  5  (ibid.  53),  und  die  schon  o.  S.  737  3  c.  98  (Augustin.)  C.  XI.  qu.  3j  Löning  1, 

n.  3  erwähnte  Forderung  des  karthag.  Konzils  v.  86  ff. 

401  c.  6  (cod.  cit.  c.  62>  *  Löning  1,  43  ff. 

In   diesen  Zusammenhang    gehört  auch    die  &  Löning  1,  38  ff. 
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war,  80  machte  sich  jetzt  bei  den  Kaisern  die  Auffassung  geltend,  dass  die  Abwei- 
chung von  der  seitens  der  Kirche  im  Verein  mit  ihnen  festgestellten  Glaubenslehre 
eine  Gefährdung  und  Verletzung  der  Staatsordnung  bilde,  und  sie  schritten  von  die- 
sem Standpunkt  aus  zun&chst  mit  vereinzelten  Massnahmen  gegen  Ketzer  ^  dann 
aber  mit  Spezialgesetzen  gegen  dieselben  ein  2,  bis  Theodosius  d.  Gr.  durch  eine 
planmässige  Strafgesetzgebung ',  welche  seine  Nachfolger  ergänzten  und  welche  auch 
von  der  Justinianeischen  Gesetzgebung  festgehalten  worden  ist ^,  alle  Ketzereien 
auszurotten  versuchte. 

Nach  diesen  Gesetzen  war  jede  geringfügige  Abweichung  von  der  Glaubenslehre 
der  katholischen  Kirche  eine  Ketzerei  ^  und  bildete  ein  staatliches  Verbrechen  [crnnen 
publicum)^.  Ais  Strafen  waren  die  Infamie ^^  die  Unfähigkeit  dfifentliche  Aemter  zu 
bekleiden^,  die  Minderung  der  Rechtsfähigkeit  im  verschiedenen  Umfange^,  femer 
auch  die  Verbannung  ^^,  nicht  aber  allgemein,  sondern  nur  gegen  einzelne  Sekten,  die 
Todesstrafe  angedroht  ^  ^  Härtere  Strafen  waren  dagegen  auf  die  Ausübung  der  Lehr- 
thätigkeit  seitens  der  Häupter  und  Geistlichen  der  ketzerischen  Sekten,  sowie  auf  die 


1  So  sohon  Konstantiii  und  dann  seine  Söhne, 
namentlich  Konstantins  mit  der  Verbannung 
von  Bischofen  und  Geistlichen,  welche  den  von 
den  Kaisern  angenommenen  oder  begünstigten 
Lehren  die  Anerkennung  verweigerten,  He  feie 
319.  445.  462.  479. 489.  630. 663. 666. 658. 696. 
735.  736  u.  2,  96.  97. 

s  Valentinian  I.  (364—375),  welcher  an  sich 
einer  allgemeinen  Glaubensfreiheit  zugethan  war, 
c.  9  (371)  C.  Th.  IX.  16,  gegen  die  Manichier 
unter  Androhung  von  Strafen  gegen  ihre  Lehrer 
und  unter  Einziehung  ihrer  Versammlungsge- 
bäude,  c.  3  (372)  C.  Tb,  XVI.  6.  Gratlan  dehnte 
die  letztere  Vorschrift  auf  die  Räumlichkeiten 
sämmtlicher  Ketzer  aus,  c.  4  (376)  h.  t.  und  ver- 
bot c.  6  (379)  h.  t.  (c.  2  pr.  0.  J.  L  6)  alle 
Ketzereien,  freilich  noch  ohne  fflr  dieselben  all- 
gemein Strafen  anzudrohen. 

3  Eingebende  Darstellungen  der  römischen 
Ketzergesetzgebung  bei  Gothofredus  Cod. 
Tbeodos.  Paratitlon  zu  XVI.  6  (6,  116  H);  Ed. 
P  l  a  1 1  n  e  r ,  quaestiones  de  iure  criminum  Ro- 
mano. Marburg  184^  S.  262  ff. ;  Riffel,  ge- 
schieh tl.  Darstellung  des  Verhältnisses  zwischen 
Staat  und  Kirche.  Mainz  1836.  S.  656  ff.  Nach 
der  Zählung  Lönings  1,97  enthält  der  Cod. 
Theodosianus  16  Ketzergesetze  von  Theodosius  L, 
3  von  Valentinian  IL,  21  von  Honorius,  12  von 
Arcadius,  12  von  Theodosius  n.  und  3  von  Va- 
lentinian III.  Mit  dem  im  J.  438  von  Theodo- 
sius II.  erlassenen  Gesetze,  Nov.  Theodos.  II. 
tit.  III.,  sind  also  seit  381,  vgl.  c.  6  (381)  C. 
Th.  XVI.  5  (Verbot  Jedes  ketzerischen  Gottes- 
dienstes), d.  h.  in  57  Jahren  68  Gesetze  gegen 
die  Ketzer  erlassen  worden,  von  denen  sich  frei- 
lich manche  nur  gegen  bestimmte  Ketzereien 
richten. 

*  Vgl.  C.  J.  I.  5,  insbesondere  die  in  den  fol- 
genden Anm.  ciürten  Stellen  daraus.  S.  auch 
Nov.  132  (544). 

5  c. 28(396)  C.  Th.  XVL  6  (L  2  J.  1  C.  J. 1. 6) : 
„Haereticorum  vocabulo  continentur  et  latis  ad- 
versus  eos  sanctionlbus  debent  succumbere  qul 


vel  loTi  argumento  a  iudicio  catholioae  rellgio- 
nis  et  tramite  detecti  fuerint  deviare'^. 

ö  0.  40  (407)  C.  Th.  h.  t.  (c.  4  C.  J.  h.  t.) : 
„.  .  .  Volumus  publicum  crimen  esse,  quia  quod 
in  religione  divina  commlttitur,  in  omnium  fer- 
tur  iniuriam".  lieber  den  Begriff  des  crimen 
pubUcum  in  dieser  Zeit  vgl.  Waechter,  Bei- 
lagen zu  den  Vorlagen  über  Strafrecht.  Stutt- 
gart 1877.  S.  57.  66  (A.  M.  Gelb,  Lehrbuch 
d.  deutsch.  Strafrechts.  Leipzig  1861.  1,78.79). 

^  c.  2  (380)  C.  Th.  XVI.  1 ;  c.  3  (372)  C.  Th. 
XVI.  5. 

8  c.  29  (396) ;  c.  42  (408) ;  c.  48  (410)  C.  Th. 
h.  t  (vgL  auch  Löning  l,57n.2);  Nov.Theod. 
IL  tit  m  (438  c.  7  C.  J.  I.  5);  1.  8  $.  6  (456), 
C.  J.  I.  5;  auch  Verlust  des  römischen  Bürger- 
rechts kommt  vor  c.  17.  18  (389)  C.  Th.  XVI.  5. 

9  Namentlich  Verlust  des  Rechts  zu  testiren 
und  aus  letztwilligen  Verfügungen  zu  erwerben 
(insbesondere  zu  erben),  auch  zum  Theil  Unfähig- 
keit ab  intestato  beerbt  zu  werden  und  zu  erben 
c.  9  (382),  c.  17.  18  cit.,  c.  40  %  2  (407,  s. 
auch  1.  4  C.  J.  L  6),  c.  65  §.  2  (428,  s.  1.  5  C. 
J.  I.  5)  C.  Th.  XVI.  6;  1.  17  J.  1  C.  J.  L  6; 
1.  19  (529)  1.  22  (601)  eod.;  ja  auch  Verlust 
der  Fähigkeit,  Schenkungen  zu  machen  und  an- 
dere Rechtsgeschäfte  einzugehen,  c.  40  %.  4  (407, 
1.  4  S.  3  C.  J.  L  6),  c.  48.  49  (410)  C.  Th. 
XVL  5. 

10  c  14  (388)  c.  18  (389)  c.  20  (391)  c.  29 
(396)  c.  62  (426)  c  66  J.  2  (428,  1.  6  C.  J.  1. 5) 
C.  Th.  XVI.  5;  ausserdem  Vermögenskon- 
fiskation c.  40  $.  2  cit.,  endlich  sind  auch 
Geldstrafen  auf  jeden  Besuch  einer  ketze- 
rischen Zusammenkunft  festgesetzt,  welche  frei- 
lich zugleich  als  Zwangsmittel,  um  den  Rück- 
tritt zur  iLatholischen  Kirche  herbeizuführen, 
angewendet  wurden. 

<i  So  namentlich  gegen  manichäische  Sekten 
c.  9  (382)  C.  Th.  XVL  5:  L  5,  C.  J.  I.  6  (vgL 
c.  66  C.  Th.  h.  t  ) ;  L  11  (487  o.  610) ;  1. 12  §.  3 
(527)  1.  16  eod. :  femer  für  die  WiederUufe  von 
Katholiken,  c.  6  (413,  1.  2  C.  J.  I.  6)  C.  Th. 
XVI.  6. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  252. 


Ertheilung  und  den  Empfang  der  Weihen  innerhalb  derselben,  nftmlich  Verbannung  ^ 
Deportation^,  Geldstrafen^,  Vermögenskonfiskation ^,  vereinzelt  selbst  Todesstrafe^, 
und  femer  auf  die  Bethätigung  des  ketzerischen  Glaubens  durch  gottesdienstüelie, 
insbesondere  öffentliche  Zusammenktlnfte  —  hierfür  finden  sich  Vermögenskonfis* 
kation^  Verbannung^  oder  Proskription®,  Deportation ^  ja  auch  Todesstrafe  *<>  — 
festgesetzt. 

Den  gleichen  Erfolg  hat  die  Kirche,  obwohl  etwas  später,  in  Bezug  auf  die  staat- 
liche Behandlung  des  Heiden th ums  erreicht.  Zunächst  wurden  nur  die  Lebens- 
äusserungen desselben,  allerdings  schon  unter  strengen  Strafen  verboten  ^i,  und  nach- 
dem dann  die  Apostasie  vom  Christenthum  zum  Heidenthum  unter  Strafe  gestellt 
worden  war  ^2,  wurde  schliesslich  ^^  i.  J.  425  durch  Valentinian  III.  das  Bekenntniss 
zum  Heidenthum  als  solches  mit  weltlichen  Strafen,  insbesondere  der  Proskription, 
bedroht  ^^,  und  damit  ebenso  wie  die  Ketzerei  zu  einem  staatlichen  Verbrechen  ge- 


1  C.13  (384)  c.  19  (389)  C.  Th.  XVI.  6;  1.  8, 
%.  2  (456)  0.  J.  I.  5,  und  die  Anwendung  dieser 
Strafe  in  Spezialfällen,  vgL  Nov.  Justin.  42  (536) 
und  dazu  Hefele  2,  763.  773. 

2  c.  67  (415)  c.  68  §.  3  (415)  C.  Tb.  XVI.  6. 
»  c  21  (392)  1.  0. 

*  1.  8  S-  2  C.  J.  I.  5  ctt. 

5  1.  8  J.  11  eod.  (für  das  Lehren  bestimmter 
Ketzereien);  allgemein!.  14  eod. 

e  c.  34  (398)  0.  Th.  XVI.  6;  1.  6  (435)  C.  J. 
I.  5. 

^  c.  63.  65  cit.  0.  Th.  h.  t. 

8  c  45  (408)  c.  61  (410)  c.  56  (415)  C.  Th.  h.  t. 

»  c.  34.  45  cit.  c.  53  (412)  C.  Th.  h.  t 

10  c.  34.  51.  56  dt.  C.  Th.  h.  t 

1^  So  hat  schon  Konstantins  die  heidnischen 
Opfer  untersagt  (341).  die  Schliessung  der  heid- 
nischen Tempel  angedroht  und  jedes  Opfer  mit 
Todesstrafe  und  Vermogenskonflskation  belegt 
(346  0.  363);  c.  2. 4  0-  1  0.  J.  1. 11);  c.  6  C.  Th. 
XVI.  10.  Indessen  von  durchgreifendem  Erfolge 
varen  diese  Massregeln  damals  nicht  (vgl.  z.  B. 
c.  48  0.  Th.  XU.  1  V.  368,  betreffend  die  Wahl 
eines  heidnischen  Oberpriesters  für  die  Provinz 
Afrika).  Erst  nach  der  Regierung  des  der  Glau- 
bensfreiheit anhängenden  Valentlnlans  I.  (0.  S. 
791  n.  2)  trat  eine  Wendung  ein,  Loning  1, 
44  ff.  Freilich  vnirden  vorerst  noch  blos  die  got- 
tesdienstlichen Handlungen,  aber  auch  selbst  im 
Innern  der  Hauser,  verboten,  c  7  ff.,  namentlich 
c.  12  (392)  C.  Th.  XVI.  10  (vgl.  auch  1.  2  0.  J. 
I.  11);  Loning  1,  48  ff. 

12  c.  1  (381)  C.  Th.  XVI.  7,  entzieht  den  Apo- 
staten die  Fähigkeit  Testamente  zu  errichten  und 
c.  2  (383)  ibid.  die  Fähigkeit  aus  solchen  zu  er- 
ben, vgl.  auch  c  3  ff.  ibid.  (1.  2  ff.  C.  J.  I.  7); 
c.  6  (391)  ibid.  setzt  femer  die  Infamie  als  Strafe 
fest. 

^  Bis  dahin  hatte  ein  kümmerliches  Mass  von 
Gewissensfreiheit  bestanden,  insofern  als  nur  das 
äusserlich  bethätigte  Bekenntniss  zum  Heiden- 
thum unter  Strafe  gestellt,  dagegen  aber  gesetz- 
lich (vgl.  Carthago410,  cod.  eccles.  AfWc  pr.  107 
u.  108 :  „eo  tempore  quo  lex  data  est,  ut  libera 
voluntate  quis  cultum  christianitatis  exciperet") 
die  zwangsweise  Bekehrung  zum  Christenthum 
verboten  war.    Bis  zum  Ende  des  4.  und  Anfang 


des  6.  Jahrhunderts  war  es  jedenfalls  nicht  ge- 
lungen, das  Heidenthum  überall  völlig  auszu- 
rotten, so  bitten  die  beiden  carthagischen  Syno- 
den V.  401  c  2. 4,  bez.  c  18  (cod.  cit.  c.  68. 60. 84) 
die  Kaiser  alle  selbst  auf  Privatgrundstücken 
befindlichen  Tempel,  femer  Götzenbilder,  hei- 
lige Bäume  und  Bfaine  zerstören  zu  lassen,  sowie 
die  Schmausereien  der  Heiden,  welche,  soweit 
sie  den  Charakter  blosser  Volkslustbarkeiten 
(absque  ullo  sacrlflcio  atque  ulla  superstitione 
damnabili)  inne  hielten,  noch  399  (c  17  C.  Th. 
XVI.  10)  und  auch  später  (c  4  C.  J.  1. 11)  aus- 
drücklich für  erlaubt  erklärt  wurden,  wegen  ihrer 
Anziehungskraft  auf  die  Christen  zu  verbieten. 
Wahrscheinlich  in  Folge  dieser  und  ähnlicher 
Gesuche  der  Bischöfe  ist  1.  J.  408  c.  19,  C.  Tb. 
XVI.  10,  von  neuem  die  Schliessung  der  Tempel 
und  die  Fortschaffung  der  Ghötzenbüder  befohlen, 
sowie  Jede  heidnische  Festlichkeit  untersagt, 
aber  zur  sicheren  Durchführung  dieser  Anord- 
nungen neben  den  staatlichen  Beamten  auch  den 
Ortsbischöfen  die  Ermächtigaug  ertheilt  worden, 
ihrerseits  dafür  die  erforderlichen  Schritte  zu 
thun  und  gegen  üeberschreitungen  der  betreffen- 
den Verbote  vorzugehen. 

1*  c.  63  C.  Th.  XVI.  6 :  „Omnes  haereseos  om- 
nesque  perfidias,  omnia  Schismata  superstitiones- 
que  gentilium,  omnes  catholicae  legis  inimicos 
Insectamur  errores.  Sl  quos  vero  haec  quoque 
clementiae  nostrae  statuta  poena  comitetur,  et 
noverlnt  sacrilegae  superstitionis  auctores,  parti- 
cipes,  conscios  proscriptione  plectendos,  ut  ab 
errore  perfldiae,  sl  ratione  retrahi  nequeunt,  sal- 
tem  terrore  levocentur^.  Gleichzeitig  wurden, 
const  Sirmond.  VI  (425)  in  Uebereinstimmung 
mit  den  schon  416  für  Ostrom  erlassenen  0.  21 
C.  Th.  XVI.  10,  die  Helden  von  allen  Civil-  und 
Militärämtern  ausgeschlossen. 

Uebrigens  musste  trotzdem  noch  436  u.  438 
von  Neuem  die  Zerstörung  der  Reste  der  heid- 
nischen Tempel  angeordnet,  sowie  die  Verrich- 
tung heidnischer  Opfer  uud  anderer  Kultushand- 
lungen mit  Vermögenskonfiskation  und  Todes- 
strafe bedroht  werden,  c.  26  C.  Th.  XVI.  10  und 
Nov.  Theodos.  II.  tit.  3  cit  S-  8.  (üeber  die  Gel- 
tung dieser  Anordnungen  in  den  beiden  Hälften 
des  Reiches  Nov.  Valent  U.  XXV  und  Loning 
1,  57  ff.) 
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stempelte  Damit  war  der  Standpunkt  erreicht,  welcher  ancb  noch  für  das  Justinia- 
neische  Recht  massgebend  geblieben  ist^. 

Nachdem  die  kaiserliche  Oesetzgebnng  einmal  die  Ketzerei  und  das  Bekennen 
des  Heidenthüms  mit  Strafe  belegt  hatte,  wnrden  nun  anch  vor  Allem  seit  der  Zeit, 
als  die  oströmischen  Kaiser  ihre  uneingeschränkte  Herrschaft  über  die  morgenlän- 
dische Kirche  ausübten,  andere  rein  kirchliche  Strafvergehen  zugleich 
mit  weltlicher  Strafe  bedroht,  also  ebenfalls  als  weltliche  Vergehen 
charakterisirt  3. 

Andererseits  begnügte  sich  die  weltliche  Oesetzgebnng  für  solche  Vergehen, 
welche  ihrer  Natur  nach,  also  ganz  unabhängig  von  der  christlichen  Staatsreligion, 
sowohl  als  staatliche,  wie  auch  als  kirchliche  in  Betracht  kamen,  unter  gewissen  Um- 
ständen von  einer  weltlichen  Strafe  abzusehen  und  eine  kirchliche  für  ausreichend  zu 
erklären^. 

Aber  in  noch  umfassenderem  Masse  hat  die  kaiserliche  Gesetzgebung  in  das  die 
Kleriker  betreffende  Disciplinar-  und  Disciplinarstraf recht  eingegriffen,  in- 
dem sie  nicht  nur,  freilich  in  Anhalt  an  die  frühere  kirchliche  Gesetzgebung,  den 
Thatbestand  einzelner  kirchlicher  Disciplinarvergehen  näher  normirte^,  sondern  auch 
dadurch.,  dass  sie  ausser  der  Androhung  der  auf  dem  Boden  der  Kirche  entstandenen 
rein  kirchlichen  Disciplinarstrafen  ^,  nunmehr  auch  in  einzelnen  Fällen  solche,  welche 
nicht  die  kirchliche  und  rechtliche  Stellung,  vielmehr  dieselben  Rechtsgüter,  wie  die 
weltlichen  Strafen  berührten,  so  die  GeHUignissstrafe  in  der  Gestalt  der  Einsperrung 


1  c  8  (472?)  C.  J.  I.  11 :  ^emo  ea  qnae  sae- 
pius  paganae  snperstitionis  hominibus  inteidlcta 
sunt,  audeat  pertemptare,  sdens,  qnod  crimen 
publicum  committit  qul  haec  ansus  fuerit  per- 
petrare". 

Selbstverständlich  mussten  nunmehr  die  ge- 
dachten Strafen  anch  auf  die  Apostaten  angewen- 
det werden,  ja  für  die  Wiedereröffnung  von  ge- 
schlossenen Tempeln  und  für  die  Aufrichtung 
der  Götzenbilder,  1.  7  (45i)  0.  J.  I.  11 ;  für  die 
Verleitung  eines  andern  zum  Abfall  vom  rechten 
Glauben,  Nov.  Theodos.  cit.  J.  4  (1. 6  C.  J.  I.  7) 
wird  Konfiskation  und  Todesstrafe  angedroht, 
welche  letztere  Strafe  die  spätere  1.  10  pr.  G.  J.  I. 
11  selbst  auf  das  blosse  Verharren  im  heidnischen 
Glauben  nach  der  Taufe  setzt 

2  S.  die  in  den  Tor.  Anmerkungen  oitirten 
Stellen  aus  dem  0.  J. 

«  So  bedroht  c.  41  (412)  C.  Th,  XVI.  2  (const 
Sirmond.  XV)  die  falsche  Anklage  von  Geist- 
lichen beim  kirchlichen  Disciplinargericht  mit 
Infamie,  1.  un.  (427)  C.  J.  I.  8  denjenigen,  wel- 
cher das  Zeichen  Clnlsti  auf  dem  Fussboden  in 
den  Steinen,  im  Marmor  u.  s.  w.  ausmeisseln  oder 
malen  lässt,  mit  der  höchsten  Strafe,  Nov.  77  die 
Blasphemie  überhaupt  mit  Tod,  Nov.  6  c.  6  die 
Verletzung  der  Gelübde  durch  gottgeweihte 
Jungfrauen  (diaconlssae)  und  die  Stupratoren 
der  letzteren  mit  Todesstrafe  und  Vermögens- 
konflskation  (vgl.  auch  Nov.  123  c.  43),  Nov.  123 
c.  16  gewisse  Arten  der  Simonie  'mit  Geldstrafe. 

«  Nach  Nov.  123  c.  20  sollen  Priester  und  Dia- 
konen wegen  falschen  Zeugnisses  in  Geldsachen 
blos  mit  dreijähriger  Suspension  vom  Amte  und 


Einsperrung  in  ein  Kloster,  in  anderen  Prozessen 
aber  mit  Leibesstrafen  belegt  werden. 

^  S.  die  Nachweisungen  in  der  folgenden  An- 
merkung. 

®  So  vdrd  für  den  Bischof,  welcher  einen  an- 
deren unrechtmässig  weiht,  Nov.  123  c  1  $.  2 
i.  f.  Q.  c  2  pr.,  für  Kleriker  (vom  Bischof  an  ab- 
wärts) wegen  Würfelspieles  ibid.  c  10,  Suspen- 
sion auf  festbestimmte,  für  die  ungerechte  Ver- 
hängung der  Exkommunikation  Fernhaltung  von 
den  geistlichen  und  kirchlichen  Rechten  auf 
arbiträre  Zelt,  1.  c.  c  11 ;  für  falsche  Beschuldi- 
gung eines  zum  Bischof  bestimmten  Kandidaten 
Exkommunikation  für  immer,  Nov.  6  c.  1.$.10; 
femer  für  die  Verletzung  der  Residenzpflicht 
seitens  der  Bischöfe  Nov.  6  c.  2;  Nov.  67  c  3  u. 
Nov.  123  c  9  i.  f.,  für  Bischöfe,  welche  den  Dia- 
konen nach  ihrer  Weihe  die  Heirath  gestatten, 
ibid.  c  14  oder  welche  Frauen  bei  sich  wohnen 
haben,  Nov.  cit.  c.  29  die  Absetzung  vom  Bi- 
schofsamt ;  für  falsche  Anklagen  von  Geistlichen, 
welche  zu  Bischöfen,  Priestern  u.  s.  w.  geweiht 
werden  sollen,  Verlust  des  vom  Ankläger  inne 
gehabten  Grades,  Nov.  137  c.  3;  für  die  Kleri- 
ker, bez.  Mönche,  welche  die  Cölibatsgesetze  ver- 
letzen, Nov.  6  c.  8,  Nov.  6  0.  5  u.  Nov.  123  c.  14 ; 
für  simonistische  Erwerbung  der  Bischofsweihe, 
Nov.  6  c  1.  9  u.  Nov.  123  c.2,  S- 1  Ausstossung 
aus  dem  Klerikalstande;  für  den  Lektor,  welcher 
zum  zweiten  Male  eine  Ehe  schliesst  oder  eine 
solche  mit  einer  Frau,  welche  er  nach  den  Kano- 
nes  nicht  heirathen  darf,  eingeht,  Nov.  6  c  5  u. 
Nov.  123  c.  14,  NichtWeiterbeförderung  festge- 
setzt. 
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in  ein  Kloster  ^,  ferner  Geldstrafe^,  Vermögenskonfiskation 3,  sowie  Ueberweisong  an 
die  Kurie  der  Btadt  oder  an  die  Klasse  der  cohortales^  znr  Anwendung  brachte. 


§.253.    ^.  Die  staaÜicJii  Gerichtsbarkeit  in  ^Strafsachen  der  Geistlichen, 

Während  einerseits  schon  seit  dem  4.  Jahrhundeii;  die  Zuständigkeit  der  geist- 
lichen Gerichte  für  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafvergehen  der  Laien  und 
Geistlichen  anerkannt  worden  war^,  hat  andererseits  die  römische  Kaisergesetzgebung 
die  Aburtheilung  der  Kriminalvergehen  der  Geistlichen  den  staatlichen  Gerichten  be- 
lassen,  so  dass  diese  allein  die  Untersuchung  gegen  solche  zu  führen  und  die  welt- 
lichen Kriminalstrafen  über  sie  zu  verhängen  hatten.  Allein  den  Bischöfen  ist 
durch  Kaiser  Konstantin  das  Recht  gewährt^,  dass  gegen  sie  auch  die  Anklagen  wegen 
gewöhnlicher  Kriminalvergehen  bei  den  geistlichen  Gerichten  (also  bei  den  Syno- 
den) angebracht  und  hier  untersucht  werden.  Aber  eine  völlige  Exemtion  von  der 
staatlichen  Strafgewalt  war  ihnen  damit  nicht  zugestanden^,  vielmehr  wurde  nach 


^  So  gegen  würfelspielende  Oeistliche  (auf  3 
Monat)  Nov.  123  c.  10;  gegen  Geistliche,  welche 
l)el  Geldklagen  falsches  Zeugniss  abgelegt  haben, 
ibid.  c.  20,  gegen  Diakonissinnen,  welche  yer- 
däcbtigen  Umgang  mit  Männern  pflegen,  c.  30 
ibid. 

2  In  dem  singularen  Fall  der  Not.  57  c.  1,  wo- 
bei allerdings  zugleich  der  Gesichtspunkt  des 
Ersatzes  für  die  verübte  Yermogensbescbadigung 
mit  in  Frage  kommt 

3  Gegen  den  Bischof,  welcher  einen  anderen 
unrechtmässig  zum  Bischof  geweiht  hat,  und 
zwar  zum  Yortheil  der  Kathedrale  des  ersteren, 
Nov.  123  c  1,  S.  2  i.  f.  u.  c.  2  pr. 

*  Nov.  6  c.  7  in  Betreff  der  Kleriker,  welche 
ihren  Stand  eigenmächtig  aufgeben :  „7^  e((  Bou- 
Xeur/)piov  jjieTol  tfj;  oOota«  if)  is  (iirop(a  lipo«  ta^ew- 
Tix-^jv  xaxeve^di^oeTat  T6)r7)v";  nach  Nov.  123  c 
14  soll  der  widerrechtlich  heirathende  Priester, 
Diakon  oder  Snbdiakon  mit  seinem  Vermögen  der 
Kurie  der  Stadt,  wo  er  Kleriker  ist,  überwiesen 
werden,  ebenso  nach  c.  29  ibid.  jeder  Kleriker, 
welcher  verdächtige  Frauenzimmer  trotz  bischöf- 
licher Ermahnung  nicht  aus  seinem  Hause  ent- 
fernt oder  des  verdächtigen  Umganges  mit  sol- 
chen Überführt  wird.  Dagegen  wird  der  Mönch, 
welcher  aus  seinem  Kloster  in  das  weltliche  Le- 
ben zurückkehrt,  den  cohortales  (d.  h.  den  wie 
die  Kurialen  einen  erblichen  Stand  bildenden, 
niederen  Beamten  der  Provinzialstatthalter,  v. 
Beth  mann -Hol  borg,  d.  röm.  Civilprozess 
3,  136.  137)  zugetheilt,  Nov.  5  c.  6. 

Wegen  der  früheren  kaiserlichen  Gesetzgebung 
s.  0.  S.  728  n.  3. 

»  S.  788.  789. 

ö  Im  Jahre  356  durch  c.  12  C.  Th.  XVI.  2: 
^.  .  ,  lege  prohibemus  in  iudiciis  episcopos  accu- 
sari,  nedum  adfuturaipsorumbeneflcioimpunitas 
aestimatur,  libera  sit  ad  arguendos  eos  animis 
furialibus  copia.  Si  quid  est  igitur  querelarum, 
quod  quispiam  defert,  apud  alios  potissimum 
episcopos  convenit  explorari,  ut  opportuna  atque 
commoda  cunctorum  quaestionibus  audientia  com- 
modetur**. 


Nach  Löning  1,  306  soll  dieses  Gesetz,  wel- 
ches der  Kaiser  im  Interesse  der  von  ihm  begün- 
stigten arianischen  Bischöfe,  um  sie  gegen  die 
Yerfolgungswuth  der  Orthodoxen  zu  sdhützen, 
gegeben  habe,  nur  kurze  Zeit  in  Geltung  geblie- 
ben und  wahrscheinlicher  Weise  von  Kaiser  Ju- 
lian mit  allen  übrigen  Privilegien  der  Geistlichen 
ausser  Kraft  gesetzt  sein.  Da  das  Gesetz  indessen 
noch  in  den  Codex  Theodosianus  aufgenom* 
men  worden,  und  kein  späteres,  welches  das- 
selbe beseitigt  hätte,  nachweisbar  ist  (Not. 
Valent.  III.  tit  34  v.  452,  §.  1,  welche  nur  von 
Civilsachen  und  delicta  privata  der  Bischöfe  han- 
delt, gehört  nicht  hierher,  L  öning  1,  307  n.  1), 
so  erscheint  seine  Annahme  nicht  gerechtfertigt. 
Vgl.  hierzu  auch  N  i  s  s  1 ,  Gerichtsstand  d.  Klerus 
im  fränk.  Reich.  Innsbruck  1886.  S.  104  105. 

"^  Das  letztere  ergiebt  deutlich  das  Schreiben 
der  Synode  an  der  Eiche  (403)  an  den  Kaiser,  in 
welchem  sie  die  Absetzung  des  Ohrysostomus 
mittheilt,  zugleich  aber  bemerkt,  dass  sie  znr 
Untersuchung  der  ferner  wegen  Mi^estätsbelei- 
digung  erhobenen  Anklage  nicht  zuständig  sei 
und  dem  Kaiser  die  Bestrafung  deswegen  anheim- 
stellt, Mansi  3,1151  („TZtpit/0^91  ?>^ol  Xißp>.oi 
xal  xadoai({>oea}(  lYxXinfi.a.  %cXe6oet  o5v  -i]  uamM 
eOo^ßeia  xaX  axovta  auTÖv  ^^ood^vai  xal  filxa? 
Sotivat  ^irl  ttJ  xado9t(6oet  •  iirei^  V)piiv  o6%  ^«rt 
TaOxa  CTjTeTv"). 

Femer  stimmt  mit  dieser  Auffassung  das  Re- 
skript Yalentinians  L  v.  369  an  den  praefectus 
urbi  c.  20  C.  Th.  XI.  36  (1.2  0.  J.  I.  4):  „Quo- 
niam  Chronopius  ex-antistite  idem  fuit  in  tao, 
qui  f uerat  in  LXX  episcoporum  ante  iudicio  et  eam 
sententiam  provocatlone  suspendit,  a  qua  nonopor- 
tuit  provocare,  argentariam  mulctam  quam  huios- 
modi  facto  sanctio  generalis  imponit,  cogaturex- 
pendere'^,  woraus  sich  ergiebt,  dass  der  von  der 
geistlichen  Synode  abgesetzte,  also  wie  er  auch  be- 
zeichnet ist,  Ex-Bischof  Chronopius,  nachher  noch 
vom  praefectus  urbi  im  staatlichen  Kriminalver- 
fahren verurtheilt  worden  ist  und  dass  er  dieses 
Urtheil,  obwohl  es  inappellabel  war,  anzufechten 
versucht  hat  (so  auch  Löning  1,  406  n.  1,  wel- 
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der  Untersuchang  der  Anklage  und  Verhängung  der  kirchlichen  Strafe  oder  Discipli- 
narstrafe  durch  die  Synode  die  Sache  behufs  Aburtheilung  der  weltlichen  Kriminal- 
vergehen, welche  dem  Bischof  zur  Last  gelegt  waren,  an  das  staatliche  Gericht  ab- 
gegeben, welches  auf  Grund  weiterer  Untersuchung  seinerseits  gegebenen  Falls  des- 
wegen das  Schuldig  auszusprechen  und  die  Strafe  zu  vorhängen  hatte  ^. 

Wenngleich  abgesehen  davon  den  Bischöfen  und  den  Priestern  hiusichtlich  der 
Strafrechtspflege  noch  einzelne  andere  Privilegien  ertheilt  worden  sind  2,   so  hat 


eher  mit  Recht  die  Ansicht  Gothofreds  lY. 
320  zurückweist,  dass  dei  Bischof  von  dem  Urfcheil 
des  Konzils  au  den  praefectus  praetorio  und  von 
dessen  Entscheidung  an  den  Kaiser  appelliit  habe). 
Nicht  entgegensteht  der  Fall  des  Bischofs  Pris- 
cllllanns  v.  Avila  y.  384.  Der  letztere  hat  von 
der  gegen  ihn  berufenen  Synode  an  den  Kaiser 
provozirt,  und  auf  Befehl  desselben  wurde  er  ent- 
hauptet, nachdem  er  vom  praefectus  Galliarum 
der  Magie  und  der  Veranstaltung  nächtlicher 
Versammlungen  (also  nicht  der  Ketzerei  oder  an- 
derer kirchlicher,  sondern  weltlicher  Strafver- 
gehen, gegen  die  frühere  unrichtige  Meinung  vgl. 
J.  Bernays,  über  die  Chronik  des  Sulpicius 
Severus.  Berlin  1861.  S.  10;  Hefele  2,44  und 
Löning  1,  307  n.  1)  für  schuldig  erklärt  war, 
Sulpicii  Severi  chron.  D.  50,  Migne  50,  158: 
„qui  Priscilllanum  gemino  iudicio  auditum  con- 
vlctumque  maleflcii  nee  diffltentem  obscenls  se 
stoduisse  doctrinis,  noctumos  etiam  turpium  feml- 
narum  egisse  conventus  nudumque  orare  solitum , 
nocentem  pronunciavit  redegitque  in  custodlam, 
donec  ad  principem  referret.  Gestis  ad  palatium 
delatis,  censuit  Imperator  Priscillianum  sociosque 
eius  capitis  damnari  oportere^  Dass  aber  hier 
ein  Verstoss  gegen  das  geltende  Recht  vorgekom- 
men ist,  zeigt  die  Klage  des  Sulpicius  Severus 
darüber,  dass  die  Synode  ohne  Weiteres  die  Pro- 
vokation des  Priscillian  an  den  Kaiser  zugelassen 
hat,  1.  c.  II.  49,  1,  c.  p.  157:  „Priscillian us  vero, 
ne  ab  episcopis  audiretur,  ad  principem  provo- 
cavit  permissumque  id  nostrorum  inconstantia, 
qul  aut  sententiam  vel  in  refragantem  ferre  de- 
buerant  aut,  si  ipsi  suspecti  habebantur,  aliis 
episcopis  audientiam  reservare,  non  causam  im- 
peratori  de  tarn  manifestis  criminibus  permittere^. 
Einen  ähnlichen  Vorwurf,  wie  Sulpicius,  erhebt 
Gelasius  I.  ep.  ed  episc.  Oriental.  ▼.  495  gegen 
diese  Bischöfe,  dass  sie  sich  der  einseitigen  Ver- 
bannung so  vieler  ihrer  Mitbischöfe  nicht  wider- 
setzt hätten,  Thiel  1,  400:  „Cur non  adistisim- 
peratorem  ?  .  .  .  allegantes :  numquam  de  ponti- 
flcibus  nisi  ecclesiam  iudicasse ;  non  esse  huma- 
uarum  legum  de  talibus  ferre  sententiam 
absque  ecclesiae  principaliter  constitutis 
pontificibus ;  ....  episcopis  caput  subdere  prin- 
cipem solitum,  non  de  eorum  capitibus  iudicare; 
.  .  .  Si  crimine  respersi  erant  aliquo,  eccleslas- 
tica  debnit  examinatione  cognosci .  .  .  Satis  slt 
ostendere  ,  quid  secundum  regulas  et  patrum  ca- 
nones  facere  deberetis,  praecipue  quum  etiam 
ipsae  leges  pubücae  ecclesiasticis  regulis  obse- 
quentes ,  tales  personae  non  nisi  ab  episcopis 
sanxerint  iudicari.  Si  vero  de  qualibet  haeresi 
fuerant  impetiti,  tanto  magis  eos  decuit  ista  cog- 
noscere  qui  et  secundum  religionis  favorem  pos- 
sent  ista  disoutere". 


Wenn  endlich  die  Kleriker  des  Bischofs  Maxi- 
muB  V.  Valence  nach  ep.  Bonifac.  I.  ad  episc. 
Galliae  v.  419,  Jafftf  ed.  II.  n.  349,  Mansl 

4,  394,  von  diesem  behauptet  haben :  „Quem 
furore  suo  et  insana  temeritate  ad  saeoularium 
quoque  ludicum  tribunalia  subditum  quaestioni, 
quod  in  vill  quoque  persona  turpissimum  est, 
obiicerent  pervenisse  et  homicidii  damnatum 
assererent,  gestis  prolatis  in  medium^  so  fehlt 
jeder  nähere  Anhalt  darüber,  ob  diese  Bestrafung 
nach  Erlangung  der  Bischofswürde  durch  Maxi- 
mus stattgefunden  hat,  vgl.  auch  Nissl  S.  106. 

1  Wenn  Nissl  S.  105  die  Bischöfe  „von  den 
weltlichen  Gerichten  als  Schulderkenutnissge- 
richten  eximirt  und  dafür  einer  geistlichen  Synode 
zugewiesen''  sein  lässt,  so  fasst  er  offenbar  das 
Verhältniss  zwischen  beiden  Gerichten  dahin  auf, 
dass  das  geistliche  Gericht  auch  in  Bezug  auf  das 
weltliche  Vergehen  die  thatsächliche  Feststellung 
vorzunehmen,  das  weltliche  dagegen  blos  auf 
Grund  dieser  letzteren  über  das  Vorliegen  des 
staatlichen  Vergehens  zu  befinden  und  die  Strafe 
für  dieses  auszusprechen  hatte. 

Damit  stimmt  indessen  die  Stellung,  welche 
die  Synode  an  der  Eiche  in  ihrem  Schreiben  ein- 
nimmt, S.  794  n.  7,  nicht  überein,  und  es  wäre 
unter  dieser  Voraussetzung  auch  eine  zu  eklatante 
Rechtsverletzung  gewesen,  wenn  die  Kaiser  in 
einzelnen  Fällen  unter  Umgehung  des  geistlichen 
Gerichts  die  Bischöfe  wegen  Kriminalvergehen 
bestraft  hätten.  Die  c.  12  C.  Th.  XVI.  2  verbie- 
tet in  der  That  nur  die  Anklagen  bei  dem  welt- 
lichen Gericht.  Das  geistliche  Gericht,  die  Sy- 
node, sollte  im  Interesse  der  Aufrechterhaltang 
des  Ansehens  des  bischöflichen  Standes  und  der 
üandhabung  der  Disciplin  über  die  Bischöfe  zu- 
erst mit  allen  Anklagen  befasst  werden  und  ihrer- 
seits die  Schuld,  soweit  es  sich  um  ein  kirchliches 
Straf-  oder  Disciplinarstrafvergehen  handelt, 
feststellen,  nicht  aber  auch  mit  präjudizieller 
Bindung  für  das  weltliche  Gericht  über  das  staat- 
liche Kriminalvergehen  befinden.  Wäre  diesem 
blos  Übrig  geblieben,  die  Strafe  festzusetzen  und 
zu  exequlren,  so  hätte  es  keine  selbstständige 
Kriminalstrafgewalt  mehr  besessen.  Vielmehr 
war  das  allein  die  Absicht  des  Gesetzes,  das  Dis- 
ciplinarverfahren  wegen  der  kirchlichen  Vergehen, 
welches,  wenn  es  ein  schweres  war,  ja  vielfach 
auch  zugleich  ein  weltliches  bildete,  dem  staat- 
lichen Kriminal  verfahren  vorangehen  zu  lassen. 
Dafür  spricht  auch  die  analoge  Regelung  des 
Verhältnisses  zwischen  geistlichem  und  welt- 
lichem Gericht  In  Nov.  123  c.  21  §.  1  (vgl.  auch 

5.  796  n.  1). 

2  So  den  Bischöfen  die  Freiheit  vom  Zeugniss- 
zwang, ja  sogar  Ausschliessung  derselben  vom 
Zeugniss,  c.  8  (381)  C.  Th,  XL  39 :  „Episcopus 
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doch  in  Betreff  der  Zuständigkeitsfrage  selbst  das  Jnstinianeische  Recht  noch  an  der 
früheren  Ordnung  festgehalten  ^  Was  die  Kleriker  im  Allgemeinen  betrifft,  so 
sollte  nach  demselben  der  Bischof  gegen  die  bei  ihm  angeklagten  Geistlichen  die 
Absetzung  aussprechen,  die  Untersuchung  wegen  des  Kriminalvergehens  und  die  Yer- 
hängung  der  weltlichen  Strafen  aber  dem  staatlichen  Gericht  überlassen  bleiben  oder 
das  letztere,  falls  es  zuerst  angegangen  war,  nach  Erhebung  des  Beweises  die  Sache 
zunächst  an  den  Bischof  behufs  der  disciplinarischen  Absetzung  abgeben  und  dann 
erst  seinerseits  zur  Auferlegung  der  staatlichen,  der  Kriminalstrafe,  schreiten  2.  Damit 
war  eine  ausreichende  Bestimmung  für  diejenigen  Fälle  getroffen,  in  welchen  ein 
Vergehen  zugleich  als  kirchliches  und  weltliches  qualifizirt  und  mit  kirchlichen  und 
weltlichen  Strafen  bedroht  war'.  Bei  denjenigen  rein  kirchlichen  Disciplinarrer- 
gehen,  welche  ausnahmsweise  mit  weltlichen  Strafen  bedroht  waren*,  erkannte 
dagegen  wahrscheinlich  das  kirchliche  Gericht  auch  auf  diese  ^,  nicht  etwa  die  welt- 
lichen Behörden,  welche  aber  wohl  nöthigenfalls  ihre  weltliche  Macht  zur  Durch- 
führung des  Urtheils  zu  leihen  yerpflichtet  waren  ^. 

In  Betreff  der  Bischöfe  ging  Justinian  insofern  über  die  früher  denselben  er- 
theilte  Begünstigung  hinaus,  als  er  überhaupt  allen  weltlichen,  Civil-  und  militärischen 
Obrigkeiten  die  Vorladung  eines  solchen  in  Vermögens-  und  Strafsachen  ohne  kaiser- 
liche Genehmigung  verbot  7,  also  die  Entscheidung  über  die  Erhebung  von  Anklagen 


nee  honore  nee  legibus  ad  testlinoniam  flagitatur 
....  Episoopum  ad  tesümonlam  dlcendum  ad- 
mittl  non  decet,  nam  et  penona  dehonoratui  et 
dignitas  aacerdotis  excepta  coufunditnr^  (1.  7  C. 
J.  I.  3);  Tgl.  auch  Lönlng  1,  309;  fernei  das 
Privileg  der  Priester  beim  Zeugniss  von  der  Tor- 
tur befreit  zu  sein,  c.  10  (v.  385)  C.  Th.  XI.  39 
(l.  8  C.  J.  1.  c).  Endlich  würde  hierher  das 
ungewöhnliche  PriTilegium,  consüt.  Sirmond. 
XXI,  Haenel,  corpus  leg.  p.  211:  ^^Audemus 
quidem  sermonem  facere  sermone  plus  timore 
capti  de  sacris  et  y.  sacerdotibus  et  secundis 
sacerdotibus  yel  etiam  levitis  et  cum  omni  timore 
nominare,  quibus  omnis  terra  Caput  inclinat. 
Audivirnus  enim  perfldiam  in  urbe  ad  deum 
vivum  et  imperium  nostrum  fleri.  Sed  si  quis 
ausus  .  .  .  legi  ecdesiae  vel  clerico,  per  quos  no- 
strum poUet  imperium,  andere  voluerit,  si  accu- 
sationem  ditior  persona  protulerit,  reposita  poena 
fisco  nostro,  i.  e.  100  pondo  auri  et  100  pondo 
argenti  inferre  cogatur  et  sie  cnm  actoribus  ec- 
desiae causam  dicat.  Si  autem  infirmior  persona 
.  .  .  uumquam  obrepto  patrimonio  nostro  nescio 
qua  perfldia  tentare  audeat  militantes  in  palatio 
Christi,  terrae  curiae  hinc  adduci  iussimus  et 
manus  eins  implumbari  ^ ,  hinsichtlich  der  Be- 
sehränkung  der  Anklagen  gegen  Kleriker  gehören, 
welches  Yalentinian  III.  (430)  zugeschrieben 
wird,  aber  —  selbst  wenn,  was  mir  unmöglich 
ersch^eint,  die  Konstitution  in  der  Torliegenden 
Fassung  acht  sein  sollte  (s.  übrigens  Löning 
1,  309  n.  4;  Maassen,  Gesch.  d.  Quellen  des 
kan.  Rechts  1,  321.  526.  670.  613)  —  wegen 
ihrer  Nichtaufnahme  in  den  Cod.  Theodos.  keine 
praktiche  Bedeutung  erlangt  hat. 

1  Nov.  83  (639)  praef.  S-  2  und  Nov.  123  (546) 
c.  21  8.  1 :  ,,El  li  l-rxXtjHta  ett)  tÖ  xad'  olov^- 


ir<»v  dirifcpöfuvov,  ti  (Uv  napd  teox^irqi  to^ito 
7taT7)YOoi)^  %a\  aMi  t9jv  dXrfieias  eöpclv  fiuvij- 
^,  diro  Tfj«  Ti(i.fic  "^ot  Tou  ßad(io(>  toQtov  xtm 
Touc  lxxXY]oiaoTixouc  xov^voc  ^xßaXXfm  xal  Tvjvt- 
xaOra  6  irp(5o^poc  8ixaor?jc  toütov  ouve^ircD  %a\ 

2  L.  c.  :  JEl  5i  irptepov  tij»  TroXrcixtji  Äp^ovri 
Trpoc^d^  6  xavipopo^  xal  xö  fptXtjpta  hiä  vopi- 
piou  ^rrdlaeoc  ouvy]6^(t)  diroSci^OfJvai,  tötc  Tip 
dnioxöntp  TO)V  xöirov  xot  &tiopkvV)uaTa  9av£po6a9o 
xal  sl  ik  a^TÄv  ^voiod^  toI  Tiporiftcvca  iptA"/j(iaTa 
izXrni.iu\fiaai  a^TÖv,  Toxe  a^xöc  t  Moxoiroc  tou- 
Tov  xaTflt  To6c  xovövac  dirö  Tfjc  '^^[»•ffi  ^01  xoO 
ßadpioO  8v  l^et,  ympi^izo},  6  hi  $ixaoT9)c  dxMxT]- 
oiv  a6T(j)  iirifeprroi  vö(i.oic  6Lp[i.6hios".  Nahm  der 
Bischof  Anstand  an  der  Führung  des  Prozesses,  so 
brauchte  er  die  DisdpUnarstrafe  nicht  zu  ver- 
hängen, nnd  es  sollte  dann  sowohl  vom  Bischof, 
wie  auch  vom  weltlichen  Richter  an  den  Kaiser 
berichtet  und  dessen  Entscheidung  eingeholt 
werden. 

3  Wie  z.  B.  die  Ketzerei,  der  Abfall  zum  Hei- 
denthum,  vgl.  auch  S.  793  n.  3.  Für  die  Fälle, 
in  welchen  die  Feststellung  des  kirchlichen  Rich- 
ters, wie  z.  B.  bei  der  Ketzerei  für  den  weltlichen 
präjudiziell  sein  musste  (s.  S.  790. 791),  wardureh 
diese  Bestimmung  auch  dafür  gesorgt,  dass  der 
erstere  zunächst  sein  Erkenntuiss  abzugeben 
hatte. 

*  S.  793. 

s  Denn  in  Disdplinarsachen  hatte  es  die  aus- 
schliessliche Kompetenz,  s.  0.  S.  789. 

ö  "Wo  dagegen  für  ein  an  sich  staatliches  Ver- 
gehen von  weltlicher  Strafe  abgesehen  war,  S. 
793  n.  4,  hatte  das  staatliche  Gericht  keinen 
Raum  für  seine  Thätigkeit. 

7  Nov.  123  cit  c  8 :  „' AXX*  o6Öe  &irip  tivo;  XP^- 


§.  254] 
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wegen  staatlicher  Krimi nalvergehcE  dorn  kaisorUcheu  Ermeaaoii  voibeliidt^,  und  dlö 
Büfuguiää  da2u  aiien  anderen  Staatabeamteu  entzog. 


B.   Die  meropinffixche  Zeit  (das  Frimken-  und  dm    Wrdgofhenreich)^ 


J\   Die  kirühUchmi  Straf mi, 
§,  25'L    a.  Gt*ffen  Laien. 

Dm  Strafmittol -^System,  welches  die  Kirche  während  der  ersten  Jahrhunderte 
unter  der  Herrschaft  des  römiächon  Reicha  entwickelt  hatte,  ist  aelbatverständlicb 
von  ihr  auch  in  den  seit  dem  5.  Jahrhundert  entstandenen  Gennaneureichen  festge- 
halten worden^  jedoch  hat  dasselbe  während  dieser  Zeit  manche  Ergänzungen  und 
Aonderungen  erfahren,  welche  hier  des  Näheren  zn  besprechen  sind* 

Als  wichti  gstes  Strafmittel  gegen  Laien  blieb  nach  wie  Yor  t .  der  g  r  o  9  a  e  K  i  r  c  h  e  n- 
bann^  die  Exkommunikation^  in  Uebung.    Sie  wird  ftlr  die  Regel  aehlechthin 


apyovra  Ti&Xttfitciv  v^  a-paTiiuTiÄüv  dixü^Ta  fj  hi- 

otX'f^m^u~j\is.Vt  dXXd  xb^i  apyo>Ta  tÖv  Toüto  tttt 
tfj^dj^ai^  ctic  ti-fpi^m-  Trpo^xajat  ToX[Ai^5a>T<t 
p-ETÄ  T-^jV  T?j^  ^^h'fT^z  dt^tttp£5i*;  x'  yptjfltösj  Xirpiuv 
Tim-vi^  itiTJaßaX^tv  '^£Xc6q|ji£v  t^  £xxXTj5b.  fi^  6 

TTJt;  Ou>T^^  a^atp£3Lv  it.otl  pa^dlvoi^  £jT;n^7AXo[ii^o'j 

^  ThatSfi«:hlii;!i  hatti?n  die  Kaiser  woM  diese 
früher  schon  in  dejj  lueiBten  FälLen  geübt*  s.  S. 
794  n,  7, 

'^  Ldning,  Gcaeb*  d.  dekitteb.  K.  E.  1,  53& 
i]_  2^  448*  Die  wenigen  dem  ErtTgunder-  tind 
dem  SueTenreSch  Ängohorigeri  Synoden,  Bd,  HL 
S.  476  n. 4.  S,  639  n.  6  u.  694  n.  8  sind  ubenfalls 
mit  b^riickeiclitigt. 

^  Da»  liteinlache  Wort ;  ej;eommunkalio  i*ird 
jetzt  viel  häufiger  a!s  froher  gebraucht,  Orleans 

I  611  c.  13;  OrlesiiÄ  IIJ  638  e.  3.  25,  31;  Or!e- 
iri5  iV  541  c,  ^2;  Toar«  II  5Ü7  c.  10.  15*  16,20. 
26;  Auxerre  &Bö  c,  38,  39?  Cb^lona  644  e.  14. 
19;  Lyon  617  <%  6;  Gregor,  Tutoii.  bist,  Fraufi. 
X,  14;  Agde  r.06  0-  31;  Braga  IL  572  c  8; 
Toloilo  IlL  589  c*  IG;  Sevilla  I  590  c  3 :  Sevilla 

II  6ia  c.  11 ;  Toledo  IV  633  c.  17.  61*  65;  To- 
ledo V  636  c.  4.  6;  Toledo  Vll  64G  o,  1.  2;  To- 
ledo X  Cöö  e,  5. 6*  7^  Toledo  XI  670  <j*  5;  Toledo 
XII  681  c  a  11.  12:  Toledo  XII l  683  c.  11,  12  j 
Toledo  XVI  693  c.  19,  Daneben  finden  sich  aber 
noch  die  sehen  früher  (S,  701^  üblichen  Bczekh- 
niiogpn  und  Wendungen^  wio  ptUi  de  ecdeaiae 
coetu  (iu»tisBlma  ei^ommnnic&tlone)  Agde  e,31, 
ab  eceU  cathol*  eommunlone  Clermont  I  D35 
c*  II,  a  ivommnriioae  oder  a  o.  ecGledasti(^a  Or- 
Ican«  in  c,  13.  16;  Toledo  111  e.  16,  a  conBottio 
Ädelium  vel  ecdes*  c,  Orleani  IV  e*  16,  ab  eeeleda 
Epson  517  c.  %  —  «/tHiiiib  ecdeata  Agde  c.24; 
Epaon  0-  36,  TouTB  II  P*  21 ;  ^  »epa/mri  ab  omni 
rttlioUcoTtim  i^onaortio  Orleana  I  e*  11,   ab  om- 


nium  catholicomm  comm*  ßareclona  II  597  c  4; 

—  tegregari  a  chiiatlanorum  coetu  atqne  convlTio 
et  a  c.  eecl.  Clermont  1  c.  6^  ab  e^^Rleai*  Töora  II 
c.  27,   a  oommunloniB  gratia  Lyon  III  6&3  e,  B; 

—  eicludi  a  c.  ecdeaiae  et  sancto  popnll  eoetn^ 
a  c,  erclesjae  CZermont  I  ci.  Q,  ab  ecclesiae  Jiml- 
nSbii«  Ürlean«  VI  540  c  13^  et  ecdesiU  Rhelm» 
624  ß*  10  (12);  urfrri  ab  ccdesiae  liminlbn*  et  a 
catbtilicor.  comm.  Agde  6  c*  32;  Orleana  IV  r,  21. 
25;  Maoon  I  681  e,  6.  7,  ab  eccLesi&e  eoetlbu« 
Orlo*Ti»  II  e.  20,  ab  ef^cleeJa  OrleÄn«  V.  c.  2;  — 
habiri  cxtfanrum  ab  ecclesia  Agde  c  42,  a  e, 
catliolicAtt  eeclesiae  Pailä  III  567  c.  ö,  a  c.  et  r.on- 
vivio  eatholicofum  Orkana  I  c,  3,  a  liminibus 
F,  ecdoitae  Auxetra  685  t-  44,  a  s.  c*  et  llmini- 
bna  ercleesiae  Toledo  lU  r,  10;  —  triienum  a  oon- 
flortio  ef^desiaatico  vel  ömnlnm  chTiatianoTum 
convlvio  Lyon  II  p*  2;  Paris  V  Gf4  c  10;  —  pri- 
vari  eommnnione  Orleans  I  c.  H  ]  Arlea  IV  521 
c,  4;  Orleans  II  C,  U;  Clermont  1  c.  2;  Orlcan» 
V  t:.  le  ;  Lyon  II  c,  3  ;  Macon  I  öSjl  e*  12,  a  ßhrl- 
stijinoTnm  coetn  atque  convlTio  et  efde»iae  Tonra 
II  e.  21,  a  consortio  eatholkorum  Tokdo  V 
G3E]  f*  3, 

Weitere  verwandte  Äuadrürle  der  Zeit  aind  : 
ef^ci  exifflneum  a  e*  eedeatacitlca  Toledo  IH 
f»2J,  ab  ecf:le*ia  catboUca  et  allenam  ab  omni 
i-onsortio  christlanornm  Toledo  IV  c.  75  ;  —  ft«- 
beri  t^töTvt»  a  Cüoto  chrbtianorum  Toledo  VI  *;^  6; 

—  ßeri  iitra  eceUsiam  Toledo  X  c,  7 ;  ™  p«ll- 
tus  ahdicari  a  c.  chriatlanornm,  Rhoims  624  c**  16 
(18)  —  ab  cannibui  €cde»iii  xegrrgati^  a  e.  p*  ha- 
beJiitir  extraneu i  Tonra  11  ci,  25 ;  —  trmoiu*  ab 
eccleaia  Fari^  III  c*  7;  —  §t€Ut9Ui  »b  omni 
christianofirm  c.  Toledo  XIII  683  e*  6 ;  —  *iä- 
guf^irari  ab  ecdcala  Paria  V  i\  6^  Mnk.  Synode 
V.  614  (sog.  Bjn.  incertilod)  c,  12;  a  tooimu- 
nione  omfiiam  ancerdotum  Chalons  641  c.  11; 
tamqnam  lAalnrnnlae  reum  Rheims  c  17  n» 
Ctlchy  c.  19;  ab  omalnm  earitate  *^el  fei)  a  rom- 
munionla  gratla  «equi^atratna  Pari«  V  e,  9;  — 
6U*p€ndi  a  iV  ec<^le«laÄtlea  oder  ealholim  od«r  »b 
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ohne  jede  nähere  Erwähnung  ihrer  Dauert  andererseits  aber  anekbis  zur  Bessemng- 
oder  bis  zur  Wiederherstellung  des  ordnungsmässigen  Zustandest  oder  der  Zurück- 
erstattung des  Entzogenen^  oder  endlich  nach  Befinden  des  Bischofs^  angedroht 
Daneben  ist  allerdings  auf  manche  Vergehen  eine  immerwährende  Exkommunikation* 
gesetzt,  aber  damit  ist  nicht  die  alte  definitive  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  bei 
welcher  jede  Möglichkeit  der  Wiederaufnahme  beseitigt  war'',  sondern  nur  die 
Ausschliessung  bis  zur  Todesstunde^  gemeint.. 

Was  das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  Exkommunikation  betrifft,  so  wird  die 
Exkommunikation  noch  wiederholt  als  Ausstossung  aus  der  Kirche  bezeichnet^.  Seit 
Augustin  begann  sich  aber  in  der  Kirche  die  Auffassung  geltend  zu  machen,  dass  die 
Spendung  der  Taufe  dem  Getauften  einen  unverlierbaren  Charakter  aufpräge  ^^  Die 
Konsequenz  dieser  Lehre  ist  die  Unmöglichkeit  einer  völligen  Loslösung  des  einmal 


ecclesiae  c.  Orleans  III  c.  22;  Orleans  IV  c.  15. 
24;  ab  ecclesia  ibid.  c.  33;  Narbonne  587  c  14, 
ab  omni  c  Orleans  lY  c.  22;  a  commanione  Or- 
leans I  c.  11 ;  Orleans  Y  c.  2;  Glennont  II  c.  2; 
Gregor.  Tnron.  V.  20 ;  —  habere  iacturam  commu- 
nionis  Toledo  lY  c.  15 ;  —  prokiberi  ab  eeelesiae 
foribua  Gregor.  Tur.  Y.  36 ;  —  arceri  ab  omnibus 
eccleaiis  ibid.  Y.  47 ;  —  pacem  ecclesiae  (S.  697) 
non  habere  Orleans  lY  c.  13  ;  —  arceri  a  sacris 
caeremoniis,  donec  ...  in  pace  ecolesiastica  re- 
Tocentur,  1.  c  c.  26 ;  vgl.  auch  Gregor  Tnr.  Y.  20. 

Wegen  des  Ausdruckes :  anaihema  s.  u.  S.  800. 

^  Das  ergeben  die  meisten  der  vorher  citirten 
Stellen. 

^  So  z.  B.  bis  zum  Aufgeben  der  verbotenen 
incestuosen  Yerbindung,  Clermontl  c.  12;  Or- 
leans III  c.  10;  Tours  II  c.  21 ;  Paris  Y  c.  14; 
der  ehelichen  Gemeinschaft  mit  dem  jüdischen 
Theil,  Orleans  III  c.  13;  der  Geschlechtsgemein- 
schaft  mit  der  gottgeweihten  Jungfrau,  Orleans 
Y  c.  19 ;  bis  zur  Rückkehr  der  Nonnen,  welche 
das  Kloster  verlassen  haben,  Lyon  III  583  c.  3. 

3  Z.  B.  der  Wiederaufnahme  der  verstossenen 
Ehefrauen,  Toledo  XII  c.  3. 

^  Wie  des  geraubten  Kirchengutes,  Orleans 
m  c.  12;  Orleans  Y  o.  13;  Lyon  II  c.  2;  Paris 
Yc.  6. 

^  Für  nicht  gebührendes  Grüssen  eines  Kle- 
rikers durch  einen  Laien,  Macon  II.  c.  15: 
„quamdiu  episcopus  illius  ecclesiae  voluerit'*. 

0  Gewöhnlich,  excommunlcatio  perpetua,  Braga 
III  675  c.  2;  Toledo  YII 646  c.  1,  auch  anathema 
irrevoccAüej  perpetuum  oder  tutemum^  Paris  III 
c.  2.  5 ;  Toledo  YIU  653  c  3;  Toledo  XIII  683 
c.  4  genannt,  doch  kommen  auch  andere  Bezeich  • 
nungen,  wie  z.  B.  exe.  perennis,  Tours  II 
c.  20,  vor. 

Bedroht  wird  damit  die  Yerletzung  der  Keusch- 
heit seitens  der  gottgeweihten  Jungfrauen  und 
Wittwen,  sowie  seitens  deijenlgen,  die  sie  rauben 
oder  mit  ihnen  eine  Ehe  eingeben,  Tours  II 
c.  20;  Paris  III  c.  5;  Paris  Y  c.  13;  die  Yor- 
nahme  heidnischer  Kultushandlungen,  Toledo 
XII  681  c.  11 ;  das  Ausspeien  der  Hostie,  Toledo 
XI  675  c.  11 ;  der  Gebrauch  heiliger  Gefässe  zu 
profanen  Zwecken,  Braga  III  e.  2;  die  Beraubung 
und  die  Konfiskation  von  kirchlichen  Gütern, 
Orleans  Y  c.  15;  Paris  III  c.  2;  die  hartnäckige 


Yerweigerung  der  Zehnten,  Macon  II  e.  5 ;  die 
Simonie,  Toledo  YUI  c.  3;  der  Landes-  und 
Hochverrath,  sowie  die  Yerletzung,  Beraubung  und 
Yertreibung  der  Mitglieder  der  königlichen  Fa- 
milie. Toledo  YII.  646  c.  1 ;  Toledo  XHI  683 
c.  4,  vgl.  auch  XYI  693  c.  9. 

7  S.  0.  S.  699. 

8  Der  Yersagung  der  Kirchengemeinschalt 
„usque  ad  exitum  viatlco  in  inflrmitatis  pericnlo 
reservafo"  gedenken  Orleans  III  c.  16,  Macon  I 
c.  12  (für  die  Entführer  oder  Zuhalter  gottge- 
weihter Jungfrauen  und  für  diese  selbst),  Orle- 
ans III  c.  25  (für  Büsser,  welche  das  übernom- 
mene Büsserleben  aufgeben),  Rheims  624  c.  9 
oder  Clichy  c.  11  (für  Mörder),  Toledo  XVI  c-  9 
(für  Hochverräther),  ohne  Erwähnung  des  nach 
dem  vorstehenden  selbstverständlichen  Rechtes 
auf  das  viaticum  Macon  I  c.  17  (für  diejenigen, 
welche  andere  zum  Meineid  und  zu  falschem 
Zeugniss  verführen)  und  Paris  Y  c  12  (fBr 
Mönche  und  Nonnen,  welche  das  Kloster  ver- 
lassen und  die  Rückkehr  in  dasselbe  verweigern). 

Dass  mit  der  Androhung  der  exe.  perpetaa 
nichts  anderes  als  die  Im  Text  gedachte  Aus- 
schliessung gemeint  ist,  ergiebtsich  schon  daraus, 
dass  derselbe  Konzilienkreis  für  die  gleiche  Straf- 
that,  die  Entführung  und  Heirath  der  gott^- 
weihten  Jungfrauen,  sich  bald  der  einen,  bmld 
der  anderen  Bezeichnung  bedient,  s.  S.  797  n.  3, 
und  dass  bei  einzelnen  Androhungen  der  exo.  p. 
einerseits  ausdrücklich  der  Möglichkeit  gedacht 
wird,  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirchengemein- 
schaft früher  zu  erlangen,  Toledo  XI  c.  11,  an- 
dererseits blos  für  den  Fall  der  Unbussfertigkeit 
nach  Toledo  XYI  c.  3  i.  f.  (betreffend  die  Sodo- 
mie) das  „nee  In  exitus  die  . .  communionis  per- 
ceptione  se  noverint  relevari  nee  catholicorum 
coetui  aggregari'^  gilt,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  Tendenz  der  Entwicklung  dahin  gegan- 
gen ist,  eine  unter  allen  Umständen  un widerruf- 
liche Ausschliessung  aus  der  kirchlichen  Gemein- 
schaft immer  mehr  einzuschränken  und  möglichst 
zu  beseitigen,  vgl.  o.  S.  700  n.  1  u.  S.  723  n.  5. 

9  So  in  einer  Reihe  der  S.  797  n.  3  angefüll- 
ten Quellenstellen. 

10  Hahn,  Lehre  von  den  Sakramenten, 
S.  280  ff. 
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der  Kirche  Angehörigen  von  derselben;  eine  Folgerung,  welche  die  katholische  Eir- 
chenlehre  auch  später  gezogen  hat^  und  welche  heute  in  allgemeiner  Anerkennung  steht  ^ 
Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  eine  Exkommunikation  in  dem  alten  und  ursprüng- 
lichen Sinne,  d.  h.  in  der  Bedeutung  einer  völligen  Ausstossung  des  Gebannten  aus  der 
Kirche  und  der  völligen  Lösung  aller  seiner  rechtlichen  Beziehungen  zu  ihr  unmög- 
lieh;  vielmehr  erscheint  lediglich  eine  Entziehung  aller  kirchlichen  Rechte  denkbar, 
während  der  Gebannte  andererseits  die  passive  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  behalten, 
also  dem  Rechte  derselben  unterworfen  bleiben  muss  und  von  seinen  kirchlichen  Pflichten 
nicht  frei  werden  kann.  Dass  man  sich  dieser  Konsequenz  der  Lehre  Augustins  in 
der  hier  fraglichen  Zeit  schon  klar  bewusst  gewesen  ist,  daftlr  findet  sich  kein  Anhalt. 

Aber  abgesehen  davon  kam  noch  ein  anderes  Moment  in  Betracht,  welches  eben- 
falls für  die  bisherige  Auffassung  der  Exkommunikation  nicht  ohne  Bedeutung  bleiben 
konnte.  Die  Christengemeinden  hatten  die  letztere  zuerst  als  Strafmittel  angewendet, 
als  sie  noch  rings  vom  Heidenthum  umgeben  waren  und  ihre  Religion  nicht  einmal  die 
Anerkennung  der  Existenzberechtigung  seitens  des  römischen  Reiches  gefunden  hatte. 
Der  von  ihnen  Ausgestossene  hatte  volle  Freiheit,  im  römischen  Staate  zu  leben  und  erlitt 
an  seiner  bürgerlichen  Rechtsfähigkeit  keine  Einbusse.  Nachdem  aber  im  Laufe  des  4. 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  die  Ketzerei  und  das  Heidenthum  im 
Interesse  der  von  den  Kaisem  angestrebten  Glaubenseinheit  durch  die  Staatsgesetz- 
gebung unterdrückt  worden  war  2,  blieb  für  den  völlig  aus  der  Kirche  Ausgestossenen 
überhaupt  kein  Raum  im  Staate  mehr  übrig,  ja  konsequenter  Weise  konnte  die  Earche 
selbst,  welche  das  Recht  der  Zugehörigkeit  zu  jeder  andern  religiösen  Gemeinschaft  ver- 
neinte, nunmehr  eine  solche  Abscheidung,  wie  sie  sie  in  den  früheren  Zeiten  in  der 
Exkommunikation  verhängt  hatte,  nicht  mehr  vornehmen.  Durch  diese  Lage  der  Ver- 
hältnisse war  also  ebenfalls  eine  Umbildung  rechtlichen  Charakters  der  Exkommuni- 
kation, und  zwar  in  der  schon  durch  die  Augustinische  Lehre  bedingten  Richtung 
angezeigt.  Trotzdem  findet  sich  keine  Spur,  dass  die  Kirche  und  ihre  Gesetzgebung 
mit  klarem  Bewusstsein  dieser  Entwicklung  Rechnung  getragen  hätte.  Abgesehen 
davon,  dass  schon  bald  nach  dem  Abschluss  der  gedachten  kaiserlichen  Gesetzgebung 
arianische  und  heidnische  Germanen  in  das  römische  Reich  einzudringen  begannen, 
und  die  erstrebte  Glaubenseinheit  zunächst  wieder  in  Frage  gestellt  wurde,  lag  der 
Hauptgrund  dafür  wohl  darin,  dass  in  einer  Zeit,  in  welcher  das  Christenthum  die 
ausschliesslich  herrschende  Religion  geworden  war,  die  Exkommunizirten  es  für 
die  Regel  nicht  unterliessen,  ihre  Aussöhnung  mit  der  Kirche  früher  oder  später  zu 
suchen ,  und  in  Folge  dessen  der  Widerspruch  der  ursprünglichen  Bedeutung  der  Exkom- 
munikation mit  den  veränderten  Verhältnissen  praktisch  nicht  hervortrat.  Dazu  kam 
überdies,  dass  die  für  die  Exkommunikation  gebrauchten  Ausdrücke,  welche  dieselbe 
vielfach  als  Scheidung  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft;  und  von  dem  Verkehr  mit 
den  Gläubigen  bezeichneten,  doppelsinnig  waren  3,  und  deshalb,  weil  sie  für  die  ver- 
änderte Lage  der  Dinge  passten,  die  erfolgte  Umwandlung  verdeckten. 

Wenn  in  Folge  dessen  selbst  nach  der  Gründung  der  Germanenreiche,  insbeson- 
dere im  westgothischen  und  fränkischen,  in  denen  es  der  katholischen  Kirche  gelang, 
ihren  Anspruch  auf  Alleinherrschaft  des  katholischen  Glaubens  zur  Geltung  zu  brin- 
gen^, ein  klares  Bewusstsein  über  die  durch  die  Entwicklung  bedingte  Veränderung 

«  Oben  S.  43.  8  S.  708. 

2  S.  790  ff.  4  Vgl.  unten  $.  259. 


gOO  !•  ^^  Hierarcbie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  g.  254 . 

nicht  hervortritt,  so  macht  sich  dieselbe  doch  nichtsdestoweniger  nnbewnsst  fühlbar. 
Wird  die  Exkommunikation  anch^  wie  schon  vorhin  hervorgehoben,  mehrfach  noch  als 
Ansscheidnng  ans  der  Kirche  bezeichnet,  so  finden  sich  doch  andererseits  anch  Wen- 
dungen, welche  gerade  umgekehrt  nicht  auf  eine  völlige  Lostrennung  des  Gebannten 
von  der  Kirche  gedeutet  werden  können  ^  Noch  bedeutsamer  ist  es,  dass  die  neueren 
Konzilien  die  alte  definitive  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ohne  jede  Möglichkeit  der 
Wiederaufnahme  nicht  mehr  als  Strafe  festsetzen^,  und  dass  jetzt  die  schon  dem  alten 
Recht  bekannte  zeitweise  Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  ^  mit 
denselben  Worten,  wie  die  frühere  definitive  Abschneidung  angedroht^  und  dadurch 
eine  Verwandtschaft  zwischen  beiden  Arten  der  Strafen,  wenngleich  unbewusst,  zum 
Ausdruck  gebracht  wird,  welche  allein  darin  liegen  kann,  dass  man  den  von  der 
grossen  Exkommunikation  Getroffenen  nicht  mehr  als  seiner  Zugehörigkeit  zur  Kirche 
völlig  verlustig,  d.  h.  ihn  noch  in  gewisser  Hinsicht  als  Mitglied  derselben  betrachtete, 
weil  erfahrungsmässig  der  Exkommunizirte,  sei  es  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit 
seine  Wiederzulassung  zur  vollen  kirchlichen  Gemeinschaft  wieder  zu  erlangen  suchte, 
also  ein  Unterschied  zwischen  den  beiden  Strafen  äusserlich  nur  in  der  verschiedenen 
Zeitdauer,  auf  welche  die  Strafe  verhängt  wurde,  hervortrat.  Will  man  demnach  fftr 
diese  Zeit  die  Wirkungen  der  Exkommunikation  bestimmen,  so  wird  man  sie  nicht 
mehr  als  völlige  Abscheidung  aus  der  Kirche  charakterisiren  dürfen,  vielmehr  sagen 
müssen,  dass  sie  thatsächlich  bereits  auf  die  Entziehung  der  kirchlichen  Mitglied- 
schaftsrechte beschränkt  ist,  ohne  'den  Gebannten  von  der  Zugehörigkeit  zur  Kirche, 
soweit  sie  Pflichten  begründet,  zu  scheiden,  dass  aber  dieser  Unterschied  zwischen 
der  alten  und  neuen  Bedeutung  der  Exkommunikation  der  damaligen  Zeit  noch  nicht 
zum  klaren  Bewusstsein  gekommen  ist. 

Dagegen  hat  sich  keineswegs,  wie  neuerdings  behauptet  worden  ist^,  nunmehr  im 
Gegensatz  zu  der  früheren  Zeit  ein  rechtlicher  Unterschied  zwischen  der  Exkommimi- 
kation  und  dem  anathema  entwickelt,  vielmehr  beruht  die  mehrfach  vorkommende  Ehit- 
gegensetzung  beider*  lediglich  darauf,  dass  die  Kirche  mit  dem  Anathema  ausdrücklich 

^  Dabin  geboren  solch 6,  wie suspendi  acommu-  ipso  alimento  pascnntur,    qnia  arma  nobis  non 

nione  ecclesiastica  oder  ab  ecolesia  oder  a  oommn-  sunt  alla  .  .  .  drcfunsepto  derioali  cboro,  neca- 

nione,  babere  iacturam  commnnionis  oder  arceri  a  tori  panpemm  psalmas  GVIII  as  dicatnr,  nt  re- 

sacris  caerenH>nii9,  S.  797  n.  3,  von  denen  in  der  nlat  super  eam  iUa  maledictio  quae  saper  Judam 

früberen  Periode  das  sospendi  nur  einmal  (Ar-  yenit,  qol  dnm  loculos  faceret,  snbtrabebat  pau- 

les  II  443  u.  452)  yorkommt,  vgl.  o.  S.  708  n.  2.  pemm  alimenta,  u(  non  «o/umearcommtmieafiM,  ied 

2  S.  798.  etiam  anathematUatu8  moriatur  et  eoeU$U  gladio 

3  S.  713.  feriatufy  qni  in  despectu  del  et  eedesiae  et  pon- 
*  So  z.  B. :   „annnalis  excommunicatio,   ex-  tiflcam  in  boc  perraslone  praesnmit  assurgere*^. 

communioatio  annua",  vgl.  weiter  unten.  Dass  hierin  der  in  der  vor.  Anm.  gedachte  Gegen- 
^  Nach  Schilling  S.  136  soll  der  kleine  satz  nicht  ausgesprochen  ist,  ergiebt  der  Wort- 
Kirchenbann  sich  in  dieser  Zeit  zu  einem  laut  zur  Genüge.  Aber  ebensowenig  bedeutet 
Banne,  welcher  die  s&mmtlichen  gottesdienst-  excommunicatio  in  dieser  Stelle,  so  Kober, 
liehen  Rechte  entzog  und  von  jeder  kirchlichen  Kirchenbann  S.  38;  Uefele,  OondL  Getoh.  3, 
Wohlthat  ausschloss,  nicht  aber  die  kirchliche  27,  den  kleinen  Kirchenbann  oder  die  Aus- 
Mitgliedschaft  aufhob,  das  Anathema  aber  Schliessung  vom  Abendmahl  und  von  den  Sakra- 
zu  der  völligen  Abscheidung  vom  Leibe  Christi  menten.  Das  Konzil  gebraucht  excommunicatio 
entwickelt  haben.  nicht  in  dieser  Bedeutung  (s.  c.  10.  15.  20.  26), 
0  Tours  n  c.24  bestimmt  in  Betreff  deijenigen ,  und  der  Gegensatz  gegen  das  anathematizatua  er- 
weiche aus  Aiilass  der  gegenseitigen  Fehden  der  fordert,  da  das  Vergehen  als  mogliohst  schweres 
Konige  Kirchengüter  rauben  oder  konflsciren  hingestellt  werden  soll.  Jedenfalls  eine  hirtere 
und  hartnackig  die  Rückgabe  trotz  erfolgter  Er-  Strafe  als  blos  den  kleinen  Kirchenbann.  Gerade 
mahnungen  verweigern  ^ut  omnes  (episcopi)  die  erhaltenen  Ajiathematisationsformeln  8.  To- 
omnino  una  conniventia  simul  cum  nostris  abba-  ledo  IV  633  c  75,  wo  die  dreimal  mit  ver^ 
tibus  ac  presbyteris  vel  clero,  qui  stipendiis  ex  schiedenem  Eingang  wiederholte  Formel :  „ana> 
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die  Verfluchung  des  Schuldigen,  d.  h.  seine  Ausschliessung  vom  ewigen  Heil  hervor- 
hebt, und  dasB  dasselbe  daher  mitunter  in  feierlicher  Form  verhängt  wird  i. 

Nur  vereinzelt  ist  jedwede  Verletzung  des  Verkehrsverbotes,  welches  schon  im 
5.  Jahrhundert  auch  ftlr  die  Laien  auf  den  gewöhnlichen  Umgang  mit  den  Exkom- 
munizirten  ausgedehnt  worden  war^,  in  dieser  Zeit  mit  der  grossen  Exkommunikation 
bedroht  worden*'*,  so  dasa  es  also  iiD  Allgemeinen  in  dieser  HinBicht  ebenfalls  bei  dem 
alten  Keeht  *  verblieben  iat^. 

2,  Mehrfach  wird  in  den  fräuki sehen  und  westgothiseben  Konzilien  einer  &xcom- 
municatio  auf  eine  verhitltniaamlasig  kürze  Zeit,  so  auf  drei"'*  oder  zwtji  Jahre'j  auf 


th^ma  Sit  in  ronapeiau  dei  patriä  et  ingt^lorum 
(In  conspectu  Christi  et  apoetnlorum,  in  con^p. 
Bplritii!^  I».  et  martyrimi  Cbristi)  atque  «b  ecdefla 
catholir-A  efDcift  tnrextrAncus  et  ab  omni  enetn  (bez. 
eon»oTtIo,  her,,  commiinlone)  «hrtsdÄnotnm  a1|^ 
cmi»  neqq«  partem  jnptoTotD  habeat^  sed  cam  dia- 
boLo  et  augeli»  eins  aeCernis  supplkÜi  (^ondemne- 
tUT  unacum  el»,  qni  t^ad&m  coniaTfttionciiittintur, 
11t  par  pocna  pcnJitiotib  ironstringAt^  qno«  In 
pcrnMc  pfAra  ^orlGtii  copi)1i(  (bmnaho  woftJfch 
Tv1(>derhölt  Toledo  XVI  093  p.  lO)'^;  Toledo  V 
63t)  c,  ^  1.  f .  t  ^fllt  snfttbema  in  clinstUnorum 
omni  um  coe<cti  atque  atipenio  condemnetur  iu- 
dido,  fttt  eitprobTabilis  omnlbus  rathoHcia  at  »b^ 
ominabiliit  ia^nctt?  angdii  Ih  mlnfatorlo  dcl  tion- 
stitutisT  Kit  in  boü".  Bternln  perditns  ©t  In  futuro 
condemnfttTi(i%  vgl.  ferner  f..  3  ibid,  :  „sit  &  con~ 
gortJo  rathol Iroram  prWatnA  et  diTltio  an&th«^- 
mftte  i-ondemn&tiia";  und  Toledo  IV  dt  c,  68 : 
„vere  nt  profan ns  et  saPTilcgns  atjath<itna  sft 
effef  tus  ab  ecdeBla  f  j^tholica  et  regno  del  efflda- 
iur  extr^nenSf  qnlK  dlg nnm  e^t^  iit  n  Chrietl  ctti- 
pora  ttep&TBttifT  4ul  iiilntlda  Chrieti  patronua 
eflidftttiT**;  Tdedo  VI  BBS  e.  17;  XJII  mB  c.  2, 
4;  XVII  694  C*  7;  und  Yon  fränkb«hen  Konsilien 
Fans  tu  5ti7  c,  5 .  „in  praoftenti  a  r^^mmunlonc 
patboIi^^iLe  ecdeeiae  habeatur  eitranptiB  et  Iri  per- 
petUTim  anatliomatQ  fert»taT'*,  c  ß, :  ,,Äb  ecc^lesiae 
i'ommunlono  «eoiotns,  *n*thcinftttB  d*mnfttione 
pl^otatur'  geigen,  daüs  dem  Anathema  keine 
andero  Recbtswirkung  eti kommt,  aUder  dun  bla- 
ber  dtirten  Formeln  ©nUprerhenilen  AndTobniiK 
in  Tolüdn  XIII  c.  5:  ^^H  ab  omni  f^hrittlauoram 
commnnlone  sedosoÄ  et  »nlphnrels  mm  dUbdo 
eontradatur  ignSbua  exttr*ndiiÄ%  Wenn  eadüph 
Chüperich  von  der  Synode  von  Paris  677  tn  Be- 
trelT  des  BlSf^hofa  Prätot.tAtns  Ton  ßonon  verlangt 
h*t,  Gwgot  Tiiron*  V.  IB :  .,nt  tnt  tonlcam  ein« 
»clnderctTiT  (d,  h.  Absetiivnjp,  g,  Jf,  2Ö5)  ant  CVlll 
M9  pKalmufi.  qiii  mdetllHlonibn»  SfAiiotlcaB  con- 
tinet  HU  per  f^&piit  eins  rcdt&retQr  ant  (rerta  Indl- 
dum  contra  eom  ficrlboretnr^  ne  in  perpetuo 
comra«nicaret'\  »o  kann  da^  letcterw  nti^ht  blas 
die  Anflfldillesfinng  vom  Abendmubl  bedf^uten^ 
da  er  deo  Blsrhof  des  Hocbverraths  und  des  Dleb- 
Btahls  bösrhüldlgte  und  die  Kuletzt  gedn^ht^  Str«tö 
filcberllcb  für  diese  Vergehen  TieJ  m  leicht  wir. 
t  Tonra  n  f.  24  e\U  n.  Gregor  Tnron.  V.  18, 
Dafant  erklärt  ei  sifb,  d«fiv  im  üebrigt^n  ana-^ 
thema  wie  in  den  ersten  Ja^hrh änderten,  lo  ant^h 
lutch  JGt^t  als  gleichbedentend  niH  K:£kommnni- 
kation  gebTÄntbt  werden  kf>nnte.  S*  798  n.  tk 

^  8,  7|>4  n,  B-    In  einem  Thell  der  hierher  ge- 
hörigen Kondjlf^n  wird  dabor  dor  Anaschlnss  vom 

niaicbins,  !£irqbe«t*ebt  IV. 


Verkehr  mit  dön  Oluisten  ausdrücklich  erwähnt 
und  die  8 träfe  dadureb  näher  cbarakterl&irt^  Or- 
leani  I  n.  1.  3.  11  j  Clermont  I  c.  6.  1^;  Orleans 
IV  (^.  16;  Lyon  II  t.  2:  XgU  c.  25.  'AI;  Toledo 
IV  c.  75;  Toledo  V  e.  2.  S.  4^  Tc^lodo  XU  c.  8: 
Toledo  XVI  iu  3,  4,  b.  ant^b  8,  797  n.  3  n.  S.  80l1 
n,  6f  tnsbeiondere  wird  dee  Ansst^hlofiflei  von  : 
omno  conloquliim  cathollr^mm^  Einst  551  t,  1, 
der  mloquJi  ooneolatio^  Bai-i^elona  U  c.  4  oder  der 
comnsunlft  lotntio,  Toledo  VI  c,  B  und  vom  ge^ 
nielnsameo  Essen^  Auxene  686  f.  38;  Bmga  1 
e.  22  L  f.,  gedacht. 

^  N&cb  L  5  n  I  n  g  %  466  allerdings  allgemein. 
Aber  nur  Aniorrc  685  e,  39 :  »,81  qnls  presbyter 
ant  qiiillbot  de  clero  aut  de  popnlo  excommunl- 
caturei  absque  voluntate  ipslnw^  qnl  enm  ex  com- 
munis ^vit^  fdens  racopeiit  AUt  cum  ilto  panem 
mandnraverit  ve]  ooUoqnlnni  babere  dticroverlt^ 
aimilt  soEitentlae  niibiarabit'^^  webt  elno  oolehe 
VorsdiTift  auf,  wührend  ÖTleanft  I  n.  11  und  To- 
ledo VI  0.  7  die  *Stralo  auf  den  bilrgi?Tl leben 
Verkehr  mit  aekhen  ilebannton  beschränken, 
welche  wegen  Aufgabe  de»  BrisieTlebens  in  die 
KxkommnnlkAtlon  verfallen  dnd»  BerÖckflich- 
tigt  man  weiter,  daa»  die  Synode  von  Auxorre 
bloa  eine  Dio(!esanfiynodc  gßweien  iet^  und  da^ 
ferner  Iti  Ab^^ehwEchung  des  früheren  Recht» 
sogar  gegen  Oet^tjiehe^  welch«  da«  Verkehrs  verbot 
In  religiöser  Hinsieht  verletzen,  nur  eine  Aus- 
sdiliessuug  für  ein  Jahr,  Orlein»  III  f-,  16  (In 
anno  iote^o  pac^m  ecdeslae  non  babebit)  od  et 
]twet  Jahre,  fränk.  Syn.  Inoertl  lod  n.  G14  o,  18 
(„biennio  eommnnione  privatue  ab  cccieala  se- 
questTetur^)  angeordnet  wird,  so  mnss  man 
sicher  bedenken  tragen,  die  Strafbectlnimung  der 
Synode  v.  Auxerre  zu  generaliBifen*  Dass  der 
einzelne  Biachof  jede  Vtirletr^ting  des  Verkehrs- 
Terbot45»  unter  Strafe  stellen  konnte,  verstobt 
fiinh  von  selbst,  ob  dies  aber  auisorhalb  der  Dtö- 
ceae  Auxerre  geiohehen  ist,  und  in  welchem 
Umfange,  davon  wissen  ^ir  nichts. 

*  S,  704. 

^  Ebenso  hinsichtlich  der  Über  die  BiooeÄe 
hinaus  wirkenden  Kraft  der  Eikommunlkution 
und  über  die  Nothwcndlgkelt  der  Anerkennung 
seitens  der  anderen  B 1  schuf e,  Paris  III  e.  7,  Lyon 
II  c.  4;  Tonrä  II  c  8  (bd  Strafe  des  Aussohhissea 
von  der  rommunio  fratotna,  8.  742) ;  syn.  Itir.  !od 
dt  c.  13  (bd  Strafe  2  jihrlgerKxkommnkatlon). 

8  Agde  c,  63  (Nichtbesufb  dea  bi seh öfl leben 
Gottesdienstea  an  den  hohen  Feiertagen  selten« 
der  Stadter  ^triennio  a  C*  ccclcslae  prlventnr")* 

T  £paoD  517  c,  34  für  elgenmicbtfgo  Tüdlunf 
einei  äkUvenu 
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ein  JahrS  ja  anch  auf  zwei  Monate^  und  selbst  blos  auf  drei  Tage^  erwfthnt^ 
Ersichtlicher  Weise  handelt  es  sich  Uerbei  um  die  schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  ge- 
bräuchliche Suspension  von  sämmttichen  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  auf  eine 
gewisse  Zeit^.  Sie  ist  auch  jetzt  noch  in  der  Regel  fttr  leichtere  Vergehen,  mindestens 
für  solche,  welche  nicht  als  schwere  im  Sinne  der  alten  Kirche  galten,  angedroht,  und 
fiült  der  Regel  nach  mit  dem  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  fort  <^,  so  dass  der  Betrofibne 
ohne  Weiteres  in  seine  frühere  Rechtsstellung  zurtlcktritt^. 

3.  Dagegen  erscheint  die  blosse  Ausschliessung  vom  Abendmahl  (und  den 
eucharistischen  Gebeten)  in  hierher  gehörigen  Komtilien  von  ebenso  untergeordneter 
Bedeutung^,  wie  in  der  frttherenZeit^.  Es  ist  daher  die^von  Gregor  I.  geübte  Praxis, 


1  Orleans  III  c.  6  (F&lcches  Zeagniss  über  die 
Ordinationserfordemlsse  eines  Klerikert  „anno 
integro  a  oommnDione  pellantur^,  Ibid.  c  13 
(Betheilignng  Yon  ChilBten  an  Gastmählern  der 
Juden  „annuali  exconunnnicationi  snbiacebnnt^), 
ibid.  c  31  (Richter,  welche  ketzerische  Priester 
nicht  zur  Bestrafung  bringen  ^annuali  exe.  sub- 
datur'Q,  Orleans  Y  c  17  (ungerechte  Anklage 
gegen  den  Bischof  „anni  svatio  a  o.  ecclesiastica 
suspendatur^),  Auxerre  c.  4o  (der  Richter,  welcher 
ohne  Wissen  des  Bischofs  gegen  Geistliche  vor- 
geht „anno  ab  omnium  christianorum  consorüo 
habeatur  extraneus'^) ;  Toledo  IX  c.  1  (Beein- 
trächtigung des  Kirchengutes  namentlich  durch 
die  Erben  des  Stifters  „male  rapta  cum  confu- 
sione  restituet  et  excommunicationis  annnae 
sententiam  sustinebit"). 

2  Toledo  X7I  c.  4  (SelbstmordsYersuch  von 
Poenitenten  „U  orum  menslum  spatio  et  a  catholi* 
corum  collegio  et  a  corpore  et  a  Christi  sanguine 
sacro  manebit  omnimode  alienus"). 

s  Toledo  XI  c.  1  (Stdrung  des  KonzUs  durch 
unpassendes  Benehmen,  freilich  hauptsächlich 
gegen  Geistliche  gerichtet  „trium  dierum  excom- 
municationis sententiam  perferat*'). 

^  £ine  indirekte  Zeitbestimmung  Macon  II  c  9 
(Ziehen  der  Bischöfe  vor  die  weltlichen  Gerichte 
„usqne  ad  generale  concilium  anatbemate  de 
ecdesia  separetur^). 

^  8.  713.  Dass  in  den  angeführten  SteUen 
nicht  die  blosse  Ausschliessung  Ton  der  Abend- 
mahlsgemeinsohaft  In  Frage  steht,  ergiebt  bei 
einzelnen  der  Wortlaut  deutlich  genug,  s.  übri- 
gens anch  die  Ausführungen  S.  708  ff. 

0  Die  meisten  Stellen  erwähnen  irgend  eines 
besonderen  Erfordernisses  für  die  Wiedererlan- 
gung der  Rechte  nicht,  nur  ToL  IX  o.  1  cit  ver- 
langt Restitution  des  Entzogenen,  und  Toi.  XYI 
c.  4  cit.  i.  f.  Busse. 

"^  Deshalb  ist  die  Strafe  trotz  solcher  Ausdrücke , 
welche,  wie  exoommunicatlo  oder  anathema  auf 
eine  Yöllige  Abscheidung  yon  der  Kirche  hin- 
deuten, ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  eine 
Suspension,  s.  auch  o.  S.  703  n.  4  a.  E. 

8  Abgesehen  Ton  dem  schon  o.  S.  709  n.  3  ci- 
tirten  Lerida  c.  7  und  Toledo  XVII  c  5  (dieje- 
nigen, welche  einen  Geistlichen  Teranlassen, 
schon  bei  Lebzeiten  Jemandes  eine  Todtenmesse 
zu  halten :  ^,exilji  perpetui  ergastulo  religati  ex- 
ceptoin  supremovitae  curriculo  cunctis  Titae  suae 
diebus  s.  communionis  eis  denegetur  perceptio^) 
können,  soweit  es  sich  um  Laien  handelt,  blos  Paris 


Y  c  13  (16),  sowie  Orleans  Y  o.  14  und  Clermont  II 
c.  14  in  Betracbt  gezogen  werden.  PariA  c  1 3  (15) 
cit  bestimmt  hinsichtlich  der  Wittwen  und  Jung- 
frauen, welche  das  religiöse  Kleid  angelegt  haben 
und  trotzdem  beiratben  „tamdlu  ntcique  (mit 
ihren  Männern)  babeantur  a  communione 
suspensi,  quousque  quod  illidte  perpetrave- 
nint  emendent,  aut  si  emendare  neglexerint  a 
communione  eoclesiastica  Tel  omnium  christia- 
norum conviyio  in  pe^etuum  sint  seqnestraU''. 
Dass  mit  dem  a  communione  suspensi  blos  der 
Ausschluss  Tom  Abendmahl  gemeint  sein  sollte, 
erscheint  bei  der  Schwere  des  Yergehens,  nnd 
mit  Rücksiebt  auf  Paris  III  c.  5,  wenig  wahr- 
scheinlieh,  Tielmehr  handelt  es  sich  um  die  Sus- 
pension yon  den  kirchlichen  Mitgliedschafts- 
rechten, welche  zuerst  vor  der  schwereren  Strafe 
der  immerwahrenden  Exkommunikation  ange- 
droht wird.  Orleans  Y  c.  14  verordnet  in  Betreff 
der  Bischöfe,  Kleriker  Jeden  Grades  und  anderer 
Personen,  welche  Güter  einer  fremden  Kirche 
an  sich  nehmen :  „tamdin  habeatur  a  communione 
altaris  vel  omnium  fratrum  ac  fllionun  caritate 
suspensus,  donec  ipsi  ecciesiae,  coius  diiecto  or- 
dine  iuris  est,  oblata  restituat",  und  Clermont  II 
c  14  giebt  dies  im  Auszug  dahin  wieder :  „Nnllos 
dericus  vel  laicus  alterius  cuiusoumqne  eccie- 
siae res  vel  petat  aut  acdpiat:  quod  si  fecerlt 
altaris  communione  et  omnium  fratrum  caritate 
privetur,  nisi  satisfadat".  Caritas  hat  in  dieser 
Zeit  u.  A.  auch  die  Bedeutung  von  kirchlicher 
Gemeinschaft,  Gregor  Tur.  Y.  26  «comitem  — 
von  welchem  es  vorher  helsst :  „eum  ab  ecciesiae 
foiibus  prohiberi"  —  in  caritate  recepit"  a.  aue)i 
Paris  Y  c  9  u.  Orleans  lY  c.  26;  S.  797  n.  2. 
Das  privarl  caritate  fratrum  kann  also  bei  Kleri- 
kern und  Laien,  Clermont  cit.,  nur  soviel  wie 
Ausschluss  aus  der  kirchlichen  Gemeinschaft  der 
Amtsbrüder  und  der  kirchlichen  Mitbrüder 
heissen.  Demnach  ist  hier  der  grosse  Bann  und 
nicht  die  blosse  Ausschliessung  von  dem  Abend- 
mahl augedroht.  In  Orleans  Y  dt,  wo  mit  Ruck- 
sicht auf  die  Bischöfe  auch  die  fllii  enrihnt 
werden,  um  den  Ausschluss  von  dem  Yerkebr 
mit  ihren  Untergebenen,  nicht  blos  von  ihren 
Amtsbrüdem  (von  der  communio  fratema  s« 
S.  742)  klarzustellen,  handelt  es  sich  ebenfalls 
um  die  Suspension  von  allen  kirchliehen  Mit- 
gliedschaftsrechten. 

9  Auch  Löning  2,  466  meint,  dass  diese 
Strafe  selten  ausdrücklich  erwähnt  wird.  £inen 
Kanon,  in  welchem  sich  eine  solche  angedrokt 
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welcher  diese  Strafe  wiederholt  angewendet  hut  (B.  714),  sowohl  auf  die  Kirche  im 
Franken-  wie  auch  im  Westgothenreich  ohne  Einwirkung  gewesen. 

An  weiteren  Strafen  ftlr  Laien,  welche  der  filteren  Zeit  unbekannt  waren,  kom- 
men jetit  Yor: 

4.  die  einmalige  Ausschliessung  vom  Gottesdienst  und  vom 
Abendmahl  SU  Ostern  ^ 

5.  die  Fernhaltung  von  der  Theilnahme  am  Gottesdienste  an  einem 
bestimmten  Orte^  und 

6.  die  Beobachtung  des  Fastens  während  einer  gewissen  Zeit^ 

7.  endlich  (noch  vereinzelt)  Öffentliche  Rflge  durch  den  Bischof^. 

Im  Gegensatz  zu  der  früheren  Zeit  werden  aber  nunmehr  auch  gegen  Laien 
Strafen  weltlichen  Charakters  in  den  Konzilien  angedroht,  so: 

8.  die  Prügelstrafe'^  fttr  Sklaven  und  Personen  geringeren  Standes,  in  der 
westgothischen  Kirche  sogar,  allerdings  selten,  auch  für  Freie.  Soweit  sie  in  den  frän- 
kischen Synoden  vorkommt,  beruht  sie  zugleich  auf  der  weltlichen  Gesetzgebung*, 
und  was  die  westgothischen  Konzilien  betrifft,  so  verhält  es  sich  theils  ebenso  '^j  theils 


findet,  giebt  er  nicht  an,  deutet  aber  auf  dieselbe 
den  Brief  des  BischofB  Mapplnina  ▼.  Bheivis  an 
Nicetias  t.  Triei  v.  560  Bonqnet  reoneil  4, 
68:  „Iteratis  soriptifl  edooait  (Theodobald  rex), 
beafcitadinem  vestram,  dum  allquos  Fiancorom 
pzo  zelo  divlnl  tlmoilt  oozrtpit  ac  pio  inoestis 
conditionibns  a  commnnione  ecoleelaatica  remo- 
Tet,  soandala  sen  anxietatea  multimodas  snstl- 
nere.  De  qua  re  non  medioeriter  ingemisdmns 
quod  nos  relatione  vettra  scire  non  feoerltisy 
ntnim  ex  oanonlca  lecüone  damnentor,  an  pie 
pastorali  diligentia  (andere  Lesart :  de  mediocrl- 
bns  reatibns)  conlgantur.  Licet  nihil  novl  tos 
de  his  rebus  invenire  posse  oognosoimus,  quod 
prisoa  patrum  solertia  non  potuit  reperire,  tarnen 
absaidum  esse  videtur,  ut  a  nobis  redpiantur, 
qni  a  Tobis  seonndum  seriem  oanonum  ecelesi- 
astica  severitate  abdicantur^.  Das  „pro  pastorali 
diligentia  de  mediocribns  reatibus  conrigantur" 
kann  aber  nnmöglieh,  so  anscheinend  Lonlng, 
auf  den  kleinen  Bann  bezogen  werden,  um  so 
weniger  als  die  Einschlebmng :  ,^e  medioeribus 
reatibns^  den  Sinn  stört.  Der  aus  dem  Briefe 
herrortretonde  Gegensatz  liegt  in  der  Yerorthel- 
lung  nach  den  Kanonen  und  der  Anwendung 
einer  Yom  Bischof  arbiträr  ergriffenen  Maasregel 
für  ein  und  dieselbe  Strafthat  (pro  IncestiB  oon- 
ditionibus),  und  bei  dem  Sohreiber  des  Brie- 
fes hat  der  Zweifel  obgewaltet,  ob  nicht  eine 
Massregel  der  letzteren  Art  und  zwar  eigenthüm- 
liehen  Charakters  angewendet  worden  sei,  da  er 
meint,  etwas  Neues  könne  doch  nicht  erfunden 
weiden,  und  es  sei  absurd,  anderen  die  Zulassung 
dejjenigeo,  welche  den  Kanonen  gemäss  ausge« 
schlossan  seien^  zuzumnthen., 

1  In  der  westgothischen  lUrohe  für  Nichtbe- 
achtung des  Fastens  am  Oharfreitag,  Toledo  lY 
c.  8 :  „a  paschali  gandio  depeUatur  (d.  h.  aus 
der  Kirche  und  Tom  Gottesdienst)  nee  in  eo 
saeramentum  corporis  et  sanguinis  dominl  perd- 
piat,  quia  diem  passionis  ipslus  per  abstinentiam 
non  honorat^;  ferner  für  Niehtbeobachtung  der 
Fasten  wahrend  der  Qnadrageaima,  Toledo  YIII 


c  9 :  „non  solus  reus  erit  resurrectionls  domlnicae, 
▼erum  etiam  alienus  ab  eiusdem  diel  sancta 
commnnione". 

2  Nach  Orleans  lY  c.  3  sollen  die  angesehenen 
Bürger  die  hohen  Festtage  in  der  bischöflichen 
Kathedrale  ihrer  Stadt,  nicht  wo  anders,  also 
yermuthlioh  nicht  auf  dem  Lande  in  ihren  et- 
waigen Kapellen  begehen,  widrigenfalls  „in  eo- 
dem  loco,  L  e.  in  festivitate  praesenti,  ubi  tenere 
Toluerit,  suspendatui^. 

3  So  Toledo  YIII  c  9  cit.  (s.  Anm.  1):  „ut  ip- 
slus anni  tempore  ab  omni  esu  camium  abstineat 
gulam,  quia  sacris  diebus  abstinentiae  oblitus  est 
disciplinam'',  als  Yersohärfung  neben  der  zu  4 
erwähnten  Strafe. 

*  Agde  506  c.  47  (c.  64  Dist.  I  de  oons.  fOr 
Laien,  welche  bei  der  Messe  am  Sonntag  die 
Kirche  vor  der  Benediktion  Torlassen)  u.  Toledo 
IX  e.  1  („confusio'O,  S.  802  n.  1. 

3  Gan.  28  apost.  bedroht  noch  jeden  Bischof, 
Priester  und  Diakon,  welcher  einen  sündigenden 
Gläubigen  schlägt,  also  auch  schlagen  lässt,  mit 
der  Absetzung. 

6  Macon  II  582  o.  1  für  die  Sonntagsentheili- 
gung: „si  rustious  velserTus,  gravioribus  fustium 
ictibus  Yerberabitur'',  eine  Yorsohxift,  welche  auf 
Yeranlassung  des  Königs  Guntram  erlassen  und 
nachher  von  ihm  genehmigt  ist,  Bd.  IIL  S.  542 
n.  3;  Loning  2,  457;  Elusa  (Eauze)  651  c.  3, 
Hefble  3,  9:  „De  Incantatoribns  volens  (sie), 
qui  lustinctu  diaboli  oomua  praecantare  dicuntur, 
si  forte  superiores  personae,  a  liminibus  excom- 
municatione  pellantur  ecolesiae,  humiliores  vero 
personae  vel  servi  correpti  ad  iudicinm  fustigen- 
tnr,  ut  si  se  timore  dei  oorrigl  forte  dissimuiant, 
velut  scriptum  est,  verberibus  corrigantur'',  weist 
auf  die  Bestrafung  durch  weltllohes  Gericht  hin, 
offenbar  im  Hinblick  auf  das  in  dem  betreffenden 
Bezirk  geltende  westgothische  Becht.  welches  in 
der  spateren  1.  Wisigoth.  YL  2  c  3  wohl  nur 
eine  erneuerte  Godiflkation  erfahren  hat,  Ld- 
ning,2,  464n,  3. 

^  So  mit  den  Yorschriften  der  Provinzialsynode 
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aber  lag  die  Androhung  solcher  Stralm  ^  in  der  Zuständigkeit  der  Reiefas-  oder  Na- 
tional-Synoden  des  Westgothenreichs^, 

9.  Die  Verweisung  in  ein  Kloster^ 
endlich  die  folgenden,  nur  dem  westgothischen  Recht  bekannten,  sich  aus  der  Ver- 
quickung von  Staat  und  Kirche  erklärenden  Strafen :  10.  der  Verbannung^  11.  der 
decalvatio^,   12.   der  Vermögenskonfiskation^   13.  Geldbussen^  ja  aneh 
14.  Verlust  der  (weltlichen)  Aemter^  und  15.  Verkneohtung^. 

Wenn  endlich  behauptet  worden  ist^^  dass  sowohl  in  der  fränkischen,  wie 


Ton  Narbonne  689  c.  4.  14;  Bd.  III.  S.  698  n.  1 
(betr.  die  Yerletzung  der  SonnUgifeier  und 
Wahrsagerei  auch  bei  Freien). 

1  So  Toledo  XYI  c  2  (für  Yerhinderong  der 
AüBrottnng  heidnisoher  Gebniuche):  „alt  ana- 
thema  ...  et  insuper,  si  nobilis  persona,  auri 
libras  II  .  .  flsco  persolvat;  si  inferior  centenis 
verberibuB  flagellabitur  et  turpiter  decalvabitur 
et  medietas  rerum  suarum  flsci  viribus  applloa- 
bitur" ;  ibid.  c.  3  (in  Betreff  derjenigen,  welche 
Sodomiterei  treiben):  ^b  omni  christianorum 
sint  alieni  oaterra  et  insuper  centenis  verberibus 
correpti  ac  torpiter  decalvati  exilio  maneipentur 
perpetuo"  neben  1.  Wisig.  III.  5.  c.  6,  wibrend 
c.  7  1.  c  möglicher  Weise  (das  Datum  [stimmt 
freilich  nicht)  auf  dieses  Konzil  hinweist/ 

«  Bd.  III.  S.  643.  546. 

s  Macon  II  n.  16  für  Wittwen  der  Subdiakonen 
und  anderer  niederer  Kleriker,  welche  eine  neue 
Ehe  eingehen  ;  S.  Jean  de  Losne  zw.  670 — 673 
c  13,  Maassen,  zwei  Synoden  unter  König 
Childerich  II.  Graz  1861.  S.  22,  für  gott- 
geweihte Jungfrauen,  welche  die  Keuschheit 
yerletzen.  Hierbei  handelt  es  sich,  abgesehen 
von  den  Klerikern,  um  Personen,  welche  in  einer 
engen  Beziehung  zur  Kirche  stehen.  Wegen  des 
westgothischen  Rechts  s.  noch  die  folgende  An- 
merkung. 

Ueber  die  Verweisung  in  ein  Kloster  behufs 
Ablegung  der  Busse  s.  unten  $.  256. 

*  Saragossa  691  c  6  i.  f.  für  Verletzung  der  von 
der  Synode  erlassenen  Konstitntionen,  nament- 
lich derjenigen  Über  die  Wittwe  des  Königs 
Bd.  UI.  S.  698  n.  3  a.  £. ;  Toledo  XII  c.  11  für 
heidnische  Kultushandlungen,  dagegen  Toledo 
XVI  0.  9  (HochTerrath)  und  Toledo  XVn  c  6 
(Bestimmung  des  Priesters  zum  Lesen  einer 
Todtenmesse  für  einen  Lebenden)  nicht  blosses 
Exil,  sondern  religatlo  in  perpetui  exüii  erga- 
stulo,  also  zugleich  Verweisung  in  ein  Ar- 
beitshaus. 

Die  fränkischen  Konzilien  kennen  diese 
Strafe  nicht,  wohl  aber  sollen  nach  Orleans  IV 
c.  29  Weiber,  welche  mit  den  Klerikern  ausser- 
ehelich  den  Beischlaf  vollzogen  haben,  durch 
den  Bischof:  „a  oivitatibus  .  .  .  repellantur^. 
Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Strafe,  son- 
dern um  eine  polizeiliche  Sicherheitsmassregel, 
soLöning2,  467,  welcher  dieselbe  allerdings 
S.  50  n.  3  a.  a.  0.  mit  sich  selbst  im  Widerspruch 
als  Ausfluss  der  kirchlichen  Dlsciplinargewalt 
bezeichnet,  zu  deren  Durchführung  der  faktische 
Einfluss  und  die  faktische  Macht  der  Bischöfe  in 
der  damaligen  Zeit  ausreichte.  —  Sind  doch 
auch  In  anderen  FUlen   von  ihnen  ähnliche 


Maassnahmen  ergriffen  worden,  Gregor  Tn- 
ron.  IX.  (Ausweisung  eines  Schwindlers  nit  Re- 
liquien und  Zaubermitteln  durch  den  Bischof:  ^ 
termino  Parisiacae  urbis*),  vgl.  auch  Löning 
2,  ÖO  n.  3  n.  S.  467. 

^  D.  h.  Ausreissen  des  Haares  mit  der  Kopf- 
haut, als  infamirend  wesentlich  Ehrenstrafe, 
aber  auch  zugleich  in  zweiter  Linie  als  schmer- 
zende Leibesstrafe,  Wilda,  Strafrecht  der  Ger- 
manen. Halle  1842.  S.  614;  Dahn,  West- 
gothische  Studien.  Würzburg  1874  S.  15^  S. 
Aum.  1. 

•  Toledo  XVI  c.  2  i.  f.   (8.  Anm.  1). 

7  Toledo  XVI  c.  2  i.  f.  (S.  Anm.  1> 

8  Toledo  VIII  c  10  (Hoohverrath) :  ^ire  Iti- 
cus,  non  solum  ecdesiastica  excommunicatione 
plectatur,  verum  et  sui  ordinis  dignitate  prfre- 
tur^;  Toledo  XVI  c.  10  (Hochverrath) :  „ab  oraiü 
palatini  ordinis  dignitate  privat!,  flsci  viribai 
sub  perpetua  Servitute  maneant  religati^;  ibid. 
0.  3  (für  nicht  Verfolgung  des  heidnischen  Kul- 
tus Entziehung  des  richterlichen  Amtes  auf  elB 
Jahr). 

Von  den  fränkischen  Konzilien  gedenkea 
zwar  Rheims  624  o.  8  und  Olichy  626  o.  10  fQr 
incestuose  Ehen  einer  solchen  Strafe  („neque  in 
palatio  militiam  neque  agendarum  oausarum  licen- 
tlam  habeat''),  aber  hier  handelt  es  sich  nicht  um 
Androhung  derselben  durch  die  Konzillen,  son- 
dern blos  um  Erwähnung  der  geltenden  Vor- 
schriften des  weltlichen  Reehts  (decr.  Ghildehert 
II  696  c.  2,  Boretius  1,  16),  vgL  auch  Lo- 
ning2,  660. 

»  An  den  Fiskus,  Toledo  XVI  c  10  dt;  Ver- 
kauf in  die  Sklaverei  zum  Besten  der  Kirche, 
Toledo  UI  c.  6;  Toledo  IV  c.  43  und  Toledo  VHl 
0.  3  (Weiber,  mit  denen  die  Geistlichen  verbote- 
nen Umgang  pflegen). 

10  Kober,  das  Interdikt  im  Aroh.  f. k.K.R 21, 
8.  10.  Manche  setzen  das  Vorkommen  desselben 
sogar  schon  in  das  4.  Jahrhundert,  so  e.  B.  De- 
voti  inst.  iur.  oan.  IV.  19,  $.  3  n.  7;  Phillips 
Lehrb.  d.  K.  R.  2.  Aufl.  S.  390  n.  1  unter  Be- 
rufung auf  oan.  apost.  37,  welcher  aber  nur  dem 
Bischof,  Priester  oder  Diakon,  wenn  er  sein  Amt 
zu  übernehmen  sich  weigert,  femer  die  Geist- 
lichen, falls  sie  den  gew&hlten  Bischof  nicht  an- 
nehmen, mit  der  Exkommunikation  bedroht,  und 
auf  BasilU  ep.  270,  Migne  patr.  gr.  32,  1002, 
in  welcher  er  einem  Priester  aus  Anlass  eines 
M&dchenraubes  aufträgt,  die  Entführte  den  Eltern 
zurückzustellen,  in  Betreff  des  Entführers  und 
seiner  Helfershelfer  aber  die  Anweisung  ertheilt : 
„aöxiv  hk  IxcTvov  i^^piöov  täv  cOy&v  xal  ix«^ 
poicTov  iio(Y]oav*  xal  touc  euvcit^O^yroc  out^ 
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auch  in  der  westgothischen  Kirche  das  naohmalige  Interdikt,  d.  h.  die  Einstellung 
aller  gottesdienstlichen  Funktionen  in  einer  Elrclie  oder  in  einem  grösseren  Bezirk, 
z.  B.  einer  Diöoese,  als  Strafinittel  gehandhabt  worden  sei,  so  ist  dies  haltlos. 

Allerdings  haben  einzelne  Bischöfe,  selbst  abgesehen  von  Fällen,  in  denen  in 
der  Kirche  ein  Verbrechen  verübt,  dieselbe  also  pollnirt  worden  war  ^,  den  Gottes- 
dienst eingestellt,  wenn  die  Kirche  durch  Gewalt  oder  Diebstahl  eine  Schädigung  er- 
litten hatte  2,  oder  auch  um  die  Erfüllung  ihrer  an  einzelne  Personen  gerichteten  Forde- 
rungen zu  erzwingen  *,  ja  im  Jahre  585  ist  diese  Massregel  sogar  wegen  der  Ermor- 
dung eines  Bischofs  4  behufs  der  Ermittelung  der  Thäter  für  alle  Kirchen  einer  Diöcese 
angeordnet  worden  \  Aber  in  allen  überlieferten  Fällen  richtet  sich  das  Vorgehen 
der  Geistlichkeit  nicht  gegen  die  Schuldigen,  und  die  Einstellung  des  Gottesdienstes 
erfolgt  ohne  jedes  Strafverfahren  als  einfache  Massnahme  der  Verwaltung,  theils  zu 


%axä  th  ffi-q  irpoXaßöv  Tiotp*  t^jaSv  xi\pM'f[).fi  (an- 
scheinend Bezugnahme  anf  Basilli  ep.  199  can. 
II  o.  30,  ihld.  p.  726)  Tpurlav  icavoixel  Tfi>v 
e^Y"^^  djöptaov.  Kol  tJjv  xoDfi*^  t?)v  6iro(e^- 
y^tim  T^s  dpirafeloav  xal  cpuXdEaoav  -^i  6ircp* 
p.aytjoaoav,  %al  adx-^s  IJcd  t&v  eO^^&v  nvihrnieX 
notrjaov^,  nach  welcher  sowohl  der  Thäter,  seine 
unmittelbaren  Gehülfen,  wie  auch  das  ganze 
Dorf,  d.  h.  die  Einwohnerschaft,  weil  sie  durch 
Bedrohung  und  gewaltsame  Zurückhaltung  der 
Entführten  an  dem  Vergehen  theilgenommen 
hatte,  der  Exkommunikation  (zum  Theil  unter 
Stellung  in  die  Klasse  der  flentes  auf  3  Jahre,  s. 
S.  711  n.  2),  unterworfen  werden  sollen.  Von 
einer  Einstellung  aller  gottesdienstlichen  Hand« 
lungen  ist  nicht  die  Rede,  im  Gegenthefl  setzt 
gerade  die  Anweisung  des  Basilius  die  Fortdauer 
derselben  voraus,  vgl.  auch  Kober  a.  a.  0. 
S.  4  fr. 

^  Gregor  Tur.  bist.  Y.  32 :  „Sauoiantnrque  multi 
gladiis,  rerpergitur  sancta  humane  cruore  basi- 
lica,  Ostia  iaculis  fodiuntur  et  ensibus  atque 
usque  ad  ipsum  sepulcrum  tela  iniqua  desaeyiunt 
Quod  dum  vix  mitigatur,  locus  officium 
perdidit,  donec  ista  omnia  ad  regis  notitiam 
pervenirent«.   Vgl.  dazu  o.  S.  328. 

3  Gregor  y.  Tours  gloria  confessorum  c  70 
(,71)  erzählt,  dass  als  auf  Veranlassung  eines 
Grossen  in  einem  tumultuarisehen  Prozess  der 
Kirche  von  Aix  eine  Villa  entzogen  war,  der 
Bischof  sich  in  die  Kirche  zum  Grabe  des  h.  Mi- 
trias begeben  und  nach  yerrichtetem  Gebet  ge* 
sprechen:  ^Non  hie  accenditur  lumen  neque 
psalmarum  modulatio  canitur,  gloriosissime 
sancte,  nisi  prius  ulciscaris  servos  tuos  de  ini- 
micis  suis  resque  sibi  yiolenter  ablatas  ecclesiae 
sanctae  restituas.  (Dann)  Haec  cum  lacrimis  effa- 
tus,  sentes  com  aoutis  aculeis  super  tumulum 
proiecit  egressusque  clausis  ostiis,  simlliter  in  in- 
gressu  collacaTit";  ebenso  verfiihrt,  eiusd.  de 
gloria  martyr.  c.  78  (79)  der  Bischof  v.  Agde, 
weil  der  h&retische  Graf  das  Versprechen,  einen 
der  Kirche  entrissenen  Acker  zurückzugeben, 
nicht  halt,  und  Eligius  v.  Noyon,  als  in  einer 
Kirche  die  Altarbehänge  und  der  sonstige 
Schmuck  geraubt  sind,  Tita  s.  Eligii  I.  30, 
D'Aohery  spicilegium.  2,  87. 

Dass  die  Geistlichkeit  auch  in  Spanien  der- 
artige Maassregeln  ergriffen  hat,  ergiebt  Toledo 


Xin  c.  7,  denn  dasselbe  verbietet  bei  Strafe  der 
Infamie  und  Absetzung,  dass  Bischöfe  und  Geist- 
liche sich  an  ihren  Gegnern  und  Beleidigern 
(^,cum  aliqua  eos  molestla  fratemorum  iurgiorum 
pupugerit^  oder  „eausa  cuiuslibet  doloris  vel  amari- 
tudinis^O»  dadurch  rächen,  dass  sie  die  Altäre  ent- 
blössen,  mit  Trauerbehang  bekleiden,  die  Lichter 
auslöschen,  den  Gottesdienst  einstellen  und  das 
Opfer  unterlassen.  Die  mehrfache  Bezugnahme 
auf  das  Konzil  v.  Agde  v.  506  beruht  auf  der 
falschen  Inskription  zu  c.  2  X  de  purg.  can.  V. 
34,  welches  nicht  diesem  Konzil,  sondern  dem 
Mainzer  v.  851  o.  8,  LL  1,  413  entnommen  ist. 

3  Als  die  fränkische  Prinzessin  Ohrodield  ein 
Kloster  zu  Poitiers  hatte  überfallen  und  die 
Aebtissin  gefangen  nehmen  lassen,  um  dieselbe 
zu  verdrängen,  fordert  sie  der  Bischof  auf,  die 
letztere  in  Freiheit  zu  setzen :  „alioquin  non  cele- 
brabo  pascha  domini  neque  baptismum  in  hac 
urbe  ullus  catecuminus  obtinebit,  nisi  abba- 
tissa  a  vinculo,  quo  tenetur,  iubeatur  absolvi*', 
Gregor  Türen.  X.  15. 

Wenn  nach  L  ö  ni  n  g  2, 467  die  Massregel  auch 
wegen  Ungehorsams  des  Geistlichen  gegen  den 
Bischof  verhängt  sein  soll,  so  ist  dies  aus  der  vita 
S.  Eligii  II.  20,  I.e.  2,  108:  ,,. .  .  cum  dioeoeses 
suas,  ut  mos  est,  visitaret,  extitit  quaedam  certa 
causa,  ut  in  una  basilica  interdiceret  oursum  vel 
oblationem,  quousque  ipse  iuberet  celebrari.  Erat 
autem  illic  presbsrtcr  malae  consdentiae  saucius, 
cuius  vldelicet  ob  oulpam  excommunicatio  pro- 
cesserat'',  nicht  herzuleiteu,  vielmehr  wird  danach 
die  Abhaltung  des  Gottesdienstes  untersagt,  weil 
der  (einzige)  Priester  an  der  Kirche  exkommu- 
nizirt  worden  war.  Als  derselbe  dennooh  Gottes- 
dienst halten  will,  kann  er  die  Kirchenglocken 
nicht  zum  Tönen  bringen,  bis  Eligius :  „solo  verbo 
reconciliavit  locum**,  d.  h.  die  Wirkung  des  Wun- 
ders aufhebt. 

*  Praetextatus  von  Reuen  auf  Anstiften  der 
Königin  Fredegund. 

K  Gregor  Tur.  VIII.  31 :  „Post  haec  Leudovaldus 
episcopus  (v.  Bayeux,  als  Verwalter  der  Diöcese) 
epistolas  per  omnes  sacerdotes  direxlt  et  accepto 
consilio  eclesias  Rothomagensis  dansit,  ut  in  his 
populus  solemnla  divina  non  expectaret,  donec 
indagatione  communi  repperiretur  huius  auctor 
sceleris^. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eircke  durch  dieselbe. 
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den  angegebenen  Zwecken,  theils  um  den  beleidigten  Heiligen  der  Kirche  zur  Ahn- 
dung der  ihm  angethanen  Unbill^  zm  veranlassen 3.  Wenn  dabei  anch  gleichzeitig 
die  Absicht  obgewaltet  haben  mag,  für  die  Zukunft;  von  Gewaltthaten  gegen  die  Kirche 
abzuschrecken,  so  fehlt  es  doch  in  allen  Fällen  an  den  Begriffsmerkmalen  der  Strafe. 


§.  255.     b.  Die  D%9eiplmar9trafen  der  QeiatUokm  und  die  Anwendmip  der  allgemeinen 
kirchlichen  Strafen  gegen  dieeelben. 

Wie  in  der  hier  fraglichen  Zeit  das  ältere  Recht  die  Grundlage  hinsichtlich  des 
kirchlichen  Strafensystems  für  die  Laien  geblieben  ist,  so  ist  es  diese  auch  in  Betreff 
der  Disciplinarstrafen  gegen  die  Kleriker  gewesen. 

Das  Recht  der  hier  fraglichen  Periode  kennt  an  Disciplinarstrafen: 

1.   die  Deposition ^  als  die  härteste  Strafe  für  schwerere  Vergehen^  der 


1  Und  auch  zur  WiederherbeischafTang  der  ent- 
fremdeten Sftohen  zn  Termögen ,  s.  S.  805  n.  2 
und  Tit&  Eligii  I.  30  cit. :  „Audi,  inqult,  t anota 
Golumba  quae  dico :  Novit  mens  redemptor,  nisl 
cito  ornamenta  tabernaouli  hulus  fürata  redu- 
xerlB,  eqoidem  spinis  allatta  faclam  hanc  iannam 
ita  obserarl,  ut  numquam  tibi  •  in  hoc  loco  yene- 
ratio  praebeatur  ab  hodie  .  .  .  et  sequenti  die 
cuBtos  .  .  .  inTenit  omnia  Tela  usque  ad  mlnlmum 
pallum,  siout  prius  fuerunt,  restituta^ 

«  Wenn  Kober  a.  a.  O.  S.  12  In  Toledo  XIII 
0.  7  cit.  eine  Anerkennung  des  Interdikts  als 
einer  durchaus  zuUssigen  und  unter  Umstanden 
nothwendigen  Institution  und  nur  das  Verbot 
missbräuchliclLer  Anwendung  zu  persönlichen 
Zwecken  findet,  so  trägt  er  dies  Alles  ohne  jeden 
Anhalt  in  die  Stelle  hinein  und  übersieht,  dass 
dieselbe  durch  die  von  ihr  gemachten  Ausnahmen 
yon  dem  Verbote  C>illis  procul  dubio  personis  ab 
hac  ultionum  sententia  separatis,  quae  aut  con- 
tamlnationem  sacromm  ordinumvel  subversionem 
sanctae  fldei  metueutes  aut  hostilitatem  aut  ob- 
sldionem  perferentes  seu  etiam  divinorum  iudi- 
ciorum  sententiam  metuentes^  d.  fa.  die  F&lle 
dei  Besorgniss  vor  Verunehrung  des  Ueiligthums 
oder  der  Geistlichen  oder  vor  feindlichen  Uebei>- 
fällen  oder  den  Fall  der  Unwürdigkeit  des  Geist- 
lichen) jede  Einstellung  aus  anderen  Gründen, 
und  damit  auch  das  Interdikt  im  späteren  Sinne, 
ausschliessen  will. 

3  Ausser  den  6  c  h  o  n  früher  gebrauchten 
(S.  726)  oder  diesen  wenigstens  sehr  verwandten 
Bezeichnungen  —  Kober,  Deposition  S.4. 5 
hat  bei  seiner  Aufzählung  gerade  den  Quellen- 
kreis dieser  Zeit  unberücksichtigt  gelassen  — 
wie: 

deponij  Glermont  II.  c.  4 ;  Auxerre  c.  20 ;  — 
deponi  ab  officio,  Orleans  III  c.  2.  7,  Rheims 
c.  21 ;  Cliohy  27;  Braga  II  c.  10,  ab  ofiflcii  honore, 
Epaon  c.  22 ;  Orleans  V  o.  11 ;  ab  honore  accepti  or- 
dinis  et  ab  officio,  Orleans  V  <*.  4 ;  ab  honore  digni- 
tatls,  Toledo  IV  c.  29 ;  —  proprii  honoris  depositio^ 
Barcelona  11  c.  3 ;  —  degradari  ab  ordine,  Cha- 
lons  c.  3;  ab  omni  episcopatn,  Ohalons  c.  3;  — 
privari  officio,  Narbonne  c.  3;  gradu  proprio, 
Rheims  c.  2 ;  Clichy  c.  3 ;  ab  officii  gradu,  Lyon 
III  c.  Ij   dignitate,  Clcrmont  I.  c.  13;    Macon  I 


c.  11 ;  ordinis  dignitate,  Toledo  VII  praef. ;  Toledo 
VIII  c.  3 ;  loci  sul  dignitate  et  honore,  Toledo 
XHI  c.  7;  concessi  ordinis  et  honore  et  loco,  To- 
ledo XI  c.  6;  —  a  clericatus  ordine  fubmovtri^ 
Toledo  IV  c  46 ;  —  amitttre  gradum  ordinis,  To- 
ledo IV  c.  46;  honoris  proprii  gradum,  Toledo 
XIc.5;ToledoXVnc.l, 
kommen  jetzt  noch  folgende  Ausdrücke  vor : 

dejiei,  Orleans  V  c  12;  Narbonne  c.  7  (Beein- 
trächtigung des  Nutzens  der  Kirche);  Sevilla  n 
c.  6;  a  gradu  (Verletzung  der  Keuschheit)  To- 
ledo 597  c.  1 ;  Toledo  IV  c  28;  —  ab)iei,  Orleans 

II  c.  4  (Simonie);  a  clero,  Merlda  c.  16  (grausame 
Behandlung  der  Kirchensklaven) ;  —  ejici  de  looo, 
Tours  II  c  7 ;  —  omnino  removeri  ab  officii  mini- 
sterio,  Orleans  II  c.  8  (Heirath  des  Diakons  in  der 
Gefangenschaft) ;  —  regradari  ab  ordine,  Orleans 

III  c.  8.  27  (Diebstahl,  Fälschung,  Wucher); 
Orleans  IV  c.  17  (Zusammenwohnen  der  Priester 
und  Diakonen  mit  ihren  Frauen);  ab  officio, 
Macon  I  c.  10  (Auswärtige  Feier  der  Festtag 
entgegen  der  Ermahnung  des  Bischofs) ;  8.  Jean 
de  Losne  c.  10  (Bischöfe,  qui  non  splritnaliter 
vivunt) ;  ab  officii  ordine,  Macon  I  c.  8  (Anklage 
Unschuldiger  durch  Geistliche  beim  König  oder 
dem  weltlichen  Richter'^ ;  —  amiüere  dignitatem 
honoris ,  Macon  II  c.  lo  (Messelesen  durch  den 
nicht  mehr  nüchternen  Priester) ;  —  mulet4iri  or- 
dinis sui  honore,  Toledo  IV  c.  10  (Nichtbetcn  des 
Vaterunsers  beim  Gottesdienst);  honoris  amis- 
sione;  Toledo  VIII  c.  3  (Simonie);  —  propria 
dignitate  privatus  et  loco  et  honore  ^cttMtis  haberi^ 
Toledo  X  c.  2  (Verletzung  des  Treueides  gegen 
den  König) ;  —  defraud<au8  honesti  honoris  stola, 
Macon  II  c.  19  (Geistliche,  welche  Kriminalver- 
handlungen und  Hinrichtungen  von  Verbrechan 
beiwohnen);  —  perdere  gradum,  Toledo  IV  c,  31 
(Ausübung  der  Blntgerichtsbarkeit) ;  —  sustinere 
gradus  sui  periculum,  Braga  III  c  7 ;  —  decedere 
a  proprio  gradu^  S.  Jean  de  Losne  c.  22  (Bischof, 
welcher  sich  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Nach- 
folger ernennt);  —  ab  officio  cessarty  Rheims 
c.  22  (Bischof,  welcher  Klrchengofässe  ohne  einen 
gerechtfertigten  Grund  veränssert). 

^  S.  die  Zusammenstellung  in  der  vor.  Anm. 

Nissl,    Gerichtsstand    d.   Klerus    i.    fränk. 

Reich.   Innsbruck  1866.   S.  27  behauptet,  dus 


§.  265.] 


Die  Btrafgewalt.  Merovingische  Zeit  Strafen  geg^  Geistliclie. 
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OeistHohen  ^^  im  wesenfliehen  mit  denselben  Wirkungen  wie  früher,  insbesondere  mit 
der  Folge,  dass  der  abgesetzte  Geistliche  ans  dem  ELlerikalstande  ausschied  ^  und  die 


in  fi&nkiseber  Zeit  alle  degradationswürdigen 
Handlangen  (seien  sie  schwere  gemeine  Sünden 
oder  schwere  Standesvergehen)  die  kirchlichen 
„crimina"  im  engeren  Sinne  gebildet  haben, 
denn  nach  den  Mnkisehen  Quellen  sei  für  den 
höheren  Klerns  Jede  degradations würdige 
Handlung  crimen  (crimen  capitale)  nnd  ebenso 
umgekehrt,  jedes  crimen  (crimen  capitale)  für 
den  höheren  Klerus  degradationswürdige  Hand- 
lung gewesen.  Dass  sich  daraus  nicht  entnehmen 
lässt,  was  man  damals  als  degradationswürdige 
Handlung  und  was  als  crimen  betrachtet  hat, 
liegt  auf  der  Hand,  denn  es  wird  ein  nicht  naher 
bestimmter  Begriff  durch  einen  anderen,  eben- 
falls nicht  erläuterten  Begriff  erklärt  Auch  ist 
esm.  £.  Nissl,  welcher  unzulässiger  Weise 
crimen  capitale  und  crimen  als  TÖlUg  gleichbedeu- 
tend behandelt,  nicht  gelungen,  den  Nachweis 
für  seine  Ansicht  zu  führen.  Wenn  nach  Orleans 
y  c.  12  bei  Lebzeiten  des  Bischofs  kein  anderer 
für  die  Diöoese  geweiht  werden  soll,  ^nisi  forsi- 
tan  in  eins  locum,  quem  capitalis  culpa  deie- 
cerif;  so  wird  hier  nur  als  Regel  vorausgesetzt, 
dass  eine  Absetzung  blos  wegen  einer  schweren 
Schuld  stattfindet,  aber  damit  ist  nicht  gesagt, 
dass  einzig  und  allein  Jedes  crimen  degradations- 
würdige Handlung  ist  Ebensowenig  hat  der  um- 
gekehrte Satz,  dass  Jede  degradationswürdige 
Handlang  crimen  sei,  in  den  Quellen  einen  An- 
halt Die  In  Frage  kommenden  Stellen:  Agde 
(?)  c  50  (c  7  Dist  L) :  ,Si  episcopus,  presbyter 
aut  diaconus  capitale  crimen  commiserit  aut 
cartam  falsaverit  aut  testimoniam  falsum  dixerit, 
ab  offlcli  honore  depositus  in  monasterio  retruda- 
tur  et  ibi  quam  diu  vixerit  laieam  tantummodo 
communionem  accipiat'';  Epaon  c  22  (ebenso, 
nur  dass  die  Worte :  „aut  bis  falsum"  fehlen) ;  Or- 
leans I  c.  9 :  „Si  diaconus  aut  presbyter  crimen 
capitale  commiserit,  simul  et  officio  et  commu- 
nlonc  pellatur" ;  Orleans  III  c  8 :  „Si  quis  cleri- 
cus  fartum  aut  falsitatem  admiserit,  quia  capi- 
talia  et  ipsa  sunt  erimina,  communione  concessa 
ab  ordine  regradetur^:  Glermont  I  c  13  und 
Macon  I  c.  11  (gleicnlautend  in  Betreff  der 
höheren  Kleriker,  welche  sich  nicht  des  Umgangs 
mit  ihren  Frauen  enthalten) :  ^^omni  in  perpe- 
tuum  quam  admisso  iam  er  im  ine  perdidit  dig- 
nitate  privabitnr",  ergeben  nicht  mehr  und  nicht 
weniger,  als  dass  auf  erimina  capitalia,  d.  h.  auf 
schwere  Sünden  die  Absetzung  angedroht  ist, 
aber  keineswegs,  dass  crimen  oder  gar  crimen 
capitale  lediglich  die  degradationswürdige  straf- 
bare Handlung  ist,  viel  mehr  ist  crimen  wie  firüher 
die  mit  kirchlicher  Strafe  bedrohte  schwere  Sünde 
des  Klerikers. 

1  Und  zwar  aller  Grade,  denn  auch  darin  kann 
ich  Nissl ,  S.  19. 26  nicht  beistimmen,  dass  die 
Degradation  nur  für  den  höheren  Klerus,  d.  h. 
für  die  Bischöfe,  Priester  und  Diakonen  in  Be- 
tracht komme,  die  niederen  Kleriker  aber  für 
dieselben  Vergehen  nur,  wie  die  Laien,  mit  dem 
Anathem  belegt  worden  seien.  Allerdings  wer- 
den bei  der  Androhung  der  Deposition  in  den 
Konzilsbeschlüssen   vielfach  nur    die    höheren 


Kleriker  oder  die  clertci  honorati  erwähnt,  s.  die 
Stellen  bei  Nissl  S.  19,  aber  einmal  konnten 
einzelne  schwere  Disciplinarvergehen,  wie  z.  B. 
die  Verletzung  des  Cölibats,  Bd.  I  S.  148; 
Löning  2,  316,  blos  von  den  Klerikern  der 
höheren  Weihen  begangen  werden,  und  anderer- 
seits zeigen  Orleans  III  c.  8  cit  (s.  oben) ;  Epaon 
c.  13:  „Si  quis  clericus  in  falso  testimonio 
convictus  füerit,  reus  capitalis  criminis  censea- 
tur";  femer  Macon  I  c.  1  (presbyterl,  diaconi 
vel  quolibet  ordine  clerioi),  Rheims  c.  2  und 
Ollchy  c.  3  (olerici),  Stellen,  für  welche  die  Be- 
hauptung Nissl  s  S.  23,  dass  die  nicht  erwähnte 
Beschränkung  auf  höhere  Kleriker  hinzuzudenken 
sei,  gar  keine  Berechtigung  hat,  dass  nach  ihrer 
Anschauung  auch  bei  geringeren  Klerikern  die 
erimina  capitalia  als  degradationswürdige  Hand- 
lungen gegolten  haben,  und  gegen  diese  ebenfalls 
die  Absetzung  als  Strafe  angewandt  worden  ist 
Damit  stimmen  auch  die  westgothlschen  Konzi- 
lien, Narbonne  c.  3;  Toledo  IV  c.  10.  11.  29; 
Toleido  X  c.  2  (ab  episcopo  usque  ad  extrem!  or- 
dinis  dericum)  überein.  Ein  innerer  Grund, 
warum  man  im  Frankenreiche  von  der  Uebung 
der  ältereu  Zeit  (so  Nissl  S.  24  selbst)  und  von 
der  gleichzeitigen  Praxis  der  westgothlschen 
Kirche  abgewichen  sein  und  die  Deposition  gegen 
niedere  Kleriker  als  Strafmittel  habe  fallen 
lassen  sollen,  erscheint  nicht  erfindlich.  Aller- 
dings beruft  sich  Nissl  (S.  17)  darauf,  dass 
man  die  höheren  Kleriker  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrb.  nicht  mehr  der  öffentlichen  Busse 
unterstellt  habe  und  diese  nunmehr  folgemässig 
da,  wo  die  Laien  wegen  schwerer  Sünden  exkom- 
muuicirt  worden  seien,  blos  die  Degradation  er- 
litten hätten,  aber  ganz  abgesehen  davon,  dass 
das  über  die  Busse  Bemerkte  nicht  zutreffend 
ist  (S.  740),  hat  doch  auch  die  ältere  Kirche 
schon  die  Deposition  als  Strafe  für  die  höheren 
Kleriker  neben  der  Exkommunikation  gekannt 

Die  Thatsache,  dass  die  Konzilien  in  ihren 
Strafandrohungen  überwiegend  nur  der  Kleriker 
bis  zum  Diakon  oder  höchstens  bis  zum  Snbdia- 
kon  gedenken,  erklärt  sich  einfach  daraus,  dass 
man  keine  Veranlassung  fand,  die  Handhabung 
der  Disciplinargewalt  des  Bischofs  gegenüber 
diesen  untergeordneten  kirchlichen  Amtstrilgem 
im  Interesse  des  Schutzes  derselben  an  feste 
Rechtsnormen  zu  binden,  kann  aber  nicht  als 
Beweis  dafür  verwerthet  werden,  dass  die  Strafe 
der  Absetzung  gegen  sie  ausgeschlossen  ge- 
wesen ist 

2  Wiederholt  finden  sieh  Bestimmungen,  dass 
der  Deponirte  zur  eommunio  laioa  (S.  729  n.  1), 
aber  auch  blos  zu  dieser  zugelassen  werden  soll, 
so  Agde  (?)  c.  50  (c  7  Dist  L),  und  femer,  da 
die  schlechthin  erwähnte  eommunio  nur  die  laica 
sein  kann,  Epaon  c.  22 ;  Orleans  III  c  7.  8  (,,lm- 
pleto  poenitentia")  27;  Orleans  V  c.  4 ;  Clermont 
II  4.  Eine  besondere  Vergünstigung  gewährt 
Tours  U  c.  19  für  Priester,  Diakonen  und  Sab- 
diakonen,  welche  wegen  Fortsetzung  des  ehe- 
lichen Umgangs  mit  ihren  Frauen  bestraft  werden : 
^depositus  ab  omni  officio  clericall  inter  laicos 
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Fähigkeit  verlor,  im  KirchendieuBte  wieder  angestellt  zu  werdend    IndesseB  lass^i 
jetzt  einzelne  Konzilien  in  manchen  Fällen  von  vornherein  ^  nach  stattgehabter  Bosse 


se  obBerrare  cog:no«cat,  eo  tarnen  permisso,  ut 
intex  lectoies  In  psallentium  choro 
colligantur". 

Mitunter  wurde  auch  Fürsorge  für  den  Unter- 
halt des  abgesetzten  Geistlichen,  namentlich 
bei  Bischöfen  getroffen,  so  erzählt  Gregor  Tnion. 
YIII.  20  von  der  II.  Reichssynode  zu  Macon 
685:  ^Faustianus  autem  qui  ex  iussu  Gun- 
dovaldi  Aqninsi  (Dax)  urbi  episcopna  ordinatns 
fuerat,  eacondicione  removitur,  ut  eum  Bertchram- 
nus  Orestesque  siye  Palladius,  qui  eum  benedixe- 
rant,  vicibus  pascerent  centenosque  ei  aureos 
annis  singulis  ministrarent^^ 

Dass  in  dieser  Zeit  ein  Fortschritt  in  der  Lehre 
von  dem  character  indelebilis  der  höheren  Kle- 
riker sUttgefunden  hat  (S.  728  n.  3),  lässt  sich 
nicht  nachweisen.  Es  zeigt  sich  vielmehr  noch 
das  frühere  Schwanken.  Toledo  lY  c.  28  (c.  65 
G.  XI  qu.  3) :  „Episcopus,  presbyter  aut  diaco- 
nus,  si  a  gradu  suo  iniuste  deiectns  in  seounda 
synodo  innocens  reperiatur,  uon  potest  esse 
quod  fuerat,  nisi  gradus  amissos  reci- 
piat,  ut  si  episcopus  fuerit,  recipiat  coram  alta- 
rio  de  manu  episcoporum  orarium,  annulum  et 
baculum;  si  presbyter  orarium  etplanetam;  si 
diaconus  orarium  et  albam;  si  subdiaconus, 
patenam  et  calieem;  sie  et  reliqui  gradus  ea  in 
reparationem  sui  recipiant,  quae  cum  ordinaren- 
tur,  perceperant^  wird  zwar  von  Hergenröther, 
Oesterr.  Vierteljahrsschr.  f.  kath.  Theologie  1, 
207  ff. ;  H  e  f  e  1  e ,  Conc.  Gesch.  3,  82  blos  als  re- 
stitutio und  von  Kober,  Depositien  S.  102  als 
blosse  Zurückgabe  der  Insignien  des  Weihe- 
giades  gefasst,  aber  hierbei  handelt  es  sich 
sicherlich  um  eine  von  der  dogmatischen  An- 
schauung beeinflusste  Auslegung.  Die  Worte: 
der  ungerecht  Abgesetzte  kann  nicht  sein,  was 
er  vor  der  Absetzung  war,  wenn  er  nicht  die  ver- 
lorenen Grade  wieder  erlangt,  ergeben  klar,  dass 
durch  die  Absetzung  der  Klerikalstand  und  der 
Weihegrad  selbst  verloren  geht  und  durch  eine 
neue  Ordination  —  denn  das  ist  mit  der  vorge- 
schriebenen Uebergabe  der  geistlichen  Insignien 
gemeint  —  wieder  übertragen  werden  muss, 
dies  um  so  sicherer,  als  die  Subdiakonen  und 
niederen  Kleriker  den  höheren  ganz  gleich  be- 
handelt werden,  die  gegentheilige  Ansicht  also 
konsequenter  Weise  die  Stelle  auch  als  Beweis 
für  den  unzerstörbaren  Charakter  des  Subdiakonats 
und  der  niederen  Weihen  anerkennen  muss,  ob- 
wohl die  Kirche  niemals  einen  solchen  ange- 
nommen hat,  Bd.  I.  S.  117. 

^  Im  Gegensatz  zu  den  älteren  Konzilien  wird 
dies  jetzt  mehrfach  bei  der  Androhung  der  Strafe 
ausgesprochen,  so  z.  B.  Clermont  I  c.  13  („in  per- 
petuum  dignitate  privabitur'^)  Orleans  Y  c.  4. 
11;  Clermont  II  c  4;  S.  Jean  de  Losne  c,  17 
(„episcopos  vero  seu  abbates,  qui  propriis  culpis 
notanter  damnati  sunt ....  nuUo  modo  ad  pro- 
prias  ecclesias  vel  onores  decrevimus  reverten- 
dos") ;  Toledo  YII  pr.  („omni  honoris  sui  gradu 
privetur,  ut  locum  eins,  in  quo  mlnlstraverat 
alter  continuo  perpetim  regendum  percipiat'*), 
namentlich  dann,  wenn  zugleich  noch  eine  Yer- 


sch&rfung  der  Strafe  verhängt  wird,  wie  z.  B.  die 
dauernde  Yerweisung  zur  Busse  in  ein  Kloster, 
Epson  c.  22  und  Agde  c.  50  cit.  S.  806  n.  4; 
Orleans  III  c.  7;  Toledo  lY  c.  29. 

Wenn  andererseits  einzelne  Konzilien  aus- 
drücklich die  Wiedererlangung  des  früheren  Am- 
tes gestatten,  so  Sevilla  II  619  c  3:  „Deseitorem 
autem  clerioum  (welcher  eigenmächtig  seine 
Kirche  verlässt),  dngnlo  honoris  atque  ordinis  sui 
exutum  aliquot  empöre  monasterlo  deligadconve- 
nitsicqueposteainministerium  eccleslasüd  ordi- 
nis revocari" ;  Braga  III  c.  1  (für  das  Nichtbenutzen 
von  Brod,  Wein  und  Wasser  bei  der  Messe)  „tarn- 
diu  a  sacrlficando  cessabit,  quamdlu  legitima 
poenitentiae  satisfactione  correptus  ad  gradus  sui 
officium  redeat,  quem  amisit") ;  Toledo  XI  c  9 : 
„sub  deilnitis  poenitentiae  legibus,  ut  yere  «imo- 
niacos  ab  eoclesia  separandos  esse  censemus, 
i.  e.  ut  duorum  annorum  spatio  exilio  religati  ei 
digna  satisfactionis  vel  excommunicationia  sen- 
tentia  coerciti  honoris  gradum,  quem  praemiis 
emerant,  lacrymis  conquirere  et  reparare  Inten- 
dant :  unde  si  digna  eos  satisfactio  poenitentiae 
commendaverit,  peracto  Indictae  poenitentiae 
tempore  non  tantum  communioni,  sed  et  loco  ei 
totius  ordinis  offldis,  a  quibus  separaü  fuerant, 
restaurandi  sunt";  Toledo  XYI  c  2  (für  nach- 
lässiges Einschreiten  gegen  heidnischen  Aber- 
glauben) „loci  sui  dignitate  privatns  anni  unioa 
spatio  erit  sub  poenitentia  constitutus  looo  suo 
in  postmodum  r^iturus,  seil.,  ut  in  eodem  tem- 
pore, quo  llle  a  loci  sui  propulsus  fuerit  offldo, 
speoialiter  a  principe  eligatur,  qui .  .  .  iudieibus 
sibimet  iuncüs . . .  sacrileglum  .  . .  omnimode 
exstirpent  et  ab  omni  populo  iram  domlni  ar- 
ceant'',  so  handelt  es  sich  hierbei  offenbar  im 
juristischen  Sinne  nur  um  eine  blosse  Suspension. 

Immerhin  entsteht  aber  die  Frage,  ob  für  die> 
jenigen  Fälle,  in  denen  die  Absetzung  schlecht- 
hin ohne  eine  nähere  Bestimmnngin  der  einen  oder 
anderen  Richtung  angedroht  ist,  mit  derselben 
ohne  Weiteres  der  definitive  Yerlust  der  Fähig- 
keit zum  Wiedereintritt  in  den  Klerikalstand 
und  zur  Bekleidung  von  Kirchenämtem  verbun- 
den war  oder  nicht.  Schon  im  Hinblick  auf  das 
frühere  Recht  wird  man  sich  für  das  erstere  ent- 
scheiden müssen,  und  das  um  so  mehr  als  das- 
selbe Yergehen  von  einzelnen  Konzilien  nur  mit 
der  Absetzung,  von  anderen  aber  zugleich  unter 
Yerhängung  des  dauernden  Ausschlusses  von 
Kirchenämtem  bedroht  wird,  s.  Orleans  III  c  8 
einerseits,  andererseits  Agde  o.  60. 

s  Früher  ist  eine  solche  Wiederaufnahme  aller- 
dings auch  nicht  absolut  ausgeschlossen  gewesen, 
S.  727  n.  4.  Während  sie  aber  in  der  älteren 
Zeit  nur  von  Fall  zu  Fall  gewährt  worden  ist, 
wird  sie  jetzt  generell  in  Aussicht  gestellt  und 
dadurch  erhält  die  Strafe  der  Absetzung,  wenn 
sie  in  dieser  Weise  angedroht  ist,  von  vornherein 
einen  milderen  Charakter  als  sonst  Immerhin 
bleibt  aber  der  Unterschied  von  der  blossen  Amts- 
entsetzung (s.  im  Text  unter  Nr.  2)  bestehen, 
dass  bei  dieser  der  Empfang  eines  neuen  Amtes 
ohne  weiteres  zulässig  erscheint 
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eine  Wiederaufnahme  in  den  Klerikalstand,  ja  sogar  auch  Rückkehr  zu  dem  früher 
besessenen  und  durch  die  Absetzung  veriorenen  Amte  zu^ 

In  dieser  Zeit  kommen  auch  besondere  Formen  fttr  die  Vollstreckung  der  ver- 
hängten Absetzung,  nämlich  Abnahme  der  Insignien  des  Ordo  ^,  Zerreissen  des  Ge- 
wandes ^  und  Kahlscheeren  des  Hauptes  ^  vor. 

2.  Die  Amtsentsetzung,  welche  nicht  die  Ausstossung  aus  dem 
Klerikalstand  zur  Folge  hat^,  und  bei  welcher  dem  betreffenden  Geistlichen 
auch  (s.  aucho.S.  729)  sein  Amtstitel  und  seine  Rangstellung  belassen  werden  konnte^, 

3.  die  Zurück  Versetzung  ein  es  Klerikers  auf  eine  niedrigere  Weihe- 
stufe', 

4.  die  Entziehung  des  kirchlichen  Amtseinkommens  (des  Stipen- 
dium) ^, 


Aach  hat  sich  seit  dem  6.  Jaluhundert  in  Yer- 
bindang  mit  der  Verurtheilaug  der  Kleriker  zur 
Bosse  eine  mildere  Auffassung,  welche  selbst 
bei  den  schwersten  Vergehen  von  der  Verhängung 
der  Deposition  Abstand  nehmen  wollte,  geltend 
gemacht.   S.  unten  $.  266. 

1  S.  808  n.  1. 

2  Toledo  IV  c.  28,  S.  807  n.  2. 

3  Gregor  Turon.  V.  18,  S.  800  n.  6 ;  Vita  Leo- 
dogarU  a.  678  c.  14,  Bouqnet  reeueil  2,  621: 
„Tunicam  consdderunt  a  capite";  dipl.  Theuderlci 
III  a  677,  mon.  Germ.  dipl.  1,  44:  (Bischof 
Chramlinus)  „fuit  conscissus^. 

4  oder  Yielleicht  auch  Decalvation,  vita  Leodo- 
gar.  a.  678  o.  14,  1.  c  (Bischof  Diddo):  „calvaria 
accepta  in  capite  expulsum  segregent  a  sancta 
commuuioue". 

5  Orleans  lU  o.  11  (Kleriker,  welche  ihr  Amt 
nicht  ausüben  wollen  und  darin  dem  Bischof  un- 
gehorsam sind) :  „inter  reliquos  canonicos  deri- 
cos,  ne  hae  licentia  alii  Titientur,  nullatenus  ha- 
beantur  neque  e  rebus  ecclesiasticis  cum  canonicls 
stlpendia  aut  mnnera  alia  percipiant",  kann  nichts 
anderes  als  das  Ausstreichen  aus  dem  Verzeiehniss 
der  Kleriker,  Bd.  II.  S.  51  n.  3,  also  die  Ent- 
ziehung des  Amtes  (und  der  damit  Terbundenen 
Einkünfte)  bedeuten.  (A.  M.  Ldning  2,  494, 
welcher  die  Stelle  auf  die  blosse  Suspension  be- 
zieht.) Femer  gehört  wohl  hierher  Olermont  I. 
c  2,  ein  Bischof,  welcher  durch  Wahlumtriebe 
auf  sein  Amt  befordert  ist,  ,,eocleBiae  oul  Indignus 
praeesse  cnplt,  commuoione  privabitur^. 

«  Das  ist  wohl  (s.  Agde  c.  1,  S.  729  n.  5)  Or- 
leans II  c.  9  (Priester ,  welcher  ohne  Erlaubniss 
mit  Weltleuten  lebt):  „ab  ofificii  communlone 
pellatur",  gemeint,  denn  die  Ausschliessung  Ton 
der  Gemeinschaft  des  Amtes  mit  den  Amtsbrü- 
dem  helsst  nichts  anderes  als  Entziehung  des 
Amtes,  aber  nicht  der  priesterlichen  Stellung  (so 
auch  im  wesentlichen  He  feie  2,  767  n.  2). 

Auch  dem  westgothischen  Recht  ist  diese  Schei- 
dung nicht  fremd.  Nach  Toledo  X  c  2  (Jeder 
Geistliche,  welcher  den  Treueid  gegen  den  König 
verletzt)  „propria  dignitate  priratus  et  loco  et 
honore  habeatur  exclusus,  eo  miserationis  obtentu 
tantummodo  servato,  ut  an  locum,  an  honorem, 
an  utraque  possideal^  concedendi  ins  licentiamque 
principalis  potestas   obtineat^,  der  Konig  kann 


also  aus  Gnade  die  volle  Absetzung  In  einen 
blossen  Verlust  des  locus  (des  Amtes)  verwan- 
deln, d.  h.  die  Beibehaltung  des  honor,  also  der 
klerikalen  Stellung,  gestatten.  Schon  auf  der  5. 
Synode  von  Toledo  636  war  ein  früher  ungerecht 
abgesetzter  Bischof  „gradui  tantum  (d.  h.  also  in 
seine  bischöfliche  Rangstellung,  den  Bischofsgrad, 
den  honor)  et  non  loco  (nicht  in  sein  Amt,  das 
Bisthum  war  inzwischen  wieder  besetzt  worden) 
restitutus'';  P.  Fidel  Fita  y  Colomtf,  Suple- 
mentos  al  condlio  nacional  Toledano  VI.  Madrid 
1881.  p.  10;  Dahn,  Könige  der  Germanen.  Bd. 
VL  2.  Aufl.  S.  616.  624.  Auch  die  X.  Synode 
von  Toledo  656  hat  dem  Erzbischof  Potamius  v. 
Braga,  welchen  sie  auf  seine  Selbstanzeige  wegen 
schwerer  Verbrechen  zur  ewigen  Busse  verur- 
theilte,  doch  aus  Milde  nicht  den  nomen  honoris, 
also  nicht  den  Titel  Erzbischof  aberkannt  und 
daher  das  Erzbisthum  nicht  neubesetzt,  sondern 
nur  die  Verwaltung  desselben  einem  anderen 
Bischof  übertragen,  Mansill,  40. 

7  Toledo  III  c.  ö  (Bischöfe,  Priester  und  Dia- 
konen, welche  den  ehelichen  Umgang  mit  ihren 
Frauen  nach  ihrer  Bekehrung  vom  Arianismus 
fortsetzen) :  „ut  lector  habeatur^. 

B  Narbonne  c.  10  (Kleriker,  welche  den  Bischof, 
welcher  sie  geweiht  hat,  verlassen  und  seinen  Be- 
fehlen nicht  gehorsam  sind) :  „non  solom  s  ti  - 
pe  n dl  o ,  sed  anno  uno  a  communlone  privetur^; 
c  11  (Priester  und  Diakonen,  welche  trotz  ihrer 
Unwissenheit  geweiht  sind  und  nicht  nachträg- 
lich das  Lesen  und  die  Verrichtung  ihrer  Amts- 
handlungen zu  erlernen  sich  bemühen) :  „a  s  ti- 
pendio  rejiciendum";  c  12  (Diakonen,  welche 
den  Altar  vor  Beendigung  der  Messe  verlassen! : 
„execrandos  et  stipendio  privandos*^;  c.  13 
(Subdiakonen,  welche  ihre  Verrichtungen  nicht 
erfüllen):  „verbiscorripiendos,  et si non emenda- 
verint,  a  stipendio  privandos";  Toledo  VI  c.  6 
(Kleriker,  welche  über  ihre  Prekarien  keine  Ur- 
kunden ausstellen  und  das  ihnen  überlassen e 
Kirchengut  schlecht  verwalten) :  „ipse  se  stipendio 
suo  videbitur  privare%  d.  h.  er  verliert  das  ihm  zum 
Stipendium  angewiesene  Grundstück.  Abgesehen 
von  dem  c  12  dt.  erwähnten  Falle  dauerte  die 
Entziehung  wahrscheinlich  auf  so  lange,  bis  die 
Renitenz  gebrochen  war,  wegen  des  Vergehens 
des  c  12  hatte  wohl  der  Bischof  die  Zeit  zu  be^ 
stimmen. 
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5.  die  Suspension,  für  die  Regel  wie  frflher  noch  als  totale ^  nnd  zwar  ent- 
weder von  der  Ansfibnng  aller  kirehliehen  Amtsreehte  allein  ^  oder  sowohl  von  der 
Aosübnng  dieser,  wie  aneh  engleioh  von  der  der  kirchliehen  Ifltgliedschaftsreehtel 
Insbesondere  kann  mit  der  wie  gegen  Laien  (8.  801),  so  anch  gegen  Oeistliohe  ange- 
drohten Exkommunikation  auf  kürzere  Zeit,  welche  jetzt  verhftltnissmässig  häufig  so- 
wohl in  den  fränkischen  ^,  wie  in  den  westgothischen  Konzilien  ^  vorkommt,  nichts 
anderes  gemeint  sein. 

Sowohl  die  eine  wie  die  andere  Art  der  Snspenmon  wird  auf  eine  in  sich  fest* 
oder  indirekt^  bestimmte  Zeit  oder  nach  dem  Ermessen  des  Bischofis^  oder  bis  zur 


1  S.734.  UeberdleBezeiolinang  der  Strafe  mit 
suspendi  s.  S.  731  n.  8. 

2  Orleans  lU  c  2  (S.  731  n.  8) ;  Orleans  V  c.  5 
(Kleriker,  welche  sich  von  einem  fremden  Bischof 
haben  weihen  lassen] :  „ab  honore  toI  oflldo  sns- 
ceptoinxta  arbitrinm  sulpontlfloissnspendantnr^; 
Glermont  11  c.  6 ;  Clermont  II  c.  3  (Bischof,  wel- 
cher fremde  Frauenspersonen  in  seinem  Hause 
hält):  „anno  nno  a  metropolitano  suspendatuT^*, 
Rheims  c.  25  (Bischöfe,  welche  nicht  rechtmässig 
gewählte  Kandidaten  eh  Bischöfen  weihen) :  „tri- 
ennio  ab  officio  administrationis  snaesedis  oessare 
decreyimns^  (wogegen  Clichy  c.  28  durch  Weg- 
lassnng  des  triennio  die  Strafe  in  Absetzung  ver- 
wandelt). Vgl.  anch  S.  808  n.  1.  In  ep.  loann.  II. 
ad  Caesar.  Arel.  v.  534,  Mansi  8,  809  betrefTend 
den  von  der  Synode  zn  Marseille  533  wegen 
Fleischesvergehen  blos  zur  Busse  vernrtheilten 
Bischof  Oontumellosus  v.  Rlez,  He  feie  2,152, 
ist  die  Anordnung  des  Papstes :  „ideo  praedictum 
ab  episcopatus  ordlne  nostra  suspendit  auotorl- 
tas^,  betreifend  die  Suspension  von  der  bischöf- 
lichen Stellung,  eine  mildere  Form  der  Bestrafung 
als  die  Absetzung  ( —  um  eine  solche  handelt  es 
sich  nicht,  so  irriger  Welse  Hefele  2,  154, 
welcher  aber  übersieht,  dass  der  Papst  nicht  die 
Neubesetzung  des  Bisthnms,  sondern  Bestellung 
eines  VlsiUtors,  Bd.  II.  S.  260.  251  befiehlt  — ), 
sie  soll  aber  den  Bischof,  wie  die  letztere,  fQr 
immer  von  der  Ausübung  des  Amtes  aus- 
schliessen. 

»  Orleans  I  c.  7  (Aebte,  Priester,  Kleriker, 
welche  ohne  Wissen  der  Bischöfe  bei  dem  Könige 
Beneflcien  nachsuchen):  „tamdiu  loci  sui  honore 
et  communlone  priventur,  donec  per  poenltentiam 
plenam  eius  satisfactionem  sacerdos  accipiat^; 
Orleans  III  e.  16,  S.  801  n.  3 ;  Orleans  III  c.  19, 
S.  731  n.  8;  Arles  Vc.4  (Priester,  der  unbefugt 
einen  Diakon  oder  Subdiakon  absetzt) :  „ille  anno 
integre  a  communlone  privatum  officium  implere 
penitus  non  praesumat^;  Orleans  V  c.  17  (S.  802 
n.  1). 

*  Tours  II  c.  19  (Priester,  welcher  sich  hin- 
sichtlich des  Verkehres  mit  seiner  Frau  nicht 
durch  andere  Kleriker  kontrolliren  lässt) :  „XXX 
dlebus  communlone  privetur,  donec  poenltentiam 
agat  et  sie  rcvertatur  ad  gratiam";  Arles  V  c.  7 
(Bischof,  der  wissentlich  einen  fremden  Kleriker 
weiht) :  „tribus  mensibus  communlone  privetur" ; 
Auxerre  c.  18  (Priester,  welcher  ausser  der  Oster- 
zeit  ohne  Noth  tauft)  „III  mensibus  a  c.  ecclesiae 
sequestratus  sit";  —  ein  Jahr^  setzen  fest 
Orleans  III  c.  6  (für  Kleriker,  welche  falsches 


Zeugniss  über  einen  Ordlnanden  geben) ;  Arlei 
V  c.  4  (s.  vor.  Anm.);  Auxerre  c  20J  (für  den 
Archipresbyter,  welcher  den  ehebrecherischen 
Verkehr  der  Geistlichen  der  höheren  Weihen  dem 
Bischof  nicht  anzeigt) ;  S.  Jean  de  Losne  c.  20 
(für  Aufiiahme  vagirender  Mönche);  —  zwei 
Jahre  Orleans  III  c.  8  (für  Meineid  des  Kleri- 
kers in  Prozesssaeheu) :  „biennii  tempore  excom- 
munloatione  plectatur*;  —  drei  Jahre  Orleans 
III  c.  4  (für  verbotenen  Umgang  der  Kleriker  mit 
Frauenzimmern);  dagegen  „usque  ad  synodmn 
ab  ecdesia  segregetur^  (für  Bischof,  welcher 
simonistisch  ordlnirt  und  für  den,  der  sieh  so  hat 
weihen  lassen)  Tours  III  c.  27. 

6  Auf  drei  Tage  Toledo  XI  c  1  (für  Störung 
der  Konzllsverbandlungen) ;  —  duarumheb- 
domadarum  excommunicationo  plectendi. 
ibid.  c  5  (für  Bisehöfe,  neben  der  Pflicht  zum 
Schadensersatz  bestimmt,  wenn  sie  das  Kirchen- 
gut beeinträchtigen) ;  —  auf  zwei  Monate, 
Toledo  XVI  c.  5.  7  (für  Bischöfe,  welche  die 
Ihnen  unterstellten  Kirchen  mit  Abgaben  be- 
schweren nnd  einem  Priester  mehrere  Kirchen 
übergeben,  c.  3  0.  X  qu.  3,  bez.  die  Synodal- 
beschlüsse nloht  rechtzeitig  und  gehörig  verkün- 
den, c  17  DiBi.  XVIII);  —  auf  drei  und  vier 
Monate,  Toledo  XI  c.  8,  c.  101  0.  I  qu.  1  (fSr 
Simonie) :  „si  presbyter  est,  trium  mensium  ex- 
oommunicatione  plectatur,  sl  diaoonus  qnatnor, 
subdiaoonus  vero  vel  dericns  bis  cupidltatllms 
serviens  et  competenti  verbere  et  deblta  exoom- 
munlcatione  plectendus";  —  auf  sechs  Monate, 
Toledo  XI  c.  3  (für  Bischöfe,  welche  von  der 
Gottesdienstordnung  der  erzblschöfllohen  Kirche 
abweichen);  —  auf  ein  Jahr,  Natbonne  c  10 
(hier  neben  der  Entziehung  des  Stipendiums  8.809 
n.  8);  Toledo  VUI  c.  11  (für  Bischöfe,  weldie 
sich  den  Mehrheitsbesdilüssen  auf  Konzilien  nicht 
fügen) ;  —  Toledo  X  c.  3  (c.  6  Dist.  LXXXIX  für 
Bischöfe,  welche  ihre  Verwandten  bei  Anstel- 
lungen in  kirchlichen  Aemtern  begünstigen); 
Toledo  XI  c  15  (für  Bischöfe,  welche  das  Konzil 
nicht  besuchen  und  ein  solches  nicht  Jährlich  ab- 
halten); Toledo  XII  c  2  (GeistUche,  welche  Per- 
sonen ohne  deren  Willen  unter  die  Büsser  auf- 
nehmen). 

6  Vgl.  S.  Anm.  2  u.  Anm.  4.  5. 

^  So  bis  zur  nächsten  Synode,  Anm.  4  a.  E. 

8  Orleans  V  c.  5  cit  (Anm.  2) ;  das  muss  auch 
für  Fälle,  wie  Toledo  XI  c.  8  (excommunlcatioDe 
deblta  Anm.  5)  gelten. 


§.  255.] 


Die  Strafgewalt.  Mer ovingische  Zeit  Strafen  gegen  Geistliche. 
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Besserung,  insbesondere  bis  zur  Ableistung  der  Torgeschriebenen  Busse  ^  verhängt 
und  es  galten  im  flbrigen  fttr  beide  Arten  die  schon  in  der  früheren  Zeit  entwickelten 
Normen'. 

Wie  bereits  schon  oben  8.  734  hervorgehoben  worden  ist,  findet  sich  erst  in  der 
hier  fraglichen  Periode  eine  partielle  Suspension  von  der  Ausübung  einzelner  Amts- 
rechte, am  häufigsten  von  dem  Rechte,  Messe  zu  lesen  3,  indessen  auch  von  anderen 
geistiichen,  namentlich  den  bischöflichen  Funktionen^,  und  in  Verbindung  damit  eben- 
falls von  einzelnen,  allen  Eirchengliedem  zustehenden  Rechten^. 

Offenbar  in  Nachbildung  der  in  praküsoher  Anwendung  verbliebenen,  beson- 
deren Strafe  für  Bischöfe  der  s.  g.  exconwnumoafio  ß'€Uerna^,  welche  sich  ihrem  Wesen 
nach  als  nichts  anderes  als  eine  partielle  Suspension  darstellt  ^,  wird  jetzt  auch  — 
freilich  vereinzelt  —  gegen  andere  Kleriker  eine  zeitweise  Suspension  vom  Verkehr 
mit  den  Amtsbrüdem  angedroht^.  Eine  solche  musste  nothwendiger  Weise  die  Sus- 
pension von  den  geistlichen  Verrichtungen  in  der  Kirche  und  von  der  Ausübung  der 
klerikalen  Vorrechte  (wie  der  Theilnahme  am  Gottesdienst  im  Chor)  nach  sich  ziehen, 
während  dem  Betroffenen  sowohl  die  passive  Beiwohnnng  des  Qottesdienstes  unter 
den  Laien,  sowie  der  Umgang  mit  diesen  unverwehrt  blieb,  also  eine  Suspension  von 
den  gewöhnlichen  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  dadurch  nicht  herbeigeführt 
wurde. 

Zu  diesen  blos  die  kirchliehe  Stellung  und  die  kirchlichen  Rechte  der  Geistlichen 
berührenden  Strafen  ®  treten  von  den  Strafen  kirchlichen  Charakters,  welche  ihrem 
Wesen  nach  zugleich  auf  Laien  anwendbar  sind,  folgende  hinzu: 


>  Vgl.  S.  736  n.  9  •.  B.,  wo  schon  bemerkt 
worden  ist,  dass  derartige  Yorscbriften  Euerst  in 
der  hier  fraglichen  Zeit  vorkommen.  Mitunter 
wird  auoh  für  die  Suspension  auf  festbestimmte 
Zeit  als  Yoranssetzung  der  Beseitigung  der  Strafe 
die  Leistung  von  Busse  vorgeschrieben,  Tours  II 
c.  19 :  „Presbyter  .  .  .  XXX  dlebus  eommunlone 
prlvetur,  doneo  poenitentiam  agat  et  sie  revertatur 
ad  gratiam" ;  Toledo  XI  c.  3  dt :  „sex  mensibus 
eommunlone  prlvatus  apnd  metropolltanum  snb 
poenltentiae  eensura  permaneat  conigendus,  qua- 
liter  apud  illum  et  praeteritae  transgresslonis 
culpam  lacrymis  dlluat  et  necessarlam  officlorum 
doctrlnam  stndiose  addiscat".  Ygl.aucb  S.  808n.  1. 

2  Dass  Jetzt  mit  der  Suspension  vom  Amte 
auch  die  Suspension  von  den  kirchlichen  Ein- 
kauften entgegen  Orleans  lU  c.  19  (S.  732  n.  2) 
verbunden  war,  so  Lönlng  2,  494  n.  3,  ergeben 
weder  das  von  ihm  in  Bezug  genommene  Orleans 
III  c.  11  (S.  809  n.  ö)  noch  Gregor.  Tut.  Y.  5: 
„Lampadlus(diaconus)  ab  honore  et  facultate  prl- 
vatur^,  denn  damit  wird  die  Absetzung  desselben 
bezeichnet.  Gegen  Lönlng  spricht  auch  die 
besonders  als  Strafe  vorkommende  Entziehung 
des  Stipendiums  auf  Zeit,  S.  809  n.  8. 

3  S.  734.  Zu  den  S.  736  angefflhiten  Stellen 
treten  noch  Braga  III.  c.  Ö  (Bischof,  welcher  sich 
mit  den  Reliquien  bei  Festen  herumtragen  lisst): 
„quamdiu  in  hoc  vltio  ftierit,  a  sacriflcando  cessa- 
bit" ;  Toledo  YII  c.  3  (Bischöfe,  welche  auf  Ein- 
ladung dem  Begrabniss  eines  verstorbenen  Amts- 
bruders nicht  beiwohnen) :  „annl  unius  tempore 
neo  faciendi  missam  nee  communlcandi  habeat 
omnino  licentiam",   wobei  abweichend  von  der 


Regel  auch  zugleich  eine  Suspension  vom  Empfang 
des  Abendmahls  angedroht  wird. 

*  Greg.  Turon.  YIIL  20:  „ürslcinus  Cadur- 
censis  episcopus  excommunioatur  (von  der  II. 
Synode  zu  Macon  685)  . .  .  aocepto  huiusmodl 
plaoito,  ut  poenitenciam  tribus  annls  agens  neque 
oapiUum  neque  barbam  tonderit,  vlno  et  earnlbus 
abstlneret,  mlssas  celebrare,  olerlcos  ordinäre 
aecleslasque  et  crisma  benedicere,  eulogias  dare 
paenltus  non  änderet;  utilitas  tamen  aeclesiae 
per  eins  ordinatlonem,  siout  soUta  erat,  omnino 
exerceretur".  Auf  die  Yerwaltung  des  Yermögens 
der  Kirche  und  die  äusseren  kirchlichen  An- 
gelegenheiten hat  sich  also  die  Suspension  nicht 
bezogen;  ep.  Agapeti  ad  Caesar,  v.  535,  Mansl 
8, 856 :  „episcopum  Contumeliosum  . .  suspensum 
Interim  volumus  ab  administratlone  patrimonii 
ecolesiastlci  et  cclebratione  missarum^ 

5  Anm.  3. 

0  S.  742,  wo  bereits  auch  zur  Klarstellung  des 
Wesens  dieser  Strafe  die  hier  fragliche  Periode 
mit  berQckslchtigt  werden  musste. 

7  S.  743. 

s  Macon  II.  686  c  1  (f Qr  die  üebertretung  der 
Gebote  wegen  der  Sonntagsholllgung) :  „si  cleri- 
eus  vel  monachus,  mensibus  sex  a  consortio  sus- 
pendetur  fratrum".  Wegen  der  Manche  vgl.  übri- 
gens noch  K  ob e r ,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.  47. 

9  So  weit  meine  Kenntnlss  der  Quellen  reicht, 
finden  sich  für  die  hier  in  Rede  stehende  Zelt 
keine  Zeugnisse  über  das  Yorkommen  der  S.  730 
erwähnten  Strafen  (Strafversetzung,  Entziehung 
der  Anciennltät  innerhalb  des  Ordo  und  der  de- 
finitiven Entziehung  einzelner  Amtsrechte). 
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6.  Die  Exkommunikation  oder  dergrosse  Kirchenbann.  In  der 
früheren  Periode  war  mit  der  Verhftngiing  der  grossen  Exkommunikation  zngleieh 
die  Deposition  und  die  Ausschliessung  vom  Klerikalstande  verbunden.  Während 
dieses  Resultat  mit  Nothwendigkeit  ans  dem  ursprflnglichen  Charakter  der  Exkom- 
munikation als  der  völligen  Abscheidung  von  der  Kirche  und  dem  dadurch  bewirkten 
definitiven  Verlust  der  Mitgliedschaft  in  derselben  folgte  S  hat  sich  aber  gerade  in  der 
hier  fraglichen  Zeit  eine  Entwicklung  geltend  gemacht,  bei  welcher  die  Exkommnni- 
kation  ihren  ursprflnglichen  Charakter  abzustreifen  beginnt^.  Mit  der  unbewnsst 
hervortretenden  Anschauung,  dass  die  Exkommunikation  blos  eine  Entziehung  der 
kirchlichen  Rechte  ohne  eine  Loslösung  des  Exkonmiunizirten  von  der  Eorche  hin- 
sichtlich seiner  Pflichten  bildet,  ist  das  Verbleiben  des  Gebannten  innerhalb  des  Kleri- 
kalstandes prinzipiell  nicht  unvereinbar,  ja  nicht  einmal  nothwendig^  Weise  durch  sie 
ein  definitiver  Verlust  des  Amtes  bedingt,  denn  wenngleich  dem  Exkommunizirten  die 
Möglichkeit  genonmien  ist,  das  letztere  auszuflben,  so  kann  doch  die  Exkommunika- 
tion far  die  Regel  wieder  beseitigt  werden,  und  es  erscheint  daher  nur  eine  Suspen- 
dirung  von  allen  Amtsrechten  auf  so  lange,  als  der  Geistliche  mit  der  Exkommuni- 
kation bestrickt  ist,  geboten. 

Die  Quellen  geben  selbstverständlich  über  die  angeregte  Frage  keine  direkte 
Auskunft,  die  unbewusst  waltende  Rechtsanschauung  ist  vielmehr  aus  den  positiven 
Bestimmungen  derselben  festzustellen.  Diese  sind  aber  dttrfidg  und  bieten  wenig  An- 
halt ftlr  sichere  und  feste  Schlflsse^. 


i  S.  739. 

2  S.  798. 

3  lu  einer  Anzahl  von  Stellen  wiid  der  Abset- 
zung und  dei  Exkomninnikation  neben  einander 
gedacht,  Elnsa  651  c  2:  ^^Si  quis  vero  episcopus, 
presbyter,  diaconus  secom  extraneam  mulieiem 
praeter  haa  personas,  quas  b.  synodua  in  solatio 
clerioonim  esse  constitnlt,  habere  forte  praesum- 
pserit  .  .  .  deposito  omni  sacerdotali  sacriflcio 
remotus  se  a  liminibns  s.  ecclesiae  vel  (d.  h.  et) 
ab  omni  catholioorum  conloquio  cathollconim 
suprascrlptae  synodi  ordlne  feriator^' :  Toledo  XI, 
c.  ö :  „et  honoris  proprii  gradum  amittat  et  sub 
exilii  relegatione  perpetuam  excommunicatlonis 
sententiam  perferat,  qui  tarnen  circa  flnem  vitae 
communionis  remedlo  adinvandus  est'';  Toledo 
XYI  c.  9 :  „a  conyentu  catholicoram  excommunl- 
cationis  sententia  repellatur,  honore  simnl  et  loco 
depulsus'^  was  selbstverständlich  nicht  als  Be- 
weis dafür  betrachtet  werden  kann,  dass  die  Ex- 
kommunikation die  Deposition  nicht  in  sich  ge- 
schlossen habe,  s.  auch  o.  S.  739  n.  5. 

Wenn  andererseits  nach  Orleans  III  c.  7: 
„Olerici  vero  qui  cum  uxores  non  haberent,  bene- 
dictione  suscepta  coniugia  credlderint  eligenda, 
qui  volentes  absque  uUa  reclamatione  in  aetate 
legitima  fuerint  ordinati,  cum  ipsis  mulieribus 
quas  acceperint,  excommunicatione  percellantur, 
quod  si  invitus  vel  reclamans  fuerit  ordinatus, 
ab  officio  quidem  deponatur,  sed  non  a  commu- 
nione  pellatur*',  der  trotz  seines  Widerspruchs 
geweihte  Kleriker,  welcher  nach  seiner  Weihe 
eine  Ehe  eingeht,  nur  abgesetzt,  aber  derjenige, 
welcher  mit  seiner  Zustimmung  ordlnirt  ist,  im 
gleichen  Fall  exkommuniclrt  werden  soll,  so 
musB  diese  Strafe  eine  härtere  sein  und  densel- 


ben auch  von  dem  geistlichen  Amt  ausschliessen. 
Dann  erscheint  es  aber  als  das  Wahrscheinlichste, 
namentlich  im  Hinblick  auf  den  früheren 
Rechtszustand,  dass  nicht  eine  blos  immerwäh- 
rende Suspension  vom  Amte,  sondern  die  Ab- 
setzung gemeint  ist. 

Ebensowenig  läset  sich  etwas  Sicheres  aus 
einer  Stelle,  welche  anscheinend  das  Yerhältniss 
zwischen  der  Exkommunikation  und  der  Abset- 
zung berührt,  nämlich  aus  Rheims  624  o.  625 
c.  21  entnehmen :  „Si  quis  episcopus  res  quae  üb 
alia  ecclesia  praesentialiter  possidentur,  quocum- 
que  ingenio  aut  callida  cupiditate  pervaserit  aat 
sine  audientia  praesumpserlt  usurpare  ac  suis  vel 
ecclesiae  suae  ditionibus  revocare,  dum  com- 
munione  privari  non  potest,  ut necator pau- 
perum  ab  officio  deponatur".  Hefele  3,  76 
übersetzt :  „so  soll  er,  da  er  nicht  exkommuoicirt 
werden  kann,  abgesetzt  werden'^.  Rechtlich  ist 
die  Exkommunikation  eines  Bischofs  niemals  un- 
zulässig gewesen,  und  auf  eine  faktische  Unmög- 
lichkeit (z.  B.  darauf,  dass  er  den  besonderen 
Schutz  der  weltlichen  Gewalt  geniesst  oder  kein 
Gericht  über  ihn  gehalten  werden  kann),  läset 
sich  die  Stelle  ebensowenig  beziehen,  da  diesel- 
ben Hinderungsgründe  auch  für  die  Deposition 
in  Betracht  kommen  würden.  Berücksichtig 
man  nun,  dass  die  Synode  v.  Clichy  v.  625, 
welche  die  Kanonen  der  citirten  Rheimser  wieder- 
holt, an  Stelle  der  gesperrt  gedruckten  Worte  die 
Lesart :  „diucommunioneprivatur  et"  hat,  so  kann 
nur  eine  Textverderbniss  angenommen  werden, 
und  bei  der  unbedenklichen  Veränderung  des 
,,privatur"  in  „privetur''  würde  dem  Bischof  die 
Absetzung  und  die  Exkommunikation,  also  aucK 
die  Auschliessung  >on  der  Laienkommunion  äuge* 
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Jedenfalls  wird  man  von  vornherein  annehmen  können,  dass^  da  die  nenere 
Anschaunng  über  den  Charakter  der  Exkommunikation  in  jener  Zeit  noch  nicht  zn 
sicherer  und  v<^er  Herrschaft  gelangt  ist,  mindestens  in  denjenigen  Fällen,  in  wel- 
chen die  Exkommunikation  als  immerwährende  angedroht  war  ^  oder  dieselbe  fär  ein 
Verhalten  festgesetet  ist^  dessen  Wirkungen  nicht  rückgängig  gemacht  werden  kön- 
nen ^  oder  in  Verbindung  mit  einer  die  Verwaltung  des  Amtes  unmöglich  machenden 
Strafe  vorkommt^,  der  Verlust  des  Amtes  durch  dieselbe  herbeigeführt  worden  ist. 
Denn  von  dem  erwähnten  Standpunkt  aus  hätte  in  allen  diesen  Fällen  entweder  eine 
dauernde  Suspension  des  Geistlichen  von  allen  seinen  Amtsfunktionen  oder  doch  eine 
Suspension,  deren  Ende  gar  nicht  abzusehen  gewesen  wäre,  eintreten  müssen,  und  es 
würde  fflr  die  interimistische  Verwaltung  derartiger  auf  lange  Zeit  verwaister  Stellen 
besonderer  Rechtsnormen  bedurft  haben.«  Da  sich  solche  aber  in  den  Konzilien  der 
hier  fraglichen  Zeit  nicht  finden,  so  bietet  sich  als  einfachste  Lösung  die  dar,  dass  es 
in  den  gedachten  Beziehungen  bei  dem  älteren  Recht  verblieben  ist^,  und  dass  Ex- 
kommunikationen der  erwähnten  Art  noch  immer,  wie  firüher  jede  grosse  Exkommuni- 
kation, sowohl  die  Deposition  ^  als  auch  die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande 
nach  sich  gezogen  haben. 

Zweifellos  ist  dagegen,  dass  die  sich  als  Suspensionen  von  allen  Amts-  und  Mit- 
gliedschaftsrechten darstellenden  Exkommunikationen  auf  kürzere  Zeiten  ^  das  Recht 
auf  das  Amt  und  die  Zugehörigkeit  zum  Klerikalstande  nicht  berührt  haben. 

In  denjenigen  Fällen,  in  denen  die  Exkommunäation  schlechthin  angedroht  war, 
konnte  endlich  wohl  der  kirchliche  Obere  oder  dasDisciplinargericht  nähere  Bestim- 
mungen in  Betreff  des  Einflusses  der  Exkommunikation  auf  die  Beibehaltung  oder 
den  Verlust  des  Amtes  treffen^,  sofern  nicht  etwa  durch  die  Art  des  Vergehens  der 

droht  seiu.   Daf&r  spricht,  dasB  nach  den  übrigen  >  So  Lyon  I  517  c.  6.  (für  denjenigen  welcher 

fränkischen  KonziUen,  Clermont  U  c.  15 ;  Orle-  sich   auf   ein  nicht  erledigtes  Bisthum  weihen 

ans  y  c.  15.  16;  Tonrs  II  c.  24.  25;  Mscon  I  lisst  nnd  diejenigen,  welche  ihn  ordintrt  haben); 

c.  4  deijenige ,  welcher  das  Klrehengnt  beein-  andere  Stellen,  welche  eine  derartige  Exkommo- 

trachtigt,  gleiehyiel  ob  Laie  oder  Geistlicher  als  kation  allgemein,  nicht  speciell  für  Geistliche, 

necator  panperum  (das  ist  die  stehende  Beiolch-  aber  ohne  dass  letztere  ansgesohlossen  wären, 

nnng)  mit  der  Exkoramnnikation  bestraft  wird  androhen,  S.  798  n.  6. 

(Arles  V  c  6  nnd  Chalons  c  6  kann  sogar  die  3  wie  z.  B.  die  Eheschliessung  der  Kleriker, 

Anordnung  der  Strafe  des  necator    panperam  Orleans  III  c.  7,  S.  812  n.  3. 

^lechthin  nichU  anderes  bedenten),  nnd  dass  ,  g                 ^    ,^^^^^  ^^^  Exkommunikation 

Paris  614  c  9  anf  das  gleiche  Vergehen  die  Ans-  ^^  ^^^  g^^^  ^^^  E^^l  angedroht  wird,  Braga 

sehlieMong  Ton  der  oommniüo  fntem«  nnd  ron  ttt  .  ß                                                   >        o 

der  ktrokUeheii  Oemelnachaft  «It  Stnfe  feaUetxt.  4  ^  j^a 

Andererselt.  Mgebai»  elBzelne  Stellen  mit  «b-  »  ^^„^  "^  j^l^^^  XVI  ^  5  ,  ,  ,„^  b,,„^„, 

wUter  SlokOThelt,   d«H  »It  der  Exkommunl-  ^           ^^^^^  menslum  »p.tUs  se  noverit  ex- 

k«tlon  die  Abeeteang  nicht  Terbunden  geweMn  ^„„„„l,,tio„e  mnlctari,   Ita  nempe,   nt  post- 

seln  kmn.  Meild.  666  c  7  bedroht  die  Snfta-  ,^  excommunlctlo;!»  interdlcto  ad  ordlni. 

S!1Ik'*k^IS'  ■'«»«^•"»^»»»'Ai.frortenn.gdes  J^    „„.earerit  locum    cuncta,    hulus    canonis 

EBbl.«hofc  znm  Konzil  kommen,  mit  de»  Ex-  ,.„,«„„„     .  .  ^„^^«1  Implere«,  so  klingt  hier 

kommanikatio.     nsqne  »4 Jempni  .uperfntnrl  ^,     Auffassung  durch,   däss  auch  durch 

T  «"*1:L  •"  «*^a"  *^  i*^.!Ü'-  *TJ!n""  «»ne  zeltwel«.  Exkommunlkitlon,   die  Suspen- 

nlcatlo  ftatema    8.  742  gemeint  1«»,  «S»***  *«  „o„,  die  Stelle  vorübergehend  rerloren  geht 

folgende  —  nnd  ordnet  weiter  an :  ^Ui«  excom-  '                               **          .  ,   ^       iT  ^ 

munloationls  agat  tempus,  nbi  cum  hisqni  piae-  "  Gleichviel,   ob  diese  in  sich  fest  bestimmt 

sentes  fnerint  elegerit  metropoUtanns.  Oella  Yero  "^^^^  ^^^  ^^  ^^  ^er  Art  ihrer  Androhung  er- 

etresadenmpertinentes,quousqneillesnbpoeni-  «ioht,  dass  »le  nurfür  kürzere  Zeiträume  wirken 

tentia  ftierit,  instantia  et  sollidtudlne  regantur  »ollen,  S.  810  n.  4. 

metropolitanl . . .   Dum  ergo  ad  suam  redlerit  cel-  7  Namentlich    war    durch    Ausdr&cke,     wie 

lam,  rem  in  statu  inveniet  quae  ecclesiae  sane  est  .,pront  cansa  patnerit"  oder  „prout  ratio  permi- 

debiU' ;  denn  hier  ist  Ton  einer  Rflekkehr  des  serit^,  so  Merida  666  c.  10.  12  des  Näheren  auf 

Bischofs  in  sein  Bisthnm  die  Rede.  das  Ermessen  des  Gerichts  hingewiesen. 
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I.  Die  Hierari^ue  und  die  Leitung  der  Kirche  dnreh  dieselbe. 


8.255. 


VerloBt  des  Amtes  oder  wenigstens  der  danemde  Aosselüass  tob  der  Verwattong  be- 
dingt war^ 

Von  ebenso  untergeordneter  Bedeutung  für  die  Kleriker  sind  von  den  fmier  fftr 
die  Laien  vorkommenden  Strafen^: 

7.  die  Ausschliessung  vom  Abendmahl,  welche  theils  anf  bestimmte 
Zeit^  theils  bis  zur  Besserung^,  theils  bis  zur  Todesstande 5  angedroht  wird,  und 

8.  die  einmalige  Ansschliessang  vom  Abendmahl  zn  Ostern^ 

9.  Zn  den  gedachten  Strafen  tritt  femer  in  dieser  Zeit  die  vorher  nicht,  min- 
destens nicht  sicher  nachweisbare  Strafe^  der  öffentlichen  Bfige^,  welche  sum 
Theil  allein  vor  Verh&ngung  einer  anderen  als  mildeste  Strafe^,  theils  aber  auch  in 
Verbindung  mit  anderen,  so  mit  der  Ansschliessang  von  der  Mflchöflichen  €remdn- 
Schaft  (der  excommanicatio  fratema)  ^^^  der  grossen  Ezkommonikation^S  der  Bw^enk- 
sion^2  und  der  Entsiehnng  des  Stipendiams^^  vorkommt 

10.  Die  körperliche  Zttchtigang,  eine  Strafe,  welche  der  froheren  Periode 
allerdings  nicht  unbekannt  gewesen  ist,  welche  aber  bei  den  geringen  Sparen  der 


*  wie  z.  B.  bei  der  durch  Orleans  I  c  30  Tor- 
hergeiehenen  Amsehhesrang  der  Kleriker, 
welche  Wahrsagerei  betreiben,  aas  der  Kirche. 

Für  das  7.  Jahrhundert,  insbesondere  für  die 
westgothisehen  Konzilien  darf  man  in  Folge  des 
Sprachgebrauches,  nach  -wdchem  excommuni- 
catio  nunmehr  auch  von  blos  vorübergehender 
Suspension  der  Laien  und  Qelstlichen  von  ihren 
allgemeinen  kirohllchen  und  Amtsrechten  ge- 
braucht wird,  S.  802,  810,  annehmen,  dass,  falls 
die  Exkommunikation  mit  der  Amtsentoetzung 
verbunden  sein  soll,  dies  zur  Vermeidung  jedes 
Zweifels  ausdrücklich  festgesetzt  worden  ist,  s.  S. 
812  n.  3  und  Merida  666  c.  15. 

2  S.802. 

3  Toledo  XII  c.  5  für  Priester,  welche  bei  der 
Messe  nicht  selbst  kommunidien :  „ab  ipsa  qua 
se  indeoenter  privavit  gratia  commnnionls,  anno 
mno  repulsnm  se  neverit^.  Toledo  XYII  c.  3 
(Niohtabhaltung  der  Fussabwmschung  am  grünen 
Donnerstage) :  ^^si  qnis  saoerdotum  hoc  nostrum 
distulerit  adimplere  decretum  duorum  mensium 
spatiis  sese  noverit  a  s.  communionis  perceptione 
frustratum''. 

*  Toledo  XI  c.  4  in  Betreff  von  Bischöfen  und 
Priestern,  welche  miteinander  in  Streit  leben: 
„ut  antequam  eos  reconciliatLo  vera  innectat, 
nullus  eorum  accedere  ad  altare  domini  audeat 
vel  gratiam  communionis  sanctae  percipiat,  sed 
geminato  tempore  per  poenitentiam  compensa- 
bunt  quo  dlscordiae  servierunt  Quod  si  unus 
eorum  alio  contemnente  ad  satisfactionem  cu- 
currerit,  ex  eo  tempore  ut  paciflcus  intra  eccle- 
siam  recipiatur,  ex  quo  ad  concordiam  festinasse 
convindtur". 

Nicht  hierher  gebort  Toledo  XllI  c.  3:  „ut 
quicumque  deinceps  pro  percipienda  sacerdotil 
dlgnitate  quodlibet  praemium  fuerit  deteotus 
obtullsse,  ex  eodem  tempore  se  noverit  anathe- 
matis  opprobrio  condemnatum  atque  a  perceptione 
Christi  corporis  et  sanguinis  aliennm,  quo  illum 
eonstat  hoc  exeerabile  Ghrlsto  perpetrasse  flagi- 
tiam",  denn  neben  dem  Anathema  s.  S.  800,  ist 
der  kleine  Bann  ausgeschlossen,  und  die  Stelle 


hebt  nur  eine  der  Hauptwirkungen  der  grossen 
ßxkommunikiation  besonders  hervor,  s.  übrigens 
auch  0.  S.  701  n.  15. 

5  Toledo  XVII  c  4  (Geistliche,  welche  heilige 
Gerithe  In  ihrem  eigenen  Notcen  verweBdea, 
neben  Absetzung  und  Infamie) :  „a  s.  communio- 
nis perceptione  excepto  In  sapremo  temporis 
oann,  omnlbos  diebns  vltae  snae  maneat  eUe- 
nuB"",  ibid.  c.  5,  S.  802  n.  8  (neben  Abeetziwg 
und  Gefangnissstrafe). 

0  Verletzung  der  litnrglsehen  Vonckriften 
über  das  Singen  des  Hallelnjah,  insbesoudere 
während  der  Osterzelt  durch  die  Kleriker:  „oidi- 
nis  flui  offldo  carere  eogatur  et  communione  «!«•- 
dem  pasohae  privetoz"«  Im  Gegensats  sn  an- 
deren Strafandrohungen  wird  ihm  hier  die  be- 
lassene eommnnle  lalealis  (S.  807  n.  2)  ffir  das 
eiete  OsterCeet  beschtankt.  S.  Toledo  IV  e.  11. 

^  S.  737  n.  1. 

s  Die  lateinischen  Bezeichnungen  e.  in  d^ 
folgenden  Anmerkungen. 

»  Orleans  I  c.  6  (äechof  bei  nicht  gereckiar 
Vertheilung  der  kirchliohen  Einkünfte) :  „pub- 
lice a  oomprovinoiaUbns  eplscopus  confuiidatvi. 
Quodsl  nee  sub  tali  se  confusione  oorrexerit,  de- 
nee  emendet  errorem,  conunnnione  fratmm  ha» 
beatnr  indignus''.    Narbonne  c.  13,  S.  809  n.  & 

10  Lyon  I  c.  4  (Uebergriff  in  ein  fkemdes  Ma- 
thum)  „non  solum  se  in  oondllo  redargnendvB, 
verum  etiam  communione  firatrum  futurum  ae- 
verit  aliennm^. 

U  Toledo  VUI  c.  11 1.  f.  (Bischöfe,  velelie  aic^ 
den  MehiheitsbesehULssen  nicht  fügen):  ^^ 
eorum  coetu  cum  dedeoere  conf  udonia  absoedaat 
et  excommunicationls  annuae  sententiam  peffe- 
runt^;  Elusa  c.  4  (Angehen  der  weltlichen  Oe- 
riehte) :  „exeommunieaüone  omnlnm  ac  deteatati- 
one  dignus  habeatur". 

AS  Narbonne  c  3  (Wohnen  der  G^atUeken  an 
den  Strassen):  „repellendum  ab  officio  et  exe- 
erandum'',  s.  auch  Toledo  XI.  c.  1  1.  f.,  8.  810 
n.  6:  „et  cum  omni  oonfeesionia  dedeoi»re  ab- 
stractns  a  communi  coetu  secedat^. 

«3  Narbonne  c.  12,  S.  809  n.  8. 
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Ueberliefenuig^  keine  grosse  praktische' Bedeatang  gehabt  haben  kann,  findet  sieh 
jetzt  TerhAltBissmässig  Öfter  ^  fOr  jüngere  ELleriker^  und  fflr  Kleriker  der  niederen 
Weihegrade ^  angedroht.  Aber  weder  die  im  Anschluss  an  die  h.  Schrift^  durch  eine 
alte  Mönchsregel  ^^  festgestellte  Maximalzahl  von  39  Hieben,  welcher  auch  von  einzel- 
nen Konzilien  gedacht  wird  ^^  hat  allgemeine  Anerkennung  erlangt  ^  noch  hat  man 
im  Frankenreich  ^  oderimWes^othenreich^o  streng  daran  festgehalten»  dass  die  höhe- 
ren Kleriker  mit  der  erwfthnten  Strafe  verschont  werden  mOssten  '^ 

Ausser  der  körperlichen  Zflchtignng,  welcher  schon  der  Charakter  einer  welt- 
lichen Strafe  nicht  ganz  abgesprochen  werden  kann,  konmit  als  Strafe  dieser  Art  im 
Oegensala  zum  älteren  Rechte  (S.  737.  738)  ferner 

tl.  die  Freiheitsstrafe  in  der  Gestalt  der  Verweisung  in  ein  Kloster, 
welche  sowohl  in  der  westgothischen  Kirche  ^2,  wie  auch  in  der  fränkischen  ^^  und  bur- 
gnndischen  ^^  flblieh  gewesen,  vor.  Während  nhet  in  den  beiden  letzteren  mit  derselben 
wohl  fast  immer  ein  Zwang  zur  Ableistung  der  Busse  verbunden  gewesen  ist^^,  kennt 
clas  westgothische  Rechtanscheinendaueh  eine  Gefimgnissstrafe  ^^^^  welche  durchZwangs- 


1  S.  737. 

2  Vgl.  hierzu  K  o  b  e  r  in  der  T&biager  theoL 
Qu&rtaUohrift.  67.  Jahrg.  187Ö.  S.  94. 

8  inniores  derlei,  Epton  517  o.  15  (Theil- 
nähme  «d  Outmählern  der  Ketzer) :  „T^ulabunt" ; 
Arles  y  554  c.  6  (Yersohleehtening  der  über- 
wiesenen KirchengC^tei) :  „dlsoiplina  coni- 
gatur";  Macon  I  c.  8  (c.  6  C.  XI  qu.  1  für  An- 
klagen beim  welUicheu  Gericht) :  „si  iunior  fnerit, 
uno  minna  de  ZL  ictua  aociplat^ 

*  Baldelnschliesalich  der  SubdiakQ- 
nen,  Tours  II  c.  17  (für  Nichtbegleitung  des 
Archipresbyter:  ^uttigetor^);  Toledo  XI  c.  8 
(Simonie,  S.  810  n.  5 ;  Toledo  XVI  c.  3  (Sodomie) : 
„centenis  verberibus  eorrepti^ ;  bald  unteiAus- 
schluss  derselben,  Agde  506  o.  41  (c.  9 
Dist.  XXXY),  Wiederholung  Ton  Yannes  465 
c  13,  S.  737  n.  2);  Narbonne  c  12  (Ablegen  der 
liturgisohen  Kleider  Tor  Beendigung  der  Messe^ : 
„districtlone  certissima  eondemnandos" ;  c.  13 
(Yeznaehlässigung  des  Kirehendienstee) :  „flagris 
ooereendos'';  Meiida  c.  17  (Schmihen  des  Ter- 
storbenen  Bischofs) :  „quinquagenis  flageUis  fe- 
riantur'' ;  c  18  (Kleriker,  welche  aus  den  Kixchen- 
knechten  geweiht  sind  und  Ihre  Schuldigkeit 
nicht  thun) :  „correptione  disclplinae  feriantur**. 

B  Y.  Mos.  XXY.  2.  3;  II,  Cor.  XI.  24. 

6  Regula  Aurelian.  c.  41 :  „Pro  qualibet  culpa  si 
necesse  fueiit  flagelli  accipere  disciplinam,  nun- 
quam  legitimus  excedatur  numerus,  1.  e.  XXXIX^ 

f  Macon  I  c  8  cit,  Anm.  3. 

8  S.  die  anderweit  bestimmten  Zahlen  in  den 
▼orhin  angeführten  Toletanischen  Konzilien. 

9  Gregor.  Turin.  lY.  36 :  „diaconus,  quem  saepe 
pro  facinus  adulterii  . . .  non  solum  a  commu- 
nione  removerat  (Nicetius  ▼.  Trier),  sed  etiam 
saepius  caedipraeceperat'';  ibid.  YI1I.22:  „multi 
derlei  .  .  .  giaTiter  caesi"  (wo  nach  dem  Zu- 
sammenhang nicht  blos  niedere  Kleriker  gemeint 
sind). 

^  Braga  m  675  e.  6  (c  8  Dist  XLY) :  „pres- 
byteros,  abbates  sire  levitas  exoepto  grayioiibus  et 
mortalibus  culpis,  nuUis  debent  yerberibus  sub- 


iacere",  gestattet  stillschweigend  bei  schwereren 
Yergehen  (also  in  DebereinstlmmuDg  mit  der 
im  Frankenreich  theilweise  geübten  Praxis,  s. 
vor.  Anm.)  die  GeistUchen  der  höheren  Weihe- 
grade der  gedachten  Strafe  zu  unterwerfen,  was 
sich  aus  der  ausgedehnten  Anwendung  derselben, 
selbst  gegen  Freie  und  Adlige  nach  dem  west- 
gothischen Recht,  Dahn,  westgoth.  Studien 
S.  186,  und  aus  der  Yerquickung  von  Staat  und 
Kirche  bei  den  Westgothen,  zur  Genüge  erklärt. 

1^  Dagegen  allerdings  Gregor  L  ep.  53  (c  7 
Dist.  XLY)  u.  XU.  29,  ed.  Ben.  2,  604. 1199. 

Die  eigenhindige  Yolltiehung  durch  den 
Bischof  verbietet  Nov.  128  eil ;  —  Gregor.  Tur. 
Y.  49,  wo  der  eigenhändigen  Prügelung  Jüngerer 
Geistliehen  seitens  eines  Priesters  gedacht  wird, 
handelt  von  Uebergriifen  desselben,  nicht  von 
der  Strafvollstreckung. 

«  Agde  ?  c.  50,  S.  806  n.  4;  Narbonne  589 
c.  11  (S.  809  n.  7);  Sevilla  II  c.  3.  S.  808  n.  1. 

18  Orleans  III  c  7  (c  10  Dist.  LXXXI). 

M  Epson  517,  c.  22,  S.  806  n.  4. 

^  S.  den  folgenden  J.  Ob  in  dem  Fall  des  ab- 
gesetzten Bischofs  Saffarleus  von  Paris,  s.  die 
Pariser  Synode  V.  551,  Man  si  9,  739:  „placere 
nobis,  quod  eum  in  monasterium  duxerunt''  und 
des  Priesters  Rlculf,  Gregor.  Turon.  Y.  49 :  „cum 
eonailio  provinciaUum  eum  in  monasterio  remo- 
veri  praecipio^,  steht  allerdings  dahin.  Nicht 
damit  zu  verwechseln  ist  die  im  FrankenrelGb 
gegen  Bischöfe  wegen  weltlicher  Yergehen  vom 
König  verhängte  Strafe  der  Einsperrung,  vgl. 
L  önlng  2,  522  und  unten  S*  260. 

>«  Toledo  XI  c.  6  «  c  30  C.  XXm  qu.  8  (Geist- 
liche, welche  die  Blutgerichtsbarkeit  ausüben 
neben  der  Absetiung  und  Exkommunikation) : 
„sub  perpetuo  damnationis  teneatur  religatus  er- 
gastulo^;  Toledo  XYI  c  9,  nach  welchem  der 
hochvenätherische  Erzbisohof  Slsbert  von  Toledo, 
welcher  zur  Absetzung,  Exkommunikation  und 
Yermögenskonflskation  vemrtheilt  wird,  auch) : 
„perpetut  exilii  ergastulo  maneat  relegatus";  To- 
ledo XVII  c.  5,  S.  802  n.  8. 


816 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


tS.256. 


arbeit  verBchftrft  war  und  nicht  in  den  Klöstern,  sondern  in  eigenen  Anstalten  ver- 
bflsst  wurde  ^ ;  der  westgothischen  Kirche  sind  dagegen  allein  eigenäiflmlich  von  wei- 
teren in  diese  Kategorie  gehörigen  Strafen  : 

12.  die  Infamie', 

13.  die  Yermögenskonfiskation^  und 

14.  die  Verbannung^. 


§.256.    c.  Die  Busse  [Zwangshusse,  öffentliche  und  private  Busse). 

I.  Die  ZwangsbuBse.    Im  Verlauf  des  6.  Jahrhunderts  tritt  gleiehzeüag  in  der 
römischen^  in  der  frftnkischen^^  und  in  der  westgothischen  Kirche^  die  An- 


1  Darauf  Usst  wenigstens  die  Bezeicknung : 
„  ergastulum '^  schliessen.  Wegen  der  Zwangs- 
arbeit wurde  wohl  in  diesen  FUlen  keine  he- 
sondeze  Busse  auferlegt.  Dafür  spricht  auch, 
dass  der  Erzbischof  Potamius  v.  Braga,  Toledo  X 
656,  Mansi  11,  40:  „per  IX  menses  sponte  de- 
seruisse  regimen  ecdesiae  suae  et  ergastulo  quo- 
dam  pro  admisso  flagitio  acturus  poenitentiam  se 
conclusisse  edixit".  Die  Verbindung  von  erga- 
stulum  und  Exil  ergiebt,  dass  die  betreffenden 
Zwangsanstalten  in  entfernteren  Provinzen  des 
Reichs  gelegen  waren. 

«  Toledo  XIII  c.  7  (für  Bisehofe,  welche  aus 
Hass  und  Leidenschaft  den  Gottesdienst  ein- 
stellen lassen  und  sich  nicht  der  Busse  beim 
Metropoliten  unterwerfen  wollen,  neben  der  Ab- 
setzung): „ignobilitati  perpetuae  mancipatus^; 
Toledo  XVU  c.  4  (fOr  Bischöfe,  welche  die  hei- 
ligen Gefasse  und  den  Kirchenschmuck  für  sich 
rerwenden  undyerkaufen,  neben  Absetzung  und 
Ausschluss  vom  Abendmahl) :  „perenni  Infamie 
denotatus^ 

3  Toledo  VI  c.  4  (f  Qr  simoniatische  Ertheilung 
und  Erlangung  der  Weihen  neben  der  Excom- 
munikation) ;  Toledo  XVI  c.  9  (gegen  den  Erz- 
bischof von  Toledo  wegen  Hochvenathes  neben 
Exkommunikation  und  Absetzung  verhängt). 

^  Braga  III  c.  6  (Bischöfe,  welche  gegen  höhere 
Geistliche  wegen  leichter  Vergehen  die  Prügel- 
strafe vollstrecken  lassen j:  „excommunicationis 
pariter  et  exilii  seutentiam  substlnebit^;  Toledo 
XI  c  5  (Bischöfe,  welche  vertrauten  Umgang  mit 
Töchtern  der  Magnaten  unterhalten  neben  der 
Absetzung):  „sub  exilii  religatione  perpetuam 
excommunicationis  sententiam  perferat^ ;  Toledo 
XVI  c.  3  (Sodomie  der  Geistlichen  der  höheren 
Welhegrade  bis  zum  Diakon  neben  Absetzung) : 
„perpetui  exilii  manebit  damnatione  percnlsus'', 
8.  femer  Saragossa  691  c.  5  i.  f.,  Toledo  XVI  c.  9 
und  Toledo  XVU  o.  5,  welche  sich  sowohl  auf 
Laien,  wie  auf  Geistliche  beziehen.    S.  804  n.  4. 

Beiläufig  wird  der  Strafe  des  Exils  auch  Nar- 
bonne  689  o.  11  (S.  809  n.  8),  Sevilla  619  c.  1 
und  Toledo  XI  c.  7  i.  f.  gedacht. 

6  c.  13  (Pelag.  Ö68— 568  J.  ed.  IL  n.  95)  Dist 
LV,  betr.  einen  Priester,  welcher  einem  Diakon 
ein  Auge  ausgeschlagen  hatte :  ;,bene  tamen  fra- 
temitas  tua  fecit  ab  officio  eum  presbiterii  re- 
movere.  Hoc  tamen  soUicitudinis  tuae  sit,  ut 
locum  etiam  poenitenciae  constitnas  et  In  aliquo 
eum  monasterio  retrudas,  lalca  sibi  tantum  com- 


munione  concessa^;  eiusd.  ep.  J.  n.  993,  betr.  den 
schismatischen  Bischof  Paulinus  v.  Fossombione, 
Arch.  f.  alt.  deutseh.  Gesch.  5, 645 :  „Magis  satem 
hoc  apostolice  oenaura  sedis  agimus,  ut  concesie 
sibi  poenitentie  beneflcUs  non  ftaudetor  .  . . 
Quem  tamen  nos  cum  gravi  obiurgatione  per  dia- 
conos  hinc  confestim  exire  et  ad  monasterimn  in 
quo  relegatus  fuerat,  properare  precepimus,  atio- 
quin  sciret,  se  ferro  vinctum  atque  navi  inposl- 
tum  ad  predictum  locum  penitentie  reportari :  qni 
absolute  se  ambulatumm  esse  promisit^. 

Zahlreiche  Beispiele  bieten  die  Briefe  Gregonl. 
ep.  1. 18;  ed.  Ben.  2,  502:  „Marcellum  (offenbar 
ein  abgesetzter  Bischof)  ....  in  monasterio  a 
Adriani  in  poenitentiam  deputatum":  ebenftUi 
Bischöfe  betr.  U.  6. 48;  L  c.  p.  572. 612;  VU. 41. 
p.  823,  andere  Kleriker  IV.  27.  p.  707;  V.  3. 4. 
7.  p.  729.  730.  753;  IX.  63.  p.  979  (hier  die 
Ausdrücke :  „in  poenitentiam  dare,  depntare,  red- 
igere«). 

«  Synode  v.  Marseille  v.  533,  H e  f  el  e  2, 7Ö2: 
^Pro  qua  re  (d.  h.  multa  turpia  et  inbonesta), 
propter  disciplinam  catholieae  religionis,  utile 
ao  salubre  omnibus  visum  est,  ut  anpradietiu 
Gontumeliosus  (B.  v.  Rlez)  in  Gasensi  monasterio 
ad  agendam  poenitentiam  vel  ad  explanda  ei 
quae  commiserat,  mitteretnr;  quam  rem  stadie 
poenitendi  et  ipse  libenter  amplexus  eet" ;  Tonn 
II  567  c.  2  (Bischöfe,  welche  sich  in  ihren  Strei- 
tigkeiten dem  Spruch  der  gew&hlten  Schieds- 
richter nicht  fügen) :  „cum  ad  synodum  voaerit 
non  solum  reatum  coram  coepiscopis  se  cognosest 
incurrere,  reum  etiam  congruae  poenitentiae  ia- 
telligat  vindictam  subire^. 

7  Toledo  IV  c.  29:  „Si  episcopus  quis  aat 
presbyter  sive  diaconus  vel  quilibet  ex  ordine 
clericorum  magos  aut  aruspices  aut  ariolos  ant 
certe  augures  vel  sortilegos  vel  eos,  qui  proflteo- 
tur  artem  aliquam  aut  aliquos  eorumsimiliaexer- 
centes  consulere  fuerit  deprehensus,  ab  honoie 
dignl tatis suae depositus,  monaBterlipoenam 
excipiat  ibique  perpetuae  poenitentiae  deditas 
scelus  admissum  sacrilegii  luat'';  Toledo  Tu 
pr.  u.  c.  1  för  Hochverrath  der  Kleriker  ansssr 
der  Absetzung,  s.  S.  808  n.  1 :  „sub  poenlteiitia 
constitutus,  si  .  .  .  usque  in  diem  mortis  suae 
rectissime  poenituerit,  in  solo  tantum  flne  cooi- 
munio  ei  praestanda  esf^;  Toledo  VIU  c.  3  fiki 
simonistischen  Erwerb  der  Bischofsweihe:  Ex- 
kommunikation, Absetzung  „et  in  monasterio  sol» 
perenni  poenitentia  religetur^;  ibid.  e.  5  (fot 
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Behauung  hervor,  dass  die  Busse,  d.  h.  die  Verrichtung  solcher  Busswerke,  wie  sie 
bisher  bei  der  öffentlichen  Busse  flbemommen  wurden,  erzwungen  werden  könne 
und  dürfe. 

Die  Busse  wird  als  Strafe  verhängt  und  als  solche  in  den  Konzilien  angedroht; 
vor  allem  gegen  Geistliche  jedes  Grades,  die  Bischöfe  mit  eingeschlossen  ^  Sie  kommt 
indessen  auch  gegen  Laien  ^,  wenngleich  nicht  in  der  ausgedehnten  Anwendung,  wie 
gegen  die  Geistlichen  vor  ^.  Für  die  Regel  erscheint  sie  als  Nebenstrafe  neben  einer 
anderen,  so  bei  Geistlichen  neben  der  Absetzung^  oder  der  Absetzung  und  Exkom- 
munikation, femer  neben  der  letzteren  ^  oder  neben  der  Ausschliessung  vom  Abend- 
mahl <',  endlich  neben  der  Suspension^,  bei  den  Laien  neben  der  Exkommunikation^ 
oder  neben  der  Ausschliessung  vom  Abendmahl  ^.  Ihrer  Dauer  nach  ist  sie  entweder 
eine  lebenslängliche*^,  —  und  dies  gewöhnlich  neben  der  Absetzung  und  auch  neben 
der  Exkommunikation**  —  oder  sie  wurde  von  vornherein  auf  bestimmte  Zeit*^ 


die  Geistlichen,  welche  nnerlauhten  Umgang  mit 
Frauen  pflegen) :  ,,8i  omnlmodo  coeroeri  neqni- 
Terint,  nsqne  ad  exitum  vitae  snae  monast^iis 
deputati  poenltentlae  dlsdpUnis  maneant  omnino 
snbiecti'',  o.  6  (Sabdlakonen,  die  nach  der  Weihe 
eine  Ehe  eingehen):  „enint  snh  poenitentiae 
onerihus  nsqne  ad  extremnm  vitae  monasteriis 
religandi",  c.  7  (diejenigen,  welche  aus  Furcht 
oder  Zwang  sich  haben  weihen  lassen  und  dann 
zur  Ehe  und  zum  weltlichen  Leben  zurückkeh- 
ren) :  ,,omni  ecclesiastici  ordine  dlgnitate  prlra- 
tus  vere  ut  apostata  a  s.  eoclesiae  liminibus  et 
societate  fldelium  habeatur  prorsus  exclusus, 
monasterii  claustris  donec  ad^ixerit  sub  poeni- 
tentia  retrudendus". 

*  S.  die  Torangehenden  Anmerkungen. 

2  Gregor  I  ep.  III 27  p.  643 :  ^t  si  in  veitra 
cognitione  cuiusquam  eam(Bonifacium  virum  cla- 
risslmum)  fadnorosi  cilminis  reum  esse  patuerit, 
tunc  eum  ex  nostra  auctoritate  non  solum  domi- 
nici  corporis  et  sanguinis  communione  privatus 
Sit,  Yorum  etiam  in  monasterium,  ubi  poeniten- 
tiam  agere  debeat  retrudatur,  ut  criminis  sui 
maculas  coBvenienti  Taleat  apud  aetemum  iudi- 
cem  lamentatione  purgare'^ ;  ep.  IX  65  p.  982  (c. 
10  C.  XXVI  qu.  6j :  „Contra  idolorum  quoque 
cultores  et  aruspicea  atque  sacrilegos  . .  .  pasto- 
rali  hortamur  invigüare  custodia . . .  Quos  tamen 
sl  emendare  se  a  talibus  atque  corrigere  noUe  re- 
pereris  . . .  te  Tolumus . . .,  st  quidem  servl  sunt, 
▼erberibus  cruciatibusque,  quibus  ad  emendati- 
onem  perrenire  yaleant,  castigare.  Sl  vero  sunt 
Uberi  inclusione  digna  districtaque  sunt  In  poe- 
nitentiam  dirigendi,  ut .  *  .  cruciatus  saltem  cor- 
poris 608  ad  desideratam  mentis  Taleat  reducere 
Sanitätern'' ;  Toledo  YI  c  7 :  „ut  si  quis  inge- 
nuorum  utriusque  sexus  sub  nomine  poeniten- 
tiae in  habitu  religioso  sunt  conyersati,  post  haec 
autem  comam  nutrientes  vel  vestimenta  saecu- 
laria  sumentes  ad  id  quod  reliquerant,  redierunt 
aut  redierint,  ab  episoopo  civitatis,  in  cuius  terri- 
terio  sunt  couTorsi,  comprehensl,  rursus  legibus 
poenitentiae  in  monasteriis  subdantur  inviti, 
quod  si  hoc  facere  propter  aliquem  potestatis 
vigorem  difflcile  fuerit,  tunc  sicut  priscorum 
canonum  statuerunt  decreta  (vgL  Toledo  III 
c.  11}  Toledo  IV  c.  64,  s.  auch  Tours  I  c  8; 
Vannes  c.  3),   quonsque  ad  dimissum  ordinem 

H  i  n  8  e  hi  HS,  Kirchenreoht  IV. 


revertantur,  excommunicati  habeantur''.  Nach 
Rheims 6240.626  g.7u.  Clichy625  c.9(derinda8 
Asyl  der  Kirche  Geflüchtete) :  „non  prius  egredl- 
endl  accipiat  libertatem,  quam  poenitentlam  se 
pro  scelere  esse  facturum  promittat  et  quod  ipsi 
canoniceimponetur  impleturum'',  wird  die  Pflicht 
zur  Bussleistung  dadurch  erzwungen,  dass  der 
Geflüchtete  nicht  vor  Ablegung  eines  darauf  ge- 
richteten Versprechens  aus  der  Kirche  heraus- 
gelassen wird.  Vgl.  auch  Gregor  Tur.  IX.  41 
(hier  allerdings  mit  Bezug  auf  Nonnen):  „ut 
qui  in  talibus  excessibus  videntnr  depraehendi, 
non  solum  excommunicatione(m)  Terom  etiam 
paenitentlae  8atisfaooione(m)  debeant  ooerceri''. 

,'  S.  die  Torangehenden  Anmerkungen  auf 
S.  816  und  die  folgenden. 

*  S.  816  n.  4.  6.  7. 

»  S.  816  n.  7  u.  Gregor  I  ep.  II  48  p.  612; 
V.  7.  p.  733  (c.  10  Dist.  L). 

^  Gregor  I  ep.  III.  43.  p.  655  (betr.  einen 
Kleriker,  welcher  die  Tochter  eines  Diakons 
stuprirt  hat):  „ut  aut  quam  stuprayit  uxorem 
habeat  aut  si  renuendum  putaverit,  districtius 
ac  corporaliter  castigatus  excommunicatusque, 
(s.  0.  S.  714  n.  7)  in  monasterium,  ubi  poeni- 
tentlam peragat,  retrudatur,  de  quo  ei  nulla  sit 
egrediendl  sine  nostra  praeceptione  licentia", 
hier  tritt  also  auch  noch  die  Prügelstrafe  hinzu. 

''  S.  unten  Anm.  12. 

8  Toledo  VII  pr.  u.  c.  1  (Hochverrath). 

0  Gregor  I  ep.  IIL  27.   S.  Anm.  2. 

«0  Gregor  I  ep.  XII.  31  p.  1202  (betreflfend 
einen  abgesetzten  Bischof) :  „atque  dominici  cor- 
poris ao  sanguinis  communione  privatum  in 
monasterium  eum  osque  ad  diem  obitus  sul  ad 
agendam  curet  poenitentlam  retrndendum,  qua- 
tenns  perpetrati  sceleris  maculas  dignis  discat 
fletibus  emendare,  quas  magis  in  interitn  animae 
suae  nequiter  augere  desidorat^ ;  vgl.  ferner  To- 
ledo IV  c.  29;  Toledo  VII  pr.  u.  c.  1 ;  Toledo 
VIII  c.  3.  5.  7,  8.  816  n.  7. 

11  S.  die  vorher  citiirten  Stellen  u.  Toledo  IV 
0.  45 :  „Clerici  qui  in  quacumque  seditione  arma 
volentes  sumpserint  aut  sumpserunt,  reperti 
amisso  ordinis  sui  gradu  in  monasterium 
poenitentiae  contrudantur". 

«  Gregor  I  ep.  XIII.  46  p.  1261 :  „Episcopi  vero 
qui  eum  ordinäre  praesumpserunt  vel  perversae 
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festgesetzt^  oder  auch  bis  zu  erfolgter  Besserung^  oder  bis  zur  Aufhebung  durch  den 
kirohliehen  Oberen  ^^  sowie  schlechthJA  ohne  jede  u&here  Bestimmung  über  ihre 
Dauer  verhängt  ^^  in  welchem  Falle  selbstverständlich  der  kirchliche  Obere  Aber  die 
letztere  zu  befinden  hatte. 

Aber  auch  ak  alldnige  Strafe  findet  sich  die  Busse  angedroht^  und  bildet,  da 
sie  dann  niemals  eine  lebenslängliche,  sondern  stets  vorübergehende  ist,  eine  mildere 
Strafe  als  die  Absetzung,  als  die  Exkommunikation  ^  und  auch  als  einzelne  Strafen 
weltlichen  Charakters,  wie  z.  B.  die  Infamie  '^,  ja  in  einem  Falle  erscheint  sie  sogar 
als  Kompensation  Ar  den  wegen  Insolvenz  nicht  zu  b^leichenden  Schadensersatz^. 

Zur  Ablmstung  der  Busse  wird  der  Schuldige  nach  dem  Gebrauche  der  römischen 
Kirche  und  nach  den  Anordnungen  der  westgothischen  Konzilien  in  ein  Kloster^  oder 


ipsius  ordinationi  praebuere  consensnm,  ildem, 
ootomunione  prirati,  sex  mensibus  ad  agendam 
poenitentiam  in  monaaterio  depntentux'',  womit 
Yon  gelbst  eine  Suspension  -von  der  Ausübung 
des  Amtes  yerbunden  sein  musste.  Eine  solche 
schreiben  die  Konzilien  mehrfach  ausdrücklich 
vor,  Orleans  III  c.  2  (der  Bischof,  welcher  einen 
wegen  Verletzung  des  CÖlibats  abgesetzten 
Geistlichen  wissentlich  wieder  anstellt):  „ad 
agendam  poenitentiam  tribus  mensibus  slt 
a  suo  officio  sequestratus" ;  Narbonne  c.  8  (Kle- 
riker, welche  das  Kirchengut  beeinträchtigen) : 
„duobus  jaceat  sub  poenitentia  annis  et  dum  de- 
fleverit  factum  re^ertatur  ad  officium";  Toledo 
XI  c.  9  u.  Toledo  XVI  c.  2,  S.  808  n.  1  j  wenn- 
gleich freilich  nicht  immer,  so  Tours  II  c.  19 
(Erzpriester,  welche  nicht  auf  die  Innehaltong 
des  Cdlibats  seitens  der  ihnen  untergeordneten 
Geistlichen  sehen) :  ;,ab  episcopo  suo  in  ciidtate 
retrudantur  in  cellam  ibiquemense  integio 
panem  cum  aqua  manducent  6t  poenitentiam 
agant  pro  sibi  credito  clero''.  Toledo  XI  c  3, 
S.  811  n.  1 ;  Toledo  XDI  c.  11  (Priester,  welche 
flüchtige  Geistliche  aufnehmen):  „ipse  solus 
apud  eum  anno  integre  sub  poenitentiae  cen- 
sura  deputatus  tenebitur,  cuius  fngitivum  susce- 
pisse  monstratur^;  Narbonne  c.  5  (Geistliche, 
welche  Verschwörungen  gegen  den  Bischof  an- 
zetteln) :  „sub  poenitentiae  nomine  vltarecedente 
i.  e.  anno  uno  in  mouasterio^;  Merida  c.  17 
(Schmähungen  gegen  den  verstorbenen  Bischof) : 
„si  presbyter  fuerit,  tribus  mensibus  ab  episcopo 
suo  sub  poenitentia  maneat;  si  dlaconus,  V;  si 
subdlaconus  aut  clerlcus  aut  quilibet  religiosus 
de  maiori  gradu novem^. 

Aber  auch  neben  der  Absetzung  kommt  eine 
blos  auf  Zelt  bestimmte  Busse  vor,  Toledo  IV 
c.  46 :  „Si  quis  clericus  in  demoliendis  sepulcris 
fuerit  deprehensus  ....  oportet  canonibus  In 
tali  scelere  proditum  a  clericatus  ordine  submo- 
veri  et  poenitentiae  triennio  deputarl''. 

1  Mitunter  ist  auch  die  Zeit  indirekt  bestimmt, 
Merida  c.  7,  S.  812  n.  3;  Toledo  XI  c.  4,  S.  814 
n.  4  oder  ihre  nähere  Festsetzung  dem  Bischof 
überlassen,  Toledo  IV  c.  43  (unzüchtige  Kleri- 
ker): „pro  tempore  religatis  ad  poenitentiam^; 
Toledo  VI  c.  12  (Landesverrath) :  „excommuni- 
catus  et  retrusus  longinquloris  poenitentiae  legi- 
bus subdatur'' ;  Tours  II  c.  2 :  „congruae  poeniten- 
tiae vindicta^ 


2  Gregor  I  ep.  V.  3  p.  729  (c  10  §.  2.  Dlst. 
L);BragaIIIc.  1,  S.  808  n.  1. 

8  Gregor  I  ep.  HI  41.  43,  S.  817  n.  6. 

*  Gregor  1. 18;  11.6.48;  IV.  27;  IX.  63clt.; 
Toledo  597  c.  1  (unzüchtige  Priester  und  Dia- 
konen): „ut  uHlmus  a  quo  est  gradu  deiectus  deo 
amplius  non  ministret,  sed  sacerdotis  sui  eleo- 
tlone  slt  tali  claustro  conceptus,  ut  ceteroe  soo 
exemplo  corrigat  et  Ille  ex  poenitentia  revl- 
Ylscat«. 

6  S.  die  S.  817  n.  12  angeführten  Stellen;  To- 
ledo VII  c.  3  (Priester  und  Kleriker,  welche 
nicht  für  die  Exequien  ihres  Bischofs  sorgen): 
„totius  annl  spatio  ad  poenitentiam  in  monaste- 
rlis  deputentur";  Braga  III  c.  4  (Priester  und 
Kleriker,  welche  nicht  Jeden  Verdacht  bei  dem 
Verkehr  mit  den  bei  ihnen  wohnenden  Frauen 
vermeiden):  „sex  mensibus  se  noverit  poeniten- 
tiae legibus  subiacere^ 

«  Vgl.  S.816  n.  6  u.  S.817  n.  10,  freUich  wird 
sie  in  Toledo  VIII  o.  5.  6  blos  allein  angedroht, 
aber  bei  ünkeuschheit  verstand  sich  die  Abset- 
zung von  selbst. 

Eine  faktische  Suspension  von  der  Ausübung 
der  Amtsrechte  musste  mit  ihr  stets  dann  ver- 
bunden sein,  wenn  der  Schuldige  zur  Leistung 
der  Busse  in  ein  Kloster  oder  sonst  an  einen  be- 
stimmten Ort,  an  welchem  er  nicht  im  Stande 
war,  sein  Amt  auszuüben,  verwiesen  wurde.  S. 
die  Cltate  S.  817  n.  6  ff.  Nothwendig  war  dle^ 
aber  nicht  immer,  s.  Orleans  III  o.  7 :  „Episcopus 
autem  qui  Invitum  aut  reclamantem  praesump- 
serit  ordinäre  annuali  poenitentiae  subditus 
mlssas  facere  non  praesumat",  hier  wird  also 
blos  eine  Suspension  vom  Messelesen,  nicht  aber 
von  den  anderen  Amtsfunktionen  ausgesprochen. 

^  Toledo  XIII  c  7.  S.  816  n.  2  droht  diese 
Strafe  und  die  Absetzung  erst  für  den  Fall  an, 
„si  eum  antea  verae  poenitudlnls  coram  metropoU- 
tano  satlsfactlo  non  purgaverit^. 

8  Bisch5fe,  welche  das  Kirchengat  geschädigt 
haben,  sollen,  wenn  sie  keinen  Schadensersatz 
leisten  können,  der  Busse  unterworfen  werden, 
Toledo  XI  c.  5 :  „si  in  X  solidorum  summam  prae- 
sumptor  esse  convincltur,  XX  dlerum  poeniten- 
tiae satlsfactlone  purgetur,  Ita  ut  sive  mlnoris 
sive  maloris  summae  excessum  peregerit,  gemi- 
nata  hoc  semper  satlsfactlone  poenitentiae  re' 
compenset". 

0  Vgl.  die  vorher  dtlrten  Stellen,  welche  in 
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an  eine  andere  geeignete  OertUohkeit  verwiesen^,  während  die  fränkischen  Konzilien 
zwar  einer  EinschlieBsnng  zur  Basse  selten  erwähnen^,  aber  die  blos  die  erstere  als 
Strafe  festsetzenden  Vorschriften  wohl  znm  Theil  in  demselben  Sinne  aufzufassen  sind  ^. 

Während  seiner  Basszeit  wurde  derPoenitent  zur  Leistung  von  Busswerken,  also 
zum  Beten,  Fasten^  und  zu  anderen  Easteiungen^  angehalten,  welche  anscheinend 
fdr  den  einzelnen  Fall  gleich  bei  der  Yerurtheilung  näher  bestimmt  wurden  ^. 

In  seiner  Rechtsstellung  unterschied  sich  ein  solcher  Bttsser  wesentlich  von  dem- 
jenigen, welcher  die  öffentliche  Busse  übernommen  hatte.  Der  letztere  unterlag  stets 
der  Exkommunikation^  und  leistete  die  Busse,  um  sich  von  dieser  zu  befreien.  Mit 
der  zwangsweise  als  Strafe  auferlegten  Busse  war  aber  die  Exkonmiunikation  an  sich 
nicht  verbunden^,  und  daher  behielt  der  Bttsser,  je  nachdem  das  von  ihm  begangene 
Vergehen  nicht  mit  anderen  Strafen  bedroht  oder  die  Busse  blos  Nebenstrafe  war 
(S.  817),  bald  seine  vollen  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechte,  bald  war  er  nur  vom 
Empfang  des  Abendmahls  ausgeschlossen*,  bald  auch  der  grossen  Exkommunikation 


der  Mehrzahl  der  Yerw^nng  in  ein  solches  er- 
wähnen. 

Nach  Gregor  I.  ep.  I.  44  p.  638  (c.  4  C.  XVI. 
qu.  6)  sollen  für  gefallene  Geistliche  solehe  arme 
Klöster,  in  denen  die  DiseipUn  korrekt  gehand- 
habt wird,  ausgewählt,  der  Unterhalt  der  Süsser 
aher  ans  deren  Vermögen  bestritten  werden  („si 
vero  parentes  habent,  res  eomm  legitimlsparentl- 
bns  dentur,  Ita  tarnen,  ut  eomm  stipendiam  qni  in 
poenitentiam  dati  fnerint,  snffloienter  debeat 
procnrari").  Für  Vermögenslose  finden  sich  keine 
Bestimmungen,  und  ep.  I.  18  p.  602  weist  der 
Papst  seinen  Verwalter  in  Sizilien  an,  einem  zur 
Busse  in  ein  Kloster  verwiesenen  Bischof,  wel- 
chen dasselbe  Noth  leiden  liess,  eine  ausreichende 
annona,  also  Unterhalt  aus  kirchlichen  Mitteln, 
zu  gewähren.  Diewestgothisehenundftänkischen 
Konzilien  ergeben  in  den  gedachten  Beziehun- 
gen nichts. 

^  So  wird  der  oella  des  Bischofs  oder  £rz- 
bischofii,  Tours  II  c.  19,  S.  817  n.  12;  Merida 
c  7,  S.812  n.  3,  oder  auch  blos  der  Bussleistung 
beim  Metropoliten  erwähnt,  T<dedo  XI  c.  3, 
S.  811  n.  1. 

3  Wie  z.  B.  Tours  II  c.  19. 

s  So  wohl  Macon  I  c  8  TZiehen  eines  Klerikers 
Tor  das  weltliche  Gerichtj:  „sin  .  .  honoratior 
(dericus)  XXX  dierom  oondusione  mulctetur^ 
(c.  6  C.  XI.  qu.  1);  zweifeUos  Orleans  III  c  7 
(c  10  Dist  LXXXI):  „De  adnlteriis  autem  ho- 
noratomm  clericorum  id  obseryandum  est,  ut  si 
quls  adulterasse  aut  confessus  fnerit  Tel  convic- 
tus,  depositus  ab  officio,  communione  concessa, 
in  monastario  toto  vltae  suae  tempore  retrudatur^. 
Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

4  Des  t'astens  wird  ausdrücklich  gedacht 
Tours  II  c  19  und  Macon  I  c.  6 :  „XXX  dierum 
inclusione  detentus  aqua  tantum  et  modico  pane 
diebus  Singulis  sustentetur^. 

^  Dass  es  sich  dabei  im  wesentlichen  um  die- 
selben Abtödtungen,  wie  bei  der  öfTentlichen 
Busse  handelte,  liegt  auf  der  Hand,  und  die 
wiederholte  Aeusserung  in  den  Quellen :  »legi- 
bus  poenitenüae  subdi'',  Toledo  VI  c  7.  c.  2  eit. ; 
Braga  III  c.  14  cit.  kann  nur  auf  die  für  die 
öffentlichen  Bflsser  entwickelten  Regeln  hindeu- 


ten, da  sich  für  die  hier  fragliche  Busse  keine 
besonderen  Normen  entwickelt  haben. 

^  Das  zeigt  Toledo  XI  c.  7  (welches  sich  gegen 
die  Grausamkeiten  der  Bischöfe  bei  Ausübung 
der  Strafgerichtsbarkeit,  insbesondere  gegen  die 
Auferlegung  harter,  den  Tod  herbeiführender 
Bussen  richtet):  ^quotiescumque  quilibetexsub- 
ditis  oorrigendus  est,  aut  publica  a  sacerdote  de- 
bet  discipUna  curari  aut  si  aliter  rectoribus 
placet  duorum  yel  trium  fratrum  spiritualium 
testimonio  peouliarlter  adhibito  et  modus  crimi- 
nis agnoscatur  et  modus  poenitentiae  irro- 
getur;  ita  tamen,  ut  si  exUlo  vel  retrusione  dig- 
num  eum  esse  qui  deliquit,  iudicium  peculiare 
decroTorit,  modus  poenitentiae,  quem  co- 
ram  tribus  fratribus  sacerdos  transgressori  in- 
dixerit,  special!  debeat  eins,  qul  sententiam 
protulit,  manus  propxiae  subscriptione  notari 
sicque  flet,  ut  nee  transgressozes  sine  testimonio 
exddia  vltae  suae  incurrant  nee  reotores  accusa- 
tos  se  de  quorumlibet  interemptionibus  erubes- 
cant".  Uebrigens  lässt  auch  Toledo  XVI  c.  4, 
welches  des  Selbstmordsversuches  der  „pro  sui 
purgatione  sceleris  sub  poenitentiae  satisfaetione 
custodiae  mancipatio  erwähnt,  auf  eine  grausame 
Handhabung  der  Disciplin  schliessen. 

"^  S.  716  abgesehen  Ton  denjenigen,  welche 
ohne  jede  Verurtheilung  freiwillig  die  öffentliche 
Busse  übernommen  hatten,  s.  S.  724. 

8  S.  die  Oitate  S.  817.  818.  Daher  kann  auch 
Toledo  XVI  c.  4  cit.  für  den  Selbstmordsversuch 
des  Poenitenten  Exkommunikation  auf  kurze 
Zeit  androhen,  S.  802  n.  2. 

9  Eine  dahin  gehende  Anordnung  findet  sich 
meistens  in  den  Briefen  Gregors  I,  s.  die  Gitate  auf 
S.  816. 817.  Deshalb  konnte  sich  in  dieser  Bezie- 
hung auch  die  Stellung  des  Poenitenten  während 
der  Busszeit  ändern,  Gregor  I.  ep.  V.  7  p.  733 
(betr.  einen  abgesetzten  I^ester,  welcher  trotz- 
dem Messe  gelesen) :  „eum  sacri  corporis  et  san- 
guinis domlni  partidpatione  privatum  in  poeni- 
tentiam redigat,  ita  ut  usque  ad  diem  obitus  sui 
in  eadem  excommunlcatione  permaneie  et  viati- 
cum  tantummodo  exitus  sui  tempore  percipiat. 
Sin  autem  eum  fraternitaa  tua  tidem  poeniten- 
tiam agere  oognoverit,  ut  ei  iuste  ad  redpiendam 
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unterworfen  K 

Ebensowenig  wurde  durch  die  hier  fragliche  BuBse  die  rechtliche  Stellung  der 
Geistlichen  an  sich  berührt.  Soweit  nicht  durch  die  Verweisung  an  einen  bestimmten 
Ort  eine  faktische  Suspension  von  den  Amtsfunktionen  herbeigeführt  wurde*  oder 
eine  solche  ausdrücklich  ausgesprochen  war  3,  konnte  der  büssende  Geistliche  sein 
Amt  ausüben^  und  nach  geleisteter  Busse  und  nach  Beendigung  der  etwa  auf  Zeit 
gegen  ihn  verhängten  Suspension  ^  sein  Amt  wieder  übernehmen  ^. 

Aus  den  vorstehenden  Darlegungen  ist  ersichtlich,  dass  es  sich  bei  dieser  Art 
der  Busse  und  den  mit  ihr  verbundenen  Bussübungen  lediglich  um  eine  Strafe  han- 
delt, ja  um  eine  solche,  welche  in  den  meisten  Fällen  den  Charakter  der  Vindikativ- 
strafe^,  nicht  einmal  den  der  Censur  an  sich  trägt  ^.    Von  den  übrigen,  mit  einzelnen 


inter  laicos  communionem  et  ante  exitum  debeat 
misereri,  hoc  in  taae  fratemitatis  ponlmus  po- 
testate". 

1  S.  816  n.  7. 

2  S.  818  n.  6. 
8  S.  817  n.  12. 

*  S.  818  n.  6  a.  E. 

5  Anders  allerdings  bei  der  gleichzeitig  ver- 
hängten Absetzung. 

6  S.  die  S.  817  n.  12  u.  S.  818  n.  5  cWrten 
Stellen.  Orleans  I  521  c.  21  gestattet  dem  Prie- 
ster und  Diakon,  „qnl  pro  suo  reatu  se  ab  altaris 
communione  sab  poenltentis  professione  submo- 
verit'^,  im  Nothfall  auf  Verlangen  za  taufen. 

Toledo  XIII  c.  10  bestimmt  aus  Anlass  der 
Anfrage  eines  Bischofs,  welcher  freiwillig  in 
Folge  einer  Krankheit  die  Busse  übernommen 
hatte: 

„Qnicnmque  pontiflcum  vel  sacerdotum  dein- 
ceps  per  manus  Impositlonem  poenitentiae  donum 
exceperlnt  nee  se  mortalium  criminum  professi- 
one notaverint,  teuerem  retentandi  regiminis  non 
omittant,  sed  per  metropolitanum  reconclliatione 
poenttenüam  more  suscepta,  sollta  expleant  or- 
dlnls  sui  offlcia  vel  cetera  mysteriorum  sibi  cre- 
dlta  sacramenta.  Hoc  tantum  est  observandum, 
ut  si  au  t  ante  acceptionem  poenitentiae  adludicatus 
nee  reconcillatus  reperl  tur  pro  culpis  aut  sl  in  ipsa 
perceptione  poenitentiae  Implicatum  se  dixerlt 
mortallbus  factls,  iuxtaaestimatlonem  metropoli- 
tani  abstinerehulusmodi  oportet  a  praemlssis  offl- 
ciis;  ceterum  si,  ut  dictum  est,  sub  poenitentiae 
perceptione  conslstens  nihil  mortalis  crlmlnis  se 
admlsisse  praedlxerit,  tarnen  quod  fateri  homi- 
nlbus  erubescit  absconsum  Intra  claustra  sui  pec- 
toris delitescit,  noverit  ipse  slbl  de  se  potestatem 
esse  concessam,  ut  iuxta  conscientlae  suae  fldu- 
clam,  utrum  audeat  aut  non  audeat  sacrlflcare 
deo  ex  sui  potius  arbltrii  potestate,  quam  ex 
nostri  iudlcil  permlssione  procedat".  Danach 
kann  der  Bischof,  welcher  freiwillig  die  Busse 
übernommen  und  kein  eine  Todsünde  bilden- 
des Vergehen  bekannt  hat,  nach  stattgehabter 
Reconciliation  seitens  des  Erzbischofs  sein  Amt 
in  all  und  jeder  Beziehung  wieder  ausüben. 
Wenn  aber  seine  Sünden  zwar  keine  crimina 
mortalla  sind,  er  sie  aber  sich  vor  den  Menschen 
einzugestehen  schämt,  so  bleibt  es  seinem  Ge- 
wissen überlassen,  ob  er  sich  der  Verwaltung 
des  Amtes  enthalten  will  oder  nicht.    Dagegen 


hat  er  das  Amtiren  nach  dem  Ermessen  des  Me- 
tropoliten einzustellen,  falls  er  bei  der  üeber- 
nähme  der  Busse  Todsünden  bekannt  oder  —  so 
fasse  ich  die  Worte  auf:  ante  acceptionem  poeni- 
tentiae u.  s.  w.  —  vor  der  Uebemahme  der  beab- 
sichtigten Busse  wegen  schuldhafter  Handlungen 
verurtheilt  und  noch  nicht  rekonziliirt  ist.  Die 
Stelle  handelt  also  von  der  freiwilligen  Ueber- 
nahme  der  Busse  und  stimmt  mit  den  ilteren 
Kanonen  S.  726  n.  2  darin  überein,  dass  sie, 
wie  diese  die  Fähigkeit  zur  Weihe  nur  durch  die 
Begehung  und  das  Bekenntniss  von  crimina  mor- 
talla verloren  gehen  lassen,  ihrerseits  blos  für 
diesen  Fall  und  den  ihm  gleichgestellten  der 
Verurtheilung  wegen  solcher  Vergehen  das  Recht 
zur  ferneren  Verwaltung  des  Amtes  ausschllesst. 
Mit  den  Annahmen  des  Textes  steht  also  die 
Stelle  nicht  im  Widerspruch.  Allerdings  heisst 
es  in  der  Ansprache  des  CIsarios  ▼.  Arles  in  der 
Angelegenheit  des  Bischofs  Contumeliosus,  S.  816 
n.  6,  MansiS,  812:  „Eum  quem  credimus  ad 
vitam  aetemam  postperactam  poenitentiam  venire, 
ad  honorem  clericatus  secundum  tantorum  pa- 
trum  praecepta  novimus  non  debere  reverti,  in 
tantum,  ut  in  canonibus  praeceptum  slt :  Ne  ullus 
umquam  poenlteus  clericus  ordlnetur.  Et  si  ille 
qui  ultro  petit  poenitentiam  quamvisperfecte  agat, 
non  potest  aut  episcopus  aut  presbyter  ordinarl, 
ita  etiamsi  per  Ignorantlam  ordinatus  fuerlt  et 
postea  convindtur  poenitentiam  acceplsse,  deii- 
ciatur,  ille  qui  invitus  ad  poenitentiam 
agendam  in  monasterium  mlttitur 
et  utique  qui  aliud  quam  poenitens  dlcendus  est, 
qua  conscientia  ad  sacerdotium  redire  permlt- 
titur"?  Aber  in  dem  betreffenden  Fall  hat  es 
sich  um  crimina  mortalla,  um  Fleischesvergehen 
des  Bischofs,  gehandelt,  und  die  ganze  Ausfüh- 
rung bezieht  sich  allein  auf  solche  Fälle,  wie 
sie  sich  denn  gegen  eine  auf  der  Synode  hervor- 
getretene mildere  Auffassung  richtet,  welche 
eine  Absetzung  des  Bischofs  umgehen  und  ihn 
nach  geleisteter  Busse  in  sein  Amt  wieder  ein- 
setzen wollte,  Hefele  2,  764. 

^  Wie  die  auf  die  Lebensdauer  und  auf  be- 
stimmte Zeit  festgesetzte  Busse,  denn  hier 
konnte  der  Verurtheilte  auch  durch  die  aufHch- 
tigste  Reue  und  den  grossten  Busseifer  keine  Ab- 
kürzung der  Strafe  herbeiführen. 

8  Eine  solche  war  sie  allerdings  in  den  Fällen, 
in  welchen  sie  bis  zur  Besserung  auferlegt  war. 
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Basswerken  ttbereinstimmenden  Strafen  ^  unterschied  sich  die  Busse  in  der  hier  be- 
sprochenen Anw^idung  dadurch,  dass  man  fttr  sie  noch  an  der  alten,  freilich  allein 
für  die  freiwillige  Busse  zutreffenden  Anschauung  festhielt,  dass  sie  das  Mittel  sein  solle, 
sowohl  Gott,  wie  auch  der  Kirche  durch  aufrichtige  Reue  und  Besserung  für  die  be- 
gangenen Vergehungen  Genugthuung  zu  leisten  \  vergegenwärtigte  sich  aber  dabei 
nicht,  dass  man,  da  sich  wahre  Reue  und  wahre  innere  Besserung  nicht  erzwingen 
lassen,  damit  den  Charakter  der  Busse  völlig  geändert  hatte  3. 

Wie  die  überwiegend  die  Kleriker  betreffenden  Zeugnisse  ergeben,  ist  von  der 
Zwangsbusse  zuerst  bei  den  Geistlichen  in  der  Disciplinar-  und  Strafpraxis  Gebrauch 
gemacht  worden. 

Je  mehr  sich  der  Klerus  als  eigener  Stand  von  den  Laien  absonderte  und  mit 
der  Zahl  der  Glieder  desselben  sich  auch  der  Prozentsatz  der  Lässigen  und  Unwür- 
digen vermehrte,  desto  mehr  musste  das  BedflrMss  nach  einer  Ausdehnung  des  Dis- 
ciplinarstrafrechts  hervortreten  und  Bestrafungen  wegen  nicht  allzuschwerer  Discipli- 
narvergehen  häufiger  werden.  Andererseits  wurde  die  Kirche,  aber  gerade  unter 
diesen  Umständen  dahin  gedrängt,  das  Ansehen  des  geistlichen  Standes  äusserlich 
soviel  wie  möglich  zu  wahren.  Den  Zweck,  den  Laien  einen  näheren  Einblick  in  die 
Handhabung  der  Strafgewalt  über  die  Kleriker  zu  entziehen,  und  die  früher  bei 
schweren  Vergehen  übliche  öffentliche  Busse  zu  ersetzen,  erfüllte  die  geheime  Zwangs- 
bnsse  in  geeignetster  Weise,  umsomehr  als  sie  bei  ihrer  Abstufungsf^higkeit  und  der 
Möglichkeit  ihrer  Verbindung  mit  anderen  Strafen  den  vielseitigen  Bedürfnissen  eines 
alle  verschiedenen  Vergehen  berücksichtigenden  Straf-  und  Disciplinarrechts  Rech- 
nung trug. 

Das  Vorbild  fOr  die  Einführung  dieser  Praxis  hat  offenbar  das  Mönchs-  und 
Klosterleben  mit  seiner  strengen  Disciplin  und  den  fOr  die  Mönche  hergebrachten 
Bussübungen  abgegeben.  Als  dieses  im  Abendlande  festen  Fuss  gefasst  hatte,  lag  es 
nahe  genug,  da  man  auch  sonst  Einrichtungen  des  Klosterlebens  auf  den  Weltklerus 
übertrug  ^,  die  Kleriker  bei  ihren  Verfehlungen  einer  ähnlichen  Disciplin,  wie  es  die 
der  Mönche  war,  zu  unterwerfen,  und  gerade  der  Umstand,  dass  die  Klöster,  welche  da- 
mals noch  unter  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe  standen,  vorzugsweise  als  Zwangsbuss- 
anstalten, in  denen  man  büssende  Kleriker  den  Augen  der  Welt  entzog,  andererseits 
aber  auch  die  beste  Kontrole  über  dieselben  ausüben  konnte  ^,  benutzt  worden  sind, 
bestätigt  den  klösterlichen  Ursprung  der  neuen  Praxis. 

Nachdem  sich  dieselbe  zunächst  für  die  Kleriker  festgestellt  hatte,  hat  man  sie 
auch  auf  die  Laien  ausgedehnt®,  freilich  in  einem  irgendwie  nennenswerthen  Umfang 

^  Z.   B.   dem  Fasten    nnd   der  körperlichen  verpflichtet  und  für  immer  von  staatlichen  Wür- 

Zuchtigang,  S.  803  n.  814.  den  ausgeschlossen  erklärt,  aber  nichts  desto- 

2  Diese  AnfTassnng    findet    sich  Toledo  IV  weniger  von  einem  donnm  poenitentiae  spricht 
c.  29  clt,  S.  816  n.  öj  vgl.  femer  8.  817  n.  2.  4  Bd  II   S  60 

3  Daher  kam  man  auch  zu  Vorschriften,  welche  .  „  '  Jr  ,*  '  «  .  ,  *  ^ 
dem  Wesen  der  Basse  völlig  widersprechen,  s.  f  \6  '  Narbonne  c.  6:  „ut  qnicnmqne  fherit 
Toledo  VI  C.7.  S.  817  n.  2,  welches  die  Leistung  culpabilis  inventus  clericus  et  honoratus  de  civi- 
der  ursprünglichen  Bnsse  beim  Aufgeben  des  ^^  et  ad  monasterium  foerit  deputatns  sie  ab- 
Büsserlebens  durch  Einsperrung  in  das  Kloster  ^"  ^"*  ««*  praefectus  cum  illo  qui  dirigitur, 
erzwingen  wUl,  Toledo  XI  c.  ö,  S.  818  n.  8  »«»*»  ^^^^  »^  episcopo  manifesU  correctione 
(Tarif  für  das  Veriialtniss  von  Busse  und  Geld-  '"«r*^  ordlnatus;  ahter  si  abbas  facere  elegerit, 
werth),  Toledo  XII  c.  2,  welches  selbst  dieje-  pro  correctione  tempusaliquod  suspendatur,  quia 
nlgen,  welche  die  Busse  aus  Furcht  oder  Zwang  ^^  V"^,  causam  dlrigitur  ut  emendet,  non  ut 
übernehmen  oder  denen  sie  gar  im  bewusstlosen  P*««*"^  '«'*''>'*«  ^^^ß'»»«  »aturetur«. 

Zustande  auferlegt  worden  war,   zur  Leistung  ^  S.  817, 
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aliein  im  Westgothenreicli  i,  wo  bei  der  Verqnidning  von  Staat  nnd  Kirche  und  der 
geringeren  Achtnng  vor  der  freien  Persönlichkeit  die  Konzilien  in  der  Lage  waren, 
auch  solche  Strafen  zu  verhängen,  welche  die  persönliche  Freiheit  beschränkten, 
während  die  Sjmoden  im  Frankenreich  eine  zwangsweise  Einsperrung  behafis  Er- 
zwingung der  Bnsse  gegen  Laien  nicht  angedroht  haben  ^, 

U.  Die  öffentliche  Bnsse  hat  sich  in  dieser  Zeit  in  ihrer  frflheren  Bedeu- 
tung ^  als  Mittel,  die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft  zu  beseitigen^  und 
die  Wiederaufoahme  in  dieselbe  zu  erlangen^,  erhalten,  und  wenn  auch  die  unter  L 
geschilderte  Entwicklung  dazu  geführt  hat,  die  Kleriker  nicht  mehr  der  öffent- 
liehen  Busse  zu  unterstellen,  so  ist  dies  in  Betreff  der  Laien  nicht  der  Fall 


>  S.  817. 

s  S.  817.  Was  die  Briefe  Gregors  I.  betrlfTt, 
so  handelt  es  sich  in  dem  einen  FaU  (S.817n.2) 
um  ein  Einschreiten  gegen  den  anch  vom  weit* 
liehen  Recht  mit  Strafen  bedrohten  Knltus  des 
Heidenthums  und  in  dem  anderen  FaU  Ist  der 
Charakter  der  Strafthat  nicht  ersichtlich. 

»  S.  715.  721. 

*  ATiti  ep.  17  ri6)  ▼.  616—617,  mon.  Germ, 
anct.  ant.  VI.  2,  49  (betreffend  eine  incestnose 
Ehe) :  „Utrisqne  .  . .  dnm  in  tarn  infellci  obsti- 
natione  persistunt,  Totum  excommnnicationis  in- 
diolte,  donec  a  consortio  oriminali  publica  paeni- 
tentiae  professione  desciscant  et  tnnc  miserenti- 
bus  Tobis  ad  timoris  ex  eorrectione  exemplnm 
gratiam  reconciliationis  accipiant "  j  Macon  I  c.  1 8 : 
^e  bis  vero  qni  Innocentes  aut  principi  aut  iu- 
dicibns  accusare  convicü  foerlnt,  .  . .  si  yero  sae- 
culazis,  communione  priTetoi,  donec  malnm  quod 
admisit  per  pnblicam  poenitentiam  digna  satis- 
factione  componat^;  Eligii  Noviomag.  (Anfiang 
des  7.  Jahrh.)  hom.  6,  Migne  87,  612:  „Et  qnia 
haec  dominioae  coenae  sacra  festivitas  mnita  in  se 
habet  mysteria,  ideo  speoialiter  in  ea  poenitenti- 
bns  coufuginm  unicnm  videtnr  esse  ad  dominum ; 
et  non  solam  publice  poenitentibus . . . ;  hom. 
8,  1.  c.  p.  623 :  „Quo  die  (Gründonnerstag)  etiam 
poenitentes  recondliantur  .  .  .  p.  625 :  „si  tanta 
est  plaga  peccati  et  Ulcus  morbi,  ut  medicamenta 
talia  diffeTentia  sunt,  auotoritate  antistitis  debet 
quisque  ab  altarl  lemoyeri  ad  agendam  poeniten- 
tiam et  eiusdem  auctoritate  reconciliari^. 

Dass  die  Bussdisciplin  dieselbe  geblieben  ist, 
ergeben  Epson  617  c.  29  (auch  als  Agde  c.  60 
gezählt);  „Lapsis,  i.  e.  quiin  catholicafldebapti- 
zati  sunt,  si  praeTaricatione  damnablli  in  haere- 
sim  transierint,  grandem  redeundl  diffloultatem 
sanxit  antiquitas  (o.  S.  721  n.  7).  Quibus  nos 
annorum  multitudinebreTiata  poenitentiam  bienni 
conditione  infra  scriptae  Inponimus:  ut  prae- 
Scripte  biennio  tertia  die  sine  relaxatione  ieiunent, 
ecclesiam  studeant  frequentare,  in  paenitentum 
loco  stand!  et  orandi  humilitatem  noverint  obser- 
yandam :  etiam  Ipsi,  cum  catecumeni  procedere 
commonentur,  abscedant.  Hoc  si  observare  volu- 
erint,  constiiuto  tempore  admittendis  ad  altarium 
obserratio  relaxetur^  die  Vorschriften,  dass  Ehe- 
leute nicht  ohne  Zustimmung  des  anderen  Theils 
zur  Busse  zugelassen  (S.  722  n.  10),  dass  die- 
jenigen, welche  das  Bflsserleben  aufgeben,  bis 
zum  Tode  Ton  der  Kirche  ausgeschlossen  werden 


sollen,  S.  723  n.  3,  wiederholt  Orleans  III  c  24. 
25  (s.  auch  Orleans  I  c.ll).  Tgl.  dazu  auch  Elusa 
651  c.  1 :  „ut  qulcumque  post  acceptam  paeni- 
tentiam  ad  thorum  uxorum  suarum,  sicut  canis 
ad  Yomltum  redüsse  probantur  Tel  alüs  tam  Tiri 
quam  femlnae,  se  inlidte  coniunxisse  nosountur, 
tam  a  communione  quam  a  liminibus  ecclesiae 
Tel  couTiTio  catholioorum  se  sequestratos  esse 
oognoscant.  Nam  sl  se  per  dignam  multi  temporis 
paenitentiam  inspirante  domino  sequestratl  de- 
yiasse  oognoTorint,  qualiter  communlonem  deo 
propitio  mereantur,  inspecta  flde  thorum  (?Ulo- 
rum?)  in  sacerdotls  sui  consistat  arbitrio";  wel- 
ches also  blos  ebenso  wie  Epson  c.  23  die  üilde- 
rung  macht,  dass  der  Ausschluss  nicht  bis  zur 
Todesstunde  dauern  soll;  femer  Epson  c  36, 
nach  welchem  dem  Büsser  im  Fall  der  Todes- 
gefahr das  Yiatikum  gereicht  und  derselbe  nach 
seiner  etwaigen  Genesung  noch  den  Rest  seiner 
Busszeit  durchmachen  soll,  S.  723  n.  5. 

^  Ueber  die  freiwillige  Uebemahme  der  öffent- 
lichen Busse  s.  GäsariusT.  Arles,  hom.  8  (Migne 
39,  1948  im  app.  zu  t.  Y.  tou  Augustinus  als 
sermo  106):  „Quibus  operibus  minuta  peccata 
redimantur,  plenius  Tobis  insinuare  desiden. 
Quoties  inflrmos  visitamus,  in  carcere  dausos  et 
positos  in  Tinculis  requirimus,  discordes  ad  con- 
cordiam  roTOcamus,  Indicto  in  ecclesia  ieiunio 
ieiunamus,  pedes  hospitum  abluimus . . .  eleemo- 
synam  .  .  .  damus  .  .  .  Pro  capitalibus  Tero  cri- 
minibus  non  hoc  solum  sufflcit,  sed  addendae 
suutlacrimae  etrugitus  etgemitus,  continuata  et 
longo  tempore  protracta  leiunia,  larglores  eleemo- 
synae  erogandae,  nitro  nos  ipsos  a  communione 
ecclesiae  removentes,  in  luctu  et  in  tristitia 
multo  tempore  permanentes  ...  et  poenitentiam 
edam  publice  agentes'^  *  TgL  auch  einsd.  homil. 
1, 1.  c.  p.  2227  (sermo  261). 

Nach  Gregor.  Tur.  IX.  33  Toranlasst  der  Bi- 
schof eine  Frau,  um  sie  der  Verfolgung  des  Man- 
nes zu  entziehen,  „ut  Teste  mutata  ac  peneten- 
tiam  acoepta  in  basUica  s.  Martini  expeterit". 

Für  die  westgothische  Kirche  Insbesondere  Tgl. 
die  S.  721  in  den  Anmerkungen  cit.  Konzilien, 
Agde  c.  37  (S.  716  n.  6),  Gerona  617  c.  10;  To- 
ledo rv  c.  64  (S.  726  n.  2),  ibid.  c.  56  u.  c.  19, 
(von  der  Ordination  ausgeschlossen  „qul  scelera 
aljqua  per  publicam  poenitentiam  admisisse  eon- 
fessl  sunt^ ;  Toledo  VI  c.  8  (in  Betreff  des  Ver- 
botes der  Heirath  für  die  Poenitenten,  s.  auch 
Hefele2,  91). 
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gewesen  ^  Indessen  ist  damit  die  Frage  noch  nicht  beantwortet,  ob  die  Leistung  der 
öffentlichen  Bnsse  nnter  allen  Umständen  erforderlich  war,  um  sich  Ton  der  Exkom- 
mnnikation  zu  lOsen.  Man  hat  mehrfach  behauptet^,  dass  eine  solche  allein  bei  dem 
öffentlichen  Vergehen  verlangt  worden  sei,  indessen  findet  sich  kein  Anhalt  dafür, 
dass  sich  dieser  Grundsatz  schon  in  der  hier  fraglichen  Periode  herausgebildet  hat. 
Andererseits  wtirde  man  aber  fehlgehen,  wenn  man  die  öffentliehe  Busse  als  die  ab- 
solut nothwendige  Bedingung  für  die  Beseitigung  jedweder  Exkommunikation  betrach- 
ten wollte.  Die  Konzilien  machen  die  Wiederaufhebung  derselben  vielfach  von  an- 
deren Momenten  als  der  Leistung  der  Busse  oder  selbst  der  Besserung  abhängig^, 
und  wenn  es  auch  wohl  dem  Bischof  überlassen  blieb,  in  diesen  Fällen  die  Busse  zu 
fordern,  so  ergiebt  sich  doch  daraus  immer,  dass  diese  nicht  mehr  als  absolutes  Erfor- 
demissderWiederaufiiahme  in  die  Eirchengemeinschaft  angesehen  wurde.  Dazu  kam 
weiter,  dass  mit  der  detiullirten  Durchbildung  des  kirchlichen  Strafrechtes  die  Ex- 
kommunikation ein  immer  weiteres  Anwendungsgebiet  erhielt^,  und  bei  leichteren 
Vergehen  in  der  Forderung  der  öffentlichen  Busse  eine  zu  grosse  Härte  gelegen  haben 
würde.  Hatten  die  Bischöfe  nach  der  älteren  Disciplin  der  Kirche  das  Recht,  des 
Näheren  ttberdieArtder  öffentlichen  Busse,  namentlich  tlber  ihre  Zeitdauer  zu  bestim- 
men und  einen  Theil  der  Busszeit  zu  erlassen',  so  lag  es  in  der  Richtung  der  Ent- 
wicklung, dass  sie  unter  den  veränderten  Verhältnissen  nach  Lage  der  einzelnen  Fälle 
von  der  Forderung  der  öffentlichen  Busse  absahen  und  als  Ersatz  andere  Leistungen 
und  fromme  Werke,  so  namentlich  die  im  Laufe  dieser  Zeit  im  Frankenreiche  flblich 
gewordene  Privatbusse <*,  ferner  aber  auch  in  Italien^  und  Spanien®  die  Zwangsbusse 
in  den  Erlöstem  gelten  Hessen. 

ni.  Die  Privatbusse  und  die  öffentliche  Busse.  Für  die  weitere  Ent- 
wicklung des  kirchlichen  Strafrechts  ist  femer  in  dieser  Zeit  die  Uebertragung  des  in 
der  irisch-schottischen  und  angelsächsischen  Kirche  ausgebildeten  Buss- 
wesens von  Einfluss  geworden. 

Im  Gegensatz  zu  der  festiändischen  Kirche,  in  welcher  kein  Gebot  bestand,  dass 
die  Gläubigen  regelmässig  alle  ihre  Sünden  dem  Priester^  beichten  sollten,  noch  eine 


1  Vgl.  die  Stellen  S.  822  n.  4.    Demgemäß  modo  poenitentlae  distringendus  in  sacerdotls 

kann  es  auch  mindestenB  als  wahrscheinlich  ange-  potestate  consistat^,  dass  durch  das  Wergeld  der 

nommen  werden,  dass  Stellen,  wie  Orleans  II  c.  Mord,  Insoweit  er  zugleich  kirchliches  Verbrechen 

17  (gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  wegen  der  ist,  nicht  gesühnt  wird,  und  dass  der  Bischof 

Eingehung  einer  Ehe  exkommunizirt  sind,  diese  den  Mörder  exkommuniziren  und  ihm  die  öffent- 

aber  aufgehen:    „in  communionis  gratiam  acta  liehe  Busse  für  die  Herheifuhrung  der  Reconcilla- 

poenitentia  revertantur") ;  Orleans  IV  c.  8  (Ketzer,  tion  auferlegen  soll. 

welche  die  Bischöfe  „cum  eos  yiderlnt  dignam  ^  S.  z.  B.  Steitz  S.  103.  109;    Schmitz, 

poenitentiam  agere''  wieder  in  die  Kirchengemein-  Bussbücher  S.  59 ;  L  ö  ni  n  g  2,  448.  470. 

Schaft  aufnehmen  können),  Rheims  624  c.  8.  9.  ^  S.  798  n.  2  ff. 

14  (Clichy  c.  10.  11.  16)  sich  auf  die  öffentliche  *  VgL  §.  267. 

Busse  beziehen.    Dasselbe  gilt  wohl  auch  Ton  ^  S.  719. 

Rheims  c.  5  (Clichy  c  6) :  „si  excommunicatus  ^  S.  diesen  $.  unter  III.  a.  E. 

exlstlmat ,   se  Iniuste  damnatum  ,    in  proxima  "^  So  namenüich  bei  Vornehmen,  Gregor  I.  ep. 

synodo  habeat  licentiam  reclamandi;  et  si  iniuste  III.  27  dt.,  S.  817  n.  2. 

damnatus  fuerit,  absolvatur,  sin  autem  iuste,  im-  ^  Narbonne  c.  6,  S.  821  n.  5.    Dass  die  Geist- 

positum   poenitentlae   tempus  exsolvat^,    denn  lichkeit  den  unter  ihrer  Mitwirkung  entthronten 

wenn  auch  hiemach  die  Zeitdauer  der  Busse  bei  König  Wamba,  auf  welchen  Toledo  XII  c.  2,  S. 

der  Exkommunikation  bestimmt  wird,  so  ist  dies  821  n.  3  zugeschnitten  worden  Ist,  D  a  h  n ,  Könige 

bei  der  öffentlichen  Busse  nicht  ausgeschlossen.  der  Germanen  6,  2.  Aufl.  S.  465.  467,  die  Busse 

Endlich  verordnet  wohl  Orleans  lY  OS  (der  Mör-  ebenfalls  im  Kloster  verrichten  Hess,  war  durch 

der,  welcher  sich  wegen  des  Wergeides  mit  den  die  politischen  Verhältnisse  angezeigt. 

Verwandten  des Getödteten  abgefunden  hat,  „pro  ^  Löning,  2,  470.    Gegenüber  der  abwei« 
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dahin  gehende  Praxis  gettbt  wurde,  hatte  sich  in  Qrossbritannien  nach  dem  Vorbilde 
der  klösterlichen  Einrichtungen  ^  die  üebnng  gebildet,  dass  alle  Sfinden  dem  Priester 
gebeichtet  wurden,  und  dass  dieser  dem  Beichtenden  die  erforderlichen  Anweisungen 
über  die  behufs  der  Stlhne  zu  verrichtenden  Bnsswerke  ertheiite^. 

Von  Columba'ist  dieses  Busswesen  auf  das  Festland  verpflanzt  worden^. 

Die  irisch-britische  Kirche  hatte  zu  dieser  Zeit  auf  der  altchristlichen  Grundlage 
ebenfalls  ein  besonderes  Straf-  und  Disciplinarrecht  ausgebildet^,  welchem  die  Strafe 
der  Exkommunikation  <^  sowie  für  die  Geistlichen  auc^  die  der  Suspension  ^  und  der 


chenden  katholiscben  AuifaftsuDg,  s.  z.  B. 
Schmitz,  Bossbüoher,  S.  209;  t.  Seh  er  er, 
Hdbch.  d.  K.  B.  1,  212  n.  19,  kann  ich  nur  das 
S.  724  n.  4  Bemerkte  wiederholen. 

1  Oaialan.  inatitntlones  eoenob.  IV.  9,  Migne 

49,  161 :  „ Gonaequenter  Instituantar, 

nnllas  penitas  cogltatlones  prurienteB  in  corde 
pernieiosa  confosione  eelare,  led  confestim  nt 
exortae  fuerint,  eat  aoo  patefaeere  senlori''.  Tgl. 
IV.  37  (p.  198) ;  coUat  XXIV  coli.  II 10,  p.  637: 
„Vera  ....  discretio  non  nlst  vera  humilitate 
acqniritor:  calos  humilitatis  haec  erit  prima 
probatio,  si  nniversa  non  solum  qnae  agenda  sunt, 
sed  etlam  qnae  cogitantor,  senionim  reserrentnr 
examinl". 

3  Loning2,  471 ;  H a n ck ,  Kirchengeschiehte 
Deotsohlands.  Leipzig  1887.  S.  263;  die  Be- 
lege in  den  folgenden  Anm. 

3  Welcher  etwa  um  683  nach  dem  Frankenreich 
gekommen  war,  Hauck  1,  244  n.  3,  und  hier 
nach  dem  Vorbilde  der  altbritischen  Bussordnun- 
gen oder  Beichtbücher,  Wasserschieben, 
die  Bussordnnngen  d.  abendländischen  Kirche, 
S.  8  iL  sein  Poenitentiale,  abgedruckt  bei 
Wa8Ber8chlebenS.363;  Schmitz  S. 694 ff. 
yerfasst  hat.  Von  letzterem  wird  dasselbe  S.  690 
flL;  Arch.  f.  k.  K.  K.  49,  3.  51,  3  u.  69,  209, 
freilich  dem  Columba,  indessen  zu  Unrecht 
(vgl.  0.  Seebass,  über  Columba  v.  Luxeuils 
Klosterregel  und  Bussbuch.  Dresden  1883  S.  49 
ff.  u.  in  Ztschr.  f.  Kircbengesch.  8,  469  ff.;  fer- 
ner H  a  u  c  k  S.  264  n.  1)  abgesprochen. 

^  Wasserschlebeu  S.  53;  Lönlng  2, 
472;  Hauck  1,253.  Zweifelnd  Fried berg, 
K.  R.  2.  Aufl.  S.  289  n.  4.  Dagegen  bemüht  sich 
S  chm  i  tz ,  S.  202ff.  (vgl.  dazu  auch  Arch  f.  d. 
K.  B.  61,  26)  darzuthnn,  dass  römische  Buss- 
bücher in  das  Frankenreich  Eingang  gefunden 
und  praktisch  benützt  worden  seien.  Allein  schon 
der  Nachweis ,  dass  ein  poenitentiale  Romanum 
in  dem  von  ihm  behaupteten  Sinne  existlrt  hat, 
ist  ihm  nicht  gelungen  (ebenso  M  e  u  r  e  r ,  bist. 
Jahrb.  d.  Görresgesellschaft.  Jahrg.  1887.  S.  124  ff.; 
R.  L  5  n  i  n  g  i.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Straf  rechts  Wissen- 
schaft 1886.  6,536;  v.  Schulte,  Lehrb.  d.  K. 
R.  4.  Aufl.  S.  16  n.  9  u.  v.  Scherer  a.  a.  0. 
S.  210  n.  12),  und  noch  viel  weniger  hat  er  auch 
nur  den  Beweis  für  seine  fernere  Aufstellung 
anzutreten  vermocht. 

Auch  kann  nicht  behauptet  werden,  dass  c.  4 
C.  XXII.  qu.  6 :  „Si  quis  se  periuraverit  et  alios 
sciens  in  periurium  duxerit,  XL  dies  peniteat 
in  pane  et  aqua  et  VII  sequentes  annos  et  num- 
()uan)  Sit   sine  penitenci^     Et  alü,    si  consoii 


fuerint,  similiter  peniteaut'',  der  Ansicht  von 
Schmitz  eine  Stütze  bietet  oder  aoeh  nur  dar- 
thut,  dass  die  Privatbusse  In  dem  weiter  zu  er- 
örternden Sinne  vorher  in  Italien  bekannt  gewesen 
ist.  Gratian  legt  allerdings  den  Kanon  Gela- 
sius  I.  bei.  Das  ist  indessen  unrichtig,  aber  er 
gehört  auch  nicht  Pelagins  I.  (so  Thiel  1,  613; 
Friedberg  oorp.inr.can.  l,883n.22;  Jafftf- 
Kaltenbrnnner  n.  967)  an,  sondern  re- 
produzirt  einen  späteren  Pönltentialkanon,  wie 
schon  B  e  r  a  r  d  i ,  Gratiani  canones  II.  1 ,  369  er- 
kannt hat,  und  zwar  beruht  er  auf  Poenit.  VaU- 
cell.  c.  48,  Schmitz  S.  290,  bez.  HaUtgarIV. 
28,  a.  a.  0.  S.  728,  wie  denn  auch  Gratian  einen 
zum  Theil  mit  c.  4  wörtlich  Übereinstimmenden 
can.  in  c  18  G.  VI  qu.  1  (als  von  Fabian  herrüh- 
rend) aufgenommen  hat,  und  seine  Zuweisungen 
an  G«lasius  I.  und  diesen  letzteren  auf  den  Ueber- 
sohriften  in  den  nicht  vor  dem  11.  Jahrhundert 
entstandenen  Sammlungen  beruhen,  während 
Regino  II.  330  den  c.  18  dt  durch  die  Inskription : 
„£x  poenitentiali'^  richtig  bestimmt. 

&  Wenngleich  die  dem  Patricius  zugeschrie- 
benen in  die  Mitte  des  6.  Jahrh.  gesetzten  Sy- 
noden in  der  überlieferten  Gestalt  demselben 
schwerlich  angehören,  Haddan  and  Stnbbs, 
Councils  relating  to  Great  Britain.  Oxford  1878. 

5.  331  n.  z  u.  S.  333  n.  a,  so  können  sie  doch 
jedenfalls  als  Zeugnisse  für  d^n  Kechtszostand 
im  6.  Jahrh.  verwerthet  werden. 

^  Patricii  syn.  II  c  4:  „repelles  excommuni- 
catum  a  communione  et  mensa  et  missa  et  pace^, 
und  zwar  kommt  sie  sowohl  für  Laien,  syn.  I  cl. 

6.  12  („quicumque  christianus  excommunicatus 
fuerit,  nee  eins  elimosina  recipiatur'') ;  c.  18  („Si 
quis  excommonis  fuerit,  nee  nocte  pascharum 
in  ecclesiam  non  introeat,  donec  poenitentiam 
recipiet")  c.  19—22,  wie  auch  für  Geistliche  vor, 
syn.  I  c.  6.  8.  11.  16.  26.  27.  28  („Si  quis  cleri- 
corum  excommonis  fuerit,  solus,  non  in  eadem 
domo  cum  firatribns  orationem  facit,  nee  offene 
nee  consecrare  licet^) ;  vgl.  femer  das  Poeniten- 
tiale des  Vinnianus,  welches  Wassersohle- 
ben S.  10  in  das  6.,  Schmitz  S.  498  wohl  mit 
Recht  in  das  6.  Jahrh.  setzt,  $.  32  (Kleriker, 
welcher  das  Kirchengut  unter  dem  Vorwand, 
Gefangene  loszukaufen,  schldigt):  „Si  autem  non 
conversuB  fuerit,  excommunicetur  et  anathema  sit 
Omnibus  christianls,  exterminabitur  de  patria  sua 
et  virgis  virgeatur  usque  quo  convertatur,  si  eon- 
punctus  fuerit''. 

'f  Poenit  Vinnian.  $.  8  (Geistlicher,  welcher 
seinen  Amtsbruder  geschlagen):  ^^annum  in- 
tegrum peniteat  cum  pane  et  aqua  etsinemini- 
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Entferonng  ans  dem  Amte  ^  nicht  fremd  waren.  Wenngleich  dasselbe  einzelne  Besonder- 
heiten aufwies^,  so  bestand  doch  die  Hanptabweiohung  von  der  Kirche  des  Festlandes 
darin,  dass  der  britischen  die  öffentliche  Busse  unbekannt  war  3,  also  dieWieder- 
znlassung  zur  Eirchengemeinschaft  auf  dem  Wege  der  Privatbusse  erlangt  werden 
konnte  K 

Eine  Uebertragnng  dieser  letzteren  Einrichtung  hätte  nur  unter  Abftnderung  des 
bis  dahin  im  Frankenreich  geltenden  Kirchenrechts,  also  durch  die  amtlichen  Organe 
der  fränkischen  Kirche,  die  Bischöfe  und  die  Synoden  erfolgen  können^,  wohl  aber 
war  es  möglich,  auf  dem  Wege  der  Praxis  die  andere  Eigenthttmlichkeit  der  altbriti- 
schen Kirche,  die  Sitte,  dass  die  Gläubigen  ihre  Sünden  dem  Priester  beichteten  und 
daftlr  eine  private  Busse  übernahmen«  im  Frankenreich  einzuführen  und  zu  verbreiten. 

Wie  die  altbritischen  Bussordnungen  stellen  auch  die  ersten  fränkischen  Poeniten- 
tialien,  dasjenige  Columbas  und  die  mit  demselben  im  engen  Zusammenhang  stehen- 
den Beichtbttcher^,  es  nur  als  wünschenswerth  hin,  dass  jeder  Gläubige,  wenn  er  sich 
durch  irgend  eine,  selbst  auch  nur  eine  Gedankensünde  von  Gott  getrennt  hat,  eine 
solche  dem  Priester  beichtet  7,  damit  ihm  dieser  durch  seinen  Rath  und  seine  Fürbitte  ^ 


sterio  clericatus  et  orare  pro  se  debere''; 
$.  10  (der  Kleriker,  welcher  einmal  insgeheim  For- 
nlkation  getrieben,  soll  3  Jahre  Busse  thnn,  „sed 
officinm  clericatus  nou  amlttat"),  %.  15  (rertranter 
Umgang  des  Klerikers  mit  Frauen  ohne  Forni- 
kation)  :  „non  dlmittat  officium  clericatus  et  post 
annum  integrum  penitentiae  lungatur  altario". 

1  Nach  syn.  II  Patr.  c.  9 :  „Qui  cum  gradu  ce- 
cidit,  sine  gradu  surgat;  contentus  nomine  tan- 
tum,  amittat  mlnisterinm :  nlsi  qui  tantum  a  cou- 
spectu  domini  peccans  non  reoessit"  (d.  h.  der 
im  Grad  beflndllche,  dem  KlerikaUtande  ange- 
hörige  soll,  wenn  er  gesündigt  hat,  seinen  Grad 
und  den  Dienst  verlieren,  aber  sofern  er  nicht 
nach  der  Sünde  weiter  amtirt  hat,  den  Titel  be- 
halten); Poenit  Vinnian.  %.  11  (Kleriker,  wel- 
cher die  Sünde  der  Fornikation  oft  und  lange, 
aber  geheim  getrieben):  „tribus  annis  peniteat 
cum  pane  et  aqua  et  officium  clericatus  amittat 
et  aliis  tribus  abstineat  se  a  vino  et  camibus"; 
1.  c  $.  12  (Kleriker,  welcher  ausserehelioh  einen 
Sohn  zeugt  und  ihn  todtet):  „tribus  annis  poe- 
niteat  cum  pane  et  per  mensuram  in  fletu  et  lacrl- 
mis  atqne  orationibus  die  ac  nocte  .  .  et  tribus 
annis  abstineat  se  a  vino  et  a  camibus  sine  officio 
clericatus  .  .  et  extoris  existat  In  patria  sua,  donec 
impleavlt  numerus  VII  annorum  et  ita  iudicio 
episcopi  vel  sacerdotis  officio  suo  restituatur^ 
(vgl.  auch  %.  21),  woraus  sich  ergiebt,  dass  hier 
im  Gegensatz  zu  der  sonstigen  Anschauung  des 
Abendlandes  (S.  808)  das  verlorene  kirchliche 
Amt  nach  Ableistung  der  Busse  wieder  erworben 
werden  konnte. 

2  S.  d.  vor.  Anm. 

»  Vgl.  das  dem  Theodor  v.  Ganterbury  zu- 
geschriebene, angelsächsische  poenitentiale  Theo- 
dori(von  Wasserschieben  S.  12nach£ndedes 
7.,  von  Schmitz  erst  in  die  Mitte  des  8.  Jahrh. 
gesetzt)  I.  13  $.4:  „Reconciliatio  ideo  in  hac 
provincia  publice  statuta  uon  est,  qula  et  pub- 
lica poenltentia  non  est**;  Wasserschieben 
S.  30 j  Schmitz  S.  520. 


*  Syn.  I  Patric.  c  16:  ^  Christianus  qul  credi- 
derit  esse  lamiam  in  seculo,  quae  vocatur  strigs, 
anathematizandus ,  quicunque  super  animam 
famam  istam  imposuerlt,  nee  ante  in  eccleslam 
reoiplendns,  quam  ut  idem  creminis,  quod  fedt, 
suo  Iterum  voce  revocet  et  sie  poenltentiam  cum 
omni  diligentia  agat";  c.  16:  „Et  qui  furtum  fece- 
rit,  demedium  (annum)  poeniteat,  XX  dlebus  cum 
pane  et  si  fleri  potest,  rapta  repraesentet ;  sie  in 
ecolesia  renuetur  (irische  Kanonensammlug  XXIX 
c.  8  reciplatur)**. 

5  Daher  ist  auch  in  den  Vinnian.  $$.  11.  12 
(oben  Anm.  1)  entsprechenden  Stellen  des  poenit. 
Golumb.  c  14.  16  (B.  4)  die  Beziehung  auf  die 
Absetzung  und  die  Restitution  fortgelassen,  und 
statt  der  Wiedereinsetzung  in  das  Amt  das :  „lun- 
gatur altario'',  die  Wiederzulassung  zur  Kommu- 
nion, gesetzt. 

0  Das  sog.  Poenitentiale  Pseudo-Roman.  (W  as  - 
serschleben  a.  a.  0.  S.  360);  Hubertense 
(W.  S.  377);  Merseburg.  (W.  S.  387);  Bob- 
biense  (W.  S.  407);  Paris.  (W.  S.  412);  Vindo- 
bon.  (W.  S.  418);  Floriac.  (W.  S.  422);  Sangal- 
lense  (W.  S.  42Ö),  vgl.  dazu  Wasserschieben 
S.  67  ff.  (auch  S.  438  flf.),  andererseits  aber  auch 
Schmitz  S.  697 ff. 

7  Golumba  c.  42  (B.  30) :  „Gonfessiones  autem 
dar!  diligentius  praecipltur,  maxime  de  commo- 
tionlbus  animi  antequam  ad  missam  eatui,  no 
forte  quls  accedat  indignus  ad  altare,  i.  e.,  si  cor 
mundum  non  habuerit ....  Sicuti  ergo  a  pec- 
catls  capitalibus  cavendum  est,  antequam  com- 
municandum  sit,  ita  etiam  ab  incertioribus  vitiis 
et  morbls  languentis  animae  abstinendum  est''. 
Vgl.  auch  ibid.  c.  36  (B.  23). 

s  Gebet  des  Poen.  Pseudo-Roman.  (W.  S.  361) : 
„qul  me  Indignum  propter  tuam  miseidcordlam 
ministrum  feelstl  offidl  sacerdotalls  et  me  exi- 
guum  humUemque  mediatorem  constltulsti  ad 
orandum  et  inteioedendum  ad  dom.  nostr.  Jesum 
Christum  pro  peecantlbus  et  ad  poenltentiam  re- 
vertentibos''. 
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behilflich  ist;  die  VerBöhnung  Gottes  zu  erlangen  ^  nnd  ihm  insbesondere  die  er- 
forderlichen Anweisungen  in  Betreff  der  zu  dem  gedachten  Zweck  zn  flbemehmen- 
den  Busswerke  ertheilt. 

Die  massgebenden  Leitungsorgane  der  fränkischen  Kirche  haben  sieh  gegen  die 
Einführung  dieser  Praxis  nicht  ablehnend  yerhalten,  im  Gegentheil  sie  für  nfltzlieh 
erklärt  ^y  während  die  Ansicht,  welche  sich  in  den  die  Busspraxis  des  Erzbischofs 
Theodor  y.  Canterbury  fixirenden  Beichtbflchem  aus  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  ^ 
und  dann  auch  in  fränkischen  Poenitentiafien  des  8.  Jahrhunderts  findet  ^^  dass  das 
Gott  allein  abgelegte  Sflndenbekenntniss  blos  im  Nothfall  zur  Vergebung  der  Sflnden 
hinreichend  sei,  damals  im  Frankenreich  noch  nicht  zu  praktischer  Anerkennung 
gelangt  ist. 

Als  berechtigt;  die  Privatbeichte  abzunehmen;  die  Busswerke  au&uerlegen  und 
nach  Vollziehung  derselben  dem  Bfisser  die  Absolution  zu  ertheilen,  galten  die  Bi- 
schöfe, Priester  und  im  Nothfall;  aber  auch  allein  in  diesem;  die  Diakonen^. 

Was  die  au&ulegende  und  zu  flbemehmende  Busse  betriff!;;  so  sollte  sie  der 
Grösse  der  Sttnde  entsprechen^.  Die  Busswerke  bestanden  sowohl  bei  den  GeistUehen 
wie  auch  bei  den  Laien  in  Fasten,  Gebeten  und  im  Geben  von  Almosen^,  vor 
allem  aber  in  Fasten^,  welche  nach  der  Grösse  der  Sünde  der  verschiedenartigsten 
Abstufung  fllhig  waren*.  Bei  besonders  schweren  Sünden  soll  der  Sünder,  um  die 
Vermittelung  des  Priesters  für  die  Vergebung  seiner  Sünden  zu  erhalten,  neben  der 
Uebemahme  der  gewöhnlichen  BusswerkC;  wie  namentlich  des  FastenS;  ausser  Lan- 
des in  die  Verbannung  gehen  i^;  oder  sein  ganzes  Vermögen  den  Armen  schenken  und 


1  Psendo-Bomao.  W.  S.  362 :  „Et  sie  dato  man- 
datum  his  qui  poenitentiam  agnnt,  quia  si  ielu- 
nayerit  et  compleverlt;  quod  Uli  mandatnm  est  a 
saceidote,  puiiflcabitui  a  pecoatis  .  .  .  Sl  egerlt 
ea  quae  illi  sacerdos  praecepeilt,  peccata  eins  dl- 
mittentur''.    Vgl.  auch  poen.  Columb.  c.  1.  2. 

2  Pas  Reichskonzü  von  Chalons  644^656  er- 
klärt c.  8 :  „De  poenitentia  vero  peccatomm  qnae 
est  medela  anlmae  utilem  bomlnlbns  esse  cen- 
semus,  et  nt  poenitentibus  a  sacerdotibus  data 
confessione  indicatnr  poenitentia;  nniversitas 
sacerdotum  noscitnr  consentire'',  eine  Erklärung, 
welche,  so  schon  treffend  Löning  2,  476  n.  2, 
sich  nicht  auf  die  alte  öffentliche  Busse,  sondern 
nur  auf  eine  neue  Einrichtung  beziehen  kann. 

8  Theodor!  poenit.L  12  %,7  (Wasserschle- 
ben  S.  196;  Schmitz  8.534):  „Gonfessio  autem 
deo  soll  agatur,  Uceblt,  sl  necesse  est.  —  Et 
hoc  neeessarium  in  quibusdam  codicibus  non 
esf^.  Trotz  dieses  letzteren  Zusatzes  weisen  die 
gleichzeitigen,  mit  dem  eben  clürten  in  engster 
Verwandtschaft  stehenden  Poenitentlalien,  Da- 
cherian.  c.  58. 150;  Gregor,  c  38  (W.  S.  150. 158. 
164)  das :  „si  necesse  est"  ebenfalls  auf,  so  dass 
es  nicht  als  späteres  Einschiebsel  betrachtet  wer- 
den kann,  so  auch  Ldning  2,  475  n.  1. 

*  Sog.  Poenit.  Cummeani  XIV.  %.  13,  W. 
S.  493;  Schmitz  S.  644. 

5  Poen.  Theod.  II.  2.  S- 15;  6.  %.  16;  Poen. 
Pseudo-Roman.  Einleitung  (W.  S.  361):  „Non 
enim  omnes  derid  hanc  scripturam  usurpare 
aut  legere  debent,  qui  Invenlunt  eam,  nlsl  soll 
Uli  qnibus  necesse  est;  h.  e.  presbyterl.  Slcut 
enim  sacriflclum  'offerre  non'*?  debent  ^  nlsl  epis- 


copi  et  presbyteri,  qulbus  claves  regni  coelorom 
tradltae  sunt,  sie  nee  iudlcia  Ista  alll  nsurpaie 
debent.  Sl  autem  necessitas  evenerlt  et  presbyt« 
non  fuerit  praesens,  susclpiat  diaconus  poeniten- 
tem  ad  sati^actlonem  vel  sanctam  commnnlonem"; 
vgl.  auch  Chalons  c.  8  dt. 

«  So  schon  Columba  c.  1  (W.  S.  353) :  „men- 
surae  noscendae  sunt  poenltentlae,  quarum  sie 
ordo  a  sanotis  traditux  patribus,  ut  luxta  magni- 
tudlnem  culparum  etiam  longltudo  statuatur  poe- 
nitentiarum". 

7  Poen.  Cnmmean.  Elnl.  W.  S.  464:  „Qui  per 
corpus  peccat;  per  corpus  emendet  h.  e.  leluniom, 
yigilia;  observationes  et  orationes";  weitere  Zu- 
sammenstellungen bei  Meurer  1.  Arch.  f.  K.  R. 
49,  192. 

8  Ja,  das  sehr  häufig  vorkommende  blosse 
poeniteat;  z.  B.  Vinnlan.  $.  9;  Columba  c  3 
ff.;  Pseudo-Roman.  V.  §.  1  ff.;  Theodor.  I.  1. 
S.  2  ff. ;  Cummean.  I.  $.  2 ff.,  bedeutet  schlecht- 
hin das  Fasten  Im  Sinne  einer  Enthaltsamkeit 
in  Bezug  auf  die  Quantität  der  Speisen  und  des 
Ausschlusses  jedes  FleischgenusseS;  im  Gegen- 
satz zu  der  härteren  Busse  des :  „poeniteat  io 
pane  et  aqua^. 

ö  S.  die  Tor.  Anm.  u.  Meurer  a.  a.  O.  S.  193. 

10  So  beim  Todtschlag  nach  Columba  c.  25 
(B.  13):  „Quicnmque  fecerit  homiddinm  .  .  . 
tribus  annls  inermlB  exul  in  pane  et  aqua  poeni- 
teat  et  post  111  annos  revertatur  in  sns,  reddens 
vicem  parentlbuB  occlsl  pietatls  et  offlcü  et  sie 
post  satisfactionem  ludldo  sacerdoüs  langator 
altarlo*';  beim*  Meineid,  welcher  timore  mortis 
geschworen  Ist*  1.  c.  c.  20  (B.  32):  „tiibu£  annif 
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Zeit  seines  Lebens  in  einem  Kloster  dienen  ^  oder  sioli  in  die  Hörigkeit  der  Earohe 
begeben^.  Abgesehen  aber  von  den  eben  gedachten  Basswerken  waren  auch  die  Bnss- 
flbnngen  der  ersterwähnten  Art,  weil  sie,  yor  allem  wie  die  Fasten,  auf  lange  Zeit  ge- 
fordert worden',  schwer  genug,  und  mnssten  vielfach  belästigend  und  störend  in  die 
Erwerbsthätigkeit,  das  häusliche  Leben  und  die  Gewohnheiten  des  Volkes  eingreifen« 
Schon  in  der  irischen  und  englischen  Kirche  hatte  sich  daher  das  Bedtlrfniss  nach 
einer  Umwandlung  der  regelmässigen  Bnsswerke  ^,  namentlich  wenn  diese,  wie  das 
Fasten,  wegen  Krankheit  nicht  geleistet  werden  konnten,  geltend  gemacht,  und  die 
fränkischen  Bussordnungen  Columbanischer  Grundlage  gestatteten  dies  ftir  den  letzteren 
Fall  ebenfalls  ^^  ja  offenbar  unter  Einwirkung  des  dem  weltlichen  Recht  bekannten  Com- 
Positionensystems,  auch  im  äussersten  Fall  eine  Ablösung  (RedemHon)  der  Busswerke 
in  Geld^ 

Von  einer  Hinderung  der  kirchlichen  Rechtsstellung  desjenigen,  welcher  die 
Leistung  der  Privatbusse  übernommen  hatte,  konnte  im  G^ensatz  zu  den  öffentlichen 
Büssem  (s.  o.  S.  722)  keine  Rede  sein,  und  war  es  auch  nicht.  Die  Beichtbtlcher 
verlangen  zwar,  dass  der  Btlssende  sich  während  der  Busszeit  des  Genusses  des 


inermis  exul  poeniteat  in  pane  et  aqua  et  duo- 
bns  adhuc  abstineat  se  a  -vlno  et  caniibna  et  ita 
animam  pro  se  reddens,  1.  e.  servam  aat  andllam 
de  serritutis  Ingo  absolvens  et  eleemosynas 
mnltaa  faciens  per  duos  annos,  in  quibus  Uli 
licito  uti  facile  dbis  est  eanctis,  excepta  came, 
post  septimum  communlcet  annom''.  (Das  Psendo- 
Roman.  III.  $.  3  kennt  dies  Ausserlandesgeben 
niobt,  sondern  nur  die  anderen  Bnsswerke,  Hnbert 
c  7,  Merseburg,  c  6  und  Paris,  c  4  blos  das  Fasten). 

^  Beim  Meineid  ans  Habsncbt,  Golnmba  c.  20 
dt. :  „totas  res  snas  rendat  et  donet  panperibas 
et  conTertatnr  ex  integro  ad  dominum  et  tanda- 
tnr  omni  dimisso  saeculo  et  usque  ad  mortem 
serriat  deo  in  monasterio^  (Psendo-Rom.  III.  %.  4; 
Merseburg,  c.  47,  wogegen  Paris,  c.  4  blos  Almo- 
sen und  Fasten,  Hubert  c  6  nur  das  letztere 
rerlangt). 

2  Paris,  c.  46:  „Qui  fadt  fomlcationem  in 
ecdesia,  poenitentia  est,  omnibus  dlebus  vitae 
Buae  praebeat  obsequium  domui  dei". 

s  So  setzt  das  poen.  Oolnmb.  c.  18  (B.  6)  Mr 
Zauberei  6,  c  17  (TB.  6)  für  Meineid  7,  c.  15 
(B.  3)  ffir  Sodomlterei  10  Jabre  Busse  (d.  b. 
Fasten)  an. 

^  Die  canones  Hibemenses  (Wasserschie- 
be n  S.  139),  welche  vor  Theodor  von  Ganterbury 
faUen,  a.  a.  0.  S.  29  und  Löning,  2,  484  n.  1, 
geben  unter  der  Ueberschrift  „de  arreis''  neun 
verschiedene  Arten  an,  auf  welche  eine  Busse  von 
einem  Jahre  in  kürzerer  Zelt,  selbst  In  drei 
Tagen  geleistet  werden  kann  (z.  B.  nach  c.  3 
ibid.  dadurch,  dass  man  drei  Tage  ohne  Spdse, 
Trank  und  Schlaf  unter  Gebet  und  Psalmensln- 
gen  in  einem  Grabe  bei  einem  Todten  stehend 
verweilt). 

^  So  tritt  nach  dem  poen.  Merseb.  c.  41 :  ^Sl 
quis  ieiunare  non  potest,  quando  debet  ieiunare, 
pro  uno  die  in  pane  et  aqna  cantet  cum  venia 
psalmos  L  et  sine  venia  LXX'',  zunächst  das 
Psalmensingen  an  Stelle  des  Fastens. 

•  Poen.  clt.  c  42 :  „Si  quis  ieiunare  non  po- 
test  et  psalmos  nescit,  pro  die  det  denarium 
unum  et  si  non  habet  preüum,  de  dbo,  quantum 


sumit,  tantum  porrigat.  Pro  uno  anno  in  pane 
et  aqua  det  solides  XXYI''.  Dieser  Tarif,  dn 
Tag  bei  Wasser  und  Brod  gleich  einem  Denar 
(12  auf  den  Solidus,  daher  das  Jahr  26  Solidi, 
s.  hierzu  Löning  2,  486  n.  1),  ist  auch  noch 
später  beibehalten  worden,  Löning  2,  485. 
Aber  er  ist  nicht  der  dnzige,  das  Pseudo-Roman. 
Einl.  (WasserschlebenS.  362),  welches  die 
Ablösung  des  Fastens  durch  Psalmensingen  nicht 
kennt,  stuft  die  Redemtionen  in  Geld  nach  dem 
Vermögen  ab,  und  rechnet,  indem  es  den  Beicht- 
vätern eine  andere  Festsetzung  nach  den  indivi- 
duellen Verhältnissen  Oberlässt,  beim  Reichen 
für  7  Wochen  20  Solidi  (d.  h.  für  den  Tag  6  De- 
nare), bei  den  blos  vermögenden  Mittelklassen 
10  Sol.  und  bei  den  Armen  3  Solidi  (d.  h.  einen 
Denar  ffir  den  Tag). 

Die  Einführung  der  Redemtionen  hat  bald 
(schon  im  Beginn  des  8.  Jahrb.)  zu  einer  laxen 
Praxis  in  der  Zulassung  derselben  geführt,und  eine 
gleichzeitige  Steigerung  der  Höhe  der  Geldfor- 
derungen durch  die  Gdstlichkdt  zur  Folge  gehabt 
(im  Gegensatz  zu  den  vorhin  angegebenen  verhält- 
nissmässig  geringen  Summen,  welche  das  poenit 
Gummeani  Einl.,  Wasser  schieben  S.  464,  in 
dem  schon  berührten  Tarif  von  einem  Tag  Fasten 
gleich  einem  Denar  blos  für  Sklaven  und  Frei- 
gelassene festhält,  wird  a.  a.  O.  von  Reichen  die 
Schenkung  von  Grundstücken  in  der  Höhe  des 
Wergeldes  und  das  Geben  des  Vierfachen  zu 
Almosen  und  zum  Loskauf  von  Sklaven  und  Ge- 
fangenen gefordert).  Noch  schärfer  zeigt  sich  der 
Verfall  des  Busswesens  und  die  Venlusserlichung 
desselben  in  dieser  Zeit  darin,  dass,  während  es 
früher  verboten  wurde,  einen  Stellvertreter  gegen 
Lohn  für  dch  fasten  zu  lassen,  poen.  Merseb. 
c.  44,  dies  nunmehr  als  vollkommen  erlaubt 
gilt,  ja  sogar  besondere  Anwdsungen  darüber 
gegeben  werden,  poen.  Oummean.  (1.  c.  S.  463) : 
„Qui  psalmos  non  novit  et  jejunale  non  potest, 
elegat  iustum  qui  pro  illo  hoc  impleat  et  der^suo 
predo  aut  labore  hoc  redimat,  id  per  unum- 
quemque  diem  de  predo  valente  denurio  in  pau- 
peribns  eroget*^. 
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Abendmahls  ganz  oder  nach  späterer  Milderung  während  der  ersten  anderthalb  Jihre 
enthalten  sollte  S  aber  wie  die  Beichte  der  Sflndeta  nnd  die  Uebemahme  der  Bass- 
werke rechtlich  von  dem  freien  Willen  des  einzelnen  abhing,  ebenso  handelte  es  sich 
hierbei  um  einen  freiwilligen  Verzicht  auf  eines  der  wichtigsten  kirchlichen  Mitglied- 
schaftsrecbte,  nicht,  wie  bei  dem  kleinen  Kirchenbann  (S.  705.  802),  um  eine  kraft 
Rechtsvorschrift  erzwungene  Suspension  von  der  gedachten  Befhgniss^. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  die  infolge  der  Privatbeichte  übernom- 
menen Busswerke  oder  Pönitenzen  weder  in  der  irischen  und  britischen  Kirche  noch, 
soweit  die  hier  fragliche  merovingische  Periode  in  Betracht  kommt,  in  der  fränkischen 
Kirche  den  Charakter  der  Strafe  getragen  haben ;  durch  derartige  Büssungen  sollte 
vielmehr  der  Mensch  vor  Gott  von  der  Sünde  gereinigt  werden  ^.  Insoweit  herrscht 
also  vollkommene  Uebereinstimmung  mit  der  öffentlichen  Busse,  wie  sie  sich  in  der 
alten  christlichen  Kirche  entwickelt  hatte  \  Die  Privatbusse  ist  nicht  nur  nicht  Strafe  ^ 
sondern  entbehrt  überhaupt  des  rechtlichen  Charakters.  Sie  gehört  vielmehr  aus- 
schliesslich dem  ethisch- religiösen  Gebiete  an®,  ja  sie  konnte  auch  nicht  einmal,  wie 


1  Der  strengere  Standpunkt  ist  vertreten  bei 
Yinnian.  $.  53 :  „Non  intrandnm  ad  altare,  donec 
poenitentia  expleatnr^  und  dann  auch  bei  Co- 
lumba  und  in  den  ihm  verwandten  Beiohtbüchern, 
8.  Columba  c.  i4.  18.  25.  27.  32,  S.  826  n.  10, 
Hubert  c.  9,  der  mildere  schon  bei  Gildas 
(Mönch  des  Klosters  Bangor  f  583)  de  poeni- 
tentia (Wasserschieben  S.  105)  S-  i-  »PMt 
annum  et  dimedium  eucharistiam  sumat  et  ad 
pacem  veniat,  psalmos  cum  ftutribus  canat,  ne 
poenitus  anlma  tanto  tempore  caelestis  medicinae 
iiitereat'';  dann  bei  Theodor.  L  12.  %.  4:  ^Poe- 
nitentes  secundum  canones  non  debent  commu- 
nicare  ante  consummationem  poenitentiae,  nos 
autem  pro  misericordia  post  annum  vel  menses 
VI  licentiam  damus^,  und  in  den  fränkischen 
Beichtbüchern  aus  dem  8.  Jahrb.,  so  z.  B.  Cum- 
mean  XIV.  %,  6. 

2  Poen.  Pseudo-Roman.  Anhang  zu  c.  X  (W. 
S.  373)  %.  4 :  „Si  quis  autem  ad  poenitentiam 
venit  et  aegritudo  evenerit,  et  non  potuerit  ad- 
implore,  quod  Uli  mandatum  est  a  sacerdote, 
suscipiatar  ad  s.  communionem  et  sl  voluerit 
eum  deus  salvare,  ieiunet  postea";  $.  5:  ^Si 
quis  non  poenitet  et  forsitan  ceciderit  in  aegrl- 
tndinem  et  quaesierit  communicare,  non  prohi- 
beatur,  sed  dato  ei  s.  communionem  et  mandate 
ei,  ut  si  placuerit  dei  misericordiae  et  evaserit 
de  ipsa  aegritudine,  postea  omnia  sit  confessus  et 
sicpoeniteat";  ergeben,  dass  weder  die  Erfüllung 
der  Busswerke  noch  die  Uebemahme  derselben 
Voraussetzung  des  Empfanges  der  Kommunion 
ist,  und  demgemäss  kann  auch  die  Nichtleistung 
derselben  kein  rechtliches  Hinderniss  für  den- 
selben gebildet  haben. 

3  8.  826  n.  1 ;  Gildas  S.  7 :  ^deleat  cnlpam", 
S.  11 :  „diluat  culpam" ;  Columba  c.  37  (25) :  „in- 
sanae  communionis  culpam  diluat";  Vinnianus 
^.  47:  „quia  nullum  crimen,  quod  non  potest 
redimi  per  poenitentiam,  quamdiu  sumus  in 
hoc  corpore". 

*  S.  692  u.  S.  696  n.  5. 

^  Es  ist  wohl  nur  ein  ungenauer  Ausdruck, 
wenn  Loning  2,  477  sagt:  ^Dle  Busse  war  die 
Strafe,   welche  der  Sünder  freiwillig  auf 


sich  nahm,  um  dadurch  die  Vermittlung  de« 
Geistlichen  und  die  Tilgung  der  Sünden  zu  er- 
haltend Wenn  dagegen  MeurerS.  194  herror- 
hebt,  dass  die  Bussen  der  Poenitenüalien  keine 
Rechtsstrafen  sind,  andererseits  aber  S.  196.  200 
behauptet,  dass  sich  in  der  frankischen  Kiicbe 
die  Entwicklung  der  Poenitenz  zur  Rechtsstiafe 
vollzogen  hat,  so  ist  dies  für  die  hier  fragliche 
—  die  merowingische  —  Zeit  hinsichtlldi  der 
in  Folge  der  Frivatbeichte  übernommenen  Bois- 
übungen  nicht  der  Fall  gewesen,  wie  denn 
auch  alle  von  ihm  citirten  Stellen  erst  der  spä- 
teren Zeit,  frühestens  dem  Ausgange  des  8.  und 
dem  9.  Jahrh.  angehören.  Vgl.  auch  die  fol- 
gende Anm. 

0  Ldning,  2,  488  behauptet,  dass  nach  den 
Beiehtbü ehern  die  Kirche  bei  schweren  Sünden, 
wenn  der  Sünder  die  Privatbusse  nicht  habe  ab- 
leisten wollen  oder  wenn  er  trotz  derselben  in 
die  alten  Sünden  zurückverfallen  sei,  mit  dem 
Kirchenbann  gegen  ihn  habe  einschreiten  sollen. 
Ebenso  auch  Meurer  S.  199,  nach  welchem  die 
Poenitenz  als  die  leichtere,  die  Exkommunika- 
tion als  die  schwerere  Strafe  gilt.  Die  hierfür 
angeführten  Stellen  beweisen  dies  aber  nicht 
Zunächst  ist  nach  Poen.  Theod.  I.  11.  SS-  ^  ^• 
„Si  autem  contempserit  indlctum  ieiunlum  inee- 
olesia  et  contra  decreta  seniorum  fecerit,  sine 
XL  ma,  XL  dies  poeniteat.  Si  autem  in  XL  ma, 
annum  poeniteat.  —  Si  frequenter  fecerit  et  in 
consuetudine  erit  ei,  exterminabitur  abec- 
clesia'*  (ebenso  Cummean.  I.  %.  37  u.  XII.  $$. 
9.  10)  nur  die  wiederholte  und  gewohnheitsm«- 
sige  Verletzung  der  Fastengebote  ein  kirchliches, 
mit  dem  Banne  bedrohtes  Vergehen,  wogegen  die 
einmalige  Verletzung  aber  nicht  bestraft  (stnfen 
im  Rechtssinne  genommen)  wird.  Dagegen 
zwingt  allerdings  Poen.  Pseudo-Roman.  IL  $.  7: 
„Si  quis  clericus,  postquam  se  deo  voverit  ad 
habitum  secularem  redierit,  sicut  oanis  ad  vonü- 
tnm  suum  vel  uxorem  duxerit,  X  annos  poe- 
niteat, III  ex  his  in  pane  et  aqua  et  postea  in 
coniugio  non  copuletur.  Quod  si  noluerit,  s.  ty- 
nodus  vel  sedes  apostolica  separabit  eos  a  com- 
munione  catholicorum.  Similiter  et  moUer,  poit- 
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die  öffentliche  Bosse,  weil  mit  ihr  keine  Anssohliessung  ans  der  Kirchengemeinschaft 
oder  Schmälernng  der  kirchlichen  Rechte  yerbnnden  war,  das  ausschliessliche  Erfor- 
demiss  fllr  die  Wiedererwerbung  der  vollen  Rechtsstellung  in  der  Kirche  werden. 

Wegen  dieses  Charakters  des  Institutes  schloss  es  an  sich  die  öffentliche  Busse 
als  Mittel  der  Beseitigung  der  Exkommunikation  nicht  aus.  Aber  es  musste  nunmehr, 
als  die  Sitte,  die  Sflnden  dem  Priester  zu  beichten  und  die  von  diesem  auferlegten 
Busswerke  zu  tlbemehmen,  in  der  fränkischen  Kirche  Fuss  gefasst  hatte,  die  Frage 
entstehen,  ob  ftir  solche  Sünden,  welche  zugleich  kirchliche  Vergehen  in  dem  früher 
erörterten  Sinne  waren,  die  Uebernahme  der  Privatbusse  die  Verhängung  der  auf  die- 
selben gesetzten  kirchlichen  Strafen  ausschloss  oder  ob  diese  neben  und  trotz  derselben 
verhängt  werden  sollten.  Rechtlich  stand  der  Anwendung  derselben  nichts  entgegen  ^ 
Allerdings  hatte  die  geheime  Busse  in  der  britischen  Kirche,  welcher  die  öffentliche  Busse 
unbekannt  war  2,  auch  die  Funktion  der  letzteren  zu  erfüllen,  d.  h.  sie  bildete  zugleich 
für  die  Gebannten  das  Mittel,  sich  von  der  Exkommunikation  zu  lösen  ^,  und  wenn- 
gleich die  fränkischen  Poenitentialien  einzelne  Stellen,  welche  von  dieser  Auffassung 


qnam  se  deo  voverit,  gl  tale  scelas  commiserit, 
pari  sententiae  subiacebit"  (wiederholt  Merse- 
burg, c.  28;  Paris,  c.  22;  Boblens.  c  28;  Cum- 
mean.  III.  ^  4)  durch  Andiohnng  der  Exkom- 
munikation zur  Leistung  der  Busse,  aber  hier 
handelt  es  sich  tot  Allem  um  Geistliche,  welche 
Ihre  Standespflichten  yerletzt  haben,  und  gegen 
solche  hatte  die  fränkische  Kirche,  schon  ehe  die 
irische  und  britische  Beicht-  und  ßnsspraxis  in 
dieselbe  verpflanzt  war,  Zwang  zur  Leistung  von 
Busswerken  angewendet  (S.  816),  und  die  er- 
wähnten, dem  Frankenreich  angehorigen  Poenl- 
tentallen  sind  offenbar  von  dieser  Entwicklung 
beelnflusst  worden. 

1  Das  umsoweniger,  als  die  Beichtbflcher  sich 
als  blosse  Anweisungen  ohne  Gesetzeskraft  für 
die  Handhabung  der  Busspraxis  darstellten,  also 
das  geltende  kirchliche  Straf-  und  DlsclpÜnar- 
strafrecht  nicht  zu  ändern  Im  Stande,  waren.  In 
Ueberelnstimmung  hiermit  steht  es,  dass  die 
Poenitentialien  mehrfach  neben  ihren  Anwei- 
sungen Ober  die  Bussen  auch  auf  die  für  die 
Kleriker  in  Betracht  kommenden  DiscipUnar- 
strafen  hinweisen,  so  z.  B.  Hubert.  0.  13 :  „Si 
quis  clericuB  uxorem  propriam  relinquerit  et 
gradn  honoris  exoeperit  posteaque  iterum  eam 
agnoTerit,  sclat  se  adulterium  perpetrasse,  honore 
suo  privetur  et  dlebus  vitae  suae  poenlteat  et  pro 
humanitatis  causam  sl  bene  egerit,  post  annos 
Yll  communlonem  peroipiat^.  Dieses  Verhält- 
niss  tritt  bei  Loning  2,  488  nicht  klar  und 
scharf  hervor,  wenn  er  bemerkt:  »Was  das  Ver- 
hältnis» der  Privatbusse  zur  Exkommunikation 
betrifft,  so  sollte  durch  jene  diese  keineswegs 
verdrängt  und  aufgehoben  werden.  Im  Gegen- 
theil  erklären  die  BussbOchei  mehrfach  die  Pri- 
vatbusse für  unzureichend  und  verlangen  für  be- 
sonders schwere  und  öffentliche  Sünden  die  Ex- 
kommunikation. So  wurden  insbesondere  auch 
von  den  Bussbüchem  die  Ketzerei  und  der  Ehe- 
bruch, der  zur  öffentlichen  Kenntnis«  gelangte, 
mit  dem  Kirchenbann  bedroht  ^  In  der  That 
handelt  es  sich  aber  beiden  Cltaten  Lönlngs 
wesentlich   um   Wiederholung  solcher  Strafan- 


drohungen, die  längst  geltenden  kirchlichen  Rech* 
tes  waren,  so  poen.  Bigot.  YII.  c.  2  (Oummean. 
XI.  5) :  „Qui  allam  doctrinam  extra  scriptnram 
vel  baereslm  praesnmit,  alienatus  ab  ecclesla,  si 
poenlteat,  suam  publice  sententiam  damnet  et 
quos  deceplt  ad  fldem  convertat  et  jejunet  ad  lu- 
dldum  sacerdotis^  um  die  seit  der  frühesten 
Zeit  auf  die  Ketzerei  festgesetzte  Strafe  der  Ex- 
kommunikation, ferner  Merseburg  c  169  (Oum- 
mean. XJ.  $.  21 :  „Sl  quls  contempserit  Nicaenum 
concilium  et  fecerltpaschacum  Jadaels  XIY  luna, 
extermlnabltur  ab  omni  ecclesla,  nlsi  poeniten- 
tiam  egerit  ante  mortem^,  um  eine  kurze  Wieder- 
gabe der  Strafvorschrift  des  conc.  Antioch.  v.  341 
c.  1 ;  vgL  weiter  Cnmmean.  III.  $.  6 :  „Sl  pres- 
byter  vel  dlaconns  uxorem  extraneam  duxerit  In 
conscientla  popull  deponatur'';  %,  7:  ;,Si  quls 
adulterium  perpetraverit  cum  lila  et  conscientla 
devenlt  popull,  pioildatur  extra  eccleilam  et 
poenlteat  Inter  lalcos,  quamdlu  vlxerit"  (nach 
Theod.  I.  9,  %%,  4. 6),  wo  sich  allerdings  die  der 
angelsächsischen  Quelle  entsprechende  Ein- 
schrilnkung  auf  den  Fall  des  öffentlichen  Bekannt- 
werdens  der  fraglichen  Handlung  findet. 

Noch  viel  weniger,  als  die  0.  S.  820  gedachte 
Busse,  konnte  an  sich  die  Uebernahme  der  Privat- 
busse seitens  eines  Geistlichen  die  rechtliche 
Unfähigkeit  zur  Verwaltung  des  geistlichen  Am- 
tes bewirken,  vielmehr  blos  Insofern,  als  damit 
auch  die  Femhaltung  vom  Abendmahl  verbunden 
sein  sollte  (S.  827.  828),  eine  faktische  Verhin- 
derung für  die  betreffenden  Funktionen  bilden. 

2  S.  826. 

s  Das  wird  durch  solche  Stellen  der  Bussbücher 
bestätigt,  welche  Vorschriften  älterer  Konzillen 
über  die  öffentliche  Busse  wiedergeben,  dieselben 
aber  gleichzeitig  dabei  ummodeln,  vgl.  z.  B« 
Theodor.  I.  5  S*  1^:  »Sl  quls  a  flde  del  dls- 
cesserit  sine  ulla  neeessltate  et  postea  ex  toto 
animo  poenltentiam  acciplt,  Inter  audlentesluxta 
Nlcenae  concilium  III  annos  extra  ecdesiam  et 
VII  annos  poenlteat  in  ecclesla  Inter  poenitentes 
et  11  adhuo  extra  commercium  (vgL  Nlcaea  c.  12), 
vgl.  ferner  ibid.  I.  15  $.  4  (nach  Ancyra  c.  24). 
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beeinfloflst  sind,  aufweisen  ^  so  war  damit  immer  ftlr  die  fr&nkische  Kirche  noch  nickt 
dem  bestehenden  Rechte  derogirt.  Faktisch  aber  konnte  diese  Anschaunng  in  einer 
Zeit,  in  welcher  man  bereits  die  Kleriker  einer  geheimen  Busse  unterworfen^  und 
nicht  mehr  an  der  öffentlichen  Bosse  als  absoluter  Vorbedingung  der  Lösung  von 
der  Exkommunikation  festhielt  \  umsoweniger  ohne  Einfluss  bleiben,  als  man  bei  der 
damals  hervortretenden  Yeryrohung  und  Verwilderung  kirchlicherseits  durch  wdtere 
Zulassung  der  geheimen  Busswerke  einer  Anzahl  von  Personen  die  Uebemahme  der 
Busse  erleichterte,  welche  sich  kaum  jemals  zu  einer  öffentlichen  verstanden  hsben 
wflrden. 


§•257.    d.  Die  kirchlichen  Straf-  und  DiscipUnarstrafoergehen  und  das  kirchliche 
Strafen-  und  Disciplinarstra/eneystem. 

L  Das  Strafrecht  für  die  Laien.  1.  Die  kirchlichen  StrafvergeheiL 
Nachdem  sich  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  der  begriffliche  unterschied  zwischen  der 
Sflnde  und  dem  kirchlichen  Straf?ergehen  festgestellt  hatte  ^,  konnte  ftlr  die  fernere 
Entwicklung  des  kirchlichen  Strafrechts  nur  noch  die  Erweiterung  des  Gebietes  des- 
selben einerseits  gegenüber  den  mannigfachen  Arten  und  den  verschiedenen  Aeusse- 
rungen  der  Sünde,  andererseits  gegenüber  solchen  Handlungen,  welche  nicht  den 
Charakter  einer  schweren  oder  wohl  überhaupt  nicht  der  Sünde  trugen,  aber  sich  als 
äussere  Verletzungen  der  kirchlichen  Ordnung  und  als  Schädigungen  der  kirchlichen 
Zwecke  und  Interessen  darstellten,  in  Frage  kommen. 

In  ersterer  Hinsicht  weisen  sowohl  die  fränkischen  wie  auch  die  westgothisehen 
Konzilien  des  6.  und  7.  Jahrhunderts,  obwohl  die  Verhältnisse  in  beiden  Reichen, 
namentlich  im  Frankenreiche  ^  eine  lebhafte  Mahnung  für  die  Kirche  bilden  mussten, 
die  zu  Tage  tretenden  sittlichen  Schäden  mit  allen  ihren  Mitteln  zu  bekämpfen,  keine 
erhebliche  Ausdehnung  des  kirchlichen  Strafrechts  auf.  Allerdings  werden  die  b 
den  früheren  Konzilien  gedachten  Vergehen,  sowohl  diejenigen,  deren  Grundtypen  die 
drei  alten  schwersten  Sünden  g,  Abfall  vom  Glauben  7,  Tödtung^  und  Fleischesver- 
gehen ^  bilden,  wie  auch  andere  von  Neuem  mit  Strafe  bedroht  ^^  und  bei  einzelnen 

^  Pseudo-Rom&n.  II.  %,  16  :  ^Si  qua  de  mulie-  ?  So  Rückfall  in  das  Heidentlmm  Ozleans  IV 

ribuB,  quae  fomicatae  sunt,   inteifecerit  qnae  c  15;  Uebnng  heidnischer  Gebräuche  1.  c.  c.  16; 

nascnntur  aut  fesünat  aboitlvos  facere,  primnm  Tours  II  c  22;  Toledo  XII  c  11 ;  Theünahme  tn 

constitutum  usque  ad  exitum  communionem  ve-  Gastmählern  der  Heiden  und  Juden  Orleans  III 

tat,  id  quod  verum  deflnitum,  humanius  aliquid  e.  13 ;  Maoon  I  c.  15;  Verkauf  chrisüicher  Sklaven 

consequantur,  constituimus  eos  decennii  tempore  an  solche  Bheims  624  eil;  CUchy  c.  13 ;  Toledo 

secundum  gradus  quae  sunt  constituta,  poeni-  X  c.  6;  Zauberei  Orleans  II  c  20;  Elusa  c.  3; 

teant"  (nach  Ancyra  c  21),  VI.  %.  8:  ,^1  qui  si-  auch  die  Verbote  der  Ehen  zwischen  Christen  und 

mul  vadant  ad  festivitatem  in  locis  abominandis  Juden  gehören  hierher  Orleans  n  c  19 ;  Cler- 

gentilium  et  suam  escam  deferentes  comederint,  mont  I  c.  6. 

placuit  eos  per  poenitentiam    biennii  suscipi,  ^  Mörder  und  TodtschlägerEpaonc  31;  Bheims 
utrum  vero  cum  ohlatione,  singuli  eplscoporum  624  c.  9;  Glichy  c.  11 ;  Kindermord  Lexida  c  2; 
probantes  vitam  eorum  et  singulos  actus  exami-  Selbstmordversuch  Toledo  XVI  o.  4. 
nent"  (nach  Ancyra  c.  7),  VII.  $.  10  (Ancyra  c.  9  Incest  Orleans  1  c.  18;  Epson  c  30;  Toars  n 
16),  die  in  der  vor.  Anm.  eitirten  Stellen  aus  c.  21;  Lyon  III  c.  4;  Paris  V  14;  Sodomiteiei 
Theodor,  bei  Cummean.  XI.  32  u.  VU.  12.  Toledo  XVI  c  3;  eigenmächtige  Trennung  der 
2  S.  821.  Ehe  Orleans  U  c.  11 ;  Toledo  XU  c  a 
^  S.  823.  10  Erhebung  falscher  Anklage  Maoon  I  c  18; 
^  S.  744.  Meineid  Macon  I  c.  17;  Verleitung  zum  Meineid 
^  Löning  2,  450.  und  zum  falschen  Zeugniss  Macon  I  c  18;  Unter- 
em S.  746.  schlagung  von  Oblationen  Macon  I  c.  4;  Bheimi 
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anch  die  Thatbest&nde  erweitert,  ja  die  fränkischen  Konzilien  charakterisiren  sogar 
im  Interesse  der  kleinbftuerliclien,  ärmeren  und  geringeren  Bevölkerung  gewisse  häufig 
vorkommende  Bedrflcknngen  derselben  seitens  der  Mächtigen  und  der  weltlichen 
Beamten  durch  Bedrohung  mit  kirchlichen  Strafen  als  kirchliche  Strafvergehen  ^. 
Ueberwiegend  hat  indessen  die  Kirche  ihre  Strafgesetzgebung  in  der  hier  fraglichen 
Zeit  ausgeübt,  um  dem  äusseren  Leben  ein  christliches  Gepräge  durch  Hinwirkung 
auf  die  äussere  Beobachtung  kirchlicher  Gebote  aufzudrücken^^  vor  Allem  aber,  um 
die  hierarchischen  Interessen  der  Kirche  und  des  Klerus  zu  schützen  und  zu  pflegen; 
so  insbesondere  um  Beeinträchtigungen  des  Kirchenvermögens  abzuwehren  ^  das 
Asylrecht  zur  Anerkennung  zu  bringen^  und  eine  möglichst  weitgehende  Befreiung 
der  Geistlichen  von  der  staatlichen  Gerichtsbarkeit  zu  erreichen  K 

Wenn  bei  der  Erweiterung  des  Kreises  der  kirchlichen  Strafvergehen  in  den 
gedachten  Richtungen  selbstverständlich  schwerere  und  minder  schwerere  Vergehen 
in  Frage  kommen®,  so  hat  sich  doch  auch  weder  jetzt  eine  feste  Scheidung  derselben 
noch  gar  eine  feste  Terminologie  gebildet,  und  insbesondere  ist  die  neuerdings  auf- 
gestellte Behauptung  haltlos  ^^  dass  crimm  und  damit  gleichbedeutend  crimen  eapitale^ 
das  Verbrechen  nach  geistlichem  Rechte,  die  schwere  Sünde  (Todsünde)  gewesen 
sei,  welche,  wenn  offenkundig,  die  nur  durch  öffentliche  Busse  ablösbare  Exkommuni- 
kation zur  Folge  gehabt  hätte. 

2.  Das  Strafensystem.  Mit  der  spezielleren  Durchbildung  des  kirchlichen 
Strafrechts  geht  zugleich  eine- Erweiterung  der  kirchlichen  Strafen  Hand  in  Hand. 

Zu  den  der  früheren  Periode  bekannten  Strafen,  der  grossen  Exkommunikation, 
der  zeitweisen  Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  und  der  Aus- 
schiessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft  ^  sind  einmal  eine  Anzahl  Strafen  welt- 
lichen Charakters  getreten  ^,  jedoch  sind  diese  wesentlich  dem  in  Folge  der  Ver- 
quickung von  Staat  und  Kirche  eigenthümlich  gestalteten  westgotiliischen  Rechte 


624  c.  10;  GUchy  c  12;  Ansspeien  der  Hosüe 
Toledo  XI  c.  11. 

^  Schlechthin  die  Bedrückung  der  panperes 
dnrch  ludicet  und  potentes  Tours  II  c.  26,  vgl. 
auch  Paris  III  c  6 ;  die  Yertreibang  you  Haus 
und  Acker  durch  Mächtige  Macon  n  c.  14;  die 
widerrechtliche  Gefangenhaltung  Lyon  II  c.  3 ; 
die  Bedrückung  Ton  Wittwen  und  Waisen  seitens 
der  Richter  Macon  II  c.  12,  der  Freigelassenen 
Paris  y  c  5;  die  Yerheirathung  von  Mädchen 
durch  potentes  gegen  den  Willen  der  Eltern  Or- 
leans IV  c.  22;  Paris  III  c.  6. 

Diewestgothischen  Nationalkonzilien  bedrohen 
wiederholt,  Toledo  VI  c  17.  18;  Toledo  VH  c  1; 
Toledo  XIU  c.  4;  Toledo  XVI  c.  9  Hoch-  und 
Landesverrath  mit  kirchlichen  Strafen,  freilich 
mehr  zur  Beschönigung  der  wesentlich  von  der 
hohen  Geistlichkeit  geleiteten  Revolutionen  als 
zum  Schutze  des  Königthums,  vgl.  Dahn,  Kö- 
nige der  Germanen  6  [2.  Aufl.),  S.  448.  463  ff. 
467.  472.  484.  486. 

2  S.  die  S.  290  n.  2.  3  angeführten  SteUen 
über  die  Feier  der  Sonntage  und  Festtage.  Weiter 
gehören  hierher  die  S.  830  n.  7  erwähnten  Ver- 
bote heidnischer  Gebräuche. 

8  Orleans  U  c.  15;  Orleans  IH  c.  12.  22; 
Orleans  IV  c.  19.  25;  Orleans  V  c.  13.  14.  15. 


16;  GlermontI  c.  14;  Olermont  II  o.  15;  Paris 
III  c.  1.  2 ;  Lyon  II  c.  2 ;  Tours  H  c.  24. 25 ;  Macon 
I  c.  4;  Macon  U  c  4.  5;  Paris  V  c.  6.  7.  8.  10; 
Rhelms  624  c  10.  16;  Cliohy  c.  12;  Ghalons 
c.  6.  7. 

«  VgL  die  S.  384.  385  angeführten  Stellen. 

5  Elusa  c  4;  Macon  I  c  7;  Macon  II  c  7.  9. 
10.  12;  Auxerre  o.  43;  Paris  V  c.  4;  Rheims 
c.  6  und  Cüchy  c.  7. 
^6  S.  797  ff.  und  femer  unten  zu  II  des  Textes. 

7  Nissl,  d.  Gerichtssund  des  Klerus  S.  16. 
17.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  er  sich  ledig- 
lich auf  Löning  1,  256  u.  2,  448,  welcher  die 
gedachte  Ansicht  gar  nicht  aufstellt,  beruft,  ist 
dies  aus  den  in  Frage  kommenden  Quellenstellen, 
S.  806  n.  4,  welche  Nissl  zur  Begründung  seiner 
a.  a.  0.  bereits  besprochenen  Auffassung  des 
crimen  als  degradationswürdiger  Handlung  beim 
Klerus  heranzieht,  nicht  erweisbar,  und  weiter 
würde  es  sich  noch  fragen,  welche  der  verschie- 
denen, oft  vorkommenden  Exkommunikationen 
S.  797  ff.  gemeint  ist. 

8  S.  747«. 

0  So  die  Prügelstrafe,  Verweisung  in  Kloster, 
Verbannung,  decalvaüo,  Vermögenskonflskation, 
Geldbusse,  Verlust  der  weltlichen  Aemter  und 
Verknechtung. 
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bekannt^  und  kommen  ftlr  die  allgemeine  Entwicklung  nicht  in  Betracht. 

Was  dagegen  die  Strafen  kirchlichen  Charakters  betrifit,  so  handelt  es  sich  da- 
bei, abgesehen  von  der  Strafe  der  öffentlichen  Rüge  durch  den  Bischof  und  der  Auf- 
erlegung von  Fasten  2  nm  einmalige  Entziehung  der  Befagniss  zur  Ansflbnng  bestimm- 
ter kirchlicher  Rechte  ',  und  in  allen  diesen  Fällen  nm  Verletzungen  äusserer  kirch- 
licher Gebote,  also  Vergehen  leichteren  Charakters.  fUr  welche  die  vorhin  gedachten 
älteren  Strafen  offenbar  noch  zu  schwer  erschienen. 

Eine  weitere  Verschiedenheit  gegen  die  frtlhere  Periode  liegt  darin,  dass  analog 
dem  zunächst  auf  dem  Boden  des  Beamten-Disciplinarrechts  entwickelten  Strafinittel 
der  Censur^  jetzt  auch  fUr  die  Laien  derartige  Strafen  festgesetzt  und  zur  Anwendung 
gebracht  werden,  wennschon  es  immer  noch  an  einem  klaren  Bewusstsein  über  den 
Unterschied  der  beiden  Strafmittel,  der  Censur  und  der  poena  vindicativa  fehlte 
Massgebend  dafür  sind  zum  Theil  dieselben  Momente  geworden,  welche  für  die  Um- 
bildung des  Charakters  der  Exkommunikation  in  Frage  gekommen  waren  <^. 

Die  Unmöglichkeit,  an  der  alten  Vindikativstrafe  der  völligen  Ausstossung  ans 
der  Kirche  festzuhalten,  welche  theils  durch  die  Stellung  der  katholischen  Eärche  im 
Staat,  theils  durch  ihr  Verhalten  gegenüber  dem  Heidenthum  und  der  Ketzerei  be- 
dingt war'',  hatte  in  Verbindung  mit  dem  in  Folge  der  Verbreitung  des  Christenthums 
gebotenen  Aufgeben  des  alten  strengen  und  rigoristischen  Strafrechts  dazu  geführt, 
dass  der  Exkommunizirte  nicht  mehr  fUr  immer  von  der  Kirche  ohne  jede  Hoffnung 
auf  Wiederzulassung  zum  Gennss  ihrer  Segnungen  und  ihrer  Heilsgüter,  ausgeschlos- 
sen wurde  ®.  Nachdem  aber  die  Kirche  ihren  Anspruch,  die  allein  berechtigte  Form 
des  religiösen  Lebens  zu  sein,  zur  Durchführung  gebracht  und  dem  von  ihrer  aktiven 
Gemeinschaft  Abgeschiedenen  die  Möglichkeit  jeder  anderen  Befriedigung  seiner  reli- 
giösen Bedürfnisse  versagt  hatte,  konnte  sie  denselben  nicht  mehr  lediglich  wie  früher 
seinem  Schicksal  überlassen,  vielmehr  musste  sie  jetzt  in  Konsequenz  der  von  ihr  ge- 
forderten, allein  berechtigten  Stellung  auch  die  Verantwortung  für  das  Seelenheil  des 
von  ihr  Bestraften  übernehmen  und  soweit  ihr  irgend  möglich  war,  die  Bessemng 
desselben  herbeizuführen  suchen.   Die  Festhaltung  des  früheren  Standpunktes  ^,  dass 


^  Wegen  des  Vorkommens   der  Prügelstrafe  denn  in  beiden  Stellen  ist  der  Gh&rakter  derselben 

und  der  Verweisung  In  ein  Kloster  im  fränkischen  als  Oensur  im  heutigen  Sinne  nicht  nachweisbar, 

Kirchenrecht  s.  S.  803  n.  6  nnd  S.  804  n.  3,  sowie  und  so  yersteht  anoh  Toledo  XI  c.  15  unter  der 

auch  das  nachher  in  Betreff  der  Bnsse  Bemerkte.  ^censnra^  die  Exkommunikation  auf  ein  Jahr,  also 

^  S.  803.  sicher  eine  Strafe.    Andererseits  wird  aber  aneh 

8  Hierher  gehört  die  einmalige  Ausschliessung  von   den  Konzillen   die  Exkommunikation  als 

vom  Gottesdienst  und  Yom  Abendmahl  zu  Ostern,  poena  bezeichnet,  so  excommunicatlonis  poeoa 

sowie  die  Femhaltung  vom  Gottesdienst  an  einem  in  Elusa  653  o.  4  und  Toledo  IV  c.  12.    Auch 

bestimmten  Ort,  S.  803.  aus  Ohalons  644  o.  656  c.  19  (gegen  GeistUche, 

^  S.  755.  756.  welche  obsoöne  Chöre  und  Gesänge  an  Festtagen 

^  Demgemäss  findet  sich  ebenfalls  noch  keine  in  der  Kirche  zulassen) :   ;,aut  exeommunicari 

Spur  von  dem   heutigen  Sprachgebrauch.    Das  debeant  aut  disdplinae  aculeum  sustinere"  wird 

Wort :  censura  hat  Orleans  IV  c  37  (Jährliche  sich  nicht  ein  bewusster  Gegensatz  zwischen  der 

Abhaltung  der  Provinzialsynode,  „ut ...  et  cen-  Exkommunikation  als  Censur  und  der  poena 

sura  teneatur  et  Caritas^)  die  Bedeutung  von :  Dis-  vindicativa  entnehmen  lassen,  vielmehr  sind  mit 

ciplin,  Rechtsordnung;  in  Toledo  Xc.  3  („duriori  dem  letzteren  Ausdruck  offenbar  die  sonstigen 

exstirpare  censura^) :  harte  Bestrafung  (sohlecht-  Disciplinarstrafen    gemeint ,    solche   Geistliche 

hin) ;   in  Toledo  IX  c.  10  (Geistliehe   höherer  sollen  also  exkommunizlrt  oder  doch  mindestens 

Weihen,  welche  heirathen  und  Kinder  zeugen,  geeigneter  Strafe  unterwerfen  werden, 

„canonica  censura  damnentur^) :  Bestrafung  nach  ^  S.  798.  799. 

den  Kanones.    Die  Verbindung  excommnnlca-  ^  S.  799. 

tionls  censura  in  Sevilla  Hell  und  Toledo  X  c.  6  «  S.  798. 

heisst  soviel ,  wie  Strafe  der  Exkommunikation,  9  S.  746. 
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derjenige^  an  welchem  die  dnrch  Belehrung  und  Ermahnung  geübte  erziehende  und 
bessernde  Thätigkeit  sich  erfolglos  erweist,  aus  dem  Verbände  der  Kirche  definitiv 
ausgeschlossen  wird,  und  dass  er  allein  nach  freiwilliger,  durch  die  Busse  bewiesener 
Besserung  seine  Wiederaufnahme  in  den  kirchlichen  Verband  erlangen  kann,  ist  prin- 
cipiell  fttr  eine  Kirche,  welche  Zwangsanstalt  geworden  ist  und  sein  will,  nicht  denk- 
bar. Wie  sie  dem  einzelnen  nicht  gestattet,  sich  freiwillig  von  ihr  gänzlich  abzulösen, 
so  muss  sie  ihn,  auch  wenn  sie  ihm  wegen  schwerer  Sflnden  und  Vergehungen  alle 
aktiven  Rechte  in  der  Oemeinschaft  entzieht,  zwangsweise  der  letzteren  zu  erhalten, 
also  auch  im  Wege  des  Zwanges  seine  Besserung  herbeizuführen  suchen,  und  kann 
ihm  nicht  die  Freiheit  gewähren,  sich  fortdauernd  von  ihr  fernzuhalten.  Diese  Ge- 
sichtspunkte haben  sich  in  der  hier  fraglichen  Entwicklung  des  kirchlichen  Strafrechts 
geltend  gemacht,  und  zur  Ausbildung  von  Gensuren  auch  fdr  die  Laien  geführt,  denn 
die  Strafe,  welche  den  Zweck  der  Besserung  als  immanenten  in  sich  aufnimmt,  deren 
Handhabung  und  nähere  Anwendung  dnrch  ihn  bestimmt  wird,  ist  eben  die  Gensur  ^ 
Als  solche  war  man  nunmehr  in  der  Lage,  vor  Allem  die  Exkommunikation  zu  ver- 
wenden, da  man  dieselbe  jetzt,  nachdem  mit  ihr  nicht  mehr  eine  völlige  Loslösung 
von  der  Kirche  verbunden  war  —  und  in  dieser  Weise  hat  die  kirchliche  Gesetz- 
gebung von  ihr  Gebrauch  gemacht  ^  —  bis  zu  erfolgter  Besserung  oder  bis  zur  Be- 
seitigung des  mit  den  kirchlichen  Ordnungen  in  Widerspruch  stehenden  Verhaltens 
oder  Zustandes  androhen  konnte.  Ja,  von  diesem  Standpunkt  aus  ist  man  sogar  seit 
dem  6.  Jahrhundert,  freilich  zunächst  in  verhältnissmässig  geringerem  Umfang  auch 
dazu  gekommen,  bei  den  Laien  nicht  nur  indirekt  durch  die  Entziehung  der  kirch- 
lichen Rechte  eine  bussfertige  Reue  und  Besserung  zu  erzwingen,  sondern  sie  auch 
unter  Umständen  zwangsweise  bis  zur  erfolgten  Besserung  zur  Verrichtung  solcher 
Busswerke,  in  denen  sich  sonst  die  reumüthige  Gesinnung  zubethätigen  pflegte,  anzu- 
halten, also  auch  die  Poenitenzen  als  Censur  zu  behandeln  3.  Die  anderen  kirchlichen 
StrafmitteH  hat  man  dagegen  nicht  als  Censur  verwendet,  und  selbst  die  Exkommuni- 
kation und  die  Poenitenzen  nicht  völlig  des  Charakters  als  Vindikativstrafen  entklei- 
det, indem  man  die  erstere  noch  ftlr  immer,  d.  h.  auf  Lebenszeit  angedroht^,  und 
ebenso  die  Poenitenzen  fOr  diese  Dauer  oder  ftlr  eine  von  vornherein  bestimmte  Zeit 
verhängt  hat^ 

II.  Das  Straf-  und  Disciplinarstrafrecht  fttr  die  Geistlichen. 
1.  Die  Straf-  und  Disciplinar  straf  vergehen.  Schon  in  der  früheren  Periode 
hatte  sich  der  Unterschied  zwischen  den  gewöhnlichen  kirchlichen  Straf?ergehen  und 
den  Disciplinarvergehen  der  Kleriker  herausgebildet  7.  Gleichzeitig  hatte  aber  die 
Kirche  gewisse  Vergehen  der  ersteren  Art  mit  Rücksicht  auf  den  schweren  Charakter 
der  Deposition  blos  mit  dieser,  also  mit  einer  Disciplinarstrafe  belegt,  andererseits 
aber  auch  blosse  Disciplinarvergehen  mit  der  allgemeinen  kirchlichen  Strafe  der  Ex- 
kommunikation bedroht  und  sie  damit  zu  allgemeinen  Strafvergehen,  in  der  heutigen 
Terminologie  zu  Amtsverbrechen,  gestempelt^. 

An  dieser  durchaus  rationellen  Ausgestaltung  des  Straf-  und  Disciplinarstrafrechtes 
hat  sich  in  der  hier  fraglichen  Zeit  nichts  geändert^.    So  wird  für  gewisse  gemeine 

»  S.  748.  6  S.  798. 

«  S.  798.  6  s.  817.  818. 

«  S.  818.  820.  7  S.  763. 

^  S.  802^  insbesondere  auch  nicht  die  blosse  ^  S.  7&4. 

Ausschliessung  TOD  der  Abendmablsgemeinsehaft  ^  Wäre  die  Ansieht  von  Nissl  (S.  806  n.  4) 
U  i  n  8  c  h  i  u  8 ,  Kirchenreclit  IV.  Ö3 
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Vergehen  noch  immer  die  Exkommunikation  angedroht^,  andererseits  aber  aaehfülr 
bestimmte  Verletzungen  der  Amts-  oder  Standespfiiohten^,  und  diese  werden  damit, 
sofern  die  Exkommunikation  eine  dauernde  ist  ^,  als  Amtsverbrechen  im  modernen 
Sinne  charakterisirt. 

Hit  der  näheren  Durchbildung  der  kirchlichen Verfassungseinrichtnngen,  der  wei- 
teren Entwicklung  des  Kultus  und  der  Zunahme  der  Zahl  der  Geistlichen  vermehrt  sich 
selbstversttodlich  auch  die  Zahl  der  Disciplinarvergehen,  indem  die  kirchliche  Psrti- 
kulargesetzgebnngy  welche  gerade  in  dieser  Richtung  eine  besondere  Thätigkeit  ent- 
wickelt^, für  eine  Reihe  von  Handlungen,  welche  sich  als  Verletzungen  der  die  Amts- 
fbhrung  betreffenden  Pflichten^,  der  Pflicht  der  Treue  und  des  Gehorsams^,  sowie  des 
durch  den  Klerikalstand  gebotenen  Verhaltens  darstellen  ^,  Strafen  festsetzt.  Dsas 
sich  andererseits  diese  Anordnungen  mindestens  thdlweise  mit  den  Vorschriften 
früherer  Konzilien  decken,  ist  erklärlich  genug.  Alles  in  Allem  genommen  zeigt  sich 
aber  sowohl  in  den  fränkischen,  wie  auch  in  den  westgothischen  Konzilien  eine  ge- 
wisse Milderung  des  Straf-  und  Disciplinarstrafrechts  ^.  Es  werden  zum  Theil  jetit 
an  sich  schwere  Sünden  und  Vergehen,  welche  die  alte  Kirche  mit  harten  Strafen 
belegt  hatte,  bei  den  Klerikern  verhältnissmässig  leicht  gestraft^,  und  namentlich  in 
der  westgothischen  Kirchengesetzgebung  waltet  die  Tendenz  ob,  vor  Allem  gegen  die 
höhere  Geistlichkeit  Schonung  zu  üben,  da  diese  in  manchen  Fällen  weniger  harten 


richtig,  das8  nach  den  frinklschen  Quellen  jede 
degradationswürdige  Handlang  eines  höheren 
Klerikers  crimen  oder  crimen  capitale  and  Jedes 
crimen  desselben  degradationswürdige  Handlang 
gewesen  ist,  and  dass  daher  die  höheren  Kleriker, 
weil  man  sie  der  Strafe  der  Degradation  unter- 
worfen habe,  nicht  mit  der  Exkommunikation 
bestraft  worden  seien,  so  müsste  sich  seit  der 
früheren  Periode  eine  eigenartige  Entwicklung 
vollzogen  haben.  Abgesehen  von  den  schon  a. 
a.  0.  gegen  Nissl  dargelegten  Gründen  kommt 
hier  noch  Folgendes  in  Betracht.  In  Orleans  III 
c  8  werden  als  crlmina  capitalia  ausdrücklich 
furtum  und  falsitas  bezeichnet,  also  gewöhnliche 
Vergehen,  nicht  Amtsvergehen,  und  Orleans  I  c  9 
bedroht  den  Priester  und  Diakon  wegen  solcher 
mit  Deposition  und  Exkommunikation.  Da- 
mit ist  seine  Theorie  unverträglich.  Agde  o.  50 
und  Epaon  c  22  bestrafen  allerdings  die  höheren 
Geistlichen  wegen  crimina  capitalia  nicht  mit  der 
Exkommunikation,  aber  auch  nicht  allein  mit  der 
Deposition  oder  Degradation,  sondern  zugleich 
mit  der  retrusio  in  monasterium,  verschärfen  also 
die  erstere  Strafe  Immerhin,  und  wenn  Orleans 
III  c.  7  nur  die  eben  gedachte  Strafe  festsetzt,  so 
liegt  darin  eben  eine  Milderung,  die  Bestrafung 
eines  gemeinen  Vergehens  mit  blosser  Disoi- 
pllnarstrafe,  wiesle  auch  früher  vorgekommen  ist 

*  S.  die  vor.  Anm.,  der  Ehebruch  und  die 
Stupration  der  Magnatentöchter  nach  Toledo  XI 
c.  9 ;  Hochrerrath  Toledo  XVI  c.  9.  üeber  die 
gleichzeitige  Androhung  der  Deposition,  vgl. 
S.  812. 

'  Z.  B.  für  das  Zusammenwohnen  mit  nicht 
nahe  verwandten  Frauen,  Elusa  551  c.  2 ;  Ver- 
letzung des  CöUbats,  Orleans  UI  c  7,  S.  812  n.  3 ; 
Annahme  der  Weihe  für  ein  nicht  erledigtes  Bis- 
thum  und  Ertheilung  derselben  für  ein  solches, 
Lyon  I  517  r.  5. 


s  Diese  Beschränkung  ist  Jetzt  wegen  der  Um- 
bildung des  Begriffs  der  Exkommunikation  (S.799 
u.  S.  813)  zu  machen. 

«  So  weisen  z.B.  Tarragona  516,  Valencia  524, 
Sevilla  I  590,  Merida  666  so  gut  wie  ausschliess- 
lich nur  Anordnungen  und  Strafbestimmungen 
für  die  Kleriker  auf,  und  in  den  übrigen  Kon- 
zilien überwiegen  sie  jedenfalls. 

s  Z.  B.  schlechte  Verwaltung  der  kirchlidien 
Prekarien,  Toledo  VI  c.  5 ;  Aoxerre  c  18  feier- 
liche Taufe  ausserhalb  der  Osterzeit. 

0  Vgl.  Orleans  UI  c.  11  (Ungehorsam  in  Be- 
zug auf  die  Anordnungen  des  Dienstes),  v^ 
femer  Narbonne  c.  10 ;  Toledo  XVI  c.  5.  7. 

7  Nichtzuziehen  der  erforderlichen  Klerikei 
zur  Kontrole  des  Verkehrs  der  Geistlichen  der 
höheren  Ordine  mit  den  Frauen,  Tours  II  c.  19; 
Schmähen  des  verstorbenen  Bischofs,  Me- 
rida c.  17. 

8  Sehr  milde  Strafen  sind  z.  B.  die  Exkom- 
munikation, d.  h.  die  Suspension  Yon  der  Aus- 
übung der  kirchlichen  Amts-,  wie  auch  der  all- 
gemeinen Mitgliedschaftsrechte  (S.  810)  blos  auf 
zwei  Wochen  für  Bischöfe,  welche  das  Kirchengnt 
beeinträchtigen,  Toledo  XI  c.  5,  auf  zwei  Mo- 
nate für  solche,  welche  die  ihnen  unterstellten 
Diözesen  mit  Abgaben  beschweren,  Toledo  XVI 
c.  5,  oder  für  den  Bischof,  welcher  simonistisdie 
Spendung  der  Taufe  und  der  Konfirmation  dul- 
det, Toledo  XI  c.  8,  während  den  Priester  eine 
dreimonatliche,  den  Diakon  eine  Tiermonatliche 
Suspension  trifft,  1.  c 

0  So  bedroht  Orleans  III  c.  8  den  Meineid  des 
Klerikers  In  Prozesssachen  blos  mit  zweijähriger 
Exkommunikaüon  (S.  810),  während  nach  Basilil 
ep.  217  (can.  DI)  c.  64  für  jeden  Meineid  sehn- 
jährige  Busse,  als  Bedingung  der  Wiederaufbahme 
in  die  Kirchengemeinsohaft  erforderlich  Ist. 
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Strafen  als  die  niederen  Kleriker  unterworfen  wird.  Die  hierarchisehen  Interessen, 
welche  sich  ftlr  die  weitere  Ansbildnng  des  allgemeinen  kirchlichen  Strafrechts  be- 
stimmend erweisen,  zeigen  hier  ihre  Wirkungen  in  anderer  Richtung  >,  in  der  egoisti- 
schen Begflnstigung  der  kirchlichen  Aristokratie. 

2.  Das  Disciplinarstrafensystem.  Wenngleich  die  Kirche  in  dieser 
Zeit  einige  der  früher  von  ihr  gebrauchten  Strafmittel  nicht  mehr  zur  Anwendung 
gebracht^  und  von  Urnen  nur  die  Deposition^,  die  Amtsentsetzung  ohne 
Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande^,  die  Zurückversetzung  auf 
eine  niedrige  Weihestufe,  die  Entziehung  des  Amtseinkommens^,  die 
Suspension  von  den  Amtsrechten  und  auch  zugleich  von  den  allge- 
meinen kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten^  sowie  die  körperliche 
Züchtigung^  beibehalten  hat,  so  ist  doch  andererseits  das  Strafsystem  durch  eine 
Reihe  neuer  Strafen  vermehrt  worden.  Es  sind  den  früheren  jetzt  die  öffentliche 
Rüge^,  die  Freiheitsstrafe  in  Gestalt  der  Verweisung  in  ein  Booster»  und  die 
Auferlegung  von  Bus8übungen^<>,  endlich  auch  in  weiterer  Ausbildung  der 
Suspension  die  partielle  Enthebung  von  der  Ausübung  einzelner  geistlicher 
Funktionen,  Amts- und  allgemeiner  kirchlicher  Ifil^liedschaftorechte^^  hinzugetreten. 
Was  die  gegen  Laien  anwendbaren  kirchlichen  Strafinittel  betrifft,  welche  ebenfalls 
gegen  die  Kleriker  gebraucht  werden  können  ^^,  so  ist  in  Folge  des  veründerten  Cha- 
rakters der  Exkommunikation  ^^  die  wichtige  Aenderung  eingetreten,  dass  diese  nicht 
mehr,  wie  früher,  unter  allen  Umständen  auch  zugleich  die  schwerste  geistliche  Dis- 
ciplinarstrafe,  die  Deposition  in  sich  schliesst  i^,  vielmehr  theilweise  die  Bedeutung  und 
die  Wirkung  der  Suspension  erhalten  hat^^ 

In  Folge  dieser  Vermehrung  der  Strafmittel  und  in  Folge  der  gedachten  Aende- 
rungen  hat  sich  auch  der  Kreis  derjenigen  Strafen ,  welche  als  Oensuren  gegen  die 
Geistlichen  zur  Anwendung  gebracht  werden,  vergrössert,  wennschon  keine  einzige 
diesen  Charakter  ausschliesslich  angenommen  hat.  Ausser  den  schon  früher  als  Cen- 
suren  verwendeten  Strafen,  nämlich  der  totalen  Suspension,  der  excommunicatio  fra- 
tema^^  kommen  jetzt  noch  die  partielle  Suspension  ^7,  die  Entziehung  des  Stipendiums 
oder  des  Amtseinkommens  ^^,  die  Auferlegung  von  Busswerken  ^^,  sowie  femer  auch 
die  Exkommunikation*^^  und  die  Ausschliessung  vom  AbendmahP^  in  Frage. 


1  S.  die  Anfahrangen  a  834  n.  8;  nach  Me-  »  S.  815. 

rid«  666  6.  17  hat  fiir  die  Schm&hiuig  des  yer-  ^  S.  816,  in  der  spanischen  Kirche  ausserdem 
storbenen  Bischofs  der  Priester  eine  drei-,  der  noch  die  Infamie,    die  Yennögenskonllskation 
Diakon  eine  fünf-,  der  Subdiakon   eine  nenn-  und  die  Verbannung,  S.  816. 
monatliche  Busse  zu  leisten.  ^^  S.  811,  sowie  die  nur  Tereinzelt  Torkom- 
Für  die  fränkische  Kirche  ergiebt  sich  das  mende  Nachbildung  der  gegen  die  Bischöfe  fib- 
gleiche  Bestreben  aus  den  Verhandlungen  über  liehen  sog.  excommunicatio   fratema  als  Strafe 
die  Bestrafung  des  Bischofs  Gontumeliosus  von  für  die  anderen  Kleriker,  S.  811. 
Ries,    welchen  die  Synode  Ton  Marseille  633  i>  Die  Exkommunikation,  die  Ausschliessung 
trotz  der    von    ihm    begangenen  Fleischesver-  Tom  Abendmahl  und  eine  solche  an  einem  be- 
brechen nur  zu  Busse  Terurtheilt  hatte,  S.  810  stimmten  Festtage,  S.  812.  814. 
n.  2  u.  S.  820  n.  6.  «  s.  800.  812. 

2  S.  811  n.  9.  M  S.  812. 

3  S.  806  nebst  der  eine  Abart  derselben  bil-  »  8.  813. 
denden  conrnuaUo  peregrina,  S.  734  n.  5.  ^  S.  75&. 

*  S.  809.  "  8.  811. 

ß  S.  809.  «  S.  809  n.  8. 

«  S.  810.  w  S.  818  u.  8.  820  n.  8. 

'  S.  814.  »  S.  833. 

8  A.  a.  O.  21  s.  814. 

53» 
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III.  Allgemeines.  Die  kirchliche  Gesetzgebnng  hat  mehrfach  bei  Norminmg 
der  Thatbestftnde  der  einzelnen  Straf-  und  Disoiplinarstraf^ergehen  sich  mit  der  all- 
gemeinen Androhung  einer  Bestrafung  derselben  begnflgt,  ohne  eine  bestimmte  Art 
der  Strafe  festzusetzen  ^  In  solchen  Fällen  hatte  die  kirchliche  Disciplinarbehörde, 
also  ftir  die  Regel  der  Bischof  ^^  nach  Lage  der  Sache  die  entsprechende  Strafe^ 
festzusetzen,  und  selbst  da,  wo  anscheinend  nähere  Direktiven  gegeben  sind,  haben 
dieselben  praktisch  kaum  eine  Beschränkung  des  freien  Ermessens  gebildet^. 

Aber  auch  die  frühere,  noch  viel  weiter  gehende  Befugniss  des  Bischofs,  seiner- 
seits einzelne  Handlungen  der  Laien  und  Kleriker  mit  Strafe  zu  bedrohen,  und  sie 
erst  dadurch  zu  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarvergehen  zu  erheben  ^,  ist  trotE  der 
weiter  fortgeschrittenen  Ausbildung  des  kirchlichen  Strafrechts,  als  eine  bei  der 
Flflssigkeit  der  Grenzen  zwischen  Sünde  und  kirchlichen  Straf^ergehen  im  Interesse 
der  Aufrechterhaltung  der  Kirehendisciplin  unentbehrliche  Ergänzung,  fortbestehes 
geblieben  ^. 


1  Orleans  lU  c  29  (bei  Laien,  welche  die 
Kirche  yor  dem  Ende  der  Messe  verlassen  oder 
dem  Gottesdienst  mit  Kriegswaffen  anwohnen) : 
Jn  sacerdoüs  potestate  consistat,  qnaliter  eins 
dittrieUone  debeat  castigare'^  (ähnlich  auch  c.  28 
ibid.) ;  Orleans  I  e.  28  (Kleriker,  welche  nieht 
an  den  Litaneien  theilnehmen) :  „secnndnm  ar- 
bitrium  episcopi  eoclesiae  (oL  ecclesiasticam) 
susdpient  dUeipUnam^  (hier  nicht,  wie  mitunter, 
gleichbedeutend  mit  Prügelstrafe  S.  815  n.  4) ; 
Orleans  IT  c.  2  (Nichtbeachtung  der  Fastenge- 
bote) :  „tanquam  transgressor  diseiplinae  a  sacer- 
dotlbus  eenseatur^.  Vgl.  weiter  auch  die  folgen- 
den Anm. 

s  Bei  derartigen  Androhungen  gegen  die 
Bischöfe,  s.  z.  B.  Bordeaux  660—673  c.  4  („si 
contra  ordlnem  canonicum  aliquid  adtemtare 
praesumpseiint,  eancniea  senttntia  noverint  se 
cohercendos"),  die  Synode,  so  auch  ausdrücklich 
Toledo  IV  c  30  (für  Blschdfe,  die  mit  dem  Aus- 
lande Verkehr  unterhalten):  ^^apud  concllium 
condigna  animadrersione  mulctabitur^. 

^  Dass  der  Bischof  dabei  nur  eine  der  in  der 
Kirche  herkömmlichen  Strafen  anwenden  konnte, 
ergeben  die  Ausdrucke  disciplina,  disciplina 
ecclesiastica,  canonica  sententia  (s.  die  vor. 
Anm.) ;  s.  femer  Lyon  II  c.  6  (welches  den  Bi- 
schofen verbietet,  das  den  Klerikern  seitens 
ihrer  Yerg&nger  zur  Nutzniessung  überwiesene 
Kirehengut  oder  gar  aus  eigenem  Vermögen  ge- 
machte Schenkungen  zu  entziehen):  „Si  quid 
tamen  culpae  extiterit,  pro  qualitate  personarum 
vel  rtgula  eanonum  praeeedenthMi  in  ptrtona 
habeatur,  non  in  faeultate  districtio'^. 

«  Wenn  Toledo  IV  c.  48  bestimmt:  „obnoxlus 
eldem  magno  concilio "  (d.  h.  Ghalcedon  c.  26, 
c  21  0.  XVI  qu.  7  u.  c  4  Dist.  LXXIX),  so  droht 
der  letztere  ebenfalls  nur  allgemein  kanonische 
Strafen  an. 

Paris  614  0.  3  (Kleriker,  welche  zum  Fürsten 
oder  zu  Mächtigen  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs 
gehen  oder  sich  in  deren  Schutz  begeben) :  ,^0- 
verint  se  utrumque  priorum  eanonum  sententia 
damnandos";  Toledo  VII  c.  4  (Uebermässige  Be- 
lastung der  Diöcese  durch  den  Bischof) :  „correp- 
tioni  .  .  .  eanonum  subiacebit,  qua  constltutio- 
num  synodallum  tansgressores  priscorum  patrum 


edictis  corripiendos  oportet^,  enthalten  Verwei- 
sungen, welche  an  sich  unbestimmt  sind  und 
auf  eine  Anzahl  nicht  völlig  gleichlautende 
Kanones  (s.  zu  Paris  c  3  clt  Bd.  ni.  S.  221. 
222)  Bezug  nehmen.  Dasselbe  Verhältniss  wal- 
tet auch  bei  folgenden  Stellen  ob:  Ghalons 
644  u.  666  c  18  (Feldarbeit  am  SonnUg):  ,Te- 
tera  renovantes  institulmus,  ut .  . .  sub  disci- 
plina districtionis  omnimodis  corrigatui^,  womit 
Orleans  III  c.  28  in  Bezug  genommen  ist,  welches 
ebenfalls  nur  eine  allgemeine  Strafandrohung 
enthält  Endlich  trüft  das  Gesagte  auch  zu  für 
Stellen,  welche  unter  Hinweis  auf  kanonische 
Bestrafung  frühere  Verbote  wiederholen,  so  bei 
den  das  Zusammenleben  der  Kleriker  mit  nicht 
nahen  Verwandtinnen  betreffenden  c.  3  Cle^ 
mont  III  649  („clerioi  vero  a  propriis  episeopii 
corrlgantur^),  c.  8  frank.  Synode  üie.  loci  v.  614 
(„iuxta  arbitrium  pontiflcis  sententia  canoniet 
feriatui^),  c.  3  Bordeaux  660—673  („canonica 
sententia  iudieetnr^,  wozu  die  sich  gleichfaUi 
nicht  völlig  deckenden  Verbote  Bd.  I  S.  132  i« 
verglichen  sind ;  Orleans  I  o.  18  (She  mit  der 
Wittwe  des  Bruders  und  mit  der  Schwester  den 
Frau) ;  ;,ecclestia8tica  districtione  feriatur"  (tgl. 
dazu  Elvira  c.  61  und  Neocasarea  c  2) ;  Oriesni 
IV  c.  29  (Ehebruch  der  Kleriker):  „clericU 
districtione  adhibita  mulieres  ipsae,  prout  sacer- 
doti  Visum  ftierit,  districtioni  subiaceant"  (vgl. 
dazu  Elvira  c.  18  u.  Orleans  III  c  4),  denn  wenn- 
gleich die  in  ihnen  aufgestellten  Verbote  in  frü- 
heren Konzilien  mit  Strafen  bedroht  sind,  also  in 
der  districtio  ecclesiastica  oder  sententia  canonica 
ein  Hinweis  auf  die  letzteren  gefunden  werden 
kann,  so  Hessen  sich  diese  doch,  weil  sie  In  Ein- 
zelheiten von  einander  abwichen,  nicht  ohne 
Weiteres  anwenden,  vielmehr  war  dlee  nur  in 
einzelnen  Fällen  (s.  z.  B.  Bordeaux  eit.  c  1  und 
dazu  c.  5  Macon  I)  möglich. 

6  S.  745,  S.  747.  Vgl.  femer  frink.  Synode 
v.  614  (ine.  loci)  c.  11 ;  „Ut  abbates  vel  arehi- 
presbyteri  absque  culpa  de  ecolesiastieo  ministe- 
rio  removeri  non  debeant^. 

^  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Verbot, 
wegen  geringfügiger  und  leichter  Verschuldun- 
gen die  Exkommunikation  zu  verhängen,  gerade 
dieser  Zeit  angehört,  S.  747  n.  2. 
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§.258.    0.   Die  Ausübung  der  kirchlichen  Straf-  und  Diaciplinarstrafgetocdt  gegen 

Geistliche  und  gegen  Laien. 

I.  Gegen  Geistliche.  In  Betreff  der  Austtbong  der  Disciplinargewalt  über 
die  Kleriker  ist  das  durch  die  älteren  Eonzilienbeschltlsse  und  die  sich  daran  an- 
schliessende Praxis  ausgebildete  Recht  in  seinen  wesentlichen  Grundlagen  massgebend 
geblieben. 

Demnach  tlbte  der  Bischof^  auch  jetzt  noch  in  erster  Instanz,  dagegen  in 
zweiter  die  Provinzialsynode ^  und  statt  derselben  ebenfalls  die  National-  oder 
Reichssynode  ^  die  Straf-  und  Disciplinarstrafgewalt  über  die  Geistlichen  aus  4.  Ver- 
einzelt hat  allerdings  die  kirchliche  Gesetzgebung  den  Versuch  gemacht,  den  Bischof 
bei  der  Handhabung  seiner  erstinstanzlichen  Jurisdiktion  über  die  höheren  Klassen 
der  Kleriker  hinsichtlich  der  Verhilngung  der  schwersten  Strafe»  der  Absetzung,  um 
diese  yor  willkürlicher  Behandlung  zu  schützen^,  an  bestimmte  Schranken  zu  binden^, 
Dies  ist  aber  weder  von  dauerndem  Erfolg  gewesen,  noch  haben  die  betreffenden 
Vorschriften  allgemeine  Geltung  erlangt  7. 


t  Orleans  Y  549  c  5;  Clermont  II  649  c.  3, 
vgl.  auch  S.  763. 

*  Orleans  III  e.  20 :  „Si  qnis  olerlcoram  droa  se 
aut  diatrictionem  ant  tractionem  epiacopi  aul 
putat  iniastam,  iaxta  anüquas  Constitution  es  re- 
currat  ad  synodum**;  Rhelms  624  o.  626  c.  5 
f  Clichy  c.  6).    S.  femer  o.  S.  763. 

3  Da  diese  sowohl  in  der  fränkischen  wie  anoh 
in  der  westgothlschen  Kirche  die  Bedeutung  der 
Provinzlalsynoden  wesentlich  geschmälert  haben, 
Bd.  m.  S.  476. 

4  Deshalb  wird  in  den  Konzillen  dieser  2elt,  s. 
Anm.  2,  als  zweite  Instanz  schlechthin  die  syno- 
das,  worunter  sowohl  die  Provlnzlal-  als  auch 
die  National  -  Synode  Terstanden  werden  kann, 
bezeichnet 

Prlnciplell  wäre  eine  Berufung  von  der  Pro- 
vlnzial  -  Synode  an  das  National-  oder  Belchs- 
Konzil  als  das  höhere  Synodal-Organ  nicht  aus- 
geschlossen gewesen,  doch  Ist  in  den  Quellen 
dem  letzteren  nirgends  die  Stellung  einer  regel- 
mässigen dritten  Instanz  beigelegt 

5  Dass  eine  solche  seitens  der  Bischöfe  oft 
genug  Yorgekommen  sein  muss,  ergiebt  nicht  nur 
couc.  ine.  loci  y.  614  o.  11  (S.  836  n.  5),  sondern 
auch  das  mehrfach  wiederholte  Verbot  von  Ver- 
schwörungen der  Kleriker  gegen  ihren  Bischof, 
Orleans  III  c.  21  (c.  25  G.  XI  qu.  1);  Rhelms 
624  0.  625  c.  2  und  Clichy  625  c.  3,  welche  oft 
genug  ihrerseits  zu  Gewaltthätigkeiten  gegen 
denselben  geschritten  sind,  vgl.  Roth,  Bene- 
flzialwesen.  Erlangen  1860.  S.  261:  Lönlng, 
2,  490.  491. 

0  Nach  Tours  II  567  c.  7 :  „Ut  episcopus  nee 
abbatem  nee  archipresbytemm  sine  omnium  con- 
presbyterorum  et  abbatum  consillo  de  loco  suo  prae- 
sumat  eiicere  neque  per  praemia  alium  ordinäre, 
uisi  facto  consiUo  tarn  abbatum  quam  presbyte- 
rorum  suorum,  quem  culpa  aut  negligentia  eliclt, 
cum  omnium  presbyterorum  consillo  refutetur^, 
soll  zur  Absetzung  eines  Abtes  oder  Erzpriesters 
(Bd.  U.  8.  266  n.  2)  der  Beirath  der  übrigen 


Priester  und  Aebte  eingeholt  werden ;  ja  c.  21 
Orleans  III  dt.  (^sed  res  deteeta,  cum  in  synodo 
ventum  fuerit,  in  praesumptoribus  iuxta  perso- 
narum  et  ordlnum  qualitatem  a  pontlflcibuB,  qui 
tnncin  unum  collect!  fuerlntfVindicetur'')  verweist 
die  Aburtheilung  der  Verschwörungen  der  Geist- 
lichen gegen  den  Bischof  vor  die  (Provinzlal-  oder 
Reichs-)  Synode.  In  der  westgothlschen  Kirche 
hat  das  Provlnzlalkonzil  von  Sevilla  II  619  c  6 
(c.  1  0.  XV  qu.  7  c.  c.  2  Dist  LXVH)  angeord- 
net :  „nt  iuxta  priscorum  patrum  synodalem  sen- 
tentlam  nullus  nostrum  sine  concUli  examine 
deiiciendum  quemlibet  presbyterum  vel  dlaco- 
num  audeat^,  also  die  Absetzung  der  Priester 
und  Diakonen  in  erster  Instanz  vor  dleProvinzial- 
synode  verwiesen. 

'  Dass  die  Vorschrift  von  Tours  II  c.  7  clt. 
jedenfalls  später  nicht  beobachtet  worden  ist, 
ergiebt  Paris  614  c.  4  (Friedrich,  drei  un- 
edirte  Konzilien  u.  s.  w.  S.  10) :  „ut  si  episcopus 
...  aut  per  iracundiam . .  aut  per  pecuniam  abba- 
tem ...  de  loco  suo  eiecerlt  non  oanonice,  ille 
abbas  recurrat  ad  synodum",  welches  durch  Ver- 
weisung auf  die  Synode  als  zweite  Instanz  die 
einseitig  vom  Bischof  verfügte  Absetzung  an  sich 
als  gültig  anerkennt.  Auch  die  spedelle  Kom- 
petenzvorsohrlft  von  Orleans  III  c.  21  wird  in 
Rhelms  624  c.  2  und  Clichy  c.  3  (c.  vor.  Anm.) 
nicht  wiederholt  Die  Anordnung  des  cit.  Kon- 
zils von  Sevilla  konnte  dagegen  als  von  einer 
Provinzlal -Synode  erlassen  keine  allgemeine 
Bedeutung  für  die  Kirche  des  Westgothenreichs 
beanspruchen.  Wenn  Kober,  Deposition  S.  308 
eine  solche  Geltung  wegen  der  Erwähnung  der 
;,secunda  synodns"  In  Toledo  IV  o.  28,  S.  807 
n.  2  behauptet,  so  ist  einmal  die  Lesart  nieht 
sieher,  da  statt  secunda  auch  sancta  synodus  vor-, 
kommt,  und  abgesehen  davon  die  Erwähnung  der 
„zweiten  Synode^  sieh  auch  daraus  erklären 
würde,  dass  in  der  Stelle  zunächst  der  Absetzung 
des  Bischofs  gedacht  ist  Dagegen  spricht  auch, 
dass  Toledo  XI  v.  675  c.  7,  S.  819  n.  6,    bei 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.258. 


Fflr  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarvergehen  der  Bischöfe  bildete  da- 
gegen die  Provinzialsynode  ^  nach  wie  vor  die  erste  Instanz  2,  indessen  tritt  jetst 
vielfach  ^  für  dieselbe  die  Reichs-  oder  National-Synode  an  die  Stelle  ^,  wennschon 
sie  auch  vereinzelt  die  Funktion  der  Appellationsinstanz  fflr  die  ürtheile  der  Provin- 
zialsynode  geflbt  hat  ^. 

Die  gedachten  synodalen  Organe  waren  flbrigens  als  Disciplinarbehörden  auch 
fOr  die  Metropoliten  und  die  Bischöfe  höherer  Stellung  (als  solche  kamen  allerdings 
fflr  das  Frankenreich  blos  der  Erzbischof  von  Arles  als  päpstlicher  Vikar  ^  fflr  die  west- 
gothische  Kirche  aliein  der  Erzbischof  von  Toledo  als  Primas^  in  Betracht)  zustSndig^ 

Fflr  die  Bethätignng  der  oberstrichterlichen  Stellung,  welche  der 
römische  Bischof  seit  dem  5.  Jahrhundert  im  Abendlande  zur  Anerkennung  gebracht 


geheimer  Verhandlung  und  Bestrafung  die  Zu- 
ziehung zwelex  oder  dreier  Biiehöfe  yorachreibt. 

1  8.  0.  S.  765.  769. 

«  Greg.  Turon.  IV.  26 :  .»apud  urbem  Sancto- 
Dicam  (Salutes  563)  Leontius  (t.  Bordeaux)  con- 
gregatis  proTineiae  suae  episcopis,  Emerium  ab 
episoopatu  depulit,  adserens,  non  canonice  eum 
fuisse  huie  honori  donatum^.  S.  femer  Toledo 
IV  c.  8,  Bd.  m  S.  475  n.  7  u.  ibid.  c.  t28,  o. 
S.  807  n.  2. 

s  Abgesehen  von  den  vereinzelt  eine  solche 
Kompetenz  ausübenden  Primaüalsynodeu,  wie 
der  von  Marseille  533,  welche  den  Bischof  Con- 
tumeliosus  v.  Rlez  abgesetzt  hat,  He  f  e  1  e  2, 752, 
vgl.  auch  Bd.  m  8.  512. 

^  Von  fränkischen  8ynoden,  auf  welchen  es 
sich  anscheinend  um  rein  kirchliche  Disciplinar- 
vergehen  gehandelt  hat,  gehören  hierher  Paris 
551  fbetr.  d.  Bischof  8affaricu8  v.  Paris),  Maus! 
9,  739 ;  Ghalons  644—650  c.  20:  „Agapium  vero 
et  Bobonem  Diniensis  urbis  eplscopos  pro  eo  quod 
ipsos  contra  statuta  canonum  In  multis  conditio- 
nibus  errasse  vel  deliqulsse  cognovimus,  ipsos 
iuxta  tenorem  canonum  ab  omni  episcopatus  or- 
diue  decrevimus  degradare^.  Weiter  können  auch 
diejenigen  Konzilien  hierher  gezählt  werden,  bei 
denen  den  Bischöfen  weltliche  CrlminalveTgehen 
vorgeworfen  waren,  die  Synode  diese  aber  unter 
dem  Qesichtspunkt  von  kirchlichen  Vergehen  als 
Disciplinargericht  abzuurtheilen  hatte  (vgL  unten 
S.  260),  so  Lyon  567,  Gregor.  Turon.  V.  20  (Ab- 
setzung der  Bischöfe  8alunlus  v.  Embrun  und 
8aglttariu8  v.  Gap)  Chalons  579,  1.  c  V.  27  (betr. 
dieselben)  Paris  o77,  1.  c.  V  18  (Prätextatus  v. 
Ronen),  Macon  U  585, 1.  c  VIII  2Ö:  ^Urslcinus 
Cadurcensis  episcopus  excommunicatur  (vgl.  auch 
8.  811  n.  4);  Chalons  603,  Fredegar.  ohron.  a. 
603,  Maus  110,  493. 

In  Betreff  der  westgothlschen  Kirche  vgl.  8. 809 
n.  6,  Toledo  X  656,  Mansi  11,  40  j  Toledo  XVI 
693  c.  9  u.  decr.  ludicii  (Absetzung  des  Erz- 
bischofs Sisbert  v.  Toledo  wegen  Hochverraths). 

fi  So  in  der  westgothlscbwi  Kirche,  s.  das 
JMhon  8.  809  n.  6  citirte  exoemplar  iudicil 
(Dahn,  Könige  VI.  2.  Aufl.  8.615)  des  VL  Kon- 
zils V.  Toledo  V.  638:  „quod  dudum  in  coneillo 
Spalensi  (ProvinzialkonzU  SevUla  619)  Maiti- 
anuB  Astiglunus  ecdeslae  episcopus:  falsls  cri- 


minibus  exauctoratus,  ad  universalis  praesentii 
ooncUii  confugit  remedium  purgandus  indlgno- 
que  questu,  ut  iudlcium  damnationis  suae  le- 
tractaretur  ett  depreeatus.  Jam  enim  in  prte- 
cedenti  universali  coneillo  (d.  h.  das  ToletaDische 
V.  636)  ex  parte  fuorat  auditus  et  gradui  tantum 
non  loco  restitutus,  quoniam  angustia  tempoiis 
ne  ad  plenum  negotium  suum  ventilaretur  fne- 
rat  interceptum'',  wonach  also  die  auf  dem  5. 
Konzil  nicht  vollständig  in  der  Berufungsinftanz 
erledigte  Sache  endlich  auf  dem  6.  Konzil  zum 
Abschluss  gebracht  ist.  Wenn  Dahn  Könige  VL 
(2.  Aufl.)  8.  372  die  spanische  Kirche  einen  alteo 
Kanon  in  Erinnerung  bringen  lässt,  dass  der  ex- 
kommunicirte  Geistliche  nur  an  ein  zahlreichem 
Konzil,  nicht  an  den  König  appelliien  solle,  so 
beruht  dies  darauf,  dass  er  c.  35  der  Sammlaog 
des  Martin  v.Braga,  welcher  c.  12  Antioch.  8.766, 
reproduzirt,  für  einen  selbstständigen  Konzils- 
beschluss  gehalten  hat. 

Für  das  Frankenreich  lässt  sich  ein  Analogon 
nicht  nachweisen,  es  hat  also  hier  an  einer 
regelmässigen  zweiten  Instanz  gefehlt  Dt« 
eine  Nationalsynode  den  Disdplinarspruch  einer 
Itüheren,  namentlich  auf  Veranlassung  des  Ben- 
Sehers,  wie  dies  im  römischen  Reich  geschehe) 
ist  (S.  765),  revidirt  hätte,  ist  nicht  vorgekommen, 
die  Synode  von  Paris  551,  betr.  den  Bischof 
Saffaricus,  Mansi  9,  739;  Hefele  3,  7,  hictet 
kein  Beispiel,  wie  es  scheinen  könnte.  IHe  ein- 
gehende Beschäftigung  mit  dem  früheren  ürtbeil 
und  dem  früheren  Geständnlss  des  Verurtheilteo 
hatte  nur  den  Zweck  behufs  der  Wiederbesettung 
des  Bisthums  Paris  die  Vakanz  desselben  festen- 
stellen. 

«  Bd.  I.  8.  588;  Löning  2,  154. 

^  Bd.  I.  8.  591. 

s  Besondere  Bestimmungen  flnden  sich  niekt. 
Den  Erzbischof  V.  Bxagahat  die  X.  Synode v.  Toledo 
656,  Mansi  11,  40  zum  Verlust  seines  hiwshöf- 
liehen  Amte«  und  zu  ewiger  Busse  vemrtheilt. 
und  der  Erzbischof  und  Primas  Sisbert  v.  Toledo 
ist  von  der  XVI.  (National-)  Synode  von  Toledo 
abgesetzt  worden,  s.Anm.  4a.  £.  FürdasFnnken- 
reich  ergiebt  sich  dies  insbesondere  daraus,  ds» 
Pelagius  I.,  als  sich  der  Bischof  Sapaudusv.  Arlef 
auf  Klage  eine«  seiner  Suffraganbischöfe  knft 
Befehls  des  Königs  OhUdebert  einem  Provinzisl- 
konzil  hatte  stellen  müssen,  beim  König  Pioteft 
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hattet  war  gegenüber  der Oeschlossenheit  der  fr&nkischen  und  westgothlBcben Kirche 
80  gut  wie  gar  kein  Baom  ^y  nmsoweniger,  als  nach  dem  fränkischen  Staatsrecht  ein 
Angehen  des  rdmischen  Stuhles  allein  mit  Zustimmung  des  Königs  ^  statthaft  war^, 
Beim  Mangel  dahili  gehender  Bestimmungen  und  näherer  Nachrichten  wird  man 
offenbar  anzunehmen  haben,  dass  es  sowohl  hinsichtlich  der  Ortlichen  Zuständigkeit  (^, 
wie  auch  betreffs  der  Einleitung  des  kirchlichen  Verfahrens^  und  des  Verfahrens 


gegen  die  Untenrerfang  des  Vikars  anter  das  er- 
wähnte Konzil  eibob,  ep.  ad  Ghildeb.  (667 — 668, 
Jaff  tf  II  ed.  n.  948;  Mansi  9,  726):  „. .  mira- 
mur,  qnia . . .  passl  estls  subripi  yoMs  Sapandam 
.  .  %  Arelatensis  cirltatls  antiatttem  cuins  ecclesla 
in  regionlbns  Gallicanls  primatns  prlvilegio  et 
sedis  apostolieae  vloibns  deooratar,  ad  petltionem 
episcopi  ab  ipso  ordinati  in  iadidam  seqnentls 
civitatis  episcopi,  qaod  nolla  ecclesiastica  lege 
vel  ratione  ooncedltnr,  iodicandum  lobereüs  oc- 
onrrere  nt  ipso  de  concnlcato  loci  sui  pzaeiodicio 
conquerente,  illom  qui  nsorpavit,  necesse  sit, 
de  illicita  praesumptione  cnlpari^;  ob  mit  Er- 
folg steht  beim  Mangel  an  Nachrichten  über  den 
weiteren  Verlauf  der  Angelegenheit  dahin,  ist 
aber  kanm  wahrscheinlich. 

1  S.  784. 

2  Für  die  westgothische  Kirche,  deren  Verkehr 
mit  Born  in  den  ersten  Zeiten  nach  dem  Glaubens- 
wechsel (689),  namentlich  eut  Zeit  Gregors  I. 
noch  ein  reger  war,  liegt  nur  ein  einziges  Beispiel 
TOr,  die  Entscheidung  des  von  dem  genannten 
Papste  abgesendeten  defensor  Johannes  t.  J.  603 
in  der  Angelegenheit  des  Bischofs  Januarius  v. 
Malaga,  nach  welcher  dieser,  weil  er  von  seinen 
Kollegen  ungerecht  abgesetzt  worden  war,  unter 
gleichzeitiger  Bestrafung  derselben  wieder  resti- 
tuirt  wurde,  ep.  XIII.  46  mit  der  sententia  Joannis 
defensoris  ed.  Ben.  2,  1260.  1266,  sowie  die 
gleichzeitige  Beauftragung  des  genannten  Legaten 
mit  der  Verhandlung  eines  ebenfalls  abgesetzten 
Bischofs  Stephan,  welcher  anscheinend  nicht  vor 
das  zustandige  Frovlnzialkonzil  vorgeladen  war, 
und  sich  an  den  Papst  gewendet  hatte,  ibid.  XII. 
46  capitulare  II,  L  c  p.  1264 :  „quia  neque  in- 
vitus  ad  iudicium  trahi  neque  ab  episoopis  allen! 
coneilU  debuit  iudicari . . .  Contra  haeo  si  dictum 
fuerit,  qnia  nee  metropolitam  habuit  neo  patriar- 
cham,  dicendum  est,  qnia  a  sede  apostolica,  quae 
omnium  ecdesiarum  caput  est,  causa  haec  audi- 
enda  ac  dirimenda  fuerat,  slcut  et  praedictus 
episcopus  dignosoitur,  qui  episcopos  alieni  con- 
cilii  habuit  omnino  suspectos''.  Dass  König  Wi^ 
tika  den  Rekurs  nach  Rom  durch  Gesetz  aufgeho- 
ben hat,  ist  zwar  unerweislich,  Dahn,  Könige 
d.  Germanen  6, 169 ;  6  (2.  Aufl.)  S.  406,  indessen 
ist  wohl  bei  den  seit  der  Mitte  des  7.  Jahrhunderts 
seltener  gewordenen  Berührungen  mit  Rom  ein 
solohez  kaum  mehr  vorgekommen. 

3  Vgl.  Gregor  Turon.  V.  31  in  Betreff  der  von 
dem  Konzil  v.  Lyon  667  abgesetzten  Bischöfe 
Salunius  und  SagiUarius  (S.  838  n.  4):  „At  Uli, 
cum  adhuc  propitium  sibi  regem  esse  nossent, 
ad  eum  accedunt  implorantes  se  ii^uste  remotos 
sibique  tribui  licentiam  nt  ad  papam 
urblsRomae  accedere  debeant  Quiaooe- 
dentes  ooram  papa  Joanne  (III),  exponunt,  se 
nullius  rationis  existentibus  eausis  dimotos.  nie 


vero  ad  regem  eplstolas  dirigit,  in  quibus  locls 
suis  eosdem  restitui  iubet  Quod  rex  sine  mora, 
castigatos  prius  verbis  multis  implevit'^  Dass 
es  sich  hier  um  einen  aussergewöhnlichen  Schritt 
handelt,  zeigt  der  Bericht  Weiter  ergiebt  sich 
daraus,  dass  der  Papst  selbst,  kraft  seines  oberst- 
riohterlichen  Rechts,  also  auch  in  diesem  Falle 
nicht  unter  Beachtung  der  Vorschriften  des  Kon* 
zils  von  Sardika  (S.  777)  das  frühere  Urtheil 
aufgehoben  und  eine  andere  Entaoheidung  ge- 
troffen hat,  welche  demnächst  auch  von  König 
Guntram,  nachdem  einmal  seitens  desselben  die 
Berufung  gestattet  war,  als  massgebend  anerkannt 
worden  ist.   S.  übrigens  auch  noch  unten  $.  260. 

Aus  der  ganzen  Merovlngerzeit  ist  dies  der 
einzige  bekannte  Fall  einer  Bethitignng  der  ober- 
sten Disoiplinargewalt  des  Papstes  über  die  tsln- 
klsche  Kirche.   Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

^  Die  Entscheidung  der  Synode  v.  Marseille 
V.  633,  nach  welcher  der  Bischof  Oontumeliosus 
V.  Riez  wegen  Fleischesvergehen  zur  Busse  in 
einem  Kloster  verurtheilt  worden  war,  ist,  wie 
die  drei  Briefe  des  Papstes  Johanns  n  v.  634, 
Jaff^Ued.  n.  886— 888;  Mansi  8,  807.  809 
ergeben,  dem  letzteren  (wahrscheinlich  von  dem 
Vorsitzenden  päpstlichen  Vikar  Cäsarius  v.  Arles) 
mitgetheilt  worden.  Nachdem  der  Papst  noch 
als  weitere  Strafe  die  dauernde  Suspension  von 
dem  bischöflichen  Ordo  (nicht,  so  He  feie  2, 
763,  die  Absetzung)  angeordnet  hatte,  und  diese 
von  einer  anderen  Synode  gegen  den  Bischof  aus- 
gesprochen worden  war,  hat  letzterer  seinerseits 
no<Junals  an  den  Papst  Agapet,  welcher  eine 
neue  Untersuchung  durch  ein  von  ihm  zu  beauf- 
tragendes Gericht  verfügt  hat,  Berufung  einge- 
legt ep.  Agapiü  I.v.  636,  Jafftf  n.  890,  Mansi 
8,  866;  vgl.  Hefele  2,  763  ff.  Das  Eingreifen 
des  Papstes  in  dieser  Angelegenheit,  welcher 
mit  der  schon  seit  dem  6.  Jahrb.  in  dem  Vikari- 
atsbezirk  geübten  Praxis  in  Einklang  stand,  S.  784 
n.  1,  widerlegt  weder  das  im  Text  noch  das  zu 
Ende  der  vor.  Anm.  Gesagte,  denn  zur  Zeit  dieser 
Vorgänge  war  der  betreffende  Theil  Südgalliens 
noch  gothisch,  gehörte  also  noch  nicht  zum  Fran- 
kenreich. 

5  S.  769. 

0  Es  Ist  dabei  verblieben,  dass  ein  solches  auf 
Erhebung  einer  Anklage,  auf  Selbstanzeige  oder 
Geständniss,  im  Fall  der  Offenkundigkeit  oder 
auch  in  Folge  eines  Einschreitens  von  Amts- 
wegen eintreten  konnte,  S.  770  ff. 

Was  1 .  die  Anklage  betrifft,  so  schliesst  Rheims 
624  u.  626  c  16  (Gllchy  o.  17)  Sklaven  von  dem 
Recht  der  Anklage  aus  und  fordert  Zurückweisung 
des  Anklägers,  welcher  nach  mlsslungenem  Be- 
weise der  Beschuldigung  eines  crimen  noch 
wegen  eines  zweiten  Anklage  erheben  will.  Dass 
man  sich  auch  Jetzt  weniger  eng,  als  früher  ap 
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selbst  im  Wesentlichen  bei  dem  frflheren  Rechte  yerblieben  ist.  Eine  Einwirkung  des 
germanischen  Rechts  auf  das  letztere  zeigt  sich  allerdings  insofern,  als  die  Kirche  in 
dieser  Zeit  den  germanischen  Reinignngseid  in  ihr  Recht  aufgenommen  hat  ^  Es  lag 
sicherlich  unter  einem  Rechtszustand,  bei  welchem  der  Angeklagte  im  weltlichen  Pro- 
zess  sowohl  die  Befugniss  wie  auch  die  Pflicht  hatte,  auf  die  erhobene  Anklage  seine 
Unschuld  durch  seinen  Eid  und  den  seiner  Eidhelfer  darzuthun,  nahe  genug,  das» 
sich  Geistliche,  gegen  welche  ein  Disciplinarverfahren  eröffnet  war,  ebenfalls  erboten, 
die  gegen  sie  vorgebrachten  Beschuldigungen  eidlich  abzulehnen  2,  und  die  Kirche 
konnte  dem  unter  feierlicher  Anrufung  Gottes  an  geweihter  Stätte  und  auf  die  Reli- 
quien abgegebenen  Eid  ihrer  Diener  umsoweniger  eine  Bedeutung  absprechen,  als  in 
ihren  Kreisen  die  Anschauung  obwaltete,  dass  Gott  die  Leistung  eines  Meineides  an 
dem  gedachten  Orte  nicht  zulassen  und  auf  diese  Weise  die  Wahrheit  an  den  Tag 
bringen  werde  \  Immerhin  ist  aber  von  einzelnen  Kreisen  mit  Rllcksicht  darauf,  dass 
die  alten  Konzilien  einen  derartigen  Eid  nicht  kannten,  die  Einführung  des  Reinigongs- 
eides  in  das  kirchliche  Recht  als  unstatthaft  bekämpft  worden^,  ohne  dass  freilich 


den  römischen  Anklagepzooess  anscbloss,  lag  anf 
germaniachem  Boden  nahe  genug.  So  hat  man 
wohl  Yon  dem  Libell  abgesehen  und  nach  Prü- 
fung der  Person  des  Anklagers  und  nach  Erhe- 
bung der  Anklage  die  Zeugen  remommen  und 
sonstige  Untersuohungen  angestellt,  vgl.  Toledo 
VI  638  c.  11 :  „ideo  quisquis  a  quolibet  crimi- 
natur  non  antea  accusatus  supplido  dedicetur, 
quam  aoousator  praesentetur  atque  legum  et  cano- 
num  sententiae  exquirantur,  ut  si  indlgna  ad 
accusandum  persona  inyenitur,  ad  eius  aocusa- 
tionem  non  iudicetur,  nisi  ubi  pro  capite  regiae 
maiestatis  causa  versatur^;  s.  femer  das  cit. 
exempl.  y.  Toledo  VI.  S.  838  n.  5.  Wegen  der 
Anklage  durch  den  König,  s.  unten  $  260.  —  In 
Anhalt  an  die  älteren  Kanones  (S.  758  n.  6)  be- 
stimmt Braga  II  572  c.  8:  „Placuit,  ut  si  quis 
allquem  clerlcorum  in  accusatione  fomicatlonis 
impetit,  secundum  praecepti  apostoli  Pauli  duo 
yel  tria  testimonia  requirentur  ab  illo.  Quod 
si  non  potuerit  datis  testimonüs  approbare  quae 
dixitf  excommunicationem  accusati  accusator 
exdpiat''.  Dass  man  auch  im  Frankenreiche 
diese  Kanones  angewendet  hat,  zeigt  Gregor 
Turou.  y.  49  über  die  gegen  ihn  seitens  des  Kö- 
nigs Ghilperich  und  des  Bischofs  Berthram  von 
Bordeaux  erhobene  Anklage,  diesen  letzteren 
und  die  Königin  Fredegunde  Terleumderisch  des 
Ehebruchs  bezichtigt  zu  haben.  Nachdem  er  diese 
auf  der  Synode  zu  Bemi  zw.  577  u.  581  (He feie 
3,  34)  widerlegt  hatte,  erklären  die  Bischöfe  dem 
König:  „0  rex,  quid  nunc  ad  te,  nisi  ut  cum  Ber- 
thramno  accusatore  fTatrls  communione  priyeris. 
Et  ille,  non,  inquit,  ego  nisi  faudita  narravl. 
Quaerentibus  Ulis,  quis  hoc  dixerit,  respondit, 
se  haec  a  Leudaste  audisse.  Ille  autem  secun- 
dum inflrmitatem  vel  consilii  vel  propositionis 
suae  iam  fugam  inhierat  Tunc  placuit,  Omni- 
bus sacerdotibus,  ut  sator  soandali,  infltlator  re- 
ginae,  accusator  episcopi,  ab  omnlbus  arceretur 
eeclesiis,  eo  quod  se  ab  audientia  subtraxlsset". 
2.  Der  Yerurtheilung  auf  öffentliches  Oeständ- 
niss  wird  erwähnt  Gregor  Taron.  VIII.  20,  s. 
0.  S.  838  n.  4.  Femer  hat  die  X.  Synode  ▼.  To- 


ledo 656  den  Erzbischof  Potamius  ▼.  Braga  auf 
seine  schriftliche  Selbstanklage  zu  beständiger 
Busse  Yerurtheilt,  M  a  n  s  i  19,  40. 

3.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  von  Amts- 
wegeu  ergiebt  Gregor  Turou.  IV,  26,  s.  S.  838  n.  2 
und  auch  Marseille  533  n.  2,  H  e  f  el  e2, 752:  „Gau 
ad  dvitatem  Massllieusem  propter  roquireada  et 
discutienda  ea  quae  de  .  .  Oontumelfoso  episeopo 
f uerunt  dlvulgata,  sacerdotes  domini  couTonisMiit, 
residentibus  ss.  episcopls,  cum  grandl  düigentu 
discussis  Omnibus  secundum  quod  gesta  qiae 
nobis  praesentibus  facta  sunt,  continent  mulu 
turpia  et  inhonesta  .  • .  Contumeliesiis,  cooTie- 
tus  ore  proprio,  se  oonfessus  est  perpetrasse ;  ito 
ut  non  solum  roTincere  testes  neu  potuerit,  ssd 
etiam  publice  ...  in  terram  se  proiiciens  dama- 
rerit,  se  graviter  In  deum  et  in  ordine  pontiflcili 
peccasse^. 

1  Gegen  die  namentlich  ron  Hildenbrand, 
d.  purgatio  canenica  u.  vulgaris.  München  1841. 
S.  42  ff.  vertretene  Meinung,  dass  der  kirohUehe 
Reinigungseid  sich  In  der  Kirche  selbstständig 
ausgebildet  habe,  so  auch  A.  Mol  ito  r,  kanon. 
Gerichtsverfahren  S.  50  ff. ;  S tr i p  p  e  1  m  ann, 
die  nothwemUgen  Eide.  Cassel  1857.  S.  202; 
Richter-Dove-Kahl,  K.  R.  8.Aufl.  S*^ 
n.  9  vgl.  Löning  2,503. 

2  Vgl.  hierzu  Löning  2,  501. 
8  Löning  2,  497 ff. 

^  So  von  Gregor  v.  Tours ,  allerdings  nur  in 
der  Theorie,  vgl.  bist.  Turon.  V.  49.  Hier  er- 
zählt er  mit  Bezug  auf  die  gegen  ihn  erhobene 
Anklage  (S.  839  n.  6),  dass  auf  die  Produotion 
von  Hörigen  und  Sklaven :  „tunc  cunctis  dioenü- 
bus :  Non  potest  persona  Inferior  super  sacerdotem 
credi,  resistit  ad  hoc  causa,  ut  dictis  missis  in 
tribus  altaribus,  me  de  his  verbis  exuerem 
sacramento.  Et  licet  canonibus  esaent 
contraria,  pro  causa  tarnen  regia  impleta  sant^. 
Ferner  1.  c.  VIII.  40  (in  Betreff  eines  gewissen 
Pelagius,  eines  Laien,  welcher  Leute  der  Kirche 
überfallen  und  beraubt  hatte) :  „enm  a  commn- 
nione  suspendi . . .  At  lUe  electis  XII  viris,  ut  hoc 
soelus  periuraret,  advenit.    Sed  cum  ego  niHuB 
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dadurch  die  einmal  in  FIobb  gekommene  Entwicklung  aufgehalten  worden  wäre^ 
Aber  abgesehen  davon,  dass  die  Kirche  die  eidliche  Bekräftigung  des  Eides  durch 
eine  bestimmte  Zahl  von  Eidhelfern  (lallen  ^  liess,  gewährte  sie  dem  Angeklagten,  ab- 
weichend von  dem  weltlichen  Prozess,  kein  Recht,  der  Anklage  durch  seinen  Eid  als 
Haoptbeweismittel  su  entgehen,  yerlangte  vielmehr  von  ihm  die  Ableistung  eines 
solchen  Eides  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  durch  andere  Beweismittel  der  ihm 
zur  Last  gelegten  Strafthat  nicht  flberffthrt  war,  und  es  weiter  erforderlich  schien, 
den  gegen  ihn  entstandenen  Verdacht  mitRflcksicht  auf  seine  Stellung  als  Geistlichen 
zu  widerlegen  ^. 

Es  ist  behauptet  worden,  dass  dieser  Zeit  die  nachmaligen  censurae  oder  poenae 
latae  senUntiae  nicht  unbekannt  gewesen  sind^.  Fflr  die  fränkische  Kirche  erscheint 
dies  nicht  richtig,  vielmehr  finden  sich  hier  nur  vereinzelt  Disciplinarstrafen  in  einer 
Weise  angedroht,  welche  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  den  Strafmitteln  der  ge- 
dachten Art  zeigte  und  diesen  letzteren  den  Boden  geebnet  hat.  Dagegen  ist  soviel 
zuzugeben,  dass  sich  die  erste  Spur  derselben  in  der  westgothischen  Kirche,  aber 
auch  hier  nicht  vor  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  nachweisen  lässt^. 


velllm  sacxamentum  snsclpere,  oonpnlsus  ab  eo 
vel  a  oMbns  nostrla,  amoiis  reliqnis,  ipsius  tan- 
tum  iaramentam  snscepi  iiUBique  enm  recipi  in 
oommnnlone^  Auch  Bonifatius  hat  später  wieder 
Zweifel  an  der  Znlisslgkelt  des  Eides  erhoben, 
wie  die  die  letztere  billigende  Antwort  Gregors  II. 
Y.  726,  Jafftf  monnm.  Mogunt.  p.  89  n.  c.  Ö 
G.  II.  qu.  5,  zeigt. 

1  Das  ergiebt  schon  das  Verhalten  Gregors  t. 
Tours,  s.  Yor.  Anm.  Sie  vollzieht  sich  seit  der 
der  Mitte  des  6.  Jahrh.  nicht  nur  im  Franken- 
reich  (vgl.  noch  Gregor.  Tar.  Y.  6:  „Lngduno  di- 
rigitnr  et  ibi  Siagrio  episcopo — v.  Antnn — coram 
astante  vel  allis  sacerdotibus  mnltis  com  saecnla- 
rium  prineipibns,  se  sacramento  exnit  —  Diakon 
Peter  —  nnmqnam  se  in  morte  Silvestri  mixtum 
fnisse),  sondern  auch  in  Italien,  vgl.  die  C^regor  I. 
angehorigen  c.  6 — 9  G.  II.  qu.  5,  sowie  Gregor  I. 
ep.  Vn.  18,  ed.  Ben;  %  864  (J.  n.  n.  1464). 

2  S.  die  in  der  vor.  Anm.  citlrten  Stellen. 

s  £s  i^gt  sich,  ob  die  Leistang  des  Reinigungs- 
eides blos  ein  Recht  des  Angeschuldigten  war 
S darauf  lässt  die  Wortfassung  bei  Ldning  2, 
i04  schliessen),  oder  ob  es  sich  dabei  nicht  um 
ein  solches,  sondern  vielmehr  wesentlich  um  eine 
Pflicht  handelte.  Dass  das  letztere  der  Fall  war, 
ergiebt  Gregor  I.  ep.YII.  18cit  (betreffend  einen 
Diakon) :  „Quia  igitur  aliqua  nobls  de  te  fuerant 
nuntiata,  quae  ofiicii  tui  propositum  non  leviter 
macularent .  .  et  quia  nil  quod  tibi  noceret  inve- 
nimus,  ne  qua  de  bis  quae  dicta  fuerant  suspido 
remaneret,  ad  plenissimam  te  satisfactionem  quod 
ab  eis  insons  extiteris,  ad  . .  .  corpus  b.  Peä  .  . 
districta  f  e  c  1  m  u  s  sacramenta  praebere.  Et  ideo 
postquam  nobis,  ut  oportuit,  satisfactum  est,  di- 
leetionem  tuam  praevidimus  modis  omnibus  ab- 
solvendam",  vgL  feiner  c  6  G.  II.  qu.  5  dt.  und 
die  Erzählung  Gregors  v.  Tours  V.  49. 

*  So  von  Kober,  Suspension  der  Kirchen- 
diener S.  47  in  Uebereinstimmung  mit  seiner 
Tendenz,  s.o.  S.  761. 773,  das  Vorkommen  dieser 
Art  von  Strafen  sowohl  gegen  Geistliche,  wie  auch 
gegen  Laien  in  eine  möglichst  frühe  Zeit  hinauf- 
zurücken.   Das  von  ihm  angezogene  Orleans  Y 


648  c  6  (betreffend  die  Weihe  von  Klerikern 
durch  fremde  Bischöfe):  ^ab  honore  et  officio  sus- 
cepto  luxta  arbitrium  sui  pon^ois  suspendantur, 
episcopus  vero  qui  ordinaverit,  VI  mensibus 
missas  tantum  faeere  non  praesumat^,  spricht 
sicherlich  nicht  den  Eintritt  der  Suspension  ipso 
iure  aus,  und  das  umsoweniger,  als  es  für  die 
Dauer  derselben  erst  die  Bestimmang  des  Bischofs 
fordert.  Ja,  seine  Anordnung  muss  sogar  nach 
der  von  Kober  S.  49  selbst  gegebenen  Interpre- 
tationsregel auf  eine  suspensio  ferendae  sententiae 
bezogen  werden.    Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

&  Hierher  gehört  die  Strafandrohung  für  den 
Bischof  in  Betreff  des  Messelesens  in  c  6  cit.  und 
eine  ebenfalls  daraufgehende  gleiche  in  c.  6  ibid. 
u.  Orleans  HI  638  c.  15 ;  femer  Agde  c  65  (c.  2 
Dist  XXXIY)  oder  vielmehr  Epson  517  c.  4  (für 
das  Halten  von  Jagdhunden):  „episcopus  tribns 
mensibus  se  a  communione  suspendat,  presbyter 
duobus  mensibus  se  abstineat,  diaconus  uno  ab 
omni  oflldo  vel  communione  cessabit.^  Diese 
Kanonen  schreiben  freilich  vor,  dass  der  Geist- 
liche, welcher  gegen  die  betreffenden  Vorschriften 
verstösst,  sich  des  Messelesens  oder  auch  der 
Ausübung  seiner  kirchlichen  Amts-  und  Mit- 
gliedschaftsrechte enthalten  soll,  aber  sie  ver- 
langen dies  von  ihm  als  freiwillige  That  und  er- 
klären ihn  nicht  ohne  weiteres  mit  der  Begehung 
der  betreffenden  Handlung  für  unfähig  dazu. 
Wenn  er  trotzdem  weiter  amtirte,  so  bedurfte  es 
also  erst  immer  noch  derVerhängung  einer  Strafe, 
und  diese  wurde  dann  vielleicht,  weil  er  sich 
eines  weiteren  Discipllnarvergehens  schuldig  ge- 
macht hatte,  als  eine  härtere  arbiträr  verhängt. 
Dass  von  derartigen  Androhungen  allerdings  nur 
noch  ein  Schritt  zur  poena  oder  censura  1.  s.  übrig 
blieb,  und  dieser  geUianwar,  wenn  man  die  Sus- 
pension nicht  mehr  auf  den  Willen  stellte,  son- 
dern sich  diese  von  selbst  reallsiren  liess,  liegt 
auf  der  Hand. 

0  Nämlich  in  Toledo  XIH  683  c  11.  Hier  wird 
der  Bischof,  welcher  einen  fremden  vagirenden 
Priester  oder  Geistlichen  oder  einen  Mönch  bei 
sich  aufnimmt  und  ihn  nicht  zu  seinem  Oberen 
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11.  Die  Handhabung  der  kirchlichen  Strafgewalt  gegen  Laien. 
Da  die  hierarchische  Stellong  der  Bischöfe  in  der  hier  fraglichen  Zeit  keine  Aende- 
mng  erlitten  hat,  so  ist  ihnen  selbstverständlich  auch  die  Stra%ewalt  Aber  die  Lai^ 
hinsichtlich  der  kirchlichen  Vergehen  derselben,  nnd  zwar  in  dem  frflheren  perso- 
nellen Umfang  yerblieben^,  ja  die  frtnkischen  Bischöfe  haben  ihre  Skafgewalt  auch 
wiederholt  gegen  die  merovingischen  K(^uge  durch  Verhängnng  der  Exkommunika- 
tion 2ur  Qeltnng  gebracht  3. 

Ebensowenig  ist  hinsichtlich  der  Zustttudig^eit  des  BisehofiB  flir  den  einzelnen  Fall  ^ 
eine  Aenderung  erfolgt,  und  betreffs  derVoraussetzungen  des  bischöflichen  Einsehrdtens* 


zuruckbefördem  lässt,  dahin  bedroht :  „tanto  tem- 
pore excommanioatum  etremotum  se  a  suis  offldis 
norerit  ease,  qaanto  cum  qui  fogit,  sab  sua  po- 
testate  contigerlt  remorasfle".  Bei  dieser  Fassung 
kann  ein  Zweifel  darüber  nicht  bestehen,  dass 
die  Exkommunikation  mit  der  widerrechüioben 
Aufnahme  eintreten  sollte,  da  sie  bestimmt  war, 
einen  Zwang  zur  Restitntian  des  Yaglreiiden  Kle- 
rikers oder  Mönches  auszuüben. 

1  S.  767;  Glermont  636  c.  U;  Orleans  V  649 
c.  2 ;  Paris  lU  667  c.  1 ;  Tours  U  667  c  26 ;  Oregor. 
Turon.  X.  3 :  ,,Haec  cum  Oautinus  episoopus  Ar- 
yemae  urbls  conperiaset,  eum  (comitem  Eula- 
lium)  a  communione  submoret'',  vgl.  audi  die 
folg.  Anm. 

Aus  der  s.  g.  syn.  ine.  loei  v.  614  c.  13 :  „De 
excommunicatls  plaeuit,  si  quis  pro  crimine  suo 
ab  episcopo  vel  presbytero  fult  communione  pri- 
Yatus,  episcopus  Tel  presbyter  et  fadnus  ex- 
communicati  et  prlyationem  oommunlonis  floinis 
dvitatibus  vel  paioeelis  studeant  indicare :  quod 
si  quis  ad  eins  postquam  notitiam  venerit,  usque 
audientiam  cum  Ipso  oommunloare  praesumpsit, 
blennio  communione  ab  ecdesia  sequestretur^, 
lässt  sich  nicht  schllessen,  dass  etwa  Jetzt  auch 
die  Priester  das  Recht  zur  Exkommunikation, 
also  eine  Art  Strafgewalt,  erlangt  h&tten.  Das 
würde  allen  sonstigen  Nachrichten  und  den 
Grundsätzen  der  damaligen  kirchlichen  Ver- 
fassung widersprechen,  die  Stelle  l&sst  sich  daher 
nur  auf  einen  vom  Bischof  besonders  beauftragten 
Priester  beziehen,  so  auch  Lönlng  1,  466  n.  3. 

Ob  die  Yorsohrlft,  dass  der  Bischof  bei  der 
Ausübung  seiner  Strafgewalt  die  Priester  und 
Diakonen  zu  Rathe  ziehen  soll,  S.  767,  in  prak- 
tischer Uebung  geblieben  Ist,  steht  dahin.  Bei 
dem  Schweigen  der  Quellen,  namentlich  auch 
Gregors  y.  Tours,  über  eine  solche  Betheiligung 
ist  sie  jedenfalls  nicht  wahrscheinlich. 

Als  zweite  Instanz  wird  In  Rheims  624 
0.  626  c.  6  (OUchy  626  c.  6):  „et  si  exoommnni- 
catus  existlmat  se  Iniustum  damnatum,  in  pio- 
xlma  synodo  habeat  lieentiam  redamandi"  die 
Synode,  d.  h.  die  ProYlnzlal-  oder^Natlonalsynode 
bezeichnet. 

2  Gregor.  Turon.  IV.  16:  „Pro  qua  causa  a  s. 
Germano  episcopo  excommunleatus^  König  Cha- 
ribert,  661 — 667,  welcher  ausser  seinen  übrigen 
Frauen  noch  die  Nonne  Marcovefa  zur  Ehe  ge- 
nommen hatte ;  Gregor,  yltae  patrum  XYII.  2 : 
„Sed  et  Ohlotarinm  (I.  611 — 661)  regem  pro  in- 
lustls  operibus  saeplus  exeommunicaylt  (Bischof 
Nioetius  y.  Trier)  exiliumque  mlnltanti  numquam 


territus  est".  Vgl.  auch  Lönlng  2,  33.  Wegen 
des  Westgothenrelchs  s.  Toledo  XIII  c.  2,  welches 
willkürliche  Entsetzung  der  Palatino  und  Bischöfe 
seitens  des  Königs  für  diesen  mit  dem  Anathema 
bedroht. 

8  Dass  der  Bischof  des  DomlzlU  die  Zuständig- 
keit zur  Yerhängung  der  Strafen  und  zur  Abso- 
lution yon  denselben  besitzt,  S.  768,  erglebt 
Gregor.  Turon.  Y.  32:  „sed  et  ad  episcopum 
lod  llllus  remlsd"  (Yomehme,  welche  in  der 
Kirche  yon  Parle  mit  einander  gekämpft  hatten), 
„ut,  si  de  hoc  fadnus  eulpablles  non  Inyenie- 
bantur,  eonvenlenter  sodarentnr  communioni'' ; 
ferner  Paris  III  657  c  1 :  „Quod  d  ia  qui  res  dei 
competlt  (Kirchengut  zu  Unrecht  In  Besitz  ge- 
nommen hat)  in  alüs  quam  ubi  res  agltur  maxime 
seiet  territoiÜB  commorarl,  sacerdotem  lod  ipsius 
ubi  habltat,  episoopus  de  hulnsmodl  pravltato 
oontemptus  de  neglecta  persona  literls  mox  red- 
dat instructum.  Tuno  antiateB ipsius  firatrls  anxle- 
tate  eomperta  aut  peryasorem  admonitione  oorrigat 
aut  canonica  dlstrictione  condenuiet".  Damit  hat 
aber  sicherlich  das  Recht  des  Bisdiofs  des  Orts 
derbegangeneuThat  nicht  geleugnet  werden  sollen, 
yldmehr  will  die  Yorschrift  des  Konzils  nur  soyid 
wie  möglich  die  Bestrafung  des  Schuldigen  dchem, 
und  ordnet  deshalb  die  Requisition  des  Bischofs 
des  Wohnorts  sdtens  des  *Bischefs  der  beein- 
trächtlgten  Kirche  an.  Auch  die  mehrfache  Ex- 
kommunikation König  Chlotars  I.  durch  Nlcetins 
y.  Trier,  in  dessen  Dlöoese  der  erstere  mindestens 
nicht  w&hrend  der  gedachten  Zdten  sein  Domizil 
gehabt  haben  kann,  erklärt  sich  nur  aus  dem  ge- 
dachten Kompetenzgrunde. 

^  Auch  für  diese  Zeit  ist  das  Yorkommen  yon 
censuraeoder  poenae  latae  sententlae  nicht  nach- 
weisbar. Kober,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S. 68.69 
findet  de  allerdings  In  der  Androhung  des  Ana- 
thems  durch  Toledo  lY  c.  76,  S.800  n.  6  für  den- 
jenigen :  „quleumque  Igitur  a  nobls  (aL  amodo)  yd 
totlus  Hlspanae  popnlis  qualibet  oonluratlone  yel 
studio  saoramendum  fidel  suae,  quod  pro  patriae 
gentisqueGothdrum  statu  yel  conseryatlone  reglae 
salutls  poUidtus  est,  temerayerit  aut  regem  neoe 
attrectayerlt  aut  potestate  exuerlt  aut  praesump- 
tlone  tyrannlca  regni  fastigium  usurpayerit^,  in- 
dem nach  seiner  Meinung  die  Yäter  der  Synode 
sehr  deutlich  yon  der  excommunlcatlo  L  s.  reden, 
wenn  sie  gegen  „diejenigen,  welche  i  n  Z  u  k  u  n  f  t 
gegen  König  und  Reich  conspirlren  würden,  die 
Exkommunikation  in  ihrer  strengsten  Fonn  yer- 
hängen  und  zwar  nicht  blos  für  den  Fall,  dass  das 
Yerbrechen  offenkundig  oder  erwiesen  sei",  yld- 
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und  der  Binldtang  des  Verfahrens  ^  eine  solche  nur  insofern  eingetreten,  als  auch 
Yon  amtswegen  bei  erlangter  Kenntniss  der  Strafthat  seitens  der  Bischöfe  eingeschrit- 
ten^ und  von  dem  Beinigungseid  bei  Beschnldigiingen  gegen  Laien  Qebranch  gemacht 
worden  ist '. 

§.  259.     /*.  Die  Stellung  des  Staates  gegenüber  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar- 

Strafgewalt. 

I.  Die  Strafgewalt  der  Kirche  in  kirchlichen  Straf-  nnd  Discipli- 
narstrafsachen.  Das  Recht  der  Kirche  auf  Ausllbang  ihrer  Strafgewalt  in  rein 
kirchlichen  Straf-  nnd  Disciplinarstrafsachen  der  Liuen  und  OeistUchen,  welche  im 
Römischen  Reich  anerkannt  war  ^,  ist  in  den  auf  dem  Boden  desselben  gegründeten 
Oermanenreichen,  dem  Franken-  nnd  dem  Westgothenreich  nicht  angetastet  worden^. 


mehr  .^solleii  sie,  auoh  wenn  es  geheim  geblieben, 
vor  Gott  und  den  Heiligen  als  Ausgestossene  gel- 
tend In  der  Stelle  steht  yon  der  Unterseheidnng 
zwischen  offenkundigen,  erwiesenen  und  gehei- 
men Verbrechen  nichts,  und  es  ist  weiter  über- 
gehen, sowohl,  dsssdieTerflttchungan  sieh  keine 
Strafe  ist,  welche  der  kirchliche  und  menschliche 
Richter  realisiren  kann,  als  auch,  dass  das  nach- 
her folgende:  „ab  ecclesia  cathollca  efflciatur 
extianens^,  gerade  erst  die  Yerh&ngung  der  Strafe 
ausdrückt. 

Was  das  Frankenreich  betrifft,  so  spricht  der 
Umstand  dagegen,  dass  nach  Gregor.  Toron.  X.  8 
der  Bischof  T.  Olermont,  welcher  einen  des  Mutter- 
mordes beschuldigten  jungen  Mann  Eulalius  ex- 
kommunlolrt  hatte,  denselben  auf  dessen  Klage, 
„se  inauditum  a  commonione  remotum*',  wieder 
zur  Kommunion  zul&sst,  also  den  Grundsatz  des 
Torgingigen  Gehörs  anerkennt. 

Ebensowenig  erweist  sich  die  8.  762  zurück- 
gewiesene Theorie  von  der  sog.  monltio  oder  ad- 
monitio  eanonica  für  diese  Zeit  nach  den  Quellen 
als  haltbar.  Nur  für  einzelne  Fälle  ist  eine 
Mahnung  als  Voraussetzung  der  Verh&ngung  der 
Strafe  der  Exkommunikation  rorgeschrieben,  so 
Clermont  I  635  o.  14  (für  denjenigen,  welcher 
die  Kirche  um  die  ihr  sohrlftlleh  zugesicherten 
Geschenke  bringt  ^^et  non  statlm  a  saeerdote  com- 
moDitus  deo  oollata  reddiderif '),  Orleans  IV  541 
c  25  (Vorenthaltung  entfremdeten  Kirchenguts : 
„prlmnm  admoneatur  quae  abstullt,  dviliter  re- 
formare''),  Paris  III  c  1  (ebenso;  S.  842  n.  3), 
Tours  II  567  c24  (ebenso),  femer  Tours  II  c.  26 
(für  Richter  und  weltliche  Grosse,  welche  auf 
Ermahnung  des  Bischofs  nicht  Ton  derBediüdcung 
der  Armen  ablassen),  Rhelms  624  o.  625  c.  17 
(für  dic|}enigen,  welche  Freie  in  Knechtschaft  zu 
bringen  suchen  und  ron  den  Beeinträchtigungen 
derselben  nicht  abstehen).  Diese  Vorschriften 
erklären  sich  daraus,  dass  man  hier  offenbar  zu- 
nächst ohne  Strafe  mehr  zu  erreichen  dachte,  nnd 
dass  es  eich  in  solchen  Fällen  um  wirkUohe 
Rechtsansprüche  handeln  konnte.  In  Orleans 
IV  c.  15  und  Rheims  c.  14  steht  der  Rück- 
fall in  das  Heidenthum  in  Frage,  und  hier  soll 
durch  die  Mahnung  und  die  Nichtbefolgung  der- 
selben die  Hartnäckigkeit  der  Apostasie  fest- 
gestellt werden.    (In  Rheims  c.  2,  nach  welchem 


(Geistliche,  welche  sieh  eidlich  oder  schrifUich 
zur  Auflehnung  gegen  den  Bischof  verbunden 
oder  ihm  nachgestellt  haben,  auf  yergebUehe  Er- 
mahnung abgesetzt  werden  sollen,  waltet  offen- 
bar der  erstgedachte  Gesichtspunkt  ob.) 

1  Vgl.  darüber  S.  769. 

«  Gregor  Vm.  40  („Quod  factum,  S.840  n.  4, 
cum  comperissem,  eum  a  oommunione  suspendi^) ; 
ibid.  X.  8  (S.  842  n.  4),  wo  die  Exkommunika- 
tion auf  den  „rumor  populi^  erfolgt,  aber  nur 
deshalb  sofbrt  wieder  aufgehoben  ist,  weil  sich 
weitere  Beweise  für  die  Strafthat  nicht  beibringen 
Hessen. 

8  Gregor  VIU.  40,  S.  840  n.  4.  Wenn  in  dem 
Fall  bei  Gregor.  Tur.  X.  8  ( Anm.  4  y.  S.  843)  der  die 
Exkommunikation  aufhebende  Bisehof,  als  der 
Sebuldige  die  Kommunion  empfangen  soll,  er- 
klärt: ,;Ego  yero,  utrum  perpetraveris  hoc  soelus 
an  non  ignoro ;  iddrco  in  dei  boc  et  b.  martiris 
Juliani  statuo  indicium.  Tu  rero,  si  idoneus  es, 
ut  adseris,  aoeede  proprius  et  sume  tibi  eucha- 
ristiae  partioulam  atque  inpono  ore  tue.  Srit 
enim  deus  respeotor  consdentiae  tuae.  At  iUe, 
aooepta  eucharistia,  eommunioans  abscessit^,  so 
handelte  es  sich  hier  nicht  etwa  um  einen  Ueber- 
führungsbeweis  durch  die  Abendmahlsprobe, 
sondern  blos  um  eine  Verschärfung  des  Gewissens 
des  Beschuldigten,  bei  welcher  der  Bischof  aller- 
dings nach  der  Anschauung  der  damaligen  Zeit 
▼oraussetzt,  dass  bei  obwaltender  Schuld  Gott 
die  Profanation  der  Eucharistie  yerhlndem  werde. 

*  S.  788. 

^  Löning  2,  36.  Ausdrückliche  und  prin- 
dpielle  Anerkenntnisse  finden  sieh  nicht.  Aus 
der  Stellung,  welche  der  katholischen  Kirche  in 
den  gedachten  Staaten  belassen  wurde,  Bd.  III. 
S.  693  ff.  697.  700,  folgt  es  aber  yon  selbst.  Da- 
gegen sah  sich  die  Kirche  auch  hier,  wie  im  rdmi- 
sehen  Reich,  yeranlasst,  mit  Verboten  gegen 
die  Geistliehen  einzuschreiten,  welehe  si<£  der 
oft  willkürlich  genug  geübten  Strafgewalt  der 
Bischöfe  (S.  837  n.5)  zu  entziehen  suchten.  So 
bedroht  Agde  506  c  8  den  „derieus  qui  relioto 
offido  suo  propter  districtionem  ad  saeeularem 
fortasse  confügerit^,  und  denjenigen,  welcher 
ihm  darin  Schutz  angedeihen  lässt,  mit  der  Ex- 
kommunikation;  ferner  gestattet  Paris  614  c.  3 
(al.  5) :  „Ut  si  quis  dericus  quolibet  honore  mu- 
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Dagegen  findet  sieh  keine  Spur  dayon,  dass  man  im  merovingisehen  Reieh  eine  all- 
gemeine Pflieht  der  weltliehen  Oewalt  zur  DarohftUining  der  kirehliehen  Straf-  und 
DifleiplinarstraAirtfaeile  aneiiannt  hat^  während  fllr  dasWes^thenreieh  mindestens 
in  der  späteren  Zeit  eine  solehe  bestanden  haben  mnss  ^. 

n.  Kirehliehe  Strafyergehen.  Was  dagegen  das  materielle  Recht  be- 
trifft, so  hat  die  weltliche  Oewalt 

1.  im  Frankenreich  den  Anschanongen  der  Kirche  nicht  in  dem  weiten  Um- 
fange, wie  dies  im  römischen  Reich  der  Fall  gewesen',  Rechnung  getragen. 

Weder  die  Ketzerei  noch  da&Bekenntniss  des  Heidenthums  sind  durch 
die  merovingische  Gesetzgebung  fllr  weltliche  Verbrechen  erklärt  worden.  In  das  west- 
gothische  Brevier,  welches  die  die  kirchlichen  Verhältnisse  betreffenden  römischen 
Kaisergesetze  den  Germanen  übermittelt  hat,  konnten  die  die  Arianer  berührenden 
Vorschriften  nicht  aufgenommen  werden,  und  so  hat  nur  eins  der  römischen  ELaiser- 
gesetze^,  welches  sich  gegen  einzelne  bestimmte,  wesentlich  nur  noch  im  Orient 
vorhandene  Ketzereien  richtet^,  in  demselben  Platz  gefunden.  Nach  der  Bekehrung 
Chlodwigs  zum  Katholizismus  wurde  der  Uebertritt  der  arianischen  Germanen  nicht 
erzwungen,  nur  hat  man  den  Arianem,  indem  man  ihnen  zugleich  ihre  Earchen  weg- 
nahm <^,  die  öffentliche  Beligionsübung  entzogen,  und  es  ist  staatlicherseits  auch  die 


nituf,  contemto  episcopo  suo  ad  prinoipem  rel 
ad  potenüores  homines  yel  übt  et  ubi  ambulare 
vel  Bibl  patronos  elegerit,  non  reclpiatui  praeter 
at  yeniam  debeat  promereii.  Quod  si  fecerit  (et) 
is  qui  ipsam  po«t  admonltionem  pontlflris  aui 
retineie  praesampserit,  noverint  se  utramque 
prioram  canonum  sententia  esse  damnandos^, 
den  Ctoistlicben  nur,  bebufo  Erlangung  einer  Be- 
gnadigung wegen  weltlicber  Yerbreehen  sich  un- 
gestraft an  den  König  zu  wenden  (gegen  die 
Ansiebt,  Hefele  3,  68,  dass  die  Verwendung 
des  Königs  oder  eines  Grossen  beim  Bischof  um 
Begnadigung  von  kirebUoher  Bestrafung  zu  er- 
wirken gemeint  sei,  mitBecbt  Löning  2,  493 
n.  1).  Diese  Vorschrift  hat  Ohlotar  ü.  in  dem 
Edikt  y.  614  c.  3  (Boretius  1,  21):  „Si  quis 
clereous,  quoUbet  honore  monitus ,  in  contimtu 
episGopo  suo  yel  praetermisso,  ad  prinoipem  aut 
ad  potentioris  quasque  personas  ambulareyel  sibi 
patrodnia  elegerit  expetendam,  non  reeiplatur, 
praeter  si  pro  yeniam  yedetur  expetere.  Et  si  pro 
qualibet  causa  ad  principem  expetierit  et  cum 
ipsius  prindpis  epistola  ad  episcopo  suo  fuerlt 
reyersus,  exousatus  reeiplatur.  Eis  qul  ipsum 
post  admonltionem  pontefld  suo  retenere  prae- 
sumpseiit,  a  sancta  eommnnione  priyetur^,  zu 
einem  weltlichen  Gesetz  erhoben,  allerdings  mit 
der  Besohrinknng,  dass  derjenige  Geistliche, 
welcher  einen  sobriftlichen  (Gnaden-)  Erlass  yom 
König  erhalten  habe,  nicht  deswegen,  well  er 
sich  ohne  Genehmigung  des  Bischofs  an  den 
ersteren  gewandt  habe,  (kirchlich)  bestraft  wer- 
den dürfe.  Denselben  Zweck,  wie  die  eben  ge- 
dachten Kanones,  yerfolgen,  wenngleich  nicht 
ausschliesslich,  auch  diejenigen  Synodalyor- 
schriften,  welche  den  Geistlichen  und  Mönchen 
untersagen,  bei  grossen  weltliohen  Herren  gegen 
ihre  Bischöfe  Schutz  zu  suchen,  Glermont  I  c.  4, 
oder  sich  in  Schutzyerh&ltnisse  zu  denselben  zu 


begeben,  Orleans  III  c  11 ;  Macon  I  e.  10;  Cbalons 
644  0.  666  c.  16;  Bordeaux  660--673  c.  1. 

Was  das  Westgothenrelch  betrifft,  so  kommt 
in  Betracht,  dass  die  Synoden,  welche  Yor- 
sohriften  über  die  Straf-  und  Disdplinargewalt 
der  Bischöfe  enthalten  (S.  797),  Aberwiegend 
Nationalsynoden  gewesen  sind,  deren  Beschlüsse 
yom  König  besaügt  wurden,  Bd.  m.  S.  544. 
546.690. 

1  Dass  man  hier  über  das  römische  Recht 
hinausgegangen  ist  (S.  790),  dafür  findet  sich 
kein  Anhalt.  A.  M.  Zorn,  Lehrb.  d.  K.  R.  S.  66, 
welcher  nach  der  ganzen  Natur  des  Yerhiltnisses 
zwischen  Staat  und  Kirche  dem  Bischof  für  seine 
Sentenzen  das  brachium  saeculare  zur  Verfügung 
stehen  lisst 

*  Bei  der  yöUigen  Verquickung  yon  Staat  und 
Kirche,  welche  sich  auch  in  einer  Verwischung 
der  Grenzen  zwischen  weltlichem  und  kirchlichem 
Strafrecht  zeigt,  s.  unter  11.  2,  ist  etwas  anderes 
gar  nicht  denkbar. 

8  S.  790. 

4  NimHch  Noy.  Theodosil  II.  tit.  3  (y.  438) 

SS.  1.  9. 

&  Namentlich  die  der  Manlchäer,  Montanisten, 
Photlnlaner  und  einzelner  unbedeutender  Sekten. 
S.  auch  westgothisohe  Interpret,  zu  Noy.  clt.: 
„Haec  lex  damnat  sectas,  quae  nominatlm  hac 
lege  continentur  insertae". 

6  Aylti  Vienn.  episcopi  ep.  7  (6)  I.  de  baslUds 
haereticls  non  reclpiendis  y.  516  (Monum.  Germ, 
auct.  antiqu.  VI.  2,  39 :  ,,Fateor  minlsterils  Ulis 
(ygl.  ibid.  p.  38  1.  e.  patenis  paterisque)  minlme 
delectari,  quae  in  superloris  Galliae  partibus  (das 
kann  nur  das  Frankenreich  sein,  Löning  2,  44 
n.  2)  ad  eocleslas  legis  nostrae  captiya  veneront: 
quaeque  nil  yoluntarlum,  nil  Innocens  prae- 
ferentia,  si  dolentibus  rapiantur,  offerentibus 
prodesse  non  poterunt^.    Ist  hier  auch  nur  yon 
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Wiedertanfe  von  Katholiken  durch  die  Oeistlichen  ketzerischer  Sekten  verboten 
worden  K 

Ebensowenig  wie  die  römische  Ketzergesetzgebung  hat  man  im  Frankenreich 
die  Oesetze  gegen  das  Heiden thum^  zur  Dnrchftlhrung '  gebracht^,  wohl  aber  hat 
man  die  Heiden  insofern  den  Ketzern  gleichgestellt,  als  ihnen  die  freie  und  öffentliche 
Ausübung  des  Heidenihums  nicht  gestattet  wurde  ^.   Staatiiche  Verbote  des  Uebertritts 


den  Kirohengerathsehaften  die  Rede,  bo  ergiebt 
doch  Orleans  I  c.  10 :  ^e  haeretlds  cleiicis  qui 
ad  fldem  catholicam  plena  flde  ao  yoluntate  vene- 
rint  Yel  de  b aal  11  eis  quas  in  peryersitate  sna 
Gothi  haotenus  habuenint,  id  censulmiis  obser- 
varl,  nt  si  olerld  fidelitei  convertuutni  et  fldem 
catbolicam  Integra  confltentnr  Yel  ita  dignam 
yltam  moram  et  aetnum  probitate  oustodlnnt, 
offldom  quo  eos  episoopns  dignos  esse  censuerit, 
cum  impositae  manns  benedictione  snscipiant,  et 
eccleslas  slmill  quo  nostrae  innovail  solent,  pla- 
cuit  ordine  consecrari ''y  durch  seine  Vorschrift 
über  die  Weihe  der  Kiidien,  dass  auch  diese  zu 
Ounsten  der  Katholiken  eingezogen  sein  müssen. 

Im  Burgunderielch  ist  dagegen  nicht  ein- 
mal eine  derartige  Konfiskation  erfolgt,  nach 
Epaon  617  c.  33  sollte  eine  solche  nur  hinsicht- 
lich der  Kirchen,  welche  die  Ariane?  den  Katho- 
liken gewaltsam  weggenommen  hatten,  statthaben, 
Löningi,  570. 

1  Orleans  UI  638  c.  31 :  ,Judex  civitatis  rel 
loci,  si  haeretieum  ant  BonosUcum  vel  ouiuslibet 
alterios  haeresis  sacerdotem  quamoumqne  perto- 
nam  de  catholiois  rebaptizasse  cognorerit,  quia 
reges  nos  coB«tat  habere  catholicos,  nonstatim  re- 
baptizantes  adstrinxerit,  et  ad  r^^  fldem  atque 
iustitiam  propterea  distringendos  adduxerit, 
annuali  excommunicationi  subdatur^  setzt  dies 
offenbar  voraus,  so  auch  Löning  2,  45.  51. 

Die  Bekämpfung  der  Ketzerei  oder  des  nahe 
verwandten  Sdilsmas  galt  demnach  als  eine  kirch- 
liehe Angelegenheit,  wesshalb  auch  die  Konzilien 
die  Bischöfe  ermahnen,  für  die  Bekehrung  der 
Ketzer  thätig  zu  sein,  Rheims  624  o.  625  e.  4  o. 
Oliehy  626  c.  5.  Vgl.  hieizu  die  weiteren  Aus- 
führungen bei  Löning  2,  46  ff. 

^  Die  lex  Romana  Yisigothonim  weist  nur 
Nov.  Theodos.  II  v.  438.  tit.  3.  $.  8,  d.  h.  das 
Verbot  des  Bekennens  des  Heidenthums  bei 
Strafe  der  Vermögenskonflskation  und  der  Todes- 
strafe, auf. 

S  Die  westgothische  Interpretation  fibergeht 
die  cit.  Stelle  mit  Stillschweigen,  und  sie  ist  in 
den  für  das  fränkische  Reich  angefertigten  Aus- 
zügen der  lex  ebenfalls  unberücksichtigt  geblie- 
ben, lex  Romana  Ylsigoth.  ed.  Haenel  p.  258 
ff.;  Löning 2,  57. 

^  Heiden  gab  es  im  Frankenreich  noch  bis  in 
das  8.  Jahrb.,  Ja  im  6.  und  7.  Jahrh.  kann  die 
Zahl,  vor  allem  unter  der  niederen  Bevölkerung, 
nicht  ganz  unbeträchtlich  gewesen  sein,  Löning 
2,  57.  58.  Auch  unter  der  bekehrten  Bevölke- 
rung erhielten  sich  vielfach  heidnische  Anschau- 
ungen und  Sitten,  gegen  welche  die  Konzilien 
ihre  Vorschriften  richten,  Orleans  I  c.  30;  II 
c.  20;  IV  c.  15.  16;  Elusa  551  c.  3;  Tours  II 
c.  22.  Das  praecept  OhUdeberU  I  511-^58, 
Boretius  1,  2:  „Credimus  ...  ad  salutem  po- 


puli  pertenere,  sl  populus  cristianus,  relictam 
idolorum  culturam,  deo  cui  integram  promisimus 
fldem,  in  quantum  inspirare  dignatus  fnerlt, 
purae  deservire  debeamus.  Et  quia  necesse  est, 
ut  plebs,  quae  sacerdoUs  praeceptum  non  Ita  ut 
oportet  oustodit,  nostro  etiam  corrigatur  imperio, 
hano  cartam  generaliter  per  omnia  loca  deorevl- 
mus  emittendam,  praecipientes,  ut  quicumque 
admoniti  de  agro  suo,  ublcumque  fuerint  simu- 
lacra  constructa  vel  idola  daemoni  dedicata  ab 
hominibus  factum,  non  statim  abieeerint  vel 
sacerdotebushoc  distruentibus  prohibuerint,  datis 
fldeiuflsoiibus  non  aliter  disoedant,  nisi  in  nostris 
obtutebuB  praesententui^,  unterstützt  die  kirch- 
lichen Bestrebungen,  unter  den  Christen  die 
Spuren  des  Ueidentbums  auszurotten,  mit  welt- 
lichen Maassregeln,  so  Löning  2,  59  n.  3,  ent- 
zieht aber  keineswegs,  wie  Hauck,  Kirchen- 
gesch.  Deutschlands  1,  118  n.  3  unter  Ignorirung 
der  Worte :  ^populus  christianus^  in  unzutreffen- 
der Polemik  gegen  Löning  annimmt,  den  Hei- 
den die  Religionsfreiheit  überhaupt  Wegen  der 
zweifelhaften  Richtigkeit  der  Angabe  vita  Amandi 
0.  11,  Mablllon  acta  sanct.  0.  S.  B.  saec.  II. 
2,  683,  nach  welcher  der  König  Dagobert  in 
einem  einzelnen  Fall  aef  Bitten  eines  Missionars 
den  Befehl  ertheüt  hat,  nöthigenfalls  die  Heiden 
im  Genter  Gau  zwangsweise  zu  taufen,  vgl.  Lö- 
ning 2,  60.  A.M.Dahn,  deutsche  Geschichte. 
Gotha  1888.   2,732. 

6  Das  lässt  sich  allerdings  aus  den  obwalten- 
den Verhaltnissen  entnehmen. 

Dagegen,  dass  Ketzerei  und  Heidenthum 
zwangsweise  unterdrückt  worden  ist,  spricht  auch 
Orleans  V  c.  22,  welches  („Quod  si  aut  gentUis 
dominus  fuerit  aut  alterlus  seotae  qui  a  eonventu 
eodesiae  probatur  extraneus'Q  dem  heidnischen 
und  ketzerischen  (arlanischen)  Herrn  die  Rück- 
gabe des  in  das  kirchliche  Asyl  geflohenen  Skla- 
ven an  sich  nicht  verweigert,  sondern  nur  ver- 
langt, dass  den  letzteren  die  Straflosigkeit  (S. 
0.  S.  385  n.  2)  durch  einen  in  die  Seele  des 
Herrn  zu  schwörenden  Eid  von  katholischen 
Christen  zugesichert  wild,  „quia  ipsi  possunt 
servare  quod  sacrum  est,  qui  pro  transgressione 
ecdesiastioam  metuunt  dlsclplinam^,  d.  h.  well 
gegen  den  heidnischen  und  ketzerischen  Herrn 
die  wegen  Verletzung  eines  solchen  Eides  seiner- 
seits den  katholischen  Herrn  treffende  Exkom- 
munikation keine  Bedeutung  haben  würde  (miss- 
verstanden  ist  die  SteUe  bei  Hauck  S.  120  n.  1). 

Gegen  die  hier  in  Anschluss  an  Löning  ver- 
tretene Auffassung  behauptet  Zorn,  Lehrb.  d. 
K.  R.  Stuttgart  188a  S.  54,  welchem  Dahn, 
deutsche  Geschichte  2,  732.  733  folgt,  dass 
Glaubenszwang  und  Glaubenseinheit  im  mero- 
vingischen  Reich  ebenso  Staatsgrundprincip,  wie 
im  byzantinischen  gewesen  sei.    Es  seheint  mir 
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SU  den  ketserinohen  Sekten  lassen  sich  dagegen  nicht  nachweisen»  wahrseheinlieh 
fehlt  es  an  ihnen  deshalb,  weil  sich  kein  Bedürfhiss  dazn  gezeigt  hat  ^. 

Kannte  demnach  das  fränkische  Recht  keine  Glanbensverbrechen  im  dgenttichen 
Sinne,  so  hat  dassdbe  doch  in  zwei  FiUen  die  Verletznng  kirchlicher  Verbote  auch 
durch  weltliche  Strafen  tu  hindern  gesucht,  also  die  kirchlichen  Strafirergehen  auch 
zn  weltlichen  gemacht,  so  die  Schliessung  von  incestnosen  Ehen^  und  die 
Nichtbeachtung  der  Sonntags-  und  Feiertagsheiligung^.   Dagegen  hat  ^e 


aber  ein  Yergebliohes  Bemühen,  Loning  durch 
die  Yon  ihm  selbst  2,  26  n.  1.  2;  S.  27,  n.  1, 
S.ÖOn.S;  S.67gemacht6BMittheilangen,  welche 
nur  ergeben,  dass  die  katholische  Kirche  die  be- 
günstigte und  allein  zur  öffentlichen  Religions- 
aasübung berechtigte  Klrehengemeinschaft  war, 
mit  sich  selbst  in  Widerspruch  zu  setzen.  Von 
einem  strafrechtlichen  Einschreiten  gegen  Ketzer 
schlechthin  unter  Berufung  auf  Orleans  III  e.  31 
cit.  (S.  845  n.  1)  zu  sprechen,  ist  ungenau,  muss 
doch  auch  Dahn  2,  732  seinerseits  zugeben, 
dass  die  Ketzerei  an  sich  damals  kein  weltliches 
Vergehen  gewesen  ist  Darum  handelt  es  sieh 
aber  gerade,  denn  so  lange  noch  nicht  Zwang  zur 
Annahme  einer  bestimmten  Religion  geübt  und 
das  Verharren  bei  einer  anderen  mit  weltlicher 
Strafe  bedrohtist,  kann  man  you  Glaubenszwangim 
Sinne  des  byzantinischen  Staats  nicht  sprechen. 
Was  die  Juden  betrifft,  so  unterlagen  diese 
wohl  einer  Reihe  staatlicher  Beschränkungen, 
welche  schon  im  wesentlichen  auf  dem  rondschen 
Recht  beruhten  —  hier  ist  darüber  nicht  zu  han- 
deln. Tgl.  Ldning  2,  51  ff.  — ,  aber  die  Aus- 
übung ihrer  Religion  war  ihnen  gestattet,  und  es 
ist  Yon  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Masaregel, 
welche  einen  Zwang  zur  Taufe  gegen  sie  einge- 
führt hätte,  keine  Rede  gewesen,  nur  für  den 
Fall,  dass  Juden  ein  öffentliches  Finanz-Amt 
(als  Zöllner)  zu  erwerben  suchten,  was  ihnen 
nach  röm.  Recht  rerboten  war,  lex  Romana  Visl- 
goth.  Not.  Theodos.  U  cit.  3  $.  2,  sollten  sie 
nach  Chlotars  II  Edikt  t.  614  c  10,  Boretius 
2,  22,  die  seTorissimam  legem  ex  oanonioa  sen- 
tentia  erdulden,  d.  h.  nach  Paris  614  c.  16  (16): 
^Ut  nuUas  Judaeorum  qualemcumque  miliciam 
aut  actlonem  publicam  super  christianos  aut  pe- 
tere  ad  principem  aut  agexe  praesumat.  Quod  si 
temptsTorit,  ab  episcopo  dTitatis  illius,  ubi  acti- 
onem  contra  canonum  statuta  competit,  cum 
omni  familia  sua  baptizandi  gratiam  consequatur^, 
mit  ihrer  ganzen  Familie  zwangsweise  getauft 
werden.  Unter  den  Tielfachen  Gewaltth&tig- 
keiten  gegen  sie  ist  allerdings  Ton  König  ChU- 
perich  (661 — 564)  in  einzelnen  Fällen  auch 
Zwang  zur  Taufe  gegen  sie  geübt  worden  (Gregor 
Turon.  VI.  17 :  ^Rex  vero  Ohilpericus  multos 
Judaeorum  eo  anno,  d.  h.  682,  baptizare  prae- 
cepit .  .  .  Priicus  Toro  ad  cognoscendam  Terita- 
tem  nulla  penitus  potait  xatlone  deflecti.  Tunc 
iratus  rex  iusslt,  eam  custodiae  mandpare,  sdl. 
ut  quem  credeie  Toluntariae  non  poterat  audire 
et  credere  faceret  Tel  InTitum'^.  Wohl  aber  hat 
Dagobert  I  629  nach  Fredegar  V  c.  66,  Migne 
71,  646:  „Heradins  Imperator ...  ad  Dagober- 
tum  . .  .  dirigens  petUt,  ut  omnes  Judaeos  regni 
sui  ad  fldem  cathollcam  baptizandos  praedpexet, 
quod  protinus  Dagobertus  implcTit.    Heraclius 


per  omnes  proTindas  imperÜ  idemque  facere 
decroTit"  auf  Anregung  des  Kaisers  HeraUius  ein 
Gesetz  erlassen,  dass  sich  alle  Juden  taufen 
lassen  sollten,  eine  Nachricht,  welche  theils  in 
der  letzteren  Hindeht,  thdls  überhaupt,  so 
Denerdlngi  noch  TonZorn  S.  63,  angezwdfdt 
worden  ist,  aber  ohne  hinrdchende  Gründe,  TgL 
Loning  2,  56  n.  3.  Da  dch  aber  spater  wieder 
Tide  Juden  im  fränklsdien  Rdche  finden,  so  ist 
das  Gesetz  jedenCdls  nicht  streng  durchgeführt 
und  unpraktisch  geworden,  a.  a.  O.  S.  56.  Dar- 
über, dass  seitens  des  Papstes  Greger  L  diese 
Zwangsmassregeln  nicht  gebilligt  worden  dnd, 
Tgl.  ep.  I.  47,  ed.  Bened.  2,  641  und  o.  S.  49. 

1  Hndet  sich  doch  auch  kein  ausdrückliches 
Verbot  des  Uebertritts  zum  Judenthum,  Ja  gegen- 
über der  in  Konsequenz  desselben  angedrohten 
Todesstrafe  und  Vermögenskonfiskation  für  den 
Versuch  des  Jüdischen  EigenthümerSy  seinen 
christlichen  SklaTen  zum  Judenthum  zu  bekeh- 
ren in  der  lex  Romana  Not.  Theod.  U  Ut.  3  $•  ^ 
Interpret.  „Quod  si  fecerit,  amisds  facultatibas 
eapite  puniatur'';  begnügt  sich  Orleans  IV  t. 
541  c  31  den  Verlust  des  Eigenthums  der 
SklaTen  festzusetzen,  d.  h.  auf  das  wdtUehe 
Recht  hinzuweisen,  nach  welchem,  wie  Rheims 
624  u.  625  c  11  und  GUchy  626  c.  13  ergeben, 
der  Sklave  dem  Fiskus  anheimfiel. 

2  Childeberti  U  decreüo  596  c.  2  (Boretius 
1,  15) :  ;,ut  nuUus  incestuosum  dbi  sodet  eonlu- 
gio,  b.  e.  nee  fratris  sui  uxorem  nee  uxoris  suae 
sororem  nee  uxorem  patruo  aut  parentis  oonsan- 
guinei.  Uxorem  patris,  si  quis  acceperit  mortis 
periculum  incurrat.  De  praeteritis  Tero  coniuno- 
tionibus  quae  inoestae  esse  Tidentur,  per  piae- 
dicationem  ^iscoporum,  id  iussimns  emendare. 
Qui  Tero  episcopo  suo  noluerit  audire  et  exoom- 
municatus  fuerit,  perenni  condemnatione  apad 
deum  sustineat  et  de  pdatio  nostro  sit  omnino 
extraneus  et  omnes  res  suas  parentibuf  legiti- 
mis  amittat,  qui  noluit  sacerdotis  sui  medica- 
menta  sustinere^.  Es  wird  also  Todesstrafe  fOr 
die  Ehe  mit  der  Stiefmutter  angedroht,  für  die 
übrigen  FiUe,  wie  dies  auch  Rhdms  624  e.  8 
und  Clichy  626  c  10  ergeben  (S.  804  n.  8)  ndien 
der  Exkommunikation  Verwirkung  des  Vermö- 
gens an  die  Erben  und  Ausschluss  tou  ofteair 
liehen  Aemtem.  Wenn  Zorn  8.  64  unter  Be- 
rufung auf  c.  2  dt  es  als  Grundsatz  hinstellt: 
„Wer  in  den  kirchlichen  Bann  Terfillt  und  dch 
nicht  zu  lösen  Termag  (daTon  steht  nichts  in  der 
Stelle),  Terliert  sein  VermSgen  und  Ist  Ton  allen 
öffentUchen  Aemtem  ausgesehlosen"  (anschd- 
nend  ebenso  Dahn,  a.  a.  0.  S.  733),  so  liegt 
darin  eine  durch  nichts  gerechtfertigte  Verallge- 
meinerung einer  Spedal-Vorschrlft. 

>  Vergl.  Macon  II  c.  1,  Edikt  des  Konig  Gun- 
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fränkisclie  Gesetzgebung  im  Gegensatz  zu  der  späteren  römischen  weder  staatliehe 
Vergeben  blos  mit  kirehlicher  Strafe  belegt  noch  auch  über  die  nähere  Normimng 
und  Bestrafting  der  Disoiplinarvergehen  der  Kleriker  Bestinmmngen  getroffen  ^  und 
YoUends  ist  davon,  dass  kirohliohe  Strafen  als  solche  auch  staatliche  und  bürgerliche 
Folgen  nach  sich  gezogen  hätten,  keine  Rede  gewesen^. 

2.  Das  Westgothenreich.  Während  im  Frankenreich  die  nichtkatholischen 
Christen  und  die  Heiden  wenigstens  ihrer  Religion,  sofern  sie  dieselbe  nicht  offen  ans- 
flben  wollten,  treu  bleiben  konnten,  und  der  Staat  allein  einzelne  Vorschriften  der 
Kirche  durch  den  weltlichen  Arm  zur  Durchftthrung  brachte,  bietet  das  Westgothen- 
reich in  Gemässheit  der  Entwicklung,  welche  hier  das  Verhältniss  der  Kirche  und 
der  hohen  Geistlichkeit  zum  Staat  und  zum  Königthum  genommen  hat  3,  auch  in  der 
fraglichen  Hinsicht  das  Bild  einer  völligen  Verquickung  von  Staat  und  Kirche  dar, 
welche  noch  weiter  als  im  späteren  römischen  Reich  geht. 

Zunächst  sind  Ketzerei^  und  Heidenthum^  staatliche  Verbrechen,  die  erstere 
wird  mit  lebenslänglicher  Verbannung,  Konfiskation  des  ganzen  Vermögens,  sowie 
mit  Verlust  der  öffentlichen  Aemter  <^  bestraft.  Dagegen  ist,  so  vielen  Beschränkungen 
und  Bedrflckungen  auch  die  Juden  seit  Sisibut  (612 — 620)  unterworfen  worden 
sind^,  doch  erst  als  das  Reich  seinem  Verfall  nahe  war,  der  Versuch  gemacht  woi^- 
den,  dieselben,  und  zwar  nur  durch  indirekte  Massregeln,  nicht  einmal  durch  Zwangs- 
bekehrung, auszurotten  K  Wohl  aber  standen  auf  den  Uebertritt  zum  Judenthum  ^  oder 


trams  und  decret.  Childeb.  II  v.  596  c.  14, 
o.  S.  290  und  die  weitei  a.  a.  0.  n.  3  angeführten 
SteUen  s.  audi  o.  S.  8(tö  n.  6.  Von  den  In  diesen 
Znsammenhang  gehdiigen  Stellen  wird  in 
Anxerre  5S6  e.  44,  welcher  den  hartn&eklgen 
Ungehorsam  des  Laien  gegen  den  Erzpriester  mit 
der  Exkommunikation  hedroht,  hemerkt:  ^- 
snper  et  mnletam  qnam  .  . .  rex  praecepto  suo 
institoit  snstlneat",  was  sich  wohl  auf  das  cit 
Edikt  Gnntiams  nnd  den  allerdings  nicht  aus- 
drücklich genannten,  aher  als  weltliches  Strafmit- 
tel sich  von  selbst  verstehenden  Königsbann  be- 
xieht,Hefele3,  46;  Ldnlng2,457n.2.  Das 
praecept.Chlldeb.I,  511—668,  Boretius  1,  8: 
„noctes  perrlglles  cum  ebrletate,  scurrilitate  vel 
cautecis,  etlam  In  Ipsis  sacris  dlebus  pasoha,  natale 
Domini  et  reliquis  fesÜTltatibns  rel  adreniente 
domineco  bansatrlces  per  villas  ambulare  .  .  . 
Qulcumque  post  commonltlonem  sacerdotum  rel 
nostro  praecepto  saerllegia  lata  perpetrare  prae- 
sumpserlt,  st  servilis  persona  est,  C  ictus  flagello- 
rum,  ut  snsdpiat  iubemus;  sl  rero  ingenuus  aut 
honoratlor  ibrtasse  persona  est  **^"  sucht  eben- 
falls die  Fest-  und  Sonntagsfeier,  allerdings 
unter  Zurflokweisung  Yon  Ueberresten  heid- 
nischer Ctobriuche  zu  sichern.  —  Ueber  ein 
weiteres  kirchliches  DlscipUnarrergehen,  welches 
die  1.  Baiuar.  auch  zu  einem  staatlichen  gemacht 
hat,  s.  unten  $.  260.  8.  861  n.  1. 
«  8.  793. 

2  Ygl.  8.  846  n.  2  a.  £. 

3  Bd.  m  8.  643.  695  ü. 

*  Das  in.  Toletanische  (Bekehrungskonzil)  v. 
589  hat  den  Arianismus  anathematisirt,  Mansl 
9,  987;  c.  9  die  arlanlschen  Kirchen  und  ihr 
Vermögen  den  Bischöfen  der  Dlöcesen,  in  wel- 
chen sie  sich  befanden,  flberwiesen,  und  der  König 


die  Verletzung  der  Beschlüsse  der  Synode,  Mansl 
1.  c  p.  1000  durch  Laien  höheren  Standes  mit 
dem  Yerfill  der  Hilfte  des  Vermögens  an  den 
Fiskus,  durch  solche  niederen  Standes  mit  Ver- 
mögenseinziehung und  Verbannung  bedroht  S. 
aber  Anm.  6. 

s  Toledo  in  c.  16  yerpfllchtet  Geistliche  und 
Richter  nur  bei  Strafe  der  Exkommunikation  den 
Götzendienst  auszurotten,  erst  Toledo  XU  v.  681 
c  11  bedroht  Freie  deswegen,  ausser  mit  der  ewi- 
gen Exkommunikation,  mit  strenger  Verbannung 
In  ein  Ergastulum  oder  Kloster,  und  Toledo  X Vi 
c  2  diejenigen,  welche  sich  den  Richtern  und 
Bischöfen  bei  Ausrottung  der  heidnischen  Ge- 
bräuche widersetzen,  abgesehen  vom  Anathem, 
Vornehme  mit  Geldstrafe  Ton  drei  Pfund  Goldes 
an  den  Fiskus,  niedere  mit  Prflgel,  DecaWatlon 
und  Konfiskation  des  halben  Vermögens.  Die 
lex  Vlslgothorum  (wegen  der  lex  Romana  s.  8. 
845  n.  3)  weist  keine  speziellen  Bestimmungen 
über  das  Heldenthum  auf,  aber  einzelne  der 
Ketzergesetze,  XII.  2,  2  treffen,  da  sie  sich  gegen 
Jeden  Abfall  vom  EYangelium  wenden,  dasselbe 
zugleich  mit 

^  XII.  2,  2  und  das  Er^nzungsgesetz  Xu.  3, 1. 

7  8.  darüber  das  N&here  bei  Dahn,  west- 
gothische  Studien  8.  235  u.  Könige  der  Germa- 
nen 6  (7.  Aufl.)  S.  412  ff.  Unter  Sisibut  hat 
man  allerdings  auch  Zwang  zur  Taufe  angewendet, 
Dahn,  Könige  8.  414  u.  oben  8.  26  n.  1. 

s  Dadurch,  dass  nach  der  Anordnung  Egika's 
auf  dem  XVII.  Toletaner  Konzil  v.  694  alle 
Juden  sammt  ihrer  Nachkommenschaft  und  mit 
ihrem  Vermögen  dem  Fiskus  als  Sklaven  zufallen 
und  auf  alle  Provinzen  verthellt  werden  sollten. 
Näheres  bei  Dahn  a.  a.  0.  8.  420. 

0  Lex  Vislgoth.  XU.  2,  17  (Todesstrafe> 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  259. 


den  Bttokfall  getaufter  Juden  in  dasselbe  die  schwersten  Strafen  K  . 

Im  Zusammenhang  mit  diesen  Gesetzen  steht  die  staatliche  Bestrafung  der 
Blasphemie  der  Trinitftt,  sowie  der  Weigerung,  das  Abendmahl  zu  nehmen,  und  des 
Ausspuokens  der  bereits  genossenen  Hostie'.  Abgesehen  davon  werden  yon  rein 
kirchlichen  Vergehen  auch  als  weltliche  das  Anheben  des  geistlichen  Lebens  nach 
abgelegtem  Gelttbde  oder  nach  Oblation  der  Eltern  oder  nach  flbemommener  Busse  3, 
femer  die  Eheschliessung  mit  gottgeweihten  Frauen  oder  mit  Bflsserinnen^  mit  Strafe 
bedroht,  ja  in  den  letzten  Zeiten  des  Reichs  sogar  wiederholt  ganz  allgemein  die  Ver- 
letzungen der  Beschlflsse  des  jeweils  gehaltenen  Konzils unter^ weltliche  Strafe^  gestellt 

Umgekehrt  unterstehen  aber  auch  die  OeistUchen  bei  staatlichen  Vergehen  ledig- 
lich kirchlichen  Strafen,  diese  letzteren  werden  also  als  rein  kirchliche  Verbrechen 
behandelt  <^. 

Besonders  charakteristisch  ist  es  endlich,  dass  die  staatliche  Gesetzgebung  auch 
yon  den  kirchlichen  Strafmitteln,  der  Exkommunikation  7,  dem  Zwangsfasten  ^,  der 
Einsperrung  in  ein  Kloster^  und  des  Exils  in  Verbindung  mit  der  Zwangsbusse  *®  und 
zwar  sowohl  bei  rein  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar-^^  wie  auch  bei  staatlichen 
Vergehen  ^'  Gebrauch  gemacht  hat  ^\  Wenngleich  die  letzteren  unter  dem  Gesichts- 


1  n>id.  XII.  2,  11  (Steinigung  oder  Feuertod); 
vgl.  auch  XII.  3,  1  u.  27. 

«  L.  V.  Xn.  3,  2  (100  Hiebe,  Decalvttion  und 
strenges,  immerw&hrendes  Exil  mit  Fesselung), 
während  das  ältere  Tolede  XI  t.  675  c.  11  fOr 
den  Gläubigen  blos  die  lebenslängliche  Exkom- 
mnnikatlon  als  Strafe  festsetzt,  allerdings  für 
Nichtgetanfte  schon  Geisselnng  und  ewiges  Exil 
kennt 

'  L.  y.  ni.  5,  3:  „nt  qnicnmqne  rellgionls 
habitnm  per  honorabile  tonsnrae  Signum  aut  tem- 
pore poenitentiae  snseeperint  aut .  .  .  pia  paren- 
tnm  oblatione  meruerint  aut  propriae  volnntatis 
deyotione  tennerint  et  ad  laicalem  conversationem 
postmodum  apostatizando  redierint,  iuxta  sen- 
tentlam  canonicam  ad  eundem  rellgiouis  ordinem 
quoUbet  prosequente  redncantnr  inviti  atque 
infamiae  nota  respersi  et  in  monasteriis 
perenniter  religati  dlstrietlori  macerentur  poeni- 
tentia  eorrigendi"  (vgl.  dazu  Tolede  IT  633  g.  52. 
53.  65.  56,  Toledo  VI  638  c.  6,  Toledo  X  656 
c.  4.  5,  welche  Zwangsbusse  und  Anathem  an- 
drohen), wegen  der  Wittwen  Insbesondere  noch 
III.  5,  4  („constituta  canonum  et  legum  non 
effügiet  damna^. 

^  L.  y.  in.  5,  2:  ,,separati  exilio  perpetuo  re- 
legentur^. 

&  Unter  Geldstrafe  (10.  Theil  des  yermogens) 
in  den  königlichen  Bestätigiings-Edikten  von  To- 
ledo XII.  XUI.  Xy.  Xyi  (4.  Thell)  Xyil,  bei 
Unvermögen  50  Hiebe,  Toledo  XII  dt. 

*  So  die  Konsultation  von  Wahrsagern,  welche 
Toledo  ly  c  29  an  Geistlichen  vom  Bischof  ab- 
wärts mit  Absetzung  und  ewiger  Busse,  1.  yislg. 
yi  2,  3  aber  (bei  Laien)  mit  Ausgeisselung  be- 
droht, femer  die  Betheiligung  von 'Klerikern  an 
Aufständen,  für  welche  1.  c.  o.  45  dieselben 
Strafen  festgesetzt  werden. 

'^  Exkommunikation  von  20  Tagen  für  Bischöfe , 
welche  die  Parochianen  bedrücken  und  sieh  son- 
stige Unregelmässigkeiten  hei  der  yerwaltung  der 
Diöcese  zu  Schulden  kommen  lassen,  L.  y.  y.  1, 


5 ;  Exkommunikation  von  30  Tagen  mit  Fasten 
bei  Nichteinschreiten  der  Bischöfe  gegen  säu- 
mige Beamte  1.  c.  IX.  1,  21  (vgl.  aach  Toledo 
ly  c  32) ;  von  30  Tagen  nebst  einem  Pfund  Gold 
an  den  Fiskus ,  bei  Unvermögen  aber  Exkom- 
munikation von  6  Monaten  für  Nichtdurchfoh- 
rang  der  Judengesetze  gegen  die  Bischöfe,  XII. 
3,  24 ;  Anathema  gegen  diejenigen,  welche  ge- 
setzwidrig die  königliche  Würde  erlangen,  II.  1, 
6;  Exkommunikation  schlechthin  wird  in  den 
Anm.  5  dtirten  königlichen  Edikten  neben  der 
(Geldstrafe  angedroht. 

s  Für  Nichtbeachtung  richterlicher  Ladungen 
seitens  der  Geistlichen  im  Unvermögensfall  und 
wenn  der  Bischof  für  sie  die  Geldstrafe  nicht 
entrichtet  L.  y.  II.  1,  18,  s.  auch  die  vor.  Anm. 
9  Wegen  Blutschande  L.  y.  lU.  5,  1 :  „Divisi 
iuxta  qualitatem  sexus  in  monasteriis  delegentur 
iUic  iugiter  permansuri".  Dass  damit  Zwangs- 
busse (S.  816)  verbunden  war,  erglebt  L  c  c.  6, 
welches  andere  Fälle  des  Jncests,  betrifft  Oripse 
vero  sub  poenitentia  relegatus  perenni  exilii  dam- 
nationem  exeipiat^). 

io  L.  y.  yi.  5,  13  (Verstümmelung  von  SkU- 
ven):  „III  annorum  exilio  sub  poenitentia  rele- 
getur  apud  episcopum^ ;  1.  c  m.  5,  6  dt.  (vor. 
Anm.>  Daher  ist  auch  UI.  5,  2  (Anm.  4)  die 
Zwangsbusse  hinzuzudenken,  und  ebenso  auck 
III.  5,  5  (Sodomiterei) :  „tradens  eos  pontttd 
territorii  Ipsius  .  .  .  sequestratim  arduae  mand- 
pentur  detrusioni.''  (Das  noch  weitere  Strafen, 
so  decalvatio,  androhender  Toledo  Xyi  c.  3  ist 
jünger.) 

11  ygl.  Anm.  3  u.  4;  femer  gehören  hierher 
auch  die  Strafandrohungen  in  den  königlichen 
Bestätigungsedikten  der  Konzilien.  Danehen 
werden  aber  auch  zugleich  weltttdie  Strafen  fest- 
gesetzt, s.  die  vorangehenden  Anmerkungen. 

»2  ygLL.y.IX.l,21nndII.l,6,obenAnm.7; 
femer  gehört  hierher  die  yerstümukelung  von 
Sklaven  und  die  Sodomiterei,  Anm.  9. 

^  Auch  dass  bei  Hochverrath  dem  König  dss 


§.  260.]  Die  Strafgewalt.  Merovingische  Zeit.  Strafsachen  der  Geistlichen. 
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pankt  der  Sünde  und  der  Verletzung  der  göttlichen  Ordnung  auch  als  Kirchenyer- 
gehen  behandelt  werden  können  und  von  der  Kirche  zumTheil  seit  den  ältesten  Zeiten  so 
behandelt  worden  sind  ^  so  zeigt  doch  gerade  die  Androhung  der  kirchlichen  Strafen 
durch  die  staatliche  Gesetzgebung,  wie  auch  umgekehrt  die  rein  weltlicher  durch  die 
Reichskonzilien  ^,  welche  sich  aus  der  gleichen  Zuständigkeit  beider  erklärt,  das  völ- 
lige Zusammenfliessen  des  staatlichen  und  kirchlichen  Gebietes. 


§.260.    ff.  Die  staatliche  Gerichtsbarkeit  in  Strafsachen  der  Geistlichen^. 

Der  Grundsatz  des  römischen  Rechts,  dass  die  Kleriker  in  Kriminalsachen  der 
staatlichen  Strafgewalt  und  den  staatlichen  Gerichten  unterworfen  sind^,  welcher 
in  den  von  den  Germanen  besetzten  römischen  Provinzen,  namentlich  in  Gallien  und 
in  Spanien  in  Kraft  stand,  war  den  Prinzipien  des  germanischen  Gerichtswesens  voll- 
kommen entsprechend  und  blieb  daher  sowohl  imwestgothischen^  wie  auch  im 
fränkischen  Reicht  mindestens  zunächst  in  unangetasteter  Geltung. 

I.  Das  Frankenreich.  1.  Die  Geistlichen  im  Allgemeinen.  Anfangs 
hat  sich  die  Kirche  diesem  Znstande  ohne  jeden  Widerspruch  gefügt  und  ihn  sogar 
in  ihren  eigenen  Normen  ausdrücklich  anerkannt  7,  wennschon  sie  von  Anfang  an 
den  Klerikern  verboten  hatte,  ohne  bischöfliche  Genehmigung  Anklagen  in  Kriminal- 
sachen bei  dem  weltlichen  Gericht  zu  erhebend  Aber  noch  vor  Mitte  des  6.  Jahr- 
hunderts traten  im  Frankenreiche  die  ersten  Versuche  hervor,  die  Ausübung  der 


Recht  gewährt  wird,  die  Anfhebang  der  als  Strafe 
verhängten  Exkommunikation  seinerseits  herbei- 
zuführen, Toledo  XII  681  c.  3  u.  Toledo  XVI  v. 
693  c  9  und  decr.  iudicii  („in  fine  tantum  com- 
munionem  per  omnia  perceptnrus,  excepto,  si 
enm  principalls  pietas  cum  sacerdotali  oonni- 
yentia  delegerit  absolvendnm'^). 

1  Wie  z.  B.  die  Tödtung,  S.  746. 

s  Bd.  UI.  S.  695.  696. 

3  DoTe,  de  Jarisdictionis  ecciesiasticae  apnd 
Germanos  Ckllosque  pro^essu.  diss.  Inang.  Be- 
rolini  1855.  p.  39ff.;  So  hm,  die  geistUche 
Gerichtsbarkeit  im  funkischen  Reich  in  Ztschr. 
f.  K.  R.  9,  193.  247;  Nissl,  d.  Gerichtsstand 
des  Klerus  i.  frilnk.  Reich.  Innsbruck  1886.  S.  1  ff. 

*  S.  794. 

&  Das  westgothische  Breviarium  (506)  hat  die 
entsprechenden  Stellen  aus  dem  Cod.  Theod.  auf- 
genommen, so  z.  B.  Lex  Roman.  Visig.  G.  Theod. 
XYI.  1,  3,  Interpr. :  „Sane  si  quid  (gegen  einen 
Kleriker)  opponitur  criminale,  ad  notitiam  iudieis 
in  civitate  qua  agitur,  deducatur,  nt  ipsius  sen- 
tentiavindioetur,  quod  probatur  criminaliter  com- 
mi6sum^  Tgl.  Löning  1,  523;  Nissl  S.  108. 

0  Gerade  wie  die  beim  weltlichen  Richter  (dem 
judex,  Graf,  Herzog  oder  König)  eines  Verbre- 
chens bescholdigten  Laien  rerhaftet  und  Tielfach 
in  Ketten  gelegt,  auch  der  Folter  unterworfen 
und  nach  erfolgtem  Geständniss  zum  Tode  rer- 
urtheilt  wurden,  ebenso  verfuhr  man  auch,  ab- 
gesehen Yon  den  Bischöfen,  gegen  die  Kleriker 
Jeden  Grades  und  die  Aebte,  Gregor.  Tnr.  lY.  43; 
V.  28.36.49;  VUL  11.29;  Sohm  InDore, 
Ztschr.  f.  K.  R.  9,  254;  Niesl  S.  109. 

Hinsehins,  Kirchenreckt  lY. 


7  Agde  506  c.  32  (verfälscht  in  c.  17.  47  C.  XI 
qu.  1,  c.  8  G.  y.  qu.  6):  „Clericus  ne  quemquam 
praesumat,  apud  saecularem  iudicem  episcopo 
non  permittente  pulsare,  sed  si  pulsatus  fuerit, 
respondeat,  non  proponat  nee  audeat  criminale 
negotium  in  iudlcio  saecnlari  proponere^;  Epson 
517  c  11:  ^Clerici  sine  ordinadone  episcopi  sui 
adire  vel  interpellare  publicum  non  praesumant, 
sed  si  pulsati  fuerint,  sequi  ad  saeculare  iudlcium 
non  morentur'' ;  ibid.  c.  24 ;  sogar  Macon  I  581 
c.  7  bestimmt  noch :  „Ut  nullus  clericus  de  qua- 
libet  causa  extra  discusslonem  episcopi  sui  a  sae- 
cnlari iudicio  iniuriam  patiatur  aut  custodiae 
deputetnr :  quod  sl  qnicumque  iudex  cuiuscum- 
qne  clericum  absque  causa  criminali,  i.  e. 
homioidio,  fnrto  aut  malefldo,  hoc  facere  fortasse 
praesumpserit,  quam  diu  episcopo  loci  illlusvisum 
fnerit,  ab  eoclesiae  liminibus  arceatur". 

s  S.  Agde  e.  32  und  Epaon  c  11  dt ;  Tgl.  auch 
Orleans  III  538  c.  32  (s.  folg.  Anm.),  sowohl 
gegen  Laien,  wie  gegen  Geistliche.  Offenbar 
sollte  damit  erreicht  werden,  dass  die  Kleriker 
sich  mit  ihren  Anklagen  gegen  ihre  Amtsge- 
nosten an  das  bischöfliche  Gericht  wandten,  vgl. 
Macon  I  c.  8:  ,,Ut  nullus  clericus  ad  iudicem 
saecularem  quemcumque  alium  fratrem  de  deri- 
ds  aoousare  aut  ad  causam  dicendam  trahere 
quocumque  modo  praesumat,  sed  omne  negotium 
elericorum  aut  in  episcopi  sui  aut  presbyterorum 
Tel  archidiaconi  praesentia  flnlatur;  qnod  si 
quicumque  clericus  hoc  implere  distulerit  si  iu- 
nior  fuerit,  uno  minus  de  XL  ictus  aeclpiat,  sin 
certe  honoratior,  XXX  dierum  conclusione  mulc- 
tetur*',  femer  Auxerre  5S5  (o.  578)  c.  35. 
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fttaatlichen  Eriminalgewalt  und  OerichUbarkeit  im  Interesse  des  Eiems  zn  beschrta- 
ken.  Znnäehst  verlangte  man  kirohlicherseits,  dasskein  Laie  einen  Kleriker  ohne  Zu- 
stimmung des  Bischofs  an  das  weltliche  Oericht  ansliefem  oder  vor  dasselbe  gesteilen 
sollet  dann  untersagten  sehr  bald  die  Konzilien  weltlichen  Richtern,  ohne  Vorwissen 
des  Bischofs  gegen  Geistliche  aller  Weihegrade  zwangsweise  mit  Prozesshandlnngea 
vorzugehen  und  Strafen  zu  verhängen  ^  und  bedrohten  seit  Ende  des  6.  Jahrhunderts 
die  Verletzung  dieses  Verbotes  mit  der  Exkommunikation  3.  Eine  völlige  Exemtion 
der  Geistlichen  von  der  weltlichen  Kriminalgerichtsbarkeit  war  damit  allerdings  nicht 
beansprucht^,  aber  gefordert,  dass  das  weltliche  Gericht  zunächst  sich  jeder  Thätig- 
keit  enthalten  sollte,  bis  der  Bischof  Kenntniss  von  der  Anklage  erhalten  hatte  und  ihm 
Gelegenheit  gegeben  war,  seinerseits  zuerst  im  Wege  der  kirchlichen  Disciplinar- 
untersuchung  vorzugehen^.  Damit  hatte  sich  die  Kirche  in  Widerspruch  gegen  das 
bisher  geltende  Recht  gesetzt,  und  da  die  weltlichen  Richter  nunmehr  vor  die  Wahl 
gestellt  wurden,  entweder  die  Ausübung  ihres  Richteramtes  gegen  die  Geistlichen 
pflichtwidrig  zu  unterlassen  oder  im  entgegengesetzten  Falle  mit  der  Exkommunikation 
bestraft  zu  werden,  so  war  damit  ein  Konflikt  zwischen  Kirche  und  Staat  gegeben. 
Ehe  die  Art  und  Weise  der  Lösung  desselben  besprochen  werden  kann,  ist  indessen 
zunächst  noch  speziell  der  Stellung  der  Bischöfe  in  der  hier  fraglichen  Beziehung 
zu  gedenken. 

2.  Die  Bischöfe  insbesondere.  Die  Bischöfe  waren  ebenso  wie  die  son- 
stigen Kleriker  an  sich  der  staatlichen  Kriminalgewalt  und  Kriminalgerichtsbarkeit 
unterworfen  «,  aber  andererseits  war  doch  mit  Rücksicht  auf  die  hervorragende  Stel- 
lung der  Bischöfe  dem  Ansprach  der  Kirche,  dass  dieselben  nur  von  ihren  Amts- 
brttdem  abgeurtheilt  werden  sollten,  in  gewissem  Umfange  Rechnung  getragen  7. 

^  Orleans  III  538  c.  3Q ;  ^Clericus  cniuslibet  recum  aut  iaiüoris  aecclesiae  sine  scientia  ponte- 

gradus  sine  pontiflcis  tut  pennissu  nollum  ad  flcis  per  se  distringat  ant  damnare  praesamat 

saecalare  indicinm  praesamat  attrahere,   neque  Quod  sl  fecerit,  ab  ecclesia  oui  inluriam  inrogtre 

laico  Inconsolto  sacerdote  clericum  in  saecalare  digooscitor  tarn  dia  alt  seqaistratas ,  qaamdio 

ludidam  lioeat  exhibere".  reato  suo  corregat  et  emendit". 

3  Orleans  lY  Ö41  c20:  „Utnallus  saecalarium  *  Sie  ist  im  Gegentheil  noch  in  Macon  I  581 

personarum  praetermisso  pontiflee  seti  praeposlto  c  7,  S.  849  n.  7,  aasdrückllcb  anerkannt, 

eccleslae  quemqaam  clericorum  pro  sua  potestate  ^  Wenn  Nissl  S.  115  meint,  das  eit  Pariser 

constrlngere,  dlscutere  audeat  vel  damnaie ;  sed  Konzil  „verlangte  in  allen  Anklagen  gegen  Kle- 

et  clericns,  sl  pro  caosa   ad  petitlonem  eaius-  rlker  Inansprnchnahme  des  geistlichen  OerichteSf 

camque  fuerlt  ab  eccleslastico  ordinatore  oommo-  den  ordeutlichen  weltlichen  Gerichten  nicht  nv 

nitus.  se  ad  audieutiam  spondeat  adfutorum  et  die  selbstst&ndige  Aasübang  ihrer  Prozessgewalt, 

respondere  ualla    calliditate  dissimulet".     Das  sondern  ohne  geistliches  Urtheil  aaeh  die  Ans- 

„constringere^  bedeutet  den  processualen  Zwang,  übang  ihrer  Kriminalstrafgewalt  untersageDd^ 

das  „damnare"  das :  Yerurthellen  za  Kriminal-  so  bezeichnet  er  damit   richtig  die  Ziele,  anf 

strafe,  Nissl  S.  115  n.  5.    Vgl.  ferner  Macon  II  welche  die  Kirche  losstenerte,  aber  nicht  dasje- 

c.  10 :  „.  .  .  nt  neqae  presbyter  neqae  diaconns  nlge,   was  sie  klar  anszuspreohen   für  politiseh 

neque   sabdiaconus   de  ecciesiis   trahantar  aut  erachtet  hat.   Der  Wortlant  der  Konzilien  ergieb^ 

iniurlam  aliquam  insclo  episcopo  eoram  patian-  nieht  so  weitgehende  Forderungen, 

tur,  sed  quidquid  quis  adversus  eos  habuerit,  In  «  Gregor  v.  Tours,  rgl.V.  18,  erklärt  dem  König 

notitiam  episcopi  proprii  perducat  et  ipse  cau*  Ghilperich:    „Sl  quis  de  nobis,   o  rex  iostitise 

sam  iustitia  praeeante  discutiens  animo  clerioos  tramltem    transcendere    Toluerit,    a   te    corrigi 

accusantis  8atisfaciaf^  potest". 

3  So  zuerst  die  Diöcesansynode  v.  Aaxerre  685  7  Die  ältere  Meinung  ging  dahin,  dass  das  mit 
(o.  578)  c.  43 :  „Qoicumqne  iudex  aut  saeeularis  geistlichen  Grossen  besetzte  Königsgerloht  fflr 
presbytero  aut  diacono  aut  cuilibet  de  clero  aut  die  weltlichen  KrimlnalTergehen  der  Bischöfe 
de  iunloribus  absqae  voluntate  episcopi  aut  zuständig  gewesen  sei,  Rettberg,  Kirchenge- 
archldiaconi  yel  archipresbyteri  ininriam  inferre  schichte  Deutschlands  2,  641.  642;  nach  Roth 
praesumpserit,  anno  ab  omnium  christlanorum  1.  Ztsch.f.Rechtsgesch.  Jahrg.1866.  5,7hatdsg•• 
consortio  habeatur  extraneus^;  Paris  614  c.  4  gen  nicht  das  weltliche  Gericht,  sondern  die  Syno<ie 
(B  ore  tius  capit.  1,  21  n.  1) :  „Ut  nullas  iudi-  die  Kompetenz  gehabt,  eine  Ansicht,  welche  dann 
cum  neque  presbyterum  neque  dlaconum  Tel  ele-  So  hm  a.  a.  0.  S.  278  ff.  näher  ausgeführt  und 
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Die  einsohlagenden  Berichte  ergeben  Aber  die  ZnatAndigkeit  und  das  Verfahren 
Folgendes: 

Aus  gegebener  Yeranlassnng  ^  veranstaltet  der  König,  dso  die  weltliche  Gewalt, 
betreffs  der  eines  Kriminalyergehens  bezichtigten  Bischöfe  eine  Art  Yomntersachong^, 
welche  den  Zweck  hat,  durch  Verhör  des  Beschuldigten  ^  nnd  durch  Beweiserhebongen^ 
entweder  die  Belastung  oder  die  Schuldlosigkeit  desselben  festzustellen.  In  letzterem 
Falle  wurde  selbstverständlich  von  weiteren  Schritten  gegen  den  Bischof  abgestan- 
den ^y  anderenfalls  %  d.  h.  wenn  die  Voruntersuchung  genügendes  Belastungsmaterial  ^ 


zu  begrüDden  yersvoht  hat  (ihm  foli^en  u*  a. 
Richter-Doye-Kahl,  K.  B.  8.  Aufl,  S.  771; 
y.  Bar,  Hdbeh.  d.  deutsch.  Strafrecht«  1,  76), 
während  L  ö  n  i  n  g  2,  616  ff.  die  Auffassung  vei^ 
tritt,  dast  die  Bischöfe  schlechthin  der  weltlichen 
Strafgewalt  und  Gerichtsbarkeit  unterworfen  ge- 
wesen seien,  und  die  Fälle,  in  denen  der  welt- 
lichen Bestrafung  ein  Process  vor  der  kirchlichen 
Synode  vorausgegangen  Ist,  als  rein  kirchliche 
Disdplinarproeeese  betrachtet  (ihm  stimmt 
Friedberg,  Lehib.  2.  Aufl.  S.  211  bei). 

Ich  folge  znm  Theil,  wenn  auch  nicht  in  allen 
Beziehungen,  der  Ansicht  yon  Nissl  8.  48  ff., 
dem  sich  auch  R.  Schröder,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Bechtsgesch.  Leipzig  1887.  S.  179  angeschlos- 
sen hat. 

*  Sei  es  auf  Anklage,  Gregor  Turon.  VI.  36 ; 
ylta  S.  Leodegar.  a  673  c6,  Bouquet  recueil 
2,  614,  sei  es  auf  Denunziation,  Gregor  Turon. 
VI.  11,  oder  auf  Gerücht,  1.  c.  V.  40,  oder  auf  Aus- 
sagen von  Mitschuldigen,  1.  c.  X  19.  S.  auch 
die  folgenden  Anmerkungen  und  femer  Nissl 
S.49. 

.  2  Vielfach  wird  zu  diesem  Behuf  die  Vorladung 
und  auch  eine  zwangsweise  Vorführung  durch 
den  König  angeordnet,  Gregor  Turon.  V.  20: 
„Unde  factum  est,  ut  clamor  popoli  ad  regem 
denuo  procederet  (gegen  die  Bischöfe  Salunius 
und  Sagittarius*).  Eosdem  rex  accersiri  praece- 
pit";  L  c  VI.  11 :  „Sed  Dinamius  (rector  provin- 
ciae)  .  .  ad  Gnntramnum  regem  nuntios  dirigit, 
dicens  quod  partem  sibi  debitam  civitatis  per 
episcopum  (Theodor  y.  Marseille)  perderet  nee 
umquam  Massiliensem  urbem  suo  potiretur  do- 
minio,  nisi  hie  evellatur  ab  ea.  At  ille  ira  com- 
motus,  iubet  contra  fas  religionis,  ut  pontifex 
summi  dei  artatus  vincnlis  sibi  exhiberetar  di- 
cens: Trudatur  exilio  iuimicus  regni  nostri,  ne 
nobis  nooere  amplius  valeat .  .  .  Gumque  ad  .  . . 
festa  .  .  .  properaret,  subito  armati  .  .  .  sanctum 
yallant  antistitem  deiectumque  ab  equo  ...  ad 
regis  deducunt  praesentlam",    VI.  22:   „adpre- 

hensi  sunt  duo  homines  a comite,  defe- 

rentes  ex  nomine  Charterio  Petrogoricae  urbis 
episcopi  litteras,  quae  multa  inproperia  loque- 
bantur  in  regem  .  .  .  Has  literas  cum  bis  homi- 
nibus  .  .  .  comes  sub  ardua  custodia  ad  regem 
direxit.  Rex  vero  (Chilperich)  patienter  propter 
episcopum  mittit,  qui  eum  suo  conspectui  prae- 
sentarent,  discussurus  utique,  si  vera  essent  quae 
ei  opponebantur  an  non". 

3  Welches  für  die  Regel  vom  Köniff  selbst  vor- 
genommen wird,  Gregor  Turon.  VL  24:  (Bischof 
Theodor  v.  Marseille  und  ein  Bischof  Epifanius) 
„discussi  igitur  a  rege  in  nuUo  inventi  sunt  eri- 


mlne'';  ibid.  VI.  22  (naeh  der  in  der  vor.  Anm« 
cit.  Stelle):  ^Adveniente  vero  episcopo  rex  ho- 
mines illos  cum  litterls  repraesentat  Interrogat 
saeerdoti,  sl  ab  eo  directae  fuerint  Negat  iUe  a 
se  directas.  Interrogantur  vero  homines  a  quo 
eas  acceperint.  Frontonium  diaconum  proferunt 
Interrogatur  de  diacono  saoetdos.  Respondit, 
sibi  eum  esse  praedpuum  Inimicum  nee  dubitari 
debere,  ipsius  esse  nequitias,  qui  contra  eum 
saepius  caosas  ccmmovisset  iniquaa.  Addudtur 
diaconus  sine  mora;  interrogatur  a  rege;  conflte- 
tur  super  episcopum  dicens :  Ego  hanc  epistolam 
episcopo  iubente  dietavL  Proclamante  vero  epis- 
copo ac  dicente,  quod  saepius  hie  ingenia  quae- 
reret,  qualiter  eum  ab  episoopatu  deiceret,  rex 
nUserieordia  motus,  oommendans  deo  causam 
snam,  cessit  utrisque,  deprecans  dementer  epis- 
copum pro  diacono  et  supplicans,  ut  pro  se  sacer- 
dos  otaret.''  (Weitere  Stellen  bei  Nissl  S.  52 
n.  1.)  Mitunter  Usst  der  König  die  Untersuchung 
auch  durch  besondere  Spezialbevollmächtigte 
führen,  Greg.  Tur.  VIII.  12 :  „Denique  cum  rex 
maxima  intencione  Theodorum  episcopum  iterum 
persequi  conaretur  ....  ad  discuciendas  causas 
Ratharius  illuc  quasi  dux  a  parte  regis  Childe- 
berti  diregitur." 

*  Vgl.  Gregor.  Turon.  VI.  22  dt  (vor.  Note); 
s.  auch  V.  49,  o.  S.  840  n.  4;  weitere  Nach- 
weisnngen  Nissl  S.  63  n.  1. 

6  Von  Theodor  v.  Marseille  Gregor.  VI.  11 
(Anm.  2):  „neo  calpabilis  inventus  ad  dvi- 
tatem  snam  red  Ire  permissus  est" ;  ibid.  VI.  36 
(Aetherius  v.  Lisieux):  „At  rex  legatos  fratri 
suo  dirigit,  adserens  nihil  se  criminis  in  episcopo 
repperisse^. 

0  Sofern  nicht  etwa  der  König  die  weitere 
Verfolgung  der  Sache  aus  Gnade  fallen  liess, 
Gregor  Turon.  VI.  22  cit.  (Anm.  3). 

^  Greg.  Tur.  V.  18:  „.  . .  andiens  Chilpericus 
quod  Praetextatus  Rotbomagends  episcopus  contra 
utilitatem  suam  populis  munera  daret,  eum  ad 
se  arcessire  praeeepit.  Quem  discussum,  repperit 
cum  eodem  res  Brunichildae  reglnae  conmenda- 
tas  ipsasque  allatas,  eum  in  exilium  usque  sacer- 
dotalem  audientiam  retenere  praedpit  Coniuncto 
autem  concUio  exhibitus  est**;  1.  c.  VIII.  7: 
„Nam  com  iterato  ad  convivium  regis  Palladius 
(B.  y.  Saintes)  atque  Berthchranmus  acciti 
fuissent,  commoti  invicem,  multa  sibi  de  adul- 
teriis  ac  fornicacione  exprobraverunt,  nonnulla 
etiam  de  periurlis ....  Discedrntes  igitur  a 
regis  praesencia,  caudones  et  fldeiussores  dede- 
runt,  ut  X  kalendas  mensis  noni  ad  sinodum 
convenirent". 
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ergeben  oder  doch  Zweifel  an  der  Unschuld  desBeschnldigten  offen  geblieben  waren  ^ 
überwies  der  König  die  Sache  an  eine  von  ihm  einberufene  Synode  zur  Erledigung  l 
DasB,  wie  die  neueste  Ansicht  meint ',  die  Yerandtaltung  der  erwähnten  Vorunter- 
suchung den  Charakter  einer  rechtlich  nothwendigen  Voraussetsung  Air  jedes  weitere 
Verfahren  gegen  einen  beschuldigten  Bisehof  und  den  ersten  Theil  oder  Abschnitt 
des  Kriminalverfahrens  gegen  die  Bischöfe  gebildet  habe,  lässt  sich  nicht  sicher  nach- 
weisen ^.  Vielmehr  hatte  diese  Voruntersuchung  nur  den  Charakter  eines  reinen  In- 
formationsverfahrens.  Es  wurde  wohl  regelmässig  vom  König  veranlasst,  um  der  un- 
nützen Berufung  von  Synoden  vorzubeugen  und  für  die  Anklage  auf  denselben  ein 
ausreichendes  Belastungsmaterial  zu  beschaffen.  Wollte  er  indessen  davon  absehen, 
erachtete  er  die  Belastung  des  Beschuldigten  in  Folge  der  ihm  flbermittelten  Berichte 
ausser  jeden  Zweifel  gestellt  oder  erschien  ihm  vielleicht  auch  zu  anderen  Zwecken 
die  Einberufiing  einer  Synode  geboten,  so  hatte  er  keine  rechtliche  Verpflichtung, 
das  Informationsverfahren  dennoch  eintreten  zu  lassend  Mit  anderen  Worten :  dieses 
Verfahren  war  nicht  ein  Theil  des  Kriminalprozesses  gegen  die  Bischöfe,  sondern 
eine  ausserhalb  desselben  liegende  Prozedur,  welche  dem  König,  bez.  der  weltlichen 
Gewalt  erst  die  Entschliessung  darüber  ermöglichen  sollte,  ob  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse ein  Kriminalprozess  gegen  einen  Bischof  anhängig  zu  machen  sei. 

Diese  Au£fassung  wird  dadurch  bestätigt,  dass  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  der 
Kriminalgewalt  und  der  Gerichte  die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  in  Gallien 
massgebend  geblieben  sind^,  und  dass  das  letztere  fUr  die  Bischöfe  keineswegs,  wie 
neuerdings  für  das  Frankenreich  behauptet  worden  ist 7,  ein  dreigliedriges  Kriminal- 


*  Greg.  Turon.  VIU.  43 :  „Adfuit  et  Antestius, 
sed  nihil  de  bis  quae  opponebat  eplsoopo  potuit 
adprobare.  Episcopus  (Paliadius  v.  Saintes) 
autem  ad  urbem  redire  iabetur  et  usque  ad  syno- 
dam  futoram  dilatatuT,  si  forte  aliqua  de  bis 
quae  opponebantar  evidentias  possint  agnoaci^ 

Dagegen,  dass  behufs  sicherer  Gestellang  der 
Bischöfe  zur  Synode  diese  in  eine  anstindige 
Haft  genommen  oder  konflnirt  (exilium),  vgl. 
V.  18,  wurden,  ist  kirchllcherseito  kein  Wider- 
Spruch  erhoben  worden,  Tlelmehr  nur  gegen 
etwaige  dabei  verübte  Grausamkeiten  und  Ge- 
waltthätigkeiten,  L  c.  YI.  11;  X.  19;  Nissl 
S.  65.  56. 

^  S.  die  vorangehenden  Anm. 

3  So  Nissl  S.  56  u.  96:  ,,Die  weltUche  Ein- 
leitung ist  conditio  sine  qua  non  des  Hauptver- 
fahrens^.  L  5  n  1  n  g ,  welcher  die  ausschliessliche 
Zuständigkeit  der  weltlichen  Gerichte  bei  Krimi- 
nalvergeben der  Bischdfe  behauptet,  s.  o.  S.  850 
n.  7,  behandelt  selbstverständlich  dieses  Ver- 
fahren nur  als  Theil  des  Verfahrens  vor  dem 
weltlichen  Gericht.  Roth  S.  7  und  So  hm 
S.  252  legen  von  ihrem  Standpunkte  aus  der 
weltlichen  Gewalt  nui  das  Beoht  des  ersten  An- 
griffs, der  Sammlung  des  Materials,  anf  Grund 
dessen  der  König  die  Anklage  erhebt,  sowie 
auch  das  Recht  der  vorliuilgen  Verhaftung,  bei 

*  Denn  die  Könige  haben  auch  Konzilien  zur 
Verhandlung  von  Anklagen  gegen  Bischöfe  ein- 
berufen, ohne  ein  solches  Vorverfahren  zu  ver- 
ansulten,  Gregor  Turon.  V.  20:  („Salunlus  B.  v. 
Embrun,  Sagittarius  v.  Gap)  coeperunt  in  per- 
vasionibus,  caedibus,  homicidils,  adulteriis  diver- 


sisque  sceleribus  Insano  f urore  crassari ;  ita  ut 
quodam  tempore,  celebrante  Victore  Tricastino- 
rum  episcopo  sollemnitatem  natalitii  sul  emissa 
cohorte,  cum  gladils  et  sagittis  iuruerent  saper 
eum.  Venientesque  sdnderunt  vestimenta  eins, 
ministros  eaeciderunt,  vasa  vel  omue  adparatum 
prandii  conferentes,  relinquentes  episcopum  in 
grandi  contumelia.  Quod  cum  rex  Guntchram- 
nus  comperisset,  congregari  synodum  apud  ur- 
bem Lugdunum  lusslt'',  1.  c.  VI.  27;  weitere 
Stellen  bei  Nissl  S.  51  n.  1.  Wenn  leUterer 
die  Nichterwähnung  des  Verfahrens  überall  auf 
Rechnung  lückenhafter  Berichterstattung  setzt, 
so  erscheint  dies  im  gegebenen  Falle  nicht  statt- 
haft, da  sich  sonst  nirgends  ein  Anhalt  dafOr 
findet,  dass  das  gedachte  Verfahren  für  rechtlich 
wesentlich  erachtet  worden  wäre.  Uebrigens 
weist  auch  der  Bericht  bei  Greg.  Turon.  V.  20 
cit.  eine  Fassung  auf ,  welche ,  falls  wirklich 
eine  Voruntersuchung  stattgefunden  hätte,  sich 
als  eine  vollkommen  ungenaue  darstellen  würde, 
welche  aber  ganz  korrekt  erscheint,  sowie  man 
keine  Lücke  in  ihr  finden  will. 

5  Giebt  doch  auch  Nissl  S.  57  selbst  zu, 
dass  die  „Voruntersuchung  und  Haftnahme,  etwa 
wenn  die  That  notorisch  und  der  Thäter  nicht 
flnchtgefährlich  war,  auch  ganz  wegfallen"  konnte. 
Allerdings  scheint  er  diese  Fälle  als  Ausnahme 
von  der  Rechtsregel  (Anm.  3)  zu  betrachten, 
während  nach  der  Aufstellung  des  Textes  eine 
solche  Rechtsnorm  nicht  bestanden  hat,  sondern 
die  Veranstaltung  des  Informationsverfahrens 
vom  Willen  des  Königs  abhängig  war. 

«  S.  849. 

7  S.  Nissl  S.  48  ff.  91.  92. 
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verfahren,  nämlich  eineVorantersnohnng  vor  dem  König  oder  dem  wdtlichen  Gericht, 
dann  ein  blo8  zu  disciplinarisoher  Ahndang  (zur  Deposition)  führendes  s.  g.  Haupt- 
verfahren vor  der  Synode  (also  ein  kirchliches  Disciplinarverfahren)  und  endlich  ein 
8.  g.  Schlussverfahren  vor  dem  weitlichen  KOnigsgericht,  auf  Grund  dessen  das  welt- 
liche Strafartheil  ergeht  und  die  weltliche  Strafe  ausgesprochen  wird,  sondern  nur 
ein  Disciplinarverfahren  vor  dem  kirchlichen  und  dann  ein  dem  letzteren  nachfolgen- 
des staatliches  Eriminalverfahren  vor  dem  staatlichen  Gericht  gekannt  hat^.  Das 
Hervortreten  eines  als  Regel  vorkommenden,  besonderen  Informationsverfahrens,  dessen 
in  den  römischen  Reehtsqnellen  nicht  gedacht  wird,  findet  seine  Erklärung  in  den 
abweichenden  strafrechtlichen  und  strafprozessualen  Normen  des  germanischen  Rechts. 
Als  Eriminalvergehen  (crimina),  um  deren  Verfolgung  und  Ahndung  es  sich  hier  han- 
delt, standen  allein  diejenigen  Strafthaten,  welche  mit  öffentlicher  Strafe  und  zwar  der 
Todesstrafe  oder  einer  daftlr  eintretenden  Ersatzstrafe  (wie  dem  Exil)  bedroht  sind^, 
in  Frage.  Für  sie  war  zugleich  die  Nothwendigkeit  öffentlicher  Verfolgung  gegeben, 
und  diese  hat  der  König,  wahrscheinlich  mit  Rflcksicht  auf  die  hervorragende  Stellung 
der  Bischöfe,  selbst  auf  sich  genommen,  indem  er  einmal  das  Gericht  der  Bischöfe, 
die  Synode,  beruft  3,  femer  auch  seinerseits  die  Anklage  auf  derselben  erhebt  4.  Da- 
mit war  aber  einerseits  das  erwähnte  Informationsverfahren  zur  Vermeidung  der 
schon  S.  S52  berührten  Missstände  gegeben,  andererseits  aber  auch  die  Wirksamkeit 
der  öffentlichen  Strafrechtspflege  gegenüber  dem  hohen  Klerus  gesichert  und  das  Ein- 
schreiten von  dem  blossen  Willen  der  das  geistliche  Gericht  bildenden  Standesgenossen 
des  Beschuldigten  unabhängig  gestellt  ^. 

Die  Synode,  welche  der  König  einberuft^,  ist  entweder  Provinzialsynode^,  oder 
auch  eine  grössere,  namentlich  die  Reichssynode  eines  Theilreiches^.  Sie  fungirt  in 
der  Eigenschaft;  und  der  Stellung  eines  kirchlichen  Disciplinargerichtes^.   Ihr  präsi- 


1  S.  794.  Daher  itt  die  Frage  berechtigt,  -wie  Bürgen  seitens  derselben  für  ihr  Erscheinen  vor 
die  angenommene  Dreltheiinng  des  Verfahrens  der  Synode,  Gregor  Turon.YIII. 7 cit.,  S.861n.7. 
im  Frankenrelcb  entstanden  ist.  Darauf  glebt  ^  Für  die  Regel  wird  sie  nicht  näher  bezeich- 
Indessen  die  Darstellung  von  Nissl  keine  net,  vgl.  Gregor  Tnr.  Y.  18.  29.  YIU.  12.  X.  19. 
Antwort.  '  So  wohl  Gregor  Turon.  Y.  20  (Synode  y.  Lyon 

2  So  hm   S.   257;   Nissl   S.   9  ff.  15.    Die  667  gegen  Salnnins  und  Sagittarins). 

meisten  Überlieferten  Kriminalprocesse  beziehen  ^  DipL  Theuderici  III  677,    mon.  German. 

sich  anf  das  Yerbrechen  des  Hochverrathes,  in-  dipl.  I,  44:  „Tum  et  episcopos  de  rigno  nostro, 

dessen  nicht  ansschllesslich,  yielmehr  auch  anf  tum  de  Niuster  quam  et  de  Burgundia,  pro  statu 

Mord,  Tödtung,  Ranb,  S.  8j0  n.  4,  und  Dieb-  eccieslae  Tel  conflrmadone  pacls  ad  nostro  palacio 

stahl,  Gregor  Turon.  Y.  18;  Nissl  S.  67.  Maslaco  villa  iussemus  adTonlre,   et  aliqul  ex 

3  S.  861.  862.  Ipsis  qni  in  infldelitate  nostro  fuerant^inventl, 
*  Gregor  Y.  18  (gegen  Praetextatus  v.  Ronen),  per  eomm  cannonis  fulrunt  iudecati  Inter  quos 

1.  c.  Y.  49,  gegen  Gregor  ▼.  Tours,  in  diesem  adfuit  Ghramllnus  ...  qni  aepiscopatum  Aebre« 

Falle  allerdings  daneben  auch  der  angeblieb  des  duno  civitate  habuit:  inventum  est,   quod  sua 

Ehebruchs  beschuldigte  Erzbischof  Berthram  t.  praesumcione  vel  per  falsa  carta  seu  per  revella- 

Bordeaux,  indessen  Ist  es  der  König,  der  die  An-  cionis  audacia,  sed  non  per  nostra  ordinacione, 

gelegenheit    verfolgt     Yertretnng    des  Königs  ipsum  aepiscopatum  reciperat,  edam  nee,  slcut 

durch  einen  öffentlichen  Beamten  kommt  tot,  eomm  cannonis  contenent,  ad  ipsum  benedicen- 

GregoT  Tur.  X.  19:   „Tunc  rex  inimicum  enm  dum  solemneter  episcopl  non  adfnlruut:  unde 

(Egldius,   Bischof  v.  Rheims)  slbi  reglonisque  Genesio,  Chadune,  Bildramno,  Landoberctho  et 

prodltorem  esse  pronunclans,  Ennodinm  ex  duce  Temisco,  qul  matropoll  esse  Tldentur,  -vel  reliqul 

ad  negotium  dirigit  prosequendo^ ;  nach  Tita  s.  quampluris  episcopi  ipsus  iudloantls,  in  nostrl 

Leodogarll  a.  678  c.  14,  Bouquet  2,  621)  klagt  praesencla  fult  consclssus  atqne  de  suprasorlpto 

•tatt  des  Königs  auch  der  maiordomus  (gegen  episcopatus  aelectus*';  vgl.  auch  Gregor  Turon. 

Dlddo  und  andere  Bischöfe).  vitae  patr.  YI.  6:  „magnus  episcoporum  conven- 

s  Demselben  Zweck  dient  die  Inhaftnahme  tus  (Synode  y.  Orleans  649,  Bd.  III.  S.  640  n.  2). 

oder  Konflnirung   der   beschuldigten  Bischöfe,  ^  S.  das  Dipl.  in  der  vor.  Anm.,  in  welchem 

nicht  minder  die  Forderung  der  Gestellung  von  wiederholt  anf  die  Kanones  Bezug  genommen 
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dirt  daher  der  Metropolit  oder  einer  der  mehreren  Metropoliten  i,  nicht  der  König ^^ 
and  nach  Untersnchnng  der  Beschuldigang'  erkennt  sie,  wenn  sie  das  Rriminaher- 
brechen  als  erwiesen  erachtet,  nicht  anf  weltUche  Strafe,  sondern  auf  die  kirehücbe 
Strafe  der  Absetzimg^.  Bei  nicht  erbraehtem  Beweis  erfolgt  dagegen  Freisprechung  ^ 
Nur  in  dem  Fall,  dass  etwa  ein  Thatbestand  dargethan  war,  welcher  kein  Kriminal- 
Tcrbrechen,  wohl  aber  ein  Disciplinarvergehen  bildete,  konnte  sie  zur  Aoferlegmig 
einer  geringeren  Disciplinarstrafe,  als  der  Absetzang  schreiten  6. 

Wenn  das  Verfahren  vor  der  Synode  zur  Deposition  gefuhrt  hatte,  so  wurde 
nunmehr  vom  König  unter  Beirath  der  Reichsgrossen,  also  des  Hofgerichts  oder  auch 
des  Reichstages,  die  weltliche  Strafe,  die  Todesstrafe^  (freilich  vielfach  aus  Gnade 
statt  derselben  auch  die  Exilirung  im  Sinne  der  Intemirung  an  einen  bestimmten  Ort^ 


wird;  Gregor  Tnr.  Y.  18:  ^ex  adfoit  dixitqne: 
Episcopus  enlm  in  furds  depraehensus  ab  epis- 
oopali  officio,  ut  aTellatur,  c&noiuim  auetorltas 
tancxit".  Daher  wird  die  Synode  aach  bezeich- 
net als :  iudicfum  episcoporum,  Gregor  Tor.  YII. 
19,  Tgl.  auch  Sohm  S.  260;  Nlsel  S.  92.  98 
und  96  n.  1 . 

1  Gregor  Tur.  V.  20. 

3  Dieser  ist  mitunter  bei  der  Berathung  nicht 
einmal  gegenwärtig,  Gregor  Tnron.  V.  18,  20; 
NisslS.  93. 

3  Vgl.  darüber  die  ausführlicheren  Nachrichten 
bei  Gregor  Tur.  V.  18  (Process  gegen  Prätextatus 
▼.  Ronen),  V.  49  (gegen  Gregor  ▼.  Tours)  und  X. 
19  (gegen  Egidius  v.  Rheims);  NissiS.  66ff. 

«  Gregory.  20  (Saluniui  und  Sagittarius) ; 
X.  19:  pHaeo  episcopi  audientes  ac  lamentantes 
firatres  ohproprium,  obtenta  rita,  ipsnm  (Egidius 
y.  Rheims)  ab  ordine  sacerdotaii,  lectis  cano- 
nnm  sanctionibus  remOTerunt^;  rita  S.  Leode- 
garii  a  678  c.  14  (Bouquet  2,  621):  „condem- 
natum  (Bischof  Diddo)  ab  ipsa  synodo  calvaria 
accepta  in  capite  expnlsum  segregant  a  sancta 
congregatione%  ibid.  (Leodegar  v.  Antun) :  „eins 
tunicam  consciderunt  a  capite'';  dipl.  y.  677  ctt. 
(conscissns).  Wenn  Sohm  S.  248  behauptet, 
dass  auch  auf  Verbannung  (Einsperrung  in  ein 
Kloster)  erkannt  wurde,  indem  er  Exil  und  Ein- 
sperrung als  gleichbedeutend  auffasst,  so  ist  dies 
nicht  richtig.  Exil  ist  Konflnirung  oder  Inter- 
nirung  an  einen  bestimmten  Ort,  nicht  Verwei- 
sung in  ein  Kloster,  o.  S.  816  u.  S.  862  n.  1 ; 
Löning  2,  624  n.  2;  wennschon  unter  Umstän- 
den die  letztere  Strafe  die  erstere  ersetzt,  Nissl 
S.  87.  Femer  ist  Exil  und  die  dafür  eintretende 
Strafe  in  erster  Linie  weltliche  Strafe,  werden 
doch  beide  auch  gegen  Laien  erkannt  und  voll- 
streckt, Nissl  S.  37.  Im  Zweifel  haben  sie  also, 
namentlich  dann,  wenn  sie  von  einer  weltlichen 
Behörde  oder  vom  König  verhängt  werden,  den 
Charakter  weltlicher  und  nicht  kirchlicher  Strafen ; 
vita  Leodegarii  c.  6(Bouqnet2, 616) :  „Interea 
cum  hi  qui  priml  vldebantur  esse  palatii,  cum 
simul  ab  Hilderlco  fuissent  conquisiti,  quod 
iudicium  de  sancto  dei  decemerent,  hoc  consona 
responderunt  voce,  nt  si  ei  vltam  concederet,  sub 
perpetno  exsilio  cum  in  Luxovio  permanere  lu- 
beret:    conflrmans    subito    decretnm    iudicum, 


episcopis  vero  aliquibns  vel  sacerdotlbus  coq- 
senttentfbus^;  Löning  2,  623  n.  3. 

»  Gregor.  Tur.  vit  patr.  VI.  6 :  „Apud  Aurllia- 
neAtem  autem  urbem,  ineriminato  ab  iniquis 
Marco  episcopo  et  in  exilium  truso,  magnus  epi- 
scoporum conventus  est  adgregatus  (S.  863  n.  8); 
in  qua  synodo  cognoecentes  beati  episcopi,  hoc 
esse  vacuum  quod  contra  eum  fuerat  mussitatum, 
eum  civitati  et  cathedrae  restituunt'',  N  i  s  sl  S. 82. 

«  Vgl.  die  Synode  v.  Ohalons  v.  679  Gregor. 
Tur.  V.  27:  Obiiciuntur  eis  (Salunius  u.  Sagitu- 
rius)  crimina  et  nou  solum  de  adulterlnm  verum 
etiam  de  homicidiis  accnsabantur.  Sed  haec  per 
paeuitentiam  purgar i  oenaentea  episcopi,  illud 
estadditum,  quod  essentrei  maiestatis  et  patriae 
proditores.  Qua  de  causa  ab  episcopo  discincti, 
in  basiUca  b.  MaitselU  sub  custodia  detruduntui^; 

1.  c.  VIL  16:  „Scitote  ei  (Prätextatus  v.  Bouea) 
paenitentiam  iudictam  a  sacerdotlbus,  non  tarnen 
eum  prursus  ab  episcopatum  remotnm^  Nissl 
S.  76.  76. 

7  Viu  S.  Leodegarii  a  678  c.  14,  Bouquet 

2,  622 :  „Tunc  a  palatio  sententia  mandatur  de- 
creti,  Leodegarium  diutins  vivere  non  debere*"; 
yegl.  femer  Gregor  Tur.  X  c.  19 :  ^t  ille  (Egi- 
dius V.  Rheims)  confasus  alt :  Ad  sententia m  dan- 
dam  super  culpabilem  ne  moremini ;  nam  ego  novi, 
me  ob  crimen  maiestatis  reum  esse  mortis,  qui 
semper  contra  utllitatem  huius  regis  matrisque 
eins  abii'*.  Nach  vita  Leodegarii  c.  14  (1.  c  p. 
621) :  ;,lbique  inter  ceteros  Diddonem  .  .  .  con- 
demnatnm  ab  ipsa  synodo  .  .  .  expnlsum  segre- 
gant a  sancta  congregatione.  Alii  vero  episcopi 
tunc  a  rege  .  . .  pene  similem  poenam  sortlti  per- 
petno exilio  sunt  deportati^  Dass  die  Anwendung 
der  Todesstrafe  gegen  den  abgesetzten  Bischof 
ein  Gewaltakt,  Königsrecht  zur  Selbstvertheidi- 
gung  des  Königthums  gegen  aufrührerische 
Bischöfe  gewesen  sei,  so  Sohm  S.  268.  269, 
ist  unrichtig,  vgl.  auch  Nissl  S.  46,  und  hangt 
mit  der  Auffassung  Sohms  zusammen  (Anm.  4), 
dass  die  Exilirung  oder  Einsperrung  den  Cha- 
rakter einer  geistlichen  Strafe  gehabt  habe. 

8  Gregor.  Tur.  X  19 :  ^jQül  (Egidius  v.  Rhein» 
nach  seiner  Absetzung  durch  die  Synode,  S.  86B 
n.  4)  statim  ad  Argentoratensem  urbem  .  . .  de- 
dnctus,  exilio  est  condemnatus''.  S.  d.  vor. 
Anm.;  Löning  2,  620;  NisslS.  44. 
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und  zwar  yielfkoh  in  einem  Kloster)  S  sowie  ferner  die  Yermögenskonfiskation^  yer- 
hingt  3,  und  demnäehst  durch  die  weltUehe  Gewalt  voUstreckt^. 

Die  Yorgängige  Anklage  nnd  das  Verfahren  vor  der  Synode,  dem  geistlichen 
DiscipUnargerieht^  ist  nach  dem  Rechte  des  merovingischen  Reiches  die  nothwendige 
Yoranssetznng  für  das  weltliche  Strafverfahren  gegen  die  Bischöfe  gewesen^,  ja  die 


1  Gregor Turon.  V.  27,  S.  854  n.  6  j  vita  S.  Leo- 
degar.  o.  6,  S.864  n.  4;  vgLan«!!  die  folg.  Anm. 

3  So  gegen  Egidins  ▼.  Rheims,  Gregor  Tor. 
X.  19:  „Malta  enim  auri  argentique  in  hnius 
episcopi  regesttim  pondera  ennt  reperta.  Qnae 
antem  de  illa  iniquitatis  militia  erant,  regaUbns 
sunt  thesauils  inlatae;  quae  autem  de  trlbutis 
ant  rellqna  ratione  eelesiae  inventa  sunt,  inibi 
leliota'' ;  nach  dipl.  y.  677  dt.  (Fortsetzung  der 
Stelle  S.  853  n.  8) :  ,,Ideo  nos  nna  cum  consilio 
snpraseriptoram  poutefecnm  vel  procerom  nostro«' 
nun  conplacnlt,  qnatenas,  dnm  secnndnm  canno- 
nis  in  ipso  senodale  coiicilinm  fuerat  degradatns, 
res  snas  proprias  pertractavemns,  pro  merddls 
cansa  perdere  non  dibiret,  sed  qnod  exinde  faeero 
▼olnerit,  nna  cnm  suprascriptiB  patribns  nostris 
taliter  praecipemns,  ut  hoc  licenciam  babiat 
faciendi  Et  postla  petido  sua  fnit,  nt  ipsnm  in 
monastbyrio  s.  domni  Dionisiae  .  .  .  nbi  Charde- 
rlcus  abba  praeesse  viditnr,  nt  sub  opidiencia 
Tel  sub  regoiare  ordene  diaebns  rite  sni  oonver- 
sare  dibiilt:  et  dnm  perpetno  exsllio  faerat  indi- 
catns,  meserieordia  mnti,  nna  cum  consilio  sn- 
praseriptoram pontefeonm  peticionem  snam  Tise 
fnimns  pristetisse.  Proinde  per  praesente  prae- 
ceptnm  spedaliter  decememns  ordenandnm,  nt 
res  snas  neqne  tos  neque  inniorls  sen  socoessoris 
vestri  nee  qnisllbet  contradioere  nee  minnare  nee 
contangere  nee  inflseare  non  praesnmmatis  ,  .  ." 
wird  gegen  den  abgesetzten  Bisebof  Chramllnns 
ebenfalls  ans  Gnade  Ton  der  Roniiskation  Abstand 
genommen. 

3  Die  Konfiskation  ist  gleichfalls  staatliehe  Kri- 
minalstrafe,  als  Folge  der  Todesstrafe,  nicht  aber, 
so  Sobm  S.  269,  geistliche  Strafe,  welcbe  der 
weltlicbe  Arm  vollstreckt,  denn  dem  fränkischen 
Kircbenrecbt  ist  diese  nicht  bekannt,  S.  815. 816 ; 
s.  ancb  L5ning2,  524  n.  2;  Nissl  S.  39. 

4  Dnreb  die  Grafen  nnd  ihre  Unterbeamten, 
Tita  Leodegarli  a  678  o.  14,  Bouqnet  2,  621. 
622 :  „eum  (Leodegar)  Chrodoberto  cuidam,  qul 
tune  eomes  erat  palatii,  inssit  tyrannus  impius 
(der  Majordomns  Hebroin)  tradi  et  praesentem 
Tltam  in  gladii  percassione  conferri . . .  Chrodo- 
bertus  .  .  ininnxit  qnattnor  e  famnlis,  nt  ea  quae 
fuerunt  sibi  inssa  explerent .  .  (c.  15)  in  silvam 
eum  ducunt,  nt  iussionis  implerent  sententiam.'^ 
Bei  der  Konfinirung  in  ein  Kloster  mnsste  aller- 
dings die  Mitwirkung  eines  Bischofs  oder  Abtes 
in  Anspruch  genommen  werden,  doch  überliess 
man  hier  wohl  auch  mitunter  dem  Vemrtheilten 
die  Wahl  des  Klosters,  s.  dipl.  t.  677,  o.  Anm.  2. 
Vgl.  des  Wdteren  Nissl  S.  87. 

^  Dieser  Auffassung  —  sie  wird  Ton  Nissl 
58  ff.  S.  96  ff.  Tertreten  —  steht  einmal  die 
Meinung  von  L  o  n  i  n  g  2,  516  ff.  o.  8.  860  n.  7 
entgegen,  welcher  in  Konsequenz  dersdben  aus- 
drficklioh  herTorhebt,  dass  keineswegs  durch 
einen  Reehtssatz  der  Fortgang  des  gerichtlichen 


Verfahrens  davon  abhängig  gemacht  worden  sei, 
dasf  ein  DiseiplinarTerfahren  der  Kirche  statt- 
gefunden habe  (3. 517) ;  andererseits  die  S  o  h  m  s , 
a.  a.  0.,  nach  welchem  die  Bischöfe  seit  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrb.  das  (noherlich  exorbitante) 
PriTileg  besessen  haben,  beim  HochTerrrath  von 
Jeder  öffentlichen  Strafe,  der  Todesstrafe  und  der 
Vermdgenskonfiskation  eximirt  nnd  lediglich 
einer  Ahndung  durch  die  kirchliche  Disdplinar- 
behSrde  unterworfen  gewesen  zu  sein,  d.  h.  wäh- 
rend naehLÖning  das  kirchliche  Disdplinar- 
Terfahren  Tor  der  Synode  von  den  Königen  zuge- 
lassen wird,  „um  durch  deren  Spruch  der  Kirche 
nnd  ihrem  eigenen  Gewissen  gegenüber,  eine 
Rechtfertigung  für  das  weltliche  Urtheil  und  die 
weltliche  Strafe  zu  haben",  ist  nach  S  o  h  m  die 
Unterwerfung  der  Bischöfe  unter  die  staatUohe 
Kriminalgewalt  nnd  Kriminalgeriohtsbarkeit  ein 
Akt  des  Kriegsrechtes,  also  eigentlich  nicht  Recht, 
gewesen,  S.  854  n.  7. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  nach  einer  Reihe 
Ton  Berichten  gegen  Bisehöfe  auch  ohne  vorg&n- 
gige  Berufung  einer  Synode  die  Torhin  gedachton 
weltlichen  Strafen  wegen  der  ihnen  zur  Last  ge- 
legten KriminalTergehen  verhängt  worden  sind, 
so  Gregor  Tur.  Titae  patr.  XVII.  3:  ^^Quodam 
Tero  tempore  cum  iam  ad  exilinm  ductus  (Nl- 
cetini  T.  Trier  durch  Chlotar  I)  episcopis  reli- 
quis,  qui  adnlatores  regis  effecti  fuerunt,  remo- 
Teretnr^;  Gregor  Tur.  V.  26:  ^Ennium  episco- 
pum  Veneticae  nrbis  ad  Chilpericum  regem 
dirigit.  At  ille  ira  commotus,  obiurgatom  eum 
exilio  damnare  praedpif  ^ ;  Tita  Lupi  a.  613  c  12, 
Bolland.  Acta  1.  Sept.  1,  259  (auf  Anklage  gegen 
Lupus  T.  Sens) :  „rex  Clotarius  (II)  feile  commo- 
tus ..  .  Lupum  episcopum  retmsit  in  exilinm^ ; 
Fredegar.  chron.  c54  (Bouqnet  2,  434  a  686): 
„Palladins  einsqne  lilins  Sldocns,  eplscopus  Ae- 
losani,  ineusante  Aighynane  duce,  quod  rebelli- 
onis  Wasconomm  fuissent  conscii,  exilio  retm- 
duntur";  Tita  Amandi  o.  15,  Mabillon  Acta 
eaec.  II.  2, 684 :  .,Pontifex  (Amandas  r.  Mastricht), 
dum  pro  capitalibns  criminibus . . .  ipsum  redargu- 
eret  regem  (Dagobert  II),  lubente  eononabsque 
iniuria  de  regno  eins  fuerat  expulsns";  Tita 
Ansberti 0. 31,  M ablll on ,  acta  saecU. 2, 1012: 
»accusatus  apud  ipsum  prindpem  (Pippin  n. 
o92)  praefatus  pontifex  (Ansbert  t.  Ronen)  iussn 
eiusdem  exilio  deportabatur  in  Altnmmontem 
monasterium^'.  Löning  betrachtet  diese  Fälle 
als  diejenigen,  in  welchen  sich  das  damals  gel- 
tende Recht  abspiegelt,  also  als  die  normalen. 
Aber  schon  Nissl  S.  58  ff.  hat  TÖllig  zutreffend 
hervorgehoben,  dass  es  sich  in  ihnen  gar  nidit 
um  Kriminalprocesse  sondern  um  einsdtige  Ge- 
waltokte  handelt.  Die  willkührliche  Exilirung 
des  Nlcetius  (Gregor  s.  patr.  1.  c.)  hat  Chlotar  I 
hinterher  durch  ein  Konzil  zu  legallsiren  gesucht, 
der  Bischof  Eunius,  Gregor  V.  26,  hatte  selbst 
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thatsäohliche  Feststellnng  des  kirchlichen  DiscipUnargerichts  war  insofern  fOr  das 
Vorgehen  der  weltlichen  Gewalt  präjudiziell,  als  diese  nur  dann  mit  den  weltlichen 
Strafen  einschreiten  konnte,  wenn  das  kirchliche  Gericht  die  Schuld  des  Angeklagten 
als  erwiesen  angenommen  und  denselben  zur  Absetzung  verurtheilt  hattet  Da  aber 
die  Yemrtheilung  zur  Disciplinarstrafe,  zu  der  Absetzung,  und  die  zur  weltlichen 
Eriminalstrafe  in  der  Hand  verschiedener  Gerichte  lag,  so  kann  man  das  Verfahren 
nicht  als  ein  einheitliches  betrachten  und  das  Disciplinarverfahren  als  Haupt-,  das 
von  demselben  bedingte  staatliche  Eriminalverfahren  als  Schlussverfahren  bezeichnen^. 
Die  Gestaltung  des  Eriminalverfahrens  gegen  die  Bischöfe  im  Frankenreich,  wie 
sie  eben  auf  Grund  der  Quellen  dargelegt  ist,  beruht  auf  einer  Fortentwicklung  und 
Umbildung  des  römisohen,  in  Gallien  von  den  Franken  vorgeftindenen  Rechts  3.  Der 
Grundsatz  des  letzteren,  dass  die  Anklage  zunächst  bei  dem  geistlichen  Disdplinar- 
gericht  anzubringen  sei  4,  ist  beibehalten  worden,  aber  eine  der  Kirche  gflnstige  Neue- 
rung bildet  der  prl^udizielle  Charakter  der  Entscheidung  des  kirchlichen  Gerichtes  ^ 


nichts  yerbTochen,  und  wird  Tom  König  irs  com- 
motui  exilirt.  In  Betreff  des  Lupus  bemerkt 
eine  andere  Quelle,  vita  S.  Winebaudi  c.  8, 
BoUand.  AcU  6.  April  1,  672:  „Lupus  .  . .  dig- 
nosdtar  incursisse  calumniam  et  extra  ritum 
canonicae  sententiae  adeptus  exilium^, 
auch  ist  er  später  nach  der  erst  citlrten  Tita  e.  14 
(1.  Sept.  1,  260)  wieder  begnadigt  worden.  In 
Betreff  des  Amandus  t.  Mastriebt  wird  Tita  dt. 
c.  16  berichtet,  dass  der  König :  „prostratusque 
b.  yiii  pedibus  deprecabatur,  uttantosceleri, 
quod  in  eum  perpetraverit,  yeniam  larglri  dig- 

naretur.    Sed  ille eum  eleYavlt  a  terra 

facinusque  in  se  peipetratum  clementissime  in- 
dulsit.  Tunc  rex  ad  s.  aitAmandum:  Poeni- 
tet  mevalde,  quod  stulte  adyersus  te  egerlm, 
precor  igitur,  ne  memineris  iniuriae,  quam  tibi 
irrogayi^'.  Auch  Ansbert  ist  nach  vita  c  52 
später  von  Plppin  begnadigt  und  dieser  hat  nach 
gesta  abb.  Fontanell.  c.  U  1  (SS.  2,  275)  ans 
Reue  über  die  That  ^ut  iiidulgentlam  mereretur 
accipere^  das  Kloster  Fleury  gegründet.  Weitere 
hierher  gehörige  Fälle  bieten  noch  vita  Desiderii 
(v.  Vleune)  a.  603,  Bouquet  3,  484  u.  viU  S. 
Eucherii  c.  7.  8,  Mabillon  acta  saec.  in. 
1,  667). 

Würde  man  schon  aus  den  herrorgehobenen 
Gründen  allein  berechtigt  sein,  die  Quelleuzeug- 
nisse,  welche  des  Yorgängigen  Verfahrens  vor  der 
Synode  gedenken,  als  diejenigen  zu  behandeln, 
welche  die  praktische  Anwendung  des  geltenden 
Bechts  bekunden,  so  kommt  noch  folgendes  in 
Betracht  Nach  Gregor  Tur.  Y.  18  fasst  König 
Chilperich  im  Process  gegen  Prätextatus  gegen- 
über Gregor  v.  Tours,  welcher  sich  der  Schuldig- 
sprechung desselben  widersetzt,  dies  Verhalten 
geradezu  als  Bechtsyerweigerung  auf:  „0  epi- 
scope,  iustitiam  cunctls  largire  debes  et  ecce  ego 
iustitiam  a  te  non  accipio,  sed  ut  vldeo  consen- 
tls  Iniquität!  et  impletur  in  te  proverbium  illnd, 
quod  coryus  ooulnm  corvl  non  eruit . . .  Sed  scio 
quid  fadam,  ut  noteiis  in  popnlis  et  iniustum  te 
esse  in  omnibus  peipatiscat.  Couvocabo  enlm 
populum  Toronicum  et  dicam  eis :  Voceferamini 
contra  Gregorium,  quod  Sit  iniustus  et  nulli  ho- 
minum  iustitiam  praestit.  lUis  quoque  haec  cla- 


mantibus  respondebo :  Ego  qui  rex  sum,  iusti- 
tiam cum  eodem  Inyenlre  non  possum  et  vos  qui 
minores  estis  inyenfetis?"  Diese  Worte  konnte 
Gregor  unmöglich  dem  König  in  den  Mund  legen, 
wenn  es  nach  der  bestehenden  Bechtsauffassung 
blos  yom  Willen  des  Königs  abgehangen  hätte, 
die  beschuldigten  Bischöfe  yon  der  Synode  oder 
Yom  Hofgericht  aburtheilen  zu  lassen. 

Diejenigen  Quellen,  welche  nur  der  Synodal- 
yerhandlung  und  der  Absetzung,  aber  nicht  mehr 
der  weltlichen  Bestrafung  gedenken,  gesta  abb. 
Fonun.  a  766  c  12,  SS.  2,  286,  beraten  keine 
Schwierigkeiten.  Sie  erklären  sich  theiiweise 
aus  Lücken  in  der  Berichterstattung,  thdlwelse 
aber  yielleicht  auch  daraus,  dass  eine  weltliche 
Bestrafung  nicht  erfolgt  Ist,  Nissl  S.  80. 

1  Das  erglebt  einmal  die  in  der  yor.  Anm.  dt. 
Stelle  aus  Gregor.  Turon.  V.  18;  femer  Gregor. 
Vit.  patrum  VI.  5,  S.  854  n.  5;  Nissl  8.  101, 
andererseits  aber  auch  die  Auffassung,  dass  die 
Verurtheilung  durch  die  Synode  zur  Absetzung 
Boylel  wie  Verurtheilung  znr  Todesstrafe  (oder  zu 
der  Ersatzstrafe  dafür,  der  Exilirung)  durch  die 
weltliche  Gewalt  bedeutet,  S.  864  n.  7,  ygl.  fer- 
ner Gregor  Tur.  V.  18;  Nissl  S.  98. 

2  SoNisslS.  79.  98. 

3  Lex  Bomana  Visigoth.  C.  Tb.  XVI.  1.  2 
interpr.:  „Speciallter  prohibetur:  ne  quis  audett 
apud  iudices  publicos  episcopum  accusare,  sed 
in  episcoporum  audientla  proferre  non  differat, 
quicquid  slbi  pro  qualitate  negotii  putet  posse 
competere,  ut  In  episcoporum  aliorum  iudicio 
quae  asserit  contra  episcopum  debeant  deflniri'*. 
Darauf  spielt  auch  offenbar  an  Macon  II  586 
c.  9:  „Licet  reyerentisslmi  canones  atque  sacrt- 
tissimae  leges  de  episcopali  audientla  in  ipso 
paene  christianltatls  prlnciplo  sententiam  protu- 
lerint^  .  .  . 

*  S.  0.  S.  794. 

6  Darüber,  dass  dies  nicht  die  Auffassung  des 
römischen  Rechtes  gewesen  ist,  s.  o.  S.  795  n.  5. 
Bei  dem  nicht  ganz  deutlichen  Wortlaut  der  ein- 
schlagenden Stellen  der  römischen  Bechtsbüehet 
konnte  es  aber  der  Kirche  nicht  schwer  werden, 
dieselbe  zur  Geltung  zu  bringen. 


,  260.] 


Die  Strafgewalt.  MeroTingische  Zeit  Strafsachen  der  Geistlichen. 


857 


Dafür  hat  aber  das  Kdnigthiim  und  die  öffentUohe  Gewalt  das  Recht  des  ersten  An- 
griffs bei  Verdacht  oder  Bezichtigang  der  Bischöfe,  sowie  das  Recht  zur  Einberufiing 
der  Synode  und  der  AnMage  auf  derselben  ^  als  Garantie  für  die  Herbeifflhrnng  der 
Bestrafung  der  hohen  kirchlichen  Würdenträger,  namentlich  solcher,  welche  des 
Hochverraths  verdächtig  waren,  in  Anspruch  genommen  '^, 

Während  die  Kirche  seit  der  letzten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  bei  den  Krimi- 
nalanklagen  gegen  die  Kleriker  Tom  Priester  abwärts  erst  eine  gewisse  Mitwbknng 
zu  erlangen  suchte,  war  ihr  diese  von  Anfang  bei  den  Kriminalprozessen  gegen  die 
Bischöfe  auf  Grund  des  römischen  Rechts  gestattet  geblieben,  sie  hat  daher  in  Betreff 
^eser  hauptsächlich  die  von  den  Königen  und  ihren  Vertretern  getibten  Rechte,  das 
Recht  des  ersten  Angriffs  und  der  Inhaftnahme  desselben,  der  vorläufigen,  die  An- 
klage vorbereitenden  Untersuchung  und  der  Einberufung  der  Disciplinarsynode  sei- 
tens des  Königs  in  Frage  zu  stellen  gesucht  ^,  indem  sie  in  allen  Rechtssachen  gegen 
Bischöfe  zunächst  die  Angehung  des  Metropoliten  forderte  und  die  Umgehung  des- 
selben mit  dem  Banne  bedrohte. 

3.  Das  Edikt  Chlotars  U.  vom  Jahre  614*    Die  Antwort  des  merovingi- 


1  S.  0.  S.  853  u.  854.  Aus  demselben  Ge- 
slohtspnnkt  eikläit  es  sich  auch,  dass  diese  prä- 
Jndisielle  Bedeutung  nur  dem  Spruch  einer  ein- 
heimischen Synode  beigelegt  wurde,  also  eine 
Appellation  nach  Rom  nur  mit  Genehmigung 
des  Königs  stattfinden  konnte,  dann  aber  auch 
der  Entscheidung  des  Papstes  die  gleiche  Kraft 
beigelegt  wurde,  S.  839  n.  8.  Regelmissige 
Rechtsmittel  gab  es  gegen  das  Urthell  der  Synode 
nicht,  auch  sind  Restitutionen  unter  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  bei  fälschlich  ausge- 
sprochenenYerurtheilungen  in  der  merovingisohen 
Periode  nicht  vorgekommen.  Wenn  N  i  s  s  l  S.  88. 
89  dies,  unter  Berufung  auf  die  Fälle  des  Nlce- 
tios  von  Trier  und  des  Prätextatus  v.  Ronen  be- 
hauptet, so  war  der  erstere  nicht  in  einem  dem 
Recht  entsprechenden  Verfahren  exilirt,  Gregor 
Turou.  Vit.  Patr.  XVII  3,  S.  865  n.  5,  und  Pritex- 
tatus  war  überhaupt  nicht  zur  Absetzung  verur- 
theilt,  sondern  ohne  dieselbe  exilirt  worden, 
Gregor  Turon.  V.  18  u.  VIT.  16:  „Sdtote  el  pae- 
nltentiam  indictam  a  sacerdotibus,  non  tamen 
eum  prursus  ab  eplsoopatnm  remotum''.  Die 
Wiedereinsetzung  beider  war  also  blosse  Beseiti- 
gung der  Folgen  von  Gewaltakten,  nicht  von 
rechtmässig  ergangenen  Urtheilen. 

2  Von  diesem  Standpunkt  aus  erklärt  sich  der 
Gang  der  Entwicklung  im  Frankenreich  zur  Ge- 
nüge, während  Sohm  8.  248  annimmt,  dass  zur 
Zelt  Theodorichs  1  die  Bischöfe  noch  dem  welt- 
lichen Gericht  unterworfen  waren,  aber  seit  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts,  ohne  auch  nur  einen 
inneren  Grund  dafür  anzugeben,  die  Exemtion 
der  Bischöfe  in  zweifelloser  Uebung  stehen  lässt. 
Uebrigens  beweist  der  von  Sohm  für  die  ältere 
Zeit  angeführte  Fall  (des  Bischofs  Deslderatus 
V.  Vienne,  Gregor  Tur.  III.  34.  35)  nichts  gegen 
die  Ansicht  des  Textes,  dass  das  römische  Recht 
auch  hinsichtlich  der  Bischöfe  von  Anfkng  an  im 
Frankenreich  gegolten  hat,  denn,  wie  schon  Lö- 
nlng  S.  517  n.  2  bemerkt,  ist  Deslderatus  erst, 
nachdem  er  aus  der  gegen  ihn  vom  König  ver- 
hängten  Verbannung  zurückgekehrt  war,    vgL 


Gregor  Tur.  III.  34,  Bischof  von  Verdun  ge- 
worden. 

8  Macon  II.  685  c  9  (S.  856  n.  3):  „Urnen 
quonlam  eadem  postposita  humana  in  sacerdotes 
dei  grassatur  temeritas,  Ita  ut  eos  de  atriis  vene- 
rablllum  ecclesiarum  vlolenter  abstractos  ergastu- 
lis  publids  addicant,  censemus,  ut  episcopum 
nuUus  saecularium  fascibns  praeditus  iure  suo 
contumaciter  et  perperam  agens  de  sancta  eccle- 
sia,  cui  praeest,  trahere  audeat,  sed  si  quid  con- 
teutionis  adveisus  episcopum  potentior  persona 
habuerit,  pergat  ad  metropolitanum  episcopum 
et  ei  causas  alleget,  et  ipsius  sit  potestatis  hono- 
rabiliter  episcopum  de  quo  agitur  evocare,  ut  in 
öius  praesentia  accusatorl  respondeat  et  oppositas 
actiones  extrlcet.  Quod  si  talis  fuerit  immanitas 
causae,  ut  eum  solus  metropolitanus  deflnire  non 
valeat,  advocet  secum  unum  vel  duos  coepisco- 
pos:  quod  si  et  ipsis  dubietas  fuerit,  concillabu- 
lum  deflnlto  die  vel  tempore  instituant,  in  quo 
unlversa  Ute  oollecta  fratemltas  coepiscopl  sui 
causas  dlscntiat  et  pro  merlto  aut  iustiflcet  aut 
culpet.  Nefas  enim  est,  ut  illius  manibus  epi- 
scopus  aut  iussione  de  eoclesia  trahatur,  pro  quo 
semper  deum  exorat  et  cui  invocato  nomine  do- 
mini  ad  salvationem  corporis  anlmaeque  eu- 
chaiistlam  saepe  porrexit  Hoc  enim  decretum  a 
nobis  praeflxum  qui  fuerit  audacter  transgressus, 
tarn  ipse  quam  omnes  qui  ei  consenserint  usque 
ad  generale  concilium  anathemate  de  ecclesia  se- 
parentur".  Im  Gegensatz  zu  c.  10  ibid.,  welches 
die  übrigen  Kleriker  betrifft  und  die  Anklagen 
gegen  sie  vor  den  Bischof  weist,  sich  aber  noch 
einer  Strafandrohung  enthält,  S.  850  n.  2,  be- 
tont gerade  c.  9  unter  Hinzufügung  einer  solchen 
—  der  Unterschied  ist  weder  von  Löning  2, 
526,  noch  von  N  l  s  s  1 S.  1 1 3  genügend  beachtet — 
das  gewaltsame  Wegführen  der  Bischöfe  von 
ihren  Kirchen,  also  die  im  Text  gedachte  vor- 
läufige Inhaftnahme,  sowie  femer  die  Pflicht, 
sich  erst  an  den  Metropoliten  zu  wenden,  womit 
die  oben  im  Text  erwähnten,  bisher  vom  König 
geübten  Befugnisse  unvereinbar  waren. 
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sehen  ELönigthnms  «if  die  besproehenen  Versvehe,  die  bisherige  Handhabung  der 
staaüichen  Eriaiinalgewalt  nnd  Kriminalgeriehtsbarikeit  zn  Gunsten  der  Kirche  n 
indem,  war  das  anf  der  grossen  Beichssynode  m  Paris  i.  J.  614  seitens  des  K/^nigs 
Chlotar  H.  erlassene  Edikt,  dahin  lautend  > : 

,,Ut  nullom  indicom  de  qnalebit  ordine  clereeos  de  ciyiiibns  oansis,  praeter 
eriminale  negncia)  per  se  distringere  ant  damnare  praesomat,  nisi  oonyincitar 
manefestns,  exoepto  presbytero  ant  diacono.   Qoi  convieti  fiierint  de  cri- 
mine  eapitali,  inxta  oanones  distringantor  et  com  pontefieibns  ezanunentar.^^ 
Dieses  Edikt^  hat,  soweit  es  sich  anf  die  Kriminalver gehen  bezieht,  hin- 
siohtlieh  der  niederen  Kleriker  einschliesslich  der  Snbdiakonen'  die 
Forderung  der  Kirche  zurückgewiesen,  es  also  bei  der  völligen  Unterwerfung  derselben 
unter  die  weltliche  Strafgewalt  und  Strafgerichtsbarkeit  belassen  4,  und  nur  den  an 
sich  selbstverständlichen  Bechtssatz  besonders  eingeschärft^,  dass  das  weltliehe  Be- 
richt keinen  Eleriker  anders  als  bei  klar  erbrachtem  Beweis  der  Schuld  ^  verurtheileii 
solle  ^. 

Wohl  aber  ist  in  Betreff  der  Priester  und  der  Diakonen  das  Zugestftndniss 
gemacht,  dass  gegen  diese  in  Qemftssheit  der  Elanones  das  prozessualische  Zwangs- 


1  c  4,  BoietiuB  capit.  1,  21. 

s  Bei  seiner  knappen  nndyleldentigen  Fassang 
hat  es  die  verschiedensten  Auslegungen  erfahren; 
die  ältere  Litteratar,  Thomassln  Tet.  etnova 
disciplina  II.  8  c.  105;  de  Maroa,  ooncord. 
sacerd.  VI.  22,  weitere  Nachweisungen  Sohm 
S.  257  n.  199;  Loning  2,  527 n.  1,  findet  ihren 
Ahschlnss  mit  Dove,  de  inrid.  eecl.  p.  39  ff. 
Bei  verschiedenen  Abweichungen  in  Einzelheiten 
geht  sie  dahin,  dass  das  Edikt  gemischte  Gerichte, 
zusammengesetzt  aus  dem  Grafen  und  dem 
Bischof  für  die  Strafsachen  der  Kleriker  einge- 
führt habe,  Indem  sie  das:  „cum  pontefieibns'' 
missverstanden  hat,  während  dasselbe  sonst  so 
viel  wie:  a,  Sohm  8.  269;  Loning  1,  578  u. 
2,  527  n.  1  oder  auch  wie:  apud,  Nlssl  S.  123 
n.  7,  bedeutet.  Es  ist  das  Verdienst  Sohms 
S.  210  ff.  257  ff.;  Löning8  2,  612.  626  und 
endlich  Nissls  S.  116  ff.  die  ältere  Theorie  be- 
seitigt und  das  richtige  Yerständniss  der  Stelle 
angebahnt,  bez.  herbeigeführt  zu  haben.  Von 
neuerer  Literatur  vgl.  auch  Richter-Dove- 
K ah  1  K.  R.  S.  748. 772 ;  S dral ek ,  Hinkmar  v. 
Rheims  kanonist.  Gutachten.  Freiburg  1.  Br.  1881. 
S.  102;  Waitz  Deutsch.  Verf.  3.  Aufl.  II.  2, 
243;  Beauchet,  origines  de  la  Jurisdiction 
eccMsiastique  .  .  en  France  in  Nouvelle  Revue 
historique  de  droit.  Paris  18S3.  vn.  p.  431; 
Schröder,  Deutsch.  Rechtsgesch.  S.  179  n. 
131 ;  Hermann,  üb.  d.  Entwicklung  d.  deutsch. 
Schöffengerichts.  S.  248.  Uebereinstimmung  Ist 
noch  nicht  erzielt,  eine  Ueberslcht  Über  die  noch 
bestehenden  wichtigeren  Differenzen  bei  Lo- 
ning 2,  527  n.  1  und  bei  Nissl  S.  117  n.  1. 

8  Das  Konzil  von  Paris  614  c.  4,  S.  850  n.  3 
hatte  die  Beschränkung  der  richterlichen  Gewalt 
auch  für  alle  derlei  und  iuniores  ecclesiae  ge- 
fordert. 

«  Nlssl  S.  119. 120.  Hatte  doch  selbst  noch 
Macon  I  c  7  (a  849  n.  7)  diesen  Rechtszustond 
nicht  in  Frage  zu  stellen  geeucht 


s  Bedroht  doch  das  eit  Edikt  c  24, 1.  c  1,  23, 
das  Zuwiderhandeln  gegen  seine  Vorschriften  mit 
der  Todesstrafe.  S.  auch  die  folgende  Asm.  u. 
Nlssl  S.  121.122. 

0  So  wird  das :  „nlsl  convindtur  manefestasi^ 
aufgefasst  von  Sohm  S.  258;  Nlssl  S.  121; 
Schröder  1,  179  n.  121;  andererseits  von  Lo- 
ning S.  512  n.  1  als  Ergreifung  auf  frischer 
That  In  Civilsachen  (ebenso  auch  Dove  a.  a.  O. 
a  772  n.  17).  Dagegen  hat  Nissl  S.  121  n.  3 
schon  auf  Chloth.  ed.  c.  22  und  Chlot  II  pime- 
cept.  684—628  c  3  L  c  1,  18  G,S1  qulsin  aUqno 
orimlne  fuerit  accusatns,  non  condemnetur  peni- 
tu8  inauditus.  Sed  sl  in  orimlne  accusatur  et 
habeta  discussione  ftierit  fortasse  convietas, 
pro  modum  criminls  sententiam  quo  meietnr, 
exciplat  ultlonis")  hingewiesen. 

7  Zu  übersetzen  Ist  demnach ,  übereinstimmend 
im  wesentlichen  Nissl  und  Schröder  a.  a.  O. : 
„Kein  Richter  soll  Geistliche  jeden  Grades  in 
bilrgerlichen  Sachen  allein  selbstständig  (d.  h. 
sine  scientia  pontiflcis)  —  anders  in  Krlmüial- 
Sachen  —  einem  processnalischen  Zwang  umter- 
werfen  oder  ein  Strafürtheil  über  sie  fallen,  wenn 
sie  nicht  vollkommen  überführt  sind.  Nlssl 
S.  118  hebt  mit  Recht  hervor,  dass  dem  Edikt 
der  Wortlaut  des  Pariser  Konzils  c.  4,  S.  860 
n.  3,  zu  Grunde  liegt,  und  dass  man  die  Fasson^ 
des  Edikts  c  4  dadurch  hergestellt  hat,  dass  man 
die  durch  die  Zurückweisung  der  vollen  Forde- 
rung der  Geistllohkeit  bedingten  Einschränkun- 
gen in  den  Text  des  Konzilkanons  hineinschob. 
Es  ist  also  mit  Rücksicht  auf  die  durch  dasselbe 
gegebene  Grundlage  zu  lesen:  „praeter  erimi- 
nale negucia  per  se  distringat  (bez.  distringere 
praesumat)  aut  damnare  praesumat,  nisi  eonvin- 
dtnr  manefestus^',  also  das  damnare.  welches 
soviel  bedeutet,  wie  kriminell  bestrafen,  zu  Kzi- 
minalstrafe  verurthellen  (Nlssl  S.  16),  nicht 
auf  die  causaeelvlles  (so  z.  B.  Loning,  Dove 
11.  ec.)  und  ebensowenig  das :  „nisi  oonvindtnT 
manefestus^  auf  das  „distringere"  zu  bezieben. 
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yerfabren  eintreten  nnd  der  Prozess  wegen  Kriminalvergehens  vor  den  Bischöfen 
gefClhrt  werden  soll.  Die  neueste  Meinung  findet  in  dieser  Anordnung  eine  Qleioh- 
stellung  der  Priester  und  Diakonen  mit  den  Bischöfen  S  also  die  Ausdehnung  des  für 
die  letzteren  geltenden  Yerfkhrens  auf  die  ersteren,  indem  sie  die  als  Bedingung  des 
kanonischen  Verfahrens  verlangte  üeberfahrung  (d.  h.  die  Worte :  Qtd  eonvicH ßterint) 
als  dem  weltlichen  Binleitnngsverfahren  zugehörig  ^  auffasst  ^.  Eine  solche  Auslegung 
ist  aber  dem  Wortlaut  gegenfiber  unmöglich,  und  ebensowenig  wird  diese  der  Stelle 
.yiiatB  oanones  distringantur''  gerecht.  Sieht  man  von  der  durch  nichts  gebotenen 
Gleichstellung  der  Priester  und  der  Diakonen  mit  den  Bischöfen  ab  ^,  so  sagt  der 
SchlusssatZ;  welcher  i^eh  an  die  Anordnung  des  Vordersatzes,  dass  der  Priester  und 
Diakon  in  Kriminalsachen  nicht  vemrthellt  werden  soll,  anscUiesst«  soviel  als,  dass 
wenn  die  Geistlichen  dieser  Grade  in  dem  gegen  sie  an  sich  zulässigen  weltlichen 
Strafeerfahren  überfahrt  worden  sind,  zunächst  der  weltliche  Bichter  sie  nicht  zu  der 
öffentlichen  (Todes-)  Strafe  vemrtheiien,  dass  vielmehr  vorerst  denKanones  gemäss  der 
Prozess  gegen  sie  eingeleitet  ^,  und  die  Untersuchung  von  den  Bischöfen,  d.  h.  von  dem 
im  einzelnen  Fall  für  den  Priester  oder  Diakon  zuständigen  Bischof  oder  auch  von 
der  Synode  geführt  werden  soli^.   Das  Edikt  macht  also  der  Kirche  in  Betreff  der 


1  In  Uebeieinstimmung  mit  Nigsl  8.  123; 
Schröder  a.  a.  0.  l)eziehe  ich  in  der  Stelle: 
„excepto  presbytero  aut  dlacono.  Qxd  convictl 
fnerint^  das  ^QnV^  anf  das  Torhergehende  pres- 
bytero aut  diacono",  nicht  auf  den  im  Anfang  Ton 

c.  4  genannten  „clerecns  de  qnalebit  ordine^.  In 
Folge  dieser  letzteren  Interpretation  kommt 
Sohm  S.  259  zu  der  Annahme,  dass  sammtlichen 
Geistlichen  positiv  verheissen  wird,  dass  sie  in 
peinlichen  Sachen  secondnm  canones  nnd  cnm 
pontiflcibus  gerichtet  werden  sollen,  während  er 
das  Distriktlonsprivileg,  trotzdem,  dass  der  zweite 
Satz  des  c.  4  des  Edikts  von  dem  ^distringere'' 
handelt,  in  peinlichen  Sachen  nicht  allen  Kleri- 
kern, sondern  blos  den  Priestern  nnd  Diakonen 
gew&hrt  sein  Usst.  L5ning2,  627  vertritt  da- 
gegen von  diesem  Standpunkt  aas  die  Anffassnng, 
dass  das  Edikt  in  Bezng  anf  Oeistliohe,  welche 
eines  Yerbrechens  angeklagt  worden  sind,  aus- 
drücklich die  Forderung  der  Kirche  verworfen, 
aber  angeordnet  habe,  dass  gegen  einen  Geist- 
lichen, welcher  eines  solchen  überf&hrt  worden 
sei,  im  Pisciplinarwege  vorgegangen  und  gegen 
ihn  auf  Disciplinarstrafe  erkannt  werden  soll, 

d.  h.  also  nach  Sohm  hat  das  Edikt  der  Kirche 
mehr  gewährt,  als  das  Konzil  von  Paris  ver- 
langt hat,  nach  Löning  aber  in  Bezug  auf  die 
Kriminalsachen  gar  keine  Zugeständnisse  ge- 
macht. —  Per  Merkwürdigkeit  wegen  mag  noch 
auf  die  Auslegung  Hermanns  a.  a.  0.  S.  248 
n.  3  hingewiesen  werden,  nach  welchem  Chlotar 
die  weltliche  Gerichtsbarkeit  gegen  Kleriker  ganz 
beseitigt  hat,  ausser  in  ,,Deliktfillen  bei  hand- 
hafler  That". 

2  So  übersetzt  Nissl  S.  124:  „Ausgenommen 
sind  Priester  und  Diakonen ;  diese  nämlich,  wenn 
sie  (In  einem  weltlichen  Einleitungsverfahren) 
eines  Verbrechens  überführt  erscheinen,  sind  (im 
geistlichen  Hanptverfahren)  nach  canonischem 
Processund  zwar  vor  Bischöfen  (Concil)  zu  exami- 
nlren,  worauf  erst  (im  Schlussverfahren)  even- 
tuell die  weltliche  Strafverhängung  (damnare) 


folgen  darf.  Im  Wesentlichen  übeinstimmend 
Schröder  a.  a.  0.  undDahn,  Deutsche  Ge- 
schichte. 1.2,673. 

3  Die  Worte :  „qui  convicti  fuerint  de  crimioe 
capitali"  auf  ein  nirgends  welter  angedeutetes 
Einleitungsverfahren  zu  beziehen,  ist  vollkommen 
willkührlich,  da  es  sich  in  dem  betreffenden 
Verfahren  gegen  Bischöfe  blos  um  die  Feststellung 
einer  genügenden  Belastung  gehandelt  hat, 
(S.  851)  nnd  ein  Eiuleltungsverfahren  begriffs- 
mässig  nur  eine  solche,  nicht  aber  Üeberführung 
verlangt  (so  auch  mit  Recht  Löning  2,  532 
n.  1).  Oonvinoere,  welches  den  Sinn  von  über- 
führen hat,  kann  demnach  im  zweiten  Satz  nur 
dieselbe,  wie  die  Ihm  im  ersten  Satz  zugeschrie- 
bene Bedeutung  haben,  und  muss  daher,  ebenso 
wie  dieses  auf  den  Beweis  im  weltlichen  Straf- 
verfahren bezogen  werden. 

^  Das  Konzil  von  Paris  614  c.  4,  auf  welches 
das  Edikt  die  Antwort  ist,  stellt  in  Betreff  des 
Verfahrens  gegen  die  Bischöfe  gar  keine  Forde- 
rungen auf. 

^  D.  h.  auf  Mittheilung  des  weltlichen  Richters 
soll  die  geistliche  Disdplinarbehörde  gegen  den 
Schuldigen  die  Ladung  erlassen  und  sich  nöthi- 
genfalls  der  Person  desselben  vergewissern,  auch 
Im  Uebrigen  den  Prozesszwang  nach  den  Kanones 
gegen  ihn  ausüben.  Nissl  a.  a.  0.  u.  Schröder 
lassen  diese  Bedeutung  des  iuxta  canones  di- 
stringantnr  so  gut  wie  gar  nloht  hervortreten. 
Dem  weltlichen  Richter  wird  indirekt  untersagt, 
den  Schuldigen  seinerseits  in  Haft  zu  halten, 
seinerseits  das  geistliche  Gericht  zu  berufen  und 
den  Beschuldigten  vor  dasselbe  zu  stellen.  So 
aufgefasst,  schliesst  diese  Vorschrift  allerdings 
ebenfalls  die  Annahme  einer  beabsichtigten 
Gleichstellung  der  Priester  und  Diakonen  mit  den 
Bischöfen  aus,  denn  die  Art  der  Einleitung  des 
Verfahrens  gegen  die  letzteren,  welches  der  König 
herbeiführte,  entsprach  nicht  den  Kanones. 

0  Es  erscheint  weiter  als  eine  nicht  gerecht- 
fertigte Voraussetzung,  dass  N  is  s  1  und  S  c  h  r  ö  - 
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Kleriker  dieser  Grade  das  Zugeständniss,  dass  dem  geistlichen  Gericht  die  Möglich- 
keit gegeben  wird»  vor  der  weltlichen  Abnrtheilong  die  Disciplinarantersachimg  zu 
eröflben  und  anf  Disciplinarstrafe ,  d.  h.  anf  die  Absetzung,  zu  erkennend  Die 
Kirche  hat  damit  den  Vortheil,  welchen  ihr  die  Gestaltung  des  Strafrerfahrens  %e%eji 
die  Bischöfe  von  jeher  geboten  hatte,  erlangt,  dass  ^e  die  Vollstreokong  der  Tode»- 
strafe  an  verbrecherischen  Priestern  nnd  Diakonen,  ehe  diese  durch  Absetzung  ans 
dem  geistlichen  Stand  entfernt  nnd  in  die  rechtliche  Stellang  der  Laien  versetzt  wiren, 
ZVL  hindern  vermochte.  Nur  darin,  dass  die  Vollziehung  der  gedachten  Strafen  vor  der 
Depoution  an  ihnen  ausgeschlossen  war  oder  wenigstens  ausgescUossen  werden  konnte, 
waren  nunmehr  die  Lihaber  aller  höheren  Weihestufen  ^  einander  gleichgestellt 

Li  allen  anderen  Beziehungen  aber  nicht.  Denn,  wie  die  Ergebnisse  der  Verhand- 
lungen, insbesondere  der  Beweiserhebung  in  einem  Kriminalprozess  gegen  einen  Prie- 
ster oder  einen  Diakon  vor  dem  weltlichen  Gericht  fflr  das  kirchliche  Disciplinar- 
gericht  nicht  bindend  waren  3,  also  das  letztere  es  noch  immer  in  der  Hand  hatte, 
nach  Ueberfahmng  des  Angeklagten  in  Gem&ssheit  des  weltlichen  Beweisrechtes,  bei 
anderer  Auffassung  der  Sachlage  oder  auf  Grund  anderweiter  Beweise  auf  Freispre- 
chung zu  erkennen  ^,  so  ist  nach  dem  Eklikt  auch  das  kirchliche  Disciplinarnrtheil 
f&r  das  weltliche  Gericht  nicht,  wie  in  den  Kriminalprozessen  gegen  die  Bischöfe ^ 
präjudiciell  *,  und  die  Freisprechung  im  kirchlichen  Disciplinarprozesse  bot  kein 
rechtliches  Hindemiss  für  die  Verurtheilung  des  Priesters  oder  Diakons  zur  Todes- 
strafe und  die  Vollstreckung  derselben  an  dem  Vemrtheilten  7. 

Erhebliche  Aenderungen  hat  demnach  das  Edikt  Chlotars  11.  an  dem  bestehen- 
den Rechtszustande  nicht  herbeigefdhrt.  Hinsichtlieh  des  Kriminalverfahrens  gegen 
die  Bischöfe  und  die  Geistlichen  der  niederen  Weihegrade  hat  es  nichts  ge&ndert, 
hinsichtlich  der  Priester  und  Diakonen  ebenfalls  an  der  staatlichen  Ejiminalgewalt 

der  unter  den  Worten:  „cnm  pontiflcibuB^  ohne  sollte,  darüber  sagt  das  Edikt  nichts  näheres. 
Weiteres  ein  Konzil  oder  eine  Synode  yersteben.  Jedenfalls  ergiebt  sich,  dass  die  Sistirang  der 
Der  Konig  hatte  in  seinem  Edikt  blos  Yeranlas-  Sache  im  weltlichen  Gericht  erst  nach  der  Be- 
sang, die  sachliche  Zuständigkeit  des  weltlichen  weiserhebnng  geschehen  konnte,  andererseits  vor 
nnd  geistlichen  Gerichts  abzugrenzen,  nicht  aber  der  Fällung  des  weltlichen  Urtheils,  toi  dem 
über  die  Kompetenz  der  verschiedenen  Gerichte  damnare,  statthaben  musste. 
der  letzteren  Art  zu  bestimmen.  Das  regelmässige  ^  Die  Subdiakonen  gehörten  damals  noch  nidit 
kirchliche  DiscipUnargericht  für  die  Priester  und  zu  dieser  Klasse,  Bd.  I.  S.  6. 
Diakonen  ist  aber  im  Frankenreich  das  bischöf-  ^  DerAnnahme  einer  präjudiziellen  Bedevtang 
liehe  Gericht  (S.  837).  nicht  eine  Bischofs-  (Pro-  des  Beweisergebnisses  im  weltlichen  Gericht 
vinzial-  oder  Reichs-)  Synode  gewesen.  Dass  widerspricht  die  den  Bischöfen  gegebene  Befia|- 
diese   als  das  höhere  kirchliche  Leitungsorgan  niss  des  examinare. 

ebenfalls  eine  solche  Zuständigkeit  besass,  und  *  Gerechnet  hat  man  allerdings  wohl  auf  den 

diese  gelegentiloh,   wenn  sie  versammelt  war,  regelmassigen  Fall,  dass  das  geistliche  Geriebt 

namentlich   auch   gleichzeitig  Kriminalprozesse  die  Ueberführung  im  weltlichen  Gericht  als  mass- 

gegen  Bischöfe  verhandelt  wurden ,  ausübte  —  gebend  anerkannte  und  zur  Deposition  schritt 
nur  das  beweisen  die  Fälle  bei  N  i ssl  S.  128  aus  &  S.  865.  856. 

karoUngischer  Zelt  — ,  hat  nichts  Auffälliges.  ^  Das  Edikt  erwähnt  des  weiteren  weltlichen 

Befremdend  wäre  es  dagegen,   wenn  das  Edikt  Verfahrens  gar  nicht,  lehnt  also  damit  indirekt 

und  zwar  blos  beiläufig  die  Bestimmung  getroffen  eine  solche  Anordnung  ab,  und  dies  spricht  eben* 

hätte,  dass  für  das  aus  Anlass  eines  weltlichen  falls    gegen    die    wiederholt    zurückgewiesene 

Kriminalprozesses  gegen  jeden  beliebigen  Diakon  Theorie  der  Gleichstellung  der  Priester  und  Dia- 

zu  führende  kirchliche  Disciplinarverfahren  der  konen  mit  den  Bischöfen.   Gerade  in  diesem  wich- 

schwerfällige  Apparat  einer  Provlnzlal-  oder  gar  tlgen Punkte  müsste  eine  solche  nach  Nissland 

einer  Reichssynode  hätte  in  Bewegung  gesetzt  Schröder  stillschweigend  durch  das  Edikt er- 

werden  müssen.    Auch  dieser  Gesichtspunkt  er-  folgt  sein. 

glebt  also  einen  weiteren  Beweisgrund  gegen  die  7  Ueberelnstimmend  hiermit  Sdralek  S.  10^ 

von  N 1  s  s  1  und  Schröder  behauptete  Gleichstel-  103,  welcher  allerdings  das  hier  nur  in  Betreff 

InngderPrieser  und  Diakonen  mit  den  Bischöfen.  der  Priester  nnd  Diakonen  Ausgeführte  irriger 

>  Wie  sich  prozessualisch  die  Sache  gestalten  Welse  für  alle  Kleriker  generallsirt. 
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und  der  Eriminalgericlitsbarkeit  festgehalten  nnd  nur  in  Betreff  der  Zeit  der  Verbän- 
gnng  nnd  der  Yollstreoknng  der  Strafe  gegen  die  letzteren  eine  dem  geistlichen  Btan- 
desgefflhl  Reohnnng  tragende  Modifikation  eintreten  lassen  ^ 

Deshalb  hat  ancli  die  fränkische  Kirche  noch  im  Verlaufe  des  7.  Jahrhunderts, 
freilich  ohne  dass  sich  die  weltliche  Gesetzgebung  veranlasst  gefunden  hat,  den  ein- 
mal eingenommenen  zurückhaltenden  Standpunkt  aufzugeben^,  ihre  früheren  Forde- 
rungen von  Neuem,  aber  wohl  in  der  Voraussetzung  der  Hoffnungslosigkeit  eines  ent- 
scheidenden Erfolges  ohne  Nachhaltigkeit  geltend  gemacht^.  — 


1  Ander«  Nissl  S.  124:  „Der  Yolle  Werth 
dieses  Zugeständnisses  erhellt  erst  bei  der  Erwä- 
gang,  dass  damit  der  Ausschluss  aller  weltlichen, 
nicht  auf  Sicherung  det  Person  abzielenden  pro- 
zessualen Oewaltmassregeln^  (diese  sind  aber 
doch  niemals  Rechtens  gewesen,  nur  freilich  Ton 
den  Königen  und  ihren  Beamten  nach  nnd  yor 
dem  Edikt  geübt  worden,  S.  852  u.l  n.  S.855n.5) 
„von  selbst  (I)  gegeben  war  .  .  .  .,  so  enthält  das 
Edikt  Chlotars  II.  die  Habeascorpnsakte  für  den 
höheren  merovingischen  Klerus''. 

Sohm  S.  260.  261  u.  S.  264  findet  eine  Be- 
stätigung seiner  Auffassung  (S.  869  n.  1)  in  zwei 
Stellen  der  lex  Bainvarlorum ,  worauf  hier,  da 
dieselbe  Jedenfalls  der  letzten  Zelt  der  raerovin- 
gisehen  Königsherrschaft  angehört  (Brunner, 
deutsche  Rechtsgesch.  Leipzig  1887.  1,317  setzt 
sie  zwischen  744—748,  Schröder,  1,  23Ö  zwi- 
sehen  748—752)  noch  einzugehen  ist  Die  erste 
Stelle  I.  12 :  „Ut  nullo  presbitero  vel  dlacono  li- 
ceat  habere  secum  in  domo  extraneam  feminam 
nee  per  iliam  occasiouem  decipiatnr  et  pollutus 
offerat  sacrificlum  nee  plebs  per  eins  offenslonem 
corruat  et  plaga  sustineat .  .  .  Haec  eis  tantum 
faoulute  concessa  sit:  matris,  Alias,  sorores  ger- 
manas  inter  domorum  suarum  sepe  contineant; 
in  his  nihil  sce^i  ciiminis  estimare  foedus  naturae 
permittit ...  Deceteriscansis  presbiteris, 
diaconis  vel  clericis  ab  episcopis  secundum  illo- 
rum  canones  indicentur",  soll  eine  wörtliche 
Wiederholung  des  Ghlotarischen  Gesetzes  im 
Sinne  S  o  h  m  s  sein.  Das  Gesetz  macht  aber  das 
Zusammenleben  der  Geistlichen  mit  fremden 
Frauen  zu  einem  weltlichen  Yergehen,  welches 
durch  den  Staat  bestraft  wird,  und  Torweist  we- 
gen der  sonstigen  Verfehlungen  der  Geistlichen, 
d.  h.  der  rein  kirchlichen  Disoiplinarrergehen  auf 
die  Kanones  und  auf  das  Gericht  des  Bischoft. 
Die  Stelle  handelt  also  von  der  geistlichen  Dis- 
ciplinargerichtsbarkeit,  s.  auch  Löning  2,  551 
n.2undNi8sl  S.  45. 

Die  zweite  Stelle,  1.  c.  I.  10:  „Et  si  episcopus 
contra  aliquem  culpabilis  apparet  (auf  handhafter 
That  ergriffen  wird),  neu  praesumat  eum  occi- 
dere,  quia  summus  pontifex  est,  sed  mallet  eum 
ante  regem  yel  ducem  aut  ante  plebem  suam  (d. 
h.  den  nächsten  lokalen  Richter,  vgl.  cap.  Ital. 
801  c.  7  Boretius  1,  206);  et  si  convictos  cri- 
mine  negare  non  possit^  tunc  secundum  canones 
ei  iudicetur,  si  talis  culpa  est,  ut  deponatur  aut 
(et,  nach  weltlichem  Recht  als  Folge  des  depo- 
natur) exllietnr.  De  homicidio,  de  fomicatione, 
de  consensu  hostili ,  si  infra  provlncia  inimicos 
InvitaTerit  et  eos  perdere  Toluerit,  quos  salvare 


debuit,  pro  istis  culpis  damnetur",  ergiebt  nach 
Sohm  S.  264,  dass  der  Bischof  vom  weltlichen 
Strafrecht  und  damit  vom  weltlichen  Strafnrtheil 
eximirtist,  und  dass  nur  das  Einleitungsverfahren 
dem  weltlichen  Gericht  zukommt,  welches  dann 
den  coQvictus  dem  kirchlichen  Gericht  zur  Be- 
strafung zu  überantworten  gehabt  habe.  Das 
Gesetz  will  indessen  vor  Allem  aussprechen,  dass 
der  Bischof  bei  öffentlichen  Kriminalvergehen 
und  zwar  selbst  bei  handhafter  That  nicht,  wie 
dies  nach  fränkischem  Recht  der  Fall  war,  der 
Todesstrafe,  sondern  nur  der  freilich  für  die  Re- 
gel durch  die  Gnade  an  deren  Stelle  gesetzten 
Exilirung  unterworfen  sein  soll.  Deshalb  ver- 
langt es,  dass  der  Damnifikat  selbst  bei  hand- 
hafter That  von  seinem  Tödtungsrecht  keinen 
Gebrauch  macht,  sondern  die  Bestrafung  herbei- 
führt. Weiter  setzt  es  voraus,  dass  die  weltliche 
Gewalt  die  vorläufige  Feststellung  vornimmt, 
dann  die  Synode  einberuft,  diese  die  Absetzung 
ausspricht  und  nunmehr  seitens  des  Staates  die 
weltliche  Strafe  der  Exilirung  als  Folge  der  De- 
position verhängt  wird,  vgl.  auch  Löning  2,  517 
n.2;  NisslS.47. 

^  Die  Quellen  ergeben  darüber  nichts. 

3  Rbeims  624  o.  625  c.  6:  „Ut  si  quis  iudex 
cuiuslibet  ordinis  clericum  pnblieis  actionibus 
inclinare  praesumpserit  aut  pro  quibuslibet  cau- 
sis  absque  oonscientia  et  permissu  episcopi  di- 
stringere  aut  contumeliis  vel  iniurüs  afficere  prae- 
sumpserit, communione  privetor;  episcopus  ta- 
rnen de  reputatis  conditionibus  clerieorum  negli- 
gentiam  emendare  non  tardet' ;  femer  Cllchy  626 
c  7  (fast  völlig  gleichlautend).  Nissl  3,  204 
bezieht  Rheims  c  6  cit  lediglich  auf  die  Schuld- 
klagen gegen  Kleriker  und  findet  darin  blos  eine 
kirchliche  Einschärfung  der  Anordnungen  des 
Chlotarschen  Edikts,  übersieht  indessen,  dass 
selbst  wenn  man  das :  „pnblieis  actionibus"  nicht 
auf  Kriminalanklagen,  sondern  auf  Einforderun- 
gen öffentlicher  Abgaben  beziehen  will,  das :  „pro 
quibuslibet  causis  distringere"  auch  die  ersteren 
in  sich  begreifen  kann.  Weitere  Konzilien,  welche 
die  kirchlichen  Ansprüche  erneuern,  finden  sich 
nicht,  insbesondere  gehört  das  von  Löning  2, 
5^9  in  Bezug  genommene  Chalons  645  o.  656  c. 
11  nicht  hierher,  denn  es  handelt  nicht  von  der 
Ausübung  der  staatliehen  Kriminalgeriohtsbar- 
keit,  sondern  von  der  Bereisung  und  Bedrückung 
der  Parochien  und  Klöster  durch  die  weltlichen 
Richter,  insbesondere  der  Yorforderung  der  Geist- 
lichen und  Aebte,  um  Abgaben  von  ihnen  zu  er- 
pressen („clericos  vel  abbates,  ut  iis  praeparent, 
iuvitos  atque  districtos  ante  se  faciant  exhlberi*'). 
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II.  Das  Westgothenreich.  Was  die  spaniaohe  Kirche  betritt,  — hier 
fanden  die  Westgoüien  das  römische  Recht,  also  die  Unterwerfong  der  Geistlichen  nnter 
die  staatliche  Kriminalgerichtsbarkeit  und  nur  die  erwähnte  PrivilegimngderBischdfe, 
in  Geltung  1  —  so  wird  von  ähnlichen  Konflikten  wie  im  Frankenreich  nichts  berich- 
tet 3.  Bei  der  seit  dem  Verlauf  des  7.  Jahrhunderts  eintretenden  Verquiokong  Yon 
Kirche  und  Staat,  welche  sich  in  der  Ausübung  der  weltlieben  Gesetzgebung  durch 
die  Reichskonzilien  ^,  in  der  Festsetzung  kirchlicher  Strafen  durch  die  weltiiche  Ge- 
setzgebung und  weltlicher  durch  die  Konzilien  ^,  also  in  der  Vermischung  der  Grenzen 
zwischen  dem  staatlichen  und  dem  kirchlichen  Strafrecht  geäussert  hat,  war  es  er- 
klärlich, dass  das  Königthum,  welchem  an  sich  die  Gerichtshoheit  über  die  Bischöfe 
zukam ^,  seitdem  es  von  der  Geistlichkeit  beherrscht  wurde,  die  weltlichen  Straf- 
sachen der  letzteren  gleichfalls  durch  die  als  geistliches  Disciplinargericht  fungirende 
Synode®  aburtheilen  Hess,  da  in  Folge  der  gegenseitigen  Durchdringung  der  statt- 
lichen und  kirchlichen  Elemente  im  Westgothenstaat  auch  die  Grenze  zwischen  staat- 
licher Kriminal-  und  kirchlicher  Disciplinargerichtsbarkeit  vollkommen  flüssig  wer- 
den musste,  und  beide  in  manchen  Fällen  nicht  mehr  auseinandergehalten  werden 
konnten.  So  hat  der  in  völliger  Abhängigkeit  von  der  Kirche  stehende  König  Sin- 
nanth  den  landesverrätherischen  Verkehr  der  Bischöfe  mit  dem  Ausland  ^,  femer  der 
nicht  minder  schwache  Rekesvinth  die  nicht  gehörige  Ueberwachung  der  Richter  sei- 
tens der  Bischöfe  und  die  Unterlassung  der  Anzeige  der  von  ihnen  verübten  Be- 
drückungen der  Zuständigkeit  der  Konzilien  überwiesen  ^,  und  der  Erzbischof  Sisbeit 
von  Toledo  wird  ebenfalls  von  einem  solchen  wegen  Hochverrath  abgesetzt,  sowie 
mit  den  entsprechenden  Strafen  belegt^. 


1  S.  849  n.  6  u.  S.  866  n.  3. 

2  D  ah  n ,  Könige  6,  370  hat  lich  in  Betreff  der 
hier  einschlagenden  Fragen  mit  wenigen  zur 
Hand  liegenden  Notizen  begnügt.  Tgl.  übrigens 
wegen  einer  unrichtigen  Auffassung  daselbst  auch 
8.  838  n.  6. 

8  Bd.  III:  S.  646.  645.  696. 

*  Bd.  ni.  S.  697.  698. 

5  Dahn6,  368. 

e  S.  838. 

7  Toledo  IV  c.  30 :  „Conflnitimi  hostium  sacer- 
dotes  praeter  eos  qni  a  regia  potestate  liceutlam 
aoceperunt,  quodlibet  mandatum  ad  gentem  ex- 
txaneam  occnlte  accipere  rel  dirigere  non  praesu- 
mant;  qui  autem  deprehenditur  atque  convinci- 
tur,  denanoiatus  principi  apud  concUium  condigna 
animadrersione  mulctabitur".  Hier  handelt  es 
sich  um  Bischöfe,  nicht  aber  ist,  wie  D  a  h  n  6, 
372  meint,  das  Verbrechen  der  Konspiration  mit 
dem  Auslande  als  solches  überhaupt  (also  auch 
bei  Laien)  durch  das  Konzil  der  Kompetenz  des 
Königs  entzogen  und  der  Bestrafung  seitens  der 
Geistlichkeit  Yorbehalten  worden.  Nissl  S.  108 
n.  3  scheint  in  der  Stelle  die  drei  Stadien  des 
Kriminal  Verfahrens,  welche  er  für  das  Franken- 
reich annimmt,  wieder  finden  zu  wollen.  Aber 
Denuntiation  an  den  König  ist  offenbar  vorge- 
schrieben, damit  dieser  die  Sache  dem  Konzil 
überweisen  kann,  und  wenn  Nissl  das:  „con- 
digna animadversione^  unter  Bernfang  auf  Toi. 
XUI  683  tom.  bez.  Toledo  XVI  decr.  judicii  mit  : 


;,debitas  damnationis  poenas  excipiat^  und  mit: 
„canonica  ac  legall  censura  mulctato'^  für  gleich- 
bedeutend erklärt,  so  ist  damit,  worauf  es  ao- 
kommt,  noch  nicht  erwiesen,  dass  die  Synode  die 
Scholdfrage  festgestellt  und  blos  die  geistliche 
Strafe  ausgesprochen,  nachher  aber  ein  weltliches 
Gericht  die  staatliche  Kriminalstrafe  verhängt  hat. 

8  Lex.  Visigoth.  XII.  1,  2:  „.  .  .  .  Sacerdotes 
vero  .  .  .  quos,  si  excessum  iudicum  aut  actorniD 
scierint  et  ad  nostram  non  retulerint  agnitionem, 
noverint,  se  iudicio  coocilil  esse  plectendoi^. 
Femer  gehört  auch  hierher  L  c.  IX.  1 .  21  (Egika), 
welche  die  Bischöfe  für  Nichteinschreiten  gegen 
säumige  Beamte  mit:  30tägiger  Exkommunika- 
tion und  30tägigem  Fasten  bedroht,  da  nur  die 
Synode  die  erstgedachte  Strafe  gegen  dieselben 
aussprechen  konnte. 

ö  Auch  hier  will  Nissl  S.  126  n.  2  entspre- 
chend Toledo  XVII  V.  694  c.  1:  „pro  moribus 
sacerdotum  «orrigendis,  nullo  saeculariuni  assis- 
seute  iuter  eos  habeatur  oollatio"  den  Spriich,  «ei- 
chen die  Bischöfe  über  die  Schuld  und  die  kanoni- 
sche Strafe  des  Erzbischofs  Sisbert  gefAÜt,  Toledo 
XVI  693  c.  9,  von  dem  Verdikt,  welches  sie  anf 
Grund  jenes  Spruches  mit  den  weltlichen  Reichs- 
grossen über  die  weltiiche  Strafe  abgegeben  ha- 
ben, untersclieiden.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
Nissl  Toledo  XVII  c.  1  völlig  miss verstanden 
hat  (nach  demselben  sollen  die  Bischöfe  zu  Ehren 
der  Trinität  die  drei  ersten  Tage  der  Synode 
fasten  und  ohne  Anwesenheit  von  Laieu  über  die 
Glaubenslehren  und  über  die  Verbesserung  der 
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In  Betreflf  der  flbrigen  Geistliehen  weisen  weder  das  Gesetzbuch  derWestgothen 
noch  die  Konzilien  eine  allgemeine  Vorschrift  anf ,  nnr  die  Fleischesyergehen  der* 
selben  sollen  nach  dem  ersteren  der  Abnrtheilnng  der  Bischöfe  unterliegen^. 

Wenn  hier  eine  Erweitemng  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  nicht  verlangt  wordrat 
ist,  80  hat  der  Gmnd  dafür  wohl  darin  gelegen,  dass  man  die  Geistlichen  verpflichtet 
hatte,  Rechtssachen  gegen  ihre  Amtsbrüder  allein  beim  geistlichen  Gericht  anzubringen^, 
und  im  Uebrigen  für  die  hohe  Geistlichkeit  kein  Interesse  obwaltete,  die  weltliche  Juris- 
diktion über  die  Geistlichen  auszuschliessen,  da  manche  staatliche  Vergehen,  sofern 
sie  von  Geistlichen  begangen  wurden,  lediglich  mit  kirchlichen  Strafen  bedroht  waren^, 
und  dem  kirchlichen  Gericht  in  solchen  Fällen  mindestens  die  Vollstreckung  der  er- 


Sitten Terhandeln,  nicht  aber  DiBcipllnsTgerichte 
halten),  so  hahen  die  Bischöfe  zunächst  vor  Er- 
öffnung der  Synode  den  Sisbert  znr  Absetzung, 
zur  Exkommunikation  und  zu  ewiger  Exilirung 
verurtheilt,  um  den  so  erledigten  Primatenstuhl 
Yon  Toledo  vorher  besetzen  zu  können  und  dem 
neuen  Primas  die  Thellnahme  an  dem  Konzil  zu 
ermöglichen,  decr.  iudicii  ab  universis  editum, 
dann  aber  auf  der  Synode  nach  ihrer  Eröffnung 
den  Sprach  nochmals  bestätigt,  um  ihn  den  Sy- 
nodalakten einverleiben  zu  lassen.  Die  von 
Nls  s  1  aufgestellte  Untersuchung  eines  Handelns 
der  Synode  als  kirchlichen  Dlsciplinargerichts 
und  als  eines  weltlichen  Gerichtes  ist  haltlos. 
Beide  Male  hat  die  Synode,  das  eine  Mal  vor  ihrer 
Eröffnung  als  blosses  Gericht,  das  andere  Mal 
gerade  als  Konzil  (also  nicht  als  weltliche  oder 
königliche  Behörde)  fungirt  und  das  letzte  Mal 
auch  dieselben  Strafen  ausgesprochen,  nnr  noch 
die  Vermögenskonflskation,  da  diese  behufs  Her- 
beiführung der  Vakanz  nicht  in  Betracht  kam, 
hinzugefügt. 

Endlich  muss  ich  auch  Nlssl  S.  124  a.  a.  0. 
darin  entgegentreten,  dass  er  die  Zuslcheiung 
König  Erwichs  in  Toledo  XIU  683  c.  2:  „ut 
nullus  deinceps  ex  palatini  ordinis  gradu  vel 
religionis  sanctae  conventu  regiae  subtllitatis 
astu  vel  profanae  potestatis  Instinctu  slve  quorum- 
Übet  hominum  malitlosae  voluntatis  obnixu  dtra 
manifestum  et  evidens  culpae  suae  ludicium  ab 
honore  sui  ordinis  vel  servltio  domus  regiae  ar- 
ceatur,  non  antea  vlnculorum  nexibus  illigetur, 
non  quaestioni  snbdatnr,  non  quibuslibet  tormen« 
toram  vel  flageUorum  generibus  maceretur,  non 
rebus  privetnr,  non  etiam  carceralibus  custodiis 
mancipetur  neque  adhibitis  hinc  inde  iniustis 
occasionibus  abdlcetur,  per  quod  illl  violentia 
occulta  vel  fraudalenta  professio  extrahatur:  sed 
is  qui  accusatur  gradum  ordinis  sui  tenens  et  nihil 
de  supradictorum  capitulorum  nocibilitate  (nobi- 
litate)  persentiens,  in  publica  sacerdotum, 
seniorum  atque  etiam  gardingoram  dlscnssione 
deductus  et  iustissime  pprquisltus  aut  obnoxius 
reatui  detectae  culpae  legum  poenas  excipiat  aut 
innoxius  iudido  omnium  comprobatus  appareat. 
IlloB  tarnen,  quos  in  locis  talibus  manere  constl- 
terit,  unde  nocibilis  perfugii  snsplcio  slt  aut  eos 
quos  pro  conturbatione  terrae  diligentins  oporteat 
custodiri,  hos  sine  aliqnorum  vinculorum  vel 
iniuriae  damno  sub  libera  custodia  consistere 
oportebit^,   als  ein    frappantes    Seitenstück  zu 


dem  Chlotorischen  Edikt  (S.  858)  bezeichnet  (s. 
auch  S.  861  n.  1>  Das  Edikt  regelt  das  Yerhält- 
nits  der  weltlichen  und  kirchlichen  Gerichtsbar- 
keit über  die  Geistlichen  (und  zwar  mit  Aus- 
schluss der  Bischöfe),  die  Zusicherung  Erwichs 
aber  bezieht  sich  gleichmässig  auf  die  „palatini" 
die  hohen  Reichs-  und  Hofbeamten,  Bd.  III. 
S.  544,  und  den  „religionis  sanctae  conventus^ 
(Dahn  6,  238  u.  Hefele  3,  320  verstehen  dar- 
unter „Geistliche"  schlechthin,  aber  die  Gleich- 
stellung der  dem  religionis  sanctae  conveutus, 
der  die  Kirche  vertretenden  Versammlung,  an- 
gehörigen  Personen  mit  den  palatini  ergiebt, 
dass  es  sich  blos  um  die  Bischöfe  handelt),  also 
auf  den  weltlichen  und  geistUchen  Adel,  und 
sichert  diesem  Schutz  vor  königlichen  Gewalt- 
massregelu  zu,  indem  der  König  ein  geordnetes 
Anklageverfahren  vor  den  Bischöfen  und  den 
hohen  Reichs-  und  Palastbeamten  (denn  seniores 
nnd  gardlngi  sind  palatini  verschiedener  Stellung, 
Dahn  6,  103.  110)  verheisst,  ohne  des  Näheren 
die  Zuständigkeit  für  die  eine  oder  andere  Kate« 
gorie  zu  erwähnen,  was  in  Betreff  der  Bischöfe 
um  so  weniger  erforderlich  war,  als  die  palatini 
Sitz  und  Stimme  auf  den  Reichskonzilien  gehabt 
haben,  Bd.  lU.  S.  544. 

»  L.  Visig.  (v.  Rekesviuth  649—672)  IH.  4, 
18:  ^Igitur  quemcumque  etiam  presbyterum, 
diaconum  atque  subdiacdnum  Deo  votae  viduae, 
poenitenti  seu  cuicumque  virgini  vel  mulier- 
culae  seculari  aut  conlugio  aut  adulterio  com- 
mixtum  evidentfssime  patuerit,  mox  hoc  episco- 
puB  sive  iudex,  ut  repererint,  talem  commixtlo- 
nem  disrampere  non  retardent.  Redacto  autem 
illo  in  sui  poiitiflcis  potestatem  sub  poenitentiae 
lamenta  iuxta  canones  (Toledo  VIII  653  c.  5) 
deputetur.  Quam  districtionis  severitatem,  si 
pontiflcum  torpor  implere  neglexerit,  idem  pon- 
tifex  II  libras  auri  flsco  persolvat  et  commissum 
mal  um  viudicare  non  differat  Quod  si  corrigere 
hoc  nequiverit  aut  concilium  appellet  aut  regis 
hoc  auditibus  nunciet". 

2  Toledo  III  589  c.  13  verbietet  bei  Strafe  der 
Exkommunikation:  „ut  derlei  conclericos  suos 
relicto  pontiflce  suo  ad  iudicia  publica  per- 
trahant;  proinde  statnimns  hoc  de  cetero  non 
praesumi ;  sed  si  quis  hoc  praesumpserit  facere, 
et  causam  perdat  et  a  commnnione  efflclatur  ex- 
traneus". 

3  Vgl.  0.  S.  848  n.  6. 
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kiumten  Strafe,  weim  nicht  die  VerhAngUDg  derselben  überlassen  bleiben  musste^ 
Bndlich  ist  wohl  auch  noch  der  Umstand  in  Betracht  gekommen,  dass  den  Bischöfen 
nmfangreiehe  Beftig^nisse  in  Betreff  der  Beanfiuchtignng  der  staatlichen  Rechtspflege 
vnd  staatlichen  Richter  ron  der  Staatsgewalt  flbertiragen  waren  2. 

1  Wie  in  den  in  der  vor.  Anm.   gedachten  <  Dakn6,  887.  888. 

Vergehen. 


Nachträge  und  Berichtigungen. 


S.  7.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen :  G  ri aar ,  d.  rom.  Sakramental  i.  Ztschr.  f.  kath/Theologle  9  (1885) 
S.  561 ;  deiaelbe,  d.  kürzlich  Teröffentlichte  älteste  Messkanon  d.  rom.  kirche,  a.  a.  0.  10 
(1886)  S.  1  ff. 

S.  7.  Anm.  6  a.  E.  anzufügen:  Ygl.  auch  Probst,  d.  gallikan.  Messe  v.  4.  Ms  z.  8.  Jahrh.  in  „Der 
Katholik«,  N.  F.  66,  78.  146.  246.  361.  517. 

S.  9.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  F.  X.  Pleithner,  älteste  Geschichte  des  Breviergebetes. 
Kempten  1887. 

S.  14.  Anm.  2.  Z.  8  t.  o.  statt:  215  zu  lesen:  214. 
Z.  11  y.  0.  stott:  203  zu  lesen:  202. 

S.  19.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Schon  1.  31  (398)  C.  Th.  XVI.  2  (=  1.  10  C.  J.  I.  3)  bedroht 
die  unter  Eindringung  in  die  Kirchen  den  Geistlichen  oder  dem  Kultus  oder  dem  Ort  ange- 
thanene  Beleidigung  oder  Profanation  und  Not.  123  (546)  c  31  die  Störung  der  gottesdienst- 
lichen Handlungen  mit  Todesstrafe. 

iS.  21.  Anm.  1.  Z.  1 — 4  ist  der  Satz:  „Diese  Gesetzgebungen  haben  ...  keine  Abänderungen  erlitten" 
zu  streichen,  und  dafür  zu  setzen : 

„Die  sächsische  und  österreichische  Gesetzgebung  haben  keine  Aenderungen  er- 
litten" und  a.  £.  der  Anm.  hinzuzufügen: 

Das  Bd.  II  S.  504  n.  3  citirte  hessische  Gesetz  ist  durch  das  Gesetz  ▼.  5.  Juli  1887,  die 
Vorbildung  und  Anstellung  der  Geistlichen  betr.  (Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  341)  aufgehoben  und 
ersetzt. 

Danach  ist  1.  das Erfordeniiss  der  deutschen  Beichsangehörigkeit  (Bd.  II.  S.  504. 
505)  für  die  Uebertragung  von  Kirohenämtem,  welche  mit  einem  Geistlichen  zu  besetzen  sind, 
gleichviel  ob  diese  dauernd  oder  widerruflich  erfolgt,  femer  für  die  Stellvertretung  und  Hilfe- 
leistung in  einem  solchen  (Bd.  II.  S.  506.  507)  beibehalten  worden  (Art.  1.  3).  Auch  hat  der- 
jenige Geistliche,  welchem  ein  Kirchenamt  übertragen  wird,  Tor  der  Uebemalune,  also  auch  vor 
der  Ausübung  desselben  wie  ftüher  (Bd.  III.  S.  196)  den  Verfassungseid  zu  leisten. 

2.  Die  Vorschriften  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der  wissenschaftlichen  Vorbil- 
dung (Bd.  n.  S.  508),  welches  in  demselben  Umfange,  wie  die  Staatsangehörigkeit  (s.  zu  1), 
verlangt  wird  (Art.  3),  sind  unter  Beseitigung  der  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  (Bd.  II. 
S.  508)  dahin  abgeändert,  dass  zum  Nachweise  der  Vorbildung  die  Vorlage  von  Zeugnissen 

a.  über  das  Bestehen  der^Reifeprüfung  auf  einem  deutschen  (staatlich  anerkannten)  Gym- 
nasium und 

b.  über  die  Zurücklegung  eines  dreijährigen  Studiums  an  einer  deutschen  Staatsuniversität 
genügt  (Art.  4). 

Von  dem  Erfordernisse  zu  b.  ist  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  ganz  oder  theil- 
weise  zu  dispensiren  befugt  (Art.  4  Abs.  2). 

Dem  theologischen  Universitätsstudium  steht  das  Studium  an  einem,  im  Grossherzogthum 
belegenen  kirchlichen  Seminar  gleich,  welches  von  dem  vorhin  gedachten  Ministerium  zur 
wissenschaftlichen  Vorbildung  der  Geistlichen  geeignet  erklärt  worden  ist  und  dessen  Zulassung 
und  Fortführung  davon  abhängt,  dass  1.  dem  erwähnten  Ministerium  die  Statuten  und  der  Lehr- 
plan eingereicht,  sowie  die  Namen  der  Leiter  und  Lehrer  mltgetheilt  werden,  2.  die  Lehrer  und 
Leiter  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  besitzen ,  3.  der  Lehrplan  dem  Universitätslehrplan 
gleichartig  gestaltet  ist  und  4.  die  an  dem  Seminar  anzustellenden  Lehrer  die  wissenschaftliche 
Befähigung  haben,  an  einer  deutschen  Staatsuniversität  in  der  Disciplin  zu  lehren,  für  welche 
die  Anstellung  erfolgt  (Art.  5,  welcher  in  den  letzten  Vorschriften  wörtlich  dem  Art.  2  des 
preussischen  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886  —  vgl.  dazu  P.  Hinschius,  das  preuss.  Kirchengesetz 
V.  21.  Mal  1886.    Berlin  u.  Leipzig  1886  S.  11,  und  diesen  Bd.  o.  S.  665  fr.  —  entspricht). 

3.  Das  Erfordemiss  des  Einspruchs  (Bd.  III.  S.  183)  ist  zwar  ebenfalls  festgehalten, 
aber  auf  die  Uebertragung  eines  kirchlichen  Amtes,  auf  die  Versetzung  eines  Geistlichen  in  ein 
anderes  kirchliches  Amt  und  auf  die  Umwandlung  einer  widerruflichen  Anstellung  in  eine 
dauernde  beschränkt  (Art.  9  Abs.  2),  also  für  die  Betrauung  mit  einer  Stellvertretung  oder  einer 
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HilfelelBtung  in  einem  kirchlichen  Amte  (Bd.  III.  S.  186)  beseitigt,  und  daher  auch  die  Anzeige- 
pflicht des  kirchlichen  Oberen  (a.  a.  0.  S.  185)  nur  für  die  zuerst  gedachten  Fälle  beibehtlten 
worden. 

Auch  die  Voraussetzungen  des  Einspruchsrechtes  sind  etwas  anders  als  früher  (s.  Bd.  IL 
S.  604  n.  3  «nd  Bd.  III.  S.  184),  nimUch  dahin  normirt,  Art.  9  Abs.  2: 

„Unser  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  ist  berechtigt,  innerhalb  4  Wochen  nach  der 
Anzeige  gegen  die  beabsichtigte  Anstellung  Einspruch  zu  erheben,  wenn  der  Anzustellende  am 
einem  auf  Thatsachen  beruhenden  Grunde,  welcher  dem  bürgerlichen  oder  staatsbürgerliehen 
Gebiet  angehört,  für  die  Stelle  nicht  geeignet  ist.  —  Die  Thatsachen,  welche  den  Einsproeh  be- 
gründen, sind  anzugeben''  (wörtlich  übereinstimmend  mit  Art.  2  $.  2  des  preuss.  Gesetzes  v. 
29.  April  1887,  vgl.  dazu  P.  Hinschius,  d.  preuss.  Kirchengesetz  v.  29.  April  1887.  Beriin 
und  Leipzig  1887.  S.  10). 

Endlich  kommt  noch  in  Betracht  Art.  9  Abs.  4 :  „Uebersteigt  die  Dauer  der  Yerwesang  eines 
Kirchenamtes  die  Frist  von  sechs  Monaten,  so  hat  die  obere  kirchliche  Behörde  sich  mit  nnserm 
Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  in  Betreff  etwaiger  Anstände  gegen  die  Person  des  Yei- 
wesers  in  Benehmen  zu  setzen." 

4.  Die  Strafb  estimmun  gen  (Bd.  III.  S.  187)  gegen  Geistliche,  welche  die  ihnen  ge- 
setzwidrig übertragenen  oder  Yon  ihnen  gesetzwidrig  übernommenen  Aemter  öffentlich  ausüben, 
und  gegen  kirchliche  Obere,  welche  Geistlichen  gesetzwidrig  ein  Kirchenamt  oder  die  Funktionen 
eines  solchen  übertragen,  sind  zwar  beibehalten  worden,  aber  die  betreffenden  Vergehen  werden 
nur  mit  Geldstrafe,  nicht  mehr  mit  Geßlngniss  bedroht  (Art.  12). 

Geistliche,  welche  zu  Zuchthausstrafe  verurtheilt  oder  denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
oder  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  aberkannt  sind,  sind  zur  Ausübung  des 
kirchlichen  Amtes  unfähig  und  werden,  wenn  sie  die  Funktionen  eines  kirchlichen  Amtes  ans- 
üben,  ebenfalls  mit  Geldstrafe  bestraft  (Art.  13). 

Jedoch  finden  alle  gedachten  Strafbestimmungen  keine  Anwendung,  wenn  blos  vorüber- 
gehend eine  einzelne  kirchliche  Handlung  ausgeübt  worden  ist  (Art  15). 

S.  21.  Anm.  6.  Z.  2  v.  o.  ist  hinter  1882  einzurücken :  Art  3. 

S.  21.  22  ist  der  Text  von  S.  21  Z.  3  v.  u.  bis  S.  22  Z.  8  v.  o.  „Amt  zu  übernehmen 3"  nebst  den  dszn 
gehörigen  Anmerkungen  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

In  Preuss en  ist  der  Bechtszustand,  wie  er  sich  nach  der  viel&chen  Durchlöcherung  des 
Gesetzes  v.  12.  Mai  1873  durch  die  verschiedenen  Novellen  gestaltet,  folgender: 

1.  Die  Reichsangehörigkeit  wird  für  die  dauernde  oder  widerrufliche  Uebertragon^ 
geistlicher  Aemter  (Bd.  II.  S.  504.  605)  und  für  die  Betrauung  mit  einer  Stellvertretung  oder 
Hilfsleistung  in  geistlichen  Aemtern,  wie  früher  gefordert,  doch  kann  der  Kultusminister  nieb 
den  vom  Staatsministerium  mit  königlicher  Genehmigung  festgestellten  Grundsätzen  auch  Ans- 
l ändern  die  Vornahme  einzelner  geistlicher  Amtshandlungen  gestatten  (Ges.  v.  31.  Mai  1882. 
Art.  3  Abs.  2;  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  K.  R.  18,  183).  Ferner  können  Auslander  jede 
Art  von  Messen  lesen  und  alle  Sakramente  spenden,  ohne  dass  sie  irgend  welcher  Strafe  ver- 
fallen (Gesetz  v.  29.  April  1887,  Art.  2  «•  5,  vgl.  P.  Hinschius,  d.  preuss.  Kirchengesetz  v. 
1887  S.  12). 

2.  Das  Erfordemiss  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  ist  in  demselben  Umfange 
wie  die  Reichsangehörigkeit  beibehalten,  und  es  treffen  hier  die  beiden  hinsichtlich  der  Auslän- 
der hervorgehobenen  Ausnahmen  gleichfalls  zu. 

Was  die  wissenschaftliche  Vorbildung  selbst  betrifft  (Bd.  II.  S.  504),  so  wird  nach  Auf- 
hebung der  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  (s.  diesen  Bd.  o.  S.  VI) : 

a.  die  Ablegang  der  Entlassungsprüfung  auf  einem  deutschen  Gymnasium  und 

b.  die  Zurücklegung  eines  3jährigen  theologischen  Studiums  auf  einer  deutschen  Staats- 
Universität  gefordert. 

Von  diesen  beiden  Erfordernissen  kann  der  Kultusminister  nach  den  vom  Staatsministe- 
rinm  mit  königlicher  Genehmigung  festgestellten  Grundsätzen  dispensiren  (Ges.  v.  31.  Mai  1882 
Art  3  Abs.  3,  vgl.  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  K.  R.  18,  180),  ferner  seinerseits  allein  von  dem 
zu  b.  gedachten  Universitätsstudium  mit  Rücksicht  auf  einen  besonderen  Bildungsgang  einen 
angemessenen  Zeitraum  erlassen. 

Dem  Universitätsstudium  steht  das  Studium  an  den  o.  S.  562  ff.  näher  besprochenen  Semi- 
naren gleich. 

3.  Das  Einspruchsrecht  (Bd.  III.  S.  184,  s.  namentlich  Anm.  8)  ist  nach  dem  Ges.  t. 
29.  AprÜ  1887  Art.  2  $.  2  („wenn  der  Anzustellende  aus  einem  auf  Thatsachen  beruhenden 
Grunde,  welcher  dem  bürgerlichen  oder  staatsbürgerlichen  Gebiete  angehört,  für  die  Stelle  nicht 
geeignet  ist.  —  Die  Thatsachen,  welche  den  Einspruch  begründen,  sind  anzugeben*^)  den  Grün- 
den nach  mehr  erweitert  (vgl.  P.  Hinschius,  Kirchengesetz  v.  1887  S.  10). 

Geltend  gemacht  kann  dasselbe  dagegen  nur  noch  werden 
(vgl.  cit  Gesetz,  Art  2  §.  1:  „Die  Verpflichtung  der  geistlichen  Oberen  zur  Benen- 
nung der  Kandidaten  für  ein  geistliches  Amt,  sowie  das  Einspruchsrecht  des  Staates 
werden  für  die  Bestellung  des  Verwesers  eines  Pfarramtes  (Administrators,  Provisors  etc.)  auf- 
gehoben. —  Das  Einspruchsrecht  gilt  fortan  nur  für  die  dauernde  üeber- 
tragung  eines  Pfarramtes'') 
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wenn  ein  PfaTT&mt,  und  zwar  dieses  allein  (einschliesslicli  der  Sukkursal-Pfarreien),  aber  nicht 
ein  anderes  Seelsorger-Amt  einem  Geistlichen  thatsächlich  dauernd  übertragen  werden  soll,  wäh- 
rend es  nicht  darauf  ankommt,  ob  etwa  das  Pfarramt  nach  kirchlichem  oder  staatlichem  Recht 
dauernd  zu  besetzen  ist  (ygl.  hierzu  P.  Hinschius,  Kirchengesetz  v.  1887  S.  7  tf). 

Die  Anzeigepflicht,  welche  zur  Ermoglichung  des  staatlichen  Einspruchs  dient,  ist  aber  bei 
der  Eilfertigkeit,  mit  welcher  die  Vorschriften  der  beiden  jängsten  kirchenpolitischen  NoYellen 
während  der  parlamentarischen  Berathung  formulirt  worden  sind,  nicht  dem  entsprechend  be- 
schränkt, Tielmehr  nur  für  die  Einsetzung  eines  Pfarrverwesers  im  eigentlichen  Sinne  (s.  dar- 
über diesen  Bd.  o.  S.  22  n.23  beseitigt  worden,  und  besteht  also  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  nach, 
da  sie  schon  früher  für  die  a.  a.  0.  S.  22  bezeichneten  Fälle  aufgehoben  war,  ausser  bei  deu 
dauernd  zu  besetzenden  Pfarrämtern  immer  noch,  obwohl  dies  keinen  Sinn  hat,  auch  für  die 
dauernd  zu  besetzenden  Seelsorge- Aemter  und  fQr  solche  geistlichen  Aemter,  welche  keine 
Seelsorge-Aemter  sind,  wie  die  Messbeueflzien,  Kanonikate  und  die  Aemter  der  Weihbischofe 
fort,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  eine  Versetzung  auf  ein  anderes  Amt  oder  die  Verwandlung 
einer  widerruflichen  Anstellung  in  eine  dauernde  erfolgt  (vgl.  P.  Hinschius,  Kirchengesetz 
V.  1887  S.  8).  Femer  gelten  noch  für  die  Verletzung  dieser  Anzeigepflicht  die  Stra fb estim- 
mun gen  der  $$.  22.  23  des  Gesetzes  v.  11.  Mai  1873,  für  welche  sich  freilich  der  Thatbestand 
jetzt  nach  Massgabe  der  neuen  Vorschriften  über  die  unter  1,  2  und  3  gedachten  Erfordernisse 
bestimmt 
S.  22.  n.  8  ist  a.  E.  anzufügen:  Nach  dem  Gesetz  y.  21.  Mai  1886  Art.  11  kann  aber  das  Staats- 
ministerium von  dem  Erfordemiss  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  und  dem  eidlichen  Gelübde 
(Bd.  III.  S.  194)  dispensiren. 
S.  23  ist  Anm.  3  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

Die  Strafbestimmungen  des  Gesetzes  v.  20.  Mai  1874  sind  in  Folge  der  Aufhebung  der  $$.  4 
bis  19  des  letzteren  durch  das  Gesetz  v.  29.  April  1887  Art.  6  beseitigt. 
S.  23.  Z.  6  ist  ft.  Schi,  hinzuzusetzen: 

Und  zwar  ist  für  Preussen  trotz  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886,  Art.  15: 
„Das  Lesen  stiller  Messen  und  das  Spenden  der  Sterbesakramente  unterliegt  nicht  den 
Strafbestimmungen  der  Gesetze  v.  11.  Mai  1873,  12.  Mai  1873,  21.  Mal  1874  (G.  S.  S.  139) 
und  V.  22.  April  1875  (G.  S.  S.  164)  « ; 

sowie  des  Gesetzes  v.  29.  April  1887,  Art.  2^5: 

„Die  Abhaltung  von  Messen  und  die  Spendung  der  Sakramente  fallen  nicht  unter  die  Straf- 
bestimmungen der  Gesetze  v.  11.  Mai  1873  und  v.  21.  Mai  1874. 

Vorstehende  Bestimmung  findet  auch  auf  Mitglieder  von  Orden  und  ordensähnlichen  Kon- 
gregationen Anwendung,  sofern  dieselben  für  das  Gebiet  der  preussischen  Monarchie  zuge- 
lassen sind. 
Die  Vorschrift  des  Artikels  15  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886  wird  hierdurch  nicht  berührt''; 
die  Ausschliessung  der  Mitglieder  des  Jesuitenordens  und  der  Kongregationen  der  Redemp- 
toristen,  der  Lazaristen  und  der  Priester  v.  h.  Geiste  von  jeder  Anstellung  im  Kirchendienst 
und  jeder  kirchlichen  Funktion  bestehen  geblieben  (Bd.  II.  S.  510),  denn  auf  die  Vornahme 
der  Ordensthätigkeit  durch  diese  bezogen  sich  die  Strafbestimmungen  der  preussischen  Gesetz- 
gebung an  sich  nicht,  und  die  eben  dtirten  preussischen  Gesetze  konnten  die  Vorschriften  der 
Reichsgesetzgebung  (Bd.  II.  S.  510  n.  11),  auf  welcher  diese  AusschUessung  beruht,  nicht  — 
das  übersieht  Heiner,  Wo  stehen  wir  jetzt?  Dessau  1886.  S.  53  in  der  Bekämpfung  meiner 
Ausführungen  im  Kirchengesetz  von  1886  S.  84,  vgl.  auch  Kirchengesetz  v.  1887  S.  14  —  be- 
seitigen oder  ändern.  Nur  insofern  unterlagen  die  Mitglieder  dieser  religiösen  Genossenschaften 
den  Strafen  der  dt.  preussischen  Gesetze,  als  sie  auch  gegen  diese  verstiessen,  d.  h.  diesen  zu- 
wider ihnen  übertragene  geistliehe  Aemter  oder  übernommene  Stellvertretungen  und  Hilfslei- 
stungen in  ihnen  ausübten.  Allein  insoweit  hat  also  die  Vorschrift  des  dt.  Art.  2  $.  5  Abs.  1, 
welcher  die  Abhaltung  von  Messen  und  Spendung  der  Sakramente  für  nicht  strafbar  erklärt,  für 
sie  eine  Bedeutung. 

Nach  dem  früheren  preussischen  Recht,  nach  welchem  alle  Orden  und  Kongregationen 
vom  Gebiete  der  preussischen  Monarchie  ausgeschlossen  waren,  Bd.  II.  S.  510  n.  12,  und  Ihren 
Mitgliedern  jede  Ordensthätigkeit  verwehrt  blieb,  war  die  Ausübung  derselben  an  sich  ebenfalls 
nicht  nach  den  Im  Art  3  J.  5  Abs.  1  citirten  preussischen  Gesetzen  strafbar,  sondern  eine  Be- 
strafung konnte  nur  in  den  zu  Ende  des  vorigen  Absatzes  gedachten  Fällen  eintreten.  Art.  5 
$.  1  des  Gesetzes  v.  29.  April  1887: 

„Im  Gebiete  der  preussischen  Monarchie  werden  wieder  zugelassen  diejenigen  Orden  und 
ordensähnlichen  Kongregationen,  welche  sich  a)  der  Aushülfe  in  der  Seelsorge,  b)  derUebung 
der  christlichen  Nächstenliebe,  c)  dem  Unterricht  und  der  Erziehung  der  weiblichen  Jugend 
in  höheren  Mädchenschulen  und  gleichartigen  Erziehungsanstalten  widmen,  d)  deren  Mit- 
glieder ein  beschauliches  Leben  führen", 
gestattet  in  Verbindung  mit  dem  dt.  Art.  2  $.  5  Abs.  2  den  Mitgliedern  der  aufgezählten  Ge- 
nossenschaften, sofern  die  letzteren  bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1876,  d.  h. 
am  S.Juni  1875,  Niederlassungen  in  Preussen  besessen  hatten,  P.  Hinschius,  Kirchengesetz 
V.  1887.  S.  18,  nicht  nur  die  Ausübung  ihrer  Ordensthätigkeit,  sondern  auch  die  straffreie  Ab- 
haltung von  Messen  und  die  strafflreie  Spendang  der  Sakramente,  aber  im  Uebrigen  unterliegen 
sie,  sofern  ihnen,  selbst  wenn  sie  einem  sich  der  Aushülfe  in  der  Seelsorge  widmenden  Orden 
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angehören,  geistliche  Aemter  oder  Stellvertretungen  und  Hilfeleistungen  in  solchen  übertragen 
worden  sind  und  sie  die  Funktionen  derselben,  abgesehen  von  den  beiden  eben  gedachten  Fil- 
len  ausüben,  den  Strafbestimmungen,  welche  für  Weltgeistliche  gelten. 

Die  Frage  endlich,  ob  die  Ausübung  der  Ordensthätigkeit  sowie  die  straffreie  AbhaltoEg 
von  Messen  und  die  straffreie  Spendung  der  Sakramente  auch  dann  gestattet  ist,  wenn  die  Mit- 
glieder zwar  einer  der  vorhin  gedachten  Genossenschaften  angehören,  aber  eine  Niederlassang 
der  letzteren  in  Preussen  noch  nicht  wieder  gegründet  oder  für  eine  solche  Niederlassung  die 
nach  dem  cit.  Art.  5,  $.  2  erforderliche  Genehmigung  der  Minister  des  Innern  und  der  geist- 
lichen Angelegenheiten  nicht  ertheilt  ist,  muss  verneint  werden,  weil  die  Zulassung  d»  Ge- 
nossenschaften nicht  als  solcher,  sondern  nur  durch  Zulassung  der  Niederlassungen  zu  erfolgen 
hat,  P.  Hins  Chi  US ,  Kirchengesetz  1887.  S.  20.  Für  die  MitgUeder  solcher  nicht  zugelasse- 
nen Niederlassungen  kann  dann  möglicher  Weise  der  allgemein  lautende  Art  16  des  Cfesetzes 
v.  21.  Mai  1886,  welcher  im  Art.  2,  $.  5,  Abs.  3  des  Gesetzes  v.  29.  April  aufrecht  erhalten 
worden  ist,  über  die  Straffreiheit  des  Lesens  stiller  Messeu  (s.  diesen  Bd.  o.  S.  199  n.  4.  5; 
P.  Hinschius,  Kirchengesetz  v.  1887.  S.  16  n.  1)  und  der  Spendung  der  Sterbesakramente 
(s.  diesen  Bd.  o.  S.  80.  136)  von  Bedeutung  werden. 

In  Baiern  vrlrd  nach  der  Regierungspraxis  das  Lesen  von  Messen  durch  Mitglieder  des 
Jesuitenordens  nicht  als  Ausübung  der  Ordens thätigkelt  aufgefasst,  Arch.  f.  k.  K.  R.  59,  391. 

S.  35.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  Gregor.  Turon«  bist.  Franc.  X.  15,  o.  S.  806  n.  3. 

S.  36.  Z.  3  V.  0.  statt:  Art  Ues  Ort. 

S.  39.  Anm.  4  a.  E.  hinzuzusetzen: 

Auf  die  Taufe  des  Kindes  durch  den  Vater  im  Fall  der  Noth  bezog  sich  aber  das  Verbot 
nicht,  da  dadurch  kein  Ehehindemiss  mit  der  Frau  entstand,  ep.  Paschalis  II  v.  1100,  Jaff^- 
Loewenfeld  n.  5817;  v.  Pflugk-Harttung  acta  pont  roman.  ined.  2,  169. 

S.  42.  Anm.  1  a.  £.  hinzuzusetzen :  Ueber  die  Grundlosigkeit  dieses  Verbotes  vgl.  die  folgende  Anm. 
und  Laurin  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  55,  380.  392. 

S.  42.  Anm.  2.  Z.  1  v.  o.  vor  Rlchter-Dove  einzuschalten:  So  auch  Laurin,  Aroh.  f.  k.  K.  R. 
55,  392. 

S.  42.  Anm.  2.  Z.  16  v.  o.  sUtt:  die  Doktrin  ist  darüber  einig,  lies:  die  deutsche  Doktrin  ist  fast 
ausnahmslos  darüber  einig  (ob  mit  Recht,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen,  vgl.  Laurin  a.  a.  0. 
S.  384.  393). 

S.  45.  Anm.  1.  Z.  2  v.  o.  hinter:  322  einzuschieben:  und  Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  256. 

S.  49.  Anm.  1.  Abs.  1  hinzuzusetzen :  6.  auch  Diöc.  Syn.  v.Pavla  1878  i.  Arch.  f.  k.  K.R.  55,  65.66. 

S.  49.  Z.  4  v.  u.  hinter:  Juden  als  Anm.  6^  einzuschalten : 

Kutschker,  die  Vorschriften  über  die  Taufe  der  Juden  1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  286  (im 
wesentlichen  nur  eine  Wiedergabe  der  S.  50  Anm.  3  cit.  Konstitutionen  Benedikts  XIY.). 

S.  51.  Anm.  2.  Sp.  1.  Z.  6  v.u.  hinter:  Oesterreich  einzuschalten:  (Kutschker,  die  Bestim- 
mungen d.  österr.  Gesetzgebung  über  die  Judentaufen  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  861). 

S.  54.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  Entsch.  d.  Gongr.  inquisit.  v.  1886,  Acto  s.  sed.  18,  343 
u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  66,  354. 

S.  69.  Anm.  5  a.E.  hinzuzusetzen:  und  wogender  merovingischenZeitHanck,  Kirehengeechichte 
Deutschlands.  Leipzig  1887.    1,  178. 

S.  77.  Anm.  2.  Z.  1  v.  u.  sUtt :  219  lies :  218. 

S.  84.  Anm.  3.  Z.  2  v.  u.  hinter  1880  einzuschieben :  3.  Aufl.  1886. 

S.  91.  Anm.  1.  Z.  9  v.  o.  statt:  24.  Juli  Ues :  21.  Juni. 

S.  92.  Z.  2  v.  0.  hinter :  suchen  als  Anm.  1&  einzufügen :  Noch  im  12.  Jahrb.  kommen  päpstlidie 
Privilegien:  „ne  aliquis  monachus  vel  quisquam  alius  parrochlam  vestram  invadere  et  contra 
voluntatem  vestram  in  quadragesima  vel  in  morte  penitentiam  parrochianls  vestris  dare  praesa- 
mat"  (Clemens  III.  für  das  Domkapitel  zu  Perugia  1189,  v.  Pflugk-Harttung  aota  3,  371) 
und  „Gathecuminos  quoque  aut  infirmorum  unctiones  in  populo  a  monachls  lieri  vel  publlcas 
penitentias  dari,  sine  tna  vel  successorum  tuorum  permissione  vetamus^  (Coelestin  III.  für  den 
Bischof  V.  Lucca  1194,  1.  c  p.  394)  gegen  die  Uebung  geistlicher  Funktionen  dnreh  die 
Mönche  vor. 

S.  92.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen :  Vgl.  hierzu  und  zu  dem  Folgenden  auch:  K.  Eubel,  Gesch. 
d.  oberdeutschen  (Strassburger)  Miuoritenprovinz.  Würzburg  1886.   S.  23. 

S.  93.  Anm.  2.  Z.  2  v.  o.  sUtt:  VU  Ues:  III. 

S.  94.  Anm.  2.  Sp.  1.  Z>  3  v.  o.  hinter:  beseitigt,  einzuschieben:  Vgl.  Dipl.  des  Bischofs  Albrecht 
y.  Halberstadt  v.  1 332,  welcher  den  Augustiner-Eremiten  das  Abhalten  der  Beichte  und  das 
Predigen  nach  Massgabe  der  Dekretale  Bonifaz'  VIII.  gestattet,  G.  Schmidt,  Urkundenbuch  d. 
Hochstifts  Halberstadt  3,  349. 

S.  94.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  2  v.  u.  sUtt:  2041  lies :  204. 

8.  103  in  der  Seitenüberschrift  statt:  Taufe  lies:  Busse. 

8.  105.  Anm.  1.  Z.  4  v.  u.  hinter:  2,  1469  einzuschalten:  und  insbesondere  wegen  Neapels  und 
Siziliens  Fr.  S  caduto,  sUto  e  chiesa  nelle  due  SicUie.   Palermo  1887.   S.  602. 

S.  105.  Z.  7  V,  u.  hinter:  gerechtfertigt  als  Anm.  6&  einzuschalten:  So  hat  auch  die  Congr.  Inquls. 
1886  entschieden,  Acto  s.  sed.  19,  46;  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  381;  Biederlack  i.  Ztsehr.  f. 
kath.  Theologie  1887.  11,  583. 

S.  109.  Anm.  8  a.  E,  hinzuzusetzen :  Vgl.  die  Anm.  6»  (s.  vorher)  zu  S.  105. 

8.  112.  Anm.  11  a.  £.  hinzuzufügen:  Privilegien  Benedikts  XII.  für  den  Herzog  von  BraunB(^weig 
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und  dessen  Qemahlin  r.  1836  und  Clemens*  VI.  für  die  Landgräfln  r.  Thüringen  v.  1347  bei 
G.  Schmidt,  päpstliche  Urkunden  und  Begesten  aus  den  Jahren  1295—1352.  Halle  1886. 
S.  305.  379. 

S.  116.  Anm.  7  y.  S.  115.  Z.  2  v.  u.  nach:  a.  a.  0.)  einzuschalten :  Encyklika  Leos  XIII.  v.  1885, 
Acta  s.  sed.  18,  261. 

S.  132.  Anm.  3  a.  £.  hinzuzusetzen :  s.  femer  auch  wegen  der  Pnlververschwdrung,  y.  Döllinger 
u.  Keusch,  d.  Selbstbiographie  d.  Kardinals  Bellarmin.   Bonn  1887.  8.  201  ff. 

S.  137.  Z.  1  T.  u.  hinter:  priyileglrt  als  Anm.  8  anzufügen :  S.  auch  das  zu  8.  92.  Z.  2  dieser  Nach- 
träge cit.  Privileg  Coelestins  III.  y.  1194. 

S.  148.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ueber  die  Ermächtigung  eines  anderen  Bischofs  seitens  des 
Papstes  bei  verweigerter  Konsekration  von  Klosterkirchen  durch  den  Didcesanbischof  s.  ep. 
Benedikt  VIU.  für  Chiusi  1012—1024  bei  üghelli ,  Italia  saora  3,  622  u.  y.  Pflugk-Hart- 
tung  Acta2,  65. 

S.  149.  Anm.  12  a.  £.  hinzuzusetzen:  Selbstversändllch  ist  dies  auch  bei  yorllegendem  päpstlichen 
Privileg  zulässig;  ein  solches  für  ein  Kloster  in  Genua  von  Alexander  III.  v.  1162:  „candelas 
in  puriflcatione  b.  Mariae  vobls  et  parrochianis  vestris  benedicendl  liberam  vebis  concedlmus 
facultetem«  bei  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  211. 

S.  156.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  3  v.o.  hinter:  h. Benedikts  einzuschalten:  (s.dazu  auch  die  der 2. Hälfte 
des  11.  Jahrh.  angehorige  Notiz  in  Cod.  Yatic.  1341,  Maassen,  Pseudo-Isidor-Studien  II. 
Wien  1885.  S.  4:  ,^Ego  Theotardus  s.  Martini  coenobii  nunc  ordinandus  abbas  subieotionem  et 
reverentiam  a  ss.  patribus  oonstltutam  et  oboedientiam  secundnm  praeceptum  b.  Benedict!  s.  del 
Heduensi — ^Autnn — aecclesiae  in  praesentia  domni  episcopl  Aganonls  perpetuo  me  exhlbiturum 
promitto  et  propria  manu  flrmo''). 

S.  159.  Anm.  Sp.  1.  Z.  19  v.  o.  a.  Schi,  des  Absatzes  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  Weiland  t  Ztschr. 
f.  K.  R.  22,  200. 

S.  159.  Anm.  Sp.  2.  Z.  11  v.  o.  a.  Schi,  des  Absatzes  anzufügen:  Weilanda.a.0.  S.  207  ff. 

S.  161.  Anm.  Sp.  1.  Z.  10  v.  o.  hinter :  1886  S.  7  ff.  einzuschalten :  (im  Buchhandel  als  besondere 
Schrift.   Breslau  1886). 

S.  161.  Anm.  Sp.  2.  Z.  10  v.  u.  hinter:  geblieben  elnzufOgen:  (Vgl.  hierzu  auch  Engel  mann  in 
der  citlrten  Schrift  S.  77  ff.). 

S.  162.  Anm.  v.  S.  161.  Sp.  1.  Z.  9  v.  u.  hinter:  gewesen  ist  einzuschalten:  dessen  Kr5nung  aber 
(n  Bologna  stattgefunden  hat,  Ranke,  deutsche  Gesch.  i.  Zeitalter  d.  Reformation.  3.  Ausg. 
3, 179  (der  letzte  Kaiser,  welcher  in  Rom  (1452)  gekrönt  worden  ist,  war  Friedrich  III.,  Pastor, 
Gesch.  d.  Päpste  seit  d.  Ausgang  d.  Mittelalters.  Freiburg  i.  Br.  1886.   1,  374). 

S.  164.  Anm.  4.  Sp.  2.  Z.  8  v.  o.  hinter  S.  31  einzuschalten:  vgl.  auch  unten  S.  168  und  Hir- 
sch el  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  34,  354. 

S.  169.  Anm.  1  a.  £.  anzufügen :  Auch  hat  die  Universität  München  mit  einer  Kirehe  daselbst  einen 
Vertrag  geschlossen,  nach  welcher  die  erstere  berechtigt  ist,  das  Kirchengebäude  zu  Gottesdien- 
sten für  die  Universitätsangeborigen  zu  benutzen,  dafür  aber  einen  Jährlichen  Dotationsbeitrag 
von  600  Fl.  zu  dem  gesammten  Real-  und  Personalbedarf  der  Kirche  zu  leisten  hat,  Seuffert, 
Archiv  38,  430. 

8.  169.  Anm.  4.  Abs.  1  a.  Sohl,  hinzuzusetzen :  Ueber  einen  Fall,  in  welchem  eine  Kirche  seitens 
eines  Kapitels  gegen  einen  Jährlichen  Kanon  an  eine  Brüderschaft  veräussert  worden  ist,  Acta 
8.  sed.  18,  253. 

S.  169.  Anm.  5  a.  E.  hinzuznfQgen :  Daher  verlangt  Gregor  I.  ep.  I.  68,  ed.  Bened.  2,  555  die  Rück- 
gabe vonKeldhen  und  anderen  Gerätbsohaften,  welche  ein  Diakon  an  einen  Juden  verkauft  hatte. 

S.  170.  Anm.  8  a.  E.  hinzuzusetzen:  Uober  dieVeräusserung  von  Kirchengeräthen durch  Oalixt  III. 
i.  J.  1456  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Rüstungen  gegen  die  Türken  s.  Pastor,  Gesch.  d. 
Päpste  1,  521. 

S.  170.  Anm.  9  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  S.  auch  die  Urkunde  des  Bischofs  Albrecht  von  Halberstadt 
V.  1316  fQr  den  Comthur  des  deutschen  Ordens,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halber- 
stadt 3,  133:  „,  .  .  ut,  sl  opus  omnino  esse  vlderitis  ad  strueturas  aliquas  ampliandas,  chorum 
ecclesie  in  Luckenum  vUIe  vestre  ab  incolis  civibus  desolate  dissolyatis  atque,  slcut  vestra  etiam 
poposoit  devotio,  cum  domo  seu  mansione  vestris  usibus  conitruenda  occupetis  partem  cymiterii 
aliquam,  in  qua,  slcut  convenit,  secundum  fragilis  nature  seu  vilis  veutris  tributi  solutionem 
camera  vobis  flat". 

Ueber  die  Versteigerung  der  Kirchengeräthscbaften  supprimirter  und  säkularisirter  Kl5ster 
i.  J.  1810  8.  Eubel,  Gesch.  d.  oberdeutschen  Minoritenprovinz  S.  151. 

S.  17a  Anm.  2.  Z.  4  v.  U.  hinter :  angegeben  ist)  einzuschalten :  4.  Aufl.  1887. 

S.  182.  Z.  2  y.  0  hinter:  ihr  Amt,  als  Anm.  1»  anzufügen:  auch,  wenn  die  Verbindlichkeit  dem 
Amt  nur  kraft  besonderer  Fundationsbestimmungen  auferlegt  ist,  Acta  s.  sed.  19,  538. 

S.  186.  Anm.  3.  Z.  9y.  o.  hinter:  S.  184  n.  6  einzuschalten:  Acte  s.  sed.  20,  40;  wennschon  von 
der  Congr.  conc.  gestettet  worden  ist:  ^posse  permitti  pmdentl  arbitrio  episcopi  aliquam  remn- 
neratlonem  intuitu  laboris  et  incommodl  exclusa  qnalibet  eleemosyna  pro  applicatione  missae, 
Acte  s.  sed.  18,  547. 

'S.  187.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  Acte  s.  sed.  18,  544. 

S.  187.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzufügen :  S.  auch  Acta  s.  sed.  19,  454. 

S.  189.  Z.  2v.  u.  stett:  stebUumlies:  stabile. 

S.  203.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen :  Weiter  hierher  gehörige  Fälle  Acte  s.  sed.  19, 462. 576  u.  20, 40. 
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S.  210.  Z.  9  V.  0.  Ist  hinter:  celebriren  als  Anm.  1&  hinzuzusetzen :  Das  Stipendium  erhält  er  da- 
nach nicht  als  Depositum,  sondern  zu  Eigenthum,  wennschon  er  es  abgesondert  von  jedem  an- 
deren Qelde  bis  nach  der  Persolvirnng  der  Messe  aufbewahren  und  nicht  frQher  verwenden  soll. 
Er  trägt  also  auch  den  Verlust  (z.  B.  durch  Entwendung)  und  ist  trotz  eines  solchen  zur  Persol- 
virnng verpflichtet,  vgl.  Nirschl  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  3  ft. 

S.  215.  Anm.  7  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Acta  s.  sed.  19,  600. 

S.  216.  Anm.  3  a.  K  hinzuzusetzen :  Einen  weiteren  Fall  s.  Acta  s.  sed.  19,  194. 

8.  221.  Anm.  7  a.  E.  hinzuzufügen:  Das  älteste  Beispiel  für  einen  solchen  regelmässigen  (Gottes- 
dienst dürfte  die  Anordnung  der  16.  Nationalsynode  von  Toledo  693  sein,  nach  welcher  c.  8 
wegen  der  Verdienste  des  Königs  Egiea  um  die  Kirche  für  ihn  und  die  gesammte  konigliehe 
Familie  täglich  (mit  Ausnahme  des  Gharfreitags)  in  allen  Kirchen  die  Messe  dargebracht  and 
gebetet  werden  sollte. 

S.  222.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  In  dem  Privileg  Clemens'  HI.  für  das  Domkapitel  zu  Pisa  ▼. 
1188,  V.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  355:  „populäres  quoque  processlones,  nlsi  in  maiori 
non  flaut  ecclesia'^  sind  wohl  processlones  publicae  gemeint. 

S.  230.  Anm.  4  a.  Schi,  anzufügen:  19,  319. 

S.  232.  Anm.  3  v.  S.  231  a.  E.  hinzuzufügen :  Ueber  Verbote  und  Einschränkungen  der  Prozes- 
sionen im  Königreich  beider  Sizilien  seit  dem  18.  Jahrh.  Fr.  S  caduto ,  stato  e  chlesa  nelle  dae 
Sicille  p.  490.  491. 

S.  240.  Anm.  2.  Z.  4  v.  o.  statt:  o.  76  Dict  lies:  c  26  Dist 

S.  240.  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Benrath,  z.  Gesch.  d.  Marienverehrung  i.  d.  Stu- 
dien u.  Kritiken.  Jahrgg.  1886.  S.  7.  197;  v.  Lehner,  die  Marienverehrung  luden  ersten 
Jahrhunderten.   2.  verb.  Auflage.    Stuttgart  1886. 

S.  245.  Z.  1  V.  u.  statt:  nochmals  lies:  nachmals. 

S.  245.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  3  v.  u.  hinter:  P.  n.  9238  einzuschalten:  u.  ep.  GregorU  IX  ad  episc. 
Brlxiens.  v.  1230,  Wilibald  Hauthaler,  aus  den  vatikanischen  Regesten  (z.  Gesch.  d.  Erz- 
biflchöfe  v.  Salzburg).  Wien  1887.   S.  46. 

S.  251.  Anm.  1.  Z.  2  v.  u.  hinter:  behauptet  wird  einzuschieben:  (vgl.  auch  D dllin ger  und 
Reu  seh,  die  Selbstbiographie  des  Gardlnals  Bellarmin  S.  300). 

S.  253.  Anm.  Sp.  1.  Z.  18  v.  u.  hinter:  festgestellt  werden  einzuschalten:  (S.  auch  die  Instractio 
ad  condendum  auctoritate  ordinaria  processum  super  immemorabiU  cultu  1.  Arch.  f.  k.  K.  B. 
47, 114). 

S.  253.  Anm.  Sp.  2.  Z.  27  v.  o.  hinter:  17,  399.  512  einzufügen :  18,  420  u.  19,  357. 

S.  254.  Anm.  Sp.  2.  Z.  21  v.  o.  hinter :  constet  etc.  einzuschieben :  (Acta  s.  sed.  19,  301 ;  20,  238. 
242.  254.) 

S.  254.  Anm.  Sp.  2.  Z.  23  v.  u.  hinter :  beatiflcatlonis  einzuschalten :  Acta  s.  sed.  20,  237. 

S.  254.  Anm.  Sp.  2.  a.  Schi,  der  Anm.  hinzuzusetzen:  Ueber  den  die  Beatiflkation  des  Cardin&ls 
BeUarmin  betreffenden,  noch  immer  nicht  erledigten Prozess  s.  v.  Dölllngeru.  Reusch,  die 
Selbstbiographie  des  Gardinais  Bellarmin  S.  5  ff.,  296  ff.,  317  ff. 

S.  265.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  AcU  s.  sed.  20,  243.  249.  252.  296.  356.  387. 

S.  256.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  und  bei  v.  Döllinger  u.  Reusch  a.  a.  0.  S.  286. 

S.  259.  Anm.  5  a.  Schi,  anzufügen :  und  Gamillus  de  Lellis  und  Johannes  de  Deo  zu  Patronen  der 
Hospitäler,  Acta  s.  sed.  18,  598. 

S.  259.  Anm.  12  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ein  Beispiel  v.  1662  betr.  die  Diocese  Münster  bei  A.  H  ü  - 
sing,  Fürstbischof  Ghristoph  Bernhard  von  Galen.  Münster  u.  Paderborn  1887.  S.  84. 

S.  264.  Anm.  3.  Sp.  1.  Z.  1  v.  o.  hinter:  II.  2,  153  ff.  einzuschalten:  vgl.  die  Bitte  Lothars  1.  an 
Leo  IV.  um  Reliquien,  transl.  S.  Alexandri  c.  4,  SS.  2,  677. 

S.  268.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Ein  Beispiel  v.  1653  bei  H  üsing,  a.  a.  0.  S.  86. 

S.  268.  Anm.  6  a.  E.  anzufügen :  Ueber  die  Schenkung  einer  Reliquie  seitens  eines  Klosters  an  den 
Bischof  V.  Münster  i.  J.  1654  Hüsing  a.  a.  0.  S.  85.  86. 

S.  279.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Im  Mittelalter  hat  man  sich  allerdings  nicht  immer  an  diese 
Normen  gehalten,  s.  Urk.  des  Halberstädter  Kapitals  v.  1350,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hoch- 
Stifts  Halberstadt  3,  509 :  „pro  redlmendo  reliqulas  nostre  ecolesie,  vid.  ymaglnes  s.  Mariae  virg. 
et  b.  prothomartiris  Stephani,  patroui  nostri,  a  Gaczum  Judeo,  oui  fuerant  nomine  plgnoris 
obligate". 

S.  280.  Anm.  6.  Z.  6  v.  u.  hinter:  14,  395  hinzuzusetzen:  Boret,  caplt.  1,  363. 

S.  284.  Anm.  6  v.  S.  283.  Z.  6  v.  u.  hinter:  212.  213  einzuschieben:  Fr.  Scaduto,  stato  e  chlesa 
nelle  due  Sicille  p.  483  ff. 

S.  285.  Anm.  4  v.  S.  284.  Z.  2  a.  £.  hinzuzufügen :  über  Nordamerika  s.  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  72. 

S.  298.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen : 

Andererseits  kann  der  Staat  auch  gewisse  Dienstleistungen  und  Uebungen  an  Sonntagen 
und  Feiertagen  bei  Strafe  vorschreiben,  einen  hierher  gehörigen  Fall  in  der  Juristisehen  Rand- 
schau f.  d.  kath.  DeutschUnd.  Frankfurt  a.  M.  Bd.  II  (1886).   S.  247. 

S.  302.  Anm.  1.  Z.  12  v.  o.  hinter:  1839  einzuschalten:  auch  V.  d.  Justiz-Mln.  v.  1850,  prenss. 
J.  M.  Bl.  1850.   S.  127  u.  Beiträge  z.  preuss.  Kirchenrechte.   Heft  1.   S.  38. 

S.  302.  Anm.  1.  Z.  10  v.  u.  hinter:  bestimmt  einzuschalten:  und  durch  V.  v.  18.  Juli  1887,  a.  a. 
O.  1887.  S.  638  die  allgemeinen  Feiertage  im  Sinne  der  Gesetze  und  Verordnungen  über  das 
Verfahren  in  Rechtsstreitigkeiten,  Straf-  und  Verwaltungssachen,  der  Wechsel-Ordnung  nnd 
des  Handelsgesetzbuches. 
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S.  302.  Anm.  1  a.  Schi,  binzazasetzen :  so^le  Jetzt  für  ElAass-Lothringen  das  Ge&etz  betr.  die  ge- 
setzlichen Feiertage  v.  19.  Oktober  1887,  Qea.  Bl.  f.  £ls.-Lothr.  S.  79. 

S.  302.  Anm.  2.  8p.  2  a.  E.  hinzuzufügen :  sowie  ein  Abdruck  begonnen  in  Ztschr.  f.  K.  B.  21,  341. 

8.  303.  Anm.  7.  Z.  2  t.  o.  sUtt:  113  J.  48  lies:  I.  3  $•  48. 

8.  308.  Anm.  1  a.  ScbL  hinzuzusetzen :  Schon  In  dem  Privileg  Anastasius'  lY.  für  den  Konvent 
der  Laterankirche  V.  1153,  Mansi  21,  779;  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  132hei8stes: 
„ut  eadem  ecclesia  tamquam  principalis  mater  et  domina  omnino  libera  sit  et  nulii  penitus  nisi 
soll  Romano  pontiflci  sit  subiecta". 

8.  310.  Anm.  13  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ueber  die  Pfarrei  der  Laterankirche  in  Rom  (8.  307  n.  12) 
s.  die  Privilegien  Oalixts  II.  v.  1121  und  Hadrians  IT.  v.  1155,  v.  Pflugk-Harttung,  Acta 

2,  232  u.  3,  166  (Jafftf-Loewenf  eld  reg.  n.  6907  u.  n.  10032,  das  Privileg  PaschaUs  II.  y. 
1105,  v.  Pflugk-Harttung  1.  c  2,  186  ist  unecht,  Jafftf-Loewenfeld  n.  6056). 

8.  311.  Anm.  1  a.  £.  anzufügen:  Ein  ähnlicher  Fall  Acta  s.  sed.  19,  442. 

8.  311.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen:  Durch  die  Oewährung  des  Rechtes  zur  Ertheilung  der  Taufe, 
welches  auch  an  Klosterkirchen  verliehen  worden  ist,  s.  privil.  Adriani  lY.  v.  1154,  v.  Pflugk- 
Harttung  Acta  3,  158,  wird  die  Kirche  aber  keine  Pfarrkirche. 

8.  311.  Anm.  7  a.  Schi,  anzufügen:  Vgl.  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1886  in  Acta  s.  sod. 
19.  442. 

8.  313.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  S.  auch  Acta  s.  sed.  20,  41. 

S.  314.  Anm.  6.  Z.  1  v.  o.  hinter:  n.  2  einzuschalten:  s.  auch  Nov.  Justin.  58  (a  637). 

8.  315.  Anm.  1.  Z.  7  y.  u.  nach:  p.  642  einzuschieben:  neuere  Indulte  v.  1857  inhaltlich  mitge- 
theilt  bei  Dumon  t,  Gesch.  d.  Pfarrelen  d.  Erzdiocese  Köln.  VI.  Dekanat  Brühl  von  Rosel- 
len. Köln  1887.  S.  430. 

8.  316.  Anm.  13.  Z.  1  v.  o.  vor:  Im  übrigen  einzuschieben:  Bei  Yerleihung  für  den  Stifter  und 
dessen  Deszendenten,  nur  auf  die  durch  Männer  vermittelten  Deszendenten,  Congr.  conc  v. 
1886,  Acte  s.  sed.  19,  499;  Arch  f.  k.  K.  R.  59,  123. 

8.  319.  Anm.  2.  Z.  1  am  Anfang  einzuschieben :  Nov.  Justin.  67  (538)  c.  1 ;  Nov.  131  (545)  c.  7. 

S.  319.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ein  Beispiel  eines  päpstlichen  Privilegs  gegen  die 
Neuerrichtung  von  Kirchen  in  ep.  Anastesil  lY.  für  den  Bischof  v.  Asti  v.  1154,  v.  Pflugk- 
Harttung  3,  143. 

8.  320.  Anm.  9.  Z.  1  v.  o.  hinter  qu.  2  einzuschalten  :  Gregor  1.  ep.  II.  5.  12,  ed.  Bened.  2,  571.  577. 

8.  321.  Anm.  1.  Z.  4  v.  u.  hinter:  allegatis  einzuschalten:  (vgl.  auch  Gregor  I.  ep.  II.  5.   12  cit.) 

S.  321.  Anm.  4.  Sp.  2  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ygl.  auch  den  Fall  in  Acte  s.  sed.  18,  473  u.  20,  312, 
in  welchem  der  Bischof  selbst  den  Bau  begonnen  hatte. 

S.  321.  Anm.  7.  Z.  5  v.  u.  hinter:  866  einzuschieben;  Acta  s.  sed.  18,  538  u.  20,  157.  319. 

8.  322.  Anm.  8.  Sp.  1.  Z.  1  v.  o.  hinter:  So  z.  B.  einzuschalten:  ep.  Cölestlni  III  v.  1192,  Jaf f tf- 
Loewenfeldn.  16910;  v.  Pflugk-Harttung,  Acte  3,  385. 

8.  322.  Anm.  8.  Sp.  2.  Z.  19  v.  u.  hinter:  constituere  einzuschieben:  Cölestin  II.  v.  1144  für  eine 
Kirche  in  der  Diöoese  Gremona,  Jafftf-Loewenfeld  n.  8516;  Lucius  II.  für  eine  Kollegiat- 
kirche  in  Pisa  v.  1144,  1.  c.  n.  8596  ;  für  ein  Kloster  in  der  Diöcese  Piacenza  1144,  1.  c.  n.8649; 
weitere  derartige  Privilegien  v.  Eugeu  III.  1145,  Anastesius  lY.  1153  und  Alexander  III.  v. 
1176  (1.  c.  n.  8778.  9762  u.  12738),  sämmtlich  abgedruckt  bei  v.  Pflugk-Harttung,  Acte 

3,  54.  57.  60.  61.  71.  127.  263. 

S.  328.  Anm.  14  a.  E.  hinzuzusetzen :  Ein  Fall  bei  Gregor.  Turon.  bist,  l'ranc  Y.  32,  s.  o.  8.  806 
n.  1. 

S.  331.  Anm.  7  a.  E.  anzufügen:  Blosse  üeberdeckung  der  Konsekrationskreuze  ist  unerheblich 
Entech  d.  Congr.  rit.  v.  1886,  Arch.  f.  k.  K.  R.  59,  124. 

8.  339.  Anm.  5.  Z.  1  v.  o.  vor:  üeber  einzuschieben :  Vgl.  Entech.  d.  Reichsgerichte  Y.  S.  v.  11.  Juli 
1885,  B  0 1  z  e ,  d.  Praxis  d.  Reichsgerichte  in  Civilsachen.  Leipzig  1886.  2,  40  n.  169  (Juristische 
Rundschau  f.  d.  kath.  Deutechland.  Bd.  2.  8.  175;  Blum,  Urtheile  u.  Annalen  des  Reichs- 
gerichte. Berlin  u.  Leipzig  1866  3,  302):  ^jWenn  auch  der  evangelischen  Gemeinde  zu  "Warburg 
die  Kirche  des  säkularlslrten  Dominikanerklosters  durch  Kab. -Ordre  v.  1824  geschenkweis  zum 
Eigenthum  übertragen  ist,  so  ist  doch  vorbehalten,  dass  in  derselben  noch  katholischer  Gottes- 
dienst zu  halten  sei,  Insonderheit  durch  spätere  hiermit  in  Yerbindung  bestehende  Kabinetsordres 
dem  damaligen  Progymnasium  die  Mitbenutzung  der  Kirche  für  den  katholischen  Schul- 
gottesdienst gestettet.  Wenn  das  auch  nur  widerruflich  geschehen  ist,  so  steht  der  Wider- 
ruf nicht  bei  dem  Eigenthümer,  sondern  ist  Königlicher  EntSchliessung  vorbehalten.  Bis  dahin 
oder  bis  zu  einer  Aenderung  der  Gesetzgebung  kann  die  evangelische  Gemeinde  auf  Grand  ihres 
Eigenthums  die  Mitbenutzung  nicht  untersagend 

8.  341.  Anm.  2.  Z.  2  v.  o.  hinter :  welche  einzuschalten :  wie  sie  schon  alte  Sitte  war ,  constit. 
apostolor.  II.  57(^,xai  al  YüNaixe;  xe^oaptajjilva)?  xal  aOxal  xa^eC^oÖcoaav") ;  Socrat.  bist,  eccles. 
I.  17  („xal  oüveuyeodat  Iv  twtwv  pvaix&N  xdlYfAafi^);  Kober  1.  d.  Tübinger  theolog.  Quartal- 
sohrift,  Jahrgang  69  (1877)  8.  12,  noch. 

S.  344.  Anm.  2.  Z.  4  v.  o.  hinter:  38,  302  einzuschalten:  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  128. 

S.  344.  Anm.  2.  Z.  2  v.  u.  hinter:  steht  einzuschalten:  unter  Berufung  darauf  auch  Gierke,  die 
Genossenschaftstheorie  und  die  deuteche  Rechtsprechung.  Berlin  1887.  8.  196.  197;  s.  auch 
Urtheil  des  Reichsger.  v.  29.  Juni  1886,  Entsch.  in  Clv. -Sachen  16,  160. 

S.  348.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  das  Reichsgericht  lU.  S.  hat  im  UrtheU  v.  29.  Juni  1886 
Entecheidungen  in  Civilsachen  16,  159  (in  einer  eine  latherische  Kirche  betreffenden  Sache) 
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YOD  dem  Standpunkt  aus,  daas  es  sich  um  Entziehung  von  Privatrechten  handelt,  s.  o.  S.  344, 
eine  Entschädigungspflioht  angenommen,  aber  die  Frage  nach  der  Snhstantiirung  der  Entschä- 
digung zu  berühren,  keine  Veranlassung  gehabt. 

S.  350.  Anm.  9  v.  S.  349.  Z.  23  v.  o.  hinter :  Anm.  65  iL  einzuschalten :  Eine  kurze  Zusammen- 
stell ung  der  Vorschriften  des  A.  L.  R.  auch  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  350. 

S.  351.  Anm.  Sp.  2.  Nr.  3.  Z.  13  v.  o.  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Einen  solchen  Fall  s.  bei  Dnmont , 
Gesch.  d.  Pfarreien  d.  Erzdidcese  Köln.  VI.  Dekanat  Brühl  von  Rosellen.  Köln  1887.  8.401. 

S.  354.  Anm.  8  a.  SchL  hinzuzusetzen :  S.  femer  d.  Erl.  des  Ordinariates  v.  Freiburg  v.  1887  betr. 
das  Verbot  von  Musikfesten  und  Konzerten  in  Kirchen,  Arch.  f.  k.  K.  R.  59, 115. 

S.  357.  Anm.  2  a.  Schi,  anzufügen :  Welter  gehört  der  Fall  hierher,  wenn  ein  Vertrag  über  die  Ge- 
wihrung  eines  Rechts  auf  Gottesdienst,  wie  dies  seitens  der  Universität  München  geschehen  ist. 
abgeschlossen  werden  soll,  Erk.  d.  Obersten  Landesgerichtshofes  für  Baiem  v.  1882,  Seu  f  fert, 
Arch.  38,  430. 

S.  359.  Anm.  7  a.  Schi,  hinzuzufügen  :  Vgl.  auch  den  Nachtrag  zu  S.  339.  Anm.  5. 

S.  363.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen  :  S.  auch  den  im  Nachtrag  zu  S.  339.  Anm.  5  gedachten  Fall. 

S.  367.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  S.  auch  Erk.  d.  Reichsgerichts  v.  15.  Dezember  1885,  juri- 
stische Wochenschrift  1886.  S.  49;  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts  2,  349  n.  1352;  Arch. 
f.  k.  K.  R.  57,  122. 

S.  368.  Anm.  1  a.  E.  anzufügen:  Auf  demselben  Standpunkt  wie  Mayer  steht  auch  das  Erk.  des 
Reichsgerichts  II.  S.  v.  27.  Oktober  1885,  Juristische  Wochenschrift  1886.  S.  365;  Arch.  f.  k. 
K.  R.  57,  121 ;  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts  2,  348  n.  1351  :  „Auch  der  Mlteigenthümer 
einer  Simultankirche  verliert  sein  Recht  auf  Mitbenutzung  nicht  schon  dadurch,  dass  er  von  der 
gemeinsamen  Sache  längere  Zeit  keinen  Gebrauch  macht  oder  gegen  eine  bestimmte,  vom  ande- 
ren Mlteigenthümer  geübte  Benützungsart  keinen  Widerspruch  erhebt,  sondern  nur  dadurch, 
dass  der  andere  Mlteigenthümer  das  Recht  auf  eine  ausschliessliche  Benützung  durch  Ersitzung 
erwirbt". 

S.  368.  Anm.  2.  Z.  8  v.  o.  hinter:  sei  einzuschalten:  (und  ebenso  das  Reichsgericht  II.  S.  in  dem 
Urthell  V.  27.  Oktober  1885;   Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts.  2,  348  n.  1351). 

8.  373.  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen :  Anderer  Auffassung  anscheinend  das  Reichsgericht  für  das 
badische  und  gemeine  Recht  In  dem  Im  Nachtrag  zu  S.  368.  Anm.  1  dtirteu  Erkenntnlss :  JDem 
Richter  steht  die  ReguUrung  der  Benutzung  einer  Simnitankirche  nur  Insoweit  zu,  als  sie  auf 
privatrechtlloher  Grundlage  und  nach  dem  Ergebniss  der  Prozess Verhandlungen  stattfindet ''. 

S.  376.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzufügen:  Vgl.  dazu  v.  Schulte,  d.  Altkatholidsmus.  Giessen  1887. 
S.  488  ff. 

S.  376.  Anm.  8.  Z.  8  v.  u.  hinter:  badische  Gesetz  einzuschieben:  (Vgl.  dazu  auch  y.  Schulte, 
d.  Altkatholidsmus.  S.  439.  440.) 

S.  378.  Anm.  3.  Sp.  2.  Z.  3  v.  o.  hinter:  S.  18,  einzuschalten:  und  den  Altkatholiken  einzelne, 
im  Staatseigenthum  befindliche  Kapellen  zum  Gottesdienst  einräumte,  v.  Schulte,  d.  Alt- 
kathollcismus.  S.  349.  437. 

S.  380.  Anm.  1.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Fuld,  d.  Asylrecht  Im  Alterthum  und  Mittelalter, 
Ztschr.  f.  vergleichende  Rechtswissenschaft,  Bd.  7  (1887),  S.  132ff.  285  (über  kirchliches  Asyl- 
recht hier  S.  136  ff.,  aber  ohne  etwas  Neues  und  oberflächlich). 

S.  384.  Anm.  7  v.  S.  383  a.  Schi,  anzufügen:  wohl  aber  ep.  Gelas.  I  ad  Bouifacium  episc,  Thiel 
1,  505:  „et  ideo  directus  supradicü  homo  de  praesenti  cum  eo,  quem  elegerls  esse  mittendum, 
quum  de  impunitate  elus  sacramenta  praebuerint,  eum  statlm  fades  ad  dominum  suum  modis 
omnlbus  remeare,  aut  si  in  hac  pervlcacla  forte  perstlterit,  post  sacramentum  sibl  praestitutum, 
reddatur  Invitus**. 

S.  387.  Z.  8  V.  0.  hinter:  herbeiführe  als  Anm.  3&  einzuschalten: 

Vgl  Privileg  Innocenz*  ü.  v.  1135  und  Anastasius'  IV.  v.  1153  für  ein  Kloster  in  PUa, 
V.  Pflugk-Harttung  2,  280  u.  3,  127:  „quonlam  etiam  secundum  Kumanas  leges  sacro- 
sancta  ecolesia  omnlbus  generaliter  debet  esse  refugium.  simili  modo  sancimus,  ut  quicumque 
causa  salutis  propter  aliquod  commissum,  se  ad  eundem  locum  contulerlt,  douec  prior  et  fratres 
ipsum  ad  iustioiam  presentaverit,  a  nemine  abstrahatur  aut  lesionem  aut  detrimentum  patiatur^. 

S.  388.  Anm.  11  a.  Sohl,  hinzuzusetzen:  Auch  den  tridentlnischen  Semlnarien  hat  man  das  Recht 
in  der  Praxis  einzelner  Länder  zugeschrieben,  Poüan,  de  seminario  clericorum,  diss.  bist.  can. 
Lovanli  1874.  p.  159. 

S.  393.  Anm.  8  a.  E.  anzufügen:  Zimmermann,  König  Ludw.  I.,  Urkde  v.  1380  üb. d.  Asylrecbt 
f.  d.  Marienburger  lürche  i.  d.  Mittheilungen  d.  Instituts  f.  österr.  Geschichtsforschung.  Inns- 
bruck 1887.   8,65. 

S.  395.  Anm.  2.  Z.  8  hinter:  345  einzuschalten:  Bullar.  Taurln.  5,  404. 

S.  397.  Anm.  1.  Z.  4  v.  u.  hinter:  78  einzuschieben:  Vgl.  des  Weiteren  nodi  Scaduto,  stato  e 
chiesa  nelle  due  Slcilie  p.  334.  335. 

S.  397.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Für  Baiern  s.  das  Concordat  mit  dem  Bischof  v.  Augsburg 
V.  1785  Nr.  55  bei  Warn kön ig,  d.  staatsreohü.  Stellung  d.  kathol.  Kirche.  Erlangen  1856. 
S.226. 

S.  397.  Anm.  4.  Z.  4  v.  o.  sUtt :  236  lies :  %.  36. 

S.  399.  Anm.  2.  Z.  7  v.  o.  hinter:  2,  8  einzuschalten;  Vgl.  Kohler,  d.  Lehre  v.  d.  Pertinenzen  l. 
d.  Jahrbüchern  f.  Dogmatlk  des  Privatrechts  1887.   26,  176. 
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S.  399.  Z.  6  y.  u.  hinter:  verrlohtet  wird  als  Anm.  6&  anzufügen: 

Vgl.  Privileg.  Gregore  Vm.  t.  1187,  v.  Pflugk-Harttung,  Acte  3,  347:  „nt  malus  al- 
tere episcopo  Tel  archipresbitero  seu  canonicis  b.  Georgll  ad  canendam  maiorem  missam,  si  ibi 
interfüerint,  ooncedatnr,  aliud  vero  congregatlonis  cum  fratribns,  tertium  autem  illius  ecclesie 
BerrientibuB  trlhuatur**. 

S.  400.  Anm.  8  ▼.  S.  399.  Z.  1  y.  o.  hinter:  Kirche  hinzuzusetzen :  s.  auch  die  Urkunde  v.  1368  in 
O.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halberstadt  3,  611. 

S.  401.  Z.  7  V.  u.  hinter:  konsekrirt  werden  als  Anm.  3<^  anzufügen:  Tgl.  auch  das  Weisthum  der 
Halberstadter  Diöcesansynode  von  1328,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halberstedt 
3,  317 :  „fuit  quesitum,  si  aliquem  contingeret,  altere  aliqnod  de  novo  ediflcare  et  id  congrue 
dotere  in  aliqua  ecclesia,  quis  proourare  tenetur,  ut  idem  altere  consecraretur,  et  in  eadem  sy- 
nodo  sententialiter  difflnitum,  quod  is  qui  ediflcasset  dictum  altare  et  dotesset". 

S.  406.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ueber  noch  weiter  gehende  Privilegien  s.  v.  Dollinger 
und  Beusch  ,  d.  Selbstbiographie  des  Cardinais  Bellarmin  S.  136. 

S.  407.  Anm.  10  a.  E.  hinzuzufügen:  Bischöfliche  Genehmigung  der  Verlegung  eines  Altars  von 
1347  in  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hoohstifts  Halberstedt  3,  494. 

S.  413.  Anm.  11.  Z.  10  v.  u.  hinter:  hielten  einzuschalten:  was  auch  dadurch  bestätigt  wird,  dass 
die  Päpste  wiederholt  im  12.  Jahrhundert  Kidstern  und  Gellen  von  Klöstern  das  Privileg,  die 
Glocken  zum  Gottesdienst  läuten  zu  lassen,  ertheüt  haben,  vgl.  d.  Priv.  v.  Eugen  III.  1146, 
Alexander  III.  1176  u.  1177,  v.  Pflugk-Harttung,  Acte  3,  71.  247.  254  (s.  auch  ep.  ür- 
ban.  III.  V.  1186—1186,  1.  c.  p.  322,  wo  dies  Recht  einem  Hospitel  abgesprochen  wird). 

S.  414.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Auch  das  Recht,  Glocken  zum  eigenen,  nicht  öffent- 
lichen Gebrauch  zu  haben,  ist  früher  durch  päpstliches  Privileg  bestätigt  worden ,  s.  das  Ur- 
bans  m.  1185—1187  für  ein  Hospitel  in  Avlgnon  v.  Pfugk-Harttung,  Acte  3,  324:  „ut 
tintinnabolum  ad  convocandos  fratres  et  familiam  vestram  in  aliqua  parte  domus,  sicut  In  in- 
strumento  . . .  R.  quondam  Arelatensis  archiepiscopi  et  G.  Avenionensis  episcopi  cognovimus  con- 
tineri,  liceat  vobis  habere^ 

S.  415.  Anm.  6.  Z.  8  v.  o.  hinter :  2, 12  ff.  einzuschalten  :  Vgl.  K  o  h  1  er  In  den  Jahrbüchern  f.  Dog- 
matik  des  Privatrechte.   1887.   26,  174. 

S.  418.  Anm.  4.  Z.  2  v.  o.  hinter:  Kathedrale  einzuschieben:  Privilegien  von  Eugen  III.  v.  1150  u. 
V.  Clemens  III.  v.  1188  darauf  bei  v.  Pflugk-Harttung,  Acte  3,  99  u.  355. 

S.  422.  Anm.  1  a.  £.  hlnznzuseteen :  S.  hierzu  auch  die  Entecheidung  des  Österreich.  Verwaltungs- 
gerichtehofes V.  1886,  Arch.  f.  k.  K.  R.  69,  31. 

S.  425.  Anm.  5.  Sp.  2,  Z.  4  v.  o.  hinter:  würde  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  Sllbernagl  im  Arch. 
f.  k.  K.  R.  59,  386,  ebenso  Uhrig  a.  a.  0.  S.  28,  weil  Eingriffe  in  das  Privateigen thum  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  zu  deuten  seien.  Gegen  ihn  aber  Stin gl  a.  a.  0.  S. 30,  welcher  auch 
Belege  dafür  giebt,  dass  die  Regierungspraxis  der  hier  vertretenen  Ansicht  folgt,  s.  femer  S  ti  n  g  I, 
Bestimmungen  des  bayer.  Staates  über  die  Verwaltung  der  kathol.  Pfarrämter.  München  1879. 
S.  379. 

S.  428.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  Zteohr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck  1886.  10, 
374,  betr.  den  Fall  des  Job.  Potocki,  griech. -kathol.  Bischofs  von  Fogaras,  welcher  rumänischer 
Abstammung  als  Priester  des  lateinischen  Ritus  geweiht  war.  Als  Karl  VI.  nach  seiner  Desig- 
nation zum  Bischof  gebeten  hatte,  ihm  zu  gestetton  .*  „utrumque  ritum,  latinum  atque  graecum 
exereere^  entochled  die  Congr.  inquisit.  am  15./16,  Juli  1716  :  „pro  gratia  transeundi  ad  ritum 
graecum  post  professionem  emissam  in  religione  Basiliana  cum  prohibitione  redeundl  ad  ritum 
latinum". 

S.  437.  Anm.  3.  Z.  1  v.  o.  hinter :  772.  773  einzuschalten :  vgl.  noch  v.  Schulte,  d.  Altkatholi- 
cismus.  S.  318  ff. 

S.  437.  Anm.  4.  Sp.  2  a.  Schi,  des  Abs.  hinzuzusetzen  :  Dagegen  Berohtold,  d.  Bulle  Unam  sanc- 
tam.  München  1887.  S.  49  ff.,  gegen  Ihn  wieder  Grau  ort ,  bistor.  Jahrb.  d.  Görres-Gesellschaft. 
1888.  S.  143  und  Martens,  das  Vatikanum  und  Bonifaz  VIII.  München  1888.  S.  22  in  An- 
schluss  an  seine  frühere  Schrift :  die  Beziehungen  der  Ueberordnung  u.  s.  w.  zwischen  Kirche 
und  Staat  S.  45  ff. 

S.  438.  Anm.  4  v.  S.  437  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  die  Zusammenstellung  bei  v.  Schulte, 
d.  Altkatholicismus.  S.  319. 

S.  438.  Anm.  6  a.  Schi,  anzufügen:  Vgl.  auch  Meurer,  die  kirchliche  Rechtelage  bei  konstetirter 
Geistoskrankheit  des  Papstes  in  Grünhut,  Ztochr.  f.  d.  Privat- u.  öffentliche  Recht  Wien. 
14,405. 

S.  441.  Anm.  4  v.  S.  440  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  v.  Dollinger  und  Reusch,  d.  Selbstbiographie 
des  Cardinais  Bellarmin.  S.  111. 

S.  444.  Anm.  1  a,  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  femer  Acte  s.  sed.  20,  397. 

S.  446.  Anm.  3.  Z.  12 v.o.  hinter:  Katechismus  einzuschalten:  (vgl.  v.  Dollinger  und  Reusch, 
die  Selbstbiographie  des  Cardinais  BeUarmin.  S.  64.  142). 

S.  446.  Anm.  3  a.  Schi,  binzuzuseteen :  Vgl.  darüber  auch  :  Fried  rieh,  Gesch.  d.  Vatikan.  Kon- 
zils. 3,  446.  647.  663.  874.  879.  887.  977. 

S.  447.  Anm.  4  a.  E.  anzufügen :  Wegen  der  misslo  canonica  s.  noch  Fri  edrieh,  Gesch.  d.  Vatikan. 
Konzils.  3,  528.  529. 

S.  449  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Christlieb,  Gesch.  d.  christl.  Predigt  in  Herzog,  Real- 
Encyklopädie  f.  protest.  Theologie.  2.  Aufl.  18,  466,  wo  S.  467  weitere  Literatur  angegeben  ist. 
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S.  450.  Anm.  8,  letzte  Zeile  am  Anfang  elnzuBchalten :   Possidlos,  Tita  Augnatini  c  6,  MIgne, 

jpatroL  32,  37. 
S.  451.   Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  aber  Ehrle  1.  d.  Ztsohr.  f.  kathol.  Theologie.   1887. 

11,  740. 
S.  452.  Anm.  1  a.  £.  anzufügen :  Auch  Gerhard  Oroot,  der  Urheber  der  Oenossenschaft  der  Brftder 
des  gemeinsamen  Lebeus  hat  als  Diakon  —  einen  höheren  Weihegrad  hat  er  nicht  genommen  — 
gepredigt,   doch  wurde  ihm  die  Befugniss  dazu  durch  das  allgemeine,  sich  gegen  das  Predigen 
der  Diakonen  richtende  Edikt  des  Bischofs  v.  Utrecht  t.  1383  entzogen,  Hirsche  t  Herzog, 
Real-Encyklopadie.  2.  Aufl.  2,  683.  685. 
S.  454.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  auch  Hefele,  Gonc  Oesch.  8,  707. 
S.  457.  Anm.  12  hinzuzusetzen:  Eine  andere  Auffassung  bei  Ni  11  es,  selectae  disputationes  aeade- 

micae.  Fascicul  I.  Oeniponte  1886.  p.  79.  80. 
S.  464.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Hauck,  Deutschlands  Kirchengeschichte  1,  204. 
S.  480.  Anm.  17.  Z.  7  t.  u.  statt :  52,  269  Ues:  61,  269. 
S.  496.  Anm.  4.  Abs.  1  a. E.  hinzuzusetzen:  8.  auch  oap.  eccles.  Lothar.  I.  y.  825  o.  6,  Boretius 

1,  327;  Kaufmann,  d.  Gesch.  der  deutschen  Universitäten.  Stuttgart  1888.  1,  107. 
S.  498.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  femer  Holstein,  die  Domscholaster  in  Magdeburg  in  Ge- 

schiohtsbUtter  f.  Stadt  u.  Land  Magdeburg.  Magdeburg  1887.   22.  Jahrgg.   S.  289. 
S.  499.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  auch  Kaufmann  a.  a.  0.  1,  112.  113. 
S.  505.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Für  England  die  Provinzialsynode  Ton  Westminster  v.  1873, 

Arch.  f.  k.  K.  E.  68,  209. 
S.  509.  Anm.  6  a.  E.  anzufügen:  Ueber  das  Priesterseminar  in  der  Diocese  Münster  s.  Hüsing, 

Fürstbischof  Bernard  you  Galen.  S.  119.  120. 
S.  527.  Anm.  2  a.  SchL  hinzuzusetzen  :  H.  Brück ,  Gesch.  d.  kathol.  Kirche  im  19.  Jahrh.    Mainz 

1887.   1,  351.  360. 
S.  538.  Anm.  2  a.  £.  anzufügen :  S.  auch  Friedrich ,  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  3,  427.  428. 
S.  538.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  das  Schema  des  vatikanischen  Konzils  de  tecUtki 

c.  15,  Friedrich,  docum.  ad  illustr.  concil.  Yaükan.  2,  98.  99. 
S.  543.  Anm.  3  a.  E.  anzufügen :  doch  ermahnt  die  Provinzialsynode  von  Westminster  1873,  Aroh. 
f.  k.  K.  R.  58,  266,  die  Bischöfe,  nichts  unversucht  zu  lassen,  um  Diocesanseminarien  allein 
für  die  Geistlichen,  nöthlgenfalls  wenigstens  ein  solches  gemeinschaftliches  Seminar  für  mehrere 
Diöcesen  einzurichten. 
S.  549.  Z.  13  V.  0.  hinter:  Hessen  als  Anm.  2*  einzufügen:  Vgl.  Ges.  t.  6.  JuU  1887,  Art.  4, 

Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  341  (s.  o.  Nachtrag  zu  S.  21). 
S.  552.  Z.  1  V.  0.  hinter:  Tpftu9$Uehe  einzuschieben:   die  hessischela  und  als  Anm.  la:   Y^ 

Gesetz  v.  5.  Joli  1887.  Art.  4  (s.  o.  Nachtrag  zu  S.  21). 
S.  552.  Z.  3  Y.  0.  zu  streichen :  Hessen,  sowie  die  dazu  gehörige  Anm.  4. 
S.  557.  Z.  3  V.  0.  zu  streichen:  Hessen  und,  sowie  die  Anm.  2. 
S.  557.  Z.  5  V.  0.  zu  streichen:  wie  die  beiden  erwähnten  Staaten. 

S.  557.  Z.  1  V.  u.  hinzuzusetzen:  Dasselbe  gilt  auch  von  der  neuesten  Gesetzgebung  Hessens^, 
und  als  Anm.  7  hinzuzusetzen :  Gesetz  v.  6.  Juli  1887,  Art.  7 :  ,,Die  kirchlichen  Oberen  sind 
berechtigt,  Alumnate  und  Pensionate  (Konvikte)  für  Zöglinge,  welche  Gymnasien  oder  das 
kirchliche  Seminar  besuchen,  zu  errichten  oder  zu  unterhalten.  —  Unserem  Ministerium  des 
Innern  und  der  Justiz  sind  die  für  solche  Anstalten  geltenden  Statuten  und  die  auf  die  Haus- 
ordnung bezüglichen  Vorschriften  einzureichen,  sowie  die  Namen  der  Leiter,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mitzutheilen.  —  Knabenseminare  und  andere  als  die  in  Absatz  1  erwähnten  Kon- 
vikte bleiben  untersagt". 
S.  557.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Die  badische  Regierung  hat  im  Jahre  1888  den  Kammern 
einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  die  bisherigen  Beschränkungen  hinsichtlich  der  geist- 
lichen Bildungsanstalten  nach  dem  Vorbilde  der  neuesten  preussisehen  Gesetzgebung  (s.  den  Text 
von  S.  557,  Abs.  3  und  Anm.  6  dazu)  zu  mildern  beabsichtigt.  In  der  von  der  Kommission  der 
zweiten  Kammer  veränderten  Gestalt  lautet  der  Art.  I,  welcher  Aussicht  hat,  in  dieser  Fassung 
in  Gesetzeskraft  zu  treten : 

„Die  Absätze  2,  3  und  4  von  Art.  2  des  Gesetzes  y.  19.  Februar  1874,  betr.  die  Aenderung 
einiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  9.  Oktober  1860  über  die  rechtliche  Stellung  der 
Kirchen  und  kirchlichen  Vereine  im  Staate  werden  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt : 

Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstalten  zur  theologisch>praktischen  Vorbildung  der  künf- 
tigen Geistlichen  zu  unterhalten. 

Desgleichen  sind  sie  befugt,  Pensionsanstalten  (Konvikte)  für  solche  zu  errichten  und 
zu  unterhalten,  welche  behufs  der  Vorbereitung  für  den  geistlichen  Beruf  nach  Idaasgabe 
des  Gesetzes  v.  6.  März  1880,  betreffend  die  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  der 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes  (s.  o.  S.  21  u.  2  u.  4)  Gelehrtenschulen  oder  die  Uni- 
versität besuchen. 

Auf  Anstalten  der  in  den  beiden  vorhergehenden  Absätzen  bezeichneten  Art  finden  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  über  den  Elementarunterricht  in  %%.  103,  Ziffer  1,  2  n.  4, 
104  (unter  Beschränkung  des  ersten  Absatzes  auf  die  Ziffern  1,  2  u.  4  des  ^  103),  107 
Ziffer  1,  2  u.  3  und  108  entsprechende  Anwendung. 

Im  Uebrigen  bleibt  bezüglich  derselben  §.  109  Abs.  3  des  obigen  Gesetzes  in  Geltung. 
Pie  Leiter  und  Erzieher  an  den  bezeichneten  Anstalten  müssen  Deutsche  sein. 
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In  die  Pensioutanstalten  (KouTikte)  dürfen  nur  solche  Zöglinge  anfigenommen  werden, 
welche  sich  dem  theologiscben  Studium  widmen  wollend 
Die  in  Bezug  genommenen  Yorschriften  des  Gesetzes  t.  5.  März  1880  lauten : 
§.  103 :  „Die  Errichtung  von  Privatlehr-  und  Erziehungsanstalten  ist  unter  folgenden  Be- 
dingungen gestattet : 

1.  Die  sittliche  Würdigkeit  des  Unternehmers,  des  Vorstehers  und  der  sammtlichen 
Lehrer  muss  unbeanstandet  sein. 

2.  Vorsteher  und  Lehrer  haben  sich  über  ihre  Bef&higung  zum  Lehr-  und  Erziehungs- 
fache erforderlichenfalls  durch  eine  vor  den  Schulbehorden  zu  bestehende  Prüfung  ge- 
nügend auszuweisen. 

4.  Die  Einrichtungen  müssen  derart  sein,  dass  fQr  die  Gesundheit  der  Kinder  keine 
Nachtheile  zu  befürchten  sind''; 
S»  104:  „Privat-,  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  dürfen  nicht  eher  eröffnet  werden,  als  bis 
über  die  im  $.  103,  Ziffer  1, 2  u.  4  angegebenen  Punkte  den  Staatsbehörden  die  erforderlichen 
Nachweise  geliefert  und  von  diesen  als  genügend  anerkannt  sind. 

Jeder  Wechsel  in  dem  Vorsteher-  und  Lehrpersonal,  Aenderungen  im  Lehrplan  oder  eino 
Veränderung  des  Lokals  sind  vor  der  Ausführung  anzuzeigen'' ; 

%.  107 :  „Die  Schliessung  einer  Privatlehr-  und  Erziehungsanstalt  kann  durch  die  Staats- 
behörden verfügt  werden : 

1.  wenn  dieselbe  errichtet  wurde,  ohne  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  vorhanden 
waren, 

2.  wenn  diese  Erfordernisse  in  der  Folge  hin  weggefallen  sind, 

3.  wenn  die  von  den  Schulbehörden  |in  Bezug  auf  $.  103  gemachten  Auflagen  nicht 
erfüllt  werden". 

(Der  weiter  in  Bezug  genommene  $.  108  ist  bereits  o.  S.  670  Anm.  3  mitgetheilt  und  der 
angezogene  %,  109  Abs.  3  ist  die  durch  das  Ges.  v.  2.  April  1872  hinzugefttgte  Vorschrift,  deren 
Wortlaut  0.  S.  616  Anm.  4  abgedruckt  ist.) 

Nach  diesen  Vorschriften  können  künftighin  wieder  Knabenkonvikte,  aber  blos  für 
Schüler  der  Gelebrtenschulen,  welche  sich  dem  Stadium  der  Theologie  widmen  wollen,  errichtet 
werden.  Staatsgenehmigung  ist  dazu  nicht  erforderlich,  aber  bei  Vermeldung  der  sofor- 
tigen Schliessung  muss  vor  der  Eröffnung  den  Staatsbehörden  Anzeige  gemacht  und  der  Nach- 
weis erbracht  sein,  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  erfüllt,  insbesondere  die  Einrichtungen 
nicht  der  Gesundheit  nachtheilig  sind  und  die  Leiter,  Lehrer  und  Erzieher  die  erforderliche 
Qualifikation  besitzen. 

S.  569.  Z.  3  V.  u.  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ueber  Hessen  und  Baden  vgl.  die  vorangehenden  Nach- 
träge zu  S.  567.  Z.  1  V.  u.  und  zu  S.  567.  Anm.  3. 

S.  560.  Z.  1  V.  0.  hinter:  Pieussen  einzufügen  :  und  in  Hessen ^^  und  als  Anm  1*  zu  setzen 
Vgl.  Nachtrag  zu  S.  657.  Z.  1  v.  u.  und  S.  657.  Anm.  3. 

S.  560.  Z.  2  V.  u.  hinter:  Preussen  einzuschieben :  und  in  Hessen. 

S.  560.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Nach  dem  badisohen  Gesetzentwurf  müssen  die  Leiter 
und  Erzieher  Deutsche,  sowie  ihre  sittliche  Würdigkeit  unbeanstandet  sein  und  sich  genügend 
über  ihre  Befähigung  zum  Erzieherfache,  bez.  auch  Lehrfache,  wenn  sie  Nachhülfeunterricht 
geben  sollen,  ausgewiesen  haben. 

S.  560.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  In  Baden  ist  nach  dem  Gesetzentwurf  (Nachtrag  zu  S.  557. 
Anm.  3)  von  jedem  Wechsel  im  Personal  der  Vorsteher,  Erzieher  und  Lehrer  Anzeige  zu  machen, 
ebenso  von  der  Aenderung  der  Lehrpläne  und  des  Lokals. 

S.  561.  Anm.  2  a.  Sdü.  hinzuzusetzen:  Ueber  Baden  s.  Nachtrag  zu  S.  567.  Anm.  3. 

S.  562.  Z.  2  u.  3  v.  n  zu.  streichen:  in  Hessen. 

S.  564  hinter  Z.  2  y.  o.  als  neuer  Absatz  einzuschieben : 

Nach  dem  Vorbilde  Preussens  hat  das  hessische  Gesetz  v.  5.  Juli  1887,  Art.  5  (s.  Nach- 
trag zu  S.  21)  für  die  Zuiücklegang  des  theologischen  Studiums  die  Errichtung  eines  kirch- 
lichen Seminars  gestattet.  Dasselbe  ist  zwar  von  dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz 
zur  wissenschaftlichen  Vorbildung  der  Geistlichen  für  geeignet  zu  erklären,  aber  diese  Erklä- 
rung und  die  Zulassung  muss  erfolgen,  wenn  dieselben  Bedingungen,  wie  sie  für  Preussen 
(S.  563  zu  Anm.  6—91  gelten,  erfüUt  sind. 

S.  565.  Z.  6  V.  0.  hinter:  Preussen  einzuschalten:  und  in  Hessen  (Nachtrag  zu  S.  21  und  zu 
S.  664). 

S.  565.  Z.  8  V.  0.  hinter:  Preussen  einzuschieben:  und  in  Hessen. 

S.  565.  Z.  14  V.  0.  hinter:  Preussen  einzufügen:  und  in  Hessen. 

S.  566.  Z.  2  V.  0.  hinter:  tu  veranUusen  einzuschalten:  Dasselbe  gilt  jetzt  für  Hessen^^  und 
Anm.  1  > :  Ges.  v.  6.  Juli  1887,  Art.  8 :  „Neben  den  in  Artikel  5.  6.  7  enthalteneu  besonderen 
Vorschriften  bleibt  in  Ansehung  der  kirchlichen  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  das  allgemeine 
Aufsieb  tsrecht,  welches  dem  Staate  bezüglich  aller  Bildungsanstalten  zusteht,  in  Wirksamkeit*'. 

S.  666.  Z.  8  V.  0.  hinter :  autzutprechen  einzuschieben :  In  H  e  s  s  en  hat  das  Ministerium  des  Innern 
und  der  Justiz  unter  der  gedachten  Voraussetzung  ebenfalls  das  Seminar  zu  sohliessen  und  die 
Erklärung  über  die  Geeignetheit  zurückzuziehen  (s.  Nachtrag  zu  S.  666). 

S.  667.  Z.  4  V.  0.  hinter:  Preussen  einzuschieben:  und  in  Hessen  fs.  Nachtrag  zu  S.  557. 
Z.  1  V.  u.). 
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S.  667.  Z.  7  V.  a.  zu  Btrelohen:  und  in  Hessen ,  sowie  die  Anm.  8  dazn. 

S.  567.  Anm.  7  t.  Schi,  hinzuzusetzen :  Nach  dem  Qes.-Eutw.  v.  1888  ist  die  Enlchtung  von  Pen- 
sionsanstalten für  Theologen,  welche  sioh  dem  Universit&tsstudlam  widmen,  wieder  erlaubt. 
Es  finden  auf  dieselben  die  Vorschriften  über  die  im  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3  gedachten 
Konvikte  Anwendung,  s.  auch  Nachtrag  zu  S.  560.  Anm.  4  und  8. 

S.  568.  Z.  2t.  0.  hinter:  bestimmt  ist  hinzuzusetzen:  während  in  Hessen  die  für  die  Knaben- 
konvlkte  geltenden  Bestimmungen  (s.  Nachtrag  zu  S.  557.  Z.  1  v.  u.)  zur  Anwendung  kommen. 

8.  568.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Nach  dem  Gesetzentwurf  von  18^  sollen  aber  für  diese  An- 
stalten die  im  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3  angeführten  Vorschriften  zur  Geltung  kommen. 

S.  568.  Anm.  9  der  Text  zu  streichen  und  dafQr  zu  setzen : 

Ges.  y.  5.  Juli  1887.  Art.  6:  „Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstolten  zur  theologisch-prak- 
tischen  Vorbildung  der  künftigen  Geistlichen  zu  unterhalten.  —  Unserem  Ministerium  des  In- 
nern und  der  Justiz  sind  die  Statuten  dieser  Anstalten  und  die  für  dieselbe  geltende  Hausord- 
nung einzureichen,  sowie  die  Namen  der  Lehrer  und  Leiter,  welche  Deutsche  sein  müssen,  mlt- 
zutheilen". 

S.  569.  Anm.  1.  Z.  3  v.  u.  statt:  1875  zu  setzen  :  1887. 

S.  569.  Z.  1  u.  2  y.  o.  ganz  zu  streichen :  (s.  Nachtrag  zu  S.  568.  Anm.  9). 

S.  569.  Anm.  6  u.  14  a.  Schi,  hinzuzufügen :  S.  aber  Jetzt  Nachtrag  zu  S.  567.  Anm.  7. 

S.  570.  Anm.  3  sUtt:  S.  o.  S.  557  n.  2  zu  setzen:  Gesetz  v.  5.  Juli  1887,  Art  6.  8  (Nachtrage  zu 
S.  566.  Z.  2  V.  u.  und  S.  668.  Anm.  9). 

S.  570.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Ueber  Baden  s.  aber  jetzt  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3. 

S.  570.  Anm.  6  die  letzte  Zeile  zu  streichen  Fund. dafür  zu  setzen :  Für  Hesseti  s.  Nachtrag  au 
S.  566.  Z.  8. 

S.  574.  Anm.  2.  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  das  yatikanische  schema  de  ecclesia  c.  15, 
Friedrich,  documenta  ad  iUustr.  conc.  Vatic.  2,  98.  99. 

S.  575.  Anm.  3.  Sp.  1.  Z.  2  v.  u.  hinter:  1885  einzuschalten:  Job.  Müller,  die  Anfange  des 
Sachs.  Schulwesens  i.  N.  Arch.  f.  sächsische  Gesch.    Dresden  1887.  8,  1.  272. 

S.  576.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Kaufmann,  Gesch.  d.  deutsch.  Uniyersltaten. 
1,110  ff. 

S.  577.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ueber  die  Verhiltnisse  in  Greifswald  s.  Woltersdorf, 
d.  Reohtsyerhältnisse  der  Greifswalder  Pfarrkirchen.    Greifswald  1888.    S.  13.  42. 

S.  578.  Anm.  8  y.  S.  577.  Z.  6  y.  u.  hinter:  Münster  1655  einzuschalten;  (ygl.  dazu  auch  Hfi- 
sing,  Fürstbischof  Christoph  Bemard  y.  Galen.  S.  106 ff.) 

S.  578.  Anm.  4  a.  Schi,  anzufügen:  und  Hüsing  a.  a.  0.  S.  113. 

S.  580.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  und  B  rü  ck  ,  Gesch.  d.  kathol.  Kirche  i.  19.  Jahrh.  1,  413 ff. 

S.  589.  Anm.  1.  Sp.  2.  Z.  14  y.  o.  hinter:  voraus  einzuschieben:  (A.  M.  Zorn  in  krit  Yiertel- 
jahrsschrift  f.  Gesetzgebung  u.  Rechtswissenschaft  1887.  29,  137.) 

S.  590.  Anm.  1  y.  S.  589.  Sp.  1.  Z.  16  y.  o.  hinter:  S.  14.  109  hinzuzusetzen:  (welchem  Zorn 
a.  a.  0.  138  beistimmt). 

S.  593.  Anm.  3  y.  S.  592.  Z.  8  y.  u.  hinter :  44,  437  einsuseMeben :  ygL  andi  das  yatikanische 
Schema  de  ecclesia  e.  15,  Friedrich,  docum.  2,  99. 

S.  594.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  und  Westminster  1873,  Areh.  f.  k.  K.  R.  58,  238. 

S.  594.  Anm.  3.  Z.  18  y.  o.  a.  E.  anzuftgen:  S.  auch  das  Schreiben  d.  Propaganda  y.  1868  f.  Eng- 
land Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  244. 

S.  640.  Anm.  2.  Z.  12  y.  o.  hinter:  3,  898)  einzuschalten:  G.  Kaufmann,  die  Gesdilchte  der 
deutschen  Universitäten.  Bd.  I.  Vorgeschichte.  Stuttgart  1886. 

S.  640.  Anm.  3.  Z.  2  y.  u.  hinter:  Denif  le  1,  653 ff.  hiuzvzusetKen  :  Kaufmann  1,  120,  246C 

S.  640.  Anm.  6.  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Ueber  Studium  generale  ygl.  Jetat  noch  Kauf  mann  1, 102L 
371.  372  n.  1. 

S.  640.  Anm.  9  a.  E.  anzufügen:  Kaufmann  1,^.373.  377.  878.  389. 

S.  641.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  VgL  über  diese  Frage  auch  noch  Kaufmannl,  871.  381  ff. 

S.  641.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  hierzu  im  Allgemeinen  noch  Kaufmann  1,  366  ff. 

S.  642.  Anm.  2.  Z.  12 y.  u.  hinter:  Denifle  1,  48  einzuschalten  :  Kaufmann  1,  168  ff. 

S.  642.  Anm.  3  a.  Sohl,  anzufügen:  S.  auch  Kaufmann  1,  873 ff. 

S.  643.  Anm.  2  a.  Sohl,  hinzuzusetzen  :  Vgl.  feiner  Kaufmann  1,  378.  389. 

S.  643.  Anm.  4.  Z.  2y.  o.  hinter:  1283  einzuschalten:  A.  M.  Kaufmann  1,  378  n.  3. 

S.  643.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Vgl.  Kaufmann  1,  377. 

S.  644.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  auch  Kaufmann  1,  173. 

S.  644.  Anm.  5  a.  E  anzufügen:  Anderer  Ansicht  Kaufmann  1,  117.  819.  936. 

S.  644.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1.  274.  Ann. 

S.  615.  Anm.  4  a.  E.  anzufügen:  VgL  auch  Kaufmanul,  180  ff; 

S.  646.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Kaufmann  1,  195. 

S.  647.  Anm.  4  8.  E.  hinzuzusetzen:  Ueber  die  Priyllegien  ygl.  jetct  auch  noch  Kaufmann  1, 
897  ff. 

S.  647.  Anm.  6  a.  ScM.  anzufügen:  S.  auch  Kaufmann  1,  381. 

S.  647.  Anm.  8  und  S.  648.  Anm.  1--4.  S.  hierzu  noch  Kauf  mann  1,  385  ff. 

S.  649.  Anm.  1  a.  £.  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1,  891  n.  2. 

8.  649.  Anm.  6.  Abs.  1  a.  Sehl.  hinzuzufügen  :  Kaufm  ann  1,  406. 

S.  650.  Anm.  2  a.  E.  anzufügen:  Kaufm  an  n  1,  368  ff. 
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S.  669.  Anm.  1.  Z.  6  v.  o.  hinter:  (seit  1874)  noch  einzuschieben:  vgl.  noch  Piov.-Syn.  v.  West- 
mlnster  1873,  Arch.  für  k.  K.  R.  58,  235. 

S.  671.  Anm.  6.  Z.  3  v.  o.  hinter:  567  elnznwhiehen :  Arch.  f.  k.  K.  R.  68,  251.  264. 

S.  676.  Anm.  1  a.  Schi,  anznfügen:  In  Baden  wird  der  Erzhischof  nur  im  Stande  sein,  faktisch 
eine  wirksame  Einsprache  zu  erheben,  wenn  er  der  Regierung  ganz  bestimmte  erhebliche  Oründe 
darlegt. 

S.  677.  Anm.  3  y.  S.  676.  Z.  7  v.  u.  hinter:  Breslau  einzuschieben;  wo  schon  1811  darüber  im 
Ministerium  Torhandelt  worden  ist,  R.  Röp  eil,  z.  Geschichte  d.  Stiftung  der  Universität  Bres- 
lau. Breslau  1861.  S.  20. 

S.  680.  Anm.  4  a.  E.  hinzuzusetzen:  In  Freiburg  i.  Br.  bedarf  es  zur  Erlangung  der  venia  legendi 
des  Doktorgrades. 

S.  682.  Anm.  3  a.  Schi,  anzufügen :  Nach  der  heutigen  Praxis  geschieht  dies  in  Freiburg  i.  Br. 
nicht  mehr. 

S.  692.  Anm.  6.  Z.  1  v.  o.  statt  H'atsch  zu  lesen :  Hatch. 

S.  702.  Anm.  11.  Z.  12  y.  u.  stott  389  zu  lesen :  387. 

S.  846.  Z.  6  V.  0.  hinter :  2,  67.  68  einzuschieben :  Vgl.  auch  noch  Greg.  Tur.  vit.  patr.  VI.  2, 
wo  über  Köln  zur  Zeit  des  Königs  Theodorich  I.  u.  624  o.  626  berichtet  wird :  „Erat  autem- 
ibi  fanum  quoddam  diversls  omamentis  refertum  ....  Quod  ubi  s.  Gallus  audivit,  statlm 
illuc  cum  uno  tantum  derioo  properat,  accensoque  Igne,  cum  nullus  ex  stultis  paganis  adesset, 
ad  fanum  adplicat  ac  accendit  At  illi  videntes  famam  delubri  ad  caelum  usqne  conscendere, 
auctorem  incendii  quaerunt  inventumque  evaginatis  gladiis  prosequuntur.  llle  vero  in  fugam 
versus  aulae  se  regiae  condidit.  Verum  postquam  rex  quae  acta  ftierant,  paganis  minantibus 
recognovlt,  blandis  eos  sermonibus  linivit  et  sie  eorum  f^rorem  inprobum  mitigavit'*. 
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Aachen  I,  318. 
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absolute,  Ordination  I,  63.  64.  87. 
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pro  foro  intemo  I,  122. 
Absolution,  Beichte  IV,  86.  121. 
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eucharistiae  I,  449. 

matrimonii  I,  449. 

ordinationis  I,  49  f.  575. 

ordinis  I,  51  f.  57». 

poenitentiae  I,  449. 

sacramenti  I,  449. 

sacrificii  missae  I,  449. 
academia,  ecclesiastica  IV,  524. 

pontificia  dei  nobUi  IV,  525. 
accessus  I,  286.  III,  283^. 
Acquisitirersitzung  III,  823^;  s.  auch 

Ersitzung, 
acta,  martyrum  I,  3. 
actores  I,  34. 
actuarii,  circulorum  11,  290. 
actus,  irretractabilis  I,  466^^. 

poenitentis  IV,  120. 


»Ad  mentem«  I,  463. 
»Ad  regimena  HI,  143  f. 
Adalbert,  Erzbischof  I,  614  t 
adiutores,  studiorum  I,  400. 
adlige  Geburt  II,  67. 
adminiculator  I,  380.  382. 
Administrator  11,  249.  254.  327. 
Admission,  ad  curam  III,  3. 

zum  Kirchenamt  II,  66.  71.  681. 
admodum  reverendus  II.  86. 
admonitio,  canonica  IV,  761.  773.  842«. 

generalis  HI,  706 «. 
adoratio  I,  211. 

der  Heiligen  IV,  240. 
adstipulator  I,  444.  445. 
adunire  11,  635«. 

Advokat  I,  375.  400.  493  f,   H,  629«.    IH, 
379«. 

der  apostolischen  Kammer  I,  389.  411.  494. 

der  Armen  I,  389.  411.  494. 

concilii  IH,  3967.  588. 

consistorialis  I,  493. 

consist  numerarius  s.  participans   I,  493. 

General-,  des  Fiskus  I.  389.  411.  413.  494. 

titularis  I,  494. 
Advokatie  H,  629.  629«.  III,  72. 

staatliche  IV,  16. 
Aebtissin  I,  8.  86. 
aedificatio  HI,  19.  19«. 
aeditui  I,  4.  m,  321.  322. 
Aemterbesetzung  s.  Kirchenamt 
Aeneas  Svlvius  I,  157. 
affectio  III,  141.  142. 
affirmative  Entscheidung  I,  462. 
d^popCCeö^ai  IV,  706.  732. 
Afrika,  Amtstrftger  III,  306 ;  vglNordafrika. 

Bisthümer  II,  380. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  HI,  684 1. 

Plenarsynoden  m,  511. 

Primas  I,  581. 

Provinzialsynoden  m,  473. 

Strafgewalt  über  Bischöfe  IV,  742.  763. 

Strafgewalt  über  Geistliche  IV,  763. 
Agenten  I,  375.  496. 
agnus  Dei,  Benediktion  IV,  146. 
Ailli  I,   197.  347.  HI,  380. 
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Aix,  Primat  I,  601. 
Akoluthat,  Materie  I,  116". 
Akoluthen  I,  2.  3.  3».  5.  7.  18«.  III,  321. 
IV,  200. 

palatini  I,  385. 

regionarii  I,  377. 
dxpooofjievoi  IV,  717. 
Albigenser  m,  536«. 
Aleppo,  Erzbisthum  I,  565. 
Alexander  11.,   Besetzung  des  päpstlichen 
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Cölibat  I,  152. 
Alexander  UI.,  iurisdictio  ddegata  I,  1 72. 

Kirchenämterbesetzung  UI,  115.  267. 

päpstl.  Gesetzffebungsrecht  HI,  725.  737. 

Fatronatrecht  II,  62S. 

Verehrung  der  Heiligen  IV,  243. 

Wahl  I,  264.  304.  352.  525».  567. 
Alexander  IV.,  defectus  fidei  I,  21. 

päpstl.  Besetzungsrecht  UI,  122. 
Alexander  V.,  Besetzung  des  päpstlichen 
Stuhles  I,  306. 

Konzil  zu  Pisa  III,  367. 
Alexander  VI.,  Besetzung  des  päpstlichen 

Stuhles  I.  273. 
Alexandrien,  Bischof  I,  539. 

Patriarch  I,  388  JO.  576. 
allgemeines     Konzil     m,     328.    333  f. 
349  f.  468.  524.  603  f. 

Abstimmung  in,  615. 

Appellation  III,  420 f.  468.  632. 

Berufung  m,  609. 

Bestätigung  in,  624. 

Betheiligunff  m,  609. 

Geschäftsbehandlung  III,  621. 

Geschäftsordnung  lU,  612. 

Kosten  III,  608». 

Publikation  III,  6323. 

Vorsitz  m,  611. 

Zuständigkeit  m,  613  f. 
Allgemeinschule  IV.  591. 
Allokution  I,  365. 
Almosengeben  s.  Busswerke. 
Altar  vgl.  altare. 

Arten  IV,  398. 

Begpriff  IV,  398. 

Beseitigung  IV,  407. 

Errichtung  IV,  398.  400. 

fester  IV,  398. 

Gebrauch  IV,  398. 

Haupt-  und  Neben-  IV,  399. 

konsekrirter  IV,  189. 

ReUquien  IV,  401.  406. 

tragbarer  IV,  398.  405. 
altare  vgl.  Altar  11,  438.  4393. 

fixum  IV,  189.  398. 

hnmobile  IV,  189.  398. 

malus  IV,  359.  873. 

mobile  IV,  198.  398. 

portatile  I,  352.  IV,  190.  398. 

principale  IV,  399. 

privilegiatum  IV,  404. 

stabile  IV,  189.  398. 

sununum  IV,  399. 

viaticum  IV,  190.  398. 
altaristae  11,  80.  80«.  321. 
Altarkörper  IV,  405. 
Altarsakrament  s.  Eucharistie. 
Altartuch  IV,  142.  408. 


Alter,  Ordinations-  I.  17.  II,  67.  70.  82. 
alteratio,  beneficii  II,  455  f. 
alternativa  mensium  III,  153.  154. 
Altkatholiken,  Bildung  der  Geistlichen 
IV,  687. 

Gesetzgebungsrecht  III,  838  &. 

Kirchenämter   II,    463  f.   4763.  503.  689. 
707.  711.  712.   m,  5.  1944. 

Kirchengebäude  IV,  358.  373. 

Nationafiynode  III,  6675. 

Patronatrecht  III,  34». 

Simultaneum  IV,  358.  373. 

Synode  III,  666  f. 

Vatikan.  Konzil  HI,  471. 

Volksschule  IV,  594. 

Universitäten  IV,  687. 
Altpreussen,  Generalvikar  H,  224. 

Informativprozess  II,  672. 

Kapitel  II,  81.  114.  120.  123.  1321.  1417. 
159, 

Kirchenämter  II,  465.  696.  700.  703.  HI, 
166.  173. 

Kirchenbücher  H,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424«. 
,    Koadjutoren  II,  256. 

Konfirmation  II,  674.  675. 

Pfarreierrichtung  H,  466.  468«. 

Pfarrgehilfe  H,  328. 

Pfarrverband  H,  315». 

Postulation  II,  682.  683.  685. 

Simultaneum  IV,  362. 

Volksschule  IV,  589.  619. 
Alumnate  s.  Konvikt. 
Alumnen,   der  röm.  Kollegien  I,  97.  IV, 

517  f. 
ambasiatores  IH,  370^ 
ambo  I,  3. 
Amptherr  H,  109'. 
amputatio  I,  453. 
Amt  rV,  199;  s.  auch  Kirchenamt 

Verlust  des  weltlichen  IV,  804. 
Amtseinkommen,    Entziehung   IV,    698. 

7322.  737.  809. 
Amtsentsetzung  der  Geistlichen  s.  Geist- 
liche. 
Amtsrechte,  Entziehung  IV,  730.  811«. 

Suspension  IV,  731  f. 
Amtsverbrechen  IV,  754. 
dvdSoYo;  IV,  38. 
Anaklet   H.,    Besetzung    des    päpstlichen 

Stuhles  I,  263. 
Anastasius    IV.,    Besetzung   des    päpstl. 

Stuhles  I,  264. 
anathema  IV,  702.  704.  800;  vgl.  Exkom- 
munikation 

und  Exkonmiunikation  IV,  800. 
anathematismi  IH,  781^. 
Anbetung  der  Heiligen  IV,  240. 
Anciennität  im  Kapitel  H,   64.  86;   vgl. 
Senium. 

im  Ordo  IV,  730.  811». 
Andacht,  öffentliche  IV,  218. 
Andachtsbacher  IV,  218. 
Andrea  I,  348.  371». 
angelmissarius  U,  322i. 
anglikanische  Bischofsordination   I,   84; 

vgl.  England. 
Anhänger  der  Ketzer  I,  47;  vgl.  Ketzer. 
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Anhalt,  apostolisches  Vikariat  11,  359. 

beneficium  competentiae  der  Kleriker  I, 
1292. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Nuntiatur  I,  533. 

Pfarreierrichtung  11,  467  !♦. 
Anjou,  Karl  I,  269.  n,  596. 
Ankläger  IV,  758.  7703.  «.  8396. 
Anklage,  falsche  IV,  758.  770.  8396. 
Anklageverfahren    in    Strafsachen    IV, 

758.  759.  770.  839. 
Annaten  II,  72. 
annexe  HI,  753io. 
Annexkirche  H,  4726.  IV,  325. 
annimissarius  II,  322^ 
anniversarium  dedicationis  IV,  328. 
annuarium  pontificium  I,  213. 
annulus  II,  86. 

cardinalicius  I,  358. 

cum  gemma  11,  47. 

piscatoris  III,  784. 
annus  carentiae  11,  72.  138. 

claustralis  II,  70. 

gratiae  II,  72. 
Ansegisus  v.  Sens  I,  697. 
Anstaltsgeistliche  III,  99. 
Anstaltskirche  IV,  310.  318. 

Benutzung  IV,  338. 
Anteskrutinium  I,  282. 
antica  HI,  783. 
Antiochien,  Bischof  I,  540. 

Patriarch  I,  3.  88  w.  562  f.  576. 
antistes  III,  508?. 
Antwort,  affirmative  I,  462. 

aufschiebende  I,  462. 

definitive  I,  462. 

negative  I,  462. 
Anwartschaft,  Kapitel  11,  64.  66*. 

Kirchenamt  II,  474  f. 
Anzeige  von  Vergehen  IV,  759.  7723. 
Anzeigepflicht  s.  Einspruchsrecht, 
aperitio  sigillorum  I,  286. 
aperte  III,  105. 
apocrisiarii  I,  501.  507.  510». 
d«oXüTtxa{  I,  93. 
apostasia,  Aemterbesetzung  n,  487. 

a  fide  I,  48.  58.  448. 

ab  ordine  I,  48.  449. 

a  religione  I,  48. 
Apostat  II,  487.  HI,  33. 
Aposteltage,  Taufzeit  IV,  35. 
apostolica  maiestas  I,  208;  vgl.  apostolisch. 
Apostolische  Delegatur  s.  ßelegatur. 

Kammer  I,  391. 

Kanzlei  I,  392.  432. 

Pönitentiarie  I,  392. 

Regens  s.  Regens. 

Vikariat  s.  VDtariat. 
apparitores  III,  324. 
Appellation   ab  irrationabili  iudicio  epi- 
scopi  n,  499. 

a  mala  relatione  examinatorum  II,  499. 

an  allgem.  Konzil  III,  420  f.  468.  632. 

an  den  Papst  I,  192.  IV,  774. 

bei  Wahlen  n,  668  f 
Appellationsgericht  I,  403. 
Applikation  der  Messe  IV,  182.  202. 
Approbation  ad  curam  HI,  3. 

pro  cura  III,  98. 


Approbation,  Gebetsbücher  IV,  218. 

Prediger  IV,  456. 
ara  viatoria  IV,  398;  vgl.  altaie. 
arcarius  I,  380.  381.  383.  409.  435. 
archicancellarius  I,  438. 
archidiaconatus  II,  189  f.  482. 
archidiaconus  I,  108.  359.  369.  384.4065 
II,  61 2.  89.  94.  112  2.  183.  291. 

maior  11,  192. 

minor  II,  192.  199. 
archiepiscopus  I,  546.  II,  1  f.;   vgl.  Erz- 
bischof. 

gentium  II,  350«. 

honorarius  II,  232. 

in  partibus  infidelium  II,  35. 

titularis  11,  232. 
archipresbyter   I,    359.   369.    378.    406». 
II,  612.  264  »0.  266.  285  f.  291«.  302. 

forensis  11,  272. 

municipalis  11,  303. 

parochiarum  Ü,  2713. 

ruralis  II,  269  f. 

in  den  Städten  II,  303. 
archipresbyteratus  11,  272. 

Aktuarien  11,  290. 
archiscriniarius  I,  434. 
Archisubdiakon  I,  377. 
Archivar  congreg.  conc.  Trident.  I,  458. 

congreg.  super  negot.  episc  I,  468. 
Archivum,  Kapitels-  II,  116. 

des  Papstes  I,  432. 
arctatus  de  beneficio  I,  113*. 
Arianer  I,  46*. 
Arles,  Synode  m,  512. 

Vikar  I,  588.  624. 
Armagh,  primas  I,  621.  632. 
Armenier,  Patriarch  I,  565. 
Arragonien,  Liturgie  IV,  8*. 
articulus  mortis  lY,  109;  vgl.  Busse,  letzte 

Oelung,  Taufe. 
Aschaffenburger,  Konkordat  IQ,  415. 
aspersio  des  Täuflings  IV,  32. 
Assassinen  I,  43^. 

Asylrecht  IV,  390. 
assembUes  g^n^rales  du  clerg6  DI,  580. 
assensus  U,  4066.  603.  lU,  623. 
assensus  procerum  patriae  Ü,  606. 
Assessor,  congreg.  sacror.  rit.  I,  472. 

congreg.  visit.  apost  I,  480. 

Inquisition  I,  472». 

Irregularität  I,  29. 

s.  omcii  I,  451. 
assiduitas  HI,  225«. 
assignatio  11,  649*. 

fundi  m,  18.  21. 
assignator  locorum  III,  455. 
assisii  I,  84*. 
assistentes  I,  408. 
Asylrecht,  allgemein  IV,  380. 

Beseitigung  IV,  393. 

casus  exceptus  IV,  392. 

Entwickelung  IV,  380.  393. 

kanonist.  Lehre  IV,  387. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  381.  393. 

Verletzung  IV,  393. 

Wirkung  IV,  391. 
attritio  IV,  120. 
Auch,  Primat  I,  601. 
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m,    6842. 
7537. 


ni,    3967; 


auctoritas    ecclesiae   romanae 
685.  7047.  709«.  7315.  733. 

metropolitana  11,  18. 
audientes,  Bussstation  IV,  717. 
auditor  I,  187. 

der  apostol.  Kammer   I,    389. 
TgL  a.  generalis. 

cämerae  IIl,  3967. 

civilis  I,  492. 

congreg.  conc.  Trident  I,  458. 

congreg.  super  negot.  episcop.  I,  467. 

criminalis  I,  492. 

domesticus  s.  Sanctissimi   I,     367.    373. 
421.  492. 

generalis  camerae  apost.  I,  405.  409.  414. 
421. 

des  Papstes  I,  472«. 

praefecturae  I,  418.  420.  420«. 

rotae  I,  389.  392  f.  472. 

signaturae  I,  418.  420. 
auditorium  contradictarum  I,  441. 
Aufgabe  der  Kirche  I,  167.  168. 
Aufsicht,  kirchliche  IV,  3. 
Auge,  linkes  I,  15^. 
Augustin  II,  50. 
aula  capitularis  11,  127. 
Ausbildung  s.  Geistliche. 
Ausschliessung,  vom  Abendmahl  IV,  705, 
802.  (Ausdrücke)  720.  725.  803.  814. 

Aufhebung  ders.  bei  Laien  IV,  725. . 

bei  Geistlichen  IV,  741. 

dauernde  IV,  699. 

vom  Gottesdienst  IV,  705.  (Ausdrücke)  803. 

von  der  Katuchumenenmesse  IV,  700. 

von  der  Kirchengemeinschaft  IV,  691. 

von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten 
IV,  751.  802. 

schlechthin  IV,  701. 

bis  Bur  Todesstunde  IV,  700.  798. 

völlige  rV,  709. 
»Ausculta  fili«  HI,  750«. 
Aussegnung  der  Wöchnerin  IV,  149;  ygl. 

Benediktion. 
Australien,  Missionsbisthümer  11,  361. 

Provinzialsynoden  in,  506. 
Autonomie  IlI,  838». 

Kapitel  UI,  131  t 
Au  tun,  Investiturstreit  11,  579. 
Avignon,  Exil  I,  196. 
axiomatioi  I,  226. 


B. 


Babylon,  Patriarchat  I,  565. 
baculus  I,  209. 
pastoralis  II,  47. 
pontificalis  II,  529«. 
Baden,  Aemterbeseteung  11,  369.  501«.  508. 
509».  510.  510"    511.511».  696».  707. 
m,  5«.  196.  197.  284«.  298. 
Ausbildung  der  Geistlichen  I,  60»  IV,  21. 
537.  547.  557.  562.  568.  874  (557j.  875. 
(560).  877  (675). 
beneficiiun  competentiae  der  Geistlichen 

I,  129.  634. 
Bischof  n,  48«. 
CöUbat  I,  162. 

Docenten  der  Theologie  IV,  682. 
Hin  seht  QB,  Kirohenreoht  lY. 


Baden,  Generalvikar  U,  210. 
höhere  Schulen  IV,  632. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Kanoniker  II,  88*. 
Kapitel  II,  160. 
Kapitularvikar  II,  248. 
Kirchenbücher  11,  311. 
Kirchengebäude  IV,  324. 
Kirchenglocken  IV,  424».  4256. 
Landdekan  II,  285.  287.  287*. 
landesherrliches  Patronatrecht   III,    177. 

1785.  179.  182».».«. 5.  183.  184  f. 
Lehrer  IV,  615.  619.  624. 
Liturgie  IV,  17.  18.  18". 
Metropolit  II,  17  7. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126  >. 
Nominationsrecht  HI,  997. 
Nuntiatur  I,  535.  5368. 
öflfentliche  Andacht  IV,  221. 
Orden  IV,  489".  490.  616. 
Ordinationstitel  I,  72.  75. 
Patronatrecht  IH,  34 1.  64«.  69».  717.  93; 

vgL  luidesherrl.  Patronatrecht 
Pfarreierrichtung  II,  467. 
Pfarrgehilfe  II,  328. 
Placet,  staaü.  IH,  763.  839.  840.  840«.5.e. 

841.  8455.  846.  848. 
Postulation  11,  6837. 
Präsentationsrecht  UI,  46  2. 
Prozession  IV,  235.  236 1. 
Qualifikation  zum  capitularis  11,  82 1. 
Religionsunterricht    IV,   604.  621,  6223. 

625. 
Schulbehörde  IV,  601. 
Simultoneum  IV,  368.  369.  375  f. 
Simultanschule  IV,  588. 
Sonntagsfeier  IV,  298. 
Staatsangehörigkeit  11,  504.  505».  507«. 
Synoden  III,  6ö5. 
Universitäten  IV,  665.  675. 
Vatikanisches  Konzil  HI,  470. 
Volksschule  IV,  584.  595. 
Weihbischof  U,  181. 
Baiern,  Aemterbesetzung  11,  370.  5018.5. 

503«.   509.   510.   697.  698.  699».  703». 

707.  m,  3«.  43.6.  54.   166.  173.  195. 

197.    263.    284.    2853.    294.    320*.  8. 

3232.3.5. 

Amtsträger  HI,  318. 

öffentliche  Andacht  IV,  219.  221 «. 

Asylrecht  IV,  396«. 

Ausbildung  der  Geistlichen  IV,  531.  547. 

558.  564.  568. 
beneficium  competentiae  der  Geistlichen 

I,  129.  634. 
Bischof  n,  46«.  48.  49. 
canonici  nimierarii  U,  813. 
Cölibat  I,  162. 

Docent  der  Theologie  IV,  682. 
Domkapitel  11,  81.  88». 
Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129». 
Erzbischof  ü,  37. 
Expositen  U,  323 1. 

Generalvikar  U,  210.  211.  223.  224.  225. 
höhere  Schulen  IV,  628.  634. 
Jesuiten  IV,  868. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Informativprotess  II,  673»  694. 
Kapitel  11,  114.  1176.  123.  159. 
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Baiern,  Kapitularvikar  II,  248. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Xirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424«.  425». 

Koadjutoren  II,  257. 

Landdekane  U,  285.  287. 

landesherrliche  Ernennung  n,  60].  in, 
997.  101. 

landesherrliches  Patronatrecht   TU,    45 ^ 
177.  178«.».  181.  188. 

Lehrer  IV,  615.  619. 

kirchliche  Lehrgciwalt  IV,  448  8. 

Litureie  IV,  17.  Jl8ii.  19 1. 

LokaGsten  U,  323«. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126*. 

Militärseelsorge  II,  432. 

Mission  IV,  489. 

Nationalsynoden  HI,  5515. 

Nuntiatur.  I,  529.  533.  536. 

Orden  IV,  617.  868  (21.  22). 

Ordinariat  II,  225. 

Ordinationstitel.  I,  72.  75. 

Patronatrecht  HI,  7«.  32«.  34».  64  7.  653. 
71  7.  93. 

Pfarreierrichtung  II,  467.  469«.  472. 
.  Pfarrgehilfen  II,  328. 

Pfarrverband  ü,  3131.  315«. 

Präsentationsrecht  m,  45  8. 

Prozession.  IV,  233.  236». 

Religionsunterricht   IV,   480».    606.  622. 
637. 

Residenzpflicht  HI,  231 8. 

Schulbehörde  IV,  600. 

Simultaneum  IV,  362.  369.  372. 

Sonntagsfeier  IV,  297. 

Staatsangehörigkeit  II,  504.  506.  5073. 

staatl.  PUcet  Öl,  754.  757.  759.  763.  839". 
840«.  842.  846. 

Synoden  lÜ,  665. 

Taufort  IV,  37  2. 

Universitäten  IV,  662.  674. 

Vatikanisches  Konzil  III,  470. 

Volksschule    IV,    585».    589.    5933.   596. 
597«.  5992. 

Vormundschaft  I,  126«. 
.     WaUfahrt  IV,  239.. 
.     Weihbischof  H,  181. 
Baldachin  I,  358.  II,  47. 
Balsam  IV,  59. 

Bann  II,  635«.  IV,  691;  vgl.  Exkommuni- 
kation. 

grosse  IV,  703.  797.  812. 
baptismus  vgl.  Taufe, 

abusus  I,  48. 

desiderii  IV,  54. 

flaminis  I,  7.  IV,  54.  . 

fluminis  IV«  54. 

sanguinis  IV,  54. 
baptisteriumll,  265.  IV,  36.  vgl.  ecclesia. 
barones  11,  606. 
Barttragen  I,  130*. 

Baseler  Konzil,  i.  allg.  I,  198.  III,  389  f. 
502.  633.  748. 

Kapitel  n,  68. 

Papstwahl  I,  ?73.  306. 

Recht  der  ersten  Bitte  II.  641. 
basilica  i.  allg.  n,  2663.  IV,  308. 

dioecesana  s,  parochitana  II,  263. 

maior  JV,  307. 


basilica,  minor  lU,  806iO.  IV,  308». 

patriarchalis  JV,  307. 
basilicarii  I,  378. 
Beatifikation  i.  alk.  I,  471.  4733. 

aequipoUens  IV,  256. 

formaJis  JV,  256. 

der  Heüigen  IV,  239.  245.  256. 

Prozess  IV,  252. 
beatitudo  I,  208. 
beatus  IV,  246.  249.  258. 
Befleckung  der  Kirche  IV,  328. 
Beförderung,     Ausschliessung    derselben 

IV,  731. 
Begierdetaufe  IV,  54. 
Begräbniss,  kirchliches  s.  kirchliches  B. 

des  Papstes  I,  2943. 
Beichtbücher  IV,  825. 
Beichte  vgl.  Busse. 

Begrifft  1  «8.  IV,  121  f. 

Ertheilung  IV,  213. 

Kommunionserfordemiss  IV,  74. 

Privat-  IV,  825. 

Wirkung  iV,.  2«. 
Beichtgeheimniss  IV,  2^  85.  126  f. 

Verieteung  IV,  132. 
Beichtstuhl  IV,  124. 
Beichtzettel  IV,  126. 
Belgrien,  Aemterbesetzunff  11,  658. 

Diöcesansynoden  III,  595.  602. 

Erziehung  der  Geistlichen  IV,  522. 

staatl.  Placet  HI,  763». 

Universitäten  IV,  668. 

Volksschule  IV,  580.  585«.  5933. 
bellum  iustum,  iniustum  I.  27  V  5. 

offensivum  I,  27  7. 
benedictio  vgl.  Benediktion. 

candelarum  IV,  149. 

cinerum  IV,  149. 

domonim  in  sabbato  sancto  IV,  149. 

episcopalis  rV,  143.  146. 

fontis  baptismalis  IV,  149. 

super  fhiges  IV,  149. 

in  itinerando  IV,  143.  148. 

mulieris  post  partum  IV,  149. 

nuptialis  IV,  149.  154.  156. 

papalis  rV,  146. 

parochialis  IV,  14*9. 

peregrinorum  IV,  237. 

popmi  solennis  IV,  148. 

ramorum  palmarum  IV,  149. 

sacerdotalis  IV,  149. 

solenmis  IV,  143. 

in  via  IV,  148. 
Benedikt  U.  I,  224. 
Benedikt  m.  I,  234.  237.  380. 
Benedikt  V.  I,  239. 
Benedikt  Vn.  I,  244. 
Benedikt  VUI.  I,  245. 
Benedikt  IX.  I.  245.  303. 

CöHbat  I.  151. 
Benedikt  X.  I,  247. 
Benedikt  XL  I,  295«. 
Benedikt  XIII.  I,  197.  271.  306.  IH,  526. 

578 
Benedikt  XIV.  I,  82, 
Benediktion   vgl.  benedictio,   Sakramen- 
talien. 

i.  aUg.  IV,  142. 

der  Aebte  IV,  144.  166. 


'Begister. 


883 


Benediktion,  Begriff  IV,  154. 

Bilder  IV,  145.  278. 

Erfordernisse  zur  Spendung  IV,  154. 

Gewalt  zur  IV,  147. 

invokative  IV,  141. 

Kirche  IV,  326. 

Kirchengebäude  IV,  165. 

Kirchenger&the  IV,  144.  162.  408. 

Könige  IV,  144.  157. 

Nonnen  IV,  144.  156. 

Personen  IV,  156. 

profaner  Gegenstände  IV,  145. 

Real-  IV,  146. 

Recht  auf  IV,  151. 
"Sachen  IV,  152.  162. 

Verbal-  IV,  146. 

Verpflichtung  zur  IV,  150. 

Verpflichtung  zum  Empfang  IV,  154. 

Wirkung  I^  2. 
Beneficialsachen  I,  459.  II,  2022. 
beneficiati  11,  606. 
beneficium  vgl.  Benefizien  und  Kirchenamt. 

i.  aUg.  I,  64.  II,  64.  366  l  390.  397.  HI, 
8054. 

collativurn  II,  374. 

coUegiatum  s.  cpnventuale  11,  375. 

commendare  III,  109. 

competentiae  I,  69  8.  127;  ygl.  Geistliche. 

consistoriale  II,  375. 
.  curatum  11,  371.  III,  211. 

difforme  HI,  259. 

duplex  I,  89.  II,  372. 

ecclesiasticum  I,  66.  II,  62  8. 

electivum  II,  374. 

incompatibile  I,  355.  HI,  257«.  260. 

innominatum  U,  375. 

a  latere  II,  75. 

maius  II,  370. 

manuale  I,   66.  89.    Jl,  373.   397.  457». 
m,  236.  299. 

mixtum  II,  374. 

monoculare  II,  375. 

nominatum  II,  375. 

non  curatum  11,  371.  372. 

patrimoniale  II,  374. 

patronatum  II,  374. 

permutatio  DI,  285  f. 

Perpetuum  n,  457  8. 

de  pertica  III,  286". 

reguläre  II,  373.  m,  38«. 

residentiale  I,  89^3. 

respectu  II,  483. 

sacrum  11.  372.  373. 

saeculare  11,  373. 

Simplex  I,  89.  H,  372.  375.  lU,  242. 

titulatum  II.  373. 

uniforme  III,  257. 

vacaturum  HI,  296*. 
Benefiziat  II,  367. 
Benefizien  vgL  beneficium. 

Begriff  11,  364.  m,  38. 

BeUstung  11,  412  f. 

Besitzeinweisung  I,  67.  n,  654 -f. 

Früchte  I,  1433. 

Ordinationskompetenz  I,  89. 

Vergebung  UI,  177. 

Verlust  I,  37. 
beneplacitum  lll,  818^ 
Berathung,  abgesonderte  m,  551  <^<*. 


Berlin  I,  5.34. 
berretta  I,  358. 
berrettino  I,  358. 
Besessene  I,  16. 

Bestätigungs recht  des  röm.  Bischofs  II, 
519  f. 

staatUches  HI,  178.  188.  5515b 
Beten,  s.  Busswerke. 
Betrunkene,  Eucharistie  IV,  67. 
Bettelorden  IV,  91.  452. 
Beurkundung    des    Personenstandes    IV, 

49.  53. 
Bezirksinspection  der  Schule  IV,  601. 
Bezirksvikar  II,  261  f.  285  f. 
bibliotheca  des  Papstes  I,  432. 
bigamia  interpretativa  I,  24.  25«.  54. 

simiHtudinana  I.  24.  25«.  48,  54  f. 

successiva  I,  23.  54. 

Vera  I,  23.  25«. 
bigamus  I,  103. 
Bilder-Sturm  IV,  276. 
•    Verehrung  s.  Heiligenbilder. 
Bildung,  der  Geistbchen  s.  Geistliche. 
Bildungsanstalten  IV,  491 ;  vgL  Schule. 

Errichtung  IV,  542. 

njcht  tridentinische  IV,  511  f. 

staatliche  Gesetzgebung  IV,  525.  545.  572. 

tridentinische  iV,  501  f. 
Bination  der  Messe  IV,  184. 
Bindegewalt  I,  196. 
Birret,  rothes  I,  358. 
Bischof  VgL  episcopus  I,  4.  4».  6.  U,  38  f. 
922. 

Absetzung  IV,  776.  788. 

Alter  1,  170.  18 1. 

Anordnungsrecht  III,  721  f.  834  f. 

Benediktion  I,  291.  360.  IV,  146». 

Berathungsbehörden  II,  49  f. 

canonicus  U,  87. 

Disciplinarstrafe  IV,  742. 

excommunicirter  I,  50. 

exemter  11,  329  f. 
.  Gehilfen  H,  205  f.  261  f. 

Gerichtsstand  IV,  794. 

Gesetzgebungsrecht  UI,  834. 

häretischer  I,  50.  83. 

Insignien  11,  47  f. 

interdicirter  I,  50. 

Kompetenz  I,  16.  80  f.  n,  43  f. 

Patronatrecht  III,  31. 

als  Pfarrjer  II,  308. 

potestas  ma^sterii  IV,  444. 

potestas  iurisdictionis  HI,  834. 

potestas  ordinis  I,  169. 

Privilegien  II,  46  t 

Residenzpflicht  IE,  225. 

römischer  s.  Römischer. 

schismatischer  I,  50. 

simonistischer  1,83. 

staatliche  Gerichtsbarkeit  IV,   794.  850. 
859    862 

Strafgewalt  des  IV,  693.  757. 836. 837. 842. 

Strafgewalt  gegen  IV,  7303.  742.  754.  764. 
838. 

suspendirter  I,  50. 

Verhältniss  zum  Priester  I,  2^. 
Bischofsstuhl  s.  Bisthiim. 
Bischofsweihe  I,  101. 

Materie  I,  116". 
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Bischofsweihe,  scnitinia  I,  107''. 

Zeit  und  Ort  I,  116.  634. 
Bisthum,  Besetzung  11,512.  677.  III,  125. 
190.  IV,  776. 

Besitznahme  11,  677. 

Errichtung  11,  378  f. 

in  Missionsländem  11,  360. 

päpstl.  Provisionsrecht  III,  125. 

Theilung  I.  514.  II,  400  f. 

Wechsel  IH,  305  f. 
Bitte,  Recht  der  ersten  II,  639  f. 
Bittgang  IV,  149. 
Blinde  I,  15. 
Bluttaufe  IV,  54. 
Böhmen,  Eucharistie  IV,  78. 
Bologna  IV,  642.  645. 
Bonifacius  h.  I,  149. 
Bonifacius  II.  I.  227. 
Bonifacius  VII.  I,  245. 
Bonifacius   Vm.,   Besetzung  des  päpstl. 
Stuhles  I,  269. 

defectus  fidei  I,  21. 

defectus  natalium  I,  14. 

Erledigung  des  päpstlichen  Stuhles  I,  295. 

Ordination  I,  87. 

päpstliches  Besetzungsrecht  m,  129. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  III,  740. 
Bonosus  I,  148. 
Bordeaux,  Primat  I,  601. 
Bossuet  I,  199. 
Bourges,  Patriarch  I,  573. 

pragmatische  Sanktion  1, 198.  III,  408.  421 . 

Primat  I.  598.  6ül. 

Synode  III,  408.  414. 
Brabant,  Asylrecht  IV,  396«. 
Braga,  Metropolit  I,  594. 
Brandenburg,  Patronatrecht  III,  9\ 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Braunsberg,  Lyceum  IV,  533. 
Braun  schweig,  Aemterbesetzung  HI,  5*. 
196.  197.      . 

Bestätigung  der  Kirchenämter  III,  189«. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  548».  571. 

Lnmunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

Liturgie  IV,  172.  IS". 

Nuntiatur  I,  537. 

Pfarreierrichtung  11,  466«.  467. 

Pfarrverband  II,  314i.  3152.«.  713. 

staatl.  Placet  HI,  761.  839".  846. 

Prozessionen  IV,  236. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Bremen,  Patriarch  I,  573.  615. 
Brescia,  Arnold  I,  118. 
Breslau,  Aemterbesetzung  III,  182. 

Bischof  II,  48.  49<. 

exemtes  Bisthum  II,  333. 

Generalvikar  II,  224. 

iurisdictio  I,  183. 
breve  I,  299.  IH,  782. 

administrationis  II,  671. 

extra  .tempora  I,  95  7.  115. 
breviarium  I,  141. 

Ambrosianum  I,  142  7. 

Mariae  Virginis  I,  143. 

Romanorum  I,  142.  IV,  9. 
Brevier-Gebet  I,  .141  f.  204. 

Revision  IV,  9. 


Brixen,  Bischof  II,  48. 
Brüssel,  Nuntiatur  I,  526. 
Bürgerschule  IV,  627;  vgl.  Schule. 
Büsser,  rechtliche  Stellung  IV,  722.  819. 
Bulgarien,  Primat  I,  594. 
buUa  m,  733«.  782. 

cruciato  IV,  105*. 

Geltungsgebiet  IV,  11. 
bullatico  III,  78217.  783*. 
buUatores  I,  444. 
Burchard  v.  Worms  I,  243. 
Burgund,  Asylrecht  IV,  384. 

Bisthümer  II,  381. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  IH,  694»  a^E. 

Investiturstreit  11,  559. 

Nationalkonzilien  III,  539. 
Bussbriefe  IV,  720*. 
Bussbücher  IV,  824. 
Busse  im  Abendlande  IV,  720. 

Ablösung  (Redemtion)  IV,  827. 

i.  aUg.  I,  168.  IV,  84  f.  695.  817. 

Akte  IV,  120. 

Auferlegung  IV,  826. 

Complex  IV,  110  f. 

Delegation  IV,  87. 

Empfang  IV,  111.  116.  125. 

Form  IV,  122. 

der  GeistHchen  IV.  726.  740.  817.  835. 

Jurisdiktion  IV,  85. 

der  Laien  IV,  715.  817. 

im  Morgenlande  IV,  715. 

öffentüche  IV,  695.   721.  725.  816.   822. 
825. 

öffentliche  der  Geistlichen  IV,  822. 

Recht  zur  Spendung  IV,  85. 

Regularen-  IV,  91.  115. 

Spendungsort  IV,  124. 

bei  Todesgefahr  (in  articulo  mortis)   IV, 
«7.  109.  111. 

Voraussetzungen  der  Spendung  IV,  85.  93. 

der  weiblichen  Orden  IV,  98.  115. 

Wirkung  I,  392.8.  41. 

Zwangsbusse  IV,  815.  816.  848. 
Busskleid  IV,  7200. 
Bussolanti  I,  497. 
Busspriester  IV,  720*.  723.  724». 
Bussstationen  IV,  715.  717.  721. 
Busswerke  IV,  695.  722.  819.  825.  826. 
Byzantinismus  ETI,  682  f. 


C. 


Cadalus  I,  257.  259. 
Caeremoniale  I,  471.  479. 

episcoporum  IV,  9. 
Cäremonienmeisterl,  390.  111,436.455. 

6428.  6629. 
Cäsarea,  Exarch  I,  576. 
Cäsaropapismus  III,  682  f. 
calculatores  11,  109^. 
caligae  II,  47. 

C  a  1  i  X  t-  II. ,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
262.  266. 

CöUbat  I,  154. 

Konkordat  I,  265. 

röm.  Synode  HI,  350. 
Calvin  1,  454. 
Camera  apostolica  I,  405. 


Kegister. 
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Camera  praesidens  c.  ap.  I,  411. 

thesauraria  I,  405. 
camerales  I,  409. 
Cameralobligationen  I,  127».  128. 
camerarius  I,  405  f.    11,  107.  276.  290. 
Camerlengo  I,  363.  369.  413. 
campana  IV,  413. 
campanariuß  ü,  104".    HI,  321. 
Campus  Florae  III,  776. 
Cancellaria  apostolica  I,  392.  432  f. 
Cancellarius  I,  438.    n,  108. 
candidatus  minus  gratus  II,  683 '?. 
caneparius  U,  1ü4ö. 

canon  III,  678.  6835.  6851.  7082.  711*.  781. 
canonia  11,  62. 
canonica  II,  62 0. 

vita  n,  51,  522. 
canonicatus  s.  Eanonikat. 
canonice  II,  522.  532. 
canonicus  vgl..  Kanoniker. 

im  allgemeinen  II,  51  f. 

admissus  11,  69. 

aediKß  H,  116. 

capitularis  s.  capitularis. 

non  capitularis  ll,  62.  63. 

cathedraliß  11,  62. 

collegialis  11,  62. 

domicellaris  U,  63.  64.  661.*.  70.  81. 

exspectans  II,  64.  65. 

forensis  II,  842. 

in  fructibus  et  floribus  II,  64. 

in  herbis  II,  64. 

honorarius  II,  76.  124«.  388.  703. 

iunior  II,  62».  63.  81. 

lectoralis  ü,  119». 

maior  11,  62. 

numerarius  II.  81. 

in  perceptione  II,  64. 

poenitentialis  I,  171. 

m  pulvere  II,  63. 

rcceptus  ü,  69. 

reguiaris  II,  58. 

scnolaris  11,  63. 

secularis  IT,  58. 

senior  11,  62»,  63. 

stationarius  11,  786. 

supemumerarius  11,  64.  65. 

supranumerariuß  11,  64.  84.  388. 

tbeologalis  I,  171. 

thesaurarius  II,  116. 
canonisatio   vgl.  Kanonisation. 

aequipollens  IV,  256. 

formalis  IV.  256. 
canonizare  IV,  244. 
cantor  s.  Kantor. 
Canterbury,  Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  616. 
capella  II,  2678.  4725. 

amovibilis  I,  662. 

cardinalis  I,  364.  368. 

laicaUs  IH,  1027.    jy,  205. 

des  Papstes  I,  368.  496. 

pontificia  I,  364. 
capellania  ecclesiastica  II,  394. 

laicalis  II,  393. 

mercenaria  II,  3943, 
capellanus  II,  2923.  318 »2.  321. 

amovibilis  III,  299. 

castrensis  minor  II,  340. 


capellanus  curatus  U,  323. 

expositus  n,  323. 

imperialis  11,  77.  79«.  80. 

imperatoris  11,  785. 

maior  exercitus  11,  337.  340. 

regius  II,  77.  785.  80. 

regalis  II,  785. 
capellarii  IV,  J97. 
capellus  rubrus  I,  357. 
capischolus  11,  100^ 
capita  ordinum  I,  369. 
capitium  I,  358. 
capitula  aperta  11,  66I. 

clausa  II,  65.  66 1. 
capitularis  vgl.  Kapitel,  11,61.63.65.276. 

numerarius  II,  81. 

numisma  II,  86. 
capitulariter  11,  137.  138'. 
capitulum  vgl.  Kapitel,  II,  1321.276.  III, 
586  i».  709*.  7276. 

consilium  II,  153.  155  f.     m,  595*. 

consensus  11,  153  f.    III,  595*. 

decanorum  ü,  275. 

ecclesiasticum  HI,  710. 

epißcoporum  III,  721. 

extraordinarium  ü,  124.  125*. 

generale  II,  124.  125*.    IH.  586»». 

ordinarium  11,  124, 

plenum  HI,  586»». 

publicum  ni,  586»». 

rurale  II,  272.  275. 

solenne  lU,  586»». 

universale  III,  586»». 
cappa  magna  I,  358.  IV,  308«. 
caputscholaris  11,  100»». 
Cardinalis  vgl.  Kardinal. 

camerarius  I,  362.  369.  372. 

chori  II,  1427. 

decanus  I,  360. 

S.  Laurentii  I,  336. 

S.  Mariae  Maioris  I,  335. 

natus  I,  332. 

nepos  I,  446. 

S.  PauH  I,  336. 

S.  Petri  I,  336, 

sacerdos  I,  313. 

superintendens  I,  446. 

vicarius  urbis  I,  485. 
Caritas  christiana  III,  227.  230;  vgl.  auch 

communlo. 
Carthago  s.  Karthago, 
casus  exceptus  des  Asylrechts  IV,  392. 

der  Heiligenverehnmg  IV,  256. 
casus  reservatus  s.  ReservatfÜle. 
catalogo  sanctorum  adscribere  IV,  244.  249. 
catechesis  IV,  479. 

perseverantiae  IV,  480»®. 
catnedra  episcopaüs  11,  47.    IV.  307. 

ex  —  IV;  436. 
cathedralis  II,  62. 
cathedraticum  HI,  6i529. 
causa  canonica  IJ,  331». 

finalis  s.  inductiva  s.  motiva  III,  796*. 

impulsiva  m,  796*. 

iusta  n,  386.  388.    IV,  320. 
cautio  de  fienda  reformatione  III,  381, 
cedula  III,  435. 
cellerarius  11,  105  f, 
celsissimus  H,  37, 
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celflitudo  I,  208. 

Censur  vgl.  congregat  libror.  prohibit 

des  Kapitulanrikars  II,  239. 

kirchliche  I,  459.      H,  274 ««      IV,  444. 
747.  751.  755.  832.  835. 
censura  divina  IV,  748^. 

latae  sententiae  b.  poena  L  8. 
cereus  paschalis  IV,  146« 
ceroferarii  I,  3^. 
ceBsatio  a  divinis  I,  53.    IV,  374. 
cessio  III,  268. 

bonorum  I,  35«.    127 '. 
chabisoolus  II,  99^ 
Chalcedon,  Synode  m,  333«    336 1*.  343. 

3448.  672«.  676». 
chapelle  IV,  313» 

charaoter  indelebilis,  Ordination  I,  6.  117  f. 
IV,  7283.  807«. 

der  Sakramente  IV,  43.  62. 
Charfreitag,  Konmiunion  IV,  76.  82. 

Messe  IV,  178«. 
Charsonnabend  IV,  149. 
chastnarii  11,  1097. 
Chiemsee,  Bischof  U,  612. 
chirographa  III,  782. 
chirotecae  II,  47. 
Chlodwig,  Tiara  1,  209. 
Chlothar  IL,  Strafsachen  der  Geistlichen 

IV,  857. 
Choral  es  s.  choraules  11,  79f 
Chorbischof  n,  99.  161  f.  1947.0. 
Chordienst  II,  141. 
chorepiscopalis  11,  1948. 
yajpeirtoxoitoi  II,  162. 169;  vgl.  Chorbischof 

u.  choriepiscopus. 
Chorherren  Ö,  61. 
choriepiscopus  II,  99.  161  f.  1947.». 
chori  socii  II,  79*. 
chorostates  Ü,  987. 
Chorregent  IH,  324.    IV,  618. 
Chorstuhl  U,  62. 
chrisma  IV,  408. 

der  Firmung  IV,  56,  59. 

Weihung  IV,  143. 
Christenlehre  IV,  477. 
christianitates  II,  232. 
Christnacht  vgl.  Weihnachten. 

Kommunion  iV,  76. 
Chrodegang,  Regel  I,  141.    H,  52. 
ciborium  IV,  84».  408. 
cidara  bicomis  II,  47. 
Cilicien,  Patriarch  I,  565. 
cimeliarcha  11,  104. 
cingulum  I,  131. 
citare  HI,  498«. 
Civilehe  H,  311.    IV,  40. 
clandestine  III,  105. 
Clarendon  III,  736. 
classes  particulares  III,  433. 
claustrum  II,  52«.  53. 
clausula  appellatione  remota  I,  192. 

dispensationis  III,  797. 
clavigeri  II,  1097. 
Clemens  I.  I,  217.  227.  310. 
Clemens  IL  I,  246. 
Clemens  HL  I,  258. 
Clemens  IV.  1,  87. 
Clemens  V.  I,  18.  269.  279.  291. 
Clemens  VI.  I,  270. 


Clemens  VU.  I,  271.    m.  427. 
Clemens  XIL  I,  275. 
clericus  vgL  Geistliche. 

acephalus  I,  64. 

camerae  I,  408.  409.  414. 

maior  I,  378. 

minor  I,  378. 

nationaUs  I,  363. 

numerarius  I,  408. 

seoularis  11,  447  w. 

supemumerarius  I,  408. 

vagans  I,  64. 
clerus  VgL  Geistliche. 

Ordinarius  II,  61«. 
clinici  I,  20. 
clocca  IV,  413. 
coadiuti  II,  84.  85. 

coadiutores  vgL  Koadjutoren  II,  318.  324. 
325.  328.  m,  837. 

perpetui  II,  84.  87.  253.  255. 

temporarii  U,  253.  255.  3257. 
coadiutoriae  II,  117.  124. 
coadiutus  11,  255. 
Coburg  8.  Sachsen-Coburg. 
CölestinL,  päpstLGesetzgeb.-Rechtni,  685. 
Cölestin  IL,  I,  163. 

päpstl.  Gesetzgebungsrecht  IH,  733. 

päpstL  oberstricht.  Recht  IV.  780. 
Cölestin  HL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  292. 

päpstl.  Besetzungsrecht  IH,  117. 
Cölestin  V.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I.  269.  279.  279».  294. 
Cölibat  I,  7.  131.  144  f.    153*.  482;   ygL 
Geistliche  und  EeuschheitsgelQbde. 

erzwungener  I,  111. 
coercitio  pontificum  III,  698*.  «. 
coetus  praeparatorius  III,  642*. 
cognitor  I,  187». 
Collare  I,  131. 
collatio  n,  649.  IV,  542». 

extraordinaria  11,  651. 

libera  U,  650.  IH,  2.  178. 

occulta  m,  106. 

ordinaria  11,  651. 

simultanea  IH,  170. 

votorum  II,  663. 
collectores  I,  444. 
collegiaia  eeelesia  II,  62*. 
collegium,  Anglicanum  I,  14».  76.  IV,  513. 
519*. 

apostolicum  IV,  519. 

Germanicum  II,  508".  509.  IV,  513.  519*. 

Lombardicum  IV,  624. 

der  Mission  11,  355. 

nationale  IV,  519 1. 

pontificiura  IV,  518. 

procuratorum  causarum  I,  400. 

referendar.  signat.  votant  I,  415  f. 

Romaniun  IV;  511. 

Urbanimi  de  Propaganda  fide  IV,  514. 
Columba,  Busswesen  IV,  824. 
Comarca  di  Roma  I,  212. 
combustio  schedularum  I,  285. 
comites  U,  605. 
commatres  IV,  38. 
commenda  I,  66.  89.  III,  109. 
commendatitiae  I,  93.  94. 
commendatorii  HI,  849  (113). 
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commensalitium  I,  90; 
comminlBter  II,  1877. 
commißsariuB  11,  109'.  208*.  III,  436. 

armonim  I,  412. 

camerae  I,  389.  411.  413. 

maris  I,  412. 

S.  officii  I,  451. 
commoditas,  ecclesiae  I,  109. 
communicatio,  ad  instar  III,  812. 

privilegionim  HI,  811. 
communio  IV,  178«;  vgl.  Eucharistie. 

Ausschliessung  IV,  6992.  708. 

caritatis  IV,  742. 

clericalis  s.  dominica  IV,  728  *. 

fratrum  IV,  742.  754. 

laica  IV,  729. 

peregrina  IV,  734  ^  754. 
commutatio  mlssae  IV,  214. 
Compactum  I,  337. 
compatres  IV,  38. 

compatronatus  vgl.  Patronatrecht  HI,  14. 
56  f.  97  f. 

mixtus  ni,  59  f. 
Complex  IV,  110. 
complicatio  schedularum  I,  283. 
compositio  missae  IV,  214» 
compromissarii  11,  664. 
compromissum  limitatum  II,  664. 
computista  I,  482: 

generale  I,  414.  • 
concessio  11,  649^ 
concession  de  bancs  IV,  35P. 
conciliariter  IQ,  384^.  385*. 
Concilietto  I,  463. 
concilium  II.  272. 

generale  HI,  327.  353«.  356*0.  488.  494. 
509*.  5187.  5191.  544*.  560.  573»;  vgl. 
Konzil  und  Synode. 

generale  presbyterorum  m,  586. 

mixtum  III,  328.  542. 

nationale  in,  5S12.  582*.  653. 

occidentale  m,  515». 

plenare  s.  universale  m,  511.  5813.  653. 
concio,  casualis  IV,  475. 

extraordinaria  IV,  475. 
concionator  11,  121*, 
Conclave  I,  267  f.  275  f. 
concursus  III,  140.  157. 

paroehialis  11,  494. 
condonatio  missae  IV,  214. 
confessio,  Augustana  UI,  296 '. 

sacramentalis  IV,  121. 
con-fessionale  IV,  124. 
•confirmatio  II,  650.  670.  m,  625. 

des  Bischofs  I,  94. 

des  Gewählten  11,  674. 

in  forma  ordinaria  (communi)  m,  824. 

bei  Ordination  I,  8*. 

des  Privilegium  in,  824. 

specialis  III,  825. 

Wiederholung  I,  49. 
Congregatio  vgl.  Kongregation. 

i.  allg.  I,  366.  391.  448  f.  U,  363. 

caeremonialis  I,  479. 

clericomn\.seailar.  doctrin.  christ.  in  Gallia 
I,  75. 

concilii  I,  21.  55«.  57.  HI,  665. 

concilii  Trident.  Interpret.  I,  397,  466  f. 
4852. 


congregatio  consistorialis  I,  19^  366.   II, 

67^. 
criminalis  vicarii  Urbis  I,  481. 
degli  studj  I,  482. 
examinis  episcoporum  I,  367. 
generalis  s.  publica  ni,   376*.  393.  432. 

455.  6417.  663. 
indicis  libror.  prohibit.  I,  451  f. 
indulgentiar.    et    sacrar.    reliquiarum    I, 

473  f. 
inquisitionis  s.  sancti  officii  I,  44S  f. 
iunsdict  et  Immunität,  eccles.  I,  470  f. 
Lauretana  I,  482. 

negot.  eccles.  extraord.  I,  368.  478  f. 
particularis  HI,  433.  641?. 
praelatorum  tbeolog.  UI,  433. 
praesynodalis  IH,  w)28. 
privata  m,  6417.  642. 
pro  erectione  eccles.  I,  366. 
pro  negot  rit  Orient.  I,  477  f. 
de  Propaganda  fide  I,  474  f.  II,  352.  360«. 

pro  universit.  stud.  rom.  I,  482. 

reverend.  Fabricae  I,  482. 

sacrorum  rituum  I,  471  f.  4852. 

speciale  per  la  riedificazione  I,  482. 

specialis  III,  663. 

super  consult.  negot.  stat.  eccles.  I,  481. 

super  correct  libror.  orient.  I,  477  f. 

super  discipUna  regul.  I,  469  f. 

super  ne^ot  episcop.  I,  397.  464  f. 

super  residentia  episcop.  I,  456.  464  f. 

super  revisione  synodorum  I,  464  f. 

super  statu  eccles.  s.  visitaüonis  liminum 
I,  456.  463  f. 

super  statu  regulär.  I;  469  f. 

super  statu  I,  368. 

visitationis  apostol.  I,  479. 
congregazione  camerale  I,  415. 
congressus  der  Geistlichen  IV,  542. 
Conon  I,  225.  226. 
conopaeum  IV,  308«. 
consecratio  s.  Konsekration, 
consensus  II,  153.  III,  835. 
Conservatoren,   päpstliche  I,   179  f.  IV, 

654. 
consiliarii  I,  385. 
consilium  11,  153.  155.  in,  834. 

auriculare  I,  340. 
consistentes  IV,  718. 
consistoria  I,  364. 

publica  I,  364. 

secreta  s.  ordinaria  I,  364. 

semipublica  I,  366. 
consistorialis  s.  congregatio. 
Con stanz  Concil  I,  271. 

Kardinäle  I,  340. 

Papstwahl  I,  288.  306. 
constitutio  m,  739».  781».  782.  835;  vgL 
Schema. 

dogmatica  in,  781». 

de  ecdesia  Christi  m,  461. 

de  fide  catholica  in,  464. 

Pastor  aetemus  IH,  467. 

personalis  in,  806*. 
constitutum  in,  694».  782. 
constructio  ni,  18.  19».  22  f. 
consuetudo  avita  I,  619. 

legitime  praescripta  HI,  810. 
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consultationes  privatae  III,  641. 

consiiltores  s.  l^onsultoren. 

contritio  IV,  120. 

Conventualprioren  I,  188. 

conventu?,  synodalis  III,  586". 

conyersi  I,  143®. 

convocare  HC,  4982. 

cooperatores  II,  318. 

copißtae  III,  3967. 

coriepiscopuB  s.  choriepiscopus. 

Corona  I,  104. 

Corporalien  IV,  142. 

corpus  signaturae  HI,  169*. 

Correctqr  I,  431.  432. 

correptitii  I,  16. 

correspondencia    y    agencia    general    de 

preces  HI,  754*  a.  E. 
corresponsales  I,  401. 
Coscia  I,  371* 

creatio,  der  Eirchen&mter  II,  385  f. 
credentes  I,  21*. 

der  Ketzer  I,  47.  48. 
crimen,  Begriff  IV,  744.  831. 

exquisitionis  nominis  I,  449  ^ 

laesae  maiestatis  I,  350. 
crux,  erecta  s.  gestatoria  U,  37. 

pectoralis  II,  47.  : 
cubicularii  I,  379.  444. 
Culm,  Kirchenimterbesetzung  III,  182^. 
culna,  iuridica  I,  425. 

tneologica  s.  in  foro  conscientiae  I,  42  ^ 
culpose  I,  16. 
cura,  actualis  I,  304. 

animarum  II,  292. 

beneficii  HL,  70. 

u.  curia  I,  34*. 

habitualis  II,  304.  447.  452. 
curator  hospitiorum  III,  436. 

pupillorum  I,  34. 
curat  US  eccl.  paroch.  11,  291. 
cur 6  desservant  11,  294*. 
curia,  EI,  56. 

Behörden  I,  391.  II,  56. 

Verhältniss  z.  cura  I,  34*. 

romana  I,  309  f.  373  f. 
curiales,  aulici  I,  4932. 
curio  II,  292. 
custodia  III,  69«. 
Custos  I,  378.  II,  103.  112».  321. 

concilii  11,  455». 

martyrum  I,  4. 

registri  bullarum  I,  427. 

supplicarum  I,  427. 


D. 

daemoniaci  I,  16.  162. 
Dänemark,  Aemterbesetzung  II,  608. 

apostol.  Vikariat  11,  359. 

Investiturstreit  II,  5912. 

Provinzialsynoden  III,  491 «. 
Damasus  I.  I,  297. 
Damasus  II.  I,  246. 
Dankopfer  s.  Opfer, 
data,  magna  I,  426.  UI,  161. 

parva  III,  161. 
Dataria  I,  556.  57.  III,  159.  793. 

apostolica  I,  392.  422  ff.  440. 


Datarius  I,  373.  389.  421.  422.  431.  440. 

III,  794. 
debilitati  I,  15*. 
debilitatio  I,  45*. 
decalvatio  IV,  804. 
decanatusn,  272.  482;  vgl.  Dekanat 
decaniae  II.  269. 
decanica  IV,  737*. 
decanus  s.  Dekan. 
Decharge,  -erfordemiss  bei  def.  libertat 

1,35. 
Decisiones,  congreg.  conc.  Trid.  I,  462. 

rotae  I,  -104. 
declarationes  I,  458. 
decretale  m,  6835.  782. 

constitutum  HI,  685.  685». 
decretum  de  alienando  IV,  170. 

electionis  11,  669. 

generale  11,   132 1.  III,   683».  685.  717«. 
781.  782.  835. 

irritans  I,  421. 

de  profanando  IV,  170. 
dedicatio  IV,  163.  269. 
defectus  aetatis  I,  162.  n  f.  55.  io3. 

animi  I,  162. 

corporis  I,  14  f.  55. 

famae  I,  30  f.  40.  41*.  55. 

fidei  I,  162.  20  f.  55. 

libertatis  I,  32  f.  55.  62. 

natalium  I,  11  f.  55. 

perfectae  lenitatis  I,  162.  26  f.  45*. 

rationis  I.  162. 

sacramenti  I,  11*.  162.  22  f.  54*.  103. 

scientiae  I,  162.  19  f.  55. 
defensio,  ecclesiae  III,  72. 
Defensores  I,  4.  21*.  382.  II,  406. 

der  Ketzer  I,  47.  48. 

regionarü  I,  377," 
Deficientengehalt  I,  73. 
definitiones  11,  290. 
definitive,  Entscheidungen  I,  462. 
Degradation  I,  53.  IV,  726.  806. 

Folgen  I,  119.  124.  144. 
Dekan  n,  72.  89.  92  f.  114.  261.  269  t  695. 

der  Camera  I,  408. 

christianitatis  II,  271?.  272. 

foraneus  II,  291''. 

der  rota  I,  399.  421. 

ruralis  11,  269  f.  285  f. 
Dekanat  II,  272.  482. 
Dekretalensammlungen  UI,  7ti8f. 
Dekuriönen,  Ordination  I,  34. 
delatio  schedulae  I,  284. 
Delegat,   apostolischer  ü,  362.  399.  404*. 

in,  6577. 
delegatio  ab  homine  I,  176?. 

apostolica  11,  362. 

a  iure  (a  canone,  lege)  I,  176 '. 

ad  unam  causam  I,  186  7. 

ad  universit.  causar.  I,  186  7.  192. 
Delegationsrescript  l,  188.  194. 
delictum  Begriff  IV,  744. 

occultum  I,  56  6. 
deminutio,  sine  III,  107. 
depopulatores  agrorum  IV,  390.  394. 
Deportation  IV,  792. 
dcpositario,  generale  dei  vacabili  I,  445. 

del  piombo  I,  445. 
depositarius  I,  451. 
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depositarius  pecuniarum  III,  436. 
Deposition  I,  50*.  53.  111«.  144.  514. 

schedularum  I,  285. 

als  Strafe  IV,   132.  727.  806  (Das.  Aus- 
drücke); vgl.  Geistliche. 

Vollstreckung  IV,  728i.  809. 
deputati  HI,  395.  434. 
Descendenten,  der  Ketzer  I,  21.  47.  54. 

II,  487. 
Desservants  II,  294i.  lU.  302. 
detruncatio,  membrorum  I,  45^. 
Deutschland,    Aemterbesetzung    II,    465. 
500.  510.  530  f.  605.  689.  695.  703.  HI, 
3.  5.  136.  165.  173.  197.  263.  298. 

apostolisches  Vikariat  II,  358. 

Asylrecht  IV,  394. 

Beichtgeheimniss  IV,  133. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  528.  535.  547. 
865  (21 »). 

Chorbischöfe  11,  169. 

Cölibat  I.  1496. 

Diöcesansjnoden  m,  561.  587»,  597.  600. 

Dispensationsrecht  IQ,  801. 

Docenten  der  Theologie  IV,  679. 

Episcopalsystem  I,  199. 

exemte  Bisthümer  II,  333. 

exemte  Kapitel  II,  152. 

Firmung  IV,  62. 

Generalvikar  11,  223. 

geweihte  Sachen  IV,  171. 

höhere  Schulen  IV,  633. 

Interstitien  I,  112. 

Investiturstreit  IT,  558  f. 

Irregularität  I,  59. 

Kapitel  n,   114.  120.  132.  135.  136.  158. 

Kapitularvikar  11,  247. 

Kirchengebäude  IV,  335«.  341». 

Kirchengeräthe  IV,  411. 

Koadjutoren  der  Bischöfe  II,  256. 

Königssalbung  IV,  158. 

Konzil  V.  Konstanz  III,  373. 

Legaten  I,  523.  524. 

Liturgie  IV,  18.  19. 

Metropolit  II,  6*. 

Militärseelsorge  11,  343. 

Mission  IV,  4873.  489. 

Nationalsynoden  III,  552  f.  558.  560.  562*. 
569  f.  576.  579 1». 

Nominationsrecht  II,  610, 

oeconomus  11,  249. 

Orden  IV,  616. 

Ordinationstitel  I,  72. 

Papstwahl  I,  293. 

Patriarchat  t  576. 

Patronat  II,  621  t  632.  UI,  7«.  32.  33. 

Pfarrer  n,  305. 

Pfarrgehilfen  11,  328. 

Postulation  II,  682. 

Primas  I,  607  f. 

Provinzialsynoden  in,  483«.  491«.  605. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

Religionsunterricht  IV,  480. 

Reliauienverehning  IV,  273. 

Residenzpflicht  III,  241. 

Schulzwang  IV,  585. 

Simultaneum  IV,  360.  369. 

Sonntagsfeier  IV,  296.  300. 

staatl.  Einspruchsrecht  HI,  183.  IV,  865 
(21 »). 


Deutschland,  staatl.  Placet  HI,  757.  760. 
7626.  763. 

Staatsangehörigkeit  IV,  865  (21 »). 

Suffragane  11,  180. 

Synoden  III,  665. 

Taufzwang  IV,  52.  54. 

Tischtitel  I,  70. 

Trienter  Beschlüsse  III,  450. 

Universitäten  IV,  658.  666.  671. 

konfess.  Universit  IV,  669. 

Vikariat  I,  595  f. 

Vikarien  11,  84. 

Volksschule  IV,  580.  584.  592. 

Wiedertaufe  IV,  452. 
Devolution  H,  15.  20.  627.  651.  m,  167  f. 

178. 
diaoonia  I,  312. 

patres  I,  322. 
diaconica  IV,  737*. 
diadema  I,  208. 
Diakon  I,  2.  2».  45.  5.  6.  II,  66. 

cardinalis  I,  313.  320. 

palatinus  I,  323.  336.  384. 

regionarius  I,  320.  323.  336. 
Diakonatsweihe  11,  66».  74. 

erforderl.  Alter  I,  18. 

Materie  der,  I.  lU^. 

Ort  und  Zeit  I,  114.  1153. 

scrutinium  I,  107''.  108». 
Diakonissinnen  I,  8.  8^.  8^. 
SiaTüTTdiaei«  HE,  781». 
dies,  festivi  duplices  de  praecepto  I,  114. 

festus  s.  Festtag. 

rogationum  IV,  149. 
diffinitores  ü,  277.  290. 
Dignitäten  n,  72.  110  f. 

Begründung  II,  388. 

Erwerb  11,  485. 

Kapitel  11,  88  f. 
Dil  ata  I.  462. 
diminutio  beneficii  II,  395. 
dimissio  m,  268». 
Dimissorialien  I,  79.  93.  1862. 

der  Kapitel  I,  100.  101.  634. 

des  superior  I.  97.  98. 
Diöcesanbischof  in,  604. 
Diöcesanblatt  II,  288i. 
Diöcesansynode  HI,  328  f.  654  f. 

Berufung  m,  658. 

Kosten  III,  660 «. 

u.  Papst  m,  664. 

Rechte  IV,  106. 

Zuständigkeit  III,  660  f.  701. 
dioecesanus  11,  43. 
Diöcese  I,  548.  II,  9i.  2648.  3626. 

Bischof  n,  38  f. 

Leitung  n,  38  f.  153  f.  228  f.  240  f.  249  f. 
259  f.  308. 
Dionysius  I,  310. 
director  spiritualis  seminarii  IV,  508. 
directorium  IV,  15. 
disciplina,  ecclesiastica  UI,  691 2. 

körperliche  Züchtigung  IV,  8153.6. 

regukris  I,  464.  469  f. 

vi^ens  ecclesiae  m,  734. 
Disciplinargewalt  vgl.  Strafgewalt. 

Frankenreich  IV,  844. 

geistliche  IV,  1.  4. 

kirchliches  u.  staati.  Recht  IV,  788.  843. 
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Disciplinargewalt  über  die  Kleriker  IV, 
793.  837. 

des  Papstes  IV,  773. 

röm.  Reich  IV,  691. 

Westgothenreich  IV,  847. 
Disciplinars trafen  IV,  698.726.754.835. 
Disciplinarstrafgewalt  IV,  691  f. 
Disciplinarstrafrecht  IV,  752.  833. 
Disciplinarvergehen  IV,  698.  752.833. 
discussio  iuris  1,  192. 
Diskretionsjahr  IV,  51. 
Dismembration,  der  Kirchenämter  I,  514. 

n,  401  f. 
Dispensation,  Begriff  III,  789  f. 

bischöfliche  in,-  836. 

ad  cautelam  I,  44  ^  58. 

des  Gelübdes  1,  1682. 

der  Irregularität  I,  14.  17.  39.  55. 

kirchl.  Recht  I,  458.  lü,  826. 

matrimonii  HI,  827.  8282. 

bei  Mehrheit  der  Eirchämter  III,  253. 

päpstliche  ra,  722.  744.  789. 

m  radice  I,  13.  HI,  826.  828. 

ad  vitam  I,  66«. 
Distriktinspektion  der  Schule  IV,  601. 
dispensator  n,  251. 
distributiones,  quotidianae  HI,  236. 
distributores  DI,  396'^. 
dirersa,  tempora  III,  7165. 
divinatio  I,  448.  * 
divisio,  beneficii  II,  395.  400  f. 

carnis  I,  25.  25». 
Doctores  iuris  utriusque  III,  370*. 

theologiae  II,  66.  67 '.  68.  119.  122.  486. 
m,  370«. 
»Doctoris  gentium«,  Bulle  HI,  406. 

Doctorgrad  n.  211.  235.  486.  IV,  689. 
doctrina  HI,  781. 

christiana  IV,  479. 
dogmata  III,  781». 
Doktrinarier,  französische  I,  75. 
Dom  II,  62». 
Domherren,  11,  62.  83.  84.  87;  vgl.  auch 

canonicus  -und  Kanoniker. 
domicellares  canonici  II,   63.   64.   66».   66*. 

70.  81.   • 
domicelli  11,  63.  64. 

emancip.,  non  emancipati  11,  63. 
domicilium,   bei  Ordinationskompetenz  I, 

88. 
Dominikaner  IV,  93. 
dominus  apostolicus  I,  207. 
Domkapitel  i.  cOlg.  H,  49  f.   59  f.  124  f. 
234. 

Aemter  II;  88  f. 

Aufiiahme  11,  66  f. 

Berufung  11,  125. 

Bischofswahl  n,  601  f.  657. 

Dignitäten  II,  88.  110  f. 

Disciplinargewalt  II,  135. 

Leitungsgewalt  II,  153. 

der  Metropolitankirche  II,  22. 

officia  n,  88.  110  f. 

Ordination  I,  95. 

Personate  II,  88.  110  f. 

Pflichten  n,  141  f. 

Rechte  II,  124  f. 

Statuten  II,  133  f. 

Verfassung  II,  61  f. 


Domkirche  IV,  307. 
Dompfister  11,  1093. 
Domschule  IV,  497. 
Domvikar  II,  700»ö. 
Domvikariat  II,  695. 
dos  n,  386.  in,  19«.  23.  24. 
dotatio  UI,  19.  23  f.  IV,  320. 
Dreikapitelstreit  ni,  672». 
droit  de  joyeux  av^nement  11,  641. 
oouXeU,  der  Heiligen  IV,  240. 
dubium  I,  461. 
duces  n,  605. 
DueU  I,  31. 

Dunstan,  Cölibat  I,  153». 
dydascalus  II,  100». 


E. 


ecclesia  11,  438;  vgl.  Kirche. 

adiutrix  IV,  313. 

baptismalis  I,  317«.  H,  265.  307.  IV,  311». 

cardinalis  I,  317«   318  f. 

cathedralis  IV,  307. 

coUegiata  II,  62*.  IV,  308. 

commendare  DI,  109. 

conventualis  IV,  308.  309*. 

dioecesana  s.  parochialis  11,  263.  307. 

fiUalis  n,  427.  IV,  313. 

intitulata  III,  110. 

mater  11,  306.  307.  427. 

matricularis  U,  283 ^ 

matrix  IV,  307. 

numerata  II,  708. 

parochialis  II,  263.  307.  IV,  310. 

propria  II,  622. 

propriae  hereditatis  11,  622. 

receptiva  II,  65 ». 

romana  III,  684». 

succursalis  IV,  313. 

titulus  IV,  326. 

utroque  iure  subiecta  11,  442«. 
edictum  HI,  7816.  782.  835. 
Eduard  VI.  v.  England,   Ordinationsfldiig- 

keit  der  engl.  Bischöfe  I,  85. 
effusio  des  Täuflings  IV,  32. 
Ehe  B.  matrimonium. 

incestuose  IV,  846. 
Eheeingehung,  Erfordernisse  IV,  125.  131. 

154. 
Ehehindern iss,  der  geistl.  Verwandtschaft 

IV,  2».  38.  55. 
eheliche  Geburt  II,  67. 

Mangel  der  -  n  I,  11.  12.  132. 
ehelichen  Kinder,  der  Kleriker  II,  478. 
Ehelosigkeit,  ordo  minor  I,  37. 
Ehemann,  Weihe  I,  36.  51. 
Ehesachen  I,  459.  II,  2022. 
Ehingen,  Konvikt  IV,  528. 
Ehre,  ungeschmälerte  11,  67. 
Ehrendomherren     vgl.     Ehrenkanoniker 
II,  87. 

in  Frankreich  II,  84. 

in  Preussen  II,  83. 

der  Schweiz  II,  84. 
Ehrenkanoniker  II,  77.  83.  87.  703. 
Ehrenstrafen  I,  31. 
Eichsfeld,  Patronatrecht  III,  7«. 
Eid,  Gehorsams-  II,  30.  69.  HI,  199  t 
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Eid,  Eapitularen  II,  71. 

bei  Papgtwahl  I,  284. 

Treue-  11,  30 ;  vgl.  auch  Reinigungs-Eid. 
Eidhelfer  IV,  840.  841. 
E ig eDB ehalten,    kanonische  IT,  476;   Tgl. 

facultas. 
Einleitung  des  kirchl.  Strafverfahrens  IV, 

758.  770.  839. 
Einspruchsrecht  des  Staates  III,  183.  184. 

185  f.  865.  866. 
Einstimmigkeit,  auf  Konzil  III,  342. 
elpijvixat  i;  93. 
Ekthesis  HI,  672». 
electio  II,  650. 

per  compromissum  I,  281.  II,  661.  664  f. 

quasi  per  inspirationem  I,  260.  II,  661. 

per  instrumentum  s.  decretum  II,  669. 

per  scrutinium  I,  282.  11,  661. 
eleemosiniere  I.  389. 
eleemosvna  IV,  205. 

manualis  IV,  205. 
eligo  n,  679.  680. 
elimosinarius  11,  108^ 
Ellwangen,  Landesuniversität  IV,  528. 
Elsass-Lothringen  IV,  18".  191 

Aemterbesetzung  11,  465«  SlO^o.  511.  699. 
711.  lU,  5«.  167.  1898. 196.  197.  302«. 
323'3 

Amtsträger  III,  317» 

öffentliche  Andacht  IV,  219. 

Bestätigung  der  Geistlichen  in,  189. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  547.  558. 
564.  568. 

höhere  Schulen  IV,  634. 

Informationsprozess  11,  694. 

Kirchengebäude  IV,  325. 

Kirchenglocken  IV,  423». 

Kirchensitze  IV,  350.  3513 

landesherrliche  Ernennung  11,  692  2. 

Missionen  IV,  489. 

Orden  IV,  617. 

Prozessionen  IV,  232. 

Religionsunterricht  IV,  613.  622. 

Residenzpflicht  lU,  231». 

Schulbehörde  IV,  601. 

Simultaneum  IV,  368.  370«.  424. 

Sonntagsfeier  IV,  297. 

staatl.  Placet  ni,  839.  840«.  846. 

Staatsangehörigkeit  11,  504.  6073. 

Synoden  HI,  666. 

Volksschule  IV,  585».  589.  590«.  5993. 

Wallfahrt  IV,  239. 
emancipatio,  vom  scholaster  II,  70. 
Embrün,  Primat  I,  601. 
Eminentissimus  I,  357. 
emolumenta  galeri  cardinalitii  I,  363. 
Empfang,    ordnungswidriger    der   Weihen 
I,  49.      . 

simonistischer  der  Weihen  I,  50. 
Emser  Punktation  I,  530.  II,  17?. 
enerffumeni  I,  16. 
engelmissarius  U,  322^ 
England,    Aemterbesetzung  II,   608.   6905. 
m.  1211.*.  2497.  850. 

Amtsträ^er  lU,  208». 

geistl.  Bildungsanstalten  IV,  513. 

JbvestiturstreU  II,  577«   578.  583  f.  600. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  702  *. 
73^8. 


England.  Kostnitzer  Konzil  III,  373. 

legati  nati  I,  522 ".  523. 

Lfiurgie  IV,  8i. 

Metropolit  II,  6*. 

Missionsländer  II,  361. 

Nationalkonzilien  III,  546«.  572. 

Nominationsrecht  II,  690. 

Patronatrecht  11,  632. 

Provinzialkonzilien  in,  478».  491«.  506. 

Recht  der  ersten  Bitte  H,  641. 

Synoden  III,  535 '. 
Entführung  einer  Frau  I,  31. 
Entweihungsakt  IV,  170. 
Entziehung  des  Amtseinkommens  IV,  698. 
732«.  737.  809. 

der  Amtsrechte  IV,  730.  811». 

der  Anciennität  IV,  730.  811*. 
Eparchieen  I,   539.  548.  II,  1.  6.  379.  in, 

473. 
Epernay  I,  11». 
Ephesus,  Exarch  I,  576. 

Synode  IH,  333  2.  336".  343.  344».  6763. 
Ephod  I,  210. 

Epinhaniasfest,  Taufzeit  IV,  34. 
Epilepsie,  irregularitas  I,  16. 
Episcopa  I,  83. 
episcopus  vj^  Bischof. 

anniuaris  n,  176. 

auxilaris  U,  178. 

benificii  I,  89. 

cardinalis  I,  323  f. 

choris  s.  Chorbischof; 

coadiutor  I,  367. 

comprovincialis  n,  6.  9. 

curiae  I,  329. 

dele^tus  I,  176. 

domicilii  I,  88. 

electus  in,  607«. 

exemtus  s.  immediate  subiectus  TL,  329  f. 

familiaritatis  I,  90. 

gentium  II,  171.  350«. 

negotia  I,  397.  464  f. 

nuUatensis  n,  176. 

originis  I,  87. 

in    partibus    infidelium   I,    533.   n,    176. 
3527.  in,  604. 

primae  sedis  I,  581.  n,  2.  6. 

proprius  I,  87.  91. 

provincialis  n,  6.  9. 

regionarius  n,  170. 

romanus  I,  327. 

suffraganeus   I,    93«.   n,    9.  12?.   14.  23. 
32*.  178.  318.  3331. 

titularis  n,  176.  605 1. 
Episkopalsystem  1, 196 f.  in,  380.398.468. 

IV,  436. 
epistolae,   canonicae  I,  94.  n,    162;  vgl. 
literae. 

a  pari  s.  a  paribus  in,  7756, 
erectio,  der  Kirchenämter  I,  366.  II,  385  f. 
Erlass  in,  835. 

Er  ml  and,  exemtes  Bisthum  n,  333. 
Erschleichung  der  Weihe  I,  51  *. 
Ersitzung,  kumulative  n,  459. 

mutatio  Deneficii  n,  456. 

des  Patronates  m,  28  f. 

privative  n,  459. 
Erzbischof  II,  1  f.;  vgl.  archiepiscopus. 

Ehrenrechte  n,  37. 
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Erzbischof,  Generalvikar  U,  22. 

Jurisdiktion  I,  170.  II,  16 1». 

Mission  II,  360. 

Wahl  n,  657  f. 
Erziehung  der  Geistlichen  s.  Geistliche. 
Erziehungsanstalten    s.    Konvikt    und 

Seminare. 
Erzpriester  H,    261.  269  f.  285  f.  2916.; 

vgl.  Archipresbyter. 
Espen,  Bernhard  van  I,  199. 
Et  amplius  I,  462. 
Eucharistie  i.  allg.  IV,  63  f. 

Aufbewahrung  IV,  82.  84 1. 

Ausschliessung  von  IV,  705.  720.  725.  803. 

unter  beiderlei  Gestalt  IV,  77. 

Empfang  IV,  76. 

Empfangsberechtigte  IV,  66. 

Empfangsort  IV,  76. 

Empfangspflicht  IV,  70. 

empfangsunwürdig  IV,  69. 

Empfangszeit  IV,  76. 

Erlaubniss  zur  Ertheilung  IV,  21 ». 

der  Kinder  IV,  67. 

in  Missionsländem  IV,  66. 

österlicher  Empfang  IV,  70. 

als  Opfer  IV,  64. 

Spender  IV,  64. 

Spendung  IV,  76. 

Strafen  IV,  74. 

Vorbereitung  IV,  68.  74.  80.  125. 
Eugen  n.  I,  232. 
Eugen  m.  I,  263.  266. 
Eugen  IV.  1,  198.  273.  306.  ÜI,  407. 
Eusebius  von  Vercelli  11,  50. 
Eustathius  I,  1463. 
Evaristus  I,  310. 
Examen,  episcoporum  I,  367. 

pro  iurisaictione  IV,  90. 
examinatores,  de  prima  visione  I,  444. 

prosynodales  11,  496. 

synodales  II,  496. 
Exarch  I,  548.  576  ff.  U,  1.  6.  380.  IV,  768. 

iurisdictio  I,  170. 

von  Ravenna  I,  220.  225. 
excardinatio  11,  492.  III,  277. 
Excellentia  I,  208. 
Excellentissimüs     et    Reverendissimus 

n,  37. 
Exclusive  s.  ius  exclusivae. 
excommunicatio  vgL  Exkommunikation. 

fratema  IV,  742.  811. 

latae    sententiae   speciali   modo  Romano 
pontifici  reservatae  IV,  104. 

minor  IV,  751. 
excommunicatus  toleratus  I,  52.  HI,  34. 
IV,  66.  1518.  183. 

vitandus  IH,  34.  IV,  66.  151 8.  183.  329. 

non  vitandus  I,  53. 
Execrabilis  ÜI,  147  f.  1625.  252. 
executores  I,  34.  187.  II,  387. 

gratiae  I,  194. 

mixti  I.  187. 
Exekration  der  Kirche  IV,  326.  403. 

Akt  IV,  170. 
Exemtion  der  Bischöfe  11,  329  f. 

passive  II,  347. 
Exequien  des  Papstes  I,  2943, 
Exercitia  spiritualia  I,  108. 
Exil  s.  Verbannung. 


Exklusivität  der  Stifter  II,  66  fl 
Exkommunikation  vgl.  excommunicatus. 

Absolution  IV,  103.  111. 

anathema  IV,  800. 

im  allgem.  IV,  393.  691.  702.  797.  812. 

Ausdrücke  IV,  7973. 

ferendae  sententiae  I,  121. 

Folgen  der  grossen  IV,  151.  748. 

fratema  IV,  742.  811. 

a  iurisdictione  I,  95. 

von  Kirchen  IV,  743». 

der  Kleriker  I,  144.  IV,  739. 

latae  sententiae  I,  121. 

maior  I,  50.  52.  121.  m,  34.  IV,  75. 

minor  I,  9«.  IV,  705.  741.  751.  802.  814. 
833. 

ab  officio  t  95. 

poena  vindicativa  IV,  748. 

Wirkung  IV,  691.  709.  798.  812. 

zeitige  fV,  801.  810. 
Exkommunizirte  TV.    183;   vgl.  excom- 
municatus. 

Firmung  IV,  59. 

Kommunion  IV,  74. 

Taufoathen  IV,  39. 
exomologesis  IV,  84  f.  697i. 
Exorcismen  IV,  140. 
Exorcisten  I,  2.  3.  3«.  4».  5.  7. 
Exorcistenweihe,  Materie  L  116*1. 
Expectanten  11,  74.  81. 
Expectanzen  II,  64  f.  69.  70. 
Expectativarius  II,  69. 
Expeditionsbehörden  I,  392.  432  t 
Expeditoren  I,  375.  495  f. 
Expositen  11,  323. 
exstructio  ÜI,  18. 
extensio,  privüegii  HI,  812. 
extinctio,  beneficii  U,  459  f. 
extra  et  io  scrutatorum  I,  283. 
Extrakommerzialqualität  IV,  168.  172. 

411. 
extraordinaria  negotia  I,  368.  478  t 
extrema  unctio  IV,  135. 


F. 


Fabianus  I.  310. 
fabrica,  S.  Petri  I,  482. 
facultas  vgl.  Fakult&t 

decennalis  HI,  8045. 

missionare  11,  355. 

de  promovendo  in  bianco  I,  93.  96. 

quinquennaHs  I;  58.  113».  1153.  ni,   804. 

septennalis  III,  804 ». 

spiritualis  I,  117. 

triennalis  IQ,  804». 
Fälscher,  Asylrecht  IV,  391. 
Fakult&t,  kath.  theolog.  IV,  531.  556.571. 
673. 

Prüfimg  IV,  569. 
fallentiae  III,  237. 
familia  des  Klosters  IV,  95. 

des  Papstes  I,  496  f. 
familiaritas  I,  90. 
Familienpatronatrecht  IH,  13. 
Fasten,  Strafe  IV,  803;  s.  auch  Buss werke. 
Fastenzeit,  Synode  HI,  5262. 
fautores  haereticorum  I,  21*.  47.  48. 
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Febronius  I,  528.  530.  rH,  743. 
Fehler,  körperliche  I    14.  II,  06. 
Feiertag,  im  allgem.  IV,  279. 

Anordnung  IV,  286. 

Aufhebung  IV,  286. 

Feier  IV,  2S9.  846. 

halber  IV,  305. 

staatlicher  IV,  304. 

Verminderung  IV,  284. 

weltliche  Gesetzgebung  IV,  295. 
Feldbischof  n,  337. 
Feldkapelle  IV,  76. 
Feldkonsistorialdircktor  II,  338. 
Feldkonsistorialsekretär  U,  338. 
Feldkonsistorium  11,  338. 
Feldpropst  II,  335  f. 
Feldsuperior  11,  339. 
Feldsuperiorat  11,  339. 
Feldvikar  II,  337. 
Felix  m.  I,  218. 
Felix  V.  I,  273. 
fermentum  I,  3^.  311. 
Ferrara,  Synode  UI,  331.  407.  417  f. 
ferula  pastoralis  I,  209. 
Festkalender  IV,  15. 
Festmesse  IV,  194. 
Festtag  vgl.  Feiertag  IV,  279. 

de  choro  I,  115*. 

de  praecepto  I,  115. 
festum  duplex  IV,  1982. 

semiduplex  IV,  1982. 
fideiussores  IV,  38. 
fide  de  -  vel  moribus  IV,  437. 

Propaganda  I,  474  f.    11,  352.  3602;  vgl. 
congregatio. 
filia  II,  427.  429. 
Filialisten  11,  429. 
Filialkirche  vgl.  ecclesia  filialis. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 
filii  n,  4h6. 

mamzeres  I,  12«. 

naturales  I,  12^. 

nothi  I,  12«. 

spurii  I,  12<*. 
filioque  UI,  715». 

Finanzverwaltung,  kirchliche  IV,   1.  4. 
Findelkinder  I,  12.  12» 

Domizil  I,  b3. 
Firmbuch  IV,  62. 
Firmelung  I,  21.  106. 
Filrmformel  IV,  60. 
Firmnamen  IV,  62. 
Firmpathen  IV,  40.  61. 
Firmregister  IV,  62. 
Firmung  I,  21.  106.  IV,  55  f. 

Erfordernisse  IV,  55. 

Ertheilung  IV,  57. 

Namensänderung  IV,  62. 

Wirkung  IV,  2  *. 

Zeit  rV,  61. 
Fiskal  I.  480.  m,  379«. 
Flandern,  staatL  Placet  III,  IblK 
flentes  IV.  717. 
Florenz,  Konzil  m,  417.  633. 
fons  baptismalis  IV,  36. 
forerius  III,  436. 

forma  commissoria  s.  digna  III,    162.  794. 
799.  800.  828». 


forma   communis    s.   paupcrum    HI,    1176. 
1622.  651.  7953.  825. 

gratiosa  HE,  162.  794. 

ordinaria  HI,  825. 

pro  nobilibus  III,  795  8. 

specifica  III,  651. 
formatae  I,  93. 
Formosus  v.  Porto  I,  236.  238. 
formula  reformationis  I,  157. 
Foroiuliensis,  antistes  I,  568. 
forum  extemum  I,  168  f.  423.  4305.  III,  804. 
IV,  85. 

intemum  I,  168  f.  III,  804. 

poenitentiale  I,  168  f. 

rei  sitae  II,  452. 
Fossantes  I,  4. 
fränkische  Bisthümer,  höhere  Schule  IV, 

628. 
Frankenreich,  Asylrecht  IV,  384.  386. 

Besetzung  der  Bisthümer  U,  516. 

Bilderverehrung  IV,  276. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  491. 

Busssystem  IV,  824*. 

Diöcesansynoden  III,  5872.  597.  602. 

Feiertage  IV,  290. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  699  f. 

kirchl.  Strafgewalt  IV,  797.  843. 

Königssalbung  IV,  158. 

Gottesdienstordnung  rV,  7. 

Nationalkonzilien  fll,    539.    541  f.   547  f. 
569  f.  57H. 

päpstl.  Gerichtsbarkeit  IV,  839. 

rrovinzialsynoden  III,  479. 

Strafgerichtsbarkeit  üb.  Geistliche  IV,  849. 

Verbannung  IV,  804*. 

Vikar  I,  595  f. 

Zwangsbusse  IV,  816. 
Frankfurt  a.  M.,  Kirchenbücher  II,  311. 

Kommunalämter  der  Geistlichen  I,  1262. 

Metropolit  II,  17?. 

staatl.  Placet  m,  763. 
Frankreich,  Aemterbesetzung  11,  510.511. 
538.  608.  699.  711.  ÜI,  136.  164.  167. 
196.  244.  255»   263*.  302«. 

Amtsträger  HI,  2083.  210.  3173. 

Asylrecht  IV,  395. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  20.  522.  534. 
558.  564.  568. 

Bischof  n,  468. 

CöHbat  I,  162. 

Ehrendomherren  11,  84. 

Episkopalsystem  I,  198. 

Emennungsrecht  11,  610.  m,  178.  189. 

exemte  Kapitel  II,  151. 

Feiertage  iV,  285.  297. 

geweihte  Sachen  IV,  171.  176. 

Lnmunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Informativprozess  II,  694. 

Investiturstreit  11,  577«.  578  f.  600. 

Kapitel  II,  160«. 

Kirchenbücher  II,  311. 

Kirchengebäude  IV,  324.  336*.  341«. 

Kirchengeräthe  IV,  411. 

Kirchenglocken  IV,  423. 

Kkchensitze  IV,  349. 

Konstanzer  Konzil  UI,  373. 

Kronkardinäle  I,  341. 

landesherrl.  Ernennung  II,  692. 

Legaten  I,  523. 
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Frankreich,  Liturgie  IV,  11».  18. 

Metropolit  II,  7. 

Milit&rgeelsorge  11,  342 ». 

Mission  IV,  487.  489. 

Nationalkonzilien  III,  422  2. 

Nuntiatur  I,  5342. 

öffentliche  Andachten  IV,  219.  221  ?. 

Papstwahl  I,  293. 

Patronatrecht  11,  632.  in,  34 1. 

Primas  I,   597  f. 

Provinzialsynoden  III,  484.  491«.  505. 

Prozession  IV,  232. 

Qualifikatipn  z.  Capitular  II,  82  ^ 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

Regalien  I,  199. 

Religionsunterricht  IV,  480. 

Reliquienverehrung  IV,  274. 

Residenzpflicht  HI,  2292.  231 ».  24 H.  2433. 

Simultaneum  IV,  368.  369.  3706. 

staaa.  Placet  HI,  760.  763«.  8405.  841  K 

Staatsangehörigkeit  II,   504.  506  w.  507  3. 

Svnoden  m,  534«.  536«.  5372. 

Trienter  Beschlüsse  III,  449. 

Universitäten  IV,  640.  669. 

Vatikanisches  Konzil  ITT,  470  ^ 

Volksschule  IV,  580.  600*. 

Wallfahrtep  IV,  239. 
französische  Rechtsländer,  Pfarreierrich- 
tung n,  467.  46812.  4725. 
Franziskaner-Orden  IV,  91. 
frater  venerabilis  n,  48. 
Frauen  m,  35. 

Taufe  rV,  27. 
Freiburg,  Aemterbesetzung  in,  323*. 

Erzbischof  II,  37.  38. 

katholische  Fakultät  IV,  630. 

Universität  IV,  670  K  «. 
Freiheitsstrafe  s.   Oef&ngpiissstrafe  und 

Verweisung  in  ein  Kloster. 
Freimaurer,  Pathen  IV,  40. 
»Frequens«  HI,  381.  398.  413.  633». 
Freypfründe  H,  75.  76i. 
Friearich   L,    Besetzung   des  päpstlichen 
Stuhles  I,  264. 

Investiturstreit  U,  562.  565. 

päpstl.  Gesetzgebungsrecht  III,  735. 
Friedrich  n.  fll,  354.  355. 
Frohnleichnamsfest,     Prozession     IV, 

222. 
Früchte  des  beneficium  I,  1433. 
fructus  generalis  IV,  179. 

Generalissimus  IV,  179. 

mdividualis  IV,  179. 

medius  IV,  17.9.  182. 

ministerialis  IV,  179.  182. 

sacrificii  IV,  179. 

specialis  IV,  179. 
Füroitte,  Recht  auf  s.  ius  precum. 
Fürst,  Beichte  IV,  112. 

Exkommunikation  IV,  757.  842. 

Kirchensitz  IV,  340. 

kirchl.  Strafigewalt  IV,  757.  842. 

Taufe  IV,  36;  vgl    auch  Landesherm. 
Fürstbischof  II,  48. 
Fürstenkonkordate  HI,  138.  412. 
Fulda,  Kirchämterbesetzung  III,  182«. 

Ordinariat  11,  225. 
functiones  mere  sacerdotales  11,  302. 

parochiales  n,  302.  in,  233.  IV,  72. 


Fundation  IH,  18.  193.  21.  28. 
Fundationsurkunden  des  Kapitels  II,  63. 
fundus  m,  192. 
furtive  Ordination  I,  49.  49  lo. 


G. 


galerus  I,  357. 
Gallien  vgL  Südgallien. 

Amtsträger  m,  307. 

Cölibat  1,  148. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  m,  680  <'. 
684«. 

Kongregation  I,  75. 

Metropolit  II,  4  f. 

Provmzialsvnoden  IH,  473.  474.  476. 

Residenzpflicht  III.  221. 

Strafjgewalt  über  Bischöfe  IV,  742. 

Vikariat  I,  595  f. 
Gallikanismus  I,  198.  576.  576.  HI,  580«. 
742.   743.   748.   753;   vgl  auch   Epis- 
kopalsYstem. 
Garibaldi  I,  214. 
Garnisonkirche  IV,  310. 

Benutzung  IV,  338.  353'. 
Gebäudes. Gottesdienst u.  Kirchengebäude. 
Gebet,  öffentliches  IV,  218. 
Gebetbücher  IV,  218. 
Gebetsdienst  11,  141. 
Gebühren  II,  69*.  71. 
Geburt,  adlige  II,  67. 

eheliche  II,  67. 
Gedankensünden  IV,  744.  825. 
Gefängnissstrafe  IV,  737.  815. 
Gefangene,  Gottesdienst  IV,  15. 
Gehorsam  gegen  Bischof  IQ,  212  f. 

j^egen  Papst  IH,  199  1 
Geister,  unreine  I,  2.  3. 
Geisteskrankheit,  irregularitas  I,  16.43. 

Pathenschaft  IV,  40. 
Geistliche  vgL  clericus. 

Anstalts-  ifi,  99. 

Abgabenfreiheit  I,  124.- 

Absetzung  IV,  726.  729.  806.  809.  835. 

Amtseinkommen  IV,  737.  754.  809.  814. 

AnsteUung  U,  504.  III,  183.  IV,  866  (2J). 

ausländis(äe  IV,  20,  21 «.  866. 

Ausschliessung  vom  Abendmahl  IV,  740. 
814. 

A.  von  Beförderunff  IV,  731. 

A.  von  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten 
IV,  732.  742.  754.  835. 

A.  aus  Kirche  IV,  738.  832. 

Beschäftigung  I,  133. 

Büdung  I,  60.  139.  458.  482.  H,  70.  71. 
IV,  1.  4.  491.  525.  538.  545.  865  (21 1). 
866.  874;  vgl  Bildungsanstalten. 

Busse  rV,  726.  740.  817.  835. 

theoL  Fachbildung  I.  59.  IV,  VL  3.  20. 
551.  865.  866.  874. 

Cölibat  8.  Cölibat 

Deposition  IV,  727.  753.  806  (Ausdrücke). 
835. 

Disciplinarstrafrecht  IV,  752.  837. 

Ehrenrechte  I,  1.18. 

Entziehung  einzelner  Amtsrechte  IV,  730. 
754.  835. 

E.  der  Anciennität  JV,  730, 
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Geistliche,  freie  I,  11*. 

Gefängniss  IV,  737.  815.  835. 

Geldbusse  IV,  737,  804. 

Gerichtsstand  IV,  794.  837. 

Handel  I,  134. 

Haushälterin  I,  132. 

Hof-  III,  99. 

Infamie  IV,  8J6. 

Interdikt  I,  144. 

der  Kammer  I,  389. 

Kleidung  I,  130.    IV,  142.  162. 

KriminaTgerichtsbarkeit  I,  28. 

Kriminalstrafen  IH,  187.  IV,  858. 

Kuratel  I,  136. 

Leben  H,  54. 

Lehrffewalt  IV,  447. 

Mässigkeitspflicht  1,  133. 

Milit&rpflicht  1,  120. 

öffentliche  Busse  IV,  822. 

öffenü.  Rüge  IV,  835. 

Papstwahl  1,  225. 

Pflichten  IV,  754. 

Rechtskenntniss  I,  188. 

Religionslehrer  IV,  624. 

Residenzpflicht  HI   221. 

staatliche  Gerichtsbarkeit  IV,  794.  849. 

staatliche  Vereidigung  III,  194. 

Staatsangehörigkeit  II,   504.  IV,  20.  21  o. 
865  (21 '). 

Standespflichten  I,  130  f. 

Standesrechte  I,  118. 

Stellvertreter  IV,  22. 

Strafgewalt  gegen  IV,  698.  726.  794.  837. 

Suspension  IV,  731.  (Ausdrücke)  734.  810. 
814. 

uneheliche  Kinder  H,  476.  478. 

Verbannung  IV,  738.  816. 

Verhfiltniss  zur  Kirche  IV,  753. 

Verletzung  I,  452.  n8.  IV,  105.  865  (19*»). 

Vermögenskonfiskation  IV,  816. 

Vorbüdung  H,  508.  IV,  21.  491.  865.  866. 

V^^ürde  I,  130. 

Zeugnissföhigkeit  I,  61.    IV,  795  2. 

Züchtigung  IV,  737.  754.  756.  814.  835. 

Zurückversetzung  IV,  729.  809.  835. 
Gelasius  I,  262. 
Geldbusse  IV,  737.  804. 
Geldstrafe  IV,  792.  848. 
Gemeinschaftliches  Leben  s.  vita  com- 
munis. 
General-Seminare  IV,  526.  527. 
Generalvikar  I,  486.    II,  205.  357;  vgl. 
vicarius  generalis. 

Befugnisse  U,  213  f. '223  f. 

BesUtigung  IH,  189. 

Bestellung  H,  209  f. 

Dimissorienausstellung  I,  95. 

Dispensationsrecht  I,  57. 

des  Erzbischofs  II,  22. 

iuristische  Stellung  II,  219  f. 

Ordinationsertheilun^  I,  95. 
Generalvikariat,   bischöfliches   II,   205. 

224.  225. 
genuflectente's  IV,  718. 
Geräthschaften,  kirchliche  IV,  398.  408. 
G erhöh  v.  Eeichersber^  II,  57. 
Gerichtsbarkeit,   geistliche,  IV,  1;  vgl. 
iurisdictio. 

streitige  IV,  4. 


Germanien  s.  Frankenreich. 
Gerson  I,  197.    IH,  380. 
Geschworene,  irregularitas  I,  29. 
Geschworenendienst  d.  Geistlichen  1,61. 
Gesetz,  kirchliches  s.  Kirchengesetz. 
Gesetz sebungsrecht  der  Bischöfe  s.  Bi- 
scnof. 

der  Kirche  IH,  669  f.  749.  829  f.    IV,  3; 
vgl.  iurisdictio. 
Geständniss  IV,  739.  772.  839». 
Getaufte  s.  Taufe. 
Gewand,  priesterliches   IV,   142.  162;  vgl. 

Geistlichen. 
Gewohnheitsrecht  s.  consuetudo. 
Giessen,  kath.  Fakultät  IV,  530. 
Glaubensbekenntniss,    Ablegung    IH, 

218  f.    IV,  624.  678. 
Glöckner  ni,  322;  vgl.  auch  Kirchendiener. 
Gnadenbehörden  I,  392.  421  f. 
Gnesen,  s.  auch  Posen-Gnesen. 

Aemterbesetzung  IH,  182 1.  2. 

legatus  natus  I,  631. 

Pnmat  I,  621  f.  632. 
Gnostiker  I,  145. 
Görz,  Erzbischof  H,  37. 
Gotha  s.  Sachsen-Gotha. 
Gottesdienst,  Ausschliessung  s.  Ausschlies- 
sung. 

Ausübung  rV,  19;  vgl.  Liturgie. 

Emstellung  IV,  805. 

Gebäude  rv,  3ü6. 

Sachen  IV,  398.  408. 

Verwaltung  IV,  2.  3. 
Grabstelle,  Gebrauchsrecht  IV,  169. 
Grado,  Patriarch  I,  567  f. 
Ypdfj.(jt.aTa,  xavovtxdi  I,  94. 
Gran,  Erzbischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  632. 

pnmas  I,  622.  632. 
granarii  II,  109'. 
granatores  U,  109'. 
grassatores  viarum  IV,  390. 
gratiae,  expectativae  U,  476.    IH,  140.  158. 
Gratian,  defect.  ex  delicto  I,  40. 
gratis  m,  1Ö6. 
gravio  IH,  702». 
Gregor  L  I,  289.  IV,  717. 
Gregor  H.  I,  380. 
Gregor  IV.  I,  234.  289.  301. 
Gregor  V.  I,  244. 
Gregor  VI.  I,  245.  294.  303. 
Gregor  VH.,  C61ibat  I,  153. 

Investiturstreit  H,  646  f. 

Legaten  I,  507  f.  511. 

Papstentsetzung  I,  303. 

Papstwahl  I,  257  f.  289.  305. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  HI,  726. 

Pallium  n,  29. 
Gregor  VIH.  I,  162. 
Gregor  IX.  Ht,  119.  739. 
Gregor  X.  I,  266.  279.    IH,  356. 
Gregor  XII,  27Ö. 
Gregor  XIL  I,  197.  271.  294.*  306.    IH,  368. 

526. 
Gregor  XIH.  I,  143. 
Gregor  XTV.  I,  13. 
Gregor  XV.  I,  274. 
griechisch-unirte  Kirche  s.  Orient 
Grossbritannien,  Busssystem  IV,  823. 
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Grossbritannien,  Primat  I,  616  f. 

Universitäten  IV,  669. 
Gross-Pönitentiarius  I,  371.  372.  431. 
Grosspolcn  m,  759«. 
ffrossum,  corpus  III,  237. 
üründonnerstag,  Finnöl  IV,  59. 

Kommunion  IV,  7ü. 

Reconciliation  IV,  722». 
Grundzins  11,  62. 
guardia  III,  69®. 
gubernaculum  III,  685*. 
Gubernator  urbis  I,  405.  410. 
Gurk,  Bischof  n,  48.  612. 
Gymnasien  IV,  627  f.;  vgl.  Schule. 


H. 


Hadrian  I.  I,  229.  230. 
Hadrian  II.  I,  234. 
Hadrian  m.  I,  235. 
Hadrian  IV.  I,  264. 
Hadrian  V.  I,  269. 
Häresiarch  I,  454. 
Häresie  I,  83. 
haeresis  I,  46  f.  448. 
haereticus  in,  33. 

toleratus  I,  49. 

vitandus  I,  49. 
Häretiker,  Eucharistie  IV,  66. 

Messe  IV,   183. 

Ordination  I,  83. 

Taufe  IV,  2b.  53 ;  vgl.  auch  Ketzer. 
Halsbinde  I,  131. 
Hamburg-Bremen,  Erzbisthum  I,  615. 

KirchenbQcher  II,  311. 
Handel,  der  Geistlichen  I,  134;  vgl.  Geist- 
liche. 
Handauflegung  bei  der  Busse  IV,  697. 

718.  722. 
Hannover,  Aemterbesetzung  11,465.  487 1. 
695.  696.  m,  166. 

Bisthümer  11,  4858. 

canonici  numerarii  11,  81 ». 

Cölibat  I,  163. 

Erziehung  der  Geistlichen  IV,  533*. 

exemte  Bisthümer  H,  333. 

Generalvikar  II,  209. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  128 1>. 

Informativprozess  H,  672. 

Kapitel  II,   81.  82.  114.  121.  132*.  1601. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengebäude  IV,  313.  324. 

Koadjutoren  U.  257. 

Konfirmation  H,  674. 

Lehrer  IV,  6188. 

Ordinationstitel  I,  72.  74. 

Patronatrecht  lU,  78 

Pfarreierrichtung  H,  467, 

Pfarrgehilfen  II,  328. 

Pfarrverband  H,  313».  315». 

Postulation  H,  682.  684. 

staatl.  Bestätigung  bei  Pfründenbesetzung 
m,  179. 

staatl.  Placet  HI,  761.  763. 

Suffiragane  H,  180. 

Volksschule  IV,  587. 
Hansestädte,  apostol.  Vikariat  II,  359. 
Hauptkirche  I,  315. 


Haushälterin,  der  Geistlichen  I,  132. 
Hebdomadarius  1,323.  324.336*.  H,  193» 

141.  142. 
Hehler,  der  Ketzer  I,  47. 
Heiden  I,  450.  HI,  32. 

Bestrafung  IV,  792.  844.  847. 

Firmung  IV,  57. 

Taufe  IV,  28;  vgl.  üngetauftc. 
Heilige    Handlungen,   Verwaltung    der 

IV,  3.  5. 
Heilige,  Beatifikation  IV,  245.  249;    vgl. 
Seligsprechung. 

Büder  IV,  239.  263.  274  f. 

Kanonisation  IV,  246;  vgl.  Heilig- 
sprechung. 

Kircnenpatrone  IV,  259. 

Verehrung  IV,  239.  262.  265. 
Heiligsprechung,    Begriff   I,    473.     IV, 
249.  282. 

Prozess  IV,  252. 

Recht  zur  IV,  241.  250. 

Subjekt  IV,  251. 
Heinrich  I.  HI,  560. 
Heinrich  II.  HI,  561».  736. 
Heinrich  IV.  I,  258.  H,  546  f. 
Heinrich  V.  H.  563 f. 
Heinrich  VI.  11,  665. 
Hennegau,  Asylrecht  IV,  396*. 
Herakfea,  Exarch  I,  576. 
Hermaphrodit,  incapax  I,  9*. 

irregulär  I,  9*. 
Hersens  I,  575. 
Hessen  vgl.  Kurhessen. 

Aemterbesetzunffll,  501*.  508.  509 1.  510  K 
511».  6963.  m,  5*.  190.  192.  193.  196. 
263^  2841.  297*.  298. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  537.  547. 
557.  562.  568.  865  (22»).  875  (5G1— 67). 

Bischof  n,  48. 

Generalvikar  U,  210. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kapitularvikar  II,  24^. 

Kirchenbücher  H,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424«. 

Landdekane  ü,  285.  287. 

landesherrL  Patronat  IH,  177. 178».  179". 
1848.  1852.  1875.6. 

Lehrer  IV,  615.  619. 

Liturgie  IV,  17.  IS". 

Metropolit  II,  17  7. 

Nominationsrecht  III,  99''. 

Nuntiatur  I,  537. 

öffenü.  Andacht  IV,  221. 

Orden  IV,  4891*.  490. 

Patronatrecht  IH,  7«.  34 1.  93. 

Pfarreierrichtung  II,  467. 

Postulation  II,  6837. 

Religionsunterricht  IV,  609.  622.  638.  874 
(557). 

Schulbehörde  IV,  601. 

Seminar  IV,  865. 

Simultanschule  IV,  588. 

Sonntagsfeier  IV,  298. 

Staatsangehöri^it  H,  504.  5072.  a^ 

staatl.  Placet  Ul,  763.  838«.  839.  840«. 
841.  846. 

Synoden  m,  665. 

Volksschule  IV,  584.  595. 
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Hessen,  Wallfahrt  IV,  239. 

Weihbischof  II,  181. 
Hessen-D  arm  Stadt 

Bischof  n,  49. 

Kapitel  II,  82 1. 

landesherrL  Patronatrecht  III,  182*. «. 
XI  essen***  ^4  &  b  s  &  ii 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  530«   537*. 

Cölibat  I,  163. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

landesherrL   Patronatrecht   III,    7».    177. 
1785.  179".  182«. 

landesherrL  Tischtitel  I,  74». 

Lehrer  IV,  619. 

Metropolit  II,  17'. 

Pfarreierrichtung  11,  467. 

Pfarrverband  II.  313 1. 

Sunultanschule  IV,  588. 

staatl.  Placet  HI,  763. 

Taufort  IV,  372. 
Hibernia,  Primas  I,  621. 
Hiebe  rV,  815.  848».  «;  vgL  auch  körper- 
liche Züchtigung, 
hierar chia  iurisouctionis  I,  1631 
Hierarchie,  der  Kirche  I,  1  f.  163». 

ordinis  I,  163. 
Hildesheim,  exemtes  Bisthum  II,  333. 
Himmelfahrtstag  IV,  149. 
Hochaltar  IV,  399. 
Hochamt  IV,  199. 
Hochwürdige  Herren  II,  86*. 
Hörende,  Bussstation  IV,  717. 
Hofgeistliche  HI,  99. 
Hohenzollern. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Patronatrecht  in,  7« 

Pfarreierrichtung  II,  467. 
Holland. 

Aemterbesetzung  II,  658. 

Missionsbisthümer  II,  361. 

Provinzialsynoden  HI,  506. 

staaü.  Placet  IH,  763*. 

Volksschule  IV,  600 «. 
Holstein  s.  Schleswig-Holstein, 
homagium  s.  hominiimi. 
hömicidium  I,  41  f.  50^. 

casuale  I,  57.  57». 

voluntarium  I,  57* 
homiletische   Theil,   des    Gottesdienstes 

IV,  25. 
homines  transmarini  I,  86*. 
hominium  H-,  536.  569. 
honor  HI,  64;  vgl.  ius. 

aquae  benedictae  II,  66. 

inscriptionis  HI,  65. 

intercessionum  HI,  64. 

lystrae  IH,  65. 

panis  benedicti  IH,  66. 

precimi  IH,  64. 

processionis  HI,  64. 

sedis  m,  64. 

sepulturae  HI,  65. 

thuris  s.  suffitus  IH,  65. 
Honorar  s.  Salair. 
honorati,  patriae  H,  605. 
Honorius  1.  I,  307. 
Honorius  IL  I,  257.  263. 
Honorius  HL   I,  139.  IH,  738. 

Hinsobins,  Kirchenrecht  IV. 


Hont  heim  I,  200  f.  204.  528.  530.  IH,  743. 

749. 
Hören,  kanonische  IV,  313. 
Hormisda  I,  219. 
Hosianum  IV,  533.  675*.  681*. 
Ho 8 ius,  V.  Kordoba  I,  498. 
Hospitäler  II,  395 1. 
hospitalarius  U,  108. 
Hostie  rV,  64.  142. 
Hussiten,  Eucharistie  IV,  78. 
Hut,  rother  I,  357. 
Hyginus  I,  310. 


L  J. 

Janitores  I,  4. 
Jannizeri  I,  444. 
Idololatrie  I,  38*.  IV,  694. 
ieiuni  I,  116. 
ieiunium  IV,  80.  82. 

naturale  IV,  191. 
Jerusalem. 

Bischof  I,  541.  544.  561.  565. 
Jesuiten  H,  510.  IV,  486.  867.  868. 

brevia  extra  tempora  I,  115. 

Dimissorien  I,  98*. 

Universitäten  IV,  659.  680«. 

Yota  simplicia  I,   13.  75.   s.  auch  Orden 
und  ordenähnliche  Kongregationen, 
ignari  I,  19. 
ignorantes  I,  19. 
Illegitimität  I,  14. 
Illici,  Bischof  I,  591.  624. 
illiterati  I.  19. 

Illyrien,  Stellung  zu  Rom  I,  579.  685.  587. 
;,Immensa  aetemi"  IH,  504.  647. 
immersio  IV,  32. 
Immunität  I,  26. 

der  Kirche  I,  470  f.  IV,  167.  388. 

der  Kleriker  I,  124.  IV,  165.  167. 
Impedimenta  canonica  I,  9. 
imperiti  I,  19. 
incapaces  s.  Inkapacität 
incardinatio  I,  314.  315. 
Jn  coena"  HI,  754*.  7562.  7574.  844«.  IV 

104. 
incompatibilitas,  facti  IH,  263. 

der  Kirchenämter  I,  367.  IH,  243. 
incorporatio  beneficii  11,   324.  396.  431. 
436  f. 

Patronatrecht  H,  634  f. 

der  Pfarrei  H,  324. 

plenissima  H,  453  f. 

quoad  temporalia  s.  minus  plena  H,  284*. 
446  f. 

quoad  temporalia  et  spiritualia  II,  284*. 
451  f. 
in  cremen  tum,   cultus  divini  H,  388,  IV, 

320. 
Index  librorum  prohibitorum  I,  451  f.  IV, 

445;  vffL  congregatio. 
Indiae  occidental.  I,-  571  f. 
Indigenat,  Kapitel  II,  82.  83;  vgL  noch 

Reichs-  und  Staatsangehörigkeit 
indulgentia  I,  473  f.  HI,  805*. 
Indult,  päpstliches  I,  354. 
indultum  m,  805*. 
infamia  I,  413. 
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infamia  immediata  I,  31. 

iuris  I,  31. 
Infamie,  der  Ketzer  I,  22.  31. 

der  Kleriker  IV.  816. 
infirmarius  II,  108. 
Informativprozess  II,  672. 
infula  n,.  47. 
Infusio  IV,  32. 
ingressus   ecclesiae  I,  52.  III,  283«    IV, 

70.  74. 
„Iniunctum"  HI,  220. 
Inkapacität  I,  7  f.  116. 

des  ungetauften  I,  55. 
Inkontinenz  I,  36».  40. 
Innocenz  L,  Cölibat  I,  148. 

päpstl.  Gesetzgebungsrecht  IQ,  684. 

Primat  IV,  783.  805. 
Innocenz  IL,  Cölibat  I,  156. 

päpstliche  Synoden  IQ,  5253. 

pnvilegium  canonis  I,  118. 

Wahl  I,  263.  281 »,  305. 
Innocenz  IQ.,  Aemterbesetzung  III,   117. 
126. 

Archidiakon  U,  195. 

bigamia  interpret.  I,  25. 

Concil.  Lateran.  III,  353. 

Ordinationstitel  I,  77. 

päpstl.  Gesetzeebungsrecht  HI,  738.  746. 
Innocenz  IV.,  Lyoner  Konzil  III,  354. 

päpstl.  Besetzungsrecht  IQ,  120. 
Innocenz  VI.,  Besetzung  des  päpstlichen 

Stuhles  I,  270. 
Innocenz  VQ.,  Besetzimg  des  päpstlichen 

Stuhles  I,  271. 
Innocenz  XII.,  Ordination  I,  87. 
Innovation,  der  Kirchenämter  Dl,  395  f. 

der  Privilegien  III,  824. 
Inquisition,  Assessor  I,  389. 

CoQunissar  I,  389. 

s.  officü  I,  448  f. 
insertio  in  filum  schedularum  I,  285. 
insigne  (niunisma)  capituli  Q,  86. 
installatio  Q,  654.  700. 
Instanz,  erste  der  Hierarchie  II,  38  f. 
institutio  11,  649. 

autorizabilifl  H,  452.  651.  III,  3.  98. 

cänonica  Q,  650. 

collativa  II,  452.  650.  Ol,  55. 

corporalis  11,  654. 

verbalis  11,  654 '  a.  E. 
instrumentum,  electionis  Q,  669. 
integritas  formalis  IV,  121. 
integro,  ex  IQ,  107. 
intentio   faciendi    id   quod  facit    ecclesia 

rV,  34. 
intercessor  Q,  229. 

interdicirte,    Aemterbesetzung    11,    488. 
IV,  66. 

Firmungf  IV,  59. 
interdictio  ingressus  ecclesiae  s.  ingressus. 
Interdikt,  a%emeines  IV,  715.  805. 

über  Kapitel  I,  101. 

der  Klenker  I,  144. 

lokales  I,  53. 

personales  I,  52. 
interessentia  IQ,  236. 
Interkalarfonds  I,  74.  II,  321. 
internuntii  I,  533. 
Interstitien  I,  51.  112  f.  634. 


interventor  11,  229. 
inthronisatio  Q,  677. 
intitulare  I,  315, 
intitulatus  I,  63.  315. 
Investitur  H,  536.  573«.  654. 

abusiva  Q,  652. 

des  Kanonikers  II,  69  ^ 

mit  Scepter  II,  5552.  6496. 
Investiturstreit  Q,  541  £. 
invocatio,  der  Heiligen  IV,  240. 
Johann  von  England  IQ,  574. 
Johann  I.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles  I, 
219. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  299. 
Johann    Vln.,    päpstl.    Gesetzgebungsrecht 

m,  718. 
Johann  IX.,   Besetzimg  des  päpstL  Stuhles 

I,  236.  237. 
Johann  X.,   Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  244. 
Johann  XI.,  Besetzung  des  pfostl.  Stahles 

I,  239.  244. 
Johann  XU,  Besetzung  des  päpstl.  Stahles 
I,  239.  244.  279.  2905. 

Erledigung  des  päpstL  Stuhles  I,  303. 
Johann  XIIL,  Besetzung  des  päpstL  Stahles 

I,  239.  244. 
Johann  XIV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  244. 
Johann  XVI.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  245. 
Johann  XIX.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  245. 
Johann  XXI.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  269. 
Johann  XXH.,  annus  carentiae  11,  73. 

Besetzung  des  päpstL  Stuhles  I,  270. 

Erledigung  des  päpstL  Stuhles  I,  304. 

Konstanzer  Konzil  IQ.  369. 

Mehrheit  der  Kirchenämter  m,  252. 

päpstl.  Besetzunesrecht  IQ,  130. 
Johann  XXUt.,  Erledigung  des  päpstlichen 
Stuhles  I,  306. 

Konstanzer  Konzil  HI,  368.  377. 
Johanna,  Päpstin  I,  238. 
Jovinian  I,  148. 
Irene  I,  501.  IV,  276. 
irischer  Wahlmodus  H,  683. 
Irland,  Aemterbesetzuug  Q,  6905. 

öffentl.  Busssystem  IV,  823.  825. 

Chorbischöfe  II,  169. 

Investiturstreit  II,  591*. 

Missionsbisthümer  U,  361. 

Nationalsynoden  IQ,  575^. 

Primat  I,  621. 

Provinzialsynoden  HI,  491».  506. 
Irregularität  vgl.  irrgzularitas. 

des  Advokaten  und  Aokurators  I,  28. 

i.  allgem.  I,  7.  9  f.  II,  487. 

des  Arztes  I,  29. 

Beseitigung  I,  55  £  103  f. 

des  Ehemannes  I,  36. 

i.  einzelnen  I,  1 1  f. 

des  Hermaphroditen  I,  9^. 

der  Ketzer  I,  58. 

der  Kuratoren  und  Exekutoren  I,  34. 

partielle  I,  48. 

Richter,  Geschworene,  Assessor  I,  29. 

Sklave  I,  32. 
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Irregularität,  Soldat  I,  36. 

Staatsbeamte  I,  35. 

staatL  Gesetzgebung  I,  59. 

totale  I,  49. 
irregularitas,  ex  defectu  I,  10*.  10«.  11. 

ex  delicto  I,   10*.«.  16.  21.   21».  25.  28. 
30.  31.  38  f. 

ex  delicto  proyeniens  I,  14*. 

mutilationis  I,  16. 
irretractabiles  actus  I,  466«. 
Island,  Investiturstreit  II,  591  >. 
Italien,  Aemterbesetzung  II,  500.  608.  690. 

Amtsträger  IH,  199.  2083.  210.  306. 

Bisthümer  II,  381. 

Cölibat  I,  148.  149«. 

Diöcesanspoden  HI,  5878.  597. 

exemte  Bisthümer  11,  333. 

Investiturstreit  II,  559.  578.  592  f. 

Kapitel  H,  116.  132  i. 

Kirchenglocken  IV,  413. 

kirchl.  Gesetzgebungorecht  IH,  684  ^ 

Konstanzer  Konzil  m,  373. 

Liturgie  IV,  7. 

Metropolit  II,  3  f. 

Mission  IV,  487. 

Nationalsynoden  m,  5515.  669. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Pfarrer  H,  265. 

Primas  I,  605. 

Provinzialsynoden    UI,    477.   482.   491«. 
506.  852. 

StaatL  Placet  HI,  763  8. 

Svnoden  m,  535*.  537«. 

Universitäten  IV,  640. 

Vatikan.  Konzil  HI,  470  «>. 
Italograeci  II,  40.  181.  IV.  428*. 
Iteration,  der  Messe  IV,  184. 
Iterum  prononatur  I,  462. 
iubilatio  III,  240. 

Jubiläumsbullen.  Absolution  IV,  105. 115. 
Jubiläumszeit,  Busse  IV,  115. 
Juden  I,  450.  m,  32;  vgl.  Ungetaufte. 

Taufe  IV,  28. 
Judenthum,  Bestrafung  IV,  847. 
iudex  I,  167. 

delegatus  I,  187.  393.  402. 

excusationimi  m,  455.  644.  662». 

fidei  m,  395. 

librorum  prohibitorum  I,  203.  452. 

Ordinarius  I,  171.  188.  382.  II,  20.  195. 

palatinus  s.  de  elero  I,  380.  382. 

in  partibus  I,  175.  IH,  661.  662« 

quasi  ordinurius  I,  194. 

querelarum  m,  455.  644.  662». 

recusatio  I,  1918. 

relator  I,  468. 

sacri  palatii  I,  492. 

synodalis  III,  644. 
Judizial-Poenitenz  IV,  760* 
Julius  L,  776*. 
Julius  n.  I,  273.  in,  422.  423. 
Julius  m.  m.  446. 
Jungherrn  U,  63. 
iuramentum  s.  Eid. 
iuris  die  tio  actualis  I,  370. 

correctionalis  11,  136. 

delegata  I,   171  l   183.  372.  392.  402.  U, 
214. 

ecclesiae  I,  470  f. 


iuris dictio  episcopalis  n,  41.  195.  233. 

externa  n,  295. 

habitualis  I,  370. 

interna  I,  168.  H,  295.  IV,  80. 

der  Laien  I,  170. 

mandata  I,  171  f. 

ordinaria  I,  171  f.  183.  372.  392.  402.  ü, 
214. 

propria  II,  195.  295. 

quasi  episcopalis  I,  352.  11,  344.  III,  173. 

quasi  ordinaria  I,  184.  372  *. 

vicaria  I,  171  f. 
Jurisdiktion  vgl.  iurisdictio. 

i.  alLf.  I,  163  f.  n,  21. 

des  Erzbischofs  II,  16";  vgl.  Erzbischof. 

gesetzlich  delegirte  I,  184.  192.  372 1. 
es  Metropoliten  11,  16. 

des  Panstes  I,  195  f.  290. 
Juristiscne  Person  n,  124. 
ius  adventitium  I,  202. 

asyli  s.  Asylrecht 

aspersionis  II,  66. 

ad  beneficium  o.  ad  rem  I,  290.  n,  652  f. 
ra,  51. 

in  beneficio  o.  in  re  II,  652  t  675. 

canonicum  III,  735. 

commune  in,  830. 

compatronatus  s.  oompatronatus. 

consolidationis  s.  non  decrescendi  II,  233. 

controversum  I,  202. 

devolutionis  s.  Devolution. 

divinum  IH,  769.  793. 

ecclesiasticum  s.  clericale  III,  10. 

episcopale  II.  41. 

essentiale  primatus  I,  202. 

exdusivae  I,  293. 

honorificum  HI,  64. 

inscriptionis  m,  65. 

lystrae  ni,  65. 

metropoliticum  n,  18. 

naturale  HI,  769.  770 ». 

nominandi  s.  Nominationsrecht. 

optandi  I,  344.  362.  H  615. 

ordinis  commune  IE,  40. 

ordinis  episcopale  s.  reservatum  s.  pon- 
tificale  n,  40. 

parochiale  11,  302. 

patronatus  s.  besondere  Rubrik. 

pleno  iure  pertinere  ü,  442. 

praesentandi  m,  42  f. 

preoum  HI,  64. 

primariarum  precum  11,  639  f. 

processionis  iU,  64. 

ad  rem,  in  re  s.  ius  ad  beneficium,  in  be- 
neficio. 

sepulturae  UI,  64. 

simultaneae  coUatioms  11,  614. 

8ing[ulare  HI,  806. 

spirituali  annexum  II,  629.  III,  7. 

statuendi  statuta  n,  131. 

variandi  IH,  48;  vgl.  variatio. 
ius  patronatus  v^.  Patronatrecht 

im  allgemeinen  II,  439*.  618  f.  III,  6  f. 

activum  IH,  17. 

agnaticium  III,  85. 

familiäre  s.  gentilicium  m,  84. 

haereditarium  HI,  13.  83. 

laicale  HI,  10.  94«. 

mixtum  n,  423».  ÜI,  10  f. 
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ius  patronatuB  passivum  III,  17. 

personale  UI,  9. 

reale  HI,  9. 
Justinian,  Asylrecht  IV,  383. 

Ausbildung  der  Geistliehen  IV,  491. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  m,  675 1. 

kirchliches  Strafrecht  IV,  791.  793.  796. 

Metropolit  I,  579. 
Ivo  ▼.  Chartres  11,  563«. 


K. 


Kämmerer  I,  4051  n,  107.  290. 

ffeheime  I,  389. 
Kablscheeren  IV,  809. 
Kaiser,  Gesetzgebungsgewalt  III,  672. 

Papstwahl  I,  236;  vgl  auch  Fürst. 

Universitäten  IV,  643  f. 
Kalendae  ü,  275. 
Kalendarien'rV,  280. 

liturgicum  IV,  15. 
Kammer,  apostolische  1, 415;  vgl.congregatio. 
Kammerherr  I,  389. 
Kanada,  Aemterbesetzung  n,  690 ^ 

Missionsbisthümer  11,  361. 
Kanon ikat  TgL  Kanoniker. 

im  allgem.  U,  62.  482.  695. 

Besetzung  n,  694  f. 

Eigenthümlichkeiten  II,  73  f. 

de  gracia  LH,  167«. 

Ka&edral-  11,  66.  613  l  694. 

KoUegiat-  U,  66.  613  f.  695. 

de  mercede  HI,  167«. 

de  officio  m,  167«. 

grimae  (secundae)  er^ctionis  11,  86. 
enium  11,  86. 
Kanoniker  vgL  canonicus  und  Kapitel. 

im  a%em.  11,  61  f.  81  t 

Aufnahme  11,  66  f. 

Bestätigung  m,  189, 

Ehrenrechte  II,  77.  83.  87.  703  f. 

Einkünfte, n,  70. 

der  heutigen  Zeit  11,  83  f. 

Investitur  11,  69». 

Pflichten  11,  88. 

Rechte  11,  85  f. 

Residenzpflicht  UI,  234  f. 
Kanon isation  vgl.  canonisatio  u.  Heilig- 
sprechung. 

im  allgem.  I,  471.  472.  473«.  IV,  239. 

Prozess  I,  366.  473«.  IV,  252. 
Kantor  I,  4.  U,  63.  97  f.  IV,  618. 
Kanzlei,  apostolische  I,  432. 

geheime  11,  225. 
Kanzleiregeln,     päpstliche    Reservation 

m,  140  f.  143.  147  {. 
Kanzler  I,  480. 
Kapellan,  geheimer  I,  390. 
Kapelle  II,  2673.  .472»;  s.  auch  capella. 

Laien-  m,  102'. 

öffentliche  IV,  311. 

des  Papstes  I,.  496. 

private  s.  Privatoratorien. 
Kapitel    v^l.    canonicus,    capitulum    und 
Kanoniker. 

im  aUgem.  11,  54.  81.  124  f. 

Aemter  H,  88  f.  117  f. 

Aufnahme  11,  70. 


Kapitel,  Autonomie  II,  133  f. 

Beschlüsse  II,  129  f. 

Besetzung  n,  613  f. 

Bischof  fl,  143  t 

Dom-  II,  49  f. 

exemte  II,  143  f. 

gemischte  H,  69. 

Kathedral-   II,    118  f.;    vgL    Kathedral- 
kapiteL 

Kollegiat-  II,  61  f.;  vgl  KoUegiatkapitel. 

Ordnung  11,  71  f. 

Pflichten  H,  141  f. 

Rechte  11,  137  f. 

Sitzungen  II,  125  f. 

Verwaltung  n,  135  f. 

Verweser  U,  234.  HI,  607«. 
Kapitularvikar,  i.  allg.  11,  228.  234.  635 ^ 

Dimissorienausstellung  I,  95. 

Dispensationsrecht  I,  57. 

sede  vacante  I,  14  ^ 
Kardinal  vgL  cardinalis. 

im  allgem.  I,   309  f.  375.  391.  421.    483. 
n,  61«.  m,  395«.  606. 

-Bischof  I,  323  f.  338. 

creatio  I,  339  t  365. . 

-Diakon  I,  .320  f.  339. 

Ehrenrechte  I,  357  f. 

historische  Entwickelung  I,  309  f. 

Ernennung  I,  339  f. 

Jeborene  I,  332. 
urisdiktion  I,  312.  352.  370. 

Optionsrecht  I,  344  £. 

Ordinationskompetenz  I,  82. 

-Priester  I,  320  f.  338. 

Qualifikation  I,  342  f. 

Rechte  I,  348  f. 

Residenzpflicht  I,  357. 

Stellung  I,  347  f. 

Titel  I,  338  f. 

Verletzung  I,  31.  350. 
Kardinaldekan  I,  360. 
Kardinalkämmerer  I,  363.  369.  372.  405. 

440. 
Kardinalkollegium  I,  359  ffl 

Thätigkeit  I,  364  f. 

Verfassung  I,  359  f. 
Kardiualpräfekt  I,  420.  420f  421.  483. 
Kardinalskongregationen  I,  419. 
Kardinalstaatssekretär  I,  447.  479.  497. 
Kardinalstellen  I,  356. 
Kardinal-Vicekanzler  I,  440. 
Kardinalvikar  I,  480.  485  ff.  II,  214» 
Karenzjahr  s.  annus  carentiae. 
Karl    d.    Gr.,    kirchL    Gesetegebungsrecht 
ni,  705. 

Synoden  m,  549  f. 
Karl  V.  I,  452.  HI,  427.  446. 
Karl  Vn.  I,  198. 
Karolinger  s.  Frankenreioh. 
Karthago,  Bischof  I,  86».  581.  624. 
Kasualpredigt  IV,  473. 
Katechese  IV,  477.     . 
Katechismus,  römischer  IV,  445. 
Katechumenat  IV,  23.  34« 
Katechumenen,     Messe,    Ausschlieaminir 
IV,  700.  ^ 

Bestrafung  IV,  727. 

Oel  IV,  59.  143. 

weibl.  I,  8. 
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Kathedralkanonikat,  Besetzung  n,  6131 
Kathedralkapitel.il,    118  f.;      s.    auch 
Kapitel. 

Pflichten  n,  143  f.. 
Kathedralkirche,      Aufhewahrung      der 
Eucharistie  IV,  83. 

Begriff  IV,  307. 

Errichtung  II,  387. 

incorporatio  II,  454*. 

Kanonikate  II,  484. 

Pfarrer  II,  302. 

Taufort  IV,  36. 

Theilung  II,  409  f. 
Kathedralstift  II,  65.  66.  387. 

Kanoniker  11,  88. 
Kathol.  Kirche,  Lehrgewalt  IV,  432;  vgl. 
ius  magisterii. 

Unfehlbarkeit  IV,  433.  435  f. 

Verhältniss  zu  anderen  FV,  426. 
Kelch  IV,  408. 
Kellermeister  II,  105  f. 
Ketzer,  im  allgem.  I,  47.  48.  11,  487. 

Anhänger  I;  47. 

Asylrecht  IV,  391. 

Beschützer  I,  47. 

Firmung  IV,  57. 

Hehler  I,  47. 

Irregularit&t  I,  46  f. 

Kinder  I,  22. 

Messelesen  IV,  184. 

Taufe  IV,  43. 

Taufpathen  IV,  39. 

und  weltliches  Recht  IV,   791.  844.  847. 
Ketzerei  I.  46  f.  562. 

Absolution  IV,  104. 

Bestrafung  IV,  791.  844.  847. 

Feststellung  IV,  75. 

publicum  crimen  IV,  791. 
Keuschheitsgelübde  vgl.  Cölibat. 

der  Ehefrau  I,  36«.  37°. 

des  Ehemannes  I,  36  ^ 

der  Geistlichen  I,  131;  vgl.  Geistliche. 
Kinder  III,  35. 

Eucharistie  IV,  67. 

Taufe  IV,  26.  30.  38. 
Kirche  vgl.  katholische  Kirche. 

Arten  fv,  306.  326*. 

Autonomie  IV,  17. 

Dotation  IV,  320. 

Hierarchie  I,  1  f. 

Lehrgewalt  I,  163  f.  IV,  432.  435. 

Leitung  I,  195.  IV,  1. 
.     Zweck  IV,  1.    . 
Kirch enamt  vgl.  beneficium  u.  officium. 

im  allgem.  II,  364  f. 

Abberufung  IH,  298  t 

Anwartschaft  H,  474  t 

Aufhebung  H,  459  f. 

Begriff  II,  364  f. 

Besetzung  U,   474  f.    512  f.    616  f.   649  f. 
657  f.  690  f.  lU,  1  f:  103  f.  190.  193. 

Erledigung  m,  264  f. 

Errichtung  H,  378  f.  385  f.  464  f. 

Inkompatibilität  HI,  243. 

Inkorporation  U,  436. 

Innovation  II,  395  £ 

niederes  U,  364.  506".  HI,  1. 

päpstl.  Besetzung  IH,  113. 

Person  des  Erwerbers  II,  476. 


Kirchenamt  Pluralität  m,  243. 

staatl.  Mitwirkung  bei  Besetzung  lU,  175. 

staatL  Nothbesetzungsrecht  HI,  192. 

staatl.  Recht  11,  369.  464. 

Suppression  H,  459  f. 

Tausch  m,  285. 

Theilung  H,  400. 

Unfähigkeit  zur  Erlangung  IV,  727. 

Union  n,  417. 

Vakanz  U,  474.  HI,  318. 

Veränderung  II,  395.  455.  464. 

Verlegung  fi,  397. 

Verleüiung  n,.649.  HI,  1.  105. 

Verleihungsfrist  HI,  103. 

Verlust  ipso  facto  HI,  294. 

Verzicht  IH,  265. 

Wahl  II,  657.  . 
Kirchenamtsträger  vgl.  Geistliche. 

Pflichten  IH,  198  f. 

Rechte  HI,  198. 

VersetzunglH,  305  f. 

weltliche  Ul,  321  f. 
Kirchenbann    s.    Exkommunikation    und 

Bann. 
Kirohenbedienstete,  weltliche  HI,  321  £, 
Kirchenbücher  H,  309  f. 

des  MiHtärs  H,  341  s. 
Kirchendiebstahl  IV,  170. 
Kirchendiener,   niedere  H,   3645.  505". 

m,  324.  325. 
Kirchengebäude  v^.  Gottesdienst. 

der  Al&atholiken  IV,  373;  vgl.  Altkatho- 
liken. . 

Arten  IV,  306. 

Asylrecht  IV,  380. 

Ausschmückung  IV,  332.  334.  352. 

Baustil  IV,  332. 

Befleckung  IV,  328.  388. 

Benediktion  IV,  326. 

Benutzung  IV,  166.  337. 

Einrichtung  IV,  332. 

Entsühnung  IV,  330. 

Entweihung  IV,  331, 

Errichtung  IV,  318. 

Exekration  IV,  326.  331. 

Geschenke  IV,  336. 

Kirchensitze  IV,  340  f: 

Konsekration  IV,  326.  388. 

öffentliches  IV,  307. 

Pollution  IV,  326.  328.  388. 

privates  vgl.  Privatoratorien. 

profane  Benutzung  IV,  354  f. 

Reconciliation  IV.  326.  328.  330. 

Simultaneum  IV,  358;  vgl.  Simultaneum. 

StaatL  Gesetzgebung  IV,  324. 
Kirchengebet  fOr  Landesherren  IV,  220. 
Kirchengemein^chaft,      Ausschliessung 

IV,  691. 
Kirchengeräthe  IV,  144.  408. 

Benediktion  IV,  408. 

Konsekration  IV,  408. 

liturgische  Vorschriften  IV,  411. 

Veräusserung  IV,  869  (169.  170). 
Kirchengesetze,  Ausfertigung  HI,  781  f. 

Bezeichnung  HI,  781  f. 

Geltung  m,  784  f. 

PubUkation  HI,  772  f. 
Kirchenglocken  IV,  413  f. 

Anzahl  IV,  414. 
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Kirchenglocken,    kirchlicher    Gebrauch 
IV,  416. 

Simultaneum  IV,  424. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  419. 

weltlicher  Gebrauch  IV,  420. 
Kirchen  gut,    beneficiujn    der    Geistliehen 

als  I,  69.  70. 
Kirchenlehn  II,  634. 
Kirchenpfründe  11,  74  f.  367;  vgl.  Pfründe. 
Kirchenraub  IV,  170. 
Kirchensitze  IV,  169.  340  f. 

Ersitzung  IV,  3513.  346. 
Kirchensprache  IV,  13.  48. 
Kirchenstaat  I,  214  f. 
Kirchhüter  HI,  324. 
Kirchliches    Begräbniss,    Versagung   IV, 

117.  124.  329.  6978.  704. 
Kirchweihe  IV,  328. 
Klerikal  stand,   Ausschliessung  IV,   728. 
729.  793.  806;  v^l.  auch  character  in- 
delebilis  und  Geistliche. 
Kleriker  s.  Geistliche. 
Kloster  I,  13.  11,  50.  52«. 

Verweisung  ins  IV,  804.  815.  848. 
Klosterjahr  II,  70. 
Klosterkirche  IV,  309. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 
Klosterschule  IV,  497. 
Koadjntoren  vgl.  coadiutores. 

des  apostolischen  Vikars  II,  357. 

des  Bischofs  H,  249  f.  688. 

des  Kapitels  II,  81  f: 
Koadjutorien  s.  coadiutoriae. 
Kodelegation  I,  193.  194. 
Köln  I,  318.  332.  335.  437. 

Büchercensur  I,  452. 

Generalvikar  U,  224. 

legatus  natus  I,  612.  631. 

Nuntiatur  I,  526"'. 

Primat  I,  612  l 

Probst  U,  115. 

Provinzialsynode  ni,  506.  536. 

vita  communis  II,  55*.  56  6. 

Weihbischof  H,  1732. «. 
König  vgl.  Fürst. 

Benediktion  IV,  144.  146. 

Taufe  IV,  36.   . 
Königspfründen  11,  76. 
körperliche  Züchtigung  IV,  737.  815. 
xoivcDvla  IV,  706. 
Kollation  s.  coUatio. 
KoUatoren,  Besetzung  von  Kirchenämtem 

in,  173  f. 
Kollegial-Prokuratoren  I,  495. 
Kollegiat-Kanonikat  II,  613  f. 
KoUegiatkapitel  II,  88  f.  124  f. 

Aemter  11,  88  f. 

Aufnahme  11,  66  f.  71. 

Berufung  II,  125. 

Dignitäten  II,  88. 

Disciplinargewalt  11,  135. 

der  heutigen  Zeit  U,  81. 

officia  II,  88. 

Personate  II,  88. 

Pflichten  II,  141  f. 

Rechte  H,  124  f. 

Statuten  H,  133  f. 

Verfassung  n,  61.  65. 
Kollegiatkirche  H,  49.  53.  IV,  309. 


KoUegiatkirche  Aufbewahrung  der  Eu- 
charistie IV,  83. 

Begriff  IV,  309. 

Errichtung  11,  387. 

Inkorporation  11,  454*. 

Kanonikat  II,  485. 

Kapitularvikar  11,  247. 

Pfarrer  ü,  302. 

Theilung  II,  409  f. 
Kommende  I,  66.  89.  m,  109. 
Kommissar  s.  commissarius. 
Kommissariat  11,  208. 
Kommissionen  III,  395. 

ständige  III,.  395. 
Kommissorium  I,  1881 
Kompatibilit&t  I,  367;  vgl.  incompatibi- 

litas  und  Kirchenamt. 
Kompatronat  s.  compatronatus. 
Kompostella  I,  318.  594. 
Konnrmation  s.  confirmatio  u.  Firmuni^. 
Kongregation  vgl.  congresatio. 

des  Kardinalkollegiums  li  464  t 

für  den  Kirchenstaat  I,  481  f. 

Partikular-  I,  115. 

der  Stadt  Rom  I,  479  f. 

Verfassung!,  483;  s. auch  ordensähn- 
liche Kongregationen. 
Konklave  s.  conclave. 
Konklavisten  I,  275  f. 
Konkordat,  Fürsten-  HI,  138.  412. 

Wormser  11,  558. 
Konrad  III.,  Investiturstreit  II,  562. 
Konsekration  vgL  consecratio,  benedictio 
und  Sakramentalien. 

im  allgem.  IV,  142. 

des  Bischofs  I,  95.  II,  676. 

der  Kirchen  IV,  148.  326.  399. 

der  Kirchengerftthe  IV,  408. 

bei  der  Messe  IV,  178. 

des  Papstes  I,  289. 

Reliquien  IV,  269. 

Wirkungen  IV,  2. 
Konsistorial- Abteien  I,  365. 
Konsistorium,  bischöfliches  II,  205.  224. 
225. 

des  Kardinalkollegiums  I,  364. 
Konstantin  1. 1,  209.  HI,  326.  671.  IV,  791 «. 
Konstantin  11.  I,  228. 
Konstantin  HI.  III,  527'. 
Konstantinopel,  Bischof  I,  541. 

Kardinal  I,  318. 

Patriarch  I,  388  w   5496. 

Synode      I.  m,    333«.  336".  343.   344« 
348.  515. 

Synode    n.  IH,  3332.  336 »i 

Synode  III.  IH,  333«.  336  w. 

Synode  IV.  IH,  333«.  336 1*. 
Konstantins  III,  527'.  IV,  7911. 
Konstanz,  KonzU  I,  197.  m,  136  f.  369  £. 
633.  747. 
.  Konkordat  II,  67.  68.  68 1. 
Konstruktion  HI,  22  f. 
Konsultoren  I,    431.   451.  453.  468.  474. 
476. 

nati  I,  461.  472. 
Konventsmesse  II,  88.  141.  IV,  196.  201. 

204. 
Konvikt,  höheres  IV,  528. 

Knaben-  IV,  532.  534.  555.  874.  875. 
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Konvikt,  niederes  IV,  528. 

fttr  Studirende  rV,  566.  874.  875. 
Konzil  vgl.  concilium,  Synoden. 

im  allgem.in,  325  f. 

allgemeines  oder  ökumenisches  s.  allge- 
meines KonzQ. 

Beamten  III,  436; 

Berufung  m,  526'.  609. 

Betheiligung  III,  609. 

Geschäftsordnung  HI,  612. 

Gesetzgebungsrecht  HI,  764  f.  773. 

Kosten  III,  608«. 

National-  ÜI,  328.  505.  539  f.  652  f. 

occidentalischeS  III,  327. 

orientalisches  III,  327. 

und  Papst  LH,  383  f. 

Präsidium  III,  395.  611. 

Provinzial-   III,   634  f. ;   vgL  Provinzial- 
konziL 

Reform-  lU,  130.  133.  362  f.  742  f. 

Reichs-  HI,  328.  539  f. 

Strafgerichtsbarkeit  IV,  565  f.  837. 
Koordinationstheorie  III,  767^. 
xo^itciiTat  I,  4. 
Korporale  IV,  408. 
Korporationen,  kirchliche  11,  124  f. 
Korrektionsgewalt  11,  136. 
Korrektor  s.  corrector. 
Kostniz  s.  Konstanz. 
Kranke,  Liturgie  IV,  15. 
Krankenöl  I\r  143. 
Kreis inspektion  der  Schule  IV,  601. 
Kreuzzugsbullen  IV,  105*. 
Kriminalgerichtsbarkeit    der    Kleriker 

I,  28. 
Kriminalsachen,  Kompetenz  I,  397. 
Kriminalstrafe  gegen  Geistliche  HI,  187. 

IV,  866.  867. 
Kriminalzeugnissfähigkeit    der    Geist- 
lichen I,  61. 
Kriminal  s.  weiter  unter  Strafe. 
Kronkardinale  I,  341. 
Kübizzen  11,  79*. 
Küster  III,  322.  IV,  618. 
Kumulation  der  Kirchenämter  s.  Mehrheit 
Kuratbenefizien,  Erwerb  11,  485.  494. 
Kuratel,  der  Geistlichen  I,  136. 
Kuratkapläne  11,  323. 
Kurator  hospitiorum  III,  436. 

pupillorum  I,  34. 
Kurhessen,  Cölibat  I,  163. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Patronatrecht  HI,  76. 

Pfarreierrichtung  II,  467. 

Pfarrverband  11,  3131. 

staatl.  Placet  III,  763. 

Vormimdschaft  der  Geistlichen  I,  1266. 
Kurialbehörden,  allffem.  I,  392  f. 

Gesetzgebüngsrecht  III,  787. 
Kurialen,  i.  e.  S.  I,  493  f. 
Kurie,  römische  I,  373  ff.  11,  56;  vgl.  curia. 

Behörden  I,  391  l  II,  56. 


Laborantes  I,  4. 

Laibach,  Bischof  11,  48. 

Laien,  kirchl.  Erziehung  IV,  572  f. 


Laien,  Spendung  der  Eucharistie  IV,  64. 

Ertheilung  der  Taufe  IV,  27. 

kirchl.  Strafgewalt  IV,  691.  699.  743.  757. 
797.  830.  842. 

Unterricht  IV,  1.4. 
Laienkelch  IV,  78.  79. 
Lainez  I,  203«. 
Laisirung  I,  117. 
Landbischöfe  11,  162. 
Landdekane  II,  261.  269  f.  285  f. 
landesherrliche  Ernennung  vgl.  Patronat- 
recht. 

der  Bischöfe  11,  691  f. 

der  Pfarrer  HI,  1896. 
Landesherrn,    Universitäten    IV,    642 3. 

657.  659.  668;  vgl.  auch  Fürst 
Landkapitel  II,  289  f. 
Lanfrank,  Cölibat  I,  153*. 
Langobardisches     Reich,     Nationalkon- 

ziUen  m,  559. 
Laon  I,  318. 
lapsi  I,  39.  397. 
Lateranense  Concil.  (II)  privileg.  canonis 

I,  118. 
Lateran-Konzilien  (649)  HE,  515. 

(1123)  m,  349.  522.  633. 

fll39)  I,  118.  m,  361.  633. 

(1179)  I,  64.  n,  64.  m,  352.  633. 

(1215)  I,  30.  54.  m,  353.  590.  633.  746. 

(1512)  m,  331.  420.  423  t  633. 
Laterankirche  IV,  307.  871. 
Xaxpeta  IV.  240. 

Lauenburg,  apostoL  Vikariat  11,  359. 
Lauretana,  congregatio  I,  482. 
Lavant,  Bischof  11,  48.  612. 
Lazaristen   s.   ordensähnliche   Kongrega- 
tionen, 
lector   I,   2.   3.  4i.  5.  7.  81.  81«.  II,   117. 

in,  662». 
Legaten  des  Papstes  I,  498  f.  m,  548« 

weltlicher  Fürsten  I,  518. 
legati  I,  498  t 

ecclesiae  romanae  11,  382  3. 

extraordinarii  I,  532. 

a  latere  I,  351.  358.  365.  506.  511  f. 

missi  I,  517  f. 

nati  I,  518  f.  576.  581.  629  f. 

ordinarii  I,  532. 

perpetui  I,  630. 
legatio  obedientiae  I,  212. 
Legitimatio  per  subsequens matrim.  11,  67*. 

subsequens  I,  13. 
Lehrer,   Bildungsanstalten    IV,  606.    613». 
865.  894. 

Konfession  IV,  613.  638. 

Vereidigung  IV,  620. 

der  Vo&sschule  IV,  613.  618.  638. 
Lehrgewalt  vgl.  magisterium  I,  195. 
Lehrpläne  der  geisflichen  Bildungsanstal- 
ten IV,  505.  541.  559.  565.  569.  570.  865. 
Leibeigenschaft  I,  332. 
Leibesfrucht,  Abtreibung  I,  44. 
Leitung  der  Kirche  I,  195.  IV,  1. 
Xet4;ava  rV,  263. 
Lektor  s.  lector. 
Lektorat,  Materie  des  I,  116". 
Lemberg  II,  406. 
Leo  L,  Cölibat  I,  148. 

oberstrichterl.  Recht  IV,  784. 
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Leo  I.,  pftpsÜ.  Geaetzgebungsrecht  III,  685. 

Primat  iV,  784. 
Leo  ni.,  Besetzung  des  päpstlichea  Stuhles 
I,  230.  237. 

Erledigung  des  päpstlichen  Stuhles  I,  300. 
301. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  III,  715. 

Prälatur  I,  380. 
Leo  rV.,  Besetzung  des  p&pstlichen  Stuhles 
I,  234. 

Erlediji^ng  des  päpstlichen  Stuhles  I,  301. 

päpstbches  Gesetzgebungsrecht  lU,  716. 

Prälatur  I,  380. 
Leo  Vm.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 

239.  240.  244.  279. 
Leo  IX.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles  I, 
246. 

CöHbat  I,  151.  153. 

päpstliche  Synoden  U,  541.  III,  517. 
Leo  X.,  m.  4243.  425. 
Leo  Xn.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
275«. 

familia  des  Papstes  I,  497. 
lettres  patentes  III,  753». 
letzte  Oelung  IV,  135  f. 

Empfang  IV,  138. 

der  Regulareh  IV,  137. 

Spendung  IV,  137. 

in  Todesgefahr  IV,  137. 
Leutpriester  II,  291  lo. 
Levitae  I,  2^. 
lex  m,  71H. 

aetema  m,  745«. 

dioecesana  11,  41.  42*.  3. 

ecclesiastica  HI,  711*. 

iurisdictionis  11,  41.  42  *. ». 

metropolitana  11,  18. 

mundana  m,  709*.  711. 
'     privata  III,  805*. 

specialis  in,  805. 
liber  diumus  I,  220.  223.    III,  218. 

Orientalis  I,  477. 

Sarochialis  s.  Kirchenbücher, 
e  sacris  ritibus  I,  471. 
libere  m,  1057. 
Liberius  I,  297. 
liceat  scribere  HI,  755*. 
licentia  docendi  IV,  650. 
licentia  ziun  Predigen  IV,  458. 
Licentiaten  II,  66.  67'.  122.  211.  235.  486. 
licite,    Ausübung    der    Ordinationsbefug- 

nisse  I,  9.  lO. 
Liegende,  Bussstation  IV,  718. 
Liguorianer  s.  Redemptoristen. 
Limburg,  Kirchenämterbesetzung  III,  1821. 
Lippe,  landesh'errl.  Patronatsrecht  III,  183. 
Lippe-Detmold,     Aemterbesetzung     II, 
5013.    in,  5*.  196.  197. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  571. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Missionen  IV,  490. 

Nuntiatur  I,  537. 

Pfarreierrichtung  11,  466*.  468. 

Pfarrverband  ü,  313 1.  315». 
Lissabon,  Patriarchat  I,  572. 
literae  vgl.  epistola. 

apostolicae  lU,  782. 

clausae  lU,  782. 


literae  conmiendatitiae  U,  299. 

commissionis  I,  188  £ 

ezecutoriales  Öl,  119  5. 

in  forma  dignum  Hl,  783 '. 

ad  iudicium  HI,  783«. 

ad  lites  HI.  783«. 

monitoriae  III,  119^ 

Pastorales  m,  835. 

patentes  II,  355.    HI,  755«.  784. 

praeceptoriae  in,  119  ^ 
Litiskontestation  I,  193W 
Liturgie  IV,  5  f.;  vgl.  ritus. 

ambrosianische  IV,  11. 

Anordnungen  IV,  6.  7.  13.  15. 

Bücher  IV,  5.  6. 

gothische  IV,  8-*. 

mozarabische  rV,  8*.  11. 

staatL  Stellung  IV,  16. 

Uniformität  iV,  7. 
location,  en  r6gie  IV,  350  i. 

par  mise  en  ferme  IV,  350  l. 
locum  tenens  in  cancellaria  I,  442. 
locus  congruus  11,  386. 
Ufo<:  IV,  3835. 
Lösegewalt  I,  196. 
Lokalisten  II,  323. 
Lokalkapläne  ü,  323. 
Lokalschulinspektor  IV,  600. 
Lossprechung  s.  absolutio. 
Lothar  L,  Ehetrennung  n,  11^. 
Lothar  IL,  Investiturstreit  11,  562.  564. 

Papstwahl  I,  263. 
Lucius  II.,  hierarchia  iurisdictionis  I,  163. 
Lucius  III.,  päpstl.  Betzungsrecht  m,  116. 
lue  tu  s  ecclesiasticuB  III,  65. 
Ludwig  XIL  V.  Frankreich  III,  423. 
Lübeck,  Bildung  der  Geistlichen  IV,  548». 
571. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

Liturgie  IV,  18". 
.  Prozessionen  IV,  232. 

ReHgionsübung  IV,  18". 
Lund,  Primas  I,  615. 
Luther  I,  454. 
lutpriester  II,  291  w. 
Lyceen  IV,  531. 
Lyon,  L  Konzil  HI,  354.  633. 

n.  Konzil  m,  356.  633. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  599.  615. 


Märtyrer  tage,  Taufzeit  IV,  35. 
Märtyrertod,  a.  Bluttaufe  IV,  55. 
Mässigkeitspf licht    der    Geistlichen   1; 
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Magdeburg  I,  318.  332.  335. 

Büchercensur  I,  452. 

Nuntiatur  I,  526. 

Primat  I,  611. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
magiscola  11,  100  «>. 
maeister  II,  66  f. 

breviiun  I,  426«. 

caeremoniarum  I,  390.  472.  II,  109«.  HI, 
436.  455.  6428.  662». 

camerae  I,  389. 


Begister* 
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maffister  disciplinae  U,  101. 

fobricae  II,  1091 

marescalcus  I,  384 1^. 

pincerna  I,  384*3, 

plumbi  I,  444. 

praesentiarum  U,  109''. 

registri  m,  396'. 

sacri  Palatii  I,  389.  472.  474.  492.  497. 

scholarum  U,  99».  101.    IV,  498. 

rerum  spiritualium  IV,  518. 
magiaterium  I,  163  1    IV,  432.  435. 
magistra  HI,  720». 
magnates  ecclesiae  11,  605. 
Magnitudo  I,  208. 
Majest&tsverbrechen  I,  350. 
Maiestätsverbrecher,  Aaylreclit  IV,  391. 
Maiestas  I.  208. 
Mailand,  Kardinal  I,  318. 

Liturgie  IV,  11. 

Metropolit  II,  4». 
Mainz,  Aribo  III,  484. 

Bischof  U,  48. 

Büchercensur  I,  452. 

CöHbat  I,  151. 

Metropolit  11,  7. 

Ordinariat  ü,  225. 

Primas  I,  607  f. 

Becht  der  ersten  Bitte  11,  641. 

Synode  I,  151. 
maiordomus  I,  389.  491. 
Maior  Pönitentiarius  I,  431. 
maiores,  ecclesiae  EL,  605.    III,  370 «. 
maior itas  11,  376. 
malefactores  II,  146. 
Mameluchi  I,  444. 
mamzeres  filii  I,  12<^. 
mandatum,  kirchL'Gesgeb. -Becht  in,  835. 

de  providendo  I,  64.    III,  158. 
Mannschaftseid  s.  hominium. 
mansionarii  I,  378.  384i».    11,  77.785.80. 

IV,  197. 
mansiones  Ii;  56*. 
mansus  II,  270*. 

Mantellette  I,  3585.  390.    II,  47 ti, 
Manualbeneficium  I,  66.  89.    II,  457». 
Manualmesse  IV,  205. 
Mappa  rV,  142. 
Marcellinus  I,  298. 
Marcellus  I,  310. 
Marcustag  IV,  149. 
marescalcus  Curiae  I,  384*3. 
Maria,  Verehrung  IV,  282. 
Marinus  I,  238. 
Martin  I.,  Erledigung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  300. 
Martin  V.,  iurisdictio  delcgata  I,  175. 

Kardinäle  I,  340. 

Konstanzer  Konzil  in,  377.  387«. 

Konzil  zu  Pisa  HI,  502. 

Wahl  I,  271.  306. 
martyres  IV,  239. 

fs^i%\ttx  IV,  239. 

natalitia  IV,  239. 
Martyrologien  IV,  280. 
materia  fidei  lü,  384«.  385*. 

1.  proxima:  der  Busse  IV,  120;  der  Fir- 
mung IV,  60;  der  Taufe  IV,  32. 

2.  remota:  der  Busse  IV,  120;  der  Fir- 
mung IV,  59. 


materia  sufficiens  non  necessaria  IV,  120. 

necessaria  et  suMciens  der  Busse  IV,  120. 

der  Taufe  IV,  31. 
matricitas  II,  307.  323*.  427. 
matriculae  II,  309. 
matrimonium  putativum  I,  12.  25.  25*. 

ratum  I,  23.  37*. 
matrini  IV,  38. 
matrix  ü,  307.  323*:  427.  470. 
Maximilian  L,  III,  423. 
Mecheln,  primas  I,  632. 
Mecklenburg,  Aemterbesetzung  II,  466 3. 
467 1*. 

apostol.  Vikariat  II,  359. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  5483.  571. 

Kirchengebäude  IV.  326. 

Liturgie  IV,  18**. 

Orden  IV,  489  *f 

Prozessionen  TV,  235. 

Staatsangehörigkeit  II,  505. 
Mecklenburg-Schwerin,      Aemterbe- 
setzung II,  509.  511. 

landesherri.  Patronat  m,  188. 

Pfarrverband  II,  314*. 

Staatsangehörigkeit  II,  504. 
Mecklenburg-Strehliti  II,  3163. 
medimissarius  II,  322*. 
Mehrheit  der  Kirchenämter  HI,  243  f. 
Meissen,  apostol.  Vikariat  II,  358. 

Becht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Melchiten  I,  562. 
mensa  II,  213. 
mensarius  I,  408. 
Messe  vgl.  missa. 

Anhören  IV,  217.  289. 

Applikation  IV,  182.  202. 

Arten  IV,  194. 

Aufwand  IV,  19«J. 

Befähigung  zur  Celebrirung  IV,  180. 

Begriff  rv7  178. 

Besonderheiten  IV,  194. 

Bination  IV,  184. 

Celebrirung  IV,  191. 

Celebrirungsort  IV,  187. 

Celebrirungspflicht  IV,  182.  196. 

Celebriningszeit  IV,  190. 

Entbindung  von  Stiftungsmessen  IV,  214. 

Entgelt  rV,  206  f. 

Exkommunicirte  IV,  183. 

Iteration  IV,  184. 

Ketzer  IV,  183. 

Konventual-  II,  88.  141.  IV,  196.201,204. 

Landesförsten  IV,  1843. 

Manual-  IV,  205. 

mutatio  IV,  214. 

öffentliche  IV,  198. 

onus  celebrandi  IV,  212. 

der  Pfarrkirche  ü,  295.    IV,  197. 

private  IV,  198. 

reductio  IV,  214. 

remissio  tV,  214. 

Stiftungen  IV,  205.  215. 

stille  IV,  199*. 

Stipendium  IV,  196.  197.  205. 

Stipendium  adventitium  IV,  205. 

stip.  manuale  IV.  205. 

in  Todesgefahr  IV,  193. 

Translation  IV,  216. 

Unterbrechung  IV,  193. ' 
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Messe,  Winkel-  IV,  199<;  vgl.  auch  missa. 
Messlicenz  IV,  180. 

Messner  lU,  322.  IV,  618;  vgl.  auch  Kir- 
chendiener. 
Messopfer  s.  Messe. 
Metropolit   I.    101.    102.   539.   640.  558». 
11,  1.  14.  18.  217. 

Ehrenrechte  U,  23. 

Jurisdiktion  I,  170.    ü,  16. 

Weihe  I,  102. 
Metropolitanbezirke  II,  379. 
Metropolitangewalt  IE,  1  f. 
Metropolitankirche  II,  117.118.  IV,  307. 
Metropolitanverfassung  H,  1  f.  7  f. 
Metz,  Vikariat  I,  595. 
Militärg^istliche  m,  99. 
Militär-Kapläne  II,  339. 
Militär-Kuraten  11,  339. 
Militär-Liturgie  IV,  16. 
Militärpfarrer  II   339. 
Militärpflicht  der  Kleriker  I,  126. 
Militärseelsorge  II,  335  f.    IV,  202». 
Militärseelsorgebezirke  H,  339. 
milites  I,  26.  137.    11,  606. 

Laurentani  I,  444. 

de  Lilio  I,  444. 

S.  PauH  I,  444. 

S.  Petri  I,  444. 

pii  I,  444. 
Minden,  Weihbischof  II,  356f 
Minderjährige  III,  35. 
Minister  IV,  518. 

sacramenti  baptismalis  IV,  27. 
ministeriales  II,  606. 
Ministerium  I,  2.  23.  4. 
Ministranten  I,  48.    IV,  192. 
mini 8 tri  sacri  IV,  199. 
Minoristen  I,  7. 

Oölibat  I,  161. 
Minutanten  I,  446.  458.  468.  480. 
missa  vgl.  Messe. 

bassa  IV,  199*. 

bifaciata  IV,  184«. 

cantata  IV,  199.  200. 

catechumenorum  IV,  1783. 

conventuaHs  II,   88.    141.     IV,   196.  201. 
204. 

de  festo  (ferialis)  IV,  194. 

fidelium  IV,  1783. 

lecta  IV,  199«. 

manualis  IV,  205. 

media  IV,  199. 

moderatio  IV,  214. 

nautica  IV,  1892. 

parochialis  IV,  202. 

plana  IV,  199«. 

pontificalis  IV,  199".  202. 

praesanctiflcatorum  IV,  178«. 

private  IV,  198. 

proprium  missarum  IV,  194». 

publica  rV,  198. 

quotidiana  IV,  199^*. 

sicca  IV,  1892. 

sine  cantu  IV,  199. 

solemnis  IV,  199. 

de  tempore  (temporalis)  IV,  1945. 

votiva  IV,  195. 
Missale  I,  204. 

Bevision  IV,  9. 


Missale  romanum  IV,  9.  142. 
Missgestaltungen  U,  66. 
missi  (Legaten)  I,  506. 

apostohcae  sedis  I,  506. 
missio  I,  166.  ü,  355.  363. 

canonica  11,   650.    lU,  5.    IV,  545.  620. 
631.  639.  652.  677.  682. 

ecclesiastica  s.  m.  canonica. 

extera  IV,  486. 

generalis  IV,  488«. 

fegitima  I,  1. 

in  magisterium  IV,  447. 

popularis  IV,  486. 

Sacra  IV,  486. 
Mission  H,  354  f.    IV,  447.  486  f. 

Bildungsanstalten  IV,  513. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  489. 
Missionsbisthümer  EL,  360  f. 
Missions-Erzbisthümer  11,  360  f. 
Missionsland,  Aemterbesetzung  11,  690. 

Begriff  n,  349  f. 

Behörden  EL,  355  f. 

Eucharistie  IV,  66. 

Taufe  IV,  37.  54. 

Unterabtheilungen  11,  363. 

Verfassung  H,  353  f. 
Mitgliedscnaftsrechte,  kirchliche  Aus- 
schHessung  IV,  713.  732.  742.  754,  835. 
mitra  U,  47. 

serica  I,  358. 

turbinata  I,  208. 
Mittelamerika,    landesherrL    Ernennung 
n,  692. 

Nominationsr echt  m,  101. 

Provinzialsynoden  HI,  853  (507). 
Mittelschule  IV,  627. 
Mönche,  Ordination 1, 97.  II,  447  W.  ni,35. 

Pathen  IV,  40. 

Studium  I,  139:  vgl.  auch  Regularen. 
Mönchsprälaten  i;  57«. 
Mörder,  Aaylrecht  IV,  390. 
monachice  II,  522. 
Monarchia,  Sicula  I,  519  ff.    HI,  755«. 
monasterium  1, 13.  IE,  50.  522  vgl.  Kloster. 
Monat,  päpstlicher  II,  696.    III,  139.  153. 
monitio  canonica  IV,  761.  773.  824«;  vgl 

admonitio. 
Monsignore  I,  390. 

sacrista  I,  472.  474. 
Monstranz  IV,  408. 
monstrum;  Taufe  IV,  47. 
Morgenland  vgl.  Unirte. 

allgem.  Konzil  HI,  610. 

Asylrecht  IV,  382. 

Generalkonzilien  m,  514  f. 

Irregularität  I,  372. 

Landpfarrer  n,  262. 

Liturgie  I;  474.  477  f. 

Provinzialsynoden  ÜI,  473.  475. 

Riten  IV,  426f. 

Taufzeiten  IV,  34. 
Motu  proprio  m,  782.  796.  811. 
Mouson,  Synode  HI,  570. 
Mozzette  I,  3585. 
München,  Nuntiatur  I,  529.  533. 
Münden,  Weihbischof  11,  356«. 
Münster,   Akademie  IV.  533.  669«.  675^. 
681«.  688.  689«. 

Kirchenämterbesetzung  III,  182i. 
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Münster,  Nuntiatur  I,  526'. 

Seminar  TV,  874  (509). 
Münzfälscher  IV,  391. 
Münzwesen  I,  412. 
„Multiplices  inter"  III,  455. 
munera  sordida  I,  125. 
munia,  parochialia  m,  233. 
mutatio  vi  erectionis  s.  per  transformatio- 

nem  11,  396.  455  f. 
mutilati  I,  15* 
mutilatio  I,  27«.  45.  57». 
Mutterkirche  H,  307.  323«.  427.  470. 


»• 


naccum  11,  37*. 

Nachpräsentation  III,  48. 

n actus  II,  37». 

Namenwechsel  bei  Firmung  IV,  62. 

des  Papstes  I,  290». 

bei  Taufe  IV,  48. 
Narbonensis  provincia  I,  601. 
Narbonne,  Metropolit  I,  594.  600. 

Primat  I,  601. 
Nationalkirche,  deutsche  I,  531. 
Nationais vnode  111,6675;  vgl.  Konzil  und 
Synode. 

Strafgerichtsbarkeit  IV,  765  f.   837.  852. 
862. 
naturales  filii  I,  12». 
Naturalleistung  II,  69«. 
Neapel,  Aemterbesetzung  11,  690*. 

Kardinal  I,  318. 

ProYinzialsynode  HI,  505. 
necessitas,  Aemtererrichtung  II,  388.  396. 

ecclesiae  ],  109.  113** 

urgens  m,  227.  230.  239.    IV,  320. 
negative  Entscheidungen  I,  462. 
Neophyten  I,  20.  20V 
Nepotismus  I,  11. 
Nestorianer  I,  46*. 
Nicäa,  I.  Konzü  IH,  333«.  336 1*.  342.  344». 

n.  Konzil  m,  3332  a.E.  336»*. 
^  VII.  Synode  I,  81. 
Nicolaitische  Ketzerei  I,  152. 
Niederlande,  staatL  Placet  m,  755.  759. 
Niessbrauch  der  Kanonik.  II,  62. 
Nikolaus  L,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  234.  237. 

Nationalkonzilien  m,  556. 

Prälatur  I,  380. 
Nikolaus  11.,  Cölibat  I.  152. 

Wahldekret  I,  248.  279. 
nobiles  II,  606. 
nola  IV,  413. 

Nomenculator  I,  380.  382.  383.  435. 
Nominalelenchus  IV.  472. 
nominatio  II,  650.    m,  44*0.  51«. 

regia  11,  691  f. 

utflis  n,  140«. 
Nominationsrecht.  erzbischdfl.  II,  609. 

der  Regierungen  II,  609.  691.    IH,  61.  98. 
1027.  182.  186. 
Non  expedire  I,  462. 
Nonnen,  Beichte  IV,  98. 

Orden  I,  119. 

Pathenschaft  IV,  40. 
Non  proposita  I,  462,    • 


Non  usus  m,  90.  822. 
Norbert  11,  58. 

Nord-Afrika,   kirchl.  Qesetzgebungsrecht 
m,  680«. 

Provinzialsynoden  in,  473,  475. 

Stellung  zu  Rom  IV,  780. 
Nord- Amerika,  Aemterbesetzung  U,  6905. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  522. 

Diöcesansjrnoden  III,  602. 

Missionsbisthümer  11,  361. 

Provinzialsynode  IQ,  506. 

Religionsunterricht  IV,  480  ". 

Universitäten  IV,  669. 

Volksschule  IV,  585*.  600«. 
Norddeutscher  Bund,  Militärpflicht  der 
Kleriker  I,  12&J. 

Personalarrest  der  Kleriker  I,  129. 
Norwegen,  Aemterbesetzung  11,  608. 

Investiturstreit  II,  691«, 
nota  I,  418. 

notarii  I,  4.  375.400.    HI,  3961.  43«.  455. 
642.  662». 

praktische  I,  496. 

regionarii  I,  375. 

titulares  I,  496. 
Nothbesetzungsrecht  s.  Besetzung. 
Nothehe  s.  Civilehe. 
nothi  filii  I,  12». 
Nothtaufe  IV,  36.  41.  47.  . 
Nothwehr  I,  43.  43».      • 
Novatianer  I,  46*. 
novi  operis  nuntiatio  IV,  323. 
Novizen  I,  119. 
nullius  dioeceseos  11,  48«.  117". 

praelati  11,  343  f.  635.    m,  838. 
numeratio,  schedularum  I,  284. 

suffragiorum  I,  285.  287. 
numisma  (insigne)  capituli  11,  86. 
Nuntiaturstreitigkeiten  I,  525. 
Nuntien  im  allgemeinen  DI,  495. 

apostolici  I,  517. 

missi  cum  potestate  a  latere  I,  517. 

Mission  II,  361. 

des  Papstes  I,  498  f.  517.  533. 

ständige  I,  525. 


0. 

obedientia  n,  69.  72.  376«.    HI,  198.  3116. 

debita  III,  227.  230. 
obedientiarii  H,  72".  109». 
Obedienzgesandtschaft  I,  212. 
Oberrheinische  Kirchenprovinz,  Aemter- 
besetzung n,  465.  4871.  5013.  658.  687. 
695.  696.  703«.    lU,  166.  263. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  528.  536. 

Bisthümer  11,  485. 

canonici  numerarü  II,  -813. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129«). 

Generalvikar  II,  209.  223. 

Informativprozess  11,  672. 

Kapitel  U,  82.  114.  120.  123.  132 1.  159. 

Koadjutoren  II,  257. 

Konfirmation  IE,  674. 

Landdekane  11,  286. 

Metropolit  11,  17'. 

Nuntiatur  I,  535. 

Ordinationstitel  I,  73. 
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Oberrheinische^  Patronatrecht  III,  178. 

Pfarrgehilfen  U,  328. 

Pfarrverband  11,  313«. 

Postulation  ü,  682. 

Provi^zialsynoden  m,  505'. 

gtaaÜ.  Placet  III,  763. 

Suffiragane  II,  180. 

Weihbißchof  II,  181. 
Oblegen  II,  72. 
oblegiae  U,  72. 
obligati  ad  ratocinia  I,  34. 
obsignatip  schedularum  I,  283. 
Occident  s.  AbeQdland. 
Oculus  canonie  I,  15^. 
Odoaker  I,  218.  HI,  691. 
oeconomus  11,  109'.  228.  234.  239  f.    lü, 

.662».    IV,  518. 
ökumeniBohes  Konsil  s.  aUgem.  Konzil. 
Oelun^,  letzte,  ß.  Letzte  Oelung. 
österlich  s.  Ostern. 

Oesterreich,  Aemt^rbe^etzui^g  II,  465 s. 
500.  5012.7.  5091.  510.  511«.  688. 
699».  703».  m,  4«.  5.  166.  190.  196. 
197«.  2633. 284».  295».  298».  3203. 3235. 

Asylrecht  IV,  3953.  396*.  3978. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  129.  634. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  526.  535. 
547.  556.  §64.  568.  865  (21 J). 

Bischöfe  U,  44.  46«.  48.  49«. 

Civüehe  U,  311« 

CöUbat  I,  .163. 

Diöcesansynoden  III,  601. 

Dispensationsrecht  III,  803. 

Docenten  der  Theologie  IV,  681.  683.  689. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129  w. 

Erzbischöfe  II,  37, 

Expositen  11,  323 1. 

Firmung  IV,  58. 

Generalseminare  IV,  526. 

Generalvikar  11,  210.  223.  225. 

geweihte  Sachen  IV,  171.  176. 

höhere  Schule  IV,  628.  631. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Informativprozess  II,  678.  694. 

Irregularität  I,  61. 

Kapiteln,  81 K  82.  83. 116.  121.  123.  132». 

Kapitularvikar  11,  248. 

Kirchenbücher  II,  310. 
.     Kirchengeräthe  IV,  411. 

Kirchensitze  IV,  ?52. 

Koadjutoren  II,  .257. 

Kriminalzeugniss  der  Geistlichen  I,  61. 

Kronkardinäle  I,  341. 
.     Landdekane  11,  285  f. 

landesherrl.  Ernennung  n,  691. 

landesherrl.  Patronatsrecht  DI,  179».  181. 
183.  1848.  185«.  186 1.  187  6. 

Lehrer  IV,  619.  624. 

Liturgie  IV,  17.  18. 

LokaUsten  U,  323  *. 

Militärpflicht,  der  Geistlichen  I,  1261.634. 
.   Militärseelsorge  11,  337. 

Missionen  IV,  49Q. 

Nominationsrecht  ni,  99«.  101. 

Nuntiatur  I,  534. 

oeconomus  11,  249. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Optionsrecht  11,  701. 


Oesterreich,  Orden  IV,  617. 

Ordinationstitel  I,  72.  73.  75. 

Papstwahl  I,  293. 

Patronatsrecht  III,  7*.  8«.  13«.  30.  32. 
341.  ß95.  773.  827.  84«.  88«.  901 

Pfarreierrichtu^g  11,  467.  472». 

Pfarrgehilfen  11,  328. 

Pfarrverband  II,  313«.  315». 

Präsentationsrecht  III,.  46«.  63. 

Provinzialsynode  HI,  506. 

Prozessionen  IV,  2313.  235.  236«. 

Recht  der  er8te^  Bitte  n,  641. 

Religionsunterricht  IV,  480«.  605.  6211 
626.  637. 

Reliquienverehrung  IV,  274. 

Residenzpflicht  III,  241. 

Scholaster  II,  103 1. 

Schulbehörde  IV,  601«. 

Schulzwang  IV,  585. 

Simultanschule  IV,  588.  5933.  5968. 

Sonntagsfeier  IV,  .298. 

staaÜ.  Placet  III,  756.  758.  762«.  845«. 

Staatsangehörigkeit  II,    504.   505.  506io 
5071.3. 

Synoden  HE,  666. 

Taufe  IV,  51«. 

Universitäten  IV,  662.  670.  676. 

Vatikanisches  Konzil  HI,  470. 

Verletzung  der  Geistlichen  I,  122i«. 

Volksschide  IV,  584. 

Vormundschaft  I,  126« 

Weihbischof  II,  181. 
öffentliche  Rüge  IV,  737 1.  803.  814.  835. 
offertorium  IV,  178«. 
Officialat,  bischöfl.  ü,  205  f.  224. 
officiales  im  allgemeinen  I,  182.  451.  46S. 
n,  1097.  201.  202  f. 

brevium  I,  426«.  427. 

per  concessum  I,  426. 

episcopi  n,  192«. 

foranei  I,  182.  186.    U,  206. 

generales  II,  207. 

maiores  I,  426.  431. 

de  missis  I,  427. 

per  obitum  I,  426. 

palatii,  curiae,  aulae  papalis  I,  385.  491  i 
.    prijicipales  I,  182.    II,  207. 

speciales  II,  206. 
officiati  II,  109J. 
officium  vgl.  Kirchenamt. 

Begriff  l£  UO  f.  116.  123.  364  f. 

chori  n,  88.  141. 

creditae  HI,  271». 

divinum  I,  7.  J141.  .  II,  141.     IV,  6.  219. 

divinum  privatum  I,  142. 

ecclesiasticum  II,  366.  390. 

Kapitel  II,  88  f. 

klemes  I,  143. 

minoris  gratiae  I,  426«.  441«. 

sacrum  I,  448  1  II,  372(. 

strepae  I,  211. 

des  Tages  IV,  196. 

vacabile  I,  441.  444. 

venale  I,  413.  441.  . 
olxou[i.evtx6c  I,  646. 
Oldenburg,  Aemterbesetzung  U,  5013.  III, 
5.  196.  2841.  302«.  3203.  323«. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  652.  572. 

Cölibat  I,  163.    . 
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Oldenburg,  Ehrenrechte    der   Geistlichen 
I,  12yw      . 

höhere  Schulen  IV,  636. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kirchenämter  II,  466 1. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Landdekan  11,  287. 

landesherrl.  Patronat  III,  188. 

Liturgie  IV,  172.  ig.  iS». 

Missionen  IV,  490. 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Ordinationstitel  I>  72.. 

Pfarreierrichtung  11,  467. 

Prozessionen  I\^  236. 

Religionsunterricht  IV,  611.  622. 

Schulbehörde  IV,  599. 

staatl.  Placet  HI,  761.  763. 

Staatsangehörigkeit  11,  504.  5073. 

Synoden  in,  6657.  . 

Volksschule  IV,  585«.  587.  598.  618». 
Olivenöl,  der  Firmung  IV,  59.  136*.  142. 

145. 
Olmütz,  Aemterbesetzung  II,  658. 

Erzbischof  11,  37. 
Ombrellino  I,  358. 
(b[Ao.(p6ptov  s.  palliiim. 
Opfer,  Anbetungs-  IV,  179. 

Bitt-  IV,  179. 

Dank-  IV,  179. 

Darbringung  I,  2. 

Eucharistie  IV,  64. 

Mess-  s.  Messe. 

Sühn-  IV,  179. 

Versöhnungs-  IV,  179. 
Optionsrecht  I,   339.  344.  362.    11,  615. 

701. 
oraculum  IV,  311 5. 

vivae  vocis  HI,  773«.  795.  811. 
Oratorien  v^l.  Kirchengebäude. 

im  allgemeinen  U,  263. 
•    der  Bwchöfe  IV,  317. 

der  Kardinäle  IV,  317. 

öffentliche  IV,  311. 

Jrivate  s.  Privatoratorien, 
en,    Ausübung   kirchlicher  Eunktionen 
n,  510.  IV,  23.  867.  868. 
Busssakrament  IV,  9J. 
Lehrer  der  weltlichen  Schulen  IV,  616  f. 
Prälaten  IV,  107. 
Predigt  IV,  452. 
Profess  s.  Professleistung. 
Reservatfälle  IV,  107. 
Verwendung    im   Kirchendienst   11,  510. 
IV,  23.  867.  868. 
ordensähnliche    Kongregationen,     Aus- 
übung geistlicher  Fuiüitionen  II,  510. 
IV,  23.  867.  868. 
Lehrer  IV,  616  ff. 

Verwendung  in   Kirehenämtem   II,  550. 
IV,  23.  867.  868. 
Ordinande  I,  7  f.     . 
Alter  des  -n  I,  17. 
Ordinariat,  bischöfl.  II,  205.  225. 
Ordinarius  II,  43,  61.  61». 
ordinatio  vgl.  Ordination, 
im  allgemeinen  TU,  835. 
extra  tempora  I,  114. 


ordinatio  invalida  I,  7. 

irrita  I,  98. 

ratione  beneficii  I,  89. 

ratione  domicilii  I,  88. 

ratione  familiaritatis  s.  commensalitii  1, 90. 

ratione  originis  I,  87. 

per  saltum  I,  115^.^ 

non  servatis  interstitiis  I,  1153. 
Ordination  vgl.  ordinatio. 

absolute  I,  63.  64.  87.  94. 

Alter  I.  17. 

Ausübung  I,  51. 

Befugniss  zur  Ertheilung  I,  85  f. 

Begriff  I,  1.  6. 

Besonderheiten  der  Ertheilung  I,  109. 

des  Bischofs  s.  Bischofsweihe. 

des  Ehemannes  I,  36.  51. 

Ertheilung  I,  80  f.  104.  116.    IV.  8«. 

General- I,  114«. 

Giltigkeit  I,  9«. 

Lehre  von  I,  1  1 

des  Metropoliten  I,  102. 

Missbrauch  I,  49. 

der  Mönche  I,  97. 

Ort  und  Zeit  I,  114.  634. 

Reihenfolge  der  Stufen  I,  111. 

Ritual  I,  4. 

Sklaven  I,  .32. 

spiritueller  Charakter  I,  117. 

Stellung  des  Staates  I,  101. 

Strafen  I,  98. 

Stufen  I,  1. 

Titel  I,  630.  77. 

Variation  I,  92. 

Verletzung  der  Vorschriften  I,  98  f.  103. 

Voraussetzungen  I,  7.    IV,  55. 

Wiederholimg  I,  49. 

Wirkungen  f  117. 

Zwang  I,  lioa. 
ordinatores  m,  379«. 

sedium  HI,  396^. 
Ordinirte,  bona  fide  I,  14'. 
Ordnungswidrige  Ausübung  der  Weihen 

Empfang  der  Weihen  I,  49. 
ordo  im  allgemeinen  I,  4  8.  5.  163  f. 

clericalis  I,  106«. 

defectus  I,  11  f. 

divini  ofßcii  IV,  15. 

ecclesiasticus  I,  225. 

episcopalis  11,  355. 

hierarchicus.  I,  6. 

minor  (non  sacer).  I,  7.  14.  16^.  18. 

palatinus  I,  385. 

presbyteralis  11,  74. 

sacer  (maior)  I,  7.  14.  16 1.  36.  48. 

usurpatio  I,  51<^. 

Verwaltung  IV,  5. 
ordre  second  UI,  599. 
Organist  IH,  324.    IV,  618. 
Orient  s.  Morgenland  und  Unirte. 
orientales,  liori  I,  477  f. 
origo,  bei  Ordinationskompetenz  I,  87.  87 9. 

88 
«poi  m,'  781. 
osculum  pacis  III,  66. 
Osius  V.  Kordoba  I,  498. 
Osnabrück,  exemtes  Bisthum  11,  333. 
Osterkerze,  Benediktion  IV,  146. 


910 


Register. 


Ostern,  Beichte  IV,  118. 

Finnung  IV,  61. 

Kommunion  IV,  40.  70.  114. 

Streitigkeiten  II,  2«. 
Ostervigilie,  Taufe  IV,  35. 
Ostgothen,  Asylrecht  IV,  3842. 

Besetzung  der  Bisthümer  II,  516  2. 

Taufe  IV,  34. 

-Zeit  IV,  71. 
Ostia,  Bischof  I,  360. 
Ostiariat,  Materie  des,  I,  116". 
Ostiarien  I,  2.  4.  4«.  5.  7.    m,  321. 
Ostrom  s.  Morgenland. 


P, 


Pacca  I,  534. 

Paderborn,  Aemterbesetzung  III,  182*. 

Generalvikar  ü,  224. 

Weihbischof  n,  1732. 
padiglione  IV,  3088. 
Padua  I,  318. 
Päpstin  I,  238. 
palam  III,  105. 
Palatii  ordines  I,  386. 
Palatinalgeistliche  I,  384. 
Palatinalkardinäle  I,  497. 
Palatinatklerus  I,  379. 
palla  IV,  408. 
Pallium  I,  209.  365.  367.  n,  13.  IV,  146. 

der  Metropoliten  II,  23  f. 

Staatsgewalt  II,  36.     . 
Palmsonntag  IV,  71. 
Paolo,  basilica  di  S.  P.  I,  482. 
papa  I,  206.  m,  3826;  vgl.  Papst. 

non  datarius  concedit  gratias  lU,  794. 
Papalsystem  I,  196..  203  ff.  HI,  358.  424. 

441.  462.  629f. 
Paphnutius  I,  145. 
Papst  vgl.  papa. 

1.  allg.  I,  195  f. 

Absetzung  I,  296. 

Absetzung  von  Bischöfen  IV,.  776. 

Appellation  I,  192.  IH,  420  f.  468.   632. 
IV,  774,     . 

Beamte  I,  496  f. 

Best&tigungsrecht    m,    344.    3482.    490. 
512».  624.  650. 

Bischof  I,  213.     . 

capella  I,  496  f. 

Disciplinargewalt  IV,  773.  838. 

Ehrenrechte  I,  206  f. 

Exequien  I,  2943. 

familia  I,  497  f. 

Geisteskrankheit  IV,  438  6.  873. 

Gehilfen  I,  498  f. 

Insignien  I,  208. 

Irregularität  I,  58. 

Jurisdiktion  I,  195.  290.  IH,  722.  764. 

Ketzerei  I,  306.  308. 

Konsekration  I,  289  f. 

u.  Konzil  m,  383. 

Lehrgewalt  HI,  462.  468.  629.  IV.  435. 

Metropolit  I,  213. 

Namenswechsel  I,  290  *. 

oberste  Gerichtsbarkeit  IV,  773.  780.  838. 

Palast  I,  491. 

Patriarch  I,  212. 


Papst,  Patronatreoht  HI,  30. 

potestas  ordinis  I,  169. 

Primas  I,  212.  IV,  776. 

Reservation  der  Kirchenämter  III,  113. 
123.  164.  260». 

Residenzpflicht  ni,  225». 

Souverain  l,  214. 

Stellvertreter  I,  485  f. 

Strafgewalt  IV,  773.  838. 

Tod  I,  294, 

Unfehlbarkeit  I,  1652.  203.  HI,  462.468. 
629.  rV,  335.  436.  873. 

Universitäten  IV,  640. 

Verzicht  I,  294.  308. 

Vikar  I,  95.  681;  vgL  vicarius. 

Wahl  I,  220  f. 
Paramente  IV,  408. 
Paris  IV,  641.  645. 
Parma,  staatL  Placet  HI,  759. 
parochia  n,  38.  2643.  267*.  279 1.  281«. e 
283«.  292.  297. 

gentilitia  II,  292.  2983. 
Parochial- Functionen  IV,  316. 
Parochialzwang  s.  Pfarrzwang, 
parochianus  II,  267*.  297. 
parochus  i.  allg.  11,  292. 

competens  s.  proprius  11,  299.  IV,  70. 117. 

habitualis  s.  primitivus  11,  447.  451. 

perpetuus  H,  6622, 

principalis  II,  4522. 
paroecia  =  provincia  II,  6*2. 
pars  sanior  II,  130.  663''. 
Particularsynoden  U,  63.  65. 
parva  data  III,  794«.  814. 
Paschalis  I,  225. 

Paschalis  I.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  231.  237. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  301. 

Prfilatur  i;  380. 
Paschalis  n.,  Besetzung  des  p&>stl.  Stuhles 
I,  262. 

Cölibat  I,  155. 

.päpstl.  Synoden  DI,  521 1.  2. 
Passaglia,  Cölibat  I,  159. 
Pas  sau,  Ordinariat  11,  225. 
pase  regio  IQ,  754*. 
pasterihe  11,  2922. 
pastor  II,  292.  4432.3. 
„Pastor  aeternus"  HI,  468  t 
^Pastoralis  Romani"  HI,  757*. 
pastoria  II,  2922. 
pastrix  II,  2922. 
Patene  IV,  408. 
Pathen  I,  48«.  IV,  38.  47  1 

Vertretung  IV,  41. 
Patriarch,  i.  allg.  I,  102.  538  f.  II,  1.  28. 
380. 

abendländische  I,  567. 

armenische  I,  565.. 

Besetzung  I,  551  f. 

chaldäiscne  I,  565. 

maior  I,  575. 

maronitische  I,  563. 

melchitische  I,  562. 

ökumenischer  I,  546. 

orientalischer  I,  538  f.  560  f. 

potest.  iurisdictionis  I,  169. 

Rechte  I,  549  t 

römischer  I,  552  f.  572  t 
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Patriarch  syrischer  I,  564  f. 
Patriachalkirche  IV,  307. 
Patricius  I,  257. 
Patrik  n,  349. 

Patrimonium  S.  Petri  I,  67.  214. 
patrinus  catechesis  IV,  42. 
Patron  vgl.  Patronatrecht. 

i.  aUg.  n,  443.  626.  631.  lU,  192.  IV,  259. 

Ehrenrechte  III,  64  f.  80 1. 

Konfiskation  in,  83. 

Pflichten  m,  72  f. 

principalis  IV,  260. 

Rechte  UI,  42  f. 

secundarius  IV,  260. 

strafbare  Handlungen  m,  91. 

titularis  IV,  259. 

Vertretung  ni,  73  f. 

Verzicht  fli,  88. 
Patronatrecht  Tgl.  Patron  und  ius  patro- 
natus. 

i.  allg.  n,  618  f.  m,  6  f. 

Abendland  n,  618. 

Arten  m,  9  f. 

an  Bisthümem  III,  39.; 

Derogation  UI,  94. 

dingliches  ü,  631.  UI,  9.  76.  181». 

Ehren  HI,  64  f. 

Entstehung  HI,  18  f. 

Entwickelung  11,  621. 

erbliches  Uf,  13. 

Ersitzung  in,  82. 

Erwerb  m,  18.  32  f. 

Familien-  lU,  13. 

der  nicht  kathol.  Fürsten  IH,  181 K 

geistliches  n,  636  f.  UI,  10. 

gemischtes  II,  4233.  m,  10.  59. 

Inhalt  in,  42  f. 

der  juristischen  Personen  in,  37  f. 

Laien-  in,  10. 

landesherrliches  ni,  17.  175  f. 

Natur  in,  6  f. 

Objekt  in,  38  t 

päpstliches  Privileg  HI,  30  f. 

persönliches  HI,  9.  80, 

Pflichten  m,  72  f. 

Schenkung  HI,  80. 

staatl.  oder  fisktdisches  m,  17. 

Suspension  IH,  88. . 

Uebergi^ng  IH,  76  f. 

Untergang  IH,  88  f. 

Verfügungsberechtigung  des  Patrons  IH, 
76  f. 

Verjährung  JU,  90. 

Vortheile  IH,  67. 

Wiedererwerb  HI,  897. 
Patronatspfründe,  Privat-,  HI,- 178. 
Paul  I.,   Besetzung   des  päpstl.  Stuhles  I, 
228.  237. 

Prälatur  I,  380. 
Paul  m.,  Konzil  von  Trient  HI,  428.  446. 
Paul  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 

274. 
Paulianisten  I,  46^. 
Pavia,  Synode  I,  11*.  HI,  386.  389«. 
pax  ecclesiae  rV,  697.  797». 
peccatum,  Begriff  IV,  744. 
Pedell  ni,  324. 
pcdum,  curvum  H,  47. 

rectum  I,  209. 


Pelagius  L,  Cölibat  I,  148. 
Penaforte,  Raimond  a  I,  428. 
pensio,  clericalis  II,  413«. 

praestimonialis  n,  4143. 
Pension,  der  Benefizien  n,  412  f. 
pensionarius  II,  415.  416.  416'^. 
Pensionsanstalt  s.  Konvikt 
peregrinatio  IV,  237;  vgl.  Wallfahrt. 
Pergament,  italienisches  Ul,  782 1«. 
PerTllustris  H,  117. 
Permissorien  I,  97^*. 
permixtio  rituum  IV,  426. 
permixtio  schedularum  I,  284. 
permutatio,  beneficiorum  HI,  285  f. 

quadrangularis  HI,  285  s. 

triangularis  IH,  285«. 
Perpetuität,  d.  beneficium  II,  457«. 

objective  H,  368. 

subjective  H,  366.  369. 
perpetuum,  in  IH,  733*. 
persona  H,  113.  292. 

benedicta  IV,  142. 

beneficii  reoepti  oceasione  arctata  I,  95. 
n,  482. 

digna  II,  476. 

dignior  H,  493. 

idonea  U,  476. 

miserabilis  I,  35. 

Sacra  IV,  142. 
Personate,  Begriff  n,  72.  110  f. 

Erwerb  II,  485. 

Kapitel  H,  88  f. 
Perückentragen  I,  130*. 
Peter  d'AiUi  I,  197.  347.  HI,  380. 
Petrus,  Bischof  v.  Antioohien  I,  6412, 
Petrus  Damiani  n,  67. 
Petrus  de  Marca  I,  575. 
Pfarrbenefizien  II,  482. 
Pfarrei,  dlsmembratio  H,  401. 

Geschichte  H,  282  f. 
Pfarrer  vgl.  parochialis  functio  u.  parochus. 

i.  allg.  n,  261  f.  291  L 


u.  Andersgläubige  U,.  313  f. 
Beschränkung  II,  3Q6  " 


^    ,  3Q6  t 

Bestätigung  In,  189. 

Ehrenrechte  II,  317. 

Gehilfen  II,  318  f. 

Kirchenbücher  H,  308  f. 

Mehrheit  H,  305  f. 

Pfründen  n,  75. 

Residenzpflicht  HI,  229  f. 

in  Städten  II,  277  f. 

staatl.  Gesetzgebung  U,  316  f. 
Pfarrkirche,   Aufbewahrung  der  Eucha^ 
ristie  IV,  83. 

Begriff  IV,  310. 

Kommunion  IV,  72. 

Taufe  rV,  36. 
Pfarrkonkurs  I,  459.  H,  494.  500. 
PfarrmejGise  s.  Messe. 
Pfarrverweser  H,  327.  IV,  22. 
Pfarrvikare  II,  324. 
Pfarrzugehörigkeit  H,  296  f.  313  f. 
Pfarrzwang  n,  267.  298  f.  IV,  112.  114. 
Pfingsten  IV,  149. 

Firmung  IV,  61. 

Kommunion  IV,  70. 

Taufe  IV,  34. 
Pfingstvigilie  IV,  36. 
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Pfründe  vgl.  praebenda. 

Domicellar-  11,  71. 

Frei-  n,  75. 

Kirchen-  H,  74  t  367. 

Königs-  II.  76. 

Pfarr-  U,  75. 

Professoren-  11,  74. 
Philagathus  I.  245. 
Philipp  IV.  m,  742. 
Photizomenat  IV,  23. 
phrygium  I,  208. 
Piacenza  I,  318. 
piatto  cardinalizio  I,  356. 
pileolus  I,  358. 
pileus  cardinalitius  I,  357. 
Pisa,  Konzü  I,  197.  306.  606.  IH,  364.  502. 
526. 

Patriarch  I,  606. 
pistor  II,  1093. 

Pithou,  Pierre  I,  198.  III,  753. 
Pius  II.,  Cölibat  I,  157. 

V.  conciL  Lateran.  IH,  420. 
Pius  IV.,  Besetzung  des  pftpsü.  Stuhles  I, 
274. 

Erledigung  des  päpsü.  Stuhles  I,  292. 

Konzil  V.  Trient  III.  448. 
Pius  VI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
288. 

Diöcesansynoden  IH,  600. 

Familie  des  Papstes  I,  497. 
Pius  VII.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
288. 

Familie  des  Papstes  I,  497. 
Pius  IX.,  Kirchenstaat  I,  216. 

Koadjutoren  II,  260. 

staatl.  Placet  m,  844. 

Vatikan.  Konzil  m,  452. 
Placet,  pontificium  11,  671. 

staatliches    HI,    3788.    379».    394.    4353 
4573.  466.  620*.  643.   664.   75 H.  IV, 
17.  448. 
plebanatus  H,  297». 
plebanus  II,  291. 
plebisani  II,  2973. 
plebs  n,  292.  297.. 

baptismalis  11,  264«.  265. 
plenitudo  potest.  ecdes.  I,  197.  2103. 
plumbatores  I,  444. 
Pluralität,  der  Beneficien  s.  Mehrheit, 
poena  arbitraria  I,  112. 

latae  sententiae  IV,  761.  773.  841. 

medicinalis  IV,  748. 

vindicativa  IV,  748. 
poenitentes  I,  39;  s.  auch  Büsser. 
poenitentia  IV,  84  f. 

actus-  IV,  120.  703*;  vgl.  auch  Büsser. 
Poenitentiale  s.  Bussbüdier. 
Poenitentiaria  I,  566.  575.  m,  793. 

apostolica  I,  392.  427  t 
poenitentiarius  I,  431.  H,  117.  121.  124. 
701. 

minor  I,  431, 
Poenitenz,  moralische  IV,  760*. 

Judizial-  IV,  760*. 
Poitiers,  Investiturstreit  II,  579. 
Polen,  Bildung  der  Geistlichen  IV,  522. 

Primas  I,  622. 

Staat!  Placet  UI,  759«. 
Pollution,  der  Kirche  IV,  326.  402.  406. 


Pommern  m,  7596. 
pompa  solemnior  IV,  199. 
ponens  I,  401.  468. 

der  Konsulta  L  389. 
Ponthion,  Synode  HE,  557. 
pontifex,  maximus  I,  207;  ygL  Papst. 

romanus  HI,  7833. 
Pontificale  I,  93.  358.  471.   D,  40.  44*. 
481. 

romanum  I,  4.  IV,  9.  142. 
Pontifikalmesse  IV,  199".  202. 
populi  generalitas  I,  226. 
portarius  II,  107. 
portenarius  IE,  107. 
portionarii  II,  84«.  IV,  197. 

ripae  I,  444. 
Portugal,  Diöcesansynoden  HI,  597. 

Nominationsrecht  H,  6923. 

staatl.  Placet  EQ,  354.  759. 
Posen-Gnesen  vgl  Gnesen,  legat.  natus  I, 
631. 

Probst  n,  115. 
positio  schedulae  I,  284. 
poBtica  ni,  783. 
Postskrutinium  I,  282.  285. 
Postulation,  Kirchenfimter  11,  657.  677  t 
m,  746«. 

Simplex  s.  impropria  H,  677  •. 

solemnis  II,  677 1. 
postulatores  IV,  252'. 
potestas,  indirecta  ecclesiae  III,  767 ^ 

iurisdictionis  I,  163  f.  H,  40  f.  IV,  1.  433. 

magisterii  I,  163  f.  H,  40  f.  IV,  1.  432. 

ordinis  I,  163  f.  II,  40  f.  IV,  1  f.  432. 
praebenda  11,  56.  62.  64.  69.  77.  84*.  36 
653.  m,  236;  vgl.  Pfründe. 

diaconalis  11,  86. 

doctoralis  II,  74. 

exempta  H,  75. 

laicalis  II,  76« 

lecturae  11,  119». 

libera  11,  75. 

Masse  der  H,  72. 

des  Papstes  II,  775, 

parochialis  II,  75. 

presbyteralis  s.  sacerdotalis  II,  74.  86. 

regia  n,  76. 

soTvens  11,  69.  71. 

specialiter  privileriata  11,  75«. 

subdiaconaus  II,  86. 
praebendatus  U,  84*. 
Pr&cedenz  I,  471.  U,  86.  376. 

des  Generalvikars  II,  223. 
praecentor  11,  97  f. 
praceptum  paschale  IV,  71.  118. 
praeconisatio  II,  673. 
praeelectio  II,  498. 
praefectus  annonae  I,  412.  III,  436. 

archivii  I,  412. 

caeremoniarum  I,  474. 

chori  n,  116. 

componendarum  I,  427. 

congreg.  indulgentiae  I,  474. 

congreg.  «uper  n^ot  episc.  I,  467. 

congreg.  sacror.  rit.  I,  472. 

datarum  I,  427. 

disciplinae  et  scrutinii  III,  662  0. 

grasciae  I,  412. 

hospitii  m,  6428. 
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praefectus  missionis  11,  355. 

palatii  I,  491.  497. 

scrutinii  lH,  660». 

Spiritus  rV,  518. 

viarum  I,  412. 
Präfectur,  apostolische  11,  355. 
Prälaten,  i.  allg.  I,  373  f.  386.   391.  400. 
420.  n,  5311.  110.  113.  605.  III,  359*. 
.  3656 

auditor  I,  420*. 

mit  bischöfl.  Regierangsgewalt  11,  343. 
347  f. 

canonistae  lU,  434. 

curiae  s.  domus  I,  386.  390.  497. 

domestici  I,  497. 

Ehren-  I,  388. 

eigentliche  I,  388. 

di  fiocchetti  I,  389. 

Haus-  I,  386.  390.  497. 

inferiores  I,  142.  n,  393.  348.  371. 

cum  iurisdict  quasi  episc  II,  343.  347  f. 

maiores  11,  348.  371. 

mantellone  I,  389. 

nullius  dioeceseos  11,  343  f.  HI,  635.  655. 
838.  IV,  447. 

putativi  III,  174. 
Prälatur  I,  375  f. 

gratiae  I,  388. 

lustitiae  I,  388. 
Präminenz  I,  472. 
Prämonstratenser-Orden  II,  58. 
Präparanden-AnstaltenlV,  594».  608*. 

6227. 
praeparatio  schedulanim  I,  282. 
praepositus  vcL  Probst 

conventualis  III,  637. 
praescriptio  III,  810. 

immemorialis  äl,  811. 
Präsentationsrecht,  i.  allg.  II,  629^.  631. 
ni,  42  f.  918.  98  f.  102  7. 

Beschränkung  III,  61  f. 

Besonderheiten  HI,  56  f. 

FortfaU  III,  61  f. 

landesherrl.  11,  609.  m,  181.  186. 

Nach-  m,  48. 

fttr  Prediger  IV,  462. 
praesentiae  lU,  236. 
praeses  carcerum  I,  412. 

riparum  et  aquarum  I,  412. 

zecchae  monetarum  I,  412. 
Praesidens,  in  cancellaria  I,  442. 

ripae  I,  444. 

seminarii  IV,  507. 
praestimonium  11,  414». 
Praesumtio  der  Taufe  I,  7.  IV,  47. 
Prag,  Erzbischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  631. 

Pnmas  I,  614.  632. 

wendisches  Seminar  11,  509. 
Pragmatische  Sanktion  I,  198.    DI,  408. 

421. 
preces  m,  HO», 
precista  H,  646. 

Acceptation  II,  648. 

Option  n,  648. 
Predigt,  Anhörung  IV,  475. 

Approbation  IV,  456. 

ausserordentliche  IV,  475. 

Begriff  IV,  449. 

Hinschins,  Kirchenreelit  IV. 


Predigt,  Benediktion  der  Prediger  IV,  456. 
Bettelorden  IV,  452. 
Gelegenheits-  IV,  475. 
Inhalt  IV,  472. 
Laien-  I,  165. 
licentia  IV,  458. 
Kasual-  IV,  473. 
Ort  IV,  473. 
Pflicht  IV,  475. 
Recht  IV,  450. 
staatl.  Gesetzgebung  IV,  476. 
Strafen  IV,  471. 
Zeit  IV,  474. 
presbitera  I,  88. 

presbyter  I,  176.  n,  70;  vgl.  Priester, 
auxiliaris  IE,  318. 

cardinalis  I,  313.  315.  320.  H,  265.  2662. 
dioecesanus  s.  parochialis  11,  263.  291 8. 
Pfründe  11,  74. 
presbyterium  11,  49.  59  f.  62. 
rreussen  vgl.  Altpreussen. 

Aemterbesetzung  II,  370.  487».  5013. *.  504. 

508.  509».  5101*.  5119.  657.  686.  6963. 

707.  711.  712.  m,  5*.  166.  190.  192. 

194.  197«.  2633.  284«.  297*.  298.  302. 

320*.  323«.  8  5.  8.  IV,  866  (21.  22). 
Amtsträger  HI,  318. 
beneficium  competentiae  der  Geistlichen 

I,  128. 
Beichtgeheimniss  IV,  133'.  135«. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  532.  535. 

866  (21.  22). 
Bischof  II,  44.  468.  49*. 
BisthOmer  IE,  4858. 
canonici  numerarii  11,  818. 
Cölibat  I,  162. 
Diöcesansynoden  m,  598*. 
Docent  d.  Theologie  IV,  681.  683.  688. 
Ehrendomherren  U.,  83. 
Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  1298. 
Erzbischof  11,  37. 
exemte  Bisthümer  11,  333. 
Generalvikar  II,  209.  223. 
höhere  Schulen  IV,  630. 
Immunität  der  Geistlichen  1,  125. 
Kapitel  n,  82.  132 1. 
Kapitularvikar  11,  247. 
Kirchengebäude  IV,  167«.  171.  175. 
Kirchengeräthe  IV,  411. 
Kirchenglocken  IV,  423.  425«. 
Kirchensitze  IV,  349.  3518. 
Kommunalämter  der  Geistlichen  I,  1262. 
Landdekane  II,  285.  287. 
landesherrl.  Patronatrecht  III,   178.  179. 

182  i.  184»    1852.8.  1862.  i878. 
Liturgie  IV,  17.  18".  19». 
Maigesetze  IV,  867  (22). 
Militärpflicht  der  Geistlichen  1, 126».  634. 
Militärseelsorge  11,  340  f.  IV,  156. 
Nominationsrecht  11,  «10.  DI,  997.  loi. 
Nuntiatur  I,  534. 
öffentliche  Andacht  IV,  219. 
Orden  IV,  489»*.  490.  616.  868  (22). 
Ordinariat  II,  225  »8. 
Ordinationstitel  I,  72.  74. 
Patronatrecht  lU,  6  »f.  13*.  6.  27».  30  f. 

646.  7  f.  717.  73».  75*.  827.  84«.  866. 

942. 
Pfarrer  H,  316. 
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Preuggen,  Pfarreienichtung  11, 466 5. 467 w. 
4692.  4731. 

Pfarrverband  U,  313 1.  3157. 

Pogtulation  ü,  683'. 

Prftgentationgrecht   III,    42".   46«.    50». 
512.  54«.  587.  63». 

Provinzialsynoden  HI,  5055. 

Prozeggionen  IV,  231«  233. 

Religiongunterricht  IV,  611.  622.  625.  638. 

Reliquienverehrung  IV,  274. 

Regidenzpflicht  Hl,  2322. 

Sakramente  IV,  867  (22).    871  (339).  872 
(368). 

Schulbehörde  IV,  601. 

SimultaDeum  IV,  363*.  369.  372.  375  f. 

Sonntaggfeier  IV,  298. 

gtaatL  Flacet  m,  1848.  759«  762 1.*.  838«. 
IV,  866  (22). 

Staatgangehörigkeit  11,  504  f. 

Sufiragane  11,  180. 

Synoden  in,  665. 

Taufzwang  IV,  52. 

Univergitäten  IV,  663.  675. 

Vatikan.  Konzil  m,  470. 

Volkggchule  IV,  583.  587.  595. 

Vormundgchaft  der  GeigÜichen  I,  126«. 

Wallfahrten  IV,  239. 
Priester  vgl.  pregbyter  und  Geigtliche. 

i.  allg.  I,  48.  6.  U,  66. 

Verhaltnigg  zum  Bigchof  I,  22. 
PriegterT.  h.  Geigte  g.  ordengähnüche Kon- 
gregationen. 
Priegterherren  11,  74. 
Priegterthum,  gichtbareg  I,  1.  1'. 
Priesterweihe  11,  66». 

erforderliches  Alter  I,  18. 

Materie  I,  116". 

Ort  und  Zeit  I,  114.  1153. 

gcrutinium  I,  1071  108«. 
Primag  I,  576  f.  581  f.  H,  2.  6.  29. 
Primat  I,  195  f.  504.  553  f.  HI,  462  f. 

honorig  I,  206. 

iura  eggentialia  I,  202. 

iurigdictionig  I,  195.  205. 

jur.  Charakter  IV,  787. 

des  Papgteg  IV,  776.  787;  vgl  Papst. 
Primate g  ecclesiae  I,  385. 
Primatialkirche  IV,  307. 
Primatialwflrde  I,  504. 
primiceriug  defengorum  I,  369.  376.  380  f. 

4665.  n,  97  f. 
primiscriniariug  I,  434.  435.  4358. 
rrimigcriniug  I,  380. 
primisgarej  11,  322^ 
primiggarii  11,  322. 
princepg  legibus  solutug  IQ,  786. 
principaleg  11,  113. 
principatug  gacer  I,  163. 
prior  in,  359*.  370«.  589*.  637. 

claugtralis  I,  188. 

ecclesiae  n,  605. 

subdiaconus  regionarius  I,  377. 
priores  ecclesiae  II,  605. 
Privatkapelle  s.  Privatoratorien. 
Privatmesse  IV,  21^. 
Privatoratorien  vgl.  Kirchengebäude. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 
Begriff  IV,  314. 

Kommunionsempfang  IV,  76. 


Privatoratorien,  Messe IV,  188. 198.  314. 

Reliquien  IV,  270. 
Privatschule  IV,  633. 
Privilegium  afßrmativum  m,  808. 

Arten  ni,  808  f. 

Auslegung  m,  825. 

Begriff  ifl,  805  t 

canonis  I,  1 18  f. 

commime  ni,  809«. 

communicatio  in,  811. 

competentiae  l,  127. 

connrmatio  m,  824. 

contra  ius  ni,  808. 

conventionale  m,  809. 

corporale  in,  809«. 

Ersitzung  Hl,  823. 

Ertheüung  ni,  810  f. 

extensio  m,  812. 

fori  I,  106.  119.  123. 

^tiosum  in,  809. 

mmiunitatis  I,  123  f. 

innovatio  in,  824. 

mere  gratiosum  m,  8182. 

mixtum  ni,  809. 

negativimi  III.  808. 

non  usus  in,  822. 

perpetuum  ni,  809. 

personale  m,  809. 

praeter  s.  ultra  ius  in,  808. 

primo  et  per  se  concesstmi  in,  812  3. 

privatum  s.  singulare  in,  806 «.  809« 

purum  m,  809. 

reale  Hl,  809. 

remuneratorium  in,  809. 

Schutz  ni,^  824. 

secundum  ius  commune  m,  808«. 

temporale  ni,  809. 

Untergang  in,  817  f. 

usucapio  libertatis  m,  823. 

Verzicht  m,  820. 

Widerruf  in,  818. 
Probst  n,  53.  72.   88  f.  114.  115  t    317; 

vgl.  parochus  und  praepositus. 
Probstei  II,  922.  482. 
Proceres,  deri  s.  ecclesiae  I,  385. 

patriae  n,  605. 
Process,  kanon.  n,  45^. 

inquisitionis  s.  informativus  n,  672. 

definitivus  II,  673». 
pro  cessio  vgl.  Prozession. 

extraordinaria  IV,  222.  227. 

generalis  IV,  222.  227. 

ordinaria  IV,  222.  227. 

particularis  IV,  222.  227. 

popularis  IV,  870. 

pnvata  IV,  222.  227. 

pubUca  IV,  222.  227. 

solemnis  IV,  222.  227. 
procuratio  abortus  I,  44.  575. 
procurator  s.  Prokurator. 
Pro-Datarius  I,  426.  440.  497. 
proepiscopus  U,  179*. 
Profanationsakt  IV,  170. 
Profess  I,  13.  37*.  59.  75.  80.  119. 

fidei  m,  199.  218.  663. 
Professleistung  I,  13.  37*.  59.  75.  80. 
Professor,  Pfiründe  n,  74;  vgL  auch  Uni- 
versitäten. 
Progenesie  n,  3777. 
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Prokurator,  i.  allg.  1,  34.  370«.  375.  400. 
495  f. 

der  apostol.  Kammer  I,  389. 

cleri  m,  662» 

concüii  m,  3796   3967. 

General-  des  Fiskus,  I,  389.  411. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 

rotalis  I,  495. 

sacri  palatii  I,  473. 
promotio,  per  saltum  I,  50.  111. 
Promotionsrecht,   der  coUegia  pontificia 
IV,  519. 

der  Jesuiten-  und  Ordenskollegien  IV,  511. 

der  Universitäten  IV,  651.  689. 
promotor  concilii  m,  379«  3967.  436.  455. 
6428.  6443.  662». 

fidei  I,  389.  472.  474. 

fiscalis  I,  468. 

foraneus  s.  dioecesanus  m,  662». 

urbanus  m,  662». 
Promulgation  s.  Publikation, 
pronuntiatio,  generalis  m,  683^ 
Pro-Pönitentiarius  1,  431. 
proponatur,  iterum  I,  462. 
proposita,  non  I,  462. 
propositio  11,  673»«. 
Propositionsrecht  HI,  621. 
proprium  de  sanctis  IV,  194^. 

de  tempore  IV,  194  5 
proprius  sacerdos  IV,  70.  118;  vgl.  Pfarr- 
zwang, 
prosignator  I,  438 W. 
TrpocxXalovtec  IV,  717. 
i:po€%6vtjot;,  der  Heiligen  IV,  240, 
Prosper  Fagnanus  I,  274.  456. 
protectores  IV,  516. 
Protestanten  I,  47.  450.   III,  33.  IV,  45. 
Protestation,  bei  Wahl  11,  668*. 
protodiaconus  s.  Archidiakon. 
Protokollist  I,  458.  468. 
Protonotarii  I,  364.  389.  442  f.  444.  445. 
472.  475. 

extraordinarii  I,  443 

honorarii  I,  443. 

participantes  I,  389.  443. 

titulares  I,  443. 
Protoscriniarius  I,   380.   382.  383.  434. 

435. 
Pro- Vikar  II,  357.  359". 

generalis  II,  224. 
Provinz  H,  6«.  9*.  18.  m,  326.  683».  684«. 

sedis  apostolicae  H,  352. 
Provinzialkonzilien. 

i.  allg.  n,  1  f.  14.  66.  m,  473.  634  f. 

BeruKmg  III,  634. 

Geschäftsordnung  EI,  639. 

Kosten  m,  6387. 

Leitung  IV,  742. 

u.  Papst  m,  646. 

Publikation  m,  652. 

Rechte  IV,  105. 

Strafgewalt  IV,  837. 

Zusammensetzung  III,  494. 

Zuständigkeit  m,  490.  645  f.  701.  721. 
provisio  fl,  649. 

extraordinaria  11,  651. 

minus  plena  U,  650. 

ordinana  U,  651. 

plena  n,  650. 


Provisionsrecht,  päpstliches  HI,  125  f. 
Provisor  11,  327. 
Proviste  11,  697. 
Prozession  vgl.  processio. 

Anordnung  IV,  223. 

Begriflf  W,  221. 

Beüieiligung  IV,  224.  227. 

Frohnleichnams-  IV,  222. 

Leitung  IV,  228. 

Ordnung  IV,  230. 

Staatsgesetzgebung  IV,  231. 

theophorische  IV,  222. 
Prügelstrafe  IV,  803;  vgl.  auch  Hiebe  und 

körperliche  Züchtigung. 
Psalmisten  I,  4^ 
Psalterium  I,  141. 
Pubertät  n,  67. 

publica  fides,  der  Urkimden  H,  137. 
public i  latrones  IV,  390.  394. 
Publikation,  in  acie  campi  Florae  IH,  776. 

der  Eirchengesetze  IH,  772  f. 

der  Konzilsschlüsse  IH,  652.  664.  772. 

orbi  facta  HI,  777. 

scrutinii  I,  284.  H,  663. 

urbi  facta  HI,  777. 
punctatores  H,  141.  142.  HI,  661«. 
punctatura  H,  143. 
Pyrmont,  Pfarrverband  11,  313«.  3158.6. 
pyxis  IV,  84«.  408. 


Quadragesima,  Beichte  IV,  118. 
Qualificatores  I,  450«.  451. 
„Quanta  cura"  IH,  470. 
Quasi-Domicil  H,  297. 
Quatemberfasten  I,  114. 


Rangordnung  der kirchl. Beamten  H,  376 f. 
Rath,  allgem.  geistlicher  H,  225. 
ratio  beneficii  I,  89.    H,  46». 

domicilii  I,  88. 

familiaritaäs  s.  commensalitii  I,  90.  H,  46^ 

feudorum  IH,  9*. 

fundi  n.  631«. 

oripnis  I,  87.    H,  46«. 
ratocmia,  obligati  ad-  I,  34. 
Ravenna  I,  318. 

Exarch  I,  220.  225. 

Metropolit  n,  4. 
reaedificatio  HE,  22. 
Reccared  I,  46*. 
receptatores  I,  21*. 

der  Ketzer  I,  47.  48. 
Reception  der  allgem.  Konzilien  HI,  348. 

632. 
Rechtskenntnis s  der  Geistlichen  I,  188. 
Rechtfertigung,  Gnade  IV,  84. 
recognitio  suffiratgiorum  I,  285.  287. 
Recognitoren  I,  285. 
reconciliatio  IV,  84  f.  326.  722. 
rector  H,  291.    HI,  387*. 

ecclesiae  H,  291. 

scholarum  II,  101. 

seminarii  IV,  507. 
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reeurso  de  fiiena  m,  754*  g.  E. 
Redemptoristen  I,  75.  11,510;  vgL  auch 

ordeDsähnliche  Kongregationen. 
Redemtion  IV,  827, 
Redotation  m,  24. 
reductio,  missae  IV,  214« 
referendarii  I,  422. 

participantes  I,  418.  421. 

eignaturae  I,  415  f. 

simplices  I,  418. 

volantes  I,  389.  415  f.  421. 
Reformkonzilien,  p&pstl.  Gesetzgebungs- 
recht m,  133. 
Regalien,  Investitur  II,  568.  574».  582. 
Reeel  m,  684».  685.  7082. 

Aachener  11,  89. 

de  annali  II,  655. 

Chrodegang  I,  141.    H,  52. 

de  triennau  possessione  II,  656. 
Regens  der  Kanzlei  I,  389.  421.  442.  445. 

der  Pönitentiarie  I,  389.  431. 
Regensburg,  Ordinariat  II,  225. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
regio,  missionario  commissa  II,  355. 

urbicaria  I,  555.  555 8 
Regionarklerus  I,  375  ff. 
Registratoren  I,  427.    m,  396. 
regiunculae  II,  290. 
regnum  I,  208. 
Regulären  I,  459.    II,  58;  vgl  Orden. 

KoUegiatkirche  IV,  308. 

Kommunion  IV,  73. 

Stift  I,  13. 
regulariter  vivere  11,  51. 
Regularkanoniker,  medizin.  Studium  I, 

139. 
Reichsangehörigkeit  II,  504.  505.    IV, 

71.  865.  866. 
Reich sdeputationshauptschlu SS,  lan- 
desherrliches Patronatsrecht  HI,  177". 
180.  181». 
Reichssynoden  III,  573 »o  g.  E. 

Strafgewalt  IV,  837. 
Reichstag  UI,  5515(c). 
Reinigun^seid  IV,  7723.  840. 
Reklamation  des  unmündigen  Ordinirten 
I,  34.  62. 

der  Kirche  I,  106  »o. 
relator  I,  401.  453.  468. 
Religionsfonds  11,  321. 
Religionsübung,  öffentliche  IV,  18. 
Religionsunterricht  IV,  637. 

durch  Geistliche  IV,  624. 

Leitung  IV,  603.  620. 

staatl.  Recht  IV,  485.  621. 

Theilnahme  IV,  484. 
Religionsverbrechen  I,  123. 
Religiösen,  Ordinationstitel  I,  75. 
Reliquien   im  allgemeinen  I,    449.   473  f. 
IV,  263  f. 

im  Altar  IV,  401.  406. 

Benediktion  IV,  145. 

concedere  IV,  268. 

consecratio  IV,  269. 

donare  IV,  268. 

insimis  IV,  266. 

kirchlich  approbirte  IV,  269. 

in  Privathäusem  IV,  270. 

Profanirung  IV,  272. 


Reliquien,  rechtliche  Charakter  IV,  267. 

Simonie  IV.  269. 

Taufe  rV,  272«. 

Translation  IV,  272. 

Unfähigkeit  zum  Erwerbe  IV,  274. 

Verehrung  IV,  239.  258.  263  f. 
remissio,  missae  IV,  214. 
renunciatio  UI,  268. 

tacita  III,  297. 
Reordination  I,  83. 
res  vgl.  Sachen. 

benedicta  IV,  142. 

Gebrauch  IV,  166  f. 

Sacra  IV,  2.  142.  165.  167  f.  269.  278. 

Ver&usserung  IV,  170. 
rescribendarius  I,  444.     IE,  396?. 
Rescript,  p&pstliches  I,  13.  14. 
reservare  m  pectöre  I,  341. 
Reservation,  Begriff  m,  140  t 

casuum  II.  41.    IV,  102. 

General-  m,  134.  141.  143. 

bei  Heiligsprechung  IV,  244. 

mentalis  m.  141. 

päpstiiche  n,  121.  295.    m,    113.  123  f. 
130  f.  549. 

personalis  HI,  141. 

realis  III,  141. 

specialis  UI,  141.^ 
reservatum,  ecclesiasticiun  UI,  296'. 
Residenz  U,  70. 

causativa  lU,  259  2. 

continua  et  praecisa  UI,  259 1. 

formalis  UI,  225*. 

laboriosa  lU,  233*. 

materialia  UI,  225«. 

otiosa  lU,  233*. 
Residenzpflicht  im  allgemeinen  I,    459 
n,  74  f.  80.    lU,  198.  221. 

der  auditores  I,  400. 

der  Bischöfe  UI,  225. 

der  Kardinäle  I,  357. 

der  Pfarrer  lU,  229. 
resi^natarius  lU,  278. 
Resignation,  einfache  UI,  268  f. 

in  favorem  tertii  lU,  277  f.  292. 

quadrangularis  UI,  281*. 

reciproca  UI,  281*. 

cuin  regressu  lU,  277  l  283. 

triangularis  UI,  281*. 

mit  Vorbehalt  UI,  277  f.  283. 
resolutiones,  congreg.  conc  Trident.   I« 

462. 
restitutio,  beneficii  exstincti  U,  463. 

famae  I,  32. 
retencion  de  bulas  lU,  754*. 
Reue  IV,  120. 

unvollkommene  IV,  120. 
Reuss  j.  L.,  benef.  cömpet  der  Kleriker 

I,  129«. 
reverendae  I,  94. 
reverendissimus  I,  357.  390.    U,  86. 

et  amplissimus  U,  117. 

et  excellentissimus  U,  37. 

et  illustrissimus  I,  391.    U,  48« 
reverendus  et  eximius  U,  117. 
revisio,  sjnodorum  I,  456.  464  t 
Revisor  I,  418.  427. 

matrimonialium  I,  427. 
„Rex  pacificus",  Bulle  lU,  739. 
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Rh  ei  ms,  Metropolit  II,  7. 

Primat  I,  602. 

Synode  I,  151.    UI,  570. 

Vikariat  I,  591. 
Rheinbaiern,  Kirchenbücher  II,  311. 
Rheinhessen  II,  311. 
Rheinisches    Rechtsgebiet,     höhere 
Schulen  IV,  628. 

Kirchensitze  IV,  350. 
Rheinpreiissen,  Kirchenbücher  11,  311. 
Rheinprovinz,  Kirchengebäude  IV,  325. 
Rhemigius  v.  Rheims,   vicarius  apostolic. 

I,  591. 
Ricci,  Scipio  m,  599. 
Richter,  irregularitas  des  I,  28. 
Riedemeister  11,  109'. 
right  of  adoowBon  II,  6292. 
ristretto  I,  462. 
Ritualbücher  IV,  6. 

Feststellung  der  IV,  9. 
Rituale  I,  471. 

romanum  IV,  10.  12.  142. 
Ritus  vgL  Liturgie. 

Anzahl  IV.  426«. 

diversitas  IV,  426. 

permixtio  IV,  426.  429. 

sacramentalis  I,  6.  471  f.  485^. 

Verhältniss  der  verschiedenen  IV,  426. 

Wechsel  IV,  428.  873. 
Rochett  I,  3585.  390. 
Rom,  Bischof  I,  212.     H,  380.    HI,  519  f. 
682  f. ;  vgl.  Papst. 

Lituivie  IV,  7. 

Synode  I,  77.  151. 
Römisches  Reich  s.  Justinian. 
Rose,  goldene  IV,  146. 
Rota,  def.  fidei  I,  21». 

romana  I.  391.  392  ff. 
Roth  ad  V.  Soissons  11.  10. 
Rottenburg,  Generalvikar  11,  211. 

Kapitularvikar  11,  248. 

Seminar  IV,  529. 
rotulus  I,  363. 

Universitäten  IV,  653«. 
rotulus  Betfordianus  III,  137. 
Rottweil,  Konvikt  IV,  528. 
Ronen,  Metropolit  EL,  7. 

Primas  I,  632. 
rudimenta  fidei  IV,  479. 
Rüge,   öffentliche  IV,  737*.  803.  814.  835; 

vgl.  (Geistliche.  * 
Rufinus  I.  554. 
Ruralkapitel  11,  289  f. 


8. 


Sabbatum,  sanctum  I,  114. 

sitientes  s.  ante  dominicam  passionis  1, 1 14. 
sacellani  11,  321. 

Sacellarius  I,  380.  382.  383.  409.  435. 
sacer  principatus  I,  163. 
saceraotales  11,  74«. 
Sacerdotes  I,  2.  2*. 

adminicularii  II,  318. 

Papstwahl  I,  225. 
sacer dotium  (vgl.  Priesterthum)  I,  2.  4. 

geniti  I,  12. 
Sacer  tat  von  Sachen  s.  res  sacra  u.  Sachen. 


Sachen,  Eigenthum  an  geweihten  IV,  409. 

geweihte  IV,  166.  408;  vgl.  res  sacra. 
Sachsen,   Aemterbesetzung  11,   508.  510 1*. 
m,  5*.  1885.  195.  197.  284».  298. 

Asylrecht  IV,  397*. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  128. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  547.  571. 

Bischof  n,  468. 

CöUbat  I,  162. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  12910. 

geweihte  Sachen  IV,  176. 
öhere  Schulen  IV,  634. 
Immimitat  der  Geistlichen  I,  125. 
Kirchenbücher  II,  310. 
Kirchengebäude  IV,  324. 
Kirchengeräthe  IV,  411. 
Kommunalämter  der  Geistlichen  I,  126  2. 
landesherrl.  Patronatrecht  III,  179.  1832. 

1848.  1852.  1875.  1885. 
Liturgie  IV,  17. 
Nuntiatur  I,  534.  537. 
öffentliche  Andacht  IV,  219. 
Orden  IV,  489  w.  490.  616. 
Ordinationstitel  I,  72. 
Patronatrecht  lU,  7«.  64«.  65«. 
Pfarreierrichtung  II,  4662.  467. 
Pfarrverband  U,  313 1.  3155. 
Prozessionen  IV,  234. 
Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 
Religionsunterricht  IV,  610.  622.  624. 
Reliquienverehrung  IV,  273. 
Schulbehörde  IV.  601. 
Sonntagsfeier  IV,  298. 
staatl.   Placet    III,    760.   763.  838«.  839. 

8402.  8418  f. 
Staatsangehörigkeit  H,  504.  506.  507». 
Volksschule  IV,  583.  5858.  597. 
Vormundschaft  der  Geistlichen  I.  126^ 
Wallfahrten  IV,  239. 
wendisches  Seminar  II,  509. 
Sachsen-Coburg,  Aemterbesetzung  III, 

189«.  196.  197. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  548».  571. 
Kirchengebäude  IV,  326. 
Liturgie  IV,  172.  ign. 
öffenUiche  Andacht  IV,  220. 
Prozessionen  IV,  232. 
Sonntagsfeier  IV,  297. 
staatl.  Emennungsrecht  m,  189«. 
staatl.  Placet  Ul,  761.  838«.  839  »i.  8405. 

846. 
Sachsen-Gotha,  Aemterbesetzung  in,  5*. 

189«.  196.  197. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  6488.  571. 
Kirchengebäude  IV,  326. 
Liturgie  IV,  172.  I8I1. 
öffentliche  Andacht  IV,  220. 
Pfarreierrichtung  11,  466».  467. 
Prozessionen  IV,  232. 
Sonntagsfeier  IV,  297. 
staatl.  Emennungsrecht  III,  189«. 
staatL  Placet  III,   761.   838«.  839.  8405. 

841  i.  846. 
Wallfahrten  IV,  239. 
Sachsen- Weimar,  Aemterbesetzung  UI, 

5*.  196.  1975.  2841. 
AsyLrecht  IV,  397*. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  20.  571. 
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Sachsen-Weimar,  Kirchenbücher  IT,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Landdekan  II,  287. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  179.  188. 

Liturgie  IV,  17«.  18". 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentliche  Andacht  IV,  220. 

Patronatrecht  m,  47«. 

Pfarreierrichtung  II,  466».  467.  468«. 

Pfarrverband  II,  313«.  315«.  5. 

Prfisentationsrecht  III,  47«. 

Prozeissionen  IV,  234. 

Sonntamfeier  IV,  296».  297«. 

gtaatLTlacet  III,   761.   839.   840«.   841. 
843.  846«. 

Staatsangehörigkeit  11,  504.  506.  507«. 

Synoden  m,  665?. 

Wallfahrten  IV,  239. 
Sacra  consulta  I,  481. 
sacramentum  altaris  IV,  63;  vgl.  Eucha- 
ristie, 
sacrarium  IV,  84*. 
sacrilegium  IV,  74.  272.  393. 

reale  ly,  169.  177. 
Sacriscrinius  11,  104«. 
Sacrista  I,  472.  474.    11,  103  f.    HI,  321. 

322. 
Sächsische  Erblande,  apostol.   Vikariat 

II,  358. 
Säcularbeneficien  n,  41. 
Säcularisation    v.    1803    m,    177.    180. 

1806. 
Sakrament,  Bedeutung  IV,  2«. 

Ordination  I,  6. 

Spendung  IV,  2. 

Verwaltung  IV,  5.  23  f. 
Sakramentalien,  Begriff  IV,  140. 

Empfang  IV,  154. 

Snendung  IV,  140.  150.  151.  154.  156. 

Verwaltung  IV,  5. 

Wirkungen  IV,  156. 
Sakristei  IV,  326».  3407. 
Salair  des  Generalvikars  11,  223. 

des  Kapitularvikars  11,  239. 
Salzburg,  Aemterbesetzung  11,  658. 

Erzbischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  631. 

Nominationsrecht  ü,  611.  691  ^ 

Primas  I,'632. 

Vikariat  I,  610. 
Samstag  s.  sabbatum. 
sanctio  m,  690«.  705«.  781».  782. 
Sanctissimus  in  Christo  III,  148«. 
Sanctitas  tua  s.  sanctissime  pater  I,  208. 
sanctus.  Heilige  IV,  246.  249.  257. 

Reliquien  IV,  266. 

toleratus  IV,  262. 
sandalia  U,  47. 
Sanktion  III,  772. 

pragmatische  I,  198.    III,  408. 
Sardika,  KonzU  I,  111.  498.  499«.  m.  328». 
528«. 

Primat  IV,  773. 
Sardinien,  Aemterbesetzung  11,  690*. 

Asybecht  IV,  397«. 

staaü.  Placet  HI,  755.  763». 
satisfactio  IV,  120.  122. 
scamna  IV,  342. 
schedula  I,  282  f. 


schedula  combustio  I,  285.  287. 

complicatio  I,  283. 

coniessionis  IV,  126. 

consistorialis  11,  673««. 

delatio  I,  284. 

depositio  I,  285. 

in  filum  insertio  I,  285. 

numeratio  I,  284. 

obsi^atio  I,  283. 

permixtio  I,  284. 

positio  I,  284. 

praeparatio  I,  282. 
Scheiaung  von  Tisch  und  Bett  I,  37. 
Schema  DI,  456;  vgL  constitutio. 

de  concordia  inter  ecdesiam  ac  societatem 
civilem  HI,  463. 

de  disciplina  ecclesiastica  m,  462. 

de  doctrina  catholica  III,  462. 

de  ecdesia  Christi  lU,  462. 

de  ecclesiae  infEÜlibilitate  m,  462. 

de  fide  m,  460«. 

de  iure  et  usu  potestatis  civilis  UI,  463. 

de  parvo  catechismo  HI,  462.  IV,  446«. 

de  romani  pontificis  primatu  in,  462. 

de  sede  episcopali  IIl,  468«. 

de  speciaubus  ecclesiae  iuribus  III,  463. 

de  synodis  III,  468«. 

de  temporalis  s.  sedis  dominio  III,  462. 
Schisma  I.  47.  448.  751«. 

päpstliches  I,  196.  271.  307. 
Schismatiker  III,  33. 

Eucharistie  IV,  66. 

Firmung  IV,  57. 

Irregularität  I,  47. 

Messe  IV,  183. 

Ordination  I,  83.    II,  488. 

Taufe  IV,  53. 

Taufpathen  IV,  57;  vgl.   auch  Häretiker 
und  Ketzer, 
schlaffermissarius  11,  322«. 
Schleswig- Ho  Ist  ein,    apostoL    Vikariat 
n,  359. 

Kirchenbücher  H,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Pfarreierrichtung  H,  468 «». 

Pfarrverband  H,  313«.  315». 

Simultanschule  IV,  587«. 

Volksschule  IV,  585«.  587. 
Schlüsselgewalt  I,  195. 
scholasticus  H,  63.  70««.  100  f.    IV,  498. 

emancipatio  II,  70. 
Schottland,  Aemterbesetzung  UI,  120«. 

Investiturstreit  H,  591«. 

Legaten  I,  523. 

Nationalkonzilien  HI,  546«.  575«. 

Primat  I,  620. 

Provinzialsynoden  HI,  491«. 
Schule,  Allgemein  IV,  591. 

der  AltkaSioliken  IV,  594. 

Aufsichtsbehörden  IV,  598.  636. 

Bürger-  IV,  627. 

höhere  IV,  627. 

katholische  IV,  597. 

konfessionelle  IV,  587.  614. 

Lehrer  IV,  613.  618;  vgl.  Lehrer. 

Mittel-  IV,  627. 

protestantische  IV,  594. 

Simultan-  IV,  587. 

Stellung  der  Kirche  IV,  572. 
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Schule,  Volksschule  IV,  575  f. 
Schullehrer-SeminarelV, 5943.  608*. 6227. 

Schulpflicht  IV,  585. 
Schulzwang  IV,  585. 
Schutzpflicht  m,  72  f. 
Schwarzburg-Rudolstadt,     Aemterbe- 
setzungin,  5*. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  5483.  571. 
Kirchengebäude  IV,  326. 
landeidierrl.  Patronatrecht  III,  188. 
Missionen  IV,  490. 
Pfarreiemchtune  H,  4661.  467«*. 
Prozessionen  IV,  236*. 
Schweden,  Aemterbesetzung  11,  608. 
Investiturstreit  11,  591 2. 
Provinzialsynoden  III,  4916. 
Schweiz,  Aemterbesetzung   II,   658.  6903. 
707. 
Ehrendomherren  11,  84. 
Nominationsrecht  ÜI,  102. 
Nuntien  I,  526. 

Vatikanisches  Konzil  HI,  470  w 
Schweizer  HI,  324. 
Schwenkfeld  I,  454. 
Schwestern  v.  h.  Herzen  Jesu  IV,  616;  vgL 
auch  ordensähnliche  Kongregationen, 
scriniarii  I,  382.  507. 
Bcrinium  I,  432. 
8  c  r  i  p  t  i  o  schedularum  I,  283. 
scriptor  archivii  curiae  rom.  I,  444. 
brevium  I,  444. 
buUarum  I,  427.    III,  336''. 
literarum  apostolic.  I,  444. 
der  Pönitentiarie  I,  432. 
scrutatores  II,  662.    m,  379«.  662». 

votorum  III,  436.  455. 
scrutinium  I,  107.  282.  284.    m,  660» 

primum  I,  108. 
Scutiferi,  apostolici  I,  444. 
S  eck  au,  Bischof  11,  48.  612. 
secretaria  brevium  I,  392.  4233   440.  446  f. 
memorifdium  s.  memorabilium  I,  55  6.  57. 

440.  446.  4479. 
Status  I,  446  f. 
secretarius  s.  Sekretär, 
secreti  I,  400. 
Sectio  beneficii  II,  395. 
secundarii  II,  318. 

secundicerius  I,  376.  380.  381.  383.  435. 
sedes  IV,  342. 

apostolica  I,  207.    IH,  718*. 
hnpedita  H,  249  f.  346. 
impedita  partialis  s.  secundum  quid  II,  261. 
sedia  gestatoria  I,  290. 
sedile  IV,  342. 
Sedisimpedienz  II,  346. 
Seelenmesse  IV,  183. 
Segen  s.  benedictio. 

Segnung  HI,  733*.    IV,   140;   vgl.  Bene- 
diktion. 
Begriff  IV,  154. 

blosse  von  Sachen  IV,  153.  162. 
der  Diakonissinnen  I,  8*. 
Sehnsuchtstaufe  I,  7. 
Sekretär,  apostoL  I,  444. 
der  Breven  I,  389.  497. 
ciffrarum  I,  447  »0. 
concilii  DI,  436.  455.  642».  662». 
congreg.  conc.  Trident.  I,  458. 


Sekretär,  congreg.  Indulgent.  I,  474. 

congreg.  de  propaganda  fide  I,  474.  475. 

congreg.  super  negot.  episc.  I,  467. 

congreg.  sacror.  rituum  I,  472.  474. 

litterarum  ad  principes  I,  44710, 

der  Memorialien  I,  389.  497. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 
Selbstentmannung  I,  45''.  «.  10. 
Selbstmord  I,  46. 
Seligsprechung  I,  473;  vgl.  Heilige, 
selmissarius  II,  322«. 
Seminarium,  Diöcesan-  IV,  562. 

director  spiritualis  IV,  508. 

General-  IV,  526. 

kircMiches  IV,  VL  445.  528.  865.  874. 

Klerikal-  IV,  554.  562.  568. 

Knaben-  IV,  532.  534.  555. 

nicht  tridentinisches  IV,  511. 

Pium  IV,  523. 

?rae8idens  IV,  507. 
riester  IV,  532.  534.  554. 

rector  IV,  507. 

tridentinisches  IV,  501  f. 

Vaticanum  IV,  524. 

Verfassung  IV,  523«. 

wendisches  II,  509. 
Senatoren,  römische  I,  226. 
Sendvergehen  IV,  292. 
SenescafcuB  maior  I,  38413. 
Senex  =  primas  I,  581.    D,  2.  6. 
Seniorat  I,  26. 
seniores  H,  613.  626. 
Senium  II,  64.  69'.  74.  144;  vgl.  Anciennität. 

Kanonikat-  II,  86.  124. 
Sens  I,  318. 

Metropolit  D,  7. 
sententia  DI,  6843. 
separare  ab  ecclesia  s.  Ausschliessung, 
septimanarii  H,  141. 
Sergius  L,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  225.  226. 
Sergius  H.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  234. 
Sergius  III.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  244. 
sermo  synodalis  ID,  588 1  a.  £. 
servus  servorum  dei  I,  208.    ID,  782. 
sessionarii  lU,  379«. 
Session  es,  generales  ID,  376. 

solennes  s.  publicae  III,   394.  432.  434. 
455.  457.  641.  642.  643.  663.  664. 
Sevilla,  Bischof  I,  591.  624. 
Siccardi'sches  Gesetz  IV,  397* 
Sieben  zahl  der  Diakonen  I,  3.  3'. 

d.  ordines  I,  5. 
Siegel,  eigenes  H,  137. 
Siena,  Konzü  HI,  387  f.  389«. 
Sigillator  I,  431.  432. 
sigillum  confessionis  IV,  126. 
Sigismund,  Kaiser  IH,  369.  377«. 
signatura  HI,  160. 
gratiae  I,  392.  421. 

iustitiae  I,  391.  415. 
Signum  IV,  413. 
Sigristen  HI,  322. 
Sifverius  I,  299. 

Silvester  II.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  244. 
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Silvester  m,  Besetzung  des  päpsü. Stuhles 
I,  245. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  L  303. 
Simonie  I,  40.  IV,  746*    793«.  834». 

als  Irregularität  I,  50.  50*. 

Reliquien  IV,  269. 
Simplicius  I,  218. 
Simultaneum,  Aenderung  IV,  370. 

mit  Altkatholiken  IV,  373. 

Aufhebung  IV,  370. 

Begriff  IV,  362. 

Grundsätee  IV,  362. 

an  Kirchengebäuden  IV,  326*.   358.  872 
(368). 

an  Kirchenglocken  IV,  424. 

Neubegründung  IV,  368. 

rechtlicher  Charakter  IV,  363. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  372.  375. 

Umfang  IV,  366. 
sinicchio  IV,  308«. 
Siricius  III,  683. 
Sixtus  V.,  congregationes  I,  448. 

defectus  natalium  I,  13. 

Irregularität  I,  13. 

Kardinäle  I,  338.  340.  345.  352.  372. 

Prälaten  I,  391. 

Provinzialsynoden  III,  504.  507. 

rota  romana  I,  397. 

signatura  iustitiae  I,  417. 
Sizilien  I,  519  f.    HI,  7551. 

Aemterbesetzung  n,  608. 

Investiturstreit  ll,  594. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  m,  684  <. 
7376. 

Nationalkonzilien  HI,  576. 

Nominationsrecht  11,  610. 

Prozession  IV,  870  (232). 

staatl.  Placet  III,  751 1.  755.  758. 
Skandinavien,    Investiturstreit    11,    578. 
5912. 

Primat  I,  615. 
Sklaven,  Ordination  I,  32.  33«. 
Societä  emancipatrice  I,  159. 
socii,  in  ecclesiis  s.  plebanorum  11,  318. 
soldanus  m,  396?. 
Soldaten  I,  26,  137;  vgl.  milites. 
solemnitas,  extrinseca  IV,  199. 

intrinseca  IV,  199. 
„Soli  deo"  I,  358. 
Sollicitatoren  I,  375.  444.  495. 
sommista  I,  468. 

Sondershausen,  benef.  compet.  der  Kle- 
riker I,  129«. 
Sonntag  vgl.  Feiertag. 

Entheiligung  IV,  292.  300. 

Feier  IV,  288. 

weisser  IV,  71. 
sortilegium  I,  448. 

Spanien,    Aemterbesetzung    II,    81  *.    500. 
m,  244. 

Amtsträger  IE,  199.  306. 

AsvLrecht  IV,  397 1. 

Cölibat  I,  148. 

Diöcesansynoden  HI,  597.  602. 

Investiturstreit  11,  578.  5983.  601. 

Kapitel  n,  116.  152.  160«. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  684  ^- 

Konstanzer  Konzil  IE,  373.  375». 

fconkardinäle  I,  34|. 


Spanien,  Liturgie  IV,  8. 

Militärseelsorge  U,  342. 

NationalkonziBen  III,  543.  575*. 

Nominationsrecht  II,  610.  6923.  ni,  101. 

Papstwahl  I,  293. 

Primas  I,  595.  II,  2. 

Provinzialsynoden  m,  473.  475.  491«.  505. 

staati.  Placet  III,  754.  758. 

Strafe  gegen  Bischöfe  IV,  742. 

Strafe  gegen  Geistliche  IV,  862. 

Synoden  m,  535«.  537«. 

Vikar  I,  591  f. 
Speditionäre  I,  375.  495. 
Spedizionieri    I,  495. 
Speier,  Ordinariat  11,  225. 
Speisemeister  II,  105  f. 
spiritualia  n,  4393.*.  443i.  444. 
Sponsaliensachen  I,  459. 
sponsores  IV,  38. 
spurii  filii  I,  12«. 

St  Maria  in  Aachen,  Kanoniker  zu  II,  77. 
St.  Peter,  Stiftsherr  von  II,  76. 
Staatsamt,  Bekleidung  als  irregularit.    I, 

35.  36.  36».  138. 
Staatsangehörigkeit,    Erfordemiss    II, 

503  f ;  vgL  auch  Reichsangehörigkeit 
Staatsanwalt,  irr^ularit  I,  29. 
Staatsgewalt,  Pallium  II,  36. 
Staatssekretär  I,  389. 
stabellarii  II,  109'. 
Stäbler  n,  1097. 
stallum  in  ehoro  II,  62.  71.  86. 

canonicorum  II.  86. 
stationes  U,  355.  363. 
Status,  beneficii  U,  455  f. 

conciUi  III,  418. 

congregatio  I,  368. 

ecclesiae  I,  456.  463  f.  481. 

regularum  I,  464.  469  f. 
statuta  m,  685.  7815.  782. 

capituH  n,  63.  64.  66.  69.  131.  132».  133  f. 

ecclesiae  antiqua  11,  2^. 

sedis  apostolicae  HI,  683  5. 
Statutarrecht  11,  66. 
Stehende  als  Bussstation  IV,  718. 
Stephan,  König  III,  573. 
Stephan  11.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  228.  237. 
Stephan  m.,  Besetzung  des  päpstL  Stuh- 
les I,  228.  237. 

päpstl.  Gesetzgebungsrecht  UI,  714. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuh- 
les I,  231.  237. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  V.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  231.  237. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  VI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuh- 
les I,  235.  238. 
Stephan  X.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  247. 

Cölibat  I,  151. 
Stifte  n,  62.  63.  64. 

Besetzung  II,  694. 
Stiftsdignitäten  II,  614. 
Stiftsherren  11,  61. 

regulirte  11,  60. 
Stiftskirche  H,  63.  IV,  309. 
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Stiftspersonate  11,  614. 
Stiftspräbenden  U,  64. 
Stiftsschule  IV,  498. 
Stimmrecht  der  Kanoniker  11,  62.  69.  71. 

in  Kathedra]ka])iteln  H,  66. 
Stipendium  a  laico  assignatum  I,  68^. 
Stotternde  I,  15. 
Stradiatores  I,  444. 
Strafgewalt,  kirchliche  im  allgem.  IV,  1.  4. 

gegen  Bischöfe  IV,  742.  754.  764.  838.  850. 

gegen  Geistliche  IV,  698.  726.  738.  752. 
763.  793.  806.  833.  837.  849.  858.  859; 
vgl.  Geistliche. 

Instanien  IV,  837.  842«. 

kirchl   u.  staatl.  Recht  IV,  788.  843. 

gegen  Laien  IV,  699.  743.  757.  797.  830. 
837.  842. 

Merovingische  Zeit  IV,  797. 

des  Papstes  IV,  773.  838. 

im  röm.  Reich  IV,  691. 
Straf  mittel,  kirchliche  IV,  747.  831. 

gegen  Geistliche  IV,  754.  806. 

gegen  Laien  IV,  751.  797. 
Strafsachen  der  staatlichen  Gerichtsbar- 
keit IV,  794.  849. 
Strafverfahren  IV,  759.  770.  839. 
Strafvergehen,  kirchliche  IV,  743.  830. 
strigium  I,  444. 
Studium  der  Geistlichen  I,  139.  458.  482. 

IV,  640.  865.  866. 
Studium  generale  IV,  640«.  876. 
Stumme  I,  15.  IV,  41. 
Subalternbeamte,  Anstellung  n,  136. 
subcanellani  II,  318. 
subcellerarius  II,  106«. 
Subdatarius  I,  426. 
Subdekan  II,  97. 
Subdelegation  I,  191. 
Subdiakon  I,  2.  3«.  4*  7«.    II,  62».  66. 
70.  82. 

p&pstlicher  I,  400. 

palatinus  I,  385. 

regionarius  I,  377.  386. 
Subdiakonatsweihe  11,  66.  66».  70.  74. 

erforderl.  Alter  I,  18. 

Materie  der  I,  116". 

scrutinium  I,  107 '. 
Subdiaconissa  I,  8«. 
subditi  m,  740. 
Subpromotor  fidei  I.  472. 
subsellium  IV,  342. 
substitutus  contradictarum  I,  441. 
substrati  IV,  718. 
subtr actio,  vom  Papst  I,  197. 
succentor  11,  99. 

Succession  in   Kollations-  und  Präsen- 
tationsrechte m,  179.  181. 
Südamerika,    Erziehung   der   Geistlichen 
IV,  522. 

landesherrl.  Ernennung  IE,  692. 

Nomin  ationsrecht  III,  101. 
Süddeutschland,  Universitäten  IV,  664. 
Südgallien,  Synoden  III,  512. 
Sünde,  IV,  692.  693.  743. 
Suevenreich,   kirchl.   Gesetsgebungsrecht 
m,  694«. 

Provinzialsynoden  in,  476*. 
suffitus  m,  65. 


Suffraganbischof  l,  93».  213.  II,  9.  \2^. 

14.  23.  324.  178.  318.  331«. 
Summator  I,  441. 
summissarius  11,  322^. 
summus  pontifez  I,  207. 
sumtio  rv,  178«. 
superhumerale  I,  210. 
superior,  missionis  II,  355. 

provincialis  III,  637. 
Superiorität   des  Konzils  oder  Papstes, 
s.    allgemeines    Konzil,    Appellation, 
Episkopal-,  Papal-System  und  Papst. 
Super  specula  (Dekretale)  I,  139.  in,  224^. 
supplicatio  in,  160;  vgL  Prozession. 
Supplikationsrecht  II,  693«. 
suppressio,  beneficii  n,  396.  459  ff.  471. 
susceptores  IV,  38. 
Suspendirte,  Aemterbesetzung  n,  488. 
Suspension  vgl.  Geistliche. 

im  allgemeinen  I,  50.  50«. «.  52.  111. 144. 
634. 

a  coUatione  dericalis  tonsurae  I,  100. 

a  collatione  ordinum  I,  100. 

a  deo  I,  527. 

ab  exercitio  pontificalium  I,  100.  104. 

ferendae  sententiae  I,  103.  113.  11412.  115. 
m,  639.  • 

a  iurisdictione  I,  95. 

latae  sententiae  m,  639. 

ab  officio  ni,  639.  660. 

ab  officio  et  benefioio  l,  101.  101  s. 

ab  ordine  I,  47  7.  77.  79.  114. 

partieUe  IV,  734.  811. 

p.  bei  Bischöfen  IV,  743. 

totale  IV,  734.  810. 
Symmachus  (I.)  I,  218.  226.  227.  298. 
Synodal -Repräsentanz  n,  689. 
Synodalzeuge  n,  290. 
Synoden  vgl.  synodus  u.  Konzil. 

im  allgem.  ni,  325  f. 

allgemeine  u.  ökumenische  m,  327.  486^ 

Arten  IH,  325  f. 

Diöcesan-  HI,  328.  582  f.  654  f. 

Eparchial-  m,  328.  473  f. 

Heiligsprechung  IV,  244. 

kaisertiche  m,  330.  539  f. 

Leitung  IV,  742. 

Metropolitan-  m,  328.  473  1 

National-  ni,  532.  539  f. 

päpstliche  in,  514  f. 

Patriarchal-  m,  328.  508  f.  552  t 

Plenar-  m,  328.  508  f.  552  f. 

Primatial-  in,  508  f.  552  f. 

Provinzial-  in,  328.  473  f.;  vgl  Provin- 
zialsynode. 

Reform-  in,  502  f. 

Reichs-  in,  533.  539  f. 

verschiedener  Sprengel  III,  527  f. 
o6voSot  ^^TitAOuoat  III,  328.  530  f. 
synodus  vgl.  Synoden. 

aestivalis  m,  5901 

dioecesana  itl,  591. 

generalis  m,  4865.  488.  494.  509 1.  521 «. «. 
560.  565.  586. 

hiemalis  m,  590«. 

magna  m,  586  ii. 

nostra  ni,  586". 

plenaria  in,  5187.  586. 

publica  ni,  586. 
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synodus  senatonim  ÜI,  546^. 

universalis  III,  550 1.  560.  565.  573». 
o6oTavTec  IV,  718. 
0ü0TaTixa{  I,  93. 


T. 


tabella  onerum  perpetuorum   et  tempora- 

lium  IV,  213. 
tabernaculum  IV,  84*.  308« 
Tagesmesse  IV,  194. 
Talar  der  Geistlichen  I,  131. 
Tarantaise,  Primat  I,  601. 
Tarragona,  Metropolit  I,  594. 

Primas  I,  632. 
Taube  I,  15. 
Taufe,  bedingte  IV,  46. 

Begriff  IV,  23. 

Beseitigung  der  Irregularit&t  I,  55. 

Erfordernisse  IV,  27. 

Ertheilung  IV,  27. 

feierliche  TV.  36. 

materia  remota  IV,  31. 

Missbrauch  I,  48. 

Namengebung  IV,  48. 

Noth-  IV,  36. 

der  Reliquien  IV,  272«. 

Wiederholung  IV,  45.  46. 

Wirkung  IV,  2K  43  f. 

als  Erfordemiss  zur  Busse  IV,  111. 

als   Erfordemiss  zur  Mitgliedschaft   der 
Kirche  IV,  66. 
Taufformel  IV,  32. 
Taufkirche  IV,  36. 
Taufpathen  s.  Pathen. 
Taufregister  IV,  48. 
Taufstein  IV,  36.  149. 
Taufzeiten  IV,  34. 
Taufzwang  IV,  49. 
Tausch  der  Kirchenfimter  lU,  285 f. 
temporalia  II,  4398.  442.  443».  444. 
terrae  missionis  II,  352. 
territorium  separatum  s.  proprium  11,  247. 

343. 
Tertiarier,  Aufbewahrung  der  Eucharistie 
IV,  83. 

Konmiunion  IV,  73*. 

Ordensfamilie  IV,  953. 
»eofjio(  m,  781. 
Tesoriere  generale  I,  413. 
Testamentsezekution    der   Geistlichen 

I,  136. 
testes,  synodales  III,  646 >.  660«. 
testimoniales  J,  881.9.  90.  92.  92ii.  96. 

108. 
theatralische     AufftLhrung     in    Kirchen 

IV,  167. 
Theodosius  m,  527?.  682. 
Theologie,  Docentcn  IV,  677. 

Qualifak.  der  Doc.  IV,  679. 
theologus  n,  117  f.  701  f. 

minor  IE,  433. 
thesaurus  I,  389.  405.  408.  409.  421.    II, 

103  t 
Thessalonich,  Bischof  I,  583.  624. 

Exarch  I,  579. 
thronus  episcopalis  11,  47. 
thuris  honor  m,  65. 


tiara  I,  208. 

tintinnabulum  IV,  308«.  413«. 

Tischtitel  I,  70.  70".  71 1.    IV,  549». 

landesherrlicher  IV,  549 1. 
Titel  vgl  titulus. 

Kapitel  H,  66». 

landesherrlicher  I,  73.  74. 

Ordination  I,  7. 

Tisch-  I,  70*.  71«.    IV,  549«. 
Titelkirchen  Roms  I,  63.  309  f.  320. 
Titularbischof,  Ernennung  11,  690. 

Ordination  I,  91. 
Titulatur  der  Kleriker  I,  129. 
titulatus  I,  63. 
titulus  vgl.  Titel. 

im  aUgem.  I,  63.  65.  II,  267.  in,  108. 

beneficii  I,  65.  66.  109. 

communitatis  s.  congregationis  I,  75  >o. 

ecclesiae  IV,  326. 

literaturae  I,  68. 

mensae  I,  65.  70*.  77. 

mensae  principis  I,  73.  74. 

missionis  I,  76.  77. 

patrimonii  I,  65.  67.  109. 

paupertatis  s.  professionis  I,  65.  75.  76. 

pensionis  I,  68.  109. 
Tochterkirche  11,  470. 
Todesgefahr,   Reserratfölle  IV,    109;   s. 
auch  Ausschliessung  vom  Abendmahl. 
Todsünden  IV,  692«.  693. 
Todtengräber  IH,  324. 
Tödtung  I,  41  f. 
Toledo,  Liturgie  IV,  11. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  632.  11,  3. 

Vikariat  I,  591  f.  624. 
tomus  m,  545. 

Tonsur  im  aUgem.  I,  104f.  111  w  117.  119. 
130.  n,  66. 

Erteilung  I,  6.  19.  37.  91.  93«.  99. 

S.  PauH  I,  1047. 

S.  Petri  I,  104. 

römische  I,  104. 

Simonis  Magi  I,  104  9. 
Tonsurist,  Rechte  I,  124.  128. 
Toskana,  Asylrecht  IV,  396«.  397«. 

staatl.  Placet  HI,  759. 
Tostatus,  Alphons  I,  200«. 
tractatus  11,  129. 
translatarii  I,  354.  II,  416. 
Translation  I,  314. 

beneficü  11,  395.  397.  IH,  305.  313*. » 

der  Bischöfe  I,  514. 

reliquiarum  IV,  271. 
Transsubstantiationslehre  IV,  76. 
Treueid  11,  30.  536.  539.    m,  1941 
Tribunal,  criminale  camerae  apostolicae  L 
415. 

criminale  supremo  della  consulta  I,  481. 

der  Kurie  I,  392. 

plenae  camerae  I,  405.  415. 

del  yicariato  di  Roma  I,  490. 
Tridentinum,  Metropoliten  DE,  17  t 
Trienter  Konzil,  im  allgemeinen  lU,  331. 
426  f.  503.  633. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  499.  501. 

Bischof  II,  48. 

defectuB  fidei  I,  21. 
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Tri enter  Konzil,  defectus  Bcientiae  I.  20^. 

Glaubensbekenntnis«  III,  218;  vgl.  Glau- 
bensbekenntniss. 

interstitia  I,  112. 

Liturgie  IV,  9. 

Nothwehr  I,  43. 

Ordination  I.  4.  5.  6.  18. 

Publikation  IE,  448  f. 

Keeeption  der  Beschlüsse  in,  448  f. 

scrutinia  I,  108. 

Seminarien  IV,  501  f. 
Trier  I,  318. 

Aemterbesetzung  in,  182 1. 

Büchercensur  I,  452. 

Dekan  H,  933. 

Nuntiatur  I,  526 7. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  609  f. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
triregnum  I,  208. 
Troyes  IH,  557. 
truncatio  I,  45*. 
tuccanare  II,  72*<». 
tuccatio  n,  72«. 
Tübingen,  kath.  Fakultät  IV,  630. 
Tugend,  heroische  IV,  252. 
tunicella  II,  47. 
turnarius  11,  139.  140.  HI,  58. 
turnus  II,  137  f.  223. 

errans  II,  139. 

fixus  n,  139,  140. 

Kapitel  n,  137  f. 

maior  II,  138. 

minor  II,  138. 
Turrecremata,  Johann  I,  203^. 
Tutel  der  Geistlichen  I,  136. 
tutela  legitima  I,  35. 
Typus,  Konstanz*  (U)  I,  300.    m,  672». 


U. 


Uebertragung,  der  Pfründe  in,  4«;  vgl. 

Translation. 
6iioirli:TovTec  IV,  718. 
Ulrich  von   Augsburg,   Heiligsprechung 

IV,  242. 
ultramontani  I,'509*. 
umbraculum  n,  47.    IV,  308«. 
Umpfarrung  n,  472*. 
„Unam  sanctam"  m,  425».  767«  a.  E.  IV, 

437*.  873. 
uneheliche  Kinder,  der  Geistlichen  n,  476. 

478.  m,  35.  IV,  192. 
Unfähigkeit  zu  Kirehenfimtem,  relative  n, 

488. 
Unfehlbarkeit. der  Kirche  IV,  433  f. 
des  Konzils  I,  165. 

des  Papstes  I,  1652.  203.  205.  m,  460«. 
464.  467»  f.  629.  873.    IV,  436. 
Unfruchtbarkeit,  künstliche  I,  44. 
Ungarn,  Aemterbesetzung  II,  608. 
Diöcesansynoden  in,  601. 
Investiturstreit  U,  578.  5983. 
Nationalkonzilien  HL,  576. 
Nominationsrecht  n,  610. 
Primat  I,  622  f. 
Proyinzialsynoden  UI,  491  ^  606. 


Ungetaufte  I,  7.  55.  119.  m,  32.  IV,  49; 
vgl.  Ungläubige. 

Kinder  von  IV,  50;  vgl.  Irregularität 

Pathen  IV,  39. 

Taufe  IV,  28«. 
Ungläubige  I,  20    vgL  Ungetaufte. 

Messe  IV,  183. 

Taufe  IV,  43. 
Unierte  IV,  426;  vgl.  Morgenland. 

Liturgie  IV,  11.  13. 

Patriarch  I,  562  f. 

Riten  IV,  426  f. 
unio  absoluta  n,  427.  430. 

aeque  principalis  s.  per  aequitatem  n,  425. 

beneficiorum  H,  395.  417  f. 

der  Bisthümer  I,  514. 

Ser  confiisionem  II,  430. 
issolutio  n,  434  f. 
exstinctiva  n,  430. 
exstinctiva  et  plenaria  n,  430. 
inaequalis  II,  427. 
perpetua  s.  realis  n,  432. 
subiectiva  secundum  quid  n,  430. 
subiectiva  s.  per  subiectionem  s.  per  ac- 

cessionem  ll,  427.  429«. 
temporalis  s.  personalis  11,  432. 
translativa  II,  430. 
Universität,  Docenten  IV,  674. 
Grefforiana  IV,  511. 
konfessionelle  IV,  669. 
staatL  Gesetzgebung  IV.  666. 
Stellung  der  Kirche  IV,  528.  572.  641  f. 
Universitätsstudium  s.  Geistliche  und 

Studium. 
Unmündige  m,  35. 
Unterricht,  Reliffions-  IV,  441.  477  1 

Vorbereitungs-  TV,  477. 
Unter-Secretär,    oongreg.    super    negot. 
episc.  I,  467. 
concil.  Trident.  I,  458. 
Untersummist  I,  445. 
Urban  n.,  CöUbat  I,  154. 
Investiturstreit  n,  680. 
Wahl  I,  258. 
Urban  in.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  279. 
Urban  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  279. 
Urba(n  V.,  Besetzung  des  päpsiL  Stuhles  I, 

279. 
Urban  VI.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles  I, 

271.  279. 
Urban  Vin.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  276. 
Ordinationstitel  I,  76.  80. 
urceoli  I,  116". 

Urkunden,  m.  publica  fides  n,  137. 
usucapio,  libertatis  m,  90.  823. 
usurpatio  ordinis  I,  51^ 
utilitas  n,  388. 

ecdesiae  I,  113*.  IV,  320. 
evidens  H,  396.  IH,  227.  230.  238. 


T. 

vacchetta  .1,  468. 

regreta  I,  469. 
Vakanz,  des  bisohöa  Stuhles  n,  228  ff. 
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Vakanz,  von  Kirchenftmtem  ü,  474  f.  III, 

318  f. 
Valentinus  II.,  Besetzung  des  päpstlichen 
Stuhles  I,  234.  237. 

Prftlatur  I,  380. 
variatio  HI,  48.  53». 

cumulativa  m,  49. 

privativa  HI,  49.  53». 
Variationsbefugniss,  bei  Ordination  I, 

92. 
Vatikanisches  Konzil  11,  705.  m,  182. 
332.  417.  451.  452.  603.  IV,  433.  436  f. 
Vend6m-e  I,  332.  333. 
Venedig,  Asylrecht  TV,  396*. 

Patriarch  I,  567  f. 

Primas  I,  632. 

staatL  Placet  HI,  756. 
Verbannung  IV,  804. 
Vercelli  I,  318. 

Verden,  Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 
Vereidigung,  der  Geistlichen  III,  194  f. 
Vergehen,  öflfentliche  I,  41.    IV,  693. 
Vergnügungen,  der  Geistlichen  I,  133. 
v^rification  m,  763W 
VerjÄhrung,  mutatio  beneficii  II,  456. 
Verknechtung  IV,  804. 
Verleihung,  freie  in,  104. 

Frist  in,  103  f.  189  f. 

Kirchenämter  11,  649.    HI,   103  1;  vgl. 
Kirchenamt 

päpstliche  m,  113  f. 
Vermögenseinziehung,    der   geistlichen 

Stellen  HI,  187.  IV,  804.  816. 
Vermögensverwaltung,    kirchliche    IV, 

1.  4. 
Verona  I,  318. 
Verordnungsreoht,  der  Kirche  IH,  669  f. 

722  f.  764  f.  829  f.  835.  IV,  3  f. 
Verstümmelung  I,  45. 
Verwaltungsrecht,  kirchliches  IV,  1. 
Verweisung  in  ein  Kloster  IV,  804.  815. 

848. 
Verzicht  vgL  resignatio  u.  renunciatio. 

Kirchenamt  HI,  264.  265  f. 

päpstl.  Stuhl  I,  294.  308. 
Vestararius  I,  384.  405  f.  409. 
vestes  sacrae  IV,  408. 
vestitura  II,  536« 
via  de  curia  HI,  783.  8112. 
viaticum  I,  352.  IV,  76.  80  f.  139. 
vicariae  11,  79.  84*. 

vicarius,  L  allg.  ü,  61.  77  t  79*.  199.  3181«. 
321.  324.  3257.  327.  328.  447.  IV,  197. 

apostoUcus  I,  504.  509.  576.  581  f.  n,  246. 
249  f.  356  f.  401  *.  m,  837. 

apostoUcus  militiarum  o.  castrensis  11,  337. 
340. 

capitularis  s.  Kapitularvikar. 

districtuimi  s.  Bezirksvikar. 

dominorum  11,  78*. 

foraneus  TU,  657. 

forensis  11,  78«. 

generalis  in  pontificalibus  IE,  174. 

generalis  in  spiritualibus  I,  182;  vgl.  Ge- 
neralvikar. 

herilis  11,  78*. 

der  heutigen  Zeit  11,  81.  84. 

imperii  Ö,  78*. 

perpetuus  II,  79, 


vicarius  Petri  o  Christi  o  Dei  I,  207. 

pontificis  I,  95.  360.  373.  581. 

m  pontificalibus  11,  174.  179». 

principalis  II,  78«.  206. 

residens  II,  323. 

in  spiritualibus  11,  213. 

in  temporalibus  11,  213. 

urbis  I,  485  f. 
vice-archidiaconus  11,  199*.  201.  291  7. 
vicecamerarius  I,  411. 
vioecurati  11,  324.  328. 
vicedominus  I,  383.  406. 
Vicekämmerer-Gubemator  v.  Rom.  I,  389. 
Vicekanzler  I,  440. 
viceplebani  II,  324. 
vicesgerens  I,  389.  421.  490. 

episco])i  n,  174. 

in  spiritualibus  11,  174. 
victualia  m,  236. 
Vienne,  Konzil  I,  18.  43.  m,  356. 

Primat  I,  601. 
vigilantiam  prästiren  11,  70. 
Vigilantius  I,  148. 
Vikar  s.  vicarius. 

Viktor  n.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  246. 

Cölibat  1,  151. 
Viktor  IIL,  Besetzung  des  päpsü.  Stuhles 

I,  258.  261. 
Viktor  rV.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  264. 

Erledi^ng  des  näpstl.  Stuhles  I,  304. 

kaiserbche  Synoaen  III,  567. 
vindicta  IV,  755». 
Vindikativstrafe  IV,  748.  751.  832. 
Vinzentiner  II,  510;  s.  auch  ordensähn- 
liche Kongregationen, 
violenta  manuum  iniectio  in  clerico      r 

105. 
vir  tu  s  actualis  IV,  141. 

habitualis  IV,  141.  165.  269. 
vis  compulsiva  I,  110.  1208. 
Visitation,  apostolische  I,  361.  479. 

der  Kapitel  U,  150. 

kirchliche  IV,  3. 
Visitator  I,  313.  U,  229  f. 

apostoUcus  II,  361. 
vita  canonica  II,  51.  52«.  541  143. 

communis  11,  49  f.  63.  64*.  70.  IV,  492. 

monastica  II,  54*. 

regularis  11,  54*. 
Vokation  IH,  28.  512  a.  e. 
Volksmission  s.  Mission. 
Volksschule  IV,  575  f.;  vgl  Schule. 
Volksschullehrerseminar  IV,  613*. 
Vorbehalt,  geistUcher  UI,  296^. 
Vorschlagsrecht  IE,  98  f.  IV,  462. 
Votanten  I,  420;  s.  auch*  referendarii   vo- 

tant. 
Votivgeschenke  IV,  336. 
Votivmesse  IV,  194, 
Votivtafeln  IV,  336. 
Votum  in  capitulo  II,  62. 

Simplex  I,  13.  IV,  336. 

W. 

Wahl  m,  49*. 

kanonische  II,  545;  vgl.  electio. 


Register. 
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Walilkapitulationen  11,  601  f.  608 w 
Wahlmodus,  irischer  U,  683. 
Wahnsinn  s.  Geisteskrankheit. 
Wahrung,  der  klerikalen  Würde  I,  130  f. 
Waldeck,  Aemterbesetzung  III,   5*.   196. 
197. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  572. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  183". 

Liturgie  IV,  18". 

Pfarrverband  n,  3131.  3153.6. 

Prozessionen  IV,  235. 
Wallfahrt,  Begriflf  IV,  237. 
Wanderbischof  n,  161.  170  f. 
Warschau,  Primas  I,  622. 
Wassertaufe  IV,  31.  64. 
Wegkapelle,  Kommunionsempfang IV,  76. 
Wegzehrung  s.  viaticimL 
Weiber,   als   incapaces   zur  Ordination  I, 

g     g2 

Weihbischof,   i.    allg.   H,   39.    161.    171. 
356  ^  m,  604. 

Benennungspflicht  m,  1853. 

Kanoniker  U,  87. 
Weihe  s.  Ordination. 
Weihegewalt  s.  potestas  ordinis. 
Weihnachten,  Eucharistie  IV,  70. 

Messe  IV,  190. 

Taufe  IV,  35. 
Weihung  s.  Konsekration. 
Weihwasser,  Gebrauch  von  IV,  155. 
Weimar  s.  Sachsen- Weimar. 
Westfalen,  Patronatrecht  in,  7«. 

Schule  IV,  628. 
Westfrankenreich,  Nationalkonzilien III, 

558. 
Westgothen,  Asjrlrecht  IV,  384. 

Besetzunig  der  BisthOmer  II,  516. 

kircU.  C^setzgebungsrecht  III,  693  f. 

Nationalkonziüen  lU,  543  f. 

Patronatrecht  II,  621. 

staatliche  Strafgerichtsbarkeit  IV,  862. 
Westindien,  Patriarchat  I,  571  f. 
Wibert,  Papst  I,  258.  259. 
Wiedergeburt,  Sakrament  IV,  23.  48. 
Wiedertaufe  IV,  45.  46.  52. 
Wien,  Erzbischof  II,  37. 

Konkordat  m,  415. 

Nuntiatur  I,  533. 
Wilhelm  (I)  von  England  HI,  572. 
Wöchnerin,  Aussegnung  IV,  149.  156.  311. 
Wormser  Konkordat  11,  558  f. 
Württemberg,  Aemterbesetzung  11,  501*. 
508  f.   m,   5*.    195.   197.   284».  285«. 
3203.  8.  323«.  3. 

Amtsträger  HI,  3173. 

Asylrecht  IV,  397*. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  128.  634.  635. 

Bildung    der  Geistlichen   IV,   528.   529. 
537.  547.  551.  558.  561.  568. 

Bischof  n,  48*.  49*. 

CöUbat  I,  163. 

Docenten  der  Theologie  IV,  682. 


Württemberg,  Ehrenrechte  d.  Geistlichen 

I,  12910. 
Generalvikar  11,  210. 
höhere  Schulen  IV,  632. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Interkalarfonds  I,  74. 
Kapiteln,  82».  88 1.  160«. 
Kapitularvikar  II,  248. 
Kirchenbücher  II,  310. 
Kirchengebäude  IV,  324. 
Kirchenglocken  IV,  424». 
Landdekan  II,  285.  287*. 
landesherrl.  Patronatrecht  lU,  177.  1783. 

1821-5.  1848.  1852.  187«. 
Lehrer  IV,  618». 
Liturgie  IV,  17.  18". 
Metropolit  11,  177. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126 1. 
Nominationsrecht  IQ,  99''. 
Nuntiatur  I,  535. 
öffentl.  Andacht  IV,  221. 
Orden  IV,  489 1*.  490.  617. 
Ordination  I,  72.  73. 
Patronatrecht  m,  7«.  32*  64'.  71 7. 
Pfarreierrichtung  II,  467. 
Pfarrgehilfen  11,  328. 
Pfarrverband  II,  30 1. 
Postulation  II,  683'. 
Prozessionen  IV,  2313.  235.  2361. 
Religionsunterricht  IV,   480«.   606.   622, 

626.  637. 
Schulbehörde  IV,  599.  602. 
Sonntagsfeier  IV,  298. 
staatL  Placet   m,  763.  839.  840«.  841. 

845*.  846.  848. 
Staatsangehörigkeit  11,  504.  506».  5073, 
Synoden  m,  665. 
Taufort  IV,  37«. 
Universitäten  IV,  665.  674. 
Vatikanisches  Konzil  m,  740. 
Volksschule  IV,  584.  5853.  587.  598. 
Weihbischof  11,  181. 
Würzburg,  Ordinariat  11,  225. 

Weihbischof  11,  1732. 
Wunder,  der  HeiUgen  IV,  252. 

Y. 

York,  legatus  natus  I,  629. 


Z. 


Zacharias  I,  227. 

Zehnte  an  d.  Kanonik.  11,  62. 

„Zelo  domus"  III,  7562.  757«. 

Zosimus  m,  684. 

Zuchtgewalt,    geistliche   IV,    1.   4;    vgl. 

iJisciplinar^ewalt 
Zwang,  kompulsiver  o.  vis  compulsiva.* 

Ordination  I,  110«. 
Zwangsbusse  IV,  816. 
Zwingli  I,  454. 


Dniek  ron  Br«itkopf  ä  Hftriel  in  Leipxig. 
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Druck  TOB  Brditkopf  A  Hirt«l  in  Leipsig. 
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